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Abkürzungen 


(Nach Maas⸗Magnus, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache. Berlin 1929.) 


. Ausführungsgeſetz. 
. Allgemeines Landrecht für die Preußi⸗ 


ſchen Staaten v. 5. 2. 1794. 

Geſetz, betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb 
d. Konkursverfahrens v. 21. 7. 79/20. 5. 98. 


. Arbeitsgerichtsgeſetz v. 23. 12. 26. 
. Geſetz v. 16. 7. 25 über die Aufwertung 


von Hypotheken und anderen Anſprüchen. 


. AusfBO z. Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz. 


Sammlung von Entſcheidungen des 
Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts in 
Gegenſtänden des Zivilrechts. 


. Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 
. Deutſche Juriſtenzeitung. 
Deutſche Richterzeitung, Rechtſprechung. 


Einführungsgeſetz 
Geſetzbuch. 


zum Bürgerlichen 


. Entwurf zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


in der Bearbeitung der I. Kommiſſion. 


. Derſelbe Entwurf in der Bearbeitung 


der II. Kommiſſton. 


. Geſetz über die Angelegenheiten der frei ⸗ 


willigen Gerichtsbarkeit v. 17. 5. 98. 


. Grundbuchordnung v. 24. 3. 97/20. 5. 98. 
. Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 


ſchaftsgenoſſenſchaften v. 1.5.89 /20. 5. 98. 


. Gewerbegerichtsgeſetz v. 29. 9. 01. 
Gewerbeordnung. 


Geſetz betr. die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung v. 20. 4. 92/20. 5. 98. 


. Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen 


Rechts, begründet von Gruchot. 


. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
. Handelsgeſetzbuch. 


Höchſtrichterliche 
SRH. 


Rechtſprechung der 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Ange⸗ 


legenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit und des Grundbuchrechts. 
Juriſtiſche Rundſchau. 


.. Juſtizminiſterialblatt. 
- Juriſtiſche Wochenſchrift. 
. Jugendwohlfahrtsgeſetz v. 9. 7. 22. 
. Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte v. 


6. 7. 04. 


. Jahrbuch für Entſcheidungen des Kam⸗ 


mergerichts in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 


. Konkursordnung v. 10. 2. 77/20. 5. 98. 
Leipziger Zeltſchrift für deutſches Recht. 


Motive zu dem von der erſten Kommiſ⸗ 
ſion ausgearbeiteten Entwurfe des BGB. 


Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 


auf dem Gebiete des Zivilrechts, heraus⸗ 
gegeben von Falkmann und Mugdan. 
Protokolle der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurfs eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, herausge⸗ 
geben von Achllles, Gebhard und Spahn. 


. Geſetz über die Beurkundung des Per⸗ 


ſonenſtandes und der Eheſchließung v. 
8. 2. 75/11. 6. 20. 


. Enticheibungen des Reichsarbeltsgerichts, 


88G 


herausgegeben von den Mitglledern des 
Gerichtshofs. 


. Rechtsanwaltsordnung v. 1. 7. 78. 
. Geſetz, betr. die Rechtsverhältniſſe der 


Reichsbeaniten, v. 18. 5. 07. 


.Das Recht, Rundſchau für den deutſchen 


Juriſtenſtand. 
Sammlung von Entſcheidungen und 
Gutachten des Reichsfinanzhofs. 


„ Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zi⸗ 


vilſachen, herausgegeben von den Mitglie⸗ 
dern des Gerichtshofs. — Die nicht in biefer 
Sammlung, ſondern in anderen Zeitſchrif⸗ 
ten veröffentlichten Entſcheidungen ſind 
mit dem Zuſatze „RG“ aus 1. der Juriſti⸗ 
ſchen Wochenſchrift, 2. Warneyers Jahr- 
buch, f. unten Warn, 3. Gruchots Beiträ⸗ 
gen, 4. Seufferts Archiv, 5. Leipziger Zeit⸗ 
ſchrift für deutſches Recht, 6. „Das Recht“, 
7. Deutſche Richterzeltung, 8. Höchſtrich⸗ 
terliche Rechtſprechung der JRdſch., in der 
angegebenen Reihenfolge, mehrfach abge⸗ 
druckte Entſcheidungen aber nur einmal 
angeführt. Andere Sammlungen ſind nur 
ausnahmsweiſe berückſichtigt. Die bisher 
überhaupt noch nicht abgedruckten Ent- 
ſcheidungen ſind mit „RG“ nebſt Datum 
und Aktenzeichen angeführt. 


Entſcheibungen des Reichsgerichts in 


Strafſachen. 


Reichsgeſetzblatt. 


. 


Entſcheidungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des 
Grundbuchrechts, zuſammengeſtellt im 
Reichsjuſtizamt, jetzt Reichsjuſtizmini⸗ 
ſterium. 


Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 


gerichts. 


Verfaſſung des Deutſchen Reichs v. 
11. 8. 19. 


Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7. 11 / 


15. 12. 24. 


Seufferts Archiv für Entſcheldungen der 


oberſten Gerichte in den deutſchen 
Staaten. 


Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 
Strafprozeßordnung. 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbe⸗ 
werb v. 7. 6. 09. 


Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz 


v. 30. 5. 08. 


Geſetz über das Verlagsrecht v. 19. 6. 01. 
Geſetz über den Verſicherungsvertrag v. 


30. 5. 08. 


„Verfügung. 
Verordnung. 
Warneyers Jahrbuch der Entſcheidun⸗ 


gen, Ergänzungsband 1908 ff., von 1919 
ab Rechtſprechung des Reichsgerichts. 


Wechſelordnung. 


Zivilprozeßordnung. 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung v. 24. 3. 97 / 
20. 5. 98. 


Siebenter Abſchnitt 
Einzelne Schuldverhältniſſe 


Erſter Titel 
Kauf. Tauſch 


I. Allgemeine Vorſchriften 


§ 433 


Durch den Kaufvertrag 1-5) wird der Verkäufer einer Sache®) verpflichtet, 
dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu ver⸗ 
ſchaffen ). Der Verkäufer eines Nechtes e) iſt verpflichtet, dem Käufer das 
Necht zu verſchaffen und, wenn das Necht zum Beſitz einer Sache berechtigt, 
die Sache zu übergeben ®). 


Der Käufer iſt verpflichtet ), dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis“) 
zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen . 
E 1 370, 450 II 375; M 2 316; P 2 50. 


1. Weſen des Kaufes. Der Kauf iſt wirtſchaftlich Umtauſch von Gütern (Waren) gegen 
Gold (Preis). Daß der Kaufpreis in Geld beſtehen muß, iſt für den Begriff weſentlich. Das 
ſchließt die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Kauf bei andersartigem Entgelt 
nicht aus, vgl. $ 515. Eine entſprechende Anwendung iſt ferner in $ 915 vorgeſchrieben. Der 
Begriff des Umtauſchs fordert, daß es ſich um Gegenſtände eines Dritten, nicht des Käufers 
ſelbſt, handeln muß. Ein Kaufvertrag über eigene Sachen und Rechte enthält in der Regel 
einen Vertrag über unmögliche Leiſtung, 5306 ff. Wirkſam aber ift der Kauf des Beſitzes 
der eigenen Sache. Ein Recht zur Sa che, wie es frühere deutſche Partikularrechte kannten, 
3.8, preuß. AR, wird durch den Kaufvertrag nach BOW nicht begründet (Mot 2, 2; RG 57 
S 356, 357; 103, 420; Warn 1913 Nr 322). Rechtlich iſt er 

a) zunächſt ein verpflichtendes Re chtsgeſchäft. Daher iſt erforderlich die Abſicht, Rechts⸗ 
wirkungen zu erzeugen. Dieſe fehlt beim Bewußtſein, daß ein nicht formgerecht erklärter Wille 
nichtig ſei (Rs 68, 322; Warn 1919 Nr 156). Als Rechtsgeſchäft unterſteht er den allge meinen 
Vorſchriften über Geſchaftsfahigkeit nach 89 104 ff., über Willenserklärungen nach $ 116, über 
deren Auslegung nach 8133, bei Kaufleuten in Verbindung mit HGB 8 346, über Anfechtbarkeit 
nach 89 119ff., 128 (RG 107, 208, Beſtechung kaufmänniſcher Angeſtellter; R& 104, 1, Anfechtung 
beim Gattungskauf), über Nichtigkeit nach 88 134ff., worunter nur Verbote bon deutſcher 
geſetzgebender Gewalt zu verſtehen ſind (RG 107, 173); über Zumutbarkeit nach 8 242. 

Die Geſchäftsfähigkeit iſt maßgebend für den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht der 
Urteilsfallung, wenn der Verkäufer zur Auflaſſungserklärung verurteilt iſt. Über das Verhältnis 
der Anfechtung wegen Irrtums oder Täuſchung nach 88 119 Abſ 2 u. 123 zu den Wand⸗ 
lungsanſprüchen nach 99 459, 463, 480 vgl. daſelbſt. 

Durch Art 119 Nr 1, Art 3 EGBGB konnen Landesgeſetze die Veräußerung eines Grund⸗ 
ſtücks beſchränken. Das Preuß. Geſ. v. 10. 2. 23 bringt ſolche Beſchränkung ſachlicher Art (RG. 
108, 357). Ebenſo Bek. über den Verkehr mit landwirtſchaftl. Grundſtücken v. 15. III. 18 (RG Bl 
123) u. preuß. AusfBeſt v. 16. III. 1918 (JM Bl S 69); RG 120, 165. Neueſtens auch $ 37 
des Reichserbhofgeſetzes v. 29. IX. 33 (RG Bl J. 685) Ferner Art 215 AHB über Erwerb 
eigner Aktien. Hierzu Ries, JW 1933 S 2814. Nicht jeder Verſtoß gegen ein Verbot macht 
den Kaufvertrag nichtig. Es muß aber aus dem übertretenen Geſetze ſelbſt hervorgehen, daß 
es entgegen der Regel des § 134 auf die Gültigkeit rechtswidrig abgeſchloſſener Geſchäfte 
feinen Einfluß ausüben wolle. Das Gegenteil iſt anzunehmen, wenn ſich das Verbot gleich - 
mäßig gegen beide Teile, den Verkaufer und den Käufer, wendet und ſowohl das Ver⸗ 
außerungs⸗ als das Erwerbsgeſchäft unterſagt RG 60, 276; 78, 353; 100, 239; 102, 321). Nicht 
nichtig ſind ſo z. B. Verkaufe, bei denen gegen gewerbepolizeiliche Vorſchriften und ähnliche 
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verſtoßen wird, Verkäufe ohne die erforderliche Erlaubnis zum Handel (RG 96, 343; 100, 240; 
105, 65); gegen Einfuhrverbote (KW 1922, 797%), ſofern die Einfuhr nicht nach den Umſtänden 
des Falles sittenwidrig iſt (RG in JW 1923, 2874). Ein Kaufgeſchäft iſt auch nicht deshalb nichtig, 
weil der Kaufpreis in ausländiſchen Zahlungsmitteln bedungen iſt, RGeſ v. 2. 2. 22 (RG Bl 1 195) 
89 1,4 (RG 114. 4. 24; Recht 1924 Nr 810); vgl. jedoch jetzt V über Wuchergerichte v. 27.11.19 
Art III (RG Bl 1909), wonach das Geſchäft nichtig iſt; Rc 105 S 288, 367 (auch bei argliſtigem 
Verhalten des Käufers), 410, mit verdorbenen Nahrungsmitteln (RechtprO dh 22, 219); von 
Waren mit verbotenen Bezeichnungen (RechtſprO s 22, 220); unter Überſchreitung von Höchſt⸗ 
preiſen (RG 88, 250; 89, 196; 98, 293; 103, 108; Warn 1919 Nr 50); von Richtpreiſen (RG 
24. 10. 19 11 192/19; 97, 82; 101, 46); von Waren, die Gegenſtände des täglichen Bedarfs find, 
bei Fordern übermäßiger Preiſe (RG 93, 107), ſofern nicht in der Ausnutzung der Kriegsnot im 
beſonderen Fall noch etwa Unſittliches hinzukommt (RG 90 S 305, 400; 93 S 27, 134). Dagegen 
macht Kettenhandel als unwirtſchaftlicher Zwiſchenhandel das Rechtsgeſchäft nichtig (LZ 1919 
Sp 428). Dies iſt von Amts wegen zu prüfen (JW 1922, 1195 2). Und zwar iſt er ein in ſich 
unerlaubtes, ſeinem Gegenſtand und Inhalt nach rechtswidriges Geſchäft, das nicht erſt wegen 
der inneren Geſinnung des Handelnden als rechtsunwirkſam hingeſtellt wird (vgl. RG 78, 353; 
99, 109). Es genügt daher, daß das Kaufgeſchäft objektiv als unwirtſchaftliche Einſchiebung in 
den Verteilungsprozeß fich darſtellt und damit wider die Rechtsordnung verſtößt. A. M. RG 98, 1, 
das Verſchulden auf beiden Seiten der Vertragſchließendenfür die Nichtigkeit verlangt. 
Wegen des Einwandes des Verkäufers, der Käufer wolle mit der gekauften Ware verbotenen 
Kettenhandel treiben, vgl. RG 99, 156; 98, 62; 102, 294; 107, 11; 100, 316; RG VI in JW 1924, 
1339 4. Nicht zu billigen iſt dagegen die Anſicht des Reichsgerichts, daß der Käufer zur Abnahme 
und Bezahlung nicht verpflichtet ſei, weil der Verkäufer ſie durch Kettenhandel erworben habe 
(RG 105, 176; JW 1923, 5932). Zutreffend hierzu Bloch ebenda. Nichtig iſt ferner jedes Schleich⸗ 
handelsgeſchäft. Auch der ſchleichhändleriſche Ankauf vermeintlichen Sacharins, das in Wahr⸗ 
heit Zucker ift (RG 105, 65), Wirkung der Aufhebung des Verbots vor Beginn der Leiſtung aus 
dem Vertrag (MG 105, 137). — Nichtig ift auch der nach & 456 verbotene Verkauf nur dann, 
wenn er ohne die in $ 458 zuläſſige Genehmigung bleibt. Nichtig der Verkauf gegen Deviſen⸗ 
Verordnung (RG 98, 254). Der Verkauf einer arztlichen oder zahnärztlichen Praxis iſt 
nicht notwendig unſittlich (R 66, 139; 75, 120; 78, 120). Der Verkauf einer zahnärztlichen 
Praxis nach dem Tode des Zahnarztes verſtößt nicht gegen die guten Sitten (RG JW 1927, 
1463), ebenſowenig die einer rechtsanwaltlichen Praxis, obwohl die Ehrengerichtshöfe 
zuweilen andere Auffaſſungen haben. — Vgl. aber bei Wettbewerbsverbot RG 90, 437; 68, 190; 
66, 150; hinſichtlich des Verkaufs der Praxis von Zahntechnikern RG 80, 222. Entſcheidend 
iſt, ob die Höhe und Art der bedungenen Zahlung und ſonſtige Nebenabreden die freie Berufs- 
ausübung wie das Geſetz ſie auffaßt, unangetaſtet läßt. 

b) Der Kauf iſt weiter ein Vertrag, alſo unterſteht er den allgemeinen Vorſchriften des 
8 242 für die Auslegung und über Formfreiheit und Schriftlichkeit nach 98 311, 313, Rh in 
JW 1923, 7547 (Grundſtücks⸗ und Inventarverkaufsvertrag), GmbH $ 15, über Antrag und 
Annahme nach §9 145ff., 305ff., 315, 316, über Auslegung nach § 157 und Beſtimmung des 
Inhalts der Schuldverpflichtung nach § 242. Einſeitige nach Abſchluß feſtgeſetzte ab» 
aͤndernde Beſtimmungen ſind unwirkſam, wenn fie nicht noch nachträglich vom Gegner an⸗ 
genommen werden. So ſind Fakturvermerke nicht bindend (Rh 65, 329; 52, 133). Unter 
Kaufleuten iſt dabei nach HB $ 346 auf die im Handelsverkehr üblichen Gebräuche und Ge⸗ 
wohnheiten Rückſicht zu nehmen. Doch iſt dem Mißbrauch entgegenzutreten, durch unklare 
Worte unklare Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen, um daraus je nach der Entwicklung der Dinge für 
ſich Nutzen zu ziehen. Auf den Handelskauf finden außerdem HG 89 373 bis 382 An⸗ 
wendung. Den geſetzlichen Vorſchriften geht immer die Sonderabrede vor, da jene nur nach⸗ 
giebiges Recht enthalten. Kaufverträge gehören regelmäßig nicht zu denjenigen Rechtsver⸗ 
hältniffen, die ein beſonderes perſönliches Vertrauensverhältnis zwiſchen den Parteien voraus⸗ 
ſetzen RG 27. 10. 16 1 201/10; RG 51, 954; Warn 1910 Nr 422; RG 102, 408). Doch kann 
namentlich bei den auf längere Zeit eingegangenen Verhältniſſen, die auf einem verſtändnisvollen 
Zusammenwirken beider Teile beruhen, ausnahmsweiſe das perſönliche Moment eine Rolle 
ſpielen (RG 24. 4. 08 11 522/07; 2. 1. 20 II 294/19). Bei Abſchlüſſen mit Großunternehmungen, 
deren Organiſation ſich über weite Gebiete erſtreckt, muß jeder wiſſen, daß dieſe allgemeine 
Geſchäftsbedingungen für ihren geſchäftlichen Verkehr aufzuſtellen pflegen. Dieſe müſſen 
freilich der Kundſchaft bekannt gegeben oder zugänglich gemacht worden ſein. Dann unterwirft 
ſich dieſen Bedingungen ſtillſchweigend, wer mit den Unternehmungen Geſchäfte ſchließt; RG 
58, 151; 66, 39; 103, 84; 109, 299. Bei Abſchluß des Vertrags muß insbeſondere der Ver⸗ 
käufer dem Käufer alle Mitteilungen über den Gegenſtand des Kaufes machen, von denen er nach 
der Auffaſſung des Verkäufers annehmen muß, daß ſie ihm für den Abſchluß von Gewicht ſind. — 
Zwei beſtimmte Perſonen müſſen ſich einigen. Über Verkauf durch Angeſtellte im Laden HGB 
956; JW' 1924, 1040 2. Ein Vorvertrag bei einem Kauf muß inhaltlich den Beſtimmungen 
genügen, die für den eigentlichen Vertrag gelten. Vgl. Erl zu 9 145; RG 66, 121; 72, 385; 106, 177; 
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124, 83. Es muß alſo eine Einigung über die Sache oder das Recht als Kaufgegenſtand und über 
den Kaufpreis erfolgt fein. } 

Einzelnes: Iſt ein Angebot „freibleibend“ gemacht, fo kann dies bedeuten, daß es 
auch innerhalb der Friſt des $ 145 widerrufen werden kann oder daß überhaupt kein an⸗ 
nahmefähiges Angebot, ſondern nur eine Anregung an die Gegenſeite, ihrerſeits ein Angebot 
zu machen, vorliegen ſoll. Dann kann der Verkäufer dieſes annehmen oder noch ablehnen. Ein 
Vertragsangebot mit Bindung auf beſtimmte Zeit kann die Abmachung enthalten, daß ein auf 
den Kaufpreis anzuzahlender Betrag bei Nichtannahme des Angebots als Entgelt für die Bindung 
des Antragenden verfällt (R 95, 144). Das Angebot eines Verkaufs einer Sache, bei der der 
Vertrag ſofort aus Gewährleiſtungsgründen wieder rückgängig gemacht werden kann, iſt kein 
annahmefähiger Verkaufsantrag (RG 87, 256). Wird auf ein „freibleibendes“ Angebot ein Kauf⸗ 
angebot abgegeben, ſo muß im Regelfalle der Verkäufer ſeine Ablehnung ohne Zögern erklären. 
Ausweichende oder hinhaltende Antworten ſtehen einer Ablehnung nicht ohne weiteres gleich; 
aus beſonderen Gründen kann er die Entſcheidung hinausſchieben (RG in JW'ö 1923, 118 1). — 
Im Verlangen des Verkäufers nach einer Akkreditiveröffnung liegt noch nicht notwendig 
ein Einverſtändnis mit dem Kaufabſchluß (OLG Hamburg DXZ 1918, 264). — Die Zuſendung 
unbeſtellter Waren enthält ein Kaufsangebot unter Verzicht auf Zugang der Annahmeerklärung. 
Das Schweigen enthält noch keine Annahme dieſes Angebots (ROH® 3, 47; 16, 132). Wenn 
die freie Entſchließung des Käufers vorbehalten iſt, kann ein bloßer Vorvertrag oder ein ſuſpenſiv 
bedingter Kaufvertrag si voluerim vorliegen (R 27. 11. 16 VI 369/16; RG 67, 45; 69, 283; 
42, 385; 77, 417; 94, 297; 104, 100). Grundſätzlich hat jeder Verkäufer in der Aufſtellung von 
Bedingungen freie Hand, ſofern ſie nicht gegen die guten Sitten verſtoßen (RG 104, 306). Die 
Erfüllung kann ganz in die Willkür des andern Vertragſchließenden geſetzt ſein, er kann aber auch 
gehalten ſein, die Entſcheidung über den Ausfall der Bedingung nach Treu und Glauben zu 
füllen. Letzterenfalls kommt bei Unterlaſſung der Entſcheidung § 162 Abſ 2 in Betracht (RG 
79, 97). Die Erklärung: „Wir werden ſchon einig werden“ in bezug auf den Preis iſt mehrdeutig. 
Iſt die Ware gegeben und genommen, bedeutet fie im Zweifel Bezugnahme auf einen ange⸗ 
meſſenen Preis, andernfalls kann auch der Abſchluß eines Vertrags ermangeln. — Zum Zu⸗ 
ſtande kommen gehört die Einigung über den Kaufgegenſtand und den Preis. Ein 
auf mit vorbehaltener Einigung über die Zahlungsweiſe iſt noch nicht zuſtande gekommen 
(ROHG 16, 384). Dieſer Grundſaßz ift freilich durch die Not der wirtſchaftlichen Lage in den Frei⸗ 
zeichnungsklauſeln hinſichtlich des Preiſes völlig durchbrochen worden (JW 1922, 
1310 ). Auch ein Übereinkommen zwiſchen Verkäufer und Käufer, nach dem „Abſchlüſſe frei⸗ 
bleibend und unverbindlich“ ſein ſollen, iſt trotz der darin liegenden einſeitigen Bindung des 
Stäufers für rechtlich möglich angeſehen worden (MW 12. 1.22 VI 468/529; RG 104 S116, 306; 
105, 368; 23 1926 Sp 43), Dagegen darf nicht nach Belieben auf Koſten des Käufers ſpekuliert 
werben, jo wenn „freibleibend“, „gleitende Preiſe“, „Lieferungsmöglichkeit“, „Unberbindlichkeit 
der ſeſtgeſetzten Lieferzeit“ ausbedungen wird (RG 105, 368). — Iſt eine Probe vorbehalten 
worden, ſo muß der Verkäufer das Ergebnis abwarten und macht ſich ſchadenserſatzpflichtig, wenn 
er vorher über die Ware verfügt, gleichviel ob ein auflöſend oder aufſchiebend bedingter Kauf, 
ein Vorbehalt des Rücktrittsrechts oder eine bis zur Probe bindende Offerte anzunehmen iſt (RG 
in Jud 1923, 60524), Beim Spezieskauf ift Beſtimmtheit oder Beſtimmbarkeit des Gegen. 
ſtandes, beim Gattungskauf nur Beſtimmbarkeit der Gattung erforderlich (88 315, 241, 243; 
Gruch 51, 956). Liegt reiner Gattungskauf vor und iſt die Möglichkeit gegeben, die Ware aus 
einer beliebigen Anzahl von Quellen zu beziehen, ſo kann ſich der Verkäufer nicht ſchon um des⸗ 
willen vom Vertrage losſagen, weil er von demjenigen Lieferanten, bei dem er ſich eingedeckt 
hatte, die Ware nicht erhalten hat, auch nicht bei Vorbehalten wie „Lieferungsmöglichkeit vor⸗ 
behalten“ (Rh 1 26. 3. 24 im Recht 1924 Nr 794). Beſtimmbarkeit nach dem Bedarf des 
Käufers genügt ($$ 315, 316; MG 60, 174; 64, 114; 66, 121). Fehler in der Preisberech⸗ 
nung find regelmäßig unbeachtlich (RG 64, 269; 82, 195). Der Kauf einer künftigen Sache iſt 
teineswegs ohne weiteres Gattungskauf. Genügend für die Beſtimmbarkeit iſt auch die „Zirka⸗ 
Klauſel“, die eine nach Ermeſſen des Gerichts unbedeutende Abweichung von der angeſetzten 
Ziffer geſtattet R OHG 1,57 9, 129). Ebenſo Verkauf „eines Pöſtchens“ (SeuffA 30, 205), bei 
Vereinbarung von 3—4 Waggons genügen 3 Waggons (JW 1918, 262%). Dagegen nicht genu⸗ 
gende „mehrere hundert Dutzend“ (RNOHG 11,3). Beim Kauf mit Spezifikation muß 
jedenfalls der Grundſtoff beftimmt fein, ſonſt liegt Wahlkauf vor (Rh 37, 26). Die Perſon des 
Vertragsgegne rs braucht beim Angebot oder Vertragsſchluß weder dem Verkäufer noch dem 
Kaufer bekannt zu fein, es genügt die objektive Beſtimmbarkeit (RG 22. 1. 16 V 223/15). Dieſer 
Fall liegt vor, wenn für die Gegenpartei jemand offen als Vertreter handelt, dieſe aber noch offen 
läßt, ſei es, weil er ſie kennt, aber nicht nennen will, ſei es, weil er ſie ſelbſt noch nicht kennt. 
Zuſtande gekommen iſt der Kauf auch dann im Augenblick des Abſchluſſes durch den Vertreter 
für den erſt noch zu benennenden Dritten (RG 38, 187; Gruch 48, 337). Über Unbeſtimmtheit 
des Käufers („Aufgabe des Käufers vorbehalten“) vgl. RG 20, 237; 24, 64; ZW 1914, 350 3; 
23 1919 Sp 1358 6. Über Unbeſtimmtheit des Verkäufers („Aufgabe vorbehalten“) vgl. RG 
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33, 132; 38, 188. Bei Warenbeſtellung bei einem Verteilungskartell tritt dieſes im Zweifel als 
Vertreter des noch zu beſtimmenden Lieferers auf (RechtſprOdch 8, 58). Bei Vereinbarung 
„Prima Ablader“ iſt die entſprechende Eigenſchaft Bedingung des wirkſamen Abſchluſſes (RG 
35, 132; 38, 188). — Wer vom Zwiſchenhändler kauft, ſchließt mit dem Herſteller auch dann 
keinen Kauf ab, wenn es ſich um Ware in Originalverpackung handelt. Doch kann in dieſer Ver⸗ 
packung die Übernahme einer Gewährleiſtung des Herſtellers auch dem Verbraucher gegenüber 
liegen (RG 87, 1). Der Lieferant des Verkäufers iſt auch nicht deſſen Erfüllungsgehilfe nach 
8278, wenn er zuvor dem Verkäufer die Ware geliefert hat (RG 12. 5. 08 II 548/07). — Wegen 
Schadenserſatzpflicht bei Vertragsverlegung vgl. bei § 276. Über oulpa in contrahendo RG 
88, 105; 95, 58; JW 1912, 7435; Recht 1919 Nr 401,1938. — Grundſätzlich braucht Verkäufer 
ſeinem Abnehmer beim Lieferungskauf nicht mitzuteilen, unter welchen Vertragsbedingungen 
er ſich eingedeckt hat. Wenn dieſe aber derart find, daß ſie ſeine eigene Lieferungsmöglichkeit 
gefährden, iſt er zur Offenbarung verpflichtet oder muß die Nichtlieferung vertreten (Gruch 63, 
735). Ob infolge der durch den Krieg und die Revolution eingetretenen Veränderungen Un⸗ 
zumutbarkeit oder wirkliche Unmöglichkeit der Vertragserfüllung eingetreten ift, iſt nach $$ 242 
u. 275 zu entſcheiden. Der Kriegszuſtand als ſolcher läßt die Lieferungsverträge unberührt. In 
Kriegsklauſeln wird dagegen häufig der Krieg ſchlechthin als höhere Gewalt“ behandelt (NG 
89, 345). Bewirkte der Krieg und die nach ihm ausgebrochene Revolution eine völlige Umgeſtal⸗ 
tung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf dem Gebiete, dem das Kaufgeſchäft angehört, kann 
Nichtzumutbarkeit der Erfüllung nach $ 242 vorliegen (RG 90, 102; 93, 341; 94 S 46, 68). Die 
unbedingte Übernahme der Gefahr für Lieferungen nach dem Kriege iſt als ſeltene Ausnahme 
nicht zu vermuten (Rz JW 1917, 8992; NG 26. 10. 19 1175/19). Unter beſonderen Umſtänden 
ſteht nach früherer Anſicht des RG außergewöhnliche Schwierigkeit der Leiſtung ihrer Unmöglich⸗ 
keit auch nach $ 275 gleich (RG 57, 116; 92,87; Gruch 63, 731; JW ö 1919, 4410). Jetzt zugunſten 
der Anwendung von § 242 aufgegeben, JW 1919, 6731; 1921, 24; RG 1 302/21 8. IV. 22. 
Mehraufwand und Steigerung der Preiſe werden vom Reichsgericht nicht als ſolche Umſtände 
anerkannt, ſelbſt wenn der Verkäufer erheblichen Schaden dadurch erleidet (RG 88, 172; 92, 322). 
Für das Gebiet des Großhandels mit marktgangiger Gattungsware übernimmt der Verkäufer 
ſchlechthin die Gefahr der Preisſchwankungen, und es entfällt für ihn die Vermutung auch einer 
ſtillſchweigenden Vereinbarung einer Kriegsklauſel (RG 92, 322). Im übrigen vgl. zu 9 459 über 
das Verhältnis der Unmöglichkeitsvorſchriften zu den Gewährleiſtungsvorſchriften. 

c) Der Kauf iſt endlich ein gegenſeitiger Vertrag, daher finden auf ihn Anwendung die 
Vorſchriften der 88 275 ff., e 320 ff., worauf in 9 440 für den Fall der Nichterfüllung durch 
den Verkäufer noch ausdrücklich hingewieſen wird. Die unmöglich gewordene Leiſtung wird nicht 
mehr geſchuldet, beim gegenſeitigen Vertrag würde alſo die Gefahr des Untergangs und der Ver⸗ 
ſchlechterung der Kaufſache der Verkäufer bis zur Erfüllung des Kaufvertrags durch ihn tragen, 
wenn nicht für den Kauf 89 446 u. 447 die Sonderregelung brächten, daß die Gefahr des 
zufälligen Untergangs und der Verſchlechterung mit der Übergabe, bei Grundſtücken mit der 
Eintragung übergehen ſoll. Aber auch $$ 249, 283 find anwendbar. Daher kann der Käufer einer 
Spezialſache als Schadenserſatz wegen Nichtlieferung auch die Lieferung einer Sache gleicher 
Art und Güte verlangen (KG in ZW 1924, 1441; und hierzu Kipp ebenda). Zum Begriff des 
gegenſeitigen Vertrags gehört nur, daß auf zwei Seiten Verpflichtungen begründet werden und 
Leiſtung und Gegenleiſtung in Abhängigkeit voneinander ſtehen. Nicht erforderlich ift, daß die 
Gegenleiſtung an den zu bewirken iſt, dem die Leiſtung obliegt (RG 65, 48). Daher wird dem 
Kaufvertrag die Eigenſchaft eines gegenſeitigen Vertrags nicht dadurch entzogen, daß das Eigen⸗ 
tum an der Kaufſache nicht dem Käufer, ſondern einem Dritten verſchafft werden fol (RG Warn 
1917 Nr 129), daß der Kaufpreis nicht dem Verkäufer, ſondern einem Dritten zu zahlen iſt (RG 
6. 7. 15 11 199/15). Wichtig werden hier beſonders die Vorſchriften über den Verzug nach § 326 
und die Grundſätze über den Rücktritt bei poſitiver Vertragsverletzung, ebenſo die Grund⸗ 
ſätze der culpa in contrahendo. Auch die endgültige Aufwertungsweigerung, wenn fie ſchuld⸗ 
haft iſt, kann als ſolche poſitive Vertragsverletzung angeſehen werden (RG 103, 333; JW 1924 
S. 11388, 12451; dagegen NG 16. 4. 24 1 289/23 in JW 1924, 14252; 1926, 788%). Auch ein 
Verhalten des Käufers, das nach $ 826 zu beurteilen iſt, kann den Verkäufer von feiner Erfüllungs⸗ 
pflicht entbinden (RG 101, 1). Für den Verkäufer beſteht aber gleichwohl inſofern eine Vor⸗ 
leiſtungspflicht, als der Käufer den Kaufpreis erſt nach Empfang und Unterſuchung der Ware 
zu bezahlen braucht (RG 30, 412; R 4. 4. 22 VII 337/21). a 

2. Zu unterſcheiden vom Kaufvertrag iſt das auf Grund der übernommenen Verpflichtung 
betätigte Erfüllungsgeſchäft durch Übergabe der Ware oder Abtretung der verkauften Forderung. 
Nicht jener, ſondern erſt dieſes erzeugt die dinglichen Wirkungen. Dies tritt beſonders deutlich 
bei dem Verkauf von Grundſtücken hervor, bei dem erſt die Auflaſſung die dingliche Wirkung 
bringt. Bis dahin kann auch eine etwa erforderliche behördliche Genehmigung widerrufen 
werden. VO über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. 3. 18; RG 106, 142; 
108, 357; preuß. BodenſperrG v. 10. 2. 23; Baumert in JW 1923, 1016 und preuß. Grund⸗ 
ſtücksverkehrsch v. 26. 1. 23, deſſen Gültigkeit von Wolſſohn in ZW 1923, 278 beſtritten wird. 
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Das Geſetz iſt am 1. 7. 26 außer Kraft getreten. Damit ſind aber nicht die vor dem 1. 7. 26 
genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäfte vom Genehmigungszwang befreit worden (RG 114, 
235; ſehr beitritten). Über „Schwarzkäufe“ RG J 1927, 14084. Ein gemeinſchaftlicher Kauf 
begründet ferner noch nicht den gemeinſchaftlichen Eigentumserwerb (JW 1926, 246). Auch bei 
Forderungskäufen iſt zwiſchen dem Abtretungs verſprechen und der Abtretungserklärung 
zu unterſcheiden. Der bloße Kaufvertrag erzeugt daher auch kein Ab⸗ oder Ausſonderungsrecht 
im Konkurſe. Beim Hand- oder Realkauf fallt das Erfüllungsgeſchäft mit dem Abſchluß des 
obligatoriſchen Kaufvertrags zuſammen, auch er iſt aber richtiger Anſicht nach ein gegenſeitiger 
Vertrag. Beim Ladengeſchäft liegt meiſt kein eigentlicher Handkauf vor, da der Leiſtung ein 
obligatoriſcher Vertrag vorauszugehen pflegt. Dagegen wird beim Automatenkauf, oft auch beim 
Kauf von Theaterbillets der obligatoriſche Vertrag erſt durch den unmittelbaren Austauſch der 
Leiſtungen geſchloſſen. Das Beſtreiten einer der Gegenleiſtungen enthält damit zugleich das 
Leugnen des Zuſtandekommens eines Kaufes überhaupt, was für die Beweislaſt von Bedeutung 
wird. Auch fuͤr den Handkauf gelten die Gewährleiſtungsvorſchriften. wen 

3. Aus dem Weſen des Kaufvertrags als eines Umtauſchs von Ware gegen Geld ergibt ſich 
ſeine Abgrenzung von andern Vertragsarten. Bei einer Klage auf Schadenserſatz kann das 
Gericht die Frage nach der Vertragsart offen laſſen, wenn für jedes Verſchulden nach §276 Abſ 1 
gehaftet wird (RG 28. 1. 21 VII 438/20). 8 0 5 

a) Tauſchvertrag ($ 515), der ein Umſatz von Ware gegen Ware ift. Hier ſchuldet jede 

artei Ware, die Parteirollen und ihre Verpflichtungen find alſo nicht verſchieden. Ob Kauf oder 
Tauſch vorliegt, entſcheidet ſich nicht nach der Abſicht und Anſicht der Vertragſchließenden, ſondern 
danach, wie das Vereinbarte rechtlich zu beurteilen iſt (RG 88, 364; JW 1897, 6985), Tauſch⸗ 
vertrag liegt vor, wenn eine unmittelbare Ausgleichung individualiſierter Sach⸗ 
leiſtungen gegeneinander gewollt iſt (MG 50, 285; 57, 266; JW 05, 32615). St vereinbart, 
daß ein Grundſtück gegen Geld hingegeben werde, und ſind in Berichtigung des ſo vereinbarten 
Kaufpreiſes Interimsſcheine und eine auf dem Grundſtück ruhende Hypothek übernommen 
worden, fo liegt Kauf vor (RG 22. 11. 07 J1 224/07). Der als wirtſchaftliches Endziel bezweckende 
Umtauſch von Ware gegen Ware kann aber auch durch die Rechtsform des Doppelkaufs als 
Mittel herbeigeführt werden, mit gänzlicher oder teilweiſer Aufrechnung der vereinbarten beider 
feitigen Preiſe (ROH 5, 418; 18, 384; M& Gruch 49, 1154; SeuffA 68, 397). Daß beim Um⸗ 
ſatzge ſchäft der eine oder beide Gegenſtände mit beſtimmtem Wertbetrage angeſetzt werden, kann 
bloße Schätzung bedeuten und braucht nicht Beſtimmung des Preiſes als Leiſtungsgegenſtand 
zu ſein. Dies alle in macht daher den Tauſch noch nicht zum Doppelkauf (RG 73, 153), ebenſowenig 
die bloße Einkleidung in zwei Kaufverträge (Rc 50, 288; IWW 05, 32616), wenn auch die ge⸗ 
brauchten Ausdrilcke für die Feſtſtellung des Willeninhalts von Bedeutung ſind (RG 73, 90). 
Durch Zugabe von Geld oder Ware wird die Natur des Geſchäfts nicht geändert. Weſentliche 
Merkmale ſind dagegen zeitliches Auseinanderfallen, beſonderer Umſaßzweck für jede Waren⸗ 
beräufierung, Preisbeſtimmung als Inhalt der Gegenleiſtung. Im Unterſchied vom Tauſch wirkt 
Verzug, Nichtlieferung, Mangel der Kaufſache nur für den einen Kauf, die Wandlung und Min⸗ 
derung läßt den andern unberührt. Bei der Minderung iſt der Wert des Gegenſtücks beim Tauſch, 
der angeſetzte Wert beim Doppellauf maßgebend (RG 73, 153). Die Vorſchriften des HGB 
finden auch auf den Handelstauſch Anwendung. 

b) Vom Geldwechſelgeſchäft. Dies ftellt bei inländiſchem Geld ein eigenartiges Geſchäft 
dar, iſt ebenſowenig Tauſch wie Kauf, da Geld gegen Geld, nicht Ware gegen Geld oder Ware 
gegen Ware eingetauscht wird. Nach allgemeiner Meinung jedoch liegt Tauſch vor (Planck A 3). 
Bei Auswechſlung inländiſchen Geldes in ausländiſches oder umgekehrt dagegen liegt Kauf 
vor. Die Diskontierung von Wechſeln iſt Kauf (MG 93, 23; ORG 16, 385). 

% Vom Werkvertrag ($ 631). Bei dieſem iſt Inhalt der Hauptverpflichtung die Herſtellung 
eines Werkes, nicht die Herſtellung einer Sache (R& 97, 90), nach Abſ 2 auch die Herſtellung einer 
Sache aus einem dem Unternehmer nicht gehörigen Stoff. it der Anſpruch auf eine Werkleiſtung 
in einem Inhaberpapier verkörpert (Theaterbillett, Eiſenbahnfahrkarte), liegt Kauf dieſes Papiers 
vor. — Bei einem Maſchinenlieferungsvertrag iſt die Montage regelmäßig nur Neben⸗ 
leiſtung, bloßes Anhängſel des Lieferungsvertrags. Nur ausnahmsweiſe kann die Vereinbarung 
der Montage eine ſelbſtändige Bedeutung haben, insbeſondere eines dem Hauptvertrag beige⸗ 
fügten Werfvertrags (RG 66, 279). Soll darüber hinaus der Vertrag im ganzen mit Rückſicht 
auf die Montage vereinbarung kein Kauf und auch kein Werklieferungsvertrag nach § 651, ſondern 
ein Werkpertrag nach § 631 fein, fo müſſen ganz beſtimmte Umſtände hierfür vorliegen (RG 
23. 10. 17 VII 178/17), etwa die Maſchinen einem beſtimmten Raum oder Betriebe oder ſonſtigen 
Verhältniſſen beſonders angepaßt werden wüſſen (M& 16. 2. 04 II 318/03). Der Vertrag über 
Lieferung von Herden für einen Neubau iſt Kaufvertrag, auch wenn die Aufſtellung und Ein⸗ 
fügung übernommen wird (Warn 09 Nr 70). Dagegen Verſehen einer Wohnung mit Zentral⸗ 
heizungsanlage it Werkvertrag (RG 45, 63; RG 14. 1. 19 VII 288/18). 

d) Vom Werklieferungsvertrag (8 6510). Auch dieſem iſt weſentlich die Herſtellungs⸗ 
pflicht, aber aus einem dem Unternehmer gehörigen Stoff, mit dem Kauf hat er aber noch die hin⸗ 
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zutretende Pflicht zur Eigentumsverſchaffung gemein. Handelt es ſich um Herſtellung vertret⸗ 
barer Sachen, fo finden zwar die Vorſchriften über den Kauf Anwendung, der Werklieferungs⸗ 
vertrag iſt aber darum noch kein Kauf, denn der Vertrag enthält die dem Weſen des Kaufes ſonſt 
fremde Verpflichtung zur Herſtellung, auf die auch — entgegen der gem. M. — geklagt 
werden kann. Die Vorſchriften des Kaufes finden daher nur inſoweit Anwendung, als ſich nicht 
aus der Herſtellungsverpflichtung noch ein Beſonderes und hiervon Abweichendes ergibt und darum 
ergänzende Vorſchriften eintreten. Bei Herſtellung unvertretbarer Sachen tritt dieſe Pflicht 
noch deutlicher hervor. Reiner Kauf iſt dagegen der einer erſt herzustellenden, nicht ſchon herge⸗ 
ſtellten Sache, ohne daß die Herſtellung mit übernommen iſt, fo beim Verkauf einer 
erſt vom Produzenten zu beziehenden Sache, dem reinen Lie ferungskauf (vgl. unter 5b; 
NG Lz 1912, 311). Beim Kauf einer halbfertigen Sache kann als Nebenverpflichtung die Fertig⸗ 
ſtellung übernommen werden. Es liegt dann ein mit Werkvertrag gemiſchter Kaufvertrag vor 
(RG 21, 313; 19, 333). Der Verkauf eines Grundſtücks, bei dem die Erbauung eines Wohnhauſes 
bereits begonnen war, ſtellt auch dann lediglich einen Kaufvertrag dar, wenn der Verkäufer ſich 
zur Fertigſtellung des Hauſes verpflichtet, eine beſondere Vergütung jedoch hierfür nicht aus⸗ 
bedungen wird (RG Warn 1910 Nr 236; 1912 Nr 204). Ebenſo iſt der Kauf einer erſt zu begrün⸗ 
denden abſtrakten Forderung, wie er ſich beim ſog. Auszahlungsgeſchäft (transfer télé- 
graphique, cable transfer) findet, ein reiner Kauf, Rukek, Die Rechtsnatur des Kaufs einer 
Auszahlung (1933), 11. Heft der Abhandlungen zum bürgerl. Handels- und Arbeitsrecht. Nach 
NS 107, 136 ſoll hier Geſchäftsbeſorgung nach 9 675 vorliegen. 

e) Vom Auftrag und der Kommiſſion. Nicht entſcheidend iſt auch hier der Wortlaut. 
Eigenhandel und Kommiſſion gehen überhaupt in einander über, in der Ausdrucksweiſe des 
Kaufmanns wird nicht ſcharf geſchieden (NOHG 20, 314; Warn 1918 Nr 230). Auch Vereinbarung 
von „Proviſion“ ſtatt „Preis“ deutet nicht mit Sicherheit auf Kommiſſion (Roß 101, 380). Es 
iſt zuläſſig, daß jemand, der wirtſchaftlich bloß Vermittler iſt, daher von den Parteien auch als 
ſolcher bezeichnet wird, doch dem Erwerber ſelbſt gegenüber als Verkäufer und Eigenhändler 
auftritt (RG 11. 5. 07 1 520/06). Es iſt auch mit der Natur des Kommiſſionsgeſchäfts anderſeits 
vereinbar, daß derjenige, der die Ware im eigenen Namen für den andern, aber für deſſen Rechnung 
zu vorgeſchriebenem Preiſe einkauft, ſein Entgelt für die Geſchäftsbeſorgung in einem etwa von 
ihm erzielten billigeren Einkaufspreiſe zu finden hat (RG 94, 289). Entſcheidend iſt auch nicht 
unbedingt, wem der wirtſchaftliche Erfolg des Weiterverkaufs zufällt (NG 110, 123). Maßgebend 
iſt dagegen in der Regel, ob feſter Preis vereinbart iſt, der aber nicht in feſten und beſtimmten 
en ausgedrückt zu fein braucht, aber immer objektiv feſtſtellbar fein muß (RG 3, 110; 94 

. 66, 289; 101, 380); ſodann, ob die Abſicht der Parteien auf bloße Vermittlung oder auf feſten 
Abſchluß gerichtet war. Wird verlangt „möglichſt günſtig“, liegt Auftrag vor (ROG 18, 119; 
R 3, 110; Warn 1918 Nr 230; DLG 10, 340). Für eine Verkaufskommiſſion ſpricht auch, wenn 
trotz Überſendung die Gefahr beim Geber bleiben ſoll (Seuffa 57, 55). Entſprechendes gilt für 
den gewöhnlichen Auftrag (SeuffA 35, 288). 

f) Vom Vinkulationsgeſchäft (Breit, Das Vinkulationsgeſchäft, 1907). Durch dieſes 
entſteht ein eigenes vom Kauf verſchiedenes Schuldverhältnis, kraft deſſen der Empfänger der 
Ware dem Hingeber, der nicht Verkäufer iſt, zur Zahlung des Preiſes verpflichtet it (MG 54, 213; 
88, 70; 94, 94; 99, 20; 101, 320; JW 1921, 679%; 28 1912 Sp 573; 08 Sp 167; ORG 23, 23). 
Der Vinkulant ift regelmäßig nur Kreditgeber, im übrigen geht das Geſchäft auf Rechnung und 
Gefahr des Verkäufers. Nimmt der Käufer das Angebot an, ſo entſteht ein neuer Vertrag 
zwiſchen ihm und dem Vinkulanten. Derartiges kann übrigens auch außerhalb der typiſchen Ge⸗ 
ſchäftsform des Vinkulationsvertrags vorkommen (RG 101, 321). Es liegt eine vom Verkäufer 
ausgehende Doppelanweiſung vor, kraft deren der eine Angewieſene ermächtigt wird, gegen 
Zahlung der Vinkulationsſumme, in der Regel ein auf die Ware gegebener Vorſchuß, dem Käufer 
die Ware auszuhändigen, der andere Angewieſene aber ermächtigt wird, den Preis an den Dispo⸗ 
ſitionsbefugten ſtatt an den Verkäufer Zug um Zug gegen Empfang der Ware zu zahlen. Ent⸗ 
wickelt hat ſich dieſes Geſchäft dadurch, daß zwiſchen den Verkäufer in Galizien, Rußland uſw. 
ſich eine Bank einſchob, die dem Verkäufer zum Aufkauf der Ware Kredit gab und ſich dafür dieſe 
zu Eigentum übertragen ließ (vgl. auch RO 99, 217. n 

g) Vom Darlehen. Erwerb eines Wechſels zwecks Diskontierung iſt Kauf, wenn aber jemand 
einem andern Geld gibt gegen Ausſtellung oder Akzept eines Wechſels, wird dieſer nicht als Gegen⸗ 
leiſtung übertragen, ſondern zur Sicherung einer ſchon beſtehenden oder zu begründenden Dar- 
lehnsforderung gegeben. Nach RG 21. 9. 07 1 68/07 fol ein Darlehen und daneben ein Wechſel⸗ 
kauf vorliegen, was abzulehnen iſt. 

h) Von der Zahlung einer Schuld eines Dritten als Intervenient, wie bei der 
Einlöfung von Zinsſcheinen durch den Bankier, ſofern die Einlöſungspflicht übernommen iſt. 
Es kann aber auch Kauf der Zinsſcheine vorliegen (3 R 23, 509). 

i) Von der Verpfändung, mit der ſich namentlich der Sicherungskauf nahe berührt 
(RG 43, 394; SeuffA 58, 237; 62, 6), der regelmäßig kein Scheingeſchäft iſt (Seuff A 62, 6). 

k) Vom Pachtvertrag. Dieſer liegt namentlich vor, wo der Eigentümer einem andern 
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die Einräumung von ſchuldrechtlichen Befugniſſen zum Abbau und zur Gewinnung von Torf, 
Kohlen, Kies oder anderen Mineralien auf einem Grundſtück überläßt. Hier verpflichtet ſich der 
Grundſtückseigentümer nicht zur Überlaſſung beſtimmter Sachen und erfüllt vollſtändig, ohne 
daß irgendeine Ausbeutung ſtattfindet (RG 6, 7; 27, 279; 94, 280; JW 01, 266%; 03, 13124; 
09, 4512; Gruch 53, 964). Im weſentlichen Auslegungsfrage (NG 23. 11. 03 VI 512/02). Wird 
bei einem Pachtvertrag zur Gewinnung von Kohlen dem Pächter geſtattet, Tiefbohrungen vor⸗ 
zunehmen, und find fie vom Pächter vorgenommen worden, fo liegt hierin noch nicht die Ein- 
räumung des Pachtbeſitzes am Grundſtück (RG JW 1919, 3795). Bei Pacht erwirbt der Berechtigte 
die Früchte unmittelbar nach § 953, bei Kauf iſt noch ihre Übereignung erforderlich. Bei Pacht 
iſt dem Berechtigten Beſitz an der nutzbaren Sache ſelbſt einzuräumen ($$ 581, 536), beim Kauf 
nicht (RG 26, 219). 

J) Vom Geſellſchaftsvertrag, bei dem die Verfolgung eines gemeinſchaftlichen Zweckes 
weſentlich iſt (R Gruch 51, 956). Daß der Vorteil bei beiden Teilen Hand in Hand geht, reicht 
noch nicht aus (RG JW 07, 1036). So iſt das Contosa-metà-Geſchäft ein Ankauf auf eigenen 
Namen, wenn ſchon auf gemeinſame Rechnung. Die Beteiligung des andern tritt aber nicht 
hervor (RG Warn 1916 Nr 209; JW 05, 71910). 

m) Vom Speditionsvertrag. Beſondere Anweiſungen des Käufers an den Verkäufer 
wegen Verſendung der Ware begründen nur unter beſonderen Umſtänden einen Speditions⸗ 
vertrag neben dem Kaufvertrag, in der Regel find fie Nebenbeſtimmungen im Rahmen des Kauf⸗ 
verwags (ROßch 8, 10; 13, 325). Letztenfalls haftet daher der Verkäufer nur für Anwendung 
allge meiner kaufmänniſcher Sorgfalt, nicht nach den ſtrengeren Grundſätzen der Spedition. 

n) Vom Differenzgeſchäft nach $ 764. Auch hier find gültige Sicherungs- und Deckungs⸗ 
geſchäfte möglich (RG in SW 1923, 10245). 

0) Keine Verkäufe, ſondern öffentliche Ausſpielungen nach StGB 8 286 find der 
Warenvertrieb in Form des Gella-, Hydra- oder Schneeballenſyſtems oder ähnlichen 
(MG 60, 379). 

p) Von der Leihe. Vgl. jedoch bezüglich des Möbelleihgeſchäfts unten unter 5. 

q) Vom Börſentermingeſchäft in Waren im Gegenſatz zum handelsrechtlichen Liefe⸗ 
rungsgeſchäft (RG 101, 361; 107, 22). 

1) Vom Auszahlungsgeſchäft im Bankverkehr, wenn die Auszahlung an einem aus⸗ 
ländiſchen Ort erfolgen fol (RG 107, 136). 


ö 4. Die Form des Kaufvertrags iſt frei (8 125). Im Handelsverkehr ift aber ſchriftliche 
Beſtatigung üblich. Ausnahmen, die gerichtliche oder notarielle Beurkundung erfordern 
($ 128), beſtehen für Kaufverträge über: 

a) Das gegenwärtige Vermögen des Verkäufers in feiner Geſamtheit ($ 311; vgl. hierzu 
Nc 69, 420; 76, 1; Warn 1917 Nr 49). Daß das verkaufte Geſchäft das ganze Vermögen bildet, 
macht § 311 noch nicht anwendbar. 

b) Den geſetzlichen Erbteil oder Pflichtteil unter den künftigen geſetzlichen Erben (§ 312). 

0) Grundſtücke ($ 313). Wegen der Koſten der Beurkundung (§ 449). 

d) Den Pfandverkauf (88 1233, 1273; ZRO 89 816ff., 386 F 66Ff.). 

e) Den Erbſchaftskauf ($ 2371). 

1) Den Anteil bei Geſellſchaften m. b. H. (RGeſ v. 20. 4. 92 $ 15). 


5. Arten des Kaufes. Vom BGB beſonders geregelt find der Kauf nach Probe 
($ 494), Kauf auf Probe (9 495), Wie derkauf ($ 497), Vorkauf (88 504 ff. und §8 1094ſſ.), 
der Gattungskauf (5 480), Viehkauf ($ 481), der Kauf mit Eigentumsvorbehalt 
($ 455), der Erbſchaftskauf ($$ 23712385). Vom HGB 8 375 geregelt ift der ſog. Spe⸗ 
zfikationskauf, beſonders in der Eiſen⸗ und Textilinduſtrie, ſowie im Holz⸗, Papier- und 
Briketthandel. Bei dem Spezifikationskauf fehlt es noch an genauer Beſtimmung des Leiſtungs⸗ 
Inhalts, nicht zu verwechſeln mit dem „Kauf auf Abruf“, wo nur die Leiſtungszeit noch be- 
Nimmt wird, immer aber iſt jedenfalls die Vereinbarung eines beſtimmten Grundſtoffs erforderlich. 
Das Abzahlungsgeſchäft wird vom Rcheſ v. 16. 5. 94 geregelt. Über Werterſatz bei Ge⸗ 
brauchsüberlaſſung RG 138, 28. Darin find den Abzahlungsgeſchaften die Möbelleihverträge 
gleichgeſtellt. Entſprechend ſind deſſen Vorſchriften zuweilen auf andere ähnliche Teilzahlungs⸗ 
geſchäfte anzuwenden, namentlich auf Abſatzfinanzierungsgeſchäfte und Kundenfinan⸗ 
dierungsgeſchäfte. Hierüber Näheres RG HAN 1933 Nr 1309; ferner RG 128, 254; 131, 213. 
Für die Anordnung freihändigen Verkaufs oder Verſteigerung einer gepfändeten Forderung 
gelten die Vorſchriften des Kaufs (R 29. 5. 07 1456/06). Der Kauf von „Holz auf dem Stamme“ 
tann nicht durch Eintragung eines Abholzungsrechts dinglich geſchützt werden (RG 60, 317). 
Der Kaufvertrag kann auch mit einem Vertrage anderer Art verbunden werden. So z. B. 
bei Veräußerungen über den Vertrieb von Filmen, bei denen die Veräußerung der Filmkopie 
als körperliche Sache mit einem Lizenzvertrag verbunden fein kann, RG 118, 290; jo mit Miet- 
vertrag, R 121, 144. Iſt mit dem Kaufvertrag ein Vertrag über den Alleinvertrieb ver- 
bunden, ſo kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes der ganze Vertrag aufgehoben werden, 
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R6 III 595/08 16. 11. 09. Wird nach ZP freihändiger Verkauf oder Verſteigerung angeordnet, 
jo gelten im allgemeinen die Grundſätze über den Kauf. Nh I 456/06 29. 5. 07. 

5 „anche find noch hervorzuheben der einer beſonderen geſetzlichen Regelung ent⸗ 
ehrende 

a) Kauf zur Probe. Das alte HG Art 341 beſtimmte: „Ein Kauf zur Probe iſt ein un⸗ 
bedingter Kauf unter Hervorhebung des Be weggrunds.“ Er enthält jedoch häufig mehr: der 
Verkäufer verpflichtet ſich zugleich zu einer beſonderen Nebenleiſtung, nämlich dem Käufer die 
Gelegenheit zur Erprobung auf beſtimmte und als ungewiß behandelte Eigenſchaften 
zu gewähren. Er hat daher den Probegegenſtand nicht nur frei von Rechten Dritter zu verſchaffen, 
ſondern alle Maßnahmen zu treffen, die die Erprobung für den Käufer ermöglichen. Im Sprach 
5 werden häufig Kauf „zur Probe“ und „auf Probe“ miteinander verwechſelt (RO HG, 
2, 

b) Kauf auf Kondition (im Buchhandel), Hier kauft der Käufer die Ware unter der 
aufſchiebenden Bedingung, daß er fie entweder weiterverfauft oder bis zum Ablauf einer be⸗ 
ſtimmten Friſt nicht zurückgibt. Der Sortimenter iſt nicht Trödler, ſondern verkauft das Buch 
als eigenes, er erwirbt auch unmittelbar mit Ablauf der Rückgabefriſt ohne Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes das Eigentum. h 

e) Der Lieferungskauf ift vom Werklieferungsvertrag zu unterſcheiden. Er hat 
zum Inhalt die Verpflichtung, einem andern eine Sache zu beſchaffen, die er ſelbſt zu die ſem 
Zweck ſich erſt anſchafft, gleichviel ob der Dritte, von dem er ſie bezieht, ſie erſt herſtellt oder nicht. 
Die Herſtellung ſelbſt aber iſt nicht in obligatione, daher ein reiner Kauf. 

d) Sukzeſſivlieferungsvertrag. Er iſt ein einheitlicher Vertrag auf Lieferung einer 
feſtbeſtimmten Menge gegen ein feſtbeſtimmtes Entgelt, bei dem in Abweichung von $ 266 gerade 
vereinbart ift, daß die Erfüllung in zeitlich getrennten beſtimmten Raten erfolgen und 
für jede Rate eine abgeſonderte Zahlung geleiftet werden ſoll, Rh 138, 336. Dadurch wird die 
Teilleiſtung, die in Hinblick auf das Ganze und die Zukunft noch eine unvollſtändige Geſamt⸗ 
leiſtung ift, doch in Hinblick auf die Gegenwart und als Rate zur Volleiſtung (ROHG 13, 78; 
RG 61, 130). Bei nichtpünktlicher Einhaltung der Ratenzahlungen iſt Rücktritt vom ganzen 
Vertrag zuläſſig (RG 104, 41; 96, 255; 92, 209). Der „Kauf auf Abruf“ iſt häufig, aber nicht 
notwendig ein Sukzeſſivlieferungsvertrag (NG Recht 09 Nr 29250. Es genügt überall ſtatt der 
Beſtimmtheit die Beſtimmbarkeit, „Kauf nach Bedarf“. Die Grenze, wo dieſe aufhört und 
dann bei volliger Unbeſtimmbarkeit nur noch ein Vorvertrag anzunehmen iſt, iſt flüſſig. So 
kann die Biermenge durch den objektiv feſtſtellbaren Bedarf des Wirtes genügend beſummbar 
ſein. Iſt ſie dagegen der bloßen Willkür des Wirtes überlaſſen, liegt nur ein Vorvertrag vor. 
Bei einem Milchlieferungsvertrag tft die Menge der Lieferung in den einzelnen Zeitabſchnitten, 
aber häufig nicht deren Zeitpunkt beſtimmbar. Übernimmt nur eine Partei die Verpflichtung 
zur Lieferung und hat die andere nur das Recht der Abnahme, wie bei Gaslieferungsverträgen, 
liegt meiſt nur Vorvertrag vor, dagegen bei Beſtimmbarkeit der Menge und Verpflichtungs⸗ 
übernahme, wie etwa die Gasverträge mit Fabriken, ein feſter Lieferungsvertrag. Ebenſo bei 
Waſſer⸗ und Elektrizttätslieferungsverträgen. 

e) Bezugsvertrag iſt ein dem Sukzeſſivlieferungsvertrag ähnlicher Vertrag, der ſich von 
dieſem aber dadurch unterſcheidet, daß der Käufer ſeinen ganzen, im einzelnen jetzt noch nicht 
feſtſtellbaren Bedarf oder die geſamte Produktion des Lieferers kauft. Immerhin iſt die Waren⸗ 
menge dann künftig feſtſtellbar. Der Bierlieferungsvertrag iſt ein Beiſpiel für die Be- 
ſtimmung nach dem eigenen Bedarf. Verbunden damit iſt dann die Verpflichtung des Beziehers, 
keine andere Ware gleicher Art von dritter Seite zu beziehen. Für Bayern vgl. hierzu AG. BGB 
Artt 13, 14. Bei den Produktionsabnahmeverträgen darf der Verkaufer an niemand andern 
als den Bezieher liefern (NOHG 19, 331; RG 78 S. 14, 385; 28 07 Sp 428; OLG 13, 410; 
17, 386). Gaslieferungsvertrag (Witthof, DYZ 1903, 149); Waſſerverſorgungsvertrag 
(SeuffA 75, 7), Elektrizitätslieferungsvertrag f. unten unter Ba. 

1) Hand- oder Realkauf. Hierzu vgl. zu 2 und Verſendungskauf. 

g) Vinkulationskauf vgl. zu 3k. 

b) Sicherungskauf. Er iſt ein wirklicher Kauf mit Rückkaufsrecht oder Rückkaufspflicht. 

1) Hoffnungskauf vgl. unten zu 6a. 

k) Kauf in Bauſch und Bogen vgl. unten zu Ga. 

) Kreditkauf und Vorzahlungskauf vgl. unten zu 9b bb. 

m) Kauf auf Abruf vgl. zu 50 und unter 9b bb. 

n) Deckungskauf. Über Grundſätze namentlich Re HRR 1933 Nr 476. 

0) Fixhandelskäufe als Abart des Fixgeſchäfts nach $ 309 im Sinne von HG $ 376, 
Durch die Nichterfüllung am Stichtage ift das Recht des Gläubigers auf Erfüllung zurückgetreten 
gegen das Recht auf Schadenserſatz. 

P) Kauf auf Umtauſch iſt ein Kauf mit facultas alternativa des Käufers als Gläubiger. 
Vgl. hierzu die eingehende Studie von Rie bow, Rechtswiſſ. Studien, Heft 21 (1924). 

q) Akkreditiv tft Auftrag des Käufers an eine vom Verkäufer beſtimmte Bank, dem Ver⸗ 
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käufer gegen Aushändigung beſtimmter Dokumente eine Zahlung zu leiſten. Reichardt, Ztſchr. 
f. gef. Handelsr. 88 (1924) S. If. 

r) Kauf unter Vorbehalt eines beſſeren Käufers (in diem addictio). Urſprünglich 
im Entwurf 1 berückſichtigt. 
„) Kauf unter Vorbehalt des Rücktritts für den Fall nicht rechtzeitiger Entrichtung 
des Kaufpreiſes (lox commissoria; RG 54, 340). Bei Prämienkauf RG 136, 107. 

t) Der Wahlkauf, $ 264 Rb 129, 143. 

u) Das Abladegeſchäft. Über das vielſeitige Anwendungsgebiet dieſes Kaufvertrages 
eingehend Haage, Das Abladegeſchäft (1933). 

v) Diskontierung von Wechſeln iſt in der Regel ein Kauf, Rc IV 37/29 5. 12. 29. 
6. Gegenſtand des Kaufvertrags ift alles, was in Umtauſch gegen Geld gegeben werden 
kann. Wenn das BGB nur Sachen und Rechte erwähnt, fo hat es dadurch den Umſatz von Dingen, 
die wirtſchaftlich als ſelbſtändige Subſtrate und Gegenſtände des Umtauſchs behandelt werden, 
bon der gleichartigen Regelung nicht ausſchließen wollen. Hierfür ſpricht ſchon, daß es den Erb⸗ 
ſchaftskauf als Kauf anerkennt. Das erhellt ferner aus Prot 2, 51, wo anerkannt wird, „daß auch 
all die Werte als Sachen und Rechte Gegenſtand des Kaufes ſein können (insbeſondere der Ver⸗ 
kauf eines Geheimniſſes, einer Kundſchaft, die Gewinnchance bei der emtio spei)“. In derartigen 
Fällen ſind daher die Beſtimmungen vom Kauf gleichfalls anzuwenden, nach RG 63, 59; 67, 
S. 86, 386 entſprechend, nach Gierke unmittelbar. 

„a) Sachen ſind körperliche Gegenſtände beweglicher und unbeweglicher Art nach $ 90, 
einſchließlich ihrer Beſtandteile ($ 93) und im Zweifel ihres Zubehörs ($ 314). Auch Waſſer 
(ASt 14, 121), Dampf (MGSt 44, 335) und Gas (RGSt 11, 117) find Sachen, nicht „Kräfte“ 
wie Elektrizität. Lieferungsverträge über Licht find Werkverträge (RG 17, 269; 86, 12), es 
bandelt ſich um Lieferung eines Erfolgs von Arbeit, der Lichte oder Kraftwirkung, die Mitlieferung 
der Zähler geht im Hauptvertrag auf. Wie Verträge über Elektrizität find auch Vertrage über 
Lieferung von Wärme zu beurteilen. Bei biejen Lieferungsverträgen ſteht der Beurteilung als 
Kaufverträge der Umſtand nicht entgegen, daß häufig der Abnehmer nicht zur Abnahme ver⸗ 
pflichtet iſt. Vgl. auch BD des Reichskommiſſars für Elektrizität und Gas v. 26. 7. 17 nebſt Aus- 
führungsbeſtimmungen. RG JW 1930, 19241 beurteilt fie als Kauf beweglicher Sachen, fie fei 
zwar keine Sache, aber wie eine Sache zu behandeln. Ebenſo RG 56, 404; 67, 232; 86, 13. 
Daher wendet es auch § 477 an. Wertpapiere, Kuxe (R 54, 351) ſind Gegenſtände des 
Kaufes als Sachen, gleichviel, ob gültig ausgeſtellt oder nicht. Nach anderer Anſicht ſind ſie 
Gegenſtand eines Sach- und Rechts kaufs gleichzeitig (Jacobi). Ebenſo Wechſel beim Diskon⸗ 
tierungsgeſchaft. Dieſes iſt in der Regel Kauf eines noch nicht fälligen Wechſels gegen ein Entgelt, 
5 durch die um den Zwiſchenzins nebſt einer Proviſion gekürzte Wechſelſumme beſtimmt wird 
(RG 93, 28). Vgl. auch zu Zh. Geld iſt als ſolches Mittel, nicht Gegenſtaud des Güterumſatzes, 
es können aber Geldſtlcke und Gelb ſorten auch Gegenſtände des Kaufes fein (Jubiläumsmünzen, 
Sterbetaler, ausländiſchas Geld, NG 38, 2; 15, 44). Über Geldwechſeln vgl. zu 3b. Auch Sach⸗ 
geſamtheiten können Gegenſtand eines einheitlichen Kaufes ſein, wie Inventar eines Geſchäfts, 
eines Gaſthoßs (ROHG 21, 204), insbeſondere bei „Kauf in Bauſch und Bogen“ („en bloc“). 
Die Beſtimmung der Sache als Kaufgegenſtand erfolgt derart, daß nur mit dem Einzelgegenſtand 
uns nicht mit einem andern erfüllt werden kann (RG 70, 423), Spezies kauf, oder jo, daß alle 
Sachen gleicher Gattung zur Erfüllung der Verpflichtung geeignet find, Gattungskauf (88 243, 
480). Dazwiſchen ſteht der beſchränkte Gattungskauf (Milch aus beſtimmtem Gut, Zinn 
von Inſel Banga), JW 01, 209, und der Ausſcheidungskauf: aus einem ſpeziell beſtimmten 
größeren Ganzen wird ein durch Meſſen, Wägen oder Zählen beſtimmbarer Teil verkauft. 
Wenn Miteigentümer ein gemeinſchaftliches Grundſtück verkaufen, liegt Verkauf einer Sache 
bor. Miteigentumsanteil iſt Eigentum, nicht ein neben dem Eigentum beſtehendes Recht. — 
90 Die Sache braucht zur Zeit des Kaufabſchluſſes noch nicht vorhanden zu fein, fie kann als eine 
künftige berfouft werden (emtio rei speratae). Der Kauf iſt dann von Rechts wegen durch ihre 
künftige Entſtehung bedingt. Hierher gehört der Kauf von weſentlichen Beſtandteilen eines 
Gtundſtücks, Holz auf dem Stamme (NG 72, 312), Früchten einer Ernte, der Ausbeute eines 
Steinbruchs, der Milcherzeugung (JW 03, 131), eines Hauſes auf Abbruch. Letzterer iſt kein 
Grundſtücksvereuße rungsbertrag (RS 60, 317; 62, 137), bedarf daher nicht der Form des 8 313. 
Verkauf der „nächſten 35 Tonnen Erz einer Grube“ iſt kein beſchränkter Gattungskauf, ſondern 
Spezies kauf einer erſt zu erzeugenden zukünftigen Sache. Sobald die Tonnen gefördert ſind, 
treten ſie als der von vornherein vorgeſtellte Kaufgegenſtand in die Erſcheinung, ohne daß es 
noch einer Ausſcheldung bedürfte (N 92, 371). Der Verkauf einer künftigen Sache iſt nicht mit 
emem Lieferungskauf zu verwechſeln, bei dem ſich der Verkäufer zur Herſtellung verpflichtet; 
vielmehr geht hier die Verpflichtung des Verkäufers nur dahin, der Entſtehung der künftigen 
Ware nicht entgegenzuwirken (NOHG 1,141). Beim Verkauf eines Waldbeſtandes hat der 
Käufer zwar das Recht, das Holz zu ſchlagen, das „Holzungsrecht“ läßt ſich aber nicht dinglich 
durch Eintragung ſiche rn (RG 60, 317; 78, 36). Es bedarf auch nicht der Form des § 313. Etwas 
anderes als der Kauf einer künftigen Sache iſt auch der Kauf einer Gewinnchance (emtio spei, 
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Hoffnungskauf), wenn vereinbart wird, daß der Preis auch zu zahlen iſt, wenn die Sache nicht 
entſteht (RG 77 S. 224, 344), jo beim Kauf eines noch nicht gezogenen Loſes, eines Fiſchzugs. 
Sit das Los tatſächlich ſchon gezogen, liegt kein Hoffnungskauf vor (NG 6, 290). Der ſog. Hoff⸗ 
nungskauf kann aber auch nur ein wirklicher Sachkauf als gewagtes Geſchäft ſein (RG 77, 344). — 
8) Die Sache braucht dem Verkäufer nicht zu gehören, die ihm obliegende Verſchaffungs⸗ 
pflicht kann er an ſich auch beim Verkauf einer fremden Sache erfüllen, wenn er das fremde Eigen⸗ 
tum beſeitigt, dazu bedarf es auch nicht erſt des Durchgangs durch das Eigentum des Verkäufers, 
die Übertragung kann unmittelbar durch den dritten Eigentümer erfolgen (RG 54, 213; 74, 354). 
Ein Kaufvertrag über die eigene Sache kann als Vereinbarung unter andern rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten beſtehen bleiben und nur die Verpflichtung zur Eigentumsübertragung als gegen⸗ 
ſtandslos entfallen (Planck zu $ 306 und $$ 275—292; RG 1. 4. 24 im Recht 1924 Nr 811). 

b) Rechte im weiteſten Sinn, hierunter fallen namentlich auch Forderungen. Ferner Erb⸗ 
baurechte, alle Rechte auf Nutzungen, auch wenn ſie nur ihrer Ausübung nach übertragbar ſind, 
gewerbliche Gerechtigkeiten (Apotheker-, Schankgerechtigkeit, Bohrgerechtigkeit, Berggerechtig⸗ 
keit), dingliche Rechte an Sachen, wie Hypotheken, alle gewerblichen Schutzrechte (Namen, Firma, 
Geſchäftsbezeichnung, Warenzeichen, Patente uſw., RG 45, 147; Recht 05, 317), ſowie alle Ur⸗ 
heberrechte. Wiederkauf von Renten, die auf dem Grundſtück laſten, kann ebenfalls Kauf ſein. 
Das verliehene Recht, den Titel als Hofapotheke zu führen, kann Gegenſtand eines Kaufes ſein 
(RG Warn 1914 Nr 283). Die Übertragung der gewerblichen Verwertung eines Patents durch 
einen Lizenzvertrag iſt kein Kauf, ſondern ein Vertrag eigener Art (RG 54, 272; 57, 38; 
78, 363), der dem Lizenznehmer in der Regel nur ein perſönliches Forderungsrecht auf Benutzung 
des Patents verleiht. Doch kann er zum Kauf werden, wenn in der Perſon des Lizenznehmers 
ein beſonderes abſolutes Recht entſtehen ſoll und dieſes Gegenſtand der Übertragung iſt, nicht bloß 
die gewerbliche Ausnutzung gewährt wird (JW 07, 13617). Die Patenturkunde iſt nur Beweis⸗ 
urkunde. Bei Geſchäftsanteilen iſt zwiſchen dem Recht und der wirtſchaftlichen Beteiligung 
zu unterſcheiden (RG 83, 180; 86, 48). Der Rechtskauf hat zum Teil eine beſondere Nege- 
lung in 8 437 erfahren. Das BGB behandelt den Sachkauf und den Rechtskauf als zwei geſon⸗ 
derte Arten des Kaufes, für die es zum Teil beſondere Vorſchriften gibt (RG 56, 255; 63, 60; 
90, 243). 

00 Wirtſchaftliche und rechtliche Lagen und Zuſtände, ſowie immaterielle Güter, 
ſofern fie einer Überleitung vom Verkäufer auf den Käufer, alſo eines Umſatzes, fähig find. Mit 
Unrecht deren Eigenſchaft als Kaufſache beſtritten. Das Geſetz ſelbſt hebt den Erbſchaftskauf 
hervor (8 2371), es kommen auch ſonſt einheitliche Vermögensmaſſen (universitates juris) 
in Betracht, ferner kaufmänniſche und gewerbliche Unternehmungen, wie ſchon aus HGB 
825 folgt, oder Erwerbsgeſchäfte ſchlechthin in ihrer Eigenſchaft als organiſierte Sub⸗ 
ſtrate einer gewerblichen Tätigkeit, als „Betriebe“ (RG 63, 57; 68, 54), fo z. B. ein Penſionat 
(RG 67, 86), Zeitungsunternehmen (RG 70, 220; 133, 115), eine ärztliche Praxis (RG 66, 39; 
115, 173; HRR 1932 Nr 1553). Vgl. hierzu unter 1. Bei dieſen ift zu unterſcheiden, ob Gegenſtand 
des Kaufes iſt das im Geſchäft ſteckende Betriebsvermögen allein (Grundſtücke, Kapitalien, 
Warenvorräte, Inventar) oder das Unternehmen als immaterielles, durch Arbeit ge⸗ 
ſchaffenes Gut, als organiſierter Betrieb, zu dem als Beſtandteile gehören Firma, Waren⸗ 
zeichen und andere gewerbliche Schutzrechte, wie z. B. auch eine beſtehende Wettbewerbsklauſel 
(RG 102, 129; 133, 115), geſchäftlicher Ruf, Kundſchaft, Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe uſw. 
(RG 70, 22; 68, 53). Das Unternehmen und das Geſchäftsvermögen können je ſelbſtändig ver⸗ 
äußert werden (RG 70, 224; 68, 49; 82, 155, RGSt 28, 277), ebenſogut aber als ein zu⸗ 
ſammengehöriges Ganzes (RG 78, 270). Auch bei einer G. m. b. H. iſt zwiſchen den einzelnen 
Geſchäftsanteilen und dem Geſchäftsvermögen als Objekt der in jenen enthaltenen rechtlichen 
Verfügungsmacht zu unterſcheiden, es können daher als Kaufgegenſtand nicht nur die einzelnen 
Geſchäftsanteile, ſondern auch das Geſchäftsunternehmen in Betracht kommen, worauf dann 
die Grundſätze von § 459 Anwendung finden (RG 98, 289). Nach der Auffaſſung des Verkehrs 
wird aber regelmäßig ein Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile einer G. m. b. H. als eine Veräuße⸗ 
rung des Unternehmens ſelbſt angeſehen. Dem Erwerber ſoll tatſächlich die gleiche Stellung 
eingeräumt werden, wie wenn er das Unternehmen gekauft hätte, RG 120, 287. Vgl. A 2 zu $ 437. 
Etwas anderes ift auch nicht in RG 86, 147 ausgeſprochen. Auch beſondere kaufmänniſche und 
gewerbliche Kenntniſſe und Gedanken können als immaterielle Güter übertragen 
werden, a. M. RG Gruch 58, 655, wie (unpatentierte) Erfindungen, Fabrikations⸗ und Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe, Rezepte (OLG 28, 106); ihre Veräußerung iſt ein Kauf, keineswegs ein Vertrag 
eigener Art, wie Rh in Warn 1914 Nr 214 meint. Der Gedanke muß ſich freilich mit feſtem 
Inhalt gefüllt haben, nicht bloß unbeſtimmte vage Pläne enthalten (Gruch 58, 655; Recht 1913 
Nr 3227). Eine andere Frage iſt dagegen, inwieweit die Gewährleiſtungsanſprüche ent- 
ſprechende Anwendung finden (vgl. hierzu bei $ 459 und RG JW 1914, 6742). Die „Kundſchaft“ 
als ſolche iſt allerdings kein Gegenſtand, der übertragen werden könnte, wohl aber die gewerb⸗ 
liche Stellung, die jemand einnimmt und an die ſich natürliche Beziehungen zu dem Kunden⸗ 
kreis knüpfen. Dieſe Stellung kann aufgegeben und einem andern eingeräumt werden, was einer 
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Übertragung wirtſchaftlich gleichkommt (RG 95, 57; JW 05, 389). Die gewerbliche Stellung 
iſt im gewerblichen Unternehmen verkörpert und lokaliſiert und wird daher gleichzeitig in der Regel 
mit dieſem übertragen (RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; Gruch 51, 901). Arbeit und Dienſte ſind 
natürlich nicht Gegenſtand des Kaufvertrags. Im übrigen aber vgl. $ 445. 

Was von künftig erſt entſtehenden und dem Verkäufer nicht gehörigen Sachen unter a geſagt 
iſt, gilt gleichermaßen auch für die unter b und e genannten Kaufgegenſtände. Auch ein erſt 
zu begründendes abſolutes Recht, wie die Gutſchrift in einem Girokonto einer Bank, kann 
Gegenſtand eines Kaufes ſein, z. B. beim Kauf einer Auszahlung. Beim Auszahlungsgeſchäft 
iſt Kaufgegeſtand eine erſt zu begründende abſtrakte Forderung ausländiſcher Währung gegen 
eine Bank (die Auszahlung). Vgl. Bek über den Handel mit ausländiſchen Zahlungsmitteln 
20. 1. 16 (RGB S. 49), Bek über den Zahlungsverkehr mit dem Auslande 8. 2. 17 (RGBl 105), 
Zweite VO über Maßnahmen gegen die Kapitalflucht 14. 1. 20 (RG Bl I 50), Deviſenhan⸗ 
delsgeſ 3. 2. 22 (RG Bl 195), Börſengeſ 23. 12. 20 (RGBl 2317). 

d) Waren im engeren Sinne des Handelsrechts als Gegenſtände des Handelskaufs 
find nur bewegliche körperliche Sachen (HGB 81 Abſ 2 Nr 1), denen die Wertpapiere 
ausdrücklich an die Seite geſtellt werden, alſo namentlich nicht Grundſtücke. HGB 58 373 ff. haben 
nur dieſe im Auge (RG 26, 43). 

e) Die Verpackung („Tara“) iſt im Zweifel nicht Gegenſtand des Kaufes (NOHG 13, 167; 
OLG 14, 381). Dies gilt auch für Säcke. 

7. Der Preis muß in Geld beſtehen. Über Vereinbarung in ausländiſcher Währung 
nach § 244 Abs 1 RG 107, 110. Entw I enthielt noch folgende Vorſchrift: „Der Kaufpreis muß 
in Geld beſtehen; neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe können Leiſtungen anderer Art 
bedungen, z. B. daß der Käufer feinen Bedarf nur beim Verkäufer deckt (RG JW 1907, 103), 
auch kann vereinbart werden, daß ſolche Leiſtungen zu einem beſtimmten Geldanſchlage an 
die Stelle des Kaufpreiſes treten ſollen.“ Sie iſt in der 2. Leſung weggefallen. Der Satz gilt 
jedoch als ſelbſtverſtändlicher Rechtsſatz, die Abrede macht das Geſchäft nicht zum Tauſch. Daß 
aber Geld unter Kaufpreis verſtanden wird, folgt ſchon aus dem Ausdruck „zahlen“. Vgl. aber 
88 473, 507. Hieraus erhellt, daß die Vereinbarung von Nebenleiſtungen anderer Art 
noch nicht notwendig die Natur des Geſchäfts als Kauf ändert. Geld können ſein die Währungs⸗ 
münzen und die mit Annahmezwang verſehenen Banknoten, ebenſo andere Münzen und Scheine, 
ſoweit dieſe, wie ausländiſche, nicht Ware find. Bei Doppelwährung iſt Goldklauſel von Be⸗ 
deutung. Über Unverbindlichkeit von Zahlungsvereinbarungen in Gold während des Krieges 
BVO v. 28. 9. 14 (RG Bl 417). Über Erſatz der Goldmünzen durch Reichskaſſenſcheine und Reichs⸗ 
banknoten während des Krieges RGeſ. v. 4. 8. 14 (RG Bl 326). Zuläſſig iſt die Vereinbarung, 
daß der feſtgeſetzte Kaufpreis durch Hingabe eines Gegenſtandes an Erfüllungs Statt gewährt 
werde, ſowohl bei als nach Abſchluß des Vertrags (ROßG 11, 226). Hauptfall: Übernahme 
einer für den Verkäufer eingetragenen Hypothek oder Eigentümergrundſchuld. Bei letzterer be⸗ 
ſtritten, ob die Übernahme die Kaufpreisforderung tilgen oder nur ſichern ſolle. Das tft nach 8 157 
zu beantwortende Auslegung, wie RG 120, 168 mit Recht annimmt. Vgl. das dort angeführte 
Schrifttum. In der Regel wird die Übernahme einer Fremdhypothek in Anrechnung auf den 
Kaufpreis dahin zu deuten ſein, daß damit ein entſprechender Teil der Leiſtung des Käufers 
unmittelbar bewirkt wird. Es iſt keine Leiſtung an Erfüllungs Statt nach § 364, weil der Käufer 
keine andere Leiſtung als die geſchuldete macht. Vielmehr ſoll in der Regel in Höhe der über⸗ 
nommenen Hypothek eine Geldforderung des Verkäufers gar nicht zur Entſtehung kommen, 
der Kaufpreis ſoll inſoweit nur Rechnungsgröße fein. RG 121, 41; Rc in L 1928 Sp. 398. 
Grenzfall mit Tauſch (RG LZ 07 Sp 235). Wird zahlungshalber ein Wechſelakzept gegeben, 

ſo hat der Verkäufer den Erlös, den er aus der Diskontierung erzielt, auf den Kaufpreis zu ver⸗ 
rechnen (RG 7. 12. 26 VI 266/26). Erſt ſobald die Möglichkeit einer Inanſpruchnahme des dis⸗ 
kontierenden Verkäufers ausgeſchloſſen iſt, gilt der Kaufpreis für beglichen (RG 12. 3. 26 VI 
525/25; RG 109, 35). Auch Geſtatkung der Abarbeitung des Preiſes beläßt es bei Kaufvertrag 
(Seuff u 59, 56). Der Preis muß beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar fein ($ 315). Be⸗ 
ſtimmbar iſt er auch, wenn er z. B. nach einer beſtimmten Quote der Einnahmen des 
verkauften Geſchäfts während einer beſtimmten Zeitdauer bemeſſen wird. Das Geſchäft wird 
dadurch noch nicht zu einer Geſellſchaft. Ob der Käufer vor der vereinbarten Zeit den Betrieb 
aufgeben kann und dann noch Zahlungen zu leiſten hat, richtet ſich nach Treu und Glauben im 
Einzelfall (NG 95, 37). Die Preisbeſtimmung erfolgt 
a) als feſter Preis bei Vereinbarung. Dieſer kann berechnet werden als Einheitspreis 
für die Wareneinheit, fo daß ſich die Summe aus Zahl, Maß und Gewicht der Ware ergibt (vgl. 
hierzu HGB § 380 Abſ 1), oder als Geſamtpreis, wie namentlich beim Kauf in Bauſch und 
Bogen. Beim Vorliegen zweier ſelbſtändiger Kaufverträge iſt es unzuläſſig, einen ein⸗ 
heitlichen Preis für beide Kaufgegenſtände feſtzuſetzen, es muß für jeden der Preis beſonders 
feſtgeſetzt werden. Ach in JW 1931, 10285. Es können dabei verſchiedene Umſtände berückſichtigt 
werden, wie Zölle beim Tranſitpreis (NG 94, 247 u. a.). Die Angabe über die Größe des 
Beſtandes an Gummibäumen bei einer Plantage, der Größe eines Grundſtücks kann ſo nur zu 
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dem Zweck erfolgen, eine Unterlage für die Berechnung des Kaufpreiſes und ſeine vor⸗ 
läufige Feſtſtellung zu ſchaffen, die endgültige Feſtſtellung aber nachträglicher genauer Abmeſſung 
vorzubehalten (RG 101, 69; JW 1918, 4715). Wann in ſolchen Fällen dagegen Zuſicherung einer 
Eigenſchaft vorliegt, iſt Auslegungsfrage. Fehler in der Preisberechnung (Kalkulation) ſind 
in der Regel unbeachtlich. Anders, wenn die Kalkulationsgrundlagen erörtert ſind und hierbei 
ein Irrtum beſteht (RG 16. 5. 24 III 679/23). Die Beſtimmung kann auch einem Dritten über⸗ 
laſſen werden, fo auch bei Arbitrageabrede wegen Preisminderung (Rh 73, 259); ferner 
dem Vertragsgegner ſelbſt (58 315, 316). Unter Selbſtkoſtenpreis ſind die geſamten Ge⸗ 
ſtehungskoſten zu verſtehen, die ſich zuſammenſetzen aus dem Einſtandspreis, den beſonderen 
Betriebsunkoſten und dem Anteile an den allgemeinen Betriebsunkoſten, Kapitalzinſen, Riſiko⸗ 
prämie und Unternehmerlohn. Unter Fabrikpreiſen, Originalfabrikpreiſen ſind die 
Preiſe zu verſtehen, die die Fabrik dem Zwiſchenhändler beim Verkauf im großen berechnet, ohne 
Zuſchlag der Koſten eines etwaigen eigenen Vertriebs an das Publikum in Verkaufsſtellen (NG 
Warn 1914 Nr 201). Syndikatspreiſe ſind die Preiſe, die das betreffende Syndikat jeweilig 
feſtſetzt (NG 23 1912, 863%). Beim Kauf nach Gewicht iſt das Nettogewicht maßgebend, 
d. h. das Gewicht der Ware ohne Verpackung (= Tara), alſo Brutto abzüglich Tara. Der Käufer 
kann Vorwiegen verlangen (OLG 20, 167). „Netto ab hier“ bedeutet den Abzug aller Speſen 
(R Oc 8, 120); „brutto für netto“ bedeutet Mitverkauf der Verpackung und Berechnung 
des Preiſes ſo, als wäre Verpackung Ware. — Vgl. HGB 530. 

b) Als Markt⸗ oder Börſenpreis ($$ 385, 453). Marktpreis iſt der allgemein vor⸗ 
handene Durchſchnittspreis zur Erfüllungszeit am Erfüllungsort. Es iſt aber zwiſchen 
dem normalen Marktpreis des Friedens und dem Preis infolge der Notmarktlage des 
Krieges zu unterſcheiden. Letztere iſt keine Grundlage mehr für die Bildung eines angemeſſenen 
Preiſes (RGSt 51, 259; 52, 30). Soll der Preis nach künftiger ſchwankender Marktlage beſtimmt 
werden und ift ein Höchſt⸗ oder Mindeſtpreis feſtgeſetzt worden, dann hat die Abrede den Zweck, 
das Geſchäftsriſiko der Parteien zu begrenzen (RO 94, 339). Der Börſenpreis iſt eine Unterart 
vom Marktpreiſe, der in der Regel, aber nicht notwendig durch amtliche Ermittlung (Kursmäller) 
feſtgeſtellt wird. Bei Wertpapieren wird der Börſenpreis im, Kurs“ ausgedrückt, ſofern ſich dieſer 
Am 1 5 de (B = Brief) oder Nachfrage (& = Geld), ſondern den wirklich ſtattgehabten 

mſatz bezieht („bez.“). 

0) Der laufende oder ortsübliche Preis des HG 89 385, 373 Abſ 2 iſt im Gegenſatz 
zum Marktpreis der jeweilige Durchſchnittspreis an einem beſtimmten Ort zu einer beſtimmten 
Zeit. Der „bei Lieferung gültige Preis“ iſt der zur Zeit der Verſandbereitſchaft gültige 
Preis, nicht notwendig der zur wirklichen Abſendungszeit geltende, wenn dieſe durch Transport⸗ 
ſchwierigkeiten uſw. verzögert wurde. e a 

d) Der Ladenpreis oder kunde nübliche Preis iſt im Zweifel der beſondere Preis 
des beſtimmten Einzelladens, in dem die Ware feilgeboten wird, der Preis, den auch andere 
Kunden des Verkäufers zahlen (JW 05, 43616), nicht der allgemeine in den Läden des Ortes 
ſonſt übliche. Das ſchließt nicht aus, daß abnorme Abweichungen von den ſonſt in den Läden 
551 Ortes üblichen Preiſen die Anfechtung wegen Irrtums, argliſtiger Täuſchung uſw. begründen 
önnen. 

e) Der angemeſſene Preis bei Waren ohne Markt⸗ oder Ladenpreis wird nach BGB 
85 315ff. beſtimmt. Über einfeitige Preisfeſtſetzungen durch Intereſſengruppen NG JW 
1927, 11435. Vgl. auch RG 99, 105 und SeuffA 60, 89; 80 315—399. Nach $ 316 gilt die Ver⸗ 
einbarung als zugunſten des Verkäufers getroffen. Die Beweislaſt der Angemeſſenheit trifft den 
Verkäufer (RG 57, 49). 

1) Geſetzliche Normierung des angemeſſenen Preiſes findet ſtatt in den behördlichen Preis⸗ 
taxen (RGewoO $ 80 Abſ 1, 3. B. für Apothekerwaren) und den damit weſensverwandten Höchſt⸗ 
preiſen und Richtpreiſen (BO v. 11. 11. 15 und v. 8. 5. 18). Vgl. zu A 1. Davon zu unter⸗ 
ſcheiden find die Selbſttaxen, zu deren Aufſtellung einzelne Gewerbetreibende verpflichtet 
ſind (RGewO dd 73—75, z. B. Bäcker, Gaſtwirte). Die Vereinbarung eines niedrigeren Preiſes 
iſt bei beiden Arten zuläſſig, die Vereinbarung eines höheren nichtig (RhewO 5 79). 

g) Wenn der Preis mit „zirka“, „etwa“, „gegen“ und ähnlichen Ausdrücken umſchrieben 
wird, iſt in der Regel anzunehmen, daß die Grenze der Angemeſſenheit den Anſatz nicht nach 
oben und unten weſentlich überſteigen darf, aber doch auch preismindernde Umſtände zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. Im Einzelfall kann die Beſtimmung auch beſagen, daß der Anſatz als Mindeſtpreis 
immer gefordert werden, nötigenfalls aber ein mäßiger Zuſchlag gemacht werden kann. 

h) „Preis freibleibend“. Die Unbeſtimmtheit der Preisabrede tut der bindenden Kraft 
des Vertrags und dem unveränderten Feſthalten der Parteien an ſeinem Inhalt im übrigen 
keinen Abbruch. 85 315 u. 317 kommen nötigenfalls zur Anwendung (R 103, 414). Jedenfalls 
iſt die Vereinbarung, daß der Verkäufer eine Verbindlichkeit in bezug auf Preiſe nicht übernehme, 
dann nicht beanſtanden, wenn ſie dahin auszulegen iſt, daß die Preiſe nur nach billigem Ermeſſen 
und unter Berückſichtigung der Verhältniſſe erhöht werden ſollen (RG 104, 306; RG 9. 3. 22 
VI 608/21). Über „gleitende Preiſe“ R& in JW 1924, 11405. Vereinbarung, daß man ſich 
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über den Preis nachträglich einigen werde, enthält eine aufſchiebende Bedingung (RG 2. 4. 24 
1 285/23). 

i) die Hauſſe⸗Klauſel bedeutet die Zuläſſigkeit angemeſſener Erhöhung des Preiſes bei 
langdauernden Bezugsverträgen infolge Erhöhung der Rohſtoffpreiſe ufm. Das Umgekehrte 
beſagt die Baiſſe⸗Klauſel. Zuweilen wird eine zeitliche Grenze geſetzt (RG 73, 436). 

k) Preis „in Gold berechnet nach dem Stand der Goldmark“ bedeutet die Berechnung nach 
dem Stande der Goldmark gemäß dem Goldankaufspreiſe der Reichsbank, nicht nach der davon 
verſchiedenen inneren Kaufkraft der Goldmark (RG JW 1927, 10822). 

J) Der Preis kann auch in einem beſtimmten Prozentſatz vom Umſatz eines Geſchäfts oder 

nur bei bloßem Verkauf einer Kundſchaft vom Umſatz an dieſe beſtehen. Wenn der Käufer das 
Geſchäft aufgibt. iſt er nicht zu weiteren Zahlungen verpflichtet. Die Aufgabe des Geſchäfts muß 
aber gerechtferät ſein und darf nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen, RG 95, 36. 
Ein angemeſſenes Wertverhältnis zwiſchen Preis und Ware wird bei der Vertragsfreiheit 
im allgemeinen nicht gefordert, einen Rechtsbehelf der laesio enormis kennt das Geſetz nicht 
mehr. Ausnahme: $ 4 Nr 4 des preuß. Bobenfperr® v. 10. 2. 23. Die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften wegen Wuchers ($ 138) und bei Gegenſtänden des täglichen Bedarfs wegen übermäßigen 
Gewinns nach BRV v. 13. 7. 23 (RGBl. I 700) — jetzt aufgehoben — gegen Preistreiberei liegt 
auf anderem Gebiete. Dagegen hat der Verkäufer bei verändertem ſinkendem Geldwerte ein 
Aufwertungsrecht nach BGB 9 242, wie umgekehrt der Käufer ein Abwertungsrecht bei 
ſteigendem Geldwert (RG 103 S. 177, 333; 107 S. 20, 124, 142). RG 111, 259 hält die Kauf⸗ 
kraft des Geldes nicht für eine Eigenſchaft des Geldes und verſagt deshalb die Anfechtung nach 
9.119 Abſ 2. Sehr bedenklich! Die Kaufkraft des Geldes ift etwas anderes als die Wertbemeſſung 
oder der Preis einer Sache (RG 59, 242; 61, 86; 64, 269; 103 S. 22, 149 [Geltendmachung in 
Reviſionsinſtanz]; 156, 180 [bei Nichtigkeit des Kaufvertrags]; 183, 240; RG 106, 11). Der 
Verkäufer iſt für die Vereinbarung des Kaufpreiſes nach a—i und ſeine Beſtimmtheit oder Beſtimm⸗ 
barkeit beweispflichtig (NG 68, 305; JW 07, 175). Iſt ein Grundſtück vom Eigentümer unter 
dem Zwang der drohenden Enteignung verkauft worden, ſo iſt der Verkauf lediglich als Erſatz 
für die dadurch vermiedene Enteignung anzuſehen. Die Kaufpreisforderung iſt dann für die 
Folgen der Geldentwertung denſelben Grundsätzen unterworfen, wie die Enteignungsentſchädi⸗ 
gung, RG 127, 267 und hierzu 130, 58. 

8. Die Verpflichtungen des Verkäufers gehen ſchon nach dem Kaufvertrag und abgeſehen 
von beſonderen En (NG 69, 355) 

I. beim Kauf von Sachen auf die beiden ſelbſtändig nebeneinanderſtehenden 
Leiſtungen der Übergabe, d. h. Beſitz und Genußverſchaffung und der Eigentumsverſchaf⸗ 
fung. Erſt wenn beide Leiſtungen erfüllt find, liegt vollſtändige Erfüllung des Kaufvertrags 
vor; ſolange nur die eine Leiſtung gewährt worden iſt, iſt lediglich Teilerfüllung vorhanden, 
und mit jeder von ihnen kann der Verkaufer in Verzug kommen (MG 85, 322; 95 S. 106, 322), 
Unmöglichkeit der Erfüllung eintreten uſw. Es liegt nicht nur eine einheitliche Verpflichtung 
vor, die ſich nach zwei Richtungen hin äußert, vielmehr werden dem Verkäufer nebeneinander 
aber getrennt voneinander die Pflichten auferlegt (RG 95, 105). So ſoll bei Übergabe der 
Sache unter Eigentumsvorbehalt die vollſtändige Erfüllung des Kaufvertrags erſt in der Zukunft 
eintreten (RG 64 S. 209, 334; 66, 344; 95, 107). Vorausſetzung iſt vollwirkſamer Vertrag (RG 
98, 246). Der Verkäufer einer fremden individuell beſtimmten Sache haftet für ihre Beſchaffung 
nicht ohne weiteres, wie ein Garant. Hierzu gehört beſondere, ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Vereinbarung (RG 12. 5. 22 11 695/21). 

a) Die Verpflichtung zur Übergabe enthält die Verpflichtung, dem Käufer den unmittel- 
baren, körperlichen Beſitz an der Sache mit Zubehör zu verſchaffen (8 854). Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beſteht auch bei einem Kauf unter Eigentumsvorbehalt, R HRR 1932 Nr 103. Wird 
dieſe körperliche Übergabe durch einen Beſitzvertrag erſetzt, der nur mittelbaren Veſitz 
ſchafft ($ 930), constitutum possessorium (28 1917, 1279), fo liegt darin ein Erlaß auf un- 
mittelbare Beſitzverſchaffung ſeitens des Käufers, der von deſſen freiem Willen abhängt. Das 
gleich gilt für die Abtretung des Herausgabe anſpruchs ($$ 870, 931). Dieſe find kein 
Erſatz der Übergabe, ſondern dienen nur dem Eigentumserwerb. Iſt der Herausgabeanſpruch 
mit Rechtsbeſchränkungen für den Erwerber verbunden, jo genügt die Abtretung nicht (RG 
JW 1927, 10875). Iſt dem Käufer die Verpflichtung auferlegt worden, die Sache bis zur Voll⸗ 
bezahlung des Kaufpreiſes nicht von einer beſtimmten Stelle fortzuſchaffen, ſo iſt bis zum Wegfall 
dieſer Unterlaſſungspflicht die Verpflichtung des Verkäufers aus $ 433 noch nicht erfüllt. Eben⸗ 
ſowenig wenn ſich der Verkäufer bis zur Zahlung des Kaufpreiſes das Eigentum vorbehalten hat 
(RG 23 1927 Sp 1213). Zu unterſcheiden ift jedoch, ob etwa der Abtretungsanſpruch ſelbſt 
Gegenſtand des Kaufes iſt. Die Übergaben durch Dispoſitionspapiere (Konnoſſemente 
der Seeſchiffer, HGB 8 647, Ladeſchein der Frachtführer, HGB $ 450; indoſſierte Ladeſcheine der 
ſtaatlich zur Ausſtellung ſolcher Urkunden ermächtigten Anſtalten, HOB § 424) find keine Erſatz⸗ 
übergaben wie im Falle BGB 88 930, 931, fie verſchafft dieſelben dinglichen Rechte an dem Gut 
wie die Übergabe des Gutes ſelbſt (RG 52, 354; 57, 62; 98, 166; JW 04, 215). Immerhin 
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bezieht ſich die Pflicht des Verkäufers aus § 433 auf die Verſchaffung des körperlichen Beſitzes 
der Sache ſelbſt, es ift daher zu unterſcheiden, ob ein Kauf gegen Dispoſitionspapiere abgeſchloſſen 
iſt oder nicht. Letzterenfalls braucht ſich der Käufer mit dem Anbieten eines ſolchen Dispoſitions⸗ 
papiers nicht zu begnügen und kann körperliche Übergabe der Sache ſelbſt verlangen (RG JW. 
01, 65414), erſterenfalls aber enthält vertraglich die Übergabe des Dispoſitionspapiers die 
Übergabe der Ze und es knüpfen ſich an die Übergabe dieſes Papiers daun auch alle geſetz⸗ 
lichen Folgen der Übergabe der Sache ſelbſt, z. B. Gefahrübergang (RG 52, 354). Vgl. § 446. 
Beim Verſendungskauf auf Verlangen des Käufers iſt die Beſitzverſchaffungspflicht durch 
$ 447 begrenzt (RG 49, 76: 59, 23). Sonſt ift auch bei ihm körperliche Übergabe der Sache oder 
des Frachtbriefs zur Vertragserfüllung erforderlich, R HRR 1932 Nr 102. Die Pflicht zur 
Übergabe wird auch dadurch erfüllt, daß der Verkäufer die Ware auf Anweiſung des Käufers 
einem Dritten, etwa dem Abkäufer des Erſtkäufers, übergibt (R 74, 354; Gruch 60, 992); 
ſelbſtverſtändlich ſteht dem auch die Übergabe an den Vertreter des Käufers gleich. Bei Über⸗ 
gabe an den Spediteur iſt zu prüfen, ob dieſer Vertreter des Verkäufers oder des Käufers 
ſein ſoll. Die körperliche und unmittelbare Beſitzübertragung iſt ein zweiſeitiger Akt; 
der Übergabe entſpricht die Annahme, erſtere iſt eine Tätigkeit des Verkäufers, letztere eine ſolche 
des Käufers. Beide aber bilden ein zuſammengehöriges Ganzes derart, daß der eine Akt 
ohne den andern nicht möglich iſt. Bei dieſem Zuſammenwirken alſo, deſſen Erfolg der Über⸗ 
gang des Beſitzes iſt, hat der Verkäufer ſeiner übernommenen Verpflichtung gemäß mittätig zu 
ſein. Verſchieden von der Übergabe iſt die Ablieferung. Dieſe iſt nicht Teil eines Geſamtaktes, 
nicht Teil eines Zuſammenwirkens von Verkäufer und Käufer, ſondern lediglich ein ſelbſtändiger 
und einſeitiger Akt des Verkäufers, durch den er den Käufer in die Lage ſetzt, nunmehr 
ſeinerſeits wiederum durch einen ſelbſtändigen und einſeitigen Akt über die Ware zu ver⸗ 
fügen und ihre Beſchaffenheit zu unterſuchen (GB § 377; ROß 3, 392; 6, 167; NG 73, 379; 
91, 290; 3W 08, 4312). Die Ablieferung iſt alſo ein rein tatſächlicher Vorgang, der ſich durch 
irgendwelche Verabredungen nicht erſetzen und ummodeln läßt, er hat nicht notwendig den Beſitz⸗ 
erwerb im Sinne des Rechtes zur Vorausſetzung (OLG 10, 411; Gruch 43, 760). Bei Übergabe 
von Grundſtücken iſt die Räumung und Beſitzaufgabe ein Beſtandteil des Übergabeaktes. 
Auch bei Verſendungskäufen erfolgt die Ablieferung daher regelmäßig erſt am Beſtimmungs⸗ 
ort, wo der Käufer die Sache abnimmt (Warn 1911 Nr 230), der vom Erfüllungsort der Vertrags. 
leiſtung verſchieden ſein kann. Der Verkäufer darf aber die Ware nicht einſeitig mit Nachnahme 
belaſten. Verſchieden iſt endlich ſowohl von der Übergabe wie von der Ablieferung die Ankunft 
der Ware, worunter lediglich das Eintreffen am Beſtimmungsort zu verſtehen iſt („Zahlung des 
Kaufpreiſes bei Ankunft der Ware“, JW 04, 4619), Beſtritten iſt, ob der Verpflichtung zur Über⸗ 
gabe aus dem Kaufvertrag die weitere Verpflichtung zur Seite ſteht, die Sache frei von Fehlern 
zu übergeben, oder ob lediglich eine Haftung nach $ 459 eintritt, wenn die Sache Fehler hat. 
In $ 433 ift ein Grundſatz für die Beantwortung der Frage nicht aufgeſtellt. Aber ſoweit Gat⸗ 
tungsſachen als Gegenſtände des Kaufes in Frage kommen, iſt in $ 480 ausdrücklich beſtimmt, 
daß der Käufer nicht nur die Wandlung oder Minderung verlangen kann, ſondern anſtatt ihrer 
Nachlieferung einer mangelfreien Sache. Für Käufe von Gattungsſachen beſteht ſonach 
nach der Meinung des Geſetzes die Verpflichtung des Verkäufers, mangelfreie Sachen zu liefern. 
Durch Ausſcheidung einer Sache mittlerer Art und Güte aus der Gattung und Beſtimmung zum 
Erfüllungsgegenſtand iſt aber die Konzentration und damit die Verwandlung in den Spezieskauf 
eingetreten. Gleichwohl braucht der Käufer dies nicht anzuerkennen und kann Lieferung einer 
mangelfreien Sache verlangen. 

Aus $ 480 iſt aber nicht im Gegenſchluß zu entnehmen, daß beim Spezieskauf die den 
Kaufgegenſtand bildende Sache nicht mangelfrei zu ſein brauche und die Verpflichtung des 
Verkäufers ſich nicht auf Übergabe einer ſolchen erſtrecke. Sicher iſt Gegenſtand des Kaufes die 
Sache in dem Zuſtand, wie ſie ſich zur Zeit des Kaufabſchluſſes in ihrer konkreten Körperlichkeit 
befindet ($ 450), aber es entſpricht der zu unterſtellenden Parteiabſicht und dem Geſchäftszweck, 
daß dieſe mangelfrei und zu dem ihrer Art nach dienlichen Genuß zufolge ihrer Beſchaffenheit 
geeignet ſei. Die Freiheit von Mängeln iſt daher Inhalt der Verkäuferpflichten, 
andernfalls wäre eine Anfechtung nach § 119 Abſ 2 nicht denkbar und der Ausſchluß der Haftung 
im Falle des $ 460 nicht begründet. Die Übergabe einer mangelhaften Sache enthält daher immer 
zugleich eine mangelhafte Vertragserfüllung (NG 53, 70; 66, 76; SeuffA 59 Nr 197), 
die zur Zurückweiſung und Verweigerung der Annahme berechtigt und daher den Verkäufer in 
Verzug ſetzen kann, jo daß $ 326 anwendbar wird (NG 52 S. 2, 355; 53, 92; 86, 92). Bei Ab⸗ 
lehnung der Annahme wegen Geringfügigkeit der Mängel kann jedoch gegen Treu und Glauben 
verſtoßen werden (RG 53, 73; JW 05, 4264). Iſt der Mangel nicht heilbar, liegt für den Teil, 
der in der Übergabe einer mangelfreien Ware beſteht, Unmöglichkeit der Erfüllung vor (RG 
53, 90; JW 00, 85613). Hat der Verkäufer die Übergabe einer mangelhaften Sache verſchuldet, 
hat der Käufer Anſpruch auf Schadenserſatz ($ 276). Die Verpflichtung zur Übergabe einer man⸗ 
gelfreien Sache bedeutet aber nicht die Verpflichtung, eine ſolche herzuſtellen und einen etwa 
der Sache anhaftenden Mangel zu beſeitigen. Dieſes Tun iſt nicht in der Verpflichtung zum 
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Übergeben inbegriffen. A. M. Staub HGB $ 377 Note 55a. Aber Treu und Glauben kann 
erfordern, die anhaftenden Mängel beſeitigen zu laſſen, R 61, 92; 87, 335; Seuff A 84, 176; 
23 1912 Sp 147°, . b B 
Beim Verkauf von Holz auf dem Stamme oder von Bäumen eines Grundſtücks kann eine 
Übergabe erſt nach Trennung der Bäume vom Grundſtück ſtattfinden, die, wenn nichts anderes 
vereinbart, dem Verkäufer obliegt (vgl. $ 956 Abſ 1). Siehe aber zu c aa. N 
b) Die Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums geht weiter als das bloße Haften für 
habere lieere. Sie geht auch nicht auf bloße Gewährleiſtung, ſondern iſt eine Leiſtungs⸗ 
pflicht, umfaßt die Verpflichtung, mit äußerſter Sorgfalt das ſeine zu tun zur 
Herbeiführung des rechtlichen Erfolges dahin, daß der Käufer Eigentümer wird. Der 
Verkäufer hat demgemäß die zur Verſchaffung des Eigentums erforderlichen formgültigen Er⸗ 
klärungen und Handlungen vorzunehmen ($$ 929, 931, 873, 925), alſo Eigentumsverſchaf. 
fungshandlungen, namentlich bei Auflaſſungen von Grundſtücken (vgl. auch GBO 
88 40, 41), Verſchaffung des Patents. Der Eintragung des Erwerbes in die Patentrolle bedarf 
es nicht, RG 126, 280, ſowie alles das zu beſeitigen, was dem Eigentumserwerb des 
Käufers infolge mangelnder Berechtigung des Verkäufers hindernd im Wege 
ſteht. Das folgt aus 9 434, wonach das Eigentum zugleich frei von es belaſtenden Rechten 
verſchafft werden muß, und zwar zur Zeit des Eigentumsübergangs (RG 83, 214). Bei Grund⸗ 
ſtücken hat der Verkäufer auch nicht nur Bucheigentum, ſondern wirkliches Eigentum zu verſchaffen, 
NG 132, 148. Das geſchieht nicht, wenn der Eigentumserwerb wegen eines Veräußerungs⸗ 
verbots unwirkſam iſt, RH 113, 405; JW 1931, 24673. Allerdings hat der Verkäufer auf die 
Be wirkung der Eintragung als einer behördlichen Tätigkeit keinen unmittelbaren Einfluß. 
Immerhin hat er die Pflicht, alles zu tun, um die Umſchreibung herbeizuführen und entgegen⸗ 
ſtehende Hinderniſſe zu beſeitigen, RG 118, 101; JW 1931, 26281. Das Recht des Käufers 
aus $ 433 wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß beim Kauf von Holz auf den Stämmen der Ver⸗ 
käufer die Geſtattung aus 8 956 widerruft (RG 22. 5. 22 VI 817/21). Daß die Sache zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes in fremdem Eigentum ſtand, macht die Erfüllung noch nicht unmöglich. 
Dies geſchieht erſt, wenn es für den Verkäufer objektiv ausgeſchloſſen iſt, ſich den Kaufgegenſtand 
zwecks Übereignung zu verſchaffen oder den Eigentümer unmittelbar zur Übereignung an den 
Käufer zu veranlaſſen (MG 68, 293; 73, 210; 86, 213; Warn 1918 Nr 158). Ebenſo ift die Eigen⸗ 
tumsverſchaffung unmöglich, wenn die Sache als Kriegsbedarf beſchlagnahmt oder ihre Über- 
eignung ſonſt rechtlich unmöglich iſt (RG 61, 76; 59, 361). Denn fie würde dann rechtsunwirkſam 
fein (§ 134; 96 9. 1. 20 11 223/19). Selbſtverſtändlich darf der Verkauf einer fremden Sache auch 
nicht unſittlich fein nach $$ 138 Abſ 1 u. 826 (RG 62, 137). Bei einer Pfandverſteigerung darf 
auch der Eigentümer der Pfandſache mitbieten ($ 1239). Die Verpflichtung, Eigentum zu 
verſchaffen, kann von einem Nichteigentümer auch durch eigene Abgabe etwa einer Auflaſſungs⸗ 
erklärung wirkſam erfüllt werden, wenn er dabei kraft einer Vertretungsmacht im Namen des 
Eigentümers handelt (8 164) oder die Erklärung mit Einwilligung des Eigentümers abgibt oder 
endlich dieſer fie nachträglich genehmigte ($ 185; 3 Bl 15, 35). Die Verpflichtung „aufzulaſſen“ 
kann auch Inhalt einer Verurteilung ſein. Damit iſt der Verpflichtung aber nur dann genügt, 
wenn durch die bloße Rechtskraft des Urteils die als abgegeben erachtete Willenserklärung des 
Verurteilten zur Eigentumsverſchaffung ausreicht. Andernfalls bedarf es einer weiteren Voll⸗ 
ſtreckung nach ZP dg 887, 888 (3 Bld 14, 54). Im Handelsverkehr kommen als Erſatzmittel 
die kaufmänniſchen Auslieferungspapiere in Betracht. — Wiſſen die Vertragſchließenden, 
daß die Kaufſache eine fremde tft, jo kommt es darauf an, wie die Parteien den Vertrag gewollt 
haben. Im Zweifel übernimmt der Verkäufer hier eine Garantie dahin, das Eigentum zu ver⸗ 
ſchaffen. Vgl. hierzu RG 22, 284. Bei zweimaligem Verkauf derſelben Sache haftet der 
durch Übergabe Beſitzer gewordene ſpätere Käufer, der durch planmäßiges Zuſammenwirken 
mit dem Verkäufer das Recht des erſten Käufers vereitelt und ſich nach § 826 ſchadenserſatz⸗ 
1 1 8 Bonn hat, dem erſten Käufer auf Herausgabe der Sache nach 8 249 (RG 108, 58 
egen 103, 419). 
Hat der Verkäufer das feine getan, was ihm zur Eigentumsverſchaffung oblag, ift aber trotzdem 
der Erfolg des Eigentumsübergangs nicht eingetreten, etwa weil die Eintragung vom Grund» 
buchbeamten noch nicht vorgenommen worden iſt, fo hat gleichwohl der Verkäufer feiner Leiſtungs⸗ 
pflicht nach $ 433 zunächſt genügt und der Käufer hat die in 8 440 Abſſ2 genannten Rechtsbehelfe. 
RG 118, 103; R im Recht 1907 Nr 3785. Denn der Verkäufer iſt außerſtande, dieſe behördliche 
Tätigkeit zu beſorgen, fie kann daher ſchon begrifflich nicht Gegenſtand einer Verpflichtung des 
Verkäufers ſein. Umgekehrt kommt die Erlangung des Eigentums dem Verkäufer auch dann 
zugute, wenn der Käufer es nur vermöge ſeines guten Glaubens erworben hat (§ 932). 
Aber die Erlangung des Eigentums durch Ausübung eines Hoheitsrechts (Beſchlagnahme) iſt 
keine Übergabe als privatrechtlicher Akt (RG 1. 7. 19 11 176/19). Iſt der Eigentumsübergang 
betagt oder bedingt, wie bei Eigentumsvorbehalt, iſt der Kaufvertrag noch nicht vollſtändig erfüllt 
(nc 83, 214; 64, 206). Der vom Verkäufer beauftragte Spediteur oder Frachtführer iſt 
an ſich nicht Vertreter des Käufers. Die Ware geht alſo nicht bereits durch Ablieferung 
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an jene auf den Käufer über, es ſei denn, daß dieſer oder in ſeinem Auſtrage oder Einverſtändnis 
der Verkäufer ihn zu ſeinem Vertreter zwecks Empfangnahme und Weiterſendung der Ware 
beſtellt hatte (RG 84, 320; 102, 39). Beim Verſendungskauf iſt zwar beim Verkäufer in der 
Regel der Wille anzunehmen, das Eigentum an der Ware auf den Käufer zu übertragen. In der 
Annahme durch den Käufer kommt jedoch zunächſt nur ſein Wille zum Ausdruck, die Ware in 
Gewahrſam zu nehmen und ſeiner Übernahmepflicht zu genügen, um feſtzuſtellen, ob die Ware 
vertragsmäßig empfangbar iſt. Eigentum geht auf ihn erſt dann über, wenn er zugleich zu er⸗ 
kennen gibt, daß er die Ware als ſein Eigentum behalten will, was auch ſtillſchweigend geſchehen 
kann (RG 12, 78; JW 1904, 6221). Der Umſtand, daß die Mängelrüge verſpätet nach HGB 
8 477 erfolgt, reicht noch nicht aus, darin notwendig eine Eigentumsübernahme zu finden (RG 
JW 1924, 67610). Die Verpflichtung des Verkäufers kann dieſer auch durch einen Erfüllungs⸗ 
gehilfen erfüllen, z. B. durch einen Lieferanten des Verkäufers. Daß deſſen Lieferant grund⸗ 
ſätzlich nicht als Erfüllungsgehilfe anzuſehen ſei, läßt ſich nicht ſagen. Ausſchlaggebend iſt allein, 
wie dieſer dem Berechtigten gegenübertritt. Es genügt, daß er bei der Vertragserfüllung als 
Hilfsperſon des Verkäufers mitwirkt. Anders in der Regel nur, wenn der Lieferant zunächſt dem 
Verkäufer die Ware liefert (RG 101, 152; RG 12. 5. 08 11 548/07). Wenn aber der Lieferant 
dem Käufer die Ware unmittelbar liefert, find die Vorausſetzungen für $ 278 gegeben (RG 108, 
223). Iſt ein Kauf ohne Vorbehalt des Eigentums abgeſchloſſen, ſo bedeutet die Überſendung 
der Ware, daß das Eigentum daran übertragen werden ſoll. Eine nach der Überſendung erfolgende 
Zuſendung der Faktura mit einem Eigentumsvorbehalt iſt wirkungslos. Wenn dagegen die Fak⸗ 
tura mit dem Vermerk des Eigentumsvorbehalts vor oder mit der Ware eintrifft, findet eine 
Übereignung nicht ſtatt und der Verkäufer hat den ohne Eigentumsvorbehalt abgeſchloſſenen 
Kaufvertrag nicht erfüllt. RG 133, 40; KG in YW 1929, 2164. Oertmann in JW 1930, 3493. 
Ein bloßer Vermerk auf der Rechnung genügt dann nicht, wenn nicht damit nach Treu und Glauben 
zu rechnen war, daß er bei Abnahme der Ware bemerkt würde. Nach RG in ZW 1929, 2164 iſt 
die Faktura nach den Gepflogenheiten des geſchäftlichen Verkehrs nur dazu beſtimmt, die 
überſandte Ware zu bezeichnen und Preis und Verpackungsangaben aufzunehmen. Beſtritten iſt, 
ob der Verkäufer den Kaufvertrag voll erfüllt habe, wenn er dem Käufer die Ermächtigung zur 
Weiterveräußerung der Ware erteilt hat. So Merkel in JW 1931, 2088; 1932, 158. A. M. 
Danielcik in JW 1932, 157. N 

Kauf der eigenen Sache braucht nicht ſchlechthin ungültig zu ſein, z. B. bei Verſteigerung. 
In der Regel aber handelt es ſich um eine unmögliche Leiſtung. 

e) Aus den Verpflichtungen unter a und b ergeben ſich ohne beſondere Ver- 
einbarung ferner eine Reihe von Nebenpflichten für den Verkäufer auf Grund des abgeſchloſſe⸗ 
nen Kaufvertrags ſchon aus dem Grundſatz des $ 242, von denen nur einige ausdrückliche Regelung 
und Hervorhebung im Geſetz gefunden haben. Die Pflichten des Verkäufers ſind mit 
Vornahme des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts noch nicht durchaus erfüllt. So 
hat z. B. der Zedent es zu unterlaſſen, die abgetretene Forderung in einer dem andern Gläubiger 
nach § 407 noch wirkſamen Weiſe einzuziehen (Oertmann JW 1926, 982). Hierher gehören 

aa) die Auskunftspflicht über die den Gegenſtand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe 
und die Herausgabepflicht bezuglich der den Gegenſtand betreffenden Urkunden (BGB 8 444). 
Zu dieſen gehören nicht nur die Beweisurkunden, ſondern auch die Dispoſitionsurkunden. Auch 
die Verpflichtung zur Erteilung eines Nummernverzeichniſſes der verkauften Kuxe gehört 
hierher. RG 121, 48. Dagegen iſt der Verkäufer einer individuell beſtimmten Ware grundſätzlich 
nicht verpflichtet, die Ware auf ihre Tauglichkeit für den ihm bekannten Verwendungszweck des 
Käufers näher zu prüfen, auch wenn er Sachverſtändiger iſt. Vielmehr iſt dieſe Prüfung Sache 
des Käufers (JW 1910, 749). Es kann ſich aber aus der Verkehrsſitte und aus beſonderen 
Umſtänden des Falles eine ſolche Prüfungspflicht ergeben, RG 125, 78. Und dieſe Pflicht 
des Verkäufers wirkt zurück auf den Umfang der daneben auch dem Käufer nach HGV § 377 
obliegenden Prüfungspflicht und die Pflicht zur unverzüglichen Rüge, RG 65, 49; 99, 250; 
106, 309. Eine Ermöglichung der Prüfung durch den Käufer einer Maſchine erfordert ſo nötigen⸗ 
falls deren Vorführung durch den Verkäufer. Ebenſowenig beſteht eine Verpflichtung des 
Verkäufers, etwaige Mängel auszubeſſern. Dieſe folgt auch nicht aus der Verpflichtung, 
mangelfreie Ware zu liefern; denn die Verpflichtung, zu lie fern, iſt von der Verpflichtung, 
herzuſtellen, verſchieden. Davon zu unterſcheiden iſt, ob der Verkäufer das Recht zu freiwilliger 
Nachbeſſerung hat, was jedenfalls für die Zwiſchenzeit zwiſchen Abſchluß des Vertrags und Über⸗ 
gabe der Kaufſache zu bejahen iſt. Als Nebenleiſtung wird zuweilen auch die Herſtellung der 
Betriebsfähigkeit bei einer Maſchine übernommen (JW 1901, 10626). 

bb) Die Anzeigepflicht in bezug auf Anſprüche, die Dritte an dem Kaufgegenſtand erheben, 
und in bezug auf Mängel der Sache zum Zweck ihrer Beſeitigung durch den Käufer gerade dann, 
wenn der Verkäufer ihretwegen nicht haftet (OL G Braunſchweig in SeuffA 54, 31). 

ce) Die Verwahrungspflicht der noch nicht übergebenen Kaufſache (Recht 1914 Nr 601), 
wozu bei Tieren auch ihre Fütterung und ſonſtige Fürſorge gehört. Zuweilen wird auch ein 
beſonderer Verwahrungsvertrag abgeſchloſſen und dann iſt beſondere Vergütung hierfür 
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zu zahlen, z. B. wenn Bank ein Nummerverzeichnis der gekauften Stücke überſendet. Bei Gat- 
tungsſchulden beſteht keine Verwahrungspflicht (88 262— 265; NG 27. 2. 23 III 259/22), 

dd) Die Erhaltungspflicht. Aus der Verpflichtung, die Sache ſo zu übergeben, wie ſie 
zur Zeit des Kaufabſchluſſes war, und der Gefahrtragung bis zur Übergabe, ergibt ſich ohne 
weiteres die Pflicht, ſie ſo zu behandeln, daß ſie erhalten und nicht beſchädigt wird (RG 25. 3. 04 
II 371/03). Dieſe Pflicht hat mit der Gewährleiſtungspflicht nichts gemein (NG 52, 18). Ein 
Anwendungsfall dieſer allgemeinen Verpflichtung wird in $ 450 behandelt. Dieſe Verpflichtung 
wird eingeſchränkt in 8 300. Sie kann ſich ſteigern im Einzelfall zur Verpflichtung, die Sache zu 
verſichern (NG 50, 169). 5 5 

ee) Die Löſchungspflicht hinſichtlich nicht beſtehender, aber noch im Grundbuch einge⸗ 
tragener Rechte ($ 435). 

14) Die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß Rechte anderer an der Kauſſache gegen den 
Käufer nicht nur tatſächlich, ſondern auch rechtlich nicht geltend gemacht werden können ($ 434). 
88) Die Ausſcheidungs⸗ und Konzentrierungspflicht bei Gattungskauf (9 243). 

„ ah) Das Abmeſſen und Abwägen und Bereitſtellen der gehörig geordneten Ware als 
Vorbereitung der Übergabe ($ 448; Warn 1912 Nr 200). Der Käufer kann auch Vorwie gen 
der Ware verlangen (OLE 20, 167), ebenſo Herbeiholen zur Spezifikation, Geſtattung 
der Unterſuchung zwecks Entſcheidung über die Annahme der Ware als Erfüllung (Recht 07 

Nr 1628; 1910 Nr 1234). N 
) Vor allem auch die Ermöglichung einer gefahrloſen Wegnahme ſeitens des 
Käufers (RG 78, 239; RG 6. 7. 21 VI 805/21). Wegen Verletzung dieſer Pflicht haftet der 
Verkäufer aus $ 276. Der bloße Betrieb in einem Hauſe läßt aber aus Vertrag noch nicht für die 
Beſchaffenheit der Zugänge haften, es kommt hier nur die Haftung für unerlaubte Handlung in 
Betracht (RG 74, 124). Der Verkäufer muß auch alle Hinderniſſe beſeitigen, die der Über- 
gabe entgegenſtehen (OLG 16, 384). Auch für gefahrloſe Kaufsverhandlungen haftet der 
Verkäufer, wenn fie in ſeinem Geſchäft ftattfinden (RG 73, 148; 78, 239). 
d) Nach der beſonderen Geſtaltung des Falles und der im Verkehr üblich gewordenen Gewohn⸗ 
heit gelten weiter im Zweifel noch folgende Nebenpflichten als ſtillſchweigend in beſonderer 
ebenverabredung mit übernommen. Dieſe find nicht Nebenverpflichtung aus dem Kauf⸗ 
vertrag an ſich, ſondern aus einem verkehrsüblich mit ihm zuſammen ſtillſchweigend abgeſchloſſenen 
— Selbſtverſtändlich gilt das erſt recht für ausdrücklich vereinbarte Nebenverab⸗ 
en. 
aa) Die Verſendungspflicht beim Diſtanzkauf (BGB $ 447) und die Überbrin- 
Kos pflicht auch beim Ortskauf (RG 34, 66; Recht 1911 Nr 3086), in der Regel aber auf 
oſten des Käufers (RG 11. 4. 21 IL 461/21 in 23 1921 Sp 628). Dadurch wird die Schuld nicht 
Dr 0 ajchutb und der Verkäufer übernimmt auch nicht die Gefahr der Übermittlung (Ri 
34,66). Anders jedoch häufig nach der Verkehrsſitte, wenn der Verkäufer durch feine eigenen 
Angeſtellten die Überbringung freiwillig übernimmt. Dann wird pereinbarungsgemäß dieſe 
berbringung auf Gefahr des Geſchäftsherrn erfolgen, weil dieſer allein auch die Auswahl unter 
den Angeſtellten trifft und ihre Zuverläſſigkeit zu beurteilen vermag. Der verſendende Verkäufer 
Tg e heig dem Spediteur gegenüber etwaige Erſatzanſprüche geltend machen (RG 21. 6. 21 


Bott Im in LH 1921 Sp 762). Auch die Übernahme der Auslagen für Fracht und Steuer oder 
ann 


in dieſer Weiſe erfolgen. 
bb) In cn hiermit fteht die Pflicht zur Verpackung ($ 448) und ordnungs⸗ 
mäßigen Verladung (JW 1922, 2875). 
ce) Bei Lie fe rungsverträgen, bei denen der Verkäufer erkennbar macht, daß deren Aus⸗ 
haltung von der Durchführbarkeit eines vorausgehenden Deckungskaufs abhängt, übernimmt 
der Verkäufer ſtillſchweigend feinem Vertragsgegner gegenüber die Garantie, daß die Liefe⸗ 
rungsverpflichtungen feines Vormanns ihm gegenüber mindeſtens die gleiche Sicherheit für 
24 291120 bieten, wie er ſelbſt ſie feinem Abkäufer im Lieferungsvertrage gewährleiſtet (RG 
1. 19). 
ad) Grundfätzlich hat der lieferungspflichtige Verkäufer die der Warenlieferung entgegen⸗ 
ſte henden Hinderniſſe zu beſeitigen, während der Käufer, ſoweit nötig, auf Verlangen mitwirken 
muß (MG 98, 260). Cs gibt aber Ausnahmen in beſonderen Fällen (RG 97, 257; Warn 1916 
Nr 155; 1918 Nr 216). 
ee) Rechnungen dienen nur zur Angabe der zum Verſand gebrachten Warenmengen, nicht 
zur Aufnahme anderer rechtserheblicher Mitteilungen und neuer Anträge (RG 17. 3. 22 111 
249/21). Vgl. oben unter b. 5 
4. 11) Iſt bei einem Kaufvertrag über ein Unternehmen eine Wettbewerbsklauſel vereinbart, die 
ihrer Natur nach nicht ſofort erfüllbar iſt, ſo iſt der ganze Kaufvertrag erſt vollſtändig erfüllt, 
wenn ein Wettbewerb nicht mehr in Frage kommt, RG 113, 115. 
88) Es können auch beſtimmte Zurichtungen der Ware noch vom Verkäufer übernommen 
werben, z. B. koſtenloſes Defatieren des verkauften Stoffes. 
hh) Der Verkäufer einer Ware oder eines Grundſtücks hat die Neben verpflichtung, den Käufer 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe. ) 2 
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nach erfolgter Übergabe auch im ungeſtörten Beſitz des gekauften Gegenſtandes zu laſſen, 
ſeinen Genuß aus dem Beſitz und Eigentum nicht zu ſtören, RE in HRR 1933 Nr 1177. 

II. Beim Kauf von Rechten geht die Verpflichtung dahin, zunächſt dem Käufer ein beſtehen⸗ 
des Recht zu verſchaffen. Meiſt erfolgt ſtillſchweigend mit der Veräußerung auch unmittelbar 
die Abtretung von Rechten. Aus der Eigenart des auf den Verkauf einer Forderung oder ſonſtigen 
Rechts gerichteten Vertrags iſt die Bindung des Verkäufers noch darüber hinaus zu folgern, er 
haftet auch für die Verfolgung des abgetretenen Anſpruchs (Rz 111, 302). Auch hier iſt dieſe 
Verſchaffungspflicht von der andern Pflicht, Garantie zu leiſten für den Fall, daß das Recht nicht 
verſchafft worden iſt, zu unterſcheiden. Die Folgen der Nichtverſchaffung ſind dieſelben wie bei 
der Nichtverſchaffung des Eigentums an Sachen, wie ſich aus $ 440 ergibt. Der Ausdruck, haften“ 
iſt daher in § 437 ungenau, inſofern damit nicht die Haftung aus der Gewährleiſtungspflicht 
gemeint iſt. Als Erfüllungshandlungen kommen namentlich in Betracht die Übertragung von 
Forderungen (88 398, 413), die Indoſſterung von Orderpapieren, die Erklärungen vor dem Grund- 
buchamt (§ 873): bei Rechten, bei denen die Verfügungsmöglichkeit an eine Urkunde gebunden iſt, 
gehört zur Erfüllung auch die Übergabe der Urkunde (RG 63,424; 126, 284; §§ 1154, 1192). 
Bei Rechten, die an eine Urkunde gebunden ſind (Wertpapiere, Inhaberpapiere), ſtellt die Ver⸗ 
pflichtung zur Übergabe der Papiere die Hauptverpflichtung dar. Der Verkäufer haftet dafür, 
daß dem Käufer die Befugnis zur Geltendmachung des verbrieften Rechts verſchafft wird (RG 
1, 292; 10, 170; 30, 158; 108, 318; 109, 297). Bei einem Kaufvertrag über Aktien handelt es ſich 
um einen Kauf von Rechten, RG 122, 380. Auch beim Rechtskauf konnen die Grundſätze vom 
gutgläubigen Erwerb durchgreifen ($ 437). Iſt das verkaufte Recht nicht vorhanden, ſo iſt darum 
der Kaufvertrag nicht nichtig. Der Verkäufer kann es noch begründen, wie er auch eine noch nicht 
vorhandene Sache, die er verkauft hat, noch herſtellen kann. Nur wenn dies von vornherein 
unmöglich iſt, iſt der Vertrag nichtig. Im übrigen ſ. zu $ 437. Ein ſolcher Fall liegt vor bei der 
Begründung einer abſtrakten Forderung ausländiſcher Währung gegen eine Bank beim Kauf 
einer Auszahlung; Ruzek aaO. S. 40. N 

Bei Rechten, die zum Beſitz einer Sache berechtigen, hat der Verkäufer außer der Beſchaffung 
des Rechtes auch die Sache zu übergeben. RG 126, 283. Hierfür gelten die für ſie beſtehenden 
Grundſätze. In Betracht kommen das Erbbaurecht (88 1012, 1017 Abſ 2), das Nießbrauchsrecht 
(88 1036 Abf 1, 1059), das Wohnungsrecht ($$ 1093 Abſ 1, 1092), pfandrechtlich geſicherte Forde⸗ 
rungen ($$ 1250, 1251 Abſ 1). Bei Verkauf eines Patentes muß das Patentrecht an den Käufer 
abgetreten werden. In der Regel erfolgt dieſe Abtretung in dem Veräußerungsvertrag ſelbſt 
und ohne eine beſondere Übertragungshandlung. Die Übertragung erfolgt durch formfreien 
Vertrag, der Eintragung in die Patentrolle bedarf es zum Vollzuge nicht; RG 126, 284. 

9. Die Verpflichtungen des Käufers werden als gleichwertig nebeneinander hingeſtellt 
und beſtimmt als Zahlungspflicht und Abnahmepflicht. 

a) Die Zahlungspflicht. Auch fie ſteht unter der allgemeinen Regel der 98 242 (Aufwertung N, 
244, 245, 267, 268, 270, 362, 387, 1142, 1249; HW $ 361. Über die Rechtsnatur der Zahlung 
„ zu § 362. Be zahlt iſt der Kaufpreis im Falle vereinbarter oder dem Käufer freigeſtellter 
Überweiſung des Betrags auf eine vom Verkäufer bezeichnete Bank, wenn er bei dieſer ſo 
zeitig eingeht, daß die Buchung auf das Konto des Verkäufers bei normaler Erledigung 
noch an demſelben Tage erfolgen kann. Dagegen iſt für den Fall der Akkreditivſtellung noch 
eine Erklärung der Bank an den Verkäufer über den Eingang des Geldes zu erfordern, weil ein 
Verhältnis zwiſchen dem Verkäufer und der Alkreditivbank geſchaffen werden muß (RG 105, 269; 
103, 376; 102, 155; JW 1922, 770; 1923, 500). 

aa) Bei Barzahlung iſt mit Geld oder gleichwertigen Zahlungsmitteln (vgl. VO über 
Verpflichtung zur Annahme von Reichsmark bei Inlandsgeſchäften v. 7. 11. 23, RGBl 1 1081). 
Vgl. hierzu Frank in JW 1924, 160. Bedingung der Zahlung in ausländiſcher Währung, § 244 
Abſ 1; RG JW 1924, 1725; marktgängige Umlaufmittel und Schuldverſchreibungen bekannter 
Körperſchaften (23 1912, 45824), bei Empfang der Ware Zug um Zug zu leiſten (88 271, 320). 
Dies gilt nicht nur für den Tageskauf, ſondern auch für den Zeitkauf und den Ratenkauf. Bei 
Vereinbarung per comptans, ſofortiger Bezahlung ift namentlich die Aufrechnung ausge 
ſchloſſen (RG 60, 356), ſofern die Gegenforderung nicht aus dem Kauf ſelbſt entſtanden iſt (RG 
60, 294). Anders „ſofortige rein netto Kaſſe bei Empfang der Faktura“ (RG 23 1917, 853). 
Nach ſofortiger Zahlung bleibt die ſpätere Geldentwertung unberückſichtigt (NG JW 1923, 285; 
1924, 17512, 6758; RG 107, 124). Bei Verſendungskaufen gilt die Regel, daß der Käufer 
den Preis erſt nach Empfang der erſt von ihm zu prüfenden Ware zu zahlen braucht. Daher iſt 
der Verkäufer nicht berechtigt, ohne weiteres die Ware mit Nachnahme zu belegen. Denn 
dadurch wird der Kauf zum Pränumerationskauf. Die Vereinbarung einer Nachnahme berührt 
im übrigen die geſetzlichen Regeln über Tragung der Gefahr und Koſten nicht, ſie ſoll nur den 
Verkäufer ſichern (RB 16. 9. 21 111 54/21). Die Regel greift aber nicht Platz, wenn etwas anderes 
vereinbart, z. B. die Ware abredegemäß auf dem Lagerplatz des Verkäufers zu prüfen war (RG 
10. 5. 07 11 12/07). 

bb) Die Vorauszahlung enthält einen auflöſend bedingten Verzicht auf Nachforderung 
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des Vorausgezahlten für den Fall, daß die Kaufpreisforderung entſteht. Sie kann im übrigen 
verſchiedenen Zwecken dienen und namentlich bei Kontokorrent verſchiedene Wirkung haben 
(A 38, 236; 56, 23). Der Verkäufer darf im Zweifel die Vorauszahlung nicht zurückweiſen 
($ 271 Abſ 2, aber $ 299). Vorleiſtung findet namentlich ftatt bei der Vereinbarung „Kaffe 
gegen Faktura“, „Kaſſe bei Faktura“ (RG 30. 5. 22 11 593/21; Gruch 1924, 208). Der 
Verkäufer hat die Ware fertig zum Verſand zu machen, bevor er die Faktura dem Käufer 
ſchickt, darf aber mit der Abſendung der Ware warten, bis der Kaufpreis bei ihm eingeht (RG 
63, 125). Dieſes Rechtes begibt er ſich auch nicht durch die Formel der Faktura „Sandte Ihnen“. 
Hat er dennoch vor Eingang des Kaufpreiſes die Ware abgehen laſſen, kann der Verkäufer ihre 
Aushändigung an den Käufer bis zum Eingang des Kaufpreiſes verbieten, und der Käufer gelangt 
in Zahlungsverzug, wenn er nicht nach Empfang der Faktura zahlt, es ſei denn, daß die Ware 
zu der Zeit tatſächlich noch nicht verſandbereit war, was er beweiſen muß (RG 30. 5. 21 111 593/21). 
Sind beſtimmte Lieferfriſten vereinbart und werden dieſe nicht eingehalten, bleibt an ſich 
in der Regel die Vorleiſtungspflicht dadurch unberührt (Gruch 1919, 220). Kommt der Verkäufer 
mit ber Fakturaſendung in Verzug, erhält der Käufer die Rechtsſtellung, als habe er den Kaufpreis 
vergeblich angeboten. Die Vereinbarung: „Kaſſe gegen Dokumente“ enthält ebenfalls 
eine Vereinbarung der Vorauszahlung. Der Käufer muß zahlen, ehe er die Ware prüfen kann. 
Sit dieſe Prüfung aber ausnahmsweiſe möglich, darf er ſie auch vor der Zahlung vornehmen (RG 
30, 100; 47, 142). Über Vereinbarung „Kaffe gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ (RG 
90, 1; JW 1916, 1194). Ohne ſolche Vereinbarung: „Kaſſe gegen Faktura“ ift jedoch nach 
feſtſtehendem Handelsbrauch der Kaufpreis nicht eher zu bezahlen, als bis nach Ankunft der Ware 
am Beſtimmungsort ihre Unterſuchung auf die vertragsmäßige Beſchaffenheit möglich iſt. In⸗ 
joweit beſteht für den Verkäufer eine Vorleiſtungspflicht (RG 30, 412; Rh 4. 4. 22 VII 
337/21). Beſtellung eines Akkreditivs bedeutet Vorleiſtung (RG 30. 1. 22 VI 522/21). Über 
die Bedeutung der Akkreditivſtellung und über die Vertretungspflicht des Akkreditierenden 
für Verſehen der Bank auch dann, wenn es die des Käufers iſt (RG 102, 155; 103, 376; 105, 34; 
ferner Kanoldt in JW 1924, 163; dagegen Wieluner daſ. S. 1136). Akkreditiv ift der Auftrag 
des Käufers an eine vom Verkäufer beſtimmte Bank, dem Verkäufer gegen Aushändigung der 
Dokumente eine Zahlung zu leiſten; Reichardt, Ztſchr. f. geſ. Handels- u. Konkursrecht 1924 
(88) S. 1. — Macht der Käufer geltend, daß er berechtigt ſei, die Einlöſung der Papiere und die 
Vorleiſtung zu verweigern, etwa weil die Ware nicht verſandbereit ſei, ſo trifft ihn die Beweislaſt 
(RG 47 S. 132, 145; 59, 25; 61, 349; RG JW 1923, 6852). 

©) Dei Zahlung mit Wechſeln kann die Vereinbarung bedeuten, daß der Käufer ein Akzept 
geben ſoll oder daß Kundenwechſel zu geben find. Letztenfalls müſſen dieſe fo gut fein, daß 
ſie der Verkäufer bei ſeiner Bank ohne weiteres diskontieren kann. Die Annahme der Wechſel 
erfolge im Zweifel nicht an Zahlungs Statt, ſo daß mit der Hingabe die Kaufpreisforderung 
erloſchen wäre (9 364), ſondern zahlungshalber, ſo daß erſt mit der Einlöſung des Wechſels 
und nur in dem Betrag, den der Verkäufer bei der Diskontierung dafür erhält, die Kaufpreis⸗ 
lorderung beglichen iſt (RG 31, 109; 35, 196; ROH® 5, 256). Eine Prolongation des Wechſels 
ändert daran nichts (MG Warn 09 Nr 397). Die Annahme des Wechſels oder Schecks verpflichtet 
aber den Verkäufer, das feine dazu zu tun, um Wechſel und Scheck einzulöſen. Vor deren Fällig⸗ 
teit darf er auf die Kaufpreisforderung nicht zurückgreifen, da die Annahme des Wechſels eine 
Stundung bis zu deſſen Fälligkeit enthält (Seuff A 54 Nr 142). — Der Verkäufer iſt im übrigen 
ncht befugt, nach Lieferung der Ware Wechſel auf den Käufer zu ziehen, falls er dieſe 
Befugnis nicht durch beſondere Vereinbarung oder ſtillſchweigend durch Verkehrsübung erhalten 
hat. Bei Hingabe von gefälſchten Wechſeln vgl. Rh 82, 337; JW 1910, 4707; 1914, 192. — 
Eine beſondere Form iſt das Wechſelremboursgeſchäft, namentlich bei überſeeiſchen Ge⸗ 
ſchäften (M® 92, 225). — Es vollzieht ſich fo, daß der Importeur den Exporteur anweiſt, in Höhe 
des Kaufpreiſes auf des Importeurs Bank, die Remboursſtelle, zu ziehen (Wechſelrembours zu 
nehmen), und dieſer Tratte dann die Verſchiffungspapiere (Konnoſſement, Seeverſicherung 
uſw.) betzufügen („dokumentierte Tratte“). Die Auslandsbank des Exporteurs ſchickt die Tratte 
mit den Dokumenten meiſt in zwei Ausfertigungen an die Remboursſtelle zur Akzeptation, belaftet 
den Importeur und übergibt ihm die Dokumente. In den Kaufvertrag aber tritt weder die Bank 
9e Exporteurs noch des Importeurs ein. — Zahlung mittels ungedeckten Schecks iſt pofitive 
Vertragsverletzung (RG Banka 1924, 62). 

dd) Über Stundung bei Kreditkauf f. $ 452. 

ee) Die Vereinbarung, den Kaufpreis zu verrechnen, muß beſtimmt erkennen laſſen, 
worauf der Kaufpreis verrechnet werden ſoll. Es bleibt bei der Barzahlung, wenn keine zur 
Gegenrechnung geeignete Forderung entsteht. Möglicherweiſe konnen zwei Kaufverträge mit 

U Abrede gegenſeitiger Aufrechnung vorliegen (RW 50, 285). Zuweilen wird die Aufrechnung 
ausgeſchloſſen. Das Verbot gilt aber nach Treu und Glauben nicht für Gegenansprüche, die aus 
dem betrügeriſchen Verhalten des Verkäufers beim Vertragsſchluß erwachſen ſind. 
Mr 0 ver e it in $ 433 Abſ 2 neben die Verpflichtung zur Zahlung des Kauf, 
eiſes geſetzt. 


2* 
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aa) Die Geſetzesfaſſung ſowohl als die Beratungen in der Kommiſſion (Prot 2, 1170) laſſen 
erkennen, daß damit gerade für den Kauf die Abnahmepflicht als klagbare (RG 53, 162; 56, 
191; 57, 109) Haupkverpflichtung begründet werden ſollte. Vom Reichsgericht wird dies 
im allgemeinen verneint, aber doch in RG 11. 7. 23 1 320/22 in JW 1924, 537° zugegeben, daß 
„die Natur der Sache“ zuweilen eine andere Beurteilung, nämlich im Sinne einer Hauptver⸗ 
pflichtung erfordere. Ebenſo namentlich bei Verkauf von Holz auf dem Stamme als Haupt⸗ 
verpflichtung anerkannt von RG 23. 10. 25 VI 243/25. Ihre Vollſtreckung erfolgt nach ZPO 
88 887, 888. Freilich iſt fie inſofern nur ein naturale negotil, als fie vertragsmäßig ausgeſchloſſen 
werden kann, ohne das Weſen des Vertrags als eines Kaufvertrags zu beeinträchtigen (RG 57, 
110). Auch iſt ſie nicht durchweg gleichwertig mit der Zahlungsverpflichtung. Das alles macht 
fie aber noch nicht zu einer bloßen Nebenverpflichtung des Kaufvertrags. Der Verzug der Ab⸗ 
nahme begründet die Verpflichtung zu Schadenserſatz nach $$ 283, 286 (RG 53, 162; 57, 105; 
60, 162). Ebenſo find die Vorſchriften der $8 325 Abſ 1 u. 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar. Dagegen 
wird die Anwendung des § 287 bei Annahmeverzug verneint (RG 57, 406). Bei Gattungskauf 
hat der Verkäufer auch im Falle des Abnahmeverzugs ſein durch Zufall verurſachtes Unvermögen 
zur Leiſtung zu vertreten, wenn nicht die Vorausſetzungen für den Gefahrübergang auf den 
Käufer nach § 300 Abſ 2 gegeben find (RG 57, 402). Die Anwendung des $ 326 im übrigen 
wird für unzuläſſig gehalten von RG 51, 110; 53, 164; 56, 171; 57, 108; 69, 107; 92, 270; 
R 13. 10. 21 VI 358/21 in LZ 1922 Sp 117. Dem iſt beizuſtimmen, weil dieſe weite Ausdehnung 
des Rücktrittsrechts auf dieſe Art von Verzug in der Regel nicht im Sinne des Geſetzes liegt. 
Damit wird aber die Abnahmepflicht ſelbſt noch nicht zu einer bloßen Nebenverpflichtung. In 
beſonderen Fallen kann die Anwendung auch dieſer Vorſchriften gerechtfertigt ſein, nämlich dann, 
wenn auf die Abnahme dasſelbe Gewicht gelegt wird wie auf Bezahlung des Kaufpreiſes und fie 
zu einer weſentlichen Vorausſetzung des Vertrags gemacht worden iſt. Gewöhnlich wird geſagt, 
die Nebenpflicht werde dann zur Hauptpflicht erhoben (RG 69, 107; 92, 270; JW 1918, 506°). 
Wird durch das Verhalten des Käufers die Abnahme unmöglich gemacht, ſo kann der Verkäufer 
vom Vertrage zurücktreten (RG Gruch 1924, 297). Da Abnahmepflicht und Zahlungspflicht 
ſelbſtändige Pflichten aus dem Kaufvertrag ſind, ſo muß der Klagantrag gegebenenfalls auch 
auf Zahlung und auf Abnahme lauten, nicht auf Abnahme gegen Zahlung (RG 5. 2. 04 11 
274/03). Eine Verpflichtung zur Abnahme beſteht übrigens nur dann, wenn die Sache 
zur körperlichen Wegnahme bereitſteht (RG 53, 161; 56, 173; RG JW 1905, 78), vertragsmäßig 
angeboten wird (RG 53, 74) und der Verkäufer imſtande ift, die Sache fo zu übergeben (RG 56, 
173; 57, 108), daß fie die vertragsmäßigen Eigenſchaften hat (RGS 54, 80; 63, 298). Über 
die Beweislaſt des Verkäufers, wenn der Käufer die Empfangbarkeit beſtreitet, Rh 66, 281. 
Vgl. auch bei $ 320. Die Abnahmepflicht kann auch durch Vertrag beſonders geregelt und bei 
gewiſſen Umſtänden aufgehoben werden, RG 125, 236. 

bb) Den Inhalt der Abnahmepflicht bildet die tatſächliche körperliche Weg- 
nahme, die für den Käufer die Verfügungsgewalt begründet, dem Verkäufer aber Beſitz und 
Verfügung abnimmt und ihn dadurch, und das iſt gerade der Zweck der Verpflichtung, von den 
Pflichten dieſes Beſitzes entlaſtet (RG 53, 162; 56, 175; 57 S. 105, 401); auch die Entgegennahme 
der Auflaſſung bei Grundſtücken (RG 69, 103); a. M. Staudinger Erl. IX 2a. Zutreffender wäre 
der Ausdruck „an ſich nehmen“, weil der Kaufmann unter „Abnahme“ die ſämtlichen Erfüllungs⸗ 
handlungen des Käufers verſteht (RG 56, 177; 57, 109). Die Pflicht zur bloßen tatſächlichen 
Abnahme iſt daher zu unterſcheiden von der Annahme der Leiſtung als Erfüllung im Sinne 
von $ 363, RG 71, 23. Erſtere ſchafft lediglich Inhabung, dieſe Eigenbeſitz an der Sache. In der 
Abnahme liegt vollends auch keine Billigung der Ware. Die Abnahme erfolgt häufig, ohne über⸗ 
haupt prüfen zu können, wie bei Poſtpaketen (RG 30, 117; 32, 112). Beim Verſendungskauf 
von Gattungsſachen erfolgt die Abnahme der Ware im Zweifel nur mit dem Willen, der Ab⸗ 
nahmepflicht zu genügen und um die Unterſuchung der Ware zu ermöglichen (JW 04, 622). 
Zum Begriff der Übernahme gehört nicht, daß der Übernehmende die vorhandenen Mängel 
erkannt hat (RG JW 1927, 43%). Wenn teils beſtellte, teils unbeſtellte Waren geliefert werden 
und die Ausſcheidung zeitraubend iſt, kann die ganze Sendung zurückgewieſen werden (RG 
20. 10. 03 II 92/03). — Verſchieden von der Abnahme iſt auch der Abruf. Er iſt kein Teil der 
Abnahmepflicht, ſondern eine neben ihr ſtehende ſelbſtändige Verpflichtung. Mangels 
beſonderer Vereinbarung muß ſofort unter Berücksichtigung des gewöhnlichen Geſchäftsgangs 
abgenommen werden, wobei jedoch perſönliche Behinderungen oder Raummangel nicht ent⸗ 
ſchuldigen. Zuweilen wird aber die Abnahmeverpflichtung befriſtet bis zum Abruf, d. h. bis zu 
dem Zeitpunkt, wo die Ablieferung vom Verkäufer auf ſeiten des Käufers verlangt wird. Damit 
wird notwendig mittelbar auch die Pflicht zur Übergabe befriſtet. Dieſe Zeit kann feſtbeſtimmt 
oder nach Treu und Glauben gemäß $ 242 zu bemeſſen fein. Nach jo beſtimmter Fälligkeit des 
Abrufs kann auf ihn geklagt werden, es treten auch die Verzugsfolgen nach $ 326 ein, wenn die 
Pflicht zum Abruf weſentlicher Beſtandteil des Kaufvertrags geworden iſt (Seuffa 63 Nr 6). 
Das Abrufen bedeutet ſonach die Beſeitigung der Hemmung, die bis dahin der Abnahme und der 
Übergabe entgegenſtand. Durch Unterlaſſung dieſer Beſeitigung wird an ſich die Pflicht des 
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Verkäufers zur Übergabe und die des Käufers zur Abnahme nicht berührt, ſie bleibt in Kraft, 
auch wenn der Käufer durch Nichtausübung des Abrufs mit der Abnahme in Verzug kommt. 
Cbenſowenig wird beim unbenutzten Ablauf der Abruffriſt die Lieferung ſofort fällig (RG Recht 
1918 Nr 477). A. M. Zander, Der Kauf auf Abruf (Gruch 52, 30), wonach der Verkäufer liefern 
darf, nachdem er dem Käufer die Lieferung angekündigt hat. Es kann aber dann auf Ausübung 
des Abrufs vom Verkäufer geklagt werden (RG 57, 109; Warn 1916 Nr 190). Einen Abruf zu 
unangemeſſener Zeit und vor allem nach Ablauf einer langen Zeit braucht der Verkäufer als wider 
Treu und Glauben verſtoßend nicht gelten zu laſſen (Warn 1916 Nr 221, SeuffA 72, 184). Gab 
der Käufer zu erkennen, daß er an den Lieferungen kein Intereſſe habe, kann der Verkäufer er⸗ 
warten, daß der Käufer bis zum Schluß der Abruffriſt noch kundtut, daß er beim Vertrag trotzdem 
ſtehen bleiben wolle (RG 88, 263). Wenn ſich bei einem Vertrag auf wiederkehrende Teil⸗ 
lieferungen die Abwicklung des Geſchäfts durch die Schuld des Verkäufers hinzieht, kann er 
nicht verlangen, daß der Käufer die Ware jetzt auf einmal abruft und abnimmt (RG Warn 09 
Nr (0). Im allgemeinen beſteht bei Sukzeſſivlieferungsverträgen nur für den Verkäufer die 
Pflicht, fukzeſſib zu liefern, nicht aber die entſprechende Pflicht des Käufers, abzurufen. Dies 
bedarf beſonderer — ausdrücklicher oder ſtillſchweigender — Vereinbarung. Eine beſondere 
Art des Abrufs findet ſich beim Spezifikationskauf (90 $ 375), bei einer Wahlſchuld 
Be 5 264; MG 56, 178). Durch einſtweilige Verfligung kann der Erwerb verboten werden. 
Dieſes Verbot ſteht den Veräußerungsberboten des BGB 59 135, 136 gleich und hat die Wirkung 
eines relativ wirkenden Erwerbshinderniſſes und die Fähigkeit, im Grundbuche ein⸗ 
getragen zu werden, § 892 (R JW 1927, 24541). N 

ac) Die Zwangsvollſtreckung aus dem auf Abnahme lautenden Urteile erfolgt nach ZPO 
99 887, 888. Die Klage auf Abnahme kann mit der Klage auf Zahlung verbunden werden. 

6) Als weitere, teils beſonders hervorgehobene, teils nicht ausdrücklich hervorgehobene, aber 
1 5 folgende Nebenpflichten des Käufers kommen auch ohne beſondere Abrede 

Betracht: 

aa) Die Verzinſung des Kaufpreiſes vom Zeitpunkt des Übergangs der Nutzungen ($ 452). 

„ db) Die Pflichten des Käufers zum Erſatz von Verwendungen, die der Verkäufer auf 

die Sache macht (8 450). 
ae) Tragung der Laſten der Sache von ihrer Übergabe an ($ 446). 

eh Tragung der Koſten der Abnahme und der Verſendung ($ 448). Wegen der 
Sonderabreden gerade hier vgl. unter 10. Die nicht zu bezahlende Verpackung (Tara) muß, 
wenn ſie nicht ganz wertlos iſt oder nicht von vornherein in den Kaufpreis der Ware kalkuliert 
ift, der Käufer auf ſeine Koſten an den Verkäufer zurückſenden, die Gefahr der Rückſendung trägt 
aber der Verkäufer (NOH® in SeuffA 25, 224), ſofern nicht ein entgegenſtehender Handelsbrauch 
beſteht. Iſt die Ware wegen Mangelhaftigkeit zur Verfügung geſtellt, kann der Käufer die Ver⸗ 
packung mit der zur Verfügung geſtellten Ware an ſeinem Wohnort zurückgeben (R Oc 9, 208). 
Wegen „Sackmiete“ unter 10g. Die Beſchaffung der Einfuhrerlaubnis bei Käufen aus 
dem Auslande zu liefernder Waren liegt im Zweifel dem Käufer als Ausfluß ſeiner Abnahme⸗ 
pflicht ob (MG Gruch 1918, 83; JW 1921, 14531). 
1 Le) Die Aufbewahrungspflicht der überſandten, aber bemängelten Ware. Dieſe Pflicht 
it für den Handelskauf in HGB $ 379 noch beſonders hervorgehoben, muß aber bei jedem 
Kauf angenommen werden. Die Auſbewahrungspflicht ift aber nur eine einſtweilige (RG 
43, 32). Eine Pflicht, die Ware zurückzuſe nden, hat der Käufer nicht. Nach Handelsbrauch 
kann Abweichendes gelten. Der Käufer braucht aber die Ware nicht ſelbſt in Aufbewahrung zu 
nahmen, ſondern kan fie bei verlaßlicher Stelle einlagern. Die Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsre chts verſchärft dieſe Aufbewahrungspflicht nicht, insbeſondere entſteht nicht 
durch fie ein Pfandbefig (RG 98, 69). Dagegen befteht für den Käufer zwar das Recht, aber 
nicht die Pflicht zum Notverkauf bei Handelsware, die dem Verderben ausgeſetzt iſt. Er 
darf nur unter Beobachtung der Formen des HGB 8 373 ſtattfinden. Bei Zuſendung un⸗ 
beſtellter Ware ift der Käufer nicht zur Abnahme und einſtweiligen Aufbewahrung verpflichtet. 
In Ausnahmefällen, z. B. wenn der Verkäufer ſich der Ware nicht annehmen kann, wenn erkennbar 
eine irrige Annahme einer Beſtellung vorliegt, bei beſtehender Geſchäftsverbindung, kann jedoch 
Treu und Glauben ein ähnliches Verhalten fordern, wie bei Zuſendung beſtellter Ware, deren 
Annahme abgelehnt wird (RG 23, 127; ROßch 17, 172). Nimmt er fie aber an, kann er fie zurück⸗ 
ſenden, braucht aber nicht für einſtweilige Aufbewahrung zu ſorgen, es ſei denn, daß die Parteien 
verkehraühlich unbeſtellte Ware als Kaufangebot zuzuſenden und zu empfangen pflegen. 

1) Bei Handelskauf beſteht als Beſonderheit die Pflicht, den Mangel rechtzeitig zu 
rügen (508 8377), ſonſt tritt von Rechts wegen die Annahme der Billigung ein. Eine gleiche 
Rechtsvermutung der Billigung der Ware aus unterlaſſener Rüge beſteht für den gemöhn- 
lichen Kauf nicht, das BEB kennt keine Rügepflicht. Dagegen hat der Käufer immer das 
Recht, vor der Abnahme die Ware zu unterſuchen, da die Unterſuchung die notwendige Voraus⸗ 
ſetzung für eine berechtigte Rüge des Mangels iſt. Das gilt auch für Kaufe Zug um Zug, R 
18, 290 und muß nach Treu und Glauben auch für Kaufe gelten, die nicht Handelskäufe ſind. 
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Wegen der Verjährung der Anſprüche aus der Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers § 477. 
Wie die Abnahme, ſo kann auch die Unterſuchung zur beſonderen Verpflichtung gemacht werden 
(RG JW 1918, 5065). Die Unterſuchungspflicht iſt ausdrücklich nicht angeordnet RG 73, 169, 
ergibt ji} aber mittelbar aus der Rügepflicht nach HB $ 377 und kann durch einen etwa ent⸗ 
gegenſtehenden Handelsbrauch nicht beſeitigt werden. Das würde ein nicht zu beachtender 
Mißbrauch fein. Auch der Umstand, daß der Mangel ſelten vorzukommen pflegt, befreit grund- 
ſätzlich nicht von der Unterſuchungspflicht, Reh 68, 369; 125, 79. Nur wenn ſie nach ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgang nicht tunlich iſt, entfällt ſie. 

gg) Schon vor der Annahme der Ware hat der Käufer die Pflicht, äußerlich erkennbare 
Mängel der überſendeten Ware durch amtlich beſtellte Sachverſtändige feſtſtellen zu laſſen, 
um dem Verkäufer die Anſprüche an den Frachtführer nötigenfalls zu wahren (HOB $ 438 Abs 1; 
ROHG 6, 107). Der Käufer darf die Ware nicht einfach ihrem Schickſal überlaſſen (JWö03 Beil 614). 

h) Beibringung eines Freigabeſcheins für die Ware. Dieſe Verpflichtung kann jedoch 
gegebenenfalls auch einen Teil der Abnahmepflicht als Hauptverpflichtung bilden 
(JW 1924, 5376). 

ii) Bei Abtretung von Rechten hat der Verkäufer alles zu unterlaſſen, was den Erfolg der 
Abtretung wirkungslos machen kann, z. B. die dem andern Gläubiger gegenüber noch wirkſame 
Einziehung, $ 407 (RG 111, 302; Oertmann YW 1926, 982). 

10. Pflichten aus beſonderen Nebenabreden beim Kauf können ſowohl die Pflichten des 
Verkäufers als des Käufers oder beide gemeinſam erweitern oder beſchränken. Werden ihm 
Beſtimmungen beigefügt, die für ſich allein ſchon die weſentlichen Erforderniſſe eines anders⸗ 
artigen Rechtsgeſchäfts enthalten, fo entſteht das Rechtsgebilde des gemiſchten Vertrags. 
Entſcheidend für die rechtliche Bedeutung eines ſolchen gemiſchten Vertrags bleibt aber immer 
ſein Hauptzweck, und es kommt darauf an, ob die Beſtimmungen des einen oder des andern 
Vertragselements im Dienſte dieſes Hauptzwecks ſtehen. Dann müſſen ſie ſich auch im Zweifel 
den hierfür beſtimmten Regeln anbequemen, wobei nicht ausgeſchloſſen ift, daß fie dieſe auch ent- 
ſprechend abändern können. So wird auch beim Verſendungskauf der Verkäufer nicht zum Spe ⸗ 
diteur (Recht 1911 Nr 3086). 

Von häufigen Nebenabreden (typiſche Vertragsbeſtimmungen bei Hellauer, Kaufverträge, 
Konſignations⸗ und Leihverträge in Warenhandel und Induſtrie, 1927, ferner Stern, Die 
kaufm. Lie ferungspflicht und die gebräuchlichſten Klauſeln beim Handelskauf, 1924) find fol- 
gende hervorzuheben: 

a) Der Verkäufer übernimmt die Herſtellungs⸗ und Ausbeſſerungspflicht. Durch 
die Übernahme der erſteren wird der Kauf zum Werkvertrag und unterliegt deſſen beſonderer 
Regelung. Damit verbunden ift zuweilen die Übernahme der Garantie für die Güte des feſt 
geſtellten Wertes (RG 107, 140). Die Übernahme der Ausbeſſerungspflicht aber nimmt dem 
Vertrag nicht die Natur eines Kaufes. 

b) Die Montage kann nicht nur Nebenleiſtung, ſondern Hauptverpflichtung fein (vgl. oben 
3d). Hierzu tritt oft die Verpflichtung zur Unterweiſung und zum Anlernen, die auch ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart ſein kann (Seuffl 29 Nr 19; OLG 13, 403). 

e) Zahlung einer Prämie an den Käufer als Entgelt für ein dem Verkäufer bewilligtes 
Rücktrittsrecht (ROG 19, 6). 

d) Zahlung einer Vertragsſtrafe bei Lieferung mangelhafter Ware, die beſtimmt iſt, den 
Nachweis der Höhe des eingetretenen Schadens zu erſetzen. 

e) Verpflichtung des Verkäufers, nicht an Dritte oder an beſtimmte Dritte, z. B. Privat⸗ 
leute, überhaupt oder innerhalb eines beſtimmten Bezirks zu verkaufen, ebenſo Verpflichtung 
des Käufers, eine beſtimmte Ware nur vom beſtimmten Verkäufer zu beziehen und ſie nur 
innerhalb eines beſtimmten Bezirks weiter zu verkaufen: die Klauſel des Alleinverkaufs. 

1) Bei Verkäufen von ganzen Geſchäftsunternehmungen findet ſich häufig auch die ſog. Kon⸗ 
kurrenzklauſel. Dieſe kann auch ſtillſchweigend aus der Natur der Sache für vereinbart gelten. 

g) Wenn Säcke und ähnliche Behältniſſe der Ware, wie Bierflaſchen, Kohlenſäure⸗ 
flaſchen, die vom Käufer nicht mit gekauft ſind, von dieſem nicht oder verzögerlich zurückgeſandt 
werden, iſt der Verkäufer an ſich nur berechtigt, Schadenserſatz, nicht Leihgebühren zu fordern, 
da es ſich nicht um eine neben dem Kauf einhergehende Miete handelt, ſondern um Ausführung 
der Verſendungspflichten. Häufig werden jedoch hierüber beſondere Vereinbarungen getroffen 
oder ſind als verkehrsüblich getroffen anzuſehen. Die gewöhnliche Vereinbarung iſt die eines 
„Mietzinſes“ für die nicht rechtzeitig zurückgegebenen Säcke. Die rechtliche Natur dieſer Abrede 
it beſtritten, am einfachſten wird fie als eine Nebenabrede eigener Art zum Kaufvertrag aufgefaßt 
ein Entgelt für die länger als notwendig dem Verkäufer entzogene Nutzung der Säcke, die den 
Regeln des Kaufvertrags unterfällt. Für zufälligen Untergang haftet der Käufer nicht, aber 
auch bei Rückgabeverzug entfällt für ihn eine ſolche Haftung, da der Verkäufer durch den Mietzins 
entſchädigt wird. Der Mietzins kann in ſeiner Geſamtheit auch über den Wert der ganzen Sache 
hinausgehen (ROHG 19, 304). Es kann ſodann auch vereinbart werden, daß der Käufer die Säcke 
bei Nichtzurückgabe zu bezahlen habe. Es liegt ſolchenfalls ein aufſchiebend bedingter Kauf 
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der Säcke vor. Endlich kann die Vereinbarung dahin gehen, daß für die nicht zurückgegebenen 
Säcke zunächſt ein Mietzins, nach Ablauf einer weiteren Friſt aber ein Kaufpreis zu bezahlen iſt. 

h) Abreden über die Erfüllungszeit finden ſich N 

aa) bei der ſog. Erwartungsklauſel, etwa: Januar bis Ende März 1920 Erwartung. 
Der Käufer kann dann eine Lieferung verlangen, deren Ankunft am Beſtimmungsort nach Lage 
der Umſtände ſpäteſtens Ende März 1920 zu erwarten iſt. Dieſe „Erwartung“ wird wie eine 
objektive Eigenſchaft der Ware angeſehen, für die der Verkäufer haftet (OLG 13, 418). 
Netto Kaffe gegen Faktura verpflichtet den Käufer zur Zahlung des Kaufpreiſes nach 
Eingang der Rechnung. Der Verkäufer darf mit der Abſendung der Ware bis nach Eingang des 
Kaufpreiſes warten. 

bb) Ahnliches gilt für das überſeeiſche Abladegeſchäft (RG 30, 59; 71, 307; Abladung — 

Einladung ins Schiff). Bei ihm iſt es Bestandteil des Vertrags, daß die verkaufte Ware als über⸗ 
ſeeiſche Abladung zu einer beſtimmten Abladezeit zu liefern iſt. Zeit der Verſchiffung 
iſt weſentlich (RG 88, 72; Warn 1917 Nr 197). Liegt Unmöglichkeit der Lieferung am Ende der 
Abladezeit vor, wird dies als Unmöglichkeit der Abladung ſchlechthin angeſehen (RH JW 1917, 
927). Beim Abladegeſchäft gilt im Zweifel der Abladeort als Erfüllungsort für den Ver⸗ 
käufer. Bis dorthin trägt dieſer von der Abladung an den Käufer die Gefahr (RG Lg 1916, 1139). 
Daher iſt der Preis zu zahlen, auch wenn der Dampfer nicht ankommt. Es kann aber auch der 
Beſtimmungshafen erſt als Erfüllungsort vereinbart werden (RG 96, 230). Eine Abladung 
außerhalb der beſtimmten Zeit gilt nicht als Vertragserfüllung (Warn 1916 Nr 216). Eine Ga- 
rantie für rechtzeitiges Eintreffen der rechtzeitig abgeladenen Ware übernimmt aber der Ver⸗ 
käufer nicht. Bei Verträgen, bei denen der Zeitpunkt der Verladung nicht nur für die Rechtzeitig ⸗ 
keit der Lieferung, ſondern auch für die Vertragsmäßigkeit der Ware (Getreide) weſentlich iſt, 
muß regelmäßig zwiſchen Verladung und Ausſtellung des Konnoſſements oder Ladeſcheins unter⸗ 
ſchieden werden. Verladung kann auch Übernahme zur Beförderung bedeuten (RG 104, 4). 

ce) Der Abladeklauſel wird häufig die „Ci“ -Klauſel beigefügt, Cif⸗Geſchäft und Ablade⸗ 
geſchäft find aber an ſich keineswegs identiſch. Holländer, Die Sorgfalt des (if-Verkäufers 
HanſRechtg 1927, 361. Es iſt Handelsbrauch, daß der Verkäufer auch ohne ausdrückliche Verein⸗ 
barung zur Verſendung der Ware, der Käufer aber zur Tragung der Koſten der Verſendun 
verpflichtet iſt (§ 448). Da der Käufer jedoch die Höhe der Koſten nicht kennt, gleichwohl duc 
Konnoſſement über die Ware verfügen will, zahlt er dem Verkäufer einen höheren Preis für die 
Ware und gilt ihm damit zugleich die nun vom Verkäufer zu übernehmenden Koſten 
ber Abladung, Fracht und Seeverſicherung ab. Die Koſten der Ausladung im Beſtim⸗ 
mungshafen fallen hierunter nicht. Die Klauſel, mit der der Verkäufer dieſe bezeichneten Koſten 
übernimmt, iſt die Cif-Stlaufel: o = cost, Koſten; i= insurance, Seeverſicherung; f = freight, 
Fracht NCS 13, 438). Will der Käufer die Seeverſicherung ſelbſt tragen, bedient er ſich der 
Klausel „u. f.“, „Koſtfracht“ (Koſten und Fracht). Die Franzoſen gebrauchen auch die Klauſel 
„bal“ = cout assurance, fret. Die Beifügung der Cif-Klauſel zum Abladegeſchäft läßt im all- 
gemeinen erkennen, daß es bei der Regel fein Bewenden haben ſoll, wonach der Ablade hafen 
für den Verkäufer der Erfüllungsort iſt, er dort feiner Übergabepflicht genügt und der Käufer 
die Gefahr der Reiſe trägt (R 87, 134; 90, 1; 96, 230; Warn 1916 Nr 159; 1918 Nr 27). — 
Auch die Klauſel „Cit Beſtimmungshafen“ ändert daran nichts, daß der Abladeort Er- 
ſüllungsort bleibt, beſagt nur, daß Koſten, Verſicherung und Fracht bis zum Beſtimmungshafen 
inbegriffen ſind in den Preis der Ware (RG 87, 134; 90, 1). Abweichende Beſtimmungen ſind 
jedoch nicht ausgeſchloſſen. Über den ſog. La⸗Plata⸗Grain⸗Vertrag RG 93, 166; 96, 230. Die 
Verzollung gehört nicht zu den Verſendungskoſten, fie iſt Sache des Käufers. Die Cit⸗Klauſel 
berpflichtet den Verkäufer nicht, die Sendung zu frankieren (OLG 9, 271). Der Käufer iſt ver⸗ 
pflichtet, die Ware gegen Verauslagung der Fracht abzunehmen, er kann aber die Frachtſumme 
vom Verkäufer einziehen. Praktiſch wird es ſo gehandhabt, daß der Verkäufer die Frachtſumme 
gleich vom Preiſe in Abzug bringt. Daher kann der Verkäufer zur Erfüllung des vollen Kauf⸗ 
breiſes die abgeſetzte Frachtſumme dann vom Käufer noch verlangen, wenn das Schiff untergeht, 
da die Ware auf Gefahr des Käufers reift (OLG 13, 410). Zur Seeverſicherung gehört nicht die 
Kriegsverſicherung, auch nicht die Aufenthaltsortsverſicherung. Wenn der Verkäufer die Verſicherung 
auf ſeine laufende Verſicherung übernimmt, muß er dem Käufer ein Zertifikat überſenden, als 
Selbſtverſicherer darf er nicht eintreten (RG in HanſchZ 1917 Nr 37). Die vom Verkäufer ge- 
nommene Seeverſicherung „für Rechnung, wen es angeht“ iſt im Preiſe als zur Deckung ſeines 
Eigentümerintereſſes beſtimmt anzuſehen (RG 89, 68). Lieferungsgegenſtand iſt nur die 
ab geladene Ware, nur fie erfüllt den Vertrag, der Verkäufer iſt nicht berechtigt, Abnahme noch 
nicht abgeladener Ware am Abladeplatz zu verlangen. Dagegen hat der Käufer das Recht, die 
Auslieferung der Ware ſchon am Abladeplatz zu verlangen. Der Verkäufer hat veränderten 

Nweilungen des Käufers nachzukommen und kann nur verlangen, ſchadlos gehalten zu werden 

(J 1917, 9275 28 1917 Sp 596; HoldheimsMSchr 18, 31 fteht nicht entgegen). Die Abnahme 
und Unterſuchung der Ware erfolgt nicht im Ablade hafen, ſondern an dem Ort, nach dem cif 
verkauft worden iſt. Wußte der Verkäufer, daß die Ware vom Beſtimmungshafen nach dem 
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Binnenland gleich weitergeſchafft werden follte und war er hiermit einverſtanden, erfolgt Ab⸗ 
nahme und Unterſuchung erſt am Ort des Binnenlandes. — Die Cif⸗Klauſel mit der Beifügung 
„Glückliche Ankunft des Dampfers vorbehalten“ ift ſinnlos. Ebenſo ift von einem Cik⸗Geſchäft 
beim Kauf ſchwimmender Ware keine Rede, da kein Abladegeſchaft vorliegt. 

dd) Die Klauſel „fob“ = free on bord beſagt, daß der Verkäufer die Einladungskoſten 
an Bord des Schiffes trägt, was ſich bei einem Abladegeſchäft von ſelbſt verſteht. Sie iſt aber 
mehr als eine ſolche Speſenklauſel. Der Verkäufer iſt verpflichtet, die Ware an das Schiff zu 
bringen, auch unter Beförderung der Ware aus dem Binnenlande. Seine Verpflichtung iſt alſo 
nicht ſchon damit erfüllt, daß er die Ware einem Spediteur oder Frachtführer im Binnenland 
ausliefert, denn es ift kein Fall von $ 447 (RG 106, 212; 92, 130; 88, 74). Im Verhältnis des 
Abladers zum Schiffer bedeutet die Klauſel, daß der Ablader die zu Waſſer herangeſchaffte Ware 
längs Schiffſeite zu liefern, der Schiffer fie aber auf feine Koſten in ſein Schiff zu laden hat (OLG 
19, 354). Der Erfüllungsort iſt an den Fobort verlegt. Heuer 23 1925, 26. Ritter ArchBürgg 
37, 171; 38, 387; 40, 433. A. M. Hamburg, Rechtſpro dd 1901, 92. 

ee) „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet den Käufer, wenn die Ware noch nicht 
angekommen iſt, nicht erſt bei Ankunft der Ware, ſondern ſchon bei Andienung der Dokumente 
vorſchußweiſe zu zahlen, alſo ohne die Ware beſichtigen zu können (RG 59, 23). Zahlt er nicht, 
kommt er in Zahlungsverzug, ſofern er die Nichtempfangbarkeit der Ware nicht nachweiſen kann. 
Eine vom Käufer mit Einlöſung der Dokumente beauftragte Bank braucht die Ware überhaupt 
nicht zu unterſuchen, ſondern hat die Dokumente einzulöſen, wenn ſie äußerlich in Ordnung ſind 
und ſonſt keine Bedenken beſtehen. Iſt jedoch die Ware ſchon angekommen, muß dem 
Käufer die Unterſuchung der Ware vor der Zahlung nach Andienung der Dokumente geſtattet 
werden (RG 30, 100; 47, 142). Immer braucht der Käufer jedenfalls nur gegen Dokumente zu 
zahlen. Gehen die Konnoſſemente, ohne daß dies der Verkäufer zu vertreten hat, verloren, wird 
dieſer zwar von der Lieferung frei, kann aber auch den Kaufpreis nicht verlangen. Daß die Doku⸗ 
mente wertlos und die Ware nicht mehr vorhanden ſei, kann der Käufer dann nicht geltend machen, 
wenn, wie beim Abladegeſchäft, die Gefahr der Reiſe bereits auf ihn übergegangen war (RG. 
88, 37). Auf den Erfüllungsort hat die Klauſel keinen Einfluß (RG 46, 195). Das Frachtbrief 
duplikat hat allerdings nicht die geſetzliche Bedeutung eines Lagerſcheins oder Konnoſſements 
7 Intern. Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr Art 8 Abſ 6 und Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung v. 1909 $ 61 Abſ 6). Es kann aber in der Übergabe an den Käufer der Ausdruck 
beiderſeitigen Willens liegen, daß damit der Anſpruch des Verkäufers gegen die Eiſenbahn auf 
Herausgabe des Frachtguts und das Eigentum am Frachtgut auf den Käufer übergehen 
ſoll (88 931, 929). Dahin geht die neuere Verkehrsentwicklung (Warn 08 Nr 584; JW 1919, 182; 
RG 102, 97; 103, 152). 

ff) „Kaſſe gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ bezieht ſich le diglich 
auf den Zeitpunkt der Zahlung, nicht auf die Frage, ob zu zahlen iſt. Die Zahlung ſoll ſolange 
hinausgeſchoben werden, bis das Schiff angekommen oder feſtſteht, daß es überhaupt nicht mehr 
ankommen wird (RG 87, 136; 90, 1; L 1919, 254; HoldheimsMSchr 18, 30). Iſt die Ware 
verladen, kann aber die Reiſe wegen Kündigung des urſprünglichen Kaufvertrags nicht zu Ende 
geführt werden, hat Käufer trotzdem den Kaufpreis zu zahlen. Die etwaige Weiterbefoͤrderung 
iſt ſeine Sache (RG Warn 1918 Nr 27; JW 1916, 1194). 

gg) „Glückliche Ankunft des Schiffes vorbehalten“. Die Bedeutung trifft nur 
das Lokogeſchäft, beim Cik⸗Abladegeſchäft ſinnlos. Der Verkäufer verkauft nur unter dem Vor⸗ 
behalt der glücklichen Ankunft des Schiffes, in dem ſich die zur Erfüllung in Ausſicht genommene 
Ware befindet. Das bedeutet eine auflöſende Bedingung des Kaufvertrags für den Fall, 
daß die Ware nicht glücklich ankommt. Daher muß die Identität der Ware als Gegenſtand des 
Verkaufs bereits feſtſtehen, eine bloße innere Beſtimmung ſeitens des Verkäufers genügt nicht. 
Es muß entweder von vornherein ein Spezieskauf vorliegen oder beim Gattungskauf bereits 
eine Spezialiſierung der Ware nach § 243 Abſ 2 erfolgt ſein oder beſchränkter Gat⸗ 
tungskauf vorliegen. Z. B. kann die Lieferung aus einer beſtimmten Fabrik in Frage kommen 
und Befreiung gewollt ſein, wenn dieſe dem Verkäufer nicht liefert. Auf dieſe Fälle beſchränkt 
ſich das Anwendungsgebiet der Klauſel, auf einen reinen Gattungskauf findet ſie keine 
Anwendung (Warn 1918 Nr 219; R 93, 171; 95, 246; JW 1918, 6831). Durch dieſe Ver⸗ 
einbarung wird aber vom Verkäufer auch keine Gewähr dafür übernommen, daß bereits bei 
Vertragsſchluß die von ihm verkaufte Ware abgeladen ſei. Abwälzung der Verſendungsgefahr 
und Einſtehen für eine bereits erfolgte Abladung ſind verſchiedene Dinge, das eine ſchließt das 
andere nicht notwendig ein; RG 95, 246 erfordert dafür beſondere Zuſagen (R 98, 141). Für 
widerrechtliche Beſchlagnahme iſt der Verkäufer nicht verantwortlich (RG 96, 80; JW 1925, 49%). 

hh) Gleiche Bedeutung hat die Klauſel „Lie ferungs möglichkeit vorbehalten“. Es iſt 
hier jedoch nach dem Willen der Vertragsparteien beſonders zu prüfen, welche Unmöglichkeit 
der Lieferung frei machen ſollte. Ebenſowenig hindert die Klauſel: „Verkäufer liefern nur, 
wenn ihnen Ware ſelbſt geliefert wird“, die Annahme des Abſchluſſes eines feſten 
Kaufvertrags. Sie ift als auflöſende Bedingung zu verſtehen. Über die verſchiedenen möglichen 


Kauf Tauſch § 433 25 


Bedeutungen dieſer Befreiungsklauſel R 95, 102; 102, 227. Letztere Entſcheidung betont 
mit Recht, daß der im Geſchäftsleben ſich zeigenden Neigung, durch die Wahl unklarer Worte 
unklare Verhältniſſe zu ſchaffen, um je nach der Entwicklung der Dinge die dem Erklärenden 
gunſtigere Auslegung ſich anzueignen, entgegengetreten werden müſſe. Es muß daher klar er⸗ 
kennbar ſein, ob ſich freibleibend nur auf das Vertragsangebot bezieht oder zum Beſtandteil des 
Vertrags ſelbſt werden ſoll. Alle dieſe Klauseln ſtehen unter der Vorſchrift des $ 157. Vgl. auch 
Rs 103, 182; 1925, 494, dazu Bemerkung von Plum. — Sie berechtigen im Zweifel nur zum 
Rücktritt vom ganzen Vertrag (MG 19. 10. 211 63/21). Der Verkäufer hat für die Vertragstreue 
eines Unterlieferers einzuſtehen, ſofern er eine ſolche Haftung im beſonderen Falle nicht aus⸗ 
geſchloſſen hat. Dieſe Haftung iſt ausgeſchloſſen durch die Formel: „Falls durch Umſtände, die 
wir nicht verſchuldet haben, eine Lieferung durch den von uns vorgeſchriebenen Lieferanten 
nicht erfolgen kann, ſind wir nicht verpflichtet, Material von anderer Stelle zu verſchaffen. Wir 
lind nur jo weit verpflichtet, als wir die Ware ſelbſt vom Vorverkäufer erhalten (RG JW 1925, 
239%). fiber die Wirkung der ſofortigen Annahme eines „freibleibenden“ Angebots RG 
103, 312; JW 1921 S. 518, 123411; 1922, 235. Über Preisfreizeichnungsklauſeln RG 
JW 1922, 13195 und RG 104 S. 101, 114, 306. Bei ihr muß der Verkäufer gleichwohl pünktlich 
fer vereinbarten Zeit liefern. Über Vorbehalt: „Die Lieferung hinausſchieben zu dür⸗ 
en, „Liejerungszeit vorbehalten“ R& 94, 80. Dies darf aber nicht willkürlich geſchehen 
($ 315), ſondern immer nach Treu und Glauben (RG 9.3.21 VI 608/21). 


ü) „Exship in“, „ab Kal“ beſagen, daß durch fie der Beſtimmungshafen zum Erfüllungs⸗ 
ort wird, ſonach der Verkäufer die Gefahr der Reife trägt. Wird damit die Cik⸗Klauſel ver⸗ 
bunden, ſo hat dieſe nur noch die Bedeutung einer bloßen Preisbemeſſung. 

kk) „Ausgeliefertes Gewicht“, „sound delivered“ = „geſund ausgeliefert“ wird 
vereinbart, weil ſich oft bei Abladung ſchwer feſtſtellen läßt, wieviel das Gewicht iſt, auch der 
Schwund auf der Reife nicht ſicher iſt. Daher ſoll die im Abladehafen vorläufig und allgemein 
getroffene Bestimmung des Gewichts für die Preisberechnung im Beſtimmungshafen berichtigt 
werden. Daß damit, wie RG in HanſchZ 1917 Nr 145 meint, dieſer zum Erfüllungsort werde, 
kann nicht zugegeben werden. Vgl. auch RG 90, 1. 


0 „Beſchlagnahmefrei und verwendungsfrei“ bezieht ſich im Zweifel auf den 
Zeitpuntt, wo die Ware in die Hand des Käufers gelangt (RG 93, 333), und dieſer Ort kann 
verſchieden von dem Erfüllungsort ſein. Der Verkäufer übernimmt damit eine Garantie auch 
für die geit nach der Erfüllung und Übergabe der Kaufſache. Die „Verwendung“ ſetzt notwendig 
voraus, daß der Käufer in einen ſolchen Beſitz der Ware gelangt, daß ihm die Verwendung zu 
den vorausgeſetzten Zwecken möglich iſt e JW 1918, 7675). Die Verſicherung, daß die Zoll⸗ 
Papiere einer ausländiſchen Ware in Ordnung ſeien, enthält eine Garantieübernahme gegen 
Beſchlagnahme (OLG Düſſeldorf JW 1926, 2002). 

mm) „Frei Beſtimmungsort“ beſagt, daß die Frankatur nur als eine für den Käufer 
gemachte Auslage zu gelten habe. Iſt die Lieferung an den Beſtimmungsort unmöglich, iſt der 
Preis um die Frachterſparnis zu mindern (RG 92, 225). Ebenſo „bahnfrei Berlin netto 
K ele Zug um Zug“, Alles dies hat namentlich keine Bedeutung für den Erfüllungsort des 
Verkäufers. Über Vereinbarung „franko Fracht“ RG in JW 1933, 14521. 

an) Vereinbarung, „Kaufpreis durch Akkreditiv bei Bank ſicherzuſtellen“, iſt 
Vereinbarung eines Bankrembourſes. Bei Vereinbarung, daß Bank dem Verkäufer die 
Wesen ta bestimmter Friſt zu beſtätigen hat, iſt auch eine geringfügige Friſtüberſchreitung 
weſentlich (NG 92, 208; 96, 255; JW 1921, 13125). Vgl. auch Rittler, Vom Akkreditiv, HanſG g 
1921, 609. Nach ſtandiger Rechtſprechung des Reichsgerichts hat der Käufer, der ein Akkreditid 
bei der Bank des Verkäufers zu deſſen Gunſten gegen Duplikatfrachtbrief stellt, dafür zu ſorgen, 
daß das Akkreditiv rechtzeitig geſtellt wird, was erſt geſchehen iſt, wenn die Bank den Verkäufer 
benachrichtigt, daß das Geld zu ſeiner Verfügung ſtehe. Verſehen der Bank hat der Akkre⸗ 
ditie tende zu vertreten, auch wenn er das Akkreditiv auf Verlangen des Käufers bei deſſen Bank 
geſtelt hat (RG 102, 155; 103, 376; 105, 33; JW 1921, 312). Die gleichen Grundsätze gelten bei 
der Formel gleichen Sinnes: „Banküberweiſung gegen Duplikatfrachtbrief“ bei Zu⸗ 
ſammenwirken mehrerer Banken (RG 105, 48). „Kaſſe gegen Akkreditiv“ bedeutet Gleich⸗ 


ftellung des Akkreditivs mit Kaſſe (= Barzahlung) und demnach Unwiderruflichkeit des geſtellten 
Alkreditivs (RG 103, 376). 


00) Die „Promptklauſel“ verpflichtet zu möglichſt ſchneller Lieferung, hat aber keinen 
feſten Stichtag wie das Firgeſchäft, der Verkäufer verpflichtet ſich damit auch nur zur prompten 
Abſendung, übernimmt nicht, wie beim Fixgeſchäft, Gewähr für rechtzeitiges Eintreffen (Seuff A 
38 Nr 247, Recht 1911 Nr 471). Aber der Verkäufer kann hier nach der Natur des Geſchäfts, wie 
beim Fixgeſchaft, auch ohne Mahnung in Verzug kommen. 

Pp) Vereinbarung eines Skontos. Man unterſcheidet Zahlungsſkonto und Waren⸗ 
ſkonto. Das Zahlungsſkonto kann eine Prämie für vorzeitige oder für pünktliche Leiſtung 
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bedeuten. Vorzeitige: „Ziel 3 Monate, 2%, Kaffe”; pünktliche: „Ziel 3 Monate, 2%“ oder „Ziel 
3 Monate Kaffe mit 2%“. Beim Warenſkonto kommt der Abzug ohne Rückſicht auf die Zahlungs⸗ 
zeit zur Ausführung: „Ziel 3 Monate 20“ kann daher auch nur heißen, dem Käufer iſt ein 3⸗Mo⸗ 
natsziel und unabhängig davon ein Abzug von 2% bewilligt. „Kaſſe 20%“ bedeutet, daß der 
Käufer nur bei ſofortiger Zahlung das Skonto abziehen darf (23 07, 741). Wird nicht pünktlich 
gezahlt, fällt das Zahlungsfkonto weg. Das Zahlungsſkonto muß der Käufer beweiſen, das Wa⸗ 
renſkonto bedeutet nur eine Preisbeſtimmung und die Höhe des Preiſes muß der Verkäufer 
beweiſen. 


qq) „Netto Kaffe”, „rein netto“ ſchließt einen ſonſt etwa verkehrsüblichen Abzug aus- 
drücklich aus (ROH 8, 120). 

rr) „Force majeur“-Klauſel muß in ange meſſener Zeit geltend gemacht werden, der 
Verkäufer darf fie nicht beliebig hinausſchieben (R 91, 108; JW 1930, 1297). Wenn die Be⸗ 
freiungsklauſel auf Betriebsſtörung abſtellt, muß namentlich erforſcht werden, was darunter 
im einzelnen Fall zu verſtehen ſei (RG 94, 81; 100, 262). 

ss) Auf die Kriegsklauſel, die den Verkäufer zur Einſchränkung oder Aufhebung der Lie⸗ 
ferung berechtigt, ſind dieſelben Grundzüge wie zu rr anzuwenden. Der Verkäufer kann ſich 
auf ſie auch dann noch berufen, wenn die Ware infolge Kriegsausbruchs auf der Reiſe angehalten 
wird (RG 92, 271). 

tt) In der Inflationszeit ſpielte auch die Repartierungsklauſel (hinſichtlich der Zu⸗ 
teilung von Deviſen) eine Rolle (RG ZW 1927, 1779). 

1) Arbitrageabrede geht dahin, daß der Käufer die Ware abnehmen muß und nach dem 
Spruch der gewählten Arbitratoren den Minderwert verlangen kann. 


Eine Sammlung von Vertragen und Geſchäftsbedingungen im Warenhandel und in der Indu⸗ 
ſtrie der verſchiedenſten Branchen, aus denen zugleich die in ihnen geltenden Handelsbräuche zu 
erſehen ſind, gibt Hellauer, Kaufverträge uſw. in Warenhandel u. Induſtrie (1927). 


11. Ort der Erfüllung. Es gelten die allgemeinen Vorſchriften des $ 269 und HGB $ 361, 
ſofern nicht aus beſonderen Abreden, der Art der Leiſtung, nach Treu und Glauben gemäß 8 242 
etwas anderes zu entnehmen iſt. Fakturenvermerke des Verkäufers über den Erfüllungsort 
ſind für den Käufer nicht bindend, auch wenn er ſchon früher vom Verkäufer Rechnungen mit 
denſelben Vermerken erhalten hatte (RG 52, 133). Danach iſt Erfüllungsort für den Verkäufer 
ſein Wohnſitz oder feine gewerbliche Niederlaſſung, für den Käufer deſſen Wohnſitz oder geiverb- 
liche Niederlaſſung zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags. Das gilt für den Platzkauf 
wie für den Verſendungskauf. Auch beim Verſendungskauf erfüllt der Verkäufer am 
Ort ſeiner Niederlaſſung (RG 14, 114). Es kann natürlich der Beſtimmungsort zum Erfüllungsort 
erhoben werden (Fernkauf). Da die Ablieferung und folglich auch die Abnahme aber an dem 
Beſtimmungsort zu erfolgen hat, iſt für letztere des Käufers Wohnort der Erfüllungsort (RG 
49, 72). Der Umſtand, daß die Ware an einen andern als den Wohnort des Käufers zu ſchicken 
iſt, macht den Ort der Ablieferung noch nicht zum Ort der Zahlung für den Kaufpreis (RG 30, 
379). Auch eine Vertragsbeſtimmung, daß der Kaufpreis durch Akzept einer an einem andern 
Ort wohnenden Perſon zu decken ſei, ändert nichts am Erfüllungsort (RG 50, 270; RG in JW. 
1922, 4844). Über Bedeutung der Klauſel: „Netto Kaſſe bei Empfang der Ware loco Fabrik. 
Die Ware geht mit Ausſtellung der Faktura in Ihren Beſitz über“ vgl. RG 102, 40. — Der Ort 
der Erfüllung iſt auch entſcheidend für das zur Anwendung kommende Recht (RG 73, 387; 
74, 173). Wenn dieſer für beide Teile auseinanderfällt, kann es kommen, daß für das einheitliche 
Rechtsverhältnis zwei verſchiedene Rechte anzuwenden ſind. Deshalb wird oft zu fragen ſein, 
ob die Parteien, wenn ſie ſich die Frage vorgelegt hätten, nicht ein einziges Recht und welches 
haben maßgebend fein laſſen wollen, und danach iſt dann die Lücke im Vertrag zu ergänzen (RG 
68, 205; 74, 174). Iſt ein einheitlicher Erfüllungsort für das ganze Vertragsverhältnis anzu⸗ 
nehmen, iſt auch die minder bedeutſame Abnahmepflicht an dem für die Zahlung beſtehenden 
Erfüllungsort zu erfüllen (RG 56, 138). 


12. Die Zeit der Erfüllung beſtimmt ſich mangels anderer Verabredung ebenfalls nach 
8271. Tageskauf, Kaſſageſchäft — Zeitkauf, Lieferungskauf, Termingeſchäft. 
Bei Leiſtung Zug um Zug muß nach Treu und Glauben, $ 157, dem Käufer immerhin er- 
möglicht werden, vor Abnahme und Bezahlung die Kaufſache ſo zu beſichtigen, daß er ſich über 
ihre Beſchaffenheit genügend vergewiſſern kann, RG 118, 290. Sit die Leiſtungszeit feſt beſtimmt, 
liegt ein Fixgeſchäft vor, für das beim Handelskauf die Regeln des HOB $ 376 gelten. Bör⸗ 
ſentermingeſchäfte gehören zu den Fixkäufen (Börſench $$ 50 ff.). Zu beachten ferner § 186, 
HGB 88 358, 359 ff. Mit Ablauf der Zeit tritt Fälligkeit der Forderung ein und von da ab beginnt 
die Verjährung des Anſpruchs (89 284, 198, 202), die Möglichkeit der Aufrechnung (§ 387), der 
eh (8 273). Verzug aber tritt in der Regel erft mit der nach der Fälligkeit zuläſſigen 

ahnung ein. 
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Der Verkäufer ift verpflichtet!) 2) 5-7), dem Käufer den verkauften Gegen- 
ſtand frei von Nechten zu verſchaffen, die von Dritten gegen den Käufer geltend 
gemacht werden können 5) 4) 8). 

E 1 371 11 376; M 2 214; P 1 653. 


1. Die in 98 434436 niedergelegten Haftungsgrundſätze find dispoſitiver Natur. § 434 
enthält eine nähere Erläuterung und Ergänzung des $ 433, der die Verſchaffung des Eigen⸗ 
ums oder Rechtes beſtimmt: der Kaufgegenſtand ift fo zu gewähren, daß das Recht an ihm unan⸗ 
geſochten von Anſprüchen Dritter bleibt. Die Verpflichtung iſt eine Hauptleiſtung. Wie der 
Verkäufer verpflichtet ift, die Sache frei von Sachmängeln zu gewähren, jo muß er den Kauf⸗ 
gegenſtand auch frei von Rechtsmängeln gewähren. Dieſe Freiheit iſt Inhalt feiner Lei⸗ 


tungs pflicht, abgeſehen von der Gewährhaftung bei nicht rechtsfreier Verſchaffung. Die 
Verpflichtung zur Beſeitigung etwaiger Rechte Dritter iſt daher mangels anderer Verabredung 


gleichzeitig mit der Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums an der verkauften Sache 
oder zur Verſ chaffung des a geechts, zu erfüllen, bei vorbehaltenem Eigentum nach $ 455 
alſo auch erſt mit Übergang des Eigentums (RG 83, 214). Es ift jedoch nicht erforderlich, daß die 
Rechte Dritter ſchon in dem maßgebenden Zeitpunkte der Eigentumsübertragung wirkſam geltend 
gemacht werden können, ſondern es genügt, wenn ſie nur ihre Grundlage finden in Rechtsver⸗ 
hältniffen, wie fie ſchon zur Zeit des Eigentumsüberganges oder des Angebots der Leiſtung be⸗ 
ſtanden haben. So ſchließt auch eine Einwilligung, deren Wirkung auch nicht in Zukunft in Frage 
geſtellt wird, die Verfallerklärung aus, andernfalls iſt die Ware mit Rechtsmangel behaftet (RG 
111 S. 99, 303). Als Inhalt der bereits nach $ 433 begründeten Verpflichtung beſteht ſie von 
vornherein mit dem Kaufabſchluß, fie entſteht nicht erſt dann, wenn das Recht eines Dritten geltend 
gemacht wird (Ogch 8, 60). Aber zu erfüllen ift die Pflicht erſt bei der Übergabe, jo bei Grund. 
Miden erſt im Auflaſſungstermin. Weitere Belaſtungen des Grundſtücks zwiſchen Verkauf 
und Auſlaſſung find daher nicht ſchlechthin verboten (RGS 10. 6. 02 V 119/02; R6 83, 214). Im 
Gegenſatz zu den Sachmängeln, die zu beſeitigen keine Leiſtungspflicht beſteht, wird hiernach 
eine beſonde re Leiſtungspflicht dahin begründet, zur Ermöglichung der Eigentums, 
verſchaffung alle die es hindernden und beſchränkenden Rechte Dritter zu beſeitigen. Da 
ergeben die Prot 1314. Dieſe Verpflichtung beſteht auch für beſchränkende Rechte Dritter, die 
erſt nach Abſchluß des Kaufvertrags, etwa im Wege der Zwangsvollſtreckung, auf das Grund⸗ 
ſtück gelegt worden find, RG V 210/28 g. 11. 28. Über Ausgleichspflicht einer erft nachher durch 
Aufwertung neu entſtandenen Hypothek auf einem bis dahin laſtenfreien Grundſtücke RG 112, 
329, 120 S. 283, 202. Die Nichtverſchaffung eines Gegenſtandes frei von Rechten Dritter 
enthält, wie die Nichtverſchaffung des Eigentums oder Rechtes ſelbſt, eine teilweiſe Nicht- 
erfüllung der dem Verkäufer nach $ 433 obliegenden Verpflichtungen, beruht ſie auf Verzug, 
iſt § 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar, im übrigen 88 320 ff. u. 440 und die beſondere Vorſchrift des 
$ 437 beim Verkauf einer Forderung (RG 28. 9. 21 V 103/21). Bei einem Verkauf unter 
Eigentumsvocbehalt braucht die Verpflichtung erſt im Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung 
für den Eigentumsübergang erfüllt zu werden (RG 83, 215). War der Verkäufer von vornherein 
dauernd unvermögend, ſeiner Verpflichtung aus $ 434 nachzukommen, haftet er ohne weiteres 
uuf Schadensersatz wegen Nichterfullung, weil er mit der Pflicht zur Leiſtung zugleich die Haftung 
für ſeine Leiſtungsfähigteit übernommen hat (RG 69, 356). Der Käufer kann verlangen, ſo 
7 zu werden, wie er ſtünde, wenn er den Kaufgegenſtand frei von Rechten Dritter erworben 
älte (RG 59, 336; JW. 1914, 922). — Die Vorſchrift iſt dispoſitiver Natur, ebenſo wie 
$ 439. Auf das Recht aus $ 434 kann ſchon im Kaufvertrag verzichtet werden (RG 16. 3. 12 
V 442/11), ebenfo bei der Annahme (RG 8.11.05 V 138/05). So kann ein „ſpekulativer 
Einſchlag“ die Anwendung von 9 434 ausſchließen (RG 112, 329), fo, wenn er mit der Möglichkeit 
der Aufwertung einer Hypothek rechnet. Vgl. aber auch Rh 21. 4. 26 V 416/25. Eine Aus⸗ 
dehnung der Verpflichtung aus $ 434 findet durch $ 365 nicht ſtatt (RG 26. 10. 11 VI 532/10). 
Von ihr wird gemeinhin dort abgewichen, wo der Käufer bei Vertragsſchluß die Rechte Dritter 
nicht nur kennt (vgl. aber $439), ſondern wo auch der Kaufpreis durch Übernahme einer Hypothek 
als eigene Schuld getilgt werden ſoll. Dieſe abändernde Vereinbarung unterliegt der Form⸗ 
borichrift des $ 313. Der Inhalt der Verkäuferpflicht hat dadurch keine Anderung erfahren, daß die 
Genehmigung des Gläubigers zur Schuldübernahme nicht erteilt wird. § 416 enthält keine Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers aus dem Kaufvertrag, die Genehmigung herbeizuführen. Es bewendet 
dann bei N 415. Es ift nicht der Wille der Vertragſchließenden, daß in ſolchem Falle der Verkäufer 
dem Käufer ein hypothekenfreies Grundſtück zu verſchaffen habe (Warn 1914 Nr 246), daher iſt 
auch die Unkündbarteit einer vom Käufer in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommenen 
Hypothek kein Rechtsmangel (RG Warn 09 Nr 134). — Grundſätzlich leidet $ 434 überhaupt 
keine Anwendung überall dort, wo der Käufer die Sache nach $ 936 auf Grund feines guten 
Glaubens ohnehin frei von den Rechten Dritter erwirbt oder wo anderſeits der Erwerber eines 
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auf Grund einer Pfändung veräußerten Gegenſtandes Gewährleiſtung wegen Mangel im Recht 
nicht zu beanſpruchen hat (ZPO $ 806 und ZUG $ 56). 

2. Die Vorschrift iſt nicht nur auf den Sachkauf abgeſtellt, wie $ 433, ſondern beim Kauf 
jedes Gegenſtandes ſchon nach dem Wortlaut anwendbar (RG 88, 106); vgl. zu 9 433 A 6e, 
insbeſondere alſo auch den Rechtskauf, für den außerdem die Vorſchriften des $ 437 gelten. 

3. Als Rechte, die von einem Dritten geltend gemacht werden können, kommen in Betracht 
nur ſolche, die ſchon ihrer Beſchaffenheit nach die Geltendmachung auch dem Käufer gegenüber 
geftatten (RG 52, 275). Deshalb MG 88, 103 bedenklich, da hier das Recht des Käufers lediglich 
in HGB 8 25 feinen Grund hat. § 434 bezieht ſich nur auf ſolche Belaſtungen, deren Grund außer⸗ 
halb des verkauften Grundſtücks liegt und die den Rechten Dritter entſprechen. Da der Geſchäfts⸗ 
anteil an einer Geſellſchaft m. b. H. die aus der Mitgliedſchaft fließenden Einzelrechte und Ver⸗ 
pflichtungen in ſich umfaßt, die Geſellſchaft dem Inhaber des Anteils auch nicht als Dritter gegen- 
überſteht, fo trifft dies auf Einlagerückſtände nicht zu (RG 16. 2. 15 II 553/14). Zu den Dritten 
gehört auch der Käufer ſelbſt, wenn für ihn ein Recht im Sinne des $ 434 auf dem Grundſtück 
haftet (RG 59, 400). — Dem Wortlaut nach fallen auch die nach dem Vertragsſchluß 
begründeten Rechte unter § 434. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt des Eigentumsübergangs 
(RG 83, 214; 120, 295). Auch ohne beſondere Abmachung haftet der Verkäufer eines bei Ver⸗ 
tragsabſchluß laſtenfreien Grundſtücks dafür, daß das Grundſtück zur Zeit der Übereignung frei 
von Rechten iſt. Abweichend mit Unrecht Rö 99, 60. Außerdem kommen $ 440 zur Anwendung 
und die Grundſätze über die Haftung wegen poſitiver Vertragsverletzung (RG 9. 3. 07 II 322/06). 

a) In erſter Linie dingliche: Eigentumsanſprüche, wenn ein Nichteigentümer eine fremde 
Sache verkauft hat; Pfandrechte, Hypotheken, Dienſtbarkeiten (RG 66, 328), rheiniſches Keller⸗ 
recht (RG 56, 258), dingliches Vorkaufsrecht, Vormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Beſtellung eines Rechtes an einem Grundſtück oder einem eingetragenen Recht (RG 23. 11. 18 
V 188/18; Os Breslau JW ö 1926, 2706), Reallaſten, das Recht des Nacherben nach 89 2113 
bis 2115 (Warn 1912 Nr 59). Veräußerungsverbote nach 88 135, 136; Duldung eines Notwegs 
(RG 3. 5. 11 V 64/16), Recht des Ehemanns auf Verwaltung und Nutznießung (RG Recht 1921 
Nr 521). Die Verpflichtung des Verkäufers, eine Hypothek zur Löſchung zu bringen, wird nicht 
dadurch unmöglich, daß das verkaufte Grundſtück dem Käufer aufgelaſſen iſt (RG 3. 11. 06 V 
109/06). Über den Anſpruch gegen den Erwerber auf Leiſtung eines angemeſſenen Beitrags 
zu der vom Veräußerer für die Beſeitigung der Hypotheken aufzuwendenden Summe vgl. grund⸗ 
ſätzlich RG 112, 329 ſowie RG 118, 135; 119, 133; 120, 288; 121 S. 58, 133 (Rücktrittsrecht), 330; 
122 S. 149, 383; 123, 166; 124, 164; 126, 13. Bei Grundſtücksveräußerungen wird der Veräußerer 
ſeiner Verpflichtung zur laſtenfreien Übertragung des Grundſtücks nicht dadurch enthoben, daß 
er durch eine während der Inflationszeit bewirkte, auf Grund der ſpäteren Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung in ihren Wirkungen wieder aufgehobene Löſchung dieſe Verpflichtung zu erfüllen ver⸗ 
ſuchte. Vielmehr muß er auch die Aufwertungsſchuld beſeitigen, RG 112, 329; 120, 288; RG 
in JW 1927, 98216. Der Verkäufer beweglicher Sachen, die als Zubehör eines Grundſtücks 
dem Hypothekengläubiger haften, hat die Hypothek inſoweit zu beſeitigen, als fie die Zubehor⸗ 
ſtücke belaſtet (RG 57, 1; ftrittig). Immer muß es ſich um ſubjektive Rechtsbefugniſſe 
handeln, die in einem beſonderen zivilrechtlichen Titel ihre Grundlage haben, nicht um 
Beſchränkungen auf Grund geſetzlicher Vorſchrift ſelbſt, insbeſondere des öffent⸗ 
lichen Rechtes. Denn ſolche geſetzliche Beſchränkungen vermag der Verkäufer nicht zu beſeitigen, 
da er die Geſetze nicht ändern kann. Daher fällt auch nicht unter $ 434 das Beſtehen eines Not⸗ 
wegs (Warn 1916 Nr 161). Beruhen Baubeſchränkungen auf öffentlich -rechtlicher Grundlage 
von Bauordnungen, ſo handelt es ſich um eine nicht eintragungsfähige öffentliche Laſt, und es 
greift nicht $ 434, ſondern 8 436 Platz (RG 52,459; JW 1907, 4787). Es kann ſolchenfalls auch ein 
Sachmangel angenommen werden (NG 69, 356; ZW 06, 575; 07, 4789; 08, 712”), jo z. B. 
bei baupolizeiwidrigem Zuſtand des Gebäudes (RG FW 07, 478: Seuff A 63 Nr 39). Die neuere 
Rechtſprechung des RG nimmt überwiegend Sachmangel an, RH 131, 349 und die dort ange⸗ 
führte Rechtſprechung. Baubeſchränkungen, die durch einen Fluchtlinienplan geſchaffen werden, 
find wirkſam ſchon im Zeitpunkt der Einigung über den Fluchtlinienplan ($ 1 FluchtlinienG; 
RG 11. 2. 14 V 411/13); vgl. hierzu RG 131, 351. RG JW 1930, 81817 billigt im übrigen einen 
Ausgleichsanſpruch nur dann zu, wenn eine nachträgliche Anderung der Geſetzgebung 
die Geſchäftsgrundlage des Vertrags durch Aufhebung des Gleichgewichts der Leiſtungen weſent⸗ 
lich erſchüttert hat. Hier iſt er durch $ 242 gerechtfertigt. Wenn das RO dieſen Ausgleichsanſpruch 
aber bei einer nachträglichen Anderung der Rechtſprechung ablehnt, ſo iſt dieſe Unter⸗ 
ſcheidung innerlich unberechtigt. Dagegen find Baubeſchrankungen infolge einer Grundgerechtig⸗ 
keit (RG 69, 356), eines Altenteils Mängel im Recht. Ein auf dem Grundſtück eingetragener 
Auszugiſt ein Mangel im Recht (Warn 1918 Nr 114). Für nicht eingetragene Ablöſungs⸗ 
renten hat der Verkäufer Gewähr zu leiſten (Gruch 47, 396; RG 25. 11. 16 V 226/16; 11. 12. 01 
V 283/01); desgl. für Grundſteuerentſchädigungsrenten, die nach preußiſchem Recht zwar 
als öffentliche, aber als eintragungsfähige Laſten gelten (Rö 59, 404). Ein mit rückſtändiger 
Zubuße belafteter Kur ift mit einem Mangel im Recht belaſtet (R 6. 5. 03 125/03), 
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ebemjo eine Maſchine, die wegen eines entgegenſtehenden Patents unbenutzbar iſt (Warn 1911 
Nr 366) oder Di ein Gebffuchs muſterre cht beſchränkt wird (OLG 23, 24). Der Anſpruch 
er Gemeinde auf Leiſtung der Anliegerbeiträge iſt öffentlich-rechtlicher Natur (RG 26. 4. 11 
472/19; OLG Köln JW 1927, 14360, ebenſo die Seuchenſperre über verkauftes Vieh (RG 
Warn 08 Nr 29; SeuffA 63 Nr 153), Veräußerungsverbote und Beſchlagnahmen auf Grund 
von Kriegsverordnungen. Abweichend RG 96, 80. Der polizeiwidrige Zuſtand eines Grund⸗ 
ſtücks ift kein Rechtsmangel (RG 24. 1. 23 V 235/22). a N 
) Aber auch perſönliche Rechte find ſinngemäß dem § 434 zu unterſtellen, falls fie auch 
dem Käufer gegenüber wirkſam ſind (RG 52, 275; 59, 404; 88, 107); ſo namentlich das Recht 
zum Beſitz aus Mie te, Pacht (NG Warn 1910 Nr 106; 3. 6. 05 V 604/04; JW 1914, 922); 
das einfeitige Recht des Mieters auf Verlängerung des Mietverhältniſſes (JW 1914, 9225) oder 
auf Ausbeſſerung der Mieträume (SeuffA 73, 188). Weiter das perſönliche Zurückbehaltungs⸗ 
recht inſofern, als der im Beſitz der Sache befindliche Berechtigte die Einwendungen, die er 
gegenüber dem Verkäufer hat, auch gegen den Käufer geltend machen kann ($ 986 Abſ 2); dies 
iſt nicht der Fall, wenn der Spediteur ohne Wiſſen des Verkäufers die Ware verſichert hat und 
der Käufer die Erſtattung weigert (NG 99, 56); ferner Verlagsrechte, Lizenzrechte, die 
Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers; die beſchränkten Veräußerungsverbote nach 
9135. Auch der ſchuldrechtliche Anſpruch gegen den Verkäufer eines Fabrikgeſchäfts, daß Betrieb 
und Herſtellung gewiſſer Waren in einem beſtimmten Bezirk unterbleibe, wie andere Konkur⸗ 
renzklauſeln (NG 88, 103). Dagegen nicht die das Geſchäft nichtig machenden Verbote im 
Sinne von $ 134. — Das perſönliche Vorkaufsrecht fällt nicht unter $ 434 (RG 12. 3. 09 
6470/08). — Bei Veräußerung nicht voll eingezahlter Geſchäftsanteile einer 
GG. m. b. H., die Verkäufer und Käufer wegen des rückständigen Teiles nach $ 16 Abſ 3 d. Gel. 
haften läßt, findet $ 437 Anwendung, da die Geſellſchaft nicht Dritter nach 9 434 iſt (RG 10. 4. 08 
11 621/97 und 28 08 Sp 950”). Unter die Rechte fallen nicht Belaſtungen des Vermögens 


der Aktiengeſellſchaft bei dem Verkauf von Aktien, da die Aktie dem Berechtigten nur eine 
rechtlich beſonders geordnete Beteiligung verſchafft, R 122, 380. Der Verkauf ſämtlicher Ge⸗ 
ſchäftsanteile einer 


G. m. b. H., namentlich einer Grundſtücksgeſ., ift regelmäßig die Veräußerung 
des Unternehmens ſelbſt. Vorſchriften über Rechts⸗ und Sachmängel finden Anwendung, RG 
120, 288; 122, 378; RG V 114/28 24. 10. 28. 

0) Ebenfo fallen öffentlich⸗rechtliche Veräußerungsverbote und Beſchlagnahme⸗ 
rechte hierunter, die geeignet ſind, dem Käufer die Sache zu entziehen oder ſeinen Beſitz zu 
ſchmalern; Einziehung, Verfallerklärung (MG 111, 88; 105 S. 273,590; R 24. 1. 25 
1 234/24). Immer muß es ſich aber um Rechte handeln, Nicht die Beſchlagnahme als ſolche, 
ſondern nur die zu Recht ergangene Beſchlagnahme iſt ein Mangel im Recht. Die zu 
Unrecht erfolgte Beſchlagnahme iſt ein Zufall, den der Käufer zu tragen hat (RG 96, 77). 
Die berechti te Kriegsbeſchlagnahme einer Beſatzungsbehörde befeitigt das frühere Eigen ⸗ 
tum und alle daran haftenden Rechte (RG ZW 1926, 2842), fo wenn die Reichsſtelle die 
unerlaubt vom Ausland eingeführte Ware in Anſpruch nimmt (RG, 59, 406; 96, 77; 102, 292), 
ebenſo wegen eines auf der Ware laſtenden Zugriffsrechts des Fiskus wegen unterbliebener Ver 
es. {RS 105, 390). Die Sondervorſchrift von § 436 iſt auf bewegliche Sachen nicht 

dehnen. 

1 It in einem Kaufvertrage beſtimmt, daß das Grundſtück „mit allen Rechten und 
Laſten“ verkauft werde, ſo kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß unter dem 
Ausdruck Laſten“ nach dem Sprachgebrauch des BGB auch eine Grunddienſtbarkeit verſtanden 
ſei (RG 66, 316; 69, 355; Warn 1911 Nr 367; JW 1927, 260). Unter „Laſten“ wird in der Regel 
nur „Belastung“ verſtanden, die bermöge der Leiſtungen aus dem Grundſtück zu entrichten 
find, nicht iura aliena zugunſten Dritter (3 Bl§c 19, 96). Bei fo allgemeiner Beſtimmung werden 
ferner darunter bekannte und unbekannte Grund dienſtbarkeiten mitbegriffen. Doch 
kann, abgeſehen von Argliſt des Verkäufers, es dann anders liegen, wenn die Verkehrsſitte unter 
jener Formel nur bekannte Grunddienſtbarkeiten verſteht (3 Blðc 16, 96). Beim Verkauf 
ſchlechthin laſtenfrei“ kann auch eine Verpflichtung nach 9 434 gemeint ſein (Warn 1916 Nr 131). 
Die Verpflichtung des Verkäufers, Rechte Dritter zu beſeitigen, braucht beim Grundſtückskauf 
erft im Zeitpunkt der Auflaſſung erfüllt zu werden (RG 9. 2. 21 U 359/20). Auch im Falle des 
8 455 erſt im Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (RG 83, 214). Über Abgrenzung öffentlich 
rechtlicher r een von den Fällen der Enteignung vgl. Martin Wolff, Feſtgabe 
f. Kahl IV S. 24. Bei Einbringung einer Sachgemeinſchaft in eine noch zu bildende Geſellſchaft 
bedeutet die Klaufel „wie alles ſteht und liegt“ nicht notwendig den Ausſchluß von der Ver⸗ 
pflichtung nach $ 434, Ne 30. 1. 25 11 75/24. 

5. Wenn eine veräußerte Sache dem Erwerber durch einen Dritten entwehrt iſt, ſo iſt der 
vom Erwerber gegen den Veräußerer neben dem Gewährleiſtungsanſpruch geltend gemachte 
Anſpruch auf Erſtattung der ihm durch die Prozeßführung mit dem Dritten erwachſenen Koſten 
eine Nebenforderung nach ZPO 5 4 (RG 55, 80). 

6. Die Annahme der Sache in Kenntnis der Rechtsmängel ſchließt deren Geltend⸗ 
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machung nicht aus. Der Käufer braucht ſie ſich nicht vorzubehalten. Sie iſt nur dann ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn aus der Annahme ein Verzicht zu folgern iſt (RG 8. 11. 05 V 138/05). 

7. Wenn der Verkäufer den Mangel im Recht beſtreitet, gilt § 442. 

8. Hat der Verkäufer 1923 die Beſeitigung einer Vorkriegshypothek übernommen, 
ſo ſteht bei Aufwertung der Hypothek auch dieſe Verpflichtung unter der Regel des § 242, RG 
112, 333. Nach OLG München JW 1926, 202 ſoll die Auslegung des Vertrags nur die Haftung 
nach Papiermarkbetrag ergeben. Nach OL H München ZW 1926, 266 darf ein Grundſtücksver⸗ 
äußerer die 1923 übernommene Tilgung der eingetragenen Hypothek verweigern. Vgl. hierzu 
Matthieſſen in JW 1926, 1803, ferner RG in JW 1930, 58 und A. von Mügel. 
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Der Verkäufer eines Grundſtücks oder eines Nechtes an einem Grundſtück 
iſt verpflichtet *), im Grundbuch eingetragene Nechte, die nicht beſtehen, auf 
feine Koſten zur Löſchung zu bringen 2), wenn fie im Falle ihres Beſtehens 
das dem Käufer zu verſchaffende Necht beeinträchtigen würden. 

Das gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines Nechtes an einem 
Schiffe für die im Schiffsregiſter eingetragenen Rechte 1). 

E 1 378 II 377; M 2 222; P 1 064. 

1. Die Vorſchrift erweitert die Verſchaffungspflicht des Verkäufers aus 58 433 u. 434 dahin, 
daß auch materiell nicht mehr beſtehende Rechte Dritter, ſofern ſie nur noch im Grundbuch 
oder im Schiffsregiſter formell eingetragen find (88 1259ff.), und dadurch jedenfalls 
noch das Eigentumsrecht gefährden, vom Verkäufer aus dem Grundbuch oder Schiffsregiſter zu 
beſeitigen ſind, und zwar, wie ſich von ſelbſt nach dem Verſchaffungsprinzip verſteht, auf eigene 
Koſten. Die Löſchungspflicht iſt daher eine Hauptleiſtung, bis zur Löſchung hat der 
Verkäufer noch nicht voll erfüllt, und der Käufer braucht die angebotene Auflaſſung nicht ent- 
gegenzunehmen (SeuffA 55 Nr 10). Hat er es getan, findet $ 320 Abſ 2 Anwendung. Der Verzug 
des Verkäufers rechtfertigt auch die Anwendung des 9 326 (RG 26. 6. 08 11 574/07). Die Vor⸗ 
ſchrift kann ſich der Käufer auch dann zunutze machen, wenn die eingetragenen Rechte nur zweifel⸗ 
haft find, da ſie ihn von der Verpflichtung nach $ 442 befreit; ferner wenn fie im Falle der Auf- 
laſſung des Grundſtücks an den Käufer materiell hinfällig werden, wie z. B. eine für einen Dritten 
eingetragene Vormerkung (RG Warn 08 Nr 200; 31. 1. 08 JI 464/07); auch dann, wenn es ſich 
um eine unzuläſſige und daher nichtige Eintragung handelt, die der Erwerber ohne weiteres 
ſelbſt beſeitigen könnte. Denn dem Verkäufer fällt die Koſtenpflicht zur Laſt (NG 88, 28). Voraus- 
ſetzung iſt, daß der Verkäufer die rechtliche Möglichkeit hat, das eingetragene Recht löſchen zu laſſen. 

2. Zur Löſchung bringen kann der Verkäufer das eingetragene nicht beſtehende Recht mittels 
des Berichtigungsanſpruchs nach $ 894, und zwar auch noch nach erfolgter Auflaſſung 
des Grundſtücks an den Käufer und deſſen Eintragung als Eigentümer. Dies gilt nicht nur bei 
vertragsmäßig übernommener Verpflichtung zur Löſchung (RG 59, 289; 64, 165), denn darin 
liegt zugleich die Ermächtigung zur Geltendmachung des dem Kaufer an ſich zuſtehenden Be⸗ 
richtigungsanſpruchs (RG 53, 411), ſondern auch, wenn die Verpflichtung nur nach $ 435 beſteht. 
In dem Verlangen des Käufers gegenüber dem Verkäufer, den Berichtigungsanſpruch auf Grund 
der Verpflichtung des $ 435 geltend zu machen, liegt ſtillſchweigend dieſelbe Ermächtigung aus⸗ 
geſprochen (RG 3. 11. 09 V 595/08). Wegen Stellung des Löſchungsantrags des Verkäufers 
EBD 85 19, 22, 27, 9 13 Abſ 2. F 435 gilt auch für ſolche Eintragungen, die ſchon ihrem Inhalt 
nach unzuläſſig ſind, RG 88, 22. 
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) Her Verkäufer eines Grundſtücks haftet *) nicht für die Freiheit des Grund- 
ſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen Laſten, die zur 
Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet find 2) 5) 5). 

E 1 372 II 378; M 2 215; P 1 656. 

1. Der Zweck der Vorſchrift iſt, die Tragweite der $$ 434 u. 435 klarzuſtellen und die daraus 
etwa zu ziehenden Folgerungen zu beſchränken. Sie iſt auch auf den Verkauf eines Rechtes an 
einem Grundſtück entſprechend anzuwenden, bezieht ſich dagegen nicht auf Verkäufe von 
beweglichen Sachen und andern Gegenſtänden, bei denen gleichfalls öffentliche Abgaben 
vorkommen konnen, ebenſowenig auf Käufe von Schiffen (RG 105, 391). Gegen dieſe enge 
Beſchränkung Heck in JW 1923, 176 allerdings mit beachtlichen Gründen. § 436 wiederholt die 
Beſtimmung des § 435 Abſ2 nicht. Die Vorſchrift enthält kein zwingendes Recht (RG Bayg 
1906, 361; HRR 1932 Nr 441). 

2. Welche Laſten als öffentliche zu gelten haben, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Nach 
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BOB find ſolche nur Leiſtungen, die aus dem Grundſtück zu entrichten ſind und daher deſſen 

Nutzungen mindern (NG 66, 316), wie Abgaben und ſonſtige fortdauernd gleichmäßig zu ent⸗ 

!ihtende Leiſtungen Uffentlich-rechtlicher Art, nicht aber Ausgaben zu rein privatwirtſchaftlichen 

Zwecken (JW 1914, 868°). Dagegen ift nicht immer für den öffentlichen Charakter der Abgaben 

entſcheidend, daß ſie auch öffentlich-rechtlichen Urſprungs find (R in Bayg 68, 277). Der Aus⸗ 

druck „Belaſtungen“ umfaßt dagegen alle Rechte Dritter am Grundſtück (§ 434; RG JW 1915, 
x 


koſten (Och Köln JW 1997 14364, Straßengrunderwerbskoſten (RG 67, 244), Kirchen⸗ 
und Schulbaufaſt (86 43,206), Patronatslaſt (RG 65,1). Nicht gehören hierher: die 
preußiichen Rentenbankrenten (RG JW 02,69), die ſächſiſche Landeskulturrente 
(SeuffA 73, 9), die Umſatzſteuer aus dem preuß. KommunalabgabenGef v. 14. 7. 93 (Rch 40, 
264; JW 1898, 89; abweichend Rh 72, 306), die Wertzuwachsſte uer (R 72, 395; 75, 208; 
RG 26. 6. 11 13,11) die Ablöſungsrenten der Rentenbanken (n 59, 100; Gruch 47, 
396) der Domänenzins (Neumanns Jahrb 7, 196), Abgaben des In duſtriebel. Geſ. v. 
30. 8.24 (ROT 11 257 RG 127, 130. 
ber Verteilung der Laſten zwiſchen Verkäufer und Käufer 89 446, 103. 
5. Auf rüdſtändige öffentliche Abgaben bezieht ſich die Vorſchrift nicht Mot zu Entw! 9 372). 
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) Der Verkäufer einer Forderung oder eines ſonſtigen Nechtes haftet 
für den rechtlichen Beſtand der Forderung oder des Nechtes 8. 

Der Verkäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß es nicht zum Zwecke 
der Kraftloserklärung aufgeboten ift?) 8) 9), 

©1208 11 379; M 2 125; f 1 386, 069, 

1, Die Vorſchrift bringt eine Sonderregelung für den Verkauf einer ſchon beſtehenden 
Forderung oder eines ſonſtigen Rechtes ſowie Wertpapiers und ſchließt damit die Anwendung des 


em zur Nat daß das Recht überhaupt ſchon beſteht, denn es kann auch ein künftig 
Entſtehung kommender Gegenſtand verkauft werden ($ 433 U 6a), der Verkäufer muß 


ber der Kauf iſt doch bedingt durch das Entſtehen des Gegenſtandes, das jedenfalls an ſich 
möglich ſein muß. Und ſteht von vornherein feſt, daß dies ausgeſchloſſen ift, jo liegt ein Vertrag 
über eine unmögliche Leiſtung vor, der nichtig ift ($ 306). Beim Verkauf eines nicht be» 
ſtehenden und nicht zu begründenden Rechtes würde an ſich das gleiche gelten. Ab⸗ 
i on läßt $ 437 einen ſolchen Kauf über ein nicht ſchon beſte hendes aber zur Ent⸗ 


verſtändlich auch hier erfordert (RG Recht 1917 Nr 1975). Nur wenn das nicht beſtehende Recht 
nicht bloß in conereto, ſondern ſeiner Art nach überhaupt rechtlich nicht zur Entſtehung 
gelangen kann, greift die Vorſchrift des $ 437 nicht, ſondern nur $ 306 A Keen 
68, 292; 78, 10; 86, 213; 90, 244; 92, 76; 112 S. 40, 298; R HNNR 1932 Nr 311; 1933 Nr 11; 


Euiſeg Gebrauchsmuſters 6 90, 244), oder wenn ein Lizenzrecht rechtlich unmöglich zur 

Ent tehung gelangen kann, RG 10. 10. 311 66/31. 

2. Der erläufer haftet für den Beſtand des Rechtes oder der Forderung. Das bedeutet ein 
daß eine Forderung oder ein Recht ſo wie ſie verkauft ſind, rechtlich 

beſte hen oder zur Entſtehung kommen; $ 437 be ieht ſich unmittelbar nur auf den Zeitpunkt 

de R 440 in Betracht. Der Einwand, daß fie nie 

entſtanden, erloſchen, durch Einrede entkräftet, durch Aufrechnung nichtig und unwirkſam geworden 
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ſeien, kann alſo nicht erhoben werden (RG 23 1910, 464). Dem Mangel am rechtlichen Beſtand 
kommt gleich der Mangel an der Möglichkeit der Geltendmachung des Rechts, ſo z. B. 
eine über ein Wertpapier verhängte Zahlungsſperre (MG 109, 297). Iſt eine Forderung als 
zweifelhaft abgetreten, ſo kommt es darauf an, ob ſich der Zweifel auf das Recht bezieht, dann 
iſt die Haftung ausgeſchloſſen (Warn 1911 Nr 171); oder auf die bloße Güte und Eintreibbarkeit 
der Forderung, dann bleibt die Haftung für den Rechtsbeſtand beſtehen. Wer daher z. B. ſtatt 
der verkauften 5% Hypothek nur eine zu 4½% abtritt, haftet nach $ 437, denn die Hypothek 
beſteht nicht in der Art, wie fie verkauft wurde (RG 12. 12. 06 V 205/06). Die Haftung bezieht 
fich nicht auf den grundbuchmäßigen Rang des Rechts, RG 121, 129. Der Verkäufer eines Wechſels 
haftet aus dem der Diskontierung zugrunde liegenden Kauſalgeſchäft für den rechtlichen 
Beſtand des Wechſels oder der in ihm verkörperten, durch Indoſſament Übertragenen Rechte (RG 
93, 26); dies gilt auch dann, wenn einer der Wechjelverpflichteten den Wechſel veräußert hat 
(RG 9. 11. 18 V 205/18). Eine beſondere zivilrechtliche Haftung für Eingang der Scheckſumme 
übernimmt der Verkäufer, der zugleich Ausſteller ift, nicht (RG 112, 46); der Geſellſchafter, der 
ein Recht als Sacheinlage einbringen ſoll, haftet, wenn das Recht nicht beſteht (RG 94, 210); 
der Verkäufer eines Patents haftet für die richtige Erteilung des Patents durch das Patentamt; 
entſprechende Haftung tritt ein für ein immaterielles Gut, das wirtſchaftlich einem patentrechtlich 
geſchützten gleichſtebt (JW 1913, 860). Verleiht der Patentinhaber einem andern eine ausſchließ⸗ 
liche Lizenz, dann wird der Beſtand des Patents ſelbſt dadurch nicht beeinträchtigt, ſondern nur 
die Ertragsfähigkeit (RG 78, 365). Wenn mit einem Grundſtück ein damit verbundenes Recht 
verkauft ift, haftet der Verkäufer für das Vorhandenſein des Rechtes (MG 83, 198: Mitverkauf 
einer Abdeckereigerechtigkeit; RG 4. 7. 14 V 91/14: Mitverkauf einer Flößereigerechtigkeit! R6 
Warn 1914 Nr 283: Fortführung des Rechtes der Bezeichnung „Hofapotheke“: Rah 96 S. 89, 
227; Lg 08 Sp. 950. Wird beim Verkauf eines Gutes das Recht, auf einem Nachbargut eine 
Feldbahn zu halten, als fortdauernd beſtehend mitverkauft, ſo haftet der Verkäufer auf das Er⸗ 
füllungsintereſſe (RG 73, 210; 88, 200; 93, 73; RG 7. 5. 21 V 46/21). Erwerbung eines Ge⸗ 
ſchäftsanteils einer Genoſſenſchaft und einer Geſellſchaft m. b. H., der durch die Möglichkeit der 
Ausſchlie ßung bei Nichteinzahlung in ſeinem rechtlichen Beſtand gefährdet it; RG 93, 71. Beim 
Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile einer G. m. b. H. ſoll nach R 86, 146 eine geſetzliche 
Haftung wegen Mängel des Unternehmens nur nach $ 437, nicht nach $ 459 in Frage kommen. 
Iſt jedoch neben den Geſchäftsanteilen auch noch das Geſchäftsvermögen und das dazu gehörige 
geſchäftliche Unternehmen als ganzes zum Gegenſtand des Kaufs gemacht worden, ſo greift eine 
weitergehende Haftung für Mängel des Unternehmens Platz, RG 98, 289, 100, 200. Nach der 
Auffaſſung des Verkehrs wird nun regelmäßig in dem Verkauf sämtlicher Geſchäftsanteile einer 
G. m. b. H. ein Verkauf des Unternehmens ſelbſt erblickt. Dann kann der Verkäufer in der Haftung 
für Rechts⸗ und Sachmängel auch nicht anders geſtellt werden als beim ausdrücklichen Verkauf 
des Unternehmens ſelbſt, Rc 120, 287; 122,381. Für das Aus zahlungsgeſchäft leugnet 
ohne berechtigten Grund Ruzek aaO. S. 42 die Anwendung des § 437, der Verkäufer haftet 
auch hier für den Beſtand des Guthabens ſo wie es begründet werden ſoll. Verkauf eines Grund- 
ſtücks mit als vorhanden angegebenen Grunddienſtbarkeiten. Die Haftung erſtreckt ſich auch 
auf Nebenrechte (Bürgſchaften, Pfandrechte, Hypotheken; $ 401: R 56, 253; 68, 293; 90, 244). 
Die käufliche Übernahme der Rechte und Pflichten aus einem Pachtvertrag iſt Rechtskauf, nicht 
Sachkauf, RG HAN 1932 Nr 440. Bei der Veräußerung von Aktien begründet die Zuſicherung 
von Nebenrechten, z. B. eines Pfandrechts für die Gewinnanteile, daher eine Haftung aus $ 437, 
es handelt ſich hier nicht um Zuſicherung einer Eigenſchaft (RG 56, 255). Der Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch iſt nicht in dem Sinne mit einer Forderung verbunden, daß er ohne weiteres mit 
übergeht. Aber eine beſondere Abtretung iſt möglich, und dann tritt dafür die Haftung nach 
8 437 ein (RG 25. 3. 05 V 74/05). Auch die Abtretung nach bereits eingetretener Haftungspflicht 
iſt möglich (RG 72, 138; Gruch 49, 906). 0 

3. Dagegen erſtreckt ſich die Haftung nicht auf die Güte der Forderung oder auf die Ver⸗ 
wertbarkeit des Rechtes. Eine Haftung für Eigenſchaften eines Rechtes oder einer Forderung 
iſt im Geſetz nicht anerkannt, anders als beim Sachkauf ($ 459; RG 56, 255; 73, 116; 112, 46; 
Warn 09 Nr 134; JW 1912, 742). Auch eine entſprechende Anwendung des $ 459 findet 
nicht ſtatt, da das Geſetz den Sachkauf und den Rechtskauf beſonders geregelt hat (RG 63, 60). 
Wohl aber kann die Haftung durch beſonderen Vertrag über die Garantieleiſtung 
übernommen werden. Dazu gehört, daß beide Teile ſich bewußt waren, daß das Einſtehen für 
die zugeſicherte Eigenſchaft einen Teil der vertragsmäßigen Leiſtung bildet. Der Zedent haftet 
nicht für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners, es ſei denn, daß er die Haftung ausdrücklich über⸗ 
nommen hätte (5 438), der Verkäufer eines Patents zwar dafüt, daß es nicht ganz oder teilweiſe 
nichtig ift, aber nicht für die Brauchbarkeit der Erfindung; der Verkäufer eines Mitgliedſchafts⸗ 
rechts haftet für den Beſtand, nicht für den Ertrag aus dem Recht. Die Zuſicherung: „die Hy⸗ 
pothek iſt gut“ legt der Hypothek die Eigenſchaft bei, daß ſie innerhalb des Wertes des be⸗ 
laſteten Grundſtücks ausgeht (RG 25. 11. 03 J 228/03; Gruch 48, 343); für die perſönliche 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners wird dadurch keine Haftung übernommen (OLG 36, 35). Nach 
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RG MW 1912, 742% fon nicht nur g 495, ſondern auch die Anfechtung nach $ 119 wegen Irrtums 
über die en Egenſchaſten ausgeſchloſſen ſein, weil in $ 119 nur von 010 
der „Perſon“ oder der „Sache“ die Rede ſei. Dagegen aber mit Recht Kiehl JW 1914 Nr 14. 

4. Die Haftung bezieht ſich auf den Zeitpunkt des Abſchluſſes des Kaufvertrags. Denn 
nach § 439 hat der Verkäufer den Mangel im Recht nur dann nicht zu vertreten, wenn der Käufer 
iin beim Abſchluß des Vertrags kennt. Vgl. auch $ 438. Dieſer Zeitpunkt iſt auch dann ent- 
cheidend, wenn etwa durch Anfechtung oder Nichtigkeitserklärung eine Forderung oder ein Recht 
rückwirkend zur Aufhebung gelangt (58 141, 202, 222, 853). Damit ſoll jedoch nur geſagt ſein, 
daß der Inhalt und der Umfang der Vertretungspflicht, die der Verkäufer durch Ab⸗ 
ſchluß des Kaufvertrags übernimmt, nach dem Zeitpunkt dieſes Abſchluſſes beſtimmt wird. Nach 
ihm bemißt ſich die in 8 433 geregelte und in $ 437 weiter ausgebaute Verſchaffungspflicht. 
Die Eigenart des auf den Verkauf eines Rechts gerichteten Vertrags läßt jedoch den Verkäufer 
auch noch über die unmittelbare Erfüllung hinaus haften. Die Vertragspflicht des Zedenten 
Be mit dem Vollzug der Abtretung nicht notwendig ihr Ende (RG 111, 298). Die Folgen 
der ichtverſchaffung, der Nichterfüllung der in § 437 übernommenen Vertretungspflicht 
für den Beſtand regeln ſich nach 440. Nicht ſoll in § 437 eine dem $ 459 entſprechende Gewähr 
leiſtungspflicht für den Zuſtand des Rechtes oder der Forderung begründet werden. Die Haftung 
tritt nicht ein, wenn die Forderung als zweifelhaft verkauft worden iſt, RG 24. 1. 11 III 704/09. 
Beim Verkauf einer künftigen Forderung erſtreckt ſich die Haftung im Zweifel nach dem 
Parteiwillen auf den Beſtand zur Zeit der Fälligkeit (RechtſprO dh 20, 173). Der Er⸗ 
füllungsort beſtimmt ſich für die etwaigen Schadenserſatzanſprüche nicht nach dem Erfüllungsort 
der abgetretenen Forderung, ſondern nach allgemeinen Grundſätzen (JW 01, 640). 

5. Wenn einzelne Rechte und Forderungen als Beſtandteile einer ganzen Vermögensmaſſe 
oder eines einheitlichen geſchäftlichen Unternehmens mit dieſem zuſammen abgetreten ſind, ſo 
ſchließt das die Anwendung von 8 437 für die Rechte und Forderungen nicht aus. Denn nur die 
rechtlich beſtehenden bilden einen Beſtandteil des Unternehmens und der Vermögensmaſſe. Auf 
das ganze Unternehmen und die Vermögensmaſſe ſelbſt ift $ 437 nicht entſprechend auszudehnen. 
Der Rechtsmangel eines Beſtandteils kann aber einen Eigenſchaftsmangel des Unternehmens 
nach $ 459 darſtellen. Regelmäßig wird der Wille der Parteien dahin gehen, daß bei Veräußerung 
cuntlicher Aktien eine Veräußerung des Unternehmens ſelbſt gemeint iſt (Friedländer XW 1926, 
2892; hierzu RG 86, 146; 100, 201). 

6. Auf andere entgeltliche Veräußerungsverträge über Forderungen und Rechte 
it 5 437 entſprechend anwendbar, insbeſondere auch auf Nebentechte, die mit anderen 
Gegenſtänden verkauft find (R 56, 253; 93, 71). b . 5 

7. Für Wertpapiere gelten nach der bisherigen Auffaſſung des Reichsgerichts die- 
ſelben Rechtsgrundſätze, wie ſie in Abſ 1 für andere Rechte und Forderungen 
aufgeſtellt worden ſind. Denn Kaufgegenſtand ift nicht nur das Papier als körperliche 
Sache, ſondern vor allem das in ihm verkörperte Recht (RG 59, 244; 56, 255; JW 09, 49270). 
Es finden daher nebeneinander Anwendung die Vorſchriften über Sachmängel, die zur Ur⸗ 
kunde als ſolcher in Beziehung ſtehen (RG 59, 243), wie die Vorſchriften nach $ 437 über Rechts 
mängel. Namentlich haftet der Verkäufer dem Käufer auch dafür, daß er ihm die Befugnis zur 
Geltendmachung des verbrieften Rechtes verſchafft (RG 1, 292; 10, 170; 38, 158; RG 108, 317; 
109, 297; Sud, 67, 199; RG 23. 9. 231 408/22); Haftung für gefälſchte Banknoten vgl, auch 
JW 1922, 179. Dagegen iſt Sachmangel angenommen beim Verkauf beſtimmter ausländiſcher 
Banknoten (RG 108, 280). Ebenſo dafür, daß das im Wertpapier verbriefte Recht entſtanden iſt. 
Der Mangel ſtaatlicher Genehmigung nach g 795, die Zahlungsſperre bei einem Wert- 
papier (ZPO 91019), ausgeloſte und gekündigte Wertpapiere, Nichtbe obachtung weſent⸗ 
licher Formvorſchriften des Warenzeichenrechts, des Wechſelrechts u. a., die Ausgabe 
einer Aktie vor Eintragung der Aktiengeſellſchaft (HGB § 209) hindern z. B. die 
Entſte hung des Rechtes. Dagegen können Vorgänge, die das Schuldverhältnis, das in der Ur⸗ 
kunde verkörpert iſt, zum Erlöſchen bringen, dem berechtigten Inhaber gegenüber nur dann geltend 
gemacht werden, wenn ſie aus der Urkunde ſelbſt hervorgehen ($ 793). Die mangelnde Ertrag3- 
ſähigteit des Wertpapiers (Kurs), etwa einer Aktie, betrifft weder einen Mangel im Recht 
noch einen Sachmangel (Rc 59, 243; Warn 09 Nr 502). Sie kann aber durch beſondere Zu« 
ſicherung garantiert werden. Ebenſo Borſenfähigkeit, mangelnde Umlaufsfähigkeit 
(MW 4, 195). — Über den Begriff des Wertpapiers vgl. $ 793. Die moderne Rechtsentwick⸗ 
lung geht allerdings mehr und mehr dahin, Wertpapiere durchweg wie bewegliche 
Sachen zu behandeln. So übrigens ſchon ROHG 18, 180; Bolze 17 Nr 316; RG 30, 154. 
Im übrigen kann ſich gerade beim Verkauf von Wertpapieren aus den Umſtänden ergeben, daß 
der Häufer den Verkäufer nicht wegen Mängel verantwortlich machen kann. Das iſt z. B. 
der Fall, wenn eine Gewerkſchaft einem Bohrunternehmer Bohrungen unter der Bedingung 
übertragen hat, daß er eine Anzahl ihrer Kuxe aufkauft, und der Unternehmer dann Kure, die an 
einem Mangel leiden, von einem Bankier erworben hat (Rc 99, 218). Der Verkäufer eines 
Schecks haftet auch nach $ 437 dafür, daß der Scheck nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung auf- 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe) 3 
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geboten iſt, er haftet im übrigen aber nur, wenn in rechtsgültiger Form ſcheckrechtliche Anſprüche 
begründet worden ſind (RG 112, 48). Nicht iſt aber jede Schecküberlaſſung gegen Zahlung Kauf, 
ſondern nur, wenn aus dem Scheck neben dem Ausſteller noch ein Dritter haftet (Bernſtein WO 
S. 346, a. M. Staub⸗Stranz zur alten WO Art 83 A 33 und RG). Jedenfalls haftet Verkäufer 
nur für den Beſtand, nicht für die Güte des Schecks. Die käufliche Übernahme von Pachtrechten 
iſt nach den Grundſätzen über Rechtskauf zu beurteilen, RG 8. 10. 31 VIII 232/31. 

Abſ 2 will die früher beſtrittene Frage zur Entſcheidung bringen, daß der Verkäufer für 
ein dem Inhaber abhanden gekommenes und zum Zweck der Kraftloserklärung aufgebotenes 
Wertpapier nach den Grundſätzen des Rechtsmangels, nicht des Sachmangels haftet, und zwar 
ſchon für die Gefahr des Rechtsmangels, den das Aufgebot vorerſt bringt (ZPO § 1017). Im 
übrigen will Abſ 2 die Frage, ob die Wertpapiere wie körperliche Sachen oder wie Rechte zu be⸗ 
handeln ſeien, nicht zur Entſcheidung bringen, wie aus den Protokollen der II. Kommiſſion erhellt. 

8. Die Verjährung der Schadenserſatzanſprüche wegen Nichtbeſtehen eines Rechtes erfolgt 
nach $ 195 in dreißig Jahren (RG 93, 71; 108, 318 bei zugeſicherter Grunddienſtbarkeit). 

9. Die Verpflichtung aus $ 437 kann auch durch Handelsbrauch beſeitigt oder beſchränkt 
werden (RG Gruch 1924, 199). 
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Übernimmt 2) der Verkäufer einer Forderung die Haftung für die Zahlungs- 
fähigkeit des Schuldners, fo iſt die Haftung im Zweifel nur auf die Zahlungs 
fähigkeit zur Zeit der Abtretung zu beziehen !). 

E I 209 II 380; M 2 126; P 1 387. 


1. Die Vorſchrift fällt aus der Ordnung über die Regelung der Haftung für Mängel im Rechte 
heraus und hat ausſchließlich den Fall im Auge, daß die Gewähr für die Zahlungsfähigteit des 
Schuldners vertraglich übernommen wird. Eine geſetzliche Haftung des Verkäufers einer 
Forderung beſteht zwar für den Veſtand der Forderung ($ 437), nicht aber auch für ihre Güte oder 
für die Leiſtungsfähigkeit des Schuldners. Die Vorſchrift ftellt zugunſten des Verpflichteten die 
widerlegbare Vermutung auf, daß ſich ſein Gewährſchaftsverſprechen nach der Parteiabſicht nur 
auf den Zuſtand zur Zeit der Abtretung beſchränken ſoll. Im übrigen gelten hier folgende 
Grundſätze: Der Erwerber der Forderung kann den Verkaufer gegebenenfalls erſt dann in 
Anſpruch nehmen, wenn er zunächſt in gehöriger Weiſe verſucht hat, die Forderung vom Schuldner 
beizutreiben. Er hat dabei nach Treu und Glauben zu handeln und iſt ſonach auch gehalten, die 
Forderung rechtzeitig zu kündigen ſowie die Zwangsvollſtreckung zu betreiben (NG Warn 1910 
Nr 107). Nach der allgemeinen Faſſung der Beſtimmung, die auf dem Gedanken beruht, daß der 
Verkäufer einer Forderung für nachträgliche Veränderungen in der Lage des Schuldners nicht 
einzuſtehen braucht, muß die Vermutung auch für den Fall Platz greifen, daß die Kundbarkeit 
der Forderung zur Zeit der Abtretung noch ausgeſchloſſen, vielmehr auf eine ſpätere Zeit hinaus⸗ 
geſchoben war. Es wird unter ſolchen Umſtänden jedoch der Parteiwille oftmals dahin gehen, 
daß für die Haftung des Verkäufers nicht der Zeitpunkt der Abtretung, ſondern erſt der der Künd⸗ 
barkeit entſcheidend ſein ſoll. Gegebenenfalls werden hier daher auch an die Beweispflicht des 
Käufers, der dieſen Ausnahmefall behauptet, nicht zu hohe Anforderungen zu ftellen fein. Welcher 
Zeitpunkt für die Begrenzung der Haftung des Käufers als maßgebend gedacht worden, ift 
ſchließlich von Fall zu Fall nach den obwaltenden Umſtänden unter Anwendung des $ 157 zu 
ermitteln (Rd 7. 5. 13 V 502/12). Iſt die Haftung nur für eine beſtimmte Zeit über⸗ 
nommen, ſo fällt ſie fort, wenn die Schuld nicht innerhalb der Gewährsfriſt fällig gemacht worden 
und eingefordert iſt, wobei es auf die Fälligkeit dem Schuldner gegenüber ankommt (RG 27. 5. 08 
V 382/07). Auf die zeitliche Beſchränkung der Haftung gemäß $ 438 hat anderſeits der Verkäufer 
dann überhaupt kein Anrecht, wenn er die Haftung für den Eingang der Forderung übernahm 
(RG 23. 10. 12 V 179/12; JW 1910, 2315). Aber auch hier muß der Käufer zunächſt gegen den 
Schuldner vorgehen, um nicht den Gewährsanſpruch zu verwirken. Hat indeſſen der Verkäufer 
nicht nur für den vollſtändigen, ſondern auch für den pünktlichen Eingang der Forderung 
Gewähr geleiſtet, dann iſt die Abrede dahin zu verſtehen, daß der Käufer bei Säumigkeit des 
Schuldners zur Inanſpruchnahme des Verkäufers ohne weiteres berechtigt ſein ſoll ((RG 72, 140; 
Warn 1910 Nr 107). Vgl. auch RG 37, 290 (für preuß. Recht); RG 8. 5. 18 V 17/18. Auf die 
zeitliche Beſchränkung der Haftung gemäß § 438 wird ſich übrigens der Verkäufer auch dann 
nicht berufen können, wenn er gewußt hat, daß die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners bevor⸗ 
ſtehe, die ihm bekannten Umſtände aber argliſtig verſchwieg (Mot 2, 127). Über die mangelnde 
Güte einer Hypothek entſcheidet nicht immer ihr Ausfall bei der Zwangsverſteigerung, zumal 
dann nicht, wenn der Gläubiger ſelbſt das Grundſtück billig erſtanden hat (RG JW 1912, 2375). — 
Die Beſtimmung des F 438 findet entſprechende Anwendung bei Abtretung einer Forderung 
an Erfüllungs Statt (RG Gruch 47, 642). Anderſeits auch dann, wenn Gegenſtand des Kaufes 
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und der Abtretung nicht eine Forderung, ſondern eine Hypothek oder eine Grundſchuld iſt und 
für deren Güte die Gewähr übernommen wird (RG 7.5.13 V562/12). 

2. Rechtsnatur des Verſprechens. Die Übernahme der Gewähr ſtellt ke in bürgſchaftliches 

erſprechen dar, weil der Verkäufer für ſeine eigene, nicht aber für eine fremde Verbindlichkeit 
zu haften verſpricht, und die Haftung iſt demgemäß auch nicht vom Beſtehen der verkauften 
Forde rung abhängig (RG 60, 371 u. 72, 140; ZW 1912, 233°; Gruch 54, 926). Das Verſprechen 
unterliegt daher auch nicht der Schriftform nach $ 766; der Käufer darf aber ebenſowenig wie 
bei der Bürgſchaft argliſtig Sicherheiten aufgeben, wie für ihn anderſeits auch nicht die Pflicht 
zur Sorgfalt befteht (RE JW 07, 1655). 
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Oer Verkäufer hat einen Mangel im Nechtel) nicht zu vertreten, wenn der 
Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt 2) 5). 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Nentenſchuld oder ein Pfandrecht 
hat der Verkäufer zu beſeitigen, auch wenn der Käufer die Belaſtung kennt. 
Das gleiche gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Be⸗ 
ſtellung eines dieſer Nechte 4). 

© 878 11 381; M 2 216; P 2 658. 


1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Kenntnis von Rechtsmängeln und verfügt eine 
Ausnahme von der Regel, daß der Verkäufer ſolche zu vertreten hat. Bei andern Mängeln 
als denen im Recht findet daher § 439 keine Anwendung, fo nicht auf das perſönliche 
Vorkaufsrecht (Na 12. 3.09 11 470/08; Seuffel 56 Nr 99, Odch 1, 83) oder ſonſtige obliga- 
toriſche Verbindlichleiten des Verkäufers, wo Haftung für Schadenserſaß nach $ 275 ftattfindet: 
nicht bei Sachmängeln (vgl. § 460). Die Vorſchrift bezieht ſich jedoch nicht nur auf die Fälle 
des 9434, ſondern auch auf die des 9433 (RG 52, 276; RG 10. 11. 20 v 102/20). Ferner bezieht ſich 
die Vorſchrift nur auf die Beſrelung von geſetzlicher Haftung, nicht auch auf die durch beſondere 
Zuſicherung begründete (Ren 88, 160; R& 23. 11.18 V 158/18). Hat der Käufer in Kenntnis 
des Rechtsmangels gekauft, fo ift nicht Verkauf eines unſicheren Rechts vereinbart, vielmehr eine 
beſtimmte Sache verkauft. Die Kenntnis hat nur die in $ 439 angeordnete Folge, daß 
die geſetzliche Haftung ausgeſchloſſen ift, eine beſondere vertragsmäßige Zuſage kann beſtehen 
bleiben und 3. B. zur Beſeitigung des Mangels verpflichten. Iſt wegen des Mangels gleichzeitig 
die Sache beiden Teilen entzogen, ſo liegt ein Fall des $ 323 vor (RG 88, 165). Zu der geſetz⸗ 
lichen Haftung gehört auch die Pflicht aus $ 435. Dagegen bezieht ſich die Vorſchrift nicht nur 
auf $ 434, ſondern auch auf $ 433, findet alſo auch Anwendung, wenn der Verkäufer nicht Eigen⸗ 
tümer der verkauften Sache war (RG 52, 276; 10. 11. 20 V 102/20). Beim Hypothekendar⸗ 
lehn iſt der Darlehnsnehmer im Zweifel nicht verpflichtet, dem Darlehnsgeber die Hypothek an 
erſter Stelle zu gewähren, wenn dieſer das Vorhandenſein von Vorbelaſtungen nicht kennt. 
$ 439 iſt auf die Beſtellung einer Darlehmzhypothek nicht entſprechend anwendbar (RG 55, 128). 

2. Die Kenntnis des Käufers muß ſich auf das Nichtvorhandenſein des Rechtes oder deſſen 
Beſchrankungen beziehen. Auf einen etwaigen Irrtum über die rechtliche Tragweite des 
Mangels kann ſich der Käufer nicht ſtützen (RG 52, 167; Warn 09 Nr 501; 1914 Nr 42). Doch iſt 
immer die Kenntnis von einem Recht erforderlich. Wenn daher jemand nur das Vorhandenſein 
von Fenſtern kennt, ſo braucht er damit noch nicht notwendig zu wiſſen, daß dieſe auf dem Vor 
handenſein der Rechtsbefugnis eines Dritten beruhen (unrichtig OLG 8, 62). Die Kenntnis vom 

angel des Eigentums beim Verkäufer macht den Kauf noch nicht zu einer emtio spei (NG 
88, 165). Auf welche Weiſe der Käufer zur Kenntnis gekommen iſt, iſt gleichgültig, er braucht ſie 
auch nicht durch den Verkäufer und bei Gelegenheit der Vertragsverhandlungen erworben zu 

en (RG 52, 276), noch braucht ſie aus der Vertragsurkunde ſich zu ergeben. Die Kenntnis 
Dan einem Teil des Rechtes läßt bei Teilbarkeit der Befugniſſe die Haftung für den unbekannten 
Teil beſtehen (Seuff A 61 Nr 198). — Das Ke enen ($ 122) ſteht dem wirklichen Kennen 
nicht gleich, auch wenn es auf Verſchulden beruht (RG 59, 408; JW 06, 10%; 1911 S. 64511, 
64612 96 8. 7. 19 1130/19). Auch wenn jemand weiß, daß ein Dritter ein Patentrecht für fich 
in Anſpruch nimmt, ſo bedeutet das noch nicht Kenntnis vom Beſtehen des Patents (Warn 1911 
Nr 366). Auch wenn ein Widerſpruch gegen das Recht des Verkäufers ($ 899) oder eine Vor⸗ 
merkung ($ 883) eingetragen iſt, kommt es doch auf die Kenntnis vom wirklichen Mangel an. Die 
Kenntnis davon, daß Eigentumsanſprüche behauptet werden, iſt daher nicht ſtets der Kenntnis 
dom Beſtehen eines Rechtes gleichzuſtellen (RG 27. 4. 11 11 472/10; dagegen Recht 07 Nr 762). 
Immer kommt nur ein ſolches ſiche res Kennen in Betracht, aus dem ein Verzicht auf die Gewähr ⸗ 
leiſtung anzunehmen iſt. Dagegen muß ſich derjenige, der erklärt, die Mängel im Rechte zu 
kennen, fo behandeln laſſen, als wenn dies der Fall wäre, auch wenn er die Kenntnis in Wahrheit 
nicht beſitzt. So bei der Abrede im Vertrag über ein Grundſtück: „Dem Käufer find die Miet. 
verträge bekannt“ (RG 8. 4. 16 V 36/16). 
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3. Die Kenntnis muß beim Abſchluſſe des Vertrags vorliegen. Bei Grundſtückskäufen 
erfolgt der Abſchluß erſt mit der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (RG JW' 1902 
Beil. 262). Bei einer erſt zur Zeit der Erfüllung erlangten Kenntnis kommt $ 439 nicht zur An⸗ 
wendung. Wenn wiſſentlich eine fremde Sache verkauft wird, kann darin ebenſowohl 
eine beſondere Gewährleiſtung des Verkäufers als Verzicht des Käufers auf den Rechtsmangel 
liegen. Es ift Auslegungsfrage. Auch die Vorſchrift des § 439 Abſ 1 iſt nachgiebigen Rechtes und 
kann durch beſondere Abreden abgeändert werden. Der Verkäufer haftet für Erfüllung des 
Kaufvertrags jedenfalls dann, wenn der Käufer nach den Umſtänden davon ausgehen durfte, 
daß der Verkäufer im Einverſtändnis mit dem dritten Eigentümer handelte (Recht 1918 Nr 216). 
Hat z. B. der Dritte beim Abſchluß des Kaufvertrags Kenntnis davon, daß das gekaufte Grund⸗ 
ſtück mit einem dinglichen Vorkaufsrecht belaſtet iſt, ſo hat der Verkäufer dieſen Mangel 
im Recht nicht zu vertreten. Im übrigen iſt als Inhalt des Kaufgeſchäfts anzunehmen, daß der 
Verkauf nur unter der Bedingung erfolge, daß der Vorkaufsberechtigte ſein Vorkaufsrecht nicht 
ausüben werde (RG JW 1922, 5762). 5 

4. In Abſ 2 wird von der Regel des Abſ 1 ein Ausnahme in Übereinſtimmung mit der Ver⸗ 
kehrsſitte dann begründet, wenn der Mangel im Recht im Beſtehen einer Hypothek, Grund- 
ſchuld, Rentenſchuld oder eines Pfandrechts beruht. Die Vorſchrift iſt im allgemeinen nur 
auf den Verkauf von Grundſtücken anwendbar, RG 122, 380. Hier kann der Kaufer die Befreiung 
von ſolchen Belaſtungen ſtets verlangen, wenn nichts anderes vereinbart iſt. Nach § 1107 gilt 
die Vorschrift auch wegen Rückſtänden von Reallaſten. Die Reallaſt nach § 1105 (ſächſ. Landes⸗ 
kulturrente) fällt nicht unter 8 439 Abſ 2, fie iſt nicht der Hypothek gleichgeſtellt (OL 36 Nr 314). 
Es wird verordnet, daß es wieder bei der Regel der § 434 u. 435 verbleibt, auch wenn der Käufer 
dieſe Rechte kennt. Auch dieſe Verpflichtung aber ſteht unter der Regel des § 242, wenn der Käufer 
durch die Aufwertungsgeſetze zu anderen Leiſtungen für die Bewirkung der Beſeitigung der 
Hypothek verpflichtet wird, als bei Kaufabſchluß vorausgeſehen war (RG 112, 333). Schon die 
Erwähnung des Pfandrechts weiſt darauf hin, daß hier nicht bloß Rechte an Grundſtücken, ſondern 
auch an beweglichen Sachen in Frage kommen, auch bewegliches Zubehör zu Grundſtücken 
(N 57, 1). Auch dieſe Vorſchrift aber iſt wieder nachgiebigen Rechtes. Wenn namentlich 
der Käufer eines Grundſtücks die Hypothek oder die Grundſchuld in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernommen hat oder der Verkäufer ſonſt die Gewähr dafür übernimmt, daß das 
aufhaftende Recht dem Kaufer kein Hindernis bereitet (Warn 1919 Nr 95), kann die Beſeitigungs⸗ 
pflicht entfallen. Hat ſich der Grundſtücksverkäufer dem Käufer gegenüber verpflichtet, die auf 
dem Grundſtück ruhende Rente ſelbſt zu tragen und zur Löſchung zu bringen, ſo muß er im Fall 
der Zwangsverſteigerung von feinem Liquidate aus der Reſtkaufgeldhypothek fo viel in Abzug 
bringen, als das zur Hebung kommende Rentenkapital beträgt (RG 11. 6. 10 V 475/09). Der 
Erwerber einer Hypothek, der das Nichtbeſtehen der Forderung kennt, kann den Verkäufer auch 
nicht wegen Rechtsunbeſtändigkeit der Hypothek haftbar machen, da Forderung und Hypothek 
untrennbar zuſammenhängen (RG 81, 266). Kennt der Kaufer ein für einen Dritten beſtehen⸗ 
des dingliches Vorkaufsrecht, kann der Verkäufer, wenn es der Dritte ausübt, dem Käufer 
gegenüber Schadenserſatzanſprüche ablehnen. Anders dagegen bei nur perſönlichem Vorkaufs⸗ 
recht, das die Kaufſache nicht belaſtet und nur Pflichten zwiſchen den Beteiligten begründet. Erfüllt 
der Verkäufer dem Vorkaufsberechtigten und macht er dadurch dem Käufer gegenüber die Lei⸗ 
ſtung unmöglich, haftet er nach den gewöhnlichen Grundfägen (Seuffel 56 Nr 99). 
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Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den SS 433 bis 437, 439 obliegenden 
Verpflichtungen nicht, fo beſtimmen ſich die Rechte des Käufers nach den Vor- 
ſchriften der 88 320 bis 527 1) 5). 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum Zwecke der Eigen- 
tumsübertragung übergeben worden, ſo kann der Käufer wegen des Rechtes 
eines Dritten, das zum Beſitze der Sache berechtigt, Schadenserfa wegen 
Nichterfüllung nur verlangen, wenn er die Sache dem dritten mit Nückſicht 
auf deſſen Necht herausgegeben hat oder ſie dem Verkäufer zurückgewährt oder 
wenn die Sache untergegangen iſt. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten ſteht es gleich, wenn der Dritte 
den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn der Käufer das Necht 
des Dritten anderweit erwirbt oder den Dritten abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen anderen zu, 
fo genügt an Stelle der Nückgewähr die Abtretung des Anſpruchs 2). 

E I 374 IT 382; M 2 216; p 1 660; 6 170. 
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1. Die Rechtsfolgen der Nichter üllung der in $$ 433 ff. begründeten Vertragspflichten ſind im 
allgemeinen ont für den Verläufen als für den Käufer die Folgen der Nichterfüllung bei ge gen⸗ 
leitigen Verträgen überhaupt. In § 440 wird dies für den Verkäufer noch ausdrücklich 
Hervorgehoben und damit klargeſtellt, daß je de einzelne der in $$ 433437 u. 439 dem Ver⸗ 
käufer obliegende Verpflichtung einen Teil der geſamten Verpflichtungen ausmacht, er alſo 
teilweiſe nicht erfüllt und wegen jedes dieſes Teiles die Rechtsbehelfe deshalb zuläſſig ſind, 
wenn er eine der genannten Verpflichtungen unterläßt. Nur bei Entwehrung beweglicher 
ei ae wird die Befugnis in Abs 2—4 beſchränkt. Eingehend über die Bedeutung der Vorſchrift 
RG 117, 335. N 

a) Der Käufer hat daher nach $$ 320, 322 die Einrede des nicht erfüllten Vertrags, 
wenn ihm mu die Sache übergeben, aber nicht das Eigentum an ihr verſchafft iſt, ebenſo wenn 
ein nicht beſtehendes Recht verkauft und vom Verkäufer noch nicht begründet worden iſt ($ 437; 
RG 73, 210; 108, 318; Warn 1916 Nr 161), auch wenn die Unmöglichkeit der Vertragserfüllung 
nach Abſchluß des Kaufvertrags eintritt, ſo bei Kauf von Aktien durch Konkurs der AG. RG 
3 . 1983 Nr 1416 nicht minder, wenn ihm eine mangelhafte Sache angeboten wird (RG 

„93; JW 1912, 4612). 5 

b) Der Käufer hat die Klage auf Erfüllung, und zwar auch dann, wenn dem Verkäufer 
durch ſein Verſchulden nach Abſchluß des Vertrags die Leiſtung unmöglich geworden iſt ($ 324). 

eh, Der Käufer hat die Klage auf Schadenserſatz bei ſubjektivem Unvermögen nach 
55 320, 276 nach Art eines Garantieverſprechens auf das Erfüllungsintereſſe 9275 Abſ 2 
RG 60, 57, 68,292; 69, 355; 73, 211; Seuffgl 65,96; RG OR 1932 Nr 440); bei poſttiwer 
Vertragsverletzung den Verkäufers nach $ 276, wenn durch fein Verſchulden die Leiſtung unmöglich 
geworden iſt; nach $ 325, wenn die Erfüllung durch einen Umſtand, den er zu vertreten hat, nach 
Abſchluß des Vertrags unmöglich wurde; bei Gattungsſachen wegen des Fehlens zugeficherter 
Eigenſchaſten zur Zeit des Gefahrübergangs nach § 480 Abſ 2 (RG 52, 355); bei Speziesſachen 
wegen des Fehlens zugeſicherter Etgenſchaften zur Zeit des Kaufs nach $ 463. — Bei Verzug 
des Nerkänfers mit einer der ihm obliegenden Verpflichtungen hat der Käufer das Recht, 
Schadenserſatz wegen verſpäteter Erfüllung nach $ 286 zu verlangen oder, nachdem er 
bei vergeblicher Friſtſetzung zur Ablehnung der Leiſtung berechtigt worden iſt, Schad enserſatz 
wegen Nichterfüllung nach $ 326. Dies gilt auch, wenn der Verzug darin beſteht, daß bisher 
nur mangelhafte Ware geliefert worden iſt, zu deren Annahme lim Unterſchied zur Abnahme) 
der Käufer nicht verpflichtet iſt, ſo daß dann der Verkäufer auch mit der Übergabe in Verzug 
kommt (JW 03 Beil 1,8). 

d) Der Käufer hat weiter das Recht zum Rücktritt vom Vertrag nach Maßgabe der 
50 325, 326, 327 (FRE 08, 35%, z. B. weil der Verkäufer eine nicht beſtehende Hypothek nicht 
löſchen läßt. Dieſes Rücktrittsrecht iſt eine einſeitige, von der Zuſtimmung des Verkäufers 
unabhängige Befugnis, ſo daß nicht auf deſſen Einwilligung geklagt werden kann. Feſtſtellungs⸗ 
klage iſt zuläffig, wenn deren Vorausſetzungen ſonſt vorliegen (NG JW 03 Beil 68157). Ver. 
ſchieden davon iſt die Wandlung, auf die die Vorſchriften des vertragsmäßigen Rücktrittsrechts 
Anwendung finden (§ 467). Die beſonderen Gewährleiſtungsanſprüche der 88 459ff. ſchließen den 
Rücktritt wogen Verzugs nach $ 326 aus. Im übrigen leiden aber nach $ 327 die Vorſchriften 
der 88 346356 fiber das vertragsmaßige Rücktrittsrecht auch hier Anwendung. So hat der zur 
Rücknahme des Grundſtücks verpflichtete Verkäufer, der es nach dem Rücktritt des Käufers nicht 
zurückgenommen und nicht ſür die Abwendung der Zwangsverſteigerung geſorgt hat, an dieſer 
ſchuld (Ma 4. 2. 05 V 350/04). Das Rücktrittsrecht des Käufers iſt nach § 351 ausgeſchloſſen, 
wenn ſich der Käufer zur Rückgewähr außerſtand geſetzt hat, insbeſondere wenn er das Grundſtläck 
unter ſolchen Unſtänden wetterveraußertu, daß der Nachfolger nicht verpflichtet wurde, ſeinen 
Erwerb zmückzugewähren (8363; R 56, 260). R h 

e) War die Erfüllung des Kaufvertrags von Anfang an unmöglich, greifen die Vor⸗ 
ſchriften der §8 306—308 Plaß. Wegen Unmöglichkeit bei Mangel im Recht vgl. zu $ 437 A J. 

2. Der Grundſatz des Abſſ1 findet im allgemeinen bei allen Käufen gleiche Anwendung, 
mag der Kaufgegenſtand ein Grundſtück, eine bewegliche Sache oder ſonſt ein immaterielles 
Rechtsgut oder ein Recht ſein. Für den Kauf einer beweglichen Sache jedoch und den eines 
Rechtes an einer beweglichen Sache, das zum Beſitz der Sache berechtigt (8 441), hat das Geſetz 
eine Anderung in 9652 infofern getroffen, als hier der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zufolge des Entgegenſtehens Rechte Dritter, die zur Entwehrung der Kaufſache 
befäbigen, vom Käufer nicht jofort, ſondern erſt dann geltend gemacht werden darf, wenn er den 
Beſitz der Sache verloren oder aufgegeben hat. Vorausſetzung iſt alſo immer, daß ihm 
die Sache bereits vom Verkäufer übergeben war. Der Anſpruch geht auf vollen Erſatz des durch 
die Nichte rföllung entſtandenen Nachteils (RG 50, 262). Die ſonſtigen Rechte wegen Nichterfüllung 
kann der Käufer ſofort auf Grund des Nachweiſes, daß der Rechtsmangel beſteht, geltend machen, 
den Anspruch wegen Eviktion aber nicht, ſolange er noch tatſächlich im Genuß des Kaufgegen⸗ 
ſtandes iſt. Dann ft ſein Schaden noch nicht verwirklicht, dieſer muß erſt infolge der Eviktion ein 
endgültiger geworden ſein. Durch die Vorſchrift des Abſ 2 ſoll vermieden werden, daß der Käufer 
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eine Entſchädigung wegen des Rechtsmangels erhält und gleichzeitig im Genuß der Sache ver⸗ 
bleibt (Prot 1,663). Dieſe Billigkeitserwägung verſagt aber, wenn der Käufer das Recht des 
Dritten erwirbt oder den Dritten abfindet; daher die Vorſchrift des Abſ 3. Dieſe trifft nicht den 
Fall, daß das Eigentumsrecht des Dritten vom Käufer nicht erworben wird, ſondern beſtehen 
bleibt, der Käufer den Dritten auch nicht abfindet, ſondern mit ihm nur einen Leihvertrag ſchließt 
(RG 105, 350; vgl. auch 115, 34). Der Käufer iſt aber nicht verpflichtet, ſondern nur befugt, es 
mit dem Dritten, der den Eviktionsanſpruch erhebt, auf einen Prozeß ankommen zu laſſen und 
dem Verkäufer den Streit zu verkünden. Kann der Rechtsmangel außergerichtlich nachgewieſen 
werden, genügt es, daß der Käufer infolgedeſſen die Sache freiwillig herausgegeben hat oder dem 
Dritten einen ihm zuſtehenden Herausgabeanſpruch gegen einen andern abtritt (Abſ 4; 88 867, 
870). Dieſem Fall iſt nach Abſ 3 der gleichzuſetzen, daß der Käufer den Beſitz nur um deswillen 
behält, weil er den Dritten auf ſeine Koſten abgefunden oder dieſen beerbt hat. Dies und die 
Rückgabe braucht nicht zugleich einen Rücktritt vom Vertrag zu bedeuten. Trotz § 446 trägt der 
Verkäufer unter den Vorausſetzungen des 9 440 Abſ 2 auch noch nach der Übergabe die Gefahr, 
ſo daß der Schadenserſatzanſpruch vom Käufer auch dann geltend gemacht werden kann, wenn 
die Sache ohne Verſchulden des Verkäufers untergegangen iſt. 

3. Die Vorſchrift des § 440 findet auch noch Anwendung, wenn die Entwehrung gegenüber 
einem Nachmann des Käufers erſt ſtattfindet (RG 2. 1. 22 VI 572/21). 


8 41 
Die Vorſchriften des 8 440 Abſ 2 bis A gelten auch dann, wenn ein 
Necht an einer beweglichen Sache verkauft iſt, das zum Beſitze der Sache 
berechtigt. 
E 1 374 11 382; M 2 216; P 1 660; 6 170. 
Solche Rechte find §8 1012, 1017, 1036, auch 88 1059 u. 1251. Nicht das Mietrecht. 


8 442 


Beſtreitet!) der Verkäufer den vom Käufer geltend gemachten Mangel im 
Rechte, fo hat der Käufer den Mangel zu beweiſen ?). 

E 1 379 II 383; M 2 222; P 1 665. 

1. Die Vorſchrift hat nur den Fall im Auge, daß der vom Käufer behauptete Rechtsmangel 
als ſolcher vom Verkäufer beſtritten wird und die Sache als Erfüllung ſchon angenommen 
worden ift (RG 27. 10. 06 V 100/06). Wenn der Käufer beſtreitet, daß die Handlungen der 
Rechtsverſchaffung vom Verkäufer vorgenommen worden ſeien, z. B. die Abtretung der 
Forderung, die Auflaſſungserklärung, muß nach den allgemeinen Grundſätzen der Verkäufer 
beweiſen, daß er ſeiner Verſchaffungspflicht genügt habe. 

2. Die Beweisregel umfaßt alle Streitfälle im Rahmen des $ 434 ohne Unterſchied, ob 
der Verkäufer feiner Verſchaffungspflicht äußerlich ſchon durch Übergabe der Kaufſache genügt Halte 
oder nicht (Warn 1911 Nr 395), ferner ohne Unterſchied, von welchem Rechtsbehelf aus 9 440 
der Käufer Gebrauch macht (Warn 1916 Nr 162). Es greift § 442 auch Platz, wenn der Käufer 
unter der Behauptung, daß der Verkäufer wegen des Vorhandenſeins eines Mangels im Recht 
nicht gehörig leiſten könne, nach $ 320 vom Zurückhaltungsrecht Gebrauch macht; z. B. die Auf⸗ 
laſſung nicht entgegennimmt, denn ihre Entgegennahme iſt keine Leiſtung des Käufers, die er 
zurückhalten kann (RG 69, 107); auch dann, wenn ein Dritter fein angebliches Recht bereits geltend 
macht. Der Beweispflicht genügt letztenfalls der Käufer nicht ſchon dadurch, daß er nachweiſt, 
daß der Dritte ein Recht geltend macht, ſondern nur dadurch, daß er nachweiſt, daß das Recht 
des Dritten und damit der Rechtsmangel wirklich beſteht (Warn 1916 Nr 162; RG 3. 5. 16 
V 64/16). Es kann natürlich vereinbart werden, daß der Verkäufer den Käufer ſchon gegen die 
bloße Geltendmachung eines Rechtes ſchützen ſolle. Eine Abmachung, daß der Verkäufer „in 
jeder Beziehung“ für das Nichtbeſtehen einer Laſt aufzukommen habe, braucht indes noch nicht 
in jenem Sinne verſtanden zu werden (RG 27. 10. 06 V 100/06). 


8 443 
Eine Vereinbarung, durch welche die nach den 88 435 bis 437, 459 bis 442 
wegen eines Mangels im Nechte dem Verkäufer obliegende Verpflichtung zur 
Gewährleiſtung erlaſſen oder beſchränkt wird ) 5), iſt nichtig, wenn der Ver⸗ 
käufer den Mangel argliftig verſchweigt? )). 
EI 380 JI 384; M 2 225; P 1 667. 


Kauf Tauſch 88 440—444 39 


1. Grundſätzlich herrſcht auch hinſichtlich der Gewährleiſtung wegen Mangels im Recht 
Berkragäftetten fo daß Abreden über Ausschluß, Beſchränkung oder Erweiterung zuläſſig find. 
ies lann auch durch ſtillſchweigende Vereinbarung geſchehen oder ſich ohne weiteres aus 
der Beſonderheit des Vertrags ergeben. Eine Abrede, die ſich nur auf einen beſtimmten Fehler 
bezieht, iſt im allgemeinen nicht dahin zu deuten, daß die Gewährleiſtung wegen aller Fehler 
erlaſſen ſei. Denn der Erlaß iſt nicht ausdehnend auszulegen (RG 62, 122). j | 
„ Der Grundſatz der Vertragsfreiheit über die Gewährleiſtung wegen Mängel im Recht 
ſindet feine Grenze an der Argliſt des Verkäufers. Wenn dieſer den Mangel beim Vertrags- 
abſchluß argliſtig verſchweigt, iſt die Abrede nichtig. Das gleiche ordnet § 476 hin⸗ 
ſichtlich der Vereinbarung über die Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache im Sinne von 
2459. Die Nichtigkeit tritt ohne Anfechtung ein, bleibt aber auf den Erlaß beſchränkt und läßt die 
Kechtsbeſtändigkeit des Vertrags im übrigen unberührt (RG 62, 125; Warn 1914 Nr 115). Auf 
den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Argliſt und dem Erlaß der Gewährleiſtung kommt 
es nicht an (RG 55, 214). Für Argliſt iſt erforderlich, daß der Verkäufer erſtens das Vorhanden⸗ 
ſein des Fehlers kannte oder wenigſtens mit der Möglichkeit des Vorhandenſeins rechnete 
(RS JW 1913, 1153, DYZ 1916 Nr 990), bloßes Zweifeln allein iſt aber nicht ausreichend (miß⸗ 
verſtändlich Seuff A 58, 314), daß er zweitens wußte, dem Käufer ſei der Mangel nicht bekannt, 
konne ihm wenigſtens unbekannt ſein, und daß er drittens ſich bewußt war, der Käufer würde 
bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag nicht abſchließen oder gegebenenfalls die an⸗ 
gebotene Ware als Erfüllung nicht annehmen (RG 62 S. 150, 300; JW 1913, 6842). Hiernach 
liegt namentlich argliftiges Verſchweigen vor, wenn der Verkäufer ſchweigt, um den Käufer zu 
täuſchen (Reh 55, 213), 3. B. falls dieſer einen Preis bietet, der zum Wert der Sache außer Ver⸗ 
hältnis ftehi und dieſer erkennbar aus Irrtum abgegeben iſt (Warn 08 Nr 186); wenn er durch 
jein Verhalten zu verhüten ſucht, daß der Käufer den Fehler erfährt (Gruch 48, 336), ſich etwa 
wahrheitswidrig den Anſche in gibt, als halte er das Beſtehen des Rechtes für zweifelhaft, 
während er deſſen Nichtbeſtehen ſicher weiß (RG 75, 436) oder ſonſt in böſer Abſicht die bei ihm 
vorhandenen Zweifel dem Käufer nicht mitteilt (RG 62, 149; 75, 436; JW 04, 35913, 09, 4811; 
Warn 1912 Nr 300; 1915 Nr 110). Dagegen ſind beſondere Veranſtaltungen zur Unterdrückung 
des Fehlers nicht erforderlich. Nur die Kenntnis des Käufers — nicht auch ſchuldbaftes 
Nicht ennen — vom Vorhandenſein des Mangels zur Zeit des Vertragsſchluſſes entzieht 
ihm das Recht, ſich auf die Argliſt des Gegners zu berufen (RG 8. 5. 07 V 468/06). Hat aber der 
Käufer die Kenntnis erſt nach dem Vertragsſchluß erlangt, ſo ſchließt die Annahme der Sache die 
ſpätere Geltendmachung eines Mangels im Recht nicht aus, es ſei denn, daß ein Verzicht vorliege 
J 06, 104, — Bei 9 464 handelt es ſich um Argliſt nicht bei Vertragsſchluß, ſondern bei Er⸗ 
füllung (RG 55, 213) 

3. Nur die argliſtige Herbeiführung des Erlaſſes der Gewährleiſtungspflicht macht dieſe Ver⸗ 
einbarung nichtig. Hat der Verkäufer gutgläubig durch unrichtige Angaben den Käufer in 
Irrtum verſetzt, ſo kann dieſer die Erklärung anfechten, fie iſt aber nicht nichtig (JW 03 Beil 3367). 

4. Beweislaſl. Der Käufer, dem ſein etwaiger Erlaß entgegenſteht, hat die Argliſt des Ver⸗ 
käufers zu beweiſen, und der letztere hat alsdann dieſen Einwand durch den Nachweis der Kenntnis 
des Käufers im Zeitpunkte des Vertragsſchluſſes zu widerlegen. 

5. Haftung für Gehilfen. Vgl. $ 166 A 2 und Nc 61, 207, betreſſend die Argliſt des Stell⸗ 
vertreters. Die Argliſt eines bloßen Erfüllungsgehilfen, der kein Stellvertreter iſt, kann dem 
Vertaufer um deswillen nicht zugerechnet werden, weil es ſich beim Vertragsſchluſſe nicht um 
die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt und der $ 278 ſonach außer Anwendung bleiben muß 
(9 278 A3). Möglich wäre es nur, den $ 831 heranzuziehen, falls der Verkäufer den Dritten zu 
einer beſtimmten Verrichtun g, beiſpielsweiſe zur Auskunftserteilung, beſtellt und der andere dabei 
argliſtig gehandelt hätte. 


8 44¹ 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer über die den verkauften Gegen- 
ſtand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe, insbeſondere im Falle des Ver⸗ 
kaufs eines Grundſtücks über die Grenzen, Gerechtſame und Laſten, die nötige 
Auskunft zu erteilen 1) ) und ihm die zum Beweiſe des Nechtes dienenden 
Urkunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem Beſitze befinden, auszuliefern 1). Erftredt 
ſich der Inhalt einer ſolchen Urkunde auch auf andere Angelegenheiten, ſo iſt 
der Verkäufer nur zur Erteilung eines öffentlich beglaubigten Auszugs ver- 
pflichtet 2). 

E 1 462 II 385; M 2 322; P 2 58. 


1. Dieſe Auskunftspflicht iſt nicht zu verwechſeln mit der etwaigen Anzeigepflicht des Ver⸗ 
käufers beim Vertragsſchluſſe ($ 443). Sie betrifft den „verkauften“ Gegenſtand, ſetzt daher einen 
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Kaufvertrag als bereits gegeben voraus und begründet ſomit eine weitere ſelbſtändige Ver⸗ 
käuferpflicht, deren Verletzung den Käufer zu den im § 440 vorgeſehenen Rechtsbehelfen berech⸗ 
tigt (RG 52, 168; JW 1912, 7452 betrifft den Fall eines beſondern Vertrauensverhältniſſes, RG 
23 1916 Sp 2228). Sie trifft auch den Vorkaufsverpflichteten, F505, 510 Abſ 1 (RG 
108, 68). Die bezeichnete Verpflichtung bezieht ſich nur auf die das rechtliche Verhältnis begrün⸗ 
denden Unterlagen, umfaßt dagegen nicht auch die Pflicht zu Rechtsbelehrungen (RG aad .). 
Die Möglichkeit für den Kaufer, ſich aus dem Grundbuch zu unterrichten, entbindet den Verkäufer 
von ſeiner Auskunftspflicht nicht. Bei Verkauf von Forderungen kommt auch 9 402 in Frage. Die 
Verpflichtung zur Auslieferung von Urkunden erſtreckt ſich nur auf ſolche im mittelbaren oder 
unmittelbaren Beſitze des Verkäufers befindliche Urkunden, aber nicht nur auf ſolche, die 
den Rechtsbeſtand ſelbſt betreffen, ſondern auch auf diejenigen, die zum Beweiſe von rechtlichen 
Verhältniſſen betreffs des Kaufgegenſtandes dienen (z. B. Mietverträge und Beſcheinigungen 
über das Eigentumsrecht des Mieters an den eingebrachten Sachen). Daher handelt es ſich beim 
Forderungskaufe auch dann um eine Beweisurkunde im Sinne des § 444, wenn fie nur den 
Nachweis einer beſonderen Beſchaffenheit der Forderung (z. B. ihrer Sicherung durch Hypothek) 
erbringt (RG 3. 4. 09 V 375/08). — Unter die Beſtimmung fallen dagegen nicht Urkunden, deren 
Übergabe zur Rechtsverſchaffung ſelbſt erforderlich iſt, ſo daß nicht bloße Beweiszwecke in Frage 
tehen ($ 433). 

N 2, un ſich über die Vollſtändigkeit des Auszugs vergewiſſern zu können, kann der 
Käufer vom Rechte auf Einſicht in die Urkunde gemäß § 810 Gebrauch machen. 

3. Auf Auskunfterteilung kann geklagt werden. Vollſtreckung nach ZPO 5 888. 


8 A45 


Die Vorſchriften der SS 455 bis 444 finden auf andere Verträge, die auf 
Veräußerung oder Belaftung eines Gegenftandes gegen Entgelt gerichtet 
find ), entſprechende Anwendung 2) 3). 

E II 386; h 1 663. 


1. Für die entſprechende Anwendung kommen als ſonſtige entgeltliche Veräußerungsgeſchäfte 
in Betracht: der Vergleich (RG 54, 167; JW 03 Beil 56) und alle ſolche, bei denen das Entgelt 
nicht in Geld, ſondern in Handlungen beſteht. Ferner der Trödlervertrag, der Vertrag zwiſchen 
Verleger und Sortimenter, die Auslobung. Dagegen kommen die Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche überall nur dem Erwerber, nicht auch dem Vermittler zu (RG 16. 10. 14 JJ 
209/14). Die Abtretung einer Forderung erfüllungshalber iſt weder Kauf noch ein kauf⸗ 
ahnlicher Vertrag (NG 65, 79). Als entgeltliche Belaſtung ift der Verpfändungsvertrag und 
die Hypothekenbeſtellung hervorzuheben. Die entſprechende Anwendung führt bei letzterer 
dahin, daß der Verpfänder nur dem Verleiher das Hypothekenrecht gewähren und die dieſem 
Erfolg entgegenſtehenden Rechte Dritter beſeitigen muß, dagegen braucht der Verpfänder nicht 
Rechte am Grundſtück, die der Hypothek vorgehen, zu beſeitigen, da nicht das Grundſtück ſelbſt zu 
gewähren iſt. In Betracht kommen kann daher auch nicht, ob der Darleiher von dem Vorhanden⸗ 
ſein ſolcher Rechte Kenntnis gehabt hat oder nicht. Für eine entſprechende Anwendung von 
§ 439 iſt kein Raum (RG 55, 131). Eine Haftung des Veräußerers einer Hypothek für deren Rang 
beſteht nur bei ausdrücklicher Übernahme. Den Anſpruch auf Einordnung eines Vorrangs muß 
der Verkäufer dem Käufer übertragen (RG 85, 225). 

2. In einigen Fallen entfällt die entſprechende Anwendung, weil die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über den Kauf in beſonderer Weiſe ſchon durch Einzelvorſchriften angeordnet worden 
iſt, jo bei Hingabe an Zahlungs Statt (8 365), Tauſch ($ 515), Werklieferungsvertrag 
(5651), Gemeinſchaft (§ 757), Miete und Pacht (88 541, 581 Abſ 2), Vermächtniſſen 
(S 2182), Erbſchaftskauf ($ 2374) uſw. 

3. Ausgeſchloſſen iſt die entſprechende Anwendung 

a) bei unentgeltlichen Verträgen, für die meiſt beſondere Beſtimmungen gelten, Schenkung 
6767 Ausſtattung ($ 1624), Schenkung einer Erbſchaft ($ 2385 Abſ 2), Gemeinſchaftsteilung 
($ 757); 

g b) bei Veräußerungen kraft Geſetzes oder ſtaatlicher Verfügungsmacht, wie bei Zwangs- 
verſteigerung nach ZUG 6 156 Abſ 3, bei der Enteignung; 

c) bei Überlaſſung von Gegenſtänden und Rechten zum Gebrauch. 


8 446 
Mit der Übergabe der verkauften Sache ?) geht die Gefahr des zufälligen 
Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung!) auf den Käufer über )). 
Von der Übergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er die 
Laſten der Sache ). 


Kauf Tauſch 59 444-446 41 


Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Übergabe als Eigentümer in 

as Grundbuch eingetragen, ſo treten dieſe Wirkungen mit der Eintragung ein Dh 

E 1463 II 387; M 2 322; P 2 58. en 19 55 

1. Eißer, Die Gefahrtra ung beim Kaufvertrag in rechtsvergleichender Darſtellung. Re ts⸗ 
vergl. dh 4 (1927). 1915 Vorſchrift ſchränkt die allgemeine des $ 323 für den Kauf erheblich 
zugunſten des Verkäufers ein. Beim Kauf geht die Gefahr des zufälligen Untergangs ſchon vor 
der vollſtändigen Erfüllung auf den Käufer über: mit der Übergabe und mit der Eintragung 
beim Grundſtück. Gleichwohl bleibt der Gefahrübergang eine Folge der Erfüllung, wennſchon 
nur einer Teilerfüllung. Unter Gefahr iſt die Lage zu verſtehen, die in einen Nachteil für jemand 
bloßen Nen kann, für den dem Geſchädigten kein anderer haftet, den er alſo im Rechtsſinne durch 
bloßen Zufall erlitten und ſomit ſelbſt zu tragen hat ($$ 323, 276). Um zufälligen Untergang 
und zufällige Verſchlechterung handelt es ſich nur dann, wenn weder die eine noch die andere 
Vertragspartei für fie verantwortlich ift ($ 323). Falle entgegengeſetzter Art regeln 99 324 u. 325. 
Verſchlechterung ift nicht ſchon jede Verminderung einer vorteilhaften Eigenschaft, ſondern die 
wirtſchafflich für das Kaufgeſchaft bedeutſame Beeinträchtigung. § 446 umfaßt alſo die Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung wie die Mangelhaftigkeit des Kaufgegenſtandes. 

2. Nur der Untergang und die Verſchlechterung einer Sache als Kaufgegenſtand kommt in 

Frage. Der Begriff der Sache iſt im techniſchen Sinne des § 90 zu verſtehen, es kommen beweg⸗ 
liche und unbewegliche in Betracht. Genus- und Speziesſachen. Bei Genuskauf iſt Kon⸗ 
zentration erforderlich (8 243; R 92, 128). Dementſprechend iſt auch nur an körpe rliche 
Veränderungen dabei zu denken. Für Entwertungen infolge Mängel im Rechte greifen 
5, 434 ff. Platz. Soweit jedoch bei andern Gegenſtänden immaterieller Art, Sachgeſamt⸗ 
beiten uſw., eine dem Herrſchaftsverhältnis an körperlichen Sachen gleichkommende Verfügungs⸗ 
gewalt durch einen der Übergabe entſprechenden Vorgang begründet werden kann wie bei den 
zu 5439 unter 60 erwähnten Gegenſtänden, muß auch eine entſprechende Anwendung des 9446 für 
zuläſſig gehalten werden. Dies folgt auch aus $ 2380. Nach § 451 find außerdem den Sachen die 
dort bezeichneten Rechte gleichgeſtellt. Bei Verkauf von Wertpapieren ift zwiſchen der Urkunde 
als körperlicher Sache und dem in ihr verkörperten Recht zu unterſcheiden. Nur in bezug auf 
erſtere findet § 446 Anwendung, in bezug auf letztere §8 433, 437—439, evtl. 451. Auch der 
abſtellbare Mangel ift ein Mangel, der zu vertreten iſt, wenn er zur Zeit der Übergabe vor⸗ 
handen iſt. Es kann allerdings ſein, daß ein Fehler, der ſeiner Natur nach nur ganz vorüber⸗ 
gehend iſt, unter Umſtänden als Mangel nicht anzuſehen iſt (RW 9. 3. 22 V 395/21). 
„ . Die Wirkung des Gefahrübergangs beſtimmt ſich ausſchließlich nach $ 323. Wie der Ge fahr⸗ 
übergang vom Eigentum unabhangig iſt, fo bewirkt er insbeſondere nicht ſelbſt auch einen Über⸗ 
gang des Eigentums (gi 108, 27). Nach § 446 kommt nur diejenige Le iſtungsunmöglich⸗ 
keit in Betracht, die eine Wirkung des Untergangs oder der Verſchlechterung der 
Sache iſt. Kit die Leiſtungsunmöglichkeit die Folge ande rer Urſachen, 3. B. heimlicher Entziehung 
der Sache durch einen Dritten, 90 3. 11. 20 V 157/20, beruht ſie auf objektiver oder ſubjektiver 
Unmöglichkeit zufolge von Umſtänden, die ſchon vor dem Untergang oder der Verſchlechterung 
wenigſtens im Keime vorhanden waren, ſo bleibt die Haftung hierfür aus § 323 unberührt und 
hängk nicht von dem Gefahrübergang im Sinne von $ 446 ab (RG 6. 12. 05 V 210/05). 

ei 2 eng. des Gefahrübergangs ift auf die Übergabe der verkauften Sache feſtgeſetzt. 
Der Begriff der Übergabe iſt der des $ 433. Die Vorſchrift trifft daher unmittelbar nur den der 
körperlichen Übergabe. Daher iſt der Gefahrübergang insbeſondere unabhängig vom 
Übergang des Eigentums MW 93, 33; 85, 320). Daher geht die Gefahr auch über, wenn 
ſich der Verkäufer das Eigentum vorbehalten hat bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes (RG 
85, 321), obwohl hier im Zweifel das Eigentum auf den Käufer unter der aufſchiebenden Be⸗ 
ngung der vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes übertragen worden iſt (RG 95, 105); bei 
Cif-Verkäufen ſchon mit der Abladung der Ware im Abſendungshafen (RG 87, 1134). Wenn 
aber nach dem Vertrage die Leiſtung des Verkäufers als erfüllt anzuſehen iſt, ſofern er dem Käufer 
nur den mittelbaren Beſitz verſchafft ($$ 930, 931), oder mit Übergabe von Dispoſitions⸗ 
papieren, wie es 3. B. beim Verkauf „gegen Konnoſſement“ der Fall iſt, ſo iſt anzunehmen, 
daß auch die in $ 446 geordneten Folgen ſich an die Verſchaffung des mittelbaren Beſitzes und an die 
Übergabe der Dispoftttonspapiete mupfen (Nez 52, 354). Iſt nicht gegen Dispoſitionspapiere 
gekauft, ſo braucht der Käufer ſie nicht anzunehmen. Tut er es doch, fo iſt es Auslegungsfrage, 
ob er damit auch dle Gefahr nach $ 446 hat übernehmen wollen, was im Zweifel anzunehmen iſt. — 
Bei der Ve rſteigerung von geſchlagenem Holz geht die Gefahr nicht ſchon mit dem Zuſchlag 
auf den Erſteher Über, ſondern erſt mit der Beſitzeinräumung, die auch durch Aushändigung des 
Verabfolgzettels geſchehen kann. Beim Verkauf von Holz auf dem Stamme tritt der Gefahrüber⸗ 
gang ſchon mit Übergabe zum Holzen, nicht erſt mit dem Eigentumsübergang ein. An ſich liegt 
es in der Natur der Dinge, daß der Eigentümer einer Sache den Nachteil, der durch den zufälli⸗ 
gen Untergang oder durch die zufillige Verſchlechterung der Sache entſteht, das periculum rei, 
ſelbſt zu tragen hat, casum sentit dominus. Im Gebiet der Verträge hat jedoch der Untergang 
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und die Verſchlechterung einer Sache, wenn fie Leiſtungsgegenſtand ift, zugleich Bedeutung für 
die Leiſtungsmöglichkeit, und ſo kommt hinzu die Frage, wer die Gefahr der Leiſtungs⸗ 
un möglichkeit, das periculum obligationis, zu tragen hat. Nach deutſchem Recht blieb dieſe 
Gefahr auch nach Abſchluß eines Kaufvertrags fo lange beim Verkäufer, als er noch die „Gewere“ 
an der Sache hatte, während nach römiſchem Recht mit dem vollſtändigen Abſchluß des obliga⸗ 
toriſchen Vertrags auch die Gefahr der Erfüllungsmöglichkeit auf den Käufer überging. Das 
BGB iſt zur alten deutſchen Rechtsanſchauung zurückgekehrt, wonach erſt mit der Erlangung 
der tatſächlichen Verfügungsgewalt über die Sache die Gefahr auf den Käufer übergeht. 
Vorausſetzung iſt aber immer, daß auch ein Kaufvertrag in Kraft ſteht; ohne einen ſolchen iſt die 
Übergabe einer Sache noch keine Erfüllung. Dieſe liegt zwar zweifellos vor bei einer zugefügten 
auflöſenden Bedingung (RG 8. 1. 21 1 253/20); wie es ſich aber während des Schwebens 
einer aufſchiebenden Bedingung verhält, iſt äußerſt beſtritten. — Näheres bei Klaſen, Die 
Gefahrtragung bei auflöſend bedingten Kaufen (1914) und Adenauer, Die Gefahrtragung beim 
aufſchiebend bedingten Kauf und beim Kauf mit Anfangstermin in Kölner Rechtswiſſenſch. Ab⸗ 
handl. Heft 5 (1932) mit Darſtellung der verſchiedenen Auffaſſungen. Nach RG 8. 1. 21 1 253/20 
gilt § 446 auch für einen reſolutiv bedingten Kauf. Zu beachten iſt überdies, daß die Parteien 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend Abweichendes über die Gefahrtragung vereinbaren können. Es 
handelt ſich hier nicht um die Wirkung der Verſchlechterung der Sache auf die aus dem Eigentum 
fließenden Befugniſſe, ſondern um die Wirkung auf die Leiſtungsmöglichkeit, nicht das periculum 
domini, ſondern das periculum obligationis. Die Regel des § 300 Abj 1, daß bei Annahme 
verzug des Käufers der Verkäufer nunmehr nur noch für Vorſatz und Fahrläſſigkeit haftet 
(RG Recht 1920 Nr 2349) und die Regel des Gattungskaufs nach § 300 Abſ 2, ſteht mit dieſem 
Grundſatz nicht in Widerſpruch. Häufig wird dem Verkäufer, der nach Abſchluß des Kaufvertrags 
und vor Eintritt der Bedingung die Kaufſache übergeben hat, die Gefahr des Untergangs, dem 
Käufer aber die Gefahr der Verſchlechterung zugeteilt. Zu einer ſolchen Unterſcheidung liegt 
kein Grund vor, Haymann in Savigny, Ztſchr. 48, 370. Selbſtverſtändlich kommt nur eine 
Übergabe in Betracht, die auf Grund eines Kaufs und zur Erfüllung der aus dieſem dem Ver⸗ 
käufer obliegenden Verpflichtung erfolgt, nicht auf Grund eines nebenher gehenden Vertrags, 
etwa einer Gebrauchsüberlaſſung, wie fie gerade bei aufſchiebend bedingten Kaufverträgen ſich 
finden, RG 85, 322. Es kann aber auch bei einem aufſchiebend bedingten Vertrag recht wohl 
ſchon vor Eintritt der Bedingung zur Erfüllung der Verbindlichkeit lediglich aus dem 
Kaufe vorgeleiſtet werden. Das iſt auch dann der Fall, wenn in der Erwartung geleiſtet 
wird, die Bedingung werde eintreten. A. M. RG 71, 317. Der Verkäufer hat bei Nichteintritt 
der Bedingung nach §812 das Rückforderungsrecht an der vor Eintritt der Bedingung übergebenen 
Sache, der Käufer Anſpruch auf Schadenserſatz, wenn die Sache Schaden zugefügt hat, nach 
88 823ff. und 8 276, 278. Der Käufer muß auch den Wert der gezogenen Gebrauchsvorteile zu- 
ruͤckgeben, RG 129, 307. Auch bei einem bedingten Kauf hat der Käufer gegen den Verkäufer 
ſchon ein Anwartſchaftsrecht. Daher kann als Ausfluß dieſes Rechts auch ſchon vor Eintritt 
der Bedingung die Kaufſache als Erfüllung übergeben werden. Damit können auch die an 
den Bedingungseintritt gelnüpften Folgen zurückbezogen werden, und dies muß als Wille der 
Parteien bei der Vorleiſtung angenommen werden, $ 159. Düringer⸗Hachenburg, 
K. z. HGB Bd. III Kap. 5 A 104. Hinzu kommt, daß mit der Übergabe die Bewachungs möglichkeit 
vom Verkäufer auf den Käufer übergeht, Stern, Der Gefahrübergang beim Kauf (1909) 
S. 35. — Was vom bedingt aufſchiebenden Vertrag gilt, gilt auch vom genehmigungsbedürf⸗ 
tigen, zumal nach § 184 Abſ 2 die Genehmigung rückwirkende Kraft hat und damit der Gefahr⸗ 
übergang mit der Übergabe begründet iſt. 

5. In drei Fällen durchbricht das BGB die Regel des Abſ 1 und läßt den Gefahrübergang 
vor der Übergabe ſtattfinden, nämlich beim Grundſtücks kauf ($ 446 Abſ 2), beim Überjen- 
dungskauf ($ 447) und beim Erbſchaftskauf ($ 2380). Außerdem kann ſelbſtverſtändlich 
99710 Parteivereinbarung eine Abweichung getroffen werden. So trifft bei einem unter 
der Cit⸗Klauſel geſchloſſenen überſeeiſchen Abladegeſchäft die Transportgefahr ausnahms⸗ 
we iſe dann den Verkäufer, wenn dieſer die Gewähr für die Beſchaffenheit der Ware über- 
nommen und ſich zugleich verpflichtet hat, dem Käufer für Beſchädigung der Ware Vergütung 
zu leiſten. Dann iſt der Beſtimmungsort Erfüllungsort für die Verpflichtungen des Verkäufers 
(RG 96, 230). Dieſe wird häufig als ſtillſchweigend vereinbart angenommen werden können, 
wenn ein Sachinbegriff (Inventar) oder eine andere Sachgeſamtheit, ein Vermögen als 
Ganzes, ein Handelsunternehmen uſw. verkauft wird. Dieſe Fälle ſind dem Erbſchaftskauf ahnlich. 
— Sonderbeſtimmungen noch beim Werkvertrag ($$ 644, 651) und bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung (ZUG $ 56). Beim Grundſtückskauf erfolgt der Gefahrübergang ſchon vom 
Eintrag ins Grundbuch an, auch wenn die Übergabe erſt ſpäter erfolgt, das Grundſtück 
alſo noch nicht in den tatſächlichen Herrſchaftsbereich des Käufers gelangt iſt, und zwar auch dann, 
wenn er durch die Eintragung nicht Eigentümer geworden fein ſollte. Sit dagegen die Übergabe 
vor der Auflaſſung und Eintragung tatſächlich geſchehen, ſo iſt der Gefahrübergang ſchon 
mit der Übergabe an erfolgt. Wenn mit dem Grundſtück bewegliche Sachen verkauft 
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kommen in Vetracht, ſonach auch die in Abſ 2 geordnete Ausnahme, nicht aber die des § 447. 
Beim liberſendungstauf bleibt für den Übergang der Nutzungen und Laſten der Zeitpunkt der 
tatsächlichen Ubergabe trotz des früheren Gefahrübergangs maßgebend. In § 2380 wird die 
Frage beſonders geregelt, ebenſo in 386 $ 56. Von der Eigentumsverſchaffung hängt 
der Gewinn der Nutzungen für den Käufer nicht ab. Die Vorſchriften find dispoſitiv. 


9 447 


Verſendet der Derkäufer !) auf Verlangen des Käufers 2) die verkaufte 
Sache!) nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, fo geht die Gefahr) 
auf den Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem 


Frachtführer oder der ſonſt zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Perſon 
oder Anſtalt ausgeliefert hat 3). 


Hat der Käufer eine beſondere Anweiſung über die Art der Verſendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweiſung 


ab, ſo iſt der Verkäufer dem Käufer für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich 5), 


E 1 465 II 388; M 2 326; P 2 67. 


. Der Verſendungskauf (Diſtanzkauf, Fernkauf) — Gegenſatz: Platzgeſchäft — iſt ein ge⸗ 
wöhnlicher Kauf, bei dem lediglich die Beſonderheit beſteht, daß der Verkäufer als Neben- 
leiſtung die Verſendung vom Erfüllungsort nach dem Beſtimmungsort übernimmt 
(ROHR 19, 245), aber als ein Geſchäft des Käufers. Hierher gehören beſonders die Käufe 
mit if, und fob⸗Klauſel. Die Vorſchrift des 9 447 Abj 1 ſetzt voraus, daß eine Verſendung 
vom Erfüllungsort aus vorliegt, nicht von einem andern vom Verkäufer einſeitig 
beftimmien Orte (MG 106, 213; 111, 25). Dann foll die Auslieferung an die Beförderungsperſon 
der Übergabe an den Käufer in Anſehung auf die Gefahrtragung gleichſtehen. Die Vorſchrift 
bezieht ſich nicht auf den Fall, daß durch ein constitutum prossessorium nach $ 930 der Verkäufer 
den mittelbaren Befit auf den Käufer übertragen hat. Dann ift damit die Übergabe erfolgt, 
und es richtet ſich die Gefahrtragung nach den Regeln des Verwahrungsvertrags. Die Vorſchrift 
bezieht ſich nur auf die Kaufſache. die nicht mitverkaufte Emballage reiſt auf Gefahr 
des Verkäufers. Der hiervon zu unterſcheidende Fall, daß der Verkäufer die Sache an den 
Erfüllungsort ſelbſt erſt zu verbringen hat, kommt bei § 447 überhaupt nicht in Frage, denn 
die Verſendung an dieſen bildet einen Teil der dem Verkäufer obliegenden Hauptverpflichtung 
zur Übergabe. Die Vorſchrift iſt ſelbſtverſtändlich dispoſitiver Natur, es kann vereinbart werden, 
daß abweichend von der Regel des $ 447 der Verkäufer die Gefahr der Verſendung tragen ſolle. 
Darin liegt noch keine Abänderung des Erfüllungsorts. An den ſonſtigen Rechten und Verbind⸗ 
lichkeiten der Parteien ändert $ 447 nichts. Erfüllungsort iſt der „Ort der Leiſtung“ im Sinne 
von $ 269, alſo für den Verkäufer der Ort, wo er feinen Wohnſitz, bei gewerblichen Verkäufen, 
wo er ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags. Die 
Klauſel „der Preis verſteht ſich franco Hamburg Freihafen“ ändert am Erfüllungsort nichts (RG 
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111, 24). Ein ſpäterer Wechſel darin ändert an dem einmal begründeten Erfüllungsorte nichts. 
$ 269 bezieht ſich zunächſt nur auf die Ortſchaft im geographiſchen Sinne. Innerhalb der Ort⸗ 
ſchaft liegt die Wohnung und das Geſchäft, es iſt daher ſinngemäß weiter zu ſagen, daß der 
Verkäufer auch nur in ſeiner Wohnung und in ſeinem Geſchäft zu erfüllen braucht. An dieſen 
Vorſchriften des § 269 ändert § 447 nichts. Daher iſt auch eine abweichend von § 447 
getroffene Vereinbarung dahin, daß der Verkäufer die Gefahr (und Koſten) der Verſendung 
tragen ſoll, ohne Einfluß auf den Erfüllungsort (RG 68, 78; 106, 213; 111, 25). Sofern nun 
der Käufer in einem andern Ort als dem Erfüllungsort, ſei es an einer andern Ortſchaft 
oder wenigſtens an anderer Stelle innerhalb der Ortſchaft, ſeine Wohnung oder ſein 
Geſchäft hat, braucht auch er nur dort ſeine Leiſtung, das iſt die Zahlung des Kaufpreiſes, zu 
erfüllen. Sein Erfüllungsort iſt ſonach ein anderer als der des Verkäufers. Da nun an ſich jeder 
nur Zug um Zug zu erfüllen braucht, wäre, wenn jeder bei ſeinem Rechtsſtandpunkt verharrte, 
überhaupt die Abwicklung des Geſchäfts ausgeſchloſſen. Der Käufer muß die Ware beim Ver⸗ 
käufer, der Verkäufer beim Käufer den Kaufpreis holen, keiner aber braucht ohne Gegenleiſtung 
im Zuge ſeinerſeits zu erfüllen. Es muß ſonach der eine oder der andere nachgeben. Iſt beim 
Verſendungskauf Leiſtung „Zug um Zug“ vereinbart, ſo kann der Käufer verlangen, daß ihm 
vorher die Beſichtigung der Ware ermöglicht wird (RG 16. 10. 26 I 19/26). 

2. § 447 nun behandelt den Fall, wo der Verkäufer der Nachgiebige iſt und die Kauf⸗ 
ſache dem Käufer zuführt, um die tatſächliche Übergabe an ihn zu bewirken, aber von dieſen 
Fällen wiederum nur den, daß dies 

a) auf Verlangen des Käufers geſchieht. Der dem § 447 zugrunde liegende Gedanke iſt, 
daß der Verkäufer, der die Verſendung betreibt, im Intereſſe des Käufers tätig wird und deſſen 
Geſchäfte führt (RG 88, 38). Deshalb iſt er für das weitere Schickſal des dem berufsmäßigen 
Verſender übergebenen Kaufgegenſtandes nicht verantwortlich (RG 99, 58). § 447 iſt eine Aus⸗ 
nahme von der in § 446 aufgeſtellten Regel. Erfolgt die Verſendung vom Erfüllungsort an 
einen andern vom Käufer bejtimmten oder ihn zur Zug⸗um⸗Zug-Leiſtung veranlaſſenden Er⸗ 
füllungsort für feine Leiſtung aus eigenem völlig freien Belieben oder bloßer Ge⸗ 
fälligkeit des Verkäufers, ſo kann dieſer einſeitige, nicht im Einverſtändnis mit dem Käufer 
ausgeführte Akt nicht dazu führen, dieſem die Tragung der Gefahr vorzeitig und abweichend von 
der Regel des § 446 aufzubürden. Selbſtverſtändlich braucht das Verlangen nicht ein ausdrück⸗ 
liches zu ſein, ſondern kann ſich aus den Umſtänden und der Übung ergeben. Eine geſetzliche 
Verpflichtung, dem Verlangen des Käufers nachzukommen, beſteht nicht. In vielen Handels⸗ 
zweigen beſteht aber der allgemeine Handelsgebrauch, daß bei allen Diſtanzkäufen der Ver⸗ 
kaufer die Ware zu überſenden hat und der Käufer erſt zu zahlen braucht, wenn fie am Beſtim⸗ 
mungsort angelangt iſt. Damit wird tatſachlich eine Vorleiſtungspflicht für den Verkäufer 
begründet (RG 18. 1. 07 II 303/06). Da die Verſendung der gekauften Ware nach dem Be⸗ 
ſtimmungsort an ſich nicht zu den Pflichten des Verkäufers gehört, er vielmehr damit regelmäßig 
nur die Geſchäfte des Käufers beſorgt, ſo hat er die Verſendung auch ſtatt des Käufers 
und in deſſen Intereſſe, aber in eigenem Namen zu treffen (RG 26, 106). Die Folge davon, 
daß er des Käufers Geſchäfte beſorgt, iſt aber, daß nun dieſen die Gefahr der Verſendung 
trifft, und zwar „ganz abgeſehen von Tradition, Beſitz und Eigentumserwerb“ (M 326ff.). Iſt 
der Verkäufer aus irgendeinem Grunde außerſtande, dieſe Nebenverpflichtung zu erfüllen und 
die Verſendung zu bewirken, ſo bedeutet dieſes noch nicht Nichterfüllung der Übergabepflicht 
aus $ 433, die am Erfüllungsort zu erfolgen hat; der Käufer kann daher auch um deswillen nicht 
die Zahlung des Kaufpreiſes überhaupt verweigern, wenn es auch bei ſeiner Pflicht, dies nur 
Zug um Zug tun zu müſſen, verbleibt. Anders liegt es nur, wenn die Verſendungspflicht zum 
weſentlichen Beſtandteil des Geſchäfts gemacht worden iſt (RG 88, 37). Ungewöhnliche Trans. 
portſchwierigkeiten ſtehen der Unmöglichkeit der Verſendung gleich, ungewöhnliche Anſtrengungen 
braucht der Verkäufer nicht zu machen (OLch 36, 40). Eine Verpflichtung des Verkäufers, die 
Verſendung zu verſichern, beſteht an ſich nicht, ſie kann ſich aber aus Vereinbarung oder 
Handelsbrauch ergeben. 

b) Durch das Mittel der Verſendung. Verſendung ſetzt nicht begrifflich eine Verſchie den⸗ 
heit von Ortſchaften im geographiſchen Sinne voraus. Auch innerhalb einer Ortſchaft kann 
von dem Erfüllungsort (Wohnung, geſchäftlicher Betriebsſtelle des Verkäufers) aus nach einem 
andern Beſtimmungsort (der Wohnung des Käufers oder eines Dritten, dem Bahnhof) eine 
„Verſendung“ ſtattfinden. Das iſt namentlich bei ausgedehnten großen Städten der Fall (OLG 
2, 218). Verſenden iſt aber vom Überbringen zu unterſcheiden und ſetzt voraus, 
daß die Beförderung durch eine vom Verkäufer verſchiedene und von ihm unabhän⸗ 
gige Perſon ausgeführt wird. Dafür ſpricht ſchon die Hervorhebung der beſonderen Be⸗ 
förderungsperſonen in § 447. Darin liegt gerade der Grund für den Gefahrübergang vom Ver⸗ 
käufer auf den Käufer. Der Verkäufer entläßt mit der Auslieferung der Kaufſache an den zur 
Ausführung der Verſendung beſtimmten Dritten dieſe aus ſeiner Gewere, aus ſeiner Obhut; 
der die Verſendung Ausführende hat nunmehr die Verfügungsgewalt über ſie, und da er dies 
im Intereſſe des Käufers tut, trägt nun auch nicht mehr der Verkäufer, ſondern der Käufer die 
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Gefahr. Daher findet die Vorſchrift des $ 447 nicht auf Platzgeſchäfte Anwendung, wo der 
Verkäufer die verkaufte Sache ſelbſt ader durch feine Leute (ſein Fuhrwerk, feine Ausläufer) 
ins Haus bringt oder bringen läßt. Dieſe erhalten in der Regel nicht einmal ſelbſtändigen Ge⸗ 
wahrſam an den Sachen, ſondern find bloße Beſitzdiener ($ 855), die Sachen ſind dem Herrſchafts⸗ 
bereich und der Verfügungsgewalt des Verkäufers damit noch nicht entzogen, und es liegt daher 
lein Grund vor, ihm die Tragung der Gefahr vorzeitig abzunehmen (beſtritten; a. M. R& in 
J 1919, 9921 und R 96, 258). Der Verkäufer haftet für dieſe Perſonen auch nach $ 278. 
Sofern aber auch innerhalb der Ortſchaft die Verſendung durch ſelbſtändige Beförderungs- 
mittel geſchieht (Spediteur, Frachtführer, Eilboten, Dienſtmann, Gepäckträger), liegt eine 
Verſendung im Sinne von $ 447 vor. Dann findet jedoch § 278 keine Anwendung, 
der Spediteur iſt nicht der Erfüllungsgehilfe des Verkäufers (MG 99, 56), vielmehr 
muß er nur bei der Auswahl der Beförderungsperſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
nach § 242 beobachten und haftet dafür nach § 276. Er haftet alſo nicht ohne weiteres für Miß⸗ 
griffe und Verſehen der mit der Verſendung beauftragten Perſon, wie z. B. die Aushändigung 
an einen Unberechtigten (NG 62, 333; RG 4. 5. 20 11 511/19). Demgemäß hat der Verkäufer 
zu beweisen, daß er eine geeignete Perſon mit der Beförderung betraut hat, und falls er die 
Verladung übernommen hat, daß er ſie auch ſorgfältig ausgeführt hat (JW 01, 72512). Der 
Vertrag mit der Beförderungsperſon iſt, da der Verkäufer der Verſender iſt, wenn ſchon dabei 
die Geſchäfte des Käufers führend und in deſſen Intereſſe handelnd, auch vom Verkäufer in 
ſeinem Namen abzuſchließen. Doch ändert es nichts an der von § 447 getroffenen Regelung 
über den Jeitpuntt des Gefahrübergangs, wenn der Verkäufer den Vertrag im Namen des Käu⸗ 
fers abſchließt. Es kann ſogar der Käufer in eigenem Namen den Beförderungsvertrag abſchließen, 
lojern er damit nur die vom Verkaufer nach $ 447 übernommene Verſendung ausführen, nicht 
ſelbſt dieſe für ſich bewirken will (NG 6, 605 62, 334). Vgl. § 251 A 4. Der vom Verkäufer 
beauftragte Spediteur oder Frachtführer iſt an ſich nicht der Vertreter des Käufers (RG 
84, 320; 102, 39). Wenn aber der Spediteur das für den Schaden urſächliche Verſehen in Aus⸗ 
führung einer Weiſung des Verkäufers begangen hat, die dieſer in eigenem Intereſſe, nicht im 
Intereſſe des Kaufers erteilte, jo iſt die Anwendung von 8 278 gerechtfertigt (RG 115, 164). 

3. Ter Zeitpunkt des Gefahrübergangs ift die Auslieferung an die Be förderungsperſon. 

u) Die Auslieferung iſt ein tatſachlicher Vorgang, der im Sinne des kaufmänniſchen 
Verkehrs die geſamten Vorgange umfaßt, die notwendig ſind, um die Ablieferung zu bewirken 
(RG 99, 273). Auch wenn die Abholung der Ware durch Leute des Käufers erfolgt, liegt dem Ver⸗ 
käufer noch die Anweiſung bei der Entnahme vom Lager ob (Recht 1918 Nr 1139). Sie 
begründet an und für ſich dingliche Rechtsveränderungen noch nicht, ſie enthält nicht ſchon die 
Übergabe nach $ 433, die erſt mit der Ablieferung an den Käufer erfolgt, und ebenſo geht das 
Eigentum erſt dann über, wenn der Käufer die Ware tatſächlich erhält und annimmt (RG 99, 57). 
Nur wenn der Spediteur vom Käufer oder in deſſen Auftrag vom Verkäufer zum Vertreter 
des Käufers behufs Empfang und Weiterſendung der Ware beftellt worden ift, kann Eigen⸗ 
tumsübergang nach $ 929 angenommen werden (NG 84, 320; 102, 41; 103, 31). Die Übergabe 
des FFrachtbriefbuplikats vom Verkäufer an den Käufer hat nach der neueren Verkehrs⸗ 
entwicklung ebenfalls in der Regel die Bedeutung, daß damit das Eigentum auf den Käufer 
übergehen ſolle (R& 102, 97). Iſt der Verkäufer nach dem Vertrage zur „Aufhebung der Lieferung 
im Kriegsfall“ berechtigt, fo kann er ſogar als Eigentümer über die noch rollende Ware vor Ankunft 
am Niederlaſſungsort des Käufers ſelbſt dann verfügen, wenn als Erfüllungsort der Nieder⸗ 
laſſungsort des Verkäufers vereinbart iſt (RG 92, 271). Eine während des Transports eintretende 
Beſchlagnahme geht daher zu Laſten des Verkäufers, auch wenn der Abſendungsort 
als Erfüllungsort vereinbart iſt. Die Zuſage „beſchlagnahme⸗ und verwendungsfrei“ insbeſondere 
be zieht ſich nicht nur auf die Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern auf die Zeit des Eigentumserwerbs 
(Ach 98, 333; 1918, 2185). Etwas anderes trifft nur dann zu, wenn die Beförderungsperſon 
bei Empfangnahme der Sache zugleich als Vertreter des Käufers handelt und ſich ſonach 
mit der Empfangnahme durch dieſen bereits die Übergabe verbindet ( 929). Anderſeits aber 
hat der Verkäufer ſeiner Verpflichtung zur Übergabe nach & 433 immer ſchon mit der Auslieferung 
an die Beftrderungsperſon genügt (Warn 1911 Nr 230). Ob die Auslieferung ſtattgefunden 
hat, richtet ſich danach, wer die Beförderungsperſon iſt, und nach den konkreten Umſtänden. Bei 
Verkäufen „franko Waggon, „frei Bahnhof! beginnt die Verſendungspflicht erſt mit Auslieferung 
in den Waggon, auf dem Bahnhof. Die Beförderung bis dorthin gehört noch zu den Übergabe⸗ 
öflichten des Verkäufers, die deshalb auch dann auf ſeine Gefahr geht, wenn er dieſe Beförderung 
nicht durch feine Leute, ſondern durch einen Frachtführer oder ſonſtige ſelbſtändige Dritte vor⸗ 
nehmen läßt. Lautet dagegen der Verkauf „ab Lager“, „ab Magazin“, ſo beginnt die Verſendung 
bereits im Zeitpunkt der Fortſchaffung aus dem Lager, ſofern ſie von einer ſelbſtändigen Be⸗ 
förderungsperſon ausgeführt wird. Erfolgt die Fortſchaffung jedoch durch die eignen Leute des 
Verkäufers, ſo hat die Verſendung auch dann noch nicht begonnen, es fei denn, daß dieſe nicht 
mehr in ihrer Eigenſchaft als Angeſtellte und nach den Weiſungen ihres Dienſtherrn, ſondern 
ſelbſtändig dabei handelten (a. M. RG JW 1919, 9921). — Über Abladegeſchüft ſ. bei 8 433. 
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b) Die Beſtimmungen des § 447 gelten ſowohl für den Spezieskauf als den Genus⸗ 
kauf. Bei Gattungsſchulden muß aber die Sache, bevor der Gefahrübergang eintreten kann, 
erſt ausgeſchieden und nunmehr als konkretiſierte verſendet werden ($ 243). Die Konzen⸗ 
tration iſt eine einſeitige Handlung des Verkäufers und es bedarf nicht hierzu der Benachrichtigung 
des Käufers. Sie liegt aber nicht vor, wenn nur im Innern des Verkäufers die Beſtimmung 
getroffen wird, ſondern es muß eine äußerlich erkennbare, tatſächliche Ausſcheidung ſtattgefunden 
haben. Hierzu genügt unter Umſtänden ſchon die Abſendung der Verladungsanzeige, die bloße 
Einladung ins Schiff bewirkt den Übergang der Gefahr regelmäßig noch nicht (NG 88, 392), 
ebenſowenig die Benennung des Dampfers (RG 92, 128). Anderſeits hindert die Abſendung 
in einer Sammelladung den Gefahrübergang an ſich nicht, ſofern die für den Käufer beſtimmte 
Ware aus der Sammlung genügend konkretiſiert iſt. Der bloße Umſtand, daß die Ware dann 
zugleich mit andern verſendet wird, ſteht nicht entgegen. Wenn vorgeſehen iſt, daß der Verkäufer 
von Gattungsſachen (Getreide) zum Zwecke der Vertragserfüllung den Bruchteil einer 
größeren Menge anbieten darf und der Käufer dann in eine Gemeinſchaft mit den übrigen 
beteiligten Empfängern eintreten muß, ſo genügt der Verkäufer ſeiner Verbindlichkeit nicht erſt 
durch Verſchaffung des Eigentums an der im Vertrag beſtimmten Menge, ſondern ſchon durch 
Verſchaffung des Miteigentums zu entſprechendem Bruchteil an der größeren Menge. Dieſe 
größere Menge iſt aber dann auch die beſtimmte Sache, auf die ſich das Schuldverhältnis 
nach § 243 beſchränkt (RG 88, 391). Das gleiche gilt bei Zuvielſendung. Iſt der unbeſtellte 
Teil beſonders ausgeſchieden, jo bleibt der beſtellte konkretiſiert. Nur wenn dies nicht der Fall 
15 105 es daran, und es kann dann ein Gefahrübergang mangels Beſtimmtheit der Sache nicht 
tattfinden. 

c) Die Übergabe eines kaufmänniſchen Dispoſitionspapiers kann vereinbarungs⸗ 
gemäß zwar als Übergabe der Ware im Sinne von $ 433 gewollt fein, fie iſt aber noch nicht 
die Auslieferung der Ware ſelbſt an die Beförderungsperſon. Daher geht die Gefahr 
des Transports der Ware bei Aushändigung des Dispoſitionspapiers an den Beförderer 
noch nicht auf den Käufer über. Die Gefahr des Transports des Dispoſitionspapiers 
aber trägt der Käufer nur, wenn dieſes ſelbſt Gegenſtand des Kaufes iſt. Demnach verbleibt 
es in beiden Fallen bei der Regel des § 446. Es iſt zwar regelmäßig zuwiſchen Verladung und 
Ausſtellung des Konnoſſements oder Ladeſcheins zu unterſcheiden, die Verladung hat 
aber zugleich die Bedeutung der Übernahme der Ware zur Beförderung (RG 104, 4). 

d) Die Übernahme der Verſendungskoſten durch den Verkäufer — abweichend 
von § 448 — hat auf den Übergang der Transportgefahr nach § 447 ebenſowenig Einfluß wie 
auf den Erfüllungsort (RG in Gruch 48, 1014). Vgl. insbeſ. das „Cik-Geſchäft“ bei § 433 
A 10 he. Kein Fall des $ 447 iſt die Vereinbarung einer Fob⸗Klauſel, insbeſondere auch 
für den Übergang der Gefahr des Transportes (RG 106, 212). Auch die Klauſel „ausgelie fer⸗ 
tes Gewicht“ enthält keineswegs die Abwälzung der Gefahr auf den Verkäufer (Warn 1918 
Nr 27). Die Klauſel „frei Waggon“ hat auf die Überſendungspflicht und wer die Eiſenbahn⸗ 
wagen beſchaffen ſoll, keinen Bezug. Sie regelt nur die Verteilung der durch den Transport 
veranlaßten Koſten. Dagegen beſteht ein ande ach dahin, daß der Verkäufer auch 
hier die Verſendung der Ware zu bewirken habe (RG 103, 129). Der Verkäufer wird aber dabei 
regelmäßig nur als Beauftragter des Käufers tätig (RG 11. 4. 22 JI 461/21). 

4. Die Gefahr, deren Übergang in $ 447 geregelt wird, beſchränkt ſich ausſchließlich auf die 
Beförderungsgefahr, d. h. die Schäden, für die die Tatſache der Verſendung urſächlich 
wird, wenn auch nur als Miturſache (RZ Warn 1918 Nr 27; RG 11. 4. 05 III 475/04). Sie 
betrifft aber nicht nur eine körperliche Veränderung der Sache, wie RG 93, 333 an⸗ 
nimmt, ſondern auch eine rechtliche, inſofern ſie nur eben in der Verſendung ihre Miturſache 
hat. Dies iſt allerdings regelmäßig nicht der Fall bei einer Beſchlagnahme, die verhindert, 
daß der Verkäufer feiner Eigentumsübertragungspflicht nicht mehr nachkommen kann (RG 
106, 17). Hier greifen die Grundſätze von der Unmöglichkeit der Leiſtung Platz. Zu unterſcheiden 
von kriegswirtſchaftlicher Beſchlagnahme iſt jedoch die Beſchlagnahme durch Feindeshand (im 
Ruhrgebiet), die durch die Übergabe zur Bahn und Zuführung in das Gebiet erſt ermöglicht 
wurde (RG 114, 407). Dieſe iſt eine echte Beförderungsgefahr. Es fallen daher darunter Be⸗ 
ſchädigungen durch Einwirkungen und Einflüſſe der Reife und der ihr dabei gewordenen Vehand⸗ 
lung, ferner auch der Verluſt und das Fehlgehen der Sache, ihr Verfehlen des Empfangs⸗ 
berechtigten und des Beſtimmungsorts. Hierzu gehören auch Mißgriffe und Verſehen der Be⸗ 
förderungsperſonen, die die Aushändigung der Sache an einen Unberechtigten vornehmen (RG 
62, 332), ihre Verpfändung durch ſolche uſw. Der Gefahrübergang umfaßt alſo nicht bloß die 
in $ 446 Abſ 1 ausdrücklich erwähnten Veränderungen im Beſtand der Sache. Es iſt kein ver⸗ 
nünftiger Grund denkbar, warum der Käufer nicht auch dann die Gefahr der Verſendung tragen 
ſoll, wenn der ordnungsmäßig ausgeſuchte Spediteur aus eigner Entſchließung die Ware mit 
einer Verſicherung belaſtet, von deren Bezahlung die Auslieferung der Ware an den Käufer 
abhängig iſt (RG 99, 56). Wenn jedoch die Sache während der Beförderung aus andern Gründen, 
etwa wegen der ihr ſchon vorher anhaftenden Mängel, ſich verſchlechtert oder zugrunde geht, 
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ſo haftet hierfür der Verkäufer nach den Grundſätzen über Gewährmangel weiter, der Schaden 
trifft nice bel Kaiser dae 62 en kann auf Umſtänden der Beförderungsweiſe 
beruhen, es kommt hier auf denn einzelnen Fall an, R& 87, 134 verneint dies. Bei Unter- 
bre chung der Verſendung bewendet es bei dem einmal erfolgten Gefahrübergang. Beruht 
die Unterbrechung aber auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Umſtand, ſo kann der Käufer 
dafür Schadenserſatz verlangen. Verlangt der Verkäufer die Rückſendung der an den Käufer 
abgelieferten, von dieſem aber bemängelten Sache zum Zwecke fachmanniſcher Unterſuchung und 
geht die einem Spediteur zur Rückſendung vom Käufer übergebene Ware bei dieſem ohne Ver⸗ 
chulden des Käufers verloren, ſo kommt es darauf an, ob die Beanſtandung der Ware durch den 
Käufer berechtigt war oder nicht. Letztrenfalls haftet der Käufer nach $ 324 Abſ 2 auf Zahlung 
des Kaufpreiſes. In dem Verlangen des Verkäufers auf Rückſendung liegt nicht ein von dem 
Kaufgeſchäft unabhängiger ſelbſtändiger Auftrag, für deſſen Koſten und Verluſt der Verkäufer 
hat einſtehen wollen, RG 106, 294. 2 „ 

5. Ein Zuwiderhandeln gegen die Anweisungen des Käufers ändert grundſätzlich nichts 
am Übergang der Gefahr nach Abi 1. Es begründet nur eine Haftung des Verkäufers für den 
gerade aus der Abweichung entſtandenen Schaden. Dem Käufer liegt ſomit der Beweis 
ab, daß die Abweichung für den Schaden urſächlich geworden iſt. Daß die Abweichung die aus⸗ 
ſchließliche Urſache war, iſt nicht erforderlich, es genügt der Nachweis, daß der Schaden nicht ein- 
getreten wäre, wenn der Verkäufer die getroffenen Anordnungen des Käufers nicht verletzt hätte 
(NG 11. 4. 05 III 475/04). Der Nachweis einer dringenden Veranlaſſung für die Abweichung 
(Tatfrage) dient aber dem Verkäufer als Befreiungsgrund, und im allgemeinen iſt anzunehmen, 
daß der Verkäufer von der ihm angewieſenen Verſendungsart dann abzugehen befugt ift, wenn 
ihm wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten die Befolgung nach Treu und Glauben nicht 
mehr zugemutet werden kann (RG JW 1917, 215%). Grundſätzlich ſteht die Beſtimmung darüber, 
wie und wohin die verkaufte Ware zu verſenden iſt, dem Käufer zu. Der Verkäufer muß ſich 
regelmäßig auch einer nachträglichen Anderung der ihm gegebenen Verſendungsanweiſung fügen, 
indes er braucht es dann nicht, wenn er an der Einhaltung der früheren Anweiſung ein beſonderes 
Intereſſe hat (MG JW 1917, 2832, R 15. 12.21 VI 492/21). — Wenn eine große Export be⸗ 
treibende Handelsmühle mit der Fob-Klauſel verkauft hat, kann nicht von ihr verlangt werden, daß 
fie nach einem andern als dem urſprünglich beſtimmten Ort des Inlands liefere. 8 

6. Für den Übergang von Nutzungen und Laſten bewendet es bei der Vorſchrift des 5 446, 
er wird in 8 447 nicht vorausgenommen. Die Früchte eines Tieres behält ſonach der Verkäufer 
trotz der Ablieferung zur Verſendung. 

7. Über Gefahrübergang beim Rechtskauf $ 451, beim Werkvertrag $ 644 Abſ 2. Auf⸗ 


besehen. fh des Käufers nach HGB $ 379 auf Koſten und Gefahr des Verkäufers bleibt 
eſtehen. 


8 448 


Die Koſten der Übergabe der verkauften Sache, insbeſondere die Koſten 
des Meſſens und Wägens 1), fallen dem Verkäufer ), die Koſten der Abnahme 


und der Verſendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte?) fallen dem Käufer zur Laſt. 


Iſt ein Necht verkauft, fo fallen die Koſten der Begründung oder Über⸗ 
tragung des Nechtes dem Verkäufer zur Laft s). 
E 1 466 II 390; M 2 328; P 2 68. 


1. Das Geſetz unterſcheidet drei Arten von Koſten: 

a Die Übergabekoſten, die durch die Leiſtung des Verkäufers entſtehen. Hierzu gehören 
beim Verſendungskauf die Koſten, die durch die Übergabe an die Transportperſon 
erwachſen. Die Roften des Transports ſelbſt find keine Übergabekoſten mehr, ſie trägt 
der Käufer. — Die Koſten des Meſſens und Wägens ſind nur dann Übergabekoſten, wenn 
es zur Ausſcheldung der Ware aus einer größeren Menge vorgenommen wird oder zur Preis⸗ 
berechnung nötig wird. Wenn das Meſſen und Wägen zur Nachprüfung vom Käufer vor- 
genommen wird, gehört es zu den Abnahme koſten. Koſten des Meſſens können auch bei 
Grundſtücksverkäufen entſtehen. Für die Koſten der Auflaſſung 9 449. Die Koſten der Ver⸗ 
packung ſind bei Verſendung nach dem Erfüllungsort ebenfalls Übergabekoſten, auch die Aus⸗ 
fuhrſteuer (HanſGggZ 17, 292), die Zuckerſteuer (RG 23 1918 Sp 418%). Von den Ver⸗ 
packungskoſten ſind die Koſten der Aufmachung zu unterſcheiden. Die Gefahr der Rück⸗ 
ſendung der Verpackung trägt der Käufer (Reh Gruch 48, 1016). Die Zulaffung der Nach- 
nahme“ ſoll den Verkäufer dagegen ſichern, daß die Ware vor Zahlung des Preiſes aus ſeiner 
Verfügungsgewalt kommt, die geſetzlichen Regeln über Tragung der Gefahr und Koſten bleiben 
unberührt (RG 16. 9. 21 III 54/21). 
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b) Die Abnahmekoſten ſind diejenigen Koſten, die entſtehen, wenn der Käufer die Sache 
in ſeine Verfügungsgewalt übernimmt. 

e) Die Koſten der Verſendung nach einem andern Ort als dem Erfüllungsort. Hierher 
gehören auch Zölle und Steuern. Die Transportverſicherungsprämie zählt nicht zu den 
Transportkoſten. 

Dieſe vom Geſetz vorgenommene Koſtenlaſtverteilung wird häufig durch Klauſeln im Handels⸗ 
vertehr geändert: 

a) „ab Lager“, „frei ab Fabrik“ und ähnliche. Der Käufer hat ſämtliche Transport⸗ 
koſten, nach Handelsſitte häufig auch die des Heruntertragens vom Lager, zu tragen. 

b) „frei Bahn“, „frei Ufer“. Der Verkäufer trägt die Koſten bis zur Bahn, von da ab 
der Käufer. 

c) „frei Waggon“ (= fow) und „frei Kahn“ (= fok) find der Klauſel „ob“ nachgebildet. 
Vgl. zu § 433 A 10 dd und zu 8 447. 

d) „franko“ vgl. zu § 433 A 10. 

e) „Frachtbaſis“, „Frachtparität“ eines beſtimmten Ortes zur Berechnung der Koſten. 

f) „frei Haus“. Hier iſt zweifelhaft, ob auch die Koſten des Hineinſchaffens darunterfallen 
(frei hinter Käufers Speicher“). „Po b Hamburg“ iſt nicht reine Speſenklauſel, ſie ver⸗ 
pflichtet den Verkäufer, die Ware in Hamburg an das Schiff zu bringen. Die Beforderung zum 
Schiff iſt alſo ein Teil der vertraglichen Leiſtung und während ihr trifft die Gefahr den Verkaufer, 
RG 106, 212. 

Der geſetzliche Erfüllungsort wird durch derartige Vereinbarungen über die Koſtenlaſt nicht 
geändert, ebenſowenig der Zeitpunkt des Gefahrübergangs. Immerhin kann nach Parteiwille 
oder Handelsbrauch auch dieſe Anderung damit verbunden fein; jo bei Klauſel „frei ab“ (RG 
34, 63). Die Koſten des Gas- und Waſſermeſſers fallen an ſich dem Verkäufer von Gas 
und Waſſer zur Laſt. Durch beſondere Abrede kann natürlich Abweichendes vereinbart werden 
und geſchieht gerade hier vielfach ortsüblich durch Auferlegung eines vom Käufer zu zahlenden 
„Mietzinſes“ für dieſe Meſſer. 5 

2. Beim Verſendungskaufe treffen die Abnahme⸗ und Verſendungskoſten den Käufer des⸗ 
halb, weil dieſe Aufwendungen im beſonderen Intereſſe des Käufers liegen und auf feine beſon⸗ 
dere Veranlaſſung erforderlich werden ($ 447 A 2). — Auch der Frachturkundenſtempel gehört 
zu den Beförderungskoſten (RG 68, 43). Die Zuläſſigkeit der Nachnahme ſoll den Verkäufer 
dagegen ſchützen, daß die Ware vor der Zahlung des Preiſes aus ſeiner Verfügungsgewalt kommt, 
a die geſetzlichen Regeln über die Tragung von Gefahr und Koſten unberührt (RG 16. 10. 21 

54/21). 

3. ft zur Begründung und Übertragung eines Rechtes gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung notwendig, ſo treffen dieſe den Verkaufer, ebenſo die Stempelgebühren. Will 
der Verkäufer ſich dabei durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen, fo hat dieſe Koſten der 
Vollmachtserteilung der Verkäufer im Zweifel auch dann zu tragen, wenn abweichend von $ 448 
der Käufer die Koſten der Begründung oder Übertragung übernommen hat, da die Bevoll⸗ 
mächtigung nicht zum eigentlichen Akt der Begründung des Rechtes ſelbſt gehört. 

Ab 2 gilt nicht für den Verkauf eines Rechtes an einem Grundſtück; vgl. $ 449. 
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Der Käufer eines Grundſtücks hat die Koſten der Auflaſſung und der Ein- 
tragung, der Käufer eines Nechtes an einem Grundſtücke hat die Koſten der 
zur Begründung oder Übertragung des Nechtes nötigen Eintragung in das 
Grundbuch, mit Einſchluß der Koſten der zu der Eintragung erforderlichen 
Erklärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen in beiden Fällen auch die Koſten 
der Beurkundung des Kaufes zur Laſt. 

E I 466 TE 390; M 1 328; P 2 68. 

Koſten beim Kaufe eines Grundſtücks. Geregelt wird hier die Koſtenpflicht allein im Ver⸗ 
hältniſſe der Parteien untereinander, dagegen nicht auch dem Fiskus gegenüber (RG 96, 48). — 
Unter den „Kosten“ find nur die durch den Veräußerungsakt ſelbſt veranlaßte n Gebühren und 
Auslagen zu verſtehen (RG JW 1911, 36310), etwa notwendige vorgängige Bereinig ungen des 
Grundbuchs, nach GBO $$ 40, 41 erforderliche vorgängige Eintragungen des Verkäufers ſelbſt 
gehören nicht darunter ($ 435). Zu den Koſten der Beurkundung gehören hier auch die nicht 
nach $ 313 notwendigen. Die an die Gemeinde zu entrichtende Umſatzſteuer fallt daher (RG 
aaO.) an ſich nicht unter diejenigen Koſten, die der Paragraph im Auge hat (treitig); denn ſie 
wird nicht durch ein der Übertragung des Eigentums dienendes Rechtsgeſchäft begründet. Ihr 
rechtlicher Grund ift vielmehr die Tatſache der Eigentumsveränderung (RG 75, 208). Falls über 
Haftung für die Umſatzſteuer Streit beſteht, werden in erſter Linie die einſchlägigen Vertrags⸗ 
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beftimmungen auszulegen fein, und zwar unter Berückſichtigung einer hier etwa ſchon entſtande 
ven Verkehrsſitte. Eine Vertragsbeſtimmung, wonach der Käufer „den Stempel und die ſämt⸗ 
lichen übrigen Koſten zu tragen hat“, läßt die Auslegung zu, daß dem Käufer auch die Umſatzſteuer 
zur Laſt fällt, ſelbſt wenn beide Teile von ihrem Beſtehen beim Vertragsabſchluſſe keine Kenntnis 
gehabt haben (M& 12. 12. 10 V 232/10). Hat der Käufer die Umſatzſteuer übernommen und hat 
er die Entgegennahme der Auflaſſung verzögert, dann muß er, wenn inzwiſchen die Steuer erhöht 
worden, auch die Erhöhung tragen (RG 2. 3. 10 V 204/09), und zwar infolge des zu vertretenden 
Verzugs. Falls beide Teile der Gemeinde gegenüber verpflichtet find, müſſen die Grund⸗ 
äße der 88 420 ff. insbeſondere $ 426 herangezogen werden. Übernimmt der Erwerber vertrags⸗ 
mäßig die Entrichtung der Umſatzſteuer, dann hat der Verkaufer das Intereſſe des Erwerbers 
dahin wahrzunehmen, daß nicht eine zu hohe Steuer berechnet wird (RG 2. 12. 14 V 308/14). — 
Die den Verkäufer nur perſönlich belaſtende Wertzuwachsſteuer (vgl. $ 436) hat der Käufer im 
Zweifel ſogar dann nicht zu tragen, wenn im Kaufvertrage vereinbart iſt, daß der Käufer die 
Umſatzſteuer zu tragen hat. Die Wertzuwachsſteuer ſoll im weſentlichen den unverdienten Gewinn 
und daher aus volkswirtſchaftlichen Gründen den Verkaufer treſſen; um die Haftung auf den 
Käufer abzuwälzen, bedarf es ſomit auch einer zweifelsfreien Vertragsbeſtimmung (RG JW 
1911, 749°; Warn 1912 Nr 297), und es ift ein zweifelsfreier Beweis erforderlich (RG 72, 395; 
Gruch 1918, 108). Die Veräußerung ſpielt betreffs der Wertzuwachsſteuer nur inſofern eine Rolle, 
als bei ihr zutage tritt, daß der Veräußerer den Gewinn gemacht hat. Über die Begriffe „Umſatz⸗ 
ner und „Wertzuwachsſteuer“ dgl. noch § 436 A1 und Rc JW 1910, 2283. — Die Koſten 
des Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung hat der Erſteher zu tragen (88G 8 58). 


ſteuer“ 
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1) Iſt vor der Übergabe der verkauften Sache die Gefahr auf den Käufer 
ü ergegangen?) und macht der Verkäufer vor der Übergabe Verwendungen 
auf die Sache, die nach dem Abergange der Gefahr notwendig geworden ſind, 
ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit 
der Verwaltung der Sache beauftragt hätte. 


Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen be⸗ 


ſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag 2). 
E 1 464 11 389 M 2 326; P 2 64; 6 170. 


1. Die Vorſchrift will nicht eine Verpflichtung des Verkäufers zu Verwendungen auf die 
Sache aufſtellen. Inwieweit der Verkäufer zu ſolchen Verwendungen noch nach Abſchluß des 
Kaufvertrags verpflichtet iſt, ift ausdrücklich im BGB nicht beſtimmt, es ergibt ſich aber eine ſolche 
aus der Verpflichtung zur Übergabe der gekauften Sache nach $ 433 (vgl. A 8e dch, die auch nicht 
notwendig mit dem Übergang der Gefahr auf den Käufer vollſtändig erliſcht, z. B. bei Unter- 
brechung der Verſendung im Falle des § 447 wieder wirkſam werden kann. 

2. Die Vocſchrift behandelt vielmehr nur die Fälle, in denen tatſächlich nach Abſchluß des 
Kaufvertrags und vor der Übergabe der Sache vom Verkäufer Verwendungen gemacht worden 
find, und unterſcheidet hierbei, daß das geſchehen iſt. N b 

(Abſ 2) a) auch vor dem Übergang der Gefahr (der ja mit der Übergabe nicht zu⸗ 
lammenzutreffen braucht). Für dieſen Fall hat der Verkäufer, wenn die Verwendungen einer 
Geſchäftsführung ohne Auftrag nach § 677 entſprechen, nach den Vorſchriften des § 683 (ohne 
daß er geradezu ein Geſcheftsführer wird) Erſaß der Aufwendungen wie ein Beauftragter zu 
beanſpruchen, alſo nach 9 670, ſoweit fie den Umſtänden der Meinung des Verkäufers nach 
erforderlich waren. Ausgenommen ſind jedoch die zur Erhaltung der Kaufſache notwendigen 
Verwendungen, da dieſe der Verkäufer nicht als Geſchäftsführer des Käufers und in deſſen 
Inte re ſſe, ſondern zufolge der unter 1 bezeichneten Verpflichtung im eigenen Intereſſe macht. 
Der in Abſ 2 vorgeſehene Fall liegt hier alſo gar nicht vor. Geringfügige Leiſtungen bei Er⸗ 
jüllung des Vertrags werden als durch den Kaufpreis mit abgegolten angeſehen und daher 
nicht beſonders vergtttet, wie in der Regel die Verpackung. Wenn jedoch die Verpackung beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit und Aufwendungen erfordert (bei Glaswaren), kann auch eine beſondere 
Vergütung beanſprucht werden (ROcch 3, 115). Mit fortſchreitender Verteuerung der Ver⸗ 
— gämittel überhaupt ſchwindet die Vermutung, daß ſie durch den Kaufpreis mit gedeckt 

erden ſollen. 

(Abſ 1) b) Nach dem Übergang der Gefahr, welcher Fall nach $ 446 Abſ 2, nach $ 447 
und bei beſonderer Vereinbarung eintreten kann. Dann hat der Verkäufer wie ein Beauftragter 
nach 88 669, 670 Erſatz vom Kaufer zu verlangen, jedoch mit den Einſchränkungen, daß die Auf⸗ 
wendungen einmal auch objektiv notwendig waren (im Gegenſatz zu 8 670), ſodann daß die ſe 
Notmendigkeit für die Aufwendungen nach dem Gefahrübergang eingetreten ift. Auch hier 
finden die ſe Vorſchriften nur entſprechende Anwendung, der Verkäufer wird behandelt, „wie 
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wenn“ er Beauftragter wäre, nicht wird er direkt zum Beauftragten geſtempelt. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften find daher immer nur ſinngemäß im Rahmen der Pflichten aus einem Kaufvertrag 
anzuwenden. 

3. Kommt der Verkäufer ausnahmsweiſe in die Lage, nicht nur nach Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrags und nach Übergang der Gefahr auf den Käufer, ſondern auch noch nach Übergabe 
der Kaufſache Verwendungen auf ſie zu machen, was z. B. in Fallen der Erſatzübergabe, der 
Übergabe durch Dispoſitionspapiere, aber auch ſonſt möglich iſt, fo richtet ſich die Erſatzpflicht 
entweder nach dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, kraft deſſen der Verkäufer in die Lage 
kommt, noch Aufwendungen auf die Sache zu machen wie etwa im Fall des $ 930, oder es finden 
unmittelbar die Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag Anwendung. 

4. Die Anſprüche aus § 450 geben dem Verkaufer ein Zurückhaltungsrecht nach § 273. 
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Iſt ein Necht an einer Sache verkauft, das zum Beſitze der Sache berechtigt, 
ſo finden die Vorſchriften der 88 446 bis 450 entſprechende Anwendung. 

E 1 463 II 301; M 2 325; P 2 62. 

Auch bei dem Verkaufe von Rechten, die zum Beſitze berechtigen ($ 433), iſt für den Gefahr⸗ 
übergang die Übergabe der Sache und im Falle einzutragender Rechte die Übergabe oder die 
zuvor erfolgte Eintragung ($ 446 Abſ 2) entſcheidend. 


9 452 


Her Käufer iſt verpflichtet, den Kaufpreis von dem Zeitpunkt an zu ver- 
zinſen !), von welchem an die Nutzungen des gekauften Gegenſtandes ihm ge⸗ 
bühren, ſofern nicht der Kaufpreis geſtundet iſt ?) ö). 

E 1 467; M 2 329; P 2 60. 

1. Val. 8 446. Die Verzinſungspflicht des Käufers beruht auf dem Grundſatze, daß niemand 
die Sache und zugleich den Kaufpreis nutzen ſoll. Entſcheidend iſt für den Beginn der Verzin⸗ 
ſungspflicht regelmäßig der Übergang des Nutzungsrechts auf den Käufer, nicht die Über- 
gabe. Die Nutzungen können namentlich auch vor Eintrag des Käufers in das Grundbuch von 
dieſem gezogen werden. Es genügt, daß die Nutzungen dem Käufer ferner rechtlich gebühren. 
Daß er tatfächlich ſolche gezogen hat oder ziehen konnte, iſt nicht Vorausſetzung. Bei Kaufleuten 
untereinander abweichend HGB $ 353. Nach $ 246 betragen die Zinſen 4 v. H., flir beiderſ eitige 
Handelsgeschäfte 5 v. H. nach HGB $ 352. Die Zinſen find nicht Verzugszinſen oder Vertrags- 
zinſen, ſondern geſetzliche Finſen (R 80, 373). Anwendung des $ 452 ſetzt voraus, daß 
keine Vereinbarung hierüber getroffen. Wenn dies geſchehen, iſt für 452 kein Raum. RG 
10. 11. 15 V 241/15. Wenn Verzinſung des geſtundeten Reſtes ausgemacht, findet § 452 keine 
Anwendung (Warn 1916 Nr 13). Dann kann der Verkäufer die Verzinſung auch inſoweit ver⸗ 
langen, als er die Nutzungen der Sache nach dem Tage des Beginns der Verzinſung noch bezogen 
jet 8 12. 6. 20 VW 17/20). Nutzungsentgelt nach $ 36 PrEnteignGef iſt etwas anderes (RG 
98, 43). 

2. Vgl. $ 433. Eine Stundung liegt nur dann vor, wenn abredegemäß der Kaufpreis erſt 
nach (im weſentlichen) vollendeter Leiſtung des Verkäufers fällig ſein ſoll, ſie hat der Käufer zu 
beweisen (Kc DIZ 1903, 250); ſie liegt nicht vor, wenn wie der Zahlungstermin ſo auch der 
weſentliche Teil der dem Verkäufer obliegenden Leiſtungen hinausgeſchoben find und ent⸗ 
weder beide Leiſtungen Zug um Zug erfüllt werden ſollen oder die Zahlung vor der Letſtung des 
Verkäufers fällig ſein ſoll (RG 50, 138, wo Stundung verneint wird, falls der Kaufpreis zwar 
nach der Übergabe, aber vor oder nach der Auflaſſung des verkauften Grundſtücks fällig iſt). Kein 
Hinausſchieben der Fälligkeit, alſo keine Stundung, wenn der Gläubiger dem Schuldner 
eine unbeſtimmte Friſt zur Anſchaffung von Geld einräumt (R 83, 181). Jedenfalls 
muß die Stundung dem Käufer ein Recht auf Vorleiſtung des Verkäufers geben, während aus 
einer ihm bisher bloß erwieſenen Nachſicht kein Recht und keine Verpflichtung erwachſen kann. 
Iſt dem Käufer anſtatt der Barzahlung die Regelung mittels eines Akzepts nachgelaſſen, jo wird 
der Kaufpreis ſofort fällig, wenn der Käufer ſich weigert, das Akzept zu geben (RG SeuffA 63 
Nr 391). § 452 überhaupt nicht anwendbar, wenn Kaufpreis nicht in bar gezahlt, 
ſondern durch Übernahme von Hypotheken gedeckt werden ſoll. — Über die Be weislaſt, 
falls der Käufer Stundung einwendet, vgl. $ 433. Beſtritten iſt, ob mit Ablauf der Stundung 
die Zinspflicht aus $ 452 ohne weiteres beginnt oder Verzugſetzung erfordert wird. Erſteres iſt 
zu bejahen, da es ſich bei § 452 nicht um Verzugs⸗, ſondern um geſetzliche Zinſen handelt. 

3. Einſeitige Rückgängigmachung der Stundung iſt nach $ 321 möglich, auch § 610; fie kann 
auch als ſtillſchweigend vereinbart gelten ($ 242; M& 66, 389). Der Konkurs des Nachleiſtungs⸗ 
pflichtigen gibt an ſich kein Recht aus $ 321 (MG 56, 240). 
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It als Kaufpreis der Marktpreis beſtimmt ), fo gilt im Zweifel ) 3) der 


für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende Marktpreis als ver⸗ 
einbart 2), 


E 1 461 II 392; M 2 322; P 2 57. 


I. Über den Begriff „Marktpreis“ vgl. zu $$ 433 u. 385 und RG 34, 119. Er ift der Durch⸗ 
ſchnittspreis, wie Pe auf um der Maritlage für die in größerem Umfang abgeſetzten Waren 
bildete, unabhängig von börſenmäßiger oder amtlicher Feſtſetzung, die jedoch ein wichtiges Beweis⸗ 
moment abgeben. Der Marktpreis iſt nicht notwendig dasſelbe wie der „angemeſſene Preis“. 
Die Beſtimmung des Marktpreiſes kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen werden (Prot 1, 
4600, was insbeſondere bei marktgängiger Ware zutrifft, dagegen auf den Kleinhandel überhaupt 
nicht paßt (Prot 2, 57). Hier wird der übliche Ladenpreis als vereinbart gelten. Unter Um⸗ 
ſtänden greift die Beſtimmung des $ 306 Platz (Prot aaO.). Al . 

2. Bloße Bermutung für eine Vereinbarung, die durch den Nachweis einer andern Partei⸗ 
abficht entkräftet werden kann. Die Beweislaſt in dieſer Hinſicht liegt dem Behauptenden ob. 
Läßt ſich ein Marktpreis am Erfüllungsorte nicht ermitteln (RG 34, 119), fo ift als Parteiwille 
weiter anzunehmen, daß gelten ſoll der „zur Zeit der Erfüllung für den Erfüllungsort maß⸗ 
gebende Marktpreis“ (Prot 2, 58), mithin der Preis desjenigen Ortes, der auch den Markt des 
Erfülungsorts beheriſcht. Läßt ſich der Marktpreis des bezeichneten Ortes nicht mehr beſtimmen, 
weil die Notierungen dort aufgehört haben, jo iſt gemäß § 242 zu erwägen, ob nicht andere Preis⸗ 
feſtſetzungen an eben jenem Orte als Erſaß für die Preisnotierungen zu gelten haben (RG JW. 
07, 5°). — Als Erfüllungsort ($ 269) kommt hier der für den Verkäufer maßgebliche in Be⸗ 
tracht (Prot 2, 57). Beſteht am Erfüllungsort kein Marktpreis, kann der des nächſten größeren 
Ortes maßgebend ſein. Die Erfüllungszeit beſtimmt ſich nach § 271. Bei Sukze ſſivlieferungs⸗ 
608 2,255 wirkt nicht ohne weiteres die ſpatere Preiserhöhung für die ſpäteren Lieferungen 

1 3, 682). . 

3. Die Beweislaſt regelt ſich wie folgt: Fordert der Verkäufer den Marktpreis, ſo muß er 
beweiſen, daß dieſer (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) verabredet worden iſt, während der Käufer 
gegebenenfalls zu beweiſen hätte, daß der Preis in anderer Art beſtimmt worden ſei. Fordert 
der Kläger den üblichen Ladenpreis oder einen allgemein ange meſſenen Preis, und 
macht der Käufer deinge genüber geltend, daß der Preis in dieſer oder jener Art beſtimmt worden 
ſei, ſo muß der Kläger den Beweis dafür erbringen, daß der Preis abredege mäß auf die von ihm 
geltend gemachte Art habe berechnet werden ſollen (RG SeuffA 58, 266; Recht 07, 376). 
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Hat der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet 2), ſo 


ſteht ihm das im $ 325 Abf 2 und im $ 326 beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zu !) 
E II 398; P 2 00, 


1. Beſchränkung des Rücktrittsrechts beim Kaufe gegenüber den 98 325, 326. Vorausſetzung 
hierfür iſt erſtens, daß der Verkäufer bereits erfüllt hat, und zweitens, daß ein Kreditkauf 
vorliegt. In $ 454 handelt es ſich um eine Ausnahmevorſchrift, die ſtreng auszulegen iſt (Warn 
1915 Nr 259). Der Ausſchluß des Rücktrittsrechts wird lediglich an die Tatſache der Erfüllung 
durch den Verkäufer geknüpft. Auch die Nichterfüllung, die auf Verſchulden des Verkäufers beruht, 
kann unter dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben niemals der Erfüllung i S. von $ 454 
gleichgeſtellt werden. RG 118, 104. Auf den Vorbehaltsverkauf nach $ 455 iſt die Vorſchrift um 
des willen nicht anwendbar, weil ſolange die Bedingung nicht eingetreten iſt, der Verkäufer noch 
nicht voll erfüllt hat, RG JW. 1927, 667; HRR 1928 Nr 1967. Was zur u gehört, 
beſagt d 433. Da der $ 454 im übrigen vorausſetzt, daß der Verkäufer „erfüllt“ hat, ſo iſt ſeine Be⸗ 
ſtimmung im Falle nur teilweiſer Erfüllung regelmäßig nicht anwendbar (RG 10. 12. 07 
1310/07; RG 50, 139; Gruch 60, 310). Eine nur teilweiſe Erfüllung liegt in dieſem Sinne 
ie doch nicht mehr bor, falls in der Hauptſache ſchon erfüllt iſt und nur noch verhältnismäßig 
unerhebliche Erfüllungsteile ausſtehen (ah 50,140), wie etwa die Lieferung von Zubehör- 
ſtücken. Sonſt handelt es ſich um Teilerfüllung (als ſolche) ebenſowohl, wenn es nach dem Um⸗ 
fange wie dann, wenn es nach ber Beſchaffenheit der Leiſtung an der Vollerfüllung mangelt 
(J. B. es iſt das verkaufte Grundſtückzwar übergeben, aber noch nicht aufgelaſſen, RG 50, 139; 
R6 15. 1. 21 v 205/20). Dagegen gehort die erfolgte Eintragung des aufgelaſſenen Grund- 
ſtücks nicht zu der vom Verkäufer zu gewahrenden Erfüllung i. S. von § 433. RG 118, 100. In 

er erſteren Hinſicht iſt jedoch anzunehmen, daß, wenn Lieferung in Teilleiſtungen abgemacht 
und der für jede Zeilleiftung beſonders zu berechnende Betrag geſtundet worden ift, die Beſtim⸗ 
mung des § 454 in Anſe hung der bereits erfüllten Teilerfüllung Platz greift, ungeachtet deſſen, 
daß der Vertrag im ganzen als ein einheitliches Geſchäft anzuſehen iſt (RG Warn 08 Nr 137; 
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ſtreitig). Hinſichtlich des noch nicht erfüllten Teiles kann das Rücktrittsrecht ausgeübt werden 
(RS Gruch 52, 976; 60, 310). Die den Käufer begünſtigende Sonderbeſtimmung beruht eben 
auf dem Gedanken, daß der Käufer, der die Sache zur Verwendung oder zum Verbrauche erwirbt, 
durch die Rückgängigmachung des Kaufes unbillig belaſtet werden kann, und überdies iſt erwogen, 
daß es nahe liege, in der Stundung des Kaufpreiſes einen Verzicht des Verkäufers auf das 
Rücktrittsrecht zu erblicken, weil fie den bei Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen ſonſt beſtehenden Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Leiſtung der Ware und Zahlung des Preiſes auflöſe (Prot 2, 71). Die Beſchrän⸗ 
kung des Verkäufers tritt ferner inſoweit nicht ein, als ſich der Käufer außer zur Zahlung 
des Preiſes noch zu andern Ne benleiſtungen (Bebauung des gekauften Grundſtücks, Erfüllung 
der Nebenverabredung, keine Konkurrenz dem gekauften Unternehmen zu machen, RG 133, 113) 
verpflichtet hat und in dieſer Hinſicht in Verzug geraten iſt. Solchenfalls hat Verkäufer Rechts⸗ 
behelfe aus 88 325, 326 (RG JW 1915, 11902). RG 113, 115. Nur das geſetzliche Rülktrittsrecht 
aus dem § 325 Abſ 2 wegen fruchtloſen Ablaufs der dem Käufer gemäß $ 283 geſtellten Friſt 
ſowie dasjenige aus 9 326 wegen Verzuges büßt der Verkäufer ein, falls die beiden Voraus 
ſetzungen des Geſetzes gegeben ſind; mithin aber nicht auch das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht im Sine des § 346 oder des $ 360 und ebenſowenig das Recht auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung aus den §8 325, 326 (Warn 1915 Nr 259). 

2. In der Stundung liegt ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht (RG 83, 179), aber nur ſo weit, 
als die Stundung reicht. Wegen des nicht geſtundeten Teils bleibt das Rücktrittsrecht beſtehen 
(RG 15. 6. 25 V 430/24). Die Stundung kann durch Gewährung eines Zahlungsziels auch 
handelsüblich ſein. Eine Stundung liegt nur vor, wenn der Kaufpreis vereinbarungsgemäß erſt 
nach vollendeter Erfüllung des Verkäufers fällig werden ſoll, nicht Zug um Zug zu zahlen iſt 
(RG 50, 140). In dem bloßen Zeitlaſſen zur Beſchaffung des Geldes liegt noch ke in 
Hinausſchieben der Fälligkeit der dem Beklagten obliegenden Leiſtung (Prot 2, 71; RG 
83, 179). So liegt Barkauf vor, wenn nicht bezahlt wird lediglich, weil der Käufer nicht genügendes 
Geld bei ſich hat und ſofortige Zahlung verſpricht. Dann können Rechte aus $ 326 geltend gemacht 
werden (NG 97, 2). Wer auf Vorſtellung des Käufers auf beſondere Umſtände Rückſicht nimmt, 


ſtundet nicht, ſondern macht die Fälligkeit der Gegenleiſtung von gewiſſen Umſtänden abhängi 
(RG 8. 3. 26 V 307/25). genzeſſtung don g ö 9 


8 455 


Hat ſich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß 
die Übertragung des Eigentums unter der aufſchiebenden Bedingung voll- 
ſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt und daß der Verkäufer zum Nück⸗ 
tritte von dem Vertrage berechtigt iſt, wenn der Käufer mit der Zahlung in 
Verzug kommt. 

E II 394; P 2 70. 


I. 1. Das Weſen des Eigentumsvorbehaltes. Sich das Eigentum vorbehalten iſt ein Rechts⸗ 
geſchäft, das zum Gegenſtand hat eine Eigentumsübertragung, deren Wirkung, der Eigentums⸗ 
übergang, aber abhängig gemacht iſt vom Eintritt einer beſtimmten Tatſache. Der Vorbehalt 
iſt alſo immer zeitlich begrenzt, mit Eintritt der den Eigentumsübergang bedingenden Tatſache 
findet ohne weiteres der Eigentumsübergang ſtatt, bis dahin aber bleibt das Eigentum dem 
früheren Eigentümer „vorbehalten“. Es handelt ſich alſo um eine aufſchiebende Bedingung 
für den Übergang des Eigentums. Nur bei einer aufſchiebenden Bedingung kann man von einem 
„Vorbehalt des Eigentums“ ſprechen. Wird die Übereignung unter einer auflöſenden Be⸗ 
dingung vorgenommen, ſo bedeutet das, daß das auf den neuen Eigentümer bereits wirkſam 
übergegangene Eigentum bei Eintritt eines beſtimmten Umſtandes auf den früheren Eigentümer 
ohne weiteres und ohne beſonderen Übertrogungsakt zurückfällt. Es wird alſo nicht das Eigen⸗ 
tum, ſondern der Rückfall des Eigentums vorbehalten; Rühl, Eigentumsvorbehalt und 
Abzahlungsgeſchäft (1930) S. 8. Man ſpricht aber auch hier ungenau von Eigentumsvorbehalt, 
weil immerhin das Eigentum noch durch die Möglichkeit des Eintritts der Bedingung in 
ſeinem dauernden Beſtand gefährdet iſt. Ferner ſpricht man von einem uneigentlichen 
Eigentumsvorbehalt, wenn zwar das Eigentum unbedingt übertragen wurde, der neue 
Erwerber aber obligatoriſch verpflichtet wird, über die Sache nicht wie ein Eigentümer zu ver⸗ 
fügen, ſolange nicht eine beſtimmte Tatſache (Bedingung) eingetreten iſt. Eine Wirkung gegen 
Dritte hat eine derartige Abmachung nicht, immerhin kann § 826 in Frage kommen. 

Der Eigentumsvorbehalt iſt verwandt mit der Sicherungsübereignung, etwas anderes 
aber als die Vereinbarung einer Verfallklauſel, die allein das Kauſalgeſchäft betrifft. 

Wie die unbedingte Eigentumsübertragung, ſo iſt auch die bedingte Eigentumsübertragung 
ein dingliches Rechtsgeſchäft. Wie jene nur der Eigentümer vornehmen kann, ſo auch dieſe; 
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alſo nur der Eigentümer kann ſich das — ihm gehörige — Eigentum bei dem Ubergangsakt vor⸗ 
behalten. Ein von einem Nichteigentümer vorgenommener Vorbehalt wird daher erſt wirkſam, 
wenn er das Eigentum erlangt hat. Da der Vorbehalt die Wirkung des Übertragungsaktes be⸗ 
ſchränkt und vom Eintritt einer Bedingung abhängig macht, muß der Vorbehalt bei dem Über ⸗ 
wagungsakt ſelbſt, der Übergabe und Einigung, als Beſtandteil dieſes Rechtsgeſchäftes 
erkennbar fein, $ 929 Satz 1 und Satz 2, $ 930, $ 931. Dieſes dingliche Übereignungsgeſchäft, das 
nach $ 455 nur körperliche Sachen betrifft, bedarf keiner Form. Das ſchließt nicht aus, daß der 
Vorbehalt rechtsgültig ſchon im voraus, in Erwartung und in Hinblick auf den demnächſt 
erfolgenden Übergangsakt erklärt wird, wohl aber, daß nach erfolgter unbedingter und unbe⸗ 
ſchränkter Eigentumsübertragung mit dinglicher Wirkung ein Vorbehalt nicht mehr erklärt 
werden kann. Ein bereits übergegangenes und verlorenes Eigentum kann nicht mehr vorbehalten 
werden, Rh 54, 396. Schon die einſeitige Erklärung des Vorbehaltes bei der Übereignung 
hindert deshalb den Eigentumsübergang, da der für ſie erforderliche Übereignungswille zur 
lofortigen Begründung eines Eigentums für den Erwerber bei dem Eigentümer fehlt, eine Eini⸗ 
gung zwiſchen Übertragendem und Erwerber alſo nicht zuſtande kommen kann. Eine nachträgliche 

ereinbarung zwiſchen dem früheren und dem neuen Eigentümer über einen Eigentumsvor⸗ 
behalt kann möglicherweiſe die Bedeutung haben, daß der frühere Eigentümer den mittelbaren 
Veſitz erlangen ſoll, $ 868, und daß das beſtimmte hierzu berechtigende Rechtsverhältnis die 
Vereinbarung einer Sicherung iſt. Dann kann in einem ſolchen nachträglichen Eigentumsvor⸗ 
behalt eine Sicherungsübereignung gefunden werden; Jacuſiel, Der Eigentumsvorbehalt 
4055, 5 6 in Warn 1928, 245; ZW 1915, 445; a. M. früher N® 49, 170; 54, 396; J 
1913, 492. Der Wille, das Eigentum nur bedingt zu übertragen, braucht nicht ausdrücklich erklärt 
zu werden, aber ein nur eheimer Vorbehalt genügt nicht. Er muß aus den Umſtänden dem 
Erwerber erkennbar ſein. Mit dem Eintritt der Bedingung tritt die Wirkung der Eigen⸗ 
tumsübertragung von ſelbſt ein, $ 158 Abſ. 1 Da die Eigenkumsübertragung bereits ſtatt⸗ 
gefunden hat, bedarf es keines neuen Übertragungsaktes, etwa einer unbedingten Übertragung. 
Der dingliche Vertrag iſt bereits geſchloſſen und wird nicht erſt geſchloſſen, wenn die Bedingung 
eintritt, wie unrichtig das RG 64, 204; 95, 105 meint, ebenſo KG JW 1931, 2160 und Staub- 
noenige Anh. zu 9 782 A 63 b. Es iſt daher auch nicht nötig, daß der Wille des Eigentümers, Eigen⸗ 
tum zu übertragen, noch im Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung vorhanden ſein muß. So auch 
Planck A 2a und Jacuftel aa. S. 19; Siebert in JW 1933, 2440; Holtz, Das Anwartſchaftsrecht 
aus bedingter Übereignung als Kreditſicherungsmittel (1933) S. 22. Unklar RG 66, 349; 140, 
220, NW 1925, 3536. U, M. die obengenannten Urteile des RG und die vorausgehende Auflage 
des Kommentars. Durch KO § 20 büßt der Eigentumsvorbehalt feine Wirkung nicht ein; Jaeger, 
KD (1931) S. 466; Cohn JW 1931, 786. Das Wiſſen der Parteien von diefem Eintritt der 
Beoingung ift für den Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung ohne Bedeutung. 
i. 8. Vom dinglichen Rechtsgeſchäft des Eigentumsvorbehaltes bei der Eigentumsübertra ung 
ft das obligatoriſche Vertragsverhältnis zu unterſcheiden. Wie die unbedingte Über⸗ 
rung, jo kann auch die bedingte Übereignung Erfüllung verſchiedener ihr zugrunde liegenden 
Verbindlichke ien ſein, wie Tauſch, Werkvertrag. Das BGB regelt in $ 455 die bedingte Eigen- 
tumsubertragung nur als Erfüllung eines Kaufvertrages. Die aufgeſtellten Regeln ſind aber 
auf andere Grundgeſchäfte der Veräußerung entſprechend anzuwenden. 

II. Dieſe Regelung beſteht in folgendem. 
1 0 Der zugrunde liegende Kaufvertrag iſt ein unbedingtes Kauſalgeſchäft. Nicht der 
Abſchluß des Kaufs iſt bedingt, ſondern der Gegenſtand und Inhalt der Verpflichtung aus dem 
Kaufvertrag wird teilweiſe gewandelt. Nicht geändert iſt die aus $ 433 ſich ergebende Verpflich- 
fung zur Übergabe und Einräumung des Beſitzes; wohl aber iſt geändert die Verpflichtung zur 

iſchaffung des Eigentums inſofern, als dieſe ſich dahin beſtimmt, ein von einer Bedingung 
abhängiges Eigentum zu verſchaffen. Dieſe Verpflichtung hat zugleich die Beſchränkung, 
daß der Eigentumsübergang nur von der in $ 455 genannten Bedingung noch ab- 
fern lol, anderen Beſchränkungen aber das zu übertragende Eigentumsrecht 
ſelbſt nicht unterliegen darf, es vielmehr im übrigen bei der aus $ 433 folgenden Verpflich⸗ 
tung bewendet. Es muß alſo ein die Übertragung des Eigentums herbeiführendes dingliches 
Rechtsgeſchäft vorgenommen werden, nur daß die Wirkung des Übertragungsaktes, der Übergang 
des Eigentums auf den Erwerber, vom Eintritt einer Bedingung abhängig gemacht wird. Im 
übrigen muß dag Eigentumsrecht, das nach 8 433 zu verſchaffen iſt, nach ſeinem vollen Inhalt, 
Die er aus dem Begriff des Eigentums ſich ergibt, im Zeitpunkt der Übertragung vor⸗ 
handen ſein, da ein ſpäterer Übertragungsakt als dingliches Erfüllungsgeſchäft, wie oben aus⸗ 
geführt, nicht in Frage kommt. Insbeſondere iſt das Eigentum bei dem Übereignungsakt 
dach 9 434 frei von Rechten Dritter zu übertragen, eine Verpflichtung, die für das bedingte 
Eigentum ebenſo gilt wie für das unbedingte; Rühl, Eigentumsvorbehalt und Abzahlungsgeſchäft 
1930) S. 196. A. M. N 83, 214, das annimmt, erſt im Zeitpunkt des Bedingungseintrittes 
brauche die Sache frei von Rechtsmängeln zu ſein. So auch die frühere Auflage und Staudinger 
A II 2e. Jacuſiel aaO. S. 39 will eine ſolche Beſchränkung durch Rechte Dritter zulaſſen, die 
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ihrem Inhalt nach von ſelbſt mit dem Eintritt der Bedingung untergehen, da ſie die Rechts⸗ 
ſtellung des Käufers nicht beeinträchtigen. Dieſe Annahme trifft aber nicht ſchlechthin und überall 
zu. Jedenfalls iſt hier der Übergang des Eigentums noch von dem Wegfall des Rechtes Dritter 
abhängig, und das widerſpricht dem Vertrag nach $ 455, wonach der Eigentumsübergang nur 
von der dort genannten Bedingung, nämlich der vollſtändigen Zahlung des Kaufpreiſes, abhängig 
fein darf. Eine andere Frage iſt, ob die Berufung auf Nichtgewährung rechtsfreien Eigentums 
nach 8 434 bei dem Übertragungsgeſchäft nach Treu und Glauben geltend gemacht werden 
kann, wenn das Beſtehen dieſes Rechtes Dritter bis zum Eintritt der Bedingung tatſächlich im 
gegebenen Fall dem Erwerber keine Beſchränkung in der Ausübung ſeines bedingten Eigentums⸗ 
rechtes gebracht hat und dieſes Recht Dritter im Augenblick des Eintritts der Bedingung wegfällt. 

2. Beſtritten iſt, zu welchem Zeitpunkt der Kaufvertrag nach $ 433 bei einem Vor⸗ 
behaltskauf erfüllt iſt, ob mit der Vornahme des dinglichen Rechtsgeſchäftes der bedingten 
Übereignung oder erſt mit Übergang des Eigentums bei Eintritt der Bedingung, 
ob alſo mit Beendigung der Leiſtungstätigkeit des Verkäufers oder erſt mit dem durch 
den Kaufvertrag bezweckten Eintritt des Erfolges. Das RG ſieht den Kaufvertrag noch 
nicht für vollſtändig erfüllt an, jolange der Leiſtungserfolg, aljo der Übergang des Eigen⸗ 
tums mit Eintritt der Bedingung, noch ausſteht; daß der Eigentumsvorbehalt daher die Er⸗ 
füllung unvollſtändig macht, RH 64, 204, 334; 66, 83; 85, 402; 95, 105; 118, 100; 133, 40; 140, 
226; JW 1933, 22136. Ebenſo Schantz, JW 1931, 508. Dieſe Auffaſſung wird bekämpft namentlich 
von Oertmann, 23 1927 Sp. 16; Ztſchr. f. HR. 93, 356, 396; Rühl, Eigentumsvorbehalt und 
Abzahlungsgeſchäft S. 204; Lehmann, Feſtgabe für R. Schmidt S. 346; Merkel, JW 1931, 
2058 und 1932, 158; Jacuſiel aaO. S. 40; Holtz, Das Anwartſchaftsrecht aus bedingter Über⸗ 
eignung als Kreditſicherungsmittel (1933) S. 31. Daß die Leiſtungstätigkeit, zu der der 
Verkaufer nach § 433 verpflichtet iſt, auch ſchon vor Eintritt des Eigentumerwerbes bei dem 
Käufer beendet ſein kann und dann die ihm obliegenden Handlungspflichten vom Verkäufer 
ausreichend damit erfüllt find, hat das R ſelbſt mehrfach angenommen, z. B. dort, wo zum 
Eigentumserwerb eines Grundſtückes nur deſſen Eintragung in das Grundbuch noch ausſteht, 
weil auf dieſe Tätigkeit einer Behörde der Verkäufer keinen Einfluß hat. Ebenſo hat er ſeiner 
Leiſtungspflicht genügt, wenn er die Sache, an der er ſich das Eigentum vorbehalten hat, 
dem Käufer übergeben und überdies ihm vielleicht ſogar die Veräußerungsbefugnis im normalen 
Geſchäftsverkehr gewährt hat, ſo daß der Eintritt der Bedingung, die Zahlung des Kaufpreiſes, 
nun nicht mehr von ihm abhängt, OL Hamburg Recht 1933 Nr 75. Daraus folgt aber noch 
nichts dagegen, daß der Eigentumsübergang auf den Käufer als bezweckter Erfolg 
des Rechtsgeſchäftes der Inhalt des Vertrages iſt und nach dem Willen der Vertragſchließenden 
erſt der Eintritt dieſes Erfolges die Erfüllung bringt. Kieſow Jad 1933, 1143. Bis zum Eintritt 
der Bedingung, der dem Käufer erſt das Eigentum bringt, beſtehen daher auch noch Pflichten 
aus dem noch nicht erledigten Kaufvertrag, und der Verkäufer iſt noch nicht aller Pflichten los 
und ledig. So bleibt jedenfalls auch nach der Übergabe der Verkäufer verpflichtet, alles zu unter ⸗ 
laſſen, was das Anwartſchaftsrecht des Käufers verletzt, den Eintritt der Bedingung hindert. 
Das ift eine weitere Verpflichtung aus $ 433, die aus der Verpflichtung folgt, dem Käufer das 
Eigentum zu verſchaffen und keineswegs nur „eine ſekundäre Unterlaſſungspflicht“, wie Rühl 
aaO. S. 195 und mit ihm Jacuſiel aaO. S. 41 meinen. Ferner hat er bis zum Eintritt der 
Bedingung etwa beſtehende Rechte Dritter an der Sache, auch wenn ſie ſchon übergeben iſt, zu 
beſeitigen und fo die bisher unerfüllte Pflicht aus § 434 nachzuholen, RG 83, 214. Der Auf- 
faſſung des R ift alſo grundſätzlich beizutreten. Daraus folgt aber noch nicht, daß 
unter allen Umſtänden ſchlechthin für den Verkaufer die Rechte nach § 455 daraus herzuleiten 
find, daß der Le iſtungserfolg noch nicht eingetreten iſt. Zuweilen erfordert Treu und Glau⸗ 
ben im Verkehr, daß beide Parteien ſchon die Beendigung der Leiſtungstätig⸗ 
keit gelten laſſen müſſen. So zutreffend RG 64, 334; 140, 156 für die Frage, ob der KV 
nach KO 8 17 noch eine Erfüllung ablehnen und vom Vertrag zurücktreten darf, wenn die Lei ⸗ 
ſtungstätigkeit beendet iſt und weitere Verpflichtungen zur Verſchaffung des Eigentums gar 
nicht in Frage kommen. Dann iſt auch ein Zurückbehaltungsrecht nach § 273 oder 88 369, 370 
ausgeſchloſſen, KG in OLGRechtſpr. 26, 56. Solche kommen aber in Frage, wenn der Verkäufer 
die Sache zurückgenommen hat. Dann hat der Käufer den Anſpruch auf Rückgabe. Auch $ 321 
kommt noch in Betracht, ebenſo 88 323325. 

3. Der Vorbehalt iſt nur beim Verkauf körperlicher, beweglicher, beſtimmt zu bezeichnender 
Sachen zuläſſig. Der Vorbehalt kann auch erſt künftig hinzutretende Sachen ergreifen, 
NG Band. 2, 381, und dies kann im voraus vereinbart werden, RG 9. 7. 09 VII 478/08. 
Danach iſt unzuläſſig der Eigentumsvorbehalt bei Auflaſſung von Grundſtücken, § 158, 
$ 925 Abſ 2. Es kann nur ein perſönlicher bedingter Auſpruch auf Übereignung oder Rücküber⸗ 
eignung begründet werden, der allerdings durch eine Vormerkung dinglich geſichert werden 
kann. Ferner iſt unzuläſſig der Eigentumsvorbehalt von unkörperlichen Gütern, wie Forde⸗ 
rungsrechten, Patenten, Lizenzen, z. B. an Filmen uſw. RG 106, 363. Hierunter fällt auch 
ein Unternehmen, ein Geſchäft. Hier iſt aber der Vorbehalt im Zweifel auf die zum Ge⸗ 
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ſchaftsbetrieb gehörigen körperlichen Sachen als Betriebsmittel zu beziehen und für dieſe zuläſſig. 
benſo iſt der Eigentumsvorbehalt an einer Sachgeſamtheit, wie einem Warenlager, nicht 
möglich, da an ihr kein Eigentum beſtehen kann. Regelmäßig iſt aber der Vorbehalt auf die ein⸗ 
zelnen zur Geſamtheit gehörigen Sachen zu beziehen und inſoweit zuläſſig, RG 67, 383; 
Gruch 53, 954; Warn 1909 Nr 198. Damit wird der Vertrag noch nicht zu einem ſolchen von 
anderer Art, wie Aſch, IRdſch 1933, 225 meint. Im übrigen iſt die Zuläſſigkeit des 
Eigentumsvorbehaltes unbeſchränkt. Er erſtreckt ſich auf weſentliche und unweſentliche 
Beſtandteile, auch wenn ſie ſpäter neu eingebaut ſind (etwa bei Kraftfahrzeugen) RG 60, 422; 
62, 248; 67, 30; 69, 158. Ob auch das Zubehör (Maſchinen) ergriffen werden, iſt Auslegungs⸗ 
frage. Ebenſo auf Früchte. Beſtritten ift, ob das Vorbehaltsrecht ſich auf die Nachzucht (Tier⸗ 
junge) erſtreckt. Näheres Eigentumsvorbehalt beim Viehkauf von Ludwig Mayer (1932) und 
8 1933 Sp. 96, OSR 1931, 325 und Mayer bejahen es, Stölzle (6. Aufl.) S. 189, Jacuſiel 
S. 9 u. 15 verneinen es. Hartwig, 23 1933 Sp. 575 weit zutreffend darauf hin, daß $ 953 nach⸗ 
giebiges Recht enthalte und es auf den Parteiwillen ankomme. Es kann alſo dem Käufer das 
Fruchtziehungsrecht eingeräumt werden. Auch ohne dieſes iſt das Eigentumsrecht des Verkäufers 
durch das Anwartſchaftsrecht des Käufers beſchränkt. Möglich iſt ein Vorbehalt auch an künſtlichen 
Gliedern, Protheſen, Gebiſſen und dergl. Hat der Käufer die Kauſſache mit ſeinem eigenen 
untrennbar vermiſcht, jo erhält der Verkäufer an dem vermiſchten Beſtand Miteigentum nach 
80 947, 948, ebenſo entſteht Miteigentum bei einer Mehrzahl von Lieferanten, KG in JW 1930, 
2798, bei einer Verarbeitung der Sache durch den Käufer wird das vorbehaltene Eigentum 
des Verkäufers dann nicht vernichtet, wenn dieſe Verarbeitung für den Verkäufer und mit dem 
llen, ihm das Eigentum zu erhalten oder zu verſchafſen, vorgenommen wurde. OLG Dresden 
40 Reg 385/30 2. 10. 30, Otte, Der Eigentumsvorbehalt i. d. geſamten Bauwirtſchaft (2. Aufl.) 
S. 14. Auch an verbrauchbaren Sachen kann das Eigentumstecht vorbehalten werden. 
Erfolgt ein ſolcher Verbrauch üblicherweiſe und im Geſchaftsverkehr durch einen Verkauf regel ⸗ 
mäßig, ſo muß im Zweifel angenommen werden, daß dem Käufer dieſe Befugnis zum Ver⸗ 
brauche oder zur Veräußerung der ihm bedingungsweiſe übereigneten Sachen auch zuſtehen ſoll, 
LG Hamburg JW 1933, 11421. Dann beſchränkt ſich der Vorbehalt auf die nicht veräußerten 
Sachen, RG Warn 1909 Nr 198, für die veräußerten Sachen aber erliſcht der Eigentumsvor⸗ 
behalt des erſten Verkäufers, und zwar auch dann, wenn der Käufer bei dem Weiterverkauf 
fur ſich das Eigentumsrecht vorbehält, R Ham 1930 Nr 1916. Es kommt aber auch häufig 
vor, daß der Käufer bei dem Weiterverkauf das Eigentum des Erſtverkäufers ſeinem 
a \bnehmer gegenüber vorbehält. Benſinger, LZ 1933 Sp. 885 ſpricht hier von we itergeleitetem 
e Rühl aaO. S. 71 von Eigentumsvorenthalt. Schwierigkeiten 
zustehen, weil der Eigentumsvorbehalt des erſten Verkäufers dann von der Bezahlung des 
Kaufpreises an den Weiterverkäufer, nicht an den Erſtverkäufer abhängig gemacht iſt. Zuweilen 
wird damit die Abtretung der Forderung des Weiterverkäufers gegen den Abnehmer an 
den erſten Vorbehaltsverkäufer verbunden, RG 133, 42; L3 1918 Sp. 410; JW 1913, 1328; 
1928, 1650. Zu beachten iſt folgendes: Der erſte Käufer hat, wenn der Verkäufer fich fein Eigentum 
vorbehalten hat, nur ein Anwartſchaftsrecht erworben. Mehr als dieſes kann er daher auch bei 
einem Weiterverkauf ſeinem Abnehmer nicht vorbehalten, insbeſondere nicht das Eigentum 
des Erſtverkaufers. Vorbehalten kann man nur etwas, was man ſelbſt hat. Dieſes Anwartſchafts⸗ 
recht des Käufers kann dieſer bei einem Weiterverkauf an einen Dritten aber nun ſowohl un⸗ 
bedingt als wieder bedingt übertragen. Im letzteren Falle erhält der neue Abnehmer ein be⸗ 
dingtes Anwartſchaftsrecht an dem Anwartſchaftsrecht des erſten Käufers. Beide An⸗ 
wartſchaften ſind jedes für ſich zu betrachten und jede erwächſt zum Vollrecht bei Eintritt der für 
ſie beſtehenden beſonderen Bedingung. Das Anwartſchaftsrecht des Erſtkäufers wird zum vollen 
Eigentum, wenn die hierfür geordnete Bedingung, Bezahlung des Kaufpreiſes für die gekaufte 
Sache, an den Vorbehaltsverkäufer eintritt. Das Anwartſchaftsrecht des zweiten Abnehmers 
wird zum vollen Anwartſchaftsrecht an dem Anwartſchaftsrecht des erſten Käufers, wenn der 
zweite „Abnehmer dieſem den Kaufpreis hierfür bezahlt hat. Hat das Anwartſchaftsrecht des 
orſten Abnehmers ſich zu einem vollen Eigentum des erſten Käufers entwickelt, ſo ergreift das 
Anwartſchaftsrecht des zweiten Abnehmers nun auch dieſes Eigentum des erſten Käufers. Immer 
aber geht das Eigentum auf den zweiten Abkäufer als Eigentum des erſten Abkäufers über, nicht 
unmittelbar als Eigentum des erſten Verkäufers. 
ee Bone! wird der Eigentumsvorbehalt immer nur bei Vornahme des dinglichen 
gechtsgeſchäftes der Übergabe und Einigung über den bedingten Eigentumserwerb. Die 
Berpn Htung jedoch zur Vornahme eines ſolchen dinglichen Erfüllungsgeſchäftes wird begründet 
be Abſchluß des Grundgeſchäftes des Kaufvertrages. In dieſem Vertrag muß der Vor⸗ 
behalt des Eigentums als Inhalt ſeiner Erfüllung vereinbart worden ſein. Ob der Kaufvertrag 
dieſe Leiſtungsverpflichtung als Beſtandteil enthält, iſt Tatfrage. Sie kann ausdrücklich und ftill- 
ſchweigend vereinbart ſein, Vertragsinhalt durch Bezugnahme auf allgemeine Geſchäftsbedin⸗ 
de Handelsbrauch uſw. geworden fein, $ 133, Rh BankArch Jahrg. 28 S. 185. Der Vertrag 
ann formlos wie jeder andere Kaufvertrag abgeſchloſſen werden. Wird auf Grund eines Kauf⸗ 
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vertrages, bei dem der Verkäufer ſich das Eigentum vorbehalten hat, das dingliche Übereignungs⸗ 
geſchäft vorgenommen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß es als Erfüllungshandlung eben 
dieſes Kaufvertrages gelten ſoll, alſo unter Eigentumsvorbehalt erfolgt. Andernfalls muß der 
Verkäufer auf dieſen Vorbehalt ausdrücklich oder ſtillſchweigend verzichten. Hat der Verkäufer 
ſich im Kaufvertrag keinen Eigentumsvorbehalt gemacht, ſo wird ein ſolcher nur wirkſam, wenn 
er nun nachträglich beim Übereignungsakt erklärt wird und der Käufer mit der be⸗ 
dingten Übereignung einverſtanden iſt, alſo die erforderliche Einigung vorliegt. Darin liegt 
dann im Zweifel zugleich eine Abänderung des Kaufvertrages. Iſt der Käufer mit dieſer Ab⸗ 
änderung nicht einverſtanden, fo erfüllt der Verkäufer ſeine Verpflichtung aus $ 433 nicht, wenn 
er das Eigentum nur unter Vorbehalt übertragen will. Mangels Einigung kommt dann auch 
keine bedingte Eigentumsübertragung zuſtande, a. M. Jacuſiel aaO. S. 13. Dies wäre nur 
dann der Fall, wenn der Käufer auch mit der bedingten Eigentumsübertragung einverſtanden 
iſt, dieſe aber nicht als Erfüllung des abgeſchloſſenen Kaufvertrages gelten läßt. Die Nichter⸗ 
füllung des auf unbedingte Eigentumsübertragung gerichteten Kaufvertrags kann aber aus 
§ 321 gerechtfertigt ſein. Der nachträgliche Eigentumsvorbehalt muß in geſchäftsüblicher Weiſe 
erklärt worden ſein, ſo daß er dem Käufer bei dem Akt der Übereignung erkennbar iſt. 
Nur dann kann aus ſeiner ſtillſchweigenden Annahme der Sache eine Einigung über einen be⸗ 
dingten Eigentumserwerb geſchloſſen werden. Beſtritten iſt, ob ein Vorbehalt auf der Rechnung 
geſchäftsüblich iſt. Nicht geſchäftsüblich nach der überwiegenden Meinung im guten Sinne, 
ſondern als ein geſchäftlicher Mißbrauch iſt es anzuſehen, wenn der nachträgliche, nicht ſchon bei 
Abſchluß des Kaufvertrages vereinbarte Eigentumsvorbehalt lediglich auf der mit der Ware über⸗ 
ſendeten Rechnung erklärt wird. Denn zu ſolchen Erklärungen ſei die Rechnung nicht da, RG, 
JW ö 1929, 7164; Recht 1923, 367; 1924, 1322; OLG Stuttgart YW 1931, 5507; der Käufer braucht 
fie daher nicht daraufhin durchzuſehen; Jacuſiel aaO. S. 13; Bertram 23 1933 Sp. 101; 
Schroeder L8 1933 Sp. 827. Nach anderen iſt auch die Rechnung zur Aufnahme ſolcher Vor⸗ 
behalte geeignet, OLG München YW 1932, 1668. Dem kann nicht beigeſtimmt werden, zumal 
die Einſicht in die Rechnung nicht notwendig vor der Annahme der Ware geſchieht, eine nach 
dieſer Annahme im Sinne des abgeſchloſſenen vorbehaltloſen Kaufs erfolgte Annahme aber 
den Übergang des unbedingten Eigentums nicht mehr ändern kann, RG 54, 396; SeuffA 67 
Nr 108. Wird freilich trotzdem mißbräuchlich der Vorbehalt auf der Rechnung angegeben und 
geſchieht dies in derart auffälliger Weiſe, daß der Empfänger den Vorbehalt auch ohne beſondere 
Aufmerkſamkeit tatſächlich erkennt — nicht erkennen muß — was Tatfrage iſt, und erfolgt 
dieſe Kenntnisnahme noch vor oder bei der Annahme der Ware, ſo iſt er nach Treu und Glauben 
verpflichtet, ſich dem Verkäufer gegenüber auf dieſen Vorbehalt zu äußern, wenn nicht in der 
hierauf erfolgten Annahme der Ware ein Einverſtändnis mit der nur bedingten Eigentums⸗ 
übertragung erblickt werden ſoll, R JW 1929, 2164; 1930, 1421, 2230, 3493, OLG München 
JW 1932, 16688; Oertmann JW 1930, 1421; Rühl JW 1930, 3493 und 1932, 1668. 

5. Wie unter 1 ausgeführt iſt, iſt ein Eigentumsvorbehalt in eigentlichem Sinne nur bei 
einer aufſchiebenden Bedingung denkbar. Bei einer auflöſenden Bedingung handelt 
es ſich nur um einen bedingten Rückfall des Eigentums. Wenn in $ 455 daher gejagt wird, 
„im Zweifel“ ſei eine aufſchiebende Bedingung anzunehmen, ſo iſt dies nicht genau, läßt aber 
erkennen, daß auch eine auflöſende Bedingung an ſich für zuläſſig angeſehen wird, nur daß 
dann der Vorbehalt nicht den Eigentumserwerb hinausſchiebt, ſondern deſſen Rückfall herbei⸗ 
führen will. Nach der Vorſchrift wird als Bedingung für den Eigentumsübergang die Zahlung 
des Kaufpreiſes genannt. Daraus erhellt, daß der Zweck des Eigentumsbvorbehaltes die 
Sicherung der Forderung auf den Kaufpreis iſt. Der Käufer ſoll zwar wirtſchaftlich 
eine ähnliche Stellung erhalten, wie der Eigentümer, rechtlich aber bleibt der Verkäufer Eigen⸗ 
tümer. Wenn ein Vorbehalt bei einem anderen Veräußerungsvertrag als Kauf gemacht worden 
iſt, ſo dient er der Sicherung der aus dieſem Vertrag zu gewährenden Gegenleiſtung. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 455 iſt entſprechend anzuwenden. Die Bedingung tritt erſt mit vollſtändiger 
Zahlung des Kaufpreiſes ein; Teilzahlungen bewirken keinen entſprechenden Teilübergang 
des Eigentums, auch nicht, wenn eine Mehrheit von Sachen verkauft iſt, ſofern dies unter einheit⸗ 
lichem Eigentumsvorbehalt für alle geſchah. Unter Zahlung des Kaufpreiſes iſt im Sinne dieſer 
Vorſchrift die Begleichung aller Gegenleiſtungen aus dem Kaufvertrag zu verſtehen, alſo auch die 
Nebenleiſtungen wegen Verpackung, Verſendung, Diskontſpeſen, Verzugszinſen, auch wenn 
dies nicht beſonders vereinbart iſt. Für die Zahlung gilt $ 270. it eine beſondere Zahlſtelle 
(Bank, Poſtſcheckkonto) vereinbart oder geſchäftsüblich zuläſſig, ſo iſt die Zahlung auch hier mit 
Eingang an dieſer Stelle erfolgt. Der Käufer hat zu beſtimmen, für welche Kaufpreisſchuld die 
Zahlung erfolgt, insbeſondere bei Geſchäftsverbindungen, aus denen mehrere Kaufpreisſchulden 
beſtehen, § 366. Abweichende Beſtimmungen über die Verrechnung der Zahlung auf Forderungen 
bei Abſchluß eines Vorbehaltskaufes find zuläſſig; eine dieſen Vereinbarungen entgegenſtehende 
Beſtimmung bei der Zahlung iſt als vertragswidrig unwirkſam und verhindert eine Einigung 
der Parteien, RG 66, 54; Jacuſiel aaO. S. 16. § 455 denkt zunächſt nur an den Fall, daß 
diejenige Kaufpreisforderung geſichert werden ſoll, die durch den Verkauf der 
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Sache erwachſen ift, an der ein Eigentumsvorbehalt vereinbart iſt. Es ift aber 
nicht unzuläſſig, auch noch andere Kaufpreisforderungen zu ſichern, die bereits durch Verkäufe 
anderer Sachen entſtanden find, auch wenn für fie kein Eigentum dabei vorbehalten wurde. 
Dann dient das jetzt vorbehaltene Eigentum an der verkauften Sache noch der Sicherung für 
andere Kaufpreisforderungen aus den Verkäufen anderer Sachen. Das verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten. Es wird bedeutſam namentlich für den Kontokorrentverkehr. Iſt eine durch 
Eigentumsvorbehalt geſicherte Kaufpreisforderung in ein echtes Kontokorrent nach HGB 8 355 
aufgenommen, ſo tritt zwar mit der Saldoziehung eine neue Forderung an ihre Stelle. Iſt der 
Saldo zugunſten des Verkäufers, ſo entſpricht es dem Willen der Parteien, daß ſich auch auf 
dieſen die Sicherung des Eigentumsvorbehaltes beziehen ſoll. Dem Verkäufer unter Eigentums⸗ 
vorbehalt ſollte nicht durch die bloße Saldoziehung ſein dingliches Recht entzogen werden, Geiler 
JW 1930, 2901; Düringer⸗Hachenburg⸗Hoeniger A 152 zu HGB 8 368; Jacuſiel aaO. S. 17. 
Nach NG 76, 330 freilich ſoll eine in das Kontokorrent eingeſtellte Forderung nicht allein mehr 
durch Zahlung getilgt und damit der unbedingte Eigentumsübergang an der Sache herbeigeführt 
werden können. Dagegen mit Recht Staub⸗Koenige A6 zu HGB § 356; Düringer⸗Hachenburg⸗ 
Hoe niger A 152 zu 9 368; unter Unterſcheidung verſchiedener Fälle Geiler JW 1930, 2901; Jacuſiel 
aaO. S. 18. Gibt der Käufer zur Bezahlung des Kaufpreiſes Wechſelakzepte, fo iſt dadurch 
im Zweifel der Kaufpreis noch nicht voll bezahlt. Auch die Diskontierung gibt nur eine vor⸗ 
läufige Befriedigung. Ausgeſchloſſen iſt aber nicht, daß nach Vereinbarung und Abſicht der Par- 
teien ſchon die Wechſelbegebung als Zahlung des Kaufpreiſes gelten ſoll. Wenn der Verkäufer 
die Wechſelakzepte an Dritte weiterindoſſiert, ſo hemmt der Lauf dieſer Wechſel die Geltend⸗ 
machung des Eigentumsvorbehaltes durch den Verkäufer. Auch der Konkursverwalter kann die 
Ablehnung der Erfüllung nach KO 8 17 nur bedingt, d. h. für den Fall der Nichteinlöſung, er⸗ 
klären, RG JW 1933, 22135. Der Zahlung des Kaufpreiſes als Herbeiführung der Bedingung 
nach $ 455 fleht jede andere Art der Schuldtilgung gleich, fo Leiſtung an Erfüllungs Statt, 
Aufrechnung, Hinterlegung unter Verzicht der Rücknahme, $$ 372, 378. 

6. Durch den Vorbehalt behält zwar der Verkäufer ſein Eigentumsrecht an der be- 
dingt übereigneten Sache; daher hat er auch das Ausſonderungsrecht im Konkurſe des 
Käufers, bez. KO 8 17 NG 64, 204; 66, 80; 85, 402; 95, 405; 118, 100; 133, 40; bez. KO 8 193 
R 7. 12. 12 V 302/12. Er muß das Eigentum bei Leiſtung des Offenbarungseides im In⸗ 
ventarverzeichnis aufnehmen. Ferner wird er mittelbarer Beſizer nach $ 868, NG 54, 397; 
60, 197. Der Käufer aber erhält außer dem Beſitz ein Anwartſchaftsrecht auf das volle ihm 
ert bedingt übertragene Eigentum, zu dem es in der Entwicklung begriffen iſt. Dieſes ift ein 
ſelbſtändiges ſublektives dingliches Recht, Holtz aaO. S. 28, und als ſolches Beſtandteil auch 
bes Vermögens des Käufers, deshalb bei Leiſtung des Offenbarungseides von ihm in dem In⸗ 
ventarverzeichnis anzugeben. Dieſes Anwartſchaftsrecht kann der Käufer ſelbſtändig weiter 
übertrage n, und zwar nach Meinung des Reichsgerichtes Reh 95, 106 durch Abtretung des 
Anſpruches auf Eigentumsübertragung. Aber ein ſolcher Anſpruch auf Verſchaffung des Eigen⸗ 
tums beſteht nicht mehr, wenn der Verkäufer alles hierzu Erforderliche getan hat, obgleich der 
ztaufvertrag noch nicht vollſtändig erfüllt ift. Daher kann auch kein folder Anſpruch abgetreten 
werden. Die Übertragung der Rechtslage des Käufers, die er durch das bedingte Eigentum 
erlangt hat, kann lediglich durch Verfügung über das dingliche Recht der Anwartſchaft 
erfolgen, Holtz aaO. S. 41. Wie alle Rechte, fo ift auch dieſes übertragbar, A 1 zu $ 137. 
Uber die Form, in der es geſchehen muß, Kuhnt, Die Vollſtreckung in die Rechte des Abzahlungs⸗ 
käufers und des Möbelverleihers (1913) S. 11. Er verlangt die Form der Eigentumsübertragung 
durch Übergabe der Sache und Einigung wie bei einem Vollrecht. Ebenſo RG HRR 1930 Nr 1209; 
Holz aaO. S. 43. A. M. Brandes, JW 1931, 505. Die Anwartſchaft iſt auch vererblich, 
3 2813. Ferner kann das Anwartſchaftsrecht verpfändet werden, $$ 1273ff., es kann endlich 
auch ein Nießbrauch an ihm beſtellt werden. Entwickelt ſich das Anwartſchaftsrecht nach der 
Veräußerung oder Verpfändung oder Beſtellung eines Nießbrauches durch Eintritt der Be⸗ 
dingung zu einem Vollrecht, fo ergreifen nun dieſe Rechte das unbedingt gewordene Eigentum. 
denn die Anwartſchaft iſt nicht ſchlechthin untergegangen, ſondern in das ſtärkere Recht des vollen 
Eigentums übergegangen, Holtz aaO. S. 52, 53; Jacuſiel aaO. S. 61. 8 
7. Nicht zu verwechſeln mit der Verfügung über das Anwartſchaftsrecht iſt die Verfügung 
des Käufers über die Sache ohne Berückſichtigung des Umſtandes, daß er an ihr nur 
bedingtes Eigentum hat. Zu einer ſolchen wirkſamen Verfügung während der Anwart⸗ 
ſchaft ift der Käufer in der Regel nicht berechtigt. Der Rechtserwerb durch Dritte iſt aller⸗ 
dings trotzdem möglich nach den Grundſätzen vom gutgläubigen Erwerb, 99 161, 932, RG 113, 61 
oder von der Heilung unwirkſamer Verfügungen eines Nichtberechtigten, $ 185, RG Warn 1909 
Nr 198, fo namentlich mit Eintritt der Bedingung. Iſt die Übergabe einer Sache nach $ 930 
erfolgt, ſo umfaßt die Einigung und die die Übergabe erſetzende Vereinbarung nicht ſolche Sachen, 
an denen ein Eigentumsvorbehalt beſteht, es wird auch kein mittelbarer Beſitz an ihnen erworben, 
RG 81,141. Der Eigentumsvorbehalt hindert auch den Erwerb eines Siche rungseigentums 
bei demjenigen, dem gegenüber das Eigentum vorbehalten wurde, Hoeniger, JW 1927, 627; 
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einſchränkend RG 132, 183. An dem Beſtand des Anwartſchaftsrechtes und ſeiner Entwicklung 
zu einem vollen Eigentum hat auch der Verkäufer ein Intereſſe. Daher darf der Käufer dieſe 
Entwicklung in vertretbarer Weiſe nicht unmöglich machen bei Haftung nach $ 324. So tritt die 
Haftung des Käufers z. B. ein, wenn er ſich verpflichtet hatte, eine Schuld des Verkäufers zu 
bezahlen, dies aber unterläßt und deshalb der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in die dem Ver⸗ 
käufer gehörige Sache betreibt. Auch der Verkäufer darf während des Schwebezuſtandes, der 
durch die Bedingung entſtanden iſt, das Anwartſchaftsrecht des Käufers nicht verletzen. Die 
Wegnahme der bedingt übereigneten Sache iſt daher verbotene Eigenmacht, § 858, wenn nicht 
der Käufer fie geftattet hat, RH Seuffü 66, 16. Die Einräumung eines ſolchen Wegnahme⸗ 
rechtes von vornherein kann nicht als ſittenwidrig bewertet werden, wie RG JW 1929, 1380 will. 

Auch der Verkäufer darf die Entwicklung des Anwartſchaftsrechtes des Käufers zum Vollrecht 
nicht hindern. Macht er dies unmöglich, ſtehen dem Käufer die Rechtsbehelfe des § 325 zu, RG 
66,347. Die Pfändung und Verſteigerung der Sache gegen den Käufer iſt möglich, Z PO 88 808ff. 
Hierüber Holtz aaO. S. 62. : i 

Aus Verletzungen der Sache oder aus ihrer Enteignung entſtehen ſowohl dem Vorbehalts⸗ 
eigentümer als dem Anwartſchaftsberechtigten Schadenserſatzanſprüche aus $$ 823, 989, 
auch nach § 249. . 

8. Das Anwartſchaftsrecht des Käufers erliſcht 

A. mit der Wirkung, daß der Käufer volles Eigentum erlangt. Dieſer Übergang zum 
unbedingten Eigentum findet ſtatt zunächſt 

a) mit Eintritt der Bedingung, die in 9 455 allein vorgeſehen iſt, mit der Zahlung des 
Kaufpreiſes oder mit ihm gleichkommenden Tilgungen der Kaufpreisforderung. Aber auch 
wenn aus anderen Gründen der Käufer volles Eigentum erlangt, erliſcht das An⸗ 
wartſchaftsrecht, ſo bei Vermiſchung, Verarbeitung, Verbindung. Ebenſo wenn ein Dritter, 
etwa der gutgläubige Erwerber, $ 932, Eigentum erlangt, RG 113, 61. Zweckmäßig iſt es deshalb 
zu vereinbaren, daß an Stelle der Ware bei deren Verkauf der Erlös tritt und dieſer ſofort in das 
Eigentum des erſten Vorbehaltsverkäufers fallen ſoll. Über „weitergeleitetes“ Eigentum |. 
unter 3. 

b) wenn der Verkäufer auf den Vorbehalt verzichtet. Es bedarf keiner Annahme 
dieſes dinglich wirkenden Verzichtes durch den Käufer, RG 66, 344. Das zugrunde liegende 
Schuldverhältnis ſelbſt wird durch dieſen Verzicht nicht beeinflußt. Um den Verkäufer auch des 
Rücktrittsrechtes aus § 455 verluſtig zu machen, bedarf es eines Verzichtvertrages. Ob ein Verzicht 
anzunehmen ift, wenn der Verkäufer während der Anwartſchaft die Kaufſache beim Käufer gegen 
dieſen pfänden läßt, ift Frage des einzelnen Falles, RG 66, 348; 79, 241; Warn 1911 Nr 71. 

c) mit Wegfall des Sicherungszweckes. So wenn die zu ſichernde Forderung wegfällt, 
ſei es durch Verzicht auf fie, ſei es durch Verjährung (beſtritten). 

B. mit der Wirkung, daß der Verkäufer fein volles Eigentum zurückerhält. Mit 
Nichteintritt der Bedingung, unter der das Vorbehaltsrecht ſteht, alſo bei Nichtzahlung 
des Kaufpreiſes zu der bedungenen Zeit. Dieſe dingliche Wirkung des Wegfalles der An⸗ 
wartſchaft als Belaſtung des Eigentums des Verkäufers tritt ein, gleichviel aus welchem Grunde 
die Nichtzahlung erfolgt, ob Verzug vorliegt oder nicht, der Verkäufer kann daher die Sache als 
ſein Eigentum zurückfordern. Der obligatoriſche Kaufvertrag dagegen wird in ſeinem 
Beſtand durch den Wegfall der Anwartſchaft nicht berührt, und die Geltendmachung des Eigen ⸗ 
tumsrechtes wegen des Wegfalles des Vorbehaltes braucht noch nicht zugleich die Geltendmachung 
des Rlicktrittsrechtes vom Vertrag zu bedeuten. Eingehend hierüber Stutz, Der Eigentumsvor⸗ 
behalt im in- und ausl. Recht (3. Aufl.). A. M.R6 119, 68. Das Rücktrittsrecht vom Vertrag muß 
beſonders geltend gemacht werden. Beruht die Nichtzahlung auf Verzug, ſo ſteht es dem Ver⸗ 
käufer nach 8 326 zu, RG JW 1927, 1037. Aber auch ohne Verzug und ohne eine Nachfriſt 
zu ſetzen, gewährt außerdem $ 455 dem Verkäufer bei Nichtzahlung des Kaufpreiſes ein Rück⸗ 
trittsrecht vom Vertrag. 

a den Übergang der Gefahr bei einem Verkauf mit Vorbehalt des Eigentums vol. 
zu § 446. 

10. Ein Verkauf mit Vorbehalt des Eigentums gilt nicht als eine Veräußerung im Sinne 
der 88 69ff. des RGeſ. über den Verſicherungsvertrag vom 30. 5. 1908, RG 114, 316. — 
Nicht jeder Vorbehaltskauf iſt ohne weiteres ein Abzahlungsgeſchäft nach RGeſ. vom 16. 5. 1894. 
Denn beim Vorbehaltskauf brauchen nicht notwendig Teilzahlungen vereinbart zu werden. Ferner 
findet $ 8 des AbzG&ef. keine Anwendung, wenn der Käufer ins Handelsregiſter eingetragen iſt. 
Der Umfang des § 455 iſt alſo weiter, als der des AbzGeſ. Das AbzGeſ. behandelt den Eigentums- 
vorbehalt nur in F 5; die übrigen Vorſchriften gelten ohne Rückſicht, ob ein Eigentumsvorbehalt 
vereinbart iſt oder nicht. Auf ſogen. „Möbelleihverträge“ findet nach $ 6 AbzGeſ. dieſes Geſetz 
Anwendung. Aber auch nach $ 5 ift ein Eigentumsvorbehalt nur bei körperlichen beweglichen 
Sachen zuläſſig, RG 67, 386. e 

Abzahlungsgeſchäfte in Lotterieloſen und Inhaberpapieren mit Prämien find nach $ 7 des 
Geſetzes strafbar. Beſonders bei Abzahlungsgeſchäften wird vereinbart, daß ein Eigentums⸗ 
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übergang erſt ſtattfinden ſoll, wenn auch andere Forderungen als aus dem vorliegenden Kauf⸗ 
vertrag getilgt find. Auch dies iſt zuläſſig, RG Gruch 53, 954; Recht 1909 Nr. 237. Jedoch kommt 
$ 320 Abſ 2 zur Anwendung. 


8 456 


Bei einem Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung !) dürfen der mit der 
Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm zuge- 
zogenen Gehilfen, mit Einſchluß des Protokollführers, den zum Verkaufe ge- 
ſtellten Gegenſtand weder für ſich perſönlich oder durch einen anderen noch als 
Vertreter eines anderen kaufen ?). 

E 1 468 II 305; M 2 330; P 2 72. 


1. Die Vorſchrift will die Unparteilichkeit des Verfahrens ſchützen. In Betracht kommen 
Verkäufe im Wege der Zwangsvollſtreckung nach ZPO 88 814-817, 821, 857, alſo ſowohl bei 
öffentlicher Verſteigerung als bei Verkäufen aus freier Hand. Die Vorſchrift bezieht ſich auch auf 
Zwangsvollſtreckung in Forderungen. Ob hierzu auch die zwangsweiſe Verſteigerung von 
Grundſtücken gehört und mithin der § 456 auch hier unmittelbar Anwendung finden kann, 
hängt davon ab, ob man dieſe Verſteigerungen überhaupt unter den Begriff Kauf bringen kann 
(8156 A u. 3, wo die Frage verneint wird). Auch ſind ſolche Beamte ſchon nach § 41 Nr 1 u. 4 
3 von der Leitung ausgeſchloſſen, die Gegenſtände in der Zwangsverſteigerung kaufen wollen. 
Es bedarf hier alſo gar nicht erſt der Vorſchrift des 9 456. Jedenfalls wäre aber eine entſprechende 
Anwendung ſtatthaft, wie fie nach den M 2, 332 überall da zuläſſig iſt, wo ohne die Vorausſetzung 
der Zwangsvollſtreckung der Auftrag zum Verkaufe auf Grund einer geſetzlichen Beſtimmung 
erteilt wird (8 457). 

2. Wird dem Verkaufsverbot zuwidergehandelt, ſo iſt der Kauf nicht nichtig, vielmehr 
genehmigungsfähig ($ 458). Denn es ſoll die Vorſchrift nur zum Schutze der beim Kaufe Be⸗ 
teiligten dienen (M 2, 331), und es liegt die Sache hier ſonach ähnlich wie beim § 135. — Das 
Verbot des Verhandelns mit ſich ſelbſt nach $ 181 greift neben § 456 Platz; beide Verbote find 
miteinander verwandt (RG 56, 108). — Das Kaufen „durch einen andern“ umfaßt auch den 

all des Erwerbs durch einen mittelbaren lindirekten) Stellvertreter (Vorbem 1 vor $ 164). — 

ber die Verpflichtung des Käufers zum Schadenserſatze vgl. $ 458. Als Hilfsperſonen kommen 
namentlich die nach $ 825 ZPO Beauftragten in Betracht. Offentlichrechtliche Verbots, 
beſtimmungen, namentlich die landesrechtlichen Disziplinarbeſtimmungen, bleiben daneben in 
Kraft (vgl. preuß. Geſchäftsordnung für Gerichtsvollzieher v. 24. 7. 79 8 75). 


8 457 


Die Vorſchrift des § 456 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb der Zwangs- 
vollſtreckung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer geſetzlichen 
Vorſchrift erteilt worden iſt, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenſtand 
für Nechnung eines anderen verkaufen zu laſſen, insbeſondere in den Fällen 
des Pfandverkaufs und des in den 88 383, 385 zugelaſſenen Verkaufs, ſowie 
bei einem Verkaufe durch den Konkursverwalter. 

E 1 469 II 305; M 2 332; P 2 72. 

Das Verbot des § 456 wird auf rechtsähnliche Fälle ausgedehnt, aber abſchließend 
nur auf die beſtimmten aufgezählten $8 753 (Gemeinſchaft), 966, 979, 983 (Verſteigerung von 
Fundſachen), 1003 (Befriedigung des Beſitzers wegen Verwendungen aus dem Erloſe für die 
Sache), 2042 (Auseinanderſetzung der Miterben); ferner HGB 89 290, 371, 373, 376, 379, 388, 
391, 437, 440; 88 1233 ff. (Verkaufsrecht des Schuldners im Falle des Gläubigerverzugs); KO 


$$ 117, 127 (Recht des Konkursverwalters zur Verwertung von Beſtandteilen der Maſſe durch 
Veräußerung). 


8 458 


Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der 88 456, 457 zuwider erfolgten 
Kaufes und der Übertragung des gekauften Gegenftandes hängt von der Zu- 
ſtimmung der bei dem Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger 
Beteiligten ab ). Fordert der Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über 


die Genehmigung auf, ſo finden die Vorſchriften des § 177 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung ). 
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Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf vor- 
genommen, ſo hat der frühere Käufer für die Koſten des neuen Verkaufs ſowie 
für einen Mindererlös aufzukommen ?). 

EI 468 II 396; M 2 332; P 2 72. 

1. An ſich iſt ein verbotswidrig erfolgter Kauf nach $ 134 nichtig. $ 458 macht aber hiervon 
eine Ausnahme. Von der Zuſtimmung der Beteiligten hängt ſowohl die Wirkſamkeit des 
Schuldverhältniſſes als auch die des dinglichen Vollzugsgeſchäfts ab. Iſt die Zuſtimmung im 
voraus erteilt (Einwilligung, 9 182, 183, 185 Abſ 1), dann find das Schuldverhältnis ſowie 
das dingliche Rechtsgeſchäft von Anfang an wirkſam; fehlte es bei ihrer Vornahme an der Ein⸗ 
willigung, dann ſind beide Geſchäfte bedingt wirkſam, und bis zur Entſcheidung, d. h. bis zur 
Erteilung oder Verſagung der Genehmigung, beſteht der Schwebezuſtand. Der Kaufer iſt jedoch 
(anders als in den Fällen der $$ 108, 109 u. 177, 178) bis zur Entſcheidung unbedingt gebunden, 
und es liegt hier daher ein hinkendes Geſchäft vor ($ 108 A 1). Da die Zuſtimmung der „Be⸗ 
teiligten“ gefordert wird, ſo iſt die Einwilligung oder Genehmigung aller Beteiligten erforder⸗ 
lich, und beim Widerſpruche auch nur eines von ihnen fällt die Bedingung aus. 

2. Eine erſchöpfende Regel über die Beendigung des Schwebezuſtandes gibt das Geſetz nicht. 
Insbeſondere gibt es dem einzelnen Beteiligten kein Mittel, die übrigen Beteiligten zur Erklärung 
zu nötigen. Nur den Käufer befähigt es, den endgültigen Zuſtand dadurch herbeizuführen, daß 
er denjenigen Beteiligten, um deſſen Genehmigung es ſich handelt, zur Erklärung mit den Folgen 
des § 177 Abſ 2 auffordert. Ein Widerruf der Genehmigung, § 178, iſt nicht zuläſſig. 

3. Dieſe Haftung des Käufers beſteht zunächſt nach Maßgabe des Abſſ2 kraft Geſetzes. 
Vgl. § 817 Abſ 3 ZPO. Die Frage nach der Geſchäftsfähigkeit des Käufers (Dertmann A5) 
kann in Anſehung ſeiner Haftung nach Abſ 2 überhaupt keine weſentliche Rolle ſpielen. Der 
Kauf eines Geſchäftsunfähigen iſt an ſich nichtig (8 105), und der Kauf eines beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähigen bleibt unwirkſam, wenn ihn der geſetzliche Vertreter nicht genehmigt (59 107, 108). 
Gegebenenfalls würde mithin ein wiederholter Verkauf lediglich infolge der Nichtigkeit oder 
Unwirkſamkeit des erſten Verkaufs vorgenommen werden müſſen, während die Zuſtimmung der 
Beteiligten gar nicht in Frage kommen könnte. Demnach fehlte es aber im vorausgeſetzten Falle 
überhaupt an der entſprechenden Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Abſ 2 8 458. Hat 
anderſeits der geſetzliche Vertreter den Kauf des beſchränkt Geſchäftsfähigen genehmigt, ſo muß 
dieſer auch aus $ 458 haften. — Eine weitere Haftung des verbotswidrig handelnden Käufers 
über die vorliegend vorgeſehene hinaus würde ſich im allgemeinen nach § 823 Abſ 2 regeln, da 
dem in $ 457 enthaltenen Verbote die Bedeutung eines Schutzgeſetzes zukommt. 


II. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 


8 459 

1) Der Verkäufer einer Sache haftet ?) 3) 6) dem Käufer dafür, daß fie zu der 
Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht“), nicht mit Fehlern 
behaftet!) ift, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern. 
Eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht in 
Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Überganges 
der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften hat!). 

E 1 483 II 397; M 2 224227; P 1 070 ff. 

1. Allgemeines. Die Gewährleiſtungspflicht iſt nichts dem Kaufvertrag Eigentümliches, wie 
denn auch BGB in $ 493 ſelbſt die entſprechende Anwendung auf andere Veräußerungsverträge 
beſtimmt, z. B. § 515, 365, 757. Dagegen nicht bei Schenkung, Ausſtattung, Miete, Pacht, 
Leihe. Sie hat ſich aber hiſtoriſch beim Kauf herausgebildet und wird auch vom BGB bei dieſem 
behandelt. Die kuruliſchen Adilen gingen von dem Erfahrungsſatz aus, daß der Käufer einer 
Sache, die ihm gegen Geld hingegeben wurde, die Erwartung hegte, dieſe werde die regelmäßigen 
Eigenſchaften haben, die für den gewöhnlichen Gebrauch wichtig ſind, und ſie hielten dieſe Er⸗ 
wartung für berechtigt. BGB unterſcheidet ſtreng, im Gegenſatz zum preußiſchen Recht, zwiſchen 
Rechtsge währleiſtung und Sachge währleiſtung (Gewährleiſtung wegen Mängel der ver⸗ 
kauften Sache). Erſtere behandeln 99 434ff., letztere 98 459ff. Die beſondere Regelung der Sach⸗ 
ge währung in $$ 459ff. bezieht ſich grundsätzlich nur auf pyyſiſche Mängel einer Sache (JW 04, 
403; unbeweglicher: JW 1912 S. 4617, 74710) oder beweglicher körperlicher, auch Wert⸗ 
papiere (RG 59, 240), insbeſondere beim Verkauf beſtimmter ausländiſcher Noten (RG 108, 


Kauf Tauſch 88 458, 459 61 


280); nicht auf Mängel von Rechten (RG 16. 5. 17 V 30/17), z. B. Verlagsrechte an Schrift⸗ 
werken, R HRN 1933 Nr 912, Forderungen (JW 09, 655%), Hypotheken (JW 09, 6844; 1912 
13710), Grundſchulden (KW 04, 4032). Wenn ein Recht an einer Sache verkauft iſt, das zum 
Beſitz und Genuß der Sache berechtigt (§ 451), jo wird, falls die Sache Mängel zeigt, auch hier 
die Sachgewährleiſtungspflicht nach § 459 anerkannt. Hierher gehört jedoch nicht die Abtretung 
des Rechtes aus dem Meiſtgebot (Warn 08 Nr 455). Auch auf den Verkauf anderer Rechte iſt 
$ 459 nicht anzuwenden. Ferner werden in der Rechtſprechung unkörperliche (immaterielle) 
Güter, wenn ſie im Verkehr wie Sachen behandelt werden, auch in Hinblick auf die Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht dieſen gleichgeſtellt, jo namentlich auch ein ganzes Handelsgeſchäft und ähn⸗ 
liche Geſchäftsbetriebe (MG 63, 57; 67, 86; 69, 429; 98, 289; JW 08, 8%; 09 S. 15°, 684°; 
1912, 2888), Patente und Lizenzen (Warn 1911 Nr 396). Auf Fabrikationsgeheimniſſe 
und Geſchäftsgeheimniſſe läßt ſich jedoch $ 459 nicht anwenden (Warn 1914 Nr 214). Wenn in 
einem Grundſtück ein Handelsgeſchäft betrieben und beide zuſammen verkauft werden, bilden nach 
der Verkehrsauffaſſung beide zuſammen den untrennbaren Kaufgegenſtand. Der Wandlungs⸗ 
anſpruch wegen der Grundſtücksmängel trifft daher auch das Geſchäft mit (RG 16. 10. 14 V 179/14). 
Die Ge währleiſtungsgrundſätze wegen Sachmängel des Geſchäftsunternehmens find auch dann 
anzuwenden, wenn mit dem Verkauf der Anteilrechte einer mit ſelbſtändiger Rechtsperſönlich⸗ 
keit ausgeſtatteten Geſellſchaft ein Verkauf des von ihr betriebenen Geſchäftsunternehmens ver⸗ 
bunden iſt, RG 122, 381. Wegen der Gewährleiſtung beim Erbſchaftskauf: § 2376. 

2. Über das Weſen der Gewährleiſtungspflicht iſt Streit. Die Regelung will den wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen des Käufers und Verkäufers einen billigen, dem treugläubigen Verkehr 
entſprechenden Ausgleich ſchaffen, NG 67, 89. Namentlich ſoll über den Rahmen der exceptio doli 
hinaus bei verborgenen Mängeln dem Käufer Schutz gewährt werden. An ſich find Leiſtungs⸗ 
pflicht und Ge währleiſtungspflicht voneinander zu unterſcheiden. Aber die Leiftungs- 
pflicht iſt die Vorausſetzung für die Gewährleiſtungspflicht. Wofür der Verkäufer nach $ 459 
haftet, das iſt der Inhalt feiner Leiſtungspflicht. Aus $ 433 iſt Gegenteiliges auch 
für den Spezieskauf nicht zu entnehmen. Wenn dort beſonders die Verpflichtung zur Übergabe 
der gekauften Sache, zur Beſitzverſchaffung als Leiſtungsinhalt neben dem der Rechtsverſchaffung 
hervorgehoben worden iſt, ſo folgt daraus noch nicht, daß hinſichtlich der Beſchaffenheit der zu 
übergebenden Sache Leiſtungspflichten aus dem Kaufvertrag nicht vorhanden ſeien. Vielmehr 
geht die Verpflichtung des Verkäufers nicht bloß auf die körperliche Übergabe der beſtimmten 
Sache, ſondern auf Lieferung dieſer Sache als einer mangelfreien oder ſolchen Sache, die 
die zugeſicherten Eigenſchaften hat (RG 53, 70). Deshalb wird auch in § 463 ganz zu⸗ 
treffend der Schadenserſatz „wegen Nichterfüllung” zugeſprochen. Der Verkäufer hat auch beim 
Spezieskauf die Sache dem Käufer in derjenigen Beſchaffenheit zu übergeben, wie dieſer 
ſie nach dem Kaufvertrag und der damit nach dem Verkehr begründeten Pflicht zu beanſpruchen 
hat. Sofern es fi) um einen Gattungskauf handelt, alſo die Lieferungs⸗ und Erfüllungspflicht 
nicht von vornherein auf eine beſtimmte Spezies konzenttiert ift, folgt daraus, daß eine mangel« 
hafte Sache vom Käufer überhaupt zu keinem Teil als Erfüllung angeſehen zu werden braucht 
und er deshalb eine andere, der Leiſtungspflicht entſprechende Sache verlangen kann ($ 480). 
Soweit es ſich jedoch um einen Spezieskauf handelt, konzentriert von vornherein ſich die Leiſtungs⸗ 
pflicht zwar auf dieſe eine beſtimmte Sache, und die Lieferung einer andern Sache wäre nicht 
mehr Erfüllung des Kaufvertrags. Eine andere Sache kann daher der Käufer naturgemäß nicht 
verlangen. Daraus folgt aber noch nicht, daß auch mit der Lieferung der mangelhaften Sache 
die Leiſtungspflicht des Verkäufers ſchon erſchöpft iſt. Vielmehr hat er feiner Verpflichtung aus 
dem Kaufvertrage nur dann voll Genüge getan, wenn er die Sache eben in dem Zuſtand über⸗ 
gibt, wie er nach dem Vertrage gewollt und vom Verkäufer zugeſagt, alſo Inhalt ſeiner Leiſtungs⸗ 
pflicht geworden iſt. Sie muß demnach nicht nur die konktete gekaufte Spezies überhaupt fein, 
ſondern auch die zugeſicherten Eigenſchaften haben oder falls ſolche nicht beſonders zugeſichert 
diejenigen Eigenſchaften, die im Verkehr als gewöhnlich vorhanden vorausgeſetzt werden und die 
deshalb vom Geſetz ohne weiteres gleichſalls als Inhalt der Lieferungspflicht, als geſetzlich prä⸗ 
ſumierter Vertragsinhalt angeſehen werden. Daß die Verpflichtung zur Leiſtung die 
zugeſicherten Eigenſchaften ergreift, iſt ohne weiteres klar. Die zugeſicherten Eigenſchaften 
werden aber mit den gewöhnlich vorausgeſetzten, verkehrsüblich erwarteten in $ 459 
durchaus gleich behandelt. Auch dieſe ſind zum Leiſtungsinhalt geworden. Verfehlt iſt gegen 
die Annahme, daß auch die in $ 459 hervorgehobenen Eigenſchaften in obligations und Inhalt 
der Leiſtungspflicht ſeien, der Einwand, der Verkäufer ſei nicht zur Herſtellung einer Sache 
mit ſolchen Eigenſchaften verpflichtet. Allerdings iſt er dies nur nach dem Werkvertrag, nie mals 
nach dem Kaufvertrag. Daß er aber nicht verpflichtet iſt, eine mangelfreie Sache oder eine 
ſolche mit den zugeſicherten Eigenſchaften herzuſtellen, ſchließt in alle Wege noch nicht aus, 
daß er verpflichtet iſt, ſolche Sache zu liefern und dem Käufer zu übergeben. Unterläßt er die 
Lieferung, ſo kann dann der Käufer natürlich nicht Herſtellung dieſer Sachen, aber Haftung 
wegen Nichtlieferung verlangen. Grundſätzlich hat deshalb auch der den Kaufpreis ein- 
klagende Verkäufer beim Gattungs- wie beim Spezieskauf zu be weiſen, daß die Sache die 


— ä — 
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vertrags⸗ oder geſetzmäßigen Eigenſchaften beſitze, wenn der Käufer beſtreitet, daß der Verkäufer 
durch Lieferung der gekauften Sachen erfüllt habe. Dieſer Pflicht genügt der Verkäufer 
regelmäßig durch den Nachweis der Abſendung der Ware in vertragsmäßigem Zuſtande ($ 447). 
Eine Umkehrung der Beweislaſt findet nur ftatt, wenn der Käufer zur Vorleiſtung 
verpflichtet iſt („Kaſſe gegen Faktura“ uſw.); denn danach ſoll der Vertrag mit der Ablieferung 
der Ware nach dem Willen der Vertragſchließenden vorläufig als erfüllt gelten (RG 106, 299). 
Der Grund für die Haftung aus der Lieferungspflicht entſteht daher mit dem N 
des Kaufvertrags. Der Haftungsfall aber, die Haftung, tritt regelmäßig erſt bei dem Über⸗ 
gang der Gefahr für die Sache auf den Käufer ein, denn dies iſt der Zeitpunkt, an dem die Er⸗ 
füllung aus dem Kauf ſtattzufinden hat und au dem ſich ergibt, ob der Pflicht genügt wird oder 
wegen Nichterfüllung in der vom Geſetz vorgeſehenen Weiſe zu haften ift. Die aus der Gewähr⸗ 
pflicht erwachſenden Anſprüche entſtehen ſonach allerdings erſt mit der Übergabe der mangel⸗ 
haften Sache (Rh Gruch 53 Nr 50). Das Eigenartige der Vorſchriften des BGB über die Gewähr⸗ 
leiſtung beſteht nur darin, daß es die Haftung wegen Nichterfüllung der Verkäufer 
pflichten aus dem Kaufvertrag in beſonderer Weiſe und abweichend von den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über Nichterfüllung von Vertragen regelt. Inſoweit dies 
geſchieht, geht die Sonderregelung der $$ 459ff. dieſen allgemeinen Vorſchriften vor und 
beſeitigt deren Anwendbarkeit, fo daß dieſe auch nicht neben den Vorſchriften oder ſubſidiär zur 
Anwendung kommen. Das von 9 459 geregelte Gebiet iſt ausſchließlich dieſen Vor⸗ 
ſchriften vorbehalten; ſchließen dieſe aus ihm einen Rechtsbehelf aus, darf auch nicht aus⸗ 
hilfsweiſe der nach allgemeinen Grundſätzen zuläſſige Rechtsbehelf eintreten (f. unten unter 6). 
Soweit dieſe dagegen außerhalb des von 8 459 geregelten Umtreiſes liegen, bleiben fie auch für 
den Kauf ſelbſtverſtändlich anwendbar. Daraus ergeben ſich die unten gezogenen Folgerungen. 
Immerhin aber find die Vorſchriften über die Gewährleiſtung in 80 459 ff. nachgiebiges Recht. 
Sie können — unbeſchadet des § 476 allerdings — erweitert, beſchränkt, ausgeſchloſſen oder ſonſt 
anders geordnet werden, als es das Geſetz vorſieht. Das geſchieht oft durch verkehrsübliche kurze 
Formeln und Klauſeln, z. B. „in Bauſch und Bogen“, „nach Beſicht“, „wie beſehen“, „wie es 
ſteht und liegt“. Mit letzterer Formel wird oft von vornherein die Lieferungspflicht aus dem Kauf 
auf die vorliegende Sache abgeſtellt, gleichviel welche Eigenſchaften ſie hat. Daraus folgt dann 
notwendig auch die Beſchräukung der Haftpflicht und die Unanwendbarkeit der Haftung aus $ 459 
(RG 31, 162; 62, 49; JW 06, 549; Warn 1913 Nr 281; NG 24. 4. 09 V 300/08; 12. 10. 18 V 
163/18; 8. 1. 18 11 377/17; OLG Stettin JW 1926, 2003). Die Formel „wie beſehen“ kann 
ferner nur die Bedeutung haben, daß die Haftung für alle erkennbaren Mängel ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, einerlei, ob fie der Käufer tatſächlich erkennt oder nicht, nicht dagegen für ſpäter noch 
hervortretende (für die dann Rüge notwendig wird — Rc 14. 3. 19 111 435/18; 22. 6. 14 V 47/14). 
Bei Grundſtückskäufen „ohne jede Garantie“ vgl. OL Stuttgart im Recht 1912 Nr 1592. — 
Die Vereinbarung einer Arbitrageklauſel iſt keine Einſchränkung der Haftung an ſich, ſondern 
nur eine Beſchränkung der aus ihr ſich ergebenden Folgen. Sie beſagt, daß aus der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht nur Minderung des Preiſes nach der Feſtſtellung von Gutachtern, keine Wandelung 
verlangt werden kann (NG 73, 257). Es kann ferner auch vereinbart werden, daß die Sache ſchon 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes, nicht erſt zur Zeit des Gefahrübergangs, die verkehrsüblichen oder 
zugeſicherten Eigenſchaften haben muß (RG 8. 1. 18 11 377/17). 

3. Vorausſetzung für die Haftung nach 9 459 iſt 

A. Vorliegen einer Leiſtungspflicht, ſonach vor allem das Vorhandenſein eines 
gültigen Verkaufs (Rc 71, 433; 74, 3; 87, 259), d. h. eines in gehöriger Form abgeſchloſſenen 
(8 313), nicht verbots- oder ſittenwidrigen Kaufs (Bordellkaufs, RG 71, 433). Wenn ein Kauf 
angefochten wird, iſt zunächſt die Berechtigung der Anfechtung zu erörtern, auch wenn gleich⸗ 
zeitig die Wandelung geltend gemacht wird. Es darf nicht die Nichtigkeit oder die Berechtigung 
der Anfechtung dahingeſtellt bleiben (RG 49, 422; 87, 256; Warn 1913 Nr 83, 190; 1916 Nr 81). 
Nur ſoweit ein Anfechtungsgrund aus dem Vorliegen von Mängeln und Fehlern hergeholt wird, 
iſt jede Anfechtung wegen Irrtums ausgeſchloſſen, da wegen dieſer Umſtände ausſchließlich 
die beſondere Regelung nach § 459 gilt und nur das Gewährleiſtungsrecht maßgebend iſt, 
R 61, 171; 70,423; 97, 351. Iſt der Kauf angefochten, kann die Wirkung der Anfechtung auch 
nicht durch Einverſtändnis der Parteien mehr beſeitigt werden (23 1916 Sp. 30412). Die Lei⸗ 
ſtungspflicht fehlt auch, wenn der Käufer beim Abſchluß des Vertrags den Mangel kannte. Denn 
dann geht die Abſicht von vornherein auf Erwerb der mangelhaften Sache (§ 460). Bei einem 
erſt durch Eintragung formgültig rechtsgültig gewordenen Kauf, dem die Form mangelte, $ 313, 2, 
entſteht die Gewährleiſtungspflicht erſt im Zeitpunkt der Heilung, RG 134, 87. 

B. Nichterfüllung der Leiſtungspflicht. Die Pflicht des Verkäufers entſteht zwar mit 
dem Vertragsſchluß, geht aber auf eine in Zukunft zu bewirkende Leiſtung, nämlich auf Über⸗ 
gabe einer beſtimmten Sache von beſtimmten Eigenſchaften. 

J. Nur zu dieſem Zeitpunkt braucht daher die Sache auch die vertraglichen Eigen ⸗ 
ſchaften zu haben; ob fie dieſe ſchon zur Zeit des Vertragſchluſſes hatte oder nicht, ift in Hin⸗ 
blick auf die Leiſtungspflicht an ſich belanglos und nur von Bedeutung inſofern, als ſie künftig die 
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rechte Erfüllung möglich oder unmöglich macht. Nur für die Geltendmachung des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs nach $ 463 ift dies von Bedeutung, nicht aber für die Gewährleiſtungsanſprüche. Nach 
$ 459 wird dieſer Zeitpunkt, an dem die vertragsmäßigen Eigenſchaften bei der verkauften Sache 
vorhanden ſein müſſen, als der des Gefahrübergangs auf den Käufer ($446) gekennzeichnet. 
RG in JW 1933, 13882. Die Mangelhaftigkeit der Sache bedeutet zwar, daß der Kaufvertrag 
nicht richtig erfüllt iſt, hindert aber den Gefahrübergang der übergebenen Sache nicht, weder 
beim Spezies⸗ noch beim Gattungskauf. Und ſoweit eine nicht richtige Erfüllung darin allein 
liegt, daß die Sache nicht die vertraglichen Eigenſchaften hat, iſt dies nicht mehr aus $ 433, ſondern 
aus den beſonderen Regeln der Wandlung oder Minderung geltend zu machen. Wie dieſe die 
Anfechtung wegen Irrtums ausſchließt, ſo auch die Einrede der nicht richtigen Erfüllung nach 
Übergabe der Sache. Auch aus dem Geſichtspunkt der mangelnden Geſchäftsgrundlage 
und der culpain contrahendo können Mängel nach erfolgter Übergabe der Sache nicht mehr 
anders als mit der Sonderregelung der Mängelrüge geltend gemacht werden, Haymann, An⸗ 
fechtung, Sachmängelgewähr und Vertragserfüllung beim Kauf (1913) S. 9ff.; AG 61, 171; 62, 
282; 70, 423. Bei Grundſtücken genügt bereits die Eintragung des Käufers als Eigentümers im 
Grundbuch (JW 1911, 53912). Auch bei Eigentumsvorbehalt geht die Gefahr ſchon mit 
der Übergabe über, nicht erſt mit der Zahlung des Kaufpreiſes; a. M. Rc 64, 337; 66, 347, das 
aber gleichwohl die Gewährleiſtungsanſprüche ſchon mit der Übergabe zuläßt (Warn 1912 Nr 204). 
Hieraus ergibt ſich folgendes: a 
a) Bis zur Übergabe hat der Verkäufer das Recht, nachzubeſſern, um ſeiner 
Leiſtungspflicht bei Übergabe der Sache genügen zu können. Da er aber nur zur Lieferung, nicht 
zur Herſtellung der Sache verpflichtet iſt, beſteht für ihn nicht die Pflicht, nachzubeſſern. Dem 
Verkäufer dieſes Recht ausdrücklich erit zu verleihen, dafür lag bei der zeitlichen Feſtſetzung des 
Haftungsfalls kein Anlaß vor. Der Käufer hat doch kein Recht darauf, daß eine Sache, die fehler⸗ 
haft beim Kaufſchluß war, auch fehlerhaft bleibt, um ihm die Wandlung zu ermöglichen! Die 
Ausführungen in RG 3. 10. 11 11 372/10 und Rich 1. 11. 11 11 213/11 können daher nicht gebilligt 
werden. Nach der Übergabe hat der Verkäufer keinen Anſpruch darauf, daß ihm der Käufer 
Nachbeſſerung geſtatte, es ſei denn, daß nach Lage der Sache die Ablehnung des Erbietens, nach⸗ 
zubeſſern, gegen Treu und Glauben im Verkehr oder gegen § 226 verſtößt (RG 52, 357; 61, 92; 
87, 337; JW 04, 1987; 05, 4888; 07, 3002; Warn 1912 Nr 18, 299; Seuffü 67 Nr 109). Der 
Vertrag kann namentlich Abreden über Nachbeſſerungen enthalten. Der Verkäufer verliert aber 
das etwa begründete Nachbeſſerungsrecht und kann Wandlung nicht mehr abwenden, wenn ihm 
Gelegenheit zur Beſeitigung geboten war und dem Käufer die Fortſetzung der Beſeitigungsver⸗ 
ſuche nicht zuzumuten iſt ( 87, 335). 
bp) Vor der Übergabe kann im allgemeinen vom Käufer ein Gewährleiſtungsanſpruch 
nicht geltend gemacht werden (RG 53, 70; Warn 1917 Nr 83; JW 1905, 230; R 23. 2. 12 
11 470/11. Die Sache muß übergehen fein Wird nicht geliefert, fo liegt Nichterfüllung 
vor, und $ 326 findet Anwendung. Nur wenn erweislich der Mangel offenbar ſich bis zur Übergabe 
nicht beſeitigen läßt, wird dem Käufer nicht zuzumuten ſein, ſich die Sache erſt übergeben zu laſſen, 
er vielmehr berechtigt ſein, vorher ſchon die Gewährleiſtungsanſprüche geltend zu machen (Warn 
1911, 358; JW 1912, 401; R 23. 4. 20 II 525/19). Dem fteht es gleich, wenn der Verkaufer 
vorher beſtimmt und endgültig erklärt, die Beſeitigung des Mangels nicht vornehmen zu wollen 
(RG 23. 4. 20 11 525/19). Ob die Fehler ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes oder nachher, aber 
vor dem Gefahrübergang entſtanden find, iſt für die Geltendmachung der Gewahrleiſtungs⸗ 
anſprüche ohne Belang. Die Geltendmachung der Gewährleiſtungsanſprüche in dieſen Fallen 
iſt aber eine Begünſtigung des Käufers, nicht iſt er zu ihr verpflichtet oder auf ſie beſchränkt. Viel⸗ 
mehr kann bis zur Übergabe der Käufer wahlweiſe auch die Rechte aus $ 320 geltend machen 
und die Einrede des nicht erfüllten Vertrags erheben. Denn die Lieferung mangel- 
hafter Sachen wäre feine Vertragserfüllung (Res 53, 70). Die Übergabe des Ausfallmuſters 
kann nicht als Übergabe der Ware angeſehen werden, ſeine Mangelhaftigkeit berechtigt daher nicht 
ohne weiteres zur Wandelung (Warn 1917 Nr 83). 2 
II. Nur wegen des Fehlens der in $ 459 Abſ 1 u. 2 und noch enger der in $ 482 bejonders 
gervorgehobenen vertraglichen Eigenſchaften (Mängel) tritt die Haftung nach dieſer Vorſchrift 
als einer eigenartigen Rechtsfolge der Nichterfüllung des Kaufvertrags, wie ſie 
in 89 462, 483 ff. geregelt ift, ein. Das Geſetz knüpft dieſe feine Rechtsfolge ſchlechthin an die ob 
lektive Tatſache des Ausbleibens der richtigen Vertragserfüllung, alſo an die Fehlerhaftigkeit 
der übergebenen Sache an ſich, gleichgültig, ob den Verkäufer hierbei ein Verſchulden trifft oder 
Be Ohne Belang iſt daher auch, ob der Verkäufer die Fehler gekannt hat. Beſonderes gilt nur 
ei Argliſt. 
15 = nn ſolche „geſetzlichen Mängel“, für die nach $ 459 Abſ 1 gehaftet wird, kommen nun 
etracht: 
1. Fehler. 
a) Das Geſetz ſpricht in Abſ 1 von „Fehlern“, in Abſ 2 von, Eigenſchaften“ der Kaufſache. 
Da es ſich beide Male zunächſt um eine körperliche Sache handelt, ift damit deren natürliche Zus 
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ſtändlichkeit, wie fie ſich der finnlichen Wahrnehmung darſtellt, ins Auge gefaßt. Sie iſt der Sache 
„eigen“, ihre Eigenſchaft. Lieferung eines Teils der Ware iſt niemals Lieferung einer mangel⸗ 
haften Ware. Immer kommen nur phyſiſche Eigenſchaften der Sache in Betracht, nicht Rechte 
in bezug auf fie, wie z. B. die Befugnis, den Hoftitel zu führen (RG 10. 6. 14 V 64/14). Das 
gilt auch hinſichtlich der „Fehler“, mit denen die Sache behaftet iſt. Auch hier handelt es ſich allein 
um eine natürliche Zuſtändlichkeit der Sache, um ihre phyſiſchen Eigenſchaften. Zu „Fehlern“ 
werden dieſe erſt vom beſonderen Standpunkt menſchlicher Beurteilung aus. 
Nun iſt der Ausdruck „Fehler“ doppeldeutig, je nach dem Standpunkt, von dem aus die menſch⸗ 
liche Beurteilung erfolgt. Er kann einmal bedeuten, daß dem Kaufgegenſtand als Leiſtungs⸗ 
und Erfüllungsgegenſtand vom ſubjektiven Standpunkt der Parteien aus die im 
Vertrag beſtimmten Eigenſchaften „fehlen“, er nicht vertragsgemäß und darum fehlerhaft ift. 
Sodann kann lediglich der natürliche Zuſtand der Kaufſache als ſolcher nach der allgemeinen Be- 
urteilung im Verkehr ins Auge gefaßt werden. Danach iſt fehlerhaft nicht ein Zuſtand, weil er 
nicht dem Vertrag entſpricht und nicht Leiſtungsgegenſtand iſt, ſondern ein Zuſtand, der nicht die Ci» 
genſchaften hat, die objektiv ſeiner Natur nach gemäß den allgemeinen Anſchauungen 
Gegenſtänden dieſer Art und Gattung zukommen. Fehler iſt in dieſem Sinne das vom Nor⸗ 
malen und Artgemäßen Abweichende. Was bei Naturdingen der Art gemäß iſt, ergibt 
die allgemeine Beurteilung, die ſich auf die Erfahrung des Regelmäßigen ſtützt. Was bei Gegen⸗ 
ſtänden menſchlicher Schöpfung, bei Arbeitsprodukten fehlerhaft iſt, ergibt der Zweck, dem 
das Arbeitsprodukt dient und die Abweichung von den hierzu aufgeſtellten Normen der Arbeits⸗ 
weiſe (nicht zu verwechſeln iſt dieſer Gebrauchszweck des Gegenſtands mit dem Vertragszweck). 


Der Begriff des Fehlers iſt in 8 459 Abj 1 in letztgenanntem objektivem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen. So iſt er ausſchließlich im klaſſiſchen römiſchen Recht verſtanden worden, aus dem die 
Grundſätze der Gewährleiſtung wegen Mängel der Kaufſache in das deutſche Recht übernommen 
find, fo war die Auffaſſung im gemeinen Recht. Und daß das BGB auf dem gleichen Standpunkt 
der objektiven Beurteilung ſteht, ergibt ſich daraus, daß es die Haftung nur von ſolchen Fehlern 
abhängig macht, „die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem 
Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern“. Es kennt alſo auch Fehler, die den 
im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch nicht beeinträchtigen. Dann verſteht das BGB aber unter 
Fehler nicht das Fehlen von Eigenſchaften, die im Vertrag gefordert werden, nicht das Fehlen 
von Eigenſchaften der Kaufſache als Leiſtungsgegenſtand. Dieſe Auffaſſung wurde auch 
urſprünglich vom Reichsgericht geteilt, RG 67, 86, beſonders 97, 352 („Unter Fehler im Sinne 
des 8 459 iſt ein Abweichen von der normalen Beſchaffenheit zu verſtehen“. .. „Es iſt kein Fehler 
eines Inſtrumentes, daß es feiner allgemeinen Beſchaffenheit nach hinter beſſeren zurückſteht.. 
Verfehlt wäre es, eine Orcheſtergeige als fehlerhafte Sologeige zu kennzeichnen“). Von dieſer 
objektiven Auffaſſung iſt allerdings ſpäter das RG abgegangen und hat die erſtgenannte ſub⸗ 
jektive Auffaſſung vom Weſen des Fehlers angenommen, wonach einzig die Untauglichkeit 
zum Vertragszweck den Fehler bringt; wenn die Kaufſache eine Eigenſchaft und ſogar einen 
Vorzug nicht hat, den die Parteien im Vertrag vorausſetzen, jo iſt ſie „fehlerhaft“, d. h. fehler⸗ 
haft als Leiſtung. So RG 70, 82; 99, 147; 101, 64; 114, 239; 115, 286; 135, 342; RG in 
23 1911 Sp. 927; 1916 Sp. 222, 1181; Gruch 66, 452. Gegen dieſe ſubjektive Auffaſſung 
Haymanns in RG Praxis (1929) Bd. III S. 317ff. und Leonhard, Schuldrecht (1931) Bd. 2 S. 50, 
während ſich ihr angeſchloſſen haben Enneccerus⸗Lehmann, Recht der Schuldverhältniſſe (1930) 
$ 108 la, Hedemann, Schuldrecht (1931) S. 235; Siber, Schuldrecht (1931) S. 235; Werner in 
JW 1927, 66812; Düringer⸗Hachenburg⸗Hoeniger, Bd. V 1 Einl. A 182 a. In RG in JW 1932 
S. 1862 hat das RG die widerſprechenden Anſichten nochmals gewürdigt und iſt ausdrücklich bei 
ſeiner ſubjektiven Auffaſſung ſtehen geblieben. Die gleiche Anſicht in der vorausgehenden Auflage 
dieſes Kommentars kann nicht aufrecht erhalten werden, vielmehr muß man ſich den Gründen 
Hahmanns, die dieſer in JW 1932 S. 1862 A wiederholt, anſchließen. Die Frage iſt von großer 
praktiſcher Bedeutung, weil der Ausſchluß anderer Rechtsbehelfe wegen fehlerhafter Leiſtung der 
Kaufſache nicht weitergeht, als ſolche Rechtsbehelfe reichen, die ſich auf Fehler ſtützen. Unrichtig 
iſt es namentlich, wenn der Begriff des Fehlers von der Minderung des Wertes einer 
Sache abhängig gemacht wird oder von der Tauglichkeit für den gewöhnlichen oder 
vorausgeſetzten Gebrauch. Das ſind Umſtände, die zu dem vorhandenen Fehler hinzu⸗ 
treten müſſen, um die Haftung zu begründen, aber nicht Umſtände, die erſt einen Fehler erzeugen. 
Vgl. unten. Ob eine Sache Fehler hat, iſt ſelbſtändig und ohne Rückſicht darauf feſtzuſtellen, 
daher unrichtig RG Recht 1913 Nr 2986, auch RG 129, 283. Die Abweichung kann in der phyſi⸗ 
ſchen, techniſchen, chemiſchen und phyſikaliſchen Natur der Sache liegen, ebenſo auch in national⸗ 
ökonomiſcher und äſthetiſcher Art. Mängel der Verpackung können unter Umſtänden Mängel der 
Ware fein (Originalverpackung, Tropenverpackung; RG JW 1911, 15822; RG 59, 120). Nach 
R JW 1930, 19245 fol ein elektriſcher Strom mit zu geringer Kraft ein Mangel des Stromes 
ſein. Richtigerweiſe kann in einem Strom, der zu ſchwach iſt, die im Vertrag vorausgeſetzte Kraft 
zu entwickeln, aber nur ein Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften liegen. Eine allgemeine normale 
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e iſt keine Eigenſchaft des Stromes, der in ſeiner Stärke ſehr verſchieden 
ein kann. 

b) Da von der Rechtſprechung in Ausdehnung der Vorſchrift des § 433 nicht nur körperliche, 
ſondern auch unkörperliche Sachen, wie Geſchäftsunternehmungen uſw. als mögliche 
Gegenſtände eines Kaufes angeſehen werden, ſoweit ſie im Verkehr dieſen gleich behandelt werden, 
ſo iſt auch der Begriff der Eigenſchaft auf dieſe unkörperlichen Sachen entſprechend auszudehnen, 
was dann zur Anwendung der Vorſchriften der 98 459ff. führt (RG 24. 4. 13 11 631/12; 63, 57; 
67, 86; 98, 289; 100, 203; 138, 356). Bei Veräußerung einzelner Geſchäftsanteile einer 
G.m. b. H. ift zu beachten, daß der Geſchäftsanteil ein ſonſtiges Recht im Sinne von $ 437 it, 
die Veräußerung alſo nur die Veräußerung der Mitgliedſchaft an der G. m. b. H., nicht 
die eines Anteils an dem von ihr betriebenen Erwerbsgeſchäft iſt. Deshalb kann $ 459 nicht 
Platz greifen, wenn das Unternehmen Mängel hat. Dieſelbe Auffaſſung vertrat urſprünglich 
das Reichsgericht auch bei dem Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile, RG 86, 146. Neuer- 
lich erblickt aber das NG in dem Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile zugleich ohne weiteres den 
Verkauf des von der G. m. b. H. betriebenen Unternehmens, denn dies ſei der wirtſchaftliche 
Zweck. Daher läßt es wegen Mängel des Unternehmens nunmehr $ 459 anwenden. R 120, 
283; 124, 164; 122, 378; JW 1930, 37407. Alles das, was begrifflich das Weſen eines ſolchen 
unkörperlichen Gegenſtandes nach der allgemeinen Auffaſſung und Erfahrung über ſeine normale 
Beſchaffenheit ausmacht und als zu ihm gehörig angeſehen wird, um ſich als ſelbſtändige Einheit 
in der Art der Erſcheinungen zu erweiſen, ift feine Eigenſchaft. Daher können reine Quantitäts⸗ 
mängel bei Betriebsmitteln, wie z. B. ein geringes Warenlager, Inventar, geringer Vermö⸗ 
gensbeſtand, recht wohl zugleich Qualitätsmängel eines Geſchäftsbetriebs als unkorperlichen 
Gegenſtandes fein (RH 98, 289). Das Vorhandenſein eines beſtimmten Betriebskapitals, nicht 
aber der Ertrag eines Geſchäfts, RG 67, 88, kann eine Eigenſchaft fein (RG 100, 204). Als Eigen⸗ 
ſchaft eines Ladengeſchäfts kann auch die Unkündbarkeit des den Betrieb ermöglichenden 
Mietverhältniſſes gelten (RG 17. 3. 22 111 446/21). Die dauernde Möglichkeit der Benutzung 
eines Grundſtückes auch unbehindert insbeſondere durch polizeiliche Eingriffe bildet eine Eigenſchaft 
des Unternehmens, RG 138, 356. Ebenſo kann der geringe Umfang einzelner Hefte einer Zeitſchrif⸗ 
tenreihe (zunächſt reiner Quantitätsmangel) hinſichtlich der ganzen Reihe als Qualitätsmangel wirken 
(SeuffA 71, 57). Auch das Beſtehen von Arbeitsverträgen mit den Arbeitern kann als eigenartige 
Organiſation des Betriebs recht wohl Eigenſchaft und gegebenenfalls Mangel eines Fabrik- 
geſchäfts fein, was von RG 13. 5. 14 V 39/14 dahingeſtellt gelaſſen wird. Dagegen ſieht Rc 
13. 1. 14 V richtig die Art der Kundſchaft, der Fabrikate als Eigenſchaft des Geſchäfts an, ebenſo 
Ac 69, 429 das den Betrieb hindernde Entgegenftehen fremder Patente. Das Warenzeichen 
iſt dagegen keine Eigenſchaſt eines Geſchäftsbetriebs (RG 24. 11. 10 11 169/10). 

, ©) Schließlich find auch ſchon tatſächliche, insbeſondere wirtſchaftliche und ſoziale und 
gar rechtliche Beziehungen einer Sache zu ihrer Umwelt als ihre Eigenſchaften angeſehen 
worden. Dies iſt jedoch nur dann zuläſſig, wenn dieſe Beziehungen in der Beſchaffenheit 
der Sache ſelbſt ihren Grund haben, von ihr ausgehen, ihr auch für eine gewiſſe Dauer 
anhaften und nach der Verkehrsanſchauung normaler Weiſe bei derartigen Sachen vorhanden 
Ind. Die Wertſchätzung der Sache im Verkehr ift aber nicht maßgebend, wie RG 52, 2; 61, 84; 
SeuffA 61, 433 annehmen. Letzterer Umſtand aber bildet ein Indiz dafür, daß die Beziehungen 
von der Sache ſelbſt ausgehen. Bloß von außen her an fie herantretende, außer der Sache liegende 
Umſtände und Beziehungen, namentlich nur vorübergehender und zufälliger Natur, die ebenſogut 
ie weiteres jede andere Sache ergreifen könnten, find noch keine der Sache anhaftende 
Eigenſchaften. So ſind z. B. Beſchränkungen oder Freiheiten in bezug auf die rechtliche Verfü⸗ 
gungsmacht der Sache, die im Recht ihren Grund haben, ſolche von außen her an ſie herantretende 
Umſtände, keine Eigenſchaften der Sache. Vgl. hierzu Rh 52, 2; 59, 243; 61, 86; JW 06, 3795; 
. 11. 11 U 168/11; 27. 4. 18 V 368/17; 21. 2. 12 JI 414/11; 19. 4. 12 IV 520/11. Zu betonen 
iſt insbeſondere, daß nur ſolche Beziehungen der Sache zur Umwelt als ihre Eigenſchaften an⸗ 
geſehen werden können, die in der Gegenwart, zur Zeit des Gefahrüberganges, vorhanden 
ind oder in der Vergangenheit beſtanden haben (MG 3.2.09 V 171/08). Zuſicherungen, 
daß eine zur Zeit des Gefahrüberganges vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauern 
werde, oder nicht vorhandene in Zukunft vorhanden ſein werden, ſind nicht Zuſicherungen von 
Eigenſchaften einer Sache, ſondern es handelt ſich hier nur um Erwartungen, daß künftig 
gewiſſe Verhältniſſe eintreten werden. So z. B. Zuſicherung, daß ſich für die verkaufte Sache 
alsbald ein Mieter finden werde (JW 1912, 74719). Auch der Umſtand, daß in — wenn auch 
naher — Zukunft ein Dritter eine gewiſſe Handlung in bezug auf die Sache vornehmen, etwa 
ſie mieten werde, kann nicht als Eigenſchaft der Sache angeſehen werden. 

1 Im einzelnen iſt es gerade hier ſchwer zu entſcheiden, ob die hervorgehobenen Beziehungen 
5 Eigenſchaften der Sache ſelbſt nach der Anſchauung des Verkehrs anzuſehen ſind oder nicht. 
eamentlich bei den rechtlichen Beziehungen iſt nicht immer Folgerichtigkeit in der Rechtſprechung 
vorhanden. Hervorzuheben aus der reichen Judikatur iſt folgendes: 

Die mangelhafte Beſchaffenheit der einer Aktiengeſellſchaft gehörigen Grubenfelder und 
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Erze find keine Eigenſchaft der Aktien dieſer Geſellſchaft (MG 59, 243). Auch der Kurs eines 
Wertpapiers gehört nicht zu den Eigenſchaften einer Sache (JW 06, 3785; 09, 49214), eben- 
ſowenig die Zuſicherung von Nebenrechten (RS 56, 255), was allerdings beftritten iſt. Nicht 
einen Sachmangel, ſondern einen Mangel im Recht enthält die Belaſtung des verkauften Grund⸗ 
ſtücks mit einer Grunddienſtbarkeit (NG 69, 356; 93, 73). Daher Haftung nach $ 437, nicht nach 
$ 468. Ebenſo das Fehlen mitverkaufter Sigelſchlagrechte (OLG 27, 321), Verpachtetſein des 
verkauften Grundſtücks (OLG 22, 220), Unkündbarkeit aufhaftender Hypothek (Warn 09 Nr 134), 
das Recht, die Bebauung des Nachbargrundſtlicks zu verbieten (RG 93, 74). Mietfreiheit von Räu⸗ 
men (Warn 1917 Nr 100; Recht 1916 Nr 1869); Nichtfreiſein von Rechten, die ein Dritter gegen 
den Käufer geltend machen kann (RG 59, 404; Warn 1917 Nr 100). Ein Warenzeichen iſt ebenfalls 
keine Eigenſchaft eines Geſchäftsbetriebs (RG 24. 11. 10 II 169/10). Nicht zu billigen iſt daher 
Warn 1918 Nr 70, wonach Umſtand, daß Sache in feindlichem Eigentum ſteht, Sacheigenſchaft 
fein ſoll, ebenſowenig RG 16. 11. 17 II 227/17; 10. 5. 18 11 21/18, daß Beſchlagnahmefreiheit 
und Beſchlagnahmegefahr der Ware als eine Eigenſchaft von ihr behandelt (Warn 1918 Nr 185), 
was natürlich nicht Haftung für Zuſage von Beſchlagnahmefreiheit aus Vertrag ausſchließt 
(23 1918 Nr 226), ferner RG 85, 106 über vergällungspflichtigen Spiritus. Die bloße Einzie⸗ 
hungsmöglichkeit nach Vi 8 134 iſt jedoch auch vom Reichsgericht nicht als ſolche anerkannt 
worden (RG 101, 416; RG 11. 3. 21 11 482/20 in 28 1922 Sp 568). 

Nicht eine Eigenſchaft der Sache, ſondern ein außer der Sache liegender Umſtand iſt 
der Geldwert einer Ware (RG 64, 266; 98, 292; 111, 260), beim Verkauf eines vermieteten 
Hauſes die Zahlungsunfähigkeit eines Mieters (JW 1912, 9105). Die Ertragsfähigkeit 
eines Geſchäfts (Bierumſatz einer Gaſtwirtſchaft: RG 52, 1; 63, 61; 67, 86; 93, 74; Warn 1913 
Nr 87, 310), der Mietertrag eines Grundſtücks, R 132, 78; 134, 86, deſſen Unkoſten, die 
Feuerverſicherung eines Wohnhauſes (R 54, 222; JW 08, 549%; Rch 2. 11. 07 V 108/97), 
Geeignetſein eines Grundſtücks zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb (MG Recht 1914 Nr 1819), Bebauung 
mit beſtimmter Getreideart (NG Recht 1913 Nr 2987) können dagegen als deren Eigenſchaft 
angeſehen werden, wenn dabei eine längere Dauer in Betracht kommt (RG 83, 242; RG 
13. 10. 10 II 46/10). Eine Eigenſchaft des Grundſtücks kommt auch nicht in Frage, wenn aus 
einem früher erzielten Mietertrag für die Zukunft der Mietertrag gleich hoch geſchätzt wird, obſchon 
die Verhältniſſe umgeſtaltet find (RG 1. 12. 15 V 298/15). Guthaben am angeſammelten Til- 
gungsfonds bei Amortiſationshypothek bildet keine Eigenſchaft des Grundſtücks (NG 74, 402; 
21. 2. 20 V 367/19). Die Zuſicherung, daß keine Straßenbaukoſten zu zahlen ſeien, enthält 
keine Zuſicherung einer Eigenſchaft des Grundſtückes (RG 4. 6. 21 V 499/20). — Beim Umſatz 
eines Geſchäfts darf der eigene Verbrauch auch nicht ſtillſchweigend eingerechnet werden (RG 
4. 10. 16 V 159/16), ein bloß einjähriger Umſatz braucht noch keine Eigenſchaft eines Ge⸗ 
ſchäfts zu bilden, es fehlt die dauernde Zuſtändlichkeit (JW 1915, 11172; 23 1916 Sp 80412). 
Wenn die widerrufliche Erlaubnis zur Benutzung einer beſtimmten Menge Betriebswaſſer für 
eine verkaufte Mühle ſpäter eingeſchränkt wird, die Unkündbarkeit einer das Grundſtück belaſtenden 
Hypothek, ein aufhaftender Auszug, ſo iſt das ein außer der Sache liegender Umſtand (Warn 
1912 Nr 240; RG 27. 4. 18 V 368/17), ebenſo wenn keine Erlaubnis zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb 
in einem Grundſtück erteilt worden iſt (RG 13. 5. 08 V 337/07). Dagegen wurde ausgeſprochen, 
daß die Nichtverwendbarkeit eines Grundſtücks für einen Gewerbebetrieb infolge gewerbepolizei⸗ 
licher Beanſtandung, die Beſchränkung der Bebauung auf Grund des preuß. Anſiedlungsgeſetzes 
v. 10. 8. 04 einen Mangel darſtellen kann (RG 7. 10. 11 V 113/11; Warn 1914 Nr 215). Der 
Grund für die verſchiedene Behandlung in beiden Fällen liegt darin, daß in dem einen Fall die 
Eigenart des Grundſtücks, in dem anderen aber andere Umſtände die Urſache der ablehnenden 
Haltung der Gewerbepolizeibehörde bildeten. Aus dem gleichen Grunde iſt mangelnde Bau⸗ 
reife, bei Verbot der Bebaubarkeit, die Unverwendbarkeit eines als Bauland verkauften Grund⸗ 
ſtücks infolge öffentlich ⸗rechtlicher Baubeſchränkungen oder privaten Verbietungsrechts in einer 
Reihe von Entſcheidungen als Sachmangel des Grundſtücks angeſehen worden (RG 61, 84; 
69, 356; 131, 348; 137, 295; JW 07, 4782, 1911, 3223; Warn 1913 Nr 224; 1914, 18; RG 
14. 5. 18 V 31/18; 10. 1. 21 IV 527/20 in 23 1922 Sp 221). Auch die Lage eines Grund- 
ſtücks, die deſſen Ungeſtörtheit und Benutzbarkeit beeinträchtigt (Warn 1911 Nr 368; 1912 Nr 205), 
dauernd hoher Grundwaſſerſtand (RG 19. 4. 13 V 531/12), Nähe der Eiſenbahn mit Anſchlußgleis 
(RG 17. 9. 19 V 146/19, RG 61, 85; HR R 1930 Nr 1313) ſind Eigenſchaften eines Grundſtücks. 
Ferner Beſtellung einer beſtimmten Fläche mit beſtimmter Getreideart Eigenſchaft eines Grund⸗ 
ſtücks (RG 17. 9. 13 V 134/13), ſonſtiges Geeignetſein zu einem Gewerbebetrieb (R& 25. 3. 14 
V 482/13). Aber die Nichtgewährung einer Schankerlaubnis, weil kein Bedürfnis vorhanden 
iſt, iſt kein Mangel des Grundſtücks, RG JW 30, 19241. Ein Fehler des Grundſtücks ſelbſt nach 
8 459 kann auch in Mängeln des Zubehörs gefunden werden (RG Gruch 36, 940 und 16. 2. 21 
V 398/20). Sofern bei Vieh nicht Gewährleiſtung wegen Mangelhaftigkeit des einzelnen Vieh⸗ 
ſtückes, ſondern der weiteren dadurch verurſachten Mangelhaftigkeit des Grundſtücks begehrt 
wird, kommt $ 481 nicht zur Anwendung (RG 102, 309). Die Lage kann auch bei beweglichen 
Sachen ein Verhältnis ſchaffen, das als deren Eigenſchaft anzuſehen iſt, z. B. die Herkunft 
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einer Ware (NG 8. 1. 19 1 254/18. Mit Unrecht ift aber ſchon die erfolgte Ankunft einer ſchwim⸗ 
menden Ware in einem beſtimmten Ort als ſolche Eigenſchaft angeſehen vom R& 20. 10. 16 
II 287/16, ferner Warn 1917 Nr 28 und OLG Hamburg in Recht 1917, 402870, weil die dauernde 
Beziehung zur Sache fehlt. Läßt man ſchon eine vorübergehende Beziehung genügen, 
wie es unter Umſtänden RG in Recht 1913 Nr 2986 geftattet, tritt eine vollſtändige Verflüchtigung 
des Begriffs der Eigenſchaft als etwas der Sache Anhaftendes ein. Das Reichsgericht kommt 
hierzu auch nur durch die verfehlte Identifizierung mit dem Wertbegriff. Richtig dagegen erachtet 
die bloße Vereinbarung einer Abladezeit nicht als Vereinbarung über eine Eigenſchaft RG 
71, 307). Dagegen mit Recht z. B. ungenügende Sortierung einer Mengeneinheit, Ausfuhr⸗ 
fähigkeit einer Ware, wenn dieſe auf beſtimmten, ihr beiwohnenden Eigenſchaften beruht (Seuff A 
71, 59). Unter die tatſächlichen Beziehungen einer Sache zu Perſonen, die als jener anhaftende 
Eigenſchaften angeſehen werden konnen, gehört nicht ſchon die ihr von dieſen Perſonen zuteil 
werdende bloß ſubjektive Beurteilung über das Vorliegen oder Fehlen von Vorzügen oder 
Mängeln, vielmehr müſſen objektive Tatſachen und Umſtände vorliegen, die als Hinweiſe auf das 
Vorhandenſein beſtimmter Eigenſchaften zu deuten ſind, wenn dieſe auch noch verborgen und 
nicht nachweisbar ſind. 

Unter den Sachmängeln der Gebäude nimmt der Hausſchwamm eine hervorragende 
Stellung ein (RG J 1904, 359; 1905, 339). Ihm gegenüber ift die Rechtſprechung beſonders 
ſtreng. Zwar ift noch verneint worden, daß ein Gewährfehler vorliegt, wenn nur die künftige 
Möglichteit von Schwammbildung beſteht (RG 11. 1. 11 V 71/10), aber nicht nur wirklich vor⸗ 
handener Hausſchwamm wird als Sachfehler betrachtet (RG 4. 5. 11 V 454/11; JW 05, 33 
08, 74210, 11; Warn 1913 Nr 313), ſondern auch ſchon die nach Beſeitigung des Schwamms noch 
bleibende Schwammverdächtigkeit (NG 85, 252; JW 1912, 1103⸗). Außer dem eigentlichen 
Hausſchwamm (merulius laerimans) iſt auch die ſog. Trockenfäule (polyporus vaporarius) 
als Mangel anerkannt (RG JW 1908, 742). — Beim Verkäufer oder Käufer vorhandener 
Schwammverdacht im ſubjektiven Sinne iſt nicht mit Schwammverdächtigkeit im ob- 
lektiven Sinne als ein dem Gebäude anhaftender Verdacht der Wiederkehr zu verwechſeln. 
Letzterer muß auf tatſächlichen Umſtänden beruhen, die den objektiven Schluß der Wiederkehr 
geſtatten, ſonach eine gegenwärtige Gefahr bringen. Der bloße Verdacht einer Partei iſt noch 
kein Mangel der Kaufſache (Warn 1914 Nr 297; 1918 Nr 180). Wie lange die Schwammverdäch⸗ 
tigkeit im einzelnen Falle fortdauert, iſt eine Tatſache, die von den Fortſchritten der Erkenntnis 
des Übels und der Mittel dagegen abhängt. Wenn auch wiſſenſchaftlich die Gefahr der Wiederkehr 
eines gründlich beſeitigten Hausſchwamms zu verneinen iſt, ſo kann gleichwohl fortdauernde 
Verdächtigkeit angenommen werden, wenn in den für das fragliche Geſchäft in Betracht kommen⸗ 
den Verkehrskreiſen noch die gegenteilige ältere Anficht beſteht (RF Recht 1914 Nr 2639). Über 
die Frage der Lüftung beim Hausſchwamm Mahlke in JW 1923, 1019. Mängel bei Holz- 
fäujen: Weygand, Mängel und Mängelanſprüche nach Recht und Brauch des Holzes. 

d) Von der Lieferung einer mangelhaften Sache iſt die Lieferung einer andern Sache, eines 
aliud zu unterſcheiden. Auf fie finden die Gewährleiſtungsanſprüche des $ 459 keine Anwen⸗ 
dung (Warn 1914 Nr 271; 1918 Nr 8). Ob eine andere Sache vorliegt, läßt ſich nur nach dem 
beurteilen, was Inhalt des Kaufvertrags iſt. Neben der natürlichen Beſchaffenheit der Ware 
Mi auch die Verkehrsauffaſſung von Bedeutung, die die Grenzen der Gattung auch einengen kann 
(ROdc 24, 405; Warn 1918 Nr 8). it die Gattung Holz in der Beſchaffenheit hart zu liefern, 
e kann die Lieferung weichen Holzes Lieferung eines mangelhaften Holzes fein. Iſt dagegen 
bie Gattung Eichenholz Vertragsinhalt, jo iſt die Lieferung Birkenholz die Lieferung eines aliud, 
denn Birkenholz iſt niemals mangelhaftes Eichenholz. Iſt eine „Stradivariusgeige“ in dem 
Sinne Gegenſtand des Kaufes, daß damit eine alte Geige gemeint iſt, bei der die Herkunft von 
Stradivarius in Frage kommt, dann iſt die Lieferung einer aus neuerer Zeit ſtammenden Geige 
nicht, wie RG will, die Lieferung einer fehlerhaften, Warn 1916 Nr 244; 23 1916 Sp 1181, 
ondern eines aliud, ebenſo wenn eine Sologeige Vertragsinhalt, dann iſt die Lieferung 
einer Orcheſtergeige die Lieferung eines aliud, denn eine Orcheſtergeige iſt an ſich noch keine 
fehlerhafte Sologeige. Dagegen R& 97, 371, aber RG 115, 287. Eine Überſicht bei Pörtner, 
dechte des Käufers bei Lieferung einer andern Sache (1919) S. 20. - 
4% J. Nicht jeder Fehler im vorbezeichneten Sinne begründet die beſondere Gewähr ⸗ 
teiſtungspflicht des $ 459, ſondern nur ſolche, die den Wert einer Sache oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch auf⸗ 
heben oder mindern. Dies iſt durchaus ſelbſtändig und getrennt von der Feſtſtellung zu behandeln, 
ob überhaupt ein Fehler vorliegt. Die Untauglichkeit zu dieſem Gebrauch iſt nicht ſelbſt ſchon 
8 Fehler. Die Vorausſetzung bildet neben dem Fehler den zweiten Grund für die 
Fewährleiſtung nach 5 459 Abs 1. Wendt in Jherings Jahrb. 22, 334; Haymann a. a. O. S. 318ff. 
egt kein Fehler vor, ſo tritt wegen einer Beeinträchtigung des gewöhnlichen oder nach dem 
Sertragszweck vorausgeſetzten Gebrauchs trotzdem keine Haftung nach $ 459 Abſ 1 ein. Eine 
Ircheſtergeige ift keine fehlerhafte Sologeige. Genügt fie nicht dem nach dem Vertrag voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch, kann nach Abſ 1 nicht gewandelt werden. Ferner muß umgekehrt die Fehler⸗ 
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haftigkeit urſächlich für die Minderung des Werts oder der Tauglichkeit fein. Ein baufälliges 
Haus mit beſchädigten Türen und Fenſtern iſt fehlerhaft; wenn der im Vertrag vorausgeſeßte 
Gebrauch aber der Abbruch iſt, ſo beeinträchtigt der Fehler dieſen Gebrauch nicht, daher keine 
Wandlung. 

1. Der Wert iſt der objektive Tauſchwert, nicht die ſubjektive Bewertung. Der Käufer muß 
im Zweifel mit der Möglichkeit der Weiterveräußerung rechnen konnen. Daher kommen unter 
Umſtänden auch Abweichungen von den Normen der Mode und des Geſchmacks in Betracht, 
ſofern ſie als Fehler anzuſehen ſind und die Verkäuflichkeit beeinträchtigen (Warn 1910 Nr 429; 
OLG 23. 24). Sie haben dann einen geringeren Verkehrswert. NG JW 1911, 3910. 

2. Die Tauglichkeit iſt vom Tauſchwert unabhängig, ihr Mangel braucht dieſen nicht zu be⸗ 
einfluſſen (Warn 1912 Nr 422; RG 18. 10. 10 11 649/09; 12. 10. 12 V 183/12; 3. 10. 11 11 372/10). 
Es iſt zu unterſcheiden einmal zwiſchen a) der Tauglichkeit zum gewöhnlichen Gebrauch, d. h. 
zu einem Gebrauch, wie er allgemein mit Sachen gleicher Art geübt wird, z. B. ein Reit⸗ 
pferd wird zum Reiten, nicht zum Ziehen verwendet, ein Haus zum Bewohnen, muß alſo heizbar 
fein in ſeinen Wohnräumen (FW 03 Beil 140). Entſcheidend iſt die Verkehrsanſchauung mit 
Rückſicht auf die örtliche und ſonſtige Lebensauffaſſung (RG 70, 85), nicht die ſubjektive An⸗ 
ſchauung des Käufers. — Sodann zwiſchen b) dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch. 
Darunter iſt nicht die einſeitige Vorausſetzung nur einer Vertragspartei, insbeſondere 
des Käufers zu verſtehen, auch wenn der Verkäufer die Zweckbeſtimmung der Kaufſache, die ihr 
der Kaufer zu geben beabjichtigt, erkennt (NG 70, 86). Vielmehr muß der vorausgeſetzte Gebrauch 
die Vorausſetzung (nach Oertmann: „Geſchäftsgrundlage“) beider Teile geworden fein (RG 
62, 264; 66, 138; 67, 87; Recht 09 Nr 3542). Nur fo kann man den Bedürfniſſen des Verkehrs 
gerecht werden. Dieſe Auffaſſung wird von der neueren Rechtſprechung des RG geteilt, RG. 
114, 239; 115, 286; 135, 343; JW 1927, 66812; Gruch 66, 452; Warn 1927, 668 Nr 140. Maß⸗ 
gebend iſt insbeſondere beim Kauf nach Probe das Muſter und deſſen Brauchbarkeit (RG 95, 45). 
Der vorausgeſetzte Gebrauchszweck braucht nicht ausdrücklich genannt zu werden, er kann ſich 
auch aus den Umſtänden ergeben, z. B. ein Pferd wird als Zugtier oder als Schlachttier gekauft, 
als Deckhengſt. Auch aus dem Preis kann erkennbar ſein, daß die Kaufſache zu einem Gebrauch 
verwendet werden ſoll, der bei dem Vorliegen eines Fehlers unmöglich iſt. 

III. Endlich genügt auch nicht jede Aufhebung oder Minderung des Werts oder Gebrauchs 
der Sache ſchlechthin, ſondern die Fehler dürfen den Wert oder die Tauglichkeit im vorbezeichneten 
Sinne nicht bloß unerheblich mindern. Maßgebend iſt auch hier die Auffaſſung des Verkehrs, 
RG 70, 85; 129, 283. Bei der Beurteilung kommt es nicht auf die Wirkung eines jeden einzelnen 
von mehreren vorhandenen Mängeln an, ſondern auf die Geſamtwirkung aller Mängel, RG 
in JW 1933, 13882. Dies iſt in erfter Linie Tatfrage. Die Unerheblichkeit kann z. B. auch auf 
der kurzen Dauer eines Mangels beruhen. So muß ſich der Käufer eines neu erbauten Hauſes 
die vorübergehende Baufeuchtigkeit bis zur Beſeitigung gefallen laſſen, RG JW 1933, 13882. 
Die Frage iſt aber in zweiter Linie auch Rechtsfrage und daher der Reviſion nicht entzogen (FW 
07, 17311; Warn 1912 Nr 206; 1913 Nr 378; 1914 Nr 284), weil die Geringfügigkeit auch nach 
beſtimmten Rechtsgrundſätzen zu beurteilen iſt. So kommt es z. B. auf die Geringfügigkeit des 
Fehlers als ſolchen, nicht auf die Geringfügigkeit der durch den Fehler etwa verurſachten Wert⸗ 
minderung der Sache an (RG 131, 351; RG in JW 1914, 827°; Warn 1914 Nr 284) oder der 
Preisminderung, die der Käufer wegen des Mangels verlangen kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19). 
Ein Sachmangel, der an ſich nicht unerheblich iſt, kann ferner unter Umſtänden dadurch zu 
einem unerheblichen werden, daß er entweder bald von ſelbſt verſchwindet oder daß zu ſeiner 
Beſeitigung ein verhältnismäßig geringerer Zeit- und Koſtenaufwand erforderlich iſt (Warn 09 
Nr 135) RG in Gruch 50, 96; JW 1905, 426; 1907, 173. Doch iſt auch der Koſtenaufwand nicht 
unbedingt maßgebend (JW 05, 4265; Warn 1914 Nr 284); immer kommt es auf die geſamten 
Umſtände nach Treu und Glauben an. Dieſer Ausſchluß von der Gewährshaftung für une rheb⸗ 
liche Wertminderung greift aber beim Fehlen vertraglich zugeſicherter Eigenſchaften 
nach Abſ 2 nicht Platz, NG 134, 88. 

5. Das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften. Die Haftung hierfür beruht auf demſelben 
Grund wie nach Abs 1 die Haftung für Abweſenheit von Fehlern. Nur daß hier der Verkäufer 
in jedem Falle haftet und ein Unterſchied zwiſchen erheblichen und unerheblichen 
Mängeln nicht gemacht wird. Das Weſen der Eigenſchaften, die der Kaufſache fehlen, iſt 
hier wie dort dasſelbe. Danach ſind 

a) Eigenſchaften nicht nur phyſiſche Zuſtände von körperlichen Sachen, ſondern auch Merk⸗ 
male unkörperlicher Sachen und Beziehungen und Verhältniſſe von Sachen zur Umwelt (ogl. 
la—c). Alles, was nach Abſ 1 als Eigenſchaft in Frage kommen kann, kann auch Inhalt der Zu⸗ 
ſicherung nach Abſ 2 fein. Ohne Grund wird die Zuſicherung insbeſondere nur auf diejenigen 
Eigenſchaften beſchränkt, für deren Fehlen nicht ſchon nach Abſ 1 gehaftet wird. Nur das iſt richtig, 
daß es nach Abſ 2 nicht darauf ankommt, ob der Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft zugleich 
auch einen Mangel nach Abj 1 bildet. Dies iſt vielmehr nicht erforderlich, aber doch auch möglich 
(a. M. SeuffA 62, 53). Iſt eine beſtimmte Farbe des Hengſtes ausgemacht, jo haftet der Ver⸗ 
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käufer dafür, trotz aller Tauglichkeit des Hengſtes im übrigen. Auch das Nichtvorhandenſein 
eines Fehlers kann eine Eigenſchaft ſein, die zugeſichert werden kann. Echtheit eines Bildes 
kann eine Eigenſchaft des Bildes fein (RG 114, 240; 115, 286; R& 19. 11. 26 124/26). Zuſiche⸗ 
rung der Mietzinshöhe betrifft Eigenſchaft des Grundſtücks, R HRR 1932 Nr 1439. Über Zu⸗ 
ſicherung einer „neutralen Ausſtattung der Ware“ vgl. RG 130, 379 u. HRR 1931 Nr 583. 

b) Was unter Zuſicherung im Sinne der Vorſchrift zu verſtehen ſei, iſt beſtritten. Zweifellos 
gehören darunter nicht bloß allgemeine Anpreiſungen oder Schätzungen (RG 54, 233; 
Warn 1911 Nr 231; RG 9. 11. 11 V 168/11). Entſcheidend iſt die Auffaſſung des Verkehrs. Bei 
der Prüfung, ob eine allgemeine Anpreiſung vorliegt oder nicht, kann auch auf die Sachkunde 
des Käufers Gewicht gelegt werden (RG Recht 1914 Nr 2053). Darf danach der Käufer in ihnen 
mehr erblicken und eine ernſtlich gemeinte Angabe über die Eigenſchaften annehmen, fo 
3. B. beim Pferdehandel die Zuſicherung „völliger Geſundheit“ (SeuffA 58 Nr 4), fo gehen fie 
über bloße Anpreiſungen hinaus. Auch die Abweſenheit eines Fehlers (DRG 10, 174; 
22,236; SeuffA 62, 140) kann den Inhalt einer ſolchen Angabe bilden. Beſtritten iſt aber, ob 
für die „Zuſicherung“ nach $ 459 Abi 2 die ernſthafte einſeitige Angabe über das Daſein von 
Eigenſchaften der Kaufſache genügt, auf die der Käufer nach Treu und Glauben im Verkehr ſich 
verläßt, oder ob, wie bei § 463 die Zuſicherung die Bedeutung einer ausdrücklichen Garantie⸗ 
übernahme hat in dem Sinne, daß für die Folgen des Nichtvorliegens der zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften eingeſtanden wird. Nach letzterer Auffaſſung gibt es alſo zwei Arten von „Zusicherungen“, 
die nach $ 459 Abſ2 und die qualifizierte nach § 463. Aber auch für die zweite Auffaſſung, die 
in der Zuſicherung die Erklärung einer Garantie für das Vorliegen der behaupteten Eigen⸗ 
ſchaften ſieht, ift wieder Streit darüber, ob eine einſeitige Garantieübernahme genügt oder 
ob eine zweiſeitige Nebenverabredung vorliegen muß. Für erſtere Auffaſſung treten ein 
Hahmann aaO. und A in ZW 1932, 1885; für die zweite Oertmann, Das Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe A 5 zu $ 459; für die dritte das R 54, 223 und die gem. Meinung, z. B. Pland- 
Knoke A 2a zu 8 459, Düringer⸗Hachenburg III S. 159. Vgl. aber RS in Lg 1928 Sp 1385. 
Folgendes dürfte der Auffaſſung des Geſetzes und dem praktiſchen Bedürfnis entſprechen. „Zu⸗ 
ſichern“ ift im Gegenſatz zu allgemeinen Anpreiſungen zu verſtehen als ernſt gemeinte Angabe 
über das Vorhandenſein von Eigenſchaften, bedeutet nicht die Erklärung, für alle Folgen des 
Nichtvorhandenſeins der Eigenschaften einſtehen zu wollen (Garantieübernahme). Mot 11228; 
Denkſchr. S. 63, R& II in Gruch 1924, 313). Aber die Haftung für eine ſolche Zuſicherung 
ſetzt voraus, daß fie als Verpflichtungswille dem Käufer gegenüber nicht nur erklärt, ſondern 
durch Annahme zur Bindung geworden iſt. Immer muß die Zuſicherung Vertragsbeſtand⸗ 
teil geworden ſein, ſonach von beiden Teilen als Recht und Pflicht aus dem Kaufvertrag 
gewollt ſein (Warn 1914 Nr 487; 1916 Nr 100; RG 8. 1. 19 1 254/18). Die Angabe des Zweckes 
einer vom Käufer geforderten Zuſicherung ift natürlich nicht nötig (MG Recht 1918, 505). Daher be- 
darf es namentlich auch für die Zuſicherung bei Grundſtlckskäufen der durch 9313 gebotenen Form 
(RG 52,3; 54, 223; 56, 50; 3% 1931, 22325 und muß Gegenſtand der erforderlichen vormundſchaft⸗ 
Det Genehmigung fein, Rc 61,209; 99, 72; 114, 38; Warn 08 Nr 30; JW 1913, 3702; RG 
2. 11 JI 309/10). Die Heilung des Formmangels iſt auch hier durch Auflaſſung und Ein- 
tragung natürlich möglich. Nicht jede bei Gelegenheit von Kaufsverhandlungen über 
bie Kaufſache abgegebene Erklärung wird aber ohne weiteres zum verpflichtenden Vertragsinhalt 
erhoben, noch weniger Angaben in vorausgehenden Zeitungsanzeigen (SeuffA 68 S. 16, 440), 
beide Teile müſſen ſich bewußt ſein, daß der Erklärende ſich daraufhin im Vertrag auch verpflichten 
will (RG 54, 223; 70, 82; JW 09, 71) und daß der Käufer ſich nach Treu und Glauben im Verkehr 
darauf verläßt. Die Zuſicherung iſt eine Modalität des Kaufangebots ſelbſt und wird 
mit dieſem im ganzen angenommen, ein beſonderer Nebenvertrag liegt jedoch nicht 
vor (a. M. Gruch 48, 593; 53, 957). Nicht einzuſehen ift, warum die Zuſicherung nicht auch 
ſtillſchweigend und durch konkludende Handlungen ſoll erfolgen können (a. M. RG DJs 
03, 31; dagegen JW 1910, 7485). Immerhin ſind ſtillſchweigende Zuſicherungen doch nur in 
eltenen Fällen anzunehmen. „Verkragsmäßig vorausgeſetzte“ Eigenſchaften gelten nicht ſchon 
alß zugeſicherte, da das Geſetz zwiſchen beiden unterſcheidet (RG 114, 241; Oertmann ZW 1926, 
20385). Ebenſo kann die Annahme der Zuſicherung wie die des ganzen Verkaufsangebots auch 
ſtillſchweigend erfolgen. Für die Annahme einer ſtillſchweigenden Zuſicherung genügt nicht 
ſchon die Kenntnis des Verkäufers davon, daß der Käufer die Sache in beſtimmter Weiſe ver⸗ 
wenden wolle, RG 123, 148. Es bedarf auch nicht einer ganz genauen Bezeichnung der Eigen ⸗ 
ſchuften und der Verwendung der Worte „Zuſicherung“ oder „Garantie“. Unter Umſtänden 
a die Verwendung eines bloßen Warennamens genügen, um die dieſer Ware beiwohnenden 
Ligenſchaften zu garantieren (L8 1919, 921; R& 47, 124; 103, 77 und die dort angezogenen 
Urteile). Erklärt der Verkäufer eine vom Käufer als für feine Zwecke unentbehrlich bezeichnete 
Kigenſchaft als vorhanden, fo liegt darin gleichfalls eine Zuſicherung (RG 11. 5. 18 11 31/18). 

ew einer Mehrheit von Verkäufern iſt die Zuſicherung von allen zu erteilen. Die nur 
von einem erteilte Zusicherung iſt auch für ihn unverbindlich, ſolange nicht die Mitverkäufer fie 
genehmigt haben (NG 7. 5. 04 V 490/03) oder vorher mit der Erklärung einverſtanden waren. 
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Zuzugeben iſt freilich, daß die Grenze zwiſchen den zugeſicherten Eigenſchaften und ſolchen, 
die nach dem im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch der Sache vorliegen müſſen, flüſſig iſt. 
Es kann nur darauf abgeſtellt werden, daß in Abſ 2 die Zuſicherung unmittelbar durch Be⸗ 
zeichnung der Eigenſchaften, in Abſ 1 dagegen mittelbar durch Beziehung auf einen dieſe 
Eigenſchaften vorausſetzenden, aber nicht näher beſtimmenden Gebrauch erfolgt. Vgl. auch zu 
8492 A 2. Der Umſtand, daß mit dem Fehlen der Eigenſchaft vom Käufer gerechnet wird, ſchließt 
die Zuſicherung nicht aus (RG 101, 64). 

c) Ein Verſchulden oder gar eine Kenntnis des Verkäufers vom Fehlen der zugeſicherten 
Eigenſchaft wird für die Haftung ebenſowenig erfordert wie nach Abſ 1. Die Haftung iſt um⸗ 
faſſender als nach Abf 1 inſofern, als fie nicht durch Unerheblichkeit des Mangels (RG 66, 167; 
47, 135; JW 07, 300) ausgeſchloſſen wird, und außerdem im Falle des § 463 auch auf Schadens⸗ 
erſatz geht. Ganz geringfügige, im Verkehr nicht beachtete Fehler kommen aber nach dem Grund⸗ 
ſatz von Treu und Glauben in § 242 auch hier nicht in Betracht (OLG 22, 224). Durch den Um⸗ 
ſtand, daß dem Käufer der Fehler zufolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt blieb, wird die Haftung 
ebenfalls nicht beſeitigt (§ 460). 

d) Die Zuſicherung erfolgt bei Abſchluß des Kaufvertrags, denn ſie bezieht ſich auf die 
künftige, alſo noch nicht erfolgte Übergabe der Kaufſache. Sofern ſie nachträglich, aber vor 
der Übergabe noch gegeben wird, kann eine Abänderung des bisherigen Kaufvertrags vorliegen 
oder eine ſelbſtändige neue Verpflichtungsübernahme (RG 67, 146; 95, 120). 

e) Die Zuſicherung kann ſich beziehen auf Eigenſchaften, die in der Gegenwart (zur Zeit 
des Kaufabſchluſſes, Warn 1917 Nr 28, oder des Gefahrübergangs) vorhanden ſein oder in 
der Vergangenheit beſtanden haben ſollen (RG 3. 2. 09 V 171/08). Im Zweifel iſt die 
Zuſicherung auf die Zeit des Kaufabſchluſſes zu beziehen, wie ſich aus § 460 Satz 1 ergibt. 
Aus dieſer Zuſicherung folgt dann aber die Haftung für den zugeficherten Zuſtand auch zur Zeit 
des Gefahrübergangs. Eine abweichende Regelung tft bei der dispoſitiven Natur der Vor⸗ 
ſchrift möglich (RG Recht 1918, 504). Zuſicherungen, daß eine zur Zeit des Gefahrübergangs 
vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauere oder daß eine nicht vorhandene Eigen⸗ 
ſchaft in Zukunft vorhanden fein werde, find nicht Eigenſchaftszuſicherungen nach $ 459 
Abſ 2. Sie ſind Gegenſtand eines beſonderen Garantie vertrags, der andern Regeln folgt 
und in der Übernahme der Verpflichtung beſteht, dafür einzuſtehen, daß ein gewiſſer Zu⸗ 
ſtand oder Erfolg ſpater vorhanden fein, fortdauern oder eintreten werde (RG JW 06, 7122 
1918, 361, Warn 09 Nr 201; 1911 Nr 172; 1914 Nr 154; Seuff A 62 Nr 5; Gruch 51 
S. 935, 942; RG 22.12.0811 274/08; 21. 4. 11 11 479/10; 3. 2. 09 V 171/08). Abweichendes 
ſpricht auch RG 91, 306 nicht aus, wenn es annimmt, daß zur Zeit des Gefahrübergangs die 
Eigenſchaft längerer Haltbarkeit garantiert worden ſei. Wenn aber RG HRR 1930 Nr 1439 
auch in ſolchem Falle die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mängel der Sache gibt, jo befindet 
es ſich trotz dem Beſtreiten allerdings in Widerſpruch mit den vorſtehenden Entſcheidungen. Es 
muß aber anerkannt werden, daß die Vereinbarung eines ſolchen Garantie vertrags die zuläſſige 
ſtillſchweigende Abmachung enthalten kann, daß die gewöhnlichen Gewährleiſtungsanſprüche des 
$ 459 Anwendung finden ſollen. Insbeſondere kann dem Ausdruck, „daß für eine beſtimmte Zeit 
Garantie geleiſtet werde“, eine verſchiedene Bedeutung beigelegt werden; entweder dahin, daß 
der Verkaufer Mangel des verkauften Gegenſtandes innerhalb der Garantiefriſt unentgeltlich 
beſeitigen werde, oder dahin, daß der Verkäufer auch nach Ablauf der geſetzlichen Verjährungsfrist 
für die bis zum Ablauf der Garantiefriſt entdeckten Fehler haften wolle (RG 37, 79; 65, 121). 

6. Ausgeſchloſſen iſt die Haftung in folgenden Fällen: 

a) wenn der Käufer den Mangel beim Abſchluß des Vertrags gekannt hat ($ 460); 

b) wenn eine verpfändete Sache in öffentlicher Verſteigerung als Pfand verkauft 
wird ($ 401; ZPO § 806; 3G 8 56); 

e) im Falle des § 2376 Abſ 2; vgl. auch § 2385 Abſ 2; 

d) wenn die Haftung des Verkäufers durch Vereinbarung mit dem Käufer erlaſſen 
oder beſchränkt iſt. Ein Kauf „wie beſehen“ ſchließt im Zweifel nur die Haftung für ſichtbare 
Mängel aus (RG 94, 287; Recht 1914 Nr 2637; JW 06, 54917; Warn 1913 Nr 281; 1919 Nr 114; 
NG 24. 4. 09 V 300/08; 14. 3. 19 111 435/18). Ebenſo Kauf eines Grundſtücks „wie ſeither 
beſeſſen“ (Gruch 63, 222). Iſt der Kaufpreis durch das ſachverſtändige Ermeſſen eines 
Dritten zu beſtimmen, gilt gleichfalls Gewährleiſtung für ausgeſchloſſen (RG Recht 08 Nr 46). 
Auch bei Arbitrageklauſel. Die Vereinbarung ift jedoch nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel 
argliſtig verſchweigt (RG 5. 10. 18 V 156/18). Der Erlaß der Haftung kann auch ſtillſchweigend 
erfolgen oder ſich aus der Natur des ganzen Vertrags ergeben (NG 87, 336 zu eng). So kann die 
Verabredung über Nachbeſſerungsarbeiten den Ausſchluß der Gewährleiſtung bedeuten (RG 
23 1916 Sp. 147) Ebenſo kann bei gewagten Geſchäften, bei Käufen in Bauſch und Bogen 
ſtillſchweigend die Gewährleiſtung als ausgeſchloſſen gewollt fein. Über Vereinbarung, „nur 
nachzubeſſern, ohne für weiteren Schaden zu haften“, vgl. RG 96, 266. 

e) Der Käufer kann der Gewährleiſtungsanſprüche ſpäter verluſtig gehen, wenn er durch 
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fein Verhalten kundgibt, daß er auf ſie verzichtet. Dabei ift aber fein Geſamtverhalten zu 
berückſichtigen (RG 54, 80; 98, 231; R& 16. 3. 20 11 351/19; 19. 11. 07 1 257/07). 


7. Verhältnis der Gewährleiſtungsanſprüche zu anderen Rechtsbehelfen, ſowohl bei 
Fehlern als beim Mangel zugeſicherter Eigenſchaften (NG 5. 4. 07 111 322/06). Hier ift 
zunächſt zu unterſcheiden der Zeitpunkt vor und nach dem Gefahrübergang. 


A. Vor der Übergabe können die allgemeinen Rechtsbehelfe wegen Nichterfüllung eines 
Vertrags ſchlechthin geltend gemacht werden. Denn hier kann von einer Behinderung dieſer 
Rechtshilfe durch den Gewährleiſtungsanſpruch um deswillen nicht die Rede ſein, weil dieſer ſelbſt, 
von beſonderen Umſtänden abgeſehen, noch gar nicht entſtanden, der Gewährleiſtungsfall noch 
nicht eingetreten iſt (RG 53, 73; 70, 429; 96, 156). Daher kann der Käufer den Vertrag bis 
dahin wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung anfechten, die Einrede des nichterfüllten Ver⸗ 
trags der culpa in contrahendo geltend machen, ſich auf veränderte Geſchäftsgrundlage berufen, 
ſich auf urſprüngliche und nachträgliche Unmöglichkeit berufen, Schadenserſatzanſprüche geltend 
machen uſw. (RG 20. 1. 09 V 144/08), und zwar auch dann, wenn dafür die Fehler einer Sache 
i. S. von 88 459ff. die Grundlage des Anſpruchs bilden. 


B. Nach der Übergabe der Kaufſache iſt jedoch die Geltendmachung irgendwelcher Anſprüche 
wegen der in § 459 und § 463 genannten Mängel aus anderen Rechtsvorſchriften inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen, als dem Käufer beſondere Gewährleiſtungsanſprüche gegeben find, von denen anzu⸗ 
nehmen iſt, daß ſie allein die Beziehungen der Parteien nun regeln ſollen. Vorausſetzung iſt aber 
immer, daß es ſich um Fehler i. S. dieſer Vorſchriften handelt. Darüber freilich herrſcht keines⸗ 
wegs Einverſtändnis. 

a) Der Käufer bleibt berechtigt, die angebotene mangelhafte Sache nach ſeinem Belieben 
abzulehnen (JW 1912, 467; 1915, 10035). Auch durch die Annahme als Erfüllung wird gemäß 
$ 363 die Geltendmachung der Einrede des nichterfüllten Vertrags, deſſen Nichterfüllung auch 
in der Lieferung einer mangelhaften Sache beruhen kann (RS 57, 399; 64, 240; 66, 282), dem 
Käufer vorbehalten. Dadurch kann er den Verkäufer in Verzug ſetzen und ſchließlich gemäß 
$ 326 vom Vertrage zurücktreten. Der weitere wirtschaftliche Grund des Rücktritts liegt 
dann allerdings in der Mangelhaftigkeit der Sache; der rechtliche Grund iſt aber allein der 
eingetretene Verzug, der nicht notwendig eintreten muß und ausbleiben kann, wenn etwa 
der Verkäufer den Mangel beſeitigt, wozu er das Recht hat. In dieſem Fall hat daher der Käufer 
die Wahl, ob er wegen der mangelhaften Sache nur die Einrede des nichterfüllten Vertrags 
geltend machen will oder die Gewährleiſtungsanſprüche. Erſtere wird durch die Möglichkeit, 
letztere geltend zu machen, nicht ausgeſchloſſen. 

b) Fehlt der Kaufſache von vornherein die Eigenſchaft, die nach $ 459 Abf 1 vorausgeſetzt 
wird oder nach Abſ 2 ausdrücklich zugeſichert iſt, und iſt der Fehler derart, daß er nicht behoben 
werden kann, ſomit die Lieferung einer vertragsmäßigen Sache unmöglich macht, ſo liegt an 
ſich ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter nichtiger Vertrag gemäß $ 306 vor. Da 
aber dieſe Unmöglichkeit, eine mangelfreie Sache zu liefern, bei ihrer Übergabe zugleich den 
Garantiefall begründet, fo kann, wenn dieſe erfolgt iſt, nunmehr nicht mehr die ursprünglich 
vorhandene Unmöglichkeit als Nichtigkeitsgrund geltend gemacht werden — wie es vor der Über⸗ 
gabe zuläſſig war —, ſondern der Käufer ift jetzt ausſchließlich auf die Gewährleiſtungsanſprüche 
angewieſen (RG 11. 1. 18 11 389/17; Warn 1918 Nr 185). £ 
. ©) Bekommt die verkaufte Sache erſt nach Kaufabſchluß, aber vor Gefahrübergang die 
im 8 459 erwähnten Mängel und wird dadurch ihre mangelfreie Lieferung unmöglich, fo tritt 
in gleicher Weiſe nur die Gewährhaftung ein, wenn dieſe Mängel beim Gefahrübergang noch 
vorhanden ſind. Denn die Haftung des Verkäufers geht darauf, daß bei Übergabe die Sache 
von den genannten Mängeln frei iſt; hierfür aber ift es gleichgültig, ob dieſe Mängel vor oder 
nach dem Kaufabſchluß entſtanden find. Ob die Unmöglichkeit keine der Parteien oder der Ver- 
laufer zu vertreten hat, iſt ohne Belang für den Ausſchluß von $ 324, denn nach $ 459 hat ſtets 
der Verkäufer auch die objektive Tatſache des Vorliegens von Mängeln zu vertreten. Anders 
iſt es aber dann, wenn der Käufer ſelbſt die Unmöglichkeit verſchuldet. Dann bleibt es bei der 
Vorſchrift der 88 324, 325, denn die Haftung des $ 459 bezieht ſich offenſichtlich nicht auf dieſe 
Fälle. Es iſt beſtritten, ob die mangelhafte Lieferung überhaupt unter den Begriff der Unmöglich⸗ 
keit (qualitative Unmöglichkeit) fällt. Die Frageſtellung iſt verfehlt. In Frage kommt nur, 
ob ein vorhandener Mangel eine mangelfreie Lieferung unmöglich mache oder nicht. Dieſe aber 
ft zu bejahen. Da aber der Grund der Unmöglichkeit der Mangel iſt und die Folgen des Mangels 
von $ 459 ausſchließend geregelt werden, kommen die Rechtsregeln über die Unmöglichkeit der 
Lieferung eben nicht zur Anwendung, fie beſtehen auch nicht nebeneinander (jo R 57, 400 
NG 88, 105 noch dahingeftellt gelaffen). Unzuläſſig ift es jedoch, bei vorhandenen Mängeln von 
einer teilweiſen Unmöglichkeit zu reden. Dieſe ſetzt eine teilweiſe Möglichkeit der Lieferung, 
d. h. im Sinne von $$ 307, 323, 325, der Leiſtungsteile voraus (dagegen Gruch 53, 338; JW 
1912, 72%), Eine unteilbare Leiſtung iſt nur ganz unmöglich oder möglich. Auch wegen Fehlens 
zugeſicherter Eigenſchaften der Kaufſache iſt die Anfechtung wegen Irrtums bez. einer ver⸗ 
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kehrsweſentlichen Sacheigenſchaft verſagt (RG 14. 3. 22 II 492/21). Eine mangelhafte 
Lieferung iſt als mangelfreie ganz unmöglich. Zu welchem Teile ſollte ſie möglich ſein? 

d) Die Anfechtung des Kaufes wegen Irrtums über Eigenſchaften der Kaufſache, die im 
Verkehr als weſentlich angeſehen werden (§ 119 Abſ 2), iſt für den Käufer ausgeſchloſſen, 
ſoweit wegen dieſer Mängel die Geltendmachung von Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüchen möglich ift. Soweit es ſich um andersartigen Irrtum handelt, ſteht der An⸗ 
fechtung natürlich nichts entgegen. Dies iſt die we Praxis des Reichsgerichts 
(MS 61, 171; 62, 282; 64, 269; 70, 429; 135, 339; JW 09 S. 6554, 6844; 1932, 186252, Gruch 
53, 940; Warn 1916 Nr 116; Rc 5. 12. 11 J1 646/10; 18. 3. 19 11 386/18: 10. 12. 13 V 352/13). 
Die zuläſſig und mit Recht erfolgte Anfechtung ſchließt dann die Gewährleiſtungsanſprüche aus. 
Vgl. hierüber auch Wolzendorff in IheringsJ 64 (1914), 311ff. Der Verkäufer kann den 
Kauf nach § 119 Abſ 2 ſelbſtverſtändlich immer anfechten, auch das dingliche Erfüllungs- 
geſchäft beim Gattungskauf (RG 70, 428). Keine Anfechtung wegen Irrtums über die 
Kaufkraft des Geldes nach RG 111, 259. Kommt nicht ein reiner Kaufvertrag in Frage, ſondern 
ein gemiſchter Vertrag, wonach nicht nur der Bezug der Ware durch den Käufer, ſondern auch 
ihr Vertrieb durch ihn Vertragsinhalt geworden iſt, RG 65, 37, fo ift ein Irrtum über weſentliche 
Eigenſchaften der Sache dann nach § 119 anfechtbar, wenn dieſer Irrtum für die Verpflichtungs⸗ 
übernahme zum Vertrieb urſächlich war, NG Gruch 1932, 450. 

e) Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung nach $ 123 kann ſich beziehen auf eine beim 
Abſchluß des Kaufes begangene Argliſt und eine bei der Übergabe der Kaufſache 
begangene Täuſchung. In beiden Beziehungen wird hier dem betrogenen Käufer der An⸗ 
fechtungsanſpruch aus § 123 neben dem ihm etwa wahlweiſe zuſtehenden Wandlungsanſpruch 
oder dem in 9463 gegebenen Schadenserſatzanſpruch erhalten, denn es würde eine ungerechtfertigte 
Begünſtigung des Betrügers bedeuten, wenn der Käufer nur auf die Wandlung beſchränkt würde. 
Das iſt im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs zu fordern, wenn ſich der Käufer ohne Ver⸗ 
ſchulden des Verkäufers im Irrtum befand, nicht aber, wenn der Verkäufer dieſen Irrtum ſelbſt 
argliſtig hervorgerufen hat (MG 62, 126; 96, 156; 104, 1 JW 1913, 1978; 1914, 189; Se uff 
70, 43). Der Umſtand, daß in § 480 Abſ 2 bei Gattungskäufen dem Käufer anſtatt der 
Wandlung uſw. auch ein Schadenserſatzanſpruch zugebilligt wird, läßt noch nicht den Schluß 
als notwendig erſcheinen, daß hier die Anfechtung ausgeſchloſſen fein ſoll, wie RG 70, 423 an⸗ 
l Auch bei Gattungskäufen liegt kein Anlaß vor, den betrügeriſchen Verkäufer günſtiger 
zu ſtellen. 

1) Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung nach $ 826, insbeſondere 
wegen Betrugs, ſteht dem Käufer aus demſelben Grunde wie die Anfechtung zu o neben dem 
in § 463 gewährten Schadenserſatzanſpruch zu. Dieſer unterliegt auch nicht der kurzen Ver⸗ 
jährung des $ 477. Rc 56, 169; 93, 160; 117, 316. Er iſt ferner auch zuläſſig, trotzdem der Kauf 
wegen arglistiger Täuſchung angefochten worden ift, denn die unerlaubte Handlung des Betrugs 
iſt ſelbſtändiger Klaggrund, das Beſtehen eines Vertrags wird nicht vorausgeſetzt. Daher kann 
an ſich auch nach erfolgter Anfechtung noch der Schadenserſatzanſpruch aus $ 816 geltend gemacht 
werden (a. M. RG 74, 1). Es liegt freilich Klagänderung vor. 

g) Im übrigen haftet der Verkäufer wie bei jedem gegenſeitigen Vertrage uach beim Kauf 
für eine ſchuldhafte Verletzung ſeiner Vertragspflichten nach 88 275, 276 auf Schadenserſatz, 
insbeſondere auch bei poſitiven Vertragsverletzungen und bei Fahrläſſigkeit beim 
Vertragsſchluß (culpa in contrahendo). Dieſer Anſpruch ſteht dem Käufer neben allen ſonſtigen 
Rechten zu, insbeſondere auch neben der Wandlung oder Minderung (Mb 52, 18; 53, 200; 56, 
166; 66, 289; 68, 192; JW 09, 1610) oder neben dem Verlangen auf Lieferung einer anderen 
Gattungsſache ($ 480), ſoweit die Verletzung anderer Pflichten des Verkäufers in Frage kommen, 
die mit der Mangelhaftigkeit der Sache nicht unmittelbar zuſammenhängen, Rd 64, 43; 71, 175; 
95, 4; JW 1930, 34722. Dieſe Anſprüche unterliegen nicht der kurzen Verjährung. Nur ſoweit 
ſchon der Gewährleiſtungsanſpruch auf Erſatz desſelben Schadens geht wie der nach 88 275, 
276 geltend zu machende, geht jene Sonderregelung der allgemeinen vor (RG 53, 
202; R DZ 1931 Sp. 1515; SeuffA 79, 15). Dagegen RG 131, 76, Weidenbaum L8 1933 
Sp. 370. Dieſe Schadenserſatzanſprüche unterliegen dann der kurzen Verjährung des § 477 
(ch 53, 200; 129, 282). Vielfach wird jedoch behauptet, auch die Einrede der eulpa in eontra- 
hendo und der mangelnden Geſchäftsgrundlage ſei nicht zuläſſig, wenn ein Verſchulden des 
Verkäufers bei der Angabe oder Nichtangabe von den für den Käufer wichtigen Eigenſchaften 
i. S. von $ 459 oder eine von beiden Parteien beim Kaufabſchluß vorausgeſetzte, tatſächlich nicht 
vorhandene Eigenſchaft der Kaufſache in Frage kommt. Ebenſowenig die Berufung auf § 242 
und auf ungerechtfertigte Bereicherung nach Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche. So 
R 135, 339 und z. B. Haymann in JW' 1932, 1862. 

h) In Betracht kommen nur Mängel und Eigenſchaften der Sache ſelbſt, nicht auch z. B. 
der Verpackung (RG 6. 10. 21 VI 345/21). 

i) Die Vorſchrift des § 459 Abſ 1 ſcheidet beim Kauf der in § 481 aufgezählten Tierarten 
völlig aus, RG 123, 148. 
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k) Die Vorſchriften über Mängelrüge find nachgiebigen Rechts und können von den Parteien 
dahin abgeändert werden, daß die Haftung wegen Sachmängel ausgeſchloſſen ſein ſoll. Ein 
ſolcher Ausſchluß iſt im Zweifel nicht auf den Zeitpunkt des Vertragsangebotes oder Vertrags⸗ 
ſchluſſes zu beziehen, ſondern auch auf die Zeit nach der Übergabe. 


8 460 

Her Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt 1). Iſt 
dem Käufer ein Mangel der im § 459 Abſ 1 bezeichneten Art infolge grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben 2), jo haftet der Verkäufer, fofern er nicht 
die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert hat, nur, wenn er den Fehler arg- 
liſtig verſchwiegen hat ) ). 

E 382 II 398; M 2 220; P 1 671 ff. 

1. Die in $ 459 geordnete Haftung bezieht ſich nur auf verborgene Mängel. Die Vor⸗ 
ſchrift greift aber auch dann Platz, wenn der Käufer keinen Gewährleiſtungsanſpruch geltend 
macht, ſondern die Einrede des nicht erfüllten Vertrags (RG 12. 7. 22 111 622/21). Ausge⸗ 
ſchioſſen ift die Haftpflicht des Verkäufers zunächſt bei Kenntnis des Käufers von den der ver⸗ 
lauſten Sache anhaftenden Mängeln (ſtillſchweigender Verzicht), und zwar ſowohl von den poſi⸗ 
ten Fehlern ($ 459 Abſ 1), als von dem Mangel zugeficherter Eigenſchaften (5 459 Abſ 2). Eine 
Unterſuchungspflicht beſteht nach bürgerlichem Recht nicht, nur bei Handelsgeſchäften 
nach 5 477. Nach dem beſonderen Fall kann aber in jedem Unterlaſſen einer Beſichtigung 
grobe Fahrläſſigkeit liegen. Die Kenntnis ſchließt auch die Haftung des Verkäufers für argliſtig 
perſchwiegene Mängel aus (NG 55, 214). Der Käufer muß den Mangel in ſeiner Geſamtheit 
tennen. Wußte der Käufer, daß unter der gekauften Ware ein verhältnismäßig geringer Bruchteil 
(cs haft iſt, ſo genügt dies nicht, um die Mängelrüge wegen der Geſamtheit auszuſchließen 
6 6. 5. 19 11 525/18). Handelt es ſich um den Kauf einer Menge, die erſt nachträglich beſtimmt 
rag kann, fo ift der Kauf auf dieſe beſchränkt, ſoweit fie nach der Verkehrsauffaſſung lieferungs⸗ 
Felde iſt. Die Kenntnis des Käufers von der Mangelhaftigkeit eines Teiles der noch auf dem 
8 elde Ntehenden Frucht führt daher überhaupt nicht zur Anwendung von § 460 (RG LZ 1919 
5 oT ) Die Kenntnis muß ſich auf alle Vorausfegungen des $ 459 beziehen (RG Gruch 
50,368). Dringender Verdacht ſteht der Kenntnis nicht gleich (RG 23 1918, 837). Maß⸗ 
W iſt dabei die Kenntnis zur Zeit des Vertragsſchluſſes; erlangt kann dieſe 
Einen auch ſchon vorher ſein. Eine nach dieſer Zeit erlangte Kenntnis iſt nur dann von 
I da wenn der Käufer mit ſolcher die verkaufte Sache vorbehaltslos annimmt ($ 464; RG 
1 20 1 V 255/01). — Bei einem Verkauf „auf Beſſcht! jedoch ift in ſinngemäßer Anwendung 

5 460 nicht der Abſchluß des auſſchie bend bedingten Vertrags, ſondern die Zeit der Billi- 
gung des Vertragsgegenſtandes durch den Käufer entſcheidend (JW 1912, 85812; NG 
8 85). Der $ 460 Satz 1 iſt unanwendbar, wenn der Käufer trotz ſeiner Kenntnis der äuße ren 
ttehler der Sache den Umſtand nicht kennt, daß durch dieſe Fehler der Wert oder die Gebrauchs⸗ 
5 uglicsteit der Sache aufgehoben oder gemindert wird (RG 11. 6. 05 II 643/04). — Dagegen 
un die Haftpflicht des Verkäufers für zugeſicherte Eigenſchaften auch bei Kenntnis des 

ufers von deren Mangel in dem Falle beſtehen, wenn der Verkäufer eine Eigenſchaft in dem 
Men zuſagt, daß er fie herzuſtellen verſpricht oder für deren Beſchaffung beſondere Garantie 

ernimmt (M 2, 226). 

d * Grob fahrläſſige untenntnis des Käufers vom Mangel ſteht der Haftpflicht im Falle 
en 450 AH 1 (nicht Abſ 2) entgegen. Die grobe Fahrläffigfeit braucht dem Käufer nicht gerade 
opel genblick des Vertragsſchluſſes zur Laſt zu fallen; es genügt, wenn er vorher aus grober 
8 hrläſſigke it von den Mängeln keine Kenntnis erlangt hat. Nur eine erſt nach dem Kaufabſchluß 
m 5 Fahrläſſigkeit bleibt außer Betracht, RG 131, 353. Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine be 
en ſchwere Vernachläſſigung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Vgl. § 932 A 5. Nicht 
mne Unbeachtetlaſſen eines Bedenkens genügt. Sich verlaſſen auf das Gutachten eines glaub- 
„digen Sachverſtändigen kann entſchuldigen (RG 1. 12. 11 VII 221/11). Handelt es ſich um 
ee orgene Mängel, ſo iſt der Käufer, ſelbſt wenn er Mißtrauen gegen den Verkäufer hegt, 
na Peranlaft, vor dem Kaufabſchluß Unterſuchungen anzuſtellen (RG 7. 10. 10 / 589/09; 
. 5. 12 V 31/12; 17. 10. 17 V 143/17). Die Unterſuchung iſt nur fo weit erforderlich, 
Rig aach den Umftänden des Falles Treu und Glauben es gebieten (M 2, 226; RG 131, 353 u. 
— Recht 1908 Nr 1162). Auch eine beſondere Sachkunde des Käufers iſt zu berüd- 
Bergen (Dig 1903, 405). Wird der Käufer durch einen andern vertreten, kommt § 166 in 
Ger ct, NG 131, 355. Erhebliche Eingriffe in Baulichkeiten können nicht erfordert werden 
6 Bayz 1917, 387) N 
Der Verkäufer haftet aber hier, auch bei grob fahrläſſiger Unkenntnis des Käufers, un⸗ 
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beſchränkt, wenn er die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert oder deſſen Vorhandenſein arg⸗ 
liſtig verſchwiegen hat. Die $$ 460 Satz 2 u. 463 Satz 2 verlangen argliſtiges Verſchweigen 
eines Fehlers im Sinne von 8 459 Abſ 1. Iſt daher feſtgeſtellt, daß näher bezeichnete Schwächen 
der Kaufſache keine Gewährleiſtungsmängel im Sinne von $ 459 Abſ 1 waren, fo ſcheiden 98 460 
Satz 2 u. 463 Satz 2 vollſtändig aus (RG 67, 146). Argliſtig handelt, wer ſich bewußt iſt, daß 
eine Tatſache für die Entſchließung des Gegners von Erheblichkeit iſt, nach Treu und Glauben 
demnach dieſe Tatſache nach der Verkehrsauffaſſung mitzuteilen auch verpflichtet wäre und trotzdem 
dieſe Mitteilung unterläßt. Auch die Unterdrückung oder Vorenthaltung von bloßen Zweifeln 
kann aus ſolchen Gründen ſchon argliſtig fein (MG 62, 149; 69, 15; 75, 436; 77, 314; Warn 
1915 Nr 110; 1917 Nr 186). Insbeſondere iſt es argliſtig, wenn der Verkäufer das Beſtehen 
des Mangels vermutet (RG 4. 5. 12 V 454/11; 24. 6. 12 II 69/12). Über Schwammverdäch⸗ 
tigkeit vgl. noch Warn 1912 Nr 300; 1914 Nr 297; 1915 Nr 110; 1919 Nr 31; JW 1912, 1103“. 
Zur Annahme eines argliſtigen Verſchweigens von Mängeln (RG 67, 146) genügt nicht 
die erweisliche Kenntnis des Verkäufers von denſelben; vielmehr iſt das Verſchweigen nur dann 
argliſtig, wenn der Verkäufer darauf rechnet, daß der Käufer die verſchwiegenen Mängel nicht 
bemerken und deshalb die Ware beſtellen werde. Vgl. auch § 123. Der Tatbeſtand des argliſtigen 
Verſchweigens deckt ſich nach der allgemeinen Meinung weder mit dem des Betrugs nach § 263 
StGB, der freilich im Strafrecht nicht enger gefaßt werden ſollte, als im bürgerlichen Recht, 
noch deckt er Sich ſchlechthin mit den Erforderniſſen des $ 826 (RG 67, 146; RG St 17. 1. 13 U 
1167/12). Beſonderer Veranſtaltungen des Verkäufers, um den Käufer in Unkenntnis der Mängel 
zu erhalten, bedarf es nicht (RG JW 06, 865; RG 30. 5. 08 V 414/07). — Bewußte Täuſchung 
wird vorausgeſetzt, fahrläſſige genügt nicht (RG 16. 5. 03 V 12/03; 14. 3. 08 V 342/07). Vgl. 
auch 9 463 A 6. Daß die Täuſchung bezweckt war, ift nicht verlangt, es genügt bewußtes Schwei ⸗ 
gen auf die Gefahr der Täuſchung hin (RG 62, 300). Eine ſolche Argliſt iſt ſelbſt damit nicht 
unvereinbar, daß der Verkäufer bereitwillig die Unterſuchung der Sache geſtattet. Sie kann unter 
Umſtänden ohne weiteres daraus entnommen werden, daß der Verkäufer die Erheblichkeit des 
Mangels für den Käufer kannte (RGS 19. 12. 11 Il 412/11; 19. 4. 13 V 531/12) und wußte, daß 
dieſer feine Abweſenheit annahm (RG 55, 213; 62, 300; 69, 15). Von Bedeutung kann hierbei 
auch die Art und der Grad des Mangels werden (RG 9. 12. 11 11 412/11). Stehen dem Käufer 
mehrere Verkäufer gegenüber, ſo iſt der Wandlungsanſpruch gegen alle Verkäufer begründet, 
wenn auch nur einer derſelben einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat (RG 20. 5. 08 V 385/07). 
Dagegen iſt es argliſtig, wenn der Verkäufer das Beſtehen des Mangels vermutet. — Gegen- 
über der Argliſt des Verkäufers kommt eine Mitſchuld des Käufers nicht in Betracht, der 
Verkäufer kann ſich nicht auf deſſen Fahrläſſigkeit berufen (RG 67, 281; 69, 277; 76, 313; 
SW 05, 7175; 08, 910; 1911, 91%; Warn 1914 Nr 49; RG 15. 3. 12 LI 510/11). 

4. Die Beweislaſt trifft in den Fällen des $ 460 den Verkäufer dafür, daß der Käufer den 
Mangel gekannt habe oder habe kennen müſſen, den Käufer dafür, daß der Verkäufer die Ab⸗ 
weſenheit des Fehlers (oder deſſen Beſeitigung) zugeſichert oder argliſtig verſchwiegen habe. 
Macht der Käufer einen Erſatzanſpruch geltend, weil ihm der Verkäufer einen Fehler der Ware 
argliſtig verſchwiegen habe, und beruft ſich der Verkäufer demgegenüber darauf, daß der Gegner 
die Ware und deren Eigenſchaften gekannt habe, jo erſcheint das erſtere als ſelbſtändiges Angriffs- 
mittel und das letztere als ſelbſtändiger Einwand. Daher kann über jedes durch Zwiſchenurteil 
entſchieden werden (RG 55, 210; 102, 394). 


8 461 


Oer Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten !), 
wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechts in öffentlicher Verſteigerung 
unter der Bezeichnung als Pfand verkauft wird ?), 

E II 398; P 3 480 ff. 


1. Die nach dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſene Haftpflicht des Verkäufers kann durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien auch hier begründet werden. Liegt eine ſolche Vereinbarung nicht 
vor, jo kann der Verkäufer ſelbſt bei argliſtigem Verſchweigen nicht auf Grund der 88 459, 463, 
ſondern höchſtens aus § 823, 826 in Anſpruch genommen werden. Auf den Mangel zugeſicher⸗ 
ter Eigenſchaften dürfte $ 461 jedoch nicht zu beziehen ſein; zuſtimmend Planck A 1b (beſtr. ). 
Wohl aber auf argliſtiges Verſchweigen. Die Haftung wegen Betrugs aus $ 826 wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

2. Daneben iſt nach der ZPO $ 806 auch bei der auf Grund einer Pfändung bewirkten Ver⸗ 
äußerung die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers ausgeſchloſſen. Bei dem freihändigen 
Pfandverkauf nach $$ 1221, 1235 Abſ 2, 1245, 1246, wie auch bei dem Selbſthilfe verkauf 
durch einen Gerichtsvollzieher nach § 383 Abſ 3 bleibt dagegen dieſe Gewährleiſtungspflicht 
beſtehen (RG JW 02, 54511; 04, 561). 


Kauf Tauſch 89 460-462 75 


9 462 


) Wegen eines Mangels, den der Verkäufer nach den Vorſchriften der 
88 459, 460 zu vertreten hat, kann der Käufer Nückgängigmachung des Kaufes 
(Wandelung) 2) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes (Minderung) ) ver- 
langen 10). 

E 1 383 II 309; M 2 227; P 1 673, 697. 


1. Mit dem Eintritt des Gewährleiſtungsſalls, nämlich dem objektiven Vorliegen eines 
dom Verkäufer zu vertretenden Fehlers der verkauften Sache zum Zeitpunkte des Gefahr- 
Übergangs — nicht ſchon mit dem Kaufabſchluß (a. M. Seuffl 64, 117) — entſtehen die An⸗ 
ſpruche des Käufers auf die Folgen der dem Verkäufer obliegenden Haftung. Wandlung und 
Preisminderung entſtehen nicht automatiſch von ſelbſt, es wird vielmehr nur dem Käufer ein 
Anſpruch darauf gegeben, den geltend zu machen in ſeinem Belieben ſteht. Sie ſtellen ſich als 
beſondere Folgen der Nichterfüllung des Vertrags dar und beſtehen in der Rückgängigmachung 
des Kaufes (Wandlung) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes (Minderung). Dies ſind 
die eigentlichen Gewährleiſtungsanſprüche. Daneben werden in beſonderer Weiſe auch die An⸗ 
ſpruche auf Schadenserſatz vom BGB in $ 463 u. a. als weitere eigenartige Gewähr⸗ 
leiſtungsanſ prüche geregelt. — Die Anſprüche auf Wandlung und auf Minderung ſind je 
ſelbſtändige Anſp rüche, es liegt nicht ein einheitlicher Anſpruch mit alternativem Inhalt 
vor (MG 66, 332). Der Käufer hat die Wahl, welchen er geltend machen will, ſo lange, bis der 
ee oder andere verwirklicht (vollzogen) ift. $ 263 iſt hier nicht anwendbar. Daher iſt auch der 
abe gang von einem Anſpruch auf den andern im Prozeß Klagänderung (RG 64, 374; JW 07, 
En Abweiſung des Wandlungsanſpruchs ſchließt den Minderungsanſpruch nicht aus (JW 07, 
Ich 2911, 592; Se uff 67, 91) und umgekehrt. Das durch Vollziehung erloſchene Wahlrecht 
ebt auch dann nicht wieder auf, wenn die Wandlung infolge eines ſpäter eingetretenen Umſtandes 
movirkſam wird (R 20. 9. 10 I 58/19). Wem nach $ 463 rechtskräftig ein Schadenserſatz zu- 
gehmroshen ft, kann nicht noch Preisminderung verlangen (RG 14. 1. 14 V 401/13). Die in 
985 462, 463 geregelten Anſprüche auf Wandlung, Minderung und Schadenserſatz wegen Nicht- 
erfüllung, die auf einer beſonderen geſetzlichen Garantie pflicht beruhen, gehören unmittelbar 
125 Erfüllung des Kaufvertrags und ſtellen im Sinne KO $ 17 Anfprüche aus dem zweiſeitigen 
9 dar. Der Käuferanſpruch iſt dann aber mit einem Zahlungsanſpruch des Konkursver⸗ 
0 pre nicht vereinbar. Daher enthält dieſer kein Erfüllungsverlangen nach KO, Mansfeld 23 

15 Sp 873; RG 0 1927 Sp 390 = JW 1927, 699. — RG 32, 1. A. M. Jaeger, Ko zu 917 
eh „Konkurs- u. Treuhandweſen“ 1 S. 1. Nimmt man richtig an, daß bei bedingtem Kauf 
ie Gefahr ebenfalls ſchon mit einer vor Eintritt der Bedingung erfolgten Übergabe der Sache 
5 den Käufer übergeht, fo hat dieſer den Wandlungsanſpruch, wenn die Sache zur Zeit der 
5 ergabe Mängel hat. Wenn jedoch daraus gefolgert wird, er könne dieſe Mängelrüge ſelbſt 
Den eltend machen, wenn der Mangel vor Eintritt der Bedingung wieder be hoben iſt, Adenauer, 
Er Gefahrübergang beim aufſchiebend bedingten Kauf in Kölner rechtswiſſ. Abhdl. Heft 5 (1932) 

3 10 kann dem nicht zugeſtimmt werden, denn ein ſolches Verfahren verſtieße wider Treu 
und Glauben. Vor Eintritt der Bedingung kann die Mängelrüge aber überhaupt nicht geltend 
gemacht werden, R 65, 245. 


2. Die Wandlung ift Rückgängi d Auf di ge entſteht aus 
gängigmachung des Kaufes. Auf dieſe Folge entſteht au 

150 Kauf und der dem Verkaufer Ae Haſtung ein unmittelbarer Anſpruch (Her⸗ 
vertungstheorie), nicht entſteht ein Anſpruch auf Schließung eines den Kauf- 
1 5 0 aufhebenden Vertrages (ſog. Vertragstheorie). Die Frage iſt freilich beſtritten 
5955 der Standpunkt der Motive nicht klar, $ 465 zwingt aber nicht zu dieſer umſtändlichen Kon⸗ 
lenor. Vgl. Näheres dort. Anderſeits tritt die Wandlung aber auch nicht, wie bei der An- 
N tung, durch einſeitige Erklärung des Käufers ein, vielmehr geht der Anſpruch auf eine Leiſtung 
al erkäufers, die Rückgängigmachung. Bei der Anfechtung ift der Kauf von Anfang an 
10 tas hier wird ein an ſich beſtehender Vertrag rückgängig gemacht (JW 01, 864). Die gegen- 
dor Ja Rückgewähr vollzieht ſich bei der Anfechtung nach den Beſtimmungen der $$ 872, 985, bei 
Er Wandlung nach § 467. Die Wandlung hat an ſich nicht die Wirkung, daß an Stelle des rüd- 
einig gemachten Kaufvertrags ein anderer gegenſeitiger Vertrag tritt (RG 93, 49). Es findet 
15 Austauſch von Leiſtung und Gegenleistung ftatt, wie bei gegenfeitigen Verträgen, ſondern 
geiglich Beſeitigung des früheren, auf einen ſolchen Austauſch gerichteten Kaufvertrags. 
e Folgen nach $$ 467, 346, 345, 320, 322 find geſetzliche, die je nach dem Stand der Leiſtungen 

1 ausbleiben können. Möglich ift natürlich auch der Abſchluß eines beſonderen Vertrags auf 
1 Leiſtungen (JW 1918, 6101; vgl. auch RG 66, 69). Die Rückgängigmachung ift insbeſondere 
d auf. Wenn eine geſetzliche Verpflichtung zur Rückgängigmachung beiteht, iſt in dem 
Do Erfüllung dieſer Pflicht dienenden Vertrage ein läſtiges Veräußerungsgeſchäft nicht enthalten. 
aher begründet die Anerkennung der aus der Wandlung ſich ergebenden Verbindlichkeiten auch 
z. B. keine Stempelpflicht (RG 47, 303; 60 S. 143, 398; Gruch 60, 310). — In $ 465 wird be- 
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ſtimmt, wann der Anſpruch auf Wandlung vollzogen iſt, der Kauf alſo rückgängig gemacht ift, 
in 88 467ff. wird die Wirkung dieſer Rückgängigmachung, ihre Durchführung geordnet. 

3. Die Minderung läßt im Gegenſatz zur Wandlung den Kaufvertrag beſtehen und 
gibt nur einen Anſpruch gegen den Käufer auf Herabſetzung des Kaufpreiſes. Für 
dieſen Anſpruch gilt dasſelbe wie für den Wandlungsanſpruch. Wie die Minderung durchzuführen 
iſt, wird in § 472 beſtimmt. 

4. Dem Bürgen des Käufers ſteht, wenn er auf Bezahlung des Kaufpreiſes belangt wird, 
der Wandlungsanſpruch nicht zu, wohl aber der Minderungsanſpruch nach § 768 (R 
66, 332). Er hat aber die Befugnis, dem Verkäufer ſolange die Befriedigung zu verſagen, als 
der Käufer wandeln kann. 

5. Beim Sukzeſſivlieferungsvertrag und bei teilbaren und in Teilen erfolgenden Liefe⸗ 
rungen beſchränkt ſich grundſätzlich die Wandlung auf die einzelne mangelhafte Rate 
(ROH G 4, 224; RG 57, 115; 65, 54; 104, 382; 22. 3. 18 III 517/17). Wenn die mangelhafte 
Rate auch für die Zukunft mangelhafte Leiſtungen befürchten läßt, ſo findet keine Erſtreckung 
der Wandlung auf dieſe zukünftigen Leiſtungen ſtatt, wohl aber treten die Grundſätze über po⸗ 
ſitive Vertragsverletzung in die Erſcheinung. Vgl. im übrigen aber $ 469. 

6. Von einer vorausgegangenen Mängelrüge iſt im bürgerlichen Verkehr die Geltendmachung 
des Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruchs nicht abhängig. Vgl. jedoch die Präſumtion 
des Verzichts nach § 464 und bei Handelsgeſchäften nach HGB § 477. HGB $ 477 kann 
zwar nicht entſprechend Anwendung auf andere als zweiſeitige Handelskäufe finden. Immerhin 
erfordert der Grundſatz von Treu und Glauben im Verkehr, daß der Käufer, der die 
ihm abgelieferte Ware als mangelhaft beanſtanden will, die Mängelrüge nicht ungebührlich 
verzögert, ſonſt muß er ſich jo behandeln laſſen, als ob er die Ware gebilligt habe und behalten 
wolle (RG 104, 96). Insbeſondere gilt die Mängelrüge als noch rechtzeitig erhoben, wenn ſich 
der Verkäufer fachlich auf fie einläßt (RG 106, 297). Im übrigen wohnt der friſtgerechten Rüge 
keine rechtsbegründende, ſondern nur eine rechtserhaltende Kraft inne (RG 106, 361). 

7. Über Abtretung der Gewährleiſtungsanſprüche vgl. RG 59, 238. 

8. Bei Wandlung und Minderung trifft ſtets den Käufer die Beweislaſt für die Mängel 
der Sache, ſowohl nach § 459 Abf 1 wie nach Abſ 2 (MG 66, 280). Denn dieſe bilden den Rechts⸗ 
grund für die Anſprüche. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um einen Spezies 
oder Gattungskauf handelt (RG 95, 119); gleichgültig iſt auch, ob er die Annahme ab- 
gelehnt oder die Ware angenommen hat. Nur wenn der Käufer bei Ablehnung der Annahme 
ſich darauf beſchränkt, die Einrede des nichterfüllten Vertrags borzufchliken, trifft den 
Verkäufer die Beweislaſt für die Erfüllung, wobei wiederum 9 363 zu berückſichtigen iſt (RG 
57, 399; JW' 07, 5095, ). 

9. Vertraglich kann die Wandlung ausgeſchloſſen und nur Nachbeſſerung oder Erſatz zu⸗ 
gelaſſen werden (RG 87, 336; RG 21. 4. 21 VI 527/20 in %3 1922 Sp 449). Wird im Kauf⸗ 
vertrag bedungen, daß der Verkäufer die gelieferte Sache, wenn fie mangelhaft fein ſollte, nur 
nachzubeſſern habe, „ohne für weiteren Schaden zu haften“, ſo iſt damit im Zweifel der Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung dann nicht ausgeſchloſſen, wenn Nachbeſſerung 
vergeblich verſucht worden iſt (RG 96, 266). An ſich iſt der Anſpruch auf Wandlung oder 
Minderung nicht davon abhängig, daß die Beſeitigung des Mangels ausgeſchloſſen iſt. Der Käufer 
wird aber unter Umſtänden nach § 242 dem Verkaufer die Ausbeſſerung geſtatten müſſen (RG 
61, 92; JW 1905, 4888; 1914, 145; Recht 1917 Nr 367; Planck A 4). 

10. Zweckmäßig iſt es, die hervorgetretenen Mängel gemäß ZPO $ 488 feſtſtellen zu laſſen. 
Das Recht hierzu ſteht ſowohl dem Käufer wie dem Verkäufer zu. Der Antrag auf Sicherung 
des Beweiſes unterbricht auch die Verjährung. 
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Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes !) eine zugeſicherte Eigen 
ſchaft ), fo kann der Käufer ſtatt der Wandelung oder der Minderung“) 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 3) verlangen. Das gleiche gilt, wenn der 
Verkäufer einen Fehler argliftig verſchwiegen hat 10). 

E 1 385 II 400; M 2 228, 229; P 1 680, 

1. Die Klagen aus § 463 haben als Vertragsklagen aus dem Rechte der Gewährleiſtung 
zu gelten (RG 66, 86; 67, 146; 78, 58; 83, 244). Auch die aus Satz 2 ſoll wenigſtens als ſolche 
behandelt werden (RG 16. 9. 14 V 144/14; 7. 1. 22 V 410/21). Auf einen urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Zuſicherung oder argliſtigen Vorſpiegelung und dem Entſchluſſe des 
Käufers kommt es nicht an; der Verkäufer muß für feine Erklärung ſchlechthin einſtehen (RG) 
102, 295). Die Vorſchrift trifft nur den Kauf einer beſtimmten einzelnen Sache (species; RG 
Recht 1918 Nr 38). Die Faſſung des $ 463 iſt verfehlt. Ob der verkauften Sache zur Zeit des 
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Kaufes die zugeſicherte Eigenſchaft fehlt, ift für die Wandlung oder Minderung gleichgültig. 
Für dieſe kommt es lediglich auf die Zeit des Gefahrübergangs an, die den kritiſchen Zeitpunkt 
für den Gewährleiſtungsfall bildet. Wenn daher $ 463 anordnet, daß ſtatt dieſer Anſprüche 
auch Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt werden kann, ſo wird dabei ſtillſchweigend vor⸗ 
ausgeſetzt, daß der Gewährleiſtungsfall überhaupt vorliegt, alſo auch zur Zeit des Gefahr- 
übergangs noch die zugeſicherten Eigenſchaften fehlen. Das ergibt auch die Natur des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs als eines ſolchen wegen Nichterfüllung. Hiermit iſt dieſer Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des § 463 gleich dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch als reiner Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch ausgeſtattet (RG 67, 146; 78, 58; Gruch 59, 359), ſo daß es eines Verſchuldens des 
Verkäufers nicht bedarf (RG Gruch 67, 313), nur daß als weiteres Erfordernis hinzutritt, daß 
der Mangel der verkauften Sache bereits zur Zeit des Kaufes vorhanden geweſen ſein muß 
(MG 8. 11. 10 11 23/10). Es iſt ein Fall der Haftung für Verſchulden bei Vertragsſchluß (RG 
95, 60). Der Käufer kann unter den nämlichen Vorausſetzungen im übrigen Schaden fordern, 
wie er wandeln kann. War alſo zur Zeit des Kaufabſchluſſes der Mangel noch nicht vorhanden, 
ſondern trat er erſt nachher ein, ſo kann der Verkäufer nicht nach § 463, wohl aber nach anderen 
Grundſätzen, z. B. $ 325, in Anſpruch genommen werden. Auch hier wird vom Gefahrübergang 
abgeſehen, wenn ſich der Mangel offenbar nicht beſeitigen läßt (RG 3. 4. 20 JI 525/19). Wenn 
ferner der Verkäufer nicht zur Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern erſt nachträglich ſich eines 
argliſtigen Verhaltens ſchuldig macht, kommt 8 463 nicht zur Anwendung (Recht 1915 Nr 2474). 
Für die beiden in § 463 geregelten Schadenserſatzanſprüche gelten daher, abgeſehen von den 
Mer aufgeſtellten beſonderen Erforderniſſen, auch die nach $$ 459,460 in Betracht kommenden Bor: 
ausſetzungen. Nur findet hier kein Ausſchluß der Haftung bei unerheblichen Mängeln ſtatt, 
RG 134, 88. Insbeſondere iſt $ 463 nur anwendbar 2155 Verkauf oder kaufähnlichen 
Geſchäften und von Sachen und den ihnen gleichgeſtellten unkörperlichen Gütern, z. B. 
Handelsgeſchäften (RG 63, 59; 98, 292; Warn 1915 Nr 14, 272; 1917 Nr 100; 23 1919, 691). 
Auf Verkäufe von Rechten iſt 8 463 nicht anwendbar, z. B. nicht auf Hypotheken (JW 1910, 954; 
1912 S. 13710, 7424; Rb 65, 90; 83, 245; Warn 1915 Nr 275; Lg 1916 Sp 30515). Ferner 
gilt aa il des Einfluſſes der Kenntnis des Käufers vom Mangel § 460 Satz 1, ſodann der 
Tundjaß über ein mitwirkendes Verſchulden des Käufers, mangelhafte Unterſuchung u. dgl. 
ns 18. 2. 08 II 485/07). Auf die Erheblichkeit der Wertminderung kommt es hier nicht an. 
Die Vorſchrift gilt nur für das Verhältnis zwiſchen Verkäufer und Käufer, nicht bei einem 
Gandſt durch den ſich jemand gegenüber einem Hypothekengläubiger verpflichtet hat, ein 
1 1 td in der Zwangsverſteigerung zu erwerben (RG 16. 10. 15 V 191/15; vgl. auch Recht 
15 Nr 1763). — Der Auktionator kann unter Umſtänden füt den Anſpruch aus $ 463 dem 
aufer gegenüber als Selbſtverkäufer behandelt werden, wenn er ohne Nennung feines Auftrag- 
gebers verkauft und der Kaufer vor oder bei dem Kaufabſchluß auch nicht auf andere Weiſe erfahren 
dat. wer als Auftraggeber hinter jenem ſteht (RG 4. 7. 05 11 629/04). Denkbar iſt auch, daß die 
1 Zuſicherung liegende Garantieübernahme nicht auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, 
dern auf den Zeitpunkt der Vertragserfüllung bezogen wird (fo z. B. die „Maſchine ſoll 
. Lie ſerungstage vollſtändig betriebsfähig ſein“). Dann hat der Verkäufer nur dafür ſchlechthin 
nein ae daß die zugeſicherte Eigenſchaft zur Zeit der Vertragserfüllung vorhanden iſt. Es 
HE nichts entgegen, für dieſen Fall $ 463 entſprechend anzuwenden (Planck A 2; Oertmann 
2a; RG Gruch 67,313). 
8 Wie zwiſchen dem Wandlungs- und Minderungsanſpruch einerſeits, ſo hat der Käufer 
12 anderſeits zwiſchen dieſen und dem Schadenserſatzanſpruch die Wahl (MG 11. 10. 10 
i 23/10; NG 56, 81). Er kann aber nicht neben der Wandlung die Minderung und nicht neben 
diebn den hier in Betracht kommenden Schadenserſatzanſpruch erheben, ſondern nur entweder 
en ober jenen (RG 93,163; JW 1931, 327010). Nur im Eventualverhältnis können Wand⸗ 
00 und Minderung mit Schadensersatz gemäß ZPO $$ 196, 260 geltend gemacht werden, 
Er 87,288. „Ein auf $ 826 geſtützter Schadenserſatzanſpruch iſt daher neben dem Minderungs⸗ 
FAT zuläſſig. Solange aber der eine oder der andere Anſpruch noch nicht verwirklicht, die 
Käundlung, Minderung nicht vollzogen, der Schadenserſatzanſpruch nicht anerkannt iſt, kann der 
er von der getroffenen Wahl noch abgehen (R& 1.11. 11 II 157/10; 16. 11. 11 JJ 624/10). 
a Schadenserſatzanſprüche als Gewährleiſtungsanſprüche konnen auch nach vollzogener 
iſt ahl erhoben werden (Recht 1915 Nr 2254). Die gleichzeitige Erhebung aller drei Anſprüche 
ur in der Form der Eventualität möglich (R 93, 163; L3 1916 Sp 3825). Gibt der 
be wahrleiſtungsberechtigte Käufer die Ware gegen Rückzahlung des Kaufpreiſes unter Vor⸗ 
= ali weiterer Schadenserſatzanſprüche zurück, ſo iſt die Rückgabe nicht als Wandlung 
m iehen (Gruch 62, 789). Ebenſo wenn der Käufer auf Rückzahlung des Preiſes unter 
are der Schadenserſatzanſprüche klagt. — Der Vollzug der Minderung ſchließt die 
pätere Wandlung oder weitere Minderung wegen eines anderen Mangels nicht aus. Die 


ein) zuchnung als Schadenserſatz ſchließt nicht notwendig aus, daß der Kaufer in Wahrheit 
i Mimderung meint. Es iſt auch hier der wahre Wille zu erforſchen. Wird der Haupt- 


anſpruch als Schadenserſatzanſpruch erhoben, ſo iſt die Zubilligung des Nebenanſpruchs auf 
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Erſtattung von Auslagen als Schadenserſatzanſpruch gegeben, nicht aber, wenn der Haupt⸗ 
anſpruch ein Minderungsanſpruch iſt. 


3. Schadenserſatzanſpruch bei zugeſicherter Eigenſchaft. Hinſichtlich der Zuſicherung vgl. 8459. 
Werden dem Käufer beſondere Vorzüge der Kaufſache vorgeſpiegelt, oder wird der Irrtum des 
Käufers argliſtig ausgenutzt durch betrügeriſche Manipulationen an der Sache oder durch poſitive 
Veranſtaltungen, die nicht als zugeſicherte Eigenſchaften der Sache aufge faßt werden können, 
fo kommen nur $ 823 Abſ 2 und § 826 in Frage. Aber ſie dürfen nicht zu dem Zweck angewendet 
werden, um zwingend gedachte Einſchränkungen des Gewährleiſtungsrechts (§ 464) illuſoriſch 
zu machen (JW 1913,88). Den Beweis dafür, daß die Kaufſache die zugeſicherte Eigenſchaft 
nicht hat, alſo für die Grundlage ſeines Schadenserſatzanſpruchs, hat der Käufer zu führen (RG 
66, 285). Bei Saatgetreide liegt dem Verkäufer die unbedingte Garantie für die Saatgut⸗ 
eigenſchaft ob. Wird z. B. Weizen als Sommerſaatgut verkauft, ſo kann ſich der Käufer, wenn 
ſich nach der Ausſaat herausſtellt, daß die Ware zum Teil aus Winterweizen beſteht, an den 
Verkäufer auch dann halten, wenn dieſer nicht Züchter, ſondern nur Zwiſchenhändler war. Der 
Verkäufer handelt ſchon dann ſchuldhaft, wenn er eine Ware, von der er ſelbſt nicht weiß, 
von welcher Beſchaffenheit fie iſt, liefert (RG 20, 92; 103, 77). Die Zuſicherung des Verkäufers, 
bis zur Vertragserfüllung eine beſondere Eigenſchaft der Sache herzuſtellen, verpflichtet beim 
Fehlen der Eigenſchaft ebenfalls zum Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach § 463 (RG 
29. 2. 24 11 290/23). 


4. Bei der Einforderung des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung kann der Käufer 
zunächſt, wie die allgemeine Faſſung dieſes Ausdrucks ergibt, ohne Nachweis eines fehlenden 
Intereſſes den Vertrag als gänzlich unerfüllt behandeln, alſo die Annahme der Kaufſache ab⸗ 
lehnen und den ihm durch die Nichterfüllung des Vertrags ſchlechthin erwachſenen (poſi⸗ 
tiven) Schaden berechnen (RG 52, 355; 62, 149; IW 1914, 1895; RG 103, 160). Ein Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung kann ſowohl nach $ 635 als nach $ 276 nicht bloß vom Mangel einer 
zugeſicherten Eigenſchaft, ſondern auch bei jeder ſchuldhaft mangelhaften Wandlung beanſprucht 
werden. Iſt das Gelieferte ganzlich unbrauchbar, ſo ſteht ein zugleich geltend gemachter Anſpruch 
auf Wandlung zu dem Schadenserſatzanſpruch im Wahlverhältnis (RG 56, 81; 58, 178; RG 
18. 11. 21 VII 248/21). Der Nachweis urſächlichen Zuſammenhangs iſt nicht nötig. Der An⸗ 
ſpruch aus $ 463 iſt gegeben ohne Rückſicht darauf, daß der Käufer in feinen 
Willenserklärungen durch das Verhalten des Verkäufers beſtimmt worden iſt 
(SW 1915, 119; RG 102, 394). Dem Verkäufer ſteht dagegen die von ihm zu beweiſende Ein⸗ 
rede aus § 460 zu. Der Nachweis des Beſtimmtſeinkönnens genügt (RZ 1916 Sp 30617; Warn 
1915 Nr 230). Der Käufer eines Grundſtücks, der betrogen wurde, kann das Erfüllungsintereſſe 
als Schadenserſatz auch dann verlangen, wenn er vor der Auflaſſung den wahren Sachverhalt 
erfahren hat. So entgegen RG 56, 51 nunmehr RG 63, 113 und RG 30. 6. 11 11 19/11, auch 
die Rückzahlung des gezahlten Kaufpreiſes fordern (RG 50, 190; 134, 90). Der Käufer, der 
ſeinen Schaden abſtrakt berechnet, muß dies innerhalb der zuläſſigen Grenzen (ohne übermäßigen 
Gewinn) tun (RG 90, 305). Es iſt ihm aber auch nicht verwehrt, die Kaufſache zu behalten und 
den ihm aus der nicht gehörigen Erfüllung erwachſenen Schaden erſetzt zu verlangen (RG 52, 
356; 53, 92; 59, 157; 63, 338; RG 29. 3. 12. II 510/11). Will der Käufer nur den Preis herab- 
ſetzen und die Sache behalten, muß er dartun, daß der Verkäufer den Gegenſtand auch zu dem 
geringeren Preiſe hergegeben haben würde (RG 83, 246; JW 1910, 934; 1911, 213; 1912, 863; 
1931, 327010; RG 27. 2. 20 11 378/19). Dieſer Schaden kann ſich auf die objektive Wertdifferenz 
zwiſchen der mangelfreien und mangelhaften Sache beſchränken und neben dem Leiſtungs⸗ 
anſpruch beſtehen. Er deckt ſich nicht mit dem Verzugsſchaden (RG 20. 1. 11 11 157/10). Aus⸗ 
zugleichen iſt der Minderwert der Sache bei der Erfüllung. RG 52, 356; 53, 92; 59, 157; 103, 
160; JW' 1931, 32700. Ausgeſchloſſen iſt eine Berechnung des Schadenserſatzanſpruchs gemäß 
$ 472, der nur zu einer Vermengung des Minderungsrechts mit dem davon weſensverſchiedenen 
Schadenserſatz führt. Der Käufer braucht ſich nicht auf die ſpätere Werterhöhung durch Be⸗ 
ſeitigung des Mangels verweiſen zu laſſen (RG JW ' 1911, 64714). Zu erſetzen find auch die Koſten 
eines Rechtsſtreits, den der Käufer infolge des Mangels im Intereſſe des Verkäufers gegen ſeinen 
Abnehmer hat führen müſſen (OLG 22, 230). Auch die Aufwendungen, die der Käufer in Er- 
wartung der Erfüllung gemacht hat und die infolge der Nichterfüllung vergeblich geworden ſind, 
find zu erſetzen (RG 12. 4. 12 JI 481/11). Die ihm zukommende Geldentſchädigung kann der 
Käufer, wenn der Verkäufer die Sache ſofort zu leiſten hatte, ebenfalls ungekürzt ſofort verlangen 
(R 66, 340). Die nicht rechtzeitig gerügten, aber gleichfalls mangelhaften Sendungen können, wenn 
ſie für den Schadenserſatzanſpruch auch keine mittelbare Stütze abgeben, doch zur Rechtfertigung 
des Geſamturteils, namentlich zur Begründung der Annahme, es werde künftig nicht vertrags⸗ 
mäßig geliefert werden, mit herangezogen werden (RG 65, 54; Rc 27. 2. 13 11 501/12). — 
Was der Käufer durch den Weiterverkauf der eingedeckten Ware erhält, braucht er bei der Schadens⸗ 
aufmachung dem Verkäufer nicht gutzuſchreiben (RG 52, 154; JW 1917, 7095). Das gilt auch 
beim Weiterverkauf der behaltenen mangelhaften Sache. Gegenüber argliſtig vorgeſpiegelten 
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Eigenſchaften kann ſich der Verkäufer nicht auf die Angemeſſenheit des Preiſes zufolge ander⸗ 
weiter Vorzüge der Kaufſache berufen (Recht 1914 Nr 2421). 

5. Haftpflicht für argliſtiges Verſchweigen von Fehlern. Vgl. hierzu auch Geppert in 
IheringsJ 64 (1914) S. 437ff. Das Verſchweigen braucht kein Unterdrücken zu ſein. Es 
genügt, daß der Verſchweigende etwas nicht ſagt, deſſen Mitteilung der andere Teil unter den 
gegebenen Umſtänden nach der Verkehrsauffaſſung erwarten darf. Nach dieſer darf aber der 
Kaufer vom Verkäufer keine Offenbarung aller Umſtände erwarten, die für die Entſcheidung 
des Käufers erheblich ſein können. Es iſt nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu beur⸗ 
teilen, ob nach der Verkehrsauffaſſung der Käufer vom Verkäufer das Offenbaren eines dem 
Verkäufer bekannten, dem Käufer unbekannten Umſtandes, der für den Käufer von Erheblich⸗ 
keit fein konnte, erwarten durfte, RG 62, 149. Auch hier kommt aber nur eine ſolche Verkehrs⸗ 
ſitte in Betracht, die den Grundsätzen von Treu und Glauben entſpricht. Auch hier handelt es 
ſich um einen vertraglich übernommenen Ge währleiſtungsanſpruch, nicht um Erſatz eines 
durch eine unerlaubte Handlung zugefügten Schadens im Sinne von 88 823, 831 (RG 83, 244). 
Der Anſpruch ift alſo ein vertraglicher (MG 67, 146; 78,58; 83, 242; 103, 160; IX 1931, 
32701, Warn 1913 Nr 198, 282; 1914 Nr 180; 1915 Nr 109; 3W 1913, 197; RG 15. 10. 19 
V 165/19; a. M. R& 16. 9. 16 V 144/14 im Recht 1914 Nr 2990). Immerhin beruhen die An- 
ſprüche aus Abs 1 und aus Abſ 2 auf verſchiedenen Tatbeſtänden (Warn 1914 Nr 285). Nach 
dem Wortlaut des $ 463 Satz 2 ergibt ſich zunächſt, daß im Falle des argliſtigen Verſchwei⸗ 
gens eines Fehlers der Käufer die Wahl zwiſchen Wandlung, Minderung und Schadenserſatz⸗ 
anſpruch hat (RG JW 1913, 197%). Sodann läßt ſich der Schluß nicht abweiſen, daß dieſe Wahl 
nicht nur dem zuftehen muß, der nicht durch Verſchweigen, ſondern auch dem, der durch betrüg⸗ 
liche Vorſpiegelungen über das Nichtvorhandenſein von Mängeln oder das Vor⸗ 
handenſein von Eigenſchaften getäuſcht und dadurch zum Kaufe bewogen iſt. Der Gegen⸗ 
Hand der Vorſpiegelung muß aber immer eine Eigenſchaft der Kaufſache i. S. von 8 459 Abi 2 
ſein, RG HAN 1933 Nr 11. Der Verkäufer muß ſich fo behandeln laſſen, wie wenn er zugeſichert 
hatte, was er vorgeſpiegelt hat. Dies iſt in nun feſtſtehender Rechtſprechung anerkannt (RG 
63, 112; 66,335; 83, 242; 92, 295; 96, 156; 99, 121; 103, 154; 132, 78; RG ZW 1910, 9344; 
1911, 80813; 1912, 13710; 1913, 1978; 1915, 444; R& Warn 1913 Nr 282; Seuffal 67 Nr 282. 
NG HMM 1933 Nr 11). Das Schrifttum überwiegend zuſtimmend. Über die gegenteilige Anficht 
del. Matthießen in JW 1913, 516 und Planck A8. Wegen der Natur der Klage als einer Ver⸗ 
trags klage iſt es unzuläſſig, dieſe auf Vorgänge zu ſtützen, die ſich erft nach dem Vertrags 
ſchluſſe zugetragen haben. Daher iſt auch ein Anſpruch hinfällig, wenn nur geltend gemacht 
wird daß der Verkäufer oder fein Vertreter bei der Auflaſ ſung einen Febler des Grundſtücks 
argliſtig verſchwiegen haben (Rich 3. 12. 21 V 218/21). Der vertragliche Schadenserſatzanſpruch 

eht auf das Erfüllungsintereſſe, RG 103, 160; 132, 78 ohne Rückſicht darauf, ob die Vor⸗ 
blegelung für den Käufer urſächlich geweſen iſt, RG 102, 395; HRR 1932 Nr 441; 1933 Nr 11. 
vun Vorſchulden beim Vertragsſchluß verpflichtet in der Regel nur zum Erſatz des Vertrauens- 
ſchadens, RS 120 S. 130, 251; 132, 79. Eine Ausnahme von dieſer Regel gibt 9 463, wonach der 
r verlangen kann, ſo geſtellt zu werden, wie wenn der Mangel nicht beſtände oder die 
Eigenſchaft vorhanden wäre, RG HAN 1932 Nr 441. j | 
b 6. Erſelgt die Vorſpiegelung und das ar liſtige Verſchweigen durch einen mit vor⸗ 
ehaltloſer Vollmacht ausgeſtatteten Vertreter, ſo verneint R& 61, 207; 63, 146; 
32,80, daß der Anſpruch gegen den Verttetenen gerichtet werden kann, wenn es ſich um 
nuberhaib des Vertragsverhältnifjes vom Vertreter begangene unerlaubte Yunblungen 
pandett, Au denen aber betrügeriſche Vorſpie gelungen nicht zu rechnen ſeien (culpa in contra- 
e Jür den Fall, daß der Vertreter aber innerhalb der Vollmacht handelt, läßt RG 
ft ‚ee den Anfpruch auch gegen den Vertretenen zu. RG 103, 160; 120, 252; 132, 80. Wenig- 
Ber dann, wenn der Vertreter am Zuſtandekommen des Vertrags ein eigenes Intereſſe hatte. 
edenklich. Der Vertreter ſeinerſeiks haftet nur nach $ 249, insbeſondere nicht nach $ 472. Er 
haftet aber nicht nur ſubſidiär nach dem Vertretenen. Sind die unrichtigen Angaben weder vom 
Verkäufer noch ſeinem Vertreter, ſondern von einem Dritten gemacht worden, ſo haftet der 
t erkäufer an ſich nicht (Recht 1916 Nr 35). Betont muß übrigens werden, daß es ſich auch hier, 
re Überhaupt in allen Fällen der 89 459ff. um das Fehlen einer Eigenſchaft der Kaufſache 
nandeln muß (dich 26. 10. 11 V 532/10; K6 103, 160; vgl. auch $ 459 A 5). Handelt es ſich nicht 
In einen derartigen Sachmangel oder handelt es ſich um einen außervertraglichen Schadenserſatz⸗ 
auſpruch wie in dem Falle, in dem die falſchen Vorſpiegelungen nicht vom Verkäufer, ſondern von 
7 man, Dritten ausgehen, ſo findet $ 463 Abſ 2 keine Anwendung (RG IW 1911, 486°; N 
1 0 1 V 113/11; 4. 11. 11 V 168/11; 24. 4. 12 V 62/12). Haftung des Vertretenen dann nur 
5 ) $ 831 möglich (RG 61, 212; 73,437). Argliſtiges Verſchweigen beim Verkauf eines zum 
Seſamtgut der Gütergemeinſchaft gehörenden Grundſtücks nur ſeitens des Ehemannes läßt 
Wind Lerſatzanſpruch gegen dieſen beſtehen. BOB $ 1445 kommt nicht in Frage, eine Mit⸗ 
listiges der Ehefrau an der Argliſt iſt nicht nötig (RG 99, 121). Über den Begriff des „arg⸗ 
HEN Verſchweigens“ vgl. § 460 A 3. 
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7. Wenn der getäufchte Käufer nur 88 823, 826 zur Begründung heranzieht, hat das Gericht 
von Amts wegen auch $ 463 zu beachten (Recht 1914 Nr 605). 

8. Eine Gewährleiſtungspflicht nach $ 463 iſt auch nicht ausgeſchloſſen, ſoweit 85 481ff. 
zur Anwendung kommen, wie RG 102, 308 annimmt. Vielmehr wird ein Verkäufer von Vieh 
nach 8 463 auch dann ſchadenserſatzpflichtig, wenn er einen Mangel argliſtig verſchweigt, der 
nicht Hauptmangel iſt. Auch durch Zuſicherung der Freiheit des Tieres von einem Nebenmangel 
wird die 0 8 aus 8463 Satz 1 und bei argliſtigem Verſchweigen aus Satz 2 begründet 
(N 60, 236). 

9. Wenn an der argliſtigen Täuſchung des Verkäufers Dritte als Mittäter oder Gehilfen 
teilgenommen haben, müſſen dieſe ſich die Handlungen des Verkäufers zurechnen laſſen, und 
fie haften, wie dieſer, auf das volle poſitive Erfüllungsintereſſe (RG 103, 161; RG 22. 3. 07 
11 466/06). 

8 10. Wegen Verjährung 88 476, 477, 479, wegen internationalen Privatrechts RG 23 08 
p 308. 


§ 461 


1) Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an ?), obſchon er den Mangel 
kennt ), fo ſtehen ihm die in den 88 462, 463 beſtimmten Anſprüche!) nur zu, 
wenn er ſich feine Rechte wegen des Mangels bei der Annahme!) vorbehält‘)”), 

E 1 380 II 401; M 2 229, 230; P 1 690 ff. 

1. Die Vorſchrift regelt die Wirkung vorbehaltloſer Annahme einer mangelhaften Sache. 
Sie gilt nur für Sachmängel. Eine entſprechende Vorſchrift für Rechtsmängel gibt es nicht 
(RG 25. 11. 16 V 226/16). Während $ 460 beſtimmt, daß die Kenntnis des Käufers beim 
Abſchluß des Kaufvertrags von Rechts wegen als Verzicht der Geltendmachung der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche, weil als Kauf einer mangelhaften Sache, anzuſehen iſt, verordnet $ 464 die 
geſetzliche Präſumtion des Verzichts bei Annahme der mangelhaften Sache trotz Kenntnis 
der Mängel, ſofern die Gewähranſprüche nicht vorbehalten worden ſind (RG 101, 73; Mot 
J. Entw $ 386 Bd. 2 S. 220). Dieſe geſetzliche Präſumtion bezieht ſich jedoch nur auf die in 
88462 u. 463 beſtimmten Anſprüche. Inſoweit namentlich neben $463 noch Schadenserſatzanſprüche 
aus $$ 823, 826 in Betracht kommen, gilt fie nicht (beſtr.); RG 63, 113, JW 1911, 756 unter 
Aufgabe des gegenteiligen Standpunkts von RG 59, 104. Die Kenntnis des Vertreters 
eines Käufers von dem Mangel der Sache iſt nach $ 166 auch bei Annahme der Sache durch ihn 
dem Vertretenen zuzurechnen. Liegt jedoch ein Mißbrauch der übertragenen Vertretungsmacht 
beim Vertreter vor und kennt der Vertragsgegner dieſen Mißbrauch zum Nachteil des Ver⸗ 
tretenen, ſo kann er bei einem durch den Vertreter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte aus jenem 
erkannten Mißbrauch keine Rechte gegen den Vertretenen herleiten (RG 52, 99; 71, 219; 75, 301; 
101, 73). Schließt ſich an den Kaufabſchluß die Annahme der gekauften Sache unmittelbar an, 
fo deckt ſich die Vorſchrift des $ 464 mit der des 9460 (RG 12. 10. 01 V 225/01). Sind mehrere 
Sachen als zuſammengehörend verkauft ($ 469 Satz 2), fo läßt ſich das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzung des $ 464 nur mit Bezug auf die einzelnen Sachen feſtſtellen; doch ſchließt dies nicht 
aus, daß in der vorbehaltloſen Annahme einer einzelnen von dem Mangel betroffenen Sache nach 
erlangter Kenntnis von dieſem Mangel ein ſtillſchweigender Verzicht auf das Wandlungsrecht 
überhaupt gefunden wird (Rh 27. 10. 09 V 356/09). — In der nach 9377 HGB dem Käufer 
obliegenden Mängelanzeige iſt nicht ohne weiteres ein Vorbehalt, welcher einen Verzicht aus⸗ 
zuſchließen vermöchte, zu erblicken (RG 64, 237; RG JW 1911, 486; Recht 1918 Nr 1689). Die 
lediglich aus der übermittelten Faktura erkennbaren Mängel unterliegen nicht der Rügepflicht 
nach HGB 377 (RG in JW 1923, 48°). Dagegen bedarf es einer Mängelanzeige bei Nicht⸗ 
handelsgeſchäften nicht. 

2. Annahme iſt gleichbedeutend mit Abnahme nach $ 640 Abſ 2. Für die Annahme tft nicht 
erforderlich, daß der Empfänger die Erfüllung als eine tadelloſe angenommen hat; vielmehr 
genügt es, wenn er die als Leiſtung aus dem Vertrage angebotene Leiſtung körperlich hin⸗ 
nimmt und dabei zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache dem Vertrag 
entſprechende Erfüllung anerkenne (RG 64, 240; RG JW 1911, 4865; OLG 24, 329). Bei 
Grundſtücken ſteht der Übergabe auch die Auflaſſung gleich (RG 58, 263; JW 04, 40610 08, 
1377; Warn 09 Nr 136; 23 1919, 691). Der Vorbehalt iſt zu erklären, ſobald entweder die Über⸗ 
gabe oder die Auflaſſung erfolgt iſt; entſcheidend iſt der zeitlich frühere Akt (MG 18. 12. 18 V 
231/18; a. M. RG 63, 110; JW 1911, 75612). Dagegen iſt die Notwendigkeit des Vorbehalts 
nicht auf die nachfolgende Eintragung abzuſtellen. Dieſe rein behördliche Maßnahme bedeutet 
keine Annahme durch den Käufer, die bereits durch die Auflaſſungserklärung vollzogen iſt, RG 
134, 89. — Der Käufer geht, wenn er den Mangel kennt, des Anſpruchs auf Wandlung auch 
durch einen ſolchen Gebrauch der Sache verlustig, welcher auf den Willen, ſich dieſelbe ohne 
Rückſicht auf etwaige Fehler zuzueignen, ſchließen läßt (R 19. 11. 07 11 257/07). Ein ſolcher 
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Wille liegt oft in der Veräußerung der Ware (RG 54, 80), doch kommt es auf die konkreten Um⸗ 
ſtände an (RG 98, 232), noch nicht ohne weiteres in der Hingabe der fehlerhaften Sache zur Re⸗ 
paratur, insbeſondere nicht in einem ſolchen Gebrauche, der weſentlich im Intereſſe des Ver⸗ 
käufers geſchieht (NG JW 04, 2901) oder durch beſondere Umſtände entſchuldigt wird (RG ZW 
09, 68550. Mit Rechtsnotwendigkeit liegt ein ſolcher Wille auch weder in der Billigung beim 
Kauf auf Beſicht (RG Warn 1912 Nr 381), noch in der Beſtätigung des anfechtbaren Kaufes 
nach $ 144 (RG JW 1911, 398%); ſelbſt in einem Vertrag, durch den der Käufer gegen die Über- 
nahme der Pflicht zur Beſeitigung des Mangels auf das Wandlungsrecht verzichtet, muß ſie nicht 
liegen (RG 22. 1. 13 V 304/12). Dagegen erklärt RG 68, 399: Weiß der Käufer beim Weiter⸗ 
verkauf um den Anfechtungsgrund, fo verzichtet er damit auf die Anfechtung. — Die Annahme 
erfolgt in dem Falle, wenn der Verkäufer die verkaufte Sache behufs Übertragung des Eigen⸗ 
tums dem Käufer überſendet, ſchon durch eine dementſprechende Verfügung des Käufers und 
bedarf in ſolchem Falle nicht der ausdrücklichen Erklärung des Annahmewillens dem Verkäufer 
gegenüber (RG 64, 145). 

3. Es wird wirkliche Kenntnis vom Mangel erfordert. Die Kenntnis eines Teils des Mangels 
ſteht der Kenntnis des ganzen Mangels nicht gleich (RG 3. 7. 15 V 103/15). Grob fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis genügt hier nicht (Warn 1918 Nr 185), ebenſowenig bloße Vermutung 
des Mangels (RG 18. 1. 08 V 210/07). Im übrigen liegt dem Käufer, abgeſehen von dem Fall 
eines beiderſeitigen Handelsgeſchäfts nach $ 377 HG (RG JW 06 S. 9113, 11925), eine Pflicht 
a 1 0 Unterſuchung und Mängelanzeige nur inſoweit ob, als Treu und Glauben dies 
erfordert. 

4. Auch die auf Argliſt des Verkäufers beruhenden Anſprüche des Käufers gehen durch vor⸗ 
behaltsloſe Annahme der Kaufſache mit Kenntnis vom Mangel verloren (RG 59, 104; 20. 4. 07 
V 92/07; RG 10. 2. 12 V 354/11; Warn 09 Nr 136; 1915 Nr 108; RG 101, 73). Auch hier wird 
in der Annahme ein Verzicht erblickt. 

5. Der Vorbehalt muß unter Bezeichnung des bekannten Mangels geſchehen. Ein 
allgemeiner Vorbehalt genügt nicht (R 13. 5. 10 111 303/09). Auch genügt nicht die Erklärung 
einem gewöhnlichen Boten gegenüber, ſofern dieſer nicht wirklich zum Übermittler des Vor⸗ 
behalts wird (OLG 24, 329). 

Auch vor der Annahme kann der Vorbehalt erklärt werden, wenn nur das ſpätere Ver⸗ 
halten des Käufers damit im Einklang ſteht (R 58, 263). 

6. Der Fall, wenn ein Mangel erſt nach der Annahme entdeckt wird, fällt nicht 
unter $ 464. Setzt aber der Käufer nach folder Entdeckung den Gebrauch der Sache fort oder 
1 er eine Verfügung darüber, ohne den Vorbehalt zu wiederholen, ſo kann hierin ein Verzicht 
auf die Wandlung, dagegen nicht ohne weiteres a die Minderung gefunden werden (RG 
39, 172). So insbeſondere darin, daß der Käufer ſich erfolgreiche Ausbeſſerung gefallen läßt 
(RG 12. 2. 13 V 456/12). 

7. Der Beweis für die Annahme der Sache und die Kenntnis des Käufers vom Mangel trifft 
den Verkäufer, der für die Stellung des Vorbehalts den Käufer (RG 29, 116). 
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Die Wandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn ſich der Ver⸗ 


käufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärt 2) 8) c). 
E 1 884 II 402 M 2 228; P 1 685. 


„ae Die Bedeutung des $ 465 iſt in Rechtslehre und Rechtſprechung überaus beſtritten. Die 
eine, in der II. Kommiſſion vertretene (Prot S. 680, 709, 710) Anſicht (Vertragstheorie) 
findet, daß darin der Inhalt und die Verwirklichung des Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruchs 
Gisgedrückt, dieſer Anſpruch des Käufers zunächſt nur auf Herbeiführung der vertragsmäßigen 
Vinten ung des Verkäufers zu den angeführten Maßnahmen gerichtet ſei und erſt auf Grund 

ie ſes Vertrags die Rückgängigmachung des Kaufes mit ſeinen Folgen, insbeſondere die Rück⸗ 
gabe oder Minderung des vom Käufer gezahlten Kaufpreiſes oder die entſprechende Befreiung 
gefordert werden könne. So insbefondere Dertmann zu 89 462 u. 465; im weſentlichen auch 

Veruburg 11 8 186 A 11 und in Einzelausführungen Seidlmeyer bei Gruch 57, 343. Die andere 

nicht (Gerſtellungstheorie) findet die Bedeutung der auf Verlangen des Käufers erfolgten 
„Vollziehung“ der Wandlung oder Minderung weſentlich darin, daß damit der Käufer die Wahl 
aut Wandlung vollzogen habe und nun in ſeiner Wahl zwiſchen beiden gebunden werde, 
während im übrigen der Wandlungs⸗ oder Minderungsanſpruch fi, wie im gemeinen Recht, 
unmittelbar auf die Rückgängigmachung des Kaufes oder die Herabſetzung des Kaufpreiſes 
85 ven Folgen richte. So Eccius bei Gruch 43, 306; Staub zum HG $ 377 A 60 ff.; Staudinger 
us A1 V; Neumann zu § 462 A 2; jetzt auch Planck zu § 462 A 3 und zu $ 465 A 1, ſowie in 
vo lausführungen Lobe im SächſArch 9, 104; Haymann bei Gruch 46, 509; Müller in Seuffßl 

„46; Thiele im ArchZiv Prax 93, 397ff.; Langheineken, Anſpruch und Einrede S. 215; En⸗ 

BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe.) 6 
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neccerus $ 313 1; Biermann im Archiv Prax 14, 315ff.; Crome § 32211; Gierke, Deutſches 
Privatrecht 3, 473. Über den Stand der Streitfrage beſonders Raape bei Dernburg IV 5 185. 
Das Reichsgericht hat nach kurzem Schwanken eine neutrale und vermittelnde Stellung ein⸗ 
genommen. Es geht von folgendem Gedankengange aus: Nicht wie die Anfechtung, der Vor⸗ 
kauf, der Wiederkauf vollzieht ſich die Wandlung oder Minderung durch die einſeitige Erklärung 
des Käufers. Auf rechtsgeſchäftlichem Wege gelangt vielmehr die Wandlung und Minde⸗ 
rung nur dadurch zur Verwirklichung und Vollziehung, daß ſich auf das Verlangen des Käufers 
der Verkäufer damit einverſtanden erklärt (RG 59, 97; 108, 26; JW 1913, 736). Darin liegt aber 
noch nicht mit Notwendigkeit auch der Satz, daß der Kaufer ſeine Gewährleiſtungsanſprüche nur 
in der Weiſe gerichtlich geltend machen könnte, daß er den Verkäufer auf Einwilligung in die 
Wandlung oder Minderung verklagt. Er kann feinen Klagantrag auch unmittelbar auf Rüd- 
gängigmachung des Kaufvertrags oder auf Minderung durch das Urteil und auf die 
Leiſtungen richten, die ſich aus dieſer Rückgängigmachung oder Minderung ergeben (RG 58, 423; 
66, 75; 69 S. 385, 389; 70 S. 198, 199; 94, 331; JW 1913, 7365). Will aber der Käufer auf 
halbem Wege ſtehenbleiben und nicht Ausführung der Rückgängigmachung oder Minderung, 
ſondern nur Verurteilung des Verkäufers zur Einwilligung in die Wandlung oder Minderung 
begehren, fo bleibt ihm auch dies unverwehrt (RG Warn 1913 Nr 314). Klagt er auf Minderung, 
fo kann er den Betrag angeben oder in das richterliche Ermeſſen ſtellen (RG 13. 4. 13 V 520/12). 
Man mag dieſes Vorgehen des Reichsgerichts vielleicht vom Standpunkt der Theorie aus un⸗ 
befriedigend nennen, vom Standpunkt der Praxis aus wird man ſich ihm anſchließen dürfen. 
Im Ergebnis kommt es auf die Anerkennung der Herſtellungstheorie hinaus. So auch 
Planck § 462 A 3. — Die Wandlung iſt auch dann dem urſprünglichen Verkäufer gegenüber zu 
erklären, wenn dieſer ſeine Rechte aus dem Verkauf einem andern abgetreten hat (Recht 1914 
Nr 474). 

2. Der Käufer muß Wandlung oder Minderung verlangen, was gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich geſchehen kann. Eine alternative Geltendmachung widerſpricht der Natur des Anſpruchs, 
dagegen kann fie ſubſidiär erfolgen. Das Verlangen braucht nicht auf Einverſtändniserklärung 
des Verkäufers zu gehen, ſondern kann unmittelbar Wandlung oder Minderung enthalten. Das 
außergerichtliche Verlangen bedarf auch keiner Form, wenn es ſich um Wandlung eines 
Grundſtückskaufs handelt (Planck A 2a; Oertmann zu 9 313 A 2; Thiele in Arch Ziv Pr 
93, 421 u. a.; RG in JW 1933, 42%; a. M. Eccius in Gruch 43, 328; Staudinger Erl III 1c). 
Gerichtlich kann das Verlangen namentlich durch Einrede geltend gemacht werden. Bis zur 
Einverſtändniserklärung des Verkäufers, die auch bei Grundſtücken formlos erfolgen 
kann (RG 6. 5. 08 I 426/07; in Warn 1908 Nr 449, RG 137, 296) oder bis zu deſſen rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung iſt der Käufer an die von ihm etwa vorher erklärte Wandlung 
oder Minderung nicht gebunden, kann vielmehr von einer zur andern übergehen (Prot S. 711; 
ebenſo RG IWW 05, 49216). Er kann ſogar noch nach rechtskräftiger Abweiſung der Wandlungs- 
klage auf Kaufpreisminderung klagen (NG Warn 1911 Nr 322). Solange er die Wahl noch ändern 
kann, braucht er auch bei Geltendmachung der Wandlung die Sache noch nicht zurückzugeben. 
Erſt mit dem Vollzug der Wandlung entſteht für den Verkäufer der Anſpruch auf Rückgewähr 
(RG 94, 331). Wird die Wahl nach der Klagerhebung geändert, fo iſt dies an ſich Klagänderung, 
die aber in der Regel — wenigſtens für die J. Inſtanz, vgl. ZPO § 527 — nach ZPO $ 264 
zuzulaſſen ſein wird, da die Verteidigung des beklagten Verkäufers dadurch nicht weſentlich 
erſchwert wird. Wird die Wandlung oder Minderung einredeweiſe vorgeſchützt, fo wird das 
Wahlrecht des Käufers mit der darauf erfolgten rechtskräftigen Abweiſung der Klage oder mit 
der Befriedigung des Käufers, worin eine Vollziehung zu finden iſt, ausgeſchloſſen (Staudinger⸗ 
Kober [9. Aufl.] § 478 A 2c). Die Frage iſt beſtritten, a. M. z. B. Planck A 2a zu $ 478. Immer⸗ 
hin aber muß der Käufer, wenn er nach ſolcher Abweiſung des Verkäufers eine vorher geleiſtete 
Anzahlung zurückfordert, auf die Mangelhaftigkeit der Sache zurückkommen und die im Vor⸗ 
prozeſſe nur als Entſcheidungsgrund berückſichtigte Berechtigung ſeines Wandlungsverlangens 
dartun; er iſt daher dabei auch der Verjährungseinrede des Verkäufers aus § 477 ausgeſetzt (RG 
69, 388). Die Einverſtändniserklärung kann auch ſtillſchweigend erfolgen. Solange ſie an 
einen Vorbehalt oder eine Bedingung geknüpft iſt, iſt durch ſie eine Wandlung nicht vollzogen. 
RS in Recht 1921 Nr 1858. Auch die Erklärung der Rücknahme bei weiterbeſtehendem Streit 
über die übrigen Rechtsanſprüche bedeutet nicht notwendig ein Einverſtändnis mit der Wandlung, 
R in Gruch 51, 170; eine Vereinbarung über den Umtauſch gegen mangelfreie Sache 
enthält einmal die Wandlung, ſodann weiter den Abſchluß eines neuen Kaufvertrags. Über die 
Verpflichtungen des Verkäufers aus dem alten Kaufvertrag entſcheidet das Geſetz oder abweichende 
Vereinbarung, RG 91, 110; 94, 329. 

Die Erklärungen des Käufers und Verkäufers über die Wandlung ſind rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen, daher von beiden Seiten aus wegen Irrtums anfechtbar (OLG 22, 47). 
Nicht zu verwechſeln iſt das Einverſtändnis über die Wandlung mit dem Einverſtändnis über 
die Nichtigkeit des Kaufes, die ganz andere Folgen hat (R Warn 1912 Nr 68). Mit der 
Wandlungserklärung des Käufers gerät der Verkaufer, wenn das Wandlungsbegehren begründet 
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iſt, in Annahmeverzug, falls er die Ware nicht rechtzeitig zurücknimmt. Der Käufer hat von da 
an gemäß § 300 nur mehr Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten (RG Warn 1912 Nr 376). 
Wenn Beanſtandung der Ware nicht anerkannt, ſondern Ware bloß aus Entgegenkommen zurüd- 
genommen wird, iſt dies kein Vollzug der Wandlung, d. h. der Rückgängigmachung des Kaufes, 
ſondern nur ein Rückgängigmachen des Erfüllungsgeſchäfts (RG 91, 110). Das Einver⸗ 
ſtändnis mit der Wandlung bedeutet noch nicht die ſelbſtändige vertragsmäßige Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgabe der Sache. Durch die vollzogene Wandlung wird auch kein gegenſeitiges 
Vertragsverhältnis begründet, daher $ 326 nicht anwendbar (RG 93, 49). 

3. Auf den Schadenserſatzanſpruch aus § 463, der nur von dem Verlangen des Käufers, 
nicht von der Einwilligungserklärung des Verkäufers abhängt, bezieht ſich § 465 nicht. Dieſer 
Anſpruch wird vielmehr unwiderruflich mit der Erfüllung oder mit der Verurteilung zu ſolcher. 
Iſt der Anſpruch auf Wandlung oder Minderung unwiderruflich geworden, ſo kann natürlich 
(vgl. § 463: „ſtatt der Wandlung oder Minderung“) von Schadenserſatz nicht weiter die Rede fein. 

4. Erfüllungsort. Wird bei der Wandlung Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung angeboten, ſo iſt beider⸗ 
ſeitiger geſetzlicher Erfüllungsort der Ort, an dem ſich die Ware dem Vertrage gemäß befindet. 
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Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen Mangel der Sache, 
ſo kann der Verkäufer ihn unter dem Erbieten zur Wandelung und unter Be- 
ſtimmung einer angemeffenen Friſt 1) zur Erklärung darüber auffordern, ob 
er Wandelung verlange. Die Wandelung kann in dieſem Falle nur bis zum 
Ablaufe der Friſt verlangt werden ?). 

E II 402 Abſ 2 1IIT 460; B 1 800 ff. 

1, Die Vorſchrift bietet ein Mittel, um den Schwebe zuſtand zu beſeitigen, ähnlich wie bei 
$ 634. Auch die Verjährungsfriſt des § 477 kann ſchon einen ſolchen läſtigen langen Schwebe⸗ 
zuſtand bringen. Wenn die geſetzte Friſt eine unangemeſſen kurze iſt, ſo bleibt zwar dem Schuldner 
gegenüber die allgemeine Wirkung der Friſtſetzung beſtehen; aber die Dauer der Friſt verwandelt 
955 0 ae angemeſſenen, vom Richter zu bemeſſenden Zeitraum (RG 56, 234). S. auch 

5 8 

2. Verlangt der Käufer die Wandlung, geht er alſo auf das Erbieten zur Wandlung ein, 
ſo iſt dieſe mit ſeiner Erklärung vollzogen; andernfalls iſt ſie mit Ablauf der Friſt ausgeſchloſſen, 
dagegen die Geltendmachung der ſonſtigen Rachte (Minderung, Schadenserſatz) geſtattet. 
Wegen des Gattungskaufs $ 480. 
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) Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 348, 350 bis 354, 356 entſprechende An 
wendung 2); im Falle des § 352 iſt jedoch die Wandelung nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Mangel ſich erſt bei der Umgeftaltung der Sache gezeigt hat. Der 
Verkäufer hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erſetzen ). 
€ 387 II 403; M 2 230 ff.; P 1 602 ff., 801 ff. 6 168, 172. 

J. In den $$ 467471 iſt die Durchführung der in $ 462 wegen eines Mangels der Kaufſache 
orſter Linie zugelaſſenen Wandlung geregelt. 
2. 8 467 ſchreibt nur die „entſprechende Anwendung“ der hauptſächlichſten Vorſchriften über 
das vertragsmäßige Rücktrittsrecht vor. Der Abſchluß eines beſonderen, ſelbſtändige Rechte 
und Pflichten begründenden Umtauſchvertrags iſt jedoch an ſich möglich, aber nicht zu ver⸗ 
muten. Die Vorſchrift ergibt im einzelnen folgendes: 
di Junächſt in betreff der Zuläſſigteit der Wandlung. Dieſe ift nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
e Kaufſache beim Käufer durch Zufall untergegangen iſt ($ 350). Sie ift aber ausgeſchloſſen: 
05 wenn der Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang der Kaufſache 
5 er eines erheblichen Teiles derſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe 
entweder ſelbſt oder durch einen nach § 278 von ihm zu vertretenden (mit der wirtſchaftlichen 
Ohm dlung der Sache betrauten) Dritten (RG 28. 6. 07 1137) verſchuldet hat ($ 351). RG 
1 R 1931 Nr 208. Die ſchuldhaft herbeigeführte weſentliche Verſchlechterung uſw. muß jedoch 
Nr Vollziehung der Wandlung gemäß $ 465 ſtattgefunden haben (RG 59, 97; Seuff A 62 
55 206; RG Seuff A 67 Nr 312; 71, 60). Sit fie erſt nachher erfolgt, jo tritt nicht Ausſchluß der 
4 andlung, ſondern Schadenserſatzpflicht des Käufers ein. Der Ausſchluß der Wandlung 
erfordert nicht, wie der Ausſchluß des Rücktrittsrechts (MG 71, 277) eine ſolche ſchuldhafte Ver⸗ 
ſchlechterung der Sache, die vor der Wandlung erfolgt iſt. Denn die Wandlung vollzieht ſich 
6* 


in 


84 Recht der Schüldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


nicht durch einſeitige Willenserklärung wie der Rücktritt; erſt vom Vollzug ab kann daher von 
Ausſchluß der Wandlung keine Rede mehr ſein, während kein Grund vorliegt, Umſtänden, die 
vorher, wenn auch nach der einſeitigen Erklärung, wandeln zu wollen, eingetreten find, die 
Bedeutung abzuſprechen (RG 59, 87; Warn 1915 Nr 204; vgl. auch Recht 1914 Nr 1256; 1915 
Nr 2257; 83 1915 Sp 13774). Die Verſchlechterung muß die Sache ſelbſt treffen und ihre Brauch⸗ 
barkeit für den andern beeinträchtigen, es genügt nicht eine durch ein äußeres Ereignis herbei⸗ 
geführte ungünſtige Auffaſſung beteiligter Kreiſe über den Wert und die Brauchbarkeit (RG 
64, 375). Im übrigen iſt die Frage, ob Verſchlechterung und weſentliche Verſchlechterung 
vorliegt, zumeiſt Tatfrage (OLG 24, 329). Steht die Verſchlechterung oder der Unter⸗ 
gang feſt, ſo hat der Käufer, der wandeln will, um dem Ausſchluß der Wandlung zu be⸗ 
gegnen, darzulegen, daß er daran nicht ſchuld ſei (RG JW 08, 478%; RG 10. 1. 11 11 129/10). 
Verneint iſt, daß der Käufer den durch Brand eingetretenen Untergang verſchuldet, wenn er es 
unterläßt, die Sache zu verſichern (RG JW 1911, 3211). — Iſt die Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe zu einer Zeit erfolgt, zu welcher der Verkäufer ſich dem Rücknahmeverlangen des Käufers 
egenüber im Rücknahmeverzug befand, ſo hat damit die Vertretungspflicht des Käufers für 
ſchuldhaftes Verhalten nicht aufgehört, ſondern ſich nur auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
beſchränkt (RG 56, 267; RG Warn 1912 Nr 376). Hat der Käufer die Verſchlechterung oder 
den Untergang verſchuldet, ſo hat er ſein Wandlungsrecht verwirkt, ſelbſt wenn es auf Argliſt 
des Verkäufers gegründet war (RG 8. 10. 10 V 198/10). — Die Wandlung iſt ferner ausge⸗ 
ſchloſſen: b) wenn der Berechtigte die Kaufſache durch Bearbeitung oder Umbildung in eine 
Sache anderer Art umgeſtaltet hat, es ſei denn, daß ſich der die Wandlung begründende Mangel 
erſt bei dieſer Umgeſtaltung gezeigt hat (88 352, 467 Satz 2); Ausſaat von Samen iſt Umgeſtaltung 
der Sache; e) wenn der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheblichen Teil 
desſelben veräußert oder mit dem Recht eines Dritten belaſtet und in der Folge ſein Abnehmer 
darauf eine weſentliche Verſchlechterung oder den Untergang des Gegenſtandes oder eines erheb⸗ 
lichen Teiles desſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenſtandes 
verſchuldet hat. Einer freiwilligen Veräußerung oder Belaſtung von ſeiten des Berechtigten 
ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt ($ 353). Dem ſteht jede unzuläſſige Verfügung über die 
Ware, z. B. ein unzuläſſiger Notverkauf, gleich (RG 101, 19). Die bloße Abmontie rung einer 
Maſchine läßt das Wandlungsrecht noch nicht verloren gehen (RG 21. 4. 21 VI 527/20). — 
Auch das verſchuldete Unvermögen des Käufers zur Herausgabe ſchließt die Wandlung aus, 
z. B. wenn der Käufer die von ihm weiterveräußerte Sache nicht wiederzuerlangen und daher 
nicht zurückzuerſtatten vermag (RG 102, 315). Die Wandlung iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Berechtigte den veräußerten Gegenſtand von dem dritten Erwerber zurückerworben 
hat oder zurückerwerben kann und dem Verkäufer zurückgeben kann und will. Ebenſo ſchließt der 
Umſtand, daß ein zu wandelndes Grundſtück zur Zwangsverſteigerung gekommen iſt, die 
Wandlung an ſich nicht aus, ſondern nur dann, wenn der Wandlungsberechtigte die Zwangs- 
verſteigerung verſchuldet hat und infolge davon nicht mehr in der Lage iſt, das Grundſtück 
dem Verkäufer zurückzugeben (RG 50, 190; ſ. auch 54, 219; 56 S. 261, 267; 59, 92; SeuffA 62 
Nr 206; R Warn 1913 Nr 190). Kündigung einer Hypothek und infolgedeſſen Verſteigerung 
des Grundſtücks begründet Unmöglichkeit der Rückgabe (Recht 1914 Nr 1821). Hat der Käufer 
auf Wandlung geklagt, ſo kann darin, daß er demnächſt in einer zweiten Klage die Beſeitigung 
der Mängel fordert, nicht ohne weiteres ein Verzicht auf die Wandlung gefunden werden (Recht 
1913 Nr 2401). 

Den im Geſetz ausdrücklich angeführten Fällen einer Verwirkung des Wandlungsrechts iſt 
d) noch der weitere, auf allgemeinen Gründen beruhende beizufügen, wenn der Berechtigte 
in Kenntnis des Mangels nach Erklärung der Wandlung mit der Sache in einer 
Weiſe verfährt, die nach Treu und Glauben auf ſeinen Willen, ſie zu behalten, ſchließen läßt, 
RG HRR 1931 Nr 208 (nicht bei Probefahrten mit einem Auto), insbeſondere, wenn er durch 
Veräußerung oder Verbrauch ſeinen Willen, auf das Wandlungsrecht zu verzichten, kund⸗ 
gibt (RG 39, 170; 43, 68; 54, 80; RG 9. 11. 07 11 257/07; RG 18. 10. 12 II 261/12). Verzicht 
iſt namentlich anzunehmen, wenn der Käufer trotz Kenntnis des Mangels die Ware bezahlt 
(RG SeuffA 74, 43); Abſchlagszahlung braucht aber nicht immer einen Verzicht zu enthalten 
(RG Recht 1915 Nr 1063), die Sache veräußert (RG 54, 80; 98, 231; 101, 18). Dies gilt 
jedoch dann nicht mehr, wenn die Wandlung nach $ 465 durch Einwilligung oder rechtskräftige 
Verurteilung des Gegners vollzogen iſt. Der Wandlungsberechtigte, dem gegenüber $ 354 
entſprechende Anwendung findet, kann nicht noch einmal wandeln, wenn er mit Rückgabe der 
Kaufſache in Verzug kommt und die ihm nach § 354 geſetzte Friſt ergebnislos verſtreichen 
läßt. RG 123, 393. 

8. Für die Art der Vollziehung der Wandlung und deren Wirkungen ſind, da § 465 nach 
dem dort A I Ausgeführten im weſentlichen nur für das Wahlrecht des Käufers von Bedeutung 
ift, vor allem die 88 462, 466, 467 maßgebend. Danach wird die Wandlung herbeigeführt 
durch das auf die Rückgängigmachung des Kaufes gerichtete Verlangen des Käufers (NG 58, 
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423; 66, 75), deſſen Erklärung jedoch, da $ 349 im $ 467 nicht wiederholt ift, ſich nicht als eine 
unwiderrufliche darſtellt, ſondern bis zu dem nach § 465 gehenden Einverſtändnis des Verkäufers 
abgeändert werden kann. Die Wandlung erfolgt nicht wie die Anfechtung und der Rücktritt 
vom Vertrag ſchon durch die einſeitige Erklärung des Käufers. Die Wandlung darf ſich 
nicht bloß auf Teile der Sache erſtrecken (JW 1914, 4677). 

4. Die Wirkung der Wandlung. Die Anfechtung ermöglicht es dem Käufer, den Vertrag 
in den Grenzen des § 142 mit dinglicher Wirkung gegen jedermann zu vernichten, während 
der Anſpruch auf Wandlung ihn nur in den Stand ſetzt, die ſchuldrechtliche Aufhebung des 
Vertrags nach Maßgabe gewiſſer Vorſchriften herbeizuführen (RG 96, 157). Eine dingliche 
Wirkung hat die Wandlung nicht, nicht wird etwa durch das beiderſeitige Einverſtändnis das 
Eigentum ohne weiteres auf den Verkäufer zurückübertragen (RG in JW 1924, 67710). Es 
liegt nur ein ſchuldrechtliches Abkommen vor (RG 108, 27). Das urſprüngliche Schuld⸗ 
verhältnis iſt beſeitigt und an ſeine Stelle tritt das Schuldverhältnis aus § 346, nämlich die Ver⸗ 
pflichtung der Parteien, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren 
(RG 71, 277). Es tritt aber nicht an Stelle des rückgängig gemachten Kaufes ein anderer 
gegenſeitiger Vertrag auf Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern die Wandlung 
geht lediglich auf Beſeitigung des urſprünglichen Kaufvertrags. Es iſt nur eine Folge 
der Rückgängigmachung, daß nach § 346 die beiderſeitigen Leiſtungen zurückzugewähren 
find. Das Empfangene ift nach ſeinem wirtſchaftlichen Werte zurückzugeben ($ 242), 
auch die Nutzungen, die er inzwiſchen gezogen hat oder ziehen konnte (RG 108 S. 281, 120). Die 
Rechte des 8 326 aber find auf dieſe Rückgängigmachung nicht anwendbar (RG 93, 47). 
Abweichend RG 66,61 für Schadenserſatzanſprüche aus 9283 Abſ 1. Auf den Zeitpunkt, in dem der 
Käufer vom Wandlungsrecht Kenntnis erlangthat, kommt es nicht an. Für Anſprüche auf Heraus- 
gabe der Nutzungen und Erſatz von Verwendungen find 88 467 und 347 anzuwenden. Nach $ 987 
Abſſ 1 find ſämtliche von der Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs gezogenen Nutzungen 
herauszugeben. Der Wandelnde iſt nach poſitiver Beſtimmung des Geſetzes von vornherein wie ein 
bösgläubiger Beſitzer zu behandeln. RG HR 1930 Nr 771. Demgemäß gelangen, wenn der Ver⸗ 
trag noch von keiner Seite erfüllt iſt, die beiderſeitigen Verpflichtungen zum Erlöſchen. Iſt 
er dagegen erfüllt, fo hat a) der Verkäufer den Kaufpreis mit Zinſen zu 4 v. H., bei zweiſeitigen 
Handelsgeſchäften 5 v. H., vom Empfang ab zurückzuzahlen (88 346 Satz 1, 347 Satz 3, 246) und 

en Wert der etwa neben dem Kaufpreis vom Käufer erhaltenen Dienſte zu vergüten ($ 346 
Satz 2). Hat der Verkäufer Wertpapiere als Kaufpreis erhalten, ſo hat er im Falle der Wand⸗ 
lung nur den Kurs wert, nicht den Nennwert zu erſetzen (RG IW 05, 13714). Die auf die Sache 
vom Käufer gemachten notwendigen Verwendungen hat der Verkäufer nach den Vorſchriften 
über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu erſtatten ($ 347 Satz 2, $ 994 Abſ 2; RG 4. 2. 08 
11 469/07; OLG 24, 330). Endlich hat er die Vertragskoſten, nämlich die auf den gewandelten 
Kauf erwachſenen Vertragskoſten (RG JW 1913, 2713), zu erſetzen (§ 467 Satz 2). Der Kaufer 
kann auch Erſtattung der Koſten eines Privatgutachtens zur Feſtſtellung der Mängel erſtattet 
verlangen (OLG Braunſchweig im Recht 1914 Nr 758). Eine Pflicht, die Sache zurückzunehmen, 
wird der Verkäufer nur dann haben, wenn daran der Käufer ein beſonderes Intereſſe hat (RG 
3. 5. 10 III 224/10). b) Der Käufer hat dem Verkäufer die empfangene Sache — frei von etwa 
inzwiſchen aufgelegten Laſten — zurückzugewähren ($ 346 Satz 1), und zwar bei Grundſtücken 
in der für die Übertragung des Eigentums an ſolchen erforderlichen Form ($ 313). Hat der Käufer 
bor der Vollziehung der Wandlung eine unweſentliche Verſchlechterung oder nach der Voll⸗ 
ziehung eine Verſchlechterung oder den Untergang der Sache oder die anderweitige Unmög⸗ 
lichkeit der Rückgewähr verſchuldet, ſo iſt er zum Erſatz des daraus entſtehenden Schadens ver⸗ 
pfüchtet (9347 Satz 1, $ 989). Der Käufer hat endlich dem Verkäufer die gezogenen Nutzungen 

erauszugeben und für ſchuldhaft nicht gezogene Nutzungen Erſatz zu leiſten (8 347 Satz 2, $ 987; 
dgl. hierzu Warn 1914 Nr 70). — c) Die beiberfeitigen, vorſtehend angegebenen Verpflichtungen 
nd Zug um Zug zu erfüllen (§ 348). Eine Verurteilung auf Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung kann 
jedoch nur erfolgen, wenn der Zurückbehaltungseinwand wirklich erhoben wird (RG 4. 5. 12 
454/11). Die Verpflichtung zur Rückgabe Zug um Zug ſetzt aber eine vollzogene Wandlung 
voraus. Der Kaufer braucht jedoch eine mangelhafte Ware ſo lange nicht zurückzugewähren, als er 
eine Wahl noch ändern kann. Er kann daher nach § 480 mangelfreie Ware ohne Rückgabe 
der mangelhaften Zug um Zug verlangen (RG 94, 331). Der Wandlungsanſpruch verwandelt 
ſch im Falle der Konkurseröffnung über das Vermögen des Beklagten (Verkäufers) gemäß 

O in eine Geldforderung und iſt als ſolche im Konkurſe geltend zu machen. Die vor der 

nkurseröffnung rechtskräftig gewordene Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs, d. h. 

ber die Berechtigung der Wandlung, bildet auch für die an Stelle dieſes Anſpruchs tretende 
Gelbforderung die unverrückbare Grundlage (RG 65, 132). — d) Sind auf der Verkäufer⸗ oder 

äuferſeite mehrere beteiligt, jo kann die Wandlung nur von allen oder gegen alle ausgeübt 
werden. Erliſcht der Wandlungsanſpruch für einen der Berechtigten, ſo erliſcht er auch für die 
den den (9356). Anders bei der Minderung ($ 474). — e) Kommt der Käufer nach Vollziehung 
er Wandlung mit der Rückgewähr der Sache oder eines erheblichen Teiles derſelben in Ver⸗ 
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zug, ſo kann ihm der andere Teil eine angemeſſene Friſt beſtimmen mit der Erklärung, daß er 
die Annahme nach dem Ablauf der Friſt ablehne. Mit dem erfolgloſen Ablaufe der Friſt wird 
die erklärte Wandlung unwirkſam und der Kaufer kann nicht von neuem Wandlung verlangen 
($ 354); auch der Anſpruch auf Minde rung iſt in dieſem Falle ausgeſchloſſen, da der Käufer 
durch den Vollzug der Wandlung ſein Wahlrecht eingebüßt hat. 

5. Erfüllungsort. Der Erfüllungsort für die Wandlung, der nach $ 29 ZPO auch für 
die Wandlungsklage maßgebend iſt, fällt nicht mit dem Erfüllungsort für die urſprünglichen 
Verpflichtungen des Verkäufers aus dem Kaufvertrage und ebenſowenig mit dem Erfüllungsort 
bei vereinbartem Rücktritt zuſammen, unterliegt vielmehr nachſtehenden Grundſätzen (RG 55, 
110; 57, 14). Iſt der Kauf vom Verkäufer, nicht aber vom Käufer erfüllt, ſo iſt der Erfüllungsort 
für deſſen Anſpruch auf Befreiung von den daraus entſpringenden Verpflichtungen am Erfül⸗ 
lungsorte des Käufers gegeben. Iſt der Kauf ſchon von beiden Teilen vollzogen, ſo iſt gemein⸗ 
ſamer Erfüllungsort für die Rückgewähr der Sache und für die Rückzahlung des Kaufpreiſes 
der Ort, an dem der Käufer Zug um Zug gegen Rückempfang des Kaufgeldes die Kaufſache 
zurückzugeben hat, d. h. an dem Orte, an dem ſie ſich dem Vertrage gemäß befindet (Recht 1918 
Nr 980; 23 1908, 471; RG 26. 5. 00 J 105/00; vgl. auch RG JW 07, 3597 und $ 269 A 7). Der 
Käufer ift nicht verpflichtet, die Sache an den Ort der Übergabe auf feine Koſten zurückzubringen 
(RG 55 S. 112, 113; 57, 15). 

6. Das Recht des Erfüllungsortes iſt auch für die Geltendmachung des von einem inlän⸗ 
diſchen Käufer gegen einen ausländiſchen Verkäufer nach dem BGB erhobenen Wand- 
lungsanſpruchs nebſt den damit zuſammenhängenden Nebenanſprüchen auf Zurücknahme der 
Ware und auf Erſatz der Fracht, der Verſicherungs⸗ und Lagerkoſten maßgebend, einerlei, ob 
der Kaufpreis bezahlt iſt oder nicht (NG 55, 107). 

7. Beweislaſt in dem Streit über die Durchführung der Wandlung. Der Verkäufer hat 
die — die Wandlung ausſchließende — Verſchlechterung oder die Unmöglichkeit der Herausgabe 
der Kaufſache, der Käufer das Nichtvorhandenſein eigenen Verſchuldens oder das Vorhandenſein 
überwiegenden Verſchuldens beim Verkäufer zu erweiſen (RG 56 S. 258, 270; JW 04, 1406; 
NG Warn 08 Nr 621; 1910 Nr 148; RG 3. 6. 08 V 597/07; 10. 1. 11 IT 129/10). 

8. Anwendbarkeit des $ 467 auf Werkvertrag nach $ 651 (RG 87, 305; 93, 159). 


8 468 


Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer eine beſtimmte Größe 
des Grundſtücks zu, ſo haftet er für die Größe wie für eine zugeſicherte Eigen⸗ 
ſchaft 1). Der Käufer kann jedoch wegen Mangels der zugeſicherten Größe 
Wandelung nur verlangen, wenn der Mangel fo erheblich 2) ift, daß die Er- 
füllung des Vertrags für den Käufer kein Intereſſe hat. 

E I 388 II 804; M 2 232 ff. P 1 603. 


1. Beim Verkauf von Grundſtücken gilt die Zuſicherung einer beſtimmten Größe — zu 
unterſcheiden von der an ſich unverbindlichen bloßen Flächenabgabe zum Zwecke der Beſchrei⸗ 
bung (OLG 22, 238; 24, 332) — als Zuſicherung einer Eigenſchaft im Sinne von § 459 Abſ 2. 
Die Vorſchrift ſtellt aber nicht etwa eine Vermutung dahin auf, daß die Größenangabe eine ſolche 
Zuſicherung enthalte (R ZW 1905, 530; 23 1910, 1173; OL 40, 300; 3 Bl§ch 5, 182. 
Deshalb iſt auch die Anfechtung wegen Irrtums über die Größe nicht zuläſſig (NG 
3. 3. 08 II 55/7). Die Sondervorſchrift läßt ſich nicht auf zugeficherte Rechte übertragen, 
hier iſt nur $ 437 anwendbar (RG 93, 73). Dies iſt auch für die Verjährungsfriſt von Bedeutung. 
Ebenſowenig auf Quautitätsverhältniſſe beweglicher Sachen, worüber BGB keine Be⸗ 
ſtimmung getroffen hat (ZW 08, 4775). Hier kommen dann die Vorſchriften über teilweiſe Nicht⸗ 
erfüllung zur Anwendung ($ 326). Wegen der Rügepflicht nach HGB $ 378. Bei Kauf von Holz 
einer beſtimmten Waldfläche vgl. OLG 38, 82. Zu einer verbindlichen Zuſicherung iſt eine Er⸗ 
klärung erforderlich, welche ergibt, daß der Verkäufer für die von ihm angegebene Größe einſtehen 
will und welche auch vom Käufer in dieſem Sinne aufgefaßt wird (R JW 05, 5305). Es bleibt 
dabei der Auslegung des Vertragswillens überlaſſen, feſtzuſtellen, welche Bedeutung im einzelnen 
Falle die Angabe einer beſtimmten Größe hat (RG 29. 11.03 V 233/03). Im Zweifel gilt die 
Größenangabe als Zuſicherung (RG 3. 3. 08 11 556/07). Die argliſtige Verſicherung der Größe 
eines Grundſtücks ſteht der Zuſicherung gleich (R& 16. 9. 14 V 144/14). — Für den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch nach §§ 459, 462 kommt es lediglich auf die Größe an, welche die Sache 
zur Zeit des Gefahrübergangs auf den Käufer hat (Recht 07 Nr 3477). Beim Schadens- 
erſatzanſpruch wegen argliſtiger Täuſchung nach § 463, der ſinngemäß anzuwenden ift, Warn 
1914 Nr 115, dagegen können unrichtige Angaben über die Größenverhältniſſe beim früheren 
käuflichen Erwerb des jetzigen Verkäufers dann von Bedeutung ſein, wenn ſie auf den Kauf 
oder die Preisbewilligung des jetzigen Käufers von Einfluß geweſen find (RG 18. 9. 07 V 531/06). 
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2. Die hier für die Wandlung (nicht Minderung oder Schadenserſatz) vorausgeſetzte Erheb⸗ 
lichkeit des Mangels (NG 53, 74) enthält eine Einſchränkung der in 58 459, 462 gegebenen 
Vorſchriften. Die Erheblichkeit (ſowie die Zuſicherung einer beſtimmten Größe) hat der Käufer 
zu erweiſen. Vermag er das fehlende Intereſſe nicht darzutun, ſo kann er nur Minderung 
oder Schadenserſatz geltend machen. Es kommt aber nur auf die Erheblichkeit des Mangels, 
nicht auf die erhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit an. — Dieſe Vorſchrift in 
$ 468 Satz 2 findet auch Anwendung bei dem Verkauf eines Inbegriffs von einzelnen Grund⸗ 
ſtücken, wobei jedoch die als ein Ganzes zuſammengefaßten Grundſtücke für die Anwendung des 
Geſetzes in der Regel als ein Grundſtück anzufehen find, fo daß bei Beurteilung der Frage nach 
dem Vorhandenſein der zugeſicherten Größe ihr geſamter Flächengehalt in Betracht kommt 
(M 2, 234). $8 460, 464, 477 finden Anwendung. 


8 469 


Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft, ſo kann 
nur in Anſehung dieſer Wandelung verlangt werden, auch wenn ein Geſamt⸗ 
preis für alle Sachen feſtgeſetzt iſt. Sind jedoch die Sachen als zufammen- 
gehörend verkauft, ſo kann jeder Teil verlangen, daß die Wandelung auf 
alle Sachen erſtreckt wird !), wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil 
für ihn von den übrigen getrennt werden können 2) 9). 

E 1 389 IT 405; M 2 285; P 1 003. 

1. Sind mehrere Sachen verkauft, die nicht im Verhältnis von Haupt⸗ und Nebenſachen 
ftehen (5 470), ſo ift die Wandlung grundſätzlich nur wegen der einzelnen mangelhaften Sachen 
zuläſſig. Die Vorſchrift findet keine Anwendung auf den Fall, daß nur eine einzelne Sache 
verkauft iſt, aber deren Beſtandteile mangelhaft find (JW 07, 3002). Sie darf ſich aber auf 
alle Sachen erſtrecken, wenn a) die Sachen nach der Abſicht und dem rechtlichen Intereſſe beider 
Vertragſchließenden als zuſammengehörend verkauft worden find, wobei auf die Art der 

zreisbeſtimmung kein weſentliches Gewicht zu legen iſt und wenn b) die mangelhaften Sachen 
nicht ohne Nachteil für die Vertragsparteien von den übrigen getrennt werden können (RG 
66, 156; 73, 379; 87, 338; 138, 337; Recht 1914 Nr 469; 1918 Nr 507; 1919 Nr 736; Seuffäl 

59, 268; 62, 32; Warn 1916 Nr 306). Staffelweiſe Lieferungen find im Zweifel nicht 
zuſammengehörig (Recht 1917 Nr 32). Beim Vorhandenſein die ſer beiden Vorausſetzungen 

ann der Käufer, wenn er durch die Trennung Nachteil erleiden würde, anderſeits, wenn der 
Käufer nur bezüglich der mangelhaften Stücke die Wandlung begehrt, auch der Verkäufer, 
dem durch bie Trennung ein ſolcher Nachteil droht, Erſtreckung der Wandlung auf alle Sachen 
verlangen. Im Falle von Tauſch und Doppelkauf wird wegen der wechſelſeitigen Abhängigkeit 
die Wandlung ohnehin in der Regel beide Sachen ergreifen müſſen (RG 22. 10. 10 V 17/10). 
Berechnung nach $ 471. — Konſerven in verlöteten Doſen find als zuſammengehörend verkauft, 
wenn für fie Geſamtpreis vereinbart (RG 7. 2. 19 III 348/18). Die Vorſchrift des § 469 wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Teil der Waren nach HGB $ 377 wegen Unterbleibens der 
gehörigen Mängelrüge als genehmigt gilt, RG 138, 338. In $ 469 bleibt das Erſtreckungsrecht 
im Rahmen des geſchuldeten Leiſtungsgegenſtands und macht aus der Teilwandlung nur eine 
Vollwandlung, während in $ 508 das Recht auf vertragsfremde Gegenſtände erſtreckt wird. Daher 
auch bei Gattungskäufen nach $ 480 Abſ 1 u. 2 eine Schadenserſatzforderung wegen Nichterfüllung 
der geſamten Lieferung, R 73, 379. 

1 2. In betreff der bei ſog. Sukzeſſivlie ferungsgeſchäften wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung dem Käufer zuſtehenden Rechtsbehelfe (außer Wandlung und Minderung wegen der 
gemachten Lieferungen auch Rücktritt vom Vertrage nach $ 326 für die Zukunft) |. RG 57, 115; 

W 07, 14935; JW 1918, 555. Anders (wenigſtens in der Begründung) die Rechtſprechung der 

berlandesgerichte 4, 224; 8, 71; 9, 32; ſ. unten $ 476. 

3. $ 469 findet auch dann Anwendung, wenn der Käufer nach $ 480 Abſ 2 Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangt (RG 73, 379). Der allgemeine Rechtsgedanke des $ 469 findet 
auch auf Teilkündigungen nach § 543 Abſ 1 Anwendung (RG 114, 246). 


9 470 


„Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptſache erſtreckt ſich auch auf 
die Nebenſache 1). Iſt die Nebenſache mangelhaft, ſo kann nur in Anſehung 
dieſer Wandelung verlangt werden. 

E 1 300 11 406; M 2 236; P 1 694. 
1. Für den Begriff der Nebenſache iſt regelmäßig der Parteiwille und der Vertragszweck 
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maßgebend, und von dieſem Geſichtspunkte aus fällt auch in der Regel das Zubehör 88 97, 98 
mit darunter. In der Regel iſt entſcheidend, ob die (Neben-) Sache ohne eine andere nicht gekauft 
worden wäre. Beifpiel z. B. Recht 1914 Nr 334. 


8 471 


Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis die 
Wandelung nur in Anſehung einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt der Geſamtpreis in 
dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Geſamt⸗ 
wert der Sachen in mangelfreiem Zuſtande zu dem Werte der von der Wande⸗ 
lung nicht betroffenen Sachen geſtanden haben würde. 

E 1 301 JI 407; M 2 236; P 1 094, 

Die hier vorgeſchriebene Verhältnis rechnung findet ſowohl im Falle des § 469 Satz 1 als 
im Falle des § 470 Satz 2 Anwendung, wenn für einen Geſamtpreis verkauft iſt. Die Herab⸗ 
ſetzung muß möglich ſein. Zur Ergänzung dient § 473. Sie ſtellt ſich, wenn man z. B. a) den 
Geſamtwert der Sachen in mangelfreiem Zuſtande zur Zeit des Verkaufs mit 800 M., b) den 
Wert der von der Wandlung nicht betroffenen Sachen mit 400 M., e) den Geſamtpreis mit 600 M. 
annimmt, dahin: 800: 400 = 600: x oder x = 1 —= 300 M., jo daß der Verkäufer, wenn 
er den Kaufpreis mit 600 M. bereits erhalten hat, den Betrag von 600 — 300 M. = 300 M. 
an den Verkäufer herauszuzahlen hat. Bei Geſchäftsverkäufen unter Zugrundelegung des Ge⸗ 
ſchäftsinventars RG 24. 3. 08 LI 593/07. 


8 472 

1) Bei der Minderung iſt der Kaufpreis in dem Verhältniſſe herabzuſetzen, 
in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der Sache in mangelfreiem Zu- 
ſtande zu dem wirklichen Werte geſtanden haben würde 2). 

Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis“) 
die Minderung nur wegen einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt bei der Herabſetzung 
des Preiſes der Geſamtwert aller Sachen zugrunde zu legen t) 5) 6). 

E I 392 II 408; M 2 236; P I 604. 

1. 88 472—475 enthalten die Vorſchriften über die Durchführung der Minderung. Gemindert 
wird der Kaufpreis, d. h. derjenige Geldbetrag, den der Käufer als Gegenleiſtung für die Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums der Kaufſache nach $ 433 entrichtet. Wenn darüber hinaus noch andere 
Leiſtungen mit der Zahlung abgegolten werden ſollen, ſo unterliegt der Teil des Entgeltes für 
ſie nicht der Minderung, RG in JW 1931, 327010. Auf den Minderungsanſpruch hat es 
keinen Einfluß, wenn der Käufer inzwiſchen die Sache mit Gewinn weiterveräußert oder 
ſie durch Gebrauch entwertet hat (RG 66, 115; 17, 68; 25, 30; 43, 67; Seuffl 73, 11; L8 1917 
Sp 1113“; 1918, 869). Er kann ihn auch geltend machen, obwohl er die Ware vorher dem 
Verkäufer zur Verfügung geſtellt hat (RH 43 S. 37, 67). — 8 472 findet gemäß 9 323 auch auf 
teilweiſe Unmöglichkeit der Leiſtung entſprechende Anwendung (Rö 92, 17). Das gilt 
auch für die abzuziehende Fracht, die erſpart wird, wenn beim eik⸗Geſchäft die vereinbarte Über⸗ 
ſendung unterbleibt. Vgl. auch $ 537. Für Schadensberechnungen außerhalb eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes gilt $ 472 nicht, wenn auch das Ergebnis der Berechnung dasſelbe ſein kann (RG 
62, 384). — Während das Recht zu wandeln unteilbar iſt ($ 467), ann jeder Verkäufer für ſich 
allein Minderung verlangen. Bei Tauſch vgl. RG 73, 152; Warn 1910 Nr 201. 

2. Allgemeiner Grundſatz: Herabſetzung des Kaufpreiſes nach dem Verhältnis, in welchem 
zur Zeit des Verkaufs der lobjektive) Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirk⸗ 
lichen (objektiven) Wert der mangelhaften Sache geſtanden haben würde. (Relative Methode, 
alſo keine Schadenserſatzberechnung, R Warn 09 Nr 81; 1915 Nr 111, und keine Schätzung 
nach dem Ertrag der Kaufſache, RG 22. 1. 09 II 322/08, und keine freie Schätzung ſeitens des 
Gerichts.) ZPO I 287 iſt nicht anwendbar (Recht 1915 Nr 1057). Der Minderungsanſpruch 
kann aber auf Zurückerſtattung des ganzen Kaufpreiſes gehen, wenn die Mängel die Kaufſache 
völlig wertlos machen. Unter Wert der Sache iſt der allgemeine Verkaufswert zu verſtehen, 
wie er ohne die vorhandenen Mängel wäre und zu unterſuchen, wie er ſich mit den Mängeln 
ſtellt (Warn 1912 Nr 69; JW 03 Beil 113; 09, 1911; RG 20. 1. 06 V 289/05; 15. 12. 11 11 276/11; 
JW 1931, 327010). War zu ange meſſenem Preiſe verkauft, iſt zunächſt dieſer zu beſtimmen. 
Bei Ratenzahlungen iſt die Minderung auf die einzelnen Raten gleichmäßig zu verteilen. Der 
Berechnnug des Minderwerts iſt der Fehler ſo, wie er ſich nach voller Aufklärung als zur Zeit 
des Kaufes wirklich vorhanden herausgeſtellt, zugrunde zu legen (NS 25. 9. 12 V 87/12). Wenn 
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hiernach der Wert bei mangelfreiem Zuſtande 1000 M., der wirkliche Wert 500 M. und der Kauf⸗ 

preis 800 M. beträgt, der zu ſuchende abgeminderte Kaufpreis aber durch x bezeichnet wird, fo 
En 

ergibt ſich nach der Verhältnisrechnung 1000: 500 = 800: x für x u ber Betrag von 

400 M.; es hat mithin der Verkäufer von den ihm bereits bezahlten 800 M. den Betrag von 400 M. 
zurückzuerſtatten. Die Anwendung dieſer „relativen Berechnungsart“ wird auch bei Überein⸗ 
ſtimmung des vereinbarten Preiſes mit dem objektiven Werte der Sache zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes nicht ausgeſchloſſen (R JW 97, 19756; RG 12. 2. 09 III 213/08). — Sind beim 
Verkauf eines Miethauſes beſtimmte Mieterträge zugefichert, fo tft die Preisänderung wegen 
Nichteinhaltung dieſer Erträge zu berechnen nach dem Verhältnis der vereinbarten Kaufſumme, 
die für die zugeſicherte Mieteinnahme bewilligt worden iſt, zu demjenigen Kaufpreiſe, der bei 
gleicher Berechnungsweiſe für die wirkliche, geringere Mieteinnahme bewilligt worden wäre 
(RG 22. 10. 04 V 89/04). In gleichartiger Weiſe iſt in den anderen Fallen zu verfahren, in denen 
der Mangel einer zugeſicherten Eigenſchaft den Preisminderungsanſpruch begründet (RG JW 03 
Beil 113 24e, NG JW 09, 19171; RG Warn 1912 Nr 69). Sit die Sache infolge des Mangels 
völlig wertlos, fo ſte llt ſich der herabgeſetzte Preis auf Null und es tritt dasſelbe Ergebnis wie 
bei der Wandlung ein, ſo daß der Käufer nichts zu bezahlen, aber auch die Sache zurückzugeben 
hat. Die Wertloſigkeit ift vom Käufer zu beweiſen (R® 30. 1. 03 II 326/02). ö 

3. Bei dem Verkaufe mehrerer Sachen zu einem Geſamtpreiſe iſt die Verhältnisrechnung 
die gleiche wie im Falle des Abſ 1 und in dieſelbe nur der Geſamtwert ſowie der Geſamtpreis 
der einzelnen Sachen einzuſtellen, ein Grundſatz, der auch auf den Fall auszudehnen iſt, wenn 
die mehreren Sachen als zuſammengehörend verkauft worden ſind. a 

Iſt der Kaufpreis teils bezahlt, teils geſtundet, fo tritt die Kaufpreisminderung an jedem 
dieſer Teilbeträge verhältnismäßig ein. Entfällt dabei eine Minderung auf eine Hypothek, ſo 
geht der Anſpruch nicht auf Herauszahlung, ſondern nur auf Befreiung von der Belaſtung nach 
dem ermittelten Verhältnis (Seuffll 67 Nr 247; RG 21. 6. 12 JI 152/12). Bei verſchieden⸗ 
artig geſtundeten Kaufpreisbeträgen tritt auf Verlangen des Minderungspflichtigen eine 
gleichartige Minderung ein; ohne ein ſolches Verlangen iſt der Minderwert ausſchließlich an dem 
baren Forderungsbetrage abzurechnen (RG 22. 6. 05 V 595/04). 

„ 4. Hat ein Dritter (nicht der Verkäufer) den Käufer über Eigenſchaften der Kaufſache arg⸗ 
liſtig getäuſcht, ſo iſt bei dem Schadensanſpruch des Käufers, der die gekaufte Sache behält, 
dem Dritten gegenüber nicht $ 472 Abſ 1, ſondern $ 249 zugrunde zu legen (RG 61, 250). Vgl. 
jedoch NG 62, 384. 

5. Als Erfüllungsort für die Minderung, der nach § 29 30 auch für die Minderungsklage 
maßgebend iſt, kommt — da es ſich bei der Minderung weſentlich um teilweiſe Befreiung des 
Käufers von der Verpflichtung zur Zahlung des Kauſpreiſes handelt und die hieran ſich etwa 
anknüpfende Verpflichtung des Verkäufers zur Rückerſtattung des zuviel Gezahlten nur als Folge 
jener Hauptverpflichtung erſcheint — nach $ 269 regelmäßig der Wohn- oder Niederlaſſungsort 
des Käufers in Betracht (NG 46, 195; 66, 73; a. M. Erl. 5 zu 9 269 und N bei Gruch 47, 1150). 
— Diejer Grundſatz hat in der Rechtſprechung des Reichsgerichts namentlich für den Minde⸗ 
rungsanſpruch eines inländiſchen Käufers gegen einen auswärtigen Verkäufer Anwendung 
gefunden (MG 66, 73; NG ZW 08, 1925). Staub, Komm. zu HGB $ 377 Anm 84 und andere 
wollen unterſcheiden, ob der Kaufpreis noch nicht bezahlt oder ganz oder teilweiſe bezahlt iſt 
und zurückgefordert wird. Bei erfolgter voller Bezahlung ſoll für die Rückforderung der 
Wohnort des Verkäufers maßgebend ſein. Dieſe Unterſcheidung iſt nicht begründet. 

6. Den Beweis für die Höhe der Minderung hat der Käufer zu führen. 


9 473 
Sind neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe Leiſtungen bedungen, die 
nicht vertretbare Sachen zum Gegenſtande haben, ſo ſind dieſe Leiſtungen in 
den Fällen der 88 471, 472 nach dem Werte zur Zeit des Verkaufs in Geld zu 
deranſchlagen. Die Herabſetzung der Gegenleiſtung des Käufers erfolgt an 
dem in Geld feftgefetsten Preiſe; ift dieſer geringer als der abzuſetzende Betrag, 
ſo hat der Verkäufer den überſchießenden Betrag 1) dem Käufer zu vergüten“). 
E II 409 III 467; P 1 690. f 8 
8 1. Die Preisminderung nach $$ 471, 472 erfolgt in den Fällen, in welchen der Kaufpreis 
in bloß in Geld, ſondern daneben auch nicht in vertretbaren Sachen, ſondern ganz allgemein 
1 Leiſtungen anderer Art (Dienſten und ſonſtigen Leistungen) beſteht, in der Weiſe, daß a) der 
ert dieſer Nebenleiſtungen und damit die Geſamtleiſtung des Käufers zur Zeit des Kaufab⸗ 
khan in Geld feftgefept, b) Hiernächft nach der in 9 471, 472 angegebenen derhälenierechnung 
er an der Gegenleiſtung des Käufers abzuſetzende Betrag ermittelt, o) letzterer zunächſt von dem 
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in Geld feſtgeſetzten Preiſe abgezogen und, inſoweit er dieſen überſteigt, dem Käufer vom Ver⸗ 
käufer vergütet wird. Beſteht die Nebenleiſtung des Käufers in vertretbaren Sachen, ſo hat der 
Käufer die Wahl, ob er die Preisherabſetzung durch Kürzung am Geldpreis oder an der Neben⸗ 
leiſtung durchführen will (a. M. Planck § 473 A 3, der dem Käufer gleichmäßige Kürzung an 
beiden auferlegt). Wird dem Grundſtückskäufer ein nicht in Geld beſtehender Teil der ihm ob⸗ 
liegenden Leiſtung (3. B. Verſchaffung eines Wohnungsrechts) unmöglich, fo kann er die Auf⸗ 
laſſung nicht ſchlechthin, ſondern nur gegen eine dem verhältnismäßigen Werte des unmöglich 
gewordenen Teils der Leiſtung entſprechenden Zuſatzvergütung in Geld verlangen (RG 88, 37; 
RG 21. VI. 22 V 64/22). 

2. Dieſe Vorſchrift des § 473 gilt auch für den Tauſch und vollzieht ſich hier in der Weiſe, 
daß der, welcher eine fehlerhafte Sache gegen eine fehlerfreie vertauſcht hat, dem Minderungs⸗ 
berechtigten — inſoweit ſich dieſer nicht durch Minderung einer ihm obliegenden Leiſtung an 
Geld oder vertretbaren Sachen ſchadlos halten kann — den Betrag zahlen muß, der ſich ergibt, 
wenn man den Wert, den die fehlerfreie Sache zur Zeit des Tauſches hat, im Verhältnis des 
Wertes der fehlerhaft gelieferten Sache ohne den Fehler zum Werte derſelben mit dem Fehler 
herabſetzt. Alſo z. B. 800 M. Wert der fehlerfreien Sache; 900 M. Wert der fehlerhaft gelieferten 
Sache ohne den Fehler; 450 M. Wert derſelben Sache mit dem Fehler; hiernach 400 M. ver⸗ 
hältnismäßig herabgeſetzter Wert der fehlerfreien Sache, ſo daß deren ſeitheriger Inhaber mit 
ihrem wirklichen Werte von 800 M. den Betrag von 400 M. zuviel leiſtet und denſelben von dem 
andern Teil noch bar herauszubekommen hat. Die Tauſchanſchlagſummen werden nicht heran⸗ 
gezogen (RG 72, 301; RG 16. 3. 10 V 241/09; RG 73, 152). 


8 474 


Sind auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, ſo kann von 
jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden !). 

Mit der Vollziehung der von einem der Käufer verlangten Minderung iſt 
die Wandelung ausgeſchloſſen 2). 

E 1 394 II 400; M 2 237; P 1 700. 

1. Bei Beteiligung mehrerer, ſei es als urſprünglich Berechtigte, ſei es als deren Rechts⸗ 
nachfolger, kann, abweichend von der Wandlung (88 467, 356), von jedem und gegen jeden 
die Minderung verlangt werden. Der Käufer kann aber deshalb, weil ihn einer der mehreren 
Verkäufer beim Abſchluß des Kaufvertrags betrogen habe, eine Herabminderung des Kauf⸗ 
preiſes nicht verlangen, da dieſe zugleich die anderen, am Betruge nicht beteiligten Vertragsteile 
treffen würde. Will er beim Vertrage ſtehenbleiben, ſo kann er von demjenigen der mehreren 
Verkäufer, dem die Täuſchung zur Laſt fällt, nur Schadenserſatz nach $$ 823 Abſ 1, 826 
fordern; der § 472 iſt auf dieſen Anſpruch nicht anwendbar (RG 14. 12. 04 V 255/04). 

2. Ausſchluß der Wandlung als Folge der Unteilbarkeit derſelben. Es kann hiernach ein 
jeder von mehreren Käufern das Wandlungsrecht der übrigen ausſchließen. 
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Durch die wegen eines Mangels erfolgte Minderung wird das Necht des 
Käufers, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder von neuem Minde- 
rung zu verlangen, nicht ausgeſchloſſen. 

E J 303 II 411; M 2 236; P 1 60s ff. 

Das Recht des Käufers, wegen eines andern Mangels an derſelben Sache Wand— 
lung oder Minde rung zu verlangen, iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Minde⸗ 
rung wegen des erſten Mangels bereits vollzogen (8 465) und der andere Mangel zu dieſer Zeit 
bereits entdeckt war. Nur wird in dieſem Falle in Frage kommen, ob nicht der Käufer durch die 
Nichtgeltendmachung des andern Mangels auf deſſen Verfolgung verzichtet hat (Osch 12, 268). 
Wird nach einer vorausgegangenen Minderung die Wandlung oder Minderung wegen eines 
zweiten Mangels begehrt, ſo iſt der Preis zugrunde zu legen, der ſich infolge der erſten Minderung 
herausgeſtellt hat; a. M. Planck, wonach der Wert ohne die Minderung zur Zeit des Kaufs 
zugrunde zu legen iſt. Ob die Geltendmachung im ſelben Prozeſſe als Klagänderung anzuſehen 
iſt, iſt eine Prozeßfrage. 


8 476 
Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache erlaffen oder beſchränkt wird !), iſt 
nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchweigt ?) 3). 
E I 396 II 412; M 2 306; P 1 701. 
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1. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur Ge⸗ 
währleiſtung wegen Mängel der Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt an ſich 
zuläſſig, verſtößt nicht gegen Treu und Glauben und kann ſowohl ausdrücklich als auch ſtillſchwei⸗ 
gend (z. B. bei gewagten Geſchäften, bei Verkauf in Bauſch und Bogen) erfolgen (M 2, 238; 
OLG 28, 128; RG JW 1906, 549). Nur bedarf ein folder Ausſchluß der Gewährleiſtung 
für Mängel eines verkauften Grundſtücks nach $ 313 der gerichtlichen oder notariellen Form 
RG JW 05, 426), ſofern er beim Vertragsſchluß ſelbſt vereinbart iſt. Die Gewährleiſtung kann 
insbeſondere auch durch Vertrag auf Nachbeſſerung eingeſchränkt werden (SeuffA 68 Nr 55). 
Dieſe Beſchränkung iſt aber eng auszulegen (RG 87, 335; 96, 266). Enthält ein ſchriftlicher 
formularmäßiger Kaufvertrag neben dem Ausſchluß jeglicher Garantie noch die Aufzählung 
beſtimmter Mängel, für die nicht gehaftet wird, ſo kann dies dahin ausgelegt werden, daß die 
geſetzliche Mängelhaftung nicht ausgeſchloſſen iſt (RG 22. 6. 14 V 47/14). Eine Vereinbarung, 
das Haus werde gekauft „wie es ſtehe und gehe“ ſchließt die allgemeine Mängelrüge nach § 459 
aus, auch inſoweit heimliche Fehler in Betracht kommen. Dagegen bezieht ſich bei einer Verein⸗ 
barung „wie beſichtigt“ der Ausſchluß in der Regel nur auf ſichtbare Mängel (RG in ZW 1933, 
13882, — Die Vorſchrift regelt nur den Fall, daß die Haftung für Sachmängel von vornherein 
beſchränkt oder ausgeſchloſſen werden ſoll; fie trifft nicht auch den Fall, daß nach dem Kauf 
eine derartige Vereinbarung getroffen werden ſoll. Es beſteht aber kein Bedenken gegen die 
Gültigkeit des nachträglichen Ausſchluſſes der Haftung für Mängel, die urprünglich argliſtig 
verſchwiegen wurden. Dies insbeſondere dann nicht, wenn bei der nachträglichen Vereinbarung 
der Käufer den Mangel kennt (RG 3. 6. 10 11 532/09; 20. 10. 13 V 204/13; Recht 1913 Nr 3232). 
Steht freilich auch dieſe nachträgliche Vereinbarung ſelbſt wieder unter dem Zeichen der Argliſt, 
ſo iſt ſie anfechtbar, wenn nicht wegen Verſtoßes wider die guten Sitten nichtig. 

2. Dieſe Vereinbarung ift aber wie im Falle des § 443 nichtig, wenn der Verkäufer den 
Mangel arliſtig — vgl. $ 460 A3 — (NG 55, 214), nicht bloß fahrläſſig (R JW 04, 35913) 
verſchweigt, wovon natürlich keine Rede ſein kann, wenn der Käufer den Mangel ohnehin kennt. 
Der Verkäufer handelt auch ſchon dann argliſtig, wenn er einen beim Verkauf eines Hauſes 
gehegten Schwammverdacht dem Käufer nicht mitteilt (JW 05, 7916; RG Warn 1912 Nr 300; 
RG 19. 3. 13 V 485/12). Der Verkäufer kann ſich gegenüber einem ſolchen Vorwurf der Arglift 
nicht darauf berufen, daß der im Gebäude vorhandene Schwamm nicht der echte Hausſchwamm — 
merulius lacrvmans —, ſondern der holzzerſtörende Pilz polyporus vaporarius ſei (RG JW 
08, 7421). Wer vor dem Abſchluß falſche Angaben über eine Eigenſchaft der Sache macht und 
feine Angaben beim Vertragsſchluß nicht richtigſtellt, verſchweigt nicht einen Mangel, wie JW. 
1911, 80819; Warn 1914 Nr 16 annehmen, ſondern macht falſche Vorſpiegelungen. — Die 
Nichtigkeit trifft nur die Vereinbarung über den Erlaß, nicht die ganze Vereinbarung 
hinſichtlich ſonſtiger Fehler, und nur ſoweit fie vom argliſtigen Verſchweigen betroffen wird (RG 
62, 125). § 139 findet auf die Sondervorſchrift des $ 476 keine Anwendung. Der Ver⸗ 
faufer haftet auf das Erfüllungsintereſſe nach $ 463. Zur Herbeiführung dieſer Nichtigkeit dedarf 
e8 keiner Anfechtung nach § 123, die Wirkung tritt ohne weiteres ein (Warn 1914 Nr 115). — 

er Begriff der Argliſt vgl. zu § 460. 

Sind mehrere Mängel vorhanden und nur einige derſelben argliſtig verſchwiegen, ſo wird 
dadurch der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewährleiſtung bezüglich der anderen Mängel, bei 
denen dem Verkäufer argliſtiges Verhalten nicht nachzuweiſen iſt, nicht aufgehoben (RG 62, 125). 
Hat auch nur einer von mehreren Verkäufern einen Mangel argliſtig verſchwiegen, ſo werden 
die anderen Verkäufer nicht dadurch frei, daß ſie jede Gewährleiſtung im Kaufvertrag ablehnen 
(Recht 1915 Nr 1058). 

Die Vorſchrift des § 476 findet auch in den Fällen Anwendung, in denen nicht Fehler 
verſchwiegen, ſondern Eigenſchoften argliſtig vorgeſpiegelt find (RG 66, 338; 83, 242; JW 
1911, 80813). Vgl. 8463 A 6. — Der Käufer, der ſich auf $ 476 beruft, hat nicht nur die Kenntnis 
des Verkäufers vom Mangel, ſondern auch das Verſchweigen nachzuweiſen (RG 4. 5. 10 V 382/09). 


v 18510, hung iſt die 30jährige nach § 195 (RG 83, 242; Warn 1914, 180; RG 15. 10. 19 
9/19). 


8 477 


Her Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung ſowie der Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigenſchaft !) verjährt, 
ſofern nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, bei beweg⸗ 
lichen Sachen in ſechs Monaten von der Ablieferung, bei Grundſtücken in einem 
Jahre von der Übergabe an ?). Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag ver⸗ 
tangert werden s). 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Be- 


99 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


weiſes, ſo wird die Verjährung unterbrochen. Die Unterbrechung dauert bis 
zur Beendigung des Verfahrens fort. Die Vorſchriften des § 211 Abſ 2 und 
des $ 212 finden entſprechende Anwendung. 

Die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung eines der im Abſ 1 
bezeichneten Anſprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unterbrechung der 
Verjährung der anderen Anſprüche ). 

E I 397 II 413; M 2 238; P 1 674; 2 312, 314. 


| 1. § 477 unterwirft die Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers der kurzen Verjährung im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit, um unter den Vertragſchließenden bald klare Verhältniſſe zu 
ſchaffen, N& 74, 292. Das Kaufgeſchäft ſolle alſo nach unbenutztem Ablauf der Verjährungsfriſt 
ſo angeſehen werden, als ob ihm ein Mangel nicht anhafte. § 478 bringt hiervon eine Ausnahme, 
R 128, 215. Aus dem Geſichtspunkt des § 242 kann auf ſpätere Geltendmachung der Mängel 
wegen dieſer abſichtlichen Beſchränkung aus allgemeinen wirtſchaftlichen Gründen nicht zurüd- 
gegriffen werden. RG 135, 346. Ebenſowenig, wie die Geltendmachung des Irrtums, fahr⸗ 
läſſigen Verſchuldens, Bereicherung, RG 135, 347. Die kurze Verjährung der Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche wegen Sachmängel und zugeſicherten Eigenſchaften gilt auch für den Kauf von Er⸗ 
werbsgeſchäften, RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; 98, 289; 100, 206; 138, 356. Der hier ange⸗ 
gebenen kurzen Verjährung unterliegen: a) die Anſprüche auf Wandlung oder Minderung 
(88 462, 467, 472), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſich der Verkäufer auf Verlangen des 
Käufers mit der Wandlung oder Minderung einverſtanden erklärt hat oder nicht ($ 465) und auch 
dann, wenn ſie durch Vertrag abweichend geregelt ſind (RG Recht 1920 Nr 2354). 
Wenn jedoch ein Vergleich über die Preisminderung vorliegt, ift der Anſpruch aus dem Ver- 
gleich, zu mindern, nicht der nach § 462 (RG 90, 169; RG Recht 1917 Nr 1023; JW 1917, 7655); 
b) der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigen- 
ſchaft ($ 463 Satz 2), dagegen nicht der Anſpruch wegen argliſtigen Verſchweigens eines 
Mangels oder wegen argliſtiger Zuſicherung einer nicht vorhandenen Eigenſchaft (§ 463 
Satz 2; |. auch RG 55, 215; 56, 169; 62, 300; 63, 112; 83, 242; 93, 160; 101, 72; 117, 316; 129, 
282; RG Warn 1913 Nr 282; 1914 Nr 180), auch nicht der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Lieferung einer andern als der vereinbarten Kaufſache, alſo wegen nichterfüllten Vertrags 
(ROß 24, 405; Gruch 1919, 226; SeuffA 58 Nr 72; 66 Nr 45; RG 14. 3. 13 11 569/12; RG 
Warn 1912 Nr 372; 1919 Nr 8; RG 25. 10. 18 111 93/18); dagegen gibt die kurze Verjährung 
auch Anſprüche auf Schadenserſatz für den Fall, daß der Schaden nicht bloß den Gegenſtand des 
Kaufvertrags trifft, ſondern mittels desſelben auch andere Gegenſtände, z. B. Schaden, der durch 
Anſteckung von Krankheiten entſteht, RG Recht 1913, 27; e) nach § 480 der Anſpruch auf Nach- 
lieferung einer mangelfreien an Stelle einer nur der Gattung nach beſtimmten mangelhaften 
Sache (RG 53, 204; vgl. aber 96, 169); d) nach RG 53, 203; 56, 169; 93, 161; JW 1927 S. 26245 
auch der auf § 276 geſtützte Schadenserſatzanſpruch wegen ſchuldhaft mangelhafter Er- 
füllung des Kaufvertrags ſeitens des Verkäufets (ſ. o. $ 459; RG 16. 6. 08 IL 12/08), insbeſon⸗ 
dere auch wegen ſchuldhafter Lieferung einer andern als der bedungenen Sorte derſelben 
Ware (RG 24. 6. 04 11 534/03; 27. 10. 05 II 86/05). Dieſer Satz bezieht ich aber nicht auf Fälle, 
in denen überhaupt nur ein Teil der Ware geliefert wird (RG 12. 3. 27 I 307/26); e) der Anſpruch 
auf Rückerſtattung des gezahlten Kaufpreiſes. — Trifft ein vertraglicher Anſpruch wegen arg⸗ 
liſtigen Verſchweigens unter b mit einem Anſpruch aus unerlaubter Handlung ($$ 823, 826) 
zuſammen, ſo unterliegt bezüglich der Verjährung jeder dieſer Anſprüche ſeinen beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Der in $ 463 geregelte vertragliche Anſpruch wegen argliſtigen Verſchweigens 
unterliegt daher der dreißigjährigen Verjährung, nicht der kurzen Verjährung nach § 852, 
ſelbſt wenn neben dieſem vertraglichen Anſpruch aus dem in dem argliſtigen Verſchweigen ent⸗ 
haltenen Verſtoß nach $ 826 zugleich ein ſelbſtändiger außervertraglicher Schadenserſatzanſpruch 
aus unerlaubter Handlung beſteht, der an ſich der kurzen Verjährung nach § 852 unterliegt 
(RG 66, 86). Ebenſo unterliegen die Rechtsbehelfe des Unmöglichkeitsrechts nach $$ 323, 325, 
ſoweit fie neben den Gewährſchaftsanſprüchen in Betracht kommen, der 30 jährigen Verjährung. 
Ferner unterliegen nicht der kurzen Verjährung der Anſpruch aus der vollzogenen Wandlung, 
R 69, 358; der rechtskräftig feſtgeſtellte Anſpruch, $ 218, RG 23 1914 Sp 15284. Ob die 
Verletzung von Verpflichtungen, die aus Nebenpflichten aus dem Kaufvertrag begründet find, 
der kurzen Verjährung nach $ 477 (u. $ 490) unterliegen, wird von R& Warn 1913 S. 63 dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen. Zutreffend wird man annehmen müſſen, daß das ganze Kaufgeſchäft als einheit⸗ 
licher Rechtsvorgang zu bewerten iſt und die Verjährung auch für die Nebenverpflichtung 
der einheitlichen Vorſchrift von $ 477 unterliegt. A. M. RG 129, 283. — Bei argliſtigem Ver⸗ 
ſchweigen läuft die Verjährungsfriſt vom Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht von der Über⸗ 
gabe ab (Warn 1919 Nr 30). Wenn es ſich nur um den Verzug in der Erfüllung des durch die 
Rückgängigmachung des wiederhergeſtellten urſprünglichen Lieferungsanſpruchs handelt, greift 
$ 477 nicht Platz (RG 96, 171). Auch bei Haftung aus Verſchulden beim Vertragsſchluß 
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findet $ 477 keine Anwendung; a. M. RG 129, 282. Sonſt unterliegen alle Anſprüche wegen 
Mängel der abgelieferten Kaufſache, mögen ſie auf Geſetz oder beſonderer Vereinbarung beruhen, 
der kurzen Verjährung. — Nur ein argliſtiges Verſchweigen des Verkäufers ſchließt ſie aus. 

2. Die Verjährungsfriſt beträgt: a) bei beweglichen Sachen ſechs Monate von der Ab- 
lieferung ab, bei mehreren fortlaufenden Lieferungen für jede Lieferung geſondert. Die Ver⸗ 
jähtung läuft von der Ablieferung an ſelbſt dann, wenn die Unterſuchung weder bei der Ab⸗ 
lieferung noch längere Zeit nachher möglich iſt (R Warn 1911 Nr 369). Die Ablieferung iſt auch 
vollzogen, wenn es zu der — für den Käufer zur Beſitzübertragung genügenden Einigung mit 
dem Verkäufer (brevi manu traditio $ 854 Abſ 2) kommt, nicht aber im Falle der Vereinbarung 
eines den mittelbaren Beſitz herbeiführenden Rechtsverhältniſſes (constitutum possessorium 8930) 
ſowie im Fall einer Abtretung des Eigentumsanſpruchs oder der Übergabe geſchäftlicher Papiere 
(Lager-, Ladeſcheine, Konnoſſemente, Frachtbriefe, R JW 05, 7917). Über den Unterſchied 
dieſer „Ablieferung“ von der „Übergabe“ und von der „vertragsmäßigen Lieferung“ der Kauf⸗ 
ſache ſ. R JW 05, 797, RG 5. 5. 08 II 505/7. Um einen ſpäteren Zeitpunkt als den der 
Ablieferung zum Anfangspunkte der Verjährung zu machen, bedarf es beſonderer Umſtände 
(23 07 Sp 2897; RG 22. 5. 11 11 585/10; b) bei Grundſtücken ein Jahr von der Übergabe 
ab (RG 10. 1. 06 V 270/05), welche hier nicht nur in der 8 854 Abſ 2, ſondern auch in der § 930 
angegebenen Weiſe bewirkt werden kann. Wurde der Kaufvertrag über ein Grundſtück formlos 
abgeſchloſſen, ſo beginnt die Verjährung erſt mit der Auflaſſung zu laufen (RG 75, 114). Jeden⸗ 
falls beginnt die Verjährung nicht vor der Entſte hung des Anſpruchs aus dem Kaufvertrage, 
R 129, 280; 134, 87. Bedarf alſo der betreffende Kaufvertrag der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung, jo beginnt erſt mit dieſer Verjährungsfriſt (NG JW 07, 248°; SeuffA 63 Nr 112). 
le Lauf aufſchiebend bedingt, beginnt die Verjährungsfriſt immer erft mit Eintritt der 

edingung. 

In Nbeiden Fällen unter a und b iſt es für den Fortgang der Verjährungsfriſt ohne Einfluß, 
ob der Käufer den Mangel gekannt oder erſt ſpäter entdeckt hat und ob der Mangel innerhalb 
der Stift überhaupt erkennbar geweſen iſt (NG Warn 08 Nr 139; 1911 Nr 369). Aus dem Grund⸗ 
gedanken und Zweck der kurzen Verjährung folgt aber, daß die Geltendmachung eines dem Ver⸗ 
käufer innerhalb der Friſt nicht bekanntgegebenen Mangels im Wege der Klage nach Ablauf 
der Friſt ausgeſchloſſen fein fol. Der Käufer, der die Wandlungsklage wegen einzelner innerhalb 
der Friſt geltend gemachter Anſprüche erhoben hat, kann nach Ablauf der Friſt die in der Klage 
e Mängel nicht mehr zum Zweck der Wandlung geltend machen (RG 6. 2. 12 

„11). 

3. Die hier, abweichend von $ 225, zugelaſſene vertragsmäßige Verlängerung der kurzen 
Verjährungsfriſt kann ſich aber, wenn auch die allgemeine Faſſung ſowie die in der Beratung 
Prot 1, 706 kundgegebene Auffaſſung der Kommiſſion Zweifel ergibt, nicht über die Dauer 
der ordentlichen Verjährungsfriſt von 30 Jahren ($ 195) hinaus erſtrecken, da dieſe nach § 225 
durch Vertrag nicht verlängert werden kann (Warn 1914 Nr 11). Im übrigen kann die Ver⸗ 
längerung auch durch die Vereinbarung bewirkt werden, daß die Friſt erſt vom Ablauf eines 
künftigen Ereigniſſes — z. B. von der Ankunft der Ware an ihrem überſeeiſchen Beſtimmungs⸗ 
ort — ab laufen ſoll (RG 62, 431). — Ebenſo kann eine ſolche Verlängerung durch Verein⸗ 
barung von Probevorführungen (Seuffa 67 Nr 110) und von Garantiefriſten herbeigeführt 
werden, ohne weiteres aber wird durch Vereinbarung einer Garantiefriſt am Beginn und Ablauf 
der Verjährungsfriſt nichts geändert, beide Friſten können nebeneinander herlaufen (RG. 
37, 81; 65, 121; 91, 306; 128, 213). Das RG unterſcheidet ſelbſtändige und unſelbſtändige 
Garantie verſprechen. Bei dem ſelbſtändigen muß der garantierte Erfolg ein weiterer ſein als die 
bloße Vertragsmäßigkeit der Leiſtung, die unſelbſtändige ift nur das Verſprechen, vertragsmäßige 
Ware zu liefern, Rh JW 1926, 2526. Es ift Sache der Auslegung, ob ein unſelbſtändiges oder 
ſelbſtändiges Garantie verſprechen gewollt iſt, RG 65, 121. Das ſelbſtändige Garantie verſprechen 
unterliegt der 30 jährigen Verjährung. Wird die Verjährungsfriſt des § 477 ohne Beſtimmung 
eier andern ausgeſchloſſen, fo tritt die regelmäßige Friſt des § 195 ein (RG 7. 2. 05 il 
225 04). Bei Garantiefriſten iſt dies aber nur anzunehmen, wenn dieſe länger als von ſechs⸗ 
monatiger Dauer ſind, dagegen nicht, wenn die handelsgebräuchliche Garantiezeit nicht über die 
Serjährungsfrift hinausreicht. BOB bezweckt, eine klare Rechtslage zu ſchaffen. Der Handels- 
verkehr neigt wenig dazu, entgegenſtehende Abmachungen zu treffen (Rc 91, 306). Wenn die 
Vereinbarung einer Garantiezeit von mehr als ſechsmonatiger Dauer regelmäßig zugleich die 
inausſchiebung des Beginns der Verjährungsfriſt bedeutet, jo hat das feinen Grund darin, daß 
del gleichzeitigem Beginn der ſechsmonatigen Verjährung und einer oft mehrjährigen Garantie⸗ 
zeit der Käufer trotz der Garantie überhaupt nicht in der Lage ſein würde, ſeine Anſprüche wegen 
nes erſt nach ſechs Monaten entdeckten Mangels geltend zu machen (MG 65, 121; vgl. ferner 
Cd 1918 Sp 9353, 8), Eine Verlängerung der Verjährungsfriſt kann auch in der Weiſe erfolgen, 

aß eine Unterbrechung vereinbart wird (Warn 1914 Nr 11). Aus der Zurücknahme der Ware 
in kann nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß die geſetzliche Verjährung des $ 477 nicht 
Plaß greifen ſoll RG 12. 12. 19 11 308/19; vgl. auch RG 96, 169). 
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4. Zu den in Abſ 3 erwähnten Anſprüchen auf Schadenserſatz gehört auch der Anſpruch aus 
argliſtigem Verſchweigen (NG 134, 272; RG 93, 158 ſteht nicht entgegen). Eine Unter⸗ 
brechung der Verjährung durch Wandlungsklage wegen eines beſtimmten Mangels iſt nicht 
auch für den auf einen andern Mangel geſtützten Wandlungsanſpruch wirkſam (ſ. Recht 06, 
243447, RG 78, 295; 57, 372; 65, 398; 66, 365; 93, 160). Aber durch Erhebung eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs wegen argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers wird die Verjährung des auf 
denſelben Fehler geſtützten Minderungsanſpruchs gehemmt, RG 134, 272. Eine Hemmung 
der Verjährung entſprechend der Vorſchrift von § 639 Abſſ2 findet ſtatt, wenn dem Verkäufer 
ein Nachbeſſerungsrecht eingeräumt wird (RG 96, 266; 128, 213). Hierbei iſt nicht erheblich, 
an wieviel Tagen die Inſtandſetzung tatſächlich vorgenommen wurde, ſondern innerhalb welcher 
Zeit die Frage in Schwebe war, ob der Mangel durch Inſtandſetzungsarbeiten beſeitigt werden 
konnte (RG 128, 315). — Abſs iſt nur für den Fall zutreffend, wo die drei bezeichneten An⸗ 
ſprüche zueinander in einem ſich gegenſeitig ausſchließenden Verhältnis ſtehen. Nur dieſen 
Fall hat der Geſetzgeber im Auge gehabt (Prot II 2, 311). Die Ausnahmebeſtimmung paßt aber 
nach Grund und Zweck nicht auf den Fall, wo der Berechtigte in der Lage war, mit einer tat⸗ 
ſächlich erhobenen Wandlungsklage einen infolge Sachmangels erwachſenen Schadensanſpruch 
zu verbinden (RG 93, 160). — Über Unterbrechung durch Aufrechnung vgl. Recht 1915 
Nr 35. Ein Be weisſicherungsverfahren auf ſachverſtändige Begutachtung endet mit der 
Einreichung des ſchriftlichen Gutachtens; von da läuft neue Verjährungsfriſt (Recht 1916 Nr 2083). 
Durch den Einwand der Argliſt wird die Verjährung nicht gehemmt (RG 128, 315). 

5. Über den Begriff des Sachmangels vgl. $ 459. Die kurze Verjährung gilt namentlich auch 
für den Kunſthandel, RG 135, 343, bei dem ein abänderndes Gewohnheitsrecht nicht anzu⸗ 
nehmen iſt. RG 103, 147; 112, 321. Auch auf die einer Sache gleichgeſtellten unkörperlichen 
Sachen iſt $ 477 anwendbar, z. B. auch bei einem Geſchäftskauf (RG 98, 289). Dagegen nicht 
z. B. auf Verkauf von Geſchäftsgeheimniſſen (RG 82, 36), auch nicht auf den Verkauf eines 
Rechts ($ 437). Die kurze Verjährung des § 477 bezieht ſich nur auf Gewährleiſtungsanſprüche 
wegen Mängel an körperlichen Sachen (RG 108, 318). 

6. Wirkung der Verjährung. Kauf- und Erfüllungsgeſchäfte werden nach unbenutztem Ab⸗ 
laufe der Verjährungsfriſt ſo angeſehen, als haftete ihnen kein Mangel an. Daher auch keine 
Zurückforderung des gezahlten Kaufpreiſes unter dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung, R 128, 211. 


8 478 

Hat der Käufer den Mangel dem Verkäufer angezeigt oder die Anzeige 
an ihn abgeſendet, bevor der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung 
verjährt war, ſo kann er auch nach der Vollendung der Verjährung die Zahlung 
des Kaufpreiſes inſoweit verweigern, als er auf Grund der Wandelung oder 
der Minderung dazu berechtigt fein würde !). Das gleiche gilt, wenn der 
Käufer vor der Vollendung der Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme 
zur Sicherung des Beweiſes beantragt oder in einem zwiſchen ihm und einem 
ſpäteren Erwerber der Sache wegen des Mangels anhängigen Nechtsſtreite 
dem Verkäufer den Streit verkündet hat 2). 

Hat der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen, ſo bedarf es der 
Anzeige oder einer ihr nach Abſ 1 gleichſtehenden Handlung nicht 5) 9). 

E II 414 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 III 472; P 1 674 ff., 678 ff. 

1. Die Vorſchrift bringt eine Ausnahme von $ 477. Ein anderer Anſpruch als die einrede⸗ 
weile Geltendmachung ſteht dem Käufer nicht zu. NG 128, 215. Die einredeweiſe Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf Wandlung oder Minderung kann auch für die Zeit nach Ablauf der 
Verjährung gegenüber der Klage des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes dadurch 
erhalten werden, daß vor Ablauf der Verjährung der betreffende Mangel dem Verkäufer ange- 
zeigt oder die Anzeige abgeſendet hat oder eine der in Satz 2 angeführten prozeſſualen 
Maßnahmen ausgeführt wird. Der angezeigte Mangel muß derſelbe ſein, der ſpäter geltend 
gemacht wird (Recht 1915 Nr 1059). Die Anzeige kann mündlich oder ſchriftlich, auch durch 
Erhebung der Wandlungsklage, bewirkt werden, in deren Rücknahme nicht auch ohne 
weiteres eine Rücknahme der Anzeige zu finden iſt (NG 59 ©. 151, 154). Es muß aus ihr hervor⸗ 
gehen, daß der Käufer Rechte aus dem Mangel herleiten will; allgemeine Redensarten genügen 
nicht (RG 54, 67). Die Anzeige tft keine empfangsbedürftige Willenserklärung. Sie kann auch 
von einem beſchränkt geſchäftsfähigen Käufer vorgenommen werden (beftr.). Die Anzeige kann 
auch widerrufen werden. Im übrigen braucht die Anzeige nicht ſofort nach der Entdeckung 
des Mangels zu erfolgen; aus einer erheblichen Verzögerung derſelben kann jedoch ein Verzicht 
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auf die Geltendmachung des Mangels entnommen werden. Die gemäß $ 478 nach Verjährung 
des Wandlungs- und Minderungsanſpruchs verbleibende Einrede kann durch Feſtſtellungs⸗ 
klage geltend gemacht werden (RG 74, 292; 92, 7). Als weitere Folge der Perpetuierung der 
Mängeleinrede kann der Käufer, deſſen an ſich begründetes Recht zur Minderung nach § 477 
verjährt iſt und nur noch im Sinne des $ 478 beſteht, auf Grund des § 1169 klagend verlangen, 
daß der beklagte Verkäufer nach der Tragweite der Minderungseinrede die Löſchung der Kauf⸗ 
preishypothek bewillige (RG 71, 12). Die Einrede aus § 478 iſt dem wandlungsberechtigten 
Käufer auch gegenüber dem Anſpruch auf Abnahme oder Entgegennahme der Auf⸗ 
laſſung entſprechend zuzulaſſen. Die Einrede iſt nur Entſcheidungsgrund in einem Urteil, das 
die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes abweiſt. Damit ift dem Käufer kein ſelbſtändiger Anſpruch 
auf Rückzahlung eines bereits gezahlten Kaufpreisteils zugeſprochen. Zur Begründung eines 
ſolchen Rückzahlungsanſpruchs muß daher der Käufer von neuem die Mangelhaftigkeit und Be⸗ 
rechtigung des Wandlungsverlangens dartun, er kann ſich nicht auf die Rechtskraftwirkung jenes 

Urteils berufen (RG 58, 423; 69, 385). 5 
2. Sicherung des Beweiſes ZPO 85 485494. Streitverkündung ZPO 85 72—75. Über 
die Frage, ob auch der Bürge des Käufers eine dem letzteren zuſtehende, aber noch nicht 
N gemachte Wandlungs⸗ oder Minderungseinrede für ſich verwerten kann, ſ. oben § 462 

u. $ 768. 
3. Zum Begriff des argliſtigen Verſchweigens ſ. auch RG 55, 215 u. § 460. 
in 5 Über entſprechende Anwendung beim Werklieferungsvertrag über unvertretbare Sachen 
87, 305. 

5. Eine Feſtſtellungsklage auf das Veſtehen der perpetuierten Einrede ift zuläſſig (RG 71, 12). 


8 479 


Oer Anſpruch auf Schadenserſatz kann nach der Vollendung der Verjährung 
nur aufgerechnet werden, wenn der Käufer vorher eine der im 8 478 bezeichne; 
ten Handlungen vorgenommen hat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, wenn 
der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 

E II 414 Abſ 1 Satz 2 III 473; P 1 70a ff. 

Auch die einredeweiſe Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs nach Ablauf der Verjährung 
wird durch dieſe Zuſatzbeſtimmung zu § 390 Satz 2 von der Vornahme einer der in $ 478 
bezeichneten Handlungen abhängig gemacht, der Fall des argliſtigen Verſchweigens ausgenom⸗ 
men (Warn 1914 Nr 46). Dieſe Aufrechnung kann jedoch nur gegenüber dem Anſpruch des 
Käufers aus demſelben Rechtsgeſchäft, alſo gegenüber der Klage auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes, geltend gemacht werden (MG 56, 171; Recht 1914 Nr 336, beſtr.). — Eine entſprechende 
Anwendung auf den verjährten Anſpruch des Käufers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes 
iſt nicht angängig (beſtr.; a. M. Planck A 2). § 479 findet aber auch auf den Schadenserſatz⸗ 
. pr Käufers wegen ſchuldhafter Lieferung einer mangelhaften Gattungsſache Anwendung 
0 „ 106). 


Ss 480 
Der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache kann ſtatt der 
Wandelung oder der Minderung !) verlangen, daß ihm an Stelle der mangel 
daften Sache eine mangelfreie geliefert wird?). Auf dieſen Anſpruch finden 
die für die Wandelung geltenden Vorſchriften der SS 464 bis 466, des § 467 
Satz 1 und der SS 469, 470, 474 bis 479 entſprechende Anwendung ). 
Fehlt der Sache zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht, 
eine zugeſicherte Eigenſchaft oder hat der Verkäufer einen Fehler argliſtig 
verſchwiegen, ſo kann der Käufer ſtatt der Wandelung, der Minderung oder 
. Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung?) 
verlangen 5), 
E 398 II 415; M 2 241 ff.; P 1 711 ff. ’ 
an J. Auch der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache ($ 243) kann nach ſeiner 
al Wandlung oder Minderung (allerdings erſt nach der Ablieferung — RG 23. 2. 12 
5 470701 — verlangen und der Verkäufer hat an ſich kein Recht, dieſe Anſprüche durch Lieferung 
ae: mangelfreien Sache abzuwenden (M 2,242; Prot 1, 717), ſofern nicht etwa der Käufer 
N ch Treu und Glauben ſowie mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zur Annahme einer derartigen 
achlieferung verpflichtet erſcheint (85 226, 157, 242; RG 61, 92; 91, 112). Die Vorſchrift findet 
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auch bei beſchränkten Gattungskäufen Anwendung (Recht 1917 Nr 372). Die Seltenheit oder 
Geringfügigkeit des Angebots ſteht der Annahme eines Gattungskaufs nicht entgegen (RG, 
14. 12. 17 11 189/17). Zur Annahme eines Spezieskaufs reicht es nicht hin, daß der Ver⸗ 
käufer ſchon bei Vertragsſchluß die Lieferung einer beſtimmten Sache ins Auge gefaßt und hiervon 
gelegentlich der Verhandlungen geſprochen hat, ſondern es iſt erforderlich, daß die Lieferung 
einer beſtimmten Sache zum Vertragsinhalt gemacht wird, derart, daß nur ſie und 
keine andere als Vertragserfüllung verlangt verden kann und geliefert werden muß (RG 9. 1. 12 
11 250/11). Beſchränkte Gattungsware iſt z. B. „Stroh aus der Ernte 1919“ (JW 1924, 80716). 
War eine Sache anderer Art als die geſchuldete geliefert, fo kommen die Gewährſchafts⸗ 
anſprüche des § 480 nicht in Frage, RG 86, 90 gibt ſie auch hier gleichwohl bei beiderſeitigen 
Handelsgeſchäften. 

2. Wohl aber kann der Käufer ſtatt der Wandlung oder Minderung verlangen, daß ihm 
an Stelle der mangelhaften Sache, durch deren Lieferung der Vertrag nicht erfüllt iſt, eine 
mangelfreie geliefert werde. Hiervon zu unterſcheiden iſt ein Umtauſchvertrag (NG 94, 327). 
Der Verkäufer kann ihm eine ſolche jedoch nicht aufdrängen. Es wird dadurch nicht der Kauf 
vertrag rückgängig gemacht, alſo auch für den Verkäufer nicht die Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Kaufpreiſes, ſondern nur diejenige zu einer anderweiten Vertragserfüllung be⸗ 
gründet. Es liegt Nichterfüllung der noch als unkonkretiſiert behandelten Gattungsſchuld 
vor (RG 53, 204). Aber der Käufer kann auch bei einer bereits gemäß § 243 Abſ 2 konkreti⸗ 
ſierten Lieferung eine Erſatzlieferung der zurückgewieſenen Ware dann nicht ablehnen, wenn 
ſich der Verkäufer unverzüglich hierzu erbietet und der Kaufer kein Intereſſe daran hat, gerade 
die Ware zu bekommen, auf die ſich das Schuldverhältnis durch Lieferung der erſten Ware be⸗ 
ſchränkte (RG 91, 110), Beim Gattungskauf bleibt eben eine gehörige Erfüllung begrifflich ſo 
lange möglich, als die Gattungsſache von der zugeſagten Eigenſchaft überhaupt noch vorhanden 
iſt. Daher iſt hier, im Gegenſatz zur Lieferungsverpflichtung beſtimmter Sachen, der Vertrag 
erſt dann erfüllt, wenn ſolche Gattungsſachen geliefert ſind. Vorher liegt nur ein Verſuch der 
Erfüllung vor. Das Schuldverhältnis erliſcht auch beim Gattungskauf erſt, wenn die geſchuldete 
Leiſtung geliefert iſt (RG 93, 98; OLG 33, 218). Der Verkäufer gerät daher, wenn der Käufer 
die mangelhafte Sache zurückweiſt und Nachlieferung einer mangelfreien verlangt, in Leiſtungs⸗ 
verzug, der ihn neben der Nachlieferung auch zum Schadenserſatz verpflichten kann (RG 123, 
215 und RG in JW 04, 1987; 05, 1710). Hat der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Ware verlangt, daß ihm an Stelle der mangelhaften eine mangelfreie Sache geliefert werde, 
fo iſt er zur Rückgewähr der mangelhaften Sache erſt dann verpflichtet, wenn ſich der 
Verkäufer auf fein Verlangen mit der Lieferung mangelfteier Sachen einverſtanden erklärt hat 
und damit die vom Käufer getroffene Wahl unwiderruflich geworden ift. Nicht verhält es ſich fo, 
daß die mangelfreie Ware nur Zug um Zug gegen Rückgabe der mangelhaften verlangt werden 
kann (RG 94, 327). Ebenſo begründet bei Sukzeſſivlieferungen der Verzug mit der Leiſtung 
mangelfreier Ware an Stelle der gelieferten mangelhaften nach § 480 Abſ 1 auch bezüglich der 
noch ausſtehenden Lieferungen die Rechte aus $ 326 Abſ 1 (RG 8. 11. 04 11 249/04). Verkauft 
der Käufer die ihm zuerſt gelieferte Sache anderweit, ſo wird hierin in der Regel nach Treu und 
Glauben ein Verzicht auf die Nachlieferung einer mangelfreien Sache zu finden ſein (vgl. RG 
54, 82). Ebenſo kann in der Regel nicht Lieferung einer anderen Sache verlangt werden, wenn 
der Käufer die gelieferte Sache bereits verarbeitet hat und ſie daher nicht zurückgeben kann. Doch 
kann unter Umſtänden auch dadurch das Recht der Nachlieferung nicht verloren werden, RG 
HRR 1931 Nr 731. Vorbehaltloſe Annahme der mangelhaften Sache in Kenntnis des Mangels 
ſchließt den Anſpruch auf Nachlieferung aus. 

3. Für den Nachlieferungsanſpruch kommen aus dem Wandlungsrecht die Vorſchriften der 
$$ 464, 465, 466, 467 Satz 1, 469, 470, 474 Abſ 2, 475, 476, 477, 478 zur entſprechenden An⸗ 
wendung, während § 467 Satz 2 — Erſatz der Vertragskoſten — mit Rückſicht darauf, daß der 
Vertrag an ſich beſtehen bleibt, $ 474 Ab| 1, weil auf die Minderung ſich beztehend und § 479, 
der ſich nicht auf die Wandlung (oder Nachlieferung) a vielmehr nur irrtümlich in § 480 
angezogen iſt, nicht anwendbar erſcheinen. — Iſt wegen der Mangelhaftigkeit der Ware das 
beanſtandete Erfüllungsgeſchäft vollſtändig wieder rückgängig ge macht worden, einerlei, 
ob die Ware wirklich. mangelhaft war oder nicht, behält aber nach der Vereinbarung der Parteien 
der Käufer noch das Recht, Lieferung anderer Waren zu verlangen und iſt nicht wie bei der 
Wandlung auch der obligatoriſche Kaufvertrag beſeitigt worden, ſo iſt dieſes verbleibende 
Recht nicht der geſetzliche Nachlieferungsanſpruch nach $ 480, ſondern der durch die Rück⸗ 
gängigmachung des Erfüllungsgeſchäfts wieder hergeſtellte urſprüngliche Lie ferungs⸗ 
anſpruch (RG 93, 100; vgl. auch 96, 169; dagegen aber auch Rh 12. 12. 19 11 308/19). Auch 
der Nachlieferungsanſpruch wird erſt mit der Erklärung des Einverſtändniſſes des 
Verkäufers oder durch rechtskräftiges Urteil unwiderruflich, bis dahin kann der Käufer 
feine Wahl ändern (RG JW 1905, 492). Er iſt daher auch nicht verpflichtet, die als mangelhaft 
zurückgewieſene Ware zurückzugewähren, ſolange es ihm freifteht, fie in Abänderung feiner Wahl 
zu behalten. Der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgewähr entſteht erſt mit dem 
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Vollzuge der Wahl nach § 465 (RG 94, 331). Ein Wahlſchuldverhältnis im Sinne von 
$ 263 liegt aber bei den im Falle der Mangelhaftigkeit der Kaufſache gewährten mehrfachen 
Rechtsbehelfen nicht vor. Es werden nicht aus demſelben Schuldverhältniſſe mehrere Leiſtungs⸗ 
gegenſtände alternativ geſchuldet, ſondern der Käufer hat die Wahl zwiſchen mehreren An⸗ 
ſpruchen, die zudem von verſchiedenen Vorausſetzungen abhängig ſind. Deshalb ſchließt das 
bloße Verlangen von Schadenserſatz die ſpätere Geltendmachung der Wandlung nicht aus 
(KG 16. 6. 11 11 624/10). 
4. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und Erſatz des entgangenen Gewinns. Es gelten 
für dieſen Anſpruch des Käufers die oben bei $ 463 erörterten Grundſätze (vgl. RGS 52, 352; 53 
S. 91, 92), insbeſondere unterliegt die Ve rjährung der Vorſchrift in $ 477 (RG 53, 203): ebenſo 
$ 254 mit der Abweichung, daß für den Mangel der Eigenſchaft oder für das Vorhandenſein des 
we. nicht, wie nach $ 463, die Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern die Zeit des Gefahr⸗ 
bergangs in Betracht kommt, da hier erſt mit deren Eintritt eine beſtimmte Sache geſchuldet 
wird (M 2, 243). Auch § 469 iſt anwendbar (RG 73, 382). Der Käufer, der behauptet, die ge⸗ 
lieferte Gattungsware ſei wegen Fehlens zugeſagter Eigenſchaften vertragswidrig beſchaffen, 
rann die Ware auch als Nichterfüllung zurückweiſen (vgl. RG 53, 73; Recht 1918 Nr 41). Zwiſchen 
dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch und dem Schadenserſatzanſpruch hat der Käufer 
die Wahl, und er kann nur im Falle des $ 463 A 4 mit dem Verlangen wechſeln (RG 16. 6. 11 
11 624/10). Nimmt der Käufer die Sache an, ſo wird auch hier ſein Anſpruch ausgeſchloſſen, 
Wenn er den Mangel kennt und ſich ſeine Rechte nicht bei der Annahme vorbehält (RG 55, 214ff.). 
Maßge bender Zeitpunkt für das argliſtige Verſchweigen iſt beim Gattungskauf der Zeitpunkt 
der Lieferung (RG Warn 1912 Nr 159). Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach Abſ 2 iſt vom Verſchulden des Verkäufers unabhängig. Der Käufer kann den Vertrag 
als gänzlich unerfüllt behandeln und die Zurücknahme der mangelhaften Sache verlangen. Läßt 
er ſich den nutzlos aufge wandten Kaufpreis zurückzahlen, fo ift das nur eine teilweiſe Ver⸗ 
wirklichung feines Schadenserſatzanſpruchs (RG 52, 392; 90, 334; JW 1917, 9025). — Der 
Ausverkauf der beſchrankten Gattung, aus der verkauft wurde, ſteht dem Erſatzanſpruch 
entgegen (Recht 1917 Nr 373). Wenn der Käufer ablehnt, die mangelhafte Ware als Erfüllung 
anzunehmen und Nachfriſt zur Lieferung von Erſatzware ſtellt, leitet er das Verhältnis vom 
Gebiet der Gewährleiſtungsanſprüche auf das Gebiet des Schuldnerverzugs über. Dann 
kann er nur noch vom Vertrag zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern, 
der ein anderer iſt, als der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach $ 480 Abſ 2, RG 123 
215. Dann iſt für eine nachträgliche Annahme der Ware und ein Einverſtändnis nach 98 480, 465 
fein Raum mehr (M& 11 15. 4. 24; Recht 1924 Nr 812). 

5. Beim Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft der gelieferten Gattungsſache kann neben 
dem Anspruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder auf Wandlung oder auf Minderung 
aus einer ſchuldhaften Verletzung des abgeſchloſſenen Vertrags aus $ 276 auf Schadenserſatz 
geklagt werden (a. M. R& 53, 202; RG 23. 4. 08 I1 525/06). — Ebenſo iſt die gemäß $ 123 beab- 
Iihtigte Anfechtung der in Erfüllung eines Gattungskaufs erfolgten Lieferung wegen arg⸗ 
Htigen Verſchweigens eines unter $ 459 fallenden Sachmangels ftatthaft, auch wenn zugleich 
Ar Vorausſetzungen eines Gewährleiſtungsanſpruchs aus § 480 Abſ 2 gegeben find (a. M. RG 

5423, wonach wie die Anfechtung wegen Irrtums nach § 119 Abs 2 ſo die Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung durch den Wandlungsanſpruch ausgeſchaltet jein fol). Eine Anfechtung 
aus $ 123 gegen argliftige Täuschung bei Abſchluß des Kaufvertrags läßt für Gattungsſachen 
auch Na 104, 1 zu. Bei 9480 Abf 2 handelt es ſich nicht um eine Anfechtung des Vertrags, ſondern 
um Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung eines Gattungskaufs. Bei dieſem kommt das 
argliſtige Verſchweigen regelmäßig erſt bei der Lieferung vor (RG 19. 1. 12 II 407/11). 

Die Vorſchrift des $ 469 iſt auch auf die Fälle des $ 480 Abſ 2 anwendbar (RG 73, 379). 

‚ Der Anſpruch aus $ 480 Abs 2 findet übrigens nur bei Sachmängeln, nicht auch bei Lieferung 
einer ganz andern als der gekauften Ware Anwendung (RG JW 1923, 442). 


8 481 


Für den Verkauf von Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren, von 
Rindvieh, Schafen und Schweinen !) gelten die Vorſchriften der 88 459 bis 
7, 469 bis 480 nur inſoweit, als fich nicht aus den 88 482 bis 492 ein anderes 
ergibt 2) 0) 4) 
I 77555 II 416; M 2 243 ff.; P 1 718 ff. N 3.86 123, 148 
D., m) 459 Abſ 1 ſcheidet beim Kauf der in $ 481 aufgezählten Tierarten völlig aus, R „148. 
ee Vorſchrift Ku nur nn wenn es ſich um Mängel einzelner Viehſtücke handelt. 
gl. übrigens A 8 zu $463. Die Vorſchrift ſpricht nur vom Verkauf, wird in $ 493 jedoch aus- 
gedehnt. Sie kommt erſt vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs in Betracht, da dann erſt 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe.) 7 
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Gewährleiſtungsanſprüche entſtehen. Abtretung der Gewährleiſtungsanſprüche iſt zuläſſig, 
NS Gruch 49, 906. 

2. Nur für die hier angegebenen Tiergattungen, die für Landwirtſchaft und Viehhandel 
beſonders wichtig find, gelten die Sondervorſchriften der $$ 482—492; für andere Tiere 
(insbeſondere Hunde, Katzen, Ziegen, Kaninchen, Sing⸗ und andere Vögel, auch wilde Tiere) 
find nur die allgemeinen Gewährleiſtungs vorſchriften maßgebend. Innerhalb der 
hier hervorgehobenen Tiergattungen kann die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Artklaſſe oder 
Raſſe als eine beſondere Eigenſchaft des betreffenden Tieres in Betracht kommen. Die Sonder- 
vorſchriften beziehen ſich nur auf Wandlung. 

3. Die Sondervorſchriften der 58 482—492, in welchen im weſentlichen das deutſchrechtliche 
Syſtem mit beſtimmten Tiergattungen, Hauptmängeln, Gewährfriſten, Beſchränkung auf Wand⸗ 
lung und mit kurzer Verjährungsfriſt zum Ausdruck kommt, gehen den allgemeinen Gewähr⸗ 
leiſtungsvorſchriften vor. Letztere kommen daher zum Teil (jo $$ 460, 461, 464, 466, 469-—471, 
476) nur aushilfsweiſe zur Anwendung, zum Teil (nämlich die von der Minderung han⸗ 
delnden $$ 472—475) find fie überhaupt unanwendbar. — Die Vorſchriften des HGB über 
ſofortige Unterſuchung und Mängelrüge, $$ 377, 378, gelten für die Viehgewährſchaft 
nicht, auch nicht bei Mängeln, die nicht Hauptmängel ſind, Stölzle, Viehkauf S. 114. Wohl 
aber gelten fie für andere Tiere als die in $ 481 genannten. In Anwendung bleiben ferner 
HGB 88 373, 376, 379, 352. Ein § 481 abänderndes Reichsge wohnheitsrecht hat ſich nicht 
gebildet. Über beſtehende Handelsbräuche Stölzle a. a. O. S. 124. Eine vertragsmäßige 
Regelung, insbeſondere eine Verſchärfung der Haftung beim Verkauf der in $ 481 erwähnten 
Tiergattungen ift dagegen nicht ausgeſchloſſen (ſ. $ 482 A 2 a. E.). Über „Umtauſchklauſel im 
Pferdehandel“ RG 18. 10. 07 IL 189/07; Zuſicherung der Vollbluteigenſchaft RG 18. 12. 06 IL 
227/06. Auch wenn Vieh als Zubehör eines Grundſtücks verkauft wird, finden die Sonder⸗ 
vorſchriften Anwendung. Ebenſo Staudinger Erl le. A. M. Planck A 1; OLG 28, 128. Nach 
R 101, 307 iſt die Vorſchrift nicht anwendbar, wenn wegen Mangelhaftigkeit des Inventars 
die Mangelhaftigkeit des Grundſtücks ſelbſt geltend gemacht wird (RG 102, 307). Ebenſo 
kann bei einem Grundſtückskauf „in Bauſch und Bogen“ die Haftung für Mängel bei einzelnen 
Tieren ausgeſchloſſen fein, Stölzle, Entſch ſeit 1910 (1928) S. 60. Auf den Verkauf geſchlachteter 
Tiere, Fleiſch, findet nur § 459, nicht 88 481 ff. Anwendung. 

4. Zu den $$ 482— 492 ſind, da nach $ 23 GV R Streitigkeiten wegen Viehmängel zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte gehoren, Entſcheidungen des RG nur in geringer Zahl er⸗ 
gangen. Dagegen find zahlreiche Entſcheidungen der Amts-, Land- und Oberlandesgerichte 
enthalten in den „Gerichtlichen Entſcheidungen des erſten Jahrzehnts des BOB über den Vieh⸗ 
kauf, geſammelt und herausgegeben von Dr. Hans Stolzle“ 1910 und der Fortſetzung der Samm⸗ 
lung der ſeit 1910 ergangenen Entſcheidungen (1928). Siehe auch deſſen Werk über den Viehkauf 
(Viehgewährgeſchäft) nach dem BGB, 6. Aufl., 1926, und der gegenwärtige Stand der Trachtig⸗ 
keitsfrage in rechtlicher Beziehung (1929). Ferner Meißner, Das Viehgewährſchaftsrecht 
(1927); Ludwig Mayer, Eigentumsvorbehalt und Viehverkauf. Leider iſt durch die Einführung 
der Schiedsgerichte in Viehhandelsſachen, bei denen der Juriſt ausgeſchaltet iſt, die Weiter⸗ 
entwicklung des Rechts gefährdet. 


9 482 


Der Verkäufer hat nur beſtimmte Fehler Gauptmängel) und dieſe nur 
dann zu vertreten, wenn ſie ſich innerhalb beſtimmter Friſten (Gewährfriſten) 
zeigen !). 

Die Hauptmängel und die Gewährfriſten werden durch eine mit Zuſtimmung 
des Bundesrats zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung beſtimmt ). Die Be- 
ſtimmung kann auf demſelben Wege ergänzt oder abgeändert werden ). 

E 1 400 II 417; M 2 262 ff.; P 1 727 ff. 

1. Die Vorſchrift ſchränkt die Haftung aus $ 459 ein. Gewährfriſten im Sinne von $ 482 
(und § 492) ſind nur Friſten von beſtimmter Dauer, innerhalb derer ſich ein Fehler des 
Tieres zeigen muß. Nur für Hauptmängel, und nur für dieſe auch, wenn ſie ſich innerhalb der 
Gewährfriſten (Ausſchlußfriſten) zeigen und daher als bereits zur Zeit des Gefahrübergangs 
vorhanden anzuſehen ſind, haftet der Verkäufer, ohne daß ein Nachweis ihrer Erheblichkeit oder 
der von ihnen herbeigeführten Wertminderung erforderlich wäre. Unter Gewährfriſten ſind 
ſolche von beſtimmter Dauer zu verſtehen (RG 18. 12. 06 11 227/06). — Wegen ande rer Mängel 
bleibt der Verkäufer ſchadenserſatzpflichtig aus § 463, wenn er einen Mangel argliſtig ver⸗ 
ſchweigt. Der Anſicht in #6 102, 308 kann nicht beigetreten werden, daß die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht aus § 463 für andere als Hauptmängel durch § 481 ausgeſchloſſen werde (a. M. Planck 
A 1b). Ebenſo wird die Haftung durch Zuſiche rung der Freiheit von einem Nebenmangel 
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aufrechterhalten (RG 60, 236). Selbſtverſtändlich bleiben auch die Schadenserſatzanſprüche aus 
$8 823, 826 bei allen Mängeln beſtehen und bejchränten ſich nicht nur auf die Hauptmängel. 
Ebenſo iſt eine Anfechtung des Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung nach § 123 auch 
wegen anderer Mängel zuläſſig. Beim Viehhandel ſind es nur Hauptmängel, die den Wert 
oder die Tauglichkeit des Tieres zu dem gewöhnlichen Gebrauch aufheben und mindern, und 
daraus folgt, daß auch nur ein Irrtum über Hauptmängel als weſentlich nach § 119 Abſ 2 an- 
geſehen werden darf, deſſen Geltendmachung durch die beſonderen Regeln über die Wandlung 
verſagt ift. Wenn andere Mängel alſo weſentlich find, können fie trotzdem nicht aus § 119 
Abſ 2 wegen Irrtums geltend gemacht werden (ogl. Gierke, Dtſch. Privatrecht III S. 483 und 
das bei Staudinger und Planck a. a. O. zu 9 482 A 5% angegebene Schrifttum). Dieſe Auffaſſung 
iſt freilich beſtritten. Aber wenn in § 481 die Ge währleiſtungsanſprüche des § 459 auf 
beſtimmte Mängel, die ſog. Hauptmängel, beſchränkt werden, ſo muß dieſe Beſchränkung im 
Intereſſe der Verkehrsſicherheit auch dort die Anfechtung wegen Irrtums ausſchließen, wo ſolche 
auf andere Mängel geſetzt wird. 

2. Der Mangel muß ſich innerhalb der Gewährfriſt gezeigt haben. Das iſt der Fall, wenn er 

von irgendeiner Perſon, die nicht der Käufer zu ſein braucht, wahrgenommen worden iſt. Der 
Nachweis, daß er innerhalb dieſer Friſt vorhanden geweſen iſt, genügt nicht. Der Charakter der 
Krankheit als Hauptmangel braucht aber nicht erkannt worden zu ſein. Der Hauptmangel braucht 
ſich nicht ſchon am lebenden Tier gezeigt zu haben. Ausgeſchloſſen ift die Haftung des Ver⸗ 
fufers, wenn der Käufer beim Abſchluß des Kaufs den Fehler kennt, 9 460 Satz 1. Hat er erklärt, 
ſich von der Beſchaffenheit des Tieres überzeugt zu haben, kann er ſich auf einen erkennbaren 
Mangel nicht berufen, RG JW 1902, 343, wenn dem Käufer durch grobe Fahrläſſigkeit der 
Fehler unbekannt geblieben iſt, $ 460 Satz 2. Hat der Verkäufer beruhigende Angaben gemacht, 
kann grobe Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen fein, RG JW 1909, 1085. Ferner iſt die Haftung aus⸗ 
geſchloſſen: Wenn das Tier als Pfand öffentlich verſteigert wird, $ 461. Wenn das im Wege 
der Zwangsvollſtreckung gepfändete Tier auf Grund der Pfändung veräußert wird, ZPO $$ 806, 
8514, 825. Wenn das Tier auf Anordnung des Richters verſteigert wird, $ 489. Wenn der Käufer 
in Kenntnis des Mangels das Tier annimmt, § 464. Wenn die Gewährleiſtungspflicht erlaſſen 
oder beſchränkt iſt, $ 476. Wenn das Tier in einer Erbmaſſe ſteckt und der Erbe die angefallene 
Erbmaſſe verkauft, 8 2376. Wenn der Käufer auf fein Recht nachträglich verzichtet hat. 
3. Die Hauptmängel und die Gewährfriſten find, um den einſchlagenden Vorſchriften die 
durch die wechſelnden Verkehrsverhältniſſe und durch den jeweiligen Stand der tierärztlichen 
Wiſſenſchaft erforderliche Beweglichkeit zu geben, durch eine mit Zuſtimmung des Bundesrats 
zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung, nunmehr durch den Reichspräſidenten nach 
Anhörung des Reichsrats feftzuftellen. Übergangsgeſ v. 4.3.19 (RG Bl 283) $ 4 u. Art 179 
der RB. Die noch jetzt gültige Verordnung v. 27. 3. 99 (RGBl 219ff.) unterſcheidet zwiſchen 
sem Verkauf von Nutz- und Zuchttieren und dem Verkauf von Schlachttieren, die dazu 
beſtimmt ſind, als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen. Der Verwendungszweck iſt 
im Streitfalle vom Käufer zu erweiſen. Maßgebend iſt weſentlich der Kaufzweck. Schlacht- 
tiere ſind ſolche, die alsbald geſchlachtet werden ſollen, ohne daß dazwiſchen ein Zeitraum für 
anderweite Benutzung liegt. Daß fie inzwischen noch aufgeflttert und gemäftet werden 
ſollen, hindert nicht den Begriff als Schlachttier (a. M. Planck A 3). 


Die Verordnung hat folgenden Wortlaut: 


9 1. 
Für den Verkauf von Nutz- und Zuchttieren gelten als Hauptmängel: 


I. bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 


1. Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 

„2. Dummkoller (Koller, Dummſein) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als Dumm⸗ 
lolle: iſt anzuſehen die allmählich oder infolge der akuten Gehirnwaſſerſucht entftandene, 
unheilbare Krankheit des Gehirns, bei der das Bewußtſein des Pferdes herabgeſetzt iſt; 

3. Dämpfigkeit (Dampf, Hartſchlägigkeit, Bauchſchlägigkeit) mit einer Gewährfriſt von 

1 Tagen; als Dämpfigkeit iſt anzuſehen die Atembeſchwerde, die durch einen chroniſchen, 
unheilbaren Krankheitszuſtand der Lungen oder des Herzens bewirkt wird; 

4. Kehlkopfpfeifen (Pfeiferdampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer Gewährfriſt von 

4 Tagen; als Kehlkopfpfeifen iſt anzuſehen die durch einen chroniſchen und unheilbaren 
Krankheitszuſtand des Kehlkopfs oder der Luftröhre verurſachte und durch ein hörbares Ge⸗ 
räuſch gekennzeichnete Atemſtörung; TR 
5. periodiſche Augenentzündung (innere Augenentzündung, Mondblindheit) mit einer 
Gewährfriſt von 14 Tagen; als periodiſche Augenentzundung iſt anzuſehen die auf inneren 


inwirkungen beruhende, entzündliche Veränderung an den inneren Organen des Auges; 
7* 


100 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


6. Koppen (Krippenſetzen, Aufſetzen, Freikoppen, Luftſchnappen, Windſchnappen) mit 
einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


II. bei Rindvieh: 


1. tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung eine allgemeine Beein⸗ 
trächtigung des Nährzuſtandes des Tieres herbeigeführt iſt, mit einer Gewährfriſt von 14 
Tagen; 

2. Lungerſeuche mit einer Gewährfriſt von 28 Tagen; 


III. bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


IV. bei Schweinen: 
1. Rotlauf mit einer Gewährfriſt von 3 Tagen; 
2. Schweineſeuche leinſchließlich Schweinepeſt) mit einer Gewährfriſt von 10 Tagen. 


82. 


Für den Verkauf ſolcher Tiere, die alsbald geſchlachtet werden ſollen und beſtimmt ſind, 
als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen (Schlachttiere), gelten als Hauptmängel: 


I. bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 
Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


II. bei Rindvieh: 


tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung mehr als die Hälfte des Schlacht- 
gewichts nicht oder nur unter Beſchränkungen als Nahrungsmittel für Menſchen geeignet 
iſt, mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


III. bei Schafen: 


allgemeine Waſſerſucht mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als allgemeine Waſſerſucht 
iſt anzuſehen der durch eine innere Erkrankung oder durch ungenügende Ernährung herbei⸗ 
geführte waſſerſüchtige Zuſtand des Fleiſches; 


IV. bei Schweinen: 


1. tuberkulöſe Erkrankung unter der in der Nr II bezeichneten Vorausſetzung mit 
einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 

2. Trichinen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 

3. Finnen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 


3. Zur Kaiſerl. Verordnung vom 27. 3. 99 iſt noch zu bemerken: a) Eine vertragsmäßige 
Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt iſt nach § 486 zuläſſig, und ebenſo ift nach $ 492 
eine vertragsmäßige Übernahme der Gewährpflicht auch wegen eines nicht zu den Haupt⸗ 
mängeln gehörenden Fehlers, ſowie die Zuſicherung einer beſtimmten Eigenſchaft des 
Tieres geſtattet. Ob ein Tier als Nutz- und Zuchttier oder als Schlachttier verkauft wird, ent⸗ 
ſcheidet der Kaufabſchluß. Eine nach ihm erfolgte Anderung der Zweckbeſtimmung iſt einflußlos. 
Schlachtreifes Vieh, das zum Schlachten verkauft wird, iſt auch dann noch „Schlachtvieh“, wenn 
der Käufer es zur Verbeſſerung ſeines Schlachtwertes vor der Schlachtung noch einige Zeit zu 
füttern gedenkt. Anders freilich, wenn das Vieh erſt durch ein langes, andauerndes Mäſten ſchlacht⸗ 
reif gemacht werden ſoll, RG Bayg 1917, 158. b) Der Verkäufer fteht geſetzlich in einem Haf⸗ 
tungsverhältnis nur zu demjenigen, dem er das Tier verkauft hat. Hat mehrmaliger Verkauf 
ſtattgefunden, jo greift ein ſog. Sprungregreß nicht Platz. e) Die gegen Vieh aus verſeuchten 
Gegenden auf Grund des Viehſeuchengeſetzes durch polizeiliche Schutzmaßregeln eingeführte 
Seuchenſperre und die dadurch bewirkte Nichtmarktfähigkeit begründet keinen Gewährsmangel 
(RG Warn 08 Nr 29). d) Zu 51 Nr 1 2 iſt zu bemerken, daß es nur auf einem Redaktionsverſehen 
beruht, wenn dort nur das Pferd genannt iſt; zu $2 1] der Verordnung iſt unter Schlachtgewicht 
dasjenige Gewicht zu verſtehen, welches das Tier ſogleich nach erfolgter Schlachtung mit den 
beanftandeten Teilen gehabt hat. — Im Falle des $ 2 II iſt bei tuberkulöſem Rindvieh in der 
Überweiſung des Fleiſches an eine Freibank eine „Beſchränkung als Nahrungsmittel für Menſchen“ 
zu erblicken (Stölzle, Entſch. S. 61ff.). S. auch die für den Beſchluß d. Bundesr. bei Erl. der 
Verordn. vom 27. 3. 99 maßgebende Erwägung im RAnz. Nr 130 vom 5. 6. 99. Die geſetzliche 
Begriffsbeſtimmung der Hauptmängel in der VO iſt für den Richter bindend. 
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8 483 


Die Gewährfriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die 
Gefahr auf den Käufer übergeht. 

E 1 401 II 418; M 2 254; P 1 735 ff. 

Über die Übergabe ſ. $ 433 und $ 459. Von der Wägung an erfolgt an der Waage regel⸗ 
mäßig die Übergabe. Für den Beginn der Gewährfriſt iſt $ 187 Abſ 1 in Verbindung mit 9 459 
Abſ 1, für das Ende § 188 maßgebend. Der Ablauf iſt von Amts wegen zu berückſichtigen, 
auch wenn es ſich um vereinbarte Gewährfriſt für Mängel handelt, die nicht Hauptmängel ſind, 
Stölzle in JW 1901, 739; Dertmann zu $ 482 A 1b. Über den Übergang der Gefahr bei 
1 Eigentumsvorbehalt des Verkäufers erfolgten Verkauf einer beweglichen Sache 
. 9 


§ 484 

Zeigt ſich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt, ſo wird vermutet, 
daßz der Mangel ſchon zu der Zeit vorhanden geweſen ſei, zu welcher die Ge- 
fahr auf den Käufer übergegangen iſt. 

E 1402 Satz 1 II 419; M 2 252 ff.; P 1 785 ff. 

Hat ſich der Mangel inner halb der Gewährfriſt — oder ſchon vor ihrem Beginn — gezeigt, 
ſo ſteht gegen die alsdann begründete Vermutung dem Verkäufer der Gegenbeweis offen, 
daß der Mangel erſt nach dem maßgebenden Zeitpunkt entſtanden ſei. Entſcheidend iſt der 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs, RG Seuffll 66, 183. Zeigt ſich ein Fehler vorher, zur entſchei⸗ 
denden Zeit aber nicht mehr, iſt keine Haftung des Verkäufers gegeben. Wegen Vermutung 
bei nicht zu den Hauptmängeln gehörigen Fehlern § 492. Wenn ein Tier „mit der Verſicherung“ 
verkauft wird, wird an den Grundſätzen des Gefahrübergangs nichts geändert. 


8 485 


Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zuſtehenden Nechte !), 
wenn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nach dem Ablaufe der Gewährfriſt oder, 
falls das Tier vor dem Ablaufe der Friſt getötet worden oder ſonſt verendet 
iſt, nach dem Tode des Tieres den Mangel dem Verkäufer anzeigt ?) oder die 
Anzeige an ihn abſendet oder wegen des Mangels Klage gegen den Ver- 
käufer erhebt oder dieſem den Streit verkündet oder gerichtliche Beweisauf⸗ 
nahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt. Der Nechtsverluſt tritt nicht 
ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliftig verſchwiegen hat!). 

E 1 402 Satz 2 II 420; M 2 254 ff.; P 1 757 ff. 

1. Die Verpflichtung des Käufers zur Anzeige des Mangels an den Verkäufer oder zu 
eimer dem gleichſtehenden Rechtshandlung innerhalb zweitägiger Ausſchlußfriſt iſt beim 

tehhandel abweichend von dem für die allgemeine Gemährletjtung beſtehenden 
Grundſatz (. § 464 A 3) vorgeſchrieben, und zwar bei Verlust der dem Käufer wegen 
des Mangels zuſtehenden Rechte. Der Anſpruch geht unter, kann alſo auch nicht mehr einrede⸗ 
weiſe vorgebracht werden. Bei Zuſicherung einer Eigenſchaft des verkauften Tieres findet 9 485 
nur dann entſprechende Anwendung, wenn eine Ge währfriſt vereinbart iſt, R 123, 214. 
Ver Begriff des Mangels iſt hier allgemein und umfaßt Hauptmängel und nicht Hauptmängel 
und das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften. Die Gewährfriſt wird durch den Tod des Tieres 
nacht berührt. Der Verkäufer, dem auf ſolche Weiſe die Führung des ihm nach $ 484 obliegenden 
Wegenbeweiſes erleichtert werden ſoll, hat hiernach den Ablauf der Ausſchlußfriſt, der Kaufer 
= friſtge mäße Erſtattung oder Abſendung der Anzeige oder die rechtzeitige Vornahme der fon» 
feigen Handlung zur Wahrung der Friſt oder auch das argliftige Verſchweigen des Mangels durch 
den Verkäufer nachzuweiſen. Aus der Erwähnung der Klagerhebung iſt nicht der Schluß zu 
Zehen, daß dieſe zu den in $ 478 Abſ 1 vom Käufer vorzunehmenden Handlungen als ſelbſtändige 
Handlung hinzutreten müſſe (RG 59, 150). Wenn der Kaufer, um ſich ſeine Rechte wegen des 
Biehmangels zu erhalten, zur Anzeige nach $ 485 verpflichtet ift, jo ſoll neben dieſer Anzeigepflicht 
nicht noch eine weitere nach HGB $ 377 beſtehen. Aber wenn $ 485 nicht zur Anwendung kommt, 
€ bei der Vorſchrift des H 5 377 verbleibt, ſagt Kc OLGGRſpr 22, 235. Gegen dieſe Anſicht 

tolzle, Viehkauf S. 114. . 
a, In dieſer Anzeige iſt die beſtimmte Angabe des Mangels oder wenigſtens der zur 
Zeit erkennbaren, auf einen Gewährſchaftsmangel hindeutenden Merkzeichen der dem Tiere 
anhaftenden Krankheit erforderlich, während die allgemeine Angabe: das Tier ſei krank oder 
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es leide an einem Gewährſchaftsmangel, nicht ausreicht, R 1, 99. „Die Kuh huſtet“ bedeutet 
verkehrsüblich die Anzeige der Tuberkuloſe, Stölzle, Ent. ſeit 1910 (1928) S. 84. Eine be⸗ 
ſtimmte Form iſt nicht erforderlich. — In der Zurücknahme der wegen des Mangels erhobenen 
Klage liegt nicht ohne weiteres die Zurücknahme der Anzeige (RG JW 05, 4612). S. auch § 492, 
der angezeigte Mangel muß derſelbe ſein, auf den der Klaganſpruch geſtützt wird. 

3. Argliſtiges Verſchweigen des Mangels. Als ſolcher Mangel kommt auch hier nur ein 
auptmangel oder ein ihm nach $ 492 gleichgeſtellter Mangel in Betracht, deſſen Nachweis dem 
äufer obliegt. Bei ſichtbarem Fehler kein argliſtiges Verſchweigen. 

Auf Grund folder Argliſt kann übrigens der Käufer auch nach §8 823, 826 innerhalb der in 

8 852 beſtimmten Friſt vorgehen. 


8 486 


Die Gewährfriſt kann durch Vertrag verlängert oder abgekürzt werden !). 
Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle der geſetzlichen Friſt 2). 

E 1 410 II 421; M 2 203 ff.; P 1 748. 

1. Der auf Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt gerichtete Vertrag 
bedarf keiner beſonderen Form, kann ſich aber wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten, ins⸗ 
beſondere bei unangemeſſener Abkürzung der Friſt, als nichtig (§ 138) herausſtellen. Nur ver⸗ 
tragsmäßige Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſt iſt zuläſſig, nicht aber die gänz⸗ 
liche Ausſchließung, da das Beſtehen einer ſolchen Friſt bei der geſetzlichen Haftpflicht für 
Hauptmängel nach § 482 Abf 1, 486, 490 Abſ 1 Satz 1 vorauszuſetzen iſt. A. M. Oertmann A 1; 
Enneccerus 1, 864 A 4. Der Abkürzung oder Verlängerung muß immer ein beſtimmter Zeit⸗ 
raum vorangehen. Die Verlängerung darf nicht ſoweit ausgedehnt werden, daß der Zweck des 
Geſetzes vereitelt wird. Stölzle, Viehkauf (1926) S. 239. Bei argliſtigem Verſchweigen eines 
Fehlers iſt die Abkürzung der Friſt nichtig, 8 476. Auch durch Handelsgebräuche und Markt⸗ 
regeln oder durch Gewohnheitsrecht können die geſetzlichen Vorſchriften über die Gewähr⸗ 
friſt nicht geändert werden. § 476 iſt anwendbar. In der Ge währleiſtung für Trächtig⸗ 
keit liegt noch keine ſtillſchweigende Vereinbarung über ein entſprechendes Hinausſchieben des 
Beginns der Verjährung um die Höchſtträchtigkeitsdauer. A. M. Meißner, Das Viehgewähr⸗ 
ſchaftsrecht. Dagegen mit Recht Stölzle JW 1927, 2489. Vgl. zu § 492 A 4. 

5 r 105 Vertretung der geſetzlichen Friſt durch die vertragsmäßige gilt insbeſondere im Falle 
es 


8 487 

Der Käufer kann nur Wandelung, nicht Minderung verlangen !). 

Die Wandelung kann auch in den Fällen der 88 351 bis 353, insbeſondere 
wenn das Tier geſchlachtet iſt, verlangt werden ); an Stelle der Nückgewähr 
hat der Käufer den Wert des Tieres zu vergüten ). Das gleiche gilt in anderen 
Fällen, in denen der Käufer infolge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, 
insbeſondere einer Verfügung über das Tier, außerſtande iſt, das Tier zurück⸗ 
zugewähren. 

Iſt vor der Vollziehung der Wandelung eine unweſentliche Verſchlechterung 
des Tieres infolge eines von dem Käufer zu vertretenden Umſtandes einge 
treten, fo hat der Käufer die Wertminderung zu vergüten “). 

Nutzungen hat der Käufer nur inſoweit zu erſetzen, als er fie gezogen hats) e). 

E 1 404 II 422; M 2 256 ff.; P 1 739 ff., 802 ff. 

1. Der geſetzliche Anſpruch auf Minderung iſt beim Viehverkauf ausgeſchloſſen, nicht 
aber der geſetzliche Anſpruch auf Schadenserſatz wegen eines Hauptmangels gemäß $ 463 (welcher 
Erſatz auch in dem durch das Fehlen der zugeficherten Eigenſchaften herbeigeführten Minderwert 
des Tieres beſtehen kann, $ 472 greift dann nicht Platz, RG 60, 235). Gleichwohl enthält Abſ 1 
kein zwingendes Recht, zuläſſig bleibt ein etwaiger, auf beſonderer vertragsmäßiger Ab⸗ 
machung beruhender Minde rungsanſpruch (RG 60, 236; JW 05, 2852). Wegen Lieferung 
eines mangelfreien Tieres § 491. Ob der Käufer die nachträgliche Beſeitigung des Mangels 


durch den Verkäufer annehmen muß, richtet ſich nach Treu und Glauben, § 242. A. M. Stölzle 
aaO. S. 247. 

2. Die zugelaſſene Wandlung iſt dadurch erleichtert, daß ſie a) auch in den Fällen der 
$$ 351— 353, alſo namentlich bei weſentlicher Verſchlechterung oder beim Untergang 
des Tieres, abe, ſowie b wenn dasſelbe geſchlachtet iſt, bei ſonſtiger verſchuldeter Unmöglichkeit 
der Herausgabe, ſowie bei den in $ 353 angeführten Veräuße rungen, bh in anderen Fällen, 
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in denen der Käufer infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes, insbeſondere einer Ver⸗ 
fügung über das Tier, außerſtande iſt, dasſelbe zurückzugeben, geſchloſſen werden kann. — 
In dem Falle, wenn von mehreren gleichzeitig verkauften Viehſtücken einzelne mangel- 
haft ſind (Kauf einer Herde) oder wenn eine Kuh und ihr Kalb zuſammen verkauft ſind, gelten 
die Vorſchriften in 8 469. Verzicht auf den Wandlungsanſpruch iſt anzunehmen, wenn nach 
deſſen Geltendmachung der Käufer mit Kenntnis des Mangels das Tier zum Schlachten 
veräußert und dadurch die Unmöglichkeit der Rückgabe an den Verkäufer herbeiführt (Stölzle, 
Vie hkauf 6. Aufl. S. 257). Sonſt bringt der Weiterverkauf noch nicht ohne weiteres den Verluſt 
des Wandlungsanſpruchs, RG 123, 215. Ebenſowenig die zufällige Unmöglichkeit der Rückgabe 
und die verſchuldete Verſchlechterung und Untergang des Tieres, RG Recht 1911 Nr 3434; auch 
nicht die Weiterbenutzung des Tieres in Kenntnis des Mangels. 

3. Bei Durchführung der Wandlung iſt in den Fällen der A 2a und b dem Käufer die Rück⸗ 
gewähr des Tieres nicht angeſonnen, dafür vielmehr die Vergütung des objektiven Wertes des 
Tieres (anſtatt des Schade nserſatzes nach $ 347) auferlegt. Es iſt hierbei der (objektive) Wert 
zugrunde zu legen, den das Tier im Zeitpunkt des Vollzugs der Wandlung ge habt hat. 
So jetzt auch Stölzle, Viehkauf S. 269. — Rückgewähr Zug um Zug. 

4. Abgeſehen von den in A3 aufgeführten Fällen kann der Käufer, wenn vor der Wandlung 
eine unweſentliche Verſchlechterung des Tieres infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes 
eingetreten iſt, zwar auf der Wandlung beſtehen, hat aber die Wertminderung zu vergüten. 
Schadenserſatz hat der Käufer dagegen zu leiſten, wenn eine derartige Verſchlechterung nach 
nu der Wandlung infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes erfolgte (OLG 

„ 404). 

5. Auch bezüglich des Erſatzes der Nutzungen iſt gegenüber der in 9 467 angeführten Vor⸗ 
ſchrift des 8 347 eine Erleichterung der Wandlung dadurch gegeben, daß Nutzungen vom Käufer 
nur inſoweit zu erſetzen ſind, als er ſie wirklich gezogen hat. Er iſt nicht verpflichtet, Nutzun⸗ 
gen aus dem fehlerhaften Tiere zu ziehen. Nur wenn das Nutzen zur ordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung des Tieres gehört (Melken einer Kuh), müſſen die Nutzungen auch gezogen werden. 
Über Begriff der Nutzung und Früchte 58 106, 99. 
an 20 bei dem mangelfreien Tauſchobjekt kommt $ 487 zur Anwendung (beftr.; a. M. 

an 5). 


8 488 
Ser Verkäufer hat im Falle der Wandelung ) dem Käufer auch die Koſten 
der Fütterung und Pflege, die Koſten der tierärztlichen Unterfuchung und 
Behandlung ſowie die Koſten der notwendig gewordenen Tötung und Weg⸗ 
ſchaffung des Tieres zu erſetzen ?). 
E 1 405 II 423; M 2 259 ff.; P 1 743 ff. 

1. Als Nebenforderungen zum Wandlungsanſpruch find hier dem Käufer außer den 
ihm nach 88 467, 347, 683, 994 zu erſetzenden Aufwendungen noch eine Reihe von Erſatzpoſten 
ausdrücklich zugeſprochen. Zu erſetzen ſind die wirklich aufgewendeten Fütterungskoſten, 
die der Art nach für die betr. Tiergattung üblich ift; Pflegekoften find die Koſten der gewöhn⸗ 
lichen Wartung und der beſonderen Krankenpflege. Koſten des Tierarztes kommen für den 
nächſtgelegenen in Betracht, für mehrere Tierärzte nur in beſonders notwendigen Fällen. Not⸗ 
wendig iſt die Tötung bei den ſog. Notſchlachtungen, um den Mangel feſtzuſtellen, z. B. bei 
Schlachtvieh überhaupt iſt beſtritten, bejaht von Stölzle aaO. S. 352, es dürfte aber richtiger 
zu verneinen ſein. Unter notwendiger Tötung iſt hier die ausnahmsweiſe durch beſondere 
Mängel erforderliche Tötung zu verſtehen. Der Verkäufer kann hiergegen die von dem Käufer 
is zur Wandlung aus dem Tier etwa gezogenen Nutzungen aufrechnen. Nur die bei ordnungs⸗ 
mäßiger Wirtſchaft angemeſſenen Koſten kommen in Betracht. Die Futterkoſten ſind nicht mehr 
als Nebenanſprüche nach ZPO $ 4 Abſ 1 anzuſehen, da in der Novelle vom 18. 8. 1923 das Wort 
Schäden“ geſtrichen worden iſt, RG 52, 164. 

85 2. Weitere Koſten, insbeſondere diejenigen für notwendige Schutzmaßregeln gegen 
Seuchengefahr, kann der Käufer nicht als geſetzliches Zubehör des Wandlungsanſpruchs, 
ſondern nur dann verlangen, wenn der Verkäufer, insbeſondere auch wegen Verſ chuldens, 
zum Schadenserſatz verurteilt worden ift oder ſich vertragsmäßig zu deren Erfah ber- 
pflichtet hat, oder wenn die Vorausſetzungen auftragsloſer Geſchäftsführung vorliegen. Die 
gleichen Grundſätze gelten auch bezüglich des Anſpruchs des Käufers auf Erſatz von Aufwendun⸗ 
gen für ein Junges (OLG 8, 74). 5 488 ift Ausnahmevorſchrift und darf nicht ausdehnend 
Beige werden, aber fie gibt kein zwingendes Recht. Über Transportkoſten vgl. RTKomm⸗ 
; er S. 40; Stölzle aaO. S. 344; RG 52, 164; 55, 105; JW 1902, 239. Auch Fütterungs⸗ 
oſten ſind Nebenforderungen. Die Koſten der Mängelanzeige kann der Käufer ohnehin 
erſetzt verlangen. 
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8 489 


Iſt über den Anſpruch auf Wandelung ein Nechtsſtreit anhängig, ſo iſt auf 
Antrag der einen oder der anderen Partei die öffentliche Verſteigerung des 
Tieres und die Hinterlegung des Erlöſes durch einſtweilige Verfügung an- 
zuordnen ), ſobald die Beſichtigung des Tieres nicht mehr erforderlich iſt 2) 3). 

E 1 406 II 424; M 2 261; P 1 744. 

1. Die Vorſchrift gehört in die Prozeßordnung. Daher ſind auch die prozeſſualen Rechts⸗ 
mittel bei Ablehnung des Antrags gegeben. Sie iſt eine Ausnahmevorſchrift und bezieht ſich nur 
auf die Wandlung. OLG Celle in OL GRſpr 20, 183. Vorausſetzung für die vom Prozeß- 
richter zu erlaſſende Anordnung der öffentlichen Verſteigerung und der Hinterlegung des 
Erlöſes iſt hiernach nur, daß a) ein Rechtsſtreit über die Wandlung des Tieres (auch infolge ein- 
redeweiſer Geltendmachung dieſes Rechtes) anhängig (CZ 1915 Sp 153910), p) in dieſem die 
Beſichtigung des Tieres nicht mehr notwendig und c) von der einen oder andern Partei ein 
Antrag ſolcher Art geſtellt iſt. Im übrigen kommen die allgemeinen Vorausſetzungen für den 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung (35 8 935) hier nicht in Betracht, für andere Fälle iſt 
$ 489 nicht anwendbar (OLG 20, 183). 

2. Nach Hinterlegung des Erlöſes tritt dieſer an die Stelle des Tieres, ſo daß dem Verkäufer 
im Falle der Wandlung anſtatt der Rückgabe des Tieres der hinterlegte Erlös anzurechnen oder 
auszuzahlen iſt. Zur Hinterlegung ſ. 88 372ff., EGBGB Art 145, 146. 

3. $ 461 iſt nicht anwendbar (beitr.). 


9 490 


Der Anſpruch auf Wandelung ſowie der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
eines Hauptmangels, deſſen Nichtvorhandenſein der Verkäufer zugeſichert hat, 
verjährt in ſechs Wochen von dem Ende der Gewährfriſt an ). Im übrigen 
bleiben die Vorſchriften des § 477 unberührt. 

An die Stelle der in den 88 210, 212, 215 beſtimmten Friſten tritt eine Friſt 
von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nach der Verjährung des Anſpruchs auf Wandelung 
die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern. Die Aufrechnung des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz unterliegt nicht der im § 479 beſtimmten Beſchränkung ?). 

E 1 407 II 425; M 2 261 ff.; P 1 745 ff. 


1. Abweichend von $ 477 iſt die Verjährungsfriſt für den Anſpruch auf Wandlung und für 
den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen eines Hauptmangels und der Anſprüche aus § 488, 
deſſen Nichtvorhandenſein der Verkäufer zugeſichert hat, $$ 481, 463, auf ſechs Wochen (anftatt 
ſechs Monate) und der Beginn dieſer Friſt vom Ende der Gewährfriſt (anſtatt von der 
Ablieferung) ab feſtgeſetzt, während es für den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen argliſtiger 
Verſchweigung eines Hauptmangels bei der gewöhnlichen dreißigjährigen Verjährung ver⸗ 
bleibt. Im übrigen gilt $ 477, aber keine Aufrechnung, wenn nicht nach $ 478 Anzeige erfolgte 
(SeuffA 65, 147). In § 492 handelt es ſich um Nichthauptmängel. Dieſe kurze Verjährungs⸗ 
friſt gilt auch für die Anſprüche von Futterkoſten uſw. nach $ 488, da fie Nebenanſprüche des 
Wandlungsanſpruchs find, $ 224. Die kurze Verjährungsfriſt bezieht ſich auf alle Anſprüche 
wegen Mängel des Tieres, mögen dieſe auf Geſetz oder beſonderer Vereinbarung oder auf Ver⸗ 
ſchulden beruhen, RG JW 1904, 50. Auch der Umſtand, daß durch die verlangte Zuſicherung 
der Geſundheit von Tieren der Käufer vertraglich auch gegen die Gefahr geſichert ſein ſollte, 
Schaden von dem übrigen Viehbeſtand abzuwenden, ſchließt § 490 nicht aus. Denn die Be⸗ 
ſtimmung regelt auch den Anſpruch auf Schadenserſatz für den Fall, daß der Schaden nicht bloß 
den Gegenſtand des Kaufvertrags, ſondern mittels desſelben auch andere Gegenſtände betrifft. 
NG Recht 1913, 27. 

2. Die einredeweiſe Geltendmachung des Wandlungsanſpruchs gegenüber der Klage 
des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes, ſowie die Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs 
wegen eines Hauptmangels gegen dieſelbe Klage iſt hiernach auch nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt nicht von der vorher erfolgten Anzeige oder den ſonſtigen, ihr gleichgeſtellten Maßnahmen 
im Sinne von $$ 478, 479, ſondern nur davon abhängig, daß der Käufer rechtzeitig Anzeige 
nach $ 485 gemacht hat. So kann der mit ſeiner Wandlungsklage wegen Verjährung rechts⸗ 
kräftig abgewieſene Käufer eines Pferdes die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern, wenn er 
rechtzeitig (5 485) den Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft angezeigt hat (RG 18. 12. 06 11 
227/06). — Anders bei Nichtvereinbarung einer Gewährfriſt im Falle des § 492. 
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3. Die Unterbrechung der Verjährung ift von Amts wegen zu prüfen, RG Recht 1998, 191 
Beil. 2 Nr 1139. 


8 491 


Der Käufer eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres kann ſtatt der 
Wandelung verlangen, daß ihm an Stelle des mangelhaften Tieres ein mangel- 
freies geliefert wird. Auf dieſen Anſpruch finden die Vorſchriften der 55 488 
bis 490 entſprechende Anwendung. 

E 1 408 II 426; M 2 263; P 1 748. 


Beim Verkaufe eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres iſt im Falle der Mangel- 
haftigkeit des gelieferten Tieres nicht nur der in 9 480 Abſ 1 zugelaſſene Anſpruch auf Nach⸗ 
lieferung einer mangelfreien Kaufſache, ſondern auch der daſelbſt Abſ 2 geregelte Anſpruch wegen 
Nichterfüllung gegeben. Freiheit von Hauptmängeln genugt nicht. Außerdem kommen in dieſen 
Fällen die Vorſchriften der 88 488—490 (Erſatz der Koſten der Fütterung und Pflege des fehler⸗ 
haften Tieres, Verſteigerung desſelben und Verjährung des Anſpruchs auf Wandlung und auf 
Schadenserſatz) zur entſprechenden Anwendung. 


9 402 


Übernimmt der Verkäufer die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den 
Hauptmängeln gehörenden Fehlers !) oder ſichert er eine Eigenſchaft des Tieres 
zu 2), fo finden die Vorſchriften der 88 487 bis 491 und, wenn eine Gewährfriſt 
vereinbart wird 2), auch die Vorſchriften der 88 485 bis 485 entſprechende 
Anwendung. Die im 8 490 beſtimmte Verjährung beginnt, wenn eine Gewähr 
friſt nicht vereinbart wird, mit der Ablieferung des Tieres “). 

E I 411 II 427; M 2 264 ff.; P 1 748. 


1. Für andere als in $ 481 genannte Tiergattungen findet $ 492 keine Anwendung, für fie 
bleibt es bei den Vorſchriften von 98 459—480. Beim Verkauf der in 9 481 aufgeführten 
Tiergattungen kann zunächſt die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den Haupt⸗ 
mängeln (5 482) gehörenden Fehlers im Sinne von § 459 Abſ 1 übernommen werden (RG 
Seuffa 58 Nr 4). In dieſem Falle gelangen die für die Hauptmängel geltenden 89 487-491 
zur entſprechenden Anwendung. Wann eine Übernahme anzunehmen ſei, iſt beſtritten. 
Schneider, Rechtsregeln des Viehhandels S. 160 und Oertmann Kom. zu $ 492 A4 wollen bei 
Vereinbarung über einen beſtimmten Gebrauchszweck ſchon dieſe Übernahme erblicken; mit der 
Mehrheit iſt aber anzunehmen, daß $ 492 eine unmittelbare Übernahme und Bezeichnung der 
Eigenſchaften verlangt, da es andernfalls der Vorſchrift überhaupt nicht bedurft hätte und mit 
derſelben Begründung eine Übernahme der Eigenſchaften gefunden werden könnte, die zu dem 
gewöhnlichen Gebrauch notwendig und vorausgeſetzt find, womit $ 482 hinfällig gemacht wäre. 
Wird Ge währleiſtung für alle Mängel übernommen, ſo iſt, wie die Entſtehungsgeſchichte 
ves 8 492 ergibt, im Wege der Auslegung zu beſtimmen, ob dieſe Gewährleiſtung nur die Haupt 
mängel im Sinne des $ 482 oder auch die Mängel im Sinne des $ 459 Abſ 1 oder auch minder 
erhebliche Mängel umfaſſen ſoll (Seuff a 58 Nr 4; RG Warn 1922, 12). Es gelten die Regeln 
über die geſetzliche Haftung oder die über die vertragsmaßige Haftung des $ 492 (ch 60, 50). 
Cs ergibt ſich ſonach für Viehkäufe folgendes Bild der Haftung: 1. von Geſetzes wegen a) fur 
licher tmängel, b) für Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften; 2. auf Grund vertrag 

icher Übernahme: für andere als Hauptmängel. 8 

2. Bei Zuſicherung einer (mit den Hauptmängeln nicht zuſammenhangenden) Eigenſchaft 
des Tieres im Sinne von 9 459 Abſ 2 gelten ebenfalls die in A1 erwähnten Vorſchriften. Doch 
muß dieſe Zuſicherung, um wirkſam zu ſein, die beſtimmte Bezeichnung der Eigenſchaft (wozu 
auch Trächtigkeit einer Kuh gehört), oder die beſtimmte Abgabe der als abweſend zugeſicherten 
r ängel enthalten (NG Recht 07 Nr 33). Eine allgemeine Anpreifung, wie z. B. die verkaufte 

uh ſei fehlerfrei und reell oder: ſie ſei geſund, iſt regelmaßig ohne Wirkung (Stölzle, Entſch 
S. 143 ff.). Die Erklärung, das Pferd ſei „völlig geſund“ kann dagegen die Zuſicherung der Ab. 
weſenheit von Krankheiten, die auf den Wert und die Brauchbarkeit des Tieres von Einfluß 
ind, alſo einer Eigenſchaft enthalten (RG 16. 5. 02 1162,02; SeuffA 58, 8). Abnormitäten und 
intugenden brauchen keine Erkrankungen zu ſein, z. B. Stätigkeit eines Pferdes. Dagegen ent- 
halt das Verſprechen daß, wenn die verkaufte Kuh nicht innerhalb bestimmter Friſt kalbe, eine 
ziffermäßige Minderung am Kaufpreise oder eine naher angegebene Entſchädigung des Käufers 
eintreten ſolle, nicht die Zuſicherung einer Eigenſchaft, ſondern eine Nebenabrede, fur welche 
auch die gewöhnliche Verjährung gilt (Stölzle aa. S. 151ff., 158ff.). Es gilt eine Grenze zu 
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ziehen zwiſchen den zugeſicherten Eigenſchaften nach 88 459 Abſ 2 und 492 einerſeits und den 
Eigenſchaften, die nach dem im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch vorliegen müſſen und 
deren Fehler einen Fehler nach § 459 Abſ 1 — möglicherweiſe nicht zu den Hauptmängeln ge⸗ 
hörigen — darſtellt. Die Grenze iſt um ſo flüſſiger, als die Zuſicherung von Eigenſchaften 
auch ſtillſchweigend gegeben und aus den Umſtänden gefolgert werden kann (RG 8. 1. 19 
1254/18; 8. 1. 18 II 377/17); die Zweckbeſtimmung muß zum Vertragsinhalt geworden fein, 
wenn der beſondere Gebrauch vom Vertrag umfaßt werden ſoll (RG 70, 85). Sind die Par⸗ 
teien einig, daß die Sache zu einem beſtimmten Gebrauch geeignet ſein muß, ſo liegt mittelbar 
darin die Vereinbarung, daß ſie die hierzu nötigen Eigenſchaften haben muß. Der Geſetzgeber 
ſcheidet aber, ob die Eigenſchaften unmittelbar durch Benennung oder nur mittelbar 
durch Bezie hung auf einen beſtimmten Gebrauchszweck zum Vertragsinhalt erhoben worden 
find. Erſteres liegt bei $ 459 Abſ 1, letzteres bei $ 459 Abſ 2 und damit auch § 492 vor. $ 492 
erfordert die Übernahme der Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den Hauptmängeln ge⸗ 
hörigen Fehlers durch den Verkäufer. Dazu genügt die Kenntnis des Verwendungszweckes 
für ſich allein nicht, ſondern es iſt eine unmittelbare Übernahme der Gewährleiſtung erforder⸗ 
lich, andernfalls hätte es der Vorſchrift des § 492 nicht bedurft, RG 123, 148. Das Ver- 
ſprechen, eine Eigenſchaft des Tieres erſt herſtellen zu wollen, z. B. ein Pferd zuzureiten, iſt 
keine Zuſicherung nach § 459 Abſ 2. Abweichend etwas RG JW 1912, 79710, 

3. Bei Vereinbarung einer Gewährfriſt in Verbindung mit der Gewährleiſtung kommen 
außer den 88 487—491 noch die 89 483—485 zur entſprechenden Anwendung. Auch die 
Anzeige nach $ 485 wird erfordert (RG 60, 237; OLG 22, 236). Auch für die Geltendmachung 
der Aufrechnung eines Schadenserſatzanſpruchs nach der Verjährung der Wandlung gilt die 
Beſchränkung nach $ 479. Über den Redaktionsfehler in d 492 OL ch Kiel u. Seuffel 65, 70; 
Planck A 2a; Dig 1903 Sp 52,100. In der Zuſicherung, daß eine verkaufte Kuh von einem be⸗ 
ſtimmten Tage nach der Übergabe an eine gewiſſe Menge Milch gebe, iſt keine Vereinbarung 
einer Gewährfriſt zu erblicken, RG 123, 212. Die Verjährungsfriſt insbeſondere iſt vom Ablauf 
der Gewährfriſt ab zu berechnen, die aber auch beſtimmt angegeben fein muß. Über Trächtig⸗ 
keitsgarantie eingehend Stölzle, Der gegenwärtige Stand der Trächtigkeitsfrage in recht⸗ 
licher Beziehung (1929) u. Viehkauf aaO. S. 472 ff. So läuft in dem Falle, wenn die Trächtig⸗ 
keit eines Viehſtücks mit einem beſtimmten Endtermin zugeſichert iſt, die Verjährung von dieſem 
Endtermin (Ge währfriſt) an. Iſt dagegen nur im allgemeinen Trächtigkeit oder Trächtigkeit von 
einer beſtimmten Anzahl Wochen oder ſog. „Kalbgriffigkeit“, d. h. Trächtigkeit von einer ſeit⸗ 
herigen Dauer von 24—25 Wochen, zugefichert, jo iſt hierin die Vereinbarung einer Gewährfriſt 
nicht zu finden (JW 06, 374), und es gilt die folgende A 4. Vgl. auch RG in Recht 1917 Nr 33. 
Innerhalb der erſten ſechs Wochen nach der Begattung kann tierärztlich feſtgeſtellt werden, ob das 
Tier trächtig iſt oder nicht. In der Zuſicherung, daß die Kuh gerindert habe, liegt noch keine Zu⸗ 
ſicherung der Trächtigkeit. Im übrigen iſt Trächtigkeit andrerſeits auch kein nach dem Geſetz zu 
vertretender Mangel. Zur Vereinbarung einer Gewährfriſt gehört, daß die Parteien eine Friſt 
vereinbaren, innerhalb deren die Fehler ſich zeigen müſſen, andernfalls eine Gewährleiſtung 
ihrethalben ausgeſchloſſen ſein ſoll. Nur wenn eine Gewährfriſt vereinbart iſt, findet bei Zu⸗ 
ſicherung einer Eigenſchaft des verkauften Tieres § 485 entſprechende Anwendung, RG 123, 
214. Das Hinausſchieben des Beginns der Verjährung durch Parteivereinbarung iſt 
zuläſſig. R Stölzle Entſch nach 1910 (1928) S. 138. 

4. Iſt eine beſondere Gewährfriſt nicht vereinbart, jo beginnt ohne Rückſicht auf die Zeit 
der Entdeckung des Mangels die in $ 490 angeführte Verjährung des Anſpruchs auf Wandlung 
und auf Schadenserſatz mit der Ablieferung des Tieres ($ 477; Planck A Za; RG JW 06, 86). 
Eine Anzeige iſt ſolchenfalls nicht erforderlich. Aber zur Erhaltung der einredeweiſen 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandlung, ſowie zur Erhaltung der Aufrechnung des An⸗ 
ſpruchs auf Schadenserſatz für die Zeit nach Ablauf der Verjährung die in 88 478, 479 vorge⸗ 
schriebene Anzeige und die ihr gleichgeftellten Maßnahmen nicht entbehrlich (vgl. RG ZW 05, 
285 OLG 16, 409 und oben § 490 A 2). — Iſt beim Verkauf eines Pferdes die Vollblut⸗ 
eigenſchaft zugeſichert und vereinbart, daß, ſolange der Käufer nicht durch die dem Verkäufer 
obliegende Lieferung des Pedigrees — der die Vollbluteigenſchaft beweiſenden Urkunde — 
in die Lage verſetzt ſei, das Vorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaft zu prüfen und einen 
Mangel dieſer Eigenſchaft geltend zu machen, ihm ſeine Gewährleiſtungsanſprüche erhalten 
bleiben und bis zur Lieferung des Pedigrees bezüglich dieſer Anſprüche keine Gewährleiſtungs⸗ 
friſt laufen ſolle, ſo iſt eine ſolche Vereinbarung nach $$ 477, 490 Abſ 1 u. 492 BGB gültig. Sie 
iſt zwar nicht als eine ſolche über die Gewährfriſt im Sinne der $$ 490, 492 anzuſehen, wohl 
aber als eine Vereinbarung, daß die durch 58 490, 492 beftimmte Verjährungsfriſt von ſechs 
Wochen vom Tage der Lieferung des Pedigrees an zu berechnen ſei (RG 18. 12. 06 11 227/06; 
ſ. auch § 477 A 3). Stillſchweigende Vereinbarung der Hinausſchiebung des Beginns der ſechs⸗ 
wöchigen Verjährungsfriſt nach Treu und Glauben bei beſtimmtem Vertragsinhalt (Hengſt ſoll 
decken — JW 1914, 589; Warn 1914 Nr 154). Vgl. hierzu Stölzle JW 1925, 2223 und Hirſch 
JW 1926, 973. — LG Frankenthal 4. 3. 26, ZW 1926, 1058. 
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Die Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung 
wegen Mängel der Sache finden auf andere Verträge, die auf Veräußerung 
oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet ſind, entſprechende An⸗ 
wendung. 

E IT 429 IIT 488; P 1 748. 

Im Einklang mit $ 445 finden auch die von $$ 459—492 gegebenen Vorſchriften auf andere 
Verträge, welche auf Veräußerung oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet ſind, 
alſo einerſeits namentlich Hingabe an Erfüllungs Statt ($ 365), Tauſch ($ 515), Schenkung 
(8 524 Abſ 2), Geſellſchaft ($ 705), Geſellſchaftsauseinanderſetzung (OLG 22, 237; RG 4. 10. 11 
169/11), Ge meinſchaftsteilung (8 757), Vergleich (§ 779); RG 54, 166, Auslobung (§ 657), Aus- 
ſtellung einer Inhaberſchuldverſchreibung, bei der das Verſprechen von einer Gegenleiſtung des 
Präſentanten abhängig gemacht worden iſt; Mäklervertrag, Vermächtnis, wenn es von einer Gegen⸗ 
leiftung abhängig iſt und andererſeits auf den entgeltlichen Verpfändungsvertrag ($$ 1113, 1204; 
RG 9, 103), entſprechende Anwendung. Vgl. im übrigen $ 445. — Hat ſich insbeſondere in einem 
Vergleiche der eine Teil verpflichtet, eine vom andern Teile käuflich gelieferte Maſchine gegen 
einen Preisnachlaß feſt zu übernehmen, der andere Teil dagegen die Lieferung gewiſſer Ma⸗ 
ſchinenteile verſprochen, ſo kann nur wegen der vergleichsweiſe gelieferten Erſatzteile gewandelt 
oder gemindert werden, nicht aber begründen Mängel dieſer Teile das Recht auf Rücknahme der 
Maſchine (RG 54, 165). Eine Sonderregelung iſt bei Miete und Pacht (88 537ff.), beim Werk⸗ 
vertrag (88 633ff.) und beim Werklieferungsvertrag ($ 651) getroffen. — Auf den Fall der Ver⸗ 
äußerung eines künftigen aus dem Meiſtgebot in einer Zwangsverſteigerung entſtehenden 
Rechtes gegen Entgelt iſt $ 459 nicht entſprechend anwendbar. Die Anfechtung eines ſolchen 
Vertrags wegen Irrtums daher zuläſſig (RG 11. 11. 10 11 526/10; RG Warn 1915, 16). 

Wie ſich die Vorſchriften von 8459 nur auf Sachen, nicht aber auch auf Rechte beziehen 
120 fl letztere nicht entſprechend anzuwenden find, jo gilt gleiches auch für $ 493; RG HAN 

30 Nr 608. 


III. Beſondere Arten des Kaufes 
1. Kauf nach Probe. Kauf auf Probe 
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1) Bei einem Kaufe nach Probe oder nach Muſter ?) find die Eigenſchaften !“) 
der Probe oder des Muſters als zugeſichert anzuſehen 4) 5). 

E I 470 II 430; M 2 332, 833; P 2 77. 

1. Allgemeines. Es handelt ſich um eine beſondere Art der Zuſicherung von Eigen- 
ſchaften des Kaufgegenſtandes ($ 459 Abſ 2), die Vereinbarung, daß die Eigenſchaften der Probe 
oder des Muſters zugefichert fein ſollen. Der Kauf ſelbſt iſt ein unbedingter. Die Vorſchrift 
war HGB Art 340 nachgebildet, die Rechtſprechung hierzu alſo noch maßgebend. Der Kauf 
„unter Bedingung der Probemäßigkeit“ it kein Kauf im Sinne von § 494 (NDHG 2, 418). 

ie Vereinbarung kann bewegliche Sachen aller Art betreffen: vertretbare und nicht vertretbare, 
beſtimmte Einzelſachen oder nur der Gattung nach beſtimmte Sachen. Ob wirklich Kauf nach 
Probe geſchloſſen wurde, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. Die Hingabe einer Probe 
oder eines Muſters nötigt nicht unter allen Umſtänden zur Annahme eines Kaufes nach Probe. Die 
Hingabe eines Abſchnitts von dem Kleiderſtoff, aus dem ein Kleidungsſtück geliefert werden ſoll, 
kann auch in dem Sinn erfolgen, daß dem Käufer die Anfertigung aus ebendemſelben Tuch zu⸗ 
geſichert werden ſoll, von dem das Muſter abgeſchnitten wurde, nicht aber zuge ſichert werden ſoll, 
daß der zu liefernde Stoff alle einzelnen Eigenſchaften des Muſters haben ſolle. Dann liegt kein 
Kauf nach Probe vor. Ebenſo konnen Koſtproben, Ausfallproben, Orientierungsmuſter ohne 
die Abſicht der Zuſicherung ihrer Eigenſchaften für die zu liefernde Ware gegeben werden RG 
47, 129; 94, 336, R JW 02 Beil 230%). Die Probe muß bertragsmäßig dazu beſtimmt fein, 
die Eigenſchaften der Kaufſache zu kennzeichnen (RG 94, 336). Iſt eine Ware unter einer landes ⸗ 
üblichen Bezeichnung, aber ausſchließlich nach Muſter verkauft, ſo genügt der Verkäufer der 
Vertragspflicht durch Lieferung einer dem Muſter entſprechenden Ware auch dann, wenn mit 
der Muſterware tatſächlich die Bezeichnung handelsüblich nicht verbunden iſt (M& 8.1.18 II 
239/17). Neben den Eigenſchaften des Muſters können auch noch andere Eigenschaften zuge⸗ 
lichert werden (RG 27, 19; ROHG 14, 290). Ebenſo konnen die Vertragsteile die Maßgeblichkeit 
des Muſters auf beſtimmte einzelne Eigenſchaften beſchränken (RG 20. 3. 26 J 138/25). Die 
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Beweislaſt dafür, daß „nach Probe“ verkauft worden ſei, trifft denjenigen, der einen Kauf⸗ 
vertrag ſolchen Inhalts behauptet (RG 68, 308; ZW 03, 478; 1923, 457%), woſelbſt auch die ab⸗ 
weichenden Meinungen aufgeführt ſind. 

2. Nach Probe oder nach Muſter. Daß die Probe beim Kaufabſchluſſe vorliegt oder dem 
Käufer behändigt wird, iſt nicht erforderlich und nicht ausreichend. Die Worte des Geſetzes haben 
nicht den Sinn: „nach der in den Händen des Käufers befindlichen Probe“. Die Möglichkeit, daß 
nach einem nicht mehr vorhandenen Muſter gekauft wird, iſt nicht auszuſchließen. So insbeſon⸗ 
dere dann, wenn zuerſt ein Probeſtück gekauft und verbraucht und ſodann nach dieſer Probe 
(„wie gehabt“) die größere Beſtellung gemacht wird (RG 23. 2. 04 11 298/03). Die Nichtaushändi⸗ 
gung eines Muſters wird oft, wenn ſchon nicht immer, gegen die Annahme eines Kaufes nach 
Probe ſprechen. 

3. Die Eigeuſchaften, alſo alle Eigenſchaften. Das iſt indeſſen nicht buchſtäblich zu nehmen. 
Faſt jede Sache hat eine außerordentlich große Menge von — bekannten und unbekannten — 
Eigenſchaften; eine „abſolute“, ausnahmsloſe Übereinſtimmung von Probe und Ware in allen 
Eigenſchaften liegt ebenſo außerhalb des Bereichs der Möglichkeit wie außerhalb des Willens 
der Beteiligten. Sonſt müßten auch verborgene üble Eigenſchaften (Mängel) der Probe als mit⸗ 
zugeſichert gelten, während doch in Wirklichkeit für deren Abweſenheit gewährleiſtet werden 
muß (RG 5. 2. 04 II 300/03). Welche Eigenſchaften im einzelnen als die Eigenſchaften der 
Probe zu gelten haben, kann nur unter Würdigung der geſamten Sachlage beſtimmt werden. 
Geſteht der Verkäufer zu, daß nach Probe verkauft iſt, behauptet aber eine nur beſchränkte Be⸗ 
deutung des Muſters, jo iſt er beweispflichtig (MG JW 1910, 93812). Einer gleichen Prüfung 
bedarf es für die Frage, ob bei Veränderlichkeit einer Probe ihre Eigenſchaften im Augenblicke 
des Kaufabſchluſſes oder in einem früheren oder ſpäteren Zeitpunkt als zugeſichert gelten ſollen. 
Sobald hiernach feſtſteht, welche Eigenſchaften als zugeſichert zu gelten haben, kann es noch 
weiter zu der Frage kommen, wie genau dieſe Eigenſchaften bei der Ware mit denen der Probe 
übereinſtimmen müſſen, ob insbeſondere geringfügige Abweichungen in dieſen Eigen⸗ 
ſchaften nach dem wirklichen Willen der Beteiligten, nach Treu und Glauben und nad) Verkehrs⸗ 
ſitte (88 133, 157, 242) geſtattet find (RG 20, 32; 19. 12. 02 JI 270/02; 31. 5. 18 1134/18; RG 
Warn 08 Nr 140; R6 13. 12. 07 11 301/07; ORG 3, 206). So find z. B. beim Kauf nach „Typ“, 
wenn er Kauf nach Probe iſt, zumeiſt ziemlich weitgehende Avweichungen geſtattet. Wenn ein 
Muſter als „Typ“ bezeichnet wird, ſo heißt das, daß es eben nur die typiſchen Eigenſchaften der 
Ware wiedergibt und die Ware dem Muſter nicht in jeder Beziehung zu gleichen braucht (O8 
1915 Sp 354°; Recht 1916, 352 Nr 588; OLG 28,132). Wenn Kalbſeile und nicht Biegenfelle 
verkauft find, ſchadet es nicht, wenn die vorgelegten Muſter Ziegenfelle waren und die Parteien 
es nicht wußten. Dieſen Muſtern kommt dann nur die Bedeutung zu, daß nach Art der Muſter 
Kalbfelle gekauft wurden (JW 1917, 7106). In der Regel gelten jedoch die Eigenſchaften des 
Muſters als zugeſichert. Weicht die gelieferte Ware vom Muſter ab, ſo kommt es für den 
Wandlungsanſpruch daher auf die Erheblichkeit des Mangels nicht an (NG 23. 6. 08 III 616/07). 
Der Käufer kann beim Kauf nach Probe nachträglich heimliche Mängel der Ware rügen (RG 
20, 39; 95, 47; 99, 247), da $ 494 unter der Herrſchaft des in $ 459 ausgeſprochenen allgemeinen 
Grundſatzes der Haftung für Vertragsmäßigkeit ſteht. Der Verkäufer haftet für heimliche 
Mängel der Probe. Es kann aber auch ausdrücklich vereinbart werden, daß das Einſtehen 
für heimliche Fehler ausgeſchloſſen und das Muſter ſchlechthin maßgebend fein ſoll („nur 
nach Muſter“: RG 95, 45). „Genau wie beifolgende Muſter“ (23 1914 Sp 2772; Recht 1916 
Nr 1091). — Die Hingabe des Muſters kann auch die Gattung der gekauften Ware bezeichnen 
ſollen. — Bei einem offenſichtlich gewagten Geſchäft iſt eine vorgelegte Probe nicht ſchlechthin 
maßgebend, ſoll oft nur ungefahren Anhalt geben (NG 94, 336). Es iſt auch rechtlich zuläffig, daß 
der Verkäufer neben den Eigenſchaften der Probe noch andere beſtimmte Eigenſchaften zu⸗ 
ſichert (RG 13. 2. 06 11 281/05). 

4. Als zugeſichert anzuſehen. Hiernach gelten weiterhin die $$ 459 Abſ 2, 460 ff. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt nicht zwingend, ſondern nachgiebig gegen den Willen der Beteiligten. Dieſe können 
einzelne Eigenſchaften der Probe von der Zuſicherung ausnehmen, anderſeits kann ſich der Käufer 
neben den Eigenſchaften der Probe noch andere Eigenſchaften beſonders zuſichern 
laſſen (RG 27, 165; RG 13. 2. 06 11 281/05; OLG 22, 238). 

5. Den Beweis, daß nach Probe verkauft iſt, hat der Käufer zu führen. Es gilt im allgemeinen 
das zu § 459 über den Beweis des Vorhandenſeins oder des Nichtvorhandenſeins der zugeſicherten 
Eigenſchaften Geſagte. Iſt die Probe ausgehändigt, muß der Käufer beweiſen, daß nicht nach 
Probe gekauft ſei (ROG 15, 171). Behauptet der Käufer, der die Ware wegen Probewidrig⸗ 
keit zurückgewieſen hat, das vom Verkäufer vorgelegte Muſter ſei nicht das vereinbarte, fo trifft 
den Verkäufer die Beweislaſt (RG 4. 1. 10 11 161/09). Ob ein Beteiligter die Pflicht zur Auf⸗ 
bewahrung der Probe für den Streitfall im Sinne der Übernahme der Beweislaſt bei Verluſt 
durch ſeine Schuld übernommen hat, iſt nach den Umſtänden des Falles feſtzuſtellen. Die Probe 
kann dem Verkäufer, Käufer oder einem Dritten zur Aufbewahrung anvertraut werden. Eine 
Verpflichtung zur Aufbewahrung befteht nur bei vertragsmäßiger Übernahme (SeuffaA 39 
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Nr 206; 51 Nr 123). Für den Handelsmäkler nach HG $ 96. Es liegt aber im eigenen 
Intereſſe des Käufers, die Probe aufzubewahren, ſonſt muß er anderweit den Beweis 
ihrer Beſchaffenheit bringen. Hat der Verkäufer den Untergang der Probe verſchuldet, trifft 
ihn der Beweis für die Beſchaffenheit der Probe. An der Beweislaſt des Verkäufers für die 
Probemäßigkeit der Ware wird nichts geändert (ROHG 12, 17; vgl. aber $ 363). Über Beweis der 
Identität der Probe und die Folgen ihres Verluſtes vgl. RG 11, 36; 29, 88; JWö 1921, 
13602; ROH 6, 339; 12, 9; RG bei Bolze 10 Nr 461; 23 1910, 21518. Das Reichsgericht hält 
daran feſt, daß der Verkäufer, der die Identität der Probe beſtreitet, den Nachweis erbrin⸗ 
gen muß, daß die vom Käufer vorgelegte Probe nicht die richtige iſt. Die Frage 
iſt beſtritten. Wie Reichsgericht auch Staub, Kom. z. HGB 14. Aufl. Anhang zu § 382 A 10 
(Bd. 2 S. 1166). A. M. Duringer⸗Hachenburg III S. 236, Staudinger § 494 Abb; beſonders 
Oertmann $ 494 A 4d. Dieſe Meinung erſcheint zutreffender. 


§ 495 


Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beſicht !) ſteht die Billigung des ge- 
kauften Gegenſtandes im Belieben des Käufers ). Der Kauf iſt im Zweifel 
unter der aufſchiebenden Bedingung der Billigung geſchloſſen. 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unterfuchung des Gegenſtandes 
zu geſtatten ) 4 5) 6). 

EI 471, 472 II 431; M 2 333, 335; P 2 77, 78. 


1. Kauf auf Probe oder auf Beſicht iſt Kauf unter der aufſchiebenden Bedingung, 
daß der Käufer ſpäterhin das Beharren beim Kauf nochmals erklärt. Es iſt aber auch 
eine Vereinbarung unter der auflöſenden Bedingung der Mißbilligung denkbar. Pro⸗ 
bieren oder Beſichtigen ift — in der Regel — Zweck der Bedingung, aber nicht Vorausſetzung 
für die Wirkſamkeit der Erklärung des Käufers (RG 104, 276). Ein neben dem Kaufvertrag 
hergehender Gebrauchsüberlaſſungsvertrag iſt nicht anzunehmen. Weſentlich jedoch iſt dem Kauf 
auf Probe, daß ein Kaufvertrag zwiſchen den Beteiligten überhaupt ſchon zuſtande gekommen iſt 
(RG 94, 287). Der Verkäufer ift während des Schwebens der Bedingung bereits einſeitig 
gebunden. Der Käufer hat die Rechte und Pflichten aufſchiebend bedingt übernommen. Daß 
die Billigung aufſchiebende Bedingung ſei, iſt zwar im Zweifel anzunehmen, ſie kann aber 
auch als auflöſende Bedingung gewollt ſein, etwa wenn der Käufer ſchon den Kaufpreis bezahlt 
hat. Vgl. unter 6. Auch der Kauf auf Beſicht erfordert die Einigung der Parteien über alle 
weſentlichen Punkte eines Kaufes. Er ift zu unterſcheiden von einem „feſten Angebot“ RG, 
104, 275; 4. 11. 19 11 141/19). Würde ein Bevollmächtigter einen Kaufvertrag für feinen Voll⸗ 
machtgeber unter der Bedingung abſchließen, daß dieſer die entnommene Probe und damit den 
Kauf ſelbſt ausdrücklich billigt, ſo würde darin allein ein „Kauf auf Probe“ noch nicht liegen. Die 
Auffaſſung, daß der Kauf auf Probe lediglich die Natur eines Vorvertrags zu einem ſpäteren 
Kaufvertrag habe, widerſpricht dem Wortlaute des Geſetzes. Ob ein Kauf auf Probe von den 
Parteien gewollt und geſchloſſen ift, muß nach den Umſtänden des Falles entſchieden werden, 
zumal der Gebrauch der Worte: zur Probe, auf Probe, als Probe uſw. im Verkehr ſchwankend 
ft (RG JW 1912, 28%). Angenommen z. B. auch bei Kauf „unter Vorbehalt der Muſter⸗ 
konvenienz“, RG 137, 297. Über „Kauf zur Probe“ vgl. bei 9433. Wegen der Beweislaſt vgl. 
$ 433, Ein Kauf auf Probe liegt nicht vor, wenn der Käufer nur für den Fall, daß die gelieferten 
Maſchinen den bedungenen Anforderungen nicht entſprechen würden, berechtigt ſein ſollte, die 
Annahme abzulehnen (RG 9. 4. 01 VII 48/01). Auch beim Kauf auf Beſicht iſt der Verkäufer 
nicht ohne weiteres von jeder Gewährleiſtungspflicht für etwaige Sachmängel befreit (JW 06, 
549). Maßgebend iſt aber nicht der Abſchluß des Vertrags, ſondern die Zeit der Billigung 
durch den Käufer (JW 1912, 85813). Daher hat der Verkäufer nur ſolche Sachmängel zu ver 
treten, die der Käufer zur Zeit der Billigung weder kannte noch infolge grober Fahrläſſigkeit 
nicht kannte (RG 94, 287). Br 

2. Belieben des Käufers, d. i. volle Freiheit, die Billigung zu erklären oder zu verſagen. 
Der Käufer kann die Billigung auch dann verſagen, wenn die gekaufte Sache mangelfrei und 
dem Muſter entſprechend iſt. RG 137, 298. Iſt vereinbart, daß die Billigung nur beim Vorliegen 
von Mängeln verſagt werden darf, ſo liegt kein Kauf auf Probe im Sinne der 88 495, 496 vor 
(R& 9. 4. 01 VII 48/01). Gründe für die Verſagung der Billigung braucht der Käufer nicht 
anzugeben. Fugt er Gründe bei, jo ift dies bedeutungslos ſelbſt dann, wenn fie nicht ſtichhaltig 
find oder ſich nicht auf „den gekauften Gegenſtand“ beziehen. So z. B. wenn, der Käufer die 
Billigung mit der Begründung verſagen ſollte, daß ihm augenblicklich die Mittel zur Bezahlung 
fehlten. Für die Anwendung des § 226 auf die Verſagung der Billigung wird in der Regel, für 
die Anwendung des $ 226 auf die Erklärung der Billigung überhaupt kein Raum ſein. Die Grund⸗ 
läge des unbedingten Handelskaufs über die Unverzuglichkeit der Mängelrüge finden feine An⸗ 
wendung. Der Wille, den bedingten Vertrag zum unbedingten zu machen durch die Billigung, 
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muß dem Verkäufer gegenüber erkennbar gemacht werden, RG 72, 385; 94, 297; 104, 100; 
137, 299. 

3. Geſtatten der Unterſuchung. Inwieweit hierzu Übergabe zur Probe und Beſichtigung 
nötig ift, richtet ſich mangels Vereinbarung nach den Umſtänden des Falles. Der Anſpruch auf 
Geſtattung iſt im Klagewege ſelbſtändig verfolgbar, ſeine Erfüllung im Zwangsvollſtreckungsweg 
erzwingbar. Der Annahme, daß Zwang zur Geſtattung nur auf dem Wege des $ 888 ZPO 
möglich ſei, kann nicht beigetreten werden. Soweit insbeſondere der Verkäufer verpflichtet iſt, 
Sachen zur Probe zu übergeben, beſteht die Möglichkeit, ihm die Sache zur Übergabe an den 
Käufer behufs Unterſuchung durch den Gerichtsvollzieher wegnehmen zu laſſen. Frei ſteht dem 
Käufer daneben auch noch der Weg der $$ 283 u. 326 (OLG 20, 183). Der Verkäufer einer 
Gattungsware, der die Muſterſendung verweigert, kann nicht mit dem Einwand gehört werden, 
daß die Ware ſo ſchlecht geweſen ſei, daß ſie die Billigung des Käufers nicht gefunden haben 
würde. Der Verkäufer muß ſich dann ſo behandeln laſſen, als ob er Ware mittlerer Art und 
Güte geliefert und der Käufer die Ware gebilligt hätte (RG 93, 254; 23 1919 Sp 86817). 

4. Kauf auf Umtauſch. Der dem Verkäufer vom Käufer eingeräumte Vorbehalt, den ge⸗ 
kauften Gegenſtand, wenn er nicht paſſen oder gefallen ſollte, umzutauſchen, kann einen Kauf 
auf Probe in ſich bergen. Die Vereinbarung kann den Sinn haben, daß die Ausübung der Be⸗ 
fugnis, die Billigung nach $$ 495, 496 zu verſagen, an die Bedingung geknüpft fein ſoll, daß der 
Käufer vom Verkäufer aus deſſen Vorräten einen andern Gegenſtand zu gleichem oder höherem 
Preiſe kauft. Ob bei einer auf Beſtellung gemachten Auswahlſendung oder Muſterſendung 
ein Kauf auf Probe zugrunde liegt, kann zweifelhaft, wird aber in der Regel zu verneinen ſein. 
Dem Kauf „auf Abruf“ liegt ſtets ein feſtes Kaufgeſchäft zugrunde. Beim Kauf auf Umtauſch 
trägt der Käufer die Gefahr. 

5. Beſtritten iſt auch hier, wie bei dem aufſchiebend bedingten Kauf, ob die Gefahr ſchon 
mit der Übergabe auf den Käufer übergehe. Dies iſt abzulehnen, weil hier die Übergabe noch 
nicht die Bedeutung einer Erfüllungshandlung der Verkäuferpflicht hat, die den Gefahrübergang 
begründet, ſondern nur einer den künftigen Kauf vorbereitenden Handlung, der Käufer iſt reiner 
Fremdbeſitzer und die Gefahr bleibt bei dem Verkäufer als Eigentümer. 

6. Folgen der Billigung. Hat der Käufer gebilligt, ſo iſt die Bedingung des Kaufvertrags 
eingetreten, der Kauf zu einem unbedingten geworden, auch wenn die Billigung vor Ablauf 
der vereinbarten Erklärungsfriſt erfolgte (Seuffl 48 Nr 16). Dies und nicht mehr iſt aus $ 495 
abzuleiten. Billigung und Mißbilligung find darum doch immerhin rechtsgeſchäftliche (ge⸗ 
ſtaltende) Willenserklärungen, nicht bloße tatsächliche Willenskundgebungen. Die Billigung 
enthält das ins freie Belieben geſetzte Wollen, daß nunmehr der bisher bedingte Kauf zu einem 
unbedingten werde, alſo das Wollen eines Rechtsakts. So auch Planck A 2. A. M. frühere Auf- 
lage. Die Wirkung tritt ein, auch wenn keine Beſichtigung erfolgte (R& 94, 287). Ob in der 
Billigung eine „Billigung des Kaufgegenſtandes“ in dem Sinne liegt, daß der Käufer ihn ſo, 
wie er iſt, als vertragsgemäß anerkennt und auf das Recht verzichtet, Mängel zu rügen und Ge⸗ 
währleiſtung wegen ſolcher zu verlangen, iſt eine andere Frage, zu deren Löſung 5 495 nichts 
beiträgt. Nach den Umſtänden des einzelnen Falles iſt zu beurteilen, ob die Beteiligten über 
$ 495 hinaus beſtimmt haben, daß die Billigung auch die Nebenwirkung des Verluſtes des Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruchs haben ſoll, und ob die Billigungserklärung auch eine Verzichtserklärung ſolchen 
Inhalts umfaßt. Dabei kann die Dauer der Probefriſt, die Erkennbarkeit der Mängel von ent⸗ 
ſcheidendem Einfluſſe ſein. Ein Rechtsſatz aber des Inhalts, daß durch die Billigung in jedem 
Falle auf ſpätere Geltendmachung der Mängel verzichtet werde, die im Augenblicke der Abgabe 
der Erklärung erkennbar waren, iſt nirgends erſichtlich (RG JW 1912, 85813, RG 22. 6. 12 139/12; 
a. M. Crome 1, 485). Er kann auch nicht aus $ 460 abgeleitet werden; denn $ 460 findet beim 
Kauf auf Probe unmittelbare Anwendung, beſchränkt aber den Verluſt der Mängelrüge 
auf den Fall, daß der Mangel dem Käufer beim Kaufabſchluſſe bekannt oder infolge grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt war. Zuzugeben ift als notwendige Folge des im § 460 liegenden 
Geſetzesgedankens nur ſo viel, daß der Probekäufer nicht nur dann der Rüge verluſtig iſt, wenn 
die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des Mangels im Augenblicke des Kaufabſchluſſes 
beſtand, ſondern auch dann, wenn ſie im Augenblicke der Billigungserklärung beſtand. Kein 
Bedenken iſt anderſeits zu erheben gegen die Annahme, daß in Gewährſchaftsfällen die Gewähr⸗ 
friſt nach der Übergabe des auf Probe verkauften Tieres neben der Probefriſt laufen kann, und 
daß die durch $ 377 HGB bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften dem Käufer auferlegte Pflicht 
zur unverzüglichen Unterſuchung nicht erſt nach dem Ablaufe der Probefriſt eintritt. Der Käufer 
wird alſo im letzteren Falle, wenn er die Probefriſt nicht zur Unterſuchung benutzt hat, nach der 
Billigungserklärung eine wirkſame Mängelanzeige nicht mehr machen und im erſteren Falle 
nach der Billigungserklärung den Hauptmangel nur dann rügen können, wenn die Gewährfriſt 
ſich über die Probefriſt hinaus erſtreckt. Bei Verſagung der Billigung hat der Käufer den ihm 
zur Probe übergebenen Gegenſtand zurückzugeben. Die Koſten der Rückgabe und Rückſendung 
wird der Käufer zu tragen haben, wenn nicht der Verkäufer es im Vertrag übernommen hat, 
den Gegenſtand im Falle der Mißbilligung auf ſeine Koſten zurückzuholen. 


Kauf Tauſch 99 495—497 II. 


8 496 

Die Billigung eines auf Probe oder auf Beſicht gekauften Gegenſtandes 
kann nur innerhalb der vereinbarten Friſt ) und in Ermangelung einer ſolchen 
nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem Verkäufer beſtimmten an⸗ 
gemeſſenen Friſt erklärt werden?). War die Sache dem Käufer zum Zwecke 
der Probe oder der Beſichtigung übergeben, ſo gilt ſein Schweigen als Bil- 
ligung ) /). 

E 1 478 II 432; M 2 335, 336, P 2 77, 78; 6 172. 

1. Billigungsfriſt. Vgl. 88 187193. Zu beachten iſt, daß bei Gebrauchsgegenſtänden 
die vereinbarte Friſt auch als Gebrauchsfriſt gemeint ſein kann derart, daß dem Käufer zur Er⸗ 
probung der Sache die geſetzte Friſt voll bleiben und die Pflicht zur Erklärung erſt nach Ablauf 
dieſer Friſt obliegen ſoll. Anderſeits kann nach dem Willen der Beteiligten auch eine Verkürzung 
der Gebrauchsfriſt ſich z. B. daraus ergeben, daß der Käufer die Pflicht übernimmt, im Falle 
der Verſagung der Billigung den gekauften Gegenſtand noch innerhalb der Frift an den Verkäufer 
zurückgelangen zu laſſen (RG 22. 11.07 II 297/07). Solange der Verkäufer die Unterſuchung 
nicht geſtattet, läuft die Friſt zur Erklärung nicht. Es hängt nicht vom Willen des Verkäufers 
ab, ob er die ihm verſpätet zugegangene Billigungserklärung gelten laſſen will. $ 149 iſt nicht 
entſprechend anzuwenden, wohl aber § 150. 

2. Billigungserklärung. Einſeitig mitteilbare, mangels beſonderer Vereinbarung einer 
Form nicht bedürftige Erklärung (vgl. 85 130—132). Bei einem Kauf auf Probe greift die Rechts⸗ 
folge des Satz 2 nur hinſichtlich der übergebenen Sache ſelbſt Platz, ſie gilt nicht für Sachen gleicher 
Art, die nicht über geben find (NG 18. 5. 22 VI 701/21). Die Bitte des Käufers um Verlängerung 
der Probefriſt enthält noch keine Ablehnung des Kaufes (OLG Düſſeldorf JW 1926, 2935). 
In der Regel wird das Schweigen des Verkäufers auf dieſe Bitte nicht ſeine Zuſtimmung bedeuten. 

3. Schweigen als Billigung. Die Vorſchrift ift eine Sonderregelung, die von dem Grund⸗ 
ſatz der Notwendigkeit einer Erklärung der Billigung abweicht, RG 137, 399, und gilt für auf⸗ 
ſchie bend und auflöſend bedingte Kaufe. Muskat, Gruch 48, 211. Sie gilt nur für den Fall, 
daß die Übergabe der Ware erfolgt iſt. Hier verlangen Treu und Glauben und das Inter ⸗ 
eſſe des Verkäufers, daß der ſich nicht oder nicht rechtzeitig erklärende Käufer an den Vertrag 
gebunden wird. Ein auf Probe überſandtes Muſter iſt aber der Übergabe der Ware nicht 
gleichzuftellen. ft die Übergabe der Ware nicht erfolgt, jo gilt nach Abſ 1 das Schweigen als 
Ablehnung. Auch im Zurückſenden des zur Probe übergebenen Gegenſtandes kann unter 
Umſtänden die Erklärung der Mißbilligung erblickt werden. 

4. Wer die Koſten der Zurückgabe zu tragen hat, iſt aus dem Vertrag oder der Ver⸗ 
kehrsſitte zu entnehmen (RO G 24, 48). 


2. Wiederkauf 
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1) Hat ſich der Verkäufer in dem Kaufvertrage ?) das Necht des Wiederkaufs 
vorbehalten 3), fo kommt der Wiederkauf mit der Erklärung des Verkäufers 
gegenüber dem Käufer, daß er das Wiederkaufsrecht ausübe, zuſtande ). Die 
Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag beſtimmten Form“). 
Der Preis 6), zu welchem verkauft worden iſt, gilt im Zweifel auch für den 
Wiederkauf. 
E I 476, 477 II 433; M 2 339341; P 2 81, 82. 
0 1. Allgemeines. Klemp, Der Kauf auf Wie derkauf, Rechtsw. Studien 1925, 25; Gerſtlauer, 
VayRpfla 1927, 249. Die Form des Wiederkaufs wird oft gewählt, um denſelben wirtſchaftlichen 
weck zu erreichen, wie mit einem Fauſtpfand und der Sicherheitstibereignung. Deshalb iſt er 
5 noch keine unzuläſſige Verſchleierung einer Pfandbeſtellung. Gleichwohl hat GewO 3 34 
dj 2 den gewerbsmäßigen Ankauf beweglicher Sachen mit Rückkaufsrecht dem 
0 fandleihge werbe gleichgeſtellt, $ 38 Abſ 2 Gew. Damit iſt ein Sonderrecht hier geſchaffen, 
em das BGB nachſteht. Auch Landesrecht kann nach EGBGB Art 94 für das Pfandleihgewerbe 
abweichende Vorſchriften erlaſſen. Hiernach bezieht ſich 9 497 nur auf den nichtgewerbsmäßi⸗ 
1 Rückkauf. Es gibt verſchiedene Theorien über das Wiederkaufsrecht (Hohmann, Wieder⸗ 
aufrecht, 1908). Nach der einen Meinung ift der Vertrag darüber ein Vorvertrag als pactum 
= vendendo. Dies ſteht aber in Widerſpruch mit 8497, wonach durch die einſeitige Erktärung 
8 Berechtigten der Kauf zuſtande kommt. Nach anderen liegt ein ſuspenſiv bedingter 
Üdkauf vor. Wieder andere ſehen im Wiederkauf überhaupt keinen Kaufvertrag, ſondern ein 
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einſeitiges Rechtsgeſchäft, durch das der Verkäufer ein Schuldverhältnis begründet, das 
ihn als Käufer und den anderen Teil als Verkäufer berechtigt und verpflichtet (nach Schollmayer, 
Schuld S. 40, ein „Einlöſungsrecht“; vgl. auch Gierke, Deutſches Privatrecht 3, 499). — Der 
Verkäufer hat das Recht, durch einſeitige Willenserklärung die „Einlöſungserklärung“, einem 
bereits im Verkauf abgeſchloſſenen Wiederkaufsvertrag rechtliche Wirkſamkeit zu verleihen. Der 
Wie derkauf ift bereits Inhalt des Hauptvertrags. Der Vorgang zerfällt in zwei 
Rechtsgeſchäfte uno actu: den urſprünglichen Kauf und den angeſchloſſenen Wiederkauf, der 
unter der aufſchiebenden Bedingung ſteht, daß der Wiederkäufer die Wiederkaufserklärung abgibt. 
Die Erklärung bedarf nicht der Annahme, durch ſie kommt unmittelbar und automatiſch der 
Wie derkauf zuſtande (RG 107, 406). Sie iſt auch nicht Annahme eines früheren Kaufangebots 
des Käufers. Der urſprüngliche Kaufvertrag muß gültig ſein, ſonſt iſt kein Anſchluß möglich 
(RG 74, 1). Der innere Zuſammenhang zwiſchen Kauf und Abrede des Wiederkaufs ift rechtlich 
ein anderer, als bei der Bedingung und Befriſtung. Das rechtfertigt, die Abrede des Wiederkaufs 
als eine wirkliche Nebenabrede zu betrachten, die von demjenigen zu beweiſen iſt, der aus 
ihr Rechte herleiten will (RG 107, 406). Nach den Motiven bedeutet das Wiederkaufsrecht ein 
Reurecht, den Vorbehalt des Rücktritts. Eine Befriſtung und Bedingung des Wiederkaufsrechts 
ſelbſt iſt ebenfalls möglich. Dann entſteht es erſt mit der Bedingung. Auseinanderzuhalten 
ſind zwei Rechtsvorgänge: die Vereinbarung, daß der Verkäufer berechtigt ſein ſoll, den 
Kaufgegenſtand wieder zu kaufen, der Käufer aber verpflichtet, dem Verkäufer auf Verlangen 
die gekaufte Sache wieder zu verkaufen (Wiederkaufsvorbehalt), und die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts (Wiederfauf), Die in dem Wie derkaufsvorbehalte dem Käufer 
auferlegte Verpflichtung iſt bedingt durch das Wollen des Verkäufers, alſo des Berechtigten. 
Die Verpflichtung zum Wiederverkauf würde, ſtrenggenommen, lediglich eine Verpflichtung 
enthalten, mit dem Verkäufer einen Vertrag über den Rückverkauf erſt noch abzuſchließen. Das 
Geſetz geht jedoch weiter. Es vermeidet den Umweg, daß durch die Erklärung des Berechtigten, 
er übe ſein Wiederkaufsrecht aus, nur erſt die Verpflichtung des Käufers zum Abſchluſſe des Wie der⸗ 
verkaufs eintritt, und läßt unmittelbar den Rechtszuſtand eintreten, der aus der Erfüllung der 
Wie derverkaufsverpflichtung entſpringt. Durch die Erklärung des Berechtigten wird ſo der Wieder⸗ 
kauf ſelbſt unmittelbar verwirklicht. Da auf dieſe Weiſe der Abſchluß des Wiederverkaufsvertrags 
erſpart wird, ſo ergibt ſich, daß ſchon der Vorbehaltsvertrag dem Käufer eine be- 
dingte Verpflichtung auferlegt, das Eigentum an der Sache dem Verkäufer zurückzu⸗ 
gewähren (RG 69, 281; 72, 385; 121, 369; 126, 312; RG JW 1911, 3207). Es ſteht alſo in der 
Macht des Wiederkaufsberechtigten, die Rückkaufsbedingungen im voraus feſtzulegen (RG 108, 
218). Was ſich nicht aus den Abreden des Wiederkaufsberechtigten und Wie derkaufsverpflichteten 
ergibt, gehört im Einzelfall nicht zum Inhalt des Wiederkaufsrochts. Dieſer Grundſatz iſt auch 
im Siedlcheſ § 20 Abſ 2 Satz 1 anerkannt worden. 

Das Wiederkaufsrecht iſt Vermögensrecht, kann ſich auf Kaufgegenstände jeder Art beziehen, 
und ſeinem Inhalte nach in der Regel im Gegenſatz zum Vorkaufsrecht vererblich und ver- 
äußerlich, pfändbar und geeignet, zur Konkursmaſſe zu gehören. Der Konkursverwalter 
kann das Recht ausüben. Dies ergibt ſich daraus, daß das Geſetz, das bei dem gleichartigen Falle 
des Vorkaufsrechts die Übertragbarkeit und Vererblichkeit im Zweifel für ausgeſchloſſen erklärt, 
beim Wiederkaufsrechte ſchweigt. Anderſeits iſt es nach der Natur des Wiederkaufsrechts möglich, 
durch Vereinbarung die Übertragbarkeit und Vererblichkeit auszuſchließen; die Unpfändbarkeit 
eines ſolchen Wiederkaufsrechts ergibt ſich aus $ 857 3 PO. / 

2. Das BOB kennt nur ein durch Vorbehalt im Kaufvertrag begründetes Wiederkaufsrecht. 
Die Vereinbarung eines Wie derkaufsrechts bezüglich eines Grundſtücks bedarf der Form des 
$ 313, RG 126, 312. Mündliche Vereinbarung wird durch die Auflaſſung gültig (RG 56, 386; 
NG 13. 7. 21 V 58/21). Der Wortlaut zwingt nicht dazu, die Einräumung des Wiederkaufsrechts 
auf den Fall des Vorbehalts im Kaufvertrage ſelbſt zu beſchränken. Ein ſachlicher Grund dazu 
würde fehlen. Auch M 2, 339 iſt angenommen, daß der Vorbehalt in Ergänzung des Kauf 
vertrags nachher vereinbart werden kann; RG 126, 311. Man wird noch weitergehen und 
auch die Rechtsnachfolger der Kaufvertragſchließenden zur Vereinbarung des Wiederkaufs⸗ 
vorbehalts zulaſſen dürfen. Immer aber muß dann das Wiederkaufsrecht nachträglich zum 
Inhalt des urſprünglichen Kaufvertrags erhoben werden. Was ſich aus den Abreden 
des Wiederkaufsberechtigten und des Wiederkaufsverpflichteten in dem Urvertrage oder aus 
8 497503 nicht ergibt, gehört im Einzelfalle auch nicht zum Inhalt des Wiederkaufsrechts. 
Eine Beſtimmung des $ 506 gibt es beim Wiederkauf nicht, da es Sache des Wiederkaufsberech⸗ 
tigten iſt, ſich entſprechend vertraglich zu ſichern (RG in JW 1923, 10242). Sofern ein völlig 
ſelbſtändiger Vertrag vorliegt, finden die Regeln des § 497 unmittelbar jedenfalls keine 
Anwendung. Dagegen iſt auf alle Fälle ein Vertrag als Entſte hungsgrund für das Wieder- 
kaufsrecht nötig. Geſetzliche Wiederkaufsrechte kennt das BGB nicht. Sie können nur kraft 
Landesrechts auf den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechtsgebieten beſtehen. Es gibt 
alſo nur ein perſönliches obligatoriſches Wiederkaufsrecht, kein dingliches. 
RG HRR 1931 Nr 402. Der Wiederkaufsanſpruch kann aber durch eine Vormerkung dinglich 
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gefichert werden, wenn er auf ein Grundſtück oder Recht an einem Grundſtück geht (RG 69, 281; 
RG 15. 1. 27 V 286/26). Sonſt wirkt es gegen einen Dritten ſelbſt dann nicht, wenn er beim 
Erwerb der Sache das Wiederkaufsrecht gekannt hat. Unter Umſtänden kann jedoch ein Schadens⸗ 
erſatz nach § 826 begründet ſein. 

8. Ein Wiederkaufsvorbehalt im eigentlichen Sinne iſt dann nicht gegeben, wenn die Ver⸗ 
einbarung dahin geht, daß der Käufer die Kaufſache auf Verlangen nicht an den Verkäufer oder 
ſeine Rechtsnachfolger, ſondern an einen Dritten im Wiederverkaufswege zurückzugewähren 
verpflichtet fein fol. Nach dem allgemeinen Grundſatze der Vertragsfreiheit auf dem Gebiete 
des Rechtes der Schuldverhältniſſe und nach der Beſtimmung des $ 328 iſt es jedoch möglich, dem 
Dritten die gleichen Rechte einzuräumen, die ſich der Verkäufer durch den Wiederkaufsvorbehalt 
ſichern kann. Ergibt ſich dies als der Wille der Vertragſchließenden, ſo werden auf das Rechts⸗ 
verhältnis außer den 88 328 ff. auch die §8 497ff. anzuwenden ſein (RIA 9, 263). Überhaupt 
kein Wiederkauf kommt dann in Frage, wenn der Gegenſtand, der dem Berechtigten zu gewähren 
iſt, nicht der verkaufte Gegenſtand iſt. Iſt ein Inbegriff von Gegenſtänden verkauft und dabei 
ein Wiederkaufsrecht derart bedungen, daß Einzelſtücke, die inzwiſchen vom Käufer als Erſatz 
für abgegangene oder ſonſt zur Ergänzung nachgeſchafft ſind, im Falle der Geltendmachung des 
Wie derkaufsrechts dem Wiederkäufer zum Ankaufs⸗ oder Schätzungspreis mit übergeben werden 
ſollen, ſo kann von einem Wiederkauf jedenfalls dann nicht geſprochen werden, wenn der ganze 
Beſtand ſich derart geändert hat, daß von den urſprünglich verkauften Stücken keines mehr vor⸗ 
handen iſt. Einer entſprechenden Anwendung der Grundſätze über den Wiederkauf ſteht jedoch, 
wenn ſie ſich als im Willen der Beteiligten gelegen erweiſt, kein Hindernis im Wege (RG 20. 4. 06 
IV 380/05). Auch dem Käufer kann ein Wie derverkaufsrecht vorbehalten werden. Es iſt 
im BGB nicht geregelt, die Vorſchriften des § 497 find aber entſprechend anzuwenden. 

4. Durch die Erklärung, die als einſeitig mitteilbare Erklärung einer Annahme nicht bedarf, 
erhält der bisherige Wiederkaufsberechtigte die Stellung des Wiederkäufers, ſein Gegner die des 
Wiederverkäufers, der früher verkaufte Gegenſtand iſt zurückverkauft. Das Zuſtandekommen 
des Wiederkaufs hängt lediglich vom Willen des Käufers ab, während beim Vorkauf Voraus⸗ 
ſetzung für die Ausübung des Vorkaufsrechts der Abſchluß eines Kaufvertrags mit einem Dritten 
iſt (RG 110, 335). Die Erklärung braucht nicht tempore opportuno zu geſchehen (RG 37, 281). 
ann 19 eventuell mit der Anfechtung des urſprünglichen Kaufes abgegeben werden 

N „ 208). 

5. Die Vorſchrift tritt der Annahme entgegen, daß die Erklärung, das Wiederkaufsrecht 
ausüben zu wollen, den Formbeſtimmungen für den Kaufvertrag unterliege, weil fie den Wieder ⸗ 
kauf verwirklicht. Der Hauptfall, den das Geſetz im Auge hat, it der des § 313. Handelt es fi) 
um ein Grundſtück, ſo ſoll die Erklärung über die Ausübung des Wiederkaufsrechts dem Zwange 
des 55 nicht unterliegen; RG 126, 312. Mitgetroffen find aber auch die Fälle, in denen für den 
Kau vertrag durch Parteivereinbarung eine beſondere Form beſtimmt iſt. Haben die Beteiligten 
für die Erklärung der Ausübung des Wiederkaufsrechts ſelbſt eine beſondere Form beftimmt, 
ſo iſt deren Beobachtung erforderlich. 

Welcher Form die Vereinbarung über den Wie derkaufsvorbehalt bedarf, jagt das 
Geſetz nicht ausdrücklich. Soweit der Vorbehalt in dem urſprünglichen Kaufvertrag 
als deſſen Beſtandteil enthalten ift, erſtrecken ſich die Formbeſtimmungen für den Hauptvertrag 
ohne weiteres auch auf den Vorbehalt. Iſt der Vorbehalt aber nachträglich ſelbſtändig ver⸗ 
einbart, was zuläſſig iſt, RG 126, 314, fo muß auch die Frage der Form für ihn ſelbſtändig gelöſt 
werden. Bezieht er ſich auf ein Grundſtück, fo ift $ 313 anzuwenden; denn durch die Vorbehalts⸗ 
vereinbarung übernimmt der Käufer die nur durch das Verlangen des Verkäufers bedingte Ver⸗ 
flichtung, das Eigentum an dem Kaufgegenſtande zurückzuübertragen (RG 21. 1. 11 V 252/10; 
JW 1911, 320). Fraglich kann fein, inwieweit ein ohne die Beobachtung der Form des $ 313 
Sat 1 geſchloſſener Vertrag über die Einräumung des Wiederkaufsrechts nach $ 313 Satz 2 durch 
die Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch gültig wird. Daß die Heilung jedenfalls eintritt, 
wenn nach Ausübung des Wiederkaufsrechts der Wiederkäufer zur Eintragung gelangt, kann 
feinem Zweifel unterliegen (RG 10. 5. 22 U 455/22). Zweifelhafter ift, ob auch ſchon die Ein- 
tragung des Käufers und Wiederverkaufsverpflichteten die gleiche heilende Wirkung hat. Die 
Frage wird zu verneinen fein für den Fall, daß die Wie derverkaufsvereinbarung erſt nach der 
Eintragung des Käufers in das Grundbuch getroffen wird, weil in dieſem Falle die Heilung dem 
Wortlaute des § 313 Satz 2 widerſtreitet (R JW 1911, 3207), dagegen zu bejahen, wenn die 
ereinbarung vor Eintragung und Auflaſſung des Käufers erfolgte. Im übrigen wird die Heilung 
auch dann anzunehmen fein, wenn die Wiederkaufsvereinbarung lediglich als Nebenabrede des 
Kaufvertrags erſcheint. Für das dingliche Wiederkaufsrecht werden in Art 29 $ 5 Ab 1 
es preuß. Ac B08 die Vorſchriften des 9 497 Abſ 1, 89 498502 für anwendbar erklärt (R 
110, 334). Der bedingte Anſpruch auf Wiedereinräumung des Grundſtücks kann ſchon vor Aus⸗ 
125, 245. Wiederkaufsrechts durch eine Vormerkung im Grundbuch geſichert werden, RG 
6. Nicht der vereinbarte, ſondern der wirklich empfangene Preis iſt maßgebend (RG 
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5, 199: für preußiſches Landrecht). Auch der Schätzungswert zur Zeit des Wiederkaufs kann 
als Preis des Gegenſtandes vereinbart werden ($ 501). Der Wuchereinwand gegen den Wieder⸗ 
kaufspreis iſt nicht möglich, wenn die geſetzliche Präſumtion zutrifft, wohl aber, wenn er abweichend 
von der Vermutung des Abf 2 vereinbart worden ift. Eine Verſchlechterung oder Verbeſſerung des 
Geldwertes iſt dabei in vollem Umfange derart zu berückſichtigen, daß die verſchiedenen Markt⸗ 
beträge dieſelbe Kaufkraft haben (RG 1. 10. 24 V 209/23; RG 109, 159; R FW 1927, 97912). 

7. Ein Wiederverkaufsrecht, alſo das Recht des Käufers, zu verlangen, daß der frühere 
Verkäufer das Grundſtück zurückerwerbe, iſt im BGB abſichtlich nicht geregelt worden. Motive 2, 
342 erklären, ein ſolcher Vorbehalt ſei ſo ſelten, daß für das Geſetz kein Anlaß beſteht, ihn beſonders 
hervorzuheben. Er werde in der Regel ſich als Kauf unter Vorbehalt eines Reurechts darſtellen. 
Eine bedingte Bindung zur Übertragung des Eigentums iſt auch hier gegeben. Die endgültige 
Abſchließung des Kaufvertrags wird durch die Erklärung desjenigen herbeigeführt, der das Grund⸗ 
ſtück zuerſt gekauft hat. Die entſprechende Anwendung des § 497 Abſ 1 Satz 2 über Formfrei⸗ 
heit iſt daher zuläſſig; RG 126, 315. 


8 498 

Der Wiederverkäufer ift verpflichtet!), dem Wiederkäufer den gekauften 
Gegenſtand nebſt Zubehör ?) herauszugeben ). 

Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts eine 
Verſchlechterung, den Untergang oder eine aus einem anderen Grunde ein- 
getretene Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes verſchuldet 
oder den Gegenſtand weſentlich verändert, ſo iſt er für den daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich. Iſt der Gegenſtand ohne Verſchulden des Wieder- 
verkäufers verſchlechtert oder iſt er nur unweſentlich verändert, ſo kann der 
Wiederkäufer Minderung des Kaufpreiſes nicht verlangen ). 

E I 478 II 434; M 2 342, 343; P 2 82—86. 

1. Die Verpflichtung des Wiederverkäufers iſt nur perſönliche Verpflichtung, ſie hindert 
an ſich die Veräußerung des von ihm betroffenen Gegenſtandes nicht. Aber der Wie derverkaufs⸗ 
verpflichtete handelt auf feine Gefahr (RG 10. 5. 22 V 455/22). Dingliche Wiederkaufs⸗ 
rechte können im Anwendungsbereiche des BGB ſeit deſſen Inkrafttreten nicht mehr beſtellt 
werden (EG Art 189). Vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandene dingliche Wiederkaufs⸗ 
rechte bleiben mit dem früheren Rang und Inhalt beſtehen (EG Art 184). Iſt hinſichtlich eines 
verkauften Grundſtücks das Wiederkaufsrecht vorbehalten, jo kann zur Sicherung des Anspruchs 
des Wiederkäufers auf Herausgabe nach § 883 eine Vormerkung in das Grundbuch ein- 
getragen werden, und zwar nicht erſt nach Ausübung des Wiederkaufsrechts, ſondern ſchon nach 
der Vereinbarung über den Wiederkaufsvorbehalt (RG 69, 281; RIA 9, 263). 

Die Aufzählung der Verpflichtungen des Wiederverkäufers im § 498 iſt nicht erſchöpfend. 
Hilfsweiſe ſind die allgemeinen Vorſchriften über die Verbindlichkeiten des Verkäufers beim 
Kauf heranzuziehen, ſoweit nicht die beſonderen Verhältniſſe des Wiederkaufs entgegenſtehen. 

2. Zubehör. Alles, was im Augenblick der Geltendmachung des Wiederkaufs⸗ 
rechts Zubehör iſt (88 97, 98). Damit iſt der Wiederverkäufer indeſſen der Verantwortlichkeit 
für die im Augenblick ſeines Erwerbs der Sache vorhandenen Zubehörſtücke nicht entbunden. 
Hat er ſolche ohne genügenden Erſatz beſeitigt und dadurch den Gegenſtand verſchlechtert, fo iſt 
er nach Abſ 2 ſchadenserſatzpflichtig. Nicht mit herauszugeben iſt ſolches Zubehör, das zu einer 
Einrichtung gehört, die der Wiederverkäufer nach § 500 Satz 2 vor der Herausgabe des verkauften 
Gegenſtandes wieder wegnimmt. Die Nutzungen ſind nicht herauszugeben, aus dem ver⸗ 
güteten Kaufpreis ſind auch keine Zinſen zu entrichten. 

3. herauszugeben: in der Faſſung abweichend vom § 433, der den Verkäufer für verpflichtet 
erklärt, dem Käufer die Sache zu übergeben, und das Eigentum zu verſchaffen; gemeint 
iſt aber auch hier dasſelbe, wie ſich aus $ 499 ergibt. Herauszugeben iſt die Sache in dem Zu⸗ 
ſtand, in dem fie ſich zur Zeit der Herausgabe befindet, R 126, 314. Ebenſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß der Wiederkäufer den Preis zu zahlen hat. Die beiderſeitigen Leiſtungen ſind 
Zug um Zug zu erfüllen. 

4. Haftung für Sachmängel und Herausgabeunmöglichkeit. Von dem Zeitpunkt ab, in dem 
auf Grund der Erklärung des Berechtigten der neue Kaufvertrag mit dieſem endgültig abge- 
ſchloſſen iſt, ſtehen dieſem als Käufer zunächſt dieſelben Rechte zu, wie fie jedem Käufer auf 
Grund eines rechtswirkſam geſchloſſenen Kaufvertrags zukommen, RG in JW 1925, 19935. 
Beſtritten iſt, was für Anſprüche dem Käufer aus einer weſentlichen oder unweſentlichen Ver⸗ 
ſchlechterung oder Veränderung der Kaufſache in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Verein⸗ 
barung des Wiederkaufs und dem endgültigen Zuſtandekommen des Vertrags erwachſen. Die 
Vorſchrift des Abſ 2 regelt die Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers abſchlie ßend 
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und unter Ausſchluß anderer Rechte aus dem Geſichtspunkt der Gewährleiſtung, RG 
126, 313. Sie zieht der Haftungsverbindlichkeit des Wie derverkäufers weſentlich engere Schranken 
als ſie in den allgemeinen Vorſchriften über die Haftungsverbindlichkeiten des Verkäufers geſetzt 
ſind. Zutreffend über den rechtspolitiſchen Grund Haymann in JW 1930, 826. Frei iſt der Wieder⸗ 
berfäufer vor allem von der Haftung für alle Mängel, die der Gegenſtand ſchon hatte, als er ihn 
vom Verkäufer bekam. Aber auch die von da ab bis zur Ausübung des Wiederkaufsrechts ein⸗ 
getretenen Verſchlechterungen hat er nur dann zu vertreten, wenn ſie nicht unweſentlich ſind 
und er ſie verſchuldet hat. Daraus, daß das Geſetz dem Wiederverkäufer im Falle unverſchuldeter 
Berſchlechterung des Kaufgegenſtandes das Recht auf Schadenserſatz und auf Kaufpreisminderung 
verſagt, wird nicht geſchloſſen werden dürfen, daß es ihm in dieſem Falle doch die Wandlung 
geſtatten will. Man wird vielmehr anzunehmen haben, daß für dieſen Fall die Vorſchriften der 
35 459-493 über die Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache überhaupt nicht anzuwenden 
ſind und daß der Wiederkäufer gegebenenfalls auf die Anfechtung ſeiner Wiederkaufserklärung 
gemäß $$ 119ff. angewieſen iſt; RG 126, 314. 

Iſt die Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes in der Zeit von der Über⸗ 
gabe an den Käufer bis zur Ausübung des Wiederkaufsrechts ohne Verſchulden des Wieder⸗ 
verkäufers eingetreten, jo ſind die $$ 323, 281 anzuwenden. Für den Fall des Eintritts der Ver⸗ 
ſchlechterung oder der Unmöglichkeit der Herausgabe in der Zeit nach der Ausübung des 
Wie derkaufsrechts gelten die allgemeinen Grundſätze uneingeſchränkt. 

5. § 498 Abſ 1 und Abſ 2 Satz 1 find auch auf den Fall des Wiedervertaufs entſprechend 
anzuwenden; RG 126, 315. 


8 499 

Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts über 
den gekauften Gegenſtand verfügt, ſo iſt er verpflichtet, die dadurch begrün- 
deten Rechte Dritter zu beſeitigen ). Einer Verfügung des Wiederverkäufers 
ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt 2). 

EI 478 II 434; M 2 343; P 2 85, 86. 

1. Rechte Dritter. Der Wiederkaufsvorbehalt hindert den Käufer weder rechtlich, über den 
gekauften Gegenſtand durch Veräußerung oder Belaſtung zu verfli en, noch verpflichtet er ihn, 
olche Verfügung zu unterlaſſen. Anderſeits wird aber auch der Käufer durch die Verfügung 
über den gekauften Gegenſtand von ſeiner Verpflichtung, den Gegenſtand im Falle der Geltend⸗ 
machung des Wiederkaufsrechts dem Wiederkäufer herauszugeben, nicht befreit. Er verfügt 
auf ſeine eigene Gefahr. Seine Sache iſt es, bei der Verfügung dafür zu ſorgen, daß ihm die 
Erfüllung der Verbindlichkeit, im Falle der Geltendmachung des Wie derkaufsrechts die von ihm 
begründeten Rechte Dritter zu beſeitigen, nicht unmöglich wird. Er hat darum die etwa durch 
die Verfügung entſtandene Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten und den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen ($ 498). 5 
2. Zwangsvollſtrectung. Nicht jede Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung fällt unter 
Saß 2. Wird dem Käufer im Entwehrungsſtreite die gekaufte Sache entzogen, ſo kann 
der Verkäufer ſich nicht auf Satz 2 berufen. Das gleiche gilt für den Fall der Zwangsent - 
eignung und der zwangsweiſen Belaſtung aus öffentlich- rechtlichen Gründen. Ob es auch für 
gen Fall gilt, daß bei Gemeinſchaft nach Bruchteilen ein Anteil unter Wiederkaufsvor⸗ 
behalt verkauft iſt und daß hinterher auf den Antrag eines andern der gemeinſchaftliche Gegen⸗ 
ſtand zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft nach den Vorſchriften des Pfandverkaufs 
oder im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert wird, iſt zweifelhaft aber wohl entſprechend 
anzunehmen. Denn in allen dieſen Fällen iſt die Veräußerung (oder Belaſtung) nicht auf den 
Käufer zurückzuführen; er kann darum auch nicht gehalten fein, ſie zu vertreten. 


$ 500 

Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen 1), die er auf den gekauften 
Gegenſtand vor dem Wiederkaufe gemacht hat, inſoweit Erſatz verlangen, 
als der Wert des Gegenſtandes 2) durch die Verwendungen erhöht iſt. Eine 
Einrichtung, mit der er die herauszugebende Sache verſehen hat, kann er 
wegnehmen ). 

! Sen „ 61479 terſcheidet das Geſetz nicht zwiſchen not 
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ſammenhang mit den übrigen Geſetzesvorſchriften keinen Zweifel bringt, ift für eine Auslegung 
dahin, daß werterhöhende Verwendungen keinen Erſatzanſpruch begründen, wenn ſie notwendig 
waren, kein Raum. Die Auslegung iſt um jo mehr abzulehnen, als fie zu unangemeſſenen Er⸗ 
gebniſſen führen müßte. Wer das Dach des unter Wiederkaufsvorbehalt gekauften Hauſes neu 
decken läßt und dadurch den Wert des Hauſes um 1000 Mk. erhöht, ſollte Erſatzanſpruch haben, 
wenn die Maßregel nicht notwendig war, nicht aber, wenn ſie notwendig war? Dieſe Annahme 
kann auch nicht durch den Hinweis darauf gerechtfertigt werden, daß nach $ 498 Abs 2 der Wieder⸗ 
verkäufer verpflichtet ſei, den gekauften Gegenſtand vor Untergang und Verſchlechterung zu 
ſchützen. § 500 bezieht ſich nur auf Verwendungen vor der Ausübung des Wie derkaufs. Für 
ſpätere vgl. $ 450 (beſtr.); a. M. Planck A 1. 

2. Wertmaßſtab. Die Frage der Werterhöhung iſt nach ſachlichem Maßſtabe zu prüfen. 
Dem Wiederverkäufer kann der Erſatz von Verwendungen nicht verſagt werden, die den Wert 
der Sache für jedermann erhöhen, wenn auch der Wiederkäufer nach feinen beſonderen Verhält- 
niſſen daran kein Intereſſe haben ſollte. Anderſeits kann dem Wiederkäufer der Erſatz von Ver⸗ 
wendungen nicht zugemutet werden, die den Wert einzig nur in der Hand des Wiederverkäufers 
erhöhen. Zu vergleichen iſt der Wert, den der Gegenſtand im Augenblicke der Hingabe an den 
Käufer hatte, mit dem Werte, den er infolge der Verwendungen im Augenblicke der Herausgabe 
an den Wie derkäufer hat. Ein in der Zwiſchenzeit vorhanden geweſener, bei der Herausgabe 
aber nicht mehr vorhandener Mehrwert kommt nicht in Betracht. Nach Prot 2, 88 ſoll für die 
„Frage der Bereicherung des Wiederkäufers“ maßgebend fein nicht der Zeitpunkt der Herausgabe 
der Sache, ſondern der Zeitpunkt des Abſchluſſes des Wie derkaufs. In den Geſetzesworten hat 
dieſe Abſicht der Kommiſſton II. Leſung keinen Ausdruck gefunden. Die Natur des in Frage kom⸗ 
menden Erſatzanſpruchs aber deutet auf den Zeitpunkt der Herausgabe. Der Erſatzanſpruch 
des $ 500 iſt ſeiner Natur nach Bereicherungsanſpruch im Gegenſatze zu dem des $ 450, dem der 
Bereicherungsgedanke fern liegt. Die Bereicherung aber iſt erſt im Augenblicke der Leiſtung vor⸗ 
handen, wenn der Wiederkäufer mehr erhält, als er hingegeben und als er zu beanſpruchen hat. 
Den Zeitpunkt der Abgabe der Wiederkaufserklärung als maßgebend anzunehmen, iſt aber auch 
kaum vereinbar mit Satz 2 des § 500; a. M. Planck aaO. 

3. Wegnahme von Einrichtungen. Vgl. 8258. Zur Wegnahme von Einrichtungen iſt der 
Wiederverkäufer nur berechtigt, nicht verpflichtet. Iſt infolge der Einrichtung der Gegenſtand 
verſchlechtert oder weſentlich verändert, fo kommt § 498 Abſ 2 zur Anwendung. Hat die Ein- 
richtung eine Verbeſſerung und Werterhöhung zur Folge, ſo kann der Wiederverkäufer für ſeine 
Verwendungen darauf nach Abſ 1 Erſatz verlangen; der Wiederkäufer kann die Erſatzleiſtung 
nicht mit dem Hinweiſe auf das Recht zur Wegnahme verweigern. 


8 501 


) dit als Wiederkaufpreis der Schätzungswert vereinbart, den der gekaufte 
Gegenſtand zur Zeit des Wiederkaufs hat, ſo iſt der Wiederverkäufer für eine 
Verſchlechterung, den Untergang 2) oder die aus einem anderen Grunde ein- 
getretene Unmöglichkeit der Herausgabe?) des Gegenſtandes nicht verant- 
wortlich, der Wiederkäufer zum Erſatze von Verwendungen nicht verpflichtet ). 

E 1 480 II 436; M 2 344; P 2 12. 


1. Wiederkauf zum Schätzungswert. Während die 99 498 Abſ 2, 500 von der Unterſtellung 
ausgehen, daß die Vertragſchließenden durch Beſtimmen des Verkaufspreiſes zum Wie derkaufs⸗ 
preiſe ausdrücken wollen, der verkaufte Gegenſtand ſolle im Falle des Wiederkaufs fo heraus- 
gegeben werden, wie ihn der Käufer erhalten hat, unterſtellt $ 501 für den Fall des Wiederkaufs 
zum Schätzungswert, daß die Sache in dem Zuſtande wiedergekauft ſein ſoll, in dem 
ſie ſich bei der Ausübung des Wie derkaufsrechts befindet. Den Beteiligten ſteht 
ſelbſtverſtändlich im einen wie im andern Falle frei, anders zu beſtimmen. 

2. Keine Haftung für Verſchlechterung und Zerſtörung. Der Gegenſatz, in den ſich 8 501 
zu $ 498 Abſ 2 hinſichtlich der Verſchlechterung und des Untergangs ſtellt, läßt keinen Zweifel, 
daß der Wiederverkäufer dem Wiederkäufer gegenüber auch dann nicht für den Schaden haften 
ſoll, wenn die Verſchlechterung oder Zerſtörung durch unvorſichtiges oder abſichtliches Handeln 
des Wie derverkäufers herbeigeführt iſt. Von einem Verſchulden kann hier überall nicht die Rede 
ſein, weil der Wiederverkäufer, anders als im Regelfalle des $ 498, von vornherein nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, den Kaufgegenſtand unverſehrt herauszugeben. Abweichendes können natürlich die 
Parteien vereinbaren. Nur für den Fall wird man eine Ausnahme machen müſſen, daß der durch 
den Wiederkaufsvorbehalt Verpflichtete die Verſchlechterung oder Zerſtörung argliſtig gerade 
zu dem Zwecke herbeiführt, um den Wiederkauf unmöglich zu machen. Denn, daß auch dies im 
Sinne beider Beteiligter gelegen ſein ſollte, kann unmöglich unterſtellt werden. 

3. Unmöglichkeit der Herausgabe. Die Veräußerung des Kaufgegenſtandes an einen Dritten 
macht an ſich die Erfüllung der Wiederverkaufsverpflichtung nicht unmöglich. Das Geſetz hat in 
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$ 499 beſtimmt, daß der Käufer, wenn er vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts über den 
gekauften Gegenſtand verfügt, im Falle des Wie derkaufs die dadurch begründeten Rechte Dritter 
zu beſeitigen hat. Dieſe Beſtimmung iſt auch auf den Vorbehalt des Wiederkaufs zum Schätzungs⸗ 
preiſe anzuwenden. Denn weder der Wortlaut des 9 499 und feine Stellung im Gefeb, noch ſein 
Grundgedanke zwingen zur Beſchrankung auf den Fall des Wiederkaufs zum Verkaufspreiſe. 

4. Verwendungen. Werterhöhende Verwendungen find im Schätzungspreiſe ſchon mitver⸗ 
gütet, der Erſatz anderer aber iſt beim Wiederkauf ohnehin grundſäßlich ausgeſchloſſen. Auch 
hier handelt es ſich aber wieder nur um ſolche Verwendungen, die vor der Ausübung des Wieder⸗ 
kaufstechts gemacht find. Der Erſatz der nachher vom Wiederverkäufer gemachten Verwendung 
richtet ſich nach § 450. — Einrichtungen, mit denen er die Sache verſeben hat, kann der 
Wiederverkäufer auch im Fall des Wiederkaufs zum Schätzungspreiſe wegnehmen (§ 500 Satz 2). 


$ 502 


Steht das Wiederkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo kann es nur 
im ganzen ausgeübt werden 1). Fit es für einen der Berechtigten erloſchen oder 
übt einer von ihnen fein Recht nicht aus , fo find die übrigen berechtigt, das 
Wiederkaufsrecht im ganzen auszuüben 3) 4) 8). 

E II 437; M 2 341; P 2 91; 6 174, 


1. Gemeinſchaftliches Wiederkaufsrecht. Ausnahme von $ 420, die nicht der Ausdehnung 
fähig iſt, RG 4. 12. 08 III 96/08. Gleichviel, ob die Gemeinſchaft von vornherein durch Ein- 
räumung des Wiederkaufsrechts an eine Mehrheit von Perſonen oder ſpäterhin durch Abtretung 
oder Vererbung entſtanden iſt, gleichviel ferner, ob es ſich um eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand oder eine Bruchteilge meinſchaft handelt, gleichviel endlich, ob der herauszugebende Kauf⸗ 
gegenſtand teilbar ift oder nicht — der Verkäufer ſoll nicht gezwungen ſein, in die Gemeinschaft 
einzutreten. Von Gemeinſchaftlichkeit des Wie derkaufsrechts iſt dann keine Rede, wenn das Recht 
einer Mehrzahl von Perſonen, aber jedem für ſich vorbehalten iſt, 3. B. wenn ein Vater beim 
Verkaufe des Anweſens beſtimmt, daß jedem einzelnen ſeiner Kinder nach einer beſtimmten 
Reihenfolge das Recht des Wiederkaufs zuſtehen ſoll. Auch dann liegt Gemeinſchaftlichkeit des 

Die derkaufsrechts nicht vor, wenn bon mehreren in Bruchteilgemeinſchaft befindlichen Verkäufern 
eines Segenftandes beim Verkauf jeder ſich für feinen Teil das Wiederkaufsrecht vorbehalten hat. 

2. Erlöſchen oder Nichtausübung. Der Verkäufer kann nicht ohne weiteres das Wiederkaufs⸗ 
recht als ausgeübt betrachten, wenn nur ein Teil der gemeinſchaftlich Berechtigten die Aus- 
Übungserflärung abgibt. Denen, die die Erklärung abgeben, liegt vielmehr ob darzutun, daß die 
übrigen ihr Recht durch Erlöſchen verloren haben oder nicht ausüben. Die „Nichtausübung“ muß im 
Sinne der endgültigen Verweigerung der Ausübung erfolgen. Nicht jedes Zögern kann in dieſem 
Sinne gedeutet werden. Schwierigkeiten können insbeſondere dann entſtehen, wenn die Zeil. 
haber zwar übereinſtimmend gewillt ſind, das Wiederkaufsrecht auszuüben, aber über den Zeit⸗ 
punkt der Ausübung verſchiedener Meinung ſind. Es muß verneint werden, daß alle diejenigen, 
2 che früheſten Zeitpunkte zuftimmen, als nichtausübend zu betrachten ſind (vgl. übrigens 

* 

3. Ausübung durch die übrigen Berechtigten. Es handelt ſich hier nicht um die formelle 
Berechtigung zur Abgabe der Erklärung, daß das Wiederkaufsrecht ausgeübt werde, ſondern 
um die materielle Wie derkaufsberechtigung. Nur die Übriggebliebenen kommen als nunmehr 
allein auf das Ganze berechtigte Wiederkäufer in Betracht, nur zwiſchen ihnen und dem 
Wiederverkäufer entſtehen die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wiederkauf. ee 
d 50 Frage, ob dann, wenn ein Wiederkaufsrecht von mehreren im ganzen ausgeübt iſt, einer 
er Miederfäufer die Wiederkaufserklärung, ſoweit fie ihn betrifft, nach SS 119ff. anfechten 
dann, wird zu bejahen jein. Denn die Ausübung im ganzen vereinigt die mehreren zu dieſem 
Vehuf abgegebenen Willenserklärungen nicht zu einer jo untrennbaren Einheit, daß der Wille 
des einzelnen nicht mehr in Betracht käme (RG 65, 405). Dies ſelbſt dann nicht, wenn etwa die 

illenserklärungen der mehreren Wiederkäufer durch einen Bevollmächtigten äußerlich einheitlich 
abgegeben wären. Freilich wird man die Übrigbleibenden nach dem Ausſcheiden des Anfechtenden 
an ihre Wie derkaufserklärung ebenfalls nicht für gebunden erachten können, da ſie nur mit dem 
Ausgeſchiedenen, nicht für ſich allein, Wiederkäufer fein zu wollen erklärt haben. Man wird ihnen 
aber mit Rückſicht auf $ 502 Satz 2 das Recht zugeſtehen müſſen, ihre Wie derkaufserklärung auch 
für fi) allein aufrechtzuerhalten. Gleiches wird dann anzunehmen ſein, wenn ſich die Erklärung 
eines der Wie derkäufer hinterher als nichtig erweiſen ſollte. 5 . 

d 4. Mehrheit von Wiederverkaufsverpflichteten. Der Fall hat im Rahmen der Vorſchriften über 
= ederkauf keine Regelung erfahren. Von entſprechender Anwendung des $ 502 kann bei 
er Grundverſchiedenheit der Lage keine Rede ſein. Für die einzelnen in Betracht kommenden 
ragen wird neben dem Inhalte des Wiederkaufsvorbehalts ſtets die beſondere Art der Gemein⸗ 
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ſchaft unter den Verpflichteten zu berückſichtigen ſein. Im Zweifel iſt gemäß § 356 anzunehmen, 
daß das Wiederkaufsrecht gegenüber mehreren Verpflichteten nur gemeinſam ausgeübt 
werden kann. 

5. Rechtsverhälinis nach der Ausübung des Wiederkaufsrechts. Mit der Ausübung des 
Wie derkaufsrechts find die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wiederkauf endgültig ent⸗ 
ſtanden. Wie nunmehr zu erfüllen iſt, wenn auf der einen oder andern Seite oder auf beiden 
Seiten eine Mehrheit von Berechtigten oder Verpflichteten vorhanden iſt oder noch eintritt, ergibt 
ſich aus den allgemeinen Geſetzesvorſchriften, insbeſondere aus den 88 420ff. 


8 503 


Das Wiederkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe von 
dreißig, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablaufe von drei Jahren nach 
der Vereinbarung des Vorbehalts ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung 
eine Friſt beſtimmt, fo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt 1) 2) 3). 

E II 438; M 2 341, 342; P 2 82, 8890. 

1. Befriſtungszwang. Das Geſetz läßt den Wiederkaufsvorbehalt im Gegenſatz zum Vor⸗ 
kaufsrecht nur auf Zeit zu. Beſtimmen die Vertragſchließenden eine Friſt, ſo gilt dieſe. Be⸗ 
ſtimmen fie feine Stift, jo gilt die geſetzliche Friſt. Nach Wortlaut, Sinn und Zweck des § 503 
iſt zweifellos, daß die geſetzlichen Friſten für den Fall Zwangsfriſten ſind, daß die Parteien dem 
Verkäufer und ſeinen Rechtsnachfolgern das Wiederkaufsrecht für immer einräumen. Der Wille 
der Beteiligten iſt inſoweit eingeſchränkt, daß ihnen unmöglich gemacht iſt, unbefriſtete Wieder⸗ 
kaufsrechte einzuräumen. Sie können anderſeits nicht nur kürzere, ſondern auch längere Friſten 
beſtimmen als die geſetzlichen. Wird die Friſt jedoch ſo weit erſtreckt, daß nach den Umſtänden 
die Einräumung des Wiederkaufsrechts auf unbeſchränkte Zeit vorliegt, ſo treten die geſetzlichen 
Friſten in Kraft. Auch bei Grundſtücken iſt das Wiederkaufsrecht kein dingliches. 

2. Berechnung der Friſten, 88 187ff. Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt und beginnt mit 
dem Tage, der auf die Einräumung des Vorbehalts folgt, gleichviel ob das Wiederkaufsrecht 
im Kaufvertrage ſelbſt oder ſpäterhin durch eine neue Vereinbarung eingeräumt wird. Fraglich 
kann ſein, wann ſie beginnt, wenn der Kaufvertrag, dem der Vorbehalt beigefügt iſt, ſelbſt auf⸗ 
ſchiebend bedingt oder befriſtet iſt. Der Wortlaut ſcheint auch für dieſen Fall auf den Verein⸗ 
barungstag zu deuten. Der Zweck der Friſtſetzung führt jedoch zu der Annahme, daß die Friſt erſt 
von dem Ablaufe des Tages an zu laufen beginnt, an dem der Kauf infolge des Eintritts der 
Bedingung oder des Ablaufs der geſetzten Friſt in Wirkſamkeit tritt. Denn die geſteckte Friſt iſt 
die Zeit, innerhalb deren der Wiederkauf zuſtehen ſoll. Solange aber der Kauf noch nicht in 
Wirkſamkeit tritt, iſt der Wiederkauf begrifflich ausgeſchloſſen. Dies gilt ſowohl für die verein- 
barte wie für die geſetzliche Friſt. Ohne Belang für den Lauf der Friſt iſt dagegen die Übergabe 
der Kauſſache an den Käufer. Die Friſt läuft ſelbſt dann, wenn vereinbarungsgemäß die ver⸗ 
kaufte Sache dem Käufer überhaupt nicht übergeben wird, wie in den Fällen, in denen an Stelle 
der Verpfändung der Verkauf mit Wiederkaufsvorbehalt gewählt wird. 

3. Verjährung. Die Friſten des $ 503 find keine Verjährungsfriſten. Die Grundſätze über 
die Hemmung der Verjährung finden auf fie auch nicht entſprechende Anwendung. Das Wieder⸗ 
kaufsrecht ſelbſt unterliegt, weil kein Anſpruch, nicht der Verjährung. Die durch die Geltend⸗ 
machung des Wiederkaufsrechts entſtandenen gegenſeitigen Anſprüche des Wie derverkäufers und 
Wie derkäufers aber verjähren nach den gewöhnlichen Vorſchriften der 88 194ff. 


3. Vorkauf 


8 504 


Wer in Anſehung eines Gegenſtandes zum Vorkaufe berechtigt iſt, kann 
das Vorkaufsrecht ausüben !), ſobald der Verpflichtete mit einem Dritten einen 
Kaufvertrag ?) über den Gegenſtand geſchloſſen hat ) 4) 5). 

E 1 481 II 439; M 2 345, 346; P 2 0397, 

1. Weſen des Vorkaufs rechts. Das Vorkaufsrecht iſt nur ein beſtimmter Fall des allgemeinen 
Einlöſungsrechts. Das Beſondere bei ihm ift, daß es in feiner Ausübung durch den Abſchluß 
eines Vertrags des Verpflichteten mit einem Dritten auf Übereignung der nämlichen Sache 
bedingt iſt und daß dieſer Vertrag zugleich den Inhalt für das Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten abgibt, auf Grund deſſen dann die Ein⸗ 

loſung der Sache erfolgen kann. In der Vereinbarung eines Vorkaufs liegt ausgedrückt, daß die 
Bedingung ſeines Eintritts eben der Kauf des Verpflichteten mit einem Dritten ſein muß. Daher 
erklären auch M 2,345 ganz folgerichtig: „Iſt auf Grund eines andern Vertrags veräußert 
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worden (nämlich vom Verpflichteten an einen Dritten), ſo iſt das one Vorkaufsrecht 
vereitelt worden.“ Richtiger geſagt: es iſt dann die Bedingung für das Einlöſungsrecht nicht ein⸗ 
getreten. Aus dem gleichen Grunde iſt es richtig, wenn RG 101, 101 und im Schrifttum geſagt 
wird, ein Vorkaufsrecht entſteht nur bei Abſchluß eines Kaufes zwiſchen dem Verpflichteten und 
einem Dritten. Verfehlt aber wäre es, das Einlöſungsrecht nur in der Form des Vorkaufs als 
rechtlich möglich anzuerkennen. Wie der Kaufvertrag, ſo kann jeder andere Veräußerungsvertrag 
Bedingung für die Ausübung eines Einlöſungsrechts werden, Vorausſetzung bleibt nur, daß 
dieſer Veräußerungsvertrag auch für das zwiſchen dem Einlöſungsberechtigten und Verpflichteten 
entſtehende Vertragsverhältnis zum Inhalt erhoben werden kann, was namentlich bei Gegen⸗ 
leiſtungen der Fall iſt, die in vertretbaren Sachen beſtehen. Auch ein Vortauſchsrecht iſt ſonach 
möglich (RG V3. 10. 20). Vgl. hierzu Lobe in RechtuWirtſch 1922, 418. — Wenn das BGB 
nur den Vorkauf behandelt, ſo liegt das in der geſchichtlichen Entwicklung und wirtſchaftlichen 
Bedeutung. Die Einzelbeſtimmungen der 88 504ff. find daher der Ausdruck allgemeiner Rechts⸗ 
gedanken für Fälle, in denen einem anderen regelmäßig auf Grund eines Vertrags das Recht 
zuſteht, in einen mit einem Dritten geſchloſſenen Vertrag einzutreten, RG 123, 268; JW 1930, 
37667. — Um nicht beim Kaufbewerb durch andere verdrängt zu werden, kann der Kauflieb⸗ 
haber mit dem künftigen Verkäufer eines Gegenſtandes vereinbaren, daß er ihm die Gebote der 
anderen mitteilt und ihn im Falle gleich hohen Gebots vor den andern als Käufer annimmt. Wenn 
nur die Vorhand vor anderen Kaufluſtigen zugeſichert wird derart, daß der Verkäufer die Ware 
dem Kaufluſtigen zu einem beſtimmten Preiſe anbieten ſoll, oder „das letzte Wort geben“, 
dann iſt noch kein Vorkaufsrecht begründet (RG 31. 5. 07 III 505/06; Warn 1919 Nr 157; 
RR 1933 Nr 913). Die Annahmefriſt für dieſes Angebot beſtimmt ſich nach den allgemeinen 
Vorſchriften, nicht nach $ 510 (Warn 1919 Nr 157). Das Vorkaufsrecht geht erheblich weiter. 
Es gibt dem Berechtigten nicht nur einen Anſpruch darauf, daß der Kaufvertrag mit ihm ab⸗ 
geſchloſſen wird, ſondern eröffnet ihm — in gleicher Weiſe wie das Wiederkaufsrecht — die Mög⸗ 
lichkeit, von ſich aus den Rechtszuſtand herbeizuführen, der dem Verkauf an ihn entſpricht, die 
Möglichkeit, unmittelbar ohne weitere rechtsgeſchäftliche Tätigkeit des Verkäufers ihm 
gegenüber in die Rechtsſtellung als Käufer einzutreten, $ 505 Abſ 2. Das Vorkaufsrecht ift inſofern 
ebenfalls ein bedingtes Einlöſungsrecht wie das Wiederkaufsrecht. Das Vorkaufsrecht iſt 
nicht das Recht, in einen zwiſchen dem Veräußerer und einem Dritten abgeſchloſſenen Kauf⸗ 


—— — 


vertrag unter den zwiſchen ihnen vereinbarten Bedingungen einzutreten, ſondern durch die 
Ausübung des Vorkaufsrechts kommt ein neuer, ſelbſtändiger Vertrag zum Abſchluß, nur 


unter denſelben Bedingungen, wie ſie der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat. Der 
alte Vertrag mit dieſem wird durch die Ausübung des Vorkaufsrechts an ſich nicht berührt und 
laßt deſſen vertragliche Rechte dem Verpflichteten gegenüber beſtehen, wie etwa Schadenserſatz⸗ | 
anfprüche wegen Nichterfüllung, Prot. der II. Komm. bei Mugdan, Materialien Bd. 2, 793; 
RG 67, 42; 72, 385; 109, 162; 118, 7; 121, 138; RG in JW 1911, 44814; S. 141511. Der Vor⸗ 
laufsbere chtigte darf vor jedem Dritten kaufen, muß ſich aber den von dieſem dem Verkäufer zuge⸗ 
Nandenen Bedingungen fügen (RG 108, 228). Der Berechtigte kann alfo, im Gegenſatz zum 
Wiederkaufsberechtigten, keinen Einfluß auf die Erwerbsbedingungen ausüben. § 506 findet 
daher auch keine entſprechende Anwendung. Auch die Vereinbarung eines Vorkaufsrechts zu 
einem beſtimmten Preiſe iſt nicht unzuläſſig, weil auf dem Gebiete des Rechtes der Schuld⸗ 
verhältniſſe grundſätllich Vertragsfreiheit herrſcht, die durch $ 505 Abſ 2 keine Einschränkung 
erleidet (RG 104, 123). Gleich dem Wiederkaufsrechte kann das Vorkaufsrecht durch Verein⸗ 
barung beim Verkauf dem Verkäufer vorbehalten werden und kommt alsdann dem Wieder- 
kaufsrechte ſehr nahe (Seuff A 39 Nr 100). Es kann aber auch zugunſten eines jeden anderen 
ſelbſtändig beſtellt werden. Die Beſtellung kann durch Vertrag, insbeſondere als Neben- 
abrede eines anderen Vertrags (Miete, Pacht, Schenkung), ſie kann aber auch durch Vermächtnis 


erfolgen (Seuffäl 69 Nr 127), bez. der Aufwertung RG JW 1924, 19705. Der Vertrag über die 
Beſtellung eines Vorkaufsrechts in Anſehung eines Grundſtücks bedarf der gerichtlichen oder 


notariellen Beurkundung nach $ 313, da durch ihn ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an dem Grundſtücke dem anderen zu übertragen, wenn er darüber mit einem Dritten einen 
Kaufvertrag ſchließen und der andere das Vorkaufsrecht ausüben ſollte (RG 72, 385). Das BOB 
unterſcheidet ſcharf zwiſchen dem verſönlichen ſchuldrechtlichen Vorkaufsrecht, das es in 
Ss 504-514 regelt, und dem dinglichen Vorkaufsrecht in 88 1094—1104 (RG JW 1922, 1 
5765). Auch für das dingliche Vorkaufsrecht wird aber in § 1098 auf die Vorſchriften der 59 504 ff. 
verwieſen. Ein Vertrag über die Einräumung eines dinglichen Vorkaufsrechts, der auf die Ent⸗ 
lehung des dinglichen Rechtsverhältniſſes gerichtet iſt, bedarf der Form des § 313 (MG 110, 333). 
Has gilt auch für das Grundgeſchäft. Dieſes iſt zwar unmittelbar nur auf die Verpflichtung 
zur Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechts gerichtet, begründet aber zugleich die Verpflichtung, 
unter Umſtänden das Grundſtück zu übereignen, bedarf daher der Form des § 313. Ein Mangel 
dieſer Form kann aber durch Einigung und Eintragung des Vorkaufsrechts nach $ 313 Saß 2 
geheilt werden, RG 125, 264. Für Anwendung des | 313 Satz 2 auf den perſönlichen Vor⸗ 
kaufsvorbehalt gilt das gleiche, wie bei dem ganz ähnlichen Falle des Wiederkaufsvorbehalts (ogl. 


| 


120 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


| $ 497). Das ſchuldrechtliche Vorkaufsrecht wieder kann ein vertragliches und ein geſetz⸗ 


Grund von EGBGB Art 119 Nr 1 (SächſArch 1923, 28). Vgl. hierzu RG 107, 261. Ver⸗ 
neint dagegen von Smoſchewer Gruch 67, 57 und Recht 1924 S. 234, 286. Denn 


Verpflichtung eines Komponiſten, ſeinem jetzigen Verleger auch das Vorrecht auf ſeine künftigen 
Kompoſitionen zu laſſen (RG 79, 156). Auch eine „entſprechende Anwendung“ der Grundſätze 
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über das Vorkaufsrecht auf ſolche Fälle iſt nicht möglich. Wird der Gegenſtand durch Tauſch oder 
Schenkung, Einbringen in eine Geſellſchaft, veräußert, jo tritt das Vorkaufsrecht nicht in Wirkſam⸗ 
keit; ein etwa vertragsmäßig eingeräumtes Recht, in ſolchen Fällen als Käufer einzutreten, kann 
nicht als Vorkaufsrecht angeſehen und den $$ 504ff. unterſtellt werden (RG 101, 101). — Das 
den Siedlungsgeſellſchaften durch die preuß. VO v. 23. 12. 18 verliehene geſetzliche Vor⸗ 
kaufsrecht ſetzt gleichfalls einen gültigen Kaufvertrag voraus (RG JW 1922, 2182, ferner 11985; 
RG 98, 44; 104 S. 43, 324; 106, 323). 

3. Geſchloſſen. Es genügt nicht, daß das Angebot des Dritten vorliegt, und daß der 
Verkäufer ſeine Abſicht, das Angebot anzunehmen, dem Vorkaufsberechtigten zur Erklärung 
mitteilt, ob er eintrete. Geſchieht dies, und der Vorkaufsberechtigte erklärt, daß er das Vorkaufs⸗ 
recht ausübe, jo iſt damit der Vorkauf im Sinne der 89 504ff. nicht zuſtande gekommen. (Vgl. 
auch hierzu RG 79, 156.) Wohl aber kann auf ſolche Weiſe Kauf zwiſchen dem Vorkaufsberech⸗ 
tigten und dem Vorkaufsverpflichteten an Stelle des Vorkaufs zuſtande kommen. Der Unter⸗ 
ſchied iſt wichtig für die Frage der Form, wenn Grundſtücke Kaufgegenſtand ſind. Denn dieſer 
Kauf zwiſchen Vorkaufsberechtigten und Vorkaufsverpflichteten bedarf dann der Beurkundung 
durch Gericht oder Notar, während die Ausübung des Vorkaufsrechts durch Erklärung dieſer 
Form nicht bedarf. Die Mitteilung des Angebots kann aber auch nach anderer Seite von Wichtig⸗ 
keit ſein. Erklärt darauf der Vorkaufsberechtigte, daß er von der Ausübung des Vorkaufsrechts 
keinen Gebrauch machen wolle, ſo wird dieſer Erklärung die rechtliche Wirkung eines Verzicht 
auf die Vorkaufsausübung nicht verſagt werden können. Der Verzicht bedarf jedoch der An- 
nahme (RG IW 1912 85814). Über Anfechtung der Ausübung des Vorkaufsrechts Seuffa 59 
Nr 200. Es kann endlich auch von den Parteien vereinbart werden, daß ſchon Vorverhandlun⸗ 
gen mit dem Dritten das Kaufrecht des Berechtigten auslöſen (RG 26. 3. 15 111 507/14). 

Als geſchloſſen kann der Kaufvertrag zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Dritten 
nur dann gelten, wenn er gültig zuſtande gekommen iſt. Ein nichtiger Kaufvertrag bietet keine 
Unterlage für die Ausübung des Vorkaufsrechts. Dagegen hindert die Anfechtbarkeit des vom 
Vorkaufsverpflichteten mit dem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrags die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts jedenfalls inſoweit nicht, als die Anfechtung dem Dritten zuſteht. Inwieweit ein An⸗ 
fechtungsgrund, der dem Vorkaufsverpflichteten in der Richtung gegen den Dritten zufteht, auch 
das Rechtsverhältnis zum Vorkaufsberechtigten beeinflußt, iſt nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles zu beantworten. Geſchloſſen iſt der Kaufvertrag, auch wenn er an eine Bedingung 
geknüpft iſt. Es beſteht kein anderer Grund, den Vorkaufsfall bei bedingtem Kaufabſchluß nicht 
zuzulaſſen. Das iſt bei der auflöſenden Bedingung ohne weiteres einleuchtend, muß aber auch 
für die aufſchiebende gelten. Allerdings kann die Bedingung derart fein, daß nur der Käufer, 
nicht auch der Vorkaufsberechtigte ſie erfüllen kann und für dieſen Fall, aber auch nur für dieſen, 
wenn die Bedingung ernſthaft und nicht nur zur Umgehung des Rechtes geſetzt iſt, mag man 
die Ausübung des Vorkaufsrechts wie im Fall des $ 507 Satz 2 für ausgeſchloſſen erachten. Iſt 
zur Wirkſamkeit des Kaufvertrags noch die Genehmigung einer Behörde erforderlich, liegt 
noch kein rechtswirkſamer Vertrag vor (RG 98, 44). Bis dahin kann der Vertrag alſo 
rückgängig gemacht werden, ohne daß der Vorkaufsberechtigte daraus Rechte herleiten könnte 
(RG 106, 323). Bis zur Erteilung der Genehmigung beſteht ein Schwebe zuſtand. Die Bindung 
der Vertragsparteien wird durch Verſagung der Genehmigung aufgehoben, das Geſetz erzeugt 
ha = erſt von der Genehmigung ab (NG 98 S. 48, 244; 102, 3; 103, 106; 106, 324; 108, 94; 

158). 

Im übrigen aber wird die Ausübung des Vorkaufsrechts durch den Berechtigten dadurch nicht 
behindert, daß die Vertragſchließenden nachträglich den Vertrag durch eine Vereinbarung rück⸗ 
gängig machen. Dies ſelbſt dann nicht, wenn die neue Vereinbarung erfolgte, bevor der Vorkaufs⸗ 
berechtigte von dem Abſchluſſe des Verkaufs Kenntnis erhalten hatte. Das gleiche gilt für den 
Fall der Auflöſung des Kaufvertrags durch Rücktritt. Vgl. hierzu $ 506. Damit ſteht nicht ganz 
in Einklang RG JW 1927, 241332, wonach der Vorkaufsberechtigte an Anderungen des 
kaufvertrags gebunden fein ſoll, die vor Ausübung des Vorkaufsrechts vorgenommen 
worden find. Hierzu auch Oertmann ebenda. h 

4. Das Vorkaufsrecht erliſcht nicht durch einfeitige Verzichterklärung des Vorkaufsberechtig 
len, vielmehr iſt dazu erforderlich eine vertragliche Vereinbarung, alſo ein Erlaßvertrag nach 
§ 397 (RG 14. 6. 12 11 145/12). 

5. Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen a) im Falle von $ 507 Satz 2, b) von $ 511, c) von 
3912. Für das dingliche Vorkaufsrecht vgl. § 1058 Abſ 1. In dieſen Fällen erliſcht das Vorkaufs⸗ 
recht, ohne daß dem Berechtigten ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Verpflichteten zuſtünde. 


§ 505 
Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Verpflichteten. Die Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag beſtimmten 
orm 1). 
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Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt der Kauf zwiſchen dem Be⸗ 
rechtigten und dem Verpflichteten unter den Beſtimmungen zuſtande, welche 
der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat 2). 
E 1 482 II 439; M 2 346, 347; P 2 97100. 
1. Ausübung es Vorkaufsrechts. Vgl. hierzu $ 497 A 4, 5. 
2. Inhalt des Vorkaufs. Durch die Ausübung des Vorkaufsrechts tritt der Berechtigte an 
Stelle des dritten Käufers in den Vertrag des Vorkäufers mit dieſem ein (RG 67, 62; 72, 385). 
Es entſtehen zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten ganz die gleichen 
Rechte und Verbindlichkeiten, wie ſie aus dem Kaufvertrage zwiſchen dem Verpflichteten und 
dem Dritten entſpringen. Dem Vorkaufsberechtigten, dem der Käufer das vom Verpflichteten 
gekaufte Grundſtück herauszugeben hat, ſteht der Käufer nicht als Verkäufer gegenüber (RG ZW 
1927, 141511). Dies erſtreckt ſich auf alle Bedingungen, Zeitbeſtimmungen und ſonſtigen Haupt⸗ 
und Nebenverabredungen vorbehaltlich allein der Ausnahmen in den $$ 506, 507 (MG in JW. 
1923, 10242). Iſt dem Dritten nur auf Probe verkauft, ſo iſt auch der Vorkauf nur Kauf auf 
Probe, iſt mit dem Dritten ein Rücktrittsrecht bedungen, ſo haftet es auch dem Vorkauf an. Die 
Vorſchrift iſt, ſoweit ſie das perſönliche Vorkaufsrecht regelt, nicht zwingend (RIA 5, 
120; RG 10. 5. 07 II 19/07). Bei der Einräumung des Vorkaufsrechts können alſo die Be⸗ 
teiligten anders beſtimmen. Sie können insbeſondere auch einen feſten Vorkaufspreis ſowie 
den Ausſchluß von Bedingungen vereinbaren (RGS 10. 5. 07 1119/07; RG JW 08, 682). Der 
Vorkaufspreis iſt bei Veränderung des Geldwertes dieſer Veränderung entſprechend zu 
erhöhen oder zu ermäßigen, wenn die Parteien bei feiner Feſtſetzung von dem gleichbleibenden 
Wert des Geldes als Wertmeſſer ausgingen, wie anzunehmen iſt. Auf das Vertragsverhältnis 
zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und ſeinem Käufer hat die Ausübung des perſönlichen 
Vorkaufsrechts keinen Einfluß (RG JW 1911, 44814). Es iſt Sache des Vorkaufsverpflichteten, 
den Verkauf ſo einzurichten, daß ihm im Falle der Ausübung des Vorkaufsrechts keine Schwierig⸗ 

keiten entſtehen. Zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Käufer, der durch die Ausübung 
des perſönlichen Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen werden ſoll, beſtehen auf Grund dieſes Vorkaufs⸗ 
rechts überhaupt keine unmittelbaren Rechtsbeziehungen (RG 4. 3. 11 V 209/10). Vgl. hierzu 
$ 506. Der Vorkaufsberechtigte hat ſonach auf die Faſſung der Erwerbsbedingungen keinen 
Einfluß, im Gegenſatz zum Wiederkaufsberechtigten, der die Rückkaufsbedingungen im voraus 
feſtlegen kann (R& in JW 1923, 1024“; 108, 208). Dem Dritten gegenüber gewährt das per- 
ſönliche Vorkaufsrecht namentlich keinen Herausgabeanſpruch, auch nicht, wenn er beim Erwerb 
des Gegenſtandes das Beſtehen eines Vorkaufsrechts kannte. Nur wenn das Vorkaufsrecht im 
Grundbuch eingetragen ift, gelten dem Dritten gegenüber die $$ 883 Abſ 2 und 888 Abs 1. Auch 
beim dinglichen Vorkaufsrecht kann der Berechtigte gegen den Verpflichteten nach $ 326 
vorgehen, gleichviel ob er auch gegen den Dritten auf Grund des dinglichen Vorkaufsrechts An⸗ 
ſprüche hätte geltend machen können (MG 17. 5. 22 V 599/21 in JW 1922, 15762). Der 
Grundſatz der Vertragsfreiheit wird durch Abſ 2 nicht eingeengt, Rah 104, 123. Es ſteht deshalb 
dem Verechtigten und dem Verpflichteten frei, untereinander Abweichendes von den mit 
dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen feſtzuſetzen. Es kommt eben ein neuer ſelbſtändiger 
Vertrag zuſtande, R HRR 1931 Nr 402. 

Iſt in einem Ae einer G. m. b. H. die freie Veräußerlichkeit des Ge⸗ 
ſchäſtsanteils nur inſoweit beſchränkt, als bei deſſen Veräußerung den übrigen Geſellſchaftern 
ein Vorkaufsrecht nach $ 505 gegeben iſt, fo kann nicht darüber hinausgehend ein Geſellſchafts⸗ 
beſchluß die G. m. b. H. berechtigen, gerade den veräußerten Geſchäftsanteil, dem gegenüber 
ſie das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt hat, zum Nennwert einzuziehen. Die freie Veräußerlichkeit 
des Geſchäftsanteils iſt ein Sonderrecht des neu eingetretenen Geſellſchafters, das ihm nicht 
gegen ſeinen Willen genommen werden kann (3 Bl§c̃ 14, 480). 

3. Die Grundſätze über die Notwendigkeit der Aufwertung gelten auch für den Fall, daß 
= 108 4100 durch Ausübung des Vorkaufsrechts zuſtande kommt (RG 106, 7 107 S. 127, 

; 109, 159). 


8 506 
Eine Vereinbarung des Verpflichteten mit dem Dritten, durch welche der 
Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts abhängig gemacht oder dem 
Verpflichteten für den Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts der Nücktritt 
vorbehalten wird, iſt dem Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 
E 1 481 II 440; M 2 346; P 2 97. 


Wirkung von Rücktritts vorbehalten. Die Gefahr, infolge der Ausübung des Vorkaufsrechts 
von zwei Käufern auf dieſelbe Sache in Anſpruch genommen zu werden, legt dem Vorkaufs⸗ 
verpflichteten nahe, im Kaufvertrage mit dem Dritten für den Fall der Ausübung des Vorkaufs 
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das Rückgängigwerden des Kaufs oder den Rücktritt vorzubehalten. Das ift zum Schutze des 
Verkäufers zuläſſig, gegenüber dem Vorkaufsberechtigten aber ſelbſt dann wirkungslos, wenn 
der Vorbehalt zu dem Zwecke gemacht ſein ſollte, die Ausübung des Vorkaufs auszuſchließen. 
Die Vorſchrift will verhindern, daß der hinſichtlich der Faſſung der Kaufbedingungen machtloſe 
Vorkaufsberechtigte durch dieſe Abreden um ſein Vorkaufsrecht gebracht werde. Eine gleiche 
Beſtimmung iſt für den Wiederkauf nicht nötig (RG in FW 1923, 10245 RG 108, 228). 8 506 
ſtellt eine Ausnahme von § 505 dar, hängt mit dem Weſen des Vorkaufsrechts zuſammen und 
findet keine entſprechende Anwendung auf das andersartige Wiederkaufsrecht. Andere Rück⸗ 
trittsvorbehalte gehen nach § 505 in den Vorkauf über. Einer Vereinbarung, die die Beſeitigung 
des Vorkaufsrechts zum Gegenſtand hat, iſt der Fall gleichzuſtellen, daß die Vertragſchließenden 
den Kaufvertrag nachträglich wieder aufheben, RG 106, 323; 118, 8. Bloße Anderungen des 
Inhalts des Kaufvertrags aber, die deſſen Rechtsbeſtändigkeit unberührt laſſen, ſind zuläſſig; 
dem Vorkaufsberechtigten müſſen fie aber mitgeteilt werden, J 510 Abſ 1. Erſt von dieſer Mit- 
teilung ab läuft dann die Friſt für die Ausübung, § 510 Abſ 2. 


§ 507 


Hat ſich der Dritte in dem Vertrage zu einer Nebenleiſtung verpflichtet, die 
der Vorkaufsberechtigte zu bewirken außerſtande iſt, fo hat der Borkaufs- 
berechtigte ſtatt der Nebenleiſtung ihren Wert zu entrichten 1). Läßt ſich die 
Nebenleiſtung nicht in Geld ſchätzen, ſo iſt die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ausgeſchloſſen; die Vereinbarung der Nebenleiſtung kommt jedoch nicht in Be⸗ 
tracht, wenn der Vertrag mit dem Dritten auch ohne fie geſchloſſen fein würde 2), 

E 1 484 II 441; M 2 348, 349; P 2 100104. 

1. Ausgleich von Nebenleiſtungen des Drittkäufers in Geld nach dem Schätzungswerte 
zur Zeit der Erfüllung (M). Abweichende Vereinbarung iſt bei der Einräumung des Vorkaufs⸗ 
rechts zuläſſig. Die Vorſchriften des § 507 find nicht zwingend. Es kann insbeſondere beſtimmt 
werden, daß für den Vorkaufsberechtigten ſolche Nebenleiſtungen überhaupt nicht in Betracht 
kommen. Die Nebenleiſtungen müſſen genügend beſtimmt fein. Das ift der Fall bei Vereinbarung 
von Pflege und Wartung durch Verwandte. Dieſe iſt auch nicht in Geld abſchätzbar, wenn Pflege 
durch Fremde nicht zumutbar iſt, RG 121, 140. 5 

2. Ausſchluß der Übernahme von Nebenleiſtungen, insbeſondere bei geringfügigen, rein 
perſönlichen Nebenleiſtungen. 


8 508 


Hat der Oritte den Gegenſtand, auf den ſich das Vorkaufsrecht bezieht, mit 
anderen Gegenftänden zu einem Geſamtpreiſe gekauft, fo hat der Dorkaufs- 
berechtigte einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu entrichten !). 
der Verpflichtete kann verlangen, daß der Vorkauf auf alle Sachen erjtredt 
wird, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können ?). 

E I 484 II 442; M 2 349, 350; P 2 106. 

1. In $ 508 werden zwei Fälle geregelt. a) Zunächſt der Fall, daß der Dritte den Gegenſtand, 
auf den ſich das Vorkaufsrecht bezieht, mit anderen Gegenſtänden zu einem Geſamtpreiſe 
gekauft hat; dann tritt keine Veränderung in bezug auf den Gegenſtand des Vorkaufsrechts ein; 
der Vorkaufsberechtigte hat nur einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu entrichten. 
b) Sodann der Fall, wo eine Trennung der verkauften Sachen nicht ohne Nachteil für den 
verpflichteten Verkäufer erfolgte. Hier wird alſo, anders als in § 409, die Erſtreckung auf ver⸗ 
tragsfremde Gegenſtände ausgedehnt, und es wird ohne Beachtung des Vorkaufsberechtigten 
allein der Nachteil des Pflichtigen berückſichtigt. Es müſſen an die nachteilige Trennbarkeit 
ſchärfere Anforderungen geſtellt werden. 1 N . 

2. Zu a) Verhältnismäßiger Teil. Es handelt ſich lediglich um die rechneriſche Ermittlung 
des nicht ausgeworfenen Einzelpreiſes aus dem Geſamtpreis durch Vergleichung des (zu 
ſchätzenden) Einzelwerts mit dem ebenfalls zu ſchätzenden Geſamt wert. Die Formel iſt danach: 
Unbekannter Einzelpreis: bekannten Geſamtpreis = Geſchätzter Einzelwert: geſchätztem Gejamt- 
wert. Kommt der Geſamtpreis dem wirklichen Geſamtwerte gleich, ſo vereinfacht ſich die Arbeit 
zur unmittelbaren Schätzung des Einzelwerts und dieſer hat als Einzelpreis zu gelten. 

Zu b) Zwangsausdehnung des Vorkaufs. Hier ergibt ſich zunächſt die Frage, ob der Zwang 
gegen den Vorkäufer nur dann zuläffig ift, wenn die Angabe von Einzelpreisanſätzen beim Verkauf 
der Gegenſtände unterblieben iſt, oder ob es lediglich darauf ankommt, daß die zuſammenver⸗ 
kauften Gegenſtände ohne Nachteil für den Verpflichteten nicht getrennt werden 
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können. Beſtand die wirtſchaftliche Einheit ſchon bei Abſchluß des Vorkaufsvertrags, 
ſo hat dieſe Einheit der dazu Verpflichtete ſelbſt gelöſt, wenn er nur an einer Einzelſache ein Vor⸗ 
kaufsrecht beſtellt; eine Berufung auf § 508 Satz 2 würde dann gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßen. Wird die wirtſchaftliche Einheit erſt nachträglich hergeſtellt, ſo darf dies jedenfalls 
nicht dolos, um das Vorkaufsrecht zu erſtrecken oder zu vereiteln, geſchehen ſein. Streit iſt ferner 
darüber, ob der Vorkaufsberechtigte, wenn er in einem Falle dieſer Art das Vorkaufsrecht aus⸗ 
zuüben erklärt hat und nachträglich vom Verpflichteten auf Ausdehnung des Vorkaufs in 
Anſpruch genommen wird, ſich davon durch Verzicht auf die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts befreien kann. Die Mehrzahl der Schriftſteller verneint die Frage, weil die Erklarung, 
das Vorkaufsrecht auszuüben, unwiderruflich, einſeitiger Rücktritt nicht ftatthaft ſei. Das letztere 
iſt zuzugeben, nicht aber die daraus gezogene Folgerung. Der Wortlaut, daß der Verpflichtete 
„verlangen kann, daß der Vorkauf auf alle Sachen erſtreckt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn 
getrennt werden können“, erweckt allerdings den Anſchein, als ob dem Verpflichteten der Er⸗ 
ſtreckungsanſpruch einfach und unbedingt gewährt ſei. So wörtlich wird aber die Beſtimmung 
nicht aufgefaßt werden dürfen. $ 508 Satz 2 ſoll lediglich den Verpflichteten davor ſchützen, daß 
er gezwungen wird, zu ſeinem Schaden Untrennbares auseinanderzureißen. Dazu genügt es, 
wenn er in der Lage iſt, den Vorkaufsberechtigten vor die Wahl zu ſtellen, daß er entweder 
von der Ausübung des Vorkaufsrechts oder — wenn dieſes ſchon ausgeübt iſt — von der Geltend⸗ 
machung der daraus entſtandenen Rechte Abſtand nimmt, oder den Vorkauf auf alle untrennbaren 
Sachen erſtreckt. Dieſen Sinn hat — näher beſehen — der Ausdehnungsanſpruch. Wird er ſo, 
wie er hiernach gegeben iſt, geltend gemacht und nimmt daraufhin dann der Berechtigte vom 
Vorkauf Abſtand, jo kann von einem einſeitigen Rücktritt oder einem einfeitigen Verzichte nicht 
die Rede ſein. Die Abſtandnahme erfolgt vielmehr im beiderſeitigen Einverſtändniſſe und iſt 
deshalb gültig ohne Rücksicht darauf, ob fie vor der Ausübung des Vorkaufsrechts erklärt wurde 
oder nachher. Die Erſtreckung ſoll keinen Kontrahierungszwang begründen, $ 508 Satz 2 will 
nur Nachteile vom Vorkaufspflichtigen abwenden, aber nicht den Berechtigten aufbürden; RG 
133, 79. 

Die Vorſchrift bedeutet nicht eine Erſtreckung des Vorkaufs ſeiner dinglichen Wirkung 
nach auf ein mitverkauftes, nicht mit dem Vorlauf belaſtetes Grundſtück (SeuffA 66 Nr 205). 
Iſt ein mit einem Vorkaufsrecht belaſtetes Grundſtück zuſammen mit einem nichtbelaſteten für 
einen Geſamtpreis verkauft worden und iſt die Auflaſſung erfolgt, ſo bleibt der Erwerb des Kaufers, 
wenn der Verkauf auf Verlangen des Vorkaufsverpflichteten vom Berechtigten auf das nicht⸗ 
belaſtete Grundſtück erſtreckt wird, hiervon in Anſehung des nichtbelaſteten Grundſtücks unberührt 
(RG 4. 3. 11 V 109/20). § 508 Satz 2 enthält zwar nachgie biges Recht, ſein Ausſchluß durch 
Parteivereinbarung kann aber nicht ſchon daraus hergeleitet werden, daß die ſämtlichen Grund. 
ſtücke früher eine wirtſchaftliche Einheit bildeten und daß dann an einzelnen zeitlich begrenzte 
Miet- und Vorkaufsrechte eingeräumt worden ſind, ohne daß die Abſicht des Geſamtvorkauf; 
aufgegeben worden iſt (NG 97, 282). 

$ 508 iſt auch auf das Vormietungsrecht entſprechend anzuwenden (OLG 17, 26). — 
Satz 2 des $ 508 enthält nachgiebiges Recht, das durch Parteivereinbarung ausgeſchloſſen werden 
kann (RG 97, 283). 


$ 509 


Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis geſtundet worden, ſo kann 
der Vorkaufsberechtigte die Stundung nur in Anſpruch nehmen, wenn er für 
den geſtundeten Betrag Sicherheit leiſtet. 


Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vorkaufs, fo bedarf es der Sicherheits- 
leiſtung inſoweit nicht, als für den geſtundeten Kaufpreis die Beſtellung einer 
Hypothek an dem Grundſtücke vereinbart oder in Anrechnung auf den Kaufpreis 
eine Schuld, für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, übernommen 
worden iſt. n 

E II 443; M 2; P 2 105—107. 


Stundung. 1. Die Vorſchrift des Abſ 1 bildet eine weitere Ausnahme von dem Satze, daß 
der Vorkäufer in den Kaufvertrag fo eintritt, wie er mit dem Dritten geſchloſſen iſt. Da die Stun⸗ 
dung ohne Sicherheit Sache des perſonlichen Vertrauens iſt, kann der Vorkäufer ſie nicht bean⸗ 
ſpruchen. Er muß vielmehr entweder Zug um Zug erfüllen oder nach $$ 232 bis 240 Sicher⸗ 
heit leiſten. 2 

2. Bei Grundſtücken erleidet die Vorſchrift des Abſ 1 eine Einſchränkung inſofern, als der 
Berechtigte Stundung ohne Sicherheit in Anſpruch nehmen kann, wenn es ſich um die daſelbſt 
genannten Falle handelt. 


Kauf Tauſch 8$ 508-511 125 


8 510 


Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des mit dem 
Dritten geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen ). Die Mitteilung des 
Verpflichteten wird durch die Mitteilung des Dritten erfeßt 2). 

Das Vorkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe von zwei 
Monaten, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablauf einer Woche nach 
dem Empfange der Mitteilung ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung eine 
Friſt beſtimmt, ſo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt 3). 

EI 483 II 444; M 2 348, 351, 352; P 2 100, 111, 112. 

1. Mitteilungspflicht. Die Vorſchrift beruht auf dem für alle Verträge geltenden 
Rechtsge danken: Wenn jemand einem andern ein Recht einräumt, ſo räumt er ihm auch 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte die Mittel ein, um das Recht zu ver⸗ 
wirklichen. Wenn alſo einem Dritten das Recht eingeräumt wird, in einen Vertrag einzutreten 
oder einen neuen Vertrag mit demſelben Inhalt zu ſchließen, fo wird damit auch die Verpflichtung 
übernommen, dieſen Vertrag ihm mitzuteilen; RG 123, 268; 126, 126. Die Vorſchrift des § 510 
für den Vorkauf ſtellt nur eine Anwendung dieſes allgemeinen Gedankens auf den beſonderen 
Fall dar. Die Pflicht entſteht erſt mit dem Abſchluſſe des Vertrags. Bei einem form⸗ 
ungültigen Vertrag beſteht keine Mitteilungspflicht. Sie entſteht erſt, wenn er rechtsgültig ge⸗ 
worden iſt (RG JW 1927, 15162). Ihm zugegangene Kaufangebote mitzuteilen, iſt der Vor⸗ 
kaufsverpflichtete nach dem Geſetze nicht verbunden. Teilt er ſie freiwillig mit, ſo hat dieſe Mit⸗ 
teilung nicht die im Abſ 2 beſtimmte Wirkung und befreit den Vorkaufsverpflichteten nicht von 
der Mitteilung nach Abſchluß des Vertra „es ſei denn, daß der Berechtigte ſchon auf die Mit⸗ 
teilung des Angebots hin in bindender eiſe auf die Ausübung des Vorkaufsrechts verzichtet 
hat (vgl. § 504 A 3). Der Vertragsinhalt muß fo mitgeteilt werden, daß der Vorkaufsberech⸗ 
tigte genau erkennt, in welche Rechte und Verbindlichkeiten er durch die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts eintritt. Anderſeits iſt aber auch nur der Vertragsinhalt mitzuteilen. Dadurch wird die 
Ausſchlußfriſt in Lauf geſetzt RG 58, 157). Die Pflicht zur unverzüglichen Mitteilung des Ver⸗ 
tragsiuhalts an den Vorkauſsberechtigten begreift auch die Verpflichtung zur Mitteilung von 
dem Vertragsſchluß ſelbſt in ſich, denn nur ein ſolcher löſt das Vorkaufsrecht aus. Ebenſo 
8 7 u. 8 des Reichsſiedlungsgeſ v. 11. 8. 1919 (RG 106, 323; 108, 66). Ein nichtiger Kauf 
vertrag verpflichtet nicht zur Mitteilung (RG 15. 11. 26 V 145/26). Erhält der Käufer von dritter 
Seite Zuwendungen, die ihn zum Kauf beſtimmen ſollen, ſo braucht darüber nichts mitgeteilt 
zu werden (NG 12. 1. 1911 VI 599/09). Auch der Name des Drittkäufers iſt mitzuteilen. War 
ſchon vorher das Kaufangebot mitgeteilt, ſo kann zur Mitteilung des Inhalts des Vertrags der 
Saß genügen, daß das Angebot angenommen worden iſt. Eine beſondere Form iſt für die Mit- 
teilung nicht erforderlich. Schuldhafte Verzögerung macht ſchadenserſaßtzpflichtig. Andern Ver⸗ 
täufer und Käufer nachträglich den Vertrag in einem weſentlichen Punkte, jo iſt die Mitteilung 
zu berichtigen. Dies ſelbſt dann, wenn die Anderung erſt nach Ablauf der Friſt des Abſ 2 ſeit 
der erſten Mitteilung vorgenommen wird. Denn die Friſt für den geänderten Vertrag, die nun⸗ 
mehr allein in Betracht kommt, iſt erſt durch die neue Mitteilung in Lauf zu bringen. Voraus⸗ 
geſetzt iſt dabei, daß es ſich wirklich um eine Anderung des urſprünglichen Vertrags handelt und 
Nicht etwa um eine Neuregelung der Verhältniſſe zwiſchen Käufer und Verkäufer, die nach der 
Erfüllung des Kaufvertrags durch ſpäter eintretende Umſtände veranlaßt worden iſt; R 118, 8; 
Bay bech Recht 1911 Nr 2524. — Bei bloßer Vorhandeinräumung beſteht keine Mitteilungs⸗ 
pflicht im Sinne von $ 510 (Recht 07 Nr 1807). 5 
2. Mitteilung durch den Dritten. Der Dritte hat dem Vorkaufsberechtigten gegenüber 
keine Mitteilungspflicht. Seine Mitteilung wirkt jedoch ebenſo wie die des Verpflichteten. 

3. Ausübungsfriſt. Das Vorkaufsrecht kann ſchon vor der Mitteilung ausgeübt werden, 
ſobald der Kauf zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten geſchloſſen iſt. Im übrigen gilt 
auch für dieſe Friſt das zu 8 503 Geſagte. Der Verjährung iſt das Vorkaufsrecht ſelbſt nicht 
unterworfen aus den gleichen Gründen wie das Wiederkaufsrecht (vgl. $ 503 A 3). 


8 511 


) Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich im Zweifel nicht 2) auf einen Verkauf, = 
mit Nückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen Erben erfolgt 2). 
P 2 104; 6 245, 246. 5 

1. Kindskauf. Hierunter fallen insbeſondere die im Verkaufsweg erfolgenden Gutsüber⸗ 
gaben von Eltern an Kinder. Die Vorſchrift iſt auch dann anwendbar, wenn als Käufer nicht 
nur der geſetzliche Erbe, ſondern neben ihm auch ſein nichterbberechtigter Ehegatte auftritt. 

2. erſtreckt ſich nicht. Zumeiſt wird angenommen, daß im Fall des Kindskaufs das Vor⸗ 
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kaufsrecht erliſcht. Für den Fall des nicht dinglichen Vorkaufsrechts läßt ſich dies nach deſſen 
Weſen auch nicht in Abrede ſtellen. Es kann ſich deshalb hier nur darum handeln, ob nicht bei der 
Vorkaufsbeſtellung vereinbart iſt, daß der Käufer verpflichtet ſein ſoll, beim Kindskauf zu be⸗ 
wirken, daß der kaufende nächſte Erbe das Vorkaufsrecht auch für ſeine Perſon erneuert, und ob 
eine ſolche Erneuerung ſtattgefunden hat. 

3. Geſetzlicher Erbe im obigen Sinne iſt derjenige, der geſetzlicher Erbe des Verkäufers wäre, 
wenn dieſer zur Zeit des Verkaufs ſtürbe. Fraglich kann ſein, ob § 511 auch dann Anwendung 
findet, wenn Großeltern mit Rückſicht auf künftiges Erbrecht unter Umgehung ihres Kindes 
an ihren Enkel verkaufen. Bedenkenfrei iſt dies jedenfalls dann, wenn die Eltern als Zwiſchen⸗ 
glieder durch Erbverzichtsvertrag aus der Reihe der geſetzlichen Erben ſchon ausgeſchieden ſind. 
Die Erſtreckung liegt wohl auch ſonſt im Sinne des Geſetzes. 


8 512 


Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen !), wenn der Verkauf im Wege der 
Zwangsvollſtreckung ?) oder durch den Konkursverwalter?) erfolgt. 

E 1 485 II 445; M 2 350; P 2 107, 108. 

1. Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen, d. h. nicht nur: „es gilt als für dieſen Fall nicht 
vereinbart“, ſondern auch: „es kann für dieſen Fall nicht vereinbart werden“. Folge der Aus⸗ 
ſchließung des Zwangsvollſtreckungsfalls vom Vorkaufsrecht iſt weiterhin, daß mangels beſonderer 
Vereinbarung der Vorkaufsberechtigte auch keinen Erſatzanſpruch wegen Beeinträchtigung 
ſeines Vorkaufsrechts durch die Zwangsvollſtreckung erheben kann. Anders natürlich dann, wenn 
etwa der Vorkaufsverpflichtete, um ſich ſeiner Pflicht zu entſchlagen, im Zuſammenſpielen mit 
dem Dritten den Weg gewählt hätte, die Sache ſtatt durch Kauf durch Zwangsvollſtreckung an 
ihn gelangen zu laſſen. 

2. Zwangsvollſtreckung. Zwangsvollſtreckung jeder Art, gleichviel ob durch Gericht und 
Gerichtsvollzieher im Wege der 3 oder des ZUG, gleichviel ob durch Zwangsverſteigerung 
oder durch Zwangsverkauf aus freier Hand (88 820, 821 ZPO). Nicht dagegen bezieht ſich $ 512 
auf den Fall, daß der Vorkaufsverpflichtete von dem Dritten auf dem Wege des 9 894 Abſ 1 
ZPO zum Verkaufe gezwungen wird. In dieſem Falle tritt das Vorkaufsrecht in Kraft. 

Wie im Falle der Zwangsvollſtreckung wird das Vorkaufsrecht aber auch in anderen gleich⸗ 
artigen Fällen als ausgeſchloſſen erachtet werden müſſen. So insbeſondere dann, wenn der 
Gegenſtand, für den das Vorkaufsrecht eingeräumt iſt, von dem Vorkaufsverpflichteten verpfändet 
war und vom Pfandgläubiger im Wege des Pfandverkaufs veräußert wird (58 1228ff.). Ent⸗ 
ſcheidend dafür iſt, daß der Gegenſtand nicht vom Vorkaufsverpflichteten, ſondern gegen ihn 
von einem Dritten verkauft wird. Iſt das Vorkaufsrecht hinſichtlich eines Gegenſtandes ein⸗ 
geräumt, der mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, und wird dieſer Gegenſtand zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinſchaft — ſei es ſelbſt im Wege der Zwangsverſteigerung nach $ 753 — 
verkauft, ſo tritt das Vorkaufsrecht in Wirkſamkeit. Denn hier ſind es die Vorkaufsverpflichteten, 
die, gleichviel aus welchem Grunde, verkaufen. Erſtreckt ſich jedoch das Vorkaufsrecht nur auf 
einen Anteil an einem gemeinſchaftlichen Gegenſtande, ſo iſt der Vorkaufsfall für den Anteil 
durch die Teilungsverſteigerung des ganzen Gegenſtandes nach $ 753 nicht ohne weiteres gegeben. 

3. Ausnahme für das dingliche Vorkaufsrecht § 1098 Ab] 1 Satz 2. 


8 513 
Steht das Vorkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo kann es nur im 
ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Berechtigten erloſchen oder übt 
einer von ihnen ſein Necht nicht aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das Vor⸗ 
kaufsrecht im ganzen auszuüben. 
E II 446; P 2 111. 
Vgl. die Anmerkungen zu dem gleichlautenden $ 502. Vgl. auch RG 24. 11. 17 V 224/17. 


8 514 
Das Vorkaufsrecht iſt nicht übertragbar !) und geht nicht auf die Erben des 
Berechtigten über, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt. Iſt das Necht auf 
eine beſtimmte Zeit beſchränkt, fo iſt es im Zweifel vererblich 2), 
E I 486, 481, 487 II 447; M 2 361; P 2 108110. 
1. Übertragbarkeit: im Zweifel ausgeſchloſſen; mit ihr die Pfändbarkeit und Verpfändbarkeit 


(8 1274; ZPO $ 851). Die durch die Ausübung des Vorkaufsrechts entſtandenen Rechte aus 
dem Kaufvertrag find jedoch übertragbar (MG 108, 114). Das Reichsſiedlungsgeſetz hat über 


Kauf Tauſch 88 511-515 127 


die Übertragbarkeit der in ihm eingeräumten Vorkaufsrechte nichts beſtimmt. Die Übertrag 
barkeit des dem gemeinnützigen Siedlungsunternehmen zuſtehenden Vorkaufsrechts beſteht. 

2. Vererblichkeit: von Geſetzes wegen gewährt dem geſetzlichen Vorkaufsrechte des Erben 
($ 2034), im Zweifel anzunehmen beim zeitlich beſchränkten Vorkaufsrechte, im Zweifel 
zu verneinen im übrigen. Das galt ſchon für das gemeine Recht (RG 110, 186). 

Die Erben des Vorkaufsverpflichteten treten, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt ift, 
in die Verpflichtung ihres Erblaſſers ein. 

Durch Vertrag kann auf das Vorkaufsrecht verzichtet werden (NG JW 1912, 858). 


IV. Tauſch 


8 515 


Auf den Taufch!) finden die Vorſchriften über den Kauf entſprechende 
Anwendung 2). 

E 1 502 JI 462; M 2 366, 368; P 2 130. 

1. Tauſch. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtimmung des Tauſchgeſchäfts. Nach dem In⸗ 
halte des $ 515 und ſeiner Stellung im Geſetzbuche ſowie nach dem Stande der deutſchen Geſetz⸗ 
gebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung beim Inkrafttreten des BGB kann jedoch nicht 
zweifelhaft fein, daß unter Tauſch im Sinne des $ 515 der Vertrag zu verſtehen iſt, durch den 
Nic) jeder Teil verpflichtet, dem andern Sachen oder Rechte gegen Sachen oder Rechte zu ver⸗ 
ſchaffen. Ein Tauſch ſetzt voraus, daß die Tauſchobjekte von den Vertragſchließenden 
ſelbſt ſich gegenſeitig übertragen werden. — Es genügt nicht, daß die Vertragſchließenden darüber 
eimderftanden find, daß der Veräußerer mit der ihm für fein Grundſtück vom Erwerber zu zahlen⸗ 
den Geldſumme ein anderes, einem Dritten gehöriges Grundſtück von dieſem erwerben 
ſollte (RG 1. 12. 11 11 233/11). Vom Kaufe, mit dem er hiernach in den übrigen weſentlichen 
Merkmalen übereinſtimmt, unterſcheidet ſich der Tauſch in dem einen Punkte, daß die Gegen⸗ 
leiſtung nicht in der Zahlung eines Preiſes (alſo regelmäßig Geld), ſondern wiederum 
in der Verſchaffung von Sachen oder Rechten beſteht. Gegenſtand des Tauſches 
tonnen alle Ge genſtände ſein, über die ein Kauf abgeſchloſſen werden kann. 
Zweifel, ob Tauſch oder Doppelkauf vorliegt, kann dann entſtehen, wenn im Vertrag für die 
Sachen, die ſeinen Gegenſtand bilden, beiderſeits Preiſe eingeſetzt und gegeneinander verrechnet 
nd. Hierbei ift jedenfalls der Gebrauch des Wortes Tauſch nicht unbedingt entſcheidend. Denn 
das Wort Tauſch wird im Geſchäftsverkehr auch dann gebraucht, wenn zwei gegenſeitige Kauf⸗ 
verträge zu einer Einheit zuſammengefaßt find. Auch die Veranſchlagung in Geld iſt für ſich 
allein nicht maßgebend. Denn „ohne Reduktion auf den gemeinſchaftlichen Nenner des Geldes 
ann ein Tauſch von einigermaßen bedeutenden Objekten nicht leicht vorkommen“ (Bechmann, 
Syſtem des Kaufes $ 161). Entſcheidend iſt vielmehr, ob nach dem Inhalte der Vereinbarung 
ar unmittelbare Leiſtung je des Teiles in der Verſchaffung einer Sache beſteht und die 
Preisangabe nur anſchlagshalber beigefügt ift oder ob ein unmittelbarer Sachaustauſch überhaupt 
nicht vereinbart ift, ſondern von jeder Seite Geldleiſtung gegen Sachhingabe gewollt war und 

= Preife nur im Endergebniſſe durch Aufrechnung ausgeglichen find (RG 57, 264; JW 02, 
4006). Auch der Umſtand, daß im Vertrage demjenigen, der die wertvollere Sache zu leiſten hat, 
bie Zahlung des Wertunterſchiedes in Geld auferlegt wird (Tauſchaufgabe), zwingt nicht zur 
„nahme zweier Kaufverträge. Über Frage, ob ein doppelter Kaufvertrag vorliegt: 
86 50, 285; 57, 264; 73, 88; JW 1898, 30758, 1905, 326. Auf die gebrauchten Ausdrucke kommt 
es nicht an (JW 05, 32615). Immer aber muß die gegenſeitige Bedingtheit zum Aus- 
ea gekommen jein (RG 51, 179; 52, 1; 56, 47; JW 06, 1088; Warn 08 Nr 24). Immerhin 
kann der Umſtand, daß bei einem als Tauſchvertrag bezeichneten Geſchäfte einer 
gochwertigen Kaufſache auf der einen Seite eine ganz minderwertige auf der andern gegenüber⸗ 
ftebt und der bedeutende Unterſchied in Geld ausgeglichen wird, darauf hindeuten, daß in Wirk⸗ 
lichkeit Kauf vorliegt (Bay Obs 12, 451). Wiederholt hat ferner das Reichsgericht ausgeſprochen, 

ab ein Tauſchvertrag dann nicht vorliegt, wenn von der einen Seite ein Grundſtück lediglich 
gegen Übernahme der ſeinen Wert ganz erſchöpfenden Hypothekenlaſt, von der andern Seite 
— Grundſtück gegen einen Geldpreis gegeben wird (RG 28. 6. 04 VII 52/04; RG JW 05, 32618). 

benſo verliert ein Vertrag nicht ſchon dadurch die Eigenſchaft eines Kaufvertrags und wird 
zum Tauſchvertrage, daß neben dem Kaufpreis auch Sachleiſtungen bedungen werden oder daß 
der in Geld beſtimmte Kaufpreis nicht in Bargeld, ſondern in anderen Umlaufwerten (Aktien, 
Iliterimsſcheinen uſw.) zu entrichten iſt (RG 22, 11. 07 11 224/07). Ein Tauſch liegt endlich nicht 
vor, wenn nur von der einen Seite eine Sache übertragen und beſtimmt wird, daß der Veräußerer 
für die dafür von dem Erwerber zu leiſtende Summe von einem Dritten eine andere Sache er⸗ 
Letden ſoll. Nötig iſt, daß die Vertragſchließenden ſelbſt gegenſeitig Sachen austauſchen (RG 

12. 12 J1 233/11). Der Wohnungstauſch kann ſich in der Weiſe vollziehen, daß a) die Tau⸗ 
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ſchenden mit Zuſtimmung ihrer Vermieter und des Wohnungsamts ihre Anſprüche aus dem Miet⸗ 
vertrag und auf den Mietzins ſich gegenſettig abtreten; b) daß jeder Mieter die Aufhebung des 
laufenden Mietvertrags mit ſeinem Vermieter vereinbart und dieſer mit dem Tauſchvertrags⸗ 
gegner ſeines bisherigen Mieters mit Genehmigung des Wohnungsamts einen neuen Mietvertrag 
eingeht, o) daß die Tauſchenden Untermietverträge miteinander ſchließen (RG 1. 12. 25 111 102/25). 
Wenn ein größeres Geldſtück in kleine Geldſtücke derſelben Währung umgewechſelt wird, liegt ein 
Tauſch vor. Wenn dagegen Geld der einen Währung mit Geld anderer Währung angeſchafft 
wird, liegt Kauf vor. 

2. Entſprechende Anwendung. Hiernach find alle Vorſchriſten über den Kauf anzuwenden, 
deren Anwendung nicht der Weſensunterſchied zwiſchen Kauf und Tauſch entgegenſteht. Un⸗ 
anwendbar werden alle Vorſchriften ſein, die den Kaufpreis betreffen, insbeſondere die Vor⸗ 
ſchriften in 88 452—458. Aus anderen Gründen eignen ſich dazu nicht die Vorſchriften der 98 461, 
497514. — Die Vorſchriften über den Vorkauf finden wenigſtens dann keine Anwendung, 
wenn der Vorkaufsberechtigte die Tauſchleiſtung nicht gewähren kann (RG 88, 361). 

Über die Art der „entſprechenden Anwendung“ iſt zu ſagen, daß im allgemeinen jeder der 
Vertragſchließenden hinſichtlich der eingetauſchten Sachen als Käufer, hinſichtlich der weg⸗ 
vertauſchten als Verkäufer zu behandeln iſt. Daher iſt der Tauſchgegenſtand je nach den 
Verhältniſſen bald wie ein Kaufgegenſtand, bald wie ein Kaufpreis zu behandeln. Auf die Preis⸗ 
minderung kommt z. B. § 473 zur entſprechenden Anwendung. Für den Vollzug des ganzen 
Tauſchgeſchäfts aber muß, ſoweit nicht anders vereinbart, der Satz gelten, daß Zug um Zug zu 
erfüllen iſt (RG 51, 367). Auch die Vorſchriften über die Wandlung und Minderung beim Kauf 
finden im allgemeinen auf den Tauſch entſprechende Anwendung (RG 72, 299). Bei der Berech⸗ 
nung der Preisminderung ergibt ſich eine Beſonderheit für den Tauſchfall. Es ſteht nämlich bei 
Tauſchgeſchäften der von den Vertragſchließenden für die einzelnen Tauſchobjekte vereinbarte 
Annahmepreis nicht dem Kaufpreis im Sinne des § 472 gleich. Es ſind darum zum Zwecke der 
Berechnung der Preisminderung zunächſt unter Außerachtlaſſung des Mangels die wahren Werte 
der Tauſchobjekte zu ermitteln und an Stelle der Anſchlagspreiſe in die Berechnung einzuſetzen. 
Alsdann erſt iſt die Minderung nach dem Verhältnis des Wertes, den die beanſtandete Sache 
ohne 11 1 901 gehabt haben würde, zu dem Werte, den ſie mit dem Mangel hat, vorzunehmen 
(RG 73, 152). 

Falſche Wertangaben: RG 64, 58; Warn 1911 Nr 13. Wieweit eine Aufklärung zu 
erwarten iſt nach Treu und Glauben, richtet ſich nach dem einzelnen Fall. Gerade beim Kauf 
und Tauſch darf dieſe Aufklärungspflicht aber nicht zu weit ausgedehnt werden. Wegen der wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen können die Vertragſchließenden nach den Anſchauungen des Verkehrs 
voneinander regelmäßig keine Aufklärung über die für die Preisbildung in Betracht kommenden 
Verhältniſſe des Marktes erwarten (RG 111, 234). 


Zweiter Titel 
Schenkung 


1. Der zweite Titel enthält die Hauptregeln des Schenkungsrechts. Die 88 516, 517 grenzen 
den Begriff der Schenkung ab, $ 518 beſtimmt die Form des Schenkungsverſprechens, 88 519—524 
beziehen ſich auf die Haftung des Schenkers, 88 525—527 handeln von der Schenkung unter 
Auflage, 98 528, 529, 534 von der Rückforderung wegen Notbedarfs, 58 530—534 von dem Wider⸗ 
ruf wegen Undanks. Dazu kommen zahlreiche ſonſtige Vorſchriftenz vgl. über die Rück⸗ 
forderung von Geſchenken unter Verlobten § 1301, über die Wirkung der Schenkung im ehe⸗ 
lichen Güterrecht $$ 1406, 1446, 1453, 1477, 1521, 1551, 1556, über ihren Widerruf nach Scheidung 
der Ehe § 1584, über Schenkungen aus dem Vermögen eines Kindes oder Mündels 89 1641, 1804, 
über Schenkungen auf dem Gebiet des Erbrechts 68 2207, 2287, 2288, 2325ff. Beſondere Arten 
von Schenkungen, außer den in 88 525ff. (Auflageſchenkung) und in § 534 erwähnten ($ 534 
Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkung; vgl. dort A 1 die hierauf bezüglichen weiteren Vorſchriften), 
find die ge miſchte Schenkung (J 516 A 7), die Schenkung von Todes wegen ($ 2301) und die 
Schenkung einer Erbſchaft ($ 2385). — Nach Art 86 Ech haben verſchie dene Landesgeſetze Schen⸗ 
kungen an juriſtiſche Perſonen, wenn ſie Gegenſtände im Werte von mehr als 5000 Mark betreffen, 
von ſtaatlicher Genehmigung abhängig gemacht; über den Schwebezuſtand, der dann bis zur 
Genehmigung beſteht, vgl. (zum preuß. AG Art ö) RG 75, 406; 76, 385; 88, 340; JW 1916, 84345. 
Art 87 CG halt die landesgeſetzlichen Beſchränkungen von Schenkungen an Religioſe aufrecht. 
Für die Verſteuerung von Schenkungen iſt jetzt das Erbſchaftsſteuergeſetz v. 20. 7. 1922 maßgebend. 

2. Die Schenkung iſt eine Unterart der unentgeltlichen Zuwendung oder, wie es an andern 
Stellen heißt, der unentgeltlichen Verfügung unter Lebenden. Unentgeltlich iſt eine Zuwen⸗ 
dung, wenn ihr nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäftes keine Gegenleiſtung gegenüberſteht 
Dies iſt objektiv erforderlich, die bloße Abſicht entſcheidet nicht. Auch bei einem Verſprechen 
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eines Ruhegehalts für den Dienftleiftenden, ſogar einer Witwenpenſion können die voraus⸗ 
gegangenen Dienſte eine Gegenleiſtung bilden; RG DRZ 1934 S. 31. Nicht jede unentgelt⸗ 
liche Zuwendung eines Vorteils iſt Schenkung, es muß eine Vermögensverſchiebung aus dem Ver⸗ 
mögen des Schenkers in das des Beſchenkten ſtattfinden. Unentgeltliche Zuwendung iſt der weitere 
Begriff, z. B. $$ 330, 1638, 1651. Zum Begriff der Schenkung unter einer Auflage gehört, 
daß auch nach der Vollziehung der Auflage eine Bereicherung des Beſchenkten übrig bleibt. Läßt 
die Erfüllung der Auflage dem Beſchenkten nichts übrig, liegt keine Schenkung vor, RG 62, 386 
105, 305. Über den Gattungsbegriff vgl. $ 516 A 4. Sie iſt nicht etwa nur die unentgeltliche 
Geſtaltung eines Kaufvertrags. Es braucht keine Veräußerung in der Zuwendung zu liegen, z. B. 
Verzicht auf ein gegen den Beſchenkten gerichtetes Recht. Jede Schenkung beſteht aus zwei 
Merkmalen: einmal der Zuwendung, ſodann der Einigung über deren Unentgeltlich⸗ 
keit. Dieſe Einigung fehlt, wenn auch nur eine Partei der Meinung iſt, daß ſie auf die Zuwen⸗ 
dung einen rechtlichen Anſpruch habe, RG 125, 383. Einigung über Unentgoltlichkeit als causa 
donäandili iſt ſtets Vertrag. Unentgeltlichkeiten kommen ſelbſtändig vor, wenn eines der übrigen 
Merkmale der Schenkung, namentlich die Einigung über die Unentgeltlichkeit oder die Bereiche⸗ 
rung fehlt; z. B. ſind unentgeltlich die Vermögenswidmung an die gleichzeitig gegründete Stiftung 
(vgl. $ 84), die Abführung der Stiftungsbezüge an die Stiftungsintereſſenten, die wiſſentliche 
Zahlung einer Nichtſchuld an den, der die Schuld als beſtehend anſieht. Allen unentgeltlichen 
Zuwendungen ift gemeinfam a) die Regel, daß die Anſprüche der Gläubiger dem 
Rechte deſſen, der unentgeltlich erworben hat, vorzugehen haben. Darauf beruhen 
die Erweiterung der Bereiche rungshaftung nach § 816 Abſ 1 Satz 2 und $ 822 (vgl. dort A 1) 
die geſteigerte Fruchterſtattungspflicht nach $ 988, die Zurückſtellung im Konkurs (8 63 Nr 4, 
9226 Abſ 2 Nr 3 KO) ſowie die Konkurs- und Einzelanfechtung nach § 32, & 37 Abſ 2 KO, 
93 Nr 3, 4, §7 Abſ 2 AnfG. b) Für alle unentgeltlichen Zuwendungen gilt die Verfügungs⸗ 
beſchränkung des Vorerben (82113 Abſ 2) und des Teſtamentsvollſtreckers (8 2205). 
Dieſe Perſonen können unentgeltliche Verfügungen über den Nachlaß nur inſoweit vornehmen, 
als ſittliche Pflicht oder Anſtandsrückſichten es gebieten (vgl. darüber § 534 A 1). c) Gemeinſam 
iſt, daß der Zuwendende bei Vornahme der unentgeltlichen Zuwendung gewiſſe Anordnungen 
über das künftige Schickſal der Gabe treffen kann. So kann er beſtimmen, daß ſie Vor⸗ 
behultsgut (88 1369, 1440, 1526, 1549) oder bei der Fahrnisgemeinſchaft auch eingebrachtes Gut 
($ 1553) werden ſoll; er kann die elterliche Nutznießung ausſchließen ($ 1651 Abſ 1 Nr 2); wenn 
der Empfänger unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, kann er das Zuge wendete 
der Verwaltung des Gewalthabers oder Vormundes entziehen ($$ 1638, 1909) oder eine be- 
ſtimm te Art der Verwaltung anordnen ($$ 1639, 1803, 1917). d) Die milde Haftung des 
Schenkers ($$ 521—524, dazu 89 519, 528) muß auch bei ſonſtigen unentgeltlichen Zuwendungen 
Play greifen; vgl. wegen der Haftung des Stifters 9 81 A 2. e) Für die Schenkungsſteuer 
ſtehen unentgeltliche Zuwendungen im engeren Sinne („jede andere freigebige Zuwendung 
unter Lebenden, ſoweit der Bedachte durch ſie auf Koften des Zuwendenden bereichert wird“) 
den Schenkungen gleich ($ 3 Abſ 1 Nr 2 ErbſchStGh). 


8 516 


Eine Zuwendung ), durch die jemand aus feinem Vermögen ?) einen anderen 
bereichert ), ift Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, daß die Zu⸗ 
wendung unentgeltlich erfolgt 7). 

Iſt die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, ſo kann ihn der 
Zuwendende unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung über 
die Annahme auffordern. Nach dem Ablaufe der Friſt gilt die Schenkung als 
angenommen, wenn nicht der andere fie vorher abgelehnt hat. Im Falle der 
Ablehnung kann die Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden 10). 

E 1 437, 438 II 463; M 2 280-200; P 21-8, 25. 5 

1, Unter Zuwendung find alle erlaubten Handlungen zu verſtehen, durch die jemand einem 
andern beabſichtigterweiſe einen Vermögensvorteil verſchafft, ſei es, daß das Vermögen ver⸗ 
Hiößert oder daß eine ihm drohende Verminderung abgewendet wird. Meiſt liegen Verfügungen 
vor, wie die Übertragung oder Belaſtung von Rechten, der Erlaß einer Forderung, Verzicht auf 
zan ſonſtiges Recht; jo auch die Einwilligung, die eine mit ihrem Mann in Gütergemeinſchaft 
Kbende Ehefrau zu einer Schenkung des Mannes aus dem Geſamtgut erteilt (8 1446, RG 91, 40). 
Berner gehören Überlaſſung des Gebrauchs einer Sache und Eingehung einer Verpflichtung 
hierhin. Wird für den Schenknehmer eine Forderung gegen den Schenker begründet, ſo handelt 
6, 5 um ein Schenkungsverſprechen (das ſchenlweiſe Verſprechen einer Leiſtung, $ 518) im 
Gegenſatz zu der die Verfügung enthaltenden Handſchenkung. Das Rechtsgeſchäft, das die Zu⸗ 
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wendung bewirkt, braucht nicht unmittelbar zwiſchen Schenker und Beſchenktem vorgenommen 
zu ſein (3. B. Zahlung oder Übernahme einer fremden Schuld). Es iſt auch nicht erforderlich, 
daß die Zuwendung überhaupt durch Rechtsgeſchäft erfolgt. Sie kann ſich durch Unterlaſſungen 
vollziehen, z. B. durch Nichtanfechtung eines Urteils, Nichtproteſtierung eines Wechſels; des⸗ 
gleichen durch tatſächliche Handlungen wie die Reparatur eines Hauſes uſw. Auch immaterielle 
Güter, mit denen ein wirtſchaftlicher Vorteil verknüpft iſt und dieſer ohne weiteres erlangt 
werden kann, können Gegenſtand einer Zuwendung ſein, trotz Prot II S. 3 des Kon erichts. 

2. Aus dem Vermögen des Zuwendenden muß die Zuwendung herrühren. Der Schenker 
muß ärmer, ſein Vermögen vermindert werden. Das kann auch durch unentgeltliche Gebrauchs⸗ 
überlaſſung geſchehen (Leihe, unverzinsliches Darlehn), ſofern dadurch ein Ertrag aufgeopfert 
wird, den man ſonſt gewonnen haben würde. Unter der gleichen Vorausſetzung kann auch die 
unentgeltliche Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten eine Schenkung darſtellen. Daß die Arbeits⸗ 
kraft als ſolche nicht zum Vermögen gehört, fällt gegenüber der Schmälerung einer Einnahme⸗ 
quelle nicht ins Gewicht. Die Übertragung eines Gegenſtandes an einen andern iſt keine Ver⸗ 
mögensverminderung, wenn ſie unmittelbar in ſich ſelbſt einen entſprechenden Wertzuwachs für 
den Übertragenden enthält, RG 59, 423 (nachträgliche Übernahme der Gründungskoſten durch 
die Aktionäre, wodurch der Wert ihrer Aktien geſteigert wird). Nur die Zuwendung aus dem 
Vermögen des Zuwendenden iſt Schenkung. Keine Schenkung wird daher bewirkt durch das, 
was ein Elternteil dem Kinde aus dem Vermögen des andern Elternteils zuwendet (RG 94, 
241); ebenſo bedeutet die Zuwendung von Todes wegen keine Schenkung, da fie den Zuwendenden, 
ſolange er überhaupt Rechtsſubjekt iſt, nicht ärmer macht. Die Worte „aus dem Vermögen“ ſollen 
nicht beſagen, daß nicht auch das ganze Vermögen verſchenkt werden könnte; doch iſt Schenkung 
des künftigen Vermögens oder eines Bruchteils davon nach § 310 nichtig. Gewiſſe Vermögensver⸗ 
minderungen werden durch die poſttive Vorſchrift des $ 517 vom Schenkungsbegriff ausgeſchloſſen. 

3. Die Zuwendung muß eine Bereicherung des Empfängers mit ſich bringen. Unentgeltliche 
Gebrauchsge währungen und Dienſtleiſtungen bereichern ihn nur dann, wenn fie ihm Ausgaben 
erſparen (Zuſage eines zinsloſen Darlehns, OLG Jena Diz 1921, 568). Unentgeltliche Mit- 
nahme im Kraftfahrzeug iſt in der Regel keine Schenkung, RG 28. 4. 32 VI 1/32. Keine Be- 
reicherung und daher keine Schenkung iſt die Erfüllung einer rechtsverbindlichen Forde 
rung, auch nicht die Erfüllung eines Schenkungsverſprechens, obgleich die hierin liegende Zu- 
wendung unentgeltlich erfolgt (A 4). Keine Bereicherung iſt die Sicherſtellung des Gläubigers 
durch den Schuldner oder einen Dritten (vgl. hierüber und über ähnliche Fragen A 4). Das 
ſchließt nicht aus, daß ſie als unentgeltliche Zuwendung im Konkurs der Anfechtung unterliegt, 
KO 532. Die Aufgabe einer Sicherheit kann dann Schenkung fein, wenn das geſicherte 
Recht ganz unſicher iſt und die Aufgabe der Sicherheit ſeinen Verluſt zur Folge hat. Keine 
Schenkung findet ſtatt, wenn jemand etwas nur als Treuhänder erhält, um es in vollem Umfang 
an einen Dritten herauszugeben. Ein Verſprechen dieſes Inhalts iſt formlos gültig, es ſei denn, 
daß der Geber eine eigene Schenkung an den Dritten beabſichtigt und die Schenkungsform nur 
umgehen will (RG 62, 390). Iſt dagegen der Erſtempfänger eine juriſtiſche Perſon, deren Satzung 
die Verwendung des Erlangten in der vom Geber gewünſchten Richtung vorſchreibt, ſo liegt 
Schenkung ſchon an den Erſtempfänger vor. Hier werden die eigenen, beſtimmungsge mäß 
gemeinnützigen Zwecke der juriſtiſchen Perſon durch die Zuwendung gefördert; die juriſtiſche 
Perſon aber ift von ihren Zwecken nicht zu trennen (vgl. RG 70, 15; 71,140; JW 09, 39720; 
1913, 6405; Warn 1921 Nr 120). In einem ſolchen Falle ift es auch gleichgültig, ob die Pflicht, 
das Empfangene der Satzung gemäß zu verwenden, vom Geber bei der Zuwendung noch be- 
ſonders hervorgehoben wird. Ein derartiger Hinweis macht die Zuwendung zur Schenkung 
unter Auflage (vgl. dazu § 525 A J), ändert aber nichts an ihrem Schenkungscharakter (a. M. 
NG 62, 386). Die ſog. unſelbſtändige Stiftung (§ 80 A 1) kann hiernach, wenn unter Lebenden 
vorgenommen, donatio sub modo oder datum ob causam ſein, je nachdem ſie dem ſatzungsmäßigen 
Zwecke der juriſtiſchen Perſon oder andern Zwecken dienen ſoll (wichtig, wenn die vorgeſchriebene 
Verwendung ohne Verſchulden des Empfängers unmöglich wird, vgl. $ 527 und RG 105, 305). 

4. Unentgeltlich iſt die Zuwendung, bei der der Verminderung des Vermögens keine Gegen- 
leiſtung gegenüberſteht. Unentgeltlich iſt nicht identiſch mit freiwillig. Bei der Abgrenzung 
gegen die entgeltlichen Zuwendungen können namentlich gewiſſe Fälle des Austauſches von 
Leiſtung gegen Leiſtung Schwierigkeiten bereiten. Verträge auf Rückleiſtung, bei denen 
keine Entlohnung zu zahlen iſt, wie Leihe, unverzinsliches Darlehn, find unentgeltliche Geſchäfte, 
darum aber noch nicht notwendig Schenkungen und deren Form bedürftig. Auch der Widerruf 
iſt in $ 610 beſonders geregelt. Es iſt zu beachten, daß Entgeltlichkeit nicht nur dann vorliegt, 
wenn beide Leiſtungen durch gegenſeitigen Vertrag verſprochen werden (ſynallagmatiſche 
Verknüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung), ſondern auch dann, wenn die Gegenleiſtung 
Bedingung der Leiſtung iſt (konditionale Verknüpfung; vgl. den Mäklervertrag, die Aus⸗ 
lobung, ferner R ZW 1911, 278%; Warn 1920 Nr 38; RG LZ 1921, 173; R Recht 1918 
Nr 1522; 1919 Nr 1940) oder als Zweck derſelben vereinbart wird (kauſale Verknüpfung; 
Oertmann, Entgeltliche Geſchäfte (1902) S. 15ff.; vgl. z. B. Rh Recht 07 Nr 2538; 1917 Nr 1810: 
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Abtretung von Grundflächen für Straßenbauten oder zur Ermöglichung der Gründung eines 
Ge meindeverbandes; Mitgiftverſprechen). Stets iſt aber ein rechtlicher, nicht bloß ein 
tatſächlicher, wirtſchaftlicher Zuſammenhang der beiden Leiſtungen erforderlich. 
Gegenleiſtung und Beweggrund zur Zuwendung ſind begrifflich auseinanderzuhalten (RG Recht 
1919 Nr 2102). Es ſteht auch nicht in der Macht der Parteien, einer unentgeltlichen Leiſtung, die ab⸗ 
geſchloſſen der Vergangenheit angehört, rückwirkend die Eigenſchaft der Entgeltlichkeit zu verleihen, 
und ebenſowenig iſt es richtig, daß für die Frage der Entgelklichkeit oder Unentgeltlichkeit ſchlechthin 
der ſubjektive Standpunkt der Parteien maßgebend wäre (a. M. RG 62, 275; 94,322). Iſt ein Ent⸗ 
gelt nicht vorhanden, ſo kann es durch den Glauben der Parteien nicht erſetzt werden (RG 105, 249). 
Wegen der nachträglichen Entlohnung geleiſteter Dienſte vgl. A 5. — Objektive Gleich- 
wertigkeit der beiden Leiſtungen iſt keine Vorausſetzung der Entgeltlichkeit. Die überwiegende 
Meinung läßt genügen, daß die Parteien ſie für die von ihnen verfolgten Zwecke einander 
gleichſtellen (ſubjektive Theorie). Doch auch dies iſt für den Begriff der Entgeltlichkeit nicht 
erforderlich, Haymann, Schenkung S. 57ff.; Oertmann aaO. S. 50 (ogl. A 7). Verträglich mit 
der Entgeltlichkeit der Zuwendung iſt es auch, wenn eine der Leiſtungen nicht geldwerter 
Art iſt (Abfindung des geſchiedenen ſchuldloſen Ehegatten für Belaſſung der Kinder beim ſchuldi⸗ 
gen, RG Warn 1915 Nr 102; Zuſicherung eines Dritten an den Ehemann, für den Fall der 
Scheidung ihm die Abfindung für die Frau zu gewähren, R Recht 1918 Nr 1522; Entſchädigung 
der Braut für Aufgabe einer geſicherten Lebensſtellung, RG Recht 1919 Nr 1949; vgl. auch 
R 98, 177). Die Gegenleiſtung kann ferner einem Dritten gewährt werden (RG 112, 368), 
weshalb es z. B. keine Schenkung iſt, wenn ein Fremder oder auch der künftige Schwiegervater 
dem Bräutigam ſo, daß dieſer einen eigenen Anſpruch darauf erwirbt, eine Mitgift verſpricht; 
das Entgelt beſteht in der Übernahme der Ehelaſten, Oertmann aaO. S. 17; RG 62, 276; 67, 
206; JW 08, 71%; RG SeuffA 62 Nr 67, 74 Nr 69; Gruch 51, 376; 55, 920; RG Recht 1911 
Nr 1276, 1277, 1285; 1917 Nr 593. Entgeltlich iſt auch der Vertrag, wodurch ſich Ge⸗ 
ſchwiſter gegenſeitig zur Unterſtützung ihrer bedürftigen Mutter verpflichten (RG Warn 1914 
Nr 243). Die Auslobung iſt ebenfalls ein entgeltliches Geſchäft, auf das 89 445, 493 Anwen⸗ 
dung finden. Ferner das verzinsliche Darlehn. — Zuwendungen, die durch Erffüllung 
einer Schuld oder durch Hingabe an Erfüllungs Statt geſchehen, ſind nach gem. M. und der 
Anſicht des RG entgeltlich, da die Befreiung von der Schuld einen Vermögensvorteil für den 
Schuldner bedeutet (vgl. RGS 27, 131; 50, 137; 51, 76; 62, 45). A. M. mit gewichtigen Gründen 
Dertmann, Entgeltliche Geſchäfte S. 89ff. Setzt der Leiſtende eine Schuld irrig voraus, während 
in Wirklichkeit keine beſteht, fo iſt die Leiſtung natürlich unentgeltlich (RG 105, 248). Eine Aus⸗ 
nahme von der Entgeltlichkeit der Schulderfüllung findet nur inſofern ſtatt, als die Erfüllung 
einos Schenkungsverſprechens oder eines Vermächtniſſes trotz der Faſſung des § 2113 Abſ 2 
len als unentgeltlich behandelt werden muß, wenn angemeſſene Ergebniſſe erzielt werden 
ollen jo mit Bezug auf $ 107 (beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Schenknehmers genügt), $$ 816 
Abſ 1, 822 (die Vorſchriften finden Anwendung, auch wenn der Gegenſtand in Erfüllung eines 
vorauſgegangenen Schenkungsverſprechens geleiſtet wird) ſowie namentlich mit Bezug auf 9 32 
KO, 8 3 Nr 3,4 Anfch (beſondere Anfechtung, und zwar mit Friſtbeginn von der Erfüllung an). 

as gilt auch von der vorweggenommenen Vermächtniserfüllung, wie ſie vorliegt, wenn der 
Erblaſſer den vermachten Gegenſtand dem Vermächtnisnehmer bei Lebzeiten zuwendet, vgl. (mit 
abweichender Begründung) RG 95, 12; RG 2. 12. 18 1V 264/18. Dagegen iſt die Erfüllung einer 
unvollkommenen (natürlichen) Verbindlichkeit (3. B. 88 656, 762, 764, Befriedigung der Glaubiger 
nach konkursmäßigem Zwangserlaß) ebenſo entgeltlich, wie wenn die Schuld klagbar wäre; auch 
ter wird der Leiſtende von einer rechtlichen Verpflichtung befreit. Anders wieder die Erfüllung 
einer bloß ſittlichen Pflicht, die ja in 8534 (88 1446, 1641 uf.) auch ausdrücklich als Schen- 
lung bezeichnet wird (RG 125, 380; 22. 2. 23 JV 200/22). Die Gewährung einer Ausſtattung und 
Mitgift mag, ſoweit ſie das den Umſtänden und den Vermögensverhältniſſen des Verſprechenden 
zur Zeit der Erteilung des Verſprechens entſprechende Maß nicht überſteigt, als Sittenpflicht 
erſcheinen und wird daher ſchon durch $ 1624 Abſ 1 dem Schenkungsrecht entzogen (Formfreiheit 
des Verſprechens, RG 62, 275; 63, 323; RG 141, 358 kein Widerruf wegen Undanks uſw.). Sie 
iſt aber auch dann eine entgeltliche Zuwendung, für die die Anfechtungsvorſchriften des 9 32 
MIND, 83 Nr 3 Anſch ſowie die Zurückſtellung im Konkurſe nach 9 63 Nr 4, $ 226 Abſ 2 
Ar 3 KO nicht gelten. RG JW 1916, 58813: Auch die Beſtimmung als Vorbehaltsgut iſt nicht 
moglich nach $ 1369, ſofern es ſich bei der Zuwendung um Beſtellung einer Ausſtattung 
handelt, a. M. Rc 80, 271. Erfüllt ein Dritter die Schuld, ſo geſchieht das entgeltlich 
oder unentgeltlich je nach ſeinen Kauſalbeziehungen zum Schuldner. Eine unentgeltliche Zu⸗ 
wendung des Leiſtenden an den Gläubiger liegt darin niemals, auch wenn der Schuldner mittellos 
IR, denn der Gläubiger erhält nur, was er zu beanſpruchen hat und verliert durch die Erfüllung 
eine Forderung (a. M. RG 38, 8; 51, 416). Anders, wenn der Dritte nicht erfüllt, ſondern dem 
Glaubiger den Betrag, den er durch Mittelloſigkeit des Schuldners verlieren könnte, ſchenkt. Zu 
dieſer Frage noch RG 10, 86; 50, 137; 51, 416. — Leiſtet der Schuldner Sicherheit, ohne 
eine Gegenleiſtung, z. B. durch Stundung, Herabſetzung des Zinsfußes, dafür zu erlangen, fo 
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wendet er dem Gläubiger, der nur auf Erfüllung, nicht auf Sicherung Anſpruch hat, unent- 
geltlich etwas zu; a. M. RG 2, 260; 6, 85; 29, 300. Eine Schenkung nimmt er aber nicht 
vor, denn der Gläubiger iſt nicht bereichert, und zwar auch dann nicht, wenn der Schuldner in⸗ 
ſolvent iſt; a. M. RG 48, 136; JW 1901, 382. Auch dann muß durchſchlagen, daß der Gläubiger 
mit Hilfe der Sicherheit nur erhält, was ihm gebührt, und ſeiner Forderung verluſtig geht; er 
würde auch nicht bereichert ſein, wenn ſich der Wert ſeiner Forderung durch ſpäteren Vermögens⸗ 
zuwachs des Schuldners geſteigert hätte. Ebenſo verhält es ſich, wenn ein Dritter, ohne dem 
Schuldner durch Vertrag verpflichtet zu ſein oder deſſen Geſchäfte zu führen, dem Gläubiger 
unentgeltlich (vgl. dazu R JW 05, 44228; 1913, 60828) durch Verbürgung oder Pfand⸗ 
beſtellung Sicherheit leiſtet. Für eine Schenkung des Interzedenten fehlt es an dem Er⸗ 
fordernis der Bereicherung des Gläubigers (a. M. RG 54, 284; 90, 181; etwas anderes iſt es, 
wenn für einen überſchuldeten Nachlaß die Bürgſchaft übernommen wird, vgl. Prot 2, 8). Ein 
Schuldanerkenntnis nach $ 781 kann eine Schenkung bedeuten. Entſprechend ſind der Erlaß 
der Bürgſchaftsforderung und der Verzicht auf das Pfandrecht zwar unentgeltliche 
Zuwendungen an denjenigen, gegen den ſich das Recht richtet, aber keine Schenkungen an den 
Schuldner, da der Gläubiger ſeine Forderung behält. Auch die unentgeltliche Vorrangsein⸗ 
räumung eines Hypothekengläubigers an einen andern iſt mangels Bereicherung keine Schen- 
kung (OLG 8, 75; a. M. RG 48, 136). 

5. Die Einigung der Parteien muß ſich nicht nur auf die Zuwendung ſelbſt, ſondern auch auf deren 
Unentgeltlichkeit beziehen. Die Abſicht, dadurch zu ſchenken, (animus donandi) wird aber vom Geſetze 
nicht gefordert (RG 70, 17; 72, 191; 73,48; 94, 322; 95, 14; 125,385. RG DR 1934, 32 JW 03 Beil 
13120, 1913,8552; Warn 1916 Nr 132; RG Recht 1917 Nr 716). Damit iſt nicht nur geſagt, daß die 
Einigung nicht auch die Bereicherung zu umfaſſen braucht und daß die letzten Beweggründe des Zu- 
wendenden (Menſchenliebe, Prahlerei, Haſchen nach Gunſt) gleichgültig ſind. Vor allem bedeutet 
der Satz, daß die objektive Beurteilung entſcheidet, daß es mit anderen Worten genügt, wenn die 
Parteien über den hiernach entgeltliche Leiſtungen nicht aufweiſenden Sachverhalt einig ſind, 
mögen ſie auch beide oder mag eine von ihnen irrtümlich Entgeltlichkeit annehmen. Das hat 
das Reichsgericht in JW 1913, 8552; 1917, 8489 anerkannt. Dagegen finden ſich abweichende 
Ausführungen in den vielfachen Urteilen, die ſich mit der Zahlung einer nachträglichen 
Vergütung für geleiſtete Dienſte beſchäftigen (vgl. RG 72, 191; 74, 141; 75, 327; 
94 S. 159, 322; JW 1911, 9476, 1917 S. 103°, 7107; 1927, 1190. Recht 1909 Nr 1984; Warn 1914 
Nr 317; RG SeuffA 70 Nr 212; 76 Nr 138; RG Recht 09 Nr 1984; 1915 Nr 488; 1919 Nr 1950; 
23 1918 Sp 382; RG 4. 3. 30 111 92/29). Teils wird dieſe Vergütung ſchon deshalb für ent⸗ 
geltlich erklärt, weil die Vertragſchließenden es fo auffaſſen (vgl. dagegen A 4), teils wird aus 
ſolchem Grunde wenigſtens die Einigung über die Unentgeltlichkeit verneint. Indeſſen iſt hier 
vorwiegend, wenn nicht ausſchließlich, nur die Begründung zu beanſtanden, während die Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt gebilligt werden darf. Der richtige Geſichtspunkt war ſchon in der 3. Aufl. A 4 
angegeben. Es iſt nichts Seltenes, daß Dienſte zunächſt unentgeltlich, aber doch in der erkennbar 
ge machten oder als ſelbſtverſtändlich zu unterſtellenden Abſicht geleiſtet werden, daß unter be⸗ 
ſtimmten Umſtänden ein Lohn dafür gezahlt werden ſoll. Es handelt ſich dann um vorweg⸗ 
genommene Erfüllungshandlungen auf einen abzuſchließenden entgeltlichen 
Vertrag; durch die nachträgliche Entlohnung kommt der Vertrag zuſtande. Hieraus ergibt ſich 
die Abgrenzung dieſer Fälle von denen der belohnenden Schenkung ($ 534), mithin die Beant⸗ 
wortung der Fragen, ob das Zahlungsverſprechen der Form bedarf, ob die Zuwendung wegen 
Undanks des Empfängers widerrufen werden kann uſw. Nicht darauf kommt es an, ob die ge⸗ 
leiſteten Dienſte in dem Zuwendenden „nur ein Dankgefühl“ oder „das Gefühl einer wirklichen 
Schuld“ hervorgerufen haben (ſo RG 94, 324), vielmehr iſt abzuſtellen auf die Auslegung der von 
dem Empfänger der Zuwendung bei der Dienſtleiſtung ſtillſchweigend abgegebenen Willens⸗ 
erklärung. Vgl. hierzu beſonders Oertmann, Entgeltliche Geſchäfte 40 ff., v. Tuhr Allg. Teil I1 2, 
91f.; anders neueſtens wieder Siber in IheringsJ 70, 254 ff. Auch eine nachträgliche Erhö⸗ 
hung des bereits gezahlten Lohns iſt nicht notwendig eine Schenkung, RG 75, 327; 94, 325; 
R 21. 12. 28 VII 334/28. 

6. Die Schenkung iſt ſtets ein Vertrag; die Ausdrucksweiſe in § 1406 Nr 2, § 1453 Abſ 1 iſt 
ungenau. Entgeltlich und unentgeltlich können auch einſeitige Geſchäfte ſein. Maßgebend 
für das Zuſtandekommen durch Angebot und Annahme find daher die 58 145ff. (RG Warn 1921 
Nr 120). Auf den Vertrag finden die allgemeinen Rechtsgrundſätze Anwendung. Ein Geſchäfts⸗ 
unfähiger kann daher keine Schenkung annehmen. Um Vertrag handelt es ſich auch dann, wenn 
die Zuwendung als ſolche ohne Mitwirkung des Beſchenkten vonſtatten geht; erſt die Einigung 
über den Zweck, den Rechtsgrund der Zuwendung, macht das Geſchäft zur Schenkung. Für ſolche 
Fälle gibt Abſ 2 eine erleichternde Beſtimmung über die Annahme des Angebots. Nach $ 107 
genügt auf ſeiten des Schenknehmers beſchränkte Geſchäftsfähigkeit, jedoch nur bei reinen Schen⸗ 
kungen, nicht bei gemiſchten oder bei Schenkungen unter Auflage. Das Geſchäft kann auch bedingt 
vorgenommen werden, auch fo, daß von der Bedingung abhängt, ob es Schenkung oder entgelt⸗ 
licher Vertrag fein ſoll (vgl. R Recht 1917 Nr 1025). Doch darf die Bedingung nicht in einem 
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Handeln des Empfängers beſtehen, an dem der Zuwendende ein Intereſſe hat, ſonſt liegt allemal 
ein entgeltlicher Vertrag vor (MG Recht 1918 Nr 1522; vgl. A 4). Bei der ohne vorgängiges 
Verſprechen vollzogenen Schenkung (Handſchenkung) übernimmt der Schenker keinerlei Ver⸗ 
pflichtung. Aber auch bei ihr liegt in der zum Begriff des Schenkens erforderlichen Einigung der 
Beteiligten darüber, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt, ein ſchuldrechtlicher Vertrag 
in dem Sinne vor, daß die Einigung den Rechtsgrund ſchafft, der die durch die Zuwendung be- 
wirkte Bereicherung ſchuldrechtlich rechtfertigt. Die Einigung kann beiderſeits auch ſtillſchweigend 
erklärt werden (RG 111, 153). Beide Teile muſſen bei der Einigung die Leiſtung als unent⸗ 
geltlich angeſehen haben, RG JW 1917, 711; Recht 1920 Nr 2358; Rh 19. 4. 28 VI 303/27. 

7. Ein Geſchäft mit Leiſtung und Gegenleiſtung iſt nicht einfach deshalb, weil objektiv ein 
auffallendes Mißverhältnis zwiſchen beiden obwaltet, in einen entgeltlichen und einen unent⸗ 
geltlichen Teil zu zerlegen. Es iſt Sache der Parteien, wie hoch ſie die Leiſtungen einſchätzen 
(RG 81, 365; ZW 1898, 61966, NG Recht 1918 Nr 850). Da der Minderwert der einen Leiſtung 
durch die beſondere Art ihrer Verwendung oder durch andere Umſtände ausgeglichen werden 
kann, iſt es möglich, daß das ganze Geſchäft als entgeltliches gewollt iſt (RG Recht 07 Nr 3789; 
1916 Nr 925; R6 11. 12. 16 IV 273/16; VBayObL® Recht 1922 Nr 1550). Möglich iſt auch der 
entgegengeſetzte Fall. Vereinbaren Ehegatten, von denen der eine reich, der andere faſt mittellos 
ift, die Eingehung der allgemeinen Güterge meinſchaft, fo wird dadurch zwar an ſich nur eine 
beſondere Art des familienrechtlichen Verhältniſſes begründet; unter Umſtänden aber kann die 
darin liegende Verfügung über das gegenwärtige und zukünftige Vermögen des reichen Gatten 
auch ſehr wohl eine reine Schenkung enthalten (jo RG 87, 301; RG Recht 08 Nr 2549; OLG 
32, 78; vgl. dazu ZW 1921 S. 599, 602). Mitunter wird abſichtlich der Schein der Entgeltlichkeit 
hervorgerufen, um die Schenkung zu verhüllen (verſchleierte Schenkung; vgl. RG 15, 293; 22, 
191; 29, 266; 98, 124; RG Recht 07 Nr 3790). So kann, wenn als Zweck der Zuwendung die 
Vergütung angeblich geleiſteter Dienſte genannt wird, eine auffallende Höhe die Annahme recht 
fertigen, daß in Wahrheit nichts als Schenkung vorliegt (RG JW 1888, 43120, RG 21. 11. 04 
IV 208/04). Neben dieſen beiden Möglichkeiten gibt es noch die dritte, daß dasſelbe einheitliche 
und untrennbare Geſchäft — der Fall der Trennbarkeit, z. B. Verkauf eines Grundſtücks unter 
ſchenkungsweiſer Überlaſſung des Inventars, gehört nicht hierhin — nach dem erklärten Willen 
der Parteien beides, ſowohl eine entgeltliche Zuwendung wie eine unentgeltliche, umfaßt. Das 
iſt die gemiſchte Schenkung (nogotium mixtum cum donatione). Eine Schenkung mit Auf- 
lage, $ 525, macht jene aber noch nicht zu einem entgeltlichen Vertrage (R 60, 238; 112, 211: 
Unterſchied von Schenkung unter Auflage). Ebenſowenig verliert die Schenkung ihren Charakter, 
daß fie auf Grund einer ſittlichen Pflicht oder aus Anſtand erfolgt, aber $ 534. Wird eine Sache 
ſchenkungsweiſe unter dem Wert verkauft (ſog. Freundeskauf), fo iſt das Geſchäft teils Kauf, teils 
Schenkung, jenes inſoweit, als die Sache die Gegenleiſtung gegen die Preiszahlung bilden ſoll, 
dieſes in Höhe der gewollten Unentgeltlichkeit. Regelmäßig werden die Parteien, wenn fie in 
ſolcher Weiſe unterſcheiden, zugleich über die Höhe der entgeltlichen und der unentgeltlichen 
Zuwendung einig ſein. Iſt das Einverſtändnis hierüber nicht zum Ausdruck gelangt, während 
die Abſicht, ſowohl ſchenken wie entgeltlich zuwenden zu wollen, feſtſteht, ſo muß der Wert der 
beiderſeitigen Leiſtungen, aber nur als Beweismittel für den Parteiwillen, den Ausſchlag geben 
(MG 68, 328; vgl. Warn 08 Nr 205). Aber nicht jeder Kaufvertrag, bei dem der Wert größer ift 
als der Preis der Ware, iſt darum ſchon ein gemiſchtes Geſchäft. Es kommt auf den Parteiwillen 
an. — Einzelfragen der gemiſchten Schenkung: a) $ 516 Abſ 2 findet keine Anwendung 
(gl. A 8). b) Die Form des $ 518 iſt zu beobachten (N Volze 21 Nr 398), d. h. das Leiſtungs⸗ 
verſprechen als ſolches, nicht auch ſeine teilweis unentgeltliche Natur, muß gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden (vgl. 8 518 A 2). Fehlt die Form, fo wird durch die Bewirkung der Leiſtung 
das ganze Geſchäft geheilt. e) Widerruf wegen Undanks und Rückforderung wegen Notbedarfs. 
Grundſätzlich empfiehlt es fich, dem Beſchenkten die Wahl zu laſſen, ob er ſeine Leiſtung bis zur 
Höhe der Gegenleiſtung ergänzen oder den ganzen Vertrag rückgängig machen will (RG 29, 267; 
54, 110). In einem Falle, wo der Vertrag zu einem ſtark überwiegenden Teile entgeltlich war, 
hat Ach 68, 326 den Widerruf auf den geſchenkten Mehrwert beſchränkt; ſo auch RG 10. 6. 22 
V 525/21. d) Ob das Geſchäft als entgeltliche oder als unentgeltliche Verfügung angefochten 
werden muß (vgl. einerſeits 98 31, 38 KO, § 3 Nr 1, 2, 9 8 Anfch, anderſeits § 32, 837 Abſ 2 KO, 
93 Nr 3, 4, 9 7 Abſ 2 AnfG), iſt nach dem Hauptzweck zu beurteilen, um den es den Parteien zu 
tun war. o) Die gegenüber dem Schenkungsrecht ſtrengere Verkäuferhaftung ift inſoweit anzu⸗ 
wenden, als infolge eines Verſchuldens des Verkäufers oder infolge eines Sach- oder Rechts⸗ 
mangels der Wert des Kaufgegenſtandes hinter dem Entgelt zurückbleibt (vgl. auch die Analogie 
der Auflageſ chenkung in 9 526). 1) Das Vorkaufsrecht kann einer gemiſchten Schenkung gegenüber 
nicht ausgeübt werden (RG 101, 99; vgl. § 504 A 2). 

8. Der Abſ 2 bezieht ſich auf die Fälle, in denen die Zuwendung ohne den Willen des zu 
Beſchenkenden, d. h. durch ſchenkungshalber vorgenommene Geſchäftsführung ($ 685) 
erfolgt (Bezahlung ſeiner Schulden; Ausbedingung eines Rechtes für ihn durch Vertrag mit 
einem Dritten nach $ 328). Der Empfänger hat ſich hier zu erklären, ob er die Zuwendung als 
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Schenkung annehmen will. Lehnt er ab — wozu eine Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes 
nicht bedarf (§ 1406 Nr 2, § 1453 Abſ 1) —, jo iſt der Tatbeſtand der cond. ob causam datorum 
gegeben (vgl. $ 812 A 9). Er haftet alsdann von dem Augenblick des Empfangs an auf Heraus⸗ 
gabe des Zugewendeten nach $ 819 Abſ 1; war Befreiung von einer Schuld zugewendet, fo hat 
er die dazu verbrauchten Mittel zu erſtatten ($ 818 A 5). Um aber den Schwebezuſtand nicht 
allzuſehr zu verlängern, ſoll der Zuwendende berechtigt ſein, ihm eine angemeſſene Friſt zur 
Erklärung zu beſtimmen; unbenutzter Ablauf der Friſt gilt als Annahme. Iſt die beſtimmte Friſt 
zu kurz, jo ſetzt ſie die längere angemeſſene Friſt in Lauf (vgl. $ 250 A 2), fo daß dann auch noch 
ſpäter abgelehnt und Widerruf wegen Undanks vermieden werden kann. — Vor der Ableh- 
nung iſt eine Rückforderung nicht möglich. Der E 1 ($ 438) erklärte die Zuwendung 
deutlich für ein Vertragsangebot, an das der Zuwendende abweichend von der Regel (8 147) 
bis zur Ablehnung der Schenkung gebunden war. Daß es hierbei verblieben iſt, ergeben nicht nur 
Prot 2, ff., ſondern auch Satz 3, der bei ungezwungener Auslegung die Kondiktion erft nach der 
Ablehnung zuläßt. Es ſteht daher dem Zuwendenden nicht frei, durch Unterlaſſung der Auf⸗ 
forderung des Satzes 1 das Zustandekommen der Schenkung zu verhindern. — Wie der Fall 
der ohne Willen des andern erfolgten Zuwendung muß auch der andere Fall behandelt werden, 
wenn ſich die Parteien zwar über die Zuwendung, aber noch nicht über deren 
Kauſa geeinigt haben (Überſendung einer Geldſumme mit dem Zuſatze: Brief folgt). Da- 
gegen ift die Vorſchrift auf gemiſchte Schenkungen nicht anwendbar; hier greifen die 89 145ff. 
ohne Einſchränkung Platz. Ebenſo verhält es ſich mit Auflageſchenkungen ſchon wegen ihrer 
nahen Verwandtſchaft mit den gemiſchten (zweifelnd RG Warn 1921 Nr 120). Freilich wäre 
die Friſtſetzung ohne Mitteilung der Auflage unwirkſam; aber dies allein würde, ſelbſt wenn 
man $ 196 entſprechend anwenden wollte, den Empfänger nicht genügend ſchützen. 

9. Vielfach erſcheint der Vertrag zugunſten Dritter im Zuſammenhang mit einer 
unentgeltlichen Zuwendung, die erſt nach dem Ableben ihres Urhebers wirkſam 
werden ſoll. In ihm kann auch bereits ein Vollzug der Schenkung liegen, RG I 158/27 
28. 1. 28. Ein Verwahrungsvertrag, ein Auftrag, ein Darlehn wird mit der Abrede vereinbart, 
daß mit dem Tode des Hinterlegers (Auftraggebers, Darleihers) ein Dritter den Anſpruch gegen 
den Verwahrer (Beauftragten, Darlehnsempfänger) erwirbt (88 328, 331). Ebenſo Lebens- 
verſicherung zugunſten eines Dritten, RG 128, 189. Derartige Geſchäfte haben die Eigentüm⸗ 
lichkeit, daß ſich der wirtſchaftliche Zweck, der verfolgt wird, mit der gebrauchten Rechtsform 
nicht deckt. Sachlich kommt es dem Verfügenden darauf an, einer ihm naheſtehenden Perſon 
nach ſeinem Tode einen Vermögensvorteil durch Begründung einer Forderung zu verſchaffen; 
der wirtſchaftliche Zweck iſt alfo der des Vermächtniſſes (vgl. 88 1939, 2174). Ein Vermächtnis 
im Sinne des Geſetzes wird aber nicht angeordnet; auch eine ſonſtige Verfügung von Todes 
wegen liegt nicht vor, da ſich das Geſchäft nicht auf den Nachlaß bezieht. Vielmehr handelt es 
ſich auch im Verhältnis zwiſchen Stipulanten und Dritten um ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden, 
und zwar hier — eine andere Kauſa iſt nicht denkbar — um eine Schenkung (a. M. RG 106, 2). 
Der für dieſe erforderliche Vertrag wird ſo geſchloſſen, daß der Verwahrer (Beauftragte uſw.) 
dem Dritten nach dem Tode des Stipulanten von der Zuwendung Mitteilung macht und ihm 
dadurch kraft einer jetzt nicht mehr widerruflichen Vollmacht die Schenkung anbietet, die der Dritte 
nicht ablehnt; erklärt zu werden braucht die Annahme nach § 151 nicht. Da die Leiſtung ſofort 
bewirkt ift, bedarf es auch keiner Form ($$ 331, 518). Nun läßt ſich freilich nicht verkennen, daß 
dieſem Geſchäftstypus erhebliche Bedenken entgegenſtehen. Die Formen, an die der Geſetzgeber 
aus wohlerwogenen Gründen die zur Wirkung über den Tod hinaus beſtimmten Verfügungen 
geknüpft hat, werden auf ſolche Weiſe beiſeite geſchoben; die Rechte der Nachlaßgläubiger ſind 
gefährdet. Vom rechtspolitiſchen Standpunkt aus wäre es daher wünſchenswert geweſen, wenn 
die Gerichte den Anwendungsbereich des § 331 trotz ſeines allgemeinen Wortlauts auf die Falle 
des § 830, insbeſondere die Lebensverſicherung und den Leibrentenvertrag zugunſten Dritter, 
beſchränkt hätten. Das hätte um ſo eher geſchehen können, als die Entſte hungsgeſchichte der 
Paragraphen einen Anhalt dafür bot (vgl. Prot 1 S. 759ff., 765ff.). Als indes der IV. 38 des 
Reichsgerichts in Bd. 98, 281 auf die bezeichneten Gefahren hinwies, war es für eine einſchrän⸗ 
kende Auslegung zu ſpät. Unterſtützt und befürwortet durch Hellwig (Verträge auf Leiſtung 
an Dritte 350 ff.: fog. fideicommissum a debitore relictum) hatte der Verkehr die Grenze des 
$ 330 längſt überſchritten (vgl. den II. und 111. BERG 80, 177; 88, 137). Daher hat der IV. 36 
in dem angeführten neueſten Urteil RG 106, 1 feine Bedenken fallen laſſen und ſich der Anſicht 
angeſchloſſen, daß die Zwecke eines Vermächtniſſes nach den Regeln des Vertrags zugunſten 
Dritter durch Begründung eines Leiſtungsanſpruchs gegen den Verſprechenden erreicht werden 
können. Alsdann wird man aber entgegen RG 98, 279 auch die Möglichkeit zugeben müſſen, 
den Dritten unbekümmert um den Widerſpruch der Erben des Stipulanten zum Eigentümer 
einer ihm zugedachten Sache zu machen. Die Unterſcheidung, daß die Zuwendung eines Spar⸗ 
kaſſenbuchs an ihn ohne Einwilligung der Erben durchführbar fein ſoll, nicht aber die Zuwendung 
eines Wertpapiers, wird niemandem einleuchten; die dafür beigebrachten Gründe ſind auch 
nicht zwingend. Kennt das Geſetz auch keinen dinglichen Vertrag zugunſten Dritter, ſo kann 
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doch der Stipulant die Sache dem Beauftragten fiduziariſch übereignen. Und wenn er das nicht 
tut, hat der Beauftragte namens und in Vollmacht des Stipulanten dem Dritten das Eigentum 
zu übertragen. Wie oben ſchon angedeutet iſt und durch $ 331 Abſ 2 beſtätigt wird, ergibt ſich 
aus der Natur des Verhältniſſes, daß ein Widerruf der Vollmacht durch die Erben des Stipulanten 
ausgeſchloſſen fein ſoll (vgl. § 168 Satz 2 Halbſ 2 verb. mit $ 672 Satz 1). — Hinzugefügt mag 
werden, daß die Schenkung, ſofern binnen einem oder zwei Jahren nach dem Tode des Stipu⸗ 
lanten der Nachlaßkonkurs eröffnet wird, nach KO 89 32, 214ff. angefochten werden kann. Iſt 
der Beauftragte nicht fiduziariſcher Eigentümer und hat er den Auftrag noch nicht ausgeführt, 
jo erliſcht feine Vollmacht mit der Eröffnung des Verfahrens (KO § 23, BGB $ 168 Satz 1). 
Pflichtteilsberechtigten ſteht unter den Vorausſetzungen des unmittelbar anwendbaren § 2329 
der Herausgabeanſpruch gegen den Dritten zu (dahingeſtellt gelaſſen in RG 106, 2 von der irrigen 
Annahme aus, daß Schenkung nicht vorliege). Für die Ecbſchaftsſteuer gilt „der Erwerb von 
Vermögensvorteilen, der auf Grund eines vom Erblaſſer geſchloſſenen Vertrags unter Lebenden 
von einem Dritten mit dem Tode des Erblaſſers unmittelbar gemacht wird“, als Erwerb von 
ne» wegen (ErbStG 8 2 Abſ 1 Nr 4). Über Schenkung und Pflichtteilsergänzung RG 128, 
2 


10. Beweisfragen. Die in der Vertragsurkunde enthaltene Wertangabe darf bei der Prüfung, 
ob eine Schenkung vorliegt, nicht ſchlechthin als maßgebend behandelt werden; es kommt immer 
auf die wirkliche Sachlage an (RG Warn 1916 Nr 132). Eine Vermutung für den Schenkungs⸗ 
charakter von Leiſtungen unter nahen Verwandten kennt das Geſetz nur in den engen Grenzen 
der 85 685 und 1618 (vgl. dazu RG Warn 1912 Nr 382); auch wenn bei der Leiſtung die Rückſicht 
auf das Verwandtſchaftsverhältnis mitſpielt, wird dadurch die gewollte Entgeltlichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen (RG 74, 140; JW 09, 670%). Doch entſpricht es der Lebenserfahrung, wenn RG 
JW 1919, 242 und RG Warn 1920 Nr 105 bei Geld- oder Sachhingaben zwiſchen Eheleuten, 
ſelbſt wenn ſie in Gütertrennung leben, eine tatſächliche Vermutung für die Schenkung annehmen. 
— Sind Schenkungen im allgemeinen nicht zu vermuten, fo folgt doch daraus nicht, daß der Kläger, 
der Rückzahlung eines angeblichen Darlehns verlangt, während der Beklagte Schenkung be⸗ 
hauptet, von dem Beweiſe des Darlehns befreit wäre; erheblich iſt hier an der Einlaſſung des 
Beklagten nur die Beſtreitung der Darlehnsvereinbarung (RG JW 06, 46216). Tritt ferner die 
Schenkungsbehauptung eines verklagten Beſitzers dem Eigentumsanſpruch des Klägers auf Her⸗ 
ausgabe gegenüber, fo hat nach $ 1006 Abſ 1 der Kläger zu beweiſen, daß Schenkung nicht vor⸗ 
gelegen habe (vgl. 8985 A6 unter b). Zu beachten iſt auch die legitimierende Kraft des Grundbuch⸗ 
eintrags. Auch wenn die Nichtvalutierung der Darlehnshypothek feſtſteht, dringt nach 98 891, 
1138 der Eigentümer mit feiner Löſchungsklage nur durch, wenn er die Behauptung des Gläu- 
bigers, die Schuld ſei ſchenkweiſe begründet worden, widerlegt (RG 98, 124). Handelt es ſich 
dagegen um ein Sparkaſſenbuch, deſſen Herausgabe der Beklagte weigert, weil ihm der Erblaſſer 
des Klägers das Guthaben geſchenkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſt, der er jedoch ſchon durch 
den Hinweis darauf genügt, daß das Buch auf feinen Namen umgeſchrieben iſt (a. M. RG 
24. 2. 19 IV 396/18, vgl. dazu $ 518 A 1). — Die Perſon des Beſchenkten kann zweifelhaft ſein 
bei Hochzeitsgeſchenken. An wen die Übergabe erfolgt, iſt gleichgültig. Sofern ein Stück nicht 
erkennbar für den perſönlichen Gebrauch eines der Ehegatten beſtimmt iſt, muß angenommen 
a daß beide beſchenkt ſein ſollen, mag auch der Schenker nur dem einen naheſtehen (Seuffl 

t 181). 


8 517 


„Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn jemand zum Vorteil eines anderen 
einen Vermögenserwerb unterläßt!) oder auf ein angefallenes, noch nicht 
endgültig erworbenes Necht verzichtet 2) oder eine Erbſchaft oder ein Ver⸗ 
mächtnis ausſchlägt ?). 

© 439 II 464; M 2 290, 291; P 2 8, 9. 

1. Unterlaſſen eines Vermögenserwerbes zum Vorteil eines andern. Dieſes ſetzt voraus, 
daß ein Vermögenserwerb noch nicht ſtattgefunden Hat; er liegt nicht vor, wenn die bereits 
gemachte Erwerbung einem andern zugewendet war (RG FW 1906, 161°). Daß es keine Schen⸗ 
tung iſt, wenn jemand eine rein tatſächliche Erwerbsgelegenheit nicht wahrnimmt und ein anderer 
ſie infolge davon benutzen kann, folgt ſchon aus § 516, weil damit nichts aus dem Vermögen 
zugewendet iſt. Durch § 517 wird aber auch die Nichtausbeutung beſonderer Rechtslagen, wie ſie 
3. B. die Nichtannahme eines Vertragsantrags, die Nichtgenehmigung eines Rechtsgeſchäfts. 
die Unterlaffung der Anfechtung wegen Willensmängel oder die Verſäumung einer Friſt dar⸗ 
ſtellen, von dem Recht der Schenkung ausgeſchloſſen. Nicht hierhin gehören die Fälle 
indirekter Vermögenszuwendung. Leiſtet der Schuldner auf Weiſung des Gläubigers 
einem Dritten, dem der Glaubiger ſchenken will, ſo hat dieſer nicht bloß auf den Erwerb des Ge⸗ 
genſtandes verzichtet, ſondern zugleich fein Forderungsrecht aufgeopfert, weshalb es jo angeſehen 
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wird, als ob er den Gegenſtand erworben und auf den Dritten übertragen hätte. Das traf auch 
auf den früher häufig vorgekommenen ſog. Fünfzehnhundertmarkvertrag zu. Die auf Vermeidung 
einer Pfändung berechnete Vereinbarung des Angeſtellten mit ſeinem Dienſtherrn, daß ihm ſelbſt 
nur 1500 Mark, ſeiner Ehefrau aber 4500 Mark gezahlt werden ſollen, war rechtlich nichts weiter 
als Ausbedingung eines Dienſtlohns von 6000 Mark, verbunden mit ſchenkweiſer Zuwendung 
des Teilbetrags von 4500 Mark an die Frau. Daher konnten die Gläubiger des Mannes die Schen⸗ 
kung nach $ 3 Nr 2, 4 AnfG anfechten und die Frau zur Abtretung ihrer Forderung gegen den 
Dienſtherrn oder zur Herausgabe des darauf empfangenen Betrags zwingen (anders die Recht⸗ 
ſprechung RG 69, 59; 81, 46; RG 23 1912 S. 560, 686; 1915, 542, die die Anfechtbarkeit ver⸗ 
neinte). Nicht unter $ 517 gehört es ferner, wenn jemand einen Anſpruch auf Übereignung einer 
beweglichen Sache hat und mit einem Dritten, dem er ſchenken will, vereinbart, daß ſofort mit der 
Übergabe an ihn das Eigentum durch Beſitzkonſtitut auf den Dritten übergeht (vgl. RG ZW 
06, 1615). 

2. Verzicht auf angefallene, noch nicht endgültig erworbene Rechte. Soll die Vorſchrift 
neben den Fallen der A 1 und 3 zur Geltung kommen, ſo muß darunter der Verzicht auf An⸗ 
wartſchaften verſtanden werden, namentlich auf aufſchiebend bedingte Rechte. Beftiſtete Rechte 
find nicht gemeint. Der Erlaß künftiger Miets⸗ oder Darlehnszinſen kann ſehr wohl Schenkung fein. 

3. Obgleich Erbſchaft und Vermächtnis kraft Geſetzes erworben werden (88 1942, 2176), 
läßt ſich der Erwerb doch durch einſeitige Erklärung (Ausſchlagung) mit rückwirkender Kraft 
wiederaufheben ($$ 1953, 2180). Daher wird die Ausſchlagung nicht als Schenkung behandelt 
(ogl. RG 54, 293). Dasſelbe muß aber auch für den Pflichtteil angenommen werden. § 2317 
iſt dahin auszulegen, daß der Pflichtteilsanſpruch zwar mit dem Erbfall entſteht, aber auflöſend 
bedingt durch den Verzicht des Berechtigten. Daß das Geſetz dieſen Standpunkt teilt, beweiſen 
außer § 852 Abſ 1 3 PO namentlich die 8 1643 Abſ 2, 1822 Nr 2, wonach Vater und Vormund 
die doch nach 98 1641, 1804 nicht in Vertretung des Kindes ſchenken können, mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts imſtande ſind, für das Kind auf den Pflichtteil zu verzichten (a. M. 
RG 77, 238). Die aus der Gegenmeinung gezogene anſtößige Folgerung, daß ein Pflichtteils⸗ 
berechtigter die Erbſchaftsſteuer auch dann zu zahlen habe, wenn er den Pflichtteil nicht geltend 
machen will, und daß er für den unentgeltlichen Verzicht auf den Pflichtteil überdies auch noch 
Schenkungsſteuer ſchulde, iſt ſchon durch das ErbſchStch v. 10. 9. 19 beſeitigt worden; vgl. jetzt 
Geſ. v. 20. 7. 22 8 2 Abſ 1 Nr 1, § 22 Abſ 1 Nr 12. 


$ 518 


Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung ſchenkweiſe ver- 
ſprochen wird, iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Verſprechens 
erforderlich !) 2). Das gleiche gilt, wenn ein Schuldverfprechen oder ein Schuld- 
anerkenntnis der in den SS 780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe erteilt wird, 
von dem Verſprechen oder der Anerkennungserklärung 9). 


Der Mangel der Form wird durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung 
geheilt). 
E I 440, 441 II 465; M 2 291-295; P 2 9-21. 


1. Das Geſetz hat keine allgemeine Schenkungsform aufgeſtellt, ſondern dem Beurkun⸗ 
dungszwang nur diejenige Schenkung unterworfen, die darin beſteht, daß der Schenker dem 
Beſchenkten eine Leiſtung verſpricht. Darunter fallen aber auch die Schenkungen, denen eine 
ſittliche oder Anſtandspflicht zugrunde liegt, R 125, 380. Die vollzogene Schenkung ift auch 
ohne Form gültig. a) Was zur Vollziehung gehört, beſtimmt ſich nach dem 
Schenkungsgegenſtand. Bewegliche Sachen, insbeſondere auch Inhaberpapiere (RG 77, 
335), müſſen übergeben werden, doch läßt ſich die Übergabe nach Maßgabe der §§ 929—931 
erſetzen (Beſitzkonſtitut, R JW 06, 1615; Abtretung des Herausgabe anſpruchs, RG Warn 09 
Nr 33; OLG 16, 50; dagegen unzureichend die Einräumung des Mitbeſttzes, ſofern nicht ein 
Konſtitut damit verbunden iſt, RG Gruch 62, 614). Die Schenkung von Wertpapieren aus einem 
Depot iſt erſt mit erkennbarer Ausſonderung beſtimmter Papiere vollzogen (NG Recht 1918 
Nr 1523). Durch die Verwaltung und Nutznießung, die dem Ehemann nach geſetzlichem Güter⸗ 
recht auch an den von ihm der Frau geſchenkten Sachen zuſteht, wird die Vollziehung der Schenkung 
nicht gehindert (RG Warn 1915 Nr 142, vgl. aber 1920 Nr 105). Bei Grundſtücken iſt Auflaſſung 
notwendig, aber nach $ 873 Abſ 2 auch ſchon vor der Eintragung im Grundbuch genügend. Soll 
eine Forderung ſchenkweiſe erlaſſen werden, ſo genügt formloſer Abſchluß des Erlaßvertrags 
(RG 53, 296; 76, 61; RG SeuffA 69 Nr 121), wogegen eine mit Aufhebung des Erlaſſes ver⸗ 
bundene ſchenkweiſe Wiederherſtellung der Forderung der Form bedarf (RG 76, 61). Ebenſo 
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genügt formloſe Abtretung, um eine Forderung ſchenkweiſe einem Dritten zuzuwenden (RG 
FW 07 S. 733, 329; Warn 09 Nr 33; RG Seuffl 69 Nr 121); fie kann in der Aushändigung 
der Schuldurkunde an den Schenknehmer zu finden fein (vgl. RG JW 04, 3373). Zur Abtretung 
einer Wechſelforderung muß aber die Übergabe des Wechſels oder, bei Teilabtretung, die Ein⸗ 
räumung des Mitbeſitzes hinzukommen (RC Warn 1921 Nr 123). Abtretung der Forderung 
auf das Guthaben iſt das Entſcheidende bei Sparkaſſenbüchern, da bei ihnen wie bei allen Legi⸗ 
timationspapieren das Papier der Forderung ($ 952), nicht umgekehrt die Forderung dem Papier 
folgt (vgl. $ 808 A 3). Die Abtretung kann auch ohne Übergabe des Buches ſtattfinden, iſt aber 
regelmäßig darin enthalten (RG 89, 402; JW 1910, 329°; 1916, 373; Gruch 50, 651). Zahlt der 
Schenker Geld auf ein Sparkaſſenbuch ein, das auf den Namen des Schenknehmers ausgeſtellt 
iſt oder ausgeſtellt wird, ſo vollzieht er die Schenkung, denn da ein anderer Wille für die Sparkaſſe 
nicht erkennbar iſt, entſteht die Forderung gegen ſie in der Perſon des Schenknehmers (anders 
das Reichsgericht, das auf die innere Abſicht des Einzahlenden abſtellt und dieſe daraus erſchließen 
will, aus weſſen Mitteln das Geld herrührt, vgl. RG 73, 220; RGSt 43, 17; Warn 1912 Nr 197; 
1915 Nr 142; 1916 Nr 75; RG 23 1914, 929). Das gleiche gilt, wenn jemand bei einer Bank 
ein Depoſitenkonto auf den Namen eines Dritten anlegen läßt und Einzahlungen darauf macht 
(vgl. dazu RG FW 07, 733; Warn 08 Nr 204). Die bloße Anweiſung an einen andern, dem Schenk⸗ 
nehmer zu zahlen, bedeutet zweifellos noch keine Vollziehung der Schenkung. Trotz $ 788 aber, 
wonach es ſchlechthin auf die Leiſtung des Angewieſenen ankommen ſoll, wird die Schenkung 
auch ſchon durch Annahme der Anweiſung bewirkt, da hiermit dem Schenknehmer eine Forderung 
gegen den Angewieſenen zugewendet wird (vgl. $ 784). Übrigens iſt mitunter zu prüfen, ob der 
Schenker, der nur von Anweiſung ſprach, nicht doch in Wahrheit eine Abtretung vorgenommen 
hat (RG JW 07, 733). p) Handlungen, die die Vollziehung nur ſichern oder ſie vor— 
bereiten ſollen, machen die Form des Schenkungsverſprechens nicht überflüſſig. 
Ungenügend iſt daher die bloße Gutſchrift in den Geſchäftsbüchern des Schenkers (R Warn 1912 
Nr 101) oder die Beſtellung einer Hypothek zur Sicherung des ſchenkweiſe Verſprochenen (RG 
88, 366). Auf der andern Seite iſt der Begriff der Vollziehung vereinbar mit dem Vorbehalt 
jederzeitigen Widerrufs (RG 18. 6. 07 116/07). Auch kann eine Schenkung ihrer Voll- 
ziehung ungeachtet bedingt oder befriſtet ſein (RG Warn 1921 Nr 95). Bedingte 
Abtretungen zu Schenkungszwecken ſ. z. B. in RG Warn 08 Nr 141; 09 Nr 33; OLG 16, 50. Die 
am häufigſten vorkommende Bedingung iſt die der Schenkung von Todes wegen, daß 
der Beſchenkte den Schenker überlebt. Auf dieſes Geſchäft (nicht auf ein Verſprechen, deſſen 
Erfüllung, ohne an die Bedingung des Überlebens geknüpft zu ſein, auf den Todestag des Schen⸗ 
ters hinausgeſchoben iſt, NG 53, 296; R& 9. 11.21 V 23/21) finden nach $ 2301 die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todes wegen Anwendung; doch gilt Schenkungsrecht, wenn der Schenker 
die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten Gegenſtandes vollzieht. Stets muß im Einzelfall 
geprüft werden, ob trotz der Bedingung oder Vefriſtung die Leiſtung ſelber (die Abtretung, der 
Erlaß) ſofort vorgenommen iſt oder ob einſtweilen nur verſprochen wurde, unter der beſtimmten 
Bedingung oder an dem künftigen Tage leiſten zu wollen. Die Erklärung des Darlehnsgebers 
in RG ZW 1910, 93876, nach ſeinem Tode ſolle ſeine Enkelin die Darlehnsſumme bekommen, 
war ein formbedürftiges Schenkungsverſprechen. Ebenſo wurde in RG Warn 08 Nr 302, wo der 
Gläubiger dem Schuldſchein nachträglich die Worte hinzugefügt hatte, „dieſer Schein wird mit 
meinem Tode ungültig“, nur ein Schenkungsverſprechen angenommen, und zweifellos handelte 
es ſich um nichts weiter in RG 5. 3. 15 JJ 250/14, wo das Schreiben des Gläubigers an den 
Schuldner dahin lautete, er verpflichte ſich, falls eine vom Schuldner geplante Heirat bis zum 
1. Oktober des nächſten Jahres nicht zuſtande kommen würde, nach dieſem Termine auf die Yor- 
derung zu verzichten (vgl. ferner R Recht 1916 Nr 926). Eine vollzogene Schenkung liegt auch 
ann nicht vor, wenn ein dem Tode naher Erblaſſer eine Perſon, der er Wertpapiere zuwenden 
will, formlos ermächtigt, fie nach feinem Tode abzuheben (R JW 04, 3375; vgl. RG 23 1919, 
692; DLG Dresden 23 1919, 444), oder wenn er die Papiere einem Boten behändigt, der ſie 
erſt nach ſeinem Tode jener Perſon übergibt (MG 83, 223). Auch der Auftrag an einen Treu. 
händer, die Sache nach dem Tode des Auftraggebers einem Dritten herauszugeben, enthält noch 
keine vollzogene Schenkung (R ZW 1917, 9241). Geht die Abmachung nicht dahin, daß mit 
dem Tode ein unmittelbares Recht auf Herausgabe für den Dritten begründet werden ſoll (ogl. 
§ 516 A 9), ſo hat dieſer nichts erlangt. Das Ausſtattungsverſprechen unterliegt der Form 
des $ 518 nicht (RG 111, 286). . 
„2. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (vgl. 8 167. Fc, Art 141 Ech). Die Bor 
ſchrift gilt auch für Schenkungsverſprechen von Kaufleuten, obwohl fie nach 9 343, 344 HG 
Handelsgeſchäfte ſein können (vgl. $ 350 HGB, NG Holdheim 04, 128). Nur das Verſprechen 
es Schenkers ift an die Form gebunden; die Annahmeerklärung des Beſchenkten kann formlos, 
auch ſtillſchweigend erfolgen und wird unter den Umſtänden des $ 516 Abſ 2 fingiert. Wie ſich 
ferner aus Sat 2 des Abſ 1 ergibt, unterliegt dem Formzwang auch nur das Leiſtungsverſprechen 
ſchlechthin. Die Tatſache, daß es ſchenkweiſe erfolgt, braucht nicht urkundlich gemacht, kann viel⸗ 
mehr verſchleiert werden (RG 98, 124; 101, 101; ſ. auch $ 516 A7 und aus früherem Recht RG 
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15, 293; 22, 191). Die Beurkundung muß aber auch wirklich das Verſprechen, nicht eine bloße 
Vollmacht zum Inhalt haben (RG JW 1920, 4901: Auflaſſungsvollmacht mit Ermächtigung, 
an ſich ſelbſt aufzulaffen). Neben der Schenkungsform finden die ſonſtigen Formvor⸗ 
ſchriften Anwendung. So nach $$ 311, 313, 2371, 2385 bei Schenkung eines ganzen Ver⸗ 
25 , eines Grundſtücks (RG 82, 152), einer Erbſchaft; vgl. ferner $312 Abſ 2, OmbH® $ 15 
Abſ 3, 4. 


3. Da das Geſetz durch den Formzwang übereilte Schenkungsverſprechen verhüten will, 
faßt es auch ein abſtraktes Verſprechen, das ſchenkweiſe erteilt iſt, nicht als Vollziehung 
der Schenkung auf. Auch ein ſolches Verſprechen muß vielmehr gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden, wobei dem Weſen der Sache entſprechend die causa donandi in der Urkunde 
nicht erwähnt wird (MG 98, 128). Unterbleibt die Beurkundung, jo iſt es ebenſo nichtig 
wie ein Verſprechen, das den Schuldgrund der Schenkung in ſich aufgenommen hat; es tritt 
nicht bloß Entkräftbarkeit durch eine Bereicherungseinrede ($ 821) ein. Die Regelung iſt mithin 
dieſelbe wie in den Fällen der 88 656 Abſ 2, 762 Abi 2 (Ehemäklerlohn, Spiel und Wette): Berück- 
ſichtigung durch den Richter, auch wenn der Mangel nur durch den Vortrag des Beſchenkten 
kund bar wird; kein einfeitiger und formloſer Verzicht des Schenkers auf die Einwendung. Statt 
von abſtraktem Verſprechen ſpricht das Geſetz nur von dem Schuldverſprechen des § 780 und dem 
Schuldanerkenntnis des § 781 (mit letzterem iſt der Fall gemeint, wenn das Anerkenntnis ohne 
Gegenleiſtung und im Einverſtändnis darüber erteilt iſt, daß die anerkannte Schuld nicht beſteht, 
vgl. 8 812 A 11 unter 10). Gedacht iſt die Vorſchrift aber allgemein und muß daher auch auf das 
Anweiſungsakzept des Schenkers ($ 784) ſowie namentlich auf feine wechſel⸗ und ſcheckmäßigen 
Verſprechen (vgl. RG 71, 289; Warn 1918 Nr 165) bezogen werden. Die Heilung nach Abſ 2 
findet bei indoſſablen Papieren immer erſt dann ſtatt, wenn der Beſchenkte nichts mehr zu fordern 
hat. Solange ſich das Papier in deſſen Hand befindet, kann ihm der Schenker die Einwendung 
der formloſen Schenkung entgegenhalten. Mit dem Indoſſament hört dieſe Möglichkeit auf 
(vgl. $ 364 HGB), die Schenkung iſt nunmehr vollzogen. — Auch durch Einkleidung eines form- 
loſen Schenkungsverſprechens in ein Darlehen ($ 117 Abſ 2) oder durch Umwandlung in ein 
ſolches ($ 607 Abſ 2) wird an der Ungültigkeit nichts geändert (RG Seuffel 69 Nr 121). 


4. Heilung des Formmangels durch Bewirkung der Leiſtung. Selbſtverſtändlich ift eine 
vollzogene Schenkung als Handgeſchenk gültig, mag ein formloſes Schenkungsverſprechen voraus⸗ 
gegangen fein oder nicht (RG Warn 1913 Nr 249). Der Abſ 2 ordnet aber, hierüber hinaus⸗ 
gehend, eine Heilung des formloſen Verſprechens an. Auch wenn die Leiſtung in Unkenntnis 
der Nichtigkeit des Schenkungsverſprechens erfolgt, iſt die cond. indebiti ausgeſchloſſen, weil 
durch die Leiſtung ſelbſt eine gültige Verpflichtung entſteht (a. M. anſcheinend RG Warn 1915 
Nr 142). Andern die Parteien das Verſprechen bei der Leiſtung nicht ab, ſo wird dieſes auch 
jo gültig, wie es erteilt war, alfo mit denſelben Bedingungen, Auflagen oder ſonſtigen Neben⸗ 
beſtimmungen (Ausſchließung des ehe männlichen oder elterlichen Rechtes, §88 1369, 1440, 1526, 
1638, 1651), und, ſofern es ſich um eine gemiſchte Schenkung handelt, in der vereinbarten Ver⸗ 
bindung mit dem entgeltlichen Teil des Geſchäfts. Die Worte „Be wirkung der verſprochenen 
Leiſtung“ nötigen nicht dazu, der Hingabe an Erfüllungs Statt (§ 364) die heilende Wirkung 
zu verſagen. Die Schenkung iſt auch dann vollzogen, wenn der Verſprechende, der ſich irrtümlich 
für verpflichtet hält, mit Zuſtimmung des angeblichen Gläubigers eine andere als die vermeintlich 
geſchuldete Leiſtung bewirkt, wogegen ein Dritter, der ohne Auſtrag des Verſprechenden leiſtet, 
keine Heilung herbeiführt. Stets muß die Leiſtung freiwillig erfolgt ſein; Beitreibung auf Grund 
eines fehlgehenden vorläufig vollſtreckbaren Urteils würde nicht genügen. Teilweiſe Erfüllung 
macht das Verſprechen inſoweit gültig, als ſie reicht. Während die Gültigkeit des erfüllten Teiles 
durch die Ungültigleit des nicht erfüllten nicht beeinträchtigt wird, kann anderſeits Vollendung 
der Erfüllung kraft der formloſen Zuſage nicht beansprucht werden, RG 77, 335; Gruch 60, 1002 
(Dividendenſcheine ohne Mäntel, Mäntel ohne Zinsſcheine). Mangelhafte Erfüllung hat Heilung 
überhaupt nicht zur Folge. Daher nach Eviktion der vom Schenker geleiſteten Sache keine Haftung 
nach $ 523 Abſ 2, wohl aber bei argliſtigem Verſchweigen des Mangels Haftung nach § 523 Abf 1. 
Nur der Formmangel des Schenkungsberſprechens wird durch Vollziehung der Schenkung geheilt. 
Leidet das Geſchäft noch an andern Mängeln, etwa an Verſtößen gegen andere Formvorſchriften, 
fo bleibt es unwirkſam. Umgekehrt tritt keine Heilung der Form des $ 518 ein, wenn nur andere 
Formfehler geheilt werden. Ein Schenkungsverſprechen, wodurch der Grundſtücksverkäufer 
dem Käufer ſormlos zuſichert, eine in Anrechnung auf den Kau preis zu übernehmende Hypothek, 
falls fie dem Verkäufer abgetreten werden ſollte, löſchen zu laſſen, gewinnt durch Auflaſſung und 
Umſchreibung des Grundſtücks keine Kraft (vgl. RG Warn 1911 Nr 12; § 313 A 6 Abf 5). Eine 
Schenkung unter Lebenden kann zwar auch vom Erben des Schenkers vollzogen werden. 
Wird aber der Auftrag des Erblaſſers, geſchenkte Sachen zu überbringen, durch Dritte aus- 
geführt, ſo liegt darin keine Vollziehung der Schenkung, da dieſe, auch wenn der Auftrag 
über den Tod des Erblaſſers hinaus wirkte, durch die Erben zu erfolgen hat (NG 83, 23; RG 
10. 11. 23 VII 44/23). 
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8 519 


Der Schenker iſt berechtigt, die Erfüllung eines ſchenkweiſe erteilten Ver⸗ 
ſprechens zu verweigern, ſoweit er bei Berüdfihtigung feiner ſonſtigen Ber- 
pflichtungen außerſtande iſt, das Verſprechen zu erfüllen, ohne daß fein ſtandes 
mäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Unterhaltspflichten gefährdet wird !) 2). 

Treffen die Anſprüche mehrerer Beſchenkten zuſammen, ſo geht der früher 
entſtandene Anſpruch vor ) 4). 

E II 466; P 2 21, 22; K 66, 

1. Die Vorſchrift gehört nicht zu den Beſtimmungen prohibitiven Charakters, die entgegen 
der allgemeinen Regel EGBGB Art 170 rückwirkende Kraft haben. Er iſt daher auf vor In⸗ 
krafttreten des BGB geſchloſſene Schenkungsverträge nicht anwendbar (RG 14. 4. 13 IV 654/12). 

2. Befindet ſich der Schenker in dürftiger Lage, fo kommt ihm das Geſetz mit der Rechts⸗ 
wohltat des Notbedarfs (beneficium competentiae) zu Hilfe. Gewährt wird eine Einrede gegen 
den noch unerfüllten Anſpruch (8 519) und, unter ſchwereren Vorausſetzungen, ein Anſpruch auf 
Herausgabe nach Vollziehung der Schenkung (88 528, 529). Beiden Rechtsbehelfen iſt gemeinſam, 
daß es nicht darauf ankommt, ob der Schenker ſchon zur Zeit der Schenkung bedürftig war oder 
ob er es erſt ſpäter geworden iſt. Auch der Fall, wenn mehrere Schenkungen desſelben Schenkers 
zuſammentreffen, iſt in $ 519 Abſ 2 und in $ 528 Abſ 2 übereinſtimmend geregelt. Ebenſo gilt 
für beide Rechtsbehelfe, daß ſie den Schenker gegen ſeinen eigenen Leichtſinn ſchützen ſollen 
und daß er deshalb nicht im voraus auf ſie verzichten kann. 

3. Die Einrede des Notbedarfs richtet ſich gegen den Anſpruch auf Erfüllung eines Schen⸗ 
tungsverſprechens oder eines ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechens. Sie iſt im Haupt⸗ 
Prozeß, nicht erſt bei der Vollſtreckung, vorzubringen und zu verhandeln, wirkt aber nur ſoweit 
als, gegenſtändlich und zeitlich genommen, die Bedürftigkeit des Schenkers 
te icht. Die Klage kann teilweiſe abgewieſen werden; wird fie ganz abgewieſen, jo kann fie der 
Beſchenkte doch von neuem erheben, falls es ihm gelingt, eine Beſſerung der Umſtände des Schen- 
ters darzutun. Gegen den durch Urteil feſtgeſtellten Anſpruch findet eine Einrede auf Grund 
ſpäterer Vermögensverſchlechterung nur nach Maßgabe des § 767 ZBO ſtatt. Zweifelhaft ift, 
inwiefern die Einrede auch Bürgen, Schuldübernehmern oder Schuldmitübernehmern zugute 
kommt. Da der Glaubiger gegen die Vermögensunzulänglichkeit des Schenkers durch den Beitritt 
jener Perſonen gerade geſchützt werden ſoll, werden fie ſich hierauf nicht berufen können (vgl. 
auch § 768 Abſ 1 Satz 2, § 193 KO). Dagegen ſteht es, wenn auch nicht dem Bürgen, ſo doch den 
Nach- und Mitſchuldnern frei, die eigene Bedürftigkeit geltend zu machen, denn auch ſie haften 
aus dem Rechtsgrund der Schenkung. — Vorausgeſetzt iſt entweder Gefährdung (nicht: Be⸗ 
einträchtigung; naheliegende Beſorgnis einer ſolchen genügt) des eigenen ſtandesmäßigen 
(nicht: notdürftigen) Unterhalts ($ 1610) oder Gefährdung der dem Schenker kraft 
Geſetzes, alſo nicht lediglich kraft Vertrags, obliegenden Unterhaltspflichten. Als geſetz⸗ 
uche Unterhaltspflichten kommen in Betracht: die der Ehegatten, $$ 1360 ff. ($$ 1345, 1351), auch 
der geſchiedenen ($$ 1578ff.), der Verwandten (89 1601 ff.), des Vaters gegen das Kind aus nichtiger 


Che ($$ 1700, 1703), des Vaters des a Kindes ($$ 1708ff.; vgl. auch 88 1739, 1766). 


Bedingung oder des Termins eine neue Schenkung erfolgt; die früher vorgenommene 
Schenkung ſoll durch eine ſpätere nicht beeinträchtigt werden. Gegenüber dem Anſpruch des 
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9 520 


Verſpricht der Schenker eine in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehende 
Anterſtützung, ſo erliſcht die Verbindlichkeit mit ſeinem Tode, ſofern nicht aus 
dem Verſprechen ſich ein anderes ergibt !). 

E 1447 II 467; M 2 208, 299; P 2 30. 

1. Das ſchenkweiſe Verſprechen einer in wiederkehrenden Leiſtungen zu entrichtenden 
Unterſtützung (Renten, Lebensunterhalt, nicht aber Teilzahlungen eines geſchenkten Kapitals) 
erliſcht mangels gegenteiliger Abrede mit dem Tode des Schenkers, geht alſo auf deſſen Erben 
nicht über. Tritt jemand als Mitſchuldner neben den Schenker, ſo wird im Zweifel der Tod des 
Erſtverſterbenden maßgebend ſein. Auch der Anſpruch des Beſchenkten iſt nach dem Sinne des 
Vertrags regelmäßig unvererblich; vgl. wegen der Leibrente $ 759, wegen des Unterhaltsanſpruchs 
89 1615, 1713. Bereits fällig gewordene Anſprüche (Rückſtände) werden durch den Tod des einen 
oder des andern Teiles nicht berührt. Selbſtverſtändlich erliſcht die Verpflichtung des Schenkers 
mit dem Tode des Beſchenkten. 


8 521 


) Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten 2). 

E I 442 II 468; M 2 206; P 2 21. 

1. Der Schenkungsvertrag verpflichtet den Schenker zur Bewirkung der verſprochenen Schen⸗ 
kung. Die $$ 521— 524 bringen den Gedanken zum Ausdruck, daß der Schenker wegen Ver⸗ 
ſchuldens, Verzugs und wegen Rechts⸗ und Sachmängel möglichſt milde zu haften hat. Weitere 
Milderungen können ſich aus dem Weſen der Sache ergeben. Namentlich wird meiſtens an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Beſchenkte das Geſchenk — entgegen § 270 auch ein Geldgeſchenk — beim 
Schenker abzuholen hat, ſo daß deſſen gewöhnlicher Aufenthaltsort der Leiſtungsort iſt. Doch 
liegt die allgemeine Pflicht eines Schuldners, die Koſten der Erfüllung zu tragen (z. B. Auflaſſungs⸗ 
koſten), auch dem Erteiler eines Schenkungsverſprechens ob (Mot 5, 193; vgl. RFinHof 1, 59). 
Die Abmilderungen der Haftung folgen aus der Natur des Schenkungsverſprechens und kommen 
en den Erben des Schenkers ſowie feinem Schuldübernehmer oder Schuldmitübernehmer 
zuſtatten. 

2. Abweichend von der Regel des $ 276 Abſ 1 hat der Schenker nur Vorſatz und grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zu vertreten. Es gilt das ſowohl für die Haftung bei Abſchluß des Vertrags, wegen 
Nichterfüllung, alſo beſonders bei Beſchädigung des verſchenkten Gegenſtandes, wie auch für den 
Fall, daß ſchuldhaft eine unmögliche oder geſetlich verbotene Leiſtung verſprochen wird (58 307, 
309). Der Schenker gerät auch nur bei vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger Verſäumung recht⸗ 
zeitiger Leiſtung in Verzug ($ 285); erſt wenn er ſich im Verzuge befindet, ſteigert ſich ſeine Haf⸗ 
tung gemäß $ 287. Dagegen bleibt er zur Leiſtung der Surrogate nach $ 281 verpflichtet. Bedient 
er ſich eines Erfüllungsgehilfens ($ 278), fo vertritt er auch in Anſehung von deſſen Verfehlungen 
außer Vorſatz nur grobe Fahrläſſigkeit (RG 65, 20). Die Haftung des Schenkers kann durch Vertrag 
verſcharft wie auch weiter gemildert werden; nur das pactum de dolo non praestando iſt nach 
$ 276 Abſ 2 auch hier unwirkſam. 


§ 522 
Zur Entrichtung von Verzugszinſen iſt der Schenker nicht verpflichtet !). 
E 1 445 II 469; M 2 297, 298; P 2 29, 30. 


1. Nach $ 521 kommt der Schenker nur bei grober Fahrläſſigkeit in Verzug. § 522 macht 
von den gewöhnlichen Folgen des Verzuges nur die eine Ausnahme, daß der Beſchenkte nicht 
ohne weiteres die 4 % des § 288 verlangen kann. Dagegen bleiben die §§ 286, 287 beſtehen; 
der Beſchenkte kann Erſatz des Verzugsſchadens fordern, wenn er ihn im Einzelfall beweiſt. An⸗ 
wendbar bleiben auch die $$ 291 (Prozeßzinſen) und 292 (geſteigerte Haftung bei Verpflichtung 
zur Herausgabe eines Gegenſtandes). 


§ 523 
) Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Mangel im Nechte, ſo iſt er 
verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen ?), 
Hatte der Schenker die Leiſtung eines Gegenſtandes verſprochen, den er erſt 
erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte wegen eines Mangels im Nechte Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, wenn der Mangel dem Schenker 
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bei dem Erwerbe der Sache bekannt geweſen oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt geblieben iſt. Die für die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers 
geltenden Vorſchriften des 8 433 Abſ 1, der 88 434 bis 457, des 8 440 Abſ 2 
bis 4 und der 88 441 bis 444 finden entſprechende Anwendung ). 

E I 443 II 470; M 2 296, 297; P 2 25—28; 6 188. 

1. Bei der Frage der Gewährleiſtung für Mängel im Recht unterſcheidet das Geſetz, ob 
der verſchenkte Gegenſtand ſchon zum Vermögen des Schenkers gehört oder ob er erſt erworben 
werden ſoll. Im erſten Falle haftet der Schenker nur bei argliſtigem Verſchweigen, im zweiten 
bei Kenntnis oder grobfahrläſſiger Nichtkenntnis des Mangels. Für beide Fälle läßt ſich die Haf⸗ 
tung durch Vertrag ſteigern. Ein Ge währleiſtungsverſprechen verpflichtet nach den allgemeinen 
Vorſchriften, jo daß § 276 Abſ 1, nicht F 521 Anwendung findet. Das Verſprechen bedarf aber 
der in § 518 beſtimmten Form. 

2. Schenkungsverſprechen und Handgeſchenke, deren Gegenſtand ſich bereits im Vermögen 
des Schenkers befindet, verpflichten ihn nach dem Geſetze, den Gegenſtand jo zu leiſten, wie 
er ihn hat. Ein Recht, das ihm ſelbſt nicht zuſteht, braucht er dem Beſchenkten nicht zu verſchaffen. 
Das ändert ſich auch dadurch nicht mit Notwendigkeit, daß er den Mangel im Rechte keunt; er 
darf vielleicht annehmen, daß auch der Beſchenkte Kenntnis haben wird. Nur wenn er den Mangel 
argliſtig verſchweigt, ſoll er haften, aber auch nur auf Erſatz des gerade dadurch — durch 
das Verſchweigen — entſtehenden Schadens, d. h. auf das negative Vertragsintereſſe. 
Es liegt ein Fall des Verſchuldens beim Vertragsſchluß vor (dolus in contrahendo), wie er auch 
in § 463 Satz 2, $ 600 und bei bloßer Fahrläſſigkeit in $ 694 als Grund einer Erſatzpflicht anerkannt 
iſt. Daraus, daß ſich das Verſchulden nicht auf die Erfüllung des Vertrags bezieht, folgt aber nicht, 
daß das Recht der unerlaubten Handlungen anwendbar wäre. In Frage ſteht die Nichterſüllung 
einer vom Geſetz an das Stadium der Vertragsvorhandlung geknüpften Aufklärungspflicht (vgl. 
N 95, 60); daher Haftung für den Erfüllungsgehilfen nach $ 278 und keine Verjährung nach 9 852. 

3. Schenkungsverſprechen, deſſen Gegenſtand der Schenker erſt erwerben ſoll. Darauf, 
ob es ſich um eine Sache im Sinne des $ 9 oder um einen andern Gegenſtand handelt (das Wort 
„Sache“ in Abſ 2 Satz 1 iſt ungenau), ferner darauf, ob der Gegenſtand der Gattung nach oder 
individuell beſtimmt ift, endlich darauf, ob feine Nichtzugehörigkeit zum bisherigen Vermögen 
des Schenkers aus der Schenkungsurkunde hervorgeht oder nicht, kommt es nicht an. Da hier 
überall ſchon der Erwerb zur Erfüllung gehört, haftet der Schenker gemäß $ 521, wenn er ſich 
behufs Verſchaffung des Rechts bewußt oder grobfahrläffig an die nichtberechtigte Perſon wendet. 
Dabei kommen alle Rechtsmängel in Betracht, für deren Beſeitigung nach 9 433 Abs 1, 88 434—437 
ein Verkäufer einſtehen muß. Der Beſchenkte kann, wenn der Schenker beim Erwerb in dem 
bezeichneten Maße ſchuldhaft verfahren iſt, Nachholung des Verſäumten ($ 433 Abſ 1) ſowie 
unter den ferneren Vorausſetzungen der $$ 280 Abſ 2, 283, 286 und §9 440 Abs 2.—4, 441 Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung (poſitives Erfüllungsintereſſe) verlangen. Auch die 88 442 — 444 
(Beweislaſt des Käufers, vertragsmäßige Haftungsbeſchränkung, Auskunftspflicht des Verkäufers) 
ſollen entſprechend angewendet werden. 


8 524 


U Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Fehler der verſchenkten Sache, ſo 
iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu erſ etzen ?). 

Hatte der Schenker die Leiſtung einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache 
verſprochen, die er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte, wenn die ge⸗ 
leiſtete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Schenker bei dem Erwerbe der 
Sache bekannt geweſen oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben 
iſt, verlangen, daß ihm an Stelle der fehlerhaften Sache eine fehlerfreie ge- 
liefert wird. Hat der Schenker den Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der 
Beſchenkte ſtatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. Auf dieſe Anſprüche finden die für die Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Fehler einer verkauften Sache geltenden Vorſchriften ent- 
ſprechende Anwendung ). 

EI 444 II 471; M 2 297; p 2 28, 29; 6 183. 0 

1. Auch bei der Gewährleiſtung für Mängel der Sache iſt zu unterſcheiden zwiſchen einer 
gewöhnlichen Haſtung nur wegen argliſtigem Verſchweigens und einem Einſtehen fur Vermeidung 


wenigſtens grober Fahrläſſigkeit. Doch gilt hier die regelmäßige Beſchrankung auf Argliſt nicht 
nur in dem Fall, wenn die Sache einen Beſtandteil des Vermögens des Schenkers bildet, ſondern 
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auch in dem andern, wenn er ſie erſt erwerben ſoll und ſie individuell beſtimmt iſt. Die Abweichung 
von $ 523 iſt darin begründet, daß dem Schenker zwar zugemutet werden darf, ſich zur Beſeitigung 
von Rechtsmängeln einer individuellen Sache an die richtige Adreſſe zu wenden, daß er die Sache 
aber in tatjächlicher Beziehung doch nur fo verſchenken ſoll, wie fie iſt. Die Haftung nach Abs 2 
des $ 524 gilt daher lediglich für den Erwerb von Gattungsſachen. Stets haftet der Schenker 
kraft Geſetzes nur wegen Fehler im Sinne des $ 459 Abſ 1. Die Zuſicherung von Eigenſchaften 
iſt hier gleichbedeutend mit dem Abſchluß eines Garantievertrags. Erforderlich dafür iſt die Form 
des $ 518; die Haftung aus dem Vertrage richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften, ſo daß 
$ 521 nicht eingreift. 

2. Argliſtiges Verſchweigen, dolus in contrahendo, gerade bei tatſächlichen Mängeln nicht 
ohne weiteres mit Kenntnis gleichzuſetzen. Die Verpflichtung geht auf Erſatz des Schadens, 
den der Beſchenkte durch ſein Vertrauen auf die Fehlerloſigkeit der Sache erlitten hat, mithin 
auf das negative Vertragsintereſſe (3. B. das geſchenkte Tier war krank und hat die Tiere 
des Beſchenkten angeſteckt). 

3. Schenkungsverſprechen in Anſehung von Gattungsſachen, die erſt erworben werden 
ſollen. Nach § 243 Abſ 1 muß der Schenker eine Sache mittlerer Art und Güte leiſten; doch wird 
er durch Leiſtung einer fehlerhaften Sache befreit, ſofern er den Fehler ohne grobe Fahrläſſigkeit 
beim Erwerb überſehen hat. Beruhte dagegen ſeine Unkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit oder 
wußte er geradezu um den Fehler, ſo hat der Beſchenkte Anſpruch darauf, daß ihm an Stelle 
der mangelhaften eine fehlerfreie Sache geliefert wird. Auf dieſen Nachlieferungsanſpruch 
ſinden die in F 480 Abſ 1 und $ 491 angezogenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. Auf 
bloßes Unvermögen zur Leiſtung kann ſich der Schenker, ſolange die Leiſtung aus der Gattung 
möglich bleibt, nach $ 279 nicht berufen. Statt ſolcher Nachlieferung darf der Beſchenkte dann, 
wenn der Schenker einen ihm beim Erwerb der Sache ſchon bekannten oder ſpäter zur Kenntnis 
gelangten Fehler ſogar argliſtig verſchwiegen hat, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
(poſitives Erfüllungsintereſſe) verlangen. Hierfür gelten entſprechend die $8 464, 476—479 
(Annahme der Sache durch den Käufer in Kenntnis des Mangels, vertragsmäßige Haftungs⸗ 
beſchränkung, Verjährung). 


8 525 

Wer eine Schenkung unter einer Auflage macht ), kann die Vollziehung der 
Auflage verlangen 2), wenn er ſeinerſeits geleiſtet hat d). 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, fo kann nach dem 
Tode des Schenkers auch die zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen ). 

E 1 448 Abf 1 II 472; M 2 290—301; P 2 30, 31; 6 183. 

1. Unter Auflage (modus) iſt die einer Freigebigteit hinzugefügte Verpflichtung zu einer 
Leiſtung zu verſtehen. Es handelt ſich um eine Nebenbeſtimmung des Geſchäfts, die eine wirt⸗ 
ſchaftliche Minderung der Freigebigleit enthält und zugleich darin beſteht, daß der Empfänger 
etwas leiſten muß. Trotz der Auflage iſt die ganze Zuwendung, nicht nur der nicht durch ſie auf⸗ 
gezehrte Teil des Wertes Schenkung, RG 60, 238. Außer der in den 85 525— 527 geregelten 

chenkung unter Auflage kommt die Auflage auch als Verfügung von Todes wegen vor 
(88 1940, 1941, 21922196). Doch weicht deren Recht darin ab, daß der durch die Auflage Be- 
günfigte kein Forderungsrecht auf die Leiſtung hat (88 1940, 2194), wogegen aus der Schenkung 
unter Auflage ein Anſpruch des Begünftigten auf Erfüllung, allerdings erſt nach Vollziehung der 
Schenkung, erwachſt (5 525 Abſ 1). — Die dem Beſchenkten auferlegte Leiſtung kann gemäß 
$ 241 jedes Tun oder Unterlaſſen zum Inhalt haben. Sie kann darin beſtehen, daß er das Zu⸗ 
ge wendete ganz oder zum Teil in beſtimmter Weiſe verwendet oder daß er aus ſeinem ſonſtigen 
Vermögen etwas leiſtet oder eine Leiſtung nicht geldwerter Art bewirkt. Bei den Anordnungen 
über die Verwaltung des Zugewendeten, die in den $$ 1369, 1440, 1638, 1639, 1651, 1803, 1917 
erwähnt werden (vgl. Vorbem 2 unter 0), handelt es ſich nicht um eine Leiſtung des Beſchenkten 
und daher nicht um Auflagen. Die Auflage kann ſowohl zugunſten des Schenkers beige fügt fein 
(vgl. RG 60, 240) wie zugunſten eines Dritten (88 328ff ſind anwendbar) und grundſätzlich auch 
zu eigenen Gunſten des Beſchenkten (z. B. Schenkung einer Summe mit der Auflage, ein be⸗ 
ſtimmtes Studium zu ergreifen). Doch wird bei einer nur den Intereſſen des Beſchenkten dienen ⸗ 
den Leiſtung meiſt nichts als ein unverbindlicher Rat oder Wunſch vorliegen. Die Feſtſtellung 
der Auflageſchenkung im Einzelfall kann Schwierigkeiten bereiten. Vor allem 
iſt ſtets an dem Erfordernis einer Schenkung feſtzuhalten. Soll der Empfänger den ganzen 
zuge wendeten Betrag weitergeben, jo iſt er nur Treuhänder und kann mangels Bereicherung nicht 
Schenknehmer ſein. Er iſt nur Durchgangsperſon (RG 105, 305). Der Hauptzweckder Schenkung 
unter Auflage braucht aber nicht die Bereicherung des Beſchenkten zu ſein (RG 60, 238; 111, 212). 
Die Vollziehung der einer Schenkung gemachten Auflage kann der Beſchenkte verweigern, wenn 
ſie ihn infolge unverſchuldeter Entwertung des Geſchenkten ärmer machen würde, als er ohne 
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die Schenkung geweſen wäre (RG 112, 210). Schenkung ift aber gegeben, wenn es ſich um eine 
juriſtiſche Perſon handelt, die die Gabe zu einem ſatzungsmäßigen Zwecke zu verwenden hat (vgl. 
§ 516 A 3). Wird letzterenfalls die Verwendung bei Vornahme der Zuwendung ausdrücklich 
vorgeſchrieben, ſo tritt zu dem ſatzungsmäßigen Zwang eine Verpflichtung kraft Rechtsgeſchäfts 
hinzu, die die Schenkung zur Auflageſchenkung macht und die Erfüllung der Pflicht durch den 
Leiſtungsanſpruch des § 525 ſichert (a. M. NG JW 1913, 640°). Sodann iſt feſtzuhalten an dem 
Erfordernis, daß dem Empfänger der Zuwendung eine Leiſtung auferlegt werden muß. Die 
Schenkung eines Grundſtücks „mit dem im Grundbuch verzeichneten Hypothekenſtande“ iſt reine 
Schenkung, da der Empfänger nichts anderes leiſten ſoll, als was ſich für ihn als neuen Eigen⸗ 
tümer ſchon aus dem Geſetze ergibt (RG Warn 1916 Nr 132). Auch die Abgrenzung gegen 
den entgeltlichen Vertrag kann im einzelnen Fall zu Zweifeln Anlaß geben. Die Begriffs⸗ 
beſtimmung in R& 60, 241; 112, 211 (vgl. auch JW 1915, 513%), daß hier eine wechſelſeitige 
Abhängigkeit der beiden Leiſtungen voneinander beſtehe, dort nur die eine Leiſtung von der 
andern, nicht auch dieſe von jener abhängig ſei, verwechſelt den entgeltlichen Vertrag mit ſeiner 
Unterart, dem gegenſeitigen (vgl. § 516 A 4, § 527 A 1). Vielmehr kommt es darauf an, ob die 
Parteien Leiſtung und Gegenleiſtung einander gleichſtellen oder ob ſie die eine als 
Hauptſache, die andere als Nebenſache behandeln derart, daß die Auflage nur eine Einſchrän⸗ 
kung der Leiſtung iſt. Haymann, Die Schenkung S. 57. Der Wert der Leiſtungen wird hierfür 
das wichtigſte und in der Regel zutreffende Kennzeichen bilden. Übernimmt der Erwerber eines 
hypothekariſch belaſteten Grundſtücks die perſönliche Schuld, fo wird Schenkung vorliegen (RG 
60, 238), es ſei denn, daß die Schulden dem Wert des Grundſtücks gleichkommen oder ihn über⸗ 
ſteigen (RG JW 1915, 51312). Daß anderſeits die Gleichwertigkeit der beiden Leiſtungen das 
Vorhandenſein einer Schenkung unter Auflage nicht notwendig ausſchließt, wird beſtätigt durch 
$ 526 (vgl. RG 60, 240; JW 1910, 49141; RG Recht 08 Nr 1778; a. M. RG 62, 38 f.) und 
ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß die Parteien über den Wert irren können. Denkbar wäre 
ſogar eine Auflageſchenkung, bei der ſich jede Partei insgeheim der völligen Erſchöpfung der Zu⸗ 
wendung bewußt wäre. Nur als Inhalt des Vertrags muß erkennbar ſein, daß die beiden Leiſtun⸗ 
gen einander nicht gleichgeſetzt werden, vielmehr die Leiſtung der einen Partei einen Nebenzweck 
darſtellen ſoll. Von der gemiſchten Schenkung unterſcheidet ſich die Auflageſchenkung dadurch, 
daß ſich der Vertrag nicht aus einem unentgeltlichen und einem entgeltlichen Teil zuſammen⸗ 
ſetzt. Der Gegenſtand der Zuwendung wird in vollem Umfange geſchenkt, auch ſoweit fein Wert 
durch den der Auflage aufgewogen wird (RG 60, 242). — Daß die Auflage nur einen Neben- 
zweck des Geſchäfts bildet, gewinnt Bedeutung, wenn fie wegen Verletzung eines Verbots⸗ 
geſetzes (88 134, 309) oder wegen tatſächlicher Unmöglichkeit (8 306) nichtig iſt. Es greift dann 
nicht die Regel, ſondern die Ausnahme des § 139 Platz: entſprechend der Vorſchrift für erbrecht⸗ 
liche Auflagen ($ 2195) bleibt, wenn nicht ein gegenteiliger Wille erhellt, die Schenkung bei 
Beſtand. Das gleiche gilt bei Unſittlichkeit der Auflage ($ 138), doch iſt hier ſtets zu prüfen, ob 
nicht der ganze Vertrag unſittlich iſt. Wird die Leiftung des Beſchenkten ohne fein Verſchulden 
nachträglich unmöglich, jo behält er das Geſchenk und wird nach $ 275 von der Laſt frei, während 
er bei Verſchulden auf Rückgabe nach $ 527 haftet. Umgekehrt macht Unmöglichkeit der Erfüllung 
des Schenkungsverſprechens auch die Auflage unwirksam. Iſt die Erfüllung des Verſprechens 
teilweiſe unmöglich geworden, jo muß die Auflage noch inſoweit vollzogen werden, als ſich der 
Beſchenkte auch ohne den weggefallenen Teil zur Vollziehung verpflichtet haben würde. Eine 
efreiung von der Auflage tritt auch dann ein, wenn das Geſchenk wegen Notbedarfs zurück 
gefordert (88 528, 529) oder wegen Undanks des Beſchenkten widerrufen iſt (§ 530); ebenſo nach 
Anfechtung des Geſchäfts wegen Gläubigerbenachteiligung ($ 32 KO, 9 3 Nr 3, 4 Anfch). 
„2. Außer dem Schenker ſelber können auch feine Erben die Vollziehung der Auflage ver⸗ 
sangen. Wurde dem Beſchenkten die Leiſtung an einen Dritten auferlegt, jo hat nach 9 330 Satz 2 
im Zweifel der Dritte einen eigenen Anſpruch auf Erfüllung. Doch wird hierdurch nach $ 335, 
ſofern nicht ein gegenteiliger Wille anzunehmen iſt, das Recht des Schenkers, auf Leiſtung an den 
Dritten zu klagen, nicht berührt. Die beiden Berechtigten verhalten ſich zueinander wie Mitgläu⸗ 
blger bei unteilbarer Leistung ($ 432); die Leiſtung an den Dritten iſt notwendig zugleich Leiſtung 
an den Schenker (vgl. RG 66, 161). Natürlich kann auch der Dritte Erfüllung der Auflage erſt nach 
Vollziehung der Schenkung fordern ($ 334); auch ihm ſteht die Einrede aus § 526 Satz 1 ent- 
gegen, während der Erſatzanſpruch nach Satz 2 nur gegen den Schenker gerichtet werden kann. 
Die Kondiktion des Schenkers nach § 527 wird durch den Erfüllungsanſpruch des Dritten aus- 
geſchloſſen. Ob die Vertragsparteien das dem Dritten zuſtehende Recht ohne ſeine Zuſtimmung 
aufheben oder abändern können, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen ($ 328 Abſ 2). — 
Über Auflagen von öffentlichem Intereſſe . A4. 

3. Die Vollziehung der Auflage kann erſt verlangt werden, wenn der Schenker ſeinerſeits 
geleiſtet hat; der Modus zwingt, aber ſuspendiert nicht. Der Satz iſt nachgiebigen Rechtens, 
e daß Leiſtung Zug um Zug oder Vorleiſtung des Beſchenkten vereinbart werden kann. 
Kraft Geſe hes aber ift der Schenker vorleiſtungspflichtig, und zwar nicht nur in der Art, daß ſeine 
Forderung erſt durch Bewirkung der eigenen Leiſtung fällig würde, ſondern ſo, daß ſie hierdurch 
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bedingt iſt. Daher gehört der Nachweis des Schenkungsvollzugs für den Auflageanſpruch zur 
Klagbegründung; die vorher erfüllte Auflage iſt als Nichtſchuld kondizierbar. Anderſeits kann 
die auferlegte Leiſtung ſchon in der Zwiſchenzeit zwiſchen Annahme und Erfüllung des Schen⸗ 
kungsverſprechens durch einſtweilige Verfügung geſichert werden. Hat der Schenker die ver⸗ 
ſprochene Sache unter Verzicht auf das Rücknahmerecht berechtigterweiſe hinterlegt, ſo ſteht das 
der Erfüllung gleich ($ 378). Ein abſtraktes Verſprechen gilt auch in dieſer Hinſicht nicht als 
Leiſtung (vgl. 8 518 A 3). — Auch in dem beſondern Falle, wenn der Beſchenkte nach Abſchluß 
des Schenkungsvertrags in Vermögensverfall gerät (ogl. § 321), ſteht dem Schenker ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht zu; auch hier iſt er auf den Weg der einſtweiligen Verfügung angewieſen. 

4. Berührt die Schenkungsauflage das Gemeinwohl — liegt ihre Vollziehung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe —, fo kann, wie dies bei der erbrechtlichen Auflage vorgeſehen iſt (§ 2194), auch 
die zuſtändige Behörde die Vollziehung verlangen. Von öffentlichem Intereſſe iſt die Auf⸗ 
lage, wenn fie den Aufgaben der Gemeinſchaft dient, mag es ſich um Aufgaben der Reichs-, 
Staats-, Kirchen⸗, Schulverwaltung oder etwa einer Berufsgenoſſenſchaft handeln. Die zu⸗ 
ſtändige Behörde wird durch das Landesrecht beſtimmt; vgl. für Preußen die AusfVO v. 16. 10. 99 
Art 7 (Reſſortminiſter oder von ihm beauftragte Unterinſtanz). Das Recht der Behörde iſt von 
anderer Art als das des Schenkers, ſeines Erben oder des begünſtigten Dritten; es iſt ein Recht 
ohne eigenes Intereſſe, nur darauf berechnet, die Durchſetzung der Auflage zum Beſten des 
Gemeinwohls zu ſichern. Vorausgeſetzt wird immer, daß der Schenker geſtorben iſt. Solange 
er lebt, kann die Behörde nicht eingreifen, vielmehr ſteht es ihm frei, die Auflage zu erlaſſen. 
Dieſer Befugnis entbehrt ſein Erbe, mit deſſen Forderungsrecht das behördliche Klagrecht kon⸗ 
kurriert. Der Zweck der Beſtimmung iſt gerade der, daß die Behörde die dem Gemeinwohl förder⸗ 
liche Auflage auch gegen den Willen des Erben zur Geltung bringen ſoll. 


8 526 


Soweit infolge eines Mangels im Nechte oder eines Mangels der ver- 
ſchenkten Sache der Wert der Zuwendung die Höhe der zur Vollziehung der 
Auflage erforderlichen Aufwendungen nicht erreicht, ift der Beſchenkte be- 
rechtigt, die Vollziehung der Auflage zu verweigern, bis der durch den Mangel 
entſtandene Fehlbetrag ausgeglichen wird!) 2). Vollzieht der Beſchenkte die 
Auflage ohne Kenntnis des Mangels, ſo kann er von dem Schenker Erſatz der 
durch die Vollziehung verurſachten Aufwendungen inſoweit verlangen, als 
fie infolge des Mangels den Wert der Zuwendung überſteigen >). 

E 1 448 Abf 2 II 473; M 2 301; P 2 30—32. 


1. Der Vorſchrift liegt der Gedanke zugrunde, der über die in ihr ausdrücklich geregelten Fälle 
hinausgreift und keine Ausnahmeregelung gibt: der Grundgedanke iſt, daß die Vollziehung der 
einer Schenkung beigefügten Auflage die Schenkung nicht gegen den Willen des Beſchenkten 
in ihr Gegenteil verkehren und ihn nicht ärmer machen dürfe, als er ohne die Schenkung geweſen 
war. Iſt die verſchenkte Sache mit einem tatſächlichen oder rechtlichen Mangel behaftet, für 
den der Schenker nach 8$ 523, 524 hoften muß, jo wird dem mit der Auflage beſchwerten Schent- 
nehmer, der hiervon keine Kenntnis hatte, ein doppelter Rechtsbehelf gewährt: eine Einrede 
gegen die Forderung auf Vollziehung der Auflage und ein Erſatzanſpruch, wenn er dieſe bereits voll⸗ 
zogen hat. Beide Rechtsbehelfe richten ſich auf den Fehlbetrag, der durch den Mangel an dem 
Wert der Zuwendung verurſacht wird, auf den Fehlbetrag aber nicht etwa gegenüber dem 
mangelfreien Zuſtande, ſo daß der ganze Minderwert der Schenkung ausgeglichen würde, ſondern 
nur gegenüber den Koſten der Auflage. — Den Fall, daß inſolge eines andern, dem Beſchenkten 
unbekannt gebliebenen Umſtandes die Vollziehung der Auflage ihn ärmer machen würde, als 
er ohne die Schenkung war (Überſchätzung des zuge wendeten Gegenſtandes, Unterſchätzung der 
Auflage), behandelt das Geſetz nicht. Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, daß hier der 
Schenker unbekümmert um die Mehrbelaſtung Erfüllung verlangen könnte. Es entſpricht dem 
Grundgedanken des Geſchäfts, wonach die Auflage nur Nebenſache ift, wenn man den Beſchenkten 
nicht über den Wert des Empfangenen hinaus haften läßt. Bei der Beratung des Geſetzes iſt 
der Fall überſehen worden. Die JJ. Kommiſſion bemerkte aber doch zur Begründung der Ab⸗ 
weichungen vom Entwurf, es ſei innerlich gerechtfertigt, daß der Beſchenkte, wenn ihm die 
Schenkung nicht den Gegenwert verſchaffe, gegen deſſen Empfang er ſich zur Vollziehung der Auf 
lage verpflichtet habe, die übernommene Leiſtungspflicht ablehnen könne (vgl. Prot 2, 31). 
Danach kann er, auch wenn er ſich über das Wertverhältnis von Schenkung und Auflage geirrt 
hat, geltend machen, daß er nach Treu und Glauben nur nach Kraften der Schenkung zu erfüllen 
brauche ($ 242; RG 112, 213). Die Höhe der Zuwendung muß die Auflage verpflichtung be⸗ 
grenzen (Endemann, Lehrb ! S. 164 A 29). Die Geldentwertung ift kein Mangel der Sache 
im Sinne von § 526 (RG 108, 156). 
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2. Die Einrede des § 526 ift aufſchiebender Natur; fie kann durch Nachzahlung des Fehl⸗ 
betrags abgewendet werden und hemmt den Exfüllungsanſpruch nur ſo lange, bis die Nach⸗ 
zahlung erfolgt. $ 274 (Verurteilung Zug um Zug) findet Anwendung. Auch der Dritte, der 
ein Recht auf Vollziehung der Auflage hat, wird hiervon betroffen (8334). Hat aber der Beſchenkte 
die Schenkung in Kenntnis des Mangels angenommen, jo ſteht ihm arg. $$ 439, 460 die Einrede 
nicht zu. Der Umſtand, daß Satz 2 die Unkenntnis des Mangels als Vorausſetzung des Erſatz⸗ 
anſpruchs nennt, bietet für einen Umkehrſchluß keine Stüße, da dort eine noch zur Zeit der Voll⸗ 
ziehung der Auflage fortdauernde Unkenntnis verlangt wird. Um die Einrede zu beſeitigen, muß 
der Schenker beweiſen, daß der Mangel dem Beſchenkten bei Abſchluß des Vertrags bekannt war. 

8. Iſt die Auflage bei Entdeckung des Mangels ſchon vollzogen, jo wird dem Beſchenkten 
gegen den Schenker — nicht auch gegen den dritten Empfänger — ein Anſpruch auf Nach⸗ 
zahlung des Fehlbetrags gewährt. Der Grund des Anſpruchs liegt in der bei Vollziehung der 
Auflage beſtehenden Unkenntnis des Mangels, die daher vom Beſchenkten bewieſen werden muß. 
Fahrläſſigkeit, auf der die Unkenntnis beruht, ſchadet nichts. Der Anſpruch iſt kein Bereiche⸗ 
rungsanſpruch, da er eine Bereicherung des Schenkers nicht vorausſetzt, die Einrede des Satz 1 
auch nur aufſchiebend wirkt (vgl. § 813). Er iſt vielmehr ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz 
von Aufwendungen, für welchen § 256 (Zinspflicht) und § 257 (Anſpruch auf Befreiung oder 
Sicherheitsleiſtung, wenn der Beſchenkte behufs Vollziehung der Auflage eine Verbindlichkeit 
einging) maßgebend ſind. Iſt der Mangel ſchon bei Vollziehung der Schenkung vorhanden, 
findet $ 526 unmittelbare Anwendung. Die entſprechende Anwendung iſt aber auch dann 
nicht zu verſagen, wenn die nachträgliche Verſchlechterung von dem Beſchenkten nicht 
abgewendet werden konnte, ſondern gleichſam zwangsläufig eintrat (RG 112, 214). 


8 527 


Unterbleibt die Vollziehung der Auflage ), fo kann der Schenker die Heraus- 
gabe des Geſchenkes unter den für das Rücktrittsrecht bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen beſtimmten Vorausſetzungen ?) nach den Vorſchriften über die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, als das Geſchenk 
zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müſſen “). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter berechtigt iſt, die Voll 
ziehung der Auflage zu verlangen ) 5). 

E II 474; P 2 32, 88. 

1. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, ſo kann der Schenker auf Erfüllung klagen und 
das Zögerungsintereſſe geltend machen ($ 286); in den Fällen der $$ 280, 283 ſteht ihm auch 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu. Ein Widerruf der Schenkung nach $ 530 wird dann 
geſtattet, wenn ſich das Verhalten des Veſchenkten als ſchwere Verfehlung und grober Undank 
darſtellt. Hierzu tritt $ 527, der dem Schenker, um ihm die eigene Verwirklichung der Auflage zu 
ermöglichen, unter gewiſſen eng begrenzten Vorausſetzungen ein Rüclforderungsrecht verleiht. 
Die Rückforderung ergreift nur den zur Erfüllung der Auflage zu verwendenden Teil. Erfordert 
wird hierfür, daß die Auflage einen Vermögensaufwand bedingt, daß ferner nach den Vorſchriften 
über gegenfeitige Verträge der Rücktritt begründet fein würde (A 2) und daß nicht ein Dritter 
die Erfüllung verlangen kann (A 4). Liegt alles dies vor, ſo iſt das Geſchenk zurückzugeben, aber 
nur nach den Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung und auch nur in dem Maße, wie es für 
die Ausführung der Auflage notwendig iſt (A 3). — Von der Erwägung aus, daß ein jo be⸗ 
ſchränktes Rückforderungsrecht, namentlich bei nicht geldwerten Leiſtungen, dem Bedürfnis 
nicht genüge, wird mitunter die Möglichkeit einer ſog. Zweckſchenkung behauptet. Danach 
ſoll die Leiſtung des Beſchenkten, anders als bei der Auflageſchenkung, nicht Gegenſtand einer 
Verpflichtung fein, ſondern den nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolg dar⸗ 

ellen, jo daß bei ihrem Ausbleiben ohne weiteres die Kondiktion nach $ 812 Abſ 1 Satz 2 gegeben 
wäre. Allein Schenkung und datum ob causam ſind Gegenſätze, jene ein unentgeltliches, die ſes 
ein entgeltliches Geſchäft, ſ. $ 516 A 4 (kauſale Verknüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung). 
Es iſt daher ausgeſchloſſen, daß beides in demſelben Rechtsgeſchäft zuſammentreffen könnte 
(a. M. RG IW 1917, 8485). Iſt es wirklich die nicht pekuniäre, von dem Zuwendungsempfanger 
nur in Ausſicht gestellte Leiſtung, die nach der Vereinbarung den Zweck der Zuwendung bildet, 
ſo faſſen die Parteien die Leiſtung als Entgelt für die Zuwendung auf, und Schenkungsregeln 
linden dann überhaupt keine Anwendung. Sind dagegen die Parteien über die Unentgeltlichteit 
der Zuwendung, d. h. über die Nebenſächlichkeit der Leiſtung einig, nehmen fie mithin eine Schen⸗ 

ung vor, fo iſt der nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg eingetreten und kann 
nicht mehr ausfallen. Ein gegenüber $ 527 verſtärktes Recht der Schenkungsrückorderung kann 
nur dadurch begründet werden, daß ſich der Schenker für den Fall der Nichtvollziehung der Auf- 
lage den Rücktritt vorbehält (§ 346) oder daß er die Leiſtung des Beſchenkten zur Bedingung 
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der Schenkung macht. In dem Falle RG 105, 305, in dem es ſich um eine unſelbſtändige Stiftung 
durch Zuwendung eines Kapitals an den Reichsmilitärfiskus handelte, der dauernd verpflichtet 
ſein ſollte, die Zinſen zum Beſten der Angehörigen eines beſtimmten Offizierkorps zu verwenden, 
iſt mit Recht ein datum ob causam angenommen. 

2. Dieſe Vorſchrift läßt erkennen, daß eine Schenkung unter Auflage eben etwas anderes 
iſt als ein gegenſeitiger Vertrag, da ſie andernfalls überflüſſig wäre. In Betracht kommen nach 
88 325, 326 folgende Fülle: a) Unmöglichkeit der Vollziehung der Auflage infolge eines vom 
Beſchenkten zu vertretenden Umſtandes. Unmöglichkeit ſchlechthin genügt nicht, da fie ein Rück⸗ 
trittsrecht nicht begründet; hat ſie der Beſchenkte nicht zu vertreten, ſo behält er das Geſchenk 
laſtenfrei (RG ZW 1915, 11173). Bei teilweiſer Unmöglichkeit findet teilweiſe Rückforderung 
ſtatt; den zur Vollziehung der ganzen Auflage nötigen Betrag kann der Schenker dann zurück⸗ 
fordern, wenn er an der teilweiſen Vollziehung nicht intereſſiert iſt. b) Rechtskräftige Verur⸗ 
teilung des Beſchenkten und Mißachtung einer ihm nach 9 283 geſetzten Nachfriſt. o) Verzug des 
Beſchenkten, wenn eine Nachfriſt abgelaufen iſt oder wegen endgültiger Erfüllungsweigerung 
nicht geſetzt zu werden braucht oder wenn der Schenker infolge des Verzugs an der Vollziehung 
der Auflage kein Intereſſe hat. §§ 320—322 find nicht anwendbar. 

3. Anders als nach $ 327 ſollen nicht die Regeln über den vertragsmäßigen Rücktritt (88 346 
bis 356), ſondern die milderen Vorſchriften des Bereicherungsanſpruchs zur Anwendung kommen. 
Herauszugeben iſt das „Geſchenk“, d. h. je nach Lage des Falles der geſchenkte Gegenſtand oder 
deſſen Wert. Zu den Sätzen des § 818 treten aber diejenigen des $ 819 hinzu, denn von dem 
Augenblick an, wo der Beſchenkte die Auflage zu vollziehen hatte, war er ſich der Rechtloſigkeit 
feines Habens bewußt. Anderſeits ift nicht die ganze Bereicherung des Beſchenkten heraus⸗ 
zugeben, ſondern nur ſo viel, als zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet 
werden müfjen. Was darüber hinausgeht, ſoll der Beſchenkte behalten. Erfordert die Auflage 
überhaupt keinen Vermögensaufwand, ſo greift die Rückforderung nicht Platz. Neben dem An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (ſ. A 1) kann ſie nicht geltend gemacht werden. 

4. Nur der Schenker und ſein Erbe ſind zur Rückforderung befugt. Ihr Recht entfällt aber, 
wenn nach § 330 ein Dritter die Vollziehung der Auflage verlangen darf. Vorausgeſetzt wird 
hierbei, daß die Vertragsparteien das Recht des Dritten nicht wirkſam aufgehoben haben (vgl. 
9 525 A 2) und daß es nicht anderweit, insbeſondere durch Unmöglichwerden der Auflage, unter- 
gegangen iſt. Ob alsdann der Dritte von ſeinem Recht Gebrauch macht oder nicht, iſt gleichgültig. 
Bei dem Beſtreben des Geſetzes, die Durchführung der Auflage möglichſt ſicherzuſtellen, muß 
unter dem „Dritten“ auch die zuſtändige Behörde verſtanden werden, die nach dem Tode des 
Schenkers im öffentlichen Intereſſe einſchreiten kann. 

5. Für den bäuerlichen Gutsübernahmevertrag, der nicht ſelten Schenkung unter Auflage 
iſt, erſcheint eine Rücknahme des Grundſtücks durch den Auszügler wegen Säumnis des Hof⸗ 
annehmers mit dem Leibgeding unangebracht. Das PrAG (Art 15 8 7) beſtimmt daher, daß der 
Anſpruch nach § 527 ausgeſchloſſen fein ſoll. 


§ 528 


Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Schenkung außerftande tft, 
ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt zu beſtreiten und die ihm ſeinen Verwandten, 
feinem Ehegatten oder feinem früheren Ehegatten gegenüber geſetzlich ob- 
liegende Unterhaltspflicht zu erfüllen 1), kann er von dem Beſchenkten die Her- 
ausgabe des Geſchenkes nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung fordern 2). Der Beſchenkte kann die Herausgabe 
durch Zahlung des für den Unterhalt erforderlichen Betrags abwenden. Auf 
die Verpflichtung des Befchenkten finden die Vorſchriften des § 760 ſowie die 
für die Unterhaltspflicht der Verwandten geltende Vorſchrift des $ 1613 und 
im Falle des Todes des Schenkers auch die Vorſchriften des § 1615 entſprechende 
Anwendung ). 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur inſoweit, als 
der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ift?). 

P 2 22—25; KB 66, 67. 

1. Über die Rechtswohltat des Notbedarfs im allgemeinen vgl. $ 519 A 1. Der Rück⸗ 
forderungsanſpruch, den § 528 gewährt, findet nach Vollziehung der Schenkung 
ſtatt, mag ein Schenkungsverſprechen vorausgegangen ſein oder nicht. Vorausgeſetzt wird, daß 
der Schenker außerſtande iſt, ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt (§ 1610 Abf 1) zu beſtreiten und 
zugleich ſeine geſetzlichen Unterhaltspflichten gegen Verwandte, Ehegatten und frühere Ehegatten 
zu erfüllen. Die bloße Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts reicht nicht aus (RG Seuff A 
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61 Nr 102). Nur die geſetzlichen, nicht die ausſchließlich auf Vertrag beruhenden Unterhalts- 
pflichten finden Beachtung; nur die Unterhaltspflichten gegenüber Verwandten und Gatten, 
alſo (vgl. § 1589 Abſ 2) nicht die des außerehelichen Vaters nach § 1708; der Tatbeſtand iſt ſchon 
dann verwirklicht, wenn die Mittel des Schenkers nur zu einem von beiden, entweder zur eigenen 
ſtandesmäßigen Unterhaltung oder zur Ernährung der Verwandten und Gatten hinreichen. 
Daß das Unvermögen gerade durch die Schenkung herbeigeführt wäre, wird nicht erfordert; 
es genügt ſogar, wenn es ſchon vor Vollziehung der Schenkung eingetreten iſt. Enthält es gegen⸗ 
über der Einrede des Notbedarfs ($ 519) ſchon eine Erſchwerung, daß eine Unterhaltspflicht nach 
$ 1708 außer Betracht bleibt, jo liegt eine allgemeine Verſchärfung der Vorausſetzungen für 
die Rückforderung darin, daß das Unvermögen ſchlechthin, nicht bloß unter een der 
ſonſtigen Verpflichtungen gegeben fein muß und daß es auf ein wirkliches Unvermögen, nicht nur 
auf bloße Gefährdung ankommt (vgl. RG SeuffA 61 Nr 102). Bei Prüfung der Frage des Un⸗ 
vermögens iſt nach Lage des Falles auch darauf zu ſehen, ob dem Schenker zugemutet werden 
kann, ſich die fehlenden Mittel durch Arbeit zu erwerben. Zeitlich entſcheidend iſt ſtets die letzte 
mündliche Verhandlung vor der Urteilsfällung. 

2. Der Rückforderungsanſpruch iſt ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 
Das Geſetz geht nicht davon aus, daß der Beſchenkte nach Verarmung des Schenkers das 
Empfangene ohne rechtfertigenden Grund beſitzt (§ 812), aber es hält das Behalten des Ge⸗ 
ſchenkten für unbillig (vgl. die Ausführungen zu § 817 Satz 2). Den Gegenſtand der Rück ⸗ 
forderung bildet das Geſchenk mit Nutzungen und Surrogaten ($ 818 Abſ 1), jedoch nur 
ſo weit, als es zur Deckung des eigenen, Unterhalts des Schenkers und der maßgebenden 
Unterhaltspflichten erforderlich iſt. Bedarf der Schenker nicht des ganzen Geſchenks und 
handelt es ſich um einen unteilbaren Schenkungsgegenſtand, fo iſt die Klage gemäß $ 818 
Abs 2 auf Erſatz des Wertes des betreffenden Geſchenkteils zu richten (ähnlich § 527 A 3). 
Die Verpflichtung des Beſchenkten ift ausgeſchloſſen, ſoweit er zur Zeit der Rechtshängigkeit 
nicht mehr bereichert iſt, während von da an die gewöhnlichen Vorſchriften der 58 291, 292 An⸗ 
wendung finden (8 818 Abi 3, 4). Hat der Beſchenkte das Geſchenk unentgeltlich einem Dritten 
zugewendet und iſt dadurch ſeine Herausgabepflicht erloſchen, fo trifft nach $ 822 die Verpflichtung 
den Dritten (a. M. wegen der Worte „von dem Beſchenkten“ Sachf Arch. 08, 480). Pflicht⸗ und 
Anſtandsſchenkungen unterliegen der Rückforderung nicht (§ 534); weitere a 
werden dem Gegner durch $ 529 eingeräumt. Da es der freien Entſchließung des Schenkers 
vorbehalten bleiben ſoll, ob er die Rückforderung geltend machen will, laßt § 852 Abſ 2 ABO die 
Pfändung nur in den Fällen zu, wenn der Anſpruch durch Vertrag anerkannt oder rechtshangig 
geworden iſt. Wird aber der Schenker von unterhaltsberechtigten Verwandten belangt und 
beſtreitet er, zur Leiſtung des Unterhalts imſtande zu ſein (vgl. § 1603), jo muß der Anſpruch 
aus $ 528 feinem Vermögen hinzugerechnet werden (R Seuff A 70 Nr 222). Eine Vereinbarung, 
wonach von vornherein auf die Rückforderung verzichtet wird, iſt umvpirkſam (vgl. § 519 A 1). — 
Satz 3 des $ 528 Abſ 1 bezieht ſich nicht auf den Rückforderungsanſpruch des Schenkers, ſondern 
auf die in Satz 2 angeordnete Erſetzungsbeſugnis des Beſchenkten. Gegenüber der ſachlichen 
Erwägung, daß andernfalls Satz 2 uͤberflüſſig ſein würde, tritt der Hinweis auf den Wortlaut 
des Geſeßes (Satz 2 „Zahlung des . Betrags“, Satz 3 „auf die Verpflichtung des Be- 
ſchenkten“ . . ) um jo mehr zurück, als die Faſſung der erſt von der Reichstagskommiſſion auf- 
genommenen 89 528, 529 auch ſonſt ungenau iſt (vgl. § 529 A 1). g 

3. Satz 2 u. 3, die zuſammengehören (vgl. A 2), enthalten eine alternative Ermächtigung. 
Der Beſchenkte kann den Rückforderungsanſpruch abwenden, wenn er ſich verpflichtet, den 
für den Unterhalt (vgl. A J) erforderlichen Betrag in Form einer fortlaufenden 
Rente an den Schenker zu zahlen. Wie bei der Leibrente ($ 760) find die einzelnen Be- 
träge vierteljährlich im voraus zu entrichten; hat der Schenker den Beginn eines Vierteljahrs 
erlebt, ſo iſt der ganze Quartalsbetrag verfallen. Für die Vergangenheit kann die Rente nur ſeit 
Eintritt des Verzugs oder der Rechtshängigkeit gefordert werden (in praeteritum non 
vivitur, $ 1613). Über den Tod des Schenkers reicht fie grundſäßlich nicht hinaus, nur daß die 
dann etwa borhendenen Rückstände gezahlt und nötigenfalls die Beerdigungskoſten getragen 
werden müſſen ($ 1615). Dagegen geht die Rentenpflicht mit dem Tode des Beſchenkten nicht 
unter; auch erliſcht ſie nicht dadurch, daß der Geſamtbetrag der geieiſteten Renten den Wert 
der Geſchenkes erreicht oder überſteigt. Wegen der Klage auf die künftigen Renten vgl. 8 258 
ZPO, wegen der Abänderung des Urteils bei veränderten Umſtänden $ 323 IPOD. Der An⸗ 
ſpruch auf die einzelne Rente ift abtretbar und pfändbar weder 5 399 Fall 1 BOB noch $ 850 
Abſ 1 Nr 2 oder § 852 Abſ 2 ZPO greift Plaß. — Macht der Beſchenkte von der Abwendungs⸗ 
befugnis Gebrauch, ſo wird ihm, geradeſo wie wenn er das Geſchent wegen eines Rückforderungs⸗ 
rechts hätte herausgeben müſſen, die Schenkungsſteuer erſtattet ($ 45 Erbſch th). Schenk 

4. Sind mehrere Schenkungen hintereinander vollzogen, ſo hat der verarmte Schenker 
ſich zunächſt an den zuletzt Beſchenkten zu wenden. Jeder früher Beſchenkte haftet nur inſoweit, 
als die ſpäter Beſchenkten durch Herausgabe des Empfangenen oder durch Wegfall der Bereiche⸗ 
rung befreit ſind. Bei bedingten Schenkungen tommt es auf die Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
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nicht auf den Eintritt der Bedingung an. Das bloße Beſtehen der Verpflichtung des Zweit⸗ 
beſchenkten ſchließt die Verpflichtung des Erſtbeſchenkten auch dann aus, wenn jener infolge 
Andrangs ſonſtiger Gläubiger die Bereicherung nicht herauszugeben vermag. 

5. Der Schenker muß dartun, daß er das zurückverlangte Geſchenk zur Erfüllung ſeiner 
Unterhaltspflichten verwenden wird. Unterläßt er es ſpäter gleichwohl, ſteht dem Be⸗ 
ſchenkten das Rückforderungsrecht nach § 812 zu. 


8 529 


Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes iſt ausgeſchloſſen 1), wenn 
der Schenker ſeine Bedürftigkeit vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit 
herbeigeführt hat oder wenn zur Zeit des Eintritts ſeiner Bedürftigkeit ſeit 
der Leiſtung des geſchenkten Gegenſtandes zehn Jahre verſtrichen ſind. 

Das gleiche gilt, ſoweit der Beſchenkte bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, das Geſchenk herauszugeben, ohne daß ſein 
ſtandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Unterhaltspflichten gefährdet wird 2). 

P 2 22-25; KV 66, 67. 

1. Der § 529 gibt gegen die Rückforderungsklage drei Verteidigungsbehelfe, die nach den 
Worten „der Anſpruch ... iſt ausgeſchloſſen“ Einwendungen im engeren Sinne zu ſein ſcheinen, 
ſo daß ſie der Richter auch dann berückſichtigen müßte, wenn der Beklagte ſich nicht darauf beruft. 
Dies trifft nun aber bei dem dritten Behelf, dem Einwand der eigenen Bedürftigkeit, ſicherlich 
nicht zu, denn inſoweit ſoll die Verteidigung offenbar ebenſo geregelt werden wie im Falle des 
§ 519. Da mithin der Wortlaut des Geſetzes nicht ſchlechthin aufrechterhalten werden kann, für 
eine verſchiedene Behandlung des Einwandes nach Abſſ 2 und der beiden Einwände nach Abſ 1 
aber kein Grund vorliegt, im Gegenteil auch für die Einwände des Abſ 1 die Behandlung als 
BE fachlich angemefjener ift, muß angenommen werden, daß es ſich durchweg um Einreden 
andelt. 

2. Die drei Einreden des Beſchenkten ſind: a) die Einrede des Verſchuldens, wenn der 
Schenker ſeine Bedürftigkeit durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit, z. B. Verſchwendung, Spiel, 
Börſenſpekulationen, herbeigeführt hat; b) die Einrede des Friſtablaufs, wenn 10 Jahre ver⸗ 
ſtrichen ſind von der Vollziehung der Schenkung (wozu ein abſtraktes Verſprechen nicht genügt) 
bis zum Eintritt der Bedürftigkeit (nicht: bis zur Geltendmachung des Rückforderungsanſpruchs; 
der Schenker kann dartun, daß er ſchon früher bedürftig wurde); e) die Einrede der eigenen 
Bedürftigkeit des Beſchenkten, wenn bei ihm die Vorausſetzungen des § 519 vorliegen. Dieſe 
dritte Einrede fteht dem Beſchenkten auch gegenüber einer von ihm übernommenen Renten- 
verpflichtung zu (§ 528 A 3). 


8 530 

1) Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn ſich der Beſchenkte durch 
eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen 
des Schenkers groben Undankes ſchuldig macht 2). 

Dem Erben des Schenkers ſteht das Necht des Widerrufs nur zu, wenn 
der Beſchenkte vorſätzlich und widerrechtlich den Schenker getötet oder am 
Widerrufe gehindert hat 5) 4). 

E I 449, 450 II 475; M 2 302, 303; P 2 35—88. 


1. Die 88 530 —534 handeln von dem Widerruf der Schenkung wegen groben Undanks 
des Beſchenkten. Der Widerruf iſt ein einſeitiges empfangsbedürftiges, an eine Form nicht 
gebundenes Rechtsgeſchäft. § 530 regelt die Vorausſetzungen, § 531 die Vollziehung und die 
Wirkungen des Widerrufs, während die $$ 532, 533 den Verluſt des Widerrufsrechts betreffen. 
Dazu kommt § 534, der den Widerruf wegen Undanks wie die Rückforderung wegen Notbedarfs 
bei Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen ausſchließt. — Die Widerrufbarkeit der Schenkung wegen 
Undanks iſt zwingendes Recht (vgl. auch § 533) und wird daher durch die Landesgeſetze über 
den Altenteilsvertrag, die auf Grund des Art 96 EG ergangen find, nicht berührt (RG 54, 110). — 
Dem ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten gewährt § 1584 ein ſelbſtändiges Widerrufsrecht, das 
groben Undank nicht vorausſetzt und ſich auf Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen miterſtreckt. Da⸗ 
neben greift das Widerrufsrecht des § 530 auch unter Ehegatten vor wie nach der Scheidung 
Platz (vgl. R Warn 1920 Nr 169; RG Gruch 66, 473). — Über Widerruf der Schenkung 
nach Auflöſung des Verlöbniſſes ſ. § 1301. § 2287 (Rückforderung durch den Vertragserben). Aus 
einem andern Grunde als Undank kann die Schenkung nicht widerrufen werden. 
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2. Jede Schenkung unterliegt dem Widerruf, mag fie vollzogene Schenkung oder Schenkungs⸗ 
verſprechen ſein, auch das Schenkungsverſprechen bedarf des Widerrufs, auch die belohnende 
Schenkung, ſoweit fie nicht unter § 534 fällt. Wegen der gemiſchten Schenkung vgl. $ 516 A 7, 
wegen der Schenkung unter Auflage $ 525 A 1. — Erfordert wird eine ſchwere Verfehlung gegen 
den Schenker oder einen nahen Angehörigen desſelben. Um dem richterlichen Ermeſſen freien 
Spielraum zu laſſen, hat das Geſetz von einer näheren Beſtimmung, was ſchwere Verfehlung 
iſt, abgeſehen. Die vom € I $ 449 aufgezählten Handlungen (Bedrohung des Lebens oder der 
Freiheit, vorſätzliche körperliche Mißhandlung, ſchwere Beleidigung, vorſätzliche erhebliche Ver⸗ 
mögensbeſchädigung) wurden weder für erſchöpfend noch für jedesmal unbedingt durchſchlagend 
erachtet (vgl. Prot 2, 36). Hinzukommen können z. B. grundloſe Entmündigungsanträge, unlau⸗ 
terer Wettbewerb, Strafanzeigen. Stets muß die Würdigung aller Umſtände des Einzelfalls 
maßgebend ſein. Allgemein läßt ſich nur ſagen, daß objektiv eine gewiſſe Schwere der Verfehlung 
ſowie ſubjektiv eine tadelnswerte Geſinnung vorliegen müſſen (vgl. RG ZW 07, 74412: 1916, 8335; 
RG Bayz 05, 203); aus dem letzteren Grunde werden Handlungen, die in Notwehr, erlaubter 
Selbſthilfe oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen vorgenommen werden (vgl. $$ 227, 
230, 904, 824 Abſ 2), nicht hinreichen (vgl. RG 11. 11. 20 IV 209/20). Auch eine körperliche Miß⸗ 
handlung braucht keine ſchwere Verfehlung zu jein, wenn ſtarke Reizungen voraufgingen (RG, 
aa O.); anderſeits genügen hierzu, wenn dies nicht der Fall war, auch leichtere Handgreiflich⸗ 
keiten (RG Recht 1913 Nr 2862). Schwere Verfehlung iſt es z. B., wenn die beſchenkte Ehe⸗ 
frau ein Liebesverhältnis mit einem andern Manne unterhält (RG JW 1910, 148°, RG 6. 3. 22 
IV 690/21). Das Rückforderungsrecht wird deshalb nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Schenker ſelbſt ſich der Verletzung ehelicher Treue ſchuldig gemacht hat, RG 10. 11. 32 1V 211/32; 
nicht dagegen, wenn die Ehefrau unter Umſtänden, die ſie zu zeitweiligem Getrenntleben be⸗ 
rechtigen, ihrem Ehemann gehörige Haushaltungsgegenſtände mitnimmt (RG JW 1914, 3015). 
Eine ſchwere Verfehlung muß nicht gerade in einer einzelnen Handlung des Beſchenkten beſtehen, 
ſondern kann auch in einem fortgeſetzten Verhalten oder in einer Mehrheit von Handlungen 
enthalten ſein, insbeſondere ſo, daß eine beſtimmte Handlung im Zuſammenhange mit andern 
Vorfällen den Tatbeſtand erfüllt (RG Warn 1915 Nr 281). — Daß ſich die ſchwere Verfehlung 
als grober Undank darſtellen muß, bedeutet zwar nicht die Notwendigkeit einer beſondern Bezie⸗ 
hung zwiſchen Verfehlung und Schenkung (RG Gruch 52, 984; Warn 1920 Nr 169; RG 14. 2. 24 
IV 38/23). Doch würde der Widerruf unbegründet fein, wenn der Beſchenkte bei Begehung 
der Verfehlung das Vorhandenſein der Schenkung oder die Eigenſchaft des Verletzten als Schenker 
oder naher Angehöriger des Schenkers nicht gekannt haben würde. Vorausſetzung für die An⸗ 
nahme eines groben Undanks iſt in objektiver Hinſicht, daß eine ſchwere Verfehlung des Beſchenkten 
vorliegt, die ein gewiſſes Maß erreicht hat, und in ſubjektiver Beziehung iſt die Geſinnung in Be⸗ 
tracht zu ziehen (RG 6. 3. 22 IV 690/21). — Auch der Kreis der in Betracht kommenden Anz 
gehörigen ift nicht feſt begrenzt. Nicht die Gradesnähe als ſolche, ſondern das tatſächliche perſön⸗ 
liche Verhältnis ſoll entſcheiden. Immerhin kann $ 52 Abſ 2 StchB einen Anhalt bieten. Der 
Undank anderer Perſonen, insbeſondere der Erben des Beſchenkten, läßt kein Wider⸗ 
rufsrecht entſtehen. 4 4 

3. Das Widerrufsrecht iſt ein höchſtperſönliches Recht des Schenkers, nicht abtretbar, nicht 
pfändbar und der Regel nach auch nicht vererblich. Nur in den beiden im Text genannten Fällen 
(ogl. ähnlich 9 2339 Nr 1, 2), in denen der Beſchenkte gerade durch die den Undank verkörpernde 
Handlung den Widerruf des Schenkers unmöglich macht, ſteht das Widerrufsrecht auch deſſen 
Erben zu, und zwar mehreren Erben gemeinſchaftlich (vgl. $ 2040). Dieſes Erbenwiderrufsrecht 
aber wird als vererblich anzuſehen fein, jo daß alſo der Erbeserbe widerrufen kann, wenn erſt 
ihm der Widerrufsgrund bekannt wurde. Iſt der Widerruf einmal rechtswirkſam erklärt worden, 
ſo iſt dadurch eine Forderung ins Leben gerufen ($ 531 Abs 2), die nach den gewöhnlichen Regeln 

ertragen und vererbt wird. i I 8 

4. Haben mehrere zuſammen geſchenkt, ſo kann jeder Schenker die Schenkung ſelbſtändig 
zu feinem Anteil widerrufen. Iſt der geſchenkte Gegenſtand unteilbar, jo widerruft jeder die 
ganze Schenkung mit der Wirkung, daß jeder Rückgabe an alle verlangen kann ($ 432). Sind 
mehrere zuſammen beſchenkt, ſo richtet ſich der Widerruf gegen den Undankbaren auf Rück ⸗ 
leiſtung ſeines Anteils. Bei Unteilbarkeit des Gegenſtandes iſt der Widerruf nur möglich, wenn 
alle Beſchenkten undankbar ſind. 


9 531 


Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchenkten ). 

Iſt die Schenkung widerrufen, ſo kann die Herausgabe des Geſchenkes nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
gefordert werden ). 

E 1 449, 452 II 477; M 2 303305; P 2 37, 40, 41. 
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1. Der Widerruf erfolgt durch einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach §8 130 ff.; 
auch die Form der Klageerhebung iſt dazu geeignet. Die Erklärung kann vom geſetzlichen Vertreter 
des Schenkers abgegeben werden. Adreſſat iſt der Beſchenkte; iſt eine im geſetzlichen Güterſtande 
lebende Ehefrau beſchenkt und gehört der Schenkungsgegenſtand zum eingebrachten Gut, ſo 
geſchieht der Widerruf gegenüber ihrem Mann ($ 1403). a 5 

2. Durch den Widerruf erliſcht das Schenkungsverſprechen. War die Schenkung bereits 
vollzogen, jo entſteht eine condictio ob causam finitam ($ 812 A 8). Über die Heraus⸗ 
gabepflicht des Beſchenkten beſtimmen $$ 818, 819 Abſ 1. Doch tritt die Haftung nach den all- 
gemeinen Vorſchriften arg. § 142 Abſ 2 ſchon mit der Begehung des Undanks, nicht 
erſt mit der Erlangung der Kenntnis vom Widerruf ein (vgl. $ 819 A 2), RG 10. 1. 27 IV 1/26. 
Auch § 822 iſt anwendbar. Gegenüber einem ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechen be⸗ 
gründet der Widerruf außer der cond. liberationis ($ 812 A 10) eine Einrede nach § 821. — 
Jede Verfehlung, die für ſich genommen den Tatbeſtand des $ 530 erfüllt, ſtellt einen jelb- 
ſtändigen Klaggrund dar. Zwar geſtattet $ 268 Nr 1 ZPO, zur näheren Beleuchtung oder 
Unterſtützung eines in der Klage dargelegten Verhaltens des Beſchenkten nachträglich auf ander⸗ 
weite Vorfälle zurückzugreifen (vgl. $ 530 A 2). Wird aber an Stelle einer fallengelaſſenen, bisher 
allein geltend gemachten Verfehlung eine damit in keinem Zuſammenhange ſtehende anderweite 
Verfehlung als Widerrufsgrund in den Prozeß eingeführt, jo liegt Klagänderung vor (RG Warn 
1915 Nr 281). 


9 532 


1) Her Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn der Schenker dem Beſchenkten ver- 
ziehen hat oder wenn ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der Widerrufsberechtigte 
von dem Eintritte der Vorausſetzungen ſeines Nechtes Kenntnis erlangt hat, 
ein Jahr verſtrichen iſt. Nach dem Tode des Beſchenkten iſt der Widerruf nicht 
mehr zuläffig ?). 

EI 451 Abj 1 II 478; M 2 303, 304; P 2 30, 40. 

1. Der § 532 ordnet drei „Ausſchließungsgründe“ für den Widerruf an, über deren rechtliche 
Bedeutung ſich ähnliche Zweifel erheben können wie in § 529 A 1. Sachlich liegt es nahe, die 
Geltendmachung der Verzeihung als Einrede im materiellen Sinne, die Berufung auf die 
andern beiden Tatbeſtände als rechtsvernichtende Einwendung aufzufaſſen. § 533 fügt die 
Einrede des Verzichts hinzu. 

2. Die drei Verteidigungsbehelfe des § 532 ſind: a) Verzeihung. Darunter iſt, wie in den 
Fällen der § 1570 (Eheſcheidung), 2337 (Entziehung des Pflichtteils), 2343 (Erbunwürdigkeit), 
ein Verhalten zu verſtehen, woraus hervorgeht, daß die durch das Benehmen des Gegners hervor⸗ 
gerufene Kränkung nicht mehr empfunden wird. Ein Rechtsgeſchäft wie in $ 533 (Verzicht) ſteht 
nicht in Frage. Der Schenker braucht nur die Verfehlung des Beſchenkten gekannt, aber weder 
um ſein Widerrufsrecht gewußt noch den Verluſt dieſes Rechtes als Folge der Verzeihung gewollt 
zu haben. Auch einer beſonderen Erklärung der Verzeihung insbeſondere dem Beſchenkten gegen⸗ 
über bedarf es nicht. Über die Frage, inwiefern gewiſſe Regeln Über Rechtsgeſchäfte entſprechende 
Anwendung finden, vgl. $ 1570 A 3. Das durch den Widerruf begründete Rückforderungsrecht 
(8 531 Abſ 2) erliſcht nicht durch Verzeihung, ſondern durch Erlaß ($ 397). Es iſt aber Ausle gungs⸗ 
frage, ob in der Erklärung der Verzeihung auch ein ſolcher Erlaß liegt, RG 8. 10. 23 IV 50/23. 
b) Einjährige Ausſchlußfriſt. Für das Widerrufsrecht des Schenkers ſelber beginnt die Friſt 
mit ſeiner Kenntnis von der Verfehlung, für das Widerrufsrecht des Erben des Schenkers mit dem 
Zeitpunkt, wo der Erbe über feine Erbeneigenſchaft und die betreffende unter $ 530 Abſ 2 fallende 
Handlung des Beſchenkten unterrichtet iſt. Ablauf der Friſt nach § 187 Abſ 1, $ 188 Abſ 2. Die 
Kondiktion, die durch den Widerruf entſteht, unterliegt der gewöhnlichen Verjährung. c) Tod 
des Beſchenkten. Der Widerruf ift nur wirkſam, wenn er dem Beſchenkten noch bei Lebzeiten 
zugegangen iſt. Die dann erwachſene Kondiktion geht auch gegen die Erben des Beſchenkten. 


8 533 


Auf das Widerrufsrecht kann erſt verzichtet werden, wenn der Undank dem 
Widerrufsberechtigten bekannt geworden iſt !). 

E 1 451 Abſ 2 II 479; M 2 304; P 2 39, 

1. Die Vorſchrift enthält zwingendes Recht und iſt daher auch auf Schenkungen vor 
1. 1. 00 anzuwenden (R 62, 328). Im Gegenſatz zur Verzeihung ($ 532 A 2 unter a) iſt der 
Verzicht auf das Widerrufsrecht Rechtsgeſchäft, daher auch den Erben und Vertretern des 
Schenkers möglich. Wie beim Verzicht auf Einreden (RG 78, 131) genügt einſeitige Erklärung, 
für welche die $$ 130ff. gelten. Eines Vertrags (Erlaßvertrags, 397) bedarf es nur zur Auf⸗ 
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hebung der durch einen Widerruf begründeten Kondiktion. Natürlich werden Verzeihung und 
Verzicht tatſächlich meiſtens zuſammenfallen. Die Zuläſſigkeit des Verzichts wird durch § 533 
dahin eingeſchränkt, daß ein Vorausverzicht für Fälle künftigen Undanks unwirkſam iſt 
und auch ein bereits zutage getretener Undank dem Verzichtenden bekannt ſein muß. 


8 534 


Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Nückſicht entſprochen wird, unterliegen nicht der Nückforderung 
und dem Widerrufe !) 2). 

E II 476; P 2 35—37; KB 67. 


1. Zuwendungen, die einer ſittlichen oder Anſtandspflicht entſprechen, ſind im Rechtsſinn 
Schenkungen und unterliegen daher auch den Formvorſchriften des $ 518. Sondervorſchriften 
auch $$ 1446 Abſ 2, 1641, 1804, 2113 Abſ 2, 2205, 2207, 2330; RG 125, 380. Sie werden durch 
$ 534 gegen den Widerruf wegen Undanks ($ 530) ſowie gegen die Rückſorderung wegen Not⸗ 
be darfs ($ 528) — nicht, wenn es ſich um ein Schenkungsverſprechen handelt, auch gegen die 
Einrede des Notbedarfs ($ 519) — geſchützt. Außerdem werden fie noch in andern Beziehungen 
vom Geſetze ausgezeichnet. So namentlich dadurch, daß ſie den geſetzlichen Vertretern geſchäfts⸗ 
unfähiger oder beſchränkt geſchäftsfähiger Perſonen erlaubt ſind ($$ 1641, 1804); daß auch der 
Vorerbe und der Teſtamentsvollſtrecker fie vornehmen dürfen ($ 2113 Abſ 2, §§ 2205, 2207); 
daß im Falle der Gütergemeinſchaft der Ehemann nicht an die Einwilligung der Frau gebunden 
iſt (58 1446, 1519, 1549) und daß der Pflichtteilsberechtigte nicht um ihretwillen eine Ergänzung 
des Pflichtteils verlangen kann (§ 2330). Dazu kommt die Unanfechtbarkeit gebräuchlicher Gelegen ⸗ 
heitsgeſchenke (A 2). Nach Scheidung der Ehe können aber auch Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen 
von dem nicht ſchuldigen Gatten widerrufen werden (vgl. $ 1584 A 3). — Eine beſondere Be⸗ 
günſtigung der belohnenden (remuneratoriſchen) Schenkung iſt dem Geſetze fremd. Die 
Abſicht des Schenkers, dem Beſchenkten für eine Dienſterweiſung erkenntlich zu ſein, hat nur 
inſoweit Bedeutung, als Sitte und Anſtand dies gebieten; im übrigen finden die allgemeinen 
Schenkungsregeln Anwendung. Trinkgelder find Schenkungen im Sinne von $ 534. Die 
Verſchaffung von Gelegenheit, ſolche einzunehmen, iſt dagegen Entgelt von ſeiten des Wirts 
an den Kellner; Oertmann and. S. 44. Verlangt die Sitte eine mäßige Belohnung, geht aber 
die Gabe über das Maß hinaus, ſo iſt ein und dieſelbe Schenkung, je nachdem ſie Pflicht⸗ oder 
gewöhnliche Schenkung ift, verſchieden zu behandeln; RG 26. 1. 31 IV 115/30. Über die Ab⸗ 
grenzung der belohnenden Schenkung vom nachträglichen Entgelt vgl. $ 516 A 5. — Sind 
die Vorausſetzungen des $ 534 gegeben, jo müſſen fie vom Gericht von Amts wegen berück⸗ 
ſichtigt werden, auch wenn ſich die Partei, der ſie zum Vorteil gereichen, nicht darauf beruft 
(RG JW 1916, 119%). 

2. Unter ſittlicher Pflicht iſt nicht die Betätigung der allgemeinen Nächſtenliebe zu verſtehen, 
vielmehr wird eine beſondere, aus den konkreten Umſtänden des Einzelfalls erwachſene, in den 
Geboten der Sittlichkeit wurzelnde Verpflichtung verlangt (RG 70 S. 19, 386; RG 29. 1. 23 
IV 170/22). 3. B. die Unterſtützung notleidender Geſchwiſter oder ſonſtiger nach dem Geſetz 
nicht unterhaltsberechtigter Verwandten (vgl. $ 814 A 3); die Schenkung an eine dem Schenker 
durch jahrelangen vertrauten Verkehr naheſtehende Frauensperſon zum Zweck der Wiederher- 
ſtellung ihrer Geſundheit oder zur Sicherung ihres Unterhalts (RFin of 1, 35; RG 29.1. 23 
IV 170/22). Während hierüber die Überzeugung des ganzen Volkes entſcheidet, kommt es bei 
der Anſtandspflicht auf die Anſchauungen eines beſtimmten Geſellſchaftskreiſes an. 
Und zwar ſind es nicht die Bekannten und Verwandten des Schenkers, die den Maßſtab liefern 
(R SeuffA 71 Nr 205), ſondern feine Standesgenoſſen im allgemeinen. Die Schenkung ent- 
ſpricht einer Anſtandspflicht, wenn ihr Unterbleiben gegen die Empfindung der ſozial Gleich⸗ 
geftellten verſtoßen würde, fo daß der Handelnde bei dieſen eine Einbuße in der Achtung und 
Anerkennung erführe (MG 73, 49; 98, 326; Warn 1910 Nr 379). Zu den Anſtandspflichten ge- 
hören die Gaben, die in $ 32 Nr 1 KO, § 3 Nr 3 Anfch „gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke 
genannt werden, z. B. Gaben zu Weihnachten, Neujahr, Oſtern, zum Geburtstag, zur Hochzeit, 
bei Gelegenheit von Reiſen, Beſuchen uſw. Doch kommt es niemals allein auf die Gelegenheit 
an, die die Schenkung veranlaßt, vielmehr fpielen daneben die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Schenker und Beſchenktem ſowie die geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Be⸗ 
teiligten eine Rolle (RG IW 1916, 119). Weihnachts- oder Neujahrsgelder für Angeftellte ſind 
häufig im Dienstvertrag ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart und ſtellen dann Lohnzuſchlage 
dar. Anſtandsgeſchenk ift die Spende zu einer öffentlichen Sammlung, desgleichen das Trinkgeld, 
das der Gaſt dem Kellner gibt (während der Wirt dadurch, daß er dem Kellner die allgemeine 
Gelegenheit bietet, Trinkgelder einzunehmen, ihm ein Entgelt gewährt). — Handelt es ſich 
um große Summen, jo erachtet die Rechtſprechung den Tatbeſtand des $ 534 nicht leicht für ge- 
geben. So pflegt das Reichsgericht namentlich zu verneinen, daß Schenkungen des Arbeitgebers 
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zugunſten feiner Arbeiter, die mit ihm durch keine Beziehungen perſönlicher Art verbunden find, 
durch Sitte oder Anſtand geboten feien; vgl. RG 70, 15; 75, 132; 78, 412 (Kruppſche Arbeiter⸗ 
ſtiftung); Warn 1913 Nr 409 (ebenſo). Nur in dem Falle RG 73, 46, wo die ſeit langem beſtehende 
Penſionskaſſe auf die Zuſchüſſe des Arbeitgebers angewieſen war und die Angeſtellten hiermit 
rechnen durften, wurde eine Anſtandspflicht zur Leiſtung der Zuſchüſſe anerkannt. Überdies 
kommt hier der Geſichtspunkt des Reichsarbeitsgerichts in DRZ 1934, 33 in Betracht. 
bel. Vorbemerkung. In RG 70, 383 hatten jüdiſche Erben eines bedeutenden Nachlaſſes 

chenkungen an Wohltätigkeitsanſtalten gemacht; das Reichsgericht nahm Pflichtſchenkungen 
auch dann nicht an, wenn ihre Religion dies verlangt haben ſollte. 


Dritter Titel 
Miete. Pacht 


1. Rechtliche Natur von Miete und Pacht. Beide find gegenfeitige Verträge ($$ 320 bis 
327), welche auf die zeitweiſe Gewährung des Gebrauchs oder der Benutzung eines Gegen⸗ 
ſtandes gegen Entgelt gerichtet ſind. Die Miete ($ 535) ſetzt eine Sache, d. h. einen körper⸗ 
lichen Gegenſtand im Sinne von § 90 voraus und gewährt den Gebrauch der Sache (oder 
eines Teiles, $ 580); die Pacht (§ 581) betrifft Gegenſtände überhaupt, alſo nicht nur Sachen, 
ſondern auch Rechte, und verleiht nicht nur den Gebrauch, ſondern auch den Genuß der Früchte 
(8 99) ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzuſehen find. 
Die Pacht iſt alſo „eine nach Gegenſtand und Zweck erweiterte Abart der Miete“ (Mittelſtein, 
Die Miete, 96 Nr 1: a. M. Kohler 2 8 122 111 S. 313). Gegenſtand der Pacht find in erſter Linie 
landwirtſchaftliche Grundſtücke. Sie brauchen noch nicht mit dem zur Bewirtſchaftung erforder⸗ 
lichen Inventar verſehen zu ſein; denn ſie ſind von Natur geeignet, Bodenerzeugniſſe (Gras, 
Holz uſw.) auch ohne menſchliches Zutun hervorzubringen (M& 81, 25; Gruch 57,681). Miete 
liegt nur vor, wenn das Grundſtück ausnahmsweiſe nur zum Gebrauch, z. B. als Lagerplatz, 
zur Errichtung eines Ausſtellungsbäudes, überlaſſen wird. — Verpachtungsfähige Rechte: 
Recht zum Betrieb eines Handelsgeſchäfts (50 B $ 22 Abſ 2) oder eines Gewerbes (Gew $ 48; 

vgl. 8 1822 Nr 4) — Apothekengeſchäft (RG 123, 151; OLG 25, 37, auch RG ZW 03, 511); 
Fleiſcherei und Wurſtfabrik (RG 133, 318); Malzfabrik (RG 138, 199) —, auch eines Teiles von 
einem Gewerbe, insbeſondere des Betriebs des Anzeigenteils einer Zeitung (RG 70, 20), das 
öffentliche Anſchlagsweſen einer Großſtadt (RG 82, 340), Garde robenpacht (RG 97, 166), das 
Recht aus einem Patent oder ſonſtigen Urheberrecht; auch die entgeltliche, nicht ausſchließliche 
Lizenzgewährung iſt grundſätzlich Rechtspacht, wenn auch bei Anwendung der Vorſchriften 
des Pachtrechts der Eigenart des Lizenzvertrages und dem Parteiwillen Rechnung getragen 
werden muß (ogl. dazu RG 75, 405; 76, 235; 90, 162; 115, 20; 116, 78; 122, 73; 134, 91; 137, 
359; RG JW 1916, 27114: RG Warn 1929 Nr 110; der geſetzliche Anteil eines Kaliwerks am 
Kaliabſatz (RG 130, 275); Bergwerkseigentum (RG 135, 94); Jagdrecht (RG 51, 279; 52, 128; 
Warn 1910 Nr 381; vgl. $ 581 A 3), Fiſchereirecht (Seuffa 60 Nr 229; 83 Nr 200, auch Nr 212), 
nicht aber die Rohrnutzung aus einem See, da der Vertrag hier das Grundſtück ſelbſt betrifft 
(RG 56,83), anders auch für Fiſchereipacht bei geſchloſſenen Privatgewäſſern OLG 38, 93 
(Grundſtückspacht). Grundſtücksverpachtung iſt die entgeltliche Überlaſſung eines Grundſtücks 
behufs Benutzung der Waſſerkraft, Gewinnung von Mineralien und ſonſtigen Bodenbeſtand⸗ 
teilen, z. B. von Quarzitſteinen, Schwerſpat, Erdöl, Erde (RG JW ö 09, 4512, RG 16. 2. 17 
II 513/16, 26. 10. 20 III 189/20; BayObLG 10, 280; Verpachtung eines Sandlagers |. RG 
Seuffa 83 Nr 185; Verpachtung eines Waſſernutzungsrechts |. RG Seuffl 83 Nr 68), Über- 
laſſung einer Ziegelei mit Ausnutzung eines Sand- oder Tonlagers (R H Warn 09 Nr 137), 
Überlafjung der Ausnutzung eines Kiesberges (RG 94, 279). Verpachtung einer zahnärztlichen 
Praxis |. RG SeuffA 79 Nr 97. Pacht kann auch die entgeltliche Überlaſſung der Ausnutzung 
von Befugniſſen ſein, die das Urheberrecht verleiht, ſo z. B. zur Aufführung von Theaterſtücken, 
die Auferlegung einer Aufführungspflicht ſteht der Annahme eines Pachtvertrages nur ent⸗ 
gegen, wenn fie vertraglich als Hauptleiſtung aufgeſtellt iſt RG 115, 17). Zeitlich beſchränkte 
Überlajjung einer (nicht patentierten) Erfindung zur Benutzung und Ausbeutung als Pacht⸗ 
vertrag |. RG 122, 70. — Wird eine zu einem Gewerbebetrieb beſtimmte Räumlich 
keit, eine Mühle, eine Fabrik (Zementwerk, RG JW 1919, 45518) oder Werkſtätte, ein Zigarren ⸗ 
oder Friſeurladen, ein Gaſthof oder eine Schank⸗ und Speiſewirtſchaft oder ein Theater zur 
entgeltlichen Benutzung überlaſſen, ſo berechtigt der Umſtand allein, daß ſie zu gewerblichen 
Zwecken und damit zur Erlangung wirtſchaftlicher Erträge dienen ſollen, noch nicht, Pacht an⸗ 
zunehmen, vielmehr ift für die Vertragsart maßgebend, ob der betreffende Raum beim Ver⸗ 

tragsabſchluß bereits jo beſchaffen iſt, daß er bürgerliche Früchte abwerfen kann (vgl. M 2, 439). 


— 


In dieſem Falle wird — mag auch ein an die Räume geknüpftes wirtſchaftliches Unternehmen 
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(z. B. Hotel oder ſonſtiges Handelsgeſchäft) nicht mit überlaſſen werden, ſondern erſt neu zu 
ſchaffen ſein — regelmäßig Pacht vorliegen. Erforderlich iſt nur, daß die überlaſſenen Räume 
ſchon durch ihre bauliche Eigenart, ihre innere Einrichtung und Ausſtattung im weſentlichen 
dazu geeignet find, die Gewinnung bürgerlicher Früchte aus den jo eingerichteten Räumen und 
dem darauf zu ſtützenden Gewerbebetriebe zu ermöglichen, alſo als die unmittelbare Quelle von 
Erträgen zu dienen. S. RG 81, 24; 87, 277; 91, 310; 102, 186 (Erholungsheim); 122, 274 
(Schlächterei und Wurſtfabrik); 136, 407 (Theater); 138, 192 (Theater); 138, 202 (Schankwirt⸗ 
ſchaft); RG JW 03, 3445; 1924, 80311 (Hotel); Warn 09 Nr 137; 1914 Nr 78 (The atergebäude), 
Nr 116 i 1915 Nr 48 (Privatkrankenanſtalt);: 1922 Nr 38 (Penſionat); 1923/24 Nr 103 
(Hotel), 160 (Kaffeehaus); 1926 Nr 117 (Schankwirtſchaft), Nr 182 (Kaffeehaus mit Wohnung); 
Seuffal 78 Nr 182 (Fabrikräume); 23 1927, 529° (Schankwirtſchaft); R HRR 1929 Nr 1208 
(Wäſcherei und Färberei); RG Gruch 57, 681. Iſt der zur Ausnutzung überlaſſene Raum für 
einen beſtimmten Gewerbebetrieb eingerichtet und ausgeſtattet, ſo iſt Pacht anzunehmen, mag 
der Pächter die Ausſtattung mitpachten oder vom Verpächter oder einem Dritten zu Eigentum 
erwerben (RG 91, 310; 114, 243; 122, 274; RG 5. 3. 18 VII 428/17, vgl. RG Warn 1915 Nr 217; 
1923/24 Nr 103; 1926 Nr 45 und dort erwähnte Urteile; ferner NG Warn 1926 Nr 117, 
183; 1929 Nr 108, 173; 1931 Nr 38; RG SeuffA 79 Nr 24; R JW 1927 S. 5827, 14697: 
1928 S. 4692 u. 25175; RG Gruch 69, 483; RG HRR 1929 Nr 1209; aber auch RG Warn 1927 
Nr 51). Der Annahme eines Pachtvertrages ſteht daher auch der Umſtand nicht entgegen, daß 
dem Inhaber einer Schankwirtſchaft der zum Gewerbebetrieb eingerichtete Raum vom jetzigen, 
das Wirtſchaftsinventar aber vom früheren Grundſtückseigentümer gegen Entgelt überlaſſen 
wird (RG 114, 243). Dagegen iſt an Räumen, die mit einer zur Ausnutzung erforderlichen Ein- 
richtung nicht verſehen ſind, zunächſt nicht die Erzielung von Früchten, ſondern nur Gebrauch, 
alſo Miete, möglich (vgl. Warn 1915 Nr 47: noch nicht betriebsfähiges Theatergebäude). Um Miete, 
nicht um Pacht handelt es ſich, wenn je mand, der Hotelräume ſchon bisher als Untermieter innege⸗ 
habt hat und ſeit Jahren Eigentümer der Hoteleinrichtung ift, nunmehr als Hauptmieter in unmittel⸗ 
bare Vertrag sbe ziehungen zu dem urſprünglichen Vermieter der Räume tritt (RG Warn 1929 
Nr 109). Ein Mietverhältnis wird auch nicht dadurch zu einem Pachtverhältnis, daß ein neuer In⸗ 
haber der zum Geſchäftsbetrieb gemieteten Räume unter Übernahme der Einrichtung von ſeinem 
Vorgänger in den beſtehen bleibenden Mietvertrag eintritt (RG 125, 128; RG ZW 1929, 3227“ 
R HRR 1930 Nr 1441; 1931 Nr 929; ſ. auch HRR 1929 Nr 1308). Überlaſſung von Räumen eines 
Bahnhofs zum Lager- und Speichereibetrieb Miete, nicht Pacht, ſ. RG Warn 1925 Nr 22. Bei 
Gaſtwirtſchaftsräumen kommt es namentlich auf die Einrichtung der Haupträume, d. h. 
der für das Verweilen der Gäſte beſtimmten, an (RG 81 S. 26, 29. Sind die in Betracht 
kommenden Räumlichkeiten noch nicht zum Betrieb eingerichtet, vielmehr erſt auf Koſten des 
Übernehmers einzurichten, dann liegt Miete, nicht Pacht vor (RG 109, 206; JW 1918, 88°; 
Warn 1929 Nr 173; 1931 Nr 38). Sind ſie nur zum Teile mit der erforderlichen Einrichtung 
verſehen, fo daß der Übernehmer noch das Fehlende ſelbſt anſchaffen muß, ehe er den der beider ⸗ 
ſeitigen Vertragsabſicht entſprechenden Gewerbebetrieb beginnen kann, ſo liegt ein Grenzfall vor. 
Für die Frage, ob Miete oder Pacht anzunehmen iſt, wird entſcheidend ſein müſſen, ob die Ein⸗ 
richtung fo weit vorgeſchritten iſt, daß durch fie die Räume in der Hauptſache für den Gewerbe · 
betrieb geeignet ſind, und daß es ſich bei der Beſchaffung des Fehlenden weſentlich nur um eine 

rgänzung und Vervollſtändigung handelt. Iſt dies der Fall, jo liegt Pacht vor, ſonſt Miete 
(RE Gruch 57, 681). Die Annahme eines Pachtverhältniſſes iſt alſo nicht ausgeſchloſſen, wenn 
die Einrichtung der Haupträume noch der Ergänzung durch den Übernehmer bedarf und die 

ebenräume (Küche, Keller) ganz uneingerichtet find (RG ZW 1913, 98219, vgl. OLch 36, 72; 
SeuffA 73 Nr 223). Dagegen genügt die bauliche Eignung zum Betriebe des Gewerbes 
ohne Einrichtung nicht, um die Annahme eines Pachtverkrages zu rechtfertigen (RG 109, 2063 
vgl. RG Warn 1923/24 Nr 105). Beim Fehlen jeder weiteren Ausſtattung iſt daher auch die 
entgeltliche Überlaſſung von Räumen mit Backofen zum Betriebe einer Bäckerei Miete, nicht 
Pacht (MG HAN 1929 Nr 593; RG 15. 2. 27 III 421/26; ſ. auch 30. 6. 24 111 29/24, 12. 6. 25 
u 606/24). — Die entgeltliche Überlaſſung des Betriebs der geſamten Anlagen eines Elektrizi⸗ 
tätswerks und einer Straßenbahn iſt auch dann Grundſtückspacht, nicht Stromlieferungsvertrag, 
wenn die Lieferung von Elektrizität den Zweck des Vertrags bildet (RG 19. 10. 17 VII 200/17). — 
Die entgeltliche Überlaſſung eines Wohnrechts ($ 1093) iſt Verpachtung. — Wird in einem 

ertrage — z. B. über ein Wohngebäude und ein Ackergrundſtück — die eine Sache nur zum 
Gebrauch, die andere auch zum Fruchtgenuß überlaffen, jo iſt entſcheidend, welche Sache nach 
Sinn und Zweck des Vertrags die Hauptſache iſt. OLG 38, 93 (Pacht eines Fiſchereigewaſſers 
mit Geräten und Schlafräumen). Iſt ein Haus, in dem eingerichtete und ausgeſtellte Schank⸗ 
täume ſowie eine Reihe von Wohnungen ſich befinden, durch einen Vertrag zur Ausübung des 
Schankgewerbes und zur Vermietung der Wohnungen überlaſſen worden, ſo kann Verbindung 
5 mes Pachtvertrages mit einem ſelbſtändigen Mietvertrage vorliegen; die Überlaſſung der 
Mietwohnungen zur Untervermietung kann aber auch Pacht ſein (MG 17. 9. 26 II 279/26). 

ird mit einer Schankwirtſchaft eine Wohnung für den Wirt, ſeine Angehörigen und An⸗ 
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geſtellten überlaſſen, fo iſt in der Regel die Wirtſchaft die Hauptſache, die Wohnung Ne ben⸗ 
ſache, und das ganze Vertragsverhältnis als Pacht anzuſehen und demgemäß auch nicht 
dem Mieterſchutz unterſtellt (Reh 23. 2. 23 111 673/22; vgl. § 553 A 1). Die Überlaffung 
der Geſchäftsräume eines Rechtsanwalts nebſt Einrichtung an einen andern Rechtsanwalt 
iſt nicht Pacht, ſondern Miete (NG IW 1925, 47214). Die Übertragung des Kleiderablage⸗ 
betriebs in Theatern und Vergnügungsſtätten iſt nur dann Pachtvertrag, wenn der Über⸗ 
nehmer die Erträge für eigene Rechnung ziehen darf und als Gegenleiſtung dafür beſtimmte 
Beträge oder einen beſtimmten Teil der Einnahme abzuliefern hat (RG 140, 206). 

2. Der Unterſchied von Miete und Pacht (Vorbem 1), auf welch letztere im allgemeinen die 
Vorſchriften über Miete entſprechende Anwendung finden (§ 581 Abſ 2), tritt im einzelnen hervor 
bei der Erhaltungspflicht (88 536, 582, 586), bei der Kündigung infolge von Nichtgeſtattung der 
Weitervermietung oder Verpachtung ($$ 549, 596 Abſ 1), den geſetzlichen Zahlungsterminen 
(88 551, 584), der Rückgewähr des Miet- oder Pachtgegenſtandes ($ 556 Abſ 1, 88 591 bis 594), 
der Entſchädigung des Vermieters oder Verpächters bei nicht rechtzeitiger Rückgewähr ($$ 557, 
597), dem geſetzlichen Pfandrecht des Vermieters und Verpächters (88 559, 563, 585) ſowie des 
Pächters (§ 590), bei der geſetzlichen Kündigungsfriſt (88 565, 595), dem Kündigungsrecht infolge 
Todes des Mieters oder Pächters ſowie bei der Verſetzung eines im Mietverhältnis ſtehenden 
Beamten ($$ 569, 570, 596) und bei der Gerichtszuſtändigkeit (GVG § 23 Nr 2). — Von der 
Leihe ($ 598) unterſcheidet ſich die Miete durch die bei erſterer ſtattfindende Unentgelt⸗ 
lichkeit der Überlaſſung (nicht Gewährung), vom Kauf ($ 433) dadurch, daß bei ihm die Sache 
nicht zum zeitweiſen Gebrauch, ſondern zum dauernden Eigentum überlaſſen wird. Verpachtung 
von Feldern ſtatt Kauf des abzuerntenden Getreides OLG 36, 68. Nicht um Pacht, ſondern um 
käufliche Lieferung handelt es ſich in der Regel bei den ſog. Milchpachtverträgen (Kündigung 
ſ. RG Gruch 63, 609). Anwendung der Vorſchriften über den Kauf bei der entgeltlichen Über- 
laſſung von verbrauchbaren Sachen (Gas und Waſſer M 2, 371), ſofern fie nicht ausnahms⸗ 
weiſe nur zum Gebrauch (Schauſtellung uſw.) überlaſſen ſind. Dagegen kein Kauf und auch keine 
Miete bei Überlafjung von Arbeitskräften, wie Dampfkraft, Elektrizität, deren Überlafjung, da 
es ſich dabei nicht um Sachen im Sinne von 9 90 handelt, ſich als Werkverdingung oder auch 
als Pacht des Rechtes auf die Naturkraft darſtellen kann (. BayObschZ 4, 348; vgl. auch das 
Ref, betr. die Beſtr. der Entz. elektr. Arb. v. 9. 4. 00 und Mat dazu in den Druckſ. des RT 
10. Legislaturper. I. Seſſ 1898/1900 Nr 612, ſowie RG 17, 269; RGSt 29, 111). — Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Geſellſchaft (gemeinſame Zweckverfolgung der Geſellſchafter) und Teilpacht 
(perſchiedene Zwecke bei Verpächter und Pächter). Nicht Miete, ſondern eigenartige organiſa⸗ 
toriſche Verträge mit geſellſchaftsähnlichem Zuſammenwirken ſind die Verträge zwiſchen einem 
Ausſtellungsunternehmen und den Ausſtellungswirten (RG 88, 108). Übergang eines Pacht⸗ 
verhältniſſes in Dienſtmiete ſ. SeuffA 60 Nr 73. Miete eines Schiffes mit Befagung (RG 48, 89; 
69, 129; R6 11. 11. 16 185/16 [Abgrenzung gegenüber Werkvertrag], auch JW 06, 463: 09, 467). 
Vgl. ferner Vorbem 1 vor § 611 (Miete in Verbindung mit Dienſtverſchaffung). Miete mit 
untergeordneter Dienſtleiſtung iſt in der Regel auch die entgeltliche Überlaſſung einer Dampf⸗ 
dreſchmaſchine mit Bedienungsmannſchaft RG Gruch 61, 633; SeuffA 58 Nr 168. Die Über⸗ 
nahme von Dienſten und anderen Leiſtungen bei der Vermietung eingerichteter Zimmer beein⸗ 
trächtigt den Vertrag in ſeiner Eigenſchaft als Mietvertrag nicht, wenn es ſich dabei um neben⸗ 
ſächliche, unſelbſtändige Leiſtungen handelt. Werden umgekehrt Leiſtungen übernommen, 
hinter denen der Gebrauch der Räume zurückſteht, wie bei Übernahme der Verpflegung und 
Erziehung, dann liegt nicht mehr Miete vor (OLG 26, 392). S. auch § 535 A 2 a. E. Über 
den Gaſtaufnahmevertrag ſ. § 538 A 5. — Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teilnehmer 
eines Fernſprechnetzes und dem Deutſchen Reich iſt nicht Miete, Dienſt⸗ oder Werkvertrag, 
auch nicht ein hieraus gemiſchter Vertrag, ſondern ein Vertrag eigener Art, der zudem weſent⸗ 
lich dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehört (RG 98, 341; ſ. auch RG 141, 420); über 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für den Anſpruch eines Teilnehmers auf Verlegung eines 
Fernſprechanſchluſſes ſ. RG 109, 100. Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Rundfunkteil⸗ 
nehmer und der Deutſchen Reichspoſt beruht nicht auf Vertrag, ſondern auf der hoheits⸗ 
rechtlichen Verleihung des Rundfunkempfangs; zwiſchen dem Rundfunkteilnehmer und den 
Sendegeſellſchaften beſteht überhaupt kein Rechtsverhältnis (RG 128, 330). Die Überlaſſung 
von Bahnhofsräumen zum Betriebe eines Wechſelgeſchäfts begründet nicht Miete oder Pacht, 
ſondern ein aus Elementen beider ſowie des Dienſtvertrags gemiſchtes Vertragsverhältnis (RG 
108, 389). Ahnlich iſt die Übertragung des Betriebs einer Bahnhofswirtſchaft mit Überlaſſung 
der hierzu ausgeſtatteten Räume zu beurteilen; ſie fällt jedenfalls nicht unter den Begriff der 
Miete und entbehrt daher des Mieterſchutzes (RG 7. 12. 26 111 308/26; dahingeſtellt blieb, ob 
Pacht oder ein gemiſchter Vertrag anzunehmen ſei). Vgl. auch RG Gruch 68, 310 (Buch⸗ und 
Zeitungsverkauf in einem Hotel) und OLG 45, 168 (beſonderer Stand in einer Vergnügungs⸗ 
diele). Zum Unterſchied zwiſchen Miete und Werkvertrag ſ. die Beiſpiele in § 631 A 1. — 
Verträge, die nach $ 6 PrGeſ vom 28. 7. 92 über Kleinbahnen uſw. zwiſchen dem Unternehmer 
und dem zur Unterhaltung des öffentlichen Weges Verpflichteten geſchloſſen werden, ſind nicht 
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Mietverträge, ſondern beſondere Verträge öffentlich⸗rechtlicher Art (RG 86, 370; 92, 310, anders 
für die Frage des Mietſtempels RG 88, 14; 97, 22; 108, 204). — Verträge zwiſchen Filmher⸗ 
ſtellern und ſog. Filmverleihern fallen nicht unter den Begriff der Miete, haben vielmehr, ahnlich 
wie Lizenzverträge über patentrechtlich geſchützte Erfindungen, die Übertragung urheberrecht⸗ 
licher Befugniſſe zum Gegenſtande (RG 106, 362). 


3. Die Miete (wie die Pacht) ift ein Schuldverhältnis, jo daß zwar dem Mieter Beſitz und 
Beſitzesſchutz (auch gegen den Vermieter RG LZ 1924, 1691; Schutz gegen unerlaubte Hand- 
lungen ſ. 8 823 A 9, aber weder hierdurch noch durch Eintragung oder Vormerkung im Grund⸗ 
buche Dinglichkeit ſeines Rechts erwirkt wird (vgl. RG Gruch 67, 77). Nur Eintragung einer 
Vertragsſtrafe für den Fall der Verletzung ift zuläſſig. Da der Mieter eines Grundſtücks kein 
Recht am Grundſtücke erwirbt, kann er ſich für die Berechtigung des Vermieters nicht gemäß 
§ 892 auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen; auch § 893 iſt nicht anwendbar 
(RG 106, 109). Über den Unterſchied von dem dinglichen Wohnungsrecht, durch welches der 
gleiche wirtſchaftliche Erfolg erzielt werden kann, . R& 54, 233; RG Warn 1927 Nr 54; IW 1927 
S. 14061, 19221; Seuffa 83 Nr 88; RG 24. 1. 29 VIII 329/28; OLG 43, 8. Vgl. auch RG 59, 
326. Erbpacht ſ. EGG Art 63. Ausnahmsweiſe dauert die nach den früheren Geſetzen durch die 
Eintragung begründete Wirkſamkeit eines Mietanſpruchs gegen Dritte (Dinglichkeit) fort gemäß 
Ech Art 179 (vgl. Seuff A 80 Nr 43). Vgl. auch EG Art 188 Ab] 2. Enteignungsentſchädigung 
des Mieters ſ. RG 74, 367; 101, 148. — Unter Vormieterrecht (Vorpachtrecht) if im allgemeinen 
die Befugnis zu verſtehen, in einen anderweit geſchloſſenen Mietvertrag (Pachtvertrag) einzu- 
treten; vertraglich kann aber auch eine andere Geſtaltung des Rechts vereinbart werden (RG 
31. 3. 25 111 174/24). Im BG ſind Vormiete und Vorpacht nicht geregelt. Maßgebend ſind 
hier zunächſt die Grundſätze der 8$ 157, 242; es find aber auch die Beſtimmungen über Vorkauf 
(88 506ff.) entſprechend anwendbar (RG 110, 415; 123, 265; 125, 123; 136, 52). Die Herüber- 
nahme der Grundſätze des Vorlaufsrechts legt dem Vermieter die Verpflichtung auf, dem Vor⸗ 
mietberechtigten bekanntzugeben, daß ein Mietvertrag zwiſchen dem Verpflichteten und einem 
Dritten feſt und rechtsgültig abgeſchloſſen iſt; bloße Vertragsangebote oder Vorverhandlungen 
mit einem Dritten genügen nicht (RG Warn 1928 Nr 123). — Da Miet⸗ und Pachtvertrag gegen- 
ſeitige Verträge find, fo gelten, ſoweit ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften dieſes Titels 
(oder aus dem Vertrag ſelbſt bei Auslegung nach Treu und Glauben OLG 36, 65) etwas anderes 
ergibt, für ſie auch die allgemeinen Beſtimmungen über gegenſeitige Verträge (88 320 ff.), ſo 
$ 323 neben $$ 536538 RG 89, 203; R& SeuffA 76 Nr 157, ferner Seuff A 74 Nr 168, und neben 
9542 R 62, 225, nicht neben $ 552 06 79, 95; auch ift die Anwendung der 98 325, 326 neben 
$$ 542, 553, 554 nicht ausgeſchloſſen (RG 105, 167). Schadenserſatzpflicht des Vermieters, der 
eine unzuläſſige Kündigung aufrechthält, aus poſitiver Vertragsverletzung gegenüber dem Mieter, 
der gezwungen iſt, ſich eine teurere Wohnung zu mieten, ſ. HRR 1932 Nr 1561. 


Die Vorſchriften dieſes Titels ſetzen einen Vertrag der Beteiligten voraus und ſind daher 
auf Miet- oder Pachtverhältniſſe, die durch behördliche Anordnung begründet werden, wie z. B. 
eine nach den Vorſchriften gegen den Wohnungsmangel (unten Vorbem 9) vom Mieteinigungsamt 
ſeſtgeſetzte Zwangsmiete (polizeiliche Verfügung ſ. LZ 1922, 298), nicht ſchlechtweg, ſondern nur 
inſoweit anzuwenden, als dies mit der Eigenart des Verhältniſſes, insbeſondere der Unfrei ⸗ 
willigkeit auf Seite des Vermieters zu vereinbaren iſt. Vorſchriften, die den Mieter fur Handlungen 
eines Untermieters verantwortlich machen ($$ 549 Abſ 2, 553), ſetzen die freiwillige Überlaſſung 
des Mietgegenſtandes an den Untermieter voraus und ſind daher nicht anzuwenden, wenn die 
Untermiete zwangsweiſe begründet worden iſt (vgl. Genzmer Dig 1922, 346, auch Siber 
IheringsJ 70, 224). In gleicher Weiſe kann nur eine beſchrankte Anwendung der Vorſchriften 
des BGB in Betracht kommen für die nach $$ 5, 6 der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung 
db. 31. 7. 19 (RGBl 1371) von der unteren Verwaltungsbehörde oder dem Einigungsamt feſt⸗ 
geſetzten Pachtverhältniſſe und für eine Zwangspachtung nach § 6 der VO zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot v. 9. 12. 19 (RGBl 1968). 


4. Eine Form iſt, abgeſehen von der Vorſchrift in $ 566, für den Miet- und den Pachtvertrag 
nicht vorgeſchrieben; der Abſchluß kann auch durch ſchluſſige Handlungen geſchehen (RG Gruch 
68, 62: Umwardlung der früheren Dienſtwohnung in eine Mietwohnung). Ein vom Vermieter 
unterſchriebener Mietvertrag, an welchem der Mieter vor Hinzufügung ſeiner Unterſchriſt mit 

zewilligung des Vermieters Anderungen vorgenommen hat, bedarf zu feiner Formgültigteit 
nicht nochmaliger Unterſchrift des Vermieters (RG SeuffA 64 Nr 123). Schriftlichkeit bet Jagd⸗ 
pachtverträgen ſ. $ 581 A 1. Wird dem Mieter oder Pächter im Miet- oder Pachtvertrag ein 
Vorkaufsrecht bezüglich des Grundſtücks eingeräumt, fo ift $ 313 zu beobachten 8 504 A 1), bei 
Ni tbeobachtung § 139 anzuwenden (j. aber auch RG 122, 138; 137, 29). Vgl. OLG 25, 15. 

Bird mit einem Grundſtückskauf ein Mietvertrag verbunden, jo ift die Form des $ 313 auch 
für den Mietvertrag erforderlich, wenn beide Verträge im Sinne der Vertragsteile eine Einheit 
bilden (MG 97, 219). Über die Form eines im Auslande geſchloſſenen Miet- oder Pachtver. 
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trags ſ. EG Art 11 Abf 1, auch Art 30. — Vereinbarte Schriftform § 127. Übliche Schriftform 
OLG 39, 176 (Berlin). Gültigkeit mündlicher Abrede neben einem ſchriftlichen Mietvertrag, 
wonach Anderungen und Zuſätze der ſchriſtlichen Abfaſſung und der Unterſchrift beider Teile 
bedürfen, ſ. RG 95, 175. — Wegen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
für den Vater ſ. $ 1643, für den Vormund $ 1822 Nr 4 u. 5, $ 1902 Abſ 2, $ 1915. Anwendung 
des $ 139 bei Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung NG 82, 124; 114, 35 
($ 1822 Nr 5). — Erfordernis der behördlichen Genehmigung bei der Verpachtung von Grund⸗ 
ſtücken, die der Landwirtſchaft, einſchließlich der Forſtwirtſchaft, dienen, |. BR über den 
Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. 3. 18 (Vorbem 9). 


5. In Anſehung des Inhalts ſind die Vertragsparteien in ihren Abreden, die im übrigen 
gemäß $$ 157, 242 nach Treu und Glauben auszulegen und zu erfüllen ſind, nur inſoweit beſchränkt, 
als die Abreden nicht gegen die guten Sitten ($ 138) und nicht gegen zwingende Geſetzes⸗ 
vorſchriften verſtoßen dürfen, die aus ſozialpolitiſchen Gründen im Intereſſe des Mieters 
gegeben find (BB $$ 540, 544, 559 Satz 3, 560 Satz 2, 566, 567; KO $$ 19, 21; GewS $ 33 
Abſ 1, 59 45, 147 Nr 1; RG 16. 9. 04 III 212/04). Miete eines Bordellgrundſtücks OLG 33, 291. 
Nichtigkeit eines Mietvertrags, durch den Räume einem Spielklub zur Veranſtaltung gewerbs⸗ 
mäßigen Glücksſpiels überlaſſen werden (RG SeuffA 78 Nr 4). Nichtigkeit eines Mietvertrags 
wegen eines darin enthaltenen Wettbewerbsverbots zwiſchen Arzten (RG 90, 436), wegen be⸗ 
ſonderer Härten gegen den Mieter (RG 20. 5. 13 II 538/12; RG JW 1917, 967; RG Warn 
1919 Nr 10). Nichtigkeit des zur Umgehung der Schankerlaubnis (GewO 88 33, 147, jetzt Gaſt⸗ 
ftättenGef v. 28. 4. 30, RG Bl 1 146) geſchloſſenen ſog. Kaſtellanvertrags (RG 63, 145; 67, 
322; Rh JW 05, 742; 08, 139; 12, 456; 17, 654; RG Gruch 50, 919; ſ. auch RG Warn 1920 Nr 32, 
9134 A1 Abſ 4). Die Nichtigkeit eines Schankpachtvertrags wegen der Kaſtellanabrede erſtreckt 
ſich aber nicht auf eine Hilfsvereinbarung, wodurch für den Fall einer Aufdeckung des Verſtoßes 
der Schankbetrieb des Pachters auf erlaubten Wege ermöglicht werden fol (RG 125, 209). Ein 
Mietvertrag, bei dem die Kündigung des Vermieters dauernd ausgeſchloſſen ſein ſoll, iſt deshalb 
noch nicht ſittenwidrig (RG Gruch 59, 469; vgl. $ 567). Die Vermietung eines Kellers zu Wohn⸗ 
zwecken iſt noch nicht deshalb nichtig ($ 134), weil er nach den baupolizeilichen Vorſchriften nicht 
dazu eingerichtet werden durfte (OL G 38, 85). Über die allgemeinen Mietbedingungen des Ver⸗ 
bandes Deutſcher Lokomobilvermieter ſ. RG 12. 6. 17 III 18/17 (nicht ſittenwidrig). Gegen den 
Mietwucher richten ſich die Strafvorſchriften der $$ 49a, 495 des Mieterſchutzgeſetzes, die in- 
ſoweit an die Stelle 929502 5 der Preistreibereis O getreten find (RG 120, 130, 122, 183; 134, 
99; 136, 105; 138, 24; N$St 61 S. 130, 325, 346; 62 S. 1, 150, 223, 228, 333, 341; 63 S. 41, 166, 
415; 65, 301; Act JW 1927, 115528, RS Warn 1930 Nr 154, RG JW 1929, 28688; 1931, 
3661. 1932, 298616, 1933, 904°; Warn 1931 Nr 26, 90, Seuff A 84 Nr 48; HRR 1933 Nr 114, 
316, 735, 736, 1092; auch X 1927, 5536, 114310, 114411; HRR 1929 Nr 311; 1932 Nr 242, 243, 
830, 1933 Nr 315, 317, 318; RG 5. 3. 31 VIII 438/30; 3. 6. 31 VIII 125/31. Über das zeit⸗ 
liche Verhältnis des $ 49a des Mieterſchutzgeſetzes zu $ 4 der Preistreiberei“ O und über die An⸗ 
wendung der erſteren Vorſchrift auf die Pacht eines Hotelunternehmens ſ. RG 122, 183. Über 
nachfolgenden Mietwucher ſ. insbeſondere R 134, 99. Eine Zuwiderhandlung gegen 99 49a, 
49h aaO. macht nicht den ganzen Vertrag, ſondern nur die Feſtſetzung der übermäßigen Ver⸗ 
gütung nichtig; die Vergütung ift wie früher in den Fällen der Preistreiberei, auf das ange⸗ 
meſſene Maß herabzuſetzen (val. RG Warn 1931 Nr 90 und 9134 A 2). Über die Anwendung des 
Gef. betr. die Abzahlungsgeſchäſte ſ. § 6 des Geſ., R Warn 1918 Nr 4 und O8 40, 297. Im 
übrigen gilt Vertragsfreiheit. Auslegung im Zweifel nicht (wie nach früherem Recht) gegen 
den Vermieter, ſondern lediglich nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte. Da⸗ 
her ſind Verwirkungsbeſtimmungen nicht immer zugunſten des Mieters auszulegen (RG 82, 50 
Dal: Dagegen verlangen Treu und Glauben, daß Strenge Haftungsbeſtimmungen, die ohne jede 
Rücksicht auf den Mieter formularmäßig von den Vermietern als dem wirtſchaftlich ſtärkeren 
Teil den Verträgen eingefügt werden, in einer die Intereſſen des Mieters möglichſt ſchonenden 
Weije ausgelogt werden (RG JW 1911, 400⸗; Nc Lg 1916, 1187). Auslegung bei widerſpruchs⸗ 
voller arg eines Mietvertragsformulars bezüglich der Mietdauer (Geuffäl 71 Nr 137). 
Gültigkeit des Mietvertrages bei Abweichung beider Vertragsexemplare (RG Warn 1918 Nr 43). 
Mündliche Abreden als Auslegungsmittel (RG Warn 1919 Nr 49). 


6. Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze ſind beſeitigt bis auf den Vorbehalt 
bezüglich der Räumungsfriften im EG Art 93. Von Bedeutung iſt dagegen in mehrfachen unten 
anzugebenden Beziehungen der Ortsgebrauch. 


7. Übergangsvorſchriften. Regel des E Art 170: Fortgeltung der bisherigen Geſetze 
für ein vor dem 1. 1. 00 entſtandenes Schuldverhältnis, jo insbeſondere in bezug auf Form⸗ 
5 (Ach 55, 37) in bezug auf Schadenserſatz wegen vertragswidriger Beſchaffenheit 
der Mietſache (RG 52, 123), in bezug auf die früher begründeten Pfandrechte des Vermieters 
und Verpächters (RG 49, 56), in bezug auf den nach dem 1. 1. 00 eingetretenen Leiſtungsverzug 
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NG 52, 262) — jedoch Beſtimmung der Höhe der Verzugszinſen für die Zeit vom 1. 1. 00 ab, 
weil von der Fortdauer der Verzugstatſachen abhängig, nach neuem Recht (RG 46, 82; 52, 
265). — Auch diejenigen Vorſchriften des BGB, welche zwingender Natur find, greifen nicht 
durchweg (fo z. B. nicht § 567, RG 66, 221), ſondern nur dann Platz, wenn fie nach Inhalt und 
Zweck in bereits beſtehende Schuldverhältniſſe eingreifen ſollen, wie namentlich $ 138 Abſ 2 
(RG 47, 103). — Dagegen unterliegt ein unter der Herrſchaft des BGB geſchloſſener Vertrag, 
durch welchen ein unter altem Recht eingegangener Pachtvertrag abgeändert wird, in jedem 
Falle den Vorſchriften des BGB (RG 16. 3. 09 111 577/08). 


Ausnahmen von der Regel des Art 170: a) durch Art 171 EGG: Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des BGB auf ein Mietverhältnis, das nicht für den erſten nach dem Vertrag oder nach 
den bisherigen Geſetzen zuläſſigen Termin ſeit dem 1. 1. 00 gekündigt iſt, für die Zeit von dieſem 
Termine ab. Dabei wird jedoch ein beiden Teilen in gleicher Weiſe zuſtehendes Kündi⸗ 
gungsrecht vorausgeſetzt, und die Anwendung des neuen Rechtes iſt ſowohl dann ausgeſchloſſen, 
wenn der eine Teil unkündbar auf beſtimmte Zeit gebunden und nur der andere kündigungs⸗ 
berechtigt iſt (RG 53, 170), als auch dann, wenn das auf beſtimmte Zeit eingegangene Vertrags- 
verhältnis durch einſeitige Erklärung des einen Teils auf einen neuen Zeitraum erſtreckt werden 
kann (RG 95, 108). Unanwendbar iſt Art 171, inſoweit durch den früher abgeſchloſſenen Vertrag 
das Mietverhältnis auf eine beſtimmte Dauer in die Zeit der Wirkſamkeit des BGB hinein 
erſtreckt iſt (RG 52, 123), jo daß bis zum Ablaufe dieſer Dauer das alte Recht, von da ab aber bei 
ſtillſchweigender Fortſetzung das neue Recht gilt. In jedem Falle bleiben übrigens auch für die 
Geltungszeit des neuen Rechtes die in dem urſprünglichen Mietvertrage vereinbarten Be- 
ſtimmungen, insbeſondere bezüglich der Zahlungsfriſten und der Kündigungstermine, beſtehen. 
b) durch Art 172 Ech: Für den Fall der nach dem 1. 1. 00 erfolgten Veräußerung oder Be⸗ 
laſtung einer vor dieſem Zeitpunkt vermieteten oder verpachteten Sache beſtimmen ſich die Rechte 
des Mieters oder Pächters dem Erwerber gegenüber nach dem BGB (vgl. RG 53, 250). Dabei 
findet jedoch bei einer nach dem 1. 1. 00 eingeleiteten Zwangsverſteigerung eines vor dieſem 
Zeitpunkt überlaſſenen Grundſtücks die entſprechende Vorſchrift des § 57 ZVG gegenüber dem 
Erſteher keine Anwendung (RG 48, 38; 55, 255), weshalb eine Reihe der zum 3G ergangenen 
Ausführungsgeſetze einzelner Bundesſtaaten für den Fall, daß das Miet- oder Pachtgrundſtück 
dem Mieter oder Pächter vor dem 1. 1. 00 überlaſſen worden tft, den $ 57 BWG auf das frühere 
Miet- oder Pachtverhältnis ausdrücklich für anwendbar erklären. 


8. Aus dem Prozeßrechte kommen für Miete und Pacht die nachſtehenden Vorſchriften in 
Betracht: a) GVO 9 23 Nr 2: Zuſtändigkeit der Amtsgerichte für die dort bezeichneten Wohnungs- 
mietſtreitigkeiten, während für andere Anſprüche aus dem Mietverhältnis, für Anſprüche aus 
dem Pachtverhältnis, ſowie für die Klage des Eigentümers als ſolchen, weil der Beklagte kein 
Recht zum Wohnen habe (RG JW 91, 2451), die Zuſtändigkeitsregel des § 23 Nr 1 gilt (RG 
IW 86, 371; MG Gruch 35, 1175; 38, 1066); b) GVG 8 202 Abſ 2 Nr 4, wonach die unter a be- 
merkten Wohnungsmietſachen (nicht Pachtſtreitigkeiten Seuffl 70 Nr 20) Ferienſachen find; 
) 80 $ 257: Zuläſſigkeit der Klage auf künftige Räumung (RG JW 03, 238°; RG Gruch 
48, 817). § 258 JP iſt auf die Geltendmachung künftig fällig werdender Mietzinſen nicht an⸗ 
wendbar; denn der Anſpruch des Vermieters bleibt von vertragsmäßiger Überlafjung des Ge⸗ 
brauchs der Mietſache abhängig, während § 258 (anders $ 259) einen Anſpruch vorausſetzt, der 
nicht von einer Gegenleiſtung abhängig iſt (RG 61, 333); d) ZPO § 709 Nr 1; Vorläufige Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Urteils bei den dort erwähnten Streitſachen; e) ZPO 9 721, betr. die Befugnis 
des Gerichts zur Gewährung einer Räumungsfriſt. — Prozeßrechtliche Vorſchriften enthält auch 
das Mieterſchutzgeſetz v. 1. 6. 23, RGBl 1 353 ff., neue Faſſung v. 30. 6. 26, RGGBl I 347, dazu 

ie Anderung durch Gef. v. 17. 3. 27, RGBl 1 71. — Vgl. ferner ZUG 9 Nr 2, 89 21, 57, 180, 
183 (ſ. 8 571 A 6); KO 88 19, 20, 21 (Einfluß des Konkurſes des Vermieters oder des Mieters auf 
Mietverhältniſſe, dazu RG 115, 271 und MieterſchutzGeſ. § 26); BRV über die Geſchäftsaufſicht 
zur Abwendung des Konkurſes vom 14. 12. 16, RG Bl 1363 89 9, 10 (Einfluß der Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht auf Mietverhältniſſe), an deren Stelle ſeit dem 1. 10. 27 das Geſetz über den 
Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung) vom 5. 7. 27, RGBl. I 139 (vgl. 
deſſen $$ 29, 30, dazu R& 140, 10) getreten iſt. Eine Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung in 
Miet- und Pachtzinſen ift in Art 3 des Gef. v. 26. 5. 33 (RGGBl 1 299) für die Zeit bis zum 31. 3. 34 
vorgeſehen, in der auf Grund des Art 8 dieſes Geſetzes erfolgten Neufaſſung des 3. Teiles der 
Not VO v. 8. 19. 31 unter der Überſchriſt Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
wangsvollſtreckung vom 26. Mai 1933 (RG Bl J 302) $ 19. 


9. Kriegs⸗ und Übergangs recht. Für Mietverhältniſſe iſt die Anwendung der Grundſätze 
des BGB weitgehend eingeſchränkt durch Sondervorſchriften, die aus der Not der Zeit entſtanden, 
nur vorübergehende Bedeutung haben, bei dem herrſchenden Raummangel aber vorausſichtlich 
noch längere Zeit nicht zu entbehren fein werden. Hierher gehören namentlich: BR Vo betr. Eini⸗ 
gungsämter v. 15. 12. 14, RGBl. 511; ferner BRVo zum Schutze der Mieter v. 23. 9. 18, 
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RG Bl 1140, und BRVᷣO über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel v. 23. 9. 18, RGBl 
1143 (dazu RG 105, 251; 106, 149; RG Warn 1923/24 Nr 91, 105, 188; Bay Obs JW 1921, 
3451), zu beiden die Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern v. 23. 9. 18, RG Bl 
1146, die Anderung durch VO d. 22. 6. 19, R Bl 591, das Geſetz über Maßnahmen gegen Woh⸗ 
nungsmangel v. 11. 5. 20, RG Bl 949 (über die Rechtswirkſamkeit der VO v. 23. 9. 18 und der 
daraufhin erlaſſenen behördlichen Anordnungen ſ. RG 102, 161, über die Gültigkeit der preuß. 
Höchſtmietenverordnung v. 9. 12. 19 ſ. RG 103, 306, und die Geſetze über die Verlängerung der 
Geltungsdauer des Wohnungsmangelgeſetzes v. 11. 7. 21, RGBl 933, v. 28. 6. 22, RGBl 529, 
v. 26. 3. 23, RGGBl 1 217, v. 26. 6. 23, RG Bl 1 419, endlich das Reichs mietengeſetz v. 24. 3. 22, 
RGBl 273; dazu Geſ. v. 29. 6. 26, RG Bl | 317, Art VIII und Geſ. v. 10. 7. 26, RG Bl. 1 403, 
neue Faſſung durch Bel. v. 20. 2. 28 (RG Bl! 38). Dazu die Notverordnungen v. 1. 12. 30 Teil 7 
Kap III § 23 und Kap IV Art II (RG Bl! 517, 596, 598) und v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art VIII 
(RGBl 1 699, 709). Über das letztere Geſetz ſ. $ 535 A 5; zu den andern Vorſchriften ſ. $ 549 
A 1, § 553 A 1 a. E., § 554 A 1 a. A., § 564 A 1 a. E. Auf Pachtverhältniſſe (ſ. unten) find dieſe 
Vorſchriften nicht anzuwenden: |. jedoch RG 102, 186. Die VO über Sammelheizung und Warm⸗ 
waſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen v. 22. 6. 19, RG Bl 595, deren Geltungsdauer durch 
BO v. 29. 10. 20, RED! 1846, und Geſetze v. 16. 7. 21, RG Bl 941, und v. 20. 3. 22, RG Bl 279, 
bis zum 30. 6. 22 verlängert worden war, iſt durch § 24 des Reichsmietengeſetzes außer Kraft 
geſetzt worden. Ferner kommen in Betracht BRVO über das Kündigungsrecht der Hinterblie- 
benen von Kriegsteilnehmern v. 7. 10. 15, REBI 642, BRV über den Verkehr mit landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundstücken v. 15. 3. 18, RG Bl 123 (Begründung: PrJMBl 1918, 72), dazu RG 
Warn 1926 Nr 164; BO gegen den Wucher bei. Vermittlung von Mieträumen v. 31. 7. 19, RG Bl. 
1364, verlängert durch VO b. 31. 5. 20, RG Bl 1201, die Vertragsablöſungs BO v. 8. 8. 19, RG Bl 
1375, und VO betr. Nichtigkeitserklärungen von Verträgen durch das Reichswirtſchaftsgericht 
v. 18. 9. 19, RGBl 1700. Der Mieterſchutz wurde neu geregelt durch das Geſetz über Mieter- 
ſchutz und Mieteinigungsämter v. 1. 6. 23 (RG Bl I 353ff.) und die an die Stelle der An- 
ordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern v. 23. 9. 18 getretene Anordnung für das 
Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle v. 19. 9. 23 (RG Ble l 889). 
Auf Grund des Gef. v. 29. 6. 26 (RG Bl 1 317) erhielt das Mieterſchutzgeſetz die neue Faſſung 
v. 30. 6. 26 (RGBl 1 347), dazu die Anderung durch Gef. v. 17. 3. 27 (RGBl! 71). Die neueſte 
Faſſung beruht auf der das Geſ. v. 13. 2. 28 (RGBl 1 17) berückſichtigenden, auf der Ermächtigung 
des Gef. v. 14. 2. 28 (RG Bl 1 21) beruhenden Bek. v. 17. 2. 28 (NGBL 1 25) in Verbindung mit 
der Bek. über Mieterſchutz vom 27.3.32 (RG Bl 1 166) und der dieſe aufhebenden Bek. über Mieter- 
ſchutz v. 27. 4. 33 (RG BI 1 235). Dazu die Notverordnungen vom 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art LI 
(RGBl 1517, 598) und vom 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art VIII (RG Bl 1 699, 709) und § 553 A J. 
Die Beſtimmungen über Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel find auf Grund des Ande⸗ 
rungsgeſetzes v. 26. 7. 23 in neuer Faſſung als Wohnungsmangelgeſetz v. 26. 7. 23 (RG Bl I 
754ff) veröffentlicht worden; dazu VO v. 24. 12. 23 (RGBl 1 1247) und Notverordnung v. 
8. 12. 31 zweiter Teil Kap IV Art IV (RGBlü 1 699, 709). Anwendung der Mieterſchutz- und 
Wohnungsmangelgeſetze im beſetzten Gebiet |. RG Warn 1925 Nr 24. Zum Begriff des Woh- 
nungstauſches nach $ 8 des Wohnungsmangelgeſetzes |. R Gruch 68, 655; JW 1926, 977%; 
zu $ 11 des Geſ RG RR 1932 Nr 1225; zu $ 16 des Geſ. RG Lg 1927, 64225. Verſprechen einer 
Abfindung beim Wohnungstauſch ſ. JW 1924, 2032; OLG 44, 125. Zum Begriffe der ſelbſtän · 
digen Wohnung im Sinne der Wohnungsmangelvorſchriften |. RG JW 1928, 252916. Für An⸗ 
ſprüche auf Aufhebung oder Anderung von Beſchlagnahme und anderen Eingriffen zur Behebung 
des Wohnungsmangels ſeitens der Wohnungsämter und anderer zuſtändiger Behörden iſt der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen (RG Warn 1923/24 Nr 90; RG 4. 12. 25 111 630/24); dies auch 
dann, wenn eine Verpflichtung zur Freihaltung oder Freiſtellung beſchlagnahmter Räume gegen 
Entrichtung einer Vergütung, z. B. auch eines Baukoſtenzuſchuſſes, ſeitens der beteiligten Ge⸗ 
meinde übernommen worden iſt (RG 109, 294; 111, 48; vgl. 23 1926, 5997). Anders wenn es ſich 
um die Rückforderung eines von dem öffentlich rechtlichen Eingriff (Beſchlagnahme) völlig losge 
löſten Schuldanerkenntniſſes (§ 781) handelt (R 116, 336). Unzuläſſig iſt auch die Klage des 
Eigentümers einer Wohnung auf Feſtſtellung, daß die Gemeinde nicht berechtigt ſei, über die 
Wohnung durch Einweiſung von Wohnungsſuchenden zu verfügen (RG 118, 227). Der von den be- 
hördlichen Maßnahmen Betroffene kann, falls Amtspflichtverletzungen der beteiligten Beamten 
vorliegen, Schadenserſatz nach den Grundſätzen über Beamten-, Staats; 
und Körperſchaftshaftung verlangen, ſo z. B. von einer Stadtgemeinde wegen Amts⸗ 
pflichtverlegungen des Leiters des ſtädtiſchen Wohnungsamtes bei Inanſpruchnahme einer 
angeblich unbenutzten Wohnung, bei Zuweiſung eines ungeeigneten, z. B. zahlungsunfähigen 
Zwangsmieters (RG 104, 159; RG Warn 1927 Nr 173, 174; 1932 Nr 62; RG Warn 1933 
Nr 63; RG 29. 10. 25 III 571/24); ſonſt nur eine Entſchädigung unter dem Geſichtspunk! 
der Enteignung (RG 111, 224; 112, 189; 138, 309; vgl. RG 105, 251; 108, 252; Seuffel 
79 Nr 111; 80 Nr 84; 83 Nr 47: JW 1925, 1394; 1929, 323310; 1930, 11865; 192, 
468; 1933, 605%; RG Warn 1925 Nr 137; 1927 Nr 73; 1929 Nr 126; 1930 Nr 131; 
! 31 Nr 200; RG HAN 1929 Nr 713; 1932 Nr 244; 1933 Nr 313, 505; über die Zu⸗ 
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läſſigkeit des Rechtsweges in ſolchen Fällen RG JW 1923, 800°; Warn 1926 Nr 51. Verſagung 
der Genehmigung zum Abbruch eines Gebäudes iſt keine Enteignung (RG 127, 280). Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs für die Rückforderung eines Geldbetrags, deſſen Zahlung das Wohnungsamt bei 
Zuweiſung einer Wohnung dem Mieter auferlegt hat, . RG 118, 109; 127, 276; für die Rück⸗ 
forderung eines Betrages, von deſſen Zahlung die behördliche Zuſtimmung zum Abbruch eines 
Gebäudes abhängig gemacht worden war, ſ. RG 132, 174. Zu der Frage, ob für den Verzicht 
eines Wohnungsamtes auf die Ausübung ſeines Rechts zur Beſchlagnahme von Wohnraum eine 
Abgeltung ſtatt durch Überlaſſung anderer Wohnräume auch durch Entrichtung eines Barbetrags 
an die Gemeinde für Wohnungsbauzwecke geleiſtet werden kann, |. RG 127, 276. Die Zuſtim⸗ 
mung des Wohnungsamts zum Abbruch eines Gebäudes (§ 2 Abſ 1 WMch) an eine private Gegen⸗ 
leiſtung zu knüpfen, iſt unzuläſſig (RG 132, 174; 138, 300; dazu HRR 1933 Nr 865). Das gleiche 
gilt für eine Zuſage des Wohnungsamts, die Beſchlagnahme von Wohnraum zu unterlaſſen (NG 
135 S. 64, 374) und für die Vereinbarung einer Abfindung mit dem Wohnungsamt für die Ge⸗ 
nehmigung eines Wohnungstauſches oder für die Zuweiſung einer Wohnung (RG ZW 1930, 

15855: RG Warn 1931 Nr 2; HR R 1932 Nr 655). Geldablöſung zur Geſtattung der Umwandlung 
von Wohnräumen in gewerbliche Räume ſ. RG Warn 1933 Nr 42. Anſpruch gegen einen Grund⸗ 
ſtückseigentümer, dem Wohnungsamt Räume in einem Neubau zur Verfügung zu ſtellen gegen 
Freiſtellung anderer Räume von der Beſchlagnahme ſ. NG 118, 379. Von der Bekämpfung des 
Wohnungsmangels zu unterſcheiden iſt die der Polizei obliegende Verhütung der Obdach⸗ 
loſigkeit (RG 120, 220). In der Notverordnung vom 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV (RGBl 1 517, 
598) war das Außerkrafttreten des Wohnungsmangelgeſetzes für den 1. 4. 34 vorgeſehen (Art J) 
und zugleich beſtimmt, daß das Reichsmietengeſetz und das Mieterſchutzgeſetz vom 1. 4. 36 außer 
Kraft treten ſollten, wenn bis zu dieſem Zeitpunkt ein Geſetz in Kraft treten würde, wodurch 
die Vorſchriften des BGB über die Miete unter ſozialen Geſichtspunkten ausgeſtaltet werden 
(Art J1). In der Notverordnung vom 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV (RGBl I 699, 708) wurden die 
Termine einheitlich auf den 31. 3. 33 derart vorverlegt, daß das Wohnungsmangelgeſetz an 
dieſem Tage unbedingt, die beiden anderen Geſetze unter ſchon erwähnter Bedingung außer 
Kraft treten ſollten. Da dieſe Bedingung nicht eingetreten iſt, ſind das Mieterſchutzgeſetz 
und das Reichsmietengeſetz auch über den 31. 3. 33 hinaus in Kraft geblieben, während das 
Wohnungsmangelgeſetz ſeit dem 1. April 1933 außer Kraft iſt. Zur 
Erleichterung des Überganges in den neuen Rechtszuſtand iſt das Geſetz über Räu⸗ 
mungsfriſten v. 29. 3. 33 (RGHBl J 147) ergangen. — Was Pachtverhältniſſe betrifft, 
ſo iſt die BRdo über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten v. 4. 4. 16/12. 10.17 
erſetzt durch die (nicht nur für die Übergangszeit geltende) Kleingarten und Kleinpachtlandordnung 
v. 31. 7. 19, RG Bl 1371. Für die Pacht von Grundſtücken, die landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher 
oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, enthält beſondere Vorſchriften, die nur als 

bergangsnorm erlaſſene Pachtſchutzordnung v. 9. 6. 20, RGBl 1193, neueſte Faſſung v. 23. 7. 25, 
RG Bl 1 152. Über beide Regelungen ſ. $ 581 A 1. — Von Bedeutung für Mieter und Pächter 
find auch die BRVo über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten v. 7. 8. 14, RGBl 359, 
in der Faſſung v. 20. 5. 15, RG Bl 290, dazu RG Bl 1916, 451, über die Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten an Kriegsteilnehmer v. 8. 6. 16, RG Bl 452, über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung 
einer Geldforderung v. 18. 8. 14, RG Bl 377, in der Faſſung v. 20. 5. 15, RG Bl 290, dazu RG Bl 
1916, 451, und das Geſetz zum Schutze gegen die Folgen der Verkehrserſchwerung v. 3. 3. 19, 
RG Bl 281 (dazu 283). — Für die ſog. Kriegsverträge vgl. VO des Reichsamts für die wirt⸗ 
ſchaftliche De mobilmachung v. 21. 11. 18, RG Bl 1323 (dazu Gef. v. 30. 3. 22, RG Bl 285, 
Art I vorl. Abs), VO über die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Reich v. 4. 12. 19, RGI 
2146, und VO über die Erweiterung des Abgeltungsverfahrens v. 24. 10. 23, RG Bl I 1010; 
dazu RG 101 ©. 370, 423; 102, 201; 105, 395; 107 S. 315, 320 (Verein. ZS.); NE JW 1921, 
10782; 1927, 4394; i Warn 1921 Nr 110; über das Verhältnis zur Ablöſungsverordnung v. 
8.8.19 5. M 102, 36. 

10. Recht der Notverordnungen. Beſondere Eingriffe in das Miet- und Pachtrecht enthalten 
auch die den wirtſchaftlichen Bedrängniſſen entſprungenen Notverordnungen, Hierher gehört 
die Mietſenkung nach der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap II (RG Bl I 699, 707); dazu VO v. 
15. 12. 31 (RGBl 1 752) und 5. 1. 32 (RG Bl 1 17) und die außerordentliche Kündigung von 
15 und Pachtverträgen nach der gleichen Not v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap III (RGBI 1 690, 

08); dazu DurchfVO d. 23. 12. 31 (Re Bl | 796) und RG 136 S. 223, 433; 137 ©. 117, 218; 

38 S. 183, 187, 192, 199, 202; 140 S. 65, 9; 141 ©. 322, 361, 370; 142 S. 239, 226; dig 
958 1933, 12442, 3: RG Warn 1932 Nr 183; 1933 Nr 2; RG Seuff A 87 Nr 72; RG HRR 1933 
Kir 103; |. auch HRR 1932 Nr 1564, 1565; 1933 Nr 284, 285, 287—290; Vorſchriften zum 7 8 55 

© durch ſolche Kündigung betroffenen Vermieter und Verpächter ſ. Not O v. 8. 12. 31 aa 

x mit Anderungen durch Not VO v. 14. 6. 32 Teil 2 Art 1 Nr I (RG Bl 1285, 291) und v. 
1 1. 33 (RG Bl! 11), ſowie Gef. v. 20. 7. 33 (RG Bl I 521). — Über die durch bie Wiederher⸗ 
Feltung des Berufsbeamtentums und bie Zurücknahme der Zulaſſung von Rechtsanwälten 

eranlaßten Mietkündigungen ſ. Gef v. 7. 4.33 (RHB | 187) und das Gef über die Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft vom gleichen Tage (R Bl 1 188) $ 6. 
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I. Miete 


8 535 


Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet!), dem Mieter den 
Gebrauch der vermieteten Sache?) während der Mietzeit zu gewähren. Der 
Mieter iſt verpflichtet, dem Vermieter den vereinbarten Mietzins zu ent- 
richten ?) c) 8). ‚ 

E 1 503 II 480 Abſ 1; M 2 369; P 2 130. 

1. Die Verpflichtung des Vermieters zur Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
während der Mietzeit iſt, wenn nichts anderes im Vertrage beſtimmt iſt, Vorleiſtung (RG 
IW 03, 354°), vor deren Beginn der Vermieter auch dann keinen Mietzins beanſpruchen kann, 
wenn Vorauszahlung bedungen iſt (RG 8. 11. 04 III 260/04; vgl. auch RG 52, 286). Jeden⸗ 
falls kann in letzterem Falle der Mieter Erfüllung Zug um Zug verlangen (RG JW 06, 3338; 
vgl. jedoch § 321). Greifen zwei an ſich ſelbſtändige Mietverträge gegenſtändlich ineinander, 
indem ſie ſich z. B. nur durch den Umfang der Mietſache und die Höhe des Mietzinſes ſowie die 
Mietzeit unterſcheiden, ſo werden die Verträge zwar regelmäßig keine rechtliche Einheit bilden, 
ſo daß § 320 nicht angewendet werden kann; wohl aber wird meiſtens der für die Anwendung 
des § 273 Abſ 1 erforderliche natürliche und wirtſchaftliche Zuſammenhang (§ 273 A 1) gegeben 
fein (vgl. Warn 1913 Nr 5). Willigt der Vermieter in einen vorzeitigen Einzug des Mieters, fo 
tritt ſeine Verpflichtung, die Wohnung in einem gebrauchsfähigen, insbeſondere Leben und 
Geſundheit des Mieters nicht gefährdenden Zuſtande zu gewähren, mit dem Einzug auch dann 
ein, wenn er ſich eine beſondere Gegenleiſtung nicht bedungen hat (RG 20. 2. 23 III 785/22). 
Anderung des Mietgegenſtandes verſchiebt die Grundlage des Mietverhältniſſes in der Regel 
fo ſehr, daß fie nur in der Form eines neuen Mietvertrages herbeigeführt werden kann (RG 
HRR 1929 Nr 1817). — Iſt dieſelbe Sache an zwei verſchiedene Perſonen vermietet, ſo 
find dem Vermieter gegenüber beide Verträge gültig; im Verhältnis der Mieter unter einander 
hat derjenige den Vorrang, der zuerſt in den Beſitz der vermieteten Sachen gelangt, während 
dem andern nur ein Schadenserſatzanſpruch an den Vermieter verbleibt. — Die Gebrauchs- 
gewährung verpflichtet den Vermieter namentlich, ſeinerſeits den Mieter nicht im Gebrauche 
zu ſtören (verbotene Eigenmacht durch Ausſperrung des Mieters ſ. L8 1924, 169%), eine ver⸗ 
mietete Wohnung nicht ohne rechtfertigenden Grund und nicht zu unangemeſſener Zeit ($$ 157, 
242, Prot 2, 216) zu betreten, den Mieter auch gegen unberechtigte Störungen und Angriffe 
von ſeiten anderer Mieter (RG 5. 10. 06 III 61/06) oder Dritter zu ſchützen, während der Mieter 
zu eigenem Vorgehen gegen derartige Angriffe nicht verpflichtet iſt. Über die Verpflichtung 
des Mieters einer Wohnung, nach Kündigung des Mietverhältniſſes eine Beſichtigung durch 
Mietluſtige zu geſtatten, |. $ 564 A 3. In gleicher Weiſe muß er auch eine Beſichtigung durch 
Kaufliebhaber geſtatten, wenn ſie ſich nach Zeit und Umfang in angemeſſenen Grenzen hält 
(RG 106, 270). Der Vermieter, der auf einem Grundſtücke ſelbſt Räume benutzt und andere 
vermietet hat, iſt den Mietern gegenüber verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß das den gemeinſamen 
Zugang bildende Hoftor verſchließbar iſt und abends verſchloſſen wird; dabei haftet er dem 
einzelnen Mieter gegenüber nach $ 278 für die Nachläſſigkeit der von ihm mit der Sorge für den 
Abſchluß betrauten Perſonen, dagegen nicht für die der übrigen Mieter (RG 103, 372). Die 
Frage, ob und inwieweit der Vermieter für die Vornahme von Arbeiten am Mietgrundſtück der 
Einwilligung des Mieters bedarf, iſt unter Abwägung aller Umſtände des einzelnen Falles zu 
beantworten (RG Gruch 68, 652). Über Vornahme baulicher Anderungen durch den Vermieter 
ſ. OLG 33, 299. Über den Anſpruch des Mieters auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, 
wenn gegen ſeinen Willen der Vermieter Umbauten vorgenommen hat, ſ. RG LZ 1924, 459°. 
Wer Räume ſeines Hauſes zum Betriebe eines Geſchäfts, z. B. einer Schankwirtſchaft, vermietet 
hat, darf nicht andere Räume des nämlichen Hauſes an ein Wettbewerbsunternehmen 
vermieten, inſofern dies gegen den vorausgeſetzten Zweck des erſten Mietvertrages verſtößt (RG 
19. 1. 06 III 372/05; DL® 28, 142; vgl. auch HRR 1932 Nr 1199). Unter Umſtänden verletzt der 
Vermieter ſeine Pflicht zur Gewährung des vertragsmäßigen Gebrauchs auch durch Eröffnung 
einer Konkurrenz außerhalb des Hauses, in dem der Mieter fein Geſchäft betreibt, fo gegenüber dem 
Mieter eines Ladens, wenn er einen anderen, in nächſter Nahe gelegenen Laden einem Kon⸗ 
kurrenten des Mieters überläßt (RG 119, 353; HRR 1930 Nr 1984). Doch bedarf es immer einer 
Prüfung nach Lage des Falles, um feſtſtellen zu können, daß in der Förderung des Wettbewerbs 
gegenüber dem Mieter eine Verletzung der Vermieterpflichten liegt (RG 131, 274; 135, 242). Über 
die Erſtreckung der von einer offenen Handelsgeſellſchaft als Vermieterin übernommenen Verpflich⸗ 
tung, dem Mieter auf dem Mietgrundſtück Wettbewerb fernzuhalten, auf die Geſellſchafter perſön⸗ 
lich ſ. RG 136, 266. Ein grundſätzliches Recht, daß ihm jeder Wettbewerb ferngehalten werde, 
hat der Mieter nicht (RG 23 1914, 10284). Hat der Vermieter im Intereſſe eines Mieters vertrag⸗ 
lich einem andern Mieter ein Wettbewerbsverbot auferlegt, ſo kann er gegen dieſen Mieter den 
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Schaden, den der erſtere durch eine Verletzung des Verbots erleidet, geltend machen (RG 3 
1922, 5252). Der Vermieter muß dulden, daß der Mieter ſich auf eigene Koſten elektriſchen Strom 
zur Erleuchtung der Mieträume zuführen läßt, wenn dies ohne Schaden und Beläſtigung für 
den Vermieter geſchehen kann (OLG 33, 296). Eine beſtimmte Gebrauchsmöglichkeit 
kann zur ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Bedingung des Mietvertrags gemacht werden. 
Auch kann ausgemacht werden, der Vermieter habe zu gewährleiſten, daß der Mieter die Miet⸗ 
ſache, insbeſondere die Mieträume für einen beſtimmten Zweck gebrauchen könne, z. B. ohne 
daran durch geſetzliche oder behördliche Vorſchriften gehindert zu werden. Eine ſolche Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht oder eine ſtillſchweigende Bedingung kann aber noch nicht allein daraus ent⸗ 
nommen werden, daß der Mieter es auf einen beſtimmten Gebrauch abgeſehen hatte und dieſe 
Abſicht dem Vermieter bekannt war (RG 79, 94). Eine Verpflichtung des Vermieters zur Für⸗ 
ſorge für die vom Mieter eingebrachten Sachen iſt aus dem bloßen Vermieten von Räumen nicht 
abzuleiten (vgl. RG 103, 9); für Gaſtwirte ſ. $ 701. Ob der Vermieter dem Mieter gegenüber zu 
einer Überwachung des Verkehrs im Haufe und zum Einſchreiten gegen Unbefugte ver⸗ 
pflichtet iſt, und welchen Inhalt eine ſolche Verpflichtung hat, iſt im einzelnen Falle nach der ört⸗ 
lichen Verkehrsauffaſſung zu entſcheiden. Hierher gehört die Frage, ob der Vermieter von Woh⸗ 
nungen eines herrſchaftlichen Hauſes nicht nur einen Hauswart zu beſtellen, ſondern gemäß § 278 
auch dafür einzuſtehen hat, daß der Hauswart den Verkehr überwacht und gegen verdächtige Per⸗ 
ſonen einſchreitet (RG 103, 140: Groß-Berlin). — Der Mieter wird von der Übergabe ab (unmittel- 
barer) Beſitzer der gemieteten Sache und erlangt Beſitzesſchutz gegen den Vermieter (den mittel⸗ 
baren Beſitzer, 88 868, 869) und gegen Dritte (88 865, 868), darf ſich verbotener Eigenmacht 
(8858) mit Gewalt erwehren, ift zur Beſitzklage berechtigt (§ 862, RG 80, 281) und kann in feiner 
Eigenſchaft als Beſitzer eines ihm vermieteten Grundſtücks auch die dieſem zuſtehenden Grund⸗ 
dienſtbarkeiten geltend machen (§ 1029). Die Klage des Eigentümers auf Unterlaſſung von 
ſchädlichen Eingriffen (88 906ff., 1004) ſteht ihm nicht zu, wohl aber die Schadenserſatzklage nach 
$$ 823, 826 wegen Beeinträchtigung feines Beſitzes (RG 57, 239; 59, 326), jedoch nicht wegen 
einer vor Eingehung des Mietvertrags erfolgten Beſchädigung der vermieteten Sache (RG 
59, 328). — Die Ehefrau iſt befugt zum Vermieten der zu ihrem Vorbehaltsgute und auch der 
zu ihrem eingebrachten Gute gehörigen Grundſtücke, für welche letztere Vermietung es jedoch, 
um dem Ehemanne gegenüber wirkſam zu werden, feiner Zuſtimmung bedarf ($$ 1365, 1399 
Abſ 2; dazu R 133, 351). Über die Befugnis des im geſetzlichen Güterſtand der Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft lebenden Ehemannes, einen von ihm gemeinſchaftlich mit ſeiner Frau über ihr 
eingebrachtes Gut abgeſchloſſenen Mietvertrag ohne Zuſtimmung der Frau abzuändern, |. RG 
124, 325. Über die Befugnis des Ehe mannes, nach Beendigung der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft ein zum ungeteilten Geſamtgut gehöriges Grundſtück zu verpachten, ſ. R 136, 19. 

2. Die vermietete Sache kann ſowohl eine bewegliche als eine unbewegliche ſein. So auch ein 
Schrankfach in der Stahlkammer eines Bankhauſes als unbewegliche Sache (RG 141, 99, RG JW̃ 
95, 39968). Gegen die Annahme eines Verwahrungsvertrags kommt hier in Betracht, daß der In⸗ 
haber der betr. Wertſachen dieſe nicht gemäß $ 688 dem Bankhauſe übergibt, dieſes fie auch nicht 
zur Aufbewahrung übernimmt, ſondern nur die Bewachung der Stahlkammer zuſagt, und das 
Verhältnis auch beſteht, wenn während ſeiner ganzen Dauer ſich keine Wertſachen im Fach be- 
finden. In jedem Falle iſt die Bank verpflichtet, dem Kunden die Benutzung des Schrankfaches 
zur Aufbewahrung von Gegenſtänden zu geſtatten und darüber zu wachen, daß Unbefugte keinen 
Zugang erlangen, und ſie iſt bei Verletzung dieſer Pflichten für den Schaden haftbar (RG 94, 74). 
Rechte des Ehemannes bei Miete eines Schrankfaches durch die Frau |. OLG 38, 89. Miete eines 
Schrankfaches auf den Namen eines Dritten (RG Warn 1919 Nr 7). Überlaſſung eines Poſt⸗ 
ſchließfachs |. R 63, 337, eines Schließfachs für Frachtbrieſe bei Güterabfertigungsſtellen der 
Eiſenbahn ſ. RG 103, 146. Auch verbrauchbare Sachen können (z. B. zur vorübergehenden 
Ausſtellung) mietweiſe überlaſſen werden; geſchieht die Überlaffung zum Verbrauch (Waſſer, 
Gas), fo liegt Kauf vor. Daß die Sache im Eigentum des Vermieters ſteht, iſt zur Gültig⸗ 
keit des Vertrags nicht erforderlich; auch fremde Sachen können vermietet, fremde Rechte 
verpachtet werden (NG HRR 1931 Nr 1641), jo insbeſondere von einem dinglich Gebrauchs- 
berechtigten Nießbraucher § 1056) oder — unter beſtimmten Vorausſetzungen |. $ 549 — vom 
Mieter ſelbſt. In dieſen Fällen ſteht auch der Umſtand, daß der Mieter ſeine eigene Sache 
von dem Gebrauchsberechtigten gewährt erhält, der Wirkſamkeit des Vertrags nicht entgegen 
RG 11. 5. 06 111 452/05; RG Warn 1913 Nr 315), ausgenommen den Fall des Irrtums nach 
$$ 119, 121, 142, 143 Abſ 1 u. 2. Erwirbt der Mieter nachträglich das Eigentum, jo erliſcht das 
Mietverhältnis (RG 49, 286). Käufliche Übernahme der gemieteten Sache und Fortſetzung des 
Mietverhältniſſes ſchließen ſich daher aus (R 4. 11. 19 111 140/19). Wirkſamkeit eines Miet⸗ 
vertrages über fremde Sachen bei mittelbarer Stellvertretung |. RG 80, 399. Bei Schutenmiete 
im Hamburger Hafen iſt Vermieter der Schuteneigentümer, auch wenn der abſchließende Makler 
ihn dem Mieter nicht nennt (RG SeuffA 83 Nr 201). — Neben der Sache ſelbſt gelten auch 
deren weſentliche Beſtandteile (88 93, 94; RG 50, 241) und im Zweifel auch die Zubehör⸗ 
ungen (99 97, 98, RG 47, 197) als mit vermietet (RG 39, 293; RG 5. 3. 02 V 413/01). Beſondere 
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Vorſchriften über die Pacht eines Grundſtücks mit Inventar §8 586ff. Nicht minder umfaßt der 
vertragsmäßige Gebrauch die Mitbenutzung anderweiter, nicht ausdrücklich mitvermieteter Teile 
der Sache, namentlich bei vermieteten Gebäuden der Hofräume (RG 6. 6. 05 III 149/05) und 
Durchfahrten (LZ 1922, 2306), der Zugänge, Flure, Treppen und anderer Hausteile, die dem 
Mieter zur Ausübung ſeines Mietrechtes zur Verfügung ſtehen und von ihm betreten werden 
müſſen (RG Gruch 48, 901; 15. 11. 04 III 177/04) — auch auf fie erſtreckt ſich daher die ver⸗ 
tragliche Pflicht des Vermieters zur Erhaltung in einem eine Gefährdung des Mieters aus- 
ſchließenden Zuſtande (RG 6. 2. 17 III 322/17) —; ferner der Hauswände, der letzteren ins⸗ 
beſondere zur Anbringung von Firmenſchildern, nicht aber von Geſchäftsanpreiſungen beliebi⸗ 
gen Inhalts, insbeſondere nicht für hausfremde Geſchäftsbetriebe (JW 05, 3675), unter Umſtänden 
auch zur Anbringung von Fernſprechleitungen (RG 37, 212; 49, 306, aber auch LZ 1920, 
8681). Der Rund funk iſt dem Fernſprecher nicht gleichzuſtellen. Die Anbringung einer Zimmer⸗ 
antenne wird dem Mieter regelmäßig zu geſtatten ſein. Die Frage, ob dem Mieter ein Anſpruch 
auf eine Hochantenne auf dem Dache des Miethauſes zuſteht, iſt mangels einer vertraglichen 
Regelung von Fall zu Fall nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Umſtände und 
unter Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen zu entſcheiden (RG 116, 93; dazu RG JW 1928, 
25174; . aber auch HRR 1928 Nr 1194). Anſchließung an eine Elektrizitätsleitung (23 1916, 
2555). Bei großſtädtiſchen Geſchäftshäuſern darf man annehmen, daß die Miete von Geſchäfts⸗ 
räumen, mögen ſie nun im Erdgeſchoß oder in den oberen Stockwerken liegen, beim Mangel 
beſonderer Vertragsbeſtimmungen regelmäßig die Außenwand des Hauſes mitumfaßt, und zwar 
ſoweit die Wand den gemieteten Räumen entſpricht und ſich zu dem Geſchäfte entſprechenden 
Anpreiſungszwecken eignet, in den oberen Stockwerken in einer Erſtreckung von der Unterkante 
der Fenſter bis zur Unterkante der darüber befindlichen Fenſter. So weit erſtreckt ſich dann auch 
regelmäßig der Mietbeſitz (RG 80, 281). Über die Anbringung von Werbungsmitteln an einem 
Miethaus ſ. auch OLG 45, 183. Mitbenutzung des Fahrſtuhls (OLG 33, 306). — Enthält der 
Vertrag Beſtimmungen über die Gewährung einer beſtimmten Eigenſchaft neben der 
Gewährung des Raumgebrauchs, ſo iſt der Vertrag trotzdem als einheitlicher Mietvertrag (Pfand⸗ 
recht § 559 A 3) zu beurteilen. So iſt bei der Vermietung einer Wohnung mit Sammelheizung, 
Warmwaſſerverſorgung oder elektriſchem Licht oder Waſſerleitung (Seuffa 62 Nr 36), eines 
möblierten Zimmers (SeuffA 64 Nr 1), eines Fabrikraumes mit Dampfkraft, eines Raumes mit 
künſtlicher Kühlung die Gewährung der bezeichneten Eigenſchaft als eine nach dem Vertragswillen 
mit der Gewährung des Raumes untrennbar verbundene Nebenleiſtung aufzufaſſen und deren 
Vereinbarung als ein Beſtandteil des einheitlichen Mietvertrags anzuſehen (vgl. RG 33, 47; 
75, 354; JW 97, 58876; 1913, 6402; 1922, 815%; N&St 20, 417; OLG 30, 125; 39, 151; Voll 
ftredung gegen den Vermieter bei Sammelheizung, OLG 31, 130; 39, 86, 87). Dagegen enthält 
eine Vereinbarung, durch die ein Wohnzimmer vermietet und gleichzeitig die Beköſtigung ver⸗ 
ſprochen wird, zwei geſonderte Verträge. Eine ſolche Vereinbarung unterſcheidet ſich von den 
vorerwähnten Verträgen dadurch, daß die Lieferung der Beköſtigung nicht von der Raumge⸗ 
währung abhängig iſt, vielmehr auch geſondert von ihr und auch ohne ſie vereinbart werden kann 
(R JW 1913, 640%). Vgl. Vorbem 2 vor $ 535.— Dem Mieter eines Wohnhauſes kommt auch 
das ſervitutiſche Recht des Eigentümers an der das Haus berührenden ſtädtiſchen Straße zuſtatten 
(RG 36, 273; vgl. oben A 1). — Die Rechtsverhältniſſe in bezug auf Sammelheizungg- und 
Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen erfuhren eine beſondere Regelung durch 
die VO v. 22. 6. 19 (Vorbem 9 vor $ 535). Soweit der Vermieter die Anordnungen der zuſtän⸗ 
digen Behörde und die Beſtimmungen der Schiedsſtelle über die Verwendung der Heizſtoffe und 
den Betrieb der Anlagen erfüllte, waren danach ($ 8 Satz 2) weitergehende Anſprüche des Mieters 
ausgeſchloſſen. Jetzt ſind Beſtimmungen über die Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und 
Warmwaſſerverſorgung in $$ 12, 13 des Reichsmietengeſetzes getroffen; die VO v. 22. 6. 19 
iſt durch $ 24 a. a. O. und zwar auch für Mietverhältniſſe, in denen nicht die „geſetzliche Miete“ 
gilt, aufgehoben (A 5). Der Rechtsweg für den Anſpruch des Mieters gegen den Vermieter auf 
Inbetriebſetzung der Sammelheizung wird durch $$ 12 ff. NMiet& nicht ausgeſchloſſen, unbeſchadet 
des Einfluſſes einer Einſtellungsanordnung nach $ 13 auf die fachliche Begründung des Anſpruchs 
(RG 1924, 802). Wer Räume eines nur für Sammelheizung eingerichteten Hauſes ver⸗ 
mietet, hat mangels entgegenſtehender Abrede die Sammelheizung in Gang zu ſetzen und zu 
erhalten (RG 5. 1. 26.111 325/25). Über die Verpflichtungen des Mieters und des Vermieters 
in bezug auf Sammelheizung ſ. auch JW 1921, 7693; 1922 S. 2317, 8222; OLG 43, 247; 44, 277. 
Vergütung für Sammelheizung und Waſſerverſorgung als Mietzins ſ. R6 JW 1924, 801°. 

3. Verpflichtung des Mieters zur Entrichtung des vereinbarten Mietzinſes. Die Ver⸗ 
einbarung über den Mietzins gehört zu den weſentlichen Beſtandteilen des Mietvertrags. 
Iſt er für die erſte Zeit des Vertrags beſtimmt, im übrigen aber einer beſonderen Vereinbarung 
vorbehalten, jo iſt zwar nicht der ganze Vertrag ungültig, ein Mietverhältnis fir die ſpätere Zeit 
aber nicht begründet, und die Entſchädigung des Vermieters nach $ 557 zu bemeſſen (NG Seuffel 
69 Nr 30). Über den wirkſamen Abſchluß eines Mietvertrages bei Vorbehalt ſpäterer Verein 
barung über die Höhe des Mietzinſes ſ. RG 23 1914, 1027. Für die Beſtimmbarkeit des Miet- 
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oder Pachtzinſes genügt es, wenn die Durchſchnittshöhe der bei anderen Raummieten des An⸗ 
weſens eintretenden Zinsſteigerung den Verkragsmaßſtab bildet (RG 3. 6. 31 VIII 125/31). Ob 
der Mietzins ein „wertentſprechendes“ Entgelt für die Raumüberlaſſung bildet, iſt für das Vor⸗ 
liegen eines Mietvertrages nicht entſcheidend, wenn nur der (billigere) Mietzins ernſtlich als Ent⸗ 
gelt vereinbart iſt (RG 20. 11. 28 III 116/28). Der Mietzins kann nicht nur in Geld (Mietzins 
in Hundertteilen der Geſchäftseinnahmen des Mieters, R JW 1914, 4034) und anderen ver⸗ 
tretbaren Sachen, ſondern in Leiſtungen jeder Art, insbeſondere auch in Dienſten oder in der 
Hervorbringung eines beſtimmten Erfolgs beſtehen (M 2, 372), in welchen Fällen die Grundſätze 
des Dienſtvertrags (oder Werkvertrags) neben denjenigen des Mietvertrags zur teilweiſen, oder, 
wie z. B. bei der Anſtellung eines Hausmeiſters gegen freie Wohnung oder eines ſog. Zapf⸗ 
wirts mit Wohnung durch eine Brauerei, zur überwiegenden oder alleinigen Anwendung ge⸗ 
langen (BayObLG 4, 316). Der Annahme eines Mietvertrags ſteht es nicht entgegen, wenn der 
Mietzins für die ganze Mietzeit vorausbezahlt wird, oder falls er in Dienſten beſteht, dieſe fort⸗ 
laufend geleiftet werden (RG Seuffa 80 Nr 29; RG JW 1929, 28612). Der Mietzins kann ſtatt 
in regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen auch in einer einmaligen Leiſtung beſtehen; ſo auch 
in der Überlaſſung eines Hauſes oder in der niedrigeren Bemeſſung des Kaufpreiſes für ein Haus⸗ 
grundſtück, in dem der Verkäufer wohnen bleiben fol (R Warn 1927 Nr 52; R 30. 10. 25 
III 231/25). Einen beſonderen Fall des Mietentgelts bei gegenſeitiger Vermietung behandelt 
RG Seuff A 80, 181. — Einrede der Rechtskraft ſeitens des Mieters, wenn in einem Vorprozeß 
der Parteien die Beendigung der Miete für einen beſtimmten Zeitpunkt rechtskräftig feſtgeſtellt 
worden iſt, und dann der Mietzins für eine ſpätere Zeit in einem neuen Prozeſſe verlangt wird 
(RG SeuffA 60 Nr 130). — Über die Erfüllungszeit für die Zahlung des Mietzinſes ſ. $ 551. 
Der Räumungsanſpruch aus einer Verfallklauſel ſetzt Verzug, alſo Verſchulden des Mieters 
(ächters) voraus, was unter Umſtänden zu verneinen ſein kann, wenn er glaubt, zur Verweigerung 
der Zahlung, z. B. wegen Raumwuchers, berechtigt zu fein (R 10. 11. 32 VIII 254/32). Der 
Erfüllungsort beſtimmt ſich gemäß $ 269 zunächſt nach dem erklärten oder unter Berück⸗ 
ſichtigung der Umſtände anzunehmenden Willen der Parteien, insbeſondere bei Grundſtücken 
regelmäßig, wenn auch nicht notwendig, nach dem Orte, wo dem Mieter der Gebrauch gewährt 
wird (MG 140, 67; 16 23. 12. 04 III 196/04; RG JW 1919, 939°), mangels folder Feſtſetzung 
aber nach dem Orte, an dem der Mieter zur Zeit der Entſtehung des Mietverhältniſſes ſeinen 
Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung hatte. Daneben beſteht die Überbringungs⸗ oder 
Überſendungspflicht des Mieters für Geldzahlungen nach $ 270 (Bringſchuld). Über die Hinter- 
legung geſchuldeten Mietzinſes |. $ 372. Verjährung ſ. $ 196 Nr 6, $ 197. Das Vermieten von 
Wohnungen durch den Hauseigentümer iſt in der Regel kein Gewerbebetrieb im Sinne von 
9196 Nr 1 (RG JW 1919, 105). — Wegen der Beſchlagnahme von Mietzinſen vgl. 98 1123, 1124. 
Beſondere Fälle: Über die ausnahmsweiſe Wirkſamkeit des von einem Minde rjährigen 
Ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters abgeſchloſſenen Mietvertrags ſ. $ 110. Über die 
Haftpflicht Dritter für den rückſtändigen Mietzins aus dem von einem Minderjährigen (Hand- 
lungsgehilfen, Studenten uſw.) ſelbſtändig abgeſchloſſenen Mietvertrag nach den Grundſätzen 
— Geſchäftsführung ohne Auftrag ſ. $ 683 und der Unterhaltspflicht ſ. 99 1601, 1602, 1610. — 
mehreren Vermietern, insbeſondere den vermietenden Miteigentümern eines Grundſtücks, 
ehen die Mietzinſen gemeinſam zu. Die Mietzinſen können daher von ihnen nur gemeinſam 
eingezogen und nicht (auch nicht anteilig) von einem Miteigentümer abgetreten, auch nicht vom 
läubiger nur eines Miteigentümers gepfändet werden (RG 89, 176; OLG 17, 1; 20, 107; 
3, 98; SeuffA 68 Nr 8; a. M. OLG 5, 26; 12, 66 [S 420]). — Mehrere Mieter, die gemein- 
ſchaftlich ein Grundſtück gemietet haben, auch Ehegatten, ſind in ihren Rechten Mitgläubiger im 
Sinne des $ 432, in ihren Pflichten Geſamtſchuldner. Aus der Unteilbarkeit des Mietverhältniſſes 
folgt, daß, wenn die Mieter gemeinſchaftlich klagen, über die Dauer des Mietverhältniſſes nur 
enheitlich entſchieden werden kann, nicht aber, daß fie nur gemeinſchaftlich klagen können (RG 
Gruch 59, 469). Auch die Rückgabepflicht mehrerer Mieter iſt eine Geſamtſchuld ($ 431), die 
gegen jeden Schuldner beſonders geltend gemacht werden kann (RG 89, 207; OLG 30, 4: Räu- 
mungspflicht der Ehefrau); vgl. auch Seuffü 75 Nr 175 (Räumung einer von beiden Eheleuten 
gemieteten Wohnung auf Grund eines nur gegen den Mann lautenden Titels). Anwendung 
3 $ 139 bei Geſchäftsunfähigkeit eines Mitpächters RG 99, 52. Über das Rechtsverhältnis 
zwwiſchen dem Vermieter und dem Mieter, an deſſen Stelle unter Fortdauer feiner Haftung ein 
ter Mieter in den Mietvertrag eingetreten iſt, ſ. RG 102, 398. Über die Aufhebung eines 
Mietvertrags nach Abtretung der Vermieteranſprüche auf den Mietzins an Dritte |. HRR 1932 
Nr 06. — Die Ehefrau des Mieters, die den Mietvertrag mit unterſchrieben hat, haftet als 
lamtſchuldnerin, kann aber, je nach den Umſtänden (OLG 33, 316), auch Mieterin mit allen 
echten und Pflichten einer ſolchen ſein, was wegen des Pfandrechts an ihren eingebrachten 
cen von beſonderer Bedeutung iſt. Vgl. auch OLG 33 S. 316, 317. N , 
2 ür die Be meſſung des Mietzinſes iſt nach $ 535 ebenſo wie für den Pachtzins nach 
3.1 Abſ 2 grundſätzlich die Vereinbarung der Vertragsteile maßgebend; von 
ihr hängt auch eine Anderung, insbeſondere Erhöhung ab. Die Veränderung der wirtſchaftlichen 
Mie 
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Verhältniſſe in der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit machte weittragende Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze erforderlich. Eine anderweite Beſtimmung konnte namentlich durch die Miet⸗ und 
Pachteinigungsämter vorgenommen werden, ſo durch das Mieteinigungsamt eine Erhöhung 
des Mietzinſes bei der Entſcheidung über die Fortſetzung eines gekündigten und über die Ver⸗ 
längerung eines ohne Kündigung ablaufenden Mietverhältniſſes nach § 2 (nicht bei laufenden 
Verträgen, SeuffA 78 Nr 122), eine Herabſetzung des den üblichen und angemeſſenen Betrag 
überſteigenden Mietzinſes bei neuen Vertragsſchlüſſen nach § 5 der Mieterſchutzverordnung, 
die Feſtſetzung des Mietzinſes nach $ 3 ebenda und nach $$ 4, 5 der Wohnungsmangelverordnung, 
durch das Pachteinigungsamt eine anderweite Feſtſetzung des Pachtzinſes nach $ 1 der Pacht- 
ſchutzordnung (Vorbem 9). Daneben und hiervon unabhängig aber machte die ungeahnte Um⸗ 
wälzung aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die durch den Krieg und ſeinen unglücklichen Ausgang 
hervorgerufen worden iſt, ein Eingreifen der Gerichte überall da erforderlich, wo eine unver⸗ 
änderte Durchführung beſtehender, insbeſondere langfriſtiger Verträge zu einem gegen Treu 
und Glauben verſtoßenden Mißverhältniſſe zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, alſo zu dem 
Gegenteil deſſen geführt haben würde, was von den Vertragsteilen urſprünglich beabſichtigt war. 
Auf dieſem Gedanken beruhte auch die Entſcheidung des III. ZS des Reichsgerichts v. 21. 9. 20 
in RG 100, 129, worin der Standpunkt eines Vermieters für berechtigt erklärt wurde, der ſich 
in einem mehrjährigen Mietvertrage zur Abgabe von Waſſerdampf für gewerbliche Zwecke ver⸗ 
pflichtet hatte, wegen der weſentlich veränderten Verhältniſſe auf dem Kohlen- und Arbeitsmarkt 
aber eine angemeſſene Erhöhung des Dampfpreiſes verlangte. Die Entſcheidung ſtellte, inſofern 
von der bisherigen Rechtſprechung abweichend und ſie erweiternd, unter dem Geſichtspunkt einer 
beſchränkten elausula rebus sic stantibus der Möglichkeit einer Vertragsaufhebung eine Ande⸗ 
rung einzelner Vertragsbeſtimmungen bei Fortbeſtand des Vertrags an die 
Seite, hielt aber im übrigen an dem Grundſatze, daß Verträge zu wahren find (vgl. RG 99, 258), 
feſt und erklärt deshalb eine Ausnahme nur unter der dreifachen Beſchränkung für zuläſſig, daß 
beide Vertragsteile das Vertragsverhältnis mit ihrem Willen fortſetzen, daß es ſich um eine ganz 
beſonders ausnahmsweiſe Neugeſtaltung und Anderung der Verhältniſſe handle, und daß ein 
Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen ftattfinden müſſe. Dieſe Beſchränkung eines richterlichen 
Eingreifens wurde in Rc 100, 134 nochmals beſonders hervorgehoben und bildete auch die Richt⸗ 
linie für ſpätere Entſcheidungen; f. für Miete RG Gruch 65, 469, für Pacht RG 104, 218. Darüber 
hinaus iſt dann aber für Pachtverhältniſſe in der neueren Rechtſprechung als Grundſatz anerkannt 
worden, daß der Verpächter eine Löſung des Vertrags wegen Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe nicht verlangen kann, ſolange noch ein billiger Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen 
im Wege der Erhöhung des Pachtzinſes durch Pachteinigungsamt oder Gericht möglich iſt (NG 
107, 151). Gegenüber der durch die Mieterſchutzvorſchriften gegebenen Möglichkeit einer Aus⸗ 
gleichung der beiderſeitigen Intereſſen war dem Vermieter ſchon für die Zeit vor dem Reichs⸗ 
mietengeſetz eine Löſung des Mietverhältniſſes aus dem Geſichtspunkt der elausula rebus sie 
stantibus verſagt worden (RG 26. 6. 23 111 816/22). Erſt recht muß dies gelten für den Bereich 
des Reichsmietengeſetzes mit ſeiner allgemeinen Anpaſſung des Mietzinſes an die veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch die Einführung einer geſetzlichen Miete; darüber A 5. Mit 
der Erkenntnis, daß die Veränderung der Verhältniſſe nicht in einer Werterhöhung der Sach⸗ 
leiſtung, ſondern in einer Wertminderung der Geldleiſtung begründet ſei, tritt an die Stelle des 
nur ausnahmsweiſe verwendeten Geſichtspunktes der elausula rebus sie stantibus der allgemeine 
Gedanke der Aufwertung (darüber § 242 A 5). Eine Aufwertung des in Papiermark verein- 
barten Mietzinſes entfällt, wenn die Vertragsteile von der ihnen eröffneten Möglichkeit einer 
Berufung auf die geſetzliche Miete Gebrauch machen; fie bleibt aber möglich, wenn und ſoweit 
letzteres nicht geſchieht (RG 126, 317; RG JW 1931, 22975; vgl. auch R JW 1927, 579 und 
HRR 1929 Nr 1323). Die Aufwertung eines wertbeſtändig geregelten Mietzinſes ift ausgeſchloſſen 
(RG JW 1930, 33106; 1931, 180012). Iſt aber die Regelung nur für die Zeit des Währungsver⸗ 
falls getroffen, dann kann nach deſſen Beendigung die Feſtſetzung einer angemeſſenen Miete 
verlangt werden (RG HRR 1931 Nr 5). Zur Frage der Aufwertung eines in ausländiſcher 
Währung vereinbarten, effektiv zu zahlenden Mietzinſes ſ. RG 125, 3. 

Über Mietwucher ſ. Vorbem 5 vor $ 535. 

4. Der Mieter iſt ohne (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) Vereinbarung nicht zur Abnahme 
und zum Gebrauch der Mietſache verpflichtet (RF 108, 369; 115, 17; 138 S. 197, 202; HRR 
1929 Nr 1208). Ablehnung der Annahme begründet daher in der Regel nur Annahmeverzug 
(88 293 ff.). Eine Gebrauchsverpflichtung in anderem Sinne kann ſich auch aus der im folgenden 
erwähnten Obhutspflicht des Mieters (Pächters) ergeben (RG 138, 197). Nimmt der Mieter 
die Mietſache aber in Gebrauch, dann muß er ſich dabei in den vertraglichen Grenzen halten. 
Er iſt zur Obhut und damit auch zu einer ſchonenden und pfleglichen Behandlung der 
Mietſache verpflichtet (MG 84, 222; 87, 276; 93, 40). Iſt eine Wohnung gemietet, fo erſtreckt 
ſich die Obhut des Mieters nicht nur auf die Wohnung ſelbſt, ſondern auch auf ihre Zugänge, 
überhaupt auf alle Räume, an denen ihm vertraglich die Benutzung oder auch nur Mit benutzung 
zuſteht, einſchließlich der Treppe und des Treppenflurs; er iſt daher z. B. für eine Be ſchädigung 
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dieſer letzteren Räume beim Fortſchaffen von durch ihn verkauften Sachen im Verhältnis zum 
Vermieter verantwortlich, mag auch das Fortſchaffen nicht durch den Mieter, ſondern durch den 
Käufer und deſſen Beauftragte geſchehen fein (RG 106, 133). Verletzt der Mieter die aus der 
Obhut ſich ergebenden Pflichten, ſo iſt der Vermieter zum Anſpruch auf Unterlaſſung ($ 550), 
zur Kündigung ($ 553) und bei Verſchulden ($$ 276, 278) zum Anſpruch auf Schadenserſatz ($ 548 
A 1) berechtigt. Der Mieter haftet dabei nach $ 278 für das Verſchulden feiner Angehörigen, 
Dienſtboten, Angeftellten, gewerblichen Arbeiter, wenn fie in Ausübung des ihnen anver⸗ 
trauten (unſelbſtändigen) Mitgebrauches, nicht nur bei Gelegenheit dieſer Ausübung, Schaden 
verurſachen, für ein pflichtwidriges Verhalten ſeiner Angeſtellten daher nur, wenn es in einem 
urſächlichen Zuſammenhang mit den ihnen übertragenen Arbeitsleiſtungen ſteht (RG 84, 222: 
87, 276 auch 63, 341], OLG 16, 423; 20, 110; 27, 146; 33, 309). Das gleiche muß für ein Ver⸗ 
ſchulden der Gäſte des Mieters und aller Perſonen gelten, durch die er eine Verrichtung in den 
Mie träumen vornehmen läßt. Seine Haftung für Perſonen, denen er den ſelbſtändigen Ge⸗ 
brauch der Mietſache oder eines Teiles überläßt, ergibt ſich aus § 549 Abſ 2. Eine Folge der Ob⸗ 
hutspflicht ſ. $ 545. — Über die Verpflichtung des Mieters zur Rückgabe der Mietsache ſ. 85 556, 557. 
6. Einen erheblichen Eingriff in die vertragliche Regelung des Mietzinſes bedeutet für die 
Miete von Gebäuden und Gebäudeteilen das Reichsmietengeſetz v. 24. 3. 22, RGBl 273 
(Entw. mit Begr. Reichstag 1920/21 Druckſ Nr 2052), dazu die Anderungen durch Geſ. v. 29. 6. 26, 
RG Bl 1317 Art VIII: Gef. v. 10. 7. 26, RG Bl. 1403; Gef. v. 14. 2. 28, RGBl 1 21); neue Faſſung 
b. 20. 2. 28 (RGBl 138). Dazu Not VO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap III § 23, Kap IV Art II (RGBl ! 
517, 596, 598) und Not O v. 8. 12. 31 Teil II Kap IV Art VIII (RG Bl 1 699, 709). Das Geſetz, 
deſſen Geltungsdauer wiederholt verlängert worden ift, geht zwar von der grundſätzlichen Vertrags⸗ 
freiheit der Beteiligten aus, ſpricht aber jedem Vertragsteil das nach § 19 (dazu auch R JW 1927, 
14061) unverzichtbare Recht zu, jederzeit dem andern ſchriftlich zu erklären, daß die Höhe des 
Mietzinſes nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes berechnet werden folle, und dadurch zu bewirken, 
daß dieſe geſetzliche Miete von dem erſten Termin ab, für den die Kündigung nach § 565 BGB 
zuläſſig fein würde, an die Stelle des vereinbarten (auch eines wertbeſtändig feſtgelegten, RG 
Warn 1926 Nr 108, nicht eines im voraus gezahlten, RG SeuffA 79 Nr 23; RG JW 1929, 28612) 
oder durch das Mieteinigungsamt feſtgeſetzten oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften zu 
berechnenden Mietzinſes tritt ($ 1 Abſ 1, 5). Wird die Erklärung von dem Mieter nach dem 
15. 7. 26 abgegeben, ſo hat ſie ferner die Wirkung, daß der Vertrag als auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen gilt ($ 1 Abſ 1 Satz 3 in der Faſſung des Gef. v. 10. 7. 26). Das Anderungsgeſetz v. 
14. 2. 28 beſtimmt, daß die letztere Wirkung nur „auf Verlangen des Vermieters“ eintrete; dieſe 
Beſtimmung hat rückwirkende Kraft (R 124, 225). Danach ſteht es im Belieben der Vertrags ⸗ 
zeile (des Mieters wie des Vermieters), ob ſie von der geſetzlichen Miete Gebrauch machen oder 
det der vertraglichen Regelung bleiben wollen (RG Warn 1926 Nr 108). Den Vertragsteilen 
bleibt auch unbenommen, neue Vereinbarungen über den Mietzins zu treffen (RG 120, 21). 
Vereinbarungen ſind aber nur ſo lange wirkſam, als beide Teile daran feſthalten wollen, 
gerlangt ein Teil die geſetzliche Miete, jo muß der andere ſich dieſem Verlangen fügen (RG 108, 
312). Dies gilt auch, wenn eine „Friedensmiete“ vereinbart iſt; auch ſie iſt eine vereinbarte Miete, 
ihre Nachprüfung und Zurückführung auf die geſetzliche Miete bleibt jedem Vertragsteil jederzei! 
ſteigeſtellt (RG Warn 1929 Nr 134; R6 23. 4. 26 I11 612/25); OLG 44 S. 266, 267). Doch hat 
das Mieteinigungsamt auf Verlangen der Gemeindebehörde Mietzinsvereinbarungen nachzu⸗ 
die len und, wenn der vereinbarte Mietzins eine ſchwere Unbilligkeit darſtellt, an ſeiner Stelle 
de gejepliche Miete feſtzuſetzen; es kann auch durch die oberſte Landesbehörde ermächtigt werden, 
ſolche Nachprüfungen und Feſtſetzungen vom Amts wegen vorzunehmen ($ 1 Abſ 3, 4). Ferner 
aun die oberſte Landesbehörde nach Anhörung des Reichsarbeitsminiſters anordnen, daß für 
as Land oder für beſtimmte Gemeinden oder Gemeindeteile die geſetzliche Miete für alle (über- 
haupt unter das Geſetz fallenden) Mietverhältniſſe gelten ſoll; ſie kann in gleicher Weiſe auch 
anordnen, daß beſtimmte Gemeinden oder Gemeindeteile oder beſtimmte Arten von Mieträumen 
von den Beſtimmungen des Geſetzes auszunehmen find ($ 22, dazu $ 22a und RG JW 1926, 
15507; 1929, 28645, 28695, 287111, 32231, 323411, 323612). In beſtimmten Fällen iſt eine Ber 
aufung auf die geſetzliche Miete nicht zuläffig, |. $ 1a, eingefügt durch Not VD v. 1. 12. 30 Teil 7 
Kap IV Art III (RG Bl! 598). Die geſetzliche Miete, über deren Höhe im Streitfalle das Miet- 
eimigungsamt entſcheidet (5 1 Abſ 2, $ 15), ſetzt ſich zuſammen aus einer Grund miete, die mit 
gewiſſen Abzügen nach der für den 1. Juli 1914 maßgebenden Friedensmie te berechnet wird, 
und aus Zuſchlägen für die Steigerung der Zinſen der üblichen Belaſtung des Grundſtücks 
ſowie der Koſten der Erneuerung dieſer Belaſtung, ferner für die Betriebskoſten und für die 
„often der laufenden Inſtandſetzungsarbeiten (592—6), wozu unter Umſtänden noch beſondere Zu⸗ 
ſchläge für gewerbliche Betriebe kommen (8 10). Zur Schaffung von Mitteln für die jog. großen Au. 
ſtandſetzungsarbeiten (55) find weitere Zuſchläge vorgeſehen (887,9; zu 99 . RG JW 1924, 1962): 
bed die allgemeine Zwangsbefugnis der Gemeinde, notwendige große Inſtandſetzungsarbeiten 
3e Säumnis des Vermieters ſelbſt vorzunehmen ($ 8; zu 99 8, 9 f. RG Warn 1923/24 Nr 154). 
Die Friedensmiete iſt ein geſetzlich feſtſtehender Begriff (8 2); die Vertragsteile find nicht in der 
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Lage, eine „Friedensmiete“ mit der Wirkung zu vereinbaren, daß fie als ſolche im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes für beide Teile bindend iſt und deren Recht aus § 1 ausſchließt (RG 120, 21; 124, 225; 
RG Warn 1926 Nr 108, 1927 Nr 141; 1928 Nr 110; 1930 Nr 62; R6 HR 1929 Nr 1835). Das 
gleiche gilt für den Begriff geſetzliche Miete“; vertragliche Abweichungen von der geſetzlichen Be⸗ 
rechnungsweiſe begründen Vertragsmiete, die nur ſolange gilt, als fie nicht auf dem Wege des Ge⸗ 
ſetzes durch die geſetzliche Miete erſetzt wird (NG JW 1930, 32124). Rückwirkende Kraft eines Be⸗ 
ſchluſſes, durch den das Mieteinigungsamt die von ihm früher getroffene Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete ändert, |. RG 119 S. 372 u. 377. Die Befreiung eines vermieteten Grundſtücks von der 
Grundvermögen- und Hauszinsſteuer kommt bei geſetzlicher Miete dem vermietenden Hauseigen⸗ 
tümer, nicht dem Mieter zugute (RG JW 1929, 29321). Über Friedensmiete als (zugeficherte) Eigen⸗ 
ſchaft eines verkauften Grundſtücks ſ. RG 3. 12. 28 VI 227/28. Die Koſten der Heizſtoffe für 
Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung ſowie für andere von der oberſten Landes⸗ 
behörde beſtimmte Nebenleiſtungen find getrennt zu berechnen ($ 12); über vollftänbige oder teil- 
weiſe Einſtellung der Sammelheizung oder Warmwaſſerverſorgung, gleichviel ob ein Mietzins ver⸗ 
einbart oder die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, ſ. $ 13. Die Verordnung über Sammelheizung 
und Warmwaſſerverſorgungsanlagen (Vorbem 9 vor § 535) iſt, und zwar auch für Mietverhältniſſe, in 
denen nicht die geſetzliche Miete gilt, aufgehoben ($ 24). Über eine Zuſatzmiete bei baulichen Ver⸗ 
änderungen, die nach dem 1. 7. 26 mit Zuſtimmung des Mieters oder der Mehrheit der beteiligten 
Mieter an einem Gebäude oder Gebäudeteile vorgenommen find, ſ. $ 13a (eingefügt durch Geſ. 
v. 10. 7. 26). Auch bei der Untermiete kann die vereinbarte Miete durch die geſetzliche erſetzt 
werden; nur geſchieht ihre Berechnung nicht nach 88 2ff., ſondern nach $ 14. Die Entſchei⸗ 
dungen des Mieteinigungsamts gelten als vereinbarte Beſtimmungen des 
Mietvertrags ($ 15). Sie können daher regelmäßig auch durch Vereinbarung geändert werden. 
Ohne ſolche Anderung bleiben ſie für die Beteiligten maßgebend und ebenſo für das Ge⸗ 
richt, das im Streitfalle über eine von der Entſcheidung des Mieteinigungsamts berührte Frage 
zu entſcheiden hat (RG 140, 144). Vorausſetzung ift dabei allerdings, daß das Mieteini- 
gungsamt die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit eingehalten hat. Ob dies zutrifft, hat 
das Gericht zu prüfen; eine weitere Nachprüfung, insbeſondere in bezug auf die Ordnungsmäßig⸗ 
keit des Verfahrens und die Beſetzung des Mieteinigungsamts ſteht ihm nicht zu (vgl. RG 101, 
115, auch S. 53, RG JW 1933, 1318" und § 553 A 1). Die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete iſt 
ausſchließlich Sache der Mieteinigungsämter; das Gericht iſt dazu auch dann nicht berufen, wenn 
das Mieteinigungsamt fie zu Unrecht abgelehnt hat (R JW 1926, 19494; 1929, 28635). Die 
Entſcheidung darüber, ob das Reichsmietengeſetz auf den Mietgegenſtand überhaupt anzuwenden 
iſt, gehört zur Zuſtändigkeit nicht des Mieteinigungsamts, ſondern des Gerichts, das durch einen 
abweichenden Ausſpruch des Mieteinigungsamts nicht gebunden wird (RG JW 1927, 19232; 
ſ. auch HRR 1931 Nr 1524). Über Aufhebung und Anderung von Entſcheidungen des Miet⸗ 
einigungsamts durch dieſes ſelbſt |. RG 103, 314. Von beſonderer Bedeutung iſt noch, daß, zur 
nächſt als freiwillige Einrichtung gedacht und auch für Mietverhältniſſe mit vereinbarter Miete 
zuläſſig, Mietervertretungen vorgeſehen ſind, die das Einvernehmen zwiſchen den Mietern 
und dem Vermieter fördern, ſowie Forderungen und Maßnahmen, die den gemeinſamen In⸗ 
tereſſen der Vertragsteile oder dem Gemeinintereſſe nachteilig ſind, verhüten ſollen und zu dieſem 
Zwecke gewiſſe Antrags-, auch Mitwirkungs- und Aufſichtsrechte haben ($ 17). Für die Einzel⸗ 
heiten muß hier auf das Geſetz ſelbſt und die ſehr wichtigen (landesrechtlichen) Ausflührungs⸗ 
vorſchriften verwieſen werden. Eine Aufwertung nach allgemeinen Aufwertungsgrundſätzen iſt, 
ſoweit die geſetzliche Miete Platz greift, ausgeſchloſſen (RG JW 1927, 580°). Zur Frage, in welchem 
Umfang die geſetzliche Miete gepfändet werden kann, |. Stein ZPO $ 851 II, Seuffa 81 Nr 38, 
2 196, auch LZ 1926, 3472; JW 1927, 1392 ff.; gegen KGBl 1924, 115; 1925, 89; 

Was fein Verhältnis zu den Vorſchriften des BGB über die Miete betrifft, jo 
regelt das Geſetz, das ſpäteſtens am 1. Juli 1922 in Kraft getreten iſt und mit dem 1. Juli 1926 
außer Kraft treten ſoll (524), in der Hauptſache die Bildung des Mietzinſes und läßt deshalb 
auch innerhalb ſeines Anwendungsgebiets die ſonſtigen Rechte und Pflichten aus dem Miet⸗ 
vertrag an ſich unberührt. Da jedoch der Vermieter in der geſetzlichen Miete Zuſchläge für De 
triebskoſten und für Inſtandſetzungsarbeiten erhält, beſteht kein Grund, inſoweit Belaſtungen 
des Mieters aufrechtzuerhalten. Tritt alſo die geſetzliche Miete an die Stelle des vereinbarten 
Mietzinſes, fo richtet ſich, wie § 20 beſtimmt, die Verpflichtung zur Tragung der Ber 
triebskoſten und zur Inſtandhaltung des Mietraums nur nach den Vorſchriften 
des BOB, das (vgl. 88 536, 546, 548) die Sorge hierfür grundsätzlich dem Vermieter zuweiſt. 
Die nach dem BGB begründete Inſtandſetzungspflicht trifft den Vermieter auch dann, wenn fie 
Aufwendungen erfordert, die durch die Mietvergutung und die Zuſchläge für Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten nicht gedeckt werden (RG 115, 277; RG Bayg 1923, 209). Vertragliche Verpflichtungen, 
die der Mieter in dieſer Beziehung übernommen hat, z. B. zur Vornahme der nötigen Aus⸗ 
beſſerungen, erlöſchen ohne weiteres. Außerdem erliſcht aber auch jede andere nach dem 
BGB nicht begründete Verpflichtung des Vermieters oder Mieters, z. B. die 
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des Mieters zum Reinigen der Hof⸗ und Treppenräume oder des Bürgerſteigs, ſofern ſie auf 
die Feſtſetzung des Mietzinſes offenbar von Einfluß war. Im übrigen bleiben die 
beiderſeitigen Rechte und Pflichten, mögen ſie auf Geſetz oder Vertrag beruhen, auch nach Ein⸗ 
führung der geſetzlichen Miete beftehen. Zu beachten ift auch, daß $ 20 nur ſolche Nebenleiſtungen 
erfaßt, die ſich aus dem Verhältnis der Beteiligten als Vermieter und Mieter ergeben und in 
unmittelbarer Beziehung zur Überlaſſung und zum Gebrauch der Mietſache ſtehen, nicht z. B. 
9 15 wenn auch unter den nämlichen Beteiligten vereinbarte Beſchlagnahmeentſchädigung 
115, 47). 

Das Reichsmietengeſetz gilt aber überhaupt nur für die Miete von Gebäuden und 
Gebäudeteilen ($ 1), nicht für die Miete anderer Gegenſtände, noch weniger (ſ. übrigens 
$ 19 Abſ 2) für Vertragsverhältniſſe, die nicht unter den Begriff der Miete fallen, jo nicht für 
die Pacht, auch nicht für Dienſtverhältniſſe mit Überlaſſung von Wohnräumen an den Dienſt⸗ 
pflichtigen, wie z. B. einen Hausmeiſter (. oben A 3), ebenſo nicht für dingliche Wohnungsrechte 
(8 1093); die Möglichkeit, ein ſolches Wohnungsrecht zu begründen, ift weder durch dieſes Geſetz 
noch durch die ſonſtige Mieterſchutzgeſetzgebung beſeitigt (NG ZW 1927, 19221; 1931, 23632 
RG SeuffA 83 Nr 69). Die Benutzung von Dienſtwohnungen durch öffentliche Beamte beſtimmt 
ſich nach dem öffentlichen Dienſtrecht (vgl. RG 105, 46). Darüber hinaus geht die Ausſchließung 
der Anwendung des Geſetzes für Räume in Gebäuden des Reiches, eines Landes oder einer 
ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes (8 16 Abſ 1 Satz 2, dazu RG 111, 8; RG Bay g 
1927, 322; SeuffA 78 Nr 123 und für die Reichsbahngeſellſchaft R JW 1927, 19235). Für 
Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig im Sinne der NotVOO v. I. 12. 30 anerkannt find, 
ſ. § 16 Abſ 1 Satz 3 i. d. Faſſung dieſer Not VO Teil 7 Kap III § 23 (RGBl 1 596), dazu Ausf VO 
b. 20. 3. 31 (RGBBl 1 73). Nach § 16 Abſ 1 Satz 1, jetzt in der Faſſung der NotVoO v. 8. 12. 31 Teil 2 
Kap IV Art III (RGBl 1 709), endlich findet das Geſetz keine Anwendung auf Neubauten oder 
durch Um⸗ und Einbauten neugeſchaffene Räume, die nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig 
geworden find oder künftig bezugsfertig werden; ſeine Vorſchriften gelten auch nicht bei Teilung 
einer Wohnung und bei Ausbau von Gewerberäumen. Über den Begriff „durch Um⸗ oder Ein⸗ 
bauten neu geſchaffene Räume“ ſ. RG 115, 220; 121, 212; RG JW 1928 S. 252410, 2525"; 
RG RR 1932 Nr 240; R Warn 1926 Nr 8; OLG 44, 5. Aufwertung des Mietzinſes bei ſolchen 
Räumen ſ. RG JW 1929, 287010. Auf Neubauten, die mit Zuſchüſſen aus den für die Wieder⸗ 
herſtellung der während des Kriegs zerſtörten Gebiete bereitgeſtellten Mitteln errichtet find, if 
das Geſetz anzuwenden ($ 16 Abj 2). — Soweit hiernach eine Anwendung des Reichsmieten⸗ 
geſetzes nicht von vornherein ausgeſchloſſen ift, kann die geſetzliche Miete auch ein Grundſtücks⸗ 
käufer fordern, der im Kaufvertrag die Verpflichtung übernommen hat, den Verkäufer während 
einer Reihe von Jahren gegen eine beſtimmte Jahresvergütung in dem Grundſtück wohnen zu 
laſſen (RG 108, 312; RG Warn 1925 Nr 53; . aber auch SeuffA 81 Nr 66); dies auch dann, wenn 
der Kaufpreis mit Rückſicht auf das Mietrecht beſonders niedrig bemeſſen iſt (R ZW 1926, 
19494; 1927 S. 579, 580; RG Warn 1927 Nr 36, 54; f. jedoch auch RG Seuffa 80 Nr 150; OL 
46 S. 118, 119). Zur Frage, ob in ſolchem Falle der Mieter in ſeiner Eigenſchaft als Verkäufer 
eine ausgleichende Erhöhung des Kaufpreiſes verlangen kann, |. RG 121, 141. 

Von Bedeutung für die Bemeſſung der geſetzlichen Miete find auch die Beſtimmungen über den 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken, ſ. 3. StNot VO v. 14. 2. 24, 
RGBl 1 74 Art III B 88 26ff. mit Anderungen (vgl. RGBl 1925 1 256ff.), jetzt das Geſetz über den 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken in der Faſſung vom 1. 6. 26 (RGBl I 251). 
Dazu NG 120, 21. Nach $ 2 dieſes Geſetzes find, wie ſchon nach der 3. StNot Vo, die Länder 
ermächtigt, die Mietzinsbildung abweichend von den Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes zu 
regeln. Soll dabei vom bürgerlichen Rechte in anderer Weiſe abgewichen werden, als im Reichs ⸗ 
mietengeſetze vorgeſehen iſt, ſo bedarf es der Zuſtimmung der Reichsregierung, die inſoweit mit 
Zustimmung des Reichsrats Grundſätze aufftellen kann. Nach $ ſetzt die Reichsregierung mit 
Zuſtimmung des Reichsrats die Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete im Reiche einheitlich feſt (vgl. 
BD v. 11. 3. 27, RG Bl 1 72). Für den Fall, daß die dem Geldentwertungsausgleich dienende 
Beſteuerung des bebauten Grundbeſitzes in Form einer beſonderen Aufwertungsſteuer geſchieht, 
ſtellt g 7 allgemein Grundſätze auf, die auch die Mietzinsbildung berühren. 

Das Anwendungsgebiet des Reichsmietengeſetzes hat durch die auf Grund des $ 22 (j. oben Ab] 
J) ergangenen landesrechtlichen Lockerungsvorſchriften eine weitgehende Einſchränkung 
erfahren (dazu R HAN 1929 Nr 391, 395, 397, 615; 1932 Nr 1200). Reichsrechtliche Einſchrän⸗ 
zungen enthalten die Notverordnungen vom 1. 12. 30 und 8. 12. 31. Nach der Noli O v. 1. 12. 30 
Teil 7 Kap IV Art II (RGBl I 517, 598) gilt das Reichsmietengeſetz lebenſo wie das Mieter⸗ 
ſchutzgeſetz ſeit 1. 4. 31 nicht mehr für Mietverträge, die über freigewordene oder freiwerdende 

äume neu abgeſchloſſen werden, ſoweit dieſe beim Vertragsſchluß einer Inanſpruchnahme auf 
rund des Wohnungsmangel®. nicht unterliegen. Die Länder können eine andere Art des Abbaus 
wählen. Nach der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art I (MOBIL I 699, 708) gilt das Reichs⸗ 
mietengeſet (ebenfo wie das Mieterſchutzgeſetz) nicht ſür Mietverhältniſſe über Wohnungen, deren 
Jahresfriedensmiete gewiſſe örtlich verſchiedene Beträge überſteigt, auch nicht für Geſchäftsraume, 
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es müßte denn ſein, daß ſie Teile einer Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit ſolchen vermietet ſind, und die Friedensmiete für die 
Wohn⸗ und Geſchäftsräume zuſammen hinter den bezeichneten Beträgen zurückbleibt. Wie ſich 
aus der NotVO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II in Verbindung mit der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 
Kap IV Art VIII (RGBl I 699, 709) und dem Umſtand, daß eine ſoziale Ausgeſtaltung des Miet- 
rechts des BGB bis jetzt nicht ſtattgefunden hat, ergibt, iſt das Reichsmietengeſetz (ebenſo wie 
das Mieterſchutzgeſetz) auch über den 31. 3. 33 hinaus in Geltung geblieben, während das Woh⸗ 
nungsmangelgeſetz am 1. 4. 33 außer Kraft getreten iſt. 


8 536 


Der Vermieter hat die vermietete Sache dem Mieter in einem zu dem ver⸗ 
tragsmäßigen Gebrauche !) geeigneten Zuſtande zu überlaffen ?) und fie während 
der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten ). 

EI 604 II 481; M 2 372, 373; P 2 130. 

1. Zu dem vertragsmäßigen (nicht dem gewöhnlichen) Gebrauche. Auf Überlaſſung und fort⸗ 
dauernde Gewährung der Mietſache in einem zu dieſem Gebrauche geeigneten Zuſtande hat der 
Mieter ein Klagerecht (RG JW ͤ 06, 3335), neben dem beim Vorhandenſein der weiteren Voraus⸗ 
ſetzungen auch die in § 537, 538, 547 feſtgeſtellten Anſprüche in Betracht kommen können. Der 
Mieter kaun die Unterhaltung der Mietſache auch im Wege einſtweiliger Verfügung erzwingen. 
Er iſt befugt, bei mangelhafter Unterhaltung einen entſprechenden Teil des Mietzinſes zurück⸗ 
zube halten (RG 23. 3. 06 III 524/05). Wer Räume zum Betrieb einer Schankwirtſchaft ver- 
mietet (verpachtet), muß ſie in einem Zuſtand überlaſſen und erhalten, daß ſie für dieſen Betrieb 
geeignet ſind, insbeſondere auch den polizeilichen Anforderungen genügen. Er muß daher unter 
Umſtänden auch bauliche Anderungen vornehmen, von denen die Polizeibehörde die Erteilung 
der Schankerlaubnis an den Mieter abhängig macht (RG 94, 138). Durch die Vereinbarung, 
er vermiete die Räume ſo, wie er ſie bisher benutzt habe, wird nur die geſetzliche Haftung für ſolche 
Mängel erlaſſen, die beim Vertragsſchluß für den Mieter erſichtlich waren (NG 94, 138). Der 
für den vertragsmäßigen Gebrauch geeignete Zuſtand iſt im einzelnen Falle nach der Ortsſitte, 
dem Zweck und dem Preiſe der Mieträume zu beurteilen. Jeder Mieter, auch der einer kleinen 
Dorfwohnung, kann aber verlangen, daß er durch die verkragsmäßige Benutzung der Räume, 
die er zur Ausübung ſeines Mietrechts betreten muß, nicht an Körper und Geſundheit 
gefährdet wird. Ortsgebräuche, wonach ſicherheitsgefährliche Treppen, ſchadhafte Bodendielen 
uſw. als erlaubt gelten, find unbeachtlich (RG 90, 65). Hat der Mieter den gefährlichen Zuſtand ge⸗ 
rügt, jo bedeutet die Unterlaſſung eines Widerſpruches gegen die Hinausſchiebung der Bejeitigung 
des Mangels keinen Verzicht, auch nicht einen einſtweiligen, auf die aus der Ordnungswidrigkeit 
ſich ergebenden Rechte des Mieters (RG 89, 384; 90, 65). Die Inſtandſetzungspflicht des Ver⸗ 
mieters ift nicht auf die geſetzliche Miete oder die Inſtandſetzungszuſchläge beſchränkt; eine ſolche 
Einſchränkung enthalten weder § 28 Mieterſchutzgeſ. noch $ 6 Abſ 2 RMietGGeſ (RG 115, 277). 

2. „Zu überlaſſen“, d. h. dem Mieter zum Beſitz und zur Benutzung zu übergeben, während 
eine entſprechende beſondere Abnahmepflicht des Mieters nicht beſteht ($ 535 A 4). Die Über⸗ 
laſſung kann auch ſtillſchweigend geſchehen (RG Gruch 61, 928). Vielfach kommen abweichende Ver⸗ 
tragsberedungen ſowie Ortsgebräuche in Betracht. Über den Fall, wenn der Vermieter ſchon 
vor Beginn der Mietzeit die Inſtandſetzung der Mieträume verweigert, ſ. unten 9 542 A 1. Der 
Vermieter iſt gemäß $ 536 auch verpflichtet, ſich vor der Überlaſſung an den Mieter Gewißheit 
von dem gefahrloſen Zuſtande der Sache zu verſchaffen, und zwar in erhöhtem Maße, wenn die 
Sache dem öffentlichen Verkehr zugänglich gemacht werden IL (RG 22. 2. 23 VI 770/22). 
Er braucht ſich aber nicht um die Herſtellung der Mieträume zu bemühen, wenn der Mieter ver ⸗ 
tragswidrige Anforderungen an die Einrichtung ſtellt und die Übernahme eines vertragsmäßig 
eingerichteten Raumes im voraus ablehnt (RG 17. 1. 18 III 387/18). 

3. Zur Erhaltung gehört insbeſondere die Vornahme der erforderlichen Aus⸗ 
beſſerungen, auch bei den durch zufällige Ereigniſſe (3. B. Hagelſchlag oder Einwirkung Dritter, 
für die der Mieter nicht verantworklich ift) verurſachten Schäden; desgleichen bei der Wohnungs⸗ 
miete in der Regel die Reinigung und — bei Glatteis — das Beſtreuen des zum Gebrauche des 
Mieters dienenden Hofes, der vor dem Haufe gelegenen Straßenteile (RG Gruch 47, 643; L353 
1917, 1340; OLG 12, 358; 14, 24), eines den Zugang zur Mietwohnung bildenden Ganges 
zwiſchen zwei Häuſern (OLG 36, 50); die Entleerung der Abort⸗ und Müllgrube, das Kehren 
der Eſſen, während die infolge des Gebrauchs nötig werdende Reinigung der Mieträume und 
der dazugehörigen Hausteile dem Mieter oder auch den Mietern gemeinſchaftlich obliegt. Bei 
außergewöhnlich ſtrenger Kälte muß der Vermieter auch dafür ſorgen, daß auf Treppen und 
Vorplätzen des Miethauſes nicht durch naſſes Aufwiſchen gefährliche Eisbildungen entftehen; er muß 
nötigenfalls den Dienſtboten beſondere Anweiſungen erteilen (RG 23 1914, 1029). Beleuchtung 
behufs Sicherung des Zuganges zu einem Hinterhauſe ſ. RG 2 1914, 1900. Haftung des 
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wegen unerlaubter Handlung (RG Warn 1914 Nr 13). Auf Grund des Vertrages haftet der 
Vermieter für ein Verſchulden ſeines Erfüllungsvertreters, z. B. des Hausverwalters (OG 
36, 50), dem Mieter, unter dem Geſichtspunkt des § 328 aber in der Regel auch den Familien⸗ 


mieters einer Dampfdreſchmaſchine für Verſchulden des Maſchiniſten Rc Gruch 61, 633; 


gegenüber, die infolge mangelhafter Beſchaffenheit des Hauſes einen Unfall erleiden, iſt hierfür 
regelmäßig nur der Vermieter, als Eigenbeſitzer, verantwortlich (ogl. $ 908, RG 59, 9), aus- 
genommen, wenn er das Haus im ganzen oder einen abgeſchloſſenen Teil davon vermietet 
und von ſeinem Mieter keine Nachricht vom Vorhandenſein des Mangels erhalten hat (RG 68, 


Zur Erhaltung der vermieteten Sache in einem zum vertragsmäßigen Gebrauche 
geeigneten Zuſtande gehört es auch, daß der Vermieter nicht den Mieter burch 
Arbeiten am vermieteten Grundſtück ſchädigt, vielmehr ſchädigende Arbeiten unter 
läßt und bei allen Arbeiten mögen ſie auch in andern als den dem Mieter zum Alle inge brauch 
oder zur Mitbenutzung überlaffenen Räumen vorgenommen werden, darauf bedacht iſt, unzu- 
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läſſige Beeinträchtigungen des Mieters zu vermeiden. Dabei haftet der Vermieter nach § 278 
für Verſehen bei der Vornahme baulicher Arbeiten nicht nur dann, wenn der von ihm beauf⸗ 
tragte Bauhandwerker perſönlich tätig wird, ſondern auch dann, wenn dieſer, wie nach den 
heutigen Wirtſchaftsverhältniſſen regelmäßig der Fall iſt, im Einverſtändnis mit dem Vermieter 
die Arbeiten durch ſeine Angeſtellten ausführen läßt und von dieſen einer ſchuldhaft handelt (RG 
102, 231). Entſprechend iſt die Haftung des Mieters für ſeine Angeſtellten bezüglich der Ver⸗ 
pflichtung zur ſchonenden und pfleglichen Behandlung der Mietſache (§ 535 A 4). 

Zur Beleuchtung der zu einem vermieteten Hausteil gehörigen Flure und Treppenauf⸗ 
gänge tft der Vermieter nach dem Vertrage, ſofern nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend oder 
durch Ortsgebrauch etwas anderes beſtimmt ift, nicht verpflichtet (RJ HR 1932 Nr 1126). 
Eine allgemeine Rechtspflicht der Beleuchtung kann für den Vermieter begründet ſein, 
wenn durch Polizeiverordnung die Beleuchtung für beſtimmte Hausteile und Zeiten vorge⸗ 
ſchrieben ift, oder wenn der Vermieter derartige Hausteile dem Verkehr geöffnet hat (RG 33, 227; 
RGSt 14, 362; RG 21. 2. 07 III 38/06: ſ. auch RG 54, 56). So insbeſondere für den vermieten⸗ 
den Eigentümer eines ſtädtiſchen Hauſes die Verpflichtung, für die Beleuchtung der Zugänge 
und Treppen zu ſorgen, ſolange ſie während der Dunkelheit einem regelmäßigen Verkehre dienen. 
Bei ſolcher Beſtimmung der Räume für den Verkehr wird der Vermieter nicht nur ſeinen Mietern, 
ſondern nach § 823 auch Dritten gegenüber im Falle mangelhafter Beleuchtung zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtet. Eine Verpflichtung des Vermieters, elektriſche Treppenbeleuchtung auch zur 
Nachtzeit zu gewähren, kann daraus abzuleiten ſein, daß der Vermieter durch Errichtung und 
Unterhaltung der Anlage den Mietern feine Bereitwilligkeit zur Gewährung von Nachtbeleuch⸗ 
tung zu erkennen gegeben und der einzelne Mieter die Einrichtung ſchon beim Einzug vorge⸗ 
funden hat (RG 10. 2. 28 III 197/27). Der Verpflichtung, für die ordnungsmäßige Beleuchtung 
der Treppen zu ſorgen, genügt der Vermieter nicht ſchon dadurch, daß er dieſe Sorge durch die 
Hausordnung den Mietern auferlegt; er muß auch die Befolgung der Hausordnung in geeigneter 
Weiſe überwachen (RG Gruch 60, 1012). Über die Verpflichtung des Schankwirts, die dem 
Verkehr geöffneten Räume für ſeine Gäſte länger als für gewöhnliche Paſſanten zu beleuchten, 
ſ. RG 26. 2. 07 II 338/06. 

Die vertragsmäßige Verpflichtung des Vermieters zur Erhaltung der Mietſache, insbeſondere 
der Mieträume, in einem zum Gebrauche geeigneten Zuſtande beſteht ſo lange, als die Ver⸗ 
pflichtung des Vermieters dauert, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. Dieſe Zeit deckt fich 
nicht immer genau mit der ausge machten Mietzeit. So ift der Vermieter verpflichtet, dem Mieter 
nach Ablauf der Mietzeit zum Zwecke des Auszugs die Benutzung der zu den Mieträumen 
führenden Treppen zu geſtatten. Er iſt daher auch verpflichtet, dieſe Treppen für die Zeit des 
Auszugs in gefahrloſem Zuſtande zu erhalten (RG Warn 1913 Nr 316). Überläßt anderſeits der 
Vermieter gemietete Räume dem Mieter ohne beſonderes Entgelt ſchon vor dem verein- 
barten Beginn der Mietzeit, dann muß er kraft des Vertrages auch für dieſe frühere Zeit 
für einen ordnungsmäßigen gefahrloſen Zuſtand der Räume ſorgen. 

Für die Pacht § 581 A 2, § 582, für die Leihe § 601. 
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) Iſt die vermietete Sache zur Zeit der Überlaffung an den Mieter mit 
einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch?) 
aufhebt oder mindert, oder entſteht im Laufe der Miete ein ſolcher Fehler, ſo 
iſt der Mieter für die Zeit, während deren die Tauglichkeit aufgehoben iſt, 
von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, für die Zeit, während deren die 
Tauglichkeit gemindert ift, nur zur Entrichtung eines nach den 88 472, 473 8) 
zu bemeſſenden Teiles des Mietzinſes verpflichtet )). 

Das gleiche gilt, wenn eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder fpäter weg- 
fällt“). Bei der Vermietung eines Grundſtücks ſteht die Zuſicherung einer 
beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigenſchaft gleich. 

E 1 505, 507 II 482; M 2 373—376; P 2 131ff. 


1. Die rechtlichen Folgen von Mängeln der Mietſache find in dieſem und in den folgenden 
Paragraphen teilweiſe abweichend von den allgemeinen Vorſchriften der $$ 323 ff. geregelt, an 
deren Stelle inſoweit die 5$ 537ff. treten (Vorbem 3 vor § 535). Wird aber dem Vermieter 
infolge von äußeren Umſtänden die Gewährung des Gebrauchs ganz oder teilweiſe unmöglich, 
kann er z. B. infolge einer ſchweren Krankheit in der Familie des ſeitherigen Mieters dem neuen 
Mieter die Mieträume nicht rechtzeitig gewähren, dann greifen 88 323ff. in Verbindung mit 
$ 536 Platz. Nicht ausgeſchloſſen wird durch die Sondervorſchriften der $$ 537ff. eine Anfechtung 
des Mietvertrags wegen argliſtiger Täuſchung über Mängel der Mietſache nach § 123 (RG JW 


Miete Pacht 88 536, 537 171 


1914, 591, vgl. für den Kauf R 96, 156). Das gleiche muß (trotz F 539) für die Anfechtung 
wegen Irrtums nach 5 119 gelten (vgl. jedoch für den Kauf die abweichende Rechtſprechung in 
9119 A7, 5459 A 6). Der Über den Ertrag eines Wirtſchaftsanweſens getäuſchte Pächter kann 
Anderung der Vertragsbedingungen, insbeſondere Ermäßigung des Pachtzinſes verlangen 
(Differenzklage, RG 86, 334). 

2. Nur auf die Aufhebung oder Minderung des vertragsmäßigen Gebrauchs kommt es an, 
nicht auf die Erheblichkeit des Mangels (M 2, 374, anders 5 542 Abj 2) oder auf ein Verſchulden 
des Vermieters oder auf deſſen Kenntnis vom Fehler. Doch wird die Tauglichkeit eines Patent⸗ 
rechts nur durch völlige Unbrauchbarkeit, techniſche Unausführbarkeit, nicht aber durch geringe 
praktiſche Verwertbarkeit aufgehoben (RG 9. 11. 08 VI 199/07; RG 78, 367). Minderung des 
Pachtzinſes kann nicht ſchon deshalb verlangt werden, weil die bei der Pachtung eines Betriebes 
vorhandenen und als zweckentſprechend anerkannten Maſchinen nicht mehr der fortſchreitenden 
Technik entſprechen und gegenüber den mit modernen Maſchinen ausgeſtatteten gleichartigen 
Betrieben ein gewinnbringendes Arbeiten nicht mehr ermöglichen (R HRR 1932 Nr 14833). 
Auch iſt wegen eines ganz geringfügigen Fehlers an einem Teile der Mietſache die Zurückbehaltung 
des ganzen Mietzinſes nicht berechtigt (RG 12. 10. 06 II 64/06). — Als ein weſentlicher 
Fehler gilt z. B. das Fehlen von Ofen in einem mit Ofen vermieteten Haufe (RG 21. 3. 06 
III 324/05), ſowie auch der einer Schankwirtſchaft anhaftende Ruf, ein Schlupfwinkel gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht zu fein (RG 20. 1. 06 III 474/05), die polizeiliche Beanſtandbarkeit der Miet⸗ 
räume (RG Warn 1928 Nr 58: geſchloſſene Bedürfnisanſtalt als Verkaufsraum), ebenſo die 
nachträgliche Errichtung eines Wettbewerbsgeſchäfts neben einem vorher gerade zum ausſchließ⸗ 
lichen Gewerbebetrieb im gleichen Haufe vermieteten Geſchäftsraum (RG 19. 1. 06 III 372/06), 
unter Umſtänden auch die Eröffnung einer Konkurrenz in der Nähe des Hauſes, in dem ſich die 
Geſchäftsräume des Mieters befinden (RG 119, 353; vgl. auch 131, 274; 136, 266). Minderung 
des Mietzinſes, wenn die Sammelheizung nur mit Hilfe der Mieter betrieben wird, ſ. OLG 
40, 310. Als Fehler einer Sache, insbeſondere eines Hauſes, welche die Tauglichkeit zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche aufheben oder mindern, ſind aber auch diejenigen zu betrachten, 
welche nicht geradezu den Gebrauch an ſich verhindern, wohl aber ihn zu einem die Geſundheit 
benachteiligenden oder gefährdenden machen, z. B. Feuchtigkeit, ungenügende Ver⸗ 
wahrung gegen atmoſphäriſche Einſiüſſe, Behaftetſein mit Krankheitskeimen oder Anſteckungs⸗ 
ſtoffen, oder bewirken, daß die Mietſache nur in der Befürchtung einer vermöge ihres Zu⸗ 
ſtandes drohenden Gefahr benußt werden kann, vgl. RG 81, 202 (ſachwidrige Befeſtigung 
der Klappe eines Rolladenkaſtens), R Warn 1916 Nr 223 (Fäulnis einer Diele), RG 11. 5. 20 
111 27/20 (ungenügende Sicherung einer zur Beſteigung einer Speicherbühne dienenden Leiter). 
Vgl. auch RG 23 1916, 1425. Störung des Jagdpächters durch Anlegung eines Schießplatzes 
ſ. 28 1918, 4608. S. auch § 538 A 4 u. 5. Feſtzuhalten iſt, daß $ 537 einen Fehler der Mietſache 
oder das Fehlen zugeficherter Eigenſchaften der Sache vorausſetzt, alſo im unmittelbaren Gegen⸗ 
ſatze zu den in der Perſon des Mieters liegenden Gründen ($ 552, |. A dort) ſteht. Keinen Fehler 
der zum Zwecke des Betriebs einer Gaſtſtätte vermieteten Räume begründet es, wenn die Schank⸗ 
erlaubnis mangels eines Bedürfniſſes verſagt wird (RH JW 1930, 2214). — In ſtändiger 
Rechtſprechung hat das Reichsgericht nach dem geltenden wie nach früherem Rechte angenommen, 
daß unter den Begriff der für die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Sachmängel in Betracht 
kommenden Eigenſchaften nicht nur die natürlichen, der Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, 
ſondern auch ſolche tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe fallen, die zufolge ihrer 
Beſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nad) der Verkehrsanſchauung wert⸗ 
bildend oder werterhöhend zu wirken pflegen (vgl. für den Kauf Rö 21, 308; 52, 1; 
59, 240, auch 61, 86 und für die Miete 95, 175; RG JW 1927, 19935). Nach dieſem Grundſatze 
muß die Unbrauchbarkeit der Sache zu dem vertragsmäßigen Gebrauche auch dann als ein Sach⸗ 
mangel angeſehen werden, wenn ſie auf Beſtimmungen des öffentlichen Rechtes beruht. Der 
Fall eines geſetzlichen oder behördlichen Gebrauchsverbots kann hier allerdings nur dann in 
Betracht kommen, wenn es ſich dabei um irgendwelche Beziehungen (z. B. die örtliche Lage) der 
Sache handelt (RG 79, 95). Eine die Benutzbarkeit eines Grundſtücks (z. B. zu Fabrikzwecken) 
hindernde oder einſchränkende Beſtimmung des öffentlichen Rechtes hängt regelmäßig mit der 
örtlichen Lage des Grundſtücks zuſammen (RG JW 1913, 59610). Feindliche Beſetzung einer 
Stadt ſowie die ernſtliche dringende Gefahr einer ſolchen oder einer Beſchießung als Fehler der 
Mietwohnung (8537) und zugleich als Grund der Unmöglichkeit für den Vermieter, den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch zu gewähren ($ 323), |. OLG 31, 368. Einquartierungslaſt ſ. $ 546 A 1. Die 
Einwirkung behördlicher Maßnahmen, insbeſ. kriegs rechtlicher Verbote, fällt aber keineswegs 
immer nur dann unter $ 537, wenn fie durch die Beſchaffenheit der gemieteten (gepachteten) Sache 
oder durch ihre örtliche Lage veranlaßt worden ſind. Dabei iſt zwiſchen Miete und Pacht zu 
unterſcheiden. Bei der Pacht ($ 581), die auch den Fruchtgenuß gewährt, kommt es darauf an, 
ob ein Verbot nur den tatſächlichen Umfang des Fruchtbezugs beeinträchtigt oder die Moglichleit 
des vertragsmäßigen Fruchtgenuſſes überhaupt nimmt und jo den Pachtgegenſtand ſelbſt in feiner 
beſonderen Eigenſchaft als einer zu dieſem Fruchtgenuß beſtimmten und geeigneten Sache trifft. 


172 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältuiſſe 


Eine bloße Minderung des Umfanges des Fruchtbezugs muß der Pächter tragen. Für die Möglich- 
keit der vertragsmäßigen Nutzung dagegen haftet der Verpächter. Wird letztere entzogen, ſo hat 
der Pächter — unbeſchadet einer Anwendung des § 323 (SeuffA 74 Nr 168; OLG 39, 178), 
insbeſondere einer Auflöſung des Pachtverhältniſſes nach 69 275, 323 RG 89, 203; RG Seufffl 
76 Nr 157 (Verſagung der Spielerlaubnis bei Theaterpacht); vgl. auch Rs Warn 1927 Nr 48 = 
JW 1927, 136314 (Unmöglichkeit der Gewährung des Pachtgegenſtandes infolge Beſchlagnahme 
der zum Betriebe eines Friſeurgeſchäfts eingerichteten Räume während des Ruhreinbruchs) — 
die Rechte aus $$ 537ff. (auch $ 542), jo für polizeiliche Tanzverbote bei Tanzwirtſchaften (RG 
87, 277; 89, 203; RG Warn 1918 Nr 110; RG Seuffu 73 Nr 223; OLG 36, 51), für Beſchrän⸗ 
kungen der Polizeiſtunde bei Nachtwirtſchaften (NG 88, 96; RG JW 1918, 815°, auch O80 
38, 123). Vorausgeſetzt wird nur, daß auch wirklich die Sache in ihrer beſonderen Eigenſchaft 
(als Tanzwirtſchaft, Nachtwirtſchaft) betroffen und nicht nur der Umfang des Fruchtbezugs 
beeinträchtigt wird. Keinen Anſpruch auf Pachtzinsminderung hat daher der Pächter einer 
Bierwirtſchaft, wenn die Biererzeugung eingeſchränkt wird (RG 90, 374), es müßte denn ſein, 
daß ſie vollſtändig oder doch in einem Umfange unterſagt wird, der in ſeinen Wirkungen für den 
Wirtſchaftsbetrieb einem vollſtändigen Verbote gleichkommt; ferner der Pächter eines für den 
Tag⸗ und Nachtverkehr beſtimmten Kaffee hauſes, der infolge der Herabſetzung der Polizeiſtunde 
und polizeilicher Beſchränkung der Muſtkerlaubnis einen Einnahmeausfall erleidet (RG 93, 144; 
RG Warn 1919 Nr 32). Mit der allgemeinen Erwägung, daß die Wirtſchaftsverhältniſſe durch 
den Weltkrieg völlig umgeſtaltet worden ſeien, läßt ſich der Anſpruch auf Zinsminderung noch 
nicht begründen. Die Gerichte ſind, regelmäßig wenigſtens, auch nicht in der Lage, in ſolchen 
Fällen einen billigen Ausgleich unter den Vertragsteilen zu ſchaffen, jo noch grundſätzlich und 
ohne Einſchränkung RG 86, 397; 90, 374; über das durch den weiteren Verlauf des Krieges, 
insbeſondere ſeinen unglücklichen Ausgang und die daran ſich anſchließende Umwälzung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe notwendig gewordene ausnahmsweise Eingreifen der Gerichte ſ. jedoch 
g 535 A3 a. E. Bei der Miete, die nur den Gebrauch der Mietſache gewährt, hat der Vermieter 
regelmäßig nur dafür einzuſtehen, daß die Mieträume zum vertragsmäßigen Gebrauch tauglich 
ſind, daher keine Haftung wegen polizeilicher Tanzverbote und wegen Beſchränkung der Polizei- 
ſtunde bei Miete von — erſt durch den Mieter einzurichtenden — Wirtſchaftsräumen (RG JW 
1918, 88%; auch SeuffA 71 Nr 6); ebenſo keine Haftung wegen Unmöglichkeit des Bierausſchanks 
und wegen Verbots bezüglich des Branntweinausſchanks bei Miete von nicht eingerichteten Wirt⸗ 
ſchaftsräumen, die der Mieter erſt auf ſeine Koſten umbauen muß (RG Warn 1918 Nr 8; vgl. 
auch GeuffÜ 73 Nr 224: behördliche Schließung von Lichtſpielunternehmungen). Iſt aber die 
Mietſache — ſei es wegen ihrer örtlichen Lage, ſei es wegen ihrer beſonderen Einrichtung — 
vertragsmäßig nur in einer beſtimmten Art zu benutzen und wird dieſe Benutzung durch behörd⸗ 
liche Verbote unmöglich gemacht, dann iſt der Mieter — unbeſchadet einer Anwendung des $ 323 
(Ach 94, 367; DL 39, 178), insbeſondere einer Auflöſung des Mietverhältniſſes nach 88 275, 323 
(RG 89, 203; Rö Seuffü 76 Nr 157) — nach $ 537 von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, 
jo für die Einſtellung des geſamten Kur⸗ und Badebetriebs bei Miete eines Ladens zum Betriebe 
von Geſchäften mit den Badegäſten (RG 91, 54), bei Miete von Räumen zum Kuraufenthalt 
an einem Badeorte (2 1915, 104115; anders für bloße Regelung der Benutzung einer Miet- 
wohnung an einem Badeorte, militäriſches Beleuchtungsverbot, OLG 31, 366), für Beſchlag⸗ 
nahme und Veräußerungsverbot für Benzin bei Miete einer Benzintankanlage (RG 94, 367); 
für ein behördliches Verbot bei Vermietung einer Dachfläche zur Lichtreklame (HR R 1931 Nr 1129). 
Allgemeines Verbot der Jagdausübung als Grund für Befreiung von der Entrichtung der Jagd⸗ 
pacht (OLG 33,320). Bei entgeltlicher Überlaffung eines Gaſthauſes, deſſen Einrichtung der 
Mieter vom Vermieter käuflich übernommen hat, ſind, wenn nicht überhaupt Pacht anzunehmen 
ift (Vorbem 1 vor $ 535), jedenfalls die für die Pacht entwickelten Grundſätze entſprechend 
anzuwenden (R 91, 310). — Ergänzung eines Pachtvertrags durch Einfügung einer Kriegs⸗ 
klauſel im Wege der Auslegung |. R ZW 1918, 2162. — Über einen Vertrag zwiſchen 
A ee, und den Ausſtellungswirten ſ. RG 88, 108 (58 323 ff., 
nicht 9. 

3. Im Falle der Minderung der Tauglichkeit insbeſondere verhältnismäßige Herabſetzung des 
Mietzinſes, und zwar wenn neben dem Geldbetrag noch andere Leiſtungen bedungen ſind, zu⸗ 
nächſt Herabſetzung an dem in Geld feſtgeſetzten Teile der Leiſtung des Mieters (vgl. $ 473). 
Nach der in § 472 vorgeſchriebenen „relativen Berechnung“ iſt alſo der vereinbarte Mietpreis 
nach dem Verhaltnis herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Abſchluſſes des Mietvertrags 
die Mietnutzung der Sache in mangelfreiem Zuſtand zur Mietnutzung der mangelhaften Sache 
geſtanden haben würde (RG Warn 09 Nr 292), mithin bei 800 Mark vereinbartem Mietpreis, 
900 Mark angemeſſenem Mietzins von der Sache in mangelfreiem Zuſtand, 450 Mark ange⸗ 
meſſenem Mietzins von der Sache in mangelhaftem Zuſtand, Herabſetzung des vereinbarten 
Mietzinſes um 50% bis auf 400 Mark. — Der Anſpruch auf Minderung des Miet- (Pacht-) 
Zinſes für die Zeit, in der die Tauglichkeit der Sache zum vertragsmäßigen Gebrauch (3. B. 
einer Tanzwirtſchaft durch behördliches Tanzverbot) gemindert war, wird nicht dadurch beein⸗ 
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trächtigt, daß er zu anderer (auch ſpäterer) Zeit einen beſonders großen Nutzen aus der Sache 
gezogen hat (RG 15. 2. 21 111 326/20). 

4. Die Befreiung vom Mietzins oder die Minderung tritt ohne weiteres (von Rechts wegen) 
ein, wobei der Beweis des behaupteten Mangels dem Mieter obliegt. Eine Vertragsbeſtimmung, 
wonach der Mieter Anſprüche auf Minderung nur im Wege beſonderer Klage geltend machen 
kann, iſt ungültig (JW 1918, 520°). Da der Minderungsanſpruch keine Gegenforderung gegen 
den Mietzinsanſpruch iſt, ſchließt ihn ein vertragsmäßiges Aufrechnungsverbot nicht aus (RG 
8 1918, 62115). Nicht ausgeſchloſſen werden die Anſprüche aus § 537 ferner durch eine Ver⸗ 
tragsbeſtimmung, wonach Beanſtandungen irgendwelcher Art den Mieter nicht zur Zurückhaltung 
fälliger Forderungen berechtigen oder Einwände und Gegenanſprüche gegenüber dem fälligen 
Mietzinsanſpruch nicht erhoben, ſondern beſonders verfolgt werden ſollen (RG HRR 1932 
Nr 938; R 23. 9. 21 III 71/21). Zum vertraglichen Ausſchluß eines Minderungs⸗ oder Zurück⸗ 
behaltungsrechts |. noch die Sonderbeſtimmung des Mieterſchutzgeſetzes $ 28 (vgl. § 538 A 3). 
Die ſonſtigen Rechte des Mieters auf Gewährung einer ordnungsmäßigen Mietſache (§ 536) 
ſowie auf Kündigung des Vertrags ($ 542) bleiben daneben beſtehen, während der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des $ 538 nur ſtatt der im $ 537 beſtimmten Rechte geltend gemacht werden kann. 
Über die Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung ſ. A 1. — Durch 
Stellung von Erſatzräumen kann ſich der Vermieter in der Regel ohne Zuſtimmung des Mieters 
von ſeiner Verpflichtung nicht befreien; anders jedoch, wenn nach den Umſtänden des Falles 
im der Ablehnung der Erſatzräume ſeitens des Mieters eine Schikane zu erblicken iſt. — Kein 
Minderungsanſpruch des Mieters bei vorbehaltloſer Zahlung des Mietzinſes mit Kenntnis des 
vorhandenen Fehlers (RG 24. 3. 08 III 250/07). Kein Anſpruch des Mieters auch dann, wenn 
der Fehler der Mietſache und damit die Beeinträchtigung ihrer Tauglichkeit zum vertragsmäßigen 
Gebrauch auf ſein Verſchulden zurückzuführen iſt (RG 28 1917, 189%. Vgl. § 324 Abſ 1. 

5. Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft vgl. § 459 A8. Bei mehreren Vermietern iſt die 
Zuſicherung nur dann verbindlich, wenn fie von allen erteilt iſt (Planck § 537 A 4; a. M. Dern⸗ 
burg 118217 A8). Beiſpiele: Haftung für die Zuſicherung, daß kein Wettbewerbsunter⸗ 
nehmen für den vermieteten Fleiſcherladen beſtehe (OLG 8, 139); ferner für die Zuſicherung 
der Ertragsfähigkeit der Mietſache (RG 19. 9. 02 111 138/02). Eine Zuſicherung, für die Be⸗ 
nutzbarkeit einer Wohnung ſchlechthin — auch in Rückſicht auf alle Polizeiverbote — einzuſtehen, 
kann zwar unter Umſtänden in dem beiden Vertragsteilen bekannten Verwendungszwecke der 
Sache dann gefunden werden, wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt aufgenommen iſt (vgl. 
für den Kauf RG JW 1910, 7485). Gerade bei der Miete aber wird die Bezeichnung des Ver⸗ 
wendungszwecks der Mieträume in dem Vertrage, da ſie regelmäßig ſtattfindet, im allgemeinen 
nicht genügen, um eine beſondere, über das Maß des 8 537 Abſ 1 hinausgehende Zuſicherung 
zu begründen (RG JW 1913, 59710). Ob im einzelnen Fall darin eine ee zu finden iſt, 
beſtimmt ſich nach den Umſtänden (RG Warn 1918 Nr 138). In der Vereinbarung, der Saal 
einer vermieteten Wirtſchaft ſtehe den Mietern für Vereine und Feſtlichkeiten zur Verfügung, 
liegt im Zweifel nur eine Erlaubnis, nicht eine Gewährleiſtung des Vermieters (RG JW 1918, 
880). Angaben über den Umfa einer Wirtſchaft enthalten eine Zuſicherung des Verpächters, 
wenn der Pächter fie nach Treu und Glauben in dieſem Sinne verſtehen muß (RG 13. 11. 17 ILL 
276/17). Haftung des Verpächters für unrichtige Angaben eines Mäklers ſ. R Warn 1927 
Ar 139. Zusicherung der Brauereifreiheit einer Schankwirtſchaft ſ. RG 95, 175. Bei der Ver⸗ 
pachtung eines Hotels kann die Möglichkeit der Benutzung des angrenzenden ſtädtiſchen Bürger⸗ 
ſteigs zu einem Terraſſenaufbau für die Zwecke des Wirtſchaftsbetriebes als verkehrsweſentliche 
Eigenſchaft vertragsmäßig zugefichert werden (RG Hg 1931 Nr 1641). Vgl. § 535 A 1. 


8 538 


Iſt ein Mangel der im § 537 bezeichneten Art bei dem Abſchluſſe des Vertrags 
vorhanden 1) oder entſteht ein ſolcher Mangel ſpäter infolge eines Umſtandes, 
den der Vermieter zu vertreten hat?), oder kommt der Vermieter mit der 
Befeitigung eines Mangels in Verzug ), fo kann der Mieter, ſtatt die im 
3 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen, Schadenserſatz wegen Nicht 
erfüllung verlangen ) 5). 

Im Falle des Verzugs des Vermieters kann der Mieter den Mangel ſelbſt 
beſeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen“). 

E 1 506, 514 Abf 3 II 483; M 2 376, 377; P 2 131. 


1. Anſtatt der in § 537 beſtimmten Rechte kann der Mieter in drei Fällen Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. Die Vorſchrift des $ 538 gibt aber dem Mieter kein Wahlrecht 
im Sinne des $ 262. Nicht ſchon durch die Wahl, ſondern erſt durch die Erfüllung des einen An. 
ſpruchs geht der andere verloren. Die Wahl bedeutet auch nicht einen Verzicht auf den nicht 


174 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


gewählten Anſpruch (RG JW 1908, 550; NG LZ 1918, 62115, OL 39, 151). Hat aber der 
Mieter den Schadenserſatzanſpruch gewählt und iſt er wegen dieſes Anſpruchs voll befriedigt, 
fo kann er auf das Minderungsrecht aus $ 537 nicht mehr zurückgreifen (RG Warn 1911 Nr 427). 
Der Schadenserſatzanſpruch iſt ausgeſchloſſen nach $ 545 Abſ 2, wenn der Mieter der Anzeige⸗ 
pflicht nicht genügt hat. Einfluß der Kenntnis des Mangels § 539. Zum vertraglichen Ausſchluß 
der Aufrechnung mit einem Schadenserſatzanſpruch nach $ 538 Abſ 1 ſ. noch die Sonderbeſtim⸗ 
mung des Mieterſchutzgeſetzes § 28 (vgl. A 3). — Erſter Fall: Der Schadenserſatzanſpruch ſteht 
dem Mieter zunächſt dann zu, wenn ein Mangel der in § 537 bezeichneten Art (Sachmangel oder 
Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft) bereits beim Abſchluſſe des Vertrags vorhanden iſt. 
Verſchulden des Vermieters iſt in dieſem Falle nicht erforderlich, da auf Grund 
des Vertragsabſchluſſes eine ſtillſchweigende Garantie des Vermieters für die ordnungsmäßige 
Beſchaffenheit der Mietsache anzunehmen iſt (M 2, 376; RG 52, 172; RG HRR 1931 Nr 496; 
auch HAN 1930 Nr 1724). Die Erſatzpflicht tritt auch ein, wenn der Mangel nicht erkennbar war 
und nicht beſeitigt werden konnte. Was den Zeitpunkt angeht, in dem der bezeichnete Mangel 
als vorhanden angeſehen werden muß, ſo iſt die Tauglichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauche der 
Mietſache ſchon dann aufgehoben oder gemindert, wenn die Sache nur in der Befürchtung einer 
vermöge ihres Zuſtandes drohenden Gefahr benutzt werden kann (§537 A 2). Darauf, ob der Mieter 
im einzelnen Falle den ordnungswidrigen Zuſtand nicht kennt, kommt es nicht an, ſofern nur ob⸗ 
jektiv die Gebrauchsuntauglichkeit beſteht. Entſcheidend für die Feſtſtellung jenes Zeitpunkts iſt 
das Daſein des Mangels, nicht fein Hervortreten, und die dadurch bewirkte Schädigung (RG 81, 
200). Dabei genügt es unter Umſtänden ſchon, wenn auch nur die Gefahrenquelle beim Abſchluſſe 
des Vertrags vorhanden war; ſo haftet der Verpächter für Ertragsminderung infolge ſtarker Ver⸗ 
ſumpfung des Pachtgrundſtücks ſchon dann, wenn ihre Urſache, die Einſtellung des Betriebs und da⸗ 
mit der Waſſerhebung in dem unter und neben dem Grundſtück befindlichen Bergwerk, zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes vorhanden war (RG JW 1921, 3342). Über den Schadenserſatzanſpruch des 
Mieters oder Pächters gegen den Bergwerksbeſitzer |. R JW 1921, 10838. Der Vermieter von 
Schankwirtſchaftsräumen iſt ſchadenserſatzpflichtig, wenn er ſich weigert, bauliche Anderungen 
vorzunehmen, von denen die Polizeibehörde die Erteilung der Schankerlaubnis an den Mieter 
abhängig macht (MG 94, 138). Bei der Miete einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache 
tritt an die Stelle der Zeit des Vertragsabſchluſſes die Zeit der Überlaſſung zum Gebrauche (vgl. 
8 480 Abſ 2). — Der dem Mieter gewährte Schadenserſatzanſpruch (88 249ff.) beſchränkt ſich 
nicht auf den Schaden, der daraus entſteht, daß der Mieter die Mietſache nicht nach ihrem vollen 
Vermögenswerte genießen kann. Der Anſpruch umfaßt vielmehr auch den Schaden, der dem 
Mieter durch eine auf den Mangel der Mietſache zurückzuführende körperliche Beſchädigung 
entſteht (beſtr.). Ob eine Körperverletzung die Folge der Mangelhaftigkeit der Mietſache iſt, muß 
nach den Grundſätzen über den urſächlichen Zuſammenhang entſchieden werden (RG 81, 200). 
Der Mieter kann aber nur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, d. h. den Erſatz des beſondern 
Erfüllungsintereſſes wegen des Mangels, nicht das jog. negative Vertragsintereſſſe verlangen, 
nicht z. B. den Erſatz von Aufwendungen, die ihm auch bei Fehlerfreiheit der Mietſache entſtanden 
wären (RG Warn 1918 Nr 138). Neben die vertragliche Schadenserſatzpflicht tritt bei körper⸗ 
lichen Beſchädigungen die Haftung aus unerlaubter Handlung wegen Verletzung der allgemeinen 
una nur verſtärkten Rechtspflicht, niemand körperlich zu verletzen (RG 88, 433; 

„384, 90, 68). 

2. Zweiter Fall: Spätere Entſte hung eines Mangels infolge von Nichteinhaltung einer Zu⸗ 

ſicherung oder von Verſchulden des Vermieters. Es kommen alſo hier 98 276, 278, 254 zur 
Anwendung. Die Inſtandſetzungspflicht des Vermieters iſt nicht auf die geſetzliche Miete oder 
die Inſtandſetzungszuſchläge beſchränkt; $ 28 MSchch und $ 6 Abs 2 AMG enthalten eine ſolche 
Beſchränkung nicht (RG 115, 277). Zu Wohn- und Gewerbezwecken vermietete Räume hat der 
Vermieter im Zuſtande normaler Benutzbarkeit zu erhalten. Wenn er ſie in einen Zuſtand 
geraten läßt, der ein polizeiliches Einſchreiten veranlaßt, ſo kann ſein Verhalten als ſchuldhaft 
von ihm (auch ohne Inverzugſetzung) zu vertreten fein (MG HRR 1931 Nr 930). Keine Ver⸗ 
tretungspflicht des Vermieters, wenn ohne feine Kenntnis ein Mitbewohner ſeines Hauſes bor- 
übergehend einen Gegenſtand auf die Kellertreppe ſtellt und ein Mieter darüber hinſtürzt (RG 
16. 1. 08 VI 273/07). — Bei mangelndem Verſchulden des Vermieters kann wegen eines ſolchen 
Mangels nach $ 537 wenigſtens die Verpflichtung zum Mietzinsnachlaß begründet ſein. 

3. Dritter Fall: Verzug (§ 284, 285) des Vermieters mit der Beſeitigung des Mangels, 
wenn der Mieter nicht gemäß Abſ 2 Selbſthilfe angewendet hat. Hat der Vermieter fi) zur 
Abwendung einer unmittelbar drohenden erheblichen Gefahr verpflichtet, ſo kann ſeine Haftung 
für den durch ſchuldhafte Verzögerung entſtandenen Schaden auch ohne beſondere Mahnung 
begründet fein (RG 100, 42). Jedoch keine Schadenserſatzpflicht des Vermieters, wenn die Be⸗ 
ſeikigung des ohne ſein Verſchulden eingetretenen Mangels nur unter ſo unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten und Aufwendungen möglich wäre, daß ihm die Leiſtung nach Treu un 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet werden kann (Seuffu 71 Nr 138). 
— Für den Erſatz der Aufwendungen im Falle des Abſ 2 |. 59 256, 257; Verjährung 9 558. 
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Nach dem Mieterſchutzgeſetz $ 28 (Faſſung der Bek v. 27. 4. 33, RG Bl I 235) kann ſich der 
Vermieter auf eine Verpflichtung des Mieters, eine Erſatzforderung nach § 538 Abſ2 nicht 
gegen eine Mietzinsforderung aufzurechnen, nicht berufen; der Mieker muß aber die Abſicht 
der Aufrechnung mindeſtens einen Monat vor der Fälligkeit des Mietzinſes dem Vermieter 
ſchriftlich anzeigen. Entſprechendes gilt für den vertraglichen Ausſchluß eines Minderungs⸗ oder 
Zurückbehaltungsrechts oder eines Rechts auf Aufrechnung mit einem Schadenserſatzanſpruch 
nach $ 538 Abſ 1. Erſatz der Aufwendungen kann der Mieter z. B. auch verlangen, wenn der 
Vermieter, der zu baulichen Zwecken ein Gerüſt am Hauſe anbringen läßt, trotz Aufforderung 
keine Maßnahmen gegen die dadurch erhöhte Diebſtahlsgefahr trifft (OLG 46, 128). Beim 
Mangel eines Verzugs bleiben dem Mieter die Rechte aus 537. Erſatz von Aufwendungen 
zur Beſeitigung des Mangels kann er in dieſem Falle aus Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 677) 
und wegen ungerechtfertigter Bereicherung (89 812ff.) verlangen. — Daß Abſ 2 den Mieter zur 
Beſeitigung des Mangels nur berechtigt, nicht verpflichtet, ſchließt nicht aus, daß in der Nicht⸗ 
ausübung dieſes Rechtes ein die Erſatzpflicht des Vermieters einſchränkendes Mitverſchulden 
des Mieters nach $ 254 gefunden wird. Ein ſolches Mitverſchulden kann namentlich auch dann 
begründet ſein, wenn der Vermieter die alsbaldige Beſeitigung des Mangels zugeſagt, dieſe 
Zuſage aber nicht erfüllt hatte, und die Beſeitigung zur Abwendung einer unmittelbar drohenden 
erheblichen Gefahr notwendig war, ſo bei Nichtanbringung eines genügenden Verſchluſſes der 
Kelleröffnung (Ned 100, 42). 
4. Einzelne Beiſpiele: Haftpflicht des Vermieters für die auf die Fahrläſſigkeit ſeiner Ver⸗ 
treterin zurückzuführende mangelhafte Beſchaffenheit einer Treppe (RG 6. 3. 06 III 495/05) 
oder für den ſchwankenden Zuſtand einer Treppenleiter (RG 20. 4. 09 III 478/08); Haftpflicht 
einer Stadtgemeinde für den Schaden, der einem Beſucher ihrer Badeanſtalt durch von ihr ver⸗ 
ſchuldete mangelhafte Beſchaffenheit des ſogenannten Laufbretts entſtanden iſt (RG 1. 5. 06 
111 406/05); Haftpflicht des Vermieters für Herabfallen von Deckenſtuck (RG Warn 1916 Nr 134), 
für ſchadhafte Dielen (R Warn 1916 Nr 223), für den Bruch eines Waſſerleitungsrohres (RG 
28 1917, 920°, wegen ungenügender Erwärmung der mit Sammelheizung vermieteten Wohn⸗ 
räume (OLG 39, 151; |. jedoch $ 535 A 2 a. E.), wegen Schutzloſigkeit des vermieteten Grund⸗ 
ſtücs gegen Hochfluten (OLG 38, 90). Streupflicht des vermietenden Hauseigentümers |. NG 
Warn 1931 Nr 196. Dagegen keine Haftpflicht des Vermieters (Gaſtwirts) aus dem Mietver⸗ 
trage für die Koſten der Beerdigung ſeines Mieters (Gaſtes), der durch einen Mangel der 
Wohnung (undichten Gasofen), jedoch ohne Verſchulden des Vermieters ums Leben gekommen 
ist (Seuffll 64 Nr 127). Ebenſo kann der Schadenserſatzanſpruch der Erben des auf einer mangel- 
haft unterhaltenen Treppe verunglückten Mieters wegen Verluſtes des ihnen von dem Verſtor⸗ 
benen gewährten Lebensunterhalts nicht auf das Vertragsverhältnis, ſondern nur auf $ 823 
a werden (RG FW 08, 9e). Für dieſe Schadenserſatzanſprüche gilt die regelmäßige Verjährungs⸗ 
riſt des § 195 (M 2, 377). — Der Mieter kann den verkehrsſicheren Zuftand der Mieträume auch 
für feine Angehörigen beanſpruchen, daher, wenn feine Ehefrau infolge einer durch die mangel- 
hafte Mietſache verurſachten Körperverletzung in feinem Erwerbsgeſchäfte keine Dienſte mehr 
leiſten kann, den ihm durch den Ausfall dieſer Dienfte erwachſenen Schaden gegen den Vermieter 
auf Grund des Mietvertrags (nicht nur nach § 845) geltend machen. Denn ihm ſelbſt iſt durch 
Verletzung der ihm gegenüber beſtehenden Vermieterpflichten ein Schaden erwachſen, nämlich 
der Verluſt der ihm von ſeiner Ehefrau geleiſteten Dienſte (RG 77, 99; 81, 200; 90, 65; RG 
Warn 1914 Nr 13). Das gleiche gilt für andere dem mietenden Ehemann entſtandene Schäden 
(#6 90, 65). Dem Mieter kann aber in dieſen Fallen ein mitwirkendes Verſchulden ſeiner Ehefrau 
zom Vermieter entgegengehalten werden (RG 81, 214). Aber auch der Ehefrau und andern 
Jamilienangehörigen, die durch mangelhafte Beſchaffenheit der vom Ehemann gemieteten Wohn⸗ 
räume eine Schädigung an Körper und Geſundheit erleiden, ſteht wegen des ihnen entſtandenen 
Schadens neben Anſprüchen aus unerlaubter Handlung (88 823 ff.) in der Regel ein Vertrags⸗ 
anſpruch gegen den Vermieter unter dem Geſichtspunkt des $ 328 zu, da dem Mieter einer 
Jamilienwohnung im Zweifel die auch für den Vermieter erkennbare Abſicht zu unterſtellen 
„ den mit ihm lebenden Angehörigen bezüglich der gefahrfreien Beſchaffenheit der Wohnräume 
die gleichen Rechte gegen den Vermieter zu verſchaffen, die ihm ſelbſt zuſtehen. Der Vermieter 
aftet daher auch dieſen Perſonen für ein Verſchulden ſeiner Leute (§ 278) und für einen beim 
bſchluſſe des Vertrags vorhandenen Mangel auch ohne Verſchulden (RG 91 S. 21, 24; 102, 231; 
R6 Warn 1921 Nr 96). Die Rechte, die den Angehörigen zufolge des Vertragsſchluſſes des 
vamilienhauptes entſtehen, gehen aber nicht weiter als die Sicherung des eigenen Körpers, der 
eigenen Geſundheit erfordert; ſie weiter auszudehnen, etwa den Kindern vertragliche Erſatz ⸗ 
anſprüche aus einer Verletzung oder Tötung der Eltern zu geben, beſteht kein praktiſches Bedürfnis; 
die Rechtsſtellung der Angehörigen iſt notwendig rechtlich ſchwächer als die des Mieters ſelbſt 
(RG SeuffA 80 Nr 164).— Die Beweislaft für die Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs 
trifft den Mieter. Über mitwirkendes Verſchulden des Mieters ($ 254) durch Nichtaus⸗ 
bung des Rechtes zur friſtloſen Kündigung und durch Unterlaſſung eigener Mängelbeſeitigung 
(Abſ 2). A 3 und 9544 A 5. Ein Verſchulden des Mieters iſt nicht darin zu finden, daß er, nachdem 
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der Vermieter Abhilfe zugeſagt, aber einen Aufſchub der erforderlichen Anderungen für not⸗ 
wendig erklärt hat, ſich vertröſten läßt und nicht mit allem Nachdruck gegen den Vermieter vorgeht 
(RG 89, 384). Kein Schadenserſatzanſpruch des Mieters, der eine ihm vom Vermieter geleiſtete Teil- 
rückzahlung des Mietzinſes vorbehaltlos angenommen hat (RG JW 08, 54910). — Erfah im ⸗ 
materiellen Schadens (Schmerzensgeld uſw.) kann nicht ſchon wegen Nichterfüllung des Miet⸗ 
vertrags, ſondern nur wegen einer unerlaubten Handlung des Vermieters verlangt werden 
(RG 14. 4. 07 III 246/07; 20. 4. 09 III 300/09). Zur Begründung der Haftung wegen uner⸗ 
laubter Handlung bedarf es aber nicht, wie früher gewöhnlich angenommen wurde, der Eröffnung 
eines mehr oder weniger allgemeinen Verkehrs an der Unfallſtelle. Der Vermieter, der die Ein⸗ 
wirkung ſeiner Sache auf den Körper eines andern geſtattet, hat die Pflicht, die von ihr drohenden 
Gefahren, ſoweit er ſie kennt oder bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kennen 
muß, mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln abzuwenden, und haftet für die Verletzung dieſer 
allgemeinen Rechtspflicht nach $ 823 (RG 88, 433, auch 319; 89, 384; 90, 68). — Erſatzpflicht 
des Vermieters bei Kündigung des Mieters ſ. 8 542 A 1. 

5. Gaſtaufnahmevertrag: Das Verhältnis zwiſchen dem Gaſtwirt, der gewerbsmäßig 
Fremde zur Beherbergung aufnimmt und dem von ihm im Betriebe dieſes Gewerbes aufgenom⸗ 
menen Gaſte iſt eigenartig und nicht nur nach den Vorſchriften über die Miete zu beurteilen 
(RG 65, 11; RG 14. 3. 05 III 465/04; über den Begriff ſ. auch RG Warn 1920 Nr 198). Auch 
in dieſem Vertragsverhältnis findet aber nach 88 276, 278 ein Schadenserſatzanſpruch des 
Gaſtes gegen den Gaſtwirt ſtatt, wenn der Gaſt durch die mangelhafte Beſchaffenheit eines ihm 
vom Wirte überlaſſenen Raumes oder Einrichtungsgegenſtandes zu Schaden gekommen und 
dieſer Mangel auf ein Verſchulden des Wirtes oder feiner Leute zurückzuführen ift. Unter 
dieſer Vorausſetzung hat der Gaſtwirt insbeſondere für einen aus der nicht ordnungsmäßigen 
Beſchaffenheit der Aborte und deren Zugänge erwachſenen Schaden einzuſtehen (NG 16. 10. 06 
III 74/06; 21. 1. 10 III 86/09). Haftung bei Glätte eines nicht mit einem Läufer belegten Flur⸗ 
teils ſ. RG LZ 1917, 10657, bei Glätte des Marmorfußbodens einer Wandelhalle ſ. RG 23 1914, 
9430. Verpflichtung der Gäſte zu eigener Sorgfalt beim Betreten von Marmorſtufen |. RG 
23 1915, 82911. Ausgleiten auf dem Linoleumboden des Speiſeſaals |. HRR 1931 Nr 733. 
Über die weitergehende Haftpflicht des Gaſtwirts für Verluſt oder Beſchädigung der vom Gaſte 
eingebrachten Sachen ſ. $ 701 und Anmerkungen dazu. — Ahnlich iſt die Haftpflicht des Schank⸗ 
und Speiſe wirts (Reſtaurateurs) geregelt, welcher dem Gaſte keine Beherbergung, ſondern 
nur Speiſe und Trank gewährt. Auch hier liegt ein Vertragsverhältnis beſonderen Inhalts vor. 
Es beruht auf einer Vereinbarung über die Benutzung der für die Gäſte beſtimmten Räume, 
die nicht erſt mit der Beſtellung von Speiſe und Trank, ſondern (ſtillſchweigend) ſchon mit dem 
Eintritt des zum Zwecke des Aufenthalts herankommenden Gaſtes zuſtande kommt (RG ZW 
1911, 360%). Auf Grund dieſer Vereinbarung haftet der Schank und Speiſewirt, z. B., wenn der 
Zugang nach dem Abort oder wenn deſſen Umgebung nicht ordnungsmäßig eingerichtet oder 
beleuchtet (RG JW 1931, 19617; RG Warn 1928 Nr 174; 1931 Nr 80; RG 4. 10. 04 11 95/04; 
11. 10. 04 III 189/04; 29. 11. 04 III 452/04; 16. 10. 06 111 230/06; |. auch Lg 1917, 288%), 
auch nach Eintritt der Polizeiſtunde, ſolange der Wirt den Betrieb aufrechthält und Gäſte bei ſich 
duldet (RG 103, 263); oder wenn ein zu den Gaſträumen gehöriger Hof oder Garten bei Glatteis 
nicht gehörig beſtreut iſt (RG 21. 2. 07 III 358/06; vgl. auch RG IW 1910, 281%), wenn der 
Fußboden übermäßig glatt (NG 23 1917, 1065˙; OLG 38, 129) oder eine glatte Marmortreppe 
bei regem Verkehr nicht mit Läufern oder Linoleum belegt ift (RG Gruch 60, 856; RG 23 1914, 
143), oder wenn in den Gaſträumen ein ſchußfertiges Gewehr unbeaufſichtigt daſteht (RZ 11. 6. 09 
III 12/09). Schadenserſatzpflicht des Schankwirtes gegenüber einem Gaſte, der eine in Speiſen 
befindliche Sicherheitsnadel verſchluckt (MG Warn 1929 Nr 159). Haftung für Mängel einer 
Kegelbahn |. RG 88, 433 und RG LZ 1914, 679%). Doch kann dem Wirt mangels beſonderer 
Umſtände nicht zugemutet werden, daß er mit dem Auslöſchen von Gasflammen durch unbefugte 
Dritte rechne und Maßnahmen zur Verhinderung ſolcher Störungen treffe (RG JW 1919, 241“). 
Ferner beſteht eine Haftpflicht des Wirtes für mangelhafte Beſchaffenheit der zum Aufhängen der 
Hüte und Mäntel beſtimmten Leiſten oder der zur Verabreichung der Getränke dienenden 
Gefäße (RG 65, 12). Bei der Prüfung der Stühle, die der Wirt den Gäſten zur Verfügung 
ſtellt, ift äußerſte Sorgfalt Verkehrserfordernis (MG Warn 1916 Nr 245, auch RG 23 1916, 1186). 
Die vertragliche Haftung bezieht ſich nicht nur auf die den Gäſten offen ftehenden Räume, ſondern 
auch auf den Zugang zu ihnen (a. M. für den Zugang zum Haufe R 74, 126) und auf den Aus. 
gang (RG 10. 2. 14 111 287/13; RG Gruch 60, 856). Über die Haftung des Inhabers einer mit 
einer Eisbahn verbundenen Schankwirtſchaft für die Verkehrsſicherheit der Zugänge zur Wirt⸗ 
ſchaft ſ. RG SeuffA 82 Nr 156. Anderſeits beſchränkt ſich die Haftung gegebenenfalls auf die 
Räume, die zur Benutzung gerade des Gaſtes, der Vertragsgegner ift, beſtimmt find (RG 87, 128). 
Vertragshaftung des Gaſtwirts, der dem Gaſte fahrläſſig geſundheitsſchädliche Stoffe an Stelle 
von Genußmitteln vorſetzt (RG 97, 116), Mitwirkendes Verſchulden des Gaſtes ift nach $ 254 zu 
beurteilen (RG 3. 3. 05 III 536/04). Über die Haftung des Schank⸗ und Speiſewirts für die 
Kleidungsſtücke feiner Verkehrsgäſte ſ. RG 104, 45; 105, 202; 109, 261; R JW 1924, 1870°°; 
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RG 23 1922, 680°, auch ZW 1921, 13724; Seuffü 76 Nr 141; Lg 1920, 9301: 1921, 23623 vgl. 
ferner RG 103, 265 (Geſellſchaftsräume eines Vereins) und JW 1924, 952. Haftung des Schank⸗ 
wirtes für die Verletzung eines Gaſtes durch Knallerbſen während eines karnevaliſtiſchen Ver⸗ 
gnügens |. Reh JW 1928, 318517. Haftung des Wirts für ſchuldhafte Verletzung eines Gaſtes 
burch den Kellner ($ 278) ſ. Seuff A 78 Nr 127; OLG 45, 174. — Neben die vertragliche 
Haftpflicht tritt unter den Vorausſetzungen des $ 823 eine Haftung der Gaſt⸗, Schank⸗ und 
Speiſewirte für die Verkehrsſicherheit der Wirtſchaftsräume und ihrer Zu- und Ausgänge aus 
unerlaubter Handlung (RG 89, 384; 103, 263 und $ 823 A 60). Dieſe Haftung beſteht kraft 
allgemeiner Rechtspflicht nicht nur den Gäſten, ſondern allen Perſonen gegenüber, die berech⸗ 
tigterweiſe die Wirtſchaftsräume auffuchen, z. B. um den Gäſten etwas mitzuteilen, ſie zu holen 
oder ihnen etwas zu bringen (RG 85, 185; RO Warn 1916 Nr 106; RG 83 1911, 21828). Auch 
die Haftung des Wirtes wegen unerlaubter Handlung ſetzt die Eröffnung eines mehr oder weniger 
allgemeinen Verkehrs an der Unfallſtelle nicht unbedingt voraus (RG 88, 433: Kegelbahn). Vgl. 
oben A 4. Gegenüber einem Anſpruch aus unerlaubter Handlung ſteht dem Wirt bei Verſchulden 
einer Leute ein Entlaſtungsbeweis nach 9 831 zu, während anderſeits auch ein Anſpruch auf 
Schmerzensgeld gegen ihn erhoben werden kann. — In ähnlicher Weiſe wie die Schank⸗ und 
Speiſewirte haften auch die Stallwirte für die ordnungsmäßige Beſchaffenheit, Einrichtung 
und Überwachung des Stalles; fie find im Falle ihres oder ihrer Leute Verſchuldens für Verletzung 
der bei ihnen eingeſtellten Tiere, insbeſondere auch für die durch Tiere die anderer Gäſte herbei- 
geführten Schäden erſatzpflichtig (OS 34, 68). Haftung des Wirtes bei Einſtellung von Pferden 
und Fuhrwerk durch vorübergehende Verkehrsgäſte ſ. R Warn 1910 Nr 265, RG IW 1910, 
750 OLG 28 S. 211, 213; 36, 97. — Auch das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Unternehmer 
einer öffentlichen Vergnügungsanlage (Leipziger Palmengarten) und den einmaligen 
oder regelmäßigen Beſuchern dieſer Anlage iſt nicht Mietvertrag im Sinne von $ 535 und recht⸗ 
fertigt es nicht, den Unternehmer über die Grenzen des $ 836 hinaus auch ohne fein Verſchul⸗ 
den für die Folgen fehlerhafter Einrichtung des Konzertgebäudes (Verletzung eines Beſuchers 
durch einen ſich von der Saaldecke löſenden Stuckreifen) auf Schadenserſatz haften zu laſſen (RG 
Warn 1910 Nr 202). 


9 539 


Kennt der Mieter bei dem Abſchluſſe des Vertrags den Mangel der ge⸗ 
mieteten Sache, ſo ſtehen ihm die in den 88 557, 538 beſtimmten Rechte nicht 
zu :). Iſt dem Mieter ein Mangel der im 8 537 Abſ 1 bezeichneten Art infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben oder nimmt er eine mangelhafte 
Sache an, obſchon er den Mangel kennt, ſo kann er dieſe Nechte nur unter den 
Vorausſetzungen geltend machen, unter welchen dem Käufer einer mangel- 
haften Sache nach den 88 460, 464 Gewähr zu leiſten iſt 2) 3) 

E 1 507 II 484; M 2 377; P 2 132, 138. 

I. Die Kenntnis des Mangels ſchadet dem Mieter, wenn ſie beim Abſchluß des Vertrags 
vorhanden war (RG 19. 6. 06 III 542/05), aber auch in dieſem Falle nicht, wenn vom Vermieter 
die Beſeitigung des Mangels ausdrücklich zugeſichert war (RG J 09, 6577; RG 8. 4. 21 1II 
450/20). Weitere Ausnahme nach $ 544. Daraus, daß die vertragliche Haftung nach § 539 aus⸗ 
geſchloſſen ift, folgt nicht der Ausſchluß eines Anſpruchs aus unerlaubter Handlung ($$ 823ff.), 
mogen auch dieſer Anſpruch und der Vertragsanſpruch auf dasſelbe gerichtet fein. Dies gilt 
namentlich von der Verletzung einer ſog. Verkehrspflicht, 9 823 A 6a (RG JW 1911, 54015). 
Anwendung der im 8 539 enthaltenen Grundſätze auf den Fall der Zwangs miete |. RG HRR 1928 
Nr 1705. 

2. Die Rechte bleiben alſo dem Mieter gewahrt: a) bei grobfahrläſſiger Unkenntnis 
(bazu R Warn 1918 Nr 138), wenn der Vermieter die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert 
oder ihn argliſtig verſchwiegen hat (f. RG 29. 9. 08 III 568/07), b) bei wiſſentlicher Annahme 
ber mangelhaften Sache, wenn der Mieter ſich feine Rechte bei der Annahme vorbehalten 
hat, alſo nicht bei vorbehaltloſer Annahme einer mangelhaften Mietſache (NG 1. 2. 07 III 257/06). 
Demgemäß liegt dem Vermieter der Beweis der erwähnten Ausſchlußgründe (Kenntnis 
oder grobfahrläſſige Unkenntnis des Mieters von den Mängeln beim Abſchluß des Vertrags oder 
Kennknis bei Annahme der Sache), dem Mie ter der Beweis der ſie ausnahmsweiſe beſeitigenden 
Umſtände (unter a und b) ob. Vgl. oben § 460 A 4. Einſtellung wertvoller Möbel in einem 
Raum mit hindurchführender Waſſerleitung kommt als grobe Fahrläſſigkeit des Mieters nach 
9 539 nicht in Betracht, wenn Rohrbruch durch einen für den Mieter nicht erkennbaren Fehler 
an der Leitung eingetreten iſt (RG 4. 12. 30 VIII 466/30). : h 

3. Hat der Mieter nach Abſchluß des Vertrags Mängel der Mietſache erfahren, gleich⸗ 
wohl aber das Mietverhältnis 15 Widerſpruch fortgeſetzt und den Mietzins voll bezahlt, jo iſt 
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in entſprechender Anwendung des $ 539 anzunehmen, daß er wegen des Mangels keine Anſprüche 
an den Vermieter erheben, vielmehr ſich mit deſſen Leiſtung begnügen wolle. Dagegen kann der 
Vermieter den Ausſchluß oder eine Einſchränkung feiner Haftung für Mängel, z. B. für den 
abgenutzten Zuſtand einer Treppe, nicht daraus ableiten, daß der Mieter einer vom Vermieter 
für erforderlich erklärten Aufſchiebung der notwendigen Anderungen nicht widerſprochen hat. 
In einem ſolchen Verhalten liegt weder ein Verzicht des Mieters auf die Geltendmachung des 
Mangels überhaupt, noch auch nur eine vertragliche Zuſtimmung des Inhalts, daß der vertrags⸗ 
widrige Zuſtand einſtweilen als vertragsmäßig gelten ſolle. Der Vermieter haftet daher für den 
a der dem Mieter inzwiſchen aus der Benutzung der mangelhaften Sache entſteht (RG 
„ 384). 
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Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Vermieters zur 
Vertretung von Mängeln der vermieteten Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, 
iſt nichtig, wenn der Vermieter den Mangel argliſtig verſchweigt ). 

E 1 407 II 485; P 2 132. 

1. Vgl. 8 476 A 2 (RO 62, 125). Argliſtiges Verſchweigen (NG JW 1914, 591) liegt vor, 
wenn der Vermieter den Mangel kennt und dem Mieter in der Abſicht, ihn zu täuſchen, nicht 
mitteilt, dagegen in der Regel nicht, wenn er annehmen durfte, daß der Mangel (3. B. ein polizei⸗ 
liches Benutzungsverbot) auch dem Mieter bekannt fei (OLG 33, 301). Einfluß der Nichtigkeit 
auf den Beſtand des ganzen Mietvertrags $ 139. Beſtätigung der nichtigen Vereinbarung 8 141. 
Abgeſehen von $ 540 unterliegt die Haftung des Vermieters für Mängel der Mietfache freier 
Vereinbarung. Ausſchluß der Haftung für Unfälle aus baulichen Schäden eines Pachtgutes 
SeuffA 70 Nr 174. Unwirkſamkeit eines Verzichts des Mieters im Falle des $ 544 j. dort. 
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Wird durch das Necht eines Dritten dem Mieter der vertragsmäßige Ge⸗ 
brauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teil entzogen !), fo finden die 
Vorſchriften der 88 537, 538, des § 539 Satz 1 und des $ 5402) entſprechende 
Anwendung 5). 

E 1 508 II 486; P 2 133. 

1. Entwährung des Gebrauchs durch Rechte Dritter. Der vertragsmäßige Gebrauch der Miet- 
ſache muß dem Mieter ganz oder teilweiſe entzogen ſein. Das Beſtehen eines Rechtes, das von 
Dritten gegen den Mieter geltend gemacht werden könnte (vgl. $ 434), z. B. des Eigentums eines 
Dritten (vgl. RG JW 1925, 47235), genügt nicht. Fälle der Gebrauchsentziehung find nicht 
nur dann gegeben, wenn der Vermieter von vornherein kein Recht an der Sache hat, alſo ſchlechthin 
eine fremde Sache vermietet, ſondern auch dann, wenn er nur ein zeitlich beſchränktes Recht 
an der von ihm ohne Rückſicht darauf vermieteten Sache hat, dieſes während der Mietzeit erliſcht, 
und der nunmehr Berechtigte auf Grund des ihm alsdann zuſtehenden Kündigungsrechts dem 
Mieter den Gebrauch entzieht, jo im Falle des Nießbrauchs des Vermieters ($ 1056), der ehe- 
männlichen Verwaltung und Nutznießung ($ 1423), der elterlichen Vermögensverwaltung ($ 1663) 
und der Vorerbſchaft ($ 2135). Entziehung des Gebrauchs durch ein Patentrecht Och 34, 32. 
Das Recht des Dritten kann, wie aus der allgemeinen Faſſung des § 541 und aus der Verweiſung 
auf $ 537 hervorgeht, auch erſt nach Überlaffung der Mietſache an den Mieter entſtanden ſein 
(a. M. RG 65, 33). — Was im $ 541 für die Entziehung des Gebrauchs beſtimmt iſt, muß nach 
Sinn und Zweck der Vorſchrift auch dann gelten, wenn der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter 
wegen des entgegenſtehenden Rechtes eines Dritten überhaupt nicht gewährt wird (RG 
8.4.21 III 450/20: Anwendung des § 539 Satz 1). 

2. a) Nach $ 537 gänzliche oder teilweiſe Befreiung des Mieters vom Mietzins wegen 
Gebrauchsentziehung oder Störung auf Grund eines bei Abſchluß des Mietvertrags oder ſpäter 
im Laufe der Miete hervortretenden Rechtes eines Dritten. b) Nach 9 538 Recht auf Schadens- 
erſatz wegen Gebrauchsentziehung auf Grund des beim Vertragsabſchluſſe vorhandenen oder 
erſt im Laufe der Miete unter Vertretungspflicht des Vermieters zur Geltung kommenden Rechtes 
eines Dritten oder wegen Gebrauchsentziehung durch das Recht des Dritten, wenn der Vermieter 
mit deſſen Beſeitigung in Verzug kommt. Im Verzugsfalle kann der Mieter das Hindernis ſelbſt 
beſeitigen, insbeſondere den Dritten wegen feiner Anſprüche abfinden und den Erſatz der dazu 
erforderlichen, nicht unverhältnismäßig hohen Aufwendungen verlangen. c) Nach $ 539 Saß 1 
Ausſchluß der in $$ 537, 538 aufgeführten Rechte des Mieters, wenn er bei Abſchluß des Miet⸗ 
vertrags das ihm nachteilige Recht des Dritten kennt. Dagegen kein Ausſchluß bei grobfahr⸗ 
läſſiger Unkenntnis (Rc 20. 6. 16 II 84/16) ſowie in dem Falle, wenn der Vermieter oder Ver · 
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pachter ſich zur Beſeitigung des Mangels verpflichtet hatte (RG JW 09, 6577; NG 8. 4. 21 
111 450/20). Ob in der vorbehaltloſen Annahme der Mietſache in Kenntnis des Rechtsmangels 
ein Verzicht des Mieters auf ſeine Vertragsrechte liegt, iſt nach den Umſtänden des Falles zu 
beurteilen. d) Nach $ 540 Nichtigkeit der dort erwähnten Vereinbarung bei argliftigem Ver⸗ 
ſchweigen des Rechtes des Dritten durch den Vermieter. 

3. Anſtatt der in A 2 unter a und b angeführten Anſprüche kann der Mieter nach 89 535, 536 
vom Vermieter Vertragserfüllung, d. h. Beſeitigung der dem Mieter nachteiligen Rechte 
Dritter, begehren. Auch ſteht ihm das außerordentliche Kündigungsrecht nach § 542 zu (RG 
20. 6. 16 111 84/16). Wegen des Einfluſſes des Konkurſes des Vermieters auf das Ge⸗ 
brauchsrecht des Mieters und wegen der Anordung der Geſchäftsaufſicht ſ. Vorbem 8 vor $ 535.— 
Wegen der Rechtsverhältniſſe bei Veräußerung oder Belaſtung eines vermieteten Grundſtücks 
. 88 571 ff. Unverbindlichkeit eines Pachtvertrages für den Lehensfolger (RG 95, 108: gem. R.). 
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) Wird dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache 
ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wiederentzogen, ſo kann der 
Mieter ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Mietverhältnis kündigen. 
Die Kündigung iſt erft zuläſſig, wenn der Vermieter eine ihm von dem Mieter 
beſtimmte angemeſſene Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne Abhilfe zu ſchaffen 2). 
Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Erfüllung des Vertrags 
infolge des die Kündigung rechtfertigenden Umſtandes für den Mieter kein 
Intereſſe hat‘). 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung des Gebrauchs 
iſt die Kündigung nur zuläſſig, wenn ſie durch ein beſonderes Intereſſe des 
Mieters gerechtfertigt wird ö). 

Beſtreitet der Vermieter die Zuläſſigkeit der erfolgten Kündigung, weil er 
den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem Ablaufe der Friſt 


die Abhilfe bewirkt habe, fo trifft ihn die Beweislaſt e). 
E I 529 II 487 Abſ 1, 2; M 2 418420; p 2 129, 513ff. 


2 1. In Erweiterung der allgemeinen Vorſchriften der 88 323ff. läßt 5 542 die vorzeitige Kün⸗ 
digung ſchon bei Nichigewährung oder Aufhebung des vertragsmäßigen Gebrauchs überhaupt 
I mag ſolche auf einem Verſchulden des Vermieters — das jedoch nicht in dem Verſchluß der 
Glirträume bei einer vom Mieter in Angriff genommenen Wegſchaffung ſeiner eingebrachten 
deten zu erblicken iſt (RG 6. 4. 09 II 285/08) —, auf dem Mangel geſetzlich zu gewährender 
8 er beſonders zugeficherter Eigenſchaften, auf Rechten oder Störungen Dritter oder auf andern 
zufälligen Umſtänden, z. B. Abbrennen eines vermieteten Hauſes (Rh 62, 226, für den Fall 
— teilweiſen Zerſtörung jedoch Rc Warn 1914 Nr 216), Unbrauchbarkeit der Mieträume 
„folge notwendiger Reparaturen (OLG 9, 2), baupolizeilicher Verfügung (NG 30. 6. 05 III 
5 05) beruhen. Vgl. dazu auch $ 544. Der Mieter kann nach $ 542 unter Umſtänden auch dann 
i Ndigen, wenn die Fortſetzung des Gebrauchs für ihn mit erheblichen Gefahren verbunden 
10 MG 2. 1. 12 111 89/11), ferner, wenn der Vermieter oder feine Angehörigen oder Angeſtellten 
um den Gebrauch durch Beleidigungen, Tätlichkeiten verleiden (Oe 16, 421; 33, 303). Auf 
175 U bernahme von Erſatzräumen braucht ſich der Mieter nur einzulaſſen, wenn es ſich um eine 
vorübergehende Benutzung während einer Ausbeſſerung oder Wiederherſtellung handelt (RG 
5 6.05 III 48/05; RG JW 05, 718; RG Warn 1914 Nr 216). Infolge dieſer weitergehenden 
zorſchriſt des $ 542 wird der Mieter regelmäßig auch keinen Anlaß haben, auf die allgemeinen 
1 orſchriften der 99 323 ff., ſoweit fie überhaupt anwendbar ſind (dazu Vorbem 3 vor $ 535), zurück⸗ 
agteiſen (NG 62, 225). Der Ausbruch eines Krie ges berechtigt den Mieter eines zu gewerblichen 
ecken vermieteten Gebäudes nicht ohne weiteres zum Rücktritt vom Mietvertrage (RG 86, 
50 Zirkusge bäude). Bei Nichtge währung oder Aufhebung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
* bei Pachtverhältniſſen auch des vertragsmäßigen Fruchtgenuſſes infolge von behördlichen 
„nahmen, insbeſondere kriegsrechtlichen Verboten, find die in $ 537 A 2 entwickelten Grund⸗ 
te. entſprechend anzuwenden (vgl. namentlich RG 88, 96). Allgemeines Verbot der Jagd- 
re ung im Bezirk des Jagdpächters als Kündigungsgrund |. R 98, 101; L8 1916, 89710. 
1 N. J 552 A 1.— Neben der Kündigung hat der Mieter bei Hinderung oder Vorenthaltung 
m Gebrauchs auch das Recht auf Befreiung vom Mie ttzinſe von der Zeit der Nichtge⸗ 
ährung bis zur Beendigung des Vertragsverhältniſſes (RG J 05, 718°), oder auf Rückzahlung 

1 1 im voraus bezahlten Mietzinſes (RG JW 09, 6577; 1912, 85916). Ferner kann der Mieter 
Pächter), der nach 9542 gekündigt hat, bei Verzug des Vermieters (Verpächters) in der Beſeitigung 

12* 
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des Mangels Scha denserſatz nach 8 538 verlangen (R& 21. 5. 09 III 289/08, Verhältnis 
zur Zinsminderung RG 82 S. 36g, 375). Der Mieter kann auch beim Vorliegen der dafür be⸗ 
ſtehenden Vorausſetzungen (insbeſondere Verſchulden des Vermieters oder ſeiner Leute oder 
Verzug) auf Erſatz desjenigen Schadens Anſpruch erheben, der durch den die Kün⸗ 
digung veranlaſſenden Umſtand bewirkt wurde, mag auch der Betrag und Umfang 
dieſes Schadens erſt nach Beendigung des Mietverhältniſſes hervorgetreten fein (NG 64, 381; 
76, 369; RG 9. 1. 06 111 195/05; RG 21. 5. 08 111 289/08; R Warn 1918 Nr 138). Vgl. 
8 554 A 1. Der Mieter, dem der vertragsmäßige Gebrauch ganz oder zum Teil entzogen worden 
iſt, braucht, wenn er nach fruchtloſem Friſtablauf kündigt, nicht ſeinerſeits Vorkehrungen zur 
Minderung des Schadens zu treffen, deſſen Erſatz er nach $ 638 verlangen kann. Verzögert er 
aber die Kündigung über eine angemeſſene kurze Zeit nach Friſtablauf, fo kann er Schadens⸗ 
erſatz nur inſoweit verlangen, als ihm ein Schaden auch bei rechtzeitiger Kündigung entſtanden 
wäre (RG 82 S. 363, 372, 373). Eine Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen Grundſätzen (8 276) 
kann begründet werden durch ein Verbot des Verpächters an den Pächter, den Pachtgegenſtand 
in einer beſtimmten Weiſe zu benutzen (RG 18. 1. 18 1I1 417/17). Hat der Vermieter dem 
Mieter die Bezugsfähigkeit einer Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunkte in Form eines 
Garantieverſprechens zugeſagt, ſo iſt er bei Nichterfüllung der Zuſage ſchadenserſatzpflichlig, 
ohne daß es auf fein Verſchulden ankommt (RG 15. 5. 0711 438/06). — Die Vorſchrift des 
5 542 bezieht ſich unmittelbar nur auf den Fall, daß das Mietverhältnis begonnen hat, iſt aber 
entſprechend anzuwenden, wenn ſchon vorher feſtſteht, daß feine Vorausetzungen zu Beginn 
des Mietverhältniſſes vorhanden fein werden, fo wenn die Beſeitigung eines Mangels unmöglich 
iſt (OLG 22, 289) oder der Vermieter die Inſtandſetzung der Mietſache ernſtlich und endgültig 
verweigert. Es bedarf dann nicht eines Rücktritts nach & 325 oder (OLG 13, 360) nach § 326. 
Über das Mietkündigungsrecht der durch das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums v. 7. 4. 33 (RG Bl 1 175) betroffenen Perſonen ſ. Gef. v. 7. 4. 33 (RCG Bl 1 187); entſprechend 
anzuwenden auf Rechtsanwälte, deren Zulaſſung auf Grund des Geſetzes über die Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft vom gleichen Tage (RGBl I 188) zurückgenommen iſt, und im Zuſammen⸗ 
hang damit ſtellenlos gewordene Angeftellte von Rechtsanwälten nach $ 6 des letzteren Geſetzes; 
ebenſo auf Arzte, Zahnärzte und Zahntechniker, deren Tätigkeit nach den BO vom 22. 4. 33 
(RG BI I 222), vom 2. 6. 33 (NSW I 360) und vom 23. 6. 33 (RG Bl I 397) beendet worden 
iſt, ſowie auf dadurch ſtellenlos gewordene Dienſtverpflichtete dieſer Perſonen (Geſ. vom 
14. 8. 33, RGBl I 581 $$ 2, 3). h 

2. Rechtliche Natur der Kündigung. Die Kündigung ift eine einſeitige, empfangsbe dürftige 
Willenserklärung nach $ 130. Einer Form bedarf fie nur, wenn dies vereinbart iſt. Die Kündigung 
wirkt nur für die Zukunft (ex nune), von dem Zeitpunkt ihrer Erklärung ab (M 2, 201) und unter⸗ 
ſcheidet ſich dadurch begrifflich vom Rücktritte (88 346 ff.), der den Vertrag rlickwirkend (ex tunc) 
aufhebt (RG 64, 381; R Warn 1914 Nr 10). Kündigung durch einen Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht $ 140, bei einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern 95 425, 429, ſowie 
bei Miterben 89 2038, 2039, durch den Vormund $ 1812, durch den Ehemann bei einer von ihm 
und feiner Ehefrau gemeinſam gemieteten Wohnung OLG 9, 302. Vgl. noch $ 553 A 4. 

3. Vorausſetzung der Kündigung ift die fruchtloſe Setzung einer angemeſſenen Friſt zur 
Abhilfe, nicht die Androhung der Kündigung. Kann nach Lage der Sache unverzügliche Abhilfe 
verlangt werden, fo genügt die Erklärung des Mieters, er werde die geſetzlichen Mittel gegen den 
Vermieter ergreifen, wenn der Mangel nicht unverzüglich abgeſtellt werde. Damit iſt die 
Frist geſtellt, ohne ſchuldhaftes Zögern (5121 BOB) für Abhilfe Sorge zu tragen. Eine genauere 
Beſtimmung der Friſt nach Tagen oder Stunden iſt in einem ſolchen Falle nicht notwendig (RG 
75, 354). In einer Klage auf Befeitigung eines den Gebrauch beeinträchtigenden Mangels tann 
das Verlangen der Abhilfe, nicht aber die zur Kündigung erforderliche Beſtimmung einer ange⸗ 
meſſenen Friſt gefunden werden (RG Warn 1918 Nr 74). Friſtbeſtimmung im Urteil 890 
$ 255. Vgl. auch RC Warn 1915 Nr 15. Liegen Erklärungen des Vermieters vor, die eine 
ernſtliche und endgültige Verweigerung der Abhilfe darſtellen (RG 51, 348; 64, 200, 
67,317), fo bedarf es einer Friſtſetzung nicht; dafür genügt aber nicht, daß der Vermieter in 
einem Schriftwechſel mit dem Mieter die Setzung einer Nachfriſt nicht verlangt hat (RG Warn 
1910 Nr 275). Vielmehr muß das Verhalten des Vermieters unzweideutig zum Ausdruck bringen, 
daß eine andere Entſchließung von ihm auch bei förmlicher Friſtſetzung nicht zu erwarten jel, 
fo daß die Zweckloſigkeit einer Abhilfefriſt außer Zweifel ſteht (RG 8.3. 18 111 433/17; auch 
SeuffA 71 Nu 160). Hat der Vermieter nach Friſtbeſtimmung die verlangte Abhilfe abgelehnt, 
ſo kann der Mieter ſchon vor Ablauf der Friſt kündigen (MG 11. 12. 17 111 180/17). Der Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt bedarf es auch dann nicht, wenn eine Abhilfe von vornherein unmöglich 
oder mit Schwierigkeiten und Beläſtigungen für den Mieter verbunden iſt, deren 
Duldung ihm nicht zugemutet werden kann. — Bei Setzung einer zu kurzen Friſt gilt das zu 
8 466 A1 Geſagte. — Der Mieter kann, ftatt mit ſofortiger Wirkung, auch für einen ange⸗ 
meſſenen ſpäteren Termin kündigen (RG 75, 354; 82, 373). Das Kündigungsrecht des Mieters 
beſteht ohne Rückſicht auf Verzug oder Verſchulden des Vermieters (A1 und RG 
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98 S. 101, 286; RG Warn 1915 Nr 15; RC 11. 12. 17 III 180/17) und wird auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der Vermieter wegen Mietzinsrückſtandes vom Mieter Räumung verlangen 
kann (R& 11. 12. 17 II 180/17), wohl aber dadurch, daß die Unmöglichkeit auf einem vom 
Mieter zu vertretenden Umſtande, insbeſondere einem Verſchulden oder auch nur Mit- 
verſchulden des Mieters beruht (RG 98, 286; RG L3 1917, 1894; vgl. auch $ 552), fo wenn er 
ſchuldhaft verhindert, daß die Abhilfemaßnahmen des Vermieters Erfolg haben (RG JW 1911, 
3595). Einem Verſchulden des Mieters ſteht es nicht gleich, wenn er ein polizeiliches Gebrauchs⸗ 
verbot durch feinen eigenen Antrag veranlaßt hat (RG 23. 9. 13 III 184/13; a. M. OLG 28, 140). 
Der Mieter kann nicht mehr kündigen, wenn der Vermieter nach Friſtablauf, aber vor erklärter 
dtündigung (vgl. $ 554 Abſ 1 Satz 2) abhilft (a. M. JW 1918, 1075). Ein Verzicht auf die durch 
die Kündigung begründeten Rechte ift nicht darin zu finden, daß der Mieter trotz der Kündigung 
vorläufig wohnen bleibt, weil er über ihre vom Vermieter beſtrittene Wirkſamkeit erſt eine gericht 
liche Entſcheidung haben will (RG 17. 3. 16 ILL 386/15). 

4. Kein Intereſſe, namentlich bei einem Fixgeſchäft (vgl. § 361), wie z. B. bei nicht recht⸗ 
zeitiger Gewährung eines zum Weihnachtsverkauf gemieteten Geſchäftslokals (vgl. § 564 A 3). 
5. So iſt die Anwendung des $ 542 Abſſ2 namentlich da gegeben, wo ſich der Mieter beim 
Vertragsabschluß eine beſondere Eigenſchaft der gemieteten Sache, z. B. größte Ruhe für ein 
uls Sanatorium gemietetes Gebäude, ausbedungen hat, und durch unruhige Nachbarn dieſe 
Ruhe, wenn auch nicht in übermäßiger Weiſe, geſtört wird (Rd 4. 5. 09 III 368/02). Kündigungs⸗ 
recht und Schadenserſatzanſpruch ſind anerkannt worden, wo der Vermieter dem Mieter von 
einem Teile eines Platzes zum Betriebe eines Kinematographen den Platz als ruhig bezeichnet 
hatte, dann aber den gegenüberliegenden Teil einem andern zum Betriebe eines Hunde⸗ und 
Affentheaters einräumte (RG 21. 1. 10 III 85/09). Das Kündigungsrecht iſt von der Recht- 
Iprechung weiter in einem Falle anerkannt worden, wo die (Sammel-) Heizung einer gemieteten 

ohnung bei einer Außentemperatur unter 100 K bis Mitte Mai vereinbart war und die ver⸗ 

tragswidrige Unterlaſſung der Heizung vom 1. bis 7. Mai unter Gefährdung der Geſundheit des 
Mieters andauerte (R 75, 354; vgl. A 3). 
„ 6. Beweispflichtig ift im Streitfalle a) der Mieter für die Kündigung und die Friſtſetzung, 
im Falle des Abſ 2 auch für die fein beſonderes Intereſſe ergebenden Tatſachen, b) der Ver⸗ 
mieter für die rechtzeitige Gebrauchsgewährung oder Wiedergewährung, ſowie im Falle des 
Abſſ2 für die Unerheblichkeit der Hinderung oder Vorenthaltung. 
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Auf das dem Mieter nach § 542 zuſtehende Kündigungsrecht finden die 
Vorſchriften der 88 539 bis 5411) ſowie die für die Wandelung bei dem Kaufe 
geltenden Vorſchriften der 88 469 bis 471 2) entſprechende Anwendung. 

Iſt der Mietzins für eine ſpätere Zeit im voraus entrichtet, ſo hat ihn der 
Vermieter nach Maßgabe des $ 347°) oder, wenn die Kündigung wegen eines 
Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorſchriften über die 

erausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerſtatten “). 

E 1 630 II 487 Abſ 8; M 2 421; P 2 229, 230, 413. 

1. Alſo Ausſchluß des Kündigungsrechts a) wenn der Mieter beim Abſchluſſe des Vertrags 
die den Gebrauch der Mietſache ausſchließenden oder ſtörenden Mängel kennt oder, abgeſehen 
non Zusicherung und Argliſt des Vermieters, infolge von grober Fahrläſſigkeit nicht kennt (RG 
30, 3. 20 III 402/19); b) wenn er die mangelhafte Mietſache mit Kenntnis ihres Mangels vor⸗ 
vehaltlos annimmt oder vorbehaltlos den Mietpreis dafür zahlt (ch 19. 6. 06 III 542/05). Beruht 
bie Kündigungsbefugnis auf einem Mangel im Recht, ſo wird ſie nicht durch grobfahrläſſige Un⸗ 
kenntnis des Mieters ausgeſchloſſen ($ 541 A 2c). Außerdem geht der Mieter wenigſtens des 
ihm nach $ 542 Abſ 1 Satz 3 bei vorliegendem beſondern Intereſſe zuſtehenden Rechtes, ohne 
Beſtimmung einer Friſt zu kündigen, bei Nichterfüllung der ihm in § 545 auferlegten Anzeige⸗ 
pflicht verluſtig (§ 545 Abi 2). . 5 ! 

2. Danach ift bei der Miete mehrerer Sachen, von denen nur einzelne mangelhaft find, die 
zeündigung, abgeſehen von der aus $ 469 Satz 2 ſich ergebenden Ausnahme, nur auf die 
mangelhaften zu erſtrecken und dann ein für alle Sachen feſtgeſetzter Geſamtmietzins in dem 
in $ 471 angegebenen Verhältniſſe herabzuſetzen. Nach dem aus 8 543 Abſ 1 in Verbindung mit 
3,469 zu entnehmenden allgemeinen Rechtsgedanken iſt bei einem einheitlichen, verſchie de nartige 
Maume (3. B. Geſchäfts⸗ und Wohnräume) umfaſſenden Miet- oder Pachtverhältnis die Zu⸗ 
falſigkeit einer Teilkündigung, auch abgeſehen von dem Falle eines Mangels, zu beurteilen; jede 
Partei kann aber verlangen, daß die Kündigung auf alle Räume erſtreckt wird, wenn die von ihr 
betroffenen Räume nicht ohne Nachteil für fie von den übrigen getrennt werden können (RG 
114,243). Vgl. auch $ 4 Abf2 des Mieterſchutz G. 
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3. Für die Rückerſtattung des im voraus entrichteten Mietzinſes gelten die Grundſätze, 
die nach § 347 im Falle des Rücktritts von einem Vertrage für die Haftpflicht des 
Empfängers einer bereits erfolgten Vertragsleiſtung gelten und ſich nach den Verpflichtungen 
beſtimmen, die nach 9 987 dem mit der Eigentumsklage in Anſpruch genomme nen Beſitzer einer 
Sache obliegen; insbeſondere alſo Herausgabe der nach dem Eintritt der Rechts hängigkeit gezoge⸗ 
nen und zu ziehen geweſenen Nutzungen. 

4. Der Vermieter hat in dieſem Falle nur denjenigen Betrag des Mietzin ſes herauszugeben, 
um welchen er zur Zeit der Rechtshängigkeit (oder der Kündigung) n och bereichert iſt 
(88 818, 819). 


§ 544 

1) Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von Menſchen 
beftimmter Naum ) fo beſchaffen, daß die Benutzung mit einer erheblichen 
Gefährdung ?) der Geſundheit verbunden ift, fo kann der Mieter das Miet- 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen ), auch wenn er 
die gefahrbringende Beſchaffenheit bei dem Abſchluſſe des Vertrags gekannt 
oder auf die Geltendmachung der ihm wegen dieſer Beſchaffenheit zuſtehenden 
Nechte verzichtet hat !). 

E II 488 III 637; P 2 230ff. 

1. Allgemeines. Auf Grund obiger Vorſchrift, die im öffentlichen Intereſſe gegeben 
und daher im Wege der Privatvereinbarung nicht abänderbar iſt, ſteht dem Mieter 
bei geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit einer Wohnung oder eines andern, zum Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmten Raumes ein erweitertes Kündigungsrecht zu. Die Vorſchrift, die kein 
6 89120 1 Sinne des § 823 Abſ 2 iſt (NG 5. 1. 33 VIII 368/32), gilt auch für die Pacht 
( 1 )h 

2. Als ſolcher anderer Raum kann ein Kontor, Bureau, ein Laden, eine Werkſtätte oder ein 
ſonſtiger Raum in Betracht kommen, auch wenn er, wie z. B. ein Bier- und Weinkeller oder ein 
Kellerraum für Sammelheizung, zu einem zwar wiederkehrenden, aber nur auf Stunden 
beſchränkten Aufenthalte beſtimmt iſt (RG 21. 2. 05 III 503/04). 

3. Die Gefährdung der Geſundheit muß eine naheliegende, nachhaltige und nicht 
bloß vorübergehende ſein (M& 51, 211; Warn 1911 Nr 323; JW 1912, 288%). „Erheblich“ 
bezieht ſich einmal auf den Grad der Gefährdung und iſt im Sinne von „nicht unbedeutend“, 
„nicht gering“ zu verſtehen. Eine erhebliche Gefahr in dieſem Sinne iſt nur dann anzunehmen, 
wenn ſie nahe liegt, d. h. wenn die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts einer Geſundheitsbeſchädigung 
eine große, nicht eine nur geringe iſt; denn der Grad der Gefahr wird danach bemeſſen, wie hoch 
die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts des befürchteten Ereigniſſes iſt. Mit der herrſchenden Meinung 
iſtlaber weiter anzunehmen, daß nicht nur die naheliegende Gefahr einer Geſundheitsbeſchädi⸗ 
gung vorliegen, ſondern auch die drohende Schädigung der Geſundheit ſelbſt eine erhebliche fein 
muß. Die Gefahr einer nur unbedeutenden Geſundheitsbeſchädigung genügt ebenſowenig wie 
ein geringer Gefährdungsgrad. Das Urteil darüber, ob eine Einrichtung geſundheitsſchädlich iſt, 
muß ſich nach den gegenwärtig auf dem Gebiete der Geſundheitslehre herrſchenden Anſchauungen 
richten. Eine geſundheitsſchädliche Einrichtung verliert dieſe Eigenſchaft nicht dadurch, daß fie 
nicht ſchon in früherer Zeit (man denke an langfriſtige Mietverträge) erkannt worden iſt (RG 
Warn 1911 Nr 323). Mangels Wahrſcheinlichkeit einer nachhaltigen Beeinträchtigung ift eine 
erhebliche Gefährdung der Geſundheit nicht anzunehmen, wenn ihre Beſchädigung nur bei länge⸗ 
rem Beſtehen des Übelftandes zu befürchten, der Mangel aber leicht und in verhältnismäßig 
kurzer Zeit beſeitigt werden kann. Ob aber letzteres zutrifft, ift nicht vom Standpunkt des ſpäteren 
Beurteilers, der die wirkliche Sachlage kennt, ſondern danach zu beurteilen, was zur Zeit der Aus⸗ 
übung des Kündigungsrechts bekannt war. Kennt der Mieter die Urſache eines Mangels (3. B. 
des Modergeruchs) nicht, fo iſt feine Lage ebenſo zu beurteilen, wie wenn Urſache und Abhilfe ⸗ 
mittel feſtſtehen, die Beſeitigung ſelbſt aber ſehr ſchwierig oder mit beträchtlichem Zeitaufwand 
verbunden oder unmöglich iſt (RG 88, 168). Unter Umſtänden wird man aber von dem Mieter, 
der nach $ 544 kündigen will, ein Forſchen nach der Urſache des Mangels verlangen müſſen. — 
Das dauernde Eindringen unerträglicher übler Gerüche in die Mieträume kann den Tatbeſtand 
des 9 544 verwirklichen (RG JW 1912, 288°), ebenſo eine das Leben und die Geſundheit ber Ver 
wohner gefährdende Beſchaffenheit des Fußbodens und der Kellertreppe (RG Gruch 60, 664). Die 
Gefährdung der Geſundheit kann auch darauf beruhen, daß der Mieter durch den von dem Mieter 
eines andern Hausteils (z. B. von einem Fleiſcher mit dem lärmenden Betriebe feiner Maſchine) 
gemachten Gebrauch in ſeiner Geſundheit benachteiligt wird (RG JW 06, 713°); maßgebend find 
dabei nicht die beſonderen Geſundheitsverhältniſſe des einzelnen Mieters (ſubjektiver Standpunkt), 
ſondern die allgemeinen, für die geſundheitsge mäße Veſchaffenheit von Wohnungen überhaupt 
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geltenden Grundſätze (objektiver Standpunkt, Och 7, 17). — Über den ſog. Berliner Hänge⸗ 
boden vgl. R Warn 1911 Nr 323. 

4. Das Kündigungsrecht des Mieters hat grundſätzlich das ganze Mietverhältnis zum Gegen⸗ 
ſtande (RG Warn 1911 Nr 323) und ſetzt demge mäß regelmäßig voraus, daß der Mietgegenſtand 
(3. B. eine Wohnung) im ganzen von dem Mangel berührt wird. Die Geſundheitsgefährlichkeit 
eines einzelnen Raumes rechtfertigt die Kündigung nach $ 544 nicht, wenn der Mangel die Tauglich⸗ 
keit der gemieteten Wohnung nicht erheblich mindert, ihre Benutzbarkeit im Rahmen des Miet⸗ 
zwecks vielmehr durch die übrigen Räume ohne weſentliche Beeinträchtigung der perſönlichen Be⸗ 
dürfniſſe des Mieters gewährleiſtet wird (RG 21. 2. 05 III 503/04). Dem Mieter bleiben aber 
die Rechte aus 58 537ff., 542. Kann das Mietverhältnis ausnahmsweiſe im einzelnen Falle als 
teilbar erachtet werden, ſo wird das Kündigungsrecht auf einzelne Räume zu beſchränken ſein, 
wenn nur dieſe von geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit find und der getrennte Gebrauch der 
übrigen Räume ohne Beeinträchtigung des Mieters möglich iſt (vgl. auch § 543 A 2). — Das 
Kündigungsrecht des Mieters ſetzt kein Verſchulden des Vermieters voraus, fällt aber 
weg, wenn der geſundheitsgefährliche Zuſtand durch ein Verſchulden des Mieters ſelbſt 
(unpflegliche Behandlung uſw.) hervorgerufen wird (RG 51, 210; RG SeuffA 58 Nr 73; JW̃ 
1916, 12930). Dagegen kann dem Mieter nicht entgegengehalten werden, er habe durch Anzeige 
bei der Polizei veranlaßt, daß die bis dahin unbeanſtandete Benutzung eines Raumes unterſagt 
worden ſei (RG Warn 1911 Nr 323). Der Vermieter kann auch keine Schadenserſatzanſprüche 
daraus herleiten, daß der Mieter die polizeiliche Schließung der (baufälligen) Wohnung veranlaßt 
hat (RG 28 1916, 5941). — Für die Beendigung des Mietverhältniſſes im Falle des § 544 
bedarf es weder der Beſtimmung einer Friſt zur Abhilfe wie nach $ 542 noch einer Anzeige nach 
$ 545 (Rh Gruch 60, 664; a. M. DLG 33,305), wohl aber einer Kündigung des Mieters, d. h. 
einer Erklärung des Inhalts, daß er das Mietverhältnis auflöſen wolle. Die Erklärung kann 
ohne Rückſicht auf eine etwa vereinbarte Kündigungsform, auch ſtillſchweigend, z. B. durch den 
Auszug des Mieters (RG Warn 1916 Nr 46) geſchehen, muß aber unzweideutig erkennen laſſen, 
daß der Mieter ein Kündigungsrecht ausüben wolle (RG Gruch 60, 664). 

5. Neben der friſtloſen Kündigung bleibt die Geltendmachung der Rechte aus 88 537, 
538 inſoweit beftehen, als der Mieter dieſer Rechte nicht nach $ 539 verluſtig geworden iſt oder 
auf ihre Geltendmachung verzichtet hat. Gegenüber einem Schadenserſatzanſpruche des Mieters 
wird der Vermieter nicht ſelten verſuchen, eigenes Verſchulden des Mieters nach $ 254 
geltend zu machen. Die friſtloſe Kündigung nach $ 544 iſt (ebenſo wie die nach $ 542) zwar nur 
ein Recht, keine Pflicht des Mieters. Aber auch die Nichtausübung eines Rechtes kann unter 
Umſtänden ein Verſchulden darſtellen, nämlich dann, wenn ſie gegen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt verſtößt. Es kommt dabei namentlich in Frage, ob die Vorausſetzungen des § 544 ſo 
zweifelsfrei vorliegen, daß dem Mieter die Übernahme der Gefahr von Umzugs- und Prozeß⸗ 
koſten zugemutet werden kann (vgl. RG Warn 1916 Nr 133). Ebenſo iſt die eigene Mängel- 
beſeitigung nach $ 538 Abſ 2 nur ein Recht des Mieters. Aber die Unterlaſſung der Rechtsaus⸗ 
übung iſt auch hier ſchuldhaft, wenn ſie der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zuwiderläuft (RG 
100, 42, auch 103, 372). Der Vermieter, der ſich auf mitwirkendes Verſchulden des Mieters 
beruft, hat namentlich darzutun, daß dieſem die Aufwendung der Koſten angeſonnen werden 
konnte (RG Warn 1912 Nr 423). 
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Zeigt ſich im Laufe der Miete ein Mangel der gemieteten Sache oder wird 
eine Vorkehrung zum Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene Gefahr 
erforderlich, ſo hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich Anzeige zu machen. 
Das gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Necht an der Sache anmaßt !). 

Anterläßt der Mieter die Anzeige, fo iſt er zum Exſatze des daraus ent⸗ 
ſtehenden Schadens verpflichtet 2); er iſt, ſoweit der Vermieter infolge der 
Anterlaſſung der Anzeige Abhilfe zu ſchaffen außerſtande war, nicht berechtigt, 
die im 8 537 beſtimmten Nechte geltend zu machen oder nach 8 542 Abſ 1 Satz 3 
ohne Beſtimmung einer Friſt zu kündigen oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu verlangen ?) c). 

E 1 519 II 589; M 2 400, 401; P 2 187; 6 184, 186. N 

1. Dbhutpflicht des Mieters im Intereſſe des Vermieters. Dieſe Pflicht (vgl. 
96535 A 4) beſteht namentlich in dem Falle, wenn der Mieter ein ganzes Haus oder einen abge- 
ſchloſſenen Teil davon gemietet hat (Rö 68, 161), erſtreckt ſich aber auch auf die von dem Mieter 
mit anderen Mietern gemeinſam zu benutzenden Räume, wie Treppen, Flure (Rc 59, 161; 
75, 118), und kann insbeſondere durch deren Nichtbeaufſichtigung, durch Nichtabgabe des Schlüſſels 
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zu einer Wohnung während einer Reiſe des Mieters verletzt werden. Kraft dieſer Obhutpflicht 
iſt der Mieter zur (unverzüglichen, $ 121) Anzeige eines Mangels (nicht nur eines ſolchen im Sinne 
von $ 537) auch dann verbunden, wenn der Mangel fein Gebrauchsrecht nicht unmittelbar benach⸗ 
teiligt, ſondern nur den Vermieter gefährdet. Eine Verpflichtung zur Vornahme notwendiger 
Ausbeſſerungen oder zur Abwehr ſtörender Eingriffe Dritter liegt ihm nicht ob. Es bedarf keiner 
Anzeige, wenn eine Abhilfe durch den Vermieter von vornherein unmöglich iſt. Da die Anzeige ⸗ 
pflicht auf der Obhutpflicht beruht, fällt ſie inſoweit weg, als, wie z. B. bei Überlaſſung einer 
Dampfdreſchmaſchine mit Bedienung an einen techniſch unerfahrenen Mieter, die (techniſche ) 
Obhut nicht dieſem, ſondern dem als Erfüllungsgehilfen des Vermieters zu betrachtenden Ma⸗ 
ſchiniſten anvertraut iſt (RG Gruch 61, 633). Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich auch nicht auf Sachen, 
die zwar tatſächlich unter einer gewiſſen Obhut des Mieters (Pächters) ſtehen, aber nicht Gegen⸗ 
ſtand der Miete (Pacht) find (MG 22. 2. 17 IV 436/16). 

2. Schadengerſatzpflicht des Mieters. Sie wird nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß die 
Räume, wie z. B. Treppen, Flure und andere Zugänge zu den eigentlichen Mieträumen, auch 
der Prüfung des Vermieters offen liegen (RG 59, 162; RG Warn 1916 Nr 223), wohl aber 
dadurch, daß dieſer auf irgendeine Weiſe von dem Mangel wirklich Kenntnis erhält (M 2, 401 
und RG 103 S. 372, 374). Haftung des Mieters wegen eines Schadens, den ein Dritter infolge 
baulicher Mängel der Mieträume erleidet, ſ. RG 83, 137. 

3. Beweislaſt a) für den Vermieter dahin, daß und zu welcher Zeit der Mieter den Mangel 
gekannt habe oder habe kennen müſſen, p) für den Mieter dahin, daß er unverzüglich nach 
erlangter Kenntnis die Anzeige erſtattet habe. 

4. Nicht ausgeſchloſſen iſt das im § 544 vorgeſehene Kündigungsrecht. — Kommt die Frau 
eines Mieters infolge ſchadhaften Zuſtandes der Treppe im Miethauſe zu Falle, ſo kann ihr daraus, 
daß ſie dem Vermieter gegenüber den ſchon lange beſtehenden Mangel nicht anzeigte, zwar, 
wenn fie nicht Mitmieterin ift, nicht eine Verletzung des $ 545, wohl aber ein dem Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch aus $ 823 entgegenſtehendes Verſchulden ($ 254) entgegengehalten werden (R& 
11. 1. 07 III 231/07). 
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Die auf der vermieteten Sache ruhenden Laſten 1) hat der Vermieter zu 
tragen 7). 
E 515 II I 490; M 2 395; B 2 178. 


1. Verpflichtung des Vermieters zur Tragung der öffentlichen wie der privat⸗ 
rechtlichen Laſten, die auf der Mietſache ruhen (wie z. B. Grund⸗ und Gebäudeſteuern [RG 
Warn 1927 Nr 53], Waſſerzins, Reallaſten, auch Hypothekenzinſen) oder dem Inhaber eines 
Grundſtücks als ſolchem obliegen (wie z. B. Kanaliſationsabgaben, RG JW 1910, 1052; nicht 
Feuerverſicherungsprämien, 23 1919, 821”), auch nicht die Vermögensſteuer (RG 122, 335; RG 
JW 192/, 1753); wohl aber die Landesabgabe im Sinne des Betriebsſteuergeſ. v. 11. 8. 23 
ROB I 769) und die Rentenbankzinſen im Sinne der BO v. 15. 10. 23 (RG Bl 1963; RG 
115,209). Vgl. noch RG 116, 111 und RG HR 1929 Nr 2009 (Hauszinsſteuer); ferner RG. 
123, 117 und 127, 130 (Induſtriebelaſtung). 

Was insbeſondere die Einquartierungslaſt (Quartierleiſtung und Naturalverpflegung) an⸗ 
belangt, ſo hängt a) die Natur der Einquartierung im Frieden davon ab, ob ſie nach den gemäß 
reichsgeſetzlicher Vorſchrift (Bundesgeſeß v. 25. 6. 68, betr. die Quartierleiſtung für die bewaffnete 
Macht während des Friedenszuſtandes, 80 5, 7; Ref. v. 24. 5. 98 über die Naturalleiſtung für die 
bewaffnete Macht im Frieden, neue Faſſung |. RGBl 1 1925, 44, 88 4, 7) hierfür maßgebenden 
Ortsſtatuten oder Gemeindebeſchlüſſen allen Inhabern bequartierungsfähiger Räume, alſo auch 
den Mietern oder nur den Grundbeſitzern als ſolchen auferlegt iſt, in welchem letzteren Falle ſie 
als auf der vermieteten Sache ruhend anzuſehen und vom Mieter nicht mit zu tragen iſt. b) Für 
die Einquartierung im Kriege, inſoweit es ſich um eine Leiſtung an die Truppen des 
Deutſchen Reiches und ſeiner Verbündeten handelt, war durch das Met. über die Kriegsleiſtungen 
v. 13. 6. 73 ben zu dieſen Leiſtungen zunächſt verpflichteten Gemeinden die Berechtigung erteilt, 
behufs Erfüllung der bei ihnen angeforderten Quartierleiſtung die zur Teilnahme an den Ge⸗ 
meindelaſten Verpflichteten ſowie die ſonſt in der Gemeinde ſich aufhaltenden oder Eigentum 
in der Gemeinde beſitzenden Angehörigen des Reiches zu Naturalleiſtungen und Dienſten aller 
Art heranzuziehen. Die Laſt ruhte alſo, wenn hiervon Gebrauch gemacht wurde, nicht auf dem 
Grundbeſitz, war vielmehr (vgl. SI Nr 1 Gef. v. 13. 6. 73) als eine dem Gemeinde- oder Reichs⸗ 
angehörigen auferlegte perſönliche Laſt grundsätzlich vom Mieter zu tragen, dem dafür auch die 
Quartiergelder gebühren (RG 23 1919, 4314; OLG 33, 307; 38, 146). Militäriſche Inanſpruch⸗ 
nahme eines verpachteten Grundſtücks derart, daß das ganze Anweſen in Anſpruch genommen 
($3 Nr 4 des Gef.) und feine vertragsmäßige Benutzung zeitweiſe und ohne Ausſicht auf Anderung 
in abſehbarer Zeit unmöglich wurde, berechtigte den Pächter infolge dieſer, einer dauernden gleich“ 
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zuſtellenden Unmöglichkeit nach 58 275, 323 zur Verweigerung des Pachtzinſes für die ganze 
Vertragsdauer (NG JW 1919, 5791; vgl. auch OL 40,314). Das Kriegsleiſtungsgeſ. v. 13. 6. 73 
iſt inzwiſchen durch Geſ. v. 19. 3. 24 (RG Bl 1285) aufgehoben worden. o) Quartiert ſich im 
Kriege feindliches Militär in willkürlicher Weiſe in den Mieträumen ein, ſo kann der Mieter, 
inſoweit ihm dadurch der Gebrauch durch einen vom Vermieter nicht verſchuldeten Umſtand ent⸗ 
zogen iſt, gemäß § 323 Abs 1 nach der Dauer und dem Maß der Entziehung Befreiung vom Miet⸗ 
zins oder Minderung beanſpruchen. 

2. Abänderung im Wege der vertragsmäßigen Vereinbarung zwiſchen Vermieter 
und Mieter iſt zuläſſig, jedoch auf das Verhältnis des Vermieters, als Hauseigentümers, der 
Staats⸗ oder Gemeindebehörde gegenüber ohne Einfluß. Beſtimmungen in Pachtverträgen, die 
dem Pächter die auf dem Pachtgrundſtücke ruhenden und ihm künftig aufzulegenden öffentlichen 
Laſten aufbürden, ſind auf alle Laſten zu beziehen, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft aus dem Ertrag des Grundſtücks und nicht aus der Vermögensſubſtanz beſtritten werden 
(vgl. RG 115, 209; Rentenbankzinſen und RH JW 1929, 139620: Induſtriebelaſtung). Zur Frage, 
wer den auf ein landwirtſchaftliches Gut entfallenden Teil der Reichsvermögenſteuer zu tragen 
hat, wenn nach dem Pachtvertrag dem Pächter alle das Gut betreffenden öffentlichen Laſten 
und Abgaben, dem Verpächter nur die auf ſein Einkommen aus dem Pachtgut zur Erhebung 
gelangenden „direkten Staatseinkommenſteuern“ zur Laſt fallen, ſ. Rö 122, 335. Tragung 
der Reichsvermögenſteuer durch den Verpächter, der nach dem Vertrag nur die auf fein Ein⸗ 
kommen aus dem Pachtgut zu erhebenden direkten Staatseinkommenſteuern zu bezahlen 
übernommen hat, |. RG ZW 1930, 320°. Vereinbarung über Laſtentragung zwiſchen der preußi⸗ 
ſchen Domänenverwaltung und dem Domänenpächter |. R HNR 1931 Nr 1303. S. auch 
SeuffA 77 Nr 127. Auf Grund einer Vertragsbeſtimmung, wonach Laſten, Steuern und ſonſtige 
Abgaben von einem gemieteten Grundſtück der Mieter trägt, kann die vermietende Gemeinde 
Steuern von ihrem eigenen Grundbeſitz zu Laſten des Mieters verlangen (RG 119, 304). Über⸗ 
nahme der Unterhaltung eines Flußufers durch den Pächter von Ackerland ſ. RG JW 1931, 264012, 
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Der Vermieter iſt verpflichtet, dem Mieter die auf die Sache gemachten 
notwendigen Verwendungen zu erſetzen 1). Der Mieter eines Tieres hat jedoch 
die Fütterungskoſten zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermieters zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen 
beſtimmt fi) nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ?). 
Der Mieter iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen hat, 
wegzunehmen 5). 

E 1 6518, 514 Abſ 1 u. 2 II 491; M 2 399-305; ® 2 174ff., 273. 

1. Die notwendigen Verwendungen, d. h. die zur Erhaltung der Sache gemachten Ausgaben 
treffen den Vermieter. Unter dieſe notwendigen Verwendungen fallen nicht ſchon ſolche, die der 
Mieter nur macht, um die Mietſache in einen zum vertragsmäßigen Gebrauch ($ 536) geeigneten 
Zuſtand zu verſetzen; hier greift $ 538 Abſ 2 ein (RG HRR 1929 Nr 1309). Der Mieter dagegen 
hat, abgeſehen von den dem Mieter eines Tieres zur Laſt fallenden Fttterungskoſten, den durch 
den Gebrauch der Mietsache verurſachten Aufwand zu tragen. Über den Erſatz der Aufwendun⸗ 
gen ſ. 88 256, 257. Zurückbehaltungsrecht § 273, 556 Abſ 2. Verjährung des Erſatzanſpruches 
3 558. Vgl. auch § 538 Abſ 2. 

2. Für den Erſatz ſonſtiger Verwendungen kommt es nach 98 683—685 namentlich darauf an, 
ob die Verwendung dem Intereſſe und dem Willen des Vermieters entſprach oder von ihm 
genehmigt worden ift (vgl. OLG 41, 113: bauliche Anderungen). Im übrigen haftet der Ver⸗ 
mieter für ungerechtfertigte Bereicherung (RG JW 1932, 2977). Die Verpflichtung zur Erſatz⸗ 
leiſtung fällt weg, wenn der Mieter zu der Verwendung vertragsmäßig verpflichtet iſt (Prot 
5, 236). Beſondere Beſtimmungen bei der Pacht nach 95 582, 586—589. 

„ 3. Das Wegnahmerecht des Mieters iſt nach $ 258 unter Herſtellung des früheren 
Juſtandes der Mietſache auszuüben (s. auch 8 95 und OL AL, 113: Kochmaſchine). Unter 

ieſer Vorausſetzung ift der Mieter zur Wegnahme auch dann befugt, wenn der Vermieter die Ein⸗ 
richtung unter Erſatz ihres Wertes behalten will. Denn der Vermieter hat nach dem maßgebenden 

chuldverhältnis nur Anſpruch darauf, daß er die Mietſache in dem Zuſtande zurückerhält, in 
welchem fie ſich bei der Überlaſſung an den Mieter befunden hat (M 2, 385; Prot 2, 177). Auch 
9997 Abſ 2 ſteht nicht entgegen, da dort dem mit der Eigentumsklage in Anſpruch genommenen 
Weſitzer ein weiteres obligatoriſches Recht nicht zur Seite ſteht, ein Wegnahmerecht vielmehr 
an Falle des Werterſatzes ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. Nur eine ſchikanöſe Ausübung des 
„Legnahmerechts aus 9 547 würde nach $ 226 unzuläſſig fein. — Hervorzuheben iſt, daß § 547 
Abſ2 Satz 2 dem Mieter nur das Recht der Wegnahme verleiht; er kann daher auch nur Duldung 
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der Wegnahme, nicht Herausgabe verlangen, wenn der Vermieter den Beſitz der Mieträume 
mit der Einrichtung erlangt hat (RG 109, 128). — Verzicht auf das Wegnahmerecht |. RG 
Seuff A 87 Nr 88. 


8 548 


Veränderungen oder Verſchlechterungen der gemieteten Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch!) herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht 
zu vertreten ?) 3), 

E 1 520 II 402; M 2 401; P 2 188, 

1. Bei vertragswidrigem Gebrauch haftet der Mieter, dem die Obhut und damit die 
ſchonende und pflegliche Behandlung der Mietſache obliegt ($ 535 A 4), nach 98 276, 278, fo auch 
für Dienſtboten und Familienangehörige (Beſitzdiener), inſoweit er dieſen Perſonen die Obhut 
und Behandlung der Mieträume anvertraut oder überlaſſen hat (ſ. § 553), und zwar haftet er 
nicht nur für den Schaden an der Mietſache, z. B. an den gemieteten Räumen, ſondern nach 
allgemeinen Grundſätzen für allen Schaden, den er durch Verletzung feiner Vertragspflichten 
dem Vermieter ſchuldhaft verurſacht, ſo für die Beſchädigung von nicht mitvermieteten Räumen 
und von Sachen des Vermieters, die ſich nicht in den Mieträumen befinden (RG 84, 222; OLG 
33,309), auch für den entgangenen Gewinn (RG 14. 6. 15 10 633/14). Die Haftpflicht des 
Mieters beſteht insbeſondere auch in dem Falle, wenn die Leute des Fuhrunternehmers beim 
Einzuge des Mieters (oder beim Zufahren von Waren, JW 1922, 2306) am Grundſtücke des 
Vermieters Schaden anrichten, oder wenn Treppe und Treppenflur beim Abholen von Sachen 
beſchädigt werden, die der Mieter verkauft hat, mag auch das Fortſchaffen durch vom Käufer 
beauftragte Perſonen geſchehen (RG 106, 133). Die nicht zweifelloſe Frage, ob der Mieter auch 
für den ſchuldhaft vertragswidrigen Gebrauch der Mietſache ſeitens eines Gaſtes haftet, dem er 
den Gebrauch überlaſſen hat, wird nach § 278 zu bejahen fein (vgl. $ 535 A 4). Ein vertrags- 
widriger Gebrauch darf nicht angenommen werden, wenn ein Gaſt im Wirtshaus plötzlich erkrankt 
oder ſtirbt, or dem Gaſtwirt durch die notwendige Wiederherſtellung des Gaſtzimmers Koſten 
erwachſen (. jedoch LZ 1916, 1504”). Umgekehrt iſt der Fall zu beurteilen, wenn der Gaſt ſeinen 
Krankheitszuſtand gekannt und ſtatt des gebotenen Aufenthalts in einem Krankenhauſe den 
Gaſthof aufgeſucht hat. Überanſtrengung eines gemieteten Pferdes (OLG 39, 149). Der Mieter 
eines Fuhrwerks wird dadurch, daß der Vermieter den Kutſcher ſtellt, nicht von der Verpflichtung 
frei, das Fuhrwerk nur fo zu gebrauchen, daß eine Gefährdung des Geſpanns, z. B. eine Über⸗ 
anſtrengung der Pferde, vermieden wird (RG 31. 5. 21 TIL 506/20). Wegen des vertragswidrigen 
Gebrauchs ſ. ferner unten $ 550 A 1; 8 553 A 1. Auch der Nichtgebrauch der Mietſache (vgl. 
$ 535 A 4) kann unter Umſtänden, nämlich dann, wenn dadurch die Mietſache (z. B. ein Reit 
pferd) beſchädigt oder gefährdet wird, vertragswidrig fein und den Mieter haftbar machen. — 
Der Schadenserſatzanſpruch wegen vertragswidrigen Gebrauchs durch den Mieter kann vom 
Vermieter auch ſchon vor Beendigung des Mietverhältniſſes geltend gemacht werden (RG 105, 
397). Der Vermieter kann insbeſondere die alsbaldige Beſeitigung von Schäden dann verlangen, 
wenn ein Aufſchub die Beſeitigung unmöglich machen oder größeren Schaden zur Folge haben 
würde. So auch für dieſen Fall (anders für die Regel) Seuffa 74 Nr 103 und OL 39, 239. 
Verjährung § 558. — Vertraglich kann die Haftung des Mieters abweichend vom Geſetze 
geregelt werden. Eine völlige Abwälzung der Erhaltung der Mietſache vom Vermieter auf den 
Mieter wird aber, namentlich bei formularmäßigen Verträgen, nur dann als vereinbart anzu⸗ 
ſehen ſein, wenn feſtgeſtellt werden kann, daß der Mieter eine ſo weitgehende Laſt zugunſten 
des Vermieters bewußt übernehmen wollte (vgl. JW 1922, 822%). Auslegung eines Vertrags, 
der die Haftung des Mieters aus Veränderungen und Verſchlechterungen der Mietſache aus⸗ 
ſchließt, ſ. LZ 1919, 9217; Bedeutung vertraglicher Übernahme der Ausbeſſerungspflicht durch 
den Mieter ſ. JW 1920, 10451; Vertragshaftung für Glasſchäden an Schaufenſtern uſw. ſ. JW 
1922 S. 814',°, 822°; O8 41, 115. Die Haftung des Mieters gegenüber andern Mietern (8. B. 
für Waſſerſchäden, OLG 41, 115) bemißt fich nach 88 823ff. 

2. Der Grundſatz, daß der Mieter die durch den vertragsmäßigen Gebrauch 
herbeigeführten Veränderungen oder Verſchlechterungen nicht zu vertreten habe, 
iſt nach Treu und Glauben ($$ 157, 242) namentlich bei Auslegung der vielfach vorkommenden 
Vertragsbeſtimmung, daß die Mieträume in dem nämlichen Zuſtande zurückzugeben ſeien, 
in dem der Mieter fie übernommen habe, im Sinne des $ 548 anzuwenden, ſofern nicht der 
Vertrag ausdrücklich eine dem Vermieter günſtigere Vorſchrift enthält. 

3. Die Be weislaſt dafür, daß Veränderungen oder Verſchlechterungen auf einen von ihm 
nicht zu vertretenden Umſtand zurückzuführen ſeien, trifft den Mieter. Dies gilt auch gegenüber 
Schadenserſatzanſprüchen, die der Vermieter gegen den Mieter während der Dauer des 
Mietverhältniſſes (3. B. wegen eines Brandes) erhebt (RG Bayg 1922, 173). Iſt vereinbart, 
daß der Mieter, der die Zahlung der vom Vermieter zu entrichtenden Feuerverſicherungsprämien 
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übernommen hat, im Falle eines Brandſchadens nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu 
haften brauche, ſo muß der Mieter nachweiſen, daß ihm bei der Entſtehung des Brandes weder 
11 Au grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt (NG 122, 292). Vgl. im übrigen § 556 Abs 1 
un azu. 


8 549 


Der Mieter iſt ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den 
Gebrauch der gemieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen !), insbeſondere 
die Sache weiter zu vermieten 2). Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, 
ſo kann der Mieter das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt kündigen ), ſofern nicht in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt ) 5). 

Überläßt der Mieter den Gebrauch einem Dritten “), fo hat er ein dem 
Dritten bei dem Gebrauche zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten, auch 
wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlaſſung erteilt hat. 

E 1 516 II 498; M 2 395397; P 2 178ff. 

1. Verbot der eigenmächtigen Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten. Die Übertragung 
der Mieterrechte ohne Zuſtimmung des Vermieters iſt ausgeſchloſſen (RG JW 1931, 29462; 
RG 3. 7. 23 III 127/23; 8. 2. 24 III 214/23). Die Überlafjung des Gebrauchs im Sinne des 
$ 549 erfordert nicht die Übertragung eines Rechtes, ſondern nur die tatſächliche Einräumung 
des vollen Gebrauchs der ganzen Mietſache oder eines beſtimmten Teiles, umfaßt aber nicht 
den unſelbſtändigen Mitgebrauch der Mietſache durch Familienmitglieder, Dienſtboten, Gäſte 
uſw., der vielmehr zum vertragsmäßigen Gebrauch des Mieters ſelbſt gehört. Die Erlaubnis 
des Vermieters kann formlos, alſo mündlich, oder auch durch ſchlüſſige Handlungen, erteilt werden, 
mag ſie auch im voraus beim 4 des Mietvertrags gegeben werden, und dieſer ſelbſt nach 
$ 566 der ſchriftlichen Form bedürfen (RG SeuffA 77 Nr 125). Sie iſt keine Zuſtimmung im Sinne 
der $$ 182ff., die Erlaubnis bewirkt nur, daß die Gebrauchsüberlaſſung an den Dritten nicht 
als eine Verletzung der dem Mieter gegenüber dem Vermieter obliegenden Verpflichtungen 
($ 553) erſcheint. Durch den Mangel der Erlaubnis des Vermieters wird die Rechtswirkſamkeit 
des Untermietvertrags nicht berührt, da man eine fremde Sache vermieten kann; $ 549 will 
nur das Verhältnis 5 0 Vermieter und Mieter regeln. Iſt die Erlaubnis des Vermieters 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes zwiſchen Mieter und Untermieter nicht erteilt, ſo kann ſich der 
vermietende Mieter auf ſein Unvermögen zur Leiſtung an ſich gegenüber dem Untermieter nicht 
berufen (RJ 69, 357), er hat vielmehr für feine Leiſtungsfähigkeit einzuſtehen (OS h 28, 149) 
und haftet dem Untermieter auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Will er dies nicht, ſo 
mag er die Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der Erlaubnis als einer Bedingung 
abhängig machen. Dieſe Bedingung kann ſelbſtverſtändlich auch ſtillſchweigend geſetzt werden. 
Eine ſtillchweigende Bedingung kann aber nicht allein aus dem Umſtande entnommen werden, 
daß der Untermieter weiß, ſein Vermieter ſei nur Mieter und die zur Untervermietung erforder⸗ 
liche Erlaubnis des Hauptvermieters ſei noch nicht erteilt; auch die Vorausſetzung, die Erlaubnis 
werde erteilt werden, iſt noch keine Bedingung (beſtr.). Wer ſich unbedingt verpflichtet, muß 
ſich darüber vergewiſſern, ob ihm die Leiſtung möglich iſt. Die Erlaubnis beizubringen, ift allein 
Sache des vermietenden Mieters. RG 81, 59; OLG 28, 149; vgl. RG Gruch 33, 994; 35, 1027 
(RG 41, 147 beruht auf abweichenden Beſtimmungen des gemeinen Rechtes). — Auch der Mieter 

un, als Untervermieter, den $ 549 dem Untermieter gegenüber für ſich geltend machen, wenn 
letzterer ohne des erſteren Erlaubnis den Gebrauch der Sache einem Dritten überläßt (RG 19. 2. 09 
111 217/08). — Soweit die Untermiete nicht ſtatthaft iſt, iſt auch die Abtretung und Pfändung 
des mit der Perſönlichkeit des Mieters enge zuſammenhängenden Mietrechts ausgeſchloſſen 
(MR 2, 396; Seuff A 69 Nr 80). Dagegen ift die Pfändung ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn die 
Gebrauchsüberlaſſung dem Mieter vom Vermieter geftattet iſt (vgl. ZPO $$ 851, 857; N& 37, 
421). In der Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags liegt nur die Vorauserteilung 
der nach § 549 erforderlichen Erlaubnis, eine Entlaſſung des urſprünglichen Mieters aus dem 
Mietverhältnis läßt ſich daraus nicht ableiten (Seuffa 71 Nr 8). — Ob der Vermieter (Verpächter) 
die Erlaubnis erteilen will, ſteht in feinem Ermeſſen. In der planmäßigen, ſtändigen Verſagung 
mit dem Ziel, den Mieter (Pächter) zur Aufgabe der Miete (Pacht) zu zwingen, kann aber eine 
zum Schadenserſatz verpflichtende Vertragswidrigkeit liegen (MG 138, 359). Über die rechtliche 
Natur eines ſog. Wohnungstauſches ſ. Rh Warn 1926 Nr 49, 50. — Nach dem Mieterſchußgeſetz 
(Vorbem 9 vor 9 535) 8 29 Abſ 1 wurde die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch des Wohn⸗ 
raums einem Dritten zu überlaſſen, insbeſondere ihn unterzuvermieten, durch die Erlaubnis 
des Mieteinigungsamtes erſetzt. Die Erlaubnis follte aber verjagt werden, wenn der Ver⸗ 
mieter fie aus einem wichtigen Grunde verweigert hatte. Auf Pachtverhältniſſe bezog ſich dieſe 
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Vorſchrift nicht, ebenſo nicht auf die Untervermietung von Räumen, in denen eine eigene Wirt⸗ 
ſchaft oder Haushaltung nicht geführt werden ſoll ($ 29 Abſ 2). Nach der Noto v. 8. 12, 31 
Teil 2 Kap IV Art II 3 (RGBl 1 699, 708) kann die Erlaubnis des Vermieters zur Weiterüber⸗ 
laſſung der Mieträume nicht mehr durch das Mieteinigungsamt erſetzt werden. 

2. Auch die unentgeltliche Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten iſt ohne Erlaubnis 
des Vermieters nicht geſtattet. Dazu gehört indeſſen nicht die Überlaffung an Familienangehörige, 
Gäſte und Dienſtboten des Mieters, der hierbei im Beſitze der Mieträume verbleibt (A 1). Haftung 
des Mieters für dieſe Perſonen nach § 278, vgl. $ 535 A 4, § 548 A 1. 

3. Die Kündigung des Mieters (nach § 565) gilt im Zweifel auch dann nicht als ausgeſchloſſen, 
wenn die Weitervermietung im Mietvertrag ausdrücklich von der Erlaubnis des Vermieters 
abhängig gemacht, über ein bei ihrer Verweigerung eintretendes Kündigungsrecht aber nichts 
beſtimmt iſt (RG 64, 296; 74, 177). Eine Abtretung feiner Rechte durch den Mieter (vgl. § 399) 
kommt der Gebrauchsüberlaſſung gleich. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, ſo ſteht dem 
Mieter ein Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 549 zu (RG JW 1911, 4877), — Der Pächter 
hat das im Abſ 1 beſtimmte Kündigungsrecht nicht ($ 596 Abſ 1). 

4. Das durch die Verweigerung der Erlaubnis begründete Kündigungsrecht iſt nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. Es kommen 
namentlich in Betracht perſönliche Eigenſchaften (Beruf, Lebensweiſe), welche die Beſorgnis 
begründen, daß die Mitbewohner erheblich beläftigt oder in ihren berechtigten Intereſſen beein- 
trächtigt werden oder daß ſonſt (z. B. durch geſchäftlichen Wettbewerb des Dritten mit dem Ver⸗ 
mieter, RG 23. 11. 17 111 239/17) von der Mietwohnung ein den Vermieter ſchädigender Gebrauch 
gemacht werde. Unter Umſtänden iſt ein wichtiger Grund ſchon dann gegeben, wenn an die Stelle 
eines Mieters eine große Zahl von Untermietern treten ſoll. Dagegen iſt die Annahme, daß der 
Vermieter einen Untermieter nur für die ganze vermietete Sache, nicht für einen Teil, zuzulaſſen 
brauche, nicht gerechtfertigt. Der Vermieter hat regelmäßig kein berechtigtes Intereſſe daran, 
ob alle Räume oder nur einige davon weitervermietet werden. RG 74, 179. — Daß ein wichtiger 
Grund vorliegt, muß der Vermieter beweiſen. 

5. Daß der Vermieter die Gründe der Erlaubnisverweigerung angeben müſſe, ſagt das 
Geſetz nicht, eine ſolche Angabe iſt deshalb kein notwendiges formelles Erfordernis der wirkſamen 
Verweigerung. Anderſeits iſt aber unverkennbar, daß der Inhalt des § 549 Abſ 1 Satz 2 auf 
billiger Intereſſenabwägung beruht. Treu und Glauben erfordern, daß der Vermieter die Gründe 
ſeiner Erlaubnisverweigerung dem Mieter nicht vorenthält, ſie jedenfalls auf Befragen 
angibt. Verweigert der Vermieter ohne Angabe eines Grundes allgemein die Erlaubnis zur 
Gebrauchsüberlaſſung, fo kann der Mieter kündigen (vgl. RG 35, 317; 41, 247). Gibt der Ver 
mieter bei der Verweigerung Gründe dafür an, ſo darf der Mieter ſie für ſeine Entſchließung 
als maßgebend anſehen und Tatſachen, die nicht als Grund angegeben ſind, außer Betracht laſſen. 
Einen bei der Erlaubnisverweigerung nicht angegebenen Grund nach der Kündigung des Mieters 
geltend zu machen, iſt der Vermieter nur dann befugt, wenn er bei der Verweigerung den Grund 
nicht gekannt hat, und die Unkenntnis entſchuldbar iſt. Sind die vom Vermieter angegebenen 
Gründe nicht geeignet, die Erlaubnisverweigerung zu rechtfertigen (wird ſie z. B. vom Vermieter 
aus der Ablehnung verſchärfter Mietbedingungen hergeleitet), ſo iſt die Kündigung des Mieters 
berechtigt, und ihre Wirkung kann nicht dadurch wieder rückgängig gemacht werden, daß der 
Vermieker nachträglich andere Gründe geltend macht (RG 74, 176). Dieſe Grundſätze gelten 
auch in dem Falle, wenn der Vermieter Gründe für die Verweigerung unaufgefordert angibt 
(RS 92, 118). — Das Kündigungsrecht des Mieters kann durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. 

6. In dieſem Falle iſt zu unterſcheiden: a) Im Verhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter 
haftet der Mieter, wenn der Vermieter die Erlaubnis erteilt hat, für jedes dem Dritten beim 
Gebrauche zur Lat fallende Verſchulden ($ 549 Abf 2), bei Gebrauchsüberlaſſung ohne Erlaubnis 
auch für den Zufall, inſofern der Schaden nicht auch ohne die Gebrauchsüberlaſſung eingetreten 
ſein würde. Der Vermieter kann dieſen Schadenserſatzanſpruch ſchon während der Dauer des Miet⸗ 
verhältniſſes geltend machen. Hierher gehört auch der Fall, daß der Verkäufer den Käufer Ver⸗ 
packungsmittel (z. B. Säcke) mietweiſe überläßt und auf Verlangen des Käufers Ware mit Ver⸗ 
packung unmittelbar an deſſen Abnehmer ſchickt; bei Verluſt des Mietgegenſtandes haftet der 
Käufer hier für Verſchulden ſeines Abnehmers (Mb 8. 4. 21 111 449/20). Für den Fall der Zwangs- 
miete ſ. jedoch Vorbem 3 Abſ 2 vor $ 535. Im Falle der unbefugten Gebrauchsüberlaſſung 
Klagerecht des Vermieters auf Unterlaſſung nach § 550, ſowie Kündigungsrecht nach $ 553. 
b) Verhältnis zwiſchen dem Vermieter und dem Dritten (Untermieter): Der Vermieter hat 
gegen den Dritten keinen Anſpruch auf Mietzins, auch kein Pfandrecht an den von ihm einge⸗ 
brachten Sachen, wohl aber — außer der etwaigen Eigentumsklage — nach § 556 Abi 3 den 
Anſpruch auf Herausgabe der Mietſache nach Beendigung des Mietverhältniſſes und kann auch 
ein gegen den Mieter ergangenes Räumungsurteil gegen den Dritten vollſtrecken laſſen, wenn 
dieſer nach Rechtshängigkeit der Klage gegen den Mieter den Beſitz der Mietſache erlangt 
hat und damit „Rechtsnachfolger“ des Mieters geworden ift ($$ 265, 325, 727 PO; a. M. Plant 
$ 556 A 3d). Widerruft der Vermieter grundlos die Erlaubnis zur Untervermietung, ſo kann 
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der Untermieter der Eigentumsklage des Vermieters die Einrede der Argliſt entgegenſetzen 
(RG SeuffA 77 Nr 125). e) Das Verhältnis zwiſchen dem Mieter und dem Dritten wird an ſich 
durch die Erlaubnisweigerung oder durch das klageweiſe Vorgehen des Vermieters gegen den 
Dritten nicht berührt, dies berechtigt vielmehr den Dritten nur im Falle ſeiner Austreibung zu 
Schadenserſatzanſprüchen gegen den Mieter als ſeinen Vermieter. Dieſe ſind jedoch wegen mangeln⸗ 
den Verſchuldens des Mieters dann ausgeſchloſſen, wenn das vermietete Grundſtuück infolge nach⸗ 
träglichen Vermögensverfalls des Eigentümers und Hauptvermieters zur Zwangsverſteige⸗ 
rung gelangt, und der Erſteher (3G $ 57) den Dritten austreibt (MG 65, 29). 


8 550 
Macht der Mieter von der gemieteten Sache einen vertragswidrigen Ge⸗ 
brauch 1) und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Der- 


mieters 2) fort, ſo kann der Vermieter auf Unterlaffung klagen “). 
E II 404 III 543; P 2 187ff. 


1. Unter dem vertragswidrigen Gebrauch ift ein ſolcher zu verſtehen, der objektiv ver⸗ 
tragswidrig iſt, während er nicht notwendig zugleich ſubjektiv vertragswidrig, alſo ſchuldhaft 
zu fein braucht (RG Warn 1920 Nr 75; a. M. Prot 2, 306; JW 1915, 1272). Entſchuldbarer 
Irrtum des Mieters über ſeine geſetzlichen oder vertraglichen Befugniſſe wendet alſo den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch des Vermieters (ebenſo die Kündigung nach $ 553) nicht ab. Ein vertragswidriger 
Gebrauch kann (muß aber nicht) in der Benutzung gemieteter Wohnräume zu gewerblichen Zwecken 
(3. B. als Geſchäftszimmer) liegen (Seuffa 69 Nr 140). Zur Erteilung von Geſangsunterricht 
it der Mieter in einem herrſchaftlichen Haufe ohne vorherige Vereinbarung nicht befugt (ORG 
33, 295). Auch das Zuwiderhandeln gegen eine beſtehende Hausordnung gebört hierher, wenn 
dieſe vom Mieter anerkannt und vom Vermieter nicht etwa ſchikanös gefaßt iſt. Dagegen liegt 
ein vertragswidriger Gebrauch in der Regel nicht vor, wenn der Mieter, nachdem eine anſteckende 
Krankheit in ſeiner Familie ausgebrochen iſt, wohnen bleibt und das erkrankte Familienglied 
nicht in das Krankenhaus überführt. Verweigerung des Einzugs wegen anſteckender Krankheit 
des Mieters ſ. OLch 33, 302. Der vertragswidrige Gebrauch kann auch durch eine Handlung 
des Mieters gegeben ſein, die gegen das Nachbarrecht verſtößt, inſofern für deſſen Verletzung 
der Vermieter, als „der Störer“, dem Nachbar verantwortlich iſt (RG 47, 164; ferner RG J 
04, 1421; RG Gruch 48, 952). Das gleiche gilt für ein Verhalten des Mieters bei der Benutzung 
der Mietſache, wodurch ihren Eigenſchaften und ihrer Eigenart entſprechend Leib und Leben 
Dritter, z. B. der Beſucher gemieteter Wirtſchaftsräume, gefährdet und eine Haftung des ver⸗ 
mietenden Eigentümers gegenüber dem Dritten begründet wird (Reh 92, 359). Ein vertrags · 
widriger Gebrauch liegt auch in der unbefugten Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten 
1 6 — $ 553). Halten eines zu geringen Viehbeſtandes durch den Pächter |. R Warn 

139. 

2. Die vorgängige Abmahnung, die hier wie in anderen Fällen ($$ 542, 553) nach Treu und 
Glauben erfordert wird, begründet in der Regel zugleich ein Verſchulden des Mieters. Die Ab⸗ 
mahnung muß den vertragswidrigen Gebrauch beſtimmt angeben (vg. § 558 A 3). 

8. Dieſe Klage kann auch während der Dauer des Vertragsverhalkniſſes erhoben werden 
(Prot 2, 177). Daneben ſteht dem Vermieter das Kündigungsrecht nach J 553 und bei Ver- 
ſchulden des Mieters ein Anſpruch nach 99 276, 823 auf Erſatz des etwa entſtandenen Schadens 
zu ($ 548 A 1, ſ. auch $ 1004), — Haftung des Mieters für das Verſchulden Dritter . oben 8 548 
A 1 und g 549 AH 2. Die Abmahnung muß aber in jedem Falle an den Mieter gerichtet werden. 


8 551 


Der Mietzins iſt am Ende der Mietzeit zu entrichten. Iſt der Mietzins nach 
Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte 
zu entrichten !). 5 

Der Mietzins für ein Grundftüd ?) iſt, ſofern er nicht nach kürzeren Zeit- 
abſchnitten bemeſſen ift?), nach dem Ablaufe je eines Kalendervierteljahrs 
am erſten Werktage des folgenden Monats zu entrichten). 

E 1 517 IT 405; M 2 308; P 2 185. 


1. Grundſatz: Vorleiſtung des Vermieters, nachträgliche Zahlung von ſeiten des Mieters, 
ſofern nicht, was hier gerade ſeht häufig, Vertrag oder Ortsgebrauch ein anderes beſtimmt. Bei 
vorzeitiger Endigung der Mietzeit (88 542, 544, 553, 554) wird der nach Verhältnis der Gebrauchs- 
555 zu berechnende Mietzins ſofort fällig. liber vereinbarte Vorauszahlung des Mietzinſes 


2 


535 A 1. — Zurückbehaltungsrecht jeden Teiles nach $$ 320, 321. — Über den Zahlungsort 
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ſ. 535 A 3. — Über die geſamtſchuldneriſche Verpflichtung mehrerer Mieter ſ. § 427. Mehreren 
Vermietern, insbeſondere den vermietenden Miteigentümern eines Grundſtücks, ſteht der An⸗ 
ſpruch auf den Mietzins gemeinſam zu ($ 535 A 3). i 

2. Grundſtück: oder für Wohnräume und andere Räume in Gebäuden ($ 580). Beſonderheit 
bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks in 5 584. Bei Mietzinszahlung für bewegliche 
Sachen gilt Abi 1. h ö . j 

3. Bei kürzeren als vierteljährlichen Zinsterminen gilt Abſ 1 Satz 2. 

4. Die Schlußvorſchrift iſt namentlich auch dann anwendbar, wenn der Mietzins für 
ein Grundſtück auf einen längeren, ein Vierteljahr überſteigenden Zeitraum bemeſſen iſt, Zah⸗ 
lungstermine aber ſonſt nicht beſtimmt find. Vgl. auch $ 30 des Mieterſchutzgeſetzes über die Zeit- 
abſchnitte der Zahlung, wenn die geſetzliche Miete zu zahlen iſt. 


9 552 


Der Mieter wird von der Entrichtung des Mietzinſes nicht dadurch befreit, 
daß er durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm zuſtehenden Gebrauchsrechts verhindert wird 1). Der Vermieter muß 
ſich jedoch den Wert der erſparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vorteile 
anrechnen laſſen, welche er aus einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs 
erlangt 2). Solange der Vermieter infolge der Überlafjung des Gebrauchs an 
einen Dritten außerſtande ift?), dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, iſt 
der Mieter zur Entrichtung des Mietzinſes nicht verpflichtet 2). 

E I 518 Il 496; M 2 399, 400; P 2 180ff. 


1. Perſönliche Verhinderungen des Mieters, wie Krankheit, Verſetzung (vgl. $ 570), Reifen, 
veränderte Lebensweiſe, befreien ihn nicht von der Zahlung des Mietzinſes. Dieſe — mit dem 
alten Rechte im Einklang ſtehende — Vorſchrift will im Hinblicke darauf, daß an ſich der Zufall 
den Vermieter trifft, Zweifel darüber ausſchließen, daß der Vermieter den Mietzins dann be⸗ 
anſpruchen kann, wenn der Mieter nur aus einem in ſeiner Perſon liegenden Grunde an der 
Ausübung des Gebrauchs verhindert iſt. Der Vermieter hat dem Mieter den vertragsmäßigen 
Gebrauch zu gewähren ($ 535) und nur für dieſe Leiſtung des Vermieters, nicht dafür, daß er 
für ſeine Perſon in der Lage iſt, dieſen Gebrauch zu machen, ſchuldet der Mieter den Mietzins. 
Zu den Fällen der perſönlichen Verhinderung des Mieters im Sinne von $ 552 gehören: das 
Verbot eines Zweigbetriebes bei Miete von Geſchäftsräumen zur Stellenvermittlung (RG 
79, 92), das kriegsrechtliche Verbot der Jagdausübung durch Ausländer für den ausländiſchen 
Jagdpächter (NG Warn 1917 Nr 196) — nicht das allgemeine Verbot der Jagdausübung im Bezirk 
mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand (RG 98, 101; OLG 33, 320, auch V8 1916, 89710) —, die 
behördliche Beſchränkung der Zeit eines Erholungsaufenthaltes (OLG 39, 150) und der Fall, 
daß infolge einer durch die Kriegsverhältniſſe veranlaßten behördlichen Anordnung Ortsfremden 
der Wegzug aus einem Ort auferlegt oder der Zuzug an den Ort, in dem ſich die gemietete Wohnung 
befindet, verboten wird (JW 1915, 368; OLG 33, 302). Den Gegenſatz zu den in der Perſon 
des Mieters liegenden Gründen bilden diejenigen, welche in der Perſon des Vermieters, und die, 
welche in objektiven, d. h. weder die Perſon des Vermieters noch die des Mieters betreffenden 
Umſtänden (vgl. 90 537539) liegen (R& 79, 92). — Der Ausbruch eines Krieges gibt dem Mieter 
eines zu gewerblichen Zwecken vermieteten Gebäudes nicht ohne weiteres das Recht zum Rücktritt 
vom Mietvertrage (RG 86, 397: Zirkusgebäude). — Kündigungsrecht der durch das Geſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen . Gef. v. 7. 4. 33 (RG Bl I 
187), entſprechend anzuwenden bei Zurücknahme der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft auf 
den Rechtsanwalt und feine ſtellungslos gewordenen Angeftellten nach Geſ. v. 7. 4. 33 (RGB I 
188) $ 6 und bei Löſchung in der Liſte der Patentanwälte für den Patentanwalt und feine ſtel⸗ 
lungslos gewordenen Angeſtellten nach Geſ. v. 22. 4. 33 (RGBl I 217) 8 6. 

2. Keine Verpflichtung des Vermieters zu ſolcher anderweiten Verwertung im 
Intereſſe des Mieters; auch nicht zur unbedingten Annahme eines vom Mieter geſtellten Er⸗ 
ſatzmieters, vorausgeſetzt, daß dem Vermieter hierbei nicht ſchikanöſes Verhalten zur Laſt 
fällt. Schikane liegt aber nur dann vor, wenn der Vermieter den Erſatzmieter ohne einen anderen 
Grund als den, dem Mieter zu ſchaden, zurückweiſt ($ 226, RG 3. 10. 22 III 685/21). 

3. Gleichzuſtellen iſt der Fall, daß der Vermieter infolge von eigener Benutzung außer⸗ 
ſtande iſt, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. Iſt er aber bei einer zeitweiſen eigenen Be⸗ 
nutzung oder Überlaffung des Gebrauchs an einen Dritten zur Gewährung des Gebrauchs an 
den Mieter nicht außerſtande, fo iſt letzterer von feiner Verpflichtung zur Zahlung des Miet⸗ 
1010 nicht, befreit, ſondern nur zum Verlangen der Anrechnung berechtigt (RG 52, 286; JW̃ 
1912, 85910). 
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4. Die Beweislaſt bezüglich der ihn von der Entrichtung des Mietzinſes befreienden Umstände 
trifft den Mieter (RG 3. 10. 22 III 685/21). — Kündigungsrecht und Schadenserſatzanſprüche 
des Mieters § 542 und A 1 dort, dazu $ 286. 


$ 553 


1) Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet- 
verhältnis kündigen 2), wenn der Mieter oder derjenige, welchem der Mieter 
den Gebrauch der ge mieteten Sache überlaſſen hat, ungeachtet einer Abmahnung 
des Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fortſetzt, der 
die Nechte des Vermieters in erheblichem Maße verletzt, insbeſondere einem 
Dritten den ihm unbefugt überlaſſenen Gebrauch beläßt, oder die Sache durch 
Vernachläſſigung der dem Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet“) e). 

E I 628 Nr 1 II 497 Abſ 1 Nr 1; M 2 417; P 2 306, 513. 

1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt in den Fällen der $$ 553, 554. Anwendung auf Pachtverhältniſſe nach $ 581 Abſ 2. Abtretung 
des Kündigungsrechts des Verpächters bei Weiterverpachtung der Pachtſache |. Seuff A 80 Nr 116. 
Die Beſtimmung des 8 553 ſchützt das Intereſſe des Vermieters an der Erhaltung der vermieteten 

ache gegen ihren vertragswidrigen Gebrauch durch den Mieter, die des § 554 wahrt die Rechte 
des Vermieters auf die Gegenleiſtung für die Überlaſſung des Gebrauchs. Den perſönlichen 
Beziehungen zwiſchen dem Vermieter (Verpächter) und dem Mieter (Pächter) und den daraus 
entſtehenden Störungen iſt darin nicht Rechnung getragen, da dieſe Beziehungen hier (anders 
wie z. B. bei Dienſt⸗ und Geſellſchaftsvertrag) zurückzutreten pflegen. Bedingen aber im einzelnen 
Falle beſondere vertragliche Beziehungen ein engeres verſtändiges, friedliches Zuſammenwirken, 
und entwickelt ſich unter den Vertragsteilen eine Feindſchaft von derartiger Schärfe, daß ein 
ſolches Zuſammenwirken unmöglich wird, dann iſt ein Recht zur Kündigung ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt auch für Miete und Pacht nach dem allgemeinen Grundſatze anzuerkennen, 
daß Rechtsverhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten der Be⸗ 
teiligten und daher ein gutes Einvernehmen erfordern, beim Vorliegen eines wichtigen Grun⸗ 
des jederzeit gekündigt werden können (RG 94, 234: Kündigung eines Pachtverhältniſſes durch 
die verpachtende Kirchengemeinde wegen des feindſeligen Verhältniſſes zwiſchen dem Pächter 
von Pfarrländereien und dem an dieſen nutzungsberechtigten Pfarrer; RG RR 1933 Nr 344). 
Vgl. 88 626, 723; HGB 88 70, 77 Abi 3, 92 Abſ 2, 133, 161 Abſ 2; GewO 38 124 a, 133b und 
RG 78, 385 (389). Kündigung eines Apothekenpachtvertrags durch den Verpächter wegen 
Auflösung der unter den Pächtern beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft |. RG 123, 151. Eine 
Löſung des Miet- oder Pachtverhältniſſes durch Rücktritt des Vermieters oder Ver ⸗ 
pächters nach $$ 325, 326 (ſ. Vorbem 3 vor § 535) wird durch die 89 553, 554 nicht aus⸗ 
geſchloſſen und iſt in dem Falle nicht zu entbehren, daß der Mieter oder Pächter weſentliche, durch 
die 8% 553, 554 nicht betroffene Verpflichtungen, wie z. B. die Leiſtung einer Bürgſchaft, nicht 
erfüllt. Die Zuläſſigkeit eines Rücktritts iſt auch nicht auf die Fälle zu beſchränken, die zu einer 
Übergabe der Miet- oder Pachtſache an den Mieter oder Pächter noch nicht geführt haben, wenn⸗ 
gleich der Rücktritt mit ſeinen rückwärts gerichteten Folgen (98 327, 346, 347) nach ſolcher Über- 
gabe leicht zu Schwierigkeiten bei der Auseinanderſetzung führen kann (Rc 105, 167). Das 
Rücktrittsrecht ift an ſich auch durch das Mieterſchutzrecht (ſ. unten) nicht ausgeſchloſſen, wird aber 
als Umgehung des wirtſchaftlichen Zwangsrechtes da zu verſagen ſein, wo die im Wege der Kün⸗ 
Digung verſagte Löſung des Vertragsverhältniſſes nur auf dem andern Wege des Rücktritts wegen 
poſitiver Vertragsverletzung herbeizuführen verſucht werden ſoll (RG 15. 4. 29 VIII 333/28). 

Der Mieterſchutz fand feine Regelung zunächſt in der BRBD zum Schutze der Mieter v. 
23. 9. 18 (Vorbem 9 vor $ 535). Nach § 2 konnte im Falle einer Kündigung des Ver⸗ 
mieters der Mieter das gemeindliche Mieteinigungsamt (die nach § 11 beſtimmte 
andere Stelle oder das Amtsgericht) anrufen, das über die Wirkſamkeit der Kündigung und 
Über die Fortſetzung des gekündigten Mietverhältniſſes jeweils bis zur Dauer eines Jahres be- 
ſtimmen, aber, wenn es die Fortſetzung beſtimmte, auch dem Mieter neue Verpflichtungen auf- 
erlegen, insbeſondere den Mietzins erhöhen konnte; unter Umſtänden war auch eine Regelung 
zulaſſig, die dem Mieter nicht nur Pflichten auferlegte (RG 101, 115). Die Regelung beſchräntte 
ſich dem Zwecke des Mieterſchutzes entſprechend, auf das ee ſelbſt und ließ andere 
in den Mietvertrag aufgenommene Verpflichtungen unberührt. Ordnete daher das Mieteini⸗ 
ungsamt eine Verlängerung des Mietverhältniſſes an, ſo wurde damit nicht zugleich der im 
Nietvertrag für die Ausübung eines Ankaufsrechts feſtgeſetzte Zeitraum verlängert (R 107, 300). 
ie Entſcheidungen des Mieteinigungsamts waren unanfechtbar, feine Beſtimmungen galten 
1 18 vereinbarte Beſtimmungen des Mietvertrags. Sie konnten daher regelmäßig auch durch 
Vereinbarung geändert werden. Mangels ſolcher Anderung blieben ſie für die Beteiligten maß⸗ 
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gebend und ebenſo für das Gericht, das im Streitfalle über eine von der Entſcheidung des Miet- 
einigungsamts berührte Frage zu entſcheiden hatte. Vorausgeſetzt war dabei, daß das Miet⸗ 
einigungsamt (ſelbſt nicht Gericht, ſondern Verwaltungsbehörde, RG 107, 284; 126, 99; R 
Seuff A 84 Nr 31), ſich in den Grenzen ſeiner Zuständigkeit gehalten hatte, und ob dies zutraf, 
war vom Gericht zu prüfen; eine weitere Prüfung, insbeſondere der Ordnungsmäßigkeit des 
Verfahrens und der Beſetzung des Mieteinigungsamts ſtand ihm nicht zu (RG 101, 115, auch 
S. 53; 103 S. 271, 314; 104 S. 153, 364; 105, 59; 126, 99; R JW 1924, 19645; 1925, 95625; 
RS Warn 1922 Nr 117; L8 1922, 5611, f. auch JW 1921, 13725 und SeuffA 78 Nr 122). Das 
Mieteinigungsamt war aber auch befugt, auf erneuten Anruf eines Beteiligten einen früheren 
Beſchluß aufzuheben oder zu ändern; dann war die neue Entſchedbung maßgebend, und es ſtand 
dem Gericht nicht zu, nachzuprüfen, ob das Mieteinigungsamt von ſeiner Befugnis mit Recht 
Gebrauch gemacht hatte (RG 103, 314). Nicht zuſtändig war das Mieteinigungsamt, bei Herab- 
ſetzung eines übermäßigen Mietzinſes bindend über die Höhe des vereinbarten Mietzinſes, ins⸗ 
beſondere darüber zu entſcheiden, ob ein Teil eines angeblich für die Einrichtung des gemieteten 
Ladens vereinbarten Kaufpreiſes in Wahrheit Mietzins ſei (RG 104, 153). Über die Aufhebung 
eines vom Vermieter mit einem neuen Mieter abgeſchloſſenen Vertrags, wenn die Fortſetzung 
des alten Mietverhältniſſes beſtimmt wurde, |. § 2 aad. Die Mieterſchutzverordnung bezog 
ſich nur auf die Miete (auch Untermiete) von Grundſtücken (auch Lager⸗ und Arbeitsplätze, RG 
17. 6. 22 III 645/21) und ihnen gleichzuſtellenden Wohnräumen und andern Räumen in Ge⸗ 
bäuden (vgl. $ 580), nicht auf die Miete beweglicher Sachen, galt aber in dieſer Beſchränkung für 
Kündigungen aller Art, nicht nur für ſolche zum Zwecke einer Steigerung des Mietzinſes, auch für 
die außerordentliche Kündigung nach §9 553, 554 und für die Kündigung des Vermieters im 
Falle des $ 569. Keine Anwendung fand die Mieterſchutzverordnung auf Rechtsverhältniſſe 
anderer Art, ſo z. B. nicht auf Pachtverhältniſſe, mochten auch zum Pachtgegenſtand Wohnräume 
für den Pächter und feine Angeſtellten gehören (RGS 102, 186; Rc Warn 1922 Nr 38; RG 
22. 11. 21 III 515/21; |. auch JW 1920, 15710), doch konnte eine Zuſtimmung des Mieteinigungs⸗ 
amts zur Kündigung auf Grund von Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel notwendig 
fein (RG 102, 186); ferner nicht auf Dienſtverhältniſſe des bürgerlichen und des öffentlichen 
Rechtes, ſo nicht bei Überlaſſung von Dienſtwohnungen an öffentliche Beamte und Offiziere 
(NG 105, 46), an Hausmeiſter, Torwarte und ſonſtige Angeſtellte (JW 1921 S. 2832, 4182, 770°, 
77120, 13712 OLG 42, 1; . jedoch auch JW 1921, 77111), auch nicht auf Penſionsverhältniſſe, 
wenn die Beköſtigung die Hauptſache bildete (JW 1922, 8261), auch in dieſen Fallen unbeſchadet 
der Vorſchriften über Maßnahmen gegen den Wohnungs mangel, für deren Anwendung es be⸗ 
langlos ift, auf Grund welchen Rechtsverhältniſſes jemand eine Wohnung inne hat (ſ. außer RG 
102, 186 auch OLG 42, 156). Anwendung der Vorſchriften über den Mieterſchutz auf die Woh⸗ 
nungsleihe (RG JW 1921, 13625). — Über das Erfordernis einer vorherigen Zuſtimmung 
des Einigungsamts zur Kündigung des Vermieters bei Miete von Wohnräumen, 
Läden und Werkſtätten |. $ 6 der Vo. Auf Raume, die zum Zwecke des Hotelbetriebs vermietet 
waren, bezog ſich die letztere Vorſchrift, wie überhaupt die Mieterſchutzgeſetzgebung, nicht (5 
103, 271). Bureauräume ſ. OLG 43, 56. 85a MSch Vd gab aber bei außerge wöhnlichen Miß, 
ſtänden den Gemeindebehörden die Möglichkeit, über den Rahmen des 8 6 hinaus die Wirksamkeit 
der Kündigung anderer Mieträume als Wohnräume, Läden oder Werkſtätten von der vorherigen 
Zustimmung des Einigungsamts abhängig zu machen (RG 103, 309; 107, 221; RG ZW 1924 
©. 799%, 152116, RG Warn 1925 Nr 22). Die Kündigung, zu der das Mieteinigungsamt ſeine 
Zustimmung geben ſollte, mußte ſich auf einen beſtimmten Grund ſtützen, und die jo beſtimmte 
Kündigung ſetzte, um wirkſam zu ſein, ein Doppeltes voraus: ſie mußte nach bürgerlichem Recht 
begründet und nach den aus dem Mieterſchutzrecht ſich ergebenden öffentlich⸗rechtlichen Geſichts. 
punkten zu billigen ſein. Über die zweite Vorausſetzung entſchied das Mieteinigungsamt, über 
die erſte im Streitfalle das Gericht und nur dieſes; die Zuſtimmung des Mieteinigungsamte 
konnte eine nach bürgerlichem Recht unwirkſame Kündigung nicht wirkſam machen (Mb 103, 381; 
104, 244; Rh JW 1925, 95625). Von mehreren Kündigungsgründen durften diejenigen, denen 
das Mieteinigungsamt nicht zugeſtimmt hatte oder die ihm gar nicht zur Kenntnis gebracht worden 
waren, vor Gericht im Räumungsſtreit nicht verwertet werden (RG 104, 244; RG 8. 2. 24 115 
214/23; ſ. auch JW 1921, 13715). Die Genehmigung des Mieteinigungsamts zur Kündigung 
auf einen beſtimmten Zeitpunkt enthielt nicht ohne weiteres auch die Genehmigung zur Künv. 
gung auf einen ſpäteren Zeitpunkt (vgl. RG JW 1925, 95625). Das Mieteinigungsamt hatte Abe b 
die ſoziale und wirtſchaftllche Berechtigung der Kündigung nach Billigkeitsgründen zu entſcheiben; 
alle Rechtsfragen, 5 B. ob ein Mietverhältnis überhaupt zuſtande gekommen, wie lange es ver 
traglich dauerte, ob einer der geſetzlichen oder vertraglichen Endigungsgründe eingetreten war, 
feiner Entſcheidung entzogen und den Gerichten vorbehalten (RG 104, 154; 107, 284; RG Warn 
1922 Nr 118; RG JW 1929, 2863). Über Teilkündigung, wenn das Mieteinigungsamt D7 
erforderliche Zuſtimmung nur für einen Teil der Wohnung gab, |. JW 1922 S. 235, 87 re 
Keine Kündigung im Sinne des $ 6 MSHBHD, daher 1 nicht der Zuſtimmung des Mie 

einigungsamts bedürftig, war eine Vereinbarung zwiſchen Mieter und Vermieter, wodurch TI 
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der erſtere verpflichtete, die Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunkt zu räumen (RG 104, 308). 
Bei der häufigen Vertragsbeſtimmung, daß der auf beſtimmte Zeit geſchloſſene Mietvertrag ſich 
von ſelbſt auf gewiſſe Zeit fortſetze, wenn er nicht beſtimmte Zeit vor ſeinem Ablauf gekündigt 
werde, handelt es ſich ebenfalls nicht um eine Kündigung im Sinne des BGB; dieſe ſog. Kündi⸗ 
gung bedurfte daher auch nicht der Zuſtimmung des Mieteinigungsamts (RG 107, 300; vgl. 
9 564 A 1). Verzichtete der Mieter im Mietvertrag auf Einholung der Zuſtimmung des Miet⸗ 
einigungsamts zu einer Kündigung des Vermieters, ſo war zwar dieſe Vertragsbeſtimmung als 
gegen das zwingende Recht des Mieterſchutzes verſtoßend, nicht aber der Mietvertrag im ganzen 
nichtig (RG Gruch 68, 518). Verſagte bei einem auf beſtimmte Zeit unkündbaren Mietverhältnis 
das Mieteinigungsamt die nach $ 6 MSHBO erforderliche Zuſtimmung zu einer nach bürger- 
lichem Recht, z. B. wegen Nichtzahlung des Mietzinſes nach § 554, gerechtfertigten außerordent⸗ 
lichen Kündigung, ſo mußte der Vermieter den Mieter wohnen laſſen; die Kündigung war aber 
gleichwohl nicht ohne rechtliche Wirkung, bewirkte vielmehr, daß die vertragliche Unkündbarkeit 
wegfiel und das Mietverhältnis von der Kündigung an nur auf unbeſtimmte Zeit beſtand (RG 
Warn 1922 Nr 119; RG 2. 11. 23 111 825/22; ſ. auch JW 1921, 476140. Durch Anordnungen 
des Mieteinigungsamts, die das Mietverhältnis über das nach bürgerlichem Recht anzunehmende 
Ende hinaus verlängern, wurde nicht zugleich die vertragliche Friſt für die Ausübung eines An⸗ 
kaufsrechts bezüglich des vermieteten Grundſtücks verlängert (RG 107, 300). — Auf Grund einer 

mächtigung im Sinne des $ 5a MSchVOO konnte vorgeſchrieben werden, daß Klagen auf 

käumung von Wohn- und Geſchäftsräumen uſw. nur mit Zuſtimmung des Miet- 
einigungsamts erhoben werden durften. Solche Vorſchriften konnten aber, ebenſo wie andere 
Mieterſchutzvorſchriften, nur auf Anſprüche aus gültigen Mietverträgen bezogen werden, nicht 
auf ſolche Räumungsanſprüche, die aus der Nichtigkeit oder Hinfälligkeit des Mietvertrags ab- 
geleitet werden; auch waren fie, ebenſo wie andere Vorſchriften des Mieterſchutzes (ſ. oben), auf 
Pachtverhältniſſe nicht anwendbar (RG 104, 365). Ein rechtskräftiges Räumungsurteil ver⸗ 
pflicktet den Mieter auch dann zur Räumung, wenn es mangels Genehmigung des Mieteinigungs⸗ 
amts nicht vollſtreckt werden kann, und der Mieter unterliegt den nach Geſetz oder Vertrag be⸗ 
gründeten Rechtsfolgen der Nichterfüllung (RG JW 1927, 581%). — Für Pachtverhältniſſe 
. die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung v. 31. 7. 19, RGBl 1371, und die Pachtſchutzver⸗ 
ordnung v. 9. 6. 20, RG Bl 1193, in der Faſſung des Gef. v. 29. 6. 22, RGBl I 529; über beide 
unten § 581 A 1. Über die Zuläſſigkeit einer Anordnung, daß die Kündigung einer Wohnung 
ſchlechthin, alſo auch bei Vorliegen eines Pachtverhältniſſes, von der Zuſtimmung des Miet- 
einigungsamts abhängen ſolle, auf Grund der Vorſchriften gegen den Wohnungsmangel (Vorbem 9 
ſ. Rö 102, 186 (Erholungsheim). 

Neu geregelt wurde der Mieterſchutz durch das am 1. 10. 23 in Kraft getretene Geſetz über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter v. 1. 6. 23, RG Bl 353 (Fortdauer des Mieterſchutzes 
im beſetzten Gebiete während der Übergangszeit ſ. RG JW 1924, 1521; RG 30. 9. 24 111 955/23; 
4.10. 24 III 1063/23), dazu VO v. 24. 12. 23, RG Bl 1 1247 und v. 14. 2. 24, RG Bl 111, ſowie 
das am 1. 7. 26 in Kraft getretene Gef. zur Abänderung des Mieterſchutzes v. 29. 6. 26, RG Bl! 
ae ne ue Faſſung des Mieterſchutzgeſetzes v. 30. 6. 26, RGGBl 1347, dazu die Anderung 

urch Geſ. v. 17. 3. 27, RGBl 1 71 (eingefügt 9 52 Abſ 3, § 52a), und die Anderung durch Gef. v. 
1 2. 28, RGBl 117, neueſte Faſſung des Mieterſchutzgeſetzes v. 17. 2. 28, RGBl 
25, dazu die in der Bek. v. 27. 4. 33 (RG Bl 1 235) zuſammengeſtellten weiteren Anderungen. = 
Das Mieterſchutzgeſetz, deſſen Geltungsdauer wiederholt verlängert worden ift, bedeutete eine 
weſentliche Verſtärkung des Mieterſchutzes, wodurch namentlich das aus dem BGB ſich er- 
gebende Kündigungsrecht des Vermieters in weitgehendem Maße ausgeſchaltet und in dem — 
letzt (. unten) nicht mehr beſtehenden — ſog. Mietſchöffengericht (Amtsgericht mit Beiſizern 
dus dem Kreiſe der Vermieter und Mieter, kein Sondergericht, ſondern eine beſonders beſetzte 
Abteilung des Amtsgerichts, RG 26. 11. 26 111 611/25) für die Entſcheidung der auf die Auf, 
ebung eines Mietverhältniſſes gerichteten Klagen eine beſondere gerichtliche Organiſation mit 
eſonderem Verfahren geſchaffen wurde. Nach $ 1 in feiner bis zu den Anderungen von 1928 
geltenden Faſſung konnten Mietverhältniſſe über Gebäude und Gebäudeteile, vorbehaltlich der 

19—26, auf Verlangen des Vermieters gegen den Willen des Mieters nur aus den in den 
324 bezeichneten Gründen aufgehoben werden, und die Aufhebung erforderte in jedem Falle 
Klage des Vermieters und gerichtliches Urteil. Während alſo bisher die gegebenenfalls mit Zu⸗ 
Sy mung des Mieteinigungsamts ausgeſprochene Kündigung des Vermieters die Beendigung des 
„ietverhältniſſes zur Folge hatte, und der Vermieter unmittelbar auf Räumung Hagen konnte, be⸗ 
durfte es nun einer Klage auf Aufhebung des Mietverhältniſſes und eines rechts 
geſtaltenden Urteils des Mietſchöffengerichts — eine gleichwohl unmittelbar auf Räumung gerich⸗ 
tete Klage war vom ordentlichen Gericht als unbegründet, nicht wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit 
abzuweiſen (RG 113, 51; R& 27. 4. 26 II 599/25; |. aber auch Reh Warn 1932 Nr 182) — und 
an die Stelle der nach Geſetz oder Vertrag dem Vermieter zuſtehenden Kündigungsgründe traten 
die im Mieterſchutzgeſetz bezeichneten Vorausſetzungen. Das Gef sv. 17. 2. 28, das den bisherigen 
3 1 durch die Vorſchriften der 88 1—1p erſetzte, hat die Aufhebungsklage beibehalten, aber dem 
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Vermieter beim Vorhandenſein der Aufhebungsgründe, zu denen ſpäter ein weiterer in § 4a 
(eingefügt durch Not VO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art IV, RGBl 1598) kam, auch die Möglichkeit 
einer Kündigung eröffnet, gibt im jetzigen $1 Abſ1 dem Vermieter unter den gleichen Voraus ⸗ 
ſetzungen, unter denen er auf Aufhebung des Mietverhältniſſes klagen könnte, die Befugnis zu einer 
Kündigung, für die beſtimmte Formen vorgeſchrieben find. Das Kündigungsſchreiben (Vordruck ſ. 
RG Bl 1928 J 55) iſt beim Amtsgericht einzureichen und dem Mieter von Amts wegen zuzuſtellen. 
Widerſpruch des Mieters kann zu einer Güteverhandlung über die Aufhebung des Mietverhältniſſes, 
Unterlaſſung des Widerſpruchs zu einem gerichtlichen Räumungsbefehl führen, der einem Verſäum⸗ 
nisurteil gleichſteht und mit Einſpruch angefochten werden kann. In gewiſſen Fällen verliert die 
Kündigung ihre Kraft. Nach $ In Abſ 1 wird ein für eine beſtimmte Zeit eingegangenes Mietver⸗ 
hältnis nach Ablauf der Mietzeit fortgeſetzt, wenn nicht der Vermieter oder der Mieter ſpäteſtens 
in dem Zeitpunkt, in dem nach § 565 eine für den Ablauf der Mietzeit zuläſſige Kündigung zu er⸗ 
folgen haben würde, ſich auf die Beendigung des Mietverhältniſſes beruft. Die Berufung des Ver⸗ 
mieters ift aber nur unter den Vorausſetzungen zuläſſig, unter denen nach $ 1 Abſ 1 ein Ver⸗ 
mieter kündigen kann, und auf die Form der Berufung ſowie auf das weitere Verfahren finden 
in dieſem Falle die für eine ſolche Kündigung geltenden Vorſchriften Anwendung. Nach § in 
Abſ 2 kann ein vertraglich vorbehaltenes Rücktrittsrecht vom Vermieter nicht gegen den Willen 
des Mieters ausgeübt werden. Nach $ 1p kann außer durch Kündigung oder Zeitablauf ein Miet⸗ 
verhältnis über Gebäude oder Gebäudeteile, vorbehaltlich der $$ 19 bis 26, 32 bis 34, auf Ver⸗ 
langen des Vermieters nur im Wege der Klage durch gerichtliches Urteil und nur aus den in den 
88 2 bis 4a bezeichneten Gründen aufgehoben werden. Dem Vermieter fteht gleich, wer nach 
dem Abſchluß des Mietvertrages das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt (§ 1 Abſ 1 Satz 2, 
$1p Satz 3). Im Falle der Aufhebungsklage beſtimmt den Zeitpunkt, für den das Mietverhältnis 
aufgehoben wird, nach Maßgabe des § 5 das Gericht im Urteil, ebenſo, daß der Mieter zu dieſem 
Zeitpunkt den Mietraum an den Vermieter herauszugeben hat. Für die Gewährung von Räu⸗ 
mungsfriſten iſt jetzt die Ausgeſtaltung maßgebend, die die Vorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes 
unter Wegfall des § 5 Abſ 4 Satz 1 durch das Gef. v. 29. 3. 33 (RGBl 1 147) erfahren haben 
(vgl. die 88 5a, 6 des Mieterſchutzgeſetzes in der Faſſung der Bek. v. 27. 4. 33, RGBl 1 235). Der 
Mieter iſt materiellrechtlich zur Räumung mit der Folge der Schadenserſaßpflicht verpflichtet, 
wenn das Mietſchöffengericht das Mietverhältnis gemäß § 5 Abſ 1 Saß 2 mit ſofortiger Wirkung 
aufgehoben hat, mag auch der Mieter Berufung einlegen; die Wirkung des feine Berufung zurück⸗ 
weiſenden Urteils iſt auf den Zeitpunkt zurückzubeziehen, auf den der erſte Richter die Aufhebung 
ausgeſprochen hat (RG 116, 382). Im Falle des 6 Abſ 4, wonach bei Aufhebung des Mietver- 
hältniſſes bis zur Sicherung des Erſatzraums die Beteiligten in Anſehung des Mietraums die aus 
dem Mietverhältnis ſich ergebenden Rechte und Pflichten haben, beſteht kraft Geſetzes ein ver⸗ 
tragsgleicher Rechtszuſtand; der Vermieter iſt tro; Aufhebung des Mietverhältuiſſes bis zur 
Sicherung des Erſatzraums zur Weitergewährung des Gebrauchs der Mietſache verpflichtet und von 
einem Verzug des Mieters kann keine Rede ſein (RG 122, 57). Das Kündigungsrecht des 
Mieters (vgl. BGB 88 542 ff., 564ff.) iſt unberührt geblieben. Aber auch das Kündigungs ⸗ 
recht des Vermieters hat, auch wenn man von der im Mieterſchutzgeſetz ſelbſt eröffneten Möglichkeit 
abſieht, nicht jede Wirkung verloren, ſeine Kündigung kann nur nicht die Beendigung des Miet⸗ 
verhältniſſes bewirken, weil dies dem Mieterſchutzgeſetz widerſprechen würde. Kündigt z. B. der 
Vermieter unter den nach Geſetz oder Vertrag gegebenen Vorausſetzungen einer außerordent⸗ 
lichen Kündigung ein für beſtimmte Zeit eingegangenes Mietverhältnis, ſo beſteht dieſes von nun 
an nur noch auf unbeſtimmte Zeit weiter, und es entfällt insbeſondere auch ein Optionsrecht des 
Mieters (RG 114, 135). Das Verfahren behandeln die 88 7—18, beſondere Mietverhältniſſe 
und ſonſtige Vorſchriften die 88 1935. In den 89 20 ff. (dazu $ 23a, eingefligt durch Geſ. b- 
13. 2. 28, RH Bl 1 17, und $ 23 b, eingefügt durch Noto v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap. IV Art IV 
RGBl 1599, Ausf VO v. 20. 3. 31, RC Bl 173) iſt der Mieterſchutz auf die ſog. Werkwohnungen ausge 
dehnt, die im Zuſammenhang mit einem Dienft- oder Arbeitsverhältnis überlaſſen zu werden pflegen 
(dazu RG Warn 1932 Nr 182; RA 2, 22); auf die Überlafjung von Dienſtwohnungen an öffent⸗ 
liche Beamte oder Militärperſonen find die Vorſchriften nicht zu beziehen (vgl. RG 105, 46). Auf 
Untermietverhältniſſe erſtreckte ſich der geſetzliche Mieterſchuß nur, ſoweit fie ſich ausſchließlich 
auf Wohnräume beziehen, in denen der Untermieter eine eigene Wirtſchaft oder Haushaltung 
führt. Nach der Not BSO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art 11 3 (RG Bl 1 699, 708) gelten die Vor. 
ſchriften des erſten Abſchnittes für Untermietverhältniſſe und ähnliche Rechtsverhältniſſe nicht 
mehr. Vorübergehende Vermietung für beſondere Zwecke ſ. $ 25. Anſprüche auf Herausgabe 
eines Raumes, ohne daß eine Aufhebung des Mietverhältuiſſes im Sinne des Geſetzes verlangt 
wird, behandelt $ 27. Über die gerichtliche Beſtellung eines Vertreters für einen Mieter, der feinen 
ſtändigen inländiſchen Aufenthaltsort verlaſſen hat, ſ. Gef. v. 20. 7. 33 (RGBl 1 521) Art 1. Auf 
die Mieteinigungsämter beziehen ſich die $$ 37—47, die namentlich auch eine Rechtsbeſchwerde 
gegen die Entſcheidungen der Mieteinigungsämter vorſehen (89 41ff.). Rechtsanwaltsgebühren 
und Auslagen, die im Verfahren vor dem Mieteinigungsamt entſtanden find, können nicht int 
ordentlichen Rechtswege eingeklagt werden, wenn das Mieteinigungsamt über die Pflicht zu 
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ihrer Erſtattung nicht entſchieden hat; dagegen kann ein Erſatzanſpruch gegen den Kommunal⸗ 
verband aus ſchuldhafter Amtspflichtverletzung ſeiner Beamten begründet ſein (RG 126, 99: 
dgl. auch RG HRR 1932 Nr 332). Schluß⸗ und lbergangsvorſchriften enthalten die 88 48ff. Das 
MSHG erſtreckt ſich ebenſo wie die bisherigen Vorſchriften des Mieterſchutzes nur auf Miet⸗ 
verhältniſſe, nicht z. B. auf Pacht. Die Unterſcheidung zwiſchen Miete und Pacht (Vorbem 1) 
hat damit verſtärkte Bedeutung gewonnen. Sind mik verpachteten Wirtſchaftsräumen auch 
Wohnräume überlaſſen worden, ſo bedarf es der Feſtſtellung, ob die Wohnung als unſelbſtändige 
nur den gewerblichen Zwecken der Wirtſchaft dienende Nebenſache anzuſehen iſt, bejahendenfalls 
handelt es ſich nicht um Miete, auch nicht um eine Miſchung aus Miete und Pacht, ſondern um 
deine Pacht, und die Mieterſchutzvorſchriften finden keine Anwendung (RG JW 1927, 5827; 
NG 26. 1. 26111 385/25). Das Mieterſchutzgeſetz bezieht ſich ferner nur auf Mietverhältniſſe 
über Gebäude und Gebäudeteile, auch ſolche, die nicht dem Wohnen von Menſchen, 
ſondern gewerblichen Zwecken dienen, dagegen iſt es nicht anzuwenden auf die Vermietung un⸗ 
bebauter Plätze, z. B. Lagerplätze, mögen ſelbſt Baulichkeiten von nebenſächlicher Bedeutung 
vorhanden ſein, oder vom Mieter auf dem Platze Bauten errichtet worden fein, die gemäß 8 95 
nicht Beſtandteile des Grundſtücks geworden find (NG JW 1926, 5748; 1929, 32871; OLG 44, J). 
In jedem Falle, auch bei Anſprüchen im Sinne des § 27, wird ferner für die Anwendung des 
Mieterſchutzes ein gültiges Vertragsverhältnis vorausgeſetzt; andernfalls iſt auf Räumung nach 
allgemeinen Grundſätzen vor den ordentlichen Gerichten zu klagen (RG 113, 159). Mangels eines 
zwiſchen ihnen beſtehenden Mietverhältniſſes kann auch der Untermieter gegenüber dem Haupt⸗ 
vermieter ſich nicht auf das Mieterſchutzgeſetz berufen, die Klage des letzteren auf Herausgabe von 
Räumen fällt insbeſondere nicht unter $ 27 (RG 110, 124). Inwieweit auf Gebäude im Eigen⸗ 
tum oder in der Verwaltung des Reiches oder eines Landes oder von Gemeinden, Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes, gemeinnützigen Anſtalten und Stiftungen ſowie gemeinnützigen, nicht 
auf Erwerb gerichteten Organiſationen die Vorſchriften der 98 9—31 nicht anzuwenden find, 
beſtimmt $ 32 (dazu RG 128, 59; RG JW 1927, 19232; RG Bahg 1927, 322). Nichtanwendung 
des Geſetzes auf Wohnungen von beſtimmter Friedensmiete, auf Geſchäftsräume und auf nach 
dem 31. 3. 31 neu abgeſchloſſene Mietverträge ſ. 58 32a, 32 b. Nach näherer Beſtimmung des 833, 
bel. Not BO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap. III § 24 (RGBl ! 597) und v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art 112 
(RG Bl 1708), finden die fraglichen Vorſchriften auch keine Anwendung auf Neubauten oder 
durch Um- oder Einbauten neugeſchaffene Räume, wenn fie nach dem 1. Juli 1918 bezugs⸗ 
1ertig geworden ſind, ſowie auf Räume ſolcher Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig im 
. inne der bezeichneten Notverordnung anerkannt ſind. Zum Begriff „Zuſchüſſe aus öffenklichen 
Mitteln“ in 9 33 Abſ z ſ. RG SeuffA 83 Nr 44. Über die Nichtanwendung des erſten Abſchnitts 
des Geſetzes im Falle der Wohnungsteilung und des Ausbaues gewerblicher Räume zu Wohnun⸗ 
gen ſ. 85 33a, 33 b und NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art 112 (RG Bl 1708). Durch die 
Fuße otverordnung Teil 2 Kap IV Art II 1 und IV find die Mietſchöffen beſeitigt worden. Seit 
m 1. 1. 32 entſcheiden die Amtsgerichte und Mieteinigungsämter ohne Beiſitzer. 


1 Das Anwendungsgebiet des Mieterſchutzgeſetzes hat durch die auf Grund des $ 52 ergangenen 
Aich esrechtlichen Lockerungsvorſchriften weitgehende Einſchränkungen erfahren (ogl. dazu 
Han 121, 321; 122, 274; 124, 4; RG JW 1928, 253117 1929, 32211; RG HR 1930 Nr 2068). 

echsrechtliche Einſchränkungen enthalten die Notverordnungen vom 1. 12. 30 und 8. 12. 31. Nach 
= Not VO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II, VII gilt das Mieterſchutzgeſetz (ebenjo wie das Reichs ⸗ 
wortengeſetz, unbeſchadet der $$ 49a, 52e, ſeit 1. 4. 31 nicht mehr für Mietverträge, die über freige · 

ordene oder freiwerdende Räume neu abgeſchloſſen werden, ſoweit dieſe beim Vertragsſchluß einer 

lanſpruchnah me auf Grund des Wohnungsmangel&ef nicht unterliegen; die Länder können eine 
andere Art des Abbaus wählen. Nach der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art I (RGBl 1 699, 
1 5 — weitere Beſtimmungen ebenda Art II — gilt das Mieterſchutzgeſetz (ebenfo wie das Reichs 
naetengeſetz) nicht für Mietverhältniſſe über Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete gewiſſe, ört⸗ 
Ben verſchiedene Beträge überfteigt; auch nicht für Geſchäftsräume, es müßte denn fein, daß ſie Teile 
f ner Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen 
ſuleich mit ſolchen vermietet find, und die Friedensmiete für Wohn⸗ und Geſchäftsräume zu- 
Nennen hinter den bezeichneten Beträgen zurückbleibt. Wie ſich aus der Not VO v. 1. 12. 30 
T a Kap IV Art II in Verbindung mit der NotBD v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art VIII (RGBl 
er 709) und dem Umſtande, daß eine ſoziale Ausgeſtaltung des Mietrechts des BGB bis jetzt 
16 t stattgefunden hat, ergibt, iſt das Mieterſchutzgeſetz lebenſo wie das Reichsmietengeſetz) auch 
57 r ben 31. 3. 33 hinaus in Geltung geblieben, während das Wohnungsmangelgeſetz am 1. 4. 33 

ßer Kraft getreten ift. Um den Übergang in den neuen Rechtszuſtand zu erleichtern und den 
Gestern einen Ausgleich für den Wegfall des Erſatzraumſchutzes zu gewähren, ſind durch das 

eſetz uber Räumungsfriſten v. 29. 3. 33 (RGBl 1 147) die Vorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes 

r die Gewährung von Räumungsfriſten neu geſtaltet worden. 


2. Neben dieſem Kündigungsrecht und aus dem gleichen Grunde kann der Vermieter, wie 
nach $ 554 (und wie im Falle des $ 542 der Mieter, $ 542 A J), einen Schadenserſatzanſpruch 
13% 
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geltend machen, und zwar auch für einen nach der Kündigung eintretenden, durch ſie veranlaßten 
Schaden (beſtr.). Vgl. § 554 A 1. 


3. Vorausſetzungen der Kündigung alſo: a) Fortſetzung eines vertragswidrigen Gebrauchs 
(Verſchulden nicht erforderlich, RG JW 1920, 377%; RE HRR 1928 Nr 417 und 8 550 A 1) ſeitens 
des Mieters oder desjenigen, dem der Mieter den Gebrauch der gemieteten Sache überlaſſen hat 
(für den Fall der Zwangsmiete ſ. jedoch Vorbem 3 Abſ 2 vor $ 535), b) Abmahnung ſeitens des 
Vermieters von dem vertragswidrigen Gebrauch, c) erhebliche Verletzung (RG SeuffA 79 Nr 68: 
Fiſchereipacht) der Rechte des Vermieters durch den vertragswidrigen Gebrauch. — Die „Ab⸗ 
mahnung“ iſt in allen Fällen des § 553, auch in den am Schluſſe der Vorſchrift hervorgehobenen 
beiden Fällen und ſelbſt bei erheblicher Gefährdung der Mietſache, notwendige Vorausſetzung 
des Kündigungsrechts (RG 104, 26). Sie ſoll dem Mieter kundgeben, worin der Vermieter den 
Mißbrauch der Mietſache erblickt, damit der Mieter von dem Mißbrauch ablaſſen und fo die frift- 
loſe Kündigung (und die Klage auf Unterlaſſung $ 550) abwenden kann. Dieſen Zweck erfüllt 
nur eine Abmahnung, welche die Beſchwerden des Vermieters beſtimmt bezeichnet, und nur die 
Fortſetzung eines dieſen beſtimmten Beſchwerden zuwiderlaufenden Verhaltens kann das Recht 
zur friſtloſen Kündigung begründen. Eine allgemeine Erinnerung an den ordnungsmäßigen 
Gebrauch der Mietſache (3. B. der nicht näher dargelegte Vorwurf unſauberer Wirtſchaftsführung 
in dem vermieteten Gaſthauſe, verbunden mit der unbeſtimmten Aufforderung, ordnungsmäßig 
zu wirtſchaften) iſt noch keine Abmahnung im Sinne des Geſetzes (RG 77, 117). Soll die Kündi⸗ 
gung auf vertragswidrige Überlaſſung des Miet- oder Pachtgegenſtandes an einen Dritten geſtützt 
werden, ſo muß die Abmahnung an den Mieter (Pächter), nicht an den Dritten gerichtet ſein 
(RG HR R 1933 Nr 282). Dem Mieter (Pächter), der einem Dritten unbefugt den Gebrauch 
überlaſſen hat, muß eine den Umſtänden nach angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des vertrags⸗ 
widrigen Zuſtandes eingeräumt werden; die Kündigungsfriſt, die der Mieter (Pächter) mit dem 
Dritten vereinbart hat, ift dabei aber nicht maßgebend (Rr 16. 11. 23 III 847/22). — Liegt dem 
Mieter (Pächter), was ſich nicht von ſelbſt verſteht, aber vereinbart ſein kann, eine Pflicht zum 
Gebrauch ob, dann iſt der vertragswidrige Nichtgebrauch dem vertragswidrigen Gebrauch nach 
$ 553 gleichzuftellen (RG 16. 10. 25 III 548/24). Die „Erheblichkeit“ der Verletzung oder Gefähr⸗ 
dung iſt namentlich von Bedeutung, wenn es ſich um Zuwiderhandlungen gegen die Haus⸗ 
ordnung handelt, deren Nichtbeachtung vielfach (nach Treu und Glauben) als eine erhebliche 
Verletzung der Rechte des Vermieters oder als eine erhebliche Gefährdung der Mietſache nicht 
angeſehen werden kann. Unter dem Geſichtspunkt einer erheblichen Verletzung oder Gefährdung 
ift z. B. auch zu beurteilen, ob ein Verſtoß gegen ftaatliche Fiſchereiordnungen eine die Anwendung 
der 8$ 553, 581 rechtfertigende Verletzung der Rechte des Fiſchereiverpächters enthalt (RG JW 
1925, 112110. Kündigung eines Jagdpachtvertrages wegen nicht weidmänniſcher und nicht 
pfleglicher Jagdausübung (RG HAN 1928 Nr 417). Hat der Mieter gemietete Räume unbefugt 
weitervermietet ($ 549), und verlangt der Vermieter die Entfernung des Untermieters, jo muß 
nach Treu und Glauben geprüft werden, welche Maßregeln zur Entfernung des Untermieters 
im einzelnen Falle dem Mieter billigerweiſe zugemutet werden können, und nur bei Nichterfüllung 
der danach bemeſſenen Anforderungen kann man ſagen, daß der Mieter dem Untermieter den 
Gebrauch „belaſſen“ habe, eine friſtloſe Kündigung alſo gerechtfertigt ſei RG JW 1920, 140°). — 
Die Kündigung ift nicht mehr zuläſſig, wenn die Vertragswidrigkeit des Mieters (Pächters), ſei 
es auch erſt nach Ablauf einer dafür beſtimmten Friſt, noch vor dem Zeitpunkt beſeitigt wird, in 
dem die Kündigung ſtattfindet (RG HR 1933 Nr 282; RG 19. 9. 24 III 165/24). 


4. Die Kündigung ruft eine Rechtswirkung nur hervor, wenn ſie ſich auf eine im Geſetze be⸗ 
gründete Befugnis ſtützt; andernfalls iſt fie für ſich völlig wirkungslos und erzeugt nicht nur TUR, 
ſondern auch gegen den Kündigenden keinerlei Rechte. Es kann alſo der Mieter nicht, wenn der 
Vermieter friſtlos gekündigt hat, dieſen ſpäter an der unberechtigten Kündigung feſthalten (MD 
JW 1913, 4875). Wird aber die unberechtigte Kündigung vom Gekündigten angenommen (vgl. 
$$ 146ff.), fo liegt Willensübereinſtimmung vor und die Kündigung gilt. Die Kündigung iſt freilich) 
zunächſt eine einſeitige Willenserklärung ($ 542 A 2). Sie hat aber einen ſolchen Inhalt, daß 2 
Gekündigte den Kündigenden am Wort nehmen und feſthalten kann. Daß dies zuläſſig iſt, erſorder 
auch die Verkehrsſicherheit. Die ordnungsmäßig erfolgte Kündigung hat endgültige Rechtswirkung 
und führt auch wider den Kündigenden ſelbſt die Beendigung des Mietverhältniſſes herbei; 1 
Rechtslage kann gegenüber dem Gekündigten nicht etwa durch einfeitigen Widerruf des Kun 
digenden verändert werden (angef. RG). — Nimmt der Kündigende die Kündigung mit Bi 
ſtimmung des anderen Teils zurück, fo liegt darin der Abſchluß eines neuen Vertrags in der e 
nicht und namentlich dann nicht, wenn die Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit der Kündigung beitritien 
war (RG 28. 11. 19 111 181/19). Als Kündigung iſt auch die Klage oder Widerklage des Vermieten 
(Verpächters) auf Rückgabe der Mietſache, insbeſondere auf Räumung, zu erachten (RG 10. 10. 
III 73/19; 4. 10. 21 111 102/21). Zur Rechtfertigung der Kündigung genügt es in ſolchem So 
wenn die Vorausſetzungen der Kündigungsbefugnis zur Zeit des Urteils vorliegen (RG 20. 11. 
III 162/17). 
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Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet⸗ 
verhältnis kündigen, wenn der Mieter für zwei aufeinander folgende Termine 
mit der Entrichtung des Mietzinſes oder eines Teiles des Mietzinſes im Verzug!) 
iſt. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den Vermieter be⸗ 
friedigt, bevor fie erfolgt 2). 

Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn ſich der Mieter von ſeiner Schuld 
durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung die 
Aufrechnung erklärt ). 

E 1 528 Nr 2 II 497 Abſ 1 Nr 2; M 2 417, 418; P 2 228ff., 514ff.; 6 185. 


1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt bei Verzug des Mieters. Verhältnis zu 8326 ſ. Vorbem 3 vor § 535. Wegen der Ausſchaltung 
des Kündigungsrechts des Vermieters durch die Vorſchriften über den Mieterſchutz f. 
oben § 553 A 1. — Kein Verzug ($$ 284ff.) des Mieters, wenn die Zahlung infolge eines Um⸗ 
ſtandes unterbleibt oder nicht rechtzeitig ſtattfindet, den der Mieter nicht zu vertreten hat ($ 285), 
3. B. wegen Abweſenheit des Vermieters am Zahlungstage (RG 22. 11. 07 III 326/07), oder 
wenn dem Mieter eine Einrede, z. B. der Zurückbehaltung, zuſteht, die ihn zur Verweigerung 
der an ſich geſchuldeten Leiſtung berechtigt (RG 85, 296). Ebenſo liegt aber kein Verzug vor, 
wenn der Mieter ſich bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zur Verweigerung 
des Mietzinſes für berechtigt halten darf, mag dieſe Annahme auch unrichtig fein, fo bei irrtüm⸗ 
licher Annahme einer Aufrechnungsmöglichkeit, R JW 1916, 1584? (die abweichende Auf⸗ 
faſſung von Rich 18. 10. 07 111 93/07, vgl. $ 285 A 1, iſt aufgegeben). Doch muß der Mieter als 
Schuldner auch damit rechnen, daß nicht ſeine Rechtsauffaſſung, ſondern die des Gegners richtig 
it, und er handelt deshalb regelmäßig auf ſeine Gefahr, wenn er gleichwohl auf einer Zahlungs⸗ 
verweigerung beharrt; ſo auch für einen Pächter, der die noch nicht rechtskräftige Herabſetzung 
des Pachtzinſes durch das Pachteinigungsamt für verbindlich hielt, RG JW 1931, 34254. Iſt 
der Mietzins von vornherein nicht zu dem vereinbarten Termine, ſondern erſt nach Empfang 
einer Rechnung oder eines Kontoauszugs des Vermieters berichtigt worden, ohne daß der Ver⸗ 
mieter dies gerügt hat, jo lann er auf Verſäumung der Zahlungstermine eine Kündigung nach 
3 554 erſt ſtützen, nachdem er auf Einhaltung dieſer Termine zu beſtehen dem Mieter erklärt hat 
m dieſer nachher für zwei aufeinanderfolgende Termine in Verzug geraten iſt (RG 11. 11. 21 
> 1 143/21). Anwendung des § 554, wenn der Mieter von der Veräußerung des Mietgrundſtücks 
1$ 571) nichts weiß, ſ. RG 98, 88. Die Kündigungsbefugnis fteht auch nach Abtretung der Miet⸗ 
zinsforderungen dem Vermieter zu (NG Gruch 43, 997; OLG 16, 425). — Die Vorſchriften des 
3 054 find im Zweifel auch dann anzuwenden, wenn vertragsmäßig dem Vermieter ſchon bei 
Kücſtand eines Termins ein Kündigungsrecht eingeräumt iſt (NG 82, 50; 85, 415; RO JW 
1916, 1584; OLG 2, 217; Seuffü 74 Nr 206). Daraus, daß im Vertrage von dem „Rückſtande 
einer Mietrate“ die Rede ift, kann nicht gefolgert werden, daß die Vertragsparteien darunter 
nur die Nichtzahlung der vollen Rate verſtehen (RG 82, 50; OLG 33, 311. Auch der Räumungs⸗ 
anſpruch aus einer Verfallklauſel ſetzt Verzug, alſo Verſchulden des Mieters (Pächters) voraus; 

ran fehlt es unter Umſtänden, wenn der Schuldner glaubt zur Verweigerung der Zahlung, 
3. B. wegen Raumwuchers berechtigt zu fein (MG HRR 1933 Nr 344). Duldet der Vermieter 
oder Verpächter längere Zeit hindurch eine unpünktliche Zahlungsweiſe, dann muß er bei neuer 

npünktlichkeit den Mieter oder Pächter nach Treu und Glauben vorher darauf aufmerkſam 
machen, daß diesmal unpünktliche Zahlung die Kündigung zur Folge haben werde (RG JW 
1382, 10415). — Das Geſetz verlangt nur, daß der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes 
(der eines Teiles) für zwei aufeinander folgende Termine im Verzug iſt, nicht, daß 
er wiederholt in Verzug geraten iſt. Der Vermieter kann daher auch dann kündigen, wenn, z. B. 
durch Wegfall eines Zurückbehaltungsrechtes, die Fälligkeit der Mietzinſen für beide Termine 
auf einmal eintritt (RG 85, 296). Der Vermieter kann nicht kündigen, wenn es ſich nur um ger 
nngfügige Teile des Mietzinſes handelt. Dabei iſt die Geringfügigkeit eines Teilrückſtandes 
nach dem Verhältniſſe des für den einzelnen Termin rückſtändigen Teilbetrags zu dem an dieſen 
rermin fällig gewordenen Mietzins, nicht nach dem Geſamtbetrag der für beide Termine rück“ 
mündigen Beträge zum Geſamtbetrag der auf beide Termine treffenden Mietzinſen zu beurteilen 
RG 86, 334, auch 82, 54). — Da die Kündigung die ſofortige Beendigung des Mietverhält- 
nüſſes bewirkt ($ 553 A 4), können Verletzungen des Mietvertrags für die Zukunft nicht mehr 
durommen. Schadenserſatzanſprüche aus früheren Vertragsverletzungen dagegen werden 
. die Beendigung des Vertrags nicht berührt. Dies gilt nicht nur für den bis zur Vertrags- 
ur digung bereits erwachſenen, ſondern auch für den ſpäter eintretenden und insbeſondere 
' ür den durch die Kündigung ſelbſt, alſo mittelbar, veranlaßten Schaden (beftr.). Vorausſetzung 
ft nur, daß die die Erſatzpflicht begründenden Ereigniſſe in die Zeit des beſtehenden Vertrags 
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fallen, und daß der Schaden auf dieſe Ereigniſſe zurückzuführen iſt. Vgl. Rch 76, 367; 28 1915, 
139815; § 542 A1, § 628 Abſ 2 A 5. Der Vermieter kann zwar nicht den Mietzins als ſolchen 
verlangen (vgl. 9 555), wohl aber den Erſatz des Schadens, der ihm durch die auf die Schuld 
des Mieters zurückzuführende Beendigung des Mietverhältniſſes entſtanden iſt, alſo auch den 
Ausfall am Mietzins für die vereinbarte Dauer des Vertrags. Nur eine vertragsmäßige Feſtlegung 
dieſer Erſatzpflicht bedeutet es in der Regel, wenn für dieſen Fall im Vertrage der Mieter als für 
die Miete oder für den Ausfall bis zum Ende der Vertragszeit haftbar erklärt wird. Den Beweis 
des Ausfalls muß auch in dieſem Falle der Vermieter führen. Er muß ferner bei Meidung der 
Folgen des § 254 darauf bedacht ſein, die Mieträume anderweit zu vermieten, und kann, wenn 
ihm eingebrachte Sachen eines ſpäteren Mieters als Pfand haften, den früheren nur dann in 
Anſpruch nehmen, wenn er die Pfandgegenſtände verwertet hat oder beweiſt, daß eine Ver⸗ 
wertung nicht möglich oder (nach den Umſtanden) ihm nicht zuzumuten ſei (RG Seuffa 71 
Nr 230). Der Vermieter kann ſich auch für den Fall, daß der Mieter in Konkurs gerät und er, 
der Vermieter deshalb kündigt, ausbedingen, daß ihm der Mietzins für die reſtliche Mietzeit als 
Schadenserſatz zu zahlen ſei (RG 115, 271). — Über die Befugnis des Gerichts, die geſetzlichen 
oder vertraglichen Folgen der Nichtzahlung oder der nicht rechtzeitigen Zahlung des Mietzinſes 
als nicht eingetreten zu erklären, ſ. BRV v. 18. 8. 14, ROBI 377, in der Faſſung v. 20. 5. 15, 
RGBl 290, dazu RGBl 1916, 451 (Vorbem 9 vor § 535). 


2. Es iſt hier vollſtändige Befriedigung des Vermieters für beide Zinstermine (RG Warn 
1916 Nr 224) vorausgeſetzt. Der Barzahlung ſteht dabei die Einzahlung des Mietzinsrückſtands 
gleich, die der Mieter bei einem Poſtamt des Erflüllungsorts auf das Poſtſcheckkonto des Ver⸗ 
mieters in deſſen Einverſtändnis vornimmt; eine ſpätere Kündigung iſt in ſolchem Falle ausge⸗ 
ſchloſſen, mag auch im Zeitpunkte der Kündigungserklärung der eingezahlte Betrag auf dem 
Konto des Vermieters noch nicht gutgeſchrieben fein (RG 99, 257). Außerdem kann auch ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht auf die Kündigung vorliegen, wenn der Vermieter nicht bald 
nach Eintritt des Verzugs die Kündigung erklärt oder wenn er eine verſpätete Mietzinszahlung 
oder eine Teilzahlung vorbehaltlos annimmt (RG 82, 50; RG Gruch 48,103; RG 30. 10. 01 
VI 237/01; ferner 6. 12. 01 111 302/01; 22. 3. 07 III 462/06; RG Gruch 47, 399; 48, 103). Es 
kommt dabei 1 darauf an, ob nach den geſamten Umſtänden des Falles der Wille des 
Vermieters, auf fein Kündigungsrecht zu verzichten und ſich mit der Fortſetzung des Mietver⸗ 
hältniſſes einverſtanden zu erklären, angenommen werden kann (RG 82, 50). — Der Befriedi⸗ 
gung iſt für die Anwendung des $ 554 ein Angebot gleichzuſtellen, das den Vermieter als Gläubi⸗ 
ger in Annahmeverzug ($ 293) ſetzt (RG 85, 415). Der Vermieter, der wegen Nichtentrichtung 
des Mietzinſes ein Räumungsurteil gegen den Mieter erwirkt hat, braucht das Angebot eines 
Dritten, gegen Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung des Mietzinſes für die Vertragszeit den 
Mieter in den gemieteten Räumen zu belaſſen, nicht anzunehmen, und verliert feinen Schadens- 
erſatzanſpruch gegen den Mieter nicht wegen der Ablehnung, es müßte denn fein, daß er nur 
ablehnt, um dem Mieter Schaden zuzufügen (Rc 5. 1. 17 111 303/16). 


3. Zur Unwirkſamkeit der Kündigung infolge Aufrechnung iſt — abweichend von dem all⸗ 
gemeinen Grundſatz der $$ 388, 389 — erforderlich, daß die an ſich ſtatthafte Aufrechnung unver⸗ 
züglich nach der Kündigung erklärt wird (RG 14. 5. 07 III 438/06). Dies gilt, entſprechend der 
Abſicht des Geſetzgebers, alsbald über die Wirkſamkeit der Kündigung Klarheit zu ſchafen, ohne 
Rückſicht auf den Rechtsgrund der aufzurechnenden Forderung und auch dann, wenn ſie auf eine 
vom Vermieter (Verpächter) gegen den Mieter (Pächter) begangene argliſtige Täuſchung geſtützt 
wird (RG 119, 560). In der Erklärung müſſen die Gegenforderungen des Mieters ſo angegeben 
werden, daß der Vermieter ſie auf ihren Beſtand prüfen kann. Die allgemeine Erklärung, daß 
der Mieter ſich auf $ 554 Abſ 2 berufe, genügt nicht (RC Warn 1916 Nr 224). Von Aufrechnung 


kann dann keine Rede ſein, wenn ſolche, was an ſich zuläſſig iſt, im Vertrage ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 


9 555 


Macht der Vermieter von dem ihm nach den 88 553, 554 zuſtehenden Kündi⸗ 
gungsrechte Gebrauch, fo hat er den für eine ſpätere Zeit im voraus entrichteten 
Mietzins nach Maßgabe des § 347 zurückzuerſtatten 1). 

E 1 530 II 497 Abſ 3; M 2 421 P 2 220 ff. 


1. Vgl. § 543 A 3. Zurüllerſtattungspflicht wie im Falle des Rücktritts. — Anderung 
durch Parteivereinbarung (zuungunſten des Mieters) iſt zuläſſig. Anderſeits iſt zum Schutze 
des Mieters nicht nur § 138, ſondern auch, ſofern es ſich bei der Zurückbehaltung des im voraus 
bezahlten ganzen Mietzinſes durch den Vermieter um eine den Mieter treffende Vertrags“ 
ſtrafe handelt, $ 343 anwendbar (f. Dertmann § 555 Bem 3). 
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Der Mieter iſt verpflichtet, die gemietete Sache nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes zurückzugeben 1). 

Dem Mieter eines Grundſtücks ſteht wegen ſeiner Anſprüche gegen den 
Vermieter ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu 2). 

Hat der Mieter den Gebrauch der Sache einem Dritten überlaſſen, jo kann 
der Vermieter die Sache nach der Beendigung des Mietverhältniſſes auch von 
dem Oritten zurückfordern 3). 

E 1 520 IT 498; M 2 401, 402; P 2 188ff. 


1. Die Rückgabe, die bei einer Wohnung auch durch Aushändigung der Schlüſſel an den 
Hausmeiſter geſchehen kann (vgl. OLG 5, 371), bei beweglichen Sachen aber in der Regel 
durch Aushändigung an den Vermieter vom Mieter zu bewirken iſt (Bringſchuld), findet vegel- 
mäßig in dem Zuſtande ſtatt, in dem ſich die Mietſache nach ordnungsmäßigem Gebrauch bei 
Beendigung des Mietverhältniſſes befindet. Die Abnutzung und Wertminderung, die durch den 
zweckentſprechenden, ordnungsmäßigen Gebrauch während der Mietzeit eintritt, muß der Ver⸗ 
mieter tragen (R JW 1912, 85818). Wegen der Haftung des Mieters für die während der 
Mietzeit eingetretenen Veränderungen und Verſchlechterungen ſ. § 548 A 1 und 2. Gibt der 
Mieter die Mietſache im beſchädigten Zuſtande zurück, ſo muß er darlegen und beweiſen, daß 
der Schaden auf einen von ihm nicht zu vertretenden Umſtand zurückzuführen ſei (SeuffA 71 
Nr 256; OLG 28, 151; 33, 309). Bewegliche Sachen find in der Regel dort zurückzugeben, wo 
fie vom Vermieter übergeben worden find (vgl. OL 16, 428). Die Rückgabe von Mieträumen 
muß dort geſchehen, wo fie ſich befinden. Dort iſt daher auch der Gerichtsſtand des $ 29 3 PO 
für Schadenserſatzanſprüche wegen nicht gehöriger Erfüllung der Rückgabepflicht begründet 
(OL 36, 5). Rückgabe und Wiederherſtellung einer gemieteten Wohnung als Maſſeſchuld (KO 
$ 59 Nr 2) im Konkurſe des Mieters (OLG 35, 253). Rückgabepflicht mehrerer Mieter ſ. 535 A3. 
Über die Zuläſſigkeit der Vertragsklage des Vermieters auf Rückgabe einer vermieteten, vom 
Mieter nach Abſchluß des Mietvertrags in ein Grundſtück eingebauten Lokomobile ſ. RG SeuffA 64 
Nr 28. — Über die Verpflichtung des Mieters, den Vermieter von der Rückgabe zu benach⸗ 
richtigen, ſ. SeuffA 78 Nr 18 (Miete einer Schute). Über die Verpflichtung des Vermieters bei 
einer Räumung für die Unterbringung der Sachen des Mieters zu ſorgen, |. RO HRR 1931 
Nr 1215. — Über den auf fein Eigentum geſtützten Rückgabeanſpruch des Vermieters |. 
N 985 ff.; RG 15. 12. 06 V 352/06; und über die ihm dabei obliegende Beweislaſt ſ. OLG 7, 17. 
über die Klage auf künftige Räumung eines Grundſtücks, einer Wohnung oder eines anderen 
Raumes ſ. Vorbem 8 vor $ 535. — Landesgeſetzliche Räumungsfriſten ſ. EG Art 93. — 

ber die Befugnis des Gerichts, das auf Räumung einer Wohnung erkennt, dem Schuldner 
auf ſeinen Antrag eine den Umſtänden nach angemeſſene Friſt zur Räumung zu gewähren, 
. 380 5 721. Mieterſchutz ſ. $ 553 A 1 Abſ 3. Bei unverſchuldeter Verzögerung des Auszugs 
von ſeiten des Mieters einer Wohnung (z. B. infolge von Krankheit oder Todesfall in der Familie) 
N 15 7 1 8 591 — Treu und Glauben zur Gewährung von Nachſicht verpflichtet. — Für 

e Pacht f. 1— 594. 

2. Ausſchließung des Zurückbehaltungsrechtes. Die Vorſchrift des Abſ 2 bildet eine aus 
Zweckmäßigkeitsgründen für die Miete eines Grundſtücks beſtimmte (allerdings abweichender 
Vereinbarung zugängliche) Ausnahme von der allgemeinen Regel des $ 273 und muß daher auf 
den im Geſetz geregelten Fall beſchränkt werden, daß der Vermieter die Rückgabe des Grund 
ſtücks auf Grund des Mietvertrags verlangt, und ſein Verlangen unter dieſem Geſichts⸗ 
bunkt auch begründet iſt. Es genügt alſo nicht, daß der Mieter zufolge des Mietvertrags in den 
Beſitz des Grundſtücks gelangt ift, deſſen Rückgabe begehrt wird (R JW 07, 100°), und der 
Mieter kann ein Zurückbehaltungsrecht haben, wenn er den Mietvertrag wirkſam angefochten 

at und nur aus anderen Gründen, z. B. wegen des Eigentums des Vermieters, zur Ruͤckgabe 
verpflichtet ift (RG 85, 133). Auch dem Mieter einer Wohnung ($ 580) ſteht (zur Vermeidung 
ſchikanöſer Weiterungen) das Zurückbehaltungsrecht nicht zu, wohl aber hat er dieſes Recht wegen 
feiner Verwendungen gegenüber der auf das Eigentumsrecht des Vermieters geſtütten 
äumungsklage (RG JW 07, 1002). Ausgeſchloſſen iſt das Zurückbehaltungsrecht des Mieters 
(Pächters) auch in dem Falle, daß ihm wegen vorzeitiger Kündigung vertraglich ein, Anſpruch 
auf eine Entſchädigung zuſteht, die ſpäteſtens beim Auszuge zu zahlen ift (MG 108, 137). Jyrer 
usnahmenatur entſprechend ift die Vorſchrift des Abſ 2 auf Mietverhaltniſſe zu beſchränken; 
bei der Überlaſſung einer Wohnung gegen Dienſte (Werkwohnung) bleibt es bei der Regel des 
273 (R 18. 1. 24 111 708/23). Die vertragliche Einräumung eines Zurückbehaltungsrechts 
wird durch $ 556 Abſ 2 nicht ausgeſchloſſen (RG 139, 17). Dem Mieter einer be weglichen Sache 
ſteht das Zurückbe haltungsrecht nach 88 273, 274 in jedem Falle, insbeſondere wegen Verwendun⸗ 
gen zu. — Auf Grund feines Eigentumsrechts kann der Mieter die Rückgabe — bei beweg⸗ 
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lichen und unbeweglichen Sachen — verweigern, ſoweit nicht ſeiner Geltendmachung ein perſön⸗ 
liches oder dingliches Recht des Vermieters entgegenſteht (vgl. RG 49, 286; JW ' 01, 7312°; f. auch 
§ 535 A 2). Bereicherungsanſpruch des Mieters, der bei Beendigung des Mietverhältniſſes die 
von ihm ausgeführten Einbauten ohne Entgelt zurückzulaſſen verpflichtet iſt, gegen den vorzeitig 
(nach § 553) kündigenden Vermieter ſ. R Seuff A 87 Ar 88. 

3. Geſetzliche Erweiterung des an ſich nur gegen den Mieter gegebenen vertragsmäßigen 
Anſpruchs auf Rückgabe der beweglichen oder unbeweglichen Sache gegenüber einem Dritten 
(Untermieter), als mitverpflichtetem Geſamtſchuldner. Soll, von der Folge des $ 56 Abſ 3 ab- 
geſehen, eine vertragliche Beziehung zwiſchen Hauptvermieter und Untermieter hergeſtellt werden, 
jo bedarf es hierzu einer beſonderen Abmachung zwiſchen ihnen (R 11. 11. 27 Ill 442/27). Da 
der Rückforderungsanſpruch des Abſ 3 auf dem zwiſchen Hauptvermieter und Hauptmieter ge⸗ 
ſchloſſenen Mietvertrag beruht, jo entfällt er, wenn dieſer mit Erfolg angefochten iſt (ogl. Nc 
85, 133), oder die eine Partei, z. B. der Hauptvermieter, vom Mietvertrage zurücktritt, dieſer alſo 
nicht nur für die Zukunft beendigt wird, ſondern auch für die Vergangenheit fortfällt (RG 136, 33). 
— Wenn der Mieter oder Pächter, der das gemietete oder gepachtete Grundſtück in Untermiete 
oder Unterpacht gegeben hat, in Konkurs verfällt, und der Konkursverwalter durch Vertrag mit 
dem Hauptvermieter oder Hauptverpächter den Hauptvertrag aufhebt, ſo kann der Untermieter 
oder Unterpächter, der infolgedeſſen das Grundſtück räumen muß, ſeinen Entſchädigungsanſpruch 
nicht als Maſſeſchuld nach KO $ 59 Nr 1 oder 2, ſondern nur als Konkursforderung nach KO 8 26 
geltend machen (RG 67, 372). Über die Vollſtreckbarkeit eines gegen den Mieter ergangenen 
Räumungsurteils gegenüber dem Untermieter ſ. $ 549 A 6b. 


9 557 


Gibt der Mieter die gemietete Sache nach der Beendigung des Mietver- 
hältniſſes nicht zurück!), ſo kann der Vermieter für die Dauer der Vorenthaltung 
als Entſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen. Die Geltendmachung 
eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen !). 

E 1 525 II 400; M 2 415; P 2 218. 


1. Vorenthaltung der Mietſache gegen den Willen des Vermieters; zu unterſcheiden von 
der ſtillſchweigenden Verlängerung des Mietverhältniſſes nach $ 568. Der Anſpruch nach 
$ 557 tritt ohne Rückſicht darauf ein, aus welchem Grunde die Rückgabe unterbleibt, alſo auch, 
wenn den Mieter kein Verſchulden trifft (RH JW 1929, 32871; RG 7.2. 22 111 323/21; 29. 6. 28 
111 509/27; O2G 36, 56), tft aber nur dann begründet, wenn der Mieter dem Vermieter den 
Beſitz der Mietſache nach Ablauf der Mietzeit vorenthält. Endigt das Mietverhältnis z. B. infolge 
der als Kündigung zu erachtenden Klage auf Rlickgabe der Mietſache, jo muß dieſe noch nach Zu⸗ 
ſtellung der Klage vorenthalten worden fein (RG SeuffA 77 Nr 64). Vorenthaltung erfordert 
nicht Fortſetzung des Gebrauches durch den Mieter, ſetzt aber voraus, daß er im Beſitze der Sache 
(RG JW 1913, 1103) oder doch in der Lage iſt, ihre Rückgabe an den Vermieter herbeizuführen. 
Vorenthaltung liegt nicht mehr vor, wenn die gemietete Sache verlorengegangen iſt. Vom Em 
tritte des Verluſtes (nicht erſt von der Anzeige an den Vermieter) an kann Entſchädigung nicht 
mehr nach Satz 1, ſondern nur nach allgemeinen Grundſätzen (A 2) verlangt werden (RG 99, 230; 
NG Bayz 1922, 70; RG 8. 4. 21 JI 449/20; RG 9. 2. 23 III 314/22). Für die Berechnung des 
zu erſetzenden Wertes iſt dabei der Zeitpunkt des Urteils, nicht der des Verluſteintritts oder der 
Klagerhebung maßgebend (RG Seuffel 77 Nr 64; RG 9.2.23 III 314/22). Verurſacht der 
Mieter in anderer Weiſe als durch Vorenthaltung, ſo insbeſondere auch durch Veränderung oder 
Beſchädigung der Mieträume, daß der Vermieter dieſe nach Ablauf der Mietzeit nicht anderweit 
benutzen kann, ſo ſteht dem Vermieter nur der Anſpruch des ihm tatſächlich erwachſenen Schadens 
zu. Dieſer Anſpruch verjährt gemäß $ 558 (RG JW 1910, 93915). Verweigert der Vermieter die 
Rücknahme oder gibt er dem Mieter zu erkennen, daß er die Rückgabe nicht wünſche, wie z. B. 
wenn er die Kündigung des Mieters als unzuläſſig zurückweiſt, jo hat der Mieter die gemietete 
Sache nicht im Sinne des $ 557 vorenthalten und haftet dem Vermieter höchſtens wegen un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung (RG 103, 289; OLG 36, 56). Anwendung des $ 557 auf die miet⸗ 
weiſe Überlafjung eines mit Mannſchaft ausgerüſteten Schiffes (RG 11. 11. 16 1 85/16). 

2. Der vereinbarte Mietzins ſtellt alſo den Mindeſtbetrag der dem Vermieter zue 
kommenden Entſchädigung dar. Der Anſpruch auf Erſatz eines weiteren Schadens bedarf 
der Begründung nach allgemeinen Grundſätzen und ſetzt namentlich, anders wie die Entſchädi⸗ 
gung nach Satz 1, ein Verſchulden des Mieters oder einen ſonſtigen von ihm zu vertretenden 
Umſtand und den Nachweis des Schadens voraus (RG 99, 230; OL 45, 149). Aufwertung des 
als Entſchädigung zu entrichtenden Mietzinſes |. RG JW 1929, 32871. Ein für den Mietzins 
vereinbartes Minderungs⸗ und Aufrechnungsverbot wirkt auch für den Entſchädigungsanſpruch 
des § 557 (RR 1932 Nr 107). 
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1) Die Erſatzanſprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Ver- 
ſchlechterungen der vermieteten Sache ſowie die Anſprüche des Mieters auf 
Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten )). 

Die Verjährung der Erſatzanſprüche des Vermieters beginnt mit dem Zeit 
punkt, in welchem er die Sache zurückerhält ), die Verjährung der Anſprüche 
des Mieters beginnt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermieters auf Rückgabe der Sache 
verjähren auch die Erſatzanſprüche des Vermieters “). 

E II 500 III 551; P 2 177, 194, 271ff.; 6 185. 

1. Verjährung. S. hierzu die Übergangsbeſtimmung im Art 169 EG. 

2. Sechsmonatsfriſt behufs möglicht baldiger Auseinanderſetzung zwiſchen Vermieter und 
Mieter (Prot S. 177, 194, 273). Die kurze Verjährungsfriſt gilt für die hier bezeichneten An⸗ 
ſprüche ohne Unterſchied, ob ſie ſich unmittelbar aus dem Geſetz oder aus 
beſonderen Vertragsbeſtimmungen ergeben (RG 62, 329; 87, 281; OLG 43, 55), 
für Erſatzanſprüche aus Verſchlechterung der Mietſache ohne Unterſchied, ob der Vermieter 
Zahlung oder Wiederherſtellung verlangt (H5RR 1933 Nr 916), auch für Anſprüche anläßlich der 
Rückgabe von Pachtinventar, wie z. B. des Pächters auf Erſatz des von ihm angeſchafften Über⸗ 
inventars und auf Erſatz des durch eigene Verwendungen oder auch nur durch Preisſteigerung 
hervorgerufenen Mehrwerts des übernommenen Inventars (RG 95, 302), für Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, gleichviel welche Art des Erſatzes gewählt wird (RG 26. 10. 20 I11 189/20: Natural- 
erſatz durch Zurückverſetzung übermäßig entnommener Erde); nicht jedoch für den Anſpruch des 
Verpächters auf Zurückzahlung einer unter Vorbehalt zurückgegebenen Pachtſicherheit (RG 142, 
258). Die Verjährungsfriſt des $ 558 gilt ferner nicht nur für Anſprüche, die ſich auf das 

ietverhältnis gründen, fondern auch für ſolche, die allein oder zugleich auf einen andern 
Rechtsgrund, wie Auftrag, Geſchäftsführung und ſelbſt Eigentum und unerlaubte Handlung 
($ 823), geſtützt werden (RG 66, 363; 75, 116; R JW 06, 1357). Im übrigen gilt für die beider · 
ſeitigen Anſprüche, alſo insbeſondere des Mieters wegen Mängel der Mietſache und wegen nicht 
rechtzeitiger Überlafjung, ingleichen wegen Entziehung des Gebrauchs, ſowie des Vermieters 
wegen Rückgabe der Mietſache, insbeſondere der gemieteten Räume — fo auch wegen Fehlens 
mitvermieteter beweglicher Sachen, es müßte denn fein, daß fie Zubehörſtücke des vermieteten 
Hauſes waren, daher eine Veränderung oder Verſchlechterung der Mietſache vorliegt (RG 10. 2. 20 
III 274/19) — die regelmäßige Verjährungsfriſt von 30 Jahren, 98 195, 198, für den Anſpruch 
des Vermieters auf rückſtändigen Mietzins die vierjährige Friſt nach $$ 197, 198, bei gewerbs⸗ 
mäßigem Vermieten von beweglichen Sachen die zweijährige Friſt nach $ 196 Nr 6. Anderſeits 
darf $ 558 nicht in einem zu engen Sinne aufgefaßt werden. Schon der Wortlaut („vermietete 
Sache) ſchließt nicht die Anwendung der Vorſchrift auf die Beſchädigung ſolcher Räume und 

nlagen aus, die zwar nicht dem Mieter übergeben, ſondern im unmittelbaren Beſitze des Ber- 
mieters verblieben ſind, an denen den Mietern aber ein Mitbenutzungsrecht zuſteht, wie z. B. der 
Treppen und Flure ($ 535 A 2). Auch ſolche gemeinſamen Räume und Anlagen ſind vermietete 
achen im Sinne des $ 558. Zweifel können entſtehen, wenn es ſich nicht ausſchließlich um 
Schäden an derartigen gemeinsamen Anlagen, ſondern zugleich an ſolchen Sachen handelt, an 
denen dem Mieter keinerlei Benutzungsrecht zuſteht. Man denke an den Fall, daß der Mieter 
den Ausbruch oder das Umfichgreifen eines in den Mieträumen ausgebrochenen Brandes ver⸗ 
chuldet hat, durch den dann nicht nur die Mieträume, ſondern auch andere Teile des Miethauſes 
eſchädigt worden find. Mit Recht hat jedoch RG 75, 116 ſich dahin ausgeſprochen, daß für den 
Fall eines ſolchen durch die Verletzung der Mieterpflichten erwachſenen einheitlichen Schadens 
die Verjährung des Erſatzanſpruchs des Vermieters nur eine einheitliche ſein und nicht in betreff 
der Beſchädigung der vermieteten Räume in ſechs Monaten, im übrigen in 30 Jahren eintreten 
konne. Sinn und Zweck der Vorſchriften des § 558 erfordern ihre Anwendung auf die Erſatz⸗ 
anſprüche des Vermieters wegen des ganzen Schadens. Daß die Rechtſprechung beſtrebt iſt, 
em Verkehrsbedürfnis zu folgen, das raſche Auseinanderſetzung unter den Vertragsparteien 
verlangt, zeigt auch RG 80, 439. Die Verjährung des Anſpruchs des Mieters auf Wegnahme 
einer Einrichtung wird nicht dadurch gehemmt, daß der Vermieter ſein Pfandrecht geltend macht 
(ORR 1932 Nr 108). Läßt der Mieter den Anſpruch auf Wegnahme von Einrichtungen ver⸗ 
jähren, dann kann er weder ungerechtfertigte Bereicherung des Vermieters noch Mietwucher 
geltend machen (OR R 1931 Nr 209). g 
3. Die Verjährung beginnt alſo mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Vermieter 
ſiche re Kenntnis von etwaigen Veränderungen oder Verſchlechterungen erhalt oder erhalten 
un, von dem ab er alſo in der Lage iſt, ſeine Rechte nach dieſer Richtung wahrzunehmen 
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(vgl. RG 128, 194; 142, 258). Solange der Vermieter oder fein Bevollmächtigter aus nicht in ihrer 
Perſon liegenden Gründen dazu außerſtande ſind, iſt die Vorausſetzung für den Beginn der Ver⸗ 
jährung nicht gegeben (RG HR R 1928 Nr 1586). Die Rückgabe eines Pachtgrundſtücks, mit der die 
Verjährung der Erſatzanſprüche des Verpächters beginnt, kann auch ſtillſchweigend durch ein Ver⸗ 
halten des Pächters geſchehen, wodurch er dem Verpächter gegenüber zum Ausdruck bringt, daß er 
den Gebrauch des Grundſtücks aufgebe und dem Verpächter überlaſſe, iſt aber z. B. in der Einſtellung 
des Betriebs in einer gepachteten Sandgrube unter Eröffnung des Betriebs in einer andern Grube 
auch dann noch nicht zu finden, wenn der Verpächter davon weiß (RG 5. 7. 18 III 137/17). Iſt 
ein vermietetes Schiff untergegangen, vom Mieter aufgegeben und von einem Dritten gehoben, jo 
genügt nicht, daß der Eigentümer hiervon Kenntnis hat; daß er es im Sinne des Abſ 2 zurückerhal⸗ 
ten habe, kann erſt dann angenommen werden, wenn der Dritte ſich dem Eigentümer gegenüber zur 
Herausgabe gegen Erſtattung der Bergungskoſten bereit erklärt und der Eigentümer dem zuſtimmt 
(RG Gruch 69, 373). Wird die Sache vorzeitig zurückgegeben, fo beginnt die Verjährung ebenfalls 
mit der Rückgabe, nicht erſt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes (OLG 41, 117). Erhält 
der Vermieter die Sache in Teilen zurück, jo kann die Verjährung der einzelnen Erſatzanſprüche 
zu verſchiedenen Zeiten beginnen (OLG 39, 154). Entkräftung des Verjährungseinwandes durch 
die Gegeneinrede der Argliſt |. RG 87, 281. — Aus dem nur den Begin der Verjährung be⸗ 
ſtimmenden Abſ 2 iſt eine Einſchränkung des Abſ 1 nicht herzuleiten (RG 75, 116). Nur wenn 
die Mietſache völlig untergegangen ift, der Vermieter alſo nichts zurückerhält, fteht der Anwendung 
des § 558 das Bedenken entgegen, daß es an einem Anfangspunkt der Verjährung fehlt. Dagegen 
iſt feine Anwendung unbedenklich, wenn ein vermietetes Zirkusgebäude abbrennt, das mitver- 
mietete Grundſtück aber an den Vermieter zurückgegeben werden kann (RG 96, 300; vgl. auch 
Os 5, 373). — Für die Unterbrechung der Verjährung wegen des ganzen Schadens genügt 
es, wenn durch Klage oder was ihr gleich ſteht, wegen beſtimmter Mängel Erſatz und zwar voller 
Schadenserſatz verlangt wird, mag auch der zunächſt verlangte Geſamtſchadensbetrag ſich nach⸗ 
träglich als unzureichend erweiſen und eine Erhöhung nötig machen (RG 16. 1. 23 111 239/22). — 
Der Vermieter iſt bei Verjährung ſeiner Anſprüche nicht gehindert, ſeine Befriedigung aus dem 
ihm geſetzlich zuſtehenden Pfandrechte ($ 559) zu ſuchen ($ 223). 

4. Vgl. § 224. — Durch Vertrag können kurze Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung von 
Erſatzanſprüchen beſtimmt werden. Sehr kurze Ausſchlußfriſten ſind aber nach Treu und Glauben 
dahin zu verſtehen, daß in den Fallen, in denen ihre Einhaltung nicht angängig iſt, eine vom 
305 19 u Bene angemefjene Friſt an ihre Stelle tritt. So für einen Pachtvertrag RG 

7 : 


8 559 


Der Vermieter eines Grundſtücks hat für feine Forderungen aus dem Miet- 
verhältnis ein Pfandrecht 1) an den eingebrachten Sachen des Mieters 2). Für 
künftige Entſchädigungsforderungen und für den Mietzins für eine ſpätere 
Zeit als das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden s). Es erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht 
unterworfenen Sachen ). 

E I 521 Abſ 1 II 501; M 2 402—407; P 2 194ff., 212ff. 


1. Rechtliche Natur. Dieſes Pfandrecht ſteht dem Vermieter (oder Untervermieter) eines 
Grundſtücks oder eines Wohnraumes oder andern Raumes in einem Gebäude (5 580) — nicht 
aber einer beweglichen Sache, insbeſondere nicht eines Schiffsraumes (Seuffa 61 Nr 136) — 
zu und iſt ein geſetzliches Pfandrecht (alſo ohne unmittelbaren Beſitz des Vermieters), auf das 
jedoch, feine wirkſame Entſtehung nach $ 559 (kein Pfanderwerb kraft guten Glaubens nach $ 1207, 
OLG 2,80; 4,329) vorausgeſetzt, nach § 1257 die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft 
beſtellte Pfandrecht entſprechende Anwendung finden, d. h. inſoweit ſie nicht Beſitz auf jeiten 
des Pfandgläubigers vorausſetzen; es find mithin hier insbeſondere $$ 1222, 1927—1231, 1232 
Satz 2, $8 1233—1249, 1250, 1252, 1255, 1256 anzuwenden. Über das Verkaufsrecht des 
Vermieters bezüglich der eingebrachten Sachen und feine Ausübung |. 98 1228ff. Es iſt Beſtz⸗ 
erlangung, geeignetenfalls gemäß § 561, erforderlich. Über die Verpflichtung des Vermieters, 
der auf Grund ſeines Pfandrechts Möbel des Mieters in Beſitz nimmt und ſie ohne Ermächtigung 
an Dritte vermietet, dem Mieter den Reinertrag der Nutzungen herauszugeben, |. N 10⁰, 
408. — Das Pfandrecht entſteht mit der Einbringung der Sachen in die gemieteten 
Räume, nicht ſchon auf das Grundſtück des Vermieters überhaupt (RG Gruch 26, 997), in dem 
Falle jedoch, wenn der Mieter mit dem Rechtsnachfolger ſeines urſprünglichen Vermieters unter 
Aufhebung des mit dieſem abgeſchloſſenen Mietvertrags einen neuen ſchließt, erſt mit dieſem 
neuen Vertragsabſchluſſe (RG 6. 6. 05 III 541/04). Daher geht auch, wenn der Mieter im nam 
lichen Grundſtück neue Räume mietweiſe bezieht, ein vorher begründetes Pfändungspfandrecht 
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eines Dritten dem Vermieterpfandrecht vor (HRR 1932 Nr 109). Geſtattet der Vermieter dem 
Mieter ohne beſonderes Entgelt die Mieträume ſchon vor der im Vertrag vereinbarten Zeit zu 
beziehen, ſo beginnt das Mietverhältnis mit der tatſächlichen Benutzung, und die eingebrachten 
Sachen des Mieters unterliegen ſofort dem geſetzlichen Pfandrecht (OLG 33, 321). Neben dieſem 
geſetzlichen Pfandrechte kann übrigens ein rechtsgeſchäftliches Pfandrecht mit den ihm zu⸗ 
kommenden Vorausſetzungen und Wirkungen beſtellt werden (RG 14. 3. 05 VII 376/04). Der 
Vermieter kann wegen fälliger Forderungen die eingebrachten Sachen des Mieters auch im Wege 
der Zwangsvollſtreckung pfänden; einheitliche Entſcheidung des Prozeßgerichts über das Be⸗ 
ſtehen des Vermieterpfandrechts und über die Wirkſamkeit der Pfändung (ſtatt ZPO $ 766) in 
ſolchem Falle |. RG Warn 1921 Nr 28. — Tritt der Vermieter einzelne Forderungen aus dem 
Mietverhältnis an einen Dritten ab, ſo erwirbt dieſer auch das Pfandrecht an den Sachen, die ihm 
zur Zeit der Abtretung unterliegen (88 401, 1250). Für den Fall der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks f, 8 571 A 3. — Wird die zur Vermietung etwa erforderliche Zuſtimmung des Mieteini⸗ 
gungsamts erſt nachträglich erteilt, ſo wirkt das Vermieterpfandrecht gegenüber pfändenden 
Gläubigern des Mieters erſt von dem Zeitpunkt der Genehmigung; früher erworbene Pfändungs⸗ 
pfandrechte gehen ihm alſo in jedem Falle vor (vgl. JW 1922, 6275). 


2. Gegenſtand: die eingebrachten Sachen, d. h. die auf Grund des Mietverhältniſſes in das 
Grundſtück gebrachten (OLG 39, 174), nicht nur vorübergehend eingeſtellten Sachen, wozu auch 
Geld (SeuffA 68 Nr 244), Inhaberpapiere und mit Blankoindoſſament verjehene Orderpapiere 
(89 1292, 1295) gehören, nicht aber die auf den Namen lautenden Hypothekenbriefe, Lebens⸗ 
verſicherungspolicen und Sparkaſſenbücher (Legitimationspapiere), die nicht Träger der Forde⸗ 
tung find (RG 10, 40; 20, 135); vgl. auch RS Warn 1920 Nr 184 (Pfandrecht des Verpächters 
an einem wahrend der Pachtzeit auf dem Pachtgrundſtück errichteten Gewächshauſe, das für den 
Fall feiner Fertigſtellung an einen Dritten veräußert worden iſt). Auch zur Veräußerung be⸗ 
ſtimmte Sachen (Waren) unterliegen dem Pfandrechte des Vermieters oder Verpächters (vgl. 
$ 560 Satz 2). Es kann fich auch auf Sachen erſtrecken, die auf dem vermieteten oder verpachteten 
Grundſtück erzeugt find, z. B. die Ziegel einer gepachteten Ziegelei; der für das „Einbringen“ 
entſcheidende Vorgang ift, daß die zum Vermögen des Mieters (Pächters) gehörende Sache in den 
durch das Mietverhältnis vermittelten Machtbereich des Vermieters (Verpächters) tritt (RG 132, 
116). Unter das ke Pfandrecht fallen aber nur die eingebrachten Sachen des Mieters — dieſe 
auch dann, wenn ihm das Eigentum nur unter einer auflöſenden Bedingung ($ 158 Abf 2) übertragen 
iſt, nach deren Eintritt das Pfandrecht beſtehen bleibt, da es nicht auf einer Verfügung des 
Mieters beruht; auch die von einem Vorerben eingebrachten Erbſchaftsſachen, da der Vorerbe 
wirklicher Eigentümer iſt (SeuffA 71 Nr 206) —, nicht Sachen ſeiner Ehefrau und ſeiner 
Kinder, ausgenommen, wenn fie mit ihm zuſammen den Mietvertrag abgeſchloſſen haben, ſo 
auch, wenn die Frau den Mietvertrag als Mieterin neben dem Ehemann unterzeichnet hat, oder 
wenn die eingebrachten Sachen der Ehefrau bei allgemeiner Gütergemeinſchaft, Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft in das Geſamtgut fallen (89 1438, 1459, 1519, 1530, 
1549), wozu weiter auch die Vermutung aus § 1362 (RG 80, 62) in Betracht kommt. Ebenſo⸗ 
wenig werden von dem Vermieterpfandrecht Sachen des Untermie ters betroffen, welche viel. 
mehr nur dem Pfandrechte des Untervermieters unterliegen. Desgleichen fallen nicht unter das 
Pfandrecht des Vermieters Sachen, die der Mieter dem Vermieter übereignet hat (RG Warn 
1927 Nr 102); auch nicht Sachen eines Dritten, insbeſondere nicht die dem Mieter unter 
einer aufſchiebenden Bedingung zum Eigentum übertragenen Sachen während noch ſchweben⸗ 
der Bedingung (OLG 3, 28; 16, 429), ferner nicht die in den Mieträumen zurückgebliebenen 
Sachen eines früheren Mieters, der aus dem Vertragsverhältnis ausgeſchieden iſt (OS 7, 
462), und nicht die Sachen desjenigen, der ſich das Eigentum an den im Beſitze des Mieters 
befindlichen Sachen vorbehalten hat. Wird der Mietvertrag durch einen neuen erſetzt, der nicht 
nur eine Fortſetzung des alten bedeutet, und iſt bis zum Beginn des neuen Mietverhält- 
niſſes das Eigentum an eingebrachten Sachen auf einen Dritten übergegangen, ſo hat der 

ermieter kein Pfandrecht an ihnen für Forderungen aus dem neuen Mietverhältnis 
(OLG 39, 174). An ſolchen Sachen hat der Vermieter das geſetzliche Pfandrecht auch dann nicht, 
wenn er zur Zeit ihrer Einbringung das Eigentumsrecht des Dritten nicht kannte, die einge, 
brachten Sachen vielmehr für Sachen des Mieters hielt; denn der Grundſatz: „Hand wahre Hand 
findet hier keine Anwendung (M 2, 405; Prot 2, 2000). Dies gilt ſelbſt dann, wenn der Dritte 
in ſeine Mithaſtung eingewilligt oder im Einverſtändnis mit dem Mieter dem Vermieter vor⸗ 
geſpiegelt hat, daß der Mieter Eigentümer fei, und auch ein Vertragspfandrecht entſteht in dieſen 
Fallen mangels der dazu erforderlichen Übergabe nicht (RG Gruch 49, 480; a. M. OLG 36, 58). 
Wohl aber kann der Mieter, der ſich dem Vermieter gegenüber als Eigentümer der fremden Sachen 
ausgibt, wegen unerlaubter Handlung haftbar werden, und der Dritte, der einen vermögensloſen 
Mieter vorſchiebt, aus dem gleichen Grund unter Umſtänden die Herausgabe ſeiner Sachen nicht 
vor Tilgung des Mietzinſes verlangen. Erwirbt der Mieter das Eigentum an eingebrachten Sachen 
nach der Einbringung, z. B. durch Wegfall eines Eigentumsvorbehalts, ſo entſteht das Pfandrecht 
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des Vermieters mit dem Zeitpunkt des Eigentumserwerbs (RG 60, 73). Vermieterpfandrecht an 
Kraftwagen bei Wechſel der Inhaberſchaft im Garagenbetrieb ſ. HRR 1932 Nr 1567. 

3. Als Forderungen, wegen deren das Pfandrecht geltend gemacht werden kann, kommen in 
Betracht alle Forderungen, die aus dem Mietverhältniſſe herrühren oder damit zuſammen⸗ 
hängen, auch anders geartete Forderungen eines Vermieters eingerichteter Zimmer für per⸗ 
ſönliche Dienſte und für andere Leiſtungen, wenn fie nur nebenſächlicher Natur find (vgl. 
§ 535 A 2 a. E.), alſo für Frühſtück, Aufwartung, Feuerung (OLG 26, 392), dagegen nicht ſelb⸗ 
ſtändige, neben der Mietforderung hergehende Anſprüche, wie z. B. aus dem Bierlieferungs⸗ 
vertrag einer Brauerei mit ihrem Mieter oder Pächter, einem Gaſtwirte (RG 37, 89; RG Gruch 
26, 996). Auch für die erſterwähnten Mietforderungen beſteht das Pfandrecht nur mit der Be⸗ 
ſchränkung, a) daß es wegen des künftigen Mietzinſes nicht für eine ſpätere Zeit als für das 
zur Zeit der Geltendmachung (RG 54, 301) laufende und das folgende Miet- (nicht Kalender-) 
Jahr, bei einem auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Mietvertrage alſo nur wegen des Miet⸗ 
zinſes für ein Jahr über das laufende Mietjahr hinaus (OLG 3, 236; 20, 110), b) daß es nur für 
bereits fällige, d. h. zur Zeit der erſten Geltendmachung des Pfandrechts in allen ihren Vor⸗ 
ausſetzungen feſtſtehende und ſofort beizutreibende, nicht für betagte und für erſt künftig ent⸗ 
ſtehende Entſchädigungsforderungen ausgeübt werden kann (Prot 2, 194ff.; RG 54, 301). 
Als künftige Entſchädigungsforderung, nicht als Pachtzinsforderung, erſcheint insbeſondere ein 
bei friſtloſer Aufkündigung eines Pachtverhältniſſes vom Verpächter gegen den Pächter erhobener 
Anſpruch dahin, daß er den bei einer anderweiten Verpachtung entſtehenden Pachtausfall bis 
zum Ablauf ſeiner vertragsmäßigen Pachtzeit an den jedesmaligen Zinsterminen berichtige 
(RG 21. 5. 09 III 470/08); für Miete ſ. auch Seuffa 71 Nr 401; a. M. OG 21, 202; 36, 63). — 
Das Pfandrecht beſchränkt ſich auf Forderungen aus demjenigen Mietverhältniſſe, auf Grund 
deſſen die Sachen eingebracht worden ſind. Hat ein Mieter von dem nämlichen Vermieter ver⸗ 
ſchiedene Räume eines Grundſtücks, z. B. als Wirtſchaft und als Wohnung, auf Grund ſelb⸗ 
ſtändiger Verträge gemietet, ſo ergreift das Vermieterpfandrecht wegen des Mietzinſes für den 
einen Raum nicht die in den anderen eingebrachten Sachen (OLG 38, 92). 

Wegen der nach vorſtehendem berechtigten Anſprüche kann das Pfandrecht nicht bloß vom 
Vermieter, ſondern auch von ſeinem Sondernachfolger, ſelbſt wenn dieſer im übrigen nicht 
in das Mietverhältnis eingetreten iſt, geltend gemacht werden, ſofern nur die eingebrachten 
Sachen ſich noch in den Mieträumen befinden, alſo das Pfandrecht des Vermieters daran noch 
beſteht (vgl. $ 1250; M 3, 836). Ebenſo bleibt das Pfandrecht des Vermieters oder Verpächters 
in dem Falle, wenn die eingebrachten Sachen (Inventarſtücke) vom Mieter oder Pächter ver⸗ 
äußert, aber auf dem Miet- oder Pachtgrundſtücke belaſſen worden find, beſtehen und verwandelt 
ſich in dem Falle, wenn ſie ſpäter im Konkurſe des Mieters oder Pächters verſteigert und die 
Verſteigerungsgelder dem derzeitigen Eigentümer ausgehändigt werden, in einen Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen dieſen in Höhe der bis dahin aufgelaufenen Forderungen des Vermieters oder 
Verpächters (RG JW 09, 43450). Über die Beſchränkungen des Pfandrechts gegenüber dem 
Pfändungspfandgläubiger und gegenüber der Konkursmaſſe des Mieters ſ. unten bei $ 563. 
4. Auch von den Sachen des Mieters find diejenigen dem Pfandrecht entzogen, welche 
im Intereſſe des Schuldners und feiner Angehörigen nach § 811 ZPO ($ 812, der nur eine Ord⸗ 
nungsvorſchrift enthält, findet hier keine Anwendung, a. M. Oertmann $ 559 A 40, die Frage 
bleibt unentſchieden in RG 80, 35) der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht unter⸗ 
worfen ſind (dgl. z. B. RG Warn 1921 Nr 28). Dagegen find Gegenſtände, die der Mieter ein⸗ 
gebracht hat, nicht deshalb dem Pfandrechte des Vermieters entzogen, weil ſie als Zubehör eines 
anderen dem Mieter gehörigen Grundſtückes nach der im Intereſſe der Hypothekgläubiger 
getroffenen Beſtimmung des § 865 ZPO nicht gepfändet werden können (OL 27, 153). Die 
Vorſchrift in Satz 3 enthält zwingendes Recht (RG 72, 181). — Abweichende Vorſchrift für die 
Pacht in $ 585 Satz 2. 

Ebenſo it ein vertragsmäßiges Zurückbe haltungsrecht des Vermieters für die von 
der Pfändung ausgenommenen Sachen nicht anzuerkennen, da ein ſolches Recht inhaltlich mit 
dem auf $ 559 beruhenden Sperr⸗Rechte des § 561 übereinſtimmen, alſo gegen § 559 Satz 3 
ſowie auch gegen die guten Sitten verſtoßen, auch keinesfalls ein eigenmächtiges Vorgehen des 
Vermieters nach $ 561 Abſ 1 rechtfertigen würde (a. M. RG St 35, 150; 37, 118). — S. dagegen 
über das Selbſthilferecht des Vermieters 9 561 Abſ 1. 


8 560 
1) das Pfandrecht des Vermieters erliſcht mit der Entfernung der Sachen 
von dem Grundſtück ?), es fei denn, daß die Entfernung ohne Wiſſen oder unter 
Widerſpruch des Vermieters erfolgt. Der Vermieter kann der Entfernung 
nicht widerſprechen, wenn ſie im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des 
Mieters oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend erfolgt oder 
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wenn die zurüdbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermieters offenbar 
ausreichen ) ). 

E 1 521 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2 Satz 1 II 502; M 2 407409; P 2 407. 

1. Beſonderer Erlöſchungsgrund für das Pfandrecht des Vermieters. Andere Erlöſchungs⸗ 
gründe ſ. A 4. Auf die Pfandrechte aus den nach altem Rechte zu beurteilenden 
Miet- und Pachtverhältniſſen iſt $ 560 (wie auch $ 561) nicht anzuwenden. Das Gegenteil 
folgt weder aus Art 184 noch aus Art 189 des EG (NG 49, 56). 

2. Zum Erlöſchen des Pfandrechts ift nach dem klaren Wortlaute des $ 560 die Entfernung 
der Sachen vom Grundſtücke (ſoweit es dem Vermieter unterſtellt iſt) erforderlich, dagegen 
genügt nicht ſchon die Entfernung aus dem gemieteten Teile des Grundſtücks (Prot 2, 
207; RGSt 10, 321; auch SeuffA 73 Nr 157). Ebenſowenig erliſcht das Pfandrecht durch die 
ohne Einwilligung des Vermieters erfolgte Fortſchaffung in eine andere Mietwohnung des 
nämlichen Hauſes. — Die Vorſchrift unterſcheidet nicht, ob die Entfernung durch den Mieter 
oder durch einen Dritten geſchieht (RG 71, 418). — Über das Erlöſchen des Pfandrechts im Falle 
der Pfändung auf Betreiben eines Dritten ſ. A 3. 

3. Nach dieſer Zwangsvorſchrift findet kein Widerſpruchsrecht des Vermieters gegen die 
Entfernung ſtatt, auch wenn ihm bereits fällige Forderungen zuſtehen. Maßgebend ſind dabei 
der regelmäßige Geſchäftsbetrieb und die gewöhnlichen Lebensverhältniſſe des Mieters. Was 
hiervon abweicht, wird auf eine Benachteiligung des Vermieters hinauslaufen, die dieſer nicht 
zu dulden braucht, auch wenn fie vom Mieter nicht beabſichtigt war. Beiſpiele zuläſſiger Ent⸗ 
fernung: Mitnahme auf eine Reife, Weggabe zur Ausbeſſerung, Verkauf der Getreideernte 
durch den Pächter zur regelmäßigen Zeit, nicht aber vollſtändiger Ausverkauf eines Warenlagers. 
Widerſpricht der Vermieter, wo er nach Satz 2 kein Recht zum Widerſpruche hat, jo ift der Wider⸗ 
ſpruch wirkungslos; durch die Entfernung der Sachen erliſcht dann das Pfandrecht geradeſo, 
wie wenn fie ohne Widerſpruch geſchehen wäre (RG 74, 247). — Nach entſprechender Anwendung 
dieſer Vorſchrift erliſcht das Pfandrecht des Vermieters und damit auch der Anſpruch auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger auch bezüglich der für einen 
Dritten gepfändeten Sachen des Mieters dann, wenn die gepfändeten Sachen im Wege der 
Zwangsvollſtreckung vom Grundſtück entfernt werden, und der Vermieter durch die zurückbleiben⸗ 
den, dem Mieter gehörigen Sachen ausreichend geſichert iſt (RG 71, 418; RG IW 09, 657°; 
OLG 19, 2; 20, 111; 27, 175). Die zurückbleibenden Sachen müſſen aber hier, wie überhaupt 
im dritten Falle des zweiten Satzes, zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen, d. h. 
einen ſolchen Wert darſtellen, daß ſie ohne weitere Prüfung und ohne eine zeitraubende Unter⸗ 
ſuchung den Eindruck hervorrufen, der Vermieter werde durch ſie für ſeine Forderungen hin⸗ 
länglich gedeckt fein (NG SeuffA 69 Nr 5; NG HRR 1928 Nr 827; |. auch HRR 1930 Nr 284). 

4. Andere Erlöſchungsgründe. Wie das rechtsgeſchäftliche Pfandrecht an beweglichen Sachen, 
erliſcht gemäß § 1257 auch das Vermieterpſandrecht in den Fällen der 89 1242 Abſ 2, 1252, 1255, 
1256, ſowie auch in dem Falle des 8 936 (Veräußerung und Übergabe an einen gutgläubigen 
Dritten). — Durch die bloße Veräußerung, mit Belaſſung der Sachen in den Mieträumen und 
im Beſitze des Mieters, geht es nicht unter (RG JW 09, 424%; DLO 16, 431). Auch wird in der⸗ 
artigen Fällen der erforderliche gute Glaube des Erwerbers meiſtenteils fehlen, da er bei Über- 
nahme der einem Mieter zugehörigen Sachen regelmäßig mit dem Pfandrecht des Vermieters 
rechnen muß (RG 20. 9. 07 III 43/07). Dieſes Pfandrecht findet, da es nicht auf einer Ver⸗ 
fügung des Mieters beruht, auch nicht dadurch ſein Ende, daß das Eigentum des Mieters an 
den eingebrachten Sachen infolge des Eintritts einer von ihm mit einem Dritten bei der Über- 
tragung vereinbarten auflöſenden Bedingung in Wegfall kommt und an den Übertragenden 
zurückfällt (vgl. $ 161 Abſ 2; M 1, 213; f. o. § 559 A 2). 


8 561 


Der Vermieter darf die Entfernung der ſeinem Pfandrecht unterliegenden 
Sachen, ſoweit er ihr zu widerſprechen berechtigt iſt, auch ohne Anrufen des 
Gerichts verhindern und, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in ſeinen 
Beſitz nehmen !). 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermieters ent- 
fernt worden, fo kann er die Herausgabe zum Zwecke der Zurückſchaffung in das 
Grundſtück und, wenn der Mieter ausgezogen iſt, die berlaſſung des Beſitzes 
verlangen 2). Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf eines Monats, nachdem 
der Vermieter von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn 
nicht der Vermieter dieſen Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat)). 

E 1 521 Abſ 2 Satz 2, Abſ 8 II 503; M 2 409, 410; P 2 2088ff. 
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1. Selbſthilferecht. Auf Grund ſeines Pfandrechts hat der Vermieter zur Hinderung der 
Wegſchaffung der dem Pfandrecht unterliegenden Sachen dem Mieter oder auch einem Dritten 
(außer dem Pfändungsgläubiger) gegenüber zunächſt ein über die Befugniſſe aus 88 229ff. er⸗ 
heblich hinausgehendes Selbſthilferecht (Sperr⸗Recht), auf Grund deſſen er der Fortſchaffung 
jelbfttätig entgegentreten oder, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in feinen Beſitz nehmen 
kann. An Stelle der Selbſthilfe kann der Vermieter beim Vorhandenſein der geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen auch eine einſtweilige Verfügung, nicht aber eine polizeiliche Regelung, beantragen. 
Übrigens kann auch dieſes Sperr⸗Recht nur an den der Pfändung unterworfenen Sachen 
des Mieters (§ 559 A 2) ausgeübt und nicht durch Vereinbarung zwiſchen dem Vermieter und 
Mieter auf die von der Pfändung ausgeſchloſſenen Sachen ausgedehnt werden (a. M. RGSt 
35, 150; 37 S. 118, 125). Schuldhafte Überſchreitung der Grenzen ſeiner Befugniſſe macht den 
Vermieter nach §9 823 ff. erſatzpflichtig. Sorgfaltspflicht des Vermieters in Bezug auf die Lage⸗ 
rung rechtmäßig ausgeräumter Sachen des Mieters |. RG JW 1932, 424. 

2. Klagerecht. Nach geſchehener Fortſchaffung hat der Vermieter ein Selbſthilferecht nur 

nach $$ 229ff., wohl aber hat er ein Klagerecht auf Herausgabe gegen den Mieter oder gegen 
den dritten Beſitzer, ſofern dieſer ſich nicht als gutgläubiger Erwerber auf $ 936 (vgl. 88 1032 
Satz 2, 1208) berufen kann; im Notfalle kann der Vermieter auch Arreſt oder einſtweilige Ver⸗ 
fügung erwirken. Hat der Vermieter im Wege der Selbsthilfe oder ſonſt den Beſitz der eingebrachten 
Sachen des Mieters erlangt, ſo ſteht er dem auf Rechtsgeſchäft ſich ſtützenden Fauſtpfandgläubiger 
G 1215ff.) gleich. Wer eingebrachte Sachen eines Mieters erwirbt, kann unter Umſtänden zur 
Nachforſchung nach Anſprüchen des Vermieters verpflichtet ſein, vgl. § 936 Abi 2 in Verbindung 
mit 9 932 Abſ 2 (SeuffA 69 Nr 5). Der Spediteur (Möbelfuhrmann), der im Auftrage des Mieters 
eingebrachte Sachen aus der Mietwohnung abholt und bei ſich lagert, braucht ſich aber in der 
Regel nicht nach dem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen; Unterlaſſung der Erkundigung 
ſchließt daher den Erwerb eines Pfandrechtes im Vorrang vor dem des Vermieters nicht aus 
(226 33, 311). — Strafbeſtimmung gegen den Mieter, der zur Vereitelung des Pfandrechts die 
eingebrachten Sachen heimlich fortſchafft, ſ. StchB $ 289. 
3. Die Monats friſt, eine Ausſchlußfriſt — Berechnung §§ 187 Abſ 1, 188 Abſ 2 — wird durch 
jede Art der gerichtlichen Geltendmachung gewahrt, auch durch ein Geſuch um Erlaſſung einer 
einſtwetligen Verfügung (OLG 20, 189) und durch Widerſpruch gegen eine die Entfernung der 
Pfandgegenſtände bezweckende einſtweilige Verfügung (OLG 27, 156). Sie gilt nicht im Falle 
der Pfändung durch einen andern Gläubiger des Mieters (ſ. §. 563). — Unterläßt der Ver⸗ 
pächter die gerichtliche Geltendmachung ſeines Pfandrechts, fo verliert er damit nicht den Erſatz⸗ 
anſpruch aus unerlaubter Handlung ($ 823 Abs 1) gegen den Mieter und andere Perſonen, die 
für die Entfernung der Sachen verantwortlich ſind, und es könnte ſich nur fragen, ob in ſeiner 
Säumnis nicht ein nach 9 254 zu berückſichtigendes Mitverſchulden liege (RG 98, 345; 119, 265). 
Auch ein Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, z. B. gegen einen Gläubiger des Mieters, 
der die Pfandſtücke weggeſchafft und veräußert hat, kann gegeben ſein (RG 119, 265). 


8 52 

Der Mieter kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vermieters 
durch Sicherheitsleiſtung abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch von 
dem Pfandrechte befreien, daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiſtet !). 

E 1 621 Abſ 4 II 504; M 2 407; P 2 200ff. 

1. Zwingende Vorſchrift. Für die Sicherheitsleiſtung find 99 232 ff. maßgebend; bei Wert ⸗ 
papieren nur Hinterlegung bet der zuständigen öffentlichen Hinterlegungsſtelle (OL 36, 61). 
Die Sicherheitsleiſtung entzieht dem Vermieter im Falle des erſten Halbſatzes nur die Geltend⸗ 
machung des Pfandrechtes, im Falle des zweiten Halbſatzes auch das Pfandrecht an den einzelnen 
Sachen. Iſt die Sicherheit in ausreichender Weiſe geleiſtet, jo ſtellt ſich eine trotzdem ſtattfindende 
Geltendmachung des dem Vermieter an ſich nach $ 561 Abſ 1 zustehenden Sperr-Rechts als un⸗ 
erlaubte Selbsthilfe dar. — Die Höhe der Sicherheit beſtimmt ſich in der Regel nach dem Betrage 
der Forderung des Vermieters, in dem Falle aber, wenn der Wert der dem Pfandrecht unter⸗ 
liegenden Sachen geringer iſt, nach dieſem Werte. 


8 563 
Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende Sache für einen 
anderen Gläubiger gepfändet, ſo kann dieſem gegenüber das Pfandrecht 
nicht wegen des Mietzinſes für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 
Pfändung geltend gemacht werden ). 
E 1 521 Abſ 5 II 505; M 2 407; P 2 200 ff. 
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1. Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum Pfändungspfandrechte. Der Vermieter kann, 
auch wenn ſein Pfandrecht dem ſpäter entſtandenen eines Pfändungspfandgläubigers vorgeht, 
der Pfändung nicht widerſprechen, da er nicht Beſitzer der in den Mieträumen befindlichen Sachen 
des Mieters iſt (3 PO 8 805); es kann auch weder vom Vermieter noch von dem Pfändungs⸗ 
pfandgläubiger der Anſpruch erhoben werden, daß der Gerichtsvollzieher die Zwangsvollſtreckung 
ohne Einwilligung des Schuldners im Hinblick auf die Forderung des Vermieters weiter aus⸗ 
dehne, als zur Befriedigung des betreibenden Gläubigers erforderlich ift (vgl. RG 51, 186). Der 
Vermieter kann vielmehr auf Grund ſeines fortbeſtehenden Pfandrechts nur den Anſpruch auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe der Pfandſtücke geltend machen, jedoch wegen des 
Mietzinſes nicht für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der Pfändung, während es im 
übrigen rückſichtlich des Mietzinſes für das laufende und folgende Jahr (von der Geltendmachung 
leid ab) und rückſichtlich der Entſchädigungsanſprüche bei der Vorſchrift des § 559 

atz 2 verbleibt. 

Der Vermieter hat eintretendenfalls mit dem Antrage auf Hinterlegung des Erlöſes und mit 
der Klage gegen den Pfändungsgläubiger zwar nicht innerhalb der — hier nicht anwendbaren 
(DRG 9, 298; 11, 311) — einmonatigen Friſt des $ 561, aber jedenfalls vor Beendigung der 
Zwangsvollſtreckung, d. h. vor Auszahlung des Erlöſes an den Pfändungsgläubiger, vorzu⸗ 
gehen, da ihm ſonſt die Klage bei dem Vollſtreckungsgericht oder dem vorgeſetzten Landgerichte 
verloren geht (RG 12, 370). Doch verbleibt in ſolchem Falle dem Vermieter immer noch die 
Bereicherungsklage (RG JW 09, 42450) bei vorſätzlicher oder fahrläſſiger Verletzung feines Pfand⸗ 
rechtes auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz (vgl. $ 823). Befindet ſich dagegen der Vermieter 
im Beſitze der eingebrachten Sachen des Mieters, fo iſt er zum Widerſpruch gegen die Pfändung 
befugt (3PO $$ 805, 809), auch nicht verpflichtet, die Sachen dem ihm nachſtehenden Pfändungs⸗ 
gläubiger herauszugeben (8 1232). 

Erlöſchen des Pfandrechts des Vermieters und damit auch feines Anſpruchs auf vorzugsweiſe 
Befriedigung gegenüber dem Pfandgläubiger, wenn die gepfändeten Sachen vom Grundſtück 
entfernt werden, ſ. $ 560 A 3. 

Über das Verhältnis zwiſchen Vermieterpfandrecht und Pfändungspfandrecht in dem Falle, 
wenn der beiderſeitige Schuldner die dem Vermieter haftenden und für den Gläubiger gepfände⸗ 
ten Sachen zunächst unter einer aufſchiebenden Bedingung erworben hatte, und dieſe Bedingung 
erſt nach der Pfändung eingetreten iſt: nachträgliches gleichzeitiges Inkrafttreten beider Pfand⸗ 
rechte und verhältnismäßige Verteilung des Pfanderlöſes unter beide Gläubiger, |. RG 60, 70ff. 

Im Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mieters werden die Pfand⸗ 
gegenſtände durch Beſitzergreifung des Konkursverwalters der Einwirkung des Vermieters ent⸗ 
sogen (KO § 127). Sein Pfandrecht verwandelt ſich in ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung 
aus jenen Gegenſtänden (KO 89 48, 49 Abſ 1 Nr 2). Dieſes Abſonderungsrecht bedarf keiner 
beſonderen Wahrung nach § 561 Abſ 2 (NG 23 1914, 104522). Das Pfandrecht kann aber in 
Anſehung des Miet- oder Pachtzinſes nicht geltend gemacht werden für eine frühere Zeit als 
das letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens (vgl. RG 34, 100) und nicht in Anſehung des 
dem Vermieter oder Verpächter infolge der Kündigung des Verwalters entſtehenden Entſchädi⸗ 
gungsanſpruchs (KO $ 19; anders nach früherem Rechte RG 7, 19), welcher Beſchränkung jedoch 
vas Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks in Anſe hung des 
pPachtzinſes nicht unterliegt ($ 585). Kündigt der unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Mieter 
Der Pächter nach $ 10 BRS v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363), jo kann der Vermieter oder 
Nerpächter wegen ſeines Schadenserſatzanſpruchs das ihm nach $$ 559, 581, 585 zustehende 
Pfandrecht nicht geltend machen. 


9 564 


Das Mietverhältnis endigt ) mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein- 
gegangen iſt 2). 
Iſt die Mietzeit nicht beſtimmt, ſo kann jeder Teil das Mietverhältnis nach 
den Vorſchriften des § 565 kündigen °). 
E 1 522 Abs 1, 2 IL 606 Abs 1, 2; M 2 410, 413; P 2 214ff. 
b 1. Das Mietverhältnis endigt auch dann, wenn der Mieter ſpäter Eigentum oder Nieß⸗ 
rauch an der Mietſache erlangt (MG 49, 285). Ebenſo fällt der Anſpruch des Verpächters auf 
Fohlung des Pachtzinſes mit dem Zeitpunkte weg, in dem der Pächter das Eigentum am Grund⸗ 
ſtück (Durch Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren) erwirbt (Rh 10. 3. 05 111 367/04). — 
n Mietverträgen, die auf eine beſtimmte Zeitdauer lauten, findet ſich vielfach die Vereinbarung, 
2 „wenn nicht ein Teil eine beſtimmte Zeit vor dem zunächſt vereinbarten Ende der Mietzeit 
dige, das Mietverhältnis ſich um eine beſtimmte Zeitdauer verlängere. Dabei handelt es ſich 
bi r nicht um eine Kündigung im gewöhnlichen Sinne, die ein Vertragsverhältnis löſen ſoll, 
elmehr bedeutet die Vereinbarung nur, daß beim Unterbleiben der ſog. Kündigung dem alten 
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Mietverhältniſſe ein neues unter den Bedingungen des alten folgen ſolle; die Kündigung iſt hier 
nichts anderes als die Erklärung, daß die im Vertrag in Ausſicht genommene Verlängerung des 
Mietverhältniſſes abgelehnt werde (RG 86, 60; 97, 79; 107, 300; RG 12. 12. 23 V 905/22; 23 
1922, 5611; OLG 42, 155; a. M. OLG 38, 92). Da aber die Vertragsteile ſich ſchon im urſprüng⸗ 
lichen Mietvertrage dahin gebunden haben, daß ihr Schweigen über einen beſtimmten Zeitpunkt 
vor Ablauf des Mietverhältniſſes hinaus als Einverſtändnis mit der Erneuerung des Mietver⸗ 
hältniſſes gelten ſolle, ſo tritt dieſe Erneuerung beim Vorhandenſein mehrerer Vermieter oder 
mehrerer Mieter nur dann nicht ein, wenn alle Vermieter oder alle Mieter die ſog. Kündigung 
erklären (RG 97, 79; vgl. Seuffl 74 Nr 132 und JW 1920, 1042). Die hier erörterte „Kündi⸗ 
gung“ bedarf zu ihrer Verbindlichkeit nicht der Mitwirkung oder Genehmigung des Mieteinigungs⸗ 
amtes (RG 107, 300; RG Warn 1922 Nr 117). — Über das Verhältnis zwiſchen einer befriſteten 
Kündigung und der Berechtigung des Mieters zu mehrjähriger Vertragsverlängerung (Option) 
ſ. RG 92, 417. Iſt nach dem Mietvertrage der Mieter berechtigt, „nach Ablauf des Vertrags“ 
ihn um beſtimmte Zeit zu verlängern, ſo muß, wenn nicht ein anderer Vertragswille klar erkennbar 
iſt, die Optionserklärung vor dem Ablaufe der urſprünglich feſtgeſetzten Vertragsdauer 
abgegeben werden; eine ſpätere Erklärung bleibt auch dann unzuläſſig, wenn das Mietverhältnis 
inzwiſchen durch Unterbleiben einer ſog. Kündigung (f. oben) ſtillſchweigend verlängert worden 
iſt (RG 99, 154). — Über die Fortſetzung eines für eine beſtimmte Zeit eingegangenen Miet- 
verhältniſſes nach Ablauf der Mietzeit, wenn nicht der Mieter ſpäteſtens zu dem Zeitpunkte, zu 
dem nach $ 565 eine für den Ablauf der Mietzeit zuläſſige Kündigung zu erfolgen haben würde, 
ſich auf die Beendigung des Mietverhältniſſes beruft, ſ. Mieterſchutzgeſetz $ 1 Ab] 2 (vgl. § 553 A 1 
Abf 3). Ausgeſchloſſen iſt nach dieſer Vorſchrift auch, daß der Vermieter ein ihm vertraglich vor⸗ 
behaltenes Rücktrittsrecht gegen den Willen des Mieters ausübt. 

2. Beſtimmte Zeit. Miete für eine genau begrenzte Kalenderzeit, aber nicht nur für eine 
ſolche, ſondern z. B. auch für eine Meſſe, einen Jahrmarkt, eine Feſtlichkeit, oder: bis Oſtern, 
Johannis, Michaelis, Weihnachten, Miete für ein Semeſter. Auslegung bei widerſpruchsvoller 
Ausfüllung eines Mietvertragsformulars bezüglich der Vertragsdauer SeuffA 71 Nr 137. Das 
Miet- oder Pachtverhältnis kann auch durch Angabe des Zweckes für eine beſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangen werden, z. B. bei Überlaffung eines Grundstücks zur Gewinnung von Quarzitſteinen, 
„jolange brauchbare Steine darin vorhanden find” (RH JW 09, 4515), bei Überlafjung eines 
Grundſtücks zur Errichtung eines Anſchlußgleiſes, ſolange als der Überlaſſende ſein eigenes An⸗ 
ſchlußgleis für den eigenen Betrieb benutzt (RG 23. 5. 19 IIL 510/18). Dauer der Miete von 
Waggondecken |. OLG 38, 91. Für die Beurteilung der Frage, ob der Mietvertrag auf beſtimmte 
Zeit geſchloſſen iſt, kommt es auf den wirklichen Willen, nicht auf den Buchſtaben an ($ 133). 
Ein Mietvertrag folgenden Inhalts z. B. über eine Familienwohnung: „1. Wohnung vermietet 
für jährlich X M. vom 1. Oktober 1907 bis 1. Oktober 1908; 2. die Wohnung ift beiderſeits für ein 
Jahr unkündbar, alsdann kann nur auf Zugtermine 1. April, 1. Juli, 1. Oktober gekündigt 
werden“ — muß als auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen angeſehen werden. Nr! enthält nichts 
als das Mindeſtmaß der Vertragsdauer, keineswegs die Vereinbarung eines Mietvertrags auf 
beſtimmte Zeit, der mit Ablauf dieſer Zeit ohne jedes Zutun der Vertragsteile zu Ende ginge. 
Und von einer Beſchränkung der Mietdauer durch den Vertragszweck kann hier überhaupt keine 
Rede fein (SeuffA 64 Nr 164). Vgl. auch § 723 A 3. 

3. Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Angabe eines Grundes (RG 10. 3. 05 
III 367/04) und kann auch alsbald bei Beginn des Mietverhältniſſes erklärt werden. Wird ein 
Zeitpunkt, bis zu dem das Mietverhältnis endigen ſoll, bei der Kündigung nicht angegeben, ſo 
wirkt ſie zum nächſten nach Geſetz oder Vertrag zuläſſigen Termin. Die Verpflichtung des 
Mieters einer Wohnung, nach der Kündigung die Beſichtigung zu geſtatten, iſt 
nach Treu und Glauben zu beurteilen (88 157, 242); der Vermieter darf fein entſprechendes Recht 
nicht in ſchikanöſer Weiſe, namentlich nicht zu unpaſſender Zeit, geltend machen. Verpflichtung 
des Mieters gegenüber dem Vermieter, der das Mietgrundſtück zu veräußern beabſichtigt, die 
Mieträume durch Kaufluſtige beſichtigen zu laſſen, ſ. RG 106, 270. — Sind mehrere Ver- 
mieter oder Mieter vorhanden, ſo muß die Kündigung, ſofern nicht der Mietvertrag ſelbſt 
etwas anderes ergibt, von allen und an alle erklärt werden (RG 97, 81; 138, 183). Zur Kündi⸗ 
gung einer von beiden Ehegatten gemieteten Wohnung gilt aber im Zweifel der Ehemann als 
für die Ehefrau mitbefugt (KG 15, 95ff. ). 

Über die rechtliche Natur der Kündigung ſ. $ 542 A 2, über ihre Wirkung § 553 A 4, über 
bedingte und verſpätete Kündigung § 565 A 4. Unterſchied zwiſchen der vorzeitigen ordent⸗ 
lichen Kündigung mit ſofortiger Wirksamkeit ($$ 542, 544, 553, 554). Über die Zuläſſigkeit der 
Beſchränkung der Kündigung eines Miet- oder Pachtverhältniſſes auf einen Teil des Miet⸗ oder 
Pachtgegenſtandes ſ. § 543 A 2. 

Über den Schutz des Mieters gegen Kündigungen des Vermieters ſ. § 553 A 1. Für die 
Kündigung von Pachtverhältniſſen enthalten die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung 
und die Pachtſchutzordnung beſondere Vorſchriften; ſ. darüber § 581 A 1. 
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) Bei Grundftüden ift die Kündigung nur für den Schluß eines Kalender⸗ 
vierteljahrs zuläffig; fie hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Vierteljahrs 
zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Monaten bemeſſen, fo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am 


fünfzehnten des Monats zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Wochen bemeſſen, 
ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie 


hat ſpäteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen 2). 
Bei beweglichen Sachen hat die Kündigung ſpäteſtens am dritten Tage vor 
dem Tage zu erfolgen, an welchem das Mietverhältnis endigen ſoll ). 

Bit der Mietzins für ein Grundſtück oder für eine bewegliche Sache nach 
ae bemeſſen, ſo iſt die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag 
zuläſſig. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 gelten auch für die Fälle, in denen 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt 
werden kann 0 5), 

E 1 522 Ubf3—7 II 506 Abi 3-6; M 2 411—413; P 2 214ff. 


1. Geſetzliche Kündigungsfriſten. Sie ſind nur anwendbar, wenn die Kündigungsfriſten, 
d. h. die Friſten, die zwiſchen der Erklärung der Kündigung und dem damit beabſichtigten Schluſſe 
des Vertragsverhältniſſes eingehalten werden müſſen, nicht vertragsmäßig beſtimmt ſind. 

2. Bei Grundſtücken, Wohnräumen und anderen Räumen in Gebäuden ($ 580) iſt die Kündi⸗ 
gung zuläſſig: a) im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Tagen an je de m Tage, alſo 
duch (abweichend von $ 193) an einem Sonntag oder allgemeinen Feiertag, und zwar für den 
folgenden Tag, d. h. für den Schluß des folgenden Tages ($ 188 Abſ 1; vgl. auch oben: „für 
zen Schluß eines Kalendermonats, einer Kalenderwoche“. A. M. Planck $ 565 A 1a c); b) im 
Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Wochen ſpateſtens am 1. Werktage (Montag, unter 
Umftänden Dienstag), und zwar für den Schluß einer Kalenderwoche, alſo Sonnabend, ferner 
in Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Monaten fpäteftens am fünfzehnten des Monats 
(mit Beachtung von $ 193), und zwar für den Schluß eines Kalendermonats. Beide Beſtimmun⸗ 
zen gelten jedoch dann nicht, wenn der Mietzins nicht nach Wochen oder Monaten, ſondern in 
anderer Weiſe (z. B. 1000 Mark jährlich) bemeſſen und nur in Wochen- oder Monatszahlungen 
zu entrichten iſt; vielmehr kommt alsdann $ 565 Abſ 1 Satz 1 zur Anwendung (N 64, 270); 
6) in allen anderen Fallen ſpateſtens am dritten Werktage eines Kalendervierteljahrs, und 
fee ſür den Schluß des letzteren. Dieſe Kündigungsfrist gilt zugleich, ohne Unterſchied der zeit⸗ 
en Bemeſſung des Mietzinſes, für alle diejenigen Fälle, in denen das Mietverhältnis unter 
Einhaltung der „geſetzlichen Friſt“ vorzeitig gekündigt werden kann (ſ. $ 549 Abſ 1 Satz 2, 89 567, 
6,570, 1056, 1423, 1546 Abſ 3, 1550 Abſ 2, 1663, 1686, 2135; NO 9 19; RVO über die 
Feſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes vom 14. 12. 16, RGBl 1363, $ 10; 3G § 57).— 

eine Entſchädigungspflicht des Kündigenden bei Einhaltung der Termine unter a—c (RG 18, 269). 
3. Bei beweglichen Sachen iſt die Kündigung zuläſſig: a) im Falle der Bemeſſung des Miet- 
guſes nach Tagen wie bei Grundſtücken (f. o. A 2a); b) in allen anderen Fällen (auch bei 

emeſſung des Mietzinſes nach Monaten) ſpäteſtens am dritten Tag vor dem Tage, an welchem 
das Mietverhältnis endigen ſoll, z. B. am Montage für Donnerstag. Dieſe Friſt gilt für beweg⸗ 
liche Sachen zugleich als geſetzliche bei vorzeitiger Kündigung (vgl. oben A 2c). — St die Kündi⸗ 
aungefriſt vertragsmäßig feſtgeſetzt, jo kann Anfang und Ende der Friſt beliebig beſtimmt, 
dach für den Vermieter und den Mieter verſchieden feſtgeſetzt fein (vgl. RG ZW 07, 7055). In 
K em Falle liegt dem, der die Vereinbarung einer anderen als der geſetzlichen Kündigungsfriſt 
ehauptet, die Be weislaſt hierfür ob (Rh 57, 50). ee 
u Beſondere Arten der Kündigung. a) Eine verſpätete Kündigung ift an ſich unwirkſam, 
ann aber für den nächſten zuläſſigen Termin — z. B. bei vierteljährlicher Kündigungsfriſt, die 
a 15. April für den 1. Juli erklärte wenigſtens für den 1. Oktober — wirkſam werden, wenn 
9885 hierauf gerichtete Abſicht des Erklärenden aus dem Inhalte ſeiner Erklärung oder aus den 
5 "ilänben entnommen werden kann (M 2,413; RG 9. 5. 08 1329/07), insbeſondere dahin, daß 
= Kündigende das Vertragsverhältnis auf alle Fälle löſen wolle (OLG 36, 64). Vgl. auch RG 
wir gas, 270%; $ 723 A2. b) Eine bedingte Kündigung iſt regelmäßig im vollen Umfang un. 

"Fam, da gerade nach der Natur dieſer Willenserklärung der Eintritt ihrer Wirklamkeit bon 
vornherein feſtſtehen muß und nicht von einem „zukünftigen ungewiſſen Ereignis“ abhängig 
gemacht werden kann (MG Warn 1915 Nr 103). Die Kündigungserklärung muß klar und beſtimmt 
erkennen laſſen, daß und zu welchem Zeitpunkt das Mietverhältnis aufgelöſt fein ſoll (RG 22. 3. 21 
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III 500/20); 15. 4. 29 VIII 333/28. Dagegen kann das Recht zur Kündigung und damit ihre recht⸗ 
liche Wirkſamkeit von dem Eintritt eines zukünftigen Ereigniſſes abhängig gemacht werden, deſſen 
Tatbeſtand noch nicht bei der (beſtimmten, unbedingten) Erklärung der Kündigung, ſondern erſt zum 
Kündigungstermin vorzuliegen braucht. So Rh 91, 307 für eine Vereinbarung vierteljährlicher 
Kündigung für den Fall der Geſchäftsaufgabe durch den Mieter. Vgl. ferner über die Zuläſſigkeit 
einer bedingten Kündigung, wenn die Entſcheidung über den Eintritt der Bedingung vom bloßen 
Willen des Kündigungsempfängers abhängig iſt, |. RAG 4, 14; SeuffA 57 Nr 60; 62 Nr 248; vgl. 
auch 74 Nr 4 (Kündigung für den Fall, daß Verntieter nicht einen von der Polizeibehörde verlangten 
Nachweis erbringe). Wirkſam iſt eine Kündigung auch dann, wenn der Kündigende das Beſtehen 
eines Mietverhältniſſes beſtreitet und nur für den Fall, daß ein ſolches angenommen 
werden ſollte, kündigt (RG 23. 1. 23 1II 274/22). e) Die Annahme einer bedingten Kündi⸗ 
gung führt zu einem bedingten Vertrage über die Beendigung des Mietverhältniſſes. Die An⸗ 
nahme einer verſpäteten Kündigung macht dieſe wirkſam. Vgl. § 553 A 4. 

5. Über die geſetzliche Kündigungsfriſt bei der Pacht von Grundſtücken und von Rechten ſ. 8595. 


$ 566 


Ein Mietvertrag über ein Grundftüd, der für längere Zeit als ein Jahr 
geſchloſſen wird, bedarf der fchriftlihen Form ). Wird die Form nicht be- 
obachtet, fo gilt der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit gefchloffen ); die Kündi- 
gung iſt jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten Jahres | 
zuläſſig ). 

E II 507 III 650; P 2 147, 159, 178. 

1. Schriftliche Form des Mietvertrags. Die Vorſchrift betrifft nur Mietverträge, gemäß 
$ 581 Abſ 2 auch Pachtverträge, über Grundſtücke, Wohnräume und andere Räume in Gebäuden 
(J 580), nicht z. B. Jagdpachtverträge (RG 51, 280; 98, 101) oder andere Pachtverträge über 
Rechte, die Gebrauch und Fruchtgenuß geſtatten (vgl. oben Vorbem 1 vor § 535 und unten 
§ 581 A 1). Sie ift, weil mit Rückſicht auf einen etwaigen ſpäteren Exwerber des Grundſtücks 
aufgenommen, zwingenden Rechtes (Prot 2, 150) und enthält eine Ausnahme von der Regel, 
wonach mündliche Form beim Mietvertrage genügt, läßt jedoch als Wirkung des Formmangels 
nicht Nichtigkeit, ſondern nur beſchränkte Dauer des Mietvertrags eintreten (ſ. jedoch A 4). Ein 
Mietvertrag auf ein Jahr mit automatiſcher Verlängerung im Falle der Nichtkündigung 
unterliegt auch der Form des § 566 (R J HRR 1933 Nr 873). Die Vorſchrift bezieht ſich nicht 
nur auf den urſprünglichen Abſchluß, ſondern auch auf die ſpätere Abänderung und Verlängerung 
von Mietverträgen (RG 51, 181; 105, 60; RC ZW 1929, 32265). Dagegen braucht die Auf⸗ 
he bung eines ſolchen Vertrags, auch wenn er ſchriftlich abgeſchloſſen worden ift, nicht in ſchrift⸗ 
licher Form ftattzufinden, da dieſe Form nur für den Abſchluß des Vertrags vorgeſchrieben 
ift. — Jeder weſentliche Punkt des Mietvertrags muß ſchriftlich vereinbart werden (dich Heat 
1931 Nr 403). Mündliche Nebenabreden find damit nicht ausgeſchloſſen (RG 1911, 94.5; RO 
23 1916, 12935, OLG 20 S. 113, 115), unter Umſtänden ſogar dann nicht, wenn nach dem ſchrift⸗ 
lichen Vertrag Anderungen und Zuſätze nur bei ſchriftlicher Abfaſſung gelten ſollen (RG 95, 175; 
j. auch RG SeuffA 77 Nr 113). Werden aber (im Sinne der Vertragsteile) weſ entliche Punkte 
(3. B. die Mietzeit) nur mündlich vereinbart oder wird mündlich etwas anderes vereinbart, als 
ſchriftlich niedergelegt, dann muß der ganze Mietvertrag als der geſetzlichen Form entbehrend 
angeſehen werden (RG JW 06, 3488; 1911, 9416; RG 25. 9. 23 111 822/22). Das gleiche gilt 
für nachträgliche Anderungen durch mündliche Vereinbarung (RG 118, 105; 123, 171; RO HRR 
1931 Nr 403; SeuffA 65 Nr 183); jo z. B. auch für die nachträgliche Feſtſetzung der Vertrags- 
dauer nach einem Ereignis, von dem unſicher iſt, ob es bis zum Ablauf eines Jahres eintreten 
wird (vgl. OLG 40, 313). Mangels Beobachtung der Schriftform für die Anderung wird nun. 
mehr der urſprüngliche, langfriſtige Vertrag zu einem für unbeſtimmte Zeit geſchloſſenen MS 
118, 105). Nur der ganze (geänderte) Mietvertrag, nicht etwa die formloſe Anderung für 110 
allein, unterliegt dann auch der Kündigung für den Schluß des erſten Jahres (RG JW 1929, 
32245). Immer aber muß es ſich um Abreden handeln, die einen Beſtandteil des Mietvertrag? 
bilden ſollen; die Vereinbarung einer einmaligen Leiſtung, die ausſchließlich die Bereitwilligtel 
zum Abſchluß oder zur Verlängerung eines Mietvertrags abgelten ſoll, unterliegt nicht bem 
Formzwang des $ 566 (Rc 123, 171). — Weſentlich iſt auch die Bezeichnung derer, Die materiell 
das Geſchäft ſchließen. Im Fall einer Vollmacht muß alſo der Vertretene bezeichnet werden. 
Entſcheidend iſt dabei aber, ob für die Vertragsparteien, nicht ob auch für Dritte das Geſchriebene 
den gewollten Sinn ausreichend deutlich ergibt. Denn es handelt ſich um eine Willenserklärung ber 
Vertragſchließenden, bei deren Auslegung gemäß § 133 ihr wirklicher Wille zu erſorſchen if. 
Die Schriftform hat hier nicht den Zweck, alle Beweisſchwierigkeiten zu beſeitigen und die u 
kunde als ein für ſich ſtehendes Gebilde von dem Willen der Parteien, aus dem heraus fie ent 
ſtanden ift, loszulöſen, ſondern die Schriftform hilft nur der Führung des Beweiſes für den wirt 


Miete Pacht 88 565, 566 211 


lichen Willen der Parteien zur Zeit des Vertragsabſchluſſes (RG 80, 400). Sind mehrere gefamt- 
berechtigte Vertreter vorhanden, ſo genügt die Unterzeichnung der Vertragsurkunde durch einen 
dieſer Vertreter, während alles übrige Sache der formfreien Zuſtimmung iſt (RG 81, 327). Der 
Schriftform iſt ferner genügt, wenn in einem ſchriftlich abgeſchloſſenen Mietvertrage der Ver⸗ 
mieter geſtattet, daß für den Mieter ein Dritter in den Vertrag eintrete und auf Grund dieſer 
Geſtattung ein ſchriftlicher Vertrag des letzteren Inhalts nur zwiſchen dem Mieter und dem 
Dritten abgeſchloſſen wird (RG Gruch 57, 424; Rh JW 1924, 7985; |. auch HRR 1930 Nr 1315). 
Rechtsgültig ift eine mündliche Abrede neben dem ſchriftlichen Vertrage, wenn es ſich dabei nur um 
die Erläuterung und Auslegung einer Beſtimmung des ſchriftlichen Vertrags handelt (RG 11.12.08 
III 89/08). — Ein Vorvertrag über die Verpflichtung zum Abſchluſſe eines Mietvertrags für 
längere Zeit als ein Jahr bedarf nicht der Schriftform (RG 86, 30; RG JW 1922, 2852; 1959, 32265) 
und kann deshalb auch jederzeit durch mündliche Vereinbarungen geändert und ergänzt werden (RG 
13. 2. 17 111 386/16). Das gleiche gilt für eine Vereinbarung, wonach ſich der Mieter zur Er⸗ 
neuerung eines Mietvertrags verpflichtet (RG Warn 1919 Nr 163) oder der Erwerber des Miet- 
grundſtücks auf das nach § 571 vom Vermieter auf ihn übergehende Recht der Kündigung für 
länger als ein Jahr verzichtet (RG 103, 381). § 566 ſteht auch nicht der Wirkſamkeit einer neben 
einem mündlichen Mietvertrage getroffenen Abrede ſchriftlicher Beurkundung entgegen (RG 
104, 131). Nichtanwendung des $ 566 auf Erteilung der Erlaubnis zur Untervermietung ſ. 9 549 
a. Dagegen kann nicht allein auf Grund eines mündlichen, auf längere Zeit als ein Jahr ge 
ſchloſſenen Mietvertrags der Abſchluß eines ſchriftlichen Vertrags gefordert werden (RG 97, 219). 
ft die Vereinbarung einer Miete auf mehr als ein Jahr weſentlicher Beſtandteil eines Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrags, ſo teilt ſie das rechtliche Schickſal dieſes Hauptvertrags; ſie bedarf 
daher nicht der Form des $ 566, wohl aber der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nach 
$ 313, deren Mangel durch nachfolgende Auflaſſung und Eintragung des Eigentumswechſels in 
das Grundbuch geheilt wird (RG 103, 381; vgl, 97, 219 und OLG 45, 183). Über das Weſen der 
Schriftform ſ. 8 126 und R 59, 245; 80, 400; JW 1924, 7961; Gruch 69, 76. Briefwechſel 
($ 127) genügt nicht zur Wahrung der Form (MG 95, 83; Warn 1919 Nr 163; 1931 Nr 193; ſ. auch 
Seuffa 60 Nr 109); auch nicht die ſchriftliche Einverſtändniserklärung des einen Vertragsteils 
auf dem ſchriftlichen Vertragsantrag des andern Teiles (R 105, 60). Formloſe Beſtätigung 
kann den Formmangel nicht heilen, auch wenn es ſich um Erklärungen der Beteiligten im Prozeß 
Handelt (HG Warn 1931 Nr 193). Mitteilung des Inhalts eines als Ergebnis eines Briefmechſels 
zuſtandegekommenen Vergleichs an das Prozeßgericht als Erfüllung der Form des § 566 |. RG 
1375 218. Vgl. auch A 2. Die Verſäumung einer vor der Wirkſamkeit des BGB geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Form ift auch nach dem 1. 1. 00 noch nach dem früheren Rechte zu beurteilen (j. 
oden Vorbem 7 vor $ 535). f 
‚ 2. Über die Gültigkeit des Vertrags für unbeſtimmte Zeit ſ. F 564 Abſ 2. Für die alsdann 
eintretende Kündigung kommt die Kündigungsfriſt des für länger als ein Jahr abgeſchloſſenen 
mündlichen Vertrags jedenfalls dann nicht zur Anwendung, wenn fie länger als die geſetzliche 
iſt RE 59, 245). $ 566 enthält eine Ausnahme gegenüber $$ 125, 139. Saß 2 des $ 566 — nicht 
$ 139 mit der Folge der Nichtigkeit des ganzen Vertrags, auch nicht $ 155 — iſt daher auch dann 
anzuwenden, wenn die Umſtände erkennen laſſen, daß die Parteien einen Mietvertrag auf ein 
Soon ober auf unbeſtimmte Zeit nicht geſchloſſen haben würden (RG 86, 30; RG ZW 1929, 318, 
127 Ach Warn 09 Nr 82, ferner OL 33, 314; Seuff A 61 Nr 199 11; 65 Nr 183, a. M. Seuff 
5 Ar 199 I und OLG 9, 302 für Fälle ſteigenden Mietzinſes; dgl. auch R JW 07, 166° und 
eG 40, 313). Die geſetzliche Folge der Nichtbeobachtung der Form — Geltung des Vertrags 
= unbeſtimmte Zeit — kann ferner nicht durch Vereinbarung ausgeſchloſſen oder 
der allich abgeändert werden, und es iſt auch in der Berufung auf die Formvorſchrift in 
— Regel ein Lerſtoß gegen Treu und Glauben nicht zu finden (MG Warn 1917 Nr 174), es 
* enn ſein, daß derjenige, der ſich auf den Mangel der Schriftform beruft, dieſen Mangel 
8 ſt veranlaßt, z. B. in der Abſicht, ſich ſpäter auf den Formmangel zu berufen, die Abfaſſung 
2. formgerechten Vertrags verhindert oder auch nur ohne ſolche Abſicht beim Vertragsſchluß 
Nr 1140 für unnötig erklärt hat (RG 96, 313; ſ. auch RG Gruch 52, 1045 und RG Seuffa 77 
erſte Zuläſſigteit der Kündigung nicht für eine frühere Zeit als den Schluß des 
nicken Jahres, d. h. des erſten nach dem Vertrage laufenden Mietjahrs. Der Vertrag ist aljo 
8 wie in d 209 ALR I 21 vorgeſchrieben war, von Anfang an nur auf ein Jahr gültig, ſondern 
kündiat dieſe beſchränkte Dauer nur, wenn rechtzeitig für den Schluß des erſten Mietjahrs ge- 
i igt wird. Erfolgt ſolche Kündigung nicht, ſo bleibt der Vertrag weiter als ein auf unbeſtimmte 
om geſchloſſener, nach § 565 zu kündigender beſtehen. Im übrigen kann die Kündigung auch 
denn unter Beobachtung der Vorſchrift in § 565 Abſ 1 Satz 1 vor Ablauf des erſten Jahres für 
len Schluß geſchehen (RG 28. 5. 07 ILL 452/06). f N 
bei a die Schriftform verabredet, fo iſt $ 566 nicht anzuwenden, vielmehr kommt 
oder den Unterlaſſung $ 125 Satz 2, 9 154 Abſ 2 zur Anwendung; es iſt alſo im Zweifel Nichtigkeit 
Nichtvollendung des Vertragsabſchluſſes anzunehmen (RG JW 08 S. 105°, 4466, 1912, 
14* 
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3898; RG Warn 09 Nr 82; RG 23 1916, 12935; OLG 33, 312, 313; 39, 176). Dies gilt ins- 
beſondere auch dann, wenn nach der Vereinbarung eine Partei den ſchriftlichen Mietvertrag 
binnen beſtimmter Friſt unterſchreiben ſollte, aber erſt nach Ablauf dieſer Friſt unterſchrieben 
hat (RG Gruch 52, 927). 


8 567 


Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig Jahre geſchloſſen !), 
ſo kann nach dreißig Jahren jeder Teil das Mietverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt kündigen?). Die Kündigung iſt unzuläſſig, wenn der 
Vertrag für die Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geſchloſſen ift “). 

G I 523 II 508; M 2 413; P 2 217. 

1. Für längere Zeit als dreißig Jahre. Dieſe Vorausſetzung trifft auch dann zu, wenn bei 
einem auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Mietvertrage ſür beide Teile oder für einen Teil 
die Kündigung ausgeſchloſſen iſt. Auch ein „auf immer“ geſchloſſener Mietvertrag gehört hierher 
(RG Hog 1931 Nr 584). § 567 greift aber nicht Platz, wenn nach dem Vertrage beiden Parteien 
unbenommen bleibt, mit geſetzlicher Friſt zu kündigen und nur die kündigende Partei der andern 
zu einer Entſchädigung verpflichtet ift, die an ſich nicht unmöglich ift, auch keine übermäßige 
wirtſchaftliche Erſchwerung für den Kündigenden enthält, alſo nicht auf eine Umgehung des 
$ 567 hinausläuft (RG 73, 341). Gleichgültig ift, ob die Bindung über dreißig Jahre hinaus von 
vornherein abſchließend beſtimmt oder in die Hand der einen Partei gegeben iſt. Die Vorſchrift 
des 8 567 trifft daher auch einen Mietvertrag, der zwar nur auf dreißig Jahre geſchloſſen iſt, aber 
kraft eines dem Mieter zugeſtandenen Optionsrechts von dieſem um weitere dreißig Jahre ver⸗ 
längert werden kann (RG 130, 143). — Mietverträge, die für mehr als dreißig Jahre oder für 
unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſen ſind, ſind an ſich gültig und erhalten nur kraft Geſetzes einen 
geänderten Inhalt (RG 130, 143; RG Warn 1915 Nr 167); dies gilt auch für Vorverträge (RG 
27. 6. 27 V 16/27). Mietverträge dieſer Art konnen aber auch (was nach dem Vertragsinhalt 
und den Umſtänden des Falles zu prüfen iſt) den guten Sitten zuwiderlaufen und deshalb nichtig 
fein (§ 138). Der Umſtand allein, daß die Kündigung des Vermieters dauernd ausgeſchloſſen 
fein fol, macht aber den Mietvertrag noch nicht ſittenwidrig (RG Gruch 59, 469). Entſprechende 
Anwendung des $ 567 bei einer der Zeitdauer nach nicht beſtimmten unentgeltlichen Überlaſſung 
des Beſitzes und Genuſſes eines Grundſtücks, z. B. zum Zwecke der Ausſtattung eines Kindes 
(RG 13. 12. 16 V 262/16). 5 

2. Die Zuläſſigkeit der Kündigung nach dreißig Jahren ſoll im weſentlichen die Erbmiete 
und ähnliche Verhältniſſe ausſchließen, enthält mithin zwingendes Recht (RG 66, 216). Die 
Vorſchrift iſt nach 8 581 Abſ 2 auf Pachtverträge (dazu RG Warn 1915 Nr 167) und nach ihrem 
Sinn und Zweck auch auf miet- oder pachtähnliche Vertragsverhältniſſe anzuwenden (NG 121, 
11). Auf die vor dem 1. 1. 00 begründeten Miet- und Pachtverhältniſſe iſt ſie nicht (auch nicht 
entſprechend) anwendbar (RG 66, 216; 95, 108; RG JW 1932, 298310). Kündigungsfriſt $ 565 
Abſ 4 in Verb. mit Abſ 1 Satz 1, Abſ 2. 

3. Die Vorſchrift des Satz 2 gilt nicht für juriſtiſche Perſonen. 


8 568 


Wird nach dem Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch der Sache von dem Mieter 
fortgeſetzt, ſo gilt das Mietverhältnis als auf unbeſtimmte Zeit verlängert 1) 
ſofern nicht der Vermieter oder der Mieter ſeinen entgegenſtehenden Willen 
binnen einer Friſt von zwei Wochen dem anderen Teile gegenüber erklärt). 
Die Friſt beginnt für den Mieter mit der Fortſetzung des Gebrauchs, für den 
Vermieter mit dem Zeitpunkt, in welchem er von der Fortſetzung Kenntnis 
erlangt). 

E II 509; M 2 413ff.; P 2 217ff. 

1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes, genauer die Fiktion einer ſolchen 
Verlängerung (RG Warn 1925 Nr 23), kann ſowohl bei Ablauf der im voraus beſtimmten Vertrags 
dauer als bei der durch Kündigung herbeigeführten Beendigung des Mietverhältniſſes eintreten 
(M 2, 413; OLG 7, 18). Sie geſchieht bei unterbleibendem Widerſpruch auf unbeſtimmte gel 
(88 564 Abſ 2, 565), ſetzt aber Geſchäftsfähigkeit der Mietparteien voraus. Das urfprünglt 5 
Vertragsverhältnis, insbeſondere das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters (OLG 4, 42), bie! 
alſo — abgeſehen von der Zeitdauer — fortbeſtehen. Die Vorſchrift des $ 568 findet keine An⸗ 
wendung, wenn von vornherein feſtſteht, daß beide Parteien eine Anderung des alten Vertrag 
wollen (KAG HRR 1931 Nr 311). 
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2. Als eine der Verlängerung des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willens⸗ 
erklärung iſt auch die Forderung eines höheren Mietzinſes durch den Vermieter anzuſehen (Od 
36, 65). Für die Entſchädigung des Vermieters bei Nichtrückgabe der gemieteten Sache ohne ſtill⸗ 
ſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes gilt $ 557. . 

3. Hiernach trifft die ſich auf die Verlängerung berufende Partei die Beweislaſt dafür, daß 
nach dem Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch vom Mieter fortgeſetzt worden ſei. Gegenbeweis 
des widerſprechenden Mieters dahin, daß er vor Ablauf von zwei Wochen, von der Fortſetzung 
ab, widerſprochen habe, Gegenbeweis des widerſprechenden Vermieters dahin, daß er binnen 
zwei Wochen nach erlangter Kenntnis, deren Zeitpunkt er ebenfalls darzutun hat, wider⸗ 
ſprochen habe. 


8 569 


1) Stirbt der Mieter, ſo iſt ſowohl der Erbe als der Vermieter berechtigt, das 
Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen). Die 
Kündigung kann nur für den erſten Termin erfolgen, für den fie zuläſſig iſt“) (). 

© 1 526 II 510; M 2 416; P 2 2i8ff., 251. 

1. Die 88 569, 570 behandeln neben den $$ 549, 567 zwei weitere Fälle der vorzeitigen Kün⸗ 
digung mit geſetzlicher Friſt. Die Vorſchriften des § 569 find nicht zwingend, können vielmehr 
durch Vereinbarung der den Mietvertrag abſchließenden Parteien ausgeſchloſſen oder inhaltlich 
geändert werden (RG 74, 37). — Über das im voraus nicht verzichtbare Kündigungsrecht der 

interbliebenen von Kriegsteilnehmern auch bei einer vom § 569 abweichenden Vereinbarung 
. BRV O v. 7. 10. 15, RGBl 642 (nicht anwendbar auf Pachtverhältniſſe, RG 89, 116). — Nach 
319 Abſ 1 Satz 1 des Mieterſchutzgeſetzes ($ 553 A 1) bleibt das in $ 569 vorgeſehene Kündigungs⸗ 
recht unberührt; es wird ſogar entgegenſtehenden Beſtimmungen des Mietvertrags die Wirk⸗ 
ſamkeit entzogen, die fie nach den Grundſätzen des BGB (ſ. oben) haben würden. Jedoch kann 

er Vermieter nicht kündigen, wenn der Erbe der Ehegatte des Mieters oder ein volljähriger 
Verwandter bis zum zweiten Grade iſt und beim Tode des Mieters zu deſſen Hausſtand gehört 
hat ($ 19 Abſ 1 Satz 2). § 19 Abſ 2 und 3, die Beſtimmungen über den Eintritt von Familien 
angehörigen in die Rechte und Pflichten des Mieters, ſowie über die Anſprüche des Erben, der nicht 
Familienangehöriger des Mieters iſt, gegenüber den Familienangehörigen, die beim Tode des 

Hiieters zu ſeinem Hausſtand gehört haben, enthielten, find durch die NotVO v. 1. 12. 30 Teil 7 
1 9 Art IV5 (RGBI I 517, 598) geſtrichen worden. Nach $ 19 Abſ 4 ift auf Mietverhältniſſe, 

le ſich nur auf Geſchäftsräume beziehen, Abſ 1 Satz 2 nicht, Abſ 1 Satz 1 nur mit der Maßgabe 
Di wenden, daß der Vermieter nicht kündigen kann, wenn der Erbe das Geſchäft fortführt. — 
erh. in 827 HGB enthaltene Regelung der Erbenhaftung läßt das Kündigungsrecht des Mieter- 

en nach $ 569 unberührt (RG 130, 52). 
en Das Kündigungsrecht beim Tode des Mieters (auch durch Selbſtmord) kommt ſowohl 

ei beweglichen als bei unbeweglichen Sachen zur Anwendung (OLG 7, 464) und iſt namentlich 
= von Bedeutung, wenn die auf einen beſtimmten Zeitraum vereinbarte Dauer des Miet. 
it bältniſſes oder die vereinbarte Kündigungsfriſt länger als die geſetzliche Kündigungsfriſt 
die die im Falle des § 569 an deren Stelle tritt. Sind mehrere Miterben vorhanden, ſo muß 
00 Kündigung von allen oder an alle erfolgen. Gegebenenfalls iſt der Teſtamentsvollſtrecker 

achlaßverwalter, Nachlaßkonkursverwalter), nicht der Erbe zur Kündigung berechtigt (8 2211; 
m 74, 37). Haben mehrere zuſammen gemietet, z. B. die Ehefrau mit dem Ehemann oder 
bes ure an einem Erwerbsgeſchäft beteiligte Perſonen, ſo iſt aus der Einheit und Unteilbarkeit 
des Mie tverhältniſſes nicht zu folgern, daß beim Tode des einen Mieters eine Kündigung nach 

ausgeſchloſſen ſei. Vielmehr iſt nach den Umſtänden des Falles unter Beachtung des dem 
dest zugrunde liegenden Rechtsgedankens und der beſonderen Natur des unter den Vertrags⸗ 
ob n vor allem auch des unter den Mietern beſtehenden Rechtsverhältniſſes zu entſcheiden, 
lobe as nur einheitlich zu löſende Mietverhältnis vom Erben des verſtorbenen Mieters, vom über⸗ 
ac den Mieter und vom Vermieter mit Wirkung für alle Beteiligten gekündigt werden kann 
92 Bu 328, anders hertſchende Meinung). Vgl. auch HR 1933 Nr 998, OLG 33, 317 und 
toi NBO v. 7. 10. 15 (A 1). Eines urkundlichen Nachweiſes der Erbeneigenſchaft bedarf es zur 

15 amen Ausübung des Kündigungsrechtes nicht (JW 1918, 517; a. M. Odch 28, 154). Über 
verf echtmäßigkeit der Kündigung entſcheidet im Streitfalle das Gericht. Über das Widerſpruchs⸗ 
Aer den im Falle der BRV v. 7. 10. 15 (A 1) . dort § 3. — $ 569 gilt auch für Pachtverhält⸗ 

3 eboch kann der Verpächter nicht kündigen (5 596 Abſ 2). N 
ſchadet kündigungstermin. $ 505 Abſ 4 mit Wbf 1 Saß 1, Abſ 2, bei Grunbftüden aljo, unde- 
des et kürzerer Bindung aus Vereinbarung oder $ 565 Abſ 1 Satz 2, 3, Abſ 3, nur für den Schluß 
rech lendervierteljahrs. Der erſte zuläffige Termin iſt aber nicht auf Grund einer abstrakten Be⸗ 
3. N 500 vielmehr nach der tatſächlichen Möglichkeit der Kündigung zu beſtimmen. Stirbt 

der Mieter am 1. Oktober und wird fein Teſtament, in dem ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt 
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iſt, erſt einige Zeit ſpäter eröffnet, fo ift als der erſte Kündigungstermin nicht der 31. Dezember des 
laufenden Jahres anzuſehen, ſondern es kann noch auf den 31. März des nächſten Jahres ($ 565 
Abſ 1 Satz 1) gekündigt werden (RG 74, 35, auch OLG 20, 117). Unter Umſtänden dürfen die 
(minderjährigen oder abweſenden und nicht vertretenen) Erben des Mieters bei tatſächlicher 
Unmöglichkeit einer rechtzeitigen Kündigung das Kündigungsrecht noch zum folgenden Termin 
ausüben; SeuffA 64 Nr 188 (ſtr.). 

4. Der Tod des Vermieters iſt auf den Fortbeſtand des Mietverhältniſſes ohne Einfluß. 


9 570 


Militärperfonen, Beamte, Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichts- 
anſtalten können im Falle der Verſetzung 1) nach einem anderen Orte das Miet⸗ 
verhältnis in Anſehung der Näume, welche ſie für ſich oder ihre Familie an dem 
bisherigen Garnifon- oder Wohnorte gemietet haben, unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt kündigen ). Die Kündigung kann nur für den erſten Termin 
erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. 

E 1 527 II 511; M 2 416, 417; P 2 227. 

1. Das den Militärperſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrern an öffentlichen Unter⸗ 
richtsanſtalten (vgl. § 411; auch den akademiſchen Lehrern) im Falle der Verſetzung zuſtehende 
(übrigens vertragsmäßig ausſchließbare) Kündigungsrecht ſteht auch ihren Ehefrauen als 
Mitmietern für die erwähnten Räume zu, greift aber nicht Platz bei einer Neuanſtellung oder 
bei einer lediglich auf dem freien Willen dieſer Perſonen beruhenden Stellungs⸗ und Wohnorts⸗ 
änderung, auch nicht beim Verluſte der Stellung, wie bei Verſetzung in den Ruheſtand, wohl aber 
dann, wenn die Verſetzung auf Antrag oder mit Zuſtimmung des Berechtigten geſchieht (vgl. 
RG 21, 283; OLG 11, 316; 36, 114 Note 1). Die Kündigungsbefugnis tritt nur ein bei Ver⸗ 
ſetzung nach einem anderen Orte, für Militärperſonen nur bei Veränderung des Garnifon- 
ortes (JW 1916, 9778), beſteht aber auch bei Rückverſetzungen ſolcher Art, daß der Beamte ſchließ⸗ 
lich am bisherigen Orte wohnen bleibt, ohne feine Wohnung verlegt zu haben (RG JW 16, 2617. 
Die Kündigungsbefugnis ſetzt ferner voraus, daß die Verſetzung nicht nur in Ausſicht genommen 
(OLG 36, 114 Note 1), ſondern ſchon als amtliche Maßregel beſchloſſen und dem Beamten mit⸗ 
geteilt worden iſt. Jedoch kann die förmliche Ausfertigung der Verſetzungsverfügung und ihre 
Behändigung an den Beamten nachfolgen (OLG 28, 155; Geuffü 69 Nr 97). — Über vertrags⸗ 
mäßige Kündigung bei „Verſetzung“ eines kaufmänniſchen Angeſtellten |. RG Warn 1915 
Nr 282. — Das Kündigungsrecht gilt nicht nur für die Wohnung, ſondern für alle Raume, die 
der Verſetzte für ſeinen oder ſeiner Familie Bedarf gemietet hat, z. B. auch für eine gemietete 
Stallung. — Für Pachtverhältniſſe gilt K 570 nicht ($ 596 Abf 3). 

2. Geſetzliche Kündigungs friſt nach $ 565. Die Vorſchrift beruht nicht auf der Berück⸗ 
ſichtigung der mutmaßlichen Willensmeinung der Parteien beim Vertragsabſchluſſe, ſondern 
auf dem öffentlichen Intereſſe, welches darauf abzielt, für den Beamten ſowohl als für 
die beteiligte öffentliche Behörde den mit der Verſetzung verbundenen Aufwand möglichſt zu 
mindern und die Verſetzung überhaupt zu erleichtern. Von dieſem Geſichtspunkte aus erſcheint 
die Vorſchrift auch dann anwendbar, wenn die — für das Kündigungsrecht maßgebende — 
Stellung, aus welcher die Verſetzung erfolgt, nicht ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, 
ſondern erſt zur Zeit der Kündigung beſtanden hat, eine Auffaſſung, mit welcher der Wortlaut 
und die Entſtehungsgeſchichte des $ 570 im Einklange ſtehen. (So auch AW 06, 615; OLG 12, 
373; Planck $ 570 A 30; a. M. Staudinger $ 570 V; Mittelftein g 73 Nr'9; RG JW 03 
Beil 148°.) Die Kündigungsbeſugnis wird dem Beamten uſw. auch dann zuzugeſtehen fein, 
wenn die Verſetzung aus dem Dienſte eines deutſchen Staates in denjenigen eines andern deutſchen 
Staates oder in den Reichs dienſt erfolgt, nicht aber dann, wenn ein deutſcher Beamter in den 
Dienſt eines auswärtigen Staates übertritt, alſo z. B. ein deutſcher Profeſſor an eine 
Schweizer Univerſität berufen wird; denn nur den öffentlichen Dienſtverhältniſſen des Inlandes 
ſoll durch obige Vorſchrift eine Erleichterung zuteil werden. 


a 8 571 
1) Wird das vermietete Grundſtück nach der Überlaffung an den Mieter von 
dem Vermieter an einen Dritten veräußert 2), fo tritt der Erwerber an Stelle 
des Vermieters in die ſich während der Hauer ſeines Eigentums aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Nechte und Verpflichtungen ein ). g 
Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermieter für 
den von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die 
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Einrede der Vorausklage verzichtet hat). Erlangt der Mieter von dem Über⸗ 
gange des Eigentums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, ſo wird der 
Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das Mietverhältnis 
für den erſten Termin kündigt, für den die Kündigung zuläſſig iſt “) “). 

E I 509 II 512; M 2 380-390; P 2 134, 137, 169. 


1. Allgemeines. Die nachſtehenden (nicht zwingenden, RG 9. 2. 26 III 84/25; O86 45, 149) 
Vorſchriften der 88 571—579, welche die Regel „Kauf bricht nicht Miete“ ausgeſtalten, gelten 
auch für die 00 nicht aber für andere ſchuldrechtliche Verhältniſſe, wie z. B. die Leihe (RG 
28 1921, 4130). Dagegen finden ſie entſprechende Anwendung: a) unbeſchränkte, wenn 
ein Erbbauberechtigter vermietet und darauf fein Recht veräußert hat ($ 1017, jetzt VO über 
das Erbbaurecht vom 15. 1. 19, RG Bl 72, §8 11, 38); b) mit Ausnahme von § 573 Satz 2 und 
$ 578, wenn der Nie ßbraucher (§ 1056) ein feinem Nießbrauch unterworfenes Grundſtück, 
der Ehe mann als Verwalter und Nutznießer ein von der Ehefrau eingebrachtes Grundſtück 
( 1423, 1546 Abſ 3, $ 1550), der Vater das feiner Nutznießung unterworfene Grundstück der 
Kinder (5 1663), der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehöriges und darauf an einen Nacherben fallen ⸗ 
des Grundſtück (§ 2135) über die Dauer ſeines Rechtes hinaus vermietet oder verpachtet, mit 
der Abweichung, daß in allen dieſen unter b aufgeführten Fällen der an die Stelle des Ver⸗ 
mieters oder Verpächters tretende anderweit Berechtigte das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen, nicht der im Mietvertrag beſtimmten, Kündigungsfriſt kündigen kann 
9 Be A 1-33 . 8541 A 1; 8 1059 A 1; für den Fall des Nießbrauchs auch RG 22. 12. 

% 5 


2. Vorausſetzung für die Anwendung des hier ausgeſprochenen Grundſatzes „Kauf bricht 
nicht Miete“ iſt: a) Veräußerung (Kauf, Tauſch, Schenkung, Vermächtnis) eines Grumpjtüds, 
auf Grund deren das Eigentum vom Vermieter an einen Dritten übergegangen iſt (RG 59, 188; 
08, 123 78, 36; 84, 411). Eintritt des Grundſtückskäufers, der noch nicht Eigentümer iſt, in die 
Nerdſchtungen des Vermieters durch Schuldübernahme gegenüber dem Mieter |. RG HRR 1931 
Es 495. Erforderlich iſt, daß der Mietvertrag vom bisherigen Eigentümer abgeſchloſſen worden 

be doch für ihn verbindlich iſt. Hat alſo z. B. der Käufer eines Grundſtücks, dem dieſes über⸗ 
10 en, aber nicht aufgelaſſen worden iſt, das Grundſtück verpachtet, ſo kann nach Rüdgängig- 
(ung des Kaufes der Pächter nicht vom Eigentümer Erfüllung des Pachtvertrags verlangen 
05 77 Nr 126). Die $$ 571ff. find entſprechend anzuwenden bei Aufgabe und Aneignung 
Au Eigentums an einem Grundſtücke nach $ 928 (RG 103, 166; Seuffl 76 Nr 79; OLG 27, 160). 
6 5 Wohnräume und andere Räume in Gebäuden finden ſie Anwendung, wenn der Vermieter das 
Seen veräußert ($ 580). Der Mieter einer beweglichen Sache, deren Erwerber nicht in das 
übe verhältnis eintritt, iſt ſchon dadurch geſchützt, daß er als deren Beſitzer die zum Eigentums⸗ 
des nens erforderliche Übergabe hindern und auch einem auf $ 931 geſtützten Herausgabeanſpruche 
ehe neuen Erwerbers die ihm gegen den urſprünglichen Vermieter zuſtehende Einrede entgegen⸗ 
ft 0 kann ($ 986 Abſ 2). b) Weitere Vorausſetzung ift, daß dem Mieter das vermietete Grund- 
65 a Zeit der Veräußerung bereits überlafjen, d. h. zum Beſitz und Gebrauch (RG Gruch 
laß übergeben war (ſonſt nur $ 578; vgl. auch Bay ObLch 10 S. 280, 288), welche Über⸗ 

ao auch bei einer zwiſchen Vermieter und Mieter vor der Veräußerung vereinbarten Ver⸗ 
11 1 8 ihres Vertragsverhältniſſes fortwirkt (RG 19. 5. 03 111 28/03; auch OLG 7,21; 
n ). Handlungen des Pächters, die nicht als Ausfluß feines Beſitzes (oder Mitbeſitzes) an 
kohle gepachteten Grundſtück erſcheinen, wie z. B. bei Verpachtung zur Ausbeutung eines Braun⸗ 
des 6 gers nur vorläufige Bohrungen, durch die erſt beſtimmt werden ſoll, welche Teile 
ich bie oltüds zum Zwecke der Ausbeutung in Beſitz genommen werden ſollen, rechtfertigen 
Der Un Annahme einer Überlaſſung des Grundſtücks im Sinne des $ 571 (RG JW 1919, 3799). 
iſt, fte Mftand, daß der Mieter zur Zeit der Veräußerung nicht mehr im Befige des Grundstücks 

Are ht ihm regelmäßig nur dann entgegen, wenn er den Beſitz dem Vermieter überlaſſen hat. 
wor gen iſt der Erwerber eines Grundſtücks, auf welchem vom Vorbeſitzer die Jagd verpachtet 
richt Nen Vertrag, der ſich nicht auf das Grundſtück, ſondern auf das Jagdrecht bezieht, 
die Ausuunden und kann dem Jagdpächtet, der ſich nicht im Beitte des Grumbftüds benen, 
Ebenſe übung der Jagd verbieten (RG 70, 70; 98, 101; OLG 12, 382; |. auch JW 1922, 233°). 
igten un die Verpachtung der Fiſcherei in einem öffentlichen Fluſſe durch den ſiſchereiberech⸗ 
nen u ichteigentümer Seuffl 60 Nr 29; anders für die Verpachtung der Fiſcherei in geſchloſſe⸗ 
N 90, batgemwäfjern, Od 38, 93 (Grundſtückspacht; vgl. auch preuß. Fiſchereigeſ. v. 11. 5. 16 
eig 7 Nur der im Beſitze des Grundſtücks befindliche Mieter oder Pächter hat bei der Ent⸗ 

ngäge einen Entſchädigungsanſpruch gegen den Unternehmer nach $ 11 des preuß. Enteig⸗ 
RG 101 er v. 11. 6. 74 (RG 74, 367). Über die Enteignungsentſchädigung des Mieters |. auch 
’ D 


Erne eintritt des Erwerbers in das Mietverhältnis, insbeſondere a) in die von der Zeit ſeines 
erhs ab ſich ergebenden, mit dem Grundſtückseigentum verbundenen Rechte, und zwar kraft 
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ſelbſtändigen Rechtes, als Zubehör ſeines Eigentums (Zuſtandsobligation), nicht als Rechts⸗ 
nachfolger des Vermieters (RG 59, 188; 68, 12; anders im Sinne des $ 265 ZPO, NG 102, 177), 
ſo daß ihm die gegen den Vermieter in der Zeit nach dem Eigentumsübergang begründeten 
Einreden nicht entgegengeſetzt werden können. Er erlangt alſo, abgeſehen von den in 8$ 573, 574 
aufgeführten Ausnahmen, den Anſpruch auf den von der Zeit ſeines Eigentumserwerbs ab 
fällig werdenden Mietzins, auf den von der Zeit feines Vorbeſitzers her rückſtändigen aber 
nur, wenn er ihm abgetreten iſt (ogl. RG 55, 293). Immerhin kann er den auf die Beſitzdauer 
des Rechtsvorgängers entfallenden, aber erſt nach der Veräußerung fällig gewordenen Mietzins 
vom Mieter mit einfordern und zum entſprechenden Teile an den früheren Vermieter aushändigen. 
Der Anſpruch auf den Miet⸗ oder Pachtzins ſteht dem Erwerber aber nur nach Maßgabe des 
Miet- oder Pachtvertrags zu. Iſt nach dieſem der Zins in einem Betrage voraus zu bezahlen 
und auch voraus bezahlt worden, ſo hat der Erwerber keinen Anſpruch an den Mieter oder Pächter, 
iſt vielmehr auf den Rückgriff gegen ſeinen Rechtsvorgänger nach Maßgabe des Veräußerungs⸗ 
vertrags beſchränkt (RG 94, 279; 127, 116; R SeuffA 79 Nr 23; vgl. § 573 A 1). Die Rechte 
gehen auf den Erwerber auch dann über, wenn der Mieter von der Veräußerung nichts weiß. 
Der Vermieter kann daher den Mieter nicht mehr durch Mahnung in Verzug ſetzen. Der Mieter 
kann aber wirkſam den Mietzins an ihn bezahlen (8574). Er muß es ſogar tun, wenn die Zahlungs⸗ 
zeit nach dem Kalender beſtimmt iſt, der Verzug alſo ohne Mahnung eintritt (8 284 Abj 2 Satz 1); 
ſonſt kann der Erwerber die Verzugsfolgen gegen ihn geltend machen (NG 98, 88). Die Aus⸗ 
übung eines Kündigungsrechts ſteht dem Käufer des Mietgrundſtücks erſt zu, wenn er als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt; eine frühere Kündigung wird durch nachträgliche 
Eintragung nicht wirkſam (OLG 40, 311). Der Erwerber erlangt von dem gedachten Zeitpunkt 
ab auch das geſetzliche Pfandrecht ($$ 559ff.) an den eingebrachten Sachen des Mieters. 
Doch bleibt daneben das Pfandrecht des Vorbeſitzers (Vermieters) wegen des aus deſſen Zeit 
rückſtändigen Mietzinſes, und zwar, da jedes Pfandrecht von der Zeit der Einbringung der Sachen 
ab datiert, zu gleichem Rechte beſtehen (Prot 2, 211). Recht an einer Sicherheit ſ. 8 572. 
Der Erwerber erlangt auch das Recht auf Anfechtung eines über die Art der Rückgewähr des 
Pachtgrundſtücks mit dem Pächter abgeſchloſſenen Vertrages (RG 29. 4. 18 IV 79/18). Dagegen 
geht das Recht aus einem von dem urſprünglichen Vermieter dem Mieter auferlegten, aus dem 
Mietvertrage ſelbſt aber ſich nicht unmittelbar ergebenden Wettbewerbsverbot (3. B. bei 5000 Mark 
Strafe nach Beendigung des Mietverhältniſſes kein anderes Weingeſchäft zu betreiben) auf den 
Käufer nicht über (MG JW 06, 5810). Wird das Grundſtück an mehre re Perſonen veräußert, 
ſo ſtehen dieſe in ihrer Geſamtheit an Stelle des Vermieters dem Mieter gegenüber, namentlich 
in betreff der Kündigung und der Empfangnahme des Mie tzinſes (vgl. 8 535 A 3). Eine gleiche 
Perſonengeſamtheit auf der Vermieterſeite entſteht, wenn von einem einheitlich vermieteten 
(oder verpachteten) Grundstück ein realer Teil veräußert oder in der Zwangsverſteigerung zu⸗ 
geſchlagen wird (RG 124, 195). Anders, wenn zwei Mietgrundſtücke, die in einem trennbaren 
Vertrage vermietet find, an verſchiedene Erwerber übergehen (HRR 1932 Nr 110). b) Eintritt 
des Erwerbers in die von der Zeit feines Eigentumserwerbs ab aus dem Mietverhältniſſe ent⸗ 
ſtehenden Verpflichtungen, die gleich einer Reallaſt als auf dem Grundſtücke haftend angeſehen 
werden und ebenſo wie die Mietrechte mit dem Grundſtücke auf ihn übergehen. Der Erwerber 
tritt, unbeſchadet ſeines Rückgriffs gegen ſeinen Rechtsvorgänger nach Maßgabe des Veräuße⸗ 
rungsvertrages (NG Lg 1915, 114813; SeuffA 73 Nr 117), in dieſe Verpflichtungen, auch in die 
auf nachträglicher Anderung des Mietvertrags aus der Zeit des Vorbeſitzers beruhenden 
(OL 7, 20), ohne Rückſicht darauf ein, ob er beim Vertragsabſchluſſe Kenntnis davon hatte, 
ſo insbeſondere in die Verpflichtung zur Gewährung des Gebrauchs (RG 119, 353) und zur 
Haftung für Fehler und Mängel (RG ebenda) auch für beſondere Zuſagen des früheren Ver⸗ 
mieters. Er haftet dafür nicht nur mit dem Grundſtlicke, ſondern mit ſeinem ganzen Vermögen. 
Dagegen hat er nicht für die zur Zeit feines Vorbeſizers bereits begründeten beſonderen 
Verpflichtungen des Vermieters einzustehen, insbeſondere nicht für diejenigen zur Leiſtung von 
Schadenserſatz, mag auch der zu erſetzende Schaden erſt ſpäter eingetreten fein (RG JW 05, 487°). 
Iſt daher dem Mieter im Mietvertrage oder in einer andern vor dem Übergang des Grundſtücks 
auf den Erwerber getroffenen Vereinbarung das Recht eingeräumt worden, durch einseitige Er⸗ 
klärung das Mietverhältnis über ſeine urſprüngliche Dauer hinaus zu verlängern (Optionsrecht), 
jo tritt der Erwerber nach $ 571 in die hieraus für den Vermieter ſich ergebenden Verpflichtungen 
ein (RG 103, 349). Der Erwerber muß daher eine Verlängerungserklärung des Mieters auch 
dann gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie erſt nach dem Erwerb des Grundſtücks ſtattgefunden hat 
(R Gruch 58, 945). Erklärt der Vermieter beim Abſchluſſe eines notariellen Mietvertrags, daß 
er von einem darin vereinbarten Kündigungsrechte keinen Gebrauch machen werde, ſo kann 
dieſe Erklärung, wenn nicht bloß als unverbindliches Inausſichtſtellen, fo doch nur als den Ver⸗ 
mieter für ſeine Perſon bindend erachtet werden die Verpflichtung geht daher nicht auf den 
Erwerber über (RG 3. 6. 21 111 23/21). Übergang der aus dem Mieterſchutz ſich ergebenden 
Rechtslage |. RG Warn 1932 Nr 182. } 
Im Sinne des $ 265 ZPO iſt der rechtsgeſchäftliche Erwerber des vermieteten Grundſtücks 
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als Rechtsnachfolger des Veräußerers auch in ſeiner Eigenſchaft als Vermieter und das während 
der Rechtshängigkeit einer Klage des Mieters aus $ 536 BGB veräußerte Mietgrundſtück als im 
Streit befangen anzuſehen (RG 102, 177). 

4. Haftung des früheren Vermieters. Er ſteht nach dem Eigentumsübergange dem Mieter 
nicht mehr als Vertragspartei gegenüber. Erfüllt aber der Erwerber die ihm obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen nicht, ſo haftet für den deshalb dem Mieter zu erſetzenden Schaden neben dem 
Erwerber auch der Vermieter wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet 
hat (88 767ff., 773 Nr 1). Da aber nach Abſ 1 der Erwerber nur in die während der Dauer 
ſeines Eigentums aus dem Mietverhältniſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten eintritt, 
ſo ſcheidet auch der Vermieter nur für dieſe Dauer aus der unmittelbaren Haftung gegenüber 

em Mieter aus. Die Verpflichtung, den Mietvertrag darüber hinaus während der ganzen ver⸗ 
einbarten Vertragsdauer auszuhalten, geht nicht auf den Erwerber über. Unmittelbare 
Haftung des Vermieters gegenüber dem Mieter tritt daher ein, wenn der infolge einer ſpäteren 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks an ſeine Stelle tretende Erſteher, der an die Einhaltung 
der vertragsmäßigen Kündigungsfriſt nicht gebunden iſt, in Ausübung ſeines geſetzlichen Kündi⸗ 
gungsrechts (ARG 85 57, 57a), den Mieter vor Ablauf der bedungenen Vertragsdauer zum Aus⸗ 
auge zwingt (RG 63, 66; RG Gruch 60, 853). Das gleiche gilt für eine von dem Konkursverwalter 
vorgenommene freiwillige Veräußerung des von dem Gemeinſchuldner vermieteten oder ver⸗ 
pachteten Grundſtücks (KO § 21 Abſ 3). Anders im Falle der Untermiete ſ. § 549 A 60. 

5. Befreiung von ſolcher Mithaftung als Bürge dadurch, daß der Vermieter (nicht der Er⸗ 
werber) dem Mieter von dem Eigentumsübergange Mitteilung macht. Kündigt dann der Mieter 
das Mietverhältnis nicht für den erſten Termin, für den die Kündigung zuläſſig iſt, ſo hört von 
dieſem Termine ab die Haftung des Vermieters auf, ſo daß er nur für die bis dahin be⸗ 
gründeten Schadenserſatzanſprüche des Mieters einzuſtehen hat. Der Vermieter wird aber ſchon 
. dieſem Termine frei, wenn der Erwerber vorher mit dem Mieter ein neues Vertragsver⸗ 

tnis eingegangen iſt. 

* 6. Für die rechtliche Stellung des Mieters im Falle der Zwangsvollſtrecung 
Zwangsverſteigerung) in das Mietgrundſtück kommen die nachſtehenden Vorſchriften des 
15 v. 24. 3. 97: 8 9 Abſ 2, § 21 Abſ 2, § 24, 57, 57a, 57 b, 152 (dazu RG 136, 407; RG Warn 

20 Nr 58; NG 26. 2. 24 111 299/23), 183, ſowie auch $ 21 KO in Betracht. Aus dieſen find 
namentlich die Vorſchriften der $$ 57, 57a 3G hervorzuheben, wonach auf den Erſte her in einer 
Zwangsverſteigerung dann, wenn das Grundſtück vorher einem Mieter oder Pächter 
überlaſſen worden iſt, die Vorſchriften in 98 571, 572, 573 Satz 1, ſowie in 8$ 574, 575 BG 
entſprechende Anwendung finden, der Erſteher aber berechtigt iſt, das Miet- oder Pachtverhältnis 
ner Einhaltung der geſetzlichen Friſt für den erſten Termin, für den dies zuläſſig iſt, zu kündigen, 
33 welchem Falle der Vermieter dem Mieter ſchadenserſaßpflichtig wird (A 4; vgl. auch OLG 
53, 297: Anfechtung eines Mietvertrags wegen Verſchweigens des bevorſtehenden Zwangs 
derlaufs). Als der erſte Termin, für den die Kündigung zuläſſig iſt kann im Sinne des 3c 
Se nur derjenige erfte zuläffige Termin angefehen werden, für den der Erſteher die Kündigung 
0 gt ohne Verſchulden unterlaſſen darf. Ob dies zutrifft, ift nicht nach allgemeinen Grundſätzen, 
Gedern nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen (RG 26. 3. 20 Ill 388/19). 
ar die guten Sitten ($ 138) verſtößt ein auf Veräußerung von Grundſtücken gerichteter Ver⸗ 
ide wonach die Beteiligten, um ſich langfriſtiger Mietverträge gemäß 88 57ff. VG zu ent⸗ 
Fi digen, vereinbaren, daß die Veräußerung nicht durch Verkauf, ſondern ſo geſchehen ſolle, daß 
lich der Eigentümer einer vom anderen mit Hilfe erworbener Vollſtreckungstitel betriebenen 

zwangsverſteigerung nicht widerſetze (RW 19. 1. 27 V 132/26). Gemäß $ 571 erlangt der an 
2 5 Stelle des urſprünglichen Vermieters tretende Erſteher dem Mieter gegenüber nicht nur den 
uch des Vermieters auf den eigentlichen Mietzins, ſondern auch auf die ſonſtigen Gegen ⸗ 
En ungen, die vom Mieter für den Gebrauch der Mietſache dem Vermieter gegenüber liber- 
en nen worden find, wie z. B. darauf, daß der Mieter eine ihm an dem Mietgrundſtück zu⸗ 
Bebende Hypothek nicht kündige, ſolange er die Mieträume unter den im Vertrage feſtgeſetzten 
50 dingungen in Benutzung habe (NG 71, 404). Kündigt der Erſteher nicht unter Einhaltung 
er geſetzlichen Friſt zum erſten zuläſſigen Termin, jo muß er auch bei langfriſtigem Miet- oder 

: nötvertrag die dem Vertrage gemäß geleiftete Vorauszahlung des Miet- oder Pachtzinſes für 
des ganze Vertragsdauer gegen ſich gelten laſſen (RG 23. 2. 33 VIII 453/32). Über den Einfluß 
ſtei uſchlags eines realen Teiles des einheitlich verpachteten Grundſtückes in der Zwangsver⸗ 
. auf das Pachtverhältnis über das ganze Grundſtück |. R& 124, 195. — War dagegen 
telt Grundſtück dem Mieter beim Zuſchlage noch nicht überlaſſen, jo ift er nicht als Be⸗ 
— — nach 38 5 9 Nr 2 anzusehen. Auch findet in dieſem Falle keine entſprechende An ⸗ 
verkaut g der angeführten Vorſchriften ftatt. Über die Verhältniſſe bei freiwilligem und Zwangs 
Par auf eines bereits vor dem 1.1.00 vermieteten oder verpachteten Grundſtücks j. o. Vorbem 7b 

© 535. Über die Pfändung von Mietzinsforderungen |. ZPO $ 829, ſowie über deren Be⸗ 
9 1 8 im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ZVG $ 21 Abſ2, 

Ab 1, § 152 und BGB 89 1123, 1124, dazu RG 136, 407. Bei Veräußerung eines zur 
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Konkursmaſſe gehörigen vermieteten oder verpachteten Grundſtücks durch den Konkursverwalter 
findet $ 21 Abſ 3 KO, nicht auch Abf 2 daſelbſt Anwendung; der Erwerber muß Miet- oder Pacht⸗ 
zinsvorauszahlungen, die ſchon im Miet- oder Pachtvertrag vorgeſehen, nicht etwa erſt nach⸗ 
träglich herbeigeführt worden find, nach $ 57 38, § 571 BGB gegen ſich gelten laſſen (RG 
127, 116). Über den Einfluß einer Freigabe des Mietgrundſtücks aus der Konkursmaſſe auf die 
ſeit dem Konkursbeſchlag rückſtändigen, noch nicht eingezogenen Mieten |. RG 138, 69. 

Im Falle der Enteignung bleiben für das zwiſchen dem Enteigneten und ſeinem Mieter 
zur Zeit der Enteignung beſtehende Verhältnis nach Art 109 EG die einſchlagenden Landesgeſetze 
maßgebend. Wenn die als ein Fall höherer Gewalt zu betrachtende Enteignung ſich auf das ganze 
vermietete Grundſtück erſtreckt, ſo geht von deren Durchführung ab mit dem Eigentum des Ver⸗ 
mieters auch das Gebrauchsrecht des Mieters oder Pächters zu Ende; dafür erwächſt ihnen ein 
Entſchädigungsanſpruch, der, je nach dem Inhalte der betr. Landesgeſetze, entweder unmittelbar 
gegen den Unternehmer im Enteignungsverfahren oder gegen den Vermieter, dem für den Wegfall 
dieſer Rechte zunächſt vom Unternehmer Erſatz zu leiſten ift, verfolgt werden kann (vgl. RG 
29, 273; Gruch 50, 1217). 


8 572 


Hat der Mieter des veräußerten Grundſtücks dem Vermieter für die Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, ſo tritt der Erwerber in 
die dadurch begründeten Nechte ein 1). Zur Nückgewähr der Sicherheit iſt er 
nur verpflichtet, wenn ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Vermieter 
gegenüber die Verpflichtung zur Nückgewähr übernimmt ?). 

E II 513 III 565; P 2 260ff. 

1. Das Recht an der Sicherheit (58 232 ff., 562), das namentlich bei der Pacht Bedeutung 
gewinnt, gehört mit zu den Rechten aus dem Vertragsverhältnis, in die der Erwerber eintritt. 
Der letztere kann daher von dem Vermieter die Aushändigung der Sicherheit verlangen, ſoweit 
ſie dieſem nicht für ihm etwa verbliebene Mietzinsforderungen noch haftet. Der Erwerber iſt 
zu dieſem Verlangen, von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, insbeſondere auch dann be⸗ 
rechtigt, wenn die Sicherſtellung durch Hingabe einer Geldſumme gegen Verzinſung zur freien Ver⸗ 
fügung des Verpächters geſchehen war (RG Gruch 49, 908). Über die zu bejahende Frage, ob 
und inwieweit der Mie ter (Pächter) vom Vermieter (Verpächter) die Aushändigung der Kaution 
an den derzeitigen Eigentümer des Miet- oder Pachtgrundſtücks verlangen kann, |. RG 53, 251. 
Als Sicherheitsleiſtung kommt namentlich auch die Bürgſchaftsſtellung in Betracht. Dagegen 
ſpricht nicht Satz 2 Halbſatz 1; denn hier wird nichts weiter geſagt, als daß, wenn die Sicherheit 
in zur Aushändigung ſich eignenden Werten geleiſtet wurde, der Erwerber zur Rückgewähr nur 
verpflichtet iſt, falls ihm die Sicherheit ausgehändigt worden iſt (RG Warn 1913 Nr 286). Im 
übrigen vgl. zu $ 571, insbeſondere für den Fall der Zwangsverſteigerung A 6 dort. 

2. Zur Beſtellung einer neuen Sicherheit iſt der Mieter dem Erwerber auch dann nicht ver⸗ 
195 55 wenn dieſem die urſprünglich beſtellte Sicherheit vom Vermieter nicht ausgehändigt 
wurde. 


9 573 


) Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums 
über den auf die Zeit der Berechtigung des Erwerbers entfallenden Mietzins 
getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das zur 
Zeit des Überganges des Eigentums laufende Kalendervierteljahr bezieht: 
erfolgt der Ubergang des Eigentums innerhalb des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, so ist die Verfügung auch insoweit wirksam, 
als sie sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 
Eine Verfügung über den Mietzins für eine fpätere Zeit muß der Erwerber 
gegen ſich gelten laſſen, wenn er fie zur Zeit des Überganges des Eigentums 
kennt 2) 3) 3). 

E II 514 III 506; P 2 144ff. — Gef. v. 8. 6. 15 (RGBl 327). Entw. m. Begründung (RV Bd 315 
Anlage Nr 71). 


1. 88 573—575 enthalten teils im Intereſſe des Vermieters, teils zum Schutze des 
Mieters Ausnahmen von dem in § 571 aufgeſtellten Grundſatze, daß der Erwerber 
vom Eigentumsübergange ab ein ſelbſtändiges Recht auf den Mietzins erhält, und von der damit 
gegebenen Beſchränkung der rechtsgeſchäftlichen Verfügungsfreiheit der Vertragsteile. Ihr An 
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wendungsgebiet muß daher in der nämlichen Weiſe begrenzt werden wie das der Regelvorſchrift 
und erſtreckt ſich nicht auf ſolche Vorauserhebungen und Vorauszahlungen von Mietzins, die 
in Übereinſtimmung mit dem Mietvertrage geſchehen. Unter dieſer letzteren Voraus⸗ 
ſetzung muß der Erwerber auch die einmalige Vorauszahlung des Miet- oder Pachtzinſes für das 
ganze Miet⸗ oder Pachtverhältnis von ſich gelten laſſen (RG 94, 279; vgl. RG Warn 1933 Nr 100). 
— Die Faſſung der $$ 573, 574 beruht auf dem Geſetz vom 8. 6. 15 (RGBl 327), das im 
Intereſſe des Grundkredits die Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen gegenüber 
dem bisherigen Recht durch Anderung von 89G 8 57 (jetzt 8$ 57, 57a, 57 b), BOB 88 573, 574, 
1123, 1124, KO 8 21 einſchränkt (Art. 13). § 573 Satz 1 lautete bisher: „Eine Verfügung, 
die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums über den auf die Zeit der Berechtigung 
des Erwerbes entfallenden Mietzins getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Miet⸗ 
zins für das zur Zeit des Überganges des Eigentums laufende und das folgende Kalenderviertel⸗ 
jahr bezieht.“ 8 574 Satz 1 lautete bisher: „Ein Rechtsgefchäft, das zwiſchen dem Mieter und dem 
ermieter in Anſe hung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Entrichtung 
des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, ſoweit es ſich nicht auf den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, in welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt, und das folgende Vierteljahr bezieht.“ § 573 Satz 2 und $ 574 Saß 2 
wurden nicht geändert. Nach dem neuen Geſetze beſchränkt ſich die Wirklichkeit der fraglichen 
Verfügungen und Rechtsgeſchäfte in der Regel auf den Mietzins für das im maßgebenden Zeit⸗ 
punkt laufende Kalendervierteljahr und erſtreckt ſich nur ausnahmsweiſe auf die Mietzinſen des 
folgenden Vierteljahrs. Das Geſetz trat am 20. Juni 1915 in Kraft (Art 6). Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen ſ. PrIMBl 1915, 58; BayJMBl 1915, 116. Für die Übergangszeit find in Art 4 
u. 5 beſondere Beſtimmungen getroffen; dazu Och 34, 209; SeuffA 71 Nr 247; JW 1916, 
8674, 10378, 12923, 15474. Über eine weitere Anderung der für die Anwendung der 
$ 573, 574 maßgebenden Zeitpunkte durch die Notverordnungen, jetzt VO über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. Mai 1933 (RG Bl I 302) |. A 4. 
2. Verfügungen des Vermieters über den Mietzins, wie Abtretung, Verpfändung, aber 
auch ein Geſchäft mit dem Mieter, das eine Verfügung über den Mietzins enthält, wie eine 
ahlung, Stundung, ein Erlaßvertrag, find, wenn vor dem Übergange des Eigentums, ſei es 
auch nach dem Abſchluß des Veräußerungsvertrags, getroffen, wirtjam: a) ſoweit ſie ſich auf den 
Mietzins für das zur Zeit des Eigentumsübergangs laufende Kalendervie rteljahr beziehen, 
10 falls der Übergang des Eigentums innerhalb des letzten halben Monats eines Kalender⸗ 
2b lahre (d. h. innerhalb der letzten fünfzehn Tage des letzten Vierteljahrsmonats, vgl. $ 189 
5 1 — ſtreitig, a. M. z. B. Enneccerus 11 1 $ 135 A 31) ftattfindet, auch bezüglich des Miet- 
a für das folgende Kalendervierteljahr, d) bezüglich des Mietzinſes für eine ſpätere Zeit dann, 
f enn der Erwerber die Verfügung zur Zeit des Eigentumsübergangs kennt. Der Mieter kann 
ich alſo vor doppelter Zahlung der über das laufende und gegebenenfalls über das folgende 
nallendervierteljaht hinausgehenden Mietzinsraten dadurch ſchüen, daß er den Erwerber vor 
Ei Erwerbe von der darüber erfolgten Vorausverfügung des Vermieters in Kenntnis ſebt. 
n Vorſchrift unter a gilt nicht nur für die vom Vermieter getroffene re chtsgeſchäftliche, 
Boden auch für die von ſeinem Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung erwirkte 
6 4 lügung, alſo für die Pfändung der Mietzinsbeträge (vgl. $ 1124 Abſ 2; R 58, 181; 59, 177: 
a Das Pfandrecht an einer laufenden Mietzinsforderung wird aber gegenſtandslos, wenn 
In vermietete Grundſtück nicht an einen Dritten (8 571), ſondern an den Mieter aufgelaſſen wird 
de damit ($ 564 A 1) das Mietverhältnis endigt (OL 13, 378; 17, 20; 33, 318). Für den Fall 
— wangsverſteigerung gilt die Vorſchrift unter a mit dem Unterſchiede, daß an Stelle 
Eigentumsüberganges die Beſchlagnahme des Grundſtücks maßgebend iſt, und der Be- 
15 agnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs- 
Für altung gleichſteht, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat (BUG. H 57, 57b Abſ 1, 2). 
Fur die Wirkſamkeit bon Verfügungen des Zwangsverwalters ift aber nicht der Zeitpunkt ber 
$ Sihlagnatime, ſondern der des Eigentumsübergangs, d. h. des Zuſchlags, maßgebend (330 
1915 Abſ 3). Vgl. auch Belehrung für den Mieter oder Pächter (PrJMBl 1915, 116; Bay MBl 
it 255). Hat der Erwerber von den Vorausverfügungen des Vermieters zur Zeit des Eigen- 
abu übergangs keine Kenntnis, jo kann er in der Regel wegen dieſer Verfügungen Schadenser⸗ 
wüanſprüche gegen den Vermieter erheben. Ob derjenige, dem der Vermieter Mietzinsforderungen 
nam abgetreten hat, Zahlungen an den Erwerber (Erſteher in der Zwangsverſteigerung) 
1 gen ſich gelten laſſen muß, bemißt ſich nach $ 407 (OL 34, 99). 
bern Auf Verfügungen, die der Vermieter nach dem Übergange des Eigentums getroffen hat, 
ezieht ſich der 573 nicht; ſie haben regelmäßig keine rechtliche Wirlſamkeit dem Erwerber 
gegenüber. 75 
(ri Nach der Notverordnung vom 8. 12. 31 Teil 3 § 12 (ROBLI 711) find die Vor⸗ 
upziſten der $$ 573, 574, 1123, 1124 und KO 8 21, ſoweit fie die Wirkſamkeit von Verfügungen 
werhöne hsgeſchaften in Anſehung von Miet- und Pachtzinsforderungen gegenüber dem Er⸗ 
rber des Grundſtücks, den Hypothekengläubigern und der Konkursmaſſe betreffen, mit der 
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Anderung anzuwenden, daß die in ihnen erwähnten Verfügungen und Rechtsgeſchäfte nur für 
den laufenden Kalendermonat und, wenn „die Verfügung oder das Rechtsgeſchäft nach 
dem fünfzehnten Tage des Monats vorgenommen wird“, für den folgenden Kalender- 
monat wirkſam find. Übergangsvorſchrift ebenda 9 24. Durch die Not VO v. 14. 6. 32 Teil 2 
Art 1 Nr II 7 (RGBl 1 285, 293) iſt die Faſſung des § 12 von Teil 3 der NotVO v. 8. 12. 31 
inſofern geändert, als es an Stelle der oben in Anführungszeichen geſetzten Worte nun heißt: 
„Das nach den genannten Vorſchriften maßgebende Ereignis (der Übergang des Eigentums, die 
Kenntnis von dem Eigentumsübergang, die Beſchlagnahme oder die Konkurseröffnung) nach dem 
fünfzehnten Tage des Monats eingetreten iſt“. Bei dieſer Faſſung iſt es auch nach dem Geſ. 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. 5. 33 (RG Bl I 298) 
und der auf Grund des Art 8 dieſes Geſetzes erfolgten Veröffentlichung der einſchlägigen Vor⸗ 
ſchriften unter der Überfchrift „Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vom 26. 5. 33“ (RG BBl! 302) geblieben. 


8 574 


1) Ein Nechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter in An- 
ſehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Ent⸗ 
richtung des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, soweit es sich 
nicht auf den Mietzins für eine spätere Zeit als das Kalendervierteljahr 
bezieht, in welehem der Mieter von dem Ubergange des Eigentums Kennt- 
nis erlangt; erlangt der Mieter die Kenntnis innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs, so ist das Rechtsgeschäft auch insoweit 
wirksam, als es sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr 
bezieht. Ein Nechtsgeſchäft, das nach dem Übergange des Eigentums vor⸗ 
genommen wird, iſt jedoch unwirkſam, wenn der Mieter bei der Vornahme 
des Nechtsgeſchäfts von dem Übergange des Eigentums Kenntnis hat?) s). 

@ II 515 III 667; P 2 144, 258. — Gef. v. 8. 6. 15 (RG Bl 327). Entw. m. Begründung (RTV Bd 315 
Anlage Nr 71). 

1. $ 574 enthält eine weitere Ausnahme von dem in 9 571 aufgeſtellten Grundſatze. Seine 
Faſſung beruht auf dem Gef. vom 8. 6. 15 (RG Bl 327). Das Nähere f. in 9 573 A 1. Über 
die weitere Einſchränkung von Rechtsgeſchäften in Anſehung der Miet- und Pachtzins⸗ 
forderungen durch die Notverordnungen vom 8. 12. 31 und vom 14. 6. 32 f. 9 573 A 4. 

2. Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter und Vermieter bezüglich des Mietzinſes. a) Bei Rechts 
geſchäften dieſer Art, wie Vorauszahlung des Mietzinſes, Annahme an Zahlungs Statt, Erlaß, 
Schuldumwandlung, Aufrechnung, mögen ſie vor oder nach dem Eigentumsübergange vor⸗ 
genommen ſein, werden die in Frage kommenden Vierteljahre nicht von dem Eigentumsüber⸗ 
gange, ſondern erſt von der Zeit ab berechnet, wo der Mieter von dem Eigentumsübergange 
Kenntnis erhält, wobei die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts ſich in der Regel auf das im maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt laufende Kalendervierteljahr beſchränkt und nur ausnahmsweiſe, wenn der 
Mieter die entſcheidende Kenntnis innerhalb des letzten halben Monats eines Kalenderviertel⸗ 
jahrs (d. h. innerhalb der letzten fünfzehn Tage des letzten Vierteljahrsmonats, vgl. $ 189 Abſ 1 — 
ſtreitig, ſ. § 573 A 2) erlangt, auch auf den Mietzins des folgenden Kalendervierteljahrs ſich 
erſtreckt. b) Rechtsgeſchäfte, die nach dem Eigentumsübergange vorgenommen werden, ſind 
unwirkſam, wenn der Mieter bei ihrer Vornahme von dem Eigentumsübergange Kenntnis hat, 
während im übrigen (bei Unkenntnis des Mieters zu dieſer Zeit) auch für ſolche Rechtsgeſchäfte 
die Vorſchrift unter a gilt. Dagegen iſt für die Beſtimmung unter a in dem Falle kein Raum 
mehr, wenn ſchon nach dem Mietvertrage der Mietzins für eine längere Zeit, z. B. für ein Jahr, 
vorauszubezahlen und die erſte Rate ſchon vor dem Eigentumsübergange fällig war (vgl. $$ 1123, 
1124). — Für den Fall der Zwangsverſteigerung (vgl. $ 573 A 2) gilt die Vorſchrift unter a 
mit dem Unterſchtede, daß an Stelle der Kenntnis vom Eigentumsübergange die Kenntnis von 
der Beſchlagnahme des Grundſtücks maßgebend iſt. Mit der Zuſtellung des die Zwangsber⸗ 
ſteigerung anordnenden Beſchluſſes an den Mieter (Pachter) gilt die Beſchlagnahme als dieſem 
bekannt. Der Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung ſteht die Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsverwaltung gleich, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat. In dieſem 
Falle gilt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den dem Mieter (Pächter) verboten wird, 
an den Schuldner zu bezahlen, die Beſchlagnahme als dem Mieter (Pachter) bekannt (3G 
$8 57, 57b Abſ 1, 9). Auf Rechtsgeſchäfte des Zwangsverwalters finden aber dieſe beſonderen 
Vorſchriften keine Anwendung (3BG $ 57 b Abſ 3). Vgl. auch Belehrung für den Mieter oder 
Pächter (PrIMBl 1915, 1165 BaygMBl 1915, 55). 
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3. Beweislaſt. Die Kenntnis des Mieters von dem Eigentumsübergange ift im Streitfalle 
von dem Erwerber als Grundlage ſeines noch fortbeſtehenden Mietzinsanſpruchs gegen den 
Mieter zu erweiſen. 


9 575 


Soweit die Entrichtung des Mietzinſes an den Vermieter nach $ 574 dem 
Erwerber gegenüber wirkſam iſt!), kann der Mieter gegen die Mietzins- 
forderung des Erwerbers eine ihm gegen den Vermieter zuſtehende Forde⸗ 
rung aufrechnen. Die Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter die 
Gegenforderung erworben hat, nachdem er von dem Übergange des Eigen- 
tums Kenntnis erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach der Er- 
langung der Kenntnis und ſpäter als der Mietzins fällig geworden ift?). 

E II 616 III 568; P 2 147. 

1. Alſo in dem Falle, wenn der Erwerber gegen den Mieter Mietzinsforderungen geltend 
macht, die auf die Zeit von ſeinem Erwerb ab bis zu erlangter Kenntnis des Mieters vom Eigen⸗ 
tumsübergange ſowie auf das alsdann laufende Vierteljahr und, wenn der Mieter die entſchei⸗ 
ende Kenntnis innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs (§ 574 A 2) 
erlangt, auch auf das folgende zu entrichten ſind. 

2. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in § 406. — Die aufzurechnende Forderung braucht 
nicht aus dem Mietverhältnis herzurühren, wie ſich aus dem allgemeinen Wortlaute des Geſetzes 
und aus dem Mangel entgegenſtehender innerer Gründe ergibt. — Im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung iſt auch hier an Stelle der Kenntnis vom Eigentumsübergange die Kenntnis 
von der Beſchlagnahme maßgebend. Vgl. ZUG $$ 57, 57b und oben 8 574 A 2. 


8 576 


Zeigt der Vermieter dem Mieter an, daß er das Eigentum an dem ver- 
mieteten Grundſtück auf einen Dritten übertragen habe, fo muß er in An- 
ſehung der Mietzinsforderung die angezeigte Übertragung dem Mieter gegen 
1 gegen ſich gelten laffen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirk⸗ 
am iſt !). 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen wer- 
den, welcher als der neue Eigentümer bezeichnet worden iſt. 

E II 517 III 660; P 2 134. 

1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in $ 409. Nach dieſer Anzeige, für welche eine beſondere 
Jorm nicht erforderlich iſt, kann alſo der Mieter den Mietzins mit Sicherheit (gegenüber dem 
Vermieter) an den ihm angegebenen Erwerber zahlen, und dies ſelbſt dann, wenn in Wirklich⸗ 
keit die Abtretung nicht oder nicht in wirffamer Weiſe erfolgt und dies dem Mieter bekannt 
geworden fein ſollte (M 2, 135). — Der öffentliche Glaube des Grundbuchs (§ 893) ſchützt den 
tieter nicht. Er kann ſich daher dem Vermieter gegenüber nicht darauf berufen, daß derjenige, 
an den er den Mietzins zahlte, als Erwerber des Grundſtücks im Grundbuch eingetragen jei (beſtr. ). 


8 577 


Wird das vermietete Grundſtück nach der Überlaffung an den Mieter von 
dem Vermieter mit dem Nechte eines Dritten belaftet, fo finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 571 bis 576 entſprechende Anwendung, wenn durch die Aus- 
übung des Rechtes dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird!). 

at die Ausübung des Nechtes nur eine Beſchränkung des Mieters in dem 
vertragsmäßigen Gebrauche zur Folge, fo iſt der Dritte dem Mieter gegen 
über verpflichtet, die Ausübung zu unterlaſſen, ſoweit ſie den vertragsmäßigen 

ebrauch beeinträchtigen würde!) s). 

€ 1 510 II 518 III 570; M 2 386390; P 2 159, 


voll, Velaſtung des Grundſtücs mit dem Rechte eines Dritten, das dem Mieter dan Gebrauch 
rech entzieht. So bei Einräumung eines Crbbau-, Nießbrauchs, oder Wohnungs- 
5 his an dem vermieteten Grundſtücke ($ 1012, jetzt WO über das Erbbaurecht v. 15. 1.19, 

Gl 72 8 1; ferner 88 1030, 1093). Hier tritt der Erwerber in das Mietverhältnis ein, hat 
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dem Mieter den vertragsmäßigen Gebrauch zu gewähren, erlangt aber dagegen (und zwar auch 
als Inhaber eines Wohnungsrechts) von der Zeit ſeines Rechtserwerbs ab den Anſpruch auf 
den Mietzins, und es gelten in betreff der Gültigkeit von Vorausverfügungen des Vermieters, 
ſowie von Rechtsgeſchäften zwiſchen Vermieter und Mieter die nämlichen Vorſchriften wie bei 
einer Veräußerung des vermieteten Grundſtücks. S. insbeſondere über die Beſtellung eines 
Nießbrauchs am Mietgrundſtück RG 68, 12ff.; 81, 149; 94, 279; Warn 1911 Nr 19; 1922 
Nr 67; JW 1912, 87026, auch OLG 8, 399; 20, 99; 33 S. 304, 320. Eine Ermäßigung des Miet- 
zinſes durch den Nießbraucher wirkt nicht über die Dauer des Nießbrauchs (OSG 33, 320). — 
Entſprechende Anwendung der $% 577, 573, wonach der Nießbraucher Vorausverfügungen des 
vermietenden Eigentümers gegen ſich gelten laſſen muß, auf Vorausverfügungen des Nieß⸗ 
brauchers im Falle der Beendigung des Nießbrauches ſ. OLG 39, 240. 

2. Beſchränkung des Mieters im vertragsmäßigen Gebrauche. So bei Einräumung einer 
Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ($$ 1018, 
1090, für das Wohnungsrecht jedoch A 1). Hier iſt der Dritte dem Mieter gegenüber nur ver⸗ 
pflichtet, die Ausübung ſeines Rechtes zu unterlaſſen, inſoweit ſe den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde; er tritt aber im übrigen in das Vertragsverhältnis 
zwiſchen Vermieter und Mieter nicht ein und erlangt insbeſondere gegenüber dem Mieter keinen 
Anſpruch auf den Mietzins. Für ſeine Anſprüche gegenüber dem Vermieter iſt das zwiſchen ihnen 
beſtehende Rechtsverhältnis maßgebend. 

3. War dem Mieter das Grundſtück zur Zeit der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung durch den 
Mieter noch nicht überlaſſen, ſo kommt § 578 zur Anwendung. 


8 578 

Hat vor der Überlaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter der 
Vermieter das Grundſtück an einen Dritten veräußert oder mit einem Nechte 
belaſtet, durch deſſen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter 
entzogen oder beſchränkt wird, fo gilt das gleiche wie in den Fällen des $ 571 
Abſ 1 und des § 577, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Er- 
füllung der ſich aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen über⸗ 
nommen hat!). 

E 1 612 II 519; M 2 391393; P 2 162. 

1. Im Falle der Veräußerung oder Belaſtung eines Mietgrundſtücks nach Abſchluß des Miet- 
vertrags, aber vor Überlaſſung des Grundſtücks an den Mieter fehlt es an einer weſentlichen 
Vorausſetzung der $$ 571, 577. Hier iſt der Erwerber an den Mietvertrag, in den er nicht eintritt, 
nicht gebunden, ſondern kann ohne Rückſicht auf dieſen Vertrag ſein Eigentum oder ſonſtiges 
Recht dem Mieter gegenüber ausüben, dem alsdann ein Entſchädigungsanſpruch nach $8 325, 538 
an ſeinen Vermieter zuſteht. Der Erwerber hat aber in dieſem Falle auch keinen Anſpruch gegen 
den Mieter auf Vertragserfüllung, muß alſo mit dieſem zu ſolchem Zwecke noch einen Vertrag 
eingehen. Alles dies gilt auch im Falle einer Zwangsverſteigerung. Eine Ausnahme greift 
jedoch dann Platz, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Erfüllung der ſich aus 
dem Mietvertrag ergebenden Verpflichtungen übernommen hat, und zwar vor dem Übergange 
des Eigentums oder vor der Belaſtung (beſtr.). Alsdann treten, auch ohne daß die außerdem 
anwendbaren Beſtimmungen über Erfüllungs⸗ und Schuldübernahme beobachtet ſind, oder der 
Mieter feine Zuſtimmung erteilt (OLG 8, 144), die gleichen Rechtsfolgen ein wie in den in $ 571 
Abſſ1 und in $ 577 behandelten Fallen. Es gelten alſo die $$ 571—576, auch § 571 Abſ 2, der 
die bürgſchaftliche Mithaftung des Vermieters beſtimmt. 


9 570 


Wird das vermietete Grundſtück von dem Erwerber weiter veräußert oder 
belaſtet, fo finden die Vorſchriften des § 571 Abſ 1 und der 88 572 bis 578 
entſprechende Anwendung!). Erfüllt der neue Erwerber die ſich aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermieter dem 
Mieter nach § 571 Abſ 22). 

E II 520 III 672; P 2 174. 

1. Bei Weiterveräußerung oder Weiterbelaſtung des Mietgrundſtücs tritt der neue Er⸗ 
werber an Stelle des erſten Erwerbers in das Mietverhältnis ein, und die von dem erſten Erwerber 
vorgenommenen Vorausverfügungen über den Mietzins ſowie die zwiſchen ihm und dem Mieter 
2 lenen Rechtsgeſchäfte find dem neuen Erwerber gegenüber nach Maßgabe der 99 573ff. 
wirkſam. 


Miete Pacht 88 577—581 223 


2. Bei Nichterfüllung der dem neuen Erwerber obliegenden Verpflichtungen haftet dem 

ieter nicht der erſte Erwerber (ſofern er nicht etwa einen neuen Vertrag mit dem Mieter ab⸗ 
geſchloſſen hat und damit ihm gegenüber ſelbſt Vermieter im Sinne des § 571 geworden iſt), 
ſondern der urſprüngliche Vermieter gemäß $ 571 Abſ 2. Auch deſſen Haftung hört auf 
durch Mitteilung des Eigentumsübergangs an den Mieter und Nichtkündigung ſeitens des Mieters, 
es fällt alſo dann für dieſen jeder Rückanſpruch weg. 


§ 580 

Die Vorſchriften über die Miete von Grundſtücken gelten auch für die Miete 
von Wohnräumen und anderen Näumen !). 

E II 480 III 573; P 2 134. 

1. Wohn⸗ und andere Räume (vgl. § 865), alſo Mühlen, Fabriken, Werkſtätten, Magazine, 
Verkaufsläden, Viehſtälle, Keller, Lager und Trockenplätze. Gemeint ſind, wie ſich aus der Zu⸗ 
ſammenſtellung mit den Wohnräumen ergibt, nur Innenräume, nicht z. B. die Außenwände 
oder die Dachfläche eines Gebäudes, die vielfach zur Anbringung von Geſchäftsanzeigen ver⸗ 
mietet werden. — In Betracht kommen namentlich die Vorſchriften: $ 537 Abſ 2 Satz 2 (Zu⸗ 
ſicherung einer beſtimmten Größe bei Vermietung eines Grundſtücks), § 544 (geſundheitsgefähr⸗ 
liche Beſchaffenheit der Wohnräume), $ 551 Abſ 2 (vierteljährliche Entrichtung des nicht nach 
kürzeren Zeitabſchnitten bemeſſenen Mietzinſes), $ 556 Abſ 2 (Befugnis des Vermieters zur Ruck⸗ 
forderung der Sache von einem Dritten — Untermieter), 98 559—563 (Vermieterpfandrecht und 
deſſen Geltendmachung), $ 565 Abſ 1, 3, 4 (geſetzliche Kündigungsfriſten), $ 566 (chriftliche Form 

es Mietvertrags bei längerer als einjähriger Dauer), 9 571ff. (Rechtsverhältniſſe beim Verkauf 
ne 101 Grundſtücks). Vgl. auch § 570 (Kündigungsrecht der Militärperſonen, Be⸗ 
en uſw.). 
Auf Räume in beweglichen Sachen, insbeſondere auf Kajüten und Schankwirtſchaftsräume 
in einem Schiffe, ift $ 580 nicht zu beziehen (SeuffA 61 Nr 78). 
Über die Miete eines Schrankfaches in der Stahlkammer eines Bankhauſes |. $ 535 A 2. 


II. Pacht 


9 581 


d ) Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet!), dem Pächter 
en Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte, 
ſoweit ſie nach den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag 
anzuſehen ſind, während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt ver- 
pflichtet, dem Verpächter den vereinbarten Pachtzins zu entrichten?) 

Auf die Pacht finden, ſoweit fich nicht aus den 88 582 bis 597 ein anderes 
ergibt, die Vorſchriften über die Miete entſprechende Anwendung!) ). 

EI 531, 532 II 521; M 2 421-423; P 2 232. 
Bede Allgemeines. Über den Unterſchied zwiſchen Miete und Pacht und deſſen praktiſche 
ſcha 8 ſ. Vorbem 1 vor $ 535; über Vorpacht ebenda Vorbem 3. Die Verpachtung landwirt⸗ 
tra ftlich genutzter Grundflächen ſetzt Einräumung des unmittelbaren Beſitzes voraus, ein Dep 
8 er dem vermeintlichen Pächter keine Einwirkung auf das fruchttragende Grundſtück ſelbſt 
Vertelich, ift kein Pachtvertrag (RG 26. 2. 24 11 299/23). Kein Pachtvertrag, ſondern ein 

10 rag beſonderer Art liegt vor, wenn bei der Übertragung des Rechtes zur Aufführung eines 
Schriſtſe eine Aufführungspflicht als Hauptleiſtung vertraglich aufgeſtellt iſt (NG 115, 17). Die 
f 4 form (8 566) ift auch bei der Pacht nur erforderlich, wenn ſich der Vertrag auf ein Grund⸗ 
geſt bezieht, während der Pachtvertrag über ein Recht, welches Gebrauch und Fruchtgenuß 
hattet, wie z. B. über ein Jagdrecht ($ 835 Abſ 2), ein Fiſchereirecht (f, jedoch Vorbem 1 vor 
Ferm ), einen gewerblichen Vetrieb (8 1822 Nr 4), ein Handelsgeſchäft (068 5 22 Abſ 2) uſw. 
eee iſt, da g 566 ausdrücklich nur für den Mietvertrag über ein Grundſtück gilt, und die Vor · 
hen über Miete überhaupt nur Sachen, nicht auch Rechte als Gegenſtand des Vertragsver⸗ 
ein „es kennen (RG 51, 279ff.). Anders bei der das Grundſtück ſelbſt betreffenden Verpachtung 
er Rohrnutzung (MG 56, 83). Über die Schriftform bei 8 und Jagppacht⸗ 
18. 1 Atägen nach $ 22 preuß. Jagdordnung vom 15. 7. 07 GS. 207 (jetzt preuß. 93920 mt Nr 
16: 8 688. 13 80 16, 21) J. 210 112, 199; R6 JW 1915, 993%; dh Seuffal ds 40 mit Nr 
Jagd ber die Nichtigkeit von Fagdpachtverträgen [. auch R& 121, 80 und dur hannoverſchen 
gdordnung Scuffdl 83 Nr 50; über die Unzuläffigteit des Rechtsweges für die Sage des Jagd 
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genoſſen gegen die Jagdgenoſſenſchaft ſ. RG 108, 183; ebenſo für eine Klage des Jagdgenoſſen 
gegen die Mitglieder des Jagdvorſtandes auf Erfüllung ihrer genoſſenſchaftlichen Amtspflichten 
(Seuff A 81 Nr 51). Kündigung eines Jagdpachtvertrages durch den Verwalter im Konkurſe über 
das Vermögen eines Mitpächters ſ. RG 141, 391. Wegen der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung und wegen des Erforderniſſes behördlicher Genehmigung bei der Verpachtung von 
Grundſtücken, die der Landwirtſchaft, einſchließlich der Forſtwirtſchaft, dienen, ſ. Vorbem 4 a. E. vor 
8 535. Über die Nichtigkeit des Pachtvertrags über eine Gaſtwirtſchaft, der dahin geht, daß 
der Pächter die Wirtſchaft für eigene Rechnung, aber ohne im Beſitze der nach 933 Gewd hetzt Gaſt⸗ 
ſtätten Geſ. v. 28. 4. 30, RG Bl 1 146) erforderlichen Schankerlaubnis zu fein, betreiben ſolle, ſog. 
Kaſtellanvertrag, ſ. Vorbem 5 vor 8535. Nichtigkeit eines Pachtvertrags wegen übermäßiger Be⸗ 
laſtung des Pächters ſ. RG 103, 35. Nichtigkeit einer im Vertrage enthaltenen eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung der Pächter, daß die eingebrachten Sachen ihr Eigentum und nicht mit Rechten Dritter 
belaſtet ſeien, wegen Mißbrauchs des Eides zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 
ſ. RG Gruch 66, 95 (96). Anfechtung eines Pachtvertrags wegen Irrtums über die Vertrauens⸗ 
würdigkeit des Pächters ſ. RG 102, 225; wegen Unkenntnis des Umſtandes, daß der Pächter 
kurz vor Vertragsſchluß wegen Untreue beſtraft worden (NG 3. 6. 21 111 299/20) oder daß er 
wegen Verſchwendung entmündigt iſt (SeuffA 77 Nr 18). Über Kündigung eines Pachtver⸗ 
hältniſſes wegen Störung der perſönlichen Beziehungen zwiſchen Pächter und Verpächter |. 
8 553 A 1. 

Für die Pacht von Kleingärten, wie Arbeiter⸗ und Schrebergärten, Laubenkolonien, und 
für die Pacht von kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken ſind die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef. v. 31. 7. 19, RG Bl 1371 (Entw. m. 
Begr. Nat.⸗Verſ. 1919 Druckſ Nr 321) zu beachten. Das ernährungs- und ſozialpolitiſchen Zwecken 
dienende Geſetz, mit deſſen Inkrafttreten (11. Auguſt 1919) die Binh über die Feſtſetzung von 
Pachtpreiſen für Kleingärten vom 4. 4. 16/12. 10. 17 außer Kraft getreten ift, gibt für Klein⸗ 
gärten, und zwar ohne Beſchränkung auf größere Gemeinden, Beſtimmungen über die Feſt⸗ 
ſetzung der Pachtpreiſe ſowie über die Kündigung beſtehender und über die Erneuerung der ohne 
Kündigung ablaufenden Pachtverhältniſſe. Über Wohnlauben |. HRR 1933 Nr 999, 1093. Nach 
§ 1 dürfen zum Zwecke nichtge werbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung Grundſtücke nicht zu 
höheren als den von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Preiſen verpachtet werden. 
Zuwiderhandlungen (j. auch $ 4 Abſ 2) machen den Vertrag nicht nichtig (BGB $ 134), ſondern 
führen nur zur Ermäßigung des Preiſes auf den Höchſtpreis (vgl. RG 88, 250; 89, 196). Die 
gleiche Ermäßigung tritt ein für die künftig zu zahlenden Preiſe bei vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes abgeſchloſſenen Verträgen ($ 2). Pachtverhältuiffe der fraglichen Art find ferner, ab⸗ 
geſehen von dem Vorliegen eines wichtigen Grundes, wie z. B. der beabſichtigten Verwendung 
des Grundſtücks zu Bauzwecken, für den Verpächter nicht kündbar und, wenn fie ohne Kündigung 
ablaufen, auf Verlangen des Pächters zu erneuern (§ 3; dazu HR 1933 Nr 999). Leihver⸗ 
hältniſſe unterliegen der gleichen Vorſchrift, ſind aber auf Verlangen des Verleihers in Pacht⸗ 
verhältniſſe umzuwandeln. Entſcheidung von Streitigkeiten durch die untere Verwaltungs⸗ 
behörde unter Ausſchluß des Rechtswegs ſ. § 4. Geſtattet die untere Verwaltungsbe hörde dem 
Verpächter die Kündigung, ſo kann ſie ihm dabei auch eine Entſchädigungspflicht auferlegen 
(RG 132, 97). Die Befugniſſe der unteren Verwaltungsbehörde können den gemeindlichen Eini⸗ 
gungsämtern übertragen werden, die hier als Pachteinigungsämter (nicht zu verwechſeln 
mit denen der Pachtſchutzordnung, ſ. unten) tätig ſind. Das Einigungsamt (bei ſeinem Fehlen 
auch die untere Verwaltungsbehörde, § 7 Satz 2) kann nach § 6 Abſ 1 ermächtigt werden, auf 
Anrufen des Pächters (Entleihers) über die Wirkſamkeit einer Kündigung des Verpächters (Ver⸗ 
leihers) und über die Fortſetzung des gekündigten Vertragsverhältniſſes jeweils bis zur Dauer 
von ſechs Jahren zu beſtimmen und ein ohne Kündigung ablaufendes jeweils bis zur gleichen 
Dauer zu verlängern, ferner auf Anrufen des Verpächters (Verleihers) ein Pacht⸗ oder Leih 
verhältnis vor Ablauf der feſtgeſetzten Friſt aus wichtigen Gründen aufzuheben, ebenſo einen mit 
einem neuen Pächter (Entleiher) abgeſchloſſenen Vertrag, deſſen Erfüllung von einer auf An⸗ 
rufen des alten Pächters (Entleihers) erlaſſenen Entſcheidung des Einigungsamts oder von einem 
vor dieſem abgeſchloſſenen Vergleich betroffen wird, mit rückwirkender Kraft aufzuheben, endlich 
auf Anrufen des Verleihers das Leihverhältnis in ein Pachtverhältnis umzuwandeln (8 6 Abſ 2). 
Über die entſprechenden Vorſchriften der Mieterſchutzverordnung |. Vorbem 9 vor § 535 und 
8.553 A 1, $ 564 A 1. Nach § 5 (Übergangsvorſchrift § 9) dürfen Grundſtücke zum Zwecke der 
Weiterverpachtung als Kleingärten nur durch Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen 
Rechts oder ein als gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förderung des Kleingarten“ 
weſens gepachtet und nur an ſolche verpachtet werden. Entgegenftehende Vereinbarungen find 
nichtig. Dabei iſt nicht zu prüfen, ob der Pächter eine gewerbsmäßige oder eine gemeinnützige 
Tätigkeit entfaltet, ſondern nur, ob er ein als gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förde ⸗ 
rung des Kleingartenweſens iſt, ſofern er nicht zu den Körperſchaften oder Anſtalten des öffent. 
lichen Rechts gehört (RG 135, 287). Der einzelne Unterpächter erwirbt keine Rechte gegenüber 
dem Verpächter (RG JW 1929, 198294). Vgl. auch HRN 1933 Nr 1094. Bei Zuwiderhandlun⸗ 
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gen kann die untere Verwaltungsbe horde (nicht das Einigungsamt) ein Pachtverhältnis zwangs⸗ 
weise feſtſetzen (dazu R SeuffA 80 Nr 44). Für Kleinpachtland, d. h. Grundſtücke bis zu 
einem halben Hektar Größe, die zu land wirtſchaftlicher Nutzung überlaſſen find oder werden ſollen, 
iſt im Geſetze zwar eine gleiche Regelung nicht getroffen, aber der Landesgeſetzgebung die Er⸗ 
mächtigung dazu erteilt worden (§ 8). — Über die Beſchaffung von Pachtland für landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiter ſ. auch Reichsſiedelungsgeſetz v. 11. 8. 19 (RG Bl 1429) S$ 22 ff., geändert und 
ergänzt durch Geſetze v. 7. 6. 23 (RG Bl 1 364) und v. 18. 8. 23 (RG Bl 1 805); dazu MG 104, 42; 
105, 359; 106, 390; 108 S. 66, 91, 113, 226; 110, 409; 112, 50; 120, 144; 136, 52; R JW 
1924, 198517; 1925, 224516; 1926, 262811; 1927, 15162; RG Warn 1927 Nr 12; RG SeuffA 80 
Nr 136; RG AB 1927, 2476. Über die Anwendung der Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung 
auf vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Bereitſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe ſ. Not VO v. 
6. 10. 31 Teil 4 Kap 11 813 (RGBl 1553); dazu VO v. 23. 12. 31 (RG Bl 1 790). 

Für die Pacht von Grundſtücken, die landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbs⸗ 
mäßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, kommt ferner die als Übergangsvorſchrift erlaſſene 
Pachtſchutzordnung v. 9. 6. 20, RG Bl 1193 (Entw. mit Begr. Nat.⸗Verſ. Bd. 343 Anl. Nr 3036), 
im Betracht, die wiederholte Anderungen erfahren hat und wiederholt, zuletzt durch die Not BO 
v. 14. 6. 32 Teil 4 Kap IV, RGBl 1 273, 284, bis zum 30. 9. 34 verlängert worden iſt. An die 
Stelle der urſprünglichen Faſſung trat zunächſt die des Gef. v. 29. 6. 22, RG Bl 1529 (Entw. mit 
Begr. Reichstag 1920/22 Druckſ. Nr. 4187); dazu die Anderungen durch BO v. 13. 2. 24, RGBl 
168, und Gel. v. 23. 7. 25, RG Bl 1 151. Die gegenwärtige Regelung ergibt die Faſſung v. 
23. 7. 25, RGBl 1 152, in Verbindung mit den Anderungen zu $ 2 Abſ 1, 8 7 Abj3 Satz 1 und 
$ 8 durch Gef. v. 12. 7. 27, RGGBl 1 179. Danach können Pachteinigungsämter errichtet 
werden mit der Befugnis, für Grundſtücke, die zu ſolcher Nutzung verpachtet oder verliehen ſind, 
oder bei denen ſonſt die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe — gegen Entgelt — erfolgt 
iſt, zu beſtimmen a) für Pachtland unter 10 ha: daß gekündigte Verträge bis zur Dauer 
von zwei Jahren fortzuſetzen ſind, daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer 
von zwei Jahren verlängert, endlich daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben 
werden, b) für Pachtland jeder Größe: daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirt⸗ 
Vheftticgen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt find, anderweit feſtgeſetzt werden, ſoweit dies 
= Billigkeit entfpricht. Dabei ift zur Umwandlung eines Pachtvertrags in einen Heuerlings⸗ 

ertrag und umgekehrt die Zuſtimmung beider Teile erforderlich; das gleiche gilt für die Beſeiti⸗ 
gung von Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrage. Über die Grund⸗ 
laße, nach denen die Pachteinigungsämter ihre Befugniſſe ausüben ſollen, |. im näheren $ 1. 
Die durch die Pachtſchutzordnung den Pachteinigungsämtern eingeräumte Befugnis, den Pacht- 
ge wegen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe anderweit feſtzuſetzen, ſchließt eine 
ſchha hung des Pachtzinſes aus dem gleichen Grunde im ordentlichen Rechtswege an 
155 nicht aus. Die Pachteinigungsämter haben ebenſo wie die Mieteinigungsämter nur nach 
ber agungen ſozialer und wirtſchaftlicher Art zu entſcheiden; den Gerichten bleibt die Entſcheidung 
nr Rechtsfragen, die zu einer anderen Bemeſſung des Pachtzinſes führen konnen. Demgemäß 
in denn auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts unter der Herr ſchaft der Pachtſchutzordnung 
10 der Faſſung v. 9. 6. 20/29. 6. 22 den Gerichten ſtets die Entſcheidung darüber vorbehalten 
i a 05 ob nicht eine Abhilfe nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes möglich 
Rehe 100, 129; 104, 218; R Warn 1923/24 Nr 167; 1925 Nr 174 und $ 535 A3). Soweit 
1 0 das Pachteinigungsamt bereits entſchieden hatte, war feine Entſcheidung wie eine Ver⸗ 
im arung der Vertragsteile ($ 3 Abſ 5) auch vom Gericht zu berückſichtigen (vgl. RG 104, 218; 

„151; 113,310; 86 8. 3. 27111 18/6; DES 43, 5. Dieſe Stellungnahme ber Recht⸗ 

5 ſteht im Einklang mit den weſentlich ſtrengen Vorausetzungen, unter denen nach der 
} eallſchuzorbnung in ihren früheren Faſſungen ein Eingriff der Pachteinigungsämter in die 
. ung der Pachtverhältniſſe möglich war. Die mit der VO p. 13. 2. 24 eingetretene Erweite⸗ 
als 75 Zuſtändigkeit auf jede der Billigkeit entſprechende Anderung rechtfertigt die ſeitdem 
— bj 4 dem 3 1 eingefügte, jedoch nicht rückwirkende Beſtimmung, wonach zur Entſcheidung 
Gerött, Juſtändigkeit der Pachteinigungsämter gehörenden Pachtſtreitigkeiten die ordentlichen 
Bestie nicht angerufen werden können. Daß das gleiche nicht ſchon im Sinne der früheren 
ein immungen lag, iſt in RG 113, 310 nochmals dargelegt. Soweit die Zuſtändigkeit der Pacht 
1921 Nö gener nicht gegeben iſt, beſteht die der ordentlichen Gerichte (RG 113, 310; RG Warn 
un r 39). Sind in einem Lande Pachteinigungsämter nicht errichtet oder wieder aufgehoben, 
oder können die Gerichte auch jetzt noch zwecks Anderung der von den Beteiligten vereinbarten 
wer von einem inzwiſchen aufgehobenen Pachtemigungsamt feſtgeſetzten Leiſtungen angeruſen 
Seit und Hilfe gewähren, wenn Anderungen eingekreten find, die das Verhältnis zwiſchen 
erſch ug und Gegenleiſtung als unbillig und deshalb gegen Treu und Glauben verſtoßend ($ 242) 
ua laſſen (Rh AM 1927, 19245, 1929, 19785; MG HR 1929 Nr 1726; 1932 Nr 1933). 

un ießliche Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter für Anſprüche des Verpachters auf Ergän- 

id 8 er ihm vom Pächter in Geld geleiſteten, infolge des Währungsverfalles entwerteten Pacht⸗ 

herheit ſ. RG 117, 42. Über die Rechtsverhältniſſe am Inventar und über die bezüglich ſeiner 
GB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 15 
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Rückgewähr entſtehenden Verpflichtungen haben die Pachteinigungsämter nicht zu entſcheiden. 
(Bei der Aufwertung des für das zurückzugebende Inventar zu zahlenden Preiſes iſt auch die 
Entwertung der Pachtzinſen zu berückſichtigen, RG 7. 7. 26 III 416/25, ſ. aber auch LZ 1927, 
1160). Nach § 1 Abſ 5 wird die Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Vertrag ſich auch auf Wohn⸗ und Wirtſchaftsräume erſtreckt; in dieſem Falle 
kommt die Zuſtändigkeit einer andern Stelle, wie z. B. des Mieteinigungsamts, nicht in Betracht. 
Ausdehnung auf andere Verträge, insbeſondere ſolche, die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis ent⸗ 
halten, ſ. H 2. Über Einrichtung und Verfahren der Pachteinigungsämter, insbeſondere über die 
Notwendigkeit der Zulaſſung eines Rechtsmittels gegen ſeine Enkſcheidungen |. $3. Der Inhalt 
eines vor dem Pachteinigungsamt oder vor der Rechtsmittelſtelle oder vor deren Vorſitzenden 
geſchloſſenen Vergleichs, ſowie der rechtskräftigen Entſcheidungen über den Pachtſtreit gilt unter 
den Beteiligten als Vertragsinhalt (8 3 Abſ 5). Über Unverzichtbarkeit der Rechte der Beteilig⸗ 
ten |. § 4, ferner RG 142, 162 (dort auch über die Zuständigkeit des Gerichts, nicht des Pacht ⸗ 
einigungsamtes, zur Entſcheidung über die Frage eines Verzichts auf Rechte aus der Pacht⸗ 
ſchutzordnung). Nach $5 können die Pachteinigungsämter zur anderweiten Feſtſetzung von Leiſtun⸗ 
gen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Leiſtungen nicht mehr gerechtfertigt ſind (j. oben b), 
auch ermächtigt werden für Verträge, welche die entgeltliche Überlaſſung von Jagden 
oder Fiſchereien oder von Grundſtücken zur Ausübung der Jagd oder Fiſcherei 
ſowie die Gewinnung von Bodenbeſtandteilen zum Gegenſtande haben. Auf eine 
Verpachtung anderer Betriebe, wie z. B. Gaſtwirtſchaften, Heilanſtalten, Erholungsheime, iſt 
die Pachtſchutzordnung nicht anwendbar (RG 10, 186). 

Weitere Beſtimmungen zum Schutze der Pächter von Grundſtücken, die landwirtſchaftlicher, 
obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, brachte die Not VO über land⸗ 
landwirtſchaftliches Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungsſchutz und Pächterſchutz vom 27. 9. 32 
(RGBl 1 472), dazu Durchführ O v. 17. 11. 32 (RGB 1 529), ferner NotVO über den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. 2. 33 (RGBl I 63) mit Ausf Vo v. 14. 2. 33 (RGBl I 
64), v. 14. 3. 33 (RG Bl 1 104), v. 27. 4. 33 (RG Bl I 231), v. 26. 5. 33 (RG Bl I 309); dazu Geſ. 
v. 25. 10. 33 (RGBl I 779) und v. 27. 12. 33 (RGBI 1 1115) Art 3. Nach der in Kap 3 der 
Not Vo vom 27. 9. 32 (RGBl 1 473) vorgeſehenen Regelung konnte bei einer Kündigung wegen 
Zahlungsverzugs des Pächters mit der Zahlung des Pachtzinſes (zu dieſem Begriff RG 140, 259) 
auf deſſen Antrag das Pachteinigungsamt beſtimmen, daß die Kündigung als nicht erfolgt gelte. 
An die Stelle dieſer Regelung traten die Vorſchriften des Geſetzes über Pächterſchutz v. 22. 4.33 
(RG Bl I 221), dazu die Anderungen durch Gef. v. 23. 6. 33 (RG Bl 1 392) und v. 27. 10. 33 
(RGBl I 780), BO v. 26. 1. 34 (RG Bl 1 77). Nach $1 kann bei einer Kündigung des Verpäch⸗ 
ters ganz allgemein auf Antrag des Pächters, dem der Verpächter hierzu eine Friſt ſetzen kann 
($ 6), das Pachteinigungsamt, beim Fehlen eines ſolchen das Amtsgericht (8 7 Abſ 3), be- 
ſtimmen, daß die Kündigung als nicht erfolgt gelte. Der Antrag iſt abzulehnen, wenn die ord⸗ 
nungsmäßige Fortführung des Betriebes durch den Pächter nicht geſichert erſcheint. Wird dem 
Antrag ftattgegeben, dann kann regelmäßig nicht zu einem früheren Zeitpunkt als dem 31. 12. 33 
gekündigt werden. $ 2 behandelt die Verlängerung von Pachtverhältniſſen, die bis zum 31. 10. 33 
ohne Kündigung ablaufen, und läßt eine Verlängerung auch zu, wenn der Erſteher des Grund“ 
ſtücks nach $ 57a Zw für einen vor dem 1. 1. 34 liegenden Zeitpunkt kündigt. Zuſtändigkeit 
und Verfahren vor den Pachteinigungsämtern beſtimmen ſich nach den Vorſchriften für Pacht 
ſchutzſachen ($ 7). An die Stelle der in den erwähnten 88 1, 2 vorgeſehenen Termine ift nach 
Geſ. v. 27. 10. 33 (RG Bl I 780) der 30. 6. 34 getreten. 5 

2. Verpflichtungen des Verpächters: a) zur Gewährung des Gebrauchs, wie bei der 
Miete, an dem verpachteten Gegenſtande (Sache oder Recht), b) zur Gewährung, des Ger 
nuſſes der Früchte ($ 99), ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als 
Ertrag anzuſehen ſind, mithin nicht der Vorteile, die zugleich die Subſtanz vermindern, wie bei 
einem Walde das infolge Windbruchs im Übermaß geſchlagene Holz. Fruchterwerb |. A 4. — 
Der Verpächter muß Mängel, die er kennt, und von denen er weiß, daß der Pächter ihre Beſei⸗ 
tigung verlangt, heben, auch ohne daß der Pächter ihm Anzeige macht und die Beſeitigung aus 
drücklich verlangt ($ 536). Anderenfalls kann der Pächter ſich auf $ 320 berufen (RG Warn 1913 
Nr 193). Anſpruch des Pächters eines Steinbruchs gegen den Verpächter auf Gewährung eines 
Abfuhrweges |. RG Warn 1920 Nr 106. Verpflichtung des Verpächters einer Sandgrube, die 
über ſein Grundeigentum führenden Zugänge ſo zu unterhalten, daß dem Pächter die Aus 
beutung der Grube möglich iſt, ſ. Rch Seuff A 83 Nr 185. — Neben dieſen poſitiven Verpflichtungen 
liegt aber dem Verpächter auch die negative ob, alles zu unterlaſſen, was geeignet iſt, den Pächter 
in der vertragsmäßigen Nutzung des Pachtgegenſtandes zu ſtören, insbeſondere keine Anderungen 
an dieſem vorzunehmen, wodurch die Nutzung des Pächters ausgeſchloſſen oder geſchmalert 
werden könnte (RG 10. 4. 08 III 382/07). 

3. Verpflichtungen des Pächters: vor allem zur Zahlung des Pachtzinſes. Der Zins kann 
auch in einer Quote der Früchte beſtehen. Über die Berechnung einer in Geld zu entrichtenden 
Naturalpacht während des Beſtehens des Umlageverfahrens |. Seuffl 77 Nr 67. Eine bejondete 
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Vorſchrift über die Zahlung des Pachtzinſes für landwirtſchaftliche Grundſtücke enthält § 584. 
Gänzliche oder teilweiſe Befreiung vom Pachtzinſe kann der Pächter verlangen, wenn ihm 
durch Fehler, z. B. mangelhafte Beſchaffenheit der Entwäſſerungsgräben oder der Zugangs⸗ 
wege, des Pachtgrundſtücks ($ 537), oder durch einen es treffenden und die Nutzungsge⸗ 
währung des Verpächters unmöglich machenden zufälligen Umſtand (wie z. B. eine Überſchwem⸗ 
mung des Grundſtücks vor Trennung der Früchte), nicht aber durch einen nur die Früchte treffen⸗ 
den Umſtand (wie z. B. Hagelſchlag) der Fruchtbezug ganz oder teilweiſe unmöglich gemacht wird 
(8 323 Abſ 1, § 325 Abi 3; Prot 2, 241). Über die Bedeutung behördlicher Maßnahmen 
insbeſondere kriegsrechtlicher Verbote, die die Möglichkeit des vertragsmäßigen Frucht ⸗ 
genuſſes, nicht nur den tatſachlichen Umfang des Fruchtbezugs beeinträchtigen, für den Beſtand 
des Pachtverhältniſſes, für die Verpflichtung des Pächters zur Entrichtung des Pachtzinſes und 
für feine Befugnis zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt ſ. $ 537 A 2, § 542 
A 1. Über die Möglichkeit einer Erhöhung des Pachtzinſes wegen Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe, ſei es durch die Pachteinigungsämter oder durch die Gerichte, 
. A1 Abſg. Über die Bedeutung einer Vereinbarung, wonach der Pachtzins nach den allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu bemeſſen ift, |. RG Warn 1929 Nr 131. Über eine Auslegung 
don Pachtzinsvereinbarungen der Inflationszeit ſ. RG SeuffA 80 Nr 57; RC Warn 1926 Nr 156; 
RG 22. 3. 27 111 225/26. Über die Aufwertung des Pachtzinſes ſ. RG JW 1924, 80412; Gruch 
68, 509; Warn 1926 Nr 149; SeuffA 80 Nr 147, 193; ferner oben A 1 Abſ 3 und allgemein zur 
Aufwertungsfrage § 242 A 5. Pachtzins in Roggen |. RG Warn 1929 Nr 136. Ermäßigung 
eines vom Pachteinigungsamt in Roggen feſtgeſetzten Pachtzinſes wegen Veränderung der wirk⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe durch das ordentliche Gericht |. RG SeuffA 81 Nr 46 (Mecklenburg); 
Rc 22. 3. 27 III 225/26. Herabſetzung eines Pachtzinſes durch Beſeitigung der Steuerlaſt ſ. 
RG JW 1929, 197980. Über die Aufwertung von Pachtſicherheiten ſ. RG 117, 42; RG JW 
1926, 26204; 1927, 14663; 1930, 81514 RG Warn 1927 Nr 44, 131; 1928 Nr 68. Bei der Auf- 
wertung des Anſpruchs auf Rückzahlung einer Pachtſicherheit bleibt ein Minderwert, der ſich 
11 den Verpächter aus den Feſtſetzungen des Pachtzinſes durch das Pachteinigungsamt ergibt, 
außer Betracht, da dieſe Feſtſetzungen als Parteivereinbarung gelten, eine ungenügende Pacht- 
zinszahlung alſo nicht vorliegt (RG 17. 12. 31 VIII 319/31). Kann der Verpächter nach dem Ver⸗ 
trage über die vom Pächter gewährte Sicherheit frei verfügen, fo darf er fie nicht durch den Wäh⸗ 
rungsverfall wertlos werden laſſen, und muß fie bei Rückgabe aufwerten (RG JW 1927, 14665). 

ber die Frage, ob der Verpächter vom Vertrage zurücktreten kann, wenn der Pächter die Aufe 
wertung des Pachtzinſes verweigert, ſ. Rc 107, 151; RG Gruch 68, 509. Grundſätzlich iſt davon 
wiezugehen, daß der Verpächter gegenüber einem Pächter, der das Pachtverhältnis fortſetzen 
DU, ſolange nicht deſſen Löſung verlangen kann, als noch durch Angehen der Pachteinigungs⸗ 
me oder der Gerichte ein gütlicher Ausgleich im Wege der Pachtzinserhöhung möglich iſt (RG 
07, 151; RG Warn 1926 Nr 80, 106). 


Der Pächter iſt auch zur ordnungsmäßigen Behandlung des Pachtgegenſtandes und 
zur Obhut darüber verpflichtet (Seuffa 56 Nr 174, vgl. auch $ 535 A 4). In dem Falle, wenn 
der Nießbraucher eines Grundſtücks dieſes verpachtet, iſt der Pächter bei der Ausübung ſeines 
Ei bungsrechts den gleichen Beſchränkungen wie der Nießbraucher unterworfen ($ 1036 A 2). — 
puch Verpflichtung des Pächters zum Gebrauch der verpachteten Sache oder des ver⸗ 
5 achteten Rechtes liegt nicht im Weſen des Pachtvertrags, lann aber, ohne die rechtliche Natur 

Vertrages zu verändern, im Wege der Nebenabrede vereinbart werden, auch aus den be- 
G9 deten Umſtänden des Falles ſich ergeben (RG 115, 20; 138 S 197, 202; RG 8. 12. 11 III 
11: 16. 10. 25 III 548/24; 29. 10. 26 III 524/25). — Anerkannt iſt auch in der Rechtſprechung 
de Verpflichtung des Pächters zur Ausbeſſerung einer mangelhaften Einrichtung (Dampfkeſſel), 
5 de mit Kenntnis des Mangels übernommen hatte (RG 9. 3. 06 III 265/05). — Das durch die 
Pochachtung einer Jagd begründete Rechtsverhältnis regelt ſich nach den Grundſätzen über die 
di cht, ſoweit nicht das durch Art 69 Ech vorbehaltene Landesrecht eingreift. Nach BOB erfordert 
A eiterverpachtung die Zuſtimmung des Verpächters (89 549 Ab 1, 596 Abſ 1). Kündigung 
es, Jagdpachtvertrages wegen nicht weidmänniſcher und nicht pfleglicher Jagdausübung des 
bachters ſ. NG HMM 1928 Nr 417. Vgl. RG 51, 280; Warn 1910 Nr 381. 


1 Fruchterwerb des Pächters. Er erwirbt nach $ 956 (vgl. $ 957) das Eigentum an den 
Fruchten regelmäßig mit deren Trennung (dazu RG 138, 237: Verzicht des Pächters auf ſein 
rech ziehungsrecht für einen beſtimmten Teil des Pachtlandes). Hiernach und nach ſeiner ſonſtigen 
** en Stellung beſtimmen ſich auch ſeine Rechte gegenüber den Zwangsvollſtre ckungs⸗ 
vollſegeln ſeitens der Gläubiger des Verpächters dahin, daß a) bei der Zwangs ⸗ 
Ah ſtreckung in das verpachtete Grundſtück die bereits durch die Trennung in das Eigen⸗ 
95 des Pächters überge gangenen Früchte der Beſchlagnahme fo wenig, als dem Rechte des 
de pothekengläubigers unterliegen ($ 1120, 3c $ 20), daß das Fruchtbezugsrecht des Pachters, 
durch as verpachtete Grundſtück bereits überlaſſen iſt, auch bezüglich der ungetrennten Früchte 
ch die Beſchlagnahme nicht berührt wird (BUG 521 Abſ 3), daß es ebenſo im Falle der Zwangs⸗ 
15* 
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verwaltung dem Verwalter gegenüber wirkſam iſt (ZUG 8 152 Abſ 2), und daß der im Beſitze 
des Pachtgrundſtücks befindliche Pächter ſich dem Erſteher gegenüber auf 98 571, 572, 573 Satz 1, 
88 574, 575 berufen kann (3G $$ 57, 57a, 57 b; vgl. auch oben A 3 zu 8 571); b) daß ferner im 
Falle der gegen den Verpächter erge henden Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung (RO $$ 810, 
813, 824) der im Beſitze des Grundſtücks befindliche Pächter nicht bloß nach der Trennung der 
von ihm gezogenen und damit in ſein Eigentum übergegangenen Früchte, ſondern auch ſchon 
vor der Trennung die Pfändung der Früchte, die ſich zu dieſer Zeit in ſeinem Gewahrſam be⸗ 
finden, verbieten und, wenn ſie gleichwohl erfolgt, hier gegen einen Einwand aus $ 766 ABO, 
ſowie unter Umſtänden gegen den pfändenden Gläubiger auf Grund des ihm an den Früchten 
zuſtehenden Beſitz⸗ und Bezugsrechts die Widerſpruchsklage nach § 771 ZPO erheben kann (RG 
34, 422; JW 93, 3502; Gruch 38, 179; OLG 4, 340; vgl. auch R 18, 368 und Sydow⸗Buſch, 
ZRO 8 771 A 3). Anderſeits kann der Verpächter eine ſeitens der Gläubiger des Pächters 
in Angriff genommene Pfändung der Früchte weder vor der Trennung ($ 581; RG 18, 368), 
noch nach ihr hindern; er hat aber Anſpruch auf vorzugsweise Befriedigung aus dem Erlöſe ($ 805 
ZPO; vol. § 563 A 1, § 585 A J). 

Für die Verteilung der Früchte und auch der Laſten des Pachtgrundſtücks zwiſchen dem Ver⸗ 
pächter und dem an⸗ oder abtretenden Pächter gelten $$ 101, 103. 

5. Abgeändert oder ergänzt find: $ 536 durch $$ 582, 586; $ 549 Abſ 1 durch § 596 Abſ 1; 
$ 551 Abſ 2 durch $ 584; § 556 Abf 1 durch 88 591—594; 8557 durch $ 597; $$ 559, 563 durch 
$ 585; $ 565 durch $ 595; 88 569, 570 durch $ 596 Abſ 2, 3. Die übrigen Vorſchriften (auch $ 580) 
find mit den durch das Weſen des Pachtvertrags gebotenen Anderungen (vgl. z. B. § 537 A 2) 
anwendbar. 


8 582 


Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks!) hat die gewöhnlichen 
Ausbeſſerungen ?), insbeſondere die der Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude, der 
Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf ſeine Koſten zu bewirken. 

E I 540 II 522; M 2 420, 430; P 2 252ff. 


1. Die 88 582—585 beziehen ſich nur auf landwirtſchaftliche Grundſtücke, d. i. Wieſen 
Felder, Nubgärten uſw., die in der Hauptſache einem landwirtſchaftlichen Betriebe — Ackerbau 
Viehzucht, Baumzucht, Waldwirtſchaft — dienen. Beim Vorliegen dieſer Vorausſetzung iſt es 
für die Begriffsbeſtimmung ohne weiteren Einfluß, daß auf dem Grundſtück auch Gebäude 
ſtehen oder ſog. landwirtſchaftliche Ne bengewerbe — Brauerei, Branntweinbrennerei, Ztegel⸗ 
brennerei — betrieben werden. 


2. Dieſe Ausbeſſerungspflicht iſt infolge des Zuſammenhangs mit dem Fruchtbezugsrecht, 
abweichend von § 536, der im übrigen (ebenfo wie $ 547 für den Erſatz von Verwendungen) in 
betreff der außerge wöhnlichen Ausbeſſerungen auch für die landwirtſchaftlichen Grundſtücke 
gilt, dem Pächter auferlegt; das dazu erforderliche Material darf er in der Regel nicht dem Grund ⸗ 
ſtücke entnehmen. Neben der Ausbeſſerungspflicht wird ſich aus der Natur des Pachtverhältniſſes 
regelmäßig auch die Verpflichtung zur ununterbrochenen Bewirtſchaftung, insbeſondere 
zur Beftellung der Acker, ergeben, inſofern ohne dieſe Bewirtſchaftung das Grundſtuͤck nicht gemäß 
§ 591 zurückgegeben werden kann. 


8 583 


Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks darf nicht ohne die 
Erlaubnis des Verpächters Anderungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung 
des Grundſtücks vornehmen, die auf die Art der Bewirtſchaftung über die 
Pachtzeit hinaus von Einfluß find'). 

E 1 541 II 523; M 2 430; P 2 253. 


1. Keine Befugnis des Pächters zur eigenmächtigen Vornahme von nachhaltigen Ande⸗ 
rungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung des Pachtgrundſtücks, z. B. zur Abholzung eines 
Waldes, um die Fläche in Ackerland zu verwandeln; in der Regel auch keine Befugnis zur dauern⸗ 
den Unterlaſſung der Bewirtſchaftung des Grundſtücks ($ 582 A 2). Vgl. § 1036 A 2. Die Um⸗ 
wandlung von Ackerland in Wieſe wird regelmäßig geſtattet ſein, ſofern ſich der frühere Zuſtand 
bis zum Ende der Pachtzeit wieder herſtellen läßt. Im Falle der Zuwiderhandlung iſt Klage 
auf Unterlaſſung nach $ 550 und Kündigungsbefugnis des Verpächters nach § 553, nach den 
Umſtänden auch ein Schadenserſatzanſpruch gegeben ($ 550 A 3, 8 553 A 2). — Begriff des land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. $ 582 A 1. 
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8 584 


Iſt bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks der Pachtzins nach 
Jahren bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe je eines Pachtjahrs am erſten 
Werktage des folgenden Jahres!) zu entrichten. 

E 1 530 II 524; M 2 429; P 2 251ff. 

1. Auch hier bildet, wie nach $ 551 Nachzahlung des Pächter, und zwar am Ende des 
Pachtjahrs, d. h. des mit dem Beginn der Pacht anfangenden beweglichen Jahres (RG 23 1914, 
16159), nicht des Kalenderjahrs, auch nicht des Wirtſchaftsjahrs, nach dem Geſetze die Regel. 
Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. $ 582 A 1. Für die Pacht von nicht landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücken verbleibt es durchweg bei $ 551. 


§ 585 


Das Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks kann 
für den geſamten Pachtzins geltend gemacht werden und unterliegt nicht der 
im § 563 beſtimmten Befchräntung. Es erſtreckt ſich auf die Früchte des Grund- 
ſtücks ſowie auf die nach § 715 Nr 5 der Zivilprozeßordnung der Pfändung 
nicht unterworfenen Sachen!). 

E 1 548 II 525; M 2 432, 433; P 2 258 ff. 

1. Abweichungen in bezug auf die Geltendmachung des geſetzlichen Pfandrechts des Ber: 
pächters eincs landwirtſchaftlichen Grundſtücls von den — im übrigen auch für die Pacht an 
wendbaren — Vorſchriften der $$ 559—563. Die Geltendmachung kann erfolgen: a) unbeſchränkt 
nicht nur für den rückſtändigen, ſondern auch für den künftigen Pachtzins (jedoch nicht auch 
für künftige Entſchädigungsforderungen, § 559 A 3), ſowie einem dritten Pfändungsgläubiger 
Gbe nnter wegen des geſamten rückſtändigen Pachtzinſes; b) auch an den Früchten des 
worundſtücks (9 99) — auch am Pachtzinsanſpruch des Pächters gegen einen Unterpächter $ 99 
Abi 3, nicht an den dem Unterpächter zufallenden natürlichen Früchten (ogl. $ 55 9A 2) — ſowie 
aM den nach g 715 Nr 5, jetzt nach $ 811 Nr 4 350 der Pfändung entzogenen Sachen: dem zum 

irtſchaftsbetrieb erforderlichen Gerät und Vieh nebſt dem nötigen Dünger, ſowie an den vor⸗ 
ausſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte erforderlichen landwirtſchaft⸗ 
ichen Erzeugniſſen. Gutserzeugniſſe, welche nicht unmittelbar in dem Wirtſchaftsbetriebe 

rwendung finden ſollen, gehören überhaupt nicht zu den unpfändbaren Gegenſtänden, auch 
2 ihr Erlös zur Fortführung der Wirtſchaft nötig iſt (R Gruch 44, 188). — Das Pfandrecht 
au den Früchten beſteht, wie der allgemeine Wortlaut („es erſtreckt ſich auf die Früchte des 
natindſtücks ) ergibt, feinem Grunde nach ſchon vor ihrer Trennung vom Grundſtück, ſobald im 
fentlichen Wortſinne von Früchten geſprochen werden kann (RG Warn 1933 Nr 88), jedenfalls 
2 als einen Monat vor der Reife, und geht deshalb dem ſpäter von einem anderen Gläubiger 
= Pächters durch Pfändung nach $ 810 3 an den ungetrennten Früchten erlangten Pfand⸗ 
rechte vor. Denn wenn auch das Pfandrecht an den Früchten nach dem Grundſatze des $ 93 erſt 
Aut ihrer Trennung vom Grundſtück vollwirlſam entſteht, jo muß doch nach dem Zwecke der 
antberborfcheift, die den Verpächter vor anderen Gläubigern des Pächters ſicherſtellen joll, 

„genommen werden, daß ſchon vorher eine rechtliche Gebundenheit zugunſten des Verpächters 
. die als zur Zeit der Pfändung bereits vorhanden der Pfändungsgläubiger ebenſo 
en ſich gelten laſſen muß, wie er ſelbſt anderen Gläubigern gegenüber trotz des $ 93 das nach 
25 nd O vor der Trennung begründete Pfandrecht für ſich in Anſpruch nehmen kann. Dies 
da c auch dem Sinne der Pfändung, die die Früchte als Pfandgegenſtand nur ſo ergreifen 
. wie fie in das Vermögen des Pfändungsſchuldners, des Pächters, übergehen, alſo mit der 
fe en des Verpächters beſtehenden Belaſtung. Für den Vorrang des Verpächters (mit ver⸗ 
1 2 ener Begründung) OLG 19, 6, Planck d 585 Erl 2a a, Dertmann d 585 Aid, Dernburg 
je 9229 IIIa A 34, Seuffert ZPO 8 810 Erl 3, Peterſen⸗Anger ZPO $ 810 Bem 3, jetzt 
Day dein (Gaupp) BRD (10, J.) $ 810 II a. 6, und Jaeger d 6.00 4 K 5 a. M. 
Ve 13, 202; Staudinger $ 585 A II 10. — Über die Beſtellung eines Pfandrechts ohne 
wiersübectragung bezüglich des dem Pächter gehörenden Inventars eines verpachteten land 
gunſccaltlachen Grundſtücks ſ. Gef. v. 9. 7. 26, RH Bl 1 399. Über das Verhältnis dieſes nur zu⸗ 
liche 5 eines nach dieſem Geſetze zugelaſſenen Kreditinſtituts möglichen Pfandrechts zum geſetz⸗ 
chen Pfandrecht des Verpächters |. J 4 Abſ 2 und $ 11 des Geſetzes; ferner RG 142, 201. 
von at ein Pächter Grundſtücke von verſchiedenen Perſonen gepachtet und ſchafft er die Früchte 
ſetliche an Pachtgrundſtück auf das Grundſtück eines anderen Verpächters, jo erliſcht das ge⸗ 
Mie Pfandrecht gemäß den Vorſchriften des $ 560; z. B. in dem Falle, wo der Pächter den 
brin rem Grundſtücke des Verpächters A mit deſſen Wiſſen in den Speicher des Verpächters B 

gt, weil dort die Reinigung des Samens ftattzufinden hat. Der Verpächter, welcher nur Acker 
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ohne Wirtſchaftsgebäude verpachtet, wird danach tatſächlich weniger günſtig geſtellt fein als der 
Verpächter eines Landguts. Vgl. RG 74, 247, § 560 A 3. 

Über die Wirkſamkeit dieſes Pfandrechts gegenüber der Konkursmaſſe des Pächters und 
gegenüber einem unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Pächter ſ. § 563 A 1 a. E. Das dem Ver⸗ 
pächter eines Landguts im Konkurſe des Pächters zuſte hende Abſonderungsrecht an den Früchten 
und eingebrachten Sachen kann auch wegen des vom Pächter für die Überlaſſung des Inventars 
zum Eigentume zu zahlenden Übernahmepreiſes geltend gemacht werden, da auch die Verein⸗ 
barung hierüber einen Beſtandteil des Pachtvertrags bildet (M& 38, 66), nicht aber wegen eines 
dem Pächter vom Verpächter gewährten Darlehns (RG 37, 88). 

Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks $ 582 A 1. Auf die Pacht anderer Grundſtücke, 
z. B. eines Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsanweſens, find die 8 559 ff. unverändert anzuwenden. 

Über ein allen andern dinglichen Rechten vorgehendes Pfandrecht an den pfändbaren Grund⸗ 
ſtücksfrüchten wegen der Anſprüche für Lieferung von Düngemitteln und Saatgut fiir das Ernte⸗ 
jahr 1932 |. Not VO v. 23. 1. 32 mit Anderung v. 19. 2. 32 (RG Bl 1 32, 71), ebenſo für das Ernte ⸗ 
jahr 1933 Not BO v. 19. 1.33 (RG Bl 123); für die Ernte 1934 Gef. v. 29. 12. 33 (RG Bl 1 1095). 


S 586 

1) Wird ein Grundſtück ſamt Inventar?) verpachtet, jo liegt dem Pächter 
die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke ob“). 

Oer Verpächter iſt verpflichtet, Inventarſtücke, die infolge eines von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umſtandes in Abgang kommen, zu ergänzen. 
Der Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar gehören 
den Tiere aus den Jungen“) inſoweit zu erſetzen, als dies einer ordnungs- 
mäßigen Wirtſchaft entſpricht. 

E 1 5358 II 526; M 2 425, 426; P 2 243. 

1. Die $$ 586—590 beziehen ſich auf die Pacht von landwirtſchaftlichen und von nicht land- 
lege Grundſtücken (Theater, Mühle, Gaſthof, Fabrik) mit Inventar. Vgl. Vorbem 1 
vor E 

2. Begriff des Inventars: Inbegriff aller beweglichen Sachen, welche dem wirtſchaftlichen 
Zwecke des Grundſtücks zu dienen beſtimmt find (ogl. $ 98). Das Inventar eines Grundſtücks 
kann dem Pächter überlaſſen werden durch Eigentumsübertragung vom Verpächter oder vom 
dritten Eigentümer oder durch Mitverpachtung nach § 586 oder durch pachtweiſe Übernahme 
zum Schätzungswerte nach $ 587. Werden die Sachen dem Pächter bei Eingehung des Pacht; 
vertrags vollſtändig zu Eigentum übertragen, jo gelten die Vorſchriften über den Kauf, unter 
Umſtänden auch diejenigen über den Wiederkauf, nicht aber die des $ 586 (vgl. R JW 1927, 
15162). Aufwertung eines vom Verpächter dem Pächter als „eiferne Inventargelder“ zur Über 
nahme des Pachtinventars gewährten Darlehns ſ. RG SeuffA 81 Nr 200. Übernimmt der Pächter 
das Inventar zum Schätzungswerte, ſo gelten die beſonderen Vorſchriften der 88 587ff. Ber 
deutung des Inventarverzeichniſſes: nicht Anerkennungsvertrag, ſondern nur Beweisurkunde 
(RG Warn 1910 Nr 147). Anſpruch des Verpächters auf Beſichtigung des Inventars ſ. RG 
Warn 1927 Nr 142. 

3. Die abweichend vom § 536 dem Pächter auferlegte Erhaltungspflicht geht über die Aus⸗ 
beſſerungspflicht des $ 582 hinaus, da fie auch Neuanſchaffungen nötig macht, wenn der Abgang 
vom Pächter zu vertreten iſt. 

4. Die Jungen werden als Nutzungen nach § 956 zunächſt Eigentum des Pächters, der 
daraus den gewöhnlichen Abgang zu erſetzen hat. Der Verpächter wird Eigentümer, ſobald der 
Pächter ein Junges zum Erſatz für ein aus dem Viehbeſtand abgegangenes Tier beſtimmt. Vgl. 
auch $ 1048. — Im übrigen hat der Pächter auch ſonſtige Inventarſtücke zu erſetzen, wenn ihr 
Abgang auf ein von ihm zu vertretendes Verſchulden (88 276, 278) zurückzuführen iſt. 


8 587 


Übernimmt der Pächter eines Grundſtücks das Inventar zum Schätzungswerte 
mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Pacht zum Schätzungswerte 
zurückzugewähren, ſo gelten die Vorſchriften der 88 588, 5891). 

E 1 544 Abſ 1 11 527; M 2 433439; P 2 259, 516. 

1. Die 88 587589 ſetzen voraus, daß das Invenar eines Grundſtücks (nicht nur eines land⸗ 
wirtſchaftlichen, vgl. $ 586 A 1) pachtweiſe ($ 586 A 2) zum Schätzungswerte nicht nur über⸗ 
nommen, ſondern auch zurückgegeben werden ſoll. Soll das Inventar in das Eigentum des 
Pächters übergehen, fo liegt Kauf vor ($ 586 A 2). Die Beſtimmung eines Pachtvertrages, daß 
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der Pächter den Schätzungswert des Inventars zu verzinſen habe, rechtfertigt aber noch nicht 
die Annahme käuflicher Überlaffung (RG 2. 1. 23 III 819/22). Der gemeinrechtliche Eiſern⸗ 
bieh- Vertrag iſt im BGB nicht beſonders geregelt. Die §8 588, 589 können jedoch bei der 
ſelbſtändigen Verpachtung einer Viehherde entſprechende Anwendung finden (M 2, 439, 443). — 
Entſprechende Anwendung ber $$ 588, 589 beim Nießbrauch |. $ 1048. 


8 588 


Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zu⸗ 
fälligen Derfchlechterung des Inventars!). Er kann über die einzelnen Stücke 
innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen?). 

Der Pächter hat das Inventar nach den Negeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft in dem Zuſtande zu erhalten, in welchem es ihm übergeben wird!). 
Die von ihm angeſchafften Stücke werden mit der Einverleibung in das In- 
ventar Eigentum des Verpächters“). 

E 1 544 Abs 2—5 II 528; M 2 434436; P 2 259. 

1. Gefahrübergang auf den Pächter. Durch zufälligen Untergang der Inventar⸗ 
ſtücke wird hiernach (entgegen $ 323) der Pächter von der Verpflichtung zur Entrichtung des 
Pachtzinſes nicht befreit. g 

2. Verfügungsrecht des Pächters, obwohl er nicht Eigentümer der Inventarſtücke iſt. Vgl. 
$ 1048 Abſ 1 Satz 1. 

3. Ordnungsmäßige Wirtſchaft. Hieraus ergibt ſich ſeine Verpflichtung, an Stelle unbrauchbar 
gewordener Stücke andere anzuſchaffen; bei Nichterfüllung dieſer Verpflichtung ſetzt er ſich dem 
Schadenserſatzanſpruche ſowie dem Vorgehen des Verpächters nach §8 550, 553 aus. Ebenſo 
negt dem Pächter die Sorge für die Ausbeſſerung ſchadhaft gewordener Stücke ob. 

4. Mit der Einverleibung. Nach dieſer zur Sicherung des Verpächters und der Hypotheken⸗ 
gläubiger dienenden Beſtimmung iſt eine beſondere Übergabe an den Verpächter 
\$ 929) nicht erforderlich, deſſen Eigentumserwerb ſich vielmehr ſchon kraft Geſetzes vollzieht 
(gl. § 589 Abſ 2; M 2, 436; NOS 7, 44). 


8 589 


Der Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht vorhandene Inventar 
dem Verpächter zurückzugewähren !). 

Der Verpächter kann die Übernahme derjenigen von dem Pächter angeſchafften 
Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft für das Grundftüd überflüffig oder zu wertvoll find; mit der Ablehnung 
geht das Eigentum an den abgelehnten Stücken auf den Pächter über?) 

Iſt der Geſamtſchätzungswert der übernommenen Stücke höher oder niedriger 
als der Geſamtſchätzungswert der zurückzugewährenden Stücke, ſo hat im 
erſteren Falle der Pächter dem Verpächter, im letzteren Falle der Verpächter 

em Pächter den Mehrbetrag zu erſetzens). 

E 1 544 Abſ 68 II 520 M 2 436-438; P 2 259. 
deri Nüagewähr des Inventars. Nach Abs 1 hat der Pächter das bei Beendigung des Pacht⸗ 
1 ältniffes vorhandene Inventar zurückzugeben, und nach Abſ 3 findet bie Ausgleichung be⸗ 
züglich des Inventars dadurch ſtatt, daß der Geſamtſchätzungswert der übernommenen und 
zor der zurückzugewährenden, d. h. vorhandenen Stücke verglichen wird. Der Verpächter bleibt 
dei dieſer Art der Inventarbehandlung Eigentümer. Das Ergebnis aber iſt das gleiche, wie 
wenn der Verpächter bei Beginn der Pachtzeit das damals vorhandene Inventar dem Pächter 
5 Schätzungswerte verkauft hätte und bei Beendigung der Pacht das jetzt vorhandene In⸗ 
nen dem Pächter zum jetzigen Schätzungswerte wieder ablaufen würde. Veränderungen 
* Zwiſchenzeit gehen daher, unbeſchadet beſonderer Schadenserſatzanſprüche wegen ſchuldhaft 
erste ads widrigen Verhaltens, ebenſo zugunften wie zum Nachteil des Pächters. Die Rückgewähr 
ag ſich auch auf die vom Pächter während der Pachtzeit angeſchafften Stücke — ſelbſt wenn 
= Anſchaffung nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft (9 588 Abſ 2 Satz 1 nicht 
Be rich war — und erfordert zunächſt eine Abſchätzung der ſämtlichen zurückzugebenden 
3 1. Abſ 3. — Erfüllungsort für die Verpflichtung aus Abſ 1 iſt der Ort, wo das Pachtgut 
snd und wo infolge deſſen im Zweifel auch die beiderſeitigen Hauptverpflichtungen zu erfüllen 

DRG Recht 05, 10741). 
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2. Auch hier Eigentumsübergang kraft Geſetzes (vgl. $ 588 A 4). — Die Vorausſetzungen 
ſeines Ablehnungsrechts hat der Verpächter nachzuweiſen. 

3. Ausgleich des Wertunterſchieds zwiſchen dem bei der Übernahme feſtgeſtellten und dem 
bei der Rücknahme feſtzuſtellenden Schäßungswerte. Es iſt dabei ſowohl die Zahl als der Wert 
der zurückzuge währenden Stücke in Betracht zu ziehen, wobei ein inzwiſchen eingetretener Preis⸗ 
rückgang dem Verpächter, eine Werterhöhung dem Pächter zuſtatten kommt (M 2, 437). Für 
die Schätzung des Wertes der zurückzugewährenden Stücke ſind die Preiſe zur Zeit der Beendigung 
des Pachtverhältniſſes maßgebend, und zwar regelmäßig auch dann, wenn ſie durch den Krieg 
beeinflußt worden ſind, es müßte denn ſein, daß es ſich um eine durch beſondere Preistreiberei 
hervorgerufene, nur vorübergehende Steigerung der Preiſe handelt; jo R Gruch 62, 108; RG 
Warn 1920 Nr 191. Nach dieſem Grundſatze, der auf der Entſtehungsgeſchichte und dem Wortlaut 
des Geſetzes beruht, iſt auch ſonſt in Fällen entſchieden worden, in denen Pachtverhältniſſe in 
den erſten Zeiten des Weltkrieges endigten. Seine Anwendung verſagt aber gegenüber einer 
wirtſchaftlichen Umwälzung, wie ſie durch den unglücklichen Ausgang dieſes Krieges und das 
ungeheure Sinken der deutſchen Währung herbeigeführt worden iſt. Sie würde nicht nur zu 
einer ſachlich unberechtigten Bereicherung der Pächter, ſondern vor allem vielfach dazu führen, 
daß der Verpächter, um den Pachter zu befriedigen, Inventarſtücke verkaufen müßte, damit aber 
gerade dem in $ 588 Abſ 2 und $ 589 Abſ 1, 2 ausgefprochenen Grundgedanken der Grundſtücks⸗ 
pacht mit Übernahme des Inventars zum Schätzungswerte zuwiderlaufen, wonach das Inventar 
zum Gute gehört und, von überflüſſigen oder zu wertvollen Stücken abgeſehen, auch beim Gute 
bleiben ſoll. Gegenüber der wirtſchaftlichen Umwälzung verſagen in der Regel auch die Be⸗ 
ſtimmungen der vor dem Kriege abgeſchloſſenen Pachtverträge. Es bedarf daher für ſolche Fälle 
einer Löſung, die unter Wahrung des erwähnten Grundgedankens dieſer Art von Grundſtücks⸗ 
pacht und unter Berückſichtigung der Geldentwertung die wirtſchaftlichen Intereſſen beider Teile 
gerecht und billig ausgleicht. Dieſen Ausgleich hat RG 104, 394 (vgl. R Warn 1923 Nr 71) 
in folgenden Grundfägen gefunden: Übernimmt der Verpächter Inventarſtücke, zu deren Ab⸗ 
lehnung er nach Geſetz ($ 589 Abſ 2) oder Vertrag befugt iſt, jo muß er deren Wert, wie er bei 
der Rückgewährſchätzung feſtgeſtellt wird, nicht etwa nur den Preis, den der Pächter dafür bezahlt 
hat, dieſem erſtatten. Im übrigen ift das Ergebnis der Rückgewährſchätzung mit dem der An⸗ 
fangsſchätzung in der Weiſe zu vergleichen, daß der Sachwert des Inventars zugrunde gelegt, 
d. h. der in Goldmark feſtgeſtellte Schätzungswert in Papiermark — und zwar 
nach der Kaufkraft des Geldes im Inlande, nicht nach dem Kurs der Gold- 
münzen und Goldbarren — umgerechnet wird. Den danach ſich ergebenden Mehr⸗ 
betrag der Rückge währſchätzung hat der Verpächter dem Pächter, einen Minderbetrag der Pächter 
dem Verpächter voll auszuzahlen. Dabei iſt angenommen, daß die reichen landwirtſchaftlichen 
Erträge der letzten Jahre etwaige Verluſte der Pächter in den Kriegsjahren ausgeglichen und 
dem Pächter die Erhaltung des Inventars in der vertraglichen Höhe ermöglicht haben, ohne daß 
er dazu beſondere Mittel aus eigenem Vermögen oder geliehenem Kapital aufwenden mußte. 
Für den gegenteiligen, vom Pächter zu beweiſenden Fall bleibt dieſem das Recht vorbehalten, 
eine entſprechende Summe abzuziehen. Auf den Fall, daß der Pächter das Inventar beim Beginn 
der Pacht gekauft und ſich zum Rückverkauf beim Pachtende verpflichtet hat, bezieht ſich die Ent- 
ſcheidung nicht; hier wird es weſentlich auf die im einzelnen Falle getroffenen Vereinbarungen 
ankommen. Zur Bemeſſung der Ausgleichspflicht nach dem Wertverhältnis des Inventarbeſtan⸗ 
des zur Zeit der Pachtrückgabe (1927) gegenüber demjenigen bei Beginn des Pachtverhältniſſes 
(1914) ſ. auch R& 17. 12. 31 VIII 391/31. Die Pachteinigungsämter ($ 581 A 1) haben 
über die aus der Rückgewähr des Inventars ſich ergebenden Verpflichtungen nicht zu entſcheiden. 

Verjährung des Erſatzanſpruchs ſ. § 558 A 2. Anfechtung einer Schätzung als unbillig |. RG 
Warn 1922 Nr 37. Bei der Aufwertung eines Pachtinventarwertes, der anläßlich der Rückgabe 
der Pachtung in Papiermark geſchätzt wurde, iſt, wie bei jeder Aufwertung, alles zu berückſichtigen, 
was mit dem aufzuwertenden Anſpruch, ſei es auch nur wirtſchaftlich, zuſammenhängt, auch der 
Umſtand, daß der Pächter den Pachtzins in entwertetem Gelde entrichtet hat (RG 120, 6). Über 
eine vertragsmäßige Verpflichtung des Pächters zum Erſatz fehlender Inventarſtücke (Vie h) 
neben der Rückgewähr des Inventars zum Schätzungswerte ſ. RG Recht 1920 Nr 3093. An⸗ 
wendung der Abſ 2, 3 auf die Pacht eines Landguts und auf Vorräte eines ſolchen ſ. $ 594. 


9 590 


Dem Pächter eines Grundſtücks ſteht für die Forderungen gegen den Ver. 
pächter, die ſich auf das mitgepachtete Inventar beziehen !), ein Pfandrecht 
an den in feinen Beſitz gelangten Inventarſtücken zu?). Auf das Pfandrechiſß 
findet die Vorſchrift des 8 562 Anwendung. 


E I 536 II 530; M 2 426; P 2 244, 248; 4 487, 400. 
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1. Solche Forderungen konnen ſowohl nach $ 586 (Aufwendungen für Ergänzung von 
Inventarſtücken) als nach $ 589 Abſ 3 (Erſatzanſprüche für den vom Pächter zurückgegebenen 
Mehrwert von Inventar) erhoben werden. Die Vorſchrift gilt nicht nur für landwirtſchaftliche 
Grundſtücke (val. § 586 A J). 

2. Auf Grund dieſes geſetzlichen Pfandrechts, auf das nach § 1257 die Vorſchriften über das 
ech Rechtägefihäft beſtellte Pfandrecht Anwendung finden (vgl. $ 559 A 1), fteht dem Pächter 
bei Beendigung der Pacht auch ein Zurückbehaltungsrecht, jedoch ebenfalls nur an den 
Inventarſtücken (5 586 A 2), nicht am Grundſtück ($ 556 Abſ 2, $ 581 Abſ 2) zu (vgl. auch KO 
9 49 Abs 1 Nr 2). — Eigentum des Verpächters an den Inventarſtücken wird hier (anders für 
den umgekehrten Fall des Verpächterpfandrechts nach $ 559, ſ. dort A 2) nicht vorausgeſetzt. Der 
Pächter iſt vielmehr auf dieſe Weiſe ſowohl gegen die Eigentumsanſprüche Dritter als gegen die 
von einem Gläubiger des Verpächters beabſichtigte Pfändung geſchützt. 


9 501 


Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks iſt verpflichtet, das 
Grundſtück nach der Beendigung der Pacht in dem Zuſtande zurückzu- 
gewähren, der ſich bei einer während der Pacht bis zur Nückgewähr fort⸗ 
geſetzten ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ergibt!). Dies gilt insbeſondere 
auch für die Beſtellung. 

E 1 545 II 631; M 2 439, 440; P 2 253. 

1. Dieſe Verpflichtung geht weiter als die dem Mieter nach $ 548 obliegende, iſt aber in der 
Natur der Pachtſache begründet. Ordnungsmäßige Bewirtſchaftung bildet den objektiven Maß⸗ 
tab für den Zuſtand, in dem das Grundſtück zurückzugeben iſt, daher kein Anſpruch des Pächters 
wegen Verbeſſerungen, welche lediglich durch dieſe ordnungsmäßige Bewirtſchaftung erzielt ſind, 
während er bezüglich anderer Verbeſſerungen, wie z. B. für Auslagen, die er zur Beſeitigung des 
durch eine Überſchwemmung am Grundſtücke verurſachten Schadens gehabt hat, nach 9 547, 581 
bf 2 Erſatz verlangen kann (vgl. auch § 592). Aus dieſer Verpflichtung zur ee ee 
Rückge währ wird ſich auch in der Regel die zur ununterbrochenen Bewirtſchaftung ergeben 
(1. § 582 A2 a. E.), nicht minder diejenige zur unveränderten Zurücklaſſung von Anpflanzungen, 
05 zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung gehören; der Pächter hat dafür geſetzlich keinen beſon 
eren Erſatzanſpruch. — Bei Nichterfüllung der Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung 
Bucht Schadenserſatzpflicht des Pächter? oder feiner Konkursmaſſe. Abſonderungsrecht des 

erpächters nach KO 8 49 Nr 2 (SeuffA 64 Nr 189). Dem Verpächter ſtehen bei ordnungs⸗ 
1 Bewirtſchaftung auch die Rechte aus 98 550, 553 zu. Er hat aber anderſeits bei ordnungs⸗ 
mäßiger Bewirtſchaſtung keinen Erſatzanſpruch wegen gleichwohl eingetretener Verſchlechterun⸗ 
gen. — Entſprechende Anwendung der $$ 591—593 beim Nießbrauch ſ. $ 1055 Abſ 2. 


8 592 


Endigt die Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks im Laufe eines 
Pachtjahrs, ſo hat der Verpächter die Koſten, die der Pächter auf die noch nicht 
getrennten, jedoch nach den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft vor 

em Ende des Pachtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit zu 
erſetzen, als ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert 
ieſer Früchte nicht überſteigen !). 

© IT 532 1II 586; P 2 264. 


110 Erſatz von Koſten der Fruchtgewinnung an den Pächter. Die Vorſchrift des 9 592 wird 
des entlich in den Fällen Anwendung finden, wo die Pacht entweder nach beſonderer Veſtimmung 
Ab Pochtwertrags vor Ablauf eines Pachtjahrs (5 584 A 1) endigt, oder wo fie nach 89 542, 581 
wird vom Pächter ohne Beobachtung der gesetzlichen Frist im Laufe des Pachtjahrs gekündigt 
„Auf die Früchte, welche in dieſen Fallen bei der Beendigung der Pacht bereits hervor⸗ 

i t, aber noch nicht getrennt find, hat der Pächter nach $ 101 keinen Anſpruch; er muß fie 
mit denn, inſoweit ſie den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen, nach $ 591 
der Sch Pachtgrundſtück herausgeben. Zu feiner Schadloshaltung für die auf die Hervorbringung 
1 tüchte verwendeten Koſten iſt ihm daher, inſoweit dieſe Früchte noch vor dem Ende des 
ein chtjahrs zu trennen find — aber nur unter dieſer Vorausſetzung (RG 23 1914, 1615*) —, 
Anwend Einerntung der Früchte geltend zu machender Erſatzanſpruch gegeben. Entſprechende 
aner ung des $ 592 in den Fällen der 58 1055 Abſ 2, 1421, 1663 Abſ 2, 2130 abi 1 Satz 2; 
vergün wenn ein landwirtſchaftliches Grundſtück nicht im Wege der Verpachtung, ſondern nur 
: ſtigungsweiſe auf willkürlichen Widerruf überlaſſen iſt (OLG 40, 316). Vgl. auch $ 998. 
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8 593 


Der Pächter eines Landguts hat von den bei der Beendigung der Pacht 
vorhandenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ohne Nückſicht darauf, ob er 
bei dem Antritte der Pacht ſolche Erzeugniſſe übernommen hat, ſo viel zurück⸗ 
zulaſſen, als zur Fortführung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich iſt, 
zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen werden!). 

Soweit der Pächter landwirtſchaftliche Erzeugniſſe in größerer Menge oder 
beſſerer Beſchaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet iſt, als er bei dem Antritte 
der Pacht übernommen hat, kann er von dem Verpächter Erſatz des Wertes 
verlangen !). 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger hat der Pächter 
zurückzulaſſen, ohne daß er Erſatz des Wertes verlangen kann!“). 

E 1 547 II 588; M 2 441; P 2 265. 

1. Rückgewähr eines Landguts, d. i. eines zum ſelbſtändigen Betriebe der Landwirtſchaft 
beſtimmten Grundſtücks oder einer Grundſtücksgeſamtheit (M 2, 441; vgl. auch SeuffA 60 Nr 50). 
Für dieſe Rückgewähr gilt in betreff der bei Beendigung der Pacht vorhandenen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe ($ 98 Nr 2) die Beſonderheit, daß der Pächter von dieſen ohne Rückſicht darauf, ob 
und wieviel er bei Antritt der Pacht übernommen hatte, jo viel zurückzulaſſen hat, als voraus⸗ 
ſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte erforderlich iſt. Inwieweit der 
Pächter für das Vorhandenſein ſolcher Erzeugniſſe zu ſorgen hat, iſt nach § 591 zu beurteilen. 
Im übrigen iſt für die Frage, was der Pächter eines Landguts, der bei Beginn der Pacht Vor⸗ 
räte übernommen hat, an folchen bei Beendigung der Pacht zurückzulaſſen hat, der Vertrag ent- 
ſcheidend. — Entſprechende Anwendung des $ 593 in den Fällen der 89 1055 Abſ 2, 1421, 1663 
Abſ 2, 2130 Abſ 1 Satz 2. 

2. Den Beweis dafür, daß die nach Abſ 1 zurückzulaſſenden Erzeugniſſe zur vorläufigen Fort⸗ 
führung der Wirtſchaft erforderlich ſeien, hat der Verpächter; den Beweis dafür, daß der Pächter 
En ol zurückgelaſſen habe, als er bei Antritt der Pacht übernommen, hat der Pächter 
zu führen. 

3. Durch beſondere Beſtimmungen des Pachtvertrags wird dem Pächter vielfach auch die 
Entfernung von Dünger, Stroh und Futter während der Pachtdauer ſchlechthin unterſagt. 


8 594 


Übernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf Grund einer Schätzung 
des wirtſchaftlichen Zuſtandes mit der Beſtimmung, daß nach der Beendigung 
der Pacht die Nückgewähr gleichfalls auf Grund einer ſolchen Schätzung zu 
erfolgen hat, ſo finden auf die Nückgewähr des Gutes die Vorſchriften des 
$ 589 Abſ 2, 3 entſprechende Anwendung!). h 

5 Das gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräte auf Grund einer Schätzung mit 
einer ſolchen Beſtimmung übernimmt, für die Nückgewähr der Vorräte, die er 
zurückzulaſſen verpflichtet ift2). 

E 1 648 II 534; M 2 441; P 2 269. 

1. Rückgewähr eines Landguts auf Grund einer Schätzung. Hiernach iſt im Falle des Abſ 1 
nicht nur der Wert des Inventars, ſondern auch derjenige des Landguts abzuſchätzen und mit 
dem Übernahmewert zu vergleichen. Der Verpächter kann dann die Übernahme derjenigen In- 
ventarſtücke, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft für das Landgut überflüſſig 
oder zu wertvoll find, ablehnen. Begriff des Landguts $ 593 A 1. 

2. Die Beſtimmung des $ 589, welche nur für das Inventar gegeben ift, wird hier auf den 
geſamten wirtſchaftlichen Zuſtand forte auf die ſonſtigen Vorräte eines Landguts ausgedehm, 
Demgemäß geht das Eigentum an denjenigen Vorräten, deren Übernahme der Verpächter gemaß 

589 Abſ 2 ablehnt, ſchon kraft Geſetzes auf den Pächter über. 
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Iſt bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Nechtes!) die Pachtzeit nicht 
beſtimmt, fo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahrs?) zuläſſig; 
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ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, mit 
deſſen Ablaufe die Pacht endigen ſoll. 

Dieſe Vorſchriften gelten bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Nechtes 
auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann!). 

E I 537 II 535; M 2 426 —428; P 2 246, 515. 

„ik Abweichung von $ 565 bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes, während es 
für die Pacht be we glicher Sachen und ebenſo für die Pacht eines Rechtes an beweglichen 
Hachen (M 2, 428) bei jener Vorſchrift verbleibt. — Von der geſetzlichen Vorſchrift abweichende 
Vereinbarungen muß der beweiſen, der ſich darauf beruft (Seuffü 61 Nr 242 und $ 565 A 3). — 
Für die Kündigung durch den Verpächter von Kleingärten und von kleineren landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) gelten die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ 
und Kleinpachtlandordnung, Gef. v. 31. 7. 19 (RG Bl 1371). Für das Eingreifen der Pacht⸗ 
einigungsämter bei Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung verpachtet find, ſ. die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, RGBl 1193, in 
der Faſſung v. 23. 7. 25, RGBl 1 152. Zu beiden Regelungen vgl. $ 581 A 1. a 

ss ans, nicht Wirtſchaftsjahrs (M 2,428). Vgl. § 584 A 1. Berechnung der Friſt 


9 3. Vgl. 9 565 Abſ 4. Fälle der vorzeitigen Kündigung mit geſetzlicher Friſt: 59 567, 569; 
N BEN 19, 21 Abſ 3; ZUG 8 57. Die Fälle der friſtloſen Kündigung (89 542, 552, 554) werden 
urch obige Vorſchrift nicht getroffen. 


8 596 
) Dem Pächter ſteht das im 8 549 Abſ 1 beſtimmte Kündigungsrecht nicht zu 2). 
Her Verpächter iſt nicht berechtigt, das Pachtverhältnis nach 8 569 zu 
kündigen). 

Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes nach 8 570 findet nicht ftatt?). 

E 1 533, 688 II 536; M 2 422, 428, 429; P 2 233, 249. 

1. Durch vertragsmäßige Übereinkunft können ſämtliche Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
abgeändert werden. t 
* 2. Hiermit ift geſetzlich die Unzuläſſigkeit der Afterverpachtung beſtimmt (vgl. 8581 A 3). Sie 
0 un aber im Pachtvertrage geſtattet ſein, und es iſt dann auch eine Pfändung des Pacht⸗ 

en durch einen Gläubiger des Pächters möglich. Vgl. § 549 A 1. x 

Erbe Alſo keine Kündigungsbefugnis des Verpächters beim Tode des Pächters, während den 

Kü A des Pächters die Kündigungsbefugnis zufteht (88 569, 581 Abſ 2). Kündigungstermin, 

1159 igungsfriſt ſ. $$ 565, 595. Die in § 569 A erwähnte BRV O v. 7. 10. 15 (RG Bl 642) über 

0 ündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern iſt auf Pachtverhältniſſe nicht 

a (RG 89, 116). | > 
„Alſo fein Kündigungsrecht von Militärperſonen, Beamten uſw. im Falle der Verſetzung. 


8 597 
9 Gibt der Pächter den gepachteten Gegenſtand nach der Beendigung der 
er nicht zurück!), fo kann der Verpächter für die Dauer der Vorenthaltung 
las Entſchädigung den vereinbarten Pachtzins nach dem Verhältniſſe ver- 
angen, in welchem die Nutzungen, die der Pächter während dieſer Zeit ge- 
feen hat oder hätte ziehen können, zu den Nutzungen des ganzen Pachtjahrs 
ehen ?). Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 
1 1 54 II 537; M 2 431, 432; P 2 250ff. 

dewe Schadenserſatz bei verzögerter Rückgabe des Pachtgegenſtandes, ſei es Grundſtück oder 
au egliche Sache oder Recht. J 597 ſoll bei der Pacht den $ 557 erſetzen, bezieht ſich aber nicht 
0 9568 (RG HRR 1932 Nr 1648). Vgl. § 557. Die Rechtsfolge des $ 597 tritt ein, auch wenn 
= Verſchulden des Pächters nicht vorliegt; im Falle der Weiterverpachtung tft $ 549 Abſ 2 ent. 
ſrechend anwendbar (MG Hz 1932 Nr 111). Gegenüber einer Kündigung des Derpäditers 
an der Pächter, der den Pachtgegenſtand nicht zurückgibt, die Zahlung des Pachtzinſes nicht aus 
zins Grunde verweigern, weil die Kündigung unberechtigt ſei; er ſchuldet den vereinbarten Facht⸗ 
in jedem Falle, ſei es als solchen oder als Entſchädigung nach $ 597 (RG 3% 1981, 3425). 
entf Abweichung von 8 557 dahin, daß die Entſchädigung nicht nur nach der Dauer der Vor⸗ 
haltung, ſondern auch nach dem Betrage der in die Vorenthaltungszeit fallenden, vom 
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Pächter bezogenen oder bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung zu ziehen geweſenen Nutzun⸗ 
gen zu beſtimmen ift, da dieſe Nutzungen vom Pächter (anders wie beim Mieter) nicht während 
der ganzen Pachtzeit gleichmäßig bezogen werden. — Bei ſtillſchweigender Verlängerung 
des Pachtvertrags gilt $ 568. 


Vierter Titel 
Leihe 


1. Rechtliche Natur. Die Leihe beſteht in der Überlaſſung des Gebrauchs einer (körperlichen) 
Sache, und zwar unentgeltlich — hierin liegt der hauptſächliche Unterſchied von der Miete, 
wenn auch bei dieſer vielfach der Ausdruck „Leihe“ gebraucht wird — und nicht zum Ver⸗ 
brauch — hierin der weſentliche Unterſchied vom Darlehn. Die jederzeit widerrufliche Ge 
brauchsgeſtattung (das precarium des römiſchen Rechtes) iſt daneben nicht beſonders ausgebildet 
worden; ſie wird ſich meiſt als (frei widerrufliche) Leihe darſtellen (Prot 2, 276), kann aber auch, 
ſofern nur aus Gefälligkeit der vorübergehende Gebrauch geſtattet iſt, außerhalb eines den Ge 
ſtattenden verpflichtenden Vertragsverhältniſſes liegen und wird hier in der Regel nur dann zu 
rechtlichen Folgen führen, wenn der Gebrauch ein widerrechtlicher ift. In der Vereinbarung 
einer „Leihe“ kann unter Umſtänden der Abſchluß eines Verwahrungsvertrags oder eines ähn⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes gefunden werden (RG JW 1910, 706°). Unentgeltliche Überlaſſung 
des Gebrauchs ift auch als Schenkung möglich (RG 19. 2. 00 VI 934/99). Nicht hierher gehört 
z. B. die Überlaſſung eines Schließfachs fa Frachtbriefe bei Güterabfertigungsſtellen der Eiſen⸗ 
bahn; ſ. RG 103, 146 und § 535 A 2. Flaſchenpfand |. OLG 45, 150. 

Die Leihe gehört nicht wie die Miete ($ 535 Satz 2) zu den gegenſeitigen, ſondern zu den 
unvollkommen zweiſeitigen Verträgen. Die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 320 ff. über gegen⸗ 
feitige Verträge finden daher keine Anwendung. Zunächſt liegt nach $ 598 nur eine einſeitige Ver⸗ 
pflichtung des Verleihers und eine entſprechende Berechtigung des Entleihers vor. Auf Grund 
der Überlaſſung der Sache entſtehen dann auch für den Entleiher die in $$ 601, 603, 604 auf 
geführten Verpflichtungen, die aber nicht (wie der Mietzins für die Gebrauchsgewährung) als 
Gegenleiſtung für die Gebrauchsgeſtattung erſcheinen. 

2. Für das Zuſtandekommen des Vertragsverhältniſſes gelten, wie eine Vergleichung von 
$ 535 und $ 598 ergibt, bis auf das bereits hervorgehobene Unterſcheidungsmerkmal der Unent⸗ 
geltlichkeit, die gleichen Grundſätze wie bei der Miete; der Vertragsabschluß vollzieht ſich mit der 
Abrede der Parteien über die unentgeltliche Gebrauchsgeſtattung. Zu dieſer gehört außer der 
Geſtattung des Sachgebrauchs während der Leihezeit ſchon die Überlaſſung der Sache zum 
Gebrauche (wie bei der Miete). Daß dies der Standpunkt des 9 598 in feiner jetzigen Faſſung iſt, geht 
auch aus den Beratungen der zweiten Kommiſſion Prot 2, 269 hervor, wonach zwiſchen demjenigen, 
der die Verleihung einer Sache zugeſagt hat, und dem Verleiher nicht unterſchieden, vielmehr der 
Leihvertrag einheitlich behandelt werden ſoll. Die dem Verleiher obliegende Überlaffung des 
Beſitzes der verliehenen Sache an den Entleiher ftellt ſich daher, entſprechend der Rechtslage bei 
der Miete, nicht als eine für die Entſtehung des Vertrags erforderliche Vorausſetzung, ſondern 
als Erfüllung der auf die Gebrauchsgeſtattung gerichteten Abrede dar, ohne die ſelbſtverſtändlich 
von einer Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der entliehenen Sache ($ 604 Abf 1) nicht 
die Rede ſein kann. Vgl. auch die vom g 598 weſentlich verſchiedene Faſſung der 5% 607, 610, 
ſowie des $ 688, wo ausdrücklich eine als Darlehn hingegebene Geldſumme oder ein von dem 
Hinterleger übergebene bewegliche Sache vorausgeſetzt wird. — Zur Annahme eines beſon⸗ 
deren Re alvertrages, wie fie von der herrſchenden Meinung, insbeſondere von Enneccerus 
18360 Nr 2, Oertmann Vorbem 2 vor $ 598, im Anſchluß an die frühere Rechtslage aufrecht⸗ 
erhalten wird, und eines davon getrennten Vorvertrags (pactum de commodando) wird daher 
kein Anlaß vorliegen. Anderſeits darf nicht überſehen werden, daß die Leihe in ſehr vielen Fällen 
die kleinen Gefälligkeiten des täglichen Lebens zum Gegenſtande hat und hierbei der ſchlüſſige 
Wille, ſich rechtlich zu binden, oft nicht eher feſtſtellbar ift, als die Sache zum Gebrauche wirklich 
hingegeben wird. Es kommt aber auch ſelbſtverſtändlich eine frühere Bindung vor. Für den 
Charakter des Leihvertrags kann aus dem einen oder anderen überhaupt nichts hergeleitet werden. 

3. Für die Leihe von Kleingärten und von kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken ſind 
die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gel. v. 31. 7.19, 
REBL 1371 (Entw. m. Begr. Nat.⸗Verſ. 1919 Druckſ Nr 321) zu beachten. Danach können Leih⸗ 
verhältniſſe in bezug auf Grundſtücke, die zum Zwecke nichtgewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung überlaſſen worden find, abgeſehen vom Vorliegen eines wichtigen Grundes, wie 3. 5 
der beabſichtigten Verwendung des Grundſtücks zu Bauzwecken, vom Verleiher nicht gekündigt wer⸗ 
den und ſind, wenn ſie ohne Kündigung ablaufen, auf Verlangen des Entleihers zu erneuern (83). 
Im näheren, insbeſondere bezüglich der Befugniſſe der unteren Verwaltungsbehörden und der 
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gemeindlichen Einigungsämter 5. d 581 A 1. Vorbehalt landesgeſetzlicher Regelung für landwirt⸗ 
ſchaſtliche Grundſtücke bis zu einem halben Hektar ſ. $ 8 des Gef. — Für die Leihe von Grund⸗ 
ſtücken zu Zwecken der Heeres⸗ oder Marine verwaltung ſ. auch die Vertragsablöſungsverordnung 
b. 8. 8. 19 (RGBl 1375). 


Für Grundſtücke, die zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nußung verliehen ſind, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, RGBl 1193, in der 
Faſſung v. 23. 7. 25, RGGBl 1 152, in Betracht. Darüber § 581 A1. 


8 598 


Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache!) verpflichtet, dem 
Entleiher den Gebrauch der Sache ?) unentgeltlich zu geftatten?). 
E 1 549 II 638; M 2 443446; P 2 260. 


1. Gegenſtand des Leihvertrags: eine bewegliche oder eine unbewegliche Sache. Leihvertrag 
iſt z. B. das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Unternehmer einer elektriſchen Anlage und den Grund⸗ 
beſitzern, welche die Anbringung der Leitung auf ihren Dächern geſtatten (OLG 9, 304). Um 
einen Leihvertrag, der nach $$ 930, 868 den Eigentumsübergang vermittelt, handelt es ſich ferner, 
wenn der Eigentümer eines mit einem Elektrizitätswerk verſehenen Grundſtücks Zubehörſtücke 
dieſes Werkes veräußert und mit dem Erwerber vereinbart, die Stücke bis zur vereinbarungs⸗ 
gemäßen Übernahme des Werks durch den Erwerber unentgeltlich benutzen zu dürfen (MO 
13. 3. 18 V 147/17). Leihe eines Hypothekenbriefs RG 91, 155. Auch eine verbrauchbare Sache 
(RG HAN 1932 Nr 1551) kann, z. B. zum Zweck der Schauſtellung, Gegenſtand des Leihvertrags 
ein; nicht minder eine dem Entleiher gehörige, in welchem Falle die gleichen Grundſätze wie 
ei der Miete einer im Eigentume des Mieters ſtehenden Sache gelten (. 8 535 A 2). Ein leihe⸗ 
ahnliches Verhältnis liegt vor, wenn demjenigen, der eine Lieferung zu vergeben hat, mit einem 
Angebot wirtſchaftlich wertvolle Muſter vorgelegt werden; unbefugte Veröffentlichung der Muſter 
macht den Vergeber der Lieferung haftbar (RG 83, 37; vgl. § 603 A 1). — Geſtattet ein Grund- 
üdseigentümer einem Dritten, auf ſeinem Grundſtück ohne Entgelt und ohne Begrenzung auf 
0 eſtimmte Zeit die Errichtung und Unterhaltung einer elektriſchen Hochſpannungsleitung, ſo kann 
105 Rechtsverhältnis als Leihe betrachtet werden. Dem Zwecke der Leihe entſprechend kann die 
| ückgabe der Leihſache an ſich nicht gefordert werden, ſolange die Leitung beſteht. Der Ver⸗ 
eiher hat aber das Kündigungsrecht nach $ 605 Nr und der Entleiher muß dann die Koſten 
Nr Beſeitigung der Leitung als Koſten der Rückgabe der Leihſache tragen (RG HRR 1933 
9 1000). — Bei Veräußerung eines verliehenen Grundſtucks tritt der Erwerber richt 
1 5 weiteres an Stelle des Verleihers in die aus der Leihe ſich ergebenden Rechte und Ver⸗ 
Kg ungen ein; § 571 iſt weder unmittelbar noch entſprechend anzuwenden ( Lz 1921, 
2» — Auf den unentgeltlichen Gebrauch eines Rechtes finden die Beſtimmungen über den 
Leihvertrag nicht unmittelbare, ſondern nur entſprechende Anwendung (RG Ich 04, 228). 


Mt 2. Zweck der Leihe: Gebrauch der Sache, nicht Verbrauch, ebenſowenig, von beſonderer 
im anbatung abgeſehen, Fruchtziehung. Die Geſtattung des Verbrauchs oder der Veräußerung 
Nr Seichäftsbetriebe ſchließt die Annahme eines Leihverhältniſſes regelmäßig aus (SeuffA 70 
vert 8). Iſt dem Entleiher die Verpfändung geſtattet, jo wird dadurch die Annahme eines Leih⸗ 
tate noch nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen (RG 13, 128; 36, 164; SeuffA 37, 100). Ge⸗ 
ein 15 der Verkäufer dem Käufer, die von ihm gekaufte und ihm ſchon übereignete Ware 
995 weilen, d. h. bis zur Abholung in vereinbarter oder ange meſſener Friſt, in einem Raume 

a: Verkäufers liegen zu laſſen, fo handelt es ſich um eine lin der Regel) unentgeltliche 
bene eiftung des Verkäufers, und feine Haftung für Mängel des Aufbewahrungsortes 
N ißt ſich nach den Grundſätzen der Leihe ($$ 599, 600), nicht der Verwahrung ($ 690; 

Gruch 58, 1067). 
8 3. Das Geſtatten umfaßt die Verpflichtung des Verleihers: einerſeits bei Beginn des 
er dagsverhältniſſes dem Entleiher die Sache zum Beſtze zu überlaſſen und anderſeits während 
zu outer des Vertragsverhältniſſes dem Gebrauche des Entleihers kein Hindernis in den Weg 
Re egen. Bedarf es zur Gebrauchsüberlaſſung einer Überfendung von Ort zu Ort, ſo hat in der 
8 a der Entleiher, in deſſen Intereſſe die Üderſendung geſchieht, die Koſten zu tragen und dem 
41 her zu erſetzen (vgl. 98 670, 683). Das gleiche gilt für die Koſten der Rückſendung ($ 604 
8 Eine Pflicht zur fortdauernden „Gewährung“ in dem Sinne, daß fie auch die Inſtand⸗ 
lie t das der Sache während der Vertragszeit einſchlöſſe, wie bei dem Vermieter (88 b35, 536), 
1 agegen dem Verleiher nicht ob. Er trägt freilich die Gefahr. — Der Entleiher wird (un ⸗ 
ſein elbarer) Beſitzer der Sache wie ein Mieter. Vgl. 9 535 A 1. Daß der Entleiher es unterlaßt, 
Beil Befugnis zum unentgeltlichen Gebrauch der geliehenen Sache auszuüben, berührt den 
ind des Leihvertrags nicht (RG HRN 1932 Nr 1551). 
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9 599 


Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten !). 

E 1 550 II 539; M 2 446; P 2 269. 

1. Haftpflicht des Verleihers. Ausnahme von der Regel des § 276. Vorſatz § 276 A 2, grobe 
Fahrläſſigkeit $ 277 A 1. Vgl. die für den Schenker gegebenen Vorſchriften §§ 521 ff. Mit der 
gleichen Beſchränkung haftet der Verleiher nach § 278 für Verſchulden feiner geſetzlichen Ver⸗ 
treter und Erfüllungsgehilfen. Der Entleiher haftet dagegen nach $ 276 ($ 278) für jedes Ver⸗ 
ſchulden (NG LZ 1918, 4965), nicht für Zufall; die Gefahr der nicht vom Entleiher verſchuldeten 
Entwendung, Vernichtung oder Beſchädigung der geliehenen Sache trägt der Verleiher (a. M. 
Reichel 83 1922, 543 ff.). — Über eine entſprechende Anwendung des § 599 auf andere unent⸗ 
geltliche Gefälligkeitsverträge |. RG 65, 17; RG 23 1918, 4965. Zur Frage einer entiprechen- 
den Anwendung der $$ 599, 521 auf den Fall einer Geſtattung des unentgeltlichen Mitfahrens 
ſ. RG Warn 1932 Nr 73; HRR 1933 Nr 724. Aus dem Umſtande allein, daß die Beförderung 
unentgeltlich erfolgt iſt, kann die Anwendung nicht hergeleitet werden. 


8 600 

Verſchweigt der Verleiher argliſtig einen Mangel im Nechte oder einen 
Fehler der verliehenen Sache, ſo iſt er verpflichtet, dem Entleiher den daraus 
entftehenden Schaden zu erſetzen !). 

E 1551 II 540; M 2 447; P 2 270. 

1. Schadenserſatzpflicht des Verleihers im Falle argliſtigen Verſchweigens eines Mangels 
der Sache, namentlich bei Überlaſſung der Sache. Vgl. §8 523, 524. — Wegen dieſes 
Anſpruchs ſowie wegen der in den folgenden Paragraphen aufgeführten ſteht außer der Klage 
dem Entleiher nach § 273 ein Zurückbehaltungsrecht zu (RG 65, 277). Neben der vertrags⸗ 
mäßigen kann auch eine Haftung aus unerlaubter Handlung nach §9 823ff. begründet ſein. 


§ 601 

Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung der geliehenen 
Sache, bei der Leihe eines Tieres insbeſondere die Fütterungskoſten, zu tragen!). 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer Verwendungen be- 
ſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag!). 
Der Entleiher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen 
hat, wegzunehmen?). 

E I 558 II 541; M 2 447; P 2 278. 

1. Aus der Verpflichtung des Entleihers zur Tragung der gewöhnlichen Koſten der Er⸗ 
haltung ergibt ſich auch die Erhaltungspflicht ſelbſt und bei deren Vernachläſſigung die Pflicht 
zum Schadenserſatz. 5 

2. Zur Vornahme ſolcher anderen Verwendungen, auch der notwendigen, iſt der Entleiher 
an ſich nicht verpflichtet (RG 65, 277); doch kann ihm nach Treu und Glauben wenigſtens die 
Verbindlichkeit obliegen, den Verleiher auf die Notwendigkeit von Verwendungen behufs Er⸗ 
haltung der Sache aufmerkſam zu machen. — Anderſeits auch keine Verpflichtung des Ver; 
leihers zur Inſtandhaltung (ſ. oben § 598 A 3). — Verjährung der Anſprüche des Entleihers 
auf Erſatz von Verwendungen und auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung (A 3) ſ. $ 606. 

3. Wegnahmerecht. Vgl. oben § 547 A 3. 


8 602 

Veränderungen oder Verſchlechterungen der geliehenen Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden!), hat der Entleiher 
nicht zu vertreten?). 

E 1 554 II 5427 M 2 448ff.; P 2 275. N 

1. Keine Haftpflicht des Entleihers für die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbei⸗ 
geführten Veränderungen oder Verſchlechterungen. Vgl. $ 548 A 2. Bei vertragswidrigem 
Gebrauch, z. B. Überanſtrengung eines geliehenen Pferdes (O8 39, 149), kommt 9 276 zur 
Anwendung. Eine verſchärfte Haftung ift dem Entleiher im Geſetze nicht auferlegt (8 191%, 
4965). Er hat aber wie der Mieter ($ 535 A 4) auch die Pflicht der Obhut und muß die geliehen 
Sache vor Nachteilen ſchützen (RG JW 1910, 7067). Eine Verletzung der Pflichten des Entleiher? 
begründet die in $ 603 A! angegebenen Folgen. Als eine Vertragswidrigkeit kann unter UM 
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ſtänden, infolge ſtillſchweigender Abrede der Parteien, auch die Unterlaſſung jeden Gebrauchs, 
wie z. B. die Nichtbenutzung eines geliehenen Reitpferdes, angeſehen werden. — Ein Schadens⸗ 
erſatanſpruch aus $$ 603, 276 ift begründet, wenn ſich jemand von einem Fabrikanten Muſter⸗ 
ſtühle überſenden läßt, dieſe anderen Bewerbern um den Auftrag zugänglich macht und dann 
auf Grund einer Ausſchreibung, der die Muſter zugrunde liegen, den Auftrag anderweit vergibt 
(RG A. 10. 32 VI 133/32). — Verjährung der Anſprüche des Verleihers ſ. 8 606. 

2. Beweislaſt a) des Verleihers: dafür, daß während der Gebrauchszeit die geliehene Sache 
in beſtimmter Weiſe beſchädigt worden ſei; b) des Entleihers dafür, daß dieſer Schaden nicht 
durch einen von ihm zu vertretenden Umſtand herbeigeführt worden ſei. 


$ 603 


Der Entleiher darf von der geliehenen Sache keinen anderen als den 
vertragsmäßigen Gebrauch machen!). Er iſt ohne die Erlaubnis des Ver⸗ 
leihers nicht berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Oritten zu überlaffen?). 

E 1 549 II 343; M 2 444, 447; P 2 270. 

1. Folgen des vertragswidrigen Gebrauchs: a) Klage des Verleihers auf Unterlaſſung 
nach vorgängiger, erfolgloſer Abmahnung, wie dies für die Miete in $ 550 ausdrücklich beſtimmt 
it. Dieſes Klagerecht iſt aus dem Weſen der Sache zu entnehmen, obſchon es wegen der Kündi⸗ 
gungsbefugnis des Verleihers ohne erhebliche praktiſche Bedeutung iſt; b) Kündigungsrecht 
1409 $ 605; e) Schadenserſatzanſpruch des Verleihers bei Verſchulden des Entleihers (RG 

„1. 04 111 153/04). Vgl. auch $$ 548, 598 A1 und 602 A 1. 
N 2. Gebrauchsüberlaſſung an Dritte. Geſchieht ſie ohne Erlaubnis des Verleihers, ſo haftet 
der Entleiher für jedes dem Dritten beim Gebrauche zur Laſt fallende Verſchulden ſowie auch 
(ne ben Zufall, inſofern der Schaden ohne die Gebrauchsüberlaſſung nicht eingetreten ſein würde 
d gl. § 549 A 6). Hat der Verleiher die Erlaubnis erteilt, fo haftet der Entleiher immerhin für 
ans Verſchulden des Dritten. Wenn auch eine ſolche Haftpflicht (abweichend von § 549 Abſ 2) 
b 630 603 nicht ausdrücklich erwähnt iſt, fo wird fie doch regelmäßig nach $ 278 aus der Stellung 
ab Dritten, als Erfüllungsgehilfen des Entleihers, herzuleiten ſein (a. M. Planck 9 603 A 2; 

weichend auch Enneccerus 18 361 A 3). 


§ 604 
Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene Sache nach dem Ablaufe der für 
e Leihe beſtimmten Zeit zurückzugeben!). 
E ſt eine Zeit nicht beſtimmt, ſo iſt die Sache zurückzugeben, nachdem der 
b den ſich aus dem Zwecke der Leihe ergebenden Gebrauch gemacht 
Sei . der Verleiher kann die Sache ſchon vorher zurückfordern, wenn fo viel 
eit verſtrichen iſt, daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen können. 
ko ft die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwecke zu entnehmen, 
ae der Verleiher die Sache jederzeit zurückfordern“). 
8 berläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten, fo kann der 
erleiher fie nach der Beendigung der Leihe auch von dem Dritten zurüd- 
fordern“). 
1 1 549 II 644; M 2 454; P 2 275. 
u Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der geliehenen Sache, und zwar in demjenigen 
Sultnde, welcher ſich bei vertragsmäßigem Gebrauche ($ 602) ergibt, in der Regel mit Zuwachs, 
5 ar und den während der Reit des Gebrauchs gezogenen Früchten, ſofern der Vertrag nicht 
vgl deres ergibt (vgl. 9 598 A 2). Die Rückgabepflicht mehrerer Entleiher iſt Geſamtſ chuld (§ 431; 
pe > a3). Daraus, daß ein Dritter das Eigentum an der geliehenen Sache erlangt hat, 
Der Ent Entleiher einen Einwand gegen die Rückgabe nicht herleiten (RG JW 1925, 4720. — 
die S ntleiher, der in der Regel allein einen Vorteil aus dem Vertragsverhältniſſe zieht, kann 
der . wenn ihn deren Erhaltung beſchwert, auch vor Ablauf der Zeit zurückgeben, ſofern nicht 
als eirerlaiher dadurch erheblich beeinträchtigt wird (vgl. $ 271 Abſ 2). — Die Rückgabe ſtellt ſich 
der verlitingſchuld dar und iſt am Wohnſitze des Gläubigers oder an dem früheren Standorte 
einer Verhenen Sache zu erfüllen (Seuffll 63 Nr 222). Die Koſten der Rückgabe, insbeſondere 
auch weerſendung von Ort zu Ort, hat daher der Entleiher zu tragen. — Dem Entleiher ſteht, 
Verw enn der Gegenſtand der Leihe ein Grundſtück iſt, ein Burüdbehaltungsre cht wegen 
vendungen nach Maßgabe des 9 273 zu (RC 65,276). Anders für die Miete J 556 Abh. 
er eine Anwendung der Mieterſchutzvorſchriften auf die Wohnungsleihe ſ. RG JW 1921, 
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13628. Das Mieterſchutzgeſetz vom 1. 6. 23, neue Faſſung v. 30. 6. 26, RGBl 1347, iſt nur auf 
Mietverhältniſſe anwendbar. Bei Kleingärten und kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken 
(bis zu einem halben Hektar) gelten für die Kündigung durch den Verleiher und fur die Er⸗ 
neuerung ohne Kündigung ablaufender Leihverhältniſſe die beſonderen Vorſchriften der Klein⸗ 
garten: und Kleinpachtlandordnung, Geſ. v. 31. 7. 19 (RG Bl 1371). Für die Kündigung bei 
Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung verliehen 
find, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, R&G Bl 1193, in der Faſſung v. 23.7. 25, 
RG Bl 1 152, in Betracht. Zu beiden BO vgl. $ 581 A1. 

2. Rückgabe nach gemachtem Gebrauche. Wird ein Hypothekenbrief behufs Sicherheitsleiſtung 
durch den Entleiher gegenüber einem Dritten verliehen, jo kann der Verleiher den Hypotheken⸗ 
brief nicht ſchon deshalb zurückfordern, weil fein Intereſſe (3. B. Ausſicht auf Anſtellung im 
Geſchäft des Entleihers) weggefallen iſt, ſondern, abgeſehen von den Fallen des 605, erſt dann, 
wenn der Entleiher den vertragsmäßigen Gebrauch gemacht hat (RG 91, 155). Bei einer leih⸗ 
weiſen Überlaſſung von Wohnräumen an ein Ehepaar durch den Vater der Frau entfällt der 
Zweck nicht erſt mit der Auflöſung der Ehe, ſondern auch ſchon mit der Auflöſung der häuslichen 
Gemeinſchaft (Seuff A 85 Nr 27). S. auch den in RG 24. 9. 32 V 173/32 behandelten Fall 
5 598 A l). 

3. Zuläſſigkeit jederzeitiger Rückforderung, auch zu einer dem Entleiher ungelegenen Zeit. 
Iſt ein fernerer Gebrauch der geliehenen Sache, aber auch deren Rückgabe infolge eines vom 
Entleiher zu vertretenden Umſtandes ausgeſchloſſen (z. B. Verkauf der entliehenen Wertpapiere), 
fo geht der Anſpruch des Verleihers auf Erſtattung des Wertes der geliehenen Sache (R 
1. 11. 04 III 153/04). Der Entleiher haftet aber auf Erſtattung des Wertes nur, wenn er die 
Unmöglichkeit der Rückgabe (z. B. bei Untergang oder Abhandenkommen der geliehenen Sache) 
zu vertreten hat. Daher kann mit der Klage auf Rückgabe nicht ohne weiteres der Antrag ver⸗ 
bunden werden, den Beklagten zum Werterſatz zu verurteilen, falls er zur Rückgabe nicht imſtande 
ſei (OL 36, 74). 

4. Vgl. $ 556 Abſ 3. — Zur Geltendmachung dieſer Rückgabepflicht hat der Verleiher auch 
dem Dritten gegenüber ſowohl die auf beſonderer geſetzlicher Anordnung beruhende Vertrags⸗ 
als auch beim Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſezungen die Eigentumsklage. 


8 605 

Der Verleiher kann die Leihe kündigen!): 

1. wenn er infolge eines nicht vorhergeſehenen Umftandes der verliehenen 
Sache bedarf); 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der Sache 
macht, insbeſondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten überläßt“), 
oder die Sache durch Vernachläſſigung der ihm obliegenden Sorgfalt 
erheblich gefährdet; 

3. wenn der Entleiher ftirbt?), 

E 1 657 II 645; M 2 452; P 2 275. 

1. Die vorzeitige Kündigung des Verleihers iſt an irgendwelche Friſten nicht gebunden. 
Für den Entleiher iſt eine ſolche Kündigung überhaupt nicht erforderlich (vgl. F 604 A 1). — 
Bei Kleingärten und kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) 
gelten für die Kündigung durch den Verleiher die beſonderen Vorſchriſten der Kleingarten⸗ und 
Kleinpachtlandordnung, Geſ. v. 31. 7. 19 (RG Bl 1371). Für die Kündigung bei Grundſtucken, 
die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung verliehen ſind, kommt 
ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 (RG Bl 1193) in Betracht. Zu beiden VO gl. 9 581 A 1. 

2. Dieſer Kündigungsgrund iſt auch dann gegeben, wenn das Nichtvorherſehen auf einem 
Verſchulden des Verleihers beruht. Ein Schadenserſatzanſpruch ſteht dem Entleiher im 
Falle der Nr1 nicht zu. Damit die Kündigung gerechtfertigt iſt, muß aber allerdings ein wirt 
liches Bedürfnis im Sinne der Nr 1 (nicht eine bloße Laune des Verleihers) vorliegen, und es 
muß dem Entleiher auch erkennbar fein, daß es ſich um eine Kündigung auf Grund eines ſolchen 
Bedürfniſſes handelt. Auch müſſen die Kündigung und das Vorliegen. ihrer Voraussetzungen 
im allgemeinen zeitlich zuſammenfallen. Es genügt nicht, daß ein Bedürfnisfall zu irgendeiner 
früheren Zeit einmal vorhanden geweſen oder zu irgendeiner ſpäteren Zeit eingetreten tft ( 
Warn 1920 Nr 40). S. dazu den in RG 24. 9. 32 V 173/32 behandelten Fall (5598 A1). 

3. S. § 603. Einer vorgängigen Abmahnung, wie bei der Miete nach 8 553, bedarf es hier 
nicht (M 2, 452). 

4. Wird vom Verleiher beim Tode des Entleihers nicht gekündigt, ſo können 
deſſen Erben das Vertragsverhältnis fortſetzen. Der Tod des Verleihers ift fein Kundigungs“ 
grund, ſoweit nicht etwa für ſeine Erben Nr 1 Platz greift. 
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§ 606 
Die Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder Verjchlechte- 
rungen der verliehenen Sache ſowie die Anſprüche des Entleihers auf Erſatz 
von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten!). Die Vorſchriften des $ 558 Abſ 2, 3 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 
E II 546 III 699; M 2 448; P 2 272. 


1. Verjährungsvorſchriften, übereinſtimmend mit denen der Miete in § 558. Sie gelten 
für alle Erſatzanſprüche des Verleihers wegen der durch vertragswidriges Verhalten des Ent⸗ 
leihers entſtandenen Veränderungen und Verſchlechterungen, alſo auch für die auf das Eigentum 
oder auf eine unerlaubte Handlung gegründeten Anſprüche dieſer Art (RG 66, 363; OLG 22, 
311). Die im $ 606 nicht erwähnten Anſprüche (z. B. des Verleihers auf Rückgabe § 604, des 
Entleihers nach §8 599, 600) aus dem Leihvertrag unterliegen der gewöhnlichen Verjährung. 


Fünfter Titel 
Darlehen 


„1. Das Darlehn, die Hingabe von Sachen zum wirtſchaftlichen Verbrauche gegen das Ver⸗ 
ſprechen der Rückerſtattung anderer Sachen derſelben Gattung in gleicher Zahl oder Menge, 
it mnerlich verwandt mit den Geſchäften der Leihe, der Miete und der Pacht, die die Hingabe 
zum wirtſchaftlichen Gebrauche und die Rückgabe der beſonderen Sache zum Gegenſtande haben 
(88 535, 581, 598 BGB). Und zwar entſpricht der Leihe das zinsloſe, der Miete und Pacht das 
perzinsliche Darlehn, mit dem Unterſchiede jedoch, daß dort der Miet- und Pachtzins das Entgelt 
des Empfängers für den geſtatteten Gebrauch, der Darlehnszins dagegen eine Entſchädigung 
an den Darlehnsgeber für die ihm entgehende Nutzung darſtellt. Außere Berührungspunkte 
dent das Darlehn mit der uneigentlichen Verwahrung (offenes Depot, $ 700 BGB), von 
. ſich bei äußerlich gleichem Tatbeſtande durch den weſentlich verſchiedenen Zweck unter⸗ 
ſcheidet. Die Darlehnshingabe erfolgt im Intereſſe des Empfängers zu deſſen Verfügung über 
Er Sachen, die Hingabe bei der uneigentlichen Verwahrung erfolgt dagegen zur Obſorge des 
eimpfangers weſentlich im Intereſſe des Gebers (RG 1, 204; 11, 319), woran die Gewährung 
u ade, Bankzinſes nichts ändert. Für die Geſellſchaftseinlage, die fi von beiden 
hi ericheidet, iſt eine Gemeinſamkeit des verfolgten Zweckes maßgebend ($ 705); Merkmale find 
Oi Beteiligung des Geldgebers an Gewinn und Verluſt aus dem Unternehmen, zu dem die 
1 ung des Geldes erfolgte, und insbeſondere die Einräumung eines Einfluſſes des Geldgebers 
er den Geſchäftsbetrieb und eines Rechtes auf Einſicht der Bücher; bloße Gewinnbeteiligung 
wei gt noch nicht zur Annahme eines Geſellſchaftsvertrags, ſondern macht das Geſchäft möglicher- 
Erg nur zu einem ſog. partiariſchen Darlehn, $ 608 A 1 (RG 20, 165; 31, 33; 57, 175; 
1917 5 77, 223; 122, 390; JW 1912, 4625; 1918, 304°; Warn 1913 Nr 211; 1916 Nr 98; L8 
ſche S. 17412, 8026; 6. 12. 24 IV 361/24); der Gebrauch des Wortes „Darlehen“ iſt nicht ent⸗ 
eidend (M& 92, 292; Warn 1925 Nr 167). — 
erſt Das eigentliche Darlehn (§ 607 Abſ 1) iſt Realvertrag; durch die Hingabe der Sachen 
= wird die einſeitige Verpflichtung zur Rückgewähr begründet („wer ... als Darlehn emp⸗ 
nachen hat,; Rh 86 S. 309 u. 323; 108, 150; Warn 09 Nr 481; 1910 Nr 191; 1912 Nr 49 anders 
Ber ſchweiz. 800 B Art 312, RG IW 1932, 243°), Hingabe und Empfang des Darlehns ſind 
oft echt beſchäftliche Willenserklärung, ſondern tatſächliche Grundlage der Rückerſtattungs⸗ 
15 (RG 74, 15); eine Geſamtſchuld auf Rückerſtattung des Darlehns kann nur entſtehen, 
wird es mehreren Perſonen gememſchaftlich gegeben worden iſt (RG 71, 117). Dieſe Hingabe 
115 in der Regel ſo abſpielen, daß ſie an einen der Empfänger auf Grund der Einigung aller 
wer dag en erfolgt (RG 4. 7. 21 VI 166/21). Darlehnsſchuldner nach Abſ 1 iſt alſo immer nur, 
ang Darlehn empfangen hat; dieſe Rechtstatſache kann durch einen auf einen andern Namen 
Si eteltten Schuldſchein nicht geändert werden (Rh Warn 09 Nr 481); |. aber auch 607 A 8. 
Sich Gültigkeit des abgeſchloſſenen Darlehnsvertrags wird nicht durch die Nichtigkeit einer zur 
Fraberheit des Darlehnsgebers daneben abgeſchloſſenen Pfand⸗ oder Hypothekenbeſtellung in 
etwa foeſtellt (MG 86, 323; 108, 146). Ebenſo iſt der Vertragsanſpruch aus dem Darlehn und 
wen, Kellten Sicherungen unabhängig von der Wirkung einer Anfechtung (88 119ff., 142), 
1 aan ſich die Anfechtung auf den Vertrag über die Hingabe des Darlehns beſchränkt (RG HER 
it, Nr 21). Dem eigentlichen Darlehn tritt ein Vereinbarungsdarlehn in $ 607 Abſ 2 an die 
dem die Verpflichtung zur Rückgewähr auf dieſer Vereinbarung beruht (ſ. da- 
begrü N 7 A 7). Das Darlehnsverſprechen nach $ 610 ift dagegen ein Vorvertrag; es 
Met die Verpflichtung zur Hingabe des Darlehns, während die Rückerſtattungspflicht erſt 
„Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Seyffarth, Oegg.) 16 
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durch die Hingabe ſelbſt entſteht (ſ. $ 610 A 1). Vorſchüſſe auf künftige oder künftig fällig 
werdende Forderungen des Empfängers können Darlehnscharakter haben, wenn ſie in der Abſicht 
der Kreditgewährung (eredendi causa) gegen die Verpflichtung der Rückerſtattung gegeben ſind, 
die auch durch Aufrechnung mit jenen Forderungen geſchehen kann. Sind ſie aber als Voraus⸗ 
leiſtung in Erwartung einer vertraglichen Gegenleiſtung, in Erfüllungs-, nicht in Verpflichtungs⸗ 
abficht gegeben, fo find fie keine Darlehen und können, wenn die Gegenleistung nicht erfolgt ift, 
nur auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung zurückverlangt werden (RG 3, 87; JW 07, 36319: 
1912, 6845; 23 1922, 692; 16.9. 13 III 154/13). Über die rechtliche Natur der „Vorauszahlung“ 
auf die Verſicherungsſumme bei Lebensverſicherungen |. Rö 89, 305 (dazu Dörſtling LZ 1917, 897). 

3. Beſondere Erſcheinungsſormen des Darlehns ſind: a) das Baugelddarlehn, das in 
Teilbeträgen entſprechend dem Fortſchreiten eines Baues zu dem beſtimmten Zwecke der Förde⸗ 
rung des Baues und mit der Verpflichtung zur Verwendung des Geldes in dieſem gegeben wird. 
Ein Baugeldvertrag liegt nur vor, wenn die Hingabe von Geld als Darlehn für einen Bau ver⸗ 
ſprochen wird. Der Baugeldvertrag iſt ſomit eine Unterart des Darlehnsvorvertrags nach 9 610 
(J. dort A 1, 2); ein Darlehn nach $ 607 Abſ 2 kann deshalb kein Baugelddarlehn ſein. Der Bau 
darf zur Zeit des Abſchluſſes des Darlehnsvertrags noch nicht vollendet ſein; ein erſt nachher zur 
Befriedigung der Baugläubiger aufgenommenes Darlehn iſt kein Baugelddarlehn (Baug& v. 
1. 6. 09, RG Bl 449; RG 37, 336; 38, 308; 84,188; 91, 72; Warn 08 Nr 580; 1911 Nr 15 u. 320). — 
Ein rückzahlbarer Baukoſtenzuſchuß an ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen zum Zwecke 
der Herſtellung von Wohnungen für Angeſtellte des Geldgebers oder dgl. ſtellt ſich als ein im 
Rahmen eines Beteiligungsverhältniſſes (Mufn& § 63 Abſ 2 Nr 1) gegebenes Darlehn dar 
(NRG 141,143); über den Bausparvertrag ſ. A 5b) das mit dem Bierlie ferungsvertrage 
verbundene Darlehn der Brauereien an Wirte, bei dem die Rückzahlung durch Aufſchlag auf 
den Bierpreis erfolgt oder ſonſt einerſeits der Gaſtwirtſchaftsbetrieb dazu ausgenützt wird, um 
ſeinem Inhaber durch die Verpflichtung zur Bierentnahme von einer beſtimmten Brauerei 
einen nötigen Kredit zu verſchaffen, andererſeits die Brauerei ihre Geldmittel dazu verwendet, 
ſich den Abſatz ihres Bieres in einer Gaſtwirtſchaft zu ſichern (RG 63, 390; 67, 101; JW 06, 419; 
Recht 1930 Nr 557; 8138 X 1 At; $ 609 A 4); e) das Darlehn der öffentlichen Pfandleiher (88 84, 
38 RGe wo), vgl. RG 58, 71; 79, 361; 87, 156. d) Das Grundgeſchäft einer Wechſeldiskon⸗ 
tierung iſt regelmäßig Kauf (RG 93, 26; Warn 1927 Nr 137), kann aber auch ein Darlehn ſein; 
die Wechſelübertragung durch den Darlehnsſchulduer dient dann dem Darlehnsgeber als Sicher 
heit, kann auch den Sinn haben, daß der Darlehnsſchuldner die Rückzahlung durch einen Dritten 
bewirken will, der durch den Wechſel mitverpflichtet iſt (ach Gruch 71, 390). 

4. Der wirtſchaftliche Zweck des Darlehns iſt im allgemeinen ohne rechtliche Bedeutung. 
Der nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg ($ 812 Abi 1 Saß 2) iſt die Entſtehung 
eines Forderungsrechts des Geldgebers auf Rückzahlung; iſt dieſer Erfolg eingetreten, ſo hat 
die Nichterreichung des weiteren Zweckes, dem das Geld dienen ſoll, nicht die Folge, den Gelo⸗ 
geber auf einen bloßen Bereicherungsanſpruch zu beſchränken (MG 6. 12. 24 IV 361/24). Ein 
zu unſittlichen Zwecken gegebenes Darlehn iſt nach $ 138 nichtig (und erzeugt nach $ 817 Satz & 
auch keine Verpflichtung aus ungerechtfertigter Bereicherung), ſofern der Darlehnsgeber an der 
Unſittlichkeit Teil hat. Ein Darlehn, mit deſſen Gelde der Empfänger ein Bordell ankaufen 
(R ZW 06, 331°) oder ein verbotenes und gemeinſchädliches Einfuhrgeſchäſt bewirken will 
(RG JW 1921, 1229, iſt demgemäß zwar nicht ſchon deshalb nichtig, weil der Darleiher dieſe 
Abſicht gekannt hat, wohl aber, wenn er ſelbſt Vorteil aus dem Verwendungs weck geſucht hat. 
Das Darlehn eines Gaft- oder Schankwirts an einen Gaſt zur Ermöglichung des Branntwein⸗ 
genuſſes erſcheint unter denſelben Umſtänden unklagbar, wie eine geſtundete Forderung des 
Wirts aus dem Ausſchank von Branntwein (Gaſtſtättench v. 28. 4. 30, R Bl 1 146 $ 31). Über 
Darlehen zu Spielzwecken ſ. $ 762 A 5; über gemeinen Wucher $ 138 A 2ff. — Leiſtungswucher 
im Sinne des $4 Preistr VO v. 13. 7. 23 war auch beim Darlehn möglich, und zwar nicht nur, 
wenn der Kredit zu geſchäftlichen Zwecken gewährt wurde (MGSt 58, 321; JW 1925 S. 265°, 
22501; 1926 S. 1159”, 26248, 268315; 23 1926, 1135), ſondern unter Umſtänden auch, wenn dies 
zur Befriedigung hauswirtſchaftlicher oder ſonſtiger perſönlicher Bedürfniſſe geſchah (Baydipflg 
1925, 95; RGSt 60, 216). Solcher Sozialwucher bewirkte aber im Gegenſatz zum Individual- 
wucher des $ 138 Abſ 2 BGB nicht die Nichtigkeit des Darlehns, ſondern führte nur zur Herav⸗ 
ſetzung der übermäßigen Vergütung auf das erlaubte Maß (RG DRZ 1925 Nr 424; JW 1990, 
26245; 25.11.26 IV 551/26). Die Aufhebung der PreistrVoO durch Gef. v. 19. 7. 26, NED: 
413, hat auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts keine rückwirkende Kraft (RG 115, 1517 29 
1927 S. 31714 u. 52415). 

5. Der Darlehnsvertrag nach $ 607 wie das Darlehnsverſprechen nach § 610 begründen nur 
einſeitige Verpflichtungen. Das Darlehnsverſprechen kann indeſſen Beſtandteil eines gegen 
ſeitigen Vertrags fein, jo bei dem mit einem Bier- (A 3b) oder ſonſtigen Lie ferungsvertrag⸗ 
verbundenen Darlehnsverſprechen (MG 67, 101; JW 06, 735°; Gruch 59, 945) und bei dem Bau? 
ſparvertrag (VerſAufſch i. d. F. v. 6. 6. 31, RH Bl 315, § 112), der eine für längere Dauer be 
rechnete beiderſeitige Bindung zur Folge hat, ein gegenſeitiges Vertrauensverhältnis erfordert 
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und in beſonderem Maße unter dem Schutze von Treu und Glauben ſteht (RG 1. 6. 33 IV 64/33). 
Das Darlehnsverſprechen wird aber nicht ſchon dadurch zu einem gegenſeitigen Vertrage, daß 
der Darlehnsnehmer dem Darlehnsgeber eine Hypothek beſtellt oder zu beftellen ſich verpflichtet 
oder eine ſonſtige Sicherheit gewährt; dieſe Leiſtungen find der Regel nach nicht Gegenleiſtungen 
er Darlehnshingabe, ſondern ſie erfüllen die Bedingungen, unter denen das Darlehn gewährt 
oder verſprochen wird (NG Warn 1912 Nr 207; 1914 Nr 7). Ein gegenſeitiger Vertrag nach 
98 320ff., 445 liegt dagegen dann vor, wenn die Darlehnshingabe als Kapitalanlagegeſchäft 
erſcheint, wie regelmäßig die Beleihung von Grundſtücken durch Bankhäuſer (RG IW 09, 3094; 
1912, 462%; Gruch 53, 945). Die Frage, an welcher Stelle beim Darlehnsverſprechen gegen 
Beſtellung einer Hypothek die letztere zu gewähren iſt, iſt auf Grund tatſächlicher Würdigung 
im Einzelfalle nach Treu und Glauben und der Verkehrsſitte zu entſcheiden (vgl. RG 55, 128; 
dazu Kuhlenbeck JW 04, 377ff.). Kann die verſprochene hypothekariſche Sicherheit nicht mit 
dem ausbedungenen Range beſchafft, z. B. die Löſchung der Zwiſchenpoſten erſt im Wege des 
Aufgebotsverfahrens herbeigeführt werden, jo kann der Gläubiger nach § 445, 433, 440 Abſ 1 
und dem unmittelbar oder entſprechend anwendbaren § 325 vom Vertrage zurücktreten oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (NG Seuffa 78 Nr 68, 9. 12. 22 V 236/22). — 
Will der eine Teil ſein Geldbedürfnis durch Ausgabe von Inhaberſchuldverſchreibungen befriedi⸗ 
gen und erklärt der andere Teil ſich bereit, dieſe gegen Barzahlung zu übernehmen, ſo handelt es 
No nicht um ein Darlehn und deſſen Sicherung, ſondern um einen Kauf oder ein kaufähnliches 
Geſchäft (RS JW 1927, 137575). 


§ 607 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen!) als Darlehen?) empfangen 
hat?), ift verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene in Sachen von gleicher 
Art, Gütes) und Menge!) zurückzuerſtatten “). 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde 
ſchuldet, kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld oder die Sachen 
als Darlehen geſchuldet werden follen?)®). 

E 1 453, 454 II 547; M 2 305—312; P 2 42—43. 


1 1. Gegenſtand des Darlehns, ſowohl desjenigen nach Abſ 1 wie des uneigentlichen Darlehns 
ach Abſ 2 des § 607, find vertretbare Sachen ($ 91), die verbrauchbare ($ 92) oder nicht ver⸗ 
a fein können. Der bei weitem vorwiegende Darlehnsgegenſtand ift das Geld (f. zu 
29 245). Ein verſprochenes Darlehn iſt im Zweifel in barem Gelde zu gewähren (RG 56, 
— Andere als vertretbare Sachen können nur darlehnshalber gegeben werden, fie ftellen 
Dich, nicht das Darlehn ſelbſt dar, erſt ihr Erlös ift Gegenſtand des Darlehns. Erfolgt hier alfo 
5 Hingabe des Darlehns erſt durch Empfang des Erlöſes, fo ift die Hingabe einer nicht vertret⸗ 
ten Sache zum Darlehnszwecke nach Schätzung ein Kaufgeſchäft, bei dem die Kaufſchuld 
un eine Darlehnsſchuld erſetzt wird; es liegt mithin ein Fall des $ 607 Abſ 2 vor; mit der Kauf⸗ 
uld entſteht die Darlehnsſchuld. 

zu ber Als Darlehen: zu Eigentum, und zwar, um dem Empfänger den Gebrauch und Verbrauch 
Per 2 affen und zugleich ihn zur Rückerſtattung zu verpflichten (RF JW 1919, 242%). Erwirbt 
Übe untpfänger kein Eigentum (88 929ff.), ſo entſteht auch kein Darlehn (RG 103, 286). Der 
115 0 Tagung zu Eigentum an den Entleihenden ſtehen aber die Fälle gleich, in denen abredegemäß 
eg) die Hingabe der Valuta an einen Dritten der gleiche wirtſchaftliche Erfolg erreicht werden 
92 3). Wenn der Empfänger beſtreitet, eine Summe als Darlehn erhalten zu haben, und 
als dochentung oder Ausſtattung ($ 1624) ſeinerſeits behauptet, fo iſt der Geber für die Hingabe 
* Bemehn beweispflichtig; durch den Rechtsſatz, daß Schenkungen nicht vermutet werden, wird 
ob e des Darlehns nicht erbracht (RG JW 06, 46218; Warn 1917 Nr 58). Es iſt Tatfrage, 
and it Klckſicht auf ein verwandtſchaftliches Verhältnis der Beweis nach der einen oder nach der 

arn Seite für geführt zu erachten ift (RG Warn 1912 Nr 336; JW 1919, 2429). 
Ur Hingabe kann nicht nur durch Zuzählen oder Zuſenden, ſondern durch jede Art der 
nicht f achung erfolgen; die Darlehnsverpflichtung entſteht aber erſt mit der vollendeten Zuführung, 
Die ‚Hon mit der Abſendung; ebenſo verhält es ſich mit dem Übergange der Gefahr ($ 279). 
Zahln Mgabe kann abredegemäß durch einen Dritten oder an einen Dritten geſchehen: durch 
5 pfanganweiſung an das Bankhaus des Gebers, durch Gutſchrift bei dem Bankhauſe des 
766 f agers, durch Hingabe an einen Gläubiger des Entleihenden (RG JW 1913, 264°; 1914, 
den Dritte unmittelbare Auszahlung an den Dritten auf Weiſung des Darlehnsnehmers macht 
Werder ten nicht zum Darlehnsempfänger (RG Warn 1911 Nr 429). Daß der vereinbarte Ver⸗ 
keinen 20 zweck einem Dritten zugute kommen ſoll, tut der Darlehnsnatur des Geſchäfts ebenfalls 
Warn abbruch (MG Recht 1930 Nr 2217); vgl. auch VerglO § 86 und dazu RG Gruch 72, 73; 
1582 Nr 22. Soweit der Darlehnsgeber ſelbſt bereits Gläubiger des Darlehnsempfängers 
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iſt und als ſolcher abredegemäß die Darlehnsſumme einbehält, kommt Abſ 2 in Frage (RG 8. 1. 06 
VI 139/05; 10. 6. 07 VI 388/05). Ein Proviſionsabzug ſtellt ſich als Aufrechnung des verein- 
barten Proviſionsanſpruchs gegen den Anſpruch auf Hingabe des Darlehns dar (NG Recht 04 
Nr 2709). Die Frage, wer bei der Einzahlung von Geldbeträgen auf ein Sparkaſſenbuch als der 
Darlehnsgeber der Kaſſe gegenüber zu betrachten iſt, entſcheidet ſich danach, wer nach dem er⸗ 
kennbaren Willen des Einzahlenden Darlehnsgeber fein und Gläubiger werden ſoll (RG 73, 
220; Warn 1910 Nr 99; 1912 Nr 197; 1916 Nr 75; 17. 5. 20 IV 205/20). Das gleiche gilt bei 
der Hingabe von Darlehn mit fremdem Gelde (Rs Bruch 51, 959; 62, 242). Über die Hingabe 
an mehrere Darlehnsempfänger ſ. Vorbem 2. Über die Möglichkeit eines Zwiſchenurteils über den 
Grund des Anſpruchs nach § 304 ZPO für das Darlehn nach § 607 Abſ 1 vgl. RG 86, 308. 

4. Die Rückerſtattung in gleicher Art, Güte oder Menge iſt nur Regel; zuläſſig iſt auch die 
Vereinbarung, daß in geringerer oder größerer Summe oder Menge zurückzuleiſten ſei. Amor⸗ 
tiſationsdarlehn RG 85, 244. Ein in deutſchem Gelde gegebenes Darlehn iſt auch in ſolchem 
zurückzugeben, wenn nichts anderes vereinbart ift (RG Recht 1924 Nr 1117, wonach eine ab⸗ 
weichende Vereinbarung darin nicht gefunden zu werden brauchte, daß im Jahre 1917 in Brüſſel 
einem dort lebenden Deutſchen von einem andern Deutſchen über ein in Mark gegebenes Dar⸗ 
lehn ein Schuldſchein in Franken ausgeſtellt wurde). Alternative Währungsklauſel, wenn die 
Rückzahlung nach Wahl des Gläubigers in deutſcher oder in einer ausländiſchen Währung er⸗ 
folgen ſoll (RG 126, 196; 136, 127; JW 1920, 3732; JW 1926, 2675“ geg. 13201; Warn 1928 
Nr 67). Darüber, wie eine Darlehnsſchuld ausländiſcher Währung im Inlande zurückzuzahlen 
iſt, ſ. 8 244 A 2, 2a und 3; über Goldklauſeln $ 245 A 1. — Die Vereinbarung, daß die Rückerſtat⸗ 
tung in vertretbaren Sachen anderer Art erfolgen ſoll, läßt die letzteren als Darlehnsgegenſtand 
erſcheinen. Bei Hingabe von Inhaberpapieren kann je nach den Umſtänden des einzelnen Falls 
ein Darlehn auf den Geldbetrag in Höhe des Verkaufspreiſes oder Kurswerts anzunehmen ſein 
(MG HAN 1931 Nr 1304). Sind Inhaberpapiere ſelbſt als vertretbare Sachen der Gegenſtand 
des Darlehns, dann wird, wenn durch Einziehung oder durch Verſchwinden der Papiere aus 
dem Verkehr die gleichartige Rückleiſtung ſowie eine entſprechende Erſatzleiſtung unmöglich 
wird, der Empfänger von der Darlehnsſchuld befreit ($ 275) und iſt dem Darleiher ferner nur 
aus der Bereicherung ($ 812) haftbar, ſofern deren Vorausſetzungen vorliegen. Hat aber z. B. 
die Bankanſtalt einer preuß. Provinz (2. DurchfVO zum AnlAblch v. 2. 7. 26, RGBl J 343, 
$ 16 Nr 4) ein Darlehn in ihren eigenen Vorkriegsobligationen gewährt, die ſeit dem Inkraft⸗ 
treten des AnlAblc᷑ nicht mehr in umlaufsfähigen Wertpapieren zurückgewährt werden können, 
jo hat bei Beſtimmung der vertragsmäßigen Leiſtungspflicht nach Treu und Glauben ($ 242) 
eine Erſatzleiſtung zu erfolgen, wofür die vom Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband aus⸗ 
gegebene Sammelablöſungsanleihe in Betracht kommen kann (RG LZ 1931, 6882). 

5. Aufwertung. a) Die auch für den Empfänger eines Gelddarlehns geltende Regel, daß 
er das Empfangene in gleicher Güte zurückzuerhalten habe, darf durch einen Verfall der Währung 
und durch Währungsvorſchriften nicht in einer gegen 9 242 verſtoßenden Weiſe durchbrochen wer⸗ 
den. Eine von einem ſolchen Währungsverfall, wie er ſeit dem Jahre 1918 bei der deutſchen 
Marl eintrat, betroffene Darlehnsforderung iſt vielmehr grundſätzlich in dem ſich aus § 242 er- 
gebenden Maße aufzuwerten (RG 107 S. 91, 372, 402; Warn 1993/24 Nr 138; Gruch 68, 65; 
§ 242 A bb, day). Dabei find alle Umſtände des Falles, insbeſondere der Verwendungszweck, 
zu dem das Darlehn gegeben wurde, und die Art, in der es wirklich verwendet wurde, namentlich 
das Maß der Erhaltung der mit feiner Hilfe erworbenen Sachwerte zu berückſichtigen (RG J 
1926, 13222; Warn 1927 Nr 105). Für die im allgemeinen gebotene Berückſichtigung der geſamten 
beiderſeitigen Verhältniſſe iſt auf der Gläubigerſeite nach $ 157 kein Raum, wenn eine Induſtrie⸗ 
geſellſchaft, eine öffentlich- rechtliche Körperſchaft oder ein anderer ſich auf offenem Markte an die 
Allgemeinheit oder doch einen weiteren Perſonenkreis wendender Kreditnehmer ein größeres 
„Geſamtdarlehn“ in Teilbeträgen gegen gleichlautende Schuldſcheine aufgenommen hat, 
aus denen ſich ergibt, daß die Teilbeträge nach dem Verhältnis ihrer Nennwerte gleichberechtigt 
ſein follten; in ſolchem Falle kann über die Höhe der Aufwertung nicht je nach der Vermögenslage 
oder den ſonſtigen beſonderen Verhältniſſen der einzelnen Teilgläubiger verſchieden, ſondern 
nur gegenüber allen Gläubigern gleichmäßig entſchieden werden; anderſeits iſt insbeſondere dann, 
wenn auf der Schuldnerſeite ein volkswirtſchaftlich wichtiges Induſtrieunternehmen ſteht, jorg” 
faltig zu prüfen, in welcher Höhe eine Aufwertung für den Schuldner wirtſchaftlich tragbar! 
(RG 117,143), Beruft ſich ein öffentlicher Verband als Darlehnsſchuldner gegenüber dem Auf⸗ 
wertungsgläubiger auf den Rückgang der Steuerkraft feiner Steuerpflichtigen, jo muß er ſich auch 
entgegenhalten laſſen, daß ihm die mit der Markentwertung zuſammenhängende Anleihe-Ab. 
löſungsgeſetzgebung die Abſtoßung alter Schulden gegen geringes Entgelt ermöglicht hat (R 
Zeiler, AufwFälle Nr 1109). Die Anmeldung eines Darlehns zur Anleiheablöſung und der 
Empfang von (nicht geſchuldeter) Ablöſungsanleihe ſtehen dem Verlangen nach Aufwertung 
nicht entgegen, wenn auf den Aufwertungsanſpruch nicht verzichtet wurde; das im Ablöſungs' 
verfahren Erlangte iſt auf den Aufwertungsanſpruch anzurechnen oder zurückzugeben (RG 139, 
330). b) In die Möglichkeit der freien Aufwertung nach den „allgemeinen Vorſchriften“ haben 
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gerade beim Darlehn das Aufwertungsgeſetz und das Geſetz über die Ablöſung öffent⸗ 
licher Anleihen v. 16. 7. 25 in weiteſtgehendem Maße eingegriffen ($ 242 A He). Die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit dieſer Eingriffe ift anerkannt (RG 111, 320; 118, 327; 129, 198; 138, 8; 139, 6; 
J 1927 184321). Aus dem AnlAblcz ſei hervorgehoben, daß es ſich auf Markanleihen des 
eiches, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände und anderer dieſen auf der Grund⸗ 
lage des § 46 durch die Durchführungsvorſchriften gleichgeſtellter öffentlich⸗rechtlicher Körper⸗ 
ſchaften (auch Anſtalten: RG 127, 46; 129, 194; 135, 331) nicht nur in der Erſcheinungsform 
von Schuldverſchreibungen u. dgl., ſondern in den $$ 30 Abſ 3 und 40 Abſ 3 auch auf ſolche Dar⸗ 
lehen der Länder, Gemeinden usw. bezieht, über die Schuldſcheine ausgeſtellt find. Der Begriff 
des Schuldſcheins iſt hierbei nicht vom Standpunkte der Verwaltungsübung aus, ſondern aus 
dem bürgerlichen Recht ($$ 371, 952 Abſ 1; ſ. darüber A 8 zu § 607) und dem AnlAbld ſelbſt 
GGleichſtellung der Schuldſcheindarlehen mit den Schuldverſchreibungen, Buchſchulden und Schatz⸗ 
anweiſungen) zu beſtimmen; es iſt hiernach eine die Schuldverpflichtung begründende oder be⸗ 
ſtätigende, unterſchriftlich vollzogene Urkunde zu erfordern, die den Inhalt der Schuldverpflich⸗ 
lung wenigſtens im weſentlichen wiedergibt und geeignet iſt, für ſich allein die Schuldverpflichtung 
kinsbeſondere die Hingabe der zugeſagten Darlehnsſumme) mit ihrem weſentlichen Inhalt (Ver⸗ 
zinſungs⸗ und Fälligkeitsbedingungen) zu beweiſen (NG 117, 59; 123, 399; 131, 1 HRR 1928 
Nr 1030; JW. 1928, 263212). Dieſen Schuldſcheinsbegriff konnen auch zwei Urkunden zufammen- 
genommen erfüllen, dann nämlich, wenn ſie, wie Vertrag und Nachtragsvertrag, ſich als zwei 
gleichwertige, jedesmal von den Parteien unterſchriebene Teile eines beurkundeten Rechts- 
geſchäfts darſtellen und ſo eine rechtliche Einheit bilden, oder wenn in der einen Urkunde auf 
eine unmittelbar und dauernd mit ihr verbundene Anlage zur Ergänzung ihres Inhalts Bezug 
genommen wird (RG 123, 400; 131 S. 9, 12; JW 1929, 3810). Ein Tilgungsplan, der ſich ſeinem 
tamen gemäß darauf beſchränkt, die zu zahlenden Zins- und Abzahlungsbeträge und die je- 
weilige Reſtſumme rechneriſch aufzuftellen, ift kein Schuldſchein; enthält er aber darüber hinaus 
Die weſentlichen Bedingungen der Schuldverpflichtung, das Empfangsbekenntnis des Schuldners 
und feine Unterſchrift, fo liegt ein Schuldſchein vor; dasſelbe gilt, wenn er als eine dem Dar⸗ 
Ebnsvertrage unmittelbar und dauernd beigefügte Anlage zuſammen mit dieſem den angegebenen 
Erforderniſſen entſpricht (RG 123, 400; 127, 170; 38 1932, 165712; Zeiler, AufwFälle Nr 2220, 
265, 2266). Da der Schuldſchein nur eine Beweisurkunde zu ſein braucht, unterliegt er nicht 
en Vorſchriften, die von Gemeinden uſw. nach Geſetz oder Satzung bei Ausſtellung einer Ver⸗ 
bflichtungsurkunde zu beachten ſind; es genügt ſeine Vollziehung durch ſolche Perſonen, die zur 
suöltellung von Beweisurkunden namens der Gemeinde uſw. befugt ſind (RG 125, 213; 135, 
* Wegen weiterer Einzelheiten der Rechtſprechung über die Schuldſcheindarlehen ſ. Abraham, 
W 1929, 2117 und 1930 S. 777, 780). — Das durch das Gef v. 9. 7. 27, RGBl 1 171, zwei 
N v. 18. 7. 30, RG Bl! 300 und 305, die NotVO v. 10. 11. 1931, RG Bl 1667, und das Geſ. 
Ane 6. 33, RG Bl 1 359 ergänzte und abgeänderte Aufio® regelt in den Abſchnitten 2 bis 7 
ob ſprüche, die häufig in einem Darlehn ihre Grundlage finden, jo die hypothekariſch (88 9ff.) 
ge = durch Schiffs- oder Bahnpfandrecht ($ 32) geficherten Forderungen, die Schuldverſchreibun⸗ 
0 der in den $$ 33, 47 u. 51 gekennzeichneten Art und Sparguthaben bei öffentlichen oder unter 
Darleauſſich ſtehenden Sparkaſſen ($ 55: Einlagen der Sparer, zu unterſcheiden von ſolchen 
a w ehen an die Sparkaſſe ſelbſt oder den hinter ihr als einer ſelbſtändigen Rechtsperſon oder 
geſte unſelbſtändigen Anſtalt ſtehenden Verband, über die mißbräuchlich ein Sparbuch aus⸗ 
ellt wurde, RG 120, 85; 135, 329; JW 1931, 27131); alle jene Anſprüche werden nur nach 
e der Sondervorſchriften des Aufiv& aufgewertet. Dagegen unterliegen Darlehns- 
don, ungen, zu deren Sicherung eine Grundſchuld (Rentenſchuld oder Reallaſt) beſtellt ift, nicht 
Eben 1 oder den 88 9ff. Aufwch (MG 113, 103; 117, 147; Zeiler, AufwFälle Nr 323, 324, 325). 
fiduzſowenig iſt eine perſönliche Forderung, zu deren Sicherung dem Glaubiger eine Hypothek 
Bei reich abgetreten ift, hypothekariſch geſichert im Sinne der 88 ff. (RG Aufwaſpr 6, 317). 
dieſen wie bei allen andern nicht von den Vorſchriften in den Abſchnitten 2—7 des Aufm® 
vom AnlAbl getroffenen Darlehnsforderungen kommt es darauf an, ob fie ſich wirtſchaftlich 
Fe Vermögensanlage darſtellen (ogl. über dieſen Begriff $ 242 A 5% Xbj 2 und A 5d y). 
Ro delt es fic um eine Vermögensanlage, fo erfolgt die Aufwertung zwar nach allgemeinen 
olſchriften; fie darf aber nach $ 63 Abſ 1 25% des nach den $$ 2, 3 AufwG zu berechnenden 
5 arkbetrags nicht überſteigen. Gewiſſe Darlehnsarten find durch das AufwG für die Regel 
er Aufwertung überhaupt ausgeſchloſſen, nämlich Kontokorrentforderungen ($ 65) und 
haben (8 66). Im übrigen ſei wegen der Aufwertung von Darlehen nach dem Aufwod 
n zu 9 242 in A be Abj 1 angeführten Kommentaren) auf Lang, JW 1925, 2214 hin⸗ 


Düer 


gewieſen. 
2 ö . 
kr 1 der völligen Veränderung der wirtjchaftlihen Verhältniſſe in der Zeit zwiſchen Abſchluß 
die Af wicklung des Geſchäfts beim Übergange von normalen zu abnormen Verhältniſſen durch 
ſein ufwertung Rechnung zu tragen ift, jo kann Entſprechendes nach $ 242 auch dann geboten 
iehns wenn umgekehrt ein „in der Zeit allgemeiner Begriffsverwirrung' abgeſchloſſenes Dar- 
geſchäft in der Zeit nach Eintritt der Markſtabiliſierung abzumideln iſt (RG 110, 251, betr. 
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ein am 23. 11. 23 zu einem Zinsſatz von 575% auf einen Monat gewährtes Papiermarkdarlehn; 
RG 118, 165, betr. Kreditgewährung durch eine Bank in der Zeit vom November 1923 bis 
Januar 1924). 

6. Anrechnung der zur Rückerſtattung geleiſteten Zahlung auf Kapital, Zinſen und Koſten 
$ 367, Anſprüche des Darlehnsſchuldners auf Quittung und Rückgabe des Schuldſcheins 98 368 
bis 371. Dem Darlehnsgläubiger, der in der Zwangsverſteigerung des dafür verpfändeten 
Grundſtücks mit ſeiner Hypothek ausgefallen iſt und nun den ausgefallenen Betrag gegen den 
Darlehnsſchuldner einklagt, kann nicht entgegengehalten werden, daß er das Grundſtück ſelbſt 
erſtanden habe und durch deſſen Mehrwert wegen ſeiner Forderung gedeckt ſei; die Darlehnsſchuld 
iſt nicht getilgt ((RG 80 S. 153 u. 155; JW' 1919, 5715. 

7. Das Vereinbarungsdarlehn des Abſ 2 kann einen dreifachen Inhalt haben: a) Eine frühere 
anders geartete Schuld ſoll fortbeſtehen und nur hinſichtlich der Verzinſung, Kündigung uſw. 
wie ein Darlehn behandelt werden (MG 120, 342; JW 1928, 55°; Seuff A 85 Nr 43; vgl. auch 
RG SeuffA 81 Nr 200, betr. „eiſerne Inventargelder“). Hier bleiben die Einwendungen aus 
dem früheren Schuldverhältnis; nach ihm beſtimmt ſich die Aufwertbarkeit der Forderung; 
ebenſo bleiben Pfänder und Bürgſchaften. b) Häufig iſt eine echte Umwandlung der alten 
Schuld in eine Darlehnsſchuld beabſichtigt; der beiderſeitige Wille auf Erſetzung des alten Schuld⸗ 
verhältniſſes durch ein neues bedarf jedoch der Feſtſtellung (RG 113, 205; 119, 24; Warn 1914 
Nr 79; JW 1927, 25027; 1928, 181556 u. 18178, 1929, 29398; HR R 1928 Nr 1970, 1930 Nr 1101). 
Der frühere Schuldgrund erliſcht, mit ihm erlöſchen die fi) aus ihm ergebenden Aufwertungs⸗ 
anſprüche (RG 134, 155; JW 1927, 136010) ſowie Pfänder und Bürgſchaften; die Einwendungen 
aus dem früheren Schuldverhältniſſe ſind ausgeſchloſſen, nicht aber die, daß eine Schuld ganz 
oder teilweiſe überhaupt nicht beſtand; denn ohne ſolche iſt auch keine Umwandlung in ein Darlehn 
zuſtande gekommen (RG 62, 52; 95, 9; Warn 1911 Nr 232; 1919 Nr 115). 8 364 Ab} 2 gilt für 
das Umwandlungsdarlehn mit Rückſicht auf den Umſchaffungscharakter nicht (RG 62, 51; 67, 262; 
119, 24). War das Schuldverhältnis durch Erlaßvertrag oder ſonſt erloſchen, ſo kann es nur 
durch Neubegründung wieder ins Leben treten, nicht aber nach Abſ 2 in ein Darlehn umgewandelt 
werden (RG 76, 59). Das vertragsmäßige Anerkenntnis der verjährten Forderung (8 222) bedarf 
der Schriftform nach § 781; alfo iſt auch die Umwandlung der verjährten Forderung in ein Dar⸗ 
lehn nichtig, wenn ſie der Schriftform ermangelt (RG 78 S. 130 u. 163). Inwiefern eine 
Bürgſchaftsſchuld in ein Darlehn nach § 607 Abſ 2 umgewandelt werden kann, |. RG Warn 08 
Nr 506; 1917 Nr 241; 1918 Nr 7; Baulohnforderungen RG Warn 1919 Nr 59; Maklervergütung 
ebenda Nr 115. Über die Umwandlung einer bei einer Bank beſtellten Kaution oder einer 
bei ihr ſtehen gelaſſenen Dienſtvergütung in eine reine Bankeinlage (AufmG $ 66 Abſ 1) ſ. RG 
23 1927, 13965; HRR 1928 Nr 1233). Ein wegen mangelnder Form ungültiges Schenkungs⸗ 
verſprechen kann nicht nach § 607 Abſ 2 in ein Darlehn umgewandelt werden (RG Recht 1914 
Nr 338, 339; RGSt 60, 74; Warn 1931 Nr 24); ebenſowenig eine nach dem Geſetz unwirkſame 
Spielſchuld (RH Warn 1915 Nr 177). e) Es kann verbunden mit der Umwandlung die Schaffung 
einer ſelbſtändigen Schuldverbindlichkeit nach § 781, oder ohne beſtehende Schuld nach § 780 
beabſichtigt fein (RG JW 1910, 7043; Gruch 49, 916). Hier wird die Abgabe eines ſchriftlichen 
Schuldbekenntniſſes erfordert, ſ. A8. — Auch für erſt künftig zu begründende Forde rungen 
kann ein Darlehnsverhältnis nach $ 607 Abſ 2 geſchaffen werden (MG JW 06, 5501 1911, 151%; 
Warn 09 Nr 358; 1918 Nr 7; HR 1931 Nr 585). Da nach $ 700 die Vorſchriften über das Dar⸗ 
lehn auch für den ſog. uneigentlichen Verwahrungsvertrag (ſ. Vorbem 1) Anwendung 
finden, fo kann eine beſtehende Schuld auch in ein ſolches Verhältnis umgewandelt werden (RG 
67, 262; 119, 23). 

8. Der im Verkehr übliche Darlehnsſchuldſchein iſt im Titel Darlehen nicht erwähnt. In den 
59371, 952 Abſ 1 wird der Begriff des Schuldſcheins vorausgeſetzt als eine die Schuldverpflichtung 
begründende oder beſtätigende, vom Schuldner zum Zwecke der Beweissicherung für das Be 
ſtehen der Schuld ausgeſtellte Urkunde (RG 116, 173; 120, 89). Das für die Anwendung des 
AnlAblcô 88 30 Abs und 40 Abſ g in der Rechtſprechung (A5 unter b) entwickelte weitere 
Erfordernis der ſog. Einheit des Schuldſcheins, daß nämlich der Schuldſchein geeignet ſein müſſe, 
für ſich allein den weſentlichen Inhalt der Schuldverpflichtung zu beweiſen, läßt ſich aus dem 
BGB nicht herleiten, ſondern nur aus dem AnlAblc begründen RG 131, 1; HR 1928 Nr 1030 
gegen RG 127, 171 u. a.). Daß der Schuldſchein vielfach ſchon in Erwartung des Darlehns⸗ 
empfanges ausgeſtellt und hingegeben wird, ſteht feiner (den Gegenbeweis zulaſſenden) Eigen“ 
ſchaft als Beweisurkunde nicht entgegen (RG 123, 400; 127, 172; 135, 335; HR 1929 Nr 400). 
Im Hinblick auf das Vereinbarungsdarlehn des Abf 2 iſt er mehr als eine bloße Beweisurkunde 
für die Darlehnshingabe. Er überhebt den Gläubiger jedes weiteren Beweiſes, auch wem feſt⸗ 
fteht, daß ein bares Darlehn nicht gegeben war, während der Schuldſchein auf ein ſolches lautet. 
Der Schuldner, der ein Schuldbekenntnis ausgeſtellt hat, iſt in vollem Umfange beweispflichtih, 
daß weder ein Darlehn nach $ 607 Abſ 1 noch ein ſolches nach Abſ 2 vorliegt; er muß alfo das 
Nichtbeſtehen einer Schuld überhaupt beweiſen, auf die der Schuldſchein ſich beziehen konnte. 
Dies auch dann, wenn eine ſelbſtändige (abſtrakte) Verbindlichkeit nach 58 780, 781 nicht anzu⸗ 
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nehmen iſt (RG 56, 235; 57, 320; JW 05, 13815; 1910, 5768; 1922, 48913; Warn 09 Nr 358; 
1910 Nr 428; 1912 Nr 161; 1913 Nr 90; 1914 Nr 155; Gruch 51, 939). Der Ausſteller des Schuld⸗ 
bekenntniſſes muß demnach die Umſtände darlegen, die zur Ausſtellung der Schuldurkunde geführt 
haben, und dartun, daß daraus eine Verpflichtung für ihn ſich nicht ergibt (HRR 1931 Nr 585). 
Behauptet der Gegner ſelbſt einen beſtimmten Schuldgrund, ſo bedarf es ſelbſtverſtändlich auch 
für den Schuldner nur des Eingehens auf dieſen (RG Warn 08 Nr 506; 1912 Nr 49). Das gilt auch, 
wenn der Gläubiger ſelbſt ausdrücklich bares Darlehn behauptet. Über die Klage auf Heraus⸗ 
gabe eines Schuldſcheins, wenn das Darlehn nicht gegeben wurde, vgl. R JW 09, 41510. 


8 608 

Sind für ein Darlehen Zinſen bedungen !), jo find fie, ſofern nicht ein anderes 
beſtimmt iſt, nach dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das Darlehen vor 
dem Ablauf eines Jahres zurückzuerſtatten iſt, bei der Nückerſtattung zu ent- 
richten 2), 

E I 456 II 548; M 2 312-313; P 2 43; 6 187. 

1. Zinſen. Das zinsloſe Darlehn iſt die juriſtiſche Grundform des Geſchäfts. Zinſen ſind nur 
zu zahlen, wenn fie bedungen find (anders nach HGB 89 353, 354 Abſ 2). Doch kann in der Ge⸗ 
währung eines zinsloſen Darlehns eine Schenkung liegen (88 516, 518), ſofern einerſeits der 
Darlehnsgeber durch die unentgeltliche Gebrauchsüberlaſſung einen Ertrag aufopfert, den er 
lonſt gewonnen haben würde, und ſofern anderſeits dem Empfänger dadurch Ausgaben erſpart 

erden, die er andernfalls für die Gewährung eines entſprechenden Kapitals aufzuwenden gehabt 
haben würde (RG Gruch 71, 531). Die Zinspflicht (88 246—248; HGB $ 352) iſt eine Neben ⸗ 
verpflichtung des Darlehnsnehmers und iſt vom Beſtand und der Höhe der Hauptſchuld abhängig 
(RG 53, 294; Warn 1910 Nr 417). Die Zinſen laufen von der Hingabe oder vertragsmäßigen 
Bereitſtellung an, womit auch das Zinsjahr des $ 608 beginnt, bis zur Rückzahlung. Verjährung 
9 197. Eine Vergütung für das Darlehn kann auch in der Form einer Gewinnbeteiligung be⸗ 
dungen werden (Vorbem 1 vor $ 607; RG Warn 1910 Nr 417). Über die Herabſetzung einer 
unter der Herrſchaft des $ 4 PreistrVO v. 13. 7. 23 bedungenen übermäßigen Vergütung |. 
Vorbem 4 vor 9 607. 

Die 4. Not Vo zur Sicherung von Wirtſchaft u. Finanzen v. 8. 12. 31 (RGBl 1 699) Teil 

Kap III ſetzte nicht nur den durch Geſ. v. 3. 3. 23 (RG Bl I 163) einſtweilen außer Kraft 
geſetzten F 247 BGB vom 1. 1. 32 ab wieder in Kraft, ſondern brachte auch mit Vorſchriften 


uber Zinssenkungen und Kündigungsbeſchränkungen von langfristigen Forderungen Ein⸗ 
Riffe in beſtehende Verträge, die bei Darlehen beſonders häufig praktiſch werden; dazu die 


Durchf. u. Erg Oen v. 23. 12. 31 (RGBl J 793), 9. 1. und 26. 3. 32 (RGBl 1 29, 171). Weitere 

inserleichterung trat bei den durch eine Hypothek an landwirtſchaftlichen Grundſtücken geſicher 
ten Forderungen ein nach der Not VO v. 27. 9. 32 (RG Bl 1 480) mit den Durchf, u. ErgVOen 
4 24. 11. und 16. 12. 32 (RGBl 1 534, 562). Auch das für das Gebiet der Oſthilfe in der NotV O 
10 17. 11. 31 (RG Bl 1675) $ 18 mit der DurchfVO v. 5. 12. 31 (RH Bl 691) 88 25ff. vorge⸗ 
ir ne, durch ſpätere Verordnungen weiter ausgebaute und auf die öſtlichen Gebiete Bayerns 
erſtreckte Entſchuldungsverfahren umfaßt u. a. den Erlaß von Zinsrückſtänden und die Ver⸗ 
Haletung des Zinsſatzes. Durch das Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldver⸗ 

ltniſſe v. 1. 6. 33 (RG Bl 1 331) iſt das Entſchuldungsverfahren für das ganze Reichsgebiet ein- 
at und, auch für das Oſthilfe gebiet (88 95ff.), neu geregelt. Wegen der Einzelheiten ſei zu 
. f. wen auf § 246 A 2a ſowie auf Volkmar, Gruch 72, 227ff. und Pätzold, Gruch 


8 8 Anwendung des 9 608 auf das Rechtsverhältnis der uneigentlichen Verwahrung nach 
ORG 67, 264. — Verzugszinſen § 288. Prozeßzinſen $ 291. 


§ 609 
„Iſt für die Nüderftattung eines Darlehens eine Zeit nicht beſtimmt ), fo 
hängt die Fälligkeit davon ab, daß der Gläubiger oder der Schuldner kündigt?) ). 
de Die Kündigungsfriſt beträgt bei Darlehen von mehr als dreihundert Mark 
er Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 
Sind Zinſen nicht bedungen, fo ift der Schuldner auch ohne Kündigung zur 
derſtattung berechtigt ). 
1 S. ei e e 1 t . d Ablauf das Darlehn un 
1215 ein nt, jo kann nach deren ? 7 
mittelbar u de e der Empfenger ſolle zurückzahlen, wenn er 
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dazu ohne Gefährdung ſeines wirtſchaftlichen Beſtehens imſtande ſei, macht das Darlehn fällig, 
ſobald der Schuldner in die beſſere Vermögenslage gelangt iſt; eine Wiederverſchlechterung iſt 
bedeutungslos (RG 17. 11. 02 VI 232/02). Über die Behauptungs- und Beweislaſt in dieſem 
Falle |. RG 28, 176; SeuffA 33 Nr 90. Nach Ablauf der Zeit oder der Kündigungsfriſt entſteht 
keine ſtillſchweigende Verlängerung des Schuldverhältniſſes; dieſe muß beſonders vereinbart 
werden. Iſt eine Rückzahlungszeit beſtimmt und ohne weitere Zeitbeſtimmung vereinbart, daß 
das Darlehn gegen höhere Zinſen über die Rückzahlungszeit hinaus behalten werden kann, ſo 
tritt nunmehr Kündigung nach $ 609 ein (RG 28. 5. 07 VII 331/06). $ 609 enthält nicht zwingen⸗ 
des Recht und gilt nur als Ergänzung des Parteiwillens (RG 104, 186; HRR 1930 Nr 699; 
Warn 1932 Nr 22). 

2. Die Kündigung iſt die formloſe einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, daß das 
zwiſchen dem Kündigenden und dem Empfänger der Kündigungserklärung beſtehende Rechts⸗ 
verhältnis beendet werden ſolle (R JW 1919, 2425). Die Bezeichnung des Zeitpunkts der 
Beendigung gehört nicht zum notwendigen Inhalt der Erklärung, da dieſer Zeitpunkt ſich aus 
dem Geſetz oder Vertrag ergibt (RG Warn 08 Nr 366; anders früher RG 26, 191). Die für 
einen beſtimmten Endtermin erfolgte, für dieſen aber verſpätete Kündigung gilt deshalb für 
den nachſten zuläſſigen Endtermin (RG ebenda). Wer ſich auf die geſetzliche Kündigungsfriſt 
ſtützt, braucht nicht zu beweiſen, daß keine andere vereinbart worden ſei: Sache des Gegners iſt es, 
eine ſolche darzutun (RG 57, 46; 68, 305; Warn 1910 Nr 54 u. 191; a. M. Stölzel in Buſchsg 
35, 4ff.). Denn, wo das Geſetz ſelbſt einen regelmäßigen Vertragsinhalt angenommen wiſſen 
will, iſt eine abweichende Vereinbarung etwas, wogegen die geſetzliche Vermutung ſpricht (RG 
68, 308). Die Kündigung, die auch — |. jedoch Abſ 3 — gegen den Kündigenden wirkſam und 
deshalb unwiderruflich tft (RG JW 1911, 3921), kann auch durch Klageerhebung erfolgen; die 
Prozeßvollmacht des Rechtsanwalts ermächtigt hierzu (RG 53, 212; 13. 5. 03 V 474/02). Die 
vertragsmäßige Ausſchließung der Kündigung für einen oder für beide Teile auf die Lebenszeit 
des Darlehnsgebers (RG Recht 1913 Nr 666) oder des Darlehnsnehmers iſt mit dem Weſen des 
Darlehns vereinbar; ebenſo die vertragsmäßige Beſchränkung des Schuldners, daß er erſt auf 
Verlangen des Gläubigers zahlen dürfe (RG HR 1930 Nr 699). Doch wird in letzterem Falle 
entſprechend den $5 567, 1202 die Unkündbarkeit von ſeiten des Schuldners nur bis zur Dauer 
von 30 Jahren zuzulaſſen fein; vgl. auch EG Art 117 Abſ 2, MAG BGB Art 32. War ein 
Darlehn zur geſchaftlichen Selbſtändigmachung des Darlehnsnehmers gegeben, jo iſt als Ver⸗ 
tragsabſicht anzuſehen, daß nicht ſofort gekündigt werden kann; die Erreichung des Zweckes muß 
durch Gewährung angemeſſener Zeit ermöglicht werden (R& Gruch 52, 429). An die Stelle der 
einjeitigen Kündigung kaun ſelbſtverſtändlich auch eine gegenſeitige Fälligkeitsabrede treten 
RE J 1911, 36414). Die Vereinbarung „jederzeitige“ Rückforderung ſchließt nicht die Bei⸗ 
be haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt aus (RG Warn 1917 Nr 70); ein Darlehn iſt immer 
als ein Schuldverhältnis von gewiſſer Dauer gedacht; eine ſofortige Rückerſtattung nach Hingabe 
ſteht mit dem Weſen des Darlehnsgeſchäfts in Widerſpruch (Rs Gruch 72, 74; Warn 1932 Nr 22). 
Doch kann die Vereinbarung einer Rückzahlung „in kürzeſter Friſt“ oder „in den nächſten Tagen“ 
(oder Wochen) je nach dan Umſtänden als Befreiung von der Kündigungsfriſt erſcheinen (RG 
104, 186; JRdſch 1927 Nr 1516). 

Die in A1 Abſ 2 zu g 608 angeführte NotWO v. 8. 12. 31 Teil 1 Kap III enthält im Zuſammen⸗ 
hang mit der Zinsſenkung Kündigungs beſchränkungen für langfriſtige Forderungen, dle durch das 
Gef. v. 20. 12. 33 (RGI I 1092) 99 13 verlängert find; auf Forderungen, deren Fälligkeit 
ohne Kündigung eintritt, bezieht fi $ 4 jener Vo nicht (R HAN 1934 Nr 5). Die in der⸗ 
ſelben Aum angeführte Not VO über Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen Realkredit 
v. 27. 9. 32 5 1 ſchließt dagegen für die von ihr betroffenen Forderungen nicht lediglich das 
Kündigungsrecht des Gläubigers aus, ſondern gewährt für dieſe Forderungen, gleichgültig, ob 
de auf Kündigung oder ohne Kündigung zu einem beſtimmten Termin fällig werden oder beim 
Inkrafttreten der BO ſchon fällig waren, bis zum 1. 4. 35 ein Moratorium. Für andere, 
von jenen beiden NotVOen nicht betroffene Forderungen bringt die Not Vo über Fälligkeit 
von Hypotheken und Grundſchulden v. 11. 11. 32 (RGGBl 1 525) mit den Durchf- u. ErgVOen 
v. 16. 12. 32 (N05 Bl 1 551) und 27. 3. 33 (RGBl I 149) ebenfalls ein (durch das Geſ. v. 22. 
12. 33 § 4 verlangertes) Moratorium. Noch weiter geht das aaO. erwähnte EntſchuldungsGeſ. v. 
1. 6. 36, indem es (JJ 14, 18) für gewiſſe Forderungen ihre Umwandlung in unkündbare Tilgungs⸗ 
forderungen oder die Abfindung des Gläubigers mit Ablöſungsſchuldverſchreibungen vorſieht. 

9. Die im Verkehr Häufige Klauſel, daß bei unpünktlicher Zinszahlung die ſofortige Fällig⸗ 
keit des Kapitals oder ein friſtloſes Kündigungsrecht des Gläubigers eintrete, ſteht unter den 
Auslegungsgrundſatzen der $$ 133, 157 und iſt dahin zu verſtehen, daß der Gläubiger von ſeinem 
Rechte auf Zahlung oder Kündigung innerhalb eines ange meſſenen Zeitraums nach Eintritt des 
Zinsverzugs Gebrauch machen muß, widrigenfalls das Recht für dieſen Verzugsfall erliſcht und 
der Vertrag in der alten Weiſe ſich fortſetzt R 142, 275; JW 08, 55011; 1912 3854). Die Annahme 
der nachträglichen Zins zahlung allein andert an der Fälligkeit oder Kündigungsbefugnis nichts (RG 
JW 03 Beil Nr 47; Warn 1911 Nr 11; SeuffA 63 Nr 245). Der Gläubiger muß den Verzugs⸗ 
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und Kündigungsfall abwarten; es kann nicht etwa vorher bedingt gekündigt werden (RG 142, 275; 
SeuffA 59 Nr 55). Die ſofortige Fälligkeit auf Grund der Verwirkungsklauſel tritt nach Rh J W919, 
570° im Zweifel nicht ein, wenn den Schuldner an der Nichterfüllung kein Verſchulden trifft. 
Jedenfalls gilt dies, wenn der Gläubiger die Nichteinhaltung der Bedingung ſelbſt verſchuldet 
hat. Eine geſetzliche Verfallklauſel findet ſich in den A 2 Abſ 2 angeführten NotVOen v. 27. 9. 32 
911 Abſ 2 Satz 2 und 11. 11. 32 $1 Abſ 2 Satz 2. 

4. Rückerſtattung ohne Kündigung. Das verzinsliche Darlehen kann der Schuldner nicht 
ohne Kündigung zurückzahlen, im Falle feſtbeſtimmter Fälligkeitszeit vor Ablauf dieſer Zeit auch 
nicht nach Kündigung. Ob das unverzinsliche Darlehen auch vor der feſtbeſtimmten Zeit zurück⸗ 
gezahlt werden kann ($ 271 Abſ 2), iſt ſtreitig, aber anzunehmen. Für den Gläubiger gilt Abf 3 
nicht. Im Kleinverkehr — Entleihung von Wirtſchaftsbedürfniſſen — wird die Anwen⸗ 
dung des § 609 als durch ſtillſchweigende Vereinbarung ausgeſchloſſen und jederzeitige Rück⸗ 
forderung regelmäßig als Vertragswille zu gelten haben. Iſt der Darlehnsvertrag mit einem 
Lieferungsvertrage (Bierlieferung) verbunden, ſo iſt das Darlehn zurückzuerſtatten, wenn der 

arenbezug eingeſtellt wird (RG 67, 101; Gruch 53, 945). 


8 610 


Wer die Hingabe eines Darlehens verſpricht 1) 2), kann im Zweifel das 
Verſprechen widerrufen 3), wenn in den Vermögensverhältniſſen des anderen 
Teiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf 
die Nückerſtattung gefährdet wird ). 

ET 458 II 550; M 2 314-316; P 2 4750. 

* 1. Das Darlehnsverſprechen, das F 610 behandelt, ſchafft die Verpflichtung des Verſprechen⸗ 
a zur Zahlung einer Geldſumme, die nicht der Höhe nach beſtimmt zu fein braucht, wenn fie 
— beſtimmbar iſt (NG Warn 09 Nr 446), zum Zwecke der Begründung eines Darlehnsſchuld⸗ 

rhältniſſes (RG 52, 306; 66, 359; früheres Recht 32, 364); erſt die Zahlung der Summe macht 
ar Empfänger zum Darlehnsſchuldner. Das Darlehnsverſprechen begründet mithin noch feine 
arlehnsſchuld, ſondern nur eine Verpflichtung zum Abſchluſſe eines dieſe begründenden Ver⸗ 
ages durch Hingabe der Darlehnsſumme. A. M. insbe. Kohler, Lehrb. d. BR 2, 337 ff. und 
Neud urgg 33, 1ff., der in dem Vertrage eine gegenſeitige Vereinbarung auf Gewährung und 
ſinglgewähr als Vor- und Nachleiſtung erblickt. Auf die Hingabe des verſprochenen Darlehns 
det 8 270 keine Anwendung; der Darlehnsnehmer hat ſich das Geld zu holen ($ 157) und die 
Guſendung geſchieht auf ſeine Gefahr und Koſten. Der innere Zuſammenhang, in dem der Ver⸗ 
ertdng und die Darlehnshingabe miteinander ſtehen, muß aber dahin führen, daß die bei beiden 
Nceſtenen Beredungen im Zweifel einheitlich und als einander ergänzend auszulegen ſind 
a: am 1910 Nr 191). Das gegebene Darlehn iſt nicht nichtig, weil der Vorvertrag 

10 iſt (MG 86, 323). Über ein aufichiebend bedingtes Darlehnsverſprechen |. RG 
auf 11910 Nr 307. Aus dem Zwecke des Geſchäfts ergibt ſich, daß gegen die Forderung 
6 eingabe der Darlehnsſumme nicht mit Gegenforderungen aufgerechnet werden kann 
8 235). Dagegen kann der Darlehnsnehmer gegen eine Forderung des Darlehnsgebers 
Vert Men, womit er erklärt, durch Gegenrechnung das Darlehn empfangen zu haben. In dem 
N 0 über die künftige Gewährung eines Darlehns liegt auch nicht ohne weiteres die ſtill 
züzahternde Zuſage des Empfängers, das erhaltene Geld unter allen Umſtänden bar zurüd- 
mach en und von einer ſich etwa ergebenden Möglichkeit zur Aufrechnung keinen Gebrauch zu 
die en (dich Lg 1929, 1402). Von der Verpflichtung zur Gewährung eines Darlehns, 
1 klagbaren Anſpruch auf Erfüllung und auf Schadenserſatz im Falle des Ver⸗ 
gewollt at, iſt wohl zu unterſcheiden die bloße Inausſichtſtellung, die vielfach nur als 
entge t anzunehmen ift, ſelbſt wenn der Darlehnsgeber den Darlehnsſchuldſchein bereits 
n Srgengenommen oder Teilzahlungen auf das Darlehn geleiftet hat. Bei Verzug 
Sum er Erfüllung des Darlehnsverſprechens hat der Verſprechende die geſchuldete 
durch te nach 89 288 Satz 1, 291 zu verzinſen, ohne dem Darlehnsempfänger den Betrag der 
N Vorenthaltung der Darlehnsſumme erſparten vertragsmäßigen Darlehnszinſen in 

ging bringen zu dürfen (RG 92, 283). Der Darlehnsvorvertrag iſt im übrigen auch in der Weiſe 
können B er auf die Verpflichtung zur Annahme eines Darlehns gerichtet iſt; ebenſo 
pflicht die Verpflichtungen zur Hingabe und zur Annahme verbunden ſein. Die letztere Ver⸗ 
erogene egtündet im Zweifel nach der Abſicht der Vertragsparteien jedoch nur einen Schadens ⸗ 
gs ſpruch wegen Nichterfüllung nach $ 286 Abſ 2 (. PrAsR I 11 $ 659). Häufige Anwen⸗ 
ſonder ormen des Vorvertrages auf Darlehnshingabe ſind der nicht auf ein einzelnes Darlehn, 
e auf einen laufenden Kredit in beſtimmter Zeit und beſtimmter Höhe gerichtete Kredit⸗ 
Di br . RG 52 S. 303, 306 u. Indſch 1927 Nr 1387, wonach gegenüber der Berufung auf 
ſein f auf der vertragsmäßigen Friſt für eine Kreditgewährung der Einwand der Argliſt gegeben 
ann, wenn der Friſtablauf durch das Verhalten des Verpflichteten herbeigeführt worden 
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iſt und vom Gegner nicht verhindert werden konnte) und der Vorbem 3 vor $ 607 erwähnte Bau⸗ 
geldvertrag, ein auf wechſelſeitigem Vertrauen beruhender und regelmäßig gegenſeitige Ver⸗ 
pflichtungen erzeugender Vertrag, auf den daher die ſonſt für die Darlehnsverträge, auch den 
Darlehnsvorvertrag, nicht anwendbaren 89 320—327 Anwendung finden. Über die mögliche 
Ausgeſtaltung des Darlehnsvorvertrags zu einem Beſtandteil oder zum Inhalt eines gegenſeitigen 
Vertrags ſ. Vorbem 5 vor $ 607. Iſt ein Darlehn gegen Hypothekbeſtellung des Schuldners 
und Bürgſchaftsübernahme verſprochen, jo können die Bürgen mit dem Gläubiger ver⸗ 
einbaren, daß das Darlehn erſt nach der Hypothekbeſtellung ausbezahlt werden darf; aus & 776 
iſt aber kein allgemeiner Rechtsgrundſatz zu entnehmen, der eine ſolche Vereinbarung erſetzt 
(RG ANDI 1926 Nr 459). 

2. Übertragbarkeit. Der Anſpruch auf die Darlehnshingabe iſt regelmäßig nicht 
abtretbar ($ 399) und daher auch nicht pfändbar ($ 851 3 PO), weil es nicht in der Macht des Dar⸗ 
lehnsempfängers liegt, dem Gläubiger ohne deſſen Willen einen andern Schuldner unterzuſchieben; 
doch kann auch das Gegenteil ausgemacht ſein oder aus dem Vertrage als gewollt ſich ergeben 
(RG 66, 359). Die Unübertragbarkeit des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrage entfällt (beim 
Fehlen einer ſie feſtſetzenden Vereinbarung) dann, wenn die Zahlung an den Nachgläubiger 
(Zeffionar) nicht dieſen, ſondern den Vorgläubiger (Zedenten) und Verſprechensempfänger 
zum Schuldner des Darlehns machen ſoll (NG 68, 355; 77, 407; JW 08, 676°; 09, 309%; Warn 
1910 Nr 307; HanfR®Z 1931 B 750). Hier liegt im Grunde nur eine Anweiſung an den Dar- 
lehnsgeber vor, für Rechnung des Darlehnsnehmers dem Dritten eine gleiche Summe auszuzahlen 
($ 787 Abſ 1); deshalb iſt beim Baugelderdarlehen die Übertragbarkeit der einzelnen Bau⸗ 
gelderraten in dieſem Sinne an ſich anzunehmen (RG 66, 359; 38, 308). Maßgebend iſt hier 
jedoch, daß durch die Abtretung die Baugelder dem Zwecke des Baupelddarlehns entſprechend 
der Förderung des Baues zugewendet werden; außerhalb dieſes Zweckes iſt jede Abtretung und 
Anweiſung auch hinſichtlich der einzelnen Darlehnsraten unzuläſſig (R JW 09, 3094; Warn 
09 Nr 402; 1911 Nr 15 u. 320; ſ. auch § 1 Abſ 1 des Baud ch). Da der Abtretende derjenige bleibt, 
dem das Recht auf Gewährung des Darlehns zuſteht, it er auch zu dem Anſpruche berechtigt, 
daß ihm durch Zahlung an den Abtretungsempfänger das Darlehn gewährt werde (Rc 77, 407). 
Die Ausſtellung eines „Gefälligkeitsſparbuchs“ (Gutſchrift ohne Einlage) zugunſten eines Kredit⸗ 
ſuchers B kann fo aufgefaßt werden, daß die Sparkaſſe dem B ein Darlehnsverſprechen und zwar 
dahin gibt, fie werde dem Berechtigten dritten Vorleger des Sparbuchs C nad) Inhalt des i 
Zahlung leiſten und damit dem B ein Darlehn gewähren, das dieſer zurückzuzahlen habe (RG 
124, 220). Der Fall kann aber auch fo liegen, daß das, was der dritte Erwerber des Gefälligkeits⸗ 
ſparbuchs Can den Kreditſucher B zahle, die dem Sparbuch entſprechende Valuta fein ſoll; dann 
begründet dieſe Zahlung eine Rückzahlungspflicht der Sparkaſſe gegenüber C nach Maßgabe des 
Sparbuchs, ohne daß der Sparkaſſe Einreden aus dem Schuldverhältnis zwiſchen ihr und B 
zuſtehen (RG 131, 239; 60, 21). 

3. Da 5321 auf den Darlehnsvorvertrag bei deſſen einſeitig verpflichtende Natur nicht anwend⸗ 
bar iſt, gibt §610 eine entſprechende Vorſchrift, die indeſſen („im Zweifel“) nur als Auslegungsregel 
zu gelten hat. Der Widerruf iſt kein Rücktritt im Sinne des $ 346 (RG 52, 5). Wenn mehrere 
Perſonen gemeinſchaftlich ſich zur Darlehnshingabe verpflichtet haben, ſteht auch der Widerruf 
nur allen, nicht den einzelnen zu (R Recht 1917 Nr 1984). Er iſt im übrigen wie die Kündigung 
eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach $$ 130 ff. und kann auch im Prozeſſe 
erfolgen. Eine verallgemeinernde Anwendung auf andere Rechtsverhältniſſe duldet $ 610 nicht 
(RG 50, 255). Entſteht durch eine Kreditzuſage, z. B. eine ſolche, die ein Aktionär gegenüber 
der Aktiengeſellſchaft zur Durchführung eines beſtimmten auf Erhöhung der Produktion gerichte⸗ 
ten Programms abgibt, zwiſchen den beiden Beteiligten ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis, 
jo iſt die Kündigung nach $ 723 aus einem wichtigen Grunde möglich (RG L 1927, 13365). 

4. Das Widerrufsrecht ſetzt eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des 
Entlethers ſeit der Abgabe des Darlehnsverſprechens voraus; es iſt eine Einzelanwendung der 
clausula rebus sic stantibus, wie $ 321 (RG 60, 59). Bei der Vergleichung find nicht nur die 
Vermogensſtücke und Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe in Rechnung zu ziehen (Re 
12. 7. 06 V 589/05, A 3 zu 8 775). Der Ausfall einer dem Darlehnsſucher gehörenden Hypo⸗ 
thek bedeutet nicht ohne weiteres eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe 
(RG Recht 1915 Nr 853). Auf eine allgemeine Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Lage, wie 
ſeinerzeit durch den Kriegsausbruch, kann der Verſprechende einen Widerruf nicht gründen, wenn 
nicht gerade die Verhältniſſe des Darlehnsſuchers davon beſonders betroffen find und gefährde! 
erſcheinen (RG Warn 1916 Nr 5 u. 217). Das Widerrufsrecht wird durch den Verzug des Dar⸗ 
lehnsverſprechers nicht aufgehoben; iſt die Verſchlechterung aber gerade erſt durch Vorenthaltung 
des verſprochenen Darlehns eingetreten, jo kann ſich der Darleiher auf 8610 nicht berufen (Gegen 
einrede der Argliſt RG Recht 07 Nr 3296; Warn 09 Nr 402). Die Rüderftattung ift nicht gefährdet, 
wenn der Darle hnsgläubiger durch Pfänder oder Bürgſchaft hinlänglich gefichert iſt, und die Gefähr⸗ 
dung wird durch Anbietung ſolcher Sicherung beſeitigt, die nach Treu und Glauben nicht abgelehnt 
werden darf (vgl. 321). Iſt das Recht auf die Darlehnshingabe einem Dritten abgetreten, der 
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die Rolle des Empfängers übernommen hat und durch den die Rückzahlung des Darlehns erfolgen 
ſoll (A 2), ſo iſt der Widerruf nur wegen Verſchlechterung in deſſen Vermögensverhältniſſen 
ſeit feinem Eintritt in den Vertrag zuläſſig (RG Warn 09 Nr 402). Auf das Verſprechen, ein 
bereits gewährtes Darlehn zu verlängern, iſt die Beſtimmung über den Widerruf des 
Darlehnsverſprechens nicht auszudehnen (str.); ob hier ein Rücktritt wegen veränderter Umſtände 
etwa gegeben ſein ſoll, iſt durch Auslegung aus dem Vertrage zu entnehmen (RG JW 05 168°). 


Sechſter Titel 
Dienſtvertrag. 


1. Begriff und rechtliche Natur: Gegenſeitiger Vertrag, nach dem der eine Teil zur Leiſtung 
der verſprochenen Dienſte, der andere zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet 
iſt. Er unterſcheidet fi) vom Werkvertrage dadurch, daß dieſer nicht auf die Dienſte an ſich, 
ſondern auf ihren Erfolg gerichtet iſt RG 72, 179; 81,8; 86, 75; auch Li 1918, 9495), von 
dem Auftrage vor allem durch deſſen Unentgeltlichkeit. Ob Dienft- oder Werkvertrag anzu⸗ 
nehmen ift, hängt von dem Sinn und Zweck des Vertrags ſowie von den Umſtänden ab, unter 
enen er geſchloſſen worden iſt. Eine Vermutung für das Vorliegen eines Dienſtvertrags beſteht 
auch dann nicht, wenn es ſich, wie bei der Herſtellung eines Brunnens, um Arbeiten handelt, 
deren Erfolg unſicher iſt (OLG 41, 117). Dienſtvertrag, nicht Werkvertrag ift es z. B., wenn der 
Unternehmer eines Gleisbaus einen Ingenieur mit der Leitung und Beaufſichtigung des herzu⸗ 
stellenden Werkes beauftragt (RG 81, 8), wenn eine Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in 
emer Wirtſchaft angenommen wird (SeuffA 71 Nr 38), wenn jemand die Ausbildung eines 
Sangers übernimmt (OLG 28, 179), wenn jemand zu dem Zwecke angeſtellt wird, Verſuche zur 
ſindung eines Mittels zur Beſeitigung oder Verhütung übler Geruchswirkungen vorzunehmen 
OLG 36, 114), wenn eine Wach- und Schließgeſellſchaft die Bewachung von Gebäuden und 
Grundstücken Übernimmt (RGS Warn 1921 Nr 143). Auch das Rechtsverhältnis von Kurkapellen 
an Badeorten fällt regelmäßig unter den Begriff des Dienſtvertrages, nicht den des Werkver⸗ 
trages (vgl. dazu RAG 3, 255; 11,69; RA HRR 1932 Nr 2278: für Muſikkapellen in Gaſt⸗ 
fätten ſ. RA 9, 355; RA 18. 6. 32, 143/32). Vertrag über Mitbewirtſchaftung und Inſtand⸗ 
haltung eines Anweſens als Dienſt⸗, nicht Werkvertrag ſ. BayObLGZ 19, 29. Dienſtvertrag iſt, 
abgesehen von beſonderen Verhältniſſen (RG 72, 281; vgl. Vorbem 1 vor $ 631), regelmäßig 
auch die Anſtellung als Ziegelmeiſter (OLG 29, 4). Einen typiſchen Ziegelmeiſtervertrag (vgl. 
AG 72, 281) gibt es aber nicht; der Vertrag kann je nach den Umſtänden Dienſt⸗ oder Werkvertrag 
lein, wobei weitgehende Direktionsbefugnis des Ziegeleibeſitzers und Abhängigkeit des Ziegel · 
meiſters für Dienſtvertrag ſpricht (RA 4, 269). Aufſtellung eines Bauplans durch den bauleitenden 
ſchitekten als Gegenſtand eines Dienft-, nicht Werkvertrags ſ. RG 86, 75; Übernahme der Bau⸗ 
tung ſ. RG 137, 83. Dienft-, nicht Werkvertrag iſt auch der Auftrag an einen Patentanwalt, 
Ab Eintragung eines Warenzeichens herbeizuführen (RG JW 1925, 246°). Übertragung der 
Abwendung eines drohenden wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs an eine Treuhandgeſellſchaft als 
Jienſtvertrag |. RG 130, 333. Vgl. noch $ 611 A 4 und Vorbem 1 vor $ 631. Die Tätigkeit des 
abenſtpflichtigen gleicht vielfach äußerlich der des Unternehmers eines Werkvertrags. Das darf 
iſt bi mn dazu führen, fie auch rechtlich gleich zu behandeln. Denn rechtlich (und auch wirtſchaftlich) 
die Stellung des Dienſtpflichtigen eine völlig andere. Die für den Werkvertrag gegebenen Vor⸗ 
ber ten laſſen ſich daher nicht auf Dienſtverhältniſſe übertragen, ſo insbeſondere nicht 8 638, 
ie engem Zuſammenhange mit den 88 633ff. fteht (RG JW 1911, 537°; auch 28 1916, 1188 
RG 9498), auch nicht die Vorſchrift des $ 647 über das geſetzliche Pfandrecht des Unternehmers 
hp 72, 281) und die Vorſchrift des § 648 über den Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungs⸗ 
195athek ($ 648 A 1). Zur Abgrenzung von Dienſtvertrag und Geſellſchaftsvertrag ſ. Re Warn 
5 5 Nr 7. Über die Stellung des kaufmänniſchen Volontärs |. RAG 4, 310; des Arbeiter⸗ 
zolontärs ſ. Rach 9, 106. Eigentümlich ift dem Dienſtvertrage, daß bei ihm beſondere ſozial⸗ 
wu tische Rückſichten auf den Dienſtpflichtigen als den wirtſchaftlich Schwächeren hervortreten, 
fahren namentlich die zwingenden Vorſchriften in $$ 617, 618, 619, 624, 629, 630 zurückzu. 
ühren nd Beſonderer Art iſt der Lehrvertrag, der in erſter Linie der Ausbildung und 
geßehung dient, aber auch Elemente des Dienſtvertrags enthält und deshalb, unbeſchadet der 
Sshlichen Ordnung (ſ. Vorbem La), auch tariflicher Regelung zugänglich iſt ($ 611 AD). 
yeöftdauer der Lehrzeit für Handwerkslehrlinge ſ. GewO $ 1302; auch in Großbetrieben |. $129 
n 5 und RAS 9, 61: dazu auch NAG 5, 64. Vereinbarung einer ordentlichen (befriſteten) 
zur dung ſ. Rah 12, 44. Kündigung im Konkurſe des Lehrherrn ſ. RAch 9, 32; Ermachtigung 
Anf wundigung im Vergleichsverfahren |. RAch 11,61. Einfluß von Betriebsſtorungen auf die 
Umfrüche des Lehrlinge, Löſung des Lehrverhältniſſes bei Erliegen des Betriebes |. $ 615 A2. 
ach der Arbeitspflicht des Lehrlings |. RAG 10, 160. Entlohnung des Lehrlings bei a 
eit ſ. RAG 9, 255; bei anderweiter Beſchaftigung zum Zwecke der Geſellenprüfung ſ. RAG 
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8, 152; ArbRſpr 1929, 285. Verhältnis zwiſchen (tariflicher) Lehrlingsvergütung und Lehrgeld 
1. RAG 2, 101; 8, 1. Natur des Koſtgeldes der Lehrlinge als Arbeitsvergütung ſ. RAG HRR 
1931 Nr 1347. Lehrvertragliche Verpflichtung eines Lehrherrn, dem Lehrling eine Erziehungs⸗ 
beihilfe nach den jeweiligen Richtlinien der Innung zu zahlen, |. Ruch HR R 1933 Nr 391. Berück⸗ 
ſichtigung der Lehrzeit bei Berechnung der ununterbrochenen Dienftzeit nach 9 43 Abſ 2 des Preuß. 
Angeſtelltentarifvertrages |. Rach 13, 206. Entſchädigungsanſprüche bei vorzeitiger Beendigung 
der Lehrzeit |. GewO 8 127 und RA 7, 353. Verfahren in Lehrlingsſtreitigkeiten ſ. Vorbem 
6 a. E. — Da der Dienſtvertrag ein gegenſeitiger Vertrag iſt, jo gelten, ſoweit ſich nicht 
aus den beſonderen Vorſchriften dieſes Titels (oder aus dem Vertrag ſelbſt) etwas anderes ergibt, 
für ihn auch die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 320 ff., ſo 9 323 (RG 92, 176, auch JW 1918, 
274; 1921, 349°), dazu $ 616, dagegen nicht 88 325, 326 neben 9 626—628 (RG 92, 158 und 
9 626 A 3, 628 A 1). — Bei einem Dienſtverſchaffungsvertrage, der oft in Verbindung 
mit einem Mietvertrage auftritt (Vermietung eines Dampfſchiffs mit Führer und Bedienungs⸗ 
mannſchaft, eines Hafenfahrzeugs mit Schiffer, eines Schleppers mit Führer, eines Kraftwagens 
mit Führer, einer Schreibmaſchine mit Maſchinenſchreiberin) haftet der eine Vertragsteil, der 
Vermieter, im Zweifel nicht gemäß § 278 für ein Verſchulden der dem anderen Teile geſtell⸗ 
ten dienſtverpflichteten Perſon bei Leiſtung der einzelnen Dienſte. Denn inſoweit bedient er ſich 
des Dienftverpflichteten nicht zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit gegenüber dem Mieter. Die 
Verbindlichkeit des Vermieters erſchöpft ſich vielmehr (abgeſehen von der Gewährung der Sache) 
darin, daß er dem Mieter eine an ſich geeignete Persönlichkeit ſtellt und (als deren Dienſtherr) 
ſie dauernd veranlaßt, den Anweiſungen des Mieters Folge zu leiſten. Die einzelnen Dienſtleiſtun⸗ 
gen berühren nur den Mieter und liegen nicht innerhalb des Pflichtenkreiſes des Vermieters (RG 
56, 361; 82, 427; 98, 327; 122, 284; OLG 28, 152; 36, 49; auch JW 1919, 9408). Anders in der 
Regel bei Überlaſſung einer Dampfdreſchmaſchine mit Maſchiniſten (RG Gruch 61, 633; RG 28 
1916, 235). S. auch RG JW 1920, 2845. — Von der auf Vertrag beruhenden Dienſtpflicht ift 
zu unterſcheiden die geſetzliche Dienſtpflicht der Ehefrau, $ 1356 Abſ 2, und der Kinder, $ 1617 
(A6 25. 2. 10 III 148/09), gegenüber dem Ehemann und den Eltern. — Privatrechtliche Dienſt⸗ 
verhältnis zwiſchen einer Stadtgemeinde und Theaterunternehmern, denen ſie für die Vorſtellun⸗ 
gen eine aus Feuerwehrleuten beſtehende Feuerwache ſtellt, |. R 123, 344. Daß Dienſtverträge 
von einer Gemeinde in Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Fürſorgepflicht abgeſchloſſen werden, 
ſchließt die Unterſtellung jener Verträge unter die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts nicht aus 
(A 121, 283: Arbeitszentrale für Erwerbsbeſchränkte). In gleicher Weiſe iſt auch der Arbeits- 
vertrag zwiſchen dem Unternehmer von Notſtandsarbeiten und den ihm zugewieſenen Erwerbs⸗ 
loſen als privatrechtlicher Vertrag anzuſehen (MAG 1, 91). Dazu $ 139 Abſ 4,5 AVA und 
Rel 6, 315; 8, 258; 9, 226; 13, S. 18, 39, 88; RAF HAN 1932 Nr 1666. Sillſchweigende Be⸗ 
grenzung eines ſolchen Arbeitsverhältniſſes auf drei Monate |. RA 6, 40. Auch ſonſt begründet 
der Eintritt eines Erwerbsloſen in die Dienſte eines andern, mag es der frühere Fürſorgeträger 
oder ein Dritter ſein, ein privatrechtliches, gegebenenfalls unter Tarifvertrag ſtehendes Dienſt⸗ 
verhältnis (RAG 1, 60; RA 17. 12. 30, 293/30). Doch verliert eine Erwerbsloſenunterſtützung 
ihren Charakter nicht ſchon dadurch, daß ſie gemäß 9 14 Vo über Erwerbsloſenfürſorge vom 16. 
Februar 1924 (RG Bl 1 127), an deren Stelle ſeit dem 1. 10. 27 das Geſetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 (RG Bl 1 187) getreten ift, von einer Arbeitsleiſtung zu 
gemeinnützigen Zwecken abhängig gemacht wird (RG 121, 287; vgl. RA 4 S. 125, 323; 5, 40; 
10, 291; RA HRR 1931 Nr 605; 1932 Nr 1331). Wohlfahrtsarbeiter im Sinne des Gemeinde⸗ 
arbeitertarifs |. RAch 11, 250. — Kein Vertragsverhältnis begründet die Aufnahme einer von 
der Polizei als geiſteskrank eingelieferten Perſon in eine ſtaatliche Irrenanſtalt, mögen auch für 
die Verpflegung und Behandlung Gebühren zu entrichten ſein (RG 126, 253). 

2. Geltungsbereich der Vorſchriften des BGB. Dieſe werden ausgeſchloſſen oder beſchränkt: 

a) durch eine Reihe von Sonderbeſtimmungen der Reichs- und Landesgeſetze, insbeſ. des 
HGB $$ 59—83 in der Faſſung des Geſetzes v. 10. 6. 14 (RG Bl 209), dazu Gef. zur Ordnung der 
nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl I 45) $ 69 Abſ 5, über die Handlungsgehilfen und 
Handlungslehrlinge, J 84—92 über die Handlungsagenten, $$ 511—555 über die Schiffer, 
8 740753 über die Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot — zu welchen Vorſchriften noch die 
jenigen des Abände rungsgeſetzes v. 2. 6. 02, 88 547, 548, 549, 553, 553 a, 5530, 749 treten — 
ferner der Seemannsordnung v. 2. 6. 02, insbeſ. 65 2783, dazu RG 103, 397; 135, 255; der 
Strandungsordnung v. 17. 5. 74, insbeſ. 99 4—25, 99 36—41; des Geſetzes über die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt v. 20. 5. 98, insbeſ. 9 7—20 über den Schiffer, 98 21—25 
über die Schiffsmannſchaft, $$ 92101 über Bergung und Hilfeleiftung; das Gef. betr. die privat 
rechtlichen Verhältniſſe der Flößerei v. 15. 6. 95, insbeſ. $$ 1—16 über den Floßführer, 8 17—21 
über die Floßmannſchaft, $$ 2429 über Berge- und Hilfslohn; ferner der GewO in der Faſſung 
v. 26, 7. 00 nebſt Abänderung im Ech. B00 Art 36 und ſpäteren Zuſatzbeſtimmungen, insbe]. 
$$ 105—139 m über die gewerblichen Arbeiter, d. h. Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betrieb 
beamte, Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter, dazu Gef. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 
20. 1. 34 (RGBl 1 45) $ 69 Abſ 2, 3; vgl. auch das Abänderungsgeſetz v. 28. 12. 08, RG Bl 667, 
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namentlich in betreff der Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern; das 
Geſ., betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben v. 30. 3. 03 (RG Bl 113), dazu Gef. v. 31. 
7. 25 (RGBl 1 162): das Hausarbeitsgeſ. v. 20. 12. 11 in der Faſſung v. 30. 6. 23 (RG Bl! 472), 
dazu MAG 4, 128; 11, 268, dazu Gel. über Lohnſchutz in der Heimarbeit v. 8. 6. 33 (RGBl I 
340), ferner das Gef. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (ROBI I 45) 88 67, 72 
und jetzt das Geſ. über die Heimarbeit v. 23. 3. 34 (RG Bl 1 214); ferner der VO v. 23. 11. 18 
(RG Bl 1329), VO v. 5. 2. 19 (ROH Bl 176) und für die Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
O über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter v. 23. 11. 18 (RG Bl 1334), geändert 
und ergänzt durch VO v. 17. 12. 18 (RG Bl 1438, dazu Bay Obe JW 1921, 347?) und Vo 
über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten v. 18. 3. 19 (RGGBl 315), dazu VO über die 
Arbeitszeit v. 21. 12. 23 (RG Bl 1 1249) in der Faſſung des Gef. v. 14. 4. 27 (RG Bl I 109), neue 
Faſſung RGBl 1927, 110, ſowie VO über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien i. 
d. J. des Gef. v. 16.7. 27 (RG Bl I 183) und Gef. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 
(RH Bl 1 45) 88 68, 69; Gef. über die Beſchäftigung vor und nach der Niederkunft v. 16.7. 27 
RG Bl 1184), geändert durch Geſ. v. 29. 10. 27 (RG Bl I 325); ingleichen der Landesgeſetze über 
die Dienſtverhältniſſe im Bergrecht Ech Art 67 Abf 1. Alle dieſe Vorſchriften gehen auf dem 
Gebiete des Dienſtvertrags denjenigen in $$ 611ff. vor; doch iſt, wo fie nicht ausreichen, eine 
entſprechende Anwendung der letzteren nicht ausgeſchloſſen. Für weibliche Angeſtellte in Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften ſ. Gaſtſtättengeſetz v. 28. 4. 30 (RG Bl 1 146) $ 17 Abs 2; das Geſ. v. 15. 
1. 20 (RG Bl 69), dazu RA 8, 356, iſt aufgehoben ($ 33 aa O.). Die Geſindeordnungen 
(Ech Art 95), ebenſo die Ausnahmegeſetze gegen die Landarbeiter, ſind aufgehoben (Aufruf 
des Rates der Volksbe auftragten v. 12. 11. 18 Nr 8, RGBl 1303); dazu RAG 7, 337. Vor⸗ 
‚Aufige Landarbeitsordnung v. 24. 1. 19 (RG Bl 111), dazu Gef. zur Ordnung der nationalen 
Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1 45) f 69 Abſ 4. Über die Beſchäftigung ausländiſcher Arbeitnehmer 
. VO v. 23. 1. 33 (RG Bl I 26). Über die Anwendung des Geſ. zur Wiederherſtellung des Be⸗ 
rufsbeamtentums v. 7. 4.33 (RG Bl 1 175, dazu Anderung durch Gef. v. 23. 6. 33, RGBl 1 389) 
95 Angeſtellte und Arbeiter ſ. dort 8 15, VO v. 4. 5. 33 (RGBl I 233), v. 6. 5. 33 (RGBl I 
05 v. 7. 7. 33 (RG Bl I 458); v. 28. 9. 33 (RG Bl 1 678); v. 29. 9. 33 (RGGBl 1 697). S. ferner 
eſ. über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft vom 7. 4. 33 (RGBI 1 188) § 5 über die Kündi⸗ 
Sungebefugnis des Rechtsanwalts, deſſen Zulaſſung zurückgenommen wird, gegenüber feinen 
Beſoſtellten. Entſprechendes gilt nach dem Gef. v. 22.4. 33 (RGBl 1 217) 85 für Patentanwälte. 
fürſondere Vorſchriften über Kündigung der Dienſtverträge von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäfts⸗ 
\ hrern und Prokuriſten zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen f. Geſ. v. 14. 
„88 (RGBl 1 484) 93 Abſ 1e, Abſ 2 und VO v. 6. 2. 34 (RGBl 1 89). 2 Be. 
ik Das Arbeitsrecht, das die Dienſtverhältniſſe auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit, mit 
1 70 durch die nationale Erhebung in den Vordergrund gerückten Einſchlag perſönlicher (Be⸗ 
lebs, und Volks.) Verbundenheit, zum Gegenſtand hat, greift weitgehend in die durch das BGB 
gegebene Regelung des Dienſtvertrags ein. Die im Anſchluſſe an die Staatsumwälzung des 
81 res 1918 und ihre Auswirkungen ergangenen Geſetze und Verordnungen treten zum Teil, 
le bei den einzelnen angegeben, zufolge des Geſ. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 
fin 1. 34 (RG Bl 1 45) mit deſſen Inkrafttreten außer Kraft (. 88 64, 65 dort). Hervorzuheben 
2 neben den ſchon in Abſ 1 erwähnten Vorfchriften namentlich: a) das Betriebsräte⸗ 
Gch v. 4. 2. 20 (RG Bl 147), Anderungen durch Geſ. v. 12. 5. 20 (RGGBl 961), v. 31. 12. 20 
Gch 11921 S. 81), v. 29. 4. 23 (RGBl I 258 zu $ 87), Arbeitsgerichtsgeſetz v. 23. 12. 26 
75 Bl 1 507) $ 114 und zu 88 23, 95, 99 durch Gef. v. 28. 2. 28 (RGS Bl 1 46); zu § 90 |. VO 
Gr 6. 20 (RG Bl 1139), geändert durch § 112 Abſ 2 ArbG. Das Betriebsrätegeſetz regelt die 
nd lagen der Betriebsverfaſſung, den Auſbau der Betriebsvertretungen (Betriebs-, Arbeiter. 
8 Angeſtelltenräte usw.), ihre Notwendigkeit (RAG 1, 195; 2, 125; 6, 201; Übergang von 
re Betriebsrats⸗ zur Obmannsverfaſſung |. RA 7, 201; die Art ihrer Errichtung insbeſondere 
196 Ordnung des Wahlrechts (dazu Wahlordnung v. 5. 2. 20, RG Bl 175; Ra 1 S. 146, 
© 1286; 2 S. 18, 56, 162, 200, 203, 205, 361; 3 S. 58, 349; 4 S. 43, 155, 170, 226, 346; 5 
181; 6 S. 31, 82, 189, 208, 322; 7, 212; 8, 101; 9 S. 140, 142, 157, 311; 10, 71; 11, 
Beft 12, 257; über die Grenzen zuläſſiger Wahlwerbung ſ. Rel 10, 250). Die Aufgaben und 
Hſugniſſe dieſer öffentlichrechtlichen Organe (RAG 1 S. 17, 23, 85; 2 S. 110, 167; 3 S. 204, 
24. 4 S 172, 305; 6 S. 76, 196, 251, 203; 7, 20; 8 ©. 184, 303, 351; 9 ©. 80, 98, 279; 10 ©. 
Aud S. 295, 318; 12 S. 22, 193; über Betriebsvereinbarungen |. auch $ 611 A 5), die 
an eingung der Koften für ihre Geſchäftsführung (MAG 1 S. 64, 250, 294; 2 ©. 15, 52, 122, 
tretu 75 206; 8, 340; 11 S. 96, 163, 308), die Rechte und Pflichten der einzelnen Betriebsver⸗ 
2 (Adleg "rtglieber, Beginn und Ende ihres Amtes, insbeſondere die Amtsentſetzung nach $ 39 Abj 
1 U 6 1, 240; 4, 351; 10 S. 63, 97; 11 S. 5, 17, 312; kein Ausſpruch zeitlicher oder dauern 
ſcheid als unfähigkeit neben der Feſtſtellung des Erloſchens der Mitgliedschaft, Race 7, 25. Ent⸗ 
N 99708 von Streitigkeiten betriebsverfaſſungsrechtlicher Art |. § 93 und ArbchG 8 2 Nr 5, 
Einſte Beſondere Vorſchriften über die Mitbeſtimmung der Betriebsvertretungen bei der 
ſtellung und Entlaſſung von Arbeitnehmern |. 878 Nr 8 u. 9, 88 81ff.; dazu R 105, 132, 
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106 S. 238, 242; 108, 98 und $ 620 A 2b; über die Notwendigkeit der Zuſtimmung der Betriebsver⸗ 
tretung zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines Betriebsvertretungsmitgliedes oder zu ſeiner 
Verſetzung in einen andern Betrieb ſ. 99 96—98; dazu Rh 111, 412; 113, 87; 114, 174; RG JW 
1921, 13736 1922 S. 5930, 604% und § 620 A 2b (dort auch über die Frage der Nachprüfung von Be⸗ 
ſchlüſſen der Betriebsvertretung). Zu 8$ 70ff. ſ. Gef. über die Betriebsbilanz und die Betriebsge⸗ 
winn⸗ und »verluſtrechnung v. 5. 2. 21 (RG Bl 152); dazu RAG 5, 305; 6, 613 7, 235; 8, 334; ferner 
Geſ. über die Entſendung von Betriebsratsmitgliedern in den Aufſichtsrat v. 15. 2. 22 (RG Bl 209); 
dazu Wahlordnung v. 23. 3. 22 (RGBl 1 307); R&S 107, 221; 116, 9 RG AW 1924, 114411; RAG 
11,298; 13, 54; RA HRR 1932 Nr 2271. Über Betriebsvertretungen bei Unternehmungen und 
Verwaltungen des Reiches, der Länder und größerer Gemeindeverbände ſ. für Reichsbe hörden und 
Reichsbetriebe VO v. 14. 2. 20 (RG Bl 522); für die Reichspoſt WO v. 18. 1. 23 (RG Bl! 68), geän⸗ 
dert durch VO v. 7. 12.28 (RG Bl I 404); für die Reichsbahn BO v. 15. 12. 24 (R Min Bl 1925 S. 30), 
geändert durch VO v. 23. 3. 26 (RMin Bl 94), 21. 6. 27 (RMin Bl 197), 21. 12. 27 (RMin Bl 596), 
25. 3. 30 (RMin Bl 116), 19. 2. 31 (RMinBl 76). Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für eine Klage 
der Arbeiter gegen den Arbeitgeber auf Duldung der Wahl und Anerkennung des zu wählenden 
Betriebsrats |. R 107, 244; für eine Klage des Arbeitgebers, der geltend macht, der beklagte 
Arbeiter behaupte mit Unrecht, Betriebsratsmitglied zu ſein und zu Betriebsratsgeſchäften den 
Betrieb betreten zu dürfen, |. RG 108, 167. Tarifvertragliche Schlichtungsſtellen als behördliche 
Einrichtungen |. RG 107, 247. Nichtanwendung des Betriebsrätegeſetzes auf die in der Schweiz 
belegenen Betriebe der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft |. RAG 13, 129. Das Betriebsrätegeſetz, 
das Geſetz über die Betriebsbilanz uſw. v. 5. 2. 21 und das Geſetz über die Entſendung von Be⸗ 
triebsratsmitgliedern in den Aufſichtsrat v. 15. 2. 22 treten mit dem Inkrafttreten des Geſ. zur 
Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (ſ. oben) außer Kraft. — 8) Die Tarifver⸗ 
tragsverordnung v. 23. 12. 18 (RGBl 1416) in der Faſſung v. 1. 3. 28 (NGBI [ 47) und 
die Verordnung über das Schlichtungsweſen v. 30. 10. 23 (RGBl I 1043) nebſt 
Ausf Vo v. 29. 12. 23 (Ro) Bl 1924 S. 9); dazu das Geſ. über Treuhänder der Arbeit 
v. 19. 5. 33 (RG Bl 1 285) mit DurchfVO v. 18. 6. 33 (RG Bl 1 368) und Geſ. v. 20. 7. 33 
(A0 Bl I 520) und $ 611 A 5. Die hier unter P) bezeichneten Vorſchriften treten mit dem In⸗ 
krafttreten des Geſ. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (ſ. oben) außer Kraft. — 

) Die Verordnung betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und »till⸗ 
legungen b. 8. 11. 20 (RGB Bl 1901) in der Faſſung der WO über Betriebsſtillegungen v. 
15. 10.25 (Nel 1983). Über den Schuß gegen vorzeitige Entlaſſung, den die Stillegungs⸗ 
VO bietet, ſ. $ 620 A 2. Auch die Stillegungs oO tritt zufolge des Geſ. zur Ordnung der 
nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (f. oben) außer Kraft. — 8) Das Geſetz über die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 6. 4. 20 (RGBl 458), dazu VO v. 21. 4. 20 (RG BI 
594), v. 17. 5. 20 (Rc Bl 979), v. 21. 7. 21 (RG Bl 947), auch Gef. v. 22. 10. 20 (RG Bl 
1787), BD v. 28. 4. 21 (RG Bl 494), Geſetze v. 24. 3. und 19. 7. 22 (RG Bl 279, 599) und 
insbeſondere die Anderungen durch das Geſetz v. 23. 12. 22 (RG Bl 972). Die vom 
1. 1. 23 ab gültige neue Faſſung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter 
iſt durch Bek v. 13. 1. 23 (RG BI I 57) veröffentlicht worden; dazu die an die Stelle der bisherigen 
Ausführungsbeftimmungen getretene Ausf®D v. 13. 2. 24 (Rc Bl 1 73), N6St 60, 59, auch 
SeuffA 80 Nr 154 und die Anderungen durch Gef. v. 8. 7. 26 (RG Bl I 398). Das Geſetz enthält 
neben den Beſtimmungen über die Einſtellung von Schwerbeſchädigten insbeſondere auch Kün⸗ 
digungsbeſchränkungen zu ihren Gunſten. Über Zwangszuwetſung von Schwerbeſchädigten 
ſ. RA 2, 316; 9, 15; 10, 122; RAF HRR 1930 Nr 146; 1932 Nr 1133; über Beſchwerde dagegen 
und ihre Wirkung |. RAG 3 S. 167, 252; 4, 166, 5, 235. Über den Kündigungsſchutz für Schwerbe⸗ 
ſchadigte ſ. § 620 A 2d und 8626 A a. E.— e) Das Geſetz über die Friſten für die Kündi- 
gung von Angeſtellten (Kündigungsſchutzgeſetz) v. 9.7. 26 (RG Bl 399); dazu 8620 A 2a. 
— 8) Kriegs- und Übergangsrecht |. Vorbem 7. — n) Aus dem Rechte der nationalen Er: 
hebung iſt grundlegend das ſchon erwähnte Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
b. 20. 1. 34 (Ach 145). Vgl. dazu $ 611 A 5. Arbeit im öffentlichen Dienſt ſ. § 63 des 
Geſetzes und Geſetz v. 23. 3. 34 (RG Bl J 220). 

b) Die Dienſtverhältniſſe der Staats⸗ und Gemeindebeamten mit den ihnen eigentümlichen 
Beſonderheiten, dem Zwangs- und Gewaltverhältnis des Staates und der Gemeinde und der 
Gehorſams und Dienſtpflicht der Beamten (RG 28, 85), ſowie die Dienſtverhältniſſe der Geiſt⸗ 
lichen und der Lehrer an öffentlichen Schulen, ingleichen die Verſorgungsverhältniſſe 
der Hinterbliebenen aller dieſer Perſonen find öffentlich-rechtlicher Natur und unterſtehen 
daher, auch ſoweit es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche handelt, nicht den Vorſchriften des 
bürgerlichen, ſondern denen des öffentlicheen Reichs⸗ oder Landesrechts (RG 104, 59f.). Es 
bleiben daher namentlich auch die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die vermögensrechtlichen 
Anſpruche und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen 
Unterrichtsanſtalten aus dem Amts- oder Dienſtverhältniſſe mit Einschluß der Anſprüche der 
Hinterbliebenen ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragbarkeit aller dieſer 
Anſprüche und über die Zuläffigfeit der Aufrechnung gegen fie fortdauernd in Geltung (EG 
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Artt 80, 81). Nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechtes (vgl. Reichsbeamtengeſetz v. 31. 3. 73 
33 149ff.) beſtimmt ſich auch, ob und unter welchen Vorausſetzungen der Rechtsweg eröffner 
it für die vermögensrechtlichen Anſprüche der angeführten Perſonen auf Gehalt (Ruhegehalt), 
Reiſekoſtenentſchädigung und ſonſtige Dienſtbezüge, ingleichen auf Beſchaffung geeigneter Arbeits⸗ 
räume und Arbeitsgeräte, ſoweit ſie ſich auf ein beſtehendes Dienſtverhältnis ſtützen (kein Rechts⸗ 
weg für Anſprüche auf Gewährung einer dienſtlichen Stellung, RG 12, 70; 49, 1; 53, 429). Die 
Iffentlich-rechtliche Natur der fraglichen Dienſtverhältniſſe ſchließt aber nicht aus, daß Grundſätze, 
wie fie z. B. die Schutzvorſchrift des § 618 für den bürgerlichen Dienſtvertrag aufſtellt, auch für 
das Gebiet des Beamtenrechts als geltendes Recht anerkannt werden (ſo ſchon RG 18, 173). 
r darf nicht überſehen werden, daß, was in der Rechtſprechung nicht immer zum Ausdruck 
gekommen iſt, es ſich hierbei weder um eine unmittelbare noch um eine im gewöhnlichen Sinne 
entſprechende Anwendung von Rechtsnormen des bürgerlichen Rechts handelt, ſondern um 
offentlich rechtliche Grundſätze (vgl. RG 107, 189 und die Entſcheidungen in $ 618 A 1). Ihre 
erletzung kann daher auch die Reviſion nur dann begründen, wenn das öffentliche Recht, dem 
das Beamtenverhältnis unterſteht, reviſibel iſt, alſo z. B. nicht bei Beamtenverhältniſſen des 
dadiſchen oder des hamburgiſchen Rechtes (RG 95, 144; RG Warn 1930 Nr 55; Gruch 61, 663). 
aum Umfang und Inhalt der (über den Rahmen des $ 618 hinausgehenden) Fürſorge⸗ 
pflicht des Staates und der öffentlichen Körperſchaften gegenüber ihren Beamten |. RG 141, 385. 
ermögensrechtliche Haftung des Beamten gegenüber dem Staate uſw. für einen bei Aus⸗ 
Tung ſeines Amtes angerichteten Vermögensſchaden |. z. B. RG 82, 278; 92, 236; 95, 344; 
38, 137; Rn JW 06, 55120 und $S3I A 3 a. E. Vermögensrechtliche Haftung der Militärperſonen 
gegenüber dem Reiche ſ. R 97 S. 243, 263. Über die Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen öffent⸗ 
Ichrechtlichem Beamtenverhältnis und bürgerlich⸗rechtlichem Dienſtvertragsverhältnis |. auch RG 
155,147. — Über die Stellung der preußiſchen Hofbeamten vor und nach der Staatsumwälzung 
1,06 84, 167; 101, 256 und 103, 61; RG 6.11.23 III 94/23; 29. 1. 26 III 213/25; 17. 4. 28 
342/27. (Anwendung der 88 611ff., insbeſ. § 626, auf die von der preuß. WO über die Ver⸗ 
gegung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen v. 10 3. 19 nicht betroffenen Hofſtaatsbeamten). 
one ehemals reichsunmittelbarer Standesherrſchaften |. Rh JW 1927, 22062 (Dienft- 
konungen als Beſtandteil des Dienſtvertrags, Dienſtſtrafen als vom Richter nachzuprüfende 
wecagsſtrafen). — Über Werfthilfstechniker als Beamte vgl. RG 78, 1. 
ws em öffentlicher Beamter iſt der Gerichtsvollzieher, der nach $ 155 GVG zur Vornahme 
st d Zuſtellungen, Ladungen und Vollſtreckungen berufen iſt (vgl. auch das Gef. v. 1. 6. 09 betr. 
Perungen des GVG). Da er — abgeſehen von den von Amts wegen angeordneten Geſchäften 
die auf Veranlaſſung und im Intereſſe einer Partei tätig wird und in der Regel von dieſer auch 
sg 2 ihren für feine Tätigkeit erhält (vgl. ZPO 89 753, 754, 755, 826, 827; GVollzGeb d 
bereit, 20, fo ſcheint er eine Doppelſtellung einzunehmen. Im Anſchiuſſe an den Beſchluß der 
reinigten Zibilſenate des Reichsgerichts v. 10. 6. 86 (RG 16, 396) war denn auch früher an⸗ 
N worden: Dem Dritten, insbeſondere dem zu pfändenden Schuldner gegenüber 
en der Gerichtsvollzieher die Stellung des Beamten, hafte alfo bei Verletzung ſeiner Amts⸗ 
Bea nach § 839. Auch der ihn angehenden Partei gegenüber komme zunächſt ebenfalls ſeine 
Be mtenſtellung inſoweit in Betracht, als feine Tätigkeit durch allgemeine Geſetze oder durch 
Ubrnberichtsvolzieherordnungen und Geſchäftsanweiſungen geregelt ſei (RG 51, 258). Im 
gen aber ſtehe ſein Verhältnis und ſeine Haftpflicht dem Auftraggeber gegenüber, deſſen 
6 mäßigen Weiſungen er nachzukommen habe, allgemein unter den privatrechtlichen Grund» 
332 des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrags ($$ 611, 675; RG 16, 396; 17, 
120% 389; 56, 90 RG 18. 2. 08 111 385/07, RG JW 01, 783; 07, 192586; RG Gruch 44 S. 1199, 
ma wobei der gänzliche oder teilweiſe Ausſchluß der Haftpflicht durch mitwirkendes Ver⸗ 
ſceeidun der Partei nach § 254 zu beurteilen ſei (RG 6. 4. 09 III 326/08). So wurde in Ent⸗ 
Über, ingen des Reichsgerichts die Haftpflicht des Gerichtsvollziehers ſeinem Auftraggeber gegen- 
unten zwar nicht nur die aushilfsweiſe des § 839, ſondern die unmittelbare, anerkannt bei 
eſti rlaſſener Beglaubigung der Berufungaſchrift und der auf deren Abſchrift befindlichen Termins⸗ 
Parte bend, NG 26. 3. 09 III 551/08 (hier jedoch mitwirkendes Verſchulden des Anwalts der 
Rerik beachtlich); bei mangelhafter Proteſterhebung (RG 5.2.07 III 273/06), bei verzögerter 
2 Fung von Pfandſtücken und bei Unterlaſſung einer zuläſſigen weiteren Pfändung (RG 
1 0% 111 189/06); bei Pfändung von geſetzlich (3 PO § 811 Nr 1) unpfändbaren und Nicht⸗ 
566 chung von noch vorhandenen pfändbaren Sachen des Schuldners (RG 19. 11.09 III 
beurt, =); anderſeits wurde auch eine nach den angeführten privatrechtlichen Grundſätzen zu 
aeende Verbindlichkeit der beauftragenden Partei zur Erſtattung von Lagerkoſten dem 
at uhtevollzieher gegenüber angenommen (ch 30. 1. 06 111 303/05). Dieſe ganze Rechtſprechung 
9 urch den Beſchluß der vereinigten Zivilſenate v. 2. 6. 13 (RG 82, 85) eine grundſätzliche 
voll 10 dung erfahren. In dieſem Beſchluſſe wurde die Frage verneint: „Haftet der Gerichts ⸗ 
(hung dem Gläubiger für den Schaden, den er ihm bei Ausführung einer Zwangsvollſtreckung 
1 whaft verurſacht, aus einem bürgerlich- rechtlichen Vertragsverhältniſſe?, Zu 
nen Prüfung diefer Frage hatte namentlich das preuß. Gef. v. 1. 8. 09 über die Haftung 
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des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der 
öffentlichen Gewalt Anlaß gegeben. Der Beſchluß beruht im weſentlichen auf folgenden Er⸗ 
wägungen: In der Zwangsvollſtreckung betätige ſich die ſtaatliche Zwangsgewalt durch die eigenen 
Organe des Staates. Ob die Zwangsgewalt den Gerichten oder den Gerichtsvollziehern zu⸗ 
gewieſen ſei, und wie auch die landesrechtliche Regelung des Gerichtsvollzieherweſens geftaltet 
jein möge, ſtets erfolge die Zwangsvollſtreckung — zwar nicht von Amts wegen, ſondern 
auf Antrag oder im Auftrage und im Intereſſe der Partei, aber — als Ausübung ſtaatlicher 
Zwangsge walt, kraft der der Behörde oder dem Einzelbeamten vom Staate verliehenen 
Gewalt. Der Antrag oder der Auftrag der Partei ſei nicht die Quelle der Zwangsbefugnis, 
ſondern nur der äußere Anlaß, der die Betätigung der Amtsgewalt auslöſe. Deshalb gehöre die 
Tätigkeit der Organe der Zwangsvollſtreckung, der Gerichtsvollzieher nicht minder wie der Ge⸗ 
richte, dem öffentlichen Rechte an, und zwar in ihrer Geſamtheit. Das öffentliche Recht be⸗ 
herrſche ſomit auch das Verhältnis des Gerichtsvollziehers zu dem Glaubiger, der ihn mit der 
Zwangsvollſtreckung beauftrage. Die Stellung des Gerichtsvollziehers ſei hiernach völlig ver⸗ 
ſchieden von der öffentlich angeſtellter und beſonders bevorrechtigter Gewerbetreibender. Die 
Anwendung des bürgerlichen Vertragsrechts auf das Verhältnis zwiſchen Gerichtsvollzieher 
(als Vollſtreckungsorgan) und Gläubiger könnte nur gerechtfertigt werden, wenn und in⸗ 
ſoweit eine klare und beſtimmte Vorſchrift des Geſetzes ſie geböte. An einer ſolchen Vorſchrift 
fehle es. Die Grundſätze des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrags (8g 611, 675) 
ſind alſo nicht anzuwenden, vielmehr beſtimmt ſich die Haftung des Gerichtsvollziehers für die 
Verletzung der ihm obliegenden Pflichten auch der Partei gegenüber, die ſeine Tätigkeit in An⸗ 
ſpruch nimmt, nach $ 839, die Haftung des Staates an Stelle des Gerichtsvollziehers nach den 
gemäß Art 77 Ech vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften. Der Gerichtsvollzie her wird 
nur als Beamter tätig und iſt auch nicht Vertreter des ihn mit der Pfändung beauftragenden 
Gläubigers (RG 90, 193). Der Beſchluß v. 2. 6. 13 betrifft, wie der frühere vom 10. 6. 86, nur 
die Haftung des Gerichtsvollziehers für ſeine Tätigkeit in der Zwangsvollſtreckung und befaßt 
ſich, was in ſeiner Begründung ausdrücklich hervorgehoben wird, nicht mit der Frage, nach welchen 
Grundſätzen die Schadenserſatzpflicht des Gerichtsvollziehers für ein Verſchulden bei der Zu⸗ 
ſtellung, bei der Vornahme einer Verſteigerung in den Fällen der $$ 383, 1235ff. BGB oder 
bei der Vornahme von freiwilligen Verſteigerungen zu beurteilen iſt. Die gleiche Beurteilung — 
nur Beamten- oder Staatshaftung — muß aber überall da Platz greifen, wo es ſich um die Er⸗ 
füllung von Aufgaben handelt, die dem Gerichtsvollzieher in ſeiner Eigenſchaft als Beamter 
durch Geſetz oder Dienſtanweiſung auferlegt find (vgl. für die Ausführung von Zuſtellungen 
NG 87, 412; 91, 179, auch OL 41, 140). Vgl. RG 83, 336 (vorzeitige Pfändung), RG Warn 
1919 Nr 134 (verſpätete und ordnungswidrige Verſteigerung). Wahrung der Rechte Dritter 
bei der Zwangsvollſtreckung als Amtspflicht des Gerichtsvollziehers |. RG 87, 294. Einzelne 
Fälle von Amtspflichtverletzungen des Gerichtsvollziehers |. noch A 4h zu $ 839. 

Der Notar iſt zunächſt ein Beamter, und zwar ein Staatsbeamter, dem die öffentliche Be⸗ 
urkundung (vgl. NG Warn 09 Nr 206) im 1 von Privatperſonen obliegt (BOB 89 126 
bis 129, 518, 2231 ff. SOG v. 17. 5. 98, zehnter Abſchnitt: gerichtliche und notarielle Urkunden; 
WO Art 87ff.; RStV 9 359). Da er aber regelmäßig nur auf Erſuchen einer Partei tätig wird, 
jo wurde früher angenommen, daß der Notar zwar Dritten (RG 78, 246), daher auch dem 
Wechſelproteſtaten gegenüber, nur als Beamter mit Haftung nach $ 839 zu betrachten ſei, ſo 
3. B im Falle unrichtiger Beurkundung eines Vertrags (NG 23. 1. 06 III 400/06), daß aber 
im Verhältniſſe zu der Partei, die feine Tätigkeit in Anſpruch nimmt, neben den öffentlich” 
rechtlichen, durch Geſetz und Dienſtanweiſung gegebenen Vorſchriften die Grundſätze des bürger⸗ 
lichen Rechtes über Dienſtvertrag und Geſchäftsbeſorgung mit unmittelbarer Haftung für etwaige 
Verſehen anzuwenden feien, fo z. B. in betreff feiner Schadenserſatzpflicht bei verſäumter oder 106 
gültiger Protefterhebung (MG 49, 26; RG JW 1933, 10185; RG 6. 2. 06 III 275/05; 29. 5. 0 
III 334/05; Warn 1912 Nr 102); bei der Aufnahme eines formell ungültigen Teſtaments (R 
21.12.09 III 38/09); bei der Abfaſſung einer zu weitgehenden Löſchungsbe willigung (R 
4. 1. 10 111 65/09). Als weſentlich oder doch als Regel wurde danach für das Verhältnis zwiſchen 
dem Notar und den Beurkundungsbeteiligten angeſehen, daß beide Teile durch einen Vertrag 
gebunden ſeien, der die dem Notar ſchon amtlich obliegende Tätigkeit als ſeine vertragliche 
Pflicht umfaſſe. Die ſe der amtlichen Stellung des Notars nicht ge recht werdende Auf jajjund 
iſt aber unter der Einwirkung des die Haftung des Gerichtsvollziehers betreffenden Beſchluſſe 
der vereinigten Zivilſenate v. 2. 6. 13 (. oben) vom Reichsgericht aufgegeben, und es iſt 5 
NG 85, 409 (413) ausgeſprochen worden, daß grundſätzlich, wenigſtens beim preußischer 
Notar, auf den allein ſich die Rechtſprechung des Reichsgerichts bezieht, die Erfüllung a 
Amtspflicht nicht Gegenſtand vertraglicher Bindung fein könne. Ebenſo 1 
Entſcheidungen (vgl. RG 95 214; 111, 296; R h JW 1930, 7531; HRR 1932 Nr 1651). Für de 0 
Hamburger Notar |. RO IW 1931, 17861. Neben den Amtspflichten des Notars gibt es 0 
beſonderen „Berufspflichten“ (RG JW 1915, 119), ſondern nur Vertragspflichten, die er 1 
Rechtskundiger durch Dienſtvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand hat (88 611, 
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vie in rechung ebenfalls anerkannt ift, ihren wirklichen Willen erforſchen und danach 
bie nden (RG 95, 301). Soweit es dieſe Aufgabe mit ſich bringt, iſt der 
Notar kraft ſeines Amtes auch zur Aufklärung und zur Belehrung der Beteiligten (und zwar 
aller Beteiligten, nicht nur derjenigen, die gerade ſeine Zuziehung veranlaßt haben, RG Warn 
1929 Nr 137; 1930 Nr 211) verpflichtet, fo z. B. wenn zweifelhaft ift, ob fie ſich der Bedeutung 


au e 
einer Urkunde nur die Perſonen in Betracht, deren Erklärungen beurkundet werden ſollen, nicht 


e wat auch ihnen für eine (vgl. $ 839 A 3) pflichtgemäße Belehrung der Beteiligten haften 
12 
mit de 


auch 8.7.18 111 13/18) oder über die Güte des Käufers (RG Warn 1927 Nr 40). Ber 
10h ph beim 8 in der Zwangsvollſtreckung befindlichen Grundſtücks |. RG Warn 


We, geſchaftskundige Personen vor ſich hat oder nicht (MG 142, 424; Ns HRR 1930 Nr 8). 
0 ich 


1930, 149611 Amtspflicht zur Belehrung über die Gefahren der Auszahlung eines Darlehns bor 

Eintragun einer net f. 20 85 337 (mitwirkendes Verſchulden des Darlehnsgebers |. 

vn 0 um 85 Nr 73), der Auszahlung eines Kaufpreiſes vor Erteilung der vormundſchafts⸗ 
richtli ; 


50101 RG 100, 284 (Belehrung über die wirtſchaftlichen Gefahren eines Vertrags) 142, 424; R 
15 

8; 1916, 13726; 1919, 479%; Hein 1932 Nr 1920; auch Seuffel 72 Nr 56, 179 und BanObLG 
r 1 Pflicht zur e über zu entrichtende Grunderwerbſteuern ſ. RG Warn 1929 


Worn 1931 


orgfaits i i B. i Grundſchuld als Forderungs⸗ 

i icht des N eurkundung der Beſtellung einer rundſch 

I Tagan 5 86 585 1023, 7492. 1 einer wegen Nichtbeachtung des $ 313 
iti 2 


ö ie ſpäter 
Entwe ä wenn es zu dem Zwecke gefchieht, daß er ſelbſt fie ſpä 

au ge meer auch nne deen (NG 98 1017, 8 lee 0 06 benden 

54 9 RR 1928 Nr 1706; 1932 Nr 512). Dagegen verletzt er nicht eine Amtspflicht, fon die 

höchſtens eine etwa von ihm als Rechtskundigen übernommene Vertragspflicht, wenn er die 
„Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Dege.) 17 
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Ausführung eines von ihm beurkundeten Vertrags nachträglich vereitelt (RG 3. 3. 16 III 374/15). 
Ebenſo endet die Amtspflicht des Notars mit der Beurkundung eines Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrags; eine Mitwirkung bei der Ausführung des Vertrags fällt nicht in den Bereich ſeiner 
amtlichen Tätigkeit (RG JW 1924, 814). Amtspflicht des Notars, feine Mitwirkung bei einer 
Beurkundung zu verſagen, wenn die Beteiligten trotz Belehrung über die rechtliche Unzuläſſigkeit 
des von ihnen beabſichtigten Geſchäfts auf deſſen Beurkundung beſtehen, ſ. RG JW 1921, 3365; 
über ſeine Amtspflicht, die Beglaubigung einer Urkunde zu verweigern, wenn er die Strafbarkeit 
oder die Ungültigkeit ihres Inhalts kennt, ſ. RG 87, 232; vgl. auch RG 85, 225; 101, 155; RG 
JW 1910, 100414; 1932, 2866. Zur Einſicht des Grundbuchs iſt der preußiſche Notar nur 
im Falle eines dahingehenden Vertrags verpflichtet (RG JW 1915, 11934, 1919, 2418). Dagegen 
muß er, wenn er das Grundbuch nicht einſieht, ſich auf andere Weiſe Gewißheit über ſeinen Inhalt 
verſchaffen, und wenn er hierüber nicht genügende Klarheit gewinnt, die Beteiligten mindeſtens 
darauf aufmerkſam machen, daß die Beurkundung nur auf ihre Gefahr geſchehen konne (RG ZW 
1930, 33062; 1931, 23621, 24651; RG Warn 1930 Nr 213; RG 24. 4. 23 111 387/22). Er hat auch die 
Amtspflicht, ſich vor der Beurkundung eines Kaufvertrags über Grundſtücke davon zu überzeugen, 
ob die Beteiligten, insbeſondere der Käufer, zuverläſſige Kenntnis vom Hypothekenſtande haben 
(RG 95, 299; RG WW 1931, 23621; RG HRR 1931 Nr 218). Zum mindeſten muß er die Beteiligten 
darauf aufmerkſam machen, daß die Beurkundung nur auf ihre Gefahr geſchehen konne. Vor der 
Beurkundung eines Kaufvertrags über ein Grundſtück muß ſich der Notar auch davon überzeugen, 
ob die Beteiligten von den bei den Grundakten eingegangenen, noch nicht erledigten Anträgen 
auf Eintragung zu Hypotheken Kenntnis haben (RG Gruch 71, 622). Liegt ein Grundbuch⸗ 
auszug vor, jo darf ſich der Notar darauf verlaſſen, daß er richtig iſt (R HAN 1932 Nr 1445); 
er muß ihn aber ſelbſtändig nach allen Richtungen prüfen, die für das abzuſchließende Geſchäft 
von Bedeutung fein können (RG Warn 1927 Nr 172). Unter Umſtänden muß er neben dem 
Grundbuch ſelbſt auch die Grundakten, z. B. eine zur Ergänzung einer Eintragung in Bezug 
genommene Eintragungsbewilligung einſehen (RG HRR 1932 Nr 1577). Unter Umſtänden 
muß der Notar den Käufer eines Grundſtücks auf die Möglichkeit einer Auflaſſungsvormerkung 
hinweiſen und, falls fie beantragt wird, ihre alsbaldige Eintragung in das Grundbuch herbei⸗ 
führen (NG JW 1928, 186215, R HAN 1932 Nr 1446; RG 3. 5. 27 III 290/26; 5. 7. 32 III 
437/31). Macht der Notar von der Ermächtigung, Urkunden beim Handelsregiſteramt oder beim 
Grundbuchamt einzureichen (FGG 8 129 f GBO 515), ſei es auch nur auf Erſuchen der Beteiligten, 
Gebrauch, ſo liegt ihm die ſorgfältige, insbeſondere rechtzeitige Ausführung als Amtspflicht ob 
(RG 93; 68; 114, 202; auch JW 1916, 1284; 1928, 18626, 1931, 10787; 1933, 1055). Über die 
Verpflichtung des Notars, einen von ihm beurkundeten Grundſtückskaufvertrag mit Auflaſſung 
dem Grundbuchamt unverzüglich einzureichen, . auch R JW 1933, 10551. Amtshaftung des 
Notars, der auf einer von ihm entworfenen Privaturkunde die Koſtenberechnung in einer Weiſe 
unterſchreibt, daß ſeine Unterſchrift als Beglaubigung einer ſpäter unter die Privaturkunde geſetzten 
Unterſchrift erſcheint (NG JW 1931, 10764). Über Rat und Auskunft als Gegenſtand vertrag⸗ 
licher Bindung, auch wenn der Notar keine Gebühr berechnet, |. RG JW 1918, 9011; NG Warn 
1920 Nr 197; RG 23 1915 S. 49, 435; 1919, 154%. Über die Amtspflicht des Notars, bei einer 
im Juni 1925 über die Aufwertbarkeit von Hypotheken erteilten Auskunft das in Ausſicht ſtehende 
Aufwertungsgeſetz zu berückſichtigen, |. RG 135, 321; vgl. auch R JW 1928, 522 (Rechtsaus⸗ 
kunft im Oktober 1923). Über mangelhafte Prüfung und Belehrung zu Fragen des Aufwer⸗ 
tungsgeſetzes, insbeſondere der Rangvorbehaltsbeſtimmung des $ 7 Abſ 4 ſ. RG JW 1932, 28615. 
Über die Amtspflichten des Notars bezüglich der Erhebung von Wechſelproteſten ſ. auch RG 
91, 127. Verwahrung von Wertpapieren als Amtsgeſchäft des Notars f. RG 114, 295. Haftung 
des Notars für Berechnung eines zu hohen Stempels |. Rc 136, 45. Erteilung einer Ausfer⸗ 
tigung, einer Vollſtreckungsklauſel ſ. RG 129, 168. Über die Verpflichtung des Notars, über 
die Perſönlichkeit der zur Aufnahme oder Beglaubigung einer Urkunde vor ihm Erſchienenen ſich 
zu vergewiſſern, ſ. RG 78, 241; 81 S. 125 u. 157; 124, 62; RGS JW 1913, 10447; 1928, 1864; 
1930, 1291; 1933, 10576; RG Warn 1928 Nr 206; RG HRR 1932 Nr 615, 1919. Über die von dem 
Notar zu verlangende Sorgfalt bei der Feſtſtellung, daß Teſtamentszeugen nicht wegen Verwandt⸗ 
ſchaft von der Mitwirkung ausgeſchloſſen find, ſ. RG JW 1933, 130811. — Bezüglich der Erfüllung 
vertraglicher Pflichten haftet der Notar nach $ 278 für das Verſchulden feiner Gehilfen 
(vgl. RG 85, 225). Seine Amtspflichten muß er grundſätzlich in eigener Perſon erfüllen, 
wenn er ſich auch zur Vorbereitung von Amtshandlungen der Hilfe anderer bedienen darf (RG 
Warn 1930 Nr 157, 213; RG Gruch 71, 622). Hier ift auch $ 831 nicht anwendbar (Rh 27. 5. 30 
III 307/29; 14. 10. 30 111 420/29). So muß er prüfen, ob der Inhalt der von einem Gehilfen 
entworfenen Urkunde dem Willen der Beteiligten entſpricht (RG JW 1914, 354%; Gruch 57, 978; 
RE HRR 1932 Nr 1206). Die Gehilfen find auch nicht berufen, Rechtsauskunft zu erteilen, die 
Beteiligten nicht berechtigt, ſich auf eine ſolche Auskunft zu verlaſſen (RG JW 1910, 1004 
1919, 241). Über die Haftung des preußiſchen Notars für feinen Vertreter nach Preußd G0 
Art 101 ſ. RG 100, 287; 139, 193; 140, 129 (anders für Mecklenburg OLG 43, 98). Vgl. noch 
zu 9 839. — Einfluß der Nichtigkeit eines Generalverſammlungsbeſchluſſes auf den Gebühren 
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anſpruch des beurkundenden Notars, der die Nichtigkeit durch Außerachtlaſſung von Formvor⸗ 
ſchriften des Aktienrechts verſchuldet hat, ſ. RG 114, 202. Über Notariatsgebühren ſ. auch RG 
136, 307; 141, 283; RG 1927 S. 12529, 21252, 212625; 1930, 33074. 

Die Berufsſtellung der Rechtsanwälte wird in geringerem Maße als diejenige der Beamten 
vom öffentlichen Rechte beeinflußt und namentlich werden ihre Beziehungen zu den ihren Beiſtand 
in Anſpruch nehmenden Privatperſonen durch das Vertragsrecht des BGB beſtimmt. Aller⸗ 
dings wird die Stellung des Rechtsanwalts in mehrfacher Hinſicht durch öffentlich⸗rechtliche Vor⸗ 
ſchriften der RAD v. 1. 7. 78, insbeſ. 98 3—25, 26—36, 39, 40, ſowie der Prozeßordnungen 
beſtimmt, ſo daß bei ſeinem Beruf wie auch bei dem des Arztes (ſ. unten) „nicht ſowohl die Aus⸗ 
Übung des wirtſchaftlichen Erwerbs als vielmehr die Betätigung geiſtiger Kräfte im Dienſte des 
Gemeinwohls in den Vordergrund tritt“ (vgl. RG 39, 137; 55, 169 und namentlich 66, 150; 

5, 105). Inſoweit er aber von einer Privatperſon zu deren Beiſtand zugezogen wird, liegt 
eim Vertragsverhältnis des bürgerlichen Rechtes vor, dem in der Regel ein Dienſtvertrag, der 
eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat (88 611, 675), und nur ausnahmsweiſe, wenn nicht 
die Arbeit des Anwalts, ſondern ein durch fie herbe izuführender Erfolg ($ 631 Abſ 2), z. B. die 
Erstattung eines Gutachtens, den Gegenſtand feiner Verpflichtung bildet, ein Werkvertrag 
nde liegt (RG 75,105; 88,223; 110, 139; RG JW 1914, 6424; RG LZ 1916, 118811; 

Warn 1918 Nr 75; 1926 Nr 165; a. M. Staudinger, „Allgemeiner Arbeitsvertrag“, 

Vorbem IV ie vor $ 611). Auch die Anfertigung eines Vertrags durch einen Rechtsanwalt 
dildet nur unter beſonderen Umſtänden (RG JW 1914, 642) den Gegenſtand eines Werkver⸗ 
drags (RG 88, 223; Warn 1918 Nr 75). Ein Vertrag auf Ratserteilung kann auch ſtillſchweigend 
zuſtande kommen (RG Warn 1930 Nr 211 und dort erwähnte Entſcheidungen). Kündigung des 
laanttver ältniſſes durch den Rechtsanwalt wegen Nichtzahlung eines Vorſchuſſes |. RH Warn 
1026 Nr 165. — In der Rechtſprechung iſt eine privatrechtliche Haftpflicht des Rechts⸗ 
anwalts bei Verletzung ſeiner vertragsmäßigen Verbindlichkeiten ſtets angenommen worden, ſo 

unrichtiger Angabe der Hypothekenverhältniſſe eines vom Auftraggeber anzukaufenden 
tes (RG 2. 2. 06 111 270/05), bei nicht ausreichender Sorgfalt, die auf die Grundbucheinſicht 

im verwenden war (NG Warn 1912 Nr 246), bei Nichtbelehrung über die Gefahren, die mit der 
4 nterlaſſung der Benachrichtigung des Grundſtlickseigentümers von der Abtretung einer Hypo⸗ 
kr kenforderung verbunden ſind (RG JW 1921, 336°), bei mangelhafter Beratung über die Rechts⸗ 
gültigkeit eines Grundſtücksgeſchäfts (NG IWW 1931, 2014), bei ungenügender Erkundigung über die 
b pothekenverhältniſſe eines Grundſtücks vor der Zwangsverſteigerung (RG 15. 5. 08 III 496/07), 
1 unterlaſſener Fürſorge für die Aufnahme eines im Zwan Jsverſteigerungstermine abgegebenen 
elebote in das Protofoll (RG 11. 12. 08 111 106/08), bei Überſehen des Sicherheitsverlangens 

3 Beteiligten (RG JW 1915, 6545) und bei unterlaffener Berechnung der der Hypothek des 

Auftraggebers vorgehenden Anſprüche im Zwangsverſteigerungstermin (RG Warn 1916 Nr 247), 
vom bei Beſchaffung und Benutzung eines ungültigen Wechſelproteſts (RG 20. 2. 06 111 295/08), 
Ne Verzögerung einer an ſich begründeten Klageſtellung bis nach Ablauf der dafür beſtehenden 
ann ührungafeift und bei ſchuldhafter Herbeiführung der Verjährung durch Nichtbetrieb eines 

uhängigen Rechtsſtreits (RG 9. 3. 09 III 208/08; RG Warn 1912 Nr 371; RG ZW 194, 77110, 
= vorzeitiger Stellung von Vollſtreckungsanträgen, jedoch unter Einſchränkung der Haftung 
eitefditwirkendem Verſchulden der Partei nach § 254 (RG 3. 4. 06 111 376/05), wegen Ver⸗ 
Nr 1800 von Schadenserſatzanſprüchen durch Erhebung der Wandlungsklage (RG Warn 1915 
eine 00, wegen falſcher Faſſung des Klageantrags bei Auseinanderſetzung von Geſellſchaftern 
1105 offenen Handelsgeſellſchaft (JW 1917, 9792), wegen mangelhafter Faſſung einer Anmeldung 
Birf Handelsregiſter ME JW 1915, 509), wegen der Empfehlung eines unzuläſſigen Selbſt⸗ 
haller aufs (RG JW 1921, 893°), wegen unrichtigen Rates über das von einer Partei einzu- 
5 lende Verfahren, wenn zwiſchen ihr und dem Anwalt ein Vertragsverhältnis beſteht (RG 
Ye 05 III 264/04; 18. 2. 10 III 154/09, dagegen nicht wegen ſolchen Rates bei nicht beſtehen⸗ 
Ei Vertragsverhältniſſe R6 16. 3. 06 III 342/05), wegen des Anratens einer die Cheſcheidung 
nechtiſternden Vereinbarung (RG JW 1928, 150015), wegen Auskunft über tatſächliche oder 
it rg Verhaltniſſe, auch wenn ein Anspruch auf bejondere Vergütung dafür nicht begründet 
(RE & 23 1915, 4910) wegen falſcher Auskunft über das vor 1900 geltende eheliche Güterrecht 
be Warn 1920 Nr 195), wegen Nichtbelehrung oder irriger Belehrung über die Ausſchließung 

25 Voftung für die Schulden eines mit der Firma übernommenen Handelsgeſchäfts nach HGB 
* Abf 2 (RG JW 1916, 12755; R 23 1916, 1239, auch OLG 28, 176), wegen unterlaſſener 
den aun über die außergewöhnliche Höhe der aus der Ausführung eines Auftrags zu erwarten⸗ 

8 often, allerdings nur unter beſonderen Umſtänden (RG 118, 365; RG JW 1919, 4467), 
3 mangelhafter Begründung und verſpäteter Einreichung eines Armenrechtsgeſuchs (RG 
A Barr 1789°); wegen Entwerfung eines ſittenwidrigen Sicherungsübereignungsvertrags 
Verpffichen 1931 Nr 155: dort auch über mitwirkendes Verſchulden der Beteiligten). Über die 
trag derhtung des vom Gericht beigeordneten Armenanwalts, unter Umſtänden auch ohne Auf 
Haftung Partei in deren Intereſſe tätig zu werden, |. R 115, 60; vgl. auch RG JW 1932, 21445. 

ng des Armenanwalts erſter Inſtanz, der mit ſeiner Partei über die Einlegung der Be⸗ 
1 
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rufung verhandelt hat, für die Verſäumung der Rechtsmittelfriſt |. RG 118, 126. Der mit der 
Führung eines Rechtsſtreits beauftragte Rechtsanwalt darf von der Geltendmachung eines 
ſeiner Partei zuſtehenden rechtlichen Einwandes, z. B. auch der Unklagbarkeit von Börſentermin⸗ 
geſchäften, nicht abſehen, ohne die Partei auf die Möglichkeit des Einwandes hingewieſen zu 
haben (RG 139, 358). Für eigenmächtiges Abweichen von Anweiſungen des Auftraggebers gilt 
gemäß § 675 die Vorſchrift des F665 (RG HAN 1931 Nr 405). Zur Belehrungspflicht des Rechts⸗ 
anwalts ſ. auch RG JW 1928, 505%. Der Berufungsanwalt hat ſich innerhalb ange meſſener 
Friſt mit dem Prozeßſtoff bekanntzumachen und ihn ſelbſtändig daraufhin zu prüfen, ob und welche 
prozeſſualen Maßnahmen zur Wahrnehmung der Intereſſen ſeiner Partei, z. B. auch zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung des noch nicht rechtshängigen Teiles einer Schadenserſatzſorderung 
erforderlich ſind; Verſchulden des erſtinſtanzlichen Anwalts entlaſtet ihn nicht, begründet vielmehr 
nur eine Geſamthaftung beider Anwälte (RG 115, 185). Er kann den geſchädigten Auftraggeber 
auch ein Verſchulden ſeines Verkehrsanwalts inſoweit nicht entgegenhalten, als dieſer nicht Er⸗ 
füllungsgehilfe des Auftraggebers in ſeinem Verhältnis zum Berufungsanwalt iſt (RG 140, 1). 
Die Übernahme der Vertretung im Zwangsverſteigerungsverſahren begründet nicht ohne weiteres 
die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß der Auftraggeber eine möglichſt geringe Wertzuwachsſteuer zu 
bezahlen hat (R JW 1917, 967%). Über die Ausführung des Zwangsvollſtreckungsauftrags, das 
Girokonto eines Schuldners des Auftraggebers „ſperren zu laſſen“, ſ. RG LZ 1915, 521°. Über 
die Verpflichtung des Rechtsanwalts, Pfändungsprotokolle der Gerichtsvollzieher nachzuprüfen, ſ. 
OLG 45, 176. Haftung des Rechtsanwalts für die Entwendung von Akten, die einem Beteiligten 
zur Einſicht vorgelegt worden find, ſ. RG LZ 1916, 1022 Vorteilsausgleichung, wenn der durch 
die Schuld des Rechtsanwalts ausgefallene Hypothekengläubiger das Grundſtück mit Gewinn 
erſteht, |. RG 84, 386. Gibt der Auftraggeber nicht unzweideutig zu erkennen, daß er des Rates 
nur in einer beſtimmten Richtung bedürfe, dann iſt ihm eine allgemeine, möglichſt er- 
ſchöpfende Belehrung zu geben, die ſich auch auf die Gefahren eines beabſichtigten Rechts⸗ 
geſchäfts und dagegen mögliche Vorſichtsmaßregeln zu erſtrecken hat (RG 1932, 28541). Auch 
Steuer- und Wirtſchaftsfragen find bei der Beratung zu berückſichtigen (NG JW 1932, 2855. 
Hat der Rechtsanwalt durch ſein Verhalten in einem Rechtsſtreite, z. B. durch Nichteinlegung 
eines Rechtsmittels oder durch einen Verzicht, die Intereſſen ſeines Auftraggebers verletzt, ſo 
iſt für die Frage, ob dadurch ein Schaden entſtanden iſt, nicht maßgebend, wie das Gericht jenes 
Rechtsſtreits ohne das Verhalten des Rechtsanwalts entſchieden haben würde, ſondern wie es 
bei richtiger Beurteilung, alſo nach der Anſicht des über den Schadenserſatzanſpruch er⸗ 
kennenden Gerichts, hätte entſcheiden müſſen (MG 91, 164; 117, 293; 139, 358; JW 1912, 51; 
1917, 1022; RG SeuffA 69 Nr 40; Rz HRgt 1932 Nr 435; RG 24. 10. 33 111 58/33). Über eine 
Unterbrechung des Urſachenzuſammenhanges zwiſchen einem ſchuldhaften Verhalten des Reviſions⸗ 
anwalts und der Entſcheidung des Reviſſonsgerichts durch deſſen Entſchließung ſ. RG 142, 394. 
Wer einen Rechtsanwalt wegen fehlerhafter Beratung haftbar machen will, muß den ganzen, dieſem 
unterbreiteten Sachverhalt darlegen, auch Behauptungen des Gegners widerlegen (RG 20. 6. 33, 
6/33). Über die Beweislaſt bezüglich des urſächlichen Zuſammenhangs |. RG Warn 1916 Nr 135, 
1913 Nr 413; RG 23 1914, 1897. Hat der Rechtsanwalt durch Verletzung feiner Vertragspflicht eine 
Urſache der Schädigung ſeines Auftraggebers geſetzt, ſo wird Urſächlichkeit feines Verſehens nicht da 
durch beſeitigt, daß der Richter nachher gleichfalls ein Verſehen begeht, ohne das der Rechtsanwalt 
ſein eigenes Verſehen entdeckt und den Schaden noch verhindert haben würde (RG 13. 11. 31 
III 32/31). Der Rechtsanwalt muß bei Wahrnehmung der Intereſſen feines Auftraggebers 
nach ſorgfältiger Prüfung ſich ſelbſt eine Rechtsanſchauung bilden und braucht 
nicht jeder abweichenden Meinung Rechnung zu tragen; wohl aber muß er allgemein 
anerkannte Ergebniſſe der Rechtslehre ſowie die oberſtrichterliche Rechtſprechung berückſichtigen 
(R 87, 183, dazu 89, 426). Er darf nicht zu einem weniger günſtigen Vergleich raten, wenn 
nach Schrifttum und Rechtſprechung begründete Ausſicht auf Erzielung eines günſtigen Ergeb⸗ 
niſſes beſteht (R JW 1932, 28569). Kein Verſchulden des Rechtsanwalts, wenn er einer vom 
Reichsgericht gebilligten, von Schriftſtellern bekämpften Anſicht folgt; er braucht auch nicht mit 
einer Anderung der Rechtſprechung zu rechnen (NG JW 1915, 12595). Der Rechtsanwalt muß 
aber Zweifel und Bedenken, zu denen die Sachlage Anlaß gibt, darlegen und darf nicht die Gefahr 
einer ungünſtigen gerichtlichen Entſcheidung dem Auftraggeber aufbürden (RG 23 1916, 100670, 
Von mehreren möglichen Maßnahmen muß er diejenige wählen, die ſicherer und zweifelsfrei 
iſt, auch wenn für eine andere, zweifelhaftere, ſich angeſehene Rechtslehrer ausſprechen (R 

ZW 1921, 893). Vor einer Abweichung von beſtimmten Anweiſungen hat der Rechtsanwalt 
dem Auftraggeber Anzeige zu machen und ſeine Entſchließung abzuwarten, wenn nicht mit dem 
Auſſchub Gefahr verbunden iſt (88 675, 665 Satz 2; dazu RG Warn 1930 Nr 34). Haftung des 
Rechtsanwalts bei rechtsirriger Beurteilung von Aufwertungsfragen ſ. RG JW 1930, 619% 
1932, 28565. Unkenntnis ber Sonderentwicklung eines einzelnen deutſchen Landes iſt nicht 
immer ſchuldhaft (NG JW 1932, 28564). — Über Behandlung von Friſtſachen ſ. auch RO 96, 
322. — Der Rechtsanwalt haftet für feine Gehilfen nach $ 278 (RG JW 1914, 77°), für ſeinen 
Generalſubſtituten (RAD $ 25) dagegen nur nach § 664 Abſ 1 Saß 2 (SeuffA 75 Nr 211). 
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Haftung für betrügeriſche Mitteilungen des Bureauvorſtehers RG 101, 248, für Unterſchlagun⸗ 
gen des Kanzleivorſtandes JW 1920, 397°, für Rechtsauskünfte, die der Bürovorſteher mit Wiſſen 
und Willen des Rechtsanwalts erteilt, RG JW 1932, 6411. Rechtsanwälte, die ſich zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Ausübung des Anwaltsberufs verbunden haben, haften als Geſamtſchuldner 
für den Schaden, den einer von ihnen in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt (HRR 1928 Nr 950) 
dem Auftraggeber ſchuldhaft verurſacht, wenn dieſer, was im Zweifel anzunehmen iſt, ſie ſämtlich 
mit der Wahrnehmung ſeiner Rechte betraut hat (RG 85, 306; Warn 1916 Nr 247; val. auch JW 
1916, 5197; 1917, 304°; 23 1916, 831%). Das gilt aber nur bei Handlungen, die ſich innerhalb 
er Grenzen des Anwaltsberufs bewegen, nicht z. B. für eine Auskunft über wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe behufs Entschließung über die Gewährung eines Darlehns (RG 88, 342; vgl. auch 
D2G 34, 60). — Mitwirkendes Verſchulden des Auftraggebers kann die Erſaßzpflicht des 
Rechtsanwalts nach $ 254 beſchränken. Wenn aber der Anwalt infolge ungeſchickten oder ſäumigen 
zerhaltens des Auftraggebers Veranlaſſung hat, fein bisheriges Vorgehen zu ändern und raſch 
einen andern, geſetzlich gewieſenen Weg zu beſchreiten, und er unterläßt dies, ſo trifft grund⸗ 
Täglich nur ihn die Schuld für dieſe Verſäumung (RG Warn 1926 Nr 212). — Über die Ver⸗ 
jährung von Schadenserſatzanſprüchen ſ. RAD $ 32a und R 88, 223; 90, 82; RH JW 1933, 
5082; gr 1916, 1188; Warn 1918 Nr 75. — Vertragsverhältnis des Rechtsanwalts zu anderen 
Beteiligten, insbeſondere auch zu dem Vertragsgegner der von ihm vertretenen Partei ſ. RG 52, 365; 
29,109; RG JW 1905, 1386; 1927, 11457; 1928, 11341; RG Warn 1933 Nr 38; RG 23 1915 
S. 4910, 4351; 1918, 41. — Zur Frage, inwieweit ein Rechtsanwalt bei Wahrnehmung der Rechte 
ſeines Vollmachtgebers auf die Intereſſen des Gegners Rückſicht zu nehmen verpflichtet iſt, |. RG. 
124, 104. — Ein Abkommen zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem Auftraggeber über die Höhe 
der Vergütung verliert nicht ohne weiteres feine Wirkſamkeit mit dem Inkrafttreten einer 
Gebührenordnung, die den Rechtsanwalt beſſerſtellen würde; die Bedeutung eines ſolchen Ab⸗ 
ommens muß vielmehr nach den Umſtänden des Falles und dem ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erklarten Willen der Vertragsteile feſtgeſtellt werden (RG 114, 336; RG Warn 1927 Nr 27). 
Kor r Honorarvereinbarungen ſ. auch RG JW 1928, 27811; 1930, 6285b; über die Nichtigkeit 
ſolcher |. N 115, 141; 142, 70 und Vorbem 4 a. E. Aufwertung von Rechtsanwaltsgebühren 
7. N00 110, 139; 111, 372; R Warn 1925 Nr 192, 193; 1926 Nr 131; RG JW 1927, 84611; 
20, 16431, Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts, der feinem Auftraggeber ſchuldhaft eine 
de hohe Gebührenrechnung überſendet und auf Beanſtandung erklärt, die Gebühren ſeien richtig 
erechnet, ſ. NG 130, 101. Verwirkung des Gebührenanſpruchs durch mißbräuchliche Ausübung 
1955 Zurückbehaltungsrechts an den Handakten ſ. RG 113, 264. — Über das Vertragsverhältnis 

mes Patentanwalts zu feinem Auftraggeber |. RG IW 1925, 2462. 
2 Die Vorſchriften des Dienſtvertrags, unter Umſtänden die des Werkvertrags, finden auch 
Avendung auf das Verhältnis des Arztes zum Kranken. Allerdings ift auch der Arzt dem 
er lichen Recht unterworfen, namentlich infofern nach GewO $ 29 zur Bezeichnung und An⸗ 
kennung als „Arzt“ ein Befähigungsnachweis und eine ſtaatliche „Approbation“ erfordert, 
BL auch durch weitere Beſtimmungen (StGB $ 300; #6 53, 315) die Wahrung des Berufs 
außer fie und bei gewiſſen anftedenden Krankheiten eine Anzeigepflicht auferlegt wird. Vgl. 
5 „eben noch Stag 88 209, 277, 278; GVG 89 35, 85; StPO $ 52 Abſ 1 Nr 3, ZPO 9 383 
ran KO 861 Nr 4; BELG § 18 Nr 3, 8 58; RGef., betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher 
gef "heiten, v. 30. 6. 00 $ 2. Die ärztliche Tätigteit ift ferner ihrem inneren Weſen nach (ab- 
TE EN bon gewerblich betriebenen Privattrantenanſtalten) kein gewerbliches Unternehmen und 
(wi 58 29, 144 Abſ 2 Gewd auch keins im Sinne der Gewd, ſondern ein Beruf, bei dem es ſich 
Di bei den Rechtsanwälten) in erſter Linie nicht um den wirtſchaftlichen Erwerb, ſondern um 
90 Betttigung geiſtiger Krafte im Dienſte des Gemeinwohls handelt (RG 66, 143; 86, 186; 
theter l- auch 80, 223; anders für das Steuerrecht M& 39, 137; Nichtanwendung auf Apo⸗ 
Kork, RG Seuffa 87 Nr 8). Der öffentlich- rechtliche Charakter feiner Stellung (ſ. auch unten 
bite em 4) ſchließt aber nicht aus, daß der Arzt regelmäßig tätig wird auf Grund eines dem 
0 ebelichen Rechte angehörigen ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vertrags mit dem Kranken 
nam feinen Angehörigen und Vertretern, an deren Entſchließung der Arzt mehrfach gebunden iſt, 
In ifentlic wenn es ſich um die Vornahme einer Operation handelt, die gefährlich und dabei 
1915 hm Ergebnis ungewiß iſt (RG 68, 431; Rc St 25,375; RO IWW 1932, 33282; R Warn 
gung TABL; Seuffel 46 Nr 189; 48 Nr 262; M& Gruch 51, 923). Eine ſtilſchweigende Einwill⸗ 
8 ſteht der ausdrücklichen gleich. Bei Gefahr im Verzug bedarf es einer Einwilligung über⸗ 


ener dicht (MG 68, 434). Der Arzt ift nicht verpflichtet, den Kranken auf alle möglichen Folgen 
Neleh beraten aufmerkſam zu machen (MG 78, 432; RG Warn 1920 Nr 109) — eine umfaſſende 


eine ug iſt unter Umſtänden ſogar unrichtig, weil ſie aufregen oder von der Einwilligung zu 
allgen notwendigen Eingriff abſchrecken kann (RG ebenda) —, er muß ſich aber wenigſtens im 
nicht meiuen die Einwilligung des Kranken in die Vornahme der Operation ſichern und darf ihn 
Arztes ir weſentliche Umſtände im Unklaren laſſen (OLG 28, 182). Über die Verpflichtung des 
nicht uz nd Kranken mitzuteilen, daß die vorzunehmende Operation den gewünſchten Erfolg 


dingt verſpreche und gewiſſe Nebenwirkungen nicht ausſchließe, |. R JW 1932, 33282. 
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Macht der Arzt darauf aufmerkſam, es ſei Gefahr im Verzug, der Kranke müſſe ihm alles einzelne 
überlaſſen, und unterzieht ſich nun der Kranke einer Operation, fo liegt darin zugleich die Er⸗ 
klärung des Einverſtändniſſes mit einer Ausdehnung der Operation über den urſprünglich beab⸗ 
ſichtigten Umfang hinaus, falls dieſe Ausdehnung nach ärztlichen Grundſätzen zur Heilung des 
Kranken erforderlich ſein ſollte. So für einen Fall, in dem der Arzt einen ungefährlichen Eingriff 
an der Gebärmutter vornehmen ſollte, bei der Operation aber Krebs vorfand und deshalb die 
ganze Gebärmutter entfernte (RG 21. 11. 13 III 277/13). Über die bei der Ausführung von 
Operationen anzuwendende Sorgfalt |. RG 83, 75 und 97, 4. Bezüglich der Beweislaſt in 
Operationsfällen hat das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen, daß die Unmöglichkeit, die Ur⸗ 
ſache der Verletzung des Kranken feſtzuſtellen, nicht zu Laſten des behandelnden Arztes gehen 
dürfe (RG 78, 432; 128, 121; 130, 121; 6 JW 1913, 3220; 1998, 221310, RG Warn 1922 Nr 7; 
1926 Nr 155; NO Gruch 69, 86; R HRR 1932 Nr 96, 1643; R 14. 5. 29 111 390/28; 8. 10. 29 
III 541/28). Dieſer Grundſatz muß jedoch mit Vorſicht gehandhabt werden. Immer iſt zu 
prüfen, ob die Sachlage einen Anhalt dafür bietet, daß ein ſchuldhaftes Verhalten des Arztes 
vorliege, das nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge die Verletzung hervorgerufen haben 
konne, und ob dieſer Anhalt ſo ſtark iſt, daß eine Unmöglichkeit der Feſtſtellung des urſächlichen 
Zuſammenhangs nicht mehr angenommen werden kann (RG Warn 1926 Nr 155). Zu beachten 
iſt dabei, daß nicht jeder Fehler in der Behandlung, nicht jeder Fehlgriff bei einer Operation ein 
zum Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden des Arztes begründet (RG 78, 432; RG Seuff A 
67 Nr 57). Die Begriffe Kunſtfehler und Verſchulden decken ſich nicht (RG 12. 5. 31 III 402/30). 
Vgl. RG JW 1912, 581! (fahrläſſiges Durchſtechen der Gebärmutter); RG 118, 41; RG 3 
1915, 903%; R Warn 1922 Nr 7; 1932 Nr 71; RG SeuffA 84 Nr 187; LZ 1920, 6641 und 
BayoObLGg 19, 391 (Röntgenverbrennung); RG Warn 1929 Nr 43 (Verbrennung beim Dia⸗ 
thermieverfahren); ſ. auch RG Lg 1916, 11858. Bei inneren Verletzungen muß der Arzt unter 
Umſtänden die Aufnahme eines Röntgenbildes veranlaſſen; ſonſt haftet er für falſche Diagnoſe 
und dementſprechend falſche Behandlung auch dann, wenn die Diagnoſe dem äußeren Befund 
entſprach (R JW 1923, 60315). Über die Verpflichtung des Arztes zu einer Röntgenaufnahme, 
falls er ein in die Operationswunde eingelegtes Röhrchen beim Verbandswechſel und auch bei 
einer Unterſchuung der Wunde mit Inſtrumenten nicht findet, |. Rc JW 1931, 1466 . Sorg⸗ 
faltspflicht des Arztes beim Niederſchreiben eines Rezeptes |. RG 125, 374. Zur Beweislaſt⸗ 
verteilung und Beweiswürdigung in Arztprozeſſen |. auch RG 128, 121. — Über die Ver⸗ 
pflichtung des vom Arzte Verletzten, ſich einer Operation zur Heilung zu unterwerfen, ſ. RG 
83,15; vgl. auch RG 60, 147; 129, 398; 139, 131. Begibt ſich der vom Arzt Verletzte behufs 
Heilung der Verletzung in die Behandlung eines anderen Arztes, und wird er von dieſem eben⸗ 
falls ſchuldhaft falſch behandelt, ſo muß der erſte Arzt auch für dieſe mittelbare Folge ſeines 
eigenen Fehlers mithaften, es müßte denn ſein, daß der zweite Arzt gegen alle ärztliche Regel 
und Erfahrung ſchon die erſten Anforderungen an ein vernünftiges, gewiſſenhaftes ärztliches 
Verfahren in gröblichſtem Maße außer acht gelaſſen hat (RG 102, 230; RG JW 1911, 7540. 
Berückſichtigung des Umſtandes, daß die verletzende Handlung den Kranken von einem anderen 
Leiden befreite, ſ. R JW 1913, 98717. — Dadurch, daß der Erkrankte ſich mit einer beſtimmten 
Art der Behandlung (3. B. nach einem Naturheilverfahren) einverſtanden erklärt oder ſich 
ſogar nur zum Zwecke einer ſolchen an den Arzt wendet, wird dieſer mangels einer abweichenden 
Vereinbarung nicht der Pflicht überhoben, die Richtigkeit dieſer Behandlung von vornherein 
und in ihrem Verlaufe zu prüfen und, wenn nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft ihre 
Erfolglosigkeit oder gar Schädlichkeit anzunehmen iſt, ſie aufzugeben oder wenigſtens von ihr 
abzuraten RG Warn 1912 Nr 373). Vgl. auch OL 33, 329 (Gewährung einer vom Kranken 
gewünſchten Behandlung im Bewußtſein ihrer Sachwidrigkeit und Geſundheitsſchaͤdlichkeit als 
Verſtoß gegen die guten Sitten, $ 826). — Bei der Behandlung von Kindern tritt der Arzt 
in der Regel in vertragliche Beziehungen nur zu den Eltern (RG 85, 183, aber auch RG JW. 
1919, 38%). — Liegt ein Vertragsverhältnis nicht vor, fo kann Anſpruch und Haftung des Arztes 
aus Geſchaftsführung ohne Auftrag ($$ 677, 680) in Frage kommen. Haftung des Ehe 
mannes einer Patientin ſ. auch Hag 1932 Nr 112. — Neben die Haftung aus Vertrag oder 
Geſchäftsführung ohne Auftrag tritt die Haftung aus unerlaubter Handlung (8 823 ff.), 
infofern der Arzt, der den Kranken gegen die anerkannten Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft oder 
ſonſt vorſätzlich oder fahrläſſig falſch behandelt, der allgemeinen Rechtspflicht, niemanden an ſeinem 
Körper oder an ſeiner Geſundheit zu verletzen, zuwiderhandelt (RG 88, 433; 118, 41; 125, 374; RG 
Warn 1916 Nr 226; Rh Seuffa 67 Nr 58). Haftung eines beamteten Arztes, z. B. eines Gefängnis⸗ 
arztes, nach $ 839. — Haftung des behandelnden Arztes für Mißgriffe ſeines 
Aſſiſtenten unter dem Geſichtspunkt der Vertragshaftung nach 9278, bei unerlaubter Handlung 
nach $ 831 (R& Gruch 69, 86). Haftung des Arztes für Verſchulden feiner Hausangeftellten ſ. RG 
Warn 1930 Nr 156. Über die Haftung eines Arztes, der eine Kaſſenkranke im ſtädtiſchen Kranken⸗ 
haus mit einem der Stadt gehörigen Röntgenapparat und mit Hilfe einer von der Stadt geſtellten 
Röntgenſchweſter durchleuchtet hat, für die Folgen einer dadurch herbeigeführten Verbrennung 
. RG 118, 41. Über die Haftung des Arztes, wenn eine von ihm angeordnete Rönt genbeſtrahlung 
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in einem Krankenhauſe von der dort angeſtellten Schweſter vorgenommen wird und durch deren 
Unachtſamkeit zu Verbrennungen führt, |. RG 139, 255. — Über die Frage, ob der Arzt für 
die im Vorraum feiner Wohnung abgelegten Kleidungsſtücke haftet, |. RG 99, 35. — liber 
Kaſſenarztvertr äge ſ. RVO 88 368ff., neue Faſſung RGBl 1932 J 19ff., dazu Not VO. v. 
8.12.31 Teil 5 Kap I und VI (RG Bl 1 718, 725), mit Ausführungs⸗ und Überleitungsbeſtim⸗ 
mungen vom 30. 12. 31 (RG Bl 1932 12), VO über kaſſenärztliche Verſorgung v. 14. 1. 32 (RG Bl 
119), VO über die Zulaſſung von Ärzten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen v. 22. 4. 33 (RG Bl! 
222) v. 28. 9. 33 (RG Bl 1 696), v. 20. 11. 33 (RG Bl 1 983); VO über die Kaſſenärztliche Vereini⸗ 
gung Deutſchlands v. 2. 8. 33 (RG Bl 1567); VD über kaſſenärztliche Vergütung v. 19. 12. 33 (RG BI 
11103). Für Zahnärzte und Zahntechniker in ihren Beziehungen zu den Krankenkaſſen ſ. Ver⸗ 
ordnungen v. 2. 6. 33 (RG Bl J 350) ſowie v. 27. 7. 33 (RGB 1 540 u. 541), v. 20. 11. 33 (RGBl 
1983); v. 23. 12. 33 (RGBl 1 1118). Aus der Rechtſprechung über kaſſenärztliche und ⸗zahn⸗ 
Ärztliche Verträge |. RG 124, 33; 138 S. 64, 365; 141, 71; RG JW 1929, 22636, 226910; 1931, 
14451; RG Warn 1931 Nr 135. Über die fog. Nothelferverträge |. RG Warn 1931 Nr 56 und 
dort erwähnte Entſcheidungen. Haftung der Krankenkaſſe für ihren Vertrauensarzt |. RG 131, 67. 
Konkursvorrecht nach $ 61 Nr 4 KO im Verhältnis von kaſſenärztlichen Vereinigungen zu Kranken⸗ 
kaſſen und Krankenkaſſenverbänden |. RG 9. 2. 34 III 277/33. . 

Der Vertrag zwiſchen dem Schiedsrichter und den Parteien des ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
lahrens (ZPO 88 1025ff.) iſt einem Dienſtvertrag (oder Auftrag, nicht einem Werkvertrag) 
ahnlich, aber mit Rückſicht auf die Eigenart der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit als ein Vertrag 
beſonderer Art anzuſehen (RG 59, 247; 65, 175; 74, 321; 94, 210; RG Warn 1913 Nr 76; 1927 
5 82; RG Bang 1927, 351). Der Schiedsrichter ſteht ebenſo wie der ſtaatliche Richter über den 
Parteien, muß ebenſo unbefangen und unparteilich urteilen, ſeine Stellung iſt aber noch freier 
als die des ſtaatlichen Richters (RG 41, 255; 59, 249; 94, 212; Warn 1913 Nr 76). Mit der Über- 
nahme ſeines Amtes wird der Schiedsrichter beiden Parteien gegenüber in gleicher Weiſe be⸗ 
rechtigt und verpflichtet, mag er auch nur von einer Partei ernannt worden fein (RG 41, 251; 
50, 247; 74, 321 u. a.; für Schiedsgutachter ſ. RG 87, 191). Beide konnen ihn daher zur Er⸗ 
füllung feiner Aufgabe anhalten (Reh 59, 252; Kundigung RG 101, 392; Rc JW 09, 694%; 
RG Gruch 65, 497; Rh SeuffA 69 Nr 162; f. auch SeuffA 86 Nr 105), und er haftet beiden 
für die Ordnungsmäßigkeit der Erfüllung (jedoch keine Haftung für Fahrläſſigkeit bei der Spruch⸗ 
tätigkeit: RG 65, 175; Rc Warn 1927 Nr 148; OLG 45, 178). Anderſeits haften beide Parteien 
nach $ 427 als Geſamtſchuldner für die ihm zuftehende Vergütung (RG 94, 210; SeuffA 74 Nr 
15 Bay 1927, 351). Ob dem Schiedsrichter eine Vergütung zuſteht, beftimmt ſich mangels 

eſonderer Vereinbarung entſprechend den Vorſchriften der 88 612, 632 danach, ob die ſchieds⸗ 
achterliche Tätigkeit nach den Umſtänden nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt (MG 94, 210; 
uf 63 Nr 193; 66 Nr 64; auch 74 Nr 77). Die Höhe der Vergütung beftimmt ſich mangels 
mer Vereinbarung nach dem, was üblich oder angemeſſen ift; nur hierauf erſtreckt ſich auch die 
‚Prüfung des ordentlichen Gerichts; ob der Schiedsſpruch fachlich richtig und ob er rechtsbeſtändig 
It, hat dabei außer Betracht zu bleiben (RG ZW 1927, 148416). Auch von der Rechtsbeſtändigkeit 
on im Schiedsverfahren geſchloſſenen Vergleichs iſt der Vergütungsanſpruch nicht abhängig 
M6 JW 1997, 24594). Beſtimmung des der Vergütung zugrunde zu legenden Streitwerts 
durch die Schiedsrichter (NG Warn 1926 Nr 142; 1927 Nr 39). — Über die Aufgabe des Schie ds⸗ 
gutachters und ſeine Haftung |. NG SeuffA 87 Nr 53; Rh JW 1933, 2172. 

115 Jorm des Dienſtvertrags. Eine beſondere Form iſt nicht vorgeſchrieben (NG 24. 5. 09 
ei 253/08). Hat der Dienſtvertrag jedoch die Übernahme der Grundſtücksveräußerung an 
Dien Dritten zum Gegenſtande, fo bedarf er der Form des § 313 (RG 81, 49). Über einen 
1 ſenſtvertrag mit Ruhegehaltsverſprechen ſ. RG 80, 208; 94, 157 u. 8 761 A 5. Ruhegehaltsver⸗ 
brechen des Arbeitgebers an die Witwe feines Arbeitnehmers ſ.RAch 13, 137. Vormundſchafts⸗ 
Arbe liche Genehmigung ſ. $ 1822 Nr 7; dazu Rel 2, 135. Fur land- und forſtwirtſchaftliche 

art ſ. die vorläufige Landarbeitsordnung v. 24. 1. 19 (RG Bl 111) & 2; dazu RA 4, 222; 
A 17; 7,118. Verlangt ein Tarifvertrag für den rechtswirkſamen Abſchluß von Einzelarbeits⸗ 
Act agen Schriftform, ſo bedeutet das regelmäßig nur, daß für Arbeitsverhältniſſe auf Grund 
1 abt ſchrittlich abgeſchloſſener Verträge die Normen des Tarifvertrages nicht gelten (RAch 7, 118; 
as ‘, 349). Schriftform für Arbeitsverträge von in Schankſtätten tätigen weiblichen Arbeit 

hmern in Preußen |. Ruch 10,170. a 
Tr 4. Inhalt des Dienſtvertrags. Auch der Dienſtvertrag unterliegt den Grundſäen von 
ſolchn und Glauben ($ 242) und darf nicht gegen die guten Sitten ($ 138) verſtoßen. Ein 
2 ger Berſtoß liegt z. B. unter Umſtänden dann vor, wenn ein Handlungsgehilfe nach ſeinem 
= Uungsvertrage im gleicher Weiſe am Gewinn und Verluſt des Geſchäfts Anteil haben 
be das Entgelt für ſeine Dienſte ſich nur nach dem Ergebnis der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung 
19 0b en, eintretendenfalls alſo ein Entgelt ihm überhaupt nicht zukommen ſoll (R JW 
an S , dagegen nicht ſchon dann, wenn der Handlungsgehilfe als Vergütung für feine Dienſte 
iſt Felle eines Gehalts nur einen Anteil am Gewinn erhält (RG Warn 1914 Nr 37). Unfittlich 
eim Vertrag, wodurch ein Angeſtellter ſich unter Ausübung eines Druckes auf den Geſchäfts⸗ 
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herrn für die Wahrung der Vertragstreue eine Gehaltserhöhung verſprechen läßt (NG ZW 1916, 
1185). Vgl. auch $ 611 A 2. Über die Frage, inwieweit eine im Konkubinat mit einem Manne 
lebende Frau Bezahlung der Arbeit im Haushalt verlangen kann ſ. RAG Warn 1931 Nr 137. 
Über die Frage der Unſittlichkeit eines Vertrags, der dem Theaterunternehmer die Befugnis 
einſeitiger Verlangerung oder Kündigung eines Bühnenanſtellungsverhältniſſes gewährt, ſ. 
8620 A L. Unzuläffig ift ferner die zeitlich unbegrenzte Aussperrung eines Arbeiters durch einen 
Arbeitgeberverband, wenn dadurch dem Arbeiter in weitgehender Weiſe die Erlangung von 
Arbeit erſchwert und ihm gegenüber eine unbillige Härte betätigt wird (RG 57, 418). Ein Verſtoß 
gegen Treu und Glauben liegt aber z. B. dann nicht vor, wenn ein Arbeitgeber die bei ihm be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter mit Rückſicht auf den unter den Arbeitern eines anderen Arbeitgebers aus⸗ 
gebrochenen Streik nach vorgängiger ordnungsmäßiger Kündigung entläßt (RG 54, 255). Gegen 
die guten Sitten verſtößt auch nicht die Nebenbeſtimmung eines Arbeitsvertrags, daß ein An⸗ 
geftellter, der ein an ſich auskömmliches feſtes Gehalt, ſowie außerdem gewiſſe Nebenbezüge 
an Proviſion und Tantiemen erhält, keinen Anſpruch auf dieſe Nebenbezlige haben ſoll, wenn 
bei ihrer Fälligkeit der Vertrag bereits gekündigt iſt (RG 58, 361). — Die Grundſätze der 58 242, 
138 gelten auch für Wettbewerbsverbote, d. h. für Vereinbarungen, wodurch dem Dienſt⸗ 
verpflichteten bei Meidung einer beſtimmten Strafe für die Zeit nach Beendigung des Dienit- 
verhältniſſes eine Beſchränkung in der Verwertung ſeiner Arbeitskraft auferlegt wird. Der Ver⸗ 
letzung einer ſolchen Beſtimmung ſteht ein auf ihre Umgehung gerichtetes Verhalten gleich 
(RG 22. 2. 10 III 165/09). Bei unverhältnismaͤßiger Höhe der Strafe ift 9 343 maßgebend (vgl. 
NG 86, 28). Die Höhe der mit einem Wettbewerbsverbot verbundenen Vertragsstrafe kann für 
ſich allein die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten Sitten nach $ 138 in der Regel nicht 
rechtfertigen; es muß noch etwas hinzukommen, das die Vereinbarung im ganzen als ſittenwidrig 
erſcheinen läßt, z. B. wucheriſche Ausbeutung, ehrenwörtliche Verpflichtung (. unten), Häufung 
von Strafen für jede noch ſo unbedeutende Zuwiderhandlung (RG JW 1921, 1528). Der Dienſt⸗ 
berechtigte kann nach $ 340 Abſ 1 Satz 2 neben der Vertragsſtrafe nicht auch zugleich Vertrags⸗ 
erfſüllung (Einhaltung des Wettbewerbsverbots) fordern, der Verpflichtete aber ſich von der ihm 
auferlegten Beſchränkung dann frei machen, wenn die Strafe ihrer Höhe nach dazu beſtimmt 
erſcheint, dem Berechtigten das volle Intereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen (RG 33, 
141 40, 100; 8 2. 4. 09 III 329/08). Für Han dlungsgehilfen gelten ferner die Vorſchriften 
in 88 74ff, dazu MAG 10, 191, ferner NG 101,375 (Anwendung, wenn ein ſelbſtändiger Kaufmann 
ſein Handelsgeſchäft veräußert und gleichzeitig Angeſtellter des Erwerbers wird, auch § 82a 
Hh in der Faſſung des Gef. v. 10. 6. 14 (RG Bl 209), dazu Gef. v. 21. 7. 22 (RG Bl 652), An 
wendung auf Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker (GewO $ 133a) ſ. RG 59, 
76. Tarifvertragliches Wettbewerbsverbot ſ. RG 114, 409. Für gewöhnliche Dienſtverträge 
ind derartige ausdrückliche Vorſchriften im BGB nicht enthalten, auch nicht in dem Maße wie 
bei Handlungs- und Gewerbegehilfen nötig. Die in den gewöhnlichen Dienſtverträgen enthaltenen, 
den Dienſtpflichtigen übermäßig beſchränkenden Wettbewerbsverbote ſind daher nur inſoweit 
zu beanstanden, als fie den Grundſätzen von Treu und Glauben oder den guten Sitten zuwider⸗ 
laufen (vgl. R& 7. 6. 04 III 107/04; N Gruch 57, 841). Unſittlichkeit von Strafbeſtimmungen 
. R6& 68, 299; 90, 181. Als den guten Sitten zuwiderlaufend iſt insbeſondere das von deutſchen ) 
approbierten Arzten und Zahnärzten (wie auch von Rechtsanwälten) mit ihren ſeitherigen 
Gehilſen vereinbarte Wettbewerbsverbot angeſehen worden (RG 66, 143). Dieſe Beſchränkung 
gilt jedoch nicht für eine ſolche Vereinbarung zwiſchen den nicht approbierten Zahntechnikern 
und ihren Gehilfen, da dieſe Perſon lediglich Gewerbetreibende find und ihre Zahnheiltätigkeit 
als ein gewerbliches Unternehmen betrachten (RG 70, 339). Zur Frage der Zuläſſigkeit des 
Verkaufs einer zahntechniſchen oder zahnärztlichen Praxis ſ. RG 75, 120; 115, 172; RG Warn 
1909 Nr 5; Verpachtung einer ſolchen Praxis . RG SeuffA 79 Nr 97. Die in der Rechtſprechung 
(ngl. Nc 66, 139; 75, 120; 115, 172; dazu auch NG Hag 1932 Nr 1553) entwickelten Grundſätze 
über die Annahme eines Sittenverſtoßes beim Verkauf einer ärztlichen (zahnärztlichen) Praxis 
ſind auch verwendbar auf den Verkauf einer tierärztlichen Praxis (NG Warn 1933 Nr 92). Mit 
Rückſicht auf den öffentlich- rechtlichen Charakter der Stellung der Rechtsanwälte und Arzte (. 
oben Vorbem 2) ſind ferner als unſittlich erklärt worden: ein von der nicht ärztlich vorgebildeten 
Inhaberin einer Privatkrankenanſtalt mit dem von ihr angeſtellten Arzte vereinbartes Wett⸗ 
bewerbsverbot (ach 90, 35), das Abkommen eines Arztes mit einem Laien über deſſen ärztliche 
Ausbildung, inſofern es ausſchließlich oder doch überwiegend die Ausnutzung der beruflichen 
Lenntniſſe und Erfahrungen zum Geldverdienen bezweckte (NG Jh 1915, 6962). Sittenwidrigkeit 
eines geheim uhaltenden Abkommens, worin ein Arzt als Leiter eines Krankenhauſes ſich von 
einem von ihm als Nachfolger zu empfehlenden anderen Arzt eine Entſchädigung verſprechen 
ließ, ſ. Nc JW 1916, 2521. Nichtigteit der Vereinbarung einer übermäßigen Vergütung für die 
Tätigkeit eines Rechtsanwalts ſ. Rich 8g, 109, auch 98, 74; Nichtigkeit der Vereinbarung eines 
von dem Erfalg im Rechtsſtreit abhängigen, nach der Höhe des zu erſtreitenden Betrags ab- 
geſtuften Sonderhonorars eines Rechtsanwalts ſ. 86 115, 141. Nichtigkeit eines Abkommens, 
durch das ſich ein Rechtsanwalt als Vergütung einen beſtimmten Teil des Gewinnes ausbedingt, 
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der durch ſeine Tätigkeit erzielt werden wird, |. R 142, 70. — Nichtigkeit ebrenwörtlicher 
Verpflichtung ſ. RG 68, 229; 74, 332; 78, 258, auch 82, 222; RG Seuffu 67 Nr 104; 71 Nr 54; 
Warn 1914 Nr 178. 
5. Übergangs vorſchrift |. in EG Art 171. 
6. Verfolgung der Anſprüche aus Dienſtverträgen. Regelmäßig hat der Dienſtberechtigte 
einen klagbaren Anſpruch nur (poſitiv) auf Leiſtung der verſprochenen Dienſte, ohne jedoch in 
dieſer Richtung einen gerichtlichen Zwang geltend machen zu können (RO 8 888 Abſ 2). Da⸗ 
gegen hat er nach dem Geſetze keinen (negativen) Anſpruch dahin, daß der Verpflichtete während 
einer Vertragszeit bei keinem anderen Arbeitgeber Dienſte nehme ($ 611 A 1). Doch kann 
auch in dieſer Beziehung infolge beſonderer Vereinbarung ein Anſpruch des Geſchäfts⸗ 
‚ten, ſeinem Bedienſteten die Dienftleiftung bei einem anderen Geſchäftsherrn zu verbieten, 
ſich ergeben (M& 72, 393, Plenarentſcheidung), und in dieſem Falle wird ſich auch der gerichtliche 
Owang rechtfertigen laſſen; fo ift z. B. gegenüber einem Schauſpieler, der ſich verpflichtet hat, 
nur auf einer beſtimmten Bühne aufzutreten, ein gerichtliches Strafverbot im Falle des Auf⸗ 
deetens auf einer Wettbewerbsbühne für zuläſſig erachtet worden (RG 29. 1. 04 III 517/03). — 
zübrigen kommen aus dem Prozeßrecht für die Verhältniſſe des Dienſtvertrags zur Anwendung 
O 5 850, ſowie Bundesgeſetz v. 21. 6. 69 und RGeſ. v. 17. 5. 98 Art III, VO über 
pohnpfändung v. 13. 12. 17/25. 6. 19, ROBL 1917, 1102; 1919, 589 und Geſetze v. 10. 8. 20, 
0 1572, v. 23. 12. 21, ROBI 1657f. v. 26. 10. 22, RS Bl 805 f., ſ. auch RG Bl 1923 I S. 153, 
4 783, 1110, 1186; 1924 I 25; Geſ. b. 17. 12. 26 (Rc Bl 1 503), Gef. v. 27. 2. 28 (RG Bl 1 45): 
17 durch Not VO b. 14. 6. 32 Teil 3 (RG Bl I 294) geändert und bis zum 31. 12. 34 verlängert, 
t eſchränkung der Beſchlagnahme von Arbeits- oder Dienſtlohn; die pfandfreien Be⸗ 
ge ſind nach dem Bruttolohn einſchließlich Hausſtands- und Kinderzulagen (RA 4, 267) ohne 
5 ug bon Steuern und Verſicherungsbeiträgen zu berechnen (RA 4, 96; SeuffA 83 Nr 159); 
exechnung des pfändbaren Lohns, wenn der Empfänger von der erhaltenen Vergütung vertrags⸗ 
Pinaß Unterangeftellte entlohnen muß |. RAG Warn 1931 Nr 55; Pfändung des Arbeits- und 
eenttlohns für den Unterhaltsanſpruch des ehelichen Kindes |. Seuffal 80 Nr 200; ſittenwidrige 
5 ereitelung des Unterhaltsanſpruchs eines unehelichen Kindes durch ein Abkommen zwiſchen 
N garten, wonach der Mann ohne Entgelt im Geſchäft der Frau tätig iſt, ſ. Rach Warn 1932 
5 eo 66, RD 88 22, 23 Abſ 2, 27, 61 Nr 1, 4 (rechtliche Stellung und Befriedigung der Dienft- 
Fun lichteten im Konkurſe des Dienſtberechtigten); dazu RG 120, 300; 130, 333; RG 
11 8128, 26199, 1930, 140315 R Gruch 69, 227, RG 4, 114; 6, 225; 7, 166: 9, 337; 10, 6; 
8, 117.90, 157, 3217 12, 245; RUG Warn 1931 Nr 174; Relch HAN 1933 Nr 572; 1. auch RAG 
ta 17; 10, 127; 11 S. 157, 185; Konkursvorrecht nach $ 61 Nr 4 KO im Verhältnis von 
11] ärztlichen Vereinigungen zu Krankenkaſſen und Krankenkaſſenverbänden ſ. RG 9. 2. 34 
Br 85 1/33; zur Frage der Maſſeſchulden 9 59 KO; 386 80 10 Nr 2, 155 (Befriedigung 
0 inſprüche gewiſſer Dienftverpflichteten und Angeſtellten bei der Zwangsverſteigerung oder 
en Oberwaltung eines land- oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtücks des Dienftberechtigten); 
Ss De ARD über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes v. 14. 12. 16 (RGBl 1363) 
des 11, 13 Nr 5, an deren Stelle ſeit dem 1. 10. 27 das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung 
29 4 unkurſes (Vergleichsordnung) v. ö. 7. 27 (RG Bl I 139) 68 29, 30 getreten iſt, dazu RG 140, 
wegen zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen einen Schadenserſatzanſpruch des Arbeitnehmers 
W en zu niedriger Anmeldung zur Arbeitsloſenverſicherung ſ. Ra 12, 338. Aufrechnung mit 
Läfji kaun gemiete gegenüber dem unpfändbaren Teile des Lohnes |. RA 13, 31, auch 161. Unzu⸗ 
übe 9 ent der Zurückbehaltung unpfändbaren Naturallohnes bis zur Räumung der dem Arbeitnehmer 
Ni Affenen Wohnung 5. Rah HRR 1930 Nr 141. Zuläſſigkeit der Zurückbehaltung bis zur 
dem ung überhobenen Barlohns |. RAch 5, 193. Zulaſſigkeit der Aufrechnung gegenüber 
unter ugeſtellten, der ſeinen Dienſtgeber durch unerlaubte Handlung geſchädigt hat und trotzdem 
nicht Berufung auf die Beſchlagnahmefreiheit Gehalt fordert (RG 85, 108; 123, 67 RA 10, 180), 
Lohn „Henüiber ſeiner Witwe, die Witwengeld fordert (RAch 11, 37). Der Arbeitgeber, der den 
nicht voll ausgezahlt hat und die Lohnſteuer erſt nachträglich an das Finanzamt abführt, kann 
Ane . seiner Erſatzforderung hieraus gegen pfandfreie ſpäter fällige Lohnbeträge aufrechnen 
Bede 20, 180). Vgl. noch GIG g 23 Nr 2, 8 202 Nr 4a; BROS 709 Nr 2. — Von beſonderer 
b. 29. "ng waren hier für die Zuſtändigkeitsfrage das Gewerbegerichtsgeſetz in der Faſſung 
deſond 9. 01, insbeſondere 8$ 4 u. 6, ſowie das Geſt, betr. die Kaufmannsgerichte v. 6. 7. 04, ins» 
urch G5, 8 5. u. 6, mit ſpäteren Anderungen (zur Vo v. 12. 5. 20 f. Rh JW 1921, 34510) zuletzt 
das Geſ. v. 27. 11. 22 (RGBl I 887). Nachprüfung der Frage, ob das ordentliche Gericht oder 
ſchli eßlich manns. oder Gewerbegericht zuftändig ſei, in der Reviſionsinſtanz ſ. RG 87, 82; aus- 
dem Ache Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte beim Zuſammentreffen eines Anſpruchs aus 
nenſtbertrag mit einem Anſpruch aus unerlaubter Handlung ſ. Rich 106, 32; Zuläſſigkeit 
f ändior et barung eines örtlich unzuſtändigen Gewerbegerichts bei vorhandener ſachlicher Zu⸗ 
geit . N 111, 306. Unzuläffigfeit des Rechtswegs für einen Streit über die Mitwirkung 
23. 19 Befahren tariflicher Schiedsſtellen |. R& 107, 247. — Das Arbeitsgerichtsgeſetz v. 
20 (RG Bl 1 507), in Kraft getreten am 1. 7. 27, hat eine umfaſſende Gerichtsbarkeit auf 
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dem Gebiete des Arbeitsrechts mit beſonderen Arbeitsgerichtsbehörden (Arbeitsgerichte, Landes⸗ 
arbeitsgerichte, Reichsarbeitsgericht) und beſonderem, auf eine Vereinfachung und Beſchleunigung 
hinzielenden Verfahren gebracht. Ausſchließliche Zuſtändigkeit ſ. § 2, fakultative Erweiterung 
§ 3. Ausſchließung der Zuſtändigkeit durch Schiedsvertrag und Vereinbarung von Vorverfahren 
ſ. 88 4, 91ff. Uber den für die Zuſtändigkeit erheblichen Begriff der Arbeitnehmer, denen auch 
andere ſog. arbeitnehmerähnliche Perſonen gleichgeſtellt find, ſ. $ 5; keine Arbeitnehmer find 
nach Abſ 2 geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten des 
öffentlichen und privaten Rechtes, ferner Perſonen in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte 
ſowie als Angehörige des Reichsheeres und der Reichsmarine. Die Frage, ob das Arbeitsgericht 
oder das ordentliche Gericht berufen iſt, betrifft nicht die Zuläſſigkeit des Rechtswegs, ſondern 
die ſachliche Zuſtändigkeit (RG 24. 5. 27 III 485/25; vgl. RG 76, 176; 103, 103). Verfahren 
im Lehrlingsſtreitigkeiten vor dem Lehrlingsausſchuß der Innung ſ. GewO § 91 b, ArbG 8 111, 
RAG 1, 258; 2, 101; 4, 273; 8, 295; 10, 77. Über die Anderungen des Arbeitsgerichtsgeſetzes 
durch das Gef. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1 45) ſ. dort 8 66. 

7. Kriegs⸗ und Übergangsrecht: Vo über die Freimachung von Arbeitsſtellen 
während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung d. 28. 3. 19 (RG Bl 355), neue Faſſung 
b. 25. 4. 20 (RG Bl 708), dazu VO v. 5. 3. 21 (RGGBl 222), außer Kraft ſeit 31. 3. 22 (Gef. v. 
30. 3. 22, RGBl 285 Art 1); ferner VO über die Einſtellung und Entlaſſung von Ar- 
beitern und Angeſtellten während der geit der wirtſchaftlichen Demobilmachung v. 3. 9. 19 
(RG Bl 1500), neue Faſſung v. 12. 2. 20 (RGBI 218), dazu VO v. 28. 1. 22 (RGBl 187), Geſetze 
b. 30. 3. 22, v. 26. 10. 22, auch v. 17. 8. 22 (RG Bl 285, 802, 717), v. 23. 3. 23, 15. 10. 23 (RG Bl 
1 215, 983) und Rh 104 S. 171, 231; 105, 4; RG Warn 1921 Nr 112; RG JW 1925, 225°. 
Zur BO v. 12. 2. 20 (RGBl 218) ſ. ferner Art II, III der BO über Betriebsſtillegungen und 
Arbeitsſtreckung v. 15. 10. 23 (RG Bl 1 983), die Verordnungen über Verlängerung der Geltungs⸗ 
dauer von Demobilmachungsverordnungen v. 29. 10. 23 (RG Bl I 1036, 1037) und die VO über 
das Schlichtungsweſen v. 30. 10. 23 (RG Bl 1 1043). In RG 104, 171 (zuſtimmend RG 10, 
331; 106, 334; auch 23 1922, 825) ift die ſehr beſtrittene Frage, ob der Demobilmachungskommiſſar 
nach § 28 der BO v. 12. 2. 20 Schiedsſprüche auch in Geſamt⸗ (Tarif-) Streitigkeiten für ver⸗ 
bindlich erklären kann, mit Recht bejaht worden. Zu der ebenda bejahten Frage der Nachprüſ⸗ 
barkeit der ordnungsmäßigen Beſetzung eines Schlichtungsausſchuſſes |. jedoch RG 104, 417, 
ſowie 111, 166 und die Rechtſprechung bezüglich der Nachprüfung der Beſetzung des Mieteini⸗ 
gungsamts 9 553 A 1. Die Zuſtändigkeit des Schlichtungsausſchuſſes und des Demobilmachungs⸗ 
tommiſſars zum Erlaſſe eines Schiedsſpruchs und zu feiner Verbindlicherklärung nachzuprüfen, 
iſt Sache der ordentlichen Gerichte (RG 104, 175; 105, 331; 106 S. 238, 242; JW 1924, 1594: 
1925, 2254); hieran haben auch die neue Schlichtungs VO v. 30. 10. 23 (RGB 1 1043) und der 
Übergang der Verbindlicherklärung vom Demobilmachungskommiſſar auf den Schlichter nichts 
geändert (RG 115, 177). Über das gerichtliche Prüfungsrecht gegenüber Beſchlüſſen einer Ber 
triebsvertretung im Sinne des Betriebsrätegeſetzes |. RG 116, 9; dazu RG 25. 2. 27 11I 49/26 
(a. M. OLG 45, 155). Vgl. auch RPerſonalabbauV O v. 27. 10. 23 (RGBl 1 999f.) Art 16ff, 
Nach Art 16 dieſer VO finden die oben erwähnte De mobilmachungs VO v. 12. 2. 20 und $ 84 
Jer 4 des Betriebsrätegeſetzes keine Anwendung, wenn Arbeiter und Angeſtellte entlaſſen werden, 
die ihre Dienſtbezüge aus öffentlichen Mitteln erhalten. Das ebenda erwähnte Geſetz über die 
Wiedereinſtellung und Kündigung in Teilen des Reichsgebiets v. 17. 7. 23 (RG Bl I 648) iſt 
mit Wirkung b. 1. 1. 24 wieder aufgehoben worden (RGBl 1 1246). Vgl. ferner Gef. v. 4. 8. 25 
über die Einſtellung des Perſonalabbaus und Abänderung der Perſonalabbau s (RG Bl ! 
181), dazu RUG 9, 120. Über den Begriff der Geſamtſtreitigkeit ſ. auch RG 111, 166. Vgl. auch 
BO, betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und ⸗ſtillegungen v. 8. 11. 20 (RG Bl 1901), 
dazu L 1922, 6022 und oben Vorbem 2a. — Für die ſog. Kriegsberträge |. WO v. 21. 11.18 
(Kc Bl 1323) dazu Gef. v. 30. 3. 22 (RG Bl 285) Art ! vorletzter Abſatz, und BO über die Ab. 
geltung von Anſpruchen gegen das Reich v. 4. 12. 19 (RGBl 2146), dazu Geſetze v. 16. 12. 21 
(RG Bl 1578) und v. 1. 12. 22 (RGBl 897), nicht anwendbar auf Gehaltsanſprüche von Offizieren 
und Beamten RG 101, 403; 105, 77; |. auch RG 104, 55; RG JW 1927, 4394. Weitergehen 
Vo über die Erweiterung des Abgeltungsverfahrens v. 24. 10. 23 (RG Bl 11010); dazu RG 10 
S. 315, 320 (Verein. 36). 

8. Recht der Notverordnungen. Eingriffe in das Recht des Dienſtvertrags enthalten auch 
die in den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der Zeit begründeten, auf Grund des Art 48 RVerß 
erlafjenen Notverordnungen. Hierher gehören: Die Not Vo) v. 1. 12. 30 Teil 2 Kap II 89 5, 
(Ach Bl 1.517, 523): Kündigung von Tarife und Einzelanſtellungsverträgen zum Zwecke einer 
Kürzung der Bezuge der Angeſtellten bei den Verwaltungen des Reichs der Länder, Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes; die Not BO v. Ae 
Zeil 2 Kap 1 (Nhl 1 279, 282): Kürzung der Bezüge von Angeſtellten und Arbeitern im Dienſte 
des Reichs, der Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) und ſonſtigen Körperſchaften des öffent“ 
lichen Rechts, dazu Geſ. v. 30. 6. 33 (RG Bl 1 433) f 49 Abſ 2 und RAG 11 S. 175, 282; 12, 8% 
RAS SeuffA 86 Nr 176; RAG HR 1932 Nr 1861; RA 31. 5. 33, 461/32; die Not 
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v. 6. 10. 31 Teil 1 Kap II: Anderungen zu den beiden vorgenannten Notverordnungen, und 
Teil 5 Kap III: Herabſeung übermäßig hoher Dienſtvergütungen (NEL I 537, 538, 557), zu 
dels Kap III fc 139,230; 140, 18 141, 150; K Ji 1933, 15141; RAG 13, 24; die Not d O v. 
8.12. 31 Teil 6 Kap J: Beendigung laufender Tarifverträge, Herabſetzung von Löhnen und Gehältern 
der Arbeiter und Angeſtellten, dazu Rach 12 S. 3,9, ſowie 13,167, und Teil 7 Kap VI: Herabſetzung 
zer Bezüge von Angeſtellten und Arbeitern des Reichs, der Länder, Gemeinden (Gemeindever⸗ 

nde) und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts (NOBI I 699, 726, 738), anwendbar 
auch auf Lehrlinge, RAG 13, 39; die Not VO v. 4. 9. 32 Teil 4 Kap V: Einſchränkung der Per⸗ 
ſonalausgaben bei ſubventionierten Unternehmungen (dazu VO v. 27. 2. 33, RGBl 1 89), und 
Kap. VI: Beanſtandung von Angeſtellten⸗ oder Arbeiterbezügen bei Gemeinden und anderen 
Korperſchaſten (RGBl J 425, 431). Die Not VO über die Vermehrung und Erhaltung der Arbeits⸗ 
gelegenheit v. 5. 9. 32 (RG Bl J 433) — dazu VO v. 14. 9. 32, RGBl 1 443 und v. 21. 9. 32, RG Bl 
h 446, RAG 12 S. 63, 354 — iſt durch VO v. 14. 12. 32 (RGBl I 545) wieder außer Kraft geſetzt 
worden. Herabſetzung tarifvertraglicher Anſprüche durch Landesregierungen kraft Ermächtigung 
der WO des Reichspräſidenten v. 24. 8. 31 ſ. RA 13, 69. — Über die durch Zurücknahme der 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nach dem Gef. v. 7. 4. 33 (RGBL 1 188) veranlaßten Kündi⸗ 
gungen von Angeſtellten ſ. § 5 des Geſ.; entſprechend bei Patentanwälten § 5 des Geſ. v. 
22. 4. 33 (RG Bl 1 217). Vgl. auch Vorbem 2a Abſſ 1 a. E. 
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Durch den Dienſtvertrag wird derjenige, welcher Dienſte zuſagt, zur Leiſtung 
ver verſprochenen Dienſte !), der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet 2) 2). 
Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienfte jeder Art fein ) 5). 
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d an Hauptleiſtung des Dienſtpflichtigen; die verſprochenen Dienſte. Der Regel nach hat er 


nur die gewöhnliche Sachkunde zu gewähren (OLG 6, 83). Übernimmt aber jemand Dienſte, 
de eine beſondere Sachkenntnis oder Fähigkeit erfordern, dann muß er auch dafür einſtehen, 
aß er dieſe Eigenſchaften hat (83 1916, 702). Ob der mit der Dienftleiftung verbundene Auf⸗ 
1 die erforderlichen Geräte, Fahrzeuge uſw. vom Dienftpflichtigen oder vom Dienſtberech⸗ 
igten zu beſchaffen ſind, hängt von den Umſtänden, insbeſondere von der Natur der zugeſagten 
ſnſte ab (. unten $ 618 A 2). Verrichten Bedienſtete kleine Arbeiten, zu denen ſie bertraglich 
nicht verpflichtet find, die aber mit ihren Dienſtleiſtungen zuſammenhängen (z. B. ein Kellner 
aut den Speiſenaufzug in Ordnung), fo fallen auch dieſe Arbeiten unter den Dienſtvertrag. 
— Dienſtpflichtige muß daher die erforderliche Sorgfalt anwenden, genießt aber auch den Schutz 
h a ! 618 (RG L 1915, 10012 ). Auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit ſind die Fragen 
In Arbeitsleiſtung, auch der Arbeitszeit einſchließlich der Zeit der Arbeitsbereitſchaft (MAG 2 
1985 6 310; b, 180) und der Arbeitspauſen (Mach 2, 151; 3,83; 7, 76; RUG HRR 1931 Nr 317; 
2 Nr 1135), ebenſo wie die des Arbeitsentgelts (A 2) vielfach durch Geſamtvereinbarung, ins. 
efondere durch Tarifvertrag geregelt (A 5). Überſtunden |. RA 1, 96; 2, 251; 8, 317; 10, 15; 
& 100; 12, 52, Überſchichten ſ. RA 9, 206. Das Direktionsrecht des Arbeitgebers findet feine 
chranke im Arbeitsvertrag; daher iſt eine Kürzung im Lohne durch Zuweiſung anderer, geringer 
beter Arbeit ohne vorgängige Kündigung nur inſoweit möglich, als es der Arbeitsverkrag zu- 
d bt (gl. RAG HRR 1933 Nr 39). Über Kürzung der Arbeitszeit mit entſprechender Kürzung 
7 Akbeitsvergtttung ſ. Rach 3, 63; 4 S. 14, 93, 143: 6, 308; 7 S. 99, 269 (Schwerbeſchädigte); 
14. 1.16, 240 (Ungefteltte); 8, 179; 9, 255; 10 S. 108, 209; Rach HRR 1932 Nr 467; RA 
„11.31, 193/31; 19. 12. 31, 282/31; 17. 2. 32, 474/31 (Angeſtellte). Mehrarbeitszuſchlag bei 
in Übrung der Kurzarbeit ſ. Ra 8, 179. Hat ein Arbeitnehmer nach der Arbeitsordnung 
d folge rechtswidriger Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes rückſtändigen Lohn verwirkt und macht 
a Arbeitgeber von dieſer Beſtimmung Gebrauch, jo ſind damit alle Schadenserſatzanſprüche 
A der Nichterfüllung des Arbeitsvertrags abgegolten (RAG 5, 250). Kürzung des die MAT 
haftgefreie Höhe nicht erreichenden Akkordlohns durch den Arbeitgeber, wenn der Arbeiter ſchuld 
a ſchlechte Ware hergeſtellt hat, ſ. RAch 5, 351 und für den Serienakkordvertrag RA 22. 8. 29, 
„20. Folgen fehlerhafter Arbeit bei Zeitlohn RAG 5, 348. Über die Arbeitszeit auf 125 
(Rai e der abhängigen Arbeit |. namentlich auch die Arbeitszeit O in der Faſſung v. 14. 4. 
BEI 1100. liber eine Einſchränkung der regelmäßigen Arbeitszeit und der Mehrarbeit zu 
Beirat der Arbeitsloſenhilfe ſ. Not Vo v. 5. 6. 31 Teil 3 Kap II (Rl 1 297). Die Arbeits 
öff d etz. abgeſehen von der Regelung des § 6a, über die Vergütung für Mehrarbeit, nur 
eſunlches Arbeitsſchutzrecht, nicht Vertragsrecht (RAS 2 S. 177, 266; 3, 40; 4, 109). Zur Frage 
ich Ausgleichung ausgefallener Arbeitsſtunden durch die Arbeitnehmer ſ. RAG 2, 266 RA 
SR 1931 Nr 1151. Bedeutung einer tariflichen Beſtimmung der regelmäßigen Arbeit zeit !. 
© 1, 301; 4, 14; RAG FRN 1932 Nr 1136. Zur Anwendung des $ 6a |. MAG 1 
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S. 318, 333; 2 S. 33, 45; 3 S. 9, 78, 159; 7, 320: 8, 179; RA HRR 1932 Nr 975. 
Zu 9 14 BO über die Regelung der Arbeitszeit während der Zeit der wirtſchaftlichen 
Demobtlmachung v. 18. 3. 19 (RG Bl 315) ſ. RANG 4, 143; 9, 83. Die Vereinbarung einer län- 
geren als der nach der Arbeitszeit VO zuläſſigen Arbeitszeit iſt nach $ 134 nichtig, Aufrechterhaltung 
des Dienſtvertrags im übrigen nach § 139 möglich (RAch 10, 15). Kündigung eines Mehrarbeits⸗ 
abkommens durch eine von mehreren auf einer Seite ſtehenden Tarifvertragsparteien |. RA 8, 
359. Über den Umfang der Verpflichtung des Lehrlings, die ihm vom Lehrherrn aufgegebenen 
Arbeiten zu verrichten, . Rach 10, 160. Für weibliche Arbeitnehmer, die der Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht unterliegen, enthält das Gef. über die Beſchäftigung vor und nach der Niederkunft 
v. 16. 7. 27 (RS Bl J 184), dazu Gef, v. 29. 10. 27 (RG Bl 325), neben einem Kündigungsverbot 
(84) Schutzbeſtimmungen über Ausſetzen der Arbeit 5. 2) und Stillpauſen (§ 3). Die Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Gewährung von Entgelt bleibt im letzteren Falle unberührt, im erſteren 
nur inſoweit beſtehen, als dies ausdrücklich vereinbart iſt. Macht der Dienſtberechtigte eine Er⸗ 
findung, ſo gebühren die Rechte aus ihr, wie auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
anertannt iſt, mangels abweichender Vereinbarung dem Dienſtberechtigten, wenn die Erfindung 
im Bereiche der dienstlichen Aufgabe des Dienſtpflichtigen liegt, von ihm auf Grund der zu⸗ 
geſagten Tatigkeit gemacht worden iſt (vgl. RG JW 1920, 38223), dem Dienſtpflichtigen dagegen, 
wenn die zur Erfindung führende Tätigkeit aus dem Rahmen der übernommenen Verpflichtung 
herausfällt (& Seuffel 60 Nr 196; |. auch Seuffa 65 Nr 196; OLG 7, 382). Erfindungsgemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Geſchäftsherrn und Angeſtellten ſ. R JW 1924, 14308. Geſellſchaftsähnlicher 
Vertrag zwiſchen Geſchäftsherrn und Angeſtellten über Ausbeutung einer Erfindung des letzteren 
1, RE JW 1996, 25294. Auslegung der Erfindungsklauſel im Anſtellungsvertrage ſ. RG 84, 49. 
Über das Urheberrecht an Kunſtwerken, die der Angeſtellte (Architekt) im Dienſte ſeines Arbeit⸗ 
gebers hergeſtellt hat, ſ. RG 110, 393. Über die geſellſchaftsähnliche Natur und die Auseinander⸗ 
ſetzung eines langfriſtigen Dienſtverhältniſſes, wonach ein Ingenieur einer Fabrik ſeine geſamte 
Arbeitskraft zur Erzielung von Erſindungen zur Verfügung stellt, einen Teil ſeines Einkommens 
nach Maßgabe des durch die Verwertung der Erfindungen erzielten Umſatzes bezieht, die Vorteile 
der Fabrik ganz allgemein wie eigene zu wahren, bei Unterbringung der nach ſeinen Erfindungen 
hergeſtellten Erzeugniſſe ſelbſtändig mitzuwirken hat und bezüglich der auf ſeine Erfindungen 
erteilten Patente mit den Dienſtberechtigten in einer gewiſſen Gemeinschaft ſteht, ſ. RG 105, 
315). Über Betriebserfindung und Dienſterfindung ſ. noch R& 117, 47; 127, 197; 131 S. 141 
u. 388; 136, 415, 130 S. 52, 87; 140, 53, ch Warn 1931 Nr 194; vgl. auch RAG 11, 219. Hat 
der Angeſtellte eine dem Dienſtherrn zuſtehende Erfindung einem Dritten bekanntgegeben, die 
dieſer dann zum Patent angemeldet hat, jo kann der Dienſtherr bei Verſchulden des Dritten von 
dieſem die Übertragung des Patents nach $ 823 (widerrechtliche Entnahme) verlangen (RG 
140, 53). — Bertragswidrige Arbeitsniederlegung verpflichtet zum Schadenserſaß; 
bei gemeinſamem Vorgehen haftet der einzelne Arbeitnehmer dem Arbeitgeber in der Regel 
nicht nur für den Schaden, den gerade er durch die Verweigerung ſeiner Arbeitsleiſtung unmittelbar 
hervorgerufen hat, ſondern als Geſamtſchuldner für den aus der Arbeitsniederlegung in ihrer 
Geſamtheit entſtandenen Schaden (RAG 10 S. 34, 354; RA Gruch 72, 325). Rücktrittsrecht 
des Dienftheren bei beharrlicher Abweichung des Dienſtpflichtigen von einer ihm für eine Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung erteilten Anweiſung (RG 57, 392). Verlegung ſeines Geſchäftsbetriebs an 
einen anderen Ort berechtigt den Geſchäftsherrn nicht ohne weiteres, den Angeſtellten gegen 
feinen Willen dorthin zu verſetzen (Rh Seuffgl 70 Nr 64). Bei Unmöglichkeit der Dienſte, 
mögen fie in der Perſon des Pflichtigen oder des Berechtigten oder in ſonſtigen Ereigniſſen liegen, 
. , 323 ff., auch Vorbem vor $ GI, bei zeitweiſer Unmöglichkeit infolge eines in der Perſon 
des Dienſtpflichtigen liegenden Umſtandes ſ. $ 616. Annahmeverzug des Dienſtberechtigten 
5.615, ebenda A 2 uber die Tragung des ſog. Betriebsriſikos auf dem Gebiete der abhängigen 
Arbeit. Bei gleichzeitiger Verpflichtung gegenüber mehreren Berechtigten geht von letzteren 
derjenige vor, welcher ſeinen Anſpruch zuerſt gerichtlich geltend macht. Ein Vorrecht desjenigen, 
der mit dam Dienftpflichtigen zuerſt den Vertrag abgeſchloſſen hat, beſteht nicht. Die beſonderen 
Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2 vor § 611). — Im übrigen: 
Dienſtvertrag eines Minderjährigen $ 113. Dienſtvertrag einer Ehefrau § 1358 (dazu Rach 
3, 147: Schadenserſatz bei Nichtantritt des Dienstes). Erfüllungsort $ 269. Erfüllungszeit 59 242, 
27% 193. Firgeſchafte $ 361. Haftung für Gehilfen $ 278; vgl. auch § 618 A 7. 
Vebenleiſtungen des Dienſtpflichtigen find insbeſondere: Unterlaſſung jeder der verſproche 
nen Leiſtung zuwiderlauſenden Tätigkeit (Reh 20. 9. 07 III 59/07), auch eines Wettbewerbs 
7... Borbem 4), Bewahrung der Geſchäftsgeheimniſſe, Verpflichtung zur Treue, Achtung, 
Rerichterſtattung über die übernommenen Geſchäfte (vgl. $ 675 in Verbindung mit $$ 665—668). 
Gewährkeiſtungsverſprechen eines Architekten, daß ein von ihm übernommener Bau eine be- 
fimmte Baufumme nicht überjchreiten werde, ſ. RG 137, 83. Beaufſichtigung der Kleidung?” 
ſtücke der Schüler als Nebenleiſtung bei einem auf Erteilung des Unterrichts gerichteten Dienſt⸗ 
vertrage |. OLG 38, 99, aber auch Seuffel 58 Nr 30; Haftung des Staates für die in Schul 
gebäuden abgelegten Kleidungsſtlicke der Schüler ſ. OLG 41, 118; HRR 1931 Nr 1856. Über 
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die Frage, ob der Arzt für die im Vorraum ſeiner Wohnung abgelegten Kleidungsſtücke haftet, 
. Nich 99, 35. Über die Verpflichtung des Angeſtellten, Zuwendungen, die ihm von Dritten 
gemacht werden, an den Geſchäftsherrn herauszugeben, |. RG 55, 91; 96, 53; RG Sach 07, 
382, und insbeſondere RG 99, 31 (Herausgabe von Schmiergeldern); ferner SeuffÜ 69 Nr 141; 
75 Ar 153; Lg 1920, 63° und $ 667 A 3. Über das ſog. Schmiergelderverbot des $ 12 Unl WG 
v. 7. 6. 09 ſ. RG Gruch 65, 210. Eine Pflicht, ſich Überwachungsmaßnahmen zu unterziehen, 
die eine Beſchränkung ſeiner perſönlichen Freiheit in ſich ſchließen (Torkontrolle), hat der Arbeit⸗ 
nehmer nur, wenn fie vertraglich (durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Einzelarbeits⸗ 
vertrag) rechtmäßig eingeführt iſt (RAG 4, 117). 

Eine Erzwingung der Dienſte im Wege der Zwangsvollſtreckung iſt unzuläſſig (8 PO 
$ 888 Abſ 2). Auch hat der Dienſtberechtigte einen klagbaren Anſpruch in der Regel nur auf 
Veiſtung der verſprochenen Dienſte, nicht daraus, daß der Dienſtpflichtige es während der Ver⸗ 
tragsdauer unterlaſſe, einem anderen Dienſte zu leiſten (NG Plen 72, 393; JW 1910, 58524). 

em Dienſtpflichtigen iſt es daher, unbeſchadet beſonderer Abreden, auch nicht verwehrt, ſeine 
vom Dienſt nicht beanſpruchte Zeit für ſich auszunutzen, ſoweit dies nicht wider das Treuver⸗ 
hältnis zum Dienſtberechtigten oder deſſen Intereſſen verſtößt (RG JW 1913, 33320). 

Über Straffeſtſetzungen gegen Arbeitnehmer ſ. RA 1, 141; 2, 327; 4 S. 150, 172, 305; 
„179; 7, 14; 8 E. 251, 303; 9 S. 98, 279. 

2. Hauptleiſtung des Berechtigten: die vereinbarte Vergütung. Die Vergütung kann in 
Ger oder in der Zuwendung anderer Vermögensvorteile (freier Wohnung, Beköſtigung — 
Nlegevertrag ſ. OLG 43, 70 —, auch Gegendienſte) oder auch in einem Anteil am Gewinn 
„Neben — ſog. partiariſches Geſchäft, ohne daß deshalb ein Geſellſchaftsvertrag vorzuliegen 
haucht (vgl. 5 705 A 4, auch RG Warn 1914 Nr 37; OLG 28, 181; Vorbem 4 und Gew 88 115, 
sa). Ein Gaſthofsdiener, der ohne Barlohn, nur gegen Koſt und Wohnung und mit dem Recht, 

Mfgelder zu behalten, angeſtellt ift, hat gegen feinen Arbeitgeber keine (pfändbare) Geld⸗ 
rberung (RA 11,357); anders beim Dienſtverhältnis der Kellner, wenn das Trinkgeld ab- 
ru iſt durch ein auf den Preis der Speiſen und Getränke aufgeſchlagenes Bedienungsgeld 
i ug 2, 191; 5, 205; 6, 204; RA HR 1930 Nr 1127). Über die Rechtswirkſamkeit des Ver⸗ 
IPtecjeng eines Gewinnanteils ohne Angabe der Höhe |. RG JW 1921 S. 1062, 33910, Berech⸗ 
a 3 Gewinnanteils beim Ausſcheiden eines Angeſtellten während des Geſchäftsjahres ſ. 
{ 6 Warn 1931 Nr 130. Iſt dem Dienſtverpflichteten eine Prämie für Fertigſtellung einer Arbeit 
umerhalb beſtimmter Friſt verſprochen worden, ſo kann der Berechtigte ſich zur Abwehr des 
ſtan pruchs auf die Prämie nicht auf die Nichteinhaltung der Friſt berufen, wenn ſie auf Um⸗ 

nden beruht, die der Berechtigte ſelbſt zu vertreten hat; in ſolchem Falle wird vielmehr die 
Attouhme einer Verlängerung der Friſt im Sinne des Vertrags liegen (RG 16. 11. 20 III 156/20). 
Nr ide und Zeitlohnzulagen ſ. Ruch 7 S. 84, 289; 9, 206; 10, 301; 12,47; RA HRR 1930 
5 S. 20 RAS 3. 6. 31, 693/30. Entfernungszulagen (Auslöſungen) ſ. RAS 2,235; 4, 206; 
1937 120,298; 6,27; 9,8; 10, 301; vgl. auch 3,1; Rach HR 1929 Nr 1123; 1930 Nr 1628; 
und Nr 1239; RAG 24. 5. 30, 1/30. Schmutzzulage RAG 6, 118. Deputatverträge in Land⸗ 
3 2 Forſtwirtſchaft . RAG 4, 222; 5, 317. Deputatkohle im Bergbau |. RAG 1, 127; 2, 271; 
Au 7 S. 53, 64; 9, 223; 12, 218. Stammgeld eines Förſters bei Holzverkäufen RAG 6, 33. 
wel wertung einer vereinbarten Vergütung ſ. RG 108, 156; R Warn 1927 Nr 113; Auf- 
102 ung von Einlagen des Arbeitnehmers bei feinem Arbeitgeber ſ. RG 117, 34; 123,351; 125, 372; 
en 326; NG JW 1928 S. 180116, 29057, 29062; RG SeuffA 82 Nr 24 Berechnung und Aufwertung 
fr Architektenhonorars für Arbeiten in der Inflationszeit |. Rc SeuffA 84 Nr 79; Aufwertung 
Se — einem Dienſtvertrag vereinbarten Verſorgungsbezugen |. RG Warn 1925 Nr 47; RG 
amian 78 Nr 169; 23 1925, 2522 (NG Bay 1924, 124), Aufwertung freiwilliger dem Be⸗ 
. 358 feinem geſetzlichen Ruhegehalt bewilligter Zuſchüſſe ſ. RG JW 1924, 10405; vgl. 
10 Fe 1925 ©. 64, 75, 79; 1926, 1800 und A zu $ 242. Keine Herabſetzung von Gehalts- 
in Ruhegehaltsbezügen unter dem Geſichtspunkt der clausula rebus sic stantibus 
9.12 Wirtſchaftskriſe der Deflationszeit (MAG 11, 323; RAG Warn 1933 Nr 60; RAG 
gut 21, 253/31; 9.11. 32, 293/32. Über die Herabſetzung übermäßig hoher Dienſtver⸗ 
zahlungen nach der Not VO v. 6. 10. 31 |. Vorbem 8 vor $ 611. Übernahme von Penfions- 
Abenden einer in der Inflationszeit vermögenslos gewordenen Arbeiterpenſionskaſſe durch den 
ſpr eitgeber ſ. MG JW 1930, 30851. Auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit ſpielt ent⸗ 
Ei echend dem das Arbeitsrecht beherrſchenden Kollektivgedanken neben den Beſtimmungen des 
wich dertrages die Regelung durch Geſamtvereinbarung, insbeſondere durch Tarifvertrag, eine 

. e Rolle. Vgl. A 5. Entlohnung weiblicher Arbeitnehmer in Gaft- und Schankwirtſchaften 
5 alſtattengeſetz v. 28. 4. 30 (RGBl 1140) $ 17 Abſ 2. Iſt nichts anderes bedungen, jo muß 
auch fergütung ſelbſtverſtändlich dem Die nſtverpflichteten gewährt werden. Es gilt aber 
Drit T Vertragsfreiheit; insbeſondere kann vereinbart werden, daß die Vergütung an einen 
ein ten ganz oder zum Teil zu entrichten iſt ($ 328). Der Dritte kann auch von vornherein zu 

er ſolchen Vereinbarung zugezogen werden. Derartige Verträge werden häufig zwiſchen 
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dem Dienſtherrn und einem (von Gläubigern bedrängten) Angeſtellten zugunſten ſeiner Ehe⸗ 
frau (oder auch ſeiner Kinder) abgeſchloſſen. Sie ſind nicht zu beanſtanden, insbeſondere nicht 
als unſtttlich zu bezeichnen, ſofern „der Geſamtbetrag der gewährten Vergütungen nicht das 
Maß deſſen überſteigt, was zum Unterhalte des Dienftverpflichteten und feiner Familie bei einer 
beſcheidenen, dem Stande des Dienſtverpflichteten entſprechenden Lebensführung erforderlich 
iſt (RG 81, 41; 69, 50; JW 1912, 68918; Gruch 58, 992; RG 23 1912 S. 560, 68613). Dem 
gleichen Grundſatze folgt, die Neuordnung des Lohnbeſchlagnahmerechts durch die Lohnpfän⸗ 
dungs Vo v. 25. 6. 19/7. 1. 24 und durch das Geſetz vom 27. 2. 28 RGBl 1 45 berückſichtigend, 
das Reichsarbeitsgericht in ſtändiger Rechtſprechung (RAG 2,121: 6, 310; RAS Warn 1930 
Nr 25, 86; RAG HAN 1930 Nr 140). Danach kommt es entſcheidend auf die Umſtände des 
einzelnen Falles an. Wenn die den Familienangehörigen zugewendeten Bezüge ſich in den 
angegebenen Grenzen halten, kann die Vereinbarung als ſittenwidrig nicht angeſehen werden. 
Nicht als ſittenwidrig zu erachten iſt es, vorbehaltlich ganz beſonderer einen verwerflichen Be weg⸗ 
grund oder Zweck ergebender Umſtände, auch, wenn ein im Geſchäfte ſeiner Frau beſchäftigter 
(verſchuldeter) Ehemann, ſoweit ein Dienſtverhältnis zwiſchen beiden überhaupt vorliegt, für 
ſeine Tätigkeit vereinbarungsgemäß ein geringeres als das ſonſt übliche und ange meſſene Entgelt 
erhält (RA Warn 1930 Nr 184, 222). Wenn in einem zwiſchen der Ehefrau als Geſchäfts⸗ 
inhaberin und ihrem Manne als Geſchäftsführer geſchloſſenen Arbeitsvertrag ein geringerer als 
der in einem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag feſtgeſetzte Lohn vereinbart iſt, ſo tritt an die 
Stelle des unte rtariflichen Lohnes kraft Unabdingbarkeit der Tariflohn, den die Gläubiger 
daher bei einer Pfändung zugrunde legen können; dagegen iſt eine Abtretung des der Pfändung 
unterliegenden Teils der Tariflohnforderung an die Frau möglich (NAG 6,282). Über die Arbeit⸗ 
nehmereigenſchaft eines im Geſchäfte der Frau tätigen Ehemannes |. auch RAG HRR 1932 Nr 
639. Die Frage, ob bei oz eines Kindes durch die Eltern ein fantilientechtliched 
Die nſtverhältnis nach $ 1617 (der nicht nur für Minderjährige gilt) oder ein Arbeitsver⸗ 
hältnis nach $ 611 vorliegt, läßt ſich nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beantworten. Das 
gleiche gilt von der Frage, ob in ſolcher Beſchäftigung eine unerlaubte Handlung der Eltern zum 
Nachteil einer Perſon liegt, der das Kind unterhaltspflichtig iſt (R Ach 11, 194; 12,94; 13, 221: RAG 
HRR 1928 Nr 1818; 1930 Nr 135: Beſchäftigung eines Sohnes, der für ein uneheliches Kind 
zu ſorgen hat). Dagegen verſtößt es gegen die guten Sitten, wenn der Dienſtpflichtige die Leiſtung 
der Dienſte verweigert, bis ihm ein beſonderer Vermögensvorteil verſprochen wird (R J 
08, 710%, Sittenwidrigkeit der Vereinbarung einer zu hohen Vergütung für ärztliche Tätigkeit 
. NG 23 1918, 374 (Zahnarzt). Bet unentgeltlich übernommenen Dienſten kommen nicht 
die Vorſchriften des Dienſtvertrags, ſondern diejenigen des Auftrags oder des Schenkungsver⸗ 
ſprechens zur entſprechenden Anwendung. Ein reiner Dienſtvertrag wird auch dann nicht anzu⸗ 
nehmen ſein, wenn beide Vertragsparteien Dienſte zu leiſten haben; das Geſetz fordert eine 
Verſchiedenheit der beiden Parteirollen. Dadurch jedoch, daß ſich jemand überhaupt gegen ein 
Entgelt zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet, wird jedenfalls ein dem Dienſtvertrag ähnliches 
Vertragsverhaltnis geſchaffen, auf das die Vorſchriften der $$ 623, 624, 626 entſprechende An⸗ 
wendung finden (RG 78, 423). Aus 98 626, 723 BGB, 59 92, 133 Hy läßt ſich ferner der 
allgemeine Rechtsſatz ableiten, daß Rechtsverhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſön⸗ 
liches Zuſammenarbeiten der Beteiligten und daher ein gutes Einvernehmen und gegenſeitiges 
Vertrauen erfordern, beim Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit gekündigt werden konnen. 
Ein wichtiger Grund zur Kündigung kann 3. B. in fortgeſetztem unfreundlichen Verhalten, in 
dauernden Zuwiderhandlungen gegen ein beſtimmtes Wettbewerbsverbot gefunden werden, 
wodurch das gegenſeitige Vertrauen auf redliche Vertragserfüllung zerſtört wird. Vgl. RG 
69,37; 78 ©. 385, 421; 79, 161; JW 1919, 30919; 1925, 94515; Warn 1918 Nr 205; RG 2% 1920, 
dan auch Vorbem 3 vor $ 705. Sind die Dienfte aus bloßer Gefälligkeit zugeſagt, ſo liegt 
überhaupt kein Vertragsverhältnis vor, fo daß eintretendenfalls höchſtens nur eine Haftpflicht 
aus unerlaubter Handlung des die Dienſte ſchuldhaft Verrichtenden gegeben iſt (RG 65, 17; N 
22. 10. 06 Vl 75,06). — Vorſchüſſe, die der Dienſtberechtigte dem Dienſtpflichtigen gibt, ſind 
regelmäßig keine Darlehen (RG Seuffü 69 Nr 36). Zur Anwendung des $ 366 bei Zahlungen 
während eines Dienſtverhältniſſes |. RA 13, 51. Erfüllungsort 88 269, 270 (bei Unterricht? 
erte ilung nicht notwendig da, wo der Unterricht erteilt wird und der Lehrer wohnt, SeuffA 71 
Nr 241). Ortliches Recht der Gegenleiſtung für Dienſte, die einem Ausländer im Inland geleiftet 
werden, ſ. SeuffA 75 Nr 179. Erfüllungszeit $ 614. Zurückbehaltungsrecht des Dienſt⸗ 
berechtigten bezüglich der vereinbarten Vergütung bei Erfüllungsverzug des Dienſtverpflichteten 
(Nc 3. 1 05 U 256/04). Bei einer mehrfache Dienftleiftungen umfaſſenden Tätigkeit darf dem 
Dienſtverpflichteten die Vergütung für die vertragsmäßig geleiſteten Dienſte nicht aus dem 
Grunde verweigert werden, weil andere Dienſte nicht vertragsmäßig waren. wenngleich er für 
die letzteren feine Vergütung verlangen und bei Verſchulden ſogar ſchadenserſatzpflichtig ſein kann 
(RG 7. 12. 20 111 439/19). Nicht zurückhalten darf der Dienſtberechtigte ferner gegenüber dem 
Auſpruche des Dienſtverpflichteten auf Rechnungslegung mit Rückſicht auf eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht des letzteren aus dem Dienſtverhältniſſe (RG 102, 110). Hat der Dienſtberechtigte vor⸗ 
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ſchriftsgemäß Steuerabzüge vom Dienſtlohn gemacht, ſo hat der Dienſtpflichtige, wenn er die 
Rechtmäßigkeit der Abzüge beſtreitet, ſich deshalb nicht an den Dienſtberechtigten zu halten, 
ſondern mit der Finanzbehörde auseinanderzufegen (vgl. RG 231927, 170%). Anrechnung von 
Wartegeldern, Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen auf die tariflichen Bezüge von An⸗ 
geſtellten des Staates und der Kommunalverwaltungen |. Ra 9, 172. Übergang des Lohn⸗ 
anſpruchs in Höhe der Arbeitsloſenunterſtützung auf die Reichsanſtalt ſ. $ 113 AVA VG und 
RAS 3, 55. — Zweijährige Verjährungsfriſt für die Anſprüche auf Dienſtlohn uſw. nach 
9 196 Nr 715. — Über die Haftung des Erwerbes eines Handelsgeſchäfts für Lohnanſprüche 
aus Dienſtverträgen nach HGB § 25 |. NAG Gruch 72, 456. 8 se, 
2 Nebenleiſtungen des Berechtigten: Fürſorge für die Perſon des Dienſtpflichtigen, vgl. unten 
33 617, 618. Erſatz von Aufwendungen (vgl. $$ 669, 670, 675), wozu auch ungewollte, aber mit 
der Erledigung einer dienstlichen Aufgabe notwendig oder doch mit hoher Wahrſcheinlichkeit ver⸗ 
bundene Körper⸗ und Sachſchäden, gegebenenfalls ſogar entſtehende geſetzliche Schadenserſatz⸗ 
verbindlichkeiten zu rechnen find (MG HRR 1930 Nr 5; RA Warn 1931 Nr 161). Dagegen gibt der 
Dienstvertrag dem Dienſtverpflichteten nicht ohne weiteres einen vertraglichen Anſpruch darauf, 
baß der Dienſtberechtigte für feine richtige Sozialverſicherung ſorgt. So beſteht keine 
Privatrechtliche Verpflichtung des Berechtigten, ſofern ſie nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
übernommen it, zur Verwendung der Marken, welche für die Invalidenverſicherung der 
bei ihm beſchäftigten Arbeiter erforderlich ſind (MG 63, 55; vgl. OLG 45, 153). Auch die Be⸗ 
immungen der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, die dem 
Arbeitgeber eine Verpflichtung zur Anmeldung, Auskunft und Nachweiſung ſowie zur Mitwirkung 
bei der Entrichtung der Verſicherungsbeiträge auferlegen, geben im Falle einer Unterlaſſung 
dem Arbeitnehmer Anſprüche gegen den Arbeitgeber nur dann, wenn dieſer im Rahmen des 
Arbeitsvertrags ausdrücklich oder ſtillſchweigend eine Fürſorge für die Verſicherungsangelegen⸗ 
zeiten des Arbeitnehmers übernommen hat; Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ 2 kommen 
Dabei nicht in Frage (RA 8 S. 161, 267; RA Lg 1931, 311; RA HR 1931 Nr 762; 1932 
Nr 1328; 1933 Nr 1216; RAG 5. 7. 30, 88/30; vgl. auch 8 823 A 14 IV. Übereinſtimmend für 
N Bereich des Reichsknappſchaftsgeſezes RAG 13, 192. Über die vertragliche Haftung des 
beitgebers für den Verluſt einer höheren Arbeitsloſenunterſtützung bei zu niedriger An⸗ 
meldung des Lohnes ſ. RAS 11, 172. Ebenſo kein Entſchädigungsanſpruch des in dem Fuhr⸗ 
wertsbetriebe eines kaufmänniſchen Geſchäfts angeſtellten und in dieſem Betriebe zu Schaden 
kommenen Arbeiters gegen feinen Arbeitgeber, weil dieſer die nach öffentlichem Rechte gebotene 
Anmeldung des Geſchäfts zum Handelsregiſter unterlaffen habe, die nad) $ 1 Nr 7 GemUß& 
bi 5.7. 00 (gl. jetzt RVO $ 537 Nr 10) eine Vorausſetzung für die Gewährung der Unfallrente 
fte (NG 72, 408). — Neben fortlaufenden Gehaltsbezügen werden Angeſtellten vielfach Grati⸗ 
Nationen, zuweilen auch Remunerationen genannt, als nachträgliche Entlohnung für ihre Arbeits» 
eiſtung und als Anſporn für weitere Dienſte gezahlt. Rechtsanſprüche hierauf können nicht nur 
= ausdrückliche Vereinbarungen, ſondern auch ſtillſchweigend durch längere, regelmäßig 
an derkehrende vorbehaltloſe Gewährung begründet werden (MAG 2, 287; 4, 65; b, 22; 6 S. 93 
lie 1; 7, 132; NAG Warn 1931 Nr 5). Nicht reine Freigebigkeiten, deren Gewährung vom Be⸗ 
Kin en des Dienſtberechtigten abhängt, ſondern eine beſondere Vergütung neben dem Gehalt 
hid meift auch die ſog. Weihnachtägtatififationen (N® Seuff A 69 Nr 36; RA HAR 1933 Nr 575). 
non Anfpruch auf eine folche ift regelmäßig dadurch bedingt, daß das Arbeitsverhältnis zu Weih⸗ 
beten d. h. in dem Zeitpunkt, zu dem die Gratifikation gezahlt zu werden pflegt, noch fort- 
es ht bei früherem Aus cheiden hat der Angeſtellte keinen, auch keinen anteiligen Anſpruch, 
alte denn, daß ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Verhalten des Dienſtberechtigten vorliegt 
Mach 5, 22, 6, 93). Der Anſpruch tft in der Regel nicht davon abhängig, ob das Geſchäftsjahr 
le en gebracht hat (MAG HRR 1932 Nr 1071). Abgeltung von Gratifikationen durch Sonder- 
naſangen nach § 13 des Reichsbanktarifvertrages |. RA 9, 194. Die Herabſetzungsbefugnis 
1933 ber Not Bo v. 5 6. 31 (. Vorbem 8 vor 9 611) umfaßt auch Gratifikationen (RAch HRR 
Leiſt Nr 575). Der Dienſtberechtigte kann aber auch ſolche Vergütungen für außergewöhnliche 
der ungen, deren Bewilligung in feinem Ermeſſen ſteht, nicht nachträglich ohne Zuſtimmung 
für Angeſtellten dieſen wieder entziehen oder herabſetzen (RG 90, 320). — Mit als Vergütung 
guns Dienſte wird dem Dienſtverpflichteten vielfach ein Ruhegehalt für die Zeit nach Beendi⸗ 
hang des Dienſtverhältniſſes verſprochen. Da es ſich um eine Gegenleiſtung für Leiſtung der Dienſte 
glei elt, iſt weder Schenkung noch Leibrentenvertrag gegeben, und das Verſprechen unterliegt, 
10 hbiel ob es im Dienſtvertrag oder ſpäter, ſelbſt nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
gk en wird, nicht ben Fornworſchriften der $$ 18, 761 (vgl. $ 618 A 5,5 761 A5). Das gleiche 
1377 ür ein Ruhegehaltsverſprechen des Arbeitgebers an die Witwe ſeines Arbeitnehmers (RAS 13, 
chem Sine Ruhegeldzuſage auf Lebenszeit fällt unter $ 1822 Nr 5 (RAG 11, 331). Ob und in wel. 
eng Sinne ein Ruhegehalt verſprochen iſt, kann im einzelnen Falle zweifelhaft ſein. Die Zuſage 
ſtets Ruhegehalts an den aus dem Dienſt ausſcheidenden Angeſtellten mit der Maßgabe, daß ſie 
Nach 8 derruflich“ ſei, kann vom Arbeitgeber jederzeit nach feinem Ermeſſen widerrufen werden 
f 6, 9]). Auch das Verſprechen einer Unterſtützung „bis auf weiteres“ wird nicht dahin zu ver⸗ 
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ftehen fein, daß der Verſprechende die Zahlung nur einſtellen kann, wenn fie ihm wegen Veränderung 
jeiner Verhältniſſe oder der des Angeſtellten nicht mehr zuzumuten iſt (RA 25. 4. 31, 562/30). Daß 
die Bewilligung eines Ruhegehalts im Ermeſſen des Dienſtberechtigten ſtand, ſchließt nicht aus, 
daß auf das bewilligte Ruhegehalt der Dienſtverpflichtete einen Rechtsanſpruch hat (vgl. für 
den Fall einer Werkpenſionskaſſe RA 12, 127). Die Zuſage eines Ruhegehalts bedeutet nicht 
eine Beſchränkung des Kündigungsrechts; ſie gilt regelmäßig auch nicht für jeden Kündigungsfall, 
ſondern nur für den der Dienſtunſähigkeit oder der Erreichung eines beſtimmten Alters (RAG 
RR 1932 Nr 642). Der Arbeitnehmer, dem ein Ruhe geld zuſteht, hat auch nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes noch gewiſſe Treupflichten gegen den Arbeitgeber (RAG 14. 1. 33, 364/32). 
Penſtonsanſprüche find, auch ſoweit fie ſich auf die Zeit nach der Konkurseröffnung beziehen, 
keine Maſſeſchulden (Relch 11, 157). Eine Herabſetzung des einmal bindend bewilligten Ruhe⸗ 
gehaltes läßt ſich nicht mit den wirtſchaftlichen Veränderungen der letzten Jahre rechtfertigen: 
eine Anwendung der clausula rebus sic stantibus iſt für die gegenwärtige Zeit, der ſog. Deflation, 
nicht gerechtfertigt (RAG 11, 323). Penſionslebensberſicherung durch den Arbeitgeber mit teil- 
weiſer Erſtattung der Prämienzahlungen durch die verſicherten Angeſtellten |. RAG 9, 53. Auf⸗ 
wertung von Abfindungsanſprüchen von Angeſtellten in Vezug auf eine Betriebspenſionskaſſe 
ſ. RA 9, 344. — Unter dem Geſichtspunkt der Entlohnung für geleiſtete Arbeit iſt auch der 
meiſt tariflich geregelte Anſpruch des Arbeitnehmers auf Urlaub zu betrachten (RAG 3, 306). Nach 
der Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts umfaßt der Urlaubsanſpruch ein doppeltes, die 
Gewährung von Freizeit und die Fortſetzung des Gehalts oder Lohnes und beſchränkt ſich 
auf das letztere, wenn das erſtere durch irgend einen Umſtand, insbeſondere die Beendigung 
des Arbeitsverhältniſſes unmöglich geworden iſt, mag auch dieſe Beendigung vom Arbeitnehmer 
ſelbſt verſchuldet fein (RAG 1, 42; 2, 69; 3 S. 90, 130, 277, 306,330; 4, 134 u. a.; RAG RR 1929 
Nr 1242). Der Angeſtellte, dem der ihm zuſtehende Urlaub nicht gewährt wird, hat ſtatt deſſen 
einen Anſpruch auf Urlaubsvergütung neben dem Monatsgehalt (RAG 7, 224; dazu jedoch 13, 83). 
Erworben wird der Urlaubsanſpruch in ſeiner Geſamtheit mit der Erfüllung feiner tarif⸗ 
lichen Vorausſetzungen, nicht erſt mit dem Tage, an dem er angetreten wird (MAG 3, 
330). Das Recht auf Fortzahlung der Vergütung allein beſteht nur, wenn der in erſter Linie 
auf Freiſtellung von der Arbeit gerichtete Urlaubsanſpruch überhaupt einmal entſtanden war, 
alſo nicht, wenn am Stichtag die Vorausſetzungen des Anſpruchserwerbs noch nicht erfüllt 
waren (Relch 6, 239) oder das Arbeitsverhältnis bereits fein Ende gefunden hatte (RAG 5, 
247); ebenſo nicht, wenn der Arbeitnehmer am Stichtag ſchon dauernd arbeitsunfähig war 
(RANG 5 S. 222; 6 S. 107, 336; 10, 87; RAG HRR 1931 Nr 959; 1932 Nr 1140). Der Anſpruch 
auf Urlaub iſt an ſich perſönlicher Art. Stirbt der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhältniſſes 
nach Erwerb, aber vor Erfüllung des Urlaubsanſpruches, ſo geht, unbeſchadet abweichender 
Regelung, der Anſpruch auch in der Veſchränkung auf die Vergütung nicht auf die Erben über 
(RAS 5 S. 115, 157). Hatte ſich der Anſpruch aber infolge Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
ſchon in der Perſon des Erblaſſers auf die Urlaubsvergütung beſchränkt, ſo ſteht einer Vererbung 
nichts im Wege (RAG 8, 133). Über den Unterſchied zwiſchen Beſchäftigungsjahr und Urlaubsjahr 
und die Behandlung des erſten Beſchäftigungsjahres als Sperrjahr ſ. RA 1 S. 153, 217; 3, 
274; 5 S. 79, 327, 339; 6, 239; 11, 340; 12, 18; RAG Hein 1933 Nr 935; 1931 Nr 1238; RAG 
16. 10. 29, 222/29; 19. 2. 30, 370/29; 26. 9. 31, 105/31; als Beſchäftigungszeit gilt auch die 
Heit, in der der Arbeitgeber mit der Annahme der angebotenen Arbeit im Verzug ift (MAG 9, 210); 
Über das Ausſcheiden während des Urlaubsjahres ſ. RAS 5, 339; 6, 167; 11, 337; RAS HRR 
1931 Nr 22, 1940; 1933 Nr 932. Iſt für Entſtehung und Dauer des Urlaubsanſpruches die Be⸗ 
ſchäftigungszeit im Betriebe maßgebend, jo iſt beim Wechſel des Betriebsinhabers die beim 
früheren Inhaber verbrachte Zeit anzurechnen (MAG 1, 153; 5, 327). Bemeſſung der Urlaubs 
vergütung, insbeſondere auch bei Kurzarbeit, |. RAG 5, 162; 6 S. 118, 349; 10, 305; 11 S. 1, 131, 
337; 13, 121; Rach HRR 1929 Nr 1846; 1931 Nr 23, 122; 1932 Nr 978, 1339, 2277; 1933 Nr 1112; 
RUG 14.12.32, 402/32; 14.1.38, 434/32; 28.1.33, 387/32; für Angeſtellte RUG 7, 224; 13, 83 
Keine Anrechnung der Arbeitsloſenunterſtützung |. RA 5, 47. Findet nach Tarifvertrag eine An⸗ 
rechnung von Krankheitstagen auf den Urlaub nicht ſtatt, fo kann der Arbeitnehmer die Urlaub, 
vergütung verlangen, wenn er vor Beginn des feſtgeſetzten Urlaubs erkrankt und zufolge 6199 
demnächſtigen Ausſcheidens aus dem Dienſt den Urlaub nicht mehr antreten kann (elch 1. 6. 20, 
630/28). Urlaubsbemeſſung bei Wiedereinſtellung in den gleichen Betrieb |. RA 10, 330. u 
Anjpruc auf Nachurlaub bei Erkrankung in der Urlaubszeit ift regelmäßig nicht begründet (nd s 
6, 331). Eine Zuſammenſtellung der weſentlichſten in der Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerich 5 
anerkannten Grundsätze über Urlaubsregelung ſ. auch in RAG 12, 18. Über die ſog. Werksbe rn 
laubung ſ. Ratz 1, 42; Ruch HRR 1932 Nr 1466. — Zur Frage einer Haftung des Staates 5 
die in Dienſtgebäuden abgelegten Kleidungsſtücke der Beamten ſ. Seuffà 76 Nr 50, für die er 
dungsſtücke der Lehrer |. Seuffl 77 Nr 132. Der Staat, der feinen Beamten und Angeſtelde, 
für Kleidung und Fahrräder einen Abſtellraum zur Verfügung ſtellt, übernimmt damit eine O 0 
hutspflicht für den Raum und haftet bei Vernachläſſigung dieſer Pflicht für das Abhandenkome 8 
von Gegenſtänden, mag er auch durch allgemeine Bekanntmachung eine Gewähr für das A 
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handenkommen abgelehnt haben (RG 29. 5. 23 III 512/22). Über die Verpflichtung des Arbeit⸗ 
gebers, der eine ſtarke Belegſchaft beſchäftigt, für eine ſichere Unterbringung der von den Arbeit⸗ 
nehmern benutzten Fahrräder zu ſorgen ſ. HRR 1928 Nr 2185. Über die Verpflichtung eines Zahn⸗ 
arztes, feinen Gehilfen eine ſichere Kleiderablage zur Verfügung zu ftellen, |. SeuffA 76 Nr 142. Der 
Dauunternehmer, der feinen Arbeitern zur Unterbringung ihrer Arbeitskleidung eine Baubude 
zur Verfügung ſtellt, muß fie in einbruchsſicherem Zuſtande erhalten und haftet bei Nichter⸗ 
füllung dieſer Pflicht den Arbeitern für Einbruchsſchaden (RA HR 1930 Nr 20). — Über die 
Gewährung freier Zeit zur Wahrnehmung ſtaatsbürgerlicher Rechte und zur Ausübung öffent⸗ 
licher Ehrenämter ſ. RV Art 160 (dazu RAG 7, 121). Nach $ 26 des Arbeitsgerichtsgeſetzes 
iſt den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten bei Strafe unterſagt, Angeſtellte oder Arbeiter in 
der Übernahme oder Ausübung des Beiſitzeramts zu beſchränken oder wegen der Übernahme 
oder Ausübung des Amtes zu benachteiligen; ein beſonderer Kündigungsſchutz wie nach § 96 des 
Betrie bsrätegeſetzes iſt nicht vorgeſehen. Für die Übernahme und Ausübung eines Ehrenamtes 
der Reichsverſicherung j. die entſprechende Vorſchrift in RVO $$ 139, 140; für die Arbeitnehmer⸗ 
e den Organen der öffentlichen Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung |. 
AV 8 20. 


3. Ein Anſpruch auf Annahme der Dienſte gegen den Dienſtberechtigten iſt dem Dienſt⸗ 
pflichtigen (auch den Schwerbeſchädigten, RAG 4, 159) regelmäßig, wenn auch nicht ſchlechthin 
derſagt. Ein folder Anſpruch kann ausnahmsweiſe durch die Umſtände begründet fein, jo nament⸗ 
ach beim Bühnenanſtellungsvertrage, nicht ſchon durch die Anftellung als Kaſſenarzt (OLG 33, 

0, und in jedem Falle kann dem Dienſt pflichtigen im Dienſtvertrage ein klagbares Recht auf 
Beſchaftigung zugeſichert werden (NG JW 1911, 3922, Gruch 47, 400; 55, 1055; RG SeuffA 
66 Nr 115; RG 20. 3. 12 III 381/11; |. auch OLG 20, 196; 22, 295; 24, 367). Der Proviſions⸗ 
reiſende hat regelmäßig keinen Anſpruch auf Ausübung feiner Reiſetätigkeit (MAG 2, 138). 


9 4. Dienſte jeder Art. Sowohl höhere Dienſte (Arzt, Rechtsanwalt, Lehrer, Privatbeamter, 
Unſtler, Schauſpieler), als nie dere (Feld- und Gartenarbeiter, Gehilfe im Hausweſen); ander⸗ 
ſeits ſowohl auf Anſtellung, mit Überordnung des Dienſtberechtigten über den Dienſtverpflichteten 
als auf freier Vereinbarung gleichſtehender Vertragsparteien beruhend. Über den Lehrvertrag 
LOB 85 76ff., Gewd $$ 126ff) |. OLG 36, 256 und $ 1822 Nr 6. — Im BGB find namentlich 
gr otgehoben: dauernde Dienſtverhältniſſe F 617, 629, 630; Dienſtverhältniſſe mit 
ufnahme des Verpflichteten in die häusliche Gemeinſchaft des Berechtigten 88 617, 618 Abs 2; 
oral Dienftverhältniffe der zur Leiſtung höherer Dienſte Beftellten 89 622, 627; und namentlich 
ver 675 die in Geſchäftsbeſorgung beſtehenden Dienſte (cechtsgeſchäftlicher Natur oder mit 
nögensrechtlichem Intereſſe für den Empfänger) mit entſprechender Anwendbarkeit der 
Amächit für den Auftrag gegebenen Vorſchriften der 88 663, 665-670, 672—674 und unter 
winſtänden des $ 671 Abſ 2. Vgl. ferner zu § 664 RG 78,313. Aus dieſen Vorſchriften iſt die⸗ 
einge des $ 663 wegen der Verpflichtung gewiſſer Perſonen zur unverzüglichen Kundgebung 
mer Ablehnung von Dienſtaufträgen hervorzuheben, womit auch die RAD $ 30 übereinſtimmt. 
tu brigen nach dem BGB keine Verpflichtung zur Übernahme dienſtlicher Verrich⸗ 
Eigen Val dagegen für öffentlich rechtliche Dienftleiftungen das Poſtch v. 28. 10. 71 $3 und die 
de ſenber O v. 23. 12. 08 9 3, das Tel® v. 6. 4. 92 85. Kein eigentlicher Dienſtvertrag (ſondern in 
1775 gel ein Werkvertrag) iſt der auf Beſchaffung von Dienſten gerichtete (Impreſario⸗) Ver⸗ 
Bun WEG 3, 22; SeuffA 56 Nr 221 u. 222). — Eine beſondere Art des Dienſtvertrags ift der 
10 ahnenanſtellungsvertrag für den regelmäßigen Theaterbetrieb (RG 91, 328; SeuffA 72 Nr 72), 
eindrend er ſich bei Gaſtſpielen als Werkvertrag geſtaltet. Dienſtvertrag iſt auch der Vertrag zwiſchen 
Film, Fiungeſellſchaft und einem Schauſpieler auf Darſtellung einer Rolle bei der Aufnahme eines 
1929 RG WE 1927, 848; NG Gruch 69, 227; MAG 2, 135; 6, 150; 8, 136); Rach H Rot 
Rei Nr 1336); ebenſo der Vertrag über die Verpflichtung eines Artiſten (Illuſioniſten) für eine 
Geihe von Vorſtellungen (RG 8. 5. 08 111 364/07). Dienſtvertrag iſt der Vertrag zwiſchen einem 
40 Sr und Speiſewirt und dem Leiter einer dort regelmäßig ſpielenden Muſikkapelle (OLG 
ne, der Vertrag zwiſchen dem Inhaber eines Kaffeehaufes und dort auftretenden Vortrags⸗ 
bi Kern (ORG 40, 318). Ein Dienftvertrag liegt ferner vor, wenn ſich die eine Partei verpflichtet, 
en eatermuſik für das Theater der anderen mit einer Kapelle auszuführen, während letztere 
in derapellmeiſter ſtellt (RG JW 1910, 1320). — Eine Unterart des Dienſtvertrags bildet, wie 
J T Kechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt ift, der Agenturvertrag (MG 87, 443; 
Dt, 10660; 1928, 209218), der jedoch die Eigentümlichkeit hat, daß hier dem Dienſtver⸗ 
Selben in der ihm obliegenden Vermittlung der Geſchäfte für den Geſchäftsherrn eine gewiſſe 
emjändigkeit zukommt (RG JW 08, 138°), außerdem regelmäßig die Gefahr ergebnisloſer 
Geſch chungen zufällt, und daß auch ein auf längere Zeit abgeſchloſſener Agenturvertrag von dem 
Hin Altsheren bei Unmöglichkeit eines lohnenden Fortbetriebs feines Geſchäfts vorzeitig ge- 
Nr 100. werden kann (dich ZW 1911, 18821; 1912, 2502°; NG Warn 1923 Nr 25; RO Seuffel 82 
trage gl. auch § 723 A 4). Haftpflicht des Agenten, der dem von ihm abgeſchloſſenen Ver. 
© zuwider Geſchäfte für eine im Wettbewerb mit feinem Auftraggeber ſtehende Firma ver- 
Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 18 
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mittelt hat (RG 23. 11. 09 III 559/08). Verpflichtung des einem Wettbewerbsverbot nach 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes unterliegenden Agenten zur Auskunft über verbots⸗ 
widrige Geſchäfte ſ. R JW 1928, 209218. Über die Kündigung eines auf längere Zeit abge⸗ 
ſchloſſenen Alleinverkäuferverhältniſſes |. RG Warn 1929 Nr 52; über ſog. Generalvertreter⸗ 
verträge ſ. auch RG Gruch 72, 450. Wegen der beſonderen Verhältniſſe der Verſicherungsagenten 
vgl. 58 43ff. des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08; dazu RAG 7, 172 (Lohn⸗ 
beſchlagnahmegeſetz). S. auch unten $$ 628 A 1, 630 A1 und Vorbem 2 vor $ 652. Über die 
Abgrenzung zwiſchen der Stellung eines Handlungsagenten und eines Handlungsgehilfen ſ. 
RAG 1 S. 252, 263, 268.— Über den Kommiſſionsverlag vgl. noch R 78, 301. — Zur Rechts⸗ 
ſtellung deutſcher Angeſtellter in Rußland ſ. RAS 12, 131; ſ. auch ebenda 296, 349. Für ruſſiſche 
Angeſtellte der Handelsvertretung der U. d. S. S. R. in Berlin ſ. RA 12, 184. 


5. Eine hervorragende Bedeutung erlangten im modernen Verkehrsleben die Tarifver⸗ 
träge (Arbeitsnormenverträge), d. h. Verträge, die zwiſchen Vereinigungen von Arbeitgebern 
oder auch einem einzelnen Arbeitgeber einerſeits und Vereinigungen von Arbeitnehmern ander⸗ 
ſeits über die Lohn- und Arbeitsbe dingungen künftiger Einzelarbeitsverträge abgeſchloſſen 
werden. Vgl. Verhandlungen des 29. Deutſchen Juriſtentags 2 S. 201—240; 5 S. 20—112, 
826—834. Die Tarifverträge begründen Rechte und Pflichten zunächſt für die Vertragsteile, jo 
für eine vertragſchließende Vereinigung die Verpflichtung (nicht Garantie, RG JW 1911, 1014), 
dahin zu wirken, daß ihre Mitglieder nur tarifmäßige Arbeitsverträge ſchließen und überhaupt 
den Beſtimmungen des Tarifvertrags gemäß handeln, mit der Folge einer Schadenserſatzpflicht 
bei ſchuldhaft vertragswidrigem Verhalten. Sie können aber, wie in der Rechtſprechung aner⸗ 
kannt iſt, je nach dem Inhalt des Vertrags gemäß § 328 auch Rechte für die Mitglieder der ver⸗ 
tragſchließenden Vereinigungen begründen (vgl. RG 73, 92; 81, 4; 86, 152; 111 S. 105, 166; 
113, 197). Über die auch ohne ausdrückliche Beſtimmung mit jedem Tarifvertrag verbundene (in 
der Regel nur relative) Friedenspflicht der Vertragsteile und über die Schadenserſatzberechtigung 
der Mitglieder eines vertragſchließenden Verbandes gegenüber dem tarifbrüchigen Vertragsteil 
ſ. RG 73, 92; 86, 154; 111, 105; 113, 197. Pflichten können für Dritte nur mittelbar inſofern 
begründet werden, als der Inhalt des Tarifvertrags in die zwiſchen den Arbeitgebern und den 
Arbeitnehmern zu ſchließenden Einzelarbeitsverträge übergeht. Das war zunächſt Sache der 
1 nen Regelung. Das neue Arbeitsrecht hat aber hier grundlegende Anderungen 
gebracht. 

Dabei verlief die Entwicklung, anſchließend an die Staatsumwälzung des Jahres 1918 und 
ihre Auswirkungen, zunächſt im Sinne eines von dem Gegenſatze von Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern ausgehenden, den Einfluß der hinter dieſen ſtehenden Verbände ſtark betonenden Kol; 
lektivrechts. Aus dem damit gegebenen, erſt im Verfolg der nationalen Erhebung des Jahres 
1933, insbeſondere durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. 1. 34 (f. unten) 
ſich grundlegend ändernden Rechtszuſtand ſei das Folgende hervorgehoben. 


Durch die Verordnung über Tarifverträge uſw. v. 23. 12. 18 (RGBl 1416, neue 
Faſſung |. unten) iſt den Tarifverträgen, d. h. ihrem normativen, nicht dem rein ſchuldrechtlichen 
Teil, inſoweit aber ohne Unterſchied, ob ſie freiwillig vereinbart oder durch obrigkeitlichen Zwang 
geſchaffen find (R JW 1927, 2411; 1924, 1594), eine unmittelbare und zwingende Ein⸗ 
wirkung auf die in ihr Geltungsbereich fallenden Einzelarbeitsverträge beigelegt worden. Dieſe 
ſind inſoweit unwirkſam, als ſie von der tariflichen Regelung abweichen; an ihre Stelle treten 
ohne weiteres die entſprechenden Beſtimmungen des Tarifvertrags (vgl. $ 1 Abs 1 der VO; 
RG 103, 23, JW 1927 S. 241, 16365). Abweichende Vereinbarungen find jedoch wirkſam, ſoweit 
fie im Tarifvertrage grundſätzlich zugelaſſen find, oder ſoweit fie eine Anderung der Arbeits⸗ 
bedingungen zugunſten der Arbeitnehmer enthalten (was nicht nur nach dem Intereſſe des einzel 
nen Arbeiters, ſondern auch nach dem Geſamtintereſſe der Arbeiterſchaft zu entſcheiden iſt, NE 
JW 1927, 241, dazu RAG 1,118), und im Tarifvertrage nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen find 
($ 1 Abſ 1). Bei der Frage, ob eine Anderung der Arbeitsbedingungen zugunſten des Arbeit. 
nehmers iſt, müſſen die tariflichen Bedingungen mit den von den Vertragsparteien gewollten 
Bedingungen verglichen werden; es kann nicht darauf ankommen, ob ein Arbeitsvertrag mit 
ungünſtigen Bedingungen für den Arbeitnehmer beſſer ift als ein Zuſtand ohne Arbeit (RAG 
1, 118). Günſtigkeitsklauſeln im Sinne des § 1 Abſ 1 Satz 2 haben regelmäßig nicht zur Folge, 
daß aus ihnen ji ergebende höhere Bezüge unabdingbar wären (RA 7. 183). Der Tarif- 
vertrag gilt dabei für alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Vertragsparteien des Tarifvertrags 
oder Mitglieder der vertragſchließenden Vereinigungen ſind oder bei Abſchluß des Tarifvertrags 
geweſen find, oder die den Arbeitsvertrag unter Berufung auf den Tarifvertrag abgeſchloſſen 
haben ($ 1 Abſ 2), dazu Rach 8, 191; Rel RR 1932 Nr 1134. Der Reichsarbeitsminiſter 
kann aber Tarifvertrage, die für die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen eines Berufskreiſes in 
dem Tarifgebiet überwiegende Bedeutung erlangt haben, für allgemein verbindlich erklären. 
Sie ſind dann innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereichs für Arbeitsverträge, die nach der 
Art der Arbeit unter den Tarifvertrag fallen, auch dann verbindlich im Sinne des § 1, wenn 
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der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder beide an dem Tarifvertrage nicht beteiligt find (§ 2). 
Solche Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden dadurch nicht Vertragsteile des Tarifvertrags 
eine ſchuldrechtlichen Beſtimmungen gelten nicht für fie, RA 2, 37; 5, 293; daher auch kein 
Vertragsanſpruch der Tarifverbände gegen fie, KAG 2, 208), und die Wirkſamkeit feiner (norma⸗ 
üben) Beſtimmungen für fie tritt nicht kraft des Vertrags, ſondern kraft einer Rechtsnorm ein, 
die in der Verordnung begründet iſt, aber um wirkſam zu werden, noch der Erklärung des Miniſters 
bedarf. Für den Beginn der allgemeinen Verbindlichkeit eines Tarifvertrags kann 
auch ein der Verbindlichkeitserklärung vorausgehender Zeitpunkt beſtimmt werden; 
doch wird dabei nicht über den Zeitpunkt des Abſchluſſes des Tarifvertrags zurückgegriffen werden 
ten, mag auch dieſem Vertrage für die Vertragſchließenden ſelbſt rückwirkende Kraft beigelegt 
worden fein; vgl. RG 103, 23 (ebenda über den Begriff der Geſamtſtreitigkeit bei tarifmäßigen 
Lohnforderungen der Arbeitnehmer). Die allgemeine Verbindlichkeit eines Tarifvertrags hängt 
ober nicht nur in ihrem Beginne, ſondern auch in ihrer Dauer von dem Beſtande dieſes Vertrags 
ab. Der Tarifvertrag verliert daher im Falle einer Kündigung durch die Vertragsteile ſeine 
Wirkung auch für die an dem Vertrage nicht beteiligten Perſonen, ohne daß es einer Aufhebung 
der Verbindlichkeitserklärung bedarf (vgl. JW 1921, 10972; RAG 7, 261; 8, 126). Über 
es Verfahren in den Fällen des $ 2 ſ. $$ 3, 4, Tarifregiſter d 5. Bei Anderungen von Tarif⸗ 
erträgen, die für allgemein verbindlich erklärt find, gelten die 88 2—5 entſprechend ($ 6). §8 6a, 
— Anderungen zu ö 4, 5 ſ. VO v. 31. 5. 20 (RÖBI 1128), zu 88 5, 6 ſ. Gef. v. 23. 1. 23 
cel 67), zu 8$ 6 und 6b ſ. Geſ. v. 28. 2. 28 (RG Bl 1 46). Neue Faſſung der Tariſvertrags⸗ 
erordnung j. Bek. v. 1. 3. 28 (RGBl 1 47). 


Neil den Ergebniſſen der auf dieſer Grundlage ergangenen Rechtſprechung, insbeſondere des 
. üchsarbeitsgerichts, ſei als weſentlich folgendes hervorgehoben. Die Tariffähigkeit, die 
% en dem einzelnen Arbeitgeber nur (wirtſchaftlichen) Vereinigungen der Arbeitgeber und der 
f Tbeitnehmer zuſteht, hat das Reichsarbeitsgericht, die vom Reichsgericht anerkannten Grundſätze 
de end und vertiefend, an drei Voraussetzungen geknüpft: die Vereinigungen müſſen im 
„elenttichen (MAG 3, 357) nur aus Arbeitgebern oder aus Arbeitnehmern beſtehen (nicht Spitzen⸗ 
ver be, NAG 7,111; wohl aber Unterverbände der Zentralarbeitgeber⸗ oder -arbeitnehmer- 
7 5 ande NG 118, 196; 121, 294; R SeuffA 81 Nr 208; RA 1,349; 2, 292; 5,1; 6, 257; 
Bi „il, für welche gegebenenfalls die nichttariffähigen Spitzenverbände als Vollmachtsträger 
5 ſtreten können, Rach 7, 111; 8, 345; 9, 274), fie müſſen ferner nach Satzung oder tatſachlicher 
Geng die Wahrnehmung der Intereſſen der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer gegenüber der 
uu benſeite zur Aufgabe haben (MAG 3, 357; 4 S. 138, 165), und fie müſſen endlich, was allerdings 


1 für Arbeitnehmervereinigungen praktiſche Bedeutung hat, dem andern Teil auch mit der 
6 35 n ſinanziellen und ſonſtigen Selbständigkeit gegenüberſtehen (RAG 2 S. 289, 299; 3, 170; 
if 15 und öfter). Daß eine Vereinigung ihre Ziele durch Kampf erreichen will, ift nicht erforder⸗ 
8 wirtſchaftsfriedliche Vereinigungen und Werkvereine können tariffähig fein (Rach 2 
grund 97 3, 170), nicht dagegen ſolche Verbände, die eine Bindung an tarifliche Regelung 
dur ſablich ablehnen (RA 6, 63). Ein nach dieſen Grundſätzen tariffähiger Verein kann ſich 
107 JJ aßungsbeſtimmung nicht der Tariffähigkeit entäußern (Rech 4, 1). Einzelfälle |. R& 
u und 119, 13 (Anmalt- und Notarvereine); 111, 354 (Hausbeſitzerverein); 113, 169 (Holz⸗ 
Tan ſtrieverband, Zwangsinnung); 114, 112 (Berufsgenoſſenſchaften); 115, 177 (Schuhfabri⸗ 
aus verband). Darüber, daß eine Zwangsinnung einem Arbeitgeberverbande, der zum Teil 
Mit wangsinnungsmitgliedern beſteht, nicht den Abſchluß von Tarifverträgen für diejenigen 
en weder, die zugleich der Zwangsinnung angehören, unterſagen kann, ſ. RG 113, 169. Über 

(Arbe seinen Rechtsanwalt als Tarifpartei ſ. RAG 9, 90. Vgl. ferner: RA 2, 289 und 6, 139 
12 175 hmergruppen des pommerſchen Landbundes); 11,84 (Deutſcher Induſtrieſchutzverband); 
Tarif f (Zwangsinnung). 1 55 Frage der ſelbſtändigen Berechtigung und Verpflichtung der 
trä parteien bei einem me rgliedrigen Tarifvertrag |. Relch 8, 359; 9, 65; 10, 284. Tarifver⸗ 
en, wenn die beſonderen Vorſchriften des Tarifrechts auf fie Anwendung finden ſollen 
Ru 2118 in ſchriftlicher Form abgeſchloſſen werden (RAG 12, 174; vgl. 1, 213; 7, 111; 
SAN OMN 1932 Nr 346; auch der Beitritt zu einem Tarifvertrag iſt Abſchluß eines ſolchen (RAch 
ihren 1 Nr 111). Der Schriftform bedarf auch ihre Verlängerung (RAG 5, 279). Für 
recti d nhalt ift kennzeichnend die Scheidung zwiſchen dem obligatoriſchen Teil, der die ſchuld 
ſümmt en Beziehungen der Tarifparteien ordnet, und dem normativen Teil, deſſen Inhalt bes 
chen und geeignet iſt, die Einzelarbeitsverhältniſſe normgebend zu regeln. Zum obligatori⸗ 

Beſti il gehört insbeſondere die Regelung der Friedenspflicht, die unbeſchadet abweichender 
einer mung (Rc 5, 15) regelmäßig nicht abſolut, ſondern relativ iſt, des Inhalts, jeden Verſuch 
laſſen oitzeikigen Anderung tariflicher Normen auf dem Wege wirtſchaftlichen Kampfes zu unter⸗ 
abzun und auch die Verbandsangehörigen von Kampfmaßnahmen, wie Ausſperrung und Streik, 
8, 69 alten (MG 111, 105; 113, 197; 118, 196; RG FW 1930, 120717: Rech J, 306; 5, 15; 6, 257; 
Grundl 29; 12, 137; vgl. auch 5, 25; 12 S. 28, 137; RA HRR 1933 Nr 1110). 
ſe Störungen des Wirtſchaftsfriedens find aber auch ſonſt zu unterlaſſen (RA ch 5, 252). 
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Tarifliche Durchführungspflicht |. RANG 13, 5. Perſönliche Haftung des für einen nichtrechts⸗ 
fähigen Verband Handelnden nach $ 54 Satz 2 auch beim Zwangsſchiedsſpruch |. R JW 1927, 
23634; RAG 6, 257. Ob eine Beſtimmung normativ iſt, kann im einzelnen Fall zweifelhaft 
fein; vgl. RAG 2, 280; 3 S. 224, 255, 302; 4 S. 69, 315; zu Wiedereinſtellungsklauſeln, Maß⸗ 
regelungsverboten und ähnlichen Friedensbedingungen RG 111, 167; 123, 174; RA 2, 259; 3 ©. 
140, 302, 483; 5 S. 125, 263; 10, 115; 11, 29; Rach HR 1932 Nr 1864; Friedensklauſel im 
Werktarifvertrag RG 123, 174. Nicht hierher gehören Beſtimmungen, die nicht den Inhalt des Ar⸗ 
beitsvertrags, ſondern die Form feines Abſchluſſes betreffen (RAG 7, 118). Einen häufigen Streit- 
punkt bilden die Fälle einer untertariflichen Entlohnung. Der Arbeitgeber, der untertarifliche Löhne 
zahlt, verletzt damit nur Vertragspflichten, nicht außerhalb dieſer liegende Rechtsgrundſätze (RAG 
6, 275). Der Arbeitnehmer, der ſich untertariflich entlohnen läßt, kann damit zwar nicht für die Zu⸗ 
kunft, wohl aber für bereits entſtandene Anſprüche rechtswirksam verzichten, und zwar auch ftill- 
ſchweigend (Verwirkung |. RA 2, 41), wobei aber ein wirtſchaftlicher Druck, der, für den Arbeit⸗ 
geber erkennbar, das Verhalten des Arbeitnehmers beſtimmt hat, namentlich auch bei Ausgleichs⸗ 
quittungen, der Annahme eines Verzichts regelmäßig im Wege ſteht (MAG 1 S. 118, 187; 2 S. 159, 
170, 310; 7, 143; 8,299; 10, 227; RA Seuffel 86 Nr 127; vgl. auch RA HR R 1931 Nr 1437; 1930 
Nr 396, 1126). Der Arbeitnehmer kann übrigens, auch wenn er den Tarifanſpruch behält, ſich 
unter Umſtänden dem Vorwurf der Argliſt ausſetzen; ſo wenn er im Laufe des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes einer Vereinigung mit höheren Tariflöhnen beitritt, es aber unterläßt, dem Arbeitgeber 
alsbald oder binnen angemeſſener Friſt hiervon Kenntnis zu geben, um erſt nachträglich, vielleicht 
nach Monaten mit Nachforderungen zu kommen (RAG 6 S. 275, 279 gegen 3, 27), und das gleiche 
muß gelten, wenn für den Arbeitnehmer kraft ſeiner bereits beſtehenden, aber dem Arbeitgeber 
unbekannten Zugehörigkeit zu einer Berufsvereinigung ein Tarifvertrag wirkſam wird, der die 
Verpflichtungen des Arbeitgebers erweitert (NAG 6, 288). Gegenüber §1 TVO ift es übrigens 
nicht unzuläſſig, daß der Arbeitgeber nach Austritt aus ſeinem Tarifverbande den Arbeitnehmern 
die Arbeitsverträge kündigt und nun, nicht mehr tarifgebunden, neue Arbeitsverträge zu unter⸗ 
tariflichen Bedingungen ſchließt; nur darf es ſich nicht um eine gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßende bloße Umgehung des Tariſvertrags handeln (RAG 1, 167; 8, 275). Tarifliche Ausſchließung 
eines Verzichts der Arbeitnehmer iſt abzulehnen (RAG 8, 204). Tarifliche Ausſchlußfriſten für 
die Erhebung von Tarifanſprüchen ſ. RA ch 5, 35; 6, 126; 8, 50; 9, 64; RA HRN 1928 Nr 1012. 
Vereinbarung ſolcher Ausſchlußfriſten im Einzelarbeitsvertrag |. RAG 12, 81. Tariflicher Rege⸗ 
lung mit normativer Wirkung unterliegt, entſprechend der Entwicklung des Lehrvertrags aus 
dem reinen Lehr- und Erzie hungsvertrag zu einem mit Elementen des Arbeitsvertrages ge⸗ 
miſchten Vertrag, auch das Rechtsverhältnis zwiſchen Lehrling und Lehryerrn, wie zunächſt für 
das Baugewerbe, dann auch für andere Gewerbe anerkannt worden ift (RAG 1, 313; 2 S. 101, 
226, 241; 6, 158; 8 S. 27, 152; 11, 223; RAG Gruch 70, 656; RAG 28. 1. 31, 387/30; 28. 3. 31, 
511/30). Umgehung der tarifmäßigen Verpflichtung zur Entrichtung der Lehrlingsvergütung 
. RAG HR R 1930 Nr 27. Im Tarifvertrag kann aber auch vereinbart werden, daß für ſeine 
Dauer eine tarifliche Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen für Lehrlinge nicht erfolgen 
ſoll (RAG 8, 27), und im gleichen Sinne, nicht in dem einer Gleichſtellung mit den Arbeitern, iſt 
es regelmäßig zu verſtehen, wenn die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Lehrlinge keine tarifliche 
Regelung gefunden haben (NAG HRR 1932 Nr 1465). Über das Verhältnis von Lehrgeld und 
Lehrlingsvergütung |. RA 2, 101; 8, 1. Tarifvertragliche Ordnung der Lohn⸗ und Arbeits 
bedingungen für Zwiſchenmeiſter |. Ra 8, 32. Für die berufliche Geltung allge meinverbind⸗ 
licher Tarifverträge kommt es nicht nur auf die Verrichtung des Arbeiters an, deſſen Tarifan⸗ 
ſprüche in Frage ſtehen, ſondern auch auf die Beſonderheit des Betriebes, in dem und für den 
die Arbeit geleiſtet wird (RAG 1 S. 191, 203; 2 S. 37, 145, 181, 222; 3 S. 109, 244; 4, 193; 
5 S. 31, 112; 6, 176; 8, 88; 9 S. 215, 274; 10, 60; 12, 120; Rach SeuffA 84 Nr 211; RAG 
HRR 1930 Nr 1123; 1932 Nr 535, 974). Die fachliche Eigenart der den Vertrag ſchließenden 
Verbände iſt nicht entſcheidend (RAG 5, 215). Die Grundlage der Allge meinverbindlichkeit bildet 
der Berufskreis, den der Tarifvertrag umſchreibt; die Verbindlichkeitserklärung (RAG 1, 348; 
4 S. 76, 193) kann jenen Berufskreis für die Allgemeinverbindlichkeit einſchränken, aber nicht 
erweitern (Rach 2 S. 99, 145, 222; 3, 109; 4, 121; 6, 145; 7, 45). Nicht ausgeſchloſſen ift, daß 
der ſachliche Geltungsbereich eines allge meinverbindlichen Bezirkstarifvertrags weiter iſt als der 
des allge meinverbindlichen Reichstarifvertrags (RA 6, 145). Über die Anwendung des Reichs 
bautarifvertrags, insbeſondere auf von Gemeinden in eigener Regie vorgenommene Arbeiten, 
. RAG 2 S. 37, 145, 181; 3, 109; 4 S. 39, 121; 5 S. 201, 289; 6, 219; über die Anwendung 
des Reichsbanktarifvertrags auf Sparkaſſenbetriebe ſ. Rach 4, 193; 5 S. 107, 284; 8 S. 7, 35. 
Über die Rückwirkung tariflicher Regelung ſ. RA 2, 347; 3 S. 137, 238; 4, 104; 7, 360; 10 
S. 187, 310; entſprechend für die Rückwirkung einer Allgemeinverbindlicherklärung Relch 7, 360. 
Einwirkung des Abſchluſſes eines Tarifvertrags auf beſtehende Einzelarbeitsverträge nach tarif 
loſem Zuſtand |. RAG 6, 110. Über die Nachwirkung tariflicher Normen, falls und ſolange 
ein außer Kraft tretender Tarifvertrag nicht durch einen anderen erſetzt wird, ſ. RG 114, 194; 
RAG 1, 167; 8, 106; 9, 250; RA HNN 1933 Nr 235, 1217; RAG 30. 1. 29, 255/28; 27. 9. 3⁰ 
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162/80; 3. 2. 32, 392/31. Unbeſchadet einer ſolchen Nachwirkung macht die Auflöſung eines 
erbandes, der als einzige Tarifpartei auf der einen Vertragsſeite den Tarifvertrag abgeſchloſſen 
hat, dieſen ſelbſt ohne weiteres hinfällig (RAG 5, 1; 10, 258). Allge meinverbindlichkeitserklä⸗ 
rungen können vom Reichsarbeitsminiſter jederzeit, auch mit rückwirkender Kraft wieder auf⸗ 
gehoben oder geändert werden (RAch 8, 126); fie verlieren ihre Wirkſamkeit auch ohne ſolche An⸗ 
ordnung mit dem Ablauf des Tarifvertrages, zu dem fie ergangen find (RA 7, 261). Als Grund⸗ 
laß iſt wiederholt anerkannt worden, daß die tarifliche Behandlung eines beſtimmten Arbeits⸗ 
verhältniffes nur einheitlich und nach der überwiegenden Beſchäftigung des Arbeitnehmers zu erfol- 
gen hat (RAG 4, 193; 5 S. 61,301; RA 19. 1. 29, 270/28). Treffen aber, auch bei Beachtung dieſes 
Orundſatzes, in einem Arbeitsverhältnis die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit mehrerer 
Tarifverträge zuſammen, fo iſt, wenn es ſich um mehrere allgemeinverbindliche Tarifverträge 
Handelt, die Regel des § 2 Abſ 2 der Tarifvertragsverordnung und nur fie anzuwenden (RAG 
1191; 2, 113; 3, 109; 6 S. 1, 145, 162, 279; 7, 45; 9 S. 47, 307). Es ift nicht etwa zu prüfen, 
ob der eine Tarifvertrag als der günſtigere vor dem anderen den Vorzug verdient (RAG 6, 1), 
auch nicht der ſonſt maßgebende Satz anzuwenden, daß der fachlich engere Tarifvertrag dem 
lächlich weiteren vorgeht (MAG 7, 45). Nur wenn auch mit jener geſetzlichen Regel eine Löſung 
ea zu finden ſein ſollte, könnte auf allgemeine Grundſätze dieſer Art zurückgegriffen werden 
(RAG 7, 45; RAG 6.1.32, 152/31). Nach ſolchen allgemeinen Grundſätzen, nicht etwa unter 
enüſprechender Anwendung des $ 2 Abſ 2 TVO, ift die Konkurrenzfrage auch zu löſen, wenn 
nicht mehrere allgemeinverbindliche Tarifverträge zuſammentreffen oder doch ihre Anwendung 
nicht kraft ihrer Allge meinverbindlichkeit in Frage kommt (RA 3, 109; 6, 279; 11, 182; RAG 
19. 2. 30, 447/29; 9. 4. 30, 453 u. 559/29). So auch, wenn zwei kraft Verbandszugehörigkeit 
anwendbare Tarifverträge zuſammentreffen (RAch 10, 140). Trifft ein kraft Verbandszugehoͤrig⸗ 
leit ‚maßgebender Tarifvertrag mit einem nur kraft Berufung auf ihn maßgebend gewordenen 
Tarifvertrag zuſammen, ſo geht erſterer kraft des Kollektivgedankens dem letzteren vor (RAG 
357; 11, 57; RA HAN 1930 Nr 1122). Vorrang eines Firmentarifvertrags vor dem von 
„em Arbeitgeberverband geſchloſſenen Tarifvertrag |. RA® 12, 59. Über das Verhältnis von 
Tarifvertrag und Dienſtordnung bei Angeſtellten der Unfallberufsgenoſſenſchaften . RG 114 
8.22, 112; 121, 221; Ruch 9, 120; vgl. auch 4 S. 30, 184; bei Angeſtellten der Krankenkaſſen 
80 117, 415; Ru 4, 184; 11 S. 166, 172; vgl. auch RKnappſchaftsGGeſ. (RG Bl 1926 I 369) 
13.186, 186 und Gef. über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 (RGBl 1 
193 )3 39. Über Dienſtordnungen der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte |. Ruch HRR 
992 Nr. 1675. Bei der Auslegung von Tarifverträgen (freie Prüfung durch das Reviſions⸗ 
bericht beim normativen Teil, ADC g 73 Abf 1, Rach 5, 279; |. auch RG 114, 409) iſt von 
10 15 erklärten Willen der Tarifparteien auszugehen, wie er in der einzelnen Norm in Verbindung 
m dem übrigen Inhalt des Tarifvertrags zum Ausdruck kommt; die Entſtehungsgeſchichte kann 
Ar unterſtützend herangezogen werden (vgl. RAG 12, 40). Eine ergänzende Auslegung ($ 157 
2 für im Vertrag nicht vorgeſehene Tatbeſtände ift damit nicht ausgeſchloſſen (RG 5, 130; 
r 11, 29; 12, 40). Für Schiedsſprüche ſ. RA 4, 104. Für die Anwendung der ‚elausula 
2 ans sic stantibus ift bei Tarifverträgen regelmäßig kein Raum (RA 3, 231). Für Einzelfälle 
A auf die umfaſſende Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts verwieſen werden. Vgl. z. B. 
ie wendung und Auslegung des Reichsbautarifvertrags RAS 2 S. 37, 61, 181; 3, 109; 
des 909, 121, 264; 5 S. 35, 61, 201, 289; 6, 219; 8, 153; 9 S. 245, 297; 10, 227; zur Anwendung 
ther wichebanktar vertrag auf Sparkaſſenbetriebe RA 4, 193; 5 S. 107, 284; 8, 7; auf Hypo⸗ 
ie ubanken Rach 7, 45 ; Auslegung des Lohntarifvertrags für Arbeiter der Reichsbahn RAG 
148 182, 207; 3 S. 211, 2175 S. 82,117, 130; 6 ©. 132, 272, 304, 349; 7, 273; 8, 57; 10 S. 41, 
R ol; 11, 206; Ruch HRR 1933 Nr. 747, 933. Rechtskräftige Entſcheidungen, die in einem 
er htsſtteit zwiſchen den Tarifvertragsparteien über die Bedeutung normativer Tarifbeſtimmun⸗ 
fteh, ergangen find (RAG 1, 132) haben bindende Kraft auch für das einzelne unter Tarifwirkung 


einen Arbeitsverhältnis (RAG 7, 177; RAG HAN 1930 Nr 30). Auch für die Auslegung 


863 8, 126). Einſchränkungen der Allgemeinverbindlichkeit ſ. RAS 2 S. 37, 143, 181; 4, 39; 


U 
40 2017 6 8. 145, 162; 8, 240. — Neben dem Tarifvertrag fteht, mit geringerer Rechtswirkung 
167 ſtattet, die Betriebsvereinbarung (dazu gehört auch die des § 78 Nr 2 BRG, RAG 2, 
iſt deren Bedeutung für die im Betrieb ſtehenden Arbeitsverhältniſſe dahin zu kennzeichnen 
doch af e, wenn auch abdingbar zugunſten wie zuungunsten der Arbeitnehmer (MAG 3, 73), 
ob d gleich den Tarifverträgen unmittelbar normativ wirken, aljo maßgebend find, gleichviel, 
Nr emzelne Arbeitnehmer damit einverſtanden ift oder nicht (RAG 6, 308; 11,187; 13, 209). Be⸗ 
6 vereinbarungen find jederzeit kündbar, unbeſchadet ihrer Nachwirkung auf bereits beſtehende 
erhielt derhaltniſſe (Rach 30. 4. 30, 4/30). Teilkündigung ſ. Ra 1, 162. — Seine Ergänzung 
1 7 das Recht der Geſamtvereinbarung (Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung) durch das 
5 J orderung des Abſchluſſes von Geſamtvereinbarungen dienende Schlichtungsweſen (VO 
Fur 10. 23, RGBl 1 1043; Ausf O v. 29. 12. 23, RGS Bl 1924 I 9; dazu RAG 10 S. 198, 203). 
Frage einer Nachprüfung der Vorgänge und Entſcheidungen dieſes Verfahrens durch die 


gemeinverbindlicherklärung iſt nur der erklärte Wille maßgebend (RAG 1, 344; 
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Gerichte |. RG 119, 198; 123, 174; RAG 1, 47; 2, 150; 3 S. 178, 231; 4 S. 81, 176, 179; 7, 80; 
10, 198; RAS Warn 1931 Nr 183. 

Mit dem Neuaufbau des geſamten deutſchen Rechts im Verfolg der im Zeichen des 
Nationalſozialismus ſtehenden nationalen Erhebung war auch eine Umgeſtaltung des 
Tarifrechts zu erwarten, die an die Stelle der Arbeitsnormenregelung durch mehr oder weniger die 
Sonderintereſſen ihrer Gruppe verfolgende Verbände eine dem höheren Gedanken der Volks⸗ 
und Arbeitsgemeinſchaft beſſer Rechnung tragende Ordnung ſetzte. Die geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen, neben denen die Errichtung der Deutſchen Arbeitsfront mit dem Ziel einer Beſeitigung 
der alten Verbände und ihre Erſetzung durch eine neue Organisation (vgl. RAG 28. 2. 34, 274/33) 
einherging, beſchränkten ſich zunächſt darauf, den Tarifverbänden jede Einwirkung auf die Tarifge⸗ 
ſtaltung zu nehmen. Das Geſetz über Treuhänder der Arbeit v. 19.5. 33 (RGGBl 1285, dazu Durchf⸗ 
VO v. 13. 6. 33 RG Bl 1 368) § 2 Abſ 1 Satz 1 übertrug bis zur Neuordnung der Sozialverfaſſung 
den Treuhändern, denen nach § 2 Abſ 2 auch im übrigen die Sorge für die Aufrechterhaltung des 
Arbeitsfriedens zugewieſen wurde, an Stelle der Vereinigungen von Arbeitnehmern, einzelner 
Arbeitgeber oder der Vereinigungen von Arbeitgebern die rechtsverbindliche Regelung der 
Bedingungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen. Die Regelung des Treuhänders ſollte 
endgültig und an andere Schranken als die im Geſetze begründete Zuſtändigkeit nicht gebunden 
ſein. Unbeſchadet ſolchen Eingreifens behielten die beſtehenden Tarifverträge ihre Wirkſamkeit. 
Auch die Vorſchriften über die Allge meinverbindlichkeit (88 2ff. der Tarifvertragsverordnung) 
blieben unberührt. Das Geſetz v. 20. 7. 33 (RGBl 1 520) übertrug die den Schlichtern hiernach 
noch verbleibenden Aufgaben mit Wirkung vom 1. 7. 33 ab ebenfalls auf die Treuhänder der 
Arbeit. Eine völlige Umwälzung bedeutet das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
v. 20. 1. 34 (RG Bl 145), das, vorbehaltlich der Beſtimmung eines andern Zeitpunktes gemäß 
$ 64 Abſ 1, vom 1.5. 34 an die Grundlage der ſozialen Verfaſſung bilden wird. Nach dem die 
Grundgedanken des Geſetzes aufzeigenden § 1 arbeiten im Betriebe der Unternehmer als Führer 
des Betriebes, die Angeſtellten und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der 
Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat. An die Stelle des den Klaſſen⸗ 
kampf kennzeichnenden Gegenſatzes von Arbeitgebern und Arbeitnehmern tritt, ganz im Sinne 
einer höheren Volks- und Geſinnungsgemeinſchaft, die Vereinigung aller im Betriebe Tätigen 
in der auf gegenſeitigem Vertrauen beruhenden, durch Treue und Fürſorge verbundenen Be- 
triebsge meinſchaft. Das Wirken der Betriebsangehörigen dient nicht nur der Förderung des 
Betriebes, es iſt Dienſt an Volk und Staat, die Erfüllung der damit verbundenen ſozialen 
Pflichten durch eine ſoziale Ehrengerichtsbarkeit (99 35 f.) noch beſonders geſichert. Zugleich ift 
der dem Nationalſozialismus eigene Führergedanke für die Betriebsverhältniſſe ſtreng durch- 
geführt. Dem Führer (dazu § 3) treten bei Betrieben mit in der Regel mindeſtens zwanzig Be⸗ 
ſchäftigten aus der Gefolgſchaft Vertrauensmänner beratend zur Seite, die mit ihm und unter 
ſeiner Leitung den Vertrauensrat des Betriebes bilden ($ 5, Beirat bei einer Mehrheit von 
Betrieben ſ. 9 17). Die Entſcheidung hat aber immer der Führer. Der Führer iſt es auch, der in 
ſolchen Betrieben, unbeſchadet einer Anrufung des Treuhänders der Arbeit durch die Mehrheit 
des Vertrauensrates ($$ 16, 19), die auch zur Aufnahme der Arbeitsbedingungen beſtimmte 
ſchriftliche Betriebsordnung erläßt, deren Beſtimmungen für die Betriebsangehörigen un⸗ 
mittelbar rechtsverbindlich und als Mindeſtbedingungen unabdingbar ſind (88 26ff.). St zum 
Schutze der Beſchäftigten einer Gruppe von Betrieben innerhalb des dem Treuhänder der Arbeit 
zugewieſenen Bezirks die Feſtſetzung von Mindeſtbedingungen zur Regelung der Arbeitsverhält⸗ 
niſſe zwingend geboten (aber auch nur in dieſem Falle, der Schwerpunkt liegt anders als bisher 
in der betrieblichen Regelung), ſo kann der Treuhänder der Arbeit, nun Reichsbeamter unter der 
Dienſtauſſicht des Reichsarbeitsminiſters (85 18ff.), nach Beratung in einem Sachverſtändigen⸗ 
ausſchuß eine ſchriftliche Tarifordnung erlaffen, deren Beſtimmungen ebenfalls unmittelbar 
rechtsverbindlich, auch unabdingbar find und entgegenſtehende Beſtimmungen der Betrieb 
ordnungen nichtig machen ($ 32 Abſ 2). Der Treuhänder kann auch Richtlinien für den Inhalt 
von Betriebsordnungen und Einzelarbeitsverträgen feſtſetzen. Zur Erlaſſung von Richtlinien 
oder Tarifordnungen, deren Geltungsbereich nicht nur unweſentlich über den Bezirk eines Treu⸗ 
händers hinausgeht, ſind von dem Reichsarbeitsminiſter zu beſtimmende Sondertreuhänder der 
Arbeit zuſtändig (8 33). Neben dieſer Regelung der Arbeitsbedingungen durch Betriebsordnung 
und Tarifordnung iſt für Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen im Sinne des bisherigen 
kollektiven Arbeitsrechts kein Raum. Auch eine Allgemeinverbindlicherklärung kommt nicht mehr 
in Frage. Gleich dem Betriebsrätegeſetz und anderen mit dem neuen Recht nicht vereinbaren 
Geſetzen tritt die Tarifvertragsverordnung nebſt den Beſtimmungen über das Schlichtungs⸗ 
weſen mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit außer Kraft (88 64, 
65). Die am 1. 12. 33 geltenden oder ſpäter wirkſam gewordenen Tarifverträge bleiben, un“ 
beſchadet abweichender Beſtimmungen des Treuhänders, bis zum 30. 4. 34 in Kraft. Für die 
ſpätere Zeit kann ihrem Inhalt die Rechtswirkſamkeit nur dadurch erhalten werden, daß 
der Treuhänder der Arbeit oder der Reichsarbeitsminiſter ihre Weiterdauer als Tarifordnung 
anordnet (§ 72). 
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8 612 


Eine Vergütung!) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Dienft- 
leiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt ?). 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, fo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe die taxmäßige Vergütung ), in Ermangelung einer Taxe die übliche 
Vergütung als vereinbart anzuſehen 0 

E 1 569 Abſ 2 II 552; M 2 459; P 2 277. 

1. Daß eine Vergütung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, ſo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtillſchweigend 
vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abſ 2 anzuwenden. 
Aer das Gebiet der abhängigen Arbeit hat das Reichsarbeitsgericht allgemein ausgesprochen: 

er wirtſchaftlich wertvolle Arbeit leiſtet, hat, auch wenn das Arbeitsverhältnis etwa wegen 
mangelnder geſetzlicher Form der rechtlichen Grundlage entbehrt und nur ein tatſächliches iſt, 
in entſprechender Anwendung der 8 812, 612 Abſ 2 Anſpruch auf angemeſſene Vergütung. 
Die Höhe der angemeſſenen Vergütung ergibt ſich, wenn gleiche Arbeit durch Tarifvertrag ge⸗ 
regelt iſt, aus der tariflichen Entlohnung (RAG HRR 1932 Nr 1945). — Iſt der Dienſtverpflichtete 
vertraglich in Bezug auf die Vergütung wie ein Beamter zu behandeln, ſo muß er ſich die gleiche 
De handlung 3. B. auch bezüglich der Feſtſetzung des Vergütungsdienſtalters gefallen laſſen (RA 
HRR 1932 Nr 1327). Die Vergütung kann in Stücklohn oder in Zeitlohn beſtehen und wird 
zegelmäßig in Geld gewährt. Die einſchlägigen Fragen find, ſoweit das Recht der abhängigen 
Arbeit in Betracht kommt, meiſt, wenigſtens in den Grundſätzen, tarifvertraglich geregelt. 
Teilung der Lohnbildung zwiſchen Zentralverband und Unterverband |. RAG HRR 1933 

r 931. Iſt im Tarifvertrag nur ein Lohnrahmen beſtimmt, ſo bleibt die Höhe innerhalb dieſes 
Rahmens dem Einzelarbeitsvertrag überlaſſen und iſt nötigenfalls nach $ 612 Abſ 2 oder §§ 315, 
316 zu beſtimmen (RA HRR 1932 Nr 1326). — Über die Feſtſetzung der Akkorde, den Akkord⸗ 
abſchluß, die Berechnung der Akkordlöhne und ihre Beziehungen zum Zeitlohn ſ. RAG 3, 293; 
18. 261, 301, 315; 5, 355; 6 S. 45, 249; 7 S. 20, 280, 349; 8 S. 64, 323; 10 S. 1, 164, 11, 229; 
12 7 a 28, 115, 223; Ra HRR 1929 Nr 2020. Miſchung von Zeit- und Akkordarbeit ſ. 

7. 31, 679/30. 

5. 2. Maßgebend ift dabei namentlich, ob die Dienſtleiſtung nach der Verkehrsſitte oder nach 
ihrer Erwerbs mäßigkeit regelmäßig nur gegen Entgelt geſchieht, mag auch der Dienſtberechtigte 
Jervon nichts gewußt haben (ſ. jedoch $$ 119 ff.). Es kommt überhaupt bei der Frage, ob die 
„tenitleiftung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten, nur auf die tat⸗ 
achlichen Verhältniſſe, nicht auf die Meinung der Vertragsteile, insbeſondere desjenigen, dem 
5 Dienſte geleiſtet werden, an (MG 7. 6. 12 II 383/11). Vergütung der Dienſte eines Grund ⸗ 
„üdsmatlers, die nicht als Vermittlertätigkeit zu betrachten finb, |. Od 34, 41. Vergütung 
ſur eine Tätigkeit zur Vorbereitung eines unter den Parteien in Ausſicht genommenen Geſell⸗ 
ir, ts. oder Anſtellungsvertrags, falls dieſer nicht zuſtande kommt, ſ. OLG 45, 150. Ein Vertrag 
zer die Anfertigung von Entwürfen iſt, Entgeltlichkeit vorausgeſetzt, feiner Natur nach 
ein Dienft- oder Werkvertrag (RG Warn 1911 Nr 113). Näheres $ 632 A 2. — Als Umſtände, 
ach denen eine Dienſtleiſtung nur gegen Entgelt zu erwarten ift, konnen auch der Umfang und 
. lange Dauer der Dienſtleiſtung in Betracht kommen. Werden demjenigen, der Dienſte, 
f 5 die Pflege eines Kranken, leiſtet, dafür letztwillige Zuwendungen in Ausſicht geſtellt, ſo 
6 leßt dies nicht aus, daß, wenn es zu dieſen Zuwendungen nicht kommt, eine Vergütung in 
Odeer Weiſe gewährt werden muß (RG Warn 1917 Nr 202; Seuffl 70 Nr 149; aber auch 
8 0 39, 180; vgl. ferner Rch LZ 1915, 52110), deren Höhe nötigenfalls nach Abſ 2 oder nach 
8, 316 (unten A 4) zu beſtimmen ſt (RG Warn 1917 Nr 14). Der Umſtand, daß eine Dienſt⸗ 
eiſtung aus Beweggründen der Verwandtſchaft übernommen wird, läßt — abgeſehen von den 
n der $$ 685 Abſ 2, 1618 — noch keinen Schluß auf eine unentgeltliche Übernahme der Dienſte 
ja ME 74, 139; JW 09, 67026; RG LZ 1915, 1378°; f. auch BayObL& 19, 29). Daher kann 
Ves, $ 1617 eine Tochter, die im Haushalt und Geſchäft ihres Vaters Dienſte leiſtet, eine beſondere 
5 igütung verlangen, wenn die Dienſtleiſtung nach Art und Dauer oder nach örtlichem Gebrauche 
2960 gegen eine über den Unterhalt hinausgehende Vergütung zu erwarten iſt (RG O8 1920, 
8 Zur Frage, ob die Dienſtleiſtung eines dem elterlichen Hausſtand angehörigen Kindes, 
ein eines vollfahrigen, auf die geſetliche Dienftpflicht des $ 1617 zurückzuführen it, oder ob 
die echtes Arbeitsverhältnis vorliegt, |. auch RAG SeuffU 84 Nr 68. Maßgebend find immer 
di beſonderen Umſtände des Falles. Vergütung von Dienſtleiſtungen, die die Nichte eines Arztes 
einem jahrelang in Haus und Beruf geleiſtet hat, ſ. RG Warn 1932 Nr 35. — Das Verſprechen, 
je em Hausangeſtellten eine beſtimmte Summe zu bezahlen, wenn er bis zum Tode des Ver⸗ 
fi kochenden im Dienſte bleibe, kann, wenn formlos erteilt, weder als Schenkungsverſprechen 
9519 noch als Verfügung von Todes wegen ($ 2231), wohl aber als Beſtandteil des Dienſt⸗ 
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vertrags gültig fein (RG JW 1920, 139; R LG 1921, 173). Wird für bereits geleiſtete 
Die nſte eine Vergütung in dem Sinne zugeſagt, daß dadurch die Dienſtleiſtung wie eine Schuld 
bezahlt werden ſoll, ſo 5 dies kein Dienſtvertrag, aber noch weniger eine Schenkung, ſondern 
ein unbenannter formfreier Vertrag (RG JW. 1911, 9476, 1919, 378; Warn 1917 Nr 202). Auch 
bei zunächſt unentgeltlich übernommenen Leiſtungen kann die nachträgliche Gewährung einer 
Vergütung nicht immer, ja nicht einmal regelmäßig als Schenkung aufgefaßt werden; denn zur 
Schenkung gehört die Einigung beider Teile darüber, daß die Vergütung eine unentgeltliche 
Zuwendung darſtellen ſolle (RG 72, 191; 74, 133; 75, 327; 94, 157, auch 322; RG FU 1929, 
34977; RA HMM 1933 Nr 1209 und $ 516). — Verbot und Einschränkung des Truckſyſte ms, 
d. i. der Gewährung des Arbeitslohns in Waren ftatt in barem Gelde an die gewerblichen Arbeiter 
ſowie an die Arbeiter in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch be⸗ 
triebenen Brüchen oder Gruben ſ. GewO 8 115—119, $ 154 a Abſ 1, dazu RAG 3, 298; RAG 
HR 1931 Nr 123. Gultigkeit der Vereinbarung von Lohnabzügen für Arbeiterpenſionskaſſen 
ſ. RG Gruch 57, 1101. 

3. Taxmäßige Vergütung: Vgl. namentlich Gerd 99 76—79. Die nach $ 80 Abſ 2 Gewo 
von den Zentralbehörden für Arzte feſtgeſetzten Zaren gelten beim Mangel einer Vereinbarung 
im Streitfalle auch für ſog. Autoritäten, Profeſſoren und Spezialärzte (RG JW 1919, 195; 
1932, 3333). Die reichs⸗ und die landesgeſetzlichen Gebührenordnungen für Rechtsanwälte 
ſind leine Taxen im Sinne von $ 612 Abſ 2, weil es ſich hier um Beſtimmungen des öffentlichen 
Rechtes handelt; Art 55 EG. Behn findet keine Anwendung (vgl. RG 68, 199; 75, 107), Wenn 
daher $ 93 Abſ 2 RAGebd (vgl. Art 15 des PrGeſ. v. 27. 9. 99 und entſprechende Landesgeſetze) 
für die von der geſetzlichen Vergütung abweichenden Vereinbarungen Schriftform vorſchreibt, 
jo ſetzt dieſe Vorſchrift die $$ 611, 612, ſoweit fie an ſich auch auf den Dienſtvertrag zwiſchen dem 
Anwalt und der Partei Anwendung finden müßten (Vorbem 2b), außer Anwendung (RG 75, 
108). Regelung durch Tarifvertrag iſt keine Taxe im Sinne des $ 612 Abſ 2 (RG Warn 1932 
Nr 35). — Privatrechtliche Vorſchriften der Landesgeſetze über Taxen treten hinter die $$ 611, 
612 zurück (Art 55 EG). Auf beſtehende Taxen wird durch $ 612 Abſ 2 nur in dem Sinne ver- 
wieſen, daß ſie eine Ergänzung des unausgeſprochenen Parteiwillens bilden, alſo nur inſoweit 
in Betracht kommen, als eine beſtimmte Höhe der Vergütung weder ausdrücklich noch durch 
ſchlaſſg. Handlungen vereinbart iſt (RG 68, 202). Vgl. 5 653 A 2, 8 632. 

4. Die (obrigkeitliche) Taxe oder die UÜblichteit (am Orte der Dienftleiftung, NG Gruch 48, 
911; DLG 45, 152) iſt von dem die Vergütung hiernach fordernden Dienſtpflichtigen zu be⸗ 
weiſen (Seuffa 55 Nr 73). Der Dienſtpflichtige, der ſich auf Abſ 2 beruft, muß im Streitfalle 
auch beweiſen, daß über die Höhe der Vergütung nichts vereinbart worden iſt (ogl. R Warn 
1923/24 Nr 135 zu $$ 632 Abs 2, 653 Abſ 2). Beſteht keine Taxe und kann auch eine übliche Ver · 
gütung nicht feſtgeſtellt werden, jo kommen $$ 315, 316 zur Anwendung (RG Warn 1932 Nr 35; 
RG Se uff 81 Nr 92). Wird ein Gewinnanteil ohne Angabe der Höhe verſprochen, ſo iſt der orts⸗ 
übliche oder ein g ele Anteil zu gewähren (RG JW 1921 S. 1062, 33910). Über die 
Beſtimmung eines ärztlichen Honorars nach billigem Ermeſſen und die Berückſichtigung ander⸗ 
weiter Ausfälle hierbei . Nc SeuffA 81 Nr 92. Bemeſſung des Honorars eines hervorragenden 
Chirurgen für eine ſchwierige, mit Erfolg ausgeführte Operation beim Kinde eines Vaters mit 
ſehr hohem Einkommen |. RG J 1930, 1577. Zuläſſigteit eines Zuſchlags zum Arzthonorar 
valutaſtarker Ausländer |. Seuffa 78 Nr 69. 


§ 613 
Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete hat die Dienfte im Zweifel in Perſon 


zu leiſten ). Der Anſpruch auf die Dienſte iſt im Zweifel nicht übertragbar ?). 
E II 554 III 606; M 2 456; P 2 278. 


1. In Perſon. Nach dieſer Auslegungsregel erliſcht, wenn nichts anderes vereinbart iſt, 
das Dienſtverhältnis nach den Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Erfüllung durch den Tod 
des Die nſtverpflichteten. Dieſer iſt zur Beſtellung eines Vertreters weder berechtigt noch 
verpflichtet, während ihm die Annahme eines Gehilfen, § 278, reglmäßig geftattet iſt, ſofern 
ſolche mit der ihm obliegenden perjönlichen Dienſtleiſtung vereinbar erſcheint (fo für den Kom ⸗ 
miſſionär RG 10. 5. 30 1 19/30). Die Beſtimmung, daß beim Tode eines der Vertragsteile der 
Vertrag auf Verlangen der Erben aufgehoben ſein ſoll und auch von der Gegenpartei ſofort 
gefündigi werden kann, iſt mit der Natur des Dienſtvertrags durchaus vereinbar (RG; 9. 12. 02 
III 278/02). Der Anſpruch auf eine bereits verdiente Vergütung geht auf die Erben über. Das 
gilt auch für den Urlaubsanſpruch des Arbeitnehmers, ſoweit er ſich bereits zu ſeinen Lebzeiten 
in einen bloßen Anſpruch auf Urlaubsvergutung verwandelt hat 611 A 2). 

2. Unübertragbarkeit des Anſpruchs auf die Dienſte; demgemäß nach ZPO 8 851 Abf 1 
im Zweifel auch deren Unpfandbarkeit. Die gleichwohl bewirkte Übertragung kann unter 
Umſtänden einen wichtigen Grund zur Kündigung nach $ 626 für den Dienſtverpflichteten ab- 
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geben (MG 12. 7.04 III 119/04). fiber die Haftung des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts füt 
ohnanſprüche aus Dienftverträgen nach HGB $ 25 ſ. RAS Gruch 72, 456. — Der Grundſatz 
er Unübertragbarkeit findet keine Anwendung in den öffentlich ⸗rechtlichen Beamtenverhältniſſen 
(MG 20. 4. 06 J11 396/05: RG 17. 1. 08 III 248/07: Übergang eines Gemeindebeamten in den 

ienſt der erweiterten Stadtgemeinde, in welche die Anſtellungsgemeinde aufgenommen iſt). 
Durch den Tod des Berechtigten wird das Dienſtverhältnis nicht unbedingt und ausnahmslos 
beendigt (RG 9. 12. 02 III 278/02). Denn die Vererblichkeit des Anſpruchs ift an ſich zuläſſig, 
ſofern nicht die Leitung durch den Eintritt eines anderen als des urſprünglichen Gläubigers eine 
Veränderung ihres Inhalts erfährt, ſo daß ſie in der vereinbarten Weiſe unmöglich wird (vgl. 
9 399), Es kann auch durch den Tod des Berechtigten für deſſen Erben ein Kündigungsrecht 
nach § 626 entſtehen (RG 58, 256). 


8 61⁴ 
Die Vergütung iſt nach der Leiſtung der Dienſte zu entrichten 1). Iſt die 
zergütung nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt ſie nach dem Ablaufe der 
einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten 2). 

EI 560 II 555; M 2 461; P 2 279. 

1. Alſo in der Regel, wenn nichts anderes vereinbart oder ſonſt (durch die Verkehrsſitte, 
durch Polize ivorſchrift oder durch die Art der Vergütung) feſtgeſetzt iſt, Vorleiſtung des Dienſt⸗ 
verpfüchteten, wie bei der Miete einer Sache, 9 551; dazu Rc 142, 295. Bei der vom Dienftpflichti- 
gen übernommenen Verwaltung eines Landguts muß die (nach $ 675) damit verbundene Rechnung 
vor Beanſpruchung der Vergütung für die Verwaltungstätigkeit gelegt werden (RG JW 07, 4791). 
Pe Zurückbehaltung der Dienſtleiſtung ift berechtigt bei Vermögensverfall des Berechtigten 
1608250 oder bei Rückstand von bereits fälligen Lohnzahlungen ($ 273). Auch $ 320 Abſ 2 (Gegen⸗ 
gung bei verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles der Dienſtleiſtung) kann in 
dietrecht kommen. — Die Aufre chnung gegen die Lohnforderungen des Verpflichteten iſt, ſofern 

ieſe der Pfändung nicht unterworfen ſind, nach BGB $ 394, ZPO $ 850 Nr 1 ausgeſchloſſen, 
ue aber das Zurückbehaltungsrecht (8 273) gegen eine unpfändbare Lohnforderung (vgl. 
5 en 611 A 2) es müßte denn fein, daß die Zurückbehaltung im einzelnen Falle, wie gewöhnlich 
einander gegenüberſtehenden Geldforderungen ($ 273 A 1 Abſ 1) nach Zweck und Erfolg auf 
Sue Aufrechnung hinausläuft (NG 8, 108, auch 83, 140; dazu über die Streitfrage einerſeits 
$ taudinger Erl II 2b, anderſeits Staub HB $ 59 A 47). — Beſondere Vorſchriften: HGB 
964, 88 Abſ 4; Gew $$ 115ff. Über vertragsmäßige Lohne inbehaltungen der Gewerbe⸗ 
unternehmer 5, "GewO $ 119a. 

Wegen etwaiger Lohnvorſchüſſe ſ. $ 611 A 2 und Vorbem 2 vor 8 607. 


9 615 


‘ Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienſte in Verzug, 
kaun der Verpflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienfte 
e vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu 
55 . Er muß ſich jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er in- 
olge des Anterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige 
wendung feiner Oienſte erwirbt ) oder zu erwerben böswillig unterläßt “). 
e 501 II 860; M 2 401 403; P 2 279, N 

2 7 Der Anſpruch aus $ 615, der eine Einſchränkung des § 614 enthält und ebenfo wie dieſer 
ſondeichender Vereinbarung unterliegt (Rach JW 1929, 3130, iſt nicht ein Entſchädigungs⸗ 
notwen ein Erfüllungsanſpruch, ſetzt ein Verſchulden auf ſeiten des Dienſtberechtigten nicht 
15 wendig voraus und führt an ſich nicht zur Aufhebung des Vertragsverhaltniſſes, erfordert 
nach daß ſich der Dienſtpflichtige, und zwar nicht bloß beim Antritte der Dienſte, Sondern auch 
105 emer vorübergehenden Unterbrechung der bereits begonnenen Dienſte und auch gegenüber 
ee vom Dienſtverpflichteten für unberechtigt erachteten Kündigung, zur Dienſtleiſtung dem 
erforblborechtigten gegenüber bereit erklärt (NG Warn 09 Nr 286); dies ift jedoch dann nicht 
gewiderlich, wenn der Berechtigte den Verpflichteten von der Arbeitsſtätte oder aus dem Haufe 
Nr Feen hat, in dem er die Dienſte zu verrichten hatte (RG JW 09, 72212; RAG Warn 1933 
. Gegenüber dem Erfüllungsanſpruch, insbeſondere auch im Falle einer unberechtigten 
15 aſſung, iſt ein Einwand aus $ 254 nicht zuläſſig (RAG Seuffü 84 Nr 45). Eine Einſchränkung 
halt Grundſaßes, daß der Dienſtverpflichtete ſeine Dienſte zur Verfügung des Dienſtberechtigten 
der en muß, ergibt ſich aus Satz 2 inſofern, als danach im Falle des Annahmeverzugs des letzteren 
1 Dienſverpflichtete zum mindeſten berechtigt, in gewiſſem Umfange ſogar verpflichtet iſt, 
erweitigen Erwerb zu ſuchen (RAG Warn 1929 Nr 117). — In der Vereinbarung, daß der 
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Dienſtberechtigte die Dienſte des Pflichtigen in Zukunft nicht mehr in Anſpruch nehmen, ihm 
aber das Gehalt weiter bezahlen wolle, kann indeſſen auch die endgültige Aufhebung des Dienft- 
verhältniſſes mit Vereinbarung einer Entſchädigung liegen. Dann iſt weder Satz 1 noch Satz 2 
des $ 615 anwendbar und der Dienſtpflichtige auch nicht verpflichtet, ſich zur Verfügung des Dienſt⸗ 
berechtigten zu halten (RG Warn 1916 Nr 219; RG 23 1918 S. 38416, 62216; RG 8. 2. 18 III 
360/17; vgl. auch A 2). — 8 615 enthält nachgiebiges Recht (RAG 1, 357; OLG 45, 157). Ein 
Schadenserſatzanſpruch neben dem Erfüllungsanſpruch des § 615 könnte in Frage kommen, wenn 
dem Dienſtverpflichteten ein Recht auf Beſchäftigung zuſtände, was aber im Regelfall nicht zu⸗ 
trifft (vgl. § 611 A 3). 

2. Bei Annahmeverzug des Dienſtberechtigten (58 293 ff.) bleibt der Anſpruch des Ver⸗ 
pflichteten auf die Vergütung für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte beſtehen; 
ſtatt deſſen kann der Verpflichtete gegebenenfalls auch einen Anſpruch auf Schadenserſatz geltend 
machen (vgl. $ 304 A 1). Bei Dienſtverträgen mit hohen Vergütungsſätzen wird nicht ſelten 
durch Vereinbarung für den Fall vorzeitiger Kündigung der Erfüllungsanſpruch ausgeſchloſſen 
und durch einen im Betrage begrenzten Entſchädigungsanſpruch erſetzt: $ 615 Satz 2 kann dann 
keine Anwendung finden (NG Warn 1913 Nr 137). Überhaupt treten bei der Verfolgung des 
Schadenserſatzanſpruchs an die Stelle von Satz 2 die Grundſätze über den Schaden. — Der 
Annahmeverzug des Dienſtberechtigten endigt erſt, wenn er ſich bereit erklärt, die Dienſte als 
Leiſtung auf Grund des beſtehenden Vertrags anzunehmen. Bei ungerechtfertigter 
Entlaſſung genügt daher nicht die Bereitwilligkeit zu einer „Wiederanſtellung“ (RG Gruch 58, 
929). — Wird die Leiſtung der Dienſte dem Dienſtpflichtigen unmöglich, dann finden die $$ 323 ff., 
nicht $ 615 Anwendung. Vorübergehende Unmöglichkeit kann, namentlich bei längerer Dauer, 
der dauernden Unmöglichkeit gleichzuſtellen ſein, die gemäß 58 275, 323 die Auflöſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes zur Folge hat (vgl. z. B. JW 1922, 10591). Als ein Fall der Unmöglichkeit der Dienſt⸗ 
leiſtung, nicht des Verzugs mit der Annahme der Dienſte, iſt es bei den heutigen Betriebs ⸗ und 
Arbeitsverhältniſſen großer Unternehmungen anzuſehen, wenn infolge eines Teilſtreiks der 
ganze Betrieb eingeſtellt werden muß und dadurch dem arbeitswilligen Teil der Arbeiter die 
Beſchäftigung entzogen wird; der Arbeitgeber iſt alſo, falls ihn keine Schuld trifft, nicht verpflichtet, 
den Arbeitswilligen die vereinbarte Vergütung zu bezahlen (88 275, 323); fo auch unter Betonung 
des Gedankens ber ſozialen Arbeitsgemeinſchaft Reh 106, 272; vgl. JW 1921, 13364 (beſtr.). 
90 RG LZ 1925, 969, ferner $ 324 A 1 und für Fälle vorübergehender Verhinderung 


Unter dem Geſichtspunkt der ſozialen Betriebs und Arbeitsgemeinſchaft (f. oben RG 106, 
272) hat das Reichsarbeitsgericht in ſtändiger Rechtſprechung für das Gebiet der abhängigen 
Arbeit die Verteilung des ſog. Betriebsriſikos, genauer: die Frage des Einfluſſes bon Ber 
triebsſtörungen auf die Lohnanſprüche der Arbeitnehmer, betrachtet. Der Arbeitnehmer ſchließt 
auch heute noch einen Dienft- und Arbeitsvertrag mit dem Arbeitgeber, er ſteht ihm aber nicht 
mehr als einzelner gegenüber, iſt vielmehr gleich ihm ein organiſches Glied des Betriebes, und dieſe 
ſo ziale Verbundenheit aller, im kleinen ein Abbild der Arbeitsgemeinſchaft des Volkes 
überhaupt, begründet nicht bloß Rechte, ſondern auch Pflichten, die es rechtfertigen, daß an den Fol⸗ 
gen von Ereigniſſen, die den Betrieb treffen, ein jeder, der in der Gemeinſchaft ſteht, für feinen Tell 
mitträgt. Die in Tarifverträgen, auch Arbeitsordnungen, häufig vorkommende Klauſel: „Bezahlt 
wird nur die Zeit, während der wirklich gearbeitet worden iſt“ will in der Regel nicht die Frage 
des ie e ſondern nur die Fälle des § 616 regeln; die Lohnanſprüche werden von iht 
alſo nur dann betroffen, wenn die Arbeit aus Gründen in der Perſon des einzelnen Arbeitnehmers 
unterbleibt (Rach 2, 305; 3,86; 4 S. 202, 245; RAG Seuffgl 83 Nr 13 III; NAG HAN 1932 N= 
1136; 1931 Nr 1065; RA 7.8. 31, 406/30). Soweit aber eine vertragliche Regelung durch Gefantt 
vereinbarung oder auch Einzelarbeitsvertrag nicht einſchlägt (RAG 1, 148; 5 S. 87, 243; 115 7 
und auch nicht etwa ein vorliegendes Verſchulden die Entſcheidung ohne weiteres ergibt, iſt na 2 
den in RAch 2, 74 niedergelegten Grundſätzen die Löſung nicht mehr allein und nicht in 1 
Linie aus den individualrechtlichen Beſtimmungen des BGB über Annahmeverzug des Dienst 
berechtigten ($ 615) und über Unmöglichkeit der Leiſtung bei gegenfeitigen Verträgen ($$ 3231.) 
ſondern aus dem allgemeinen Rechtsgebote von Treu und Glauben ( 242) heraus unter 1 
Geſichtspunkte zu gewinnen, in weſſen Gefahrenkreis, den des Arbeitgebers oder den des Arbe 
nehmers, im Rahmen des Betriebes das ihn ſtörende Ereignis fällt. Die Entscheidung wild 
weſentlich durch die Umſtände des Falles beeinflußt. Aus dem Gedanken der Bertie 
bundenheit ergeben ſich aber gewiſſe ſchon in RAch 2, 74 (dazu RAG 5, 243) enthalten 
Richtlinien, von denen bei der Beurteilung einzelner Fälle ausgegangen werden kann. on 

Aus der Verbundenheit der Arbeitnehmer untereinander folgt, daß fie die Gefahr 5 
Ereigniſſen, die auf dem Verhalten der Arbeitnehmerſchaft beruhen, auch inſoweit tragen müſſen, 
als fie an ihnen ſelbſt nicht beteiligt find. Hierher gehört der Fall des Streiks (RG 106, 2 m 
RUG 3, 69). Ju beachten iſt aber, daß die Arbeitnehmer nicht etwa schlechthin für das, WEN, 
auch vielleicht ſchuldhafte Verhalten eines jeden von ihnen einzutreten haben, vielmehr nur an 
Gefahr ſolcher Ereigniſſe tragen müſſen, die von der Arbeitnehmerſchaſt als einem organiſch 
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Ganzen, oder, wie im Falle des Teilſtreiks, von einem Teil im organischen Zuſammenhange mit 
Nejem Ganzen herbeigeführt werden (RAG 7, 1). Verweigern bei einer dom Arbeitgeber zur 
Bekämpfung eines von der Arbeitnehmerſchaft begonnenen Streiks vorgenommenen Ausſperrung 
Usher unbeteiligte Arbeitnehmergruppen die Leiſtung von ſog. Streikarbeiten und wird dadurch 
die gortführung des Betriebes unmöglich, jo entfällt damit ihr Anſpruch auf Lohn (RA 3, 69). 
„Die Verbundenheit der Arbeitnehmer mit dem Betriebe bedingt, daß fie regelmäßig von 
ſuichen Ereigniſſen mitbetroffen werden, die, wie vielfach z. B. Naturereigniſſe und fremde Gewalt, 
nicht nur die Führung des Betriebes, ſondern auch ſeinen Beſtand beeinträchtigen, den Betrieb 
vernichten oder doch auf längere Zeit lahm legen. 
Ereigniſſe dagegen, die weniger den Beſtand des Betriebes als ſeine Führung treffen, wie 
etwa Störungen in der rechtzeitigen Beſchaffung ausreichender Betriebsſtoffe, ſowie Zwiſchenfälle, 
le allgemein oder unter den beſonderen Verhältniſſen des Betriebes öfter vorzukommen pflegen, 
und die deshalb, wenn auch nicht vermieden, ſo doch von vornherein in Rechnung geſtellt werden 
nnen, wird der Arbeitgeber tragen müſſen, es müßte denn fein, daß fie in ihren Folgen den 
Beſtand des Betriebes ſelbſt gefährden, ſofern er nicht in der Lage iſt, die wirtſchaftlichen Nachteile 
* ertragen. Betriebsriſiko des Arbeitgebers ſ. RA 1, 339 (Ausbeſſerung einer Maſchine); 
10 305 (Beſchädigung einer Walze); 3, 86; 4, 245 und 5, 243 (Verſagen des elektriſchen Stroms); 
4% (Inventuraufnahme); 5, 139 (Rohlenmangel); RAG ZW 1929, 1309. (Verſagen der Heiz⸗ 
Aueh bei Froſt); Rach HRR 1929 Nr 1114 (Gefahr des Eisgangs beim Baggereibetrieb). Der 
20 tgeber trägt grundfäßlich die Gefahr bei Fehlern des zu bearbeitenden Stoffes (NA 7, 
0) Auch Arbeitsmangel fällt in den Gefahrenkreis des Arbeitgebers, es müßte denn ſein, 
en von der Erfüllung der Lohnanſprüche der Arbeitnehmer (nicht etwa nur des klagenden 
inzelnen Arbeitnehmers, Rach 5, 187) der Zuſammenbruch oder doch eine ernſtliche Ge⸗ 
Ui dung der wirtſchaftlichen Exiſtenz des Arbeitgebers zu befürchten iſt (RA 9 S. 25, 219). 
En Folgen des ſaiſonüblichen Ausfalles beim Baugewerbe müſſen in jedem Falle die Arbeit 
A Imer, auch Lehrlinge tragen (Rach 7, 198; 9, 219). Sache des Arbeitgebers ift es auch, feinen 
05 eitern bie Arbeitsſtätte zugänglich zu machen; verſagt Bauarbeitern der Bauherr den Zutritt, 
(Ref, der Bauunternehmer den Lohn für die ihnen aufgezwungenen Feierſchichten bezahlen 
. a 2.0 Nr 13 11). Über Ausgleichung durch Nachholung ausgefallener Arbeitsſtunden 


„266. 
Le ois, Grundſätze über die Verteilung des Betriebsriſikos ſind auch auf die Lohnanſprüche von 
he ungen anzuwenden, wenn Mangel an Arbeit oder andere Hinderniſſe die Beſchäftigung 
ke 7 2 im Betriebe des Lehrherrn zeitweiſe ausſchließen; dabei muß aber den Beſonder⸗ 
5 n Lehrvertrags Rechnung getragen und insbeſondere auch die Verpflichtung des Lehr⸗ 
rü n, den Lehrling nach Möglichkeit in einer andern geeigneten Lehrſtelle unterzubringen, be⸗ 
N lc werden (RAch 5, 187; 7 S. 31, 196; 8, 113; 9 S. 25, 219; 11, 125; Rach Warn 1930 
Erlie „ Nel HRR 1933 Nr 136). Löſung eines Lehrverhältniſſes durch den Lehrherrn wegen 
mögen des Betriebes infolge der Wirtſchaftskriſe und damit eingetretener dauernder Un⸗ 
glichteit weiterer Ausbildung ſ. RANG 11, 144; 12, 362. 
ihr eich Hier auf der Grundlage des bisherigen Rechts ausgeführt ift, wird unter Beachtung der 
rbbenen neuen Grundgedanken auch für die Betriebsgemeinſchaft des Geſetzes zur 
3. ung der nationalen Arbeit vom 20. 1. 34 (vgl. § 611 Abletzter Abſatz) gelten müffen. 
vom Nr die Anrechnung des Erwerbs wird vorausgeſetzt, daß dieſer Erwerb (nicht nur Lohn) 
it, derienſtpfichkigen durch Verwendung desjenigen Teiles ſeiner Arbeitskraft gemacht worden 
ch er dem Dienſtberechtigten zur Verfügung zu ſtellen verpflichtet war (R 58, 404; 
Une Beil 11, 99; und für den Erwerb aus eigenem, ſelbſtändigem Geſchäftsbetrieb NG 23. 9. 27 
dienst „275. Über die Anrechnung bei Dienſtpflichtigen, die vertraglich berechtigt ſind, ſich in ihrer 
de Feten Zeit einen Nebenverdienſt zu verſchaffen, ſ. LZ 1922, 337%. Der in einem Teile 
+ ertragsdauer gemachte, beſonders hohe anderweite Verdienſt iſt auf die für die ganze 
{ent zeit entfallende Vergütung anguredjnen (RG 58, 402). Für die Antechnung ieifft den 
ffenleerechtigten die Beweislaſt (NG SeuffA 61 Nr 79; RAG 15. 12. 28, 238/28). Auf das 
iche Beamtenrecht findet $ 615 Satz 2 keine Anwendung (RG 114, 131; RG Warn 1916 
des 92 RG 29. 1. 26 III 313/25; 10. 5. 27 III 321/26; 5.5.33 111 276/32). Eine Anwendung 
34 iſt nicht zuläffig (vgl. A J). 5 wi 
ihm Voswillig, d. i. um den Gegner zu ſchaden, insbeſondere durch Zurückweiſung einer ſich 
poſitiy rbietenden guten Arbeitsgelegenheit. Dagegen iſt der Verpflichtete im übrigen zu einer 
(RG 24 Tätigkeit behufs Verwertung ſeiner Dienſte während der Verzugszeit nicht verpflichtet 
heric 4.1.05 JII 508/04). Über die Ablehnung eines Angebotes zur Wiederanſtellung des bis⸗ 
gen Prokuriſten mit geringerem Gehalt und ohne Prokura ſ. Ru Warn 1931 Nr 192. 


8 616 


FR Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete wird des Anſpruchs auf die Ver⸗ 
ung nicht dadurch verluſtig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erheb- 
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liche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund ohne ſein Verſchulden 
an der Dienſtleiſtung verhindert wird 2). Er muß ſich jedoch den Betrag an⸗ 
rechnen laſſen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung?) beſtehenden Kranken- oder Unfallverſicherung 
zukommt ). 


Der Anspruch eines Angestellten ($ 1 Abs 1, 2 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes) auf Vergütung kann für den Krankheitsfall nicht dureh 
Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden e). Hierbei gilt als verhält- 
nismäßig nicht erheblich eine Zeit von sechs Wochen, wenn nicht dureh 
Tarifvertrag eine andere Dauer bestimmt ist 00 


E I 502 II 557; M 2 463; P 2 280, — Notverorbnuna vom 1. 12. 30 Teil 1 Kap IT Art à mit Berichti⸗ 
gung (RG Bl I 521, 608); Notverordnung vom 5. 6. 31 erſter Teil Kap IV (RGBl 1 281). 


1. Zeitweilige Verhinderung des Verpflichteten. Dieſe Vorſchrift ſetzt aus ſozialpolitiſchen 
Grunden eine Ausnahme von $ 323 feſt, ſchließt indeſſen, abgeſehen vom Falle des Abſ 2 (A 5), 
eine abweichende Vereinbarung nicht aus. Über die Annahme einer ſtillſchweigend vereinbarten 
Abweichung, ſoweit durch andere Vorſchriften, wie 3. B. durch die Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige oder durch ZPO 8 91, für einen Erſatz der Erwerbsverſäumnis geſorgt 
iſt, der ſozialpolitiſche Zweck des J 616 alſo nicht zutrifft, |. OLG 34, 64. — Für Handlungs- 
gehilfen uſw. kommt HÖB 8 63 (dazu NA 1, 37; ferner RA 4, 73: Geſchlechtskrankheit als 
Folge außerehelichen Verkehrs; 10, 343 u. 11, 306: Schwangerſchaft; RAG HAN 1931 Nr 18: 
plötzliche Verſchlimmerung einer Krankheit), für gewerbliche Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Tech⸗ 
niker, GewO $ 1330 Ab) 2 (dazu Rach Warn 1931 Nr 185) in Betracht, neben welchen 
Vorſchriften beim Nichtvorhandenſein ihrer beſonderen Vorausſetzungen übrigens auch die 
aushilfsweiſe Anwendung des $ 616 zuläſſig erſcheint. Verhältnis des § 2 Abſ 3 des Mutter⸗ 
ſchutzgeſetzes v. 16. 7. 27 zu § 63 HGB und $ 616 BGB |. RAG 10, 343. 

2. Der Berhinderungsgrund (Krankheit, militärifche Übungen, Erkrankung eines Familien ⸗ 
ange hörigen, Tod eines nahen Verwandten) kommt ſowohl bei Zeitlohn als bei Stücklohn und 
nicht bloß bei einem dauernden Dienſtverhältnis in Betracht. Eine durch Schwangerſchaft ver⸗ 
urſachte Verhinderung einer Ehefrau an der Arbeitsleiſtung iſt ein unverſchuldeter, d. g. von der 
Dienſtverpflichteten nicht zu vertretender Umſtand im Sinne des $ 616 (RA 10, 343). Beruht 
der Verhinde rungsgrund auf einem nicht in der Perſon des Verpflichteten liegenden zufälligen 
Ereignis (z. B. Feuersbrunſt), ſo wird wenigſtens die entſprechende Anwendung des $ 616 ger 
rechtfertigt ſein, wenn dieſes Ereignis auf die Perſon des Dienſtpflichtigen zurückwirkt (vgl. RG 
3, 179). Die Beſtimmung einer Arbeitsordnung, daß bei Kündigung durch den Arbeitgeber 
verſäumte Arbeitszeit zur Aufſuchung neuer Arbeit 2x4 Stunden bezahlt wird, gilt auch für 
Kündigungen anläßlich eines Arbeitskampfes (RAG 2, 1). — Die Frage, ob es ſich um eine vet’ 
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit handelt, iſt nach der tatſächlichen Lage und den beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen, nicht nach der einfeitigen Auffaſſung eines Beteiligten zu entſcheiden O 
34, 33), Dabei find neben der Dauer (RAch 5, 67; 10, 343) der Verhinderung und ihrem Ber 
hältnis zur Vertragszeit auch die beſonderen Umſtände zu berücksichtigen, die für den Wert der 
Dienſte (3. B. der Tätigkeit als Reiſender) gerade in der Zeit der Verhinderung von Bedeutung 
waren (Os 32, 94). Für den Anſpruch des Angeſtellten im Krankheitsfall trifft Abſatz 2 eine 
beſondere Zeitbeſtimmung. Längerdauernde, wenn auch unverſchuldete Verhinderung (4. B. 
Abſperrung in Feindesland) begründet den Verluſt des Anſpruchs auf die Vergütung (OLG 
34, 334). Der Dienfiverpflichtete hat in ſolchen Fällen, z. B. bei längerer oder dauernder 
Dienſtunfähigkeit, auch nicht Anſpruch auf Vergütung für einen Teilzeitraum, wie etwa „für eine 
verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit“ (RA 5, 67; 10, 343; Ruch Gruch 71, 266). Doch kann 
ſich der Dienſtberechtigte auch auf eine länger dauernde Dienſtverhinderung nicht berufen, wenn 
er ſelbſt ſie zu vertreten, z. B. der einer Erkrankung des Dienftverpflichteten zugrundeliegenden 
Feuchtigkeit der Dienſtwohnung nicht abgeholfen hat (RA Warn 1929 Nr 177). 

3. Unter geſetzlicher Verpflichtung iſt auch die durch Ortsſtatut begründete zu verſtehen. 
Die Regelleiſtungen der Krankenkaſſen an Krankenhilfe, Wochenhilfe, Sterbegeld und Familien. 
hilfe find geſetzliche Leistungen (Anh 3, 114). Tarifliche Anrechnungsbeſtimmungen |. RAe 
2, 69; 3, 114; 7, 345; 8, 25; 9, 4. 

4. Auf andere Bezüge als die in Abs 1 Satz 2 angegebenen ift die Vorſchrift nicht auszu⸗ 
dehnen. Daher Nichtanrechnung der aus privaten Verſicherungsverhältniſſen (jo ern 
für dieſe vertragsmaͤßig nichts anderes beſtimmt ift) oder auch aus der In validenverſicherung 
fließenden Unterſtutzungen; ebenſo des Wertes des dem einberufenen Angeſtellten von der Heeres⸗ 
verwaltung gewährten Unterhalts (Och 32, 94). Auch wird der Dienſtberechtigte von feiner 
Zahlungspflicht durch das Vorhandenſein von Anſprüchen des Verpflichteten gegen einen Dritten 
nicht befreit. Iſt ein Arbeitnehmer während ſeines Urlaubs erkrankt und hat er nach dem Vertrag 
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ür die Urlaubszeit Lohn zu beanspruchen, jo kann ihm unbeſchadet beſonderer Regelung der 
rbeitgeber für dieſe Zeit nicht den Lohn um den Betrag des Krankengeldes kürzen (RAG 2, 69; 
RAS 30. 4. 30, 15/30). Abweichend von obiger Vorſchrift HGB $ 63 Abſ 2. 

5. Zwingender Natur find nach Abſ 2, deſſen jetzige, mit Rückwirkung auf das Inkrafttreten 
der Notverordnung vom 1. 12. 30 (RG Bl I 521) ausgeſtaltete Faſſung auf der Notverordnung 
vom 5. 6. 31 erſter Teil Kap IV (NGBL I 281) beruht, die Vorſchriften des Abſ 1 nur bei Ange⸗ 
ſtellten und nur für den Krankheitsfall. Bei Arbeitern und auch bei Angeſtellten, falls es ſich um 
Andere unverſchuldete Hinderniſſe als Krankheit handelt, ſteht einer abweichenden Vereinbarung 
( arifvertrag, Betriebsvereinbarung, Einzelarbeitsvertrag) nichts im Wege. Für § 63 HGB 
und $ 1336 Abſ 2 Gew iſt die Unabdingbarkeit in der Notverordnung vom 1. 12. 30 (RGBI l 
521) ohne Beſchränkung auf den Krankheitsfall angeordnet. — Schwangerſchaft iſt nicht als 

ankheit zu behandeln, wenn fie ſich in normalen Formen entwickelt und nicht mit Krankheits⸗ 
erſcheinungen verbunden iſt. Hierzu die beſondere Regelung im Geſetz über die Beſchäftigung 
vor und nach der Niederkunft vom 16. 7. 27 (RG Bl 1 184) 8 2. a 

6. Der Begriff der verhältnismäßig nicht erheblichen Zeit (A 2) erfährt in Abſ 2 Satz 2 
eine Klarſtellung, die aber nur für den Fall des Abſ 2 Satz 1 bindende Wirkung hat. Eine Erwei⸗ 
rung der aus Abſſ1 ſich ergebenden Anſprüche der Angeſtellten ſollte im übrigen damit nicht 
gründet werden. Bei einer Überſchreitung der hier oder im Tarifvertrag vorgeſehenen Dauer 
er Verhinderung ſteht daher dem Angeſtellten auch im Krankheitsfall ein zeitlich beſchränkter 
Gehaltsanſpruch nicht zu (vgl. A 2 a. E.). 


8 617 


Iſt bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe, welches die Erwerbstätigkeit 
es Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, der Ver⸗ 
pflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, fo hat der Dienftberech- 
ligte ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und ärztliche 
handlung bis zur Hauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung 
8 Dienſtverhältniſſes hinaus, zu gewähren, ſofern nicht die Erkrankung von 
em verpflichteten vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
worden ift ). Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme 
28 Verpflichteten in eine Krankenanſtalt gewährt werden 2). Die Koſten können 
nuf die für die Zeit der Erkrankung geſchuldete Vergütung angerechnet werden!). 
ird das Dienſtverhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten 
nach 8 626 gekündigt, ſo bleibt die dadurch herbeigeführte Beendigung des 
enſtverhältniſſes außer Betracht ö). 
Die Verpflichtung des Dienftberechtigten tritt nicht ein, wenn für die Ver- 
legung und ärztliche Behandlung durch eine Verſicherung oder durch eine 


"richtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge getroffen ift “). 
2 284289. 


Ye Fürſorge im Krankheitsfalle. Zwangsvorſchrift ($ 619) mit Rückſicht auf die Lage 
Schr; wirtſchaftlich Schwächeren. Die Vorſchrift gilt auch für das Geſinde; die beſonderen Vor⸗ 
ma lern der Geſindeordnungen ſind 3 8 (Vorbem 2 vor $ 611). Ferner it fie in Er⸗ 
für gung beſonderer Vorſchriften des HGB und der GewO, für Handlungsgehilfen uſw. ſowie 
ti telt werbliche Arbeiter anwendbar. Vgl. auch SeemO v. 2. 6. 02 $$ 59 ff. Der Dienftberech- 
d. e haftet über den $ 617 hinaus auf vollen Schadenserſatz wegen eines von ihm zu vertreten⸗ 
I“ Umſtandes, insbeſondere wegen Verletzung der ihm nach § 618 obliegenden Pflichten. 
berhär Sorausſetzungen dieſer Verpflichtung des Dienſtberechtigten find alſo: dauerndes Dienft- 
i ältnis mit vollſtändiger oder hauptſächlicher Inanſpruchnahme des Verpflichteten und mit 
Beiealme in die häusliche Gemeinſchaft (Wohnung und Soft, Nc 20. 1.05 III 290/04) des 
fich echtigten, Ausbruch der Krankheit nach Aufnahme in dieſe Gemeinſchaft. — Hierauf erſtreckt 
fig die Beweislaſt des Verpflichteten, während der Berechtigte die Ausſchlußgründe: vor⸗ 
Ve 5 oder fahrläſſige Herbeiführung der Krankheit durch den Verpflichteten, Fürſorge durch 
r iche rung oder eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege, nachzuweiſen hat. 
anſt Wahlrecht des Dienſtberechtigten, ob er die Fürſorge im Hauſe oder in einer Kranke n⸗ 
Pfl. 575 gewähren will. Der Dienſtpflichtige hat bei Nichterfüllung der im $ 617 beſtimmten 
der 10 außer dem Anſpruche auf Fürſorge oder auf Schadenserſatz im Falle eigener Deckung 
Abt osten den Erſatzanſpruch an den Berechtigten und kann nach $ 626 (Schadenserſatz $ 628 
friſtlos kündigen. 
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4. Ob für dieſe Zeit überhaupt eine Vergütung zu entrichten iſt, beſtimmt ſich nach den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen des § 323 ſowie nach $ 616. 

5. Wird das Dienſtverhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten nach § 626 
gekündigt, ſo bleibt der in Satz 1 angeführte Anſpruch des Verpflichteten auf Verpflegung und 
ärztliche Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die vereinbarke Dauer 
des Dienſtverhältniſſes hinaus, beſtehen. 

6. Vgl. die Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7. 11, neue Faſſung v. 15. 12. 24, RG Bl I 
779, insbeſondere $$ 165 ff., 416ff. (Krankenverſicherung), 88 537ff., 573 ff. (Ge werbe⸗Unfall⸗ 
verſicherung), F 915ff., 942 ff., 161 (Land⸗ und fortwirtſchaftliche Unfallverſicherung), 88 1046ff., 
1083 ff. (See-Unfallverſicherung). Die Vorſchrift des Abſ 2 findet aber auch auf private Ver⸗ 
ſicherungen (anders $ 616) und ohne Unterſchied, wer die Beiträge zur Verſicherung zahlt, An⸗ 
wendung. Beweislaſt ſ. A 2. 


8 618 


) Her Dienſtberechtigte hat Räume ), Vorrichtungen oder Gerätſchaften ?), 
die er zur Verrichtung der Dienfte zu beſchaffen hat 4), ſo einzurichten und zu 
unterhalten und Pienftleiftungen, die unter feiner Anordnung oder ſeiner 
Leitung vorzunehmen find, fo zu regeln, daß der Verpflichtete gegen Gefahr für 
Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Oienſtleiſtung 
es geſtattet ö). 

Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ſo hat 
der Dienſtberechtigte in Anſehung des Wohn- und Schlafraums 6), der Ver 
pflegung ſowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, welche mit Nückſicht auf die Geſundheit, die Sittlichkeit 
und die Neligion des Verpflichteten erforderlich ſind. 

Erfüllt der Dienſtberechtigte die ihm in Anſehung des Lebens und der 
Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo finden 
auf feine Verpflichtung zum Schadenserſatze die für unerlaubte Handlungen 
geltenden Vorſchriften der 88 842 bis 846) entſprechende Anwendung 8) 0). 

E II 558 Abſ 1 III 610 Abſ 1; M 2 460; h 2 280ff. N 

1. Geltungsbereich und rechtliche Natur der nach $ 619 zwingenden Vorſchrift. Sie iſt auch für 
das Geſindeverhaltuis (Vorbem 2 vor $ 611) maßgebend, dagegen für die Handlungsge⸗ 
hilfen durch HGB 862, für die gewerblichen Arbeiter durch GewO ds 120 à bis 120g erſetzt 
(vgl. RG 27, 10. 08 1119/08). Das Geſ. zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1.34 
(Reni 45) legt dem Unternehmer als Führer des Betriebes ganz allgemein die Pflicht auf, für 
das Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen ($$ 1,2). Das wird, wie umgekehrt die Treupflicht der Gefolg⸗ 
ſchaft, auch bei Auslegung dienſtvertraglicher Pflichten zu beachten ſein. Über die Anwendung au 
den Werkvertrag ſ. 9631 A 2. — Auch den öffentlichen Beamten gegenüber beſtehen dem $ 61 
entſprechende Verpflichtungen des Staates und der Gemeinde zur Beſchaffung geeigneter Arbeits 
räume und Werkzeuge (RG 18, 173; 91,21; 92 S. 178, 308; 95, 103; R& Gruch 48, 904; Seuffü 70 
Nr 10; Warn 1917 Nr 137; R 8.12.08 ILL 55/08, 12. 1. 15 111 455/14) ſowie zur Erteilung derer 
lorderlichen Anweiſungen (RG JW 08, 44811); über die Haftung einer Gemeinde für die Dienſtun⸗ 
fähigkeit eines Beamten als Folge der Anweisung eines ungeſunden Arbeitsplatzes ſ. R Seuffa 77 
Nr 68. Hierher gehört auch die Rückſichtnahme auf Beamte mit geſchwächter Geſundheit und ver 
minderter Widerſtandsfähigkeit gegen ſchädigende Einwirkungen des Dienſtes, ſoweit es die Ar 
des Dienſtes und das Intereſſe des Dienſtbekriebs zuläßt (RG 10. 3. 22 111 403/21). Ebenſo ent. 
ſpricht die Anwendung der hier aufgeſtellten Grundſätze auf Dienſtwohnungen der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts (MG 71, 243; IW 08, 44811; 09, 4394; Warn 1912 Nr 250). 
Unmittelbare Haftung des Staates gegenüber den Familienangehörigen des Inhabers einer 
Dienſtwohnung, die infolge geſundheitsſchädlicher Beſchaffenheit der Räume erkranken, . N 
91, 21. Anwendung auf das ebenfalls dem öffentlichen Recht angehörende Dienſtverhältnis 
zwiſchen kirchlicher Pfründe und Pfründebeſizer ſ. BayObL® 16, 75. Dabei handelt es ſich aber 
(vgl. Rorbem 2b vor $ 611) nicht um eine entſprechende Anwendung des nur bürgerliche Dienſt⸗ 
verhältniſſe betreffenden $ 618 auf das anders geartete öffentliche Beamtenrecht, ſondern 15 
die Schöpfung einer Rechtsregel des öffentlichen Rechtes aus einem auch dem $ 61 
zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken, den der Richter ſelbſtſchöpferiſch in das öffentliche 
Recht einführt und nach deſſen inneren Beſonderheiten und Erforderniſſen, alſo unabhängig Be 
Inhalt des 9618, entwickelt, begrenzt und anwendet (R 97,43; 104,58; 111, 22: 138,37; 141,385 
vgl. ferner 92 S. 178, 308; 95 S. 103, 144; RG Gruch 61, 663; RG Warn 1915 Nr 76; 191 
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Nr 137; 1930 Nr 55; RG HAN 1932 Nr 277; RG 23 1915, 15105; 1916, 110218; 1917, 928). 
Eutſprechend dem in $ 278 für das bürgerliche Recht aufgeftellten Grundſatz haftet auch der Staat 
die Gemeinde) regelmäßig für das Verſchulden der Perſonen, deren er (fie) ſich zur Erfüllung feiner 
(ihrer) Verpflichtungen bedient (RG 137, 81; 141, 390; R SeuffA 70 Nr 10; 77 Nr 68); vgl. noch 
RG JW 1927, 4417 über eine Gefahrenhaftung des Staates bei Übertragung der Überwachung 
eines Gefangenen an eine Privatperſon gegenüber dieſer Perſon und ihre unterhaltsberechtigten 
Angehörigen. Wird ein Beamter durch Verſchulden der Behörde dienſtunfähig und in den Ruhe⸗ 
tand bericht, jo erſtreckt ſich ſein Schadenserſatzanſpruch auch darauf, daß nach feinem Tode feine 
Hinterbliebenen die geſetzlichen Hinterbliebenenbezüge erhalten, dies ſelbſt dann, wenn er erſt im 
uheſtande geheiratet hat, vorausgeſetzt nur, daß er in dieſem Zeitpunkt noch im Dienſte geweſen 
wäre, wenn er nicht infolge des Verſchuldens der Behörde vorzeitig hätte ausſcheiden müſſen (RG 
4.3. 33 111302 u. 378/32). — Wird jemand in ein öffentliches Krankenhaus aufgenommen, 
ſo iſt zu unterſcheiden, ob die Aufnahme auf Grund einer öffentlichen Fürſorgepflicht ſtattgefunden 
hat oder nicht. Ein bürgerlich-rechtliches Vertragsverhältnis iſt im erſteren Falle regelmäßig 
Fasgeſchloſſen ch 91,263; 112,290; Nc Seuffn 69 Nr 120; |. auch Rech 59, 197), im andern 
alle regelmäßig gegeben, ſo namentlich dann, wenn der Kranke als zahlungsfähige Privat⸗ 
perſon in eine beſondere Pflegeklaſſe aufgenommen wird (RG 64, 231; 83, 71; 91 S. 134, 263; 
„290). Demgemäß beſtimmen ſich die Pflichten des Staates, der Gemeinde uſw. gegenüber 

en im Krankenhaus aufgenommenen Perſonen und die Folgen einer Verletzung dieſer Pflichten, 
unbeſchadet einer Haftung aus unerlaubter Handlung, im einen Falle nach öffentlichem, im 
andern nach bürgerlichem Recht. Auch eine nur vorläufige Gewährung von Einlaß und Unter⸗ 
zunft im Krankenhaus kann — für die Dauer des vorläufigen Zuſtandes — vertragliche Be⸗ 
ziehungen (mit Anwendung der $$ 618, 278) zwiſchen dem Staat (der Gemeinde) als Kranken⸗ 
bausunternehmer und der aufgenommenen Perſon begründen (RG 91, 134). Der Rechtsgedanke 
es 9 278 gilt übrigens, wie in der neueren Rechtſprechung wiederholt ausgeſprochen worden iſt, 
euch für öffentlich- rechtliche Verhältniſſe (R& 102,6; 112, 290). Bei entgeltlicher Unterbringung 
zmtes Kindes in einer Anſtalt durch den Vater können dem Kinde nach $ 328 unmittelbare An⸗ 
JN ache gegen den Anſtaltsinhaber wegen Verletzung der Fürſorgepflicht zuſtehen (RG JW 1919, 
d ) Über die Haftung des Eigentümers einer Irrenanſtalt gegenüber einem Geiſteskranken, 
1675 mit ſeiner Wärterin Geſchlechtsverkehr gepflogen hat und als Erzeuger ihres außerehelichen 
N indes Unterhaltsgelder zahlen muß, |. RG 108, 86. Über die allgemeine Pflicht, bei öffentlich 
130 tüchen Maßnahmen dem Schutz der von ihnen Betroffenen Rechnung zu tragen, . R 
1 0, 97. — Die hier dem Dienſtherrn auferlegte Pflicht ift zwar dem Kreiſe der aus dem Dienft- 
ur Döftniffe entſpringenden Verpflichtungen zuzurechnen, beruht jedoch nicht ausſchließlich und 
mittelbar auf dem Arbeitsverhältniſſe, ſondern iſt zugleich und vor allem im öffentlichen 
matereſf e feſtgeſetzt. Deshalb iſt für einen Anſpruch aus § 618 nicht das Gewerbe⸗ oder Kauf. 
64 N 10055 ſondern das ordentliche Gericht zuſtändig (RG 87, 83; RG SeuffA 55 Nr 34; 


2. Räume Die Vorſchrift gilt auch außerhalb der eigentlichen Betriebsräume (RG JW. 
1 5 75 7 %, für a un 11900 u und für Zugänge zur Arbeitsſtätte MG 80, 27; 
im 1910, 14810, 1922, 1005°; Warn 1916 Nr 103; Gruch 62, 111; Bay 1922, 97; RG 8. 6. 26 
Are 25), ſowie zu den Arbeitsräumen, z. B. zu einer Fahrſtuhlöffnung (RG Warn 08 Nr 624), 
111 2 on. fleurkaſten eines Theaters (RG 26. 11.03 VI 112/03; 1. 10. 07 111 89/07; 28. 1. 08 

5 77) ingleichen für Flure (RG 21. 1. 08 III 242/07), daneben auch für den Zugang zum 
liche horch Gruch 48, 346; ZW 07, 6737), zum Keller (RG JW 1910, 280 ), nicht für öffent- 
ſtätte Wege und ſonſtige Zugänge, auf denen der Dienſtpflichtige außerhalb des ſeine Arbeits ⸗ 
wohf enthaltenden Grundftücks zu dieſer gehen muß (NG 12. 5. 02 VI 69/02; R& Gruch 46, 931), 
81 Naber für Fabrikſtraßen auf dem Gelände des dienſtberechtigten Unternehmers (RG Seuff A 
Ver r 5 Schutz gegen ausſtrömende Giftgaſe). Haftung des Dienſtherrn bei mangelhafter 
Sch nahrung der Schachtöffnung eines noch nicht fertiggeſtellten Aufzugs |. Nh Gruch 64, 476. 
halts gegen Gefahren, die aus Bränden in Geſchäftsräumen entſtehen, insbeſondere Offen ⸗ 
in beg von Ausgängen, ſ. Rh JW 03 Beil 57133, Über die an die Errichtung von Kegelbahnen 
Kei treff des Schutzes der Kegeljungen zu ftellenden Anforderungen ſ. RG Warn 1912 Nr 208. 
Mor Anfpruch des Dienftpflichtigen wegen Ausgleitens auf einer orbnungsmäßigen, aber am 
gleiche (zur Zeit des Unfalls) noch nicht geſäuberten Treppe (RG JW 1910, 282°; zum Ver⸗ 
Dorker . auch RG Js 1912, 529%). — Auch eine an ſich ordnungsmäßige Anlage kann Schutz⸗ 
ein ehrungen erfordern, wenn großer Verkehr, ſtärkere Abnutzung oder wiederholte ee 
Bert fahr für die dort verkehrenden Perſonen erkennen laſſen (Mb 27.2. 17111 190 15 ) 
au rogshaftung des Hauseigentümers gegenüber einem Schornſteinfeger für die Sicherheit de 
und as zu den Schornſteinen (NG 90, 408: Rechtsverhältnis zwiſchen Bezirksſchornſteinfeger 
Abw Hauseigentümer privatrechtlich), ſowie dafür, daß nicht ein zufälliges (unverſchuldetes) 
breche ben von dem für das Betreten des Daches beſtimmten Wege die Gefahr eines Durch⸗ 
nehme herbeiführt (M 21. 5. 18 VII 80/18). — Nach $ 618 haftet auch der Theaterunter⸗ 

mer den Schauſpielern, Sängern und anderen Angeſtellten für die Verkehrsſicherheit der 
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Theaterräume und der Zugänge zu ihnen, fo für die Sicherheit des Bühnenraums (RG Warn 
1919 Nr 164), des Zugangs zu den Ankleideräumen (NG Warn 1918 Nr 52), auch des Weges zum 
Verlaſſen des Theaters (MG Warn 1917 Nr 240). Dabei kann allerdings die Verhütung von 
Gefahren, die mit dem Betriebe und mit der Einrichtung des Theaters regelmäßig verbunden 
und deshalb den Angehörigen des Theaters bekannt find, nicht verlangt werden, jolange nur 
mit einem Verkehr ſolcher Perſonen zu rechnen iſt. Wohl aber muß zu ihren Gunſten dafür 
geſorgt werden, daß nicht unerwartete Gefahren und Hinderniſſe ſich dem Verkeyr entgegen⸗ 
ſtellen, z. B. Gegenſtände derart hingelegt werden, daß ſie leicht überſehen werden und Per⸗ 
ſonen zu Fall bringen können (NG Warn 1917 Nr 240). S. noch RG Warn 1920 Nr 81. Das 
Reichsarbeitsgericht hat ſich dieſen Grundſätzen angeſchloſſen (RA 15. 12. 28, 251/28). Über 
die Pflicht der Behörden, Beamte und Angeſtellte nicht in geſundheitsſchädlichen Räumen unter⸗ 
zubringen, ſ. RAG HRR 1930 Nr 1477. — Die Haftung des Dienſtberechtigten erſtreckt ſich nicht 
auf Räume, in denen der Dienſtpflichtige nichts zu ſuchen hat oder deren Betreten ihm verboten iſt 
(RG Gruch 53, 968; Warn 09 Nr 205). 

3. Vorrichtungen oder Gerätſchaften: Vorrichtungen beim Fenſterputzen: Tritt, Fenſter⸗ 
ſtuhl, mitwirkendes Verſchulden des Dienſtboten (RG 11. 4. 04 VI 552/03; 5. 1. 06 ILL 920/05; 
21. 2. 07 111 327/06). — Mangelhaftes Geländer (RG 25. 1. 07 III 327/06). — Mangelhafte 
Leiter (RG 14. 2. 05; 5. 1. 06 III 202/05; 21. 12. 06 II 223/06; R Warn 1917 Nr 12). (Kein 
eigenes Verſchulden des abgeſtürzten Dienſtboten, der mit Kenntnis der Schadhaftigkeit der 
Leiter dieſe auf beſonderes Geheiß des Dienſtherrn beſteigt.) Fehlen von Handgriffen an einer 
Pendeltür (RG Warn 1919 Nr 33). Ferner: Schutzbrille (NG 5, 101; 11, 23). Mangelnde 
Schutzvorrichtung beim Lauten der Kirchenglocken (RG JW 04, 383). Haftung einer Ge⸗ 
meinde für die Verwendung mangelhafter Böller beim Böllerſchießen |. RG 96, 91. Untauglich⸗ 
keit eines Bühnenwagens (RG Warn 1913 Nr 287); Vornahme gefährlicher Arbeiten während 
einer Bühnenprobe (Rc Warn 1920 Nr 81). Haftung des Dienſtberechtigten für die Verwen⸗ 
dung eines bösartigen Pferdes (OLG 28, 184). Nimmt der Dienſtberechtigte den Dienſtver⸗ 
pflichteten zu einer geſchäftlichen Wagenfahrt mit, dann muß er den Wagen ſicher und ſorgſam 
lenken, auch für ordnungsmäßige Beleuchtung ſorgen (RG Gruch 63, 228). 

4. Vorausgeſetzt wird hier, daß der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung der Räume, Vor⸗ 
richtungen und Gerätschaften verpflichtet iſt. Das ſchließt aber keineswegs eine Haftung des 
Dienſtberechtigten nach $ 618 in den Fällen aus, in denen der Dienſtpflichtige die Sachen, deren 
er zur Leiſtung der Dienſte bedarf, fich ſelbſt beſchaffen muß. Denn die Regelung der Dienſt⸗ 
leiſtungen, die unter feiner Anordnung oder feiner Leitung vorzunehmen find (A 5), liegt dem 
Dienſtberechtigten auch in dieſem Falle ob (vgl. RG ZW 1917, 969%; Haftung des Theaterunter⸗ 
nehmers, der die Verwendung von Schuhen mit zu hohen Abſätzen bei Tanzaufführungen 
zuläßt). In bezug auf die von ihm zu beſchaffenden Vorrichtungen und Gerätſchaften muß ferner 
der Dienſtberechtigte nicht nur für die Einrichtung und Unterhaltung ſorgen, ſondern er mu 
auch ihre Benutzung fo regeln, daß der Dienſtpflichtige gegen die mit ihr verbundenen Gefahren 
nach Möglichkeit geſchützt iſt (R JW 1920, 3777: Verſchließung der Tür eines Fahrſtuhl⸗ 
ſchachts). — Ob der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung, z. B. einer Einrichtung verpflichtet it, 
dafür iſt maßgebend, ob nach den Anforderungen eines ordnungsmäßigen Verkehrs im einzelnen 
Falle eine ſolche Einrichtung erforderlich iſt, und dieſe Frage iſt zunächſt vom Arbeitgeber zu 
prüfen (RG 12, 130; 19, 191; R6 JW 01, 2131, RG 7. 11. 05 III 137/05; RG Gruch 48, 909). 
Nicht verlangt werden kann, daß der Dienſtverpflichtete, ſoweit es die Natur der Dienſtleiſtung 
geftattet, vor jeder Gefahr geſchützt werde. In einem gewiſſen Umfange muß ſich der Dienſt⸗ 
verpflichtete ſelbſt ſchützen. Entſcheidend iſt auch hier die Anſchauung eines gefunden und regel 
rechten Verkehrs (RG ZW 1911, 75775). Bei vorhandener Gefährlichkeit ift es Sache des Dienſt⸗ 
berechtigten, ſich nach Abhilfemaßnahmen zu erkundigen. Die Unterlaſſung ſolcher Erkundigung 
kann jedoch nur dann fahrläffig fein, wenn der Dienſtberechtigte die Gefährlichkeit erkennt oder 
bei Anwendung der verkehrsmäßigen Sorgfalt erkennen muß (RG JW 1912, 529%). Bei Kenntnis 
der Gefährlichkeit hat der Dienſtberechtigte auch die Verpflichtung, den Dienftverpflichteten, der 
die Gefahr nicht kennt, auf dieſe aufmerkſam zu machen (RG JW 08, 44914, 1913, 372% 1917, 
9695) und über die Art und Weiſe, wie ihr begegnet werden kann, zu belehren (RG J 8 
44947; 1913, 372 1920, 377°; R Gruch 62, 616; Rö LZ 1916, 752; 1918, 840). Verlang 
der Dienſtherr 3. B. die Verwendung ſcharf ätzender Mittel, jo muß er die Angeſtellten auf die 
Gefahren des Gebrauchs aufmerkſam machen und über die Vermeidung von körperlichen Schäben 
belehren, nötigenfalls ſelbſt über die Beſchaffenheit der Mittel und ihre Wirkungen Erkun . 
gungen einziehen (NG L 1916, 75212), — Der Dienftberechtigte muß mit dem Leichtſinn on 
Leute rechnen und ſelbſt die Vorkehrungen treffen, die nötig find, um fie gegen Gefahren für 9 
und Leben zu ſchützen (R Gruch 62, 111; Warn 1917 Nr 12). Ein ernſtliches Verbot der Rs 
nutzung gefahrbringender Gerätſchaften genügt nicht immer, um den Dienſtberechtigten zu be 
laſten (RG JW 1917, 96%). Läßt der Dienftberechtigte zur Beſeitigung der Gefahr eine Arbe . 
durch andere Perſonen vornehmen, z. B. eine Treppe reinigen, ſo muß er ſich auch davon über, 
zeugen, daß die Arbeit ordnungsmäßig vorgenommen, die Gefahr befeitigt iſt (NG Warn 191 
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Ar 103). Die Haftung ſelbſt ift eine vertrags mäßige und daher auch der § 278 anwendbar 
RS 77, 408; 127, 218). So haftet der Dienſtherr nach 88 278, 1357 für das Verſchulden ſeiner 
Frau, die dem Dienſtboten Anweiſungen erteilt (RG JW 06, 46015) oder mangelhafte Gerät- 
haften, z. B. eine fehlerhafte Leiter zur Benutzung überläßt (R6 Warn 1917 Nr 12; ſ. auch 
RG 95, 103; RG 23 1917, 11325 und OLG 33, 332). Dagegen iſt, wenn der Dienſtherr mit 
emer beſtimmten Arbeit, z. B. Fenſterreinigen, mehrere Perſonen beauftragt, nicht jede dieſer 
Perſonen als Erfüllungsgehilfe des Dienſtherrn in bezug auf feine Pflichten aus § 618 gegen. 
r den anderen anzuſehen (RG 106, 293). — Zur Frage der Be weislaſt: Der Beweis, daß 
der Dienſtberechtigte ſeine Verpflichtungen nicht erfüllt und dadurch einen Schaden verurſacht 
habe, liegt an ſich dem Dienſtpflichtigen ob. Steht aber feſt, daß vor einem Unfall des Dienft- 
ichtigen ein ordnungswidriger, gefahrdrohender und zur Herbeiführung des Unfalls geeigneter 
Zuſtand vorhanden war, dann ergibt ſich der Schluß auf die Urſächlichkeit des Zuſtandes für 
ben Unfall von ſelbſt, und der Dienſtberechtigte muß nicht nur nachweiſen, daß er und ſeine Hilfs⸗ 
berſonen alles getan haben, was bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (88 276, 
278) zur Beſeitigung der Gefahr geſchehen mußte, ſondern regelmäßig auch, daß beſondere Um⸗ 
nde eine andere Urſache des Unfalls erkennen laſſen und damit die vom Dienſtverpflichteten 
Zünachſt dargelegten Mängel als Urſache oder Miturſache ausſchließen (RG 95, 104; 138,37; 
J 1922, 4858; Warn 1916 Nr 103; RAG 29. 3. 33, 7/33. Vgl. zur Frage der Beweislaſt 
auch RG Gruch 62, 616 (Anſteckung eines Dienſtboten durch die Dienſtherrſchaft) und RG LZ 
1918, 107824 (Herabfallen einer ungenügend befeſtigten elektriſchen Lampe). Hat eine Dienft- 
wohnung Mängel, die nach dem natürlichen Lauf der Dinge geeignet find, gewiſſe (tatfächlich 
Eingetretene) Krankheiten hervorzurufen oder zu fördern, dann iſt es Sache des Dienſtberechtig⸗ 
en, beſondere Umſtände nachzuweisen, die nicht nur ſelbſt Krankheitsurſache fein können, ſondern 
guch jene Mängel als Urſache oder Miturſache ausſchließen (RG 95, 103). Das gleiche gilt bei 
1028 dener, die der Dienſtpflichtige auf Mängel der Arbeitsſtätte zurückführt (RG JW 
e 56). 0 
; 5, Verpflichtung des Dienſtberechtigten auch zur Erteilung der erforderlichen Anweiſung 
bebarnung, Unterrichtung) für den Gebrauch der Schutzvorrichtungen (RG 4, 23). — Mit- 
aftung des Dienſtherrn für den Unfall eines Dienſtboten beim Fenſterputzen, wenn dieſes mit 
Wiſſen des Dienſtherrn vom äußeren Fenſterbrett ausgeführt worden ift (RG Warn 09 Nr 447). 
2 itwirkendes Verſchulden des Dienſtpflichtigen beim Fenſterputzen |. RG IW 04, 29012; 07, 
4d, DRG 43, 73. Die Dienſtherrſchaft genügt ihrer Pflicht bei Regelung der Dienſtleiſtungen 
nacht, wenn ſie neben einem Verfahren, das Sicherheit gegen Gefahr bietet, ein anderes zuläßt, 
Le dem dies nicht der Fall iſt ( JW 07, 24910). Haftung des Lehrherrn bei Verletzung des 
dehrlings (RG JW 1913, 3724) unter der Obhut eines mit der erforderlichen Anweiſung nicht 
ſchſehenen Geſellen (RG 34, 1) oder wegen unvorſichtigen Handelns feines Vertreters bei Beauf- 
ichüigung des Lehrlings (MG IW 09, 6857; RG 77,408). Verpflichtung des Gewerbeunter⸗ 
chmee zur Beſeitigung einer die Geſundheit der Arbeiter gefährdenden Staubentwicklung, 
waſtung bei Einſtellung lungenkranker Arbeiter ſ. Rc L3 1917, 13411 (GewO $ 120 a). Ver⸗ 
ban Kung des Lichtſpielunternehmers, den Darſteller über beſondere, dem letzteren nicht erkenn⸗ 
15 Gefahren einer Vorführung aufzullären ſ. RAch JW 1929, 12642. Verpflichtung des Theater⸗ 
Ri ernehmers, nicht nur die von ihm felbft gelieferten, ſondern auch die von einem Schauſpieler 
fü eigenen Mitteln geſtellten Koſtüme auf ihre Ungefährlichkeit für die Mitſchauſpieler zu unter 
Ken, RG JW 1933, 1390%. Haftung eines Gaſthofsbeſitzers für Geſundheitsbeſchädigung 
1015 Tragen eines Flügels durch Angeſtellte ohne Zuziehung ſachkundiger Perſonen ſ. RG Warn 
5 Nr 206. Anſteckung eines Dienſtboten bei der Pflege des Dienſtberechtigten |. N& Gruch 
ſtellte: Läßt der Dienſtherr Arbeiten vornehmen, die feine in der Nähe beſchäftigten Ange⸗ 
305 an gefährden, jo muß er für entſprechende Sicherungsmaßregeln ſorgen (RG 20. 1. 16 VI 
ichär 5). Anwendung des $ 618 auf Anſprüche einer im Haushalt des Dienſtberechtigten be- 
Den igen, durch eine in der Wäfche fteden gebliebene Nadel verletzten Wäſcherin ſ. RG 103, 374. 
Gen uſtberechtigte haftet auch für ein geſundheitsſchädliches Übermaß der Dienftleiftung (RG 
ruch 65, 84; RG SeuffA 70 Nr 10). Werden dem Dienſtpflichtigen ſchwere Arbeiten (z. B. 
ſteicen der Böden) aufgetragen, die zu ſeinen Dienſtleiſtungen gehören, aber jeine Kräfte über⸗ 
erben und ſeiner Geſundheit ſchaden, ſo muß der Dienſtpflichtige unter Umſtänden den Dienft- 
27 — auf die Gefahr aufmerkſam machen (OLG 28, 183). Ebenſo muß der Dienſtpflichtige von 
laſſen en Schwindelanfällen Mitteilung machen, die ihn zum Fenſterputzen ungeeignet erschien 
Jen N JW 04, 29012). Fürſorge pflicht, Hausangeſtellte vor den Folgen einer im Dienſt 
pflicht on, Verletzung zu bewasren, |. RAG HRR 1931 Nr 120. Eine Verletzung der Sorgſalts⸗ 
ſtellt. aus 8 618 kann unter Umſtänden auch darin liegen, daß der Geſchäftsherr einem Ange ⸗ 
hat en, der vertragsgemäß beim Beſuche der Kunden einen ſchweren Koffer mit ſich zu e 
OR ach dem Überſtehen einer Krankheit nicht ausreichende Erleichterungen bewilligt (M 
1 0 1933 Nr 33). — Auch dem durch feine körperliche Beſchaffenheit (3. B. Nervoſität) Er 
beat beſonders ausgeſetzten Dienſtpflichtigen gegenüber findet die Schutzpflicht des l 
echtigten ihre Grenze nur an der Unverträglichteit der Abwendung der Gefahr mit der Natur 
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der Dienſtleiſtung (RG 22. 10. 12 III 58/12). — Haftung des Arbeitgebers gegenüber einem 
von einer Arbeiterin zur Feldarbeit mitgebrachten Kinde nach 85 618, 328 |. RG JW 1919, 820%. 

6. Haftung des Dienſtherrn auch für die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Zugangs zu den 
Schlafräumen des Dienſtboten (RG 20. 1. 05 III 290/04; 29. 5. 06 III 532/05) und für deſſen 
ordnungsmäßige, nach den örtlichen Verhältniſſen nötige Beleuchtung (RG 24. 3. 05 III 562/04). 
Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft ſ. § 617 A 2. 

7. Rechtliche Natur und Umfang der Erſatzpflicht. Vgl. hierzu unten 98 842846, über 
die Anſprüche Dritter 88 844 Abſ 2, 845. Nicht anwendbar bei bloßer Vertragshaftung 8 847 
(RG JW 07, 8295; Gruch 50, 980). Die Vorſchriften des $ 618 Abſ 3 (und des $ 62 Abſ 3 GB) 
find dahin zu verſtehen, daß die dritten Perſonen innerhalb der Grenzen der $$ 844, 845 ganz ſo 
geſtellt ſein ſollen, als wenn auch fie in einem Vertragsverhältniſſe mit dem Dienſtherrn geſtanden 
hätten. Daraus ergibt ſich dann, daß der Dienſtherr auch gegenüber jenen dritten Perſonen 
gemäß § 278 für das Verſchulden von Vertretern und Erfüllungsgehilfen aufzukommen hat (RG 
77, 410). Vgl. auch RG JW 08, 44914. Abſſ 3 gilt nur für Dienſtverträge und iſt auf andere Ver⸗ 
tragsverhältniſſe, z. B. ein Auftragsverhältnis, nicht anzuwenden (RG 20. 12. 24 1V 392/24). — 
Ein Verſchulden des Dienſtberechtigten ($ 276) oder derjenigen, deren Verſchulden er 
zu vertreten hat ($ 278), iſt in jedem Falle Vorausſetzung der Haftung nach $ 618. Wenn eine 
öffentliche Behörde ihren Vertragspflichten aus § 618 nicht nachgekommen iſt, bedarf es zur 
Begründung der Haftung nicht notwendig einer Benennung der Perſonen, deren ſie ſich zur 
Wahrnehmung jener Pflichten als Erfüllungsgehilfen bediente (RAG 6. 5. 31, 630/30). Mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Verletzten iſt nach $ 254 zu würdigen, aber nicht ohne weiteres 
in der Übernahme einer gefährlichen Arbeit zu finden (NG 6. 12. 04 III 396/04). Bei der 
Prüfung, ob und inwieweit den Arbeitnehmer wegen der Übernahme einer ſolchen Arbeit ein 
Verſchulden trifft, müſſen ſeine Gewöhnung an die ſeinem Beruf eigentümlichen gefährlichen 
Verrichtungen und die dadurch erzeugte Abſtumpfung gegen die Gefahr, ſeine Gepflogenheit, 
den Arbeitgeber bei der Arbeit für ſich denken zu laſſen, und namentlich die Zwangslage in 
Betracht gezogen werden, die ihn, wenn er nicht ſeine Stelle verlieren will, häufig nötigt, trotz 
beſſerer Einſicht gefährliche Beſchäftigungen zu übernehmen. Die Ausführung von Anweiſungen 
des Dienſtbe rechtigten iſt daher dem Dienſtpflichtigen in der Regel nicht als Verſchulden anzu⸗ 
rechnen (RG Warn 1914 Nr 249). Bei der nach $ 254 erforderlichen Abwägung iſt insbeſondere 
zu beachten, daß regelmäßig den Dienſtberechtigten das grundlegende Verſchulden trifft, wenn 
er gefahrbringende Räume uſw. dem Dienſtpflichtigen zur Benutzung überläßt (RG Warn 1917 
Nr 12; 1919 Nr 33). — Eine Witwe, der Schadenserſatzanſprüche nach §8 618 Abſ 1, 3, 844 
Abſ 2 zuſtehen, muß ſich unter dem Geſichtspunkt der Vorteilsausgleichung die Beträge anrechnen 
laſſen, die ſie nach dem Tode ihres Ehemannes erworben hat und nur dadurch hat erwerben 
können, daß fie ihrer Pflichten aus § 1356 ledig geworden iſt (RGS 9. 12. 27 JI 148/27). — 
Neben dem Schadenserſatzanſpruch nach Abf 3 ſteht dem Dienſtpflichtigen auch das Kündigungs⸗ 
recht nach § 626 zu. 

8. Auf den Umfang und die Geltendmachung der Schadenserſatzpflicht des Dienſtberechtigten 
ſind aber von Einfluß die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7. 11, neue Faſſung 
b. 15. 12. 24 (RG Bl 1779), mit ſpäteren Anderungen insbeſondere RG Bl 1926, If. a) Ber 
ſchränkt wird die Erſatzpflicht zunächſt inſofern, als die verſicherten Perſonen und deren Hinter“ 
bliebene, auch wenn ſie keinen Anſpruch auf Rente haben, einen Anſpruch auf Erſatz des infolge 
eines Unfalls erlittenen Schadens gegen den Unternehmer, deſſen Bevollmächtigte (RG 136, 
346) oder Repräſentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufſeher nur zu dem die Entſchädigung aus 
der Unfallverſicherung überſteigenden Betrage und nur dann geltend machen können, wenn 
durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt iſt, daß der in Anſpruch Genommene den Unfall vor. 
ſätzlich herbeigeführt hat (vgl. RV 89 898— 907, 1042 [161], 1219). b) Nach $ 1542 RO 
geht, ſoweit die nach dieſem Geſetze Verſicherten oder ihre Hinterbliebenen nach anderen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch Krankheit, Unfall, 
Invalidität oder durch den Tod des Ernährers erwachſen iſt, der Anſpruch auf die Träger der 
Verſicherung inſoweit über, als fie den Entſchädigungsberechtigten nach der RVO Leiſtungen 
zu gewähren haben. Jedoch gilt dies bei den gegen Unfall Verſicherten und ihren Hinterbliebenen 
nur inſoweit, als es ſich nicht um einen Anſpruch gegen den Unternehmer oder die ihm Gleich” 
geftellten (Bevollmächtigte uſw.) handelt. Der Entſchädigungsberechtigte kann danach nur den 
Mehrbetrag ſeines Schadens gegen den Dienſtherrn geltend machen; fo für den Fall einer In⸗ 
validenrente im Gegenſatz zur Unfallrente Rö 102, 131. Minderung des Rückgriffsanſpruchs 
einer Berufsgenoſſenſchaft nach $ 1542 im Hinblick auf $ 898 ſ. RG 134, 293. Über die Bindung 
des ordentlichen Richters an die Entſcheidung der Verſicherungsbehörden und über die Aus⸗ 
ſetzung des gerichtlichen Verfahrens bis zu ſolcher Entſcheidung ſ. RBO 8$ 901, 1543 ſowie RG 
91, 94; 92, 296; 93, 323; 97, 206; 111, 159, 136, 346; RG JW 1931, 2562“; Reh Gruch 64, 489; 
RG Bay 1922, 68; R Warn 1925 Nr 48, 68; Rach Warn 1932 Nr 8; RG SeuffA 80 Nr 317 
dgl. auch RG 60, 36; 80, 312; 84, 425; NG JW 1925, 94312. — Entſprechende Vorſchriften . 
im Angeſtelltenverſicherungsgeſetz v. 20. 12. 11, neue Faſſung v. 28. 5. 24 (RG Bl 1 563) $ 89. 
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Val. auch Reichs⸗Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes v. 
18.6. 01; Unfallfürſorgegeſetz für Gefangene v. 30. 6. 00. 

3. Neben den vorſtehenden, auf dem Vertrage beruhenden Anſprüchen können auch weiter⸗ 
Kpenbe außervertragliche begründet fein, wie z. B. der Anſpruch des Dienftboten gegen den 
Dienſtherrn als Tierhalter nach $ 833 (RG 50, 249; vgl. auch 58, 410), des Lehrers nach § 823 
wegen ordnungswidrigen Zuſtandes der Dienſtwohnung, in der die Gemeinde im Hinblicke auf 
er dienftlihen Beziehungen zwiſchen Lehrer, Schülern und deren Eltern einen Verkehr eröffnet 
zat (RG Warn 1912 Nr 250). Wie in der neueren Rechtſprechung anerkannt ift, kann eine Scha⸗ 
denserſatzpflicht nach $ 823 aber auch dann gegeben fein, wenn es ſich um Ortlichkeiten handelt, 
an denen ein mehr oder weniger allgemeiner Verkehr nicht eröffnet ift (NG 88, 433; 89, 385). — 
Zur Haftung der Gemeinde gegenüber einem ſtaatlich angeſtellten Volksſchullehrer im Bereiche 

preuß. Geſetzes, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, v. 28. 7. 06 f. RG 102, 6. 


8 619 


Die dem Dienftberechtigten nach den 88 617, 618 obliegenden Verpflichtungen 
können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beſchränkt werden !). 

E II 558 Abſ 2 III 610; P 2 200, 293. 

1, Inhalt. Durch dieſe zwingende Vorſchrift wird verhindert, daß der Dienſtverpflichtete 
auf Geltendmachung des ihm nach $$ 617, 618 eingeräumten Rechtes auf Schutz gegen Gefahren 
für Leben oder Geſundheit im voraus, d. h. vor Eintritt des Schadens, durch Vertrag ganz 
Oder zum Teil rechtsgültig verzichtet; wenn Erſatzanſprüche bereits entſtanden ſind, kann darauf 


lauch vor Beendigung des Dienſtverhältniſſes) nach allgemeinen Grundſätzen verzichtet werden 
(Komm 1976). 


$ 620 


Das Dienfinerhälinis endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein- 
gegangen iſt 1). 

Iſt die Dauer des Dienfiverhäliniffes weder beſtimmt noch aus der Be- 
ſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen, ſo kann jeder Teil 
as Dienſtverhältnis nach Maßgabe der 88 621 bis 623 kündigen 2) 5). 

E 1 663 II 559; M 2 404: P 2 205. 

m 1. Endigung des Dienſtv erhältniſſes. Seine Zeitdauer (vgl. auch $ 723 A 3) kann nicht 

2 durch ausdrückliche Vereinbarung, ſondern auch durch den Zweck und die Beſchaffenheit 
= zu leiſtenden Arbeit (Abſ 2) beftimmt fein, fo daß, abgeſehen von $$ 626, 627, z. B. vor Ab⸗ 
5 ferung einer gewiſſen nach Stücklohn zu berechnenden Arbeit, keine Endigung des Dienſt⸗ 
gwöcltniſſes eintreten kann. Soll die Dauer des Dienſtverhältniſſes im Sinne des Abſ 2 dem 
in ec ber Dienſte zu entnehmen fein, ſo muß die Erreichung des Vertragszweckes unzweifelhaft 
119 e Erſcheinung treten, fo daß fie von beiden Vertragsteilen ohne umſtändliche Ermittlungen 
6 Sinnen wahrgenommen und ſomit nach objektivem Maßſtab beſtimmt werden kann 
bis „189, 284). Das trifft zu bei Annahme des Dienftverpflichteten für eine beſtimmte Bauſtelle 
für 17 Jertigſtellung des Baus (RA 1, 226), für die Einrichtung einer Kartei (RAG 4, 281), 
5 ie Ausführung genau umgrenzter Lieferungsverträge; dagegen nicht bei Übertragung der 
in valtung einer durch den finanziellen Zuſammenbruch einer mit ihr verbundenen Stadtbank 
dich d, gewordenen Stadtſparkaſſe bis zur Wiederherſtellung klarer und geordneter Verhältniſſe 
Bed 150, 284). Vgl. auch RAch HAN 1931 Nr 1671 (Einſtellung nach Maßgabe des dienſtlichen 
werner fniſſes. Ein Dienſtverhältnis auf beſtimmte Zeit kann auch mit der Maßgabe eingegangen 
wird en, daß der Zeitpunkt, in dem der Vertragszweck erreicht ift, vom Arbeitgeber beſtimmt 
ver „Rach 12, 152; RAS HRR 1933 Nr 821). Zur Frage der Umwandlung eines Dauerdienſt⸗ 
1 hältniſſes in ein befriſtetes ſ. Rach 9, 120. Umgehung von Kündigungsbeſchränkungen durch 
Die tig ſich wiederholende kurzfriſtige Verträge ſ. A 2a. Ein in der Schwebe befindliches 
kaum ſtoerbältnis derart, daß es jederzeit von jeder Partei durch ihre Erklärung beendet werden 
Dau kennt das Geſetz nicht; auch ein Aushilfe dienſtverhältnis wird entweder auf unbeſtimmte 
ae oder mit kalendermäßig oder nach Beſchaffenheit oder Zweck beſtimmtem Ende einge- 
die Nen MAG HRR 1932 Nr 141). Über die Auslegung eines Anſtellungsvertrags, nach dem 
Bil gerung des Dienſtverhältniſſes davon abhängen ſoll, daß das Geſchäft mit einer aktiven 
Dien abſchließt, |. RG JW 1920, 638°. Vgl. auch Seuffü 75 Nr 90. Daß bei Eingehung des 
d "fverhältnijies die Stellung dem Angeſtellten als Lebensſtellung bezeichnet worden tft, macht 
Die ienſtverhältnis nicht zu einem lebenslänglich unkündbaren (RA 19. 12. 28, 330/28). 
erfolgt auſel eines Anſtellungsvertrages, wonach die Anſtellung nach Staatsbeamtengrundſätzen 

folgt, kann für die Frage der Kündigungsmöglichkeit bedeuten, daß dem Angeſtellten nur aus 
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fog. disziplinären Gründen gekündigt werden kann (RAG 11, 213). Iſt ein Dienſtverhältnis 
auf beſtimmte Dauer mit der Abrede eingegangen, daß es nur bei ausdrücklicher Kündigung ſein 
Ende erreichen, mangels einer Kündigung aber ſich von ſelbſt fortſetzen folle, fo hat die Feſtſetzung 
der beſtimmten Dauer regelmäßig nur die Bedeutung, daß nicht zu einem früheren Termin 
fol gekündigt werden können (RA 4, 354). Ein probe weiſe eingegangenes Dienſtverhältnis 
kann jederzeit innerhalb der beſtimmten Probezeit und, wenn eine ſolche nicht ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt iſt, innerhalb eines angemeſſenen, für die Erprobung genügenden Zeitraums (SeuffA 53 
Nr 148) gekündigt werden. Kündigungen nach der preuß. Sparnotverordnung ſ. RAG 11 S. 10, 
14, 213; 12 S. 289, 307. 


2. Über die Natur und Form der Kündigung ſ. oben $$ 130, 542 A 2; über verſpätete 
und bedingte Kündigung |. F 565 A 4. Eine beſondere Form iſt geſetzlich nicht vorgeſchrieben. 
Für die Kündigung des Anſtellungsverhältniſſes eines Schriftleiters ſ. jedoch Schriftleiter⸗ 
geſetz v. 4. 10. 33 (RG Bl 1 713) 88 28, 29, 30; dazu VO v. 18. 1. 34 (RGBl I 40) 88 44ff. 
Schriftform nach Tarifvertrag |. RA 8, 207. Die Frage, ob ein Dienſtverhältnis ſchon 
vor ſeinem Beginn wirkſam gekündigt werden kann, iſt in Ra 13, 80 verneint worden. 
Bedingte Kündigungen find unwirkſam (RG 91, 309; RA 8. 5. 29, 501/28). Über die 
Rechtswirkung einer fortlaufenden Reihe von Kündigungen mit ſich überſchneidenden Friſten 
. RA 13, 233. Über Kündigungen zum oder beim Arbeitsſchluß ſ. RAG HRgt 1931 
Nr 1942. Angabe des Kündigungsgrundes bei der Kündigung iſt auch hier nicht erforderlich. 
Auch eine Kündigung zwecks Anderung der Arbeitsbedingungen beendigt das Dienſtverhältnis 
in dem Zeitpunkt, zu dem fie erklärt ift; der Hinweis auf den Zweck läßt dieſe Wirkung unberührt 
(RAG 3, 235; NAG HAN 1931 Nr 310; 1933 Nr 497). Kündigungen, die ein geſetzliches Verbot 
oder die guten Sitten verletzen, find nichtig (88 134, 138) (NAG 8, 216; 12, 44). Hierher gehört 
die Nichtigkeit einer gegen 8 95 des Betriebsrätegeſetzes verſtoßenden Kündigung (MAG 1, 336; 
2, 248; 3, 33; 5, 177; 7, 4; 8, 173; 10, 250; HRR 1928 Nr 331; 1931 Nr 1158). Über Kündi⸗ 
gungen gegen RVerf Art 118 f. RAG 2, 106; 10 S. 27, 275; 11, 273; RAG HAN 1932 Nr 1335; 
gegen Art 159 ſ. RAG 4, 23; 5, 176; 6 ©. 12, 268; 8, 216; 10, 265; 11,45; RA HAN 1931 

312; 1932 Nr 1463; 1933 Nr 1108. Die Anſicht, daß jedem Tarifvertrag, auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Ausſpruch, ein fog. immanentes Verbot einer ſolchen Kündigung innewohne, die erfolge, 
weil der Arbeitnehmer feine tariflichen Anſprüche geltend mache, ift abzulehnen (RAG 10, 134). 
Es iſt auch daraus allein, daß eine unbillige Härte vorliegt, etwa weil ein anderer Arbeitnehmer 
nach ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und feinem Dienſtalter für eine Entlaſſung eher in Frage 
käme, eine Nichtigkeit nicht abzuleiten (RA HRR 1933 Nr 1208). Mehrere Dienſtberechtigte 
müſſen gemeinſam kündigen (OLG 28, 186). Kündigung eines Dienſtverhältniſſes der Ehefrau 
durch den Ehemann ſ. $ 1358. Erwirlen die Eheleute einen den Ehemann nach $ 1358 ermäch⸗ 
tigenden Beſchluß durch bewußte Täuſchung des Vormundſchaftsgerichts, ſo handeln ſie gegen 
die guten Sitten und müſſen nach $ 826 dem durch die Kündigung geſchädigten andern Vertragsteil 
den Schaden erſetzen (RAch 3, 147). Die Kündigungsfriſten können für beide Teile in ver⸗ 
ſchiedener Dauer vereinbart werden (JW 04, 2239), ſofern eine ſolche Vereinbarung nicht 
gegen § 138 verſtößt (R JW 04, 233°). Beſondere (teilweiſe abweichende) Beſtimmungen über 
die Kündigungsfriſten für Handlungsgehilfen im HGB 89 66 bis 69 (zu 88 66, 67 I. RA 3, 15; 
Relch Warn 1931 Nr 145; RAG HR 1930 Nr 233; zu g 69 ſ. RA 3, 272), dazu Gef. v. 21. 7. 22 
(RF Bl 652), für Handlungslehrlinge im HGB 99 77, 78, für gewerbliche Gehilfen in der Gew 
$ 122, für das gewerbliche Lehrlingsverhältnis in der GewO § 127b, für Betriebsbeamte, Werk⸗ 
meiſter, Techniker in der GewO $$ 133aff., dazu Gef. v. 21. 7. 22 (RG Bl 652). Zum Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Handlungs⸗ und Gewerbegehilfen ſ. RAch 2, 131; RAG SeuffA 83 Nr 38. Er 
mächtigung zur Kündigung von Lehrverträgen im Vergleichsverfahren |. Rach 11, 61. Für die 
Angeſtellten der Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaftenſ. RVerſichO §8 354 (dazu RAG 11,37), 693 
(dazu RG 121, 221), 978, 1147. Für Zeitangeſtellte der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Anden OA ſ. RA 13, 215. Zu $ 358 RVO ſ. RA 11, 289. Zur Kündigung be 
ländlichen Dienftboten ſ. auch Ruch 13, 188. Die beſonderen Kündigungsfriſten der landes⸗ 
geſetzlichen Geſindeordnungen ſind mit dieſen beſeitigt worden (Vorbem 2 vor § 611). Die 
Frage, ob in einem Bühnenanſtellungsvertrage dem Theaterunternehmer rechtswirkſam die 
Befugnis eingeräumt werden kann, nach feinem Belieben einfeitig den Vertrag zu verlängern 
oder jederzeit zu kündigen, iſt nicht allgemein zu verneinen oder zu bejahen, ſondern nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles (BGB $ 138) zu entſcheiden (RG 91, 328). 

Der Kündigungsſchutz für Arbeitnehmer (Angeſtellte und Arbeiter) hat durch die Geſetze 
des neuen Arbeitsrechts (über die einſchlägigen Vorſchriften des Geſ. zur Ordnung der na⸗ 
tionalen Arbeit v. 20. 1. 34 ſ. unter b und e; für die Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
ſ. Vorbem 7 vor $ 611) eine weſentliche Erweiterung erfahren: . 

a) Das Kündigungsſchutzgeſetz v. 9.7. 26 (RGBl 399) hat, entſprechend feinem foztalpolie 
tiſchen Zweck, der Notlage der älteren Angeſtellten nach Möglichkeit zu ſteuern, den aus dem H 5 
und der Gewd ſich ergebenden Schutz mehrfach erweitert, indem es feinen Schutz unabhängig von 
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Falle nur noch für den Schluß eines Kalendervierteljahres kündigen darf. Das Geſetz, das auch im 
Falle des Konkurſes Anwendung findet (RAch HR 1930 Nr 993; 1932 Nr 1942), gilt für Ange⸗ 
ſtellte, die nach 81 Verſichch. f. Angeſtellte verſicherungspflichtig ſind (dazu RA 2, 276; 4, 234), oder 
ein würden, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt die Gehaltsgrenze nach $3 des Gef. nicht überſtiege, und 
beſtimmt, daß ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als zwei Angeſtellte ausſchließlich der Lehrlinge 


eſchäftigung treten weitere Verlängerungen der Kündigungsfriſt ein. Die verlängerte Kündi⸗ 
gungsfriſt gilt immer nur für Kündigungen durch den Arbeitgeber; der Angeſtellte kann in den 


mangels einer ihm an ſich zukommenden vollwertigen Angeſtelltentätigkeit tatſächlich längere 
it Dienſte eines Arbeiters verrichtet (NAG 7, 209). Nichtanwendbarkeit des Kündigungs⸗ 


1202 . 9005 Arbeitgebers |. Ruch 1, 7; 4, 288; 9, 292; RAG Warn 1929 Nr 68; auch HRR 
wnen Dienſtſtellen im Bereiche verſchiedener Reichsminiſterien beſchäftigt war, ſteht der An⸗ 
360 ung des Geſetzes nicht im Wege; es handelt fi um den gleichen Arbeitgeber (RAch 10, 


ſprocc 
Die © 
Täti 

ſammen 
0 1 der ſozialen Gerechtigkeit und nach Treu und Glauben als geboten erſcheinen läßt 


, Mech HAN 1931 Nr 1337). Anrechnung einer Angeftelltentätigfeit im Ausland bei einem 


ofen HMM 1930 Nr 532. Wiederholte Inanſpruchnahme des Kündigungsſchutzes bei fort⸗ 
4 — Tatigkeit bei dem nämlichen Arbeitgeber ſ. RA HRR 1931 Nr 1673. Über die An⸗ 


ſelte un von Kriegsdienſtjahren |. RAch 3, 353. Anzurechnen iſt auch die Zeit, die der Ange⸗ 


Sur Behandlung des Falles, wenn der anſtellende Arbeitgeber den Angeſtellten in einem fremden 


urdigungstermine 1 Natur (RAG 1, 7; 4, 6; RA JW 1930, 45558, 30178). Sie 


f finden auch Anwendung, wenn ein gekündigter Angeſtellter nur auf ſeine Bitten und in 
gelten Intereſſe für unbeſtimmte, wenn auch kurze Zeit weiterbeſchäftigt wird (RA 12, 284), 
ein " aber nur für wirkliche Kündigungsfälle und ſcheiden aus, wenn ein für beſtimmte Zeit 


ea 1881 Nr 1158, 1438 und für tarifmäßige Kundigungsbeſchränkungen RAG 2, 92). Ob 
gehu anzuläſſige, einer Anwendung der Kündigungsvorſchriften nicht im Wege ſtehende Um⸗ 
bes Fallen zunehmen oder der Vertragsfreiheit Raum zu geben iſt, hängt von den Umſtänden 
die M 


maßnahme veranlaßt war oder doch für veranlaßt gehalten werden durfte (MAG 7, 9). 

. Awendung des Ainbigungsfenupgefegee auf ausländiſche Anſtellungsverhältniſſe ſ. Rauch 
b) y 2, 270; Rach HRR 1933 Nr 1107. N 

das Ghei dem Betriebsrätegeſetz v. 2. 2. 20 (RGBl 147) — über ſeine Aufhebung durch 
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Kündigung (auch der friſtloſen) ſeitens des Arbeitgebers aus beſtimmten Gründen Ein⸗ 
ſpruch erheben, der zunächſt an den Arbeiter- oder Angeſtelltenrat geht, und wenn dieſer 
ihn für begründet erachtet (vgl. R 106 S. 238, 242), gleichwohl aber eine Verſtändigung 
mit dem Arbeitgeber nicht erreicht, auf Anrufen des Arbeiter- oder Angeſtelltenrats oder des 
Arbeitnehmers zur endgültigen Entſcheidung durch das Arbeitsgericht (früher den Schlich⸗ 
tungsausſchuß) führen kann. Wird der Einſpruch gegen die Kündigung für gerechtfertigt erklärt, 
ſo muß der Arbeitgeber den Arbeitnehmer wieder einſtellen oder entſchädigen. Das Nähere 
ergeben die $$ 84ff. des Geſetzes in der Faſſung des Arbeitsgerichtsgeſetzes § 112; dazu JW 1921, 
15582. Haftung des Vorſitzenden des Arbeiterrats für rechtzeitige Vorlegung des Einſpruchs 
ſ. RAG 5, 344. Über das Verhältnis zwiſchen den bürgerlich⸗rechtlichen Anſprüchen des Dienſt⸗ 
pflichtigen wegen ungerechtfertigter Kündigung und einer ihm nach 88 84 Abſ 2, 87 des Betriebs⸗ 
rätegeſetzes zugeſprochenen Entſchädigung RG 105, 132. Dem friſtlos entlaſſenen Arbeitnehmer 
fteht danach ein Lohnanſpruch neben der Abkehrentſchädigung aus $ 87 nicht zu; übereinſtimmend 
RA 5 S. 143, 319; 9, 18. Ein dem Arbeitnehmer ſchon vor der Entlaſſung erwachſener Urlaubs-, 
nun Urlaubsvergütungsanſpruch bleibt unberührt (RAG 4, 132.) Zu 8 87 ſ. auch RA 6, 104 
und 8, 270. Über die Bedeutung eines die Zuläſſigkeit einer friſtloſen Kündigung bejahenden 
Spruches des Angeſtelltenrates und eines die ſachliche Entſcheidung ablehnenden Beſchluſſes 
eines Schlichtungsausſchuſſes für die ordentlichen Gerichte |. RG 108, 98. Beſchlüſſe einer Be- 
triebsvertretung über den Kündigungseinſpruch des Arbeitnehmers müſſen, wenn ſie ſich in den 
Grenzen der Zuſtändigkeit halten, vom Gericht als rechtsbeſtändig hingenommen werden. Das 
ſchließt aber nicht aus, daß, falls ſie auf pflichtwidrigem Verhalten der Betriebsvertretungs⸗ 
mitglieder beruhen, dieſe unter dem Geſichtspunkt des $ 823 Abſ 2 dem durch den Beſchluß Ge⸗ 
ſchädigten ſchadenserſatzpflichtig find; $ 839 Abi 2 ſteht ihnen dabei nicht zur Seite (RAG 10, 153). 
Nach dem Gef. v. 4. 4. 33 (RG Bl 1 161) Art II beſteht das Einſpruchsrecht nicht, wenn die Kün⸗ 
digung mit dem Verdacht ſtaatsfeindlicher Einſtellung begründet wird. Einen beſonderen Kün⸗ 
digungsſchutz für Mitglieder einer Betriebsvertretung ſieht das Betriebsrätegeſetz 
in 59 96ff. bor, wonach zur Kündigung (oder auch zur Verſetzung in einen anderen Betrieb) die 
Zustimmung der Betriebsvertretung erforderlich ift, die im Falle der Verſagung vom Arbeits- 
gericht erſetzt werden kann. Kündigungsſchutz für Erſatzmitglieder ſ. RAG 9 S. 1, 176, 191; 
11,139; RAS HR R 1932 Nr 967; 1933 Nr 744; für Baudelegierte ſ. RAG 2, 143; 6 S. 40, 71,322; 
10, 366; für Betriebsobmänner ſ. MAG 1, 136; 6, 318; 12, 14; Rach HRR 1932 Nr 968. Der 
Kündigungsſchutz gilt auch für ſolche Kündigungen, die nur zu dem Zwecke ausgeſprochen werden, 
um eine Anderung der Vertragsbedingungen herbeizuführen (NAG 2 S. 28, 341). Maßgebend 
für die Frage, ob es der Zuſtimmung bedarf, iſt der Zeitpunkt, in dem die Kündigung erklärt 
wird, nicht der Termin, zu dem fie erfolgt (RAG 3, 33; 6, 123; 7, 230; RUG HRR 1930 Nr 993). 
Eine danach zuläſſige Kündigung wird nicht dadurch wirkſam, daß der Gekündigte nachträglich 
noch vor dem Kündigungstermin Mitglied einer Betriebsvertretung wird (MAG 5, 211). A 
dererſeits entfällt das Erfordernis der Zuſtimmung der Betriebsvertretung nicht deshalb, weil 
der Gekündigte im Kündigungstermin das Betriebsratsamt nicht mehr bekleidet (MAG 
10, 67). Der Kündigungsſchutz beginnt früheſtens mit dem Augenblick, in dem die Betriebs, 
vertretung, der der Gekündigte angehört, ihr Amt antritt, alſo keinesfalls vor Ablauf der Amtszeit 
der bisherigen Vertretung (RAG 3 S. 33, 96). Hiervon abgeſehen iſt nicht die Wahl, ſondern 
die Veröffentlichung ihres Ergebniſſes für den Erwerb des Amtes und damit für den Beginn des 
Kündigungsſchutzes entſcheidend (RAG 5, 211; 6, 189; 9, 179). Maßgebender Zeitpunkt für 
Bau- und Platzobmänner ſ. Ra 10, 318. Vor dem für den Amtsbeginn maßgebenden Beil 
punkt kann nur $ 95 (i. d. Faſſung des Gef. v. 28. 2. 28, RG Bl I 46) Platz greifen, wonach den 
Arbeitgebern und ihren Vertretern unterſagt iſt, Arbeitnehmer in der Ausübung ihrer Rechte 
aus dem Betriebsräte geſetz zu beſchränken oder fie deshalb zu benachteiligen, was zur Nichtigleit 
verbotswidriger Kündigungen (§ 134) und zu Schadenserſatzanſprüchen (§ 823 Abſ 2) führen 
kann (RAG 1, 336; 2 S. 18, 248; 3, 33; 4, 23; 7, 4; vgl. auch 5, 76). Der Kündigungsſchutz dauert 
bis zum letzten Tage der Amtszeit, auch eine an dieſem Tage erklärte Kündigung bedarf daher der 
Zuſtimmung der Betriebsvertretung (Rach 11, 149; 12, 179). Erſatzzuſtimmung durch 
Arbeitsgericht nach § 97, wenn es ſich um die Kündigung des einzigen noch im Amt verbliebenen 
Betriebsratsmitgliedes handelt und eine neue Betriebsvertretung noch nicht gewählt iſt (RM 
HRR 1932 Nr 1672). Folgen der Vereinigung eines Zweigbetriebes mit dem Hauptwerk füt 
Betriebsvertretung und Kündigungsſchutz |. Ruch 9, 327. Bei der Entſcheidung über die ZU 
ſtimmung hat die Betriebsvertretung, bei der Erſatzzuſtimmung das Arbeitsgericht von ſozialen 
Geſichtspunkten auszugehen; die Prüfung hat ſich nicht darauf zu erſtrecken, ob die Kündigung 
rechtswirkſam iſt (RA 6, 174; Rach HAN 1931 Nr 310; 1932 Nr 42, 2270). Über die Berück⸗ 
ſichtigung des $ 95 . 9 97 und Rach 1, 136. Die Zuſtimmung, die einer Nachprüfung des Prozeſ 
gerichts nicht unterliegt RG 111, 412; 116, 9; 126, 53; Rach 1, 136; 10, 153), kann auch nach 
träglich erteilt werden und hat dann rückwirkende Kraft (RAG 1, 151; 2, 341; 3, 33; 4, 100% 
nur muß ſie der Arbeitgeber ſpäteſtens bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt nachſuchen, weng 
die Kündigung nicht ihre rechtliche Bedeutung verlieren ſoll (RAG 6, 123). Verſpätete Antrag 
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ſtellung beim Arbeitsgericht ſ. RAG 13, 95. Bei rechtzeitiger Anrufung kann auch eine 
neue Betriebsvertretung, der der Gekündigte nicht mehr angehört, die Zuſtimmung erteilen 
(RA 7, 230; 12, 279). Rückwirkende Kraft hat auch ein eine Beſchwerde gegen die Erſatz⸗ 
zuſtimmung des Arbeitsgerichts zurückweiſender Beſchluß (RA 4, 327). Einer Zuſtimmung 
bedarf es nicht in den Fällen des § 96 Abſ 2 Nr 1—3, jo namentlich bei einer Stillegung 
des Betriebes (im Sinne des Betriebsrätegeſetzes, nicht der Stillegungsverordnung; über den 
Begriff der Betriebsſtillegung und ihren Unterſchied von einer bloßen Betriebsunterbrechung 
„ch 133, 87; RG JW 1928, 19335; Real 2 S. 198, 341; 7 S. 4, 333; 101, 350; 12, 264; 
AG HR 1932 Nr 965), auch einer Teilſtillegung (Rel 2, 211; 3, 268: 5 S. 259, 323; 6 S. 212, 
344; 8 S. 109, 121, 247; 10 S. 131, 336; 12, 227; RAG HRR 1931 Nr 1778; 1932 Nr 457, 966). 
Die Kündigung (ohne Zuſtimmung der Betriebsvertretung) kann auch ſchon vor Eintritt der Still⸗ 
“gung fo ausgeſprochen werden, daß die Friſten alsbald laufen (RAG 11, 153 unter Aufgabe 
des abweichenden früheren Standpunkts; ebenſo RA HRR 1933 Nr 573). Bei Entlaffungen 
aus Anlaß einer Teilſtillegung genießen die Mitglieder der Betriebsvertretung an ſich keinen 
orzug vor den übrigen Arbeitnehmern (RAG 1, 160; 3, 271; 6, 348; 8, 247; RA HRR 1932 

r 41). Über die Kündigung von Betriebsvertretungsmitgliedern, wenn eine Verletzung ihrer Amts⸗ 
pflichten zugleich eine Verletzung ihrer vertraglichen Dienſtpflicht einſchließt, f. RA HRR 1931 
Ar 1060; 1932 Nr 1459. Auf den Kündigungsſchutz kann nicht verzichtet werden, wohl aber kann 
die Kündigung Anlaß zu einer rechtswirkſamen vertraglichen Löſung des Arbeitsverhältniſſes 
geben (RA 3, 302; 8, 199). Die Notwendigkeit der Zuſtimmung entfällt auch hier, wenn das 
gu oeit3berhältnis ohne Kündigung durch Zeitablauf erliſcht (RAG 4, 354); fo auch bei einem 
Rotſtandsarbeiter nach drei Monaten mit Rückſicht auf die nach dieſer Zeit grundſätzlich ſtatt⸗ 
leitende Auswechſlung (RAG 3, 162; 6, 40). Umgehung der Schutzvorſchrift durch Abſchluß 
lettenartig ſich wiederholender Dienſtverträge auf beſtimmte Zeit führt zur Nichtigkeit der die 
Umgehung enthaltenden Abrede (vgl. oben a). Um eine Kündigung im Sinne des $ 96 handelt 
es ſich aber auch, wenn Dienftverhältniffe, die auf beſtimmte Zeit eingegangen find, vereinbarungs⸗ 
Nerd ſich von ſelbſt verlängern, falls fie nicht ausdrücklich gekündigt werden (NG SeuffA 81 
2 Zur Anwendung des § 97 |. RAG 1, 196; 10 S. 221, 244; 11, 315; 12 S. 9, 103, 106, 
ob bei 7 HRN 1933 Nr 574; 1932 Nr 43; 1931 Nr 1229; 1930 Nr 386. Die Prüfung der Frage, 
bei Beſchlüſſen einer Betriebsvertretung über die Zuläſſigkeit der Entlaſſung eines ihrer Mit⸗ 
leder die Verfahrensvorſchriften des Betriebsrätegeſetzes ($ 32) beobachtet worden find, ift den 
Gerichten entzogen (RG 116, 9; R& 25. 2. 27 111 49/26). Über das Verhältnis dieſer Vorſchriften 
= denen der Reichsperſonalabbau O v. 27. 10. 23 (RG Bl I 999) ſ. RG 108, 371. Das Verfahren 
Fi durch das Arbeitsgerichtsgeſetz v. 23. 12. 26 (RGBL I 507) weſentliche Anderungen erfahren 
DL. dort 99 2, 10, 63, 71, 112).— Das Betriebsrätegeſetz tritt mit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
in Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1 45) außer Kraft (vgl. § 611 A 5 
ander Abſatz). Damit entfällt die dargelegte Regelung. Der Kündigungsſchutz kehrt jedoch in 
tt. erer Form wieder. Betriebsräte im bisherigen Sinne gibt es danach nicht mehr. Die Ver⸗ 
auens männer, die mit dem Unternehmer als dem Führer des Betriebes und unter ſeiner 
!tung den Vertrauensrat bilden (89 1, 5), genießen aber einen verſtärkten Kündigungs- 
"bed inſofern, als eine Kündigung ihres Dienſtverhältniſſes überhaupt nur dann zuläſſig iſt, 
5 fie infolge Stillegung des Betriebes oder einer Betriebsabteilung erforderlich wird oder 
mem Grunde erfolgt, der zur friftlofen Kündigung berechtigt ($ 14 Abſ 1 Satz 2); in anderen 
beit alſo nicht, auch nicht mit Zuſtimmung des Vertrauenstates oder des Treuhänders ber 
Se Dem bisherigen Einſpruchsverfahren entipricht der Kündigungsſchutz der 58 556ff. 
in — ſetzes. Danach können Angeftellte oder Arbeiter, denen nach einjähriger Beſchäftigung 
Beten gleichen Betrieb oder dem gleichen Unternehmen gekündigt wird, wenn es ſich um einen 
5 deb mit in der Regel mindeſtens zehn Veſchäftigten handelt, beim Arbeitsgericht auf Widerruf 
bedi kündigung klagen, wenn dieſe unbillig hart und nicht durch die Verhältniſſe des Betriebes 
Klaas iſt ($ 56 Abſ 1). Der Vertrauensrat wirkt in dem Verfahren ſelbſt nicht mit, doch ift der 
we; regelmäßig eine Beſcheinigung des Vertrauensrates darüber beizufügen, daß die Frage 
uf Weiterbeſchäftigung erfolglos beraten worden iſt ($ 56 Abſ 2). Erkennt das Gericht auf Wider ⸗ 
daß r Kündigung, ſo iſt im Urteil von Amtswegen eine Entſchädigung für den Fall feitzujegen, 
8 der Unternehmer den Widerruf ablehnt (§ 57 Abſ 1). Das Nähere ergeben die erwähnten 
orſchriften des Geſetzes. Über die vorſorgliche Stellung des Antrags auf Widerruf in einem 
abfahren über die Unwirkſamkeit einer friftlofen Kündigung ſ. $ 61. Eine Reviſion an das Reichs⸗ 
eitsgericht findet in den Fällen der $$ 56ff. ebenſowenig ftatt wie bisher in Kündigungsein⸗ 
Re Sachen (8 66 Abſ 8). Bei Kündigungen auf Grund geſetzlicher oder tarifordnungsmäßiger 

pflichtung findet dieſer Kündigungsſchutz keine Anwendung ($ 62). 

8 100 Über den Schutz gegen vorzeitige Entlaſſung, den die Stille gungsverordnung v. 
und z 20 (RG 1901) i. d. Faſſung d. VO v. 15. 10. 23 (RGBl I 983) gibt, ſ. dort 88 1, 2, 5, 6 
a Al 1, 287; 2, 341; 4 S. 27, 52, 236, 362; 5 S. 217, 238; 7, 314; 8 S. 53, 84, 87; 9 S. 201, 
1939 20, 341; 11, 117; 12 ©. 33, 108, 112; Relch HRR 1930 Nr 535; 1931 Nr 315, 763, 1441; 
Nr 393, 1214; Arbeitsſtreckung |. RA 8,353. Die Stillegungs Vo tritt mit dem Inkraft⸗ 
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treten des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1 45) außer 
Kraft (J. dort $$ 64, 65). Der Entlaſſungsſchutz iſt jetzt im § 20 dieſes Geſetzes geregelt. 

d) Nach dem Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 6. 4. 20, RG Bl 
458 in der Faſſung des Gef. v. 13. 12. 22 (RGS Bl I 972), neue Faſſung v. 13. 1. 23 (RG Bl 1 57), 
zu $ 15 Abſ 2 ſ. Not BO v. 8. 12. 31 Teil 5 Kap V9 3 (RGBl 1 725), $ 13 kann einem Schwer- 
beſchädigten in der Regel nur mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle (Endgültigkeit 
der Zuſtimmung |. Reichsperſonalabbaus O v. 27. 10. 23 § 3 Art 21 VIII (RG Bl I 1009) ge⸗ 
kündigt werden. Zum Begriff der Empfangsbeſcheinigung im Sinne des § 13 Abſ 1 ſ. RA 9, 
166; 11, 326. Zu $ 17 f. RA 10, 54; 13, 240. Die Kündigungsfriſt beträgt mindeſtens 4 Wochen. 
Unter der in $ 13 Abſ 1 S. 4 bezeichneten Kündigungsfrist iſt nicht dieſe Mindeſtfriſt, ſondern die für 
das jeweilige Dienſtverhältnis geltende Be gemeint (MAG 3, 209). Dauer und Lauf 
der Kündigungsfriſt bei Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle auf Grund des § 16 f. RAG 
10, 195; Lohnzahlungspflicht im Falle des § 16 . NAG HR R 1930 Nr 1334. Die geſetzlichen 
Beſtimmungen über friſtloſe Kündigung werden an ſich nicht berührt (Ru 11. 1. 28, 34/27), 
und das Gericht iſt bei der Prüfung des wichtigen Grundes auch nicht gehindert, Umſtände, 
die im Rahmen einer Entſcheidung der Fürſorgebe hörde nach den $$ 13, 16 hätten berück⸗ 
ſichtigt werden können oder berückſichtigt worden ſind, aber nicht zur Zuſtimmung der Haupt⸗ 
fürforgeftelfe geführt haben, ſelbſtändig zu prüfen (RAG 11, 326). Doch muß die Zuſtimmung 
der Hauptfürſorgeſtelle zur Kündigung auch hier eingeholt werden, wenn es ſich um eine Krankheit 
handelt, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung ift (dazu Ra 4, 49). Ferner find Schwerbeſchä⸗ 
digte, denen nur aus Anlaß eines Streiks oder einer Aussperrung friſtlos gekündigt worden iſt, 
nach Beendigung des Streiks (auch eines wilden Streiks, HAN 1931 Nr 1340) oder der Aus⸗ 
ſperrung wiedereinzuſtellen (dazu RA 9, 302; 12, 354). Auf Reichs- und Landesbeamte ſind 
dieſe Vorſchriften nicht anzuwenden, wohl aber auf ſchwerbeſchädigte kündbare Beamte anderer 
öffentlich -rechtlicher Körperſchaften und Stiftungen. Einfluß einer Herabſetzung der Verſorgungs⸗ 
rente auf das Kündigungsrecht des Arbeitgebers ſ. RG LE 1925, 77511. Die Vorausſetzungen 
der Kündigung müſſen nach dem Zeitpunkt beurteilt werden, in dem die Kündigung 
ausgeſprochen wird (MAG 3, 33; Rach HRR 1929 Nr 2022; 1931 Nr 425). Der Schuß 
des Schwerbeſchädigtengeſetzes ſteht jedem zu, der im Augenblicke der Kündigung Schwerbeſchädig⸗ 
ter im Sinne des Geſetzes ($$ 3, 20, dazu Rad 3 S. 49, 241; 7,139; RA HRR 1931 Nr 426) 
iſt, gleichviel ob der Arbeitgeber ihn von der Hauptfürſorgeſtelle zugewieſen erhalten oder frei⸗ 
willig eingeftellt und letzteren Falles feine Eigenſchaft als Schwerbeſchädigter gekannt hat oder 
nicht (RG 124, 17: RA 1,89; 3, 241); auch wenn der Arbeitgeber außer ihm ſchon ſo viele Schwer⸗ 
beſchädigte eingeſtellt hat, als geſetzlich von ihm zu verlangen iſt (RA 3, 313; RA HRR 1930 
Jer 26) und ſelbſt dann, wenn es ſich um einen Kleinbetrieb handelt, für den ein Einſtellungszwang 
überhaupt nicht beſteht (Ru 4, 159; 5, 159). Über Kündigung bei Einſtellung auf Probe 
. RAS 11, 198. Der Zustimmung der Hauptfürſorgeſtelle bedarf es auch, wenn Arbeitsbe⸗ 
dingungen ohne Einverſtändnis des Schwerbeſchädigten geändert werden ſollen, z. B. Kurz⸗ 
arbeit eingeführt wird, es ſei denn, daß dies im Einklang mit einer Geſamtvereinbarung geſchieht 
(RAG 6, 308; 7 S. 99, 269; 8, 15). Über die Grenzen des Direktionsre chts beim Schwerbe⸗ 
ſchädigten, insbeſondere über Beſchäftigungswechſel kraft Direktionsrechts des Arbeitgebers l. 
RA 4, 212; 7, 89; RA HRR 1930 Nr 544. Der Kündigungsſchutz des Schwerbeſchädigten⸗ 
geſetzes wirkt auch gegenüber dem Konkursverwalter (RA 13, 143). Die Zuſtimmung der 
Hauptfürſorgeſtelle (deren Entſcheidung im übrigen ebenſo wie die des Schwerbeſchädigten⸗ 
ausſchuſſes von den Gerichten auf ihre Geſetz- und Rechtmäßigkeit nicht nachzuprüfen ift, RG HAN 
1930 Nr 2161; 1932 Nr 972), muß klar und beſtimmt ſein und darf unter Bedingungen und 
Einſchränkungen nur ausgeſprochen werden, ſoweit dieſe mit den Grundſätzen des Schwerbeſchädig⸗ 
tengeſetzes und mit dem Weſen der Kündigung vereinbar ſind; unzuläſſig, unwirkſam und einer Ver⸗ 
ſagung gleichzuſtellen iſt daher z. B. eine Zuſtimmung unter der Bedingung, daß der Schwerbeſchä⸗ 
digte ſpäter im Rahmen der Einſtellungspflicht bevorzugt wieder eingeſtellt werde (MAG 2, 186; 
8, 261; 9, 184; 11,245; 13, 1). Zuſtimmung unter der Bedingung, daß ein anderer Schwerbe⸗ 
ſchädigter eingeſtellt werde, ſ. Rach 9 S. 13, 184. Einſtweilige Verſagung macht die Kündigung 
nicht unwirkſam, verhindert aber, daß die Zuſtimmung infolge Friſtablaufs als erteilt gilt (RAG 
5, 148). Über den Kündigungsſchutz hinaus hat das Reichsarbeitsgericht aus dem ſozialen Zweck 
des Geſetzes gefolgert, daß der Arbeitgeber dem Schwerbeſchädigten, der infolge ſeiner (im 
Rentenbeſcheid feſtgeſtellten Rauch 7, 139) Kriegsbeſchädigung erkrankt und dadurch arbeitsunfähig 
iſt, nicht nur den Arbeitsplatz belaſſen, ſondern (unbeſchadet abweichender Regelung durch Einzel⸗ 
und Geſamtbereinbarung, RAG 4, 60; 5, 44; 6 S. 101, 243; RAG HAN 1931 Nr 121) auch den 
Lohn fortzahlen muß bis zur geſetzlichen Löſung des Arbeitsverhältniſſes (RAG 2, 9; 4, 60; 6, 
243; R HRR 1929 Nr. 1117; 1931 Nr 1339). Die Notwendigkeit einer Zuſtimmung entfällt auch 
hier, wenn das Arbeitsverhältnis durch Zeitablauf endigt, es alſo einer Kündigung überhaupt nicht 
bedarf (R Ach 1, 226; 3, 261; 10, 54). Zur Frage des Annahmeverzugs des Arbeitgebers, falls der 
Arbeitnehmer gegen den der Kündigung zuſtimmenden Beſcheid der Hauptfürſorgeſtelle Beſchwerde 
einlegt und der Schwerbeſchädigtenausſchuß abändernd die Zuſtimmung verſagt (RA 5, 235; 
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RAG HRR 1930 Nr 146; 1932 Nr 2173; RA Warn 1933 Nr 25). Rückwirkende Kraft einer 
auf Beſchwerde erteilten Zuſtimmung ſ. RA® 9, 269. Keine Anwendung des Schwerbeſchädig⸗ 
ienſchutzes bei Arbeiten im Auslande (RAG 9, 40). 

e) Verbot der Kündigung vor und nach der Niederkunft f. Gef. v. 16. 7. 27 (RGB 
1184) $ 4, dazu RA 8, 224. 
3. Über den Einfluß des Todes des Dienſtberechtigten und des Dienſtverpflichteten ſ. $ 613. 
Über die beim Konkurs des Dienſtberechtigten ſowie im Falle des Vergleichsverfahrens 
zuſtehende Kündigung ſ. KO $ 22 und Vergleichsordnung v. 5. 7. 27 (RG Bl 1 139) SS 28ff. 
Auf Lehrverhältniſſe findet $ 22 KO mit der Maßgabe Anwendung, daß fie durch die Kündigung 
ſriſtlos aufgehoben werden (RA 9, 32; MAG Warn 1932 Nr 88). — In Betracht kommen auch 
die Beſtimmungen über die Unmöglichkeit der Leiſtung in 98 323325. Insbeſondere ber 
ſteht kein Anſpruch des Dienftverpflichteten auf Vergütung, wenn ein zufälliges Ereignis ihm die 
Leiſtung der Dienſte vollſtändig, nicht bloß vorübergehend unmöglich macht und das Vertrags⸗ 
verhältnis aufhebt. Anders dagegen, wenn der Dienſtpflichtige die Dienſte leiſten kann und will, 
dor Dienſtherr aber infolge eines zufälligen Ereigniſſes (3. B. Brand oder Exploſion in feiner 
Fabrik) keinen Gebrauch davon machen kann: Kündigungsrecht des Dienſtherrn nach $ 626 mit 

erpflichtung zur Leiſtung der dem Pflichtigen bis zur Kündigung etwa erwachſenen Ver⸗ 
gütung ($ 628). Auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit ſchlagen hier die Grundſätze zur Frage 
ber Tragung des Betriebstiſikos ein (vgl. $ 615 A 2). 


9 621 


) II die Vergütung nach Tagen bemeſſen, fo ift die Kündigung an jedem 
Tage für den folgenden Tag zuläſſig. 
_ Mt die Vergütung nach Wochen bemeffen, fo ift die Kündigung nur für den 
Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage 
r Woche zu erfolgen. 
Iſt die Vergütung nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für 
n Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am fünfzehnten 
11 Monats zu erfolgen. 
Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten be- 
meſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs 
nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. 
1 10 II 500; M 2 404; P 2 200. se 
„Ordentliche Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt. Vgl. die Anmerkungen zu 
N mi Veſteht die für bie Dienste AM en en Var. und Nattrallohn er 
il de beide Lohnarten nach verſchiedenen Zeitarten berechnet, ſo beſtimmt der weſentlichere 
955 5 Vergütung die geſetzliche Kündigungsfriſt (AG 6, 154). — Abweichende Feſtſetzung 
zei adigungsfriſt durch Vereinbarung ift zuläſſig und unter Umſtänden ſchon aus der Be⸗ 
Kurd ng einer einen längeren Zeitraum umfaſſenden Dienſttätigkeit zu entnehmen (einjährige 
Di gungsfriſt wurde z. B. für angemeſſen erachtet bei dem als „Lebensstellung“ bezeichneten 
enſtverhältnis eines Anſtaltsarztes, RG SeuffA 63 Nr 40). 


S 622 
Das Dienftverhältnis der mit feſten Bezügen zur Leiſtung von Dienſten 
5 rer Art Angeſtellten, deren Erwerbstätigkeit durch das Dienſtverhältnis 
ollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch genommen wird, insbeſondere der 
ein rer, Erzieher, Privatbeamten, Geſellſchafterinnen, kann nur für den Schluß 
8 es Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
on ſechs Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergütung nach kürzeren 
eitabſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt ). 
1 1 563 IT 501; M 2 464; N 2 206. N 
im 63 Dieſe beſondere Kündigungsvorſchrift für Dienfte höherer Art ($ 627 A 1), bei der 109 
für ße zu $ 621 die Bemeſſung der Vergütung nicht in Betracht kommt, N 59 
und der u gsgehilfen und gewerbliche Betriebsbeamte geltenden Beſtimmungen des 1 8 
durch R GewO 8 133a (dazu RAG 7,103: Muſiker in Lichtſpieltheatern) und kann gleich jenen 
bleibt ereinbarung abgeändert werden. Liegt keine Anſtellung mit feſten Vezligen vor, dann 
Seu a bei der Regel des 5 621. Über die Kündigungsfriſt bei einer ſog. Lebensſtellung |. RG 
ff 63 Nr 40 (8 621 A .. 


de 


298 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


8 623 


) dit die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, fo kann das Dienft- 
verhältnis jederzeit gekündigt werden; bei einem die Erwerbstätigkeit des 
Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nehmenden Dienſt⸗ 
verhältnis iſt jedoch eine Kündigungsfriſt von zwei Wochen einzuhalten ). 

E I 563 II 562; M 2 464; P 2 296. 


1. Auch dieſe ein Dienſtverhältnis von unbeſtimmter Dauer vorausſetzende Vorſchrift — 
ſonſt $ 620 Abſ 1 anzuwenden, ſ. A ! dort — kann durch Vereinbarung abgeändert werden. — 
Über dienſtvertragsähnliche Verträge |. $ 611 A 2. 

2. Die Zweiwochenfriſt beruht auf Billigkeitsrückſichten, um dieſen Dienſtverpflichte⸗ 
ten die nötige Friſt zur Aufſuchung eines anderen Dienſtes zu geben. 


9 624 


1) Iſt das Dienftverhältnis für die Lebenszeit einer Perſon 2) oder für längere 
Zeit als fünf Jahre ) eingegangen, jo kann es von dem Verpflichteten nach dem 
Ablaufe von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfriſt beträgt ſechs 
Monate. 

E 1 564 II 563; M 2 465 ff.; P 2 299. 


1. Kündigung bei einem für die Lebenszeit einer Perſon oder auf länger als fünf Jahre 
eingegangenen Dienſtverhaltnis. Die Vorſchrift beruht auf ſozialpolitiſchen und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Gründen, insbeſondere auf der Erwägung, daß eine längere als fünfjährige Gebunden ⸗ 
heit den — meiſt wirtſchaftlich ſchwächeren — Dienftverpflichteten im Widerſtreite mit der moder- 
nen Entwicklung übermäßig in der perſönlichen Freiheit beſchränke. Die Vorſchrift iſt daher 
zwingender Natur (RG 80, 277) und äußert rückwirkende Kraft auch gegenüber einem unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchloſſenen Vertrage (RG 3. 12. 07 III 180/07). Sie iſt 
auf dienſtvertragsähnliche Verhältniſſe anwendbar (RG 78, 424) und gilt auch für das Geſinde 
verhältnis (Vorbem 2 vor $ 611). Die Kündigung ſteht nur dem Verpflichteten zu. Abgeſehen 
von dieſer Kündigungsbefugnis bleibt der Vertrag zu Recht beſtehen (RG Warn 08 Nr 142). 
Verſtößt aber die Länge der Dienſtzeit gegen die guten Sitten, fo tritt nach $ 138 Nichtigkeit des 
ganzen Vertrags ein. Darüber, daß ein ſog. Bühnenanſtellungsvertrag, durch den eine Schau⸗ 
ſpielerin von dem Unternehmer auf eine lange Reihe von Jahren wirtſchaftlich völlig abhängig 
wird, gegen die guten Sitten verſtößt, vgl. RG Warn 1913 Nr 187. 

$ 624 ſetzt nach Wortlaut und Zweck nur voraus, daß ein Dienſtverhältnis für länger als 
fünf Jahre eingegangen iſt. Er unterſcheidet nicht, ob das Dienſtverhältnis auf einem oder 
mehreren Verträgen beruht, und ob es letztenfalls durch den zweiten Vertrag unter den bis⸗ 
herigen Bedingungen verlängert iſt oder ob die Vertragsbedingungen abgeändert ſind; es genügt, 
daß der Dienſtverpflichtete ſich demſelben Dienſtberechtigten gegenüber durch die mehreren Ver⸗ 
träge zu gleichen oder gleichartigen Dienſten verpflichtet hat und die in den Verträgen verein⸗ 
barte Geſamtdauer des Dienſtverhältniſſes fünf Jahre überſteigt. Jedoch iſt eine Einſchränkung 
zu machen. Muß einerſeits zur Vermeidung einer Umgehung des $ 624 zweifellos angenommen 
werden, daß die Verlängerung eines fünfjährigen Dienſtverhältniſſes gleich nach 
dem Antritt des Dienſtes dem $ 624 unterſteht, jo fordern doch anderſeits berechtigte Intereſſen 
der Vertragsparteien, daß die Verlängerung des Dienſtverhältniſſes ſchon eine ange meſſene 
Zeit vor dem Ablaufe der fünf Jahre zuläſſig ſei. Welche Friſt als angemeſſen zu 
erachten tft, kann nur nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles beſtimmt werden. 
Entſcheidend iſt, ob der Dienſtverpflichtete bereits die für Fortſetzung oder Abbruch des Dien. 
verhältniſſes maßgebenden Umſtände zu überſehen vermag (RG 80, 277). In dem dieſer ern 
ſcheidung zugrunde liegenden Falle ift angenommen worden, daß ein Schauſpieler ſich regel“ 
mäßig im fünften Vertragsjahre auf weitere fünf Jahre unkündbar binden könne. 


2. Für die Lebenszeit „einer Perſon“, alſo entweder für die eigene Lebenszeit des Ver⸗ 
pflichteten oder für diejenige des Dienſtberechtigten oder für diejenige eines Dritten. 


8. Für längere Zeit als fünf Jahre, ſei es, daß die Zeitdauer ausdrücklich vereinbart ift oder 
der vertragliche Zweck der Dienſte ($ 620 A 1) nicht innerhalb fünf Jahren erreicht wird. 11 
Kündigung nach $ 624 ift auch dann zuläffig, wenn der Verpflichtete die Dienste nicht in Person 
($ 613) zu leiſten braucht. Auf ein Dienſtverhältnis, das auf Lebenszeit eingegangen iſt, geh 
bei 1 gehltien nicht die 58 66, 67 HGB, ſondern $ 624 BGB Anwendung (RAG 9 
1933 Nr 1101). 
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Wird das Dienſtverhältnis nach dem Ablaufe der Dienftzeit von dem Ver⸗ 
pflichteten mit Wiſſen des anderen Teiles fortgeſetzt !), fo gilt es als auf unbe- 
ſtimmte Zeit?) verlängert, ſofern nicht der andere Teil unverzüglich wider⸗ 
ſpricht >), 

E 1 565 II 564; M 2 468; P 2 301. a 
1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Dienſtverhältniſſes iſt hier anders als bei der 
Sachmiete in $ 568 geordnet, inſofern fie durch unverzüglichen Widerſpruch (5 121) ausgeſchloſſen 
wird. Auch hier bleibt aber für das fortgeſetzte Dienſtverhältnis der geſamte Vertragsinhalt, 
mit Ausnahme der auf die Beendigung (z. B. Kündigung) bezüglichen Vereinbarungen, be⸗ 
ſtehen. Wenn der Verpflichtete das Dienſtverhältnis fortſetzt, gibt er zugleich ſeine hierauf 
gerichtete Willensmeinung zu erkennen, ſo daß es für die Verlängerung nur noch auf die hierauf 
gerichtete Willensmeinung des Berechtigten ankommt. Aus welchem Grunde die Dienſtzeit 
abgelaufen iſt (Beſtimmung im Vertrag, Kündigung), begründet für die Anwendung des 9 625 
einen Unterſchied. Iſt der Dienſtverpflichtete trotz der Kündigung weiter beſchäftigt worden, 
10 ſteht der Umſtand, daß das bittweiſe geſchehen ift, der Annahme einer Fortſezung des Dienſt⸗ 
berhältniſſes auf unbeſtimmte Zeit nicht notwendig entgegen (RAG 23. 7. 28, 102/28). Die im 
N liegende Fiktion einer vereinbarten Verlängerung greift aber nicht Platz, wenn nach den 

Mtänden Einigkeit der Parteien darüber anzunehmen iſt, daß die Dienſte nur vorläufig bis zur 
dereinbarung über eine Verlängerung geleiftet werden ſollen (RA 12, 36; RAch HRR 1931 
ir 311; 1932 Nr 142). $ 625 kann auch keine Anwendung finden, wenn die Parteien ſchon vor 
em Ablauf des alten Vertrags darüber einig ſind, daß dieſer in unveränderter Geſtalt nicht fortge⸗ 
ſetht werden ſoll (RAG 22. 11. 30, 255/30). Dem unverzüglichen Widerruf bei Fortſetzung des 

zenſtes nach Ablauf der Dienſtzeit muß es auch gleichſtehen, wenn der Vertragsverlängerung 
oder der Verlängerung des Vertrags unter den bisherigen Bedingungen ſchon vorher wider⸗ 
ſprachen worden ift (MG 140, 314). 9 * 
13 2. Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit, alſo nicht nur auf die Zeit der tatſächlichen Ver⸗ 
bin gerung. Es gilt hiernach für das verlängerte Verhältnis die geſetzliche Kündigung nach 88 621 
u (RG JW 08, 139%). — 8 625 iſt auch auf den Agenturvertrag anwendbar (RG 

„ 1398), 
3. Wegen der Beweislaſt |. $ 568 A2. 


9 626 


Das Dienſtverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund !) vorliegt 2) ö). 
E 1 568 11 505; M 2 468; P 2 301. 


ben ate Muerorbentlice Kündigung wegen eines wichtigen Grundes iſt beim Vorhanden⸗ 
on 


bega 
rachtf 


id 
Umſtän 
weil de 
dub Berfeisatung einer weiblichen Dienſtverpflichteten überhaupt keinen Kündigungsgrund 
Kleltrizit 


eltatung grundſätzlich die Entlaſſung rechtfertige, und daß nur ausnahmsweiſe, unter beſon⸗ 
bn Verhäiteiflen deren Worte Dienſtverpflichtete darzutun habe, etwas anderes gelten 
me. Di 
dan dann, wenn durch ſie der Geſchäftsbetrieb des Arbeitgebers ſo nachteilig beeinflußt wird, 
a5 ihm die echten des Mbelldberhilnaſes nicht zugemutet werden kann (RAG 2, 232). 
0 Lerheiratung einer erſten Schauſpielerin ift als Kündigungsgrund nicht angeſehen worden 
GR 1910, 57719), Die Frage, ob die Umſtände im einzelnen Falle einen wichtigen Grund 
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enthalten, iſt im allgemeinen tatſächlicher Natur. In der Reviſionsinſtanz darf nur nach⸗ 
geprüft werden, ob ein beſtimmtes Handeln, eine beſtimmte Eigenſchaft oder ein beſtimmtes 
Ereignis an ſich einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes bilden 
kann (RG 78, 22; 110, 297; JW 01, 2098, 06, 8136; 1911, 585, 1912, 19215, 1915, 6535; 1919, 
30920 1919, 504; Warn 1913 Nr 91; 1914 Nr 156; 1918 Nr 205; 1925 Nr 63; 1933 Nr 79; RAG 
1. S. 104, 222 u. a.). Es iſt aber ein anderer Maßſtab anzulegen, wenn eine Perſon Dienſte 
höherer Art zu leiſten hat, als wenn es ſich um die Perſon eines zu einfachen, mehr mechaniſchen 
Dienſtleiſtungen Verpflichteten handelt (RG 78, 22 betr. die Kündigung eines Kaſſenarztver⸗ 
trages durch den Kaſſenarzt; für den Fall einer Kündigung durch den Dienſtberechtigten |. Abſ 2 
unter b). Bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit einer friſtloſen Kündigung find auch die ver⸗ 
mögensrechtlichen Folgen der Auflöſung des Vertragsverhältniſſes (3. B. außergewöhnlich hohe 
Schadenserſatzanſprüche nach $ 628) zu berückſichtigen (RG 94, 166). Die Kündigung kann nach⸗ 
träglich auch auf andere als die urſprünglich geltend gemachten Gründe, ſogar auf erſt nach⸗ 
träglich eingetretene geſtützt werden (ſ. unten und RG 56, 372), vorausgeſetzt, daß der Kündi⸗ 
gende nicht durch ſein früheres Verhalten zu erkennen gegeben hatte, daß er aus dieſen Gründen 
nicht kündigen wolle (OLG 39, 161). Aus Handlungen des einen Teils, mit denen der andere 
ſelbſt vorher einverſtanden war, kann der letztere regelmäßig einen Kündigungsgsund nicht 
ableiten; doch laſſen ſich Ausnahmefälle denken (RR 1933 Nr 5). Die Kündigung kann, ſtatt 
mit ſofortiger Wirkung, auch für einen angemeſſenen ſpäteren Termin ausgeſprochen werden 
(vgl. für die Miete $ 542 A 3), und fie iſt, wenn nach $ 626 nicht begründet, wie eine verſpätete 
Kündigung, in der Regel als für den nächſten geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungstermin 
wirkſam zu erachten (vgl. R 122, 38 und § 565 A 4). Ergeben ſich vor dieſem Termin neue 
Entlaſſungsgründe, ſo kann dies noch nachträglich zu friſtloſer Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
führen (NAG JW 1929, 29213). Immer aber muß, wenn $ 626 Anwendung finden ſoll, eine 
friſtloſe Kündigung ausgeſprochen fein. Das bloße Vorliegen eines wichtigen Grundes löſt das 
Dienſtverhältnis nicht von ſelbſt auf, und der Kündigungsberechtigte muß ſeinen Willen friſtloſer 
Kündigung dem anderen Teil unzweideutig (ſei es auch nur durch ſchlüſſige Handlungen) zu 
eriennen gegeben haben. Eine ordentliche Kündigung läßt ſich daher nicht einfach in eine ſolche 
nach § 626 umdeuten (N& 122, 38). Es kann auch bei Kündigung mit vertraglicher Friſt nicht 
die Ausübung des Rechtes auf friſtloſe Entlaſſung für längere Zeit vorbehalten bleiben (RG 
123, 216). Ein außerordentliches befriſtetes Kündigungsrecht“ gibt es nicht (RA HRR 1933 
Nr 822; RAS 27. 7. 29, 109/29; 14. 12. 32, 369/32). Auſprüche bei wirkſamer Kündigung 9 628. 
Eine grundloſe oder vorzeitige Kündigung kann für den, dem ſie zugeht, einen Antrag auf Auf⸗ 
hebung des Dienſtverhältniſſes enthalten (vgl. § 553 A 4) und RG Warn 1929 Nr 157) oder 
einen begründeten Anlaß abgeben, nun ſeinerſeits zu kündigen. Wird ein Dienſtvertrag im 
gegenſeitigen Einverſtändnis vorzeitig gelöſt, dem Dienſtverpflichteten aber als Abfindung die 
Fortzahlung des Gehalts bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt zugeſagt, fo tritt an die Stelle des 
bisherigen Dienſtvertrages ein einſeitiges Schuldverhältnis; für eine Anwendung des $ 626 ilt 
kein Raum mehr (RG 1. 7. 25 lll 88/25). 

Als wichtige Gründe ſind in der Rechtſprechung des Reichsgerichts insbeſondere anerkannt 
worden: a) zugunſten des Dienſtpflichtigen: andauernde Kränkung und ſoziale Schädigung 
von ſeiten des Arbeitgebers (RG 24. 3. 05 III 8/05) Verletzung der Vertragspflicht einer Stadt 
gan das Anſehen der Direktoren ihrer technischen Werke zu wahren (MG Lg 1924, 461%); 
Nichtzahlung, unregelmäßige Zahlung und längere Vorenthaltung des Gehalts (RG 1. 11. 04 
III 399/03; RG Warn 1025 Nr 176; 1930 Nr 9); Verletzung der Pflicht, die weib⸗ 
lichen Angeſtellten vor unſittlichen Angriffen ihrer Vorgeſetzten zu ſchützen (RA 
13. 2. 29, 368/28); willkürlicher, ehrenkränkender Mißbrauch der Machtbefugnis einer 
Krankenkaſſe gegenüber den bei ihr angeſtellten wirtſchaftlich ſchwächeren Arzten (RG 
JW 1912, 48% Dagegen iſt es kein wichtiger Kündigungsgrund für die auf längere Zeit 
angeſtellten Arzte einer Ortskrankenkaſſe, wenn einige der von dieſer Kaſſe auf kürzere Zeit an- 
genommenen Arzte ſtreiken und dadurch die Arbeit der erſteren vorübergehend vermehrt wird 
(A 12. 2 07 III 318/06). Ferner kann ein bloßer Geſinnungswechſel des Vertragſchließen⸗ 
den, eine Anderung ſeiner Überzeugung in der Richtung, daß er den Abſchluß des Vertrags — 
der ihm früher unbedenklich erſchien — ſpäter nach gründlicherer Überlegung als unehrenhaft 
anſieht, keinen wichtigen, zur ſofortigen Löſung des Vertragsverhältniſſes berechtigenden Grund 
abgeben; jedenfalls dann nicht, wenn die maßgebenden Umſtände von dem Vertragſchließenden 
ſchon zur Zeit des Vertragſchluſſes in ihrer Bedeutung gewürdigt werden konnten (RG 78, 22; 
Kündigung eines Arztes gegenüber dem Kölner Krankenkaſſenberband). Kündigung der von 
Arzten mit Krankenkaſſen abgeſchloſſenen Verträge wegen Anderung der wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lagen (Erweiterung der Verſicherungspflicht durch die VO über Heraufſetzung des Grundlohns 
uſw. v. 1. u. 30. 4. 20, RGS Bl 433, 769) f. RG Warn 1921 Nr 142. Über friſtloſe Kündigung von 
Kaſſenarztverträgen |. auch JW 1921 S. 3504, 35 22. Kündigung eines agenturähnlichen Ver⸗ 
hältniſſes wegen einer zwiſchen den Vertragsteilen ausgebrochenen Feindſchaft ſ. RG Warn 
1925 Nr 63. Über die Frage, ob ſich der Verleger einer Zeitung einer die Kündigung des Haupt- 
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ſchriftleiters rechtfertigenden Vertragsverletzung ſchuldig macht, wenn er gegen deſſen Willen 
ein neues Mitglied in die Schriftleitung beruft oder ihm einen Stellvertreter beiordnet, ſ. RG. 
112,34. — Beachtung des Kündigungsgrundes mit Rückſicht auf ein Wettbewerbsverbot (HGB 
9 75 Satz 1) auch dann, wenn der vertragswidrig behandelte Gehilfe den Dienſt nicht ſofort, 
ſondern unter Einhaltung der Kündigungsfriſt verläßt (RG 56, 372). b) Zugunſten des Die nſt⸗ 
berechtigten: Erkrankung des Dienſtpflichtigen; ſchwere Ehrverletzungen, auch wenn ſie wegen 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen nicht ſtrafbar ſind (RG 114, 174); vertragswidriger Aus-. 
ſchank von Alkohol, unrichtige Angaben über das Eigentum an eingebrachten Gegenſtänden bei 
dem Bewirtſchafter einer Kantine (MG Warn 1931 Nr 195), Verkrauensmißbrauch eines Ge⸗ 
ſchäftsleiters (NAG Warn 1932 Nr 102); bewußt falſche Eintragungen in Lohnliſten ſeitens des 
mit ihrer Führung beauftragten Arbeitnehmers (RAG 12. 12. 28, 184/28); ſchwere Urkunden⸗ 
fälſchung mit Fälſchung der Betriebsratswahl ſeitens eines Betriebsratsmitgliedes (RAG 11, 17); 
unſtttliches und Argernis gebendes (Konkubinats⸗) Verhältnis eines Fabrikdirektors (RG 38, 116), 
sgl. eines Handlungsgehilfen (R 27. 11. 00 III 240/00), dagegen nicht, wenn durch das Kon⸗ 
ubinatsverhältnis (eines Gutsverwalters) kein Argernis und keine Einbuße an Anſehen entſteht 
6. 5. 04 111 470/03; ſ. auch Seuff 75 Nr 127 (Zugehörigkeit eines in einer Krankenanſtalt 
angeſtellten Arztes zum Spartakusbund). Umſtände, welche die Gefahr begründen, daß der 
Hlenſtverpflichtete ſeine Vertragspflichten ordnungsmäßig zu erfüllen nicht imſtande ſein werde, 
annen die Entlaſſung rechtfertigen, auch wenn ſich die Beſorgnis ſpäter als unbegründet heraus⸗ 
telt (RG SeuffA 80 Nr 118). Bei der Beurteilung von Verfehlungen des Dienſtpflichtigen ift 
eme Berückſichtigung des Umſtandes nicht ausgeſchloſſen, daß er im Dienſte des Berechtigten, 
wenn auch ohne deſſen Verſchulden, eine erhebliche Schädigung erlitten hat (RG 27. 5.2711 
326/26). Entlaffung von Arbeitnehmern, die an einem Arbeitskampf (Streik) teilnehmen, ohne 
Merfeits das Arbeitsverhältnis vertragsmäßig zu löſen, ſ. RUG 3, 1. Fehltritt einer Dienſtver⸗ 
de ichteten (Pfarrwirtin), wenn auch um Jahre zurückliegend, als wichtiger Kündigungsgrund für 
lien. Dienſtberechtigten (Pfarrer) mit Rückſicht auf feine Zwangslage gegenüber der borgejegten kirch 
ichen Behörde (NAG 12, 325). Auch ein unberechtigt von dritter Seite auf den Arbeitgeber 
ausgeübter Druck kann die Entlaſſung eines Arbeitnehmers rechtfertigen, zumal wenn ſchuld⸗ 
yaltes Verhalten des letzteren das Vorgehen des Dritten veranlaßt hat (RAG HRR 1932 Nr 641). 
eden veränderten Anſchauungen, wie ſie durch die nationale Erhebung in den Vordergrund 
betreten find, kann auch die nichtariſche Abſtammung eines Angeſtellten die ſofortige Ent- 
lung begründen; doch kommt es immer auf die Umſtände des einzelnen Falles an (RAG 13 
G. 475, 185). — Nicht ſchon allein die Tatſache der Aufgabe eines Geſchäfts, wohl aber die 
| ſchaftsaufgabe wegen der Unmöglichkeit eines lohnenden Weiterbetriebs berechtigt den Ge⸗ 
ſchäftsinhaber zur Kündigung gegenüber feinem Agenten (RG IW 1911, 15821; 1912, 25020; RG 
arn 1923 Nr 25). Auch ſchon die Feſtſtellung kann genügen, daß ſich der Betrieb für den Geſchäfts⸗ 
3 gen außerordentlich verluſtreich geftaltet (MG Warn 1933 Nr 79). Dies beruht aber auf der Eigen⸗ 
des Agenturverhältniſſes und iſt deshalb auf andere Dienſtverhältniſſe nicht ohne weiteres aus⸗ 
zubehnen. Grundſätzlich muß vielmehr der Dienſtberechtigte die wirtſchaftliche Gefahr des Betriebs 
Rogen; er kann ihn nur unbeſchadet der Anſprüche feiner Angeſtellten einſtellen (vgl. R& 87, 351). 
ur ausnahmsweiſe kann eine ganz beſondere Geſtaltung der wirtſchaftlichen Lage, ein den 
= ortbeſtand ernſtlich bedrohender Niedergang des Geſamtunternehmens eine andere Beurteilung 
fle fertigen (vgl. RG JW 1927, 245%; RG HNN 1930 Nr 772; R 23. 9. 27 111 490/26). Das 
1 auch für den Konkursfall (RA RR 1932 Nr 1942.— Zahlungseinſtellung als wichtiger 
Stand zur Entlaſſung eines Schwerbeſchädigten ſ. RA 10, 20. Wirtſchaftliche Notlage einer 
„abtgemeinbe als wichtiger Grund für Abbaumaßnahmen gegenüber ihren Dauerangeſtellten ſ. 
MAG üg“ 1933 Nr 1102. Unzuverläſſigkeit eines Wächters bei einem mit einer Wach. und Schließ. 
Kbellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage (Rh Warn 1920 Nr 152). Gegenüber Mitgliedern des 
arſtandes einer Aktiengeſellſchaft, einer Genoſſenſchaft, eines rechtsfähigen Vereins 

ons genüber leitenden Angeſtellten iſt, insbeſondere ſoweit die Vertrauensfrage in Betracht 
A ein ſtrengerer Maßſtab anzulegen als etwa gegenüber Handlungs- und Gewerbe ⸗ 
ſilfen oder Perſonen, die mehr Dienſte einfacher, mechaniſcher Art zu leiſten haben (RG Warn 
Aft Nr 156; RA HAN 1933 Nr 323). Grober Vertrauensbruch bei dem Vorſtandsmitgliede einer 
mit ugeſellſchaft, ſo z. B. Abſchluß von Spekulationsgeſchäften durch eine vorgeſchobene Perſon 
We der eigenen Geſellſchaft (es 75, 234). Unbefugte Ausftellung und Verheimlichung eines 
chſels durch den Leiter eines kaufmänniſchen Unternehmens |. RG IW 1928, 2908“. Beſteht 
gen das Vorſtandsmitglied einer Altiengeſellſchaft, Genoſſenſchaft uſw. der Verdacht eines pflicht 
rigen Verhaltens, jo wirb dem Verbüchtigen in der diegel Gelegenheit zur Rechtſertigung zu 
x: en ſein, bevor eine feiftlofe Kündigung ausgeſprochen wird (RG JW 1930, 270130. — Vom 
zu ſaſtverpflichteten erhobener Vorwurf betrügeriſchen Verhaltens des Dienſtherrn im Verhältnis 
Wen en Angeſtellten (RG 10. 1.08 11 239/07). Dagegen kein Grund beim Vorwurf betrügeriſchen 
922 altens des Dienſtherrn, wenn dieſer Vorwurf vom Dienſtpflichtigen zun Wahrnehmung 
kei echtigter Intereſſen gemacht wird und erweislich wahr iſt (RG 24. 3. 06 [II 389/04). Auch 
n Grund zur friſtloſen Kündigung gegenüber dem Kaſſenarzt einer Ortskrankenkaſſe wegen 
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einer ihm zur Laſt gelegten Verfehlung in einem vereinzelten Falle (RG 1. 2. 10 III 142/09). 
Selbſt die Verſchweigung eines Zahlungseinganges durch einen Angeſtellten rechtfertigt nicht 
ohne weiteres deſſen friſtloſe Entlaſſung; es müſſen die Gründe des Verſchweigens und die ge⸗ 
ſamten Umſtände des Falles berücksichtigt werden (RAG 23. 7. 28, 103/28). Die Verſchuldung 
eines Angeſtellten kommt als Entlaſſungsgrund in der Regel nur dann in Betracht, wenn ſie 
mit Pflichtvernachläſſigung oder ſonſt zu beanſtandendem Verhalten verbunden iſt (RAG 2, 61). 
Iſt ein Dienſtpflichtiger nur zu normalen Leiſtungen angeſtellt, ſo bildet ſein Verſagen bei außer⸗ 
gewöhnlichen, das übliche Maß weit überſteigenden Anforderungen noch keinen Grund zu friſtloſer 
Entlaſſung (RAG 7, 70). Ein Muſiker, der mit anderen zur Leitung und Ausführung von Kino- 
muſik angeſtellt iſt, braucht nicht bei Einführung von Schallplattenmuſik dieſen Apparat als 
Tonfilmſteuerer zu leiten; ſeine Weigerung kann daher eine Entlaſſung nicht rechtfertigen (RAG 
8, 282). Verletzung jagdlicher Anſtandspflichten 10 nicht ohne weiteres ein wichtiger Grund zur 
friſtloſen Entlaſſung eines langjährigen Jagdaufſehers (RG JW 1917, 23652). Das Gef. v. 
10. 4. 33 (RG Bl I 191), dazu BO v. 20. 4. 33 (RG Bl J 212), erhob den 1. Mai zum Feiertag der 
nationalen Arbeit, durch das Gef. v. 27. 2. 34 (RG Bl 1 129) iſt er zum nationalen Feiertag des 
deutſchen Volkes erklärt worden. Entlaſſungsfragen, die ſich früher an die Verweigerung der Arbeit 
an dieſem Tage knüpften (vgl. RG SeuffA 81 Nr 34; RAG 4, 10; 6, 87; RAG HAN 1930 Nr 1240), 
find damit gegenſtandslos geworden. — Bei der Beurteilung von Entlaſſungsgründen können beim 
Hinzutritt neuer Verfehlungen des Dienſtpflichtigen auch ältere Vor kommniſſe, denen der 
Dienſtherr einſtweilen ein größeres Gewicht nicht beigelegt hatte, herangezogen werden. Regelmäßig 
werden nur die bei oder nach Abſchluß des Dienſtvertrags vorgekommenen Tatſachen in Betracht 
kommen, unter Umſtänden aber auch ſolche Gründe, welche ſchon vor Abſchluß des Dienſtvertrags 
entſtanden waren, aber nach dieſer Zeit fortgedauert oder fortgewirkt haben und dem Kündigungs. 
berechtigten erſt nachträglich bekannt geworden find (R 24. 4. 06 III 581/05; RG JW 07, 543%; 
RG 12. 7. 11 1 198/10), in dieſem Falle unbeſchadet einer Anfechtung des Dienftvertrags nach 
$$ 119, 123. Als ausreichende Fortwirkung darf aber nicht ſchon die b oß ſubjektive Befürchtung 
des Dienſtberechtigten, das frühere Ereignis könne ihm nachteilig ſein, angeſehen werden; viel⸗ 
mehr muß ſich bei objektiver Beurteilung eine Beeinfluſſung des Vertragsverhältniſſes ergeben, 
was um ſo weniger anzunehmen ſein wird, je weiter das Ereignis, z. B. eine frühere Beſtrafung 
des Dienjtverpflichteten, zurückliegt (RG 8. 12. 26 III 92/26). Auch ein nach der Kündigung einge” 
tretener Kündigungsgrund iſt zu beachten (RG 88, 128; 122, 38; 142, 268; vgl. 32, 249). Der neue 
Entlaſſungsgrund kann aber eine Löſung des Dienſtverhältniſſes erſt von dem Zeitpunkte an 
herbeiführen, in dem er dem andern Vertragsteil gegenüber geltend gemacht wird, nicht etwa 
rückwirkend auf die Zeit feines Eintritts (RGS 122, 38; Recht 1927, 18 Nr 28). Die Entlaſſung 
eines Handlungsgehilfen kann aber nicht nachträglich damit gerechtfertigt werden, daß er, nachdem 
er die Entlaſſung für unbegründet erklärt und ſeine Dienſte dem Dienſtherrn zur Verfügung 
geſtellt hatte, in ein Wettbewerbsgeſchäft eingetreten fei und ſchon vorher für dieſes die Kunden 
ſeines bisherigen Dienftheren zu gewinnen geſucht habe (RG 88, 127; R 23 1918, 568˙ë u. 
6965). Vgl. auch OLG 28, 187: Vorbereitende Maßnahmen zur Gründung eines Wettbewerbs 
unternehmens in der Regel lein Entlaſſungsgrund. Der Dienſtverpflichtete hat ſich fo lange 
vertragsmäßig zu verhalten, als er das Forkbeſtehen des Vertrags für ſich in Anſpruch nimmt 
Dieſe Pflicht hört nicht dadurch auf, daß der Dienſtberechtigte das Fortbeſtehen leugnet un 
ihm die Vertragserfüllung unmöglich macht. Für die Beurteilung der Wichtigkeit des Grunde 
kann freilich das beſtehende „Kampfverhältnis“ in Betracht kommen (RG Warn 1911 Nr 176). 
Dies gilt in gleicher Weiſe auch für das Verhalten des Dienftberechtigten. Über die Gntlafjun9 
eines durch privaten Dienſtvertrag nach ftaatlichen Grundſätzen Angeſtellten ſ. SeuffA 78 Nr 72. 
See von Gemeinden als wichtiger Grund zur Kündigung von Dauerangeſtellten 
:. 9, 328. l 
„Der Ausbruch eines Krieges ändert für ſich allein nichts an den beſtehenden Dienſtverhält⸗ 
niſſen, mag auch die Vertragserfüllung für den einen oder anderen Teil eine Härte bedeute. 
Die Gerichte ſind, regelmäßig wenigſtens, auch nicht in der Lage, einen billigen Ausgleich u 
den Vertragsteilen zu ſchaffen (vgl. RG 86, 397; 90, 374). Der Krieg gibt ferner nicht ohne weitere 
einen wichtigen Grund zur Kündigung. So ift der Dienſtherr zur friftlofen Kündigung nich 
ſchon deshalb berechtigt, weil ſein Geſchäftsbetrieb infolge des Krieges nur erſchwert oder rich 
mehr lohnend iſt, und er es aus dieſem Grunde für geboten hält, den Betrieb einzuftellen. ‚er 
dann, wenn die Weiterführung des Betriebs mit Rückſicht auf die Folgezuſtände des Krieges 
(3. B. bei feindlichem Einfall, Zerſtörung der Betriebsanlagen, militäriſchen Anordnungen 
unmoglich öder doch ſo weſentlich erſchwert wird, daß ſie nach den tatſächlichen Verhältnſe 
vernünftigerweiſe und nach Treu und Glauben dem Dienſtherrn nicht zugemutet werden rl) 
iſt er berechtigt, feinen Angeſtellten friſtlos zu kündigen (RG 87, 349; 91, 57; NG JW 11 
2615, RO Gruch 61,774, R SeuffA 7 Nr 171; 23 1915, 85714; OLG 31, 178; 32, 94; 38,1 10 
vgl. OLG 32, 318). Einberufung des Angeſtellten zum Heeresdienſt begründet die Anwendung 
des $ 323 (RG 105, 387), dazu jedoch § 616. Kündigung eines Agenturverhältniſſes wegen 1 
ſönlicher Behinderung des Agenten infolge Einberufung zum Kriegsdienſt ſ. R 0 JW 1921, 74 
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Vgl. RG Warn 1920 Nr 86; OLG 31, 360. Die Zugehörigkeit des Dienſtpflichtigen zu einem 
leindlichen Staate kann unter Umſtänden (z. B. nach Art und Gegenſtand der Dienſtleiſtung) 
einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung bilden (OLG 31, 178). Über den Einfluß poli⸗ 
liſcher Unruhen auf den Beſtand von Bühnenverträgen ſ. SeuffA 76 Nr 12. — Enthält der Dienſt⸗ 
vertrag eine ſog. Kriegsklauſel, wonach dem Dienſtberechtigten im Falle des Ausbruchs eines 
wrie ges eine friſtloſe oder kurzfriſtige Kündigung zuſtehen ſoll, ſo iſt (wie bei Lieferungsverträgen, 
RG 88, 143) nach Treu und Glauben in billiger Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen zu ent- 
ſcheiden, ob von ihr unbeſchränkt oder nur in zeitlicher Begrenzung und wie lange Gebrauch 
zemacht werden kann. In der Regel wird die Kündigung nur innerhalb der Zeit ſtattfinden 
zonnen, deren der Dienſtberechtigte bedarf, um einen Überblick über feine geſchäftlichen Ver⸗ 
Hältnifje (4. B. bei Bühnenanſtellungsverträgen darüber, ob der Theaterbetrieb fortgeſetzt werden 
kann) zu gewinnen (RG 91, 57; Warn 1916 Nr 65). Kann danach die Kriegsklauſel nicht mehr 
geltend gemacht werden, fo bleibt nur noch die Möglichkeit einer Kündigung nach § 626. Dieſe 
aun bei unerwartet langer Dauer des Krieges auch dann begründet fein, wenn nach Ausbruch 
des Krieges die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes vereinbart worden war (RG 15. 6. 17111 41 17). 
Beſondere Vorſchriften: Für die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes gelten beim 
handelsrechtlichen Dienſtverhältnis die Vorſchriften im HGB 88 70—72 (Handlungsgehilfen, dazu 
Ac 3, 281), 77 (Handlungslehrlinge) 92 Abſ 2 (Handlungsagenten) beim gewerblichen Dienſtver⸗ 
hättnig die Vorſchriften der Gewd 88 123ff., 133 b, e und d, dazu RA 1 S. 30, 306; 2 ©. 129, 350; 
N 125 4 S. 88, 332, 358; 6, 5; 10 S. 47, 72; RAG HRR 1929 Nr 214; 1930 Nr 137, 536; 1932 
908 46, 343; Anwendung des § 124 a Gewd auf Schwerbeſchädigte (RAG 4, 291; RAG SeuffA 82 
a 141; RAG HRR 1930 Nr 25); nicht auf Mitglieder einer Betriebsvertretung (RAG 2, 245). 
Die beſonderen Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2a vor $ 611). 
| "iftloje Kündigung eines Lehrlingsvertrags durch den Konkursverwalter im Konkurſe des Lehr⸗ 
bern gemäß $ 22 Konko (RAch 9, 32); Ermächtigung zur Kündigung im Vergleichsverfahren 
5 RAG 11, 61. Zu beachten find ferner das (mit dem Inkrafttreten des Gef. zur Ordnung der 
(naonalen Arbeit v. 20. 1. 34, RG Bl I 45, außer Kraft tretende) Betriebsrätegeſetz v. 4. 2. 20 
Ei DL 147), dazu MG 114, 174 (amtliche Außerungen eines Betriebsratsmitglieds als Dienſt⸗ 
Tr effungsgrund); RAS 11,17 (Wahlfälſchung); die Stillegungsverordnung v. 8. 11. 20 (RG Bl 
0 91 i. d. Faſſung d. VO v. 15. 10. 23, RG Bl I 983), jetzt Geſ. zur Ordnung der nationalen Arbeit 
15 1. 34 (RG Bl 1 45) § 20; ferner das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 6. 4. 20 
570551 458) in der Faſſung des Gef. v. 23. 12. 22 (RG Bl 972), neue Faſſung v. 13. 1. 23 (RG Bl 
und das Kündigungsſchutzgeſetz vom 9. 7. 26 (RG Bl l 399). Die in dieſen Geſetzen enthaltenen 
digungsbeſchränkungen laſſen die Möglichkeit einer friſtloſen Kündigung aus wichtigem 
Krane regelmäßig unberührt. Nur bei Schwerbeſchädigten iſt für den Fall, daß es ſich um eine 
fin eit handelt, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung iſt, eine Ausnahme gemacht; auch 
wo Schwerbeſchädigte, denen nur aus Anlaß eines Streiks oder einer Aussperrung gekündigt 
12 rden ift (Rel 1, 171) nach Beendigung des Arbeitskampfes wieder einzustellen (dazu RA 
geben. Vgl. Vorbem 2a vor $ 611 und § 620 A 2. Iſt ein Schwerbeſchaͤdigter dem Arbeit- 
1 zwangsweise zugewieſen, jo kann das Gericht feine Eignung nicht nachprüfen, wenn ihn 
läßt. eitgeber wegen Untauglichkeit für die ihm übertragenen Dienſtverrichtungen friſtlos ent⸗ 
Für . bleibt nur friſtgemäße Kündigung mit Zuſtimmung der Hauptfürforgeftelle (RAG 4, 291). 
15 die Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung |. die Vorſchriften in Vorbem?7 vor 9611. Anwen. 

i 9 des 5626 auf frühere preußiſche Hofſtaatsbeamte nach der Staatsumwälzung des Jahres 1918 
188,108, 61; 96 6. 11. 23 111 94/23; 29. 1. 26 111 213/25. Nach 55 des Gef. v 7.4. 33 (NOS 
di 3 gült die Zurücknahme der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft als wichtiger Grund zur Kün⸗ 
0 end der von dem Rechtsanwalt als dienſtberechtigten abgeſchloſſenen Dienſtverträge. Ent⸗ 
t hend für Patentanwälte Geſ. b. 22. 4. 33 (RGBI 1 217) 8 5. Beendigung der Tätigkeit von 
geſchlof Zahnärzten und Zahntechnikern als wichtiger Grund für die Löſung der von ihnen ab- 
Noffenen Dienftverträge ſ. ef. v. 14. 8. 33 (RG Bl 1 581) 88 1,3. Über Kündigung der Dienft- 
nütigse von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäftsführern und Prokuriſten zur Sicherung der Gemein⸗ 
6 J geit im Wohnungsweſen |. Gef. v. 14. 7. 33 (RGBl I 484) $ 3 Abſ 1e, Abſ 2 und VO v. 
na 34 (NGBL 1 89). Kündigung nach $ 43 des Reichsangeſtelltentarifvertrages |. RA 8, 278, 
des n 43 des Preuß. Angeſtelltentarifvertrages ſ. RAG HAN 1933 Nr 389. Über die Anwendung 
1 $ 626 zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsſatzes auf andere Rechtsverhältniſſe von 


anzunehmen fein j ; ! des Dienft- 
4 daß auf das Recht, ein unter das Bürgerliche Geſetzbuch fallende 

1a’bältnig fristlos 155 cem 5 zu kündigen, nicht im voraus verzichtet werden 
und z, enn die Vorſchrift des $ 626 foll die Erwerbs- und Geſchaftsfreiheit der Beteiligten wahren 
Ar 135 daher zwingender Natur. So auch dich 69, 365; dich SW 1919, 2405; Nc Warn 1911 
79, 161 1914 Nr 248; 1916 Nr 290; 1931 Nr 195; R L 1913, 29526] 1914, 18465; vgl. RG 
„01. Das Geſetz beruht auf dem Gedanken, daß bei dem Dienſtverhältniſſe nicht vorgeſehene 
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Umſtände eintreten können, welche die ſofortige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes erheiſchen, 
wenn nicht das Intereſſe der einen oder anderen Partei in unbilliger Weiſe geſchädigt werden 
ſoll. Das Geſetz will bei unvorhergeſehenen Ereigniſſen die Billigkeit entſcheiden laſſen und 
kann es daher nicht zulaſſen, das Kündigungsrecht aus wichtigen Gründen im voraus aus⸗ 
zuſchließen oder zu beſchränken. Das hindert zwar nicht, daß über die Wichtigkeit von Gründen 
zur friſtloſen Kündigung des Dienſtverhältniſſes Vereinbarungen getroffen werden, namentlich 
auch nach der Richtung, daß nur gewiſſe Tatſachen oder gewiſſe Tatſachen nicht oder nur unter 
beſtimmten erſchwerenden Umſtänden einen wichtigen Grund bilden ſollen, insbeſondere auch, 
daß der Dienſtverpflichtete in bezug auf Entlaſſungsmöglichkeiten einem Beamten gleichgeſtellt 
werden ſoll (RG Warn 1914 Nr 248; RG 23 1914, 18466, RG 23 1925, 11541; RG 7. 3. 24 
III 359/23; 16. 6. 31 III 352/31; ſ. auch RAG 1, 104; 11, 213). Aber auch wenn die Parteien 
darüber einig waren, daß gewiſſe Tatſachen zur Aufhebung des Vertragsverhältniſſes nicht be⸗ 
rechtigen ſollen, ſo können doch bei beſonderer Geſtaltung der Verhältniſſe auch ſolche Gründe 
die Aufhebung herbeiführen; die Vereinbarung kommt dann nur als Moment bei der Entſcheidung 
über die Frage der Wichtigkeit in Betracht. (In dieſem Sinne iſt RG JW 1910, 57710 zu wür⸗ 
digen). Noch viel weniger kann aus dem Umſtande, daß im Vertrage einzelne Kündigungsgründe 
feſtgelegt ſind, geſchloſſen werden, daß nicht aus einem anderen Grunde gekündigt werden könne 
(RG Warn 1911 Nr 175). Das Kündigungsrecht darf auch nicht mittelbar weſentlich beſchränkt 
werden, insbeſondere nicht durch Vertragsſtrafen; doch wird es auf die Umſtände des Falles 
ankommen (RG 75, 238; RAG 8. 7. 31, 694/30). Unzuläſſig ift die Beſchränkung der friſtloſen 
Kündigung gegenüber einem Krankenkaſſenarzt durch die Vereinbarung, daß die Kaſſe den Arzt 
nur auf den Antrag des Vertrauensausſchuſſes und nur nach zweimaliger zeitweiſer Ausſchließung 
von der Kaſſentätigkeit entlaſſen dürfe (R JW 1919, 2405). Zuläffig iſt dagegen die ſtatutariſche 
Beſtimmung einer Aktiengeſellſchaft, daß der Vorſtand nur auf Grund eines Beſchluſſes ber 
Generalverſammlung ohne Entſchädigung entlaſſen werden könne (RG 82, 346). Ebenſo wurde 
im Falle einer offenen Handelsgeſellſchaft, die von einer politiſchen Partei nur zu dem Zwecke 
gegründet war, das Parteiblatt nach den Weiſungen der Partei herauszugeben, für zuläſſig erklärt, 
bei der Anſtellung der Schriftleiter zu vereinbaren, daß fie, obgleich Angeftellte der Geſellſchaft, 
nicht von dieſer, ſondern ausſchließlich von dem Vorſtand oder einem anderen Organ der Partei 
entlaſſen werden dürfen (R 96, 197). Vgl. 8 723 A 7. — Dagegen erſcheint ein nachträglicher, 
auch ſtillſchweigender, Verzicht zuläſſig; er kann insbeſondere dann angenommen werden, wenn 
der Kündigungsgrund bereits eingetreten und von dem zu einer Geltendmachung Verech⸗ 
tigten trotz davon erlangter Kenntnis längere Zeit nicht geltend gemacht worden iſt (RG 38, 
116; 122, 38; RG 30. 11. 06 III 286/06); dies auch dann, wenn derjenige, gegen den ein Kln« 
digungsgrund gegeben ift, nicht weiß, daß dieſer dem Kündigungsberechtigten bekannt iſt (NR 
4. 1. 27 III 32/26); ſofortige Geltendmachung iſt nicht vorgeſchrieben (vgl. HGB $$ 70, 75; 
RG 56, 373; RG 21. 12. 09 III 619/08). Soweit die Vorausſetzungen für einen Verzicht im 
einzelnen Falle nicht vorliegen, kann doch das Recht zur Kündigung durch längeres Nichtgeltend⸗ 
an 100 Treu und Glauben gemäß $ 242 verwirkt fein (RAG 1, 222; und allgemein Vorbem 
vor § 194). 

3. Das für gegenſeitige Verträge nach 88 325, 326 beſtehende allgemeine Rücktritts 
recht findet neben $ 626 keine Anwendung (R 92, 158; RG JW 1911, 1064, 1912, 7312; RO 
SeuffA 76 Nr 139; RG 1. 3. 26 III 455/25). Dagegen bleibt die Anwendung des § 323 (vgl. 
$ 616) unberührt (RG 92, 176). 


8 627 


Hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, ohne in einem dauernden Dienft- 
verhältniffe mit feſten Bezügen zu ſtehen, Pienfte höherer Art zu leiſten, die 
auf Grund beſonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen ), ſo iſt die 
Kündigung auch ohne die im & 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläſſig 2). 

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß ſich der Dienſtberechtigte 
die Dienfte anderweit beſchaffen kann, es ſei denn, daß ein wichtiger Grund für 
die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo 
hat er dem Dienſtberechtigten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen ). 

E II 565 III 618; P 2 302. 


1. Kündigung bei Dienſten höherer Art, z. B. Dienſten als Arzt (auch als ſog. Hausarzt) 
Lehrer, Rechtsanwalt (RG Warn 1926 Nr 165), Künſtler, Hebamme, Kommiſſionär (RG Run 
05, 2017). Vgl. $ 622. Die Vorſchrift findet ſowohl auf dauernde, als auf nicht dauernde Dienſt⸗ 
verhältniſſe Anwendung (RG 80, 30). Hierher gehört z. B. auch der Fall, daß eine große Fabrit 
die „geſamte Führung ihrer Feuerverſicherungsgeſchäfte“ einem Verſicherungsagenten aus- 
ſchließlich überträgt (NG 26. 5. 25 III 351/24). Es genügt aber nicht, daß die Dienſte eine be⸗ 
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ſondere Fachkenntnis, Kunſtfertigkeit oder wiſſenſchaftliche Bildung vorausſetzen und regel⸗ 
mäßig nur ſolchen Perſonen übertragen werden, die dieſe Eigenſchaften beſitzen oder bei denen 
Ne erwartet werden. Es muß hinzukommen, daß die Dienſte im allgemeinen — gleichgültig, 
ob im einzelnen Fall — nur zufolge beſonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen. Die 
Vorſchrift gilt daher nicht für das Dienſtverhältnis des bauleitenden Architekten (RG 82, 285). 
Sie iſt auch nicht auf Schiedsrichter anwendbar. Der Schiedsrichter kann nur kündigen, wenn 
lem ein wichtiger Grund zur Seite ſteht (RG 59 S. 247, 249; 101, 398; 126, 382; RG 12. 4. 32 
1 301/31). — $ 627 greift nicht Platz bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe mit feſten 
dezügen. Es müſſen aber beide Erforderniſſe erfüllt ſein (RG 80, 29). Sind fie erfüllt, fo gilt 
für die ſofortige Kündigung $ 626. Keine Anſtellung mit „feſten Bezügen“, wenn die Bezüge 
ich in jedem Jahr nach der Verſchiedenheit der Menge von abgelieferten landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen verſchieden geſtalten (R®& 17. 1. 22 III 87/20). 

2. Das gfündigungsrecht ſteht beiden Teilen zu, die aber, anders wie beim $ 626, auf deſſen 
Geltendmachung vorher verzichten können (RG 5. 2. 32 IIL 120/31: Kaſſenarzt). Zur Aus- 
ſchließung der Vorſchrift des $ 627 bedarf es indeffen eines hinreichend beſtimmten Ausdrucks des 
herauf gerichteten Parteiwillens. Ob er vorliegt, iſt Frage des Einzelfalls (vgl. RG 80, 29; 
105, 416 mit RG 69, 365). Ausſchließung der Vorſchrift bei Kaſſenärzten |. RG HRR 1932 Nr 1440. 
Die im Zeitpunkt der Kündigung bereits entſtandenen Vergütungsanſprüche bleiben be- 
ſte hen; für Rechtsanwälte |. $ 50 RAGebO und RG Warn 1926 Nr 165 (Kündigung eines An⸗ 
waltsvertrags durch den Anwalt wegen Nichtzahlung des verlangten Vorſchuſſes). 


3. Vgl. 8 671 Ab 2, 3. Im übrigen iſt dieſe unzeitige Kündigung nicht unwirkſam. 


8 628 


) Wird nach dem Beginne der Dienſtleiſtung das Dienſtverhältnis auf 
Grund des § 626 oder des 8 627 gekündigt, fo kann der Verpflichtete einen 
einen bisherigen Leiſtungen entſprechenden Teil der Vergütung verlangen 2). 
kündigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles dazu 
veranlaßt zu ſein, oder veranlaßt er durch ſein vertragswidriges Verhalten 

ie Kündigung des anderen Teiles, fo ſteht ihm ein Anſpruch auf die Ver⸗ 
gütung inſoweit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen infolge der Kündigung 
1 * den anderen Teil kein Intereſſe haben ). Iſt die Vergütung für eine ſpätere 
Seit im voraus entrichtet, fo hat der Verpflichtete fie nach Maßgabe des § 347 
oder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes erfolgt, den er nicht zu 
pertreten hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
ertigten Bereicherung zurückzuerſtatten ). 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles 
veranlaßt, fo iſt dieſer zum Erſatze des durch die Aufhebung des Pienftver- 
hältniſſes entſtehenden Schadens verpflichtet 5). 

E 1566 11 566; M 2 468470; P 2 301ff. 


982 Der 8 628 behandelt im Abf 1 als verzichtbare Vorſchrift den Anſpruch des Verpflichteten 
Ha Vergütung bei der außerordentlichen Kündigung nach $ 626 oder $ 627, mag dieſe Kündigung 
Kun Berechtigten oder vom Verpflichteten erfolgt ſein. Doch wird dabei vorausgeſetzt, daß die 
Ar digung, beſonders wenn fie vom Verpflichteten ausgeht, eine nach den angeführten Para⸗ 
en gerechtfertigte war. War fie im Falle des § 626 in Ermangelung eines wichtigen 
nacht den ungerechtfertigt, ſo ſteht dem anderen Teile, da dadurch das Vertragsverhältnis 
5 beendigt iſt, ein Anſpruch auf Erfüllung oder Schadensersatz zu, und namentlich iſt die 
Ze fummung in Satz 2 des Abſ 1 nicht anzuwenden. Iſt ein Schaden entſtanden, der über die 
h 5 der Vertragsdauer hinausreicht, ſo ift auch dieſer zu erſetzen. Das Geſetz kennt keine Be⸗ 
64 in dung des zu erſetzenden Schadens auf die Vertragszeit (vgl. M 2, 470 und RG JW 1912, 
mum, Warn 1910 Nr 267). Bei Unmöglichkeit der Leiſtung kommen die allgemeinen Beſtim⸗ 
vorf den der gc 323 ff. in Betracht. Doch iſt für die Anwendung der 98 325, 326 neben den Sonder⸗ 
599 iften der $$ 626—628 kein Raum (RG 92, 158; JW 1911, 10640; 1912, 7312; Gruch 56, 
995 — Die Vorſchrift des § 628 iſt grundſätzlich auf alle Dienſtverhältniſſe anwendbar, insbe⸗ 
ere auch auf das Agenturverhältnis (NG JW 1911, 106%; Warn 1914 Nr 80). 
Shed Die Teilvergütung, die namentlich auch bei Kündigung des Dienſtverhältniſſes einer 
die frau durch den Ehemann ($ 1358) praktiſch wird, iſt zugleich mit Berückſichtigung der für 
bern, enftleiitung notwendig gewordenen Auslagen, bei Zeitlohn weſentlich nach der bereits 
vendeten Zeit, bei Stücklohn nach dem Verhältnis der geleiſteten Arbeit zu berechnen. — 
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Beſondere Vorſchriften für die Rücknahme des einem Rechtsanwalt erteilten Auftrags vor Be⸗ 
endigung der Inſtanz in RAGebd § 50. Über den Gebührenanſpruch des Rechtsanwalts, der 
die Vertretung vorzeitig niederlegt, |. LZ 1918, 6545. 

3. In den beiden hier angegebenen Fällen der vorzeitigen Kündigung ſteht dem Dienſt⸗ 
pflichtigen ein Anſpruch auf die Vergütung inſoweit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen 
infolge der Kündigung für den anderen Teil kein Intereſſe haben. Beiſpiel: Ein Muſikdirektor 
in einem Badeorte nimmt für die Sommermonate einen Sologeiger zur Mitwirkung bei den 
Kurkonzerten gegen eine monatliche Vergütung von 400 M. an. Nachdem der Geiger zunächſt 
eine Woche lang in Konzertproben mitgewirkt hat, muß er wegen plötzlicher Erkrankung das 
Vertragsverhältnis kündigen. Ein Anſpruch auf einen entſprechenden Teil der monatlichen Ver⸗ 
gütung ſteht ihm nicht zu, da ſeine auf die Proben beſchränkten Leiſtungen für den Konzertgeber 
kein Intereſſe gehabt haben. — Der Dienſtpflichtige hat zu beweiſen, daß die Dienſtleiſtung 
bis zur Kündigung erfolgt ſei und die geforderte Vergütung ihr entſpreche; den Die nſtberech⸗ 
tigten trifft die Beweislast dafür, daß der Dienſtpflichtige ohne vertragswidrigen Anlaß von 
ſeiten des Berechtigten gekündigt oder ſeinerſeits durch vertragswidriges Verhalten deſſen Kün⸗ 
digung veranlaßt und die bisherige Dienſtleiſtung infolge der Kündigung für den Berechtigten 
kein Intereſſe habe. 

4. Wie beim Mietvertrage; vgl. § 543 A 3 u. 4. Für Dienſtverhältniſſe des öffentlichen Rechtes 
find deſſen Grundſätze, nicht $ 628 Abſ 1 Satz 3 anzuwenden (RG 107, 189). 

5. Abſ 2 gibt bei vertragswidrigem, d. i. ſchuldhaft vertragswidrigem (RG 112, 34; Warn 
1914 Nr 80; 23 1924, 4614) Verhalten des Gegners des Kündigenden, mag dies der Berechtigte 
oder der Verpflichtete ſein, dem Kündigenden einen Anſpruch auf Schadenserſatz, bei einem 
gemeinſamen ſchuldhaften Verhalten mehrerer mit Haftung als Geſamtſchuldner (ſ. $ 840 Abf 1 
und RG 47, 246; a. M. Staudinger Erl III 3). Eine unverſchuldete, aber kraft beſonderer 
Abrede vom Gegner des Kündigenden zu vertretende Vertragswidrigkeit iſt einer ſchuldhaften 
gleichzuſtellen (RG Gruch 57, 961). Die Vorſchrift des Abs 2 beruht nicht auf den Beſonderheiten 
des Dienſtvertrags, ſondern auf dem allgemeinen Rechtsgrundſatze, daß, wer durch fein vertrag?” 
widriges Verhalten den Grund zur Vertragsauflöſung gibt, den Schaden zu tragen hat. Dies 
gilt insbeſondere auch für den Mietvertrag, obgleich es dort nicht ausdrücklich ausgesprochen iſt 
(NG 76, 370; vgl. $ 554 A 1, anders HRR 1933 Nr 7). Bei vertragswidrigem Verhalten 
des Dienſtberechtigten (insbeſondere auch bei Nichtzahlung des Gehalts) kann der Ver⸗ 
pflichtete den vollen Lohn (Gewinnanteil, R Warn 1920 Nr 21) auf die Dienſtzeit, unter A 
rechnung des von ihm in der betreffenden Zeit etwa gemachten Nebenverdienſtes, gemäß $ 619 
Satz 2, als Schadenserſatz beanſpruchen, bei Dienſtverhältniſſen von unbeſtimmter Dauer aber 
nur bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm mit geſetzlicher oder vertraglicher Friſt hätte gekündigt 
werden können (SeuffA 70 Nr 200). Der Schadenserſatzanſpruch unterliegt in dieſem Falle der 
gleichen Verjährung wie die Lohnforderung (vgl. § 196 Nr 8 und RG JW 1918, 550). Der un 
gerecht Entlaſſene kann aber auch den Erſatz des Schadens verlangen, der ihm über die Vertrags“ 
dauer hinaus infolge der Kündigung, z. B. in der Richtung entſteht, daß er keine ſo vorteilhafte 
Stellung mehr erhält, als er im Falle einer ordentlichen Kündigung hätte erhalten können (Reh 
JW 1912, 74711; Warn 1910 Nr 267). Im einzelnen iſt es Sache des Anſpruchsberechtigten zu 
behaupten und zu beweiſen, daß, wodurch und in welcher Höhe er Schaden erlitten hat (n. 
15. 12. 28, 238/28). Über den Unterſchied zwiſchen einer Kündigung des Arbeitnehmers mi 
der Folge aus $ 628 Abſ 2 wegen einer Vertragsverletzung des Arbeitgebers und der Zurückhaltung 
der Arbeitsleiſtung mit der Folge aus 8 298 ſ. RAch 3, 134. Vgl. insbeſondere wegen des Scha⸗ 
denserſatzanſpruchs im Konturſe des Dienſtberechtigten bei Kündigung durch den Verwalter 
KO 9 22 Abſ 2 und für die Kündigung im Falle des gerichtlichen Vergleichsverfahrens Vergleichs 
ordnung v. 5. 7. 27 (RGBl I 139) § 30. — Neben einer dem Dienſtpflichtigen auf Grund der 
$$ 84 Abſ 2, 87 des Betriebsrätegeſetzes zugefloffenen Entſchädigung iſt für bürgerlich⸗rechtliche 
Anſprüche wegen ungerechtfertigter Kündigung kein Raum (RG 105, 132). 


8 629 


Nach der Kündigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes hat der Hienſt 
berechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeſſene Zeit zum Aufſuchen 
eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren !). 

KB 1978. a 

1. Gewährung von Zeit zum Aufſuchen eines andern Dienſtes. Zwingende Vorſchriſt 
(DLG 22, 304), die auch in dem Falle entſprechende Anwendung findet, wenn ohne Kündigunz, 


nur durch Zeitablauf, das Dienſtverhältnis demnächſt zu Ende gehen wird. Es iſt dabei einerlet, 
wer gekündigt hat. Die Vergütung wird auch für die zum Aufſuchen eines anderen Dienſtes 
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erforderliche, nicht übermäßige Zeit in der Regel weiter zu zahlen fein. Vgl. $ 616 und RAG 
2, 1. Zur Frage, wann der Arbeitgeber einem Stellenſuchenden die Koſten der Vorſtellung zu 
erſetzen hat, ſ. RAG 14, 341. 


8 630 


) Bei der Beendigung eines dauernden Pienftverhältniffes 2) kann der 
Verpflichtete von dem anderen Zeile ein ſchriftliches Zeugnis?) über das 
Dienſtverhältnis >) und deſſen Dauer fordern. Das Zeugnis ift auf Verlangen ) 
auf die Leiſtungen und die Führung im Dienſte zu erſtrecken ). 

E II 568 III 620; P 2 307. 

„1. Dieſe zwingende Vorſchrift gilt auch für das Geſindeverhältnis. Die beſonderen Vor- 
ſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2 vor $ 611). — $ 630 kann aber trotz 
eines allgemeinen Wortlauts nicht auf alle dauernden Dienſtverhältniſſe, ſondern nur auf folche 
angewendet werden, bei denen der Dienſtberechtigte über Zeit und Arbeitskraft des Dienſt⸗ 
pflichtigen unmittelbar verfügt und die infolgedeſſen eine perſönliche Abhängigkeit und 
Unterordnung begründen. Daher iſt eine entſprechende Anwendung auf Agenturverhältniſſe 
dusgeſchloſſen (ch 87, 440). Dagegen kann ein gewöhnlicher Arbeiter, auch wenn er nur einen 
Tag als Vorarbeiter bei dem ſeitherigen Dienſtherrn beſchäftigt war, von dieſem ein Zeugnis 
über letztere Tätigkeit verlangen (RG 9. 5. 05 III 4/05). Nachträglicher Verzicht ſ. OLG 22, 304. 
Haß ein Arbeitnehmer nicht nachträglich wirkſam auf ein Dienſtzeugnis verzichten könne, läßt 
lich in dieſer Allgemeinheit jedenfalls nicht ſagen (RAG 18. 2. 33, 440/32). 
bei Vgl. für Handlungsge hilfen und Handlungslehrlinge HGB 88 73 u. 80, für gewerbliche Ar⸗ 
deen Gewd 8 113, für Schiffsleute Seemd $ 19 (OLG 28, 188). Bürgerlichrechtlicher Anſpruch 
10 Arbeitsloſen gegen ſeinen früheren Arbeitgeber auf Ausſtellung einer (richtigen) Arbeits⸗ 
eſcheinigung nach $ 170 Abſ 2 AV AVG ſ. RAG 5, 273; RA HRR 1930 Nr 1234. 
57 15 15 der Beendigung des Dienſtverhältniſſes, nicht ſchon von der Kündigung ab (Seuffül 
170 3. Das ſchriftliche Zeugnis braucht nicht beglaubigt zu ſein. Jedenfalls geſchieht die Be⸗ 
Jeubigung — abweichend von den Beſtimmungen HGB 88 73, 80, Gemd § 114, Seemo 
9 20 — nicht koſtenfrei, ſondern, ſofern der Verpflichtete ſie verlangt, auf deſſen Koſten. — Aus 
Arn Jeugnis muß das Dienftverhältnis hervorgehen, und wenn danach, wie z. B. beim 
chitekten, verſchiedene Tätigkeiten in Betracht kommen konnen, muß auch die Art der Be- 
chaftigung angegeben werden (JW 1916, 14305). 
3 Wird dieſes Verlangen, das auch auf die Leiſtungen oder auf die Führung beſchränkt 
350 en kann (Oesch 17, 414), nicht geſtellt, fo darf die Erſtreckung nicht ſtattfinden (RG JW 97, 
ti i h Wird aber die Erſtreckung, z. B. auf die Führung, verlangt, ſo kann ſie der Dienſtberech⸗ 
13 e nicht mit der Begründung verweigern, das Zeugnis müſſe inſoweit ungünſtig lauten (RAG 
901500. — Die Faſſung des Zeugniſſes ſteht im allgemeinen im Ermeſſen des Dienſtberechtigten. 
oder darf er nicht Angaben machen, die mit dem Zweck des Zeugniſſes nicht zuſammenhängen 
(nk ohne durch ein berechtigtes Intereſſe des Dienſtherrn geboten zu fein, dem Dienftpflichtigen | 
gef en können. Das Zeugnis über die Führung muß ein zuſammenfaſſendes Urteil über das 
Wente dienſtliche Verhalten des Angeſtellten enthalten, ſoweit ſeine Führung in Betracht kommt, 
Das nur nach einzelner Richtung, ſonſt kann Ergänzung verlangt werden (SeuffA 69 Nr 37). 

H außerdienſtliche Verhalten iſt im Zeugniſſe nicht zu erwähnen, auch wenn es den Entlaſſungs⸗ 
905 d bildete (OSG 13, 423). Der Dienſtpflichtige hat ferner Anſpruch auf Abänderung des 
tungen Zeugniſſes, wenn dieſem unwahre Tatſachen zugrunde gelegt ſind (OLG 28, 188), 
gab rden Dienſtpflichtigen die Beweislaſt trifft (OL 5, 271). Wiſſentlich unwahre An⸗ 
Dien, von Tatſachen mit dem Bewußtſein der Möglichkeit ſchädlicher Folgen verpflichten den 
pfl uſtberechtigten auch zum Schadenserſatze gegenüber einem ſpäteren Dienſtherrn des Ver⸗ 

san en nach $ 826 (MG JW 05, 369°). Ein falſches, die Schadenserſatzpflicht gegenüber Dritten 
Ehründendes Zeugnis ſtellt auch derjenige aus, der es auf eine beſtimmte Eigenſchaft (z. B. 
ſef lichkeit) nicht erſtreckt und dadurch den Schein erweckt, als ob dieſe Eigenſchaft vorhanden 
Nr Mähren fie in Wirklichkeit nicht vorhanden ift (Seuff A 72 Nr 189; vgl. auch RG Warn 1916 
ſow 8 10. Das Zeugnis über Leiſtungen und Führung enthält immer ein Urteil und umſchließt in- 
9 ein ſubjektives Moment; es kann daher, ſoweit es ſich um lediglich ſubjektiv zu würdigende 
das augen handelt, dem Arbeitgeber auch nur ein ſubjektiv richtiges Urteil zugemutet werden; 
fals Zeugnis muß aber wahr ſein und darf nicht einzelne Vorfälle erwähnen, die für Dritte ein 
in des, Bild erwecken (lch 12, 275). Die Aufnahme des Verdachts einer ftrafbaren Handlung 
für we deugnis tft nicht zuläffig (MAG 2, 336 zu $ 113 GewO). — Haftung des Dienſtberechtigten 
Ger wiſſentlich falſche Auskunft über die Ehrlichkeit eines Angeſtellten gegenüber dem ſpäteren 
güäcdaftsherrn |. GeuffX 70 Nr 146; R Seuffd 70 Nr 147, vgl. auch H ht 1932 Nr 612; für un- | 

ige Auskunft über einen früheren Angeſtellten gegenüber dieſem RG Warn 1914 Nr 122. 
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Siebenter Titel 
Werkvertrag 


1. Begriff und rechtliche Natur: Gegenſeitiger Vertrag ($$ 320 ff.), durch den ſich der eine 
Teil (Unternehmer) zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, d. h. zur Herſtellung oder Ver⸗ 
änderung einer Sache oder zur Herbeiführung eines anderen, durch Arbeit oder Dienſtleiſtung 
zu bewirkenden Erfolges, der andere (Beſteller) zur Gewährung der vereinbarten Vergütung 
verpflichtet. Aus dem Begriffe des Werkvertrags ergibt ſich ſein Unterſchied: a) vom Dienſt⸗ 
vertrag, bei dem die entgeltliche Dienſtleiſtung als ſolche, ohne Rückſicht auf das Ergebnis, 
von den Parteien ins Auge gefaßt wird (. Vorbem 1 vor $ 611); b) vom Kaufvertrag, der 
die entgeltliche Lieferung einer bereits fertigen Sache ohne Rlickſicht auf den Gang ihrer Her⸗ 
ſtellung betrifft; e) vom Auftrag, der die unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande 
hat, und endlich d) von der Miete, welche in der entgeltlichen Gewährung des Gebrauchs einer 
Sache beſteht, wie z. B. auch die zeitweiſe Überlaffung eines zu erbauenden Zirkus (RG 13, 209) 
Miete iſt. Über die Abgrenzung zwiſchen Miete und Werkvertrag bei Beförderung von Sachen 
des einen Vertragsteils durch Wagen und Bedienſtete des andern ſ. OLG 40, 308. Vielfach 
ſind die genannten Verträge miteinander verbunden, wie z. B. Werkvertrag und Kaufvertrag 
(RG 11,263); über den Werllieferungsvertrag vgl. $ 651. In ähnlicher Weiſe kann eine Ver⸗ 
bindung von Werkvertrag und Miete eintreten, z. B. bei der Eiſenbahnbeförderung mit Platz⸗ 
karte. Die Übernahme der Verpflichtung, ein Wohngebäude mit einer Sammelheizungsanlage 
zu verſehen, iſt Werkvertrag, nicht Kauf oder Werklieferung (RG 14. 1. 19 VII 288/18). Der 
Dreſchmaſchinenvertrag iſt in der Regel Miete mit untergeordneter Dienſtleiſtung, nicht Werk⸗ 
vertrag (Vorbem 2 vor $ 535). Abbruch eines Hauſes als Kauf-, nicht Werkvertrag |, RG Warn 
1922 Nr 96. Der Vertrag auf Lieferung elektriſcher Energie iſt nicht Kauf, aber nach den Regeln 
des Kaufs zu beurteilen, da die Elektrizität zwar nicht Sache iſt, aber nach der Verkehrsauffaſſung 
als Ware betrachtet wird (RG 56, 404; 67, 232; 86, 13; RG Warn 1933 Nr 37). Für die Ver⸗ 
jährung findet daher gegebenenfalls § 477, nicht $ 638 Anwendung (RG JW 1930, 1924). Zur 
Frage der Prüfungs⸗ und Überwachungspflicht des Lieferers elektriſchen Stroms |. RG SeuffA 
82 Nr 143. Die Scheidelinien zwiſchen den einzelnen Vertragsarten ſind unter Umſtänden 
ſchwer feſtſtellbar und werden leicht überſchritten. So kann der Bühne nanſtellungsver⸗ 
trag, wenn es ſich um ein einzelnes Gaſtſpiel handelt, als Werkvertrag, ſonſt aber als Dienſt⸗ 
vertrag, und ferner die Lieferung einer Maſchine, wenn ſie ſchlechthin ſtattfinden ſoll, als 
Kaufvertrag, in dem Falle aber, wenn die Art ihrer Herſtellung, die Anpaſſung an einen be⸗ 
ſtimmten Raum oder Betrieb vereinbart iſt, als Werkvertrag ſich darſtellen. Die Aufſtellung der 
Maſchine iſt beim Maſchinenlieferungsvertrag in der Regel nur unſelbſtändige Nebenleiſtung, 
ausnahmsweiſe kann ſie auch den Gegenſtand eines beſonderen, dem Lieferungsvertrag als 
Hauptvertrag hinzugefügten Nebenvertrags (Werkvertrags) bilden. Soll darüber hinaus der 
Vertrag im ganzen mit Rückſicht auf die Vereinbarungen über die Aufſtellung kein Kaufvertrag 
($ 433) und kein Werklieferungsvertrag ($ 651), ſondern ein Werkvertrag ($ 631) fein, fo müſſen 
ganz beſondere Umſtände vorliegen, die für eine ſolche Deutung ſprechen (RG 23. 10. 17 VII 
178/17; 14. 1. 19 VII 288/18). Vgl. dazu $ 651 A3. Eines genauen Eingehens auf die Be⸗ 
ſonderheiten des einzelnen Falles bedarf es beim Verhältnis zwiſchen dem Bauherrn und dem 
Architekten. Die Übernahme der Aufſtellung eines Bauplans durch einen Architekten kann — 
ebenſo wie die Anfertigung ſonſtiger Vorarbeiten und Entwürfe (RG 97, 122) — Werkvertrag 
ſein, aber auch den Gegenſtand eines Dienſtvertrags bilden, ſo namentlich dann, wenn der 
Architekt zugleich mit der Bauleitung betraut iſt, die Herſtellung des Planes alſo nur feine 
ſpätere Dienſtleiſtung vorbereitet. Einen typiſchen Architektenvertrag gibt es nicht (RG 86, 77 
137, 83; RG JW 1930, 172888). Über den Vertrag zwiſchen dem Schiedsrichter und den 
Parteien des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens |. Vorbem 2 vor $ 611. In einem Werkvertrags⸗ 
(nicht in einem Dienſtvertrags.) Verhältnis ſteht insbeſondere auch, wer aus dem ihm von der 
anderen Vertragspartei zu liefernden Ton Ziegelſteine herzuſtellen, dabei für eigene Rechnung 
die hierfür erforderlichen Arbeiter anzunehmen und für die hergeſtellte Ware die Gefahr 100 
zur Abnahme zu tragen hat; bei ſolcher Sachlage iſt das Werkvertragsverhältnis auch dann nicht 
ausgeſchloſſen, wenn er von dem anderen Teile „als Ziegelmeiſter“ angenommen worden 1 
(RG 72, 281 dazu Vorbem 1 vor $ 611). ft jemand in der Lage, ein Werk zum Nutzen eine 
anderen herſtellen zu müſſen, und überläßt es dieſem, das Werk gegen Erſtattung der Koſten 
unmittelbar für ſich herzuſtellen, fo liegt nicht ein Werkvertrag, ſondern ein dem Subventions⸗ 
vertrag ähnlicher Vertrag beſonderer Art vor (RGS 92, 168). 1 

2. Der Geltungsbereich der Vorſchriften des BGB über den Werkvertrag wird begrenb' 
durch eine Reihe von anderen reichsgeſetzlichen oder auch landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
gewiſſe Arten von Werkverträgen, insbeſondere: a) für den Fracht⸗ und Beförberungd” 
vertrag, die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern und Perſonen; im einzelnen: für 8 
Beförderung von Gütern zu Lande oder auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern durch H6 
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80 425—452; für die Beförderung von Gütern auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern auch 
durch das Binnen Sch $$ 26ff.; für die Beförderung von Gütern und Reiſenden zur See durch 
SB 88 556—678; für die Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen durch 
0 9 453—473 ſowie durch die EiſenbVerkO v. 16. 5. 28 (RG Bl II 401), ſ. auch Inter⸗ 
nationales Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr v. 23. 10. 24 (RGBl 1925 
u 183), dazu RG 142, 241; für die Beförderung von Gütern und Reiſenden mittels 
der Poſt durch das Poſtch v. 28. 10. 71 (RG Bl 347), die PoſtO v. 22. 12. 21 (RGBl 1609) 
m der Faſſung v. 30. 1. 29 (RGGBl I 33), dazu RG 127, 12, und den Weltpoſtvertrag 
mit Nebenverträgen v. 30. 11. 20 (RGBl 1921, 1375 ff.), RohrpoſtO v. 30. 5. 23 (RG Bl I 
303) vgl. HGB $ 452; für den Telegrammbeförderungsvertrag f. Telegraphenordnung v. 
3 6. 26 (Amtsblatt d. RPoſtMin 447, 479) und RG 91, 64; 107, 275; RG Gruch 
68, 79; für die Beförderung von Auswanderern durch das AuswG, insbeſ. $$ 22—48; b) für 
en Verlagsvertrag, der die Überlaſſung eines Werkes der Literatur oder der Tonkunſt an 
den Verleger zur Vervielfältigung und Verbreitung für deſſen eigene Rechnung betrifft, durch 
das Verlch v. 19. 6. 01, ſowie durch die nach Ech Art 76 zum BGB in Geltung befindlichen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften. Der Verlagsvertrag hat zwar große Ahnlichkeit mit dem Werk⸗ 
vertrag, iſt aber vom Geſetze ſelbſtändig geregelt worden (RG 74, 361). Vgl. auch RG 78, 298. 
Ler Kommiſſionsverlag unterliegt nicht dem Verlagsgeſetze, ſondern den Vorſchriften des all» 
gemeinen bürgerlichen Rechtes, insbeſondere der 99 611ff., 675, gegebenenfalls auch den handels⸗ 
zechtlichen Regeln des Kommiſſionsgeſchäfts gemäß HORB $$ 383 ff., 406 Abſ 1 (MG SeuffA 80 
Ar 146), Kein Verlagsvertrag, auch nicht ein den Beſtimmungen des Verlagsrechts entſprechend 
01 behandelnder, ſondern eine beſondere rechtliche Würdigung erfordernder Vertrag eigener Art 
vn der Verfilmungsvertrag zwiſchen Verfaſſer und Herſteller eines Films (RG 107, 62: 
Ablehnung eines Verfilmungszwanges). Über Herausgeberverträge |. RG 113, 70; 115, 358. — 
Bc u sweiſe können für die unter a und b genannten Verhältniſſe auch die Vorſchriften des 
RN Di) über den Werkvertrag zur Anwendung gelangen. — Über das Rechtsverhältnis zwiſchen 
em Teilnehmer eines Fernſprechnetzes und der Reichspoſt ſ. Vorbem 2 vor $ 535. 


& 8. Von allgemeinen Beſtimmungen vgl. wegen des Erfüllungsorts $8 269, 270, wegen der 
rfüllungszeit $ 271, wegen der Haftung für Gehilfen $ 278, wegen der Übergangsbeſtimmungen 

r Art 170; ferner aus der ZPO wegen Feſtſtellung der Mängel eines Werkes (bedeutſam für 
ie Unterbrechung der Verjährung) ) $ 488, wegen vorläufiger Vollſtreckbarkeit gewiſſer Urteile 

Fal Werkverträgen $ 709 Nr 3. Für den Fall eines Konkurſes ſ. KO 89 23 Abſ 2, 27; für den 

35 der Geſchäftsaufſicht ſ. BR über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes 
14. 12. 16 (RG Bl 1363) $ 9. 


ele Eine beſondere Form ift für den Werkvertrag nicht vorgeſchrieben. Für feinen Inhalt 
Bun die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere auch die 89 134, 138. Über die Frage, unter 
(De chen Umſtänden ein Bauvertrag über ein zu Bordellzwecken beſtimmtes Haus im Sinne 
unt $ 138 gegen die guten Sitten verſtößt, ſ. RG 63, 367; 71, 192. Werkverträge können auch 
105 = 1 Nr 1 PreisttVO fallen, wenn es ſich dabei um eine Lieferung von Gegenſtänden des 
warden Bedarfs handelt und die damit verbundene Arbeit des Liefernden gegenüber dem zu 
laleanden, Gegenſtand von untergeordneter Bedeutung iſt (Bay Obst in IW 1922 S. 7175, 
all » Übermäßige Preisſteigerung im Sinne des $ 1 Nr 1 PreistrVoO hat übrigens für ſich 
05 un noch nicht die Nichtigkeit des Vertrags, ſondern nur die Herabsetzung des Preiſes zur Folge 
a NG 98, 293). Leiſtungswucher nach $ 4 Preistry O bei Übernahme des Baues einer 
ucusvilla ſ. RG ZW 1928, 408, 


dieß Kriegs- und Übergangsrecht. Über die ſchiedsgerichtliche Erhöhung von Preiſen bei der 


1.2 rung von elektriſcher oder mechaniſcher Arbeit, Dampf, Gas oder Leitungswaſſer ſ. VO v. 
u 19 (RG Bl 135) mit Anderungen durch WO v. 11.3.20 (RGBl 329), dazu RG 107, 352; 
16 6 Geſ. v. 9. 6. 22 (RBGl I 509), neue Faſſung ſ. Bek v. 16. 6. 22 (RG Bl 1 510), VO v. 
v. 28 2 (ch Bl 1511) mit Bet v. 1. 2. 19 (RG Bl 137), 16. 6. 22 (RGBl 1 516), ferner VO 
Mer 2. 23, 28. 7. 23 und 29. 9. 23 (RGBLI 162, 759, 925); dazu die auf Grund des Ermächti⸗ 
von eſetzes b. 13. 10. 23 ergangene VO über die Berechnung des Preiſes bei der Lieferung 
(keinelektriſcher Arbeit, Gas und Leitungswaſſer v. 24. 10. 23 (RHB 1997) ferner RG 114, 64 
ine Nachprüfung des Verfahrens der Schiedsgerichte durch das ordentliche Gericht) und RG 
116, 230 (Befugniſſe eines vertraglichen Schiedsgerichts, Erhöhung der Leiſtungen durch 
über N eines Baukoſtenbeitrags). Nur von mittelbarer Bedeutung ſind die Beſtimmungen 
(Lor, Ib ſchie dsgerichtliche Erhöhung von Beförderungspreiſen der Eiſenbahnen, Kleinbahnen 
dur bohren uſw.), Straßenbahnen und Anſchlußbahnen, VO v. 21. 2. 20 (RGBl 255), geändert 
480) fig b. 23. 3. 21 (RG Bl 344), dazu Bek v. 7. 10. 20 (RG Bl 1712) und v. 7. 4. 21 (RGBl 
ar Über die allgemeine Frage des Einfluſſes der durch Krieg und Staatsumwälzung bewirkten 
BO o Hung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſ. $ 631 A 3. — Für fog. Kriegsverträge ſ. 
RO ir 21.11.18 (RG BI 1323), dazu Gef. v. 30. 3. 22 (RGBl 285) Art I vorletzter Abſatz, und 
der die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Reich v. 4. 12. 19 (RG Bl 2146), dazu Geſetze 
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v. 16. 12. 21 (RG Bl 1578) und v. 1. 12. 22 (RGB 1 897), ferner RG 106, 91; RG JW 1921, 
4657; 1922, 6221; 1927, S. 4394, 136822; RG 28 1921, 5012“, 1922, 737; auch RG 104, 55 
Guläſſigkeit des Rechtswegs für Anſprüche aus einer Einigung nach Nr 3 der VO v. 21. 11. 18). 


8 631 


Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herſtellung des ver- 
ſprochenen Werkes 1), der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Der- 
gütung ) verpflichtet ö). 

Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herſtellung oder Ver⸗ 
änderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienftleiftung her⸗ 
beizuführender Erfolg ſein. 

E 1 667 Abſ 1, 579 II 560; M 2 470, 606; P 2 309, 836. 

1. Hauptverpflichtung des Unternehmers: Herſtellung des versprochenen Werkes, d. i. 
entweder die Herſtellung oder Veränderung einer Sache, insbeſondere die Er⸗ 
richtung eines Bauwerks, auch der Vertrag wegen Übernahme eines durch fremde Arbeit her⸗ 
zuſtellenden Bauwerks (Bau-Entreprifevertrag, RG 66, 4); oder ein durch Arbeit oder 
Dienftleiftung herbeizuführender Erfolg, auch ein ſog. immaterieller Erfolg; im 
einzelnen: die Beförderung von Sachen (RG 11. 1. 05 1 390/04); namentlich die Beförderung 
mittels Fähre auf einem öffentlichen Fluſſe, auch von ſeiten des Staates (RG 72, 53); die Be⸗ 
förderung von Kähnen oder Schiffen durch Schleppdampfer nach einem beſtimmten Orte, auch 
bei ſtaatlichem Betrieb (RG 59, 305; 62, 210; 67, 10; 81, 316; 98, 123; 105, 200; 112, 41; 126, 
324; JW 1923, 121); die Charterung auch eines ganzen Schiffes (NG Warn 1910 Nr 150); die 
gewerbsmäßige Beförderung von Perſonen mittels gewöhnlichen Fuhrwerks (RG 23, N), 
mittels eines Kraftwagens (RG 16. 3. 06 VII 323/05), mittels einer Straßenbahn (RG 66, 12; 
ſ. jedoch § 638 A 1 Abſ 2), mittels eines Eſels mit Treiber (RG 18. 5. 06 VII 434/05); über die 
gelegentliche unentgeltliche Mitnahme einer Perſon auf einer Fahrt ſ. A 2 a. E. Löſchung der 
Ladung eines Schiffes |. NG Seuff 84 Nr 163. Übernahme der zeichneriſchen Durchkonſtruktion 
und Ausführung eines praktiſch noch nicht hergeſtellten Arbeitsgeräts ſ. R& 100, 35. Über die Ver⸗ 
tragspflichten des Unternehmers bei einem Werkvertrag, bei dem es dem nicht ſachkundigen Beſteller 
darauf ankommt, Mißſtände beſeitigen zu laſſen, deren Urſache ihm nicht bekannt ift, ſ. RG 127, 14. 
Verpflichtung des Inſtallateurs eines (bei ihm gekauften) Gasbadeofens, auch in einem ſeit Jahren 
polizeilich abgenommenen Haufe die Abzugsfähigkeit des Schornſteins feſtzuſtellen, . RG J 
1933, 12466. Keine Verpflichtung des Lieferers von elektriſchem Licht- und Kraftſtrom zur 
Prüfung der von den Stromabnehmern herzuſtellenden Anſchlußleitungen ſ. R HRR 1925 
Nr 1192. Ferner kann als Werkvertrag vorkommen: die Beſorgung von Geſchäften, alſo 
von Angelegenheiten, die das wirtſchaftliche Intereſſe des Beſtellers berühren (bel. $ 675 und 
Vorbem 2 vor $ 611), fo die Übernahme einer Auszahlung im Ausland oder der Überweiſung 
des Guthabens eines Kunden ins Ausland durch eine Bank (RG 107, 136; Warn 1919 Nr 60; 
1923/24 Nr 177; Übernahme eines Akkreditivauftrags (RG 107,7; 114, 268; RG Warn 1910 
Nr 108; SeuffA 78 Nr 73), der Verſteigerung eines Gaſthausinventars (OLG 39, 164), nicht die 
Übernahme eines Parzellierungsauftrags gegen Gewinnbeteiligung (RG SeuffA 74 Nr 105); 
die entgeltliche Erteilung von Auskünften (RG 115, 122); die Übernahme des Auftrags, auf 
eine beſtimmte Dauer Geſchäftsanzeigen in Straßenbahnwagen auszuhangen (RG Warn I 
Nr 138; 1916 Nr 268; Recht 1920 Nr 379; 1922 Nr 1147; RG 4. 3. 27 VI 555/26; ſ. auch I 
1916, 12957; unentſchieden, jedoch unter d der Anwendung der für den Werkvertrag 
gegebenen Vorſchriften, Reh JW 1916, 58310), die Übernahme von Geſchäftsanzeigen in Zeitun⸗ 
gen (RG Seuff d 80 Nr 79, RH Warn 1928 Nr 103; ſ. auch RG 82 1925, 9710, die Übernahme det 
Verbreitung von Büchern, die der Geſchäftsanpreiſung dienen, OLG 34, (39); ingleichen, ſo werk 
nicht bloße Dienftleiftungen vorliegen, die Ausführung von wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen 
Unternehmungen, die Erteilung von Auskunft über die Kreditfähigkeit einer Perſon. So wi 
auch die Aufführung eines Konzerts oder einer Theateraufführung, auch bei einem ſtädtiſchen 
oder ſtaatlichen Unternehmen, als Werkvertrag erſcheinen, wobei die Überlaffung eines Blade? 
regelmäßig Nebenleiſtung ift und nur unter beſonderen Umſtänden den Gegenſtand eines Neben” 
vertrags (Miete) bildet (vgl. MG 133, 388; NG JW 1926, 14, 24431; 23 1920, 62°). Ebenso 
iſt der Vertrag zwiſchen dem Veranſtalter eines Motorradrennens und den gegen Eintrittsge! 
zugelaſſenen Zuſchauern Werkvertrag, nicht Platzmiete (RG 127, 313). S. auch $ 611 A 4. ge 
Frage des Abſchlußzwanges |. Vorbem 4 vor $ 145. Vertrag über Lieferung von Theatereintritt 
karten an einen Händler bei Verpflichtung des Liefernden, Vorſtellungen für die ſpäteren Karten 
inhaber zu veranſtalten, |. OLG 36, 79. Über den Anzeigenvermittlungsvertrag |. OLG 36, 15 
Veranſtaltung des Rheinlandbefreiungsflugs |. RG Warn 1933 Nr 78. — Nicht um einen Wert 
vertrag, fondern um die Beſorgung fremder Geſchäfte oder um die Leiſtung von Dienſten ($ 
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Nr 7) handelt es ſich, wenn ſich jemand gegen Entgelt verpflichtet, ſich zu bemühen, eine Aktien ⸗ 
geſellſchaft ins Leben zu rufen, ohne ſich dafür haftbar zu machen, daß die Geſellſchaft zuſtande 
kommt (RG 72, 179). 

Erfüllung der Hauptverpflichtung: Die dem Unternehmer obliegende Herſtellung iſt 
regelmäßig Vorleiſtung, bei beweglichen Sachen mit deren Überbringung, insbeſondere an 
den Eigentümer, der dem Unternehmer die Sache zur Bearbeitung übergeben hat (R 35, 137), 
verbunden. Die Verarbeitung von Korn zu Mehl (von Kartoffeln zu Kartoffelflocken) iſt vielfach 
Gattungsſchuld inſofern, als gleichgültig iſt, ob das vom Verarbeiter Zurückgegebene aus dem 
vom Beſtoller übergebenen Stoffe hergeſtellt iſt (OL® 36, 7). Für die Verpflichtung des Unter⸗ 
nehmers zur Beſchaffung des erforderlichen Stoffes iſt der Inhalt des betreffenden Vertrags 
maßgebend; über den beſonderen Fall der Herſtellung des ganzen Werkes aus einem vom Unter⸗ 
nehmer zu beſchaffenden Stoffe (Werklieferungsvertrag) |. $ 651. Für Ort und Zeit der Leiſtung 
1. $$ 269,971. — Der Unternehmer ift, abweichend vom Dienſtvertrage $ 613, ſofern nicht 
etwas anderes ausdrücklich vereinbart iſt oder nach dem Inhalt des Vertrags (z.B. mit einem 
Künſtler) ſeine perſönliche Leiſtungsfähigkeit in Betracht kommt, nicht verpflichtet, das Werk 
durch eigene perſönliche Tätigkeit herzustellen, vielmehr berechtigt, die Herſtellung einer anderen 
Perſon zu übertragen (RG 14. 6. 19 V 53/19). Daher wird auch der Tod des Unternehmers 
in der Regel das Vertragsverhältnis nicht beendigen (ſ. § 649 A 2). Der Unternehmer darf 
lähelmäßig auch Gehilfen verwenden. Über die Zuläſſigkeit einer Heranziehung wiſſenſchaft⸗ 
ge Hilfsarbeiter bei Übernahme der Bearbeitung der neuen Auflage eines wiſſenſchaftlichen 

erkes ſ. RG 23 1915, 4284. Der Unternehmer hat ein Verſchulden feiner Hilfsperſonen 
gemäß $ 278 zu vertreten (RG 127 S. 14 u. 218). Motorradfahrer als Erfüllungsgehilfen des 
Veranſtalters eines Motorradrennens gegenüber den gegen Eintrittsgeld zugelaſſenen Zuſchauern 
Mr RG 127,313. Zur Erfüllung der Vertragsverbindlichkeit gehört dabei alles, was aus dem 
d ertrage vom Vertragsſchuldner überhaupt verlangt werden kann; § 278 tritt überall ein, wo 
“= Schädiger jelbft dem Verletzten nach Maßgabe des Vertrags gerecht werden muß und ihn 
de ht auf die Haftungsgrundſätze bei unerlaubten Handlungen verweiſen kann. Das Verſchulden 
191 Hilfsperſon braucht nicht bei der unmittelbaren Erfüllungshandlung vorzuliegen (RG Warn 
ji 10 Nr 434). Haftung des Unternehmers für Verſchulden feiner Angeſtellten beim Beförde 
Stiafvertrag ſ. RG 55, 335; 62, 119; Bay Obs g 13, 127. Bei einem Zuſammenſtoß von zwei 
deg enbahnwagen kommen als Gehilfen des Straßenbahnunternehmers bei der Erfüllung 
say Beförderungsvertrags gegenüber dem verletzten Fahrgaſt nicht nur die Angeſtellten des⸗ 
n Wagens in Betracht, in dem ſich der Fahrgaſt befindet, ſondern auch die Angeſtellten 
Kor andern Wagens (NG 83, 343). Eine Haftung für Schmerzensgeld ($ 847) wird aber in 
ben Falle durch das Verſchulden von Hilfsperſonen nur aus unerlaubter Handlung und nur 

Rahmen des $ 831 (nicht aus dem Beförderungsvertrag und § 278) begründet (RG 99, 263). 
Sr der Unternehmer einer Werklieferung Teile der von ihm herzustellenden Sache von einem 
dati beziehen, fo iſt dieſer Dritte nicht Erfüllungsgehilfe des Unternehmers in deſſen Ver⸗ 
der is zum Beſteller; $ 278 greift daher nicht Platz (R H 101, 157). Die Haftung für Verſchulden 
2 Hilfsperſonen kann ebenſo wie — vorbehaltlich des $ 276 Abſ 2 — die Haftung für e Pu 
zeichſchulden des Unternehmers im voraus wegbedungen werden. Wird aber eine ſolche Frei⸗ 

zchnung unter Ausnutzung einer rechtlichen oder tatſächlichen Monopolſtellung den beteiligten 
en gewiſſermaßen aufgezwungen, jo kann dies im Sinne des 8 138 gegen die guten Sitten 
Haden (vgl. RG 102, 396; 103, 82, auch 99, 107, RG Gruch 65, 349 und JW 1922, 15334). — 
ter dem Geſichtspunkt des Vertrags zugunften eines Dritten ($ 328) konnen vertragliche 
auchadenserſaßanſprüche gegen den Unternehmer wegen mangelhafter Ausführung des Werkes 
Per den verletzten Familienangehörigen des Beſtellers ſowie feinen Hausangeſtellten und andern 
rn zuſtehen, denen der Beſteller ſeinerſeits als Dienſtberechtigter nach $ 618 ſchadens⸗ 
neh flichtig iſt (RG 127, 218). — Bei unverſchuldeter Unmöglichkeit der Leiſtung des Unter⸗ 

gmers gelten 88 275, 323. } b 
Ver nter den vertragsmäßigen Nebenverpflichtungen des Unternehmers iſt hervorzuheben: die 
lic, oflichtung zur ordnungsmäßigen Inſtandhaltung der für die Vertragsausführung erforder · 
ai Maſchinen, Geräte und Räume, jo z. B. bei der Perſonenbeförderung die Verpflichtung 
1910Unſtandhaltung der Ab- und Zugänge zum Eiſenbahnſteige (RG 55, 335; 86, 321; RG LZ 
än g 60 6 96 5. 10. 03 VI 367,037 19. 5.05 VII 603/04; 12. 3.07 N 275/06), der Warte⸗ 

57 (RG L 1916, 814) und ihrer Einrichtungsgegenſtände, z. B. Stühle (aich Warn 1915 
Prüfe, zur Sorge für die Erwärmung von Eiſenbahnwagen (RG Seuffa 70 Nr 55), zur 
in 1 der zu verwendenden Beförderungsmittel (R& 16. 3.06 VII 323/05), zur Sorge für 
vom zperliche Sicherheit der zu befördernden Perſonen (RG 66, 17; 98, 327; 116, 213; 124,49), 
ati, Beginne der Reiſe bis zu ihrer Beendigung, auch während des Aufenthalts auf Zwiſchen⸗ 
der Bal! (RG Warn 1916 Nr 309), iiberhaupt ſolange, als der Reiſende den für die Benutzung 
oss ahnanlagen erlaſſenen beſondern Vorſchriften unterſteht, fo auch beim Verlaſſen des Bahn. 
Ei gebäudes (RG IWW 1918, 1716), nicht nachher beim Überſchreiten des (im Eigentum bes 

enbahnunternehmers ſtehenden) Bahnhofsvorplatzes (RG Gruch 57,941). Iſt die zu be · 
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fördernde Perſon während der Beförderung, wozu auch das Ein- und Ausſteigen gehört, 
am Körper oder an der Geſundheit beſchädigt worden, ſo haftet der Unternehmer aus dem Ver⸗ 
trage regelmäßig ſchon dann, wenn er nicht beweiſt, daß ihn und ſeine Erfüllungsgehilfen kein 
Verſchulden trifft (RG 66, 12; 83, 343; 86, 321; 124, 49; 126 S. 137 u. 329; RG JW 08, 19610; 
1932, 37043; 1933, 83811; G Warn 1916 Nr 309; R 23 1918, 62314; RG HR R 1932 Nr 113; 
RS 18. u. 21. 12. 17 VII 347, 348/17; vgl. auch OLG 28, 191). Dieſe Regelung greift jedoch 
nur für Schäden bei der Beförderung im eigentlichen Sinne Platz, die bei Reiſen 
auf der Eiſenbahn mit dem Einſteigen in den Zug beginnt und mit dem Ausſteigen endigt. Handelt 
es ſich um die vertraglichen Nebenleiſtungen, die dieſer Beförderung vorangehen oder ihr 
nachfolgen, wie die Gewährung ſicherer Zu⸗ und Abgänge zum und vom Zuge, jo verbleibt die 
Beweislaſt bei dem verletzten Reiſenden (R 86, 321; 126, 137). Über die Beweisfrage bezüglich 
des Verſchuldens bei einem Unfall durch Abgleiten einer Kraftdroſchke in einen Straßengraben 
ſ. RG 88 1915, 1273. Sturz von der Plattform eines Straßenbahnwagens ſ. Reh Warn 1920 
Nr 11 u. 85; Unfälle beim Aufſpringen ſ. ebenda Nr 49, 50 und 1928 Nr 30. Haftung des Straßen ⸗ 
bahnunternehmers für Unfälle bei Benutzung einer Wartehalle ſ. OLG 45, 158 (nur wegen 
unerlaubter Handlung). Sturz vom Anhänger eines Laſtkraftwagens, unmittelbare Haftung des 
Beförderungsunternehmers gegenüber den den Transport begleitenden Perſonen |. RG Warn 
1930 Nr 7. Schadenserſatzanſprüche aus einem Perſonenbeförderungsvertrage können ver⸗ 
traglich ausgeſchloſſen werden, ſoweit nicht $ 276 Abſ 2 entgegenſteht (Rh 11. 2. 07 VI 232/06). 
Keine Vertragshaftung für Unfälle im Bahnhofe vor Löſung einer Fahrkarte (RG Lg 1914, 
153010). Keine Haftpflicht des Eiſenbahnunternehmers aus dem Beförderungsvertrage bei Er⸗ 
mordung eines Reiſenden durch einen Mitreiſenden während der Fahrt (RG 69, 361), bei Ber 
ſchädigung eines Reiſenden durch in Brand geratenes Benzin, das ein Mitreiſender bei ſich geführt 
hat (RG Gruch 65, 356). Über Beförderungsbeſtimmungen, die eine Haftung ausſchließen, . 
RG JW 1931, 19584. Keine Haftung der Reichspoſt für Unfälle, die ſich bei Sonderfahrten mit 
Poſtkraftwagen ereignen (RG 127, 12). Unmittelbare Haftung des Beförderungsunternehmers 
(auch für feine Erfüllungsgehilfen, $ 278) gegenüber Frau und Kind des Beſtellers, die mit dieſem 
in dem beftellten Kraftwagen befördert werden, nach $ 328 |. RG 87, 64. Verpflichtung des Ber 
förderungsunternehmers, einen Schaden zu erſetzen, den nicht der Vertragsgegner, ſondern ein 
Dritter erlitten hat, |. NG 87, 289. Schadenserſatzpflicht eines Rollfuhrunternehmers gegenüber 
dem bereits Eigentümer gewordenen Käufer, dem er im Auftrage des Verkäufers die verſendete 
Ware am Ankunftsorte zuführen ſoll, |. RG 102, 38, aber auch 105, 302. Haftung des Schiffs 
unternehmers für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit der Fahrgäſte (RG 116, 213; 
124, 49; 126, 329). Haftung eines Theaterunternehmers für die Folgen eines heftigen Gedränges 
beim Einlaß in das Theater ſ. RG Warn 1931 Nr 181. Ob die Geſtattung des unentgeltlichen 
Mitfahrens in einem Fahrzeuge nur einen rein tatſächlichen Vorgang ohne rechtliche Bedeutung 
oder die Begründung eines ſchuldrechtlichen Vertrages bedeutet, hängt von den Umſtänden des 
Falles ab. Die Unentgeltlichkeit ſteht der Annahme eines Vertrages jedenfalls nicht im Wege, 
und ein Vertrag kann auch keineswegs nur dann angenommen werden, wenn die Mitfahrt im 
ausſchließlichen oder doch überwiegenden Intereſſe des Geſtattenden liegt (RG Warn 1932 Nr 73). 
Über die Frage einer Ausſchließung oder Beſchränkung der Haftung in ſolchen Fällen ſ. Vorbem. 40 
vor $ 823 und § 599 A 1. — Als weitere Nebenverpflichtungen des Unternehmers kommen 
in Betracht: die Verpflichtung zur Prüfung der Brauchbarkeit und Durchführbarkeit der dem 
ſachverſtändigen Unternehmer vorliegenden Pläne und Koſtenanſchläge ($ 650 Abſ 2; NÖ 
18. 10. 04 VII 139/04; RG SeuffA 79 Nr 25), zur Prüfung der Abzugsanlage für Abgaſe bei 
Übernahme der betriebsfertigen Lieferung einer Gasbadeeinrichtung durch eine Gasfirma (N 
SeuffA 86 Nr 177), zur Berichterſtattung, Auskunft und Rechenſchaftsablegung bei dem eine 
Geſchäftsbeſorgung betreffenden Werkvertrag, zur ſorgfältigen Vermeidung von Beſchädigungen 
der Sachen des Beſtellers bei der Werkherſtellung (nicht bloß bei „Gelegenheit“ der Werkher⸗ 
ſtellung; RG 66, 402; JW 06, 460 1e; Warn 1911 Nr 168). Hierher gehört auch die Verwahrung?“ 
pflicht eines Gewerbetreibenden an fremden, ihm zur Bearbeitung übergebenen Gegenſtänden, 
wobei nach $ 282 der Unternehmer, z. B. ein Wäſchereibeſitzer, bei dem Wäſcheſtücke durch Ein 
bruch geftohlen worden find, beweiſen muß, daß er das Abhandenkommen nicht zu vertreten har 
(SeuffA 76 Nr 6; DLG 40, 322); ferner die Verpflichtung des Theaterunternehmers, für oro“ 
nungsmäßige Unterbringung der abgelegten Kleidungsſtücke zu ſorgen, doch kann auch ein 1 
ſonderer Verwahrungsvertrag vorliegen (RG 105, 80; RG Warn 1920 Nr 77; 1923/24 Nr 122 
23 1920, 625; Seuffa 77 Nr 25; OLG 40, 324; 43, 115). Einen Erſatz von Verwahrungskoſten 
kann der Unternehmer, der eine Sache zur Bearbeitung übergeben erhalten hat, von dem Be⸗ 
fteller nur verlangen, wenn dieſer in Schuldner- oder Gläubigerverzug geraten iſt (RG JW 1926, 
16632). Zur Frage, ob der Unternehmer verpflichtet iſt, Sachen, die ihm zur Ausbeſſerung über“ 
geben find, gegen Feuersgefahr zu verſichern, . RG Seuff A 82 Nr 46. 

2. Hauptverpflichtung des Beſtellers: Entrichtung der vereinbarten Vergütung. Daß 
fie nicht in einer Alkord⸗ oder Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung bes 
Werkes erforderlichen Einzelleiſtungen beſtimmt ift, ſteht an fi der Annahme eines Werkvertrag 
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nicht entgegen (RG Gruch 51, 947). Der Beſteller hat aber in dieſem Falle keinen klagbaren 
Anspruch gegen den Unternehmer auf Erteilung einer Abrechnung über die von dieſem ge⸗ 
leiſteten Arbeiten; vielmehr gehört eine ſolche zu der dem Unternehmer obliegenden Begründung 
ſeines Vergütungsanſpruchs, bei deren Unterlaſſung der Beſteller zur Verweigerung der Ver⸗ 
gütung berechtigt ift (RG 72, 177). Bei Ausbeſſerung von Bauwerken kann vereinbart werden, 
daß der Unternehmer den von ſeinen Arbeitern verdienten Lohn nebſt einem prozentualen Zu⸗ 
ſchlag als Vergütung erhalten ſoll. Für die Annahme eines Werkvertrags iſt in ſolchem Falle 
die Haftung für den Erfolg, z. B. für die Güte der Ausbeſſerung, maßgebend (RG 26. 4. 27 
116/27). Die Vergütung kann auch in einem Anteil an Einnahmen beſtehen, ohne daß deshalb 
em Geſellſchaftsverhältnis vorzuliegen braucht (Seuffa 74 Nr 170). Ort der Leiſtung 89 269, 
270 Zeit der Leiſtung § 641. — Anderungen der Lohn- und Preisverhältniſſe be⸗ 
rechtigen den Unternehmer an ſich nicht zum Verlangen einer höheren als der vereinbarten Ver⸗ 
gütung. Doch iſt für Verträge, bei denen die Lieferung von elektriſcher oder mechaniſcher Arbeit, 
Dampf, Gas oder Leitungswaſſer in Frage fteht, nach den in Vorbem 5 erwähnten Vorſchriften 
die Möglichkeit einer ſchiedsgerichtlichen Erhöhung der Preiſe gegeben. Über die Möglichkeit 
emer Erhöhung der Vergütung auf Grund der durch den Weltkrieg und die ſtaatliche Um⸗ 
wälzung hervorgerufenen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſ. unten A 3 a. E. 
In jedem Fall erfordern Treu und Glauben, daß der Unternehmer, der die Vergütung für das 
dert wegen Steigerung der Herſtellungskoſten erhöhen will, hiervon unverzüglich, ſobald er 
die Steigerung wahrnimmt oder bei ordnungsmäßiger Geſchäftsführung wahrnehmen kann, 
den Beſteller in Kenntnis ſetzt, damit dieſer ſich mit ſeinen geſchäftlichen Berechnungen und 
aßnahmen danach richten kann (RG 107, 106). Über die Aufwertung von Werklohn und 
Werklieferungspreis ERS JW 1927, 291212; Warn 1927 Nr 23 und § 242 A. Hat ein Tiefbau⸗ 
unternehmer bei Erdarbeiten das Riſiko für die Bodenbeſchaffenheit übernommen, dann kann 
er nicht eine Zuſatzvergütung zu den vereinbarten Feſtpreiſen verlangen, falls ſich unvorher⸗ 
geſehene Bodenſchwierigkeiten ergeben (RG 25. 1. 33 V 313/32). Liefert der Unternehmer nicht 
em mangelhaftes ($$ 633 ff.), ſondern ein anderes als das beſtellte Werk, fo kann er die vereinbarte 
wergütung nur verlangen, wenn er beweiſt, daß ſie (als ausdrücklich oder ſtillſchweigend verein⸗ 
zart) auch für dieſen Fall gelten ſollte (RG Seuffel 70 Nr 102). Zur Entrichtung der Vergütung 
Wees $ 640 als weitere Hauptverpflichtung die Abnahme des vertragsmäßig hergeſtellten 
es hinzu. 
d Als Nebenverpflichtungen des Beſtellers kommen unter Umſtänden diejenigen zur Lieferung 
6s Stoffes ($ 645), zur Erteilung der erforderlichen Anweiſungen für die Ausführung und zur 
Mitwirkung bei dieſer ($$ 642, 645) in Betracht; dagegen ift in der Regel der Beſteller dem Unter⸗ 
A. mer zur Geſtattung der Ausführung des Werkes nicht verpflichtet, der Beſteller eines 
d heaterſtücks dem Verfaſſer auch nicht zur Aufführung (SeuffA 74 Nr 170). Keine Verpflichtung 
eslenigen, der einen Umzug ausführen läßt, Rechte des abſendenden Beförderungsunternehmers 
gegenüber der Eiſenbahn wahrzunehmen, mag auch bereinbart ſein, daß der Empfänger den 
0 obelwagen ſelbſt von der Bahn abholen ſoll (OG 41, 119). Über die Verpflichtung desjenigen, 
va die Herſtellung eines Werkes im Wege öffentlicher Ausſchreibung vergibt, Unterſuchungen 
„„öultellen und genaue Angaben darüber zu machen, z. B. bezüglich des Geländes, wenn es ſich 
Be die Anlegung eines Entwäſſerungsgrabens für Rieſelfelder handelt, ſ. NG JW 1916, 1152. 
mactragshaftung des Beſtellers, der beim Abſchluſſe des Werkvertrags unrichtige Angaben ge⸗ 
macht hat, z. B. über die Höhenlage einer Straße, in der eine Regen- und Dampfwaſſerableitung 
narheſtellt werden foll, |. R JW 1919, 352, auch RO JW 1912, 743° und 5 276 A 1. — Wenn 
Ve dem Werkvertrage der Beſteller Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften zur 
wir tung der Werktätigleit zu beſchaffen hat, fo muß er, wie nach $$ 618, 619 der Dienftbe- 
fügte im Verhältniſſe zum Dienſtpflichtigen, alles tun, um den Unternehmer gegen Gefahr 
527 Leben und Geſundheit ſoweit zu ſchützen, als die Natur der Werkleiſtung es geſtattet. Es 
er = dazu nicht einer entſprechenden Anwendung der $$ 618, 619 auf den Werkvertrag, vielmehr 
des bt ſich die fragliche Pflicht ohne Rückſicht auf dieſe Vorſchriften ſchon aus einer die Grundſätze 
155 9.157, 242 beachtenden Deutung des Vertragsinhalts (NG 80, 27; RG JW 1914, 34°, auch 
OLD, 14820; 9 Lg 1916, 16210, HG HNN 1932 Nr 230; N 29. 6. 17 VII 86/17). Schuld. 
Ale Verletzung dieſer Verpflichtung verbindet den Beſteller zum Schadenserſatze. Art und 
„fang des Schadenserſatzes (wofür beim Dienſtvertrage $ 618 Abſ 3 maßgebend ift) folgen 
2 Verletzung der Werkvertragspflichten aus den allgemeinen Beſtimmungen der $$ 249ff. Es 
I auch nichts im Wege, dem Schadenserſatzberechtigten ſtatt einer einheitlich zu zahlenden 
dſumme eine Rente zuzuſprechen, wenn dies — wie im Falle geminderter Erwerbsfähigkeit — 
ſorge nia angemeſſener Schadensausgleich erſcheint Reh 68, 429; 80, 27). Die allgemeine Jür⸗ 
aud bilicht trifft den Beſteller, der Räume zur Verrichtung der Werktätigkeit zu beschaffen hat, 
iſt „Haun, wenn er nur Mieter, nicht Eigentümer der Räume iſt (NG JW 1914, 34°). Dagegen 
fg bloße Gefährdungshaftung dem Beſteller nicht aufzuerlegen. Daher haftet der Beſitzer 
dem Sprengftoffabrif, der dort elektriſche Anlagen herſtellen läßt, mangels eines Verſchuldens 
nternehmer dieſer Anlagen nicht für Exploſionsſchäden (RG JW 1921, 2500. — Der Bau- 
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herr als Beſteller des Bauwerks hat dafür zu ſorgen, daß der Bauplatz dem Bauunternehmer 
in einer keine Gefahr in ſich bergenden Beſchaffenheit zur Ausführung des Baues zur Verfügung 
geſtellt wird (MG 3. 12. 18 VII 247/18). — Erſtreckung der Vertragspflichten des Beſtellers auf 
eine zur Ausführung des Werkvertrags vorgenommene Perſonenbeförderung ſ. RG 23 1916, 
14855. — Auch bei einem Werkvertrage iſt es rechtlich nicht ausgeſchloſſen, daß der Unternehmer 
neben dieſem Vertrage mit der Vornahme beſtimmter Verrichtungen nach Anleitung und An⸗ 
weiſung des Beſtellers betraut wird; dies iſt namentlich möglich in bezug auf Sicherungsmaß⸗ 
regeln, zu deren Vornahme ein Bauherr der Allgemeinheit gegenüber verpflichtet fein würde. 
So kann der Unternehmer von den Weiſungen des Beſtellers (4. B. einer Gemeinde, die Bauten 
ausführen läßt) unter Umſtänden in dem Maße abhängig fein, daß der Beſteller nicht nur die 
Aufſicht, ſondern auch die Leitung der Arbeiten ausübt, alſo Geſchäftsherr iſt. In ſolchen Fällen 
iſt $ 831 anzuwenden (RG Warn 1912 Nr 301). — Keinen Werkvertrag begründet die gelegentliche 
unentgeltliche Mitnahme einer Perſon, z. B. eines Bekannten, auf einer Fahrt. Ob dadurch 
überhaupt (vielleicht ſtillſchweigend) ein Vertrag zuſtande kommt, oder ob eine reine Gefälligkeit 
vorliegt, die an ſich ohne rechtliche Bedeutung iſt und nur unter Umſtänden Rechtswirkungen 
kraft Geſetzes zur Folge haben kann, ohne ein Vertragsverhältnis zu begründen, hängt von den 
Umſtänden des Falles ab (RG LZ 1915, 83112). Sonſt bleibt nur die außervertragliche Haftung 
nach §§ 823 ff. (RG 65, 17). j 
3. Einfluß der durch den Weltkrieg und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Der vom Reichsgericht zunächſt für Kaufverträge 
anerkannte Grundſatz, daß der Verkäufer von der Lieferpflicht frei wird, wenn ſeine Leiſtung 
infolge der durch den Krieg hervorgerufenen Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe eine völlig andere geworden iſt oder, anders ausgedrückt, unter ſolchen Umſtänden 
ſtattfinden müßte, daß fie dem, was die Beteiligten beim Vertragsſchluß vernünftigerweiſe gewollt 
haben, nicht mehr entſprechen, und ein Zwang zur Erfüllung mit Treu und Glauben und der 
Verkehrsſitte unvereinbar fein würde ($$ 157, 242; vgl. RG 90, 102; 92, 87; 93, 341; 94 S. 45 
u. 68; 95, 307 und $ 242 A J), iſt entſprechend auch auf den Werk- und den Wertliefe” 
rungsvertrag anzuwenden (RG 98, 18; 99, 115; 101, 79; 106, 327; RG JW 1919, 717; 
1920, 4345; RG Warn 1920 Nr 139; 1922 Nr 35, 36; RG Seuffl 77 Nr 21; dgl. auch Seuff A 76 
Nr 134). Das gleiche gilt für die ſtaatliche Umwälzung und ihre wirtſchaftlichen Folgen 
(RG 98, 18; 99, 115 R JW 1920, 4345). Die Befreiung des Unternehmers iſt dabei an die 
doppelte Vorausſetzung gebunden: es muß ſich um eine ganz beſondere und ausnahmsweiſe 
geeugeſtaltung und Veränderung handeln, wie fie jetzt infolge des Krieges und feines unglücklichen 
Ausgangs eingetreten iſt, und es muß dieſe Neugeſtaltung und Anderung nicht ſchon beim Ver“ 
tragsſchluſſe oder bei nachträglichen Vereinbarungen der Vertragsteile vorauszuſehen gewe 0 
ſein (RG JW 1922, 17236 c Warn 1922 Nr 86, 87). Ob eine ſolche Anderung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe vorliegt, daß dem Unternehmer die unveränderte Erfüllung nicht mehr zug” 
muten ift, kann nur nach den beſonderen Verhältniſſen des einzelnen Falles 15 
urteilt werden, die deshalb ſtets der genauen Feſtſtellung bedürfen (RG 98, 18; 101, 79; R 
Warn 1922 Nr 35; RG 23 1921, 2185). Dabei iſt neben den allgemeinen Arbeits- und Be” 
triebsverhältniſſen, die ſich ſeit der ſtaatlichen Umwälzung grundlegend verändert haben, 
die außerordentliche Steigerung der Löhne und Stoffpreiſe zu berückſichtigen. Der für 5 
Großhandel in marktgängiger Ware ausgeſprochene Satz, daß auch eine unvorhergeſehene außer 
ordentliche Steigerung des Marktpreiſes den Verkäufer nicht befreit (RG 88, 172; 92, 322; 15 
41), läßt ſich auf den Werk- und den Werklieferungsbertrag, bei dem die Eindeckung mit War 8 
und Stoffen und damit der Geſichtspunkt wagender Berechnung hinter den Schwierigkeiten de 
Arbeits- und Betriebsverhältniſſe zurücktritt, nicht übertragen (RG 98, 118; 99, 115; RG 3 15 
1920, 434°). Für die Entſcheidung kann auch in Betracht kommen, ob die Vertragserfüllung 0 
Unternehmer ohne ſeine Schuld geſchäftlichen Zuſammenbruch bringen würde, freilich 
nicht im Sinne einer notwendigen und alleinigen Vorausſetzung für ſeine Befreiung, wohl a ei 
als ein Anhalt für die Beantwortung der Frage, ob bei Abwägung der beiderſeitigen Intereſſe⸗ 
dem Unternehmer eine Vertragserfüllung auch gegenüber einer unvorhergeſehenen und une 
herſehbaren außerordentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zugemutet werden kane. 
Nach dieſer Richtung bewegt ſich auch die allerdings nicht gleichmäßige Rechtſprechung des Reiche 
gerichts (vgl. Ach 99, 58; 100, 134; 102, 272; 103, 177 und für den Werk- und Werttieferung 2 
vertrag noch Reh JW 1921, 8337; 1922, 17235; NG Warn 1921 Nr 116; 1922 Nr 87; RG Sen n 
76 Nr 110; Rh 13.10.22 III 5/22). Bei auf längere Dauer berechneten Verträgen 
iſt entſprechend den in RG 100, 129 für die Miete aufgefteltten Grundſätzen dem Unternehme: 
unter Umſtänden auch die Berechtigung zuzuſprechen, eine Erhöhung der Gegenleiſtung bei 
Fortbeſtand des Vertragsverhältniſſes im übrigen zu verlangen (vgl. § 535 A 3). fen 
Bei der hier erörterten Rechtſprechung handelte es ſich im weſentlichen um den e 
einer Erſchwerung der Leiſtung des Verkäufers oder Werkunternehmers. Der Geſichtspunkt 10 
Geldentwertung, der die neuere Rechtſprechung beherrſcht, führt dazu, die Gegenleiſtu 25 
des Käufers oder Beſtellers für derart wirtſchaftlich erleichtert anzuſehen, daß dem Verkauf 
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oder Unternehmer ſeinerſeits nicht zugemutet werden kann, zu unveränderten Bedingungen zu 
leiſten (RG 107, 124; vgl. 103, 329; 104, 394). Der in allen Fällen maßgebende Grundſatz von 
Treu und Glauben muß, ſoweit nicht geſetzliche Sondervorſchriften eingreifen, auch in der Frage 
der Aufwertung entscheiden. Hierüber |. im näheren Rh JW 1925, 19873 (Inſeratenvertrag); 
1926, 2567 (Reklame in Straßenbahnwagen), ferner Re JW 1927, 1848 und RG Warn 1927 


a (Verwirkung des Aufwertungsanſpruchs durch längere Nichtgeltendmachung), ſowie 
i 5b. 


8 652 


Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Herſtellung 
des Werkes den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt !) 2). 
Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
axe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Ver⸗ 
gütung als vereinbart anzuſehen ). 
E 1 567 Abſ 2 II 570; M 2 471; P 2 300. 


1. Daß eine Vergütung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, fo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtillſchweigend 
vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abſ 2 anzuwenden. 
d 2. Bezüglich der ſtillſchweigenden Vereinbarung einer Vergütung übereinſtimmend mit 

em Dienſtvertrag vgl. oben $ 612 A 2. Ob für Vorarbeiten zur Ausführung eines Werkes, z. B. 
eines Bauwerkes, auch ohne ausdrückliche Abrede eine Vergütung verlangt werden kann, ob ins⸗ 
„londere ein über die Ausführung des Werkes angefertigter Koftenanfchlag oder eine Zeich⸗ 
18808 beſonders zu vergüten it, hängt von den Umſtänden des einzelnen Falles ab (RG HRR 

930 Nr 105). Es wird weſentlich darauf ankommen, ob die Beteiligten (nach Treu und Glauben 
0 0 Berückſichtigung der Verkehrsſitte, $ 157) die Herſtellung der Vorarbeiten zum Gegenſtand 
nr Vertrags machen wollten. Hat der Beſteller, um ſich über die Herſtellung und die Koſten 
Ausf, von ihm beabſichtigten Werkes zu unterrichten und darauf ſeine Entſchließung über die 
Aufführung zu treffen, dem Unternehmer zur Einreichung von Koſtenanſchlag und Zeichnung 
zulttag erteilt, fo ift er zur Vergütung verpflichtet, auch wenn es nicht zur Ausführung des 
ne kommt. Anderſeits ift es unzweifelhaft, daß der Verfertiger von Entwürfen und Vor⸗ 

eiten, die er lediglich freiwillig und nur in feinem eigenen Intereſſe, namentlich dem, einen 
en zur Beſtellung zu veranlaſſen, ſei es auch auf eine Aufforderung des andern, angefertigt 
er ein Entgelt nicht beanſpruchen kann, und zwar auch dann nicht, wenn keine Beſtellung 

0 (RG Warn 1911 Nr 113; RG 22. 1. 24 VII 393/23; 29. 10. 26 VI 207/26). Ebenſowenig 
De der Beſteller, falls der Unternehmer, von ihm zur Abgabe von Geboten aufgefordert, in 
ſchläſſadung mit dieſen Zeichnung und Koſtenanſchlag eingereicht hat, damit ſich der Beſteller 
fig machen kann, eine Vergütung zu leiſten (Seuffel 34 Nr 114; 47 Nr 25). So namentlich, 
— derartige Arbeiten im ſog. Submiſſionsverfahren von den Bewerbern ihren Geboten 
ei gefügt und dieſe Angebote nachträglich nicht berückſichtigt werden. Ebenſo, wenn ein Architekt 
de Bauplatzeinteilung zu liefern verſpricht, weil er Ausſicht hat, die Architektenarbeiten für 
Hin atbauten zu erhalten (OLG 34, 40). — Wenn das Geſeßz jagt, eine Vergütung gelte als 
io mweigend vereinbart, fofern den Umſtänden nach eine Vergütung zu erwarten ſei, 

uf heidet damit eine Unterſuchung darüber aus, ob tatſächlich der unausgeſprochene Parteiwille 
Heller Entrichtung einer Vergütung gerichtet war; es ift insbeſondere belanglos, wenn der Ve⸗ 
mehr den inneren Willen hatte, ſich zur Bezahlung einer Vergütung nicht zu verpflichten; viel» 
Ger, gilt ohne Rückſicht auf den 1 Willen der Beteiligten die Entgeltlichkeit kraft 
ſtellt es als gewollt, wenn tatſächlich, nach den Umſtänden des Falles, die Her⸗ 
Gr ung des Werkes nur gegen eine Vergütung erwartet werden konnte (uch 
59 uch 55, 936; Warn 1911 Nr 113; 1912 Nr 338; 1914 Nr 117; Seuffa 75 Nr 128; 23 1927, 
ausb Dem Beſteller bleibt nur der Gegenbeweis, daß die Unentgeltlichkeit der Herſtellung 
Sen rudlich vereinbart worden fei. Fur bauliche Entwürfe J. auch Nen Warn 1923/24 Nr 136, 
ger, TUCH Nr 236; 73 Nr 51 (Bereicherungsanſpruch bei mißbräuchlicher Verwendung ein⸗ 

1 eichter Entwürfe). Über die Frage, ob Bauzeichnungen und Vorentwürfe vom Beſteller zu 
Fallen find, wenn fie vom Bauamt nicht genehmigt werden, |. Seuff A 75 Nr 128. In jedem 
eine ſetzt aber der Anſpruch auf eine Vergütung voraus, daß ein Rechtsverhaltnis, nicht nur 
eine Mächliche Gefälligkeit vorgelegen hat (n Warn 1915 Nr 112). It dem Unternehmer 
Find ergütung ausdrücklich nur für einen beſtimmten Fall, z. B. für eine Tieſbohrung nur bei 

ich igwerden von Sole verſprochen worden, ſo kann er eine danach nicht begründete Vergütung 
VII 9 dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung verlangen (R® 20. 10. 20 
4/20). — Eine Anderung der Lohn- und Preisberhältniſſe, die nach Abſchluß 
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des Vertrags eintritt, begründet an ſich keine Anderung der vereinbarten Vergütung. S. jedoch 
$ 631 A 2, 3 und Vorbem 5 vor $ 631. — Bei einem Bauwerk kommen im Falle nachträglicher 
Abweichungen von dem urſprünglichen Bauplane die Grundſätze der auftragsloſen Geſchäfts⸗ 
führung (§§ 683ff.) zur Anwendung. 

3. Beim Mangel von Taxe oder Üblichleit (im Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht der 
ſpäteren Leiſtungen des Unternehmers, RG Warn 1929 Nr 30) ſteht die Beſtimmung, wie beim 
$ 612, im Zweifel nach $ 316 (dazu ebenfalls R Warn 1929 Nr 30) dem Unternehmer zu. — 
Iſt (was im Streitfalle der Unternehmer beweiſen muß, NY Warn 1923/24 Nr 135; RG JW 
07, 17513; OLG 28, 192) über die Höhe der Vergütung nichts ausdrücklich ausge macht worden, 
jo iſt ſtillſchweigende Verabredung des vom Unternehmer zu erweiſenden ortsüblichen oder 
angemeſſenen Preiſes anzunehmen. Bei der Berechnung der Vergütung der Architekten und 
Ingenieure für Pläne, Zeichnungen uſw. können die Sätze der ſog. „Hamburger Norm 
unter Umſtänden als übliche Vergltung in Betracht kommen, und jedenfalls geben ſie 
einen beachtenswerten Anhalt für die Feſtſtellung eines angemeſſenen Betrags. Taxen im 
Sinne des Abſ 2 find fie nicht. Vgl. R JW 02, 441; 07, 17513; auch OLG 20, 203; 33, 
196; 38, 102. — S. auch $ 612 A 3, 4. 


8 633 


Der Unternehmer iſt verpflichtet, das Werk ſo herzuſtellen, daß es die zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaften hat und nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage por” 
ausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern !). h 

Iſt das Werk nicht von dieſer Befchaffenheit, ſo kann der Beſteller die Beſei⸗ 
tigung des Mangels verlangen 2). Der Unternehmer iſt berechtigt, die Beſeiti⸗ 
gung zu verweigern, wenn fie einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert“). 

Iſt der Unternehmer mit der Beſeitigung des Mangels im Verzuge, ſo 
kann der Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz der erforderlichen 
Aufwendungen verlangen ?). 

E 1 669 Abjl Satz 1, Abf2 IL 572; M 2 478ff.; P 2 309 ff. 

1. In den §9 633—639 ift die Gewährleiſtungspflicht des Unternehmers z. T. abweichend 
von den für den Verkäufer geltenden Vorſchriften 98 459ff. (vgl. im übrigen dort) geregelt. Begriff 
des „Fehlers“: eine vom Regelzuſtande nachteilig abweichende Beſchaffenheit des Werkes; fiir 
den Fall einer neu zu konſtruierenden Maſchine |. RG Warn 08 Nr 208, bei künſtleriſchen Bild 
niſſen nicht ſchon bloße Unähnlichkeit bei ſonſt einwandfreier Ausführung, Seuffl 76 Nr 13. Daß 
der Mangel eines Werkes auf Maßnahmen zurückzuführen ift, die der Beſteller ſelbſt gewünſcht hat, 
ſchließt feine Geltendmachung nicht aus. So wurde die Wandelung für begründet erklärt in 
einem Falle, in dem ein vom Beſteller gewünſchter Überzug von Stühlen mit Bronzefarbe 
abfärbte und die Stühle zum Sitzen unbrauchbar machte. Das Verlangen des Beſtellers war 
dahin zu verſtehen, daß die beſtimmungsgemäße Benutzung der Stühle nicht unmöglich gemach 
werde. Wollte der Unternehmer die Gefahr nicht übernehmen, jo mußte er den Auftrag ab- 
lehnen oder ſeine Haftung durch Vertrag ausſchließen. Er kann ſich auch nicht darauf berufen, 
daß ihm die erforderliche Sachkunde fehlte (NG Warn 1915 Nr 78). Vgl. 5 635 A 1. Nicht mangel“ 
hafte Erfüllung, ſondern Nichterfüllung iſt die Lieferung eines gegenüber dem vereinbarten 
völlig andern Werkes (aliud); der Beſteller behält daher, falls er nicht, ſei es auch unter Mängel 
tüge, das Werk gleichwohl im Sinne des $ 640 abgenommen hat, insbeſondere den Anſpruch 
auf Herſtellung und Lieferung des vereinbarten Werkes (RG 107, 342ff.), ebenſo bei Lieferung 
einer durch die Schuld des Unternehmers unbrauchbaren und nicht betriebsfähigen Anlage (RÖ 
22. 5. 17 VII 68/17). Über das Erfordernis einer Mängelrüge bei einem Werkvertrag zwiſchen 
Kaufleuten ſ. 23 1919, 6554. Eine Abnahme des Werkes durch den Beſteller ift nicht Voraus 
ſetzung für die Gewährleiſtungsanſprüche (RG 5. 3. 26 VI 456/25). Über die beſonderen Ber‘ 
pflichtungen des Unternehmers bei den auftragsähnlichen Werkverträgen, insbeſondere zur recht. 
zeitigen Ablehnung eines Vertragsantrags für gewiſſe Unternehmer, |. $$ 675, 663. Im übrigen 
beſteht nach dem BOB in keinem Falle eine Verpflichtung des Unternehmers zur Übernahme? 
eines ihm angetragenen Werkes. Vgl. dagegen $ 611 A 4. — An Stelle der in 88 633 ff. gegebe⸗ 
nen Anſprüche kann der Beſteller auch 0 allgemeinen Grundſätzen beim Vorhandenſein der 
tatſächlichen Vorausſetzungen einen Schadenserſatzanſpruch wegen vertragswidrigen Verhaltens des 
Unternehmers während der Ausführung ſowie die bei gegenſeitigen Verträgen aus 89 320 fl. 
hervorgehenden Rechte, wie z. B. die Einrede des nicht oder nicht gehörig erfüllten Vertrags, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, Rücktritt vom Vertrage, gegen den Unternehmer gelten? 
machen. Rücktritt von einem ſukzeſſiv zu erfüllenden Werkvertrag wegen poſitiver Vertrags“ 
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verletzung bei andauernd mangelhafter Lieferung gemäß § 326 |. NG Warn 1933 Nr 7. Ein 
Zeitungsunternehmer verwirkt den Werklohn für die Aufnahme von Anzeigen, wenn er durch 
Artikel in feinem Blatte dem Zivede der Anzeigen in verwerflicher Weiſe entgegenarbeitet; des 
Nachweiſes eines Schadens bedarf es dazu nicht (RG LZ 1926, 1070). Iſt durch beſonderen 
arantie vertrag Mängelbeſeitigung zugeſagt worden, fo kann dieſe auch dann gefordert werden, 
wenn zugleich der Erſatz des durch die mangelhafte Herſtellung bereits entſtandenen Schadens 
verlangt wird (RG Warn 1911 Nr 177). Über den Unterſchied zwiſchen der vertraglichen Zu⸗ 
ſicherung beſtimmter Eigenſchaften des herzuſtellenden Werkes und einem ſelbſtändigen Garankie⸗ 
verſprechen bezüglich einer beſonderen Leiſtungsfähigkeit des Werkes |. R JW 1926, 25261. — 
lbernimmt der Unternehmer die Verbreitung von Geſchäftsanzeigen, z. B. durch Aus⸗ 
hängen in Straßenbahnwagen oder durch Aufnahme in einer Zeitung ($ 631 A J), jo beſteht 
eine Vertragsleiſtung nur in der vereinbarten Verbreitung, nicht in dem vom Beſteller für ſich 
erhofften wirtſchaftlichen Erfolg. Der Beſteller kann daher keine Rechte gegen den Unternehmer 
daraus ableiten, daß dieſer Erfolg infolge der Kriegsverhaltniſſe oder anderer Umſtände aus⸗ 
bleibt NG Recht 1922 Nr 1147; RG Seuff A 80 Nr 79). Rücktritt des Beſtellers wegen Aus⸗ 
hängung einer zu geringen Zahl von Anzeigen in Straßenbahnwagen ſ. RG JW 1916, 58310, 
Minderungsanſpruch aus dem gleichen Grunde ſ. JW 1916, 12957. — Der Ausbruch eines 
wrie ges gibt für ſich allein, ſelbſt bei langfriſtigen Anzeige verträgen, noch kein Recht zum 
Rücktritt (RG Warn 1916 Nr 268; OLG 41, 101, aber auch JW 1919, 9407 und LZ 1922, 1312). 
5 ber den Einfluß der durch den Weltkrieg und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe |. $ 631 A3. 
2. In dieſem Anſpruch auf Veſeitigung des Mangels (d. h. Herſtellung des vertragsmäßigen 
Zuſtandes), deſſen Verfolgung nach $ 638 der kurzen Verjährung unterliegt, im übrigen aber an 
keine Friſt gebunden ift, liegt ein weſentlicher Unterſchied von den für die Mängel beim Kauf 
Begebenen Vorſchriften. — Der Beſteller, der das Werk angenommen hat, kann, abgeſehen von 
den aus allgemeinen Grundſätzen ſich ergebenden Rechtsfolgen (A J), wegen der Mängel des 
Werkes nur die in 88 633—635 vorgeſehenen Rechtsbehelfe geltend machen, z. B. die Beſeitigung 
er Mängel, auch unerheblicher Mängel, fordern, aber nicht die Herſtellung eines neuen 
mangelfreien Werkes, letzteres auch dann nicht, wenn die Mängelbeſeitigung unmöglich iſt (RG 
in 275; 95, 329; 107, 339; ſ. auch RG Warn 1916 Nr 305; OLG 34, 49). Als Verlangen der 
Beſeitigung eines Mangels iſt es aber auch anzuſehen, wenn der Beſteller eines Geſamtwerks 
die Beſeitigung einer vertragswidrigen Teilanlage verlangt (Mb 95, 329). Daß der Unter⸗ 
nehmer nicht verpflichtet ift, an Stelle des mangelhaften Werkes ein neues mangelfreies Werk 
Herzuſtellen, ſchließt nicht fein Recht aus, die von ihm geforderte Beſeitigung des Mangels durch 
Derſtellung eines neuen mangelfreien Werkes zu bewirken (RG 107, 339; SeuffA 69 Nr 237; 
Sch 17, 424). Der Unternehmer, der einen vom Beſteller beanſtandeten Teil des Werkes durch 
ein fehlerfreies Stück erſetzen muß, hat einen Anſpruch auf die Herausgabe des beanſtandeten 
eile3, ſofern dieſer von ſelbſtändigem Wert iſt, gegen den Beſteller auf Grund des Werkvertrags, 
nicht etwa nur aus ungerechtfertigter Bereicherung (RG HRR 1928 Nr 605). Iſt nicht ein mangel⸗ 
diner Werk geliefert, ſondern ein gegenüber dem vereinbarten völlig anderes (aliud), jo greifen 
15 Vorſchriſten über die Mängel eines Werkes nicht ein, und es bleibt bei dem Anſpruch auf 
Lieferung des vereinbarten Werkes (f. oben A 1). Der Unternehmer, der für die Güte des Werkes 
Warantie übernommen hat, kann wegen der veränderten Wirtſchaftslage nicht die Beſeitigung 
pater eingetretener Mängel verweigern, ſondern höchſtens einen Beitrag des Beſtellers zu den 
107140) Beſeitigung verlangen, falls ſonſt dieſe dem Unternehmer nicht zuzumuten iſt (NG 


3. Unverhältnismäßig ift der vom Unternehmer zu leiſtende Aufwand, wenn der Vorteil, 
en die Befeitigung des Mangels dem Beſteller gewährt, gegenüber dem für die Beſeitigung 
forderlichen Aufwand geringwertig ift, fo daß die Beſeitigung ſich nicht lohnt (RG 66, 167). — 
erweigert der Unternehmer die Beſeitigung, fo kommt 9 634 Abf 2 zur Anwendung. 
8 4. Verzug des Unternehmers 88 284 ff. entſprechend der Miete $ 538 Abſ 2. Beſeitigt der 
eſteller Mängel, ohne daß der Unternehmer mit ihrer Beſeitigung im Verzuge iſt, ſo kann er 
600 af von Aufwendungen nur nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
ss 677ff.) oder über ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812ff.) verlangen. 


8 634 
Zur Beſeitigung eines Mangels der im 8 633 bezeichneten Art kann der 
Sefteller dem Unternehmer eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, 
Haß er die Beſeitigung des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Zeigt ſich ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, jo kann der Be ⸗ 
ſteller die Friſt ſofort beſtimmen; die Friſt muß ſo bemeſſen werden, daß ſie 
nicht vor der für die Ablieferung beſtimmten Friſt abläuft 1). Nach dem Ablaufe 
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der Friſt kann der Beſteller Nückgängigmachung des Vertrags (Wandelung) 
oder Herabſetzung der Vergütung (Minderung) ) verlangen, wenn nicht der 
Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; der Anſpruch auf Beſeitigung des 
Mangels iſt ausgeſchloſſen. 

Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Beſeitigung des 
Mangels unmöglich iſt oder von dem Unternehmer verweigert wird oder wenn 
die ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Min⸗ 
derung durch ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird ). 

Die Wandelung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mangel den Wert oder die 
Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert 5), 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf geltenden 
Vorſchriften der 88 465 bis 467, 469 bis 475 entſprechende Anwendung ). 


E I 569 II 572; M 2 481ff.; B 2 300ff. 


1. § 633 A 1. Die Anſprüche des Beſtellers auf Wandelung oder Minderung, ebenſo 
der Anſpruch auf Schadenserſatz aus $ 635 haben außer in den Fällen von $ 634 Abf 2 zur Voraus- 
ſetzung, daß dem Unternehmer zuvor eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des Mangels 
beſtimmt iſt. Die Friſtbeſtimmung hat hier nicht, wie beim § 326, den Verzug des Schuldners 
zur Vorausſetzung; ſie kann daher ſchon vor Eintritt der Fälligkeit erklärt werden, ſofern nur die 
Friſt nicht vor Eintritt der Fälligkeit abläuft (RG JW 1910, 186%; OLG 34, 48). Eine Friſt⸗ 
ſetzung iſt nicht darin zu erblicken, daß umgehende Nachbeſſerung verlangt wird; ein ſolches 
Verlangen ſteht vielmehr im Gegenſatze zur Setzung einer Friſt (R Warn 1913 Nr 7). Vgl. 
$ 326 A 1. Auf eine wiederholte Nachbeſſerung wegen des nämlichen Mangels braucht 
ſich der Beſteller nicht einzulaſſen. Wird aber eine Anderung auf Grund eines Abkommens vol“ 
genommen, wodurch die urſprüngliche Leiſtungspflicht des Unternehmers erweitert oder ſonſt 
verändert oder vergleichsweiſe feſtgeſtellt wird, ſo iſt die Vornahme dieſer Anderung Erſterfüllung, 
nicht Nachbeſſerung. Bei mangelhafter Ausführung der Anderung bedarf es daher der Friſt⸗ 
beſtimmung nach Abs 1, bevor Wandelung oder Minderung verlangt werden kann (SeuffA 7⁰ 
Nr 239; ſ. auch Nr 237). Mit dem Ablauf der Friſt fällt nicht nur der 1 1 auf Beſeitigung 
des Mangels fort (Satz 3), ſondern auch die Befugnis des Beſtellers, den Mangel auf Koſten des 
Unternehmers zu beſeitigen ($ 633 Abj 3). Er iſt aber andererſeits auch nicht verpflichtet, den 
Mangel abzuſtellen, hat vielmehr nur im Rahmen des § 254 Abſſ2 für die Abwendung oder 
Minderung des weiteren Schadens zu ſorgen (RG 20. 9. 29 VII 648/29). — Über die Frage des 
Schadenserſatzes, wenn der Unternehmer den einen und der Beſteller den anderen Teil einer 
Anlage ausgeführt hat und jeder dieſer Teile Mängel an ſich trägt, |. RS 69, 381. — Nac 
allgemeinen Grundsätzen liegt dem Unternehmer regelmäßig der Beweis der Mängelfreihei 
ſowie des mangelnden Verſchuldens, in dem Falle jedoch, wenn der Beſteller das Werk nach 
$ 640 abgenommen hat, nach $ 363 dem Beſteller der Beweis der Mängel ob. Auch in dieſem 
Falle aber bleibt es bei der erſterwähnten Beweislaſt des Unternehmers, wenn und ſoweit er fut 
die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Werkes Garantie geleiſtet hat. 


2. Wandelung ſ. 89 465-471. Die Wandelung ſowohl als die Minderung ſetzen ein Ver 
ſchulden des Unternehmers nicht voraus (NG 56, 81). Bei der im Wege der Wandelung end“ 
gültig erfolgten Ablehnung des Werkes kann der Beſteller der Klage auf Zahlun der Vergutun 
gegenüber nicht mehr die Einrede des nicht erfüllten Vertrags vorſchüßen (RG 58, 176; 5g. 
9 640 A 2). Der Beſteller muß fein Wandelungsverlangen auch dann begründen, wenn der Unter 
nehmer in einem Vorprozeſſe mit ſeinem Vergütungsanſpruche auf Grund der Wandelung 
einrede abgewieſen worden iſt und der Beſteller nunmehr die Rückerſtattung einer vorher geleiſte 
ten Anzahlung begehrt (Rh 69, 388). Iſt zwiſchen einem Rechtsanwalt und der feinen Beiſtan) 
in Anſpruch nehmenden Perſon ausnahmsweiſe (Vorbem 2 vor $ 611) ein Werkvertrag — 
ſchloſſen, ſo kann letztere den Anſchlüſſen des Rechtsanwalts bei mangelhaftem Werke mit der 
Einrede der Wandelung oder der Minderung begegnen (RG JW 1914, 6424). Nach dem u 
Abſ 4 anwendbaren $ 467 ift die Wandelung ausgeſchloſſen, wenn der an ſich dazu berechtig 
Beſteller die Unmöglichkeit der ihm nach §9 346, 467 obliegenden Herausgabe verſchuldet dei 
(RG Warn 1914 Nr 52). Iſt die Wandelung durch Vertrag ausgeſchloſſen (wie üblicherweise 1 
Maſchinenlieferungen), fo kann der Veſteller gleichwohl nach $ 326 zum Rücktritt berechtigt TEN! 
wenn deſſen Vorausſetzungen bezüglich der Mängelbeſeitigung vorliegen. Die Friſtbeſtimmung 
kann hier mit der als Mahnung wirkenden Mängelanzeige verbunden werden (RG 18. 4. r 
VII 41/13), — Iſt eine Werkleiſtung mehreren Beſtellern gegenüber zu erfüllen, ſo 1 
bei mangelhafter Leiſtung grundſätzlich jedem einzelnen die Einrede der Wandelung m 
Erklärung durch alle Berechtigten gegenüber dem Unternehmer vorausgeſetzt, vgl. Abſ 4, 88 her) 
467) und der Zurückbehaltung ($ 320), wenn es für die ganze Gegenleiſtung gerechtfertigt Hi 


Werkvertrag 8 634 819 


uneingeſchränkt zu, mag auch eine dieſer Einreden ſchon von einem anderen Berechtigten mit 
Erfolg geltend gemacht worden ſein. Handelt es ſich aber nur um die Einrede der Minderung 
und iſt dieſe von einem Berechtigten ſchon mit Erfolg geltend gemacht worden, jo kann ein anderer 

erechtigter in einem anderen Rechtsſtreite die von dem Unternehmer entſprechend gekürzte 
Vergütung nicht nochmals um den betreffenden Betrag kürzen (RG 13. 11. 17 VII 261/17). — 
Haftung des Verfrachters für die Richtigkeit der in einer Chartepartie enthaltenen Erklärung über 
die erwartete Ladebereitſchaft des Schiffes |. RG 116, 156. 

3. Minderung, ſ. SS 465, 472—475. Minderung und Wandelung find zwei ſelbſtändige 
Rechtsbehelfe. Die Abweiſung des Wandelungsanſpruchs gegenüber einer Teilforderungsklage 
in einem früheren Rechtsſtreit ſchließt daher die Einrede der Minderung gegen die klage weiſe 
Forderung eines andern Teiles des Werklohns nicht aus (RG 66, 335; JW 1911, 59241, 1920, 
6471). — Die Minderung hat in der Regel die rein tatſächliche Hinnahme des Werkes zur 
Vorausſetzung (vgl. § 638 Abſ 1 Satz 2; RG 9. 2. 07 VII 334/06). Nach § 634 Abſ 4, § 472 

dabei die Vergütung in dem Verhältniſſe he rabzuſe ken, in dem der Wert eines mangel- 
freien Werkes der beſtellten Art zu dem Werte eines Werkes von der mangelhaften Art des aus⸗ 
geführten geſtanden haben würde. Streitig ift, ob bei dieſer Wertfeſtſtellung die Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes oder die Zeit der Abnahme oder Ablieferung des Werkes zugrunde zu legen 
iſt. Für die erſte Anſicht Planck $ 634 Erl 4, für die zweite Dernburg II 8 320 III, Oertmann 
3 634 Nr 4b. Allerdings ſprechen für die zweite Anſicht die $$ 634, 641 Abj 1, 644; gleichwohl 
wird man ſich für die erſte zu entſcheiden haben, da nach $ 634 Abſ 4 auf die Minderung die für 
den Kauf geltenden Vorſchriften der $$ 469—475 entſprechende Anwendung finden ſollen, nach 
$ 472 Abſ 1 aber bei der Minderung der Kaufpreis in dem Verhältniſſe, in welchem zur Zeit 
des Verkaufs, alſo des Vertragsabſchluſſes (nicht der Übergabe), der Wert der Sache in 
maugelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen Werte geſtanden haben würde, herabzuſetzen iſt und 
auch dieſe Auffaſſung zu einem praktiſch annehmbaren Ergebnis fiihrt. 

4. Die Verweigerung der Beſeitigung und damit die Entbehrlichkeit der Friſtſetzung iſt ſchon 
En anzunehmen, wenn der Unternehmer, ſei es auch erſt im Laufe des Rechtsſtreits, das 

orhandenſein von Mängeln überhaupt beſtreitet (RG 64, 294). Doch muß es ſich um ein ent- 
2. denes Beſtreiten handeln, und es müſſen in dieſer Richtung ſtrenge Anforderungen geſtellt 
werden, wenn die Beſtimmung einer Friſt überflüſſig fein ſoll (R Warn 1919 Nr 159). Der 
neeller handelt auf ſeine Gefahr, wenn er ein mangelhaftes Werk durch ein anderes erſetzt, 
er der Mangel feſtgeſtellt iſt und der Unternehmer ſeine Beſeitigung beſtimmt und endgültig 
N rweigert hat. Der Beſteller kann in ſolchem Falle Schadenserſatz wegen ſeiner Aufwendungen 
dann nicht verlangen, wenn der Unternehmer ſich bereit erklärt, die Mängel ſelbſt zu beſeitigen 
brerweigert aber der Unternehmer die Beſeitigung, ſo ſteht dem Anſpruche des Beſtellers auf 
Fand Erſatz nichts im Wege (MG ebenda). — Kann der Mangel eines Werkes wegen unvoll⸗ 
AMdiger Erfüllung in der dafür beſtimmten Zeit (z. B. bei Aushängung von Geſchäftsanpreiſun⸗ 
gen in ungenügender Zahl und Beſchaffenheit) nicht mehr beſeitigt werden, ſo bedarf es nach 

2 keiner Friſtſetzung (R 7. 10. 19 VII 136/19; ſ. auch JW 1916, 1295). 
neh, Beim Ausſchluß der Wandelung trifft für deſſen tatſächliche Vorausſetzung den Unter⸗ 

hmer die Beweislaſt. Stellt ſich alsdann nur ein unerheblicher Mangel heraus, ſo kann der 
ſta a zwar nicht Wandelung, aber Minderung ($ 634) und, wenn ber Mangel auf einem Um⸗ 
b 5 e beruht, den der Unternehmer zu vertreten hat, an Stelle der Minderung Schadenserſatz 
— 8 Nichterfüllung ($ 635) verlangen (NG Warn 1920 Nr 107). Der Ausſchluß der Wandelung 
1 ff übrigens nur dann Platz, wenn ein Fehler dem Werke anhaftet, nicht auch dann, wenn 
101 el zugeſicherter Eigenſchaft das Werk ſich als vertragswidrig erweiſt (RG 66, 169; JW̃ 
* 3, 4811, DRG 7,477). Vgl. oben A 1 a. E.; ſ. jedoch $ 640 A 2). — Fur die Frage, ob der 
hat gel nur eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit des Werkes zur Folge 
des nicht zu verwechſeln mit der Geringfügigkeit der Preisminderung, die der Beſteller wegen 
0 Mangels verlangen kann), iſt entſcheidend, ob der Wert oder die Tauglichkeit des Werkes 
wo beiden Teilen bekannten Umſtänden des Falles, alſo auch unter Berückſichtigung des 
werde 98zwecks als jo wenig gemindert anzuſehen iſt, daß dem Beſteller die Annahme zugemutet 
der In kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19). Die Frage kann, weil nicht nur tatſächlicher Art, noch in 

„ Reviſionsinſtanz geprüft werden (RG ebenda und ZW 05, 339). Be 
die z Entſprechende Anwendung finden alfo hier die für den Kauf getroffenen Vorſchriften ber 
beh Vollziehung der Wandelung oder Minderung, über die vom Verkäufer an den einen Mangel 
die auptenden Käufer zu richtende Aufforderung zur Erklärung, ob er Wandelung verlange, über 
gen Fatſbrechende Anwendung der für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Beſtimmun⸗ 
ns 465—467); ferner über die Durchführung der Wandelung beim Verkauf mehrerer Sachen, 
die ber die Durchführung der Minderung und über das einem Käufer, der wegen eines Mangels 
95 inderung erklärt hat, zuſtehende Recht, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder 
Abr neuem Minderung zu verlangen (59 469-475). Die auf die Wandelungselnrede erfolgte 
die Veri eines Teillohnanſpruchs des Unternehmers aus dem Werkvertrage enthält noch keine 

1 


ährung ausſchließende „Vollziehung“ der Wandelung im Sinne von 9 465, und der darauf 
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vom Beſteller klagend verfolgten Rückforderung eines andern Teiles des Werklohns ſteht daher 
die für die Wandelung geltende Einrede der kurzen Verjährung nach §d 638, 639 entgegen 
(RG 69, 385). 


8 635 


Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umſtande, den der Unternehmer 
zu vertreten hat ), fo kann der Beſteller ?) ſtatt der Wandelung oder der Min- 
derung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen !). 

E 1 569 II 578; M 2 481; P 2 31ö0ff. 

1. Ein vom Unternehmer zu vertretender Umſtand kann auf einem Verſchulden (Vorſaß 
oder Fahrläſſigkeit) des Unternehmers oder feiner Hilfsperſonen (F 276, 278) oder auf einem 
Garantie verſprechen, alſo auf der Zuſicherung, für die Vertragsmäßigkeit des Werkes einſtehen 
zu wollen (RG 58, 180; 90, 415; JW 1911, 444°), beruhen. Die vertragliche Zuſicherung einer 
Eigenſchaft des herzuſtellenden Werkes ($ 633 Abſ 1) genügt (anders als beim Kauf 9 463) nicht, 
um die Schadenserſatzpflicht zu begründen (RG 58, 180; RG Warn 1915 Nr 79; RG SeuffA 76 Nr 80; 
R 14. 12. 20 VII 526/19). Dagegen hat der (ſachverſtändige) Unternehmer auch ſolche Mängel 
zu vertreten, die auf eine beſondere Anweiſung des Beſtellers zurückzuführen ſind, ſofern er den 
Beſteller nicht auf das Sachwidrige der Anweiſung aufmerkſam gemacht hat (RG Warn 1919 
Nr 96); unter der gleichen Vorausſetzung Mängel, die, wie z. B. eine unzureichende Stärke des 
Mauerwerks, der dem Werk zugrunde liegenden Zeichnung entſprachen (RG Seuffa 79 Nr 25). 
Wer aber ein Gewerbe betreibt, muß dafür einſtehen, daß er die nötige Sachkenntnis und Kunſt⸗ 
fertigfeit beſitzt; er hat daher auch den Mangel folder zu vertreten (vgl. OLG 40, 325 und NO 
Warn 1915 Nr 78 oben $ 633 A 1). Bei Beurteilung der Schadenserſaßzpflicht des Unternehmers 
kann auch ein mitwirkendes Verſchulden des Beſtellers oder feiner Hilfsperſonen gemäß $$ 2 4, 
278 in Betracht kommen (R 62, 106; 69, 384; OLG 40, 325). 2 

2. Auch hier iſt von ſeiten des Beftellers vorgängige erſolgloſe Beſtimmung einer BEN 
(8 634 A 1) zur Beſeitigung erforderlich (RG 56, 81), ſofern nicht einer der Ausnahmefälle des 
$ 634 Abſ 2, insbeſondere die Unmöglichkeit der Beſeitigung, vorliegt (NG 2. 3. 09 lll 197/08). 
Eine ſolche Friſtbeſtimmung ſteht alſo dem Schadenserſatzanſpruche keinenfalls entgegen e 
JW 1910, 146). Wird geltend gemacht, daß der Mangel nicht beſeitigt werden könne 8 684 
Abſ 2), jo muß unter Umſtänden geprüft werden, ob nicht wenigſtens durch Beſeitigung der 
nachteiligen Folgen eines ſelbſt nicht zu beſeitigenden Mangels (3. B. der Verwendung unge 
eigneter Stoffe) die Herſtellung eines dem $ 633 Abj1 entſprechenden Werkes möglich iſt. P. 
der Mangel in dieſem Sinne zu beſeitigen, dann muß eine Friſt zur Veſeitigung nach $ 634 Ubi ! 
beſtimmt werden (RG Warn 1915 Nr 79). Eine Zurückweiſung des gelieferten Werkes iſt nicht 
erforderlich; es kommt nur darauf an, daß der Beſteller das Werk nicht in der vertragsmaßigen 
Beſchaffenheit erhalten hat (RG 31. 5. 27. V199/27).— Zwiſchen der Wandelung oder Minde 
rung einerſeits und dem Schadenserſatz anderſeits kann der Beſteller bis zur Vollziehung = 
erſteren oder bis zur rechtskräftigen Verurteilung des Unternehmers wählen (keine Wahlſchu 
im Sinne der $$ 262, 263). Immer aber iſt es der Beſteller, dem die Wahl zufteht. Das Geri 
darf nicht einem nur auf Wandelung geſtützten Klagebegehren unter dem Geſichtspunkte de 
Schadenserſatzes ſtattgeben (MG Seuffa 76 Nr 80). — Da Schadenserſatz nicht nur ſtatt bet 
Wandelung, ſondern auch ſtatt der Minderung verlangt werden kann, wird der Erſatzanſpru 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Mangel den Wert oder die Tauglichkeit des Wertes nur 
unerheblich mindert ($ 634 Abſ 3 und A 5). Vgl. ferner A 3. 2 

3. Dieſer Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung, deſſen Verjährung ſich nach 8 725 
beſtimmt, und durch den zugleich der Anſpruch des Unternehmers auf Vergütung beſeitigt wir 
(RG 58, 176), fest voraus, daß es ſich um einen unmittelbar durch die Mangelhafkigte! 
des Werkes hervorgerufenen, dieſem unmittelbar anhaftenden und in dem Zeitpunkte der 
Abnahme oder Vollendung des Werkes vorliegenden Schaden handelt (RG 62, 119; 64, 175 
66, 16; 71, 173; Warn 1915 Nr 139). Dadurch werden aber andere, auf allgemeinen Grun 
ſätzen beruhende Schadenserſatzanſprüche nicht ausgeſchloſſen. Aus dem Rahmen des 2 
fällt heraus und iſt nach allgemeinen Grundſätzen ($ 276) zu beurteilen der Erſatzanſpruch WAT 
eines Schadens, der nicht ſchon aus der mangelhaften Beſchaffenheit des gelieferten Werkes jel 
entfpringt, ſondern in feiner Benutzung und einem damit verknüpften beſonderen Ereigniſſe ſeine 
Grund hat. Hier bedarf es zur Entſtehung des Schadens noch des Hinzutritts eines beſonde e. 
ſelbſtändigen Ereigniſſes (4. B. eines vom Beſteller erlittenen körperlichen Unfalls), und 46) 
Schaden braucht in dem Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung des Werkes (88 638, 6 te 
noch nicht entſtanden zu ſein (RG 95, 2). Der aus einer ſolchen Schadenszufügung hergeiellele 
Schadenserſatzanſpruch unterliegt nicht der kurzen Verjährung des § 638, ſondern der brei H 
jährigen Verjährung nach $ 195 (RG 95, 2, auch 93, 158; RO JW 08, 196°; 1911, 444% 191 5 
86626; Warn 1920 Nr 33). Vgl. $ 638 A 1. Dieſe Unterſcheidung zwiſchen Schäden, die u 
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mittelbar aus der Mangelhaftigkeit des Werkes hervorgegangen, und ſolchen, die erſt durch das 
Hinzutreten eines beſonderen ſelbſtändigen Ereigniſſes verurſacht worden ſind, iſt auch für das 
Verhältnis eines Schadenserſatzanſpruchs gegenüber früher oder gleichzeitig 
erhobenen Anſprüchen auf Wandelung oder Minderung entſcheidend. Handelt es 
ſich um einen Schaden der erſteren Art, ſoll alſo der nämliche Mangel, der die Wandelung oder 
Minderung rechtfertigt, für ſich allein den Schadenserſatzanſpruch begründen, dann kann der 
Beſteller nur einen der drei Anſprüche durchführen, Schadenserſatz alſo zwar im Hilfsverhältnis 
zu Wandelung oder Minderung (RG 58, 178; 95, 2; RG Warn 1920 Kr 107), nicht aber neben 
und nach durchgeführter Wandelung oder Minderung geltend machen (RG ebenda; vgl. auch A 2). 
Iſt dagegen der Schaden erſt durch das Hinzutreten eines beſonderen Ereigniffes vermittelt 
worden, fo fteht ein darauf gestützter Erſatzanſpruch dem Beſteller auch neben und nach durch⸗ 
geführter Wandelung oder Minderung zu (RG 95, 2; auch 93, 158). — Über Einzelheiten der 
Schadensberechnung vgl. RG Warn 1911 Nr 234; JW 1912, 686%. Der Beſteller, der ſich für 
den Schadenserſatzanſpruch entſchieden hat, iſt nach Treu und Glauben verpflichtet, den Mangel 
zu beſeitigen, wenn es ohne Schwierigkeit und mit ſicherer Ausſicht auf Erfolg geſchehen kann; 
der Schadenserſatz beſchränkt ſich dann auf die Koſten der Beſeitigung (RG SeuffA 82 Nr 144). 
Der Vertrag gilt nicht als aufgehoben, wenn Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt wird; 
er bedungene Werklohn bildet aber nur noch einen Faktor für die Höhe der dem Gegner zu⸗ 
ſtehenden Schadenserſatzforderung und entfällt, wenn und ſoweit ein Schaden des Beſtellers 
feſtgeſtellt wird (RS 31. 5. 27 VI 99/27). Verlangt der Beſteller Schadenserſatz wegen eines 
tro Nachbeſſerung (J 633 Abſ 2) verbliebenen Minderwertes, fo kann der Unternehmer nicht ein⸗ 
wenden, dem Beſteller ſei von ſeinem eigenen Abnehmer kein Abzug gemacht worden. Für eine 
orteilsausgleichung iſt kein Raum, da Vorteil und Nachteil nicht auf dem gleichen Ereignis 
beruhen. Auch kommt es für die Schadenserſatzpflicht des Unternehmers nur auf den Zeitpunkt 
er Fertigſtellung des Werkes oder der Nachbeſſerung an (RG JW 1919, 9325). Der ſchadens⸗ 
beſaßberechtigte Beſteller kann, ftatt die Beſeitigung des mangelhaften Werkes, z. B. eines Ge⸗ 
äudes, und Rückzahlung des Werklohns zu verlangen, auch das Werk unter Anrechnung feines 
ertes auf feine Schadenserſatzforderung übernehmen (RG JW 1926, 9859). 


§ 636 
Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig hergeſtellt !), fo finden die 
für die Wandelung geltenden Vorſchriften des $ 634 Abſ 1 bis 3 entſprechende 
Anwendung; an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt das Necht des Be- 
ſtellers, nach 8 327 von dem Vertrage zurückzutreten ?). Die im Falle des Verzugs 
des Unternehmers dem Beſteller zuſtehenden Nechte bleiben unberührt °). 
Beſtreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erklärten Rücktritts, weil er 
as Werk rechtzeitig hergeſtellt habe, fo trifft ihn die Beweislaſt ). 
E 1 569 Abſ 4 II 57; M 2 asıff.; P 2 310ff.; 6 384. N 
6 1. Bei nicht rechtzeitiger Herſtellung des Werkes ſtehen dem Beſteller ſchon nach allgemeinen 
rundſätzen als Rechtsbehelfe zu: a) die Klage auf Vertragserfüllung oder nach $ 283 auf Scha⸗ 
eriaterſaß wegen Nichterfüllung; b) die Einrede des nicht erfüllten Vertrags; e) der Schadens- 
au banfpruch aus einem etwaigen Garantie verſprechen des Unternehmers; d) die nach $ 636 
1 Satz 2 unberührt bleibenden Anſprüche aus einem etwaigen Verzuge. A 
Ai un Stelle des Anſpruchs auf Wandelung gewährt außerdem der $ 636 in Abſ 1 Satz 1 ein 
zendtrittsrecht (fein Minderungsrecht), das einen Verzug oder ein Verſchulden des Unter- 
nehmers nicht erfordert, aber wegfällt, wenn die Verzögerung auf einen Umſtand zurückzuführen 
leoden der Beſteller zu vertreten hat (RG 1.12.16 VII 216/16). Pahere Gewalt, J g. eim 
Kl eiterſtreik, entſchuldigt den Unternehmer nicht. Nur in gewiſſen Ausnahmefällen (3. B. bei 
10 rze der Lieferungsfriſt, Nichterlangbarkeit anderer Arbeiter innerhalb dieſer Friſt u. dgl.) 
un ein ſolcher Streik dem Unternehmer zur Entſchuldigung dienen (RG 3. 12. 07 VII 109/07). 
Dee en nach dem Vertrage „Arbeitseinſtellungen“ eine Verlängerung ber Friſt für die Herſtellung 
e Werkes bewirken, fo ift es Auslegungsfrage, ob darunter auch „Ausſperrungen“, d. h. die von 
ei em Arbeitgeber oder von einem Arbeitgeberverband den Arbeitern aufgenötigten Arbeits- 
stellungen zu verſtehen find (RG Warn 1914 Nr 181). * 
u Die Vorſchriften über die Wandelung nach erfolgloſer Friſtſetzung ($ 634 Abf 1-3) finden 
bdiehbrechende Anwendung; nur die Rechtsfolge iſt nicht Wandelung, ſondern Rücktritt. — Für 
an d rklärung des Rücktritts iſt der Beſteller, wenn er infolge eines beſonderen Intereſſes 
an eſſen fofortiger Geltendmachung nach $ 634 Abſ 2 von Beſtimmung einer Friſt abſehen darf, 
de eine beſtimmke Friſt oder an die Verjährung nicht gebunden, insbeſondere nicht verpflichtet, 
N Rücktritt bereits im Zeitpunkte des Ablaufs der Lieferfriſt oder doch der Entſtehung des 
ſonderen Intereſſes zu erklären. Vielmehr iſt alsdann nur der Unternehmer befugt, nach 
Dos, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 21 
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$ 355 dem Beſteller eine Friſt zur Erklärung zu ſetzen (RG 52, 317). Beſtimmt der Beſteller nach 
Ablauf des Lieferungstermins eine Friſt nach $ 634 Abſ 1 „zum Beginne der Arbeiten“ (3. B. 
für eine Schaufenſteranlage), ſo iſt damit von ſelbſt auch eine, der Dauer nach erforderlichenfalls 
durch den Richter zu bemeſſende Friſt zur Vollendung des Werkes beſtimmt. Erklärt der Unter⸗ 
nehmer ſich nur unter vertragswidrigen Bedingungen (z. B. gegen Vorauszahlung des Lohnes) 
zum Beginne der Arbeiten bereit, jo kann der Beſteller ſchon vor Ablauf der Friſt nach $ 636 
Abſ 1 Satz 1 vom Vertrage zurücktreten. Verzug (Abſ 1 Satz 2) iſt dazu nicht erforderlich (RG 
Warn 1917 Nr 76). 

3. Für den Verzug ift einerſeits ein Verſchulden des Unternehmers erforderlich ($ 285), 
anderſeits aber auch die Wirkung (Schadenserſatz) weiter erſtreckt ($$ 286, 326). Hat der 
Unternehmer das Werk teilweiſe hergeſtellt, die Herſtellung des Reſtes aber ſchuldhaft unter⸗ 
laſſen, und beanſprucht der Beſteller deshalb Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach $ 326, 
ſo ſtehen Schadenserſatzforderung und Anſpruch einander gegenüber. Es handelt ſich nicht um 
Aufrechnung (89 387ff.), ſondern um Abrechnung, d. h. Ermittelung eines rechneriſchen Ergeb⸗ 
niſſes, wobei der fällige Teillohn nur die Bedeutung eines die Höhe der Schadenserſatzforderung 
beeinfluſſenden Rechnungsbetrags hat (RG 83, 279). 

4. Der Zurücktretende hat den Ablauf der Friſt und die Erklärung des Rücktritts oder 
einen nach § 634 Abſ e 2 die Friſtbeſtimmung erübrigenden Umſtand zu beweiſen. 


8 637 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Unternehmers, einen 
Mangel des Werkes zu vertreten, erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, 
wenn der Unternehmer den Mangel argliſtig verſchweigt !). 

E 1 570 II 675; M 2 485, 486; P 2 311. 

1. Übereinſtimmend bei Kauf und Miete. Vgl. 88 476, 540. Im übrigen kann die Vertre⸗ 
tungspflicht des Unternehmers durch freie Vereinbarung beliebig feſtgeſetzt werden. Der Ge 
währleiſtungsanſpruch nach $ 637 iſt beim Vorliegen 1 Mängel nicht in vollem Umfange 
5 en 195 ein Mangel oder einzelne von den mehreren Mängeln argliſtig verſchwiegen 
ind (9 „ 122). 


9 638 


Der Anſpruch des Beſtellers auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes 
ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller zuſtehenden Anſprüche auf Wan“ 
delung, Minderung oder Schadenserſatz verjähren ), ſofern nicht der Unter“ 
nehmer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbeiten 
an einem Grundſtück in einem Jahre, bei Bauwerken) in fünf Jahren. Hie 
Verjährung beginnt mit der Abnahme des Werkes “). 

Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden“). 

EL 571, 579 Nr 2 II 576; M 2 486, 508; P 2 311, — 

1. Verjährung. Vgl. $ 477. 8 638 ſetzt für ſamtliche bezeichneten Anſprüche (88 633—63 
ohne Rückſicht darauf, wann der einzelne Mangel in die Erſcheinung tritt, und ohne Rüchicht 
darauf, daß erſt von dieſem Zeitpunkte an der Beſteller in der Lage ift, Anſprüche zu erheben, 
den Beginn der Verjährung auf den Tag der Abnahme des Werkes feſt und ſpricht damit aus, 
daß für die Verjährung nicht der Zeitpunkt der Entſtehung des Anſpruchs auf Beſeitigung ein 
beſtimmten Schadens oder der Entſtehung des Wandelungs-, Minderungs- und Schadenserſah⸗ 
anſpruchs, ſondern nur der Ablauf des mit der Abnahme beginnenden Zeitraums bejtimmert 
iſt (RG JW 1912, 11055). Die Verjährung greift nicht nur bei Herſtellung oder Veränderunz 
einer Sache, ſondern auch bei einer Leiſtung nicht körperlicher Art, der Erzielung eines Erfolges, 
Platz und beginnt alsdann mit der Abnahme oder ($ 646) Vollendung der Leiſtung. Vorausgeſe! 4 
wird aber dabei, daß der Mangel der gelieferten Leiſtung unmittelbar anhaftet und im Zet 
punkte der Abnahme oder Vollendung der Schaden für den Beſteller erwachſen iſt, was 3. ii 
nicht der Fall iſt bei einem durch eine unrichtige Wertſchätzung (Taxe) nachträglich verurſachte 
Schaden (RG 64, 43; vgl. 71, 173). 1 1 

Streitig iſt, ob die kurze Verjährung auch bei einem Schadenserſazanſpruch eintritt, der ſich n.. 
auf einen bei der Abnahme hervortretenden Mangel des gelieferten Werkes, ſondern 1000 
eine durch Zuwiderhandeln gegen die pflichtmäßige Sorgfalt bei Ausführung des noch * i 
vollendeten Werkes began gene Rechtsverletzung gründet, insbeſondere in dem Falle, wenn 5 
der Ausführung eines Beförderungsvertrags der zu Lande ober zu Waſſer beförderte Neijen! 
während der Beförderung infolge mangelnder Fürſorge für feine Perſon oder in ähnlicher Bene 
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z. B. durch Senkung einer mangelhaft unterhaltenen Eiſenbahnanlage als Urſache einer Zug⸗ 
entgleiſung, durch Verſchulden des Beförderungsunternehmers oder feiner Leute (89 276, 278) 
körperlich verletzt worden iſt. Vgl. $ 276 A 6. Dieſe Fürſorge iſt nicht unmittelbar Gegenſtand 
des Werkvertrags und der Abnahme; der auf Vernachläſſigung der Fürſorge gegründete Anſpruch 
unterliegt deshalb nicht der kurzen Verjährung (RG 62, 119; 64, 43; 66, 12; JW 1912, 68619; 
Lg 1924, 5466). Ebenſowenig der Anſpruch, welcher darauf gegründet wird, daß der Unter⸗ 
nehmer oder ſeine Gehilfen bei den auf die Werkherſtellung gerichteten Arbeiten die Sorgfalt 
verletzt und dadurch Sachen des Beſtellers beſchädigt haben (RG Warn 1911 Nr 168). Überhaupt 
unterliegen alle Erſatzanſprüche wegen Schäden, die nicht unmittelbar aus der Mangelhaftigkeit 
des gelieferten Werkes hervorgegangen, ſondern erſt durch das Hinzutreten eines beſonderen 
ſelbſtändigen Ereigniſſes vermittelt worden find, nicht der kurzen Verjährung des $ 638, 
ſondern der dreißigjährigen Verjährung nach $ 195 (vgl. außer den erwähnten Entſcheidungen 
noch MG 93, 158; 95, 2; 109, 200; 114, 312; 115, 122; R JW 1910, 106°; Warn 1913, 44; 
1915 Nr 261; 1920 Nr 33). Unfall eines Badegaſtes nach Verlaſſen der Badezelle infolge Glätte 
in der Zugangshalle |. R Lg 1924, 546°. Das gleiche wurde z. B. auch angenommen für den 
Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz des Schadens, der dadurch entſtanden war, daß Feuchtigkeit 
aus einem vom Unternehmer hergeſtellten Abzugsrohr in das Mauerwerk des Hauſes einge⸗ 
dungen war und Hausſchwamm hervorgerufen hatte (RG Warn 1920 Nr 33). Dagegen wird 
die Anwendung dieſer Vorſchrift nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der dem Werk ſelbſt unmittelbar 
anhaftende Mangel auf eine Verletzung der Verkragspflicht bei Herſtellung des Werkes zurück⸗ 
zuführen ift (RG 93, 158; RG Lg 1916, 1362). So iſt $ 638 anzuwenden bei Anſprüchen wegen 
unſachge mäßen Beſchlagens eines Pferdes (OLG 28, 193), wegen Nichteinhaltung der Zusicherung 
einer beſonders ſorgfältigen Ausführung oder eines Widerſtandes gegen einen beſtimmten Druck 
OLG 28, 194). Vgl. 5 635 A 3. Wird ein dem Unternehmer gewährter Vorſchuß wegen mangel ⸗ 
hafter Erfüllung zurückgefordert, ſo iſt dies kein der allgemeinen Verjährung unterliegender 
ereicherungsanſpruch, weil die Zahlung nicht ohne Rechtsgrund, ſondern auf Grund des Werk⸗ 
vertrags geleiſtet worden iſt; $ 638 iſt alſo anwendbar (RG 15. 11. 21 VII 156/21). — Die Ver⸗ 
jährung des $ 638 bezieht ſich nur auf die geſetzlichen Schadenserſatzanſprüche, nicht auf Fälle, 
u denen Schadensersatz vertraglich zugeſichert iſt (RG 9. 3. 23 VII 114/22). Für Anſprüche 
aus einem ſelbſtändigen Garantie verſprechen ſ. A 4. 
5 Ferner findet $ 638 auch Anwendung auf den Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz 
er Aufwendungen, die er zur Beſeitigung eines Mangels bei Verzug des Unternehmers 
Hehe (9 633 Abſ 3). Dieſer Anſpruch ift nur als ein Ausfluß, als eine Abart des Anſpruchs auf 
dieſeitigung des Mangels anzuſehen und unter dieſem Anſpruche mitzuverſtehen. Dafür spricht 
2 een und Entſtehungsgeſchichte des $ 633 Abſ 3 ſowie das Verkehrsbedürfnis (RG 80, 
» beſtr.). 
5 Die Vorſchrift des $ 638 iſt nicht anwendbar auf den Verlagsvertrag (RG 74, 361 und Vorbem 2 
Re $ 631), ebenſo nicht auf den Dienſtvertrag, wohl aber auf den Vertrag zwiſchen dem 
Wechtsanwalt und der Partei, wenn dieſer ausnahmsweiſe (Vorbem 2 vor $ 611) ein 
drortvertrag ift. 5 32a RAD (fünfjährige Friſt) kürzt nur die regelmäßige Verjahrungsfriſt von 
methig Jahren ab und läßt Sondervorſchriften, wie den $ 638, unberührt (NG 88, 223). Liegt, 
er in der Regel, ein Dienſtverhältnis vor, fo iſt $ 32a RAD anzuwenden (RE 90, 82, RG L8 
116, 1188). Beim Vertrag auf Lieferung elektriſcher Energie ift nicht $ 638, ſondern $ 477 an- 
zuwenden (Vorbem 1 vor $ 631). f 2 
Air Bauwerk: eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit und Material in Verbindung 
a dem Erdboden hergeſtellte Sache (RG 56, 41). Auch die von den mitwirkenden Bauhand⸗ 
191 em eingefügten einzeln verdungenen Teilarbeiten gehören dazu (K 57, 377; Warn 
12 Nr 339; OLG 36, 79). Bei Werklieferungsverträgen über nicht vertretbare bewegliche 
€ en greift die fünfjährige Verjährungsfriſt für Gewährleiſtungsanſprüche aus Bauwerk⸗ 
b trägen nicht ſchon dann Platz, wenn die herzustellenden Sachen zur Einfügung in ein Bauwerk 
eſtimmt ſind; die Einfügung muß auch einen Teil der von dem Unternehmer vertragsgemaß 
10 leiſtenden Arbeit bilden (RG 13. 11. 28 VII 641/27). Dabei brauchen Teilwerke an einem 
för dude, um als Bauwerk (88 638, 648) gelten zu können, nicht einen äußerlich hervortretenden, 
wederlich abgegrenzten Teil des ganzen Baues darzustellen. Sie gehören zu den Bauwerken, 
lei im fie, auf Grund von Werkverträgen geleiſtet, materielle Beſtandteile der Geſamtarbeits⸗ 
(Aung eines Baues bilden (RG 63, 313). Ganz unbedenklich dürfen daher auch Umarbeiten 
8 eranderungen oder Erneuerungen) an vorhandenen Gebäuden, z. B. die Verſtarkung der 
Selaftungsfähigteit der die Decken tragenden Eiſenkonſtruktionen durch Anbringung neuer 
beunlenreihen und Unterzugsträger MG JW 1913, 13379; vgl. auch OLG 43, 76), als Bauwerk 
re werden, wenn fie auf Grund eines Werkvertrags geleiſtet werden und zufolge ihres 
ſei en mungsmäßigen Inhalts und Umfangs für die Konſtruktion, ſei es des ganzen 1 
Wes eines Gebändeteils, von weſentlicher Bedeutung find (angef. Ach IWW 1913, 138 
1 arn 1916 Nr 305; 31. 5. 27 VI 99/27). Ein Werkvertrag über eine maſchinelle Einrichtung 
nbetriebſetzung betrifft nur dann ein Bauwerk, wenn der Unternehmer auch die Fun ⸗ 
au” 
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damentierung und die Verbindung mit den Fundamenten zu beſorgen hat (RG Gruch 50, 656; 
17. 12. 09 III 590/08). Lichtanlagen |. RG Warn 1928 Nr 146. Ein arteſiſcher Brunnen 
oder ein Pumpbrunnen iſt in der Regel kein Bauwerk (vgl. RG 30, 153). Ausnahme jedoch bei 
hergeſtellter feſter und dauernder Verbindung der Röhren und Maſchinenanlagen mit dem Grund⸗ 
ſtück (RG JW 02 Beil 2190). Auch ein Betriebswaſſerkanal, der aus miteinander durch Mörtel 
verbundenen Zementrohren und aus gemauerten Einfallſchächten (unbeweglichen Sachen) 
beſteht, mit denen die zwiſchen zwei Schächten liegenden einzelnen Teile der Rohrleitung unter 
Verwendung von Zement und Mörtel zuſammengebaut ſind, iſt ein Bauwerk im Sinne des 
$ 638 (RG JW 1910, 1481). Kein Bauwerk iſt dagegen eine mit Ketten am Ufer befeſtigte 
Schiffsmühle (RG JW 08, 431%, ebenſowenig in der Regel eine Drainage wegen der fehlenden 
feſten Verbindung der Röhren mit dem Erdboden (Re JW 08, 6576; Seuffa 67 Nr 46; Gruch 
53, 81); ebenſo nicht ein nicht eingebauter und auch nicht mit dem Gemäuer feſtverbundener 
Heizkeſſel (HRR 1930 Nr 209). Kein Bauwerk find aufgetürmte Sandkippen; ſchon deswegen 
nicht, weil ſie einem beſtimmten Zwecke nicht dienen noch einen nach gewiſſen Regeln der Kunſt 
oder der Erfahrung hergeſtellten Gegenſtand bilden (RG 60, 138 zu § 836). Keine Bauwerke 
find Gartenanlagen, weil fie nur in einer Umgeſtaltung des Erdbodens beſtehen (vgl. RG 30, 
153); die Gartenterraſſe kann ein Bauwerk ſein. Kein Bauwerk iſt die Herſtellung eines Bohr⸗ 
lochs in Verbindung mit der Lieferung und Einführung eines Saugrohrs; ebenſo kein Bauwerk, 
ſondern nur eine kunſtgerechte Veränderung des natürlichen Zuſtandes von Grund und Boden 
ſind Brunnen, mögen auch die Rohre unten mit Filtern zu verſehen und oben an die Saugleitung 
anzuſchließen geweſen ſein, dann, wenn die Herſtellung von Mauerwerk oder ein wirkliches Bauen 
nicht erforderlich war (RG Gruch 59, 124). Auf den Wert einer Anlage und auf den Umfang 
der Arbeitsleiſtung kommt es für die Anwendung des 8 638 nicht an (RG ebenda). Der Begriff des 
Bauwerks läßt ſich hiernach wie folgt beſtimmen: „ein Werk, das mit einem Grundſtück oder 
Gebäude verbunden und nach ſeiner typiſchen Zweckbeſtimmung unbeweglich iſt; das ferner 
nicht in einer bloßen Umgeſtaltung des Bodens ſelbſt beſtehen darf“ (Dertmann). 

3. Abnahme des Werkes. Vgl. 640 A 2, 3. Bei auf längere Zeit abgeſchloſſenen Verträgen 
mit fortgeſetzten Werkleiſtungen beginnt die Verjährung nicht erſt mit dem Ende des Vertrags- 
verhältniſſes, ſondern mit der Abnahme der einzelnen mangelhaften Leiſtungen; bei fortdauern⸗ 
der gleichmäßiger Leiſtung werden längere Zeiträume, z. B. mehrere Monate, zuſammenzufaſſen 
fein (gl. dazu DLG 41, 120: Lieferung elektriſchen Stromes). — Jft nach der Beſchaffenheit 
des Werkes ſeine Abnahme ausgeſchloſſen, fo beginnt die Verjährung gemäß $ 646 mit der Voll⸗ 
endung des Werkes. 

4. Verlängerung der Verjährungsfriſt abweichend von $ 225. Wird in bezug auf ein Werk 
oder eine Werklieferung eine Garantie übernommen, ſo kommt es für die Verjährung auf die 
Bedeutung der Garantieübernahme an. Iſt in der üblichen Weiſe für die Brauchbarkeit und 
Leiſtungsfähigkeit, insbeſondere für beſtimmte Eigenſchaften, des Werkes Garantie übernommen, 
ſo beginnt die Verjährung nicht erſt mit dem Ablaufe der Garantiefriſt; vielmehr bedeutet die 
Garantieübernahme hier, daß jeder innerhalb der Garantiefriſt hervortretende Mangel geltend 
gemacht werden kann, jedoch jo, daß von dem Hervortreten des Mangels oder von dem in $ 66% 
Abſ 2 erwähnten Zeitpunkte ab die geſetzliche Verjährung zu laufen beginnt (RG Gruch 53, 81 
vgl. RG 65, 119; HRR 1930 Nr 209). Wird vereinbart, daß der Unternehmer zur Nachbeſſerung 
verpflichtet iſt, falls innerhalb einer beſtimmten Friſt gewiſſe Mängel hervortreten ſollten (darin 
liegt auch ein Garantieverſprechen), ſo wird einer ſolchen Abrede regelmäßig der Sinn beiwohnen, 
daß die Verjährung des Nachbeſſerungsanſpruchs mit der Entdeckung des Mangels und nich' 
etwa ſchon mit der Abnahme des Werkes beginnen ſoll (NG Warn 1911 Nr 370; OLG 36, 0 
In allen dieſen Fallen bildet die Garantie einen unſelbſtändigen Teil des Werk⸗ oder Werk⸗ 
lſeferungsvertrags und die Verjährung bemißt ſich im übrigen nach den $$ 638, 639. Wird aber 
nicht nur eine beſtimmte Leiſtungsfähigkeit des Werkes, ſondern darüber hinaus eine beſtimmte 
Leiſtungsfähigkeit einer ganzen Anlage, für die das Werk (z. B. eine Maſchine) beſtimmt if, 
zugeſichert, alſo für den Eintritt eines nicht nur von den Eigenſchaften des Werkes ſelbſt abhan 
gigen Betriebserfolgs eingeſtanden, dann liegt ein ſelbſtändiges neben dem Werk- oder 7 — 
lieferungsvertrag abgegebenes Garantie verſprechen vor, für das nicht die kurze Verjährung” 
friſt des $ 638, ſondern die 30 jährige Verjährungsfriſt des $ 195 gilt (RG JW 1919, 240%; 1921, 
828°; 1926, 25261; RG Warn 1925 Nr 21; vgl. auch JW 1912, 28910 und Gruch 51, 942). 


N 8 639 
Auf die Verjährung der im $ 638 bezeichneten Anſprüche des Befteller? 
finden die für die Verjährung der Anſprüche des Käufers geltenden Vorſchriften 
des § 477 Abſ 2, 31) und der 88 478, 479 2) entſprechende Anwendung. 
Unterzieht ſich der Unternehmer im Einverſtändniſſe mit dem Beſteller der 
Prüfung des Vorhandenſeins des Mangels oder der Beſeitigung des Mangels, 
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ſo ift die Verjährung fo lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebnis 
der Prüfung dem Befteller mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für be- 
ſeitigt erklärt oder die Fortſetzung der Beſeitigung verweigert ). 

E II 576 Abſ 2 III 629; B 2 312ff. 

1. Nach dem entſprechend anzuwendenden 8 477 Abſ 2, 3 wird die Verjährung durch den 
Antrag des Beſtellers auf gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes eines 
Mangels unterbrochen und die eingetretene Hemmung oder Unterbrechung bezüglich der Ver⸗ 
lährung eines der in $ 638 aufgeführten Anſprüche auch auf die Verjährung der anderen An- 
ſprüche erſtreckt (vgl. auch § 634 A 6). So unterbricht auch die Erhebung eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruches wegen argliſtigen Verſchweigens eines Mangels die Verjährung des auf den näm⸗ 
uchen Mangel geſtützten Minderungsanſpruches (RG 134, 272). Die Verjährung des unteilbaren 
Anſpruchs auf Nachbeſſerung ($ 633 Abf 2) wird aber durch die Unterbrechung der Verjährung 
nur eines Teiles des den nämlichen Mangel betreffenden Geldanſpruchs (z. B. durch Aufrechnung 
dieſes Anſpruchs im Rechtsſtreit gegen einen niedrigeren Anſpruch des Unternehmers ohne Er⸗ 
hebung einer Widerklage wegen des Mehrbetrags) nicht unterbrochen (RG 85, 365). Die Vor- 
ſchrift des § 477 A6{ 3 umfaßt auch Ansprüche auf Erſatz eines durch Lieferung einer mangel- 
haften Sache ſchuldhaft verurſachten Schadens (vgl. RG 53, 200; 56, 167), iſt aber nach ihrem 
Grund und Zweck nur da anzuwenden, wo die in Frage kommenden Anſprüche ſich gegenſeitig 
dusſchließen. Durch die Erhebung einer Wandelungsklage wird alſo nicht die Verjährung eines 
Schadenserſatzanſpruchs unterbrochen, der neben der Wandelungsklage hätte durchgeführt 
werden können (RG 93, 158; vgl. $ 635 A 3). 

2. Nach den entſprechend anzuwendenden 88 478, 479 kann der Beſteller ſchon durch recht⸗ 
zeitige Anzeige des Mangels ſich die Befugnis zur Verweigerung der Vergütung, ſoweit er 
Si Grund der Wandelung oder Minderung dazu befugt fein würde, ſowie die Aufrechnung des 
kachadenserſatzanſpruchs auch für die Zeit nach Vollendung der Verjährung erhalten. Er 
kann aber, wie nach R 56, 167 beim Kaufe, nur aufrechnen gegen Anſprüche aus dem näm⸗ 
lichen Vertrage, bei einem in Teillieferungen zu erfüllenden Werkvertrage nur gegen Ansprüche 
aus derjenigen Teillieferung, aus der der Erſatzanſpruch entſtanden iſt (OLG 39, 162). 

Kan Hemmung der Verjährung. Vgl. 88 202 ff.; dazu RO HRR 1930 Nr 773. Räumt der 
täufer dem Verkäufer einer mangelhaften Sache ein Nachbeſſerungsrecht ein und unterzieht 
19 dann der Verkäufer im Einverſtändniſſe mit dem Käufer der Beſeitigung des Mangels, ſo 
0 s 639 Abſ 2 entſprechend anzuwenden, der Verjährung der Anſprüche des Käufers alſo bis zu 
em im Abſ 2 angegebenen Zeitpunkt gehemmt (RG 96, 266; 128, 211; R Warn 1930 Nr 133). 


8 640 


) Der Beſteller iſt verpflichtet, das vertragsmäßig hergeſtellte Werk ab- 
zunehmen 2), ſofern nicht nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme 
ausgeſchloſſen iſt >). 

immt der Beſteller ein mangelhaftes Werk ab, obſchon er den Mangel 
unt, ſo ſtehen ihm die in den 88 633, 634 beſtimmten Anſprüche nur zu, wenn 
er ſich feine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält ) ö). 
1 572, 579 II 677; M 2 4894925 P 2 315 ff. 
2 1. Die 89 640—643 behandeln die Verpflichtungen des Beſtellers: Abnahme, Entrichtung 
* Vergütung und, ſoweit nötig, Mitwirkung bei der Herſtellung des Werkes. 
Ann. Die Abnahme, gleichbedeutend mit der Annahme der Erfüllung in $ 341 Abſ 3 und der 
Falle me der Erfüllung in $ 363, iſt nicht jede nur äußerliche Hinnahme der Leiſtung wie im 
Wer des $ 433 Abſ 2, erfordert vielmehr (vgl. „Abnahme des vertragsmäßig hergeſtellten 
Ki „außer jener Hinnahme, daß der Beſteller bei und nach der Hinnahme ausdrücklich oder 
tea ſchweigend zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache dem Ver⸗ 
Is entſprechende Erfüllung anerkenne (RG 57, 338; 64, 240; 107, 343; 110, 404; RG 10. 3. 08 
ſol 7/07; RG JW 08, 4325; RG Warn 1918 Nr 93; 1931 Nr 20; DRG 39,162). Durch 
lende Annahme kommt der Beſteller dann in die Lage, das Werk näher zu prüfen. Jene Aner⸗ 
in Bug liegt z. B. dann vor, wenn der Befteller eine ihm gelieferte elektriſche Maſchinenanlage 
und etrieb nimmt, oder wenn der Bauherr das beftellte Haus nach feiner Fertigſtellung bezieht 
Pen dauernd beſtimmungsgemäß benutzt (NG Warn 08 Nr 460), oder wenn er bei geſonderter 
das ge bung der für einen Bau nötigen Erd⸗ und Maurerabeiten auf das vollendete Mauerwerk 
Nr „on einem andern Unternehmer auszuführende Dachgerüſt aufſetzen läßt (RG Seuff Al 79 
Gr nicht aber dann, wenn er das Werk nur zum Zweck der Erprobung entgegennimmt (RG 
und fl 72, 835), oder das noch nicht fertige Gebäude nur unter dem Zwange der Verhältniſſe 
in der nach den Umſtänden berechtigten Erwartung vertragsmäßiger Fertigſtellung vor⸗ 
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läufig bezieht (NG Warn 1925 Nr 61); notwendig iſt vielmehr, daß das Werk überhaupt als Ver⸗ 
tragserfüllung gegeben und genommen wird (RG Warn 1913 Nr 8). Der Beſteller iſt mangels 
einer beſonderen Vereinbarung nicht verpflichtet, das abzunehmende Werk auf feine Vertrags- 
mäßigkeit ſofort zu prüfen. Die Abnahme enthält hiernach noch nicht die Anerkennung des Werkes 
als eines völlig vertragsmäßigen (RG 107, 343; RG Warn 1931 Nr 20; RG 17. 12. 09 111 590/08). 
Sie kann gegeben fein, wenn das Werk in feinen weſentlichen Teilen fertiggeſtellt ift und nur 
geringfügige Arbeiten fehlen (OLG 34, 44), ſowie wenn wegen einzelner Mängel ein Nachbeſſe⸗ 
rungsverlangen vorbehalten wird (RG Warn 1918 Nr 93), und ſchließt auch das Recht des Be⸗ 
ſtellers, Mängel des Werkes, die ihm noch unbekannt find, ſpäter zu rügen, nicht aus (RG JW 07, 
331% 08, 432°; 1910, 106°; OLG 41, 121), ſondern ſchränkt dieſes Recht nur fo weit ein, als der 
Beſteller die Mängel kannte (Abſ 2). Genehmigung eines Baues durch vorbehaltloſe Anerken⸗ 
nung der Forderung des Bauunternehmers in Kenntnis der Mängel des Werks ſ. RG Warn 
1931 Nr 141. Kennenmüſſen ſteht dabei dem Kennen nicht gleich. Im übrigen wird die Beweis⸗ 
laſt darüber, ob die Leiſtung dem Vertrag entſpricht, umgekehrt. Doch genügt der Beſteller, 
der das abgenommene Werk als der zugeſagten Leiſtungsfähigkeit nicht entſprechend bemängelt, 
ſeiner Beweispflicht regelmäßig ſchon, wenn er darlegt, daß die zugeſagte Leiſtung ausgeblieben 
iſt. Sache des Unternehmers iſt es dann, im Falle des § 635, zu beweiſen, daß das Ausbleiben 
auf von ihm nicht zu vertretende Umſtände zurückzuführen iſt (RG L 1915, 904⸗). Ferner wird 
der Beginn der Verjährung ($ 638 Abſ 1) jefeleg auch geht die Gefahr von dem Unter- 
nehmer auf den Beſteller über ($ 644 Abſ 1). Der Übergang des Eigentums auf den Beſteller 
iſt aber nicht von der Abnahme des Werkes im Sinne des $ 640 abhängig (RG 2 1914, 857“). 
Die Abnahme braucht, obgleich fie das Anerkenntnis enthält, daß die Leiſtung wenigſtens in der 
Hauptſache dem Vertrag entſpreche, nicht notwendig vom Beſteller erklärt zu werden, vielmehr 
können die Vertragsteile, namentlich wenn die Leiſtung für einen Dritten beſtimmt iſt, die Ab⸗ 
nahme durch den Dritten für maßgebend erklären, was unter Umſtänden ſogar ſelbſtverſtändlich 
ſein kann (R& 15. 11. 21 VII 156/21). Die Abnahme und Bezahlung kann auch wegen eines 
unerheblichen Mangels abgelehnt werden, es müßte denn ſein, daß nach den beſonderen vom 
Unternehmer nachzuweiſenden Umſtänden des einzelnen Falles die Zurückweiſung des Werkes 
wegen des Mangels gegen Treu und Glauben verſtoßen würde (RG 24. 1. 11 VII 284/10). Ab- 
ſichtliche Vereitelung eines vereinbarten Abnahmeverſuchs durch den Beſteller bedeutet gemäß 
$ 162 Abſ 1 Genehmigung (R Seuffl 78 Nr 19). — Auf die Abnahme kann der Unternehmer 
ebenſo wie auf die Entrichtung der Vergütung ſelbſtändig klagen. Er kann ſich auch darauf be- 
ſchränken, die Vergütung einzuklagen. Sache des die Abnahme endgültig verweigernden der 
ſtellers iſt es dann, feine Einwendungen fo zu geftalten, daß eine endgültige Regelung des 
Rechtsverhältniſſes (z. B. durch Wandelung) möglich wird. Die Feſtſtellung behebbarer Mängel, 
die nach 98 320 ff. nur eine zeitweiſe Verweigerung der Abnahme rechtfertigen, genügt nich 
zur Abweiſung der Klage (RG 58, 173; 69, 381; RG JW 06, 333; Reh Warn 1910 Nr 326; N 
22. 12. 16 VII 267/16). — Die Koſten der Abnahme treffen regelmäßig den Befteller. — 
Ungerechtfertigte Verweigerung der Abnahme begründet für den Beſteller nicht nur Annahme“ 
verzug ($$ 293ff.), ſondern auch Erfüllungsverzug (85 284 ff.), wobei auch § 326 anwendbar I 
3. Für die Abnahme iſt regelmäßig dann kein Raum, wenn dem Werke die materielle ge 
ſchaffenheit und Rörperlichkeit fehlt, außerdem auch, wenn der Beſteller den Gegenftand, all 
dem ein Werk hergeſtellt werden ſoll, ſchon in ſeinem Beſitze hat; a. M. für den letzteren Fa 
RG 110, 404; R H Warn 1928 Nr 146; 1929 Nr 119; ſ. A zu 8 646. * 
4. Bei Abnahme des Werkes in Kenntnis des Mangels bedarf es zur Erhaltung der An 
ſprüche aus 99 633, 634 (auf Beſeitigung oder Wandelung oder Minderung) eines Vorbehalt, 
Die Rechte des Annehmenden werden auch durch einen vor der Annahme erklärten Vorbe hen 
gewahrt, wenn er nur bei der Abnahme erkennbar aufrechterhalten wird (RG 73, 146). Dagege 3 
bedarf es zur Erhaltung des Schadenserſatzanſpruchs aus $ 635 nach dem klaren Wortlaut > 
Geſetzes auch bei Kenntnis des Mangels keines Vorbehalt. A. M. Dernburg II $ 320 v. 
weil es Treu und Glauben widerſpreche, wenn der Beſteller, der den Mangel bei der Abnahme 
kennt und ſich keine Anſprüche wegen des Mangels vorbehält, dennoch ſpäter Schadense re 
wegen Nichterfüllung beanſpruche. Allein dieſe Meinung ſcheitert an der ausdrücklichen nur ei 
Anſprüche aus $$ 633, 634 erwähnenden Vorſchrift des $ 640. Für die Entbehrlichkeit des 1 
behalts kommt auch weiter in Betracht, daß der Anſpruch nach $ 635 auf einem vom Unternehm 
zu vertretenden Umſtande beruht. Demgegenüber läßt ſich nicht ohne weiteres jagen, Es 
Unterlaſſen des Vorbehalts verſtoße gegen Treu und Glauben, zumal in der Abnahme des er 
noch keine endgültige Billigung oder Gutheißung zu finden iſt. Nur dann, wenn nach den ben 
ſtänden des einzelnen Falles in der trotz Kenntnis der Mangelhaftigkeit erfolgten vorbehaltlol 
Abnahme des Werkes der Wille zu verzichten erkennbar zutage getreten iſt, gehen die aus gt 
herzuleitenden Schadenserſatzanſpruche unter (M& 90, 18; ebenſo M& 23. 10. 17 II 17/1 eh 
4. 11. 18 VII 179/18). Ein ſolcher Verzicht iſt aber ſelbſt in dem fortgeſetzten Gebrauch an 
mangelhaften Werkes nicht unter allen Umſtänden zu finden. Die Fortſetzung des Gebe 
kann im Intereſſe des Unternehmers liegen, inſofern der Umfang des von ihm zu erſetzen 
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Schadens, z. B. des dem Beſteller entgehenden Gewinns, dadurch gemindert wird, und ſie kann 
mit Rückſicht auf § 254 Abſ 2 ſogar Pflicht des Beſtellers fein (RG Gruch 57, 963). 

5. Die Beweislaſt für die Kenntnis des Beſtellers trifft den Unternehmer, für den Vorbehalt 
den Beſteller. — Über die Anwendung des $ 363 f. Rh Warn 1910 Nr 374. 


8 641 


Die Vergütung ift bei der Abnahme des Werkes zu entrichten ). Iſt das 
Werk in Teilen abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile be- 
ſtimmt, fo iſt die Vergütung für jeden Teil bei deſſen Abnahme zu entrichten !). 

Eine in Geld feſtgeſetzte Vergütung hat der Beſteller von der Abnahme 
des Werkes an zu verzinſen, ſofern nicht die Vergütung geſtundet iſt !“). 

E 1 537 II 578; M 2 492—404; P 2 310ff. 

1. Fälligteit der Vergütung. Die Herſtellung des Werkes iſt vom Unternehmer regelmäßig 
als Vorleiſtung zu bewirken, die ſchließliche Auslieferung aber, unbeſchadet einer abweichen 
den ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung, Zug um Zug gegen Entrichtung der 
Vergütung. Bis dahin ift der Unternehmer zur Zurückhaltung des Werkes befugt, welches Zurück 
haltungsrecht im Falle des $ 647 ſich bis zu einem Pfandrecht an dem zurückbehaltenen Werke 
verſtärken kann. § 641 Abſ 1 regelt nur die Fälligkeit der Vergütung; zur Entſtehung gelangt der 
Vergütungsanſpruch nach 8631 Abſ 1 mit dem Abſchluß des Werkvertrags (RG ZW 1982, 121615). 
Die Vorſchrift des $ 641 geht davon aus, daß das Werk vertragsmäßig hergeſtellt ilt. Für das 
Recht des Beſtellers, wegen eines Mangels des Werkes die Vergütung ganz oder teilweiſe zurück. 
zuhalten, gilt $ 320. Bei Werken kleineren Umfangs und Wertes (4. B. bei Kleidungsſtücken ) 
braucht üblicherweiſe der Werklohn nicht entrichtet zu werden, bevor das Werk mangelfrei fertig 
geſtellt ift. Bei Werken größeren Umfangs und Wertes (J. B. bei Bauten) darf, wenn nach der 

bnahme noch kleine Mängel abzuftellen find, der Beſteller nicht die ganze Vergütung, ſondern 
nur einen — allerdings reichlich zu meſſenden — Teil zurückbehalten (OLG 34, 45). — An die 
0 1 0 Abnahme ($ 640 A 2) tritt auch hier bei ihrem Ausſchluß nach 9 646 die Vollendung 
erkes. 
5 2. Teilung der Vergütung. Iſt das Werk in Teilen abzunehmen, aber die Vergütung nicht 
8 die einzelnen Teile beſtimmt, ſo kann der Unternehmer die Entrichtung erſt bei der Ablieferung 
95 letzten Teiles verlangen. Abſ 1 Satz 2 beſtimmt eine Ausnahme von der Regel des Abſ 1 
yah N ſich auf die Ausnahme beruft, muß ihre Vorausſetzungen dartun (RG 11.4. 24 
). 
3. Zinſen. Höhe $ 246, HUB $ 352. 


8 642 


1 ) Iſt bei der Herſtellung des Werkes eine Handlung des Beſtellers erforder- 
ch 2), fo kann der Unternehmer, wenn der Beſteller durch das Unterlaſſen der 

andlung in Verzug der Annahme kommt), eine angemeſſene Entſchädigung 
verlangen ). 

Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits nach der Dauer des 
Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererfeits nach dem 
jenigen, was der Unternehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwerben kann “). 

E 1 575 II 570 Abſ 1; M 2 49aff.; P 2 328ff. 

1 1. Die 88 642, 643 regeln die Schabenserfagpflicht des Beſtellers und das Rücktrittsrecht des 
Eiternehmers bei Abnahmeverzug des Beſtellers. Der Beſteller kommt dabei nur in ſeiner 
at als Gläubiger in Betracht, der zur Herſtellung des vom Unternehmer geſchuldeten 
es mitwirken ſoll. 
Ran. Eine 1 0 des Beſtellers, insbeſondere Lieferung von Stoff oder Überlaſſung von 
Germ Sorge für deſſen gefahrloſe Beſchaffenheit, Erteilung von Anweiſungen (Aufgabe von 
weſchäftsanzeigen bei Zeitungsreklame, Rh Seuffa 80 Nr 79) oder ſonſtige perſönliche Mit ⸗ 
irkung des Beſtellers bei der Ausführung (z. B. Erſcheinen zur Anprobe des beſtellten Anzugs, 
Aweſenheit bei der Herſtellung eines Bildes). Gerät der Beſteller (in ſeiner Eigenſchaft als 
N läubiger A 1) durch Unterlaſſung einer ſolchen (nicht erzwingbaren, Och 31, 129) Handlung 
d nnahmeverzug (A 3), fo hat der Unternehmer die in $$ 642, 643 enthaltenen Rechte. Durch 
Be Sondervorſchriften ift in dem angegebenen Falle die Anwendung des $ 326, der Schuldner⸗ 
erzug, hier alſo Verzug in der Abnahme des fertiggeſtellten Werkes, vorausſetzt, ausge⸗ 
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ſchloſſen (RG 53, 221; Warn 1918 Nr 137; X 1921, 4601); es müßte denn fein, daß, was nur 
ausnahmsweiſe vorkommen wird, nach dem Inhalt des Vertrags der Beſteller dem Unternehmer 
als Schuldner zu der erforderlichen Mitwirkung verpflichtet wäre. Im übrigen bleiben neben 
den in 88 642, 643 beſtimmten Rechten die aus allgemeinen Vorſchriften ſich ergebenden Anſprüche 
des Unternehmers auf Vergütung (A 4), ſowie wegen Annahmeverzugs, vertraglichen Ver⸗ 
ſchuldens, Unmöglichkeit der Leiſtung, ingleichen die Einrede des nicht erfüllten Vertrags beſtehen. 
Begründet insbeſondere die Nichtmitwirkung des Beſtellers bei der Leiſtung des Unternehmers 
im einzelnen Falle nicht nur Annahmeverzug, ſondern eine die Erreichung des Vertragszwecks 
gefährdende Vertragsverletzung, ſo kann der Unternehmer vom Vertrage zurücktreten, ohne daß 
es einer Friſtſetzung bedarf, wenn nach Lage der Sache ihm nicht zuzumuten iſt, daß er trotz der 
Gefährdung des Vertragszwecks beim Vertrage ſtehen bleibt (RG 104, 15; Warn 1918 Nr 137). 
3. Annahmeverzug. Vgl. 59 293ff. Der Verzug des Beſtellers erfordert als Annahmeverzug 
kein Verſchulden von feiner Seite (Seuffa 74 Nr 171); er wird auch nicht durch eine vorüber⸗ 
gehende Verhinderung des Beſtellers an der Vornahme der bei der Herſtellung des Werkes 
erforderlichen Handlung, ſondern nur durch ein objektives Unmöglichwerden ſeiner Mitwirkung 
ausgeſchloſſen (RG 100, 46; ebenſo RG 16. 11. 20 VII 131/20 und 5. 7. 21 VII 561/20). 1 
4. Der Anſpruch auf eine angemeſſene Entſchädigung befteht ſelbſtändig und unabhängig 
ſowohl neben dem Anſpruch auf die vereinbarte Vergütung nach $$ 631, 632, falls die Gläubiger 
handlung nachgeholt und das Werk hergeſtellt wird, wie auch neben den Anſprüchen aus 89 649 
u. 645 Abſ 1 Satz 2, falls das Werk infolge Kündigung durch den Beſteller oder gemäß § 643 
unvollendet bleibt. Kündigt alſo der Beſteller nach § 649, fo kann der Unternehmer neben dem 
ihm bis zur Kündigung entſtandenen Schaden ($ 642) die vereinbarte Vergütung unter den vor⸗ 
geſehenen Anrechnungen ($ 649) verlangen; das Verlangen eines Erſatzes für einen nach der 
Kündigung entſtandenen Schaden iſt ebenſo wie ein Vorgehen nach § 643 ausgeſchloſſen (RG 
14. 6. 19 V 53/19). Wird das Werk nach Beendigung des Gläubigerverzugs hergeſtellt, fo kann 
der Unternehmer die Entſchädigung aus $ 642 neben dem vollen Werklohn verlangen (RG 100, 46). 
5. Höhe der Entſchädigung. Dabei handelt es ſich immer nur um eine Entſchädigung für 
die durch das Unterlaſſen des Beſtellers bewirkte Verzögerung, nicht um eine ſolche für das 
völlige Ausbleiben der Herſtellung des Werkes. — Bei der Anrechnung iſt nicht nur das zu 
berückſichtigen, was der Unternehmer erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt (vgl. 89 324 
Abſ 1 Satz 2, 615 Satz 2, 649), ſondern alles, was er nach Lage der Sache erwerben konnte. 


9 643 


Der Unternehmer iſt im Falle des 8 642 berechtigt, dem Beſteller zur Nach 
holung der Handlung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung zu beſtimmen, 
daß er den Vertrag kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablaufe der 
Friſt vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die 
Nachholung bis zum Ablaufe der Friſt erfolgt !). 

& II 539 Abſ 2 III 633; P 2 328. 

1. Friſtſetzung von ſeiten des Unternehmers. (Vgl. Friſtſetzung des Beſtellers $ 634 A 1). 
Erſt vom Friſtablauf ab, nicht mit rückwirkender Kraft, gilt der Vertrag als aufgehoben, und 
nur der bis zu dieſem Zeitpunkt erwachſene Schaden kann (gemäß $ 642) erſtattet verlangt 
werden. — Daneben auch Anſpruch des Unternehmers auf einen der geleifteten Arbeit ent 
ſprechenden Teil der Vergütung ſowie auf Erſatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Aus 
lagen nach $ 645 Abj1 Satz 2. — Entſprechend der im $ 634 Abſ 2 für die Friſtbeſtimmung 
des Beſtellers gegebenen ausdrücklichen Vorſchrift bedarf es im Falle des § 643 einer Friſt⸗ 
beſtimmung des Unternehmers nicht, wenn die vom Beſteller vorzunehmende Handlung nach dem 
Verzug des Beſtellers, $ 642, unmöglich geworden ift (RG 94, 29; RG 16. 11. 20 VII 132/20). 


8 644 

) der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Wertes’) 
Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, ſo geht die Gefahr auf ihn 
über). Für den zufälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechterung 
des von dem Beſteller gelieferten Stoffes iſt der Unternehmer nicht veran“ 
wortlich ). 

Verſendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Beftellers nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, ſo finden die für den Kauf gelten 
den Vorſchriften des § 447 entſprechende Anwendung ö). 

E 1 576 IE 580; M 2 497 — 500; P 2 329. 
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1. Neben den hier gegebenen Sondervorſchriften über die Gefahrtragung bleiben die in den 
88 323—325 enthaltenen Beſtimmungen (bei Unmöglichkeit der Leiſtung, Verſchulden des Unter⸗ 
nehmers oder Beſtellers uſw., dazu aber auch § 645 Abſ 1) im weſentlichen beſtehen, nicht minder 
diejenigen über die Folgen von Mängeln des Werkes nach $$ 634, 635, 640. Den Unternehmer 
triff dabei regelmäßig die Beweislaſt dafür, daß er feinen Vertragspflichten nachgekommen fei. — 
An Stelle dieſer Sondervorſchriften kann übrigens die Gefahrtragung durch Vereinbarung der 
Beteiligten (auch ſtillſchweigend RG SeuffA 83 Nr 108) in anderer Weiſe geordnet werden 
(J. A4). — Beſondere Vorſchriften: Verl® § 33, Binnen Schch & 64. 

2. Gefahrtragung des Unternehmers bis zur Abnahme (5 640 A 2), und wenn die Abnahme 
ausgeſchloſſen ift, bis zur Vollendung des Werkes ($ 646). Der Beſteller bleibt mithin beim 
Untergange des Werkes von der Entrichtung der Vergütung befreit, auch wenn der Unter⸗ 
gang vom Unternehmer und ſeinen Gehilfen nicht verſchuldet iſt; er braucht dem Unternehmer 
nicht einmal feine Auslagen zu erſetzen (vgl. R JW 1926, 16632). Ausnahme zugunſten des 
Unternehmers f. 8 645 Abſ 1 Satz 1. Anderſeits ſteht dem Beſteller ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz oder auf Wie derherſtellung des Werkes nur zu, wenn er den Schadenserſatzanſpruch 
aus allgemeinen Vorſchriften, den Herſtellungsanſpruch aus beſonderen vertraglichen Beſtimmun⸗ 
gen ableiten kann, auch die Wie derherſtellung noch möglich und für die Parteien von Intereſſe iſt. 
Dies alles gilt auch beim Untergange des erſt teilweiſe vollendeten (körperlichen oder unkörper⸗ 
lichen) Werkes. Tritt der Untergang nach der Abnahme oder der Vollendung ein, ſo behält 
der Unternehmer den Anſpruch auf Vergütung, ſofern ſolcher nicht durch einen von ihm zu ver⸗ 
tretenden Umſtand, insbeſondere Mangelhaftigkeit des Werkes, ausgeſchloſſen wird. Vgl. 646 A 1. 

3. Gefahrübergang auf den Beſteller im Falle des Abnahmeverzugs (58 293 ff.). Wirkt 
aber während dieſes Annahme verzugs bei dem Untergang oder der Verſchlechterung des Werkes 

ein nach $ 300 vom Unternehmer zu vertretender Umſtand mit, jo trifft der Nachteil, wie im 

Regelfalle, den Unternehmer. Vgl. $ 324 Abi 2. . 

4. Die Gefahrtragung für den Stoff bleibt auf dem Beſteller ruhen, wenn er ihn ſelbſt geliefert 
Hat. Doch kann wirkſam vereinbart werden, daß der Unternehmer auch für den vom Bl 

gelieferten Stoff haften ſolle (R& 23 1926, 4831). Auch hat der Unternehmer im Falle ſeines 
erzugs für den dadurch erwachſenen Schaden nach $ 286 einzuftehen. 

m 5. Die Gefahr der Verſendung geht nach $ 447 auf den Beſteller über, ſobald der Unter- 
ehmer das fertige Werk der für die Verſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt überliefert hat. 
ach in dieſem Falle hat aber der Unternehmer den Nachweis zu führen, daß er das Werk in 

abnahmefähiger Beſchaffenheit und ſachgemäßer Verpackung abgeſchickt habe. 


§ 645 
Iſt das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem Be⸗ 
Keller gelieferten Stoffes oder infolge einer von dem Beſteller für die Aus- 
ührung erteilten Anweiſung untergegangen, verſchlechtert oder unausführbar 
geworden, ohne daß ein Umſtand mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu 
vertreten hat ), fo kann der Unternehmer einen der geleiſteten Arbeit ent- 
ſprechenden Teil der Vergütung und Erſatz der in der Vergütung nicht in⸗ 
riffenen Auslagen verlangen 2). Has gleiche gilt, wenn der Vertrag in 
mäßheit des § 643 aufgehoben wird!). e 
Eine weitergehende Haftung des Beftellers wegen Verſchuldens bleibt 
unberührt ). 
E 1 677 II 680; M 2 500ff.; P 2 331. 
fl 1. Vergütungsanſpruch des Unternehmers trotz Untergangs, Verſchlechterung oder Unaus⸗ 
Inrbarfeit des Werkes vor der Abnahme ($ 640 A 2) — falls nach der Beſchaffenheit des Werkes 
ER — Abnahme ausgeſchloſſen iſt, vor der Vollendung des Werkes ($ 646) —, wenn der Untergang 
thin auf den Befteller zurückzuführen ift, den doch hierbei ein Verſchulden nicht zu 
raucht. : 
g Anterläßt der Unternehmer die Prüfung des vom Beſteller gelieferten Stoffes (ſofern fie 
ſonft als Sachverſtändigen, obliegt) und den Hinweis auf etwaige Mängel des Stoffes, oder hat 
aft ein vom Unternehmer zu vertretender Umſtand mitgewirkt, fo ſteht ihm ein Anspruch nach 
15 nicht zu (OL 40, 328: mangelhafte, vom Unternehmer beſchaffte Zutat). 
Teil Umfang des Anſpruchs, alſo die ganze Vergütung bei vollendetem, einen entſprechenden 
3 davon bei teilweiſe ausge führtem Werke. 
Friſt Aufhebung des Vertrags bei Nichteinhaltung der dem Beſteller vom Unternehmer geſetzten 
m zur Nachholung einer Handlung. . f £ 
Entf, Weitergehende Haftung des Beſtellers. Vgl. insbeſondere $ 324. Unberührt bleibt der 
chädigungsanſpruch der Unternehmers nach $ 642 (OLG 36, 81). 
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9 646 


Iſt nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeſchloſſen !), ſo 
tritt in den Fällen der 88 638, 641, 644, 645 an die Stelle der Abnahme die 
Vollendung des Werkes. 

E 1 579 Nr 1 II 582; M 2 502 ff.; P 2 336. 

1. Ausſchluß der Abnahme, insbeſondere bei einem nicht körperlichen, ſondern künſtleriſchen 
oder wiſſenſchaftlichen Werke oder bei einem bereits im Beſitze des Beſtellers befindlichen Werke. 
Hier tritt in bezug auf die Verjährung der Anſprüche des Beſtellers ($ 638), die Entrichtung der 
Vergütung ($ 641), die Gefahrtragung (8 644), den Untergang oder die Verſchlechterung des 
Werkes ($ 645) an die Stelle der Übernahme die Vollendung des Werkes. Wenn von einem 
Bauunternehmer an einem Haufe einzelne Arbeiten, für die eine förmliche Abnahme nicht ſtatt⸗ 
zufinden pflegt, ausgeführt worden find und nach dieſer Ausführung das Haus abgebrannt iſt, 
jo trifft die Gefahr ($ 644), da ie erſt nach Vollendung der Arbeiten eingetreten iſt, nicht mehr 
den Unternehmer (Seuffa 64 Nr 191). A. M. RG 110, 404 für den Fall, daß das Werk ſich ſchon 
im Beſitze des Beſtellers befindet, wie z. B., wenn dieſer auf ſeinem Grundſtücke bauen, an oder 
in ſeinem Hauſe Arbeiten vornehmen läßt; die Abnahme beſchränke ſich hier auf die Erklärung 
des Beſtellers, daß er die Leiſtung als eine der Hauptſache nach dem Vertrag entſprechende 
Erfüllung anerkenne. Ebenſo RG Warn 1928 Nr 146; 1929 Nr 119. — Vollendung des Werkes 
bei einem Schleppvertrage, ſobald ſich der Kahn an dem Orte befindet, an den er geſchleppt 
werden ſollte (RG 62, 210). 


8 647 


Der Unternehmer!) hat für feine Forderungen aus dem Vertrag?) ein Pfand“ 
recht?) an den von ihm hergeftellten oder ausgebefferten beweglichen Sachen 
des Beitellers‘), wenn fie bei der Herſtellung oder zum Zwecke der Ausbeſſe⸗ 
rung in feinen Beſitz gelangt ſind!). 

E 1 574 II 583 Abſ 1; M 2 494; P 2 saıff. 

1. Unternehmer iſt nur derjenige, der ſelbſt mit dem Beſteller einen Werkvertrag abgeſchloſſen 
10 In 018 er der zu dem Unternehmer in einem ſolchen Vertragsverhältnis ſteht 

. au ) 5 

2. Zu dieſen Forderungen aus dem Werkvertrage gehören auch die durch Hinzutreten weitere! 
Umſtände begründeten, wie die nach $$ 642, 645 erhobenen, außerdem auch Schadens- und Koſten 
erſatzforderungen, dagegen nicht Anſprlche aus unerlaubten Handlungen. 15 

3. Dieſes Pfandrecht iſt ein geſetzliches, auf welches § 1257 (Verkauf §8 1233 ff.; RG War 
1919 Nr 194), auch 8 1210 und KO § 49 Nr 2 Anwendung finden (vgl. F 559 A 1). Über die Be 
ob demjenigen, der an den einzelnen Stücken eines nach Urheber- oder Verlagsrecht geſchudn 
Werkes das geſetzliche Pfandrecht hat, z. B. dem Buchbinder, dem vom Verleger Bücher 555 
Einbinden übergeben worden find, ein Veräußerungsrecht zufteht, ſ. einerſeits LZ 1913, 90 
anderſeits 23 1914, 971°. Das geſetzliche Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter ($$ 1259 fl. 
einge tragenen Schiffe wegen daran vorgenommener Ausbeſſerungen ſteht älteren eingetragen, 
Pfan drechten nach (RG DIZ 05, 122). Über die Anwendbarkeit des $ 1253 auf ein ſolches fan 
recht RG 134, 116 (anders früher RG 108, 163). Über die Beſtellung von Pfandrechten an 3. 
Bau befindlichen Schiffen ſ. Geſ. v. 4. 7. 26 (RG Bl I 367), insbeſ. $ 3. Das Zurückbehaltung 
recht des Unternehmers aus $$ 273, 1000 beſteht neben dem geſetzlichen Pfandrechte fort unde 
namentlich von Bedeutung gegenüber dem Herausgabeanſpruche des Eigentümers, wenn 
ausgebeſſerte Sache dem Beſteller nicht gehört. ber 

‚4 Das Rfandrecht beſteht auch an unpfändbaren Sachen (anders $ 559 Satz 3), ae 
nicht an Sachen eines Dritten, ſondern nur an Sachen des Beſtellers, die aus Veranlaſſung o 
Werkvertrags in den Beſitz des Unternehmers gelangt ſind (ogl. 8 559 A 2), und auch nur an en 
zu e e nicht an anderen anläßlich der Beſtellung vom Beſteller übergebenen Sachen, 
wie z. B. Werkzeugen. tus 

5. Beſitz ($ 854) iſt erforderlich, Beſitzdienerſchaft ($ 855) genügt nicht. Unfreiwilliger Berkuf 
des Beſitzes hebt das einmal begründete Pfandrecht nicht auf (RG 72 S. 281, 285). Wohl an 7 
die freiwillige Herausgabe ($$ 1253, 1257); fo auch für das nach $ 647 begründete Pfandre 
an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiff (RG 134, 116). 


§ 648 4 
Der Unternehmer‘) eines Bauwerkes?) oder eines einzelnen Teiles eines 
Bauwerkes ?) kann für feine Forderungen aus dem Vertrage die Einräumung 
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einer Sicherungshypotheks) an dem Baugrundſtücke des Beftellers!) verlangen. 
Iſt das Werk noch nicht vollendet, fo kann er die Einräumung der Sicherungs- 
hypothek für einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Teil der Vergütung 
und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen“). 

E II 588 Abſ 2 III 638; P 2 321ff. 


1. Als Unternehmer eines Bauwerks oder eines Bauwerkteils iſt zunächſt derjenige zu be⸗ 
trachten, der auf Grund eines mit dem Beſteller (Grundſtückseigentümer) abgeſchloſſenen Werk⸗ 
vertrags das Werk hergeſtellt hat. Weiter gehören dahin auch diejenigen, die einen Teil eines 

auwerks hergeſtellt haben, insbeſondere die Bauhandwerker, die auf Grund eines mit dem 
Bauherrn (Beſteller) abgeſchloſſenen Vertrags einzelne Arbeiten für das Bauwerk geleiſtet und 
ihm eingefügt haben, wie beim Neubau eines Wohnhauſes die Maurer-, Zimmerer⸗ und Dach⸗ 
deckerarbeiten (RG 57, 377; 58, 301; Warn 08 Nr 24; OLG 1, 433; 2, 382; 13, 427). — Da⸗ 
gegen gilt nicht als Unternehmer eines Bauwerks: a) wer dem Bauherrn (Grundſtückseigen⸗ 
tümer) nur Stoffe zum Bauwerk auf Grund eines Kauf- oder Werklieferungsvertrags gewährt; 
5) wer als Architekt, Verfertiger von Voranſchlägen oder Zeichnungen, Unternehmer von Aus⸗ 
ſchachtungen nur die Vorbereitungen zum Bauwerke liefert oder zu deſſen Ausführung Dienſte 
leiſtet RG 63, 312; JW 06, 45918, SeuffA 62 Nr 83; OLG 10, 181; 12, 80; 13,426); c) wer 
nicht zum Bauherrn, ſondern zum Unternehmer in einem Werkvertragsverhältnis ſteht. 

2. Über den Begriff des Bauwerks ſ. F 638 A 2. Dieſer Begriff ift demnach weiter wie der des 

ebäudes, umfaßt insbeſondere einerſeits Umbauten und Ausbeſſerungsbauten, anderſeits 
auch Denkmäler, Brücken, Wegüberführungen (RG 56, 41). 


3. Nur der perſönliche Anſpruch auf die Sicherungshypothek (89 1184ff.), ſelbſtverſtändlich 
nicht ſchon eine Hypothek, ſteht hiernach dem Unternehmer eines Bauwerks als Nebenrecht zu 
einem Anſpruch auf die Vergütung zu. Um dieſen Anſpruch zu verwirklichen, alſo die Eintragung 
der Sicherungshypothek zu erwirken, hat der Unternehmer die Einwilligung des Beſtellers zur 
Eintragung oder, wenn ihm dieſe verweigert wird, zweckmäßigerweiſe im Wege der einſtweiligen 
Verfügung die Eintragung einer Vormerkung nach $$ 883, 885 BGB und $$ 916, 936 8 
herbeizuführen, welche Vormerkung die Glaubhaftmachung einer Gefährdung des Anſpruchs 
nicht erfordert, für die ſpäter einzutragende Hypothek und deren Rang maßgebend iſt und im Falle 
eimer Veräußerung des damit belaſteten Grundſtücks auf den neuen Erwerber mit übergeht. Die 
Vormerkung einer Bauhypothek nach 98 648, 885 fällt unter die Belaſtungsbeſchränkung des 
77 des Reichsverſorgungsgeſetzes (ME 134, 181). — Zu den ſichernden Forderungen aus 

em Vertrage gehören neben dem Anſpruch auf die Vergütung auch die in $ 647 A 2 erwähnten. — 
dei Abtretung der Forderung aus dem Werkvertrage geht (vgl. $ 401) auch der Anſpruch auf 
15 Einräumung einer Sicherungshypothek auf den neuen Gläubiger über (OLE 6, 84; 12, 82; 

„426; a. M. OLG 4, 46). 

4. Nur an dem Baugrundſtücke des Beſtellers kann die Sicherungshypothek eingetragen 
werden; die Eintragung ift alſo ausgeſchloſſen, wenn das Grundſtückseigentum zur Zeit der ver⸗ 
omsten Hypothekenbeſtellung bereits in andere Hände übergegangen iſt. Iſt der Beſteller eine 
Nene Handelsgeſellſchaft, ſo kann die Sicherungshypothek auch dann verlangt werden, wenn das 
Ne agcundſtück nicht der Geſellſchaft, ſondern einem Geſellſchafter gehört (OLG 34, 47; SeuffA 63 

r 257). — Der Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek umfaßt das ganze Bau⸗ 
grundstück, auch feine unbebauten Teile, und darf nicht durch willkürliche Teilung des Grundſtücks 
un Nachteil des Unternehmers geſchmälert werden. Wird der bebaute Teil abgetrennt und auf 
2 beſonderes Grundbuchblatt übertragen, ſo kann die Eintragung der Sicherungshypothek auch 
fal den unbebauten, nunmehr ein enten Grundſtück bildenden Teil verlangt werden, 
olange dieſer Teil in der Hand des Beſtellers bleibt (OLG 36, 82; a. M. OLG 12, 83). 

Abbe Der Anſpruch auf Eintragung der Sicherungshypothek kann hiernach nicht ſchon nach 
oſchluß des Werkvertrags, ſondern erſt nach gänzlicher oder teilweiſer Ausführung der danach 
gu leiſtenden Arbeit geltend gemacht werden (RG JW 04, 4494). Dieſe Vorausſetzung gilt auch 

ir eine etwaige Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die Hypothek (RG 58, 301); 
Beſtimmung in $ 883 Abs 1 BGB, wonach die Eintragung einer Vormerkung auch zur Siche⸗ 
her eines künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläſſig iſt, findet keine Anwendung, da 
| er nach beſonderer Geſetzesvorſchrift von der Sicherungshypothek nur inſoweit die Rede ſein 
ann, als die Arbeit am Bauwerk geleiſtet und durch deren Mehrwert dem Unternehmer 

»Sicherungsobjekt geboten iſt (Prot 2, 326). ö N 
bei daraus, daß den Bauhandwerkern der erforderliche Schutz erſt nach Ausführung ihrer Ar: 
1 ten gewährt wird, zu dieſer Zeit aber der Grundſtücks⸗ und Bauwerkswert vielfach durch 
60 bere, vorgehende Hypothelen erſchöpft fein kann, ergibt ſich, neben der Beſchränkung auf das 

ebiet des Werkvertrags, die Unzulänglichkeit der Geſetzesvorſchrift. Zu ihrer Ergänzung iſt 
211 durch das Reichsgeſetz über die Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 09 (RG Bl 449ff), 

geſehen von den in feinem erſten Abſchnitt enthaltenen allgemeinen Sicherungsmaßregeln 
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(dazu RG 138, 156), in ſeinem zweiten Abſchnitt für das Gebiet der durch landesherrliche 
Verordnung beſtimmten Gemeinden im Falle eines Neubaues (wozu auch ein 
Erſatzbau, nicht aber auch ein Umbau oder ein Ausbeſſerungsbau gehört) eine erweiterte ding⸗ 
liche Sicherung der Bauforderungen eingeführt worden. Dieſe beſteht im weſentlichen darin, 
daß bereits vor dem Beginne des Baues auf Erſuchen der Baupolizeibehörde auf dem Grund⸗ 
buchblatte der Bauſtelle ein ſog. Bauvermerk eingetragen wird. Mit der Eintragung erwerben 
die Baugläubiger, d. h. die an der Herſtellung des Gebäudes auf Grund eines Werk-, Dienſt⸗ 
oder Lieferungsvertrags mit dem Eigentümer der Bauſtelle (unter Umſtänden au 
mit einem dritten Unternehmer, 8$ 18, 19 des a Beteiligten (alſo nicht nur Unternehmer 
im Sinne des $ 648; ſ. oben A 1) den perſönlichen Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek für 
ihre Bauforderungen. Behufs Durchführung dieſer Eintragung haben ſie nach Vollendung des 
Baues und vor deſſen Ingebrauchnahme binnen einer Ausſchlußfriſt von einem Monat nach Ver⸗ 
öffentlichung der Fertigſtellung ($ 22) ihre Bauforderungen unter Beifügung einer ſchriftlichen 
Zustimmung des Eigentümers oder einer die Anmeldung gegen den Eigentümer zulaſſenden 
einſtweiligen Verfügung des zuständigen Amtsgerichts bei dem Bauſchöffenamte (einer neu zu 
bildenden Behörde) anzumelden. Unter Vermittlung des Bauſchöffenamts wird ſodann vom 
Grundbuchamte wegen der ſamtlichen angemeldeten Bauforderungen, jedoch unter Angabe der 
den einzelnen Baugläubigern zuftehenden, unter ſich gleichen Rang habenden Teilbeträge, eine 
als Bauhypothek zu bezeichnende Sicherungshypothek eingetragen, deren Rang anderen 
Rechten gegenüber ſich nach der früheren Eintragung des Bauvermerks beſtimmt. Durch dieſe 
Vorſchriften des Geſetzes vom 1. 6. 09 wird das durch $ 648 begründete Recht des 
beim Bau beteiligten Werkunternehmers an ſich nicht berührt. Der Anſpruch auf die Side 
rungshypothek des $ 648 oder auf deren Vormerkung wird vor allem in dem Falle von praktiſcher 
Bedeutung bleiben, wo der Bauvermerk für den betr. Bezirk durch landesherrliche Verordnung 
nicht eingeführt iſt ($ 9 Abſ 1 des angef. Geſ.), ſodann auch da, wo er wegen vorliegenden Um⸗ 
oder Reparaturbaues ($ 9 Abſe1 Satz 1) oder wegen Sicherheitsbeſtellung durch Hinterlegung 
ſeitens des Grundſtückseigentumers (§ 12 Abſ 1) oder wegen der perſönlichen Haftung gewiſſer 
Grundeigentümer ($ 12 Abſ 2) oder mangels einer wirkſamen Anmeldung eines Baugläubigers 
($ 27) nicht durchgeführt wird. 


8 649 


) Der Beſteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag 
kündigen. Kündigt der Beſteller ), fo iſt der Unternehmer berechtigt, die ver 
einbarte Vergütung zu verlangen; er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen 
laſſen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 


erwerben böswillig unterläßt?). 

E 1 578 II 584; M 2 502506; P 2 336, 0 

1. Das Kündigungsrecht der Vertragsparteien iſt beim Werkvertrag abweichend vom Dienſt⸗ 
vertrag (8 626) geregelt. Der Unternehmer kann, abgeſehen von $ 643 (vgl. ferner Kündigung? 
recht des Ehemanns $ 1358), überhaupt nicht, auch nicht bei der Geſchäftsbeſorgung nach $ 676, 
der Beſteller aber bis zur Vollendung (nicht bis zur Abnahme) beliebig und ohne Angabe 
von Gründen (Ach 86, 107) kündigen. Dieſe Kündigung hat zur Folge, daß der Vertrag für die 
Zukunft aufgehoben ift, der Unternehmer aber den Anſpruch auf die Gegenleiſtung behält, während 
ihm ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht zuſteht (RG Gruch 51, 1 
NS 14. 6. 19 V 53/19; OLG 39, 164). Der Anſpruch auf Entſchädigung nach $ 642 für die e. 
bis zur Kündigung des Befteller bleibt unberührt ($ 642 A 4). Iſt die Vergütung nicht in eine 
Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung erforderlichen Einzelleiſtungen beftimmi 
jo kann er feinen Anſpruch in Anlehnung an die Einzelleiitungen begründen (RG 30. 4. 07 19 
304/06). Die Kündigung eines Vertrags bezweckt die Beendigung des Vertragsverhältniſſes! 
fie liegt nur dann vor, wenn der Kündigende ſich endgültig und vollſtändig vom Vertrage 1 
jagen will. Erklärt der eine Teil, daß er die früher entrichteten Preiſe, z. B. für die Abfuhr seo le 
Fabrikate, nicht mehr zahlen und nur zu beſtimmten herabgeſetzten Preiſen fahren laſſen wolle 
ſo kann darin noch keine Kündigung gefunden werden; wohl aber iſt darin eine Erfüllungsweiger t 
zu ſehen (RG Warn 1911 Nr 23). Entſprechende Anwendung des 8 649 im Falle einer Geha 
beſorgung nach $ 675 |. R 107, 136. — Der Beſteller kann auf das ihm nach $ 649 zuſtehen ” 
Kündigungsrecht im voraus verzichten, auch ſtillſchweigend, was nach den Umſtänden 99 
Falles zu beurteilen iſt (nch 86, 107; 92, 168; RG 23 1926, 10045). Durch die Eröffnung 5 
Konkurſes über das Vermögen des Unternehmers wird das Kündigungsrecht des Beſtelle 
nicht aufgehoben (RG JW 1911, 77055). 9 

2. Neben dieſer Kündigung bleiben die allgemeinen Endigungsgründe der Schu 
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verhältniſſe beſtehen, o die nachträglich eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung. Dieſe tritt 
insbeſondere mit dem Tode des Unternehmers ein, wenn es auf deſſen perſönliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ankommt. Je nachdem die Unmöglichkeit auf einem zufälligen Ereignis oder auf einem 
von dem Unternehmer zu bertretenden Umſtande beruht, bleibt der Beſteller nur von der Ent⸗ 
richtung der Vergütung befreit oder erlangt er darüber hinaus nach § 325 noch einen Schadens⸗ 
anſpruch gegen den Unternehmer. Abgeſehen von dem obenerwähnten Falle (perſönliche Aus⸗ 
ſührung durch den Unternehmer) ift der Tod des Unternehmers ohne Einfluß, ebenſo auch der 
Tod des Beſtellers, ſofern nicht etwa auch deſſen perſönliche Mitwirkung zur Ausführung 
des Werkes unerläßlich iſt. Hat der Werkvertrag eine Geſchäftsbeſorgung nach § 675 zum Gegen⸗ 
ſtande, ſo liegt im Falle des Todes des Unternehmers deſſen Erben die Anzeige⸗ und Beſorgungs⸗ 
pflicht des $ 673 ob. — Wegen eines die Erreichung des Vertragszwocks gefährdenden Verhaltens 
des Unternehmers (z. B. der Unternehmer beleidigt oder beläſtigt während ſeiner zur Werkleiſtung 
erforderlichen Anweſenheit in den Geſchäftsräumen des Beſtellers deſſen Angeſtellte) kann der 
Beſteller nach allgemeinen Grundſätzen kündigen, ohne daß der Unternehmer für den noch aus⸗ 
e Teil ſeiner Leiſtung die vereinbarte Vergütung verlangen könnte (RG 12. 10. 17 
717). 

3. Der Anſpruch des Unternehmers geht im Falle der Kündigung nach $ 649 grundſätzlich 
auf die volle Vergütung ($ 634 A 2; § 632). Gegebenenfalls ermäßigt ſich aber der Anſpruch 
durch die Anrechnungspflicht. Ihr Weſen beſteht nicht darin, daß dem Beſteller ein Gegen⸗ 
recht gewährt wird, auf das die Grundſätze der Aufrechnung entſprechend anwendbar wären. 
Dem Beſteller erwächſt infolge ſeiner Aufkündigung kein ſelbſtändiger, zur Aufrechnung geeigneter 
Anſpruch auf Gewährung des vom Unternehmer erſparten Betrags; vielmehr iſt die Anrechnungs⸗ 
pflicht des Unternehmers fo zu verſtehen, daß der trotz der Aufkündigung an ſich fortbeſtehende 
Anſpruch auf die Vergütung um den erſparten Betrag von ſelbſt gemindert wird. Eine ungerecht 
ſertigte Bereicherung des Unternehmers ſoll ausgeſchloſſen werden. Er ſoll nicht mehr erhalten, 
als er gehabt haben würde, wenn er die von ihm geſchuldete Gegenleiſtung gewährt hätte. Es 
handelt ſich um ein ähnliches Rechtsverhältnis wie die Vorteilsausgleichung (A5 vor § 249). 

Ar braucht, anders als bei Schadenserſatzanſprüchen, ein innerer urſächlicher Zuſammenhang 
des anderweit erlangten Erwerbs mit dem Verhalten des Beſtellers nicht vorzuliegen; anzu⸗ 
sechnen ift vielmehr jeder Verdienſt, auch ein zufällig erlangter oder erlangbar geweſener (RG 
5 12. 21 VII 79/21). Die Anrechnung macht ſich hiernach ohne weiteres mit rückwirkender 
rraft geltend; fie bildet ein Ermäßigungsrecht, das ſich von ſelbſt aus dem Werkvertrag ergibt 
bie 74, 197). Die Vorausſetzungen der Anrechnung darzulegen, iſt Sache des Beſtellers. Über 
öswilliges Unterlaſſen andern Erwerbs |. $ 615 Abſ 4 und Rch 22. 12. 05 VII 8/05. — 
a der Unternehmer mit der erwähnten Einſchränkung Anſpruch auf die ganze vereinbarte Ver⸗ 
dütung 0 darf der Beſteller ſelbſtverſtändlich das Werk, ſoweit es hergeſtellt iſt, einſchließlich der 
N das Berk verwendeten oder ſonſt in fein Eigentum übergegangenen Stoffe behalten. Auf 
Stoffe, die für das Werk beſtimmt, aber noch nicht verwendet find, hat er ſelbſt dann keinen An⸗ 
Bench; wenn ſie, z. B. bei einem Bauwerk, zum Zwecke der Verwendung auf das Grundſtück des 
zeſtellers gebracht worden find, alſo ſchon in feinem Beſitze ſich befinden (RG 104, 93). — Über 
ie Anwendung der Abgeltungsverordnung b. 4. 12. 19 (Vorbem 5 vor $ 631) auf Anſprüche 
es Unternehmers im Falle des $ 649 ſ. NG 1922, 6221. 


§ 650 
d Iſt dem Vertrage ein Koſtenanſchlag zugrunde gelegt worden, ohne daß 
der Unternehmer die Gewähr für die Nichtigkeit des Anſchlags übernommen 
dat, und ergibt ſich, daß das Werk nicht ohne eine weſentliche Überſchreitung 
es Anſchlags ausführbar iſt, ſo ſteht dem Unternehmer, wenn der Beſteller 
en Vertrag aus dieſem Grunde kündigt, nur der im $ 645 Abſ 1 beſtimmte 
Anſpruch zu ). 
Iſt eine ſolche Überfchreitung des Anſchlags zu erwarten, fo hat der Unter- 
nehmer dem Beſteller unverzüglich Anzeige zu machen?). 
E II 685; M 2 508, 504; P 2 335. ß 
d 1. Überſchreitung des Koſtenanſchlags. Die Vorſchrift findet Anwendung, gleichviel, wer 
if. Koſtenanſchlag hergeſtellt hat, vorausgeſetzt nur, daß er dem Vertrag zugrunde gelegt worden 
der Der Unternehmer bleibt auch in dieſem Falle zur Ausführung verpflichtet ($ 631 Ab} 1), 
I waber auf angemeſſene oder tarmäßige Vergütung Anſpruch ($ 632), wenn er nicht — was 
auh den Umſtänden des Falles durch Vertragsauslegung nach $ 157 feſtzuſtellen iſt — Gewähr 
in die niedrigere Anſchlagsſumme übernommen hat, in welchem Falle er den Schaben 
abet (OLG 22, 314). Nur der Veſteller kann auf Grund des $ 649 das Kündigungsrecht aus⸗ 
en. Wenn er hierbei die Überſchreitung des Anſchlags als Kündigungsgrund bezeichnet oder 
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doch dieſe nachweisbar den Kündigungsgrund bildet, verwandelt ſich der Anſpruch des Unter⸗ 
nehmers auf volle Vergütung ($ 649) in den Anſpruch auf teilweiſe Vergütung und Erſatz der 
Auslagen nach $ 645 Abſe1 Satz 1. Ein Verſchulden des Unternehmers wird hierbei nicht 
vorausgeſetzt. Liegt ein ſolches vor, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze ($$ 276ff., 286ff., 325). 

2. Unterlaſſung dieſer Anzeige begründet die Schadenserſatzpflicht des Unternehmers, die 
indeſſen wegfällt, wenn der Beſteller bereits in anderer Weiſe Kenntnis von der zu erwartenden 
Anſchlagsüberſchreitung erlangt hat. 


8 651 


1) Verpflichtet ſich der Unternehmer, das Werk aus einem von ihm zu be- 
ſchaffenden Stoffe herzuſtellen, ſo hat er dem Beſteller die hergeſtellte Sache 
zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen?). Auf einen 
ſolchen Vertrag finden die Vorſchriften über den Kauf Anwendung!); iſt eine 
nicht vertretbare Sache herzuſtellen ), fo treten an die Stelle des § 433, des 
§ 446 Abſ 1 Satz 1 und der 88 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 die Vor; 
ſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der 88 647, 648. 

Verpflichtet ſich der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zutaten oder 
ſonſtigen Nebenſachen, fo finden ausſchließlich die Vorſchriften über den Werk 
vertrag Anwendung?) e). 

E 1 568 Abſ 1, 2 Satz 1 II 5867 M 2 47aff.; P 2 337ff. 

1. § 651 enthält die Beſtimmungen über den im Verkehrsleben wichtigen Werklieferungs⸗ 
vertrag, welche, teilweiſe abweichend von dem früheren gemeinen Rechte und von HGB $ 381 
Ab 2, eine für die praktiſche Handhabung keineswegs leichte und einfache Faſſung erhalten haben. 
Ein ſolcher Vertrag liegt dann vor, wenn ſich der Unternehmer verpflichtet, das Werk aus einem 
von ihm zu beſchaffenden Stoffe (z. B. auch ein Gebäude auf einem vom Unternehmer zu be⸗ 
ſchaffenden Grundſtück und aus den von ihm zu beſchaffenden Stoffen, R& 94, 128) herzuſtellen. 
Dies gilt indeſſen (außer dem in Abſ 2 ausdrücklich hervorgehobenen Falle der „Zutaten und 
Nebenſachen“) dann nicht, a) wenn der Unternehmer das Werk zwar aus dem von ihm zu be 
ſchaffenden Stoffe, aber auf dem Grund und Boden des Beſtellers ($ 94) herzuſtellen hat 0 
12. 10. 20 VII 131/19), oder b) wenn jede Partei weſentliche Stoffbeſtandteile zu dem herzu⸗ 
ſtellenden Werke beizutragen hat. In beiden Fällen liegt ein reiner Werkvertrag vor, im erſteren 
insbeſondere von der im 9 648 vorausgeſetzten Eigenart. — Übernahme der Ausführung und 
Einbauung einer Treppenanlage für einen Bau des Beſtellers iſt Werk, nicht Werklie ferungs⸗ 
vertrag (RG 97, 87). Lieferung einer Schaufenſterbeleuchtung als ein aus Werklie erung (iefe⸗ 
rung der Beleuchtungskörper) und Werkvertrag (Anbringung der Beleuchtungskörper) gemiſchter 
Vertrag |. OLG 33, 260. — Übernimmt es der Verkäufer einer Sache, dieſe für eine beſtimmte 
Zweckbeſtimmung beſonders herzurichten, fo handelt es ſich nicht mehr um einen reinen Kauf⸗ 
vertrag, mag auch die Vergütung für die Umarbeitung in dem Kaufpreiſe mitenthalten ſein. 
Vielmehr liegt ein Werkvertrag vor, ſoweit es ſich für die Umarbeitung handelt. Es greiſt alſo 
$ 651 Abf 1 Platz (RG Warn 1910 Nr 16). Kauf eines Kraftwagens mit der Zuſicherung, die 
Betriebsfähigkeit herzuſtellen, als unſelbſtändiger Nebenleiſtung |. RG Gruch 67, 311. — Aber 
den Einfluß der durch den Weltkrieg und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten Ver- 
änderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf Werk. und Werklieferungsverträge i. 
$ 631 A 3. Der Beſteller eines Werkes hat keinen Anſpruch darauf, daß der Unternehmer die 
zur Ausführung des Auftrags angeſchafften Rohſtoffe dauernd für dieſen Zweck bereithält. Daher 
iſt bei der Frage, ob dem Unternehmer wegen veränderter Umſtände die Erfüllung noch zuat“ 
muten ſei, auf die inzwiſchen eingetretene Preisſteigerung zu feinen Gunſten auch dann Kuchen 
zu nehmen, wenn der Unternehmer die Rohſtoffe ſchon vor dem Kriege angeſchafft, dann abe 
anderweit verwendet hat (RG 106, 327). 

2. Für den eigentlichen Werklieferungsvertrag gilt zunächſt in jedem Falle der Grundsatz 
daß der Unternehmer dem Beſteller die herzustellende Sache zu übergeben und das Eigentum 
daran zu verſchaffen hat wie beim Kaufvertrage. Dabei iſt die Frage, wann die Herſtellung de 
weit vorgeſchritten iſt, daß man von einer „hergeſtellten“ Sache ſprechen kann, deren Übergeh 
der Beſteller verlangen kann, im einzelnen Falle nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 5 
Verkehrsſitte zu beantworten. Daß das Werk bereits völlig dem Vertrage entspreche, iſt nicht 5 
fordern (RG 30. 5. 24 JII 98/23). Im übrigen ift zu unterscheiden, ob den Gegenſtand des Vertrag“ 
eine vertretbare oder eine nicht vertretbare Sache (8 91) bildet. 

3. Die Beſtimmungen über den Kauf ($$ 433 ff.) kommen in vollem Maße zur Anwendung, 
wenn den Gegenſtand des Werklieferungsvertrags eine vertretbare Sache bildet. Der Anſprun 
des Veſtellers geht alſo hier in letzter Linie nicht auf Stoffbeſchaffung und Herſtellung, ſonder 
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auf Übergabe der hergeſtellten Sache; die vertragsmäßige Herſtellung iſt inſoweit nur Gewähr 
einer zugeſicherten Eigenſchaft. Der Anſpruch des Unternehmers geht auf Zahlung der verein⸗ 
barten Vergütung und Abnahme der hergeſtellten Sache. Unter Abnahme iſt dabei nach 9 433 
Ab 2 die äußerliche Hinnahme, nicht eine Annahme als Erfüllung wie nach $ 640 zu verſtehen. 
Bei Sachmängeln gelten nicht die 58 633ff., ſondern die 88 459ff.; insbeſondere kann der Be⸗ 
Keller nicht Nachbeſſerung, ſondern nur Lieferung eines anderen Stückes ($ 480), Wandelung, 
Minderung oder Schadenserſatz verlangen. Die Frage, ob bei der Lieferung einer vertretbaren 
Sache nicht wenigſtens eine entſprechende Anwendung der 88 642, 643, 645 ſtattfinden könne, 
erſcheint gegenüber der ausdrücklichen Faſſung des $ 651 („die Vorſchriften über den Kauf“) nicht 
zweifellos, ift aber mit der herrſchenden Anſicht zu bejahen. S. auch unten A 4b. — Ob der Ver⸗ 
trag auf die Herſtellung vertretbarer oder nicht vertretbarer Sachen gerichtet iſt, muß vom Stand⸗ 
punkte des Vertrags aus, nicht nach dem einfeitigen Zwecke des Veſtellers, entſchieden werden 
RS 23 1915, 1370%). Iſt eine Menge gleichartiger Gegenſtände herzuſtellen und zu liefern, die 
wie jede Handelsware, an beliebige Perſonen verkauft werden ſollen, ſo liegt ein Vertrag über 
vertretbare Sachen auch dann vor, wenn die Gegenſtände nach einem den Angaben des Beſtellers 
entſprechenden Muſter anzufertigen ſind und der Beſteller ein Schutzrecht für den Grundgedanken 
der Konſtruktion durch Weiterveräußerung auszunutzen beabſichtigt (RG 19. 2. 18 II 375/17). 
de Vertretbarkeit der erſt herzuſtellenden Sache wird nicht beeinträchtigt durch die Ausbedingung 
einer beſonderen Eigenſchaft, z. B. der Leiſtungskraft von 120 Elementen für eine Akku⸗ 
Mulatorenbatterie (RG 9. 3. 06 II 473/05). Ein Vertrag über eine Maſchine kann je nach 
Verſchiedenheit des Falles bald eine vertretbare, bald eine nicht vertretbare Sache zum Gegen⸗ 
iunde haben. Als vertretbare Sachen erſcheinen Maſchinen, wenn es fih um Maſchinen be⸗ 
zannter, gewöhnlicher Art und üblicher Beſchaffenheit handelt (MG LZ 1915, 13706). Dagegen 
iſt eine Maſchine als nicht vertretbare Sache anzuſehen, wenn ihr eine auf die Betriebsverhältniſſe 
m Abnehmers berechnete beſondere Ausgeſtaltung gegeben ift, ſo daß die Erſetzbarkeit der 
laſchine wegen dieſer eigenartigen Geſtaltung durch eine andere der nämlichen Gattung nach 
> Anſchauung des regelmäßigen Verkehrs nicht mehr bejaht werden kann, auch die Veräußerung 
d. andere Abnehmer aus dem angeführten Grunde erheblich erſchwert iſt (NÖ JW 1913, 2714), 
an Umſtand, daß eine Maſchine exit nach Veftellung anzufertigen ift, ſchließt ihre Vertretbarkeit 
d cht aus, jedenfalls dann nicht, wenn der Beſteller das Gewicht nicht auf die Anfertigung 
10 urch den anderen Teil, ſondern auf die Lieferung einer Maſchine der beſtellten Art über⸗ 
zaubt legt RG 16. 4. 01 VI 82/01; 31. 3. 03 II 444/02; 15. 3. 04 VII 499/03). Sachen, die nach 
we Wberzeichniffen verkauft werden, find in der Regel vertretbar; doch können Abweichungen 
1015 nebenſächlicher Art die Unvertretbarkeit begründen (OLG 34, 49). Kraftdroſchke als ver⸗ 
— are Sache OLG 28, 196. Grabmal als nicht vertretbare Sache OLG 41, 121. Ein Vertrag 
ei Lieferung eines „Wohnſalons“ nach ausgeſtelltem Muſter ift ein Werklieferungsvertrag, der 
111 Herſtellung eines Inbegriffs nicht vertretbarer Sachen zum Gegenſtande hat (RG 23. 6. 08 
neh 616/07). um nicht vertretbare Sachen handelt es ſich bei der Lieferung eines vom Unter⸗ 
Ager nach Angaben des Beſtellers herzuſtellenden kunſtgeſchnitzten Bücherſchranks (RG 107, 
tie bei der Lieferung eines nach beſtimmten Maßen vereinbarungsgemäß angefertigten Poker⸗ 
—— RG Warn 1923 Nr 8); bei der Lieferung einer nach einer beſtimmten Zeichnung anzu⸗ 
Arb genden Speiſezimmereinrichtung (23 1925, 3291); bei der Lieferung einer für eine beſtimmte 
gestalte weise und Leiſtung beſonders konſtruierten, nach den Wünſchen des Beſtellers individuell 
eriak teten Maſchinenanlage (RG HAN 1929 Nr 381); ebenſo wenn Zahnärzte künſtliche Zahn⸗ 
ten stücke (Gebiſſe, einzelne Zähne) liefern (RG 95, 322). — Nach beſtimmten Bauvorſchrif⸗ 
8 Zeichnungen herzuſtellende, unter ſich verſchiedene Dampfer find als nicht vertret⸗ 
dend Sachen anzuſehen (RG 15. 3. 04 VII 499/03). Lieferung von Herden zu einem beſtimmten 
Inſt au, ohne nähere Individualifierung, iſt Lieferung vertretbarer Sachen, die Auſſtellung und 
allation nur Nebenleiſtung NG L8 08, 687). 

liche; Auf den Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare (bewegliche oder unbeweg⸗ 
ee, Sache finden ſowohl Vorſchriften über den Kauf als ſolche über den Werkvertrag An- 
51 89. a) Beſeitigt find zunächſt von den Vorſchriften des Kaufvertrags die in $ 651 
und ausdrücklich angeführten; 9 433: Verpflichtung des Verkäufers einer Sache zur Übergabe 
0 Eigentumsverſchaffung, des Käufers zur Zahlung des Kaufpreiſes und zur Abnahme der 
und je’ H 446 Ubf 1 Satz 1, 447: Übergang der Gefahr auf den Käufer im Falle der Übergabe 
bis zan Falle der Verſendung (zu $ 447 f. jedoch $ 644 Abſ 2 und unten vor b); 89 459, 460, 162 
Din m Haftpflicht des Verkäufers für Fehler der Kaufſache, ſofern der Käufer die Fehler nicht 
Wand Faufabſchluſſe kennt; Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers wegen Mängel der Kaufſache: 
nahme ung, Minderung oder Schadenserſatz, Ausſchluß der Anſprüche bei vorbehaltloſer An⸗ 
auch 5 der Sache ſeitens des Käufers mit Kenntnis vom Mangel. Für nicht anwendbar ſind 
Man eulart die 88 477479: Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche und durch rechtzeitige 
Vermeianzeige herbeizuführende Erhaltung des Rechtes des Käufers auf gänzliche oder teilweiſe 
auch igerung der Kaufpreiszahlung und des Rechtes zur Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs 
nach Vollendung der Verjährung. Da aber an die Stelle der erwähnten Vorſchriften die⸗ 
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jenigen über den Werkvertrag treten follen (ſ. unten), mit ihnen auch $ 639, der ſeinerſeits in Abſ 1 
wieder den 9 477 Abſ 2, 3 und die 88 478, 479 für entſprechend anwendbar erklärt, fo find mit 
dem $ 639 auch dieſe Vorſchriften anzuwenden (RG 87, 305; 93, 158). Ebenſo iſt $ 447 gemäß 
$ 644 Abſ 2 anwendbar. b) An die Stelle der unter a erwähnten Vorſchriften über 
den Kauf treten „die Vorſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der 89 647, 648“; 
zunächſt alſo die entſprechenden, mit den aufgehobenen Beſtimmungen gleichartigen, ins⸗ 
beſondere § 631: Verpflichtung des Unternehmers zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, 
Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung, wozu noch die in $ 651 
Abſ 1 Satz 1 vorgeſchriebene Erweiterung hinzutritt: Verpflichtung des Unternehmers zur Über⸗ 
gabe der hergeſtellten Sache und Verſchaffung des Eigentums zugunſten des Beſtellers; ferner 
§ 632: ſtillſchweigende Vereinbarung der Vergütung; 9 633636: Verpflichtung des Unter⸗ 
nehmers zur Herſtellung eines fehlerfreien Werkes, beim Vorhandenſein bon Fehlern Ge⸗ 
währleiſtungsanſprüche des Beſtellers zunächſt auf Beſeitigung binnen angemeſſener Friſt, bei 
deren fruchtloſem Ablauf auf Wandelung (d. i. Rücktritt vom Vertrage nach $ 327) oder auf Min⸗ 
derung oder Schadenserſatz (RG 107, 339); 68 638, 639: Verjährung der Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüche des Käufers mit Berechnung der Friſt von der Abnahme des Werkes an (RG 21. 12. 06 
VII 149/06; JW 1910, 65925); 68 640, 641 Abf 1: Verpflichtung des Beſtellers zur Abnahme 
des vertragsmäßig hergeſtellten Werkes im Sinne einer Annahme als Erfüllung (nicht nur äußer⸗ 
liche Hinnahme, wie nach $ 433 Abſ 2), Einfluß feiner Kenntnis von einem vorhandenen Mangel; 
weitere Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der Vergütung bei der Abnahme (wogegen 
die Verzinſung der Vergütung nicht nach $ 641 Abſ 2, ſondern nach $ 452 eintritt); $$ 644646: 
Gefahrtragung des Unternehmers bis zur Abnahme (oder Vollendung) des Werkes; Anſpruch 
des Unternehmers auf einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Teil der Vergütung bei gänz' 
licher oder teilweiſer Unausführbarkeit infolge eines von dem Beſteller zu vertretenden Umſtandes, 
Außer dieſen Vorſchriften find, da in § 651 allgemein „die Vorſchriften über den Werkvertrag 

als Erſatz für die aufgehobenen des Kaufvertrags eingeführt ſind, gleichfalls anwendbar die 
weiteren mit den vorſtehend angeführten zuſammenhängenden Beſtimmungen in $$ 642, 643: 
Verzug des Beſtellers mit einer bei Herſtellung des Werkes von ihm vorzunehmenden Handlung; 
in $ 649: ausgedehntes Kündigungsrecht des Beſtellers; in $ 650: beiderſeitige Rechte bei Über⸗ 
ſchreitung eines Koſtenanſchlags. e) Neben dieſen Vorſchriften über den Werkvertrag 
kommen aber bei dem Werklieferungsvertrag über nicht vertretbare Sachen auch die nach obigem 
Abſ 1 nicht durch die Vorſchriften des Werkvertrags erſetzten Vorſchriften des Kaufvertrags 
zur Anwendung, ſoweit fie überhaupt auf dieſen Lieferungsvertrag paſſen, insbeſondere 99 4 
bis 436, 439, 440, 442, 443: über die Haftung des Verkäufers für Mängel im Rechte (zu unter. 
ſcheiden von Mängeln des Werkes 88 633ff.), dagegen Nichthaftung für die Freiheit eines Gan 
ſtücks von öffentlichen Abgaben und Laſten, die zur Eintragung in das Grundbuch nicht a 
ſind; ferner $ 446 Abſ 1 Saß 2, Abſ 2: Übergang der Nutzungen und Laſten der Kaufſache au 
den Käufer; 99 448, 449: Tragung der Koſten der Übergabe ſowie der Abnahme und Verſendun 
bei einer beweglichen Kauſſache, der Koſten der Auflaſſung und Eintragung bei einem verkaufte 0 
Grundſtück; § 450: Verpflichtung des Käufers zum Erſatze der vor der Übergabe gemachten Ver. 
wendungen des Verkäufers; $ 452: Verpflichtung des Käufers zur Verzinſung des Kauſpre c 
$ 455: Eigentumsvorbehalt des Verkäufers einer beweglichen Sache; 98 465—467, 469.—4 1 
Vollziehung der Wandelung und Minderung ($ 634) im einzelnen; $ 476: Nichtigkeit 1 
die Mängelhaftung des Verkäufers ausſchließenden Vereinbarung bei argliſtigem Verſchwe z 
des Mangels ſeitens des Verkäufers, wodurch die gleichwertige Vorſchrift des 9 637 gegenſtand 177 
wird. Über die Anwendung der in $ 639 Abſ 1 für entſprechend anwendbar erklärten 9 1 
Abſ 2, 3, 478, 479 und des in § 644 Abſ 2 in Bezug genommenen $ 447 f. oben a am Ei 
$ 381 Abſ 2 HGB unterſtellt die dort bezeichneten Werklieferungsverträge nicht in jeder Hin 5 
den Vorſchriften über den Kauf, ſondern fügt nur zu den nach $ 651 anwendbaren Beftimmunge 
über den Kauf die der $$ 373 ff. HGB (Pflicht zur unverzüglichen Unterſuchung, $ 377) telt 
und beläßt es im übrigen bei den Vorſchriften des $ 651, insbeſondere auch bei der Anwendba 

der Verjährungsvorſchriften der 85 638, 639 (NG JW 1910, 65925). 


5. Beſchaffung von Zutaten und ſonſtigen Nebenſachen ſeitens des Unternehmers iſt Shen. 
Stoffbeſchaffung (A 1), kann aber die Anwendung der Vorſchriften vom Kauf nicht begeit 


6. Durch Vereinbarung können die Vorſchriften über den Werklieferungsvertrag 7 
ändert werden. Als eine ſolche Abänderung erſcheint auch der ſog. unregelmüßige ehe 
rungsvertrag, wobei dem Unternehmer zwar der Stoff geliefert, aber freigeſtellt wird, d 5 
Stoff durch einen anderen (gleichartigen) zu erſetzen (M 2, 477). Die nähere Durchführung. 
Verhältniſſes ergibt ſich aus der den Umſtänden zu entnehmenden Parteiabſicht. Dieſe er 
in der Regel dahin gehen, daß der Unternehmer die Gefahr des zufälligen Unterganges obe 
zufälligen Verſchlechterung des Stoffes zu tragen hat, aber auch über den ihm gelieferten 

frei verfügen kann. 


zw at 
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Achter Titel 
Mäklervertrag 


1. Begriff. Im Anſchluß an das HGB hat das BOB als beſonderen Vertrag den Mäkler⸗ 
vertrag aufgeſtellt, nach welchem der eine Teil für den anderen, ohne in deſſen dauernden Dienſten 
zu ſtehen, die Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags nachzuweiſen oder einen ſolchen zu ver⸗ 
mitteln, der andere Teil aber, wenn dadurch der Vertrag zuſtande kommt, einen Lohn dafür 
zu entrichten hat. Der Mäklervertrag unterſcheidet ſich vom Auftrage namentlich durch 
die entgeltliche Tätigkeit des Mäklers, vom Dienſtvertrage dadurch, daß der Mäkler ſeinen 

ohn nur bei Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges beanſpruchen kann, und vom Werk⸗ 
vertrage wie auch vom Geſellſchaftsvertrage (RG JW 05, 73˙; Warn 1919 Nr 31) dadurch, 
daß er zur Herbeiführung dieſes Erfolges wohl berechtigt, aber in der Regel nicht verpflichtet 
FG Warn 08 Nr 144). Beurteilung eines ſcheinbaren Kaufvertrags als Mäklervertrag s. 
Seuffl 77 Nr 19; einen Grenzfall zwiſchen Mäklervermittlung und Kommiſſionsgeſchäft f. 
Seuffel 76 Nr 49. Es gehört nicht zum Weſen des Maklervertrags, daß der Mäkler ſich zu einer 
Tätigkeit verpflichtet ß JW 1911, 75815) oder gar für den Erfolg ſeiner Tätigkeit einſteht. 
Die Annahme eines Mäklervertrags wird aber anderſeits nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er 
ſewiſſe Dienſtleiſtungen (z. B. auch Vorarbeiten für den abzuschließenden Vertrag) übernimmt, 
oder daß ſonſtige beſondere Abreden getroffen werden, die den Vertrag einem Dienſt⸗ oder Werk⸗ 
vertrag nähern (RG JW 1915, 13512). Es kann ſich dabei um bloße Nebenleiſtungen, aber auch 
um einen beſonderen, mit dem Mäklervertrag verbundenen Nebenvertrag handeln, für den dann 
zusbeſondere $ 652 Abſ 2 nicht gilt. — Der Vertrag zwiſchen dem Mäkler und einem Untermärler 
iſt im BGB nicht beſonders geregelt und nach 88 157, 242 zu beurteilen. Da der Vertrag nicht 
ſelbſt Maklervertrag iſt, bedarf es zur Begründung eines Vergütungsanſpruchs nicht einer Mäkler⸗ 
tigkeit im Sinne des $ 652 (RG JW 1929, 34977). Aus feinem Weſen als Hilfsvertrag zur 
Erreichung der Ziele des Hauptmäklervertrags ergibt ſich aber, daß gewiſſe Eigenheiten dieſes, 
wie z. B. die freie Widerruflichkeit des Auftrags, auch hier gelten müſſen (RG 88, 1). Wie der 
Auftraggeber des Hauptmäklers das Geſchäft nicht nur deshalb abzuſchließen braucht, damit 
'ejer den Mäklerlohn verdiene, fo iſt auch der Hauptmäkler nicht zum Nachweiſe oder zur Ver⸗ 
mittlung verpflichtet, damit der Untermäfler feinen Anteil am Lohn erhält. Der Hauptmäkler 
Darf ſich vielmehr von einer verſtändigen und redlichen Wahrnehmung ſeiner eigenen Intereſſen 
en laſſen. Das kann unter Umſtänden ſogar dazu führen, daß der Hauptmäkler auf den Mäkler⸗ 
ohn verzichtet, ohne deshalb dem Untermäkler, der vertragsmäßig einen Teil des dem Haupt- 
auler zugeſicherten Mäklerlohns zu beanſpruchen hat, verantwortlich zu werden (RG JW 1918, 
ne „Darf ſich der Mäller der Hilfstätigkeit eines Untermäklers bedienen, ſo muß er ſich auch 
ſſen ſchuldhaftes Verhalten bei Ausführung dieſer Tätigkeit nach dem Grundſatze des $ 278 
anrechnen laſſen ($$ 652 A 2a, 654 A 1). Die Tätigkeit des Untermäklers beſchränkt ſich aber 
u der Regel auf das zu vermittelnde Geſchäft. Zu Erklärungen, die den Mäklervertrag unmittelbar 
1 hren, wie z. B. zu einem Verzicht auf den dem Mäkler zuſtehenden Lohn, iſt er ohne beſondere 
urmächtigung nicht berechtigt (RG 15. 11.19 V 220/19). — Das Beſtehen eines Mäklerverhält⸗ 
„les Ihließt, unbeſchadet des $ 654, vertragliche Beziehungen des Mäklers zum Ver⸗ 
beahs gegner ſeines Auftraggebers nicht aus. Empfiehlt z. B. der vom Darlehnsſucher 
zeauftragte Mäkler dem zu feiner Kundſchaft gehörigen Darlehnsgeber das Geſchäft als ſicher, 
. er dieſem zur Offenlegung der weſentlichen Verhältniſſe des Darlehnsſuchers vertraglich 
!pflichtet (MG 26. 5. 19 VI 97/19). Vgl. auch $ 654 A 2. . 
N 2. Geltungsbereich. Die Vorſchriften über den Mäklervertrag erſtrecken ſich nicht auf 
A im HG 88 8a ff. geregelten, im übrigen nach den Grundſätzen des Dienſtvertrags ( 611 
5 4) zu beurteilenden Verhältniſſe der Handlungsagenten, der ſtändig betrauten Geſchäfts⸗ 
emittler im Handelsverkehr (vgl. R 95, 134), und nicht auf die im HGB ö 93ff. behandelten 
f erzältniſſe der Handelsmäkler, der nicht ſtändigen Vermittler von Vertragen über An⸗ 
daffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, Güterbe- 
kerungen, Bodmerei, Schiffsmiete oder ſonſtige Gegenſtände des Handelsverkehrs. Da⸗ 
gegen finden die Vorſchriften des BOB Anwendung auf den Nachweis oder die Vermittlung 
derer als der in $ 93 Abſ 1 HGB bezeichneten Geſchäfte, insbeſondere auf die Vermittlung 
on Geſchäften über unbewegliche Sachen, auch wenn die Vermittlung durch einen Handels⸗ 
nller geſchieht (HGB $ 93 Abſ 2). Die genannten Vorſchriften gelten ferner für ben Nachweis 
e bie Vermittlung von Darlehns⸗ und Hypothekengeſchäften, von Eheſchließungen, von Miet- 
dertrügen, ſowie von Dienft-, insbeſondere Geſindeverträgen. Die beſonderen Vorſchriſten 
ei, 0 Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2a vor $ 611). — Ob die Tätigkeit des Mäklers 
— gewerbsmäßige iſt oder nicht, macht für die Anwendbarkeit der $$ 652ff. keinen Unterſchied 
RG 27. 11. 08 III 143/08); im Falle der Gewerbsmäßigkeit greifen aber die Vorſchriften der 
ed 8 34 Abſ 1, 35 Abſ 3, 38 und für gewerbsmäßige Stellenvermittler einſchließlich 
er ſog. Geſinde vermieter die Beſtimmungen des die GewO ergänzenden, ſeit dem 1. Oktober 1910 
Bang, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg, Lobe.) 22 
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geltenden Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10, RGS Bl 860 (über das Verhältnis zur Gewd f. 
88 14, 19) ſowie die etwaigen landespolizeilichen Vorſchriften ein. Durch 8 48 des Arbeitsnach⸗ 
weisgeſetzes v. 22. 7. 22 (RGGBl I 657) wurde die gewerbsmäßige Stellenvermittlung vom 
1. 1. 1931 ab überhaupt verboten; ſchon vorher ſollte eine neue Erlaubnis zu dieſem Gewerbe⸗ 
betrieb nicht mehr erteilt, eine beſtehende nicht verlängert oder übertragen werden, doch waren 
Ausnahmen vorbehalten. Durch $ 70 des nämlichen Geſetzes wurden § 12 Nr 1, 88 15—18 des 
Stellenvermittlergeſetzes aufgehoben, während der Zeitpunkt, zu dem ſeine übrigen Beſtim⸗ 
mungen außer Kraft treten, von der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats feſtgeſetzt 
werden ſollte. An die Stelle des Arbeitsnachweisgeſetzes iſt ſeit dem 1. 10. 27 das Geſetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 (RGGBl I 187) neue Faſſung ſ. 
Bek. v. 12. 10. 29 (RG Bl 1 162), dazu Not Vo) v. 6. 10. 31 Teil 2 (RGGBl 1 541) getreten, deſſen 
§ 55 das Verbot der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung für die Zeit vom 1. 1. 31 wiederholt 
und weitere dem $ 48 des Arbeitsnachweisgeſetzes entſprechende Vorſchriften gibt. Dazu Gel. 
über eine vorübergehende Regelung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung v. 19. 12. 30 
(RG Bl 1 629); Gef. über die Entſchädigung der gewerbsmäßigen Stellenvermittler nebſt AusfV 
v. 25. 3. 31 (RG Bl I 69, 72); VO über die gewerbsmäßige Stellenvermittlung für Artiſten v. 
20. 10. 32 (RGBl I 512); VO über ausländiſche Arbeitnehmer v. 23. 1. 33 (RG Bl I 26); Gel. 
über Vermittlung von Muſikaufführungsrechten v. 4. 7. 33 (RG Bl 1 452, dazu VO v. 15. 2. 34 
(RGBl J 100). Nach 8 2 des erwähnten Geſetzes v. 4. 7. 33 find Verträge der bezeichneten Art, die 
von einem nicht nach $1 zugelaſſenen Vermittler abgeſchloſſen worden find, nichtig. Die für die ſog . 
Zivilmäkler geltenden $$ 652ff. enthalten keine erſchöpfende Regelung dieſes Vertragsverhält⸗ 
niſſes; zur Ergänzung werden neben den allgemeinen Beſtimmungen eintretendenfalls au 
einzelne Vorſchriften anderer Vertragsarten, namentlich die des dem Mäklervertrag am nächſten 
verwandten Werkvertrags, heranzuziehen fein. — Das BGB enthält keine beſonderen Be 
ſtimmungen für den Trödelvertrag, der in der Übergabe einer Sache mit der Verpflichtung 
des Empfängers beſteht, dem Geber entweder die Sache zurückzugeben oder die dabei feſtgeſetzte 
Schätzungsſumme zu zahlen, ſo daß der Empfanger die Sache ſelbſt für dieſe Summe behalten 
oder beim Verkauf an einen Dritten den von dieſem gezahlten Mehrerlös als ſeinen Gewinn 
verrechnen kann. Je nach der Sachlage werden hier ebenfalls in der Regel die Beſtimmungen 
über den Dienſt⸗, unter Umſtänden über den Werkvertrag oder auch über den Kaufvertrag an- 
zuwenden ſein. 

3. Eine beſondere Form iſt für den Mäklervertrag nicht vorgeſchrieben, auch nicht, wenn 
die Veräußerung eines Grundſtücks vermittelt werden ſoll. Für ſeinen Inhalt gelten neben 
99 655, 656 die allgemeinen Grundsätze. Der Mäklervertrag iſt insbeſondere nichtig, wenn er 
gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt ($$ 134, 138, ſ. auch RVerf 
Art 152 Abſ 2). Nichtig, weil gegen die guten Sitten verſtoßend, iſt eine Vereinbarung, wonach 
fi der Auftraggeber allgemein verpflichtet, Lieferungsbeſtellungen des durch den Mäkler 
ermittelten Beſtellers nicht durch andere Vermittler und auch nicht unmittelbar von dem Beſteller, 
ſondern nur durch Vermittlung des Mäklers entgegenzunehmen (RG Gruch 62, 778). Unſittlich 
kann auch die Vereinbarung eines übermäßig hohen Mäklerlohns, insbeſondere 
für die Vermittlung von Kriegslieferungen fein (RG 90, 400; 93 S. 27, 106, 207; RG Gruch 
62, 778; 64 S. 120 u. 462; RG Lg 1919, 1229; 1920 S. 301°, 9171, R Warn 1916 Nr 2; 1920 
Nr 9, 145). Dabei genügt aber nicht jeder entfernte, nur mittelbare Zuſammenhang des Mäkler⸗ 
vertrags mit einer Heereslieferung, um die Vereinbarung eines höheren als des angemeſſenen 
Mäkllerlohns als nichtig erſcheinen zu laſſen. Das Verſprechen eines übermäßig hohen Lohnes 
für die Beſchaffung eines Kapitals zur Vergrößerung einer Fabrik für Heereslieferungen verſtößt 
daher nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten, weil anzunehmen iſt, der Unternehmer werde 
den Mäklerlohn auf die ſpäteren Heeresaufträge abwälzen (RG ZW 1920, 1382). Nicht un“ 
ſittlich iſt es z. B. ferner, wenn dem Vermittler erſt nach Abſchluß des Vertrags mit der Heeres“ 
verwaltung von dem Lieferanten für die Beſchaffung von Unterlieferanten ein Mäklerlohn ver, 
ſprochen wird, da hierdurch eine Erhöhung des von der Heeresverwaltung zu zahlenden Preises 
nicht mehr bewirkt wird (Reh 10. 1. 20 V 350/19; 22. 9. 20 V 14/20). S. auch RG SeuffA“ 
Nr 39. Die BRVd gegen Preistreiberei v. 8. 5. 18 (NEW 395) § 1 Nr 2 ſtellt das Fordern, 
Sichgewähren⸗ und Sichverſprechenlaſſen übermäßiger Vergütungen für die Vermittlung von 
Geſchäften über Gegenſtände des täglichen Bedarfs und des Kriegsbedarfs ſogar unter Si 
(dazu RGSt 56, 305; N6St JW 1922, 15250). Aus der nur gegen den Mäkler ſich richtende 
Strafbeſtimmung allein würde allerdings die Nichtigkeit des Mäklervertrags noch nicht zu folge 
jein (vgl. auch RG 98, 293). An die Stelle jener WO v. 8. 5. 18 iſt inzwiſchen die Preistreiberei 
v. 13. . 23 (RG Bl 700) getreten, und dieſe wieder ift durch Gef. v. 19. 7. 26 (RGS Bl I 419) 
Art J Nr 1 aufgehoben worden. Das bloße Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleistung 
(ohne Hinzutritt anderer Umſtände) genügt nicht, um ein Mäklerlohnverſprechen als unſittlich 
erſcheinen zu laſſen (RO Warn 1922 Nr 94). S. auch die VO gegen den Wucher bei der 58 
mittlung von Mieträumen v. 31. 7. 19 (RG Bl 1364), geändert durch VO v. 31. 5. 20 (Ros 
1201). — Zu $ 4 des Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 (Vorbem 2), der Verträge für nicht 
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erklärte, durch die fich ein Arbeitnehmer oder Arbeitgeber verpflichtet, ſich auch in ſpäteren Fällen 
öh eotefung eines beſtimmten gewerbsmäßigen Vermittlers zu bedienen, ſ. Gruch 76, 338; 
36, 87. 
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) Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags 
oder für die Vermittlung eines Vertrags einen Mäklerlohn verſpricht, iſt zur 
Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des Nach- 
weiſes oder infolge der Vermittlung des Mäklers zuſtande kommt!). Wird 
er Vertrag unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen, jo kann der 

Mäklerlohn erſt verlangt werden, wenn die Bedingung eintritt“). 
Aufwendungen ſind dem Mäkler nur zu erſetzen, wenn es vereinbart iſt. 
ies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zuſtande kommt“). 

E 1 580 II 587; M 2 509 ff.; P 2 342. 

, 1. Der Mäklervertrag ftellt ſich als ein zweiſeitiger Vertrag dar, hat aber die Eigentüm⸗ 
nuchkeit, daß der Mäkler in der Regel zu einer beſtimmten Tätigkeit wohl berechtigt, aber nicht 
berpflichtet und der Auftraggeber bis zum Zuſtandekommen des zu vermittelnden Vertrags 
I Widerruf berechtigt iſt (RG 101, 209). Dieſe Berechtigung kann jedoch, wie z. B. bei 
Abertragung des Alle inverkaufs eines Grundſtücks, dahin beſchränkt werden, daß der Auf⸗ 
“raggeber, falls er ohne gerechten Grund bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte widerrufen 
er die Vermittlung einem anderen Mäfler übertragen würde, dem erſten Mäkler für den Mäkler⸗ 
m aufzukommen habe (RG 22, 381; NG JW 05, 339%; RG LZ 1922, 255; RG 19. 11. 04 
306/04; 2. 10. 06 III 56/06). Es ift eine Auslegungsfrage, ob die Erteilung eines feſten Auf- 
aas auf beſtimmte Zeit nur den Verzicht auf Widerruf des Auftrags für dieſe Zeit oder 
uch die Verpflichtung des Auftraggebers bedeutet, weder ſelbſt noch durch einen anderen Ver⸗ 
zuttler den Vertrag abzuſchließen. Ein Rechtsſatz, daß die Erteilung eines feſten Auftrags für 
umme Zeit ſtets oder auch nur im Zweifel eine ſolche Verpflichtung des Auftraggebers mit- 
talſaſe, läßt ſich bei der Mannigfaltigkeit der Einzelfälle und bei der Verſchiedenartigkeit der 
5 ſächlichen Verhältniſſe nicht aufſtellen. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der Rechtſprechung 
Ne Heeichsgerichts (MG AW 05 S. 75°, 339%; 1922, 1323%; nch 22, 381; 76, 361; Warn 1912 
Manos; JW 1927, 11391; vgl. auch OLG 8, 76; 22, 317; 36, 83). Gibt der Auftraggeber dem 
Aller ein Geſchäft ohne beſtimmte Friſt „feſt an die Hand“, fo liegt darin ein Verzicht auf den 
iderruf nur für eine nach der Verkehrsſitte und nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende an⸗ 
Imeſſene Zeit (RG JW 1905, 339%; 23 1919, 607; 1922, 25). Übernimmt der Mäller die 
erpflichtung, für die Vermittlung eines Vertragsſchluſſes tätig zu werden, fo tft $ 626 ent- 
au, end anzuwenden und Kündigung aus wichtigem Grunde auch dem an feinen Vermittlungs⸗ 
in tag gebundenen Geſchaftsherrn zu geftatten (R JW 1905, 3399; R& HRR 1932 Nr 611), 
. bei vertragswidrigem Verhalten des Mällers (OLG 22, 322). Aus dem bloßen Verzicht 
Fal den Widerruf folgt ſelbſtverſtändlich nicht die Verpflichtung des Auftraggebers, auch im 
dal e des Nichtzuſtandekommens des Geſchäfts den Mäflerlohn zu zahlen (RGS Warn 08 Nr 143); 
Fi aber A Lc g. E. — Ein Vertrag, durch den ſich der Kläger gegen Entgelt verpflichtet, zur 
eabetführung eines Zwangsvergleichs zugunſten des im Konkurſe befindlichen Beklagten Ver⸗ 
Geldsborſchläge zu entwerfen, mit den Gläubigern zu verhandeln und vor allem die nötigen 
ode Mittel bereitzuhalten, iſt kein Mäklervertrag, ſondern entweder ein ſog. unbenannter Vertrag 
wen möglicherweiſe ein auf Geſchäftsbeſorgung gerichteter Werkvertrag, auf den § 324 An⸗ 
im Nang findet (RG 2. 3. 09 111 320/08). — Zum Abſchluſſe des zu vermittelnden Geſchäfts 
ment amen des Auftraggebers bedarf der Mäkler einer Vollmacht. § 85 Hehn findet keine An⸗ 
1128 ng (OLG 34, 335). Der das Geſchäft nur vermittelnde Mäkler iſt Dritter im Sinne des 
RG 101, 97; vgl. auch RG ZW 1921, 6232). Erklärungen des Mällers binden den Auftrag 
er 11. der das Geſchäft ſelbſt abſchließt, regelmäßig nicht. Jedoch kann dem Mäkler, auch wenn 
werte Abſchlußvollmacht hat, dem Vertragsgegner gegenüber eine ſolche Stellung eingeräumt 
laſſen y/ daß der Auftraggeber Erklärungen des Mäklers an den Vertragsgegner gegen ſich gelten 
(Ac nd Mitteilungen des letzteren an den Mäkler als ihm ſelbſt zugegangen betrachten muß 
N 10 6. 20 V 440/19). Wird das in Ausſicht genommene Geſchäft zwiſchen dem Auftraggeber 
15 em Mätler von letzterem als ſelbſtändiger Vertragspartei abgeſchloſſen, ſo ul 
en vertrag nicht zuftande gekommen und ein Anſpruch auf Mäklerlohn nicht begründet (Ui 
nur B 65, 393). — Verjährung des Mäklerlohnanſpruchs eines Kaufmanns, auch wenn er 
mäßi Gelegenheit vermittelt, nach $ 196 Nr 1 und Abſ 2 (Seuffa 73 Nr 115), bei gewerbs⸗ 
2 9er Vermittlung auch durch einen Nichtkaufmann, nach 9 196 Nr 7; ſonſt § 195. 
a, Jorausſetzungen für den Anſpruch auf den Mätlerlohn (j. auch $ 653). 
„Die Tätigkeit des Mäklers, welche je nach dem Inhalte des Vertrags auf den Nachweis 
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der Gelegenheit zum Abſchluſſe des vom Auftraggeber bezeichneten Geſchäfts oder auf deſſen 
Vermittlung gerichtet ſein muß. Der Nachweis ſetzt die Bekanntgabe einer dem Auftrag⸗ 
geber bis dahin unbekannt geweſenen Gelegenheit voraus. Daß der Mäkler eine beſtimmte Perſon 
für den abzuſchließenden Vertrag nachweiſt, iſt nicht erforderlich (NG LZ 1925, 260%). Der Be⸗ 
griff der Vermittlung iſt im Geſetz ebenfalls nicht beſtimmt. Man verſteht unter Vermittler 
eine Mittelsperſon, die durch Verhandeln mit beiden Teilen einen Vertrag zuſtande zu bringen 
ſucht. Es genügt daher zur Begründung des Anſpruchs auf den Mäklerlohn nicht, daß der Ver⸗ 
mittler ſeinem Auftraggeber mit Rat und Tat zur Seite ſteht, vielmehr muß er auch perſönlich 
oder durch andere, deren er ſich als Gehilfen — Unter- oder Zwiſchenmäkler — bedient, in eine 
Beziehung zum andern Teile treten und auf dieſen (bewußt und mit Abſicht, RG 21. 12. 21 
V 304/21), ſei es auch nur durch ein Angebot, in der Richtung auf einen Vertragsſchluß ein 
wirken (RG JW 1916, 738%; 1917, 538%; RG Gruch 64, 724; R Lg 1917, 1905). Nicht aber 
iſt umgekehrt erforderlich, daß der Vermittler ſeinem Auftraggeber mit Rat und Tat zur Seite 
ſteht und ihm zum Abſchluſſe des Vertrags rät. Es genügt, wenn er auf Grund des Auftrags 
mit dem anderen Teile verhandelt und dieſen zum Vertragsſchluß veranlaßt (RG Gruch 61, 642). 
Die bloße Zuführung eines anderen, demnächſt erfolgreich tätigen Mäklers genügt nicht zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs auf Mäklerlohn (HRR 1932 Nr 115). War dem Mäkler die Vermittlung 
des Verkaufs von zwei Grundſtücken aufgetragen, jo iſt der Lohn bezüglich des zweiten Grund⸗ 
ſtücks nicht ſchon dadurch verdient, daß der Auftraggeber dieſes bei den Verhandlungen über den 
Verkauf des erſten Grundſtücks an den vom Mäkler nur für dieſes Grundſtück nachgewieſenen 
Käufer verkauft (RG 4. 2. 22 V 308/21). „Beſorgen“ eines Käufers ſ. OLG 34, 50 A 1. — 
Dazu treten je nach Umſtänden als Nebenverpflichtungen mit der Folge einer Schadens⸗ 
erſatzpflicht und der Verwirkung des Mäklerlohns (RGSt 41, 245; RH JW 1910, 28415; Seuff A 
56 Nr 148) im Falle ſchuldhafter Verletzung: die treue und gewiſſenhafte, möglichſt dem 
Intereſſe des Auftraggebers entſprechende Ausführung (RG 19. 4. 00 VI 65/00; 7. 1. 05 V 
294/04), Bewahrung von Verſchwiegenheit, Mitteilung über die weſentlichen Punkte des anzu" 
bahnenden Geſchäfts (RG ZW 1910, 28415; RG Seuff A 56 Nr 75), über die dem Mäkler bekannt 
gewordenen Vermögensverhältniſſe der Gegenpartei (RG 7. 1. 05 V 294/04; 28. 10. 07 VI 7/07) 
und überhaupt über alle ihm bekannten Umſtände, deren Kenntnis geeignet ift, auf die Ent⸗ 
ſchließung des Auftraggebers einzuwirken, insbeſondere ihn von einem nachteiligen Geſchäfts. 
abſchluſſe abzuhalten (MG Gruch 45, 1011; vgl. auch OLG 2, 119; 22, 320; 24, 387; 34, 53): 
Unterlaſſen unwahrer Mitteilungen über Tatſachen und Umſtände, die für den Entſchluß des 
Auftraggebers erheblich find oder fein können (OSG 40, 330). Daher hat der Mäkler keinen 
Anſpruch auf den vereinbarten Mäklerlohn, wenn er auch nur fahrläſſig auf einen Vertrag hin⸗ 
gewirkt hat, von dem er ſich bei einiger Überlegung ſagen mußte, daß er den vom Auftraggeber 
erſtrebten Intereſſen im weſentlichen nicht gerecht werde (RG LZ 1920, 7584). Kein Anſpruch 
des Mäklers auf Mäklerlohn beſteht ferner z. B., wenn er unter Verletzung der ihm obliegenden 
Treupflicht ſeinem Auftraggeber beim Ankauf eines Hauſes von deſſen Schwammverdächtigleil, 
die dem Mäkler bekannt war, keine Mitteilung gemacht hat (RG JW 1910, 28415). Daß er bereit 
ein bindendes Vertragsangebot habe, braucht der Mäkler ſeinem Auftraggeber nicht mitzuteilen 
(RG JW 1930, 1300). Unter Umſtänden muß ſich der Mäkler auch nach den Verhältniſſen 277 
kundigen, ſo z. B. nach der Zahlungsfähigkeit des andern Teiles (RG Recht 1911 Nr 19247 
OLG 34, 53), über die Verhältniſſe der von ihm als Kreditgeber benannten Bank und die ſchnelle 
Verwertbarkeit der von dieſer ftatt eines baren Darlehens gegebenen eigenen Pfandbriefe ( < 
HR 1931 Nr 106). Maßgebend find dabei aber immer die tatſächlichen Verhältniſſe des einzelne 
Falles. Daß der Mäkler grundſätzlich verpflichtet ſei, ſich nach den Vermögensberhältniſſen zu 
erkundigen und nur einen zahlungsfähigen Vertragsgegner (z. B. Käufer) beizubringen, iſt 7 
anzuerkennen (vgl. RG Gruch 43, 1166; 45, 1012). Bei argliftiger Täuſchung über DE 
Zahlungsfähigkeit des Vertragsgegners iſt der Mäkler nach Vertrag und wegen unerlaubte 5 
Handlung ($ 826) zum Schadenserſatze verpflichtet RG L 1915, 5221). Hat ſich der Mate, 
erboten, einen guten ausländiſchen Verkäufer zu benennen, der für unverzügliche Lieferung 2 
Möglichkeit der Ausfuhr nach Deutſchland einſtehe, fo muß er bei Meidung der Schabender . 
pflicht ſich darüber vergewiſſern, ob der benannte Verkäufer gut und die von ihm zu übernehme 90 
Gewährleiſtung erfüllbar iſt (Rh 22. 1. 19 V 320/18). Nebenpflicht der Ratserteilung .. 
20, 219. Der Mäfler, der einen Mäklervertrag abſchlie ßen will, muß ferner feinem Auftragen 
alle Umſtände mitteilen, die das Mäklerverhältnis weſentlich berühren, ſo auch den Umſaa, 
daß nach dem ausgeſprochenen Willen desjenigen, mit dem ein Vertrag vermittelt werden — 
ein ſolcher nur unter Ausſchluß von Vermittlern abgeſchloſſen werden darf. Ein Verſch 
dieſes Umſtandes kann die Anfechtung des Mäklervertrags und den Verluſt des Lohnanſpanz 
wegen Verletzung der Treupflicht begründen (RG LZ 1918, 6861). Anfechtung einer Proviſio en 
vereinbarung durch den Auftraggeber, weil der Mäkler dem Bevollmächtigten des Auftragge z, 
einen Teil der Proviſion abzugeben ſich verpflichtet hatte, |. RG Warn 1927 Nr 178. Schaden 
erſatzpflicht und Verwirkung des Mäklerlohns bei pflichtwidrigem Entgegenwirken gegen 18 
Buftandefommen eines Vertrags ſ. OLG 6,87; 12 S. 85, 87. Verſchulden feines Untermäkle 
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iſt dem Mäkler nach dem Grundſatze des $ 278 anzurechnen. Auch der Nachweismakler muß 
bis zum Abſchluſſe des Vertrags dem Auftraggeber die Treue wahren; doch macht ſein treuloſes 
Verhalten den Lohnanſpruch nicht hinfällig, wenn der Auftraggeber keinen Nachteil erleidet, 
vielmehr trotzdem ſeinen Zweck erreicht, z. B. als Verkäufer den Preis, unter dem er nicht ver⸗ 
kaufen wollte (RG 26. 10. 21 V 147/21). — Schon beim Vorhandenſein der Vorausſetzung 
unter a und vor dem Eintritt derjenigen unter b—d kann der Anſpruch auf Mäklerlohn einen 
Beſtandteil des Vermögens des Mäklers bilden, deſſen Abtretung der Gläubigeranfechtung 
unterliegt (RG Warn 08 Nr 510). 

b) Zuſtandekommen des vom Auftraggeber in Ausſicht genommenen Vertrags (RG Gruch 
47, 927), insbeſondere auch in der zu feiner Gültigkeit erforderlichen Form (RG 25, 319; 29, 230; 
Ach JW 02 Beil 228; RG 26.6.03 111 85/03; 4.1.07 III 242/06) oder Anerkenntnis der Rechts⸗ 
gültigkeit des Vertrags durch beide Parteien. Iſt ein Mäklerlohn von 1% für Beſchaffung einer 
Hypothek von 200000 Mark verſprochen und weiſt der Mäkler nur eine ſolche von 190000 Mark 
nach, ſo kann er regelmäßig überhaupt keinen Lohn, auch keinen ſolchen von 1900 Mark fordern 
(A 13. 2. 06 111 285/05). Doch kann im einzelnen Falle der Sinn des Lohnverſprechens auch 
ein anderer ſein. Macht der Auftraggeber dem Mäkler Angaben über den zu erzielenden Ver⸗ 
kaufserlös, fo kann dies den Zweck haben, dem Mäkler eine Grundlage für die Verhandlungen 
mit dem Käufer zu geben; es kann aber auch bedeuten, daß der Mäklerlohn nur bei Erzielung 
eines beſtimmten Erlöſes verdient ſein fol (R LZ 1915, 1150). Der Anſpruch des Mätlers 
wird nicht dadurch berührt, daß die Parteien ſelbſt irrtümlich den Vertrag für nicht zuſtande⸗ 
gekommen anſehen oder ſein Zuſtandekommen für ſo zweifelhaft halten, daß ſie von ſeiner Aus⸗ 
(rung abſehen oder ſich vergleichen (RG Lg 1914, 6787). Unerheblich ift es, wenn der abge⸗ 
boloſſene Vertrag von dem gewünſchten in Nebenpunkten abweicht; es kommt immer nur 

arauf an, ob durch den Abſchluß im weſentlichen das erreicht iſt, was nach der Abſicht des Auftrag- 
gebers erreicht werden ſollte. Der Mäklerlohn darf deshalb auch nicht ſchon aus dem Grunde 
arſagt werden, weil der abgeſchloſſene Vertrag mit dem in Ausſicht genommenen in der recht. 
Ben Faſſung nicht übereinſtimmt. Entſcheidend iſt vielmehr in der Regel die wirtſchaftliche 
ebe utüng des abgeſchloſſenen Vertrags. Iſt er auch in dieſer Beziehung für den Auftrag⸗ 
9 er minderwertig, legt er z. B. dem Auftraggeber weſentlich ſchwerere Pflichten auf, ſo entfällt 
Nh Anſpruch des Mäklers auf den verſprochenen Lohn (RG 115, 266; RG Lg 1911, 547; 
Mä W̃ 1916, 14755; R Warn 1925 Nr 63; RG 1. 1. 14 III 294/13). Jedoch kann, wenn der 
bnd nicht das nach dem urſprünglichen Auftrag zu vermittelnde Geſchäft, aber ein anderes 
95 ande bringt, unter Umſtänden eine neue, ſtillſchweigende Vereinbarung vorliegen und die 
5 des Lohnes nach $ 653 zu beſtimmen fein (ach Warn 1918 Nr 32). Ein wirtſchafklich anderes 
pe, dä t kann z. B. auch vorliegen, wenn der Verkäufer zur Deckung des Kaufpreiſes an Stelle der 
erhält ang des Mäklerauftrags borausgeſetzten Kundenwechſel nur eigene Wechſel des Käufers 
aber t (R 115, 266). Iſt das urſprünglich in Ausſicht genommene Geſchäft abgeſ loſſen worden, 
de unter weſentlich andern Bedingungen, als beim Mäklervertrage vorgeſehen war, ſo kann 
der A tler den vereinbarten oder einen angemeſſenen Lohn nur dann verlangen, wenn es in 
ri bficht der Beteiligten lag, den Mäklervertrag auch auf dieſen Fall auszudehnen; dies iſt als 
Betoihend vereinbart anzuſehen, wenn der Auftraggeber ſich die weitere Tatigkeit des Maklers 
verzsewußtſein der von dieſem erwarteten Entlohnung gefallen läßt und durch Abſchluß des 
infogg erten Vertrags billigt (NG 14. 2. 20 V 393/19). Iſt der Mällerlohn verſprochen, falls 
Lohn des Nachweiſes des Mäklers der Verkauf eines Grundſtücks zuſtande kommt, fo ift der 
Vert noch nicht damit verdient, daß der Kaufliebhaber ſich zur Zahlung einer entſprechend hohen 
Niaftagsſtrafe für den Fall der Ablehnung des gemachten Verkaufs antrags verpflichtete, der 
einget auch an ihn übertragen und eine Vormerkung zur Erhaltung feines Rechtes auf Auflaſſung 
unden wurde (RG JW 1911, 939%). Dagegen iſt, wenn es ſich um die Vermittlung eines 
beweiteltücsverkaufs handelt, die Auflaſſung nicht erforderlich, vielmehr wird die Vergütung 
Mäll mit dem Abſchluſſe des ſchuldrechtlichen Vertrags fällig (RG JW 06, 1345). Ob, wenn der 
allen 1 ſchlechthin mit dem „Verkauf“ eines Grundſtücks beauftragt iſt, der Maklerlohn unter 
ſtänd eumſanden erſt mit der Vermittlung des Kaufabſchluſſes verdient wird, iſt nach den Um⸗ 
Ban des Falles zu beurteilen (Reh Gruch 59, 120). Zur Auslegung eines 1 naar: 
ausführ der Mäklerlohn am Tage der Auflaſſung zu entrichten ift, ſ. 23 1922, 4171. Die Nicht. 
88 ung des vermittelten Geſchäfts läßt den Anſpruch des Mäklers regelmäßig unberührt 
erſt da 19, 10305). S. jedoch unten. — Beim Darlehnsgeſchaft iſt der Maklerlohn regelmäßig 
iſt ( 15 verdient, wenn der Darlehnsvertrag durch Auszahlung des Darlehns zuſtande gekommen 
lehngvo Vorbem 2 vor $ 607; RG 39, 231), nicht ſchon mit dem Zuſtandekommen eines Dar⸗ 
wich borvertrags (RG 30. 6. 08 III 584/07). Davon kann indeſſen durch Vereinbarung abge⸗ 
Kaufle werden (Reh Warn 1919 Nr 115). Dabei ift auf die Verkehrsſitte (59 157, 242) und unter 
Nacht en auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche ($ 346 HG) 
verlehrs zu nehmen. Über den Handelsgebrauch des Berliner Grundstücks- und Hypotheken 
wenn ei‘ wonach die Proviſion für eine Hypothekenvermittlung ſchon dann als verdient gilt 
in rechtsverbindlicher Darlehnsvorvertrag in dem Sinne geſchloſſen iſt, daß der Geldgeber 
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zur Hingabe, der Geldnehmer zur Annahme verpflichtet ift, ſ. R JW 1912, 2408; ebenſo für 
den Bremer Hypothekenverkehr HRR 1930 Nr 775. Der Lohnanſpruch iſt namentlich auch in 
ſolchen Fällen als ſchon vor der Auszahlung des Darlehns begründet anzuſehen, in denen es dem 
Auftraggeber weniger auf die ſofortige Erlangung des Darlehnsbetrags als darauf ankommt, 
die bindende Verpflichtung eines ſicheren Darlehnsgebers zu erlangen, wie z. B. beim Baugeld⸗ 
darlehn, das in Teilbeträgen je nach dem Fortſchreiten des Baues zu zahlen iſt (Vorbem 3 vor 
$ 607), oder wo, wie bei der Darlehnszuſage einer wirtſchaftlich leiſtungsfähigen Bank, die Be⸗ 
gründung der Zahlungsverpflichtung für den Auftraggeber der Auszahlung gleichzubewerten iſt 
(RG Warn 1931 Nr 142). Mäklerlohn bei Verlängerung eines Darlehns ſ. 23 1919, 1664. — 
Es handelt ſich bei dem Zuſtandekommen des Vertrags nicht um eine wirkliche Bedingung; viele 
mehr iſt kraft Geſetzes der Lohnanſpruch von dem Eintritt einer beſtimmten Tatſache, nämli 
von dem Zuſtande kommen des Geſchäfts abhängig (RG JW 1911, 75815). Der Lohn 
anſpruch gehört aber zur Konkursmaſſe des Mäklers auch dann, wenn das vermittelte Geſchäft 
erſt nach der Eröffnung des Konkurſes und nur der Mäklervertrag vorher abgeſchloſſen worden iſt 
(Seuffa 73 Nr 149). — Kein Mäkleranſpruch entſteht, wenn der Vertragsabſchluß an den 
ſpäter vom Auftraggeber geſtellten Anforderungen ſcheitert (RG 21. 3. 02 III 464/01); ebenſo 
wenn eine Vermittlungstätigkeit des Mäklers durch das Verhalten des Auftraggebers (3. B. 
Nichtzahlung von Vorſchüſſen) unmöglich wird (OLG 34, 50); ferner bei Nichtigkeit des ver⸗ 
mittelten Geſchäfts oder im Falle ſeiner Anfechtbarkeit bei erfolgreicher Anfechtung N 
76, 354; RG LZ 1920, 7584“, RG SeuffA 78 Nr 75; RG 20. 12. 04 III 271/04; 18. 2. 10 III 
154/09; OLG 4, 238); oder wenn die nach BRVo v. 15. 3. 18 oder nach dem preuß. Grund- 
ſtücksverkehrsgeſetz v. 10. 2. 23 erforderliche behördliche Genehmigung zu dem vermittelten Grund“ 
ſtückskaufvertrag fehlt (RG JW 1926, 26205; 1927, 6575; ſ. aber auch RG Warn 1927 Nr 177). 
Fehlen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſ. OLG 4, 240. Der auf Zahlung des 
Mäklerlohns Belangte kann fi auch darauf berufen, daß der vermittelte Vertrag durch ſeine 
eigene argliſtige Täuſchung zuſtande gekommen und deshalb mit Erfolg angefochten iſt. Die 
replica doli generalis ſteht hier dem Mäkler nicht zu. Die das Zuſtandekommen des Vertrags 
bezweckende und erreichende Täuſchung zielte nicht auf Vereitelung des Mäklerlohns. Ohne die 
Argliſt des auf Mäklerlohn belangten Vertragſchließenden wäre der durch ſie bewirkte Vertrag 
überhaupt nicht vorhanden und daher ein Mäklerlohnanſpruch noch gar nicht erwachſen. Die 
Argliſt hat weder die Entſtehung des Mällerlohns verhindert noch einen ſchon entſtandenen 
Lohnanſpruch befeitigt (MG 76, 354). Ebenſo ift der Anſpruch ausgefchloffen, wenn der Mäkler 
ſeinen Auftraggeber über die Perſon der Gegenpartei im unklaren gelaſſen und dadurch die 
außerdem vermeidbare Zuziehung des Mäklers veranlaßt hat (RG 15. 1. 07 111 375/06). Nach⸗ 
träglicher Rücktritt vom vermittelten Vertrag läßt den Lohnanſpruch des Mäklers auch dane 
unberührt, wenn der Rücktritt durch die Vertragsuntreue des Vertragsgegners begründet ft 
(RG 6. 3. 22 VI 662/21). — Vorausſetzung für die Entſtehung des Anſpruchs a 
den Mäklerlohn ift regelmäßig nur das Zuſtandekommen des Geſchäfts, nich! 
ſeine Ausführung. Wird der Mäklerlohn ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der pi 
führung abhängig gemacht (A 4), fo ift der Auftraggeber gegenüber dem Mätler nicht DIT 
pflichtet, dieſe Ausführung herbeizuführen. Er hat bezüglich ihrer ebenſo freie Hand wie vorhen 
bezüglich des Abſchluſſes, und der Anſpruch des Mäklers iſt unbegründet, wenn aus irgendeine 5 
Grunde, ſei es auch durch ein gegenüber dem Geſchäftsgegner ſchuldhaftes Verhalten de 
Auftraggebers, das Geſchäft nicht ausgeführt wird. Nur darf dieſer (vgl. $ 162) die Ausführung 
nicht in einer wider Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe, insbeſondere nicht in der Abſich 
dem Mäkler den Lohnanſpruch zu entziehen, unterlaſſen oder vereiteln. Die Vorſchrift des N) 10 
Abs 2 HGB iſt auf den Mäklervertrag nicht entſprechend anzuwenden (RGS 95, 134; RG 3 
1916, 15854; RG Warn 1922 Nr 18; RG 10. 2.23 V 206/22; OLG 22,320), auch dann MER 
wenn der Mäkler, ohne ftändig damit betraut zu fein, mehrfach für den nämlichen Auftragge, re 
tätig geweſen iſt (NG JW 1922, 487%). Doch iſt eine Vertragsauslegung dahin nicht u 
ſchloſſen, daß der Mäklerlohn auch bei Nichtausführung des Geſchäfts verdient fein folle, falls 
Nichtausführung auf einem durch die Umſtände nicht gerechtfertigten Verhalten des Arran 
gebers beruht (RG 23 1921, 617). Iſt der Anſpruch auf den Mäklerlohn für die Vermittider 
eines Kaufvertrags von der Bezahlung des Kauſpreiſes abhängig gemacht worden, jo braucht |, 
Auftraggeber nicht einen Rechtsſtreit mit dem zahlungsſäumigen Käufer zu führen, nur ler- 
der Mäkler ſeinen Lohn erhält (OLG 34, 51). Die Vertragsbeſtimmung, wonach über den M Feſt⸗ 
lohn „pro rata nach Eingang der Fakturenbeträge“ abgerechnet werden ſoll, kann auch al? N 
ſetzung eines Fälligkeitstermins (nicht etwa nur als Bedingung) gemeint fein (NG 24. 1. 19 ug 
336/18). Iſt Zahlung des Lohnes bei Zahlung des Kaufpreiſes nur im Sinne einer Beftimm 
über die Fälligkeit vereinbart worden, dann verliert der Mäkler feinen Anjpruch nicht dab 
daß es zur Zahlung des Kaufpreiſes infolge Aufhebung des Kaufvertrags nicht kommt lung 
24. 10. 24 VII 917/23). Über die Frage der Abhängigkeit des Mäklerlohns von der Ausfünn dez 
bei Kriegsgeſchäften ſ. LZ 1920, 179%. — Stirbt der Mäkler vor dem Zustandekommen n, 
Geſchäfts, ſo geht damit, da es regelmäßig auf die perſönliche Tätigkeit des Mäklers anto 
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Bes Verhältnis aus dem Mäklervertrage zu Ende. Dagegen hebt der vor dem Zuſtandekommen 
re Geſchäfts erfolgte Tod des Auftraggebers dieſes Verhaltnis nicht ohne weiteres auf. Wenn 
ie Erben auf das in Ausſicht genommene Geſchäft in Kenntnis der Vermittlertatigkeit des Maklers 
eingehen (wozu fie an ſich nicht verpflichtet find), fo iſt damit der Zusammenhang zwiſchen dieſer 
und dem Geſchäftsabſchluß begründet (RG 47, 253). 
eh Herbeiführung des Geſchäftsabſchluſſes durch die nachweiſende oder vermittelnde 
49 fit des Mäklers — urſächlicher Zuſammenhang (RG 6. 3. 06 III 205/05; 20. 3. 06 111 
92/05; 8. 10. 07 111 54/07). Doch braucht, wenn es ſich um den Nachweis der Gelegenheit 
zum Abſchluß eines Vertrags handelt, der vom Mäller gelieferte Nachweis weder die alleinige 
7 die hauptſächliche Urſache des ſpäteren Abſchluſſes geweſen zu ſein; genug, wenn er dazu 
erhaupt mitgervizkt har (6 10. 1. 01 VI 312/00; 24. 10. 02 111 260/02; 21. 2. 07 111 334/06; 
na 72 Nr 74). Auch genügt bei der Vermittlung eines Geſchäfts die Tätigkeit des Maklers 
5 mitwirkende Urſache, ſelbſt wenn er zu den weiteren Verhandlungen nicht zugezogen worden 
die und beim Geſchäftsabſchluß nicht er, ſondern ein anderer Mäkler mitgewirkt hat, ſofern nur 
tefer Geſchäftsabſchluß auf der vom erſtgenannten Mäkler geſchaffenen Grundlage 
Aultande gekommen iſt (RG 6, 187; RG JW 01, 90°; RG 23 1915, 97623; NG HONN 1930 
T 606; RE 2. 5. 05 111 443/04; 26. 3. 07 II 280/06; 3. 12. 07 JI 191/07). Der Anſpruch auf 
en Mäklerlohn entfällt jedoch, wenn der Mäkler von einer Fortſetzung ſeiner Tätigkeit, die den 
ol eines Vertrags herbeizuführen geeignet iſt, ſeinerſeits abſieht und dadurch den Auftrag⸗ 
10 er nötigt, einen anderen Mäkler beizuziehen (R ZW 1913, 6858). Ebenſo, wenn es über⸗ 
' m erſt durch die Bemühungen eines andern Mäklers oder der Vertragsteile ſelbſt zum Ab- 
uſſe gekommen ift (SeuffA 74 Nr 133). Steht feſt, daß der Mäkler die Gelegenheit zum 
de luſſe eines Vertrags nachgewieſen oder zwiſchen den Parteien vermittelt hat und daß nachher 
0 Vertrag abgeſchloſſen worden iſt, ſo ergibt ſich der Schluß auf den urſächlichen Zuſammen 
Sach zwiſchen der Tatigkeit des Mäklers und dem Abſchluſſe des Vertrags von ſelbſt, und es iſt 
nn des Auftraggebers, beſondere Umſtände darzutun, die den ursächlichen Zuſammenhang 
au | hießen (RG JW 02, 282 Beil 236; R Gruch 59, 124). Der Anſpruch des Mäklers kann 
eine ann begründet ſein, wenn die Verhandlungen längere Zeit unterbrochen waren und ohne 
ihrt Mitwirkung oder unter Mitwirkung eines anderen Mäklers zum Abſchluſſe eines Vertrags 
ah vorausgeſetzt, daß es ſich nur um Fortſetzung ber früheren, nicht um vollig neue Ver⸗ 
enden handelt (OL® 23,49; 28, 199). Ferner kann das Erfordernis des urſachlichen Zu. 
iſt ei enhangs wegbedungen werden. Doch bedarf dies einer deutlichen Erklärung; im Zweifel 
en been mit dem Regelinhalt des 8 652 anzunehmen (RG Warn 1914 Nr 118). Anderſeits 
1 10 das bloße Vorliegen eines urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Tätigkeit des Mällers 
:. e Vertragsſchluß nicht, ſondern der Mäkler muß ſich, dem Geſchaftsherrn erkennbar 
* 119% d), bemüht haben, den Vertrag zuftande zu bringen (R JW 1911, 939 RG 11. 10. 19 
9/19; OLG 18, 17). Der Anſpruch auf Mäklerlohn bleibt beſtehen, wenn der Auftraggeber 
ig, um dem Mäkler die ihm zukommende Proviſion zu entziehen, unter Umgehung und 
bat: hebung des Mäklers den von ihm vermittelten Vertrag mit dem Dritten ſeloſt abgejchlofjen 
Adlau enſo wenn der Auftraggeber argliſtig bewirkt, daß der zu vermittelnde Vertrag erſt nach 
725 der Friſt abgeſchloſſen wird, auf die der Vermittlungsauftrag beſchränkt iſt (RG Gruch 
gab Der Auftraggeber haftet ferner nach $ 826 auf Schadenserſatz, wenn er durch unwahre 
Geſchaft⸗ den Mäkler von Vermittlungsverſuchen zurückhält, um unter Ausſchaltung ſeiner Perſon 
Schaft abſchließen zu können (R 29. 11. 18 III 254/18). Auch ſteht dem Mäkler ein Schadens⸗ 
das bruch (nach § 826) gegen den Käufer zu, der behufs Ermäßigung des Kaufpreiſes den 
Lau i veranlaßt hat, unter Übergehung des von dieſem zugezogenen Verkaufsmäklers den 
imme rtrag abzuſchließen (RG Warn 09 Nr 142). Von einer argliſtigen Ausſchaltung kann aber 
der 2 nur dann geſprochen werden, wenn der Mäkler eine Tatigkeit bereits ausgeübt hat, und 
je ß raggeber. ihn ſelbſt umgehend, ſeine Vermittlertätigkeit ſich zunutze macht. Hat ſich 
(ol. A er Auftraggeber verpflichtet, nicht ſelbſt, ſondern nur durch den Makler abzuſchließen 
wegen 1), fo muß er ſich in jedem Falle des Mätlers bedienen und iſt bei Zuwiderhandlung nicht 
ſchodengergliſtiger Ausſchaltung des Maklers, ſondern wegen Verletzung einer Vertragspflicht 
ein den Aabpflchtig (MW 4. 2. 22 V 308/21). Ein allgemeiner Grundſatz des Inhalts, daß 
mittlu ereinbarungen mit dem Mäkler zuwiderlaufender Vertragsabſchluß ohne deſſen Ver 
läßt e weiteres und auf alle Fälle den Proviſtonsanſpruch des Mäklers begründe, 
define zorg nicht aufſtellen. Möglich iſt, daß der Auftraggeber, der dem Widerrufsrechte für 
Vermittl Frist entſagt, zugleich ſich für den Fall des vertragswidrigen Geſchäftsabſchluſſes ohne 
vertra 0 des Mäklers schlechthin zur Zahlung des Mätlerlohns verpflichten will, ſei es als 
Tätige aßige Gegenleiſtung für deſſen Bereitſchaft zur Tatigkeit und etwaige bereits entfaltete 
it, ſei es in Form einer Vertragsſtraſe (vgl. A 1). Aber ein ſolcher Vertragswille iſt im 
n alle nach den jeweiligen Umſtänden darzutun. In der Regel hat der Bruch der Verein- 
a zur Folge, daß der Auftraggeber dem Makler ſchadenserſappfüchtig wird und den 
Üitte Kberzuſtellen hat, der beftehen würde, wenn der Auftraggeber ſeinen Vertrag gehalten 
Kann der Mäkler dann nachweiſen, daß er durch ſeine Vermittlung den Abſchluß eines 
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Geſchäfts der ihm aufgetragenen Art herbeigeführt hätte, ſo ergibt ſich die Verpflichtung zur 
Zahlung des Mäklerlohns abzüglich etwaiger Unkoſten. Die Annahme, daß in einem ſolchen Falle 
die Beweislaſt ſich umkehre, iſt nicht gerechtfertigt. Der Mäkler genügt ſeiner Beweislaſt, 
wenn er nachweiſt, daß er innerhalb der ihm geſetzten Friſt einen zum Ankauf unter ſachgemäßen 
Bedingungen bereiten und fähigen Vertragſchließenden geſtellt haben würde. Sache des Gegen⸗ 
beweiſes für den Auftraggeber würde es fein, daß er gleichwohl mit dieſer Perſon bei verſtändi⸗ 
ger Würdigung der Sachlage (feine Laune iſt nicht maßgebend) nicht abgeſchloſſen haben 
würde (RG 76, 361; RO JW 1911 S. 75714, 75816; OLG 36, 83). Kein Anſpruch dagegen auf 
Mäklerlohn, wenn die vom Mäkler nachgewieſene Gelegenheit zum Vertragsabſchluß dem Auftrag” 
geber ſchon bekannt war (RG 21.2.07 III 341/06), oder wenn der Vertragsabſchluß durch einen 
anderen als den urſprünglich zugezogenen Mäkler auf veränderter Grundlage vermittelt 
wurde (RG 3. 7. 06 III 555/05; 20. 3. 08 111 434/07). 

d) Kenntnis des Auftraggebers beim Abſchluſſe des Vertrags mit dem Dritten von der 
dazu mitwirkenden Tätigteit des Mäklers, um danach bei Beſtimmung des Kaufpreiſes uſw. 
den dem Mäkler zu zahlenden Lohn berückſichtigen zu können (RG 31, 291; RGS Gruch 48, 344; 
RS SeuffA 79 Nr 183; R 18. 12. 03 III 258/03; 8. 11. 04 III 168/04; 24. 1. 05 111 552/04; 
21. 10. 07 III 81/07; 30. 10. 08 III 38/08; OLG 12, 85). Der Auftraggeber braucht ſich aber der 
Urſächlichkeit der Tätigkeit des Mäklers für den Abſchluß nicht bewußt geweſen zu ſein. Es genügt, 
wenn die Urſächlichkeit gegeben iſt und der Auftraggeber weiß, daß der Mäkler für den Abſchluß 
tätig war (RG 83, 32; vgl. Seuffa 78 Nr 20). Hat der mit Verkaufsverhandlungen Beauftragte 
einen Mäkler zugezogen, ſo liegt darin, daß der Auftraggeber mit dem durch den Mäkler dem 
Beauftragten zugeführten Käufer in Kenntnis der Tätigkeit des Mäklers den Verkauf abſchließt, 
eine Genehmigung des Mäklervertrages, auch wenn der Verkäufer vor dem Abſchluß erklärt, daß 
er mit der Zuziehung des Mäklers nicht einverſtanden ſei und keinen Mäklerlohn bezahle (R 
HRR 1928 Nr 419). Bedient ſich der Mäkler zur Vermittlung eines Untermäklers (Vorbem 1 
vor $ 652), jo muß der Auftraggeber auch wiſſen, daß der Untermäkler für den Mäkler tätig war. 
Ausnahmsweiſe iſt eine Kenntnis der Vermittlertätigkeit dann nicht zu verlangen, wenn feſtſteht, 
daß der Auftraggeber auch bei ihrer Kenntnis nicht anders abgeſchloſſen haben würde (R 
68, 202; Rc Gruch 59, 120). 

3. Erſt mit der Erfüllung der aufſchiebenden Bedingung tritt nach $ 158 die von ber Be. 
dingung abhängig gemachte Wirkung des Rechtsgeſchäfts ein. Daher (unbeſchadet abweichender 
Vereinbarung, A 4) kein Anſpruch auf den Mätlerlohn bei Abſchluß eines aufſchiebend bedingten 
Rechtsgeſchäfts und Ausfall der Bedingung RG Warn 1919 Nr 205; SeuffA 72 Nr 73), es 
müßte denn ſein, daß der Auftraggeber den Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben 
verhindert hat (Rch Warn 1919 Nr 205; 1929 Nr 60; OLG 4, 241; 20, 215). In gleicher Weile 
iſt der Fall zu behandeln, daß die Veräußerung eines Grundſtücks behördlicher Genehmigung 
bedarf, dieſe Genehmigung aber verſagt wird; der Auftraggeber iſt dem Mäkler gegenüber nicht 
verpflichtet, auf die Genehmigung hinzuwirken (NG JW 1927, 657°). Anders dagegen De 
Abſchluß des Vertrags unter einer auflöſenden Bedingung. Zunächſt ſteht in dieſem Falle fo vie 
außer Zweifel, daß der Mäklerlohn mit dem Abſchluß des unter einer auflöſenden Bebingund 
eingegangenen Vertrags verdient und feine Fälligkeit nicht bis zu dem möglicherweiſe in wei 25 
Ferne liegenden Zeitpunkte hinausgeſchoben bleibt, wo der Nichteintritt der auflöſenden = 
dingung feſtſteht. So auch M 2,513. Aber auch die fernere, ſehr beſtrittene Frage, ob nach de 2 
Eintritte der Bedingung und des damit zuſammenhängenden früheren Rechtszuſtandes de 
Mäklerlohn dem Mäkler verbleibt, wird zu bejahen fein; denn der unter der auflöſenden Bedingung 
abgeſchloſſene Vertrag ift zunächſt wirkſam zuſtande gekommen und damit der Lohn werte 
3 aber der Mäklervertrag erledigt. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Auftraggeber eiſe 
Makler auch nach dieſem Zeitpunkte noch in der Schwebe zu laſſen und den Mäkler möglichen 
nach langer Zeit zur Rückzahlung des von ihm verdienten Lohnes zu verpflichten, entſpricht wed = 
der Rechtslage noch der vorauszuſetzenden Abſicht der Parteien. Die Sache fteht vielmehr 99 
Ergebniſſe dem Falle gleich, wo der wirklſam zuſtande gekommene Vertrag nachträglich OL: 
Vereinbarung der Parteien oder durch Ausübung des einer von ihnen zuſtehenden Rücktri ten 
rechts rücgängig gemacht worden iſt, in welchem Falle der Lohnanſpruch unden 4g; 
beſtehen bleibt (R& 31. 5. 01 III 110/01; 6 Warn 1919 Nr 31; RG L8 1915, 5044, OG 1, pr 
20, 216; 28, 196). Dieſe Auffaſſung, die übrigens nur im Zweifel anzuwenden ift und eine 2 
weichende Auslegung des Lohnverſprechens nach den tatjädjlichen Umſtänden des einzelne 
Falles nicht ausſchließt, ſteht auch im Einklang mit dem Wortlaute des Geſetzes, inſofern nn 
durch die Erwähnung der bei der aufſchiebenden Bedingung eintretenden Hinausjchtebu: 5 
der Wirkſamkeit des Lohnverſprechens und durch die Nichterwähnung der auflöfenden 3 
gung zum Ausdruck bringt, daß bei der letzteren das Lohnverſprechen alsbald mit dem Abſch 
des Geſchäfts voll und endgültig wirkſam werden ſolle. Vgl. Od 22, 320; 28 S. 196, 774 
32, 310; 34, 52; 36, 1151; 36, 267; 28 1916, 628°; aber auch Lg 1918, 461°; H 1930 Re; 

4. So auch bei Zurüdziehung des Auftrags (RG ZW 02, 44955; OLG 4, 48). — DU bie 

ausdrückliche oder auch ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien können 
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Beſtimmungen des 9 652, namentlich auch zugunſten des Mäklers, abgeändert werden (RG JW 
1911, 9416). So kann ihm ein Lohn auch für den Fall verſprochen werden, daß der zu vermittelnde 
Vertrag nicht zuſtande kommt (RG ZW 1911, 941%; O8 1922, 5952), oder nur unter einer Bedin⸗ 
gung, oder daß die aufſchiebende Bedingung, unter der er abgeſchloſſen wird, ausfällt (RG Warn 
1919 Nr 205; RG JW 1927, 6575, OLOÖ 14, 30); vgl. auch OLG 40, 329: Lohnanſpruch bei Ver⸗ 
mittlung eines Kaufvertrags unter dem nicht erfüllten Vorbehalt „glücklicher Ankunft“. Auch 
das Erfordernis des urſächlichen Zuſammenhangs (A 2c) kann wegbedungen, dem Nachweis⸗ 
mäkler z. B. der Lohn ſchon für die Nennung einer zum Vertragsſchluſſe geeigneten Perſon 
verſprochen werden (RG Warn 1926 Nr 137; vgl. auch RG Warn 1914 Nr 118; Lg 1926, 390). 
mgefehrt iſt es zuläſſig, daß ſein Anſpruch von anderen als den geſetzlichen Vorausſetzungen 
abhängig gemacht wird, wie z. B. von der Ausführung des zu vermittelnden Vertrags, ins 
beſondere auch vom Eingang der bedungenen Gegenleiſtung (NG 115, 266; RO 23 1915, 5044; 


0, 0°; 1921,61°, dic Suff 78 Nr 74; RG 8.11.19 V 167/19; 12. 6.20 V 54/20 und 
en A 3b). 


8 653 


Ein Mäklerlohn gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die dem Mäkler 


übertragene Leiſtung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu er⸗ 
warten iſti) ). 
Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
axe der taxmäßige Lohns), in Ermangelung einer Taxe der übliche Lohn als 
vereinbart anzufehen?). 
E II 588 III 643; M 2 514; P 2 345. 


1. Daß ein Mäklerlohn gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, jo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob ein Lohn als ſtillſchweigend verein ⸗ 
9957 zu gelten hat. Iſt die Gewährung eines ohnes ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart, 

er ſeine Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abſ 2 anzuwenden. $ 653 
det keine Anwendung, wenn ein Mäklerlohn ausdrücklich und in beſtimmter Höhe verſprochen 

orden iſt. Der Mäkler kann daher, wenn ihm ein der Höhe nach beſtimmter Lohn unter einer 
beſtmgung verſprochen worden iſt und die Bedingung nicht eintritt, grundſatzlich weder den 
gel immten Lohn noch eine angemefjene Vergütung verlangen (NG 95, 137; RG 23 1918, 
ur . Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß für den Fall, daß der Makler nicht das nach dem 
filprünglichen Auftrag zu vermittelnde Geſchäft, aber ein anderes zum Abſchluß bringt, eine neue 
Jar weigende Vereinbarung zuſtande kommt und dann die Höhe der Vergütung nach $ 653 zu 

ſtimmen iſt RG Warn 1918 Nr 32; RG Gruch 71, 533 und $ 652 A 2b.) Hat der mit der Ver⸗ 
1 tung eines Vertrags beauftragte Mäkler nur bie Gelegenheit zum Abſchluſſe eines ſolchen 
we P.wieſen, ſo kann er weder den verſprochenen Lohn noch etwa eine Vergütung für den Nach⸗ 
rer nach $ 653 beanſpruchen (OLG 39, 207). Keine Anwendung des $ 653, wenn ein Matler⸗ 
erf ag mangels Beobachtung der für die Übernahme von Verpflichtungen durch Gemeinden 
als detlichen Formen (val. $ 125 A 3) nicht rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt eine Haftung 
ch andern Gründen, wie ungerechtfertigte Bereicherung, HGB 8 354, iſt damit nicht ausge⸗ 
1 oſſen RG 122,229). Ebenſo iſt $ 653 nicht anzuwenden, ein Lohnanſpruch vielmehr über 
5 nicht begründet, wenn der Mäklervertrag z. B. wegen übermäßiger Höhe des vereinbarten 

Mes (Vorbem 3 vor $ 652) nichtig iſt (n Warn 1920 Nr 9). Sit ein Mäklervertrag wegen 
eine t, durch den Mätler verübter Täuſchung mit Erfolg angefochten, |» kann ber Mäkler 
Rs nipruch auf Vergütung für feine Tätigkeit nicht aus $ 603 oder aus HGB $ 354 ableiten 
vert 9. 10. 17 111 141/17). Lohnverſprechen zugunſten des Mäklers ($ 328) im Veräußerungs- 
bei rag ſ. NG L8 1914, 9417. — Bemeislaft: Behauptet der beklagte Auftraggeber, es ſei 
er Abſchluſſe des Mäklervertrags Unentgeltlichkeit der Vermittlung vereinbart worden, ſo liegt 
np ein Leugnen des Klagegrundes, und der klagende Makler muß beweiſen, daß Unentgeltlich⸗ 
deſ nicht vereinbart worden iſt. Dagegen trifft die Beweislaſt den Auftraggeber wenn er ee 

1 "dere, vom Mäklervertrag unabhängige Vereinbarung der Unentgeltlichteit behauptet (Rh 
on 1914 Nr 14). Iſt streitig, ob der Mäklerlohn unbedingt oder nur bedingt, z. B. nur für 
muß dul der Ausführung des Vertrags und der Bezahlung des Kaufpreiſes verſprochen ft, ſo 
Mal der Mäller die Unbedingtheit des Verſprechens beweiſen (Rh 23 1918, 499%). — Der 
au Mohn braucht nicht in Geld beſtimmt zu ſein. Er kann bei Vermittlung eines Kaufvertrags 
Nr 310 einem zugunſten des Auftraggebers zu erzielenden Überpreiſe beſtehen (RG Warn 1919 
nett I, auch AR 1918, 5845), Uber den Fall, daß eine Ware dem Mäkler mit der Klauſel rein 
5 an die Hand gegeben wird, |. Seuffa 73 Nr 203 und 22 1919, 657°, Iſt der Mäklerlohn, 
Lohn wöhnlich, in Hundertteilen des Kaufpreiſes vereinbart, ſo hat der Makler den ſo berechneten 

n auch aus einer Erhöhung des Kaufpreiſes zu beanſpruchen, es mußte denn ſein, daß die 
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Erhöhung nur als Erſatz von Mehrauslagen bewilligt iſt (RG 94, 237). Anderſeits kann der Mäkler 
mangels beſonderer Vereinbarung auch nur die vereinbarten Hundertteile verlangen, nicht etwa 
den ganzen Mehrbetrag, den er über den ihm aufgegebenen Preis zugunſten feines Auftrag 
gebers erzielt hat (RG SeuffA 74 Nr 172). Vermittlung eines Verkaufs gegen Überlaſſung des 
einen gewiſſen Betrag überſteigenden Mehrerlöſes |. NG JW 1930, 13004. Wird im einzelnen 
Falle die Höhe des Mäklerlohns (z. B. infolge Veränderung des Wertes des deutſchen Geldes) 
durch Verzug des Vertragsgegners des Auftraggebers ungünſtig beeinflußt, ſo iſt letzterer dem 
Mäller gegenüber verpflichtet, feine Schadenserſatzanſprüche gegen den Vertragsgegner, nötigen ⸗ 
falls durch Klage, zu verfolgen. Weigert ſich der Auftraggeber, dies zu tun, ſo muß er ſich dem 
Mäkler gegenüber jo behandeln laſſen, als hätte er es mit Erfolg getan (RG Lg 1918, 6895). — 
Anſpruch des Mäklers auf Rechnungslegung oder Auskunft vgl. RG 53, 252; RG J 1930, 37692. 

2. Stillſchweigende Vereinbarung. Vgl. 85 612, 632. So regelmäßig bei gewerbsmä⸗ 
ßigem Betriebe des Mäklergeſchäfts, vorausgeſetzt, daß im einzelnen Falle die Leiſtung 
dem Mäkler (rechtsverbindlich) übertragen, dieſer nicht etwa unaufgefordert tätig ge” 
worden iſt. Freilich wird einem gewerbsmäßigen Mäkler der Auftrag zur Vermittlung eines 
Vertrags nicht ſelten ſtillſchweigend erteilt, insbeſondere dadurch, daß der Geſchäftsherr ſich 
die Dienſte des Mäklers gefallen läßt. Dies ſetzt aber voraus, daß der Geſchäftsherr erkannte oder 
wenigſtens erkennen mußte, der Mäller ſei für ihn und nicht etwa für die Gegenpartei tätig, 
und daß er die Tätigkeit des Mäklers nur gegen eine von ihm zu zahlende Vergütung erwarten 
konnte (RG ZW 05, 13817; RG HAN 1928 Nr 419; R 11. 10. 19 V 119/19; OL® 4, 47; 41, 
122). Tritt der Mäkler als Beauftragter der Gegenpartei auf, ſo liegt regelmäßig darin, daß die 
Partei ſich die Dienſte gefallen läßt, kein Abſchluß eines Mällervertrags (RG Warn 1910 Nr 318; 
RG JW 1917, 1012; SeuffA 76 Nr 47). Nimmt aber die Partei in Kenntnis des Umſtandes, da 
auch von ihr Vergütung verlangt werde, die Dienſte des von der Gegenpartei beauftragten 
Mäklers entgegen, ſo wird darin regelmäßig die ſtillſchweigende Vereinbarung eines Mäklerlohns 
gefunden werden können (MG JW 1921, 13135). Hat jemand, insbeſondere ein Kaufmann, 
eine Sache, die ihm zum Verkaufe feſt an die Hand gegeben war, zunächſt als Selbſtverkäufer 
einem Dritten angeboten und den Verkehr des Dritten mit dem Eigentümer vermittelt, und 
iſt dann mit ſeiner Zuſtimmung der Kauf unmittelbar zwiſchen dem Eigentümer und dem Dritten 
abgeſchloſſen worden, ſo kann er unter Umſtänden von dem letzteren einen Mäklerlohn verlangen 
(KG 2. 3. 21 V 439/20). Bei der Frage, ob die Leiſtung des Mäklers den Umſtänden nach nur 
lichen eine Vergütung zu erwarten iſt, kommt es aber in allen Fällen nur auf die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe, nicht auf die Meinung der Beteiligten an. Wer die Dienſte 
eines Mäklers in Anſpruch nimmt, ift daher unter der Vorausſetzung des Abſ 1 zur Bezahlung 
eines Lohnes auch dann verpflichtet, wenn er irrig angenommen hat, es werde ein Lohn von 
ihm nicht verlangt werden (MG 95, 137). — Das nachträgliche Verſprechen einer Vergütung 
für eine — mit oder ohne Erfolg — bereits geleiftete Vermittlertätigkeit ift keine Schenkung 
* JW 1911, 94, RG 23 1915, 4362; ebenſo für den Vergütungsanſpruch des Untermäklers 
R JW 1929, 34977). Vgl. dazu für den Dienftvertrag § 612 A 2. 

3. Höhe der Vergütung. Bei Grundſtücksverkäufen in der Regel ein Hundertteil der Kauſ⸗ 
— Für Vermittlung der Vermietung von Gaſtwirtſchaftsräumen ſ. OLG 28, 200. Die 
rüheren Beſtimmungen der Landesgeſetze, insbeſondere der kurheſſiſchen Verordnung vom 
20. Auguſt 1800, über einen auch durch Parteivereinbarung nicht zu überſchreitenden Höchſt⸗ 
betrag des Mäklerlohns, find beim Mangel eines Vorbehalts im Einführungsgeſetze nach Art 
dieſes Geſetzes für aufgehoben zu erachten (RG 68, 195; JW 08,321). Vgl. 88 612 A 3, 632. Auf⸗ 
wertung ſ. JW 1925, 1104. 

4. Ein folder üblicher Lohn kann nicht nur für die Vergütung der Tätigkeit des gewerbs 
mäßigen Vermittlers, ſondern auch für diejenige des nicht gewerbsmäßigen zugrunde geleſe 
werden (RG 27. 11. 08 111 143/08). Zu fragen ift bei Anwendung des Abſ 2 nur, ob die Hohe 
des Lohnes durch Taxe beſtimmt oder üblich iſt, nicht, ob der Vermittler die Vermittlung 97 
werbsmaßig betreibt und eine beſondere Tätigkeit entfaltet hat RG 23 1927, 8465). Der Me 
der den üblichen Lohn verlangt, muß im Streitfalle auch beweiſen, daß nicht ein anderer Wi 
rigerer) Lohn vereinbart worden ift (NG Warn 1923/24 Nr 135; 28 1922, 6525; OLG 6, 90 
Beſteht keine Taxe und kann auch ein üblicher Lohn nicht feſtgeſtellt werden, fo find $$ 315, 
anzuwenden (OLG 8, 439). 


& 654 e 
der Anſpruch auf den Mäklerlohn und den Erſatz von Aufwendungen 
ausgeſchloſſen), wenn der Mäkler dem Inhalte des Vertrags zuwider au 
für den anderen Teil tätig geweſen ift?). 
M 2 514ff.; P 2 343. 
1. Dieſer Ausſchluß tritt beim Vorhandenſein der angegebenen Vorausſetzung ipso iure 


Mällervertrag 88 653655 347 


ein. Eine Verwirkung des Mäklerlohns kann aber entſprechend dem Grundgedanken des $ 654 
auch in anderen Fällen ſtattfinden, in denen der Mäkler unter vorſätzlicher oder fahrlaſſiger 
Verletzung der Treu- und Sorgfaltspflicht den Intereſſen ſeines Auftraggebers in weſentlicher 
Weiſe zuwiderhandelt (ogl. auch $ 652 A 2a und RG Gruch 71, 535). Der dem $ 654 zugrunde 
liegende Rechtsge danke iſt ferner auch auf andere Vertragsverhältniſſe anzuwenden, die mit 
einer beſonderen Treupflicht des einen Teils verbunden ſind; daß dem Auftraggeber ein poſitiver 
Schade erwachſen ſei, iſt in Fällen der letzteren Art ebenſowenig zu erfordern wie im Falle des 
$ 654 (RG 113, 269: Rechtsanwalt; RG Gruch 71, 535: Vertrauens- und Mittelsmann des 
Staates beim Ankauf eines beſonders wertvollen Zuchthengſtes für die ſtaatliche Geſtuͤtsver⸗ 
waltung; R 29. 1. 29 11 366/28; 20. 1. 32 V 210/31). In allen Fällen kann neben der Ver⸗ 
wirkung des Mäklerlohns auch eine weitergehende Schadenserſatzpflicht des Maklers begründet 
ſein. Ein Verſchulden ſeiner Gehilfen, z. B. eines Untermäklers, muß ſich der Makler nach dem 
Grundſatze des $ 278 wie eigenes Verſchulden anrechnen laſſen. Vertragliche Haftung des Maätlers 
gegenüber dem andern Teile |. RG JW 1917, 1012; OLG 36, 115. . . 
2% Das Tätigſein für den anderen Teil ſowie die Annahme eines Mäklerlohns von dieſem 
iſt dem Mäkler nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur dann unterſagt, wenn es dem In⸗ 
alte des Vertrags, insbeſondere einer ausdrücklichen Abrede, oder bei vorhandenem Wider⸗ 
breit der Intereſſen dem Intereſſe des Auftraggebers zuwiderläuft (RG 10. 12. 06 IV 222/06; 
25.10.07 111 148/07). Ob dies zutrifft, hängt vom Einzelfalle ab (RG Gruch 65, 86). Dabei 
kommt es weſentlich darauf an, ob nach dem Inhalte des Mällervertrags der Mäkler nur als 
unparteiiſcher Vermittler für das Zuſtandekommen eines Vertrags überhaupt (ohne Rüd- 
ſicht auf mehr oder weniger günſtige Einzelbedingungen, Reh Gruch 65, 86, jo vielfach bei Grund⸗ 
ſtücksvermittlungen, RG LZ 1915, 5045) oder (was z. B. aus der ungewöhnlichen Höhe des ver⸗ 
ſprochenen Lohnes zu folgern ſein kann, RG St ZW 05, 752°) als Vertrauensmann des 
einen Teiles und ausſchließlich in deſſen Intereſſe tätig fein ſollte (RG JW 1913, 2004). Iſt 
der Mäller nicht Vertrauensmann des einen Teiles, fo z. B. auch, wenn er nur den Nachweis 
10 Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrags zu erbringen hat (vgl. RG Seuff A 56 Nr 24; 
6 10. 2. 23 V 266/22), ſo kann er, unbeſchadet ſeines Anſpruchs auf den Maklerlohn, auch dann 
ür den anderen Teil tätig werden, wenn ſein Auftraggeber nichts von dieſer Tätigkeit weiß. 
oll er aber als Vertrauensmann feines Auftraggebers tätig werden, dann kommt es regelmäßig 
r deſſen Kenntnis von der Tätigkeit des Mäklers an (Rc 25.1. 19 V 316/18). Handelt ber 
äkler in dieſer Vertrauensſtellung der übernommenen Verpflichtung zuwider auch für den 
anderen Teil, drückt er z. B. als Vertrauensmann des Verkäufers zu deſſen Ungunſten und zu⸗ 
gunſten des Käufers den Kaufpreis herunter, ſo kann er einen Mäklerlohn von ſeinem Auftrag⸗ 
geber nicht beanſpruchen (RG 12. 4. 07 III 415/06; 13. 12. 07 111 202/07; SeuffA 64 Nr 89). 
90 der Auftraggeber den Mäklervertrag mit Kenntnis von der für den anderen Teil in 
gusſicht ſtehenden Tätigkeit des Mäklers (3. B. mit Kenntnis eines vom anderen Teile gegebenen 
110 nperſprechens, N& 15. 11. 19 V 220/19) abgeſchloſſen, jo kann er ſich nachträglich auf $ 654 
„ht berufen (NG JW 1913, 6419). In gleicher Weile kann zu entſcheiden jein, wenn der Auf⸗ 
täyggeber beim Abſchluſſe des vermittelten Vertrags mit dem anderen Teile von einer Doppel⸗ 
mit keit des Mäklers Kenntnis hatte. Sofern indeſſen eine ausdrückliche Verabredung des Maklers 
1 ſeinem Auftraggeber über die Doppeltätigkeit nicht vorliegt, iſt über deren Auläffigteit nach 
st geſamten Sachlage des einzelnen Falles zu entſcheiden. S. angef. Rh J 1913, 200°. Zu 
zeit ginge die Annahme, daß der Mäkler, wenn der Auftraggeber wiſſentlich ein Tätigwerden 
. einen anderen geſchehen ließ, immer ſeinem Auftraggeber gegenuber im Falle des Zuſtande⸗ 
a mens des Vertrags Anſpruch auf den Mäklerlohn habe. Denn ſelbſt wenn der Mäkler mit 
isnt feines Auftraggebers auch für den anderen Teil tätig wird ſo bleibt er doch mindeſtens 
i oweit immer noch die Vertrauensperſon des erſteren Auftraggebers, daß er ihn nicht durch 
darf oibrige Mittel zugunſten des anderen Teiles zu einem unvorteilhaften Entſchluſſe verleiten 
t (RG JW 1913, 641%; RG 15. 11. 19 V 220/19). Im übrigen iſt der Makler, wenn ſeine 
onigleit für beide Teile nicht zu beanſtanden iſt, nicht gehindert, beim Abſchluß des Vertrags 
© jedem dieſer Teile den vollen Lohn in Anſpruch zu nehmen. S. je doch bezüglich der Stellen⸗ 
vermittler 8 5 Abſ 2 des Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 (Vorbem 2 vor $ 652). Recht des 
0 etfteigererz von Sammlungen und dergleichen, Proviſion auch von den Käufern zu nehmen, 
N 6 HAN 1929 Nr 1990. Wenn der vom Mäller vermittelte Vertrag zuſtande gekommen, der 
alſtraggeber aber vom Mäkler durch unwahre Angaben über die Vermögensverhaltmiſſe der 
Auft ngsunfähigen Gegenpartei irregeführt und geſchadigt worden iſt, jo geht der Anſpruch des 
980 raggebers gegen den Mäkler nicht auf Rückzahlung des Mäklerlohns, ſondern auf Schadens- 
atz (SeuffA 64 Nr 128). 


8 655 
od l für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Hienſtvertrags 
er für die Vermittlung eines ſolchen Vertrags ein un verhältnismäßig hoher 
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Mäklerlohn vereinbart worden, ſo kann er auf Antrag des Schuldners durch 
Urteil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden 2). Nach der Ent⸗ 
richtung des Lohnes ift die Herabſetzung ausgeſchloſſens). 

RB 1980. 

1. Dienſtvertrag, und zwar nicht nur der Geſindevertrag, ſondern auch der auf höhere Dienſt⸗ 
leiſtungen gerichtete Vertrag. Hierunter fällt alſo auch die Tätigkeit der ſog. Placierungsbureaus 
und Artiſtenagenten. Bei Vermittlung anderer Verträge findet eine Herabſetzung nicht ſtatt. 

2. Richterliches Ermäßigungsrecht. Bei der Prüfung, ob der Mäklerlohn angemeſſen oder 
unverhältnismäßig hoch iſt, muß dieſer als einheitliches Ganzes betrachtet werden. Ein in Hun- 
dertteilen fortlaufender Bezüge zu entrichtender Mäklerlohn kann daher ſowohl durch Ermäßigung 
der Hundertteile als auch durch Verkürzung der Zeitdauer herabgeſetzt werden. Auch allgemein 
übliche (oder in polizeilich genehmigten Tarifen enthaltene) Lohnſätze können herabgeſetzt werden, 
wenn fie unverhältnismäßig hoch find (RG JW 07, 51212). — Das Verſprechen eines unverhält⸗ 
nismäßig hohen Lohnes kann aber auch, und zwar nicht nur, wenn es ſich um Dienſtverträge 
handelt, die Nichtigkeit des Mäklervertrags begründen (Vorbem 3 vor $ 652). — Bei gewerbs- 
mäßiger Stellenvermittlung greifen die Vorſchriften des Stellenvermittlergeſetzes v. 2. 6. 10 
85 4, 5 ein (Vorbem 2 vor $ 652). 

3. Keine Rückforderung gezahlter Beträge. Wird bei Teilzahlungen der angemeſſene Betrag 
des Mäklerlohns durch die bisherigen Leiſtungen erreicht, dann findet die Herabſetzung des Lohnes 
dadurch ſtatt, daß der Anſpruch auf weitere Zahlungen wegfällt (RG J 07, 51212). 


9 656 


) Durch das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis der Gelegenheit 
zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittlung des Zuſtandekommens 
einer Ehe wird eine Verbindlichkeit nicht begründet:). Das auf Grund des 
VBerſprechens Geleiſtete kann nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine 
Verbindlichkeit nicht beſtanden hats). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der andere 
Teil zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem Mäkler gegenüber eine 
Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein Schuldanerkenntnis !). 

M 2 611. 

1. Ehemäklerlohn. Die Vorſchrift gilt auch dann, wenn dem Auftraggeber die Chefchliehun 
nur das Mittel zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes (z. B. der Verſchaffung von Geld⸗ 
mitteln) it (OLG 34, 54), trifft aber anderſeits nicht jede Tätigkeit, die das Zuſtandekommen 
einer Ehe möglich machen ſoll, z. B. nicht die Bemühungen eines Rechtsanwalts, die elterliche 
Einwilligung oder ihre Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht (59 1305 ff.) oder die Befreiung 
von Ehehinderniſſen ($ 1322) zu erwirken (MG JW 06, 7131). — Iſt der Lohn vor 93 
Inkrafttreten des BGB verſprochen, der Erfolg der Mäklertätigkeit aber, d. h. das 840 
ſtandekommen der Ehe, erſt nach dieſer Zeit eingetreten, fo iſt $ 656 nicht anwendbar (RG 
S. 152, 177; 57, 21; RG Gruch 46, 908). 5 ke 
2. Kein klagbarer Anſpruch (vgl. $ 762), obwohl das Verſprechen an ſich nicht als 1 
ſüttlich gilt, ſondern nur als ungeeignet zur Begründung eines klagbaren Anſpruchs. e 
$ 656 wird auch die Klagbarkeit eines Anſpruchs auf Erſtattung der durch die Chemäflertätigte 
erwachſenen Auslagen (wozu indeſſen die Koſten von bloßen Heiratsanzeigen nicht ohne weitere 
zu rechnen find) ausgeſchloſſen (MG Seuff Bl 71, 577). Ebenſowenig kann für den Anſpruch auf 
Chemäflerlohn ein gültiges Pfandrecht beftellt werden. Dagegen entbehrt ein Vergleich, 
durch den die Parteien den Streit darüber ſchlichten, ob ein zwiſchen ihnen geſchloſſener Wen 
ein gültiger Dienstvertrag oder ein klagloſer Ehevermittlungsvertrag fei, nicht deshalb der u K 
n in Wahrheit ein Vertrag der letzteren Art vorliegt (RG 23. 10. 06 VII 44/06). Vgl. 

3. Keine Rückforderung gemäß g 812ff. Iſt jedoch die Eingehung der Verbindlichkeit En 
einem anderen Grunde, insbeſondere wegen Betrugs und Zwanges anfechtbar, ſo iſt 
Zurückforderung zuläſſig. 3 

4. Schuldanerkenntnis. Iſt auf Grund eines derartigen unwirkſamen Lohnverſpreche 
der Auftraggeber dem Mäkler gegenüber eine Wechſelverbindlichkeit eingegangen 0 e 
hat er ein ſchriftliches Schuldanerkenntnis abgegeben, fo ift auch eine ſolche urkund 515 
Verpflichtung zur Begründung eines Rechtsanſpruchs ungeeignet, weil darin eine Leine 
im Sinne des $ 656 Abſ 1 Satz 2 nicht zu erblicken iſt (vgl. NG Seuff Bl 71, 577; en 
236). Der Auftraggeber kann daher vom Mäkler nach $ 812 die Herausgabe des Wechſels oder, 


wenn er von einem gutgläubigen Erwerber zur Bezahlung gezwungen worden iſt, die Herausgabe 
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des vom Mäkler darauf empfangenen Wertes und, falls der Mäkler den Wechſel in der Abſicht 
begeben hat, dem Auftraggeber den Einwand aus $ 656 abzuſchneiden, alſo einen vom Geſetz 


gemißbilligten Vermögensvorteil zu erlangen, nach § 826 BOB Schadenserſatz beanſpruchen. 
Vgl. 5 762 A 4. 


Neunter Titel 
Auslobung 


In betreff der rechtlichen Geſtaltung der Auslobung iſt ſtreitig, ob hierbei ein Vertrags⸗ 
antrag an eine unbeſtimmte Perſon mit Annahme des Antrags durch die Ausführung der erfor⸗ 
derten Handlung (Vertragstheorie) oder ein für ſich rechtswirkſames einſeitiges Verſprechen 
N tatſächlicher Erfüllung der geftellten Bedingung durch den Handelnden (Polltzitations⸗ 
heorie) vorliegt. Nach der unzweideutigen Faſſung und namentlich nach den letzten Worten 
es 8 657 wird man der zweiten Annahme den Vorzug geben und, als Ausnahme von $ 305, 
ebenſo wie bei der Schuldverſchreibung auf den Inhaber $ 793, die einſeitige Erklärung 
95 Verpflichtungsgrund anzufehen haben (f. auch M 2, 519). Zu ihrer Rechtswirkſamkeit muß 
ieſe Erklärung den allgemeinen Erforderniſſen genügen, darf insbeſondere nicht gegen Treu 
und Glauben und nicht gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen 
(ss 134, 138), der erforderlichen Ernſtlichkeit nicht entbehren, ſich alſo nicht als bloße marktſchreie⸗ 
10 Ankündigung darſtellen (8 118). Die Erklärung kann auch von dem Auslobenden ſelbſt 

egen Irrtums, Betrugs und Drohung (88 119ff.) angefochten werden — eine Anfechtung, die 
enn fie nicht einer beſtimmten Perſon gegenüber geſchehen kann, in der nämlichen Form wie 
6 Auslobung ſelbſt zu bewirken iſt und namentlich bei vorliegendem Verzicht auf den Widerruf 
9 658 Abſ 2) von praktiſcher Bedeutung werden kann. 


8 657 


Wer durch öffentliche Bekanntmachung!) eine Belohnung?) für die Vor⸗ 
nahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges“) 
ausſetzt, iſt verpflichtet, die Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die 
Aradlung vorgenommen hat, auch wenn dieſer nicht mit Nüdficht auf die 

uslobung gehandelt hat!). 

E 1 581 II 589; M 2 5163ff.; P 2 847. 
lich 1. Die Offentlichteit der Bekanntmachung, d.h. die Zugänglichkeit für jedermann, ift weſent⸗ 

ib Beim Mangel der Offentlichkeit, alſo z. B. bei Bekanntmachung innerhalb einer geſchloſſenen 
na arceſellſchaft, iſt das Verſprechen nur als ein Vertragsantrag des Verſprechenden, der durch 
au ragliche Annahme mittels Ausführung der erforderlichen Handlung bindend wird, aufrecht 
rhalten. Im übrigen kann die Auslobung ſich an beſtimmte Klaſſen von Perſonen, an Kunſtler, 

PR miter uſw., ja auch an einen beſtimmten Kreis von Perſonen (z. B. Angehörige einer be⸗ 
Feunten Gemeinde, eines beſtimmten Regiments) richten, in schriftlicher oder mündlicher 
Dehe⸗ geſchehen, von einer natürlichen oder einer juriſtiſchen Perſon oder von einer offentlichen 
oder rde, 3. B. von einer Polizeibehörde (Belohnung für die Entdeckung eines Verbrechens 
Tod 105 die Ergreifung eines Verbrechers), in gleich wirkſamer Weiſe ausgehen. Durch den 
die es Auslobenden oder durch den ſpäteren Eintritt ſeiner Geſchaftsunfähigkeit wird die durch 
die Recklobung begründete Verpflichtung nicht aufgehoben; vielmehr gehen in dieſen Fällen 
oder chte (auch das des Widerrufs nach $ 658) und die Pflichten des Auslobenden auf ſeine Erben 

auf den ihm beſtellten geſetzlichen Vertreter über. r 

Belohnung, und zwar Geld oder ein fonftiger Vermögensvorteil. . 
führu Die Belohnung muß für die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbei⸗ 

ung eines Erfolgs verſprochen ſein. Keine Auslobung iſt daher z. B. die bei der Ausſchretbung 
105 Beſthsanleihen abgegebene behördliche der daß die Kriegsanleihen bei Verkäufen 
RG eſtänden der Heeresverwaltung zum Nennwert in Zahlung genommen werden würden 
Wun 16. 6. 21 IV 40/21). Daß die Handlung oder der Erfolg dem Nutzen oder auch nur dem 
iſt nice des Auslobenden oder einer anderen Perſon oder dem öffentlichen Intereſſe entſpreche, 
Pe erforderlich. Der gewöhnliche Fall ift die Ausfegung einer Belohnung für eine Werk⸗ 
leistung z. B. für die Herbeiſchaffung eines geſtohlenen Gemäldes, für eine beſtimmte Flieger⸗ 
angjähei es kann aber auch irgendein beliebiges Verhalten einſchließlich der Unterlaſſung, z. B. 
dagen: treue Dienſtleiſtung bei dem nämlichen Dienſtherrn, als Bedingung geſetzt werden. 
de 8 läßt die Faſſung des Geſetzes deutlich erkennen, daß ein Ereignis, für deſſen Eintritt 

inzelne nicht irgendwie, auch nicht im Zuſammenwirken mit anderen, tätig zu werden ver⸗ 
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mag, bei der Auslobung keine geeignete Bedingung bilden kann. In ſolchen Fällen kommt na⸗ 
mentlich der Schenkungs vertrag in Frage. — Wird die Handlung mehrmals oder von mehreren 
vorgenommen, jo find die $$ 659, 660 anzuwenden. 

4. Zeit der Handlung. Im allgemeinen iſt davon auszugehen, daß die Handlung auch ſchon 
vor der Auslobung vorgenommen ſein kann, es ſei denn, daß es dem Auslobenden gerade auf 
die ſpätere Vornahme ankam. Eine Friſtbeſtimmung ($ 658 Abf 2) iſt, abgeſehen von 8 661 Abf 1, 
nicht erforderlich. Darüber, ob die ausgeſetzte Belohnung verdient ſei, hat, abgeſehen von 
$ 661, im Streitfalle nicht der Auslobende, ſondern das Gericht zu entſcheiden. 


8 658 


Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung widerrufen werden!). 
Der Widerruf iſt nur wirkſam, wenn er in derſelben Weiſe wie die Auslobung 
bekanntgemacht wird oder wenn er durch beſondere Mitteilung erfolgt?). 

Auf die Widerruflichkeit kann in der Auslobung verzichtet werden; ein 
Verzicht liegt im Zweifel in der Beſtimmung einer Friſt für die Vornahme 
der Handlung. 

E 1 582 II 590; M 2 belff.; P 2 347. 

1. Entſcheidend iſt die Vornahme, d. h. Vollendung der Handlung. Der Widerruf ift daher 
auch noch während der Vorbereitung und ſelbſt während der Ausführung der betreffenden 
Handlung zuläſſig. Im Falle des Widerrufs kein Anſpruch auf Erſatz des durch etwaige Vorbe⸗ 
reitungshandlungen verurſachten Aufwandes (M 2, 522). Wer nach dem wirksamen Widerruf 
die verlangte Handlung vornimmt oder vollendet, erwirbt einen Anſpruch gegen den Auslobenden 
auch dann nicht, wenn er ohne ſein Verſchulden von dem Widerruf nichts weiß. — Die Anfechtung 
der Auslobung wegen Willensmängeln wird durch $ 658 nicht berührt (vgl. Vorbem vor $ 657). — 
Über den Einfluß des Todes des Auslobenden |. $ 657 A 1. 0 

2. Form des Widerrufs. Die Bekanntmachung muß „in derſelben Weiſe wie die Aus- 
lobung“ geſchehen. Unweſentliche Abweichungen ſchaden nicht; weſentlich iſt, daß der Widerruf 
gentigend bekannt wird. Die beſondere Mitteilung des Widerrufs, die nur der damit be⸗ 
dachten Perſon gegenüber wirkſam iſt, wird namentlich am Platze ſein, wenn bereits die Aus 
lobung dieſer Perſon mitgeteilt oder dem Auslobenden bekannt geworden ift, daß fie an die Vor⸗ 
bereitung herangegangen ſei. Im übrigen iſt die beſondere Mitteilung neben der öffentlichen 
Bekanntmachung des Widerrufs nicht erforderlich. 


§ 659 

) Iſt die Handlung, für welche die Belohnung ausgeſetzt iſt, mehrmals 
vorgenommen worden, ſo gebührt die Belohnung demjenigen, welcher die 
Handlung zuerſt vorgenommen hat!). 

Iſt die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, ſo 
gebührt jedem ein gleicher Teil der Belohnung. Läßt ſich die Belohnung wegen 
ihrer Beſchaffenheit nicht teilen oder ſoll nach dem Inhalte der Auslobung 
nur einer die Belohnung erhalten, fo entſcheidet das Loss). 

E 1 583 II 591; M 2 523; P 2 348. 

1. Sowohl für den in dieſem, als für den im folgenden Paragraphen geregelten Fall kann 
der Auslobende eine abweichende Beſtimmung treffen, welche alsdann der geſetzlichen vorgeht, 

2. Der zeitliche Vorrang entſcheidet. Wer hiernach die Belohnung verdient hat, kann daran 
nicht einſeitig mit der Wirkung verzichten, daß nun ohne weiteres die Belohnung dem nach 
ſtehenden Bewerber zufällt; er kann aber dieſem den erworbenen Anſpruch abtreten; eine org 
zn ice de auch unter Umſtänden in einem „Verzichte zugunſten des nächſten Bewerber 
zu finden ſein. a 

3. Mehrere Berechtigte. Zur Verteilung und zur Vornahme der Verloſung iſt der A 
lobende berechtigt und verpflichtet, unbeſchadet der gerichtlichen Entſcheidung übe 
die Gültigkeit feiner Verteilung. 


§ 660 
Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt !), für den die Belohnung aus“ 
geſetzt iſt, ſo hat der Auslobende die Belohnung unter Berückſichtigung 1 
Anteils eines jeden an dem Erfolge nach billigem Ermeſſen unter ſie zu ver 
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teilen). Die Verteilung iſt nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt; 
fie erfolgt in einem ſolchen Falle durch Urteils). 

Wird die Verteilung des Auslobenden von einem der Beteiligten nicht als 
verbindlich anerkannt, ſo iſt der Auslobende berechtigt, die Erfüllung zu ver⸗ 
weigern, bis die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich aus- 
getragen haben; jeder von ihnen kann verlangen, daß die Belohnung für alle 
hinterlegt wird!). 

Die Vorſchrift des 8 659 Abf 2 Satz 2 findet Anwendung. 

E II 591; M 2 523; P 2 348. 

1. Mitwirkung mehrerer, z. B. zur Ergreifung eines flüchtigen Verbrechers (RO 11, 281). 
2. Die Verteilung ſteht dem Auslobenden zu. Sie kann auch nur einem der Beteiligten gegen- 
der rechtswirkſam geſchehen. Wird ſie von den Beteiligten oder durch einen von ihnen als un⸗ 
billig be anſtandet, jo iſt von dieſen untereinander, ohne Heranziehung des Auslobenden, durch 
Feſtſtellungsklage die gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen (vgl. OLG 41, 123). — Abweichende 
Beſtimmung des Auslobenden ſ. $ 659 A 1. f 8 

3. Offenbare Unbilligkeit. Vgl. § 319. Nach der Zweckbeſtimmung des $ 660 (Durchführung 
der Verteilung) tritt das Gericht auch dann an die Stelle des Auslobenden, wenn er — ab⸗ 
geſehen von den Fällen des Todes und der Geſchäftsunfähigkeit ($ 657 A 1) — die Verteilung 
nicht vornehmen kann, oder wenn er ſie nicht vornehmen will und er dies ausdrücklich erklärt 
hat oder das von den Beteiligten gegen ihn beantragte Zwangsverfahren nach ZPO $ 888 ohne 
Erfolg geblieben ift. 

4. Der Auslobende ift auch ohnedies zur Hinterlegung nach 9 372 befugt. 


En 
u 


8 661 


Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegenſtande hat!), ist nur 
= 925 wenn in der Bekanntmachung eine Friſt für die Bewerbung beſtimmt 
ird 2). 


Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt erfolgte Bewerbung 
r Auslobung entſpricht oder welche von mehreren Bewerbungen den Vorzug 
verdient, iſt durch die in der Auslobung bezeichnete Perſon, in Ermangelung 
* ſolchen durch den Auslobenden zu treffen!). Die Entſcheidung iſt für die 
eteiligten verbindliche). . 
Bei Bewerbungen von gleicher Würdigkeit finden auf die Zuerteilung des 
Preiſes die Vorſchriften des 8 659 Abſ 2 Anwendung. 
Die Abertragung des Eigentums an dem Werke kann der Auslobende nur 
rlangen, wenn er in der Auslobung beſtimmt hat, daß die Übertragung 
folgen ſolls). 
1 5 II 692; M 2 523ff. ) P 2 350. a 
in, Die Aus rbung (ſog. Preisausſchreiben) kann für 
. ng auf den Gebteke der küiſenſ haft der Kunst ber edit, des Spotter ufm, ge 
ent Der Bewerber muß davon Kenntnis haben und daraufhin rechtzeitig feine Bewerbung 


er 


2. Die Friſtbeſtimmung iſt nach Inhalt der Motive für notwendig erachtet worden, weil 
ahne dieſe e auf eine beſſere Leiſtung warten und die Entſcheidung 
an nabfefhare Zeit hinausſchieben könnte. Die Friſtbeſtimmung macht die Auslobung „im 
je fel unwiderruflich ($ 658 Abj 2). Der Friſtablauf hat zur Folge, daß nunmehr einesteils 
nic Auslobende in keinem Falle mehr widerrufen (§ 658 Abſ 1), andernteils eine Bewerbung 

mehr ſtattfinden kann. f g , 19 
insbe Der Preisrichter und der Auslobende find dabei an die Vorſchriften der 88 317319, 
Stel ondere auch des & 317 Abſ 2, nicht gebunden. Stimmenmehrheit der Preisrichter, deren 

benang der von Schiedsrichtern ähnlich it, muß als entscheidend angeſehen werben. der Aus- 

W wird auch dann einzutreten haben, wenn der Preisrichter die Entſcheidung nicht treffen 

m will (Enneccerus I $ 379 IV 2). , Ent 
des gt im Rechtswege nicht weiter anfechtbar. Vgl. dazu die oben angeführte Entſch. 

5 Die i 281 und ZW 08, 645. . iti 
Eige ie f bertragung des Eigentums umfaßt in dem angegebenen Falle auch das ſog. geiſtige 

Rum, und zwar ohne weitere Vergütung von ſeiten des Auslobenden. 
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Zehnter Titel 
Auftrag 


1. Der 10. u. 11. Titel handeln von der Geſthäftsbeſorgung; der erſtere von der Geſchäfts⸗ 
beſorgung kraft Auftrags, der letztere von der Geſchäftsbeſorgung, hier Geſchäftsführung 
genannt, ohne Auftrag. Während die 88 662 —674 des 10. Titels ferner den eigentlichen Auf⸗ 
trag regeln, deſſen weſentlichſtes Merkmal nach dem BGB die Unentgeltlichkeit ift, ſchließt $ 675 
eine Beſtimmung an, die einer Reihe der Vorſchriften des Titels auch für Dienſt⸗ und Werk⸗ 
verträge entſprechende Anwendung verſchafft, ſofern dieſe eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen 
ſtande haben. Denn eine Geſchäftsbeſorgung kann auch Gegenſtand anderer Verträge fein. Erſt 
durch dieſen $ 675 wird den Rechtsregeln des 10. Titels eine größere Bedeutung und ein weiteres 
Anwendungsgebiet verliehen, da der Auftrag im Sinne des § 662 im heutigen Verkehrsleben 
keinen breiten Raum einnimmt. In $ 676 iſt dem Titel eine Regelung der Schadenserſatzpflicht 
aus Rat und Empfehlung angehängt, die wegen einer gewiſſen Verwandtſchaft des Stoffe 


Auftrag, in gewiſſen Beziehungen auch rechtlich dieſem gleich behandelt werden ſollen. n 
Merkmal, daß die Leiſtungen des Auftrags und der Geſchäftsführung ohne Auftrag, ſowie a 
Dienſt⸗ und Werkverträge des $ 675 von anderen rechtlich erheblichen Tätigkeiten zunächſt 1 — 
ſcheidet, iſt das Handeln für einen andern (vgl. $ 677). Die Beſorgung einer Angelegend) 


die Scheidung von Verrichtung — dem weiteren Begriff — in Abſ 1 Satz 1 und Geſchäftsbeſo an 
rt⸗ 
1 
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wirtſchaftlichen Intereſſenſphäre vorgenommen wird (MG 97, 65). Ob fie im In: 
tereffe eines andern oder im eigenen Intereſſe erfolgt, dafür iſt in der Regel die Unentgeltlichkeit 
oder die Entgeltlichkeit ein weſentliches Anzeichen. Regelbeiſpiele der Geſchäftsbeſorgung ſind 
die Tätigkeiten des Rechtsanwalts (NG JW ö 1914 S. 468°, 87020), des Liquidators einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, wenn er nicht ſelbſt Geſellſchafter iſt (RG Warn 1913 Nr 160), des Aufſichts⸗ 
rats einer Aktiengeſellſchaft (RG 81, 153; ſelbſtändige Führung eines Geſchäftsbetriebs (Flei⸗ 
ſcherei] RG HR 1931 Nr 2032; 105, 393), des Notars und des Gerichtsvollziehers ſoweit deren 
Tätigkeit nach vertraglichen Geſichtspunkten betrachtet werden kann (vgl. darüber A 1 zu 8 675), 
des Kommiſſionärs und des Agenten, des Haus- und des Gutsverwalters, RG SeuffA 63 Nr 9, 
des Hausmeiſters und des Pförtners, des Gaſthofleiters und des Oberkellners, des Fabrikleiters, 
des bauleitenden Architekten, des Werkmeiſters und des Poliers. Guts verwaltung it bei 
Unentgeltlichkeit Auftrag, bei Entgeltlichkeit Dienſtvertrag (RG 80, 229). Angelegenheiten der 
Geſchäftsbeſorgung find auch Tätigkeiten in Treuhänderverhältniſſen (RG 83, 71; 84, 214; 91, 12; 
Barn 09 Nr 84; 1913 Nr 136; 1921 Nr 130). Der Arzt, der einen Kranken behandelt, beſorgt 
dieſem gegenüber kein Geſchäft; er leiſtet ihm Dienſte; wohl aber beſorgt der Arzt ein Geſchaft, 
der für einen unterſtützungspflichtigen Armenverband die Behandlung eines Kranken übernimmt, 
oder der in ſeiner Heilanſtalt die Ehefrau oder ein Kind für den unterhaltspflichtigen Ehemann 
oder Vater behandelt und verpflegt, da er dieſem eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt (vgl. RG 
1913, 1147). Der Bauleiter iſt Geſchäftsbeſorger, nicht aber der Bauunternehmer. 
Der Arbeiter, der auf Beſtellung des zur Straßenreinigung verpflichteten Hausbeſitzers bei 
Glatteis ſtreut, führt eine Verrichtung aus, kein Geſchäft; zum Geſchäfte wird ſeine Tätigkeit 
ledoch, wenn er zugleich die Wachſamkeit darüber übernommen hat, daß bei Eintritt des Bedürf⸗ 
niſſes und zu rechter Zeit geſtreut wird. Von der Übernahme einer Bürgſchaft als Geſchäfts⸗ 
beſorgung für den Schuldner handeln RG 59 S. 10 u. 207 ſowie JW 07, 831°, Die Erteilung einer 
Auskunft oder eines Rates iſt feine Geſchäftsbeſorgung; wohl aber kann dies die Beſchaffung 
von ſolchen, die Einziehung einer Auskunft über die Kreditverhältniſſe eines Kaufmanns, ſein 
RG IR 1910, 80822; 8.5.11 VI 245/10). — Bei der hier gegebenen Begriffsbeſtimmung 
der Geſchäftsbeſorgung fehlt es freilich für diejenigen unentgeltlichen Dienſte, die nicht in den 
reis der wirtſchaftlichen Tätigkeit für einen andern fallen, an einer beſonderen Regelung; gegen 
— entſprechende Anwendung der für die Geſchäftsbeſorgung gegebenen Vorſchriften je nach 
dig Sachlage wird nichts zu erinnern ſein, ſofern die beſonderen Vertragsvereinbarungen und 
die allgemeinen Vertragsregeln nicht austeichen. Wenn das RG Warn 1914 Nr 183 auch eine 
Hilfeleiſtung bei der Verfolgung eines Verbrechens als eine Tätigkeit der Geſchäftsbeſorgung 
aufgefaßt hat, fo iſt dem nur in dieſem übertragenen Sinne zuzuſtimmen. $ 662 ſetzt aber nicht 
doraus, daß der Beauftragte nur in fremdem Intereſſe tätig iſt. Er kann dabei auch eigene 
öntereſſen mit verfolgen; dies darf nur nicht lediglich im Intereſſe des Beauftragten ge- 
ſchehen, NG 56, 134; RG 16. 12. 32 J1 199/32. 

3. Auftrag iſt nach alledem ein Vertrag, gerichtet auf die unentgeltliche Übernahme einer 
ſelbſtändigen Tätigkeit, ſei es rechtlicher, ſei es tatſächlicher Art, für den Auftraggeber, die in 
beilen wirtſchaſtlichem Intereſſe gelegen ift und ſich auf einem feinem Schaffen zukommenden 
ebiete bewegt. Für den Anfang gelten deshalb die allgemeinen Vorſchriften über Verträge 
(88 134 ff., 145 ff.). Der Auftrag begründet nur einſeitige Verpflichtungen des Beauftragten; 
Pr kein gegenſeitiger Vertrag. Der Beauftragte hat keinen Anſpruch auf die Aus⸗ 
Übeung des Geſchäfts. Verpflichtungen des Auftraggebers ergeben ſich erſt als Folge aus der 

usführung des Auftrags. Durch dieſe Einſeitigkeit der Verpflichtungen unterſcheidet ſich der 
uftrag weſentlich vom Dienſt⸗ und Werkvertrage, durch das Merkmal des tätigen Handelns 
U der Verwahrung und den auf ein Unterlaſſen oder Gewährenlaſſen gerichteten Verträgen, 
a die Vertragsmäßigkeit von der Geſchäftsführung ohne Auftrag. Der Auftrag kann auf ein 
möbelnes Geſchäft, aber auch auf eine Mehrheit von Geſchäften gerichtet fein; auch eine Ver⸗ 
ögensverwaltung oder die Beſorgung aller geſchäftlichen Angelegenheiten des Auftraggebers 
Bebört hierher (vgl. R 90 S. 129, 214). Der Auftrag kann mit einer Vollmacht (88 164ff.) 
mabunden ſein, und die Vollmacht zur Vertretung bei vertraglichen Handlungen ſchließt regel ⸗ 
äßig auch einen Auftrag, für den Machtgeber zu verhandeln, ein; iſt es anders gemeint, ſo muß 


der Machtgeber dies zum Ausdruck bringen (RG 5. 10. 08 VI 547/07). Begrifflich find beide 
Vers verſchieden. Der Auftrag bedeutet ein Schuldverhaltnis, die Vollmacht ein 


na retungsverhältnis; jene erzeugt eine Verpflichtung nach innen, dieſe eine Berechtigung 
100 außen, die Berechtigung, für den Machtgeber Dritten gegenüber mit Rechtswirkung für und 
nn ihn aufzutreten (RG 71, 219); Warn 1913 Nr 86. Der mit vorbereitenden Handlungen 
de einem Vertragsſchluſſe Betraute iſt Beauftragter, nicht Bevollmächtigter; Vollmacht iſt immer 
ale tögefchäftliche Vertretungsmacht, und dieſe erfordert eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung 
Di Gegenſtand (RG 26. 1. 09 11 337/08). — Die auf Grund eines anderweiten vertragsmazigen 
des tderhältnifies vorgenommenen einzelnen Geſchäftsbeſorgungen werden durch Weiſungen 
die Dienſtherrn für die Ausführung der einzelnen Geſchäfte nicht zu Aufträgen im Rechtsſinne, 
emen auf die einzelnen Geſchäfte gerichteten unentgeltlichen Vertrag vorausſetzen würden. — 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsraten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe.) 23 
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Vom Auftrage ſind endlich zu unterſcheiden die geſellſchaftlichen Gefälligkeiten des täg⸗ 
lichen Lebens, die nicht in verpflichtender Abſicht übernommen werden (j. Die oben A 2 angezogene 
Entſcheidung RG 65, 17; ebenſo 6. 6. 07 VI 449/06). Auch eine Treibjagd iſt in der Regel eine 
geſellſchaftliche Veranſtaltung, die kein Auftragsverhältnis des Jagdherrn zu feinen Gäſten 
begründet, RG 128, 42. 

4. Verwandte Verhältniſſe find: Dienſt⸗, Werk-, Mäklervertrag, Verwahrungsvertrag, 
Geſellſchaft (NG IW 1905, 682); Vollmacht (RG 71, 222); Schenkung; Kreditauftrag ($ 778); 
Kommiſſionsgeſchäft (HGB 85 383ff.); Anweiſung (Rechtſpr 10, 183); ſog. Trödelvertrag, den 
im Gegenſatz zum preuß. Recht das BOB nicht beſonders regelt, preuß ALR I, 11 89 511526, 
Treuhandberhältnis. Der Treuhandvertrag verpflichtet den Treuhänder lediglich, die „Treu⸗ 
nr 510 über den Treuzweck hinaus im eigenen Intereſſe zu mißbrauchen (NG Gruch 
1927, 551). 


8 662 


Durch die Annahme?) eines Auftrags!) verpflichtet fich?) der Beauftragte, 
ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft!) für dieſen unent- 
geltlich!) zu beſorgen !). 

E I 585 II 593; M 2 525—530; P 2 351, 352. 

1. Über die rechtliche Natur des Auftrags und der Geſchäftsbeſorgung ſ. Vorbem 2 u. 3 
Aus der Begriffsbeſtimmung ergibt ſich, daß die übernommene Tätigkeit ein Intereſſe des Auf. 
traggebers verfolgen muß; ſie kann daneben auch im Intereſſe des Beauftragten, darf aber nicht 
ausſchließlich in deſſen Intereſſe liegen (RG 56, 130, Kreditauftrag). Deshalb iſt der Verſiche⸗ 
rungsagent, der von der Verſicherungsgeſellſchaft beſtellte Mittler und Vertrauensmann (RO 
73, 302; JW 1912, 842; 1913, 5425), inſoweit er den Verſicherungsantrag entgegennimmt und 
für den Verſicherungsnehmer an die Geſellſchaft zur Entſchließung weitergibt, Beauftragter des 
Verſicherungsnehmers, nicht aber der Generalagent, der als Vertreter der Geſellſchaft in deren 
Intereſſe den Vertrag abſchließt und den Verſicherungsbrief (Police) ausfertigt (RG 21, 90, 
62,315). Ebenſo wird der Mäkler, der durch Vertrag eine Geſchäftsvermittlung, aber auch bon 
der Gegenpartei des in Ausſicht genommenen 5 die Beſorgung von vorgängigen © 
kundigungen für dasſelbe Geſchäft übernommen hat, zugleich Beauftragter der Gegenparte! 
(RG 76, 250). Einen Fall des Auftrags bei gemeinſchaftlichem Intereſſe des Auftraggebers und 
Beauftragten behandelt R JW 05, 682 (Bieten in der Zwangsberſteigerung), Fälle ent 
ſprechender Anwendung der $$ 662ff. bei Dienftleiftungen im öffentlichen Intereſſe — bie a 
liche Tätigkeit ſchließt die Erteilung eines privatrechtlichen Auftrags nicht aus — Rch 88, 150 
und RG JW 1914, 676, (Aufforderung eines Polizeibeamten, ihm die Täter bei einer Schläge re! 
zu zeigen, als Auftrag der Stadtgemeinde). Die Zahlung für Rechnung eines Dritten bedeule 
regelmäßig einen Auftrag an den Zahlungsempfänger, die Zahlung als Leiſtung des Dritten zu 
behandeln (RG 45, 235; 26. 6. 11 VI 378/10). Die Sicherungsübertragung von Forderungen 
ſtellt, obwohl ſie weſentlich das Intereſſe des lH verfolgt, zugleich einen Auftrag gut 
Wahrnehmung der Intereſſen des Übertragenden bei der Beitreibung und Verwertung der 0° 
getretenen Forderung dar (RG 59, 190; Warn 1913 Nr 136; 1914 Nr 7). Dasſelbe gilt jelbft- 
verſtändlich bei allen anderen treuhänderiſchen Rechtsübertragungen; jo bei Verkäufen d 
Eigentumsübertragungen zur Sicherheit hinſichtlich der Verwahrung, Verwaltung und Rück 
übertragung (RG 76, 345; Warn 1912 Nr 58). Die Übertragung eines Schiedsrichteramts dagegen 
begründet wohl ein Vertrags-, aber kein Auftragsverhältnis, da der Schiedsrichter kein Inter 
der Parteien wahrnehmen und nicht für dieſe eine Tätigkeit entfalten, ſondern über ihm 
ſtehend im öffentlichen Intereſſe der Rechtspflege handeln ſoll (RG 59, 247; Warn 1913 Nr 700. 
Ebenſowenig wird der Beamte, der als ſolcher Anträge entgegennimmt, Beauftragter der Ann, 
ſteller. — Einen beſonderen Verwaltungsvertrag kennt das BGB nicht; bei einer or 
Entgelt übernommenen Vermögensverwaltung kommen die $$ 662ff. zur unmittelbaren r 
wendung; die entgeltlich übernommene erſcheint als Dienſtvertrag (RG 80, 229; 90 S. 129, 2141 
102, 21; 30. 5. 10 VI 226/09). 0 

2. Der Auftrag kommt zuftande durch die Annahme. Es kann aber auch umgekehrt ſich der 
Geſchäftsführer erbieten und der Auftraggeber das Erbieten annehmen. In dieſer Anna) 
des Erbietens liegt dann der, Auftrag“. Auftrag wie Annahme bedürfen keiner Form „Een 
halb bedürfen auch der Auftrag zur Erwerbung eines Grundſtücks für den Auftrags go; 
und deſſen Annahme nicht der Form des $ 313 (R® 54, 75; 62,335; Warn 1920 Ir ue 
28 1922, 4074) ZW 1925, 1760; 1926, 257 bie in SW 1921, 580 vertretene ſtrengere Auel 
ift vom V. 3S nicht aufrechterhalten worden, RG 4. 4. 25 V 298/24. Auch RG 77, 130 7 
nicht entgegen. Ferner 2. 10. 271 PD 954/27). Die Vereinbarung, wonach der Beauftragte 5 
Grundſtück zunächſt als mittelbarer Stellvertreter des Auftraggebers in der Zwangsverſteige nnn 
erworben und es an dieſen auflaſſen ſoll, ift als geſchäftliche Folge des Auftrags ($ 667) auch da 
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formfrei, wenn die Auflaſſung nicht alsbald nach der Erſteigerung des Grundſtücks, ſondern 
ſpäter erfolgen ſoll (RG 54, 76; 64, 116; RG 3. 11. 24 IV 357/24). Die Verpflichtungen des 
Beauftragten, insbeſondere auch auf Herausgabe des aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangten 
($ 667), entſtehen von ſelbſt durch die Annahme des Auftrags, die ebenſo wie die Auftragserteilung 
auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. Bez. der Formvorſchrift des 915 Abſ 4 Gef. v. 
20. 4. 92, über G. m. b. H. RG 50,42. Der unwiderrufliche Auftrag zur Grundſtücksver⸗ 
äußerung bedarf der Form des § 313 (RG 22. 4. 25 V 277/24). Die Nichtigkeit des Auf⸗ 
trags hat zur Folge, daß die vom Beauftragten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag zu behandeln find (RG 90, 215). Widerſpruchsloſes Dulden des Beginns 
der Geſchäftsbeſorgung, zu der der Beſorger ſich erboten hat, kann als Auftragserteilung ange ⸗ 
ſehen werden (RG 16. 2. 07 V 284/06; 6. 6. 07 VI 449/06). Der Beginn der Ausführung des 
erhaltenen Auftrags bedeutet deſſen Annahme. Auch in der Entgegennahme der Voll⸗ 
machtsurkunde zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts wird regelmäßig die Annahme des Auf- 
trags, der mit der Vollmacht verbunden iſt, zu finden fein. Bloßes Stillſchweigen bedeutet in 
der Regel weder Annahme des Auftrags noch anderſeits Auftragserteilung durch Annahme der 
Dienſte; für Kaufleute gilt $ 362 HGB (MG 80, 229). — Übertragung in Form der Bitte 
(Rechtſpr 6,87). Rein geſellſchaftliche Gefälligkeit begründet lein Auftragsverhältnis 
(Ach 65, 18; JW 1907, 36317). Iſt eine Mehrheit von Handlungen Gegenſtand des Auftrags, 
ohne daß dieſe, wie bei einer Vermögensverwaltung, ſich zu einer einheitlichen Tätigkeit zu⸗ 
ſammenſchließen, wird z. B. einem Rechtsanwalte die Einklagung verſchiedener Anſprüche gegen 
denſelben Beklagten übertragen, ſo liegt darin regelmäßig auch eine Mehrheit von Aufträgen, 
die demgemäß teilweiſe angenommen, teilweiſe abgelehnt werden können. Insbeſondere iſt dies 
der Fall, wenn die mehreren Anſprüche mehreren Perſonen jeder für fi — Schadenserſatz⸗ 
anſprüche der Familienmitglieder eines Getöteten nach $ 844 — zuſtehen (RG 22. 9. 05 II 4/05). 
Bei ene Mehrheit von Auftraggebern oder Beauftragten gelten im übrigen die allge meinen 
eſtimmungen der 98 420ff. 
8 3. Aus der Annahme des Auftrags wird der Beauftragte zu deſſen Ausführung mit 
Deobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, d. i. unter Haftung für jedes Ver⸗ 
beunlden (RG 80, 229; 130, 30), nach $ 276 verpflichtet. Er kann, wenn er ſich beim Abſchluſſe 
ihm aufgetragenen Rechtsgeſchäfts ſchuldhaft von dem dritten Vertragſchließenden hat täuſchen 
len, den Auftraggeber wegen des dieſem entſtandenen Schadens nicht an den Dritten ver⸗ 
einen. Der Bankier, der mit der Auszahlung einer Summe an einen Dritten gegen Vorzeigung 
eines Duplikatfrachtbriefs über verſendete Ware beauftragt iſt, hat die Legitimation des Emp⸗ 
fängers und die Echtheit des Duplikatfrachtbriefs zu prüfen (Rh LZ 1922, 5101); das Lieferungs⸗ 
gefchäft ſelbſt geht ihn nichts an (RG JW 1923, 29415). Der Treuhänder, dem eine den Gläubte 
12 00 des Eigentümers zur Sicherheit beſtellte Hypothek eingetragen worden iſt, iſt beim Mangel 
drücklicher Weiſungen nicht verpflichtet, das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung notigen⸗ 
zu b für die Auftraggeber zu erſtehen; er iſt deshalb auch nicht gehindert, ſich ſelbſt beim Bieten 
de eteiligen (RG JW 1918, 3814), Ob Beauftragter Eigentümer des vom Auftraggeber über 
Ez enen Geldes geworden iſt, iſt Tatfrage und hängt vom Willen der Parteien ab (RG 101, 307). 
Lift nicht zu vermuten, RG 28. 1. 09 1V 242/08. Aber anderſeits Rich 56, 149. Hat das auf⸗ 
\ gene Geſchäft die Abwendung einer dem Auftraggeber drohenden dringenden Gefahr zum 
inegenſtande, jo wird es regelmäßig richtig fein, nach der für die Geſchaftsflhrung ohne Auftrag 
Bora) gegebenen Beſtimmung auch für den Beauftragten eine Beſchrankung der Haftung für 
(achte und grobe Fahrläſſigkeit als gewollt anzunehmen (.. $ 680 A 1) doch iſt dies Frage tat. 
entf r Beurteilung, die aus den Umſtänden des Falles zu entnehmen iſt; eine allgemeine 
Die dechende Anwendung des $ 680 auf alle Fälle des Auftrags mochte bedenklich erſcheinen. — 
in s Hal ung des Beauftragten für das Verſchulden von Gehilfen ergibt ſich aus $ 278, iſt aber 
ſte 64 auch ausdrücklich ausgeſprochen. Die Nichtannahme des Auftrags ſteht der Em⸗ 
gege Ng gewiſſer Pflichten gegen denjenigen, der den Auftrag erteilen wollte, dann nicht ent. 
find , wenn in Erwartung der Annahme von dieſem ſchon Gegenſtande ausgehändigt worden 
die ! Dieſe müſſen zurückgegeben werden (Rh 23. 10. 03 III 169/03). Geſchäftsbeſorgungen, 
keine! u. Auftrag nicht entſprechen, kann der Beauftragte zurückweiſen. Der Beauftragte hat 
en Anspruch auf die Ausführung des Geſchäfts. 8 
verhäldie Unentgeitfichteit der Geſchäftsbeſorgung, die das bezeichnende Merkmal des Auftrags- 
Dienſteniſſes bildet, ſchließt die nachträgliche Gewährung einer Vergütung für die geleiſteten 
ſte nicht aus; ob darin alsdann eine nicht der Rückforderung und dem Widerrufe unterliegende 
liegt nung im Sinne des $ 534 zu erblicken it, iſt Frage des einzelnen Falles; eine Schenkung 
einig goenfalls immer nur dann vor, wenn beide Teile über die Unentgeltlichkelt der Zuwendung 
die Mind eogl. RG 72, 188; 74, 139). Auch dadurch, daß der Auftraggeber dem Geſchäftsbeſorger 
nis lichkeit offen läßt, von Dritten eine Vergutung zu erhalten, wird das Vertragsver 
Über di aachen ihnen nicht zu einem entgeltlichen (RG 72, 188; 74, 139; Warn 1915 Nr 168). 
RR W e Stellung des einer armen Prozeßpartei zugeordneten Rechtsanwalts zu dieſer vgl. 
arn 1914 Nr 204. Aus dem bloßen Verwandtſchaftsverhältnis kann die Unentgeltlichkeit 
232 
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von Dienſten nicht entnommen werden (NG 74, 139; JW 09, 67026). Bei nahem Verwandt 
ſchaftsverhältnis kann mangels der Vereinbarung einer Vergütung zunächſt die Unentgeltlichkeit 
der Geſchäftsbeſorgung angenommen werden (Mutter und Sohn); der Geſchäftsbeſorger hat 
dann darzutun, daß eine Vergütung dennoch gewollt ſei (RG Warn 1915 Nr 169). Ob Grati⸗ 
fikationen und Trinkgelder als Entgelt zu bewerten ſind, iſt Frage des einzelnen Falles. 
Wenn Gratifikationen in Ausſicht geſtellt, aber vom Belieben des Verſprechenden abhängig 
bleiben, machen ſie die Geſchäftsbeſorgung nicht zu einer entgeltlichen. 


8 663 


1) Wer zur Beforgung gewiſſer Gefchäfte öffentlich beſtellt ift oder ſich öffent” 
lich erboten hat:), ift, wenn er einen auf ſolche Geſchäfte gerichteten Auftrag 
nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglich 
anzuzeigen). Das gleiche gilt, wenn ſich jemand dem Auftraggeber gegenüber 
zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte erboten hat“). 

E 1 587 II 504; M 2 530; P 2 353, 364. 


1. Die Bedeutung des § 663, der nach $ 675 auch auf die Dienſt⸗ und Werkverträge, 
die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, entſprechende Anwendung findet, beruht 
hauptſächlich auf dieſer entſprechenden Anwendung; für die unentgeltlichen Aufträge kommt 
8.663 wenig in Betracht. Im Handelsverkehr gilt $ 362 HGB; über deſſen vom BGB abweichende 
Regelung vgl. A 3. Wo die befonderen Vorausſetzungen des § 362 HGB, auf Geſchäftsbeſorgung 
gerichteter Gewerbebetrieb und Geſchäftsverbindung mit dem Auftraggeber, nicht vorliegen, 
kommt auch im Handelsverkehr $ 663 BGB zur Anwendung. 

2. Der Begriff der Offentlichkeit iſt für die beſtellten und die ſich erbietenden Bet” 
ſonen der gleiche (vgl. jedoch zu der entſprechenden Vorſchrift in 8 407 ZPO NG 50, 391) 
ſie bedeutet, daß die Perſonen dem Publikum, der Allgemeinheit zur Beſorgung gewiſſer Ger 
ſchäfte zur Verfügung ſtehen, ſei es, daß fie von dritter Seite ihm zur Verfügung geftellt (beſtellt) 
worden find oder daß fie ſich ſelbſt zur Verfügung geſtellt (erboten) haben. Die öffentliche 
Beſtellung iſt nicht notwendig eine behördliche; auch gemeinnützige Vereine können Perſonen 
zur Geſchäftsbeſorgung öffentlich beſtellen, indem fie bekanntmachen, daß dieſe Perſonen von 
Vereins wegen dem Publikum für gewiſſe Dienſte zur Verfügung geſtellt ſind. Nach en 
Begriffbeftimmung find öffentlich beſtellt nicht nur Rechtsanwälte (§ 30 RAD), Notare un 
Schiedsmänner, ſondern auch Auskunftsperſonen der Fremdenverkehrs⸗ und Gebirgsvereine, 
der Ausſtellungs⸗ und Feſtſpielausſchüſſe u. a.; öffentliches Erbieten liegt bei Patent. 
anwälten, Mäklern, Spediteuren (R 104, 267), auch Arzten, ſoweit dieſe für die Beſorgung 
von Geſchäften in Betracht kommen, vor (. Vorbem 2), wenn ſie durch öffentliche Anzeige m 
den Blättern, durch Anſchläge an Säulen oder durch Schilder am Haufe ſich dem Publikum an“ 
bieten. Für Rechtsanwälte gilt RAO $ 30. 3 — 

3. Eine Verpflichtung zur Annahme des Auftrags beſteht auch für die in § 663 beein 
Perſonen nicht. Einen Rechtszwang zum Abſchluß von Verträgen begründet die Vorſchen 
nicht; aber die Ablehnung iſt dem Auftraggeber unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern 
(121; Rechtsfrage RG 49, 395; JW 06, 7072), anzuzeigen. Das gilt auch, wenn der Auftrag 
an einen Dritten weitergegeben wird (RG 18. 1. 26 1V 392/25). Die Unterlaſſung der Anzeige 
gilt aber nicht als Annahme, wie im Handelsverkehr nach J 362 HGB; fie begründet nur ein 
Schadenserſatzpflicht auf das negative Vertragsintereſſe ($ 122; R 104, 267), während $ ° t 

OB eine Schadengerfakpflicht auf das Erfüllungs- (pofitive Vertrags-) Intereſſe zur Folge ya K 
Die Schadenserſatzpflicht aus § 663 ift keine vertragliche, fie erwächſt auch nicht aus unerlaubte 
Handlung, vielmehr handelt es ſich um einen Fall, in welchem das BGB die allgemein I, l 
geregelte Vertretung eines Verſchuldens beim Vertragsſchluß (culpa in contrahendo) anerkam 
hat. In den Fällen, in denen das Stillſchweigen als Annahme zu gelten hat, worüber $ 161 
verhält, ift auch außerhalb des Handelsverkehrs die Haftung auf das Erfüllungsintereſſe begründe 

4. Auch dieſes beſondere Erbieten iſt nicht rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern Wei 
Einladung zum Vertragsangebot, wie ſich dies bei dem allgemeinen öffentlichen Erbieten 
ſelbſt verſteht. 


8 664 


1) Her Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nich, 
einem Oritten übertragen). Iſt die Übertragung geſtattet, fo hat er WI 
ein ihm bei der Übertragung zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten)“ 
Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er nach $ 278 verantwortlich“). 


Auftrag 89 662—665 357 


Der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel nicht über⸗ 
tragbar). 
E 1 588, 589 II 695; M 2 530—634; P 2 354— 357. 


1. § 664 findet entſprechende Anwendung auf den Vorſtand oder die Liquidatoren 
eines eingetragenen Vereins ($ 27 Abſ 3, § 48 Abſ 2), die geſchäftsführenden Geſellſchafter ($ 713; 
dazu RG JW 07, 8306) und den Teſtamentsvollſtrecker (§ 2218 Abſ 1). Für den Dienſt⸗ oder 

erkvertrag nach § 675 iſt $ 664 Abſ 1 Satz 2 entſprechend anwendbar, obgleich er in $ 675 nicht 
mit angezogen iſt (Rh 78, 310; Warn 1920 Nr 8); im übrigen gelten beim Dienſtvertrage $ 613, 
beim Werkvertrage $ 267. Auch die Vollmacht iſt Vertrauensberhältnis wie der Auftrag. Für 
die mit einem Auftrage verbundene Vollmacht verſteht ſich die Anwendung des 9 664 von ſelbſt; 
aber auch ohne dieſe Verbindung muß die Unübertragbarkeit im Zweifel angenommen werden 
MG JW 1912, 5265). 

2. Satz 1 des $ 664 enthält lediglich eine Auslegungsregel, wie aus den Worten „im Zweifel“ 
dervorgeht. Wo ein anderer Parteiwille erhellt, iſt dieſer maßgebend. In vielen Fällen wird 
die Übertragung dem Parteiwillen wenigſtens für den Fall entſprechen, daß der Beauftragte den 
Auftrag ſelbſt auszuführen behindert ſein wird. Maßgebend für die Ermittlung des Parteiwillens 
VE insbeſondere, inwieweit etwa das den Auftrag im allgemeinen beherrſchende perſönliche Ver⸗ 
trauensverhältnis im einzelnen Falle zurücktritt. Die Einfachheit des Geſchäfts, und daß dieſes 
ebenſowohl von einem Dritten ausgeführt werden kann, laſſen hierauf nicht ohne weiteres ſchließen 
G JW 07, 7417). Übertragbar ſchlechthin bleibt der Anſpruch auf Herausgabe nach § 667 
Son Jeder andere Anſpruch gegen den Beauftragten, z. B. Rechnungslegung, RG in ZW 1931 


3. Iſt die Übertragung geſtattet, fo haftet der Beauftragte im allgemeinen nur für ein Ber: 
ſchulden bei der Übertragung, d. i. in der Auswahl und in der Unterweiſung des von ihm weiter 
Ne auftragten, nicht für deſſen Verſchulden und nicht für ſeine Beaufſichtigung (RG Warn 1918 

167 mit Hinweis auf $ 408 HGB). Immerhin wird er feiner Pflichten feinem Auftraggeber 
gegenüber nicht völlig ledig. So hat z. B. der Verſicherungsmakler den Auftraggeber zu benach⸗ 
iucigen, NG 18. 1. 26 IV 392/25. Iſt fie nicht geftattet, fo hat der Beauftragte wegen des 
€ der Unterübertragung liegenden vertragswidrigen Verhaltens allen auch ſonſt unverſchuldeten 
N aden, der aus der Übertragung entſteht, zu vertreten. Doch ſteht ihm der Nachweis frei, 

aß der Schaden auch ohne die Übertragung entſtanden ſein würde, wodurch der zunächſt an⸗ 
zunehmende urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Übertragung und dem Schaden aus⸗ 
beschaltet wird. Das trotz der Unzuläſſigkeit der Übertragung auftraggemäß ausgeführte Geſchäft 

taucht der Auftraggeber regelmäßig nicht als Erfüllung gelten zu laſſen (R& 78, 317), es ſei denn, 
bal er es nach dem Grundſatze von Treu und Glauben anerkennen muß. Ein unmittelbares Ver⸗ 
im tnis entſteht auch bei zuläſſiger Übertragung zwiſchen dem Unterbeauftragten und dem 
wnrde nicht; nur die Rechtsbeziehungen der Geſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677ff.) 
Eis eintreten. 

* Unter der Zuziehung von Gehilfen ift im Gegenſatze zur Übertragung der Ausführung 
vers. Auftrags im ganzen die Heranziehung Dritter zu nur unterſtützender Mitwirkung zu 
in ſehen (RG 78, 310; eine Anwendung auf den Teſtamentsvollſtrecker ſ. RA 11, 271). Sie 
berirdiatte, wenn ſie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen wurde. Iſt letzteres der Fall, ſo hat die 


A. ige Verwendung von Gehilfen dieſelben Folgen wie die unerlaubte Übertragung 


5 Für unerlaubte Handlungen des Gehilfen haftet der Beauftragte nach $ 831. 

zeche Im Zweifel nicht übertragbar, daher auch nicht pfändbar, nicht verpfändbar, nicht auf 

die 1 nicht Konkursgegenſtand, nicht nießbrauchhar ſ. zu § 399. Die Beſtimmung ift, wie 
es Abſ 1 Satz 1, Auslegungsregel (f. zu 2). 


8 665 


5 0 der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen des Auftraggebers ?) 
k zuweichen 3), wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, daß der Auf- 
aggeber bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde). Der 
und ragte hat vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen 
v deſſen Entſchließung abzuwarten 5), wenn nicht mit dem Aufſchub Gefahr 
erbunden iſt 6), 
15 500 II 506; M a 895, 586; B 2 357. 
rumd der Paragraph findet entſprechende Anwendung für die Geſchäftsbeſorgung auf 
eines 8 Dienſt⸗ oder Werkvertrags nach $ 675 ſowie auf den Vorſtand oder die 1 0 
Liguidar eins ($ 27 Abſ 3, 9 48 Abſ 2) und den geſchäftsführenden Geſellſchafter (8 713). Für die 
atoren einer offenen Handelsgeſellſchaft gilt nicht $ 665, ſondern $ 152 HB. Er findet 
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ferner Anwendung auf das Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und ſeinem Vollmachtgeber, RG 
JW 1913, 921%; RG 11. 11. 30 11I 13/30. 


2. Die Weiſungen des Auftraggebers ſind die im Vertrage enthaltenen oder vorbehaltenen 
Umgrenzungen der Tätigkeit des Beauftragten. Liegen beſtimmte Weiſungen vor, ſo hat der 
Beauftragte nicht zu prüfen, ob ihre Befolgung für den Auftraggeber vorteilhaft iſt (RG 54, 
329). Iſt der Beauftragte gerade um ſeiner Sachkunde willen beauftragt worden, ſo muß er 
beraten und warnen (RG 69, 26). Die Anweiſungen müſſen ſtets genau befolgt werden (RG 
105, 48), beſonders bei einem Akkreditivvertrag (RG 106, 28). Beim Akkreditivauftrag iſt 
ſchon eine geringfügige Abweichung unzuläſſig. Die Bedeutung der Weiſung iſt jedoch nach 
88 157, 133 zu beurteilen. Sonſtige nachträgliche Weiſungen braucht der Beauftragte 
nur zu befolgen, wenn ſie die Ausführung des Auftrags nicht erſchweren. Sie ſtellen einen Wider⸗ 
ruf des ursprünglichen anders gearteten Auftrags dar, verbunden mit einem neuen Auftrage, 
den der Beauftragte ablehnen darf. Tut er dies nicht, ſo muß er die neuen Weiſungen befolgen. 
Beim Mangel beſtimmter Weiſungen hat der Beauftragte das Intereſſe des Auftraggebers nach 
Maßgabe der Sachlage wahrzunehmen (RG JW 05, 435). Wie der Auftrag ſelbſt, konnen auch 
die Weiſungen vom Auftraggeber jederzeit widerrufen werden (RG 90, 133). Wenn Auftraggeber 
und Beauftragter in einem Geſellſchaftsverhältnis mit einem Dritten ſtehen, beeinflußt dies den 
Inhalt des Auftrags dahin, daß immer die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren ſind ( 
25. 1. 26 IV 443/25). 


3. Die Abweichung ſetzt einen Widerſpruch mit den Weiſungen des Auftraggebers, wie ſie 
erkennbar im Vertrage enthalten find, voraus (RG JW 1912, 9105). Eine andersartige Aus⸗ 
führung, die als in der Richtung der Willensmeinung des Auftraggebers liegend angeſehen werden 
darf, iſt keine Abweichung (R&G 56, 149). Eine Ausführung des ausgetragenen Geſchäfts unter 
dem Auftraggeber günſtigeren Bedingungen, als die Weiſungen vorſchrieben, iſt ebenfalls regel” 
mäßig keine Abweichung. Ebenſowenig ein Handeln über die Weiſungen hinaus, aber nicht 
ihnen zuwider, wenn der Auftraggeber in die Lage verſetzt wird, das ausgeführte Geſchäft, ſowen 
es außerhalb des Auftrags liegt, abzulehnen; innerhalb der Grenzen des letzteren iſt er dane 
gebunden. Der erſtinſtanzliche Rechtsanwalt, der ohne beſonderen Auftrag Berufung eingelegt 
hat, iſt zu deren Haden ohne die Zuſtimmung der Partei nicht berechtigt (R Warn 1913 
Nr 414). — Die unſtatthafte Abweichung von den Weiſungen iſt Vertragsverſchulden und 
macht den Beauftragten für allen, auch den zufällig daraus entſtandenen Schaden haftbar 
Der Auftraggeber braucht das Geſchäft nicht als für ihn erfolgt gelten zu laſſen; will 
er ſich aber deſſen Vorteile aneignen, ſo muß er auch die Abweichungen genehmigen, RG 106, 81; 
105, 53; 90, 131; 114, 377. Iſt die vertragsmäßige Ausführung noch möglich, jo kaun er dieſe 
verlangen; macht ihn der Beauftragte von den Nachteilen frei (vgl. $ 386 Abſ 2 HB), To ist — 
Auftraggeber zur Genehmigung für verpflichtet zu erachten. Vgl. über alles dies RG 57, 302. 
— 0 9 Anwendung im Falle des $ 675 kommen die $$ 325 u. 326 in Bett 
( ebenda). 


4. Die Abweichung iſt gerechtfertigt, wenn die Sachlage fie ſachlich vernünftig erſcheine 
läßt und der Beauftragte nach ſeiner Kenntnis von der Willensmeinung des Auftraggeber 
deſſen Genehmigung erwarten darf. Insbeſondere gilt dies, wenn durch die Abweichung Schade 
von dem Auftraggeber abgewendet wird. Die Abweichung kann, wie aus dem Schlußſatze nit 


Paragraphen hervorgeht, unter Umſtänden zur Pflicht werden. Ob das aufgetragene Berl 
für den Auftraggeber vorteilhaft ift, hat der Beauftragte beim Vorhandenſein beſtimmter Wei⸗ 
ſungen nicht ſelbſtändig zu prüfen (Rh 54, 329; bankmäßiger Giroverkehr); doch wird, 5 
beſondere bei der entſprechenden Anwendung nach § 675, zu gelten haben, daß der ſachverſtändiſe 
Beauftragte, deſſen Dienfte in dieſer Eigenſchaft in Anſpruch genommen werden, den nicht IE 13 
fachkundigen Geſchäftsherrn auf ſchwerwiegende Bedenken gegen die Ausführung des Gesche 
nach deſſen Weiſungen aufmerkſam machen muß (vgl. RG JW 05, 205 Werkvertrag). 105 
Zuläſſigkeit der Abweichung ift vom Beauftragten nachzuweiſen, Rch 90, 131; HRR 1931 Nr er 
Der Beauftragte hat aber in dieſen Fallen wenigſtens nachträglich den Auftraggeber von 
Abweichung von ſeinen Anweiſungen zu benachrichtigen, RG 114, 375. 


5. Vorherige Anzeige und Abwartung der Entschließung (vgl. RG 105, 53). Die lezte 
erfordert in der Regel eine ausdrückliche Außerung des Auftraggebers. Still chweige ger 
im allgemeinen nicht als Zuſtimmung zu erachten (vgl. R 60, 187 zu $ 85 H00 B); dies ite 2 
dann anzunehmen, wenn der Beauftragte die Ausführung des Auftrags mit der Abweichn 1 
für den Fall des Ausbleibens eines Widerſpruchs angekündigt hat. Wenn die Abweichung ct 
Recht erfolgt und auch die vorgängige Benachrichtigung wegen Gefahr im Verzug mit Auſ⸗ 
unterblieben iſt, jo muß doch wenigstens nachträglich alsbald eine Benachrichtigung des = 
traggebers erfolgen. Unterbleibt fie, jo haftet der Beauftragte für den Schaden, der durch d 
Unterlaffung verurſacht worden iſt (RG 114 S. 375, 377). 


6. Die Beweislaſt für die Gefahr des Auſſchubs trifft den Beauftragten. 


Auftrag 88 665, 666 359 


8 666 


1) Her Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen 
Nachrichten 2) zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geſchäfts Aus- 
kunft 2) zu erteilen und nach der Ausführung des Auftrags Nechenſchaft ab⸗ 
zulegen 3) ). 

E 1 591 II 5097; M 2 637, 538; P 2 357860. 

1. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph nach 88 675,27 Abſ 3, 48 Abj 2, ſowie 
auf die Geſchäftsſührung ohne Auftrag (8681 Abſ 1), auf den geſchäftsführenden Geſellſchafter (§ 713) 
und ben Teſtamentsvollſtrecker ($ 2218 Abſ 1; . dazu R& Warn 1914 Nr 8). Über eine entſprechende 
Anwendung bei fahrläſſiger Verletzung des Urheberrechts RG Warn 1918 Nr 232; auf den Lizenz⸗ 
nehmer, RS 13. 1. 32 1 148/31; ferner, wenn die Ehefrau dem Manne die Verwaltung des Vor⸗ 
behaltsguts überlaſſen hatte, wobei regelmäßig ein Auftrag anzunehmen iſt (RG 87, 100); weiter, 
wenn ein Schadenserſatzberechtigter bei Erfüllung der Vertragsverpflichtungen des Erſatzpflich⸗ 
tigen und ohne deſſen die Schadenserſatzpflicht begründende Handlung einen Anſpruch nach 
$ 666 aus feiner Geſchäftsführung gegen einen Dritten erworben haben würde (RG 89, 99). 
Wegen ſeiner Erſtattungsanſprüche hat der Beauftragte kein Zurückbe haltungs recht an 
dieſen Verpflichtungen NRG 102, 110). Auch nicht bei gegenſeitiger Pflicht zur Rechnungslegung 
MG 22. 4. 25 V 277/24). a f 
2. Die Auskunft über den Stand des Geſchäfts iſt nur auf Verlangen zu erteilen; die er ⸗ 
ſorderlichen, d. i. der Sachlage entſprechenden Nachrichten, namentlich über die Ausführung 
des Geſchäfts oder über Hinderniſſe der Ausführung, Veränderung der Geſchäftslage, Erledigung 
des Geſchäfts (RG IW 1912, 910%) ſowie die Notwendigkeit von Vorſchüſſen find auch ohne 
Verlangen des Geſchäftsherrn zu geben (NG Gruch 49, 834). Girobanken brauchen nicht die 
Fahlungseinſtellung des Girokunden zu melden (RG 54, 329). Der mit der Erwirkung eines 
Patents beauftragte Patentanwalt hat, ſolange der Auftrag noch nicht vollſtändig ausgeführt 
, die Fälligkeit der Jahresge bühren für die Erhaltung des Patents zu überwachen und den 
Auftraggeber darauf aufmerlſam zu machen (RG 69, 26). 8 
en 3. Die Rechenſchaftspflicht iſt eine Folge der Beſorgung ‚fremder Angelegenheiten (RG 
led. 286). Die Rechenſchaftsablegung begreift nach $ 259 auch die Rechnungslegung nebſt Vor⸗ 
elde der Belege, wo dieſe mitgeteilt zu werden pflegen, und die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
Auf. Über die Ausantwortung der Belege verhält ſich $ 667. Rechnung iſt nach Erlöſchen des 
Auſtrags in jedem Falle zu legen, auch wenn das Geſchäft nicht zu Ende geführt wurde (RG 
10 116 Sind jedoch periodiſche Rechnungen während der Geſchäftsführung gelegt worden, 
85 braucht nicht noch eine die ganze Geſchäftsführung umfaſſende Schlußrechnung, ſondern nur 
me abſchließende Rechnung für die letzte Periode gelegt zu werden (Mb Gruch 49, 834). Die 
unchrungslegung iſt keine unteilbare Leiſtung (RG 20, 312). Periodiſche Rechnungslegung it 
opt Umſtänden eine Pflicht, die fich ſchon aus der Pflicht zur Austunfterteilung ergibt (Ach 
ei 1916, 673; RG 26. 2. 20 IV 350/19). Eine Rechnung muß auch gelegt werden, wenn nichts 
badenommen wurde. Auch eine mit Mängeln belaſtete Abrechnung ſtellt eine Rechnungslegung 
Be wenn fie eine geordnete Darſtellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifügung der 

lege enthält, eine verſtändliche rechnungsmäßige Überſicht und die Möglichkeit gibt, an der 
ip der Belege die Rechnung zu prüfen (RG Leipzg 1917, 125117). Für bie Rechnungslegung 
15 mehrere Auftraggeber gilt $ 432. Im Falle der Geſchäftsbeſorgung auf Grund eines Dienſt⸗ 
Maat nach $ 675 bildet die Rechnungslegung den Abſchluß der Dienſte; vor der ordnungs- 
( Bigen Rechnungslegung kann der Dienftverpflichtete daher keine Vergütung der Dienſte fordern 
ab!. JW 07, 47911); die Verpflichtung des Beauftragten und Geſchäftsführers zur Rechenſchafts⸗ 
ſchuſte und Rechnungslegung erſcheint gegenüber Anſprüchen des Beauftragten aus der Ge⸗ 
bi ſtsführung als Vorleiſtungspflicht; deshalb kann der Beauftragte auch eine Zurückbehaltung 
— er Leiſtung wegen etwaiger Gegenanſprüche nicht geltend machen (R 102, 110). Entſteht 

50 Auftraggeber durch die Verſäumung der Verpflichtungen aus $ 666 ein Schaden, ſo iſt dafür 
die Beauftragte erſatzpflichtig. Aber die Rechnungslegung iſt nur ein Recht des gelen 
eier iſt nicht gehindert, anftatt Rechnungslegung zu fordern, die Rechnung ſelbſt aufzumachen 
Vert JW 1911, 9518); auch in dieſem Falle trifft den Beauftragten die Beweispflicht über den 
wi 1 80 der Einnahmen; das rechtliche Verhältnis zwiſchen Geſchäftsherrn und Beauftragten 
wird dadurch nicht geändert (MG Warn 1915 Nr 169; Lg 1916, 1642). — Zwingendes Recht, 
mac Der tmann A 2 meint, enthält der Paragraph auch in der dem Beauftragten ur Pflicht ger 
Ar en Rechenſchaftsablegung nicht. Über einen ſtillſchweigenden Verzicht vgl. RG Warn 1915 
En 19 5 Beauftragte hat nach Erledigung die Handakten her auszugeben, ebenſo andere 

G 3. 12. 20 115/20). 

1 75 ur die Bömenmg der Anforderungen, die an die Vertragstreue eines Beauftragten 
Ic Ken find, bieten die für den Kommiffionär geltenden Vorſchriften des 9B 88 384, 387, 
u. 401 auch in den Fällen, in denen fie nicht unmittelbar Anwendung finden können, einen 
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naheliegenden Maßſtab. Schließt der Beauftragte zu vorteilhafteren Bedingungen ab, als der 
Auftraggeber annahm, kauft er zu einem geringeren als dem ihm geſetzten Preiſe ein, ſo kommt 
dies dem Auftraggeber zuſtatten (88 387, 401 HGB; RG Warn 08 Nr 464). Vgl. A 3 zu 9 667. 

5. Der Anſpruch aus $ 666 kann nicht für ſich allein abgetreten oder durch Pfändung zur 
Einziehung überwieſen werden; RG HRR 1931 Nr 107. 


8 667 


1) Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur 
Ausführung des Auftrags erhält 2) und was er aus der Geſchäftsbeſorgung 
erlangt), herauszugeben ). 

E I 592 II 698; M 2 538, 539; P 2 300 —365. 

1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung nach $$ 675, 27 Abſ 3, 48 Abſ 2, 
681 Satz 2, 713, 2218 Abſ 1. Auch ſie iſt nicht zwingendes Recht, ſondern läßt abweichender Ver⸗ 
einbarung Raum (RG Warn 1915 Nr 168). N 

2. Erhalten hat der Beauftragte, was ihm der Auftraggeber an Geld, Urkunden, Karten, 
Zeichnungen, Gerätſchaften zum Zwecke der Ausführung des Auftrags übergeben hatte (og. 
den Fall RG JW 1912, 342°; RG 3, 18). Ob der Beauftragte Eigentümer erhaltenen Geldes 
wird, iſt nach dem Willen des Auftraggebers und der Natur des Geſchäfts im einzelnen Falle 
zu beurteilen (RG 101, 307). Insbeſondere gehört zu den erhaltenen Gegenſtänden die zur 
rechtsgeſchäftlichen Vertretung etwa erteilte Vollmachtsurkunde. 5 

3. Aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt ſind die Sachen, Rechte und Anſprüche, die der Be 
auftragte infolge der Geschäftsführung von Dritten empfangen hat, mit den darauf bezüglichen 
Urkunden, Zubehörſtücken, Früchten, Zinſen und Nutzungen. Auch die Belege über Einnahmen 
und Ausgaben ſowie über die Geſchäfksführung überhaupt gehören hierher, nr die Akten, DIE 
der Beauftragte über die Geſchäftsbeſorgung geführt hat (R 105, 393); über die Handakten 
des Rechtsanwalts ſ. die folgende Anmerkung. Unter den Begriff des aus der Geſchäftsbeſorgung 
Erlangten fällt grundſätzlich auch jeder für den Beauftragten perſönlich beſtimmte Vorteil, ber 
ihm aus einem mit der Geſchäftsführung zuſammenhängenden Grunde zugewendet iſt; Ver⸗ 
mittlungsgebühren und Preisnachläſſe, Sonderproviſionen und ſog. Schmiergelder, die dem 
Beauftragten bei Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts in Verbindung mit dieſem von der Vertrags- 
gegenſeite bewilligt werden, ſind aus der Geſchäftsbeſorgung, alſo für Rechnung des en 
gebers, erlangt und deshalb dem Auftraggeber herauszugeben; ein entgegenſtehender Wille 155 
Gebers, der Vertragsgegenſeite, kommt nicht in Betracht (RG 96, 53; 99, 36). Ob der Geſchäf 0 
herr denſelben Nutzen gezogen haben würde wie der Beauftragte iſt gleichgültig. Zuwendung g 
dagegen, die dem Beauftragten nur anläßlich der Geſchäftsbeſorgung, insbeſondere nach 
ſchluß des Geſchäfts, ausdrücklich oder nach der Sachlage ſchlüſſig für jeine eigene Perſon gemacht 
werden, verbleiben ihm und find nicht aus der Geſchäftsführung erlangt (Rh 55, 86; 99, {bet 
Warn 1915 Nr 168). Was der Beauftragte einzuziehen hatte, aber nicht eingezogen hat, ſchu 
er nicht auf Grund des § 667 (RG 53, 327). ber 

4. Das Erhaltene wie das Erlangte iſt nach Beendigung des Auftrags dem Auftragg 1 
herauszugeben, ſoweit es nicht für die Zwecke der Geſchäftsbeſorgung verbraucht ift (RG 30. us 
VII 203/11). Die Grundſätze über Vorkeilsausgleichung finden regelmäßig hier keine Anwondn dr 
RG 21. 2. 32 III 251/32. Der Anſpruch auf Herausgabe kann abgetreten werden, Rö 121, N 
124, 33. — Der Beauftragte muß, wenn er Eigentum erlangt hat, das Eigentum dem nie 
geber übertragen (RG Lg 1912, 72; R 72, 197). Denn der Herausgabeanſpruch ift ein 1 5 
licher, kein dinglicher. Es gibt auch für Forderungen keine geſetzliche Zeſſion. Die Heraus 
pflicht iſt nicht abhängig von vorgängiger Rechenſchaftsablage, die nur ein Recht des 10 55 t 
herrn iſt (R JW 1911, 5918; RG 54, 75; 59, 190). Der Anſpruch iſt übertragbar (RG Aal 
1908 Nr 734). Der Auftraggeber, der ohne ſolche auf Zahlung einer beſtimmten Summe — 
übernimmt damit keine Beweispflicht über den Verbleib der Einnahmen; er hat jo viel a! ach 
führen, daß fein Anſpruch aus feinem Vertrage ſchlüſſig ſich ergibt, und die wirklichen a n > 
der Sachlage anzunehmenden Einnahmen darzutun; wo dieſe geblieben find, hat der Beauft er 5 
nachzuweiſen (RG 90, 134; Warn 1915 Nr 169; 1920 Nr 158; 23 1916, 1642). Berſch c 9 
Abhandenkommen erzeugt die Verpflichtung zum Schadenserſaß (RG JW 06, 100 Me nu 
236; 98, 100), wobei den Beauftragten die Beweislaſt trifft, daß er ohne Verſchulden it (T 
18. 1. 06 VI 155/05; vgl. RG 98, 100). Für zufälligen Untergang ſteht der Beauftragte nicht en 
Für das Verhältnis zwiſchen Auftraggeber und Beauftragkem iſt es im übrigen gleichgül de 
der letztere das aufgetragene (Rechts-) Geſchäft im eigenen Namen oder auf den N 0 
Geſchäftsherrn abſchließen follte und abgeſchloſſen hat; die Herausgabepflicht iſt die erer e 
54 S. 75 u. 103; 59, 190 Sicherheitübertragung). Der unmittelbare Vertreter berechtigt UN treter 
pflichtet durch ſeine Geſchäftsführung ohne weiteres den Auftraggeber; der mittelbare Ver lein 
berechtigt (vgl. RG JW 1910, 10005) und verpflichtet durch das abgeſchloſſene Geſchaft a 
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ſich; die Herausgabepflicht ſchließt im letzteren Falle mithin die Pflicht der Rechtsübertragung 
(Auflaſſung, Abtretung Rch JW 07, 830%; 1911, 5812), beim Treuhänderverhältnis die Rück⸗ 
übertragung ein (M® 54, 103; 58, 273; Warn 09 Nr 84). Sie erſtreckt ſich bei befugter Unter⸗ 
beauftragung ($ 664) ferner auf das von dem Unterbeauftragten Erlangte. — Der Rechtsanwalt 
hat ſeine Handakten nicht als Ganzes dem Auftraggeber herauszugeben, ſondern nur die den 
deiden Gruppen des § 667 entſprechenden Stücke, alſo nicht die Teile, die ſeine eigenen Arbeiten 
und Briefſchaften enthalten; ſoweit die Herausgabe nicht geboten iſt, tritt die Vorlegungspflicht 
nach 88 810, 811 ein (RG 3. 12. 20 III 115/20). Herausgabe eines Inbegriffs nach 9 260, 261; 
über verwendetes Geld 1.8668. Über Belaſſung an Stelle der Herausgabe, wenn der Auftrag⸗ 
geber den herauszugebenden Gegenſtand in feinen Beſitz gebracht hat, vgl. RG 72, 192. Geſchenke 
und ſonſtige Vorteile find ebenfalls herauszugeben (NG 96, 53), ſogar Schmiergelder (RG 99, 

1). Wenn aber Geſchenke rein perſönliche Zuwendungen ſind, braucht ſie der Beauftragte 
nicht herauszugeben. Dienen ſie Beſtechungszwecken, ſind ſie dem Staate verfallen (Planck A 2b). 

ie Verjährung des Herausgabeanſpruchs ift die gewöhnliche des $ 195, auch wenn das Ver⸗ 
halten des Beauftragten zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt (RG 96, 53). 
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) Verwendet der Beauftragte Geld für ſich, das er dem Auftraggeber 
berauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, ſo iſt er verpflichtet, es von 

er Zeit der Verwendung an zu verzinſen ?). 

E 1 598 11 599; M 2 530, 540; P 2 365. 

Il, Entſprechend anwendbar ift der Paragraph nach $ 27 Abſ 3, $ 48 Abſ 2, 88 675, 681, 
713, 2218 Abſ 1. 

2. Verzinſungspflicht. Die Beſtimmung, die in gleicher Weiſe für den Verwahrer ($ 698) 
und den Vormund ($ 1834) gegeben iſt, bezieht ſich nur auf verwendetes Geld. Die tatſächliche 
Verwendung genügt zu ihrer Anwendung; die Beweislaſt für dieſe trifft den Auftraggeber. Die 
t erzinſungspflicht ſchließt weitergehenden Schadenserſatz bei Verſchulden des Beauf- 
ragten, ſei es aus dem Vertrage, ſei es aus unerlaubter Handlung, nicht aus. 


§ 669 
„ Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen?) Aufwendungen hat 
der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorſchuß zu leiſten !“). 
> er II 600; M 2 640; P 2 365. 5 
„Der Paragraph findet entſprechende Anwendung in den Fällen der 98 27 Abſz, 
8 Abſ 2, 675, 713, ferner $$ 1694 Abſ 1, 1835 Abſ 1, 1915 Abſ 1 (Beiſtand, Vormund und 
“genbormund, Pfleger). pe 
. Die erforderlichen Aufwendungen — ſ. darüber des näheren zu $ 670 — ſind die nach 
* Sachlage (objektiv) gebotenen. 6 
ein. Die Vorſchußpflicht entfällt, wenn fie mit der Natur des einzelnen Auftrags nicht ver⸗ 
inf far und deshalb als wegbedungen anzuſehen iſt; ſo bei der Übernahme einer Burgſchaft 
beta, Auftrags (f. zu $ 775). — Die Verweigerung des verlangten Vorſchuſſes 
echtigt den Beauftragten nur, von der Ausführung des Auftrags abzuſtehen (0 
du 00: fie gibt ihm aber kein Klagerecht auf die Leiſtung (Mot 2, 540) es ſei denn, daß 
(be ein Recht auf die Ausführung beftände, wie beim Dienſtverkrag ($ 675). So auch Planck Ai 
be r.). Verſchuldete Weigerung kann auch einen Schadenserſatzanſpruch des Beauftragten 
unbe. Die Verpflichtung des Beauftragten, von der Rotwendigkeit des Vorſchuſſes dem 
pf raggeber rechtzeitig Mitteilung zu machen, ergibt ſich aus $ 666. Eine Verauslagungs⸗ 
J oe des Beauftragten beſteht nicht, wenn er ſie nicht vertragsmäßig übernommen hat (RG 
= 08, 3244; Vorſchußpflicht im Falle der Beſtellung von Lotterieloſen zum gemeinſamen Spiel 
Wer. en von den andern beauftragten Mitſpieler; R 77, 29; der Gefälligkeitsakzeptant eines 
Vechſels braucht nicht mit Zahlung der Wechſelſumme dem Ausſteller gegenüber in Vorſchuß 
= aM des letzteren Sache iſt es, Deckung zu ſchaffen). Die Beweislaſt dafür, daß Vorſchuß 
geben iſt, trifft den Auftraggeber (RG SeuffA 61 Nr 81). 


9 670 
21 Wacht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags?) 
io wendungen 2), die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf ?), 
5 der Auftraggeber zum Erſatze verpflichtet!“). 
T 595 Abſ 1 II 601 Abf 1: M 2 541; P 2 365—869. 
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1. Entſprechende Anwendung: 98 27 Abſ 3, 86, 48 Abſ 2, 450, 547, 601, 675, 683, 
713, 994, 1694 Abſ 1, 1216, 1835 Abſ 1, 1915 Abſ 1, 1969, 1978, 2218 Abf 1. Selbſtverſtändlich 
enthält $ 670 nachgiebiges Recht (RG Warn 1919 Nr 60). Die Pflichten des Auftraggebers hin⸗ 
ſichtlich der Erſtattung der Aufwendungen beſtimmen ſich nach deutſchem Recht, wenn er in 
Deutſchland ſeinen Wohnſitz hat und nichts Gegenteiliges vereinbart oder aus den Umſtänden 
zu entnehmen iſt (RG L8 1922, 5122). 

2. Aufwendungen ſind freiwillige Opfer an Vermögenswerten, in erſter Linie Veraus⸗ 
gabungen an Geld, dann auch übernommene Verbindlichkeiten oder die Aufgabe eigener Forde⸗ 
rungen (durch Aufrechnung gegen Dritte Rh 122, 303; Warn 1912 Nr 19; vgl. auch ZW 1913, 
264°), Dazu gehören auch die Aufwendungen, die der Beauftragte zur Erfüllung des Auftrags 
ſelbſt machte (Zahlung an einen Dritten zur Erfüllung eines Zahlungsauftrags (RG 106, 28; 
95, 51; 28 1922, 512%); ſowie die Aufwendungen, die zwar nicht zum Zwecke der Ausführung 
des Auftrags gemacht wurden, aber eine notwendige Folge dieſer Ausführung waren (Umſatz⸗ 
ſteuer RG 75, 208). Dagegen nicht die Opfer an eigener Arbeitskraft und Abnutzung 
von Sachen; denn die letztere hat der Beauftragte dem Auftraggeber zur Verfügung geſtellt. 
Auch der Verluſt an Verdienſt während der dem Auftrage gewidmeten Zeit iſt der Regel nach 
nicht als Aufwendung zu betrachten, da mit der Arbeitskraft auch die Arbeitszeit in den Dienſt 
des Auftrags geſtellt ift; ein anderes kann aber unter Umſtänden aus der Sachlage als gewollt 
hervorgehen (RG 20. 1. 21 VI 415/20). Auch find — in entſprechender Anwendung von $ 1835 
Abſ 2 — Dienſte des Beauftragten, die feinem Gewerbe oder Berufe angehören, dann 
als Aufwendungen anzuſehen, wenn ſie in der Ausführung des Auftrags erforderlich werden, 
ohne daß dieſer ſie ſchon an ſich zum Gegenſtande hat (Prozeßführung durch einen Rechtsanwalt, 
die in einer übernommenen Vermögensverwaltung erforderlich wird; RG 20. 1. 21 VI 415/20). 
Zufällige Schäden, die der Beauftragte bei der Ausführung des Auftrags erleidet (ö3. B. 
infolge eines Reiſeunfalls), find nach der herrſchende Lehre als unfreiwillige Vermögensopfer 
keine Aufwendungen (RG JW 09, 3117; Hgig 1931 Nr 286). Für ſie kann der Auftraggeber 
nur im Falle eines Verſchuldens — ſo, wenn er die mit der Ausführung des Auftrags verbundene 
beſondere Gefahr kannte, den Beauftragten aber nicht darauf aufmerkſam machte (vgl. 8 694) — 
haftbar gemacht werden (Reh 23. 4.06 JV 380/05), oder wenn er ein Aufkommen für ſolchen Schaden. 
übernommen hat, was auch ſtillſchweigend geſchehen kann (RG 122 S. 298, 305; JW 1931, 3442 d 
RG 20. 12. 24 1V 392/24; Gruch 1927, 311). Kennt der Beauftragte die Gefahr, jo muß fie a 
von ihm übernommen gelten; denn wenn auch der Beauftragte der Gefahr ſich freiwillig aus⸗ 
geſetzt hat, ſo wird dadurch doch der Schaden, den dieſe im Erfolg herbeiführte, nicht zu einem 
gewollten Vermögensopfer (MG JW 09, 3117). Mit der Ausführung des Auftrags von ſelbſt ver⸗ 
bundene, notwendig oder doch mit größter Wahrſcheinlichkeit eintretende, deshalb von beiden Seiten 
vorauszuſehende Schaden — fo die Beſchädigungen an Körper und Kleidern bei Rettungstätigkeiten 
anläßlich eines Brandes oder in ähnlichen Lagen Einfangen eines tollwütigen Hundes ullv.) 25 
find indeſſen als freiwillige Aufwendungen anzuſehen (RG 94, 169; 96, 163; 98, 195; J 
1914, 676%; 23 1921, 2662; weitergehend Oertmann A 3, enger Staudinger A 6). Ein Schaden, 
der nicht dem Beauftragten, ſondern einem andern erwachſen ift, gehört nicht unter dieſe Vor 
ſchrift (RG 122, 305). 3 

3. Zum Zwecke der Ausführung des Auftrags: vorbereitende und bei der Ausführung de 
Auftrags ſelbſt im Dienſte der Geſchäftsbeſorgung gemachte Verausgabungen, dagegen nich 
allgemeine Geſchäftsunkoſten, die dem Beauftragten auch unabhängig von dem beſonderen Au 
trage entſtanden find (Bureauaufwand, Fernſprechgeſamtgebühr); doch find Einzelgeſpräche, 
gebühren für Benutzung eines Fernſprechers an der öffentlichen Fernſprechſtelle als Auſwend . 
gen anzuſehen. Zum Zwecke der Ausführung des Auftrags find auch ſolche Ausgaben aufgewende ’ 
die nicht unmittelbar zu dieſem Zwecke gemacht wurden, aber der Ausführung als notwendig 
10 % Aufwendungen nachfolgten (Zahlung der Umſatzſteuer nach einer Auflaſſung 
. 4. Nicht die erforderlich find, nicht die der Beauftragte für erforderlich hält, ſondern die 5 
ür erforderlich halten darf, die er ohne Verſchulden, bei vernünftiger und jorgfältig 
Überlegung für erforderlich halten konnte (Anwendungen RG 59, 207; 105, 52; Warn 13 
Nr 108). Ob die Tätigkeit den ns den Auftrag bezweckten Erfolg hatte, iſt gleichgültig! 
Warn 1919 Nr 60); es ſei denn, daß der Auftrag gerade nur in der Herbeiführung des Erfo 
beſtand (RG 30. 7. 20 170/20). aa 

5. Zum Erſatze: alfo zur Erſtattung der wirklich aufgewendeten Gelder, die Anfprü 25 
aus 88 670 u. 683 find Werterſatzanſprüche, RG 9. 2. 33 1V 336/32. Es iſt voller Werte im 
gleich zu leiſten, keine Umwertung nach Aufwertungsgrundſätzen, RG 126, 186. Da es ſich 80 
Auftrag nicht um einen gegenſeitigen Vertrag handelt, auf Grund deſſen das durch den ne 
rungsverfall geſtörte Gleichgewicht zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung wieder herzustellen 2 
ſondern um die einſeitige Pflicht zum Erſatz der Aufwendung, muß der wertmäßige denz 
gleich erfolgen und daher der ſinkende Geldwert berückſichtigt werden, es genügt nicht der zah + 
mäßig gleiche Betrag, RG ZW 1933 Nr 1314, ferner RG 120, 76 (bei Aufwendungen in Frem 
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währung). Ferner muß die Befreiung von den übernommenen Verbindlichkeiten (8257) erfolgen. 
Doch kann es dem Auftragsverhältniſſe entſprechen (kaufmänniſche Kommiſſton) oder in der 
Sachlage begründet ſein, daß die Löſung der Verbindlichkeiten durch den Beauftragten ſelbſt 
erfolgt und der Auftraggeber dieſem dafür Deckung leiſtet (RG 47, 118; 55, 86; 56, 93). Der 
Bürge, der im Auftrage des Schuldners die Bürgſchaft übernommen hatte, erlangt mit der Be⸗ 
ſriedigung des Gläubigers unabhängig von dem Rechte aus § 774 den Anſpruch auf Erſtattung 
des Aufge wendeten nach $ 670 (RG JW 07, 8318); vor der Befriedigung des Gläubigers hat er 
emen Befreiungsanſpruch nur nach Maßgabe des $ 775. Über den Anſpruch aus der Einlöſung 
Ae aus Gefälligkeit angenommenen Wechſels |. RG 77, 29; ZW 08, 41018. Der Erſatz der 
aalftvendungen ift von der vollendeten Ausführung des Auftrags nicht abhängig (RG LZ 1912, 
9260), bez. des Zwiſchenſpediteurs (RG 109, 85). — Der Beauftragte hat die Beweislaſt 
ar Aufwendungen; Sache der Einrede des Auftraggebers iſt der Beweis, daß dieſe etwa aus 
Mitteln geleiſtet ſeien, die er dem Beauftragten gegeben, oder daß ſie aus den vom Beauftragten 
zogenen Einnahmen zu leiſten ſeien (RG SeuffA 61 Nr 81; 13. 5. 06 VI 431/05; 13. 10. 06 
1616/05). — Der Auftraggeber iſt dem Beauftragten nach § 256 zur Verzinſung der Auf- 
dendungen verpflichtet (RG Warn 1921 Nr 121); der Beauftragte hat wegen ihrer das Zurück⸗ 
behaltungsrecht nach § 273. Wenn der Auftraggeber in Deutſchland feinen Wohnſitz hat, 
ſtimmen ſich ſeine Pflichten nach deutſchem Recht (RG 81, 274; 95, 105; 96, 263). 
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) Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit widerrufen 2), von 
em Beauftragten jederzeit gekündigt werden ) 4). 1 
Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, daß der Auftraggeber für 
ie Beforgung des Geſchäfts anderweit Fürſorge treffen kann, es ſei denn, 

85 ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt’). Kündigt 
r ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er dem Auftraggeber den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
et ein wichtiger Grund vor, ſo iſt der Beauftragte zur Kündigung auch 
un berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat 5) e). 
E 597, 598 II 602; M 2 543-547; P 2 370, 371. 


2 Entſprechende Anwendung findet der Paragraph in den Fallen der 98 27 Abſi, 
der © 2, 712 — hier nur in feinen Abſ 2 u. 3 —, ſowie mit Abſ 2 in den Fällen des $ 675, ſofern 
pe tenit« oder Werkvertrag ohne Kündigungsfriſt kündbar ift; im übrigen gelten für den Dienit- 
9671 die 96 620629, für den Werkvertrag die 88 649, 643. Auf den Schieds vertrag findet 
Echt wegen deſſen eigenartiger Natur, |. zu $ 662 A 1, keine Anwendung (RG 59, 247). Der 
laſſer kann nicht durch einen für den Erben unwiderruflichen Auftrag einem Dritten die Ver⸗ 
ſchen 9. eines Teils ſeines künftigen Nachlaſſes übertragen. Dazu bedarf es einer teſtamentari⸗ 
1 Anordnung, NG 139, 41. 5 us 
Vert Das uneingeſchränkte Widerrufsrecht liegt im Weſen des Auftrags als eines perſönlichen 
ö . euenöberhältnifies; es kann deshalb vom Auftraggeber nicht darauf verzichtet werden. 
Wide für das frühere Recht RG 3, 186 (GR). Der Verzicht iſt nichtig (RG 30, 124). Das 
> er ufötecht wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß mit dem Auftrage eine treuhänderiſche 
Auftr agung von Rechten an den Beauftragten erfolgt iſt (R 53,416). Der Widerruf des 
egen hat in ſolchem Falle nicht ohne weiteres das Erlöſchen der Übertragung zur Folge; er 
68 gt nur die Verpflichtung des Beauftragten, das Recht zurückzuübertragen; der Schuldner 
imredcetretenen Rechtes kann ihm gegenüber, wenn er von der Sachlage Kenntnis hat, die 
Reiten der Argliſt haben (RG Lg 1917, 389). Anders, wenn die Abtretung zwar zum Zwecke der 
iegt eibung der Forderung, aber im Intereſſe des Nachgläubigers (Zeſſionars) erfolgte; hier 
auf dan ſe weit ein Auftragsverhältnis nicht vor, ſondern lediglich ein Vollmachtsverhältnis, 
Idas $ 168 Anwendung findet (RG aaO. in Verbindung mit 59, 190, ſowie 13. 12. 07 
Auftrage dgl. aber auch Rh Warn 1913 Nr 186; |. Anm 1 zu $ 662). Die Vollmacht, der ein 
Wa ragsverhältnis zugrunde liegt, iſt ſchlechthin widerruflich; fie erliſcht mit dem Auftrage (RG 
an 1912 Nr 369 u. 413). 
auf Auch der Beauftragte Tann das Auftragsverhältnis jederzeit einſeitig löſen, doch kann er 
verbleib ihm zustehende jederzeitige Kündigungsrecht wirkſam verzichten (Abſ 2); auch dann 
des Kü t ihm aber das Recht der Kündigung wegen eines wichtigen Grundes (Abſ 3). Anwendung 
esel ndigungsrechts für den Kreditauſtrag $ 778: RG 51, 120. Der einer armen Prozeßpartei 
wege 8 Rechtsanwalt hat weder ein jederzeit ausübbares Kündigungsrecht, noch ein ſolches 
ihn 75 eines wichtigen Grundes; die ihm auferlegte öſſentlich⸗rechtliche Vertretungspflicht hindert 
aan; ebenſo wie er nicht von vornherein die Wahrnehmung der Rechte der armen Partei 
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ablehnen, ſondern nur mit einem Antrage an das Gericht die Wie deraufhebung feiner Beſtellung 
en kann, kann er auch das Auftragsverhältnis nicht einfeitig kündigen (NG Warn 1914 
r 204). 

4. Widerruf wie Kündigung find einſeitig empfangsbedürftige Willenserklärungen (R® 61, 
125), eine Form iſt nicht nötig. Die Anwendung des $ 130 ſchließt nicht aus, daß die Erklärung 
nicht auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. Ob bei mehreren Auftraggebern wie 
mehreren Beauftragten Widerruf und Kündigung von allen und an alle erklärt werden müſſen, 
hat ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles — Teilbarkeit oder Unteilbarkeit des Auftrags 
und feiner Ausführung — zu richten (beſtr., Dernburg $ 298 A 2 und Oertmann A 20 nehmen 
bei mehreren Auftraggebern an, daß die Erklärung von allen und an alle erfolgen müſſe; wie 
hier M2, 544). Ob die Kündigung auch unter einer Bedingung erfolgen kann, iſt 
beſtritten. M2 S. 544 u. 547 nehmen die Zulaſſigkeit eines aufſchiebend bedingten Wider- 
rufs an, nicht aber die einer bedingten Kündigung, da die Kündigung dem Auftraggeber 
Gewißheit über die Aufhebung des Auftrags geben müſſe. So auch Staudinger A3; Planck 
A ab; a. M. Oertmann A 2b. Aber nicht jede Bedingung wird bie Gewißheit ausſchließen; es 
iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles, ob die bedingte Kündigung als eine wirkliche Kündi⸗ 
gung wird angeſehen werden können. 25 

5. Unzeitig iſt die Kündigung, die dem Auftraggeber nicht die Möglichkeit anderweitiger 
Fürſorge für das Geſchäft beläßt. Sie verpflichtet den Beauftragten zum Schadenserſaße. 
Wichtige Gründe, die eine auch unzeitige Kündigung rechtfertigen, ſind Krankheit oder ſonſtige 
ernſtliche Behinderung an der Ausführung des Auftrags. Auch Ehrverletzungen ſeitens des 
Auftraggebers (vgl. § 71 HGB) können als ſolche in Betracht kommen. 

6. Ein vollzogener Auftrag kann nicht mehr widerrufen werden. Die bereits entftande- 
nen Anſprüche werden durch den Widerruf ebenfalls nicht beſeitigt. Der Widerruf gilt immer 
nur für die Zukunft (RG 21. 5. 24 V 922/22). 
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) Her Auftrag erliſcht im Zweifel 2) nicht durch den Tod 3) oder den Eintril 
der Geſchäftsunfähigkeit ) des Auftraggebers. Erliſcht der Auftrag, ſo iR 
der Beauftragte, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die 
ſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis der Erbe oder der geſetz 
liche Vertreter des Auftraggebers anderweit Fürſorge treffen kann 5); der 
Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend ®) 7). 

E 1 599, 600 IT 603; M 2 547540; P 2 371373. 

1. Der Paragraph iſt entſprechend anwendbar in den Fällen des § 675. 5 13 

2. „Im Zweifel“ bedeutet hier wie überall, daß der Satz eine Auslegungsregel gibt; falle 
In 95 a Parteiwillen (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) erhellt, tritt die Vermutung 
na 72 ein. 

3. Die Vermutung, daß der Tod des Auftraggebers den Auftrag nicht zum Erlöſchen bung 
greift auch dann Platz, wenn die ſonſt berufenen Erben die Erbſchaft ausſchlagen und de Nene 
Erbe wird (MG 30. 5. 07 VI 366/06). — Entſprechendes wie beim Tode der phyſiſchen Perl fr 
muß auch für den Fall der Auflöſung der juriſtiſchen Perſon gelten, ſofern das 100 
getragene Geſchäft für die Liquidation der juriſtiſchen Perſon noch ein mögliches Intereſſe en 
{RS 81, 153; a. M. Oertmann A 1). — Der Satz des $ 672 gilt an ſich auch für eine mit 280 
Auftrage verknüpfte Vollmacht ($ 168), auch eine Generalvollmacht (RG 22. 3. 29 11 3 iche 
If jedoch für dieſe geſetzlich eine öffentliche Urkunde erfordert, fo tritt für die rechtsgeſchäft he 
Tätigkeit des Beauftragten, zu der die Vollmacht ermächtigt, die Vermutung des $ 672 nicht den 
die Vollmacht muß alsdann, um über den Tod des Vollmachtgebers hinaus zu wirken, für um 
Machtgeber und deſſen Erben ausgeſtellt fein (RG 88, 348; RSA 8, 263). Handelt es ſich auf 
die Übermittlung einer ſchenkungsweiſe zuzuwendenden Leiſtung, fo kann die Berufung a 
$ 672 allein die Schenkung nicht rechtsgültig machen, ſofern es nicht zu deren Vollziehung ge 
kommen iſt (RG 83 S. 223, 230). der 

4. Geſchäftsunfähigkeit $ 104. Das gleiche gilt natürlich auch von der Beſchränkung den 
Geſchäftsfähigkeit. Ebenſo wird der Wegfall des geſetzlichen Vertreters, De 
Auftrag erteilt hat, ſei es, daß nunmehr der Vertretene oder ein anderer geſetzlicher Ver all 
an ſeine Stelle tritt, im Zweifel den Auftrag nicht zum Erlöſchen bringen (a. M. für den Wegf 
des Vormunds Au § 298 16). 

5. Treffen kann, auch wenn er ſie nicht getroffen hat. ; 

6. Der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend: er beſteht alſo, auch wenn das nufene 
verhältnis durch den Tod des Auftraggebers oder die ihm gleichſtehenden anderen Umſt nden 
nach dem Parteiwillen erloſchen iſt, jedenfalls beſchränkt für die einen Aufſchub nicht vertragen 
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Tätigkeiten (Notbeſorgung) weiter. Auch davon abgeſehen, beſteht er weiter, bis der Beauf⸗ 
tragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt hat oder erlangt haben muß ($ 674). 

7. Die Wirkung des Konkurſes des Auftraggebers iſt in 88 23 Abſ 1, 27 KO behandelt. 
Danach erliſcht durch die Konkurseröffnung der Auftrag, ſofern er ſich nicht auf das außerhalb 
der Konkursmaſſe verbleibende Vermögen des Gemeinſchuldners bezieht. Erliſcht er, ſo ſoll 
$ 672 Satz 2 entſprechende Anwendung finden. Der Beauftragte wird nach § 27 KO, ſoweit 
er im Sinne des $ 672 Satz 2 BGB öauch nach dem Erlöſchen des Auftrags für deſſen Ausführung 
tätig geweſen iſt, Maſſegläubiger ($ 59 Nr 2 KO); eine weitere Tätigkeit nach Maßgabe des 
9674 macht ihn dagegen zum Konkursgläubiger. Der Beauftragte ſchuldet ſeinerſeits zur Maſſe, 
was er nach der Konkurseröffnung noch in Ausführung des Auftrags eingenommen hat (RG 
53,327; 82, 400). 


8 673 


U) Der Auftrag erliſcht im Zweifel durch den Tod des Beauftragten 2). Er- 
liſcht der Auftrag, ſo hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem Auftraggeber 
unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden 

die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis der Auftrag- 
geber anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt inſoweit als fort⸗ 
beſtehend a). 

E 1 601; II 604; M 2 549, 550; P 2 373, 374. 

1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung im Falle des $ 675, mit Satz 2 
auch im Falle des $ 2218 Abſ 1 (Teſtamentsvollſtrecker). 

Tode Umgekehrt wie im Falle des Todes des Auftraggebers ſtellt das BGB für den Fall des 
Todes des Beauftragten die Auslegungsvermutung („im Zweifel“) auf, daß dieſer den Auftrag 
zum Erlöſchen bringe. Die gegenteilige Vereinbarung ift alſo zuläffig (RG 9. 12. 02 III 278/22). 
En Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit des Beauftragten ift nicht erwähnt; die Auslegungs⸗ 
gel des 9 673 paßt dafür nicht ohne weiteres. Der Auftrag erliſcht hier in der Regel, 
0 die Ausführung des Auftrags dem geſchäftsfähigen Beauftragten nicht mehr möglich ift. 

a8 gilt jedenfalls von einer rechtsgeſchäftlichen Tätigkeit ($ 275); anders bei tatſächlichen Leiſtun⸗ 
gen geringerer Art. Die bloße Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit wird dagegen in der 
Giebel auf den Auftrag keine Wirkung äußern (vgl. § 165); es kommt hier jedoch auf die Art der 
bochäftabeſorgung an; auch der Konkurs des Beauftragten iſt ohne Einfluß. Es genügt hier 


na 95 Widerrufsrecht des Auftraggebers und das Kündigungsrecht des Beauftragten 
1. 


J. Der Fortſetzungspflicht (Notbeforgung) des 8 672 ſchließt ſich hier für den Erben des 
auftraten 12 die Verpflichtung einer unverzüglichen — d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern zu 
5 attenden ($ 121) — Anzeige von dem Tode des Beauftragten an; in beiden Beziehungen 
el ſich das Auftragsverhältnis fort, und der Erbe macht ſich durch Verſäumung beider Pflichten 
r den Schaden haftbar. 


9 674 


Erliſcht der Auftrag in anderer Weiſe als durch Widerruf ), fo gilt er 
ugunſten des Beauftragten 2) gleichwohl als fortbeſtehend, bis der Beauf- 
ragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen muß!“). 

ET 603 II 605 M 2 558, 564; P 2 376. 

* Entſprechend anwendbar bei $ 675 und $ 2218 Abſ 1 (Teſtamentsvollſtrecker). 
uni Die geſetzliche Unterſtellung des § 674 („gilt“) behandelt den erloſchenen Auftrag zu⸗ 
geben des gutgläubigen Beauftragten, der von dem das Erlöſchen bewirkenden Umſtande keine 

ente erlangt hat und ihn auch nicht kennen muß, ſo lange als fortbeſte hend, bis dieſe 
für ini oder das Kennenmüſſen eingetreten iſt, unbeſchadet des Fortbeſtehens des Auftrags 
1 857 Notbeſorgung der §8 672, 673, die erſt eintreten kann, wenn der Beauftragte das Erlöſchen 
Der Juftrags kennt. Dagegen gilt der Fortbeſtand nicht zum Nachteil des Beauftragten. 

Auftraggeber und deſſen Erben, im Falle, daß der Tod des Auftraggebers den Auftrag zum 
tragd zen brachte, müſſen daher die in der Zwiſchenzeit vom Beauftragten zur Ausführung des Auf⸗ 
fene gorgenommenen Handlungen als im Auftrage enthalten gelten laſſen und dem Beauftragten 

1 75 Aufwendungen nach § 670 erſtatten. Dagegen haben fie, bis auf die Fälle der 8 672, 673, 
laſſn echt auf die weitere Tätigkeit des Beauftragten und können ihn nicht wegen deren Unter⸗ 
Auaſig auf Schadenserſatz in Anſpruch nehmen. Wohl aber wegen ſchuldhaft vertragswidriger 

führung der Auftragstätigkeit. — Von der geſetzlichen Unterſtellung ift nur der Fall des 


3 
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Widerrufs ſeitens des Auftraggebers ausgenommen (A 3). Sie gilt alſo auch für die eigene 
Kündigung des Beauftragten, ſolange dieſer von ihrem Empfange durch den Auftraggeber ($ 130) 
noch nichts wußte oder wiſſen konnte. Sobald er nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge an⸗ 
nehmen muß, die Kündigung ſei zugegangen, erliſcht das Recht des Beauftragten, die Geſchäfte 
weiterzuführen. Für den Fall des Konkurſes des Auftraggebers beſtimmt § 23 Abſ 1 KO die 
u Anwendung des $ 674. Der Beauftragte wird Konkursgläubiger (8 27 KO). Vgl. 

7 zu § 672. 

3. Der Widerruf ($ 671) iſt von der Regel des § 674 ausgenommen, weil er erſt wirkſam 
wird, wenn er dem Beauftragten zugegangen iſt ($ 130), dieſer mithin regelmäßig davon Kenntnis 
hat. Das Merkmal des Zugehens (R& 50, 191; ſ. zu $ 130) läßt indeſſen die Möglichkeit offen, 
daß im Einzelfalle der Beauftragte von dem Widerruf, obwohl er ihm zugegangen iſt, dennoch 
weder Kenntnis hat, noch haben müßte. Eine Ausnahme von der Behandlung des Widerrufs 
in 8 674 kann dies nicht begründen; dem Beauftragten ſtehen dann nur die Rechte des 
auftragsloſen Geſchäftsführers (88 677ff., insbeſondere $ 683) zu. Für den Fall des bedingten 
Widerrufs — der Beauftragte hat von dem Eintreten der Bedingung ohne Verſchulden keine 
Kenntnis erhalten — wollen M2, 554 und Prot 2, 375 dieſe Ausnahme nicht Platz greifen laſſen. 
Dem wird zuzuſtimmen ſein; denn der Auftrag erliſcht hier nicht ſchon durch den Widerruf, 
ſondern erſt durch den Eintritt der Bedingung, und die Kenntnis oder Nichtkenntnis von deren 
Eintritt iſt richtigerweiſe, auch im Sinne des Geſetzesgedankens des $ 674, der Kenntnis oder 
Nichtkenntnis jeder andern das Erlöſchen des Auftrags bewirkenden Tatſache gleichzuſtellen. 

4. Die Kenntnis oder das Kennenmüſſen hat der Auftraggeber zu beweiſen. 


8 675 


Auf einen Dienſtvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geſchäftsbeſor 
gung zum Gegenſtande hat ), finden die Vorſchriften der 88 663, 665 bis 670, 
672 bis 674 2) und, wenn dem Verpflichteten das Recht zuſteht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt zu kündigen ), auch die Vorſchriften des § 671 Abf 2 
entſprechende Anwendung ) 5). 

G II 567 Abſ 1, 606; P 2 376, 

1. „Der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat.“ Aus dieſer Ausdrucksweiſe des 
Geſetzes ergibt ſich, daß nicht alle Dienſt⸗ und Werkverträge unter $ 675 fallen können und da 
der Begriff der Geſchäftsbeſorgung nicht mit der Leiſtung eines Dienſtes oder 
der Herſtellung eines Werkes zuſammenfällt. Siehe über den Begriff Vorbem 2 bor 
$ 662; nach der dort gegebenen Begriffsbeſtimmung iſt Geſchäftsbeſorgung eine ſelbſtändige 
Tätigkeit wirtſchaftlicher Art, die für einen andern und in deſſen Intereſſe vorge⸗ 
nommen wird, im Gegenſatz zu Dienſten, die keine ſelbſtändige Betätigung des Willen 
und der Überlegung fordern, ferner zu Dienſten, denen eine Beziehung zu dem Dr 
mögen des Geſchäftsherrn fehlt, endlich zu Dienſten und Tätigkeiten, die nur an einen 
andern, nicht für ihn, geleiſtet werden; vgl. eingehend hierzu Planck A 2. Während er 
ſich beim Auftrag aber um unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung handeln muß, kommen hier bi 
entgeltlichen Beſorgungen als Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags in Frage. Bud 3 
Gruppe der nach $ 675 zu behandelnden Verträge gehören nach der Rechtſprechung die 71 15 
keiten des Rechtsanwalts, ſei es als Prozeßbevollmächtigten, ſei es als Beraters 9910 
75, 987 85 S. 225 u. 306; 87, 187; 88, 342; 139, 358; JW 08, 44710; 09 S. 2174 u. 49610; 19 5 
S. 29455 u. 3325; 1911 S. 53710 u. 7095; 1912, 86018; 1914 S. 728 u. 77°, 4684 u. 87010; 191 
509°; 1916, 12725; 1917 S. 1022, 4626 u. 9674; 1918 S. 9011; HRR 1933 Nr 986; 1932 Nr! 09 
(betr. Steuerfragen). — Gegenfall zur vorigen Entſcheidung —, 131%; Warn 08 Nr 95293 
Nr 352; 1913 Nr 413; 1914 Nr 41 u. 204; 1916 Nr 198 u. 247; 1918 Nr 75; 1920 Nr 195; 11 
1918, 410). Der Vertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Partei iſt regelmäßig Dienſtvertrag u. 
ausnahmsweiſe Werkvertrag, wenn ein herbeizuführender Erfolg ſein Gegenſtand ift (RG 110 
223; JW 1914, 6424; Warn 1918 Nr 75; vgl. auch RG 115, 185); mehrere mit einer Vertreten 
beauftragte und zur gemeinſamen Ausübung des Anwaltsberufs verbundene Rechtsme ten 
find innerhalb der Berufstätigkeit geſamtſchuldneriſch verpflichtet, nicht dagegen bei Auskünf U- 
über nicht berufliche Dinge (RG 85, 306; 88, 342; JW 1914, 774; Warn 1917 Nr 15). Se 
pflicht des Rechtsanwalts der Partei gegenüber bei Führung der Friſtenkalender (NG JW 19 4 
143). Der Rechtsanwalt hat auch die Pflicht, den Richter auf einen Irrtum aufmerlſan ) 
machen (RG 23. 4. 15 III 541/14). Wird gegen den Rechtsanwalt ein Schadenserſatzanſpr 
geltend gemacht, weil er den Klaganſpruch nicht rechtzeitig erhöht hat, hat das Gericht 1 
zuprüfen, ob der Anſpruch nach ſeiner Anſicht begründet iſt (RC 91, 164; 117, 2933 82 
in HRR 1934 Nr 251). Ferner die Tätigkeiten des Notars, jedoch nach neuer, auf ß et 
85; 85, 409 eingeſtellter Rechtſprechung nur inſoweit, als feine Dienfte als rechtskundig 
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Berater in Frage kommen, nicht ſoweit er als Beamter bei der Beurkundung von Rechtsge⸗ 
ſchäften tätig iſt (NG Warn 1920 Nr 196 u. 197); die Amtspflicht kann nicht zugleich Gegenſtand 
vertraglicher Bindung ſein (RG 49, 269; 85 S. 225 u. 409; 95,214; JW 1914, 87016; 1916, 
11165; 1918, 9011; 1920, 378%; Warn 1915 Nr 234 u. 235; 1916 Nr 276; 1917 Nr 138; 1918 
226); zur Grundbucheinſicht iſt der Notar nur auf Grund beſonderen Vertrags verpflichtet 
( 95, 299). Nicht gehören unter $ 675 die Tätigkeiten des Gerichtsvollziehers, wie in Ab⸗ 
änderung von RG 16, 396 die BZS in RG 82, 85 entſchieden haben. Weiter find nach $ 675 
du behandeln die Aufträge zur Vertretung von Gläubigern in der Zwangsverſteigerung gegen 
Vergütung (NG 57, 392; Warn 09 Nr 204); die Tätigkeiten in Treuhänderverhältniſſen (Natur 
8 Verhältniſſes: RG 84, 214; 91, 12; JW 1915, 92716, 1918, 3814, Warn 09 Ni 84; 1919 
b 82); die Tätigkeit des Schiedsrichters, wenn fie entgeltlich iſt; das Vertragsverhält⸗ 
zus beſteht hier zwiſchen den ſtreitenden Parteien einerſeits und dem Schiedsrichter ander⸗ 
eis, mag auch feine Ernennung nur von einer Partei erfolgt ſein; beiden haftet er für ordnungs⸗ 
mäßige Erfüllung, beide geſamtſchuldneriſch ihm für die Vergütung; ob eine ſolche zu bean⸗ 
bruchen iſt, beſtimmt ſich nach 98 612, 632 (RG 94, 210). Weiter die Tätigkeiten der Banken 
RG ZW 1914, 8307), insbeſondere bei der Abwicklung von Giro⸗ und Zahlungsaufträgen (RG 
‚329; Warn 1910 Nr 108), Auftrag einer Aktreditivzahlung (RG 114, 270), bei der Ver⸗ 
Wahrung und Verwaltung von Wertpapieren (RG Warn 1917 Nr 204); die Tätigkeit einer 
Zeichenſtelle bei der Ausgabe von Aktien (RG JW 08, 48022); die Tätigkeit eines Intereſſen⸗ 
‚Nberbandes für die Intereſſen feiner Mitglieder (RG Gruch 66, 222); die Tätigkeiten der Auf⸗ 
ſichsrate von Aktiengeſellſchaften (RG IW 1913, 38115); Inkaſſoaufträge (RG JW 06, 109); 
A Dienſte der Liquidatoren (NG Warn 1913 Nr 160); des Patentanwalts (RG 69, 26); des 
genten (RG 63, 69; ZW 1912, 7312); des Kommiſſionsverlegers (RG JW 1912, 54526), des 
unſthändlers beim kommiſſtonsweiſen Verkaufe von Kunſtgegenſtänden ch 83,201) und des 
ammiſſionärs überhaupt (vgl. § 396 Abſ 2 HGB); desgleichen des Spediteurs (§ 407 Abi 2 
(N Sanierungs- und Finanzierungsverträge (RG 72, 179); der Poſtanweiſungsvertrag 
li 6 41 S. 102, 108); das Vertragsverhältnis zwiſchen Stadtgemeinden als Eigentümern öffent- 
nt Krankenhäuſer und den gegen Entgelt verpflegten Kranken (RG 83, 71). Der Heraus- 
Zw ebertrag kann ein Dienftvertrag fein, der eine Geſchäftsbeſorgung darſtellt (RG 113, 70). 
bers elhaft, ob nicht reiner Dienſtvertrag und die Leiſtung der Dienſte nicht als dem Geſchäfts⸗ 
Ra des Auftraggebers angehörend anzuſehen find (R& 115, 361). Nicht zuzuſtimmen iſt 
N 107, 136, wenn es das Auszahlungsgeſchäft als Geſchäftsbeſorgung auffaßt, Ruzek, Die 
echtsnatur des Kaufs einer Auszahlung (1933) S. 20. 
li c Entſprechend anwendbar find hiernach: § 663 (Ablehnung des Auftrags durch den öffent- 
kun git Geſchäftsbeſorger), $ 665 (Abweichung von den Weiſungen des Auftraggebers), $ 666 (Aus⸗ 
den flicht des Beauftragten), $ 667 (Herausgabepflicht des Beauftragten), § 668 (Verzinſung 
(Erttendeten Geldes durch den Beauftragten), $ 669 (Vorſchußpflicht des Auftraggebers), $ 670 
Ar. ſabpſücht des Auftraggebers für Aufwendungen), $ 672 (Tod oder Geſchäftsunfähigkeit des 
Auſteacgebere) $ 673 (Tod des Beauftragten), $ 674 (geſetzliches Fortbeſtehen eines erloſchenen 
0 aft Anwendbar iſt auch als Beſtimmung grundſätzlichen Charakters $ 664 Abſ 1 Satz 2 
Wang ür Verſchulden bei geſtatteter Übertragung der Geſchäftsbeſorgung: RG 78, 310; 
ent — 1920 Nr 8); nicht dagegen $ 664 Abſ 1 Satz 1 u. Abſ 2 (j. die Anm 1 zu $ 664). ft die 
5 liche Geſchäftsbeſorgung ein Dienſtvertrag, kommt $ 613 zur Anwendung. — Ferner iſt 
S. ger entſprechenden en 9671 (Widerruf des Auftrags) im allgemeinen ausgenommen. 
1 671 A1 und die folgende Anmerkung. { 
für d. S. $8 623, 626, 627; in $ 627 Abſ 2 iſt eine dem § 671 Abſ 2 entſprechende Beſtimmung 
en dort behandelten Fall des Dienſtvertrags bereits gegeben. 5 
Rech is ulſprechende Anwendung, d. i. ſoweit die hier angezogenen Beſtimmungen auf das 
erscheine rheltnis des Dienſt⸗ und Werkvertrags in der Geſtaltung des Einzelfalls anwendbar 
Geſe men (. Prot 2, 377). Wenn dies zutrifft, gehen die Beſtimmungen der in $ 675 bezeichneten 
bare! vorſchriften über den Auftrag den auf das Rechtsverhältnis im allgemeinen anwend⸗ 
des $ 6. u. 7. Titels vor. Über die entſprechende Anwendung des 9 666 ſ. A 3 dort, über die 
5 670 die folgende Anmerkung am Schluſſe. 5 
27 K Fur den Fall des Konkurſes des Dienſtherrn oder Werkbeſtellers gelten die 85 23 Abſ 2 
Eröffn,, Ter auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichtete Dienſt. oder Werkvertrag erliſcht durch die 
Unten des Konkurſes. Soweit nicht die Notbeſorgung des § 672 Satz 2 oder die geſetzliche 
die stehung des 8 674 Plat greifen, die dem Dienſtpflichtigen oder Werkmeiſter im erſten Falle 
der 990 hte von Maſſegläubigern, im zweiten die von Konkursgläubigern verleihen, kann nach 
oder unürseröffnung ein Anſpruch für fie nicht mehr entſtehen. War, wie beim Werkvertrage 
des z nturvertrage ($ 88 HGB), die Vergütung erſt mit der Vollendung des Werkes oder 
gediehe 8 verdient und war dieſes bis zur Eröffnung des Konkurſes nicht zur Vollendung 
ſprechen z SO Üt die vertragsmäßige Vergütung verloren (Ach 63, 69). Mit Rückſicht auf die ent- 
anzunen de Anwendbarkeit des § 670 auf die Dienſt⸗ und Werkverträge des $ 675 iſt an ſich wohl 
ehmen, daß wegen der für die Geſchäftsbeſorgung gemachten Aufwendungen auch in 
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ſolchem Falle Erſatzanſprüche erhoben werden können; doch wird der Regel nach bei Werk⸗ und 
Agenturverträgen die vereinbarte Vergütung (vgl. $ 90 HGB, § 652 BGB) zugleich als Entgell 
für die Aufwendungen zu betrachten und deshalb ein Anſpruch auf deren Erſatz außerhalb det 
vertragsmäßigen Vergütung und abgeſehen von dem Eintritte des Erfolgs nicht gegeben ſein. 


8 676 


Wer einem anderen einen Nat oder eine Empfehlung !) erteilt, ift, unbe“ 
ſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnis ?) oder einer unerlaubten Hand 
lung ) ergebenden Verantwortlichkeit, zum Erſatze des aus der Befolgung 
des Nates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens nicht verpflichtet ')- 

GI 604 II 607; M 2 554, 555; P 2 380, 664. r 

1. Der $ 676 bezweckt zum deutlichen Ausdrucke zu bringen, daß die Erteilung eines Rates 
(zu einer Handlung) oder einer Empfehlung (empfohlen wird eine Perſon, eine Sache, ein Gee 
ſchäft), zu denen weiter die Erteilung einer Auskunft (über eine Perſon, z. B. nach 9 
8 73 oder Sache oder eine Sach- oder Rechtslage) hinzuzuzählen iſt, R JW 1980, 25, DER 
Regel nach keine Rechtspflichten begründen, da der Erteilende „damit keine Garantie 
pflicht übernehmen, ſondern nur eine Gefälligkeit erweilen will“ (Prot 2, 380; RG JW 1904 
3631; RG 1. 12. 21 VI 276/21); der Beratene, Empfehlungs- oder Auskunftsempfänger fol 
ſelbſt nachprüfen. Daß Rat, Empfehlung und Auskunft, wenn fie in einem Vertragsverhältniſſe 
erteilt worden find, oder dadurch eine unerlaubte Handlung begangen worden ift, nach Mußg 
des Vertrags oder der unerlaubten Handlung zum Schadenserſatze verpflichten, berſteht ſich von 
ſelbſt und iſt im Geſetze nur als Gegenſatz zur Regel und zu deren Abgrenzung hervorgehoben, 
Die Anlehnung der Beſtimmung an den Titel zum Auftrage entſpringt dem Gedanken, daß © 
ſich bei Rat, Empfehlung und Auskunft wie beim Auftrage um eine im Intereſſe eines ande 
auf deſſen Veranlaſſung entwickelte Tätigkeit handelt. Eine Geſchäftsbeſorgung iſt die Erteilung 
eines Rates, einer Empfehlung oder einer Auskunft, auch wenn ſie durch Vertrag übernomm d 
ift, nicht; fie iſt vielmehr dann eine Dienftleiftung an, nicht für einen andern. Wohl aber In 
die Beſchaffung eines Rates uſw., die Erkundigung für einen Dritten, Geſchaftsbeſorgunge 
(RG JW 1910, 80822). S. die Vorbem vor $ 662. 8 1 

2. a) Der Rat, die Empfehlung oder die Auskunft können der Haupt⸗ oder einzige Geng 
ſtand des Vertrags fein (Vertrag auf Ratserteilung), fie konnen ſich auch als Nebenverpflichtu 
aus einem allgemeinen Vertragsverhältnis ergeben (Vertrag mit Ratserteilung); der Ver 5 
kann ein unentgeltlicher (auftragähnliches Verhältnis) oder ein entgeltlicher (Dienſt⸗ oder — — 
vertrag) ſein. Er kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchloſſen werden; nur muß gegen 2 
der Regel des $ 676 ein Verpflichtungswille deutlich erkennbar fein, und ein iu knen 
Vertragsſchluß durch die Erteilung des verlangten Rates iſt deshalb regelmäßig nur anzune Ho 5 
wenn die Erteilung von Rat oder Auskunft zu den Berufsgeſchäften des Erteilenden 5 aus) 
(Anwalt ſauch über ſteuerrechtliche Fragen, RG 17. 6.32 JI1 330/31], Arzt, Auskunftei, Bann 
oder entgeltlich erfolgen ſoll (RG 52, 365 u. JW 05, 13816). In der erſteren Entſcheidung ame 
wenn ein Rechtsanwalt von einer Perſon um Erteilung einer Auskunft an einen Dritten 
gegangen war und daraufhin dem letzteren dieſe zugehen läßt, ein ſtillſchweigender Ver mit 
ſchluß auch zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem Dritten angenommen worden. Dageg edit 
beachtlichen Gründen Laband, DIE 03, 262. Auskunft über andere Perſonen und ihre 15 (Rh 
würdigkeit zu erteilen, gehört weder zu den gewerblichen Geſchäften eines Bankkaufmann? ME 
JW 1910, 80822; Warn 1916 Nr 307), noch zu den Verufsgeſchäſten eines Rechtsanwalt acht 
20. 5. 12 VI 416/11); durch die Erteilung werden Vertragspflichten der Regel nach da enzen 
begründet. Wenn ſich im Bankverkehr die Gewohnheit herausgebildet hat, in gewiſſen € hält 
Auskunft zu erteilen, ſo kann dieſe Erteilungsmöglichkeit zum Inhalt des Vertrage teil, 
niſſes zwiſchen Kunde und Bank werden, und die Bank haftet, wenn fie die Auskuuſt achten 
dann auch für die Richtigkeit, RG JW 1930, 255; NG 47, 125; 65, 141; 67, 394. Zu De htich 
iſt aber immer, daß die Bank nicht verpflichtet zur Auskunfterteilung ift und daß fie name Br 
Geſchäftsgeheimniſſe ihrer anderen Kunden nicht preisgeben darf. Banken find keine 
kunfteien, RG 126, 50. Selbſtverſtändlich kommt es nur auf das Vertragsve nag Ver⸗ 
zwiſchen der Bank und dem Auskunft heiſchenden Kunden an, nicht aul da! wird, 
hältnis zwiſchen der Bank und dem Kunden, über den von jenem eine Auskunft verlangt der 
auch wenn dieſer die Bank als Referenz aufgegeben hatte, R ZW 1930, 29275. Zur Frage en 
Unfittlichteit eines Vertrags, durch welchen jemand gegen Vergütung verspricht, ub, tung 
Gegenſtand keine ungünftige Auskunft zu erteilen, vgl. RH Warn 09 Nr 89. b) Din g 111): 
für das Vertragsverſchulden folgt den allgemeinen Regeln ($ 276, R Warn 1910 I DR 
fie kann — jedoch nicht durch einfeitige Erklärung (Rb Seuffü 45 Nr 85) — ausgeſchloſſen en der 
ſoweit nicht Vorſatz in Frage kommt ($ 276 Abſ 2); fie kann auch erweitert werden, eig des 
Erteiler des Rates, der Empfehlung, der Auskunft für deren Richtigkeit oder den E 
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Rates die Gewähr übernimmt; dann haftet er nach Maßgabe der Gewähr ohne Rückſicht auf ein 
Verſchulden. Die Haftung für dritte Perſonen richtet ſich nach $ 278; wer ſich aber nicht 
an das Bankhaus ſelbſt, ſondern an einen Beamten des Hauſes wendet, will im Zweifel nur 
beſſen Privatanſicht hören, nicht eine verbindliche Auskunft des Bankhauſes einziehen. Iſt für 
die Richtigkeit oder den Erfolg die Gewähr übernommen, ſo begreift dieſe ſelbſtverſtändlich auch 
die Handlungen des Gehilfen, und es kommt auf deſſen Verſchulden ſo wenig an wie auf das 
des Prinzipals (RG Seuff A 55 Nr 83). c) Die Hauptfälle des Vertrags auf Rats- oder Aus⸗ 
Iunft3erteilung find einmal der Beratungsvertrag mit einem Rechtsanwalt (RG 52, 365 u. JW 05, 
13816, 1911 S. 53710 u. 7095 ſowie Warn 08 Nr 498; 1920 Nr 195), ebenſo mit einem Patent⸗ 
anwalt; er iſt Dienſtvertrag, wenn dieſe Perſonen allgemein als Berater eines Dritten beſtellt 
And, ihre Tätigkeit als Berater Gegenſtand des Vertrags iſt, Werkvertrag, wenn es ſich um eine 
einzelne beſtimmte Rats- oder Auskunftserteilung handelt (RG JW 05, 50235; vgl. § 675 A J). 
Die Auskunft wird namentlich Gegenſtand einer Vertragsverpflichtung, wenn erkennbar iſt, daß 
15 dem die Auskunft Heiſchenden darauf ankommt, eine ſichere Auskunft zu erhalten und der 
ſie Exteilende zu erkennen gibt, daß er für fie einſtehen will (RG HRR 1931 Nr 2033). Ferner 
begründet die Mitgliedſchaft bei einem Verein (z. B. zur Förderung des Mittelſtandes uſw.) die 
ertragspflicht der Beratung, RG HRR 1930 Nr 1445. Über die Haftung des Rechtsanwalts 
aus feiner Ratserteilung, wenn er die ſteuerlichen Folgen aus dem angeratenen Geſchäft außer 
acht gelaſſen hat, RG JW 1917, 967% u. 1918, 9011; im Prozeſſe, wenn er unterlaſſen hat, die 
artei auf die ganz ungewöhnlich hohen Koſten aufmerkſam zu machen, die eine beabſichtigte 
ozeßmaßnahme (Widerklage) verurſachen würde, R JW 1919, 4467; über die Haftung wegen 
unte rlaſſener Belehrung über die Gefahren einer Rechtshandlung, RG JW 1921, 336°; über die 
gaftung mehrerer zu gemeinſamer Ausübung des Rechtsanwaltsberufs verbundener Rechts⸗ 
A alte aus einer von einem von ihnen fahrläſſig falſch erteilten Auskunft oder Belehrung vgl. 
5 1 3u 8675. Den Rechtsanwalt trifft regelmäßig kein Verſchulden, wenn er ſich bei rechtlicher 
halt ate leng an die bisher von der höchſtrichterlichen Rechtſprechung vertretene Rechtsauffaſſung 
alt (RG Warn 1915 Nr 303; vgl. dazu RG 87, 187; 89, 431). Über die Stellung des Notars 
1 rechtſuchenden Partei vgl. A! zu $ 675 und R 52, 365; RG 14. 1. 27 III 52/26. Der Notar 
pficht ſolcher zur Einſicht des Grundbuchs für ein zu beurkundendes Rechtsgeſchäft nicht ver⸗ 
au tet (RG 95, 299). Für feine eigene ſchuldhaft unrichtig gegebene Auskunft haftet er (RG 
= 1920 Nr 197); für eine von feinem Bureaubeamten erteilte ſalſche Rechtsauskunft nur, 
N er dieſen zu folder Ratserteilung ermächtigt oder Kenntnis davon hatte (RG Warn 1918 
da 226 „Sodann gehört hierher der Auskunftsvertrag mit einem Auskunftsbureau; er wird 
“Nicht die Tätigkeit, ſondern das Ergebnis der Ermittlungen, die dem Auskunftsbureau vielfach 
5 01 fertig vorliegen, Gegenſtand des im Regelfalle auf eine einzelne beſtimmte Auskunft ge⸗ 
Urt eten Vertrags ift, durchgängig als Werkvertrag anzufprechen fein. Wird der Ausſteller einer 
u unde angefragt, ob das Papier in Ordnung gehe, fo iſt er nicht verpflichtet, darüber Antwort 
eiten; erteilt er ſie aber, ſo iſt unter Umſtänden in Anfrage und Antwort der Abſchluß eines 
E uftsvertrags zu erblicken, jo daß der Antwortende für die Wahrheit feiner Auskunft haftet 
vort 101, 301). Zu erwähnen iſt endlich die meiſt unentgeltliche Aus kunftserteilung über Trans- 
i waltichtungen, Zugverbindungen uſw. durch die in größeren Städten von den Eiſenbahn⸗ 
ratu altungen eingerichteten amtlichen Reiſebureaus. Die hierin tätigen Beamten ſind zur Be⸗ 
ei end des Publikums öffentlich beftellt; ihre Beratung und Auskunft verpflichtet deshalb die 
Bei bahnverwaltung, die fie beftellt hat. Daß die amtlichen Auskunftsbureaus der deutſchen 
ſchlcheiſenbalnen eine Gewähr für die Richtigkeit ihrer Auskünfte nicht zu übernehmen erklären, 
mit dteine Haftung mindeſtens für grobes Verſchulden nicht aus. d) Der Hauptfall des Vertrags 
Nerbi ats. oder Auskunftserteilung iſt die Beratung durch den Bankkaufmann, jet es, daß fie in 
Bert, ung mit einem Kaufgeſchäft über ein Wertpapier erfolgt, ſei es, daß ſie mit einer ein 
. auensverhältnis begründenden allgemeinen dauernden Geſchäftsverbindung im Zuſammen⸗ 
Ichäfke ſte ht ( JW 1910, 1835). Weſentlich für eine ſolche ift, daß die Parteien forkgeſetzt Ge⸗ 
7, 19 miteinander geſchloſſen haben, die ein Vertrauensverhältnis zwiſchen ihnen ſchaffen (RG 
bei % 1,28 1921, 2641). Es entſpricht der Verkehrsſitte, daß der Bankkaufmann feinen Kunden 
voraus hung von Kapitalien Rat erteilt. Dieſe Beratung wird bei dem Bankkaufmann allgemein 
& in oefeßt; fi gehört zur Ausübung feines Gewerbes; er kann ſich ihrer gar nicht entſchlagen. 
hat nicht verpflichtet, einen unerbetenen Rat aufzudrangen und den Kunden auf wirt⸗ 
nehmen Bedenken gegen ein beabſichtigtes Anſchaffungsgeſchäft hinzuweiſen, wenn er an ⸗ 
ſchäf darf, daß der Kunde ſelbſt genügend unterrichtet iſt; daß insbeſondere Spekulations. 
Warn de mit Gefahren verbunden find, weiß im allgemeinen jedermann (RG IW 05, 502°; 
ſichta 1919 Nr 35; Lg 1916, 5925; 22. 6. 14 VI 216/14; 3. 11. 16 JI 303/16). Wenn ein beab- 
es ſich Spekulationsgeſchäft aber einen beſonders gefährlichen Charakter trägt, oder wenn 
ſteht zum einen einfachen Mann handelt, bei dem eine Einficht in Börſengeſchäfte nicht zu erwarten 
derhält un hat der Bankkaufmann, zumal wenn das beabſichtigte Geſchäft zu den Vermögens⸗ 
des B zuſſten des Kunden in einem offenbaren Mißverhältnis ſteht, den Kunden über die Gefahren 
rſenſpiels aufzuklären und vor dem Abſchluſſe folder für ihn ungeeigneten Geſchafte zu 
Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe, Schliewe.) 24 
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1916 Nr 307); jedenfalls beſchränkt ſich die Haftung des Bankkaufmanns aus der Austen VI 


für eine Auskunft über die Zuverläſſigkeit des Verkäufers oder des Käufers. Aber es kann 

Vertrag auf Auskunftserteilung als geſchloſſen anzunehmen fein, wenn erſichtlich iſt, DAB = 
Auskunft nicht als unverbindliche Gefälligkeit erbeten wurde, fondern ernſtliche Vorausſetzung 
für die Eingehung des Geſchäfts fein follte; hier wird dann eine Vertragshaftung für Fahrlaſſglo 


begründet (NG JW 07, 36311; 1917, 1012). So haftet auch der Auktionator bei einer lte gachen 
Sac 


(RG JW 1920, 7065) fofern nicht g 826 in Frage kommt; darüber |. die folgende Anmerkunh⸗ 

3. Da $ 823 Abs 1 eine Beſchädigung des Vermögens als polen 1 9 5 Grundlage en 
Entſchädigungsanſpruchs macht, kommt für die Haftung aus unerlaubter Handlung zume 
nur $ 826, vorſätzliche Schädigung in einer wider die guten Sitten verſtoßende Weise in 
Betracht (RG 67, 394 u. 68, 278; ferner 76, 313 u. JW 1911, 58477; Seuff 70 Nr 146). 2 
kann begangen werden durch eine wiſſentlich falſche Rats⸗ oder Auskunftserteilung 
gerade dem Anfragenden gegenüber, Rz HRR 1932 Nr 1204, mag es ſich dabei auch nur um 
das Vorgeben einer in Wahrheit nicht vorhandenen Kenntnis oder um das wiſſentliche Vor. 
ſchweigen weſentlicher Umſtände (RG JW 1911, 4320; Warn 1921 Nr 23) handeln, ſofern bet ve 
Rat oder die Auskunft Erteilende ſich wenigſtens der Möglichkeit ſchädlicher Folgen daraus f 
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den Anfragenden bewußt iſt (RG ZW 02 Beil Nr 219; Warn 1910 Nr 327; Grenze zwiſchen 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit: RG 76, 313; |. § 826 A 3 u. 5h). $ 823 Abſ 2 kann vorliegen, wenn 
die Rats. oder Auskunfterteilung den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nach Maßgabe eines 
Schutzgeſetzes ($ 263 StGB) erfüllt; § 824 kommt nur für den Schadenserſatzanſpruch der Perſon, 
uber die eine ungünſtige Auskunft erteilt worden iſt, in Betracht. Darüber ſ. RG ZW 08, 2411, 
Ferner Börſengeſetz v. 8. 4. 08 $ 95 Abſ 1. 


Elfter Titel 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 


1. Den Beſtimmungen über den Auftrag hat das BGB diejenigen über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag mit Rückſicht auf die innere Verwandtſchaft des Stoffes beider Rechtskreiſe an⸗ 
gereiht, denn der Tatbeſtand der Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt wie der des Auftrags und 

r des Dienſt⸗ oder Werkvertrags nach $ 675 die Geſchäftsbeſorgung für einen andern (§ 677); 
er unterſcheidet ſich von jenen durch die vollſtändig freiwillige Übernahme der Geſchäftsbeſorgung, 
durch das Fehlen eines Auftrags oder eines Vertrags oder einer ſonſtigen Berechtigung oder 
Verpflichtung zum Handeln für den Dritten. Deshalb iſt die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
dein Rechtsgeſchäft; fie ift eine Tätigkeit, die Rechtswirkungen auf Grund des Geſetzes 
Teugt und zwiſchen dem Handelnden und der Perſon, für die er handelt, ein vertragsähnliches 
Verhaltnis ſchafft. Nur dieſes letztere Verhältnis regeln die $$ 677687; über eine Vertretungs⸗ 
2 des Geſchäftsführers, aus der ein Dritter Anſprüche gegen den Geſchäftsherrn herleiten 
die 48 r ſie nichts; die rechtsgeſchaftliche Vertretung ohne Vertretungsmacht behandeln 

7180. 2 
dor ' „(ber den Begriff der Geſchäftabeſorgung ift in der Vorbem 2 vor $ 682 gehandelt. Wie 
125 ſo wirft ſich auch hier die Frage auf, nach welchem Geſetze diejenigen freiwilligen Hilfe- 
eltungen zu behandeln find, die nicht in den Kreis der Geſchäftsbeſorgung, der ſelbſtändigen 


155 ſtlichen Tätigkeit für einen andern, fallen. Handlungen des geſellſchaftlichen Leb ens 
Dingen keine Rechtspflichten. Soweit es ſich um Leiſtungen handelt, die Gegenftand eines 
TEN HE 


"bung geeignet dar; für andere Hilfeleiftungen, die nicht eine Tätigkeit, ſondern ein Geben 
Yen orale Alen (Lieferung von Verbandſtoffen oder Heilmitteln durch den Apotheker auf 
deicherung Si igli d wie er nad 

g gefordert werden. Einen Anſpruch aus nützlicher Verwendung, wie e 0 

cht em Recht und nach Pra LR hier einſetzen würde (actio de in rem verso), kennt das BOB 
2, 871). f 

machte ie Regelung der Geſchäftsführung ohne Auftrag nach dem BGB ift folgende. Es be- 

fachen Dem Geſchäftsführer erwächſt aus der Geſchäftsführung kein Anſpruch (Be⸗ 

68 685). If. 

be Geſchäftsführung ſowohl 

u führung nachträglich genehmigt ($ 684 Satz 2) oder wenn die Geſchäftsführung ſowo 
Po Intereſſe wie aich lend En 1 nur e vorauszuſetzenden Willen des 
füh chäſtsherrn entſprach ($ 683), aber auch beim Fehlen dieſer Übereinſtimmung der Geſchäfts⸗ 


Anlicht di 


hr ſchuldhafte Verſäumung diefer Pflichten wie auch der Beachtung des Intereſſes und des 
Gen oder e eden Mills des Geſchäftsherrn bei der Erledigung des Geſchafts 
die Gemacht ihn ſchadenserſatzpflichtig. Aber auch ohne weiteres Verſchulden, und ſelbſt wenn 
d ſeſchaftsführung an ſich dem Intereſſe des Geſchäftsherrn entſprach, haftet er für einen 


me 
des 5 e 
N chaftsherrn zuwiderhandelte ($ 678), es ſei denn wiederum, daß durch die Geſchäftsführung 


Falle di Nen 5 A A 
ür die gewöhnliche Haftung nach 8$ 276, 278 eintritt. Die Haftung verringert ſich, und zwar 
ie Übernahme wie fü bie ausflug des Geſchäfts, auf Vertretung von Borjah und grobem 
chäftg bel, wenn die Geſchäftsführung die Abwendung einer drohenden Gefahr ‚von dem Ge. 
herrn bezweckte ($ 680). Die Verjährung der Anſprüche aus der Geschäftsführung if 
24* 
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die dreißigjährige (§ 195), auch wenn für das Geſchäft, deſſen Erledigung für den Geſchäftsherrn 
die Geſchäftsführung zum Gegenſtande hatte, eine kürzere Verjährung beſteht (NG 69, 429; 
7. 5. 12 111 292/11). Anders nur, wenn die Geſchäftsführung in der Lieferung von Waren oder 
in Arbeitsleiſtungen beſtand, deren Entgeltanſpruch der kurzen Verjährung des $ 196 unterliegt; 
§ 196 ſetzt eine vertragsmäßige Grundlage des Anſpruchs nicht voraus; der Anſpruch aus der 
Geſchäftsführung deckt ſich hier mit dem Anſpruch auf Bezahlung der Lieferungen oder Leiſtungen 
(RG 86, 96). Anders auch dann, wenn die Geſchäftsführung im Intereſſe eines aus unerlaubter 
Handlung Schadenserſatzpflichtigen erfolgte, nachdem die Verjährung des Anſpruchs des Ber 
ſchädigten gemäß § 852 bereits eingetreten war; denn nun befreite die Geſchäftsführung den 
Erſatzpflichtigen nicht mehr von einer Schuld; dieſe war bereits erloſchen (RG a. a. O.). § 687 
fügt den Regeln über die Geſchäftsführung ohne Auftrag einen fremden Tatbeſtand an; er ber 
handelt den Fall, daß jemand ein fremdes Geſchäft, ſei es bewußt (Abs 2) oder unbewußt (Abs 1) 
als ſein eigenes behandelt. , 

4. Ein fremdes Geſchäft ift im Sinne der $$ 677—685 ſowohl das gegenſtändlich (objektiv) 
fremde, das einen Eingriff in den Vermögens- und Rechtskreis des Geſchäftsherrn vorausſetzt, 
wie z. B. der Verkauf einer im Eigentum des Geſchäftsherrn ſtehenden Sache, wie auch das 
perſönlich (ſubjektiv) fremde, das ein fremdes nur durch die Zweckbeziehung wird, die ihm der 
Geſchäftsführer gibt; jo der Ankauf einer Sache für den Geſchäftsherrn. § 687 kann ausſchließlich, 
§ 686 in der Regel nur auf gegenſtändlich fremde Geſchäfte bezogen werden. Wenn jeman 
ein gegenſtändlich fremdes Geſchäft als ſein eigenes beſorgt, liegt eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag nicht vor, RG 23. 10. 03. III 169/03 

5. Die Beſtimmungen über die Geſchäftsfüthrung ohne Auftrag finden entſprechende An⸗ 
wendung nach $$ 450 Abſ 2, 547 Abſ 2, 581 Abſ 2, 601 Abſ 2, 994 Abſ 2, 1049 Abſ 1, 1216 Abi }, 
1959 Abj 1, 1978 Abſ 1 u. 3, 1991, 2125 Abs 1. Über eine weitere entſprechende Anwendung 
für Hilfeleiſtungen, die keine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. oben Vorbem 2; 
für die Schutzvorkehrungen nach $ 6 Telch RG Warn 1913 Nr 383. 1 

6. Anderweite reichsgeſetzliche Normen über Geſchäftsführungen ohne Auftrag finden 
ſich in $ 89 ZPO (prozeßrechtliche Geſchäftsführung ohne Auftrag), 55 740ff. HGB (Bergung 
und Hilfeleiſtung in Seenot), ſowie in den entſprechenden 88 93ff. des Binnen Schch. In das 
Gebiet der Geſchäftsführung ohne Auftrag ſchlägt äußerlich ein $ 21 der WO über die Fürſorge⸗ 
pflicht v. 13. 2. 24 (RG Bl 1, 100), 59100 dem Armenverbande, der einen Hilfsbedürftigen auf 
Grund der genannten BO unterſtützt hat, ein Erſatzanſpruch gegen den Unterhaltpflichtigen in 
den Grenzen ſeiner Verpflichtung zuſteht. Der rechtliche Geſichtspunkt der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag iſt hier jedoch nicht anwendbar; es handelt ſich vielmehr um einen geſetzlichen Dr 
gang der Rechte des Unterſtützten auf den Armenverband (RG 72, 334; 74, 274; 75, 84; 140, 163). 
Art 103 Ech erhält die landesgeſetzlichen Vorſchriften aufrecht, nach welchen der Staat ſowie 
Verbände und Anſtalten, die auf Grund öffentlichen Rechtes zur Gewährung von Unterhalt + 
pflichtet find, Erſatz ihrer Aufwendungen von der unterſtützten Perſon ſelbſt (vgl. hierzu IM 
Preußen RG 14, 197, 75, 84 und 76, 69) ſowie von den für fie nach dem BGB unterhaltspflichtigen 
Perſonen verlangen können. Soweit ſolche Landesgeſetze nicht beſtehen, iſt mit Rücksicht aul 
die eigene öffentlichrechtliche Verpflichtung der Armenverbände, abgeſehen von dem Griapat 
ſpruche nach $ 62 UWG, gerade wegen des in Art 103 Ech für die Landesgeſetze ausgeſprochench. 
Vorbehalts ein Geſchäftsführungsanſpruch der Armenverbände gegen die ſonſt unterhaltspflic! 
tigen Perſonen nicht anzuerkennen, wenngleich der Umſtand allein, daß die aufgewendete Tätig! er 
in Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Pflicht erfolgte, ſofern zugleich die Abficht vorlag, von N 
Dritten Erſatz zu verlangen, einen Erſatzanſpruch aus auftragsloſer Geſchäftsführung für 1155 
dem Privatrechte unterſtehenden Leiſtungen nicht ausſchließt (RG 14, 197; 74, 274; 75, 23 
76, 69; 82, 214; JW 1910, 1865). Dasſelbe gilt für das Gef. über Kleinrentnerfürſorge v. 4. 2, u 
(ROBI I 104), vgl. Richtlinien hierzu v. 9. 5. 23 (RGBL 1 289). Die öffentlich- rechtlichen 
Verpflichtungen der Beamten kommen hier nicht ohne weiteres in Frage, RG 21. 1 
III 119/32 in HRR 1933 Nr 1575. Die Einmischung in fremde Angelegenheiten kann ſich 4 
als unerlaubte Handlung darftellen, wenn die Vorausſetzungen des $ 823 vorliegen, 1b 
verpflichtet dann auch nach dieſen Vorſchriften zum Schadenserſaz. Aber auch ſchon die not: 
Tatſache der Einmiſchung gegen den Willen eines andern, macht nach $$ 678, 679 haf 


§ 677 
Wer ein Geſchäft!) für einen anderen 2) beſorgt ), ohne von ihm 55 
tragt) oder ihm gegenüber ſonſt dazu berechtigt) zu fein, hat das Gescher 
fo zu führen ), wie das Intereſſe des Geſchäftsherrn mit Nüdficht auf deſſe 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert ) ö). 
E 1 749 Abſ 1 II 608; M 2 854 —857; P 2 725—727. 


ie 
1. Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung ift hier derſelbe wie in den $$ 662 u. 675. S. di 
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on Wältsherr wird berechtigt und verpflichtet ($ 686). Der „andere“ kann auch eine Leibesfrucht 
i 
85820) 


für den 


Abet zugleich als Geſchäftsführer für den erſatzpflichtigen Schädiger handeln (vgl. darüber $ 683 
u. 584 5 zum Handeln einem andern (B) 


eine n C). Wer aber lediglich auf Grund einer wirklichen oder vermeintlichen Verpflichtung 
(©) . andern (B) gegenüber eine Tätigkeit ausübt, die in Wirklichkeit im Inte reſſe eines Dritten 
wolle dc handelt nicht als des letzteren Geſchäftsführer, da er deſſen Intereſſe nicht wahrnehmen 
operi R ZW 03 Beil Nr 310 u. Gruch 52, 997). Ein Arzt, der die Ehefrau in Lebensgefahr 
pfücheer⸗ handelt in Geſchäftsführung für den Ehemann, der zum Unterhalt der Ehefrau ver⸗ 
Bet t iſt. Ein entgegenſtehender Wille des Ehemanns kommt nach $ 679 ſolchenfalls nicht in 

acht, RG OR 1932 Nr 112. 

Lat Beauftragt heißt hier durch Vertrag berechtigt (Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag, 
Vormmertrac); ſonſt berechtigt bedeutet die geſetzliche Berechtigung des Ehemanns, Vaters, 
rechti unds, Nachlaß⸗ und Konkursverwalters oder eines durch Amtspflicht zum Handeln be 
für „eten Beamten (RG 90,211). Der Vormund, der nad) beendeter Vormundſchaft weiter 
1910 29 frühere Mündel tätig ift, handelt inſoweit als Geſchäftsführer ohne Auftrag (RG JW. 
gen bz 3810), ebenſo der Notar, der ohne dahingehenden Auftrag die Grundbuchbenachrichtigun⸗ 
OR acht eines von ihm beurkundeten Rechtsgeſchäfts für die Beteiligten entgegennimmt 
des Gel 428); ſowie ferner die auf Grund einer nichtigen Beſtellung tatſächlich in der Stellung 
Nr 504 Hahtsfuhrers einer G. m. b. H. tätig gewordene Perſon für die Geſellſchaft (RG Warn 09 
lichen Ob der Geſchäftsführer ſich bewußt war, ohne Auftrag zu handeln, iſt für die Rechte und 
herrn u aus der Geſchäftsführung gleichgültig ($ 686); nur darf er nicht glauben, dem Geſchäfts⸗ 
Auftr zu der Leiſtung verpflichtet zu ſein. Über den Auftrag eines Dritten ſ. A 2. Iſt der 
vorlie s oder der verpflichtende Vertrag nichtig, jo bleibt, wenn die Vorausſetzungen des $ 677 
der Fall z die auftragsloſe Geſchäftsführung übrig (R 90 S. 211, 215f.). Anders nur, wenn 
trags n des 5 674 vorliegt, ebenſo bei $$ 729, 1424, 1682, 1893, 2218. Da mangels eines Auf⸗ 
de der ſonſtigen Vertrags ein Rechtsverhältnis zwiſchen Geſchäftsführer und Geſchäftsherrn 
5 Geſchäftsbeſorgung nicht beſteht, kann ein Anſpruch aus der Geſchäftsfüthrung ohne 

nur wegen der in der Vergangenheit liegenden Geſchäfte des Geſchäftsführers erhoben 


374 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


werden (RG 84, 390; Warn 1920 Nr 161; 23 1918, 1209). Deshalb iſt keine Feſtſtellungsklage 
für Geſchäftsführungsleiſtungen in der Zukunft möglich, es ſei denn, daß es ſich um regelmäßige, 
häufig wiederkehrende Leiſtungen handelt, deren Wiederholung dem zu erwartenden regelmäßi⸗ 
gen Verlaufe der Dinge entſpricht; hier iſt eine dauernde Beziehung gegeben, die die Grundlage 
einer Feſtſtellung werden kann (RG Lz a. a. O.). 

4. § 677 gibt die allgemeine Regel Über die Verpflichtungen des Geſchäftsführers bei der 
Ausführung der unternommenen Geſchäftsbeſorgung; für die Verpflichtungen bei der Über⸗ 
nahme und die Folgen ihrer Verletzung gelten die 58 678ff. Die Grundregel, die beide beherrſcht, 
iſt, daß die Geſchäftsführung dem objektiven Intereſſe ſowie dem wirklichen oder vernünftiger⸗ 
weiſe vorauszuſetzenden (mutmaßlichen) Willen des Geſchäftsherrn, bei deſſen Geſchäftsunfähig⸗ 
keit dem feines geſetzlichen Vertreters entſprechen ſoll. Während aber ein Zuwiderhandeln gegen 
den erkannten oder dem Geſchäftsführer erkennbaren Willen des Geſchäftsherrn bei der Über⸗ 
nahme der Geſchäftsführung den Geſchäftsherrn auch ohne ſonſtiges Verſchulden für allen aus 
der Geſchäftsführung entſtandenen Schaden erſatzpflichtig macht ($ 678), ſteht die Ausführung, 
von den durch die §8 678—680 getroffenen Fällen abgeſehen, unter den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der 88 276 u. 278. Der Geſchäftsführer hat, nachdem er ohne Verſchulden die Geſchäfts⸗ 
führung übernommen, das Geſchäft nach ſachlichen Geſichtspunkten, nach ſeiner beſten Kenntnis 
auszuführen. Das Intereſſe des Geſchäftsherrn muß hierbei immer ſein leitender Gedanke 
fein, auf den Willen des Geſchäftsherrn iſt im Rahmen dieſes Intereſſes tunlichſt Rückſicht zu 
nehmen; die Art und Weiſe, wie der Geſchäftsführer das Geſchäft für den Geſchäftsherrn durch. 
führt, iſt im übrigen ſeine Sorge. Nur eine Anpaſſung an den Willen des Geſchäftsherrn, nicht 
eine Unterordnung unter dieſen, der einer ſachlichen Erledigung und dem eigenen Intereſſe de 
Geſchäftsherrn hinderlich ſein kann, wird hier verlangt. Für den Erfolg hat der Geſchäftsführer 
nach § 677 nicht einzuſtehen. — Über das Intereſſe und den wirklichen oder mutmaß⸗ 
lichen Willen des Geſchäftsherrn ſ. des näheren § 683 A 2 u. 3, ferner Streber, Wille und 
Intereſſe des Geſchäftsherrn bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag (1907). Berger, Pflicht. 
widrige Verbote des Geſchäftsherrn (1933) S. 10 ff. — Eine Verpflichtung, das begonnene 
Geſchäft zu Ende zu führen, beſteht für den Geſchäftsführer grundſätzlich nicht. Aber die unter‘ 
nommene Geſchäftsführung unterſteht dem Geſichtspunkte des $ 242; die Übernahme erzeugt 
Pflichten, die nicht durch Fallenlaſſen der Geſchäftsführung rückwärts beſeitigt werden können 
(RG 63, 280). So übernimmt, wer einen liegengelaſſenen fremden Wertgegenſtand für den Ber 
rechtigten an ſich nimmt, auch die Verwahrungspflicht (RG Warn 1922 Nr 12). — Beſondere 
Normen über Pflichten des Geſchäftsführers bei der Ausführung des Geſchäfts find in $ 681 
und den dort angezogenen 88 666—668 enthalten. Die entſtandenen Verpflichtungen des Ge 
ſchäftsführers gehen auf deſſen Erben über, dieſe find aber zur Fortführung der Geſchäfte 
nicht verpflichtet. 

5. Die Anſprüche verjähren nach $ 195, auch wenn das beſorgte Geſchäft eine kürzere Ver⸗ 
jährungsfriſt hat (RG 69, 429). Anders bei § 196 (RG 86, 96). 


9 678 


Steht die Übernahme !) der Geſchäftsführung mit dem wirklichen oder dem 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in Widerſpruch und mußte der Ge⸗ 
ſchäftsführer dies erkennen ), fo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Erſatze des 
aus der Geſchäftsführung entſtehenden Schadens auch dann verpflichtet, wenn 
ihm ein ſonſtiges Verſchulden nicht zur Laſt fällt ). 

E 1 749 Abſ 2 II 609; M 2 857, 858; P 2 727. 

1. Die Übernahme der Geſchäftsführung, nicht auch die Art der Ausführung (vgl. Prot 
2, 727 und oben A4 zu $ 677 ſowie A 1 zu $ 683). Für die Ausführung gilt $ 677 in Verbin” 
dung mit 88 276, 278. Unter Übernahme ift diejenige Handlung zu verſtehen, durch die der Ge. 
ſchäftsführer ſeine Abſicht äußerlich erkennbar macht, ein beſtimmtes Geſchäft zu beſorgen u 
durchzuführen nach feinem ganzen Umfang. Die Beſtimmung des $ 678 jest eine Ausnahme von 
der Grundregel des $ 677 inſofern, als unter der Vorausſetzung, daß die Übernahme der | 
ſchäftsführung dem Willen des Geſchäftsherrn widerſprach, die Haftung des Geſchäftsführer 
wegen ſeiner ganzen Tätigkeit auch auf im übrigen unverſchuldeten Schaden ſich ausdehnt. 
Übernahme muß alſo nach $ 683 dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn 
entſprechen, während die Ausführung nur mit Rückſicht auf dieſen Willen zu geſchehen Hug 
Ein Entſprechen ift nur dann vorhanden, wenn der Geſchäftsherr überhaupt gewollt hat, daß 
das Geſchäft unternommen wird, daß es gerade der beſtimmte Geſchäftsführer unternimmt un 
daß dieſer es in der beſtimmten Art und Weiſe ausführt. Andernfalls ſteht es mit dem Willen 
des Geſchäftsherrn in Widerſpruch. Vorausſetzung iſt, daß der Einmiſchende nicht fein eigene 
ſondern fremde Geſchäfte beſorgen wollte (RG 23. 10. 03 111 169/03; RG 103, 411; 105, 2) 
Auch für 8 678 iſt aber die Einſchränkung des $ 680 gültig. 
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2. „Mußte der Geſchäftsführer dies erkennen,“ d. i. hat er es erkannt oder hätte er es bei 

nwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erkennen müſſen. Das Handeln gegen 
beſſere Kenntnis oder die auf mangelnder Sorgfalt beruhende Nichterkenntnis ſtellt das Ver⸗ 
ſchulden dar, das den Geſchäftsführer haftbar macht; § 276. Die Beweislaſt für das Erkennen 
oder Erkennenmüſſen trifft den Geſchäftsherrn. 
3. Ohne ſonſtiges Verſchulden, auch wenn die Übernahme der Geſchäftsführung dem objek⸗ 
tiven Intereſſe des Geſchäftsherrn entſprach (RG 101, 18). Die vorwiegende Bedeutung des 
Intereſſes kommt in 88 679 u. 680 zum Ausdruck, wo es ſich um die Ausführung der über⸗ 
nommenen Geſchäftsführung handelt. Für die Übernahme entſcheidet allein der Wille des 
Geſchäftsherrn. Die Einmiſchung in das fremde Geſchäft gegen dieſen Willen iſt unſtatt⸗ 
haft. So auch die Überſchreitung der Grenzen des HG $ 116; R 12. 6. 13 II 130/13. Die 
Genehmigung der Geſchäftsführung ($ 684) beſeitigt naturgemäß den Schadenserſatz 
anſpruch aus $ 678. Für die Feſtſtellung, ob und in welchem Umfange ein Schaden entſtanden 
il, iſt das Ergebnis der ganzen Geſchäftsführung maßgebend. — Daß § 678 nicht anwendbar 
iſt, wenn der Handelnde ein fremdes Geſchäft gar nicht beſorgen wollte, ſondern die Tätigkeit 
i Geſchäfte machte (RG JW 03 Beil Nr 310 u. 26. 4. 08 IV 448/07), iſt ſelbſt⸗ 

ändlich. 


8 679 


Ein der Geſchäftsführung !) entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn 
kommt nicht in Betracht 2), wenn ohne die Geſchäftsführung eine Pflicht des 
Geſchäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt ?), oder eine 
ige Unterhaltspflicht *) des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden 

ürde 5) e). 

E 1 749 Abſ 2 II 610; M 2 358, 864, 865; P 2 735-738. 

1. Die Beſtimmung des $ 679 ſtellt fich als eine Ausnahme von dem Grundſatze des $ 678 
var (MG 106, 354). Die Folge der Ausnahme ift, daß für die Haftung des Geschäftsführers in 
Get Fällen des $ 679 wieder gemäß $ 677 die allgemeine Regel der $$ 276, 278 gilt. Unter der 
deſchäftsführung iſt deshalb auch hier die Übernahme der Geſchäftsführung zu verſtehen, 
wahrend für die Ausführung ein entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn nur nach Maß⸗ 
19 1 des § 677 in Betracht kommt (5 677 A 4, 8 678 A 1). Aber auch in den Grenzen, in denen 
150 Wille des Geſchäftsherrn für die Ausführung des Geſchäfts nach $ 677 zu berückſichtigen ift, 
ird er ausgeſchaltet, ſoweit er nach § 679 durch andere Umſtände erſetzt wird. 4 
5 2. Der Widerſpruch der Übernahme der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäfts⸗ 
0 den g 678 für das Maß der Verpflichtungen des Geſchäftsführers als ausſchlagge bend 
stellt, wird nach $ 679 durch ein öffentliches Intereſſe der Geſchäftsführung bedeutungs⸗ 
id gemacht. Dieſes erſetzt den Willen, nicht aber auch das perſönliche Intereſſe des Ge⸗ 
chaftsherrn, das durch $ 679 nicht berührt wird. Letzteres kommt zur Geltung, wenn der Ge⸗ 
führer nach $ 683 Erſatz feiner Aufwendungen vom Geſchäftsherrn verlangen will, es 
fer aber in der Regel als mit dem öffentlichen Intereſſe übereinſtimmend von vornherein anzu⸗ 
5 fein. Soweit der Wille des Geſchäftsherrn nach $ 679 durch andere Vorausſetzungen erſetzt 
Wille iſt auch ein ausdrückliches Verbot des Geſchäftsherrn gleichgültig. Der entgegenſtehende 
ode 5 des Geſchäftsherrn kommt ferner auch dann nicht in Betracht, wenn er rechtswidrig 
iu ſittenwidrig iſt. Beſtritten iſt, ob der Wille des Selbſtmörders ein rechtlich beachtlicher 
an iſt, der der Rettung durch einen Dritten entgegenfteht, oder ob dieſe Rettung als zu⸗ 
Verde Geſchäftsführung angeſehen werden darf. Eingehend hierüber Berger, Pflichtwidrige 
Die bote des Geſchäftsherrn, insbeſondere die Rettung eines Selbſtmörders (1933) S. 22 ff. 
zu porage entſcheidet ſich danach, ob man jemand das Recht zugeſteht, über ſein Leben frei 
An Srfügen und freiwillig auf es zu verzichten. Rh St 58 S. 204, 399; Rz 66, 307 nimmt 
Will aß es ſich um ein unverzichtbares Rechtsgut handle. Deshalb iſt ein entgegenſtehender 
3 des Geſchäftsherrn unbeachtlich. 1 
muß Nicht die Pflicht ſelbſt und nicht die Geſchäftsführung als ſolche, ſondern deren Erfüllung 
IW lan öffentlichen Intereſſe liegen (RG 75 ©. 188, 276; 77, 193; 92 S. 102, 201; R in 
en, 186°; 1912, 8127; die Pflicht kann deshalb auch privatrechtlicher Natur, braucht keine 
ein lich rechtliche zu fein; fie wird unter Umſtänden ſelbſt in einem Vertrage begründet ſein durfen 
au Jabrikant hat ſich verpflichtet, der Armee in einem Kriege Gegenſtände in beſtimmter Friſt 
f efern; er tut es nicht, und ein anderer liefert ſtatt feiner und für ihn). Die Pflicht muß 
nur ſütticheſchäftsherrn eine Rechtspflicht fein. Auch eine entſprechende Anwendung auf 
it 995 tliche Pflichten iſt nicht zuläſſig, RG 92, 201. Ein öffentliches Intereſſe gemäß $ 679 
unter Intereſſe an den ſachlich gerechtfertigten Aufgaben der Gemeinſchaft (Haymann, Schenkung 
eimer Auflage (1905 S. 163), liegt vor bei der Schaffung der in $ 618 dem Dienſtherrn zur 
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Pflicht gemachten Einrichtungen, bei der Bezahlung von Steuern für den Geſchäftsherrn (ſo 
die allgemeine Meinung; a. A. mit Prot 2, 738 Planck A 2a zu 8 679), Verpflegung feiner Ein⸗ 
quartierung, Wegebeſſerung, Stempelung von Verträgen, Beſtreitung von Beerdigungskoſten, 
Wegſchaffung von Verunglückten von öffentlichen Straßen (RG JW 1910, 1865; andere Fälle 
RO 75 S. 188 u. 276; 77, 193; 108, 391; JW 1911, 99226; 1912, 8177, hierher gehören auch die 
Aufwendungen für die Wiederherſtellung von Kirchengebäuden an Stelle der baulaſtpflichtigen 
Perſonen (RG 82, 214; 102, 9). Auf der andern Seite ſtehen die Fälle, in denen die Erfüllung 
einer Pflicht des Geſchäftsherrn im öffentlichen Intereſſe nicht anzuerkennen iſt: RG 92, 197; 
23 1918, 1209). Die Pflicht des Geſchäftsherrn braucht nicht endgültig feſtzuſtehen (die Be 
rufung gegen die bezahlte Steuer ſteht noch offen; Kanalbeiträge ſind den Hauseigentümern 
durch anfechtbaren Beſcheid auferlegt). Die Erfüllung ſittlicher Pflichten ſchlechthin ſteht der im 
öffentlichen Intereſſe begründeten Erfüllung geſetzlicher Pflichten nicht gleich. Rechtsweg für 
die auf Grund des § 679 erhobenen Anfprliche, deren Grundlage auf dem öffentlichen Rechte 
beruht RG JW 1923, 785 und die dort angezogenen Entſcheidungen. Es genügt nicht, daß die Ein⸗ 
miſchung im öffentlichen Intereſſe liegt, es muß auch eine Pflicht des Geſchäftsherrn zur Vor⸗ 
nahme des Geſchäfts vorliegen und die Erfüllung dieſer Pflicht im öffentlichen Intereſſe liegen 
(RG 75, 188; 77, 193; 92, 197; 113, 181). 

4. Geſetzliche Unterhaltspflicht: Sie beruht auf familienrechtlicher oder erbrechtlicher Grund⸗ 
lage, §8 1345, 1351, 1360 f., 1578ff., 1601 ff., 1703, 1708, 1715, 1719, 1736, 1739, 1757, 1762, 
1766, ferner auf ſchuldrechtlicher Grundlage, $$ 528, 843, 844. Dieſe fallen aber nicht unter 
9679. Planck A 2b; Oertmann Anm 2b. Ein öffentliches Intereſſe wird nicht gefordert. Hierher 
gehören auch die Leiſtungen des Arztes, der ohne Auftrag die Ehefrau oder das Kind des unter“ 
haltungspflichtigen Ehemanns oder Vaters behandelt (vgl. Rh JW 1913, 11470. Ebenſo die 
des Apothekers für denſelben Zweck, der hier nicht nur Waren liefert (vgl. Vorbem 2 vor 9 677), 
ſondern dem Unterhaltspflichkigen eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt, indem er aus ſeinen 
Vorräten Gegenſtände beſchafft, die ſonſt der Unterhaltspflichtige beſchaffen müßte. Die viel 
behandelte Frage, ob dem Arzte, der eine Ehefrau behandelte, auch ein Anſpruch gegen dieſe 
zuſteht, möge hier ihre Stelle finden. Wurde der Arzt von der Ehefrau ſelbſt zugezogen, dann 
erwächſt ihm gegen ſie der Vertragsanſpruch, da von einer rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung des 
Ehe manns durch Ausübung der Schlüſſelgewalt ($ 1357) nicht wohl die Rede fein kann; daneben 
hat er von der naturgemäßen Annahme aus, daß der Arzt ſeine Tätigkeit ausübt für den, den es 
angeht, gegen den unterhaltspflichtigen Ehemann den Anſpruch aus auftragloſer Geſchäftsführung. 
Hat aber der Ehemann den Arzt angenommen und ſich ihm dadurch vertraglich verpflichtet, A 
a A on gegenüber keine Geſchäftsbeſorgung vor. Vgl. RG 85, 183. Vgl. auch 

an . 

5. Der nicht rechtzeitigen Erfüllung ſteht ſelbſtverſtändlich die Nichterfüllung überhaupt 
gleich, es genügt aber ſchon jene. Nicht rechtzeitig ift auch die im Zeitpunkt der verlangten er 
füllung nur zum Teil erfolgte. Es muß obſektiv die nicht rechtzeitige Erfüllung vorliegen. DIE 
irrige Annahme des Geſchäftsführers hierüber reicht zur Berechtigung der Geſchäftsführung 
nicht aus. Ebenſo müſſen die anderen Vorausſetzungen des § 679 objektiv vorliegen. q 

6. Die Beweislaſt für die Worausfegungen des $ 679 trifft ben Geſchäftsführer, der ſich daran 
beruft. Die irrtümliche Annahme, daß die Vorausſetzungen gegeben ſeien, erfüllt den Tatbeſthen 
des $ 679 nicht, kann aber gleichwohl eine Haftung nach $ 678 ausſchließen, ſoweit es ſich um © - 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn handelt und der Irrtum des Geſchäftsführers die ſe 
an dem Erkennen und Erkennenmüſſen jenes Willens ohne Verſchulden hindert. 


8 680 

) Bezweckt ?) die Geſchäftsführung die Abwendung einer dem Geſchäfts 
herrn drohenden dringenden Gefahr ?), fo hat der Geſchäftsführer nur Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten). 

E 1 750 II 611; M 2 8883 P 2 727, 728. 2 

1. Indem $ 680 die Haftung des Geſchäftsführers auf die Vertretung von Vorſatz und grobe 
Verſehen beſchränkt, ſetzt er ebenſo wie $ 679 eine Ausnahme nicht nur von $ 678, ſondern 1 
von § 677 u. 679, nach denen die Verantwortlichkeit des Geſchäftsführers die regelmäßige in 
89 276, 278 iſt. Der Grundgedanke der Beſtimmung ift, daß ein helfendes Eingreifen Dritter z 
Augenblicken dringender Gefahr im allgemeinen Intereſſe erwünſcht fein, ein Gichvergr h. 
in den Mitteln der Hilfe aber wegen der durch die Gefahr erforderten Schnelligkeit der n. 
ſchließung, die ein ruhiges überlegendes Abwägen ausſchließt, nur zu leicht ftattfinden kan 
Über die Anwendbarkeit des § 680 bei vertragsmäßiger unentgeltlicher Geſchäftsbeſorgung s 
$ 66243. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des § 680 trifft den Geſchäftsführer. der» 
Rechtsähnlichkeit zwiſchen den Tatbeſtänden von $ 679 und $ 680 befteht nicht; $ 679 hat Fee 
eſſen des allgemeinen Wohles im Auge, $ 680 lediglich den Schutz von Pribatintereſſel! 
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die Bedeutungsloſigkeit des der Handlung des Geſchäftsführers entgegenſtehenden Willens des 
Geſchaftsherrn nach $ 679 gilt nicht über den Rahmen der dort bezeichneten Fälle hinaus und ik 
u den Fall des $ 680 nicht zu übertragen (RG 101, 18). So auch Planck. A. M. Streber 
. 26, 

2. Die Geſchäftsführung braucht die Abwendung der Gefahr nur zu bezwerten; deshalb 
iſt nicht nur der Erfolg gleichgültig; es kommt auch nicht darauf an, ob die Gefahr wirklich beſtand, 
ſoſern nur der Geſchäftsführer ſie bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt — 
in dieſer Beziehung gilt die allgemeine Regel des § 276 — für gegeben annehmen durfte, auch 
wenn er — anders als in $ 679 — dabei irrte. 

„3. Eine dringende Gefahr ift die unmittelbar bevorſtehende. Die Gefahr kann beſtehen 
Tür die Perſon des Geſchäftsherrn oder jein Vermögen, richtiger Anficht nach (a. M. Staudinger 
A 1b) aber auch für die Perſon und das Vermögen der Angehörigen des Geſchäftsherrn, die 
oieſem näher ſtehen als fein Vermögen. So auch Planck. 

„4. Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im Verkehr er- 
lorderlichen Sorgfalt. Wenn durch grobe Fahrläſſigkeit des Geſchäftsführers dem Geſchäftsherrn 
ein Schaden erwachſen iſt, ſo kann auch bei Anerkennung des Grundſatzes der Vorteilsausglei⸗ 
chung — vgl. darüber Vorbem 5 vor $ 249 — dagegen nicht der Wert der etwa durch die Geſchäfts⸗ 
ſährung geretteten Sache verrechnet werden; denn dieſe Rettung bedeutet eine Erhaltung des 
ten, nicht aber einen Vermögenszuwachs, der dem Abgange gegenübergeftellt werden 

e. 


9 681 


Der Geſchäftsführer hat die Übernahme der Geſchäftsführung, ſobald es 
tunlich iſt, dem Gefchäftsheren anzuzeigen und, wenn nicht mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſt, deſſen Entſchließung abzuwarten 1). Im übrigen finden 
auf die Verpflichtungen des Geſchäftsführers die für einen Beauftragten 
geltenden Vorſchriften der 88 666 bis 668 entſprechende Anwendung ?). 
E 761 11 012; M 2 850; P 2 728. 
de 1. Anzeigepflicht des Geſchäftsführers. Vgl. § 665 Satz 2. Der Wille des Geſchäftsherrn, 
ach $$ 677, 678, 683 für die Übernahme der Geſchäftsführung maßgebende Norm, für die 
me lührung menigitens tunlichſt zu beachtende Richtſchnur ift, ſoll nicht ohne Not umgangen 
al en (Ach 63, 280). Wann die Anzeige tunlich war, ergibt ſich aus den Umſtänden des Einzel⸗ 
or Jo iſt regelmäßig ein ſtrengerer Maßſtab anzuwenden, wenn der Geſchäftsführer mit dem 
VI. töheren am gleichen Orte wohnt und dieſen deshalb leicht erreichen kann (RG 12.11.17 
A 17). Der mutmaßliche Wille erſetzt nicht den wirklichen und kommt erſt in Betracht, wenn 
der optere nicht zu ermitteln ift. Diefer Ermittlung dient der $ 681. Schuldhafte Nichtachtung 
ſtim Anzeige- und Abwartungspflicht verpflichtet zum Schadenserſatz. Anwendung der Be- 
BR mung auf einen Rechtsanwalt, der eine Partei in erſter Inſtanz vertreten, dann ohne 
zu deren Auftrag Berufung eingelegt, dieſe aber, ohne die Entſchließung der Partei ein⸗ 
sen, wieder zurückgenommen hatte (R JW 1913, 9219. 5 f 

Geſche 606: Auskunft und Rechenſchaft; § 667: Herausgabe des Exlangten; Hat jemand ein 
mt für eine Erbengemeinſchaſt beſorgt, ohne von ihr beauftragt zu ſein, ſo kann der einzelne 
az tbe die Herausgabe des aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangten an die Erbengemeinichaft 
IV be anden, wenn dieſe die Geſchäftsführung genehmigt hat, Ach 107, 238; RG 31. 1. 27. 
S 2/26. § 668: Verzinſung im eigenen Intereſſe des Geſchäftsführers verwendeten Geldes. 


treitig iſt, ob auch die & g d 
Besen gt, uch die 58 672 Satz 2, 673 Satz 2 (Folgen des Todes des Geſchaftsherrn und des 
be ehre für die Geſchäftsführung ohne Auftrag entſprechend anwendbar ſind. Der 


er Ahn Meinung (Planck, Oertmann; a. M. Staudinger Vorbem 5 vor § 677) iſt wegen 
hnlichkeit der Sachlage der Vorzug zu geben. 


§ 682 
b „At der Geſchäftsführer !) geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit 
ir net 2), fo iſt er nur nach den Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen 
erlaubter Handlungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
eicherung verantwortlich 3). 
a der e Geſchäftsunfahigtelt oder Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit 
ſcheſten, Seite des Geſchäftsherrn ift für die Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm und dem Ge⸗ 
! führer, auch ſoweit fein Wille nicht überhaupt ausgeſchaltet wird (§ 679), einflußlos. An 
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die Stelle des Willens des Geſchäftsherrn ſelbſt tritt in dieſen Fällen der Wille des geſetzlichen 
Vertreters. Auch für den Geſchäftsführer iſt aber $ 682 nicht anwendbar, wenn er mit Zur 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters gehandelt hat; dann finden vielmehr die 88 107, 111 
freilich nur entſprechend (Planck A 1) Anwendung. Denn die Geſchäftsführung iſt eben kein 
Rechtsgeſchäft, ſondern eine Tatſache, an die nur rechtliche Folgen geknüpft find. 

2. Geſchäftsunfähig: $ 104; in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt: $$ 106, 114. u. 

3. § 682 beſchränkt die Verantwortung des geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Geſchäftsführers auf die Verpflichtungen zum Schadenserſatze wegen unerlaubter 
Handlungen (58 823ff., für den perſönlichen [ſubjektiven] Tatbeſtand insbeſondere 88 827829) 
und zur Herausgabe der Bereicherung (85 812ff.; vgl. RG 81, 205); in der Gleichſtellung beider 
Klaſſen der nicht voll geſchäftsfähigen Perſonen weicht die Regelung des $ 682 von der der $$ 104ff. 
ab. — Über die Anſprüche dieſer Perſonen, wenn ſie als Geſchäftsführer gehandelt haben, gibt 
$ 682 keine Beſtimmung. Der Geſchäftsunfähige kann nur Anſprüche aus ungerechtfertigter 
Bereicherung erheben, doch wird fein geſetzlicher Vertreter die Geſchäftsführung nachträglich 
genehmigen und den Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen nach $ 683 für ihn geltend machen 
können. Für den in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten gilt $ 107, wonach ihm die rechtlichen 
Vorteile aus ſeiner Handlung zukommen. 


8 683 


Entſpricht die Übernahme !) der Geſchäftsführung dem Intereſſe 2) und dem 
wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen ) ) des Gefchäftsheren, fo kann . 
Geſchäftsführer wie ein Beauftragter Erſatz ſeiner Aufwendungen verlangen ) 
In den Fällen des § 679 ſteht dieſer Anſpruch dem Geſchäftsführer zu, auch 
wenn die Übernahme der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn 
in Widerſpruch ſteht “). 

E 1 753 IL 614; M 2 860-803; P 2 720734, 

1. Wie nach $ 678, fo ift auch hier lediglich das Vorhandenſein der in $ 683 aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſe bei der Übernahme der Geſchäftsführung entſcheidend. Eine ſchuldhafte Nichtbe⸗ 
achtung des Intereſſes oder des Willens des Geſchäftsherrn bei der Erledigung des Geſchäfts 
macht den Geſchäftsführer gemäß gg 677, 681 für den dadurch verurſachten Schaden haftbar, 
nimmt ihm aber nicht den Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen nach § 683. Dieſe Scheidung 
des Willensakts der Übernahme von den zur Ausführung des Geſchäfts dienenden Handlungen 
und Tätigkeiten ergibt ſich deutlich aus den $$ 677, 678, 681; fie liegt auch dem $ 683 zugrunde. 
Sie iſt auch innerlich berechtigt, da die vielleicht lange Reihe und verwickelte Natur der Eine 
handlungen, die ſich von vornherein nicht überſehen laſſen, einen Maßſtab für die Rechtmäß iche 
des Anſpruchs des Geſchäftsführers nicht gewähren kann. Andernfalls würde bei der Einhei 
der ganzen Geſchäftsführung jede Nichtübereinſtimmung einer einzelnen Ausführungshandlung 
mit dem Intereſſe oder dem Willen des Geſchäftsherrn dem Geſchäftsführer den Anspruch, 19 5 
nehmen. Die Rechte des Geſchäftsherrn find durch die $$ 677, 681 genügend gewahrt. M 11 
gebend iſt lediglich, daß die Übernahme tatſächlich dem Willen und Intereſſe des Geſchäftsher 
entſprochen hat. Daß der Geſchäftsführer es ſchuldlos annehmen durfte, iſt belanglos. 

2. Unter dem Intereſſe des Geſchäftsherrn ift die fachliche Nützlichkeit der Geſchafkefühnne 
für den Geſchäftsherrn zu verſtehen, die immer vorhanden ſein muß, wenn dem Geſchäftsfüne 
ein Anſpruch gegen den Geſchäftsherrn entſtehen ſoll (objektive Theorie). Ihr ſteht ge 
die ſubjektive Theorie, wonach als Intereſſe das anzuſehen ſei, was der Geſchäft anden 
jelbit als ſolches anerkennt. Auch nach der richtigen objektiven Theorie müſſen aber die beſon en 
Verhältniſſe des Geſchäftsherrn berücksichtigt werden. Daß das Intereſſe etwas vom W 
des Geſchäftsherrn verſchieden iſt, erhellt ſchon aus dem Wortlaut („und“) des § 683. Jene 
etwas Objektives, dieſer etwas Subjektives. Das Intereſſe muß nicht notwendig ein vermögen 
rechtliches, es kann auch in der geſellſchaftlichen Stellung uſw. des Geſchäftsherrn be 
jein. Die Zahlung einer Schuld des Geſchäftsherrn entſpricht regelmäßig feinem Intereſſe er 
iſt aber dann nicht der Fall, wenn der Schuld eine aufrechenbare Forderung gegenüberſte 
Ein Notverkauf, der von dem Käufer ohne die Vorausſetzungen des § 379 Abſ 1 u. 2 H. ufet 
genommen wurde, kann einen Geſchäftsführungsanſpruch für dieſen begründen, wenn der Ka an 
wandlungsberechtigt war und der Verkauf wegen zu befürchtenden Verderbs der Ware oder 5 
andern Gründen dem Intereſſe und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Verfänl 45 
entſprach (RG 66, 186). Anders, wenn der Verkäufer der ihm vom Käufer angedrohten — 
ſteigerung widerſprochen hat; dann liegt eine unſtatthafte Einmiſchung in deſſen Angelegenhe für 
vor (RG 101, 18; vgl. zu $ 678 A 3). Ferner können die Aufwendungen, die ein Entleiher |, 
die geliehene Sache außerhalb der gewöhnlichen Koſten der Erhaltung ($ 601 Abſ 1 Satz 2) 127 
macht hat, unter dem Geſichtspunkt des § 683 als im Intereſſe des Verleihers liegend einen 
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ſatzanſpruch des Entleihers begründen (RG 65, 270). Ein neben dem Intereſſe des Geſchäftsherrn 
beſtehendes eigenes Intereſſe des Geſchäftsführers — Aufwendungen, die der Pfandgläubiger 
zur Erhaltung oder Werterhöhung der Pfandſache macht — iſt gleichgültig (RG 6. 2. 08 VI 
205/07). Hierher gehören auch die Aufwendungen, die ein Unterhaltspflichtiger für die Heilung 
eines von einem Dritten durch unerlaubte Handlung Beſchädigten machte, ſofern er bei Erfüllung 
feiner Unterhaltspflicht zugleich in der Abſicht handelte, feine Aufwendungen dem Schädiger 
in Rechnung zu ſtellen (RG JW 09, 13715; 1910 S. 389 u. 8115; Gruch 53, 1028; vgl. § 843 A 8). 
uſwendungen dagegen, die ein Wahlkandidat oder andere Parteigenoſſen zum Zwecke der 
ahlagitation machen, können nicht als im Intereſſe der Parteiorganiſation liegend angeſehen 
werden; maßgebend iſt hier das allgemeine Intereſſe, das die Handelnden mit der von ihnen 
geförderten Wahl am beiten gewahrt glauben, bei dem Kandidaten auch das eigene Intereſſe, 
Kine politiſchen Anſchauungen zur Geltung zu bringen (RG ZW 08, 371). Über eine irrige 
nahme des Intereſſes ſ. A 3. 
8. Eine Perſon iſt nur berechtigt, das Intereſſe eines andern zu fördern, wenn dieſer es auch 
wirklich gefördert wiſſen will. Iſt die erſte Vorausſetzung des § 683, das Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
ern an der Übernahme der Geſchäftsführung, erfüllt, ſo kommt es deshalb weiter auf den Willen 
des Geſchäftsherrn an, daß der Geſchäftsführer die Geſchäftsführung übernehme, der jedoch 
in den Fällen des $ 679 belanglos iſt. Wo er in Betracht kommt, iſt in erſter Reihe der wirkliche, 
alſo geäußerte Wille des Geſchäftsherrn feſtzuſtellen, der den mutmaßlichen ausſchließt; erſt wenn 
te Feſtſtellung verſagt, kommt es auf die Ermittlung des mutmaßlichen Willens an. Das 
N tis zwiſchen wirklichem und mutmaßlichem Willen ift kein alternatives, vielmehr iſt letzterer 
ſubſtdiär in Betracht zu ziehen. Der wirkliche Wille ift objektiv in ſeinem Daſein feſtzuſtellen, 
nicht kommt es darauf an, ob er dem Geſchäftsführer bekannt oder erkennbar iſt. Auch der auf 
nem Irrtum beruhende Wille des Geſchäftsherrn ift immerhin ein wirklicher und daher maß⸗ 
> ud. Unter mutmaßlichem Willen ift nicht derjenige Wille zu verſtehen, den der Geſchäftsführer 
1 einer Betrachtungsweiſe aus nach ſorgfältiger Prüfung etwa angenommen hat und an⸗ 
Nomen durfte (Staudinger $ 683 AA 1b), ſondern der bei objektiver Würdigung aller gegebenen 
unnſtände, aus denen die Willensrichtung erkennbar ſein kann, der Gewohnheiten und Anſchau⸗ 
ngen, vor allem auch der Vermögenslage des Geſchäftsherrn, die gegenüber der Nützlichkeit 
915 Geſchaftsführung abzuwägen ſind, erhellt, alſo der nach den Umſtänden d 
fi kauszuſetzende Wille. Die objektive Eigenſchaft des mutmaßlichen Willens ergibt 
165 aus § 678: ſoll er von dem Geſchäſtsführer erkannt werden oder erkannt werden können, 
fü muß er etwas dieſem Gegenüberſtehendes, Fremdes fein. — Für die Anſprüche des Geſchäfts⸗ 
hrers kommt es im übrigen nicht, wie für ſeine Haftung nach § 678, auf das Erkennen oder 
G. ennenmuſſen des Willens, ſondern auf die ſachliche Übereinftimmung der Übernahme der 
Säftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn an. Daher iſt auch ein entſchuldbarer Irrtum 
des Geſchäftsführers über das Vorhandenſein dieſes Willens nicht geeignet, ihm die Anſprüche 
6585 zu ſichern; das gleiche gilt bon der irrigen Annahme eines Intereſſes des Geſchäftsherrn 
wire Pricht“ die Übernahme). — It der Geſchäftsherr willensunfähig, jo iſt der maßgebende 
liche 5 Wille der des geſetzlichen Vertreters; fehlt ein ſolcher, ſo kommt es 
das Intereſſe an. 4 $ 
errn Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Intereſſes wie des Willens des Geſchäfts⸗ 
65 N trifft den Geſchäftsführer, der Anſprüche aus der Geſchäftsführung nach $ 683 erhebt. 
daß fiber der Behauptung eines mutmaßlichen Willens hat der Geſchäftsherr den Einwand, 
wire wirklicher geäußerter Wille entgegenſtand. Der Beweis des mutmaßlichen Willens aber 
5 bia der Mehrzahl der Fälle geführt werden durch die Darlegung des Nutzens und der Zweck⸗ 
Will gkeit der Geſchäftsführung für den Geſchäftsherrn, mit denen zunächſt der mutmaßliche 
e als übereinſtimmend anzunehmen iſt. So wird ſich im Erfolge die Beweisführung des 
beſennden Geſchäftsführers auf den Nachweis des objektiven Intereſſes für den Geſchäftsherrn 
8 dürfen, und letzterer mag den Gegenbeweis führen, daß aus beſonderen Gründen 
1 mit dieſem Intereſſe nicht habe übereinſtimmen können. 
Auf Der Geſchäftsführer hat gleich dem Beauftragten hiernach Anſpruch auf Erſatz der 
fa endungen, die er nach den Umſtänden ohne Verſchulden bei vernünftiger und jorg- 
inwiem Uberlegung für erforderlich halten konnte (Rh 59, 207). Über die beitrittene Frage, 
Ver weit Schaden unter die Aufwendungen fällt, f. die Anmerkungen zu § 670. Für die 
tommifung der Aufwendungen gilt dasſelbe wie beim Auftrage (RG Warn 1921 Nr 121); $ 256 
(RG zur Anwendung. Bei Geldentwertung hat entſprechende Aufwertung zu erfolgen 


104, 141). Bei Aufwendungen in ausländiſcher Währung, die nach Art der Leiſtung er- 
Pg waren, kann der Erſatz auch in ausländiſcher Währung verlangt werden, RG 17. 3. 24 
28. 1 


berufs“ Bei der Frage, inwieweit für eine zu Zwecken der Geſchäftsführung aufgewendete 
ſich ein, „oder gewerbsmäßige Tätigkeit Vergütung gefordert werden könne, ergibt 
1 Abweichung der Stellung des Geſchäftsführers von der des Beauftragten. Der beim 
ohne daten maßgebende Geſichtspunkt der Unentgeltlichkeit trifft bei der Geſchäftsführung 


trag nicht zu; der Geſchäftsführer, der feine Dienſte gar nicht unentgeltlich zur Verfügung 
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ſtellen will, kann für jede Tätigkeit Vergütung verlangen, die in den Kreis feiner gewerblichen 
oder beruflichen Geſchäfte fällt (NRG 59, 207; OLG 8, 343; a. M. R 2. 7. 09 III 497/08; Stau 
dinger U I 2a, vermittelnd Oertmann A 3b; vgl. auch Rs Warn 1915 Nr 169). Der Geſchäfts⸗ 
führer hat im übrigen wie der Beauftragte wegen feiner Aufwendungen das Zurückbehaltungs⸗ 
recht nach $ 273. Der Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen entfällt, wenn der Geſchäftsführer 
nicht die Abſicht hatte, von dem Geſchäfksherrn Erſatz zu verlangen. Darüber, daß regelmäßig 
ein Anſpruch des Geſchäftsführers aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag nur aus Leiſtungen 
denkbar iſt, die in der Vergangenheit liegen, nicht ein Feſtſtellungsanſpruch für zukünftige Leiſtun⸗ 
gen, ſ. A 3 zu § 677. 

6. In den Fällen des § 679, nicht auch in denjenigen des § 680, da beide Beſtimmungen 
grundverſchiedene rechtliche Tatbeſtände zum Gegenſtande haben (ſ. A 1 zu $ 680). In den Fällen 
des $ 679 dagegen tft ſelbſt ein Verbot des Geſchäftsherrn einflußlos (A 2 zu $ 679; RG 113, 181). 
Der Auſpruch auf Erſatz der Aufwendungen beſteht ferner unabhängig von den Vorausſetzungen 
des § 683, wenn der Geſchäftsherr die Geſchäftsführung genehmigt ($ 684 Abſ 1 Satz 2). 


9 684 


Liegen die Vorausſetzungen des $ 683 nicht vor, fo iſt der Geſchäftsherr 
verpflichtet, dem Geſchäftsführer alles, was er durch die Geſchäftsführung 
erlangt, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben 1). Genehmigt der Geſchäftsherr die Gefchäfts” 
führung, fo ſteht dem Gefchäftsführer der im $ 683 beſtimmte Anſpruch zu) 

E 1 768 II 615; M 2 866868; P 2 730-741. 

1. Der Anſpruch auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, eines dem Ver⸗ 
mögen des Geſchäftsherrn durch die Geſchäftsführung im ganzen zugewandten Vermögens, 
zuwachſes (RG Warn 1910 Nr 116) ſteht dem Geſchäftsführer unter allen Umſtänden zu, ſoweit 
ihm nicht etwa die Abſicht mangelte, von dem Geſchäftsherrn überhaupt einen Erſatz zu ver, 
langen ($ 685 Abſ 1; RG JW 1915, 3255); er iſt ſelbſt beim Handeln gegen ein ausdrückliches 
Verbot des Geſchäftsherrn begründet. Auch ein Bereicherungsanſpruch beſteht aber nicht (09 87, 
853), wenn bie Leiſtungen nur das Mittel zur Durchführung einer unerlaubten Handlung waren; 
ſo hat, wer widerrechtlich ein Kind der elterlichen Gewalt des Vaters entzogen hat, keinen Ars 
ſpruch auf Erſtattung der Unterhaltskoſten aus der Bereicherung (NG Warn 1910 Nr 286). 5 
Wegnahmerecht (ſ. Prot 2, 740) hat der Geſchäftsführer nach allgemeinen Grundſätzen ($ 29° 
in Verbindung mit § 812). 

2. Die Genehmigung, d. i. die nachträgliche Zuſtimmung ($ 184), erſetzt alle Vorausſetzungen 
des $ 683, das Intereſſe wie den Willen des Geſchäftsherrn für die Übernahme der Geſchäfto⸗ 
führung. Das BGB ſpricht hier nicht von der Übernahme, ſondern ſchlechthin von der Geſchäfts, 
führung ſelbſt; das iſt gerechtfertigt: für die nachträgliche Zuſtimmungserklärung ift jene Unte 
ſcheidung nicht von der gleichen praktiſchen Bedeutung wie nach $$ 677, 678, 683; der Geſchofte⸗ 
herr, der die Ausführung des Geſchäfts in erheblichen Punkten mißbilligt, wird die Geſchäft 
führung eben nicht genehmigen. Die Genehmigung bezieht ſich, wenn ſie ohne Cinfchräntund 
ausgeſprochen iſt, auf alles, was bisher geſchehen iſt; fie deckt die Übernahme, wenn fie nach biejet, 
aber vor der Ausführung des Geſchäfts (vgl. $ 681) erklärt ift; fie umſchließt Übernahme und Ye 
führung, wenn fie nach Beendigung der Geſchäftsführung erfolgte. Die Genehmigung auch nu 5 
der Übernahme erſtreckt ſich aber begrifflich auf die weitere Ausführungstätigkeit überhaupt, MIT 
nicht auf die einzelnen Ausführungshandlungen; fie enthält die Zuſtimmung, daß der Gejhäll?" 
führer für den Geſchäftsherrn in der Angelegenheit tätig geworden ſei und ſein werde. Der 17 
ſchäftsführer hat demnach, auch wenn nur die Übernahme der Geſchäftsführung genehm. 
wurde, dieſelbe Stellung, wie fie ihm die dem Intereſſe und dem Willen des Geſchäftsherrn 45 
ſprechende Übernahme des § 683 gewährt. Eine Genehmigung nur der Übernahme oder galt 
ausdrückliche Einſchränkung der Genehmigung darauf bedeutet deshalb lediglich den Vorbege 
von Schadenserſaßforderungen wegen einer fehlerhaften Ausführung des Geſchäfts nach $ . 
(8 677 A 4, § 683 A J), während bei ſchlechthin erteilter Genehmigung ſolche Forderungen Ha 
falls inſoweit beſtehen können, als die Art der Ausführung dem Geſchäftsherrn bekannt w 5 
Schadenserſatzanſprüche des Geſchäftsherrn aus $ 678 werden durch die Genehmigung der er 
ſchäftsführung immer ausgeſchloſſen ($ 678 A 3). — Die Genehmigung einer Geſchäftsfuhe 
ſetzt begrifflich voraus, daß überhaupt eine Geſchäftsführung ohne Auftrag vorliegt. Eine ſo — 
fehlt, wenn ein ausgeführtes Geſchäft zwar den Nutzen eines andern förderte, der Sn 
aber nur für ſich tätig geweſen iſt und tätig fein wollte (RG 23. 4. 08 IV 448/07). Aus demſe 634 
Grunde kann eine gefälſchte Wechſelunterſchrift nicht durch Genehmigung nach 9 184, ist 
Wirkſamkeit erlangen; wohl aber liegt genehmigte Geſchäftsführung vor, wenn die Unterſchee. 
für den andern in Unterſtellung ſeiner nachträglichen Genehmigung vollzogen wurde und 
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andere fein Einverſtändnis nachträglich erklärt (RG 17. 1. 03 1 482/02 und ZW 04, 49727), — 
Die Genehmigung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden, die Kundgebung des 
Genehmigungswillens muß gegenüber dem andern Vertragsteile erfolgen, RG 68, 398; 69, 410, 
letzteres durch wiſſentliches Geſchehenlaſſen oder durch Inanſpruchnahme des Geſchäftsführers 
auf Herausgabe des Erlangten oder auch wegen fehlerhafter Ausführung nach § 677, ſoweit 
dieſe als von der Genehmigung ausgeſchloſſen zu erachten iſt. Die ſtillſchweigende Genehmigung 
letzt aber immer voraus, daß ein entſprechender Wille des Geſchäftsherrn erkennbar iſt, und 
feſtſteht, daß dieſer von den Handlungen des Geſchäftsführers Kenntnis hatte (RG 1. 7. 04 II 
405/03; 14. 11. 05 II 124/05; 26. 1. 07 II 346/06; 13. VI. 23 V 526/22). Die Genehmigung 
muß ſich ferner erkennbar auf die Geſchäftsführung als ſolche, auf die Einmiſchung des Dritten 
in die eigenen Angelegenheiten des Genehmigenden beziehen; ein Einverſtändnis in dem Sinne, 
amt nur den erlangten oder noch zu erlangenden Vorteil gutzuheißen, iſt keine Genehmigung 
6 23. 4. 08 IV 448/07). Nachträgliche Genehmigung bedeutet eine Erweiterung der 
Vollmacht, es bedarf hierzu keiner neuen Form (RG 102, 21). — Die Be weislaſt für die 
Genehmigung trifft den Geſchäftsführer. 
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Dem Geſchäftsführer ſteht ein Anſpruch nicht zu, wenn er nicht die Abſicht 
batte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen !). 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe jenen 
interhalt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, von dem Emp⸗ 
anger Erſatz zu verlangen 2) 5). 

E 1 764 II 616; M 2 863, 864; P 2 734, 735. 


1, Fehlte dem Geſchäftsführer die Abſicht, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen, 
hat er in freigebiger Abſicht gehandelt, und dies hat zur Folge, daß ihm ein Anſpruch 
af Erſatz feiner Aufwendungen nach $ 683 nicht zuſteht. Dies iſt nicht zu vermuten (RG 86, 
A „ Ein Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung nach $$ 684 Satz 1 und 812 tft jedoch nur 
Absheſchloſſen, wenn eine angenommene Schenkung vorliegt (vgl. $ 662 A 4). Die freigebige 
For ift ein der Geſchäftsführung ohne Auftrag an ſich fremder Tatbeſtand; das Natürliche 
daß der Geſchäftsführer zwar das Intereſſe des Geſchäftsherrn fordern, nicht aber für das 
ande Intereſſe Vermögensopfer bringen und Nachteile erleiden will. So ftellt ſich die frei- 
ebige Abſicht des Gefchäftsführers als eine rechtshindernde Tatſache dar, die, wie aus der Faſſung 
9 Abſ 1 hervorgeht, der Geſchäftsherr zu behaupten und zu beweiſen hat (RG Warn 1912 
übe 04). Daß eine Leiſtung außerhalb der Grenzen des Abſ 2 aus Gründen der Verwandtſchaft 
Ne emen wurde, ſchließt die Abſicht, Erſatz zu verlangen, nicht aus (RG JW 09, 670° und 
a 70, 139). Ebenſo nicht, daß der Geſchäftsführer in Erfüllung einer öffentlich⸗rechtlichen Pflicht 
if a öffentlichen Intereſſe handelte; ein Beweisumſtand für die Abſicht, Erſatz zu verlangen, 
75 b zwischen den Parteien beſtehende Streit über die Verpflichtung und ihre Koſtenlaſt (RG 
5 » 276; 77, 193). Für den Ausnahmefall des Abſ 1 iſt der Geſchäftsherr be weispflichtig, RG 
6.19, VI 50/19. 5 
88 2. Umgekehrt wie im Regelfalle des Abſ 1 ſpricht zwiſchen nahen Verwandten die Natur 
det Sache zunächſt für eine freigebige Abſicht hinſichtlich der zum Beſten des andern aufgewen⸗ 
en Leiſtungen (vgl. K 1618). Abj 2 beſchränkt dieſe Vermutung ſachlich auf Leiſtungen zur 
ellerahrung des Unterhalts ($$ 1601 ff) und in Anſehung des Perſonenkreiſes auf Eltern, Vor⸗ 
der n und Abkömmlinge; in dieſem Verwandſchaftsverhältniſſe ſtehen bei Erzeugung außer 
Ar Ehe nur die Mutter und ihre Voreltern und das Kind. Eine Aus dehnung des Satzes auf 
Gesch de Verwandte ift nicht zuläſſig (RG 74, 139, JW 09, 67075); erſt recht nicht, wenn der 
in Aataführer im öffentlichen Intereſſe handelte (RG 75, 276; 77, 193). Die Beſtimmung 
0 fi als eine Auslegungsregel („im Zweifel“); die freigebige Abſicht ift alfo anzunehmen, 
Be un nicht eine Abſicht, Erſatz zu verlangen, erklärt iſt oder aus den Umſtänden erhellt. Die 
fol hümmung des Abſ 2 bezieht ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf die Unterhalts pflicht; ſoweit eine 
ile nach den angezogenen Beſtimmungen des Familienrechts beſteht, kann von einer Geſchäfts⸗ 
Abs 200 ohne Auftrag für den Unterhaltenen überhaupt leine Rede ſein. Die Vermutung des 
n gel ferner nur dem Empfänger der Leiſtungen gegenüber; ob dem den Unterhalt gewähren 
niche erwandten ein Erſatzanſpruch gegen den nach dem Geſetz Unterhaltspflichtigen zuſteht, 
uneßel ich nach den allgemeinen Beſtimmungen; jo kann eine uneheliche Mutter Erſatz vom 
der u Den Vater für den von ihr gewährten Unterhalt verlangen, 89 1708, 1709. Ein Übergang 
geleiß Prüche des Unterhaltsberechtigten gegen dieſen auf den Verwandten, der den Unterhalt 
die get hat, findet nur nach Maßgabe des $ 1607 Abſ 2 ftatt (RG 12. 11. 06 VI 108/06). Auch 
eine Mutung des Abf 2 geht an ſich nur auf die Annahme einer freigebigen Abſicht, nicht auf 
angenommene Schenkung; ſie ſchließt alſo einen Bereicherungsanſpruch zunächſt nicht aus. 


io 
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Aber ſie ſteht auch einer Feſtſtellung des zur Schenkung erforderlichen Einverſtändniſſes der Un⸗ 
entgeltlichkeit nicht entgegen, begünſtigt fie vielmehr (RG Warn 1912 Nr 382). 

3. Sowohl Abſ 1 wie Abſ 2 betreffen nur die Anſprüche des Geſchäftsführers; die des 
Geſchäftsherrn ($$ 677, 678, 681 Satz 2, 682) werden dadurch nicht berührt. 


8 686 


Iſt der Geſchäftsführer über die Perſon des Geſchäftsherrn im Irrtume )), 
ſo wird der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt und 
verpflichtet 1). 

EI 757 II 617; M 2 865, 866; P 2 730. 

1. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag erfordert nicht, daß der Geſchäftsführer den Willen 
habe, für eine beſtimmte Perſon tätig zu ſein; er kann handeln wollen für den, den es angeht; 
die Perſon des Geſchäftsherrn kann an ſich noch unbeſtimmt ſein, ja ſie braucht ſelbſt noch gar 
nicht vorhanden zu fein (A 1 zu $ 677). Sofern der Geſchäftsführer das Geſchäft nur als ein 
fremdes angeſehen und ausgeführt hat, entſtehen die Wirkungen der Geſchäftsführung ohne Auf 
trag nach 89 677685. Im Falle eines Irrtums des Geſchaftsführers über die Perſon deſſen, 
dem das Geſchäft zugute kommen ſoll, wird aus der Geſchäftsführung der wirkliche Geſchäftsherr, 
in deſſen Intereſſe das Geſchäft lag, berechtigt und verpflichtet; ſelbſtverſtändlich kommt dann 
auch eine etwaige freigebige Abſicht des Geſchäftsführers gegenüber dem vermeintlichen Geſchäfte⸗ 
herrn nicht in Betracht. Und nur der wirkliche Geſchäftsherr wird berechtigt und verpflichtet. 

2. Ein Irrtum des Geſchäftsführers über die Perſon det Geſchäftsherrn wird in der Regel 
nur den Fall eines gegenſtändlich fremden Geſchäfts betreffen (der Geſchäftsführer beſſert eine 
Sache aus, die er für das Eigentum des B hält, die aber Eigentum des C iſt); ex iſt möglich jedoch 
auch bei einem perſönlich fremden. Die Meinung, einem andern (B) zu einer Leiſtung verpflichtet 
zu ſein, die einem Dritten (0) zugute kommt, begründet zwar den in $ 686 vorausgeſetzten Irrtum 
über die Perſon des Geſchäftsherrn nicht; wer eine Vertragspflicht erfüllt oder auch nur zu erfüllen 
meint, handelt im eigenen Intereſſe und beſorgt zunächſt nur ſein eigenes Geſchäft (RG Gru 
52, 997; 92, 128; f. auch JWö 03 Beil Nr 310 und 9677 A 2). Die irrtümliche Meinung, dem Ger 
ſchaftsherrn ſelbſt vertraglich verpflichtet zu fein, ſchließt die Annahme einer Geſchäftsführung 
gleichfalls aus; der Geſchäftsbeſorger hat hier nur die Anſprüche wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nach $$ 812—814, der Geſchäftsherr nur die Schadenserſatzanſprüche aus etwaiger 
unerlaubter Handlung. Dagegen verträgt ſich der Irrtum des Handelnden, zu der Geſchafts 
beſorgung fur den Geſchäftsherrn berechtigt zu fein, ſehr wohl mit der Annahme einer Ge 
ſchäftsfuhrung (vgl. darüber A 3 zu § 677). 


8 687 


) Die Vorſchriften der 88 677 bis 686 finden keine Anwendung, wenn jemand 
ein fremdes Geſchäft in der Meinung beſorgt, daß es ſein eigenes fei?). 

Behandelt jemand ein fremdes Geſchäft als ſein eigenes, obwohl er weiß, 
daß er nicht dazu berechtigt iſt ), fo kann der Geſchäftsherr die ſich aus den 
88 677 678, 681, 682 ergebenden Anſprüche geltend machen. Macht er ſie 
geltend, ſo iſt er dem Geſchäftsführer nach § 684 Satz 1 verpflichtet ). 

E 701 II 618; M 2 869-8971; P 2 741743. 4 

I. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag ſetzt voraus, daß der Geſchäftsführer ein fan 
Geſchäft bejorgt, ſei es ein gegenſtändlich fremdes, das dem ausſchließlichen Rechtskreiſe de ; 
Beihäftsheren angehört, ſei es ein perſönlich fremdes, das nach feinem Inhalte auch das b 
Geſchaͤft des Handelnden fein könnte und lediglich durch deſſen Abſicht, es für einen andern 1 
beſorgen, zum fremden Geſchäfte wird (. Vorbem 4 vor $ 677). Die Geſchäftsführung 5 
Auftrag erfordert, da ſie begrifflich ein Handeln für einen andern darſtellt, in perſönlicher Hunte 
den Willen und das Bewußtſein, für einen andern tätig zu fein ($ 677 A 1). St das Gesche 
ein gegenſtandlich fremdes, will der Handelnde aber kein fremdes Geſchäft beſorgen, und 50 1 
er auch nicht, daß ſein Handeln in einen fremden Rechtskreis eingreift, ſo iſt der Fall des A den 
des 5 687 gegeben; ift ihm der letztere Umſtand gegenwärtig, will er aber trotzdem nicht für 15 
andern, ſondern für ſich ſelbſt handeln, ſo liegt der Fall des $ 687 Abſ 2 vor. In keinem der Ja 45 
des § 687 handelt es ſich um eine Geſchäftsführung ohne Auftrag; nur ein äußerlich 1 
Tatbeſtand ſtellt ſich dar; das Haupterfordernis der Geſchäftsführung, der Wille, für einen an > 
tätig zu fein, fehlt. Man ſpricht hier ſchlecht von unechter Geſchäftsführung. Geschäft 
ſetzung der Beſtimmungen beider Abſätze des $ 687 ift, daß ein gegenſtändlich fremdes Ge 
vorliegt, alſo ein ſolches, das durch feinen Inhalt eine Einmiſchung des Handelnden in bere 
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Erbandene Rechtsbeziehungen eines andern, insbeſondere deſſen Eigentumsrechte darſtellt. 
N fremdes Geſchäft wird beſorgt, wenn es als ſolches nicht zum eigenen Rechtskreis, ſondern 
zum ausschließlichen Rechtskreis des Geſchäftsherrn gehört, RG 138, 48. Die Beziehung eines 
Geſchäfts auf eine fremde Sache allein ſtellt dieſes Erfordernis nicht notwendig her: ſo iſt es 
em gegenſtändlich fremdes Geſchäft, wenn jemand Sachen, die in eines Dritten Eigentum ſtehen, 
die ſich aber in feiner wirtſchaftlichen Benutzung befinden, wegen dieſes ſeines wirtſchaftlichen 
Intereſſes gegen Feuergefahr verſichert (RG 15. 4. 08 VI 324/07); dieſe Verſicherung ift ob⸗ 
leltiv wie jubjeftiv fein eigenes Geſchäft. Ebenſowenig bedeutet ein in fremdem Namen für 
e Rechnung geſchloſſener Vertrag ein fremdes Geſchäft, ſofern nicht damit ein Eingriff 
in vorhandene Rechtsbeziehungen der Perſon, in deren Namen der Handelnde auftritt, gegeben 
Wenn endlich jemand ein fremdes Geſchäft im Auftrage eines Dritten beſorgt, ſo begründet 
= weder den Tatbeſtand des § 687 Abſ 1 noch den des Abſ 2; es liegt hier zwar ein fremdes 
eioſchäſt vor, aber es iſt nicht als eigenes behandelt worden (RG JW 03 Beil Nr 310). Bei 
5 Weiterveräußerung der dem Eigentümer durch Dritte geſtohlenen Sachen ift die Annahme 
17 75 Heſchäftsführung ohne Auftrag ausgeſchloſſen. Auch eine Genehmigung des „Geſchäfts⸗ 
geren“ würde daran nichts ändern (RG 105, 84). 
6 2. Abſ 1 des $ 687 betrifft den Fall der gutgläubigen Behandlung des gegenſtändlich fremden 
del Datz, als ſei es ein eigenes. Darauf, ob der gute Glaube des Handelnden ein unverſchul⸗ 
“Y ob der Irrtum, in dem er ſich befindet, auf Fahrläffigfeit beruht, kommt es nicht an. Der 
x iſt, da er keine Geſchäftsführung ohne Auftrag enthält, auch nicht nach deren Regeln zu 
1 udeln, wie im Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Es kommen alſo, ſoweit nicht etwa 
5 prüche aus einer fahrläſſig begangenen unerlaubten Handlung dem — uneigentlich ſo⸗ 
nannten — Geſchäftsherrn aus dem Eingriff erwachſen, für die beiderſeitigen Ansprüche die 
Ben Mmungen über die ungerechtfertigte Bereicherung zur Anwendung, ſowie je nach dem Tat- 
“ande die 9 946 ff., 985 ff. und für den Handelnden 88 994ff. Auch die Genehmigung des Ge⸗ 
neh c h 5 Anwendung der Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
0 „ 92). 
vorn Der Tatbeſtand des Abſ 2 erfordert, daß jemand ein fremdes Geſchäft als ein eigenes 
ligt e obwohl er weiß, daß das Geſchäft ein fremdes und er zu dem Eingriffe nicht berech⸗ 
ſchaft (RG 105, 409). Die Veſtimmung enthält eine Ausdehnung der Vorſchrift über die Ge⸗ 
3 ührung. Für ihre Anwendung iſt kein Raum, wenn der Handelnde auf Grund eines Ver⸗ 
verhältniſſes zu einer Handlung verpflichtet war und der Verpflichtung zuwider ge⸗ 
ruhen hat. Das Wiſſen wird durch ein Wiſſenmüſſen nicht erſetzt; das auf Fahriäſſigteit be⸗ 
ber 5 Nichtwiſſen fällt vielmehr unter Abſ 1. Aber nach § 142 Abſ 2 ſteht die Kenntnis von 
687 0 chtbarkeit der Kenntnis der Nichtberechtigung gleich, R 138, 49. Der Fall des 
bfi 555 2 liegt vor bei wiſſentlicher Benutzung eines fremden geiſtigen Eigentums oder 
allein errechts (RG 46, 14; 62, 320; 70 S. 74 u. 249; 84, 49); ebenſo beim Eingriff in ein 
Geſchate Einfuhrrecht der Zentraleinkaufsgeſellſchaft (Rh 100, 145). Ob der Berechtigte das 
glei — In gleicher Weiſe für ſich vorgenommen hätte, ift für die Anwendung des $ 687 Abſ 2 
fahrn (MG a. a. O.). Mit Rückſicht auf $ 35 des Patch, der die wiſſentliche und die grob 
pre che Benutzung der fremden Erfindung gleichſtellt, haben R& 62, 320; 70, 249 eine ent- 
die 80 5 Anwendung des $ 687 Abſ 2 auch bei grob fahrläſſiger Patentverletzung gutgeheißen, 
dehnt di arn 1918 Nr 232 auch auf fahrläſſige Verletzung des literariſchen Urheberrechts aus⸗ 
nunge die vorwiegende Wirkung dieſer Anwendung iſt die Gewährung des Anſpruchs auf Rech⸗ 
iſt 5 egung und Auskunftserteilung für den verletzten Urheber oder Erfinder. Nicht anwendbar 
aren ‘ Abſ 2 bet wiſſentlicher (oder fahrläſſiger) Benutzung eines für einen andern geſchützten 
rechtli deichens; denn hier handelt es ſich um ein auch objektiv eigenes Geſchäft, das unter wider⸗ 
58. 928 m Eingriff in ein fremdes ausſchließliches Recht vorgenommen wurde (RG 47, 100 u. 
als ein Der verletzte Urheber oder Erfinder hat ein Recht, das Geſchäft, das der andere machte, 
Beige genes vorzunehmen und als fremdes (Nachdruck und Nachahmung) zu unterſagen; der 
Geſchaf, eines Warenzeichens hat jedoch kein Recht auf das von dem andern vorgenommene 
griff in und keinen Anſpruch auf deſſen Unterlaſſung; er darf nur den dabei geſchehenen Ein⸗ 
einem (bin Zeichenrecht verbieten (Rd 47, 100). Nicht anwendbar iſt $ 687 Abſ 1 auch, wenn 
Nerhalserſinder die Möglichkeit, das Patent oder ſonſtige Schutzrechte zu erwerben, durch das 
190 8 eines andern (Veröffentlichung) entzogen wird, da es ſich hier nicht um Ausnutzung, 
83, 37, uin Berftörung und Verhinderung der Entſtehung eines fremden Rechtes handelt (RG 
ein Zeit Dahingeſtellt gelaſſen wurde die Anwendbarkeit des § 687 Abſ 2 in den Fallen, daß 
hatte haber einer Geſellſchaft anſtatt für dieſe für ſich einen Lieferungsvertrag abgeſchloſſen 
ein Fabre zweifelhaft ſei, ob hier ein objektiv fremdes Geſchäft vorliege (RG 89, 99), und daß 
iNbe: U uternehmer unter Verletzung eines Vertrags, durch welchen er einem andern das 
Abſchluſt aufsrecht ſeiner Erzeugniſſe für ein beſtimmtes Gebiet übertragen hatte, unmittelbar 
verhält in deſſen Abſatzgebiet betätigte (RG 92, 201); in beiden Fällen wurde das Vertrags- 
Re Hi s allein für ausreichend erachtet, dem Verletzten zu einem Anſpruch auf Auskunft und 
ſchaft zu verhelfen. Dagegen Anwendung bei Eingriffen in fremde Monopolrechte 


384 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


(RG 46, 14; 62, 320; 70, 74; 84, 49; 100, 145). — Ein inhaltlich fremdes Geſchäft wird nicht 
dadurch ein eigenes, daß der Handelnde es im eigenen Namen abſchließt (er verkauft eine fremde 
Sache im eigenen Namen, RG 70, 251; 96, 242; 100, 145; 138, 49; RG Ich 09, 658°), das in⸗ 
haltlich eigene aber auch nicht dadurch ein fremdes, daß es auf fremden Namen geſchloſſen wird 
(ein Bedienſteter macht für ſich kreditweiſe Einkäufe auf den Namen des Dienſtherrn); der $ 687 
Abſ 2 findet im erſteren Falle Anwendung, im letzteren nicht. Anwendung des § 687 Abſ 2 auf 
einen Fall, in dem bei Nichtigkeit des Auftrags nach § 138 BGB der Beauftragte auftragswidrig 
für eigene Rechnung gehandelt hat (RG 96, 282). Wußte der Pfandgläubiger, daß er zur Frucht 
ziehung nicht berechtigt war, lommt Abſ 2 ebenfalls in Betracht (RG 105, 408). Der Fall liegt 
aber nicht vor, wenn jemand von einem beſtimmten Zeitpunkt an nach $ 818 Abſ 1 oder $ 981 
Abf 1, f 993 mit der Herausgabe von Nutzungen rechnen muß. Denn er beſitzt hier Grundſtücke 
immerhin als ihm gehörend und verwaltet ſie nicht als fremdes Vermögen, auch nicht fremde 
Geſchäfte als eigen, RG 137, 212. Pr 
4. Abſ 2 des § 687 gibt dem Geſchäftsherrn, dem außerdem die Anſprüche aus ungerecht“ 
fertigter Bereicherung und unerlaubter Handlung wie nach Abf 1 zuftehen (ſ. A 2), das Recht, 
anſtatt der Geltendmachung jener Anſprüche auch den Handelnden wie einen Geſchäfts führer 
in Anſpruch zu nehmen, das zu verlangen, was er zu fordern hätte, wenn eine echte Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag vorläge, NG 138, 49. Dazu gehört der bei der Weiterveräußerung erzielte 
Kaufpreis, wobei auch die Wertſteigerung ihm zugute kommt, und es iſt dabei gleichgültig, 
ob der Berechtigte das Geſchäft überhaupt für ſich vorgenommen hätte, RG 100, 145. — Er 
kann ferner von ihm Auskunft, Rechenſchaft und Rechnungslegung, ſowie Herausgabe des Er 
langten (vgl. RG 96, 282; 105, 409; JW 09, 6589 und die in A 3 angezogenen Entscheidungen 
Verzinſung verwendeten Geldes nach 98 681, 666—668, ſowie Schadenserſatz nach 89 677, 67 
fordern. Dem Handelnden ftehen dagegen an ſich keinerlei Anſprüche wie aus einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag zu; es ift ihm verboten, aus dem fremden Geſchäfte für ſich ohne Genehmi“ 
gung des Geſchäftsherrn Nutzen zu ziehen (RG 100, 145; 105, 409); nimmt ihn aber der uneigen 
liche Geſchäftsherr auf Grund des $ 687 Abſ 2 wie einen Geſchäftsführer in Anspruch, fo hat bi 
zur Folge, daß jener ihm auch die Bereicherungen nach Maßgabe des § 684 Abſ 1 herausgeben 
muß; einen Anſpruch auf Erſatz ſeiner Aufwendungen ($ 683) behält er, ſoweit det 
Geſchäftsherr durch fie bereichert ſein würde, RG 138, 50. Die allgemeinen Anſprüche aus un. 
gerechtfertigter Bereicherung ($$ 812ff.) wird man (mit Oertmann A 3c) dem uneigentlichen 
Geſchäftsführer übrigens niemals verſagen können. — Die Anſprüche aus § 687 Abſ 2 unter- 
307 wie diejenigen aus der Geſchäftsführung, der gewöhnlichen Verjährung (Vorbem 3 
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Verwahrung 


1. Durch den Verwahrungs vertrag wird der Verwahrer zur Aufbewahrung einer ihm bi 
Hinterleger übergebenen beweglichen Sache verpflichtet, an welcher er unmittelbaren Belth . 
($ 686). Die Aufbewahrungspflicht bedingt die Rückgabepflicht nach beendigter Aufben chen 4 
(88 695— 697). Der Vertrag ſetzt zu feinem Zuſtandekommen die Übergabe voraus; er it Ne 
vertrag. Die Übernahme zur Verwahrung kann durch einen Vorvertrag vereinbart we 
(pactum de deponendo), jo durch Verkauf eines Theaterbillets, wenn der Theaterunterneh, 5 
dabei als eine Nebenverpflichtung auch die Verwahrung der Überkleider des Theaterbeiu din, 
übernimmt (RG Warn 1920 Nr 77). Der Vorvertrag begründet meiſt nur einen Anjpru 
den Hinterleger, unter beſonderen Umſtänden kann er aber auch eine Verpflichtung zur Hi na 
für ihn zur Entſtehung bringen. Der Verwahrungsvertrag erſcheint nach der Begriffsbeſtimm⸗ 
des $ 688 als ein einſeitig verpflichtender Vertrag. Er kann aber entgeltlich ($ 689) oder mm 
geltlich ($ 690) abgeſchloſſen werden, und mit der Vereinbarung eines Entgelts wird er zum getz. 
ſeitigen Vertrage nach $$ 320ff. Auch dann find jedoch die Vertragspflichten bedingt da ame 
Übergabe; das Entgelt ift nur Gegenleiſtung für die Aufbewahrung, nicht für die Über, 
($$ 689, 699). Der wirtſchaftliche Zweck iſt ausſchließlich das Intereſſe des Hinterleger? der 
Nutzen aus der Sache für den Verwahrer iſt mit dem Verwahrungsvertrage unvereinbar, die 
Verwahrungsvertrag berührt ſich gegenſtändlich mit dem Mietvertrage, bei dem aber nicht ſo 
Sache, ſondern der Raum, der ihrer Verwahrung dienen ſoll, Vertragsgegenſtand Mi, 
namentlich im Stahlkammervertrag (Safe vertrag; vgl. darüber § 535 A 2 und 6 ng 
336; 94, 74; 141, 99ff.). Der Verwahrungsvertrag berührt ſich ferner hinſichtlich der Leim 
mit Auftrag, Dienft- oder Werkvertrag, von denen er ſich aber durch das geringere Maß der auf 
Verwahrer aufzuwendenden Tätigkeit unterſcheidet; ſie beſchränkt ſich der Hauptſache magen 
die einfache Obhut. Die Verwahrung kann auch Nebenleiſtung in anderen Vertragsverhältn n 
fein, fo beim Leihvertrag (vgl. dazu RG Warn 1910 Nr 246), beim Auftrag, Dienſt⸗, Werkver 
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Kauf, Frachtvertrag, bei Kommiſſion und Spedition. Hier gelten die für dieſe Rechtsgeschäfte 
gegebenen Rechtsſätze. Vorſchriften über eine einſtweilige Verwahrung im Handelsverkehr geben 
die 69 362 Abſ 2, 379 Abſ 1 HGB. Der Arzt hat eine Verwahrungspflicht für die im Vorraume 
ſeiner Wohnung von den Patienten abgelegten Kleidungsſtücke der Regel nach auch als Neben⸗ 
verpflichtung nicht übernommen (RG 99, 35). Dagegen hat der Theaterunternehmer als Neben- 
leiſtung aus dem durch den Verkauf der Theaterkarte geſchloſſenen Vertrage die Verpflichtung, 
die Überkleider der Theaterbeſucher, ohne oder auch gegen beſondere Gebühr, in Verwahrung 
zu nehmen (NG Warn 1920 Nr 77; 4. 12. 23 VII 255/23). Ebenſo hat ein geſelliger Verein, 
der beim Beſuch der Geſellſchaftsräume für ſeine Mitglieder einen Garderoberaum bereitgeſtellt 
hat, die Sorge für die Aufbewahrung der abgelegten Kleider übernommen (RG 103, 265). Über 
die Sorgfaltspflicht des Verwahrers hinſichtlich der in ſolchen Fällen üblichen Garderobe marken 
RG 105, 80; 113, 425; 3 1923, 600. — Stillſchweigend kommt der Verwahrungsvertrag 
zuſtande mit dem Badeanſtaltsbeſitzer hinſichtlich der Kleider des Badenden (RG 23 1923, 
0) und mit dem Schant- und Speiſe wirt, der in der Gaſtſtube keine Gelegenheit zum Ab⸗ 
legen der Überkleider bietet und die Gäſte zwingt, außerhalb der Gaſtſtube abzulegen (RG JW 
1524, 1870). Regelmäßig liegt dem Schank⸗ und Speiſewirt eine Verwahrungspflicht allerdings 
nicht ob (RG 109, 261). — Bei der herrſchenden Vertragsfreiheit kann der Verwahrer feine 
Haftung beſchränken oder in den Grenzen des $ 276 Abſ 2 auch ausſchließen. Das Publikum 
darf jedoch nicht überraſcht oder in eine Zwangslage gebracht werden, weil das den guten Sitten 
und namentlich den heute herrſchenden Anſchauungen von Treu und Glauben widerſpricht. Das 
ufdrucken der Beſchränkung auf die Rückſeite der Garderobemarken genügt nicht, wohl aber 
genügen deutlich lesbare Aushänge an in die Augen fallenden Stellen und in hinreichender Menge 
NG 113, 425; 4. 12. 23 VII 255/23). Ebenſo muß eine Verpachtung der Kleiderablagen be⸗ 
1926 80ſt werden, wenn fie den Betriebsinhaber von der Haftung befreien ſoll (RG JW 
„ 96). 
5 2. Beſondere Erſcheinungsſormen des Verwahrungsvertrags find a) die Gemeinſchafts⸗ 
en ahrung (fog. freiwillige Sequeſtration), wobei eine von verſchiedenen Perſonen in An⸗ 
bruch genommene Sache einem gemeinſchaftlichen Verwahrer mit der ausdrücklichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung übergeben wird, daß die Rückgabe an alle Hinterleger gemeinſam 
Ober an einen von ihnen bezeichneten gemeinſamen Bevollmächtigten erfolgen fol (M 2, 580: 
166 §chch und 85 432, 1217, 1281, 2039 BOB); b) die Summenverwahrung oder un- 
eigentliche Verwahrung, die dem Darlehen ſich nähert (§ 700); e) das Lagergeſchäft, die 
ſewerbsmäßige Übernahme von Gütern zur Lagerung und Aufbewahrung im Handelsverkehr 
Ss 416—424 HGB). Ke in Verwahrungsvertrag und überhaupt kein privatrechtlicher Vertrag 
2 abgeſchloſſen, wenn der Staat im öffentlichen Intereſſe Sachen in amtliche Verwahrung 
wann, . B. zu zollamtlicher Behandlung (dabei kein Eintritt in den Beförderungs⸗ 
zertrag!), oder wenn im Wege polizeilicher oder gerichtlicher Beſchlagnahme, oder wenn 
A Rechtsſtreit Urkunden, Bücher, Karten von einer Partei überreicht werden. Die 
au lbetwahrungspflicht ergibt ſich hier aus der Jubeſitznahme des fremden Eigentums; das 
1 chtsverhältnis wurzelt im öffentlichen Recht. Mangels anderer Vorſchriften ſind aber die 
vi den Verwahrungsvertrag ſinngemäß anzuwenden, alfo nicht $ 690 (RG 115, 421; 23. 12. 19 
425/19); zum Teil abweichend die älteren Entſcheidungen RG 48, 256; 51, 219; 67, 335; 
öffe >; Warn 08 Nr 305 (Schiff in Quarantäne). Die Haftung des Staates für das bei einer 
anantttichen Zollniederlage niedergelegte Gut ift in 9 102 Vi geregelt. Dieſe Vorſchrift iſt 
55 für den Fall eines Abhandenkommens des Gutes maßgebend. Beruft ſich der Staat auf 
. ihm nicht zu vertretende Unmöglichkeit der Herausgabe des hinterlegten Gutes, ſo hat 
Ri de Beweislaſt (arg. $ 282), (RG 115,423). Die Zollbehörde haftet übrigens nur bis zur 
ſpä gabe der Güter an den Empfangsberechtigten nach der amtlichen Abfertigung, nicht bis zur 
5 teren Abholung aus dem Zollraum (RG 26. 5. 11 111 408/10). Aus dem ſchon oben erwähnten 
ach, olgt auch, daß ein Beamter, z. B. ein Gerichtsvollzieher, in deſſen amtliche Obhut eine 
weis gelangt iſt, ihren etwa eingetretenen Verluſt aufklären muß. Dazu genügt aber der Nach⸗ 
ban das Abhandenkommen der Sache ohne Verſchulden des Beamten eingetreten ſein 
a (RG 74, 342; 120, 67; 137, 153; 138, 40; DRZR 1933 Nr 299). — Wird eine Sache 
Sſchlagnahmt, bei der eine Verfallerklärung und damit der Übergang des Eigentums an den 
tüme: möglich iſt, ſo hat der Staat die Sache bis zur Verfallerklärung ſorgfältig für den Eigen⸗ 
Kern aufzubewahren und gegen fremde Eingriffe zu ſichern (MG IRdſch 27 Nr 238). Bei 
auf Adigungen der Sache haftet der Staat auch ohne den Nachweis beſonderen Verſchuldens 
aum Dabengerfag, um fo mehr bei Pflichtwidrigkeiten von Beamten und Angeſtellten, da $ 278 
ih dem öffentlichen Recht angehört (Ach aad. und 112, 293). 
finden Fefondere reichsrechtliche Vorſchriften neben denjenigen über den Verwahrungsvertrag 
Ge en ſich a) in den Beſtimmungen des BGB über die Hinterlegung, d. i. die Übergabe von 
Harn Händen zum Zwecke der Verwahrung bei dazu beſtimmten öffentlichen Stellen und Be⸗ 
des Al jo namentlich über die Hinterlegung durch den Schuldner bei Annahmeverzug 
Gläubigers 88 372 ff. ſowie über die Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung von Geld oder 
Re B, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Schliewen, Oegg.) 25 
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Wertpapieren $$ 232ff.; b) in den Beſtimmungen des BGB über die Haftung der Gaſtwirte 
für die bei ihnen eingebrachten Sachen $$ 701— 703; c) in den Beſtimmungen des HGB 98 388, 
407 Abſ 2, 417 über die Aufbe wahrungspflicht des Kommiſſionärs, Spediteurs und Lagerhalters; 
d) in dem Reichsgeſetz betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wert⸗ 
papiere v. 5. 7. 96 (Bankdepotgeſetz, RGBl 183, jetzt mit den Anderungen und Zufähen der 
VO v. 21. 11. 23, RGBl J 1119), insbeſondere in den $$ 1 u. 2, die Beſtimmungen über die 
geſonderte Aufbewahrung und Eintragung enthalten; das Geſ. über Depot⸗ und Depoſiten⸗ 
geſchäfte vom 26. 6. 25 (RG Bl 1 89), nach deſſen $ 4 Abf 1 die vorgenannten Geſchäfte nur von 
Depoſitenbanken geſchäftsmäßig betrieben werden durften, iſt nach zweimaliger Verlängerung 
am 31. 12. 29 außer Kraft getreten, vgl. $ 1 d. Gef. v. 24. 12. 27 (RG Bl 1 512); e) in den von der 
Erſatzpflicht der Poſtverwaltung für Verluſt und Beſchädigung handelnden Beſtimmungen 
69 6—15 des Reichspoſtgeſetzes v. 28. 10. 71 (RG Bl 347); f) in der Beſtimmung des $ 31 
des Hypothekenbankgeſetzes v. 13. 7. 99 (RG Bl 375) über die Verwahrungspflicht des Treu⸗ 
händers bei den Hypothekenbanken; g) in der Beſtimmung des $ 39 der Eiſenbahn⸗Verkehrs⸗ 
ordnung über die Aufbewahrung von Reiſegepäck auf den Bahnhöfen gegen eine Gebühr. Vgl. 
darüber RG 98, 31. 
Nach Art 145 EGBGB können über die Hinterlegung (oben zu a) die Landesgeſetze gewiſſe 
nähere Beſtimmungen treffen. Durch die Hinterlegung bei den ſtaatlichen Stellen wird kein 
privatrechtlicher Verwahrungsvertrag abgeſchloſſen (RG 112, 224). Vgl. A 7 zu § 700. 


9 688 


Durch den Verwahrungsvertrag!) wird der Verwahrer verpflichtet, eine 
ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache 2) aufzubewahren) 

E I 614 II 628; M 2 569—574; P 2 301-393. 

1. Über die rechtliche Natur des Verwahrungsvertrags vgl. Vorbem 1. Zum Zuftander 
kommen des Vertrags gehört a) die Übergabe einer beweglichen Sache ſeitens des Hinter- 
legers an den Verwahrer durch Beſitzübertragung nach § 854. Erſt mit der Übergabe beginnen 
die Pflichten aus dem Verwahrungsvertrage, auch dann, wenn er entgeltlich geſchloſſen iſt (gl. 
Vorbem 1); b) die Vertragseinigung beider Teile, daß der Verwahrer die Sache für den 
Hinterleger aufbewahren und dieſem ſpäter zurückgeben ſoll. Die Willenseinigung kann au 
durch ſchlüſſige Handlungen ſtillſchweigend getroffen werden (RG 106, 135; JW 1913, 265). 
Der Verwahrungsvertrag kann auch dadurch zuſtande kommen, daß A, der für B beſitzt, auf deſſen 
Weiſung dem C anzeigt, er halte die Sache nunmehr für ihn in Verwahrung, und 0 damit ein. 
verſtanden iſt (R 7. 1. 21 VII 459/20). Das Eigentum der Sache geht auf den Verwahrer 
nicht über; auch die Gefahr der Sache bleibt beim Hinterleger. Daß dieſer ſelbſt Eigentümer der 
hinterlegten Sache ſei, iſt zur Gültigkeit des Vertrags nicht erforderlich. Sogar eine eigene Sache 
des Verwahrers kann ſich in deſſen Verwahrung für einen andern befinden, ſei es, daß er das 
Eigentum nachträglich erlangt hat, ſei es, daß der Hinterleger, der die fremde Sache rechtmäßig 
beſitzt, dieſe bei dem Eigentümer in Verwahrung gegeben hat (RG 1. 4. 24 VII 376/23). Der 
Gerichtsvollzieher, der gemäß $ 885 Abſ 3 ZPO Sachen des Schuldners einem Dritten in Ver. 
wahrung gibt, ſchließt mit dieſem einen Verwahrungsvertrag im eigenen Namen, regelmä 19 
auch nicht nach § 328 zugunſten des Schuldners (RG 102,80). Wer einen liegengelaſſenen 
fremden Gegenſtand für den Eigentümer an ſich nimmt, übernimmt mit dieſer Geſchäftsführung 
3677 is zur Verwahrung des Gegenſtandes (RG Warn 1922 Nr 12; vgl. zu 

2. Der Aufbewahrung zugänglich iſt nur die bewegliche Sache. Bei unbeweglichen Sachen 
kann es keine Aufbewahrung geben, da ſie ihre feſte Stelle im Raume haben. Die hier allein 
mögliche, über die Tätigkeit des $ 688 hinausreichende Bewachung iſt im Falle der Unentgeltlich 
keit als Auftrag, im Falle der Entgeltlichkeit als Dienft- oder Werkvertrag anzusehen; fie ift Ge 
ſchäftsbeſorgung, während die Verwahrung als ſolche nicht erſcheint (RG 65, 17). Über ben 
Pfandhaltervertrag für eine Hypothek, der die Verwahrung des Hypothekenbriefs einſchließt, 
vgl. RG 87 S. 36, 41; über das Rechtsverhältnis, wonach verkaufter Wein bis zum Eintreten 
milderen Verſandwetters im Keller des Weinhändlers liegen bleiben fol, R Warn 1916 Nr 85 
über den Unterſchied von Verwahrung und Platzleihe RG Warn 1914 Nr 77. Die eigentliche 
Verwahrung ($$ 688-699) hat nur einzelne beſtimmte bewegliche Sachen zum Gegenftande, 
auch wenn es ſich um vertretbare Sachen handelt. Werden dieſe nicht als einzeln beſtimmke 
Sachen zur Aufbewahrung übergeben, jo liegt Summenverwahrung vor ($ 700). 5 

3. Die Pflicht der Aufbewahrung umfaßt einmal die Hergabe des dazu erforderlichen Raumes 
ſodann die Obhut über die hinterlegte Sache, die der Verwahrer zu erhalten und vor Nas 
teilen zu ſchützen hat (RG Warn 1910 Nr 246; Bang 1923, 213: Fahrräder der Beamten UT 
Abſtellraum). Zur Obhut gehört als Nebenleiftung bei Tieren auch die Fütterung und ſach' 
gemäße Behandlung, bei Pflanzen das Begießen. Auch ein Gebrauch der Sache kann durch die 
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Obhut bedingt ſein, wie z. B. das Ausreiten von Pferden, das zur Erhaltung dieſer Tiere gehört. 
ber nur ein Gebrauch der Sache zum Zwecke ihrer Erhaltung, nicht für wirtſchaftliche Zwecke 
des Verwahrers, iſt mit dem Verwahrungsvertrage vereinbar (vgl. Vorbem 1), Ahnliche Neben⸗ 
leiſtungen der Verwahrung ſind die Einziehung der Zinsſcheine verwahrter Wertpapiere, die 
berwachung von Verloſungen bei Anleihepapieren uſw. Ein preußiſcher Notar hat die Echtheit 
der bei ihm hinterlegten Aktien zu prüfen (RG 114, 295). Keine Übernahme einer Obhut und 
beshalb auch keinen Verwahrungsvertrag ſtellt die bloße Verpflichtung dar, eine fremde Sache 
an dem der ausſchließlichen Verfügung des Geſtattenden unterliegenden Orte zu dulden (RG 
8.7. 20 VII 99/20). Dasſelbe gilt, wenn Einrichtungen hergeſtellt werden, deren ſich der Eigen⸗ 
tümer von Sachen zu deren Aufbewahrung auf ſeine Gefahr ſelbſt bedienen ſoll (RG 77, 336; 
99, 35; Warn 1910 Nr 324). Die Obhutspflicht begreift keine Verpflichtung des Verwahrers zum 
lber ſpruch gegen eine von einem Gläubiger des Hinterlegers erwirkte Pfändung; er muß ſie 
aber dem Hinterleger anzeigen (RG 28. 12. 06 III 199/06). Die Haftung des Verwahrers bei 
Beschädigungen oder Verluſt der Sache regelt $ 690. Eine Verſicherungspflicht hinſichtlich der 
verwahrten Sachen hat der Verwahrer nicht, wenn ſie nicht wenigſtens nach den Umſtänden 
als ſtillſchweigend vereinbart anzunehmen iſt. Der Kommiſſionär braucht die ihm anvertraute 
Sache nur zu verſichern, wenn der Kommittent es verlangt ($ 390 Abſ 2 HGB). Entſprechendes 
2 bon dem Verkaufsvermittler oder dem Beauftragten, wenn ihnen die Sache übergeben iſt. 
uch eine Autoausbeſſerungsſtelle braucht die Wagen nicht ohne weiteres gegen Feuersgefahr 
zu verſichern (RG 9. 12. 27 (VII) VI 349/27). 


$ 689 


Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Aufbewahrung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten iſt i). 


E 015 Satz 2 II 629 Satz 2; M 2 571; W 2 303. 


b 1, Unentgeltlichkeit ift nach dem BGB keine notwendige Vorausſetzung des Verwahrungs⸗ 
ertrags. Eine Vergütung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart ſein, letzteres nament⸗ 

bei gewerbsmäßiger Aufbewahrung, jo das Lagergeld nach $$ 354, 420 HGB. Für die Be⸗ 
6 eſſung der nicht ausdrücklich vereinbarten Vergütung ſind mangels einer am Aufbewahrungs⸗ 
11 bestehenden Übung die $$ 315, 316 maßgebend; vgl. $ 612. In den oben Vorbem 2a er- 
N guten Fällen der $$ 432, 1217, 1281, 2039 beſtimmt die Vergütung nach dem FGG $ 165 
0 zuständige Amtsgericht. Die Vereinbarung einer Gegenleiſtung für die Aufbewahrung 

acht den Vertrag zu einem gegenſeitigen. Vgl. Vorbem 1. 


§ 690 


Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, ſo hat der Verwahrer 
"Ur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt 1). 

E II 630 1II 677; M 2 571—573; P 2 303. 


iſ na Die Haftung des Verwahrers, der die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen hat, 
Sa ach g 690 die des $ 277. Deshalb haftet auch ein Arbeitgeber, bei welchem ſein Arbeitnehmer 
Augen zurückgelaſſen hat, für deren Verluſt grundſätzlich nur bei grober Fahrläſſigkeit RAG 
9276 pr 1932 Nr 215). Dagegen haftet der Verwahrer für Fahrläſſigkeit ſchlechthin gemäß 
geſetzl wenn die Verwahrung gegen Entgelt übernommen iſt; er hat auch ein Verſchulden ſeiner 
3 gelichen Vertreter und ſeiner Erfüllungsgehilfen wie eigenes zu vertreten (RG 98, 33; 101, 
Aufb Unentgeltlichkeit liegt nicht vor, wenn ein Kaufmann (Pelzhändler) für ſeine Kunden die 
bei dewahrung (der Pelzwaren für den Sommer) übernimmt; das Entgelt liegt hier im Gewinn 
fein = Kundengeſchäften (RG 6. 5. 21 VII 351/20). Ahnlich liegt die Sache, wenn ein Gaſt 
17 1 der im Fremdenheim aufgibt, aber dort noch Sachen in Verwahrung beläßt (RG 
Int 0.22 VII 490/21). Die Pfandverwahrung durch den Pfandgläubiger geſchieht in des letzteren 
1305 %. und kann deshalb einer unentgeltlichen nicht gleichgeſtellt werden (RG 14. 1. 22 
ſich 2 Dasſelbe gilt für die Verwahrungspflicht bei der Sicherheitsübereignung; es handelt 
tüm abe i um eine ſchuldrechtliche Pflicht aus dem Rechtsverhältnis, in dem der bisherige Eigen⸗ 
einen und Sicherheitsübereigner zu dem Sicherheitsgläubiger ſteht, und überhaupt nicht um 
25. 4. Verwahrungsvertrag; die Verwahrung iſt hier nur Nebenleiſtung (vgl. Vorbem 1; R 
05 VII 420/21). — Eine Bank, welche bei ihr hinterlegte Kriegsanleiheſtücke mit 
rechte vertauſcht und dadurch dem Hinterleger die Möglichkeit genommen hatte, Ausloſungs⸗ 
zuſan ü erlangen, ift für ſchadenzerſatzpflichtig erachtet, der erforderliche adäquate Kauſal⸗ 
menhang iſt nach Lage der beſonderen Verhältniſſe bei der Kriegsanleihe angenommen 
25* 
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worden (RG JW 1932, 17240. Über die weitergehende Haftpflicht des Gaſtwirts ſ. 59 701 
bis 703. — Der Schank- und Speiſewirt haftet dagegen für die von ſeinen Gäſten in den Gaſt⸗ 
raum mitgebrachten und dort abgelegten und an den angebrachten Garderobehaken aufgehängten 
Kleidungsſtücke nicht; es iſt Sache der Gäſte, ſelbſt auf ihre Kleidungsstücke zu achten und ſich 
vor Verluſt zu ſchützen; der Wirt hat auch nicht die Verpflichtung, den Gäſten einen beſonderen, 
unter Aufſicht ſtehenden Garderoberaum zur Verfügung zu ſtellen (RG 104, 45; 105, 203; 109, 
261). Die bloße Zurverfügungſtellung einer beſonderen Kleiderablage in einem Vorraume des 
Gaſtzimmers enthält keine ſtillſchweigende Übernahme der Obhut ſeitens des Wirtes (RG 105, 
203). Für die Haftung des Staates aus amtlicher Verwahrung, die im öffentlichen Intereſſe 
erfolgt, gilt $ 690 nicht (vgl. Vorbem 2). Wegen der Haftung des Arztes, der Theater- und 
Konzertunternehmen und der geſelligen Vereine, auch wegen etwaiger Haftungsbeſchränkungen 
vgl. Vorbem 1 u. 3. Das Maß der Haftung kann auch durch beſtimmte Summen begrenzt werden, 
z. B. durch den vom Hinterleger angegebenen Verſicherungswert (RG 24. 6. 24 VII 647/23). — 
Wer gewußt hat, wie ſeine Sache verwahrt wird und damit zufrieden geweſen iſt, kann aus der 
Art der Verwahrung keinen Schadenserſatzanſpruch herleiten (RG 24. 6. 24 VII 647/23). — 
Ein Rechtsanwalt, der von dem Gegner ſeiner Partei eine Urkunde zu treuen Händen 
und mit der Anweiſung entgegennimmt, ſie erſt nach Eintritt gewiſſer Umſtände ſeiner Partei 
auszuhändigen, ſchließt keinen Verwahrungs⸗, ſondern einen beſonderen (Treuhand-) Vertrag; 
er haftet deshalb nicht nach $ 690, ſondern nach $ 276 (RG Warn 1933 Nr 38). In derſelben 
Weiſe haftet für die Geeignetheit des Pferdeſtalles ein Gaſtwirt, welcher zur Förderung ſeines 
Betriebes den Gäſten erlaubt, ihre Pferde unentgeltlich einzuſtellen. Auch das iſt ein Vertrag 
beſonderer Art (JW 1933, 71612). 


8 691 

Der Verwahrer iſt im Zweifel nicht berechtigt, die hinterlegte Sache bei 
einem Oritten zu hinterlegen. Iſt die Hinterlegung bei einem Oritten geſtattet, 
ſo hat der Verwahrer nur ein ihm bei dieſer Hinterlegung zur Laſt fallendes 
Verſchulden zu vertreten !). Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er nach 
8 278 verantwortlich 2), 

E 1 616 JI 631; M 2 574, 576: P 2 304, 395. 

1. Der Verwahrungsvertrag begründet ein Vertrauensverhältnis, das die Hinterlegung bei 
einem Dritten dem Verwahrer in der Regel nicht geftattet. Dieſe verpflichtet daher den Ver⸗ 
wahrer zur Tragung des geſamten beim Dritten entſtandenen Schadens, ſofern ſolcher nicht 
auch ohne dieſe anderweite Hinterlegung eingetreten wäre. Iſt ſie an ſich nach den Umſtänden 
als geſtattet anzunehmen, ſo kann die Anlegung eines dem Verwahrer übergebenen Geldbetrag 
bei einer von ihm für ſicher gehaltenen Bank mit Vorbehalt jederzeitiger Abhebung nicht = 
ſchuldhaft angefehen werden (RG 56, 149). Auch wo nach den Umſtänden anzunehmen iſt, das 
die Hinterlegung bei einem Dritten vom Hinterleger geftattet werden muß, hat der Verwahrer 
davon dieſem vorher Anzeige zu machen, da es ſich jedenfalls um eine Anderung der Art der a 
bewahrung handelt ($ 692). Zwiſchen dem Hinterleger und dem Dritten entfteht be 
der fog. mittelbaren Verwahrung, ſofern nicht eine anderweite Vereinbarung eingegangez 
iſt, kein Vertragsverhältnis. Indeſſen wird man in entſprechender Anwendung der $$ 556 Abf 11 
604 Abſ 4 dem Hinterleger den unmittelbaren Rückgabe anſpruch gegen den Dritten zugelte) 
müſſen. Eine andere Kaſſe desſelben Staates ift fein Dritter (RG 103, 173). — Der Beamte 
dem die amtliche Verwahrung beſchlagnahmter Gegenſtände dienſtlich obliegt, iſt im gweiln 
nicht berechtigt, die Sache einem Dritten zur Aufbewahrung zu übergeben (MG HR 1 5 
Nr 492). — Wenn eine Bank die von einem Kunden bei ihr hinterlegten Wertpapiere bei * 
Effektengirobank hinterlegt, fo geht das über das in § 691 S. 1 Verbotene noch hinaus. -. 
Kunde verliert dabei das Eigentum an den ihm bisher gehörigen Stücken und erwirbt dae, 
Miteigentum an dem geſamten Beſtande der bei der Effektengirobank verwahrten Wertpab e 
der betreffenden Gattung, vgl. A 6 zu § 700. Auch zur Abgabe der Papiere an die Effe ktengir 
bank iſt die Bank daher nur mit Zuſtimmung des Kunden berechtigt. 1 nicht 

2. Die Zuziehung eines Gehilfen iſt dem Verwahrer im Zweifel geſtattet. War fie MN 
geſtattet, fo haftet der Verwahrer für allen während der Obhut des Gehilfen eingetreten. 
Schaden mit Ausnahme desjenigen, der auch ohne deſſen Tätigkeit eingetreten wäre. ar be 
geſtattet, fo tritt die Haftung für den Gehilfen nach § 278 ein (RG 98, 33; 101, 348). Im Ja 
des $ 690 iſt die Sorgfalt des Verwahrers entſcheidend, nicht die des Gehilfen. 


8 692 
Der Verwahrer iſt berechtigt, die vereinbarte Art der Aufbewahrung 5 
ändern, wenn er den Umſtänd en nach annehmen darf, daß der Hinterleg 
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bei Kenntnis der Sachlage die Anderung billigen würde. Der Verwahrer hat 
vor der Anderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung 
abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt 1). 

©1617 II 632; M 2 575, 576; P 2 395. 


1. Regelmäßig iſt der Verwahrer nur an die vereinbarte Art der Aufbewahrung, nicht, 
wie der Beauftragte nach § 665, an einſeitige, auch nachträgliche Weiſungen des Hinterlegers 
gebunden; anderſeits kann er nur in dem hier beſtimmten Ausnahmefalle von der vereinbarten 

rt abweichen. Ein folder Ausnahmefall kann namentlich dann eintreten, wenn der zunächſt 
zur Aufbewahrung benutzte Raum ſich nachträglich als feuergefährlich erweiſt. Unter Umſtänden, 
wenn die Obhut dies bedingt, kann die Anderung der vereinbarten Art der Aufbewahrung zur 

icht werden. Die Anzeigepflicht des $ 692 gilt auch für die Hinterlegung bei einem Dritten 
6 691), da dieſe jedenfalls eine Anderung der vereinbarten Art der Aufbewahrung enthält, wo 
nicht als von vornherein geſtattet anzuſehen iſt. — Iſt die Aufbewahrung unberechtigt geän⸗ 
ert, ſo haftet der Verwahrer für allen daraus ſich ergebenden, auch zufälligen Schaden. 


§ 693 

Macht der Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung Aufwendungen, die 
er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, ſo iſt der Hinterleger zum 
Erſatze verpflichtet ). 

EI 621 JI 623; M 2 591; P 2 309, 400. 

1. Die Erſatzpflicht des Hinterlegers, für die $ 693 einen perſönlichen (ſubjektiven) Maßſtab 
mittelt, umfaßt nicht bloß die Aufwendungen des Verwahrers für eine hinterlegte Sache ſelbſt, 
oe Ausbeſſerungskoſten bei Sachen, Futter- und Heilungskoſten bei Tieren, ſondern auch ſolche 
- deren Bewachung, Erhaltung, Rettung bei ungewöhnlichen Ereigniſſen (M2, 581); vgl. 
1 5 670), Verſicherungskoſten und Steuern. Sie erſtreckt ſich jedoch nicht auf diejenigen Auf⸗ 
eiandungen, welche der Verwahrer ausdrücklich übernommen hat oder nach dem Vertrage auf 
1 Koſten zu übernehmen verpflichtet ift, wie namentlich im Falle der gewerbsmäßigen Ver⸗ 
ſtat nung in der Regel die Koſten für Herſtellung und Erhaltung geeigneter Räume. Die Er⸗ 
15 ung von Aufwendungen, die nicht zum Zwecke der Verwahrung gemacht ſind, beſtimmt ſich 
5 15 den Vorſchriften der auftragloſen Geſchäftsführung (88 677ff.). — Wegen des dem Ver⸗ 

hrer zuſtehenden Zurückbehaltungsrechts |. u. $ 697. 


8 694 


d Der Hinterleger hat den durch die Beſchaffenheit der hinterlegten Sache 
N DVerwahrer entſtehenden Schaden zu erſetzen 1), es fei denn, daß er die 
nofahrdrohende Beſchaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weder kennt 
oh kennen muß oder daß er ſie dem Verwahrer angezeigt oder dieſer ſie 

ne Anzeige gekannt hat 2). 

1 T 022 11 094; M 2 581, 582; P 2 400. 
gewiß $ 694 ftelit eine Schuldvermutung zuungunſten des Hinterlegers auf. Er kann ſie durch 
0 lie Gegenbeweiſe entkräften. Aus dieſen iſt zu entnehmen, was das Geſetz vom Hinter- 
Gesa verlangt. Er ſoll ſich um die Beſchaffenheit der Sache kümmern und jede danach drohende 
er 25 dem Verwahrer anzeigen. Das ſind keine Vertragsleiſtungen, wohl aber Pflichten, die 
und = Nterleger bei dem Vertragsſchluß und auch während des Vertragsverhältniſſes nach Treu 
culpa ; uben zu erfüllen hat. Verſtößt er gegen ſie bei dem Vertragsſchluß, ſo macht er ſich einer 
hältnz In contrahendo (RG 95, 60; 107, 362), verſtößt er gegen ſie während des Vertragsver⸗ 

2. fes, 10 macht er ſich einer culpa in contractu ſchuldig. N 
durch Die Beweislaſt regelt ſich danach jo: Der Verwahrer hat zu beweiſen, daß der Schaden 
weiſe die gefährliche Beſchaffenheit der Sache entſtanden iſt. Dann kann der Hinterleger be 
legu > daß er dieſe Beſchaffenheit der Sache dem Verwahrer bei oder nach der Hinter⸗ 
auch 6 — hier macht das Geſetz keinen Unterſchied — angezeigt oder daß der Verwahrer ſie 
Hintere Anzeige gekannt hat. Damit ift dann die Schuldvermutung endgültig entkräftet. Der 
bei d ‚ger kann aber auch den Beweis führen, daß er die gefährliche Beſchaffenheit der Sache 
N Hinterle gung weder gekannt hat noch hat kennen müſſen. In dieſem Falle bleibt 
liche Verwahrer der weitere Beweis offen, daß der Hinterleger nach der Hinterlegung die gefähr⸗ 
die Sckeſchaffenheit der Sache erkannt hat oder doch hätte erkennen müſſen. Dann beſteht wieder 
er haben dvermutung, und der Hinterleger kann ſie nur noch dadurch entkräften, daß er beweiſt, 
liche de ſeiner Anzeigepflicht genügt, oder der Verwahrer habe auch ohne Anzeige die gefähr- 
Leſchaffenheit der Sache gekannt. 
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Der Entlaſtungsbeweis, daß der Verwahrer die gefährliche Beſchaffenheit der Sache 
gekannt habe, iſt ein Einwand des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten ($ 254). 
Die Kenntnis wird hier durch ein Kennenmüſſen nicht erſetzt; dem Verwahrer wird es nicht als 
Verſchulden angerechnet, daß er ſich um die Beſchaffenheit der Sache nicht gekümmert hat. Daß 
dem Hinterleger im übrigen der Nachweis eines mitwirkenden Verſchuldens des beſchädigten 
Verwahrers nach $ 254 Abſ 1 u. 2 freiſteht, iſt ſelbſtverſtändlich. 


8 695 


Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern, auch 
wenn für die Aufbewahrung eine Zeit beſtimmt ift!) 2» 

E 1 624 II 685; M 2 582-583; P 2 402. 

1. Daß der Hinterleger die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern kann, entſpricht der 
Natur des Vertrags und gilt auch dann, wenn der Vertrag entgeltlich gefchloffen iſt. Das Ver⸗ 
tragsverhältnis endigt aber nicht bereits mit dieſer Zurückforderung, ſondern dauert bis zur 
tatſächlichen Zurückgabe der hinterlegten Sache fort. Der Hinterleger darf indeſſen 
die Sache nach Treu und Glauben nicht zur unangemeſſenen Zeit zurückfordern und muß unter 
Umſtänden auch eine angemeſſene Friſt für die Rückgabe bewilligen. Die vertragsmäßige Ande⸗ 
rung der Vorſchrift dieſes Paragraphen iſt mit dem Weſen des Verwahrungsvertrags unver⸗ 
einbar und daher nichtig (a. M. Planck (4) A 2 zu § 695; fein Beiſpiel betrifft einen Sicherungs⸗ 
keinen Verwahrungsvertrag). 

2. Den Einwand des eigenen Eigentums darf der Verwahrer nur machen, wenn er ſofortige 
Rückgabe der Sache vom Hinterleger fordern dürfte (RG 1. 4. 24 VII 376/23), den Einwand des 
Eigentums eines Dritten darf er überhaupt nicht erheben (RG JW 1925, 47218). — Kann 
der Verwahrer die Sache nicht zurückgeben, ſo iſt der Entlaſtungsbeweis nicht geführt, ſolange 


noch Möglichkeiten offen bleiben, für welche der Verwahrer haftbar gemacht werden könnte (RG 
11. 1. 24 VII 102/23). 


§ 696 
Der Verwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung nicht beſtimmt 
iſt, jederzeit die Rücknahme der hinterlegten Sache verlangen 1). Zft eine 
Zeit beſtimmt, fo kann er die vorzeitige Rüdnahme nur verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt 2) 3), 
E 1 625 II 636; M 2 583; P 2 402. 


1. Auch beim Rüdnahmeverlangen des Verwahrers endigt regelmäßig das Verhältnis erſt 
mit der tatſächlichen Zurücknahme. Ebenſo gilt auch hier, daß der Verwahrer die Rucnahig: 
nicht zu unangemeſſener Zeit verlangen kann und dem Hinterleger eine angemeſſene Friſt f 
die Rücknahme geſtatten muß. 1127 

2. Eine Zeit für die Aufbewahrung iſt auch beſtimmt, wenn Überkleider für die Dauer 9805 
Feſtlichkeit in Verwahrung genommen find (RG Warn 1924 Nr 122). — Ein wichtiger Gr 
für das Verlangen vorzeitiger Rücknahme ift z. B. anhaltende Krankheit des Verwahrers En 
Verluſt des Aufbewahrungsraums. Durch Unterlaſſen der mit Recht verlangten Rücknahm 
ommt der Hinterleger in Annahme- und, da er abzuholen hat, auch in Leiſtungsverzug, 8 293 b. 
284 ff. Bei entgeltlichem und deshalb gegenſeitigem Vertrage iſt alſo der Weg des 9 326 97 422 
ſätzlich gangbar. — Über das Verlangen der Rücknahme ſeitens des Lagerhalters HGB 9422, 

3. 3 696 iſt nachgiebigen Rechts und kann durch Vertrag abgeändert werden. 


8 697 


Die Nückgabe der hinterlegten Sache hat an dem Orte zu erfolgen, an welch e 
die Sache aufzubewahren war ); der Verwahrer iſt nicht verpflichtet, die Sach 
dem Hinterleger zu bringen 2). 

E I 620 II 637; M 2 579—581; P 2 390. 


1. Als Ort der Rüdgabe gilt der vertragsmäßig zur Aufbewahrung beſtimmte Ort. Nicht 
maßgebend iſt der Ort, wo die Sache zuletzt tatſächlich aufbewahrt worden iſt. 14075 

2. Die Rüdgabeverpflichtung ift alſo — auch bei Geld — Holſchuld, ſodaß der Hinter 11 55 
die Gefahr und die Koſten der Rückgabe zu tragen hat. Dem Verwahrer ſteht wegen er 
Gegenanſprüche, alſo wegen feiner Vergütung und feiner Aufwendungen, ein Zurückbehen 
tungsrecht, $ 273, und, wenn die ſonſtigen geſetzlichen Voraussetzungen, 88 387ff., vorlleg er 
auch die Aufrechnungsbefugnis zu (M2, 579; Übergangsrecht RG 50, 37). Wegen ſonſtig 
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Einwendungen vgl. F 695 A 2. Im Konkurſe des Verwahrers fteht dem Hinterleger das Aus⸗ 
ſonderungsrecht zu (8 43 KO). 


8 698 


Verwendet der Verwahrer hinterlegtes Geld für ſich, ſo iſt er verpflichtet, 
es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen !). 

E 619 II 638; M2 579; P 2 399. 

1. Die Beſtimmung entſpricht der Regelung beim Auftrag. Vgl. § 668 und die Anmerkungen 
dazu. — Verwendet der Verwahrer andere hinterlegte Gegenſtände für ſich, ſo hat er dem 
Hinterleger den dadurch verurſachten Schaden zu erſetzen. 


8 699 


Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der Beendigung der 
Aufbewahrung zu entrichten 1). Iſt die Vergütung nach Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, ſo iſt ſie nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für ſie beſtimmten Zeit, 
o kann der Verwahrer einen feinen bisherigen Leiſtungen entſprechenden 
Teil der Vergütung verlangen, ſofern nicht aus der Vereinbarung über die 

ergütung ſich ein anderes ergibt 2). 

EI 628 11 639; M 2 582; P 2 401, 402. 4 

1. Die Vergütung wird fällig bei Beendigung der Aufbewahrung, und zwar regelmäßig 
gegen Rückgabe der aufbewahrten Sache, ſofern nicht ein anderes vereinbart iſt (vgl. 88 551, 614). 
Geſetliches Pfandrecht des Lagerhalters wegen Lagergeld und Aufwendungen $ 421 Ochs. 
3 2. Bei vorzeitiger Beendigung der Aufbewahrung (insbeſondere 88 695, 696) erhält der Ver⸗ 
"Abrer eine dem $ 628 für den Dienſtvertrag entſprechend feſtzuſetzende Teilvergütung, ſofern 
nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, was zu beweiſen hat, wer ſich darauf beruft. 


& 700 
) Werden vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, daß das Eigentum auf 
den Derwahrer übergehen und dieſer verpflichtet fein ſoll, Sachen von gleicher 
et, Güte und Menge zurückzugewähren, ſo finden die Vorſchriften über das 
rlehen Anwendung ). Geſtattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte 
vertretbare Sachen zu verbrauchen, ſo finden die Vorſchriften über das Darlehen 
von dem Zeitpunkt an Anwendung, in welchem der Verwahrer ſich die Sachen 
aneignet s). In beiden Fällen beſtimmen ſich jedoch Zeit und Ort der Nückgabe 
im Zweifel nach den Vorſchriften über den Derwahrungsvertrag * . 
Ab ei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt eine Dereinbarung der im 
bs 1 bezeichneten Art nur gültig, wenn fie ausdrücklich getroffen wird 5) 6) 7). 
€ 618 II 640; M 2 576578; P 2 395—309. . m 5 
1 1. Das hier geregelte Rechtsverhältnis, die Summenverwahrung im weiteren Sinne oder 
dad deutliche Verwahrung, ift kein eigentliches Darlehen, unterſcheidet ſich vielmehr von dieſem 
8 — „daß es nicht überwiegend dem Intereſſe des Empfängers, ſondern demjenigen des 
eg egers dient (RG 1,204). Sein Zweck iſt Verwahrung für den Hinterleger, nicht Verbrauch 
Ork zen des Empfängers (vgl. Vorbem vor $ 607). Wohl aber find, abgeſehen von Zeit und 
in der Rückgabe (88 695—697), die für das Darlehen geltenden Vorſchriften, insbeſondere auch 
hi „ug auf die Verzinſung, $ 608, darauf anwendbar (vgl. RG 67, 264). Der Zinsfuß wird 
Hin in der Regel niedriger als beim eigentlichen Darlehen beftimmt, weil dem Zinsanſpruch des 
daterlegers für den Verbrauch eine Aufbewahrungsvergütung des Verwahrers gegenübertritt. 
Pr darlehnartige Verhältnis ſetzt in jedem Falle die Hinterlegung vertretbarer Sachen 
g. 1) voraus. Dabei ſei betont, daß auch bei der uneigentlichen Verwahrung der Abſchluß eines 
eig, wahrungsvertrages weſentlich iſt. Deshalb iſt es kein Verwahrungsvertrag, auch kein un⸗ 
at licher, wenn der Kommittent damit einverjtanden ift, daß die für ihn angeſchafften, ihm 
RS noch nicht ubereigneten Wertpapiere für ihn auf Stückekonto gutgeſchrieben werden; a. M. 
in 67, 264, wo die Umwandlung einer auf Zahlung einer Geldſumme lautenden Verpflichtung 
beine ſolche auf Verwahrung einer jederzeit auszahlbaren Geldſumme für zuläffig erachtet wird. 
er die Sicherheitsübereignung des zur uneigentlichen Verwahrung dem Bankkaufmann über⸗ 
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gebenen Geldes an den letzteren RG 87 S. 18, 22. Derjenige, aus deſſen Mitteln die von einem 
Dritten hinterlegte Summe ſtammt, hat aus dem Verwahrungsvertrage einen Anſpruch auf 
Herauszahlung nicht (RG Warn 1921 Nr. 91). Über die Anwendung des § 607 Abf 2 auf 
die Summenverwahrung RG 67, 262 und A 6 zu $ 607. — Kein Darlehn, aber auch keine 
Verwahrung nach $ 700 iſt es, wenn zum Zweck einer Geſchäftsbeſorgung eine ſpäter zurück 
zuzahlende Summe Geldes übereignet wird, damit aus deren Erträgniſſen das Geſchäft (Renten; 
zahlung) beſorgt und eine Vergütung verdient wird (RG 126, 81). 


2. it alsbald bei der Hinterlegung vereinbart worden, daß das Eigentum auf den Verwahrer 
übergehen und dieſer verpflichtet ſein ſoll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zuriid 
zugewähren, ſo geht das Eigentum und die aus zufälligen Umſtänden entſpringende Gefahr 
regelmäßig mit der Übergabe auf den Verwahrer über und der Hinterleger hat für einen durch 
die Beſchaffenheit der hinterlegten Sachen etwa erwachſenden Schaden ($ 694) nur im Fall einer 
dabei von feiner Seite mitwirkenden unerlaubten Handlung einzuſtehen. Zurückbehaltungs⸗ 
und Aufrechnungsrecht find beim Vorhandenſein der ſonſtigen Vorausſetzungen auch hier 
zuläſſig. Dieſes Summenverwahrungsgeſchäft ſpielt gegenwärtig im kaufmänniſchen Verkehr 
eine hervorragende Rolle. Es bildet die Unterlage für den Scheckverkehr, obwohl hierzu auch 
ein künſtliches, d. h. durch Kreditgewährung geſchaffenes Guthaben des Scheckkunden genügt 
( Vorbem 3 vor § 783). Gegenwärtig gilt noch das Scheckgeſetz vom 11. März 1908 (RG BI 
S. 71). Das neue Scheckgeſetz vom 14. Auguſt 1933 (RG Bl 1 S. 597) wird mit Ausnahme 
der Art 37 u. 38 über den gekreuzten Scheck am 1. April 1934 in Kraft treten, vgl. VO d. 
Reichminiſters der Juſtiz v. 28. 11. 33 (RG Bl I 1019). Über das offene Bankdepot |. des 
näheren Staub⸗Koenige HGB 12. u. 13. Aufl. Anh. zu § 424 A Iff. 


3. Ein regelmäßiger Verwahrungsvertrag kann an ſich ſchon durch die Einigung der Parteien 
und die Übergabe kurzer Hand nach $ 929 S. 2 in einen unregelmäßigen Verwahrungsvertrag 
verwandelt werden. Das kann unbedingt geſchehen oder auch bedingt, etwa durch den Verbrauch 
der verwahrten vertretbaren Sachen. Der ſo bedingte Vertrag wiederum kann ſchon bei dem 
Begründen der regelmäßigen Verwahrung oder auch erſt ſpäter abgeſchloſſen werden. 
Verbrauchen bedeutet dann lediglich den Eintritt der Bedingung. Alle dieſe Fälle werden 
von dem — an ſich nachgiebiges Recht enthaltenden — Satz 2 des $ 700 Abi 1 nicht betroffen. 
Er geht im Anſchluß an mißverſtandene Quellenſtellen — vgl. Heußner, Der Übergang der 
regelmäßigen Verwahrung in eine unregelmäßige Verwahrung — davon aus, daß keine andern 
Abreden getroffen ſind, als daß bei dem Begründen oder während des Beſtehens einer regel 
mäßigen Verwahrung der Hinterleger dem Verwahrer den Verbrauch der Sachen geſtattet 115 
Alsdann ſoll nach dem Geſetz dieſes Geſtatten als Vertragsantrag auf Umwandlung gelten un 
er ſoll nur durch die Aneignung der Sachen von Seiten des Verwahrers angenommen werden 
können, alſo nicht durch bloßes Erklären des Einverſtändniſſes. Vorausgeſetzt und vom ge 
vermutet wird dabei, daß der Rechtsgrund des Geſtattens zu einer Rückgabe verpflichtung führt. 
Wird z. B. ſchenkungsweiſe „geſtattet“, fo iſt das nicht der Fall. Die Möglichkeit, daß der Vertrag 
durch das bloße Verbrauchen ohne jede Erklärung der Annahme zuſtande kommt, ergibt ſich au 
$ 151. Danach kann auf jene Erklärung verzichtet werden, und von dem nach $ 700 Abi 1 er 
Antragenden wird darauf verzichtet. Ob und wie lange er an feinen Antrag gebunden iſt, ji . 
von den Umſtänden des einzelnen Falles abhängen; regelmäßig wird eine Gebundenheit au 
geſchloſſen, ein Widerruf des Antrags zuläſſig ſein. Die Aneignung ſetzt, wie in der Retiprehung 
namentlich zu $ 2 des Bankdepotgeſetzes (vgl. Vorbem 3) ausgeführt worden ift, eine die Sa EM 
elbſt betreffende Verfügung des Verwahrers voraus, welche mit Sicherheit auf ſeine Ab 9 
des Eigentumserwerbs ſchließen läßt (RG 52, 205; 58, 290). Erreicht wird durch dieſe Regelung 
des Geſetzes, daß ein fefter Zeitpunkt gegeben iſt, für welchen ſich die Umwandlung ernie, 
läßt. Bis zu dieſem Zeitpunkt verbleibt dem Hinterleger im Konkurs des Verwahrers das Au 
ſonderungsrecht, KO § 43. — 


4. In bezug auf Zeit und Ort der Rüdgabe gelten in beiden vorerwähnten Fällen im Zweit 
(X 2 u. 3) die $$ 695—697. Mit der Zurückforderung ſeitens des Hinterlegers oder mit dem er 
nahmeverlangen des Verwahrers hört das darlehnartige Verhältnis, insbeſondere auch die 
pflichtung zur Zahlung von Zinſen auf. 

„ 5. Ausbrüdlihe Vereinbarung wird verlangt bei der Hinterlegung von Wertpapieren. 
Über die Ausdrücklichkeit vgl. Ach 65, 179; R St 57, 381; erfordert wird hier eine Bereinbarund, 
welche einen klaren, nicht mißzuverſtehenden unmittelbaren Ausdruck — wenn auch nicht ifie 
wendig in Worten — gefunden hat. Nach $ 2 des Bankdepotgeſ. ift dort außerdem noch ſchri 
liche Form notwendig (Rh 52, 202; 58, 286; in RG JW 1930, 2657f. ift das überſehen). ider 
übrigen ſteht die Vereinbarung in den Fällen des Abs 1 unter den allgemeinen Vorſchriften 
Willenserklärungen; ſie kann alſo auch ſtillſchweigend getroffen werden. 


6. Nicht unter § 700 fällt die Sammelverwahrung, auf welcher das eſſetten⸗ ire Ben, 
der Bank des Berliner Kaſſenvereins und der ſonſtigen Effenktengirobanken im Reiche ber 
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Der Verwahrer wird dabei nicht Eigentümer der hinterlegten Wertpapiere; er verwahrt fremdes 
Eigentum. Aber er braucht dem Einlieferer nicht gerade die eingelieferten Stücke zurückzugeben; 
er darf gleichartige Wertpapiere zurückgewähren, vgl. J 2 Abs 1 des Depotgeſetzes. Dieſe Befugnis 
des Verwahrers führt dazu, daß die gleichartigen Wertpapiere, z. B. die Aktien derſelben Ge⸗ 
Ban daß gemeinſam aufbewahrt werden. In der vorigen Auflage iſt an dieſer Stelle dargelegt, 
da das eine, Vermiſchung“ der Wertpapiere i. S. des $ 948 bedeute und deshalb die Eigentümer 
— nicht die Einlieferer — der gemeinſam aufbewahrten Papiere Miteigentümer der geſamten 
Maſſe würden. Die Annahme, daß das Miteigentum durch rechtsgeſchäftliche Erklärungen be⸗ 
gründet würde, wurde abgelehnt, weil derartige Erklärungen bei der Einlieferung nach der — 
“gemein zugrunde zu legenden — Geſchäftsordnung der Bank des Berliner Kaſſenvereins nicht 
abgegeben würden. Das kann nicht mehr aufrecht erhalten werden, denn § 7 Abſ 1 S. 2 der 
genannten Geſchäftsordnung (8. Ausgabe 1928) beſtimmt nunmehr: „Es iſt vereinbart, daß 
n dem Zeitpunkt der Einlieferung ab den Eigentümern der eingelieferten Wertpapiere 
an den einzelnen Stücken der betreffenden Gattung Miteigentum nach Bruchteilen im Verhältnis 
zer eingelieferten Einheiten zum jeweiligen Geſamtbeſtande zuſteht (Sammeldepot).“ Dieſe 
R ereinbarung, welche grundſäßlich und nicht nur für den Fall getroffen wird, daß kein Miteigen- 
um durch Vermiſchung entſtehen follte, ſtellt die Frage einer Vermiſchung und das Ableiten 
lächtlicher Folgen daraus in die zweite Linie. Fur den Fall einer Nichtigkeit des bei der Ein⸗ 
voferung geſchloſſenen Vertrages iſt fie indeſſen zu bejahen; vgl. hierzu auch $ 948 A 3. Die Rechts⸗ 
hen unge bei der Einlieferung hat man ſich fo vorzustellen: Der Einlieferer, von dem hier unter⸗ 
lt wird, daß er der Eigentümer der Papiere iſt, einigt ſich mit der Bank des Kaſſenvereins als 
er Vertreterin der bisherigen Einleger und Miteigentümer dahin, daß die einzuliefernden 
fort, zu den entſprechenden Bruchteilen in das Miteigentum der bisherigen Einleger treten 
„en und übergibt ſeine Stücke der Bank als der Beſitzmittlerin der bisherigen Einleger 
zu unmittelbarem Beſitz mit der Maßgabe, daß ſie die Papiere für die bisherigen Einleger und 
an ſelbſt als Hinterleger verwahren fol. Dadurch werden die genannten Perſonen mittelbare 
!befiger, Das Miteigentum der bisherigen Einleger an den neu eingelieferten Stücken entſteht 
Über! da zur Begründung des Miteigentums die Einräumung des Mitbeſitzes genügt und die 
5 abe — hier zu Mitbeſiß — auch dann vollzogen ift, wenn der Erwerber den durch den neuen 

4 telbaren Beſitzer vermittelten mittelbaren Beſitz erlangt hat, nach $ 929 Satz 1, vgl. A 3, 
als Bader und letzter Abſ, A 5 Abſ 2, A 7a zu $ 929. Auf der anderen Seite einigt ſich die Bank 
ie ſchertrete rin der bisherigen Einleger und Miteigentümer mit dem Einlieferer dahin, daß 
en bisher bei ihr lagernden Stücke der betreffenden Wertpapiergattung zu dem uber 
ruchteil in das Miteigentum des Einlieferers treten ſollen; dieſe Stücke werden aber nicht 

ben heben, ein Wechſel in der Perſon des unmittelbaren Beſitzers tritt nicht ein; die Bank 
heri inbart vielmehr mit dem Einlieferer, daß ſie auch dieſe Stücke fortan für ihn und die bis⸗ 
Mitden Einleger als Hinterleger verwahren wird. Der Einlieferer wird dadurch mittelbarer 
ſeing fiber der Stücke; als ſolcher iſt er „im Beſitz“ davon, und bei dem Fortbeſtehen des Einig⸗ 
bishe über den Eigentumsübergang entſteht für den Einlieferer das Miteigentum an den ſchon 
die er warten Stücken nach $ 929 Satz 2. Das Beftehen des Verwahrungsvertrages, welcher 
eignn amtheit der nunmehr hinterlegten Stücke umfaßt, ift für die Möglichkeiten ber über- 
zu g 9018 und Verpfändung des Sammeldepotanteils wichtig, vgl. A 7a zu $ 929, A 6a 
kann J, A 3 zu g 934, A 10 zu $ 1205, A 8 zu § 1208, A 3 zu $ 1292. — Jeder Miteigentümer 
verl jederzeit eine feinem Miteigentumsbruchteil entſprechende Anzahl von Stücken heraus⸗ 
Seit den, und die Bank darf fie ihm aushändigen; vgl. 5 419 Abſ 2 HGB und $ 14 Abſ 1 Geſchd. 
demacht por Zeit iſt das Effekten⸗Giro⸗Depot auch Nichtmitgliedern der Girobanken zugänglich 


d „ 2 . 
für 2 ein Mitglied der Girobank abgeben laſſen. Dieſes handelt dabei im eigenen Namen, aber 
zulieſernde Rechnung. Erheblich iſt alsdann in gewiſſem Umfang, wer der Eigentümer der ein⸗ 
ie Panden Papiere ift: a) Wird ein gültiger Einlieferungsvertrag abgeſchloſſen und gehören 
es iſt piere dem Mitglied, jo wird dieſes Miteigentümer aller nunmehr hinterlegten Stücke; 
es aber in der Lage, ſein Miteigentum nach § 930 auf das Nichtmitglied zu übertragen, indem 
hören Nichtmitglied zum weiteren mittelbaren Beſitzer macht, vgl. 8 930 A 2, 8871 A 13 b) ge⸗ 
Übertra dem Falle zu a) die Papiere dem Nichtmitglied, jo verwandelt dieſes ſich durch die 
aus enenng des Miteigentums an den einzuliefernden Papieren auf die bisherigen Einleger 
an den ſch 
glied des 


J 29, 281 aus, wo Entſtehung des Miteigentums durch Vermiſchung unterſtellt tt. 


394 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


find neuerdings aufgenommen auch Inhaber- und Orderteilſchuldverſchreibungen, bei 
denen eine Verloſung nicht in Frage kommt; ebenſo Schuldbuchforderungen an das Reich auf 
Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes vom 30. März 1928 (RG Bl 1 S. 120) und auf Grund 
der Polenſchädenverordnung vom 14. Juli 1930 (RGBl II S. 957), dieſe aber nicht auf der 
Grundlage des Miteigentums; die Bank des Kaſſenvereins wird hier vielmehr als Treuhänderin 
in das Reichsſchuldbuch eingetragen. Auf dem Boden vertraglicher Schaffung von Miteigen⸗ 
tum ſtehen wiederum die Verordnungen zur Erleichterung der Erntebe wegung vom 6. 8. 1931 
(RGBl I S. 433), über Einlagerung von Getreide durch die Deutſche Getreide⸗Handels⸗ 
Geſellſchaft vom 28. 8. 1931 (RG Bl 1 S. 477) und über Orderlagerſche ine vom 16. 12. 1931 
(RGS Bl 1 S. 763). Bei der hier vorgeſehenen Begründung von Miteigentum an dem jeweiligen 
Lagervorrat mehrerer Lagerhäuſer müßte die ſog. Vermiſchungstheorie jedenfalls verſagen. 


Nicht unter § 700 fällt auch die Summenverwahrung im engeren Sinne, bei welcher der 
Verwahrer die hinterlegten Wertpapiere in regelmäßiger Verwahrung halten muß, ſie aber 
gegen andere von gleicher Art, Güte und Menge austauſchen darf. Umwechſlung größerer Ab⸗ 
ſchnitte in kleinere und umgekehrt iſt dabei geſtattet, wenn der Kurs derſelbe iſt. Auch hier wird 
alſo ſtets fremdes Eigentum verwahrt. 


7. Die ſtaatlichen Hinterlegungsſtellen ſchließen mit den Hinterlegern keine privatrecht⸗ 
lichen Verträge ab. Die Verbindlichkeiten des Staates zur Verwahrung und zur Herausgabe 
beruhen auf den geſetzlichen Beſtimmungen über das Hinterlegungsweſen. Der Herausgabe 
anſpruch iſt deshalb der Aufwertung nach § 242 nicht zugängig. In Preußen kann eine ſolche 
auch aus den das Hinterlegungsverhältnis beherrſchenden öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften nicht 
zugebilligt werden (RG 112, 224). Dieſe Entſcheidung iſt gegenüber einer abweichenden Praxis 
des Kammergerichts beſtätigt worden RG 8. 11. 1932 VII 116/32. 


Dreizehnter Titel 
Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten 


1. Die Gaſtwirte und im weſentlichen auch die Schank⸗ und Speiſewirte (Reſtaurateure) 
haften ihren Gäſten für Beſchädigungen an Körper und Geſundheit, welche ihnen infolge einer 
mangelhaften, von dem Wirt irgendwie verſchuldeten Beſchaffenheit der Gaſträume zuſtoßen, 
auf Grund des mit den Gäften beſtehenden Vertragsverhältniſſes (vgl. $ 538 A 5); daneben kritt 
für ſolche Beſchädigungen eine Haftung aus unerlaubter Handlung ($$ 823, 831; vgl. die A be 
zu $ 823). In den 89 701—703 wird den Gaſtwirten, nicht auch den Schant- und Speiſe wirten, 
eine weitergehende Haftung für die von den Gäſten eingebrachten Sachen auferlegt, im Anſchlu * 
daran in $ 704 ihnen aber auch ein beſonderes, ebenfalls über das Vermieterpfandrecht hinaus“ 
gehendes Pfandrecht an den Sachen des Gaſtes gewährt. Dieſe privatrechtlichen Beſtimmungen 
gelten auch dann, wenn der Gaſtwirt den öffentlichrechtlichen Vorſchriften für die Ausübung 
feines Gewerbes, insbeſondere der Einholung der Erlaubnis der Verwaltungsbehörde nach $ & 
und der Anbringung feines Namens an der Außenſeite feiner Wirtſchaft nach $ 15a RGewd noch 
nicht nachgekommen ift. Der innere Grund für die den Gaſtwirten auferlegte ſtrenge Haftung 
liegt darin, daß der lebhafte Verkehr wechſelnder Perſonen für den Gaſt Gefahren mit ſich bene 
und daß der Wirt aus dieſem Verkehr Nutzen zieht, RG 112, 58. Dem Eigennutz ſind auch hie 
vom Geſetz Grenzen gezogen. 


2. Die Grundlage der Haftung der Gaſtwirte für die eingebrachten Sachen der Gäſte if 
nicht der zwiſchen ihnen und den Gäſten geſchloſſene Vertrag, ſondern die tatſächliche Aufnahnn 
der Gäſte (vgl. darüber 9 701 A 2). Der Gaſtaufnahmevertrag ſelbſt iſt im BGB nicht beſon eg 
geregelt. Er ſtellt ein eigenartiges Vertragsverhältnis gemiſchten Inhalts dar, auf welches te 1 
die Vorſchriften über den Wohnungsmietvertrag, teils diejenigen über den Dienſt⸗ und Wer 
vertrag, teils auch diejenigen über den Kauf Anwendung finden. Denn der Gaſtwirt übernim. 
nicht nur die Verpflichtung zur Beherbergung des Gaſtes, ſondern daneben auch noch anden 
Leiſtungen: Beköſtigung, Beleuchtung, Heizung und andere Dienſte. Auch ohne Beköſtigun 
kann aber ein Gaſtaufnahmevertrag vorliegen (f. unten A 1 zu $ 701). Über die — nur ausnahne 
weiſe eintretenden — Entſchädigungsanſprüche des Gaſtwirts in dem Falle, daß der Gaſt = 
ihm plößlich ſtirbt oder erkrankt, |. Geuffü 58 Nr 231; 62 Nr 8. — Für die Anſprüche des Gal 
wirts aus dem Gaſtaufnahmevertrage für Wohnung und Beköſtigung, ſowie andere Leiftung?, 
zur Befriedigung der Bedürfniſſe der Gäſte mit Einſchluß der Auslagen gilt nach 8196 Ab} 1 9 25 
die zweijährige, für Anſprüche der Gäſte gegen den Wirt auf Grund der $$ 701—703 die dewohen 
liche Verjährung. Für beiderlei Anſprüche iſt gemäß § 23 Nr 2 Abſ 4 GG ohne Rückſicht auf ee 
Wert des Streitgegenſtandes das Amtsgericht zuſtändig. Auf Schanf- und Speifemirte finde 
die Beſtimmungen des Titels keine Anwendung (RG 104, 45; 105, 202). 
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8 701 


Ein Gaſtwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt ), 
at einem im Betriebe dieſes Gewerbes aufgenommenen Gaſte ?) den Schaden 
zu erſetzen ), den der Gaſt durch den Verluſt oder die Beihädigung einge- 
brachter Sachen ®) erleidet. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 
von dem Gaſte, einem Begleiter des Gaſtes oder einer Perſon, die er bei ſich 
aufgenommen hat, verurſacht wird oder durch die Beſchaffenheit der Sachen s) 
oder durch höhere Gewalt e) entſteht. 
Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaſt dem Gaſtwirt oder 
Leuten des Gaſtwirts, die zur Entgegennahme der Sachen beſtellt oder nach 
den Umſtänden als dazu beſtellt anzuſehen waren, übergeben oder an einen 
ihm von dieſen angewieſenen Ort oder in Ermangelung einer Anweiſung 
an den hierzu beſtimmten Ort gebracht hat). 

Ein Anſchlag, durch den der Gaſtwirt die Haftung ablehnt, iſt ohne Wirkung). 


E 626 JI 641; M 2 584—587; P 2 403 — 404, 413 — 415. 


1. Die gewerbsmäßige Aufnahme Fremder zur Beherbergung bildet die weſentlichſte Vor⸗ 
nuisſezung für die Haftung des Gaſtwirts nach $$ 701703 und zugleich das unterſcheidende 
Merkmal vom Schank⸗ und Speiſewirt (Reſtaurateur). Dieſes Merkmal der Aufnahme zur Be⸗ 
herbergung trifft zu außer bei den Gaſthöfen (Hotels) auch bei den ſog. Hotel garnis, ſowie bei 

ai Jamilienpenſionen, einerlei, ob ſie Gäſte auf längere oder kürzere Zeit aufnehmen und 
ob ſie ihnen außer der Beherbergung auch Verpflegung gewähren (RG 103, 9), ferner bei den 
dewerbs mäßig, 3. B. durch einen Pächter, bewirtſchafteten Unterkunftshäuſern der Alpenvereine, 
„ot dagegen bei gewöhnlichen Vermietern möblierter Zimmer ober Schlafſtellen, nicht bei 
das eanſtaltsbeſißzern (OLG 6, 443 und Vorbem 1 vor § 688 a. E.), bei Heilanſtalten, ſofern 
er Heilen bei ihnen die Hauptſache ift und den ganzen Betrieb beherrſcht (RG 112, 58 betr. 
ö mann auf dem Weißen Hirſch; 30. 3.26 VI 570/25), auch nicht bei den Schlafwagengeſell⸗ 
analen, deren Tätigkeit nach den zwiſchen ihnen und den Eiſenbahnverwaltungen beſtehenden, 
Art auf das Verhältnis zu den Reiſenden einwirkenden Verträgen vielmehr auf eine beſondere 
0 der Beförderung in durch erhöhte Bequemlichkeit ausgezeichneten Abteilen gerichtet ift. 
1 a8 gleiche gilt von dem Betriebe der Dampfergeſellſchaften. Das Merkmal der Beherbergung 
wiberſcheidet die Gaſthausaufnahme von der Miete von Zimmern (RG Warn 1920 Nr 198), 
1 der Vermieter für die Perſon des Mieters keinerlei Sorge übernimmt. Die Beherbergung 
1195 dem Gaft einen Erſatz für das eigene Heim bieten und umfaßt die Erhaltung der Ordnung 
er Zauberfeit im Herbergsraum und die Bereitſtellung von Bedienung (RG 103, 9). Auch der 
0 gelmäßige Hotelgaſt ift Gaſt, nicht Dauermieter (RG Warn 1920 Nr 198); der Gaſt bleibt Gaſt, 
be wenn er fein Zimmer aufgegeben hat, den Gaſthof aber noch weiter als Wohnaufenthalt 
iſ niet, (MG 27 5.21 VII 575/20); wer das Zimmer aufgegeben und den Gaſthof verlaſſen hat, 
78 nicht mehr Gaſt, auch wenn er das Zimmer noch für weitere Tage bezahlt hat (RG SeuffA 

‚ 123); vorübergehende Abweſenheit hebt die Gaſteigenſchaft nicht auf (RG 103, 9). 

95 2. Die Tatſache der Aufnahme des Gaſtes im Betriebe des Gewerbes, nicht der darauf 
Haſſhtete Vertrag zwiſchen Gaſt und Gaſtwirt, bildet die Grundlage der hier in Frage ſtehenden 
und ung des Gaſtwirts für die eingebrachten Sachen. Es liegt ſomit ein Tatbeſtand geſetzlicher 
0 nur vertragsähnlicher Verpflichtung vor. Nach dieſer — übrigens beſtrittenen — Anſicht 
ok es auf eine Geſchäftsunfähigkeit, ſei es des Gaſtwirts, ſei es des Gaſtes, die den Vertrag 
dabeig macht, für die Verpflichtungen des Gaſtwirts nach $$ 701—703 nicht an. Dasſelbe muß 
1 05 auch für deſſen Rechte nach $ 704 gelten. Die Aufnahme muß vor oder bei Einbringung 
95 Sachen erfolgt ſein, wie z. B. in dem Falle, daß der Gaſt ſeine Ankunft angekündigt und 
& Wirt zuſagend geantwortet oder auch nur zur Empfangnahme des Gaſtes einen Wagen nach 
ſond uhnhof geſendet hat (RG 1, 83). Anders, wenn keine wirkliche Aufnahme des Gaſtes, 
12 ern nur eine vorläufige Einſtellung ſeiner Sachen erfolgt iſt, der Gaſt noch kein Zimmer 
nahme men hat (MG IW 08, 272) oder erſt ſich angekündigt hat, ohne daß der Wirt ihm die Auf- 
V 11 Lerſprochen hätte. Keine Aufnahme im Gewerbebetriebe des Gaſtwirts liegt vor, wenn 
Ye mbte oder Freunde ihn befuchen, und keine Aufnahme eines Gaſtes, ſoweit es ſich um das 

a ebsperfonal des Gaſtwirts oder um von dieſem beſtellte Handwerker handelt. Die Auf- 
des gades Gaſtes zur Beherbergung, die $ 701 vorausſetzt, erfordert aber keinen Nachtaufenthalt 
auf Waſtes; nur muß er das Haus als Herberge zum, wenn auch vorübergehenden, Wohnungs- 

4 5 nicht nur deſſen allgemeine Verpflegungs⸗ und Erfriſchungsräume in Anſpruch 8 

Die Erſa licht geht über die aus einem gewöhnlichen Verwahrungsvertrag entſprin⸗ 
dende wett finale un Bft ben Gaoit flectfn, mag der Werft ober Die Bec 


396 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


durch ihn, durch feine Leute, durch andere Gäſte oder durch dritte Perſonen herbeigeführt fein. 
Der Gaſt hat daher nur die Aufnahme und Einbringung, ſowie den Schaden und deſſen Höhe 
zu beweiſen, nicht aber den — vielfach unmöglichen — Beweis einer Verletzung der dem Gaſtwirt 
obliegenden Verpflichtungen zu führen, vielmehr hat der Gaſtwirt die feine Haftung ausſchließen⸗ 
Umſtände darzutun. — Zur Erhebung des Erſatzanſpruchs iſt nur der Gaſt, nicht aber der mit 
dem Gaſtwirt in keinem Vertragsverhältnis ſtehende Eigentümer der Sachen ermächtigt. Bei 
mitwirkendem Verſchulden des Gaſtes gilt $ 254. Auf die Ehrlichkeit der Angeſtellten darf der 
Gaſt aber ohne Verſchulden rechnen. S. dazu RG 75, 386, 23 1922, 7102 und 702 A 4. 


4. Eingebrachte Sachen ſind nicht bloß die vom Gaſte unmittelbar in das Gaſthaus einge⸗ 
führten (einerlei ob ſie ihm gehören oder nicht), ſondern auch diejenigen, welche der Reiſende am 
Bahnhofe dem Kutſcher eines Gaſthofwagens mit dem Bemerken übergibt, daß er dort ein⸗ 
zukehren gedenke (ROH 25, 336; Rd 1, 83); eingebracht iſt auch das Gepäck, welches der Haus⸗ 
diener auf den vom Reiſenden ihm übergebenen Gepäckſchein hin von der Gepäckſtelle der Bahn 
ausgehändigt erhält (JW 1931, 19777); immerhin muß aber die Abgabe an die „Leute“ des Gaſt⸗ 
wirts, nicht an Dritte, erfolgt ſein; eingebracht ſind deshalb noch nicht die in dem vor dem Gaſt⸗ 
haus anfahrenden Mietwagen zurückgebliebenen Gegenſtände; wenn der Pförtner des Gaſthauſes 
beim Abladen des Gepäcks das Innere des Wagens nicht gehörig durchſucht hat und dadurch ein 
Gegenſtand abhanden kommt, haftet der Gaſtwirt nicht aus § 701, ſondern gemäß § 278 BGB 
für die Fahrläſſigkeit des Pförtners bei Ausführung des Auftrags, das Gepäck ins Gaſthaus zu 
ſchaffen (RG Warn 1917 Nr 133). Die Frage, ob auch der Nachtpförtner des Gaſthofs als zur 
Entgegennahme von Wertſachen der Gäſte den Umſtänden nach anzuſehen ſei, behandelt R 
99, 70. Eingebracht find ferner die vom Gaſte bei ſich getragenen oder nachträglich während 
ſeines Aufenthalts in den Gaſthof geſchafften Sachen, endlich auch das Geſchirr und die Tiere des 
Gaſtes, die er in dem von ihm zu ſeiner Unterkunft aufgeſuchten Gaſthauſe einſtellt (SeuffA 59 
Nr 253), während der nicht zugleich die Gäſte beherbergende Stallwirt für das bei ihm ei 
geſtellte Geſchirr regelmäßig nur im Falle eines ihn oder ſeine Leute treffenden Verf chulden⸗ 
haftet (RG JW 1910, 750%). Eingebracht find auch die Kleidungsſtücke, die der Hotelgaſt in dem 
zur Einnahme der Mahlzeiten beſtimmten Raume oder in einem zur Ablage der Kleidungsſtücke 
zur Verfügung geſtellten Vorraume aufgehängt hat (RG 105, 203). In kleineren Gaſthöfen, wo 
die Bedienung der Hotelgäſte und der Wirtſchaftsgäſte durch dieſelben Perſonen beſorgt werden, 
kommt es bei der Übergabe von Kleidungsſtücken an eine Bedienungsperſon darauf an, o 
letztere als Gaſthofs⸗ oder als Wirtſchaftsangeſtellte um die Verwahrung angegangen wurde. 
Erſteres iſt der Fall, wenn z. B. ein Hotelgaſt dem Büfettfräulein ein Kleidungsſtück zur Aus⸗ 
führung einer kleinen Näharbeit übergibt, die ſonſt die Zimmermädchen vorzunehmen pflegen 
das iſt eine zum Gaſthofsbetriebe gehörige Handlung (RG ZW 1923, 751). Das Einbringen 
endigt mit der Abreiſe des Gaſtes, wenn der Gaſt von dem Gaſtwirt oder deſſen Leuten ſeine Sache. 
wieder in Empfang nimmt. Es bleiben alſo eingebrachte Sachen, welche ein dazu berufenen 
Gaſthausangeſtellter im Auftrage des Gaſtes zur Bahn bringt, in der Obhut des Angeftellien 
noch „eingebracht“ (R JW 1925, 47310). Nicht mehr als eingebracht gelten daher die vom Gaſ 8 
bei ſeiner Abreiſe im Gaſthauſe zurückgelaſſenen oder die im Gaſthauſe aus feinem Beſitze gen 
menen (z. B. von ihm im Garten des Hotelreſtaurants liegen gelaſſenen) Sachen, bezüglich weg 
möglicherweiſe ein Verwahrungsvertrag oder auftragsloſe Geſchäftsführung vorliegt (M 2, 2 1 
RG Warn 1921 Nr 144; OLG 8, 78). Auch wenn der Gaſt mit dem Wirt die Nachſendung e 
Sachen vereinbart hat, hört dennoch mit feiner Abreiſe die Haftung nach $ 701 auf; es tritt Haftung 
aus Auftrag und Verwahrungsvertrag ein. Stirbt der Gaſt im Gaſthauſe, jo dauert die Hafen 
115 ne fort bis zur Übergabe der Sachen an den Erben oder bis zu deren Hinterlegung 
na 372. 

5. Für den Ausſchluß der Haftung kommt es, wenn der Schaden vom Gaſte, von ie 
ſeiner Begleiter oder von einem bei ſich Aufgenommenen verurſacht iſt, auf ein Verf Su en 
dieſer Perſonen nicht an. — Außer den vom Gaſtwirt zu erweiſenden Ausſchlußgrün ng 
it auch eine Vereinbarung über den Wegfall der Haftpflicht zuläſſig. Diele Vereinbar e 
kann zwar nicht ſchon durch einen einſeitigen Anſchlag des Wirtes und bloßes Schweigen = 
Gaſtes hierzu, wohl aber durch eine auf deſſen Grundlage zwiſchen Wirt und Gaſt erfolgte 4 
ſtändigung herbeigeführt werden. Vielfach werden den ankommenden Gäſten Erklärungen en. 
Unterſchrift vorgelegt, in denen ſie auf die ſtrenge Haftung des Wirts ganz oder teilweiſe verzicgage 
Die ſo herbeigeführte Abrede kann gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn eine Jwacgten⸗ 
des Gaſtes ausgenützt, vielleicht auch durch Ringbildung erſt noch gejchaffen worden it. Sitte. 
widrig iſt namentlich ein Verzicht des Gaſtes auch auf Anſprüche aus einem Verſchulden = 
Angeſtellten (JW 1931, 1977). — Die Entſcheidung R6 113, 426 betrifft ein Konzertun 
unternehmen, keinen Gaſtwirt, iſt im Rahmen des $ 701 Abſ 3 alſo nicht verwertbar. ; 

6. Wegen der höheren Gewalt ſ. $ 203 Abſ 2 und RG 75, 386. Nicht darunter fallen namen 


lich Diebſtähle (RG aaO.) und im Innern des Gaſthauſes eintretende Brandſchäden 
Warn 1920 Nr 159). 
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8 702 


Für Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten haftet der Gaſtwirt nach § 701 
nur bis zu dem Betrage von eintauſend Mark !), es ſei denn, daß er dieſe 
Gegenſtände in Kenntnis ihrer Eigenſchaft als Wertſachen zur Aufbewahrung 
übernimmt 2) oder die Aufbewahrung ablehnt?) oder daß der Schaden von 
ihm oder von feinen Leuten verſchuldet !) wird. 

E 627 II 642; M 2 588590; P 2 404410. 

1. 8 702 ſetzt eine Begrenzung der Haftung des Gaſtwirts für Geld, Wertpapiere und Koſt⸗ 
barteiten feſt. Die Grundſätze, die für das Eiſenbahnfrachtrecht (§ 459 HGB mit $ 54 Eiſenb⸗ 
Verko) für den Begriff der Koſtbarkeit von der Rechtſprechung aufgeſtellt find, find für § 702 
nicht anwendbar; hier iſt die allgemeine Verkehrsanſchauung maßgebend, nach der ein übliches 

leidungsſtück (Pelzmantel) von durchgängigem Werte nicht als Koſtbarkeit erachtet wird (RG 
105, 202; 75, 190; vgl. auch L3 1922, 710%). Bei mehreren ſelbſtändigen, nur gemeinjam 
aufgenommenen Gäſten (z. B. mehreren Teilnehmern einer Reiſegeſellſchaft, mehreren 
Brüdern) haftet der Gaſtwirt jedem bis zur Höhe von eintauſend Mark, und zwar auch dann, 
wenn ein Familienhaupt mit mehreren unſelbſtändigen Familiengliedern bei ihm einkehrt. 
zm Falle mehrfacher Beſchädigungen innerhalb einer und derſelben Beherbergung wird dagegen 
— 5 Wirt mehr als insgeſamt eintauſend Mark nicht zu zahlen brauchen. — Unter Mark ſind heute 
eichsmark zu verſte hen. f 
8 2. Im Falle der Übernahme zur Aufbewahrung in Kenntnis von der Werteigenſchaft der 
achen haftet der Gaſtwirt über die Grenze des § 702 hinaus, nicht bloß nach den Grundſätzen 
e Verwahrungsvertrags, ſondern in Gemäßheit des § 701. Die Vorausſetzung dieſer ſtrengeren 
zaftung hat der Gaſt nachzuweiſen. Die Benutzung einer von dem Gaſtwirt den Gäſten für die 
800 wahrung ihrer Sachen zur Verfügung geſtellten Einrichtung begründet keine Annahme 
zur Aufbewahrung (RG 77, 336). 
der Wie die Übernahme wirkt auch die Ablehnung der Aufbewahrung, obwohl im übrigen 
enk, Gast behalten wird. — Der Gaſtwirt kann ſich alſo der unbeſchränkten Haftung nur dadurch 
"ziehen, daß er den Gaſt überhaupt abweiſt. 
d * Im Falle des Verſchuldens iſt die Haftung der Summe nach unbegrenzt. Ein Verſchulden 
Schl irts liegt vor bei Aufnahme verdächtigen Geſindels, bei ungenügender Bewachung oder 
del ließung des Hauſes, bei mangelhafter Verſchließbarkeit der Zimmer (RG 75, 386), auch 
* Kenntnis um die baupolizeiwidrige Beſchaffenheit von Gebäudeteilen, die die Verbreitung 
tu ausgebrochenen Brandes begünftigte (MG Warn 1920 Nr 159). Das Zimmermädchen 
vl in der Regel ein Verſchulden, wenn es die von den Gäſten offen gelaſſenen Zimmer nicht 
lastet (Ach 16. 11. 20 VII 260/20, vgl. aber auch RG JW 1924, 197710). Zu feiner Ent- 
ung kann ſich der Gaſtwirt bei dieſer vertragsähnlichen Haftung auf den nur bei Haftung 
unerlaubter Handlung anwendbaren $ 831 nicht berufen, wohl aber auf ein mitwirkendes 
offen Nulden des Gaſtes nach $ 254, das insbeſondere gegeben ift, wenn der Gaſt Wertſachen 
er eg siegen läßt (NG aa. und Warn 1922 Nr 68), aber auch dann nach $ 254 Abſ 2, wenn 
i 15 unterlaſſen hat, den Gaſtwirt auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerk⸗ 
zu machen oder den Schaden abzuwenden oder zu mindern (RG Warn 1920 Nr 159 u. 198). 


8 703 


der dem Gaſte auf Grund der 88 701, 702 zuſtehende Anſpruch erliſcht, 
enn nicht der Gaſt unverzüglich, nachdem er von dem Verluſt oder der Be- 
* gung Kenntnis erlangt hat, dem Gaftwirt Anzeige macht ). Der An⸗ 
much erliſcht nicht, wenn die Sachen dem Gaſtwirte zur Aufbewahrung über- 
en waren 2). 
5 = 643 III 600; P 2 410; 6 194. 
- Anzeigepflicht des Gaſtes, und zwar gegenüber dem Gaſtwirt oder deſſen Vertreter. 
ir ich |. $ damit ber Gaſtwirt rechtzeitig in der Lage iſt, die Behauptungen des Gaſtes 
Ten und gegen ſeine etwa a Leute vorzugehen. 5 
deſſen Kein Erlöſchen im Fall der Übergabe an den Gaſtwirt perſönlich oder an 
deren Vertreter (Prot 2, 414). Anders, wenn die Sachen ſeinen Leuten übergeben waren, von 
ſtaltet Gerhalten der Gaſtwirt nicht ohne weiteres Kenntnis haben muß. Die Be weislaſt ge- 
erl. ich jo, daß a) der Gaſtwirt nachzuweiſen hat, daß und wann der Gaſt Kenntnis von dem 
Bepehtt und Schaden erhalten habe, während b) dem Gaſte der Beweis der rechtzeitigen Anzeige, 
der be wenſalls der Übergabe an den Gaſtwirt zur Aufbewahrung, obliegt. Die Verweigerung 
ſonderen Übernahme ($ 702) hat hier nicht die gleiche Wirkung wie dieſe ſelbſt. 
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8 704 

Der Gaſtwirt !) hat für feine Forderungen für Wohnung und andere dem 
Gaſte zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe gewährte Leiſtungen, mit Einſchluß 
der Auslagen ?), ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Gaftes ’)- 
Die für das Pfandrecht des Vermieters geltenden Vorſchriften des § 559 Satz 3 
und der 88 560 bis 563 finden entſprechende Anwendung )). 

E 1 628 II 644; M 2 501; P 2 411, 412. 

1. Das Pfandrecht des § 704 iſt nur dem Gaſtwirte im Sinne des § 701 gegeben, der ge 
werbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt, nicht dem Speiſe⸗, Schank oder Stallwirt. 

2. In Anſehung der zu ſichernden Forderungen reicht das Pfandrecht des Gaſtwirts weiter 
als dasjenige des Vermieters, welches ſich auf die Forderungen für Beköſtigung, Auslagen uſw. 
nur dann erſtreckt, wenn fie nebenſächlicher Natur find (ſ. 9 559 A 3). 

3. Das Pfandrecht ſteht zu an den eingebrachten Sachen des Gaſtes, nicht an den im Eigen 
tum Dritter ſtehenden, vom Gaſte mit ſich geführten Sachen, auch dann nicht, wenn ſich der 
Gaſtwirt bezuglich dieſer in dem guten Glauben befindet, daß ſie Eigentum des Gaſtes ſeien 
(vgl. § 559 A 2). Insbeſondere hat der Gaſtwirt wegen feiner Forderungen an den Gaſt kein Pfand ⸗ 
recht an den von deſſen Begleitern oder Dienern eingebrachten Sachen; wohl aber an den Sachen 
des Gaſtes für die Forderungen wegen der den Begleitern des Gaſtes gewährten Wohnung und 
Beköſtigung, ſofern der Gaſt hierfür einzuſtehen hat. § 1207 BGB findet auf das Pfandrecht 
des Gaſtwirts als geſetzliches Pfandrecht, das einen Pfandbeſitz nicht voraussetzt, keine Anwendung 
(RG 7. 7. 16 VII 138/16). 

4. Es ſind dies die Vorſchriften über den Ausſchluß der der Pfändung nicht unterworfenen 
Sachen ſowie über das Erlöſchen des Pfandrechts mit der Entfernung der Sachen von dem 
Grundſtücke, über das Widerſpruchs“, Selbſthilfe⸗ und Klagerecht des Vermieters und über das 
Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum Pfändungspfandrecht anderer Gläubiger. — Im 
Konkurſe des Gaſtes ſteht dem Gaſtwirt das Abſonderungsrecht nach $ 49 Nr 2 KO zu. Sein 
Verkaufsrecht außerhalb des Konkurſes regeln die $$ 1228 ff. BGB. 


Vierzehnter Titel 
Geſellſchaft 


1. Die Vorſchriften des BGB über die Geſellſchaft gelten nicht nur für die Geſellſchaften 
des bürgerlichen Rechtes. Sie dienen zugleich zur Ergänzung der Vorſchriften des Handel? 
geſetzbuchs (vgl. $$ 105 Abſ 2, 161 Abſ 2, 320, 335) über die offene Handelsgeſellſchaſz, 
Kommanditgeſellſchaft und augenſcheinlich auch (vgl. 88 338 Abſ 2, 339 HGB; RG JW 1007 
4317) die ſtille Geſellſchaft. Der Inhalt vieler Vorſchritten des alten HGB iſt in das BG 2 
übernommen worden. Iſt beim Abſchluſſe eines Geſellſchaftsvertrags die Geſchäftsabſicht AN 
nächſt auf die Begründung einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſch 18 
gerichtet, ſteht aber die Vorſchrift des $ 4 Abs 2 HGB entgegen, fo entſteht regelmäßig eine er 
ſellſchaft des bürgerlichen Rechtes. Die Vorſchriften des BGB finden auch grundſätzlich an 
wendung auf die Aktiengeſellſchaft, die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und bie G0 
noſſenſchaft vor der Eintragung im Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter (RG 119, 1705 
123, 23; 134, 121; RA Warn 1930 Nr 101). Sie finden ferner Anwendung auf die Gele gen 
heitsgeſellſchaft: die Beſtimmungen des HGB a. F. (Artt 266—270) ſind in das neue 96 5 
nicht aufgenommen worden. Zu dieſen Gelegenheitsgeſellſchaften gehören z. B. das i 
dungskonſortium — über die gegenſeitige Haftung von Perſonen, die ſich zur Gründung eine 
Aktiengeſellſchaft zuſammengetan haben, ohne daß die Verhandlungen bis zum Abſchluſſe EB 
Geſellſchaftsvertrags im Sinne des $ 705 gediehen find, R& 132, 26 —, ferner das Bankfonſo g, 
tium, das zur Begebung von Wertpapieren ſich gebildet hat — vgl. RG 21, 67; 26, 52; 56, 1 — 
56, 297 (bet Zeichner tritt nur zu der Bank, bei welcher er zeichnet, nicht zu dem Konſortiun 
in ein Vertragsverhältnis) 67, 394; Gruch 48, 1039; HoldheimsMSchr 07, 25 — ſowie die UN 
ternehmerkartelle, die zum Zweck der Einhaltung beſtimmter Mindeſtverkaufpreiſe ober in 
Regelung des gemeinſchafklichen Abſatzes ihrer Erzeugniſſe zuſammengetreten find (vgl. 89 
48, 305.53, 19; 114, 262; Warn 1916 Nr 209; 20. 2. 17 II 356/16; vgl. auch RG 74, 33; nd 
354 und Aufſätze in JW 1911, 144; 1914, 171; 1915, 372; 1921, 301 ſowie & 1911, 18 Air 
Gruch 68, 15ff.). Vertrag mit einer in der Gründung befindlichen Geſellſchaft ſ. auch RO 9 * 
1928 Nr 208. Für die Gründungsgeſellſchaft iſt zu beachten, daß für dieſe in gewiſſem Maß, 
die für die zu gründende Geſellſchaft geltenden Grundſätze erganzungsweiſe heranzuziehen N 
So iſt es, wenn ber Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft m. b. H. den Konkurs eines Geſe 
ſchafters nicht als Auflöſungsgrund anerkennt, gerechtfertigt, dieſen Auflöſungsgrund trotz s 
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auch für die Gründungsgeſellſchaft nicht gelten zu laſſen (RG 82, 288). Wird von dem Mitgliede 
emner handelsrechtlichen Geſellſchaft durch Einräumung einer Unterbeteiligung (vgl. $ 717 
A2) eine beſondere Geſellſchaft gegründet, ſo kommen für dieſe lediglich die Vorſchriften des 
rgerlichen Rechtes zur Anwendung. Ein Geſellſchaftsvertrag kann zwiſchen Ehegatten 
unbeſchadet des in der Ehe geltenden geſetzlichen Güterrechts geſchloſſen werden. Er ſtellt nicht 
emen Ehevertrag dar und bedarf deshalb nicht der in § 1434 vorgeſchriebenen Form. Die aus 
dieſem Geſellſchaftsverhältnis ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe ſind nur nach Geſellſchaftsrecht, 
nicht nach Güterrecht zu beurteilen (RG 23 1919, 1076). Ein ſolcher Geſellſchaftsvertrag kann ſtill⸗ 
chweigend geſchloſſen fein, wenn die Umſtände ergeben, daß die Frau nach dem Willen beider Eheleute 
chte Tatigkeit dem Gef chäftsbe triebe des Mannes nicht als bloße Gehilfin, ſondern als gleichberechtigte 
eſeulchafterin mit dem Recht auf Teilung des Gewinns zugewandt hat. Über die Reederei 
9 p. 489 ff. HGB, über die Geſellſchaft am Bergwerk bei Gewerkſchaften alten Rechtes RG 
8, 181. Nach dieſer Entſcheidung beſteht an dem Gewerkſchaftsvermögen einſchließlich des 
Bergwerks Geſamthandseigentum, nicht eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen. 15 nichtrechts⸗ 
fähige Ve reine gelten die Vorſchriften über die Geſellſchaft nach $ 54. Das eſen des Vereins 
M teht in ſeiner Unabhängigkeit von dem Wechſel der Mitglieder und in der körperſchaftlichen 
erſaſſung (vgl. $ 54 A 1). Die Unterſcheidung des nichtrechtsfähigen Vereins von der Gejell- 
ſchaſt kann im Einzelfalle Schwierigkeiten machen, da die meiſten Vorſchriften des Geſellſchafts⸗ 
lone nachgiebiger Natur find, Die bekannten Bohrgeſellſchaften können nicht nur Vereine, 
B dern auch Geſellſchuften ſein (vgl. Rch 54, 297; 57 S. 90, 414; ferner Holdheims Schr 06, 
Ben. Den Vorſchriften über die Geſellſchaft unterliegen ferner, ſoweit inländiſches Recht in 
wi kommt, die nicht anerkannten ausländiſchen Vereine (Art 10 EG). 
t 2. inzelne Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts leiden entſprechende Anwendung auf Ver⸗ 
dagsverhältniſſe, die auf eine längere Intereſſenverknüpfung gerichtet ſind, insbeſon⸗ 
ere die Vorſchriften über die Kündigung aus wichtigem Grunde ($ 723) auf Vertragsverhältniſſe, 
e auf längere Dauer eingegangen ſind und in beſonderem Maße auf gegenſeitigem Vertrauen 
08 deen (RG 65, 37; 78 S. 424, 385; 95, 166; JW 1925, 94518; 1926, 25298; 1929, 1291; Warn 
57 511; 28 1920, 893” und mit bezug auf Miet- und Pachtverträge JW 1919, 1817; vgl. auch 
fen 1A 2 und allgemein Auff. in Goldſchmidtsgtſchr 79, 456 ff.). Über die Kündigung eines auf 
äh gere geit eingegangenen Alleinverkäuferverhältniſſes |. RG. Warn 1929 Nr 52. Geſellſchafts⸗ 
Inlie find Verlagsverträge und dem ähnliche Verträge mit Beteiligung des Urhebers am 
de Ngetwinn (RG 78, 301; 81,233; 87,215; 115,358; 23 1914, 862%; Warn 1920 Nr 157), 
Ge chen Kartelle und Syndikate, ſoweit ſie nicht als Geſellſchaften, als Vereine oder als 
maße haften m. b. H. eingerichtet find (vgl. RG 53, 22; auch 70, 165 über das Recht auf gleich. 
eue Beteiligung an gewinnbringenden Geſchäften). Erfindungsverwertungsverträge |. R 
di A 85 Nr 3; Lizenzverträge ſ. M& 126, 65; 142, 112; RG HRR 1932 Nr 1441; 1933 Nr 1118. 
dehmemenwirken von Induſtriegeſellſchaften bei der Finanzierung eines gemeinſchaftlichen Unter⸗ 
enn ens ſ. RG 126, 287. Ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis kann angenommen werden, 
üb 15 mehrere Anwälte oder mehrere Arzte unter Wahrung der Selbſtändigkeit der Berufsaus- 
bunde ® einzelnen ſich in gewiſſen Beziehungen zu einem gemeinſchaftlichen Betriebe ver⸗ 
ienſto haben (vgl. Joſef in HoldheimsMSchr 1917, 99ff.). Ein Geſellſchaftsverhältnis, kein 
Täti ſderwag liegt vor, wenn ein jüngerer Arzt ſich zur gemeinſamen Ausübung der ärztlichen 
15 eit mit einem älteren Arzt verbindet; er wird dadurch nicht zum Angeſtellten, ſondern 
Kreditanzeſlich und ſozial gleichſtehenden Mitarbeiter (Mb 25. 9. 1923 11 878/22). Auch ein 
eil kauft en, bei dem eine Bank regelmäßig Waren zu bevorſchuſſen hat, die der andere 
ehmer ft, und weiterverkauft, wobei die Bank den ganzen Verkehr zwischen Lieferer und Ab⸗ 
9 5 vermittelt, iſt als geſellſchaftsähnliches Verhältnis mit Kündigungsmoglichkeit bei wichti. 
iR runde lber (MG Seuffa 84 Nr 61). Dagegen ift die Kündigungsvorſchrift des $ 723 
NG ufberträge über langfrijtige Sukzeſſwlieferungen für nicht anwendbar erklärt worden in 
ſchaftsz 07, 1035; vgl. auch MG 74, 33, während in Warn 1919 Nr 22 die Annahme eines gejell- 
hnlichen Verhältniſſes, das für bie Lieferpflicht von Bedeutung iſt, als möglich hingeſtellt 
er Umftand allein, daß der Vorteil der Vertragsparteien Hand in Hand geht — wie dies 
ſelbſto⸗ eſchäftsverbindung zwiſchen dem Erzeuger und ſeinen Kunden der Fall iſt —, begründet 
Ab deneſtündlich noch kein geſellſchaftsähnliches Verhältnis (RG V 1. 5. 12, Bay 8, 330). Zur 
Geſe zung zwiſchen einem Arbeitnehmer- oder arbeitnehmerähnlichen Verhältnis und einem 
Verhäl aſtsverhältnis . RG 142, 13; vgl. auch RG Warn 1928 Nr 7. Ein geſellſchaftsähnliches 
ein Atti mit Kündigung aus § 723 kann auch begründet werden durch eine Kreditzuſage, die 
3. Ar behufs Erhöhung der Produktion der Aktiengeſellſchaft gibt (R SeuffA 81 Nr 161). 
nichtrechtaz die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB bereits beſte henden Geſellſchaften und 
Dritten afangen Vereine, ſoweit es ſich bei dieſen nicht um das Rechtsverhältnis gegenüber 
gebend ue Vorgängen feit dem 1. Januar 1900 handelt, bleiben die bisherigen Geſetze maß⸗ 
Wirtende ant 170 6; R JW 1915, 450%). Die Verbotsbeſtimmung des § 723 Abf 3 hat rück⸗ 
Kreft (pg. 5 723 A 7). 


4. . = 2 2 
Der Geſellſchaftsvertrag beruht auf einem perſönlichen Vertrauensverhältnis. Dem ent⸗ 
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ſprechen die Vorſchriften des § 708, wonach die Haftung des Geſellſchafters ſich auf die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt beſchränkt, ferner der $$ 717 u. 727 über die Unübertragbar⸗ 
keit und Unvererblichkeit der Rechte aus der Geſellſchaft. Das Vertrauensverhältnis geht aber 
nicht ſo weit wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft, daß in Ermangelung anderer Vereinbarung 
jeder ee allein für die Geſellſchaft zu handeln berechtigt iſt (HGB 88 114, 115, 125). — 
Das Geſellſchaftsrecht wird in beſonderem Maße von dem Grundſatz von Treu und Glauben 
beherrſcht. Die Geſellſchafter dürfen nicht nur bei Eingegung der Geſellſchaft die für Erreichung 
des Geſellſchaftszwecks ungünſtigen Umſtände, die ihnen bekannt und erſichtlich für die Ent⸗ 
ſchließung des anderen Teiles von Bedeutung ſind, nicht verſchweigen, ſie haben auch während 
des Beſtehens der Geſellſchaft die Pflicht der Treue zu wahren, insbeſondere darin, daß ſie Schaden 
von der Geſellſchaft abzuwenden haben (vgl. §§ 705 A 3, 706 A 5, 710 A 1). Sittenwidrig und 
deshalb nichtig iſt eine Vereinbarung, durch welche der Geſellſchafter ſich verpflichtet, das Stimm⸗ 
recht anders als im Intereſſe der Geſellſchaft auszuüben (NG L8 1912, 545). Als Verletzung 
der Treupflicht erſcheint es, wenn ein Geſellſchafter ſich auf Koſten der Mitgeſellſchafter unter 
Ausnützung der geſellſchaftlichen Beziehungen beſondere Vorteile verſchafft, wenn er namentlich 
für die geſellſchaftlichen Leiſtungen unter Verheimlichung vor den übrigen Geſellſchaftern ſich 
eine beſondere Vergütung gewähren läßt (R 82, 10; JW 1913, 2917) oder wenn er Abſchriften 
und Zeichnungen, die gemeinſchaftliche Fabrik- und Geſchäftsgeheimniſſe zum Gegenſtand haben, 
anfertigt und in feinen Alleinbeſitz bringt (RG 107, 171). Eine allgemeine Rechenſchaftspflicht 
liegt ihm jedoch — abgeſehen von den in Geſellſchaftsangelegenheiten auftragsmäßig oder un 
berufen geführten beſonderen Geſchäften (vgl. $ 666; RG 73, 288) — nicht ob. Über den 
Grundſatz der Gemeinſchaft zur geſamten Hand ſ. 88 718 A 1, 719, 720 A 1, 736 A? 
und 738 A 1 u. 2. Über die Stempelpflichtigkeit der Geſellſchaftsverträge nach Tarifnummer 
1 Ae Nr 1 des RStempch v. 3. 7. 13 ſ. RG 93, 244. Es genügt die einſeitige Beurkundung der 
Überlaſſung von Geſellſchaftsrechten durch den Geſellſchafter oder die Geſellſchaft. In Geltung 
iſt jetzt das Kapitalverkehrſteuergeſetz v. 8. 4. 22 in der Faſſung v. 10. 8. 25. 


§ 705 

i) Hurch den Geſellſchaftsvertrag 2) verpflichten ſich die Geſellſchafter 
gegenſeitig ) 5), die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes ') in der durch den 
Vertrag beſtimmten Weiſe zu fördern ), insbeſondere die vereinbarten Bel“ 
träge ®) zu leiſten “). 

E 1 629 II 645; M 2 593-595; P 2 415—417. < 

1. Die Geſellſchaft ift ein auf Vertrag beruhendes einheitliches Schuldverhältnis. Es beſte l 
bei ihr — im Gegenſatze zum rechtsfähigen Verein — kein von den Geſellſchaftern verſchtedene. 
Rechtsſubjekt (Geſellſchaft). Iſt von der Geſellſchaft die Rede, ſo ſind doch die Geſellſchelg 
gemeint. Die Geſellſchafter ſelbſt find die Träger des Geſellſchaftsvermögens (89 718, 75 5: 
Sie können ſich eines gemeinſamen Namens bedienen (RG 17. 3. 06, Holdheims MSchr 06, 20 J 
vgl. RG ZW 06, 4524); dieſer Name kann aber nicht handelsrechtliche Firma fein. d 
Grundbuche werden die Namen aller Geſellſchafter eingetragen; wechſelfähig (Art 1 WO) 5 
nur die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaft. — Rechtlich möglich iſt, daß eine bürgerlichregn 
liche Geſellſchaft einer anderen als Mitglied beitritt. Es werden dann die Mitglieder der er — 
Geſellſchaft als ſolche Mitglieder der zweiten, allerdings als geſellſchaftlich verbundene Perſone 1 
einheit mit der Folge, daß ihnen im allgemeinen die geſellſchaftlichen Rechte in dieſer geſam, 
händeriſchen Gebundenheit zuſtehen; das einzelne Mitglied kann aber unter Umſtänden be 4 
5 1 len Mitgliedſchaft bei der zweiten Geſellſchaft nach $ 723 durch Kündigung I 
( 236). 

2. Der Geſellſchaftsvertrag kann immer nur mit einem beſtimmten Inhalt, nicht ale 45 
ſtrakter Begriff beſtehen (RG 95, 149). Er bedarf keiner Form und kann auch ſtilſchw.ee 
geſchloſſen werden. Stillſchweigender Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags bürgerlichen Me en 
liegt vor, wenn die Gründung einer offenen Handelsgeſellſchaft beabſichtigt ift und die Betelußt 
bis zum ſchriftlichen Abſchluß des Vertrags vorläufig das Geſchäft gemeinſam führen (RG 18 e 
11 506/24). Beſtand nach altem Recht Formzwang und iſt die unter Verletzung der DOM 
ſchrift eingegangene „Geſellſchaft“ über den 1. 1. 00 hinaus betrieben worden, ſo iſt i 
nach $ 141 erforderlich, die nicht ohne weiteres in der tatſächlichen Fortſetzung des Geſelſehaß 
betriebs gefunden werden kann (RG JW 03 Beil 5, 427). Wenn Grundſtücke, das — den 
gegenwärtige Vermögen oder ein Bruchteil davon in die Geſellſchaft eingebracht Erwerb 
ſollen, finden die $$ 313 (. RG 68, 260), 311 Anwendung. Dagegen unterliegt ein auf & orm 
eines Grundſtücks zu einem gemeinſamen geſellſchaftlichen Zwecke gerichteter Vertrag der rtrag / 
vorſchrift des $ 313 nicht (RG 82, 299; ch I 1927, 211715). So bedarf ein Gieſellſchaftsgoftliche 
der darauf gerichtet iſt, Grundeigentum zum Zwecke der Weiterveräußerung für gemeiſchaer⸗ 
Rechnung zu erwerben, der Form des § 313 ſelbſt dann nicht, wenn im Vertrage von einer 
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pflichtung zur Weiterveräußerung die Rede iſt, da dieſe Verpflichtung nicht den eigentlichen 
Inhalt des Geſellſchaftsvertrags bildet, ſondern ſich als die geſetzliche Folge des dem Vertrage 
entſprechend vorgenommenen Eigentumserwerbs darſtellt (RG LZ 1916, 1173). Ebenſo RG 
97, 329 (vgl. auch R IW 1927, 1409) für den Fall, daß im Grundſtückszwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ein Bieter vor der Zuſchlagserteilung einen Geſellſchaftsvertrag des Inhalts ſchließt, 
daß das Grundſtück, wenn er den Zuſchlag erhalte, für gemeinſchaftliche Rechnung veräußert 
werden ſolle. Die Vereinbarung iſt nicht ein Vertrag im Sinne des $ 313, wenn ſie die Über⸗ 
Tagung des gemeinſchaftlichen Grundſtücks auf einen Geſellſchafter zur Ausgleichung von Gefell- 
lchaftsverbindlichkeiten zum Gegenſtand hat (RG 23 1920, 8892) oder wenn ein Geſellſchafter 
ſich verpflichtet, ein in ſeinem Alleineigentum ſtehendes Grundſtück nur zur Benutzung und dem 
flelbt den Werte nach in die Geſellſchaft einzubringen, alſo nach außen hin Alleineigentümer 
bleibt Meß 109, 380). Über die Notwendigkeit der Auflaſſung bei Überführung eines Grundſtücks 
aus dem Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft in das Vermögen einer aus den nämlichen 
Berjonen beſtehenden Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts ſ. RG 136, 402. Der einzelne ſchließt 
N — einheitlichen — Geſellſchaftsvertrag mit den übrigen Vertragſchließenden als Einzel⸗ 
berſon. Im Falle der Minderjährigkeit eines Vertragſchließenden iſt der zum Widerrufe 
berechtigte „andere Teil“ (8 109) jeder einzelne der übrigen. Scheidet wegen eines ſolchen Wider⸗ 
rufs oder wegen ausbleibender Genehmigung (§ 108) oder deswegen, weil die Willenserklärung 
Mes Vertragſchließenden nichtig iſt, ein Vertragſchließender aus, ſo liegt „Nichtigkeit“ des 
les eines Rechtsgeſchäfts ($ 139) vor. Steht einer der Vertragsparteien ein Anfechtungs⸗ 
grund gegenüber einer der mehreren anderen Vertragsparteien zur Seite ($$ 119, 123), fo 
Gen ſie die Anfechtung nicht bloß gegen die eine Partei, ſondern wegen der Einheitlichkeit des 
eſellſchaftsverttags gegen ſämtliche Vertragſchließende geltend machen. Irrtum über das Vor⸗ 
bardenſetn eines Geſellſchaftsvermögens oder deſſen Umfang berechtigt als ein bloßer Irrtum 
8 er den Beweggrund noch nicht zur Anfechtung. Der Geſellſchaftsvertrag kann nach 88 134, 138 
og Warn 1911 Nr 9), 306, 310 nichtig fein. Wenn jemand, der eine Erfindung gemacht haben 
ill, por der Patentierung ſich mit einem Geldgeber zu deren Ausbeutung vereinigt, ſo wird im 
f weiſel als die Vertragsmeinung anzuſehen ſein, daß hinſichtlich des Vorhandenſeins einer Er⸗ 
badung die Gefahr vom Geldgeber getragen werden ſoll. Es liegt dann ein gewagtes Geſchäft 
or, und es kann nicht auf Grund der Behauptung, daß in Wirklichkeit eine Erfindung nicht 
[naht fei, geltend gemacht werden, der Geſellſchaftsdertrag ſei nach $ 306 nichtig (RG 6. 10. 06 
1 96/00; 13. 3. 07 1349/06). Wegen des Erforderniſſes der vormundſchaſtsgerichtlichen Ge⸗ 
kei migung . $ 1822 Nr 3. Zur Abänderung des Geſellſchaftsvertrags iſt Einſtimmig⸗ 
bäzerforderlich, es jei denn, daß ein anderes im Vertrage beſtimmt iſt. Auch wenn durch die 
di nderung ein Geſellſchafter nicht unmittelbar betroffen wird, die Anderung vielmehr nur für 
der geziehungen der übrigen Geſellſchafter von Bedeutung ift, kann deſſen Zuſtimmung, da an 
als Regelung der Rechte und Pflichten der verſchiedenen Geſellſchafter ſämtliche Geſellſchafter 
155 Vertragsſchließende beteiligt ſind, nicht entbehrt werden. Anderungen des Geſellſchaftsver⸗ 
Ge 8 — wobei jedoch die Grenzen der Anderung näher ange geben ſein müſſen — kann ſich der 
gef heiter ſchon im voraus unterwerfen. So kann er in dem mit den anderen Geſellſchaftern 
ert ſſenen Vertrage im voraus ſein Einverſtändnis dazu erklären, daß ſpäter eine beſtimmte 

f A als Geſellſchafter in die Geſellſchaft aufgenommen wird. Eine Anderung des Geſell⸗ 
aus oerkuags iſt zuläſſig, ſelbſt hinſichtlich des Geſellſchaftszwecks, ohne daß bie Geſellſchaft 
nah rt, fortzubeſtehen. Zuläſſig ift auch unbeſchadet des Fortbeſtandes der Geſellſchaft die Auf⸗ 
delt eines weiteren Geſellſchafters und die demgemäße andere Verteilung der Geſellſchafts⸗ 
berpn de» Soll mit der Anderung des Gefellichaftövertrags eine Neugründung ber Geſellſchaft 
e unden werden, ſo ſind Beſtimmungen über die Auseinanderſetzung hinſichtlich des bisherigen 
runellſchaftsvermögens nötig (vgl. Entich des Reichsfinanzhofs in IW 1922, 630%). Uber Ande⸗ 
1 des Geſellſchaftsvertrags durch Erhöhung der Beiträge |. § 707 A g. — Verſchieden von 
bind Geſellſchaftsbertrage iſt der Vorvertrag auf Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags. Er iſt 
tra end, wenn die Abrede jo beſtimmt ift, daß im Streitfalle der Inhalt des verſprochenen Ver⸗ 
eig gichterlich feſtgeſtellt werden kann (RG 66, 120). Die Vorſchrift des 9.723 über Zuläſſig 
ofortiger Kündigung gilt nur für den Geſellſchaftsvertrag, nicht ohne weiteres für den Vor⸗ 

aß ei 23 1916, 74040). Der Betrieb der Geſellſchaftsgeſchäfte kann begonnen haben, ohne 
über die endgültige Vereinbarung über die Dauer der Geſellſchaft zuſtande gekommen iſt, während 
nach ie ſonſtigen Punkte die Geſellſchafter ſich geeinigt haben. In dieſem Falle wird der Regel 
daß ſonzunek en fein, daß der gemeinſchaftliche Betrieb verſuchsweiſe in Angriff genommen ift, 
6 723 die Geſellſchaft auf unbeſtimmte Zeit mit dem Recht der jederzeitigen Kündigung 
einer en den Geſellſchaftern eingegangen iſt (RG 103, 73). Ein Vorvertrag zur Eingehung 
Sf dle 4 5 deren Form — ob Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, Aktiengeſellſchaft, G. m. b. H. 
N ereinkunft vorbehalten wird, iſt unwirkſam (M& 106, 174). Nicht ausgeſchloſſen 
und Ver Eingehung eines Geſellſchaftsvertrags die Begründung andersartiger Berechtigungen 
einer An flichtungen zwiſchen den Mitgliedern. So kann anerkanntermaßen den Mitgliedern 
N ktiengeſellſchaft oder einer Geſellſchaft m. b. H. die Verpflichtung zu anderen Leiftungen 

G, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 26 
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als Kapitaleinlagen gegenüber der Geſellſchaft (über 5 212 HGB hinaus) durch ſelbſtändige, 
außerhalb des Geſellſchaftsverhältniſſes ſtehende, nicht einen Teil des Geſellſchaftsvertrags bildende 
Verträge auferlegt werden; ſtellen ſich derartige Sonderleiſtungen nach dem Geſellſchaftszwett 
als Teil der Mitgliederpflichten dar, jo find fie dem Geſellſchaftsrecht unterworfen (RG JW 1924 
68114). Zu den Urkunden typiſchen Inhalts, die in der Reviſionsinſtanz frei auszulegen find, 
gehören auch die Satzungen einer Aktiengeſellſchaft, einer Gewerkſchaft, einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft (NG Warn 1922 Nr 100). 

3. Wefentlich für den Geſellſchaftsvertrag iſt die Verpflichtung, die Erreichung eines gemein⸗ 
ſamen Zweckes zu fördern. Beſteht die Verpflichtung nicht, ſo beſteht kein Geſellſchaftsvertrag; 
ſelbſtverſtändlich kann dann ein Vertrag anderer Art gültig geſchloſſen fein (MG 73, 287; 77, 227, 
Warn 1911 Nr 9; 1931 Nr 51). Scheingründung |. RG ZW 1930, 26551. Neben den ver⸗ 
mögensrechtlichen kommen ideale, wiſſenſchaftliche, ſoziale, religiöſe, geſellige oder künſtleriſche 
Zwecke in Betracht. Zur Erreichung des gemeinſamen — nicht bloß gleichartigen — Zwe es 
werden, von den idealen Erfolgen abgeſehen, Vorteile erſtrebt, die der Geſamtheit der Geſell⸗ 
ſchafter und dadurch auch dem einzelnen Geſellſchafter zugute kommen (vgl. § 722 A 1). Ein 
gemeinſamer Zweck liegt nicht vor, wenn es ſich bei dem Zuſammenwirken um eine Angelegen 
heit handelt, die für den einen eine eigene, für den anderen eine fremde, z. B. eine ſolche ſeines 
Vertragsgegners ift (RG Gruch 66, 222). Bei den auf längere Dauer berechneten Geſellſchaften 
wiederholt ſich die Erlangung der Vorteile fortlaufend (§ 721 Abſ 2), bei den Gele genheit®” 
geſellſchaften (Vorbem 1) handelt es fich gegebenenfalls nur um ein einzelnes gemeinſames 
Geſchäft mit einem einmaligen Vorteile (3. B. gemeinſchaftlicher Ankauf oder Verkauf, um die 
Frachtkoſten, die Generalunkoſten, zu vermindern). Zum Zuſtandekommen eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags iſt nicht erforderlich, daß im beſonderen vereinbart wird, in welcher Weiſe die Erreichung 
des gemeinſchaftlichen Zweckes gefördert werden fol (NG Gruch 72, 56). Es bedarf aber in 
jedem Falle einer Organiſation, die den Geſellſchaftswillen verkörpern und zum Ausdruck bringen 
kann ($ 709 und RG Warn 1933 Nr 78). Es brauchen auch nicht die zur Förderung des gemein 
ſamen Zweckes zu machenden Leiſtungen (Unterlaſſungen) ausdrücklich in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage feſtgeſetzt zu fein. Es genügt, daß dieſe Leiſtungen nach Lage der Sache unter beſonderet 
Berückſichtigung des Geſellſchaftszwecks beſtimmbar ſind (Rc HAN 1928 Nr 1409; Gruch 72, 50). 
Als ein Geſellſchaftsvertrag wird ein Vertrag anzusehen fein, durch den die Parteien ſich ver 
pflichten, den Zweck, aus dem Vermögenszuſammenbruch eines gemeinſchaftlichen Schuldner 
ſo viel als möglich zur Deckung ihrer Forderungen zu retten, durch ihre Handlungen zu fördern 
(RG 70, 33; 18. 4. 07 VI 274/06; 15. 1. 09 VII 117/08). In jedem Falle begreift die Verpflich, 
tung, den Geſellſchaftszweck zu fördern, auch die Verpflichtung in ſich, alles zu unterlaſſen, 17 
der Erreichung des Geſellſchaftszwecks abträglich fein kann (vgl. RG JW 1913, 4290). Kein 
Vorausſetzung des Geſellſchaftsvertrags iſt die Begründung eines Geſellſchaftsvermögens, au 
nicht die Leiſtung von Beiträgen für dieſen Zweck (RG 77, 226; 80, 271; JW 09, 656°; Bar 
09 Nr 403; 23 1915, 1379%). Nicht erforderlich ift ferner, daß die Teilnehmer einen beſtimmiten 
Anteil am Gewinn oder Verluſt haben. Es kann bedungen ſein, daß ein Geſellſchafter nur al 
Gewinn, nicht am Verluſt teilnimmt (RG 23 1919, 86312; vgl. RG 20, 163; 27, 13; 31,0% 
unbeſchadet natürlich der perſönlichen Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern vg 
$ 718 A5), wogegen der Geſellſchafter nur inſofern geſchützt werden kann, als die Mitgeſe 
ſchafter es übernehmen, ihn von der Haftung zu befreien oder ihn im Falle der Inanſpruchnahn 
ſchadlos zu halten. Über die societas leonina ſ. $ 722 A 1. Ein Geſellſchaftsvertrag wird a 10 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Teilnehmer ſtatt des Anteils am Gewinn ein feſtes Entge 
erhält, und zwar auch dann nicht, wenn er zugleich von Tragung des Verluſtes befreit iſt (0. 
JW 1915, 14285; vgl. für die offene Handelsgeſellſchaft RG 90, 15). Vereinbarungen der Ge ker 
ſchafter einer Geſellſchaft m. b. H., wonach der Geſchäftsverluſt zu beſtimmten Bruchtetlen — 
ihnen übernommen werden ſoll, als formfreie Eingehung einer beſonderen bürgerlichrechtlich 
Geſellſchaft zu dem gemeinſchaftlichen Zweck, die Überſchuldung der Geſellſchaft m. b. H. J 
heben und ihr die Fortſetzung des Betriebs zu ermöglichen, |. Rh Seuffgl 87 Nr 101. — Gesel 
ſchaftsvertrag zwiſchen dem Arbeitgeber und ſeinen Angeſtellten, wonach erſterer für die 1 805 
bei ihm tätigen Angeſtellten eine ſog. Penſionslebensverſicherung eingeht, den größeren Teil or 
Prämienzahlungen ſelbſt trägt, den kleineren ſich von den fo verſicherten Angeſtellten ext! 
läßt, |. RAG 9,53; anders, wenn ein Arbeitgeber ſeinen Angeſtellten ftatt einer Weihnanen 
gratifikation einen Teil der Prämie einer von ihnen abgeſchloſſenen Lebensverſicherung zu dann 
verſpricht. (RA HRR 1933 Nr 490).— Eine Beteiligung des einen Teiles an dem ee 
des anderen begründet noch keine Geſellſchaft. Wird zwiſchen zwei Inhabern guten 
artiger Geſchäfte (4. B. nahen Verwandten) verabredet, daß jeder an dem Gewinn des ande in 
teilnehmen ſolle, ohne daß er das andere Geſchäft förderte oder vertraglich verpflichtet ware, 
ſeinem eigenen auf die Erzielung von Gewinn hinzuwirken, ſo iſt ein Geſellſchaftsvertrag — 
gegeben. Iſt aber als Sinn der Verabredung anzunehmen, daß jeder nach Möglichkeit in leundig 
Geſchäfte auf die Erzielung von Gewinn bedacht ſein muß — eine Annahme, die regel 
gerechtfertigt ſein wird —, ſo ergibt ſich die Verpflichtung zu gemeinſamer Zweckförderi 
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In einem ſolchen Falle wird die Feſtſtellung eines Geſellſchaftsvertrags nicht durch die Ver⸗ 
einbarung gehindert, daß die Geſchäfte völlig getrennt betrieben werden und eine wechſelſeitige 
Einmiſchung des einen Geſchäftsinhabers in die Geſchäftsführung des anderen nicht ftattfinden 
lot (6 73, 286). Werden gewerbliche Schutzrechte (Patent, Gebrauchsmuſter) gegen einen 
eſtimmten Teil (Hundertſatz oder ähnlich) vom Kaufpreis der zu vertreibenden Ware oder vom 
Umſat, vom Gewinn als Lizenzgebühr vergeben, ſo liegt darin allein, auch bei mehrjähriger 
Dauer, in der Regel noch nichts Geſellſchaftsartiges. Merkmale der Geſellſchaft kommen erſt in 
ne, ‚wenn beide Teile zu einem gemeinſamen Ziele Tätigkeit entfalten ſollen, z. B. Konſtruk⸗ 
70 eichnungen austauſchen, Verbeſſerungen gegenſeitig mitteilen, weitere Patente ſich gegen⸗ 
fitig überlafen und dergl. (N 126, 65). Ein wichtiger Kündigungsgrund ($ 723) wäre es im 
ehteren Falle, wenn die Fabrikationsgeſellſchaft, die den Gegenſtand der Erfindung herſtellen 
Eule, gezwungen iſt, ihren Betrieb einzustellen RG SeufA 85 Nr 3). Der Vertrag über den 
1 berb einer einfachen Lizenz begründet ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis nicht ſchon deshalb, 
5 die Parteien ſich gegenſeitig zu Mitteilungen von Verbeſſerungen verpflichtet haben (RG 
1 „4. 1348/30), Ein partiariſches Darlehn, keine Geſellſchaftseinlage, liegt vor, wenn 
ediglich ein feſter Anteil am Gewinn, aber kein Einfluß auf den Geſchäftsbetrieb, auch nur ein 
(ch Uemmenes Kontrollrecht, insbeſondere nicht das Recht auf Büchereinſicht eingeräumt iſt 
Es 57, 175; vgl. auch 74,13; 77 S. 226 u. 228; 99, 163; Warn 1913 Nr 211; 1925 Nr 167). 
übt der eine Vertragsteil eine Geldſumme, ohne daß der andere Teil zur Rückerstattung ver⸗ 
dlüchtet fein folf ($ 607), beſte hen die Verpflichtungen des anderen Teiles vielmehr lediglich darin, 
Ben. eldgeber einen beſtimmten Anteil an dem Gewinne eines Unternehmens, z. B. eines 
ein Verka, zu gewähren, fo liegt ein Hoffnungskauf vor (RG 77, 223). Das Dienſtverhältnis 
u Handlungs- oder Gewerbegehilfen wird nicht zum Geſellſchaftsverhältnis, weil 
0 neben dem feſten Gehalt oder an Stelle desſelben als Entgelt für die zu leiſtenden Dienſte 
315 Anteil an dem Reingewinn des Unternehmers zugefichert wird (commis interessé, RG 105, 
1 ar Uher die Abgrenzung zwiſchen Arbeits- und Geſellſchaftsverhältnis ſ. auch JW 1930, 
ein 0 — Auch nicht deswegen, weil ihm eine Mitwirkung bei Feſtſetzung der Verkaufspreiſe 
velkräumt wird (MG 9. 12. 02 J11 278/02; Warn 1914 Nr 37). Ebenſowenig verliert ein Pacht⸗ 
Ert rag dadurch ſeine Eigenart, daß der Pachtzins ganz oder zum Teil nach dem wechſelnden 
tr aal ge des Pachtguts beſtimmt wird. In gleicher Weiſe iſt es zuläſſig, daß in einem Kaufver⸗ 
ander neben dem feſten Kaufpreiſe, der als die Hauptleiſtung des Käufers erſcheint, Leiſtungen 
der Art als Entgelt für die Überlaffung der Kaufſache in partiariſcher oder ähnlicher Form 
lie agen werden (RG 30. 5. 07 VI 342/06). Ein Mäfler-, nicht ein Geſellſchaftsvertrag, 
15 dor, wenn jemand fich verpflichtet, einem anderen Grundſtücke nachzuweiſen, den Ankauf in 
eine x Inte reſſe zu vermitteln, wogegen er von dem durch die Landverkäufe erzielten Gewinn 
lieber auf beſtimmte Prozente feſtgeſetzten Anteil erhalten ſoll. Da der andere nach ſeinem Be⸗ 
N den Ankauf und den Verkauf der Grundſtücke vornehmen und unterlaſſen kann, fehlt es an 
Heſellſchenſeitigen Verpflichtung zur Zweckförderung (MG 13. 12. 07 III 202/07). Kein 
Vgl. ca fg ee if das Rechtsverhältnis zwiſchen Mäkler und Untermakler (RG 88, 1). 
er 8 2. * 

8988 9 b Geſellſchaftsvertrag iſt in ſeinem Weſen — abweichend vom rechtsfähigen Vereine 
gung von ein gegenſeitiger Vertrag. Wirtſchaftlich ſtellt freilich die Geſellſchaft eine Vereini⸗ 
die Bean, Leiſtungen dar, zur Erreichung gemeinſamer Zwecke. Dabei bleibt aber beſtehen, daß 
Ri ragsleiſtung des einen Geſellſchafters das Entgelt für die Beitragsleiſtung des anderen 

ch „de Anwendung der $$ 320 ff. kann daher grundſätzlich nicht verneint werden. Bei der 
In dhachrung muß jedoch der Eigenart des Geſellſchaftsverhältniſſes Rechnung getragen werden. 
der beenden beſtehen nicht unerhebliche Meinungsverſchiedenheiten (vgl. Knoke, Recht 


Gegen h ! g 
erfülheitigkeitsverhallnis nicht anzuerkennen iſt. Die an ſich zuläſſige Einrede des nicht 
onlüllten 


usgeſchl „ertrag3 aus $ 320 (ch 78, 305) ift bei mehr als zwei Geſellſchaftern ſchon dann 
hat (bef oſſen, wenn auch nur der fordernde Geſellſchafter die ihm obliegende Leiſtung bewirkt 
übert r.. Sf die Einziehung der Beiträge allgemein einem Geſellſchafter oder einem Dritten 


deündfät e. RG SeuffA 36 der 34; RO Seuffa 29 Nr 235). Die Einrede des $ 321 iſt 
mogen) auc dann en wenn bei mehr als zwei Geſellſchaftern ſich die Ver- 
liter chältnſſſe im ganzen bei den übrigen Geſellſchaftern, welche dem zur Vorleiſtung Ver⸗ 
* gegenüberſtehen, weſentlich verſchlechtert haben. Die Beſtimmungen der 99 323 u. 324 

26* 
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müſſen auch bei der aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchaft Anwendung finden 
(beſtr.). Es würde gegen alle Billigkeit verſtoßen, wenn der Geſellſchafter, der wegen unver⸗ 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung von ſeiner Leiſtungspflicht befreit iſt, gleichwohl den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung behielte, die Mitgeſellſchafter alſo genötigt wären, ihre Leiſtung 
in voller Höhe zu bewirken und dem befreiten Geſellſchafter den verſprochenen Gewinn unge⸗ 
ſchmälert auszuzahlen. Gegen dieſe Unbilligkeit gewährt die den Mitgeſellſchaftern nach § 723 
freiftehende Kündigung, die nur für die Zukunft wirkt, keine ausreichende Abhilfe. Der Verluſt 
des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung kann übrigens dazu führen, daß die Geſellſchaft wegen Nicht- 
erreichbarkeit ihres Zweckes (§ 726) gänzlich endigt, braucht es aber nicht. Sind die Mitgeſell⸗ 
ſchafter — wozu fie nicht unbedingt verpflichtet find (a. A. Planck A IV 2) — zur Gewährung der 
ihnen nach dem Geſellſchaftsvertrage obliegenden Leiſtungen bereit, ſo kann doch der befreite 
Geſellſchafter keinen Anſpruch auf den durch dieſe Leiſtungen erzielten Gewinn machen. Ebenſo 
unbillig würde es ſein, wenn der Geſellſchafter, dem durch Verſchulden eines Mitgeſellſchafters 
die Leiſtung unmöglich geworden iſt, in gleicher Weiſe behandelt würde wie im Falle des $ 323, 
wenn er alſo den Anſpruch auf die Gegenleiſtung verlieren müßte. Es muß ihm vielmehr mit 
Rückſicht auf das geſellſchaftliche Gemeinſchaftsverhältnis das Recht zukommen, den Mitgeſell⸗ 
ſchafter auf dem Wege des Schadenserſatzes dazu anzuhalten, die ausgefallene Leiſtung für ihn 
an die Geſellſchaft zu bewirken. Zu bezweifeln iſt auch nicht, daß bei Verletzung der Pflichten 
aus dem Geſellſchaftsvertrage die $$ 325, 326 anwendbar werden. Mit dem RG (78, 303; 
81, 303; 89, 334; 89, 398; 112, 283; JW 1926, 25294; 23 1913, 5797, Warn 1917 Nr 289; 
1932 Nr 116; R 2.5. 31 1325/30) ift aber die Einſchränkung zu machen, daß bie Tätigkeit der 
Geſellſchaft nicht ſchon begonnen haben darf. Die Ausübung des Rücktrittsrechts aus 9 325, 326 
mit ſeinen das Geſellſchaftsverhältnis rückwärts auflöſenden Folgen würde andernfalls, da alle 
durch den Betrieb der Geſellſchaft begründeten Rechtsverhälkniſſe hiervon berührt würden, 5 
unerträglichen Verwicklungen führen. Die Möglichkeit der Kündigung muß deshalb hier, ſobal 
die Geſellſchaft nach außen in Tätigkeit getreten iſt, oder, wie dieſer Gedanke auch oft ausgedrückt 
wird, ſobald der Geſellſchaftsvertrag zur Ausführung gekommen iſt, als ein ausreichender 
Schutz angeſehen werden. Das Verhältnis des § 723 zu $ 326 ift nicht dahin aufzufaſſen, da 
letztere Vorſchrift die allgemein anwendbare Regel enthalte. Knüpft das eh das Kündigungs⸗ 
recht im $ 723 (mit der nachfolgenden Auseinanderſetzung gemäß $$ 730ff.) nur an einen wichtigen 
Grund und daher regelmäßig nur an die Vorausſetzung einer vorſätzlichen oder grob fahrlässigen 
Verletzung einer weſentlichen Vertragspflicht, jo kann dem Geſetze gewiß nicht die Abſicht 5 
wohnen, daß es das viel einſchneidendere, weil rückwärts wirkende Recht des Rücktritts ohn 
jene Vorausſetzung lediglich nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hätte gewähren wollen. 9 32 K 
kann nicht zur Anwendung kommen, wenn die Leiſtung, mit welcher der eine Geſellſchafter = 
Verzug gekommen ift, nicht von fo weſentlicher Art oder ihr Ausbleiben nicht auf ein ſolches 03) 
ſchulden zurückzuführen iſt, daß nach § 723 Abſ 1 ein Kündigungsgrund gegeben ift (R 78, 3 alt 
Die Vorſchrift des $ 326 muß überhaupt hinter der des § 723, die das den beſonderen Verba 
niſſen des Geſellſchaftsrechts angepaßte Sondergeſetz bildet, zurücktreten. Sie iſt demge . en 
nicht anwendbar, wenn die Geſellſchaft ins Leben getreten iſt und damit eine dieſen beſon e, 
Verhältniſſen entſprechende Geſtaltung erfahren hat. Sie kann auch auf poſitive Vertragen 
letzungen des Geſellſchafters, da hier $ 723 eingreift, keine Anwendung finden. Bemerkt ſei 11 
daß das Rücktrittsrecht aus $ 325 und die Friſtſetzung aus $ 326 von den übrigen Geſellſchaf — 
nur gemeinfam ausgeübt werden kann, daß der einzelne Geſellſchafter die Leiſtung von S kann 
erja wegen Nichterfüllung nur an alle Geſellſchafter (an die Geſellſchaftskaſſe) verlangen ber 
daß dagegen das Recht der Kündigung ($ 723) jedem Geſellſchafter für ſeine Perſon zusteht. und 
die Nichtanwendbarkeit des $ 326 auf einen auf die Auflöſung einer Geſellſchaft gerichteten nz 
durchgeführten Vertrag ſ. Rh Gruch 71, 263 (offene Handelsgeſellſchaft). — Über 15 
ſchließung einer Anfechtung wegen Willens mängeln, insbeſondere wegen Irrtum 
argliſtiger Täuſchung nach Beginn der Tätigkeit der Geſellſchaft ſ. § 119 A 7 a. E. reine 
5. Abweichend vom Verein, bei welchem die Verpflichtungen der Mitglieder nur dem 175 
gegenüber beſtehen (R6 29. 4. 20 IV 518/19) werden im Geſellſchaftsvertrage die Verpflich er 
von jedem einzelnen Geſellſchafter gegenüber jedem der anderen Geſellſchafter abernon de 10 
Aus dieſem Vertragsverhältnis folgt, daß bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes 720 2. 16 
bei der offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft (vgl. RG 86, 66; 2 rtrage 
V 416/15) — ein jeder Geſellſchaſter Anſpruch auf Erfüllung der nach dem Geſellſchacdemege 
von einem Mitgeſellſchafter zu bewirkenden Leiſtungen hat und dieſen Anſpruch im 11 ee 
(actio pro socio) zur Geltung bringen kann, und zwar auch dann, wenn ein Dritter mit 5 ö 
ſchäftsführung beauftragt ift (RG Seuff a 81 Nr 27). Der Anſpruch geht auf Leiftung un der 
Geſamtheit der Geſellſchafter in das Geſellſchaftsvermögen. Es handelt ſich, auch we nteil⸗ 
Gegenſtand der Leiſtung an ſich ein teilbarer iſt, wegen ihres Zweckes rechtlich um eine er 
bare Leiſtung im Sinne des $ 432, indem der Schuldner nur an alle Geſellſchafter 100 91, 
kein Geſellſchafter über ſeinen Anteil verfügen kann (RG 70, 32; 76, 280; 86, 68; 90, 5 Emp- 
34; JW 1916, 83719; 1927, 109010, Warn 1918 Nr 53). Der Klageantrag iſt, wenn ein zu 
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amtli i Üſchaftsorgan oder eine von den Geſell⸗ 
1 ate I Eur ge ge 2 Beiden iſt, auf Hinterlegung 
e 0 8 1 die Klageberechtigung des einzelnen Geſellſchafters iſt aus den 
der . 55, Ani 5 da dieſe, wie die in $ 714 (im Zuſammenhang 
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mit ten Worte „Dritten gegenüber“ ergeben, ſich 8 
er een den aus dem Geſellſchaftsverhältnis beziehen 195 en Aab 
i iſt i i derung nie eſa 
Der einzelne Geſellſchafter iſt in Anſehung einer ſolchen Ford 11 
Si it Rückſi meinſchaftung der Geſellſchafte 
742 das ni an ben d de en allen Geſellſchaftern zugute 
b er i handelt ſch An eine Befugnis die dem Geſellſchafter kraft eigenen Rechtes 
zusteht vgl. en u 12 die von der Befugnis zur Vertretung der Geſellſchaft Ba 1 155 
iden ift. Ein Se i i icht damit eingeräumt. e 
om N en 0 e e es nicht ehe weiteres zu ihren 
8 e r ee ſe Rechte unter Ausſchließung des Geſellſchafters auszuüben. 
eee fo Zar 15 einzelne Geſellſchafter freie Hand, 55 11 rn . 
n irklicht i ill. Er braucht mit der Geltendmachung 
faber 155 rg der cee elk endenden Mugeinänberfegung zu warten. — Zweifel ⸗ 
haſter it de ng des einzelnen Geſellſchafters, wenn r 
it i i j n hat. Es wird hier darauf ankommen, 
SEE ge e 
6 i i rgeſtellt werde 5 
hung des F la I ben a 1 671 wird dem Gesel. 
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dat Be ern en an Zahlung an die Geſellſchaft oder, wenn kein zur Annahme 
berechtigte 0 llc ts an Leſteht auf Hinterlegung zugeſtanden. Im Falle der Untreue 
eines Mich 1 der ter Ausnutzung der bereits von der Geſellſchaft in Angriff genom⸗ 
menen een des Geſchäft zu eigenem Vorteil gemacht hat, hat . ſelbſend 10 l 
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— l 05 99 705 2. 119 ler die Geltendmachung von Forderungs⸗ 
7 ärt. 5 N 8 
i 8 709 A 4. . 
c eden 15 n us des Geſellſchafters 115 e 
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aht, das dieſem aus einem nicht dem Geſellſchaftsverhält i lacbiger der Geſelſchaft 
Geſeuschaft erwachſen iſt. In dieſer Hinſicht ſteht er einem ſonſtigen Gläubig ao 
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har Den Gſenſchaf derbe 3 (RS 38 03 5 90 0 9 Man, 
12 an‘ ee 38 Mi F 1. S. des Abſ 1 daſelbſt, unter- 
ie 0 ee EHEN a änkung auf 25% des Goldmarkbetrags. Sie werden, 
he ere 26 gemeinen Grundſätzen aufgewertet. Dahin 
eee ee e 1 itgli Leiſtung von Einlagen, der 
5 * die Anſprüche der Geſellſchaft gegen eng aloe er, a li 80g 
dedaftsſuhrenden Geſellſchafter auf and re 8 1 fanden Dienten 
deer an den In) 12 0 20 und zwar ohne weiteres, wenn dieſer in be⸗ 
Anme gar . ſtſtellung des Gewinns und der verteilbaren 
iter Höhe garantiert war, ſonſt erſt nach Feſtſtellung Wee ee 
une, ſowie die Sßeinanberiefungsgnifaben un en ; au en 
- Bein ! 1 
=. nd ferner 0: en im Juni 1922 zurückgezahlten Agence fers 
15155). een in 15 im Oktober 1922 errichtete e der inte 
11 der Auseinanderſetzung in Ermangelung einer anderweiten Rn 8 Maß ee ang 
it lpuerftatten, den ſie bei der Einbringung hatten (RG Zu Sir e Weewel 
8 Entwicklung und Vermögenslage der Geſellſchaft, insbeſon 
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fie ihr Vermögen vor der Geldentwertung ſchützen konnte, in Betracht zu ziehen. Über die Frage 
der Aufwertung der Anteile der Geſellſchafter an dem in Goldmark umgeſtellten Kapital ſ. die 
Kommentare zur Goldbilanz VO v. 28. 12. 23. Hat der Geſellſchafter einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft in dem Geſellſchaftsvertrag vom Januar 1914 für den Fall ſeines Todes dem anderen 
Geſellſchafter das Recht eingeräumt, das Geſchäft allein zu übernehmen, ſo kann er gegen dieſen 
auf eine der Verringerung des Geldwerts Rechnung tragende anderweite Feſtſetzung der vertrag“ 
lichen Beſtimmungen über die Ermittlung der Abfindungsſumme zur Zeit nicht klagen, da eine 
endgültige Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes mit Wirkung für den ungewiſſen Zeit. 
punkt des Todes des Klägers nicht möglich iſt (RG 109, 41). Vgl. noch fir die Aufwertung von 
Auseinanderſetzungsguthaben RG 122 S. 28, 200; RG JW 1928, 2610; 1929, 2132; RG Warn 
1928 Nr 164; von Einlagen und Anſprüchen auf Rückzahlung ſolcher RG 124, 264; 126, 
393; 131, 318; 134, 262; von Anſprüchen auf Erſatz von Aufwendungen RG 126, 186. 
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Die Geſellſchafter haben in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
gleiche Beiträge!) zu leiſten 2). 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß fie gemeinſchaftliches Eigentum der Geſellſchafter werden 
ſollen. Das gleiche gilt von nicht vertretbaren und nicht verbrauchbaren Sachen, 
wenn fie nach einer Schätzung beizutragen find, die nicht bloß für die Gewinn“ 
verteilung bestimmt iſt 3). 


Der Beitrag eines Geſellſchafters kann auch in der Leiſtung von Dienften ‘) 
beſtehen ö). 
E 1 630 Abf 1, 2, 631 II 646; M 2 590; P 2 417. 


1. Beitrag wird im weiteſten Sinne verſtanden. Er kann ein einmaliger oder wiederholte 
ſein, nicht bloß in der Einbringung von Geld oder geldwerten Sachen und Gegenſtänden, 3- s 
einem Patente, ſondern auch beſtehen in der Leiſtung von Dienſten (Abſ 3), in der Geſchäf h 
beforgung, ferner in der Beibringung anderer Vorteile, 3. B. in der Hergabe eines neditwürdiſte 
Namens (RG 37, 61). Dagegen ſtellt, wie aus § 722 Abſ 1 hervorgeht, Deckung des Verluf cht 
keinen Beitrag dar (Rh Warn 09 Nr 403). Iſt ein Vertragſchließender von aller Veitrags pute 
befreit, aber ſeine Beteiligung am Gewinne vereinbart — man denke an Abmachungen 1 Art 
Lieferungsmitbewerbern —, jo liegt fein Geſellſchaftsvertrag, ſondern ein Vertrag eigener en 
vor; SächſArch 06, 247. Anders, wenn nur der eine der Geſellſchafter die Mittel zu keſcheh 
hat, im übrigen aber alle zu dem allgemeinen Zweck mitzuwirken haben (RG 80, 271; JW in 
6565, ogl. 1906, 719%. Gleiche Beiträge kommen nur in Frage, wenn es fich um Weite 12 
vertretbaren Sachen, in Geld oder nach Geld geſchätzten Leiſtungen handelt. Eine an ber 
Vereinbarung liegt auch dann vor, wenn über die Beitragshöhe nichts beſtimmt iſt, ſich lich 
ermitteln läßt, was der einzelne Geſellſchafter zu leiſten hat. Iſt dieſe Ermittelung nicht i 
jo iſt ein gültiger Geſellſchaftsvertrag nicht zuſtande gekommen. Der Beweis, daß eine * 
Vereinbarung getroffen iſt, liegt demjenigen ob, der dieſe Vereinbarung behauptet. Vgl. A b. 
95,722, 732, 733 Ab 2. Wegen der Klage auf Leiſtung der Geſellſchaftsbeiträge |. $ 705 dlich⸗ 
Verſchieden von der Beitragspflicht des $ 706 ift es, daß die Mittel zur Tilgung der Verbin nicht 
keiten der Geſellſchaft im Auseinanderſetzungsverfahren, ſoweit das Geſellſchaſtsvern ea weſer 
ausreicht, von den Geſellſchaftern aufgebracht werden müſſen (8 733, 735). Für das Maß = 
Deckungspflicht iſt die Beitragspflicht nicht entſcheidend. Sie beſtimmt ſich vielmeht A 10 
demſelben Verhältnis, das für die Verteilung des Verluſtes vorgeſchrieben iſt (58 722, 73 718 

2. Das Leiſten der Beiträge vollzieht ſich in den gewöhnlichen Rechtsformen (vgl. 5 it 
A 2, 719 A 2). Iſt bei der Übertragung einer beweglichen Sache auch nur ein Geſelſchafthe er 
in gutem Glauben (F 932 ff.) — einerlei, ob Übertrager oder Erwerber, denn jeder ift 5 war 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand auch Erwerber — fo geht das Eigentum nicht über, I über⸗ 
auch nicht etwa auf einen gutgläubigen Geſellſchafter zu einem Bruchteile, da Bruchteile 
haupt nicht vorhanden ſind (vgl. RG 9, 143). 5 des 

3. Übereignung der Beiträge. Zu Abs 2 vgl. $$ 91, 92, 269ff. Ob die Verpfücht e der 
Geſellſchafters auf Übereignung der Sachen oder nur auf Überlaſſung des Gebrauchs © lichen 
Nutzung geht, iſt durch Auslegung des Geſellſchaftsvertrags, im Zweifel nach der gefed Hu- 
Vermutung des Abf 2 feſtzuſtellen (R 109, 380). Dieſe Feſtſtellung dient dann wieder 15 Ge 
ſcheidung darüber, ob die abſtrakte Übertragungshandlung Eigentumsübertragung o lten — 
brauchsüberlaſſung iſt. Die Übereignung — für welche die allgemeinen Vorſchriften gr haftet, 
it eine „Veräußerung gegen Entgelt“, nämlich gegen die Leiſtungen der übrigen Geſe 55 An⸗ 
uach $5 445, 493 finden alſo die Vorſchriften der 88 433444 und 89 459ff. entſprechen 


Geſellſchaft 88 705—707 407 


wendung; ſoweit Verſchulden in Betracht kommt, iſt $ 708 zu berückſichtigen. Die Wandlung 
muß im Hinblick auf die Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes dadurch vollzogen werden, daß 
die beanſtandete Sache zurückgenommen und an ihrer Stelle die zu veranſchlagende Gegenleiſtung 
u Geld vergütet wird. Bei der Minderung iſt ein entſprechendes Aufgeld auf die im Geſellſchafts⸗ 
vermögen verbleibende Sache in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. Die Übereignung (vgl. $ 733 
Abſ 2) ſtebt im Gegenſatze zur Gewährung des Gebrauchs von Sachen oder Gegenſtänden (vgl. 
$ 732); hier fehlen den $$ 445, 493 entſprechende Vorſchriften; inwieweit die Vorſchriften über 
iete und Pacht in entſprechender Anwendung heranzuziehen find, muß nach den Umſtänden 
des Einzelfalls entſchieden werden. Haben die Miteigentümer eines Grundſtücks ſich zu einer 
Geſellſchaft vereinigt, ſo iſt, damit an Stelle des Miteigentums nach Bruchteilen das geſamt⸗ 
händeriſche Miteigentum tritt, die Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch erforderlich 
(vgl. § 718 A 1). Soll die Einlage in einem Forderungsrecht beſtehen, jo iſt, auch wenn dem 
aeſeuſchafter die Einbringung des Forderungsrechts bereits zur Zeit des Vertragsſchluſſes wegen 
lichtbeſtebens der Forderung unmöglich iſt, der Geſellſchaftsvertrag nicht gemäß $ 306 nichtig. 
er Geſellſchafter haftet vielmehr für den rechtlichen Beſtand der Forderung gemäß §8 437, 
440, 445, 325 auf Schadenserſatz (MG 28. 3. 19 II 223/18; vgl. 86, 213; 90, 244). 
4. In Anſehung der Dienſte ſind die Grundſätze des Dienſt⸗ oder Werkvertrags entſprechend 
dar. Zur Frage, ob eine von einem Geſellſchafter gemachte Erfindung dieſem oder der 
eſellſchaft zuſteht, |. RG 136, 415. 
5 5. Das ſog. Konkurrenzverbot (vgl. $ 112 HGB) kennt das BGB nicht. Eine entſprechende 
tättteinbarung kann ſtillſchweigend oder ausdrücklich getroffen werden, eine konkurrierende Be⸗ 
stellung kann auch nach $ 705, der die Verpflichtung zur Förderung des Geſellſchaftszwecks auf⸗ 
ellt (ogl. M 2, 601; Prot 2, 416), und nach $$ 242, 241 als verboten anzuſehen ſein. Anſprüche 
aus Zuwiderhandlungen ſind von den Geſellſchaftern mit der Vertragsklage geltend zu machen. 
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d ) Zur Erhöhung des vereinbarten Beitrags ?) oder zur Ergänzung der 
urch Verluſt verminderten Einlage iſt ein Geſellſchafter nicht verpflichtet ?). 
EI 830 Abs 3 II 647; M 2 507; b 2 417. 
R 1. Keine Verpflichtung zur Leiſtungserhöhung — zu ſog. Zubußen (RG 77, 227). Die 
Regel gilt für das Verhältnis der Geſellſchafter untereinander, nicht gegenüber den Glaubigern, 
57205 nur während beſtehender Geſellſchaft, nicht mehr für die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft 
Se: Es handelt fih um eine Hauptregel des Geſellſchaftsrechts (Rh 68, 96; 106, 404; vgl. 
er a. F. Art 92, 252 Abſ 2; HGB $ 211; Gench $ 7 Nr 2; K 62, 312). Die Regel gilt un- 
1 160 mag auch die Erreichung des Geſellſchaftszwecks daran ſcheitern (§ 726). Aus der Regel 
fp t ſich die Folgerung, daß ein Geſellſchafter während Beſtehens der Geſellſchaft feinen An⸗ 
1980 auf Erſtattung von Auslagen, die er im Intereſſe der Geſellſchaft ge macht hat, nur gegen 
fol Geſellſchaftsvermögen, nicht gegen das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter ver⸗ 
8 kann (NG Warn 1912 Nr 71). Der geſchäftsführende Geſellſchafter kaun wegen ſeiner 
zu ſwendungen feine Mitgeſellſchafter vor Auflöſung der Geſellſchaft auch nicht auf Zahlung 
ir Geſellſchaftsvermögen in Anſpruch nehmen, es ſei denn, daß noch vereinbarte Beiträge 
fündig and (dic 80, 272). 
A 65 Die Beſtimmung der Höhe des Beitrags — über den geſetzlichen Sprachgebrauch |. 9.705 
dert iſt weſentlicher Vertragsbeſtandteil, daraus folgt, daß ein Geſellſchafter ſeinen Beitrag 
A beine Einlage einfeitig auch nicht erhöhen kann (M 2, 597). 
ſpat 8 707 enthält nachgiebiges Recht, das durch den urſprunglichen Geſellſchaftsvertrag oder 
00 ere Vereinbarung — mag dieſe nun allgemein oder für einen beſtimmten Fall ausdrücklich 
Der ſtillſchweigend getroffen werden (RG 17. 2. 06 1 413, 414/05) — abgeändert werden kann. 
zu laſondere ift auch nicht ausgeſchloſſen, die Höhe des Beitrags inſoweit zunüchſt unbeſtimmt 
5 aſſen, als ſog. Zubußen und ihre Höhe von Mehrheitsbeſchluſſen der „Generalverſammlung“ 
ihr gemacht werden (Kalibohrgeſellſchaften). Vgl. $ 710 A 1. Die Beſtimmung im Geſell⸗ 
f Sbertrage, daß Abänderungen des Vertrags von einer gewiſſen Mehrheit beſchloſſen werden 
hung genügt jedoch nicht, um einen von einer ſolchen Mehrheit gefaßten Beſchluß über Er⸗ 
ge ung der Beiträge, ſei es hinſichtlich der Art oder des Maßes der Leiſtungen, Wirkſamkeit 
lag iber der Minderheit zu geben. Die Beſtimmung muß vielmehr dahin gehen, daß es zu 
209 iſt, durch Mehrheitsbeſchluß gerade die Vorſchrift des § 707 zu ändern. Außerdem muſſen 
z iſſe Grenzen feſtgeſetzt ſein, die durch den Erhöhungsbeſchluß nicht überſchritten werden dürfen, 
PER ſchrankenloſe Unterwerfung der Minderheit unter den Willen der Mehrheit gegen die 
Nees Sitten verſtoßen würde (MG 91, 166; Gruch 58, 965). Einen gewiſſen Schutz gegen un⸗ 
5 Öffertigte Erhöhung der Beiträge gewährt es übrigens, daß der Geſellſchafter nach J. 723 
zahlu echt der Kündigung hat (vgl. RG HoldheimsMSchr 1914, 152). Fur den Fall der Nicht⸗ 
ng der eingeforderten Beiträge kann im Geſellſchaftsvertrage feftgejegt ſein, daß der Ge ſell⸗ 
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ſchaftsanteil des ſäumigen Geſellſchafters verfallen iſt, gleichwohl aber die Geſellſchaft noch die 
Einzahlung von ihm fordern kann. Eine ſolche Vereinbarung verſtößt nicht gegen die guten 
Sitten, auch nicht gegen die Vorſchriften der $$ 705 oder 707 (RG JW 1907, 71937). 


8 708 

) Ein Geſellſchafter hat bei der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflich- 
tungen ?) nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen An- 
gelegenheiten anzuwenden pflegt. 

E 1 633 II 648; M 2 601; P 2 418. 

1. Haftungsmaßſtab. Die Haftung der Geſellſchafter untereinander für culpa in conereto 
entſpricht einem alten Rechtsſatze (l. 72 Die. 17, 2; HGB a. F. Art 94: Prot 2, 420). Der in 
Anſpruch genommene Geſellſchafter hat ſeinerſeits zu behaupten und zu beweiſen, daß er in 
ſeinen eigenen Angelegenheiten keine großere Sorgfalt anzuwenden pflegt. Anderſeits gehört 
zur Begründung des Anſpruchs in vielen Fällen, z. B. wenn es ſich um Erſatz des durch angebli 
mangelhafte Geſchäftsführung entſtandenen Schadens handelt, eine genauere Darlegung der 
Sachlage, um erkennen zu können, in welchen Punkten der Beklagte ſeine Pflicht nicht erfüllt 
haben joll (R® 18. 4 07 VI 274/06). Die Vorſchrift des angeführten Art 94 Abſ 2 ift als ſelbſt⸗ 
verſtändliche nicht wieder aufgenommen worden. $ 708 enthält nachgiebiges Recht. Die 
Vorſchrift ſteht damit in Zusammenhang, daß die Geſellſchaft normalerweiſe auf einem perſön 
lichen Vertrauensverhältnis beruht. Aber auch, wenn dieſe Vorausſetzung im einzelnen Falle 
nicht zutrifft, wenn z. B. die Geſellſchafter infolge teſtamentariſcher Anordnung oder infolge 
früherer Vereinbarung die Aufnahme des neuen Mitgliedes nicht haben verweigern können, 
bleibt es bei der in $ 708 beſtimmten Haftung. Auf die in eigenen Angelegenheiten gewohnte 
Sorgfalt beſchränkt ſich auch die Haftung des Bankiers, der in Zuſammenhang mit einem Unter ⸗ 
konſortialvertrage, durch den er jemand an der Begebung von Wertpapieren beteiligt, ihm ich 
gleich für dieſes Geſchäft Rat oder Empfehlung erteilt hat. Die Haftung hierfür beſtimmt ſich 
8 Regeln des Hauptgeſchäfts, auf das der Rat oder die Empfehlung ſich bezieht (R 

‚ 394). 4 

2. D. h. nach dem Wefellichaftsvertrage obliegenden Verpflichtungen. § 708 gilt für die 

geſchäftsführenden Geſellſchafter auch dann, wenn ſie eine Vergütung erhalten. Sie gilt 11 
für die nichtgeſchaftsführenden Geſellſchafter, die als ſolche einen Auftrag erhalten (RG 6. 6. 
11 501/29), fie findet aber keine Anwendung auf Geſchäfte, die ein Geſellſchafter nicht als jolchet, 
ſondern als Dritter, z. B. als Verkäufer mit den übrigen Geſellſchaftern abſchließt (M 2, 7 5 
Aus der Sorgfaltsverletzung entſpringt regelmäßig die Verpflichtung zum Schadenserſatz. Ein 15 
Schadenserſaßpflicht kann auch daraus entjtehen, daß ein Geſellſchafter pflichtwidrig ein in 5 
Rahmen der Geſellſchaft fallendes Geſchäft für ſich abgeſchloſſen hat. Er iſt in ſolchem Falle 1 
pflichtet, den anderen Geſellſchaftern den im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Anteil am Gen 
aus dieſem Geſchäft zukommen zu laſſen und kann ſich auch hinſichtlich dieſes Geſchäfts der Es 
pflichtung zur Auskunfterteilung und Rechenſchaftslegung — worauf die Geſellſchafter bei 595 
nungsmäßig für die Geſellſchaft geſchloſſenem Ge chäft Anſpruch gehabt hätten — nicht entziehen 
(MG 80, 99). Hat der geſchäftsführende Geſellſchafter argliftig zu billig verkauft, um darauf" 
von dem Käufer ein anderes Vermögensſtück vorteilhaft für fich ſelbſt zu erwerben, fo hat er 1 00 
Weiſe Schadenserſatz zu leiſten, daß er der Geſellſchaft den Erwerb überlaſſen muß (Nc 82, B. 
Unterläßt ein Geſellſchafter im Rechtsverkehr das im Intereſſe der Geſellſchaft Erforderliche, & fe 
beim Kauf die Uaterſuchung und Anzeige nach HGB $ 377, fo treffen dadurch verurſachte Be; 
im inneren Verhaltniſſe der Geſellſchafter ihn allein (MG JW 1931, 1795). Sind in dem Ver⸗ 
trage über eine Preiskonvention für Zuwiderhandlungen Vertragsſtrafen zugunſten der 7 
einigung feitgejeßt, ſo darf davon ausgegangen werden, daß perſönliche Schabenzerfapanfpunt 
der einzelnen Mitglieder gegen den Zuwiderhandelnden haben ausgeſchloſſen ſein ſollen 4 ( 
1 ae die Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs durch den Geſellſchafter vgl. 
au % 
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Die Führung der Geſchäfte ) der Geſellſchaft ſteht den Seſenehefe 
gemeinſchaftlich zu; für jedes Geſchäft iſt die Zuſtimmung aller Geſellſchafter 
erforderlich. * 

Hat nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu er 
ſcheiden, fo ift die Mehrheit im Zweifel nach der Zahl der Geſellſchafter 3 
berechnen 3) 4). 

E 1 634 II 649; M 2 602; P 2 420, 
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1. Die 98 709—713 regeln nach innen, unter den Geſellſchaftern, die Geſchäfts führung 
(Vornahme von Rechtsgeſchäften, von tatſächlichen Verrichtungen, z. B. Buchführung, Be⸗ 
ſorgung des Schriftwechſels) innerhalb des Geſellſchaftskreiſes, die 8% 714, 715 die Vertretung 
nach außen. Der Geſellſchaftsvertrag kann die Geſchäftsführung auf mannigfache Art ordnen, 
N Geſetz befaßt ſich mit vier dieſer Arten (80 709 Abi 1, 2; 710, 711). Geſchäftsführung und 
Vertretungsmacht (Auftrag — § 713 — und Vollmacht) gehören zuſammen. Nach § 714 hat 
die vermutete Vertretungsmacht den gleichen Umfang wie die Geſchäftsführungsbefugnis. Dazu 
YÄR 1930 Nr 1605 (Zuſtimmung des Ehemanns der von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen 
Geſellſchafterin nicht erforderlich). 2 ws 
2. Das Erfordernis der Zuſtimmung aller Geſellſchafter iſt die Grundregel für die Ge⸗ 
ſchäftsführung in der bürgerlichen Geſellſchaft (anders in der offenen Handelsgeſellſchaft; 8 114, 
115 HB), fie leidet auch für den Fall, daß Gefahr im Verzuge ift (vgl. H B § 115 a. E.) keine 
Ausnahme. Man wird indeſſen annehmen dürfen, daß in entſprechender Anwendung des $ 744 
Abſ 2 jeder Geſellſchafter berechtigt iſt, die zur Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
erforderlichen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen zu treffen (. $ 713 A 1). Grundloſe, 
fortdauernde Zuſtimmungsverſagung kann Kündigungsgrund ſein (§ 723), ſchuldhafte Weigerung 
6.708) kann auch ſchadenserſazpflichtig machen. Verweigert ein Geſellſchafter pflichtwidrig 
entgegen einer aus dem Geſellſchaftsvertrage zu entnehmenden Verpflichtung ſeine Zuſtimmung 
Wie z. B. zur Veräußerung eines Grundſtücks bei einer zu dieſem Zweck eingegangenen Ge⸗ 
gellſchaft (vgl. Rch 68, 261) —, jo kann die Zuſtimmung im Klagewege erzwungen werden, wenn 
r gemeinſame Zweck und das Intereſſeder Geſellſchaft die Zuſtimmung erfordert (RG 97, 329). 
zoweit gegen einen Mitgeſellſchafter ein Anſpruch geltend zu machen ift, wird deſſen Zuſtimmung 
nicht gefordert (vgl. § 714 A 1). Zu einem bloßen Rechtserwerb iſt die Zuſtimmung sämtlicher 
Geſellſchafter nicht erforderlich. Wird der Erwerb einer der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
gemachten Zuwendung von einem Geſellſchafter abgelehnt, ſo hat dies nicht die Ungültigkeit 
* Zuwendung zur Folge, der Anteil des ablehnenden Geſellſchafters an den betreffenden Gegen⸗ 
Händen wächſt vielmehr den übrigen Geſellſchaftern zu (vgl. $ 738). Von der Mitwirkung an 
er Geſchäftsführung iſt der Geſellſchafter, wenn es ſich um ſeine eigenen Angelegenheiten handelt, 
Pr der Regel des $ 181 (vgl. $ 714 A 1) ausgeſchloſſen. Beſchlußfaſſung kann, ſoweit der Geſell⸗ 
ſwaltevertrag nicht entgegensteht, durch ſchriftliche Abſtimmung erfolgen (vgl. RG 101, 78). 
od befugte Geſchäftsführung kann unter den Geſichtspunkt der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
di der Bereicherung fallen (vgl. auch $ 744 Abi 2). Dem Geſchäftsführungsrechte entſpricht 
die Geſchäftsführungspflicht. 5 N 
e Die Vereinbarung, daß die Mehrheit der Stimmen zu entcheiden hat, wird namentlich 
N um am Platze fein, wenn durch Einführung eines Vorſtandes und einer Mitgliederverſammlung 
— Geſellſchaft dem Vereine angenähert iſt. Abſ 2 enthält den Grundſatz der Mehrheitsbildung 
als Köpfen, nicht nach Einlage werten; denn die bürgerliche Geſellſchaft ift als Arbeits, nicht 
> Kapitalgeſellſchaft aufgebaut (vgl. $ 722). Zur Vornahme von Geſchäften, die über den durch 
— Heſellſchaftsvertrag umſchriebenen Geſchäftskreis hinausgehen, iſt Zuſtimmung aller er⸗ 
Hiderlich, die unter Umſtänden eine Ergänzung des Geſellſchaftsvertrags enthalten wird. Der 
G1 heit kann die Entſcheidung über die Aufnahme eines neuen Mitgliedes übertragen werden 
lunorke, Schuldrecht 857). Vgl. auch $ 712 Abſ 1. Die im Geſellſchaſtsvertrag getroffene Rege 
ö be aß im Falle von Meinungsverſchiedenheiten über geſchäftliche Fragen die Mehrheit nach 
Fe entſcheiden ſolle, gilt an und für fich nicht für ſolche Beſchlüſſe, welche die Grundlagen 

t eſellſchaft ſelbſt, insbeſondere den Zweck ihrer Gründung oder die Art der Auseinanderſetzung 
elfen. (RG 136, 236; 114, 393). Doch ift damit nicht ausgeſchloſſen, daß durch den Geſell⸗ 
vertrag der Mehrheit der Geſellſchafter oder einem Organ der Geſellſchaft auch die Be ⸗ 
Gef ſaſſung über ſolche Fragen übertragen wird, die nicht in den Bereich der gewöhnlichen 
die Val führung fallen, ſondern die Grundlagen der Geſellſchaft betreffen; nur darf dadurch 
zu il efugnis des einzelnen Geſellſchafters, feine Mitgliedſchaft jederzeit aus wichtigem Grunde 
Son digen ($ 723), nicht beeinträchtigt werden (RG 136, 236). Iſt ein Geſellſchafter mit einem 
zuan derintereſſe beteiligt, ſoll ihm insbeſondere ein beſonderer Vorteil vor den Mitgeſellſchaftern 
1 5 nbt werden, ſo iſt, falls der Geſellſchaftsvertrag nicht unzweideutig etwas anderes beſtimmt, 
— — Mitwirkung ausgeſchloſſen und feine Stimme kann bei der Mehrheitsbildung nicht gezahlt 
ergib n LE 07, 738%). Der Ausſchluß des Stimmrechts im Falle eines Intereſſenwiderſtreits 
gust ſich aus den Stimmenthaltungsvorſchriften in $ 34 BGB, $ 252 Abi 3 HB, 8 47 Abſ 4 
Kun $ 43 Abſ 3 Genc, die den Intereſſenwiderſtreit bei der Entlaſtung von Mitgliedern 
gemeeſcher Perſonen oder bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihnen betreffen, als all⸗ 
Geſellacr Rechtsgrundſatz, der auf die inſoweit gleichgearteten Verhältniſſe der bürgerlichrechtlichen 
130 ochaft auszudehnen ift, obwohl für dieſe eine entſprechende Geſetzesbeſtimmung fehlt (Ach 
unter 36). Die für einen Verein geltenden Beſtimmungen über Einberufung der Verſammlung 
in gi Angabe der Tagesordnung ſowie über Leitung der Versammlung (vgl. $ 32 A 2) find nicht 
licht cher Weise auf die Beſchlüſſe der Geſellſchaft anzuwenden, die von Förmlichkeiten mög- 
befreit bleiben ſollen. Nur das iſt, wenn in einer Verſammlung bindende Beſchlüſſe gefaßt 
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werden ſollen, vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung zu erfordern, daß den ſämtlichen Mit⸗ 
gliedern (RG 6. 10. 21 IV 68/21) die Versammlung vorher bekanntgegeben wird. Hinſichtlich 
der Frage, ob der Minderheit vor der Beſchlußfaſſung Gehör zu gewähren iſt, verweiſen die 
Motive (2, 603) auf die Auslegung des Vertrags. Die Auslegung wird in aller Regel dazu führen, 
daß das vorgängige Gehör, falls nicht unerhebliche Intereſſen im Spiele ſind, nicht verweigert 
werden darf. Die Beſchlußfaſſung kann, wenn nicht der Geſellſchaftsvertrag die Abhaltung einer 
Mitgliederverſammlung vorſchreibt, auch außerhalb einer Verſammlung ſtattfinden, ſei es im 
Wege der Einzelbeſprechung oder im Wege ſchriftlicher Verſtandigung. Die gefaßten Beſchlüſſe 
find nichtig, wenn fie gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn insbeſondere die Mehrheit ihre 
Rechte dazu mißbraucht, die Minderheit zugunſten eigennütziger Intereſſen zu vergewaltigen 
MS Holdheims MSchr 1913, 216; vgl. § 138 A1 AT). Nichtig iſt der Beſchluß auch dann, wenn eine 
Maßregel beſchloſſen wird, die im Grunde nur zur Schikanierung des betroffenen Mitglieds dient 
(RG 23 1916, 11001). Die Übernahme einer Verpflichtung, das Stimmrecht als Geſellſchafter ganz 
nach den Anweiſungen eines andern, alſo ohne Rückſicht auf das Geſellſchaftsintereſſe, auszuüben, 
würde als ein wider die guten Sitten verſtoßendes Abkommen nach $ 138 nichtig fein (val. 832 A 3). 

4. Alle Geſchäftsführung iſt Teil des Geſellſchaftsverhältniſſes, bildet nicht ein Rechts⸗ 
verhältnis neben der Geſellſchaft. Rechte und Pflichten des Geſchäftsführers beſtimmen ft 
daher nach Geſellſchaftsrecht (vgl. auch $ 708 A 1). Durch die Vorſchrift des § 709 wird die aus 
$ 426 (f. $ 705 A 5) folgende Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, die aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis entſpringenden Anſprüche gegen einen Mitgeſellſchafter in der Weiſe gelten 
zu machen, daß Leistung an die Geſellſchaft gefordert wird, nicht ausgeſchloſſen. Das Klagerecht 
des einzelnen Geſellſchafters darf aber (anders früher RG 70, 32, 6. 36) nicht fo weit ausgedehnt 
werden, daß er auch befugt wäre, zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderungen gegen 
Driite emzuziehen oder ſonſt darüber zu verfügen, was unter die der Geſellſchaft zustehende 
Geſchäftsführung fallen würde (RG 86, 66; 26. 11. 17 IV 308/17, der betreffende Teil iſt 91, 277 
nicht mit abgedruckt). Keinesfalls gilt das Einzelklagerecht für Geſellſchaften, für welche die Ge⸗ 
ſchaftsführung und Vertretung durch beſondere Geſetze oder durch Verträge in anderer Weile 
als 3 709 vorſieht, geregelt iſt (NG 86, 66; RG Seuffal 83 Nr 91). Iſt ein Geſchäftsführer gema 
$ 710 beſtellt, fo kann anzunehmen fein, daß dieſem auch die Geltendmachung der aus dem Ge. 
ſellſchaftsvertrage ſich ergebenden Forderungen gegen die Geſellſchafter, insbeſondere hinſichtlich 
der zu leiſtenden Beiträge (RG 76, 279) unter Ausſchließung des Rechtes der Geſellſchafter 
übertragen iſt. In der Beſtellung eines Geſellſchafters als Geſchäftsführers „nach außen 7 
iſt eine ſolche Ermächtigung nicht zu finden (RG Warn 1918 Nr 53). Wegen des Rechtes des 
einzelnen Geſellſchafters auf Rechnungslegung ſ. $ 713 A 1. Von der Übertragung der Geſchäfts 
führung iſt zu unterſcheiden: die Beauftragung eines oder mehrerer Geſellſchafter durch 15 
übrigen (vgl. auch RG Bolze 2, 1095), oder durch die Geſchäftsführer (88 710, 711) mit der 17 
ſorgung eines oder mehrerer beſtimmter Geſchäfte. Dieſe Geſchäftsübertragung unterſteht bes 
Regeln des Auftrags, iſt alſo namentlich jederzeit widerruflich ($ 671). — Bei Abgabe RR 
Erklärungen genügt die Erklärung gegenüber einem der die Geſchäfte führenden Geſellſchafte 
(NG 23 1924, 547). 


8 710 

IH in dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Geſchäfte einem Geſell 
ſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen, ſo ſind die übrigen Geſ 
ſchafter von der Geſchäfts führung ausgeſchloſſen 1). Fit die Gefchäftsführund 
mehreren Geſellſchaftern übertragen, fo finden die Vorſchriften des 8 7 
entſprechende Anwendung 2). 

E 1 636 IT 050; M 2 603; P 2 420. a 

1. Der in $ 709 geordnete Rechtszuſtand, daß ſämtliche Geſellſchafter zur Geſchäftsführung 
zuſammenwirken müſſen, wird oft als ein wenig befriedigender ſich herausſtellen. Es ift 1 
fr den Fall, daß die Geſellſchafter ſich entſchließen, die Geſchäftsführung einem oder meh ö 
Geſellſchaftern zu übertragen — welche Übertragung auch ſtillſchweigend erfolgen kann E Alus⸗ 
Geſetz die ergänzende Vorſchrift gegeben, daß ihnen damit die Geſchäftsführung unter ca 
ſchließung der übrigen Geſellſchafter zugewieſen ift (gl. $ 709 A 4). Den nicht gejchäftsfüh des 
den Geſellſchaftern iſt damit auch das Recht genommen, der Vornahme einer Handlung —5 
geichäftsführenden Geſellſchafters (vgl. § 115 HGB) zu widerſprechen (M& 102, 412). en ct 
bleibt ihnen das Recht der Nachprüfung nach $ 716 und das in $ 712 Abſ 1 gewährte 910 
die Geſchaftsführungsbefugnis zu entziehen. Sie bleiben auch verpflichtet, zur en 
des Zweckes der Geſellſchaft mitzuwirken und dürfen namentlich ſich der Pflicht nicht ane ah 
von folchen Umftänden, die der Gefellfchaft erhebliche Nachteile bringen können, dem Gef > 
führer rechtzeitig Mitteilung zu machen. Die Geſchäftsführung kann unbeſchränkt en 
mit Beſchränkungen übertragen werden. Es beſteht keine Vermutung für eine Beſchrän 
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der Geſchäftsführungsbefugnis auf die Geſchäfte des gewöhnlichen Betriebs. Unter Umſtänden 
kann es aber nach den Grundſätzen des Auftrags (vgl. $ 665) Pflicht des Geſchäftsführers fein, 
ſich vor Ausführung des Geſchäfts mit den anderen Geſellſchaftern in Verbindung zu ſetzen und 
deren Meinung einzuholen. Auch ſolche Geſchäfte, welche die Grundlagen der Geſellſchaft be⸗ 
treffen, ſind von der Geſchäftsführungsbefugnis nicht unbedingt ausgenommen (anders die 
herrſchende Anſicht). Die Geſchäftsführer, die oft ganz die Stellung eines Vorſtandes haben, 
konnen ermächtigt jein, die Rechte der Geſellſchafter hinſichtlich der Aufnahme neuer Mitglieder 
(Gierke, Schuldrecht 857) oder der Ausſchließung eines Mitgliedes auszuüben. Der für die 
handelsrechtliche Geſellſchaft geltende Satz, daß die Aufnahme neuer Mitglieder (eines Kom⸗ 
manditiſten oder ſtillen Geſellſchafters) nicht ohne Zuſtimmung ſämtlicher Geſellſchafter ſtatthaft 
iſt (RG 52, 161; JW 1921, 123977), findet auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nicht ohne 
weiteres Anwendung. Den geſchäftsführenden Geſellſchaftern kann innerhalb gewiſſer Grenzen 
(dgl. § 705 A 2) die Ermächtigung zur Abänderung des Geſellſchaftsvertrags gegeben fein. Un⸗ 
berührt bleibt von der Geſchäftsführungsbefugnis das jedem einzelnen Geſellſchafter nach $ 723 
zuſtehende Recht der Kündigung. Iſt die Führung der Geſchäfte nur zu einem Teil beſtimmten 
Geſellſchaftern übertragen, ſo iſt die Geſchäftsführungsbefugnis der Geſellſchafter auch nur zu 
dieſem Teile ausgeſchloſſen. Die Übertragung der Kaſſenführung an einen Geſellſchafter (RG 
TU 1912, 19315) hat noch nicht die Wirkung, daß den übrigen Geſellſchaftern die Geſchäftsführung 
genommen ift. Die den Geſellſchaftern erteilte Befugnis erliſcht, ſofern ſich aus dem Gejell- 
ſchaftsvertrage nichts anderes ergibt, mit der Auflöſung der Geſellſchaft ($ 730 Abſ 2; vgl. auch 

729). Dadurch, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter haftbar wird, wenn er unter Ver⸗ 
letzung ſeiner Verpflichtungen aus $ 713 ein dem gemeinſchaftlichen Intereſſe der Geſellſchafter 
zuwiderlaufendes Rechtsgeſchäft vornimmt, wird die Gültigkeit dieſes Geſchäfts nicht berührt. 
Es ergibt ſich hieraus nur eine Schadenserſatzpflicht. Erſatzpflichtig iſt auch der Dritte, der mit 
dem Geſchäftsführer zum Nachteil der übrigen Geſellſchafter argliſtig zuſammengewirkt hat. — 
Keine Anwendung findet § 710, wenn die Geſchäftsführung einem Dritten, z. B. einem Ange⸗ 
Nellten, übertragen iſt. Die Geſchäftsführungsbefugnis der Geſellſchafter bleibt hier in vollem 
Raße inſofern erhalten, als fie insgeſamt die Aufſicht zu führen haben, ihm Anweiſungen erteilen 
können und die geſchäftlichen Verrichtungen unter Widerruf der Vollmacht jederzeit ſelbſt über⸗ 
nehmen dürfen. 

2. Sind mehrere geſchäftsführende Geſellſchafter beſtellt, fo findet $ 709 entſprechende Anz 
wendung; der Unterſchied gegenüber $ 709 beſteht nur darin, daß die Zahl der geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafter kleiner iſt, als die Zahl der Geſellſchafter. Iſt die Geſchäftsführung mehreren 
Veſelſchaftern oder ſonſtigen Perſonen übertragen, ſo haben dieſe entſprechend der Vorſchrift 
des $ 709 nur das Recht der Geſamtvertretung. Fällt einer dieſer Vertreter fort oder iſt er an 

ornahme eines Rechtsgeſchäfts rechtlich oder tatſächlich verhindert, ſo wird mangels einer 
andern Vereinbarung nicht etwa der andere Vertreter in Erweiterung ſeines Teilrechts zum 
lleinvertreter (vgl. R 103, 417). 


g zu 


Steht nach dem Gefellfhaftsvertrage die Führung der Geſchäfte allen oder 
mehreren Geſellſchaftern in der Art zu, daß jeder allein zu handeln berechtigt 

, ſo kann jeder der Vornahme eines Geſchäfts?) durch den anderen wider- 
prechen. Im Falle des Widerſpruchs muß das Geſchäft unterbleiben !). 

E 1637 II 651; M 2 004; P 2 420. 1 
G 1. it jeder Geſellſchafter allein zu handeln berechtigt (ogl. $ 115 Abſ 1 HGB), fo iſt im 
Nidenſatze zu § 709 Abſ 1 nicht zu jedem Geſchäfte Zuſtimmung erforderlich, ſondern es genugt 

ichtwiderſpruch. Im allgemeinen vgl. 3 709 A 2. N | 

. 2. Es kann nur der Vornahme eines beſtimmten Geſchäfts oder beſtimmter Geſchäfte wider⸗ 
ſprochen werden (einfeitige empfangsbedürftige Wiſſenserklärung). Ein im allgemeinen oder 
Wi nach Vornahme des Geſchäfts erklärter Widerſpruch iſt unwirkſam. Die Erhebung des 
Widerſpruchs hat regelmäßig auch nur Bedeutung für das innere Rechtsverhältnis der Geſell⸗ 
ſchafter (beſtr.). Dritten gegenüber wird die Vertretungsbefugnis nur ausgeſchloſſen, wenn der 
6 iderſpruch vor Vornahme des Rechtsgeſchäfts in Gegenwart des hierbei beteiligten Dritten 
Härte iſt oder, was dem gleichſteht, die früher erfolgte Widerſpruchserhebung ihm von dem 
cclberſprechenden kundgegeben ift. Itt der Dritte ein zum Alleinhandeln berechtigter Geſell⸗ 
ſchafter, ſo bleibt das Rechtsgeſchäft, wenn dieſer mit ſeiner Vornahme ausgeſprochenermaßen 
( t einverſtanden ift, wegen des hieraus zu entnehmenden Widerſpruchs, ohne jede Wirkung 
bi 6 81, 92; das hier für die offene Handelsgeſellſchaft Geſagte hat auch auf die Geſellſchaft des 
erderlichen Rechtes Anwendung zu finden). Auf das Widerſpruchsrecht Tann im Geſellſchafts⸗ 
rtrage wirkſam verzichtet werden — vgl. $ 710 — (Befte.). Gegen Mißbrauch ſchutzen Schadens. 
gappflcht und 712. 
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Die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene Be⸗ 
fugnis zur Gefchäftsführung !) kann ihm durch einſtimmigen Beſchluß 2) oder, 
falls nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen 5) entſcheidet, 
durch Mehrheitsbeſchluß der übrigen Geſellſchafter entzogen werden, wenn 
ein wichtiger Grund ) vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere grobe 
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit *) zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung ). 

Der Geſellſchafter kann auch ſeinerſeits die Geſchäftsführung kündigen ), 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auftrag geltenden Vorſchriften 
des $ 671 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 

E 1 638 II 662; M 2 605; P 2 421. 

1. Die Entziehung der Geſchäfts führung iſt die Aufhebung des Sonderrechts eines Geſell⸗ 
ſchafters (vgl. § 35). Der Geſellſchafter, dem im Geſellſchaftsvertrage die Geſchäftsführung 
übertragen iſt, nimmt nicht die Stellung eines bloßen Beauftragten ein, dem die Geſchäfts⸗ 
führungsbefugnis beliebig wieder entzogen werden kann. Dieſe Befugnis iſt vielmehr mit ſeinem 
Geſellſchafterrecht feſt verknüpft und kann deshalb nur in außerordentliche Fällen zurückgenom⸗ 
men werden. Das Geſetz hat, wie der Ausdruck deutlich zeigt, die Fälle des $ 710 und auch des 
$ 711, nicht dagegen — beſtr. — des § 709 (Abſ 1, 2) im Auge. 5 

2. Die Entziehung erfolgt durch Beſchluß der übrigen Geſellſchafter, nicht durch gerichtliche 
Entſcheidung ($ 117 H). Der Beſchluß wird dem Geſchäftsführer gegenüber nach Maßgabe 
der §§ 130 ff. wirkſam. Im Streitfalle Feſtſtellungsklage (Beweislaſt der entziehenden Geſell⸗ 
ſchafter). Nicht ausgeſchloſſen ift indeſſen die Entziehung der Geſchäftsführungsbefugnis durch 
einſtweilige Verfügung (ogl. auch RG 22, 169). Nur die volle Entziehung der Geſchäftsführung, 
nicht ſonſtige Maßregeln letwa Einſetzung eines Mitgeſchäftsführers) ſtehen, von einer ander⸗ 
weiten Regelung im Geſellſchaftsvertrage abgeſehen, den übrigen Geſellſchaftern zu. Mit der 
Befugnis zur Entziehung ift in Abſ 1 nicht auch die Befugnis zur Beſchränkung der Geſchäfts⸗ 
führung gegeben (RG Warn 1913 Nr 51). Über das Verhältnis zwiſchen Geſchäftsführung und 
Vertretungsmacht ſ. $ 715 A 2. Verzicht auf das Entziehungsrecht würde dem Zwecke des $ 712 
zuwiderlaufen, iſt daher unwirkſam (RG 11. 7. 31 II 527/30). Daß umgekehrt auch ein Verzicht 
auf das Kündigungsrecht (Abs 2) unwirkſam iſt, ſagt $ 671 Abſ 3 ausdrücklich. 

3. Die Entziehung durch Stimmenmehrheit kann im Geſellſchaftsvertrage allgemein oder 
beſonders für den Fall des $ 712 Abſ 1 angeordnet ſein. Die erforderliche Stimmenzahl muß 
gemäß den Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags ermittelt werden, gegebenenfalls in ord⸗ 
nungsmäßig berufener Geſellſchaftsverſammlung (R®& 26. 9. 08 I 616/07). 

4. Ob ein wichtiger Grund er iſt am letzten Ende durch richterliches Ermeſſen feſt⸗ 
zuſtellen (vgl. H B a. F. Artt 101, 125 Nr 2—5). Die grobe Pflichtverletzung beftimmt ſich 
nach ſachlichen und perſönlichen Merkmalen (ogl. hierzu den anders gefaßten $ 723 Abſ 1 Satz 2). 
Die Unfähigkeit kann auch unverſchuldet ſein; mit einem geſetzlichen Vertreter brauchen die 
übrigen Geſellſchafter ſich nicht einzulaſſen. Auf die Zugehörigkeit zum Aufſichtsrat wird — 
was in RG 103,186 unentſchieden gelafien iſt — $ 712 entſprechend anzuwenden fein. 
Vorliegen eines wichtigen Grundes wird jedoch hier nur ausnahmsweise, wie in dem Falle, daß 
der Geſellſchafter die durch ſeine Stellung als Aufſichtsratsmitglied erlangten Kenntniſſe bien 
zum Nachteile der Geſellſchaft ausgenutzt hat, angenommen werden können. — $ 712 enthäl 
wie $ 723 eine Anwendung des Grundſatzes, daß bei veränderten Umſtänden das Verpflichtung? 
verhältnis aufgehoben werden kann, wenn ſein Fortbeſtehen Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsfitte widerſprechen würde ($ 242, ſog. clausula rebus sie stantibus — vgl. au 
RG 108,331). Dementſprechend hat RG JW 1924, 6714 angenommen, daß, wenn der eine 
Geſellſchafter die geſchaftliche, der andere die künſtleriſche Leitung des gemeinſam betriebenen 
Unternehmens hat und dem letzteren die an ſich aus einem wichtigen Grunde gerechtfertigte 
Kündigung mit Rückſicht auf den Fortbeſtand des Unternehmens nicht zugemutet werden kann, 
zu Pei behufs anderweiter Geftaltung der Geſchäftsführung J 242 BGB anzu⸗ 
wenden i . 

5. Folgen der Entziehung. Sofern fie nicht im Geſellſchaftsvertrage beſonders geregelt find, 
kommt in allen Fallen, alſo auch wenn die Geſchäftsführung mehreren Geſellſchaftern übertragen 
war und nur einem von ihnen entzogen wird, die Regel des § 709, und zwar auch für den 155 
geſetzten Geſchaftsführer, wieder zur Geltung. Denn die Vereinbarung über die Geſchaft g 
führung muß im Zweifel als eine einheitliche aufgefaßt werden, die nur als Ganzes oder über 
haupt nicht beſtehen ſoll. Zur Vergleichung ſ. auch $ 139. r 1 

6. Befugnis zur Kündigung und Entztehung (A J) entſprechen einander; Kündigung 1 
Geſchaftsführung iſt alſo im Falle des < 709 nicht geſtattet (vgl. aber $ 723). Die Kündigung 05 
die in A 5 bezeichneten Wirkungen. Sie ändert den Geſellſchaftsverkrag, fie hat gegenüber de 
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anderen Geſellſchaftern (nicht Geſchäftsführern) zu erfolgen und kann einen Grund für die Kündi⸗ 
gung der Geſellſchaft (8 723) entſtehen laſſen. § 712 Abſ 2 betrifft nur den geſchäftsführenden 
Geſellſchafter (vgl. jedoch $ 723). 


§ 713 
Die Nechte und Verpflichtungen der geſchäftsführenden Geſellſchafter be- 
ſtimmen ſich nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 88 664 bis 


670, ſoweit ſich nicht aus dem Geſellſchaftsverhältnis ein anderes ergibt!) 2). 
E 1 930 II 653; M 2 606—609; P 2 422 — 424. 


1. Die geſchäftsführenden Geſellſchafter ſind Geſellſchafter in einer Sonderſtellung. Daher 
gilt für fie zunächſt Geſellſchaftsrecht, ergänzend kommen die angezogenen Borjehriften des 
Auftrags zur Anwendung. Daraus ergibt ſich namentlich die Haftung für culpa in concreto 
($ 708). Die Übertragung der Geſchäftsführung erfolgt durch Vertrag. Zur Übernahme der 
Geſchäftsführung iſt der Geſellſchafter kraft Geſellſchaftsrechts nicht ohne weiteres verpflichtet. 
Über das ihm zuftehende Recht der Kündigung f. $ 712 Abſ 2. Auf eine Vergütung hat er nur 
Anſpruch, wenn ihm eine ſolche von den anderen Geſellſchaftern zugebilligt iſt. Einſeitig ein 
Gehalt für ſich zu beſtimmen, iſt er nicht befugt (NG JW 01, 40625). Für mehrere Geſchäftsführer 
zommen $$ 710 Satz 2, 711 in Betracht: einer iſt für den andern nach Maßgabe dieſer Vorſchriften 
mitberantvortlich; anders, wenn der Geſellſchaftsvertrag eine Verteilung der Geſchäfte vorſieht. 
Weiſungen ($ 665) haben für den Geſchäſtsführer nur Bedeutung, wenn fie von ſämtlichen 
übrigen Geſellſchaftern ausgehen. Und auch in dieſem Falle find fie für den Geſchäftsführer 
nicht unbedingt verbindlich, da er eine Beſchränkung ſeiner Geſchäftsführungsbefugniſſe (f. $ 712 
A 2) ſich nicht gefallen zu laſſen braucht. Es könnte gegen ihn nur in der Weiſe vorgegangen 
werden, daß die Geſchäftsführungsbefugnis ihm entzogen wird (§ 712 Abſ 1). „Nachricht“, 
„Auskunft“ ($ 666) iſt den übrigen Geſellſchaftern zu erteilen. Die Rechenſchaftsablegung 
allt naturgemäß zuſammen mit dem Rechnungsabſchluß ($ 721). Die Rechnung ift von dem 
geſchäftsführenden Geſellſchafter den ſämtlichen übrigen Geſellſchaftern zu legen. Wird fie einem 
aut Geſellſchafter zugeſtellt, jo darf angenommen werden, daß damit die Rechnungslegungs⸗ 
Pflicht im ganzen, gegenüber ſämtlichen Geſellſchaftern hat erfüllt werden ſollen, und ebenſo iſt 
anzunehmen, daß der die Rechnung empfangende Geſellſchafter fie zugleich für die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter entgegennimmt. Das Verlangen der Rechnungslegung kann gerade jo wie das Ver⸗ 
Kursen der Gewinnverteilung oder Auseinanderſetzung, welchen Zwecken die Rechnungslegung 

ließlich dient, von jedem einzelnen Geſellſchafter geſtellt werden. Es wird oft in dem Ver⸗ 
angen der Auseinanderſetzung mit enthalten ſein. In gleicher Weiſe wird übrigens die Sache 
x beurteilen fein, wenn es ſich um die Rechnungslegung durch einen Nichtgeſellſchafter handelt, 
5 mit der Geſchäftsführung oder als Liquidator mit der Durchführung der Auseinanderſetzung 
rauf iſt (anders RG 91, 34 hinſichtlich des Rechnungslegungsanſpruchs gegen den bisherigen 
Reuidator einer offenen Handelsgeſellſchaft). Der geſchäftsführende Geſellſchafter genügt ſeiner 
diechenſchaſtspflicht im Regelfall durch Vorlegung der Bücher ($ 716); ob ihm darüber hinaus 

e ſtrengere Rechenſchaftspflicht nach $ 259 zuzumuten ift, hängt von den beſonderen Umftänden 
1 Einzelfalles und billigem Ermeſſen ($ 242) ab (RG 2. 11. 26 11 594/25; vgl. auch Rch Warn 
ab 1 Nr 202). Die Pflicht zur Rechnungslegung iſt nicht von der vorhergehenden Feſtſtellung 
a hängig, daß Einnahmen oder Ausgaben vorgekommen find (RG JW 1912, 19312). Ein Ver⸗ 
aöt lediglich auf das Nachpritfungsrecht ($ 716) ſteht der Rechenſchaftsforderung nicht entgegen. 
beer. Geſchäftsführende hat, um ſeiner Rechnungslegungspflicht genügen zu können, von vorn⸗ 
1 5 die nötigen Aufzeichnungen zu machen. Wegen der Verpflichtung zur Führung von Büchern 
bus 716 A 2. Der flicht zur Rechnungsführung entſpricht das Recht auf Entlaſtung. Gegenüber 
"a ordnungsmäßig gelegten und mit Belegen verſehenen Rechnung ijt die allgemeine Be⸗ 
Die ung der Unrichtigkeit ohne genauere Begründung der Beanſtandungen nicht zu beachten. 
* Herausgabe nach $$ 667, 668 beſteht in der Abführung zur Geſellſchaftskaſſe oder in der 
auderweiten Übereignung bon im eigenen Namen erworbenen Gegenſtänden in das Geſell⸗ 
Haftsvermogen (RG 54, 103; Warn 1908 Nr 23). Herauszugeben find auch alle Vorteile, die 
Ert Geſellſchafter infolge der Geſchäftsführung erlangt hat (vgl. Rh 82, 10; 96, 55; 99, 32). 
— ein Geſellſchafter im Einverſtändnis mit den anderen ein Grundſtück im eigenen Namen, 
na F für Rechnung der Geſellſchaft, jo entſteht die Pflicht zur Übereignung an die Geſellſchafter 
—— $ 713, 667 kraft Geſetzes; es bedarf dazu nicht einer hierauf gerichteten, der Form des $ 313 
ein liegenden Vereinbarung (RG JW 1927, 140%). Iſt eine Geſellſchaft nur zur Verwertung 
BR Warenlagers gegründet, ſo können bei längerer Dauer der Abwicklung die mit Kapitalein⸗ 
ene Beteiligten von dem geſchäftsführenden Geſellſchafter dem Fortſchreiten der Verwertung 
beiſprechend Teilausſchüttungen verlangen (dich 6. 5. 27 II 437/20). Der Geſellſchafter hat un. 
auch d gemäß 89 670, 256 einen Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen — dazu gehört 

) die Bezahlung einer Geſellſchaftsſchuld (RG 17. 2. 06 J 413, 414/05) — und nach § 669 
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einen Anſpruch auf Zahlung eines Vorſchuſſes zur Deckung der Aufwendungen. Erſatz der Auf⸗ 
wendungen kann auch in der Form verlangt werden, daß Befreiung von den hierfür eingegangenen 
Verbindlichkeiten gefordert wird ($ 257). Im Streitfalle iſt der Anſpruch durch Rechnungslegung 
über Einnahmen und Ausgaben klarzuſtellen (Seuff A 36 Nr 122). Ein Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens, den der Geſchäftsführer bei der Führung der Geſchafte erleidet, wird vom Geſetze 
nicht ausdrücklich gewährt (M 2, 609; Prot 424; vgl. HGB $ 110), er kann nach $ 670 begründet 
ſein. Leitender Grundſatz iſt, daß der Beauftragte in der Weiſe Erſatz für ſeine Aufwendungen 
erhalten ſoll, daß er vor Schaden bewahrt bleibt (MG JW 03 Beil 94216). Für alle feine An⸗ 
ſprüche, auch den Anſpruch aus Zuſicherung einer Belohnung, kann der Geſchäftsführer während 
der Dauer der Geſellſchaft Befriedigung nur aus dem Geſellſchaftsvermögen ſuchen (8 707 A J). 
Er hat, wenigſtens der Rege nach, kein Recht, wegen ſeiner Anſprüche die übrigen Geſellſchafter, 
ſoweit ſie nicht mit den an die Geſellſchaft zu leiſtenden Beiträgen in Rückſtand ſind, verſönlich 
haftbar zu machen (RG 80, 272; vol. auch 31, 141; ferner JW 1912, 2407; anders Enneccerus 
§ 398 A 11 und für den Fall der Zahlung einer Geſellſchaftsſchuld Oertmann A 5; vgl. auch das 
in dieſer Anmerkung a. E. Geſagte). Bei der Auseinanderſetzung nach Auflöſung der Geſellſchaft 
ſind Erſatzanſprüche wegen Aufwendungen wie andere Schulden, für die einem Geſellſchafter 
die übrigen als Schuldner haften, vorweg zu berichtigen; ſolche Anſprüche ſind Werterſatzan⸗ 
ſprüche, die deshalb nicht nach Aufwertungsgrundſätzen umzuwerten, ſondern in vollem Wert⸗ 
ausgleich zu berückſichtigen find (88 733, 735 und RG 126, 186). Den auf Zeit beſtellten Ge⸗ 
ſchäftsführern liegt es ob, vor Ablauf der Wahlzeit rechtzeitig eine Mitgliederverſammlung behufs 
Neuwahl der Geſchäftsführer einzuberufen (RG JW 1912, 1861). Die Anf prüche gegen die 
Geſchaftsführer bilden, abgejehen von dem perſönlichen Nachprüfungsrecht des $ 716, Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen ($ 718 A2 — beſtr.). Verantwortlich kann der Geſellſchafter nicht ſchon deshalb ger 
macht werden, weil er das in Geſellſchaftsangelegenheiten geſchloſſene Geſchäft nicht auf den 
Namen der Geſellſchafter, ſondern auf ſeinen eigenen Namen geſtellt hat, wofür eine genügende 
Veranlaſſung vorgelegen haben kann. Das Geſellſchaftsverhältnis kann in der Art geordnet ſein, 
daß nach außen hin nur ein Geſellſchafter (die leitende Firma) handelnd auftritt, welcher die 
Geſchafte auf ſeinen Namen abſchlieſßt. Dieſer iſt nach den Grundſätzen des Auftrags auch dafür 
haftbar, daß durch ſeine Alleinvertretung, die es dem Dritten ermöglicht, mit Gegenforderungen 
nicht geſellſchaſtlicher Art aus feiner Perſon aufzurechnen, den übrigen Geſellſchaftern kein 
Nachteil erwächſt (vgl. RG 97, 236). Auch in dieſem Falle, daß das Geſellſchaftsverhältnis nach 
außen hin nicht in Erſcheinung tritt, greift die Regel des 8 181 Platz (vgl. § 714 Al; RO 104, 
128). Über den Umfang der Geſchäftsführung vgl. 85 709 A 4, 710 A 1, über die Beendigung 
der Geſchäftsführung $$ 712, 730 Abſ 2. Zur Klage auf Erfüllung der dem geſchäftsführenden 
Geſellſchafter gegenüber der Geſellſchaft obliegenden Verpflichtungen wird ein jeder Geſell⸗ 
ſchafter zuzulaſſen fein. — Hat ein Geſellſchafter die Geſchäfte der Geſellſchaft beſorgt, ohne 
hierzu berufen zu ſein, ſo beſtimmen ſich ſeine Rechte und Pflichten im allgemeinen nach den 
Grundſätzen über Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.). Der Geſellſchafter, der ohne Auf 
trag eine Schuld der Geſellſchaft berichtigt oder die zur Erhaltung eines Gegenſtandes notwendi. 
gen Ausgaben (vgl. $ 744 Abſ 2) beſtritten hat, hat damit eine Aufwendung gemacht, die ihm 
von der Geſellſchaft zu erſetzen und nach Vorſchrift des § 256 von der Zeit der Aufwendung alt 
zu verzinſen iſt. it er auch nach $ 707 zur Erhöhung feines Beitrags nicht verpflichtet, jo muß 
er doch als Teilhaber der Geſellſchaft für berechtigt erachtet werden, eine weitere Leiſtung frei⸗ 
willig zu übernehmen (RG 12. 2. 06 1413/05). ˖ 
2. Iſt die Geſchäftsführung, was zuläffig, einem Nichtgeſellſchafter übertragen, ſo komm 

die unter 1 hervorgehobene Veſchränkung, daß während Beſtehens der Geſellſchaft der Geſchäfts⸗ 
führer wegen ſeiner Anſprüche Befriedigung nur aus dem Geſellſchaftsvermogen und den x 
ſtaudigen Beiträgen fordern kann, in Wegfall. Seine Rechte find hier die gleichen wie die eine . 
anderen Gläubigers. Auf das Intereſſe der Geſellſchafter muß er allerdings inſofern Rückſich 

nehmen, als er, wenn er Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen oder den rückſtändigen 
Beiträgen erlangen kann, keine weitergehende Haftung der Geſellſchafter in Anſpruch nehmen darf. 


9 71a a 
) Soweit einem Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsvertrage die Befugnis 
zur Geſchäftsführung zuſteht, iſt er im Zweifel auch ermächtigt 2), die anderen 
Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten 3) ). 
E 1 640 Abſ 1 II 654; M 2 609; P 2 424. 1 
1. Vertretungsmacht der geſchäftsführenden Geſellſchafter. Für die Geſellſchaft können ur 
Geſchaftsführer in der Weiſe handeln, daß fie nach außen in eigenem Namen auftreten e 
geſellſchaft, 5 718 A6). Die Berechtigung und Verpflichtung aus ſolchen Rechtsgeſchäften = 
von der Geſamtheit der Geſellſchafter nur durch beſondere Übertragungshandlung lauch A . 
laſſung erforderlich; vgl. $ 718 A 1 a. E.) oder Schuldfibernahme erworben werden. Das Rege 
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mäßige ift, daß die Geſchäftsführer in offener Vertretung der Geſellſchaft handeln. Hierfür gelten 
die 85 714, 715. Die Vertretung ſteht an ſich keinem der einzelnen Geſellſchafter für ſich allein 
zu (anders § 125 HGB), ſo daß alle Geſellſchafter zuſammen handeln müſſen, ſollen ſie Dritten 
gegenüber berechtigt oder verpflichtet werden (vgl. 98 420, 427, 431). Die Geſellſchafter können 
aber wie einen Dritten, ſo auch einen oder mehrere Geſellſchafter mit ihrer Stellvertretung be⸗ 
trauen (88 164ff.). Die Vertretungsmacht wird ſich nach den Gepflogenheiten des Verkehrs 
regelmäßig mit der Geſchäftsführungsbefugnis vereinigen; dafür ftellt $ 714 eine Auslegungs⸗ 
regel auf. Übertragung der Geſchäftsführung iſt in der Regel Vollmachtserteilung. Gegebenen⸗ 
falls haben die belangten Geſellſchafter, wenn feſtſteht, daß ihnen unbeſchränkte Geſchäftsfüh⸗ 
rungsbefugnis erteilt ift, nachzuweiſen, daß die Vollmacht eingeſchränkt worden, insbeſondere 
dahin gegangen ſei, der Geſchäftsführer ſolle im eigenen Namen handeln. Der Geſchäftsführer 
it auch als Bevollmächtigter im Sinne von $ 266 Sto anzuſehen (RGSt 43, 55). Bei Rechts⸗ 
geſchäften zwiſchen ihm und der Geſellſchaft, d. h. allen Geſellſchaftern, und bei den ihn betreffen 
ben Beſchlüſſen der Geſellſchaft iſt feine Vertretungsmacht, falls nicht ein anderes vereinbart iſt, 
nach Maßgabe des § 181 als ausgeſchloſſen anzuſehen (vgl. RG 32, 256; § 713 A 1 a. E.). Nicht 
ausgeſchloſſen iſt die Mitwirkung, wenn es ſich um eine die geſellſchaftliche Organiſation be⸗ 
treffende Angelegenheit, um die Wahl als Geſchäftsführer, als Aufſichtsratsmitglied uſw. oder 
um die Entlaſſung aus dieſer Stellung handelt (RG 104, 186; vgl. § 34 A 1). Die Regel des 8181 
Prot durch, wenn Rechte von der Geſellſchaft gegen den einzelnen Geſellſchafter, ſei es auf dem 
Prozeßwege oder ſonſt, oder von ihm gegen die Geſellſchaft verfolgt werden. Bei Vertrags- 
ſchlüſſen mit der Geſellſchaft wird dieſe, da die Vertretungsmacht des mit ihr den Vertrag ſchließen⸗ 
den Geſellſchafters wegfällt, allein von den anderen Geſellſchaftern vertreten. Darüber, daß der 
deſchäftsführende Geſellſchafter ſich nicht ſelbſt ein Gehalt bewilligen kann, ſ. $ 713 A 1. Hat ein 
Dertretungsberechtigter Geſellſchafter bei Vornahme eines Rechtsgeſchäfts in argliſtigem Ein⸗ 
„nehmen mit dem Geſchäftsgegner bewußt zum Nachteile der Geſellſchaft gehandelt, fo brauchen 
* anderen Geſellſchafter das Rechtsgeſchäft nicht als für ſich verbindlich gelten zu laſſen (RG 
“149; 57, 391; 58, 356; 71, 222; HoldheimsMSchr 1914, 212). 
G0 2. Wie der Inhalt der Geſchäftsbefugnis, fo kann auch der Umfang der Vollmacht, der im 
kb genſatze zu $ 126 HUB durch eine geſetzliche Regel nicht beftimmt wird, ſehr verſchieden ſein 
vl. 88 710 Satz 2, 711; 5B $ 125). Nach herrſchender Anſicht ift es auch (in Abweichung vom 
; 208 A2 HGB) möglich, die Vollmacht der Vertreter dahin zu beſchränken, daß die Geſell⸗ 
7 Jalter nur mit dem Geſellſchaftsvermögen ($ 718) haftbar gemacht werden können (RG 63, 65; 
wir 374; 90, 173; 12, 229; R JW 1907, 136; 1910, 2272; SeuffA 82 Nr 58). Dadurch 
1105 eine Annäherung an die G. m. b. H. (vgl. § 13 Abſ 2) bewirkt. Gegen die Wirkſam ⸗ 
einer ſolchen Haftungsbeſchränkung läßt ſich nicht einwenden, daß dadurch dem Dritten, 
0 mit dem Geſchäftsführer ſich einlaſſen will, eine zu weitgehende Prüfung zugemutet werde. 
1 Dritte iſt ohnedies, um ſich über die Vollmachtserteilung und den Umfang der Vollmacht 
vorwergewiſſern, darauf ange wieſen, ſich die über die Bevollmächtigung ausgeſtellte Urkunde 
gungen zu laſſen. Iſt in dieſer von einer Beſchränkung nichts enthalten, fo kann allerdings dem 
Mont abigen Dritten (vgl. $ 172) die Beſchränkung nicht entgegengeſetzt werden. Hat eine 
bürgenſchaft mit anderen Verbänden zur Veranſtaltung einer Ausſtellung eine Geſellſchaft des 
zu bereichen Rechts gegründet, ſo wirkt ihr Beſchluß, ſich nur mit einem beſtimmten Betrage 
a gen, an ſich nur nach innen; eine etwa gewollte und von den anderen Geſellſchaftern 
5 igte Haftungsbeſchränkung würde einem Dritten auch nur dann entgegengeſetzt werden, 
damm er fie kannte (Mb 15. 2. 27 VI 493/26). Die Vertretungsmacht kann dahin erteilt ſein, 
Geſellſc geſchäftsführende Geſellſchafter allein oder nur in Gemeinſchaft mit einem anderen 
Veſſiſchafter zur Vertretung befugt iſt (Einzelvertretung und Geſamtvertretung). Auch eine 
eng diefer beiden Arten ift nicht unzuläſſig (vgl. RG 90, 22). Iſt bei einer aus zwei 
oder uchaſtern beſtehenden Geſellſchaft, die Geſamtvertretungsmacht haben, der eine rechtlich 
ſtim atſächlich an der Ausübung der Vertretung im Einzelfall gehindert, jo kann mit einer Zur 
6 ei der andere inſoweit die Geſellſchaft — auch bei der Liquidation — allein vertreten 
Ges. 116, 116 bez. der off. HG). Wird die Vertretungsmacht gemäß § 714 lediglich durch die 
Gefen tsführungsbefugniſſe beſtimmt, fo kann es nicht vorkommen, daß der geſchäftsführende 
ſelbſt ſchafter durch den Abſchluß mit einem Dritten die anderen Geſellſchafter verpflichtet, ſich 
erſaznaber dieſen gegenüber gleichzeitig wegen Überſchreitung der Geſchäftsführungsbefugnis 
Geſendcheig macht MG Warn 08 Nr 148). — Sind ſaßungsmäßig die Vermögensſtücke der 
dene ſchaft auf den Namen des Vorſitzenden und eines anderen Vorſtandsmitglieds einzutragen, 
ſind 1 es wiederum obliegt, den übrigen Vorſtandsmitgliedern eine Rückzeſſion zu erteilen, ſo 
ae einem Wechſel des Vorſtandes die neuen Vorſtandsmitglieder ermächtigt, in eigenem 
auf üb wenn auch als Treuhänder der Geſellſchaft, gegen die bisherigen Vorſtandsmitglieder 
9 Fagung ber Vermögensſtücke zu klagen (RG 20. 10. 09 1 537/08). 
der ma ſeiten des zur Vertretung ermächtigten Geſellſchafters muß der Vertretungswille, 
Geſcha e, für die Geſellſchafter zu handeln, erkennbar hervortreten, andernfalls kommt das 
Haft zwiſchen dem einzelnen handelnden Geſellſchafter und dem andern Vertrags- 
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teile zuſtande ($ 164 Abſ 2; RG JW 01, 16314; 1911, 5401). Ebenſo haften die Geſellſchafter 
aus den von dem Geſchäftsführer eingegangenen Verpflichtungen nur, wenn der Geſchäfts⸗ 
führer erkennbar in ihrem Namen gehandelt hat. Die Geſellſchafter können allerdings, wenn das 
Geſchäft tatſächlich in den Rahmen der Geſellſchaft fällt und ſie die Vorteile aus dem Geſchäft 
in Anſpruch nehmen, auch der Haftung aus dieſem Geſchäft ſich nicht entziehen. Haftung aus 
Anwaltsgemeinſchaft ſ. R JW 1931, 5226. 

4. Im Rechtsſtreite find die Geſellſchafter Partei. Eide ſind von ihnen zu leiſten, ſie können 
nicht Zeugen oder Nebenintervenienten ſein. Ob die Geſchäftsführer zur Führung des Rechts · 
ſtreits ermächtigt ſind, muß aus dem ihnen erteilten Auftrage entnommen werden; regelmäßig 
wird es der Fall ſein. Klagen die Geſellſchafter als ſolche und ſtellt ſich heraus, daß der Anſpruch 
einem Geſellſchafter perſönlich zuſteht, oder macht umgekehrt ein Geſellſchafter für ſeine Perſon 
einen der Geſellſchaft zuſtehenden Anſpruch geltend, ſo iſt die Klage wegen mangelnder Sach⸗ 
legitimation abzuweiſen (NG IW 1912, 74812). — Die Klage gegen die Geſellſchafter muß 
durch Zuſtellung an dieſe erhoben werden, ſoweit nicht die Geſchaftsführer bevollmächtigt ſind 
($ 173 8 PO). Die Vertreter führen den Rechtsſtreit immer im Namen der Geſellſchafter, die 
als Kläger oder Beklagte benannt werden müſſen (vgl. 8 54 A J), fie find nicht geſetzliche Ver⸗ 
treter, ſondern Prozeßbevollmächtigte (vgl. RG 57, 92). Verfolgen die Geſellſchafter als Kläger 
einen zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Anſpruch, ſo ſind ſie notwendige Streitgenoſſen 
(862 ARD). Der aus der Geſellſchaft ausſcheidende Geſellſchafter bleibt auf Grund des $ 205 
Abſ 2 3PO im Prozeſſe, wenngleich gemäß $ 738 fein Anteil am Geſellſchaftsvermögen den 
übrigen Geſellſchaftern zuwächſt (RG 78, 105). In notwendiger Streitgenoſſenſchaft ſtehen auch 
die Geſellſchafter, welche als zur geſamten Hand verbundene Perſonen nur auf das Geſellſchafts⸗ 
vermögen (A 2) in Anſpruch genommen werden. Auch in dieſem Falle bewirkt das Ausſcheiden 
eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft nicht fein Ausſcheiden aus dem Rechtsſtreite. Materiell 
iſt freilich die Klage gegen ihn nicht mehr begründet. Ein neu in die Geſellſchaft Eintretender 
muß mitbelangt werden ($ 736 3 PO). Soweit die Geſellſchaſter zugleich je für ſich verklagt 
werden, beſteht gewöhnliche Streitgenoſſenſchaft. Das Urteil ($ 736 3 PO) kann je nach der Sach- 
lage gegen die Geſellſchafter mit der Maßgabe ergehen, daß es nur in das Geſellſchaftsvermbögen 
vollſtreckt werden kann, es kann aber auch gegen die einzelnen zugleich mit ihrem Privatvermögen 
haftenden Geſellſchafter erlaſſen werden und iſt in dieſem Falle ſowohl gegen das Geſellſchafts⸗ 
vermögen als das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter vollſtreckbar. Auf Grund des 
9736 ABO kann übrigens das die Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen ermöglichende 
Urteil auch wegen Schulden der ſämtlichen Geſellſchafter, die mit den Geſellſchaftszwe cken in 
keinem Zuſammenhang ftehen, erlangt werden. Über die Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, 
kraft eigenen Rechtes einen aus dem Geſellſchaftsverhältnis entſpringenden Anſpruch gegen 
einen Mitgeſellſchafter geltend zu machen, ſ. $ 705 A b. 


8 715 


1) Iſt im Geſellſchaftsvertrag ein Geſellſchafter?) ermächtigt, die anderen 
Geſellſchafter Oritten gegenüber zu vertreten, jo kann die Vertretungsma 
nur nach Maßgabe des § 712 Abſ 1 und, wenn ſie in Verbindung mit der 
Befugnis zur Geſchäftsführung erteilt worden iſt, nur mit dieſer entzogen 
werden. 

E 1 640 Ubf 2 II 655; M 2 609; P 2 424. 


1. Wie die Geſchäftsführungsbefugnis bildet auch die auf Grund des Geſellſchaftsvertrag⸗ 
dem Geſellſchafter als ſolchem zukommende Vertretungsmacht ein Sonderrecht, das dem Geſel⸗ 
ſchafter nicht ohne Grund einſeitig entzogen werden kann. $ 715 dehnt daher die die Geſch 1 
führung betreffende Vorſchrift des $ 712 Abſ 1 auf die Vertretungsmacht aus. Im übrigen beruh 
$ 715, ſoweit er die Entziehung der Vertretungsmacht nicht ohne die Entziehung der Ge : 
führungsbefugnis zuläßt, auf der Einheitlichkeit des durch beide Befugniſſe dem Ge ſell gelte 
gewährten Sonderrechts. Aus dieſem Grunde wird, wenn ſolche Einheitlichkeit beſteht, auch DI 
alleinige Entziehung der Befugnis zur Geſchäftsführung unter Belaſſung der Vertretungsme 10 
als ausgeſchloſſen gelten müſſen. Kündigung der Geſchäftsführung nach $ 712 Abſ 2 zieht be 
Verluſt der Vertretungsmacht nach Maßgabe ber $$ 168 Satz 1, 714 nach ſich. Die Kündigung 
der Vertretungsmacht allein ift, da das Geſetz eine dem $ 712 Abſ 2 entſprechende Vorſchrift nicht 
gibt, nicht als ſtatthaft anzuſehen. 

2. Für die nicht einem Geſellſchafter, ſondern einem Dritten erteilte Vertretung, 
macht, ſowie für den Widerruf einer nicht im Geſellſchaftsvertrag al? Sonderrechte 
1112 0 ach gelten die Vorſchriften über Vollmacht. — Für die offene Handelsgeſe f 
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$ 716 


Ein Geſellſchafter kann, auch wenn er von der Geſchäftsführung aus- 
geſchloſſen iſt, ſich von den Angelegenheiten der Geſellſchaft perſönlich unter⸗ 
richten, die Geſchäftsbücher und die Papiere der Geſellſchaft?) einſehen und 
ſich aus ihnen eine Überſicht über den Stand des Geſellſchaftsvermögens an- 
fertigen !). 

Eine dieſes Recht ausſchließßende oder beſchränkende Vereinbarung ſteht 
der Geltendmachung des Nechtes nicht entgegen, wenn Grund zu der An- 
nahme unredlicher Geſchäftsführung befteht?), 

EI 643 II 656; M 2 013; P 2 425. 

1. Das Nachprüfungsrecht fteht dem Geſellſchafter perſönlich zu, wenn es nicht gemäß Abſ 2 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. Das Recht iſt unübertragbar (8 717). Es kann jedoch nach 
allgemeiner Anſicht durch einen geſetzlichen Vertreter, auch — beſtr. — durch den Ehemann als 
eerwalter des Frauenguts, ſowie nach den Umſtänden unter Zuziehung eines — geeigneten, 
ſelbſt zu entlohnenden — Sachverſtändigen ausgeübt werden (RG 25, 88). Die Frage, ob im 
einzelnen Falle das Recht durch einen Be voll mächtigen ausgeübt werden kann, wird meiſtens 
verneint. Beſondere Umſtände können jedoch die Zulaſſung eines Bevollmächtigten rechtfertigen 
68 241, 242; j. Staudinger A 10). Verpflichtung zur Auskunftserteilung beſteht nicht. Das 
Recht der Einſicht ſchließt das Recht auf Zutritt zu den Geſchäftsraumen in ſich. Die einer Ehefrau 
als von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchafterin zuſtehenden Kontrollrechte konnen, 
wenn der Geſellſchaftsanteil zum eingebrachten Gut gehört, alſo weder § 1367 noch § 1369 ein⸗ 
ſchlägt, von dem Ehemann kraft ſeines Verwaltungsrechts der Geſellſchaft gegenüber aus eigenem 
Recht geltend gemacht werden (RG 15. 3. 29 IL 331/28). 

2. Das Vorhandenſein von Geſchäftsbüchern und Papieren der Geſellſchaft wird in 8 716 
betausgeſetzt Durch dieſe Vorſchrift iſt aber nicht etwa dem geſchäftsführenden Geſellſchafter 
2 Fehlen einer andern Vereinbarung allgemein die Verpflichtung zur Buchführung auferlegt. 
Butt ſolche Verpflichtung iſt im Verhältnis zu den Geſellſchaftern nur anzunehmen, wenn die 

uchführung, wie bei größeren Unternehmungen von längerer Dauer, üblich iſt (RG 103, 72). 
pet ber geſchäftsführende Geſellſchafter Buchungen über die Geſellſchaftsgeſchäfte vorgenommen, 
o darf er ihre Einſicht nicht deshalb verweigern, weil in den Büchern zugleich andere Eintragungen 
ſic befinden. Zur Sicherung gegen Mißbrauch kann ſolchenfalls die Beſchränkung geboten ſein, 
10 as Recht der Einſicht nur durch einen vereideten Bücherreviſor ausgeübt werden darf (NRG 
0 0 73). Die nach handelsrechtlichen, gewerberechtlichen oder ſteuerrechtlichen Vorſchriften 
bilde 38ff. HGB, 88 162 ff. RAbgO v. 13. 12. 19) der Geſellſchaft obliegende Buchführung 

bet ſelbſtverſtändlich eine beſondere Verpflichtung des geſchäftsführenden Geſellſchafters. 
Abſ e auf annehmbare Gründe ſich ſtützender Verdacht genügt (anders HGB a. F. Art 105 


§ 717 
) Die Anſprüche, die den Geſellſchaftern aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe 
gegeneinander zuſtehen, find nicht übertragbar). Ausgenommen find die einem 
ſellſchafter aus ſeiner Geſchäftsführung zuſtehenden Anſprüche, ſoweit deren 
® digung vor der Auseinanderſetzung verlangt werden kann, ſowie die 
> nſprüche auf einen Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem Geſellſchafter 

der Auseinanderſetzung zutommt?)). 

© 1 644 11 657; M 2 613-016; P 2 425. 

1 nenn Geſellſchafter hat grundſätzlich nicht das Recht, eine andere Perſon an ſeine Stelle 


eder 11 sy: f a 
„ur Übertragung der Mitgliedſchaft (vgl. $ 719 A 1), noch der Einzelanſprüche aus dem 
Leſeuschaftsverhallnis. Nicht übertragbar ift das Recht der Verfügung in Geſellſchaftsange⸗ 
Den — Anſpruch des Geſellſchafters auf Teilnahme an ber Geſchäftsführung (58 709ff.), 
8 tun 
ihm Gr 


ſcnſoweng das Recht der Nachprüfung (über das Recht des Ehemanns einer an der Geſell⸗ 

ic 62, 35 90, 20; 95, 231; Gruch 48, 914). Der perſönlichen Natur des Geſellſchaftsverhält⸗ 

ze widerſpricht di Pr Dritten in dieſe Angelegenheiten. Der Anſpruch auf 

auf emangale gung ift felbft dann nicht übertragbar, wenn dem Dritten zugleich der Anſpruch 
e 


®, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 27 
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iſt (RG Gruch 48, 912; 23 1912, 558%). Ganz abgeſehen davon, daß gar nicht feſtſteht, ob die 
Rechnung einen Geſchäftsgewinn oder einen Verluſt ergeben wird, erſcheint es mit dem Weſen 
der Geſellſchaft nicht wohl vereinbar, dritten Perſonen einen Einblick in die geſamten geſchäft⸗ 
lichen Verhältniſſe zu gewähren. Zu beachten iſt, daß § 717 ſich nur bezieht auf die Anſprüche der 
Geſellſchafter untereinander, nicht auf die Anſprüche, die der Geſellſchaft, d. i. den zur geſamten 
Hand verbundenen Geſellſchaftern ($ 718 A 1) zuſtehen, über die demgemäß nur von der Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt, nicht von dem einzelnen, auch nicht teilweiſe ($ 719), verfügt werden kann. Dies 
iſt der Fall bei den Anſprüchen der Geſellſchaft gegen dritte Perſonen. Zweifelhaft kann ſein, 
wie es ſich mit der Übertragbarkeit der Anſprüche des Geſellſchafters gegen einen Mitgeſellſchafter 
auf Leiſtung an die Geſellſchaft verhält. Aber auch hier iſt Unübertragbarkeit der Anſprüche des 
Geſellſchafters anzunehmen, ſoweit es ſich um Leiſtungen handelt, die der Geſellſchaft zufließen 
ſollen, fo daß dieſe in Wirklichkeit als die Berechtigte erſcheint (vgl. 85 705 A 5, 709 A 4). Ins. 
beſondere iſt die Unübertragbarkeit der gegenſeitigen Anſprüche der Geſellſchafter auf Leiſtung 
von Beiträgen anerkannt vom M& 76, 436; Warn 1910 Nr 55; auch DLG Hamburg in Seuff A 
73 Nr 10 (während die Geſellſchaft ſelbſt über die Beiträge verfügen kann, RG 76, 280). Wäre 
die Abtretung wirkſam, jo würde durch Zahlung an den neuen Gläubiger die urſprünglich ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung, die der Geſellſchaftergemeinſchaft dienen ſollte, ihren Inhalt verändern (RG 
76, 436). Das Veräußerungsverbot des § 717 bezweckt jedoch nur den Schutz der andern Geſell⸗ 
ſchafter, alſo beſtimmter Perſonen, nicht den Schutz der Allgemeinheit, es findet deshalb $ 135 
Anwendung, nicht § 134. Die Mitgeſellſchafter find nicht gehindert, auf den durch $ 717 gewährten 
Schutz zu verzichten (RG JW 1919, 9334). Die Vorſchrift kann demgemäß mit Zuſtimmung 
der Geſellſchafter jederzeit, auch ſchon von allem Anfange an im Geſellſchaftsvertrage außer Kraft 
geſetzt werden (RG 23 1921, 617%. Nicht übertragbare Anſprüche find auch nicht pfändbar 
($ 851 ZPO), gehören als ſolche nicht zur Konkursmaſſe ($ 1 KO) und können nicht Gegenſtand 
eines Pfandrechts (F 1274 Abſ 2) oder eines Nießbrauchs ($ 1069 Abſ 2) fein. Das an dem Geſell. 
ſchaftsanteil eingeräumte Pfandrecht (über das Pfändungspfandrecht vgl. § 725) ergreift den 
Anſpruch auf Gewinnanteil und Auseinanderſetzungsguthaben ($ 1274 Abſ 2, $ 717); daraus 
folgt, daß ein ſpäteres unmittelbar an ſolchem Anſpruche durch Pfändung oder Rechtsgeſchaft 
erworbenes Pfandrecht dem älteren Pfandrecht am Geſellſchaftsanteil nachſteht, mag auch der 
bezeichnete Anſpruch gemäß einem inzwiſchen gefaßten Geſellſchaftsbeſchluſſe nur noch auf Heraus” 
gabe beftimmter Gegenſtände gerichtet ſein (RG 67, 331). Da der Pfandgläubiger nicht bie 
Stellung eines Geſellſchafters erhält, kann er keineswegs mit der Haftung für Geſellſchaftsſchulden 
belaſtet werden (RG 60, 130). 

Wegen des Pfandrechts am Geſellſchaftsanteil ſ. $ 725 A 1. Im Geſellſchaftsvertrage kan 
bedungen werden, daß die verbotene Abtretung von Anſprüchen aus dem Geſellſchaftsverhäl n 
das Ausſcheiden des abtretenden Geſellſchafters aus der Geſellſchaft und den Verluſt aller An 
ſprüche an das Geſellſchaftsvermögen zur Folge hat (RG HoldheimsMSchr 1917, 11224). 

2. Ausgenommen von der Nichtabtretbarkeit ſind die in 717 angeführten drei Arten par 
Anſprüchen, welche auf Herausgabe von Vermögenswerten gerichtet find, die aus dem Ge 
ſchaftsvermögen ausgeſchieden und in das Privatvermögen des Geſellſchafters übergefühe 
werden ſollen: a) Anſprüche des Geſellſchafters aus ſeiner Geſchäftsführu 
namentlich auf Erſatz von Aufwendungen (88 713, 669, 670) und auf beſondere Vergütung 5 m 
Dienſten; b) auf einen Gewinnanteil ($$ 721, 722), aber nicht auf beſtimmte En e 
aus der Geſellſchaftskaſſe (fefte Zinſen, Vierteljahrsbezüge), ſofern dieſe von Gewinn und Ver 13: 
unabhängig und zugleich im Einzelfalle tatſächlich durch Gewinn nicht gedeckt find (RG 67, — 
13. 3. 13 JI 587/12; vgl. auch Beſchluß des JS Warn Jahrb. 07 Anhang Nr 1, der die Übertrag 
feſter Bezüge in weiterem Maße geſtattet); e) auf das Auseinanderſetzungsgutha 
(K 733ff., 738740). Hat der Vorerbe Erbſchaftsgegenſtände in eine Geſellſchaft eingebr 
ſo geht der Anſpruch auf das, was dem Geſellſchafter bei der Auseinanderſetzung zukommt er 
$ 2111), auf den Nacherben über (RG Warn 1920 Nr 203). Das Recht auf unmittelbare Entnah b 
der Bezüge aus der Geſellſchaftskaſſe kann niemals abgetreten werden. — Auch die vorſtehe he 
zu b und e bezeichneten Forderungen find nicht zukünftige, ſondern bereits beſtehende A 
(A 60, 130). Der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben kann zwar dem Ve — 
nach erſt geltend gemacht werden, wenn dieſer im Auseinanderſetzungsverfahren zwiſch enfo 
abtretenden Geſellſchafter und den übrigen Geſellſchaftern feſtgeſtellt iſt (R 90, 19). lung 
muß der Forderung des Gewinnanteils die Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter über Felt, 4 
des Gewinns vorhergehen. Das Ergebnis dieſes Verfahrens muß von dem neuen Glau — 
abgewartet werden. Er iſt nicht befugt, ſich in die Verhandlungen einzumiſchen, kann 3 volle 
Rechnungslegung verlangen, noch die gelegte Rechnung beanſtanden oder die von den, 1 — 
ſchaftern gefaßten Beſchlüſſe anfechten. Bevor die Geſellſchafter dieſe Feſtſtellung getroffen * — 
iſt es im ungewiſſen, ob überhaupt ein Gewinn oder ein Auseinanderſetzungsguthaben babe 
kommt. Inſofern handelt es ſich um eine bedingte Forderung (vgl. RG 60, 130). Der 9 
tungsempfänger kann die Forderung nur ſo geltend machen, wie ſie durch den Beſchluß ne 
jelfchafter oder bei Anfechtung des Beſchluſſes infolge dieſer Anfechtung ſich geſtaltet hat 
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98, 320. — In dieſem Urteil wird übrigens bei Abtretung des Geſchäftsanteils einer Geſellſchaft 
m. b. H. ohne den Dividendenanſpruch der Rechtsvorgang ohne zwingenden Grund ſo dar⸗ 
geſtellt, als ob der neue Geſellſchafter den Dividendenanſpruch bei Feſtſtellung durch die Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung für ſich erwerbe, ihn aber ſofort auf den Veräußerer zurückübertrage). Die 
Abtretung äußert jedoch ſchon von der Zeit der Abtretung an darin ihre Wirkung, daß die Leiſtung 
nur noch an den neuen Gläubiger erfolgen kann — welche Wirkung auch gegenüber der Geſell⸗ 
ſchaft im Falle ihrer Kenntnis von der Abtretung eintritt —, daß ferner Verzichte auf die Forde⸗ 
rung oder gleichſtehende Verfügungshandlungen des abtretenden Geſellſchafters unwirkſam ſind 
und daß dieſer, wenn aus feinem Verſchulden der neue Gläubiger durch verzögerte oder un⸗ 
gehörige Feſtſtellung Schaden erleidet, ihm erſatzpflichtig iſt (RG 90, 20, etwas abweichend 98, 
322). Auch die Mikgeſellſchafter können auf Grund des $ 826 wegen ſchädigender Maßnahmen 
rlatpflichtig werden. Zum Nachteil des neuen Gläubigers können fie auch, ſobald die Abtretung 
ihnen bekannt geworden, die geſetzlichen oder vertraglichen Beſtimmungen über Auseinander- 
bung und Gewinnverteilung nicht mehr ändern (NG 91, 431). Mit der Haftung für die Geſell⸗ 
chaftsſchulden wird der Abtretungsempfänger, da er nicht als Geſellſchafter eintritt, nicht belaſtet 
NG 60, 130). Iſt der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben abgetreten, ſo iſt zu be⸗ 
tückſichtigen, daß als Guthaben auch die dem Abtretenden zurückzugewährende Einlage, ſoweit 
ſie nicht durch den Verluſtanteil gemindert iſt, in Anſatz zu bringen iſt (RG 90, 21). — Der Grund- 
gat des 8 717 ſteht dem nicht entgegen, daß die Geſellſchaft die ihr gegen einen Geſellſchafter 
zuſtehenden vermögensrechtlichen Anſprüche an einen andern, insbeſondere zur Befriedigung 
wegen einer Schuld der Geſellſchaft abtreten darf. 

„ 3. Der Geſellſchafter kann mit anderen Perſonen, denen er eine Unterbeteiligung einräumt, 
zige beſondere Geſellſchaft, eine Untergeſellſchaft bilden (NG Warn 1910 Nr 9). Die Unter- 
teiligten treten zu der Hauptgeſellſchaft in keine unmittelbaren Beziehungen. Sie ſind nach 
Maßgabe des Untergeſellſchaftsvertrags nur beteiligt an dem Gewinnanteil und Auseinander- 
bungsguthaben des Mitglieds der Hauptgeſellſchaft, das auf Grund des Geſchäftsergebniſſes 
dieser Geſellſchaft Gewinn und Verluſt mit ihnen zu teilen hat. Nicht verlangen können ſie, daß 
ieſes bei ſeiner Betätigung in den Angelegenheiten der Hauptgeſellſchaft unter Hintanſetzung 
EN Intereſſen dieſer Geſellſchaft — was ein pflichtwidriges Handeln darſtellen würde — dem 
Intereſſe der Unterbeteiligten den Vorzug gibt. a 

8 Die Vorſchriften des $ 717 enthalten nachgiebiges Recht. Die Übertragbarkeit der An⸗ 
00 uche kann über das Geſetz hinaus eingeſchränkt werden ($ 399, vgl. aber $ 851 Abſ 2 3 NRO) 
f erweitert werden; die Mitgliedſchaft der Geſellſchaft kann durch den Geſellſchaftsvertrag 
A 2. Agbar gemacht werden (RG 92, 163; Krückmann in IheringsJ 74, 70; vgl. § 719 A 2, 8 736 


8 718 
di, Die Beiträge der Geſellſchaftere) und die durch die Geſchäftsführung für 
2 Geſellſchaft erworbenen Gegenſtände?) werden gemeinſchaftliches Ver⸗ 
gen der Geſellſchafter (Geſellſchaftsvermögen) b) e). 
Ge u dem Geſellſchaftsvermögen gehört auch, was auf Grund eines zu dem 
Be haftsvermögen gehörenden Nechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
d ſchadigung oder Entziehung eines zu dem Geſellſchaftsvermögen gehören 
1 Gegenſtandes erworben wird“). 
1 631 of 4 JI 658; M 2 699; P 2 425—434. 
id) ai Geſellſchafter find Träger der Rechte und Verpflichtungen der Geſellſchaft, des geſell⸗ 
ebenes en petvermögeng, des e ee Ein 91 den e ver⸗ 
ihrer a techtsſubjekt (juriftifche Perſon) ift nicht vorhanden. Die Geſellſchafter haben kraft 
gebtinn. gehörigkeit zur Geſellſchaft Anteil an dem ungeteilten Gefelichaftsvermögen. An ſich 


eine 3 

dern get Damit iſt aber ein der Quote entſprechender feſter Anteil an den zum Geſellſchafts⸗ 
für ſi gen gehörigen Gegenſtänden nicht gegeben. Die Quote iſt nur eine Rechnungsgröße, die 
im une allein den Umfang des Rechtes nicht erkennen läßt. Bis zur Auseinanderſetzung ift völlig 
was chewiſſen, wie weit tatſächlich der Anteil des Geſellſchafters an dieſen Gegenſtänden reicht, 
und cane Prüfung der ſämtlichen aus dem Geſellſchaftsverhältnis ſich ergebenden Anſprüche 
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510 ff.; Oertmann Vorbem 4% vor $ 705). Darüber, daß ihm auch die Verfügung über“ ſeinen 
Anteil am Geſellſchaftsvermögen regelmäßig verſagt ift, ſ. 9 719 A 2. Anderſeits erſtreckt ſich der 
Anteil, ohne daß er durch die Höhe der Quote begrenzt wird, auf das geſamte Geſellſchaftsver⸗ 
mögen. Er iſt nur beſchränkt durch das Beſtehen der Rechte der anderen Geſellſchafter. Fallen 
die Anteile der anderen Geſellſchafter weg, ſo wachſen deren Anteile ihm an. Wegen dieſes geſetz⸗ 
lichen Zuwachsrechts iſt, wenn ein Geſellſchafter aus einer Geſellſchaft ausſcheidet ($ 737), 
hinſichtlich der zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen, der fortbeſtehenden Geſellſchaft verblei⸗ 
benden Vermögensſtücke zum Übergang des Eigentums eine beſondere Übertragungshandlung, 
insbeſondere bei Grundſtücken die Auflaſſung nicht erforderlich (88 925 A 4, 738 A 2). Träger 
der im Geſellſchaftsvermögen vereinigten Rechte und Verbindlichkeiten ſind hiernach die Geſell⸗ 
ſchafter nicht als Einzelperſonen, ſondern in ihrer Vereinigung. Das Geſellſchaftsvermögen 
wird bei dieſer Gebundenheit an die Geſamtheit der Geſellſchafter zu einer von dem freien Privat- 
vermögen der einzelnen Geſellſchafter geſonderten rechtlichen Einheit: Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand (vgl. 8$ 2032 ff., Erbengemeinſchaft, $$ 1442, 1483, 1519, 1549, eheliche Gütergemeinſchaft, 
$$ 105, 161 HG, offene Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft); die Gemeinſchaften 
zur geſamten Hand find aber nicht in allem gleichgeregelt (G 60, 129; über die rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion des Verhältniſſes ſ. Oertmann Vorbem 4 vor $ 705). Wegen der Selbſtändigkeit des 
Geſellſchaftsvermögens können perſönliche und dingliche Rechtsverhältniſſe zwiſchen den zur ge⸗ 
ſamten Hand verbundenen Geſellſchaftern einerſeits und einem einzelnen Geſellſchafter ander⸗ 
ſeits beſtehen (RG 32, 256). Bei der Verſchiedenartigkeit des Miteigentums nach Bruchteilen 
und des geſamthänderiſchen Miteigentums iſt zur Umwandlung des einen Miteigentums in das 
andere die Auflaſſung des Grundſtücks zu erfordern (RG 54, 103; 56 S. 96, 206 u. 432; 57, 432 
65, 232; 68, 417; 76, 413). Ein geſamthänderiſches Miteigentum an einem Grundſtück, das au 
den Namen der Geſellſchafter als Miteigentümer zu Bruchteilen eingetragen ift, entſteht nicht ſchon 
dadurch, daß das Grundſtück von ihnen in die Geſellſchaft eingebracht wird, auch nicht dadurch, 
daß die Geſellſchafter, die ſich als Miteigentümer haben eintragen laſſen, das Grundſtück un 
vornherein für die Geſellſchaft erworben haben. Die Grundſtücke müſſen auf die Namen 15 
einzelnen Geſellſchafter unter Angabe des Geſellſchaftsverhältniſſes ($ 48 GBO) eingetrag 
werden, die Geſellſchafter müſſen klagen und verklagt werden (88 714 A 4, 54 A 1); vgl. andere 
$ 124 HGB, 8 50 Abs 2, 735 ZPO. Über den Beſitz an gemeinſchaftlich erworbenen Sache 
ſ. RG Warn 1927 Nr 55. Es gibt keinen Geſellſchaftskonkurs (betr.); vgl. $ 213 KO. 


2. Das Geſellſchaftsvermögen umfaßt nicht nur die dinglichen Rechte, ſondern auch 5 
ſchuldrechtlichen Anſprüche, wie die Anſprüche gegen Dritte aus den für die Geſellſchaft von ihr l 
Vertretern geſchloſſenen Rechtsgeſchäften (anders anſcheinend Planck A 1 A b). Zu dem Goſel 11 
ſchaftsvermögen iſt auch zu rechnen der Anſpruch gegen die Geſchäftsführer, daß ſie die dige; 
im eigenen Namen erworbenen Gegenſtände in das Geſellſchaftsbermögen überführen ( Mt is 
vgl. § 714 A 3). Als ein Erwerb „für die Geſellſchaft“ ift, was das innere Rechtsverh ben 
betrifft, ein Erwerb der Geſellſchafter ſchon dann anzusehen, wenn fie für die Geſellſchaft ae f 
erwerben wollen, ohne daß es darauf ankommt, ob dieſer Wille dem Veräußerer kundgegebe che- 
(R 24. 1. 14 V 444/13; . namentlich Enneccerus § 399 A 2). Iſt es auch zum dinglichen Re auf 
erwerb für die Geſellſchaft nicht gekommen, ſo gebührt ihr doch der ſchuldrechtliche Anſpruch 
Herſtellung dieſes Zuſtandes. ie Ihr 

3. Die entrichteten Beiträge gehören zum Geſellſchaftsvermögen. Aber auch ſchon die um 
ſprüche auf die Beiträge und die Entſchädigungsanſprüche wegen ihrer Nichtleiſtung Rn be 
Geſellſchaftsvermögen zu rechnen. Unzweifelhaft ift, daß dieſe Ansprüche nach Beſtimmun 410 
Geſellſchaftsvertrags zu Beſtandteilen des Geſellſchaftsvermögens gemacht werden ne Haft 
54, 297; Warn 1910 Nr 435). Im übrigen wird vielfach angenommen, daß die Gemen Heese 
zur geſamten Hand hier noch nicht wirkſam ſei, ſondern erſt die geleiſteten Beiträge erfaſſe. n ſie 
Auffaſſung, der früher auch das Reichsgericht zuneigte, kann nicht gebilligt werden. ÖL ngen 
ſprechen der Ausdruck des Geſetzes ($ 705 A 6), fein Grundgedanke und praktiſche 105 pal. 
(ſo auch Gierke, Dernburg, Enneccerus, Kipp, Kohler, Kiſch u. a., ſowie jetzt RG 76, liche auf 
auch RG 100, 166; 111, 83; JW 1911, 80916; 11. 2. 25, V 112/24). Gerade die lu gens. 
die Beiträge bilden in den meiften Fällen die erſten Beſtandteile des Geſellſchaftsver Geſell⸗ 
Die Geſchäftsführer haben die Beiträge einzuziehen. Die Zwangsvollſtreckung in Iſchafter 
ſchaftsvermögen kann auf die Beitragsforderungen erſtreckt werden. Der einzelne Geſe ir nicht 
ſchuldet ſelbſtverſtändlich ſeinen Beitrag voll, nicht etwa nur zu dem Teile, zu wel stoffe ger 
ſelbſt am-Geſellſchaftsvermögen Anteil hat. Der Beitrag muß voll in die Geſellſchafts 
langen; er kann gegen die Geſellſchaft voll beſchlagnahmt werden. der eines 

D 


4. Als Erwerb auf Grund eines Rechtes kommen in Betracht Früchte einer Sache leitungen 
Rechtes, Zinſen (88 99, 100) und ſonſtige Erweiterungen eines Rechtes, ſowie die Ge ge dot 
aus einem Veräußerungsgeſchäft (RG 67, 331), als Erſatz: Schadenserſatz, Verſicherun 5 Klaſſe 
Enteignungspreis. Das bedingte Anrecht des Erwerbers eines Lotterieloſes zur . Heſtandteil 
auf dieſelben Losnummern der folgenden Klaſſen iſt bei einer Lotte rie geſellſchaft Bel 
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des Geſellſchaftsvermögens. Wird auf Grund dieſes Anrechts das neue Los erworben, ſo trifft 
Abſ 2 zu (RG JW 04, 36025; RGSt 43, 56; vgl. noch § 727 A 1 a. E.). 
5. Belaſtet wird das Geſellſchaftsvermögen durch die Geſellſchaftsſchulden. Sie entſtehen 
in ber Regel aus Verträgen der Geſchäftsführer ($ 714). Die Geſellſchafter haften hierfür mit 
dem Geſellſchaftsvermoögen und zugleich mit ihrem Privatvermögen als Geſamtſchuldner (§ 427), 
falls nicht bloß eine anteilige Haftung (§ 420) oder eine auf das Geſellſchaftsvermögen beſchränkte 
Haftung vereinbart iſt. Die in letzterer Beziehung für nicht rechtsfähige Vereine geltenden Grund⸗ 
ſätze (8 54 A 2) ſind nicht ohne weiteres auf Geſellſchaften anwendbar. Der Umſtand allein, daß 
nach dem Geſellſchaftsvertrage für die Geſellſchaftsſchulden nur das Geſellſchaftsvermögen ver⸗ 
haftet ſein ſoll, reicht, auch wenn dieſer Umſtand dem Geſchäftsgegner bekannt war, zur Aus⸗ 
ſchließung der perſönlichen Haftung nicht aus, da eine weitergehende Ermächtigung des Vertreters 
beſtehen kann (vgl. $ 714 A 2). Möglich ift es, eine die perſönliche Haftung ausſchließende Ver⸗ 
einbarung darin zu finden, daß die Schuld ausdrücklich als Schuld der Geſellſchaft eingegangen 
wird. Die geſanmitſchuldneriſche Haftung greift im Zweifel auch für Vertragsſchulden Platz, die 
eme teilbare Leiſtung zum Gegenſtand haben ($ 427). Eine Geſellſchaftsſchuld mit perſönlicher 
Haftung der Geſellſchafter kann ferner darin ihren Grund haben, daß die Geſellſchafter für das 
rechtswidrige Tun des Geſchäftsführers einſtehen müſſen oder ihnen ſelbſt eine unerlaubte Hand⸗ 
lung zur Laſt fällt ($$ 830, 831, 833, 836). Eine nur das Geſellſchaftsvermögen treffende Geſell⸗ 
ſchaftsſchuld kann aus ungerechtfertigter Bereicherung entſtehen. In ganz gleicher Weiſe wie bei 
Geſellſchaftsſchulden wird das Geſellſchaftsvermögen belaſtet, wenn es ſich um eine Privatſchuld 
der lämtlihen Geſellſchafter handelt. Inſofern befteht zwiſchen Geſellſchaftsgläubigern und 
Frivatgläubigern kein Unterſchied. Die Privatgläubiger können, ohne daß ſie vorher die Geſell⸗ 
ſchaft zu kündigen brauchen (anders bei der offenen Handelsgeſellſchaft, $ 135), ſich unmittelbar 
auf Grund eines gegen alle Geſellſchafter erwirkten Urteils (§ 736 ZPO) an das Geſellſchafts⸗ 
(nano halten (vgl. über Zwangsvollſtreckung in den Geſchäftsanteil der einzelnen Geſell⸗ 
after $ 725). f 
6. Geſellſchaft ohne Geſellſchaftsvermögen. Die Geſellſchaft als Schuldverhältnis beſteht 
ſchon vor Bildung des Geſellſchaftsvermögens. Hat die Geſellſchaft den Zweck, ein Vermögens 
ck erſt zu erwerben, z. B. ein Lotterielos, ſo entſteht das Geſellſchaftseigentum erſt mit dem 
werbe des Loſes, im übrigen iſt die Geſellſchaft mit dem Vertragsabſchluſſe wirkſam (RG 
0 5. 05; Banz 1, 348). Nach dem Vorbilde der ſtillen Geſellſchaft (88 335 ff. HG) find auch 
Aurgerliche Geſellſchaften, ohne die Abſicht, ein Geſellſchaftsvermögen zu bilden, denkbar, RG 80, 
2717 Warn 1915 Nr 207 (Innengeſellſchaften); ein Geſellſchafter führt nach außen die Geſchäfte 
110 eigenen Namen (vgl. RG JW 03 Beil 1654; Warn 1909 Nr 403). Die vereinbarten Beiträge 
önnen in das Privatvermögen des einen Geſellſchafters fließen, mit deſſen Mitteln das Unter⸗ 
D für Rechnung ſämtlicher im Innenverhältnis beteiligter Geſellſchafter betrieben wird. 
tejer Weſellſchafter erſcheint nach außen hin als der allein Berechtigte und Verpflichtete (Ach 23 
G5 75 81%, vgl. RG 77, 226/7). Eine Rechtsvermutung für das Beſtehen der regelmäßigen 
eſellſchaftsform kann nicht anerkannt werden (RG JW 05, 71910; ungenau vorangef. RG JW 03). 


§ 719 
Ein Geſellſchafter kann nicht über ſeinen Anteil an dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen ) und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügens); 
er iſt nicht berechtigt, Teilung zu verlangen‘). 1 
S egen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört, kann der 
uldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zuſtehende Forde⸗ 
ng aufrechnen. 
EI 645 II 058; M 2 615; P 2 425—437. 
88 1. Das Rechtsverhältnis der geſamten Hand wird namentlich durch die Vorſchriften der 
it 719, 725 Abſ 2, 738 Abſ 1 Satz 1 ausgeſtaltet. Der Anteil am Geſellſchaftsvermögen 
m eine aus der Mitgliedſchaft entſpringende, rechneriſch nicht beſtimmte Mitberechtigung. Noch 
ehr it dies der Fall bei den Anteilen an den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Sachen oder 
der denn (bat. $ 718 A 1). Dieſes Rechtsverhältnis fteht in vollem Gegenſat zu den Vorſchriften 
0 SS 741 fl. über Bruchteilsrecht und Bruchteilseigentum. Die ſämtlichen Geſellſchafter bilden 
guk; Einheit, deren Wille allein für das Geſellſchaftsvermögen entſcheidend iſt. Das Geſamt⸗ 
N; Ar den einzelnen „wie wenn es fremdes Vermögen wäre“ (Sohm). 
Über Der Geſellſchafter kann, wie er feine Mitgliedſchaft nicht übertragen kann ($ 717 A 1) auch 
en untrennbar hiermit verbundenen Geſellſchaftsanteil, der die ſachliche Grundlage der 
9 20 godſchaft bildet, nicht verfügen (RG Seuffü 83 Nr 109; anders bei der Erbengemeinſchaft, 
es SB). Die verbotswidrige Verfügung ift indes nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam im Sinne 
3135 (og, 9717 A 1). Die Unwirkſamkeit beſteht demgemäß nur der Geſellſchaft, nicht anderen 
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Perſonen, gegenüber; dem Vertragsgegner iſt der Geſellſchafter durch den Abtretungsvertrag 
gebunden (RG 92, 398; 93, 294). Mit Zuſtimmung der übrigen Geſellſchafter kann er über 
einen Anteil am Geſellſchaftsvermögen wirkſam verfügen (nch 1. 10. 09 11 711/08). Ob der 
Abtretung des Geſellſchaftsanteils nicht wenigſtens die beſchränkte Wirkung zuzugeſtehen iſt, 
daß fie die Rechte auf den Gewinnanteil und das Auseinanderſetzungsguthaben ($ 717) über⸗ 
trägt, ift Auslegungsfrage (vgl. $ 725 A 1). Durch Geſellſchaftsvertrag kann außerdem die 
Mitgliedſchaft und damit auch der Geſellſchaftsanteil uneingeſchränkt oder unter Beſchränkungen 
für übertragbar erklärt werden. Die Beſtimmung des § 719 iſt inſofern nachgiebiger Natur 
(NG 26. 4. 18 JI 33/18; |. auch $ 717 A 4). Die Wirkſamkeit der Übertragung kann von der 
Zuſtimmung der Geſellſchaft oder eines von dieſer gebildeten Beirats abhängig gemacht werden. 
In ſolchem Falle wirkt die nachträgliche Zuſtimmung in Ermanglung einer anderen Beſtimmung 
auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. Die Rückwirkung wird nicht dadurch 
gehindert, daß der übertragende Geſellſchafter inzwiſchen verftorben iſt. Sie hat die Bedeutung, 
daß, wenn ſchon der in der Vergangenheit liegende tatſächliche 1925 nicht geändert werden 
kann, rechtlich die Übertragung der Mitgliedſchaft bereits zu der früheren Zeit als bewirkt anzu⸗ 
ſehen iſt (NG Warn 1914 Nr 179). Sit als Mitglied eines Konſortiums eine Firma beteiligt, 
ſo wird das im Konſortialvertrage aufgeſtellte Erfordernis, daß es zur Übertragung des Anteils 
außer der Eintragung in das Konſortialenbuch noch der Zuſtimmung des Beirats bedürfen fol, 
nach kaufmänniſchem Brauche dahin zu verſtehen ſein, daß dieſe Zuſtimmung entbehrlich, falls 
das Geſchäft mit Firma veräußert wird (RG Warn 1918 Nr 79). Iſt die Mitgliedſchaft über⸗ 
tragbar, fo wird doch allein durch den Abſchluß des Übertragungsvertrags der Eintritt des 
Erwerbers in die Geſellſchaft noch nicht herbeigeführt. Es iſt weiter erforderlich, daß die übrigen 
Geſellſchafter ausdrücklich oder ſtillſchweigend ihn als Mitgeſellſchafter aufnehmen (f. hierüber 
und die damit zuſammenhängenden Fragen der Schuldenhaftung und der Notwendigleit 
der Auflaſſung (RG Warn 1931 Nr 51 und 88 736 A 2, 718 A 1). Ein Pfandrecht oder Nieß⸗ 
brauch kann an einem Geſellſchaftsanteil immer nur inſoweit beſtellt werden, als die Übertragung 
zuläſſig iſt. Eine Ausnahme iſt es, daß der Gläubiger eines Geſellſchafters im Zwangsvollſtreckungs. 
verfahren zur Pfändung berechtigt ift ($ 725 Al) und daß im Konkursverfahren ($ 728 Al) 
das Verfügungsrecht über den Geſellſchaftsanteil auf den Konkursverwalter übergeht. Wegen 
der Verpfändung ſ. $ 725 A 1.— Als eine Forderung gegen die Geſellſchaft darf der Geſellſchafts⸗ 
anteil, in welchem ſich die verſchiedenſten aus der Mitgliedſchaft entſpringenden Rechte, insbe⸗ 
ſondere ein dem Miteigentum naheſtehendes dingliches Verfügungs⸗ und Nutzungsrecht ver- 
körpern, nicht aufgefaßt werden. Auf die Verpfändung des Geſellſchaftsanteils findet dem 
gemäß 9 1280 keine Anwendung, ſondern die allgemeine Vorſchrift des $ 1274. Zur Wirkſam⸗ 
keit der Verpfändung iſt Anzeige an die Geſellſchaft nicht unbedingt erforderlich (RG 57, 410. 
3. Der Geſellſchafter kann ferner nicht über ſeinen Anteil an den zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörigen Sachen oder Rechten verfügen. Es folgt dies mit einer ſolchen Notwendigkeit aus 
dem Grundgedanken der Gemeinſchaft zur geſamten Hand (vgl. § 718 A 1), daß hieran au 
durch eine Vereinbarung der Geſellſchafter nichts geändert werden kann. Die Ge meinſcha 
zur geſamten Hand beruht eben darauf, daß nur die zu einer Einheit verbundene Geſamthen 
der Geſellſchafter über die Vermögensſtücke verfügen kann. Der einzelne Geſellſchafter ha 
keinerlei Verfügungsmacht, auch nicht zu einem Teile. Über eine zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörige Forderung kann er weder durch Einziehung, Mahnung, Kündigung, noch durch Stun 
dung, Erlaß, Abtretung oder eine ſonſtige Anderung des Schuldinhalts verfügen. Eine dem 
zuwiderlaufende Verfügungshandlung ift gänzlich unwirksam (vgl. Rc 93, 294). Die Verfügung 
kann immer nur von der Geſamtheit der Geſellſchafter getroffen werden. Darüber, daß ber 
einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung auch nicht zur Aufrechnung verwenden kann, 
ſ. A4. Die Eintragung einer Hypothek auf den Grundſtücksanteil des Geſellſchafters iſt ee 
$ 1114 unzuläſſig, fie kann auch durch die Zuſtimmung der Mitgeſellſchafter nicht zuläſſig wende, 2 
(KG in RIA 3, 43). Unbenommen ift es dem Geſellſchafter, eine Verpflichtung zur Vornaßeg. 
einer Verfügung einzugehen, da hierdurch nicht das Geſellſchaftsvermögen, ſondern der Geſe 4 
ſchafter perſönlich gebunden wird. Daraus, daß über die einzelnen zum Geſellſchaftsvermege 
gehörigen Gegenſtände nur die Geſamtheit der Geſellſchafter verfügen kann, folgt nicht, daß 
Verfügung von ſämtlichen Geſellſchaftern nur einheitlich durch denſelben Rechtsvorgang arg 
werden könnte. Es iſt deshalb auch nicht erforderlich, daß die Klage, durch welche eim ei 
einzelnen Geſellſchaftsgegenſtänden geltend gemacht wird, gegen ſämtliche Geſellſchafter gie 3 
1119888 192 1 auch hinſichtlich der Geſamthandsklage gegen Miterben jetzt RO 98, 7 
7 7 5 1 PT 
4. Der Ausſchluß des Teilungsanſpruchs ($ 749) bezüglich der einzelnen zum Gesellschaft, 
vermögen gehörigen Gegenſtände gehört zum Weſen der geſamthändigen Berechtigung „NG 5 
232). Eine gegenteilige Vereinbarung iſt ungültig. Der Geſellſchafter ann nur berlauge 
daß nach Auflöſung der Geſellſchaft eine Auseinanderſetzung ſtattfindet, die ſich grundſeten 
(vgl. jedoch $ 730 A3) auf das ganze Geſellſchaftsvermögen erſtreckt. Während beftehen"r 
Geſellſchaft hat er nur einen Anſpruch auf Teilung des Gewinns nach näherer Beſtimmung 
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des Geſellſchaftsvertrags. In dem Vertrage kann beſtimmt ſein, daß gewiſſe Einnahmen ohne 
Aufſtellung einer Geſamtrechnung über die Einnahmen und Ausgaben ſogleich nach ihrem Ein⸗ 
gang beſonders zur Teilung zu bringen ſind. Der Anſpruch auf Teilung kann nur gegen die fämt- 
lichen übrigen Geſellſchafter erhoben werden (vgl. $ 730 A 3 a. E.). Sind durch ſchuldhaftes 
Verhalten eines Geſellſchafters die Einnahmen verkürzt worden, ſo kann ein Mitgeſellſchafter 
aller Regel nach nur auf Leiſtung von Erſatz an die Geſellſchaft, nicht auf Auskehrung ſeines 
Anteils an dem Schadenserſatzbetrage klagen. Desgleichen kann der einzelne Geſellſchafter, 
wenn abrede mäßig die Einnahmen aus dem von einem Geſellſchafter für Rechnung der Gejell- 
ſchaft auf eigenen Namen geſchloſſenen Geſchäft ſogleich geteilt werden ſollen, beim Fehlen einer 
unzweideutigen anderen Vereinbarung nur die Abführung der Einnahmen an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe, nicht unmittelbar die Auszahlung ſeines Anteils verlangen (RG 30. 11. 07 174/07). 

5. Die Verſagung der Aufrechnung folgt gleichfalls aus dem Geſamthandverhaltniſſe ($ 387). 
Die Aufrechnung gegen eine Geſellſchaſtsforderung ſeitens des Schuldners mit einer Privatfor- 
derung gegen den einzelnen Geſellſchafter iſt auch nicht zulaſſig hinſichtlich des Anteils dieſes Gejell- 
ſchafters an der Geſellſchaftsforderung, da ein beſtimmter Anteil vor der Auseinanderſetzung nicht 
vorhanden iſt. Der Geſellſchafter darf ferner, ſelbſt wenn er an ſich zur Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft berechtigt iſt, über eine Geſellſchaftsforderung nicht verfügen, um damit aufrechnungsweiſe 
feine Privatſchuld zu tilgen. Er kann auch nicht mit feinem Anteil an der Geſellſchaftsforderung 
aufrechnen, weil ein ſolcher Anteil eben nicht beſteht. Um die Aufrechnung zu ermöglichen, müßte 
die Forderung ſeitens der Mitgeſellſchafter ihm abgetreten werden. Die bloße Zuſtimmung 
der Mitgeſellſchafter zur Aufrechnung (wenn ſie nicht im Sinne der Abtretung erfolgt) würde 
nicht genügen (RG 10, 47; 23 1907, 427; Warn 1917 Nr 136 OLG 6, 25). Aufrechenbar 
iſt aber gegen eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderung eine dies Vermögen belaſtende 
Gegenforderung. Dazu gehört auch eine Gegenforderung, die dem Schuldner gegen alle Geſell⸗ 
ſchafter als Olfen, wenn auch aus einem außergeſellſchaftlichen Grunde, zuſteht (vgl. 
$ 718 A 5). In gleicher Weiſe ift, wenn der Geſellſchafter wegen einer ſolchen Schuld in An⸗ 
ſpruch genommen wird, ihm nicht nur die Aufrechnung mit ſeiner Privatforderung geſtattet 
(RG 11,118), ſondern auch die Aufrechnung mit einer Geſellſchaftsforderung, vorausgeſetzt, 
daß er zur Vertretung der Geſellſchaft befugt iſt. Die Aufrechnung mit der Privatforderung 
eines Mitgeſellſchafters iſt ſelbſtverſtändlich ihm niemals geſtattet. Kaum der Hervorhebung 
bedarf es, daß der von dem Geſellſchafter wegen einer Privatforderung belangte Dritte ſeinen 
Anſpruch aus der perſönlichen Haftung des Geſellſchafters, ebenſo wie er ihn klage weiſe geltend 
machen kann, auch verteidigungsweiſe zur Aufrechnung gegen die Privatforderung benutzen kann. 
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Die Zugehörigkeit einer nach $ 718 Abſ 1 erworbenen Forderung zum Gefell- 
ſchaftsvermögen hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn 
er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 55 406 bis 408 
finden entſprechende Anwendung!). 

e n 658 Abs 3; P 2 484 ’ 

1. Auf den Schutz des gutgläubigen Schuldners ift in den 89 406 —408 inſofern Rückſicht 
genommen, als ihm aus der Unkenntnis von dem Übergang der Forderung auf einen anderen 
Gläubiger kein Nachteil erwachſen ſoll. Dieſer Schutz iſt durch § 720 dahin erweitert, daß es 
dem Schuldner auch nicht ſchaden ſoll, wenn er zwar weiß, daß die Forderung auf mehrere Gläu- 
biger übergegangen iſt, aber keine Kenntnis davon hat, daß dieſe Gläubiger zu einer Geſamt⸗ 
handgemeinſchaft verbunden ſind, infolge deren der einzelne nicht, wie es bei einer 1 
Gemeinſchaft der Fall iſt, einen beſtimmten Anteil an der Forderung hat. Die Geſellſchafter 
müſſen deshalb, was die Leiſtung des gutgläubigen Schuldners an den einzelnen Geſellſchafter, 

as gegen ihn verwirkte rechtskräftige Urteil und die ihm gegenüber erklärte Aufrechnung (. 
$ 406) betrifft, dieſe Rechtshandlungen zu dem Anteile, der dieſem Geſellſchafter nach $ 420 
zuſtehen würde, gegen ſich gelten laſſen. Die Kenntnis des Schuldners hat die Geſellſchaft zu 
beweiſen. — Ebenſo $$ 1473 Abſ 2, 2019 Abſ 2, 2041. 


8 721 
Ein Geſellſchafter kann den Nechnungsabſchluß und die Verteilung des 
ewinns und Verluſtes erſt nach der Auflöſung der Geſellſchaft verlangen. 
Iſt die Geſellſchaft von längerer Dauer, ſo hat der Nechnungsabſchluß und 
ie Gewinnverteilung im Zweifel am Schluſſe jedes Geſchãäftsjahres zu er⸗ 
folgen !) 2). 
E 1 646 II 669; M 2 616; P 2 437. 
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1. Über die Art der Rechnungsaufſtellung und der ſich anſchließenden Gewinnverteilung 
ſind für die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes keine Vorſchriften gegeben. Es iſt insbeſondere 
nicht, wie in $ 121 HGB, vorgeſchrieben, daß vor der Gewinnverteilung die Einlagen (Kapital- 
anteile) der Geſellſchafter zu verzinſen ſind. Hinſichtlich der Zeit der Rechnungslegung während 
des Beſtehens des Geſellſchaft begnügt ſich das Geſetz mit der Auslegungsregel, daß bei Geſell⸗ 
ſchaften „von längerer Dauer“ Rechnungslegung und Gewinnverteilung am Schluſſe eines 
jeden Geſchäftsjahrs gewollt iſt. Dem Willen der Parteien wird es hier meiſt entſprechen, daß 
auch nach Ablauf des erſten Geſchäftsjahrs, wenn die Beendigung der Geſellſchaft in verhältnis⸗ 
mäßig nicht zu langer Zeit zu erwarten iſt, die Rechnungslegung bis zu dieſem Zeitpunkte, ſofern 
nicht erhebliche Intereſſen hierdurch verletzt werden, hinausgeſchoben werden kann. Sind bereits 
zwei Geſchäftsjahre verſtrichen, fo wird nur ausnahmsweise eine weitere Hinausſchiebung der 
Rechnungslegung als im Willen der Parteien liegend angenommen werden können. Über die 
Rechnungslegung nach Auflöſung der Geſellſchaft ſ. $ 730 A g. 

2. Nach dem Inhalt des Geſellſchaftsvertrags — wobei es namentlich darauf ankommt, ob 
die Geſellſchaft den Zwecken des Erwerbs oder vorwiegend idealiſtiſchen Beſtrebungen dient — 
iſt zu beſtimmen, ob und inwieweit der Geſellſchafter ein Recht auf Auszahlung des bei richtiger 
Rechnungsaufſtellung ſich ergebenden Gewinnanteils hat. Auf dieſer Grundlage iſt weiter zu 
prüfen, ob er etwa nach der geſchäftlichen Lage die Zurückbehaltung des Gewinns zur Verſtärkung 
des Betriebskapitals oder als Rücklage für beſondere Bedarfsfälle ſich gefallen laſſen muß. So⸗ 
fortige Auszahlung des Gewinnanteils je nach Erledigung der einzelnen Geſchäfte kann verein⸗ 
bart werden (RG 95, 147 a. E.). Auszahlungen, die keinen Gewinn darſtellen, dürfen nur 
mit Zuſtimmung aller Geſellſchafter erfolgen. Iſt eine Geſellſchaft nur zur Verwertung eines 
Warenlagers gegründet, ſo können bei längerer Dauer der Abwicklung die mit Kapitaleinlagen 
Beteiligten von dem geſchäftsführenden Geſellſchafter dem Fortſchreiten der Verwertung ent⸗ 
ſprechend Teilausſchüttungen verlangen (RG 6. 5. 27 II 437/26). 


8222 
Sind die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſte nicht be- 
ſtimmt !), fo hat jeder Geſellſchafter ohne Nückſicht auf die Art und die Größe 
ſeines Beitrags einen gleichen Anteil am Gewinn und Verluſte. 
Iſt nur der Anteil am Gewinn oder am Verluſte beſtimmt, ſo gilt die Be⸗ 
ſtimmung im Zweifel für Gewinn und Verluft?). 
EI 647 II 860; M 2 616; P 2 437. 


1. Das Geſetz ſtellt — abgeſehen von der Auslegungsregel des Abſ 2 — die Vermutung 1 
daß die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſt die gleichen ſind. Es handelt ſi A 
hierbei nicht um eine Auslegungsregel, ſondern eine ergänzende Vorſchrift. Die Beweislast 
für eine abweichende Vereinbarung fällt der Partei zu, die dies behauptet. Unter Gewinn (Ver⸗ 
luſt) iſt nicht nur an den Gewinn zu denken, der während beſtehender Geſellſchaft als Überſchuß 
der Einnahmen über die Ausgaben zur Verteilung zu bringen iſt, ſondern in weiterem ir 
auch an den Gewinn, der nach dem geſchäftlichen Endergebnis bei der nach Auflöſung der ar 
ſchaft vorzunehmenden Auseinanderſetzung ſich als Überſchuß des Vermögensſtandes über die 
Einlagen der Geſellſchafter herausſtellt. Dieſer Überſchuß gebührt den Geſellſchaftern u 
Verhältnis ihrer Anteile am Gewinn ($ 734). In Einklang hiermit ſteht die Vorſchrift des 9 7 2 
daß der bei der Auseinanderſetzung ſich ergebende Fehlbetrag nach dem für Verteilung des Ve! ; 
luſts vorgeſchriebenen Verhältnis von den Geſellſchaftern zu tragen iſt. Da die Regel der Er 
heit ſowohl für die Anteile am Verluſt wie am Gewinn gilt, fo ergibt ſich der Satz, daß auch ii 
Gleichheit der Geſellſchaftsanteile zu vermuten ift, was im Falle der Übertragbarkeit des Selen 
ſchaftsanteils (vgl. $ 719 A2) auch für den Nachfolger von Bedeutung iſt. Ohne Einfluß 135 
die geſetzliche Regel iſt die ungleiche Höhe der Geſellſchafterbeiträge, was allerdings bei der 9 90 
einanderſetzung inſofern berückſichtigt wird, als den Geſellſchaftern zuvörderſt ihre ae 
zurückzuerſtatten find, Nur den gleichen Anteil wie die übrigen erhält mangels anden 
Vereinbarung auch der Geſellſchafter, auf deſſen alleiniger Tätigkeit der Gewinn beruht (4 — 
JW 09, 160°). Über die Verteilung von Gewinn und Verluſt können die Geſellſchafter 77 
beſondere Vereinbarung treffen (vgl. HGB 88 121, 168, 336). Unvereinbar mit der i © 
eines „gemeinſamen Zweckes“ (§ 705) erſcheint bei einer Erwerbsgeſellſchaft — im e 
zu Geſellſchaften mit idealen Zwecken — die Beſtimmung, daß ein Geſellſchafter an dem Gewi ei 
keinerlei Anteil haben ſoll (societas leonina; vgl. RGS 3,9; Dertmann A 2); es wird 17 1 
eine Schenkung vorliegen. Dagegen iſt es ſtatthaft, einen Geſellſchafter von der vs 55 = 
am Verluſte zu befreien oder ihm einen beftimmten Mindeſtgewinn zuzuſichern (vgl. $ 705 — 
Der Anſpruch auf den Gewinnanteil unterliegt der allgemeinen Verjährung von 30 1 
nicht der kürzeren Verjährung des § 197. Der Gewinnanteil fällt, da feine Entſtehung 
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ungewiſſen Vorausſetzungen abhängt, nicht unter den Begriff der regelmäßig wiederkehrenden 
Leiſtungen (RG 88, 46). 

2. Die Vorſchrift des Abſ 2 entſpricht dem regelmäßigen Parteiwillen. Was für den 
Anteil am Gewinn beſtimmt iſt, ſoll, wenn nicht ein anderer Wille erhellt, auch für den Anteil 
am Verluſt gelten und umgekehrt. 


8 723 

1) Iſt die Geſellſchaft nicht für eine beſtimmte Zeit eingegangen, ſo kann 
jeder Geſellſchafter ſie jederzeit kündigen?). Iſt eine Zeitdauer beftimmt?), 
fo iſt die Kündigung vor dem Ablaufe der Zeit zuläſſig, wenn ein wichtiger 
Grund?) vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere vorhanden, wenn ein 
anderer Geſellſchafter eine ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende 
weſentliche Verpflichtung vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit verletzt“) 
oder wenn die Erfüllung einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird). Unter 
der gleichen Vorausſetzung iſt, wenn eine Kündigungsfrift beſtimmt iſt, die 
Kündigung?) ohne Einhaltung der Friſt zuläſſig. 

Die Kündigung darf nicht zur Unzeit geſchehen, es fei denn, daß ein wichti- 
ger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt ein Geſellſchafter 
ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er den übrigen Geſellſchafternden daraus 
entſtehenden Schaden zu erjegen?). 

Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausgeſchloſſen oder 
dieſen Vorſchriften zuwider beſchränkt wird, iſt nichtig 05 

E 1 648, 649 II 661; M 2 617621; P 2 437. 

1. Die 88 723—728 enthalten die geſetzlichen Gründe der Geſellſchaftsauflöſung: Kündi⸗ 
gung (88 723725: vgl. HG 89 131 Nr 6, 133), Erreichung oder Unmöglichwerden des Geſell⸗ 
ſchaftszwecks ($ 726), Tod eines Geſellſchafters ($ 727; vgl. HG $ 131 Nr 4), Konkurs eines 
Geſellſchafters (J 728; vgl. HGB § 131 Nr 5). Über die Vereinbarung, daß die Geſellſchaft trotz 
Eintritts eines Auflöſungsgrundes fortbeſtehen ſoll, j. $$ 736, 737. Außer den angeführten 
kommen als ſelbſtverſtändliche Auflöſungsgründe in Betracht: Ablauf der vereinbarten Zeit 
dauer (vgl. H $ 131 Nr 1), Eintritt einer auflöſenden Bedingung (M 2, 617), gegenſeitiges 

bereinkommen (vgl. HG § 131 Nr 2), nicht aber Veräußerung des geſamten Vermögens der 
Geſellſchaft (NG 67, 331). Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit bildet keinen beſonderen Auflöfungs- 
grund (anders HGB a. F. Art 123 Nr 3), auch nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund für die 
Kündigung (Abſ 1 Satz 2; M2, 624). Sämtliche Auflöſungsgrunde wirken von Rechts wegen. 
Die Geſellſchaft wird nicht erſt dadurch aufgelöſt, daß durch rechtskräftiges Urteil die Auflöſung 
ausgeſprochen iſt. Es entſteht damit der Anſpruch auf Auseinanderſetzung (88 730 ff.), ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht ohne weiteres auf Herausgabe der Einlage. Über das Kündigungsrecht, wenn 
Mitglied einer Geſellſchaft eine andere Geſellſchaft ift, |. RG 136, 236. Über das Verhaltnis 
des $ 723 zu den $$ 326, 325 vgl. $ 705 A 4, über entſprechende Anwendung des 9 723 auf gejell- 
ſchaftsähnliche Verhältniſſe vgl. Vorbem 2 vor $ 705. Auch ohne geſellſchaftsahnlichen Einschlag 
onnen langfriſtige, auf gegenſeitiges Vertrauen gegründete Vertragsverhältniſſe bei Erſchütte⸗ 
rung des Vertrauens entſprechend $ 723 Abſ 1 Satz 2 wegen wichtigen Grundes gelöft werden 
(RS 12. 10. 32 1 164/32 und 9 611 A 2 Abſ 1). Auf nicht rechtsfähige Vereine finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 723, 724 ebenfalls Anwendung (RG 78, 134 über Austritt eines „Alten Herrn“ 
aus einem ſtudentiſchen Korps). Die willkürliche Ausſchließung eines Mitglieds aus ſolchem 
Vereine iſt dagegen, falls die Satzung ſie nicht geftattet, unftatthaft (RG 7. 10. 11 604/10; 
ogl. § 39 A 2). Kündigung einer Geſellſchaft mehrerer Herausgeber einer Zeitſchriſt |. Reh 115, 
Senfft Kartelle ſ. $ 8 der Kartell V O. Stillſchweigende Beendigung einer Geſellſchaft ſ. RG 

eu 85 Nr 4. F 

2. Für die Kündigung find drei Fälle zu unterſcheiden: a) Die Geſellſchaft iſt, ohne daß eine 
Kündigungsfriſt beſtimmt wurde, auf unbeſtimmte Zeit eingegangen (Abſ 1 Satz 1; vgl. $ 724); 
dann iſt Kündigung jederzeit zuläſſig (anders HG $ 132). b) Die Geſellſchaft iſt für eine un⸗ 
beſtimmte Zeit eingegangen, es iſt aber eine beſtimmte Kündigungsfriſt vereinbart (Abſ 1 Satz 3). 
©) Die Geſellſchaft iſt ohne eine ſolche Vereinbarung für eine beſtimmte Zeit eingegangen (Abſ! 
Saß 2). In den Fällen zu b und e kann aus einem wichtigen Grunde jederzeit gekündigt werden 
(Hl. HER 5 133). Zur Kündigung berechtigt iſt auch der Geſelſſchafter bei dem die Unmoglich⸗ 
keit der Verpflichtungserfüllung eintritt (Abſ 1 Satz 2). Hat der Geſellſchafter eine weſentliche 


Verpflichtung grob fahrläſſig verletzt, ſo erwächſt hieraus den übrigen Geſellſchaftern ein Recht 


er Kündigung, das jeder dieſer Geſellſchafter für ſich ausüben kann. Außerdem iſt dieſer Geſell⸗ 
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ſchafter, weil er durch ſein pflichtwidriges Verhalten die Kündigung veranlaßt hat, den Mit⸗ 
geſellſchaftern auch für den Schaden verantwortlich, der ihnen aus der vorzeitigen Löſung des 
Geſellſchaftsverhältniſſes entſtanden iſt (RG 64, 381; 76, 367; 89, 398; Warn 1917 Nr 289). — 
Die Kündigung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung (89 130ff.), fie muß — 
unbeſchadet beſonderer Vertragsbeſtimmungen — allen übrigen Geſellſchaftern (ſ. § 729), nicht 
etwa nur den Geſchäftsführern gegenüber erklärt werden (vgl. RG 21, 93). In dem Zeitpunkte, 
in welchem die Kündigung zuläſſigerweiſe allen Geſellſchaftern zugegangen ift, erliſcht die Geſell⸗ 
ſchaft für die Zukunft ohne weiteres. Die einmal erklärte Kündigung kann ohne Zuſtimmung 
der übrigen Geſellſchafter nicht zurückgenommen werden. Wegen Aufhebung der Kündigung 
ſ. § 724 A 2. Eine Kündigung der ins Leben getretenen Geſellſchaft kann darin gefunden werden, 
daß ein Geſellſchafter wegen Verfehlungen eines Mitgeſellſchafters ſeinen Rücktritt vom Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage erklärt hat. In dieſem Sinne kann die Rücktrittserklärung verſtanden werden, 
auch wenn mit ihr zugleich die Forderung von Schadenserſatz verbunden iſt. Da es einen Rück⸗ 
tritt aus $ 326, nachdem die Tätigkeit der Geſellſchaft begonnen hat, nicht gibt, fo kann die Er⸗ 
klärung, wenn nicht andere Umſtände entgegenſtehen, verſtändigerweiſe nur ſo ausgelegt werden, 
daß hiermit die Kündigung gemeint iſt (RG 89, 398; LZ 1917, 4575). Eine Kündigung ift auch 
in dem Antrage einer Widerklage zu erblicken, mit der die Verurteilung des Klägers zur Aner⸗ 
kennung, daß ihm aus dem Geſellſchaftsvertrage keine Rechte mehr zuſtänden, gefordert wird. 
Zur Kündigung iſt der Prozeßbevollmächtigte ermächtigt, wenn ſie ein Verteidigungsmittel des 
Beklagten bildet (Rö 25. 3. 07 1516/06). Das im Streitfalle ergehende gerichtliche Urteil iſt 
Feſtſtellungsurteil. Eine bedingte Kündigung iſt wirkungslos, ebenſo die auf einen wichtigen 
Grund, der tatſächlich fehlt, geſtützte Kündigung (M2 S. 413, 619). Tatfrage iſt, ob die für 
einen Termin verſpätete Kündigung als rechtzeitige Kündigung für den nächſten Termin gilt. 
Von Bedeutung hierfür iſt, ob die Rechtsfolgen der Kündigung zum nächſten Termine, abgeſehen 
von der Hinausſchiebung des Beginns der Wirkſamkeit, die gleichen find (vgl. R Warn 08 
Nr 616). Iſt für die Kündigung eine beſtimmte Friſt einzuhalten, ſo wird die Kündigung erſt 
wirkſam mit dem Ablauf der Friſt. Sie kann nicht zur Wirkſamkeit gelangen, wenn ſchon vor 
Friſtablauf die Geſellſchaft durch Tod eines Geſellſchafters oder aus anderem Grunde aufgelöſt iſt. 


3. Für eine beſtimmte Zeit eingegangen iſt eine Geſellſchaft nicht nur dann, wenn ihre Dauer 
durch Vereinbarung eines gewiſſen Zeitpunkts oder Zeitraums, insbeſondere einer Kalenderzeit 
(deren Feſtlegung aber nicht unbedingt erforderlich iſt, R Seuffa 79 Nr 74), beſchränkt iſt 
(vgl. $ 724 Satz 1), ſondern auch dann, wenn ſich dieſe Befriſtung aus den Umſtänden, ins⸗ 
bejondere aus Zweck und Ziel der Geſellſchaft ($ 705; M 2, 618) ergibt. Iſt die Fortſetzung der 
Geſellſchaft für die Dauer der Einziehung des einen Geſellſchafters zum Heeresdienſt vereinbart, 
ſo liegt der Fall vor, daß die Geſellſchaft für beſtimmte Zeit eingegangen iſt. Ebenſo bei einer 
Abmachung, daß der Geſellſchaftsvertrag für eine Reihe von Jahren gelten und, jofern nicht 
gekündigt, jedesmal auf beſtimmte ſpätere Termine unter Kündigungsvorbehalt fortgeſetzt werden 
ſoll (RG 82, 395; 136, 236). Eine Befriſtung kann ſich ſchon daraus ergeben, daß eine Geſell⸗ 
ſchaft zum Zweck des Erwerbes von Grundſtücken im Zwangsverſteigerungsverfahren oder zur 
Nußbarmachung von Patenten, deren Schutz in beſtimmter Friſt abläuft, geſchloſſen iſt (N® 
JW 06, 74111; 30. 1. 11 V 508/10). Es genügt ferner, wenn der Zweck der Geſellſchaft, die 
ihr zur Verfügung geſtellten Vermögensſtücke behufs der Gläubigerbefriedigung zu verwerten, 
eine zeitliche Begrenzung in ſich trägt oder wenn überhaupt die Dauer der Geſellſchaft dadurch 
beſtimmt werden kann, daß die Geſellſchaft zum Zwecke der Vornahme beſtimmter Geſchäfte 
abgefchloffen iſt; Abſ 1 Satz 1 gilt daher nur, wenn der Vertrag überhaupt keine Zeitbeſtimmung 
enthält (NG 136, 236; Warn 1911 Nr 470; JW 1913, 2816, Seuffa 81 Nr 161; 85 Nr 190; 
87 Nr 40; 12. 1. 24 1119/23). A. M. Goldmann-Lilienthal $ 199 A 1; Dernburg $ 363 A4. 
Immerhin muß daran feſtgehalten werden, daß eine Zeitgrenze aus den Umſtänden entnommen 
werden kann. Die Anforderungen an die Beſtimmtheit dieſer Grenze dürfen aber nicht über⸗ 
ſpannt werden; zu weit, jedenfalls dem Ausdrucke nach, geht R JW 1911, 32214. Auch bei 
einer auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft kann übrigens nach Lage der Sache DIE 
Annahme gerechtfertigt ſein, daß gemäß $ 157 innerhalb einer beſtimmten Zeit nach Treu und 
Glauben nicht gekündigt werden darf. Die Vorſchrift des § 723 Abſ 3 ſteht dem nicht entgegen 
(RG 95, 147). Ein Geſellſchaftsvertrag auf unbeſtimmte Zeit kann vorliegen, wenn die Parteien 
in der beftimmten Erwartung, daß es zu einer Einigung Über den endgültigen Vertrag kommen 
werde, vorläufig mit dem geſchäftlichen Betriebe auf gemeinſame Rechnung begonnen haben 
(RG 103, 76). Daß die Geſellſchaft auf eine beſtimmte Zeit eingegangen ſei, hat derjenige zu 
beweiſen, der die Zuläſſigkeit der Kündigung aus dieſem Grunde beſtreitet (Planck A 1a). 


4. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn nach der beſonderen Lage, den geſamten 
Umſtänden des Falles dem Geſellſchafter das Verbleiben in der Geſellſchaft billigerweiſe nicht 
zuge mutet werden kann (richterliches Ermeſſen; vgl. HB a. F. Art 125; vgl. auch RG 65, 37/0). 
Der Eintritt des Grundes kann im allgemeinen verſchuldet oder unverſchuldet ſein. Es braucht 
nicht etwa in der Perſon des Geſellſchafters, dem gekündigt wird, eine Verfehlung vorzuliegen. 
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Als wichtiger Grund iſt es anzuſehen, wenn Zerwürfniſſe zwiſchen den Geſellſchaftern entſtanden 
find, die in einer den geſellſchaftlichen Intereſſen abträglichen Weiſe ein gedeihliches Zuſammen⸗ 
wirken ausſchließen. Der Beklagte kann ſich hierbei nicht darauf berufen, daß der erſte Grund 
zu den Zerwürfniſſen vom Kläger gelegt ſei, wenn er ſeinerſeits die Zerwürfniſſe (vgl. RG 
98, 66) gefliſſentlich geſteigert hat. Die ſchuldhafte Verletzung einer weſentlichen Pflicht 
iſt in § 723 beſonders hervorgehoben. Unmöglichkeit eines gedeihlichen Zuſammenwirkens als 
Kündigungsgrund für beide Teile bei einem Lizenzvertrag |. Rh JW 1930, 17277. Darüber, 
daß die Befürchtung, zu den bisherigen Verluſten des geſellſchaftlichen Unternehmens würden in 
Zukunft noch erhebliche neue Verluſte treten, nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund 
abgibt, vgl. R JW 1912, 47215. Unter Umſtänden kann aber auch die mangelnde Rentabilität 
eines Unternehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtigen, ſofern es ſich als ein unbilliges 
Verlangen darſtellt, daß der Geſellſchafter das Unternehmen mit Schaden fortführe (RG JW 
1913, 2655; Warn 1917 Nr 289 — auch wenn die Unrentabilität auf die Nachwirkungen der 
Inflationszeit zurückzuführen iſt, R JW 1927, 13502). Entwertung einer Geldeinlage vor der 
Leiſtung in der Inflationszeit als Kündigungsgrund ſ. RG 119, 170. Völlige wirtſchaftliche 
Umgeſtaltung eines für das Geſellſchaftsverhältnis weſentlichen Unternehmens als wichtiger 
Grund zur friſtloſen Kündigung |. RG 142, 212. Haben zwei Rechtsanwälte ſich zur ge⸗ 
meinſchaftlichen Ausübung ihrer Berufstätigkeit verbunden, ſo kann ein wichtiger Grund 
zur vorzeitigen Löſung des Geſellſchaftsverhältniſſes ſchon daraus ſich ergeben, daß der 
Berufsgenoſſe fortgeſetzt Mißgriffe, Taktloſigkeiten und Rückſichtsloſigkeiten ſich hat zuſchulden 
kommen laſſen, durch welche das Anſehen und die Würde des Klägers gefährdet werden muß 
(RG Warn 1916 Nr 49). Ob der Rechtsbegriff des „wichtigen Grundes“ verkannt iſt, unterliegt 
der Nachprüfung des Reviſionsgerichts (RG das.). Eine Kündigung, die auf Grund der Ver⸗ 
tragsbeſtimmung erfolgt, daß dem einen Vertragsteil für eine beſtimmte Zeit ein in ſein freies 
Belieben geſtelltes Kündigungsrecht zuſtehe, kann nicht nachträglich als eine ſolche wegen wichtigen 
Grundes angeſehen und behandelt werden (RG 24. 11. 26 120/26). — Entſprechende Anwen⸗ 
dung des § 723 (Kündigung aus wichtigem Grunde) auf partiariſche Darlehnsverhältniſſe ſ. RG 
JW 1927, 2415“; auf Kreditzuſagen, die ſich als Intereſſenverknüpfung für längere Zeit dar⸗ 
ſtellen, ſ. RG SeuffA 81 Nr 161. Vgl. Vorbem 2 vor $ 705. 

5. Davon, daß die Erfüllung einer weſentlichen Verpflichtung unmöglich wird, iſt zu unter⸗ 
ſcheiden der Fall, in dem die einem Geſellſchafter als ſolchem gegenüber einem Dritten im Inter⸗ 
eſſe der Geſellſchaft obliegende Leiſtung von dem Dritten ohne Grund nicht angenommen wird. 
Hier liegt Annahmeverzug des Gläubigers, nicht Unvermögen ($ 275 Abſ 2) des Schuldners 
Geſellſchafters) vor. Es ift, vorbehaltlich beſonderer Abmachung, Sache aller Geſellſchafter, 
den Streit mit dem Dritten auszumachen (vgl. RG Warn 08 Nr 616). 


6. Eine Kündigung zur Unzeit liegt vor, wenn der Geſellſchafter durch die ſchuldhaft (8 708) 
etroſfene — auch durch eine Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags nicht gerechtfertigte — 

ahl des Zeitpunkts der Kündigungswirkung die gemeinſchaſtlichen Intereſſen der Geſellſchafter 
verletzt (R Seuffa 85 Nr 3). Solche Kündigung ift zwar rechtswirkſam, verpflichtet aber zum 
Schadenserſatze. Schon aus $ 249 ift zu folgern, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter rech ⸗ 
nungspflichtig (88 713, 666) bleibt. Die argliſtige Kündigung wird in der Regel unzeitig fein; 
ift fie es aber nicht, fo kann eine Verpflichtung zum Schadenserſatze nicht eintreten (RG 61, 330). 


7. Kein Ausſchluß des Kündigungsrechts. In das durch Abſſ3 gewährleiſtete Kündigungs⸗ 
recht darf auch nicht mittelbar, z. B. durch Vertragsbeſtimmungen, welche die Auseinanderſetzung 
unter Belaſtung des Kündigenden (Abfindungsgeld, Austrittsgeld) regeln, oder durch Vertrags⸗ 
ſtrafen eingegriffen werden (Reh 61, 328; vgl. 75, 288). S. auch $ 626 A 2. Nichtig iſt auch eine 

ereinbarung, durch welche bei einem auf längere Zeit geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrage grund⸗ 
ſatzlich das Recht der Kündigung gegenüber jeder Vertragsverletzung ausgeſchloſſen und als Erſatz 
er Kündigung nur das Recht auf eine vorausbeſtimmte, gering bemeſſene Entſchadigung gewahrt 
wird (MG 78, 298). Unverträglich mit $ 723 Abſ 3 iſt ferner eine Beſchrankung des Kündigungs- 
dachts dahin, daß die Geſellſchaft trotz der ihr erklärten Kündigung für eine längere Zeit vas 
Recht behalten ſoll, über das von dem Kündigenden eingebrachte Urheberrecht zu verfügen (RG 
87,221; Warn 1920 Nr 157). Keine Anwendung findet Abs 3, wenn für die Kündigung einer 
auf beſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft eine Kündigungsfriſt feſtgeſetzt iſt. Die verein⸗ 
arte Zeitdauer und die Kündigungsftiſt können jedoch fo übermäßig lang jein, daß die Berein- 
arung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten ($ 138) nichtig iſt. Die Vorſchrift des Abi 3 
ſchützt die geſellſchaftliche Freiheit und hat rückwirkende Kraft (NG 61, 328; 66, 219; RG 7. 11. 05 
II 93/05; SeuffA 80 Nr 185; Recht 05, 6792820), Keine nichtige Beſchränkung des Kundigungs⸗ 
rechts, ſondern nur eine zuläffige Regelung der Art der Ausemanderſetzung liegt, ſofern nicht 
andere Vertragsbeſtimmungen das Unterbleiben jeder Wertausgleichung ergeben ſollten, vor, 
wenn in dem Geſellſchaftsvertrag beſtimmt iſt, daß für den Fall der Kündigung des einen Geſell 
afters der andere die Wahl hat, welche von beiden Geſchäftsabteilungen er übernehmen und 
fortführen will (RG 106, 128). 
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8 724 

Iſt eine Geſellſchaft für die Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangen, 
ſo kann ſie in gleicher Weiſe gekündigt werden wie eine für unbeſtimmte Zeit 
eingegangene Gefellfhaft!). Dasſelbe gilt, wenn eine Geſellſchaft nach dem 
Ablaufe der beſtimmten Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt wird). 

E I 650 II 662; M 2 621; P 2 438, 

1. Bei der auf Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangenen Geſellſchaft ſteht jedem 
Geſellſchafter das Kündigungsrecht zu (vgl. HG 8 134). 

2. Eine Fortſetzung der Geſellſchaft kann auch in anderen Fällen ſtattfinden. Sie kann 
nicht ohne weiteres daraus entnommen werden, daß nach Auflöſung der Geſellſchaft der Betrieb 
in beſchränktem Umfange unter Weiterverwendung der von einem Geſellſchafter der Geſellſchaft 
zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände fortgeführt iſt, was zur Abwicklung ſchwebender Ge⸗ 
ſchäfte geſchehen ſein kann. Nach Eintritt eines Auflöſungsgrundes beſteht die Geſellſchaft als 
ſog. Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort ($ 730). Während dieſes Geſellſchaftszuſtandes kann die 
Auflöſung rückgängig gemacht und die Geſellſchaft auf Grund eines neuen, ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Geſellſchaftsvertrags aller Geſellſchafter unter dieſen oder auch einem Teile 
von ihnen fortgeſetzt werden. Die Geſellſchaft muß dann, mag auch der Geſellſchaftsvertrag nicht 
weſentlich von dem bisherigen abweichen, als eine neue angeſehen werden, jo daß Art 170 Ec 
keine Anwendung findet (Vorbem 3 vor § 705); vermieden wird aber die endgültige Ausein- 
anderſetzung der erſten Geſellſchaft und das neue Einbringen in das Geſellſchaftsvermögen ($ 719 
A 2). Im Falle der Kündigung iſt, ſolange die Kündigungsfriſt noch nicht abgelaufen ift, nur 
erforderlich, dieſe durch Vereinbarung wieder aufzuheben; die auflöſende Wirkung tritt dann 
überhaupt nicht ein. Hat ein Gläubiger nach $ 725 gekündigt, fo ift deſſen Zuſtimmung erforderlich 
(vgl. aber auch SS 268, 725 A 2). In den Fällen des § 728 oder der Auflöſung der Geſellſchaft 
durch den Tod ($ 727) haben die Erben oder der Konkursverwalter zuzuſtimmen. Im Falle des 


9726 muß ein neuer Zweck an die Stelle des erſten geſetzt werden. Im allgemeinen vgl. auch 
RG 28, 130; § 144 HGB. 


8 725 


Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung des Anteils des 
Geſellſchafters an dem Geſellſchaftsvermögen erwirkt!), fo kann er die Gefell- 
ſchaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen?), ſofern der Schuld 
titel nicht bloß vorläufig vollſtreckbar iſt. 

Solange die Geſellſchaft beſteht, kann der Gläubiger die ſich aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis ergebenden Rechte des Geſellſchafters, mit Ausnahme 
des Anſpruchs auf einen Gewinnanteil, nicht geltend machen“). 

E II 663; P 2 436. 


1. Der Geſellſchafter kann nach § 719 über ſeinen Anteil am Geſellſchaftsvermögen nicht 
verfügen, nur ſein Anteil am Gewinn und ſein Auseinanderſetzungsguthaben ſind abtretbar. 
Außerlich ſteht es hiermit nicht ganz in Einklang, daß im Zwangsvollſtreckungsverfahren ($ 859 
PO) die Pfändung und Überweiſung des Anteils statthaft ift. Aber dieſe Zwangsvollſtreckung 
dient im Grunde nur dazu, dem Gläubiger den Anſpruch auf die fällig werdenden Gewinn ⸗ 
anteile und das Auseinanderſetzungsguthaben behufs feiner Befriedigung zu ſichern (RG 67, 
331). Aus dieſem Grunde wird auch die Zuläſſigkeit einer nur die gleichen Zwecke verfolgenden 
Verpfändung des Geſellſchaftsanteils in den Urteilen des RG 57, 416 und 67, 332 (vgl. über 
die Form der Verpfändung $ 719 A2 a. E.) nicht beanſtandet. Durch die Pfändung auf Grund 
rechtskräftigen Urteils gegen den Geſellſchafter ($ 859 3 PO) — weitere Vorausſetzungen be⸗ 
ftehen hierfür nicht (abw. $ 135 HB, $ 66 Genc) — erlangt der Pfändungsgläubiger namentlich 
das Recht, die Geſellſchaft zu kündigen und fo ihre Auflöfung und die Auseinanderſetzung herbei⸗ 
zuführen. Zu dieſem Zwecke kann er nötigenfalls ſelbſt auf Auseinanderſetzung, und zwar, wenn 
zu der Pfändung die Überweiſung hinzugekommen iſt, mit dem Antrage klagen, daß das bei der 
Auseinanderſetzung ſich ergebende Guthaben in der zur Tilgung der Forderung erforderlichen 
Höhe ihm überwieſen werde. Die Pfändung des Geſellſchaftsanteils und ebenſo die Verpfändung 
gibt ein Vorrecht vor dem erſt ſpäter begründeten Pfandrecht an dem Anſpruch des Geſellſchafters 
auf Herausgabe der bei der Auseinanderſetzung auf ſeinen Anteil ihm zuzuteilenden einzelnen 
Sachen oder Rechte (RG 67, 332; vgl. auch 60, 126). Dem Mitgeſellſchafter verbleibt das Recht, 
die Zwangsvollſtreckung gemäß K 268 durch Befriedigung des Gläubigers abzuwenden. Der 
Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt nach $ 717 (vgl. $ 717 A 1) nicht übertragbar und 
daher nach §8 851, 859 ZPO auch nicht der Pfändung unterworfen (Seuffa 73 Nr 10). 
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2. Über die Kündigung vgl. 8 723 A 2. Das Kündigungsrecht iſt dem Gläubiger zum Schutze 
ſeiner Intereſſen gegeben, deswegen gelten für ihn nicht die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe 
entſpringenden, den Geſellſchafter als ſolchen bindenden Beſchränkungen der Kündigung (Ein⸗ 
haltung einer vereinbarten Kündigungsfriſt, ſowie § 723 Abſ 1 Satz 2, 3, Abſ 2). Hat der Geſell⸗ 
ſchafterſchuldner ſeinerſeits gekündigt und iſt diefe Kündigung von den Mitgeſellſchaftern wegen 
Nichtvorlegung der ſchriftlichen Zuſtimmung des Pfändungsgläubigers nicht unverzüglich zurück⸗ 
gewieſen (88 182 Abſ 3, 111 Satz 2), jo kann die Zuſtimmung noch nachträglich mit Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt der Vornahme der Kündigung von dem Pfändungsgläubiger erteilt werden 
(RG Lg 1916, 592%). Auch noch nach der Kündigung können die Mitgeſellſchaſter oder einer von 
92 gemäß $ 268 den Gläubiger befriedigen und dadurch die Auflöſung abwenden (beſtr.). Vgl. 
9 724 A 2. 

3. Stellung des Pfändungsgläubigers zur Geſellſchaft. Abi 2 ergibt, daß er nicht in die 
Stellung des Geſellſchafterſchuldners eintritt; er gewinnt keinen Anteil an der Geſchäftsführung. 
Im Verhältnis zu den Geſellſchaftern ſtehen dem Pfändungsgläubiger keine weitergehenden 
Rechte zu, als fie dem Abtretungsempfänger gegeben find. Vgl. hierüber $ 717 A 2. Die Aus⸗ 
einanderſetzung muß gemäß §8 730ff. bewirkt werden. Dem Pfändungsgläubiger kommt nicht 
das Recht zu, an Stelle des Geſellſchafters bei der Auseinanderſetzung mitzuwirken (RG 95, 233 — 
anders nach $ 1258 bei Pfändung des Miteigentums). Der Geſellſchafterſchuldner hat anderſeits 
nicht die Macht, im Auseinanderſetzungsprozeſſe oder außerhalb des Prozeſſes ohne Zuſtimmung 
des Pfändungsgläubigers irgendwelche dieſem nachteilige Verfügungen zu treffen. Wird der 
Auseinanderſetzungsprozeß von ihm ſelbſt geführt, jo muß er den Pfändungsgläubiger zu dem 
Rechtsſtreit zuziehen. Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags, die vor der Pfändung getroffen 
find (ogl. $ 731), verlieren auch dem Gläubiger gegenüber nicht ihre Kraft (a. M. Staudinger 
A 3b u. a.); nur inſoweit find fie als dem Zwecke des $ 725 widerſtreitend und daher unwirkſam 
anzuſehen, als ſie darauf gerichtet ſind, für den Fall der Anteilspfändung die Rechte des Geſell⸗ 
ſchafters und dadurch zugleich die Rechte des Gläubigers zu beeinträchtigen. 


8 726 


Die Geſellſchaft endigt!), wenn der vereinbarte Zweck erreicht oder deſſen 

rreichung unmöglich?) geworden iſt. 

E II 651 TI 664; M 2 622; P 2 439. 

1. Die Geſellſchaft endigt von Rechts wegen; gegebenenfalls iſt alſo das gerichtliche Urteil 
feſtſtellend. Für die offene Handelsgeſellſchaft (96 B 85 131 Nr 6, 133) iſt dieſer Endigungsgrund 
nicht anerkannt. Anwendung auf nicht rechtsfähige Vereine ſ. NG JW 1928, 3111“ 

2. Vgl. 88 275, 306. Es genügt relative Unmöglichkeit nach Maßgabe der für die Förderung 
des Geſellſchaftszwecks „durch den Vertrag beſtimmten Weiſe“ ($ 705) und der Mittel der Geſell⸗ 
ſchaft. Unmöglichkeit der Erreichung des Geſellschaftszweckes als Folge einer groben Verletzung 
der nach dem Geſellſchaftsvertrag ihnen obliegenden Verpflichtung ſeitens einzelner Geſell⸗ 
ſchafter ſ. RG 122, 23. Unmöglichkeit der Erreichung des Geſellſchaftszwecks iſt nicht ſchon dann 
anzunehmen, wenn keine Ausſicht befteht, den Betrieb gewinnbringend zu geſtalten. Dieſer 

mſtand kann nur Anlaß zur Kündigung geben. Veräußerung eines Patentes, zu deſſen Ver⸗ 
wertung die Geſellſchaft gegründet war, als Endigungsgrund ſ. RG JW 1930, 1730 88a. 


8 727 

Sie Geſellſchaft wird durch den Tod eines der Geſellſchafter aufgelöft, 
ſofern nicht aus dem Geſellſchafts vertrage!) ſich ein anderes ergibt. 
Im Falle der Auflöfung hat der Erbe des verſtorbenen Geſellſchafters den 
übrigen Geſellſchaftern den Tod unverzüglich anzuzeigen?) und, wenn mit dem 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die ſeinem Erblaſſer durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag übertragenen Geſchäfte fortzuführen, bis die übrigen Geſellſchafter 
in Gemeinſchaft mit ihm anderweit Fürſorge treffen können?). Die übrigen 
Geſellſchafter find in gleicher Weiſe zur einſtweiligen Fortführung der ihnen 
übertragenen Geſchäfte verpflichtet“). Die Geſellſchaft gilt inſoweit als fort- 
beſtehend. 

E I 652 II 665; M 2 622; P 2 430. 

1. Auflöſung durch den Tod eines Geſellſchafters. Das Geſetz iſt nachgiebig. Aus dem 
Geſellſchaftsvertrage kann hervorgehen, daß die Geſellſchaft beim Tode eines der Geſell⸗ 


ſchafter unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen (88 736, 738740) oder daß das Gejell- 
ſchaftsverhältnis des Erblaſſers auf die Erben übergehen ſoll (vgl. HG 8 139). Im zweiten 
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Falle tritt der Erbe (nicht etwa ein Vermächtnisnehmer, § 719) mit dem Erwerbe der Erbſchaft 
in Anſehung der Rechte und Pflichten an die Stelle des Erblaſſers. Dies darf jedoch auf die 
übertragene — auf der Perſönlichkeit beruhende — Befugnis zur Geſchäftsführung, von beſonderer 
Vertragsbeſtimmung abgeſehen, nicht ausgedehnt werden. Abſ 1 findet keine Anwendung, 
wenn ſich die Geſellſchaft auf ein einzelnes, beim Tode des Geſellſchafters bereits eingegangenes 
Geſchäft bezieht. In einem ſolchen Falle iſt nach dem Willen der Geſellſchafter der Tod kein 
Auflöſungsgrund. Für die Lotteriegeſellſchaft (Lotterieſpielgemeinſchaft) iſt zu beachten, daß die 
Vereinbarung, gemeinſchaftlich in einer Lotterie nach Art der preußiſchen Klaſſenlotterie zu 
ſpielen, regelmäßig auf ſämtliche Klaſſen geht, weil die Gewinnausſichten von Klaſſe zu Klaſſe 
ohne Erhöhung des Einſatzes für die bereits an den früheren Klaſſen Beteiligten erheblich wachſen 
und es deshalb zweckwidrig wäre, ſich nur an der erſten Klaſſe zu beteiligen. Die Erben des Geſell⸗ 
ſchafters haben deshalb Anſpruch auf den in der ſpäteren Klaſſe gezogenen Gewinn, mögen ſie 
auch die Fortſetzung der Spielge meinſchaft nicht beſonders angezeigt haben (RG Dig 06, 878; 
vgl. auch RG 28, 328). — Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß das den Gegenſtand des 
Vertrags bildende Geſchäft nach dem Tode eines Geſellſchafters von dem Mitgeſellſchafter Über⸗ 
nommen werden ſoll, jo verbleibt dieſem das Übernahmerecht auch dann, wenn der andere Geſell⸗ 
ſchafter die Geſellſchaft bereits gekündigt hatte, ſein Tod aber noch vor Ablauf der Kündigungsfriſt 
eingetreten iſt (RG 95, 32 mit Beziehung auf die offene Handelsgeſellſchaft). 

2. Unterlaſſung der unverzüglichen Anzeige ($ 121) macht ſchadenserſatzpflichtig. 

3. Wird ſchuldhaft unterlaſſen, Fürſorge zu treffen, ſo erliſcht die Verpflichtung der Ge⸗ 
ſchäftsfortführung. Die dem Erben nach Abſ 2 obliegende Verbindlichkeit trifft ihn ſelbſtändig; 
für ihn gilt F 708. Es handelt ſich nicht um eine von dem Erblaſſer auf ihn vererbte Verpflichtung, 
und es kann deshalb von einer im Aufgebotsverfahren (58 1967, 1970) anzumeldenden Nachlaß⸗ 
ſchuld nicht die Rede fein (RG 92, 341). Solange die Überlegungsfriſt des Erben läuft, hat er 
die Verpflichtung noch nicht. Eine Verpflichtung kann ihm aber, ſofern er ſpäter Erbe geworden 
iſt, daraus erwachſen, daß er mit Rückſicht auf die Möglichkeit des Erbewerdens nicht von Er⸗ 
greifung der dringlichſten Maßnahmen hätte abſehen dürfen. In betreff eines beſonderen Auf⸗ 
9 1 585 kommt die entſprechende Vorſchrift des § 673 zur Anwendung. — Zu Abſ 2 
vgl. $ 137 HGB. 


§ 728 

Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen eines Geſellſchafters aufgelöſt!). Die Vorſchriften des § 727 Abi 2 
Satz 2, 3 finden Anwendung?). 

E 1 653; RV 715; M 2 623; P 2 437 

1. Die Geſellſchaft wird durch Konkurseröffnung über das Vermögen eines Geſellſchaſters 
aufgelöſt vorbehaltlich der Vorſchrift des $ 736. Zur Konkursmaſſe gehört der Anteil des Gemein 
ſchuldners am Geſellſchaftsvermögen (§ 859 Abſ 1 ZPO; § 1 KO). Verfügungen über Beſtand⸗ 
teile des Geſellſchaftsvermögens bedürfen, wenn die Geſellſchaft durch die Konkurseröffnung 
aufgelöſt iſt, des Zuſammenwirkens des Konkursverwalters mit den Mitgeſellſchaftern. Es genügt 
nicht, wenn die Zuſtimmung zur Verfügung an Stelle des Konkursverwalters von dem Gemein⸗ 
ſchuldner erteilt wird, da das Verfügungsrecht des Gemeinſchuldners nach $ 6 KO auf den Ver⸗ 
walter übergegangen iſt (R HoldheimsMSchr 1913, 216). Die Auseinanderſetzung erfolgt 
außerhalb des Konkursverfahrens ($ 16 Abſ 1 K) gemäß 89 730 ff. KO 5 51 (ſoweit nicht zwiſchen 
den Geſellſchaftern und dem Konkursverwalter beſondere Abmachungen über die Auseinander⸗ 
ſetzung e werden, $ 724 A 2). Bei der Auseinanderſetzung werden nach $ 733 die gemein⸗ 
ſchaftlichen Schulden vorweg in Abzug gebracht, worauf indes nur die Geſellſchafter, nicht die 
Geſellſchaftsgläubiger ein Recht haben (vgl. RG 42, 103). Die Konkursgläubiger konnen nur 
das für ſich in Anſpruch nehmen, was bei der Auseinanderſetzung auf den Anteil des Gemein⸗ 
ſchuldners entfallen iſt. — Ein Konkurs über das Vermögen der Geſellſchaft ift nicht möglich 
(. § 718 A1 a. E). Für die offene Handelsgeſellſchaft vgl. $ 131 Nr 5, 3 HGB. 

2. Zu Satz 2 f. § 28 KO. 


8 729 
Wird die Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Kündigung aufgelöft, fo 
gilt die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene Be⸗ 
fugnis zur Geſchäftsführung !) zu feinen Gunſten gleichwohl als fortbeftehend?), 
bis er von der Auflöſung Kenntnis erlangt oder die Auflöſung kennen muß!). 
E 1 654 II 660; M 2 824; P 2 439. 
1. Befugnis zur Geſchäftsführung einſchließlich der Vertretungsmacht gemäß § 714. Vgl. 
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8 730 Abſ 2 Satz 2. In Betracht kommen auch die in dieſem Abſchnitt nicht beſonders hervor⸗ 
gehobenen Auflöſungsfälle. 

2. Fortdauer der Befugnis zu ſeinen Gunſten (vgl. $ 674), nicht auch zu feinen Laſten bei 
ſubjektiv⸗pflichtwidrigem Untätigſein. Für die geführten Geſchäfte gilt $ 708 weiter. Zugunſten 
eines Dritten wirkt die vom Geſetz unteritellte Vollmacht nach Maßgabe des § 169. Gilt die 
Vollmacht nicht zugunſten des geſchäftsführenden Geſellſchafters als fortbeſtehend, jo kann ſich 
auch ein Dritter nicht auf ſie berufen. Selbſt wenn ſie aber fortbeſteht, wirkt ſie doch nicht zu⸗ 
gunſten eines Dritten, der ſeinerſeits die Auflöſung der Geſellſchaft kennt oder kennen muß (RG 
28 09, 310). — Vgl. KO 8 28. 

3. Über kennen müſſen ſ. 59 122 Abſ 2, 708 (vgl. 89 1682, 1893). Nichtkenntnis von der zu⸗ 
gegangenen Kündigung ($ 723 A 2) ſchützt den Geſellſchafter nicht. 


9 730 


1) Nach der Auflöſung der Geſellſchaft findet in Anſehung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens die Auseinanderſetzung unter den Geſellſchaftern ſtatt?) s). 

Für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu erforderliche 
Eingehung neuer Geſchäfte ſowie für die Erhaltung und Verwaltung des 
Geſellſchaftsvermögens gilt die Geſellſchaft als fortbeſtehend e), ſoweit der 
Zweck der Auseinanderſetzung es erfordert. Die einem Geſellſchafter nach dem 
Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befugnis zur Geſchäftsführung erliſcht jedoch, 
wenn nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, mit der Auflöſung der 
Geſellſchaft; die Geſchäftsführung“) ſteht von der Auflöſung an allen Geſell⸗ 
ſchaftern gemeinſchaftlich zus). 

E 1 655 II 667; M 2 625; P 2 440. 


1. Die $$ 730 —735 enthalten nachgiebiges Recht. Vereinbarungen über die Ausein⸗ 
anderſetzung können ſchon vor der Auflöſung für den Fall ihres Eintritts geſchloſſen werden (RG 
ORN 1930 Nr 608). Über die Vereinbarung verfrühter Teilung einzelner Gegenſtände des 
Geſellſchaftsvermögens vgl. $ 719 A 4. Über den Einfluß der Auflöſung eines Tarifverbandes 
auf den Beſtand der von ihm abgeſchloſſenen Tarifverträge |. RAG 5, 1. 

2. Die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft hat einen neuen Zweck ($ 705), nämlich den der 
Vermögensaufſtellung. Die produktive Tätigkeit iſt beendigt (vgl. auch HG $ 149). Das 
Geſellſchaftsvermögen beſteht in ſeiner geſamthändigen Gebundenheit (88 718, 719) weiter, das 
geſamthändige Eigentum verwandelt ſich nicht in Bruchteilseigentum (beftr.). Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen gemäß § 736 3p iſt nach wie vor zuläſſig. Der Anſpruch 

es Geſellſchafters auf ſein Auseinanderſetzungsguthaben iſt ein abtretbares Forderungsrecht 
(8 717). Bei der Auseinanderſetzung iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Werte des Geſell. 
ſchaftsvermögens möglichit erhalten bleiben und Schädigungen vermieden werden. Aus biejer 
g üickſicht kann es notwendig werden, den Betrieb der Geſellſchaft auseinanderſetzungshalber einſt⸗ 
weilen fortdauern zu laſſen (vgl. Reh Warn 1915 Nr 80). Bis zur Beendigung der Auseinander- 
ſetzung bleibt die Geſellſchaft als Auseinanderſetzungsgeſellſchaft beſtehen. Neue Geſchafte, 
5 weit ſie nicht zur Durchführung der Auseinanderſetzung, insbeſondere zur Abwicklung ſchweben⸗ 

er Geſchäfte geboten ſind, darf die Geſellſchaft in ihrer Eigenſchaft als Auseinanderſetzungs⸗ 
geſellſchaft nicht eingehen. Die Einziehung rüdftändiger Geſellſchafterbeitrage ſoweit es dieſer 
f eiträge zur ordnungsmäßigen Auseinanderſetzung bedarf, wird durch die Aufloſung der Geſell⸗ 
nich gehindert (RG JW 1911, 80918). Wegen des Fortbeſtehens der Geſellſchaftsorgane 
w 3. Nach dem Grundſatz des $ 730 Abſ 1 iſt der Geſellſchafter nach Aufloſung der Geſellſchaft, 
em er fein Guthaben zurückerhalten will, regelmäßig darauf ange wieſen, ſofern nicht die Aus⸗ 

manderſetzung bereits außergerichtlich ſtattgefunden hat, auf Auseinanderſetzung zu klagen, 
amit die Anſprüche und Gegenanſprüche aus dem geſamten Geſellſchaftsverhältnis, die Beitrags- 
Pflichten, Schabenserjapanfprüche uſw. zur Erörterung und Klarſtellung gebracht werden. Zur 
wegründung der Klage auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme würde erforderlich ſein, daß 
nog Selellichaftsvermögen vollſtändig in Geld umgeſetzt iſt und nach Berichtigung der Schulden 
mag ein Geldbetrag übrigbleibt (MG Warn 1918 Nr 139). Die Behauptung, daß ein bilanz 
i aßiger Überſchuß der Geſellſchaftswerte über die Schulden vorhanden ſei, reicht zur Begründung 
— klage nicht aus. Die Auseinanderſetzung wird meiſt ohne vorgängige Rechnungslegung nicht 
ei glich fein, Das Verlangen der Rechnungslegung erſcheint ſo ſehr als Teil der Klage auf Aus⸗ 

nanderſetzung, daß in dieſem Verlangen gegenüber dem urſprunglichen Antrage auf Zahlung 
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eine Klageänderung nicht wohl zu erblicken iſt (RG Warn 1918 Nr 139; vgl. Gruch 32, 412). 
Ausnahmsweiſe kann von der Klage auf Auseinanderſetzung abgeſehen werden, wenn die Ver⸗ 
hältniſſe fo einfach liegen, daß ſich das, was ein jeder zu beanſpruchen hat, ohne beſonderes Ab⸗ 
rechnungsverfahren ermitteln läßt, in welcher Beziehung nicht zu ſtrenge Anforderungen geſtellt 
werden dürfen (NG 123, 23; RG JW 05, 4308; Warn 1912 Nr 105; 1917 Nr 139; SeuffA 87 
Nr 40). Die Anſprüche, welche die Geſellſchafter gegeneinander haben, ſollen bei der Ausein⸗ 
anderſetzung im einheitlichen Verfahren geltend gemacht werden. Es iſt deshalb unzu⸗ 
läſſig, einzelne Anſprüche herauszugreifen und geſondert einzuklagen. Kommt nur ein Gut⸗ 
haben des einen Geſellſchafters an den andern in Frage, ohne daß in Anſehung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens noch etwas zu teilen oder zu regeln iſt, ſo können die dies Guthaben ergebenden Um⸗ 
ſtände, ohne daß eine vorgängige Auseinanderſetzung nötig iſt, im Prozeſſe feſtgeſtellt werden 
(RG Warn 1916 Nr 73). Durch die Vorſchrift des § 730 iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß ſchon 
vor Durchführung der Auseinanderſetzung der eine oder andere beſonders dringliche Anſpruch 
vorab im Wege beſonderen Prozeſſes verfolgt wird (RG 98, 298). Dieſem Urteil lag der Fall 
zugrunde, daß der Geſellſchafter zur Vorbereitung der künftigen Auseinanderſetzung die Ent⸗ 
nahmen des andern Geſellſchafters, ſoweit ſie die Grenzen des Angemeſſenen überſtiegen, zum 
Zweck der Hinterlegung als Streitmaſſe zurückgefordert hat. Die Dringlichkeit wurde wegen 
der Notwendigkeit der Schuldenzahlung und wegen der zweifelhaften Vermögenslage des Be⸗ 
klagten angenommen. Durch die Auseinanderſetzung iſt der Geſellſchafter nicht gehindert, An⸗ 
ſprüche gegen die anderen Geſellſchafter, die ihm nicht in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchafter 
erwachſen find, im Klage wege zu verfolgen (RG 2. 1. 09 VII 421/08 im Recht 09 Nr 663). Dem 
Geſellſchafter iſt es ferner trotz beendeter Auseinanderſetzung unbenommen, von dem geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafter das aus der Geſchäftsbeſorgung Crlangte einzuklagen (RG 3. 5. 05 
1 634/04). Der Auseinanderſetzungsanſpruch kann nur unter ſämtlichen Teilhabern, ſoweit 
unter ihnen Streit beſteht, zum Austrag gebracht werden. Nur bei Zuziehung dieſer ſämtlichen 
Teilhaber kann eine rechtskräftige Entſcheidung über die Auseinanderſetzung getroffen werden 
(RG AW 04, 617%; Warn 1917 Nr 139). 


4. Die Befugnis zur Geſchäftsführung und die Vertretungsmacht (88 710, 711, 714) erlöſchen, 
vorbehaltlich des § 729, mit der Auflöſung; fie ſtehen jetzt allen Geſellſchaftern zu ($ 709 Abſ 1). 
Erben ($ 727 Abſ 1), Konkursverwalter ($ 728) — nicht aber der pfändende Gläubiger ($ 725) — 
ſind Mitgeſchäftsführer. Im Geſellſchaftsvertrage kann ein anderes, namentlich die Beſtellung 
von Liquidatoren angeordnet ſein mit beſtimmten oder nach Abſ 2 Satz 1 zu bemeſſenden Befug⸗ 
niffen (vgl. über die Grenzen ihrer Vertretungsmacht RG 106, 72, |. auch §8 145 ff., 150 HGB). 
Die Beſtellung eines Geſellſchafters als Liquidator kann nicht willkürlich von den Geſellſchaftern 
widerrufen werden. Zu den Befugniſſen des Liquidators gehört es auch, die rückſtändigen Beiträge 
(vgl. A 2) von den Geſellſchaftern einzuziehen (abw. $ 149 HGB für die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft). An den Befugniſſen der Geſellſchafterverſammlung und an den Kontrollbefugniſſen 
des Aufſichtsrats, auch ſeinem Recht zur Einberufung einer Geſellſchafterverſammlung wird 
durch die Auflöſung der Geſellſchaft nichts geändert (vgl. R Warn 1920 Nr 199). Von der 
m muß die Beauftragung mit befonderen Geſchäften ($ 709 A 4) unterſchieden 
werden; dieſe erliſcht nicht. Die Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, die an die Geſellſchaft 
geſchuldeten Leiſtungen, insbeſondere die rückſtändigen Beiträge der übrigen Geſellſchafter ein⸗ 
zufordern (88 705 A 5, 709 A 4) kommt in Wegfall, ſobald die Geſellſchaft gemäß $$ 730, 726 
aufgelöſt iſt. In dieſem Falle beſchränkt ſich die Geschäftsführung entſprechend dem durch die 
Liquidation veränderten Geſellſchaftszweck auf die Vornahme der zur Auseinanderſetzung dien 
lichen Handlungen, und zwar iſt das Geſellſchaftsvermögen nach 8 733 Abf 3 nur inſoweit in Geld 
umzuſetzen, als es zur Berichtigung der Schulden erforderlich iſt. Über die Notwendigkeit einer 
ſolchen Maßnahme haben nunmehr die zur Durchführung der Liquidation berufenen Perſonen, 
alſo die ſämtlichen Geſellſchafter in gemeinſchaftlichem Handeln zu befinden (RG 100, 165). Sind 
mehrere Liquidatoren beſtellt, ſo kann in Ermangelung einer andern Vereinbarung das Recht, 
Rechnungslegung von den Geſellſchaftern zu fordern, nur gemeinſchaftlich von ihnen ausgeübt 
werden (vgl. R JW 1921, 6873). Über die Pflicht der Geſellſchafter, das Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren in die Hand zu nehmen, und über die Folgen, wenn die Geſellſchafter (oder einer 
von ihnen) mit der Erfüllung dieſer Pflicht in Verzug kommen, |. R HRR 1930 Nr 1606. 
Über die Durchführung der Auseinanderſetzung im Streitfalle |. HRR 1928 Nr 606. 


5. Mit der wirklichen (vgl. 88 734, 735), nicht bloß vermeintlichen Durchführung der And 
einanderſetzung erliſcht das Geſellſchaftsverhältnis. Dieſer Satz darf aber nicht in unzweck⸗ 
mäßiger Weiſe Überſpannt werden. Iſt eine Auseinanderſetzung abgeſchloſſen worden und wird 
dann ſpäter ſtreitig, ob ein Geſellſchafter aus einem beſtimmten von ihm für die Geſellſchaft vor⸗ 
genommenen Geſchäfte noch einen Betrag ſchuldet, ſo kann nicht angenommen werden, daß der 
Zweck der Auseinanderſetzung das Fortbeſtehen der Geſellſchaft „erfordert“. Eine Liquidations⸗ 
geſellſchaft beſteht nicht mehr, und jeder Geſellſchafter kann über ſeinen Teilanſpruch an jenem 
Betrage verfügen (RG JW 05, 430%; HoldheimsMSchr 05, 263). 
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8 731 


Sie Auseinanderſetzung erfolgt in Ermangelung einer anderen Verein 
barung!) in Gemäßheit der 88 732 bis 735. Im übrigen gelten für die Teilung 
die Vorſchriften über die Gemeinfchaft?). 

EI 856 Abſ 5 II 807 Abſ 3; M 2 626ff.; P 2 440 ff. 

1. Durch Vereinbarung kann auch die Beſtimmung des $ 740 (Rechte des Ausgeſchie denen) 
ausgeſchloſſen werden (RG 17. 11. 06 1 137/06). 

. Vgl. 58 752— 758; indeſſen kommen die Vorſchriften des & 755 gegenüber dem $ 733 
nicht zur Geltung. Maßgebend für die Auseinanderſetzung iſt (anders § 140 Abſ 2 HGB) 
die Vermögenslage zu der Zeit, wo tatſächlich die Auseinanderſetzung ftattfindet, unbeſchadet 
der durch Verzug oder Verſchulden entſtandenen weitergehenden Anſprüche. Die Parteien 
können vereinbaren, daß ftatt der Teilung in Natur, die nach $ 752 bei teilbaren Gegenſtänden 
eintritt, ein Verkauf oder eine ſonſtige Verwertung der Vermögensſtücke ſtattfindet, oder daß 
fie zu beſtimmten Preiſen von den Geſellſchaftern zu übernehmen find. Eine Vereinbarung kann 
ferner getroffen werden über die dem ausſcheidenden Geſellſchafter (vgl. § 736) zu gewährende 
Geldabfindung. Bei der hiernach nötig werdenden Schätzung des Wertes des Geſellſchafts⸗ 
vermögens find die einzelnen Vermögensſtücke nach ihrem wahren Werte, nicht bloß nach dem 
für die Zwecke der Gewinnverteilung angenommenen Werte, unter Berückſichtigung des aus 
der Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen ſich ergebenden höheren Wertes anzuſetzen. Es 
kann gerechtfertigt ſein, für den Geſchäfts⸗ oder Firmenwert einen beſonderen Betrag in Anſatz 
zu bringen (vgl. RG 94, 106). Die Auseinanderſetzung kann unter anderem auch in der Weiſe 
vollzogen werden, daß die Geſellſchafter das Vermögen der Geſellſchaft in eine neu gegründete 
Geſellſchaft m. b. H. einbringen und jeder Geſellſchafter einen dem Werte ſeiner Einlage ent⸗ 
ſprechenden Geſchäftsanteil an der neuen Geſellſchaft erhält. Ein Fortbeſtehen der alten Geſell⸗ 
ſchaft würde hier nur in der Form möglich fein, daß die Geſchäftsanteile gemeinſamer Befig der 
Geſellſchafter verbleiben würden. Für die Anwendung der Vorſchriften der 95 752, 753 tft kein 
Raum, wenn es ſich um eine Geſellſchaft handelt, bei der ein Miteigentum nach Bruchteilen oder 
zur geſamten Hand nicht beſteht (RG 91, 431, vgl. § 718 A 6). Iſt vereinbart, daß der im 

lleineigentum eines Geſellſchafters befindliche Gegenſtand des Unternehmens nach Beendigung 
der Geſellſchaft gemeinfam verwertet werden ſoll, jo kann darin unter Umſtänden Die Einigung, 
nach den Grundſätzen der $$ 731 Satz 2, 753 zu verfahren, erblickt werden; andernfalls iſt die 
ortsübliche Verwertungsart zu wählen (RG Lg 1924, 6985). — Auseinanderſetzung bei Auf⸗ 
löſung einer Geſellſchaft in der Zeit fortgeſchrittener Geldentwertung |. RG 111, 77, auch 117, 
238; 122, 200 und RG Warn 1925 Nr 184. 


9 732 


Gegenſtände, die ein Geſellſchafter der Geſellſchaft zur Benutzung überlaſſen 
hat, find ihm zurückzugeben !). Für einen durch Zufall in Abgang gekommenen 
oder verſchlechterten Gegenſtand kann er nicht Erſatz verlangen“. 

E I 656 Abſ 1 II 608; M 2 626—628; P 2 440. 

1. Vgl. 8706 A 3. Sachen und Rechte find dann nicht ſofort zurückzugeben, wenn die Gegen⸗ 
ſtände noch während der Auseinanderſetzungszeit erforderlich ſind, z. B. wegen ſchwebender Ge⸗ 
ſchäfte (5 730 Abſ 2). Wegen der übereigneten Gegenſtände ſ. § 733 Abſ 2. 

b 2. Für die durch Verſchulden ($ 708) abgegangenen Gegenſtande haften dem Forderungs⸗ 

erechtigten kraft des Geſellſchaftsverhältniſſes die übrigen Geſellſchafter als Geſamtſchuldner 
N 427) nicht etwa nur die Geſchäftsführer. Dieſe find Gehilfen der Geſellſchafter im Sinne des 
9.278; fie find es auch im Falle des $ 709 (vgl. auch Knoke, Recht der Geſellſchaft, ö 36, S. 118; 
abw. Planck A 2 a. E.). 


8 733 


) Aus dem Gefellfhaftsvermögen find zunächſt die gemeinſchaftlichen 
Schulden mit Einſchluß derjenigen zu berichtigen, welche den Gläubigern gegen“ 
über unter den Geſellſchaftern geteilt ſind oder für welche einem Geſellſchafter 
die übrigen Geſellſchafter als Schuldner haften 2). Iſt eine Schuld noch nicht 
fällig oder iſt fie ſtreitig, fo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzu⸗ 
behalten?). 

Aus dem nach der Berichtigung der Schulden übrigbleibenden Gefellfhafts- 

BER, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 28 
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vermögen ſind die Einlagen zurückzuerſtatten. Für Einlagen, die nicht in Geld 
beſtanden haben, iſt der Wert zu erſetzen, den ſie zur Zeit der Einbringung 
gehabt haben!). Für Einlagen, die in der Leiſtung von Dienſten oder in der 
Überlaffung der Benutzung eines Gegenſtandes beſtanden haben, kann nicht 
Erſatz verlangt werden“). 

Zur Berichtigung der Schulden und zur Nückerſtattung der Einlagen iſt das 
Geſellſchaftspermögen, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen“). 

E 1 656 Abſ 2—4 II 669; M 2 628; P 2 441—443. 


1. Auseinanderſetzung. Nach Ausſcheidung der im $ 732 bezeichneten Gegenſtände bleibt 
das Geſellſchaftsvermögen übrig. Nach den Vorſchriften des § 733 — der ſich nur auf das innere 
Geſellſchaftsverhältnis bezieht — wird dieſes Vermögen auf ein reines Ergebnis (+ oder —) 
zurückgeführt (58 734, 735). Die Geſellſchafter können übrigens, und zwar ganz unabhängig 
von dem Willen der Geſellſchaftsgläubiger, die Vermögensbereinigung auch auf andere Weiſe 
vornehmen (vgl. auch R 67, 332). Ein Auseinanderſetzungsvertrag, durch den ein Geſellſchafter 
den Anſpruch auf Übereignung eines Grundſtücks gegen den im Grundbuch als Eigentümer ein ⸗ 
getragenen gemeinſchaftlichen Treuhänder erwirbt, bedarf nicht der Form des $ 313 (RG 108, 60). 


2. Unter gemeinſchaftlichen Schulden ſind die durch den geſellſchaftlichen Betrieb zu Laſten 
aller Geſellſchafter entſtandenen Schulden, die eigentlichen Geſellſchaftsſchulden, zu verſtehen, 
die das Geſellſchaftsvermögen belaften, aber einſchließlich „derjenigen, welche den Släu- 
bigern gegenüber unter den Geſellſchaftern geteilt find“ (vgl. § 718 A 5). Mit 
den Schulden, „für welche einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter als 
Schuldner haften“, ſind die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe unter den Geſellſchaftern ent⸗ 
ſprungenen Schulden gemeint, z. B. Anſprüche aus der Geſchäftsführung ($$ 713, 670) oder auf 
einen rückſtändigen Gewinnanteil (vgl. § 717), Erſatzforderungen eines Geſellſchafters. Dieſe 
Schulden find inſofern gemeinſchaftliche, als der forderungsberechtigte Geſellſchafter zur Berich 
tigung der Schuld, wenn deren Betrag aus dem Geſellſchaftsvermögen entnommen wird, mit 
beiträgt. Auf die Befolgung der Vorſchrift des Abſ 1 haben die Gläubiger kein Recht. Die Ge⸗ 
ſellſchafter können ſich hierüber anders einigen. Sie konnen ohne Berückſichtigung der Schulden 
das Geſellſchaftsvermögen, und zwar ſelbſt vor der Auflöſung der Geſellſchaft, ganz oder teilweise 
unter ſich aufteilen. Der Gläubiger iſt durch die perſönliche Haftung der Geſellſchafter gedeckt. 
Nicht zu den gemeinſchaftlichen Schulden im Sinne des $ 733 find zu zählen die Schulden, für welche 
die ſämtlichen Geſellſchafter aus einem nicht dem Geſellſchaftsbetriebe angehörigen Grunde ver- 
haftet find. Forderungen, die einem Geſellſchafter nicht als ſolchem gegen die Geſellſchaft er 
wachſen find, kann er gegen die anderen Geſellſchafter auch während der Auseinanderſetzung 
beſonders geltend machen und im Rechtsſtreite verfolgen (RG 2. 1. 09 VII 421/08). Vorſchüſſe, 
die ein Geſellſchafter für einen anderen auf deſſen Einlage leiſtet, konnen nur von dem letzteren 
zurückgefordert werden und ſind bei Beendigung der Geſellſchaft nicht als Geſellſchaftsſchulden 
zu behandeln (RG JW 1928, 23685). Vgl. auch § 705 a. E. 

3. In Anſehung des Zurückbehaltenen beſteht die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort. Wegen 
des Rechtes auf Zurückbehaltung vgl. § 1475, 2046. Trotz der allgemein lautenden Vorſchrift 
wird für eine ſtreitige Forderung, die offenſichtlich unbegründet ift und nur mißbräuchlich geltend 
gemacht wird (8 226), ein Zurückbehaltungsrecht nicht anzuerkennen fein. Wegen bedingter Forde⸗ 
rungen vgl. § 738 A 1. 

4. Zu den zurückzuerſtattenden Einlagen gehört nicht ein ſeitens der Geſellſchaft gegen be 
ſonderes Entgelt von einem Geſellſchafter erworbener Gegenſtand. — Zu erſtatten iſt der objektive 
Wert zur Zeit des Einbringens. Damit find zweckmäßigerweiſe alle Streitfragen über ſpätere 
Wertminderung und die Verantwortlichkeit hierfür abgeſchnitten. Auch der Einleger braucht 
ſich auf Erſatz in Natur nicht einzulaſſen. Oft wird ſchon bei Eingehung der Geſellſchaft eine 
Schätzung vorgenommen fein (vgl. $ 706 Abſ 2 Satz 2; HGB. a. F. Art 143). Wegen der Auf- 
wertung |. § 705 A 7. 

5. Überlaſſung der Benutzung eines Gegenſtandes umfaßt an ſich nicht die Beſtellung eines 
dinglichen Rechtes, z. B. Einräumung einer Grunddienſtbarkeit. Entſcheidend für die Ordnung 
derartiger Rechtsverhältniſſe iſt der Vertragswille, der meiſt dahin gehen wird, daß das dingliche 
Recht nach Auflöſung der Geſellſchaft zurückgewährt wird, allenfalls gilt Abſ 2 Satz 2. Was die 
Leiſtung von Dienſten anlangt, jo kann im Falle der Unmöglichkeit der Erfüllung einer weſent⸗ 
lichen Verpflichtung ($ 723 Abſ 1 Saß 2) ein Bereicherungsanſpruch nach $ 323 Abſ 3 entſtehen 
(Knoke, Recht der Geſellſchaft, $ 17 S. 47). 

6. Soweit die Umſetzung in Geld nicht erforderlich ift, greifen $$ 731, 749 ff. (752) Platz 
(anders $ 149 HGB). Darüber, daß im Auseinanderſetzungsverfahren der einzelne Geſellſchafter 
zur Einziehung der Geſellſchaftsſchulden nicht mehr befugt ift, |. § 730 A 4. 
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8 734 


Verbleibt nach der Berichtigung der gemeinſchaftlichen Schulden und der 
Nückerſtattung der Einlagen ein Überſchuß, fo gebührt er den Geſellſchaftern 
nach dem Verhältnis ihrer Anteile am Gewinne !). 

E 1 656 Abſ 3 II 670 Abf 1; M 2 629; P 2 441 —443. 

1. Vgl. § 722 (abw. HGB $ 155). Der verbleibende Überſchuß iſt der Schlußgewinn. Das 
Verhältnis zur geſamten Hand bleibt beſtehen, bis die Verteilung durchgeführt iſt; nur $ 719 Abſ 1 
Halbſ 2 hat feine Kraft verloren (. 88 752 ff.). Soll ein zum Geſellſchaftsvermögen gehöriges 
Grundſtück einem Geſellſchafter zum Alleineigentum übertragen werden, jo bedarf es der Auf⸗ 
laſſung. — Die Verteilungsgrundſätze der $$ 734, 738 ff. haben Anwendung zu finden für den Fall, 
daß eine offene Handelsgeſellſchaft durch das Ausſcheiden eines Geſellſchafters aufgelöſt und unter 
Ausſchluß der Liquidation das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven von dem andern übernommen 
wird bezüglich des Geſellſchaftsvermögens, das bei der Auseinanderſetzung zunächſt ausgenommen 
war (RG 114, 131). 


8 755 

Reicht das Geſellſchaftsvermögen zur Berichtigung der gemeinſchaftlichen 
Schulden und zur Nückerſtattung der Einlagen nicht aus, ſo haben die Geſell⸗ 
ſchafter für den Fehlbetrag nach dem Verhältnis aufzukommen, nach welchem 
fie den Verluſt zu tragen haben!). Kann von einem Geſellſchafter der auf ihn 
entfallende Beitrag nicht erlangt werden, ſo haben die übrigen Geſellſchafter 
den Ausfall nach dem gleichen Verhältniſſe zu tragen?). 

E I 656 Abf 3 II 670 Abſ 2; M 2 629; P 2 441—448. 

1. Vgl. $ 722. Die Deckungspflicht des $ 735 entſpricht der Beitragspflicht des § 707. Sie 
begründet ein Recht der Geſellſchafter, daß der zur Deckung der Verbindlichkeiten aufzubringende 
Betrag nach Verhältnis der Anteile am Verluſt auf die hieran beteiligten Geſellſchafter umgelegt 
wird. Die Verpflichtung des Geſellſchafters zur Aufbringung ſeines Anteils iſt nicht davon ab⸗ 
hängig, daß ihm eine förmliche Rechnung über das ganze Verhältnis erteilt wird (RG 26. 11. 15 
IL 230/15 im Recht 1916 Nr 435). Aus $ 735 ergibt ſich, daß $ 707 nur gilt, ſolange die Geſell⸗ 
ſchaft beſteht (vgl. F 707 A 1). Das Aufkommen für Fehlbeträge könnte ſowohl in An⸗ 
ſehung der Schulden als der Einlagen durch Einzahlung in die Geſellſchaftskaſſe erfolgen. In 

etreff der Einlagen wird jedoch dem Einleger ein Anſpruch unmittelbar gegen die Mitgeſell⸗ 
ſchafter zuſtehen (vgl. § 28 KO). War ausnahmsweiſe für die Forderung eines Gläubigers die 
Haftung der Geſellſchafter auf das Geſellſchaftsvermögen beſchränkt worden (ogl. § 714 A 2, 
9718 A 5) und iſt trotzdem das Vermögen ohne Berückſichtigung dieſer Forderung verteilt worden, 
ſo haben die Geſellſchafter dem Gläubiger das zu leiſten, was ihm bei dieſer Beruckſichtigung zu. 
geſtanden haben würde ($ 242), d. h. jeder Geſellſchafter hat, was er bei der Auseinanderſetzung 
aus dem Geſellſchaftsvermögen erhalten hat (vgl. $ 734), dem Gläubiger zu ſeiner Befriedigung 
herauszugeben. $ 419 leidet keine Anwendung (Planck A 4; betr. — für Herausgabe nach Be⸗ 
reicherungsgrundſätzen Enneccerus $ 401 A 3). 5 

2. Tragung des Ausfalls entſprechend der Vorſchrift des 9 426 Abſ 1 Satz 2. 


9 736 


Iſt im Geſellſchaftsvertrage beftimmt!), daß, wenn ein Geſellſchafter kündigt 
oder ſtirbt oder wenn der Konkurs über ſein Vermögen eröffnet wird, die 
Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, fo ſcheidet bei 
dem Eintritt eines ſolchen Ereigniſſes der Geſellſchafter, in deſſen Perſon es 
eintritt, aus der Geſellſchaft aus?). 

. e eee a name: 

. Rechtöbegrifffich ift der Fortbeſtand der Geſellſchaft nicht davon abhängig, daß leine 
Anderung in e der Geſellſchafter eintritt. Die Geſellſchafter brauchen ſich allerdings 
nicht den Eintritt eines ihnen nicht genehmen Mitglieds gefallen zu laſſen. Aus dieſer Rückſicht 
Eh die Unübertragbarkeit und Unvererblichkeit der Mitgliebſchaft (58 717, 727) feſtgeſetzt. Die 
Geſellſchafter können aber hierüber eine andere Vereinbarung treffen. In dieſem Falle hat der 
Eintritt des neuen Geſellſchafters, auf den die Mitgliedſchaft infolge Übertragung oder Vererbung 
übergegangen iſt, nicht etwa die Folge, daß nunmehr unter Aufloſung der bisherigen Geſellſchaft 
ſich eine neue Geſellſchaft bildet. Die Geſellſchaft bleibt vielmehr mit dem dazu gehörigen Ver⸗ 
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mögensbeſtande trotz des Mitgliederwechſels beſtehen. Die Identität der Geſellſchaft bleibt gerade 
ſo gewahrt, wie die Identität des Forderungsrechts durch Gläubiger⸗ oder Schuldnerwechſel 
nicht aufgehoben wird. Das gleiche gilt, wenn durch Vereinbarung der Geſellſchafter ein weiteres 
Mitglied in die Geſellſchaft aufgenommen wird. Die früher herrſchende gegenteilige Meinung, 
daß das Geſetz die Aufnahme eines neuen Geſellſchafters unter Fortbeſtehen der alten Geſellſchaft 
nicht zulaſſe, iſt jetzt als überwunden anzuſehen (vgl. RO 82, 160 und Planck A 2). Es befteht 
hiernach auch kein Hindernis, daß die Geſellſchaft trotz Vorhandenſeins eines Endigungsgrundes 
infolge Kündigung, Tod oder Konkurſes in der Perſon eines Geſellſchafters unter den übrigen 
Geſellſchaftern in bisheriger Weiſe fortdauert, vorausgeſetzt, daß dieſe — die für den Fortbeſtand 
der Geſellſchaft gerade auf die Mitgliedſchaft des „Ausſcheidenden“ beſonderen Wert gelegt haben 
können — mit der Fortdauer, und zwar vor Eintritt des Auflöſungsgrundes ſich einverſtanden 
erklärt haben (vgl. RG 95, 39). Selbſtverſtändliche Vorausſetzung des Fortbeſtehens der Gefell- 
ſchaft ift in dieſem Falle weiter, daß mindeſtens zwei Geſellſchafter, welche die Geſellſchaft fort⸗ 
ſetzen, übrigbleiben. 

2. Der Eintritt des neuen Geſellſchafters vollzieht ſich in der Weiſe, daß die übrigen Mit⸗ 
glieder ihn ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Geſellſchafter anerkennen (Aufnahmevertrag: 
vgl. RG 54, 161; 92, 164; 128, 172; RG JW 1921, 123917). Die Aufnahme kann mit der Über- 
tragung verbunden ſein, wenn der Übertragende zur Aufnahme in Vertretung der anderen Ge⸗ 
ſellſchafter ermächtigt iſt. Nicht unzuläſſig iſt es, die Aufnahme dem Ermeſſen des Mitgejell- 
ſchafters zu überlaſſen (vgl. RG 92, 167). Die Zuſtimmung zur Aufnahme einer beſtimmten 
Perſon als Mitglied kann auch ſchon im voraus erteilt werden. Durch die Aufnahme tritt in der 
Trägerſchaft des geſamthändigen Geſellſchaftsvermögens nur inſoweit eine Anderung ein, als 
ein neuer Vermögensträger hinzukommt. Der Anteil des ausſcheidenden Geſellſchafters geht 
unverändert — ſoweit nicht in dieſer Beziehung eine Abweichung vereinbart iſt —, ohne daß es 
beſonderer Übertragungshandlungen bedarf (vgl. RG 83, 315), auf den neuen Geſellſchafter 
über. S. namentlich Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 25 ff. und Knoke in Arch BürgR 
20, 170 ff. Mit dem Anteil am Geſellſchaftsvermögen geht auch die auf dieſem laſtende Ver⸗ 
pflichtung über, die Tilgung der bisherigen Geſellſchaftsſchulden aus dem Geſellſchaftsvermögen 
zu dulden. Eine weitergehende Haftung trifft ihn mangels beſonderer Schuldübernahme nicht 
(anders HGB $ 130). An der Haftung des bisherigen Geſellſchafters gegenüber den Gläubigern 
wird durch ſein Ausſcheiden nichts geändert. Der Ausgeſchiedene iſt z. B. nicht davon befreit, 
für die Abnahme der an die Geſellſchaft verkauften Ware zu ſorgen. Das im Anteil enthaltene 
geſamthänderiſche Miteigentum an den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen (im Beſitz der Ge⸗ 
ſellſchaft befindlichen) beweglichen Sachen wird von dem neu eintretenden Geſellſchafter mit der 
Wirkung erworben, daß er in Gemeinſchaft mit den anderen Geſellſchaftern hierüber verfügen 
darf. Nicht anders verhält es ſich mit den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Grundſtücken. 
Ihre Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen ſetzt voraus, daß die geſamthänderiſche Gemein ⸗ 
ſchaft gemäß $ 48 GBO im Grundbuch vermerkt iſt. Die grundbuchrechtliche Legitimation erlangt 
der neue Geſellſchafter allerdings erſt dadurch, daß er als Mitberechtigter — worauf er Anſpruch 
hat — in Berichtigung des Grundbuchs eingetragen wird. Der Wille des neu eintretenden Geſell⸗ 
ſchafters wird meiſt dahin gehen, daß er ſich allen Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags, denen 
der Ausſcheidende unterworfen war, auch den Beſtimmungen über Vertragsſtrafen in gleicher 
Weiſe unterwirft. Ein ſolcher Wille kann anzunehmen ſein, auch wenn der neu Eintretende die 
Beſtimmungen des alten Geſellſchaftsvertrags nicht kennt und ſich hierüber mit dem Ausſchei⸗ 
denden nicht verſtändigt hat (RG Warn 1912 Nr 424). — Wird zu den bisherigen Mitgliedern 
ein weiteres Mitglied in die Geſellſchaft aufgenommen, ſo ſetzt ſich der ihm zukommende Anteil 
aus den Anteilen der bisherigen Mitglieder zuſammen, indem jeder von ihnen zur Herſtellung 
des neuen Anteils einen entſprechenden Teil ſeines Anteils abgeben muß. Eine ſolche Über ⸗ 
tragung iſt ohne weiteres, ohne daß dies beſonders zum Ausdruck gebracht zu werden braucht, 
in dem Aufnahmevertrage zu finden. 


8 757 


) Iſt im Geſellſchaftspertrage beſtimmt, daß, wenn ein Geſellſchafter 
kündigt, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſte hen ſoll, 
fo kann ein Geſellſchafter, in deſſen Perſon ein die übrigen Gefellfchafter nach 
§ 723 Abſ 1 Satz 2 zur Kündigung berechtigender Umftand?) eintritt, aus der 
Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden?). Das Ausſchließungsrecht ſteht den übrigen 
Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zu. Die Ausſchließung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem auszuſchließenden Geſellſchafter “). 

E II 672; P 2 444. 

1. $ 736 umfaßt den Fall, daß ein Geſellſchafter den übrigen Geſellſchaftern kündigt. 8 737 
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regelt den umgekehrten Fall, daß gegenüber einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter aus 
wichtigem Grunde zu kündigen berechtigt ſind. 

2. Die Ausſchlleßung eines Geſellſchafters kann in dieſem Falle durch die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter, nicht etwa die Geſchäftsführer, und zwar durch einſtimmigen Beſchluß herbeigeführt 
werden (vgl. HGB $ 140). Die Ausſchließung ift eine einſeitige empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung (88 130 ff.). Es können auch mehr als ein Geſellſchafter ausgeſchloſſen werden, ſofern 
nur wenigſtens zwei Geſellſchafter (abw. HGB $ 142) übrigbleiben. Im Streitfalle Feſtſtellungsklage. 

3. Ein ſolcher Umſtand (wichtiger Grund) iſt zur Ausſchließung erforderlich, aber anderſeits 
auch genügend (RG 24, 137 beruht auf Artt 125, 128 HGB a. F.), und zwar auch bei der auf un⸗ 
beſtimmte Zeit (§ 723 Satz 1) eingegangenen Geſellſchaft. 

4. 8 737 enthält in Satz 3 zwingendes, dagegen in Anſehung des „zur Kündigung berechti⸗ 
genden Umſtandes“ und des Satz 2 nachgiebiges Recht. — Ein bereits ausgeſchiedener Ge⸗ 
ſellſchafter kann aus der Geſellſchaft nicht mehr ausgeſchloſſen werden (vgl. R JW 05, 3151 
über Ausſchließung aus einem ſtudentiſchen Korps). 


§ 738 

) Scheidet ein Geſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, jo wächſt fein Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern zu?). Dieſe find ver⸗ 
pflichtet), dem Ausſcheidenden die Gegenſtände, die er der Geſellſchaft zur 
Benutzung überlaſſen hat, nach Maßgabe des § 732 zurückzugeben, ihn von 
den gemeinſchaftlichen Schulden zu befreien und ihm dasjenige zu zahlen, was 
3 bei der Auseinanderſetzung erhalten würde, wenn die Geſellſchaft zur Zeit 
ſeines Ausſcheidens aufgelöſt worden wäre. Sind gemeinſchaftliche Schulden 
noch nicht fällig, ſo können die übrigen Geſellſchafter dem Ausſcheidenden, 
ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten⸗). 

Der Wert des Geſellſchaftsvermögens iſt, ſoweit erforderlich, im Wege der 
Schätzungs) zu ermitteln. 

E 1668 Abſ 1, 45 II 678 Abſ 1; M 2 631; B 2 444447. 

1. Die §8 738—740 regeln die Auseinanderſetzung mit dem ausſcheidenden Geſellſchafter. 
Die Vorſchriften ſind im allgemeinen nachgiebiger Natur (RG 122, 149; RG 29. 4. 27 11 
402/26); zu beachten iſt aber, daß $ 738 Abſ 1 Satz 1 richtiger Auffaſſung nach eine Folgerung aus 
dem Geſamthandverhältniſſe darſtellt (Prot 2, 446; MG 56, 208), die nicht abänderlich erſcheint. 
N 2. Vorausſetzung für die Anwachſung des Anteils iſt nach herrſchender Anficht, daß die 
Geſellſchaft fortbeſteht (MG 68, 414). Eine Folge der Anwachſung ift, daß es zur Bewirkung des 

bergangs des Anteils des ausſcheidenden Geſellſchafters ($ 719) auf die übrigbfeibenden Geſell⸗ 
ſchafter keines befonderen Übertragungsgeſchäfts, für die Geſellſchaftsgrundſtücke nicht der Auf- 
fung bedarf. Die Anwachſung bewirkt den Rechtsübergang ohne beſondere Ubertragshand- 
ung (RG 68, 413). Für Anwendung der Vorſchriften der 69 313, 1821 Nr 1 iſt hier kein Raum. 
Nach $ 894 hat der Ausſcheidende feine Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs zu geben 
(vgl. $ 718 A 1). Wird durch das Ausſcheiden die Geſellſchaft aufgelöſt, fo verwandelt fi) das 
Geſamthandseigentum des Mitgeſellſchafters nicht ohne weiteres in Alleineigentum. Die Gejel- 
ſchaft tritt vielmehr in Liquidation (vgl. JW 1921, 1212). Für die offene Handelsgeſellſchaft wird 
Inwachſung auch in dem Falle angenommen, daß er eine der beiden Geſellchafter von dem durch 
142 HB oder durch Vereinbarung begründeten Rechte Gebrauch macht, das ganze Geſchäft 
125 Wert und Schuld zu übernehmen (NG 65, 227; 68, 410; 1. 5. 12 1 250/11; vgl. JW 1925, 
0. Dies ift jedoch eine den beſonderen Bedürfniſſen des Handelsverkehrs Rechnung tragende 
Higentümlichkeit, die auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes nicht ausgedehnt werden kann. — 
Gee der Weiterführung eines Rechtsſtreits vgl. 8 714 A 4. Über den Eintritt eines neuen 

eſellſchafters ſ. $ 736 A 2. N N 
W Der Ausſcheidende behält nur ein — abtretbares — Forderungsrecht gegen die verblei⸗ 
enden Geſellſchafter. Dieſe haften aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe ($ 427) als Geſamtſchuldner. 
die dinglichen Rechte des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen beſtehen nicht mehr. Das 
Varuabehaltungsrecht ($ 273) wird durch die Anwachſung nicht aufgehoben (a. M. OLG 6, 446). 
f er Schuldbefreiungsanſpruch des ausſcheidenden Geſellſchafters gegenüber feinem das Geſchäft 
ortführenden Mitgeſellſchafter umfaßt auch die Beſeitigung einer durch Sicherungsubereignung 
Se dem Ausſcheidenden gehörigen Gegenſtänden begründeten Belastung durch Rückverſchaffung 
— Eigentum, gegebenenfalls auch Veſitz, ohne daß es dabei auf die Falligkeit der Anſprüche 
And geſeherten Geſelſchaſtsgläubigers ankommt (M® 132, 29). — Bal. $$ 733 los 2, 734. — 

Nprüche, die nicht auf dem Geſellſchaftsverhältnis, ſondern auf beſonderen Rechtsgeſchaften 
zwiſchen der Geſellſchaft und dem Geſellſchafter beruhen, können von beiden Teilen außerhalb 
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des durch das Ausſcheiden des Geſellſchafters veranlaßten Auseinanderſetzungsverfahrens geltend 
gemacht werden (RG 118, 295). — Über Nichtanwendbarkeit des § 738 gegenüber dem ausgeſchie⸗ 
denen Mitglied eines nicht rechtsfähigen Vereins ſ. § 54 A 1. 

4. Die Sicherheit (SS 232 ff.) wird dem Ausſcheidenden geleiſtet, nicht etwa den Gläubigern; 
denn dieſe werden durch den inneren Geſellſchaftsvorgang der Auseinanderſetzung mit dem Aus⸗ 
ſcheidenden nicht berührt. Ihre Rechte werden auch dadurch nicht beeinträchtigt, daß der Aus⸗ 
ſcheidende frei wird, ſofern den Gläubigern ausnahmsweiſe das Geſellſchaftsvermögen allein 
haften ſollte (vgl. 8 718 A 5). Zweifelhaft iſt, ob auch für bedingte Forderungen und für ſtreitige 
Forderungen — worüber das Geſetz keine Beſtimmung gibt — Sicherheit zu leiſten iſt. Die Frage 
wird nicht, wie dies meiſt geſchieht (fo hinſichtlich ſtreitiger Forderungen RG 60, 155) unbedingt 
zu verneinen ſein. Es wird vielmehr darauf ankommen, ob der Eintritt der Bedingung in naher 
Ausſicht ſteht und ob trotz Beſtrittenſeins der Forderung mit ihrem Beſtehen verſtändigerweiſe 
zu rechnen iſt, und es wird deshalb nach Lage der Sache im einzelnen Falle zu entſcheiden ſein, 
ob a Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung anzunehmen iſt und in welcher Höhe die Sicherheit 
zu leiſten iſt. 

5. Zu ermitteln ift bei der Schätzung der Wert des Vermögens der jog. lebenden Geſellſchaft 
im Zeitpunkte des Ausſcheidens. Es kommt nicht auf die Buchwerte, ſondern auf die wahren 
Werte an (RG 106, 131; ZW 99, 395%; 02, 59014); zu berückſichtigen ift daher auch der ſog. Ge⸗ 
ſchäfts⸗ oder Firmenwert (RG 94, 106; Warn 09 Nr 138). Die ſchwebenden Geſchäfte bleiben 
außer Betracht (§ 740). Vgl. auch § 731 A 2. 


8 739 


Reicht der Wert des Geſellſchaftsvermögens zur Deckung der gemeinfchaft- 
lichen Schulden und der Einlagen nicht aus, ſo hat der Ausſcheidende den 
übrigen Geſellſchaftern für den Fehlbetrag nach dem Verhältniſſe ſeines Anteils 
am Verluſt aufzukommen !). 

E I 658 Abſ 6 II 673 Abſ 2; M 2 632; P 2 444447, 

1. Aufkommen des Ausſcheidenden für den Fehlbetrag entſprechend der Vorſchrift des 
$ 735. Der Anteil am Fehlbetrage ($ 722) iſt in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. Die Gefell- 
ſchafter haben gegenüber dem Ausſcheidenden an den von ihm zur Benutzung überlaſſenen Gegen⸗ 
ſtänden ($$ 732, 738 Abſ 1 Satz 2) gemäß $ 273 ein Zurückbehaltungsrecht. Anderſeits iſt 


dem Ausſcheidenden Zug um Zug Befreiung von den Schulden zu gewähren oder Sicherheit zu 
leiſten ($ 738 Abſ 1 Satz 2, 3). 


8 740 

Der Ausgeſchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Verluſte teil, welcher 
ſich aus den zur Zeit feines Ausſcheidens ſchwebenden Geſchäften !) ergibt. 
Die übrigen Geſellſchafter ſind berechtigt, dieſe Geſchäfte ſo zu beendigen, 
wie es ihnen am vorteilhafteſten erfcheint?). 

Der Ausgeſchiedene kann am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs Nechenſchaft 
über die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, Auszahlung des ihm gebührenden 
Betrags und Auskunft über den Stand der noch ſchwebenden Geſchäfte ver⸗ 
langen s)). 

E 1 658 Abſ 2, 3 II 6745 M 2 631; P 2 444447. 

1. Die ſchwebenden Geſchäfte (vgl. HGB a. F. Art 130 Ab 2—4) werden in die Auseinander- 
ſetzung ($$ 738, 739) nicht einbezogen. Über dieſe Geſchäfte haben ſich alſo die Geſellſchafter 
vorbehaltlich beſonderer Vereinbarung) nachträglich auseinanderzuſetzen. Die Beteiligung 
des Ausgeſchiedenen wirkt nur nach innen; Dritten gegenüber wird er weder berechtigt noch ver⸗ 
pflichtet (& JW 02, 44510). 

2. Daß die Beendigung der Geſchäfte dem Ausgeſchiedenen entzogen wird, ift eine Folge 
davon, daß er nicht mehr Geſellſchafter iſt. Kraft der fortdauernden Wirkung des ſchuldrechtlichen 
Verhältniſſes kann er aber von den früheren Mitgeſellſchaftern verlangen, daß ſie die Geſchäfte 
mit pflichtmäßiger Sorgfalt ($ 708) abwickeln (vgl. § 732 A 2). e t 

3. Rechenſchaft gemäß $ 259; Auskunft nach $ 242, nicht nach $ 260. Über etwaigen Verluf 
. 9 739. Das Recht des $ 716 iſt erloſchen. N 

4. Die Vorſchriften des § 740 leiden — unbeſchadet anderweiter Vereinbarung — entſpre⸗ 
chende Anwendung auf den durch § 738 (vgl. § 738 A 2) nicht betroffenen Fall, daß der eine 
von zwei Geſellſchaftern ausſcheidet, die Geſellſchaft dadurch aufgelöſt und das Geſchäft mit 
Wert und Schuld von dem anderen Geſellſchafter übernommen wird (RG 56, 19). 
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Fünfzehnter Titel 
Gemeinſchaft 


8 zu 


Steht ein Necht mehreren gemeinſchaftlich zu!), ſo finden, ſofern ſich nicht 
aus dem Gefeh?) ein anderes ergibt, die Vorſchriften der 88 742 bis 758°) An⸗ 
wendung (Gemeinſchaft nach Bruchteilen) )(). 

E I 762 II 077; M 2 873; P 2 748. 


1. Die Rechtsgemeinſchaft nach Bruchteilen iſt zu ſcheiden von dem geteilten Rechte (vgl. 

$ 420), der Geſamthandberechtigung (vgl. 8718 A 1) und von der Geſamtberechtigung (vgl. $ 428). 
Das nach Bruchteilen — ziffermäßig beftimmten, ſog. ideellen Anteilen — ge meinſame Recht 
ſteht — an einem einzelnen Gegenſtande — „mehreren derartig zu, daß jeder die Befugniſſe, deren 
teilweiſe Ausübung möglich iſt (insbeſondere Fruchtziehung, Geltendmachung von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen, Veräußerung und Belaſtung), in bezug auf ſeinen Anteil ausüben kann, wahrend 
die übrigen Beſugniſſe in der Regel nur von allen zuſammen, von dem einzelnen aber nur inſo⸗ 
weit ausgeübt werden können, als dadurch die Intereſſen der übrigen nicht verletzt werden“ 
(Enneccerus $ 403 J). — Das wichtigſte unter den in Betracht kommenden Rechten iſt das 
Eigentum (val. 88 1008—1011, 1066, 1258; GBO & 48); daneben ift namentlich hinzuweisen 
auf Nießbrauch, Pfandrecht, Urheberrecht (vgl. $ 6 des LitU® v. 19. 6. 01, RGSt 48, 330; 
8 des Kunſkllch v. 9. 1. 07), Patentrecht (RG 76, 299; 118, 46), Gebrauchsmuſterrecht (RG 
117, 47) uſw. Die Bruchteilsgemeinſchaft entſteht aus Rechtsgeſchäften (z. B. gemeinſchaftlichem 
Ankauf und Erwerb) oder — communio incidens — aus anderen Tatſachen; ſ. insbeſondere 
88 953 ff. (Früchte der gemeinſchaftlichen Sache), 88 947, 948 (Verbindung, Vermiſchung), 88 963, 
984, 2087 ff., 2157. Durch die ungetrennte Verladung mehrerer Mengen loſen Getreides in 
demſelben Schiffsraum entſteht für die mehreren Empfänger an der geſamten Getreidemenge 
Miteigentum, auf das grundſätzlich die 58 741 ff. anzuwenden find (RG Seuff A 62 Nr 66; ogl. 
HGB 8 419). Ebenſo entſteht Miteigentum und Gemeinſchaft, wenn gleichartige Ladungsteile 
nachträglich zu einer ununterſcheidbaren Menge vermiſcht werden (Seuff A 70 Nr 130). Gemein- 
ſchaft bei Erſatzanſprüchen wegen Beſchädigung einer Schiffsladung, bei der ſich bie für die einzelnen 
Empfänger beſtimmten Säcke nicht mehr ausſcheiden laſſen, |. RG 23 1916, 32620. Unter meh⸗ 
reren gemeinſchaftlichen Patentanmeldern entſteht an ſich eine Bruchteilsge meinſchaft. Erfin⸗ 
dungsgemeinſchaft zwiſchen Geſchäftsherrn und Angeſtellten |. RG JW. 1924, 1430). Kein Mit 
eigentum beſteht an einem Gebäude, das von einer das Grundeigentum teilenden Grenzlinie 
durchſchnitten wird (MG 70, 201; RG JW 1911, 2115). Ein Recht im Sinne des § 741 iſt auch 
der Beſitz (§ 866; OLG 43, 208). Grundſätzlich muß ferner angenommen werden, daß ein be⸗ 
ſtehendes Zeitungsunternehmen Gegenſtand einer Gemeinſchaft ſein kann, auf welche die 
Vorſchriften über die Gemeinſchaft nach Bruchteilen entſprechende Anwendung finden (RG Gruch 
53, 982; ogl. RG 63, 57; 67, 86; |. anderſeits abw. NG SeuffA 59 Ar 5). Gemeinſchaft an Ge⸗ 
ſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. ſ. RG 135, 70. Haben ſich mehrere durch Vertrag zur 
örderung eines gemeinſamen Zweckes verbunden, ſo greift das beſtimmtere Rechtsverhältnis 
der Geſellſchaft Platz (vgl. LZ 1915, 564 und $ 705 A ff.). Kommt infolge der Nichtigkeit des 
Geſellſchaftsvertrags ein Geſellſchaftsverhältnis nicht zuſtande, ſo kann eine Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen vorliegen. Dazu genügt aber nicht, daß tatſächlich Einnahmen und Ausgaben gemacht 
wurden, es muß vielmehr den Beteiligten gemeinschaftlich ein Recht z. B. an den für die beab- 
ſichtigte Geſellſchaft eingezahlten Werten zuſtehen (R LZ 1914, 13696). — Gegen die herrſchende 
teinung iſt anzunehmen, daß Forderungen nur im Falle des § 432 den Gegenſtand einer Bruch⸗ 
teilsge meinſchaft bilden (vgl. auch Kretzſchmar, Sachenrecht, Vorbem 2 vor 8 1008). Haben 
mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern, ſo liegen in der Regel gewohnliche Teilforderungen 
ohne Gemeinſchaftsverhältnis vor ($ 420), alſo in Wirklichkeit mehrere Forderungen mit verſchie⸗ 
denen Berechtigten; jeder kann über feine (Teil.) Forderung für ſich verfügen (ſ. jedoch $ 743 A. 
er ein anderes Verhältnis, z. B. das zur geſamten Hand, behauptet, muß dies beweiſen. Die 
lbrede, daß eine geteilte Forderung von den mehreren Gläubigern nur gemeinſam geltend ge⸗ 
macht werden ſoll, kann auch bei ganz verſchiedenen Forderungen vorkommen, ſie bewirkt lein 
Gemeinſchaftsverhältnis (vgl. Enneccerus $ 403 JI, der aber — wie Sohm, Gegenſtand, $ 10 
„61 A 9 — auch im Falle des $ 432 die Bruchteilsgemeinſchaft verneint). — Eheleute, zwiſchen 
denen keine güterrechtliche Gemeinſchaft beſteht können in Anſehung einzelner Vermögensgegen⸗ 
fände in einer Gemeinſchaft nach $ 741 ſtehen (RG Gruch 63, 614; |. auch RG 67, 396; 124, 325). 
2. Die Vorſchriſten der 88 742—758 regeln das Verpflichtungsverhältnts der Zeil- 
erechtigten untereinander. Die entſprechenden Forderungen können vor, bei und auch noch 
nach der Teilung geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des $ 708 (Haftung nur für diejenige 
Sorgfalt, die jeder in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt) findet keine Anwendung; 
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vielmehr gilt der Grundſatz des § 276 in Verbindung mit $ 278, alſo Haftung der Teilhaber für 
jedes Verſchulden, das ſie oder ihre Hilfsperſonen trifft (Prot 2, 768). Ein Vorkaufsrecht iſt 
den Teilhabern durch das Geſetz nicht eingeräumt worden; ein rechtsgeſchäftliches Vorkaufsrecht 
(ogl. 8 504 ff., 1094 ff.) iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Beſondere Vorſchriften, teils obligatoriſcher, 
teils dinglicher Natur für beſtimmte Gemeinſchaftsverhältniſſe finden ſich namentlich in den 88 432, 
866, 921, 922, 947 ff. (zu $ 948 f. RG 112, 102), 963, 984, 10081011, 1172, 1258 Abſ 1, 2047 
Abſ 2. Nicht geregelt iſt der Fall, in dem wegen des gemeinſamen Gegenſtandes verſchie dener 
Rechte eine tatſächliche Gemeinſchaft eintritt (z. B. Eigentum am ganzen Grundſtück, Nießbrauch 
eines anderen an einem Bruchteile des Grundſtücks; Prot 2, 744; vgl. $ 1066 — $$ 1024, 1060 —). 
— Die Vorſchriften der $$ 742— 758 regeln ferner nur die rechtlichen Beziehungen, die aus der 
Tatſache der Gemeinſchaft als ſolcher entſpringen. Beruht die Gemeinſchaft auf Vertrag, 
ſo iſt nach den dafür geltenden Beſtimmungen z. B. zu beurteilen, ob ein Teilhaber von dem 
Vertrage zurücktreten kann (RG 13. 11. 17 II 280/17: Kauf der ideellen Hälfte einer dem Ver⸗ 
käufer zuſtehenden Gerechtſame; Anwendung der $$ 440, 323 ff., insbeſondere § 326). — Über 
den Konkurs eines Teilhabers ſ. KO $$ 16 (Auseinanderſetzung), 51 (Abſonderungsrecht). 


3. Die Regel, daß für ein gemeinſchaftliches Recht Bruchteilsge meinſchaft eintritt, ſoweit 
nicht das Geſetz, wie es z. B. in Anſehung des Geſamthandverhältniſſes ($ 718 A 1) der Fall iſt, 
eine Ausnahme aufſtellt, enthält zwingendes Recht. Geſamthandsgemeinſchaften können daher 
in anderen als den vom Geſetz beſtimmten Fällen nicht durch Vertrag geſchaffen werden (RG 
26. 2. 20 IV 350/19; vgl. RIA 14, 80). Die bloß verpflichtende Wirkung anderweiter Verein⸗ 
barungen der Beteiligten wird dadurch unter dieſen noch nicht ausgeſchloſſen (vgl. auch § 137). 


4. In betreff des Übergangsrechts und der landes rechtlichen Vorbehalte ſ. EG Artt 173, 
181 Abſ 2, 182; 65, 67, 83, 113, 119 Nr 2, 120 Abſ 2 Nr 1, 121, 131, 164. Zu beachten iſt, daß 
Art 173, nach dem das neue Recht auch auf eine am 1. 1. 00 beſtehende Gemeinſchaft nach Bruch⸗ 
teilen Anwendung findet, nicht Platz greift, wenn die Gemeinſchaft auf einem vor 1900 geſchloſ⸗ 
ſenen Geſellſchaftsvertrage beruht. In dieſem Falle empfängt die Gemeinſchaft ihre Regelung 
aus dem Geſellſchaftsvertrage, und es gilt für das ganze einheitliche Rechtsverhältnis ge mäß 
Art 170 Ech (ogl. Vorbem 2 vor $ 705) altes Recht (beftr.). Ebenſo iſt Art 173 nicht anzuwenden, 
wenn es ſich um Miteigentum handelt, das auf einem unter Art 59 EG fallenden Fideikommiß 
beruht (RG 23 1926, 134012), 


8 742 
Im Zweifel iſt anzunehmen, daß den Teilhabern gleiche Anteile zuſtehen !). 
E I 764 II 678; M 2 875; P 2 746. 


1. Die Gleichheit der Anteile gilt nur als Ausle gungsregel bei Dunkelheit des Partei- 
willens oder — für die communio incidens — als widerlegbare geſetzliche Vermutung. Im 
Falle der Vermiſchung oder Vermengung beſtimmen ſich die Anteile nach § 948 (RG 112, 102). 
Für die Reallaſtenberechtigung vgl. $ 1109. Nach § 48 GB ſoll aus der Eintragung im Grund 
buch erſichtlich fein, ob Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder ein anderes für die Gemeinſchaft 
maßgebendes Rechtsverhältnis, insbeſondere Gemeinſchaft zur geſamten Hand, beſteht. Die 
Bruchteile find ziffermäßig anzugeben. Durch die Regel des $ 742 — welche die Möglichkeit 
verſchiedener Größe der Einzelanteile offen läßt und durch Gegenbeweis außer Kraft geſetzt 
wird — iſt aber der Grundbuchrichter zur Eintragung gleicher Anteile nicht ermächtigt, ohne 
daß der notwendige urkundliche Nachweis oder die Einwilligung der Teilhaber beigebracht iſt 
(RG 54, 85; ſ. auch SeuffA 57 Nr 149). Der Nachweis einer ungleichmäßigen Verteilung 
der Nutzungen und Laſten enthält noch nicht ohne weiteres den Nachweis ungleicher Anteile 
und die Widerlegung der Regel des $ 742; denn eine von den Vorſchriften der $$ 743. 748 ab⸗ 
weichende Regelung der Nutzungs- und Lastenverteilung durch Verträge iſt nach dem Geſetze 
nicht ausgeſchloſſen (RG 11. 12. 07 V 199/07). 


9 743 


Jedem Teilhaber gebührt ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil der 
Früchte !). 

Jeder Teilhaber iſt zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
inſoweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Teilhaber beeinträchtigt 
wird 2) s). 

E 1 765 Abſ 2 II 679; M 2 877; P 2 743 —747, 
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1. In Anſehung der Früchte ($ 99) iſt eine ſelbſtändige Ausübung des Bruchteilsrechts durch⸗ 
führbar ($ 741 A 1); dieſe wird vom Geſetze angeordnet, fie kann durch Mehrheitsbeſchlüſſe nicht 
beeinträchtigt werden ($ 745 Abſ 3 Satz 2). Jedem Teilhaber ſteht ein Anſpruch gemäß Abſ 1 
gegen die übrigen Teilhaber zu; er muß die Fruchtzie hungskoſten mitbeſtreiten (88 748, 756). 
Ein Recht des einzelnen Teilhabers auf ſelbſtändige Einerntung ſeines Teiles der natürlichen 
Früchte kann nicht anerkannt werden (Goldmann⸗Lilienthal $ 203 A 9; a. M. Oertmann A 2). 
Die Ernte iſt Verwaltung ($$ 744, 745), die Teilung der geernteten Früchte erfolgt gemäß §8 752ff. 
— Wie es ſich mit der Einziehung der zivilen Früchte ($ 99 Abſ 3) verhält, beſtimmt ſich 
nach dem maßgebenden Rechtsverhältniſſe. Bei der Vermietung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes iſt zu unterſcheiden. Vermietet ein Teilhaber, die Zuſtimmung der 
anderen vorausgeſetzt, den Gegenſtand der Gemeinſchaft im eigenen Namen, dann iſt er auch 
zur Einziehung des Mietzinſes berechtigt und hat nur nach der Einhebung mit den anderen Teilung 
zu halten. Vermieten die Teilhaber gemeinſchaftlich, ſo iſt regelmäßig anzunehmen, daß der 
Mietzins ihnen gemeinſam zuſteht und auch nur von ihnen gemeinſam eingezogen werden kann. 
Die Einziehung des Mietzinſes und ſeine Verwendung zur Deckung von Laſten und Koſten bilden, 
namentlich bei Mietgrundſtücken, den Gegenſtand der gemeinſchaftlichen Verwaltung ($ 744 
Abſ 1), und nur auf das Ergebnis dieſer Verwaltung, nicht auf die einzelnen Einnahmen, hat 
jeder Teilhaber anteilsmäßigen Anspruch. Für eine Teilung der Mietzinsforderungen im Sinne 
des § 420 (vgl. 8 741 A 1) iſt hier kein Raum. $ 743 Abſ 1 ſteht nicht entgegen. Als Früchte, von 
denen dem Teilhaber ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil gebührt, ſind in ſolchem Falle 
die Mietzinſen nur in ihrem Reinertrag nach Deckung der Laſten und Koſten zu verſtehen. Daraus 
folgt ferner, daß der einzelne Teilhaber nicht berechtigt iſt, über die Mietzinsforderungen, insbe⸗ 
ſondere durch Abtretung, zu verfügen, und daß auch feine Gläubiger fie nicht (auch nicht an⸗ 
teilig) pfänden können. So auch die neuere Rechtſprechung OLG 17, 1; 20, 107; SeuffA 68 
Nr 8; 70 Nr 124 gegen OLG 5, 26 und 12, 66. Das iſt namentlich von Bedeutung für ſtädtiſche 

iethäuſer, die im Miteigentum ſtehen, und wird für dieſen Fall, im Ergebniſſe wenigſtens, 
auch in RG 89, 176 anerkannt, wo für das Verhältnis von Pfändungspfandgläubigern eines 
Miteigentümers gegenüber der Gemeinſchaft ausgeführt iſt: Die Frage, ob als Früchte im Sinne 
des $ 743 der Rohertrag oder der nach Abzug der Koſten uſw. verbleibende Reinertrag anzuſehen 
ſei, brauche nicht entſchieden zu werden. In jedem Falle werde bei einem ſtädtiſchen Miethauſe 
entſprechend der allgemeinen Verkehrsanſchauung nicht nur die Vermietung, ſondern auch die 
Einhebung der Mieten und ihre Verwendung zur Beſtreitung der Laſten und Abgaben, ſowie der 
ſonſtigen notwendigen Auslagen, insbeſondere der Hypothekenzinſen, zur Verwaltung und, 
wenn ſich das Grundſtück im Miteigentum mehrerer befinde, zur gemeinſchaftlichen Verwaltung 
zu rechnen fein. Jeder Miteigentümer müſſe ji danach gefallen laſſen, daß die Mietzinſe von 
der Gemeinſchaft eingehoben und zunächſt für die Beſtreitung der notwendigen Ausgaben für 
das Grundſtück verwendet werden. Nur auf den als Reinertrag verbleibenden Uberſchuß ſtehe 
ihm ein Anſpruch zu, und nur dieſer (gegen die Gemeinſchaft gerichtete) Anſpruch könne von 
einen Gläubigern zu ihrer Befriedigung beſchlagnahmt und verwertet werden. — Der Rechts⸗ 
erwerb an Früchten beſtimmt ſich nach allgemeinen Grundſätzen; in betreff der natürlichen 
Früchte vgl. 88 953 ff. — Über die Früchte eines Grenzbaumes ſ. $ 923 Abſ 1. 


2. Jedem Teilhaber ift eine unmittelbare — auch durch den Widerſpruch anderer Teilhaber 
nicht zu befeitigende — Befugnis zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes gegeben, 
vorbehaltlich anderweiter Regelung gemäß $ 745. Das Gebrauchsrecht (Sonderrecht) findet 
eine Schranken nur in dem Mitge brauche der übrigen Teilhaber, d. h. nicht in der bloßen 
zebrauchsmöglichkeit, Sondern in dem tatſächlich in Anſpruch genommenen Mitgebrauche. Wie 
15 1, fo betrifft auch Abſ 2 das dem einzelnen Teilhaber zuſtehende Maß der Berechtigung; die 

eiſe der Benutzung, die Benutzungsart, wird durch $ 745 geregelt. Seuffa 57 Nr 34 (Ver⸗ 
neinung der Befugnis, einen zugeſchütteten Graben als Weg zu benutzen); OLG 34, 71 
(Benutzung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks als Ablagerungsplah). Innerhalb des in An. 
1 der Benutzungsart feſtſtehenden Nutzungskreiſes muß aber die Grundregel anerkannt 
werben, daß jeder Teilhaber zum beliebigen Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
vefugt iſt. Von dieſer Regel aus ift z. B. die Benutzung eines gemeinſchaftlichen Ganges zwiſchen 
Euſchiedenen Häuſern (eines ſelbſtändigen, nicht unter $ 921 fallenden Grundſtücks) zu beurteilen. 

ntſcheidend iſt das billige Ermeſſen (vgl. 59 242, 226). Früher beobachtete Emſchrankungen 
15 Benutzung ſtehen der Befriedigung neuer Bedürfniſſe, ſofern dieſe innerhalb jenes Nutzungs- 
eiſes auftreten, nicht entgegen (vgl. Seuffü 62 Nr 207). Werden die Intereſſen der Teilhaber 
nicht beeinträchtigt, jo ift auch eine Veränderung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes — ge 
ne „weſentliche“ im Sinne des $ 745 Abſ 3 ift — nicht unzuläſſig, z. B. die Pflaſterung eines 
bemeinſamen Durchganges. Wenn ein Teilhaber den Mitgebrauch eines anderen hindert oder 
eeinträchtigt, kann ein Anſpruch auf Schadenserſatz oder Unterlaſſung entſtehen. Der Beſiz⸗ 
ut iſt verſagt worden ($ 866). 


3. Das Gegenbild zu § 743 enthält $ 748. 
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) Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſteht den Teil⸗ 
habern gemeinſchaftlich zue). 

Jeder Teilhaber iſt berechtigt, die zur Erhaltung des Gegenſtandes not- 
wendigen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen Teilhaber zu treffen?); 
er kann verlangen, daß dieſe ihre Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im 
voraus erteilen “)s). 


E 1 765 Abſ 1, 766 Satz 3 II 680; M 2 875; P 2 746ff. 


1. Die 99 744746 enthalten die geſetzliche Verwaltungsordnung für gemeinſchaftliche 
Gegenſtände. Die Verwaltung ſteht grundſätzlich den Teilhabern gemeinſchaftlich zu (§ 744 
Ab} 1; vgl. § 709 Abſ 1, für die Gemeinſchaft fehlt aber die geſellſchaftliche Verpflichtung zur 
ge meinſamen Zweckförderung, § 709 A 2). Die Teilhaber können durch einſtimmigen Beſchluß 
über Verwaltung und Benutzung eine Vereinbarung treffen (vgl. § 745 Abſ 2); dabei werden öfter 
mit einem Teilhaber oder einem Dritten beſondere Verträge (Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag) 
geſchloſſen werden. Inwieweit Vertretungsmacht nach außen verliehen wird, muß nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles beurteilt werden. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, 
ſo kann innerhalb gewiſſer Grenzen eine Beſchlußfaſſung nach Stimmenmehrheit ein⸗ 
treten (§ 745 Abf 1, 3). Fehlt auch ein ſolcher Mehrheitsbeſchluß — er iſt bei nur zwei Teilhabern 
mit gleichen Anteilen von vornherein ausgeſchloſſen —, ſo gibt das Geſetz jedem Teilhaber gegen 
den oder die anderen einen Anſpruch auf eine billigem Ermeſſen entſprechende Regelung ($ 7⁴⁵ 
Abſ 2, 3). In gewiſſem Umfange gewähren auch die Vorſchriften der 88 743 u. 744 Abſ 2 Hilfe. 
Die letzte Hilfe liegt im § 749. 


2. Verwaltung iſt Geſchäftsführung zu allgemeinem, gemeinſchaftlichem Beſten, im Gegen⸗ 
tape zum Gebrauch ($ 743 Abſ 2) zu jedes eigenem Beſten. Vermietung eines im Miteigentum 
mehrerer ſtehenden ſtädtiſchen Miethauſes |. RG 89, 177 (8 743 A J). 


3. Abſ 2 enthält (neben $ 745) eine wichtige Ausnahme von der Regel des Abſ 1. Das hier 
begründete Recht kann dem einzelnen Teilhaber nicht durch Mehrheitsbeſchluß nach § 745 ent⸗ 
zogen werden. Eine Verpflichtung des einzelnen Teilhabers gegenüber den anderen, erhal⸗ 
tende Maßregeln vorzunehmen, beſteht (kraft der Gemeinſchaft) nicht. Notwendige Auslagen 
müuſſen die anderen Teilhaber anteilsmäßig erſtatten. — „Erhaltung des Gegenſtandes“ darf 
nicht zu enge aufgefaßt werden. Gemeint ſind die für die Erhaltung des Gegenſtandes oder 
ſeines Wertes tatſächlich notwendigen Verwaltungshandlungen. Zu ihnen gehört auch die 
Verwertung der dem Verderben ausgeſetzten Sachen; der Teilhaber iſt hier in Abweichung von 
der Regel des § 747 Satz 2 zu einer „Verfügung“ berechtigt und beſitzt inſoweit auch geſetzliche 
Vertretungsmacht nach außen. Im übrigen denke man namentlich an dringende Ausbeſſerungen 
(vgl. auch 35 547, 994, 2381), Beſchaffung von Mitteln zur Abwendung der Zwangsverſteigerung. 
Iſt eine Hypothek den mehreren Eigentümern des belaſteten Grundſtücks als Eigentüimergrund- 
ſchuld angefallen, fo konnen fie darüber nur gemeinſchaftlich verfügen (§ 747), gemäß 89 744 
Abſ 2, 1011 kann aber jeder Teilhaber für ſich die Klage auf Löſchungsbewilligung erheben (R6 
60, 270). Überhaupt muß anerkannt werden, daß zum Zwecke der Erhaltung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes der einzelne Teilhaber für ſich als Prozeßpartei auftreten kann (vgl. RG 
12, 361: Klage auf Unterlaſſung vertragswidriger Herftellung und Vertreibung von Mafchinen). 
Und der eine Teilhaber wird durch den Rücktritt des anderen Teilhabers vom Prozeſſe auch nicht 
der ſachlichen Legitimation beraubt (NG 76, 299). Die Prozeßführung enthält übrigens für ſich 
allein noch keine Verfiigung — $ 747 Satz 2 — (R 77, 34). In einem gemeinſchaftlich ange⸗ 
Ne 0 a ſind die Teilhaber notwendige Streitgenoſſen — erſter Fall des § 62 3D 
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4. Auf die bezeichnete Einwilligung ($ 183; ZPO $ 894) gewährt das Geſetz einen Klage⸗ 
anſpruch, der nach innen und außen namentlich bei beabfichtigten größeren oder in Anſehung 
ihrer Notwendigkeit ſtreitigen Aufwendungen von erheblicher praktiſcher Bedeutung iſt. Na 
Lage der Sache kann auch der Anſpruch auf Vorſchuß begründet fein (§ 748 A 1). Der Wiber- 
ſpruch eines Teilhabers macht aber die Klage nicht notwendig. 


5. Ergänzend kommen neben Abj 2 — der den Teilhaber auch dann ſchützt, wenn „der wirk⸗ 
liche oder der mutmaßliche Wille“ eines anderen Teilhabers entgegenſteht ($ 683) — die all 
gemeinen Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zur Anwendung. Da 
durch, daß ein Teilhaber in bezug auf den gemeinſchaftlichen Gegenſtand das Geſchäft der anderen 
Teilhaber zugleich mit ſeinem eigenen Geſchäft beſorgt, wird dieſe Anwendung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen (RG 63, 283). 


Gemeinſchaft 88 744, 745 443 
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1) Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beſchaffenheit des gemeinfchaft- 
lichen Gegenſtandes entſprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Be- 
nutzung beſchloſſen werden. Die Stimmenmehrheit iſt nach der Größe der 
Anteile zu berechnen?). 

Jeder Teilhaber kann, ſofern nicht die Verwaltung und Benutzung durch 
Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeſchluß geregelt iſt, eine dem Intereſſe 
aller Teilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung und Be- 
nutzung verlangen?). 

Eine weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann nicht beſchloſſen oder 
verlangt werden!). Das Necht des einzelnen Teilhabers auf einen ſeinem 
Anteil entſprechenden Bruchteil der Nutzungen kann nicht ohne feine Zu- 
ſtimmung beeinträchtigt werden“). 

E 1 765 Abſ 3, 772 Abſ 1 II 681; M 2 876; P 2 743, 747. 

1. $ 745 Abſ 1, 3 enthält für Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtandes den Grundſatz der Mehrheitsbildung in beſtimmten Grenzen. Die Verwaltung erſtreckt 
ſich nicht auf die „Verfügung“ ($ 747 A 1) über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand; darüber 
kann alſo nicht durch Mehrheitsbeſchluß entſchieden werden (vgl. BayObs Z 16, 74). Im übrigen 
können je nach der Geſtaltung des Falles die verſchiedenſten Maßregeln in Betracht kommen, 
3. B. Verpachtung, eigene Bewirtſchaftung, Überlaſſung der Verwaltung an einen Teilhaber, 
Einſetzung eines Dritten als Verwalter mit beſtimmten Befugniſſen, Veränderung der Bewirt⸗ 
ſchaftungsart eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks, ohne daß die wirtſchaftliche Zweck⸗ 
beſtimmung geändert wird (Abſ 3; vgl. § 1037), auch der Wiederaufbau eines zerſtörten 
Gebäudes (OLG 8, 82). Der Begriff der ordnungsmäßigen Verwaltung (Abſ 1) deckt ſich nicht 
mit dem Begriffe der Erhaltung und darf nicht zu eng gefaßt werden. Weſentliche Veränderung 
des Gegenſtandes (Abſ 3 Satz I) iſt z. B. die Selbſtändigmachung eines Teiles des gemeinſchaft⸗ 
lichen Grundſtücks (RG SeuffA 81 Nr 145), der Umbau eines gemeinſchaftlichen Fabrikgebäudes 
in ein Wohnhaus und umgekehrt, nicht ſchon der erweiternde Umbau des Daches (OLG 30, 184). 
Über die Beſtellung eines Vertreters zur Verwaltung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks |. 
SeuffA 65 Nr 164. Vgl. § 743 A 2 a. E. — Es iſt die Anſicht aufgeſtellt worden, $ 745 regele nur 
das innere Verhältnis der Teilhaber, nach außen müßten alle Teilhaber handeln, auch die über⸗ 
ſtimmten; im Weigerungsfalle ſei die Willenserklärung der ſich Weigernden durch Urteil ($ 894 
ZPO) zu erſetzen; Urkunden müßten von allen Teilhabern unterzeichnet werden (8 126); SeuffA 
63 Nr 89. Dieſe Auffaſſung kann inſoweit nicht gebilligt werden, als im Einzelfalle auch die Aus⸗ 
übung der Vertretungsmacht nach außen, ſowie die Verleihung dieſer Vertretungsmacht an einzelne 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung gehört. Inſoweit wird die Minderheit nach außen kraft des 
geſetzmäßig gefaßten Beſchluſſes (Abſ 1, 3) durch die Mehrheit oder deren Bevollmächtigten 
mitvertreten (vgl. SeuffA 61 Nr 131; a. M. Planck A 3).— $ 745 gilt auch für die Mehrheitsbildung 
innerhalb der Erbengemeinſchaft ($ 2038 Abſ 2 Satz 1), nicht für das Verhältnis unter den beiden 
Geſamtgutsbeteiligten ($ 1472), die für das Zuſammenwirken bei den Maßnahmen zur Ver⸗ 
waltung des Geſamtgutes gleichberechtigt ſind (RG 136, 19). 

2. Es ſind keine Vorſchriften darüber gegeben, auf welche Weiſe der Mehrheitsbeſchluß 
zuſtande zu bringen ift (anders § 32). Der ſchriftliche Weg iſt daher nicht ausgeſchloſſen (vgl. 
auch 8491 HGB; RG 9, 140). Zu fordern ift aber, daß der Minderheit — von beſonderer Ver⸗ 
einbarung abgeſehen, vgl. $ 709 A3 — das Gehör nicht verfagt wird. Mit Rüdficht auf die Rechts⸗ 
icherheit wird man anderſeits wieder annehmen dürfen, daß durch die pflichtwidrige Gehor⸗ 
verſagung der Mehrheitsbeſchluß nicht ungültig und die Vertretungsmacht der Mehrheit nach 
außen (A 1) nicht beeinträchtigt wird. Die Gehörverſagung kann jedoch ſchadenserſatzpflichtig 
machen und einen „wichtigen Grund“ im Sinne des $ 749 Abf 2 entſtehen laſſen (SeuffA 61 
Nr 131; OLG 20, 186). Bei zwei Teilhabern mit gleichen Anteilen iſt ein Mehrheitsbeſchluß 
nicht möglich. Liegt eine Vereinbarung nicht vor, ſo greift Abſ 2 Platz (RG JW 06, 1121). Sind 
agegen die Anteile verſchieden groß, fo verfügt ein Teilhaber von vornherein über bie „Stimmen⸗ 
mehrheit“ und die aus ihr hervorgehenden Befugniſſe. Gegebenenfalls kann die Minderheit 
auf die Feſtſtellung klagen, daß mangels der geſetzlichen Voraussetzungen (Ubj 1, 3) der Mehrheits⸗ 
beſchluß nicht rechtswirkſam ſei. Bloße Unzweckmäßigkeit der getroffenen Maßregel ſteht jedoch 
der Wirksamkeit nicht im Wege. Die Geltendmachung von Willensmängeln ift nicht ausgeſchloſſen. 
die Beweislaſt trifft für die Vorausſetzungen zu Abſ! die Mehrheit, zu Abſſ3 die Minderheit. 

ei nachträglicher Veränderung der Sachlage ſteht auch eine frühere Vereinbarung der Klage 
aus Abs 2 nicht im Wege (NG HRR 1928 Nr 607). 
3. Wird der im Abſ 2 geregelte Anſpruch im Prozeſſe verfolgt, jo muß der Antrag der 
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Klage auf eine beſtimmte Art der Verwaltung oder Benutzung gerichtet werden. Es genügt 
nicht, anſtatt die begehrte Maßregel deutlich zu bezeichnen, im allge meinen um eine ange meſſene 
richterliche Anordnung zu bitten (RG Gruch 49, 837). Die (Leiftungs-) Klage iſt gegen jeden 
widerſtreitenden Teilhaber zu richten (vgl. auch RG 1, 319). Aufbewahrung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes durch einen Dritten ſ. RG JW 1912, 19311. Schranken für den in Abſ 2 
geregelten Anſpruch ſ. Abſ 3, 

Der dem einzelnen Teilhaber zukommende Bruchteil der Nutzungen ($$ 100, 743) darf 
nicht entzogen werden. Das Judividualtecht des Teilhabers ſetzt ſich auch da durch, wo ſeine 
Beeinträchtigung mit den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Verwaltung im Einklang ſtehen 
würde (Reh JW 1931, 27225). Auf welche Weiſe aber die Yupung erfolgen foll, ob z. B. Selbſt⸗ 
Ed 1. d egen ſoll oder nicht, unterliegt der zuläſſigen Beſchlußfaſſung (Abſ 1, 8 
Satz 1). Die Nutzungsart darf alſo durch Mehrheitsbeſchluß geändert werden, dies ſelbſt dann, 
wenn dadurch die Höhe der Nutzungen gemindert wird. 
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Haben die Teilhaber die Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes geregelt“), fo wirkt die getroffene Beſtimmung auch für 
und gegen die Sondernachfolger )). 

E II 682; P 2 752755. 

1. Die Regelung kann einftimmig ge mäß $ 744 Abſ 1, durch Mehrheitsbeſchluß gemäß $ 745 
Abſ 1, 3 oder auch durch rechtskräftiges Urteil ($ 745 Abſ 2) getroffen ſein. 8 

2. Sondernachfolger ift auch der Gläubiger, welcher die Pfändung des Anteils eines Teil⸗ 
habers erwirkt hat (vgl. anderſeits $ 751 Satz 2). Die Wirkung gegen den Sondernachfolger 
tritt auch dann ein, wenn er die Regelung weder kannte noch kennen mußte (vgl. R 78, 275). 
Daß ſie gegen die Geſamtnachfolger wirkt, versteht ſich von ſelbſt. 

3. Beim Miteigentum an Grundſtücken wirkt die Beſtimmung gegen die Sondernachfolger 
(im Miteigentum, Nc 89, 179) eines Miteigentümers nur, wenn ſie als Belaſtung des Anteils 
im Grundbuch eingetragen iſt ($ 1010 Abf 1). 
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Jeder Teilhaber kann über feinen Anteil verfügen ). Über den gemein 
ſchaftlichen Gegenſtand im ganzen?) können die Teilhaber nur gemeinſchaft⸗ 
lich verfügen). 

E 703 Satz 1, 2 II 683; M 2 874, P 2 746. 

1. Im Gegenſatze zum Geſamthänder (ogl. $ 719 A 2) kann der Bruchteilsberechtigte — und 
erade darin beſteht das Weſen ſeiner Berechtigung — unmittelbar und ohne Rückſicht auf die 

ilhaber über ſeinen Anteil an dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande frei verfügen (Rh 57, 
43). Die Bruchteile find feſte Anteile ohne Abwachſung und Anwachſung (vgl. § 736 A 2, $ 738 
A 2). Verkauf des Miteigentums an einem Grundſtück |. RG SeuffA 82 Nr 174. Löſchung eines 
Anteils an einer mehreren in Bruchteilsge meinſchaft zuſte henden Hypothek ſ. HRR 1928 Nr 518. — 
Die Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, das unmittelbar auf das beſtehende Recht, hier das Bruch 
teilsrecht, einwirkt, es überträgt, verändert, beendigt: Veräußerung im ganzen, Teilveräußerung 
Belaſtung, Abtretung, Aufrechnung, Erlaß, Stundung, Kündigung. Zu den Verfügungen gehört 
alſo einerſeits die Verpfändung und Belaſtung mit einem Nießbrauch oder einer Reallaſt, ander⸗ 
ſeits nicht die Verpachtung oder Vermietung (RG 58, 37). Über den zuläſſigen Verzicht auf das 
Eigentum oder Miteigentum an einem Grundſtück oder an einer beweglichen Sache vgl. $$ 928, 
99; im übrigen vgl. $ 748 A 1. Die Aufrechnung mit einer Bruchteilsforderung als ſolcher wird 
nach N. bei $ 741 nicht in Frage kommen. Über die Wirkung einer rechtsgeſchäftlichen Verfü- 
gungsbeſchränkung |. $ 137; vgl. $5 749, 751, 1010, 1094ff. Der eigenen Verfügung des Teil- 
habers ſteht die aus feinem Rechte abgeleitete, auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung er⸗ 
ſolgende Verfügung gleich ($$ 857, 864 Abſ 2, 866 ZPO; Rd 59 S. 180, 186; ſ. auch RG 89, 
176 und 8 743 A 1). Der Anteil des Teilhabers gehört zu feiner Konkursmaſſe ($$ 1, 16, 51 KO). 
Übernimmt der Erwerber eines von mehreren Miteigentümern veräußerten Grundſtücks durch 
Vertrag mit den Veräußerern deren Hypothekſchuld, ſo kann jeder Veräußerer für ſich allein 
und ohne Zuziehung der anderen die nach § 416 zur Befreiung von ſeiner Schuld führende Mit⸗ 
teilung von der Schuldübernahme an den Hypothekgläubiger machen (RG 25. 9. 12 U 153/12). 

2. Zur Verfügung (A 1) über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen müſſen ſämt⸗ 
liche Teilhaber unmittelbar oder und einen Bevollmächtigten zuſammenwirken. Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe ($ 745) geben dazu keine Befugnis. Iſt die Willenserklärung eines von mehreren bei 
einer Hypothekbeſtellung mitwirkenden Miteigentümers nach $$ 104 Nr 2, 105 nichtig, jo iſt 
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nach § 139 zu prüfen, ob die auf eine Hypothek am ge meinſchaftlichen Grundſtück gerichtete Ver⸗ 
fügung nicht als Hypothekbeſtellung an dem Anteil der nicht von dem Nichtigkeitsgrund betroffenen 
Miteigentümer aufrecht erhalten werden kann (RG ZW 1910, 47312). lber die Notveräuße⸗ 
rung auf Grund des $ 744 Abſ 2 ſowie auch über die Prozeßführung zum Zwecke der Erhaltung 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſ. dort A 3. Zur Zwangsvollſtreckung in den gemein- 
ſchaftlichen Gegenſtand im ganzen ift ein Schuldtitel gegen alle Teilhaber erforderlich. (Für 
die Gemeinschaft zur geſamten Hand vgl. $ 736 3 PO.) — In Anſehung der gerichtlichen 
Geltendmachung des ganzen Rechtes vgl. die Sonderbeſtimmungen der §8 432 (unteilbare 
Leiſtung), 1011 (Miteigentum). Nach der letzteren Beſtimmung kann der Miteigentümer einer 
Sache die Anſprüche aus dem Eigentum Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen Sache 
geltend machen, den Anſpruch auf Herausgabe jedoch nur gemäß 5432 (Herausgabe an alle Mit⸗ 
eigentümer, Hinterlegung für alle oder, wenn die Sache ſich nicht zur Hinterlegung eignet, Ab⸗ 
lieferung an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer). Im übrigen müſſen die Teilhaber 
emer Gemeinſchaft gegen Dritte gemeinſchaftlich vorgehen. Das gilt auch von Anfechtung, 
Rücktritt, Kündigung (vgl. Seuff A 74 Nr 132), es ſei denn, daß es ſich hierbei um die vom § 745 
geregelten Verwaltungsmaßnahmen handelt. Sein eigenes Anteilsrecht kann jeder Teilhaber 
ſelbſtändig gegenüber Dritten vertreten (vgl. § 1011 A 19 205 


3. Den übrigen Teilhabe rn ſtehen in Anſehung des Anteils des Mitteilhabers keine 
Rechte zu, ihm keine Rechte in betreff der Anteile der übrigen. Dieſe können die unbefugte Ver⸗ 
fügung über die ganze Sache durch einen einzelnen Miteigentümer verbieten; das gleiche Recht 
ſteht ihnen gegen ſolche Übergriffe eines Gläubigers des Miteigentümers zu. Im Falle des 
Miteigentums an einer beweglichen Sache kann der Gläubiger des Miteigentümers nicht durch 
emen Gerichtsvollzie her (99 808ff. ZPO) die ganze Sache (RG 13, 180), er kann nur das Anteils. 
zecht des Schuldner⸗Miteigentümers an der Sache gemäß 89 857, 828ff. ZPO pfänden laſſen 
(RE Seuffel 61 Nr 264). Einfeitige Verfügungen von Teilhabern ſind Verfügungen eines 
Nichtberechtigten ($ 185). Rechtswirkſam iſt aber die in einem Grundſtückskaufvertrag getroffene 
Beſtimmung, daß, wenn der Kaufpreis nicht bis zu einem beſtimmten Termin bezahlt wird, 
leder der verkaufenden Miteigentümer des Grundſtücks durch einfeitige Erklärung den ganzen 
Kaufvertrag aufheben könne (RG 27. 6. 25 V 490/24). In betreff der 88 13, 14 des preuß. Flucht- 
liniengeſetzes vom 2. 7. 75 ergibt ſich aus $ 747, daß einzelne Miteigentümer eines Grundſtücks 
ohne Zuziehung der übrigen nicht befugt ſind, die Enteignung des ganzen Grundſtücks herbei⸗ 
zuführen; wohl aber darf jeder einzelne Miteigentümer ohne Zuziehung der übrigen die Herbei⸗ 
jührung der Enteignung feines eigenen Eigentumsbruchteils verlangen (RG 10. 5. 07 VII 
340/06). — Über den Teilungsanſpruch vgl. $ 749 A 1. 


8 748 


Jeder Teilhaber iſt den anderen Teilhabern gegenüber verpflichtet, die 
Laſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſowie die Koſten der Erhaltung, 
er Verwaltung und einer gemeinſchaftlichen Benutzung nach dem Verhält- 
niſſe feines Anteils zu tragen ) 2). 

E 766 Satz 1, 2 11 684; M 2 877; P 2 748. 


N 1. Die Verpflichtung entiteht den anderen Teilhabern gegenüber. Kein Teilhaber 
ann fi) der bereits entſtandenen Verpflichtung durch ſpäteren Verzicht auf feinen Anteil ent⸗ 
jiehen (Prot 2, 749; vgl. § 747 A 1). Es handelt ſich nicht um ein gegenſeitiges Schuldver⸗ 
ſöltnis, fo daß die $$ 323 ff. keine Anwendung finden; beſondere gegenfeitige Verträge können 
ſelbſtverſtändlich vorkommen (ogl. auch $ 757). Die Verpflichtung, die Laſten und Koſten zu 
„tagen“, ſchließt nach Lage des Einzelfalls die Pflicht in ſich, die erforderlichen Beiträge im 
raus zu entrichten. Nichterfüllung der Verpflichtung des $ 748 kann Schadenserſatzpflicht nach 
ziehen, im Falle des § 749 Abſ 2 auch einen wichtigen Grund für das Verlangen einer (ſonſt 
desde loſſenen) Aufhebung der Gemeinſchaft bilden. Aus $ 748 folgt auch, daß ein Teilhaber, 
er Aufwendungen in bezug auf Laſten oder Koſten der hier bezeichneten Art gemacht hat, von 
en anderen Teilhabern anteilsmäßigen Erſatz verlangen kann. Auf die für ihn minder günſtigen 
vrundſäze über Auftrag, Geſchäftsführung oder Bereicherung braucht dabei nicht zurückgegriffen 
da, werden. Der Erſatzanſpruch gemäß $ 748 ſteht dem Teilhaber unbeſchadet der aus $$ 756, 
b ubſ 3 ſich ergebenden Rechte zu (MG 109,167). Aus $ 748 folgt aber nicht, daß der Mit- 
Sgentümer eines Grundstücks verpflichtet wäre, aus den ihm gebührenden Erträgen Mittel für 
ie während feiner Beſitzzeit zwar nötig gewordenen, aber nicht ausgeführten Ausbeſſerungs⸗ 
dabeiten zur Verfügung des bei der Zwangsverſteigerung teilungshalber das Grundſtück er ehen⸗ 
Ber anderen Mitefgentümers zu halten (& 0 JW 1927, 185450). — Wer nach außen dem 
0 rechtigten gegenüber Laſtenträger iſt, hängt von der Natur der einzelnen Laſt ab. Wer nach 
"ben für die Koſten haftet, beſtimmt ſich nach den Umſtänden (vgl. 9 427 — Geſamtſchuld —: 
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Heng n gs den Bruchteilen, alleinige Haftung, $$ 755, 756). S. auch zur Vergleichung 
§ 718 K 5. 

2. § 743 betrifft die Nutzungen, $ 748 die Laſten und Koſten. Die Laſten ($ 103) find Leiſtun⸗ 
gen, die aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind und inſoweit im Gegenſatze zu den Nutzungen 
ſtehen, als der Nutzungswert des Grundſtücks durch fie gemindert wird (RG 66, 318), z. B. Hyvo⸗ 
thekenzinſen, Renten, Steuern, Einquartierungslaſten, nicht dagegen die Rücklagen, die zum 
Zwecke der Rückzahlung einer noch nicht fälligen Aufwertungshypothek ge macht werden ſollen 
( JW 1931, 2722). Die Koſten müſſen durch berechtigte, zu Gunſten der Gemeinſchaft 
(nicht etwa eines Teilhabers perſönlich) vorgenommene Maßregeln entſtehen. Wegen der Er⸗ 
haltung ſ. $ 744 Abſ 2, wegen der Verwaltung und Benutzung $$ 744 Abſ 1, 745; 8 743 
kommt hier nicht in Frage. 


8 749 


Jeder Teilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft ver- 
langen !). 

Wird das Necht, die Aufhebung zu verlangen, durch Vereinbarung?) für 
immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen, ſo kann die Aufhebung gleichwohl ver⸗ 
langt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt“). Unter der gleichen Voraus 
ſetzung kann, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt wird, die Aufhebung ohne 
Einhaltung der Friſt verlangt werden‘), 

Eine Vereinbarung, durch welche das Recht, die Aufhebung zu verlangen, 
dieſen Vorſchriften zuwider ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig®)®). 

E 1 767 II 685; M 2 879; P 2 750756. 

1. Im Gegenſatze zur geſamthändigen Gemeinſchaft ($ 719 Halbſ 2) kann bei der Bruchteils⸗ 
gemeinſchaft grundſätzlich jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft, Teilung im Sinne der⸗ 
F 752 ff., verlangt werden. Der Teilungsanſpruch kehrt ſich gegen die übrigen Teilhaber, gegebe⸗ 
nenfalls nur gegen die Widerſtreitenden (NG 1, 319; 12, 198). Seine Geltendmachung iſt unab⸗ 
hängig von der Entſchließung eines Mitteilhabers (RG 67, 398). Er iſt der Verjährung nicht 
unterworfen ($ 758). Der Klageantrag ift der Sach und Streitlage unter den Beteiligten anzu⸗ 
paſſen (vgl. auch $ 752 A 3 a. E.); er kann insbeſondere allgemein auf Zuſtimmung zur Teilung 
oder aber zu einer beſtimmten Art der Teilungsdurchführung ($$ 752, 753) gerichtet fein. Der 
Kläger muß die Geſetzmäßigkeit der von ihm verlangten Maßnahme, z. B. die Vorausſetzungen 
der Teilung in Natur ($ 752), nachweiſen. Das Urteil iſt nicht rechtsbegründend (keine adiudicatio), 
es ſpricht die Verpflichtung des Beklagten aus, die beantragte Zuſtimmung zu erklären ($ 894 
ZPO). Wer Teilung begehrt, kann, falls die en Teilhaber in Gemeinſchaft bleiben wollen, 
nur Abteilung zwiſchen ſich einerſeits und den ü rigen zuſammen anderſeits verlangen (OLG 
12, 92); dabei find aber die Vorſchriften der $$ 752 Satz 2, 753 zu beachten. — Die Teilung kann 
ſich nach Belieben der Teilhaber auf einzelne von mehreren gemeinſamen Gegenſtänden be⸗ 
ſchränken, z. B. auf die natürlichen Früchte eines Jahres (vgl. § 743 A 1). Das gilt aber nur, 
wenn alle Teilhaber über eine ſolche nur teilweiſe Aufhebung einig find. Eine von einem Teil⸗ 
haber einſeitig begehrte teilweiſe Aufhebung der Gemeinſchaft brauchen ſich die anderen Teil⸗ 
haber nicht gefallen zu laſſen (RG 91, 416). Solange nicht alles geteilt iſt, bleibt der Teilungs⸗ 
anſpruch beſtehen. Iſt eine Teilung unmöglich (z. B. ein Teilhaber hatte die gemeinſchaftlich 
erſteigerte Ware anderweit verkauft), jo kann nur auf Schadenserſatz oder wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung, nicht auf Aufhebung der Gemeinſchaft und Herausgabe des Anteils geklagt 
werden (NG 10. 7. 23 11 185/23). — it ein Teilhaber nicht zugezogen worden, ſo iſt die Teilung 
unwirkſam (vgl. $ 747 Saß 2); ſoweit gutgläubiger Rechtserwerb in Betracht kommt, kann nach 
allgemeinen Grundſätzen Erſatz gefordert werden. Der Antrag auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
durch Pfandpertauf oder Zwangsverſteigerung ($ 753) ift keine „Verfügung“ ($ 1375) über den 
Anteil des Mitteilhabers (RG 67, 398; vgl. $ 747). — Der Miterbe eines Miteigentümers kann 
ur Aufhebung der Gemeinſchaft die Verſteigerung des ganzen Grundſtücks, nicht nur des zum 

achlaß gehörigen Anteils betreiben (RG JW 1925, 60913). 5 

2. Der Ausſchluß des Aufhebungsrechts durch Vereinbarung lebenſo die Beſtimmung einer 
Kündigungsfriſt, Satz 2) wirkt für und gegen den Sondernachfolger ($ 751). Die Vereinbarung 
kann auch ſtillſchweigend geſchehen (RG 67, 397/8). Sie kann ſich auf alle gemeinſchaftlichen 
Gegenſtande oder auf einzelne erſtrecken, kann alle Teilhaber oder nur einzelne binden. — Im 
Konkurs eines Teilhabers wirken Vereinbarungen des im § 749 Abſ 2 bezeichneten Inhalts 
nicht gegen die Konkursmaſſe (NO § 16 Abſ 2 Satz 1); ebenſo nicht gleichartige Anordnungen, 
die ein Erblaſſer für die Gemeinſchaft ſeiner Erben getroffen hat (KO § 16 Abſ 2 Satz 2). 1 
$ 751 A3. Iſt das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, letztwillig nich 
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für die Erbengemeinſchaft, ſondern für einen einzelnen Nachlaßgegenſtand ausgeſchloſſen worden 
(j. als Beiſpiel Rc 52, 174), fo iſt $ 16 Abſ 2 Satz 2 KO nicht anzuwenden. Die letztwillige An⸗ 
ordnung wird aber der Vereinbarung gleichzuachten ſein (a. M. Oertmann $ 753 A 2): es gilt 
aljo $ 16 Abſ 2 Satz 1 KO (vgl. auch § 751 Satz 2; KD § 1), im übrigen § 749 Abſ 2, 3 (vgl. 
$ 2044 Abſ 1 Satz 2). S. auch Goldmann-Lilienthal § 204 Ag. 

3. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn nach den Umſtänden des Falles dem Teilhaber die 
Fortſetzung der Gemeinſchaft nicht zugemutet werden kann. Vgl. für die Geſellſchaft § 723. 
Zu beachten iſt aber, daß die Rechtslage bei der Geſellſchaft (einer vertragsmäßigen Vereinigung 
zur Förderung eines gemeinſamen Zweckes) und bei der Gemeinſchaft keineswegs gleich iſt. Der 
wichtige Grund kann namentlich aus einer weſentlichen Veränderung der Umſtände hervorgehen 
(5. B. ein gemeinſchaftlicher Weg wird feinem Zwecke durch Anlegung eines öffentlichen Weges 
entfremdet). Ein Verſchulden der anderen Teilhaber wird nicht vorausgeſetzt. Vgl. noch $ 750 
(Tod eines Teilhabers). 0 

4. Eine dem § 723 Abſ 2 entſprechende Vorſchrift über unzeitige Kündigung beſteht hier 
nicht. Ein wichtiger Grund für ſofortige Kündigung kann aber nur anerkannt werden, wenn die 
Kundigung nicht nur überhaupt, ſondern auch gerade für den Zeitpunkt, für welchen ſie erfolgt, 
gerechtfertigt erſcheint; andernfalls ift die Kündigung unwirkſam (vgl, Prot 2, 754). Im 
Streitfalle Feſtſtellungsklage, insbeſondere des Kündigungsgegners. \ 

5. Nichtigkeit abweichender Vereinbarungen. Nichtig find Vereinbarungen, die das Recht, 
die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, über die Grenzen des Abſ 2 hinaus beſchränken, 
{0 der Verzicht auf das Recht, die Aufhebung aus einem wichtigen Grunde zu verlangen, oder 
die Feſtſetzung einer Vertragsstrafe für den Fall der Geltendmachung dieſes Rechtes, nicht z. B. 
eine vertragsmaßige Beſchränkung dahin, daß zwei von mehreren Teilhabern der Aufhebung zu⸗ 
ſtimmen müſſen, vorausgeſetzt nur, daß die Befugnis, aus wichtigem Grunde die Aufhebung zu 
verlangen, für alle Fälle unberührt bleibt (OLG 39, 207). — Soweit Vereinbarungen nur die 
D urchführung der Teilung regeln, werden ſie vom Abſ 3 nicht getroffen, es ſei denn, daß dadurch 
bie Rechte des Teilung Begehrenden bei der Teilung und ſo mittelbar ſein Recht, Teilung zu ver⸗ 
langen, beeinträchtigt würde (vgl. $ 723 A 7). 

6. Zu dgl. find noch $$ 920ff. (Grenzen), 1066 Abſ 2 (Nießbrauch), 1258 Ab 2 (Pfandrecht), 
2049—2045, 2047 Abſ 2 (Miterben; dazu RG 110, 270); EG Artt 119 Nr 2, 131, 182 (8 741 A 1); 
Sch 55 179, 419. — Ein Veräußerungsverbot ($$ 134—136) ſteht auch der Vollziehung der 
Zeilung entgegen. Über das rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbot j. § 137. 


8 750 

Haben die Teilhaber das Necht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver- 
ngen, auf Zeit ausgeſchloſſen, fo tritt die Vereinbarung im Zweifel mit dem 
ode eines Teilhabers außer Kraft!). 

© 1 787 Abſ 2 Satz 2 II 080; M 2 880; P 2 756. h 
1. Die Auslegungsregel ift aufgeftellt worden, weil „erſahrungsmäßig bei folder Ver⸗ 
Anderung der Umſtände der Ausſchluß der Teilung beſonders drückend wirkt“, das Außerkraft⸗ 
reten der Vereinbarung daher regelmäßig der Parteiabſicht entſprechen wird (M 2, 880). Iſt 
le Vereinbarung nicht in dieſem Sinne zu verſtehen, ſo kann dennoch unter Umſtänden der 
Tod des Teilhabers einen wichtigen Grund für das Verlangen einer Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft nach 5 749 Abſ 2 bilden. — Vgl. 65 569, 727. 


8 751 

Haben die Teilhaber das Necht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver- 
langen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt 
deſtimmt, ſo wirkt die Vereinbarung auch für und gegen die Sondernach⸗ 
ſolger ). Hat ein Gläubiger die Pfändung des Anteils eines Teilhabers 
erwirkt, fo kann er ohne Nückſicht auf die Vereinbarung die Aufhebung der 

emeinſchaft verlangen, ſofern der Schuldtitel nicht bloß vorläufig voll- 
treckbar iſt e) s). 

EN 687, P 2 762ff. | 15 
d 1, Val, $ 746. Die Wirkung der Vereinbarung gegen Dritte ift von praktiſcher — freilich 
lier $$ 749 Abſ 2, 3, 751 Satz 2; KO 9 16 Abſ 2 abgeſchwächter — Bedeutung bei gemeinſchaft⸗ 
Den Wegen, Brunnen, Hauszwiſchenräumen, Durchgängen, Durchfahrten (vgl. $ 1009 A 2). 

e Wirkung tritt auch dann ein, wenn der Sondernachfolger die Vereinbarung weder kannte 
noch kennen mußte (vgl. auch NRG 78, 275). Die Wirkung gegen den Geſamtnachfolger iſt ſelbſt⸗ 
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verſtändlich. Wegen des Miteigentums an Grundſtücken ſ. 68 1009, 1010 Abſ 1. Der „Verein⸗ 
barung“ ſteht eine die Teilhaber bindende letztwillige Verfügung gleich (vgl. § 749 A 2). 

2. Satz 2 entſpricht dem $ 725. Augenfällig iſt aber der Unterſchied, daß im Gegenſatze zu 
der Vorſchrift des § 725 Abſ 2 bei der Bruchteilsgemeinſchaft der Pfändungsgläubiger die Ver⸗ 
waltungs⸗ und Benutzungsrechte des Teilhaber⸗Schuldners (85 743745, 748) ausüben 
kann (vgl. $ 804 Abſ 1 3 PO; $$ 1258 Abſ 1, 1273 Abſſ 2). Über die Bewirkung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung . $ 857. Für die Zwangsvllſtreckung in den Bruchteil eines Grundſtücks gilt $ 864 
Abſſ 2 (§ 866) 8 PO. Wegen des vertragsmäßigen oder geſetzlichen Pfandrechts an dem Bruch⸗ 
teil einer beweglichen Sache oder eines Rechtes vgl. $$ 1258, 1273 Abſ 2. — Auch einzelne ſchuld⸗ 
rechtliche Anſprüche eines Teilhabers gegen die übrigen (vgl. 85 743 Abſ 1, 748) find weder 
der Verpfändung noch der Pfändung entzogen. So kann auch allein der Anſpruch auf Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft (ein in dem ganzen Anteilsrecht enthaltenes Teilrecht) gemäß 
§ 857 ZPO gepfändet und zur Geltendmachung überwieſen werden. Für dieſen Fall muß 
nach dem Zwecke des Geſetzes angenommen werden, daß dem Pfändungsgläubiger § 751 Satz 2 
zur Seite ſteht (a. M. Dreſcher, Zwangsverſteigerung, S. 14). S. auch § 1008 A 1 a. E. Über 
das Verhältnis zwiſchen früherem und ſpäterem Pfandrechte vgl. auch $ 717 E 1 g. E. 

3. Über den Konkurs eines Teilhabers vgl. § 16 Abſ 2 KO ($ 749 A 2). Ausſchließung 
und Beſchränkung des Rechtes, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, fallen gegen⸗ 
über der Konkursmaſſe auch dann weg, wenn ſie nach § 1010 in das Grundbuch eingetragen 
waren. 


9 752 


1) Die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt durch Teilung in Natur, wenn 
der gemeinſchaftliche Gegenſtand oder, falls mehrere Gegenſtände gemein 
ſchaftlich ſind, dieſe ſich ohne Verminderung des Wertes in gleichartige, den 
Anteilen der Teilhaber entſprechende Teile zerlegen laſſen ?). Die Verteilung 
gleicher Teile unter die Teilhaber geſchieht durch das Los )). 

E I 769 Abf 1 II 688; M 2 881-885; P 2 757759. 

1. Die $$ 752— 754 regeln die Art der Teilung. Über den Teilungsanſpruch vgl. $ 749 A. 
Das Geſetz enthält nachgiebiges Recht. Es greift nur ein, wenn nicht die Teilhaber gemein ⸗ 
ſchaftlich eine anderweite Verfügung treffen, zu der ſie nach § 747 Satz 2 jederzeit befugt ſind 
(vgl. RG 62, 60; 108, 290). Bevor zur wirklichen Teilung geſchritten wird, ſchließen die Teilhaber 
oft einen die Durchführung der Teilung vorbereitenden Vertrag, durch den ſie ſich gegenſeitig zu 
beſtimmten Teilungshandlungen verpflichten. Dieſer Vertrag fällt nicht unter $ 746 oder $ 751 
Satz 1, wirkt alſo an ſich nicht für oder gegen die Sondernachfolger. Befindet ſich ein Grundſtück 
in der Gemeinſchaft, fo gilt $ 313. Die Vollziehung des Vertrags, die eigentliche Teilung, 
geſchieht unter Beobachtung der für die jeweilige Rechtsübertragung vorgeſchriebenen Formen 
(Übergabe, Auflaſſung, Abtretung wird regelmäßig ſchon in jenem Vertrage zu finden ſein). 
Über Ge währleiſtung ſ. § 757. Für die Anfechtung von Teilungsverträgen und für Willens⸗ 
mängel gelten die allgemeinen Vorſchriften. Der oft vorkommende Vertrag, in dem die Mit⸗ 
eigentümer von Grundſtücken durch Teilung in Natur die Gemeinſchaft in der Weiſe aufheben, 
daß ſie ſich wechſelſeitig Miteigentumsbruchteile an beſtimmten Teilſtücken überlaſſen, alſo die 
Bruchteile austauſchen, ſtellt ſich ſeinem Weſen nach als eine einheitliche Zuſammenfaſſung 
mehrerer ſich gegenfeitig bedingender Tauſchgeſchäfte über Eigentumsbruchteile dar (NG 12. 7. 
04 VII 73/04). — Befindet ſich ein Teilhaber im Konkurs, jo geſchieht die Teilung außerhalb 
des Konkursverfahrens (KO 8 16 Abſ 1). 

2. Die Teilung in Natur hat zunächſt zur Vorausſetzung, daß ſich gleichartige, den An, 
teilen der Teilhaber entſprechende Teile bilden laſſen. Eine völlige Gleichartigkeit 
kann ſelbſtverſtändlich nicht verlangt werden; es genügt Gleichartigkeit vom Standpunkte des 
Verkehrs aus. Die Teile müſſen ferner den Anteilen entſprechen, es dürfen nicht ungleiche Teile 
durch Geldzulagen und Geldauflagen, mögen dieſe auch gering ſein, ausgeglichen werden (Prot 2, 
757). Weitere Vorausſetzung der Teilung in Natur iſt, daß keine Wertminderung eintritt: 
die Wertſumme der einzelnen Teile muß den Wert des Ganzen überſteigen oder doch erreichen. 
Die einzelnen Teile ſind für ſich (ohne Berückſichtigung etwaiger Vereinigungen der künftigen 
Alleineigentümer der Teile) zu bewerten, die Teilwerte zuſammenzuziehen und in Vergleich 
zum Werte des ungeteilten Ganzen zu ſetzen (RG Warn 1910 Nr 113). Hiernach iſt die Teilung 
in Natur bei Geld immer, meiſtens auch bei Wertpapieren möglich, wenn nämlich den Teil, 
habern ganze Stücke zugeteilt werden können (RG 91, 416), mögen die e Stücke auch 
einen verſchiedenen Nennwert haben (500 + 500 = 1000); Prot 2, 759. Über Teilung von 
Kuxen ſ. RG 91, 416. Bei Bauplätzen kommt es namentlich darauf an, ob die Teile die ge 
wöhnliche Bebauung ermöglichen. Die natürliche Teilung einer Baufläche kann unter beſonderen 
Umſtänden deren Wert auch dadurch vermindern, daß nur die ganze, nicht aber ein Teil der Fläche 
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für ein größeres Unternehmen Raum bietet (RG Gruch 54, 632). Mit Gebäuden beſetzte 
Grundſtücke werden regelmäßig nicht in Natur zu teilen ſein (kein Stockwerkseigentum; Art 182 
EG). Bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken verſchiedener Größe, Lage, Betriebsart 
wird alles auf die Verhältniſſe des Einzelfalls ankommen (vgl. auch OLG 12, 92); ein Landgut 
mit den Wirtſchaftsgebäuden erſcheint nicht in Natur teilbar. Ebenſo verhält es ſich mit einer 
Fährgerechtigkeit (NG IW 1910, 6165). Bei einem Hypothekenbriefe vollzieht ſich die natür⸗ 
liche Teilung durch Herſtellung und Aushändigung eines Teilhypothekenbriefs (§ 1152; RG 59, 
318; 69, 42). In RG 65,7 wird dargelegt: Darlehnshypotheken laſſen fi) ohne Verminderung 
des Wertes in gleichartige, den Anteilen der Teilhaber (Miterben; vgl. 9 2042 Abſ 2) entſprechende 
Teile zerlegen. Jeder Miterbe kann den feinem Erbanteil entſprechenden Teilbetrag der Nachlaß⸗ 
forderung — zu gleichem Range mit den Teilbeträgen der übrigen Erben — überwieſen erhalten. 
Geht die Forderung gegen einen Miterben und iſt dieſer zahlungsunfähig, ſo kann der Schuldner⸗ 
Miterbe ſeinen Erbanteil durch anteilige Anrechnung ſeiner Schuld auf den Erbteil empfangen, 
während die übrigen Miterben wegen der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners keine Befriedigung 
erlangen. Dadurch tritt aber keine Ungleichheit unter den Teilhabern ein. Ein Schuldner⸗ 
Miterbe, der ſich eine wertloſe Forderung (an ſich ſelbſt) auf ſeinen Erbteil anrechnen laſſen muß, 
wird nicht beſſer und nicht ſchlechter geſtellt als ein Miterbe, der mit der ihm überwieſenen Anteil- 
forderung ausfällt. Unteilbarkeit eines Sparkaſſenguthabens bei Erbengemeinſchaft SeuffA 64 
Nr 10, Teilbarkeit einer Kaufgeldhypothek ſ. RG SeuffA 74 Nr 173. 

3. Handelt es ſich nicht um gleiche Teile, ſondern um verſchiedenen Bruchteilen entſprechende, 
verſchieden große Teile, jo ergibt ſich die Verteilung von ſelbſt. Sindfauch nur zwei Teile gleich, 
jo muß über dieſe geloſt werden, z. B. bei Bruchteilen von / ½, ½ unter den Viertelteilhabern 
über die zwei kleinen Teile. An die Verloſung ſchließt ſich bei Grundſtücken die Auflaſſung (vgl. 
A Va. E.). Sollte ſich ein Teilhaber weigern, die Verloſung mit vorzunehmen, jo kann darauf 
geklagt werden ($ 749 A 1). Die Vollſtreckung des Urteils erfolgt gemäß § 887 ZPO. 

4. Vgl. noch $ 749 A 6 und über beſchränkte Teilungen § 749 A 1. 


81753 


1) Iſt die Teilung in Natur ausgefchloffen, fo erfolgt die Aufhebung der 
Gemeinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nach den 
Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grundſtücken durch Zwangsverſteige⸗ 
rung, und durch Teilung des Erlöſes?). Iſt die Veräußerung an einen Dritten 
unſtatthaft, fo iſt der Gegenſtand unter den Teilhabern zu verfteigern?). 

Hat der Verſuch, den Gegenſtand zu verkaufen, keinen Erfolg, ſo kann jeder 
Teilhaber die Wiederholung verlangen; er hat jedoch die Koſten zu tragen, 
wenn der wiederholte Verſuch mißlingt!)s). 

E 1 700, 772 II 680; M 2 886; P 2 759, 767. 

1. Teilung durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes. Über den Teilungs⸗ 
anſpruch vgl. $ 749 A 1. Sind die Vorausſetzungen für die Teilung in Natur ($ 752) nicht ge⸗ 
geben, jo kommen die Vorſchriften der 88 1233 ff., 1277ff., bei Grundſtücken die $$ 180 —184 
386 zur Anwendung. $ 753 enthält jedoch nachgiebiges Recht; von den Teilhabern kann 
auch die Anwendung einzelner Vorſchriften über den Pfandverkauf ausgeſchloſſen oder geändert 
werden (vgl. NG 108,289: Anwendung des $ 753 durch den Teſtamentsvollſtrecker). — Die 

eilung des Erlöſes gefchieht nach $ 752. A 

2. Für die Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft ift ein voll 
ſtreckbarer Titel nicht erforderlich. Der Antragſteller muß aber als Eigentümer im Grundbuch 
Eingetragen fein (BVG § 181; vgl. $ 742 A). Den Grundſtücken ſtehen die Berechtigungen, für 
welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, und die im Schiffsregiſter ein- 
getragenen Schiffe gleich ($ 864 ZPO). Der Antrag auf Zwangsverſteigerung ift keine „Ver⸗ 
fügung. über den Anteil des anderen Miteigentümers, ſteht alſo dem Manne bei beſtehender 
Verwaltungsgemeinſchaft in Anſehung des mit der Frau gemeinſchaftlichen Grundſtücks ($ 1375) 
zu; die Frau ift ſelbſtändig zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Zwangsverſteigerungsverfahren 
befugt ($ 1407 Nr 2; RG 67, 396). Die auf Grund eines noch nicht fälligen Anſpruchs auf 
Leilung eingeleitete Zwangsverſteigerung kann nach dem Eintritte der Fälligkeit (3. B. nach 
Ablauf der für den Teilungsausſchluß vereinbarten Stift) fortgeſetzt werden; das Verfahren braucht 
nicht von neuem begonnen zu werden (R 47, 363). — Die Teilung des Erlöſes unter die Teil 
haber geſchieht an ſich nicht innerhalb, ſondern außerhalb des Verſteigerungsverfahrens, ſo z. B. 
„ei der Verſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks teilungshalber im Erbauseinanderſetzungsver⸗ 
jahren. Das Verſteigerungsverfahren beſchränkt ſich in dieſem Falle bei der Kaufgeldverteilung 
auf die Ermittlung des für die Erbengemeinſchaft bleibenden Erlösüberſchuſſes (RG JW 1919, 
1 Im Einverſtändnis der Beteiligten darf ſich indeſſen der Verſteigerungsrichter bei einer 
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Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft auch mit der Verteilung 
des Erlöſes unter die Miteigentümer befaſſen (RG 119, 321). 

3. Daß die Veräußerung an einen Dritten unſtatthaft iſt, kann auf den verſchiedenſten 
Gründen beruhen, z. B. auf Vereinbarung der Teilhaber ($ 749 Abſ 2, $ 751) oder auf letzt⸗ 
williger Anordnung (RO 52, 174). Iſt wenigſtens die Ausübung eines Rechtes übertragbar 
($ 1059), jo kann der Verkauf ftattfinden. Über ein Zeitungsunternehmen vgl. § 741 A 1. Hat 
der Erblaſſer beſtimmt, daß ein mehreren Perſonen nach Bruchteilen zugewendetes Landgut 
dem Meiſtbie tenden unter den Teilhabern zugeſchlagen werden fol — womit ſowohl die Teilung 
des Gutes in Natur ($ 752) wie die Übertragung an einen Fremden ausgeſchloſſen iſt — ſo hat 
die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Zwangsverſteigerung unter den Teilhabern zu er⸗ 
folgen. Der Eigentumserwerb wird durch den Zuſchlag (ZUG $$ 90, 180) bewirkt. Wurde 
von den Teilhabern der Meiſtbietende ſonſt, z. B. auf dem Wege der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit (FGG §§ 86ff.), ermittelt und dieſem das Grundſtück durch vertragsmäßige Verein⸗ 
barung überwieſen, fo bedarf es der Auflaſſung (RG 52, 174). 

4. Wiederholung des Verkaufsverſuchs und Koſtentragung. Von der Regel, daß die Teilungs⸗ 
koſten von den Teilhabern gemeinſchaftlich zu tragen ſind (nach dem Verhältniſſe ihrer Anteile, 
dgl. auch $ 748), macht Abſ 2 eine Ausnahme. Der Ausdruck, verkaufen“ umfaßt auch die Zwangs- 
verſteigerung. Vorhergegangene außerhalb des § 753 liegende Verwertungsverſuche recht⸗ 
fertigen die Anwendung des Abſ 2 mit der Koſtenfolge nicht. Dies gilt insbeſondere von 
einem Verkaufsverſuche unter Beobachtung der Vereinbarung, daß unter einem beſtimmten 
Preiſe der Zuſchlag nicht erfolgen ſolle. Abſ 2 kommt auch dann nicht zur Anwendung, ſo daß 
85 749 Abs 1, 753 Abſ 1 ohne Einſchränkung wirkſam bleiben, wenn der Verkauf aus einem 
anderen Grunde als wegen Mangel eines Gebots erfolgt war. Iſt der Verkauf nicht ausführ⸗ 
bar, jo kommen weitere Verwaltungsmaßregeln in Betracht (88 744, 745). 

5. Vgl. noch § 749 A 6. 


9 754 


Der Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung!) iſt nur zuläſſig, wenn 
fie noch nicht eingezogen werden kann. Zt die Einziehung möglich, ſo kann 
jeder Teilhaber gemeinſchaftliche Einziehung verlangen). 

E 1 709 Abf 3 II 600; M 2 686; P 2 769. 

1. § 754, deſſen Vorſchriften indeſſen eine Vereinbarung unter den Gemeinſchaftern vor⸗ 
geht, ſchränkt die dem Pfandgläubiger zu Gebote ſtehenden und nach $ 753 für die Teilung ge- 
währten Verwertungs möglichkeiten (vgl. z. B. § 1295) in Anſehung gemeinſchaftlicher Forde⸗ 
rungen ein. Bei dieſen geht die Teilung in Natur (vgl. $ 752 A 2 g. E.) der Einziehung und 
dem Verkaufe, die Einziehung dann wieder nach $ 754 dem Verkaufe vor (RG 65, 7). Die 
Vorſchriften des $ 754 haben vor allem Bedeutung für die Geſamthandgemeinſchaft ($ 731 
Satz 2, F 719 A 2, 88 1477 Abſ 1, 2042 Abſ 2), finden aber auch Anwendung im Falle des § 432 
(ogl. $ 741 A1 g. E.). Man denke auch an den eigenartigen Fall, daß in einem Wechſel mehrere 
Perſonen als Remittenten bezeichnet ſind. 8 

2. Aus der Verpflichtung zu gemeinſchaftlicher Einziehung ergibt ſich die Pflicht der anteil ⸗ 
mäßigen Koſtentragung (vgl. 59 753 A 4, 748 A 1). Das durch die Einziehung Erlangte, Geld 
oder andere Gegenſtände, unterliegt der Teilung gemäß $$ 752, 753. 


8 755 


Haften die Teilhaber als Geſamtſchuldner für eine Verbindlichkeit, die ſie 
in Gemäßheit des § 748 nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu erfüllen haben 
oder die ſie zum Zwecke der Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit eingegangen 
ſind, ſo kann jeder Teilhaber bei der Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, 
daß die Schuld aus dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande berichtigt wird!). 

Der Anſpruch kann auch gegen die Sondernachfolger geltend gemacht 
werden?). 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes erforderlich iſt, hat der Verkauf nach L 753 zu erfolgen !)). 

E II 691; P 2 759—762, 764 ff. 


1. Die 59 755, 756 ordnen — unter den Teilhabern, nicht nach außen — die Berichti⸗ 
gung von Gemeinſchaftsſchulden bei der Teilung, aber nur in beſchränktem Umfange, wogegen 
bei der Geſellſchaft eine vollſtändige Auseinanderſetzung (vgl. 9 733, 738) ftattjindet. In An- 
ſehung der Laſten und Koſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ($ 748) kann die Haftung 
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der Teilhaber nach außen verſchieden ſein: a) Haftung jedes Teilhabers nach dem Verhältniſſe 
ſeines Anteils (dann deckt fich die Haftung nach innen mit der Haftung nach außen); b) Verpflich⸗ 
tung eines einzelnen Teilhabers allein (vgl. $ 756 A 1); c) Haftung aller Teilhaber als Geſamt⸗ 
ſchuldner (vgl. namentlich $ 427). In betreff der Geſamtſchulden verleiht § 755 Abſ 1 
jedem Geſamtſchuldner⸗Teilhaber den dort näher bezeichneten Anſpruch, der erſtreckt wird auf 
geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeiten, die zum Zwecke der Erfüllung einer gemäß § 748 
die Teilhaber anteilmäßig verpflichtenden Verbindlichkeit eingegangen ſind, z. B. auf ein zur 
Beſtreitung entſtandener Verwaltungskoſten gemeinſchaftlich aufgenommenenes Darlehn. 
Einerlei iſt es, ob das Geſamtſchuldverhältnis urſprünglich vorhanden war oder etwa ſpäter 
durch Schuldübernahme entſtand. Das Geſetz muß auch dann Anwendung finden, wenn nicht 
alle, ſondern nur einzelne Teilhaber als Geſamtſchuldner oder auch nur als Bürgen haften (Planck 
A 2b). Von „noch nicht fälligen“ oder „ſtreitigen“ Schulden (vgl. $ 738 A 4) iſt hier nicht die 
Rede. Eine entſprechende Anwendung von § 733 Abſ 1 Satz 2 (dgl. § 738 Abſ 1 Satz 3), § 755 
Abs 3 — die meiſtens vertreten wird — iſt nicht ohne Bedenken. Es wird aber jeder Teilhaber 
in Anſehnung des Teiles der Geſamtſchuld, welcher die Anteilspflicht ($ 748) überſchreitet, auf 
Grund des § 257 von den übrigen Teilhabern verlangen konnen, daß er entweder von dieſem Teile 
der noch nicht fälligen Schuld befreit wird oder daß ihm inſoweit Sicherheit geleiſtet wird. 
Dieſer Anspruch, von den Teilhabern gegenfeitig ausgeübt, führt entweder zu einer gegenſeitigen 
Teilbefreiung oder zu einer Sicherheitsleiſtung in Höhe der Geſamtſchuld (88 232 ff.). 

2. Sondernachfolger, dazu $ 746 A 2, 3, § 751 A 1, und für das Miteigentum an Grund⸗ 
ſtücken § 1010 Abj 2. 

3. Nur ſoweit erforderlich, erfolgt Verkauf nach 9 753; im übrigen Teilung in Natur, wenn 
die Vorausſetzungen des 9 752 vorliegen. Soweit der gemeinſchaftliche Gegenſtand zur Deckung 
der Geſamtſchulden nicht hinreichen ſollte, verbleibt es bei der perſönlichen Forderung gegen die 
Teilhaber (hier nicht gegen die Sondernachfolger) gemäß § 748. — Aus Abſ 3 ift nicht zu 
folgern, daß, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand, aus dem die Schuld berichtigt werden 
ſoll, z. B. eine Hypothekforderung, in Natur teilbar ift (J 752 A 2), Berichtigung durch Zuweiſudn 
eines Naturalteils verlangt werden kann. Die Vorſchrift iſt vielmehr dahin zu verſtehen, daß 
zur Beſchaffung der zur Befriedigung des Glaubigers nötigen Barmittel der dazu erforderliche 
Teil des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes verkauft und nur der Reſt (gegebenenfalls) in Natur 
geteilt werden ſolle, und die Faſſung der Vorſchrift („Soweit .. erforderlich“) erklärt ſich da- 
durch, daß man von der Notwendigkeit eines teilweiſen Verkaufs als Regel ausging und nur eine 
deſondere Beſtimmung darüber für angezeigt hielt, daß dieſer Verkauf nur ſo weit zu erſtrecken 
let, bis ein zur Tilgung der Forderung ausreichender Erlös erzielt werde (MG Seuffa 74 Nr 173). 
„ 4. Über das Recht des Teilhabers auf abgeſonderte Befriedigung im Konkurse des anderen 
Teilhabers bei der Teilung oder ſonſtigen Auseinanderſetzung ſ. $ 51 KO. Ein anderer Gläu- 
biger hat ein ſolches Recht nicht (vgl. 9 728 A 1). Im Sinne des $ 51 KO hat auch der Verkauf 
des Miteigentumsanteils durch den Konkursverwalter als ſonſtige „Auseinanderſetzung“ zu 
gelten ( 67, 156). 


8 756 


Hat ein Teilhaber gegen einen anderen Teilhaber eine Forderung, die 
ſich auf die Gemeinſchaft gründet, fo kann er bei der Aufhebung der Gemein- 
ſchaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf den Schuldner entfallen 
den Teile des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes verlangen !). Die Vorſchriften 
des § 755 Abſ 2, 3 finden Anwendung ). 


E 1770 II 692; M 2 885-887; P 2 769766. 


1. Berichtigung von Gemeinſchafts forderungen. § 756 gewährt ein beſchränktes Vor- 
techt vor den übrigen Glaubigern des Schuldner⸗Teilhabers, das auch im Konkurſe wirkſam 
1 (9 51 KO). Dem Teilhaber ſteht nach Satz 1 das Recht auf Befriedigung aus dem Teile des 
anderen Teilhabers zu. Über die Art, wie dieſe Befriedigung zu geſchehen hat, iſt aber damit 
nüchts beſtimmt. Insbeſondere ift aus Satz 1 nicht ein Anſpruch auf Zuweiſung eines Natural ⸗ 
eils abzuleiten, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand in Natur teilbar iſt. Ein ſolcher Anſpruch 
folgt auch nicht aus Satz 2 in Verbindung mit $ 755 Abi 3 (RG SeuffA 74 Nr 173 und $ 753 
„> Das im $ 756 gegebene Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe bei Auf⸗ 
ie bung der Gemeinschaft ſteht dem Gemeinſchafter neben den ſonſt gemäß §9 741ff. begründeten 
ten zu und ſchließt daher z. B. bei Gemeinſchaftsforderungen im Sinne der $$ 744 Abſ 2, 
48 die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechtes während beſtehender Gemeinſchaft 
Kit aus (ch 109, 167). Wegen des Miteigentums an Grundstücken f. $ 1010 Abſ 2. — Eine 
Gemeinſchaftsforderung kann namentlich herrühren aus der Beſtreitung von Laſten und Koſten 
ach, aber auch aus den ſonſtigen ſchuldrechtlichen Beziehungen, die in der beſtehenden 
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Gemeinſchaft eine Grundlage haben. Eine Forderung gründet ſich aber nur dann auf 
die Gemeinſchaft, wenn zu den für ihre Entſtehung in der Perſon des Gläubigers weſentlichen 
Umſtänden die Gemeinſchaft mit dem Schuldner gehört, die Forderung alſo dem einen Teilhaber 
vermöge feiner Zugehörigkeit zur Gemeinſchaft gegen den anderen zuſteht. Forderungen, die 
einem Teilhaber unabhängig von der Gemeinſchaft zuſtehen, gehören nicht hierher (RG 78, 
273); fo auch nicht der Schadenserſatzanſpruch eines Teilhabers gegen den anderen wegen Be⸗ 
trugs beim Abſchluſſe des Kaufvertrags, der zur Entſtehung der Gemeinſchaft führte (RG 22. 9. 14 
1272/14). Dagegen braucht die Gemeinſchaft nicht die alleinige und ausſchließliche 
Grundlage der Forderung zu bilden. Dies iſt namentlich wichtig für die Erbengemeinſchaft, 
auf deren Auseinanderſetzung gemäß § 2042 Abſ 2 die Vorſchriften des § 749 Abſ 2, 3 und der 
85 750— 758 Anwendung finden. Auf die Erbengemeinfchaft gründen ſich danach auch ſolche 
Forderungen, die ihren Entſtehungsgrund zwar nicht in der Gemeinſchaft ſelbſt, ſondern in einem 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers zwiſchen ihm und dem Miterben errichteten Schuldverhältniſſe 
haben, dann aber infolge des Erbgangs ge meinſchaftliche Forderungen der Erben geworden find. 
Ohne das Bindeglied der Gemeinſchaft würden ſolche Forderungen den Gemeinſchaftern (Mit⸗ 
erben) nicht zuſtehen (RG 78, 273; |. auch SeuffA 64 Nr 10; a. M. Planck $ 2042 A Ag), — Die 
im Eingange des $ 755 geſteckten Grenzen gelten hier nicht. Auch braucht die Forderung nicht 
unmittelbar auf Geld gerichtet zu ſein. Verſtellte z. B. der Miteigentümer ſeinen Anteil im 
Intereſſe eines Teilhabers für deſſen alleinige perſönliche Schuld mit zur Hypothek, ſo entſpringt 
daraus für jenen Miteigentümer gegen den Teilhaber der Gemeinſchaftsanſpruch, daß dieſer 
ihn bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ſo behandle, als wenn nur ſein Bruchteil des Grund⸗ 
ſtücks verpfändet geweſen ſei (RG 10. 10. 06 1 136/06). $ 756 bezieht ſich aber nicht auf Forde⸗ 
rungen, die — abgeſehen von den hierher gehörigen Teilungskoſten — durch Vereinbarung der 
Teilhaber zum Zwecke der Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft hervorgerufen ſind, und die 
allerdings mit der Gemeinſchaft zuſammenhängen, aber ihren ſelbſtändigen Rechtsgrund in 
beſonderen, für die Zukunft berechneten Abmachungen des Teilungsvertrags haben. Für der⸗ 
artige neue Forderungen muß ſich der Teilhaber bei dem Vertragsſchluſſe beſonders ſichern 
(OLG 1, 251). Wegen noch nicht fälliger“ Erſatzforderungen vgl. $ 257 (§ 755 A 1 a. E.). 

2. Zu Satz 2 vgl. $ 755 A 2, 3. Was die Vorſchrift des § 755 Abſ 3 anlangt, fo „genügt 
es (hier), ſoweit zu verkaufen, daß der ganze Erlös zur Berichtigung der Schuld hinreicht, und 
den verkauften Teil bei der Teilung in Natur dem Schuldner auf ſeinen Teil anzurechnen. Wenn 
3. B. einer von drei Teilhabern einen Betrag ſchuldig iſt, der einem Drittel des Wertes ſeines 
Anteils, einem Neuntel des Wertes der gemeinſchaftlichen Sache gleichkommt, ſo iſt nicht der 
dritte, ſondern nur der neunte Teil der Sache zu verkaufen“ (Prot 2, 761). Aus dem Erlöſe iſt 
die Schuld des einen Teilhabers an den anderen zu bezahlen; bei der Teilung in Natur erhält 
dann der Schuldner ftatt / nur / der gemeinſchaftlichen Sache. 
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Wird bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ein gemeinſchaftlicher Gegen! 
ſtand einem der Teilhaber zugeteilt, ſo hat wegen eines Mangels im Nechte 
oder wegen eines Mangels der Sache jeder der übrigen Teilhaber zu ſeinem 
Anteil in gleicher Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten !). 

EI 771 II 698; M 2 887, P 2 767. 


1. Die hier angeordnete Gewährleiſtung (vgl. SS 365, 515, 2042 Abſ 2) kommt nur zur 
Anwendung bei der Aufhebung der Gemeinſchaft, nicht etwa dann, wenn ein Teilhaber ſeinen 
Anteil an einen anderen (3. B. ſchenkungsweiſe) veräußert; ein ſolches Geſchäft wäre nach eigener 
Regel zu beurteilen. Die Zuteilung umfaßt aber nicht nur den Fall des § 752, ſondern auch 
den Erwerb auf dem Wege des $ 753. Mit der gemeinen Meinung ift anzunehmen, daß für 
die — ausgleichende — Gewährleiſtung kein Raum ift, wenn alle zugewieſenen Teile in gleicher 
Art mangelhaft find. Über die Gewährleiſtung ſ. 59 434 ff., 459ff. Hat bei einer Erbausein⸗ 
anderjegung ein Miterbe Grundstücke, ein anderer Wertpapiere erhalten, die nachträglich in der 
Hand des Teſtamentsvollſtreckers entwertet ſind, ſo läßt ſich ein Anſpruch des zweiten Miterben 
ng durch den erfter weder aus § 242 noch aus § 2042 Abſ 2 herleiten (RG 20. 6. 
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Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft unterliegt nicht der Ver⸗ 
jährung !). 
E 1 768 II 694; M 2 881; P 2 756. 
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1. Der bezeichnete Anſpruch ($ 749 A 1) umfaßt auch den Anſpruch auf Teilung der Früchte 
{$ 743 A1). Anſprüche, die zwar aus der Gemeinſchaft hervorgehen, aber ihre Aufhebung 
655 zum Gegenſtande haben (vgl. z. B. § 748), unterliegen der gewöhnlichen Verjährung 
(88 194ff.). 


Sechzehnter Titel 
Leibrente 


8 759 


) Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet iſt?), hat die Nente im 
Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers zu entrichten“). 

Der für die Nente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der Jahresbetrag der 
Nente ) c). 

E I 060, 662, 663 II 701, 703; M 2 685ff.; P 2 480 ff. 


1. Der Begriff der Leibrente wird im B nicht näher beſtimmt, vielmehr als bekannt 
vorausgeſetzt. Wie das RG in dem Urt v. 12. 12. 07 (RG 67, 207ff.) eingehend dargelegt und 
ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung (RG 68, 340; 80, 208; 89, 259; 91, 6; 94, 157; 104, 272; 
106, 93; 111, 286, NG Warn 1922 Nr 65; RG SeuffA 75 Nr 73; 77 Nr 118) feſtgehalten hat, 
iſt unter Leibrente ein einheitliches nutzbares Recht zu verſtehen, das dem Berech- 
tigten für die Lebenszeit eines Menſchen eingeräumt iſt, und deſſen Erträge 
aus in gleichmäßigen Zeitabſchnitten wiederkehrenden gleichmäßigen Leiſtun⸗ 
gen in Geld oder vertretbaren Sachen beſtehen. Die Leiſtungen, die in der Regel 
(RG 63, 323; RG JW 07, 3328, nicht notwendig Rh 67, 208) auf eine längere Zeitdauer gewährt 
werden, müfjen beſtimmt fein (MG 137, 259; R Warn 1911 Nr 266; RG JW 1928, 12875) und 
in Geld oder anderen vertretbaren Sachen, wie insbeſondere Lebensmitteln, beſtehen. 
Nicht in den Begriff der Rente fällt nach herkömmlicher Rechtsauffaſſung die Gewährung anderer 
ſchuldrechtlicher Leiſtungen, namentlich von Dienſten, die freilich nicht ſelten als Nebenleiſtungen 
vorkommen (a. M. Eectus in Gruch 45, 16; Staudinger Vorbem 1 vor $ 759; SeuffA 67 Nr 34). 
Die Vorſchriften über die Leibrente find bei der Eigenart dieſes Schuldverhältniſſes hier auch 
nicht entſprechend anzuwenden. Zu dem Erforderniſſe inhaltlich gleichmäßiger, in gleich⸗ 
mäßigen Zeitabſchnitten wiederkehrender Leiſtungen, muß ferner, wie die eingangs gegebene 
Gegriffsbeſtimmung ergibt, ein Doppeltes hinzukommen: a) die Leibrente (lip oder If = 
Leben) muß auf die Lebenszeit eines Menſchen geſtellt fein (Rc 67, 208 ff. und A g). 
5) Die Leibrente beſteht nicht aus einer Mehrzahl einzelner, ſelbſtändiger (aufſchiebend be- 

agter) Anſprüche mit fortſchreitend aufeinander folgenden Fälligleitsterminen, ſondern fie iſt 
ein in ſich geſchloſſenes einheitliches Recht, dem die Eigenſchaft der Nutzbarkeit im Sinne 
der gg 99 Abſ 2, 100 beiwohnt (jo ſchon NG 67, 210ff.; vgl. auch $ 1073 im Gegenſatze zu $ 1074, 
ſernet PO $ 832). Dieſes Stammrecht, dem ein Geſamtanſpruch auf die Rente entſpricht 
(vgl, auch $ 760 A 3), bringt den jedesmaligen Anſpruch des Leibrentenempfängers auf Einzel⸗ 
gefalle allein durch fein Beſtehen hervor (vgl. dazu $$ 1383, 1519, 1652). „Die Renten find nicht 
wünzelſchulden, ſondern Ausläufer eines rentenerzeugenden Geſamtverhältniſſes, welches als eine 
nuicht künftige, ſondern ſofort beſtehende juriſtiſche Einheit zu betrachten iſt“ (Kohler). Der An⸗ 
bruch auf die einzelne Rente erliſcht nur, wenn das Leibrentenſtammrecht entweder nach Maß⸗ 
gabe des Vertrags zu beſtehen aufhört oder wenn es nach $$ 812ff. zurückgefordert wird. Für die 
aus dem Stammrechte ſich auslöſenden Einzelanſprüche können beſondere Gegenleiſtungen 
nicht ausbedungen werden und — im Unterſchiede vom Leibrentenſtammrechte ſelbſt (A e) 
Innen Sie nicht von beſonderen Bedingungen abhängig gemacht werden; fo insbeſondere nicht 
davon, daß ſich jedesmal in der Perſon des Rentengebers oder des Rentenempfängers gewiſſe 
wirtſchaftliche Vorausſetzungen — wie die Leiſtungsfähigkeit des einen oder die Bedürftigkeit des 
anderen — erfüllen (a 67, 211). Auch die Verpflichtung, gegen Gewährung des Unterhalts nach 
Kräften im Geſchäfte des anderen Teiles mitzuarbeiten, ſteht mit der Annahme eines Leibrentenver⸗ 
trages im Widerſpruch (RG Seuffa 77 Nr 118). Unterhaltsverträge, bei denen die Leiſtun⸗ 
pe n nicht durch Vereinbarungen ſelbſt ein- für allemal feſt beftimmt find, ſondern bon der Bedürf⸗ 
deset des Rentenberechtigten abhängen ſollen, fallen daher, auch wenn ſie auf die Lebensdauer 
4e Berechtigten ich erſtrecken, nicht unter den Begriff des Leibrentenverſprechens (RG Warn 1914 
Mi 243% . auch Och 39, 4). Kein Leibrentenvertrag iſt insbeſondere der ſog. Altenteilsver⸗ 
«28 (vgl. E Art 96); die Formvorſchrift des § 761 findet daher weder unmittelbare noch ent 
ſprechende Anwendung (RG 104, 272). Über die anderweite Feſtſetzung von Geldbezügen aus 
ſtenteilsverträgen mit Rückiicht auf die Geldentwertung ſ. Geſ. v. 18. 8. 23 (RG Bl 1 815), 
preuß. BO v. 8. 9. 23 (GS 433), R JW 1926, 80119, ferner JW 1925, 11255; 23 1925, 6603, 
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661%; über den Unterſchied zwiſchen Nichterfüllung einer Gegenleiſtung und Nichteintritt des 
mit der Leiſtung bezweckten Erfolges beim Altenteilsvertrag RG Bay 1923, 17; über die Zu⸗ 
mutbarkeit einer Altenteilsleiſtung R 23 1924, 2301; über die Abtretbarkeit von Altenteils⸗ 
anſprüchen RG 140, 60. Ebenſo liegt kein Leibrentenverhältnis vor, wenn nicht der Fortbeſtand 
des Rentenrechts in ſeiner Geſamtheit, ſondern die Entrichtung der einzelnen Rentenleiſtungen 
davon abhängen ſoll, daß der Berechtigte eine gewiſſe Stellung, z. B. bei einer Bank, in der 
betreffenden Zeit inne hat (RG 91, 6). Der Leibrentenſchuldner will ſich mit einer einheitlichen 
Kapitalſchuld belaſten, die ſich nach und nach in gleichmäßige, terminlich wiederkehrende Einzel ⸗ 
leiſtungen auflöſen ſoll. — Da es ſich bei den Einzelanſprüchen nicht um aufſchiebend bedingte 
Forderungen handelt, ergibt ſich die Anwendbarkeit der $$ 258, 259 ZPO (vgl. 88 323, 324, 708 
Nr 6). Daraus, daß die Leibrente ein einheitliches, nutzbares Recht iſt, folgt, daß im Konkurſe 
eine vor der Konkurseröffnung begründete Leibrente in ihrem kapitaliſierten Betrage wie ein 
einheitliches betagtes, auf die fortlaufenden Raten gerichtetes Forderungsrecht oder als ein 
auflöſend bedingtes Forderungsrecht gegen eine vom Konkursverwalter geltend gemachte Forde⸗ 
rung aufgerechnet werden kann (vgl. 88 54, 65 Abſ 1, 66, 69, 70 KO; RG 68, 340). Im übrigen 
ſ. $$ 1, 3, 134 Nr 1, 135 ff. KO. Die ganze Rente wird als eine Einheit angemeldet. Aus der 
bezeichneten Natur des Leibrentenrechts ergibt ſich ferner in betreff der Beweislaſt, daß der 
Leibrentengläubiger nur die Entſtehung des Stammrechts zu beweiſen hat, wogegen dem Renten⸗ 
ſchuldner der Nachweis des Erlöſchungsgrundes, insbeſondere des Todes der Perſon, auf deren 
Leben die Rente geſtellt iſt, zufällt (beſtr.). 


2. Der Leibrentenvertrag iſt ein Vertrag eigener Art (RG 67, 208; 80, 208; 89, 259), 
insbeſondere kein Tauſch, Kauf oder Darlehn. Das Stammrecht, aus dem ſich die Anſprüche 
auf die einzelnen Rentenbezüge ableiten (A 1), muß dabei unabhängig und losgelöſt von den 
ſonſtigen Beziehungen und Verhältniſſen der Beteiligten gewährt werden (RG 89, 259; 91, 6; 
94, 157; RG Gruch 71, 614). Kein Leibrentenvertrag liegt daher vor, wenn im Vergleichswege 
und ohne Umſchaffung des urſprünglichen Schuldgrundes zur Regelung eines Erſaß⸗ 
anſpruchs aus unerlaubter Handlung eine lebenslängliche Rente verſprochen oder gegen Verzicht 
auf ein unter Miterben ſtreitiges Kapital ein lebenslänglicher Zinsanſpruch gewährt wird (RG 
89, 259; 91,6; |. auch Rh JW 1928, 30362, OLG 34, 140 und SeuffA 74 Nr 5). Die Beſtellung 
einer Leibrente in einem Vergleiche iſt damit aber nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen (vgl. RG 
91,6; RG SeuffA 75 Nr 73). — Die Leibrente kann entgeltlich oder unentgeltlich (Leibrenten⸗ 
ſchenkung ſ. $ 761 A 4) zugeſagt fein (NG SeuffA 75 Nr 73). Im erſteren (gewöhnlichen) Falle 
handelt es ſich um einen gegenſeitigen Vertrag ($$ 320 ff.), bei dem der eine Teil das Leib⸗ 
rentenſtammrecht zu beſtellen, der andere Teil das Entgelt dafür zu entrichten hat. Iſt das 
Stammrecht beſtellt, ſo iſt der Vertrag von ſeiten des Rentenſchuldners erfüllt. Der Anſpruch 
des Rentengläubigers auf die einzelnen Renten gründet ſich dann unmittelbar auf das Stamm⸗ 
recht, nur mittelbar auf den Vertrag. Daraus folgt, daß, wenn der Rentenſchuldner demnächſt 
mit einzelnen Rentenleiſtungen in Verzug gerät, nicht $ 326, ſondern nur 98 284ff. zur 
Anwendung kommen (RG 106, 93; a. M. Eccius in Gruch 45, 27). Zur Frage eines Rücktritts 
wegen poſitiver Vertragsverletzung ſ. R HRR 1933 Nr 1177. Über die Möglichkeit einer 
Rückforderung der Gegenleiſtung nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung, 
wenn infolge unpünktlicher Entrichtung der Leibrente der bezweckte Erfolg einer Altersver⸗ 
ſorgung nicht eingetreten ift, |. RG 106, 93. Aufwertung ſ. R Warn 1923/24 Nr 117. Es 
kann auch Zahlung der Leibrente an einen Dritten bedungen werden; ſ. darüber § 330. Der 
Leibrentenvertrag, den eine Verſicherungsanſtalt eingeht oder ein Verſicherungen betreibender 
Privatmann, iſt als Verſicherungsvertrag aufzufaſſen; vgl. RG 28, 313; Verſ VG v. 30. 5. 08; 
über die Prämienzahlung insbeſondere 89 35ff. Leibrentenkauf als Lebensberſicherung im Sinne 
der $$ 59 ff. Auf |. RG 10. 10. 27 1V 191/27. — In betreff der Form des Leibrentenvertrags 
des bürgerlichen Rechtes ſ. $ 761. — Die Verpflichtung zur Gewährung der Leibrente kann außer 
durch Vertrag entſtehen durch Geſetz (vgl. § 760 A J), durch einſeitiges Rechtsgeſchäft 
Den id ſowie durch letztwillige Verfügung, wofür beſondere Vorſchriften nicht gege⸗ 

en ſind. 


3. Dauer der Rentenentrichtung. Das Wort „Gläubiger“ iſt betont. Die Leibrente braucht 
nur auf das Leben (irgend) eines Menſchen geſtellt zu fein, ſei es des Leibrentengläubigers, ſei es 
des Schuldners oder auch eines Dritten. Im zweiten und dritten Falle erliſcht die Rente ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit dem Tode des Leibrentenſchuldners oder des Dritten. Stirbt nun der Leib⸗ 
rentengläubiger vorher, ſo ſoll die Rente im Zweifel (da ſie mutmaßlich ſeinem Unterhalte 
dienen ſollte) ſchon durch dieſen Tod erlöſchen. Es kann aber auch ein Vertragswille des Inhalts 
ermittelt werden, daß die Leibrentenberechtigung auf die Erben des Gläubigers übergehen ſolle 
(beſtr., vgl. auch RG 67, 209/10). Die Abſtellung der Leibrente auf das Leben eines Menſchen 
iſt weſentlich; nebenhergehen können jedoch noch andere Beſtimmungen über Anfangs- und End⸗ 
termin, die Rente kann auch von einem beliebigen ungewiſſen Ereigniſſe abhängig gemacht 
werden, z. B. bei einer ledigen Frau von ihrer Verheiratung. Dieſe Nebenbeſtimmungen dürfen 
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nur nicht im Einzelfalle dem auf das Leben eines Menſchen geſtellten Endtermine feine Weſen⸗ 
heit nehmen, was z. B. dann der Fall wäre, wenn einem Kinde eine Lebensrente verſprochen 
würde, die aber ſpäteſtens nach zehn Jahren endigen ſollte. Anders, wenn die gleiche Rente 
einem neunzigjährigen Greiſe verſprochen würde. Vgl. RG 67 S. 210, 213. — Steht das 
Leibrentenrecht mehreren Perſonen, z. B. Eheleuten, bis zum Tode des Längſtlebenden 
von ihnen zu, ſo iſt gemäß § 420 im Zweifel anzunehmen, daß jeder zu einem gleichen Anteile 
berechtigt iſt. Mit dem Tode des Erſtverſterbenden würde alſo die Rente teilweiſe erlöſchen, nicht 
(wie bei dem ſog. Tontinenvertrage) dem Überlebenden ganz zuwachſen. Mehrere vertrags⸗ 
mäßige Rentenſchuldner haften im Zweifel nach $ 427 als Geſamtſchuldner; die auf den 
Tod der Rentenſchuldner geſtellte Rente würde danach durch den Tod eines von ihnen — von 
anderweitem Vertragswillen abgeſehen — nicht geſchmälert. — Über den Begriff des Leib⸗ 
rentenvertrags nach dem preuß. Stempelſte uergeſetz (Tarifſtelle 36) vgl. RG 64, 133. 

4. Abf 2 enthält eine Auslegungsregel über den Betrag der Rente. Die Regel gilt auch dann, 
wenn nicht bloß der Betrag, ſondern auch der für die Entrichtung der Rente beſtimmte Zeit⸗ 
abſchnitt bezeichnet ſind. „Betrag der Rente 4000 M., Rente zahlbar vierteljährlich“ bedeutet 
alſo im Zweifel, daß vierteljährlich 1000 M. zu zahlen ſind. Vgl. § 760. 

5. Über die Verjährung der Leibrentenanſprüche ſ. 8 760 A 3. — Für den mit der Über- 
laſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Leibgedingsvertrag gilt nach Maßgabe 
des Art 96 EG Landesrecht. 


8 760 

Die Leibrente iſt im voraus zu entrichten). 

Eine Geldrente iſt für drei Monate vorauszuzahlen; bei einer anderen 
Nente beſtimmt ſich der Zeitabſchnitt, für den ſie im voraus zu entrichten iſt, 
nach der Beſchaffenheit und dem Zwecke der Nente !). 

Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt, für den die Nente 
im voraus zu entrichten iſt, ſo gebührt ihm der volle auf den Zeitabſchnitt 
entfallende Betrag ?) d). 

E I 661 II 702; M 2 639; P 2 486. 

1. Die Vorſchriften des § 760 ergänzen den Geſchäftswillen, ſie enthalten nachgiebiges 
Recht. Die Vorausentrichtung entſpricht dem der Leibrente regelmäßig beiwohnenden Unter⸗ 
haltszwecke. Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die einmal im Jahre geerntet werden, pflegen 
nach der Ernte für ein Jahr im voraus entrichtet zu werden. Überall iſt die Verkehrsſitte zu 

eachten. — Wegen entſprechender Anwendung des $ 760 und wegen ähnlicher Vor⸗ 
ſchriften vgl. $8 528, 843845, 1351, 1361, 1580 (1581), 1612, 1710 (SeuffA 78 Nr 33); HaftpflG 
(EG Art 42) f 7. Unfall-, Invaliden und Altersrenten ſind in den beſonderen Geſetzen, nament⸗ 
lich in RVO, geregelt. — Wenn die Vorſchriften des § 760 auch vor der Parteivereinbarung 
zurückweichen, ſo darf doch das Gericht bei der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchriften, 
beiſpielsweiſe bei Rentenanſprüchen aus $ 843 keine von Abſ 1, 2 abweichende und den Schuldner 
beſchwerende Zahlungsweiſe (z. B. nicht Zahlung im voraus für ein volles Jahr) feſtſetzen. 
Eine ſolche Abweichung wäre namentlich im Hinblick auf Abſ 3 von Erheblichkeit (RG 69, 296). 
Dagegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, auf Antrag die Rente für kürzere als dreimonatige Zeit⸗ 
abſchnitte zuzuſprechen, ſoweit nicht der Schuldner dadurch unbillig beſchwert werden ſollte. 

2. Abſ 3 regelt nicht die Beweislaſt (J. d 759 A 1 a. E.). Er gilt ſowohl dann, wenn ber Zeit⸗ 
abſchnitt eine beſondere Regelung erfahren hat, als im Falle des Abſ 2. 

3. Verjährung der Leibrentenanſprüche. Der dem Leibrentenſtammrecht entſprechende 
Geſamtanſpruch auf die Rente verjährt gemäß 98 195, 198 in 30 Jahren, beginnend mit der 
Fälligkeit der erſten Rentenleiſtung. Die Anſprüche auf die einzelnen Rentenleiſtungen ver⸗ 
jähren gemäß $$ 197, 201 in 4 Jahren, beginnend mit dem Schluſſe des Jahres, in dem die 
einzelne Leiſtung fällig wird. Iſt der Geſamtanſpruch verjährt, dann ſteht, entſprechend dem 
Grundſatze des § 224, die Einrede der Verjährung allen Einzelanſprüchen, auch den bei Ver⸗ 
jährung des Geſamtanſpruches noch nicht fällig geweſenen, entgegen. Vgl. auch RG 136, 427. 


8 761 
Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente verſprochen!) wird, 
iſt, ſoweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſte), ſchriftliche Erteilung 


des Verſprechens erforderliche) e)). 
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1. Die von der Reichstagskommiſſion eingefügte Vorſchrift trifft zunächſt den Vertrag, durch 
den die Leibrente ſelbſt verſprochen, das Stammrecht ($ 759 A 1) zugunſten des Leibrenten⸗ 
empfängers begründet wird. Die Formvorſchrift muß aber auch für den vorausgehenden Grund⸗ 
vertrag gelten, durch den ſich der Leibrentengeber zur Beſtellung des Leibrentenrechts ver⸗ 
pflichtet, und der dann ſpäter durch dieſe Beſtellung (nicht durch die Entrichtung der einzelnen 
Renten, § 759 A 2) erfüllt werden ſoll (RG 67, 211). Die Formvorſchrift des § 761 gilt nur für 
eigentliche Leibrentenverſprechen. Eine entſprechende Anwendung auf andere, wenngleich ähn⸗ 
liche Verträge, namentlich auf Unterhaltsverträge, läßt ſich nicht begründen (RG KW 1911, 44916, 
Warn 1911 Nr 266; 1914 Nr 243; 1922 Nr 65 und § 759 A J). 


2. Soweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſt. Eine andere Form kommt bei der 
Leibrente nur für den der Beſtellung des Stammrechts vorausgehenden Grundvertrag in Betracht 
($$ 311, 312 Abſ 2, 313, 518 Abſ 1, 2371, 2385). Iſt z. B. der Grundvertrag über die Gewährung 
einer Leibrente eine Schenkung (A 4), fo iſt hierfür nach § 518 Abſ 1 in Anſehung des Schenkungs⸗ 
verſprechens gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, wogegen im übrigen die 
Schenkung keiner Formvorſchrift unterſtellt iſt. 


3. Zur Wahrung der Form iſt ſchriftliche Erteilung des Leibrentenverſprechens erforderlich 
(vgl. dazu 88 780, 781, 766 A 2ff.). Die ſchriftliche Niederlegung für ſich allein, etwa zu Akten 
des Verſprechenden, genügt nicht, das Verſprechen muß dem Empfänger „erteilt“ werden; die 
Erteilung kann aber, wie beim Bürgſchaftsverſprechen (RG 126, 121) auch in der Hingabe einer 
Abſchrift der Verpflichtungserklärung an den Berechtigten mit Wiſſen und Willen des Ver⸗ 
pflichteten liegen (RAG 11, 331). Die von dem Leibrentengeber unterzeichnete Urkunde ($ 126) — 
auch ein Brief (RG 67, 213; RG Warn 1914 Nr 166) — muß den weſentlichen rechtlichen Inhalt 
des Leibrentenverſprechens (§ 759 A 1) unmittelbar enthalten. Immerhin darf die Urkunde, 
wenn ſie nur nicht in einem weſentlichen Punkte ergänzt wird, unter Berückſichtigung der ob⸗ 
waltenden Umſtände erläuternd ausgelegt werden (RG 67, 213/4; vgl. RG 57, 258). Spätere 
Anderungen des Leibrentenvertrags bedürfen der Schriftform dann nicht, wenn der Gläubiger 
von ſeinen Rechten etwas preisgibt (Verzicht), oder wenn das Leibrentenverſprechen nur ver⸗ 
deutlicht wird. — Die Annahme des Verſprechens durch den Leibrentenempfänger iſt an 
keine Form gebunden, auch dann nicht, wenn ſeine Erklärung den Vertragsantrag bildet. Die 
Annahme kann auch ſtillſchweigend geſchehen. Für das die Leibrente begründende einſeitige 
Rechtsgeſchäft (Auslobung) enthält § 761 keine Vorſchrift. Daß die Urkunde über das „Leib⸗ 
rentenverſprechen“ keine rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat, ſondern nur eine perſönliche An⸗ 
gelegenheit des Urkundenausſtellers bildet, bevor dieſer das Verſprechen gegenüber dem Leib⸗ 
rentenempfänger abgibt, z. B. die Urkunde aushändigt, erhellt aus allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen (vgl. RG 68, 409). Die mündliche Vereinbarung eines Leibrentenvertrags bindet auch den 
Leibrentenempfänger nicht eher, als das Leibrentenverſprechen ſchriftlich abgegeben iſt. Die 
ſpätere Abgabe des ſchriftlichen Verſprechens bringt den bindenden Vertrag hervor, vorausgeſetzt, 
daß fie den Vertragswillen des anderen Teiles noch als vorhandenen trifft (88 130, 145 ff.). — 
Wird das Verſprechen nicht ſchriftlich erteilt, fo iſt der ganze Vertrag nichtig ($ 125). Das 
Verſprechen ift nicht als ein von feinem Grunde losgelöſtes, ſondern als Beſtandteil eines einheit. 
lichen Vertrags gedacht; dem Verſprechen der Leibrente ſteht (von der Schenkung abgeſehen, A 4) 
das — an ſich an keine Formen gebundene — Verſprechen einer Gegenleiſtung gegenüber. Iſt 
für die Verpflichtung zu der Gegenleiſtung nach $$ 311, 312 Abſ 2, 313, 2371, 2385 gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, ſo bedarf der ganze Leibrentenvertrag dieſer 
Form. Das Leibrentenverſprechen iſt dann Beſtandteil des der Beurkundung bedürfenden Ver⸗ 
trags (vgl. RGS 65, 39). Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch ($ 313 Satz 2) machen 
aber in dieſem Falle auch den ganzen Vertrag leinſchließlich des Leibrentenverſprechens) gültig. 
Entbehrte der Grundvertrag der Form des 9 761, wird aber die Formvorſchrift beim Abſchluſſe 
des Erflllungsvertrags (A 1) gewahrt, fo verliert damit der erſte Formmangel feine Erheblichkeit. 
Wird aber die Form überhaupt nicht beobachtet, jo bleibt der Leibrentenvertrag nichtig trotz beider ⸗ 
ſeitiger Erfüllung. Mildernde Vorſchriften, wie fie in den $$ 313 Satz 2, 766 Satz 2 enthalten 
ſind, fehlen für den Leibrentenvertrag und ſind daher nicht, auch nicht entſprechend anzuwenden 
(j. auch SeuffA 67 Nr 34). Die Folge iſt, daß die beiderſeitigen Leiſtungen nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Bereicherung, und zwar während der Dauer der dreißigjährigen Verjährungsfrist, 
zurückgefordert werden können. Vgl. RG 67, 208. 


4. Beſonders wichtig iſt die Leibrentenſchenkung. Der Vertrag, in dem der Leibrentengeber 
nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat ($ 521), bedarf nach $$ 518, 761 der gericht 
lichen oder notariellen Beurkundung, aber nur (a. M. Sepp, Leibrentenvertrag S. 112) in An⸗ 
ſehung des Schenkungsverſprechens. Die Schenkung wird nicht durch die Einräumung des Leib⸗ 
rentenſtammrechts in der einfachen Schriftlichkeitsform des § 761 vollzogen, vielmehr wird die 
Leiſtung des Schenkers im Sinne des $ 518 Abſ 2 nur inſoweit bewirkt, als die einzelnen Renten 
gefälle geleiſtet werden. Die zehnjährige Friſt des $ 2325 muß in dieſem Falle von der Leiſtung 
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der einzelnen Gefälle an berechnet werden. Wegen der Pfändung der Leibrenteneinkünfte ſ. 
9850 Abſ 1 Nr 3 8PO, wegen des Ausſchluſſes der Geltendmachung im Konkurſe des Schuld⸗ 
ners § 63 Nr 4 KO. Bildet die geſchenkte Rente — was regelmäßig zutrifft — eine „Unter⸗ 
ſtützung“ des Rentenempfängers, jo gilt $ 520; daneben greift § 759 Abſ 1 (vgl. A 3) Platz. Im 
Zweifel iſt alſo die Unterſtützungsrente weder auf ſeiten des Rentenſchuldners noch auf ſeiten 
des Rentengläubigers vererblich. — Eine den Umſtänden angemeſſene Ausſtattung gilt gemäß 
K 1624 nicht als Schenkung; ein dem Ausſtattungszwecke dienendes Verſprechen regelmäßiger 
Zuſchüſſe unterliegt daher nicht der Formvorſchrift des $ 518. Eine Anwendung des $ 761 iſt 
damit nicht ausgeſchloſſen (RG 63, 323), ſetzt aber voraus, daß nach den beſonders zu prüfenden 
Umſtänden des einzelnen Falles wirklich ein Leibrentenverſprechen vorliegt (RG 67, 213; 72, 
200; RG 23 1921, 5672). Dieſe Vorausſetzung wird ſich aber, wenn die Zuſchüſſe nicht aus⸗ 
drücklich als Leibrente verſprochen find, nur ſelten feſtſtellen laſſen; in der Regel werden Aus⸗ 
ſtattungsrentenverſprechen unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe 
erteilt und fallen ſchon deshalb nicht unter den Begriff der Leibrente (vgl. A 1 zu $ 759 und RG 
111, 286). Kein Leibrentenberſprechen iſt daher auch das Verſprechen eines Elternteils, der Tochter 
einen beſtimmten jährlichen Zuſchuß als Ausſtattung zu zahlen, dann, wenn die Leiſtungspflicht 
vom Unterhaltsbedarf der Tochter oder ihres Mannes oder von der Leiſtungsfähigkeit des Ver⸗ 
ſprechenden abhängen ſoll (RG 14. 2. 21 IV 103/20). Die Zuſage einer Ausſtattung durch Ge⸗ 
währung freier Wohnung bedarf nicht der Schriftform, da hierin nicht das Verſprechen einer 
Leibrente zu finden ift (vgl. § 759 A 1; RG 26. 3. 06 IV 479/05). Zuſicherung eines Nadelgeldes 
I RG Warn 1914 Nr 166. 


5. Wird gegen Leiſtung von Dienſten als Entgelt gleichzeitig Unterhalt gewährt, ſo liegt, 
mögen auch die Unterhaltsleiſtungen ihrer Art nach Leibrentenleiſtungen gleichen, dennoch kein 
Leibrentenvertrag vor, da die Unterhaltsleiſtungen von den ſie bedingenden Gegenleiſtungen 
abhängig ſind, die aus dem Leibrentenrecht ſich ergebenden Einzelleiſtungen aber nicht von be⸗ 
ſonderen Gegenleiſtungen abhängig fein dürfen ($ 759 A 1). — Streitig ift, ob auch dann ein 
Leibrentenvertrag vorliegt, wenn dem Dienſtverpflichteten für ſeine Dienſte von einem gewiſſen 

eitpunkte an leibrentenartige Leiſtungen, die von einer Gegenleiſtung, insbeſondere von weiteren 
Dienſtleiſtungen, unabhängig ſind, als Ruhegehalt zugeſichert werden. Die Frage iſt zu verneinen. 
Der im Eingange angeführte Gegengrund ſcheidet hier allerdings aus, da die Rentenleiſtungen 
den dafür das Entgelt bietenden Dienſtleiſtungen nachfolgen, für die Rentenleiſtungen alſo das 
Entgelt bereits durch die Geſamtheit der vorangehenden Dienſtleiſtungen entrichtet worden iſt. In⸗ 
deſſen überwiegt bei Verträgen dieſer Art nach Inhalt und Zweck der Geſichtspunkt des Dienſtver⸗ 
trags gegenüber dem des Leibrentenvertrags (9759 A2). Gehalt und Ruhegehalt find hier im weſent⸗ 
lichen gleich zu behandeln. Auch das Ruhegehalt wird als Gegenleiſtung für Dienſte verſprochen, 
freilich nicht für ſolche, die in den für die Rühegehaltsbezüge beſtimmten Zeitabſchnitten zu leiſten 
ind, ſondern für die Geſamtheit der vor dem Übertritte in den Ruheſtand geleiſteten Dienſte. 
Das Ruhegehaltsverſprechen fteht alſo im engſten Zuſammenhange mit dem Dienſtverhältnis 
und wird nicht ſelbſtändig und unabhängig von den Dienſtleiſtungen erteilt. Ruhegehaltever⸗ 
ſprechen der fraglichen Art als Leibrentenverträge zu behandeln, würde auch der Verkehrs⸗ 
auffaſſung (vgl. RG 91, 6) widerſprechen, der für die Begriffsbegrenzung weſentliche Be⸗ 
deutung beſonders deshalb zukommt, weil das Geſetz den Begriff der Leibrente von ſich aus 
nicht beſtimmt hat. Für die Zuſicherung eines Ruhegehalts in einem Dienſtvertrage bedarf es 
daher nicht der Schriftform des $ 761 (RG 80, 208; 94, 157; RG JW 1919, 1841; R 23 1921, 
draı; Ra 11, 331; Ruch HRR 1931 Nr 1064; 1932 Nr 641). Dies gilt auch dann, wenn das 
Ruhegehaltsverſprechen nicht vor oder während der Dienſtzeit, ſondern bei ihrem Ablauf, vielleicht 
ſogar nur zwecks Ablöſung des Dienſtvertrags erteilt wird (RG 94, 157 RAG 11, 331). Die nach- 
trägliche Gewährung einer fortlaufenden Vergütung für ſchon geleiftete Dienfte, jet es an den 
Dienftleiftenden ſelbſt oder an feine Rechtsnachfolger, ift weder Schenkung noch Leibrentenvertrag 
(N86 83 1918, 38214, RG 3W 1927, 11902; 1932, 137124 RAG 13, 137). Freilich kann ſich unter dem 

amen des Dienſtvertrags bei beſonderen Umſtänden ein Vertrag verbergen, der ſeinem Weſen 
nach als Leibrentenvertrag anzufehen iſt. Wenn z. B. beim Übertritt aus dem öffentlichen Dienſte 
in den Privatdienſt der Dienſtverpflichtete dieſen Übertritt von der Zuſicherung abhängig gemacht 
hat, daß er in Anſehung des Ruhegehalts ebenſo geſtellt werde wie als Beamter, oder daß ihm 
nach ſeinem Ausſcheiden aus der Beamtenſtellung das Ruhegehalt ſelbſt dann zu gewähren ſei, 
wenn er vor dem Antritt des Privatdienſtes dienſtunfähig werden ſollte, ſo liegt in Wahrheit 
ein Leibrentenvertrag vor; die Zuſicherung des Ruhegehalts ſtellt ſich in ſolchen und ähnlichen 
Fällen als eine ſofort ſich vollziehende Einſetzung in das Rentenſtammrecht dar, das nur noch 
don der Bedingung der Dienſtunfähigkeit oder der Erreichung einer beſtimmten Dienſtzeit ab⸗ 
hängig iſt. In ſolchen Fällen muß dann auch die Form des $ 761 gewahrt werden. Sie ſind aber 
Ausnahmen von der Regel (MG 80, 208). 
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Durch Spiel oder durch Wette!) wird eine Verbindlichkeit nicht begründet). 
Das auf Grund des Spieles oder der Wette Geleiſtete kann nicht deshalb 
zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beſtanden hats). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der ver⸗ 
lierende Teil zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel oder einer Wettſchuld dem 
gewinnenden Teile gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht), insbeſondere für 
ein Schuldanerkenntnis®)®) 7). 

E 1 664 II 704; M 2 648ff.; P 2 7 ff. 

1. Spiel und Wette find gegenſeitige Verträge (85 320ff.). Der Begriff von Spiel und Wette 
wird im Geſetze vorausgeſetzt. — Die Spiele zerfallen in zwei Hauptarten, die beide den Vor⸗ 
ſchriften des $ 762 unterſtehen (RG St 40, 31ff.): Glücksſpiele und Geſchicklichkeitsſpiele. Glücks⸗ 
ſpiel iſt die Vereinbarung von Gewinn und Verluſt unter entgegengeſetzten, vom Zufall we⸗ 
ſentlich beeinflußten Bedingungen zu dem Zwecke des Gewinns oder der Unterhaltung (vgl. 
NG 60, 381; RGSt 34, 392). Glücksſpiel iſt auch dann noch anzunehmen, wenn der Spieler 
inſofern keine Gefahr läuft, einen Vermögensverluſt zu erleiden, als er auf alle Fälle einen Ge⸗ 
genſtand erhält, der feinem Einſatz an Wert gleichkommt, wie z. B. bei einem Automaten, der 
nach Einwurf von 10 Pfg. entweder ein Muſikſtück ertönen läßt oder im beſonders günſtigen Falle 
20 Pfg. herausgibt (RGSt 45, 424). Als Zufall iſt hier das Wirken einer unberechenbaren, der 
entſcheidenden Einwirkung der Beteiligten entzogenen Urſächlichkeit anzuſehen. Die Entwicklung 
irgendwelcher Tätigkeit iſt beim Spiel nicht erforderlich. Der erſtrebte Gewinn beruht vor allem 
nicht auf wirtſchaftlicher Tätigkeit. Von dem Glücksſpiel unterſcheidet ſich das Geſchicklichkeits⸗ 
ſpiel (z. B. Billard, Kegeln, Wettlauf, Schach) dadurch, daß bei ihm nicht der Zufall, ſondern 
körperliche oder geiſtige Fähigkeit entſcheidend iſt (vgl. RGSt 40, 21 und dort angef. NIE.) 
Abw. Endemann I $ 187 1a. Ein Geſchicklichkeitsſpiel kann, von Spielunkundigen geſpielt, 
Glücksspiel werden (RGSt 41 S. 218, 331; 43 S. 23, 155). Zwiſchen das Glücks- und Ge⸗ 
ſchicklichkeitsſpiel ſtellt ſich als dritte Art das gemiſchte Spiel. — Die Wette iſt ein Ver⸗ 
trag, bei dem ſich die Parteien zur Bekräftigung einander widerſtreitender, auf Überzeugung 
gegründeter Behauptungen gegenſeitig verpflichten, daß dem, deſſen Behauptung ſich als 
richtig erweiſt, dem Gewinner, von dem Verlierer eine beſtimmte Leiſtung gemacht ter 
den ſoll. Die Wettbehauptung betrifft regelmäßig Vergangenes oder Gegenwärtiges; do 
iſt dies nicht begriffsnotwendig, ſie kann ſich vielmehr auch auf die zukünftige Geſtaltung 
der Dinge beziehen (a. M. Dernburg $ 211 A 7; Staudinger A II 2c). Als kennzeichnendes 
Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen Spiel und Wette ergibt ſich hiernach der Beweggrund des 
Vertrags; beim Spiel: Unterhaltung oder Gewinn, und zwar ohne Entfaltung wirtſchaftlicher 
Tätigkeit, bei der Wette: Bekräftigung einer Überzeugung. Die ſcharfe Scheidung zwischen den 
beiden Gefahrgeſchäften hat indeſſen ihre hauptſächliche Bedeutung verloren, weil das BOB — 
im Gegenſatze zum gemeinen Rechte und auch zum preuß. Landrechte — Spiel und Wette rechtlich 
gleichgeſtellt hat. — Wichtiger ift die Ausſcheidung dieſer Verträge aus dem Gebiete der 
übrigen ſchuldrechtlichen Verhältniſſe. Fehlen die bezeichneten Beweggründe (Gewinn, 
Unterhaltung, Behauptungsbekräftigung), jo können die $$ 762 ff. keine Anwendung finden. 
Moglicherweiſe liegt dann ein anderer gültiger Vertrag vor, insbeſondere kann ein gegenſeitiger 
Verſicherungsvertrag oder ein Gewährgeſchäft in Frage kommen (vgl. als Beiſpiel RG 66, 222). 
Der Gewinn kann bei Spiel und Wette auch darin beſtehen, daß der Verlierende zu eigenem Nach- 
teile mit dem Gewinner ein dieſem günſtiges Geſchäft, z. B. einen ihm vorteilhaften Kaufvertrag 
abzuſchließen hat. Der Nachteil, den der Verlierende auf fi) nimmt, braucht nicht für beide Teile 
gleich zu ſein es kann 100 gegen 5 gewettet werden. Die Wette wird ſelbſt dadurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß nur der eine Teil etwas verspricht, alfo gegen nichts wettet: einſeitige Wette 
(RG 61, 153, a. M. Enneccerus $ 409 A 6). Die einſeitige Wette hat äußere Ahnlichkeit mit der 
Auslobung (F 657ff.), unterſcheidet ſich von ihr aber — abgeſehen von der Einfeitigfeit der Aus⸗ 
lobung (RGSt 40, 32) — dadurch, daß der Wettende nur feine Behauptung bekräftigen, der Aus 
lobende zu einer beſtimmten Täligleit anſpornen will (vgl. auch $ 657 A 3 und Vorbem). 15 
Das Wetten auf den Sieg einzelner Pferde bei öffentlichen Pferderennen iſt nach Inhalt und 
Zweck rechtlich nichts anderes als Glücksſpiel (Spielwette); vgl. RG 40,259; R St 6 6. 172, “21; 
1,21; 47, 363. Die Wette beim Buchmacher fiel daher bisher unter $ 762. Jetzt hat ſich dies 9 
das Rennwett- und Lotteriegeſetz v. 8. 4. 22 (RG Bl I S. 372 ff., 472) geändert; vgl. $ 763 
a. E, und § 763 A 4 a. E. Ebenda über Wetten am Totalifator. — Über die Zulaſſung 
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öffentlicher Spielbanken f. Geſ. 14. 7. 33 (RG Bl 1 480); dazu VO. v. 18. 8. 33 (RGBl 
1593), und 27. 3. 34 (RGBl 1 255). Über das Differenzgeſchäft ſ. § 764. 

2. Eine Verbindlichkeit wird nicht begründet. Der Spiel⸗ oder Wettforderung ſteht nicht 
etwa nur eine Einrede entgegen; die Forderung iſt, abgeſehen von der Erfüllbarkeit (A 3), unwirk⸗ 
ſam (RGSt 36, 207). Die Unwirkſamkeit muß im Rechtsſtreite, auch ohne daß ein hierauf gerich⸗ 
teter Einwand erhoben wird, berückſichtigt werden. Nicht bloß Klage, Einrede, Zurückbe⸗ 
haltungsrecht ($ 273) werden dem Spiel- oder Wettgläubiger verſagt, auch Sicherheitsbeſtel⸗ 
lungen für die Spiel- oder Wettſchuld, Vürgſchaft, Pfand find in gleicher Weiſe unverbindlich 
wie Spiel und Wette ſelbſt (vgl. NG 47, 48; 52, 40; 30, 214; 38 S. 238, 251; JW 01, 286). Eben⸗ 
ſowenig haben fiduziariſche Rechtsübertragung oder Vertragsſtrafe Gültigkeit. Die 
für eine Spiel- oder Wettſchuld beſtellte Hypothek ſteht dem Eigentümer zu ($ 1163; $ 894). 
Auch die von dritten Perſonen eingegangenen Sicherheitsgeſchäfte ſowie (beſtr.) die Schuld⸗ 
übernahme (Bay Obs 5, 362) find unverbindlich im Sinne des $ 762 Abſ 1, begründen alſo 
keine Verbindlichkeit gegenuber dem Spiel- oder Wettgläubiger. Die Übernahme einer unver⸗ 
bindlichen Spiel- oder Wettſchuld kann aber ſelbſtverſtändlich Gegenſtand eines vollverbindlichen 
Vertrags zwiſchen Schuldner und Schuldübernehmer fein (RG Warn 1916 Nr 68). Eine For⸗ 
derung aus Spiel und Wette kann der Gläubiger nicht gegen eine andere Forderung auf⸗ 
rechnen; wohl aber kann der Verlierende gegen eine Spiel- oder Wettforderung mit einer 
gewöhnlichen Forderung aufrechnen. Und, weil die Spiel- und Wettſchuld erfüllbar iſt (A 3), 
muß jede vertragsmäßige Aufrechnung (§ 387 A 1) als wirkſam angeſehen werden (RG 
JW 96, 16076, 02 Beil 199; 03, 1234, Beil S. 3572, 46108; 05, 18755; 29 1914, 192010). 
Vgl. 8 764 A 3. — Daraus, daß der Spiel⸗ und Wettvertrag als ſolcher keine klagbare Forderung 
hervorbringt, kann nicht gefolgert werden, daß auch eine Haftung aus beſonderen Gründen, 
3. B. wegen Betrugs, ausgeſchloſſen ſei (RG 70, 4). 

3. Der Spiel- oder Wettvertrag verſtößt an ſich nicht gegen die guten Sitten ($ 138; vgl. 
auch RG 43, 150; RG 4. 3. 03, HoldheimsMSchr 13, 49); er iſt daher nicht ungültig, begründet 
vielmehr eine natürliche oder unvollkommene Verbindlichkeit, deren Wirkſamkeit ſich aber 
darin erſchöpft, daß die Zurückforderung des Geleiſteten aus dem Grunde, weil nach 
Abs 1 Satz 1 eine Verbindlichkeit nicht beſtanden habe, ausgeſchloſſen ift (vgl. auch Börſch 
90 55, 64 Abſ 2). Das Geſetz trifft mit dem Ausſchluſſe der Rückforderung nicht nur bie eigentliche 
Erfüllung, Leiſtung im Sinne des § 241, ſondern auch den Erfüllungserſatz (23 1914, 192019). — 
Die Leiſtung oder Teilleiſtung muß in ihrem Umfange die Schuld völlig tilgen, fo daß keine 
Verbindlichkeit zurückbleibt. Auf Grund des Spieles geleiſtet iſt nicht nur der nach der Ent⸗ 
ſcheidung gezahlte Gewinn, ſondern auch der bei dem Spielbeginne als unbedingte Vor- 
leiſtung (im Gegenſatze zu einer bloßen Sicherung vgl. A 2 und NG 23. 6.23 1 426/427/22) 
1 Einſatz, wie er bei der Lotterie und Ausſpielung ſowie bei verſchie denen Geſellſchafts⸗ 

ielen vorkommt; dieſer Einſatz kann daher nicht zurückverlangt werden, obgleich ein klagbarer 
Anſpruch auf den — möglicherweise demnächſt zufallenden — Gewinn nicht befteht (vgl. OLG 
32, 165). Weigerung des Einſatzempfängers, das Spiel auszuführen, würde — von dem Falle 
des Betrugs abgeſehen — einen Verſtoß gegen die guten Sitten ($ 138) enthalten können und 
en Bereicherungsanſpruch — wenn nicht aus dieſem Grunde, dann doch — ob causam datorum 
hervorbringen. Wird jedoch nach Abſchluß des ſchuldrechtlichen Vertrags, aber vor der Ent» 

heidung der Betrag des bedingten Wett- oder Spielverluſtes von dem einen Teile dem anderen 
mit dem Vorbehalte der Rückforderung im Falle des für den erſten Teil günſtigen Ausgangs 
übereignet, ſo handelt es ſich hier im Grunde nur um die Sicherung des bedingten Wett⸗ 
oder Spielanſpruchs, nicht um eine Leiſtung im Sinne des Geſetzes (vgl. auch RG 38, 232; JW 
02, 10150 [betrifft Vorprämie; dazu RG 79, 406]; Dernburg II $ 212 1 3, Staudinger A II 
En 8; a. M. Dertmann $ 762 A 1b u. a.). Solche Beträge können alſo zurückgefordert werden. 
Wollte man dies nicht annehmen, ſo würde der Zweck des Geſetzes gefährdet ſein. Nur um Siche⸗ 
die nicht um Leiſtung auf Grund des Geſchäfts handelt es ſich regelmäßig auch bei Einſchüſſen, 
ie auf Grund der für Börſengeſchäfte vielfach vereinbarten Geſchäftsbedingungen im Falle 
von Kursrückgängen zur Deckung des zu erwartenden Verluſtes des Kunden durch den Verkaufer 
eingefordert zu werden pflegen: die eingeſchoſſenen Beträge unterliegen daher, wenn der Einwand 
aus 89 762, 764 zuläſſig und begründet ift, der Rückforderung (Seuff A 73 Nr 29; vgl. 9 764 A 3). 
Line nach der Entſcheidung getroffene Vereinbarung, wonach der Empfänger das im voraus 
Sezahlte auf feine Spiel- oder Wettforderung behalten ſoll, iſt als vertragsmäßige Aufrechnung 
wirkſam. Der Vorauszahlung würde gleichſtehen die Hinterlegung bei einem Dritten. Hinter- 
tagung nach der Entſcheidung gemäß 88 372, 376 Abs 2 iſt Leiſtung im Sinne des Geſetzes. — 
die Erſatzerfüllung (ogl. $ 364 A 1) hat namentlich die Hingabe einer Sache oder die Abtretung 
einer Forderung an Erfüllungs Statt zum Gegenſtande (8 364). Eine von dem Spiel. oder Wett⸗ 
uldner für eine an Erfüllungs Statt abgetretene Forderung übernommene Gemährleiftungs- 
pflicht (dgl. Vordem 5b vor $ 765) ift nach Ubf 2 unverbindlich, ohne daß dadurch die Rechtsbe⸗ 
bandigkeit der Abtretung beeinträchtigt würde. Ganz unverbindlich iſt dagegen nach Abs 2 eine 

ereinbarung, durch die der verlierende Teil zur Tilgung der Spiel- oder Wettſchuld eine neue 
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Schuld, mag dieſe auch durch Pfand oder Hypothek geſichert fein, eingeht (vgl. R& 47, 48). Die 
Hingabe an Erfüllungs Statt ſetzt in dem vereinbarten Umfange der Erfüllung eine unbedingte 
und endgültige Löſung des Schuldverhältniſſes voraus. Dieſem Erforderniſſe genügt nicht ein 
Abkommen, nach dem der Schuldner ſeine Lebensverſicherungspolice unter der Verpflichtung 
der weiteren Prämienzahlung abtritt, wogegen der Gläubiger den Schuldner, ſolange er die 
Prämie bezahlt, nicht in Anſpruch nehmen und ſich nach dem Tode des Schuldners aus der Ver⸗ 
ſicherung befriedigen ſoll (RG JW 02 Beil 25466). — Wer einmal auf Grund eines Spiel⸗ oder 
Wettvertrags geleiſtet hat, kann ſich nicht nachträglich darauf berufen, daß er die Unverbind⸗ 
lichkeit eines ſolchen Vertrags nicht gekannt oder daß er den Charakter des Vertrags als eines 
Spieles oder einer Wette verkannt habe. § 762 Sat 2 greift über $ 814 hinaus. „Die Rück⸗ 
forderung iſt demgemäß auch den Erben verſagt, welche in Unkenntnis von dem wirklichen Ent⸗ 
ſtehungsgrunde der Schuld geleiſtet haben“ (M 2, 644). Abſ 1 Satz 2 betrifft aber nur den aus 
dem Spiel- oder Wettcharakter des Vertrags hervorgehenden Mangel. Andere 
dem Vertrage anhaftende Mängel werden durch die Leiſtung nicht geheilt (RG JW 04, 385). 
Sit der Spiel» oder Wettvertrag aus beſonderen Gründen, z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit, 
infolge Irrtums, Betrugs (Falſchſpiel) nichtig, ſo kann die Leiſtung nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Bereicherung ($$ 812ff., 817) zurückgefordert werden. Vgl. auch A 6. Unter dem 
Geſichtspunkt des Betrugs wird ein Anſpruch auf Rückforderung regelmäßig auch dann begründet 
ſein, wenn der eine Tell über die behauptete Tatſache beſondere, dem Gegner verſchwiegene 
Nachricht beſaß (Wette à coup sur). Ausgeſchloſſen iſt es jedoch nicht, daß nach der eigenartigen 
Lage eines ſolchen Falles der Vorwurf der Unredlichkeit unbegründet iſt (M 2, 646). — Über 
verbotene Spiele ſ. A 6, anderſeits über ſtaatlich genehmigte Spiele § 763; erſtere find nichtig, 
letztere ſchlechthin gültig. 

4. Eingehung einer Verbindlichkeit zum Zwetle der Erfüllung einer Spiel⸗ oder Wett⸗ 
ſchuld. Zur Erreichung des vom Geſetze verfolgten Zweckes mußten die Vorſchriften des Ab! 
auf die im Abſ2 bezeichneten Verbindlichkeiten erſtreckt werden, die keine ſelbſtändige Rechts 
grundlage haben, ſondern auf dem Boden des vom Geſetze mißbilligten Geſchäfts ſtehen (vgl. 
auch Börſch § 59). Dem als Beiſpiel hervorgehobenen Schuldanerkenntniſſe ($ 781) ſteht das 
Schulbverſprechen (F 780) gleich. Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis können na 
. 812 ff. zurückgefordert werden; die aus ihnen hervorgehenden unvollkommenen Verbindlich⸗ 
keiten (A3) konnen aber gemäß Abſ 1 Satz 2 erfüllt werden. Bei einem Zahlungsauftrag, der 
in Bereicherungsabſicht zum Zwecke unmittelbarer Forderung des Glücksſpiels erteilt und ange 
nommen wird, daher nach § 138 nichtig iſt, gilt für ein Schuldanerkenntnis des Auftraggebers 
§ 762 Abſ 2 entſprechend (RG 11. 1. 23 VI 319/22). Weiter kommt das Vereinbarung‘ 
darlehn nach $ 607 Abſſ2 (daf. A 6) ſowie die Novation ($ 305 A 2) in Betracht (RG IW 98, 
39532; 02, 36944, 04, 12431), Umwandlung einer unwirkſamen Spielordnung in ein Darlehn 
gegen Hypothekbeſtellung ſ. RG Warn 1915 Nr 117. — Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Hin 
gabe eines Wechſels. Sie ſteht auch dann der Erfüllung nicht gleich, wenn der Wechſel nicht 
zahtungshalber, ſondern an Zahlungs Statt von dem Spiel- oder Wettſchuldner an ſeinen Gläu⸗ 
biger begeben wird. Der Schuldner kann nach $ 812 Abſ 1 Satz 1 den Wechſel von dem Gläubiger 
zurückfordern oder, wenn er von einem dritten gutgläubigen Erwerber des Wechſels zur Zahlung 
gezwungen worden iſt, den von dieſem, dem Indoſſatar, an den Gläubiger gegebenen Gegen⸗ 
wert. Aus der — zu vermutenden — Zuſtimmung des Spiel- oder Wettſchuldners zur Weiter⸗ 
begebung des Wechſels und aus der Ausführung dieſer Weiterbegebung ergibt ſich noch nicht, 
daß eine Leiſtung gemäß Abſ 1 Satz 2 als erfolgt angeſehen werden müßte. Rd 51, 361; 71, 
292; 77, 280; JW 96, 42159; 04, 12451 HoldheimsMSchr 8, 189; 13, 131; beſtr.; vgl. auch das — 
auf dem preuß. Landrecht beruhende — abw. RG JW 96, 42058 und zu §817 Satz 2 6 JW 1921, 
461°, Nur wenn der Schuldner den in den Händen eines Dritten befindlichen Wechſel freiwillig 
einlöſt, alſo freiwillig den Gläubiger der Spiel- oder Wettſchuld in die Lage bringt, behalten zu 
konnen, was dieſer bei der Weiterbegebung des Wechſels erlangt hat, wird die Rückforderung 
ausgeſchloſſen; nur dann iſt die Rechtslage ſo, wie wenn der Schuldner unmittelbar an ſeinen 
Gläubiger geleiftet hätte. Die Unfreiwilligkeit der Zahlung kann namentlich daraus entnommen 
werden, datz der Schuldner den Wechſel vorher, wenn auch erſt nach der Weiterbegebung an den 
Dritten, zurückgefordert hat. RG 51, 156; 52, 39; 77, 280; HoldheimsMSchr 13, 27; vgl. auch 
abw. Ach 35, 196; 47, 50. Unbefugte Indoſſierung des für eine Spiel⸗ oder Wettſchuld gegebenen 
Wechſels durch den Glaubiger in der Abſicht, dem Schuldner den Einwand nach § 762 Gr 
ſchusiden und jo einen vom Geſetze mißbilligten Vermögensvorteil zu erlangen, kann auch I 
$ 826 ſchadenserſatzpflichtig machen (RG 51, 360; 56, 321). Wird vom Schuldner ein Wechſel, 
der zugleich fremde Unterſchriften trägt, an den Gläubiger indoſſiert, jo hat das eigene gnbofle” 
ment zwar zu Laſten des Schuldners keine verpflichtende Wirkung, es ſetzt aber den Gläubige 
in den Stand, gegen die übrigen Wechſelſchuldner vorzugehen. — Ein Schuldanerkenntnis 155 
Sache nach kann in die äußere Form des Vergleichs gekleidet werden; ein ſolcher nur ſcheinbare 
Vergleich (§ 117 Abſ 2), mag er gerichtlich (RG 37, 418) oder außergerichtlich geſchloſſen 99 
fällt unter Abſ 2 (Rd 49, 193). Beſteht aber im Ernſte eine Ungewißheit der Vertragſchließende 
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darüber, ob im gegebenen Falle eine gültige Verbindlichkeit entſtanden fei, insbeſondere ob der 
vorliegende Vertrag den Charakter des Spieles oder der Wette im Sinne des Geſetzes habe, 
3. B. ob er ein gültiges Kauf- oder Kommiſſionsgeſchäft, ein gültiges Börſentermingeſchäft oder 
ein klagloſes Differenzgeſchäft (§ 764) ſei, fo iſt der zur Beſeitigung dieſer Unge wißheit geſchloſſene 
Vergleich wirkſam, mochte der Vertrag auch in Wahrheit Wette oder Spiel fein und deswegen 
eine Verbindlichkeit nicht beſtehen (vgl. NG 49, 192; JW 02 Beil 264151, OLG 4, 234; 8 779 
Aa). Dieſer Vergleich findet feine Rechtsgrundlage in dem geſetzlich gebilligten Zwecke der 
Streitbeilegung und kann wegen eines innerhalb des Streitgebiets liegenden Irrtums nicht mit 
dem Einwande aus $ 779 Abſ 1 oder mit der Anfechtung aus § 119 bekämpft werden (vgl. RG 
JW 05, 68911; 8 779 A 6a, e). Wird durch einen Vergleich nicht die Ungewißheit darüber, ob 
im Hinblicke auf die Vorſchriften über Spiel und Wette eine Verbindlichkeit beſteht, ſondern 
über andere Fragen beſeitigt, z. B. in betreff des Zuſtandekommens des Vertrags überhaupt 
MG JW 01, 62118) oder über die Art und Weiſe der Erfüllung (RG JW 97, 60825), fo entſteht 
keine Verbindlichkeit von größerer Kraft, als fie $ 762 Abj1 verleiht (MG JW 02 Beil 255156, 
RE SeuffA 83 Nr 186). Das über den Vergleich Geſagte findet auf den ſelbſtändigen Schieds⸗ 
vertrag (58 1025 ff. ZPO) entſprechende Anwendung; der Schiedsvertrag als Nebenabrede eines 
Spiel- oder Wettvertrags iſt ebenſowenig verbindlich wie der Hauptvertrag (RG JW 1915, 100512; 
ogl. § 1041 3 PO). S. ferner Vorbem vor $ 779 und RG 43, 407; 56, 19; 58, 151; 27, 378; 
36, 245; JW 05, 40125). — Die Unverbindlichkeit des Hauptvertrags ergreift auch die eine Neben- 
abrede bildende Zuſtändigkeitsvereinbarung NG JW 1915, 7915). — Die Be weislaſt 
dafür, daß eine Verbindlichkeit zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel⸗ oder Wettſchuld einge⸗ 
gangen tft, trifft im Zweifelsfalle denjenigen, der ſich darauf beruft (RG JW 00, 15720). 

5. Nebenverträge in bezug auf Spiel und Wette. Die Vorſchriften des $ 762 beruhen nicht 
nur auf dem Gedanken, daß Spiel- und Wettverträge — wenn fie auch an ſich nicht gegen die guten 
Sitten verſtoßen ($ 138) — des Rechtsſchutzes nicht würdig ſind, ſondern auch auf der Vorſtellung, 
daß namentlich das Spielen und Wetten auf Borg erhebliche ſittliche und wirtſchaftliche Ge⸗ 
ſahren mit ſich bringt. Aus dieſen Gründen wird jeder Zwang zur Berichtigung einer 
Spiel. und Wettſchuld ausgeſchloſſen. Das ift von Bedeutung namentlich für Auftrag 
und Geſchäftsbeſorgung ($ 675) in bezug auf Spiel und Wette, ſoſern ſolche nicht etwa nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles gegen die guten Sitten verſtoßen und deshalb nichtig ſind 

RG Gruch 67, 546). Der Zweck des Geſetzes würde vereitelt, wenn jemand, der einen anderen 
für ſich ſpielen oder wetten und die Spielverluſte und »einſätze oder die Wettbeträge für ſich aus⸗ 
legen läßt, alfo ſeinerſeits auf Borg ſpielt oder wettet, von feinem Beauftragten oder Geſchafts⸗ 
beſorger zur Zahlung der entſtandenen Schuld (Auslagen, Vergütung) gezwungen werden könnte. 
Solche Anſprüche müffen daher den eigentlichen Spiel⸗ und Wettſchulden gleichgeachtet werden. 
Das für den Auftrag Geltende iſt auch auf das Kommiſſionsgeſchäft (H 0B 8$ 383 ff.; vgl. Vorbem 2 
vor $ 662) anwendbar (RG 51, 156; RGGSt 36, 205; JW 06, 22812, CZ 1920, 5771; OLE 12, 276; 
vgl. NG 34, 266; 40, 259; auch Börſch 970). Was den Auftraggeber anlangt, fo hat er gegen 
n Beauftragten keinen Anſpruch auf Ausführung des Auftrags oder auf Schadenserſatz wegen 
Richtausführung (RG 40, 256; OLG 14, 30). Der Beauftragte iſt jedoch, da das Geſchäft nicht 
unſittlich ift, gemäß § 667 zur Herausgabe des Erhaltenen und Erlangten verpflichtet, wogegen 
er ſeine Aufwendungen abrechnen kann ($ 670); dadurch wird nicht das Spiel gefördert, ſondern 
855 der Gewinn an den befördert, dem er gebührt (vgl. RG 40, 258; 51, 156; auch RG 58, 280; 

LG 12, 276; 14, 30). Man kann alſo nicht ſagen, daß das Geſetz unter Vereitelung ſeines Zweckes 
begangen werde. Auch dann, wenn der Spieler, der bereits verloren hat, einen anderen 
Haaſtragt, für ihn die Spielſchuld zu zahlen, erhält der Beauftragte durch die Zahlung einen 
lagbaren Erſatzanſpruch gegen den Auftraggeber (vgl. ouch RG 45, 160: gemeines Recht). — 
Gleiches wie für den Auftrag gilt im allgemeinen für den Dienſtvertrag zum Zwecke des Spieles 
oder der Wette. Insbeſondere erſcheint die Anwendung des § 762 nach ſeinem Zwecke auch bei 
Anſprüchen auf Auslagen dann geboten, wenn zur Beförderung der Spielluſt beſondere Veran⸗ 
Ita tungen in Wettkommiſſionsbureaus u. dgl. geſchaffen find. Ob ein Unternehmen dieſer Art 
Poligeilich geftattet iſt, berührt nicht die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Wirkſam⸗ 
zeit der Geſchäfte (vgl. NG JW 06, 22812; Gruch 47, 932). — Auch aus einem Geſellſchaftsver⸗ 
trage können Anſprüche auf Mitwirkung bei Spiel oder Wette oder auf Zahlung von Beiträgen 
zu Spiel» oder Wettzwecken nicht entſtehen. Iſt ein Gewinn bereits gemacht worden, jo kann deſſen 
Verteilung verlangt werden. Ob ein Anſpruch auf Mittragung eingetretenen Verluſtes anzu⸗ 
Eitennen ſei, iſt ftreitig; die Frage wird meift (jo auch frühere Auflagen) bejaht, dürfte aber, da 
das Geſetz eine Förderung des Spiels durch Gewährung gerichtlicher Hilfe bermeiden will, eher 
zu verneinen fein; doch können Verluſte ebenſo wie andere Auslagen don dem zu verteilenden 
Hewinn abgezogen werden. — Grundſätzlich zu ſcheiden vom Auftrag ift das Darlehn, welches von 
mem Dritten zu Spiel oder Wette gegeben wird. Denn es iſt zu beachten, daß beim Darlehn 
der Spieler oder Wetter die Verfügung über die dargeliehene Summe erhält, und daß zwiſchen 

er Eingehung einer Darlehensſchuld, auch wenn aus dem Dargeliehenen eine Barleiſtung für 
piel oder Wette gemacht wird oder gemacht werden ſoll, und dem Spielen oder Wetten auf 
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Borg ein erheblicher Unterſchied beſtehen bleibt. Das zu Spiel⸗ oder Wettzwecken von einem 
Dritten gegebene Darlehn fällt daher nicht unter $ 762. Anders, wenn der Gewinner dem 
Verlierer ein Darlehn gibt, damit er daraus die Spiel⸗ oder Wettſchuld an ihn bezahle; auf ein 
ſolches Darlehn findet die Vorſchrift des $ 762 Abſ 2, wenn nicht unmittelbare, fo doch entſprechende 
Anwendung (vgl. Komm zu $ 748 des RTEntw; RG IW 02, 3693; ROH 25, 290; OLG 
8, 83). Ob ein zum Zwecke des Spieles oder der Wette gegebenes Darlehn gegen die guten 
Sitten verſtößt, daher nach 9 138 nichtig iſt, muß nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls 
entſchieden werden (RG Gruch 67, 546) und iſt je nach der verſchiedenen Lage des Falles z. B. 
in RG 70, 1 bejaht, in RG 67, 355 verneint worden. S. ferner OLG 5, 103; 6, 448; 18, 34; 
20, 232; 40, 335 und Prot 2, 795 ff. Die Gewährung ſelbſt eines größeren Darlehns verſtößt nicht 
ſchon allein deshalb gegen die guten Sitten, weil ſie dem Darlehnsnehmer die Möglichkeit ver⸗ 
ſchaffen ſollte, an einer öffentlichen Spielbank weiter zu ſpielen, um vorher dort erlittene Verluſte 
wieder einzubringen. Beſondere Umſtände aber können das Geſchäft als unſittlich erſcheinen laſſen. 
So verſtößt es gegen die guten Sitten, wenn ein Klub, der hauptſächlich zu dem Zwecke gegründet 
iſt, ſeinen Mitgliedern ein Glücksſpiel mit hohen Einſätzen zu ermöglichen, dieſen während des 
Spieles Darlehn aus der Klubkaſſe (oder Spielmarken, Schips) gibt, um ihre Spielluſt anzuregen 
oder ſie bei Verluſt zur Fortſetzung des Spieles in den Stand zu ſetzen und dadurch den eigenen 
Gewinn zu vergrößern; und die gleiche Beurteilung wird in der Regel auch dann Platz greifen 
müſſen, wenn das Darlehn von dem Kaſſierer des Klubs oder von einer anderen an dem Klub 
und deſſen Einnahmen, z. B. durch den Bezug eines hohen Kartengeldes, beteiligten Perſon zu 
dem gleichen Zwecke gegeben wird (NG FW 1914, 2963; 1920, 9612; RG Warn 1921 Nr 11, auch 
12, 13; RG Gruch 65, 68; R 18. 2. 18 VI 417/17). Unſittlich iſt auch die eigennützige Gewäh⸗ 
rung von Darlehn zur Gründung, Einrichtung und Ausſtattung eines Spielklubs (RG Warn 
1922 Nr 63; RG SeuffA 76 Nr 204; Rc Gruch 65, 213; RG 23 1921, 142). — Die vorſtehenden 
Bemerkungen betreffen nicht das ſtaatlich genehmigte Spiel (§ 763 A 2). 

6. Geſetzlich verbotene Spiele. In Betracht kommen hier die 88 284 ff. StGB in der Faſſung 
des Geſetzes gegen das Glücksspiel v. 23. 12. 19, RG Bl 2145 (Entw. m. Begr. Nat.⸗Verſ. Druck 
Nr 1791). Es werden beſtraft nach $ 285 (bisher 284) StGB das gewerbsmäßige Glücks⸗ 
ſpiel, nach § 286 die Veranſtaltung einer öffentlichen Lotterie oder einer öffentlichen Aus⸗ 
ſpielung beweglicher oder unbeweglicher Sachen ohne obrigkeitliche Erlaubnis. Spielverträge, 
welche den in dieſen Vorſchriften enthaltenen Verbotsnormen zuwiderlaufen, ſind nach § 134 
nichtig (vgl. aber F 763 A 4). Soweit Nichtigkeit eintritt, greifen die Vorſchriften der 88 812 ff. 
(814, 817) über ungerechtfertigte Bereicherung Platz (vgl. OLG 20, 233). Nach $ 284 StGB, 
der die bisherigen $$ 285, 360 Nr 14 St )B erſetzt, erweitert und verſchärft, wird beſtraft, wer ohne 
behördliche Erlaubnis öffentlich ein Glücksſpiel veranſtaltet oder hält oder die Einrichtungen 
hierzu bereitſtellt, nach $ 284 a derjenige, der ſich an einem öffentlichen Glücksſpiel im Sinne des 
$ 284 beteiligt. Als öffentlich veranſtaltet gelten dabei auch Glücksſpiele in Vereinen oder ge’ 
ſchloſſenen Geſellſchaften, in denen Glücksſpiele gewohnheitsmäßig veranſtaltet werden ($ 284 
Abſ 2). Das Geſetz will jede Veranſtaltung eines Glücksſpiels treffen, die über das gelegentliche, 
nicht gewohnheitsmäßige Spiel in geſchloſſener Geſellſchaft hinausgeht. Da das Verbot ſich gegen 
den Spieler ebenſo richtet wie gegen den Spielhalter, das öffentliche Glücksſpiel mangels behörd⸗ 
licher Erlaubnis alſo ſchlechtweg verboten iſt, wird auch in dieſen Fallen (anders als früher nad) 
$ 360 Nr 14 StGB, |. früh. Aufl.) der Spielvertrag gemäß $ 134 als nichtig anzuſehen ſein. Auf- 
trag, Dienſtvertrag, Geſellſchaft in bezug auf verbotenes Spiel verſtoßen gegen die guten 
Sitten ($ 138) und find aus dieſem Grunde nichtig (vgl. auch RG 18, 242). — Über die Bu 
laſſung öffentlicher Spielbanken ſ. Gef. v. 14. 7. 33 (RG Bl I 480); dazu VO. v. 18. 8. 33 
(RGBl 1593) und 27. 3. 34 (RGBl 1 255). B 

7. Auf die vor dem 1. 1. 00 eingegangenen Spiel- und Wettverträge findet $ 762, gemäß 
Art 170 Ech keine Anwendung, $ 762 hat keine rückwirkende Kraft (RG JW 03 Beil 31). 
Iſt nach dem auf einen Spiel⸗ oder Wettvertrag anzuwendenden ausländiſchen Rechte die 
Forderung klagbar, ſo kann ſich gemäß Art 30 Ech der Schuldner dennoch auf die Klagloſigkeit 
berufen, da ein Zwang gegen den Zweck des $ 762 verſtoßen würde (vgl. auch RG 37, 266, Bay 
Ob G3 5, 361). 


$ 763 


Ein Lotterievertrag oder ein Ausfpielvertrag!) iſt verbindlich, wenn die 
Lotterie oder die Ausſpielung ſtaatlich genehmigt ift?). Anderenfalls finden 
die Vorſchriften des § 762 Anwendung ) 4) s). 

E 1 665 II 705; M 2 648; P 2 804, 

1. Die Lotterie iſt ein Unternehmen, bei dem mehreren Perſonen (der Allgemeinheit oder 
einem beſchränkten Perſonenkreiſe) gegen Entrichtung eines Einſatzes (dazu RG 115, 319; RG 
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Warn 1915 Nr 216; RGSt 34, 447; 55, 270; 59, 347; 60, 127, verſteckter Einfab) Geldbeträge 
oder andere vertretbare Sachen nach einem vorher aufgeftellten Plane derart ausgeſetzt werden, 
daß Gewinne oder Nieten von einer Ausloſung (Ziehung) oder einer anderen auf den Zufall ge⸗ 
ſtellten Art der Ermittlung abhängig ſind. Das Ermittlungsverfahren kann danach verſchiedener 
Art ſein; es muß nur der Erfolg weſentlich vom Zufall abhängen; denn die Lotterie iſt im Sinne 
des bürgerlichen Rechtes ein Glücksspiel (§ 762 A 1). Vgl. RG 60, 381; 77, 344; RG St 34, 392; 
36, 123; 60, 357 (Sparverſicherung), 385 (Preisrätſel); BayOobsch 23 1927, 749 (Preisrätſel). — 
Die Ausſpielung unterſcheidet ſich von der Lotterie hauptſächlich dadurch, daß andere Gegen⸗ 
ſtände als Geld oder ſonſtige vertretbare Sachen die Gewinne bilden. Sehr oft, aber nicht immer, 
wird bei der Ausſpielung die Entſcheidung herbeigeführt durch eine dem Vergnügen oder der Er⸗ 
holung dienende Tätigkeit der dem Veranſtalter der Ausſpielung gegenüberſtehenden Beteiligten. 
Die Ausſpielung iſt ein Gllicks⸗ oder Geſchicklichkeitsſpiel (8 762 A 1). Die Ausſpielung kann im 
Gegenſatze zur Lotterie die mannigfachſten Formen annehmen, insbeſondere auch mit einem 
Kaufvertrag verbunden fein; vgl. RäöSt 60 S. 127, 250; 62, 393; über das Gellaverfahren oder 
Schneeballgeſchäft, das Hydraſyſtem und das Rabattſyſtem Multiplex RG 60, 379; RGSt 34 
S. 140, 321, 390, 403; über ſog. Fahrradhilfen NSS 59, 347; vgl. RG 115, 319 (Verkauf von 
Fahrrädern gegen Teilzahlungen oder Werbung neuer Käufer) und R JW 1927, 157215 (Aus⸗ 
ſpielung beim Fahrradgeſchäft). — Privatrechtlich ſtehen Lotterie und Ausſpielung völlig gleich. 
ie Verträge werden zwiſchen dem Lotterie⸗ oder Ausſpielunternehmer einerſeits und dem 
einzelnen Spieler anderſeits geſchloſſen (vgl. A 5). Die Spieler ſtehen nicht infolge des Spiel⸗ 
vertrags untereinander in einem Rechtsverhältniſſe. Es können aber einige von ihnen zu einer 
Geſellſchaft zuſammentreten (Lotteriegeſellſchaft, Lotteriegemeinſchaft; dazu PrGeſ. vom 19. 7. 11, 
608 175); vgl. auch 8 718 A 4, 6,5 727 A 1 und RG JW 08, 3244; NSS 43, 55. — Das Wett- 
unternehmen für öffentlich veranſtaltete Pferderennen, Totaliſator, iſt ſeinem Weſen nach eine 
Lotterie, der Wettvertrag iſt alſo nach $ 763 verbindlich, wenn das Unternehmen ſtaatlich geneh⸗ 
migt iſt (ebenjo Planck Erl 2 a; a. M. Staudinger A 1 a; auch JW 1916, 12951). Nach dem Geſetz, 
betr. die Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen, v. 4. 7. 05 (RGBl 595) $ 1 war der 
Betrieb eines Wettunternehmens dieſer Art nur mit Erlaubnis der Landeszentralbehörde oder 
Ser von ihr bezeichneten Behörde zuläſſig. Wetteinſätze bei den danach behördlich genehmigten 
Wettunternehmern waren daher nach § 763 Satz 1 verbindlich und nicht nach den Regeln des 
unklagbaren Spieles zu behandeln, dies übrigens, wie in RG 93, 348 (zuſtimmend R Gruch 76 
r 81) dargelegt ist, ſelbſt dann, wenn man, entgegen der hier vertretenen Auffaſſung, das Wetten 
an einem ſtaaklich genehmigten Wettunternehmen nicht als Lotterie⸗ oder Ausſpielvertrag im 
Oinne des § 763 betrachtet. An die Stelle des Gef. v. 4. 7. 05 iſt ſeit dem 1. 7. 22 das Rennwett⸗ 
und Lotteriegeſetz v. 8. 4. 22 (RG Bl I S. 393 ff., 472, AusfBeſt. RZ Bl 1922, 351) getreten, 
welches das Unternehmen des Totaliſators ebenfalls von einer Erlaubnis der Landeszentral⸗ 
behörde abhängig macht, unter der Voraussetzung behördlicher Erlaubnis aber (abweichend vom 
früheren Recht) auch die ſog. Buchmacher zuläßt, die gewerbsmäßig Wetten bei öffentlichen 
Leiſtungsprüfungen für Pferde abſchließen oder vermitteln (88 1, 2). Nach $ 4 des Geſetzes iſt 
Aber die Wette ein Wettſchein auszuſtellen; bei Buchmachern genügt auch die Eintragung in ein 
amtlich geliefertes Wettbuch. Iſt der Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das Wettbuch 
eingetragen, fo iſt (unbeſchadet vertraglicher Einſchränkungen RG JW 1926, 2283?) die Wette 
tür den Unternehmer des Totaliſators und den Buchmacher verbindlich. Ein von dem Wettenden 
gezahlter Einſatz kann nicht nach $ 762 zurückverlangt werden. Soweit der Einſatz nicht gezählt iſt, 
ann er vom Gewinn (für das Pferd, für das der Einſatz geſtundet iſt, RG JW 1926, 2283?) abge⸗ 
zogen werden. Im übrigen bleiben die Vorſchriften des BCB unberührt. Verbindlich ift auch 
ein Auftrag oder Dienſtvertrag auf Geſchäftsbeſorgung ($ 675) zur Vornahme einer Wette bei 
nem behördlich genehmigten Wettunternehmen (R 93, 348; vgl. RGSSt 46, 170). S. auch 
Seuffel 76 Nr 83; Lg 1918, 8695. Rennwette ift auch die ſog. Ablegewette, wobei ein Buch⸗ 
macher die bei ihm gemachten Wetteinſätze zur Einſchränkung der von ihm übernommenen Ge⸗ 
ahr an einen anderen Buchmacher weitergibt (RF Warn 1926 Nr 157; 1928 Nr 168). 
ſtä 2. Die ſtaatliche Genehmigung wird durch Landesgeſetz geregelt. Welches Land zu⸗ 
ändig iſt, beſtimmt das öffentliche Recht. Staatliche Lotterien ſind als ſolche ohne weiteres 
genehmigt. It die ſtaatliche Genehmigung erteilt, jo find die Lotterie- und Ausſpielverträge 
Aiichen dem Unternehmer oder deſſen Vertreter (Kollekteur) und dem Spieler für das ganze 
webiet des Deutſchen Reiches voll wirkſam, nicht minder aber nach unverkennbarem Geſetzes⸗ 
villen die auf der Grundlage des eigentlichen Lotterievertrags weiter vorkommenden Geſchäfte, 
zamentlich der Verkauf, die Schenkung und Verpfändung eines Loſes. Sind die Loſe auf den 
Inhaber ausgeſtellt (88 793 ff.), jo iſt $ 763 Satz 1 auch im Falle des 794, obgleich ein Vertrag 
bach geſchloſſen iſt, entſprechend anzuwenden (vgl. & 793 A 1). Die ſtaatliche Genehmigung 
Spieler daß nicht nur der Unternehmer auf den noch nicht entrichteten Einſatz, ſondern auch der 
Bi teler einen klagbaren Anspruch erhält auf die vertragsmäßige (planmäßige) Vornahme der 
eu ang und gegebenenfalls auf den Gewinn. Etwa nicht abgeſetzte Loſe mag der Unternehmer 
T eigene Rechnung ſpielen (M 2, 649). Die mit einem gültigen Lotterie⸗ oder Ausſpielvertrag 
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in Verbindung ſtehenden Nebenverträge (Auftrag, Dienſtvertrag, Geſellſchaft, . § 762 A 5) 
ſind ebenfalls gültig. 5 

3. Die Vorſchriften des § 762 greifen auch Platz, ſoweit in einem Lande Lotterien 
und Ausſpielungen der Genehmigung nicht bedürfen und deswegen auch tatſächlich nicht geneh⸗ 
migt werden. Die Zahlung des Kaufpreiſes für das Los einer nicht genehmigten Lotterie oder 
Ausſpielung iſt Erfüllung (vgl. § 762 A 3). 

4. Verbotene Lotterien. In vielen Ländern (vgl. z. B. PrGeſ. v. 29. 8. 04, GS 255) 
iſt das Spielen in auswärtigen Lotterien im ſteuerlichen Intereſſe verboten und unter Strafe 
geſtellt. Dieſe Verbote haben nach der herrſchenden Anſicht für alle in einem anderen Lande 
genehmigten Lotterien ihre privatrechtliche Wirkung verloren (RG 48, 178; RGSt 43, 57). 
Der Unternehmer kann alſo auf Einzahlung vereinbarter Einſätze, der Spieler auf Auszahlung 
des Gewinns klagen. Dagegen werden nach ebenfalls jetzt herrſchender Anſicht die landesgeſetz⸗ 
lichen Strafbeſtimmungen von § 763 nicht berührt (RGSt 33 S. 196, 335; 36, 260; 39, 2). — 
Was die außerdeutſchen Lotterien anlangt, ſo ſind dieſe niemals ſtaatlich genehmigt im 
Sinne des $ 763 (A 2). Daraus und aus dem Verbote dieſer Lotterien folgt jedoch noch nicht, 
daß dem in einer außerdeutſchen Lotterie Spielenden keine Rechte gegen den ausländiſchen Unter⸗ 
nehmer zuſtehen. Denn das Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragſchließenden unterſteht regel- 
mäßig dem Rechte des auswärtigen Staates (vgl. auch RG Gruch 46, 1179). Entſteht hiernach 
ein Anſpruch auf den Gewinn, ſo darf auch nicht grundſätzlich die Gültigkeit von Verträgen 
verneint werden, die das gemeinſame Spielen (A 1 a. E.) in einer ſolchen Lotterie betreffen. 
Selbſtverſtändlich kann inſoweit kein Rechtszwang ſtattfinden, als ein Handeln verlangt wird, durch 
das ſich der in Anſpruch Genommene der Begehung einer geſetzlich unter Strafe geſtellten Hand⸗ 
lung oder der Teilnahme an einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig machen würde. Ausgeſchloſſen 
ſind alſo insbeſondere klagbare Anſprüche darauf, das Los zu erwerben, auf Zahlung des ver⸗ 
ſprochenen Anteilspreiſes, auf Fortſetzung des begonnenen Spieles oder auf Schadenserſaß 
wegen Nichtausführung des Spieles. Dagegen iſt nicht ausgeſchloſſen der Anſpruch auf Aus- 
zahlung des Gewinnanteils oder auf Abtretung des Gewinnanſpruchs. Auch der Erwerb des 
Eigentums oder Miteigentums an dem Loſe oder Gewinne wird nicht gehindert (vgl. RG 58, 277 
und dort angef. RGE). — In bezug auf das jeweils zur Anwendung kommende Verbotsgeſetz iſt 
durch Auslegung feſtzuſtellen, wieweit das Geſetz in die Vertragsfreiheit eingreifen will, 
insbeſondere ob der Geſetzeszweck die Nichtigkeit des in Betracht kommenden Geſchäfts verlangt 
(8134). Für das im Totaliſatorgeſetz v. 4. 7. 05 § 3, 6 enthaltene Verbot (dazu RGSt 39, 209; 
44, 174; 47, 411; 48, 200) wird man annehmen dürfen, daß es als nur aus finanzpolitiſchen Er⸗ 
wägungen hervorgegangen, Geſchäftsnichtigkeit nicht nach ſich zog. Dagegen iſt nach den auch 
gegen die Wettenden gerichteten Strafbeſtimmungen (88 5 ff.) des an die Stelle des Gef. v. 4. 7. 00 
getretenen Rennwett⸗ und Lotteriegeſetzes v. 8. 4. 22 (A 1 a. E.) Nichtigkeit der an einem im 
Inland nicht erlaubten Totaliſatorunternehmen oder bei einem im Inland nicht zugelaſſenen 
Buchmacher abgeſchloſſenen Wettvertrage anzunehmen. Von den übrigen Verbotsgeſetzen ſ. 
außer StGB $ 286 GewO $ 148 Nr 7 a b, § 56 Abſ 2 Nr 5, $ 56 a Nr 2, § 56; MGef. betr. 
Inhaberpapiere mit Prämien v. 8. 6. 71 und Abz® v. 16. 5. 94 $ 7. — Sittenwidrigkeit des Vet“ 
triebs hamburgiſcher Lotterieloſe in Preußen durch Strohmänner |. OLG 30, 339. — Über die 
Zulaſſung öffentlicher Spielbanken f. Gef, v. 14. 7. 33 (RG Bl 1 480); dazu VO. v. 
18. 8. 33 (RGBl 1 593) und 27. 3. 34 (RG Bl 1 255). 4 

5. Für den Vertrag zwiſchen dem Losverkäufer (Kollekteur) und dem Käufer (dazu auch 
R JW 1929, 3622) gelten die allgemeinen Rechtsregeln. Zahlreiche Rechtsſtreitigkeiten ent⸗ 
ſtehen darüber, ob das Angebot des — ſpäter mit einem Gewinne gezogenen — Loſes rechtzen 
angenommen iſt. Im allgemeinen iſt bei Losangeboten davon auszugehen, daß das Ange bo 
hinfällig werden fol, wenn das Los gezogen wird, bevor das Angebot anger 
nommen iſt; denn nach der Ziehung kommt nicht mehr ein Hoffnungskauf ($ 433 A 2), ſondern 
der Kauf einer entſtandenen unbedingten Gewinnforderung in Betracht (RG 50, 193; 59, 298). 
Auch die Zuſendung des Erneue rungsloſes für die höhere Klaſſe an einen Spieler, der ſchon in 
der niederen Klaſſe geſpielt hat, führt in der Regel zur Übertragung des Loſes nur dann, weng 
der Spieler das Los vor der Ziehung bezahlt. Stets bleibt aber im Einzelfalle zu prüfen, ob 17 5 
Angebot einen anderen Willen des Anbietenden erkennen läßt. So iſt es in dem borangefühhnTe 
Falle denkbar daß der Kollekteur das Los dem Spieler auf Borg überlaffen wollte; dazu bebatl 
es aber des Nachweiſes einer Vereinbarung, und eine ſtillſchweigende Vereinbarung iſt ausge 
ſchloſſen, wo die zugeſandten Bezugsbedingungen erſehen laſſen, daß ein Spielen auf Borg übe 
haupt nicht ſtattfinden ſolle (RG 7. 6. 02 163/02). Zur rechtzeitigen Zuſendung eines Erneuerungs⸗ 
loſes iſt der Losverkäufer regelmäßig nicht verpflichtet (RG JW 1927, 241120). Über das Nichts 
ſtande kommen eines Lotterievertrags wegen Nichtbezahlung des Loſes ſ. noch OL h 28, 219, au 
OLG 36 S. 118, 120. Beſteht bereits eine längere Geſchäftsverbindung unter den Parteien 
fo kann unter Umſtänden die Annahme (88 145 ff.) eines vorbehaltloſen Losangebots ſchon dur 8 
Nichtzurückſenden geſchehen (vgl. RG 48, 178). Wird ein Lotterielos in einem Zeitpunkte ange 
boten, wo damit gerechnet werden muß, daß die Ziehung vor der Annahme ftattfinden werd 
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(3. B. Angebot eines Erſatzloſes während der Ziehung für ein mit einem geringen Gewinne ge- 
zogenes Los), ſo iſt ohne ausdrücklichen Vorbehalt das glückliche Herauskommen des Loſes kein 
Hindernis für die Annahme. Auch der bekannte Eigentumsvorbehalt des Kollekteurs an dem 
Loſe (Klauſel: Los bleibt bis zur Bezahlung unſer Eigentum) iſt in dieſem Falle belanglos, weil 
in dem Vorbehalte keine Erklärung des Inhalts liegt, daß ein vor der Bezahlung gezogener Gewinn 
nicht dem Empfänger des Loſes, der es demnächſt zahlt, zuſtehen ſolle. (Vgl. RG 50, 194; 59, 
298.) — Über eine Klage des Gewinners unmittelbar gegen das mit dem Vertrieb der Loſe einer 
Geldlotterie betraute Bankhaus ſ. OLG 24, 411. — Über die Verjährung des Anſpruchs der 
Losvertreiber |. $ 196 Abſ 1 Nr 5, Abſ 2, § 201. 


8 761 
Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag 
in der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterfchied zwiſchen dem vereinbarten 
Preiſe und dem Börfen- oder Marktpreiſe der Lieferungszeit von dem ver- 
lierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſoll, ſo iſt der Vertrag 
als Spiel anzuſehen !). Dies gilt auch dann, wenn nur die Abſicht des einen 
Teiles auf die Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, der andere Teil aber 
dieſe Abſicht kennt oder kennen muß 2) s)). 
M 2 647; P 2 804; RTKomm 50. 


1. Die Vorſchriften des § 764, die auf der Rechtſprechung des Reichsgerichts fußen, wie fie 
Ni zur Zeit der Verabſchiedung des Bürgerlichen Geſetzbuchs entwickelt hatte (RG 52, 251; 
JW 02, 25724), regeln das ſog. Differenzgeſchäft (von der Hamb. Neuen Falliten⸗Ordnung v. 
1753 Art 104 als Windhandel bezeichnet, vgl. auch RG 34, 91). Das offene Differenzgeſchäft 
kommt gegenwärtig (vgl. aber RG 34, 87) außerordentlich ſelten vor; denn es entspricht nicht 
dem Handelsbrauche, in einem ſpäteren Zeitpunkte nach Vertragswortlaut zu liefernde Waren 
oder Wertpapiere (vgl. HG $ 1 Abſ 2 Nr 1; R 47, 106) unter der ausdrücklichen Abmachung 
zu handeln, daß ſie nicht wirklich geliefert werden, ſondern daß nur der Unterſchied zwiſchen dem 
vereinbarten Preiſe und dem Vörſen⸗ oder Marktpreiſe ($ 385 A 1) der Lieferungszeit — des 
ſog. Stichtages — von dem verlierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſolle. Es 
kommt aber nicht ſelten vor, daß die unausgeſprochene Abſicht der Vertragsparteien auf die 
Zahlung dieſes Preisunterſchiedes gerichtet ift: verdecktes Differenzgeſchäft. Der Ver⸗ 
trag „lautet“ nur, er iſt nur zum Schein gerichtet auf wirkliche „Lieferung“. Die tatſächliche 
Feſtſtellung, daß ein verdecktes Differenzgeſchäft vorliegt, kann im Einzelfalle ſchwierig ſein. Die 
Gerichte find oft auf Schlußfolgerungen aus begleitenden Umſtänden angewieſen (Unzulänglich⸗ 
teit des Vermögens des Käufers oder Verkäufers, Höhe der Umſätze, fehlende Beziehung des 
Geſchäfts zur Berufstätigkeit des Vertragſchließenden, öftere Käufe und Verkäufe der nämlichen 

apiere, Abwicklungsart früherer ähnlicher Geſchäfte, Eigenſchaft der gehandelten Papiere als 
bekannter Spielpapiere; die gefliſſentliche Bemerkung einer Vertragspartei, „ſie mache nur 
Effektivgeſchäfte“, iſt unter Umſtänden nur eine leere Rede). Vgl. z. B. RG 79 S. 234 (239), 
381 (387); RG Seuffü 83 Nr 56. Über die Feftftellung der Spielabſicht aus dem Mißverhältnis 
zwiſchen den Mitteln des Termingeſchäfte Abſchließenden und dem Umfang ſeiner Geſchäfte 
und über die Beweislaſt dabei ſ. auch RG Warn 1914 Nr 157. Vgl. ferner RG Warn 1917 Nr 207; 
1929 Nr 82. Liegen die Vorausſetzungen eines Differenzgeſchäfts im angegebenen Sinne vor, 
Io wird feine Behandlung als Spiel nach 8 764 nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß es nicht aus⸗ 
ſchließlich der Befriedigung der Spielſucht dient, ſondern aus Gründen wirtſchaftlicher Zweck. 
mäßigkeit vorgenommen worden iſt (vgl. OLG 36, 121; beſtr.). — Das Differenzgeſchäft darf 
ſelbſtverſtändlich nicht mit einem Kaufgeſchäfte verwechſelt werden, das in der Abſicht abgeſchloſſen 
wird, durch demnächſtige Weiterveräußerung des Kaufgegenſtandes am Preiſe zu verdienen. 
Das Geſetz will nicht zuwider der Rechtſprechung des Reichsgerichts, auf der es beruht, das 
gewöhnliche Lieferungsgeſchäft treffen, das auf wirkliche Lieferung und auf wirklichen 
Empfang der Waren oder Wertpapiere abzielt, und bei dem die Zahlung des Preisunterſchiedes 
nur unter beſonderen Umſtänden, z. B. als Erſatz des abſtrakten Schadens oder gemäß einer 
nachträglich getroffenen Vereinbarung, für die Vertragſchließenden in Betracht kommt. Das 
Geſetz iſt vielmehr allein auf ſolche Geſchäfte abgeſtellt, bei denen die Abſicht der Beteiligten oder 
doch eines Teiles (Satz 2) in erſter Linie und hauptſächlich auf die Zahlung des bezeichneten 

reisunterſchiedes, nicht auf wirkliche Lieferung gerichtet ift. Andererſeits kann aber das Differenz⸗ 
geſchäft nicht außerhalb des Geſetzesbereichs geſtellt werden durch ſeine Abwicklung in der üblichen 
Form des Gegengeſchäfts (Deckungsgeſchäfts); wenn der Verkäufer nach Abſchluß des Diffe 
renzgeſchäfts einen entſprechenden Kauf oder der Käufer einen entſprechenden Verkauf abschließt, 
e wird der Charakter des erſten Geſchäfts dadurch nicht geändert (vgl. auch RG 30, 219; 34 

89, 187; 79, 238). Die Erledigung des erſten Geſchäfts (Spekulationsgeſchaft) durch ein 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg, Lobe.) 30 
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zweites Geſchäft (Realiſationsgeſchäft) betrifft hier nur die Form der Abwicklung der Spekulation, 
ohne die dem erſten Geſchäfte zugrunde liegende Spielabſicht der Vertragsparteien zu beſeitigen. 
Auch Geſchäfte dieſer Art ſind Differenzgeſchäfte und demgemäß als Spiel anzuſehen, es müßte 
denn ſein, daß es ſich dabei erkennbar um die Sicherung oder Deckung anderer reeller Geſchäfte 
oder um einen ſonſtigen wirtſchaftlich berechtigten Zweck handelt. Die rein wörtliche Anwendung 
des $ 764 würde ſeinem Sinn und Zweck nicht gerecht werden und zu Ergebniſſen führen, die 
mit den Bedürfniſſen eines geſunden Geſchäftsverkehrs nicht vereinbar ſind (RG 79, 238; 107, 
22; 117,267). Über ſog. Konverſtonsverträge . RG 134, 67; RG SeuffA 86 Nr 165; über 
Diskontgeſchäfte |. R JW 1928, 1398 62. Zum Zwecke der Abwicklung auf dem Wege der 
Skontration (§ 387 A 1) find an bedeutenderen Börſenplätzen auf Grund von Vereinbarungen 
der Banken untereinander (Liquidationsvereinigungen) für den Handel mit Wertpapieren Ab⸗ 
rechnungsſtellen eingerichtet, welche die Abwicklung der Zeitgeſchäfte auf Grund des vom Börſen⸗ 
vorſtande zwei Werktage vor Ultimo im Anſchluſſe an den Tageskurs feſtgeſetzten ſog. Liqui⸗ 
dationskurſes vermitteln. Dieſer Liquidationskurs darf nicht mit dem „Börfen- oder 
Marktpreiſe der Lieferungszeit“ verwechſelt werden. Jene Abwicklung (Abnahme der 
Wertpapiere zum Liquidationskurſe von den durch die Abrechnungsſtelle beſtimmten Mitgliedern 
des Liquidationsvereins; Regelung des Unterſchiedes zwiſchen dem Liquidationskurſe und dem 
Vertragskurſe unter den Vertragſchließenden) iſt keine endgültige, ſondern nur eine 
Zwiſchenregelung. Denn es kann ſich ſelbſtverſtändlich noch ein Unterſchied zwiſchen dem Kurſe 
am Lieferungstage (Stichtage) und dem Liquidationskurſe herausſtellen. Behufs völliger Ab⸗ 
wicklung des Geſchäfts iſt dann auch dieſer Unterſchied unter den Vertragſchließenden auszu⸗ 
leichen. 
g 2. Die Feſtſtellung der zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhandenen auf die Zahlung des 
Preisunterſchiedes gerichteten Geſchäftsabſicht der Vertragſchließenden wird vom Geſetze durch 
die Vorſchrift erleichtert, daß dieſe Abſicht nur bei dem einen Teile feſtgeſtellt zu werden braucht, 
wogegen bei dem andern Teile ausreichend iſt, daß er die Abſicht kennt oder (nach den Umſtänden: 
Natur und Umfang der Geſchäfte, Beruf des Gegners, Vermögensverhältniſſe uſw.; vgl. A 1) 
kennen muß, d. h. infolge von Fahrläſſigkeit nicht kennt (§ 122 Abſ 2). Es genügt alſo, die auf 
Zahlung des Preisunterſchiedes gerichtete Abſicht auf der einen und ſchuldhafte Nichtkenntnis 
dieſer Abſicht auf der anderen Seite nachzuweiſen. Selbſt von einer ſtillſchweigenden Einigung 
der Parteien über den Ausſchluß der wirklichen Lieferung und die Zahlung des Preisunterſchiedes 
wird abgeſehen (RG JW 07, 74415; vgl. auch JW 98, 14517). Man könnte hierin die eigenartige 
geſetzliche Regelung eines beſonderen Falles aus dem Gebiete der Erklärungstheorie (RG 58, 
235; 68, 127) finden. — Der Kaufmann, der ſich bei dem Abſchluſſe von Zeitgeſchäften auf 
Lieferung von Waren oder Wertpapieren der Vermittlung eines Agenten bedient, muß die 
Kenntnis dieſes Agenten von der Spielabſicht des anderen Vertragsteils gegen ſich gelten laſſen, 
und zwar auch dann, wenn zwiſchen den Vertragsteilen unterſchriftlich vollzogene Schlußſcheine 
gewechſelt find und dieſe auf wirkliche Lieferung lauten (RG 30 S. 28, 217; 36, 248; 51, 151; 
JW 1898, 3605, 1899, 9939; 1910, 23411; Warn 1929 Nr 82; Seuffl 85 Nr 5). — Der Verkehr 
hat ſich dem Geſetze auf verſchiedenen Wegen zu entziehen geſucht. § 764 trifft nicht das ernſt · 
gemeinte Kaſſageſchäft (ſofortige Lieferung gegen ſofortige Zahlung, Tageskauf zum Tages⸗ 
kurſe, Tagesgeſchäft). Mag auch das Kaſſageſchäft in Spekulationsabſicht geſchloſſen werden, 
mag der Käufer nicht eine dauernde Vermögensanlage in den gekauften Papieren, ſondern viel⸗ 
mehr beabſichtigen, dieſe demnächſt wieder zu verkaufen, ſo fehlt doch das weſentliche Merkmal 
des Differenzgeſchäfts, daß durch ein einheitliches Zeitgeſchäft um den Unterſchied des verein“ 
barten Preiſes und des ungewiſſen Börſen⸗ oder Marktpreiſes am ſpäteren Stichtage geſpielt 
wird. Bei dem Kaſſageſchäfte fehlt dieſer Stichtag, nach welchem der zweite Preis zu beſtimmen 
iſt, der zu dem erſten, dem vereinbarten Preiſe ins Verhältnis behufs Berechnung des Preis- 
unterſchiedes geſetzt werden könnte. Wenn auf den Kaſſakauf ſpäter ein Verkauf folgt, ſo kann 
zwar zwiſchen dem Kauf⸗ und Verkaufspreiſe zugunſten oder zum Nachteile des Spekulanten 
ein Unterſchied beſtehen, abar hier iſt das Spekulations⸗ mit dem Realiſationsgeſchäft nur rein 
wirtſchaftlich verbunden (vgl. RGS 52, 250; 66, 97; JW 02 S. 25724, 44511 Peil 199; 03 Beil 
100 07, 27840. Spekulation iſt nicht Spiel (RG Warn 1915 Nr 207). Der Charakter 
des Differenzgeſchäfts geht aber nicht dadurch verloren, daß die Beſtimmung des Stichtag? 
in das Belieben eines der Vertragſchließenden geſtellt wird (RH JW 04, 29118, RG Warn 1917 
Nr 54; 1933 Nr 98 RG Seuffel 83 Nr 186). Der Diffe renzcharakter kann auch bei ſolchen Kaſſa⸗ 
geſchäften nicht als beſeitigt angeſehen werden, die mit der Vereinbarung verbunden ſind, die 
gekaufte Ware ſolle unter Stundung des Kaufpreiſes an einem beſtimmten Tage für Rechnung 
des Käufers wieder verkauft werden (Kaſſakontokurrentgeſchäft, Kaſſakonto⸗, Konto, 
geſchäft). Geſchäfte dieſer Art werden zum Scheine ($ 117) vorgenommen, um das wirklich 
gewollte Differenzſpiel zu verdecken (z. B. Belaſtung mit dem Ankaufspreiſe am 3. April und 
im voraus mit den Zinſen bis Ultimo April auf der Sollſeite der laufenden Rechnung, formeller 
Verkauf Ultimo April und Gutſchrift dieſes Verkaufspreiſes auf der Habenfeite); das Kaſſa⸗ 
geſchäft bildet hier nur die Verkleidung eines Spielgeſchäfts, das mit dem Umſatz von 
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Waren oder Wertpapieren nichts gemein hat (ogl. auch RG 52, 254; 59, 321; JW 03 Beil 100225; 
06, 141). Ob auf dieſes Geſchäft $ 764 oder unmittelbar $ 762 angewendet wird, iſt ohne Erheblich⸗ 
keit, da die Kenntnis des einen Teiles von der Spielabſicht des anderen Teiles zum Weſen des 
„Kaſſakontokurrentgeſchäfts“ gehört. Auch Kaſſageſchafte können alfo Spielgeſchäfte fein. Was 
die Beweisfrage betrifft, fo iſt zu beachten, daß gewiſſe Anzeichen, wie insbeſondere die Unzu⸗ 
länglichkeit des Vermögens des Käufers, die Eignung der Wertpapiere als Spielpapiere und das 
Unterbleiben der Lieferung, beim Kaſſageſchäft im Gegenſatz zum Zeitgeſchäft regelmäßig nicht 
genügen, die Spielnatur des Geſchäfts zu beweiſen. Man darf ſie aber deshalb nicht als bedeutungs⸗ 
los bezeichnen. Vielmehr muß ſtets nach der Geſamtheit aller Umſtände, wozu auch die er⸗ 
wähnten gehören, geprüft werden, ob es ſich um ernſtlichen Kauf und Verkauf oder nur um Spiel 
handelt (RG 91, 42; RG Warn 1919 Nr 35; 1933 Nr 98; RG Gruch 71, 486; RG SeuffA 83 
Nr 186; 87 Nr 89). Lediglich daraus, daß ein Kaſſageſchäft ſich zwiſchen vielen zweifelloſen 
Differenzgeſchäften befindet, kann noch nicht gefolgert werden, das Kaſſageſchäft ſei ebenfalls 
nicht ernſtlich gewollt und verſchleiere nur das Spielen um den Kurs (RG JW 02, 4451). Die 
Natur des eigentlichen Kaſſageſchäfts wird ferner regelmäßig dadurch nicht in Frage geſtellt, daß 
die Ware oder das Papier nicht in den Beſitz des Käufers gelangt, ſondern alsbald weiterverkauft 
wird, oder daß nur die wirkliche Lieferung hinausgeſchoben wird oder daß der eine Teil den Kauf 
preis dem anderen Teile gegen Zurückbehaltung der auf ſofortige Lieferung gekauften Papiere 
einſtweilen ſtundet (vgl. NG 52, 253; 59, 323; HoldheimsMSchr 14, 238). — Ein ernſtlich ge⸗ 
meintes Prolongationsgeſchäft iſt kein Differenzgeſchäft, wenn das urſprüngliche Geſchäft auf 
wirkliche Lieferung gerichtet war (RG 30, 219). Wird aber bei der Prolongation die wirkliche 
Lieferung ausgeſchloſſen und an ihre Stelle die Differenzzahlung geſetzt, fo iſt $ 764 anzuwenden 
(vgl. RG JW 93 ©. 3122, 4477; 00, 29714). — Liegt bei der Kommiſſion kein eigentlicher Auf⸗ 
trag vor, geht vielmehr die Abſicht dahin, die zu kaufenden oder zu verkaufenden Waren oder 
Wertpapiere nicht wirklich abzunehmen oder zu liefern, ſondern nur die Preisdifferenz zu bezahlen, 
10 iſt ebenfalls $ 764 anzuwenden. Ohne Belang iſt es, ob der Kommiſſionär ſeinerſeits mit einem 
Dritten ein wirkliches Lieferungsgeſchäft eingeht (vgl. RG 34 S. 90, 264; JW 04, 29115). Über 
den Unterſchied zwiſchen Eigengeſchäft und Kommiſſionsgeſchäft ſ. RG 114, 9. — Liegen die 
Vorausſetzungen für die Annahme eines Differenzgeſchäfts vor, jo iſt $ 764 auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn der Differenzſchuldner ſchon beim Abſchluſſe des Geſchäfts die Abſicht hatte, 
den Differenzeinwand zu erheben. Die Erhebung dieſes Einwandes verſtößt ſelbſt in dieſem 
Falle nicht gegen die guten Sitten, fo daß der Differenzgläubiger auch nicht einen Schadens- 
erſatzanſpruch aus $ 826 erheben kann (SeuffA 73 Nr 72; 85 Nr 5). ö 
J. Iſt das Differenzgeſchäft von der Partei, die den Differenzeinwand erhebt, nachge wieſen 
RG IW 93, 35745; 00, 15720) oder etwa ohne weiteres vom Richter zu erkennen und daher 
son Amts wegen zu berückſichtigen, fo kommen die Vorſchriften des § 762 über das Spiel 
für Anwendung. Vgl. dort A 2ff. Fehlt eines der Merkmale des Differenzgeſchäfts, jo bleibt 
ur den Richter noch die Prüfung übrig, ob die Merkmale des gewöhnlichen Spieles nach § 762 
gegeben find, dieſe Vorſchrift alſo unmittelbar anzuwenden is — Über vertragsmäßige Auf⸗ 
zechnung ſ. $ 762 A2 g. E. Von Wichtigkeit iſt hier ein beſonderer Fall der vertragsmäßigen 
Aufrechnung, nämlich die — nach g 782 formlofe, im Verkehr meiſtens ſchriftlich gegebene — Anz 
erkennung eines Saldos im Kontokurrentverhältnis. Sie fteht der Zahlung gleich, denn die 
unwirksamen Differenzgeſchäfte ſind nach $ 762 Abſ 1 Satz 2 erfüllungsfähig (vgl. RG 38, 240; 
NG ZW 03 Beil 3572; R Warn 1931 Nr 43). Die Anerkennung des Schuldſaldos kann freilich 
nach $ 762 Abſ 2 dieſen nicht klagbar machen. Finden ſich auf der Sollſeite außer den Differenz⸗ 
ſchulden voll wirkſame Schulden, ſo werden nach einer vom Reichsgericht lange feſtgehaltenen 
diechtsauffaſſung (RG 56, 24; 59, 193; JW 1905, 18636, 23 1911, 455, Warn 1917 Nr 93) die 
m dehnen Schuldpoſten durch die vertragsmäßige Aufrechnung in demſelben Verhältniſſe getilgt, 
A welchem die kleinere Geſamtſumme der Habenſeite zur Sollſeite fteht (99 366 Abſ 2, 389). 
Veber Sollpoſten wird zu einem Bruchteile getilgt, deſſen Nenner der Geſamtbetrag der Soll 
poften und deſſen Zähler der Geſamtbetrag der Habenpoſten war. Dieſe im Schrifttum lebhaft 
ekämpfte Anſicht hat jedoch das Reichsgericht in abweichender Würdigung der Bedeutung des 
2 der Anerkennung des Kontokurrentſaldos geſchloſſenen Aufrechnungsvertrages in RG 132, 
18 Gweifelnd ſchon RG Warn 1931 Nr 43) nunmehr aufgegeben. Danach kann das Aufrechnungs⸗ 
engebot nur als unter der ſtillſchweigenden auflöſenden Bedingung der Verrechnung aller Ge⸗ 
ſchafte als wirkſam abgegeben und auch nur als in dieſem Sinne angenommen gelten. Beruft ſich 
8 Saldoſchuldner auf die Klagloſigkeit gewiſſer mitverrechneter Geſchäfte, fo iſt die ganze Ver⸗ 
zochnung als nicht erfolgt anzuſehen, und das Rechnungsverhältnis bedarf dann, gegebenenfalls 
zurück bis zum Beginn der Geſchäftsverbindung, neuterer Würdigung auf Grund des Konto ⸗ 
urrentvertrages, wobei die Poſten aus klagloſen Geſchäften als fortgefallen zu behandeln find. 
1 „Die auf das Differenzgeſchäft vorgenommene Zahlung von Einſchüſſen und Nachſchüſſen 
gina] and additional margins, Margen, Depot) iſt regelmäßig entſprechend dem allgemeinen 
erſehrswillen Hingabe zur Sicherung einer künftigen Differenzſchuld, nicht Leiſtung im Sinne 
es 8 762 Abs 1 Satz 2 (8 241). Solche Einſchüſſe können daher zurückgefordert werden. Vgl. 
30* 
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RG 38, 232 und $ 762 A 3, ſowie abw. RG 30. 6. 09 1 359/08, DXZ 09, 1267. — Über die Zahlung 
einer Vorprämie ſ. RG 79, 407; die Gründe dieſer Entſcheidung müſſen auf den beſonderen 
Fall der Vorprämie eingeſchränkt werden. 

4. Der Wirkungskreis des $ 764 iſt weſentlich eingeſchränkt worden durch das Börſengeſetz 
vom 22. 6. 96, vor allem aber durch die Abänderung dieſes Geſetzes v. 8. 5. 08 (neue Faſſung 
v. 27. 5. 08, RG Bl 215); Erweiterung des $ 96 ſ. Geſetz v. 23. 12. 20 (RGBl 2317); dazu VO 
v. 7. 3. 25 betr. den Ausſchluß der Einreden des Spiels und des Differenzgeſchäfts bei Börſen⸗ 
termingeſchäften in Deviſen (RGBl I 20) und zur Frage der Rechtsgültigkeit dieſer Verordnung 
NG 112, 8, auch RG Warn 1929 Nr 35, HRN 1928 Nr 1587; ferner die Anderung des 8 7 Abſ 1 
durch Geſetz v. 28. 12. 21 (RGBl 1922, 25), des § 50 durch VO. v. 21. 3. 25 (RG Bl I 31), des 
9.88 Abſ 3 durch Not Vo v. 8. 12. 31 Teil 4 Kap. V Art 3 (RG Bl 1 716); ſowie zu den 88 10, 17, 
25, 29—33, 35 das Geſ. v. 5. 3. 34 (RG Bl 1 169). Dazu die Kommentare. Hier iſt für das Verhältnis 
zu den $$ 762, 764 nur folgendes hervorzuheben: a) Erlaubte Börſentermingeſchäfte (89 
50—62). Nach § 58 Börſch kann gegen Anſprüche aus den gemäß den Börſenbedingungen abge⸗ 
ſchloſſenen Börſentermingeſchäften in Waren oder Wertpapieren, die gemäß § 50 zum Börſen⸗ 
terminhandel zugelaſſen ſind (offizieller Börſenterminhandel) von denjenigen, für die das 
Geſchäft nach den Vorſchriften der 9 53, 54 (dazu RG 87, 18; 136, 106; 140, 345; RG SW 1921, 
4648), 57 (dazu RG 82, 181; 87, 221; 90, 250; 91 ©. 43, 377; 129, 206; 136, 106; 139, 114) verbind⸗ 
lich ift, aljo namentlich von Vollkaufleuten, die in das Handelsregiſter eingetragen find, von berufs⸗ 
mäßigen Börſenleuten, von Börſenbeſuchern und von Perſonen, die im Inlande zur Zeit des 
Geſchäftsabſchluſſes weder einen Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlaſſung haben (börſen⸗ 
geſchäftsfähigen Perſonen), ein Einwand aus den $$ 762 u. 764 BGB nicht erhoben werden 
(Satz 1). Und ſoweit dieſer Einwand gegen die bezeichneten Anſprüche zuläffig bleibt (bei der 
Beteiligung börſengeſchäftsunfähiger Perſonen am offiziellen Börſenterminhandel), finden die 
Vorſchriften des Börſch über Befriedigung aus einer beftellten Sicherheit und über Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung (89 54, 56) Anwendung (Satz 2). Für die bei Geſchäften über Wertpapiere 
unter Beobachtung beſonderer Förmlichkeiten beſtellten Sicherheiten beſtimmt § 54, daß, wenn 
auch nur der eine Vertragsteil eingetragener Kaufmann iſt, dieſer aus der Sicherheit Befriedi⸗ 
gung ſuchen kann. Und $ 56 ſchreibt vor, daß gegen Forderungen aus Börſentermingeſchäften 
eine Aufrechnung auf Grund anderer Börſentermingeſchäfte auch dann zuläffig ift, wenn dieſe 
Geſchäfte für den Aufrechnenden eine Forderung (insbeſondere gegen einen Nichtkaufmann, 
$$ 53, 54 Abſ 1) nicht begründen. Vorausſetzung für die Anwendung aller dieſer Vorſchriften 
und damit für die Ausſchließung des Einwandes aus den 98 762 u. 764 bleibt aber, daß offizielle 
Börſentermingeſchäfte vorliegen; auf inoffizielle, wenn auch erlaubte Termingeſchäfte findet 
$ 58 keine Anwendung (RG 86, 406; RG SeuffA 83 Nr 56). Zu dieſen inoffiziellen Börſen⸗ 
termingeſchäften gehören nicht nur die über nicht zum Börſenhandel zugelaſſene Waren 
oder Wertpapiere abgeſchloſſenen Geſchäfte, ſondern auch ſolche über zugelaſſene Waren oder 
Wertpapiere, wenn ſie unter anderen als den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen abgeſchloſſen 
worden find, vorausgeſetzt, daß die Abweichung einen weſentlichen Punkt betrifft (RG 86, 406; 
RG JW 1915 ©. 791°, 100512; NG Warn 1914 Nr 157; 1916 Nr 68); ebenſo allgemein Geſchäfte, 
die an ausländiſchen Börſen abgeſchloſſen werden (RG 76, 371; 79, 381; 89, 358; Seuffa 67 
Nr 176; 85 Nr 5). Dem Spiel- und Differenzeinwand bleiben hiernach unter 
worfen alle Börſentermingeſchäfte — auch unter eingetragenen Kaufleuten oder anderen börſen⸗ 
geſchäftsfähigen Perſonen — in ſolchen Waren oder Wertpapieren, die zur Zeit des Geſchäfts⸗ 
abſchluſſes zum Börſenterminhandel nicht zugelaſſen (§ 50) waren, ferner die unter (weſentlich) 
anderer als den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen und die an ausländiſchen Börſen abgeſchloſſenen 
Geſchäfte (inoffizielle Börſentermingeſchafte); dahin gehören u. a. die Wertpapiere, bei denen die 
Geſamtſumme der Stücke nach ihrem Nennwerte 20 Millionen Mark nicht erreicht ($ 50 Abſ 4), 
ſomit alle Kuxen, da dieſe überhaupt keinen Nennwert haben. Der Spiel- und Differenzein- 
wand bleibt ferner zuläſſig, wenn von nicht börſengeſchäftsfähigen Perſonen Hörſen 
termingeſchäfte in zugelaſſenen Waren oder Wertpapieren abgeſchloſſen ſind, ſoweit nich 
die angeführten Vorſchriften der $$ 54 u. 56 über Sicherheit und Aufrechnung Platz greifen. Zu 
§ 59 j. auch RG 140, 13217. Zur Anwendarkeit des Deutſchen Börſengeſetzes auf Börſentermin 
geſchäfte, die im Ausland zu erfüllen find, |. § 61 und RG 134, 67. b) Verbotene Börjen 
termingeſchäfte ($$ 63—70). Gegen Anſprüche aus diefen findet der Spiel- und Differenz 
einwand ohne Einſchränkung ſtatt. Verboten find Börſentermingeſchäfte in Anteilen von in 
ländiſchen (R 88, 91; 136, 100) Bergwerks- und Fabrikunternehmungen (Aktien), ſoweit ſie 
nicht durch Genehmigung zugelaſſen find (§ 63 Abſ 1), ferner in Waren oder Wertpapieren 
nach ausdrücklichem Verbote ($ 63 Abſ 2; vgl. Bek. v. 20. 4. 99 über die Unterſagung des 
Börſenterminhandels in Kammzug), endlich find unbedingt verboten Börſentermingeſchäfke 
in Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei (9 65). $ 68 Börſch, deſſen Faſſung 
dem § 764 nachgebildet ift, will den Diffe renzeinwand nicht etwa für alle Börjentermin 
geſchäfte in Getreide und Müllereierzeugniſſen regeln, ſondern nur das in § 67 georbnei? 
handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft in dieſen Waren treffen, ſofern es zum Börſenſpiel miß 
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braucht wird (vgl. RG 79, 234; 138, 122; RG Warn 1929 Nr 17). Freilich hat der Differenz ⸗ 
einwand für die verbotenen Börſentermingeſchäfte keine praktiſche Bedeutung mehr; denn bei 
den Termingeſchäften in Getreide und Müllereierzeugniſſen kann der Schuldner ſogar das Ge⸗ 
leiſtete gemäß 9 66 Abſſ2 binnen zwei Jahren zurückfordern, und die übrigen verbotenen Börſen⸗ 
termingeſchäfte ſtehen dem Spiele völlig gleich (88 64, 69). Zu dem Begriffe des Börſentermin⸗ 
a überhaupt und ſeinem Unterſchied vom handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäft ſ. NG 

„361. 

Verleitung zum Börſenſpiel ſ. Börſch § 94. Die Verleitung kann auch dann, wenn 
der Tatbeſtand dieſer Beſtimmung nicht erfüllt iſt, zur Nichtigkeit der Geſchäfte nach $ 138 und 
zu Schadenserſatzanſprüchen des Verleiteten aus Vertrag und wegen unerlaubter Handlung 
nach § 826 führen (Rs 90, 250; RG Warn 1916 Nr 277; 1930 Nr 32). 


Achtzehnter Titel 
Bürgſchaft 


1. Das weſentliche Merkmal des Bürgſchaftsvertrags ift die darin dem Gläubiger eines Dritten 
gegenüber übernommene Verpflichtung, für die Erfüllung der Schuld dieſes Dritten einzu⸗ 
ſtehen, perſönlich aufzukommen, und die dadurch bedingte Abhängigkeit der Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtung von einer Hauptſchuld, mit der die erſtere ſteht und fällt (RG 71, 56; JW 1916, 9044; 
Warn 1910 Nr 378; 1917 Nr 241). Der wirtſchaftliche Zweck des Bürgſchaftsvertrags ift 
die Sicherung des Gläubigers für den Fall, daß der Schuldner nicht erfüllen wird. „Der 
Bürge muß die Folgen des wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs des Schuldners auf ſich nehmen, 
auch wenn er nicht damit gerechnet hat. Daher KO 9 193 u. VerglO $ 73, die im Falle des 
Zwangsvergleichs die Rechte der Gläubiger gegen den Bürgen unberührt laſſen. Daher $ 768. 
Daher muß der wohlhabende Bürge, damit der Gläubiger im Rahmen von $ 242 zu ſeinem 
Rechte kommt, höher aufwerten als der verarmte Hauptſchuldner, R Warn 1927 Nr 106. Die 
akzeſſoriſche Natur der Bürgſchaft tritt hier aus inneren Gründen hinter dem Sicherungszweck 
zurück. Aber das find Ausnahmen; der Fall des Zwangsvergleichs findet nicht entſprechende 
Anwendung auf den freiwilligen Vergleich zur Abwendung des Konkurſes, Rch 92, 123. Der 
Bürge kann ſich auf eine dem Hauptſchuldner als Kriegsauswirlung erteilte Zwangsſtundung 
berufen, Rh 93,91. Dem Bürgen kommt auch $ 66 des Aufwch zugute.“ RG 134, 126 Die 
Bürgſchaft begründet keine Geſamtſchuld mit der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, der 

ürge wird vielmehr Schuldner eines eigenen Schuldverhältniſſes, deſſen Gegen⸗ 
ſtand nicht die Hauptſchuld ſelbſt, Sondern nur die Sicherung ihrer Erfüllung iſt. Vgl. K 765 A 1. 
An ſich bedarf daher der Bürge nicht der beſonderen Fähigkeit des Hauptſchuldners zur Eimgehung 
einer Verbindlichkeit. Gleichwohl nimmt das RG in SW 1933, 13171 an, daß eine nicht börjen- 
termingeſchaftsfähige Perſon eine rechtswirlſame Bürgſchaft für eine aus einem wirkſamen 
Börſentermingeſchäft herrührende Verbindlichkeit nicht übernehmen könne. Hiergegen Göppert 
in Anm ebenda. Die unmittelbare Übernahme fremder Verbindlichkeiten durch Rechtsgeſchäft 
Enterzeſſion) wird im BOB nicht geregelt. e b 
d 2. Die Bürgſchaftsverpflichtung iſt eine Nebenverpflichtung und notwendig be⸗ 
Ingt durch den Beſtand einer Hauptſchuld. Dies ift weſentlich und kann durch Ver⸗ 
einbarung nicht geändert werden, während die übrigen Vorſchriften dispoſitiver Natur find. 
75 beſteht keine Koordination, ſondern Akzeſſorietät. Das rechtliche Schickſal der Haupt- 
13 Pindlichkeit wirkt beſtimmend auf den Umfang der Bürgſchaftsverpflichtung ein, $ 767, R6 
7 126. Dieſe Abhängigkeit beſteht auch, wenn ſich der Bürge als Selbſtſchuldner verbürgt. 
716 65, 134. Sie kann vor deren Entſtehung begründet werden in dem Sinne, daß ſie für eine 
künftig erſt erwartete Schuld übernommen wird ($ 765 Abſ 2; ſ. $ 765 A 5); aber die über ⸗ 
gommene Verpflichtung beginnt immer erſt mit der Hauptſchuld, deren jeweiliger Beſtand für 
Ne maßgebend ift ($ 767), deren Veränderung auch fie verändert, und deren Erlöſchen auch ſie 
zum Erlöſchen bringt (RG 71, 56; JW 1916, 9040. Würde die Befriedigung des Gläubigers 
eines andern gerade für den Fall übernommen ſein, daß jenes Schuldverhältnis nichtig ſei oder 
a Wegfall kommen würde, fo liegt nicht ein Bürgſchafts⸗, ſondern ein Gewährvertrag (Garantie; 
vertrag) vor (f. unten Vorbem 6). Die Hauptſchuld kann ſelbſtverſtändlich auch eine geſetzliche 
zerpflichtung oder eine ſolche aus unerlaubter Handlung ſein. Eine nur dingliche Schuld 
1 aber keine Schuld im Sinne des Bürgſchaftsvertrags (vgl. darüber A 3 zu § 765). Auch eine 
Gerpſtichtung aus einer Kreditbürgſchaft für künftig erſt entſtehende Forderungen geht auf die 
erben des Bürgen über. Komm. zu $ 967 A 2; Rh in JW 1911, 447; 1932, 1656 6. Der Haupt; 
ſchuldner iſt aber nach Treu und Glauben verpflichtet, die Erben auf das Beſtehen einer Burg · 
waft aufmerkſam zu machen und ihnen etwaige weitere Kreditgewährung mitzuteilen, beſonders 
6 Umſtände eingetreten find, die dem Bürgen zu einer Kündigung veranlaſſen konnten, 

in JW 1932, 165510. 
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3. Der Bürgſchaftsvertrag iſt ein Vertrag zwiſchen einer Perſon, dem Bürgen, und dem 
Gläubiger einer andern (RG 57, 66; 59, 10). Das Rechtsverhältnis, das zwiſchen der erſteren 
Perſon (dem Bürgen) und der letzteren (dem Hauptſchuldner) etwa beſteht, iſt für die aus dem 
Bürgſchaftsvertrage entſtehenden Rechte und Pflichten vollſtändig gleichgültig, wie auch eine 
Mitwirkung des Hauptſchuldners zum Zuſtandekommen des Bürgſchaftsvertrags nicht erforder⸗ 
lich iſt. Der Bürge kann ſich dem Hauptſchuldner zur Übernahme der Bürgſchaft verpflichtet 
haben durch Annahme eines Auftrags (88 662, 775), durch einen Dienſtvertrag (88 611ff.; Ver⸗ 
pflichtung zur Übernahme der Bürgſchaft gegen eine Proviſion); er kann auch als Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag ($$ 677ff.) handeln. Es iſt rechtlich möglich und zuläjfig, daß die Bürg⸗ 
ſchaft namens des Bürgen durch einen Bevollmächtigten oder gar durch den Schuldner ſelbſt 
erklärt wird, wenn dieſer zugleich Bevollmächtigter des Bürgen oder ſonſt für dieſen vertretungs⸗ 
berechtigt iſt (RG 71, 219; 103, 418; 140, 218; Warn 09 Nr 189). Infolge des Bürgſchafts⸗ 
verhältniſſes tritt der Bürge mit dem Hauptſchuldner erſt in Rechtsbeziehungen durch die Be⸗ 
friedigung des Gläubigers, die nach $ 774 den Übergang von deſſen Forberung gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner auf ihn zur Folge hat (vgl. Rech 59, 10). Haben mehrere ſich gleichzeitig als Mit⸗ 
bürgen für dieſelbe Schuld verbürgt, ſo bleibt regelmäßig die Rechtswirkſamkeit der Bürgſchafts⸗ 
erklärung unberührt dadurch, daß die des anderen Mitbürgen nichtig iſt. Es iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß der Gläubiger, wenn er eine Verſtärkung der ihm geleiſteten Bürgſchaft durch Mit⸗ 
bürgſchaften verlangt aber nicht erreicht, doch damit einverſtanden iſt, daß es zum mindeſten 
bei der einfachen Bürgſchaft verbleibt. RG 88, 412, von welchem Grundſaß in Ras 99, 52 nicht 
abgegangen iſt, RG 138, 272. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß die Parteien dahin eine 
Bürgſchaftsübernahme vereinbaren, daß dieſe nur dann wirkſam werden ſoll, wenn alle als 
Bürgen vorgeſehenen Perſonen als Bürgen gebunden ſind. Eine dahingehende nicht zum Aus⸗ 
druck gebrachte Annahme des anderen Bürgen ſtellt aber nur einen Beweggrund dar und recht- 
fertigt nicht eine Anfechtung aus $ 119; RG HR 1931 Nr 826. Durch die Novelle zur ZPO 
v. 13. 2. 24 iſt $ 108 dahin geändert worden, daß das Gericht in allen Fällen der Beſtellung 
einer prozeſſualen Sicherheit nach freiem Ermeſſen auch die Stellung eines tauglichen 
Bürgen uneingeſchränkt zulaſſen kann. Dabei muß allerdings das Gericht ſelbſt die Tauglichkeit 
des Bürgen in jedem Einzelfall prüfen. 

4. Die Bürgſchaft iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag. Nur der Bürge übernimmt 
Verpflichtungen; dem Gläubiger entſtehen aus dem Vertrage an ſich nur Rechte, keine Pflichten 
(ogl. darüber $ 765 A? und $ 776 A 1). Zur Schenkung wird aber die Bürgſchaft durch den 
Mangel einer Gegenleiſtung des Gläubigers nicht. Die Übernahme einer Bürgſchaft kann 
eine Schenkung ſein, aber nur dann, wenn der Gläubiger dadurch bereichert wird und beide 
Parteien über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung einig ſind (RG 54, 284; 90, 181). Die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung kann auch als Beſtandteil eines zweiſeitig verpflichtenden Ver⸗ 
trags erſcheinen, wenn der Gläubiger darin eine Verpflichtung gegen den Bürgen übernimmt, 
die nicht nur Nebenverpflichtung, wie etwa eine Verpflichtung des Gläubigers, den dem Haupt- 
ſchuldner zu zahlenden Darlehnsbetrag an andere Perſonen (Bauhandwerker und Lieferanten) 
auszuzahlen, ſondern wirkliche Gegenleiſtung iſt (R 65, 46; 66, 425; 84, 232). Iſt dies der 
Fall, dann greifen für den Vertrag die ſonſt für die Bürgſchaft unanwendbaren Beſtimmungen 
der $$ 320 ff., insbeſondere das Rücktrittsrecht des $ 326, Platz, jo auch Planck Vorbem 24 (beſtr.). 
Die Bürgſchaftsübernahme gegen Zuſage des Kredits oder weiteren Kredits für den 
Hauptſchuldner kann einen zweiſeitig verpflichtenden Vertrag mit ſelbſtändiger Gegen⸗ 
leiſtung darſtellen; ſie kann aber ebenſowohl auch nur als eine Bürgſchaft mit Zweckbeſtimmung 
erſcheinen; beim 1 1 0 des Zwecks iſt dem Bürgen dann ein Bereicherungsanſpruch nach 
$ 812 gegen den Gläubiger auf Herausgabe der durch die Bürgſchaft erlangten Vorteile ge 
geben (RG JW 1911, 54015, vgl. auch JW 1912, 46410). Auch beim Bürgſchaftsvertrag kann 
lich der Gläubiger, der für ſeine Forderung gegen einen Dritten einen Bürgen ſucht, einer culpa in 
contrahendo ſchuldig machen. Er braucht zwar dem in Ausſicht genommenen Bürgen die 
Verhältniſſe des Schuldners nicht von ſelbſt aufzudecken, wenn er aber darüber Angaben macht, 
muß er ſie wahrheitsgemäß geben und das, wonach er gefragt wird, darf er nicht verſchweigen, 
RS HRR 1930 Nr 213. 

5. Beſondere Erſcheinungsformen der Bürgſchaft ſind: 

a) die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, die ſich von der gewöhnlichen Bürgſchaft nur durch 
den Wegfall der Einrede der Vorausklage unterſcheidet (88 772, 773); die Bürgschaft 
des Vollkaufmanns ift ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft (58 349, 351 HGB), ebenſo die Vürg⸗ 
ſchaft aus einem Zwangsvergleich (§ 194 KO); 4 

b) die Ausfalls⸗ oder Schadlosbürgſchaft, bei der die Verpflichtung des Bürgen 
erſt eintritt, wenn feſtſteht, daß der Gläubiger durch die Zahlungsunfähigkeit und das Ver⸗ 
jagen der ſonſt etwa beſtellten Sicherheiten einen Verluſt an feiner Forderung erleidet, dieſer 
Nachweis daher zur Klagbegründung gehört (RG 75, 186; JW 1912, 4551; Warn 1911 Nr 75; 
Seuff A 51 Nr 178). BGB enthält keine beſonderen Vorſchriften. Der Hinweis auf die eigene 
Zahlungspflicht des Schuldners und deren Nichterfüllung macht eine Bürgſchaft nicht zur Aus⸗ 
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fallsbürgſchaft, da dieſe Beziehung jeder Bürgſchaft eigen iſt (RG 29. 6. 11 VI 428/10.) Aus- 
fallsbürgſchaft und ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft ſind nicht notwendig Gegenſätze; der Eintritt 
des Bürgſchaftsfalls kann von einem beſtimmten Ausfall abhängig gemacht und die Bürgſchaft 
dennoch eine ſelbſtſchuldneriſche im übrigen fein (vgl. RG JW 1914, 3504; Warn 1916 Nr 50; 
1919 Nr 166; 23 1917, 6751:). Die Haftungsübernahme für die Güte einer in Zahlung ge- 
gebenen abgetretenen Hypothek iſt keine Ausfallsbürgſchaft, ſondern eigene Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht aus dem Veräußerungsvertrage (RG 60, 369; JW 07, 105°; 1910, 2318; vgl. auch RG 69, 
416; f. aber unten Vorbem 6b); 

e) die Nach- oder Afterbürgſchaft, die dem Gläubiger gegenüber für den Bürgen über⸗ 
nommen wird; Hauptſchuldner iſt indeſſen auch im Sinne dieſer Bürgſchaft der Dritte, deſſen 
Schuld durch die Vor- und die Nachbürgſchaft geſichert werden ſoll, nicht der Vorbürge (RG 83, 
342; Warn 1917 Nr 241); BGB enthält keine beſonderen Vorſchriften; 

d) die Rückbürgſchaft, die dem Bürgen gegenüber für den Hauptſchuldner wegen des 
Rückgriffsanſpruch gegen dieſen übernommen wird (RG 61, 343); 

e) die Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Glaubiger laufenden Kredit zu ver⸗ 
ſchaffen bezweckt (vgl. darüber $ 765 A 6). 

Keine Form der zivilrechtlichen Bürgſchaft iſt die Wechſelbürgſchaft (Art 30ff. WO v. 
21. 6. 33 (RG Bl J, 399) vgl. dazu RG 50, 12 u. 68, 155); der Wechſelbürge übernimmt eine 
ſelbſtändige eigene, geſamtſchuldneriſche Wechſelverpflichtung (RG 40, 58; 48, 155; JW 03 
Beil Nr 94; 1911, 10645; 23 1920, 5632); das gleiche gilt von der Scheckbürgſchaft Geſ. v. 
14. 8, 33 (RG Bl I, 597) Art 25ff. Die Beſtimmungen des BGB find darauf nicht anwendbar. 

1) Bürgſchaft auf Zett, $ 777, und auf einen beſtimmten Betrag, $ 767. 

6. Dem Bürgſchaftsvertrage verwandte Verträge ſind: 

a) der Delkredere vertrag ($ 394 HGB), eine bürgſchaftsähnliche Erweiterung der Haftung 

es Kommiſſionärs gegenüber dem Kommittenten für den Dritten, mit dem er das aufgegebene 
Geſchäft abſchließt; 
bb) der im BGB nicht geregelte Gewähr-(Garantie-) Vertrag, der ſich vielfach mit der Bürg⸗ 
ſchaft nahe berührt. Aber die Grundſätze des Bürgſchaftsrechts finden auf ihn weder unmittel⸗ 
ar noch ſinngemäß Anwendung, RG 72, 140; RG in KW 1931, 5204. Die Verpflichtung aus 
dieſem Vertrage geht aber nicht auf die Erfüllung der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, auf 
ein Einſtehen für deſſen Perſon; ihr Gegenſtand ift vielmehr die ſachliche Haftung für einen be⸗ 
ſtimmten Erfolg oder auch für ein beſtimmtes Verhalten des Schuldners, die Übernahme einer 
Gefahr oder eines Schadens, die dem Gläubiger aus dem Rechtsberhältniſſe mit einem Dritten 
erwachſen können und noch bevorſtehen müſſen (RG 61, 157; 72, 138; 79, 40; 82, 337; 90, 415; 
0 121; JW 1910, 2318; 1912, 4551; 1913, 65316; 1916, 3984; Warn 09 Nr 87; 1913 Nr 9; 1914 
Ar 47; 1916 N 130; 1923 Nr 10; Gruch 51, 191; 28 1922, 681%; 712%; 22.4. 11 VI 296/10). 
Die Haftungsübernahme enthält die Begründung einer eigenen ſelbſtändigen, von dem Fort⸗ 
beſtand der urſprünglichen Schuld unabhängigen Verpflichtung. So wenn dem Eintretenden 
wirtſchaftliche Vorteile aus dem unterliegenden Hauptvertrag unmittelbar zufließen oder er 
Veh ein eigenes Intereſſe an dem Abſchluß oder der Erfüllung des Vertrags hat. Die neue 
Serpflichtung kann auch durch beſtärkende Schuldübernahme geſchehen, RG 64, 320; 71, 118. 
Soll aber für den Eintritt eines beſtimmten Erfolgs die Gewähr übernommen werden, liegt 
em Garantievertrag vor. So wenn derjenige, dem ein Kaufangebot gemacht wird, den Ver⸗ 
zäufer zur Annahme eines anderen Käufers an feiner Statt mit der Erklärung beſtimmt, daß er 
ſolber zahlen werde, wenn der andere nicht zahlen ſollte, Rh in IW 1932, 1552“. Die Grenze 
zwiſchen Gewährvertrag und Bürgſchaftsvertrag kann oft zweifelhaft ſein. Bei einem felb- 
Kandigen Garantieverfprechen muß der garantierte Erfolg ein anderer und weiterer fein, als 
die bloße Vertragsmäßigkeit der Leiſtung (RG 71, 179; JW 1912, 28910, RG 19. 2. 26 VI 539/25). 
Vas Einſtehen für die Güte einer Hypothek oder Grundſchuld zur Zeit des Vertrags 
oder bis zur Rückzahlung des zu ſichernden Darlehns oder bis zur Inanſpruchnahme des Pfand⸗ 
Grundſtücks iſt z. B. an ſich Gewährbertrag. Soll und will aber der Glaubiger im letzteren Falle 
bie der Zwangsverſteigerung gar nicht berührt ſein, überläßt er vielmehr dem Gewährſchuldner 
ber, Gefahr, daß die Hypothek oder Grundschuld zur Hebung gelangt, fo daß dieſer den Ausfall zu 
eden hat, dann liegt nicht Gewährvertrag, ſondern Ausfallsbürgſchaft vor; es handelt ſich nicht 
. um das Einſtehen für einen Erfolg, ſondern um Erſatzerfüllung der Hauptverbindlichteit 
D Höhe des Ausfalls (RG 60, 369; Rh 11. 10. 06 VI 27/06). Für die Wertbeftänbigfeit der 
Farlehnskaſſenſcheine hat das Deutſche Reich keine Garantie übernommen, Rch 129, 115. 
Über die Ausbietungsgarantie, daß bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks eine 
Ypothek ausgeboten werde, N 90, 416; R Gruch 58, 971; JW 1931, 5206. Die Berechti⸗ 
Sung aus dem Garantievertrag geht auf den neuen Gläubiger bei einer Einzelrechtsnachfolge 
icht über; § 401 findet keine Anwendung; doch kann ein ſolcher Übergang rechtsgeſchäftlich 
zereinbart werden und gewollt fein, wodurch der Garantievertrag der Bürgſchaft noch mehr ſich 
nähert (NG Warn 1916 Nr 130); der Garantie vertrag iſt im Gegenſatz zur Bürgſchaft formlos; 
©) der Kreditauftrag $ 778. Vgl. die Anmerkungen dazu; 
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d) die Schuldmitübernahme (kumulative Schuldübernahme, Schuldbeitritt), der Ein⸗ 
tritt eines Dritten in eine beſtehende Schuldverbindlichkeit als Geſamtſchuldner neben dem ur⸗ 
ſprünglichen Schuldner. Das BEB Hat fie nicht geregelt. Sie iſt oft und im Zweifel nichts als 
eine in beſonderer Faſſung und Ausdrucksweiſe erklärte ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Im 
Zweifel iſt auch ſolche anzunehmen, weil die für den Helfenden die weniger läſtige Form iſt, Ro 
HRR 1923 Nr 1003. Erhellt jedoch ein eigenes ſachliches, unmittelbares Intereſſe 
des Schuldübernehmers — nicht etwa nur ein perſönliches Intereſſe, ſo um einen Verwandten 
vor Strafanzeige zu ſchützen (RG 20. 9. 17 III 150/17) — an den Leiſtungen des Hauptvertrags 
und kommen deſſen Vorteile auch ihm zugute, ſo kann daraus auf eine von der Verbindlichkeit 
des urſprünglichen Schuldners unabhängige Geſamtverpflichtung mit dieſem im Sinne des 
$ 421 geſchloſſen werden; in dieſen Fällen iſt die Schuldmitübernahme als ſelbſtändige Schuld⸗ 
verpflichtung anzuerkennen, auf welche die Vorſchriften der 98 414ff., nicht diejenigen über den 
Bürgſchaftsvertrag, Anwendung finden (RG 51, 120; 59, 232; 64, 318; 68, 126; 71, 113; 78, 37; 
90, 415; JW 08 S. 31°, 1375, 6767; 09 S. 3898, 45914, 1911 S. 44918, 58122; 1913, 59711; 1916, 
3984, 1921, 3354; 1930, 3478; Warn 09 Nr 88, 268 u. 291; 1911 Nr 171; 1913 Nr 407; 1915 
Nr 113; 1916 Nr 130; 1918 Nr 7; 1920 Nr 154; RG 5. 3. 23 VI 162/22). Die Entſcheidungen 
RG 68, 126; JW 08, 6767; Warn 1911 Nr 471 — vgl. dazu ferner RG 56, 130 — behandeln das 
im Bauverkehr häufige Eingreifen eines Dritten in das zwiſchen dem Bauherrn und ſeinen Hand⸗ 
werkern und Lieferanten beſtehende Schuldverhältnis durch das Verſprechen, ihnen aus eigenem 
Vermögen für die Bezahlung ihrer Leiſtungen aufzukommen. Hat den Dritten lediglich ein 
perſönliches Intereſſe für den Bauherrn oder für die Handwerker zum Eintritt für die Bezahlung 
beſtimmt, ſo iſt jenes Verſprechen als Bürgſchaft anzuſehen. Hat er aber ein eigenes ſachliches, 
ſei es rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe an den Leiſtungen der Handwerker, an dem Forte 
gang der Arbeiten, die eingeſtellt find oder ohne ſein Eingreifen ins Stocken geraten werden, 
dann ſtehen der Annahme einer ſelbſtändigen Schuldmitübernahme rechtliche Bedenken nicht 
entgegen. Ein ſolches Intereſſe hat vor allem der Hypothekengläubiger des Grundſtücks, dem 
von der Einſtellung des Baues die Entwertung ſeiner Hypothek droht. Die Unterſcheidung iſt 
weſentlich wegen der für den Bürgſchaftsvertrag in $ 766 vorgeſehenen Form, die für die ver- 
wandten Geſchäfte, auch für die Schuldmitübernahme, wenn ſie wirklich eine ſolche ift, nicht 
Platz greift. Nach der Art des Eingreifens des Dritten kann übrigens auch ein Kreditauftrag 
auf weiteren dem Bauherrn zu gewährenden Kredit ($ 778), unter Umſtänden aber auch nur eine 
Zuſicherung vorliegen, für die vertragsmäßige Zahlung durch den Schuldner ſeine Bemühungen 
aufzuwenden (RG 56, 130; 9. 3. 03 VI 366/02); 

e) bürgſchaftsähnliche Verpflichtungen, die durch Geſetz geſchaffen find, enthalten 
die $ 571 Abſ 2 (Haftung des Vermieters für den infolge einer Veräußerung des Mietgrund⸗ 
ſtücks in die Verpflichtungen des Vermieters eingetretenen Erwerber dem Mieter gegenüber) 
und $ 1251 Abſ 2 (Haftung des bisherigen Pfandgläubigers, der die durch Pfand geſicherte Forde 
rung an einen Dritten übertragen hat, für die Erfüllung der mit dem Pfandrecht verbundenen 
Verpflichtungen dem Verpfänder gegenüber); ferner $ 36 Abſ 2 des Verl® v. 19. 7. 01; 

1) die Übernahme der Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfandes für die Forde⸗ 
rung des Gläubigers gegen einen Dritten; ſie iſt keine Bürgſchaft und bedarf nicht der Schrift⸗ 
form (RG Warn 09 Nr 207); a, 

‚ 8) Constitutum debiti alieni, Vertrag, durch den ſich jemand dem Gläubiger 
eines Dritten ſelbſtändig verpflichtet, die Verbindlichkeit des Dritten zu erfüllen; 

h) der Delkrederevertrag des H § 394; 

i) Verſicherungsvertrag. Vgl. Geſ. über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08 
(RG Bl 263); 

k) Wechſelbürgſchaft. 


$ 765 


Durch den Bürgſchaftsvertrag 1) verpflichtet ſich der Bürge gegenüber 
dem Gläubiger eines Dritten 2), für die Erfüllung!) der Verbindlichkeit des 
Dritten“) einzuſtehen 5), 9 

Die Bürgſchaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte Verbindlich 
keit übernommen werden 68). 

E 1 668, 669 II 706; M 2 657860; P 2 460— 404. 

1. Über die Merkmale des Bürgſchaſtsvertrags und feine Unterſchiede von verwandten 
Verträgen ſ. die Vorbem. Über Form und Abſchluß des Vertrags ſ. $ 766. Ein Anlaß, die 
Bürgſchaftsverpflichtung im allgemeinen oder bei Zinsbürgſchaften zugunſten des Bürgen eng 
auszulegen, beſteht nicht, R in HAN 1932 Nr 710, 847; 23 1932, 529; JW' 1933, 1251 - 
Eine Mitwirkung des Hauptſchuldners ift nicht erforderlich. Die Bürgſchaft kann ohne Wiſſen 
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und gegen den Willen des Hauptſchuldners eingegangen werden (RG 71, 220). Bürge kann jede 
natürliche oder juriſtiſche Perſon ſein, auch Frauen. Auf den Wortlaut der Bürgſchaftsübernahme 
kommt es nicht an (RG 62, 174; 64, 84). — Trotz der Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung 
von dem Beſtehen einer Hauptſchuld, für deren Erfüllung der Bürge mit ſeinem Vermögen ein⸗ 
zutreten übernimmt, iſt der Bürgſchaftsvertrag ein ſelbſtändiger Vertrag mit felbftändigen 
Rechten und Pflichten. So hat die Bürgſchaft auch einen eigenen, nach § 269 zu beſtimmenden 
Leiſtungsort, nach dem ſich alsdann auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für den Bürgen 
gemäß § 29 WO richtet (RG 71, 56; 73, 262). Nur wo die Natur des Hauptgeſchäfts und ſeiner 
Leiſtung auf einen beſonderen Leiſtungsort hinweiſt, ſo daß auch der Zweck der Bürgſchaft die 
Leiſtung an dieſem beſtimmten Erfüllungsorte fordert, iſt der Erfüllungsort der Hauptſchuld 
maßgebend. Bei Geldſchulden, die die Regelfälle der Bürgſchaft bilden, iſt dies nicht anzu⸗ 
nehmen. Die Vereinbarung eines Erfüllungsorts im Hauptvertrage iſt allein nicht genügend, 
dieſen auch für die Leiſtung des Bürgen beſtimmend erſcheinen zu laſſen, und ebenſowenig be⸗ 
gründet es einen Unterſchied in dieſer Beziehung, ob eine gewöhnliche oder eine ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgschaft vorliegt (RG JW 02, 219%; Gruch 44, 1071; für das frühere Recht RG 9, 185; 10, 282; 
34, 15). Der Regel nach hat mithin der Bürge zu erfüllen, wo er zur Zeit der Eingehung der 
Bürgſchaftsverpflichtung feinen Wohnſitz hatte ($ 269). Nach dieſen Grundſätzen entſcheidet 
ſich auch die Frage, welchem örtlichen Rechte die Bürgſchaft unterſteht. „Das Recht der Haupt⸗ 
ſchuld iſt maßgebend dafür, was der Bürge zu leiſten hat, das Recht des Bürgſchaftsvertrages 
dafür, ob er zu leiſten hat“ (RG 54, 311; 71, 59; 96, 263; RG 21. 1. 26 IV 192/25), auch dafür, 
wo und unter welchen Vorausſetzungen er zu leiſten hat und welche Wirkungen ſeine Leiſtung 
für ihn hat; insbeſondere richtet ſich nach dem Rechte des Bürgſchaftsvertrags die Berechtigung 
der Einrede der Vorausklage und der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen, der gezahlt 
ont (RS 54, 311 [gem. R., 61, 343; 62, 379). Auch die Form des Bürgſchaftsvertrags beſtimmt 
ich gemäß Art 11 Abſ 1 Satz 1 Ec zunächſt nach dem Rechte, unter dem nach ſeinem Gegenſtande 
das Vertragsverhältnis fteht, mit der Maßgabe jedoch, daß jedenfalls die Beobachtung der Form 
nach den Geſetzen des Ortes des Vertragsabſchluſſes genügt (Art 11 Abſ 1 Satz 2 Ech). Vgl. 
darüber § 766 A 1. — Die Selbſtändigkeit des Bürgſchaftsvertrags äußert ſich ferner darin, daß 
der Anſpruch daraus ſelbſtändiger Verjährung unterliegt, die durch die gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner erhobene Klage nicht unterbrochen wird und umgekehrt (ſo die gem. Meinung; a. A. 
Dernburg 18 180 A 4); die Verjährung iſt die dreißigjährige des $ 195, mag auch fur die Haupt⸗ 
verbindlichkeit (vgl. $ 768 A 1) eine kürzere Verjährung gelten. 

2. Nur dem Gläubiger gegenüber; ein Verſprechen dem Schuldner gegenüber, daß man für 
feine Schuld aufkommen wolle, iſt keine Bürgſchaft (RG 57, 66; JW 1907, 105); es kann Schuld- 
mitübernahme im Sinne des g 415 fein, die wirkſam wird, wenn ihr der Gläubiger genehmigend 
beitritt, es kann auch eine Gewährübernahme bedeuten, insbeſondere wenn es ſich um eine be ⸗ 
dingte oder der Höhe nach noch unbeſtimmte Schuld handelt (vgl. Vorbem 3 u. 6). Die Erklarung: 
zaman ſtehe dahinter und hafte mit ſeinem Vermögen“ kann eine Buürgſchaftsübernahme enthalten, 
RG 90, 415; 140, 218; JW 1932, 1552 Nr 4. Ein früherer Gläubiger, der die Hauptforderung 
rechtsgültig einem Dritten übertragen hat, kann für die Forderung einen Bürgſchaftsanſpruch 
nicht mehr erwerben (RG 52, 181). Die Berechtigung aus einer Bürgſchaft geht auf den Sonder⸗ 
rechtsnachfolger des Gläubigers über (58 401, 412). Das gilt aber nur fur ſchon entſtandene An⸗ 
ſprüche, nicht für künftige, noch nicht entſtandene Anſprüche; wurde eine Kreditbürgſchaft einer 
Firma gegenüber übernommen und dieſe nachher veräußert, ſo überträgt ſich die Burgſchaft nicht 
ohne weiteres auf das zwiſchen dem Erwerber der Firma und dem Hauptſchuldner fortgeſetzte 
Kreditverhältnis, das als eine neue Kreditverbindung zwiſchen zwei andern Perſonen erſcheint; 
wohl aber kann dies vereinbart werden (RG Warn 1914 Nr 184). Die Bürgichaft für eine 
Wechſelſchuld verpflichtet auch den ſpäteren Indoſſataren gegenüber; denn die Burgſchaft 

ann mehreren noch unbeſtimmten Perſonen gegenüber erklärt werden, die nacheinander die 
Forderung erwerben (MG Warn 1915 Nr 9). 

3. Der Bürge verpflichtet fich, für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines Dritten einzuſtehen. 
Daher kann auch ein Komplementär für die Schuld der Kommanditgeſellſchaft Burgſchaft über⸗ 
nehmen, RG 139, 252, ſogar ein Geſamtſchuldner für den andern. Erforderlich iſt hiernach zu⸗ 
nächſt eine gültige Verbindlichkeit des Hauptſchuldners. Das kann jede Art von Verbind 
lichkeit fein, nicht nur eine Geldſchuld. Wenn die Hauptſchuld nicht beſteht, iſt auch die Bürgſchaft 
nichtig. Deshalb ergreift die Unſittlichkeit der Hauptſchuld auch die Bürgſchaftsſchuld (RO LH 1921, 
216%, 4502). Die Bürgſchaftsverpflichtung fteht und fällt mit der Hauptſchuld, R 71, 56, 184, 
246; Warn 1917 Nr 241. Sie ift hinfällig, wenn ſie unheilbar nichtig it, ch HRR 1930 Nr 498. 

och macht die Nichtigkeit des Hauptvertrags nicht auch die auf feiner Grundlage geſchloſſenen jelb- 
ſtandigen Geſchäfte und die hieraus erwachſenen Verbindlichkeiten nichtig, und deshalb bleiben auch 

ie hierfür eingegangenen Bürgschaften gültig (Darlehen und Bierlieferungen aus einem wegen 
mgehung der 95 33, 147 RGewd nichtigen Vertrage Rh 63, 143). Die Verbürgung für ein 
„bares“ Darlehen ift nicht nichtig, wenn es ſich in Wirklichkeit um eine in ein Darlehen umge⸗ 
wandelte ($ 607 Abſ 2) andere Schuld handelt; die Schuld beſteht (RG 17. 6. 12 VI 550/11). Für 
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eine erloſchene Verbindlichkeit kann eine Bürgſchaft nicht mehr übernommen werden, wohl aber 
für eine verjährte; denn die Verjährung, d. i. der Ablauf der Verjährungszeit, bringt die Verbind⸗ 
lichkeit nicht ſchon zum Erlöſchen, ſondern erſt ihre Geltendmachung; auch die verjährte Schuld 
iſt erfüllbar (§ 222). Daß eine Bürgſchaft für die Einzelforderungen eines Kontokorrentverkehrs 
übernommen werden kann und trotz Aufgehens der Forderung in dem Rechnungsabſchluſſe wirk⸗ 
ſam bleibt, ergibt ſich aus $ 356 HGB (NG Warn 1922 Nr 76; Gruch 54, 407; 7. 2. 07 VI 283/06; 
vgl. dazu RG 76, 330). Jede gültige Verbindlichkeit kann Gegenſtand eines Bürgſchaftsvertrags 
ſein, wenn auch regelmäßig die Hauptverbindlichkeit in einer Geldſchuld beſtehen wird. Für 
Geldſchulden als Gegenſtand der Bürgſchaft gilt die beſondere Vorſchrift des § 772 Abſ 1. Über 
die Bürgſchaft für künftige und für bedingte Verbindlichkeiten vgl. unten A 6. Verbindlichkeit 
eines Dritten im Sinne des Paragraphen kann nur ein Schuldverhältnis, eine perſönliche Ver⸗ 
bindlichkeit ſein; eine rein dingliche Schuld kann nicht Gegenſtand einer Bürgſchaftsverpflichtung 
ſein. Die Bürgſchaft für eine Hypothekenſchuld bedeutet demnach immer nur das Einſtehen für 
die mit der Hypothek verbundene perſönliche Schuld; zu der Hypothek als der dinglichen Sicherung 
tritt die Bürgſchaft als perſönliche Sicherung dieſer Schuld hinzu. Wird eine „Bürgſchaft“ für 
den nur dinglich, nicht zugleich perſönlich haftenden Grundſtückseigentümer wegen einer Hypothek 
übernommen, ſo entſteht kein Bürgſchaftsverhältnis; es liegt dann vielmehr ein Garantievertrag 
vor (RG 93, 234; Warn 1916 Nr 130). Wird das wegen Formmangels zunächſt unwirkſame Ge⸗ 
ſchäft durch nachträgliche Heilung wirkſam, ſo wird die Bürgſchaftserklärung im Zeitpunkt 
dieſer Heilung rechtsverbindlich, RG 134, 243. 

4. Der Bürge übernimmt die Haftung für die Erfüllung der Verbindlichkeit; dieſe muß alſo 
noch zu erwarten ſein. Steht zur Zeit der Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtung die Nichterfül⸗ 
lung ſchon feſt, iſt die Erfüllung unmöglich geworden oder iſt bei der Ausfallbürgſchaft der Ausfall, 
für den der Bürge einſteht, bereits erfolgt, fo ift die Bürgſchaft nichtig; doch kann, wenn dies beab⸗ 
ſichtigt war, in letzterem Falle ein anderes Rechtsgeſchäft — ſelbſtändiges Schuldverſprechen 
oder Schuldübernahme — vorliegen; vgl. RG 90, 415. Die Leiſtung des Bürgen auf Grund 
des Bürgſchaftsvertrags iſtinhaltlich die gleiche wie die Leiſtung des Hauptſchuldners. 
Der Bürge haftet daher auch in Höhe der aufgewerteten Hauptforderung (RG W 
1924, 1867). Beſtritten, ob der Bürge nicht für einen höheren Betrag in Anſpruch genommen 
werden kann. Hierzu Lenz JW 1926, 1781. Sie kann freilich der Höhe nach beſchränkter ſein 
als die Hauptſchuld, anderſeits kann ſie nie über dieſe hinausgehen. Wenn die von dem Haupt⸗ 
ſchuldner geſchuldete Leiſtung eine derart perjönliche ift, daß fie der Bürge nicht anſtatt feiner be⸗ 
wirken kann, ſetzt ſich die Verbindlichkeit des Bürgen in eine Geldleiſtung um. 

. Daß der Bürge dem Gläubiger für die Erfüllung der Hauptverbindlichkeit einzuſtehen 
hat, bedeutet, daß er dem Glaubiger das leiſtet, was er haben würde, wenn der Schuldner ſeine 
Verpflichtung erfüllt hätte. Der Bürge erfüllt nicht die Verpflichtung des Hauptſchuld- 
ners, die durch ſeine Leiſtung überhaupt nicht erliſcht, da der Anſpruch auf die Leiſtung des 
Schuldners vielmehr nach $ 774 auf den leiſtenden Bürgen übergeht; letzterer erfüllt vielmehr 
ſeine eigene Bürgſchaftsverpflichtung; ſeine Leiſtung erſetzt dem Gläubiger die Erfüllung der 
Hauptverbindlichkeit. Ein Geſamtſchuldverhältnis zwiſchen dem Hauptſchuldner und dem Bürgen 
entſteht alſo nicht. — Das Einſtehen des Bürgen für die Erfüllung der Hauptverbindlichteit 
kann ſich auf deren ganzen Umfang beziehen, es kann auch nur für einen Teil der Haupt⸗ 
ſchuld übernommen werden. Häufig iſt die Beſchränkung der Bürgſchaft auf eine beſtimmte 
Summe, bei künftigen Verbindlichkeiten auf einen Höchſtbetrag. Die Bürgſchaft bezieht ſich 
dann zwar auf die ganze . aber ſo, daß der Bürge dafür nur mit einem Teilwerte 
einzuſtehen hat. Es iſt aber auch möglich, daß der feſtgeſetzte Höchſtbetrag die Hauptforderung 
ſelbſt be ſchränken ſoll, fo daß für den Bürgen eine höhere Schuld nicht in Betracht kommt (RG 76, 
195; Warn 1910 Nr 115; 23 1921, 141% vgl. auch JW 1912, 4551 u. Warn 1914 Nr 15). Bei 
einer Kontokorrentbürgſchaft mit in dieſer Art beſtimmter Kreditſumme bezieht ſich die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung auf den Rechnungsabſchluß zur Zeit der Inanſpruchnahme des Bürgen (RG 
Warn 1910 Nr 115). Es iſt nicht ſelbſtverſtändlich, vielmehr Frage der Auslegung des einzelnen 
Vertrags, ob ſich die Bürgſchaft auf die Zinſen der Hauptverbindlichkeit erſtreckt (RG 11. 10. 06 
VI 27/06); wenn aber der Bürge die Verzinslichkeit der Hauptſchuld gekannt und keinen Vor⸗ 
behalt gemacht hat, iſt in der Regel Verbürgung auch für die Zinſen anzunehmen, bei Kaufleuten 
auch für die üblichen Bankproviſionen; das Gegenteil muß dann der Bürge dartun (MG 1912, 
343°). Der Regel nach erſtreckt ſich die Haftung des Bürgen auch auf Vertragsſtrafen, mit denen 
es ſich ähnlich verhalt wie mit den Zinſen; ſelbſtverſtändlich iſt die Verbürgung dafür nicht. Für 
einen Schaden, den der Glaubiger durch die Nichterfüllung des Hauptſchuldners erleidet, haftet 
der Bürge nicht. Die Bürgſchaft kann unter einer Be dingung auffdjiebender wie auflöſender 
Art übernommen, ſie kann auch auf beſtimmte Zeit beſchränkt werden, letzteres ſowohl 
in dem Sinne, daß die Verbindlichkeiten, die der Hauptſchuldner während dieſer Zeit dem Gläu⸗ 
biger gegenüber eingeht, Gegenſtand der Bürgſchaft ſein ſollen, als auch in dem Sinne, daß die 
Bürgſchaftsverpflichtung mit Ablauf dieſer Zeit erlöſchen foll ($ 777 Rd 63, 11; 82, 382; Warn 
1914 Nr 155; 23 1917, 59210); vgl. des näheren zu $ 777. Bei zeitlich unbeſchränkter Bürg⸗ 
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ſchaft iſt dem Bürgen ein Kündigungsrecht nach ange meſſener Friſt einzuräumen, RG 
Warn 1913, 289; 1914, 158; JW 1932, 165610 RG 130, 376. — In welcher Weiſe, mit welchen 
Worten, die Bürgſchaft, das Einſtehen für die fremde Verbindlichkeit, erklärt wird, iſt gleichgültig, 
wenn nur der Verpflichtungswille des Schuldners, zu zahlen, ſofern dieſer nicht vertragsmäßig 
zahlen werde, aus der Erklärung hervorgeht (RG Warn 09 Nr 87). In den Worten: „Wenn B 
(der Schuldner) nicht zahlt, zahle ich“, kann eine Bürgſchaft gefunden werden (RG 4. 1. 06 VI 
134/05). Die Erklärung des Bevollmächtigten, neben dem Machtgeber für deſſen Schuld haften 
zu wollen, kann Bürgſchaft ſein (RG JW 04, 40719), 

6. Die Bürgſchaft kann nach Abſ 2 auch für künftige oder erſt im Werden begriffene oder 
bedingte Verbindlichteiten übernommen werden, NG 134, 246. Für künftige, alſo ſowohl 
für die Erfüllung der in ihrer Höhe noch unbeſtimmten Verbindlichkeiten, die aus einem ſchon 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe einem Gläubiger gegenüber entſtehen werden, als auch für die 
Verpflichtungen des Hauptſchuldners aus künftig erſt abzuſchließenden und nur der Art nach im 
voraus beſtimmten Geſchäften oder zu begründenden Rechtsverhältniſſen (RG 56, 130; 57, 66; 
62, 382; RG JW 1911, 9405; 1913, 642°; 13. 7. 08 VI 82/08). So iſt auch eine Bürgſchaft für 
alle Anſprüche einer Bank gegen den Hauptſchuldner, „ſie mögen bereits entſtanden ſein oder erſt 
entſtehen, Haupt⸗ oder Nebenſachen betreffen und herrühren aus welchem Rechtsgrunde immer“, 
zuläffig; die Beſtimmtheit der Art nach iſt hier durch den bankmäßigen Geſchäftsverkehr gegeben 
RG JW 1912, 352° u. 46571; Warn 1913 Nr 289; 29. 6. 11 VI 428/10). Eine ſolche allge meine 
Bürgſchaft begreift auch Bürgſchaftsſchulden des Hauptſchuldners, ſo daß dadurch eine Nachbürg⸗ 
ſchaft entſteht (RG 83, 342). Der weſentlichſte Fall der Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten 
Üt die ſog. Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Gläubiger einen laufenden Kredit ver⸗ 
ſchaffen ſoll und in der Regel in der Beſchränkung auf eine gewiſſe Höhe entweder für alle 
während der Dauer der Geſchäftsverbindung des Gläubigers mit dem Schuldner erſterem gegen 
letzteren entſtehenden Forderungen (RG Warn 1910 Nr 115; 1915 Nr 170), oder für die während 
eines beſtimmten Zeitraums erwachſenden übernommen wird (RG 82, 382; 27. 4. 05 VI 
516/04, 8. 2. 06 VI 193/05). Die Bürgſchaft für eine künftige Verbindlichkeit ift nicht wie der 
Kreditauftrag widerruflich. Die Leiſtungsverpflichtung aus der Bürgſchaft entſteht in allen 
dieſen Fällen erſt mit der Begründung der Forderungen des Gläubigers (RG JW 1911, 44712; 
Warn 1914 Nr 184). Dasſelbe gilt bei der Bürgſchaft für eine aufſchiebend bedingte For⸗ 
derung, die wohl zu unterſcheiden iſt von der in A 5 behandelten bedingten Bürgſchaft 
und auf die deshalb auch § 162 keine Anwendung findet. Hat der Bürge den Eintritt der Be⸗ 

ingung verhindert, ſo iſt dieſe nicht eingetreten. Bei einem ſchwebend nichtigen Rechts- 
geſchäft tritt die Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts erſt mit der Heilung ein, z. B. § 313, Rch 75, 114; 
115 S. 6, 12; 130 S. 248,253. Die Bürgſchaftsverpflichtung war aber bei ſolchen im Werden be⸗ 
geiffenen Hauptverpflichtungen gültig, RG 134, 246. Von der Verpflichtung für eine bedingte 
Verbindlichkeit iſt die bedingte Bürgſchaftsübernahme zu unterſcheiden. Dieſe kann auch 
für eine unbedingte Hauptſchuld übernommen werden, wie umgekehrt für eine bedingte Haupt⸗ 
Inu, eine unbedingte Vürgſchaft. Damit wird aber an der Natur der Abhängigkeit nichts ge- 
ert. 


7. Auslegung und Erfüllung des Bürgſchaftsvertrags ſtehen unter der Regel von Treu und 
Glauben nach 88 157, 242 BGB. So kann der Wunſch, eine Erweiterung der Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtung zu erhalten, nicht notwendig die Ablehnung der angebotenen Bürgſchaft bedeuten, 
ſondern iſt vereinbar mit der Annahme zunächſt der weniger befriedigenden Erklärung, ſo daß 
der Bürgſchaftsvertrag zuſtande gekommen ift, Reh in JWö 1931, 11812. Auch ſog. Zinsburg⸗ 
ſchaften ſind nicht zugunſten des Bürgen beſonders eng auszulegen und umfaſſen im Zweifel 
auch Verzugszinſen, R Lg 1932 Sp. 529 Nr 3; HRR 1933 Nr 1004. Der Bürge, deſſen Ver⸗ 
pflichtung dem Gläubiger die Befriedigung wegen feiner Forderung ſichern fol, handelt vertrags⸗ 
widrig, wenn er ſelbſt durch feine Handlungsweiſe die Vereitlung dieſer Befriedigung herbei⸗ 
führt. Das gleiche gilt aber nicht, wenn er nur für einen Teil der Hauptſchuld ſich verbürgt hatte 
und durch Verfolgung ſeines Rechtes auf Sicherſtellung gegen den Hauptſchuldner nach 8 775 
wegen dieſes Teiles dem Gläubiger die Befriedigung wegen des durch die Bürgſchaft nicht gedeckten 

elles der Forderung entzieht, ſofern nicht aus dem Vertrage und den ihn begleitenden Umſtanden 
115 anderes erhellt (RG 11. 4. 04 VI 300/05). Der Gläubiger auf der andern Seite wird durch 
ein Bürgſchaftsvertrag zunächſt nur berechtigt, nicht verpflichtet; er hat dem Bürgen gegenüber 
emerlei Wachſamkeits⸗ und Sorgfaltspflicht in bezug auf die Einziehung feiner Forderung, wenn ſie 
Acht etwa zur Bedingung ber Bürgſchaft gemacht wurde (RG 87, 327; 88,410; Warn 1916 Nr 129; 
= 1905, 720), auch keine Aufklärungspflicht gegenüber dem Bürgen bei Eingehung des Vertrags 
hinſichtlich der wirtſchaftlichen und Kreditverhältniſſe des Hauptſchuldners (RO JW 1918, 876). 
Treu und Glauben hat aber auch er gegenüber dem Bürgen zu wahren; auch über die Beſtimmung 
00 9 776 hinaus, die ihm verbietet, anderweit beftellte Sicherheiten zum Nachteile des Bürgen 
ah geben, darf er deſſen Stellung nicht willkürlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit verſchlechtern 
W 05, 72011). S. des näheren zu $ 776. Und der Bürge, der ſich einem Geſchaftsherrn 
gegenüber für die Anſprüche verbürgt hat, die dieſem aus dem Dienſtverhältnis mit einem Ange⸗ 
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ftellten (Kaſſierer) entſtehen würden, haftet nicht für die Schadenserſatzforderungen aus Unter⸗ 
ſchleifen des letzteren, die durch die eigene grobe Nachläſſigkeit des Geſchäftsherrn in der Aufficht 
über ſeine Angeſtellten erſt möglich geworden find (RG 29, 141; Warn 08 Nr 494). Für die An⸗ 
fechtung eines Bürgſchaftsvertrags wegen Irrtums, Argliſt (RG 85, 322; JW 03 Beil Nr 237; 
1916, 12702; Warn 1915 Nr 189) oder widerrechtlicher Drohung wie für das Erlöſchen des 
Bürgſchaftsverhältniſſes iſt auf die allgemeinen Vorſchriften zu verweilen. Die Anfechtung 
wegen Irrtums kann im Hinblick auf das Eintrittsrecht des Bürgen nach $ 774 darauf gegründet 
ſein, daß der Bürge angenommen hatte, dem Gläubiger ſei vom Hauptſchuldner ein Pfandrecht 
zur Sicherung der Forderung gültig beſtellt worden, ſofern der Bürge erkennbar nur mit Rückſicht 
auf dieſe anderweite Sicherheit die Bürgſchaft übernahm (RG 75, 271). Eine Beerbung des 
Hauptſchuldners durch den Bürgen läßt die Bürgſchaft nicht erlöſchen: die ererbte Hauptſchuld 
iſt Nachlaßſchuld, die Bürgſchaftsſchuld perſönliche Schuld des Bürgen, ſo daß dieſer ſich wegen 
der letzteren auf die beſchränkte Erbenhaftung nicht berufen kann (RG 76, 57). Ein Verzicht 
des Gläubigers kann nur durch Erlaßvertrag mit dem Bürgen gemäß $ 397 erklärt werden; durch 
eine ohne Zuzlehung des Bürgen errichtete einſeitige Verzichtsurkunde wird dieſer nicht befreit 
(MW 24. 2. 02 VI 32/01). Ein Kündigungsrecht ſteht dem Bürgen, wenn es nicht vereinbart 
iſt, an ſich nicht zu. Doch iſt ein ſolches bei Kreditbürgſchaften von unbeſtimmter Dauer dem 
Bürgen nach Ablauf eines angemeſſenen Zeitraums der Regel nach nicht zu verſagen; es kommt 
auf die Geſtaltung der Umſtände und den Zweck der Bürgſchaft im einzelnen Falle an (RG JW. 
1911, 44712; Warn 1913 Nr 289; 1914 Nr 158). Die Kündigung muß in ſolchem Falle unter 
billiger Rückſichtnahme auf die zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner beſtehende 
Geſchäftsverbindung erfolgen (R& Warn 1913 Nr 289). Die Vereinbarung zwiſchen dem Bürgen 
und dem Gläubiger, daß dieſer dem Hauptſchuldner keinen Kredit mehr gewähren dürfe, kann bei 
einer Kreditbürgſchaft auf unbeſtimmte Zeit als zuläſſige Kündigung aufgefaßt werden (RG LZ 
1917, 59210), Die Verſchlechterung der Vermögenslage des Hauptſchuldners gibt dem Bürgen 
nur den Befreiungsanſpruch gegen dieſen nach § 775 unter den Vorausſetzungen dieſes Para⸗ 
graphen, jedoch fein Kündigungsrecht gegenüber dem Gläubiger; es iſt gerade der Zweck des 
deb e dae den Gläubiger gegen die Gefahren aus der Vermögensunzulänglichkeit 
des Schuldners zu decken. — liber die Verjährung der Anſprüche aus dem Bürgſ aftsvertrage 
. A1 am Schluſſe. Der Erfüllungsort beſtimmt ſich nach den allgemeinen Grundſätzen und 
iſt nicht der der Hauptſchuld, jofern ſich nichts anderes aus dem Vertrag ergibt (RG 9, 185; 10, 282 
30, 299; 34, 17; 54, 315; 71, 59; 73, 262; 96, 263). Das Bürgſchaftsverſprechen kann nach $ 812 
zurückverlangt werden, RG 118, 360. 

8. Zur Frage der Sicherheitsleiſtung im Prozeß durch Bürgſchaft, ZPO $ 751 
Abſ 2, vgl. Sonner, Feſtg f. Fuchs S. 22 und Bredenkamp in JW 1927, 2452. Die bloße Hinter⸗ 
legung der Bürgſchaftsurkunde bei Gericht genügt nicht, fie muß dem Gegner zugehen (Wunderlich 
JW 1926, 2560; 1927, 2558; Arons 23 1927 Sp. 1192). 


§ 766 
Zur Gültigkeit des Bürgſchaftspertrags !) iſt ſchriftliche 2) Erteilung ?) der 
Bürgſchaftserklärung ) 5) erforderlich). Soweit der Bürge die Hauptver- 
bindlichkeit erfüllt, wird der Mangel der Form geheilt 7). 
PB 2 462, 463. 


1. Die Gultigkeit des Bürgſchaftsvertrags iſt davon abhängig, daß die Verpflichtungserklä⸗ 
rung des Bürgen in ſchriftlicher Form erklärt iſt; die nur für die letztere vorgeſehene Form iſt 
alſo inſoweit zugleich notwendige Form des Bürgſchaftsvertrags (NG 62, 379). Die beider, 
ſeitigen Vertragserklärungen brauchen nicht ſchriftlich zu ſein. Zum Zuſtandekommen eines 
Bürgſchaftsnertrags bedarf es keiner förmlichen Annahme durch den Glaubiger, ſchon durch die 
bloße Entgegennahme der Erklarung kann er zuſtande kommen, RG 57, 67; JW 1931, 1181; 
HRR 1933 Nr 725. Das iſt von Wichtigkeit für die Frage, nach welchem örtlichen Rechte 
die Form des Nürgſchaftsvertrags gemäß Art 11 Abſ 1 CG ſich zu richten hat (ſ. $ 765 A 1). Nach 
Abſe1 Satz 1 find für die Form eines Rechtsgeſchäfts grundsätzlich die Geſetze maßgebend, unter 
denen das ſeinen Gegenſtand bildende Rechtsverhältnis ſteht, bei Vertragen nach der herrſchenden 
Lehre, die auch vom R& 54, 311; 73, 379; JW 07 S. 3597 u. 3866, 1911, 1482 vertreten wird, die 
Geſetze des Erfallungsorts während Rö 61, 343 u. 62, 379 ſich für das Perſonalſtatut des Schuld. 
ners, bei dem Burgſchaftsvertrage alſo des Bürgen ausgeſprochen haben. Demgemäß iſt unter 
allen Umſtänden die Beobachtung der in dieſen Geſetzen für den Bürgſchaftsvertrag vorgeſehenen 
Form genügend, auch wenn fie die mildere tft M 61, 343; 62, 379). Gemäß Abſſ 1 Satz 2 des 
Art 11 ſoll aber auch die Form ausreichen, die die Geſetze des Ortes vorſchreiben, an dem das 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird“. Dieſe Beſtimmung kommt mithin zur Anwendung, 
wenn die Formvorſchrift der Geſetze des Abſ 1 Satz 1 die ſtrengere iſt. Als den Ort, an welchem 
der Bürgſchaftsvertrag vorgenommen wird, ſieht RW 62, 379 mit Rückſicht darauf, daß der Vertrag 
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erſt durch die Annahme der Bürgſchaftserklärung ſeitens des Gläubigers, die die Willenseinigung 
darſtellt, geſchloſſen wird (. A 3), denjenigen an, wo die Annahme erklärt oder ($ 151) für erklärt 
zu erachten iſt. Der Bürgſchaftsvertrag kommt nach dieſer Auffaſſung formlos gültig zuſtande, 
wenn nach den Geſetzen des ausländiſchen Ortes, wo die Annahme erfolgte, eine Form für den 
Bürgſchaftsvertrag überhaupt nicht vorgeſehen iſt, während die Form des § 766 für die Ver⸗ 
pflichtungserklärung des Bürgen gewahrt fein muß, wenn auch nur die Annahme durch den Gläu⸗ 
biger im deutſchen Inlande erfolgte, da ſie den Ort des Vertragsſchluſſes beſtimmt. Zutreffend 
wird hierfür geltend gemacht, daß es keinen Unterſchied begründen könne, ob die anbietende Ver⸗ 
tragspartei zu der annehmenden hinreiſe, oder ob ſie dieſer ihren Antrag in einer ſchriftlichen 
Erklärung überſende (a. M. Staudinger II D zu Art 11 Ech, die die Beobachtung der Formen 
beider Rechtsgebiete für erforderlich erachten. Habicht, Int PrR Art 11 Ech A 5, hält, wenn nur 
das Geſetz des einen Rechtsgebiets eine Form, und zwar nicht fltr den Vertragsſchluß überhaupt, 
ſondern allein für die Erklärung der einen Vertragspartei vorſieht, die Beobachtung der Form 
nur für dieſe Erklärung erforderlich, wenn die Erklärung in dem Lande abgegeben wird, das die 
Form vorſchreibt, wogegen der Vertragsſchluß formlos iſt, wenn die Erklärung in dem andern 
Rechtsgebiete abgegeben wird). — Auch für den Bürgen des Grundſtücksverkäufers gilt nur die 
Formvorſchrift des 9 766, nicht des $ 313, RG 140, 216. — Verträge, die eine Bürgſchaft nicht neu 
degründen, ſondern nur eine beſtehende, die ſonſt erlöſchen würde (infolge einer Schuldübernahme 
3 418 Abſ 1 oder infolge einer Umwandlung der Hauptſchuld in ein Darlehen, $ 607 Abſ 2 u. a.), 
aufrechterhalten, unterliegen nicht der Form des § 766 (RG 70, 411). War aber die alte Bürg⸗ 
ſchaft zur Zeit des neuen Vertrags bereits erloſchen, fo bedeutet die Aufrechterhaltung eine neue 
Burgſchaft, und $ 766 wird anwendbar (RG 59, 42; Warn 1910 Nr 114). Der Form des $ 766 
unterliegen auch Bürgſchaftsvorverträge (MG 76, 303). In den Fällen, in denen die Schuld⸗ 
mitübernahme in Wahrheit inhaltlich als Bürgſchaft erſcheint (f. Vorbem 6 d vor 8 765), gilt 
die Formvorſchrift des $ 766 ebenſo dafür (RG 51, 120; 59, 232; 64, 318; Warn 1920 Nr 154). 
Auf die dem Bürgſchaftsvertrage nur verwandten Verträge findet die Formvorſchrift jedoch 
weine Anwendung. Die ehemännliche Zuſtimmung zur Bürgſchaftserklärung der Frau nach 
3 1399 Abſ 2 bedarf nicht der Form des $ 766 (RG 88, 426). Die Bürgſchaft ift formfrei, wenn 
lie auf der Seite des Bürgen ein Handelsgeſchäft eines Vollkaufmanns iſt (GB 88 343, 349, 
350, 351; RG JW 1906, 87, 691). 

2. Schriftlich, d. i. durch eine von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift 
Ader mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnete Urkunde ($ 126). 
dem Formzwang des $ 313 unterliegt die Erklärung nicht, RG 134, 245; 140, 219; Staub HG 
(44. Aufl.) zu 9 349 A 6. — A. M. Staudinger BOB zu 9 313 A A 1 3. Die Urkunde wird nicht 
durch telegraphiſche Übermittlung oder durch Briefwechsel erſetzt; denn die Beſtimmung des 
127 gilt nur für die ge willkürte Schriftform; das ſchließt nicht aus, daß die Bürgſchaft durch Brief 
oder Poſtkarte erklärt wird, ſofern die ſchriftliche Erklärung dem § 126 entſpricht (RG Warn 1915 
9 114). Der rechtsgeſchäftliche Wille muß ſich unmittelbar aus demjenigen Schriftſtück ergeben, 
durch deſſen Abfaſſung der Form genügt wird (dich 57, 258). Erfolgt die Ausſtellung der Urkunde 
durch einen Vertreter (Unterzeichnung mit dem Namen des Machtgebers nach RG 74, 69 gültig 

G 76, 99), jo bedarf die Ermächtigung zur Abgabe der Erklärung für den Vertretenen der Schrift⸗ 
form nicht ($ 167 Abſ 2); aber fie muß erkennen laſſen, daß bie Vertretungsmacht dahin gehen 
ſoll, ein formgerechtes Rechtsgeſchäft abzuſchließen. Deshalb begründet eine Ermächtigung: 
sagen Sie den Leuten, daß fie ihr Geld bekommen werden!“ keine Vertretungsmacht für die 
Ausſtellung einer Bürgſchaftsurkunde (RG ZW 03 Beil Nr 184). Im übrigen iſt jedoch der Auf⸗ 
rag zur Abgabe einer Bürgſchaftserklärung zugleich als auf Vornahme des Rechtsgeſchäfts in 
wirkſamer Form gerichtet anzuſehen. — Die Unterschrift des Ausſtellers muß unter der Urkunde 
ſtehen, ihren Inhalt der äußeren Erſcheinung nach decken; dagegen iſt nicht erfordert, daß die 
Anterſchrift erſt unter den fertigen Text geſetzt werden müßte; wird der Text in die unterſchriebene 
Urkunde dem Willen des Ausſtellers entſprechend nachträglich eingerückt, jo iſt damit eine gültige 
Urkunde nach $ 126 hergeſtellt (RG 57, 66). Die ſchriftliche Form wird, wenn die Bürgſchafts⸗ 
erklarung in einem prozeſſualiſchen Verfahren erfolgt, in allen Fällen durch die prozeß⸗ 
mäßige Beurkundung (des Vergleichs, des Verzichts, der Anerkennung) erſetzt. Insbeſondere 
ommt hier die im Termine zum Zwangsvergleich über den Konkurs des Hauptſchuldners von 
mem Dritten übernommene und im Protokoll des Konkursrichters beurkundete ſog. Akkordbürg⸗ 
ſchaft in Frage (RG 56, 70; 64, 82); desgleichen die Verbürgung für ein Gebot im Zwangsver⸗ 
f A 4 ngsverfahren (RG Warn 08 Nr 369 u. 26. 3. 08 VI 288/07). Über den Inhalt der Urkunde 


15, . 8 766 erfordert die ſchriftliche Form für die Erteilung der Bürgſchaftserklärung, richtiger: 
gie dem Gläubiger gegenüber zu bewirkende Erteilung einer in ſchriftlicher Form ausgeſtellten 
Burgſchaftserklärung. Erteilt iſt die Erklärung noch nicht durch die Unterzeichnung der Urkunde, 
londern erſt durch die Übergabe an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſenden 
laubiger. Unter Erteilung ift aber nicht nur die Aushändigung des die Erklärung enthaltenden 
Schriftſtückes, ſondern jeder Akt zu verſtehen, durch den ſich der Erteilende zugunſten des andern 
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in der Weiſe entäußert, daß dieſer darüber verfügen kann, RG Gruch 51, 181; Seuff A 80, 145; 
RG HR 1932 Nr 1917, und fie wird wirkſam erſt in dem Zeitpunkt, in dem fie dem Gläubiger 
zugeht ($ 130), er darüber die tatſächliche Verfügungsgewalt erlangt; bis dahin kann ſie unter 
Abweſenden widerrufen, unter Anweſenden zurückgezogen werden (RG 61, 414; 126, 122; Warn 
09 Nr 353; 28 1918, 106715; JW 1927, 38%. Die Bezugnahme auf eine ſchon in den Händen 
des Gläubigers befindliche, vom Bürgen ausgeſtellte Urkunde iſt der Hingabe einer neuen Schrift 
gleichwertig; doch iſt eine frühere Urkunde, die zum Zwecke einer andern und bereits erledigten 
Bürgſchaft ausgeſtellt und gegeben war, untauglich, für eine neue Bürgſchaft die Form der 88 126, 
766 zu erfüllen (RG 59, 42; Warn 1910 Nr 114). Die Erteilung einer Abſchrift der Bürgſchafts⸗ 
erklärung genügt dem Erfordernis des $ 766, R& 61, 414; 126, 123. 

4. Die für die Bürgſchaftserklärung in § 766 vorgeſehene Urkunde unterſteht dem Aus- 
legungsgrundſatze des § 133, auch hinſichtlich der Bedeutung ihrer Unterſchriften, ob der Aus⸗ 
ſteller für ſich oder als Vertreter anderer handelte (RG 71, 115; 75, 1; 95, 125; JW 1917, 1540): 
zur Auslegung dürfen in den Grenzen der Vereinbarkeit des anderweit ermittelten wirklichen 
Willens mit der urkundlichen Erklärung auch außerhalb der Urkunde liegende Umſtände 
ſowie in andern Urkunden enthaltene Erklärungen herangezogen werden (RG 57, 259; 59, 217; 
62, 172; 71,115; 76 S. 193, 303; 78, 37; 82, 70; 94,89; 95,125; JW 05, 3365; 06 S. 874 u. 
6855; 1913, 6425; 1931, 11811; Warn 09 Nr 140; 23 1920, 5632). Wichtig für die Auslegung 
iſt namentlich der Vertragszweck, RG in Baygfpflg. 1927, 321. Die Urkunde muß aber jeden⸗ 
faus unter Zuhilfenahme dieſer Umſtände und Erklärungen den beſonderen rechtsgeſchäftlichen 
Inhalt der Bürgſchaftsverpflichtung erkennen laſſen und ihm einen wenn auch unvollkommenen 
Ausdruck leihen; vor allem muß das weſentliche Merkmal dieſer Verpflichtung, das Einſtehen 
für eine beſtimmte angegebene fremde Schuld, darin erkennbar enthalten fein (6 57, 258: 59,218; 
62, 379; 68, 143; 76, 195; 78, 37; 94, 85; JW 1917, 1541; Warn 08 Nr 506; 1910 Nr 410; 1917 
Nr 288). Der ſolenne Ausdruck, Bürgſchaftsübernahme“ iſt nicht erforderlich, Rc 59,219; 62, 172. 
Die Benennung einer falſchen Perſon als Hauptſchuldner NG 82, 70, die Nichtbezeichnung des 
Gläubigers Roß 62, 379 kann die Bürgſchaft mangels anderweiter Erkenntnisquellen unwirkſam 
machen, anderſeits kann die Nichtnennung des Hauptſchuldners, ſofern dieſer ſonſt erkennbar 
iſt, die Bürgſchaft wirkſam laſſen. Deshalb genügt ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen 
oder die Unterzeichnung eines Wechſels in der Abſicht bürgſchaftlicher Verpflichtung der Vor⸗ 
ſchrift des $ 766 nicht (NG 51, 110; 65, 407; 94, 85; vgl. beſonders über die Bedeutung der Unter⸗ 
zeichnung eines ſog. Garantie wechſels: RG 48, 152; 51, 114; 61,6; 94,85; 96,136; 23 1916, 
137810, ebenſo nicht die bloße Mitunterzeichnung der über die Hauptſchuld ausgeſtellten Urkunde 
(RG 62, 172; 77, 378; 78, 37); wohl aber kann eine ſolche Mitunterzeichnung mit der Hinzu 
fügung der Worte „als Bürge“ für ausreichend erachtet werden (RG aaO. und 61, 343). Da⸗ 
gegen nicht mit dem Zuſatz „in Haftung“, der das Einſtehen für fremde Schuld nicht erkennen 
laßt (RG Warn 1910 Nr 410). Aus der Urkunde muß ferner die Schuld, für die gehaftet werden 
toll, und deshalb auch die Perſon des Hauptſchuldners (RG 82, 70) hervorgehen, und ſie muß 
die Perſon des Gläubigers erkennen laſſen (RG 62, 379), wenn auch weder die Schuld ihrem 
Betrage nach, noch die Perſon des Gläubigers und des Schuldners mit Namen bezeichnet ſein 
muß (Rc 02, 379, 63, 143; 71, 113; 76, 195; 80, 405; ZW 1911, 9405; 1913, 642%). Die aus 
drückliche Bezugnahme auf ein anderes Schriftſtück, um die Hauptſchuld zu bezeichnen, iſt zu⸗ 
laſſig (R& 59, 217; 76, 305). Über die Möglichkeit der Bürgſchaftserklärung für mehrere ge⸗ 
trennte Hauptforderungen in einer zuſammenfaſſenden Ziffer vgl. RG 23 1919, 12311. Die 
Urkunde hat weiter Bedingungen, unter denen die Bürgſchaftsverpflichtung übernommen wird, 
ſowie Nebenabreden über Erfüllungszeit und Erfüllungsort jedenfalls inſoweit zu enthalten, als 
ſie den Burgen beſchweren, während dem Gläubiger läſtige, den Bürgen befreiende Bedingungen 
und Nebenabreden ohne die Form gültig ſind, wenn ſie neben der Urkunde beſtehen ſollen (R 5 
59,10; 65, 46; 71,415; 81, 414; 95, 9; ZW 03 Beil Nr 240; 1911 S. 54015, 64812; 1919, 3117 
Warn 08 Nr 149; 09 Nr 340; 1910 Nr 114 1913 Nr 366; 1917 Nr 288; ſowie 29. 6. 05 VI 513/04; 
25. 11. 12 VI 285/12; 27. 2. 13 VI 309/12). Die Bürgſchaftsurkunde hat nach allgemeiner Regel 
die Vermutung der Vollſtändigkeit für fich, auch hinſichtlich einſchränkender, dem Bürgen günſtiger 
Nebenabreden, aber nur für die Verpflichtungen des Bürgen, nicht für den übrigen Vertrags ⸗ 
inhalt (RS 95, 125; ZW 1911, 54015; 1918, 3675). Die Beweislaſt für behauptete mündliche 
Einſchränkungen der Bürgſchaft, die an ſich zuläſſig ſind, trifft naturgemäß den Bürgen (RG 
14. 6. 15 V169/15; #6 65, 40; 71, 415; Heth 1933 Nr 1006, Nr 921). Auch nachträgliche Ab. 
änderungen der Burgſchaftsverpflichtung bedürfen der ſchriftlichen Form, wenn ſie ſie erweitern; 
ſchwächen ſie fie ab, jo find fie mündlich gültig (R 59, 10; 81, 414; JWö 03 Beil Nr 240). Über 
die Frage, ob die dem Zeitbürgen (3 777) gewährte Stundung der Schriftform bedarf, weil 
ſie die zeitliche Beſchränkung aufhebt, vgl. RF 96,133. Insbeſondere muß die Bürgſchafts⸗ 
urkunde die Art der Bürgſchaft, z. B. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft erkennbar 
machen, wenn eine ſolche beabſichtigt war (RG 24. 3. 11 VII 305/10). 

5. Die ſchriftlich erteilte Bürgſchaftserklärung bedarf der Annahme durch den Gläubiger, 
wenn ein Bürgſchaftsvertrag zuſtande kommen foll ($ 151). Für dieſe iſt eine Form nicht vor⸗ 
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geſchrieben; fie iſt mündlich gültig und kann auch ſtillſchweigend durch Entgegennahme der 
Urkunde über die Bürgſchaftserklärung erfolgen (Mb 57 S. 66, 261; 62, 379; 97, 163; JW'᷑ 06, 
71a, Warn 1915 Nr 49). Auch im Urkundenprozeſſe bedarf fie nicht eines beſonderen Nach⸗ 
weiſes durch eine Urkunde; ſeine eigene Annahmeerklärung kann der Glaubiger gar nicht urkund⸗ 
lich nachweiſen (RG 97, 162). Eine Annahme ift aber nicht möglich, wenn der Gläubiger die 
ſchriftliche Erklarung gar nicht als Bürgſchaft auffaßt (RG 20. 10. 13 VI 301/13). Wird die 
Bürgſchaftserklärung in der Weiſe erteilt, daß der Bürge dem Schuldner eine von ihm unter⸗ 
zeichnete Blanketturkunde ohne den Namen eines Gläubigers übergibt, damit der Schuldner ſich 
einen Gläubiger ſuche und dieſem die von ihm ausgefüllte Urkunde überantwortet, fo ftellt die 
Empfangnahme der daraufhin mit dem Willen des Bürgen durch den Schuldner dem Gläubiger 
ausgehändigten Bürgſchaftsurkunde den Vertragsſchluß zwiſchen dem Bürgen und dem Gläubiger 
dar (RG 57, 66; 76, 195; JW 1916, 12702 u. 21. 5. 06 VI 362/05; 2. 7. 06 VI 566/05). Eben⸗ 
ſowenig wie die Annahme der Bürgſchaftserklärung durch den Gläubiger bedürfen von dem 
Gläubiger etwa dem Bürgen gegenüber übernommene Verpflichtungen, mögen ſie als Neben⸗ 
verpflichtungen erſcheinen oder wirkliche Gegenleiſtungen darſtellen (vgl. Vorbem 4 vor § 765), 
der Beurkundung (NG JW 1911, 54015). Dasſelbe gilt von allen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, 
die das Verhältnis zwiſchen dem Bürgen und dem Hauptſchuldner regeln (RG 59, 10) und ſelbſt⸗ 
verſtändlich ebenſo von Vereinbarungen mehrerer Mitbürgen untereinander (RG JW 06, 30510). 
6. Der Verſtoß gegen die Formvorſchrift des $ 766 bewirkt nach $ 125 Satz 1 die Nichtig⸗ 
keit des Vertrags, die auch die Nichtigkeit von Nach⸗ und Rückbürgſchaften einſchließt, aber immer 
nur die bürgſchaftliche Verpflichtung betrifft. Dem zum Zwecke der Bürgſchaft gegebenen 
und nach der WO gültigen Wechſelverſprechen kann der Mangel der Form für die Bürg⸗ 
ſchaft nicht entgegengehalten werden (RG 51, 110; 61,6; 94, 89). Anderſeits kann zwar eine 
nach $ 766 gültige Bürgſchaftsverpflichtung, nicht aber eine der Form entbehrende in ein Dar⸗ 
lehen nach § 607 Abſ 2 umgewandelt und damit die Formvorſchrift umgangen werden (RG 
Warn 08 Nr 506). — Auf die von einem Vollkaufmann abzugebende Bürgſchaftserklärung 
lndet, wenn die Bürgſchaft auf feiner Seite ein Handelsgeſchäft iſt, die Formvorſchrift des § 766 
gemäß 89 350, 351 HGB nicht Anwendung (ſ. dazu RG JW 06, 69115 u. Gruch 54, 404). Be⸗ 
ſatigung eines nichtigen Bürgſchaftsvertrags bedarf als Vornahme einer neuen Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung der Form des § 766. 
7. Durch die Erfüllung der Bürgſchaftsverpflichtung wird der Mangel der Form 
eheilt. Der Bürge, der den Gläubiger befriedigt hat, kann mithin von ihm nicht Rückzahlung 
des Geleiſteten wegen ungerechtfertigter Bereicherung verlangen; die Zahlung des Bürgen 
aus dem formell ungültigen Geſchäfte erzeugt dieſelben Wirkungen, wie wenn ein gültiger Bürg⸗ 
aftsvertrag von Anfang an vorgelegen hätte. Der Bürgſchaftsvertrag wird aber durch die 
Erfüllung natürlich nur fo weit gültig, wie die Erfüllung reichte (NG 76, 195). Der Erfüllung 
ſtehen die ſie vertretenden Rechtshandlungen: Leiſtung an Erfüllungs Statt $$ 364, 365, Hinter⸗ 
legung S 372ff., Aufrechnung §8 387ff. (val. zu $ 768) gleich. Ein bloßes Hahlungsverſprechen 
und ſelbſt ein Schuldanerkenntnis ſchaffen zwar nach §8 780 ff. eine neue Verbindlichkeit neben 
der alten, laſſen dieſe aber beſtehen, bilden ſonach keine Erfüllung, R HRR 1933 Nr 1003. 
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Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Beſtand der Haupt- 
verbindlichkeit maßgebend ). Dies gilt insbeſondere auch, wenn die Haupt- 
verbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners geändert 
wird 2). Durch ein Nechtsgeſchäft, das der Hauptſchuldner nach der Über- 
nahme der Bürgſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung des Bürgen nicht 
erweitert >), 
Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner zu er- 
ſetzenden Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung 0). 

E 072 II 708; M 2 063666; P 2 466, 407. 
„1. Die Abhängigkeit des Bürgſchaftsvertrags von der Hauptverbindlichkeit, für deren Er⸗ 
fünung der Bürge einzuftehen ſich verpflichtet, bedingt es, daß die Bürgſchaftsverpflichtung 


erden. Wird eine Erweiterung der Haftung über den Beſtand der Hauptſchuld übernommen, 
Alt biefe nicht mehr unter den Begriff der Bürgſchaft, es wird vielmehr daneben eine ſelbſtändige 
ch 


geren rechtliches Daſein und gegenſtändlicher Umfang mit den aus dem Schuldverhältnis, wie 
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die die Hauptſchuld ſowohl erweitern wie einengen können, zu verſtehen. Zum Beſtande 
gehören die Bankbedingungen, unter denen der verbürgte Kredit bewilligt iſt (NG JW 1917, 
811, und gehört die Verfallklauſel für den Fall des Verzugs des Hauptſchuldners (R Warn 
1914 Nr 328). Der jeweilige Beſtand umfaßt dagegen nicht alle Rechtsbeziehungen der Haupt⸗ 
verbindlichkeit überhaupt; die Selbſtändigkeit des Bürgſchaftsvertrags wird durch die Gleichheit 
des Gegenſtandes, auf den ſich die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners wie die des Bürgen richtet, 
nicht aufgehoben; insbeſondere iſt aus § 767 nichts für eine Einheit des Erfüllungsorts für die 
Leiſtungen des Bürgen und des Hauptſchuldners zu entnehmen (RG 71,56; 73, 262; vgl. § 765 
A 1). Über Bürgſchaft für eine Kreditforderung bei Beſtehen eines Kontokorrentvertrags 
zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner RG 136, 178. Die Bürgſchaftsverpflichtung erliſcht mit 
der Hauptſchuld durch deren Erfüllung und die dieſe vertretenden Handlungen (Hingabe an 
Zahlungs Statt, Hinterlegung, die vom Schuldner erklärte Aufrechnung), durch Erlaß des Gläu⸗ 
bigers gegenüber dem Hauptſchuldner, auch durch eintretende Unmöglichkeit der Hauptleitung, 
ſoweit ſie der Schuldner nicht zu vertreten hat (8 275). Hat der Bürge ſelbſt dieſe Unmöglichkeit 
ſchuldhaft herbeigeführt, jo haftet er aus dem Bürgſchaftsvertrage dem Gläubiger, dem er ſich 
zur Sicherung der Forderung verpflichtet hat, für den ihm entſtandenen Schaden. Die für eine 
Geſamtſchuld übernommene Bürgſchaft erliſcht im Zweifel nicht dadurch, daß einer der Geſamt⸗ 
ſchuldner aus dem Schuldverhältnis ausſcheidet; das Schuldverhältnis wird dadurch gegen⸗ 
ſtändlich nicht verändert (Rh Warn 1913 Nr 286). Sind die Vertragsparteien des Hauptſchuld⸗ 
verhältniſſes dahin übereingekommen, daß der Vertrag nicht zur Ausführung kommen ſoll, ſo 
iſt damit die Hauptverbindlichkeit weggefallen; für die Rückge währverpflichtungen des Schuldners 
aus $ 812 Abſ 1 Satz 2, die eine neue ſelbſtändige Schuld bilden, haftet der Bürge nicht (RG 
9. 4. 02 J 423/01); ebenſo nicht für das negative Vertragsintereſſe des Gläubigers, wenn der 
Schuldner das Hauptgeſchäft wegen Irrtums angefochten hat. — Die Bürgſchaftsverpflichtung 
erliſcht ferner durch erfolgreiche Anfechtung des Hauptvertrags wegen Irrtums oder Betrugs, 
ſowie durch Umſchaffung der Hauptſchuld in eine andere nach 88 607 Abſ 2, 779, 780—782 (RG 
JW 03 Beil Nr 219); über das Fortbeſtehen der für die Einzelforderungen eines Rechnungs⸗ 
verhältniſſes (§ 356 HG) eingegangenen Bürgſchaft trotz der Anerkennung des Rechnungs⸗ 
abſchluſſes vgl. 9 765 A 3. Die Bürgſchaft erliſcht weiter durch eine befreiende Schuldübernahme, 
wenn nicht der Bürge in dieſe eingewilligt hat (§ 418 Abſ 1; vgl. dazu RG 70, 411). Eine Ver⸗ 
einbarung, daß die Bürgſchaftsſchuld trotz Erlöſchens der Hauptſchuld beftehen bleiben ſolle, 
widerſpricht dem Weſen des Bürgſchaftsvertrags; in einer ſolchen Vereinbarung kann aber eine 
Schuldübernahme liegen (NG JW 1913, 59711)“ Die Vereinigung von Bürgſchaftsſchuld und 
Hauptſchuld durch Beerbung des Hauptſchuldners ſeitens des Bürgen oder umgekehrt hat ein 
Erlöſchen des Hauptſchuldverhältniſſes nicht zur Folge, an ſich je doch ein ſolches der Bürgſchafts⸗ 
ſchuld, da deren Weſen das Einſtehen für eine fremde Schuld bedingt. Die Bürgſchaftsſchuld 
bleibt aber beſtehen, ſoweit und ſolange ihr Fortbeſtand für den Gläubiger, deſſen Lage nicht 
verſchlechtert werden darf, von Intereſſe iſt (RG 76, 57; vgl. EI 8 678; M 2, 678; Prot 2, 480). 
Die Bürgſchaftsſchuld erliſcht auch durch Abtrennung der Bürgſchaftsforderung von der Haupt, 
forderung. Eine Abtretung der Hauptforderung ohne die Bürgſchaftsforderung ift gültig, bringt 
aber die Bürgſchaft, die ſelbſtändig nicht beſtehen kann, zum Erlöſchen (RG 85, 363). Eine Ab- 
tretung der Forderung aus dem Bürgſchaftsvertrage ohne die Hauptforderung kann es nach dem 
Geſagten nicht geben, ebenſowenig eine Pfändung oder Verpfändung (RG JW 09, 6855; vgl. 
R6 15, 278; 33, 269). — Durch ein rechtskräftiges, im Prozeſſe des Gläubigers gegen den Schuldner 
ergangenes abweiſendes Urteil wird die Hauptſchuld zum Erlöſchen gebracht. Der Bürge kann 
ſich deshalb auf das abweiſende Urteil berufen, obwohl es für ihn Rechtskraftwirkung nicht ausübt. 
2. Die Bürgſchaftsſchuld folgt den Veränderungen, die der Umfang der Hauptſchuld nach 
Eingehung der Bürgſchaft (R Lg 1917, 802%) erleidet, ſeien dieſe zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Hauptſchuldner vereinbart oder auf andere Weiſe, insbeſondere durch Verzug oder ver- 
tragswidriges Verhalten des Schuldners entſtanden (Verzugszinſen, Schadens 
erſatz, RG 1931 Nr 8), ſeien fie Einengungen oder Erweiterungen der Schuld (Aufwertung, 
e WB 1924, 1867). Doch können ſpätere rechtsgeſchäftliche Erweiterungen nicht zum 
Nachteile des Bürgen wirken (ſ. Satz 3 Abſ 1 des Paragraphen und unten A 3; R 56, 0 
59, 223; 126, 287), da fie eine neue Belaſtung des Schuldners darſtellen, auf die die Bürgſchaft ſich 
nicht bezog. Ein Stundungsvertrag zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner wirkt auch zugunſten 
des Bürgen (RG 56, 310; 93, 91), es jet denn, daß er die Länge des letzteren verſchlechtert (RG 56, 
310; 59, 223); in dieſem Falle bedarf es des Einverſtändniſſes des Bürgen, wenn der Stundung, 
vertrag für ſeine Verpflichtungen Wirkſamkeit erlangen ſoll (RG Warn 1914 Nr 155). Auch eine 901 
jegliche Stundung (Kriegsverordnungen) wirkt zugunſten des Bürgen, der nicht ſchlechter geftell 
werden darf als der Hauptſchuldner (RG 93, 91). Die Kündigung an den Schuldner macht au 5 
die Bürgſchaftsſchuld fällig, eine Kündigung gegenüber dem Bürgen ift für die Hauptſchuld un 
deshalb auch für die Bürgſchaftsſchuld wirkungslos (RG Lg 1918, 90%). Die rechtskräftige 
Verurteilung des Hauptſchuldners wirkt nicht zuungunſten des Bürgen, gegen den ir 
Rechtskraft nicht ſchafft (MG 56, 109; 71, 56; 122, 148; JW 09, 41922). Ob durch die vom Haup 
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ſchuldner erklärte Aufrechnung z. B. die Hauptverbindlichkeit und damit auch die Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung erloſchen fei, kann in vollem Umfang nur gegenüber dem Bürgen ſelbſt entſchieden 
werden; ein Zwangsvergleich im Konkurſe wirkt nicht zu ſeinen Gunſten nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des § 193 KO (vet. dazu RG JW 1913, 59711); ebenſo nicht der rechts. 
kräftige Zwangsvergleich nach der Bekanntmachung v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363) über die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes ($ 60 Abſ 2), RG 122, 361. Auf freiwillige 
außergerichtliche Vergleiche zur Abwendung des Konkurſes, die einen Teilerlaß ausſprechen, 
iſt 9193 KO nicht entſprechend anwendbar; hier gilt, daß ohne den Beſtand der Hauptforderung auch 
die Bürgſchaftsforderung nicht beſtehen kann, für den erlaſſenen Teil deshalb auch die Bürg⸗ 
ſchaft wegfallen muß, wie dies dem $ 767 entſpricht. Lag eine ſolche Loslöſung der Bürgſchafts⸗ 
ſchuld von der Hauptſchuld durch Weiterhaftung des Bürgen auch für den erlaſſenen Teil der 
Schuld im Willen der Vertragsparteien des Bürgſchaftsvertrags, ſo liegt in Wahrheit nicht Bürg⸗ 
ſchaft, ſondern entweder Schuldübernahme oder ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Garantie⸗ 
bertvag vor (RG 90, 455; 92, 121; FL 1913, 59721; 1916, 398%; Warn 1916 Nr 50; 1919 Nr 166; 
RE SeuffA 69 Nr 51 ſteht nicht entgegen, da hier nur die Zuläſſigkeit der Vereinbarung der 
Weiterhaftung des Bürgen ausgeſprochen, nicht aber die Natur der daraus ſich ergebenden Ver⸗ 
pflichtung behandelt wird. Der Konkurs des Hauptſchuldners führt im übrigen die Fälligkeit 
einer betagten Forderung ($ 65 KO) dem Bürgen gegenüber nicht herbei, da § 65 die Schuld 
überhaupt nicht fällig macht; fie wird nur für die Zwecke des Konkurſes als eine fällige be handelt. 
Eine nachträgliche Verminderung der Haußtſchuld kommt dem Bürgen zugute, es ſei 
denn, daß die Unmöglichkeit oder Verminderung der Leiſtung durch den Bürgen ſelbſt ſchuldhaft 
herbeigeführt worden wäre. 

3. Durch ſpätere rechtsgeſchäftliche Erweiterungen der Hauptſchuld kann die Stellung des 
Bürgen, für deſſen Verpflichtungen das Hauptſchuldverhältnis, wie es zur Zeit der Einge hung 
der Bürgſchaftsverpflichtung war, maßgebend iſt, nicht verſchlechtert werden. So kann die auf 

Fapiermarkſchuld bzw. Bürgſchaft nicht ohne weiteres in eine ſolche umgewandelt werden, die 
eine Goldmarkſchuld decken fol (RG HRR 1930 Nr 215). Das gilt entſprechend auch für andere 

aͤhrungsveranderungen, wie beim engl. Pfund und amerik. Dollar. War zur Zeit der Ein⸗ 
gehung des Bürgſchaftsvertrags der Hauptvertrag noch nicht geſchloſſen, fo iſt der Beſtand der 
Verpflichtungen des Hauptſchuldners maßgebend, der beim Abſchluſſe des Bürgſchaftsvertrags 
borgejehen war (RG Warn 1913 Nr 52). Der Bürge muß ſich Erweiterungen gefallen laſſen, 
ie aus dem Hauptſchuldverhaltnis von innen heraus erwachſen (vgl. A 2), nicht aber Erweite⸗ 
tungen, die ſeinem Beſtande durch neue Vereinbarungen zwiſchen dem Gläubiger und dem 
auptſchuldner von außen her hinzugefügt worden find: Verkürzungen der Fälligkeit, unter Um⸗ 
fanden auch Stundungen (ogl. A 2), neue Vereinbarungen von Zinſen und Vertragsſtrafen, 
Verzicht auf Einreden ſeitens des Schuldners, Vergleiche und Anerkenntniſſe. Aber dieſe Ver⸗ 
ragsanderungen find für ihn nur dann nicht wirkſam, wenn ſie ſeine Lage verſchlechtern, wenn 
de ihm ein Mehr von Leiſtung auferlegen würden, nicht, wenn es ſich um den Erſatz einer Ver⸗ 
indlichkeit des Schuldners durch eine gleichwertige andere handelt. So wird durch eine Ab⸗ 
machung zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner, nach der an Stelle einer in vertragswidriger 
Beſchaffenheit gelieferten Maſchine eine andere tadelloſe geliefert werden ſoll, der Kreis der 
Gurgſchaftsverpflichtungen nicht berührt (RG 53, 356; ähnlich Warn 1922 Nr 97); und eine 
weiterung iſt es ferner nicht, wenn der Hauptſchuldner auf eine Einrede verzichtet, die nicht 
aus dem Schuldverhältniſſe heraus entſtanden, ſondern die ſeine persönliche Angelegenheit iſt 
und deren Geltendmachung einen Willensakt auf ſeiner Seite vorausſetzt. Wenn der Bürge 
durch einen ſolchen Verzicht — auf Anfechtung, auf Aufrechnung oder auf Wandlung — die ver⸗ 
zögernde Einrede aus $ 770 verliert, fo iſt dies als eine Erweiterung der Bürgſchaftsverpflichtung 
an Verhältniſſe des Bürgen zum Glaubiger nicht aufzufaſſen (RG 62, 54). — Der Bürge, der 
ſich auf eine nach der Bürgſchaftsübernahme zwiſchen dem Glaubiger und dem Hauptſchuldner 
ſhrrofſene Abmachung beruft, ſoweit ſie ſeine Haftung mindert, muß auch die darin enthaltenen 
ihm nachteiligen Beſtimmungen gegen ſich gelten laſſen. Die Erweiterung der Hauptſchuld 
bringt die Bürgſchaft nicht zum Erlöſchen, ſofern der Bürge nicht die Nichterweiterung zur Be⸗ 
1913 70 der Bürgſchaft gemacht hatte; nur beſteht die Erweiterung für ihn nicht (RG Warn 

r 52), : 

4. Die Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung ſind natürliche Erweiterungen 
der Hauptſchuld, die durch Geltendmachung des Gläubigerrechts nach den Geſetzen entſtehen. 
ef ſie findet der Grundſatz des Abſ 1 Satz 1 des Paragraphen Anwendung. Die ausdrückliche 
Be timmung in Abſ 2 fol aber außer Zweifel ſtellen, daß für dieſe Koſten der Bürge ohne Rück⸗ 
icht auf Verzug oder Verſchulden des Hauptſchuldners haftet. Für Koſten dieſer Art, die ſchon 
niche der Bürgſchaftsübernahme entſtanden waren, hat dagegen der Bürge im Zweifel 

n einzuſte hen. x - 

d 3. Die Kan des § 767 find nachgiebigen Rechtes; fie können durch Vereinbarungen zwiſchen 
em Gläubiger und dem Bürgen zu deſſen Gunſten wie zu deſſen Ungunſten außer Kraft geſetzt 
werden. Doch erfordert das Weſen der Bürgſchaftsverpflichtung, daß unter allen Umſtänden 

Bos, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe, Schliewen.) 31 
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die gegenſtändliche Abhängigkeit der letzteren von der Hauptſchuld gewahrt bleibt; Abmachungen, 
die über die letztere hinaus den Bürgen verpflichten, bewegen ſich außerhalb der Bürgſchaft. 

6. Bei Zwangs vergleich im Konkurſe des Hauptſchuldners KO 8 193; RG 71, 364; 78, 77. 
Auf freiwillige Konkursvergleiche nicht anwendbar (RG 92, 123). 
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Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden geltend 
machen ). Stirbt der Hauptſchuldner, fo kann ſich der Bürge nicht darauf 
berufen, daß der Erbe für die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet 2). 

Der Bürge verliert eine Einrede 5) nicht dadurch, daß der Hauptſchuldner 


auf fie verzichtet 5). 

E 1 671, 672 Abſ 2 Satz 2 II 707; M 2 661, 662; P 2 464466. 

1. Der Bürge hat die Einreden gegen den Gläubiger, die ihm der Bürgſchaftsvertrag an 
die Hand gibt; vermöge der Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von der Hauptverbindlich⸗ 
keit, deren Erfüllung fie ſichern ſoll, ſtehen ihm die aus dem Hauptſchuldverhältniſſe erwachſenen 
Einreden zu ($$ 765, 767); darüber hinaus kann er aber auch alle Einreden des Hauptſchuld⸗ 
ners geltend machen, die dieſen zur Verweigerung der Leiſtung aus allgemeinen Gründen oder 
kraft beſonderer zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehender Verhältniſſe oder getroffener Ver⸗ 
einbarungen berechtigen, auch wenn ſie der Hauptſchuldner infolge rechtskräftiger Verurteilung 
verloren oder auf ſie verzichtet hat (RG 56, 109; 84, 230). Nur geben ihm ſolche Einreden, die 
zu ihrer Entſtehung eine perſönliche Willensentſchließung des Schuldners und deren Erklärung 
verlangen, wie die Anfechtung des Hauptvertrags, die Aufrechnung mit einer Gegenforderung 
des Schuldners ($ 770 Abſ 1 u. 2), die Wandlung (RG 66, 332; 122, 378), nur eine verzögerliche, 
keine zerſtörende Einrede, ſolange jene Erklärungen noch ausſtehen; ſind ſie erfolgt und ihre 
Wirkungen auf das Schuldverhältnis damit eingetreten, ſo kann auch der Bürge die Einreden 
mit zerſtörender Kraft geltend machen. Beruht die Forderung des Hauptſchuldners, gegen die 
der Gläubiger nicht aufrechnen kann, auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe, wie der Anſpruch 
gegen den Bürgen, fo kann der Bürge das Zurückbehaltungsrecht geltend machen, RG 137, 34. — 
Dem Bürgen ſtehen mithin einmal feine Einreden aus dem Bürgſchaftsvertrage ſowie 
diejenigen allgemeiner Natur zu; insbeſondere kann er die gegen ihn vollendete Verjährung 
geltend machen, auch wenn die Verjährung gegen den Hauptſchuldner unterbrochen iſt, und er 
kann mit eigenen Gegenforderungen gegen den Gläubiger aufrechnen, womit er nicht die Haupt⸗ 
ſchuld, aber die Bürgſchaftsſchuld tilgt, während die erſtere auf ihn nach 9 774 übergeht (RG 53, 
403). Die Verjährung aus dem Bürgſchaftsvertrag iſt immer eine 30 jährige, auch wenn die 
Verjährung der Schuld des Hauptſchuldners kürzer iſt. a. M. Düringer⸗Hachenburg A 24 zu 
HOB 349. Er hat weiter die Einreden des Hauptſchuldners aus dem Hauptſchuld⸗ 
verhältnis: die Einrede des nicht erfüllten Vertrags, mit der er die Verurteilung des Gläubigers 
zur Gegenleiſtung an den Schuldner Zug um Zug mit feiner Leiſtung herbeiführen kann (vgl. 
RG 84, 230, im Konkurſe des Bürgen S. 232), die Einrede der vom Hauptſchuldner erklärten 
Wandlung (RG 66, 332), die Einrede der Minderung, auch ohne daß der Hauptſchuldner ſich 
hierfür erklärt hat (MG aad.), die einredeweiſe Geltendmachung von Schadenserſatzan⸗ 
ſprüchen aus dem Hauptſchuldverhältniſſe ſelbſt Mängel der Ware, RG 62, 51), die Einrede der 
Stundung, z. B. ſeitens der Gläubigerverſammlung KO $ 193 u. Bek. des Bundesrats über 
die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes $ 60 Abſ 2 find nicht entſprechend anwendbar, 
Rc 113, 318; ſ. auch A 2, die Einrede der rechtskräftigen Abweiſung der Hauptforderung im 
Prozeſſe des Gläubigers gegen den Schuldner (vgl. $ 767 Alu. 2; Rh 113, 318). Der Bürge 
hat endlich die allgemeinen Einreden des Hauptſchuldners, ſo insbeſondere die Einrede 
der gegen den Hauptſchuldner vollendeten Verjährung, ſofern dieſe nicht vom Haupt⸗ 
ſchuldner durch Anerkenntnis unterbrochen tft, OLG Kiel JW 1933, 23432, mag dieſe auch gegen 
den Bürgen unterbrochen fein, der Zurückbehaltung nach § 273 (NG aad.), der vom Haupt 
ſchuldner vollzogenen Aufrechnung (jedoch nicht gegenüber der nicht auf Zahlung, ſondern nur 
auf Sicherheitsleiſtung gegen den Bürgen erhobenen Klage: R& Lg 1917, 67515), der von ihm 
erklärten Anfechtung, und die verzögerlichen Einreden des § 770. Da der Hauptſchuldner nach 
Übernahme der Bürgſchaft die Verpflichtung des Bürgen nicht erweitern kann, F 767 Abſ 1 
Satz 3, ſo geht dem Bürgen eine Einrede auch nicht dadurch verloren, daß der Hauptſchuldner 
auf ſie verzichtet. Der Bürge kann ſeinerſeits natürlich auf die Geltendmachung einer ſolchen 
Einrede verzichten. — Hat ſich der Bürge für mehrere Verbindlichkeiten des Hauptſchuldners 
demſelben Gläubiger gegenüber verbürgt, jo ſteht ihm das Beſtimmungsrecht aus $ 366 zu, das 
jedoch nicht aus dem Rechte des Hauptſchuldners, ſondern aus ſeinem Bürgenrechte ſich ergibt. 
Das Recht des Hauptſchuldners auf eine Vertragsſtrafe gegen den Gläubiger begründet für 
jenen keine Einrede, kann alſo auch nicht vom Bürgen geltend gemacht werden (Planck A 1b; 
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beſtr.; a. M. Rö 53, 256). Die vom Hauptſchuldner verwirkte Vertragsſtrafe kann 
jedoch der Bürge ermäßigt verlangen (Planck A 2c). Der Bürge kann auch geltend machen, 
daß die Hauptſchuld noch nicht gekündigt ſei. 

2. Die Bürgſchaft ſoll den Gläubiger gegen die Gefahr ſichern, die ſich für ſeine Befriedi⸗ 
gung aus einer Vermögensunzulänglichkeit des Schuldners ergibt. Deshalb wirkt ein im Kon⸗ 
kurſe über das Vermögen des Hauptſchuldners geſchloſſener Zwangsvergleich nicht zugunſten 
des Bürgen ($ 193 KO), und aus demſelben Grunde kann ſich der Bürge auch nicht auf die Be⸗ 
ſchränkung der Haftung der Erben des Hauptſchuldners auf den Nachlaß gemäß 88 1975ff., 
1993 ff. BGB, 5 780 380 berufen. 

3. Der Verzicht des Hauptſchuldners auf eine entſtandene Einrede würde eine rechts- 
geſchäftliche Erweiterung der Verpflichtungen des Bürgen darſtellen und wirkt in Anwendung 
des Grundſatzes des $ 767 Abſ 1 Satz 3 deshalb überhaupt nicht gegen ihn. Einen Verzicht des 
Hauptſchuldners auf die ſeiner Verfügungsmacht unterliegenden einredebegründenden Willens⸗ 
erklärungen, deren noch ausſtehende Möglichkeit dem Bürgen die verzögerlichen Einreden des 
$ 770 gewährt, alſo auf die Erklärung einer Anfechtung, einer Aufrechnung oder einer Wandlung, 
muß ſich der Bürge dagegen gefallen laſſen. Kraft Geſetzes eintretender Verluſt von Einreden 
wegen eines Verhaltens des Hauptſchuldners muß ſich der Bürge gefallen laſſen (RG 53, 358). 
4. Ein Verzicht des Bürgen auf die Geltendmachung von Einreden, die aus dem Rechte 
des Hauptſchuldners auch ihm zuſtehen würden, iſt mit der Natur des Bürgſchaftsver⸗ 
trags nur inſoweit vereinbar, als es ſich um Einreden allgemeiner Natur handelt, nicht um ſolche, 
die dem Schuldverhältniſſe ſelbſt entſpringen. Im letzteren Falle würde er der Abhängigkeit 
der Bürgſchaftsverpflichtung von der Hauptſchuld widerſtreiten und inſofern nur als beſondere 

erpflichtung — Schuldübernahme oder Schuldverſprechen oder auch Garantievertrag — 
Geltung haben können (vgl. RG 90, 415; JW 1913, 59711; 1916, 3984; Warn 1916 Nr 50; 1919 
Nr 166). Inwiefern der Bürge dem Hauptſchuldner gegenüber zu einem Verzicht auf Einreden 
berechtigt oder zu einer Geltendmachung dieſer Einreden verpflichtet iſt, beſtimmt ſich nach dem 
zwiſchen beiden beſtehenden Rechtsverhältniſſe (RG 59, 207). 


5. Einreden des Bürgen aus eigenem Recht jmd natürlich unbeſchränkt zuläſſig (RG 53, 403). 


§ 769 


Verbürgen ſich mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, ſo haften ſie als Ge⸗ 
ſamtſchuldner, auch wenn ſie die Bürgſchaft nicht gemeinſchaftlich übernehmen. 
E 1 673 II 7090; M 2 666, 667; P 2 467, 468. 


„Die Mitbürgſchaft im Sinne des $ 769 wird allein durch die Einheit der Verbindlich- 
ke it bedingt, für deren Erfüllung die mehreren Bürgen einzuſtehen ſich verpflichten; gleichgültig 
iſt, ob fie in einer oder mehreren Rechtshandlungen, gleichzeitig oder nacheinander die Bürg⸗ 
Khaftsverpflichtung übernehmen (Rh 77,53; 81,414; IWW 1912, 746°; 27. 4. 05 IV 516/04). 
Die Haftbarkeit des einen Mitbürgen iſt alſo unabhängig davon, ob dem andern etwa gegen⸗ 

ber dem Anſpruch eine Einrede zuſteht; für eine Anwendung des $ 139 BGB ift im Falle der 
ichtigteit der Verpflichtung des einen Mitbürgen kein Raum, es ſei denn, daß die mehreren 
Mitbürgen gerade gemeinſchaftlich die Bürgſchaft nur mit der ausdrücklichen Vereinbarung 
ibernommen haben, daß jeder nur haften wolle, wenn auch die andern haften würden; das läuft 
aber dem Sicherſtellungsintereſſe des Gläubigers zuwider und iſt deshalb nur ſelten als gewollt 
tazunehmen (Ach 88, 412) abweichend RG 7. 10. 26 IV 167/26. Bei verſchiedener Summen- 
egrenzung mehrerer Bürgſchaften für dieſelbe Schuld beſteht eine Geſamtſchuld immer nur bis 
n der gemeinſamen Grenze innerhalb dieſer haften die mehreren Mitbürgen dem Gläubiger 
per, jeden Teil der Schuld (NG 81, 414). Eine Einheit des Gegenſtandes der Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtung liegt aber überhaupt nicht vor, wenn die mehreren Bürgen jeder für einen andern 
eſonderen Teil der Hauptſchuld, in ſummenmäßig beſtimmten Teilen oder nach Bruchteilen 
dle, Haftung übernommen haben (R® 27. 4. 05 IV 516/04). Keine Mitbürgſchaft, wenn zwei 
Perſonen, um einem Dritten Kredit zu verſchaffen, deſſen Wechſelakzept mit ihrem Giro verſehen 
‚9 48, 152). — Die Wirkung des Geſamtſchuldverhältniſſes dem Gläubiger gegenüber beſtimmt 
ſich nach § 0 421—425 (zu $ 425 — Kündigung — vgl. RG Warn 1912 Nr 335), zwiſchen den 
biabreren Mitblürgen nach 8% 426 u. 774 Abſ 2. Die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Bläu- 
iger und den mehreren Bürgen ſind unabhängig von dem Innenverhältnis der Bürgen zuein⸗ 
ander. Der Gläubiger kann einen Bürgen aus der Haftung ihm gegenüber entlaſſen, ohne daß 
es auf jenes Innenverhältnis einwirkt, und ebenſo kann im Innenverhältnis ein Bürge befreit 
erden, aber trotzdem dem Gläubiger verhaftet bleiben (RG. 23 1915, 15119). 
Die Borfchrift ift nachgiebigen Rechts (RG 81, 414). 
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8 770 

Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern ), folange 
dem Hauptſchuldner das Necht zuſteht, das ſeiner Verbindlichkeit zugrunde 
liegende Nechtsgeſchäft anzufechten 2). 

Die gleiche Befugnis hat der Bürge, folange ſich der Gläubiger durch Auf- 
rechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners befriedigen 
kann ?) ). 

E II 710; P 2 465, 466, 470-481. 

1. In den bereits § 767 A3 und § 768 A! erwähnten Fällen, in denen die Entſtehung 
einer Einrede des Hauptſchuldners durch eine Verfügung über ſeine Rechte, eine ſeiner 
Willkür unterſtehende Entſchließung bedingt iſt, die an ſeiner Stelle zu faſſen dem Bürgen 
verwehrt bleiben muß, gibt das BGB dem Bürgen mit Rückſicht auf die, wenn der Schuldner 
von ſeinem Rechte Gebrauch macht, das Gläubigerrecht zerſtörenden Tatbeſtände eine verzöger⸗ 
liche Einrede, mit der er die Befriedigung des Gläubigers verweigern kann, ſolange dem Haupt⸗ 
ſchuldner die Befugnis zuſteht, jene Zerſtörung des Gläubigerrechts herbeizuführen. Macht 
der Hauptſchuldner nachher von ſeiner Befugnis wirkſam Gebrauch, gibt er die das Gläubiger⸗ 
recht zerſtörende Willenserklärung ab, ſo iſt hierdurch auch die zerſtörende Einrede für den Bürgen 
begründet. Entſchließt ſich der Hauptſchuldner endgültig, von der Verfügung über ſein Recht 
zuungunſten des Gläubigers abzusehen, oder verliert er feine Befugnis, dann wird die Weigerung 
des Bürgen hinfällig, und es ſteht ihm aus dem fraglichen Rechte des Hauptſchuldners überhaupt 
keine Einrede mehr zu. Das BGB behandelt zwei ſolcher Tatbeftände, den der Anfechtung 
und den der Aufrechnung; der in § 770 ausgeſprochene Rechtsgedanke iſt aber auch auf andere 
gleichgeartete Tatbeſtände anzuwenden, in denen eine Verbindlichkeit durch den Hauptſchuldner, 
aber nur durch dieſen, entkräftet werden kann (ſ. A 4). Ein Verſchulden des Gläubigers bei 
der Erfüllung der Verpflichtung gegen den Schuldner gibt aber nur dieſem ein Recht auf 
Schadenserſatz gegen den Gläubiger, nicht auch dem Bürgen des Schuldners, RG 65, 142. 
Wenn das R HRR 1933 Nr 1007 ganz allgemein den Satz aufſtellt, dem Gläubiger obliege 
eine allgemeine Sorgfaltspflicht dem Bürgen gegenüber nicht, ſo iſt das in dieſer Allgemeinheit 
nicht richtig. Vgl. § 776 A 1. 

2. Die Anfechtung des der Hauptverbindlichkeit zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts 
durch den Hauptſchuldner muß Ag beſtehen. Sie bedarf wegen Irrtums ($ 119) nach & 121 
unverzüglicher Geltendmachung nach Erlangung der Kenntnis vom wahren Sachverhalte. Des⸗ 
halb bleibt für die auſſchiebende Einrede des Bürgen nach $ 770 hier wenig Raum. Die Anfechtung 
wegen argliſtiger Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung ($ 123) iſt an die einjährige Friſt 
des $ 124 nach Entdeckung der Täuſchung oder nach Beendigung der Zwangslage gebunden. 
Verläuft die Friſt, ohne daß der Hauptſchuldner die Anfechtung erklärt hat, ſo iſt damit auch jede 
Einrede des Bürgen wegen der Anfechtbarkeit des Geſchäfts beſeitigt. Ebenſo wird er dieſer 
durch eine Beſtätigung des anfechtbaren Geſchäfts ſeitens des Hauptſchuldners ($ 144) beraubt. 
Die vom Hauptſchuldner wirkſam erklärte Anfechtung hat zur Folge, daß das die Schuld be⸗ 
gründende Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt und deshalb auch der Bürge 
ſich auf das Erlöſchen der Schuld gemäß § 767 berufen kann. Hat er inzwiſchen gezahlt, ſo kann 
er das Geleiſtete wegen ungerechtjertigter Bereicherung nach $$ 812, 813 zurückfordern. Erfüllt 
der die Anfechtung begründende Tatbeſtand zugleich die Vorausſetzungen einer unerlaubten 
Handlung ($$ 823 Abſ 2, 826), fo ſteht die das Gläubigerrecht entkräftende Einrede aus dieſer 
($ 853) unabhängig von der auffhiebenden Einrede des § 770 auch dem Bürgen gemäß 9 76 
zu. — Auf die Geltendmachung der Nichtigkeit des Hauptgeſchäfts wegen Verſtoßes gegen 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten ($$ 134, 138) bezieht ſich $ 770 Abf 1 nicht; ſie 
ſteht dem Burgen nach $ 767 offen. Verſchie den hiervon ift die Anfechtung des Bürgſchafts⸗ 
vertrags. it der Bürge zur Übernahme der Bürgſchaft dem Gläubiger gegenüber durch 
Täuſchung des Hauptſchuldners beſtimmt worden, kann er die Bürgſchaft nicht anfechten, ſondern 
hat dem Hauptſchuldner gegenüber nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz. 

3. Abſ 2 behandelt die Aufrechnung einer Gegenforderung des Schuldners gegen die Forde⸗ 
rung des Gläubigers nicht vom Standpunkte der Befreiungsdeſugnis des erſteren, ſondern von 
demjenigen der Befriedigungsbefugnis des letzteren. Vgl. die ähnliche Beſtimmung $ 129 Abſ 
HGB. Daß hiernach dem Bürgen die auſſchiebende Einrede des § 770 Abi 2 verſagt iſt, wenn 
nur dem Hauptſchuldner, nicht aber dem Gläubiger die Aufrechnungsbefugnis zuſteht, ſo wenn 
die Gegenforderung aus einer unerlaubten Handlung des Gläubigers entſtanden iſt ($ 393), oder 
wenn ſie unpfändbar iſt ($ 394), erſcheint zunächſt unbillig. Der Ausweg, den Bürgen ſelbſt an 
Stelle des Hauptſchuldners die Aufrechnung erklären zu laſſen, iſt nicht gangbar (RG 59, 207; 
122, 146; Warn 1912 Nr 303). Ob eine entſprechende Anwendung des Abſ 2 im Falle 
der alleinigen Aufrechnungsbefugnis des Schuldners möglich iſt, iſt ſtreitig. Die 
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Auffaſſung von Dertmann (3./4. Aufl. A 4b), der mit Schulz (Gruch 50, 269ff.) in § 770 Abſ 2 
eine dem § 772 Abſ 2 gleichartige Verweiſung des Gläubigers auf einen nächſtliegenden Weg 
der Befriedigung erblickt, ſtimmt mit der Prot 2, 470f. gegebenen Begründung der Antragſteller 
überein. Beiſtimmend Siber, Schuldr. S. 166 und JW 1932, 3761. Mit der überwiegenden 
Meinung iſt ſie jedoch richtiger abzulehnen; der Bürge kann ſich auf die nur dem Haup tſchuldner, 
nicht auch dem Gläubiger zuſtehende Aufrechnungsbefugnis nicht beziehen (Planck A 2b: 
anders 5. Aufl. dieſes Komm). So auch RG 137, 36. — Die Aufrechnungserklärung des 
Schuldners gibt dem Bürgen die zerſtörende Einrede nach $ 768; hat der Bürge vor der Er⸗ 
klärung gezahlt, ſo hat er den Gläubiger wegen ſeiner an ſich rechtmäßigen Forderung befriedigt 
und dieſe getilgt; ein Bereicherungsanſpruch nach $ 813 fteht ihm deshalb nicht zu. Anders, wenn 
er nach der Erklärung in deren Unkenntnis die Zahlung geleiſtet hat; denn nunmehr war die 
Forderung erloſchen. — Verzichtet der Hauptſchuldner auf die Geltendmachung der Aufrech⸗ 
nung, jo geht die Einrede aus $ 770 dem Bürgen verloren (RG 62, 51); dasſelbe gilt, wenn der 
Hauptſchuldner die Gegenforderung auf einen andern überträgt oder damit gegen eine andere 
Forderung des Gläubigers aufrechnet, oder wenn der Gläubiger, ohne von ſeiner Aufrechnungs⸗ 
befugnis Gebrauch zu machen, den Hauptſchuldner wegen der Gegenforderung befriedigt (RG 
Warn 1912 Nr 303). Neben der verzögerlichen Einrede des $ 770 ſteht dem Bürgen auf Grund 
des § 768 die Zurückbehaltungseinrede des 9 273 zu, mit der er auch wegen fälliger Gegenforde⸗ 
rungen des Hauptſchuldners, die nur dieſer zur Aufrechnung bringen kann, die Leiſtung ver⸗ 
weigern darf, wenn fie demſelben rechtlichen Verhältniſſe mit der Hauptforderung in dem weiteren 
Sinne des $ 273 (ſ. A 2 zu dieſem Paragraphen) entſprungen find (RG 62, 51). ö 

4. Der Anfechtung und der Aufrechnung gleich zu behandeln, weil auch hier ein Willensakt 
des Hauptſchuldners in Frage kommt, den der Bürge an ſeiner Stelle nicht vornehmen kann, 
uind einige andere Tatbeſtände, die eine entſprechende Anwendung des § 770 rechtfertigen: 
zunachſt die Wandelung, während die Minderung vom Bürgen ſelbſt geltend gemacht werden 
darf (RG 66, 332); weiter der Fall eines zu erwartenden Antrags auf Ermäßigung der Ver⸗ 
tragsſtrafe nach 8 343. Endlich iſt an ſich hierher zu rechnen das Wahlrecht des Hauptſchuldners 
et alternativen Verpflichtungen nach $$ 262, 263, jedoch nur, wenn auf eine der mehreren 
Leiſtungen geklagt ift; die wahlweiſe Klage muß ſich der Bürge gefallen laſſen und kann ihr 
nicht die aufſchiebende Einrede des $ 770 entgegenſetzen; vielmehr ſteht ihm, wenn es zur Wahl 
des Gläubigers nach $ 264 gekommen tft, gleich dem Hauptſchuldner das Recht zu, durch die 
andere oder eine der andern Leiſtungen ſich und damit auch den Hauptſchuldner zu befreien. 
Ferner muß man hierher rechnen das Rücktrittsrecht des Hauptſchuldners nach § 346 oder 
75 326, 325 Abſ 2, ſofern nicht deſſen Ausübung vom Schuldner aus wichtigen gerechtfertigten 

ründen unterlaſſen wird. Da der Bürge nur für die Erfüllung der Hauptſchuld einzuſtehen 
a $ 765, haftet er nicht für das, was der Hauptſchuldner dem Gläubiger nach $ 346 zurück⸗ 
geben muß, RG JW 1902 Beil 7 S. 235 Nr 113. 


8 771 


P der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, folange 
nicht der Gläubiger eine Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner ohne 
Erfolg verſucht hat (Einrede der Vorausklage) 1) 2). 

% 1 074 Abſ 1, 2 Satz 1 II 711 Abſ 1; M 2 667669; P 2 488—470. 1 0 15 

J. Die geſchichtlich überkommene, durch die Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von 
Met Hauptverbindlichteit an ſich nicht bedingte aufſchiebende Einrede der Vorausklage (bene- 

eum exeussionis) ſcheidet die gewöhnliche von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürg⸗ 
ſchaft ($ 772 Nr 1). Sie erfordert nicht notwendig eine Klagerhebung gegen den Hauptſchuldner 
und deſſen Verurteilung, aber einen Zwangsvollſtreckungsverſuch gegen ihn, der auch auf einer 
un eckbaren Urkunde oder einem Zwangsvergleiche beruhen kann, aber immer wegen der 
vonbürgten Schuld, keiner andern, erfolgen muß (RG 3. 3. 10 VI 360/09). Eine Zwangs⸗ 

Ulſtreckung, die nicht gegen den Hauptſchuldner, ſondern gegen einen hinzugetretenen Schuld⸗ 
ein Dernehmer verfucht worden ift, genügt der Vorſchrift nicht (RG JW 1911, 15820). Die von 


ung von der Einrede der Vorausklage abgeſehen (59 571 Abſ 2, 1251 Abſ 2; vgl. $ 239 Abſ 2). 
Befentlich ift die Vorausklage nur für die ſog. Schadlos⸗ oder Ausfallbürgſchaft (Vorbem 
55 vor $ 765), bei der fie zur Begründung der Klage des Gläubigers gehört (RG 75, 186; Seuff A 
f Nr 278). Daß über das Vermögen des Hauptſchuldners das Konkursverfahren noch 


ein 


daher bis dahin ein rechtliches Hindernis für die Belangung des Schadesbürgen (MG 75, 186; 
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JW 1911, 9755). Von der Ausfallbürgſchaft abgeſehen, muß der Bürge ſich auf die Voraus⸗ 
klage einredeweiſe berufen und zwingt dadurch den Gläubiger zu der Beweisführung, daß der 
Vorausklage Genüge geſchehen oder, weshalb fie nicht erforderlich ſei ($ 773). Nur ein einmali⸗ 
ger Verſuch einer Beitreibung, die bei Geldforderungen den Vorausſetzungen des 8 772 Abſ 1 
entſprechen muß, kann mit der Einrede verlangt werden (RG 92, 219). Weiſt der Gläubiger 
einen ſolchen nach, dann kann der Bürge nicht entgegnen, daß der Schuldner inzwiſchen wieder 
zu Kräften gekommen ſei; wohl aber iſt dieſe Entgegnung begründet und geeignet, die Einrede 
zur Durchführung zu bringen, wenn der Gläubiger ſich auf einen der Ausſchließungsgründe des 
des § 773 Nr 2 u. 3 beruft, und der Bürge demgegenüber dartut, daß der Ausſchließungsgrund 
nicht mehr beſteht, insbeſondere, daß der Konkurs über das Vermögen des Hauptſchuldners 
aufgehoben und dieſer wieder zu Vermögen gelangt iſt (RG 23. 9. 07 VI 3/07). S. darüber 
§ 773 A 3. — Der Nachbürge hat die Einrede der Vorausklage fo, wie fie dem erſten Bürgen 
zuſteht; für ihn kommt aber auch letzterer als Hauptſchuldner in Betracht, da er für die Erfüllung 
von deſſen Bürgſchaftsverbindlichkeit einſteht; daraus ergibt ſich, daß der Nachbürge, wenn über⸗ 
haupt, auch die Vorausklage gegen den Vorbürgen verlangen kann (RG LZ 1915, 2212). Ferner 
hat er ſämtliche Einreden des Hauptbürgen, damit aber auch die des Hauptſchuldners, 
aber nur ſo lange, als der Hauptbürge ſelbſt die Vorausklageeinrede gegen den Hauptſchuldner 
hat. — Die Verjährung des Bürgſchaftsanſpruchs wird durch die Geltendmachung der Ein⸗ 
rede der Vorausklage nicht gehemmt ($ 202 Abſ 2). 
2. Bei geſetzlicher Bürgenhaftung iſt die Einrede ausgeſchloſſen. 


8 772 


Beſteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung, fo muß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die beweglichen Sachen des Hauptſchuldners an ſeinem Wohnſitz 
und, wenn der Hauptſchuldner an einem anderen Orte eine gewerbliche Nieder 
laſſung hat, auch an dieſem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes und einer 
gewerblichen Niederlaſſung an feinem Aufenthaltsorte verſucht werden ). 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht an 
einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners zu, ſo muß er auch aus dieſer 
Sache Befriedigung ſuchen. Steht dem Gläubiger ein ſolches Necht an der 
Sache auch für eine andere Forderung zu, fo gilt dies nur, wenn beide Forde⸗ 
rungen durch den Wert der Sache gedeckt werden ?). 

E 1 674 Abſ 2 Satz 2, 3 II 711 Abf 2; M 2 000—671; P 2 460, 470; 6 197. 

1. In § 772 Abſ 1 gibt das BGB für Geldforderungen eine nähere Beſtimmung des 
Zwangs vollſtreckungsverſuchs, der nach § 771 der Inanſpruchnahme des Bürgen 
vorausgegangen ſein muß. Der Begriff Zwangsvollſtreckung nach 8 773 Nr 4 iſt der gleiche 
wie hier (RG 92, 219). Von dem ſonſtigen Vermögen des Hauptſchuldners wird abgeſehen, 
nur ein Verſuch der Beitreibung der Hauptforderung aus den beweglichen körperlichen 
Sachen des Hauptſchuldners wird verlangt, und auch von dieſen hat der Glaubiger nur diejenigen 
zu berückſichtigen, die ſich am Wohnſitze des Schuldners oder an feinen mehreren Wohn⸗ 
ſitzen (§7 Abſ 2), am Orte feiner gewerblichen Nie derlaſſung oder, wenn Wohnſitz und 
Nie derlaſſung fehlen, an feinem Aufenthaltsorte befinden. Vgl. dazu RG 92, 219. Der Gläubiger 
braucht aber den Hauptſchuldner nicht noch zum Offenbarungseid zu laden. Zwiſchen inländiſchem 
und ausländiſchem Wohnſitz, Niederlaſſungs⸗ und Aufenthaltsort macht das Geſetz an ſich keinen 
Unterſchied; nur eine die Rechtsverfolgung erſchwerende Veräuderung dieſer Orte ſeit der Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme ſchließt nach $ 773 Nr 2 die Einrede der Vorausklage aus. 

2. Abſ 2 gibt dem Bürgen, der nicht als Selbſtſchuldner haftet, die Verweiſung des Gläubl⸗ 
gers auf die für die Hauptſchuld beſtehenden Deckungsrechte (Pfandrecht, Zurückbehaltungs⸗ 
recht) an die Hand, ſoweit dieſe an beweglichen körperlichen Sachen des Hauptſchuldners beſtellt 
find. Sie entſpricht dem $ 777 ZRO und geht von dem Gedanken aus, daß das Pfand vor dem 
Bürgen, die Sache vor der Perſon in Anſpruch zu nehmen iſt. Auf von Dritten für die Forderung 
beſtellte Pfänder erſtreckt das BGB jedoch die ſachliche Vorausklage nicht. Wird dem Glaubiger 
das Pfand durch Pfandbruch entzogen, ſo kann der in Anſpruch genommene Bürge den Gläubiger 
nicht auf die dieſem etwa aus dem Pfandrecht entſtandenen Anſprüche verweiſen. RG 21. 1. 30 
VIII 506/29. Die Beſtimmung des Abſſ2 beſchränkt fi nicht auf Geldforderungen, 
und das Verweiſungsrecht bleibt auch beſtehen, wenn eine Zwangsvollſtreckung gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner aus den Gründen des § 773 Nr 2—4 im übrigen nicht verlangt werden kann (8,773 
Abſ 2 und A2 zu dem Paragraphen; a. M. Planck A2b). Es begreift alle Arten dinglicher 
Sicherung durch körperliche Sachen, auch das Pfändungspfandrecht, auch eine Sicherungsüber⸗ 
eignung. Wegen vorbehaltenen Eigentums RG 23 1907, 5188. Die Beweislaſt, daß ein 


Bürgſchaft 88 771—773 487 


Deckungsrecht nach Abſ 2 dem Gläubiger zu Gebote ſteht, und daß im Falle des Schlußſatzes die 
mehreren Forderungen, für die Sicherheit beftellt iſt, durch den Wert der Sache gedeckt werden, 
trifft den Bürgen. 


8 773 

Die Einrede der Vorausklage iſt ausgeſchloſſen !): 

1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere wenn er ſich 
als Selbſtſchuldner verbürgt hat !); 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der Übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn- 
ſitzes, der gewerblichen Niederlaffung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt“); 

3. wenn über das Vermögen des Hauptſchuldners der Konkurs eröffnet 
iſt ); 

4. wenn anzunehmen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Hauptſchuldners nicht zur Befriedigung des Gläubigers führen 
wird 5). 

In den Fällen der Nr 3, 4 iſt die Einrede inſoweit zuläſſig, als ſich der Gläu 
biger aus einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners befriedigen kann, 
an der er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht hat; die Vorſchrift des 
F 772 Abſ 2 Satz 2 findet Anwendung. 

E 1 675 II 762; M 2 670—672; P 2 476, 477. 

1. Die Beweislast für die den Ausſchluß der Einrede der Vorausklage begründenden Um- 
fände des $ 773 trifft den Gläubiger 
„ 2. Zu Nr 1. Die unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage übernommene Bürgſchaft 
iſt nicht etwas von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft Verſchiedenes; in Ar 1 ſoll nur 
ausgeſprochen werden, daß der Ausdruck „ich verbürge mich als Selbſtſchuldner“ den Verzicht 
auf die Vorausklage bedeutet, wie umgekehrt dieſer Verzicht eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
darſtellt. Die Verbürgung als Selbſtſchuldner muß als den Bürgen beſchwerende Vereinbarung 
aus der Bürgſchaftsurkunde erkennbar hervorgehen ($ 766 A 4) wie ſie ausgedrückt wird, ist 
gleichgültig (MG Recht 1911 Nr 2135). Sie iſt namentlich anzunehmen, wenn der Bürge ſo⸗ 
ortige Erfüllung zu einem beſtimmten Zeitpunkte verſpricht. Auch ein nachträglicher Ver- 
dicht auf die Einrede der Vorausklage bedarf hiernach der Form des & 766. Die Abhangigkeit 
der Bürgſchaft von der Hauptſchuld beſteht im übrigen auch hier, RG 134, 126. a 
u 3. Für die Anfſchließungsgründe der Nr 2 u. 3 des $ 773 kommt nicht im Betracht, ob die 
0 mſtände, auf denen ſie beruhen, in der Vergangenheit einmal vorlagen, ſondern, ob ſie zur Zeit 
der Inanſpruchnahme des Bürgen vorhanden ſind. „it eine Verlegung des Wohn⸗ 
Bes wieder rückgängig gemacht, ein Konkursverfahren wieder aufgehoben worden und der 
Hauptſchuldner wieder zu Vermögen gekommen, wofür den Bürgen allerdings die Beweislaſt 
beſſen muß, fo ift auch die Einrede der Vorausklage wieder zuläſſig (R 23. 9. 07 VI 3/07). 
— Verlegung des Wohnſitzes innerhalb Deutſchlands genügt in der Regel nicht MG 6, 156). 
ne 55 nun zu Nr 4 ſich nur auf die Gegenwart beziehen kann, ergibt ſich ſchon 

er Faſſung. 0 ; 

d 4. Die Konkurseröffnung über das Vermögen des Hauptſchuldners läßt, wie Abſ 2 aus 

rücklich erklärt, die Einrede der fachlichen Vorausklage aus $ 772 Abſ 2 beſtehen wird der 
0 onkurs wieder aufgehoben, ſo lebt aber auch die Einrede der perſönlichen Vorausklage wie der 
auf, im Falle der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes (8 116 KO) ohne weitere Vorausſetzung, 
fe Falle der Aufhebung nach der Schlußverteilung auf Grund Zwangsvergleichs oder der Ein⸗ 

ellung ($$ 163, 190, 202 KO), wenn der Bürge nachweiſt, daß der Hauptſchuldner wieder zu 
een gekommen iſt (Rd 23. 9. 07 VI 3/07 ſ. A 3). Im Falle der Schadlosburgſchaft muß 
Bu Gläubiger der Regel nach Ende und Ergebnis des Konkurſes abwarten, ehe er von dem 
f en Befriedigung verangen kann; es ſei denn, daß ſchon vorher die Mindeſthohe des Aus⸗ 
alls zu überſehen ift RG 75, 186; JW 1911, 9759). g 
bi 5. Die erkennbare Unzulänglichkeit des Vermögens des Schuldners iſt der letzte der Gründe, 

1 den Gläubiger von der Vorausklage gegen den Hauptſchuldner befreien; auch hier bleibt aber 
lic Einrede der ſachlichen Vorausklage nach § 772 Abſ 2 beſtehen (Ubi 2 8773). Die Unzuläng- 

chkeit des Vermögens des Hauptſchuloners lann auch aus einer dem § 771 nicht genügenden 

wangsvollſtreckung egen ihn wegen einer andern Forderung des Gläubigers entnommen 

erden (R 3. 3. 10 VI 360 09). Handelt es ſich um eine Geldſorderung, ſo erfordert § 773 


488 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Nr 4 nur, daß die in § 772 vorgeſehene Zwangsvollſtreckung in die beweglichen Sachen des Haupt⸗ 
ſchuldners voraussichtlich ergebnislos fein würde, nicht aber den Nachweis, daß deſſen Vermögen 
überhaupt keine zur Befriedigung des Gläubigers dienlichen Gegenſtände biete (RG 92, 219). 


8 774 


Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt ), geht die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf ihn über 1). Der Übergang kann 
nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden ). Einwendungen 
des Hauptſchuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Bürgen beſtehenden 
Nechtsverhältniſſe bleiben unberührt ). 

Mitbürgen haften einander nur nach § 426 5) 8). 

E 1 676 II 713; M 2 672—676; P 2 477479. 

1. Für die Erſatzanſprüche des Bürgen gegen den Hauptſchuldner [Rückgriff 
iſt zunächſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis maßgebend. Hat ſich der Bürge im 
Auftrage des Hauptſchuldners verbürgt, ſo ſchuldet ihm dieſer Erſatz der Aufwendungen gemäß 
8 670; handelt der Bürge als Geſchäftsführer ohne Auftrag, jo kommt $ 683 zur Anwendung; 
handelt er in freigebiger Abficht, ſo kommt ihm keinerlei Rückgriff gegen den Schuldner zu (vgl. 
RG Warn 1917 Nr 278). Unabhängig von den Anſprüchen aus dem zwiſchen ihm und dem 
Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe läßt aber ferner das BGB die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf den Bürgen, wenn und ſoweit er den erſteren 
befriedigt hat, übergehen. Die Hauptverbindlichkeit erliſcht mithin nicht infolge der 
Zahlung des Bürgen, ſie wechſelt nur die Perſon des Gläubigers. Der Bürge 
tilgt nicht die Hauptſchuld, ſondern ſeine Bürgſchaftsſchuld. Der Übergang findet 
auch dann ſtatt, wenn der Rückgriff ausgeſchloſſen iſt. Auch der Nachbürge, der den Gläubiger 
befriedigt, rückt in deſſen Forderung gegen den Hauptſchuldner ein (RG 83, 342. Vgl. Vorbem 50 
vor $ 765. A. M. Gierke, Schuldrecht 776 A 39). Der Bürge hat die Wahl, ob er feinen Rückgriff 
gegen den Hauptſchuldner auf das Rechtsverhältnis zu ihm oder auf den Übergang gemäß $ 774 
ſtützen will (R& 59, 207); er iſt auch nicht gehindert, beide Rechtsgründe nebeneinander zu 
verwenden, um vollen Erſatz zu erlangen (MG JW 07, 831%), Die Hauptforderung geht in der 
Lage, in der ſie ſich zur Zeit der Befriedigung des Gläubigers befindet, auf den Bürgen über. 
Der Übergang umfaßt nach §8 401, 412 alle Sicherheiten, Pfand- und Realiſierungs⸗ 
rechte, überhaupt alle Nebenrechte, die dem Gläubiger zuſtanden, nicht nur die in $ 401 beſon⸗ 
ders bezeichneten (RG 60, 371; 65, 164; 89, 195; 91, 276 u. JW 07, 7451 HRR 1930 Nr 216), 
ſowohl diejenigen, die zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme bereits begründet waren, als auch die 
ſpäter begründeten ($ 776 Satz 3), ſowohl die vom Hauptſchuldner als die von Dritten beſtellten. 
Dies gibt dem Rückgriff aus § 774 einen Vorzug vor dem aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Bürgen und dem Schuldner erwachſenen. Anderſeits läuft die Verjährung der überge gan 
genen Hauptforderung weiter, was unter Umſtänden einen Nachteil für den Bürgen bei der 
Rechtsverfolgung aus $ 774 gegenüber derjenigen aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen ihm und 
dem Hauptſchuldner bedeutet. Eine fiduziariſche Eigentumsübertragung zur Sicherheit begründet 
kein Pfandrecht; ſie überträgt ſich daher auch nicht von ſelbſt auf den zahlenden Bürgen; doch 
iſt als Wille der Beteiligten, auch des Hauptſchuldners, anzunehmen, daß der Gläubiger und 
Sicherungseigentümer das Recht auf den Bürgen, der ihn befriedigt hat, weiter übertragen min 
(RG 89, 193). Über den Übergang von Wechſelforderungen auf den zahlenden Bürgen vgl. 
Ach 60, 191; JW 07, 74518; Geuffl 62 Nr 143; über den Rückgriff des zahlenden Bürgen, 19 1 
Miterbe des Hauptſchuldners geworden iſt, gegen den Nachlaß und die Miterben Rich 76, 575 
— Die Rechte des in die Forderung eintretenden Bürgen gegen den befriedigten Gläubiger 
beftimmen die $$ 402—404. Der Bürge kann verlangen, daß ſeine Verurteilung zur Zahlung 
an den Gläubiger nur Zug um Zug gegen Behändigung der ihm nach $ 403 zuſtehenden CE 
geſchieht, RO HRR 1932 Nr 2141. Auf andere Schuldhilfezahlungen, z. B. auf Grund ein 
Garantie wechſels, tft $ 774 nicht anwendbar; eine ſolche Zahlung iſt nach $ 267 zu beurteilen U! J 
hat einen Übergang der Forderung des Gläubigers nicht zur Folge (MG 94, 85; 96, 136). I 
gendes Recht enthält $ 774 nicht; der Übergang der Forderung auf den Bürgen kann vertrag? 
n werden, was bei Teilbürgſchaften einen verſtändlichen Zweck hat * 

JW 1914, 350%. 4 

2. Der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen erfolgt, ſoweit dieſer den Gläubiger 
befriedigt hat; teilweiſe Befriedigung bewirkt teilweiſen Übergang (R Bayg 1918, 58 l 
zur Zeit der Befriedigung noch nicht fällige und deshalb auch nicht berichtigte Zinſen ſind in 3 
Übergang nicht einbegriffen; in der Zukunft fällige Zinſen kann der Bürge auf Grund des Übe 
gangs vielmehr nur in geſetzlicher Höhe gemäß §9 246, 288 verlangen (RG 61, 343). Denn 4 
alte Forderungsrecht dient nach ſeinem Übergange nur noch dem Rückgriffszwecke, und nur! 
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deſſen Grenzen findet auch der Übergang ſtatt. — In welcher Weiſe die Befriedigung 
des Gläubigers erfolgt, al gleichgültig; ſie kann durch Hinterlegung, durch Hingabe an 
Erfüllungs Statt in den geſetzlichen Vorausſetzungen, ſie kann insbeſondere auch durch Aufrechnung 
mit einer dem Bürgen gegen den Gläubiger zuſtehenden Gegenforderung geſchehen (RG 53, 403; 
10. 10. 18 IV 230/18; ſ. $ 768 A 1). Hinterlegung zur Sicherheit genügt jedoch nicht (RG 106, 
311). Es muß eine endgültige Regelung erfolgt ſein. Auch der Umſtand daß die Befriedigung 
mit den Mitteln des Hauptſchuldners erfolgt, hindert den Übergang nicht (RG Warn 1914 Nr 15), 
und gleichgültig iſt es auch, ob zur Zeit der Befriedigung der Bürge von dem Hauptſchuldner 
hätte in Anſpruch genommen werden konnen, oder ob ihm noch die Einrede der Vorausklage 
zuſtand (RG 10. 10. 18 IV 230/18). Der Übergang ſetzt aber eine Befriedigung des Gläubigers 
voraus. Hat der Bürge unter Beſtreiten der Bürgſchaft lediglich zur Abwendung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem vorläufig vollſtreckbaren Urteile gezahlt, jo iſt mit dieſer vorläufigen Rege⸗ 
lung eine Befriedigung des Gläubigers nicht erfolgt; es findet deshalb auch kein Übergang auf 
den Bürgen ftatt (R 98, 328). Der Übergang kann ſtets nur in den Grenzen der Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung erfolgen; hat der Bürge, der ſich nur für einen Teil der Schuld verbürgt hat, die 
ganze Schuld bezahlt, jo geht in Höhe des Mehr die Forderung des Gläubigers auf ihn nicht über; 
hinſichtlich des Mehr iſt der Bürge ein Dritter, der eine fremde Schuld bezahlt hat, im Sinne des 
$ 267 (RG LZ 1918, 90%). Die Forderung geht jo auf den Bürgen über, wie fie zur Zeit der 
Befriedigung des Gläubigers durch den Bürgen beſtand, ſowohl nach Beſtand an ſich wie nach 
Gegenſtand und Höhe (RG 113, 320). Bei Wechſeln bedarf es keiner Indoſſierung (RG 60, 191; 
JW 1907, 74516). Mit der Forderung gehen auch alle Nebenrechte Über (RG 65, 164). 

3. Durch den geſetzlichen Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen in den Grenzen der 
erfolgten Befriedigung des Gläubigers darf weder der Gläubiger in ſeinen Rechten gegen den 
Hauptſchuldner noch der Hauptſchuldner in ſeinen Rechten gegen den Bürgen benachteiligt 
werden. Erſteres drückt Satz 2, letzteres Satz 3 des $ 774 Abſ 1 aus. Deshalb muß der Bürge, 
der nur einen Teilbetrag der durch die Bürgſchaft geſicherten Schuld bezahlt hat, mit ſeinem 
auf ihn übergegangenen Rechte auf Befriedigung aus Pfändern oder aus andern Bürgſchaften 
hinter den ursprünglichen Gläubiger bis zu deſſen voller Befriedigung zurücktreten, mag er ſich 
für die ganze Schuld verbürgt und mit der Zahlung des Teilbetrags auch ſeine Bürgſchaftsſchuld 
nur zum Teil erfüllt, oder mag er, wenn er nur bis zur Höhe ſeiner Zahlung für die an ſich größere 
Schuld ſich verbürgt hatte, die Bürgſchaftsverpflichtung voll erfüllt haben (RG 53, 403; 76, 195; 
82, 135; JW 1917, 8112). Auf andere Forderungen desſelben Glaubigers gegen denſelben Schuld 
ner erſtreckt ſich zunächſt das Vorrecht des Gläubigers nicht (RG gad .); doch darf der Gläubiger 
auch hinſichtlich ſolcher durch den Mitbewerb des Bürgen nicht ſchlechter geſtellt werden, wenn er 
zur Zeit der Zahlung in der Lage war, an der Stelle der befriedigten Forderung andere mit den. 
ſelben Sicherungen ausgeſtattete Forderungen geltend zu machen (R& 82, 133), und ſofern es fich 
um Forderungen handelt, die mit der durch die Bürgſchaft geſicherten in einem rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen (RG Warn 1914 Nr 275). Wenn in $ 774 Abſ 1 Satz 2 das Eintrittsrecht 
des Bürgen zugunſten des Gläubigers einſchränkt, ſo trifft er eine Regelung, die 
keine allgemeine ſchuldrechtliche Pflicht des Bürgen gegenüber dem Glaubiger begründen ſou, 
ſondern eine Abgrenzung rechtlicher Schuldbeziehungen. Der Nachteil, vor dem der Gläubiger 
bewahrt bleiben ſoll, iſt kein allgemeiner wirtſchaftlicher Nachteil, ſondern die Rechtsſtellung des 
Gläubigers, zu deren Verſtärkung die Bürgſchaft dient, ſoll nicht rechtlich beeinträchtigt werden. 
Der Gläubiger genießt alſo den Vortritt nach § 774 Abſ 1 Satz 2 nicht, ſoweit es ſich um eine 
andere Forderung und um eine andere Rechtsſtellung handelt, als die durch die Burgſchaft ge⸗ 
ſchutzte, RG 136, 44. Die Be weislaſt, daß eine Geltendmachung der auf den Bürgen überge 
gangenen Hauptforderung durch dieſen ihm, dem Gläubiger, zum Nachteile gereiche, triſſt den 
Gläubiger. Im Konkurſe des Hauptſchuldners werden die entwickelten Grundſatze des $ 774 durch 
die Beſonderheiten des Konkursverfahrens beeinflußt. Der Gläubiger, dem der Bürge vor der Kon⸗ 
urseröffnung eine Teilzahlung gemacht hat, kann den entſprechenden Teil ſeiner Forderung 
wegen des Teilübergangs ſeinerſeits nicht mehr zum Konkurſe anmelden; vielmehr iſt der Bürge 
inſoweit forderungs⸗ und zur Teilnahme an dem Konkurſe berechtigt. Würde dieſer durch $ 774 

bj 1 Sa 2 gehindert fein, die Forderung auf Grund des Übergangs zum Konkurſe anzumelden, 
würden alſo weder der Gläubiger noch der Bürge die Teilforderung im Konkurſe geltend machen 
tfen, fo würde dies weſentlich eine grundloſe Begünſtigung der übrigen Konkursglaubiger 
bedeuten. Der Gläubiger mag deshalb von dem Bürgen außerhalb des Konkursverfahrens 
enjenigen Teil der Dividende herausverlangen, um den er durch die Teilnahme des Bürgen 
an dem Konkurſe verkürzt worden iſt (NG 83, 406). — Entſprechende Beſtimmungen über einen 
geſetzlichen Übergang einer Forderung von dem Gläubiger auf den Zahlenden in den Grenzen 
er Befriedigung finden ſich in 98 268, 426, 1164, 1176, 1607 u. 1709. j 
. 4. Der Hauptſchuldner hat gegen die Rückgriffs forderung des Bürgen aus dem zwiſchen 
ihnen beſtehenden Schuldverhältniſſe (Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag. Dienftvertrag 
uſw.) die Einwendungen, die ihm auf Grund dieſes Rechtsverhaltniſſes zuftehen, 
und nur dieſe (MG 102, 53). Er kann nicht der Rückgriffsforderung des Bürgen gegenüber mit 
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einer Forderung, die ihm gegen den befriedigten Gläubiger zuſtand, aufrechnen; wohl aber darf 
er dem Bürgen, der zu ihm in einem Auftragsverhältniſſe ſtand, entgegenhalten, daß dieſer gemäß 
8 770 die Befriedigung des Gläubigers mit Rückſicht auf die Gegenforderung, wenn er von ihr 
Kenntnis hatte, hätte verweigern müſſen; der Bürge hat bei der Befriedigung des Gläubigers 
nicht nur ſein Intereſſe, ſondern auch das ſeines Auftraggebers oder Geſchäftsherrn zu wahren 
(RG 59, 207). Der aus dem Übergange der Hauptforderung auf den Bürgen erhobenen Klage 
gegenüber ſtehen dem Hauptſchuldner dagegen einmal alle Einwendungen zu, die das Haupt⸗ 
ſchuldverhältnis ihm an die Hand gibt, ſoweit dieſe zur Zeit des Übergangs begründet waren 
(85 404, 412), ſodann aber auch die aus dem perſönlichen Rechtsverhältniſſe gegen den Bürgen 
ihm erwachſenen. Während jedoch im Falle der Rückgriffsklage des Bürgen aus dem zwiſchen 
ihm und dem Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe den Bürgen die Be weislaſt trifft, 
daß er vertragsgemäß gehandelt habe, hat gegenüber der Hauptforderungsklage der Hauptſchuldner 
darzutun, daß der Bürge zur Geltendmachung der Forderung aus einem in dem beiderſeitigen 
Rechtsverhältniſſe begründeten Umſtande nicht berechtigt ſei (R 85, 72). Hat der Bürge dem 
Gläubiger ſeine Forderung bezahlt in Unkenntnis des Umſtandes, daß ſie ſchon 
bezahlt war, fo ſteht ihm gegen den Gläubiger ein Anſpruch aus ungerechtfertigter Be- 
reicherung zu ($$ 812ff.); er kann auch gegen den Hauptſchuldner, wenn er dem ihn mit dieſem 
verbindenden Rechtsverhältniſſe entſprechend pflichtgemäß gehandelt hat, einen Rückgriff (8 670) 
haben; die Hauptforderung iſt jedoch auf ihn nicht übergegangen, da ſie durch die frühere Zahlung 
bereits erloſchen war. Hat der Bürge ſich mit dem Gläubiger auf die Zahlung eines geringeren 
Betrags verglichen, fo iſt es Tatfrage, ob der Nachlaß nur ein dem Bürgen gewährtes Entgegen ⸗ 
kommen bedeutet, oder ob er das geſamte Schuldverhältnis umfaſſen ſollte. Im erſteren Falle 
ſteht dem Bürgen der Rückgriff auf Grund des Übergangs gegen den Hauptſchuldner in voller 
Höhe zu, im letzteren Falle nur in Höhe ſeiner Zahlung, die jetzt mit dem Betrage der Hauptſchuld 
ſich deckt (RG 102, 51). 

5. Mitbürgen haften gemäß § 769 als Geſamtſchuldner. Das dadurch zwiſchen ihnen 
ſelbſt bedingte Gemeinſchaftsverhältnis führt zu der in der grundſätzlichen Beſtimmung des $ 426 
(vgl. RG 61, 56 u. 70, 48) feſtgeſetzten gegenſeitigen Ausgleichung. Mehrere zum Rückgriff 
berechtigte Bürgen ſtehen jedem einzelnen zur Ausgleichung verpflichteten Mitbürgen als Geſamt⸗ 
gläubiger gegenüber. Jeder Rückgriffsberechtigte kann von jedem ausgleichspflichtigen Mitbürgen 
Zahlung bis zur Höhe des ihm nach dem Innenverhältnis zuſtehenden Anteils an der Bürgſchafts⸗ 
ſchuld verlangen (Rh 4. 4. 27 IV 608/26). Die darauf verweiſende Vorſchrift des Abſ 2 des 9774 
wäre daher an ſich überflüſſig; ihr Schwerpunkt beruht in dem Wörtchen „nur“. Der in Abſ 1 
beſtimmte Forderungsübergang erfolgt nur für den Bürgen, der den Gläubiger 
befriedigt hat. Er hat an ſich auch den Übergang der Anſprüche aus den für die Forderung 
beſtellten weiteren Bürgſchaften zur Folge (89 401, 412). Dieſer Übergang der Rechte gegen die 
andern Bürgen wird in Abſ 2 in ſeinem Umfange beſchränkt. Die Ausgleichung findet gemäß 
$ 426 Abſ 1, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“, nach Kopfteilen ſtatt. Die abweichende Ber 
ſtimmung kann durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung, mithin auch durch Vertrags“ 
beſtimmungen, die mit einem Ausgleichungsrechte nicht vereinbar find, getroffen fein (RG 61, 56; 
81, 414; JW 1913, 4885); die Beweislaſt für eine vereinbarte anderweite Beſtimmung trifft den 
Mitbürgen, der fie behauptet (RG 15. 4. 08 VI 33/07). Sie kann auch aus den Verhältniſſen 
von ſelbſt ſich ergeben, ſo daß den Beweis zu führen hat, wer etwas anderes behauptet. Haben 
3. B. die Mitgeſellſchafter einer G. m. b. H. ſich für Schulden der Geſellſchaft ge meinſchaftlich ver ⸗ 
bürgt, ſo iſt das Beteiligungsverhältnis an der Geſellſchaft als die natürliche Grundlage auch für 
die Ausgleichung unter den Geſellſchaftern anzunehmen; der Vertragswille der Geſellſchaft über 
trägt ſich von ſelbſt auf das Ausgleichungsverhältnis (MG 88, 122; Warn 1914 Nr 247). — Der 
Nachbürge ift im Sinne der g 769 u. 774 Abſ 2 Mitbürge; fein Bürgſchaftsgläubiger iſt der Glau⸗ 
biger der Hauptverbindlichkeit (RG 83, 342; Warn 1917 Nr 241). Aber diejenigen Bürgen, für 
die er als Nachbürge die Haftung übernommen hat und die darum vor ihm, nicht neben ihm haften, 
haben keinen Ausgleichsanſpruch gegen ihn (RG JW 1912, 746°). Umgekehrt hat der Nachbürge 
vollen Erſatzanſpruch gegen den Vorbürgen, für den er die Bürgſchaft übernommen hat (RG 
28. 5. 14 VI 173/14). Der Rückbürge, deſſen Bürgſchaftsgläubiger ein Bürge ift und deſſen Rück. 
bürgſchaftsverpflichtung auf des letzteren Bürgſchaftsverpflichtung gegen den Hauptgläubiger 
als ihre Hauptverbindlichkeit ſich bezieht, nicht auf die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, muß 
den Bürgen, der ſein Bürgſchaftsgläubiger iſt, auch für den Verluſt ſchadlos halten, den dieſer 
infolge der Ausgleichungspflicht andern Mitbürgen gegenüber in ſeinem Rückgriff erleidet (RG 
27. 4. 05 IV 516/04). Fur den Fall, daß der Mitbürge nicht auf Grund des § 774, ſondern durch 
Vertrag mit dem Gläubiger deſſen Forderung erwirbt, führt die Anwendung des 9 426 zu dem 
gleichen Ergebnis, daß ſich der Mitbürge, der die Forderung erworben hat, den Betrag, der bei 
der Ausgleichung auf ihn entfallen würde, gegenüber den Mitbürgen von der Forderung kürzen 
laſſen muß (RG Warn 1913 Nr 361). 

6. Entſprechende Anwendung findet $ 774 Abf 1 im Falle des $ 1143 (Befriedigung des Blau 
bigers einer hypothekariſch verſicherten Forderung durch den nur dinglich haftenden Eigentümer 
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des belaſteten Grundſtücks) und der ganze § 774 im Falle der Einlöſung des Pfandes durch den 
Drittverpfänder einer beweglichen Sache ($ 1225). Die früher vielumſtrittene Frage, wie dann 
der Rückgriff des Bürgen gegen den Drittverpfänder und umgekehrt, die jedenfalls in einem 
geſamtſchuldneriſchen Gemeinſchaftsverhältnis zueinander nicht ſtehen, ſich geſtaltet, ift mit Strohal 
(Arch. f. Dogm. 61, 59 ff.) dahin zu löſen, daß der Bürge in jedem Falle die Laſt der Schuld end⸗ 
gültig auf das Pfand abwälzen kann. Siehe darüber § 1225 A 3. Vgl. auch RG 85, 363. 


8 775 
Hat ſich der Bürge im Auftrage des Hauptſchuldners verbürgt oder ſtehen 
ihm nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag wegen 
der Übernahme der Bürgſchaft die Rechte eines Beauftragten gegen den Haupt- 


ſchuldner zu ), fo kann er von dieſem Befreiung von der Bürgſchaft ver⸗ 
langen 2): 

1. wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners weſentlich 
verſchlechtert haben ); 

2. wenn die Nechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der Übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn- 
ſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 

3. wenn der Hauptſchuldner mit der Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit im 
Verzug ift “); 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreckbares Urteil auf 
Erfüllung erwirkt hat. 

Iſt die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, ſo kann der Hauptſchuldner 

dem Bürgen, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten >). 

E 677 II 714; M % 676—678; P 2 479, 480. 

1. § 775 behandelt das innere Verhältnis des Bürgen zum Hauptſchuldner, das 
außerhalb des Bürgſchaftsvertrags ſteht, und gibt eine Sonderbeſtimmung über die Rechte des 
Bürgen gegen den Hauptſchuldner für den Fall, daß der erſtere die Bürgſchaft im Auftrage des 
Haußtſchuldners ($ 662), dem ein Dienſtvertrag auf Geſchäftsbeſorgung (8 675) gleichzuſtellen ift, 
übernommen ober bei der auftragsloſen Übernahme im Intereſſe und dem Willen des Haupt 
ſchuldners entſprechend gehandelt hat ($ 683). Für Auftrag und Dienſtvertrag tritt das im § 775 
gegebene Recht auf Befreiung oder Sicherheitsleiſtung unter den in dem Paragraphen 
aufgeführten veränderten Umſtänden an Stelle des Rechtes auf Vorſchuß ($ 669), das für den 
Auftrag zur Bürgſchaftsübernahme der Natur der Sache nach unanwendbar iſt, ſowie des Rechtes 
10 Befreiung nach $ 670, ſoweit dieſe vor Befriedigung des Gläubigers durch den Buͤrgen ver ⸗ 
‚Angt werden könnte, da die Bürgſchaft gerade der Verſchaffung und Erhaltung des Kredits des 

uftraggebers zu dienen beſtimmt iſt. Nur unvorhergeſehene, ohne ſein Zutun nachträglich ein⸗ 
getretene Umſtände, die die Stellung des Bürgen gefährden, follen dem Bürgen einen Anſpruch 
auf Entbindung von der auftraggemäß Übernommenen Verpflichtung geben. Sobald der Bürge 
den Gläubiger befriedigt hat, erliſcht notwendig der Befreiungsanſpruch und tritt der Rückgriffs⸗ 
anſpruch gegen den Hauptſchuldner an deſſen Stelle. Anderſeits kann es zu einem Rückgriff; 
anſpruch nicht kommen, wenn der Hauptſchuldner den Bürgen befreit hat. Beide Anſprüche 
en deshalb auch gleichzeitig — im Konkurſe des Hauptſchuldners — nicht geltend gemacht 

erden. Der Anſpruch aus § 775 ſteht auch dem ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen zu. 
G 2. Die Befreiung von der Bürgſchaft leiſtet der Hauptſchuldner, indem er entweder den 

laubiger befriedigt oder durch Gewährung anderweiter Sicherheiten zur Entlaſſung des Bürgen 
aus der Bürgſchaſtsverpflichtung veranlaßt. Der Bürge kann ſelbſtverſtändlich vertragsmaßig 
auf den Befreiungsanſpruch verzichten, und dieſe Beredung zwiſchen dem Bürgen und dem Haupt- 
ſchuldner bedarf keiner Form. Der Verzicht braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein, ſondern 
dann ſich aus den Parteiverhandlungen ergeben. Ein ſolcher Verzichtswille kann daraus gefolgert 
werden, daß nach Übernahme der Bürgſchaft ber Hauptſchuldner und der Gläubiger unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bürgen die Hinausſchiebung des Fälligkeitstermins vereinbart haben (RG 59, 10); 
er kann aber nicht ſchon daraus entnommen werden, daß der Bürge vor der Fälligkeit der Haupt. 
perbindlichkeit gemäß $ 757 Abſ 2 ober auf Grund beſonderer Vereinbarung von. dem Haupt⸗ 
Ghuldner ſich hat Sicherheit leiſten laſſen; denn die letztere bezweckt gerade, bie Befreiung des 
Bürgen nach Eintritt der Fälligkeit zu gewährleiſten RG aaO. u. 12. 7. 06 VI 589/08). 
j J. Zu Nr 1. Zur Feſtſtellung einer Verſchlechterung der Vermogensverhältniſſe des Haupt⸗ 
chuldners bedarf es der Vergleichung der letzteren zur Zeit der Buürgſchaftsübernahme mit den- 
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jenigen zur Zeit der Erhebung der Befreiungsklage; hierbei ſind nicht nur die Beſitzwerte und 
Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe des Hauptſchuldners zu berückſichtigen (RG 12. 7. 06 
VI 589/05). Der Bürge kann jedoch nicht unter Berufung auf § 775 Befreiung verlangen, wenn 
er ſelbſt durch vertragswidriges Verhalten die Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des 
Hauptſchuldners herbeigeführt hat; ſeinem Befreiungsanſpruche ſteht alsdann die Einrede der 
Arglift, entgegen (RG aad.). Die Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft bedeutet nicht 
notwendig eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe der Geſellſchaft, NG 
JW 1927, 1689. 

Zu Nr 2. Eine Erſchwerung liegt auch dann vor, wenn die Geltendmachung eines Pfand- 
oder Zurückbehaltungsrechts erſchwert ift, wenn der Aufenthalt unbekannt iſt, wenn er ins Aus⸗ 
land verlegt iſt, wenn der Schuldner in Konkurs geraten iſt, RG 4, 123. 

Zu Nr 3. Die Hingabe eines Wechſels beſeitigt den Verzug nicht. 

4. Zu Nr 4. Dem vollſtreckbaren Urteil ſteht gleich der Vollſtreckungsbefehl nach $ 700 Satz 1 
ZPO, nicht aber andere vollſtreckbare Titel nach § 794 ZPO (Vergleiche, vollſtreckbare Urkunden), 
die der Bürge dem Gläubiger durch feine eigene Mitwirkung verſchafft hat. Das vorläufig 
vollſtreckbar erklärte Urteil fällt unter die Vorſchrift. 

5. Die Sicherheitsleiſtung (88 232 ff.) bezweckt nicht, die Rückgriffanſprüche des Bürgen aus 
der Befriedigung des Gläubigers zu ſichern, ſondern lediglich, die Befreiung des Bürgen von der 
übernommenen Bürgſchaft nach Eintritt der Fälligkeit der Hauptſchuld zu ſchützen (RG 59, 10 
u. 16. 3. 06 VI 313/05). Hat der Bürge daher auf den Befreiungsanſpruch nachträglich verzichtet 
oder hat er den Glaubiger befriedigt, ſo iſt die Sicherheitsleiſtung erledigt. 


8 776 


1) Gibt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes Vorzugsrecht, 
eine für ſie beſtehende Hypothek, ein für ſie beſtehendes Pfandrecht oder das 
Recht gegen einen Mitbürgen auf ?), fo wird der Bürge infoweit frei, als er 
aus dem aufgegebenen Rechte nach § 774 hätte Erſatz erlangen können ?). Dies 
gilt auch dann, wenn das aufgegebene Necht erſt nach der Übernahme der 
Bürgſchaft entſtanden iſt ?). 

E I 679 II 715; M 2 678—682; P 2 780—788. 

1. Die Pflichten des Gläubigers. Dem Gläubiger erwachſen an ſich aus dem Bürgſchafts⸗ 
vertrage nur Rechte, keine Pflichten (ſ. A 5 zu 8 765) RG HRR 1930 Nr 212; er hat nach dem 
Rechte des BGB auch nicht wie nach gemeinem Rechte in der Geltendmachung und Einziehung 
feiner Forderung gegen den Hauptſchuldner Sorgfaltspflichten zu erfüllen, wenn nicht vertrags 
mäßig ein anderes beſtimmt iſt, in welchem Falle bei Verſäumung der Sorgfaltspflich. 
der Bürge, wenn er ſonſt mit einem Rückgriff Erfolg gehabt haben würde, frei wird (RG 65 S. 136, 
397; 87, 327; 88, 410; RG Warn 1916 Nr 129; RG 31. 3. 27 621/26). Ohne ſolche Vereinbarung 
kann der Bürge weder von dem Gläubiger verlangen, daß dieſer von einem Kündigungsrechte 
wegen Verzugs des Hauptſchuldners in der Zahlung der Zinſen Gebrauch mache (Nh 3. 12. 06 
VI 123/06), noch kann er einer dem Hauptſchuldner gewährten Stundung widerſprechen; er ift 
auch nicht befugt, vom Gläubiger die Anfechtung einer Rechtshandlung zu verlangen (RG aaO. ), 
oder daß der Gläubiger die ihm für die Forderung beſtellte Hypothek in der Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks ausbiete (RG 88, 410), oder ihm zuzumuten, um eine teilweiſe Tilgung der Schuld 
durch Dritte zu erlangen, eine Sicherheit aufzugeben (RG Warn 1915 Nr 17) oder ihn zur An⸗ 
meldung ſeiner Forderung im Konkurſe über das Vermögen des Hauptſchuldners zu veranlaſſen. 
Der Glaubiger iſt nicht verpflichtet, den Bürgen von einem die Vermögensverhältniſſe des Haupt⸗ 
ſchuldners betreffenden Vorgange, namentlich von der Einleitung einer Zwangsvollſtreckung 
gegen dieſen zu benachrichtigen; $ 1166 ift nicht entſprechend anwendbar (RG 65, 134). So hat 
3. B. der Gläubiger im allgemeinen gegenüber dem ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen ohne beſondere 
Vereinbarung nicht die Pflicht zur Beaufſichtigung der ihm vom Schuldner zur Sicherheit tber 
eigneten, aber mit Wiſſen des Bürgen in unmittelbarem Beſitz des Schuldners gebliebenen Gegen⸗ 
ſtände, RG 87, 328; RG 31. 3. 27 IV 621/26. Treu und Glauben hat aber auch 5 
Gläubiger dem Bürgen gegenüber zu wahren; R 65, 140; HRR 1927 Nr 1109; 1060 
Nr 212, 1212; er darf die Stelung des Bürgen nicht willkürlich verſchlechtern. Befreit das BG 
den Gläubiger von einer Wachſamkeitspflicht gegenüber dem Bürgen, ſo hat es anderſeits auch 
den letzteren in den $$ 774, 776 unabhängig vom Gläubiger geſtellt. Mit Rückſicht auf den dem 
Bürgen, wenn er den Gläubiger befriedigt, geſetzlich gewährten Übergang der Hauptforderuſ 
der nach $$ 401, 412 auch den Übergang aller Sicherungen auf ihn zur Folge hat, verbietet $ 7 
dem Gläubiger, zum Nachteile des Bürgen von dieſen Sicherungsrechten etwas aufzugeben. 
Aber auch über $ 776 hinaus haftet der Gläubiger dem Bürgen nicht nur, wenn er argliſtig die 
Beeinträchtigung der Intereſſen des Bürgen herbeiführt (RG Warn 08 Nr 370), ſondern auch, 
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wenn er fahrläſſigerweiſe im Vertrauen auf die durch die Bürgſchaft ihm gebotene Sicherheit 
Pfänder aus feinem Pfandbeſitz hat wegbringen laſſen (R& Warn 1915 Nr 17) oder Aufwendungen 
auf Pfänder zum Schutze gegen deren Entwertung unterläßt, die die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt oder die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns von ihm verlangt, ſofern dem Bürgen 
das Recht zuſteht, den Gläubiger zunächſt auf das Pfand zu verweiſen (RG IW 05, 72011). Bei 
der Ausfallsbürgſchaft kann der Gläubiger deshalb vom Bürgen nicht Beträge fordern, deren 
Verluſt er ſelbſt durch nachläſſige Betreibung der Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
verſchuldet hat (RG 87, 327). Ob die Aufgabe eines Eigentumsvorbehalts durch den Gläu⸗ 
biger gegen Treu und Glauben verſtößt, den dieſer auch dem Bürgen gegenüber zu wahren hat, 
hängt davon ab, ob mit dieſer Aufgabe berechtigte Intereſſen verfolgt werden, die höher zu be⸗ 
werten ſind, als die Intereſſen des Bürgen. Ein dieſe verneinender Fall NG HRR 1933 Nr 12. 
Verhütung eines Pfandbruchs und Verfolgung von Anſprüchen daraus gehort zu den 
Sorgfaltspfüchten dem Bürgen gegenüber, RG HAN 1930 Nr 610. 8 

2. Die Aufgabe von Sicherheiten, die den Bürgen nach $ 776 freimacht, ſetzt eine Willens⸗ 
erklärung des Gläubigers voraus, die dieſe Aufgabe zur Folge hat; ein nur zuſehendes Verhalten 
des Gläubigers, das den Verluſt von Nebenrechten mit ſich bringt, iſt darunter nicht begriffen 
(RG 65, 396). Über Vorzugsrechte ſ. $ 401 Abſ 2. Der Pfandrechtstitel des $ 648 für die Bau⸗ 
gläubiger ift kein Vorzugsrecht, der Nichtgebrauch des Anſpruchs auf Eintragung deshalb auch 
nicht Aufgabe einer Sicherheit, die den Bürgen befreit. Wohl aber die Aufgabe einer Sicherungs- 
übereignung, RE HRR 1930 Nr 499. Die Entlaſſung eines von mehreren Geſamtſchuldnern 
ift keine Aufgabe einer Sicherheit (Reh 10. 3. 13 VI 238/12). Die Aufgabe der Sicherheit muß 
auf freier Entſchließung beruhen. Erſolgt die Löſchungsbewilligung einer durch Inflation 
inhaltlos gewordenen Hypothek lediglich wegen der zur damaligen Zeit maßgebenden Rechts⸗ 
eee ſo iſt das keine freiwillige, da es ohnehin hätte geſchehen müſſen, R in JW 1931, 


3. Die Aufgabe der Nebenrechte befreit den Bürgen nur, wenn und inſoweit das aufgegebene 
Recht ihm die Möglichkeit gewährt haben mürde, ſich gemäß § 774 daran zu erholen. Den Bürgen, 
der unter Berufung auf $ 776 dem Gläubiger die Bürgſchaft aufkündigt oder feiner Klage aus dem 
Bürgſchaftsvertrage die Befreiung einredeweiſe entgegenſetzt, trifft die Beweislaſt ſowohl für 
die Aufgabe wie für die Tauglichkeit des aufgegebenen Rechtes, ihm Erſatz zu gewähren. Hat der 
Bürge in Unkenntnis davon, daß der Gläubiger ein Sicherungsrecht aufgegeben hat, den Gläu⸗ 
biger befriedigt, ſo ſteht ihm in Höhe des Wertes des letzteren ein Bereiche rungsanſpruch gegen 
den Gläubiger gemäß § 813 zu (RG 9. 6. 03 JI 165/03). Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Bürge 
auf feine Rechte aus $ 776 verzichten kann, insbeſondere durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Einwilligung in eine Aufgabe von Sicherheiten durch den Gläubiger (RG Warn 1917 Nr 290). 

4. Daß $ 776 ſich nur auf die Aufgabe von Sicherheiten durch den Gläubiger bezieht, bedarf 
kaum der Erwähnung. Ein Mitbürge insbeſondere darf unbeſchadet ſeines Rückgriffsrechts gegen 
die andern Bürgen ihm vom Schuldner oder von Dritten perſönlich beſtellte Vorzugs⸗ oder Sicher⸗ 
heitsrechte aufgeben (R JW 05, 4863). — Eine entſprechende Anwendung, des $ 776 auf den 

ewährvertrag iſt an ſich denkbar. Satz 2 kann aber auf ein Gewährverſprechen wegen der 
1 Bürgſchaft abweichenden inneren Natur dieſer Verpflichtung nicht angewendet werden 
72, 138). 


8 777 

Hat ſich der Bürge für eine beſtehende Verbindlichkeit auf beſtimmte Zeit 
verbürgt !), fo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, wenn nicht 
der Gläubiger die Einziehung der Forderung unverzüglich nach Maßgabe 
des & 772 betreibt, das Verfahren ohne weſentliche Verzögerung fortſetzt und 
unverzüglich nach der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, daß 
x ihn in Anfpruch nehme. Steht dem Bürgen die Einrede der Vorausklage 
nicht zu, ſo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, wenn nicht 
der Gläubiger ihm unverzüglich dieſe Anzeige macht 2). 7 
Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, ſo beſchränkt ſich die Haftung des Bürgen 
im Falle des Abſ 1 Satz 1 auf den Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zur 
Zeit der Beendigung des Verfahrens hat, im Falle des Abf 1 Satz 2 auf den 
ee den die Hauptverbindlichkeit bei dem Ablaufe der beſtimmten Zeit 

at 2), 


ve: 716; P 2 483—485. 5 5 ee 
1. Wird einer Bürgſchaftsverpflichtung eine zeitliche Begrenzung inzugefügt, jo kann dies, 
wie in § 765 A 5 dere Pentel, den Sinn haben, daß mit dem Ablaufe der Zeit die 
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Bürgſchaft erlöſchen ſoll; es kann aber auch bedeuten, daß Gegenſtand der Bürgſchaft 
diejenigen Verbindlichkeiten ſein ſollen, die der Hauptſchuldner innerhalb der beſtimmten 
Zeit gegenüber dem Gläubiger eingeht. Es iſt Sache der Auslegung im einzelnen Falle, wie 
die Zeitbeſtimmung zu verſtehen iſt; wird die Bürgſchaft für eine beſtehende und deshalb ihrem 
Umfange nach bereits feſtſtehende Verbindlichkeit übernommen, ſo iſt eine andere Auffaſſung, 
als daß die Zeitbeſtimmung eine zeitliche Schranke für die Haftung des Bürgen ſelbſt bedeuten 
ſolle, der Regel nach nicht möglich. Bei einer Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten 
(Kreditbürgſchaft) iſt eine andere Auslegung nicht nur möglich, ſondern es iſt auch naheliegend, 
daß hier nicht die Bürgſchaft ſelbſt, ſondern der Kreis der Forderungen, für die ſie übernommen 
wird, zeitlich begrenzt werden ſoll (RG 63, 11; 82, 382). Die Beſtimmung des $ 777 gibt eine 
Sondervorſchrift für den Fall, daß die Zeitbeſtimmung eine Schranke für die 
Bürgenhaftung ſelbſt bedeutet, und legt dieſer den Regelfall unter, daß die Bürgſchaft 
für eine beſtehende Verbindlichkeit übernommen iſt. Der Rechtsge danke des Paragraphen, 
für den Fall einer Beſchränkung der Bürgenhaftung ſelbſt auf eine beſtimmte Zeit eine Ordnung 
zu ſchaffen, ob und inwieweit der Gläubiger bis zum Ablaufe der Zeit bereits die Inanſpruchnahme 
des Bürgen eingeleitet und durchgeführt haben müſſe, trifft indeſſen auch dann zu, wenn im Einzel⸗ 
falle die Vertragsauslegung bei der Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten zu dem Ergebniſſe 
führt, daß die Zeitbeſtimmung auch hier nicht den Kreis der Forderungen, ſondern die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung ſelbſt habe begrenzen wollen; die Vorſchrift iſt deshalb in ſolchem Falle ent⸗ 
ſprechend anzuwenden (RG 82, 382). Nötig iſt nicht, daß die Zeit kalendermäßig beſtimmt 
iſt (RG 107, 194). Die Befriſtung der Hauptſchuld bedeutet nicht auch die Befriſtung der Bürg⸗ 
ſchaft (RG Warn 1914 Nr 155). Wohl aber iſt die Beſchränkung der Bürgſchaftshaftung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit für aufgegeben zu erachten, wenn der Bürge zu einer Stundung der Hauptverbind⸗ 
lichkeit auf unbeſtimmte Zeit ſeine Zuſtimmung gibt; die Zeitbeſtimmung muß als geändert 
gelten, wenn dieſe Stundung mit beſtimmtem Endtermin erfolgt (NG JW 03 Beil Nr 252). 
In der Regel bedeutet die Stundung aber eine Erleichterung, keine Erſchwerung für den Bürgen, 
daher iſt Schriftform nicht erforderlich, R 96, 133. — Über die entſprechende Anwendung des 
§ 777 bei zeitlich begrenzter Pfandbeſtellung für fremde Schuld ſ. RG 68, 141. Bei Interzeſſion 
durch Wechſelbürgſchaft nicht anwendbar (RG 74, 352; JW 1903 Beil. 43). 

2. Pflichten des Gläubigers. Vor dem Ablaufe der beſtimmten Zeit kann der Gläubiger 
die Inanſpruchnahme des Bürgen nicht wirkſam einleiten, RG 96, 133; im übrigen ſcheidet 
das BOB für die Behandlung der Frage, wie die Inanſpruchnahme des Bürgen der Zeitſchranke 
ſich anzuſchließen habe, die gewöhnliche und die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft; der letzteren 
ſtehen die Fälle gleich, in denen die dem Bürgen an ſich gegebene Einrede der Vorausklage wegen 
der in $ 773 Nr 2—4 bezeichneten Umſtände im Einzelfalle ausgeſchloſſen iſt. In den Fällen der 
Bürgſchaft ohne Vorausklage beſtimmt ſich die Haftung des Bürgen nach dem Umfange der Ver⸗ 
bindlichkeit im Augenblicke des Zeitablaufs; der Bürge wird aber frei, wenn nicht der Gläubiger 
unverzüglich, d. i ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121), nach dem Ablaufe der Zeit dem Bürgen an⸗ 
zeigt, daß er ihn in Anſpruch nehme. Bei der Bürgſchaft mit Vorausklage muß der Gläubiger 
nach dem Ablaufe der Zeit zunächſt unverzüglich die Einziehung der Forderung gegen 
den Hauptſchuldner betreiben; nach Beendigung dieſes Verfahrens hat er dem Bürgen jene An 
zeige zu machen, und der Zeitpunkt der Beendigung des Verfahrens, nicht der Zeitablauf, beſtimmt 
zugleich den Umfang der Bürgſchaft nach § 767. Die einmal erfolgte Anzeige kann nicht vom 
Gläubiger einfeitig rückgängig gemacht werden; denn die Befreiung des Bürgen, die hierdurch 
bewirkt würde, kann nur durch Erlaßvertrag nach 8 797 erfolgen (RG 24. 9. 02 VI 32/02). Die 
hier vorgeſchriebene Anzeige wird durch eine vor Ablauf der beſtimmten Zeit gemachte Mitteilung, 
daß der Gläubiger den Bürgen in Anſpruch nehmen werde, nicht erſetzt (RG 96, 133; dagegen 
Levy JW 1919, 823 bei Nr 5). Die Beweislaſt, daß den Vorausſetzungen der Inanſpruch⸗ 
nahme des Bürgen nach $ 777 Genüge geſchehen iſt, trifft den Gläubiger, 


9 718 


Wer einen anderen beauftragt !), im eigenen Namen und auf eigene Nech⸗ 
nung einem Dritten Kredit zu geben ?), haftet dem Beauftragten für die aus 
der Kreditgewährung entſtehende Verbindlichkeit des Dritten als Bürge?) ). 

G. 680 II 717; M 2 6882 —084; b 2 485, 486. 

1. Die Vorſchrift iſt nicht zwingenden Rechts. Das weſentliche Merkmal der Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung, das Einſtehen für eine fremde Verbindlichkeit, it an und für ſich dem in $ 778 ber 
handelten Kreditauftrage (mandatum qualifientum) nicht eigen. Vielmehr hätten auch hier 
nur die Grundſätze des Auftrags Anwendung zu finden. Doch das genügt dem Verkehrsbedürfnis 
nicht. Wie das rom. Recht ſchon beſtimmt, deshalb auch das BGB, daß die Haftung hier wie die 
eines Bürgen, als Bürge von Geſetzes wegen eintreten ſoll. Erforderlich iſt die Annahme 
des Auftrags (RG 56, 130; 87, 144). Die Aufforderung eines Dritten an den lieferungsunluſtigen 
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Verkäufer, dem Käufer die beſtellte Ware zu liefern, kann als Kreditauftrag angeſehen werden 
(RG 87, 144). Dieſe Veranlaſſungshandlung bildet den Rechtsgrund ſeiner Haftung; die letztere 
entſteht, wenn der Erſuchte dem Erſuchen nachkommt und dem Dritten den verlangten Kredit 
gewährt; der Erſuchende wird dadurch zum Nachſchuldner gleich dem Bürgen. Den Streit, ob 
jenes Erſuchen, um einen Kreditauftrag im Sinne des $ 778 darzuſtellen, in einem wirklichen 
rechtsgeſchäftlichen Auftrage beſtehen müſſe, der der Annahme bedarf und im Falle der Annahme 
den Beauftragten verpflichtet, oder ob eine bloße Ermächtigung, ein Anheimgeben, genüge, mit 
dem der Angegangene nicht verpflichtet werden ſoll (fo Eccius in Gruch 46, 55 ff., Kohler, BR 11 
$ 157), hat das Reichsgericht unter Zuſtimmung der überwiegenden Mehrheit der Rechtslehrer 
in wiederholten Entſcheidungen im erſteren Sinne entſchieden (RG 50, 160; 51, 120; 56, 130; 
Warn 1910 Nr 114; 1911 Nr 429; 9. 7. 06 VI 572/05; 11. 4. 07 VI 350/06). Dem iſt beizutreten. 
Der rechtsgeſchäftliche Auftrag ($ 662), dem im Sinne des Paragraphen aber auch ein entgelt⸗ 
licher Geſchäftsbeſorgungsvertrag nach § 675 gleichzuftellen iſt, bildet, wenn er vom Beauftragten 
angenommen und ausgeführt worden ift, eine rechtliche Grundlage für die Haftung des Auftrag⸗ 
gebers. Er bedarf auch keiner Form; hat er die Haftung des Auftraggebers zur Folge, ſo bedarf 
es nicht noch einer ſchriftlichen Bürgſchaftserklärung nach $ 766. Wird aber eine bloße Ermäch⸗ 
tigung, die die Erfüllung in das Belieben des Erſuchten ſtellen ſoll und die weder dieſen noch den 
Erſuchenden bindet, als genügende Veranlaſſungserklärung für den Kreditauftrag angenommen, 
ſo fehlt zwiſchen beiden Perſonen ein rechtsgeſchäftliches Band; die Veranlaſſungshandlung 
kann, wenn ſie nicht überhaupt bloß als Rat oder Empfehlung erſcheint ($ 676), eine Haftung des 

klärenden nur dann bewirken, wenn fie bereits ſelbſt als Bürgſchaftserklärung für die zukünftige 
Schuld aufgefaßt werden kann. $ 778 gewährt eine Formfreiheit für eine ſolche Bürgſchafts⸗ 
erklärung nicht; es müßte alſo eine Erklärung der Bürgſchaftsverpflichtung in der Form des $ 766 
verlangt werden. Dann läge aber eben eine Bürgſchaft vor, nicht ein beſonderes Rechtsgeſchäft, 
dem eine Wirkung gleich der Bürgſchaft beigelegt wird. Es iſt zuzugeben, daß im Verkehr neben 
dem rechtsgeſchäftlichen Auftrage zur Kreditgewährung auch die bloße Ermächtigung, Anregung, 
Empfehlung vorkommen kann; fie iſt nach dem Geſagten aber als Kreditauftrag nicht zu erachten. 
Das Bedenken, daß es für den rechtsgeſchäftlichen Auftrag an dem eigenen Intereſſe des Auftrag⸗ 
gebers fehle, erledigt ſich dadurch, daß jeder ein fremdes Intereſſe zu feinem eigenen machen 
kann, wie denn auch der Beauftragte oder der Geſchäftsführer ohne Auftrag in dieſer Stellung 
wiederum an Dritte rechtsgeſchäftliche Aufträge erteilen kann; durch den Auftrag ſelbſt bekundet 
er ſein eigenes Intereſſe. 


2. Der Kreditauftrag iſt mithin der rechtsgeſchäftliche Auftrag an einen andern, einem Dritten 
im eigenen Namen und für eigene Rechnung Kredit zu gewähren oder, was gleichbedeutend iſt, 
weiter zu gewähren (RG 50, 160; 51, 120; 56, 130; JW 1910, 80924; 1912, 9106; Warn 1912 
N 106; 8. 4. 07 VI 272/06). Soll der Beauftragte im Namen oder für Rechnung des Auftrag⸗ 
gebers handeln, ſo kann von einem Kreditauftrage nicht die Rede ſein; der Auftraggeber iſt alsdann 
dem Dritten gegenüber ſelbſt der Gläubiger, dem Beauftragten gegenüber ſelbſt der Schuldner 
1 87, 144; Warn 1911 Nr 429). Weſentlich iſt dem Kreditauftrage ferner die Verpflichtung 
für Aufge forderten zur Kreditgewährung. Soll dieſe ausgeſchloſſen ſein, jo liegt Bürgſchaft für 
inftige Schuld oder Gewährvertrag vor. Der Kreditauftrag iſt als Auftrag nach $ 662 einer 
orm nicht unterworfen; er bedarf der Annahme, die ebenſowenig eine Form erfordert 
(A2 zu 8662: 96 50, 162; 51, 122; 56, 130). Er iſt nach 671 ſeitens des Auftraggebers jederzeit 
wäderruflich, auch nach feiner Annahme (NG JW 1911, 4477), kann aber ſehr wohl gerade 
1905 des freien Widerrufsrechts der Höhe wie der Zeitdauer nach unbegrenzt ſein (RG Warn 
142, Nr 106). Der Beauftragte kann ſeinerſeits gemäß $ 671 das Auftragsverhältnis kündigen; 
als ein wichtiger Grund nach 8671 Abf 1 erſcheint insbeſondere die Kreditunwürdigkeit des Dritten. 
A zur Gewährung des Kredits, die die Entſtehung der Hauptſchuld zur Folge hat, gelten für die 
übchtsbetiehungen zwiſchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten lediglich die Vorſchriften 
i er den Auftrag (88 664, 672, 673; $ 669 iſt nicht anwendbar, da der Zweck des Geſchäfts die Ge⸗ 
währung des Kredits aus den Mitteln des Beauftragten iſt, vgl $ 775 A 1). Abweichend von der 
ib ürgſchaft hat der Gläubiger als Beauftragter das Intereſſe des Auftraggebers wahrzunehmen, 
15 achricht zu geben, wenn dieſes bedroht erſcheint, und nach feinen Weiſungen zu handeln 
bas JW 1912, 9106). Mit der Entſtehung der Hauptſchuld tritt die bürgſchaftsgleiche Haftung 
85 Auftraggebers als Nachſchuldner ein (R JW 1912, 910%). Wer einem Dritten gegenuber 
te Erklärung abgibt, daß Geſchäfte, die ein anderer mit ihm abſchließt, feine Geſchafte ſeien, 
ei daß er für die Verbindlichkeiten des andern aus dieſen Geſchäften einſtehen wolle, iſt, obwohl 
eng Kreditauftrag im Sinne von $ 778 nicht vorliegt, nach Treu und Glauben an dieſe Haftungs⸗ 
ab ürung gebunden, mag auch der andre von dieſer Erklärung nichts gewußt und fie als eigene 
geſchloſſen haben, RG 11. 1. 27 VI 466, 467/26. 


3, Für die Haftung des Kreditauftraggebers als Bürge gelten alle Regeln, die über die 
deluchten und Rechte des Bürgen aufgeſtellt ſind. Er hat die Einrede der Vorausklage, wie ſie 


M Bürgen gegeben iſt; befriedigt er den Glaubiger, ſo geht deſſen Forderung gemäß § 774 auf 
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ihn über. Liegt dem Kreditauftrag wiederum ein Auftrag des Schuldners zugrunde, ſo hat er 
gegen dieſen den Anſpruch auf Befreiung nach § 775. EM 

4. Verſchieden von dem Kreditauftrag ift die Kreditanweiſung oder der Kreditbrief; 
er iſt eine Unterart der Anweiſung zur Zahlung; der Dritte erhält nicht Kredit, ſondern Zahlung, 
die der Beauftragte auch nicht für eigene Rechnung, ſondern für Rechnung des Auftraggebers 


9 1 durch die er keine Forderung gegen den Zahlungsempfänger erwirbt (RG 64, 108; 
88, 134). 


Neunzehnter Titel 
Vergleich 


1. Vom Vergleich, dem Vertrage, der die Verwandlung eines zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehenden unſicheren, ſei es ſtreitigen, ſei es gegenſtändlich oder auch nur perſönlich ungewiſſen 
Rechtszuſtandes in einen ſicheren bezweckt und dieſen Zweck durch gegenſeitige Aufopferung von 
Werten oder Gewährung von Vorteilen verwirklicht, handelt das BGB in einem einzigen Para- 
graphen. Dieſer enthält ein Doppeltes: eine allgemeine Begriffsbeſtimmung und eine beſondere 
Rechtsregel über die Wirkung des Irrtums beim Vergleichsſchluſſe, wenn der Irrtum beider⸗ 
ſeitig war und ſich auf Tatbeſtände bezog, die außerhalb der zu beſeitigenden Ungewißheit lagen. 
Aus dieſen beiden Geſetzesſätzen und dem Zweckgedanken des Vergleichs find die Regeln über 
ſeinen Inhalt und ſeine Wirkungen zu ermitteln. Das Merkmal des gegenſeitigen Nachgebens, 
das das BGB als weſentlich für den Begriff des Vergleichs aufſtellt, hat zu Zweifeln Veranlaſſung 
gegeben, ob der Prozenßvergleich der ZPO der Begriffsbeſtimmung des BGB ſich fügt und 
deſſen Vorſchriften unterſtellt werden kann. Die Frage (vgl. RG 19, 362; 48, 183; 56, 333; 78, 
286; 129, 43) iſt zu bejahen. Die Merkmale des gegenſeitigen Nachgebens wie des Streites oder 
der Ungewißheit über ein Rechtsverhältnis können unter Berückſichtigung von Abſ 2 des $ 779, 
dem Geſetzesge danken entſprechend, genügend weit genommen werden (j. unten die al u. 4 
zu $ 779), um den Prozeßvergleich mit zu umfaſſen. Eine andere Sonderform des Vergleichs iſt 
der Zwangsvergleich im Konkurſe und nach der Vergleichsordnung vom 5. 7. 27 (RG Bl I 
139) oder in dem früheren Geſchäftsaufſichtsverfahren, endlich der Zwangsvergleich nach dem 
$ 24ff. des Geſetzes zur Regelung der land wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 
1 Äh 1933 (RG Bl S. 331); auch fie find fachlich Vergleiche im Sinne des $ 779, für die nur 
hinſichtlich ihres Zuſtandekommens und ihrer Wirkſamkeit beſondere Vorſchriften gelten (R 
Warn 1911 Nr 353). Daß der ſog. außergerichtliche Akkord als Vergleich im Sinne des $ 779 
aufzufaſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. Ein dem Vergleich rechtsähnlicher Vertrag iſt der Schieds⸗ 
vertrag (88 1025 ff. ZPO), der wie jener die vertragsmäßige Beilegung eines Streites über 
ein Rechtsverhältnis bezweckt, dieſen Zweck jedoch abweichend vom Vergleiche ſo verwirklicht, 
daß nicht die Parteien ſelbſt über die Rechte aus dem Rechtsverhältniſſe verfügen, der Vertrag 
vielmehr die gerichtliche Entſcheidung der Streitigkeit befeitigt und dieſe Entſcheidung an Stelle 
des Gerichts ernannten Vertrauensperſonen überträgt (RG 67, 71; JW 1911, 45937). a 

2. Ob ein Vergleich wegen weſentlicher Anderung der ihm zugrunde liegenden Verhältniſſe, 
3. B. des Geldwerts, auch ſelbſt abänderbar iſt — clausula rebus sic stantibus, vgl. A! 10 
$ 242 — entſcheidet ſich nach den Vertragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts und if deshal 
Tatfrage des einzelnen Falles. Vergleiche über Unterhalts- und Haftpflichtrenten werden 
regelmäßig abänderbar fein; es kann aber auch das Gegenteil vereinbart werden (RG 106, 233; 
Warn 1918 Nr 140; JW 1921, 1080°; Lg 1921, 7810). Iſt dagegen das Verpflichtungsverhältms 
durch Zahlung einer einmaligen, vergleichsweiſe feſtgeſetzten Abfindungsſumme aufgelöſt, dann 
it für weitere Anſprüche kein Raum mehr (RG 106, 396). — Durch $ 323 Abſ 4 ARD wird klar⸗ 
geſtellt, daß auch ein gerichtlich geſchloſſener Vergleich im Sinne von 5 794 Nr 1 80 nach 15 
allgemeinen Grundſätzen abänderbar iſt (RH 106, 233). — Wird eine vergleichsweiſe feng £ 
Rente aufgewertet, fo ift von dem Vergleich auszugehen, nicht von den Anſprüchen, über die c 
die Parteien verglichen haben (RG 15. 1. 26 VI 315/25). 


§ 779 
Ein Vertrag ), durch den der Streit oder die Ungewißheit 2) der Parteien 
über ein Nechtoverhältnis ) im Wege gegenſeitigen Nachgebens ) beſeitigt 
wird °) (Vergleich), iſt unwirkſam, wenn der nach dem Inhalte des Vertrags 
als feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht 
und der Streit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht ent 
ftanden fein würde ) 7) 8). 
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Der Ungewißheit über ein NRechtsverhältnis ſteht es gleich, wenn die Ber⸗ 
wirklichung eines Anſpruchs unſicher iſt 2). 

E I 666, 607 II 718; M 2 640—657; P 2 510-529; 6 198. 

1. Dem Vergleich iſt eine gegenſeitige Verpflichtung weſentlich, die als Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung erſcheint; er gehört deshalb zu den gegenſeitigen Verträgen nach 89 320ff. Für den 
Fall des Verzugs des einen Teiles gelten die 89 326ff., für den der eintretenden Unmöglichkeit 
der Leiſtung die 8$ 323 ff. (RG 93, 290; JW 03 Beil Nr 132). Der Vergleich iſt an ſich formlos. 
Dies gilt auch dann, wenn damit eine ſelbſtändige, vom urſprünglichen Schuldgrund losgelöſte 
Verpflichtung begründet, alſo eine neue ſelbſtändige Verbindlichkeit im Sinne des § 780 oder 
ein ſelbſtändiges Anerkenntnis nach § 781 erklärt wird (§ 782, RG JW 03 Beil Nr 226; 1910, 
280°). Doch entbindet die Formloſigkeit des Vergleichs nicht von der Einhaltung der ſonſt vor⸗ 
geſchriebenen Form, wenn die von einem Teile oder von beiden Teilen übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen oder Leiſtungen eine ſolche erfordern (RG 89, 259; 94, 147; Gruch 50, 662). So 
bedarf es der Form der $$ 311 u. 313, wenn die Übertragung eines Teiles eines Vermögens oder 
des Eigentums an einem Grundſtücke in dem Vergleiche verſprochen wird. Auch Vergleiche über 
die durch einen Grundſtücksveräußerungsvertrag begründeten Rechtsverhältniſſe find nicht ſtets 
formfrei, wie RG 54, 907 angenommen hatte; fie bedürfen der Form des $ 313, wenn in dem 
Vergleich die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück urſprünglich 
oder von neuem eingegangen oder weſentlich verſchärft wird, nicht dagegen, wenn lediglich der 
Kaufpreis oder der Zeitpunkt der Eigentumsübertragung geändert wird (RG 94, 152; 109, 27; 
JW 1910, 5757; 23 1919, 475). Formfrei iſt der Vergleich, wenn die Beſtellung einer Hypothek 
übernommen wird; 8 873 bedingt für den darauf gerichteten ſchuldrechtlichen Vertrag feine Form 
(RG JW 02 Beil Nr 105). Der Form der 88 2371, 2385 bedarf ein Vergleich der um eine Erb⸗ 
ſchaft ſtreitenden Perſonen, worin fie den Streit durch eine Verteilung der Erbſchaft beſeitigen 
(RG 72, 209; JW 1910, 998%). Jede nach dem bürgerlichen Rechte vorgeſehene Form, die gericht⸗ 
liche oder notarielle ſowohl wie die ſchriftliche, wird aber erſetzt durch den in der geſetzlichen 
prozeſſualiſchen Form vor Gericht abgeſchloſſenen Prozeßvergleich (RG 48, 183 u. 1. 11. 05 
129/05), Die Auflaſſung eines Grundſtücks ($ 925), die Beſtellung eines Erbbaurechts ($ 1015) 
und die Eheſchließung ($ 1317) kann in einem Prozeßvergleich natürlich nicht vorgenommen 
werden. — Der Vergleich vor dem Mieteinigungsamt, einer Verwaltungsbehörde, ſteht 
einem gerichtlichen Vergleich nicht gleich, kann alſo die Form des $ 313 nicht erſetzen (RG 107, 
284). Der als prozeßgerichtlicher formell unwirkſame Vergleich kann als Vergleich nach § 779 
beſtehen bleiben (RG Warn 09 Nr 294). — Die Befugnis zum Vergleichsſchluß für geſetzliche und 
rechtsgeſchäftliche Vertreter iſt vielfach beſonders geordnet. Das BGB kennt eine in früheren 
Rechten vorgeſehene Spezialvormacht nicht; ob die Vertretungsmacht den Vergleichsabſchluß 
umfaßt, ift im Einzelfalle zu prüfen. Die Prozeßvollmacht berechtigt in den Grenzen des Gegen ⸗ 
ſtandes des Rechtsſtreits zu gerichtlichen wie außergerichtlichen (RG JW 94, 193%) Vergleichen 
681 ZPO). Der Prokuriſt iſt nach $ 49 HGB zu Vergleichen innerhalb eines Handelsgewerbes 
im allgemeinen, der Handelsbevollmächtigte innerhalb des beſonderen Handelsgewerbes ($ 54 
HGB), der Handlungsreiſende zur vergleichsweiſen Stundung der Preiſe aus den von ihm ab⸗ 
geſchloſſenen Verkäufen ($ 55 Abſ 2 HGB) befugt; der Handlungsagent bedarf beſonderer Er⸗ 
mächtigung ($ 86 Abſ 1 HGB). Der Konkursverwalter ift bei Vergleichen über mehr als 300 M. 
an die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes gebunden, falls ein ſolcher beſtellt iſt ($ 133 
Nr 2 KO); der Vormund im gleichen Falle an die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
1 5 Nr 12 BGB); das gleiche gilt aber nicht vom Inhaber der elterlichen Gewalt (8 1643 

1). 

2. Der Vergleich ſetzt als ſeine Unterlage entweder einen Streit über ein Rechtsverhältnis 
voraus, der ein bewußtes Behaupten eines verſchiedenen Rechtsſtandpunkts, wenn auch nur 
zum Teil oder in Einzelpunkten, und ein dementſprechendes gegenſätzliches Verhalten auf beiden 
Seiten bedingt, oder eine Ungewißheit über das Rechtsverhältnis oder eine Unſicherheit der 
Rechtswirkſamkeit des daraus erwachsenden Anſpruchs (Abſ 2). Beides ift im weiteſten Sinne 
zu nehmen. Als Ungewißheit genügt auch eine nur vermeintliche, in Wahrheit unbegründete; 
ungewiß iſt auch, was nur die Parteien nicht wiſſen (RG JW 01,138); und die vermeintliche 
Ungewißheit braucht ferner nur auf einer Seite vorzuliegen, während auf der andern Seite die 
Behauptung der Gewißheit gegenüberſteht; die Ungewißheit kann auf tatſächlichem oder recht⸗ 
uichem Gebiete liegen, und fie darf ſich, wie der Streit über das Rechtsverhältnis, auf Neben ⸗ 
deſtimmungen: Fälligkeit, Erfüllungsort, Verzinſung, eine Einrede beſchränken (RG Gruch 
47, 936; 15. 2. 06 JV 402/05). Gegenſtändlich unge wiß ſind bedingte Rechte und wiederkehrende 
Leiſtungen, bei denen der Wegfall gewiß, deſſen Zeitpunkt unge wiß iſt. Eine Unſicherheit der 
Rechtsverwirklichung iſt insbeſondere vorhanden, wenn die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
oder ſonſt die Durchführbarkeit der Zwangs vollſtreckung zweifelhaft iſt oder auch nur dem Gläubi⸗ 
ger zweifelhaft erſcheint. Ein Streit oder eine Unge wißheit „über die Höhe des infolge der Geld⸗ 
entwertung zu zahlenden Betrags“ ($ 67 Abs Aufwch) iſt nicht gegeben, wenn die Parteien 
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an eine Pflicht zur Aufwertung nicht wenigſtens gedacht haben und der Schuldner nur aus 
Billigkeitsgründen einen Mehrbetrag gezahlt hat (RG 116, 143 und unten A 7). 

3. a) Das Rechtsverhältnis, über das der Vergleich geſchloſſen wird, kann jeder Art ſein, 
aber es muß zwiſchen den Parteien beſtehen. Einen Vergleich kann alſo nur ſchließen, wer 
ſelbſt an dem Rechtsverhältnis beteiligt oder der Rechtsnachfolger eines ſolchen Beteiligten iſt. 
Bloße geſchichtliche, wirtſchaftliche oder perſönliche Beziehungen zu den Beteiligten reichen 
nicht aus (RG 11. 6. 29 VII 475/28). Deshalb iſt es kein Vergleich, wenn ein Dritter den Gläubi⸗ 
ger gemäß § 267 abfindet, auch wenn der Gläubiger dabei nachgibt (RG 127, 128). Außerdem 
muß das Rechtsverhältnis auch der Verfügung der Parteien unterſtehen. In dieſem Rahmen 
find Vergleiche auch über bloß moraliſche Anſprüche möglich (R JW 1928, 30362). Ver⸗ 
gleiche über öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe begründen in der Regel keine privatrecht- 
lichen Beziehungen unter den Parteien (RG 79, 200); ſie können es aber tun, wenn der Wille 
der Parteien darauf gerichtet iſt (RG 23. 11. 28 VII 255/28; 12. 3. 29 VII 455/28). — Ver⸗ 
gleiche über Rechtsverhältniſſe, die durch zwingende Rechtssätze geregelt find, find nichtig. So 
Vergleiche über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten ($ 312), z. B. über Ansprüche aus einem 
wechſelſeitigen Teſtamente nach dem Tode des Erſtverſtorbenen (RG Gruch 50, 391). Ein Ver⸗ 
gleich kann auch nicht geſchloſſen werden, wo offenbar gar kein geſetzlich anerkanntes Recht beſteht. 
Deshalb iſt ein Vergleich als gegen § 138 verſtoßend nichtig, wenn der Vertrag, über den er 
einen Streit der Parteien beſeitigen will, unſittlich iſt, und der Vergleich der Parteien oder einer 
von ihnen das verbotswidrig Erlangte ganz oder teilweiſe erhalten will (RG 49, 192; 83, 110; 
Warn 1911 Nr 388; Gruch 67, 174; 23 1921, 572). Anders liegt die Sache, wenn die Par- 
teien ernſtlich über die Gültigkeit geſtritten haben und der Vergleich gerade die Beſeitigung 
dieſes Streites bezweckte (NG 49, 194; Warn 1931 Nr 58; IRdſch 1927 Nr 1733 und Nr 1803) 
oder der Vergleich ſchlechthin auf die Aufhebung des geſetz⸗ oder ſittenwidrigen Geſchäfts gerichtet 
it (RG aaO. und 25. 9. 23 VII 871/22). Unwirkſam iſt auch ein Vergleich über verbotene 
Börſentermingeſchäfte (NG Warn 1919 Nr 56). Streitigkeiten über die vermögensrechtlichen 
Wirkungen des der privaten Verfügung entrückten Rechtsverhältniſſes (Eherecht, Elternrecht) 
ſind jedoch dem Vergleiche zugänglich, und ebenſo können Vergleiche auch beim gegenſtändlichen 
Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes in dem Falle geſchloſſen werden, wenn der Streit der 
Parteien gerade die Frage betrifft, ob ein geſetzlich gültiges und klagbares Rechtsgeſchäft vorliege 
oder nicht: ob die zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Börſengeſchäfte gültige Kauf- oder Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfte oder aber klagloſe Spielgeſchäfte ſeien (RGS 49, 192 u. 8. 7. 02 VI 163/02), 
ob ein Vertrag ein gültiger Dienſtvertrag oder ein klagloſer Ehevermittlungsvertrag ſei (RG 
23. 10. 06 VII 44/06), vorausgeſetzt ſelbſtverſtändlich, daß der Vergleich nicht die äußere vor⸗ 
geſchobene Form für ein Anerkenntnis des nichtigen Geſchäfts iſt. — b) Sind Vergleiche zuläſſig 
über ein durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtelltes Rechtsverhältnis? Das rechtskräftige 
Urteil ſtellt endgültig das zwiſchen den Parteien ſtreitige Rechtsverhältnis feſt und beſeitigt die 
beſtehende Ungewißheit. Deshalb kann dieſe an und für ſich nicht nochmals durch einen Vergleich 
beſeitigt werden. Ein Vertrag, durch welchen die Parteien das durch Urteil rechtskräftig feſtgeſtellte 
Rechtsverhältnis anderweit ordnen, iſt daher kein Vergleich, ſondern die Schaffung eines neuen, 
die Umſchaffung des alten in ein neues Rechtsverhältnis. Aber es iſt ſowohl möglich, daß über 
die Ausführung oder die Auslegung eines Urteils neue Streitigkeiten und Ungewißheiten zwiſchen 
den Parteien entſtehen, als auch, daß die Verwirklichung des durch das Urteil feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs ſich unſicher geſtaltet; in allen dieſen Fällen iſt eine Grundlage für einen Vergleich trotz 
der Rechtskraft des Urteils gegeben. Ein ſolcher hebt das letztere nicht in feinem Beſtande auf; 
aber aus dem Vergleiche ergibt ſich eine den feſtgeſtellten Anſpruch betreffende Einrede gegen die 
Vollſtreckung des Urteils, die mit der Vollſtreckungsgegenklage gemäß § 767 ZP geltend zu 
machen it (RG JW 00, 75218, 07, 39413). — c) Wie ein Vergleich ein Rechtsverhältnis ganz 
zum Gegenſtande nehmen kann, obgleich nur ein Teil davon ſtreitig oder ungewiß iſt, ſo kann er 
auch über das ſtreitige oder unge wiſſe Rechtsverhältnis überhaupt hinausgreifen und mit dieſem 
zugleich andere Rechts beziehungen der Parteien zu löſen unternehmen, die nicht ſtreitig 
oder unge wiß find (RG JW 01, 138). Insbeſondere ſind Vergleiche nicht ſelten, die aus Anla 
eines Streites über ein Rechtsverhältnis alle gegenſeitigen Forderungen zu erledigen bezwecken. 
Eine Vorſchrift des PrALN (1 16 $$ 427, 428) beſtimmte, daß auch ein ſolcher Vergleich im 
Zweifel nicht diejenigen Anſprüche umfaſſe, die dem Berechtigten zur Zeit des Vergleich? 
ſchluſſes unbekannt waren. Das wird auch nach dem Rechte des BGB anzunehmen fein; iſt abet 
die Abſicht der Vergleichsparteien klar erſichtlich, ſchlechthin alle ihre Rechtsbeziehungen zu 
löſen, fo erſtreckt ſich der Vergleich auch auf diejenigen Forderungen, deren Beſtehen dem einen 
oder dem andern unbekannt war (RG 29. 4. 07 LV 500/06; 20. 10. 13 V 204/13; 11. 10. 27 VI 
215/27; 19. 2. 29 VII 473/26). Jedoch können Verzichte auch beſchränkt gemeint fein (RG 131, 
282 f.; 14. 3. 33 VII 300/32), und namentlich kann ſich der Vergleichswille nicht auf unbekannte 
(3. B. Aufwertungs⸗) Anſprüche erſtrecken, deren mögliches Beſtehen man ſich nicht wenig⸗ 
ſtens vorgeſtellt hat; wer ſich gleichwohl auf den Wortlaut des Vergleicht beruft, verſtößt gegen 
Treu und Glauben (RG Warn 1929 Nr 69 und Nr 128; Recht 1929 Nr 1492). Auch beim Aus⸗ 
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gleich aller gegenſeitigen Anſprüche der Parteien bleiben aber diejenigen erhalten, die erſt 
durch den Vergleich möglich geworden ſind; eine Anfechtung des Vergleichs wegen argliſtiger 
Täuſchung wird dadurch nicht abgeſchnitten (NG Warn 1933 Nr 57). 

4. Ein gegenſeitiges Nachgeben erfordert der Vergleich. Das Nächſtlie gende iſt, daß dieſes 
Nachgeben ſich auf das ſtreitige oder ungewiſſe Rechtsverhältnis ſelbſt bezieht. Nötig iſt das aber 
nicht (NG Warn 1930 Nr 89); das Nachgeben kann auch darin beſtehen, daß der eine Teil auf 
ſeinen Anſpruch ganz verzichtet oder den des Gegners ganz anerkennt unter Eintauſch einer Ab⸗ 
findung oder Gegenleiſtung. Das gegenſeitige Nachgeben iſt überhaupt nach dem Sprachgebrauche 
des gewöhnlichen Lebens zu verſtehen; es erfordert nur, daß jeder dem andern von feinem perſön⸗ 
lichen Standpunkte aus ein Opfer bringt, auch wenn das bei unparteiiſcher Beurteilung vielleicht 
gar nicht zutrifft (Prot 2, 524; RG 89, 262; JW 03 Beil Nr 226; 1911, 64815, Warn 1927 Nr 109; 
15. 2. 06 IV 402/05; 9. 6. 06 1 12/06; 3. 4. 08 VII 315/07; 25. 6. 29 VII 661/28). „Dabei iſt 
ferner nicht erforderlich, daß die Parteien zunächſt über ihre gegenſeitigen Rechte feilſchen (RG 
116, 143; 117, 226) oder daß fie ſich wechſelſeitig das Zugeſtändnis machen, daß die andere zum 
Teil Recht habe; jedes tatſächliche Nachgeben genügt, ſelbſt wenn es als freiwillige Zuwendung 
bezeichnet wird (RG Gruch 49, 106). Auch ein bedingtes Nachgeben widerſpricht nicht dem Weſen 
des Vergleichs (NG 3. 2. 14 VII 447/13). Ein bloßes Anerkenntnis ſeitens des Schuldners, ein 
bloßer Verzicht ſeitens des Gläubigers, ein dem Erlaß gleichſtehendes Anerkenntnis des Gläubi⸗ 
gers durch Vertrag mit dem Schuldner, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe, ſowie eine bloße 
Stundung ſeitens des letzteren ſind freilich keine Vergleiche, da ihnen das ge genſeitige Nach⸗ 
geben fehlt (NG Warn 1914 Nr 153; 6. 11. 07 V 66/07). Wie aber eine Unſicherheit der Rechts⸗ 
verwirklichung als Grundlage des Vergleichs genügt, ſo ſtellt auch eine Sicherung der Rechts⸗ 
berwirklichung ein Nachgeben dar. Wenn der dem Gläubiger auch nur unſicher erſcheinende 
Schuldner die Forderung anerkennt und urkundlich zu zahlen ſich verpflichtet, was ſonſt erſt 
umſtändlich einzuklagen wäre, jo gewährt er dem Gläubiger einen Vorteil, und es liegt ein tat» 
ſächliches Nachgeben auf feiner Seite vor, das beim Hinzutreten eines irgendwie gearteten Nach⸗ 
gebens auf der Gläubigerſeite (Stundung, Bewilligung von Teilzahlungen) einen Vergleich 
varſtellt (NG 78, 163; JW 1910, 2805). 5 

5. Der Vergleich beſeitigt einen ungewiſſen Rechtszuſtand der Vergangenheit und ſchafft 
einen ſicheren für die Zukunft; er enthält Verfügungen über die aus dem ſtreitigen oder un⸗ 
gewiſſen Rechtsverhältniſſe ſich ergebenden Rechte. Keine der Parteien kann ferner gegenüber der 
Vergleichsverpflichtung auf Anſprüche oder Einreden zurückgreifen, auf die fie ausdrücklich oder 
ſtülſchweigend verzichtet hat (Rich 15. 11.07 VII 295/07). Keine darf auch Verzichte und An⸗ 
erkenntniſſe, welche Beſtandteile eines Vergleichs find, zurückfordern (kondizieren) (NG 108, 108; 
18. 10. 29 VII 65/29; 27. 4. 31 VIII 47/1). Das Rechtsverhältnis ſelbſt läßt der Vergleich 
jedoch, ſofern nicht ein anderes als Wille der Parteien aus dem Vertragsinhalte zu entnehmen 
Üt, beſtehen (M& 22. 6. 28 VII 79/28); Pfandrechte und Bürgſchaften bleiben deshalb, unbe- 
ſchadet der Rechte, die ſich für Drittverpfänder und Bürgen aus den Beſtand der Hauptver⸗ 
- indlichkeit zuungunften des Hauptſchuldners verändernden Verträgen ergeben — vgl. $ 767 

12) —, unberührt. Der Vergleich kann aber auch, indem er das alte Schuldverhältnis durch 
ein neues, ſei es ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis (58 780, 781), 
ſei es ein Rechtsverhältnis anderer Art — Umwandlung in ein Darlehen nach K 607 Abi 2, 
Umwandlung eines Kaufvertrags in einen Tauſchvertrag, Vereinbarung einer Abfindung für die 
Aufgabe von Rechten uſw. — erſetzt, umſchaffend wirken (NG Gruch 51,630; 60, 658; JW 1911, 
64810; LZ 1926, 230; 25. 4. 22 VII 521/22); in ſolchem Falle erlöſchen Bürgſchaften und 
Pfänder. — Inſofern der Vergleich ein neues Veräußerungsgeſchäft enthält, ein Teil in dem 
Vergleiche ſich verpflichtet hat, dem andern Sachen oder Waren zu geben oder zu liefern, können 
in bezug auf dieſe die Mängelanſprüche gemäß 99 459, 462 erhoben werden, nicht aber, ſoweit 
le Mänge lanſprüche aus dem ſtreitig geweſenen Rechtsverhältniſſe bereits gegeben geweſen 
90 ten das durch den Vergleich gerade gegen Anfechtung geſichert werden ſollte (RG 54, 165; 
10, 169, wo auch über den Wegfall der kurzen Verjährung des § 477 in dieſem Falle gehandelt 
lt). — Der Vergleich wirkt ex nunc; eine ſtreitige und im Vergleich teilweiſe anerkannte Forde⸗ 
rung entſteht erſt mit dem Vergleichsabſchluß. en er 
vi 6. Der Vergleich iſt unwirkſam, d. h. nicht nur anfechtbar, ſondern nichtig, wenn die beiden 

om Geſetz aufgestellten Voraussetzungen gegeben find. 
S a) Der von den Parteien nach dem Inhalt des Vertrags als feſtſte hend zugrunde gelegte 

achverhalt entſpricht der Wirklichkeit nicht, wenn er ſich anders darſtellt, als die Par⸗ 
eien bei Abſchluß des Vergleichs annehmen. Nicht erforderlich iſt, daß beide Parteien den voraus- 
geſetzten Sachverhalt hinterher als unrichtig anerkennen; es genügt, wenn er ſich als gegenſtänd · 
och, unrichtig herausſtellt (NG 112, 215). Der als feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt iſt 
aılenige, der ſich außerhalb des Streites oder der Ungewißheit befindet (RG 61, 
15 8; Warn 1919 Nr 189) und den beide Teile als die feſte Grundlage des Vergleichs anſehen 
NG 79, 271; IW 1910, 1622; 14. 3. 33 VII 800/32). Bei längeren Verhandlungen ſind die 
zunächſt getroffenen und ſpäter in den Vergleich aufgenommenen Vereinbarungen alſo nicht 
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die Grundlage des Vergleichs (RG 23. 10. 28 VII 225/28). Wohl aber gehört dazu die gemein⸗ 
ſame Auffaſſung beider Teile über einen Sachverhalt, auch wenn der eine Teil ihre Richtigkeit 
zwar anfänglich beſtritten, fie dann aber nicht vergleichsweiſe zugeſtanden, ſondern auf Grund 
eigener Überzeugung anerkannt hat (RG 23. 10. 28 VII 225/28; 19. 11. 29 VII 186/29). Das 
Wort Sachverhalt iſt dabei nicht allzu wörtlich zu nehmen (RG 8. 12. 33 VII 201/33); es genügt 
auch, wenn ein Rechtsirrtum hineinſpielt, z. B. irrtümlich das Beſtehen eines Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes angenommen wird (R 112, 215; LZ 1923, 316; Warn 1926 Nr 146; 1931 Nr 59); 
jedoch darf der Irrtum nicht nur eine Rechtsfrage, immer muß er ein Rechtsverhältnis be⸗ 
treffen (NG ZW 1929, 14561; 1932, 11324; 15. 3. 29 VII 517/28); es genügt alſo z. B., wenn die 
Parteien dem Vergleich eine rechtsirrtümlich unrichtige Auffaſſung über die Höhe der Auf⸗ 
wertbarkeit einer Forderung zugrunde gelegt haben (MG Recht 1928 Nr 1557), etwa, weil fie 
annehmen, es handle ſich um Vermögensanlagen (RG JW 1929, 18410). Ebenſo genügt es, wenn 
beide Parteien bei Abſchluß eines Vergleichs der Meinung waren, daß der vorliegende Schieds⸗ 
ſpruch im Klagefalle aus beſtimmten Gründen aufgehoben werden müſſe, nicht nötig aber iſt, 
daß jede Partei die Meinung der andern gekannt hätte (RG 8. 12. 33 VII 201/33). Haben die 
Parteien dem Vergleichsabſchluſſe die Tatſache zugrunde gelegt, daß ein Patent beſtehe, ſo 
hat deſſen Vernichtung die Unwirkſamkeit des Vergleichs zur Folge; das trifft aber nicht zu, 
wenn die Vorausſetzung nur darin beſtand, daß das Patent erteilt ſei (RG 30. 10. 06 1 
115/06). Zweifel beſteht, ob die Unwirkſamkeit des Vergleichs nach § 779 auch in dem Falle 
anzunehmen iſt, daß die Parteien bei Abſchluß des Vergleichs über ein inzwiſchen erlaſſenes 
rechtskräftiges Urteil, das den Streit entſchied, in Unkenntnis waren. Die Frage iſt zu 
bejahen, wenn fie übereinſtimmend den Sachverhalt als gegeben zugrunde legten, daß der Prozeß 
noch ſchwebe, zu verneinen, wenn ſie an die Möglichkeit, daß ein Urteil inzwiſchen erlaſſen ſein 
könne, nicht dachten, oder wenn ſie das Rechtsverhältnis jetzt gerade nur durch Vergleich, nicht 
durch ein Urteil geordnet wiſſen wollten (Prot 2, 523). Die Streitpunkte, über die ſich die 
Parteien verſtändigen und die ſie durch den Vergleich beſeitigen wollen, erledigt der 
Vergleich endgültig. Ein, ſei es tatſächlicher, ſei es rechtlicher Irrtum der Vergleichsparteien 
hinſichtlich der ſtreitigen oder ungewiſſen Tatbeſtände oder Rechtslagen, die der Vergleich gerade 
zu gewiſſen machen wollte, iſt daher unbeachtlich (RG JW 1910, 1622; 1915, 1901; Warn 1916 
Nr 272; 1918 Nr 140; 15. 3. 29 VII 517/28; ZW 1932, 11324). So die Unkenntnis alter Ur 
kunden oder Richterſprüche, die den Streit ausgeſchloſſen haben würden; ſo ferner die auf einer 
Seite oder auf beiden Seiten beſtehende Unkenntnis des Rechtsſatzes, durch den die Ungewißheit 
zu beſeitigen geweſen wäre (Rh 49, 106). — b) Der Streit oder die Ungewißheit, welche bei 
Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden ſein würden, das iſt der Streit oder die Ungewißheit, 
welche die Parteien durch den Vergleich beſeitigen wollten und beſeitigt haben, nicht irgendein 
Streit oder irgendeine Ungewißheit (RG 122, 203; JW 1928, 28131; L 1923, 316); es müſſen ftreit- 
ausſchließende Momente fein, auf die der gemeinſame Irrtum fich bezieht, er iſt alfo unerheblich, wenn 
der Streit auch bei richtigem Ausgangspunkt entſtanden wäre (RG 79,271; Warn 1934 Nr 36; 
JW 1910, 1622; 1929, 14561; 27. 4. 20 VII 8/20; 6. 2. 34 VII 266/33); ausreichend iſt fo die An⸗ 
nahme der Gültigkeit eines Teſtaments, auf deſſen Grundlage man ſich über Erbanſprüche oder 
Nachlaßanſprüche, aktiv wie paſſiv, verglich, oder der Richtigkeit von Rechnungen, die die Unterlage 
einer gegenſeitigen vergleichsweiſen Abrechnung bildeten; die Unkenntnis des Eigentums eines 
Dritten an einer Sache, über deren Eigentum die Parteien ſich ftritten; die Unkenntnis, daß eine Hy⸗ 
pothek, über deren Löſchung die Parteien ſich vergleichen, zum Teil einem Dritten zuſtand (RG 114, 
120). — Nicht unbedenklich RG 21. 12. 26 VI 336/26; jemand hatte ſich mit einer Bank über die 
Höhe feiner Schuld verglichen, während er bei richtiger Berechnung tatſächlich eine Forderung an 
die Bank hatte; auch hier iſt Unwirkſamkeit des Vergleichs angenommen worden, obwohl doch der 
Irrtum ſich gerade auf das Konto bezog, über deſſen Belaſtung geſtritten wurde, und ſich je nach dem 
Maße dieſer Belaſtung eine Schuld oder eine Forderung des Kontoinhabers ergeben mußte. — Die 
bloße Feſtſtellung, daß bei Kenntnis der Sachlage das von den Parteien geſchloſſene Uberein, 
kommen nicht in Frage gekommen wäre, genügt nicht (MG JW 1928, 23215). Ebenſo reicht es 
nicht aus, wenn nur die eine oder die andere Partei bei Kenntnis des wahren Sachverhalts den 
Vergleich nicht abgeſchloſſen hätte; hier ift höchſtens eine — nur auf Grund ſorgfältigſter Prüfung 
aller Umſtände zuzulaſſende — Argliſteinrede gegeben, wenn die Partei, welche die andere 
am Vergleich feſthalten will, damit gegen Treu und Glauben verſtößt (RG Warn 1934 Nr 36). 
Ausreichend iſt es dagegen, wenn für beide Parteien bei Kenntnis des wahren Sachverhalts 
auch nur zum Abſchluß gerade des geſchloſſenen Vergleichs kein Anlaß beſtanden hätte 
(RG 114, 121; 28 1923 Sp. 316; 8. 12. 33 VII 201/33). — ch Trifft $ 779 zu, 10 
iſt der Vergleich unwirkſam es iſt nicht zuläſſig, daß die Partei, welche ſich auf 9 777 
beruft, den Vergleich als ſolchen aufrecht zu erhalten, ihm aber einen andern Inhalt zu geben 
ſucht (RG ZW 1928, 2813). Die Unwirkſamkeit ergreift regelmäßig den ganzen Vergleich; 
liegen die Vorausſetzungen des $ 779 nur für einen Teil des Vergleichs vor, fo iſt — mindeſtens — 
dieſer Teil unwirkſam (RG 114, 120). Wenn und ſoweit der Vergleich unwirkſam iſt, können 
die auf den Vergleich hin gemachten Leiſtungen, die in dem Vergleiche abgegebenen Anerkennt⸗ 
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niſſe wegen ungerechtfertigter Bereicherung aus $$ 812, 821 zurückgerufen werden (RG 61, 318); 
die Erfüllung macht den nach § 779 unwirkſamen Vergleich nicht wirkſam (NG 79, 240). — 
d) Die Beſtimmung des $ 779 trifft nicht den Fall des Betrugs (RG JW 1911, 64818, Warn 1919 
Nr 48). Im Fall einer argliſtigen Täuſchung iſt ein Unterſchied, ob es ſich um die Streitpunkte 
ſelbſt handelt, deren Beſeitigung der Vergleich bezweckte, oder um eine außerhalb dieſer liegende 
als feſtſtehend angenommene Tatſache, nicht zu machen. Jede argliſtige Täuſchung iſt Anfech⸗ 
tungsgrund nach $ 123, ſofern fie den in Irrtum Verſetzten zu dem Vergleiche beſtimmt hat, den 
er ohne die Täuſchung nicht geſchloſſen haben würde (RG Gruch 49, 918). Ebenſo ſteht die 
Sondervorſchrift des § 779 der Anwendung des § 138 auf Vergleiche nicht entgegen (RG 83, 110). 
Bei der Prüfung, ob einer der Abſätze des F 138 zutrifft, ift nicht davon auszugehen, welche An⸗ 
ſprüche die Parteien bei den Vergleichsverhandlungen erhoben haben, ſondern davon, ob und 
inwieweit dieſe Anſprüche begründet waren (RG IRdſch 1927 Nr 1733). Auch ein Prozeßver⸗ 
gleich kann nach § 138 nichtig ſein, z. B. wenn die eine Partei zur Vertragsuntreue gegen einen 
Dritten gezwungen werden ſoll (RG 24. 2. 25 VI 424/25). Bei einer Drohung handelt wider⸗ 
rechtlich im Sinne des § 123 nicht derjenige, der keinen Anſpruch auf den Vergleichsabſchluß hat, 
ſondern derjenige, dem die Forderung nicht zufteht, über die er ſich vergleichen will, oder der 
nicht wenigſtens glaubt, daß fie ihm zuſtehe (RG 112, 226). — e) Daß neben § 779 der Ge⸗ 
ſchäftsirrtum über den Inhalt der Erklärung ſelbſt oder über die Perſon des Vertragsgegners 
den Vergleich nach der allgemeinen Beſtimmung des 9 119 anfechtbar macht, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. Aber der Irrtum über einen durch den Vergleich erledigten Streitpunkt erſcheint 
nur als ein unbeachtlicher Irrtum im Beweggrunde, mag er auf beiden Seiten oder nur auf 
einer beſtehen (RG 106, 233; JW' 1915, 1901, 1927, 19934; Warn 1916 Nr 272; 1918 Nr 140; 
25. 11. 27 VII 391/27; vgl. oben unter a). Nur ein Irrtum im Beweggrunde, kein Irrtum über 
den Inhalt der Erklärung oder über verkehrsweſentliche Eigenſchaften der Sache iſt es auch, wenn 
jemand ſich über die Kaufkraft der Papiermark geirrt hat (RG JW 1925, 350°; 1926, 525; 1926, 
9751; Warn 1924 Nr 140; 1926 Nr 20). — Über die Möglichkeit des Einwandes der Argliſt 
gegen Anſprüche aus einem Vergleich, wenn die Vorausſetzungen des § 779 nicht gegeben ſind, 
ogl. RG 108, 105 (110); 122, 203; Warn 1934 Nr 36; JW 1928, 4004 u. 12024; 1929, 14561; 
1931, 52611; 1932, 11324; Warn 1932 Nr 183; Gruch 69, 216. Mit Recht weiſen aber die 
Entſcheidungen R JW 1929, 2474 u. 12945 darauf hin, daß es ſich dabei um eine Anwendung des 
Grundſatzes von Treu und Glauben handelt und deshalb die geſamten Umſtände des einzelnen 
Falles ſorgfältig zu prüfen find. Die Einrede ift z. B. gegeben, wenn der Vergleich wegen des Irr⸗ 
tums jeden vernünftigen Sinn verloren hat und die Annahme ausgeſchloſſen iſt, daß die Parteien 
ſich bei richtiger Erkenntnis der Sachlage verſtändigerweiſe in demſelben Sinne geeinigt hätten 
(RG Jad 1929, 14561; 15. 3. 29 VII 517/28; 28. 2. 30 VII 543/29). Einer übermäßigen Ausdeh⸗ 
nung der Argliſteinrede tritt auch Rh JW 1931,58 re entgegen: möge auch die Annahme, eine „Auf⸗ 
wertung“ gebe es überhaupt nicht, als Geſchäftsgrundlage anzuſehen fein, jo doch nicht jede recht ⸗ 
liche Fehlbeurteilung im Gebiete der Aufrechnung, z. B. die Nichtbeachtung des Ausgleichsanſpruchs, 
welcher dem zur Aufwertung herangezogenen perſönlichen Hypothekenſchuldner gegen den Käufer 
ſeines Grundſtücks nach RG 112, 329; 132, 202; Warn 1926 Nr 74 zuſtehe. Auch bei gegebener 
Argliſteinrede iſt aber der Vergleich keineswegs ſtets im ganzen als unwirkſam anzuſehen, viel⸗ 
mehr immer nur inſoweit, als die Partei, welche ſich auf den Vergleich beruft, gegen Treu und Glau⸗ 
ben verſtößt. Es kommt alſo auch darauf an, was die Partei mit ihrer Berufung erreichen will. Ver⸗ 
langt ſie nur, daß ein Schiedsgericht entſcheidet, ſo bedeutet das keine Argliſt (RG 5. 4. 31 VII 
372, 30).— f) Die prozeßrechtliche Frage, ob über die Unwirkſamkeit oder über die Anfechtung eines 

zrozeßvergleichs in dem anhängigen Rechtsſtreite, den der Vergleich beendigen follte, oder in 
Einem beſonderen Prozeſſe zu verhandeln und zu entscheiden ſei, wird von RG 78, 286 (vgl. jetzt auch 
RG 96, 203 und die früheren Entſcheidungen zu der Frage RG 65, 420; Gruch 50 S. 425 u. 428) 
dahin gelöft, daß der Streit über den Vergleich ſelbſt in dem anhängigen Rechtsſtreite zum Austrag 
zu bringen iſt, wenn der Streit in einer Rechtsfrage ſich erſchöpft (offenbare äußer⸗ oder inhaltliche 
Mängel der Vergleichsurkunde oder der Vergleichserklärungen), daß dagegen die Entſcheidung in 
einem beſonderen Rechtsſtreite zu treffen und eine Fortſetzung des durch den Vergleich zunächſt er⸗ 
tedigten Rechtsſtreits erſt ſtatthaft ift, wenn die Ungültigkeit des Vergleichs in dem beſonderen Ver⸗ 
fahren rechtskräftig feſtgeſtellt ift, ſofern es ſich um eine Anfechtung des Vergleichs nicht aus bloßen 

echtsgründen, ſondern auf Grund tatſächlicher und beſtrittener Behauptungen handelt, zu deren 
ſtſtellung es eines weiteren Verfahrens bedarf. Das gilt namentlich, wenn ein formgerecht und 
enogültig abgeſchloſſener Vergleich wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung angefochten, 
wenn ſeine Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten geltend gemacht, wenn über 
en Sinn eines Vergleichs oder über das Recht zum Rücktritt von dem Vergleich geſtritten, 
oder wenn behauptet wird, eine der am Abſchluß des Vergleichs beteiligten Perſonen ſei geiſtes⸗ 
ank geweſen (RG 96, 203; 106, 313; 141, 107; JW 1930, 12015 unter Nr 4); a. M. Ober 
Danzig JW 1931, 18211, wo die Fortſetzung des alten Rechtsſtreits allgemein zugelaſſen wird. 
au beide Streitteile Übereinſtimmend erklären, der Prozeßvergleich ſolle keine Wirkung haben, 
ſteht ſelbſtverſtändlich der Fortſezung des anhängigen Rechtsſtreits nichts entgegen (Rb 78, 289).— 
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Iſt Widerruf eines Prozeßvergleichs durch einfache Anzeige zu den Gerichtsakten verein⸗ 
bart, ſo genügt eine ſolche, wie ſie üblicherweiſe erſtattet wird; auch die Rückſicht auf die ſachlich⸗ 
rechtliche Bedeutung ihres Inhalts führt nicht zum Erfordernis der Schriftform des $ 127 
(RG 7.3.32 VIII 663/31). Macht das Gericht einen Vergleichsvorſchlag, ſo kommt 
es trotz der hinzugefügten Klauſel: der Vergleich ſei von der Partei angenommen, die 
bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt keine Erklärung abgebe, und trotz etwaigem Schwei⸗ 
gen der Parteien dennoch nicht zum tatſächlichen Abſchluß des Vergleichs; nur eine von 
den Parteien vereinbarte Klauſel jenen Inhalts könnte dieſe Wirkung haben. Die vom Gericht 
ſeinem Vorſchlag hinzugefügte Klauſel bedeutet im Zweifel auch nur, daß bei dem Schweigen 
der Parteien für das gerichtliche Verfahren eine Einigung angenommen und entſprechend 
verfahren werden ſolle (MG HRR 1933 Nr 1918 und DRZR 1933 Nr 659). — Was die Recht⸗ 
ſprechung für den gerichtlichen Vergleich ausgeführt hat, gilt nicht ſchlechthin auch für den 
außergerichtlichen, denn er beendet das Verfahren nicht, gewährt vielmehr nur eine Einrede. 
Wird dieſer entgegnet, daß der Vergleich durch Irrtum oder durch argliſtige Täuſchung 
herbeigeführt ſei, ſo iſt darüber in demſelben gerichtlichen Verfahren zu entſcheiden (RG 
142, 1ff.). Die Frage aber, ob ein etwaiger Rücktritt mit Recht erklärt worden ſei, will das 
RG aad. (S. 7) zum beſonderen Verfahren verweiſen, weil über die daraus erwachſenden 
Rechtsfolgen und gegenfeitigen Anſprüche nicht als über einen bloßen Inzidentpunkt im Haupt⸗ 
verfahren entſchieden werden könne. Das erſcheint bedenklich. Iſt der Rücktritt mit Recht erklärt, 
ſo iſt der Vergleich erledigt, eine Einrede darf daraus nicht mehr hergeleitet werden. Das muß 
im Hauptverfahren jedenfalls geklärt werden. Ob neue Anſprüche, z. B. die aus dem Rücktritt 
von dem ganz oder teilweiſe ſchon erfüllten Vergleich ſich ergebenden, noch erhoben werden 
konnen, wird nach der Lage des Verfahrens und den Vorſchriften der ZPO zu entſcheiden 


VII 427/27), und nur, wenn dieſer in die Rückwirkungszeit fällt, kann der Zedent feine Au. 
wertungsanſprüche geltend machen (RG 17, 308; 123, 340; AufwRechtſpr 1930, 525). Den 
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ſeinerzeit empfangenen Abtretungsentgelt braucht er ſich dabei nicht anrechnen zu laſſen, 
weil es ſich inſoweit um keine Zahlung des Schuldners nach § 18 Abſ 1 Aufwch handelt (RG 
116, 255). Der Schuldner, der auf Grund eines in der Rückwirkungszeit geſchloſſenen Vergleichs 
dem Zeſſionar mehr gezahlt hat, als ihm nach dem Geſetz gebühren würde, ſcheint in eine ſchlimme 
Lage zu kommen, wenn er nun auch den Zedenten wegen ſeiner Aufwertungsanſprüche befriedi⸗ 
gen ſoll. An den Vergleich bleibt er gebunden; $ 779 trifft auch unter dieſen Umſtänden nicht zu. 
Bei dem Zedenten waren nach der Abtretung keine Aufwertungsanſprüche verblieben, ſie waren 
ſämtlich auf den Zeſſionar übergegangen; dieſer war zum Abſchluß des Vergleichs über ſämtliche 
Aufwertungsanſprüche allein und voll befugt; erſt der $ 17 Aufm® hat dem Zedenten einen 
gewiſſen Teil des in den Goldmarkbetrag umgewandelten Papiermarkbetrages zuge wieſen. 
Danach hat es ſich auch hier nur um einen Irrtum über die künftige Geſtaltung der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung und nicht darum gehandelt, daß der beim Vergleichsſchluß zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wirklichkeit nicht entſprach (R H 116, 184; 117, 310). Das Urteil RG 123, 343 hat 
deshalb verſucht, die Vorſchrift des $ 67 Abſ 2 Aufiv® einfchräntend auszulegen und ihr die An⸗ 
wendung auf Vergleiche zu verſagen, durch welche der neue Gläubiger die ihm geſetzlich zu⸗ 
ſtehende Aufwertung oder mehr als ihren Betrag empfangen hat. Die Anſicht konnte aber nicht 
aufrecht erhalten werden (RG 134, 193), weil ſie auf einer mißverſtändlichen Auffaſſung von 
NG 122, 242 beruhte. Hier waren nur Gläubiger und Schuldner einander gegenübergeſtellt. Um 
Rechte eines alten und eines neuen Gläubigers handelte es ſich nicht. Die Löſung des Wider⸗ 
ſtreits liegt darin, daß der Schuldner des abgetretenen und aufzuwertenden Rechts nicht mehr zu 
leiften verpflichtet iſt, als er zu leiſten hätte, wenn keine Abtretung vorgenommen worden wäre 
(RS 116, 255). Das kommt zum Ausdruck im 8 18 Abſ 1 AufwG, wonach bei einer Aufwertung 
kraft Rückwirkung die vom Schuldner geleiſteten Zahlungen anzurechnen ſind. Es iſt alſo die 
Aufwertung für den Zedenten zu berechnen nach 9 18 Abf 2 Aufwch, d. h. er hat zu verlangen 
den ihm geſetzlich zuſtehenden Aufwertungsbetrag abzüglich des dem Zeſſionar gebührenden 
Betrages; anzurechnen iſt aber, was der Schuldner ſchon bezahlt hat, und zwar auf ſeine 
geſetzlichen Aufwertungsſchulden, alſo gegenüber dem Zedenten, ſoweit es den dem Zeſſionar 
geſetzlich gebührenden Aufwertungsbekrag überſteigt (RO 117, 311; 134, 193; 31. 5. 29 VII 
554/28). Wegen dieſer Anrechnungsmöglichkeit gibt das Aufwertungsverlangen des Zedenten 
dem Schuldner auch keinen Bereicherungsanſpruch gegenüber dem Zeſſionar, er darf die Summe, 
welche er ihm im Vergleichswege über das geſetzliche Maß hinaus gezahlt hat, nicht gemäß § 812 
Abſ 1 Satz 2 zurückfordern (RG 117, 311). In dieſer Entſcheidung iſt es als zweifelhaft hin⸗ 
geſtellt, ob in dem letzten Halbſatz von $ 67 Abſ 2 Aufm® die Teilungsmaſſe des den Vergleich 
abſchließenden Zeſſionars oder die des die Aufwertung begehrenden Zedenten gemeint iſt. Ent⸗ 
chieden iſt die Frage nicht; ſie iſt aber wohl in letzterem Sinne zu beantworten, denn durch das 
Geſetz hat die Teilungsmaſſe begünſtigt werden ſollen, nicht derjenige, deſſen Zeſſionar eine 
Teilungsmaſſe anſammeln muß. — In R 119, 48fj. iſt die vorſtehend erörterte Frage nicht 
behandelt worden; in RG 119, 172ff. handelte es fi um keinen Vergleich, ſondern um eine 
ereinbarung anderer Art. 

Den 8 67 Abſſ2 Auf auf die außerhalb dieſes Geſetzes vorzunehmende Aufwertung 
auch nur ſinnge mäß anzuwenden, ift nicht angängig (RG JW 1926, 9751; Warn 1926 Nr 20, 
26. 10. 26 VI 234/26). 

Vergleiche in beſtimmten Aufwertungsangelegenheiten aus der Zeit nach dem 14. 7. 25 ſtehen 
nach $ 17 des Geſetzes über die Verzinſung aufgewerteter Hypotheken und ihre Umwandlung 
in Grundſchulden ſowie über Vorzugsrenten vom 9. 7. 27 (RG Bl 1171) der Anwendung dieſes 
Geſetzes nicht entgegen. l 

8. Die Tatſache, daß bei völlig entwerteter Währung durch . des Nennbetrages einer 
früher begründeten Schuld in Papiermark die geſchuldete Leitung regelmäßig nicht bewirkt, 
das Schuldverhältnis nicht nach $ 362 zum Erlöſchen e wurde, hat dazu geführt, den 
Auſwertungsanſpruch des Gläubigers auch gegenüber einer rechtskräftigen Entſcheidung über 
den Nennbetrag einer Forderung in Papiermark zuzulaſſen (RG 110, 127). Dasſelbe gilt gegen ⸗ 

ber einem in der Inflationszeit geſchloſſenen Vergleich, wenn nicht aus ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden zu folgern iſt, daß die Parteien auch einen möglichen Aufwertungsanſpruch in den Ver⸗ 
gleich haben einbeziehen wollen (RG 118, 62). — War in der Inſlationszeit eine Papiermark⸗ 
umme eingeklagt und wurde darüber ſpäter ein Vergleich geſchloſſen, ſo kann, wenn der Vergleich 
den endgültigen Schuldgrund bildete, Aufwertung der Vergleichsſumme nur unter Zugrundelegung 
ihres Werts zur Zeit des Vergleichs verlangt werden (RG Warn 1926 Nr 54; 30. 4. 29 
VII 537/28). Offen bleibt aber die Frage, ob dem Kläger nicht noch weitere Anſprüche über⸗ 

aupt zustehen, weil die eingeklagte Papiermarkſumme ſchließlich ſelbſt nur einen Teilbetrag 
der Geſamtforderung darſtellte (R Warn 1927 Nr 170). — Der Ausgleichs anſpruch, welcher 

em zur Aufwertung herangezogenen perſönlichen Hypothekenſchuldner gegen den Käufer ſeines 
Grundſtucks nach RG 112, 329; 132, 202; Warn 1926 Nr 74 zugebilligt wind, ift nicht grundsätzlich 
ausgeſchloſſen, wenn es fi um einen Vergleich handelt; aber es tft dann beſonders zu prüfen, 
ob ein ausreichendes Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleistung eingetreten iſt; gerade 
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bei en Vergleich kann ihr unbedingtes Gleichgewicht nicht gefordert werden (RG 24. 2. 28 
VII 571/27). 

Aus der Herſtellung der Mark als wertbeſtändiger Währungseinheit ſind auch bei Vergleichen 
irgendwelche Rechtsbehelfe nicht herzuleiten. Sie iſt nicht — wie der vorangegangene Währungs⸗ 
verfall — einſchneidend genug geweſen, um eine völlige Umwälzung der allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe herbeizuführen und damit einen Rückgriff auf die clausula rebus sic stantibus 
zu rechtfertigen (RG 115, 96; Warn 1926 Nr 20; Dig 1926 Sp 745). 


Zwanzigſter Titel 
Schuldverſprechen Schuldanerkenntnis 


1. Die regelmäßigen wirtſchaftlichen Vorgänge des Güteraustauſches und der Verknüpfung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen zwiſchen mehreren Perſonen geſtalten aus ſich heraus die ihnen 
entſprechenden regelmäßigen Rechtsformen. So entſtehen die Regelverträge, wie ſie der 
7. Abſchnitt des 2. Buchs des BGB behandelt: Kauf, Tauſch, Darlehen, Schenkung uſw. Da⸗ 
neben treten wegen der Mannigfaltigkeit des wirtſchaftlichen Verkehrs, die in dem Rechtsgrund⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit (ſ. 241 A 1) ihren Ausdruck findet, zahlreiche Rechtsgeſchäfte ohne 
regelmäßige Erſcheinungsform. Ein entwickelter Verkehr zeitigt jedoch das Bedürfnis, zu beſonde⸗ 
ren Zwecken, insbeſondere um dem Glaubiger die Rechtsverfolgung zu erleichtern und ſeine 
Forderung gegen Beſtreiten und Einwendungen ſicherzuſtellen (vgl. RG Warn 1910 Nr 276), 
die einzelne Verpflichtung von dem ihr zugrunde liegenden wirtſchaftlichen Zuſammenhange 
loszulöſen und auf ſich ſelbſt zu ſtellen, ſie des dieſem Zuſammenhange angepaßten 
Gewandes des beſonderen oder regelmäßigen rechtlichen Grundgeſchäfts zu entkleiden und ihr 
ſtatt deſſen ein allgemeines, gleichſam ideales Rechtsgewand umzulegen, das für alle Schuld- 
verpflichtungen das gleiche fein kann (abſtraktes Rechtsgeſchäft, welchen Ausdruck das 
Geſetz nicht kennt). Das Feſthalten an dem abſtrakten Verſprechen iſt altes deutſches 
Recht und durch die Rezeption des römischen Rechts nicht verdrängt worden; vielmehr hat dieſer 
Rechtsgedanke weitere Entwicklung erfahren. Dieſem Bedürfniſſe verdanken der Wechſel und 
der kaufmänniſche Verpflichkungsſchein ($ 363 HGB) und das Anweiſungsakzept 
ihren Urſprung, die durch die Übertragbarkeit mittels Begebung (Indoſſament) und Einſchrän⸗ 
kung der Einreden gegen den Nachgläubiger (Indoſſatar) nach WO und 8 364 HGB die Löſung 
der Verpflichtung von ihrem Grundgeſchäfte in weitem Maße verwirklichen. Aus dieſem Bedürf⸗ 
niſſe find auch die in den $$ 780 —782 behandelten Rechtsgeſchäfte des ſelbſtändigen Schuldver⸗ 
ſprechens und des ſelbſtändigen Schuldanerkenntniſſes hervorgegangen; es ſind Verträge, die 
eine Verpflichtung „zwar mit Rückſicht auf einen beſtehenden Rechtsgrund, aber unter Loslöſung 
von dieſem (RG JW 03 Beil Nr 226; HRR 1930 Nr 1446) begründen. „Ich verpflichte mich, 
dem A 1000 M. zu zahlen“ iſt die allgemeine Formel des erſtgenannten „ich bekenne, dem A 
1000 M. zu verſchuden⸗“ diejenige des zweiten Vertrags. Den vom Schuldgrund abhängigen 
Anerkenntnisvertrag hat BGB nicht geregelt. Wird ein Anſpruch z. B. nur dem Grunde, nicht 
der Höhe nach anerkannt, ſo ſoll dies nur eine Feſtſtellung einer beſtehenden Verbindlichkeit 
bedeuten, kein felbftändiges Anerkenntnis ſein. Über dieſes Rechtsinſtitut eingehend Rüme lin, 
Zur Lehre von dem Schuldverſprechen u. Schuldanerkenntniſſe des BGB (1905). 

2. Aus der Selbſtändigkeit der von dem Grundgeſchäfte, in welchem ſie ihre Veranlaſſung 
finden, losgelöſten, auf den reinen Verpflichtungswillen abgeſtellten Verpflichtunge n bed 
Schuldners abgeſtellten Verpflichtungen des Schuldverſprechens und Schuldanerkenntniſſes 
ergibt ſich a) daß dieſe nur eine einſeitige Verpflichtung zu tragen geeignet ſind; gegenſeitige 
Verbindlichkeiten, bei denen die Leiſtung des einen Teiles durch die des andern beſtimmt iſt, 
konnen nicht Gegenſtand eines ſelbſtändigen Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes ſein 
(RG 48, 133; JW 06, 463 1e, Warn 1910 Nr 277); das ſchließt nicht aus, daß über eine der beiden 
den Gegenſtand eines zweiſeitig verpflichtenden Vertrags bildenden Leiſtungen ein ſelbſtändiges 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis abgegeben werden kann (RG Warn 1912 Nr 251); b) 
daß der Unterſchied von Schuldverſprechen ($ 780) und Schuldanerkenntnis ($ 781) 
nur rein äußerlich in der Wortfaſſung liegen kann ($ 780: „ich verſpreche zu leiſten“, & 781: „ich 
bekenne zu verſchulden“), und daß ebenſowohl ein Schuldverſprechen für eine ſchon beſtehende 
Verpflichtung wie ein Schuldanerkenntnis für eine neubegründete abgegeben werden kann 
(R6 61, 318; 68, 302); e) daß bei mehreren Schuldnern derſelben Leiſtung, von denen der eine 
nur aus dem Grundgeſchäft, der andere aus einem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
verpflichtet iſt, dem Gläubiger gegenüber ein Geſamtſchuldverhältnis (88 421425) nicht 
beſtehen kann, da der Schuldgrund ihrer Leiſtungen inſoweit ein verſchiedener ift (RG 67, 128); 
dagegen iſt in den inneren Beziehungen der mehreren Schuldner zueinander, für die die Los⸗ 
löſung vom Schuldgrunde gleichgültig iſt, das Gemeinſchaftsverhältnis des § 426, das den Aus 
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gleichungsanſpruch erzeugt, denkbar (RG 70, 405; 77, 323); d) daß keine Aufwertung zu⸗ 
läſſig iſt, RG 129, 117. 

3. Die Selbſtändigkeit des Schuldverſprechens und des Schuldanerkenntniſſes iſt indeſſen 
keine vollkommene. Jede Schuld muß einen ſie rechtfertigenden Schuldgrund haben; ſonſt be⸗ 
deutet die Schuldverpflichtung eine grundloſe Bereicherung des Verſprechens⸗ oder Anerkenntnis⸗ 
empfängers ($ 812 Abs 1 u. 2). Von dem Rechtsgrund ift aber ſcharf zu trennen der Beweggrund, 
der ohne rechtliche Bedeutung iſt. Unter dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung 
kann daher dem Anſpruch aus dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis gegenüber von 
dem daraus Beklagten auf das Grundgeſchäft zurückgegriffen werden (§ 821). Der Beklagte kann 
dartun, daß das Verſprechen oder Anerkenntnis grundlos, aus einem angenommenen Rechts⸗ 
grunde, der in Wirklichkeit nicht vorhanden war, oder in Erwartung einer Leiſtung, die nicht 
erfolgte, erteilt ift, und durch dieſen Nachweis den Anſpruch des Verſprechens⸗ oder Anerkenntnis⸗ 
empfängers entkräften (RG 74, 138; JW 1910, 2295). Das gilt in Anſehung der $$ 404, 405 auch 
gegenüber dem Rechtsnachfolger des urſprünglichen Verſprechens⸗ oder Anerkenntnisempfängers 
RG 86, 301). Wieweit der Schuldner Einreden aus dem ursprünglichen Schuldverhältnis, dem 
Grundgeſchäfte, herzuleiten berechtigt iſt, geftaltet ſich nach dem Zwecke, den das Schuldver⸗ 
ſprechen oder Schuldanerkenntnis verfolgte, verſchieden. Dieſer Zweck kann, und das iſt der 
vornehmlichſte der Zwecke der ſelbſtändigen Verpflichtung, die Klagerleichterung (RG 62, 

8), die Befreiung des Gläubigers von einer weiteren Klagbegründung, er kann auch in derſelben 
Weiſe wie beim Vergleich die Feſtſtellung tatſächlich oder rechtlich zweifelhafter Forderungen 
und ihre Sicherung gegen Einreden (vgl. R Warn 1910 Nr 276), er kann endlich auch Um⸗ 
ſchaffung (j. $ 364 A 1) des alten Schuldverhältniſſes in ein neues fein. So namentlich ein 
Schuldverſprechen für eine Ehrenſchuld, RG 17. 11. 19 VI 275/19. Diente das Schuldver⸗ 

rechen oder Schuldanerkenntnis nun lediglich dem Zwecke einer Erleichterung der Rechtsver⸗ 
folgung, ohne daß an dem Rechtsbeſtande des Grundgeſchäfts etwas geändert wurde, fo hat es 
tatſächlich nur eine Umkehrung der Beweislaſt zur Folge, und das Zurückgreifen auf das Grund⸗ 

Eichet iſt dem Schuldner im weiteſten Sinne geſtattet. Bezweckte das Schuldverſprechen oder 

chuldanerkenntnis anderſeits eine Umſchaffung des Grundgeſchäfts, ſo ſind aus dieſem her⸗ 
genommene Einreden ausgeſchloſſen, und nur der Einwand iſt zuläſſig, daß das vorausgeſetzte 

Mühere Schuldverhältnis überhaupt nicht beftand; denn in dieſem Falle konnte es auch nicht 
umgeſchaſſen werden (RG 62, 51; JW 06, 55016). In der Mitte liegen die Fälle, in denen mit 
dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis die Feſtſtellung der beſtehenden Schuld (An⸗ 
erkennung bei zweifelhafter Schuld, RG Warn 1910 Nr 276, Einrede, insbeſondere Aufrechnungs⸗ 
Verzicht MS 71, 184; Vergleich) beabſichtigt wurde; hier iſt ein Zurückgreifen auf das urſprüng⸗ 
liche Schuldverhältnis nur hinſichtlich ſolcher Beſtandteile geſtattet, die außerhalb des Rahmens 
der Feſtſtellung liegen und in ihrem Inhalte von dieſer unberührt geblieben find (vgl. § 779 u. 
A 5 dazu). In den Fällen, in denen die ſelbſtändige Verpflichtung dem Zwecke einer Umſchaffung 
oder einer Feſtſtellung dient, tritt neben das erſte Schuldgrundverhältnis noch ein zweites, das 
3 erite entweder erſetzt oder abändert, und nur nach Maßgabe des letzteren kann nunmehr 
berhaupt auf das erſtere zurückgegangen werden. Auch eine ſchon an ſich ſelbſtändige Ver⸗ 
pflichtung kann noch mehr verſelbſtändigt, ein Saldoanerkenntnis vom Boden der Abrechnung 
13 82) losgelöſt werden; dann find auch Einreden abgeſchnitten, die aus dem Rechnungsverhältnis 

ergeben, und es iſt nur noch der Nachweis möglich, daß ein Schuldgrundverhältnis überhaupt 
nicht beſtand (RG 23 1916, 1556). Bei Eingehung einer Wechſelverbindlichkeit ift regel ⸗ 
oben 8 anzunehmen, daß fie zahlungshalber erfolgte. Vgl. auch RG 31, 109. Ein präjudizierter 
er verjährter Wechſel iſt kein Schuldſchein mehr, Rh 48, 223. h 
Bi Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis Sind Verträge; zu ihrem Zuſtandekommen 
bedarf es der Willenseinigung, die ſich auch darauf erſtrecken muß, daß eine ſelbſtändige Ver⸗ 
andlichkeit begründet werden ſoll (A6 58, 200; 75, 4; 114, 6; JW 03 Beil Nr 226; 06, 55016; 

— 1910 Nr 276; 1911 Nr 232; Gruch 49, 883). Auch auf die abſtrakten Verträge finden die 

gemeinen Vorſchriften über Verträge Anwendung, 88 149ff., 99 241ff. Ein einſeitiges, vom 
ſeitmubiger nicht angenommenes Schuldverſprechen iſt an ſich ohne rechtliche Bedeutung; ein ein⸗ 
aliges Anerkenntnis kann als Beweismittel für das Beſtehen der anerkannten Verpflichtung 
ieugnis des Erklärenden gegen ſich ſelbſt), auch wenn es dem Gläubiger gegenüber abgegeben 

t, als Unterbrechung der Verjährung ($ 208; ſ. dort A 2) in Betracht kommen; es erzeugt aber 
Abſ o ſelbſtändige rechtliche Verbindlichkeit (RG JW 07, 70915). Eine Rückforderung nach $ 812 
ee iſt daher auch nicht möglich, Rh HRR 1930 Nr 288. Das angenommene Schuldanerkenntnis 
CE), bei welchem die auf Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung gerichtete Vertrags⸗ 
alt fehlte, hat die Bedeutung einer Beſtätigung der beſtehenden Schuld im Rahmen des 
Pen Schuldgrunds (NS 61, 318; 68, 302; 75, 4; JW 06, 74212). Das Anerkenntnis im 
Rec de lie (5 307 30) iſt, von feiner prozeßrechtlichen Bedeutung abgeſehen, als ein einſeitiges 
Erlosgeſchäft in dieſem Siune aufzufaſſen (vgl. R 45, 409; ZW 87, 431%; 97, 631). Vis zum 
1 ni eines Anerkenntnisurteils kann es wegen Willensmängel angefochten werden, R JW. 

“, 434; 1897, 631 (beſtritten). 
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§ 780 

Zur Gültigkeit ') eines Vertrags ), durch den eine Leiſtung ?) in der Weiſe 
verfprochen wird, daß das Verſprechen die Verpflichtung ſelbſtändig ?) be- 
gründen foll (Schuldverſprechen) 6), iſt, ſoweit nicht eine andere Form vor⸗ 
geſchrieben iſt 5), ſchriftliche Erteilung!) des Verſprechens erforderlich. 

E 1 683 II 719; M 2 687694; P 2 489511. 

1. Das Schuldverſprechen im Sinne des $ 780 iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag, 
durch den vom Verſprechenden die Verpflichtung zu einer Leiſtung übernommen und vom Ver⸗ 
ſprechensempfänger dieſes Verſprechen angenommen wird ($ 305). Das ſchließt nicht aus, daß 
ein abſtraktes Schuldverſprechen auch über eine Leiſtung abgegeben wird, die den Gegenſtand 
eines zweiſeitigen oder gegenſeitigen Vertrags bildet, RG 18. 5. 25 IV 10/25. Vgl. im übrigen 
Vorbem 2 unter a und Vorbem 4. 

2. Der Gegenſtand des Schuldverſprechens muß irgendeine Leiſtung ſein, gleichviel welcher 
Art, ſofern fie nur Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes ſein Tann ($ 241); auch eine Erfüllungs⸗ 
übernahme ($ 329) kann z. B. Gegenſtand des Schuldverſprechens fein (RG 58, 200), ebenſo 
das Verſprechen der Abtretung einer Forderung (Hypothek oder Grundſchuld, RG 27. 10. 09 
V 612/08). Der hauptſächliche Gegenſtand ift jedoch die Leiſtung einer Geldſumme. Die Leiſtung 
kann auch bedingt oder befriſtet übernommen werden; ſo kann ein Schuldverſprechen auf 
Erſatz eines Schadensbetrags abgegeben werden für den Fall, daß ein Schaden feſtgeſtellt werden 
wird (RG 18. 9. 13 VI 299/13). Die Leiſtung kann insbeſondere auch von einer Gegenleiſtung 
abhängig gemacht werden. Bei ſynallagmatiſchen Verträgen geht es aber nicht an, die Leiſtungen 
derart zu trennen, daß die eine ein ſelbſtändiges Verſprechen darſtellt, wie R JW 1901, 382, 
annimmt; dagegen richtig RG 58, 200. 

3. Das Verſprechen ſoll die Verpflichtung ſelbſtändig begründen, d. h. es ſoll die Verpflich⸗ 
tung von ihren wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhängen loslöſen und rein auf den 
Leiſtungswillen des Verſprechenden abſtellen, ſo daß der Glaubiger, zu deſſen Gunſten es ab» 
gegeben ift, ſich zur Begründung ſeines Anſpruchs lediglich auf das Verſprechen zu berufen braucht 
(NG 72, 377). Das kann auch unter einer Bedingung geſchehen, RG 18. 5. 25 IV 10/25. Ferner 
kann das Zahlungsverſprechen zugunſten eines Dritten abgegeben werden, RG 123, 228. 
Über dieſes Erfordernis des Tatbeſtandes des § 780 im allgemeinen vgl. die Vorbem 1, 2 u. 4. 
Geſchäfte, die lediglich auf der Grundlage einer beſtehenden Schuldverpflichtung zu deren Siche⸗ 
rung oder Durchführung dienen ſollen (Hilfsgeſchäfte), wie Bürgſchaft, Schuldübernahme, Pfand⸗ 
verſprechen, ſchaffen keine ſelbſtändige Verpflichtung im Sinne des § 780 (RG JW 06, 46315). 
Auch wenn die Verpflichtung zu der verſprochenen oder anerkannten Leiſtung nicht beſtand, etwa 
weil ſie von einem Minderjährigen eingegangen war, braucht das nachträgliche Anerkenntnis 
(etwa des volljährig Gewordenen) lein abſtraktes Anerkenntnis zu fein — doch kann eine Bin? 
ſchuld als ſelbſtändige Verpflichtung, auch zur Zahlung an einen andern als den Kapitalgläubiger, 
begründet werden; die Wirkſamkeit eines ſolchen Verſprechens hängt von dem Beſtehen der 
Kapitalſchuld ab (RG 94, 137) —, und die Selbſtändigkeit bedingt ferner, daß der verſprochenen 
Leiſtung auch nicht eine Gegenleiſtung des andern Vertragsteils als jene beſtimmend gegenüber⸗ 
treten kann (RG 48, 133; JW 06, 46315; vgl. Vorbem 2); doch kann die Verpflichtung von einer 
Leiſtung des andern Teiles in der Weiſe abhängig gemacht werden, daß letztere als einſchränkenbde 
Bedingung der erſteren hinzugefügt wird (RG Warn 1910 Nr 277). Es muß der Wille der 
Vertragsparteien vorliegen, die neu erklärte Verpflichtung auf ſich ſelbſt zu ſtellen, ſie von dem 
Schuldgrund loszulöſen, nicht nur eine Beweisurkunde zu ſchaſſen. Das kann namentlich 
für die Anerkennung eines Anſpruchs dem Grunde nach geſchehen, während deſſen Umfang 
offenbleibt (RG 30. 5. 31 IX 596/30; RG Warn 1910 Nr 276; 1911 Nr 232; 1919 Nr 115). Die 
Abſicht, eine ſelbſtändige, von einem Grundgeſchäfte unabhängige Verpflichtung zu ſchafſen, muß 
irgendwie erkennbaren Ausdruck gefunden haben; in der ſchriftlichen Erklärung ſelbſt braucht 
dies aber nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu fein, Ach 3. 2. 27 IV 259/26; eine Vermutung 
hierfür beſteht nicht (RG 58, 200; 90, 415; JW 06, 5501s; Warn 1910 Nr 151; 1923 Nr 10; L. 
1922, 681“; RG 24. 10. 32 VIII 310/32; 3. 2. 27 IV 259/26). Das Schreiben, ein Akzept ſei in 
Ordnung und werde eingelöſt werden, kann einen Gewährvertrag darſtellen, enthält aber kein 
ſelbſtändige Verpflichtung (RG 82, 337). Auch ein ſchuldrechtlicher Abtretungsvertrag (pactum 
de cedendo) begründet eine ſolche nicht (RG 87, 68). Das allgemeine Merkmal für das Vorhan⸗ 
denſein jener Abſicht iſt allerdings die äußere Erſcheinung der Verpflichtungserklärung. Aus der 
Unterlaſſung der Angabe eines Schuldgrundes für die verſprochene Leiſtung tann 
regelmäßig bis zum Beweiſe des Gegenteils die Vertragsabſicht, eine ſelbſtändige Verpflichtung 
zu ſchaffen, gefolgert werden (RG 48, 133; 58, 200; 61, 318; JW 06, 55018; Warn 09 Nr ds; 
83 1921, 572; 7. 12. 21 V 513/21). Der Nichtangabe eines Schuldgrundes ſteht die im Verlehre 
häufige ganz allgemeine Bezugnahme auf einen ſolchen gleich (RG 71, 113; Warn 1910 Nr 151), 
die jedoch, wenn der angegebene Schuldgrund das Darlehen iſt, ebenſowohl auch auf einen Dar 
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lehnsvertrag nach $ 607 Abſ 2 hindeuten kann. Umgekehrt iſt, wenn die Verpflichtungserklärung 
einen beſtimmten Schuldgrund in beſonderer Geſtaltung bezeichnet, im Zweifel ein 
ſelbſtändiger Verpflichtungswille nicht anzunehmen (RG 67, 262). Er kann aber trotz der Angabe 
des Schuldgrundes aus andern auf die Selbſtändigkeit der Verpflichtung deutlich hinweiſenden 
Umſtänden (Orderklauſel, Maſſenausgabe in Form umlaufender Wertpapiere) entnommen 
werden (RG 74, 339). Zur Auslegung der nicht ſchon dem Wortlaute nach zweifellos klaren 
Urkunde können, wie bei der Bürgſchaftserklärung (vgl. 8 766 A 4), auch außerhalb der Urkunde 
liegende Dinge: vorgängige Verabredungen, Veranlaſſung und wirtſchaftlicher Zweck der Ver⸗ 
pflichtung herangezogen werden (RG Warn 1912 Nr 60). Namentlich kann die Darlegung des 
Zweckes des Schuldverſprechens (Erleichterung der Rechtsverfolgung) als erheblicher 
Beweisgrund für deſſen ſelbſtändigen Charakter in Betracht kommen. So, daß der Nach⸗ 
gläubiger (Zeſſionar) einer Forderung eine Beſtätigung dafür haben will, daß er wirklich eine 
vor Einreden geſicherte Forderung gegen den Schuldner erworben habe (RG 77, 157; 83, 184; 
Warn 1911 Nr 232). Anderſeits iſt die Annahme einer ſelbſtändigen Verpflichtung nicht ſchon 
deshalb abzulehnen, weil ein beſtimmter Zweck und ein beſtimmter Beweggrund nicht erſichtlich 
iſt (RG Warn 1910 Nr 151). So iſt namentlich bei einem fingierten Kauſalverhältnis 
ein ſelbſtändiges Verſprechen anzunehmen. Daß der Erklärende Zweiſel hegte, ob er dem andern 
Teile verpflichtet ſei, iſt fein Umſtand, der gegen die Annahme einer ſelbſtändigen Verpflichtung 
ſpricht; wie aus Vorbem 3 hervorgeht, iſt gerade ein ſolcher Zweifel die geeignete Grundlage 
für die Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung (RG Warn 1910 Nr 276). Daß das Verein- 
barungsdarlehen des § 607 Abf 2 die Bedeutung der Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflich⸗ 
tung haben kann und nicht nur bedeuten ſoll, daß das Schuldverhältnis nach Darlehnsgrundſätzen 
zu behandeln ſei, iſt & 607 A 6„ dargelegt. Ebenſo kann ein das Schuldverhältnis abändernder 
Vertrag nach $ 305 vorliegen und dafür ein ſelbſtändiges Verſprechen gegeben ſein. Weiter kann 
ein ſelbſtändiges Delegationsverſprechen auch über das Anwendungsgebiet der 88 783 ff. hinaus 
begründet fein, das ebenfalls der Form des § 780 bedarf, Rümelin aaO. S. 55. Immer ſteht 
dem Schuldner aber der Nachweis frei, daß die Verpflichtungserklärung nach der Abſicht der 
Vertragsparteien nur als eine Beſtätigung des beſtehenden Schuldgrundes die Urkunde als ein 
Beweismittel für letzteren und nicht als Begründung einer ſelbſtändigen Verbindlichkeit gedacht 
war (RG Gruch 49, 883; Warn 09 Nr 89; 1910 Nr 152; 30. 12. 05 VI 546/05; 29. 10. 07 VI 
626/07). Hat der Schuldner im Rechtsſtreite dieſen Nachweis erbracht, ſo wird der Gläubiger 
nunmehr ſeine Klage auf das urſprüngliche Schuldverhältnis ſtützen müſſen. Eine Klagänderung 
iſt hierin nicht zu erblicken, da immerhin Schuldgrundgeſchäft und ſelbſtändige Verpflichtung 
einen den Klaganſpruch begründenden Geſamttatbeſtand bilden; der Gläubiger übernimmt nun⸗ 
mehr die Beweislast für die Entſtehung der Forderung (RG 30. 12. 05 VI 546/05; die Ent, 
ſcheidung behandelt auch die prozeſſuale Frage der Klagänderung; a. M. Degenkolb in Iheringsd 
56, 204 ff.). Die Übernahme einer Akkreditierung ſeitens einer Bank kann als ſelbſtändiges 
Schuldverſprechen gegenüber dem Akkxeditivempfänger, dem fie mitgeteilt iſt, angeſehen werden 
(RS 23 1920, 2302). Ebenſo kann eine Erklärung der das Akkreditiv vermittelnden Bank (der 
Bank des Käufers) dem Verkäufer gegenüber, daß fie ſich zu Einlöſung des Duplikatfrachtbriefs 
verpflichte, eine ſelbſtändige Verpflichtung neben dem durch fie vermittelten und bei einer andern 
Bank geſtellten Akkreditiv enthalten (RG 107,7; 28 1922, 712%). Die Annahmeerklärung auf 
einem Lie ferſchein, der auf die Herausgabe nicht vertretbarer Sachen gerichtet ift, kann eine 
ſelbſtändige Verpflichtung gleichfalls darſtellen, auch wenn fie in die Form eines Garantiever⸗ 
merks gekleidet iſt (h Warn 1923 Nr 10). — Auch ein Bezugsſchein kann ein sl 
Schuldverſprechen fein, RG 108, 410. Eine als ſelbſtändige Verpflichtung anderer Art (Wechſel) 
gewollte, als ſolche aber wegen Formmangels nicht gültige Verpflichtungserklärung kann nach dem 
Grundſatze des § 140 als ſelbſtändiges Schuldverſprechen des § 780 Beſtand haben; das gilt aber 
ſelbſtverſtändlich nicht von einem erloſchenen oder verjährten Wechſel (RG 48, 223). — Daß 
eine ſelbſtändige Verpflichtung ohne Angabe eines weiteren Schuldgrundes als rechtliche Grund⸗ 
lage für eine Hypothek dienen kann, ift ſelbſtverſtändlich (R Warn 1914 Nr 252). 5 

4. Wie in $ 766 für die Erteilung der Bürgſchaftserklärung iſt in $ 780 für die Erteilung 
des Schuldverſprechens die ſchriftliche Form vorgeſchrieben. Dem abſtrakten Schuldverſprechen 
oll nach den Motiven Wirkſamkeit nur dann beigelegt werden, wenn es zweifellos feſtſteht, was 
bei bloß mündlichen Verſprechen des Schuldners nicht entnommen werden könne. Das Schuld⸗ 
verſprechen muß demnach ($ 126) in einer von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunter⸗ 
chrift oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichneten Urkunde 
erklärt ſein, die durch Briefwechſel oder telegraphiſche Übermittlung nicht erſetzt, wohl aber an 
einem Briefe oder auf einer Poſtkarte enthalten ſein kann, ſofern nur die Erklärung dem § 126 
entſpricht, der rechtsgeſchäftliche Wille unmittelbar aus dem Schriftſtück erhellt (G 57, 258), 
das auch gleich der Bürgſchaftsurkunde die Bezeichnung des Gläubigers enthalten muß (RG 
71,113). Wie bei der Buͤrgſchaft find auch hier einſchränkende Nebenabreden ohne Schriftform 
wirkſam, wenn fie neben der Urkunde beftehen ſollen (ch Warn 1910 Nr 277). Das Anerkenntnis 
an ſich ohne die vorgeſchriebene Form hat, von den Ausnahmen der Abrechnung und des Saldo⸗ 
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anerkenntniſſes abgeſehen, keine ſelbſtändige Verpflichtungswirkung. Erteilt iſt das Schuld⸗ 
verſprechen noch nicht durch die Unterzeichnung der Urkunde, ſondern erſt durch die Überreichung 
an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſenden Gläubiger; es wird wirkſam mit 
dem Augenblick, in dem es dem Gläubiger zugeht ($ 130), er darüber die tatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt erlangt (RG JW 09, 719°; L 1918, 106715); bis dahin kann es unter Abweſenden wider⸗ 
rufen, unter Anweſenden zurückgezogen werden (RG 61, 414; Warn 09 Nr 353). Vgl. § 766 
A 2 u. 3. Wenn der Gläubiger das ihm übergebene Schriftſtück zu einem beſonderen Zweck 
alsbald wieder aus der Hand gibt, etwa zur Unterſchriftsbeglaubigung, ſo iſt das Erfordernis 
der Erteilung dennoch erfüllt, RG 7. 12. 25 1V 490/25. — Die Annahme des Schuldverſprechens 
iſt, wie im Falle des $ 766, formlos. — Der Schriftform bedarf nicht das auf Grund einer Ab⸗ 
rechnung oder im Wege des Vergleichs erteilte ($ 782) ſowie das von einem Vollkaufmann als 
Handelsgeſchäft erteilte Schuldverſprechen (88 350, 351 HGB). Der Wille, daß eine vom Grund⸗ 
geſchäft losgelöſte ſelbſtändige Verpflichtung begründet werden ſolle, braucht in der ſchriftlichen 
Erklärung ſelbſt nicht zum Ausdruck gebracht zu werden (RG 3. 2. 27 IV 259/26). Ein Schuld⸗ 
anerkenntnis, das das Beſtehen einer Schuld feſtſtellen ſoll, ohne eine neue ſelbſtändige Verbind⸗ 
lichkeit zu begründen, beſtätigendes Anerkenntnis, bedarf nicht der Form (RG 19. 11. 18 
III 279/18). Eine Urkunde kann nur deklaratoriſche oder nur ſchuldbeſtärkende Bedeutung haben. 
Nur bei konſtitutiver Bedeutung für das Schuldverhältnis liegt ein ſelbſtändiges abſtraktes Ver⸗ 
pflichtungsverhältnis vor. 

5. Eine andere Form, nämlich die gerichtliche oder notarielle, iſt vorgeſehen, wenn 
das Schuldverſprechen die Übertragung eines Vermögens, oder eines Bruchteils eines ſolchen 
($ 311) oder die Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke zum Gegenſtande hat. Eine 
Durchbrechung des Grundſaßes der Selbſtändigkeit des Schuldverſprechens iſt es, wenn außer⸗ 
dem die $$ 518 Abſ 1 Satz 2 u. 2301, um Umgehungen der Formvorſchrift für das Schen⸗ 
kungsverſprechen vorzubeugen, für ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis die 
gerichtliche oder notarielle Form des Schenkungsverſprechens dann verlangen, wenn das wirt 
ſchaftliche Grundgeſchäft des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes eine Schenkung iſt 
(vgl. RG 98, 127). Nach dem Sinne der Formvorſchrift iſt anzunehmen, daß das Schuldver⸗ 
ſprechen oder Schuldanerkenntnis der beſonderen Form nicht bedarf, wenn dieſe für das Schen⸗ 
kungsgrundgeſchäft gewahrt und letzterem die ſelbſtändige Verpflichtung ohne inhaltliche Ab ⸗ 
e e ift; denn dann iſt dieſe ſelbſt nicht „ſchenkweiſe erteilt“ (§ 518; vgl. 

6. Das ſelbſtändige Schuldverſprechen 1 05 eine neue Verpflichtung und dieſer 
entſprechend einen neuen Anſpruch, den der Gläubiger lediglich auf das Leiſtungsverſprechen des 
Schuldners gründet (RG IWW 1910, 2295). Dieſer tritt regelmäßig neben den Anſpruch aus 
dem, ſei es gleichzeitig begründeten, ſei es bereits beſtehenden, dem wirtſchaftlichen Vorgang 
entſprechenden Schuldgrundverhältniſſe (RG Warn 1911 Nr 232). Meiſt wird das Schuldver⸗ 
ſprechen zur Erleichterung der Rechtsverfolgung und erfüllungshalber für jene andere Schuld 
erteilt und lediglich ein neuer Schuldtitel für die alte Schuld dem beſtehenden an die Seite 
geſetzt (RG 62, 38). Das Schuldverſprechen kann aber auch eine beſtehende Schuld gegen Zweifel 
der Auslegung, gegen Einreden ſicherzuſtellen und anderweit feſtzuſtellen oder zu verändern 
oder endlich umzuſchaffen ($ 364 Abſ 2) beſtimmt fein (RG 71, 184; Warn 1910 Nr 276). Ver 
pflichtet ſich der Käufer einer Sache, die ſein Verkäufer einem Dritten erſt abgekauft, aber noch 
nicht bezahlt hat, dieſem Dritten gegenüber den noch rückſtändigen Kaufpreis feines Verkäufers 
zu zahlen, ſo kann darin nicht bloß eine Schuldübernahme oder Einlöſungsübernahme liegen, 
ſondern auch eine ſelbſtändige Zahlungsverpflichtung erklärt ſein. Um ein abſtraktes 
Schuldverſprechen braucht es ſich dabei nicht zu handeln (RG 16. 4. 26 V 581/25). Ein abſtraktes 
Schuldverſprechen kann auch Beſtandteil eines gegenfeitigen Vertrags fein (MG 18. 5. 25 IV 
10/25). Eine als Bezugsſchein bezeichnete Urkunde, in der eine Großhandelsfirma ſich ver- 
pflichtet, gegen Vorlegung des Scheins beſtimmte Warenmengen zu liefern, ſtellt ſich als ein 
ſelbſtändiges Schuldverſprechen dar (RG 108,410). Die Beſtätigung eines Akkreditivs 
durch Brief der Bank an den Vegünſtigten kann ſelbſtändiges Schuldverſprechen fein (RG 107, 7). 
Die Erwähnung des Schuldgrunds in der Urkunde ſpricht regelmäßig gegen die Annahme 
eines ſelbſtändigen abſtrakten Schuldverſprechens (MG 101, 44; RG 7. 12. 21 V 323/21), wie 
umgekehrt in dem abſichtlichen Weglaſſen des Grundverhältniſſes der Wille zu abstrakter Ver⸗ 
pflichtung erhellt bis zum Beweiſe des Gegenteils, der natürlich immer geführt werden kann. 
Innerhalb der Grenzen, die durch dieſe ſeiner Beſtimmung gezogen ſind, ſteht dem Schuldner 
außer den allgemeinen, gegen jede Willenserklärung gegebenen Einreden (99 104ff., 116 ff.), 
die ſich gegen die Gültigkeit des Schuldverſprechens ſelbſt richten, und ferner den Einwendungen, 
die ſich aus der Urkunde oder etwaigen Nebenabreden — vgl. A 4 zu $ 766 — ergeben, gegen“ 
über der auf das Schuldverſprechen geſtützten Klage die Einrede zu, daß ein das Schuldver⸗ 
ſprechen rechtfertigendes Schuldverhältnis überhaupt nicht oder nicht gültig beſtehe und der 
Glaubiger daher durch das Schuldverſprechen grundlos bereichert ſei (88 812ff., insbeſondere 
99 812 Abſ 2, 821; RG 61,318; 67, 240; 68, 302). Vgl. über alles dies Vorbem 3. Um das 
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Schuldverſprechen aus dieſem Geſichtspunkte zu entkräften, muß der Schuldner den wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgang, dem das Schuldverſprechen ſeine Entſtehung verdankte, ſowie ferner darlegen, 
daß dieſer ein rechtlich begründetes Schuldverhältnis nicht begründet habe oder dieſes ſpäter 
weggefallen ſei. Eine Rückforderung aus Bereicherung auf Grund des urſprünglichen Schuld⸗ 
verhältniſſes ift ausgeſchloſſen, wenn dieſem nur eine verzögerliche Einrede entgegenſteht ($ 813 
Abſ 2; RG 68, 302). Die Bereicherungseinrede verſagt ebenſo, wenn das Schuldverſprechen 
zur Erfüllung einer Verbindlichkeit erteilt war und der Verſprechende bei ſeiner Erteilung wußte, 
daß die Verbindlichkeit nicht beſtand (§ 814; R JW 1910, 704). Die Be weislaſt für dieſes 
Wiſſen trifft den Gläubiger (RG 60, 419). — Über die Anwendung von § 817 ſ. A 7. Alle 
Einreden, die dem Schuldner gegen den Verſprechensempfänger gegeben ſind, ſtehen ihm auch 
einem neuen Gläubiger gegenüber zu, auf den der Anſpruch aus dem Schuldverſprechen über⸗ 
tragen wird ($ 404). — Auch bei einem abſtrakten Schuldverſprechen zugunſten eines Dritten 
kann der Schuldner kondizieren, außer wenn etwas anderes vereinbart worden iſt, R 71, 187; 
R 29. 10. 28 V 612/27. Beſtritten ift, ob auch 98 157, 226, 242, 826 auf den Vertrag des 9 780 
Anwendung finden können. Hier handelt es ſich nicht um eigentliche Einreden, ſondern um ſog. 
Einwendungen. Soweit $$ 226 u. 826 in Frage kommen, iſt ihre Anwendung unbedenklich. 
Für 88 157, 242 wird fie geleugnet, z. B. von Rümelin a. a. O. S. 216. Aber ebenſo wie $ 133 
müſſen zur Auslegung des Vertrags auch hier 88 157, 242 anwendbar bleiben, nur natürlich in der 
Beſchränkung auf die Selbſtändigkeit des abſtrakten Schuldverſprechens, da eben deſſen Grund⸗ 
geſchäft ausgeſchaltet iſt und daher für ſeine Auslegung kein Raum bleibt. Für die Verjährung 
des Anſpruchs aus dem Schuldverſprechen gilt die regelmäßige Verjährungsfriſt ($ 195), ebenſo 
für die Klage auf Befreiung von der Verbindlichkeit (Aufhebung des Schuldverſprechens und 
Herausgabe der Urkunde wegen Bereicherung). Iſt in der Urkunde ein Schuldgrundverhältnis 
bezeichnet, und beſteht für dieſes eine kürzere Verjährungsfriſt, fo wird dieſe vielfach nach 
9 225 als auch für den Anſpruch aus dem Schuldverſprechen nach der Vertragsabſicht aufrecht⸗ 
erhalten angenommen werden können; anderſeits kann aus den Umſtänden hervorgehen, daß 
die ſelbſtändige Verpflichtung gerade den Zweck hatte, der Gefahr der kurzen Verjährung vor⸗ 
zubeugen (RG 75, 4); ſoweik eine abändernde Vereinbarung nicht erkennbar iſt, muß deshalb 
die ordentliche Verjährung als maßgebend angenommen werden. 
7. In den 88 656 Abj 2 u. 762 Abſ 2 wird unabhängig von einer Entkräftung aus dem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte der Bereicherung die Gültigkeit eines Schuldverſprechens oder Schuld⸗ 
anerkenntniſſes verneint, wenn dieſe zum Zwecke der Erfüllung eines Verſprechens auf Ehe⸗ 
mäklerlohn oder einer Spiel- oder Wettſchuld abgegeben wurden, RGB 3. 1. 31 V 107/30. Die 
entſprechende Beſtimmung für die Börſentermingeſchäfte in $ 66 Abj des Börſch v. 22. 6. 96 
iſt durch das neue Börſch v. 8./27. 5. 08 beſeitigt. Die Anficht, daß es ſich in dieſen Beſtimmun⸗ 
gen um grundſätzliche Vorſchriften handle, die deshalb auf alle gegen das Geſetz oder die 
guten Sitten verſtoßenden Grundgeſchäfte ($$ 134, 138) auszudehnen ſeien, iſt nicht 
beizuſtimmen. Es handelt ſich auch hier um Durchbrechungen des Grundſatzes der Selbſtändig⸗ 
keit des Schuldverſprechens, die, wie im Falle des § 518 (vgl. A 5), zu dem Zwecke geſchaffen 
lind, Umgehungen der beſonderen Ungültigkeitsbeſtimmungen jener Paragraphen vorzubeugen. 
Ihrer Ausdehnung ſteht jener Grundſatz, aber auch die Beſtimmung des $ 817 entgegen, die 
gerade dieſe Falle zu regeln beſtimmt iſt und in Satz 2 bei beiderſeitigem Verſtoße der Vertrags⸗ 
parteien gegen das Geſetz oder die guten Sitten zwar die Rückforderung von Erfüllungsleiſtungen 
ausſchließt, die Entkräftung eines Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes aber zuläßt. 
In der Rechtſprechung vertreten RG 63, 179; 64, 146 u. 71, 432 (Bordellkaufgeſchäfte) den hier 
eingenommenen Standpunkt; NG 68, 97 läßt die Frage unentſchieden, neigt aber offenbar der⸗ 
ſelben Anſicht zu; bei wucheriſchem Grundgeſchäfte bekunden NG 57, 95 und JW 09, 696° 
eine abweichende Auffaſſung, weil $ 138 Abſ 2 auch ein Rechtsgeſchäft, durch das ein mucherifcher 
ermögensvorteil gewährt wird, für nichtig erklärt. Über den Fall, daß aus der Schuldurkunde 
ſelbſt die Unterlage eines geſetz⸗ oder ſittenwidrigen Geſchäfts hervorgeht, vgl. § 781 A 3. RG 
8. 176 hat ſich über die Frage nicht näher ausgeſprochen, da es die unſittliche Grundlage des 
behandelten Schuldverſprechens verneint. 


8 781 

Zur Gültigkeit eines Vertrags ), durch den das Beſtehen eines Schuld 
verhältniſſes 2) anerkannt wird (Schuldanerkenntnis) ), iſt ſchriftliche Er- 
teilung ) der Anerkennungserklärung erforderlich ). Iſt für die Begründung 
des Schuldverhältniſſes, deſſen Beftehen anerkannt wird, eine andere Form 
vorgeſchrieben, fo bedarf der Anerkennungsvertrag dieſer Form )). 

E 1 683 II 720; M 2 687—694; P 2 489-511. 

1. Über das Merkmal des Vertrags, dem für $ 781 das einfeitige, nicht angenommene An- 
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erkenntnis mit dem Charakter eines Beweismittels für eine beſtehende Schuld (RG JW 07, 
70911) gegenübertritt, iſt in der Vorbem 4 vor und A zu § 780 gehandelt. 

2. Das Beſtehen eines Schuldverhältniſſes: aus dem Rahmen des § 781 ſcheiden ſomit 
einmal aus Verträge, durch die umgekehrt das Nichtbeſtehen eines Schuldverhältniſſes anerkannt 
wird (§ 397 Abſ 2; RG 19. 2. 09 11 422/08), ſodann Verträge, durch die das Beſtehen anderer 
Rechtsverhältniſſe, die nicht Schuldverhältniſſe ſind (Eigentum und dingliche Rechte, Familien⸗ 
rechte), anerkannt wird. 

3. Zu ergänzen find hier die in § 780 hinzugefügten Worte: „in der Weiſe, daß das Au⸗ 
erkenntnis die Verpflichtung ſelbſtändig begründen ſoll“. Denn das Geſetz hat auch in § 781, ob⸗ 
wohl es darüber nichts ſagt, nur ſolche Schuldanerkenntnisverträge im Auge, durch die unab⸗ 
hängig von dem beſtehenden Schuldgrunde eine neue Verpflichtung geſchaffen werden ſoll, 
nicht diejenigen, die Zweifel über die Rechtsbeſtändigkeit oder über die Auslegung einer verpflich⸗ 
tenden Willenserklärung beſeitigen und dabei die alte Verpflichtung mit dem alten Schuldgrunde 
beftätigen ſollen (RG 61, 318; 68, 302; 70, 410; 72, 377; 75, 4; JW 06, 74212, 1911, 8045; 1916, 
9605; 1919, 186%; 1930, 374712; Warn 08 Nr 457; 09 Nr 90; 1911 Nr 232; 1915 Nr 104; 1917 Nr 
117; 1919 Nr 115; 23 1918, 3765). Auch das beſtätigende Anerkenntnis hat vertraglichen Charakter; 
es beabſichtigt, ſoweit die Anerkennung reicht, das Schuldverhältnis dem Streite der Parteien zu 
entrücken, und ſchließt Einwendungen für die Zukunft aus, die der Schuldner zur Zeit ſeiner 
Abgabe kannte; $ 812 Abſ 2 findet darauf freilich keine Anwendung (RG JW 1916, 9605; 1919, 
1865; 23 1918, 3765). Von ihm verſchieden iſt das Anerkenntnis als einſeitige, nicht rechtsge⸗ 
ſchäftliche Erklärung, das nur die Bedeutung eines Beweismittels für Tatſachen hat (NG JW 
07, 70911; 1919, 1866). Vgl. Vorbem 4 vor $ 780. Das Schuldanerkenntnis des § 781 unter⸗ 
ſcheidet ſich hiernach, wie ſchon Vorbem 2 vor $ 780 bemerkt wurde, vom Schuldverſprechen nur 
in der äußeren Form: „ich bekenne zu verſchulden“ anſtatt: „ich verſpreche zu leiſten“. Die Bezug 
nahme auf eine beſtehende Verbindlichkeit, die für das Schuldanerkenntnis des $ 781 weſentlich 
iſt, bedeutet hiernach nicht die Bezugnahme auf einen Schuldgrund. Die allgemeine Erwähnung 
des letzteren: „als Darlehen“ „aus laufender Geſchäftsverbindung“ iſt aber bei dem Schuld⸗ 
anerkenntnis häufig. Im Gegenſatze zu der angegebenen Faſſung: „ich bekenne als Darlehen 
zu verſchulden“, die auf eine ſelbſtändige Verpflichtung hinweiſt, bedeutet, „ich bekenne, als 
Darlehen erhalten zu haben“ im Zweifel ein den Schuldgrund beſtätigendes Anerkenntnis, 
einen Darlehnsſchuldſchein (RG Warn 1911 Nr 429). Doch iſt ſelbſt mit dem Anerkenntnis, ein 
bares Darlehen empfangen zu haben, die Annahme eines ſelbſtändigen Schuldanerkenntniſſes 
nicht unvereinbar, zumal wenn feſtſteht, daß ein Darlehen nicht gegeben wurde (RG Warn 1911 
Nr 232). Auf die Richtigkeit des etwa angegebenen Schuldgrundes kommt es für die Gültigkeit 
des Schuldanerkenntniſſes als ſelbſtändiger Verpflichtung überhaupt nicht an; das Bekenntnis, 
eine Summe als Darlehen zu ſchulden, iſt Schuldanerkenntnis, auch wenn der Anerkennende 
gar kein Darlehen empfangen hat (RG 6. 3. 05 IV 452/04). Über die Auslegung der Willens⸗ 
erklärung und die Feſtſtellung der Vertragsabſicht der Parteien gilt das zu $ 780 in A 3 Gejagte; 
auch bez. der Zuläſſigkeit von Bedingungen uſw. für das Schuldanerkenntnis über eine der in 
einem zweiſeitig verpflichtenden Vertrage vereinbarten Leiſtungen ſ. Vorbem 2 vor $ 780. Das 
„vertraggmäßige Anerkenntnis“ des § 222 Abſ 2 ift von einem ſelbſtändigen S uldanerkenntnis 
ge mäß $ 781 zu verſtehen und bedarf der Schriftform (RG 78 ©. 130 u. 163; JW 1910, 28057 
Warn 1913 Nr 249; 1915 Nr 104; 1919 Nr 25); das Anerkenntnis iſt auch dann bindend, 
wenn es in Unkenntnis der Verjährung abgegeben iſt (RG JW 1912, 53625; 1915, 39°; 
Warn 1919 Nr 25). — Daß das Schuldanerkenntnis in Worten erklärt wird, die ausdrücklich ein 
Bekenntnis zu einer Schuld enthalten, iſt nicht erforderlich; in jeder als ernſtlich gemeint vom 
Vertragsgegner aufzufaſſenden (NG Ich 03 Beil 2142) Erklärung der Bereitwilligkeit, eine als 
beftehend bezeichnete Schuld zu bezahlen, kann ein Anerkenntnis gefunden werden (RG 71, 102) 
Auch die Bewilligung, daß ein von dem Erklärenden hinterlegter Betrag an den andern Teil 
ausgezahlt werde, kann ein Anerkenntnis nach $ 781 darſtellen (RG 6. 4. 09 VII 273/08). Das 
Saldoanerkenntnis bei einem Kontokorrent bedeutet ein abſtraktes Schuldanerkenntnis. 
Wird es aber auf neue Rechnung vorgetragen, ſo hat es nur noch die Bedeutung eines unſelb· 
ſtändigen Rechnungspoſtens und kann nicht ſelbſtändig eingeklagt werden (RG 20. 10. 26 I 216/26). 
Iſt jemand durch Anerkennung eines Saldo ungerechtfertigt bereichert, ſo unterliegt der 
Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung der Aufwertung (Mügel, ZW 1926, 2678. — Fur 
die Wirkungen des formell gültig erteilten Anerkenntniſſes gilt zunächſt das gleiche, was $ 78⁰ 
A6 u. 7 über das Schuldverſprechen geſagt iſt. Der Meinung (Oertmann A 2p zu 9 781), 
daß anders wie bei $ 780, auch abgeſehen von den Fällen der $$ 656 u. 762, die Nichtigkeit De? 
Grundgeſchäfts nach $ 134, 138 unmittelbar die Nichtigkeit des Schuldanerkenntniſſes 
zur Folge habe, wenn jenes in der Anerkenntnisurkunde erkennbar bezeichnet ſei, ſteht zwar der 
ſelbſtändige Charakter der Verpflichtung entgegen, die ſich gleichgültig gegen den urſprünglichen 
Schuldgrund verhält, auch wenn letzterer angegeben iſt. Offenbar unſittlichen oder geſeßz⸗ 
widrigen Beſtrebungen darf jedoch ein Rechtsſchutz nicht zuteil werden. Inſoweit iſt der Anſicht 
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deshalb zuzuſtimmen. Die Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts nach $ 141 bewirkt 
nicht von ſelbſt die Begründung einer ſelbſtändigen Verpflichtung. 

4. Über die Erteilung der Anerkenntniserklärung in ſchriftlicher Form ogl. § 780 A 4, über 
die vorgeſchriebene andere Form As daſelbſt. Zu dieſer iſt zu bemerken, daß, während § 780 
von einer andern Form für das Schuldverſprechen ſelbſt redet, $ 781 die andere Form auf die 
Begründung des anerkannten Schuldverhältniſſes abſtellt. Einen ſachlichen Unterſchied kann 
dies nicht begründen, wenn feſtgehalten wird, daß der Gegenſatz von Schuldverſprechen und 
Schuldanerkenntnis nur ein äußerlicher ift, und erſteres ebenſo bei beſtehender, wie letzteres bei 
neu begründeter Schuldverbindlichkeit als die Form der ſelbſtändigen Verpflichtung gewählt 
werden kann. Da das Schuldanerkenntnis ſich gerade dadurch kennzeichnet, daß es auf eine be⸗ 
ſtehende Schuld verweiſt, kann hier die andere Formvorſchrift nur auf dieſe ſich beziehen; über 
die Form des $ 313 beim ſelbſtändigen Anerkenntnis ſ. Rc C3 1916, 221°. Wenn das Schuld⸗ 
anerkenntnis einen beſtimmten Schuldgrund bezeichnet, in Wahrheit aber ein anderes Schuld⸗ 
verhältnis feine Unterlage war, das der „andern“ Form bedurfte (Schenkung), jo iſt das Aner- 
kenntnis ungültig; denn es kommt nicht auf die Angabe, ſondern auf den wahren Charakter des 
anerkannten Schuldverhältniſſes an. 


8 782 

1) Wird ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis auf Grund ?) 
einer Abrechnung?) oder im Wege ?) des Vergleichs ) erteilt, jo iſt die Be- 
obachtung der in den 88 780, 781 vorgeſchriebenen ſchriftlichen Form nicht 
erforderlich 5), 

E II 72; P 2 509, 510. 

1. Die Beſtimmung des $ 782 ſchafft für zwei Fälle, wo das Schuldverſprechen oder Schuld 
anerkenntnis dem Zwecke einer Feſtſtellung einer Schuldverbindlichkeit mittels einer Abrechnung 
oder eines Vergleichs dient, zur Erleichterung des Verkehrs eine Ausnahme von der Form⸗ 
vorſchrift der 88 780, 781; wie jeder formfreie Vertrag kann auch das Abrechnungsanerkenntnis 
in ſchlüſſigen Handlungen ſtillſchweigend zuſtande kommen, fo durch Mitteilung der Rechnungs⸗ 
Auszüge und widerſpruchsloſe Abzahlungen auf die Abſchlüſſe (Saldi) R Warn 1911 Nr 76. 
Eine weitere Ausnahme enthält HGB $$ 350, 351. I. 

2. Die Abrechnung und der Vergleich find an ſich nicht von den Schuldgrundverhältniſſen, 
die ſie ordnen, losgelöſte, ſondern neue Schuldgrundgeſchäfte, die beſtehende Schuldverhältniſſe 
zur Feſtſtellung bringen oder abändern. Durch fie tritt alſo (vgl. Vorbem 3 vor $ 780 am Schluſſe) 

em erſten Schuldgrundgeſchäfte ein zweites hinzu. Wird auf der Unterlage („auf Grund“, 
„im Wege“) des Geſamttatbeſtandes dieſer beiden Schuldgrundgeſchäfte eine ſelbſtändige Ver⸗ 
pflichtung durch ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis geſchaffen, was nach Vorbem? 
des 5 As zu $ 780 durch Auslegung des Vertragswillens zu ermitteln iſt, dann iſt der Fall 
es § 782 gegeben. ya 
Bl: une de: Abrechnung im Sinne des $ 782 ift jede unter Mitwirkung des Glaubigers und 
des Schuldners ſich vollziehende (R 49, 38 [41]) Feſtſtellung eines Rechnungsergeb⸗ 
niſſes in bezug auf zwiſchen ihnen beſtehende Schuldverhältniſſe zu verſtehen. Unter Abrechnung 
verſteht man zwei Arten. Einmal die einſeitige Abrechnung, auch Berechnung genannt; 
wo Schuldpoſten nur auf der einen Seite vorliegen und die Abrechnung ſonach nur auf 
ddition beruht. Sodann die Abrechnung im engeren Sinne, bei der eine Gegenrechnung von 
zwei Guthaben vorliegt und ein Saldo gezogen wird. Beide Arten von Abrechnungen umfaßt 
3 782, A. M. R 78, 163. Ferner gehört hierher der Giroverkehr (giro = Kreis), bei dem 
mehrere Kunden bei ein und derſelben Bank Konten haben und bargeldloſe Zahlung des einen 
kunden an den andern durch auftragsgemäße Umſchreibungen auf den Konten des Zahlenden 
und Zahlungsempfängers erfolgte. Dieſe Umbuchung Hat rechtsbegründende Wirkung, NG 
54,329; 105, 266; 108, 210; Düringer⸗Hachenburg V 2 S. 921 A 12. Darunter fällt einmal die Ver⸗ 
rechnung im eigentlichen laufenden Rechnungsverhältnis ($ 355 HGB), der die Anerkennung des 
Saldo als alle gegenſeitigen Schuldpoſten der Verrechnungsperiode beſeitigender, ſeinem Weſen 
nach ſelbſtändiger Verpflichtungsakt mit umſchaffender Wirkung (RG 10, 53; 56, 20 [23]; 
95, 20; ZW 05, 18655; Warn 1922 Ne 76) folgt, dergeſtalt, daß künftig nur noch die Saldo 
forde rung geltend gemacht werden kann. So beſonders bei der Gutſchrift in einem Konto⸗ 
korrentverhältnis. Nach der Sondervorſchrift des $ 356 HOW bleiben aber trotz der umſchaffenden 
Eirlung der Anerkennung der Saldi Bürgſchaften für die in die laufende Rechnung eingeſtellten 
Einzelforderungen beſtehen (vgl. A 3 zu § 765). Darunter fällt ferner die Feſtſtellung eines 
echnungsergebniſſes im uneigentlichen Rechnungsverhältnis, bei welchem Schuldforderungen 
ahlungen ſich gegenüberſtehen. Hierbei kommt zwar der Anerkennung des Rechnungs⸗ 
etgebnifies die Bedeutung einer ſelbſtändigen Verpflichtung regelmäßig ebenfalls zu, weil dieſe 
Wirkung im Sinne der Abrechnungsvereinbarung liegt, die ein Zurückgehen auf die der Ab- 
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rechnung zugrunde liegenden Schuldbeziehungen entbehrlich machen ſoll (RG 2, 237; 26, 77; 
71, 102; JW 94, 281186; Warn 08 Nr 501); die Anerkennung ſchafft hier jedoch regelmäßig nur 
einen neuen Schuldtitel neben dem urſprünglichen. Bei der Abrechnung im weiteren Sinne, 
bei der unter Mitwirkung des Gläubigers und des Schuldners eine Reihe von einſeitigen Schuld⸗ 
poſten auf einen Geſamtbetrag zuſammengerechnet wird (RG 95, 18; JW 08, 316), ift ein ſelb⸗ 
ſtändiger Verpflichtungswille dann anzunehmen, wenn eine Willenseinigung dahin feſtzuſtellen 
iſt, daß das Rechnungsergebnis als neue Schuld betrachtet werden und der Gläubiger befugt ſein 
ſoll, dieſes ſelbſtändig zur Grundlage einer Eintragung zu machen. — Iſt eine Abrechnung 
zwiſchen den Parteien als endgültige Löſung ihrer Beziehungen vorgenommen worden, ſo iſt im 
Zweifel, anzunehmen, daß ſie alle gegenſeitigen Forderungen einſchließen ſoll. . 

4. Über das Weſen und die Vorausſetzungen des Vergleichs vgl. die Vorbem vor und die 
A 1—5 zu § 779. Dieſe Vorſchrift iſt auch für den Vergleich hier maßgebend. 

5. Beweislaſt. Bereicherungseinrede. Der Gläubiger, der feine Klage auf das auf Grund 
einer Abrechnung oder eines Vergleichs vom Schuldner nach § 782 erklärte formloſe Schuld- 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis ſtützt, hat darzutun, weshalb dieſe gegenüber der Formvor⸗ 
ſchrift der 88 781, 782 gültig find; er muß alſo beweisen, daß ihnen ein Vergleich oder eine Abrech⸗ 
nung zugrunde liegt. Über die dem Schuldner zuſtehenden Einreden vgl. die Vorbem 3 vor 9 780 
und die A 6 u. 7 zu 9 780 ſowie 9 781 A 3. Das Zurückgreifen auf das urſprüngliche Schuldverhält⸗ 
nis im Wege der Bereicherungseinrede iſt hier nur inſoweit geftattet, als nicht die hinzutretenden 
Geſchäfte des Vergleichs oder der Abrechnung als feſtſtellende oder abändernde neue Schuldgrund⸗ 
geſchäfte dieſes ausſchließen. Für den Vergleich find die zuläffigen Verteidigungen des Schuldners 
in dem 8779 A 5 u. 6 entwickelt. Bei der Abrechnung kommt zunächſt in Frage, ob das auf ihrer 
Grundlage abgegebene Anerkenntnis umſchaffenden oder nur unterſtützenden (akzeſſoriſchen) 
Charakter als Nebenſchuldtitel im Verhältniſſe zu dem urſprünglichen Schuldgrunde hat. In 
beiden Fällen iſt, in den durch § 814 geſteckten Grenzen, dem Schuldner der Nachweis geſtattet, 
daß Schuldpoſten, die in die Abrechnung einbezogen waren, in Wirklichkeit nicht oder nicht gültig 
beſtanden (RG 62, 51; JW 06, 55018; 08, 316; L 1916, 15568). Im Falle des unterſtützenden 
Anerkenntniſſes ſind auch ſonſtige Einreden aus dem Schuldverhältniſſe der einzelnen Poſten 
zuläffig, ſoweit nicht ein Verzicht auf fie nach der Sachlage als Zweck des Anerkenntniſſes ange“ 
nommen werden muß. Die Grundſätze des Vergleichs find hier entſprechend anwendbar. — 
Über die Berichtigung einer Abrechnung nach erteiltem Anerkenntnis durch verhältnismäßige 
Verrechnung der Soll- und Habenpoſten einer laufenden Rechnung nach 8 355 HGB, wenn in 
dem Rechnungsabſchluſſe ungültige Poſten enthalten find, vgl. RG 56, 10 u. JW 05, 18685. Der 
Schuldner muß in ſolchen Fällen ſelbſtverſtändlich die einzelnen ungültigen Poſten darlegen 
und darf ſich nicht auf die Behauptung beſchränken, daß die Abrechnung auch unwirkſame Ger 
ſchäfte umfaßt hat (RG 11. 10. 09 VI 557/08). 


Einundzwanzigſter Titel 
Anweiſung 


1. In höherem Grade als das Schuldverſprechen und das Schuldanerkenntnis ift die Ans 
weiſung von den Grundgeſchäften, die ihre Veranlaſſung bilden, losgelöſt. Sie ift ein ſelbſtändiges 
Rechtsgebilde, völlig unabhängig von dem Rechtsverhältnis, das fie veranlaßt. Ihr Zweck fit die 
Erleichterung von Auszahlungen im geſchäftlichen Verkehr durch Zahlungsaustauſch; ihr Inhalt 
iſt eine von der Perſon des Anweiſenden ausgehende doppekte Ermächtigung: an eine 
zweite Perſon, den Anweiſungsempfänger, eine Leiſtung bei einem Dritten im eigenen 
Namen zu erheben, und an dieſen Dritten, den Ange wie ſenen, jene Leiſtung, ebenfalls im 
eigenen Namen, jedoch für Rechnung des Anweiſenden, auszuführen. Die Anweiſung des BG 
verlangt grundſätzlich drei Perſonen. Deshalb iſt für ſie die Anweiſung an eigene Order 
des Anweiſenden nicht zuläffig, RG Recht 1908 Nr 3597. Ermächtigung iſt nicht Bevollmächte⸗ 
gung. Die Anweiſung ſchafft keine Stellvertretung; ſie will nur eine Befugnis erteilen. Sie ! 
auch kein Auftrag an den Anw. Empfänger, wie das Inkaſſomandat, das die Verpflichtung zur 
Einziehung gibt, auch kein Auftrag an den Angemwiefenen zur Leiſtung an den AnwEmpf. or 
ift auch keine solutionis causa adiectio, bei der der Schuldner das Recht erhält, ſich dur 
Leiſtung an einen Dritten ſtatt an den Gläubiger zu befreien, und ferner lein Vertrag zugunsten 
Dritter, bei dem der Dritte unmittelbar das Recht auf die Leiſtung erhält. Sie iſt auch leine 
bloße Weiſung an den Schuldner, an einen Dritten, etwa eine Bank, zu zahlen und die Ermächtr“ 
gung dieſes, die Zahlung in Empfang zu nehmen, Nch 43, 167. Endlich liegt auch keine Zeſſton 
vor, durch die das Recht des Gläubigers auf einen Dritten als neuen Gläubiger übertragen wird. 
Die Anweiſung iſt zwei verſchiedenen Grundverhältniſſen zu dienen beſtimmt, die ſich nur I 
einer der drei Perſonen berühren, mit denen die Anweiſung es zu tun hat: dem Verhältnis 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger (Gegenwert [Baluta-] Ber 
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hältnis) und demjenigen zwiſchen dem Anweiſenden und dem Angewieſenen (De ckungs⸗ 
verhältnis). Beide Schuldgrundverhältniſſe können verſchiedenſter Art ſein: der Anweiſungs⸗ 
empfänger kann Gläubiger des Anweiſenden ſein, der mittels der Anweiſung Befriedigung 
erhalten ſoll (3. B. der Bauhandwerker, der durch den Baugeldgeber als Ange wieſenen 
Bezahlung wegen ſeiner Arbeiten erlangen ſoll); er kann deſſen Schuldner werden ſollen (Emp⸗ 
fang eines Darlehns); er kann fein Beauftragter fein (Einziehungsauftrag in Form der An⸗ 
weiſung). Der Ange wieſene kann Schuldner des Anweiſenden ſein (Anweiſung auf Schuld) oder 
deſſen Gläubiger werden ſollen (Anweiſung auf Kredit — ſo der Baugeldgeber); er iſt daneben 
regelmäßig Beauftragter des Anweiſenden, für deſſen Rechnung er handelt. Die Anweiſung 
verhält ſich zu allen dieſen Rechtsbeziehungen völlig gleichgültig; ſie iſt nur das Mittel, durch 
Herbeiführung einer Leiſtung, vom Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger, beide Be⸗ 
ziehungen auszulöſen. Durch dieſe eine Leiſtung „iſt wirtſchaftlich auf unmittelbarem Wege 
geſchehen, was geſchehen wäre, wenn der Angewieſene an den Anweiſenden und dieſer an den 
Anweiſungsempfänger geleiſtet hätte“ (Kohler). Nach den Schuldverhältniſſen richtet es ſich, 
ob der Anweiſungsempfänger die Leiſtung behalten ſoll oder dem Anweiſenden herausgeben 
muß, ob der Angewieſene verpflichtet ift, der Anweiſung nachzukommen, und ob ihm ein Rückgriff 
gegen den Anweiſenden gegeben ift. — Zwiſchen dem Angewieſenen und dem An- 
weiſungsempfänger entſteht durch die Anweiſung keine Rechtsbeziehung; dieſe wird erſt 
geſchaffen mit der Annahme der Anweiſung ſeitens des Angewieſenen ($ 784), die den Charakter 
einer ſelbſtändigen und ſtrengen Verpflichtung gegenüber dem Anweiſungsempfänger ähnlich 
der Wechſelverpflichtung trägt. 

2. Das BGB regelt nur die Anweiſung, deren Gegenſtand Geld, Wertpapiere oder andere 
bertretbare Sachen ſind, und die in urkundlicher Form erteilt wird. Damit find indeſſen An⸗ 
weiſungen auf andere Gegenſtände und in mündlicher Form nicht ſchlechthin aus- 
geſchloſſen (RG 101, 412). Sie ſpielen im Verkehre keine große Rolle, ſind jedoch nach dem Grund⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit im Gebiete der Schuldverhältniſſe gültig und wirkſam (M 2, 558). 
Nur die im BGB geſchaffenen beſonderen Einrichtungen zur Verkehrserleichterung für die An⸗ 
weiſung: die Annahme (88 784, 786) und die Übertragung ($ 792) find der Anweſſung, wie fie 
das BGB in § 783 umſchreibt, vorbehalten. Die Annahme einer mündlichen oder einer auf 
einen andern Gegenſtand gerichteten Anweiſung kann nur als ſelbſtändige Verpflichtung in den 
Formen des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes nach §§ 780, 781 wirkſam gemacht 
werden, im Handelsverkehr nach $ 350 HGB. Im übrigen iſt gegen eine entſprechende Anwendung 
der Vorſchriſten des Titels auf jene andern Anweiſungen nichts zu erinnern; vgl. RG LZ 1922, 681, 
3. Beſondere Unterarten der Anweiſung find a) die kaufmänniſche Anweiſung, die 
in den 88 363— 365 HGB geregelt iſt. Sie muß auf einen Kaufmann als Ange wieſenen aus⸗ 
geſtellt ſein, und die Leiſtung darf nicht von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht ſein; ſie bedarf 
ebenfalls der Schriftform und iſt im Intereſſe größerer Verkehrserleichterung durch Indoſſament 
ibertragbar; auf die von einem Kaufmann auf einen Nichtkaufmann ausgeſtellte Anweiſung 
ſinden nur die Beſtimmungen des BGB in 88783 ff. Anwendung. Im Gegenſatz zur bürgerlich 
rechtlichen Anweiſung ift die Anweiſung an eigene Order zuläffig, NG 8. 10. 29 11 93/29. Hierher 
gehören auch die Orderlagerſcheine, die durch die VO über Orderlagerſcheine des Reichs⸗ 
luſtizminiſteriums vom 16. 12. 31 (RGBBl 1 763) auf Grund der Ermächtigung durch die dritte 
Noto des Reichspräſ. v. 6. 10. 1931 (RG Bl J 537, 561) eingeführt worden find. Vgl. Vogels 
in JW 1932, 18; b) der Kreditbrief: eine Anweiſung auf Zahlung, durch die der Ange wieſene 
ermächtigt wird, für Rechnung des Anweiſenden dem Anweiſungsempfänger bei Vorzeigung 

es Brie ſes Auszahlungen bis zu dem darin angegebenen Hochſtbetrage zu machen (RG 64, 108). 
Eine Abart ift der Rundkreditbrief, deſſen Anweiſung an eine Reihe von Firmen als Ange wieſene 
gerichtet iſt; vgl. 8 785 A 1; c) der Scheck, der durch das RGeſ. v. 14. 8. 1933 (RGBl 1 597) mit 
Einſcheſ. vom gleichen Tage (RG Bl 1605) und Gef. v. 28. 3. 34 (RCH Bl 1 251) zu Art 29 Abſ 1 feine 

eſondere geſetzliche Behandlung gefunden hat. Er darf nur an Bankhäuſer (Firmen, die gewerbs⸗ 
mäßig Bankgeſchäfte betreiben) ſowie an Öffentliche oder unter staatlicher Aufficht ſtehende An⸗ 
ſtalken, die ſich mit der Annahme von Geld und der Leiſtung von Zahlungen für fremde Rechnung 
befaffen, als Angewieſene (Bezogene) gerichtet werden, muß in beſonderer, dem Wechſel ähnlicher 
orm ausgeſtellt werden, insbeſondere im Text in der Sprache der Urkunde die Bezeichnung als 

check enthalten und unterſcheidet ſich von der Anweiſung des BOB u. a. vornehmlich dadurch, daß 
er nur auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme lauten darf, daß als Anweiſungs (Zahlungs-) 
Empfänger ſowohl eine beſtimmte Perſon wie der Inhaber bezeichnet werden lann, daß er im 
erſteren Falle durch Indoſſament übertragbar ift; daß er nur auf Sicht ausgeſtellt werden darf und 
daß er nicht angenommen werden kann (Art 4); vgl. RG JW 1914, 68312. Die Annahmeertlarung iſt 
ſchlechthin wirkungslos und beſteht auch nicht als ſelbſtändige Verpflichtung nach $ 780 (RG 105, 361). 

r iſt endlich von einem Guthaben abhängig, das dem Ausſteller (dem Anweiſenden) bei dem Be⸗ 
zogenen zuſtehen muß (Art 3), das jedoch auch durch ein Kreditverhältnis begründet werden kann. 
Die Zahlung der Schedfumme kann durch Scheckbürgſchaft geſichert werben (Art 25). Soweit die 
Beſtimmungen des Scheckgeſetzes Raum laſſen, find die Vorſchriſten des BGB über die Anweiſung 
auf den Scheck unmittelbar anzuwenden (jo insbeſondere § 788); über die mißbräuchliche Benutzung 
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von Scheckformularen durch Dritte vgl. RG 81, 254; 92, 50; 100, 31; 104, 141 (Poſtſcheck); JW919, 
365; 1921, 395°; Warn 1914 Nr 40; über den ſog. Verrechnungsſcheſck (Art 39) und gekreuzten 
Scheck (Art 37,38). RG 100,31; 104, 37; 3W 1921, 13655; hierzu Gef über Wechjel- u. Scheckzinſen 
v. 3. 7. 1925 (RGBl 193); d) der Poſtſcheck, der auf eine Poſtſcheckanſtalt als Bezogene ausgeſtellt 
wird (Poſtſcheckgeſetz v. 22. 3. 21, RGBl 247, und PoſtſcheckO v. 7. 4. 21, RGBl 459/5. 12. 22, 
RGBl ! 901) und nicht indoſſierbar iſt („Schecke mit Indoſſament werden nicht eingelbſt“, 99 V 
PoſtſcheckO v. 25. 7. 1927 (Amtsblatt d. RPM ©. 286). 

4. Nicht unter den Begriff der Anweiſung fallen: a) der den Überweiſungen im Giroverkehr 
der Reichsbank dienende fog. rote Scheck, der ſich nur an eine zweite Perſon (die Reichsbank) 
wendet mit dem Auftrage, eine Summe von dem Konto des Ausſtellers auf das einer dritten 
Perſon als Guthaben umzuſchreiben (vgl. RG 54, 329); vgl. ferner über die Frage, ob der rote 
Scheck einen Vertrag zugunſten eines Dritten im Sinne des $ 328 BGB enthält, RG 102, 67); 
b) die Poſtanweiſung (RPoſtO v. 20. 3. 00, RZ Bl 53, § 20), die dem roten Scheck rechtlich, 
ſoweit das Verhältnis zum Zahlungsempfänger in Frage iſt, gleichſteht und ebenfalls nur ein 
Verhältnis zwiſchen dem einzahlenden Abſender und der Poſt erzeugt, während der Empfänger 
lediglich als Adreſſe, als Ziel der von der Poſt übernommenen Beförderung für dieſe in Betracht 
kommt (vgl. RG 41, 102; 60, 24; JW 05, 17214). Ferner PoſtſcheckO v. 7. 4. 21, erlaſſen auf Grund 
des Poſtſcheckgeſ. v. 28. 9. 23 (RG Bl I 918) § 10. Der Poſtſcheckvertrag iſt ein Kaſſenhaltungs⸗ 
vertrag bürgerlichen Rechts, RG 104, 143. 

5. Das im Gejchäftsleben der Gegenwart häufige (unwiderrufliche) Akkreditiv dient 
dem Zwecke, Zahlungen, hauptſächlich die Zahlung des vorzuleiſtenden Kaufpreiſes aus Kauf⸗ 
und Lieferungsgeſchäften („Zahlung durch unwiderrufliches Akkreditiv gegen Duplikatfracht⸗ 
brief“) zu vermitteln; es ſoll wirtſchaftlich die Stelle der Barzahlung verſehen (RG 103, 376; 
105, 32; 23 1920, 2302). Selbſtverſtändlich kann auch zu Zwecken der Krediteinräumung ein 
Akkreditiv geſtellt werden (RG 88, 134). Das Akkreditiv kann Anweiſung ſein, wenn der Vor⸗ 
ſchrift des $ 783 entſprechend die Urkunde über die Anweiſung, eine Zahlung an einen Dritten 
zu leiſten, vom Anweiſenden an den Anweiſungsempfänger ausgehändigt wird; in der Regel 
iſt es ein Zahlungsauftrag ($ 662) oder bei Entgeltlichkeit, die faſt ausnahmslos vorliegen wird, 
ein Werkvertrag ($$ 631, 675 BGB). Sowohl der Auftrag ($ 671 Abſ 1) wie die Anweiſung 
find grundſätzlich widerruflich, letztere ($ 790) nur dann nicht mehr, wenn der Angewieſene ſie 
dem Anweiſungsempfänger gegenüber angenommen oder die Leiſtung bewirkt hat. Auf das 
als Zahlungsauftrag erſcheinende Akkreditiv iſt § 790 nicht, auch nicht entſprechend anwendbar 
(RG 4. 3. 22 V 413/21). Aber auch der Auftrag kann nicht mehr widerrufen werden, nachdem 
er ausgeflührt worden, auf das Akkreditiv alſo die Zahlung geleiſtet oder die Gutſchrift für den 
Empfänger erfolgt iſt. Im übrigen hat die Unwiderruflichkeit des Akkreditivs nur den Sinn, 
daß ſie den den Zahlungsauftrag erteilenden Schuldner dem Gläubiger gegenüber bindet, von 
feinem Widerrufsrecht keinen Gebrauch zu machen; vgl. A 4 zu § 790. Liegt ein entgeltlicher 
Auftrag (Werkvertrag, $ 675) vor, fo gilt die Unwiderruflichkeit des $ 671 Abſ 2 für den Auftrag⸗ 
geber nicht; es tritt dann § 649 ein, der nachgiebiges Recht enthält. Der Regel nach wird das 
Akkreditivgeſchäft durch zwei Banken ausgeführt: die Bank des Zahlungspflichtigen, die für deſſen 
Rechnung, die von dem Gläubiger und Zahlungsempfänger bezeichnete Bank, regelmäßig die⸗ 
jenige Bank, bei der der Zahlungsempfänger ſeine Geldgeſchäfte macht, mit der Akkreditierung 
beauftragt, und die letztbezeichnete Bank. Auch dieſe vertritt nicht den Zahlungsempfänger, 10 
daß mit der Überweiſung des Geldbetrags und des Zahlungsauftrags an ſie die Leiſtung des 
Akkreditivs beendet wäre; erſt durch die Mitteilung der akkreditierenden (zweiten) Bank vom 
Eingange des Zahlungsauftrags erlangt der Zahlungsempfänger (Verkäufer) Kenntnis von der 
Akkreditierung und die mit dieſer erſtrebte Sicherheit (RG 103, 376). Die vom Zahlungsempfänger 
bezeichnete Bank handelt vielmehr, auch wenn ſie die eigene Bank des letzteren iſt, indem ſie dem 
Akkreditierungsauftrage nachkommt, als Beauftragte und, ſoweit es ſich um die Erfüllung einer 
Schuldverbindlichkeit handelt, als Erfüllungsgehilfe ($ 278) des Schuldners (RG 102, 155; 103, 
376; 105 S. 32 u. 269; JW 1921, 13127). Daraus ergibt ſich, daß es zu den Pflichten des Akkre⸗ 
ditivſtellers (Käufers) gehört, dafür zu ſorgen und daftir einzuſtehen, daß die akkreditierende Bank, 
alſo in vielen Fallen die Bank des Zahlungsempfängers (Verkäufers) ſelbſt, dem letzteren recht. 
zeitig Mitteilung von der Beſtellung des Akkreditivs und von ihrer Bereitſchaft zur Zahlung 
macht (RG aa O.). Soll, wie in den Fällen der „Zahlung durch unwiderrufliches Akkreditiv 
gegen Duplikatfrachtbrief“ die Bank nur gegen Aushändigung des Duplikatfrachtbriefs zahlen, 
ſo hat fie ferner auftraggemäß die Echtheit und Ordnungsmäßigkeit des letzteren zu prüfen. DU 
Grundgeſchäft, das zu dem Akkreditiv geführt hat, berührt fie aber nicht (RG ZW 1923, 294.) 
Mag das Akkreditiv ſich i. u. als Zahlungsauftrag, als Kreditauftrag ($ 778) oder als Anweisung 
darſtellen, darf der Akkreditierende von den Weiſungen des Auftraggebers dieſem gegenüber nicht 
abweichen (RG 106, 26; 31. 5. 18 III 64/18). Die Übernahme eines Akkreditierungsauftrag⸗ 
ſeitens einer Bank kann, wenn die Annahme dem Akkreditivgläubiger mitgeteilt worden ift, al? 
ſelbſtändiges Schuldverſprechen gegenüber dem letzteren angeſehen werden (RG 23 1920, 23000. 
Davon abgeſehen begründet das Akkreditiv als ſolches ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Zahlungsempfänger (Verkäufer) und der ausführenden Bank nicht. Es iſt ein Geſchäft des Zah⸗ 
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lungspflichtigen (Käufers), das mit dem Akkreditiv beſorgt wird, keines des Zahlungsempfängers 
dem gegenüber es vielmehr vorgenommen wird (a. M. Jacobſohn bei Gruch 66, 24 ff.). Die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts hat in RG 88, 134 eine unmittelbare Vertragsbeziehung 
angenommen auf Grund tatſächlicher jahrelanger Handhabung in dieſem Sinne, RG 84, 354; in 
91, 119 und namentlich 105, 398 einen Vertrag zugunſten des Zahlungsempfängers als Dritten 
nach $ 328; ſ. darüber die Anmerkung zu $ 328. Gegen dieſe letztere Annahme find grundſätzliche 
Bedenken nicht zu erheben. Ein unmittelbares Vertragsverhältnis zwiſchen der Akkreditivbank 
und dem Zahlungsempfänger kann dann angenommen werden, wenn zwiſchen beiden eine bank⸗ 
mäßig laufende Geſchäftsverbindung beſteht (RG 105, 399). Dann iſt es aber dieſe, nicht der 


rns des Zahlungsſchuldners, die den unmittelbaren Anſpruch des Zahlungsgläubigers 
egründet. 


8 783 


Händigt jemand eine Urkunde ), in der er einen anderen anweift 2), Geld, 
Wertpapiere oder andere vertretbare Sachen ) an einen Dritten zu leiſten ), 
dem Dritten aus 5), fo iſt dieſer ermächtigt, die Leiſtung bei dem Ange- 
wieſenen im eigenen Namen zu erheben e); der Angewieſene iſt ermächtigt, 
für Rechnung des Anweiſenden ') an den Anweiſungsempfänger zu leiſten ®). 

E 1 605 II 619; M 2 555—559; P 2 380— 383; 6 191. 


1. Über das Erfordernis der Schriftlichkeit ſowie über die Möglichkeit und die Wirkungen 
einer mündlichen Anweiſung vgl. Vorbem 2. Für die Urkunde ift der Gebrauch des Wortes An⸗ 
weiſung unweſentlich; erforderlich iſt nur, daß aus ihr die Abſicht, ein ſelbſtändiges Anweiſungs⸗ 
verhältnis — |. Vorbem 1 und die folgenden Anmerkungen — zu ſchaffen, erkennbar hervorgeht 
RG Warn 1915 Nr 201). Ein wegen Formmangels ungültiger (nicht dagegen ein formell gült⸗ 
liger, aber erloſchener) gezogener Wechſel kann als Anweiſung wirkſam fein (§ 140; RG 48, 223). 
Über Akkreditivverhältniſſe |. Vorbem 5. 

2. Die Urkunde muß die Anweiſung an einen andern, den Angewieſenen, enthalten, eine 
beſtimmte Leiſtung an einen Dritten, den Anweiſungsempfänger, zu machen. Die Anweiſung 
verbindet mithin drei Perſonen in dem Anweiſungsgeſchäfte. Dieſe Verbindung dreier beſtimmter 
Perſonen iſt ihr weſentlich; der Anweiſende kann nicht ſich ſelbſt als Leiſtungsempfänger bezeichnen, 
auch nicht die Anweiſung an eigene Order ſtellen, da eine Übertragung durch Indoſſament nicht 
ſtattfindet und die Anweiſung an eigene Order daher nur die Bedeutung einer Anweiſung auf 
den Anweiſenden ſelbſt haben könnte (RG 10. 10. 08 1 245/08). — Auf den Inhaber kann die 
Anweiſung des Bech nicht ausgeſtellt werden (vgl. RGSt 52, 97). . 
„A3. Die Leiſtung, auf die die Anweiſung geſtellt iſt, kann von einer Bedingung, auch in deren 
Jorm von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht werden, jo auf Lieferung vertretbarer Sachen 
gegen Zahlung gehen (RG 76, 239). Bei der kaufmänniſchen Anweiſung jedoch iſt nach 
2993 5368 dieſe nur dann indoſſabel, wenn die Leiſtung nicht von einer Gegenleiſtung abhängig 
ſſt. Die Leiſtung kann auf Sicht, auf den Ablauf einer Friſt oder auf einen beſtimmten Termin 
geſtellt werden. Die Angabe des Schuldgrundes der Leiſtung (des Deckungsverhältniſſes ſ. Vorbem 
1) in der Anweiſung widerſpricht den Verkehrszwecken der Anweiſung und läßt, da ſie im Zweifel 
nicht auf eine ſelbſtändige Leiſtung, ſondern nur auf eine ſolche nach Maßgabe der beſtehenden 

uld gerichtet iſt, darauf ſchließen, daß nur eine Einziehungsvollmacht für den Dritten 
gewollt iſt (RG Warn 1915 Nr 201). , 

4, Die Leiſtung darf, wenn eine Anweiſung nach $ 783 zuſtande kommen ſoll, ihrem Inhalte 
nach nur auf die Zahlung von Geld oder auf die Hingabe von Wertpapieren oder andern vertret⸗ 
baren Sachen gehen (Lie ferſcheine Rö 76, 239; Warn 1922 Nr 53; 23 1922, 644); über Liefer- 
Helme auf nicht vertretbare Sachen |. R& 26. 6. 22 VI 821/21; Warn 1923 Nr 10). Unter Wert⸗ 
Papieren find, wie die Verbindung mit Geld und andern vertretbaren Sachen ergibt, nur für 

en Handelsverkehr als Ware betrachtete und der Zahl nach beſtimmte Papiere zu verſtehen, 

55 Träger des Wertes find. — Über die Zuläſſigkeit und die Wirkungen einer auf andere Gegen⸗ 

nde gerichteten Anweiſung ſ. Vorbem 2. 8 

„Die Anweiſung kommt zuſtande durch die Aushändigung der Urkunde an den Anwei⸗ 
ſungsempfänger, durch welche dieſer die Verfügungsgewalt über die Urkunde und damit auch 
er die Leiſtung erhält. Durch den Anweiſungsempfänger wird die Anweiſungsurkunde dem 
nugewieſenen zur Annahme ($ 784) und zur Zahlung vorgelegt. Eine Benachrichtigung ſeitens 
— Anweiſenden an den Angewieſenen über die Erteilung der Anweiſung (Avisbrief) iſt für die 

umeiſung nicht weſentlich. n E 

1. Durch die Aushändigung der Urkunde wird der Anweiſungsempfänger ermächtigt, die 
deiſtung bei dem Angewieſenen zu erheben. Der Angewieſene, dem er die Anweiſung vorlegt, 
wird ermächtigt, an den Angewieſenen zu leiſten. In dieſer doppelten Ermächtigung beruht 
das Weſen der Anweiſung (vgl. Vorbem 1). Ermächtigung iſt die Übertragung einer Verfü⸗ 
gungsge walt, jedoch ohne daß der Übertragende die ſeinige aufgibt, aber auch ohne daß der Er⸗ 
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mächtigte eine Verpflichtung übernimmt. Demgemäß kann nach wie vor der Erteilung der An⸗ 
weiſung der Anweiſende die ihm gegen den Angewieſenen zuſtehende Forderung, die die An⸗ 
weiſung veranlaßte, gegen den Angewieſenen, der Anweiſungsempfänger die ſeinige gegen den 
Anweiſenden geltend machen; der Angewieſene aber darf anſtatt an den Anweiſungsempfänger 
auch fernerhin an den Anweiſenden leiſten: erſt die Annahme der Anweiſung, zu der er aber nicht 
verpflichtet ift, ändert dies ($ 784). Verpflichtungen für den Anweiſungsempfanger, die Leiſtung 
zu erheben, für den Angewieſenen, fie zu erfüllen, können dem Anweiſenden gegenüber nur durch 
das zwiſchen ihnen und dieſem beſtehende Grundverhältnis bedingt ſein. Die Aushändigung 
der Urkunde begründet daher auch kein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Anweiſenden und dem 
Anweiſungsempfänger (a. M. Planck A 2c unter Berufung auf $ 789, der zu ſolcher Annahme 
aber nicht nötigt). Immerhin kann nach den Grundſätzen von Treu und Glauben im Verkehr 
der Gläubiger, der vom Schuldner einen Scheck zahlungshalber angenommen hat, nicht daraus 
Rechte herleiten, daß durch die Abholung des Geldes beim Scheckbezogenen eine Verzögerung 
der Leiſtung entſteht (RG 78, 137). Durch die Ermächtigung zur Erhebung der Leiſtung für den 
Anweiſungsempfänger und zur Leiſtung ſelbſt für den Angewieſenen wird von beiden Perſonen 
ferner eine Willensentſchließung, eine tätige Mitwirkung an der Herbeiführung des mit der 
Anweiſung bezweckten Erfolgs gefordert. Wo dieſe ausgeſchaltet iſt, kann von einer Anweiſung 
nicht die Rede ſein. Deshalb ſind bloße Weiſungen an eine andere Perſon, eine Leiſtung an einen 
Dritten für Rechnung des Ausſtellers zu machen, ohne daß dem Dritten eine Ermächtigung erteilt 
wird, die Leiſtung zu erheben (RG 43, 167), oder die Einzahlung eines Betrags bei einem Bank⸗ 
hauſe für Rechnung eines andern (RG 45, 235) keine Anweiſungen (vgl. Vorbem 4.) 

7. Im eigenen Namen, d. i. nicht als Vertreter und als Bevollmächtigte des Anweiſenden, 
handeln, wenn ſie die Anweiſung zur Ausführung bringen, ſowohl der Anweiſungsempfänger 
wie der Angewieſene. Wo ein guter Glaube in Betracht kommt, iſt ihr guter Glaube maßgebend, 
nicht nach $ 166 Abſ 2 der des Anweiſenden. — Wenn die Leiſtung des Angewieſenen nach § 783 
für Rechnung des Anweiſenden erfolgt, ſo bedeutet dies einmal, daß dem Anweiſungsempfänger 
gegenüber die Leiſtung des Angewieſenen als Leiſtung des Anweiſenden angeſehen werden ſoll, 
ſodann daß nur gegen den letzteren ein Anſpruch des Angewieſenen, der die Leiſtung anweiſungs⸗ 
ge mäß bewirkt hat, auf Erſtattung der Aufwendung beſtehen kann; ob und wie er wirklich beſteht, 
richtet ſich nach dem Grundverhältniſſe zwiſchen ihnen. Vgl. die Anmerkungen zu $ 787. 


8 784 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung an, fo iſt er dem Anweiſungs 
empfänger gegenüber zur Leiſtung verpflichtet 1); er kann ihm nur ſolche Ein- 
wendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Annahme betreffen oder 
ſich aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte der Annahme ergeben 
oder dem Angewieſenen unmittelbar gegen den Anweiſungsempfänger 347 
ſtehen ). 

Die Annahme erfolgt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der Anweiſung 2). 
Iſt der Vermerk auf die Anweiſung vor der Aushändigung an den Anweifungs“ 
empfänger geſetzt worden, ſo wird die Annahme dieſem gegenüber erſt mit 
der Aushändigung wirkſam !). 

E 1 607 II 620; M 2 559-561; P 2 384. 

1. Die Anweiſung allein begründet noch kein Schuldverhältnis zwiſchen dem Angewieſenen 
und dem Anweiſungsempfänger. Erſterer iſt letzterem gegenüber ſelbſt dann zu keiner Leiſtung 
verpflichtet, wenn er der Schuldner des Anweiſenden iſt. Die Anweiſung iſt namentlich keine 
Zeſſion. Erſt die in der Form des § 784 von dem Ange wieſenen erklärte Annahme der An⸗ 
weiſung erzeugt eine mit der Strenge des Wechſelrechts ausgeſtattete ſelbſtändige Verpflichtung 
des Angewieſenen gegenüber dem Anweiſungsempfänger, die von jedem Zuſammen 
hange mit den Schuldgrundgeſchäften, die zwiſchen dem Anweiſenden einerſeits und 
dem Angewieſenen oder dem Anweiſungsempfänger anderſeits beſtehen, losgelöſt iſt. Sie 
berührt dieſe Schuldverhältniſſe nicht und hebt ſie nicht auf; die Verpflichtung aus der Annahme 
tritt neben diejenige aus den Schuldgrundgeſchäften; erſt die Leiſtung aus der Anweiſung wirkt 
auf das Beſtehen der letzteren ein ($$ 787, 788). Auch die Gültigkeit der Anweiſung ſelbſt ift nicht 
Vorausſetzung für die Gültigkeit der Annahme, die nur durch das Vorliegen einer Urkunde, die 
ſich äußerlich als Anweiſung darſtellt, bedingt iſt. Da zwiſchen dem Angewieſenen und dem 
Anweiſungsempfänger vor der Annahme der Anweiſung eine Rechtsbeziehung gar nicht bejtand, 
iſt die Verpflichtung aus der Annahme ganz allein auf dieſe geſtellt. Deshalb macht, wenn der 
Anweiſende vor der Leiſtung aus der Annahme auch die ihm gegen den Angewieſenen zuſtehende 
Schuldgrundforderung, die die Veranlaſſung zu der Anweiſung gegeben hatte, abgetreten hat, 
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die Erhebung der Klage daraus den Anſpruch aus der Annahme nicht rechtshängig (NG JW 02, 
6065). Eine Verpflichtung des Angewieſenen zur Annahme der Anweiſung beſteht anweiſungs⸗ 
mäßig nicht und wird auch durch ein Schuldverhältnis des Angewieſenen zum Anweiſenden nicht 
begründet ($ 787 Abſ 2); doch kann ſich der Angewieſene zur Annahme der Anweiſung ſowohl 
dem Anweiſenden (f. darüber $ 787 A 1), wie dem Anweiſungsempfänger vertraglich verpflichten. 
Wie die Anweiſung ſelbſt kann auch die Annahme unter Beſchränkungen (z. B. auf eine geringere 
Summe) erklärt und von dem Eintritt einer Bedingung abhängig gemacht werden. Die Annahme 
ſetzt keine Willenseinigung zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſungsempfänger voraus; 
fie begründet deshalb auch kein Vertragsverhältnis zwiſchen ihnen (a. M. Planck A 1e, Gierke 
Schuldrecht S. 873). Sie iſt eine rein einſeitige Verpflichtungserklärung. Ihre Wirkſamkeit hängt 
zwar davon ab, daß fie dem Anweiſungsempfänger zugeht ($ 130); unter dieſer Vorausſetzung 
wird ſie aber ſelbſt dann wirkſam, wenn ſie gegen den Willen des Annehmenden in die Hände des 
Anweijungsempfängers gelangt iſt. Eine Banküberweiſung auf Girokonto eines vermeint- 
lichen Bankkunden einer andern Bank begründet noch kein Vertragsverhältnis zwiſchen dem ver⸗ 
meintlichen Kunden und dem Empfänger der Überweiſung, RG 120, 68; RG 9. 2. 23 VII 72/22. 
2. Die Annahme wird erklärt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der Anweiſung, der die 
Unterſchrift des Angewieſenen enthalten muß. Daß das Wort „angenommen“ gebraucht werde, 
iſt nicht erforderlich; nur muß der Wille einer Annahmeerklärung aus dem Vermerk hervor⸗ 
gehen. Dazu kann die bloße Unterſchrift genügen, nicht aber mit einem Zuſatze, der den Schluß 
auf eine Annahmeerklärung nicht rechtfertigt, ſo nicht mit dem Vermerke „Kenntnis genommen“, 
der nicht auf eine Willenserklärung hinweiſt (RG 25. 11. 11 VI 622/10). Die ſchriftliche An 
nahme, getrennt von der Anweiſungsurkunde, hat nicht die in $ 784 an die Annahme gefnüpften 
Wirkungen; fie kann aber als ſelbſtändiges Schuldverſprechen nach $ 780 Gültigkeit haben. Eine 
mündliche Annahme endlich kann als Vorvertrag auf Verpflichtung zur Annahmeerklärung (f. 
A 1) angeſehen werden, oder als ſelbſtändiges Schuldverſprechen nach § 780, wenn dieſes einer 
ſchriftlichen Form nicht bedarf ($$ 350, 351 HOB). j 

3. Wie bei dem Wechſel kann auch bei der Anweiſung die Annahme vor der Aushändigung 
der Anweiſung an den Anweiſungsempfänger erfolgen. Mit dieſer letzteren iſt alsdann die 
Annahme dem Anweiſungsempfänger zugegangen und wird von dieſem Zeitpunkte an wirkſam. 
Vorher iſt fie überhaupt ohne Bedeutung, da erſt die Aushändigung der Anweiſung den dieſer 
weſentlichen Zuſammenſchluß dreier Perſonen zum Anweiſungsgeſchäft erzeugt. Auch die vor 
der Aushändigung der Anweiſung erklärte Annahme enthält nicht eine Erklärung an den An⸗ 
weiſenden und eine Verpflichtung gegenüber dieſem; ſie richtet ſich ausſchließlich an den An⸗ 
weiſungsempfänger. 

4. Die dem Augewieſenen gegenüber der Leiſtungsklage aus der Annahme zuſtehenden 
Einwendungen beſchränken ſich nach der dem Art 82 WO nachgebildeten Vorſchrift des § 784 
auf a) die Einwendungen, die ſich gegen die Gültigkeit der Annahme richten, wie Geſchäfts⸗ 
Unfähigkeit oder Willensmängel des Annehmenden bei der Annahme, auch Fälſchung der An- 
nahme, nicht aber Fälſchung der Anweisung, die die Gültigkeit der Annahme nicht berührt (vgl. 
) b) die Einwendungen, die fir aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte der 
bemahme ergeben; jo aus Bedingungen, Befriſtungen und ſonſtigen Beſchränkungen und Vor⸗ 

ehalten, die der Anweiſung ($ 783 A 3) oder der Annahme (oben A J) in der für fie maßgebenden 
arkunde beigefügt ſind; e) die Einwendungen, die dem Angewleſenen unmittelbar gegen den 
inweiſungsempfänger zuſtehen. Hierher gehören in erſter Linie die Einreden der Tilgung, 

es Erlaſſes, der Stundung der Annahmeſchuld ſowie der Aufrechnung mit einer dem Ange⸗ 
wieſenen gegen den Anweiſungsempfänger zuſtehenden Gegenforderung; ſodann die Betrugs ⸗ 
emrede, wenn die Anweiſung gefälſcht ift (. zu a) und der Anweiſungsempfänger um die Fälſchung 
wußte. Eine Bereicherungseinrede aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe, wie ſie gegen 
ole ſelbſtändigen Verpflichtungen nach $$ 780 — 782 gegeben ift, iſt gegen die Annahmeverpflichtung 
an ſich ausgeſchloſſen. Denn zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſungsempfänger beſteht 
ein Schuldgrundverhältnis nicht, und aus den zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungs⸗ 
empfänger oder dem Angewieſenen beſtehenden können Einwendungen gegen die von ihnen 
unabhängige Annahmeſchuld (vgl. A 1) nicht hergeleitet werden. Eine Ausnahme iſt mit Planck 
47 Gierke aaO. S. 874 A 70, und nunmehr auch v. Tuhr, Allg. Teil Il 2 S. 100 A 216 

* dann nicht anzuerkennen, wenn das Valuta- und das Deckungsverhältnis mangelhaft 
und oder das letztere mangelhaft iſt und das Valutaverhältnis in einer freigebigen Zuwendung 
ober einem Einziehungsauftrage oder in einem auf ſeiten des Anweiſenden ſowohl wie des An⸗ 
weiſungsempfängers unſittlichen oder vom Geſetze mißbilligten Geſchäfte beſteht (88 816, 817, 822). 


8 785 
Ver Angewieſene iſt nur gegen?) Aushändigung der Anweiſung !) zur 


iſtung 2) verpflichtet !). 
E II cl; 9 2 384, 388. 


Le 
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1. Die Aushändigung der Anweiſung ſoll dem Angewieſenen den urkundlichen Ausweis 
gegenüber dem Anweiſenden verſchaffen, daß er anweiſungsge mäß verfahren und ſomit ſeine 
Leiſtung für Rechnung des Anweiſenden geſchehen iſt. Für den Scheck iſt eine entſprechende 
Beſtimmung in $ 13 Sched® enthalten. Die Aushändigung kann bei Rundkreditbriefen 
(Vorbem 2b vor § 783) naturgemäß erſt verlangt werden, wenn die letzte Leiſtung erfolgt; die 
früheren Teilleiſtungen werden auf der Urkunde abgeſchrieben. Das Recht auf Quittung der 
Leiſtung (§ 369) bleibt von § 785 unberührt. 

2. Nur gegen Aushändigung der Anweiſung, alſo Zug um Zug. Das gilt auch bei Leiſtungen 
vor der Annahme der Anweiſung. Selbſtverſtändlich kann aber der Angewieſene auch noch nach 
der Leiſtung die Aushändigung verlangen. 

3. Zur Leiſtung: Mag dieſer eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. 

4. Verpflichtet: Leiſtet der Angewieſene ohne Aushändigung der Anweiſung, ſo wird er 
zus nicht feines Rückgriffs gegen den Anweiſenden beraubt; nur feine Stellung iſt erſchwert 
(A J). 


8 786 


Der Anſpruch des Anweiſungsempfängers gegen den Angewieſenen aus 
der Annahme verjährt in drei Jahren !). 
E II 620; P 2 385—387; 6 192. 


1. Die Verjährungsbeſtimmung des $ 786 ift dem Art 77 WO nachgebildet, doch iſt Art 83 
über die Wechſelbereicherungsklage nicht übernommen. Vgl. darüber Prot 2, 386. Anders beim 
Scheck ($ 21 Scheckch). Der Beginn der Verjährung richtet ſich nach 88 198, 202. Der Anſpruch 
aus der Annahme entſteht mit deren Aushändigung, bei ſpäterer Fälligkeit der Leiſtung mit dieſer. 


8 787 
Im Falle einer Anweiſung auf Schuld !) wird der Angewieſene durch die 
Leiſtung ?) in deren Höhe von der Schuld befreit ?), 
Zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiſtung an den Anweifungs“ 
empfänger iſt der Angewieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon des“ 


halb verpflichtet, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt !). 
E 1 608 II 623; M 2 562; P 2 387. 


1. Eine Anweiſung auf Schuld liegt vor, wenn der Gläubiger des Angewieſenen als An⸗ 
weiſender dieſem mitteilt, daß er die Anweiſung auf Grund ſeiner Forderung an ihn erteile. Die 
Anweiſung ſelbſt braucht dies nicht zu ergeben. § 787 gibt Beſtimmungen über das Deckungsverhält⸗ 
nis des Anweiſenden zum Angewieſenen (ſ. $ 783 A 6). Der Angewieſene iſt nach Abſ 2 dem 
Anweiſenden zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiſtung nach deren Maßgabe ſelbſt dann 
nicht verpflichtet, wenn er deſſen Schuldner iſt. Er gerät alſo auch durch die Ablehnung der An 
weiſung nicht wegen ſeiner Schuld in Verzug. Hat er geleiſtet, ſo hat er einen Erſaßanſpruch 
gegen den Anweiſenden lediglich nach Maßgabe des zwiſchen ihnen beſtehenden Verhält niſſes, 
das er darlegen muß (Prot 6, 193), und er wird von ſeiner Schuld befreit, indem er dagegen mit 
ſeinem Erſatzanſpruch — aus der Geſchäftsbeſorgung nach § 683 — aufrechnet ($ 387), nicht 
aber unmittelbar durch die Leiſtung. Anders, wenn er ſich dem Anweiſenden zur Annahme der 
Anweiſung oder Leiſtung auf dieſe verpflichtet hat, wenn der Anweiſende ihm den Auftrag et“ 
teilte, den Betrag feiner Schuld für Rechnung des Anweiſenden und Gläubigers an den An. 
weiſungsempfänger zu leiſten, und er dieſen Auftrag angenommen hat, was auch ſtillſchweigend 
durch Nichtbeantworkung des den Auftrag enthaltenden Avisbriefs und durch die Annahme der 
Anweiſung ſelbſt geſchehen kann. Auftrag und Annahme können auch in einer beſtehenden Ger 
ſchäftsverbindung begründet fein. In dieſen Fallen iſt die ſowohl objektive wie ſubjektive An⸗ 
weiſung auf Schuld gegeben, die Abſ 1 im Sinne hat. Die Aufrechnungsvereinbarung ergibt 
ſich hier aus dem Auftrage ſelbſt, und deshalb beſtimmt Abſ 1, daß die Leiſtung auf die Anweisung 
zugleich unmittelbar die Erfüllung der Schuld des Angewieſenen bewirkt. Als Schuld 
gilt hier ſelbſtverſtändlich auch eine Leiſtung, die ein Gläubigerverhältnis begründen ſoll, wie die 
Darlehnsleiſtung aus einem Darlehnsverſprechen. In der Anweiſung braucht der Auftrag, der 
die Anweiſung auf die Schuld im Sinne des $ 787 darſtellt, nicht ausgedrückt zu ſein. Eine 
andere Art Anweiſung auf Schuld liegt vor, wenn der Anweiſende dem Anweiſungsempfänger 
ſchuldet und dieſe Schuld durch die Anweiſung getilgt werden ſoll. Auf dieſen Fall bezieht ſich 
die Beſtimmung des § 787 nicht. Die Tilgung tritt auch hier erſt durch die Leiſtung ein. Vgl. 9 88. 

2. a) Unter der Leiſtung ſind hier wie anderwärts alle Erfüllungshandlungen zu verſtehen, 
alſo nicht nur Zahlung, ſondern auch Hingabe an Zahlungs Statt, Hinterlegung, Aufrechnung 
gegen eine Schuld des Anweiſungsempfängers an den Angewieſenen (vgl. M 2, 563). b) Durch 
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die Leiſtung wird der Angewieſene von feiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit, nicht ſchon 
durch die Annahme, die dem Anweiſenden gegenüber ohne Bedeutung iſt. Der Angewieſene 
hat ſich hierdurch nur einem zweiten Gläubiger wegen der einen Schuld verpflichtet. 

3. Die Leiſtung befreit im Falle des § 787 Abſ 1 den Angewieſenen von ſeiner Schuld gegen 
den Anweiſenden; die Schuld iſt damit getilgt (. A 1). Aber auch die Annahme gibt dem An⸗ 
gewieſenen ſchon eine Einrede gegenüber dem Anweiſenden, der etwa anweiſungswidrig ſeine 
Forderung gegen ihn einziehen will. Sie macht die Anweiſung nach § 790 unwiderruflich, und 
der Angewieſene darf ſich der Zwangsvollſtreckung wegen der urſprünglichen Schuld als gegen 
Treu und Glauben (8 242) verſtoßend widerſetzen, ſofern ihm nicht die angenommene Anweiſung 
ausgehändigt wird. 


8 788 


1) Erteilt der Anweiſende die Anweiſung zu dem Zwecke, um ſeinerſeits 
eine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger zu bewirken ?), jo wird die Leiſtung, 
auch wenn der Angewieſene die Anweiſung annimmt, erſt mit der Leiſtung 
des Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger bewirkt“). 

E 1 609 II 622; M 2 562, 563; P 2 387. 


1. Gegenſtand des § 788 iſt das Verhältnis des Anweiſenden zum Anweiſungsempfänger 
(Gegenwertverhältnis), für das er den Satz aufſtellt: Anweiſung iſt keine Zahlung. Im 
übrigen enthält das Anweiſungsrecht, mit Ausnahme noch der Beſtimmung des $ 789, keine 
Regelung des beiderſeitigen Verhältniſſes dieſer Perſonen. Ob der Anweiſende dem Anweiſungs⸗ 
empfänger gegenüber an die Anweiſung gebunden, ob letzterer verpflichtet iſt, von der ihm erteilten 
Ermächtigung Gebrauch zu machen, dem Angewieſenen die Anweiſung zur Annahme oder Zahlung 
vorzulegen, und ob er einen Rückgriff an den Anweiſenden hat, wenn der Ange wieſene nicht zahlt, 
beſtimmt ſich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Grundverhältniſſe und den die Anweiſung 
begleitenden ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarungen. Bei der zahlungshalber 
erfolgten Anweiſung iſt es regelmäßig als Parteiwille anzuſehen, daß der Anweiſungsempfänger 
ſeine Befriedigung zunächſt beim Angewieſenen ſuchen und erſt, wenn dieſer Zahlung weigert, 
ſich wieder wegen der urſprünglichen Schuld an den Anweiſenden zu halten befugt fein ſoll (RG 
76, 239; 78, 137; JW 01, 867; 02 Beil 166). Der Anweiſende iſt an die Anweiſung gebunden, 
wenn er ſich dieſem für ihn ſelbſt oder für einen Dritten zur Ausſtellung eines Kreditbriefs ver⸗ 
pflichtet hat. Dieſe Verpflichtung macht ihn verbindlich, für die zugeſagte Dauer der Alkkredi⸗ 
tierung die Anweiſung aufrechtzuerhalten und alles zu unterlaſſen, was deren Erfolg in Frage 
ſtellt (RG 64, 108). Leiſtet der Anweiſende aus dem urſprünglichen Schuldverhälkniſſe nach 
Aushändigung der Anweiſung, ſo hat der Anweiſungsempfänger ihm die letztere zurückzugeben. 

2. Der Fall, daß die Anweiſung erteilt wird, um damit eine Leiſtung des Anweiſenden 
an den Anweiſungsempfänger zu bewirken, liegt nicht nur dann vor, wenn es ſich um eine 
Schuldtilgung handelt, ſondern ebenſo, wenn die Hingabe eines Darlehens oder einer Schenkung 
oder auch die Lieferung vertretbarer Sachen (RG 76, 239) der Zweck iſt, dem die Anweiſung als 
Zahlungsmittel oder Erfüllungsmittel dient. 90 = 

3. Erſt die Leiſtung des Angewieſenen an den Antoeifungsempfänger, nicht ſchon die Aus⸗ 
händigung der Anweiſung, die nur Mittel zum Zweck iſt, auch nicht die Annahme der Anweiſung 
durch den Angewieſenen, die lediglich dem Anweiſungsempfänger einen Schuldtitel ſchafft, der 
zu ſeiner Befriedigung führen kann, befreit den Anweſenden von ſeiner Verpflichtung gegen den 

nweiſungsempfänger, wie fie nach § 787 Abſ 1 den Angewieſenen von ſeiner Schuld gegen 
den Anweiſenden befreit. Über die Leiſtung gilt das in der A 2a zu 9 787 Geſagte. § 788 findet 
auch Anwendung auf den Scheck. Er iſt entſprechend anwendbar auch im Überweiſungsverkehr 
der Reichsbank für den roten Scheck (vgl. Vorbem 4a vor $ 783) dergeſtalt, daß die damit an 
einen Dritten zu leiſtende Zahlung erſt mit der vollzogenen Umſchreibung auf das Konto des 

ahlungsempfängers als bewirkt anzufehen iſt, und zwar ohne daß es einer Mitteilung darüber 
an die Beteiligten bedarf (RG 54, 329; 5. 3. 04 1573/03), während der Eingang des Schecks bei 
der Bankſtelle eine Wirkung noch nicht ausübt (RG 30. 6. 08 11 68/08). 


8 789 


Verweigert der Angewieſene vor dem Eintritte der Leiſtungszeit die An 
nahme der Anweiſung oder verweigert er die Leiſtung ), fo hat der An- 
weiſungsempfänger dem Anweiſenden unverzüglich ) Anzeige zu machen!). 

as gleiche gilt, wenn der Anweiſungsempfänger die Anweiſung nicht geltend 
machen kann oder will ). 

E 611 II 624; M 2 564, 565; P 2 888. 
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1. Die Anweiſung als ſolche erzeugt keine Pflichten, auch keine Sorgfaltspflichten des An⸗ 
weiſungsempfängers im Intereſſe des Anweiſenden (vgl. $ 788 A 1). Nur eine Anzeigepflicht 
iſt ihm für die drei im § 789 hervorgehobenen Fälle auferlegt. Die Verſäumung der Anzeige 
verpflichtet ihn zum Schadenserſatz. Für die Wirkſamkeit der Erklärung gilt § 130. 

2. Unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121). 

3. Verweigert der Angewieſene die Annahme der Anweiſung: vor Fälligkeit der Leiſtung; 
verweigert er die Leiſtung: mag eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. 


9 790 


Der Anweiſende kann die Anweiſung dem Angewieſenen gegenüber?) 
widerrufen !), ſolange nicht der Angewieſene fie dem Anweiſungsempfänger 
gegenüber angenommen oder die Leiſtung bewirkt hat). Dies gilt auch 
dann, wenn der Anweiſende durch den Widerruf einer ihm gegen den An- 
weiſungsempfänger obliegenden Verpflichtung zuwiderhandelt ?) 5). 

E I 612 II 825; M 2 565, 666; P 2 388. 

1. Da die Anweiſung einerſeits den ſie veranlaſſenden Grundgeſchäften gegenüber ſelbſtändig 
iſt und anderſeits für ſich allein Verpflichtungen nicht erzeugt, auch nicht für den Anweiſenden, 
ſo ergibt ſich als dem Weſen der Anweiſung entſprechend deren Widerruflichkeit ſeitens des 
Anweiſenden, von dem die Ermächtigungen der Anweiſung ausgehen. Mit dem Widerruf, der 
empfangsbedürftige Willenserklärung nach $ 130 iſt, erliſcht die Anweiſung. Der Widerruf 
kann anweiſungsrechtlich nicht ausgeſchloſſen werden; ein Verzicht auf das Widerrufsrecht bindet 
ee e nicht, ſelbſt wenn er in der Anweiſungsurkunde erklärt fein ſollte (RG Warn 

r 9). 

2. Der Widerruf geſchieht durch eine Erklärung dem Angewieſenen gegenüber und iſt wirkſam, 
auch wenn dem Anweiſungsempfänger eine Benachrichtigung nicht erteilt wird, wie umgekehrt 
die Erteilung der Anweiſung eine Benachrichtigung des Angewieſenen nicht erforderte (8 783 
A5). Ein Widerruf gegenüber dem Anweifungsempfänger iſt anweiſungsrechtlich 
wirkungslos. 

3. Die Annahme der Anwelſung durch den Angewieſenen und die Bewirkung der Leiſtung, 
die den Gegenſtand der Anweiſung bildet, können durch einen Widerruf nicht rückgängig gemacht 
werden. Sie entſprechen dem rechtsgeſchäftlichen Willen des Anweiſenden, der ſie deshalb gegen 
ſich gelten laſſen muß. Dies auch dann, wenn die Annahme vor der Fälligkeit der Leiſtung 
erfolgt ift; denn die Annahme iſt immer anweiſungsgemäß, da fie den Angewieſenen zu nichts 
anderem als zu der Leiſtung nach Eintritt der Fälligkeit verpflichtet. Macht aber die vorzeitige 
Annahme die Anweiſung unwiderruflich, ſo daß der Anweiſende nunmehr auch die auf Grund 
der Annahme geleiſtete Zahlung als für ſeine Rechnung geſchehen gelten laſſen muß, ſo muß das 
gleiche von der vor der Fälligkeit geleiſteten Zahlung gelten. Nur wenn in der An- 
weiſung für die Vorlegung an den Angewieſenen behufs Annahme oder Zahlung ein Anfangs⸗ 
termin beſtimmt war und Annahme oder Zahlung ohne Annahme vor dieſem erfolgte, braucht 
ſie der Anweiſende nicht anzuerkennen. Der nach ſolcher nicht anweiſungsfähigen Annahme oder 
Zahlung erklärte Widerruf hat demgemäß dieſelbe Wirkung wie der vor der Annahme oder Zahlung 
erfolgte. Die Wirkung des rechtzeitig erklärten Widerrufs iſt aber, daß die trotzdem erfolgte 
Annahme oder Zahlung — unbeſchadet natürlich eines etwaigen Anſpruchs aus natürlicher Ge⸗ 
ſchäftsführung oder ungerechtfertigter Bereicherung — dem Angewieſenen dem Anweiſenden 
gegenüber keinen Rückgriff gibt und den Angewieſenen bei Anweiſung auf Schuld nicht gemäß 
$ 787 von ſeiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit. Dem Anweiſungsempfänger gegen- 
über iſt auch die nach dem Widerruf erfolgte Annahme wirkſam, da die Annahme eine gültige 
Anweiſung zu ihrer eigenen Gültigkeit nicht vorausſetzt ($ 784 A J). en 

4. Das Grundverhältnis des Anweiſenden zu dem Anweiſungsempfänger kann es mit ſich 
bringen, daß er ſich dieſem verpflichtet hat, die Anweiſung aufrechtzuerhalten. Das gilt ind 
beſondere regelmäßig bei dem Kreditbriefe für die Dauer der Akkreditierung (RO 
64, 108). Auf Akkreditive findet $ 790 keine Anwendung (NG 4. 3. 22 V 413/21). Den Wider‘ 
ruf macht nach § 790 Satz 2 eine ſolche Verpflichtung nicht unwirkſam; ihre Verletzung 
begründet nur einen Schadenserſatzanſpruch des Anweiſungsempfängers. Nach den Motiven 
iſt die unbedingte freie Widerruflichkeit deshalb angeordnet, weil dem Angewieſenen die Nach⸗ 
prüfung erſpart bleiben ſoll nachzuweiſen, ob der Anweiſende zur Aufrechterhaltung der An⸗ 
weiſung verpflichtet iſt oder nicht, Rc 64, 108; Warn 1918 S. 19 Nr 9. — Will dieſer ſich ein 
unwiderrufliches Einziehungsrecht verſchaffen, ſo bietet hierfür die Einziehungsvollmacht nach 
9 168 oder die Abtretung der Forderung des Anweiſenden gegen den Angewieſenen zur Ein⸗ 
ziehung den geeigneten Weg (RG 53, 416; Warn 08 Nr 123). Dagegen bleibt ein vertraglicher 
Ausſchluß des Widerrufs gegenüber dem Angewieſenen möglich nach den allgemeinen Grund 
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ſätzen über die Widerruflichkeit einer Ermächtigung und deren Ausſchließung, RO in KW 1918, 
305. Dieſer Ausſchluß der Widerruflichkeit dem Angewieſenen gegenüber iſt wirkſam ſchon vor 
der Annahme der Anweiſung oder Bewirkung der Leiſtung. 


5. Außer durch Widerruf erliſcht die Anweiſung: a) wenn die Leiſtung an den Anweiſungs⸗ 
empfänger aus irgendeinem Grunde unmöglich geworden iſt (RG Warn 09 Nr 354); b) durch 
Rückgabe der Anweiſungsurkunde an den Anweiſenden vor der Annahme; nach der Annahme, 
die eine ſelbſtändige Forderung des Anweiſungsempfängers erzeugt, iſt deren Übertragung 
erforderlich; e) durch Untergang der Anweiſungsurkunde vor der Vorlegung an den Angewieſenen 
behufs Annahme oder Zahlung, weil erſt hierdurch die Zahlungsermächtigung dem Angewieſe⸗ 
nen zugeht. Ein Untergang, nachdem die Anweiſung angenommen worden iſt, hat die Wirkung 
des § 785; der Angewieſene iſt ohne Aushändigung der Urkunde nicht zur Zahlung verpflichtet. 
Eine Kraftloserklärung der untergegangenen Urkunde nach §§ 1003 ff. ZPO findet bei der An⸗ 
weiſung des BOB nicht ſtatt (a. M. Dernburg § 244111). Anders bei der an Order geſtellten 
e Anweiſung nach $$ 363, 365 Abſ 2 HGB ($ 1004 ZRO) ſowie beim Scheck 

27 ScheckG). 


8 791 


Die Anweiſung erliſcht nicht durch den Tod oder den Eintritt der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines der Beteiligten!) 2). 
E 1 613 II 626; M 2 566— 509; P 2 389. 


1. Im Intereſſe der Sicherheit des Zahlungsverkehrs, dem die Anweiſung dient, beſtimmt 
$ 791, daß die Anweiſung durch den Tod oder eine Veränderung in der Geſchäftsfähigkeit 
($ 104 A1) eines der Beteiligten nicht berührt wird. Dies gilt von der angenommenen wie 
von der nicht angenommenen Anweiſung. Die Vorſchrift iſt jedoch nachgiebigen Rechtes 
und kann durch eine entſprechende Einſchränkung in der Anweiſung oder im Annahmevermerke 
außer Kraft geſetzt werden. 


2. Die Anweiſung erliſcht auch nicht durch den Konkurs eines der Beteiligten. Für den 
Konkurs des Anweiſenden iſt $ 23 Kd nicht anwendbar, da die Anweiſung kein Auftrags⸗ 
verhältnis darſtellt; die noch nicht angenommene Anweiſung mag der Konkursverwalter wider⸗ 
rufen. Der Angewieſene kann aber die Anweiſung nicht mehr mit Wirkung für die Konkursmaſſe 
annehmen, wenn er von der Konkurseröffnung Kenntnis erlangt hat (9 8 KO in entſprechender 
Anwendung. Anders v. Tuhr, Iheringsg 48, 26f., der die 88 23 KO, 674 BOB entſprechend 
anwenden will). Im Konkurſe des Ange wieſenen iſt die Anweiſung dem Konkursver⸗ 
walter zur Annahme oder Zahlung vorzulegen, wenn Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
erſtrebt wird. Nimmt der Konkursverwalter an, ſo geht er eine Maſſeſchuld ein. Der Anſpruch 
aus der bereits erfolgten Annahme iſt Konkursforderung. Der Konkurs des Anweiſungs⸗ 
empfängers hat wiederum nur die Wirkung, daß das Recht aus der Annahme wie die Befugnis 
zur Vorlegung der Anweiſung behufs Annahme und Zahlung auf den Konkursverwalter über⸗ 
gehen (88 6, 7 KO) ; im Grundverhältniſſe zum Anweiſenden wird der Angewieſene freilich die 

nahme regelmäßig verweigern müſſen (a. M. v. Tuhr and. S. 24f., der anweiſungs⸗ 
rechtlich die Zahlungsermächtigung für den Angewieſenen untergehen läßt). Eine in Unkenntnis 
er Konkurseröffnung von dem Angewieſenen geleiſtete Annahme oder Zahlung muß dagegen 
der Anweiſende immer als für ſeine Rechnung geſchehen anerkennen. 


8 792 


Der Anweiſungsempfänger kann die Anweiſung durch Vertrag mit einem 
Dritten auf dieſen übertragen ), auch wenn fie noch nicht angenommen worden 
iſt. Die Übertragungserklärung bedarf der ſchriftlichen Form. Zur Über- 
tragung iſt die Aushändigung der Anweiſung an den Dritten erforderlich e). 


der Anweiſende kann die Übertragung ausſchließen. Die Ausſchließzung 
iſt dem Angewieſenen gegenüber nur wirkſam, wenn ſie aus der Anweiſung 
zu entnehmen iſt oder wenn ſie von dem Anweiſenden dem Angewieſenen 
mitgeteilt wird, bevor dieſer die Anweiſung annimmt oder die Leiſtung be- 
wirkt 3) 


Nimmt der Angewieſene die Anweiſung dem Erwerber gegenüber an, 
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fo kann er aus einem zwiſchen ihm und dem Anweiſungsempfänger befteben- 
den Rechtsverhältnis Einwendungen nicht herleiten). Im übrigen finden 
auf die Übertragung der Anweiſung die für die Abtretung einer Forderung 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 1) >). 

E II 627; M 2 568, 560; P 2 389— 391. 


1. Die Übertragbarkeit der Anweiſung, die ihren Wert für den Verkehr erheblich erhöht, 
indem ſie die Möglichkeit ſchafft, nicht nur zwei, ſondern eine größere Reihe von Schuldverhält⸗ 
niſſen durch Zahlungsaustauſch zur Abwicklung zu bringen (vgl. den Fall RG 76, 239), verſteht 
ſich nicht von ſelbſt. Das Recht des Anweiſungsempfängers aus der Annahme iſt zwar eine 
Forderung und kann nach §§ 398 ff. abgetreten werden; die noch nicht angenommene Anweiſung 
gibt dem Anweiſungsempfänger aber nur eine Einzie hungsermächtigung, worauf dieſe Vor⸗ 
ſchriften nicht angewendet werden können. § 792 hat zur Verkehrserleichterung eine beſondere 
Form der Übertragung der Anweiſung eingeführt, die Platz greift, mag die Anweiſung bereits 
angenommen ſein oder nicht. Vor der Annahme wird durch dieſe Übertragung die Einziehungs⸗ 
ermächtigung, nach der Annahme zugleich die dem Anweiſungsempfänger daraus gegen den An⸗ 
gewieſenen entſtandene ſelbſtändige Forderung auf den Erwerber übermacht. Weil die Über⸗ 
tragung der Anweiſung nach $ 792 hiernach eine Forderung im Sinne der §9 398 ff. zwar mög⸗ 
licherweiſe übertragen kann, aber nicht übertragen muß und nicht an ſich überträgt, können die 
Beſtimmungen über die Abtretung einer Forderung ($$ 398413), wie Abſ 3 Satz 2 
beſtimmt, hierauf nur entſprechende Anwendung finden. Anwendbar ſind § 402 (Auskunfts⸗ 
erteilung des bisherigen Gläubigers an den neuen), $ 405 (Abtretung einer Scheinforderung), 
§ 406 (Aufrechnung); über § 404 (Einwendungen gegen den neuen Erwerber) |. A 4. — Die 
kaufmanniſche Anweiſung ($$ 363ff. HGB) und der Scheck ($ 8 Scheckcz) können durch 
Indoſſament übertragen werden, nicht aber der Poſtſcheck ($ 9 V der PoſtſcheckO). 


2. Die Übertragung erfordert elne ſchriftliche Übertragungserklärung und die Aushändi⸗ 
gung der Anweiſungsurkunde an den Erwerber. Die ſchriftliche Übertragungserklärung wird 
regelmäßig, muß aber nicht auf der Anweiſungsurkunde erfolgen. Die Übertragung der An⸗ 
weiſung iſt ein Vertrag gleich dem Vertrage bei der Übertragung einer Forderung (§ 398). Die 
Übertragung bedarf mithin der Annahme, für die eine Form nicht vorgeſehen iſt, die vielmehr 
mit der Entgegennahme der ausgehändigten Urkunde ſtillſchweigend erklärt wird. 


3. Die Übertragung kann von dem Anweſenden zwar ausgeſchloſſen werden, doch muß 
die Ausſchließung entweder auf der Anweiſungsurkunde in erkennbarer Weiſe erklärt ſein 
oder durch empfangsbedürftige ($ 130) Mitteilung des Anweiſenden an den Anger 
wieſenen geſchehen, wenn fie den Angewieſenen binden ſoll. Die nur dem Anweiſungsemp⸗ 
fänger gegenüber erklärte Ausſchließung der Übertragung iſt für den Angewieſenen ohne Wirkung. 
Aber auch die Ausſchließung durch Benachrichtigung des Angewieſenen iſt ohne Wirkung, wenn 
fie erſt nachträglich erfolgt und der Angewieſene, bevor fie ihm zugegangen war, bereits an“ 
weiſungsgemäß Zahlung geleiſtet oder ſich hierzu durch die Annahme der Anweiſung dem 
Anweiſungsempfänger gemäß $ 784 ſelbſtändig verpflichtet hatte. 


4. Wird die Übertragung nach der Annahme der Anweiſung erklärt, ſo überträgt ſie mit 
der Einziehungsermächtigung der Anweiſung auch die ſelbſtändige Forderung des Anweiſungs⸗ 
empfängers gegen den Angetviefenen aus der Annahme; der Angewieſene hat ſomit gegen den 
Erwerber in Anwendung des hier zutreffenden § 404 ſowohl die Einwendungen, die ihm gegen 
den neuen Erwerber perſönlich zuſtehen, als auch diejenigen, die gegen deſſen Vormänner und 
den erſten Anweiſungsempfänger zur Zeit der Weiterübertragung begründet waren. Dagegen 
iſt nach Abſ 3 Satz 1 die Anwendung des $ 404 ausgeſchloſſen, wenn die Übertragung der An⸗ 
weiſung vor der Annahme erfolgt iſt. Die ſelbſtändige Verpflichtung, die die Annahme erzeugt, 
wird hier erſt dem Erwerber gegenüber begründet, dem die Annahme erklärt wird, und die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ 3 Satz 1 des § 792 iſt deshalb nur eine Entwicklung des Geſetzesgedankens des 
$ 784: Die Einwendungen aus der Perſon des Anweiſungsempfängers müſſen, wenn die A 
nahme nicht dieſem, ſondern erft einem Nachmann erklärt ift, ebenſo ausgeſchloſſen fein wie im 
Verhältnis zum Anweiſungsempfänger gegenüber, wenn ihm gegenüber die Annahme erfolgte, 
diejenigen aus der Perſon des Anweiſenden (vgl. § 784 A 1 u. 4). 


5. Ein Rüdgeiff wird, wenn die Anweiſung nicht eingelöſt wird, aus der jedesmaligen Über 
tragung nur nach Maßgabe des ihr zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts gegen den jedesmaligen 
Vormann erzeugt. Auch die kaufmänniſche Anweiſung kennt nach § 365 HGB nur einen 
Rückgriff gegen den unmittelbaren Vormann aus dem Schuldgrundverhältniſſe, wogegen bei 
dem Scheck das Indoſſament den wechſelmäßigen Rückgriff gegen alle Vormänner einſchließlich 
des Ausſtellers (des Anweiſenden) begründet (88 15, 18 Scheckch). 
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Zweiundzwanzigſter Titel 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber 


1. Das BGB hat keinen allgemeinen Begriff der Schuldverſchreibung aufgeſtellt, ſondern 
beſchäftigt ſich nur mit der Schuldverſchreibung auf den Inhaber. Die dieſe betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen können weder ſinngemäß auf andere Fälle ausgedehnt werden, noch kann aus ihnen 
ein allgemein gültiger Begriff der Schuldverſchreibung entnommen werden. Das Landesrecht 
konnte daher den Begriff der Schuldverſchreibung ſelbſtändig feſtſtellen, EG z. BGB Art 98—102. 
Vgl. unter 3. (RG 13. 7. 06 VII 501/05). Andere reichsrechtliche Vorſchriften über Schuld- 
verſchreibungen auf den Inhaber, die nach EG Art 32 z. BGG in Kraft bleiben, finden ſich im RGeſ. 
betr. Inhaberpapiere und Prämien v. 8. VI. 71; der Reichsſchuldenordnung v. 13. II. 24; dem 
Bankgeſ. v. 30. VIII. 24; dem Privatnotenbankgeſ. v. 30. VIII. 24. Es handelt ſich hier um 
Forderungen, die im Verkehr zur Übertragung geradezu beſtimmt ſind und die durch ihre Ver⸗ 
körperung in einer Urkunde zirkulationsfähig gemacht worden ſind. Um für die Übertragung 
im Verkehr noch größere Erleichterung zu verſchaffen, wird der Urkundeninhaber als ſolcher 
zur Geltendmachung der in ihr verkörperten Forderung legitimiert. Der Ausſteller gibt dem 
rechtmäßigen Inhaber — ohne verpflichtet und befugt zu ſein, die Berechtigung zu prüfen — 
ein abſtraktes Schuldverſprechen. Gegenſtand einer Inhaberverſchreibung kann jede Art 
von Leiſtung fein. Die verſchiedenen Erwerber der verſchiedenen gleichartigen Schuldver⸗ 
schreibungen ſtehen miteinander in keinem Rechtsverhältnis, aber einer ſtarken Intereſſengemein⸗ 
ſchaft. Dieſe beachtet das RGeſ. v. 4. 12. 99 und 19. 4. 14. Die Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber find eine Unterart der Wertpapiere, d. i. derjenigen Urkunden vermögensrecht⸗ 
lichen Inhalts, bei denen der Beſtand oder mindeſtens die Geltendmachung der darin bezeugten 
Rechte an den Beſitz der Urkunde gebunden iſt. Sie find von den ſog. qualifizierten Legiti⸗ 
mationspapieren zu unterſcheiden. In dieſen verpflichtet ſich der Schuldner nicht, an jeden 
Inhaber zu zahlen, behält ſich aber das Recht vor, es zu tun; $ 808, Die Wertpapiere zerfallen 
ma) Namenpapiere (Rektapapiere), die auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten lauten 
und deren Rechte auf dem gewöhnlichen Wege der Abtretung von einem auf den andern über⸗ 
tragen werden dergeſtalt, daß gegen die Anſprüche daraus nach § 404 BGB alle Einwendungen 
erhoben werden können, die gegen einen Rechtsvorgänger entſtanden ſind. Nur die Geltend⸗ 
machung, nicht das Recht ſelbſt, iſt hier an die Übergabe des Papiers gebunden. Das im Verkehr 
gebräuchlichſte Namenpapier iſt der Hypothekenbrief (vgl. $$ 1117, 1154 Abſ 1 BGB). b) Order ⸗ 
Papiere, die ebenſalls auf den Namen ausgeſtellt find, deren Forderungen aber durch die felb- 
ſtandigere Form des Indoſſaments in fortlaufender Kette von einem auf den andern übergehen 
mit der Beſchränkung der Einreden auf ſolche, die aus der Urkunde hervorgehen oder dem Schuldner 
unmittelbar gegen den letzten Beſitzer der Urkunde zuſtehen (Art 82 WO, § 364 HGB). Das 
Orderpapier ift weſentlich handelsrechtlichen Inhalts (Wechſel, kaufmänniſche Verpflichtungs⸗ 
ſcheine, Konnoſſemente, Lager- und Ladeſcheine an Order). Vom BG find fie nicht geregelt. 
e) Inhaberpapiere, in denen der Ausſteller eine Leiſtung verſpricht, nicht andere Rechte ver- 
brieft, wie z. B. auf den Inhaber lautende Aktien, und zwar die Leiſtung nicht einem namentlich 
genannten Berechtigten, 109 5 allein dem Inhaber des Papiers, fo daß ohne die Ur⸗ 
unde ein Recht auf die Leiſtung überhaupt nicht beſteht. Die Übertragung des Anſpruchs aus 
der Urkunde geſchieht hier durch ſachenrechtliche Beſitzubertragung an dem Papier; das Eigentum 
an dem Papier trägt das Forderungsrecht. Über Berührung und Unterſchiede der Order⸗ und 
der Inhaberpapiere vgl. NG 78, 149. Die Erſcheinungsformen der Inhaberpapiere ſind mannig« 
faltig. Sie dienen teils zur Verbriefung von Anſprüchen auf eine vermögensrechtliche Leiſtung 
nach $ 241 (Schuldverſchreibungen auf den Inhaber), ſowie von Anweiſungen auf ſolche Leitungen, 
insbeſondere Schecks (f. darüber Vorbem 3 vor $ 783), teils zur Verbriefung von Pfandrechten: 
Grundſchuldbriefe auf den Inhaber ($ 1195), teils zur Verbriefung von körperſchaftlichen Mit⸗ 
gliederrechten: Inhaberaktien ($ 179 Abſ 2 HCB; R Warn 1914 Nr 16). Auf die Inhaberaktien 
finden die Vorſchriften der §8 793 ff. Anwendung, ſoweit die Eigentümlichkeiten der Aktie dies 
Babes (RG aad.). Im vorliegenden Titel find nur über die Schuldverſchreibungen auf den 

haber eine Reihe von Beſtimmungen getroffen, die im Zweifel auch auf andere Inhaberpapiere 
entſprechende Anwendung finden (vgl. Art 2 Abſ 1 EG. zu HGB; NG 59, 374). Eine Ergänzung 
dieſer ſchuldrechtlichen Beſtimmungen über die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber findet 
lich in § 247 Abſ 2 BGB, wonach die Zinsbeſchränkung des § 247 Wbf 1 (Kündigungsrecht) bei 
dieſen Schuldverſchreibungen nicht gilt; weiter kann bei ihnen die Verzinſung rückſtändiger Zinſen 
ausbedungen werden ($ 248 Abſ 2 BGB). Geldzeichen können Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber fein (RG 20. 5. 26 IV 694/25). Erfüllt eine Urkunde die Erforderniſſe des $ 793, 
0 verliert ſie durch ihre Verwendung als Geldzeichen nicht ihre Eigenſchaft als Schuldverſchreibung, 
RG 103, 235; 114, 29. Die jetzigen Noten der Reichsbank enthalten aber kein Zahlungs⸗ 
verſprechen, ſind alſo reine Geldſcheine. Eine von einer Staatsbank ausgegebene Note 
oder ein vom Staat als Erſatz für Metallgeld in Umlauf geſetzter Geldſchein ſind Rechtsgebilde 
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doppelter Art: Sachen und Träger verbriefter Rechte (RG 108, 316). Darlehnskaſſenſcheine 
nach dem Gef. v. 4. 8. 14 find Geldzeichen, keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (RG 
103, 231; 129, 117). Keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, aber ihnen wirtſchaftlich 
nahekommend, ſind Karten, Marken und dgl. Urkunden, auf denen der Ausſteller angegeben iſt, 
der Gläubiger aber ebenfalls nicht bezeichnet iſt und ſich aus den Umſtänden ergibt, daß der Aus⸗ 
ſteller jedem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet fein will, $ 807. 

2. Die $$ 793 ff., denen aus dem Rechte der Schuldverhältniſſe noch der § 247 Abf 2 für den 

Zino bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzufügen iſt, regeln nur das obligatoriſche 

chuldverhältnis zwiſchen dem Ausſteller und dem Inhaber, nicht auch die ſachenrecht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen mehreren Inhabern oder ſonſtigen Berechtigten. Hier kommen 
namentlich für den Erwerb des Eigentums an Inhaberſchuldverſchreibungen die $$ 929, 932, 935 
BGB ſowie die $$ 366, 367 HGB, für die Stellung des Beſitzers und früheren Veſitzers die 98 1006, 
1007 BOB, für das Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und Eigentümer die $$ 10811084, für 
die Beſtellung von Hypotheken zur Sicherung von Forderungen aus Inhaberſchuldverſchreibungen 
die $$ 1187—1189, für das Pfandrecht an beweglichen Sachen zur Sicherung ſolcher Forderungen 
der $ 1270, für das Pfandrecht an Inhaberpapieren als beweglichen Sachen die §8 1293, 1294, 
1296 BOB zur Anwendung. Auf dem Gebiete des Familien- und des Erbrechts haben die In⸗ 
haberſchuldverſchreibungen Erwähnung gefunden in $ 1362 Abſ 1 mit der Eigentumsvermutung 
zugunſten des Ehemanns, in $$ 1381 1646 mit dem zugunſten der Ehefrau und der Kinder wirk- 
jamen Eigentumserwerbe des Ehemanns und des Vaters, in 98 1392, 1393, 1667, 1814, 1815, 1820, 
1853, 2116, 2117 mit der zugunſten der Ehefrau, des Kindes oder Mündels ſowie des Nacherben 
dem Ehemanne, Vater, Vormund und Vorerben obliegenden Hinterlegung und Umſchreibung 
oder Umwandlung. Soweit ſonſtige Reichsgeſetze Beſtimmungen auch für die Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen enthalten, bleibt ihnen nach Art 32 Ech die ihnen zukommende Geltung. Inhaber⸗ 
papiere können verbrauchbare Sachen ſein. Der Verkäufer haftet, wenn das verbriefte Recht 
nicht in dem Umfange beſteht, wie es im Papier verkörpert erſcheint, RG 59,241; 108 S. 279,317. 

3. Landesgeſetzliche Vorſchriften über Inhaberſchuldverſchreibungen ſind aufrechterhalten 
in Art 98 Ech hinſichtlich der Rückzahlung oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, für die 
Inhaberpapiere ausgegeben find, in Art 99 Ech hinſichtlich der öffentlichen Sparkaſſen, jedoch 
unter Wahrung der Vorſchriften des $ 808 und der Vorſchriften des BGB über die Anlegung von 
Mündelgeid, in Art 100 EG, worin die Landesgeſetzgebung ermächtigt wird, für Schuldverſchrei⸗ 
bungen des Staates oder einer ihm angehörenden öffentlichrechtlichen Körperſchaft auf den In⸗ 
haber Ausnahmen von $ 793 Abſ 2 durch Vorſchreibung einer beſonderen Form und von $ 804 
dj 1 (Anſpruch auf Leiſtung bei Verluſt des Papiers) zu treffen, in Art 101 hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Umſchreibung von Juhaberſchuldverſchreibungen des Staates oder einer öffentlich 
rechtlichen Körperſchaft auf eine beſtimmte Perſon abweichend von $ 806 Satz 2, in Art 102 hin⸗ 
ſichtlich der Kraftloserklärung und der Zahlungsſperre für die in § 807 behandelten Karten und 
Marken ſowie hinſichtlich der Kraftloserklärung der Ausweispapiere des $ 808. Übergangs 
vorſchriften enthalten die Artt 174—178 EG. 

4. Die Aufwertungen der Anſprüche aus verzinslichen oder mit einem Aufgeld rückzahlbaren 
Schuldverſchreibungen, die auf den Inhaber lauten, ſind, ſoweit die Markanleihen des Reichs, 
der Lander, Gemeinden und Gemeindeverbände in Frage kommen, im Geſ. über Ablöſung 
öffentlicher Anleihen vom 16. 7. 1925 geregelt und dort in Ablöſungsanleihen der Umtauſch 
erfolgt. Die Aufwertungen von Induſtrieobligationen und verwandten Schuldverſchreibungen, 
von Anſprüchen aus Pfandbriefen und verwandten Schuldverſchreibungen, von Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Genoſſenſchaften des öffentlichen Rechts und verwandter Körperſchaften als Unter⸗ 
nehmen wirtſchaftlicher Betriebe ſind im Aufwertungsgeſetz geregelt. Ein Anſpruch gegen die 
Reichsbank auf Zahlung des Goldwertes der Banknoten mit Vorkriegsdatum oder auf Auf⸗ 
wertung der darin verbrieften Forderung wird vom RG 114, 27; 125, 273 abgelehnt, allerdings 
aus bedenklichen Gründen. 


8 795 


Hat jemand eine Urkunde ausgeſtellt 2), in der er dem Inhaber der Ur⸗ 
kunde eine Leiſtung verſpricht (Schuldverſchreibung auf den Inhaber) ), ſo 
kann der Inhaber von ihm die Leiſtung nach Maßgabe des Verſprechens 
verlangen, es fei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt 
iſt ). Der Ausſteller wird jedoch auch durch die Leiſtung an einen nicht zur 
Verfügung berechtigten Jnhaber befreit °), 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann durch eine in die Urkunde auf 
genommene Beſtimmung von der Beobachtung einer beſonderen Form ab- 
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hängig gemacht werden. Zur Unterzeichnung genügt eine im Wege der 
mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellte Namensunterſchrift “) 6). 
E I 685, 687 II 722; M 2 6904 — 698; P 2 527—537, 559—661; 6 209. 


1. Über die rechtliche Natur der Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt in Vorbem 1 ge⸗ 
handelt. Die Verpflichtung aus der Schuldverſchreibung wird begründet durch das einfeilige 
Leiſtungsverſprechen des Ausſtellers. Daß nicht ein Vertrag zwiſchen dem Ausſteller und dem 
erſten Inhaber, zugleich zugunſten der Nachmänner (Vertragslehre), auch nicht die Ausgabe⸗ 
handlung des Ausſtellers (Begebungs⸗ oder Emiſſionslehre), ſondern allein das Leiſtungs⸗ 
verſprechen des Ausſtellers in der Urkunde (Schaffungs⸗ oder Kreationslehre) nach dem 
BB den Rechtsgrund der Verpflichtung bildet, ergeben deutlich die in den $$ 793 u. 794 enthal⸗ 
tenen Vorſchriflen (vgl. auch M2, 695). Es muß alfo eine Urkunde ausgeſtellt ſein, die die Unter⸗ 
ſchrift des Ausſtellers enthält. S. unter 6. Selbſtverſtändlich kann aber die verpflichtende 
Kraft der Urkunde erſt wirkſam werden, wenn die Inhaberſchuldverſchreibung aus der Hand des 
Ausſtellers in die eines Dritten und damit in den Verkehr gelangt iſt. RG JW 1913, 20012 läßt 
unentſchieden, ob der Schaffungs⸗ oder der Begebungslehre zu folgen ſei (Begebung durch Aus⸗ 
händigung zwecks Verpfändung). — Die Urkunde braucht das Leiſtungsverſprechen an den In⸗ 
haber nicht wörtlich zu enthalten, muß aber unzweideutig ergeben, daß der Ausſteller lediglich 
dem Inhaber verpflichtet ſein, alſo nicht bloß eine einfache Ausweis⸗ oder Beweisurkunde 
herſtellen will, RG 13, 154. Das iſt auch der Fall, wenn dem Inhaber „die Orderklauſel“ bei⸗ 
gefügt iſt, RG 78, 151. Anderſeits braucht die Urkunde, um als Inhaberpapier zu erſcheinen, 
nicht notwendig ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen zu enthalten, wenn dies auch der regelmäßige 
Fall iſt; fie kann vielmehr auch einen Schuldgrund angeben, fo daß der Ausſteller ſpater die 
darauf geſtützten Einreden, § 796, geltend machen kann. 


2. Die Leiſtung kann eine Geldſumme oder einen ſonſtigen Gegenſtand betreffen. Sie braucht 
auch nicht von vornherein beſtimmt zu ſein, wie z. B. Dividendenſcheine. Bei gewiſſen Arten 
iſt die Leiſtung notwendig eine Geldleiſtung, jo z. B. bei Wechſel und Scheck, und zwar eine be» 
ſtimmte Geldſumme. Zur Verbriefung von Geldleiſtungen dienen namentlich die vom Reiche 
ausgegebenen unverzinslichen, auf Sicht zahlbaren Reichskaſſenſcheine, RGeſ. betr. die Aus⸗ 
gabe von Reichskaſſenſcheinen v. 30. 4. 74, insbeſondere 88 1, 5, 6 und v. 5. 6. 06, RG Bl 730, 
ſowie die auf Grund des Bankch v. 14. 3. 75 von der Reichsbank (89 16, 18) oder von andern Banken 
auf Grund reichsgeſetzlicher Ermächtigung ausgegebenen, unverzinslichen, auf Vorzeigung von 
den Ausgabeſtellen ſofort einzulöſenden Banknoten (RG 22, 267; 114, 29, das aber zu Unrecht 
die Aufwertung ablehnt, vgl. auch Born, Rechtsſchutz für Opfer deutſcher Geldentwertung 1927), 
erner die zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der Reichs hauptkaſſe mit beſtimmter 
Umlaufszeit ausgegebenen Schazanweiſungen des Reiches, Reichsſchuldenordnung vom 
19. 3. 00 59 1, 7, 8, ingleichen die ſonſtigen verzinslichen Schuldverſchreibungen des Reiches 
und der Einzelſtaaten mit den dazugehörigen Zinsſcheinen (MG 74, 339), Reichsſchuldenord⸗ 
nung $ 21, die mit ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen In haberſchuldſcheine von juriſti⸗ 
ſchen Perſonen oder einzelnen Privatperſonen, insbeſondere die von den preußiſchen Land- 
chaften, d. i. Verbänden der Grundſtückseigentümer, oder gemäß dem Hyp Bankch v. 13. 7. 99 
von Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien (HOypothekenbanken) auf 
Grund der erworbenen Hypotheken und zur Beſchaffung der dafür erforderlichen Mittel ausge⸗ 
gebenen verzinslichen Hypothekenpfandbriefe, ſoweit fie auf den Inhaber lauten (. S 1, 

—9 des angef. Geſ.), nebſt zugehörigen Zinsſcheinen, nicht minder die Gewinnanteil⸗ (Divi 
denden.) Scheine von Aktiengeſellſchaften (RG 58, 10 und 77, 333). Auch ein Grundſchuld⸗ 
brief kann auf den Inhaber geſtellt werden, $ 1195. Die Reichskaſſenſcheine und Reichsbank⸗ 
noten ſowie die Darlehnskaſſenſcheine des Gef. b. 4. 8. 14 (RG Bl 340) find nach RGeſ. v. 4. 8. 14 
(RG Bi 347) „bis auf weiteres“ nicht mehr einlösbar; fie find daher nicht mehr Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber, da es an einer Verpflichtung des Ausſtellers dem Inhaber gegenüber 
fehlt; fie ſind nur noch Geldzeichen (NG 103, 234). Die von den Gemeinden während des Krieges 
ausgegebenen Kleingeldgutſcheine find Inhaberſchuldverſchreibungen, wenn fie den Ver⸗ 
merk enthalten, daß ſie an allen ſtädtiſchen Kaſſen jederzeit in Zahlung genommen werden und 
mit ſtaatlicher Genehmigung ($ 795 Abſ 1) in den Verkehr gebracht find (RG St 51, 410; 103, 231; 
114, 30, fonft fallen fie unter $ 807 (RG Warn 1923 Nr 11). Keine Inhaberſchuldverſchreibungen 
ind dagegen die Zinsſcheine von den Rentenverſchreibungen der preußiſchen Rentenverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft in Berlin, welche an das fortdauernde Leben beſtimmter Verſicherter 
geknüpft find (OSG 5, 147), ſowie die Anteilſcheine der Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht (RGeſ. v. 20. 4. 92 $ 15), die ſich nicht als ſelbſtändige Wertträger, ſondern nur als 

eweisurkunden darſtellen (RG 53 109). Keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ſind 
auch die Zinserneuerungsſcheine (Talons), da fie eine ſelbſtändige Verpflichtung nicht ent- 
halten; fie find, auch wenn fie auf den Inhaber lauten, nur Ausweispapiere (Rc 74, 330; vgl. 
zu 5 808). Lotte rieloſe haben in der Regel den Charakter von Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber (RG JW 1912, 8611). Wechſel können nicht auf den Inhaber ausgeſtellt werden, 
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Wechſelgeſ. v. 21. 6. 33 Art 1 Nr a3, dagegen iſt dies bei dem Scheck möglich, neues Scheckgeſ. 
14. 8. 33 Art 5, 21. Er bedarf ſolchenfalls nach § 793 der ſtaatl. Genehmigung, RG 105, 363. 
Anweiſungen auf den Inhaber ſind unzuläſſig. — Unter den auf andere als Geldleiſtungen 
gerichteten Inhaberſchuldverſchreibungen ſind hervorzuheben die Lagerſcheine, welche nicht 
bloß auf Order (5 0B $ 363 Abſ 424), ſondern auch auf den Inhaber geſtellt werden können 
(RG 59, 374; 78, 152), ſowie die in § 807 angeführten Karten und Marken. Der Zuſatz einer 
Schuldverſchreibung, insbeſondere eines Lager⸗ oder Ladeſcheins „für Inhaber oder an Order“ 
macht, wenn keine beſtimmte Perſon darin als Gläubiger benannt iſt, deren Order maßgebend 
ſein ſoll, das Inhaberpapier nicht zum Orderpapier (RG 78, 149). 

3. Der Ausſteller der Inhaberſchuldverſchreibung kann das Reich, ein einzelnes Land, 
eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft, ein mit Körperſchaftsrechten ausgeſtatteter Verein oder 
auch eine einzelne Perſon ſein. An und für ſich iſt die Ausſtellung einem jeden geſtattet 
(„hat je mand eine Urkunde ausgeſtellt“); Beſchränkungen aber beſtehen für im Inland aus⸗ 
geſtellte Inhaberſchuldverſchreibungen, in welchen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
verſprochen wird, die nach $ 795 an die ſtaatliche Genehmigung geknüpft find, für Inhaberpapiere 
mit Prämien, welche innerhalb des Deutſchen Reiches nur auf Grund eines Reichsgeſetzes und 
nur zum Zwecke der Anleihe des Reiches oder eines Bundesſtaats ausgegeben werden dürfen 
(RGeſ., betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, v. 8. 6. 71), für Banknoten, deren Ausgabe 
gleichfalls nur auf Grund einer durch Reichsgeſetz erlangten Befugnis erfolgen darf (Bant® 
v. 14. 3. 75 8 1). Daneben können öffentlich-vechtliche Beſchränkungen aus polizeilichen, verwal⸗ 
tungsrechtlichen oder finanzpolitiſchen Erwägungen beſtehen, z. B. bei Lotterien ($ 763). 

4. Gläubiger iſt der Eigentümer der Schuldverſchreibung, indem ſein Forderungsrecht 
ſich in der Urkunde, einer beweglichen Sache, als Trägerin dieſes Rechtes verkörpert und mit 
dieſer gemäß $$ 929, 932, 935 Abſ 2 übertragen wird (RG 58, 10). Zur Ausübung des Gläubiger 
rechts iſt an ſich ſchon der Inhaber befugt (RG 18. 6. 06 1 480/05), der hierbei zunächſt lediglich 
die Urkunde vorzulegen braucht, zu dieſer Vorlegung aber in allen Fällen der Ausübung (An⸗ 
forderung, Mahnung, Empfangnahme der Leiſtung, Widerſpruch gegen die Ausgabe neuer Zins⸗ 
ſcheine im Falle des $ 805) verpflichtet iſt. Der Inhaber iſt jedoch zur Ausübung des Forderungs⸗ 
rechts nur dann befugt, wenn ſeine Inhabung eine berechtigte, auf das Eigentum (ogl. RG 
63, 405) oder ein anderes Recht, insbeſondere ein Pfandrecht oder ein Verfügungsrecht an der 
Urkunde, wie das des Konkursverwalters oder des Ehemanns ſich ſtützende iſt; er iſt nicht befugt, 
wenn er zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt, ein Umſtand, der einredeweiſe (es 
ſei denn“) vom Schuldner darzutun iſt. Dieſer Fall der Nichtberechtigung liegt namentlich dann 
vor, wenn der Inhaber bei Erwerb der Urkunde (oder bei Annahme derſelben zum Pfande) ſich 
nicht in gutem Glauben befand, wenn ihm insbeſondere zu dieſer Zeit bekannt oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt war, daß die Sache nicht dem Veräußerer (oder Verpfänder) 
gehörte (vgl. AgB Artt 306, 307; StGB $ 259; BG $ 932; NG 6, 22; 28, 109; 41, 207. 
S. auch § 794 A2, 5 796 A 4). Der Inhaber iſt auch dann nicht der Berechtigte, wenn er zwar 
den Beſitz der Urkunde in einwandfreier Weiſe erlangt hat, aber auf Grund eines Rechtsverhältniſſes 
43. B. als Verwahrer), aus dem er die Befugnis zur Veräußerung oder Verpfändung nicht ent⸗ 
nehmen kann. Die Eigentumsvermutung des $ 1006 kommt dem m eines Inhaberpapiers 
zugute (RG JW 1913, 301). Anderſeits berechtigt auch das bloße Eigentum ohne den Bell 
des Papiers nicht; die Inhaberſchaft iſt erſte und unerläßliche Vorausſetzung des Rechtes aus 
dem Papier (RG Warn 1914 Nr 16). 

5. Der Ausſteller iſt der Schuldner aus dem Inhaberpapier und hat die verſprochene 
Leiſtung nach Maßgabe ſeines Verſprechens an den Inhaber zu bewirken. Iſt der Ausſteller 
bei der Ausſtellung geſchäftsunfähig oder geſchäftsbeſchränkt oder im Zuſtand der Handlungs⸗ 
unfähigkeit, fo iſt die Schuldverſchreibung nichtig, 88 104, 105, auch eine nachträgliche Genehmigung 
hat hier keine rückwirkende Kraft. Aber iſt der Ausſteller bei der Ausgabe geſchäftsfähig, 10 
ift von da ab die Schuldverſchreibung gültig. Im übrigen |. 9 796. Iſt der Inhaber nicht Eigen“ 
tümer der Urkunde oder ſonſt zur Ausübung des Gläubigerrechts nicht befugt, fo kann der Aus 
ſteller die Leiſtung verweigern. Der Ausſteller ift jedoch zur Prüfung der Verfügungsberechtigung 
des Inhabers nicht verpflichtet, wird vielmehr auch durch die Leiſtung an einen nicht zur Ver⸗ 
fügung berechtigten Inhaber befreit. Streitig war, ob dies auch gilt, wenn dem Ausſtelle. 
bei der Leiſtung die Nichtberechtigung des Inhabers bekannt war. Den Wortlan 
des § 793 Abſ 1 Satz 2 und auch die Auslaſſungen der Materialien zu dem entſprechenden $ 86 
des E 1 (M 2, 697; Prot 2, 536) hat die früher herrſchende Lehre für ſich, wonach der Ausſteller 
auch in ſolchem Falle von ſeiner Verpflichtung aus der Urkunde befreit wird und ſich nur ger 
98 823, 826 dem berechtigten Eigentümer des Papiers gegenüber ſchadenserſatzpflichtig macht, 
wenn er durch die wiſſentliche Leiſtung an den Nichtberechtigten ſich der Begünſtigung einer gegen 
den Eigentümer verübten ſtrafbaren Handlung, z. B. durch Einlöſung eines geſtohlenen Inhaber 
papiers, ſchuldig macht oder ſonſt in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem lige 
tümer vorſätzlich Schaden zufügt (fo Staudinger AV 4, Planck A 3, ſowie die 1. Aufl. dieſe 
Werkes). Allein richtigerweiſe wird aus dem Geſichtspunkte, daß offenbarer Unredlichkeit ein 
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Rechtsſchutz nicht zuteil werden darf, die Befreiung des Ausſtellers von der Verpflichtung in dieſem 
Falle zu verneinen fein. Denn Gläubiger iſt nur der berechtigte Inhaber, und das Recht des 
Ausſtellers, auch an den Nichtberechtigten ohne Prüfung der Berechtigung zu leiſten, greift nicht 
durch, wo es ſich gar nicht um die Unterlaſſung einer Prüfung, ſondern um die Unterdrückung 
beſſeren Wiſſens handelt. Die Erleichterung der Leiſtung für den Ausſteller, die das Geſetz ge⸗ 
ſchaffen hat, deckt keine offenbare Unredlichkeit (jo Oertmann A 4, Staub⸗Koenige, Anhang zu 
§ 365 HGB A 5 u. a.). Mit dieſer Frage im Zuſammenhange, aber doch auch wieder von ihr 
verſchieden iſt die weitere Streitfrage, ob der Ausſteller auch durch die Leiſtung an einen ge⸗ 
ſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Inhaber befreit wird. 
Die Frage iſt an ſich zu bejahen und mit Planck A We und Staudinger aad. (a. M. Dert- 
mann A 5) anzunehmen, daß nach dem Willen des Geſetzgebers der Ausſteller, der von der Prüfung 
des Verfügungsrechts des Inhabers befreit iſt, aus denſelben Gründen auch von der Prüfung 
der Verfügungsfähigkeit entbunden ſein ſoll. Entſprechend der hier vertretenen Löſung der 
erſten Streitfrage wird der Ausſteller jedoch nicht als befreit anzuſehen ſein, wenn er von der 
Geſchäftsunfähigkeit des Inhabers Kenntnis hatte und feine Leiſtung an dieſen ſich als Unredlich⸗ 
keit, als offenbarer Verſtoß wider Treu und Glauben darſtellt. 

6. Die Inhaberſchuldverſchreibung muß, um gültig zu fein, den für die Herſtellung von Ur⸗ 
kunden beſtehenden Erforderniſſen entſprechen, insbeſondere mit der Namensunterſchrift des 
Ausſtellers verſehen fein. Hierzu genügt in Abweichung von $ 126 nach Abſ 2 auch eine mechaniſche 
(fakſimilierte) Vervielfältigung der Namensunterſchrift, nicht aber der bloße Unterdruck der 
Firma oder der Körperſchaft. Anderſeits kann durch eine in die Urkunde aufgenommene 
Beſtimmung noch die Beobachtung einer weiteren Form, insbeſondere eine Ausfertigung er⸗ 
fordert werden. Dieſe iſt z. B. bei den Inhaberſchuldverſchreibungen des Reiches durch eigen⸗ 
händige Unterſchrift des Vermerks „Ausgefertigt“ ſeitens des damit beauftragten Beamten, bei 
Zinsſcheinen und Erneuerungsſcheinen durch Aufdruck eines den Reichsadler enthaltenden 
Trockenſtempels zu bewirken (Reichsſchuldenordnung $ 4), wobei es, abweichend von $ 793, der 
Aufnahme dieſer Beſtimmung in die Urkunde nicht bedarf. Eine gleiche Regelung kann nach 
ES Art 100 Nr 1 durch landesgeſetzliche Vorſchrift auch für die Inhaberſchuldverſchreibungen 
eines Landes oder einer ihm angehörenden Körperſchaft des öffentlichen Rechtes erfolgen. 


8 794 


Der Ausſteller wird aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber auch 
dann verpflichtet, wenn ſie ihm geſtohlen worden oder verloren gegangen 
oder wenn fie fonft ohne feinen Willen in den Verkehr gelangt iſt ). 

Auf die Wirkſamkeit einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt es 
ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nachdem der Ausfteller 
geſtorben oder geſchäftsunfähig geworden iſt 2) 2). 

E 686 II 723; M 2 697; P 2 537. 5 
1. Dieſe Vorſchrift entſcheidet den Streit zwiſchen Vertrags-, Emiſſions⸗ und Kreations⸗ 
theorie zugunſten der letzteren. Auch bei den dem Ausſteller geſtohlenen oder verlorenge⸗ 
gangenen oder ſonſt abhanden gekommenen Ve pe ee e e de bleibt die durch 
das einſeitige Leiſtungsverſprechen begründete Verpflichtung desſelben an ſich beſtehen, jedoch 
zur dem redlichen Erwerber gegenüber, während der unredliche Inhaber nach §8 793, 932, 
335, 96 9 366 keine Rechte daraus herleiten kann. S. unten $ 796. Wer die Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber unternimmt, haftet dafür, daß ſie nicht ohne ſeinen 
Willen in den Verkehr gelangen. 3 n 

2. Tod oder Geſthäftsunfähigkeit des Ausſtellers find einflußlos, wenn die vorher aus⸗ 
De Urkunde nach einem derartigen Ereignis auf irgendeine Weiſe in den Verkehr ge- 

gt iſt. 

8 3. Auf Inhaberaktien findet $ 794 richtiger Anſicht nach keine Anwendung. Vgl. Staub- 
denige HGB 10. Aufl. A 25 zu $ 223. 


§ 795 
Im Inland ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, dürfen nur 
mit ſtaatlicher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden“). . 
Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des Landes erteilt, 
in deſſen Gebiete der Ausiteller feinen Wohnſitz oder feine gewerbliche Nieder 
taſſung hat. Die Erteilung der Genehmigung und die Beftimmungen, unter 
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denen fie erfolgt, ſollen durch den Deutfchen Neichsanzeiger bekanntgemacht 
werden. 

Eine ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuldver- 
ſchreibung iſt nichtig; der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe 
verurfachten Schaden zu erſetzen ). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Schuldverſchreibungen, 
die von dem Neiche oder einem Lande ausgegeben werden. 

E 1 701 Abſ 1-3 II 724; M 2 718—721; P 2 555—558; 6 41. 

1. Staatliche Genehmigung iſt für die auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme gerichteten 
inländiſchen Schuldverſchreibungen, welche im Inlande in den Verkehr gebracht werden ſollen, 
vorgeſchrieben, damit ſchwindelhafte Banknotenausgaben und Störungen des Staatskredits 
durch unbefugte Ausgabe von Privatſchuldverſchreibungen vermieden werden. Die Vorſchrift 
gilt auch für einzelne ſolcher Schuldverſchreibungen, wie z. B. den auf den Inhaber geſtellten 
Scheck. Die Genehmigung iſt ein öffentlich -rechtlicher Verwaltungsakt, für den keine beſondere 
Form vorgeſchrieben iſt, RG St 59, 33. Die Bekanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger iſt 
nur eine Ordnungsvorſchrift, von der die Gültigkeit der Genehmigung nicht abhängt RGSt 51, 413; 
59, 33. Dies gilt auch von Grundſchuldbrie fen auf den Inhaber (RG 59, 381), aber nicht 
von ausländiſchen oder von inländiſchen auf Zahlung einer unbeſtimmten Geldſumme oder 
auf eine andere Leiſtung als Geld gerichteten Inhaberpapieren, insbeſondere nicht von 
Gewinnanteil- und Lagerſcheinen, ferner nicht von den Inhaberſchecks, ſolange fie nicht ange 
nommen find (Einlöſungszuſage auf dem Inhaberſcheck genehmigungspflichtig RG 105, 363), 
den Legitimations⸗ und Orderpapieren und den zu letzteren gehörigen Zinsſcheinen. Zins⸗ 
ſcheine auf den Inhaber ſind, ſoweit ſie zu Inhaberſchuldverſchreibungen ausgegeben werden, 
durch die für dieſe erteilte ſtaatliche Genehmigung mitgedeckt; anders, wenn ſie zu den auf den 
Namen lautenden Geldſchuldverſchreibungen ausgegeben werden (RG 74, 339; 106, 157; a. M. 
wenigſtens für Zinsſcheine von Orderpapieren aber Oertmann Al). Der Dividendenſchein 
ift in der Regel ein Inhaberpapier im weiteren Sinne, iſt Träger des Dividendenrechts (RG 77, 
333). — Schuldverſchreibungen an Order müſſen, wenn ſie nicht von einem Kaufmann 
ausgeſtellt werden, durch eigenhändige Namensunterſchrift des Ausſtellers auch dann vollzogen 
werden, wenn fie in großen Mengen gleichlautender Exemplare ausgegeben werden (R 14, 957 
74,339). Nur für das Inverkehrbringen, nicht auch ſchon für die Ausſtellung ift die ſtaatliche 
Genehmigung erforderlich. Über die Ausnahme bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder 
der Bundesſtaaten |. Abſ 4. Über die Kleingeldgutſcheine der Stadtgemeinden vgl. unter g 793 A 1. 

2. Die Schuldverſchreibung iſt ohne die ſtaatliche Genehmigung nichtig, und der Ausſteller 
hat dem Inhaber den Schaden zu erſetzen, der dieſem durch die Ausgabe des nichtigen Papiers 
inſofern verurſacht worden iſt, als er beim Erwerb auf deſſen Gültigkeit vertraute 
(negatives Vertragsintereſſe), alſo in der Regel nicht den Nennwert des Papiers, ſondern den vom 
Inhaber dafür gegebenen Betrag. Auch entgangener Gewinn nach $ 252 kommt in Betracht. 
Dieſe Schadenserſatzpflicht kann nach $ 254 gemindert oder aufgehoben werden, wenn der Inhaber 
beim Erwerbe den Mangel der ſtaatlichen Genehmigung gekannt hat. — Streitig iſt, ob dieſe 
Schadenserſatzpflicht auch dann eintritt, wenn die Schuldverſchreibung nicht von dem Ausſteller oder 
einem Beauftragten desſelben, ſondern ohne deſſen Willen von einem Dritten in den Ver⸗ 
kehr gebracht worden iſt. Dieſe Frage wird zu verneinen ſein. Denn wenn es in 9 795 Abſ 3 
heißt: „Der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe verurſachten Schaden zu ei 
ſetzen“, fo ift darunter nach dem Wortlaut und nach den für die Schadenserſatzpflicht geltenden 
Vorausſätzen derjenige Schaden zu verſtehen, den der Ausſteller durch die von ihm bewirkte Aus“ 
gabe verurſacht hat. Hierfür ſpricht weiter auch der im Ech Art 34 [Vin das StGW eingeſtellte 
§ 145 a, wonach derjenige mit einer Geldſtrafe belegt werden ſoll, der eine Inhaberſchuld de 
ſchreibung der angegebenen Art ohne die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und in 
den Verkehr bringt. Es iſt nicht anzunehmen, daß die Schadenserſatzpflicht des Ausſtellers — 
andern Vorausſetzungen abhängig gemacht ſein ſollte als ſeine Strafbarkeit, die durch das Ju- 
verkehrbringen ſeitens des Ausſtellers mit bedingt iſt. Hiermit ſtimmt endlich auch die Be mer 
kung in den Motiven zu § 795 Bd. 2 S. 720 überein: „Die erſte Vorausſetzung der Schadens 
erſatpflicht iſt, daß der Ausſteller das Papier ausgegeben hat. Daß das Papier in den Berlin 
gelangt iſt .... gilt nicht als genügend.“ A. M. u. a. Planck A 6a; wie hier Oertmann Erl 
und Staudinger Erl III 2a. 


8 796 


) Her Ausſteller kann dem Inhaber der Schuldverſchreibung nur ſolche 
Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Ausſtellung 5 
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treffen?) oder ſich aus der Urkunde ergeben?) oder dem Ausſteller unmittel- 
bar gegen den Inhaber zuſtehen ). 
E 1 689 II 725; M 2 699—701; P 2 540, 541. 


1. Einwendungen des Ausſtellers. Infolge des für die Inhaberſchuldverſchreibungen 
geltenden Grundſatzes, daß jedem Inhaber des Papiers ein ſelbſtändiger von dem Rechte 
des Vormanns unabhängiger Anſpruch aus demſelben zusteht, ift auch die Zahl der dem Ausſteller 
gegen den Inhaber gegebenen Einreden im Anſchluß an WO Art 82 und AGB Art 303 ſowie 
im Einklang mit HG 9364 nur eine beſchrankte. 

2. Zugelaſſen ſind zunächſt die Einwendungen gegen die Gültigkeit der Ausſtellung. Dieſe 
können darauf geſtützt werden, daß die Urkunde überhaupt nicht vom Ausſteller herrühre 
oder gefälſcht ſei, daß die Herſtellung eine unvollſtändige ſei, insbeſondere der Ausferligungs⸗ 
vermerk fehle, oder auch darauf, daß der Ausſteller bei der Ausſtellung geſchäftsunfähig oder 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt geweſen ſei, 98 104 ff., oder die Urkunde in erkennbarer 
Weiſe nur zum Scherze ohne ernſtliche Abſicht gefertigt habe, $ 118. Streitig iſt, ob der Ausſteller 
dem jeweiligen Inhaber auch eine Einrede wegen eines bei der Ausſtellung wirkſam geweſenen 
Irrtums, Betrugs oder Zwanges (88 119, 123) entgegenſetzen könne. Bejaht wird dies von 
Planck A 3. Mit Dernburg (II 19 150 Il a) iſt dieſe Frage im weſentlichen zu verneinen. Denn 
die Ausſtellung wird nach $ 142 durch die angeführten Willensmängel nicht ohne weiteres, ſondern 
erſt dann ungültig, wenn ſie von dem Ausſteller angefochten worden iſt. Die Anfechtung aber 
iſt nach $ 123 Abſ 2, § 143 Abſ 4 nur demjenigen gegenüber zuläſſig, welcher die ausgeſtellte Ur⸗ 
kunde uumittelbar vom Ausſteller erhalten oder durch die Ausſtellung unmittelbar einen recht- 
lichen Vorteil erlangt hat. Letztere Vorausſetzung trifft bei dem ſpäteren Erwerber der Urkunde 
nicht zu. Anders, wenn der Inhaber zugleich der erſte Erwerber der Urkunde iſt, oder von der 
gegen feinen Vormann erfolgten Anfechtung Kenntnis erhalten hat (ſ. hierüber unten A 4). 

3. Einreden, welche ſich aus der Urkunde ergeben, können auf die darin enthaltenen Zeit⸗ 
beſtimmungen, Bedingungen und Vorbehalte geſtützt und namentlich auch aus einem darin aus⸗ 
geſprochenen Schuldgrunde (f. o. $ 793) hergeleitet werden. Da die Schuldverſchreibung keine 
empfangsbedürftige Willenserklärung enthält, kommen $$ 116 u. 117 nicht zur Anwendung. 
A. M. Planck für $ 116 Satz 1. 

4. Als Einreden, welche dem Ausſteller unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen, find zu- 
nächſt diejenigen aufzuführen, welche aus den perſönlichen Rechtsbeziehungen des Ausſtellers 
zum Inhaber entnommen werden, wie diejenigen der Stundung, Zahlung, Aufrechnung. Hierher 
gehören auch die dem Ausſteller gegen den Inhaber, wenn ſolcher die Urkunde unmittelbar 
von ihm erworben hat, zuftehenden Einreden des Irrtums, Zwanges und Betrugs (ſ. o. A 2). 
Zuläſſig ift ferner nach § 793 Abs 1 der Einwand des Ausſtellers, daß der Inhaber zur Ver ⸗ 
fügung über die Urkunde nicht berechtigt fei, dieſe insbeſondere nicht in gutem Glauben 
an das Recht ſeines Veräußerers erworben, vielmehr den ihr anhaftenden Mangel (daß ſie ins⸗ 
beſondere dem berechtigten Eigentümer geſtohlen oder verlorengegangen oder abhandengekommen 
ſei) gekannt, oder grob fahrläſſig nicht gekannt habe, 88 932, 935. Als grob fahrläſſig gilt aber auch 
derjenige Inhaber, welcher beim Erwerbe des Papiers die Prüfung bezüglich des rechtmäßigen 

eſizes feines Vormanns unterlaſſen hat, obſchon ihn beſondere Umſtände, wie Angebot des 

apiers ohne Erneuerungs- und Zinsſcheine oder Angebot durch einen unbekannten oder in 
unreifem Alter ſtehenden Menſchen, zu einer derartigen Prüfung veranlaſſen mußten. Wegen 
des Ausſchluſſes des guten Glaubens bei einem Kaufmanne, der Bankier⸗ und Geldwechſler⸗ 
geſchäfte betreibt und in dieſem Betriebe Inhaberpapiere zu Eigentum oder Pfand annimmt, 
. 8608 8 367. Unwirkſam aber ift die Kenntnis des Inhabers bon dem beim Ausſteller erfolgten 
Diebſtahl oder Verluſt und die darauf geſtützte Einrede des Ausſtollers, wenn hierüber der Rechts. 
vorgänger des Inhabers oder ein Vormann im guten Glauben geweſen und hiermit das Recht 
des Ausſtellers erloſchen war (Rh 37, 69). Im übrigen ſtehen dem Ausſteller Einreden aus 
der Perſon eines Vormanns des Erwerbers, die mit dem Erwerb der Urkunde nicht zuſammen⸗ 
hängen, nicht zu (M 2, 701); dies auch dann nicht, wenn der Inhaber beim Erwerb der Urkunde 
die der Einrede zugrunde liegenden Tatſachen gekannt haben ſollte. Streitig iſt, inwieweit 
der Ausſteller aus dem Verhältnis des Inhabers zum Vormann die Einrede der Argliſt her⸗ 
leiten kann. Der Ausſteller wird hierzu nach der herrſchenden Anſicht zunächſt dann befugt ſein, 
wenn der Inhaber beim Erwerb der Urkunde die dem Ausſteller gegen den Vormann zu⸗ 
ſtehende Einrede (3. B. des teilweiſen Erlaſſes der im Papier verbrieften Schuld) kannte und die 

rkunde gerade zu dem Zwecke, dem Ausſteller dieſe Einrede abzuſchneiden oder ihm ſonſt en 
zuzufügen, an ſich gebracht hat (vgl. Rc 57, 65; Warn 1921 Nr 13). Denn hierdurch We 0 

er Inhaber eines argliſtigen Verhaltens unmittelbar gegen den Ausſteller ſchuldig. 
Erhält dagegen der Inhaber erſt nach dem Erwerb der Urkunde von einer ſolchen Einrede Kennt⸗ 
nis, ſo iſt er dadurch an ſich an der Geltendmachung des Rechtes aus der Urkunde nicht behindert 
und den gegen den Vormann begründeten Einwendungen des Ausſtellers nicht ausgeſetzt, es ſei 
denn, daß er dieſe Geltendmachung nur, um dem Ausſteller Schaden zuzufügen oder nur zum 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe.) 34 
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Schein im eigenen Namen, in Wirklichkeit aber als vorgeſchobene Perſon für den Vormann 
unternehmen würde ($$ 226, 826; RG 4, 101; 11, 9). Gibt der Ausſteller eines Inhaberlager⸗ 
ſcheins das Lagergut dem erſten Einlagerer zurück, ohne ſich den Lagerſchein wieder aushändigen 
zu laſſen, ſo verſtößt es gegen Treu und Glauben, wenn er ſich dem berechtigten Inhaber gegenüber 
auf eine Ungültigkeit des Lagerſcheins beruft, RG 2. 11. 27. 1 148/27. 


8 797 


Der Ausſteller iſt nur gegen Aushändigung der Schuldverſchreibung zur 
Leiſtung verpflichtet !). Mit der Aushändigung erwirbt er das Eigentum an 
der Urkunde, auch wenn der Inhaber zur Verfügung über fie nicht berech 
tigt iſt 2). 

E 1 088 II 726; M 2 608; P 2 540; 6 209. 

1. Die Leiſtung des Ausſtellers hat, da es ſich dabei regelmäßig um eine Holſchuld handelt, 
an dem Orte zu erfolgen, wo dieſer zur Zeit der Ausſtellung feinen Wohnſitz oder feine gewerb⸗ 
liche Niederlaſſung hatte, und zwar zu der Zeit, die in der Urkunde angegeben iſt, beim Mangel 
einer ſolchen Angabe alsbald bei Vorlegung der Urkunde, in jedem Falle aber nur (Zug um Zug) 
gegen Aushändigung derſelben, abgehen von ihrer Unbeibringlichkeit in den Fällen der $$ 799, 
804. Bei Teilzahlungen iſt der Ausſteller zu einem entſprechenden Vermerk auf der Urkunde 
berechtigt (vgl. WO Art 39). Gibt der Ausſteller die Urkunde nach erfolgter Einlöſung unter 
Fortdauer ſeines Verpflichtungswillens weiter, ſo lebt auch ſeine Verpflichtung daraus wieder 
auf (RG 18, 6). Der Gläubiger kommt in Annahmeverzug, wenn er die verlangte Aushändigung 
der Schuldverſchreibung oder eine Quittung dem Ausſteller, der die Leiſtung anbietet, verweigert. 

2. Der Übergang des Eigentums an der Urkunde auf den Ausſteller iſt von der Verfügungs⸗ 
berechtigung des Inhabers darüber nicht abhängig; er tritt kraft Geſetzes ein. Ob er auch dann 
eintritt, wenn der Ausſteller die Nichtberechtigung des Inhabers kennt, ift ſtreitig; dafür Planck 
aaO. zu § 797. Dagegen Staudinger $ 797 Bem 2b und Oertmann aaO. $ 797 Bem 2, 
beide unter Berufung auf $$ 932, 935. Die angezogenen $$ 932, 965 find aber auch nicht ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, da ſie einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb vorausſetzen, nicht einen ſolchen, 
der kraft Geſetzes eintritt. A. M. die vorige Auflage. 


8 798 


Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber infolge einer Veſchädigung 
oder einer Verunſtaltung zum Umlaufe nicht mehr geeignet, fo kann der In“ 
haber, ſofern ihr weſentlicher Inhalt und ihre Unterſcheidungsmerkmale 
noch mit Sicherheit erkennbar ſind, von dem Ausſteller die Erteilung einer 
neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber gegen Aushändigung der be⸗ 
ſchädigten oder verunſtalteten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und 
vorzuſchießen ). 

E 1 699 II 727; M 2 713; P 2 554. 

1. Die Ausſtellung neuer Schuldverſchreibungen an Stelle von beſchädigten oder verun⸗ 


ftalteten (einer Erſatzurkunde) ſetzt voraus, daß die Urkunde nicht gänzlich vernichtet, ſondern 
in ihrer Eigenart und namentlich nach ihrem Schuldinhalt noch erkennbar iſt. Andernfalls muß 
die Kraftloserklärung erwirkt werden. Weitere Vorausſetzungen hierfür find nicht erfordert (vgl. 
auch HSB 229). Der Austauſch muß Zug um Zug erfolgen; bis zur Vorſchußleiſtung und 
Herausgabe ſteht dem Ausſteller ein Zurückbehaltungsrecht zu. Abweichende Vorſchriften: 
a) für Reichskaſſenſcheine in $ 6 Abſ 2 des Geſ. v. 30. 4. 74, betr. die Ausgabe von Reichs 
kaſſenſcheinen, wonach für beſchädigte oder unbrauchbar gewordene Exemplare Erſatz zu leiſten 
iſt, wenn das vorgelegte Stück zu einem echten Reichskaſſenſchein gehört und mehr als die Hälfte 
eines ſolchen beträgt, während in anderen Fällen die ausnahmsweiſe Erſatzleiſtung dem pfach 
mäßigen Ermeſſen der Reichsſchuldenverwaltung überlaſſen bleibt; b) für Banknoten in 9.3 

des BantO v. 30. 8. 24, wonach für beſchädigte Noten Erſatz zu leiſten ift, ſofern der Inhaber 
entweder einen Teil der Urkunde vorlegt, welcher größer iſt als die Hälfte, oder den Nachwelt? 
führt, daß der Reſt der Note, von welcher er einen geringeren Teil präſentiert, vernichtet ſei 
wogegen im übrigen für vernichtete oder verlorene Noten kein Erſatz geleiftet wird. Ebenſo Privat 
notenbankgeſ v. 30. 8. 24 $ 10. — Die Beſtimmungen dieſer Paragraphen gelten nicht für Bm 
ſcheine und Gewinnanteilſcheine, dagegen nach Art 174 EG auch für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen. o) für Schuldurkunden auf den 
Inhaber, Reichsſchuldenordn. v. 13. 2. 24 $ 13. Die Reichsſchuldenverwaltung hat Erfah zu 
leiſten; d) Grundbuchd $ 67 regelt die Ausgabe eines neuen Briefs bei Inhabergrundſchulden. 
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8 799 


1) Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde das Gegenteil beſtimmt iſt, 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden?). Aus- 
genommen ſind Zins-, Nenten- und Gewinnanteilſcheine ſowie die auf Sicht 
zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen ). 

Der Ausſteller ift verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf Verlangen 
die zur Erwirkung des Aufgebots oder der Zahlungsſperre erforderliche 
Auskunft zu erteilen und die erforderlichen Zeugniſſe auszuſtellen. Die Koſten 
der Zeugniſſe hat der bisherige Inhaber zu tragen und vorzuſchießen ) 5). 

EI 692 II 728 Abſ 1; M 2 705, 706; P 2 546, 647; 6 385. 

1. Rechtsbehelfe des Inhabers bei Verluſt oder Vernichtung, nicht bloß Beſchädigung oder 
Verunſtaltung von Inhaberſchuldverſchreibungen ſind: a) der Antrag auf Bekanntmachung im 
Reichsanzeiger durch eine öffentliche Behörde oder den Ausſteller (HB § 367), b) der Antrag 
Hl Einleitung des Aufgebotsverfahrens zum Zwecke der Kraftloserklärung und auf Zahlungs⸗ 
perre. 

2. Die Kraftloserklärung iſt zuläffig im Falle des Verluſtes oder der Vernichtung bei 
Inhaberſchuldverſchreibungen, ſofern in ihnen nicht das Gegenteil beſtimmt iſt, ſowie 
bei den in § 808 erwähnten Legitimationspapieren,z. B. Erneuerungsſcheinen, mit dem 
unten zu erwähnenden Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetzgebung, ingleichen auch bei Schuld⸗ 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen des Deutſchen Reiches (Reichsſchulden⸗ 
ordnung v. 13. 2. 24, die neben dem Verfahren nach § 799 bei Vernichtung, nicht auch bei Ab⸗ 
handenkommen von den auf den Inhaber lautenden Schuldurkunden des Reichs ein erleichtertes 
beſonderes Verfahren vorgeſehen hat (Schultzenſtein, Die Reichsſchuldverwaltung u. ihre Auf⸗ 
gaben (1930) A 34, bei Anteilſcheinen der Reichsbank (ſ. VO v. 3. 9. 00, betr. Abänderung 
des Statuts der Reichsbank, $ 8), nicht minder bei Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefen 
(88 1195, 1199). Vgl. VO v. 12. 2. 24 über wertbeſtändige Zahlungsmittel. Das gleiche Ver⸗ 
fahren findet auch ftatt bei (Inhaber-) Aktien- und Interimsſcheinen (HGB $ 228), bei Wech⸗ 
ſeln (WO Art 73), bei den im HGB $ 363 aufgeführten, an Order ausgeſtellten kaufmänniſchen 
Anweiſungen und Verpflichtungsſcheinen. Eine Beſtimmung des Gegenteils in 
der Urkunde, alſo einen Ausſchluß der Kraftloserklärung durch Aufgebot, enthält der Vermerk 
auf einem Lotterieloſe, daß der Gewinnanſpruch in einer beſtimmten Friſt nach der Ziehung unter 
Vorzeigung des Loſes geltend gemacht werden müſſe, nicht (Rc IW 1912, 8611). 

3. Ausgeſchloſſen iſt die Kraftloserklärung bei den Zins⸗, Renten- und Gewinn- 
anteilſcheinen, für deren Statt § 804 eintritt, ſowie bei den, den Banknoten gleichgeſtellten 
auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen (jedoch mit dem unten 
zu erwähnenden Vorbehalt zugunſten der Landesgeſetzgebung); bei den in $ 807 aufgeführten 
Urkunden (Karten, Marken u. dgl.), bei den Reichskaſſenſcheinen, $ 6 des RGeſ. v. 
30. 4. 74, ſowie bei den Banknoten, $4 des Bankch v. 14. 3. 75, bei Schuldverſchreibungen, 
bei denen der Ausſteller in der Urkunde die Kraftloserklärung ausgeſchloſſen hat. Bei den ſon⸗ 
ſtigen Wertpapieren kann an die Stelle der Kraftloserklärung nach $ 371 das öffentlich beglau- 
bigte Anerkenntnis des Gläubigers treten, daß die Schuld erloſchen ſei. Die Kraftloserrlärung 
wird nicht ausgeſchloſſen durch den Vermerk auf Lotterieloſen, daß die Gewinnerhebung 
binnen gewiſſer Zeit erfolgen müſſe, Rc ZW 1912, 86110. b 

4. Das Verfahren bei der Kraftloserklärung iſt in der ZPO $$ 1003 ff. geregelt. Berechtigt 
zum Antrag iſt jeder Inhaber als folcher, gleichviel ob gutgläubiger oder nicht. Mit der Einleitung 
des Verfahrens kann Zahlungsſperre angeordnet werden. gl. hierzu in betreff der Ochulb⸗ 
verſchreibungen und Schaßanweiſungen des Deutſchen Reiches die Zuſätze in 9 16—18 der Reichs- 
ſchuldenordnung v. 14. 3. 00, ſowie in betreff der Anteilſcheine der Reichsbank die Vorſchrift in 
$8 der angef. VO v. 3.9. 00. l 5 

5. Übergangsbeſtimmungen. a) $ 799 (nebſt 8 800) gilt auch für Kraftloserklärung und 
Zahlungsſperre der vor dem Inkrafttreten des BGB ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchreibungen 
(E 5 174), insbeſondere auch der Inhaberſchuldverſchreibungen, Zinsſcheine und Schatzanwei⸗ 
ſungen des Reiches (Reichsſchuldenordnung § 21); dagegen gelten fort die bisherigen Geſetze über 
Kraftloserklärung und 8 — perre für die vor dem gedachten Zeitpunkt ausgeſtellten, auf 

icht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen, Zins-, Renten- und Gewinnanteilſcheine 

tech Art 174). b) Erledigung eines beim Inkrafttreten des BOB u anhängigen Ver. 

ahrens wegen Kraftloserklärung oder Zahlungsſperre in betreff einer Inhaberſchuldverſchreibung 

oder einer in $ 808 angeführten Legitimationsurkunde nach den bisherigen Geſetzen und Fort⸗ 

geltung der letzteren bezüglich der Wirkung des Verfahrens und der endlichen Entſcheidung (Ech 

Art 178). c) Unzuläſſigkeit der ferneren Außerkursſetzung von Inhaberſchuldverſchreibungen 
34* 
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nach dem Inkrafttreten des BGB und Wirkungsloſigkeit der vorher erfolgten Außerkursſetzung 
(EG Art 176). Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze über die Kraftloserklärung und Zahlungs⸗ 
ſperre in Anſehung der in § 807 erwähnten, reichsgeſetzlich der Kraftloserklärung nicht unterlie⸗ 
genden Urkunden, ingleichen zugunſten landesgeſetzlicher Beſtimmung eines andern als des Auf⸗ 
gebotsverfahrens für die Kraftloserklärung der in § 808 erwähnten Urkunden ſ. im EG Art 102. 


8 800 

Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber für kraftlos erklärt, ſo kann 
derjenige, welcher das Ausſchlußurteil erwirkt hat, von dem Ausſteller, un- 
beſchadet der Befugnis, den Anſpruch aus der Urkunde geltend zu machen, 
die Erteilung einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber an Stelle 
der für kraftlos erklärten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vor- 
zuſchießen *). 

E I 095 II 728 Abſ 2; M 2 708, 700; P 2 548. 

1. Wirkungen des rechtskräftigen Ausſchlußurteils: a) Befugnis des Antragſtellers zur 
Geltendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde (vgl. 8PO $ 1018; WO Art 73). 
b) Anſpruch auf Erteilung einer neuen Schuldurkunde an Stelle der für kraftlos erklärten, 
welcher Anſpruch namentlich dann von Bedeutung iſt, wenn das Recht aus der Urkunde bei der 
Kraftloserklärung noch nicht fällig iſt. Die Erſatzurkunde braucht der Form nach der alten nicht 
zu gleichen, muß ihr aber wirtſchaftlich und rechtlich gleichwertig ſein. Dagegen hat der Antrag⸗ 
ſteller regelmäßig nicht die Befugnis, vor Erlaß des Ausſchlußurfeils die im Laufe des Verfahrens 
fällig werdenden Leiſtungen aus der Urkunde gegen Sicherheitsleiſtung einzufordern, was viel- 
mehr nur vom Wechſel gilt (WO Art 73). 

Im Falle der Anfechtung und Aufhebung des Ausſchlußurteils ſind Leiſtungen, 
die der Ausſteller auf Grund des letzteren ohne Kenntnis von der Aufhebung gemacht hat, Dritten, 
insbeſondere dem Anfechtungskläger gegenüber, wirkſam (M 2, 709). 


8 801 

Der Anſpruch aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber erliſcht 
mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Eintritte der für die Leiſtung 
beſtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre 
dem Ausſteller zur Einlöfung vorgelegt wird ). Erfolgt die Vorlegung, ſo 
verjährt der Anſpruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungefriſt 
an ). Der Vorlegung ſteht die gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs 
aus der Urkunde gleich. 

Bei Zins-, Nenten- und Gewinnanteilſcheinen beträgt die Vor legungs“ 
friſt vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem 
die für die Leiſtung beſtimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Vorlegungsfriſt können von dem Aus“ 
ſteller in der Urkunde anders beſtimmt werden 3). 

EI 601 II 729; M 2 703-705; P 2 642 ff. 

1. Infolge Nichtvorlegung der Urkunde bis zum Ablauf von dreißig Jahren nach dem 
Eintritt der für die Leiſtung beſtimmten Zeit erliſcht der Anſpruch aus der Schuldverſchreibung. 
Die Friſt iſt eine Abſchlußfriſt. Iſt eine ſolche Zeit in der Urkunde nicht beſtimmt, ſo läuft die 
dreißigjährige Ausſchlußfriſt von der, nötigenfalls vom Gläubiger zu erweiſenden Zeit der Aus, 
ſtellung der Urkunde ab, da mit dieſem Zeitpunkt im Zweifel die Leiſtungspflicht des Ausſtellers 
beginnt, vgl. 58 271, 793. A. M. (anſtatt der dreißigjährigen Vorlegungs⸗ und zweijährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt die gewöhnliche Verjährung nach $ 195) Planck zu 8 801 2 b und Staudinger zu $ 801 
III, jedoch ohne genügenden Grund, da gerade die gewöhnliche Verjährungsfriſt als für die In 
haberſchuldverſchreibung ungeeignet vermieden werden ſoll und die gegenteilige Annahme über⸗ 
dies in der Regel zur Unverjährbarkeit des Anſpruchs führen würde. Bei Lotterieloſen wird die 
Fälligkeit der Gewinne durch die kalendermäßig feſtgeſetzte Ziehung und durch das Erſcheinen 
der Gewinnliſte erkennbar beſtimmt. Die Friſt zur Abholung der Gewinne ſtellt zugleich die Vor, 
legungsfriſt nach $ 801 Abſ 3 dar (MG JW 1912, 86119). Über die Grenzen der Anwendbarkeit 
des Abſ 1 auf Inhaberaktien ſ. Staub⸗Koenige HGB A 29 zu $ 223. Die Vorlegung oder 
gerichtliches Geltendmachen haben Wirkung nur dann, wenn fie nach dem Eintritt der Fällig⸗ 
keit der in der Urkunde beſtimmten Leiſtung erfolgen. 


Schuldverſchreibung auf den Inhaber 88 799-803 533 


2. Für die zweijährige Verjährungsfriſt, die vom Ende der Vorlegungsfriſt, nicht vom Tage 
der Vorlegung ab, zu berechnen iſt, gelten die für die regelmäßige Verjährung beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften. Iſt keine Zeit für die Leiſtung beſtimmt, findet die Vorſchrift keine Anwendung. 

3. Die Abänderung der Vorlegungsfriſt durch den Ausſteller iſt zuläſſig, wenn fie in der 
Urkunde geſchieht, nicht nur in außer ihr befindlichen Erklärungen, wie z. B. in Proſpekten. 
S. für Lotterieloſe A 1. Sie kann für kürzer oder länger als dreißig Jahre beſtimmt, jedoch nicht 
ganz beſeitigt werden. Im Streitfalle iſt der Friſtablauf vom Ausſteller, die Vorlegung der Ur⸗ 
kunde vom Inhaber zu erweiſen. — Übergangsbeſtimmungen für die vor dem Inkrafttreten 
des BGB ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchreibungen ſ. im EG Art 174 Abſ 2, wonach ſich für 
Anſprüche aus denſelben die Verjährung unbeſchadet der Vorſchriften des $ 802 nach den früheren 
Geſetzen beſtimmt. 


8 802 


Der Beginn und der Lauf der Vorlegungsfriſt ſowie der Verjährung werden 
durch die Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers gehemmt 1). Die 
Hemmung beginnt mit der Stellung des Antrags auf Zahlungsſperre; ſie 
endigt mit der Erledigung des Aufgebotsverfahrens und, falls die Zahlungs- 
ſperre vor der Einleitung des Verfahrens verfügt worden iſt, auch dann, wenn 
ſeit der Beſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes ſechs 
Monate verſtrichen ſind und nicht vorher die Einleitung beantragt worden 
iſt. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der 88 203, 206, 207 entſprechende 
Anwendung. 

E 1 604 II 730; M 2 707, 708; P 2 648; 6 386. 

1. Die Zahlungsſperre, welche zugunſten des Antragſtellers den Beginn und Lauf der Vor⸗ 
legungsfriſt ſowie der Verjährung hemmt, beſteht in dem auf Antrag an den Ausſteller ſowie 
an die in dem Papier bezeichneten Zahlungsſtellen zu erlaſſenden Verbot, an den Inhaber des 
Papiers eine Leiſtung zu bewirken, insbeſondere neue Zins-, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine 
oder einen Erneuerungsſchein auszugeben (ZPO $ 1019). Die Wirkung ergibt ſich aus 99 135, 
136 BGB. Die Zahlungsſperre erfolgt entweder in Verbindung mit dem Aufgebotsverfahren 
und endigt alsdann mit deſſen Erledigung, oder ſie kann, wenn die ſofortige Einleitung des Auf- 
gebotsverfahrens nach ZPO $ 1015 Saß 2 nicht zuläffig ift, beim Vorhandenſein der übrigen 
Erforderniffe ſchon vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens verfügt werden und endigt alsdann, 
wenn ſeit der Beſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes ſechs Monate ver⸗ 
ſtrichen find und nicht vorher die Einleitung beantragt worden iſt (ZPO $$ 1019, 1020). — Wegen 
des bei der Zahlungsſperre einzuhaltenden Verfahrens f. im übrigen 38 § 10191022. Vgl. 
auch Ech Art 174 Ab 1 u. oben $ 801 A 3 a. E. 


8 803 


Werden für eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber Zinsſcheine aus- 
gegeben, ſo bleiben die Scheine, ſofern ſie nicht eine gegenteilige Beſtimmung 
enthalten, in Kraft, auch wenn die Hauptforderung erliſcht oder die Ver⸗ 
pflichtung zur Verzinſung aufgehoben oder geändert wird ). 

„Werden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Hauptſchuldverſchreibung 
nicht zurückgegeben, ſo iſt der Ausſteller berechtigt, den Betrag zurückzubehalten, 
den er nach Abf 1 für die Scheine zu zahlen verpflichtet ift ) 3), 

E 1 690 II 731; M 2 701— 703; P 2 541, 542. 

2 1. Zinsſcheine, welche für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber ausgegeben werden, 
Ollden ſelbſtändige, von dem Fortbeſtand und der Wirksamkeit der Schuldverſchreibung unab⸗ 
hängige Inhaberpapiere (RG 74, 339). Sie begründen, wenn darin nichts Abweichendes beſtimmt 
iſt, was bei der dispoſitiven Natur der Vorſchrift möglich iſt, für ſich allein den Zinsanſpruch 
dergeſtalt, daß derſelbe von dem Inhaber der Hauptſchuldurkunde lediglich auf Grund dieſer nicht 
erhoben werden kann (NG 4, 142; 14, 154). Nur dann bedarf es bei der Einforderung der Zinſen 
der Vorlegung des Zinsſcheins nicht, wenn der Ausſteller widerrechtlich die ihm obliegende Aus⸗ 
folgung neuer Zinsſcheine verweigert hat; denn alsdann ſteht feiner auf die Nichtvorlegung der 
Zumeſcheine geſtützten Einrede die Gegeneinrede der Argliſt entgegen (RG 31, 147). Neben der 
ſelb tändigen Natur des Scheine kommt indeſſen der Umftand, daß er auf Zinſen von einer 
Vauptſchuld lautet, wenigſtens inſofern in Betracht, als der darauf geſtützte Anſpruch dem Verbot 
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des 1 (88 248, 289) ſowie der vierjährigen Verjährung nach 8197 unterliegt (RG 5, 257; 
14, 154; 31, 147). 

Andere Grundſätze als für die Zinsſcheine gelten für die Renten⸗ und Gewinnanteil⸗ (Divi⸗ 
denden⸗) Scheine ſowie für die Erneuerungsſcheine (Talons). Der Anſpruch aus dem Divi⸗ 
dendenſchein iſt kein von vornherein beſtimmter, ſondern durch die Feſtſetzung eines beſtimmten 
Gewinnanteils ſeitens der zuſtändigen Geſellſchaftsorgane bedingt und an den Fortbeſtand der 
Stammurkunde dergeftalt gebunden, daß er zugleich mit dem Recht aus derſelben erliſcht (H 
8 228 Abſ 2; RG 15, 97; 22, 113). Der Gewinnanteilſchein iſt demnach nur ein Inhaberpapier 
im weiteren Sinne (RG 77, 333); er kann ſelbſtändig veräußert werden. § 803 kann für ihn nicht 
gelten wegen der Unbeſtimmtheit des Anſpruchs. Der Erneuerungsſchein iſt überhaupt kein 
ſelbſtändiges Inhaberpapier, ſondern nur ein zur Stammurkunde gehöriges Ausweispapier, 
durch welches die beſchwerende und gefährdende Vorlegung der Urkunde bei Erhebung neuer 
Zinsſcheine erſpart werden ſoll. Mit der Hinfälligkeit der Haupturkunde wird daher der Er⸗ 
neuerungsſchein ebenfalls kraftlos (RG 23, 269; 31, 147; 74, 339). 

2. Dieſes Zurückbehaltungsrecht des Ausſtellers wird vom Gläubiger durch Nachliefe⸗ 
rung der Zinsſcheine beſeitigt und auch nach $ 273 Abſ 3 durch Sicherheitsleiſtung abgewendet 
werden können. 

8. Übergangsbeſtimmungen für Zins-, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, welche nach dem 
Inkrafttreten des BGB für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier ausgegeben werden, 
1 im Ec Art 175. Vgl. je doch bezüglich der fortdauernden Anwendbarkeit des $ 804 das EG 

rt 174. 


8 804 


Iſt ein Zins-, Nenten- oder Gewinnanteilſchein abhanden gekommen oder 
vernichtet, und hat der bisherige Inhaber den Verluſt dem Ausſteller vor 
dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt angezeigt, fo kann der bisherige Inhaber 
nach dem Ablaufe der Friſt die Leiſtung von dem Ausſteller verlangen !). 
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der abhanden gekommene Schein dem 
Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt oder der Anſpruch aus dem Scheine gerichtlich 
geltend gemacht worden iſt, es ſei denn, daß die Vorlegung oder die gerichtliche 
Geltendmachung nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt iſt. Der Anſpruch ver⸗ 
jährt in vier Jahren ). 

In dem Zins-, Nenten- oder Gewinnanteilſcheine kann der im Abf 1 be- 
ſtimmte Anſpruch ausgeſchloſſen werden ) ). 

E I 607 II 782; M 2 709— 712; P 2 548— 550. 


1. Bei abhandengekommenen oder vernichteten Zins⸗, Renten- oder Gewinnanteilſcheinen 
tritt an die Stelle des Aufgebotsverfahrens die Anzeige vom Verluſt an den Ausſteller, die 
von dem bisherigen Inhaber, und zwar vor dem Ablauf der vierjährigen Vorlegungsfriſt zu 
erftatten iſt. Wird bis zu dieſem Zeitpunkte der verlorene Schein von anderer Seite nicht vor 

elegt, jo kann der bisherige Inhaber die Leiſtung von dem Ausſteller verlangen, da der An⸗ 
ſpeuch eines etwaigen andern Inhabers mit dem Ablauf der Vorlegungsfriſt Ale iſt. Erfolgt 
dagegen von anderer Seite die rechtzeitige Vorlegung an den Ausſteller, fo iſt dieſer zur Leiſtung 
an den Vorlegenden und zur Verweigerung der Leiſtung an den Verluſtträger berechtigt; letzterer 
kann ſich alsdann durch Beantragung einer einftweiligen Verfügung ſchützen. Im Streitfall 
hat der Berluftträger feinen Verluſt und die Anzeige davon zu erweiſen, während dem Ausſteller 
die Beweislast dafür, daß die Vorlegung oder gerichtliche Geltendmachung von anderer Seite 
erfolgt ſei und in ſolchem Falle dem Verluſtträger die Beweislaſt dafür obliegt, daß dieſe Maß⸗ 
nahme erſt nach Ablauf der Vorlegungefriſt erfolgt ſei. 35 

2. Die vierjährige Verjährungsfriſt beginnt mit dem Ablauf der Vorlegungsfriſt, 
mit welcher der Anſpruch des Verluſtträgers auf Einlöſung des verlorenen Scheines entſteht 
(§ 198). So namentlich die M 2, 712. A. M. Planck $ 804 A 3 unter Bezugnahme auf $ 201, der 
jedoch um deswillen außer Anwendung bleiben muß, weil hier an die Stelle des urſprünglichen 
Zinſenanſpruchs ein eigenartiger, auf § 804 beruhender Anſpruch getreten iſt. Wie hier au 
Oertmann, Staudinger u. a. N 

3. Der Ausſchluß des Anſpruchs iſt im Zinsſchein ſelbſt zu erklären. Bei Zinsſcheinen von 
Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen des Reiches ift der Anſpruch ausgeſchloſſen, 
ohne daß es der ausdrücklichen Beſtimmung der Ausſchließung im Scheine bedarf (Reichsſchulden⸗ 
ordnung v. 13. 2. 24 8 17. Fortdauer landesgeſetzlicher Vorſchriften mit gleichem Inhalt, wie der 
angef. § 16 Abj 2 nach EG Art 100 Ziff 2. 


Schuldverſchreibung auf den Inhaber 88 803—807 535 


4. Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in Art 100 EG: jetzt gegenſtandslos. Übergangs⸗ 
vorſchriften ſ. im Ech Art 174 Abſ 1 Satz 1; Art 175. 


8 805 


Neue Zins- oder Nentenſcheine für eine Schuldverſchreibung auf den In⸗ 
haber dürfen an den Inhaber der zum Empfange der Scheine ermächtigenden 
Urkunde (Erneuerungsſchein) nicht ausgegeben werden, wenn der Inhaber 
der Schuldverſchreibung der Ausgabe widerſprochen hat!). Die Scheine 
ſind in dieſem Falle dem Inhaber der Schuldverſchreibung auszuhändigen, 
wenn er die Schuldverſchreibung vorlegt. 

© I 608 II 733; M 2 712; P 2 562 ff.; 6 143. 

1. Die rechtliche Natur des Erneuerungsſcheins iſt beſtritten; nach den einen iſt er 
Legitimationspapier, nach anderen Inhaberpapier. Als Legitimationspapier ſieht ihn an RG 
3, 154; 31, 147; 74, 341. Nach Planck iſt er im Zweifel Inhaberpapier, ſo daß der Inhaber 
die Leiſtung der Zins- und Rentenſcheine zu fordern berechtigt iſt. Dem iſt zuzuſtimmen. Da⸗ 
neben iſt aber auch der Inhaber der Schuldverſchreibung, als deren Zubehör der Erneuerungs- 
ſchein anzuſehen ift, zur Anforderung der neuen Scheine befugt und kann der Aushändigung an 
den Inhaber des Erneuerungsſcheins unter Vorlegung der Haupturkunde dem Ausſteller gegen⸗ 
über widerſprechen. Der Widerſpruch iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, 
8 130. In dieſem Falle hat der Inhaber der Schuldverſchreibung den Vortritt; ihm und nicht 
dem Inhaber des Erneuerungsſcheins ſind die neuen Zinsſcheine auszuhändigen. $ 805 ift übrigens 
keine zwingende Vorschrift und bezieht ſich nicht auf Gewinnanteilſcheine. Rülckſichtlich der 
Gewinnankeilſcheine zu Aktien oder Interimsſcheinen enthält aber das HHB $ 230 eine mit 
9 805 übereinſtimmende Vorſchrift. Vgl. für Zinserneuerungsſcheine RG 74, 339, fur Gewinn⸗ 
anteilſcheine RG 77, 333. Eine Kraftloserklärung der Erneuerungsſcheine iſt vom Geſetz 
nicht vorgeſehen. 


8 806 


Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibung auf 
den Namen eines beſtimmten Berechtigten kann nur durch den Ausſteller 
erfolgen 1). Der Ausſteller iſt zur umſchreibung nicht verpflichtet ). 

E 1 700 II 734; M 2 713—717; P 2 555. 

1. Die Umſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten, die an die Stelle der 
nicht mehr zuläſſigen Außerkursſetzung getreten iſt, kann nur durch den Ausſteller und 
auf dem Papiere ſelbſt erfolgen (vgl. RG 40, 134). Von der 1 ab kann das 
Papier, wenn es auch noch Wertpapier bleibt, nicht mehr nach den für bewegliche Sachen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften der $$ 932, 935, ſondern nur noch nach den für Namenpapiere geltenden 
Grundſätzen übertragen, auch nicht mehr gemäß $ 799 für kraftlos erklärt werden. Bei Reichs ⸗ 
anleihen kann die Umſchreibung auf Antrag des Inhabers durch Umwandlung in Buchſchulde n 
des Reiches auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten bewirkt werden (Rcheſ. v. 6. 5. 10 
zur Anderung des Geſ., betr. das Reichsſchuldbuch, v. 31. 5. 91 89 1,3, 4, 5, da), ReichsſchuldenO 
13. 2. 24 9 11, 12, |. auch das PrGeſ. v. 20. 7. 83. — Vorſchriften über die Umſchreibung: 881814, 
1815; 1667; 2116, 2117; 1393. Übergangsbeſtimmung im Ech Art 174 Abj 1, wonach $ 806 
Satz 1 auch für die vor dem Inkrafttreten des BOB ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber gilt. 

2. Ausnahmen hiervon kraft landesgeſetzlicher Vorſchrift nach EG Art 101. 


8 807 


Werden Karten, Marken oder ähnliche Arkunden, in denen ein Gläubiger 
nicht bezeichnet iſt, von dem Ausſteller unter Umftänden ausgegeben, aus 
welchen ſich ergibt, daß er dem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet ſein 
will 1), fo finden die Vorſchriften des 8 795 Abſ 1 und der 88 794, 796, 797 
entſprechende Anwendung ?). 

E 1 702 II 736: M 2 721, 722; P 2 561, 562. er BL 

1. Die im Verkehr vorkommenden Karten, Marken oder ähnlichen Urkunden mit unvoll⸗ 
kommener Angabe 5 Rechtsverhältniſſes, insbeſondere ohne Bezeichnung des Gläubigers 
und ohne Namensunterſchrift des Ausſtellers, konnen verſchiedenen Zwecken dienen, ſich insbe⸗ 
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ſondere als Erſatzmittel für Geld, wie z. B. Briefmarken, als Beweis- oder einfache Ausweis⸗ 
papiere, wie Garderobemarken, Gepäck⸗ oder Aufbewahrungsſcheine, aber auch, wenn nach 
den Umſtänden, unter denen die Ausgabe von Karten uſw. ſolcher Art allgemein nach der 
Verkehrsſitte erfolgt, der Ausſteller dem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet 
ſein will, als ſelbſtändige Inhaberpapiere darſtellen, auf welche die für Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen geltenden Vorſchriften wenigſtens teilweiſe Anwendung finden, RG 103, 325. 
Auch die von den Stadtgemeinden im Kriege ausgegebenen Kleingeldgukſcheine gehören hierher, 
wenn fie nicht den Erforderniſſen der Inhaberſchuldverſchreibungen entſprechen (RGSt 51, 410 
u. 52, 97; Warn 1923 Nr 11; vgl. § 793 A 1). Darlehnskaſſenſcheine nach Gef. v. 4. 8. 14 
ſind Geldzeichen, keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (RG 103, 231). Dieſe Urkunden 
ſtehen jedenfalls wirtſchaftlich den Inhaberurkunden nahe. 

2. Zu dieſen unvollkommenen Inhaberpapieren ſind z. B. Eintritts⸗ und Fahrkarten ver⸗ 
ſchiedener Art, Theater- und Konzertkarten, ebenſo auch Bade-, Bier- und Speiſemarken ſowie 
Garderobemarken zu rechnen, ſofern ihnen nicht durch die Art ihrer Ausgabe oder durch einen 
beſonderen Vermerk auf der Karte ſelbſt dieſe Eigenſchaft entzogen und nur diejenige einer 
Quittung oder eines Zahlungs ausweiſes beigelegt iſt, wie dies vielfach bei Straßenbahn- 
karten, Garderobemarken u. dgl. vorkommt. Der Anſpruch aus einer Eiſenbahnfahrkarte 
ſteht nicht dem Käufer, ſondern dem Inhaber zu. Der Vermerk „nicht übertragbar“ ſoll nicht 
den Verkauf der noch nicht benutzten Karte ausſchließen, ſondern nur den der teilweiſe ſchon 
benutzten, RG in Eiſenbrechtl. Entſch. 22, 165. So auch Planck, Oertmann u. a. Theaterkarten 
haben nicht nur die Bedeutung eines Zahlungsausweiſes, ſondern geben jedem Inhaber einen 
Anſpruch auf den Platz einer beſtimmken Vorſtellung. Dieſe Papiere, zu deren Wirkſamkeit 
gehört, daß mit der Ausgabe von Stücken dieſer Art begonnen iſt (Prot 2, 562), 
unterliegen den für bewegliche Sachen geltenden Grundſätzen des gutgläubigen Erwerbs, und die 
Forderung auf die Leiſtung daraus wird durch Übergabe des Papiers übertragen (RG 12. 12. 10 
IV 240/10). Sie unterſtehen namentlich den für Inhaberſchuldverſchreibungen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften des 9 793 Abſ 1 (Verpflichtung des Ausſtellers durch feine einſeitige Erklärung) und der 
88 794 (Verpflichtung auch aus geſtohlenen oder verlorengegangenen Marken u. dgl.), 796 (be⸗ 
ſchränkte Zahl der zuläſſigen Einreden), 797 (Leiſtung des Ausſtellers nur gegen Aushändigung 
des Papiers, mit Erwerb des Eigentums an demſelben). Sie unterliegen dagegen nicht 
den Vorſchriften über die Notwendigkeit ſtaatlicher Genehmigung, § 795, über Erſatzurkunden 
im Falle der Beſchädigung und über Kraftloserklärung und Zahlungsſperre verlorener Urkunden, 
89 798, 799, 800, 802, über Vorlegungsftiſten $$ 801, 804, Umſchreibung auf den Namen 8 806. 
S. jedoch den Vorbehalt landesgeſetzlicher Vorſchriften über Kraftloserklärung und Zah⸗ 
lungsſperre im EG Art 102 Abf 1. 


§ 808 


Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt iſt, mit der Be⸗ 
ſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde verſprochene Leiſtung an jeden 
Inhaber bewirkt werden kann ), fo wird der Schuldner durch die Leiſtung an 
den Inhaber der Urkunde befreit ?). Der Inhaber iſt nicht berechtigt, die 
Leiſtung zu verlangen ). 

Der Schuldner iſt nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung ver⸗ 
pflichtet. Iſt die Arkunde abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann ſie, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt ift, im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. Die im § 802 für die Verjährung gegebenen Vor 
ſchriften finden Anwendung ). 

€ 1 703 II 736; M 2 722, 723; P 2 562—566. 

1. Den Beſtimmungen über die echten Inhaberpapiere find hier Vorſchriften über die ſog. 
hinkenden Inhaberpapiere oder Ausweispapiere qualifizierter Legitimationspapiere, bei⸗ 
gefügt. Dieſe Papiere, zu denen insbeſondere Leihhausſcheine, Sparkaſſenbücher, Verſicherungs⸗ 
ſcheine, Hinterlegungsſcheine gehören, ſind dadurch gekennzeichnet, daß ſie a) zunächſt auf den 
Namen eines beſtimmten Gläubigers lauten, der allein, nicht der Inhaber, einen ſelbſtän⸗ 
digen Anſpruch gegen den Schuldner hat; außerdem aber — weſentlich im Intereſſe des Aus⸗ 
ſtellers — b) mit ber — in der Urkunde oder in anderer Weiſe dem Benannten gegenüber — 
zu treffenden Beſtimmung ausgegeben werden, wonach der Ausſteller, wie beim echten Inhaber⸗ 
papier, auch an jeden Inhaber leiſten kann. 

2. Demgemäß wird der Ausſteller durch Leiſtung an den Inhaber, deſſen Sachberechtigung 
er nicht näher zu prüfen braucht, befreit. Es wird jedoch der Ausſteller, der die Nichtberechtigung 
des Inhabers nicht bloß kennen könnte oder kennen müßte, ſondern wirklich kennt und unred⸗ 
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licherweiſe gegen Treu und Glauben einem Nichtberechtigten leiſtet, von feiner Verpflichtung 
nicht befreit (N® 86, 86; 89, 401). Beſtritten. Vgl. hierzu Planck A Zb. 

3. Daß nur der Ausſteller an den Inhaber leiſten darf, nicht aber der Inhaber die Leiſtung 
verlangen kann, unterſcheidet dieſes „hinkende“ vom echten Inhaberpapier. Die Urkunde iſt 
alſo hier nicht ſelbſtändige Trägerin des Forderungsrechts und die Übertragung, Verpfändung 
und Pfändung des letzteren iſt nicht nach den für bewegliche Sachen, ſondern nach den für Forde⸗ 
rungen geltenden Grundſatzen zu bewirken (R JW 1910, 329%). Zu dieſem Zwecke ſind alſo 
die Urkunden an ſich bedeukungslos, wenn fie auch im übrigen als Ausweis⸗ oder Beweispapiere 
der Eigentumsklage unterliegen können. Das Eigentum an dem Papier folgt hier gemäß $ 952 
dem Gläubigerrecht der Forderung und für die Eigentumsvermutung des $ 1006 ift fein Raum. 
Vgl. hierzu für die Sparkaſſenbücher Ab 10, 40; 11, 239; 68, 277; 73, 220; 75, 359; 89, 
401; JW 1910, 3292; 1913, 301%; Warn 1910 Nr 99; 1912 Nr 197; 1916 Nr 75). Über das Gläu⸗ 
bigerrecht der Sparkaſſenforderung vgl. $ 607 A 3 und RG 17. 5. 20 1 205/20). Wird ein Spar⸗ 
kaſſenbuch durch mündlichen Vertrag abgetreten, wozu es zur Wirkſamkeit nicht der Um⸗ 
ſchreibung im Sparkaſſenbuch bedarf, RG 60, 143; 73, 221; 106, 1, jo kann, falls die Spar⸗ 
kaſſe auf Anregung des Abtretenden ſich unter Hinweis auf $ 410 weigert, an den Empfänger 
(Beſſionar) zu zahlen, dieſer die Verurtetlung des Abtretenden verlangen, einzuwilligen, daß ſein 
auf das Sparkaſſenbuch bei der Sparkaſſe eingezahltes Guthaben an den Kläger ausgezahlt werde 
RG JW 09, 413%; Warn 1916 Nr 74). In dem Erſuchen des Inhabers eines Sparkaſſengut⸗ 
habens an die Sparkaſſenverwaltung, das Guthaben auf einen andern umzuſchreiben und der 
Übergabe dieſes Erſuchens an die Verwaltung kann eine Abtretung des Guthabens ſelbſt dann 
gefunden werden, wenn das Sparkaſſenbuch nicht mitübergeben ift (RG 23. 6. 19 IV 108/19). 
Aber in der Übergabe des Sparkaſſenbuchs iſt regelmäßig eine Abtretung der Forderung zu 
finden, RG in Recht 1902 Nr 2338. lÜber die Lebensverſicherungsſcheine vgl. RG 22, 215; 29, 
297; 51, 83; 66, 158; 94, 26; JW 1922, 16610. Mit ſtaatlicher Genehmigung können Sparkaſſen⸗ 
bücher auch auf den Inhaber geſtellt werden, RG SeuffA 36 Nr 78. 

4. Außer der Beſtimmung, daß der Ausſteller auch an den Inhaber, gegen Aushändigung 
der Urkunde, leiſten kann, kommen von den ſamtlichen in betreff der echten Inhaberpapiere be 
ſtehenden Vorſchriften für die in $ 808 aufgeführten Legitimationspapiere beim Mangel ander- 
weiter Beſtimmung nur noch diejenigen über die Kraftloserklärung und Zahlungsſperre, 
ſowie über die hemmende Wirkſamkeit der letzteren auf die Verjährung zur Geltung, wiewohl 
unter Vorbehalt der landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kraftloserklärung und Zah⸗ 
lungsſperre gemäß Ech Art 102 Abs 1. Im übrigen befreit die Kraftloserklarung den Inhaber 
nur von der Notwendigkeit der Vorlegung der Urkunde, nicht auch von dem, auf Erfordern 
des Ausſtellers zu erbringenden Nachweis ſeines Glaubigerrechts. — Wegen des Verſicherungs⸗ 
ſcheins auf den Inhaber ſ. die beſondere Vorſchrift in $ 4 des Gef. über den Verſicherungs 
vertrag v. 30. 5. 08. Hiernach treten bei einem ſolchen Verſicherungsſcheine die in $ 808 beſtimmten 

irkungen ein; in dem Falle jedoch, wenn nach dem Vertrage der Verſicherer nur gegen Rückgabe 
des Verſicherungsſcheins zu leiſten hat, der Verſicherungsnehmer aber deſſen Verluſt behauptet, 
genügt ſtatt der Rückgabe das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis des Verſicherten, daß die Schuld 
erloſchen ſei — ſofern nicht der Verſicherungsſchein der Kraftloserklärung unterliegt. 
Vgl. noch den Vorbehalt zugunſten landesgeſetzlicher Beſtimmungen über die öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen im EG Art 99, ſowie die Übergangsbeſtimmungen über Kraftlos- 
erklärung im EG Artt 177, 178. 


Dreiundzwanzigſter Titel 
Vorlegung von Sachen 


1. Die 88 809 —811 B55 geftatten in möglichſt beſtimmt geftedten Grenzen zur Erleichterung 
der Rechtsverwirklichung einen Eingriff in das Privatintereſſengebiet Dritter, von denen danach 
die Vorlegung von Sachen, die ſich in ihrer Verfügungsgewalt befinden, zum Zwecke der Be⸗ 
ichtigung und Einſichtnahme gefordert werden kann, auch ohne ein dahingehendes beſtehendes 

echtsverhältnis, wie namentlich das der Auskunfterteilung. Die Beſtimmungen ſind ins⸗ 
beſondere für den Bereich des Zivilprozeſſes von Wichtigkeit. 9371 ZPO gibt eine Norm für 

ie Antretung eines Beweiſes durch Augenſchein. Ob aber die Gegenpartei oder ein Dritter, 
wenn ſie im Beſitze der in Augenſchein zu nehmenden Sache ſind, zu deren Vorlegung angehalten 
werden können, regelt ſich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Für den Urkunden⸗ 
beweis beſtimmen die 88 422 u. 429 3 PO, daß der Gegner oder ein Dritter zur Vorlegung der 

rkunde nur verpflichtet iſt, wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde verlangen kann. Dieſe Vorſchriften 
ſind, ſoweit die Vorle gung von Sachen und Urkunden in Frage kommt — die Herausgabepflicht ift 
in verſtreuten Beftimmungen geordnet, im BGB namentlid) in den $$ 371, 402, 410, 444, 445, 
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1145, 1267 —, allgemein in den $$ 809—811 enthalten. Beſondere Vorſchriften, die die Pflicht 
der Vorlegung von Sachen und Urkunden je nach dem einzelnen Rechtsverhältniſſe betreffen, 
finden 1 noch an verſchiedenen Stellen, z. B. in den $$ 79, 259, 260, 716, 867, 896, 
1005, 1145. 

2. Soweit die Vorlegung von Sachen und Urkunden außerhalb eines Prozeſſes verlangt 
wird, kann dies nur im Wege einer gegen den Beſitzer anzuſtrengenden Klage geſchehen. Auch 
im Prozeſſe gilt dasſelbe in zwei Fällen: wenn es ſich um die Vorlegung von Sachen handelt, 
die nicht Urkunden find (vgl. Stein Vorbem III vor $ 370 ZPO), und wenn ein Dritter, der 
nicht der Prozeßgegner iſt, die vorzulegende Urkunde beſitzt ($ 429 ZPO). Die Vorlegung von 
Urkunden durch den Prozeßgegner regelt dagegen das in den 58 424 ff. ZPO angeordnete Ver⸗ 
110 0 in welchem die Vorlegung dem Prozeßgegner durch einen Gerichtsbeſchluß aufgegeben 
wird. 


& 809 

1) Wer gegen den Beſitzer ?) einer Sache 2) einen Anſpruch in Anſehung 
der Sache hat?) oder ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein ſolcher An- 
ſpruch zuſteht“), kann, wenn die Beſichtigung der Sache aus dieſem Grunde 
für ihn von Intereſſe ift®), verlangen, daß der Beſitzer 2) ihm die Sache ?) zur 
Beſichtigung vorlegt oder die Beſichtigung geſtattet “). 

E I 774 II 695; M 2 889-891; P 2 770. 

1. Unter der Vorlegung einer Sache iſt die Handlung zu verſtehen, wodurch dem andern 
der Gegenſtand tatſächlich zur Hand oder doch vor Augen geſtellt und ſeiner ſinnlichen Wahr⸗ 
nehmung unmittelbar zugänglich gemacht wird (RG 56, 63). Die Geſtattung der Beſichtigung 
unterſcheidet ſich hiervon dadurch, daß der andere jene Handlung ſelbſt vornimmt, der Beſitzer 
hierzu nur feine Einwilligung gibt. Über die Ausführung der Vorlegung und Beſichtigung |. 
die Anmerkungen zu $ 811. Beiwohnung einer Ortsbeſichtigung mit den Sachverſtändigen it 
auch nur im Rahmen von $ 809 zuläffig (RG 28. 12. 10 V 101/10). 

2. Sache im Sinne des $ 809 iſt die Sache des $ 90, ein körperlicher Gegenſtand, und zwar 
jeder körperliche Gegenſtand, die bewegliche wie die unbewegliche Sache, auf welche leßtere 
ſich namentlich die „Geſtattung der Beſichtigung“ bezieht. Der Körper eines lebenden 
Menſchen iſt keine Sache; die Perſon kann unter Berufung auf $ 809 nicht gezwungen werden, 
ſich einer körperlichen Beſichtigung zu unterziehen (RG JW 03, 2621; SeuffA 53 Nr 127; Sächſ. 
Arch. 80, 124). Künſtliche Körperteile, die in dauernde feſte Verbindung mit dem menſch⸗ 
lichen Körper gekommen ſind und dadurch ihre Selbſtändigkeit verloren haben, unterliegen nicht 
der Vorlegung. Anders bei abnehmbaren künſtlichen Gliedmaßen. Eine Sache iſt dagegen der 
Leichnam eines Menſchen (RG 54, 117; 16, 151). Über Exhumie rung N 16, 152; 71, 20 
und SeuffA 56, Nr 119. Die Vorlegung von Urkunden iſt in §810 zum Teile beſonders geregelt, 
am aber en ft. $ 809 in Betracht kommen, wenn der zweite Fall des Rechtes auf Vorlegung 
(A 5) gegeben iſt. 

3. Gegen den Beſitzer: Beſitzer iſt hier richtiger Anſicht nach (a. M. Staudinger XI 2% u. a.) 
zunächſt nur der unmittelbare Beſitzer ($ 854), der allein zu einer Vorlegung imſtande iſt (be⸗ 
ftritten). Häufig wird gerade der mittelbare Beſitzer derjenige fein, der von dem unmittelbaren 
die Vorlegung verlangt. Bei einer juriſtiſchen Perſon find nicht die Perſonen des Vorſtandes, 
ſondern die durch ſie vertretene Körperſchaft unmittelbare Beſitzer (RG 83, 248). Der mittel- 
bare Beſitzer ($ 868) kann als Vorlegungsgegner in Frage kommen, und zwar allein, wenn der 
unmittelbare Beſitzer zum Beſitze der Sache jenem gegenüber nicht berechtigt, ſondern nur ver⸗ 
pflichtet ift (der Verwahrer). Bei Mitbeſitz Mehrerer nach $ 866 iſt jeder Mitbeſitzer zur Vor⸗ 
ch e berpflihtet, Iſt der Beſitzer zugleich Eigentümer, fo ſteht das feiner Verpflichtung 
nicht entgegen. 

4. $ 809 gibt das Recht auf Vorlegung einer Sache in zwei Fällen. Der erſte iſt, daß dem 
Vorlegungsſucher ein Anſpruch in Anſehung der Sache gegen den Beſitzer zuſteht. Anſpruch 
iſt das Recht, von einem andern ein Tun oder Unterlaffen zu verlangen ($ 194). Ob das Recht, 
das dem Anſpruche zugrunde liegt, dinglicher oder perſönlicher Natur, ob der Anſpruch ein = 
dingter oder unbedingter ift, iſt gleichgültig. Auch ein Vorkaufs⸗ oder Wiederkaufsrecht ift jedenfal? 
im Sinne des nicht allzu eng aufzufaſſenden $ 809 als ein (bedingter) Anſpruch anzuſehen (a. ei 
Dierſchke, Vorlegung von Sachen S. 43). Der Anſpruch muß nun a) gegen den Beſigaß 
der Sache zuſtehen; ein Anſpruch gegen einen Dritten, der nicht der Beſitzer iſt, begründet 175 
Recht, von dem letzteren die Vorlegung zu verlangen, nicht. Der Anſpruch muß dem Borlegung‘ 
jucher b) in Anſehung der Sache zuſtehen; dazu ift nicht erforderlich, daß die Sache 
ſelbſt Gegenſtand des Anſpruchs iſt, nur eine rechtliche Beziehung auf die Sache muß 
ihm zukommen (Beſichtigung eines Nachbargrundſtücks, von dem ſtörende Einwirkungen auf 
das eigene des Vorlegungsſuchers ausgehen). 
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5. Der zweite Fall eines Rechtes auf Vorlegung einer Sache nach § 809 ift, daß der Vor⸗ 
legungsſucher ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein Anſpruch gegen den Beſſtzer in An⸗ 
ſehung der Sache zuſteht. So wenn es ſich um Feſtſtellung der Identität der im Beſitze des Vor⸗ 
legungsgegners beſindlichen Sache mit einer dem Vorlegungsſucher verlorengegangenen (ver⸗ 
laufene Haustiere) handelt, oder wenn die Erben eines Schriftſtellers ſich vergewiſſern wollen, 
ob ihnen aus dem Geſichtspunkte des Urheberrechts der Anſpruch zuſteht, dem dritten Beſitzer 
von Briefſchaften des Erblaſſers deren Benutzung und Veröffentlichung zu unterſagen (RG 69, 
401). Die Möglichkeit, daß ein Anſpruch in Anſehung der Sache beſteht, genügt hier. Aber 
die Vorausſetzungen des Anſbruchs müſſen ſoweit bereits vorhanden ſein, daß nur noch die Be⸗ 
ſichtigung des richtigen Gegenſtandes hinzukommen muß, um den Anſpruch „gewiß zu machen. 
Häufig wird in dieſem zweiten Falle des $ 809 das Vorlegungsverlangen auf mehrere gleichartige 
Gegenſtände oder einen ganzen Inbegriff von Sachen gerichtet ſein. Auch eine Urkunde kann 
Gegenſtand der Vorlegung aus dieſem Grunde fein (ſ. A 1). 

6. Die Veſichtigung muß für den Vorlegungsſucher aus einem der in den A 4 u. 5 behandelten 
Gründe von Intereſſe ſein. Ein rechtliches Intereſſe iſt hier nicht verlangt, auch nicht ein Ver⸗ 
mögensintereſſe, aber ein durch den Anſpruch des Vorlegungſuchers oder ſeinen Wunſch, über 
einen ſolchen ſich Gewißheit zu verſchaffen, begründetes beſonderes und ernſtliches Intereſſe an 
der Beſichtigung. Unter Umſtänden kann dieſes aus der Natur des Anſpruchs ohne weiteres 
wee mute (Beſichtigung von Sachen, in bezug auf die dem Vorlegungsſucher Rechte wahl⸗ 
weiſe zustehen). 

7. Den Beſitz der Sache durch den Beklagten, den eigenen Anſpruch in Anſehung der Sache 
oder die feſtſtehenden Merkmale des Anſpruchs, über den er ſich Gewißheit verſchaffen will, die 
das Beſichtigungsintereſſe muß der Vorlegungſucher beweiſen; eine bloße Glaubhaftmachung 
genügt nicht (a. M. Staudinger A V). 


8 810 


Wer ein rechtliches Intereſſe daran hat ?), eine in fremdem Beſitze befind 
liche Arkunde !) einzuſehen 2), kann von dem Beſitzer die Geſtattung der Ein- 
ſicht verlangen 2), wenn die Urkunde in feinem zntereſſe errichtet 3) oder in 
der Urkunde ein zwiſchen ihm und einem anderen beſtehendes Nechtsver⸗ 
hältnis beurkundet iſt!) oder wenn die Urkunde Verhandlungen über ein 
Nechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und einem anderen oder zwiſchen 
einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittler!) gepflogen worden 
find 5), 

E 1 775 11 ee; M 2 801, 892; b 2 771775. 

1. $ 810 behandelt das Recht auf Vorlegung einer im Beſitz eines Dritten befindlichen 
Urkunde. Mit einer Abſchrift braucht ſich der Berechtigte nicht zu begnügen. Er kann grund- 
ſätzlich auch Vorlegung der ganzen Urkunde verlangen. Er ſtellt eine Erweiterung gegenüber 
9809 dar. Über den Begriff der Vorlegung ſ. 9 809 A 1, über den Beſitz ebenda A3. Urkunde 
ift an ſich jede ſinnliche Verkörperung einer Gedankenäußerung in dauernden Zeichen. Für $ 810 
kommt jedoch allein die ſchriftliche Urkunde in Betracht, wie aus den weiter aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſen hervorgeht, und zwar diejenige ſchriftliche Urkunde, die Ausſagen über Rochtsgeſchäfte 
n enthält. Die Vorlegung anderer Urkunden kann nur nach $ 809 verlangt 

erden. 

2. Für das Recht auf Vorlegung einer Urkunde zum Zwecke der Einſicht, d. i. der unmittel- 
baren Kenntnisnahme von ihrem Inhalt, iſt in § 810 zunächſt ein rechtliches Intereſſe an der 
Einſicht erfordert. Ein ernſtliches Intereſſe ſchlechthin, wie nach $ 809, genügt nicht; die Einſicht 
der Urkunde muß geeignet ſein, den Vorlegungſucher in der Verfolgung oder Verteidigung eines 
Rechtes zu fördern. Dieſes Intereſſe wird anerkannt, wenn der Vorlegungſucher behauptet, die 
Urkunde ſei gefälſcht und die Unechtheit noch nicht feſtſteht, RG VII 208/30 6. 2. 31. Ein ver⸗ 
mögensrechtliches Intereſſe ift nicht notwendig, das Intereſſe darf vielmehr ſelbſt im offentlichen 
Recht begründet ſein. Ein rechtliches Intereſſe an der Einſicht einer Urkunde iſt fur den Vor⸗ 
legungſucher nicht vorhanden, wenn dieſer den Inhalt der Urkunde bereits genau kennt. Wenn 
die Vorlegung ihm erſt dazu dienen ſoll, Unterlagen für eine Rechtsverfolgung gegen den Beſißer 
der Urkunde zu ſammeln, wird vom R& ein anzuerkennendes berechtigtes Intereſſe verneint. 
Allerdings wird damit der Gegner genötigt werden, dem Kläger Stoff zur Begründung ſeiner 
Klage zu liefern, wozu er nicht verpflichtet iſt (RG 135, 192; Warn 1912 Nr 304, 1913 Nr 317; 
Gruch 49, 832). Bei Geltendmachung des Vorlegungsanſpruchs müfjen aber auch die Intereſſen 
des Verpflichteten billige Rückſichtnahme finden, insbeſondere darf die Beſichtigung nicht weiter 
ausgedehnt werden, als das Intereſſe des Berechtigten erfordert. Die Rü ſichtnahme kann 
möglicherweiſe auch dazu führen, daß ein dritter Beauftragter, etwa ein Sachverſtandiger, die 
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Einſicht vornimmt. Eine Einſichtnahme von Teilen der Urkunde, die gegen Treu und Glauben 
verſtößt, kann nicht verlangt werden. 

3. Das rechtliche Intereſſe des Vorlegungſuchers an der Einſicht der Urkunde vorausgeſetzt, 
gibt $ 810 dieſem ein Recht auf Vorlegung in drei Fällen, in die der Begriff der Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit der Urkunde, der in $ 387 Nr 2 der ABO v. 30. 1. 77 aufgeſtellt war, auseinandergelegt 
worden iſt. Das BOB hat hiermit nicht eine Einengung des bisherigen Vorlegungsrechts, ſondern 
nur eine beſtimmtere Umgrenzung beabſichtigt, die einer vorſichtigen entſprechenden An⸗ 
wendung der Beſtimmung nicht im Wege ſteht (Prot 2, 775). Die gemeinſame Grundlage 
der drei Fälle iſt das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes, an dem der Vorlegungſucher beteiligt 
iſt; ein Anſpruch, wie in 9 809, iſt dagegen nicht erfordert. 

a) Der erſte der drei Fälle iſt, daß die Urkunde im Intereſſe des Vorlegungſuchers errichtet 
iſt. Der Zweck der Errichtung, nicht der Inhalt der Urkunde, iſt alſo maßgebend; ſie muß gefertigt 
fein, um dem Vorlegungſucher als Beweismittel zu dienen (MG 69, 401); doch iſt nicht erforderlich, 
daß fie ausſchlteßlich dem Intereſſe des Vorlegungſuchers zu dienen beſtimmt iſt (vgl. RG 50, 334). 
Ein Beiſpiel für dieſen erſten Fall des § 810 fit die über einen Vertrag zugunſten Dritter (Lebens- 
verſicherung) errichtete Urkunde. Die Handakten des Rechtsanwalts find nicht im Intereſſe des 
Machtgebers errichtete Urkunden (RG Warn 1912 Nr 304). 


b) Der zweite Fall des Vorlegungsrechts des $ 810, daß in der Urkunde ein zwiſchen dem 
Vorlegungſucher und einem andern beſtehendes Rechtsverhältnis beurkundet iſt, iſt im Gegen⸗ 
ſatze zu dem erſten auf eine objektive Beziehung des Urkunden inhalts zu einem Rechtsverhält⸗ 
niſſe, an dem der Vorlegungſucher beteiligt iſt, abgeſtellt; eine ſubjektive Beziehung der Er⸗ 
richtung der Urkunde zu dem Rechtsverhältniſſe braucht nicht obzuwalten (RG 89, 1, Miterben). 
Das letztere muß ferner nicht ein zwiſchen dem Vorlegungſucher und dem Beſitzer der Urkunde, 
alſo dem Vorlegungsgegner, beſtehendes ſein, wenngleich dies die Regel bilden wird; es kann 
auch mit einem Dritten beſtehen. Der Urkunde muß alſo zwar ein Charakter der Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit zukommen, aber nur einer ſolchen zwiſchen dem Vorlegungſucher und irgendwem; der 
Vorlegungſucher muß die eine Partei des beurkundeten Rechtsverhältniſſes ſein. Daß das ganze 
Rechtsverhältnis in der Urkunde beurkundet ſei, iſt auch hier nicht notwendig; es genügt, daß 
ihre Beurkundung eine objektive und unmittelbare Beziehung zu dem Rechtsverhältniſſe hat 
(Recht des Bürgen auf Vorlegung einer Urkunde, die eine Zahlung auf die Hauptſchuld betrifft; 
RG 56, 109; 117, 332). Auch das iſt nicht ſchlechthin erforderlich, daß das Rechtsverhältnis noch 
beſteht und daß es rechtswirksam iſt, ſofern nur die Urkunde eine rechtsgeſchäftliche Feſtſtellung 
bezweckte und in erſterem Falle das Rechtsverhältnis noch Wirkungen in der Gegenwart äußert. 
Unter dieſen Vorausſetzungen gehören hierher alle Vertragsurkunden, Schuldſcheine, Quittungen, 
Protokolle über Generalverſammlungen von Vereinen, insbeſondere aber auch die Handelsbücher 
eines Vollkaufmanns, die die von ihm gemachten Geſchäfte zu beurkunden, in gewiſſem Sinne 
zu öffentlichem Glauben feſtzuſtellen beſtimmt ſind, wogegen die von einem Minderkaufmanne 
geführten Bücher nur den Wert privater Aufzeichnungen haben, denen der Beurkundungs⸗ 
charakter abgeht (RG 23. 10. 03 LI 496/03). Das Recht auf Vorlegung der Geſchäftsbücher 
einer Aktiengeſellſchaft iſt zugeſprochen worden einem früheren Vorſtandsmitgliede der letzteren, 
das von ihr wegen Verletzung aktienrechtlicher Pflichten in Anſpruch genommen war, weil die 
Bücher die urkundliche Unterlage für die Darlegung der ganzen Geſchäftsführung des Vorſtandes 
bilden (RG Warn 08 Nr 465), das Recht auf Vorlegung der Handelsbücher des Geſchäftsherrn 
dem Handlungsagenten (59 84ff. HGB; R 87, 10), dem ausgeſchiedenen ſtillen Geſellſchafter 
(NG 12. 3. 26 11 304/25), das Recht auf Vorlegung der Geſchäftsbücher des Ehemanns der 
gültergemeinſchaftlichen Ehefrau, weil fie über den gemeinſchaftlichen Erwerb Auskunft geben 
(MG 50, 334), das Recht auf Vorlegung erbſchaftlicher Verwaltungsbücher den Miterben (NG 
89, 1). Die Nachprüfung einer vorgelegten Bilanz durch Einſichtnahme in die Geſchäftsbücher 
kann regelmäßig nur innerhalb einer angemeſſenen Friſt nach Vorlegung der Bilanz verlangt 
werden, 36 117, 332. Keinen urkundlichen Charakter haben die Bücher, in denen ein Fabrikant 
über die Prüfung fertiger Ware auf ihre Güte und Brauchbarkeit zu inneren Betriebszwecken 
Eintragungen macht (RG 4. 1. 07 VII 174/06). Beurkundungswert haben die Handakten eines 
Rechtsanwalts für die Zwecke der Koſtenerſtattung, ferner gerichtliche Entſcheidungen für das 
Rechtsverhältnis der Parteien, das Dienſtregiſter des Gerichtsvollziehers für den Empfang eines 
Auftrags (RGSt 7, 252). Bei Akten öffentlicher Behörden kommt es darauf an, ob ſie lediglich 
dem inneren Dienſte der Behörden oder den öffentlichen Intereſſen der Staats oder Kommunal- 
verwaltung dienen oder ob ſie zugleich auch Urkundszwecke für private Rechtsverhältniſſe haben 
(Akten der Gerichte, Standesämter, Auseinanderſetzungsbehörden, vgl. RG SeuffA 49 Nr 214). 

6) Unter den dritten Fall der Urkundenvorlegungspflicht, daß die Urkunde Verhandlungen 
über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen dem Vorlegungſucher und einem andern oder 
zwiſchen einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittler gepflogen worden ſind, 
gehört vornehmlich der geſchäftliche Schriftwechſel eines Mäklers (vgl. hinſichtlich der Handels 
makler $ 102 HGB), aber auch jeder andere Briefwechſel über Rechtsgeſchäfte, an denen der 
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Vorlegungſucher als Partei beteiligt iſt. Über Ausweisurkunden auf Grund des Stellenver⸗ 
De v. 2.6.10 vgl. RGSt 48, 55. 

4, Über den Fall, daß die Vorlegung einer Urkunde verlangt wird, um ſich durch deren 
Einſichtnahme Gewißheit über einen Anſpruch in Anſehung ihrer zu verſchaffen, 
. § 809 A 1 u. 5. Wegen der Beweispflicht des Vorlegungſuchers gilt das zu § 809 A 7 
Geſagte. 

6. Das Verlangen auf Vorlegung der Urkunde und Geſtattung ihrer Einſicht kann auch auf 
Vertrag beruhen. Ferner kommen als beſondere Vorſchriften neben $ 810 in Betracht 
HB 89 45—47, 102; BGB $$ 79, 1563, 1953, 1957, 2010, 2081, 2146, 2228, 2264, 2384. 


8 811 


1) Die Vorlegung hat in den Fällen der 88 809, 810 an dem Orte zu erfolgen, 
an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet. Jeder Teil kann die Vor⸗ 
legung an einem anderen Orte verlangen, wenn ein wichtiger Grund vor- 
liegt 2). 

Die Gefahr und die Koſten hat derjenige zu tragen, welcher die Vorlegung 
verlangt. Der Beſitzer kann die Vorlegung verweigern, bis ihm der andere 
Teil die Koſten vorſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit leitet °). 

E 1 776 II 097; M 2 893; P 2 776—779. 

1. $ 811 gibt Einzelregeln über Ort, Gefahr und Koſten der Vorlegung. Die Vorſchrift gilt 
nur für die in $$ 809 und 810 begründete geſetzliche Vorlegungspflicht. Ein zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehendes Vertragsverhältnis kann Abweichendes erfordern. Über die Erfüllung der 
Vorlegungspflicht des Beſitzers und die Ausübung des Beſichtigungs⸗ und Einſichtnahmerechts 
des Vorlegungſuchers enthält ſich das BGB weiterer Beſtimmungen. Der Vorlogungspflichtige 
hat jedenfalls die vom Vorlegungſucher genau zu bezeichnende Sache oder Urkunde hervorzu⸗ 
ſuchen und zur Beſichtigung oder Einſichtnahme bereitzuhalten. Ob eine Sache oder Urkunde 
nur dem Vorlegungſucher perſönlich oder auch einem von ihm Bevollmächtigten vorzulegen 
iſt, iſt Frage des einzelnen Falles und richtet ſich nach der Vertraulichkeit des Inhalts ſowie nach 
dem den Perſonen zukommenden Vertrauen. Der Regel nach darf bei der Beſichtigung eines 
Gegenſtandes oder der Einſichtnahme in eine Urkunde der eb l nach der Verkehrs- 
anſchauung Sachverſtändige zuziehen. Eine Prüfung oder Unterſuchung, die den Beſtand 
der Sache oder Urkunde verändert, und eine Benutzung der Sache braucht der Vorlegungs⸗ 
pflichtige keinesfalls zu dulden (RG 69, 401); unter beſonders nachzuweiſenden Umftänden iſt 
er auch fur berechtigt zu erachten, gewiſſe Teile von vorzulegenden Schriftſtücten ber Kenntnis 
des Vorlegungſuchers vorzuenthalten (MG aad.). Regelmäßig iſt eine Urkunde jedoch ganz 
vorzulegen. Die Entnahme von Abſchriften der vorgelegten Urkunden lann der Beſitzer 
im allgemeinen nicht verwehren, da ohne ſie meiſt die Einſichtnahme ohne Wert iſt. Selbſt Ab⸗ 
ſchriften zu geben ift er einerſeits nicht verpflichtet, anderfeil3 genügt er mit der bloßen Erteilung 
einer Abſchrift auch der Vorlegungspflicht nicht. Die Zwangsvollſtreckung aus emem auf 
Vorlegung einer Sache oder Urkunde ergangenen Urteile richtet ſich nach $ 888 ZPO. Verzug 
in der Vorlegung begründet für den Berechtigten einen Anſpruch auf Schadenserſatz nach 88 876, 
287. Ein vorſäßliches Vorenthalten kann den Tatbeſtand des 8 826 erfüllen, der Regel nach 
aber ebenfalls erſt von der Geltendmachung des Vorlegungsanſpruchs an. 

2. Unter dem Orte, wo ſich die vorzulegende Sache befindet, ift, wie in $ 269, der geogra⸗ 
phiſche Ortsbezirk zu verſtehen, der durch landesgeſetzliche Gebietseinteilung beſtimmt wird; 
einen reichsrechtlichen Begriff der Ortseinheit gibt es nicht (RG 67, 190). An welcher beſonderen 
Stelle dieſes Ortes die Vorlegung zu erfolgen hat, iſt nicht vorgeſchrieben und beſtimmt ſich 
gemäß $ 242 nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (Prot 2, 778); fie braucht 
nicht gerade in den Wohn- oder Geſchäftsräumen des Verpflichteten zu geſchehen. Aus wichtigen 
Gründen kann jeder Teil die Vorlegung an einem andern Orte verlangen; die wichtigen Gründe 
können in der Beſchaffenheit der Sache oder in perſönlichen Verhaltniſſen beſtehen. Im Prozeſſe 
erfolgt die Vorlegung, auch wo ſie nicht von dem Prozeßgegner zu bewirken iſt, vor dem Prozeß ⸗ 
gerichte. 

3. Die Gefahr und die Koſten der Vorlegung hat nach $ 811 A 2 in jedem Falle der Vor⸗ 
legungſucher zu tragen, in deſſen Intereſſe die Vorlegung, die immer einen Eingriff in das Privat⸗ 
rechtsgebiet eines andern enthält, erfolgt. Koſtenvorſchuß und Sicherheiksleiſtung, deren 
berechtigtes Verlangen dem Vorlegungsgegner das Recht der Verweigerung der Vorlegung 
bis zu ihrer Leiſtung gewährt, können ſelbſtverſtandlich nur gefordert werden, wenn überhaupt 
Koſten der Vorlegung oder Gefahren der Beſchädigung oder des Verluſtes der Sache oder Urkunde 
zu erwarten ſtehen. Auf andere Gefahren und Koſten (ſo durch Gebrauchsentziehung der Sache 
für den Beſitzer während der Dauer der Vorlegung) bezieht ſich § 811 nicht. 
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Vierundzwanzigſter Titel 
Ungerechtfertigte Bereicherung 


1. Das Weſen des Bereicherungsanſpruches. Während nach römischen Recht die condictio 
auf Rückgewähr einer beſtimmten Sache gerichtet war, geht der auf Bereicherung 
geſtützte Anſpruch nach BGB auf Ausgleich der Bereicherung, wennſchon die Ausge⸗ 
ſtaltung dieſes Anſpruchs im einzelnen nach den Motiven Bd. II S. 829 „in Anſchluß“ an 
das römiſche Kondiktionenſyſtem erfolgte. Dies kann als die heute herrſchende Auffaſſung 
angeſehen werden, Nebenzahl, das Erfordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung 
in der Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung (1930) S. 39. Der Bereicherungsanſpruch 
unterſcheidet ſich auch von der gemein- und preußiſch⸗rechtlichen Verwendungsklage, die 
nach den Mot. II S. 871ff. von den Geſetzgebern des BGB ausdrücklich abgelehnt worden ift. 
Das bedeutet aber ſelbſtverſtändlich nicht, auch dort einen Bereicherungsanſpruch zu verſagen, 
wo er ſachlich mit dem Tatbeſtand einer ſolchen Verwendungsklage zuſammenfällt. Der Bereiche 
rungsanſpruch ſetzt eine Vermögensverſchiebung zwiſchen zwei Perſonen voraus, die das 
Vermögen der einen mindert, das der anderen vermehrt. Sie kann durch Verſchiebung eines 
jeden Vermögenswertes bewirkt werden, namentlich gehören auch Anwartſchaftsrechte zu 
ſolchen Vermögenswerten. Die Verſchiebung kann eine unmittelbare ſein, aus dem Vermögen 
des einen in das des anderen unmittelbar, ohne Zwiſchenſtation übergehen, ſie kann aber auch 
eine nur mittelbare fein, durch einen Mittler herbeigeführt werden (letzteres vom NG beftritten). 
Vgl. hierzu Nebenzahl aaO. Sie liegt alſo auch dann vor, wenn die Verſchiebung die Urſache 
wird für einen Vermögensgewinn des Erwerbers, den ohne ſie der andere erhalten hätte, oder 
für einen Vermögensverluſt, der ohne fie nicht den Entreicherten, ſondern den Bereicherten 
getroffen hätte. Die Vermögensverſchiebung geſchieht in all dieſen Fällen auf Koſten des Ent⸗ 
reicherten. Es handelt ſich hier um einen Vorgang auf rein wirtſchaftlichem Gebiete. Ob der Emp⸗ 
fänger bereichert ift, beantwortet ſich nach dem Ergebnis einer Vergleichung des Vermögens- 
ſtandes des Herausgabepflichtigen zur Zeit des Empfanges der Leiſtung und der Zeit der Rechts⸗ 
hängigkeit des Anspruches, $ 818 Abſ 4. Maßgebend für den Vergleich ift diejenige Vermögenslage, 
die 1 namentlich auch unter Berückſichtigung der Leiſtung und Gegenleiſtung und der durch fie 
erwachſenen Vorteile und Nachteile als wirtſchaftlicher Geſamterfolg ergibt, R HRR 
1933 Nr 997, 1008, 1180, 1576. 

Nun kann es Fälle geben, in denen das Belaſſen bei dieſer Vermögensverſchiebung zum Nach⸗ 
teil des einen und Vorteil des anderen wider das Billigkeitsgefühl verſtößt. Die Billigkeit 
erheiſcht dann einen Ausgleich des geſchaffenen Zuſtandes auf wirtſchaftlichem Gebiete, und 
dieſem Ausgleich dient der Bereicherungsanſpruch des 24. Titels des BGB. Er iſt ſomit 
zwar eine Rechtseinrichtung des geſetzten Rechtes und nur dort und dann gegeben, wo ihn das 
Geſetz zuläßt, wie jeder andere Anſpruch des bürgerlichen Rechtes; aber feinem Weſen nach it 
dieſer geſetzlich geformte Anſpruch ein Erzeugnis des Billigkeitsrechtes und ſteht deshalb 
beſonders unter der Regel von Treu und Glauben im Verkehr. Vom Geſichtspunkt der Billigkeit 
aus ſind ſeine einzelnen Regelungen erfolgt, wobei allerdings der allgemein gehaltene Billigkeits⸗ 
ſatz, niemand dürfe ſich zum Schaden eines anderen bereichern, nicht maßgebend ift, da die Aus ⸗ 
gleichung eines Schadens hier überhaupt nicht in Frage ſteht. Aber die Anwendung der Grund: 
ſätze von Treu und Glauben auch bei der ungerechtfertigten Bereicherung wird gerade dur 
Ach 135, 376 betont. In Übereinſtimmung mit RG 86, 348 nennt Planck Vorbem 1 die In 
reicherung „innerlich nicht gerechtfertigt“, Goldmann-Lilienthal „nach materieller Gerechtigkel 
nicht gerechtfertigt“. Als eine Billigkeitseinrichtung ſieht den Bereicherungsanſpruch ferner an 
Dernburg, Das bürgerl. Recht II 2 S. 722; Enneccerus, Lehrb. d. bürgerl. R. (1927) S. 627; 
Stieve, Der Gegenſtand des Ber.⸗Anſpr. (1899) ©. 94; Stammler, Zur Lehre v. d. unger. Vereig 
in Feſtſchr. f. Fitting S. 132; Klingmüller, Der Begriff des Rechtsgrundes (1901); Nebenzadl, 
das Erfordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung in der Lehre von der ungerech 8 
fertigten Bereicherung (1930) S. 33. Ebenſo RG in DYZ 1934 Sp 145. Gegen die Begründung 
aus der Billigkeit namentlich Jung in Feſtgabe f. RO Bd. 3 S. 155; Preisler, Über die 111 
techn. der Gegenleiſtung auf d. ber. Anſpr. (1929) S. 16, 57. Aus dem Begriff der Billigte. 
heraus ſieht nun das Geſetz eine ausgleichsbedürftige Vermögensverſchiebung in den Fällen = 
59 812ff., wenn fie ohne rechtlichen Grund, d. h. ohne durch ein Obligationenverhältnis 5 
gründet zu ſein, erfolgt ift, ſodann wenn der Empfang der die Vermögensverſchiebung bringen 1 
den Leiftung gegen ein Verbot oder die guten Sitten verſtößt, $ 817. Und für die 
Vornahme des Ausgleichs verlangt die Billigkeit, daß er nicht eine andere Unbilligkeit dadure) 
hervorruft, daß der Bereicherte nunmehr eine Einbuße an ſeinem Vermögensſtande 190 
leidet, wie er vor der Vermögensverſchiebung war, § 818 Abſ 3. Dieſe wichtigen Grundſaf⸗ 
der $$ 812 und 817 einerſeits und § 818 Abſ 3 andererſeits gehören zuſammen und ſowohl $ 81 
als $ 817 iſt ſtets mit der Einſchränkung des § 818 Abſ 3 zu leſen. j 1 

2. Vermögensverſchiebungen ohne rechtlichen Grund. Das Geſetz kennt Vermögensve 
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ſchiebungen, die mit dem verſchobenen Vermögensgegenſtand eine Zuſtandsveränderung bringen, 
die, obwohl ſie nicht auf einem zwiſchen den Parteien beſtehenden obligatoriſchen Rechtsverhält⸗ 
niſſe beruhen, Dritten gegenüber gleichwohl als rechtswirkſam geſchützt werden. Zu dieſer 
Regelung führten Erwägungen des Schutzes der Verkehrsſicherheit. Damit iſt ein In⸗ 
enges zwiſchen den wirtſchaftlichen Intereſſen der Perſonen, unter denen die Ver⸗ 
mögensverſchiebung ſtattfand und den Intereſſen des Verkehrs gegeben. Sollen beide zu ihrem 
Recht kommen, muß der dinglich geſchützte Zuſtand aufrechterhalten bleiben, der Ausgleich auf 
wirtſchaftlichem Gebiete zwiſchen den Parteien aber durch den forderungsrechtlichen Bereiche⸗ 
cungsanſpruch erfolgen, § 812. 

Hierher gehören 6 

a) die ſogen. abſtrakten Rechtsgeſchäfte, bei denen ſich das Leiſtungsgeſchäft von dem 
Grunde, auf dem es ruht, völlig losgelöſt hat; hierher gehört auch ein ſelbſtändiges Schuldver⸗ 
ſprechen, BGB 8 779. Über deren Begriff namentlich Klingmüller aaO. S. 35ff., Rümelin, 
Zur Lehre vom Schuldverſprechen uſw. (1905) S. 7. Es bleibt dinglich wirkſam, auch wenn das 
Grundgeſchaft von Anfang an fehlte oder nichtig war oder aus irgendwelchem Grunde ſpäter weg. 
fällt. Die Nichtigkeit kann u. a. auch auf $ 134 und $ 138 beruhen, und zwar auch ohne daß 
eine Geſetzesumgehung von den Parteien beabſichtigt war. Hierunter fällt z. B. der ſog. 
„Kaſtellanvertrag“ RG 39, 268; 67, 323. Da nun das Recht davon ausgeht, daß jeder Ver⸗ 
mögensverſchiebung ein ſie berechtigendes Verpflichtungsverhältnis zur Erreichung eines 
wirtſchaftlichen Zweckes zugrunde liegen muß, jo erſcheint eine ohne ſolche Verpflichtung vor ⸗ 
enen Verſchiebung vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus unbillig und daher wird zum 

usgleich der Bereicherungsanſpruch gegeben, NG 104, 108. Dieſes Verpflichtungsverhältnis 
braucht aber nicht notwendig auf einer obligatoriſchen Bindung zu beruhen. Nach Jung 
aaO. ſoll dieſer Fall der alleinige Grund für den Bereicherungsanſpruch ſein. Die „ſonſtige 
Weiſe“ nach $ 812 kann aber in anderem beſtehen, z. B. in der Verpflichtung, eine Vermögens, 
verſchiebung zu dulden, wie ſie 5 B. bei lauterem Wettbewerb ſtattfindet. Für § 817 kommt 
der Grund der Verſchiebung überhaupt nicht in Betracht. 

b) Ebenſo liegt es, wenn die dingliche Zuſtandsveränderung bei dem verſchobenen Ver⸗ 
mögensgegenſtand auf Vermiſchung, Verbindung lauch durch Einzug eines Bienenſchwarms), 
Verarbeitung beruht, $ 946ff., wobei es wiederum gleichgültig iſt, ob die Verſchiebung durch 
eine Leiſtung des Entreicherten oder auf andere Weiſe erfolgt iſt. Hier erfolgt die Ausgleichung 
ſchon nach § 951. Es liegt kein Rechtsgrund in objektivem Sinne vor. 

e) Wenn weiter jemand in gutem Glauben von einem nicht Verfügungsberechtigten 
einen Gegenſtand erwirbt, wird ebenfalls mit Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit der gutgläubige 
Erwerb geſchützt („Hand wahre Hand“), der wirtſchaftliche Ausgleich aber wie nach $ 812 durch 
den Bereicherungsanſpruch gegeben, $ 816. 

d) Iſt endlich bei einem Rechtsgeſchäft die Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges 
Vertragsinhalt, Klingmüller aaO. S. 31ff.; RG 66, 132; 132, 33 (bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen), fo iſt der Beſtand der obligatoriſchen Bindung von Erreichung dieſes Erfolges abhangig 
und entfällt, wenn er nicht eintritt, $ 815 (causa data causa non secuta). Es fehlt der Rechts⸗ 
grund in ſubjektivem Sinne. Daher erfordert auch hier die Billigkeit den Ausgleich durch den 
Bereicherungsanſpruch. 

3. Vermögensverſchiebung gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten, $ 817 (con. 
dictio ob turpem vel iniustam causam). Der hier gegebene Bereicherungsanſpruch iſt durchaus 
verſchieden von dem in $ 812ff. angeordneten. Es liegt ein Rechtsgrund ſowohl in objektivem 
wie in ſubjektivem Sinne vor. Der Anſpruch iſt gegeben, wenn der Zweck des Leiſtung in der Art 
beſtimmt iſt, daß der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten 
Sitten verſtößt. Das kann geſchehen, ohne daß zugleich das Grundgeſchaft ſelbſt nach $$ 134 und 
138 nichtig iſt, RG 60, 276; 78, 353; 88, 251; 89, 198; 96, 345, ein rechtlicher Grund für die Ver⸗ 
mögensverſchiebung alſo vorliegt und der Tatbeſtand des 8 812 nicht gegeben iſt. Wäre auch das 
Grundgeſchaft nichtig, wäre zwar der Bereicherungsanſpruch nach $ 812 begründet, die Anwendung 
des § 817 aber nicht ausgeſchloſſen. Das Vorliegen dieſes Tatbeſtandes braucht auch die Ver⸗ 
mögensverſchiebung nicht immer nach $$ 134, 138 nichtig zu machen, RG 63, 185; 68, 100. Wäre 
dies der Fall, läge eine Vermögensverſchiebung überhaupt nicht vor. Es iſt nun aus Billigkeits⸗ 
gründen ſelbſtverſtändlich, daß eine Vermögensverſchiebung der Art, wie ſie $ 817 Satz 1 an⸗ 
nimmt, nicht bei dem Empfänger belaſſen werden kann. Dies verſtoßt nur dann nicht gegen das 
Billigkeitsgefühl, wenn auch der Leiſtende, ebenſo wie der Empfänger, gegen eine geſetzliches 
Fr oder die guten Sitten verſtoßen hat, $ 817 Satz 2. Über Ausnahmen wieder hiervon 

bei 8 817. He IS 

4. Ba, des Bereicherungsanſpruches iſt eine Leiſtung des Bereicherten, nämlich 
dahin, den Unterſchied zwiſchen der Entreicherung des einen und der Bereicherung des anderen 
nach Maßgabe der Grundſätze unter 1 auszugleichen. Zweck des Bereicherungsanſpruchs 
iſt nicht, die rechtliche Nichtigteit eines Geſchäfts geltend zu machen, ſondern die Wirkung eines 
tatſächlich erfolgten Vermögensübergangs für die Zukunft zu beſeitigen, Klingmüller and. 
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S. 96, 100. Gegenſtand des Anſpruches auf Herausgabe i. S. von $ 812 ift alſo nicht das in fein 
Vermögen gelangte „Etwas“ körperlicher oder unlörperlicher Natur; auch nicht die „Bereicherung“, 
die überhaupt nur ein Maß- und Rechnungsbegriff ift, kein der Herausgabe fähiges Elwas; a. M. 
Planck Vorbem 3. Die Beſchränkung des Anſpruches in $ 818 Abſ 3 auf die Bereicherung will 
nicht den Gegenſtand als ſolchen, ſondern ſeine Vorausſetzungen kennzeichnen. Nur in dieſem 
Sinne kann man den Bereicherungsanſpruch ſchlechthin als Wertanſpruch bezeichnen und ihn 
nach feiner Höhe als wandelbar und ermittlungsbe dürftig hinſtellen, RG 114, 382; 118, 185; 
JW 1932, 17245. 

5. Die Durchführung des Ausgleiches in dem in $ 818 Abſ 3 angegebenen Maße nach feiner 
Art beſtimmt das Geſetz nicht erſchöpfend, läßt dafür vielmehr die beſtehenden anderweitigen 
geſetzlichen Vorſchriften, z. B. § 951, und das Bedürfnis des Einzelſalles maßgebend ſein. Es 
anerkennt aber folgende verſchiedene Wege zur Durchführung. 

a) In erſter Linie iſt der verſchobene Gegenſtand, der eine Vermehrung des Vermögens 
bewirkt hat, in Natur zurückzugeben. Er tft das „Etwas“, das $ 812 beſonders im Auge hat, 
und der Gegenſtand, den $ 818 Ab 2 meint. Aber die Herausgabe in Natur muß den Ausgleich 
erfüllen können, darf einerſeits nicht über die Beſeitigung der Bereicherung hinausgehen, RG 
54, 137; Schulz, Arch. f. ziv. Praxis 105 S. 476, und muß andererſeits dieſe voll wettmachen. 
Bewirkt die Herausgabe mehr als die Beſeitigung der Bereicherung, ſo braucht ſie nur Zug um 
Zug gegen Leiſtung des entſprechenden Wertunterſchiedes durch den Herausgabeberechtigten 
zu erfolgen; reicht ſie nicht aus, ſo iſt außerdem der Wertunterſchied durch eine entſprechende 
weitere Leiſtung des Herausgabepflichtigen (in der Regel in Geld) zu ergänzen. Zutreffend hierzu 
Weintraud, Die Saldotheorie (1931) S. 24. Unrichtig wäre es aber in dieſem Falle, 
die Herausgabepflicht in Natur überhaupt zu verneinen. Ebenſowenig entſteht ein 
Zurückbehaltungsrecht. Dieſe verſchiedenen Möglichkeiten ergeben ſich namentlich daraus, daß 
bei Feſtſtellung, ob eine Bereicherung vorliegt, allein der zur Zeit der Geltendmachung des An⸗ 
ſpruches vorhandene, nicht der zur Zeit der Hingabe vorhandene Wert des in Natur zurückzu⸗ 
gebenden Gegenſtandes in Betracht kommt. Unrichtig R JW 1934 Sp 145, wenn es jagt, 
die Saldotheorie komme erſt in Frage, wenn die beiderſeitigen Leiſtungen nicht in Natur zur 
rückgegeben werden könnten. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe des Gegenſtandes in Natur wird vom Geſetz in § 818 
Abf. 1 auf die tatſächlich gezogenen Nutzungen ausgedehnt, $ 100, und das, was der Empfänger 
auf Grund eines erlangten Rechtes erworben hat. Denn auch dieſer Vermögensgewinn tt 
nach Ausführungen unter 1 als Bereicherung auf Koſten des Entreicherten zu betrachten. 

b) Iſt die Herausgabe in Natur nicht mehr möglich, ſo hat der Empfänger das herauszu⸗ 
geben, was er als Erſatz dafür erlangt hat (Surrogationsprinzip). Dieſer rechtliche Grundſatz 
gilt allgemein, nicht nur bei $ 818 Abſ. 1, ſondern z. B. auch bei $ 718 Abſ. 2, 9 281 Abſ. 1 
und entſpricht der Billigkeit. 0 

e) Endlich iſt der Wert des Erlangten zu erſetzen, wenn feine Herausgabe nicht mehr möglich 
iſt und kein Erſatz dafür erlangt wurde. Das gilt auch für den Fall, daß das Erlangte Geld war, 
aber in den erlangten Geldſtücken nicht mehr vorhanden iſt, Stoll in JW 1927, 1810. 

d) Schwierigkeit bereitet die Durchführung des Ausgleiches bei der Behandlung der Gegen⸗ 
leiſtung für die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt oder nicht. Die Schwierig” 
keit beruht meiſt darauf, daß der Gegenſtand des Bereicherungsanſpruches nicht erkannt wird 
und die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt, nicht völlig getrennt gehalten wird von der, wie 
bei ihrer Bejahung die Ausgleichung erfolgt. Läßt man den Anſpruch auf Rückgabe des emp⸗ 
fangenen Leiſtungsgegenſtandes gehen, ſei es in Natur oder ſeinem Werte nach, ſo muß man 
notwendig zwei Anſprüche annehmen, die ſich gegenüberſtehen, den Anſpruch auf Leiſtung und 
den auf die Gegenleiſtung, und kann eine Verbindung zwiſchen beiden nur nach den Regeln der 
Aufrechnung oder Zurückbehaltung zulaſſen. Das iſt die Zweikondiktionentheorie, wie ſie 
namentlich auch von Oertmann, Komm S. 1040 und Dig 1915 Sp 1063; v. Tuhr, Allgem. 
Teil II 1 in Feſtſchrift f. Bekter; Schneider in Iherings Jahrb. 61, 179; Achilles⸗Greiff (1927 
zu $ 813; Preisler, Über die Anrechnung der Gegenleiſtung auf den Bereicherungsanſpruch (929) 
vertreten wird. Laßt man dagegen, wie hier, den Anſpruch auf Ausgleichung eines unbillig 
auf Koſten eines anderen durch Bereicherung des einen und Verminderung des anderen ent⸗ 
ſtandenen Vermögensunterſchied gehen, ſo liegt nur ein Anſpruch vor, nämlich der Ausgleich 
anſpruch, und dieſer richtet ſich notwendig allein gegen den, der bereichert iſt im Ver- 
hältnis zum Vermögensſtand vor der auf Koſten des anderen ſtattgefundenen Überführung des 
Erlangten in fein Vermögen. Ob dies der Fall iſt, ergibt ſich aber nur aus der Feſiſtellung eines 
Überſchuſſes, bei der Errechnung des Saldo im Vergleich der beiden Vermögenslagen vorher 
und nachher. Bei dieſer Feſtſtellung des Saldo ſind dann alle durch die Vermögensverſchiebung 
erwachſenen Vorteile und Nachteile, ſoweit ſie mit ihr in Zuſammenhang ſtehen, zu berückſichtigen 
und hierzu gehören notwendig auch die Gegenleiſtungen. Dieſe find dann nicht mehr Gegen 
ſtand eines ſelbſtändigen Herausgabeanſpruches, ſondern bloße Abzugs poſten für die Verech, 
nung des Saldo. Gemeinhin und regelmäßig auch vom RG wird ein urſächlicher Zuſammen 
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hang verlangt. Für die Berechnung der Bereicherung kommt es nur darauf an, daß dieſelbe 
Urſache, die zu einem rechtloſen Vermögenszuwachs beim Bereicherten geführt hat, auch zu einer 
Verminderung ſeines Vermögens, zum Unterbleiben des ſonſt eingetretenen Erwerbs von 
Nutzungen Anlaß gegeben hat, R 141, 310. Es iſt aber dabei mit Weintraud a. a. O. S. 66 ff. 
auf die wirtſchaftliche Einheit des ganzen Vorganges abzuſtellen. Was das Leben 
zuſammengefügt hat, darf der Juriſt nicht ſcheiden. Alle Aufwendungen, die in wirtſchaftlichem 
Zuſammenhang mit dem Empfang einer ungerechtfertigten Bereicherung ſtehen, müſſen an⸗ 
rechenbar fein. So auch NG 75, 361; 93 S. 32 u. 319; OLG Hamb SeuffA 76 Nr 21, 24. 
Geldunterſchlagung durch einen rechtsgeſchäftlichen Vertreter beſeitigt nach RG 5. 6. 33 V 266/32 
(RR 1933 Nr 1843), die durch Zahlung des Geldes zu Händen des Vertreters eingetretene 
Bereicherung des vertretenen Zahlungsempfängers bis auf den dieſem gegen den Vertreter ver⸗ 
bliebenen Erſatzanſpruch. So auch RG 65, 297. Immerhin kommt es hier auf den Einzelfall an. 
Die Unterſchlagung kann auch ein außer allem urſächlichen Zuſammenhang ſtehendes Ereignis ſein. 
Nach Vorgang des früheren Bearbeiters dieſer Erläuterungen, Mansfeld, ſpricht man hier von einer 
Saldotheorie. Sie wird u. a. vertreten von Dernburg, Enneccerus, Soergel, Staudinger, Ende⸗ 
mann, Planck, Pleſſen, Warneyer, Crome, v. Mayr, Stieve, Maenner, Ebbecke, Stiebe, Bolze, 
Schulz (Vergl. Anführungen bei Preisler), Weintraud. Es darf dabei aber nicht außer acht 
gelaſſen werden, daß der „Saldo“ und die „Bereicherung“ nicht Gegenſtand des Heraus- 
gabe anſpruches find, wie allgemein auch von den Anhängern der Saldotheorie behauptet 
wird, ſondern lediglich der Feſtſtellung dient, ob und in welchem Umfange über- 
haupt eine Bereicherung vorliegt, während dann die Durchführung des Aus- 
gleiches, der allein Gegenſtand des Anſpruchs ift, in der unter a—c dargelegten Weiſe zu erfolgen 
hat. Eingehend über die Saldotheorie neuerdings Weintraud, Die Saldotheorie (1931) in 
Studien z. Erläut. d. bürgerl. Rechts der insbeſondere die Rechtſprechung des RG behandelt. 
Das Reichsgericht vertritt überwiegend die Saldotheorie (vgl. RG 54, 141; 60, 291; 72, 65; 
86, 344; 94, 253; 105, 31; 129, 307; 139, 208; 140, 161; JW 1910, 28311; 1911, 5832“; 1915, 
9187; 1918, 1325; Warn 1918 Nr 24; 1921 Nr 43; Seuffa 76 Nr 26; Gruch 55, 963; Recht 1911 
Nr 3309; 1916 Nr 393, 1334; 1918 Nr 701; HRR 1933 Nr 1008, 811. Eine Ausnahme macht 
nur der VI. 38 JW 1930, 13 (= N 117, 112), ohne die Entſcheidung der Vereinigten Zivil⸗ 
ſenate anzurufen. Über die Saldotheorie des NG näheres bei Weintraud aaO. S. 48ff.). 
In der Literatur wird ihm von verſchiedenen Seiten der Vorwurf ungenügender Analyſierung 
des Tatbeſtandes gemacht. Habe bei einem nichtigen Kaufvertrage, ſo wird ausgeführt, der 
Käufer den Preis für die Sache gezahlt, ſo ſei nicht der Erwerb der Sache die Urſache der Zahlung, 
vielmehr ſei die Zahlung erfolgt, weil ſich der Käufer irrig für verpflichtet angeſehen habe. Sei, 
wie bei Geſchäftsunfähigkeit des Verkäufers, auch das Erfüllungsgeſchäft nichtig und habe der 
Käufer den Wert der Sache erſt durch Weiterberäußerung erlangt, jo ſei fie bis dahin der Vindika⸗ 
tion ausgeſetzt geweſen, wobei der Verkäufer nur inſoweit, als er durch den Preis noch bereichert 
fei, eine Einrede der Zurückbehaltung habe gewärtigen müſſen. Warum ſich ſeine Lage durch die 
Weiterveräußerung verſchlechtern ſolle, leuchte nicht ein (vgl. v. Tuhr Feſtgabe für Bekker 307, 
Allg. Teil II 1, 358, Schneider IheringsJahrb 61, 179, Dertmann Komm $ 818 A 3a a, DIE 
1915, 1063 ſowie in JW 1918, 132; 1919, 377). Dieſe Erwägungen konnen nicht gebilligt werden. 
Daß für die Vindikation etwas anderes gilt als für die Bereicherungsklage, hat nichts Befremd⸗ 
liches (vgl. Maenner Dig 1916, 282). Wird die Bereicherung durch jede Ausgabe und jeden 
Nachteil gemindert, der mit dem Erwerb in urſächlichem Zuſammenhange ſteht (vgl. ur unter 1), 
ſo liegt ein ſolcher Zuſammenhang auch bei der Gegenleiſtung vor. Es iſt nicht richtig, daß der 
Käufer im Fall eines nichtigen Kaufvertrags den Preis nur zu dem Zwecke zahle, um ſeine ver⸗ 
meintliche Verpflichtung zu erfüllen; er zahlt ihn zugleich, um der Sache teilhaftig zu werden 
oder um ſie, wenn er ſie ſchon empfing, zu behalten. Ohne die Ausſicht hierauf würde er die 
Zahlung nicht vornehmen. Übrigens beſchränkt ſich die Frage nicht auf das nichtige Kauſalgeſchäft, 
ſondern kommt, wenngleich ſeltener, auch beim gültigen vor, wo der Anſpruch jedes Teiles auf 
die Leiſtung von der Bewirkung der Gegenleiſtung rechtlich abhängt. Dahin gehören von den 
angeführten Entſcheidungen die Fälle der cond. ob causam datorum, wenn die auflöſende Be⸗ 

ingung des gegenſeitigen Vertrags eintritt (Warn 1921 Nr 43) oder fein Zweck ſich erledigt 
(SeuffA 76 Nr 26). Was aber die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts angeht, ſo wird dadurch 
an der Kauſalität nichts geändert. Gewiß erlangt derjenige, der eine Sache von einem unerkannt 
Geſchäftsunfähigen kauft und gegen Zahlung des Kaufpreiſes übergeben erhält, hierdurch nur 
den Beſitz, und ebenſo gewiß wird durch den Wert, den ihm die Weiterveräußerung einbringt, 
nicht der Beſitz, ſondern das Eigentum erſetzt (vgl. RG 98, 135). Beſtehen bleibt aber, daß nach 
der Abſicht der Vertragſchließenden ſchon die Zahlung des Kaufpreifes an den geſchäftsunfähigen 
Eigentümer dem Käufer den bezeichneten Wert verſchaffen follte. Das Geſetz verſagt dieſem 
Willen die rechtliche Anerkennung; die Tatſache, daß das Geld aufge opfert und dem Eigentümer 
geleiſtet wurde, um den Wert von ihm zu erlangen, muß es hinnehmen. Bilden ſomit für die hier 
zu entſcheidende Frage die beiden Kaufverträge ein einheitliches Geſchäft, ſo erledigen ſich die 
Angriffe, die in der Literatur gegen die Saldotheorie erhoben find (vgl. auch Enneccerus $ 441 
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A 1). Auf der andern Seite wird dieſe Theorie durch Gründe rechtspolitiſcher Natur ſtark unter⸗ 
ſtützt. Der praktiſche Unterſchied zwiſchen den beiden Auffaſſungen tritt hervor, wenn die Gegen⸗ 
leiſtung des Beklagten ganz oder zum Teil untergegangen oder minderwertig geworden iſt. Würde 
man die Zweikondiktionentheorie zugrunde legen, ſo wäre dies der Schaden des Beklagten, der 
nunmehr einen Gegenanſpruch nur noch inſoweit erheben könnte, als der Kläger bei Erlangung 
der Kenntnis von der Grundloſigkeit ſeines Erwerbs bereichert wäre ($ 819). Nach der Saldo⸗ 
theorie dagegen ſteht die Höhe des Abzugspoſtens durch den Wert der Gegenleiſtung im Zeit⸗ 
punkt ihrer Hingabe feſt und wird durch ihre weiteren Schickſale nicht berührt (unklar und wider⸗ 
ſpruchsvoll R 94, 253). Gerade dies entſpricht den Anforderungen der Billigkeit, die freilich 
bei der römiſchen condietio ohne Beachtung blieben, für den modernen Bereicherungsanſpruch 
aber ſchon vor dem BGB durch das Reichsgericht zur Geltung gebracht worden find (vgl. wegen 
des preußiſchen Rechtes RG 32, 319, wegen des gemeinen RG 44, 144). Da die Klage feine 
certa res (certa pecunia) und noch weniger den Schaden des Klägers ins Auge faßt, vielmehr 
einzig und allein die Bereicherung des Beklagten ausgekehrt wiſſen will, muß der Beklagte alles 
abziehen dürfen, was er durch das Geſchäft verloren hat, gleichgültig, ob dem Verluſt ein Gewinn 
des Klägers gegenüberſteht oder nicht. Namentlich bei Verträgen mit heimlich Geiſteskran⸗ 
ken, womit ſich ein großer Teil der Entſcheidungen beſchäftigt (vgl. RG 32, 319; 60, 284; 72, 61; 
86, 343; JW 1910, 28311; 1918, 1325; Gruch 55, 963), wäre ohne dieſen Satz der Geſchäftsgegner 
völlig ſchutzlos. Nun ſcheinen zwar in den Fällen der Anfechtung eines Vertrags wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung ebenſo dringende Gründe für die entgegengeſetzte Behandlungsweiſe zu 
ſprechen. In einer Reihe von Urteilen wird hervorgehoben, man habe es dem mit der Kondik⸗ 
tion belangten Betrüger zu überlaſſen, ſeine Rechte geltend zu machen, die er dann nur auf das 
richten könne, was von der Gegenleiſtung beim Kläger noch vorhanden oder (zu ergänzen iſt: 
nachdem der Kläger von der Anfechtungsmöglichkeit Kenntnis erlangt hatte, vgl. 88 142 Abi 2, 
819) durch deſſen Verſchulden verlorengegangen ſei (vgl. RG 49, 424; 59, 92; 94, 310; RG JW 
1910, 7995; 1919, 3774; Warn 1910 Nr 406; 1915 Nr 304; 1918 Nr 181). Obgleich dieſe Urteile 
nicht grundſätzlich von der Saldotheorie abweichen wollen, befolgen fie doch in Wahrheit die 
Zweikondiktionentheorie. Irgendeine Nötigung dazu liegt aber nicht vor. Das praktiſche Be⸗ 
dürfnis, dem fie dienen möchten, wird durch die Deliktsfrage befriedigt. Der Betrogene, der 
angefochten hat, iſt auf die Kondiktion nicht beſchränkt; nach $ 823 Abſ 2 verb. mit StB $ 263 
oder nach $ 826 kann er Schadenserſatz beanſpruchen, alſo 08 8 249) verlangen, fo geſtellt zu 
werden, wie wenn er den Vertrag nicht geſchloſſen hätte (vgl. § 123 A h unter a; Vorbem vor 
99,823 ff. A 4e). Alles, worum ihn der Abſchluß des Vertrags und deſſen Erfüllung geſchädigt 
haben, iſt ihm hiernach zu erſetzen, während er ſich die Gegenleiſtung nur ſoweit ſie ihm zugute 
gekommen iſt, anzurechnen braucht. Eine Klage, mit der ſolches gefordert wird, muß als Schadens ⸗ 
erſatzklage aufgefaßt werden, mag ſie ſich auch als Kondiktion bezeichnen. Wegen dieſes Schein. 
bedürfniſſes einen Zwieſpalt in das einheitliche Recht des Bereicherungsanſpruchs hineinzu⸗ 
tragen, iſt verfehlt. — In prozeſſualer Beziehung folgt aus der Saldotheorie, daß der 
Beklagte die Gegenleiſtung, auch wenn fie in Geld beſteht, der auf Geldzahlung gerichteten Klage 
noch in der Berufungsinſtanz entgegenſetzen kann. Handelte es ſich um Aufrechnung, ſo bedürfte 
er hierzu der Zuſtimmung des Klägers (3 PO $ 529 Abſ 3). Iſt ferner nur ein Teil des behaupteten 
Guthabens beanſprucht, ſo darf der Kläger den Beklagten wegen eines Gegenpoſtens auf den 
nicht eingeklagten Teil des Anſpruchs verweiſen (NG Recht 1918 Nr 701; bei Aufrechnung wäre 
ihm dies nach der herrſchenden Anſicht nicht erlaubt, vgl. R 66, 266; 80, 394). Daß ein Teil; 
urteil über den Empfang des Beklagten unzuläſſig iſt (RG 54, 142; RG Recht 1916 Nr 1334), 
ergibt ſich nach beiden Theorien aus ZPO $$ 301, 302. 5 

6. Der Bereicherungs anſpruch iſt ein ſelbſtändiger Anſpruch. Er iſt anderen Anſprüchen 
weder ſubſidiär, noch ſchließt er ſolche aus, NW 48, 139; ZW 1919, 715. Es liegt auch kein not 
wendig alternatives Verhältnis mit anderen in dem Sinne vor, daß entweder nur der Bereiche 
rungsanſpruch oder nur der andere Anſpruch geltend gemacht werden könnte, vielmehr iſt häufig 
auch die kumulative Geltendmachung zuläſſig. Nur gilt dann der Grundſatz des Concursus 
duarum causarum lucrativarum: die Erfüllung des einen Anſpruchs tilgt nach ihrem Umfang 
auch den andern. Dieſe Selbſtändigkeit des Anſpruchs gilt ſowohl dort, wo die Anspruch begrün 
denden Tatſachen die gleichen find, als dort, wo weitere Tatbeſtandsmerkmale hinzukommen, die 
einen beſonderen Anſpruch begründen. Es kann aber freilich dann das Verhältnis auch ein 05 
artige3 fein, daß nur der aus dieſem Tatbeſtand fließende Anſpruch gegeben ift und der Tatbeſtan 
für einen Bereicherungsanſpruch ausgeſchloſſen iſt. Die Mehrheit von Anſprüchen auf Aus- 
1 1 der Bereicherung und auf Leiſtungen andern Inhalts liegt beiſpielsweiſe in folgenden 

sällen vor. 

a) Der Anſpruch auf Herausgabe einer Sache, der dem Eigentümer zuſteht, 99 980 ff. 
Ergreift die Nichtigkeit eines Vertrags auch das dingliche Übereignungsgeſchäft, jo iſt der Be 
reicherungsanſpruch aus $ 812 ausgeſchloſſen, weil der Beſitzer das Eigentum nicht erlangt hat, 
dieſes nicht auf Koſten des Anſpruchsberechtigten in ſein Vermögen übergegangen iſt. Eine 
Herausgabe in Natur auf Grund von $ 812 kommt alſo nicht in Frage. A. M. R 129, 3li. 
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Schon bei den Römern wurde die res vindicatio in einem die condietio ausſchließenden Verhältnis 
zu ihr aufgefaßt. Auch die Herausgabe der Nutzungen regelt ſich nur nach 8 987, nicht nach 
$ 818 Abſ 1,06 JW 1912, 69018, ebenſo die Herausgabe des Erſatzes nur nach $ 281. Vgl. bierzu 
Dölle in Feſtg. f. RG Bd. III S. 22. Weiter werden durch $ 818 auch die Schadenserſaßzanſprüche 
nach $ 989 nicht ausgeſchloſſen, Behr in IR 1933 S. 242. Wenn aber die Nichtigkeit des Grund⸗ 
vertrags nicht das dingliche Übereignungsgeſchäft ergreift, ſo iſt das Eigentum übergegangen und 
für $ 812 auch neben dem Eigentumsanſpruch Raum, R JW 1928, 24372, RG 129, 311. 

b) Dagegen ſchließt der Anſpruch auf Herausgabe auf Grund des früheren Beſitzes nach 
$ 1006 die Bereicherungsklage nach $ 812 niemals aus, da der Beſitz in das Vermögen des Be⸗ 
rechtigten auf Koſten des früheren Beſitzers übergegangen iſt. Hier können alſo ebenfalls beide 
Anſprüche, ſowohl § 812 als § 1006, geltend gemacht werden. So auch Planck A5 Vorbem zu 
§ 812. RG 98, 131; 129, 311. 

c) Der Erfüllungsanſpruch aus einem Vertrag ſchließt den Bereicherungsanſpruch allerdings 
aus, RG 1908, 4034, vgl. RG in JW 1934, 6325; daher iſt auch ein Übergang von der einen 
Klage zur andern unzuläſſig, RG JW 1905, 20815, Aber die Anſprüche aus §8 346ff. bei Rück⸗ 
tritt von einem Vertrag bleiben neben den Bereicherungsanſprüchen beſtehen, insbeſondere 
bleibt auch für den Gegner das Recht aus § 348. 

d) Die Anſprüche aus der Geſchäftsführung nach $ 683 ſchließen die Anſprüche wegen 
Bereicherung nicht aus. Das Gegenteil iſt auch aus $ 684 nicht zu entnehmen, wo für den Fall, 
daß der Tatbeſtand des § 683 nicht vorliegt, der Bereicherungsanſpruch gegeben wird. Dieſe 
Zulaſſung hier bedeutet noch nicht notwendig den Ausſchluß dort, will nicht beſagen, daß nur 
im Falle des § 684 der Bereicherungsanſpruch zuläffig fein fol. So auch Planck aaO. A 5. 
Dagegen gibt es ſonſt neben einem Vertragsanſpruch keinen Bereicherungsanſpruch, RG in HAN 
1933 Nr 1577. 

e) Die Anſprüche auf Schadenserſatz aus $ 823 bleiben, wenn die Vorausſetzungen hierfür 
vorliegen, gleichfalls neben dem Bereicherungsanſpruch beſtehen. Nach RG 71, 358 ſoll der 
Übergang von dem einen zum andern Anſpruch keine Klagänderung bedeuten. Nur für den 
Schade nserſatzanſpruch gilt übrigens $ 255. Nach Planck A 4 zu $ 818 ſoll er auch für den Wert- 
erſatz hier entſprechend anwendbar ſein. 

f) In $ 964 iſt bei dem dort genannten geſetzlichen Eigentumserwerb ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch nicht aufgeführt. Er muß daher auch als ausgeſchloſſen angeſehen werden. A. M. Gerda 
Göppert in Gruchots Beitr 1932 S. 425. 

7. Auch in zahlreichen anderen geſetzlichen Vorſchriften werden anſpruchbegründende Tat⸗ 
beſtände für einen Ausgleich ſtattgefundener Vermögensverſchiebung angegeben. So a) in BGB 
$$ 323 Abſ 3; 325 Abſ 1; 327 Saß 2; 516 Abſ 2 Satz 3; 527 Abſ 1; 528 Abſ 1 Satz 1: 531 Abſ 2; 
543 Abſ 2; 628 Abſ 1 Satz 3; 682; 684 Satz 1; 852 Abſ 2; 951 Abſ 1 Satz 1; hier wird die Durch- 
führung des Ausgleichs in den Fällen der 98 946—950 beſonders geregelt; 977 Satz 1; 988; 993 
Say 1; 1301 Satz 1; 1399 Abſ 2; 1455; 1487; 1519; 1549; 1584 Abſ 1 Satz 2; 1973 Abſ 2 Satz 1; 
1982; 2021; 2196; 2287 Abſ 1; 2329 Abſ 1 Satz 1. en Jung, Die Bereicherungsanfprüche 
(1902) S. 121; Pleſſer, Die Grundlage der modernen Kondiktion (4904). f 

b) Ferner finden ſich in verſchiedenen Nebengeſetzen Vorſchriften über die Zulaſſung 
von Bereicherungsanſprüchen, zum Teil mit weſentlichen Abänderungen der Regelung nach BGB. 
So z. B. Verlagsrechtgeſ. vom 19. 6. 1901 837; Geſ. betr. Urheberrecht an Muſtern und Mo⸗ 
dellen vom 11. 1. 1876 f 14; Gef. betr. Urheberrecht an Schriftwerken vom 11. 6. 1870 $ 18; 
Wechſelordnung vom 21. 6. 33 Art. 89; Scheckgeſ. vom 14. 8. 33 Art. 58. — In BROS 717 
Abſ. 3 wird ein ſelbſtändiger Tatbeſtand aufgeſtellt, der die Erſtattungspflicht erſchöpfend regelt. 
Die Beſchränkungen des $ 813 gelten nicht, RG 139, 22. Wo in anderen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen eine Tatſache angeführt wird und dabei lediglich eine Bezugnahme auf die allgemeinen Be⸗ 
reicherungsvorſchriften erfolgt, was in der Regel durch die bloße Anordnung eines Bereicherungs⸗ 
anſpruches geſchieht, jo ſoll dies nur den Umfang der als feſtgeſtellt angenommenen Heraus⸗ 
gabe pflicht bedeuten, NG 81, 204. . r 

8. Ausgeſchloſſen iſt der Bereicherungsanſpruch allgemein, wenn er dazu dienen ſoll, einen 
Rechtsverluſt wettzumachen, der mit Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit vom Recht 
zum Untergang gebracht worden tft. Denn damit würde der Zweck dieſes Ausſchluſſes, 
nach gewiſſer Zeit Ruhe zu ſchaffen, vereitelt werden, Rc 70, 352; Warn 1920 Nr 151. Dies 
gilt für die Verjährung RG 128, 211; 135,347 (z. B. Verjährung des Wandlungsanſpruchs), 
a. M. RG 71, 358 bei Verjährung aus $ 852 Abſ 2, und für die Ausſchlußfriſten. Die Frage, 
ob es auch für die Erſitzung gilt, fit beſtritten. Die einen meinen, wenn der zur Erfigung führende 
Eigenbeſiz ohne Rechtsgrund erworben wurde, fei ein Bereicherungsanſpruch nach $ 8i2 auch 
nach der Erſitzung noch zuläſſig, $ 937 gebe keinen rechtlichen Grund i. S. von 9 812 ab. Oertmann, 

orbem zu $ 812 und Lg 1933 Sp 887. Andere halten dagegen den Rückforderungsanſpruch 

auch in dieſem Falle grundſätzlich für ausgeſchloſſen, weil nach dem Zwecke der Erſitzungsregelung 

der Eigentumserwerb ein endgültiger ſein ſoll und im Intereſſe der Rechtsſicherheit eine Be⸗ 

ruhigung aller Verhältniſſe eintreten müſſe. Das Rd 130, 69 vertritt den erſteren Standpunkt, 
35* 
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weil nicht anzunehmen ſei, daß der Erſitzungserwerb gegenüber dem Traditionserwerb bevorzugt 
werden wollte. Gegen dieſe erſtere Auffaſſung aber zutreffend Brodmann bei Planck Bd. Ill 
zu 9 937 A 3; Mügel in JW 1933, 1230; Haymann, JW 1931, 1030; Krückmann 23 1933 Sp 618. 
Über die ganze Frage eingehend Gutzeit, Erſitzung und Bereicherungshaftung (1928) und Gerda 
Göppert, Gruchots Beitr. 1932 S. 425, die jedoch dem RG zuſtimmt. 

Weiter kann auch Treu und Glauben im Verkehr dazu führen, eine Verwirkung eines 
entſtandenen Bereicherungsanſpruchs anzunehmen. Wenn die Vermögensverſchiebung von dem 
Entreicherten abſichtlich dazu ausgenutzt wird, um den Bereicherten zur Erwerbung von Nutzun⸗ 
gen nach § 818 Abſ 1 zu veranlaſſen, um dieſen Gewinn dann für ſich zu beanſpruchen, alſo um 
aus fremder Arbeit Gewinn zu ziehen, ſo bedeutet das dann keinen von der Billigkeit geforderten 
Ausgleich mehr. So richtig auch Roſenthals Kom. UWgeſ (1930) S. 121. Gegen Annahme einer 
Verwirkung RG 135, 376, aber für Einrede der gegenwärtigen Argliſt. 

9. Bereicherungsanſprüche im Gebiet des öffentlichen Rechtes (vgl. Laſſar, Erſtattungs⸗ 
anſpruch im Verwaltungs- und Finanzrecht 1921). a) Unberührt bleiben nach EG Art 104 die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rückforderung zu Unrecht erhobener öffent— 
licher Abgaben. Vorfrage iſt, ob der Schutz gegen übermäßige Abgabenbelaſtung durch Klage 
bei Gericht gewährt wird. Die heutige Geſetzgebung hat dieſe Aufgabe für die wichtigſten Fälle 
in andere Hände gelegt (NAD v. 13. 12. 19 8227, vgl. 88 127ff.; RG JW 1927 S. 13646, 
1515); auch bisher ſchon war häufig die Zuſtändigkeit vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichten angeordnet. Überall aber, wo der Rechtsweg durch geſetzliche Vorſchrift ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, kann er nicht dadurch doch wieder eröffnet werden, daß ſich der Rückfordernde auf 
ungerechtfertigte Bereicherung des Gegners beruft (vgl. RG 101, 132; 103 S. 59, 134 mit Nachw.; 
104, 408; 105 S. 35, 38; RG IW 1922, 15784; RG 19. 2. 26 VI 526/25). Anders wenn das 
Geſetz, wie nach älterem Recht vor allem bei den Stempelabgaben und der Erbſchaftsſteuer, den 
Rechtsweg zuläßt (vgl. RStempG v. 3. 7. 13 § 110, preuß. Stemp&t® v. 30. 6. 09 826, Erbſch⸗ 
StG v. 3. 6. 06 § 57). Zwar wurde von der Wiſſenſchaft auch früher ſchon die richtige Anſicht 
vertreten, daß der Anſpruch auf Erſtattung zu Unrecht gezahlter öffentlicher Abgaben, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Form des Schutzes, feinem Weſen nach ein öffentlich -rechtlicher Anſpruch iſt. 
Das war jedoch in der Rechtſprechung noch nicht allgemein durchgedrungen, und namentlich das 
Reichsgericht erblickte darin überwiegend eine cond. indebiti (vgl. beſonders RG 76, 275; 93, 272; 
anderſeits freilich RG 30, 174; 76, 121; JW 1912, 64721). Soweit nicht geſetzlich Abweichungen 
vorgeſchrieben waren — fo namentlich Ausſchlußfriſten ſtatt der Verjährungsfriſt, vgl. RG 67, 
270, ferner das vom RStempStc aaO. (nicht vom preuß. Stemp&t® und vom ErbſchStG) 
aufgeſtellte Erfordernis eines Vorbehalt? bei der Zahlung (vgl. dazu RG 79, 140) —, wandte 
es die 98 812ff. an. Daher z. B. die Erwägungen in R 56, 356 über das Eingreifen des $ 818 
Abſ 3 und die Perſon des Bereicherten bei Zahlung von Krankenkaſſenbeiträgen an die unrichtige 
Kaſſe. Doch ließ das Reichsgericht nicht außer acht, daß Abgaben, die zur allgemeinen Staats⸗ 
kaſſe fließen, dem Blicke entſchwinden, ſo daß das Schickſal der gezahlten Einzelbeträge nicht mehr 
feſtgeſtellt werden kann (RG 72, 153). Es gewährte deshalb nach ſolchen Zahlungen keinen An- 
ſpruch auf Herausgabe gezogener Zinſen (8818 Abſ 1), ſondern billigte gemäß Abſ 4 des $ 818 
in der Regel nur Prozeßzinſen zu (vgl. RG 54, 27; 72, 152; 93, 272; RG Recht 1911 Nr 2326). 
Vor der Rechtshängigkeit ſollte die Zinspflicht nach & 819 Abj 1 mit der Kenntnis von der Grund⸗ 
loſigkeit des Habens entſtehen, z. B. bel der Erbſchaftsſteuer mit dem Zeitpunkt, in welchem dem 
Erbſchaftsſteueramt die Rechtskraft eines Urteils unter den Parteien über die Hinfälligkeit der 
beſteuerten Zuwendung bekannt wurde (RG JW 1915, 11985). Wo aber ein ſpäteres Geſetz die 
auf Grund eines früheren geleiſtete Zahlung mit rückwirkender Kraft für Zahlung einer Nicht⸗ 
ſchuld erklärte, wie dies durch RZuwachs StG v. 14. 2. 11 8 68 geſchah, wurde weder § 818 Ab] 4 
noch 9819 Abſ 1 für maßgebend erachtet, vielmehr ſollte hier der Eintritt des Verzugs den 
Zinſenlauf beſtimmen (RG Recht 1913 Nr 2866). b) Anſpruch des Fiskus auf Rückerſtat⸗ 
tung zu Unrecht gezahlter Gehaltszulagen oder ſonſtiger Gebührniſſe. Nach NR 
83, 161 finden die $$ 812ff. „unmittelbare oder doch, ſofern der Anſpruch, weil dem öffentlich“ 
rechtlichen Beamtenverhältnis entſpringend, als ein öffentlich-rechtlicher anzuſehen fein ſollte, 
entſprechende Anwendung“. Die Folgerung ift, daß der Erſtattungsanſpruch, ſofern nicht etwas 
anderes vorgeſchrieben ift, mit dem Wegfall der Bereicherung nach 9 818 Abſ. 3 erliſcht (vgl. 
NG 83, 159; 85, 196; 90, 316; ZW 1911, 32315; RG 19. 3. 12 III 369/11; auch NG 62, 248). 
RG IB 1934, 55%. Eine ſtillſchweigende Vorſchrift, daß der Wegfall der Bereicherung un“ 
erheblich fein ſoll, nehmen RG 81, 340; Warn 1916 Nr 286; RG 1. 7. 13 III 124/13 dann an, 
wenn bei einem im allgemeinen unpfändbaren und der Aufrechnung entzogenen Anſpruch auf 
Zahlung von Geldern, die erfahrungsmäßig alsbald verbraucht werden, beſtimmt wird, da 
grundlos geleiftete frühere Raten gegen eine geſchuldete ſpätere aufgerechnet werden dürfen 
(ogl. MannſchVerſorgch v. 31. 5. 06 $ 40 und NVerſich O v. 19. 7. 11 § 622). — Nicht 
hierher gehört e) der Anſpruch, womit der Staat ſowie die Verbände und Anſtalten, 
die nach öffentlichem Recht zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, gemäß den durch 
Art 103 EG aufrechterhaltenen Landesgeſetzen Erſtattung von dem Unterſtützten fordern. 
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Es handelt ſich dabei nicht um den Fall der cond. indebiti, wenn der Unterhalt in der irrigen 
Annahme der Hilfsbedürftigkeit gewährt wurde (RG 72, 336); vielmehr iſt an einen ſpäteren 
Vermögenserwerb des Unterſtützten und an Vorſchriften gedacht, kraft deren die Unterſtützung 
nur vorſchußweiſe geleiſtet wird (RG 75, 84; 76, 70), ebenſo im Falle des RG 106, 384. 


$ 812 


Wer durch die Leiſtung eines andern oder in ſonſtiger Weiſe auf deſſen 
Koſten: ) etwas ohne rechtlichen Grund e) erlangt, iſt ihm zur Herausgabe 
verpflichtet“). Dieſe Verpflichtung beſteht auch dann, wenn der rechtliche 
Grund ſpäter wegfällt ) oder der mit einer Leiſtung nach dem Inhalte des 
Nechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt o). 

10) Als Leiſtung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Be- 
ſtehens oder des Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes 110). 

Err 787 Abs 1, 3, 742, 745 Abſ 1, 748, 200 Ubf 4, 984 Abſ 1, 2 IT 707; M 2 820—835, 842, 848, 846, 
851—854, 115, 116, 693, 604; P 2 682603, 696 —699, 708; 6 190. 

1. Wer etwas erlangt. Die allgemeine Faſſung wird durch die Titelüberſchrift und durch 
$ 818 näher dahin beſtimmt, daß eine Bereicherung vorliegen muß; dazu genügt aber jeder 
Vermögens vorteil: a) In erſter Linie handelt es ſich um den Erwerb von Rechten und die 
Befreiung von Pflichten. Die Erlangung von Eigentum, dinglichen Rechten, Forderungen, 
die Freiſtellung von einer Schuld, die Beſeitigung von Pfandrechten, Dienſtbarkeiten oder Eigen- 
tumsbeſchränkungen find die Hauptfälle. Auch Anwartſchaftsrechte kommen in Betracht; 
3. B. kann Jemand durch den Verzicht eines andern auf eine Wirtſchaftskonzeſſion in der eigenen 
Vermögenslage gefördert werden (RG Gruch 51, 972); ebenſo durch die Erlangung eines Vor⸗ 
rechts, penn etwa ein zurücktretender Hypothekengläubiger ihm den Vorrang einräumt (RG 61, 
42; JW 05, 43424; NG Recht 1917 Nr 604). Befreiung von einer Schuld führt zur Kondiktion 
bei grundloſem Erlaß der Schuld durch den Gläubiger (RG ZW 1911, 48811) oder wenn ein Dritter 
in der irrigen Meinung, dem Schuldner hierzu verpflichtet zu ſein, die Schuld gezahlt hat (vgl. 
3 813 A 6 unter a); dazu kommt in gewiſſen Fällen einer ſog. unechten Geſamtſchuld die Zahlung 
durch denjenigen Schuldner, dem ſie im inneren Verhältnis nicht zur Laſt fällt, z. B. durch den 
Unterhaltsverpflichteten in den Fällen des $ 843 (MG JW 09, 1375; 1910, 3835; 1920, 639°; 
Warn 09 Nr 86; vgl. dazu aber RG 92, 402 mit Nachw.) oder durch den Baulaftpflichtigen in RG. 
82, 215; JW 1915, 3253. Der Verzicht auf ein Pfandrecht bewirkt einen bei Grundloſigkeit der 
Zuwendung kondizierbaren Vermögensvorteil für den Verpfänder und damit eine Bereicherung 
im Sinne des § 818 (nch JW 1912, 4595), wenn auch nicht im Sinne des $ 516 (vgl. dort A 4); 
entſprechend verhält es ſich auf ſeiten des Gläubigers mit der Pfandbeſtellung oder Bürgſchafts⸗ 
übernahme. Wegen der abſtrakten Verſprechen vgl. A 10, wegen des vertragsmäßigen Aner- 
kenntniſſes des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Schuld A 11. Einen Vermögensvorteil 
bedeutet aber auch b) die Erlangung vorteilhafter Rechtsſtellungen, z. B. des Rechts⸗ 
ſcheins, den eine unrichtige Legitimation durch Eintragung im Grundbuch, bloßes Bucheigentum 
Ac 119, 336; nch in 23 1924 Sp. 292; DJ 1924, 825; Recht 1924 Nr 818, RG JW. 1931, 
2723°° oder Staatsſchuldbuch oder durch Erbſchein verleiht (RG 51, 422; JW 1917, 342), die 
Auflaſſungserklärung ſchon vor Eintrag ins Grundbuch (RG 108, 329). Auch der Beſitz, mag 
man ihn auch nicht als Recht gelten laſſen, iſt ein ſolcher Vorteil (NG Recht 1918 Nr 230); Beiſpiele 
fur die cond. possessionis: Rückforderung von Sachen, die der geſchäftsunfähige Kläger aus der 
Hand gab, damit ſie der Empfänger in beſtimmter Weiſe verwendete (RG 98, 131); Rückforderung 
von Depotſcheinen, die der Beklagte auf Grund eines nichtigen Vertrags als Sicherheit empfing 
( 14, 32). c) Der Vorteil, der im Gebrauch oder Verbrauch fremder Sachen oder 
Arbeitskräfte liegt, enthält eine Bereicherung, wenn dem Benutzer dadurch eine Aufwendung 
erſpart wird. Das trifft ſchon dann zu, wenn dieſer bei ordnungsmäßigem Vorgehen für die Be⸗ 
nutzung eine Entſchädigung hätte zahlen muſſen; er kann nicht einwenden, daß er ſich, falls ihm 
die Benutzung verweigert wäre, anderweit beholfen haben würde (RG 97, 310; SeuffA 73 Nr 51). 
Daher berpflichtet vertragsloſes Bewohnen fremder Räume auch außerhalb der Grenzen des 
$ 557 zur Zahlung einer Vergütung in Höhe des erſparten Mietzinſes, ohne daß es darauf ankäme, 
ob der Eigentümer die Räume anderweit hätte vermieten können (OG 13, 388; 36, 58 Anm.; 
a. M. Rh JW 03 Beil 1012 RG Lg 1917, 921). So auch RG HRR 1933 Nr 1311. Grundloſe 
Bereicherung iſt d) die Nichtentſtehung einer Verpflichtung oder Laſt, die Verhin⸗ 
derung eines Verluſtes, die ohne Dazwiſchentreten einer innerlich unberechtigten Hinderung 
entſtanden wäre, z. B. Erſparung von Ausgaben, Erhaltung einer Sache. So wenn ein Genoſſe 
zu Unrecht in der Liſte gelöſcht und hinterher Konkurs über die Genoſſenſchaft eröffnet wird; 
nach Gench 58 70 Abs 2, 105 Abſ 1 wird dadurch die Entſtehung feiner vor dieſem Konkurſe (ogl. 
Re 85, 209; 99, 139) nicht vorhandenen Nachſchußpflicht verhindert. e) Beſtritten ift im Im⸗ 
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materialgüterrecht und Perſönlichkeitsrecht, ob eine Bereicherung möglich ſei. Dies iſt 
durchaus zu bejahen, namentlich auch für das Wettbewerbsrecht. Vgl. Anm. 2. 

2. Auf deſſen Koſten. Dem Gewinn auf der einen Seite muß ein Verluſt auf der andern 
gegenüberſtehen. a) Seinem Weſen nach iſt der Verluſt Vermögensverluſt. Die 
II. Kommiſſion wählte aber die Worte „auf deſſen Koſten“ ſtatt „aus deſſen Vermögen“, um aus⸗ 
zudrücken, „daß das Objekt der Bereicherung, ohne bereits in das Vermögen des Kondiktions⸗ 
berechtigten übergegangen zu ſein, ſeinen Vermögensſtand nur zu berühren brauche“ (Prot 2, 685). 
In der Tat iſt nicht erforderlich, daß, was der eine erlangt, ſchon der vollen rechtlichen Herrſchaft 
des andern unterworfen war. Ein Anſpruch des Benachteiligten auf den erlangten Gegenſtand 
genügt. RG 119, 335. Hat der Verkäufer eines Grundſtücks die Auflaſſung auf Anweisung des 
Käufers an einen Dritten vorgenommen, dem der Käufer eine Schenkung machen wollte, ſo iſt 
bei Nichtigkeit der Schenkung der Dritte auf Koſten des Käufers bereichert (vgl. A 4 unter 2 b). 
Es genügt aber auch, wenn dem Benachteiligten nur eine rechtliche Anwartſchaft oder eine 
tatſächlich ſichere Erwerbsaufſicht zuſtand (RG 51, 422; 112, 268; RG 29. 11. 22 V 232/22). 
In dieſer Hinſicht verhält es ſich ebenſo wie nach $ 252 im Schadenserſatzrecht; auf Koſten eines 
andern iſt auch der Gewinn erlangt, der ihm entgeht. Daher liegt zwar keine Schenkung (§ 517), 
wohl aber Bereicherung vor, wenn jemand zum Vorteil eines andern auf ein angefallenes, noch 
nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtnis ausſchlägt. 
Aber wenn ein Verkäufer die nicht in Rechnung geſtellte Umſatzſteuer nicht zu zahlen braucht, 
bildet das keine Bereicherung auf Koſten des Käufers (RG 109, 94). b) Der Verluſt des 
Klägers braucht ſich mit dem Gewinn des Beklagten gegenſtändlich nicht zu 
decken. Die Fälle, in denen dies nicht zutrifft, ſind überaus häufig; vgl. z. B. die Bereicherung 
des Schuldners durch Zahlung der Schuld, die Bereicherung des Benutzers einer fremden Sache 
durch Erſparung von Aufwendungen, die Bereicherung deſſen, der über einen fremden Gegenſtand 
wirkſam verfügt, durch den Erwerb des Entgelts. c) Nicht notwendig ift auch, daß der Verluſt 
des Klägers, wenn er ſich gegenſtändlich mit dem Gewinne des Beklagten deckt, dem Umfang 
nach mit ihm zuſammenfällt. Der Gewinn kann kleiner, er kann auch größer fein als 
der Verluſt. Auch dieſer Gedanke wurde in der II. Kommiſſion zur Empfehlung der Faſſung 
„auf Koſten“ geltend gemacht (vgl. Prot 2, 685). Als Beiſpiele, in denen der Beklagte mehr ge- 
winnt, als der Kläger verliert, wurden genannt der Erwerb des juriſtiſchen Beſitzes, wenn der 
andere nur bie Inhabung hatte, der Erwerb des Eigentums durch Erſitzung oder nach $$ 892, 932, 
während er Nichteigentümer war. Vor allem aber gehören hierhin die Fälle, in denen 
jemand unerlaubt aus einem fremden Gegenſtand Gewinn zieht. Die geſetzliche 
Regelung dieſer Materie in 98 292, 987, 990 Abſ 1, 687 Abſ 2 iſt unvollſtändig und muß durch den 
Bereicherungsanſpruch ergänzt werden. Der unbefugte Vermieter fremder Sachen 
hat dem Eigentümer die Mietzinfen zu erſtatten, gleichgültig ob dieſer zur Vermietung imſtande 
geweſen wäre; er ſchuldet fie, weil er auf Koſten des Eigentümers, deſſen Sachen abgenutzt wurden, 
rechtlos bereichert ift (anders RG 105, 408, das eine Erſtattungspflicht nur demjenigen Vermieter 
auferlegt, der ein Pfandrecht an den Sachen hat, und fie hier durch ein arg. a fortiori aus den 
Beſtimmungen der 88 1213, 1214 über das Nutzpfandrecht herleiten will. Aber wenn ein Nutz⸗ 
pfandrecht beſtellt iſt, folgt die Verpflichtung, die gezogenen Nutzungen dem Verpfänder irgendwie 
zu erſtatten, aus dem Inhalt des Vertrages; nur über die Art der Erſtattung gibt $ 1214 Abſ 2 
eine Dispoſitivvorſchrift. Daraus läßt ſich nichts für den Fall entnehmen, wenn kein Nutzungs⸗ 
recht und keine Erſtattungspflicht vereinbart find). Ein weiteres Beiſpiel liefert das Erfinder” 
und Urheberrecht. Wer ein fremdes Patent oder Gebrauchsmuſter verletzt, haftet dem Ber 
rechtigten auf Herausgabe des Gewinns, auch wenn der Berechtigte ſelber mit ſeinen Einrichtungen 
und Mitteln den Gewinn nur zum Teil hätte erzielen können (RG 43, 59; 50, 114; 84, 377; 95, 
220), und das gleiche gilt bei Verletzung des literariſchen oder künſtleriſchen Urheber 
rechts (RG 35, 70). Der Geſichtspunkt der unechten Geſchäftsführung ($ 687 Abſ 2) deckt nicht 
den Fall der Fahrläſſigkeit und kann deshalb zur Begründung nicht herangezogen werden. Aber 
auch die Schadenserſatzkonſtruktion, die das Reichsgericht vertritt, genügt nicht, da fie dem $ 249 
widerſpricht. Der zum Erſatz verpflichtende Umſtand befteht immer nur in dem geſetzlich verbotenen 
Eingriff in das fremde Recht, nicht auch, wie RG 35, 70 meint, in der Aneignung des Gewinns, 
Dagegen wird der Satz erklärt, wenn man annimmt, daß die Rechtsverletzung außer dem Schaben. 
erſatzanſpruch einen Bereicherungsanſpruch erzeugt, und daß für dieſen zwar ein Schaden de 
einen Partei, nicht aber ein dem Gewinn der andern gleichkommender Schaden weſentlich iſt. 
Immerhin iſt hier eine gewiſſe Einſchränkung geboten. Wenn beſonders große Nutzung 
nur durch beſondere Tüchtigkeit und Arbeit gezogen worden find, braucht dieſes Übermaß nicht 
bei Bemeſſung der Bereicherung als ſolche in Anſatz gebracht zu werden. Denn es iſt nicht ae 
Koſten“ des Verletzten erlangt. Das läßt ſich nur von den regelmäßig zu erzielenden Nutzung 2 
ſagen. Wenn der Berechtigte aus dem immateriellen Genußgut überhaupt keinen rn 
gezogen haben würde, er etwa aus irgendwelchen Gründen nicht imſtande geweſen wäre, ae 
findung zu verwerten, jo bildet die Verwertung dieſes Genußguts durch einen Dritten auch 1 ho 
Bereicherung auf feine Koſten. Es liegt keine Vermögensverſchiebung vor, keine Vermögens be 
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änderung, da für ihn eine berechtigte Ausſicht auf Gewinnerzielung nicht beſtand, RG 20. 2. 22 
3 VI 457/22. Dagegen iſt hier ein Herausgabeanſpruch nach 8687 Abſ 2 gegeben; dieſer Unterſchied 
wird nicht immer genügend beachtet, RG 105, 409; Kiſch LZ 1927, 667. Bei den gewerblichen 
Immaterialgüterrechten freilich ſträubt ſich das Reichsgericht mit der überwiegenden Mehr⸗ 
heit der Rechtslehrer gegen die Anerkennung des Bereicherungsanſpruchs, weil eine Haftung aus 
unverſchuldeten Eingriffen arg. Patch § 35, GebrMuſtch § 9, WarenzeichenGeſ., vom Geſetze 
nicht gewollt ſei. So für das Patentrecht (RG 15, 132; 35, 70; 43, 59; 62, 320; 108, 6; 113, 
424; JW 1914, 406°; HRR 1930 Nr 320; RG 6. 11. 29 8 1 152/29). Für Urheberrecht RG 
121, 261; für das Gebrauchsmuſterrecht RG JW 1908, 44812; das Warenzeichenrecht 
RG 108, 6, Hagens Komm. zu § 14 A 16. Dagegen läßt man den Bereicherungsanſpruch zu bei 
Benutzung von Namen und Firmen. Die Ablehnung iſt indes nirgends gerechtfertigt. 
Nebenzahl, das Erfordernis der unmittelb. Vermögensverſchiebung i. d. Lehre von der unger. Ber. 
(1930) S. 88. Den Bereicherungsanſpruch auf die Zeit ſeiner Rechtshängigkeit überhaupt zu 
beſchränken, wie Pinzger, GewRechtſch. 1927 S. 269 empfiehlt, liegt kein Grund vor. Wenn 
man ſich auf den gegenteiligen Standpunkt ſtellt, folgte daraus doch nur, daß hier auch die Be⸗ 
reicherungshaftung, ebenſo wie die Schadenserſatzpflicht, Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit des 
Täters vorausſetzt. Es iſt das dann eine Abweichung von dem gewöhnlichen Recht der 
Kondiktion, die ſich aus dem Zweck jener Vorſchriften, die Bewegungsfreiheit der Induſtrie zu 
ſchützen, ergeben könnte aber nicht zur Verneinung der Natur des Anſpruchs als Bereicherungs⸗ 
anſpruchs überhaupt nötigt (vgl. auch RG 43, 60; RG JW 1914, 406°; Warn 08 Nr 658). Ein⸗ 
griffe in das Schrift- und Kunſtwerkrecht verpflichten zur Herausgabe der Bereicherung 
auch ohne Verſchulden (RG 90, 137). Für Nachdruck Geſetz v. 11. 6. 75, RG 12, 105. Die Meinung 
des Reichsgerichts rechtfertigt es mit der Begründung, daß das Patent⸗ und Warenzeichengeſetz 
den Kreis der Vergittungsanſprüche hat abſchließend regeln wollen (RG 62, 311; 70, 75). Das 
iſt aber eine willkürliche Annahme und fteht im Widerſpruch zu der ſonſt zugelaſſenen Ergänzung 
durch das BGB (RG 45, 173). Vgl. auch Pinzger, GewRuuR 1927, 88 269 ff. Bei der Ver⸗ 
letzung des Urheberrechts hat der Verletzer diejenigen Beträge geſpart, die er an den Urheber 
für das Vervielfältigungsrecht, Aufführungsrecht uſw. hätte zahlen müſſen, iſt alſo um dieſen er⸗ 
ſparten Betrag bereichert, KG in GewgRechtſch 1928, 124 (unerlaubte Aufführung eines Revue⸗ 
stücks). Bei Patentverletzungen und andern iſt die Höhe der Bereicherung nicht immer nach 
der entgangenen Lizenzgebühr zu berechnen, Kiſch, LZ 1927 Sp. 668. Außerdem muß be⸗ 
wieſen werden, daß ein ſolcher Lizenzvertrag geſchloſſen worden wäre, Erlanger Arch. f. Urh., 
Film⸗ u. Theaterrecht 1930, 509. Auch bei unlauterem Wettbewerb iſt ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegeben. Durch Ausübung der Erwerbstätigkeit wird eine der Gewinnerzielung günſtige 
Lage geſchaffen, die bereits ein Beſtandteil des gegenwärtigen Vermögens des Erwerbers ift 
und deren Wert ſich nach den Gewinnausſichten, die fie bietet, bemißt, RG 28, 248. Wird dieſe 
günſtige Lage durch unlauteren Wettbewerb verſchlechtert, fo wird in gleichem Maße die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Wettbewerbers verbeſſert, er wird ſonach unmittelbar auf Koſten des Wett⸗ 
bewerbers bereichert. Dies geſchieht auch ohne rechtlichen Grund, denn nur der lautere Wett⸗ 
bewerb bildet einen rechtlichen Grund für die Vermögensverſchiebung. Da die rechtliche Lage 
nicht in Natur wiederhergeſtellt werden kann, geht der Bereicherungsanſpruch nach $ 818 Ab] 2 
auf Werterſatz. So Lobe, Bekämpfung des UW Bd.] S. 359 ff. Zuſtimmend Callmann, Kom. 
des UWgeſ. (1929) S. 85 u. die dort angeführten Autoren. Abweichend Kohler, Patente S. 558, 
Sad, Patentgeſ S. 516 u. a. 2 8 3 
3. Da die Bereicherung des einen auf Koſten des andern gefchehen ſein muß, wird ein urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang zwiſchen Gewinn und Verluſt verlangt. Und zwar muß nach der Auf⸗ 
faſſung des NG und der überwiegenden Meinung des Schriftkums (hierüber Nebenzahl, das Er⸗ 
fordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung uſw. (1930) der Zuſammenhang ein direkter 
ſein, es muß eine Vermögensverſchiebung unmittelbar zwiſchen den Parteien ftatt- 
gefunden haben. Nicht als ob durch die Verſchiebung nicht auch das Vermögen Dritter berührt 
ſein dürfte, wohl aber muß ein einheitlicher Vorgang auf der einen Seite den Gewinn, auf 
der andern den Verluſt bewirkt haben (vgl. Gierke D. Privatrecht 3, 1004 f.). Daß das Geſetz 
auf dieſem Standpunkt ſtehe, wird entnommen aus dem Wortlaut und aus den als Ausnahmen 
gedachten Beſtimmungen des § 816 Abſ 1 Satz 2 und des $ 822 (vgl. RG 66, 80; 73, 173; 92, 83; 
94, 192; 99, 166; N JW 1905, 801°, 1908, 432° SeuffA 63, 15; 24. 9. 25 1V 183/25. Wegen 
der Regelung der Parteirollen bei der indirekten Vermögenszuwendung vgl. A 4 unter 2. Habe 
ferner der Kläger auf Grund eines mit einer Zwiſchenperſon geſchloſſenen 
gültigen Vertrags an dieſe geleiſtet und ſei der Gegenſtand erſt durch die Zu⸗ 
wendung der Zwiſchenperſon an den Beklagten gelangt, ſo könne der Beklagte, 
falls er überhaupt ohne Rechtsgrund bereichert iſt, doch niemals auf Koſten des Klägers 
bereichert ſein. Nicht ins Gewicht falle, ob die Zwiſchenperſon vermögenslos iſt und ob ſie den 
Gegenſtand dem Beklagten unentgeltlich zugewandt hat. Die Erfüllung der zu Recht beſtehenden 
Verbindlichkeit des Klägers habe, da ſich Leiſtung und Schuldbefreiung die Waage halten, 
keine Minderung feines Vermögens zur Folge; $ 822 aber laſſe nur die Erſtreckung eines ſchon 
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gegen den Erſtempfänger begründeten Bereicherungsanſpruchs zu und geſtattet keine Inanſpruch⸗ 
nahme eines Zweiten, wenn der Erſte auf Grund gültiger Kauſa empfing. Vgl. z. B. R JW 
03 Beil 244; 08, 4325, RG Recht 08 Nr 1962. Die Rechtslage werde auch dadurch keine andere, 
daß die Zwiſchenperſon, ohne im Namen des Beklagten zu handeln, deſſen Erwerb bewußt ver⸗ 
mittelt, mit andern Worten indirekter Stellvertreter iſt. Die Tatbeſtände der gemeinrechtlichen 
actio de in rem verso und der preußiſchrechtlichen Verwendungsklage decken ſich nicht mit § 812; 
vgl. RO ZW 05, 801°; 08, 432%; Gruch 51, 967; OLG 2, 505; anders Recht 1912 Nr 1779 (Klage 
eines Bauunternehmers, der auf Beſtellung des Ehemanns Steine in das Haus der Frau einge⸗ 
baut hatte, das er für Eigentum des Mannes hielt; hier hätte die Frau nur verurteilt werden dürfen, 
wenn der Vertrag mit dem Manne wirkſam angefochten wäre). Ja ſelbſt wenn die Vermittler⸗ 
tätigkeit der Zwiſchenperſon dem Kläger gefliſſentlich verheimlicht würde und der Dritte an dem 
Geſchäfte wirtſchafklich allein intereſſiert war, rechtfertige es dieſer Umſtand nicht, daß der Kläger 
neben oder ſtatt der Vertragsklage gegen den Strohmann einen Bereicherungsanſpruch gegen den 
Hintermann erhebt, vgl. RGS 24. 11. 10 II 239/10 (A war Geſchäftsinhaber, aber völlig abhängig 
vom Beklagten, der die für das Geſchäft zu beziehenden Waren beſtimmte, bezahlte und ſicherungs⸗ 
halber zu Eigentum erwarb; Klage eines Lieferanten des A abgewieſen). Auch ſonſt dürfe es 
keine Mehrheit von Vorgängen oder Umſtänden ſein, woraus Vorteil und 
Nachteil erwachſen ſind. Der Erſteher eines Grundſtücks oder Schiffes ſchuldet einem Dritten, 
der vor der Zwangsverſteigerung notwendige oder nützliche Verwendungen darauf gemacht hat, 
keinen Erſatz (RG 97, 65; vgl. auch OLG 19, 179). Der Nachhypothekar, der infolge irrtümlicher 
Löſchung der vorgehenden, vom Grundſtückseigentümer bezahlten Hypothek aufrückt, iſt zwar 
ohne Rechtsgrund bereichert (vgl. A 6 unter 2 b), aber nur auf Koſten des Eigentümers, nicht auf 
Koſten deſſen, der dieſem gegen das Verſprechen der Abtretung der Vorhypothek das zur Aus⸗ 
zahlung nötige Geld geliehen hat (RG 73, 173). Der bei der Liquidation einer Geſellſchaft m. b. H. 
oder eines Vereins nicht berückſichtigte Gläubiger hat keinen Anſpruch gegen den Anfallberechtigten, 
dem der Überſchuß ausgeſchüttet wurde, denn der Anfallberechtigte iſt auf Koſten der Geſellſchaft 
oder des Vereins etch die nur ſcheinbar zu beſtehen aufgehört haben (RG 92, 82). Wer die 
Mittel zur Hinterlegung hergegeben hat, kann darum nicht von der Hinterlegungsſtelle die Rück⸗ 
zahlung fordern, wenn ein Dritter im eigenen Namen hinterlegte (RG Warn 1921 Nr 91). Was 
ein Verkäufer dem Spediteur an Verſendungskoſten zuviel gezahlt hat, kann nur er ſelbſt kondi⸗ 
zieren, nicht der Käufer, mag letzterer auch die vollen Unkoſten dem Verkäufer erſtattet haben, 
ſo daß ihm der Unterſchied gutgebracht werden muß (RG 23 1913, 21822). In einem Falle unter 
der Herrſchaft des Krankenverſicherungsgeſetzes waren Gemeindebeamte irrtümlich als verſiche⸗ 
rungspflichtig behandelt worden; die Gemeinde als Arbeitgeberin hatte die auf die Beamten ent⸗ 
fallenden Beiträge an die Krankenkaſſe gezahlt und ihnen am Dienſteinkommen gekürzt; hier 
konnte nur die Gemeinde, die vermeintliche Schuldnerin der Kaſſe, kondizieren, die Beamten auch 
dann nicht, wenn ihre Forderung gegen die Gemeinde inzwiſchen verjährt war (NG 66, 77). In 
andern Fällen ſcheine die unmittelbare Vermögensverſchiebung auf den erſten 
Blick zu fehlen, während ſie in Wirklichkeit vorhanden ſei. Iſt der Verkäufer eines 
Grundſtücks argliſtig getäuſcht worden, jo haftet ihm nach $ 852 Abſ 2 auf die Bereicherung au 

der Dritte, der bei der Täuſchung mitwirkte und von dem Erwerber auf dem Grundſtlck Hypothek 
beſtellt erhielt; durch die unerlaubte Handlung iſt eine unmittelbare Beziehung zwiſchen ihm und 
dem Verkäufer entſtanden (RG Dig 1913, 530). Aus demſelben Grunde konnen, wenn ein 
zahlungsfähiger Schuldner ſein Vermögen in ſittenwidriger Weiſe auf einen Gläubiger übertragen 
und das Abkommen geheimgehalten hat, um den Schein wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit vor⸗ 
zuſpiegeln, die übrigen Gläubiger den Vermögensübernehmer, der an der unerlaubten Handlung 
teilnahm, nicht nur nach $ 826, ſondern auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung belangen 
(a. M. RG Recht 1917 Nr 632). Wenn ferner der Kläger einem Geſchäftsunfähigen Geld leiht 
und dieſer es zum Nutzen des Beklagten verwendet, ſo findet die Vermögensverſchiebung, da 
mit dem Geſchäftsunfähigen kein gültiger Vertrag zuſtande kommt, unmittelbar zwiſchen den 
ſpäteren Prozeßparteien ſtatt (RG Warn 1917 Nr 116; Gruch 47,940; OLG 34, 95). Ebenſo 
verhält es ſich, wenn durch die Leiſtung des Klägers an den Beklagten ein Vertrag erfüllt werden 
ſollte, den ein vollmachtloſer Vertreter des Beklagten mit dem Kläger geſchloſſen hatte; die 
Haftung des falsus procurator ($ 179) ändert hieran nichts (RG JW 1919, 7151, RG 20. 6. 06 
160/06). Hat der Eigentümer fein für die Schuld eines Dritten verpfändetes Grundſtück unter 
Anrechnung der Hypothek auf den Kaufpreis einem Käufer aufgelaſſen und bezahlt dann der 
Dritte ſelber ſeine Schuld, ſo iſt der Käufer auf Koſten des Verkäufers bereichert, denn dem Ver⸗ 
käufer entgeht dadurch der Erſatzanſpruch, den er nach $ 670 gegen den Dritten gehabt haben 
würde (RG Recht 1918 Nr 853). Im weſentlichen haben ſich der Anſicht des RG auch v. Mayr, 
Bereicherungsanſpruch S. 207 u. Jung, Die Vereicherungsanſprüche S. 145, ferner Oertmann, 
Planck, Staudinger u. v. Tuhr angeſchloſſen. Einſchränkend Crome und Dernburg. Dagegen 
wird die Anſicht des RG bekämpft und auch eine mittelbare Vermögensverſchiebung zugelaſſen 
von Enneccerus, Lehrb J 2 S. 632, Coſack, Lehrb ! S. 207; Gérota, La Theorie d'enrichissement 
sans cause dans le droit civil allemand (1925) S. 86; Hedemann, Bereicherung durch Stroh⸗ 
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männer, Fſtg. f. Thon (1911). Neuerdings beſonders eindringlich Nebenzahl, Das Erfordernis 
der unmittelbaren Vermögensverſchiebung in der Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung 
(1930). Er weiſt auch auf RG 81, 262 hin, das im Gegenſatz zur Erfordernis der unmittelbaren 
Vermögensverſchiebung ſteht. Nebenzahl unterſcheidet einen mittelbaren Bereicherungsvorgang 
im engeren und im weiteren Sinne. Ein folder im engeren Sinne liegt vor, bei dem der 
Gegenſtand vom Kläger zunächſt an einen Mittler gelangt iſt und von dieſem durch rechtsgeſchäft⸗ 
liche Übertragung dem Beklagten zugeführt wird. Aber es muß immer eine grundloſe Bereicherung 
vorliegen. Was dem erſten Empfänger gegenüber eine Vertragsklage begründet, kann dem 
weiteren Empfänger gegenüber keine Bereicherungsklage begründen. Ebenſo darf die Ver⸗ 
mögensbewegung vom Mittler zum Drittempfänger nicht ohne rechtlichen Grund geſchehen ſein. 
Das Vorliegen einer Mehrheit von Vorgängen hindert aber noch nicht, dieſe als einheitlichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorgang zu betrachten und in urſächlichem Zuſammenhang ſtehend zu würdigen. 
Eine mittelbare Bereicherung im weiteren Sinne liegt vor, wenn der Gegenſtand vom Ver⸗ 
mögen des Klägers unmittelbar in das des Beklagten übergegangen iſt, die Leiſtung des Klägers 
oder der Empfang des Beklagten aber auf einer Rechtsbeziehung zu einem Dritten, dem Mittler, 
beruhen. Dieſe Erwägungen Nebenzahls verdienen höchſte Beachtung. 

4. Es gibt zwei Hauptgruppen von Bereicherungstatbeſtänden: die eine iſt: Durch Leiſtung 
eines andern. Leiſtung iſt die an eine causa gebundene Zuwendung, die eine Veränderung 
der Rechtslage als ihre Folge bewirkt, eine Einwirkung auf die relativen Beziehungen des 
Leiſtenden und Leiſtungsempfängers hervorbringt. Sie kann in Herſtellung, Veränderung und 
Löſung des obligatoriſchen Bandes beſtehen. Wer äußerlich genommen die Leiſtung vollzieht, 
iſt nicht notwendig der Leiſtende im Rechtsſinn, d. h. derjenige, der die Zuwendung (Vermögens⸗ 
verſchiebung) bewirkt, ſo wenig wie die Empfangsperſon im körperlichen Sinne rechtlich der 
Empfänger der Leiſtung, d. h. der darin liegenden Zuwendung zu ſein braucht. 1. Nimmt der 
Bevollmächtigte oder der geſetzliche Vertreter im Namen des Vertretenen eine 
grundloſe Leiſtung vor, fo ſteht die Kondiktion dem Vertretenen zu; wird etwas 
ohne Grund an den empfangsermächtigten Vertreter des vermeintlichen Gläubigers geleiſtet 
(ogl. NG 79, 285: Zahlung an den Prokuriſten; Rc 81, 264: Zahlung an den Vormund; RG 
7. 12. 22 IV 180/22: Zahlung an einen firmierenden Teilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft), 
ſo richtet ſich die Kondiktion gegen den Vertretenen. 2. Aber auch außerhalb des vertretungs⸗ 
weiſen Handelns gibt es ein Auseinanderfallen von Leiſtung und Zuwendung. Es ſind das 
die Fälle der indirekten Zuwendung, d. h. die Fälle, in denen Xim eigenen Namen 
für Rechnung des Aan Pleiſtet, ſei es, daß er hierzu von A angewieſen (ermächtigt) oder beauf⸗ 
tragt oder durch Vertrag zugunſten des B verpflichtet iſt. RG 87, 39; 98, 240; 119, 335; 127, 341; 
RG in Recht 1913 Nr 1451; RG in ZW 1931, 272425; HRR 1930 Nr 1447. Hier vollziehen ſich 
durch die eine Leiſtung zwei Zuwendungen, eine Zuwendung im Deckungsverhältnis zwiſchen 
X und A und eine andere im Valutaverhältnis zwiſchen A und B. Dagegen will X dem B nichts | 
zuwenden; zwiſchen ihnen befteht kein Verhältnis, das als rechtlicher Grund die Leiſtung tragen 
könnte. Welche Zwecke A verfolgt, indem er X zur Leiſtung an B veranlaßt, wird für X meiſt 
unerheblich ſein; für ihn hat B keine andere Bedeutung, als wenn er eine bloße Zahlſtelle, ein 
solutionis causa adjectus wäre. Demgemäß erwächſt, wenn eine der beiden Zuwen⸗ 
dungen fehlerhaft iſt (wenn ihr keine gültige Kauſa zugrunde liegt), die Kon⸗ 
diktion grundſätzlich zwiſchen den an ihr beteiligten Perſonen, während X 
gegen Bin der Regel nicht kondizieren kann. Im einzelnen iſt hierzu zu bemerken: 
a) Iſt nur das Deckungsverhältnis nicht in Ordnung, jo findet der Ausgleich zwiſchen Ange⸗ 
wieſenem und Anweiſendem, Beauftragtem und Auftraggeber ſtatt. Leiſtet X für Rechnung 
des A an B in dem Irrtum, A hierzu verpflichtet zu fein, jo ſteht ihm die Kondiktion gegen A zu 
(ogl. RG 87, 39; 98, 240; RG JWö 1914, 6435; Warn 1911 Nr 114; RG Recht 1915 Nr 1996). 
Beiſpiele ſind die Einlöſung eines Schecks durch die bezogene Bank in dem irrigen Glauben an 
ein Guthaben des Ausſtellers (Seuffa 69 Nr 103) oder (da der Adreſſat einer Poſtſendung keinen 
Auslieferungsanſpruch gegen die Poſtanſtalt hat) die Auszahlung einer nicht eingezahlten Poſt⸗ 
anweisung (R 60, 24). Auch der Fall, wenn jemand in dem Irrtum, ein anderer könne dies 
von ihm fordern, deſſen Schuld an den Gläubiger zahlt, liegt im Ergebnis ebenſo (vgl. $ 813 A6 
unter a); nur daß X hier nicht abſtrakt (unter Gebrauch der Worte „für As Rechnung“ oder „in 
As Auftrag“), ſondern auf eine beſtimmte Kauſa zwiſchen A und B leiſtet und daß nach § 267 
Abs 1 regelmäßig auch ein Widerſpruch As die Einwirkung auf die Kauſa nicht hindert. Haben 
A und X aber einen Vertrag zugunſten Bs mit der Wirkung geſchloſſen, daß B ein Recht gegen X 
erwarb ($ 328), fo greift $ 334 Platz, wonach X die Einwendungen aus dem Vertrage auch dem 
B entgegenſetzen darf. Hat er dies aus Irrtum unterlaſſen, jo wird ihm eine cond. indebiti gegen 
B zu geben fein, keine cond. sine causa gegen A (zweifelnd RG JW 1915, 652%). b) Ent- 
ſprechend geſtaltet ſich die Sachlage bei Fehlerhaftigkeit allein des Valutaverhältniſſes. 
Wenn X an B für Rechnung 4 leiſtet, ohne daft die beiden letzteren durch ein gültiges Kauſal⸗ 
geſchäft verbunden find, iſt A, nicht X, der Konditionsberechtigte (RG Recht 1913 Nr 1451; RG 
4.1.23 IV 68/22). Dabei wird vorausgeſetzt, daß A die Zahlung veranlaßt oder die dadurch 
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betätigte auftragsloſe Geſchäftsführung genehmigt hat. Trifft keins von beiden zu, ſo hat er weder 
dem B eine mittelbare Zuwendung gemacht, noch ſchuldet er dem X Erfah, weshalb die Kon⸗ 
diktion gegen B dem X gebührt. Vor allem aber iſt feſtzuhalten, daß eine Kondiktion des A nur 
da in Frage kommt, wo X für As Rechnung gehandelt hat. Auch wenn die Kauſa urſprünglich 
nur den letzteren anging, kann ſie doch nachträglich eine ſolche des X ſelber geworden fein. Der 
Schuldübernehmer 91 55 nicht für fremde, ſondern für eigene Rechnung, und daß im Fall einer 
übernommenen Nichtſchuld die cond. indebiti gegen den Empfänger dem Übernehmer zuſteht, 
folgt ſchon aus $ 417 (vgl. RG 60, 287 mit fehlgehender Begründung). Die hervorgehobenen 
Geſichtspunkte werden in der Rechtſprechung nicht immer beachtet, was dann zu ſchiefen Unter⸗ 
ſcheidungen führt. Dahin gehören Sätze wie die, daß X trotz der Erklärung, für Rechnung A8 
zu leiſten, noch einen beſonderen Zweck angeben und dadurch in ein Grundverhältnis zu B treten 
könne, oder daß es darauf ankomme, in weſſen Intereſſe vorwiegend die Leiſtung geſchehe (2. B. 
RG JW 1910, 75211; Warn 1917 Nr 116; R Recht 1922 Nr 52). Man kann nur entweder für 
eigene oder für fremde Rechnung leiſten; der Verſuch aber, die Intereſſen gegeneinander ab⸗ 
zuwägen, muß überall da ſcheitern, wo X nicht nur Beauftragter des A iſt, ſondern als Käufer, 
Verkäufer, Schenker uſw. durch die Leiſtung an B auf eine eigene Kauſalbeziehung zu A ein⸗ 
wirken will. e) Sind beide Kauſalverhältniſſe fehlerhaft, ſowohl das zwiſchen 
X und A wie das zwiſchen Aund B, fo findet eine direkte Ausgleichung zwiſchen 
Leiſtendem und Empfänger ſtatt. So R 86, 347 (X hatte ein Grundſtück an den geiſtes⸗ 
kranken A verkauft und an B, dem A es weiterverkauft hatte, auf As Weiſung aufgelaſſen: Kon⸗ 
diktion des X gegen B); vgl. auch den Fall Seuff A 76 Nr 148. Dasſelbe Ergebnis läßt ſich dann, 
wenn das Deckungsverhältnis grundlos iſt und zugleich im Valutaverhältnis eine unentgeltliche 
Zuwendung ſtattgefunden hat, mittels entſprechender Anwendung der ds 816, 822 begründen 
(vgl. 8 784 A 40. 1 

5. In ſonſtiger Weiſe. Dahin gehört a) die Vermögensverſchiebung, die auf Grund einer 
ſei es unerlaubten, ſei es erlaubten Handlung des Bereicherten, insbeſondere originären 
Erwerbs ſtattfindet, wenn er z. B. die Sache des Klägers in Beſitz nimmt, fie mit feinen Sachen 
verbindet, vermiſcht, verarbeitet (vgl. 8 946 ff., 951; ſ. hierzu Titze, Recht der Schuldverhältniſſe 
2. Aufl. S. 126) oder einen ſonſtigen Eingriff in fremde Rechte, durch rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
fügung ($ 816) oder durch Gebrauch oder Verbrauch, Genießenlaſſen einer Arbeitskraft, verübt. 
Wegen des Eingriffs in Immaterialgüterrechte vgl. A 2 unter o; durch Benutzung einer nicht 
geſchützten Erfindung entſteht kein Bereicherungsanſpruch, da fi) damit eine ungerecht⸗ 
fertigte Vermögensverſchiebung nicht vollzieht (vgl. RG 77, 81; RG Recht 1917 Nr 1255). 
Aber jeder, der ein anderes Genußgut an Stelle desjenigen, dem es zukommt, genießt, verleibt 
tatſächlich deſſen wirtſchaftlichen Wert feinem eignen Vermögen ein. Ferner gehört hierbei 
b) die Bereicherung durch die Handlung eines Dritten. So die Bereicherung durch 
eine Verarbeitung, Verbindung oder Vermiſchung, die ein Dritter vornimmt; die Bereicherung 
durch unentgeltliche Zuwendung ſeitens des Erſtbereicherten im Falle des $ 822 (ogl. auch OLG 
18,49). Der Dritte kann auch ein Beamter ſein, was beſonders in der Zwangsvollſtreckung 
praltiſch wird, RG 134, 143. Zurückſetzungen bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes 
begründen für den Benachteiligten die Kondiktion, und zwar trotz ZPO $ 878 Abſ 2 auch ohne 
daß er dem Teilungsplane widerſprochen hätte, RG 39, 379; 42, 247; 58, 156; 64, 196 u. d. 
(anders wenn er die in ZVG 6 37 Nr4 vorgeſchriebene Aufforderung zur Anmeldung feiner 
Rechte unbeachtet gelaſſen hat, da dies die Höhe des Meiſtgebotes beeinflußt, RG 76, 379). Auch 
der Konkursgläubiger, der ungeachtet ſeiner Anmeldung bei den Verteilungen übergangen wurde, 
darf ſich nach Beendigung des Konkurſes gegen die Zuvielempfänger wenden (RG 23, 61; a. M. 
NG SeuffA 41 Nr 272; OLG 11, 366). Daraus allein freilich, daß das Vollſtreckungsverfahren 
an weſentlichen Mängeln leidet, erwachſt kein Bereicherungsanſpruch. Der im geringiten Gebo 
mit Unrecht nicht berücksichtigte Hypothekenglaubiger hat keinen ſolchen gegen den rechtmäßig 
berückſichtigten nachſtehenden Gläubiger (RG 59, 276). Namentlich kann auch der Schuldner 
nicht deshalb kondizieren, weil ſich der Gläubiger durch Pfändung unpfändbarer Sachen oder 
Forderungen Vefriedigung verſchafft hat (3 PO 8 811, 850; vgl. dazu AG SeuffA 70 Nr 2063 
Och 10, 378) oder weil die Vollſtreckung ohne vorherige Zuſtellung des Schuldtitels 0 55 
$ 750) oder ohne Beobachtung der Vorſchriften der ZPO § 751, 752 vor ſich ging (a. M. RG 2 b 
368). Selbſt das Fehlen des Titels genfigt nicht zur Begründung der Kondiktion, wenn det 
materielle Anſpruch beſtand (a. M. MG 56, 70 im Ergebnis zutreffend, denn ohne prozeßrechtlich 
wirkſame Beſtätigung des Zwangsvergleichs haftet der Zwangsvergleichsbürge nicht). Endlich 
e) kann ſich die Bereicherung durch Naturvorgänge, z. B. Anſchwemmen von Land, Ein⸗ 
fliegen eines Bienenſchwarms, oder durch rechtlich als Zufall erſcheinende Handlungen vollziehen, 
vgl. RG 51, 80 (Ausſaat von Kartoffeln durch einen Geiſteskranken). mu 11 

6. Ohne rechtlichen Grund. Die Frage, wann die Bereicherung ungerechtfertigt it, wird 
durch das Geſetz nur für einzelne Falle bean twortet. Im übrigen hat ſie ihre Löſung aus 55 
Grundgedanken der Bereicherungsklage heraus zu finden: gegenüber Rechtswirkungen, die 55 
Geſetz zur Erleichterung, Vereinfachung, Beſchleunigung des Verkehrs oder aus andern Urſache 
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nur formaler Natur zuläßt, ſoll den Anforderungen der Gerechtigkeit zum Durchbruch verholfen 
werden. Vgl. Vorbemerkung. Der hier allein in Frage kommenden Rechtsgrund der Leiſtung 
iſt aber nicht zu verwechſeln mit dem Beweggrund einer Vereinbarung RG 121, 145. Vgl. 
namentlich Klingemüller, Der Begriff des Rechtsgrundes (1901). Eine einzelne Vertragszuſage 
iſt nicht ohne Rechtsgrund erfolgt, kann daher niemals zurückgefordert werden. Anderes nur 
bei ſelbſtändigem Schuldverſprechen nach § 780 RG JW 1934, 632°. Zwei Hauptgruppen von 
Fällen un BE eiumel die Buwenbungsaei@äiie, in denen die Bereicherung 
auf einer bewußten Leiſtung des Benachteiligten (Übertragung von Ei m, Beſtellun 
52 Übertragung anverer Rechte, Leiſtung von Piensten, Begin bon Verpſſchtaungen ums 
beruht, und ſodann die Fälle einer Vermögensverſchiebung ohne den Willen des Be- 
nachteiligten. 

1. Zuwendungsgeſchäfte. Hier kann die Bereicherung ungerechtfertigt ſein, wenn 
a) die Leiſtung keiner gültigen Kauſalvereinbarung (Zweckvereinbarung) dient. 
Zu einer ſolchen genügt jeder Zweck, der nach dem Willen der Beteiligten für das Rechts⸗ 
geſchäft maßgebend war (vgl. RG JW; 1917, 1035; Warn 1910 Nr 17). Beruft ſich der Beklagte 
auf einen beſtimmten Zweck der Leiſtung, ſo wird der dem Kläger obliegende Beweis des Fehlens 
des Rechtsgrundes regelmäßig dadurch erbracht, daß der Kläger den angeführten Zweck widerlegt 
ME Warn 1917 Nr 221; RG 9. 5. 21 VI 26/21). Für die Fälle, wenn der vereinbarte Zweck 
gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten verſtößt, gibt § 817 beſondere Vorſchriften. 
Eine gültige Zweckvereinbarung kann auch deshalb fehlen, weil die vorgeſchriebene Form 
nicht beobachtet iſt (vgl. $ 125 A 1b; RG 105, 382; 133, 276 vgl. aber RG 111, 98, nach⸗ 
trägliche Eintragung des Grundſtücks heilt Formmangel, vorausgeſetzt, daß nicht auch die Auf⸗ 
laſſung, etwa wegen Mangels behördlicher Genehmigung ungültig iſt, oder weil die Parteien nicht 
übereinſtimmen. Z. B. die eine nimmt Schenkung, die andere Darlehn an; der Käufer erblickt 
in der Betätigung des Dritten, der ihm die Ware zuſendet, ein Handeln für Rechnung des Ver⸗ 
käufers, während der Dritte ſelbſt Verkäufer zu fein meint, RG 98, 64; ebenfo RG JW ͤ09, 2747, 
wo der Empfänger die Zahlung auf ſeine Forderung an den Prokuriſten der zahlenden Geſell⸗ 
ſchaft bezog und dieſe ſich für die Schuldnerin hielt; desgleichen RG 87, 41, wo eine als Dienſt⸗ 
kaution zu beſtellende Hypothek einem Dritten nur als Pfandhalter abgetreten werden ſollte, 
der Dritte aber glaubte, einer ſeiner Schuldner, der zugleich Gläubiger des Abtretenden war, 
erfülle damit feine Schuld; vgl. auch RG 101, 322; RG Recht 1922 Nr 1399; bzw. Handſchenkung 
R 111, 151. b) Die Bereicherung iſt ferner ungerechtfertigt, wenn der vereinbarte Zweck 
der Zuwendung nicht verwirklicht wird. Hauptfälle: es wird geleiſtet zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit, die nicht befteht (cond. indebiti, vgl. zu $$ 813, 814) oder nicht eingegangen 
werden darf, RG 116, 336; 118, 109; 127,277; 132, 174; 135 S. 64 u. 375; oder zur Erreichung eines 
künftigen Erfolges, der nicht eintritt (cond. ob causam datorum, vgl. A9 und zu § 815). Der 
Beweis dafür iſt erbracht, wenn das nach feiner bei der Leiſtung abgegebenen, ſei es ausdrücklichen, 
ſei es aus den Umſtänden erkennbaren Erklärung, $ 157, anzunehmen war, RG 133, 277. 0) Das 
ſelbe gilt, wenn der Zweck zunächſt erreicht, aber nachträglich wieder weggefallen iſt 
cond. ob causam finitam, vgl. A 8). a u 

2. Bereicherung ohne den Willen des Benachteiligten. Zu nennen find a) die Falle, 
wenn die Vermögensverſchiebung durch einen unberechtigten Eingriff des Bereicherten 
oder eines Dritten in das Vermögen des Benachteiligten herbeigeführt wird. So nament- 
lich bei rechtsgeſchäftlicher Verfügung über fremde Sachen und Rechte (Kondiktion wegen un⸗ 
berechtigter Verfügung, vgl. $ 816), aber auch bei Eingriffen tatſächlicher Natur (Verbrauchen 
fremder Sachen, NG LZ 1921, 715, Düngen des Grundſtücks mit fremdem Dünger, NO 
Seuff A 60 Nr 168). Über Eingriffe im Wege der Zwangsvollſtreckung vgl. A5, § 816 A 3. 
Ein durch unerlaubte Handlung erlangter Vermögensvorteil iſt immer zugleich ohne recht⸗ 
lichen Grund erlangt (vgl. $ 852 Abſ 2, RG Recht 1910 Nr 57). Das gilt auch dann, wenn 
nur objektiv eine unerlaubte Handlung vorliegt, der Täter aber nicht zurechnungsfähig 
oder durch Irrtum oder andere Umſtände entſchuldigt iſt. b) Auch eine nicht gewollte 
Handlung des Benachteiligten ſelbſt kann einen Anſpruch auf die Bereicherung be⸗ 
gründen, z. B. wenn ein bloßes Vergreifen vorlag. Hat ein Hypothekengläubiger ſeine Hypo⸗ 
thek irrtümlich löſchen laſſen, in der Meinung, die freiwerdende Rangſtelle einem Dritten zu⸗ 
wenden zu können, ſo hat er (nicht der Dritte, der infolge davon an ſpäterer Stelle eingetragen 
ift, vgl. A 3) die Kondiktion gegen den aufrückenden Nachhypothekar. Anders Rch 69, 245; 88, 
287, die in der Rangordnung ($ 879) eine Rechtfertigung für die Vermögensverſchiebung ſehen 
und die zugunſten der Kondiktion ſprechenden Erwägungen für bloße Billigkeitsrückſichten er⸗ 
klären. e) Beruht die Bereicherung auf einer kraft Geſetzes eintretenden Rechtsände⸗ 
rung, — „in ſonſtiger Weiſe“ — ſo muß, ſoweit eine beſondere Beſtimmung fehlt, nach 
Sinn und Zweck der einzelnen Vorſchrift beurteilt werden, ob die Rechtswirkung nur aus formalen 
Gründen angeordnet iſt oder ob ſie dem Geſetzgeber als Forderung materieller Gerechtigkeit er⸗ 
ſcheint. Im erſten Falle iſt die Ausgleichung durch den Bereicherungsanſpruch am Platze, im 
zweiten nicht. Immer erfolgt auch im erſten Fall der Ausgleich nur im Umfang des $ 818, RG 
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130, 312 (anders RG 81, 205). Geht das Eigentum kraft geſetzlicher Vorſchrift vom Voreigentümer 
auf den Erwerber über, jo vollzieht ſich die Vermögensberſchiebung unmittelbar zwiſchen dieſen 
beiden, ein dazwiſchenliegendes Handeln Dritter kommt nicht in Betracht. In 8 951 (Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung), § 977 (Funderwerb), 89 996, 999 (Verwendungen des Beſitzers 
und ſeines Vorgängers) ſind Bereicherungsanſprüche ausdrücklich anerkannt: und 
zwar echte Bereicherungsanſprüche, umgekehrt geht aus den Ausnahmeſätzen der 88 987 
(Ach in JW 1912, 691), 988, 993 hervor, daß der gutgläubige Beſitzer, der die Früchte nach $ 955 
zu Eigentum erwirbt, die dadurch bewirkte Bereicherung regelmäßig nicht herauszugeben braucht 
(vgl. RG JW 1912, 69016). Enneccerus will auch die Vermögensverſchiebung, die aus der Ent⸗ 
wertung deutſchen Geldes erfolgte, nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung 
auszugleichen ſuchen. Ebenſo kann der Rechtsverluſt, der durch Vollendung der Verjährung 
oder durch Ablauf einer Ausſchlußfriſt eintritt, nicht mit Hilfe eines Bereicherungsanſpruchs 
wettgemacht werden, denn es iſt der Zweck dieſer Einrichtungen, nach Umfluß eines gewiſſen 
Zeitraums Ruhe zu ſchaffen (vgl. RG 70, 352; Warn 1920 Nr 151). Von der Erſitzung gilt 
das gleiche. Die Frage iſt aber beſtritten. Die Einen meinen, wenn der zur Erſitzung führende 
Eigenbeſitz ohne Rechtsgrund erworben wurde, ſei ein Bereicherungsanſpruch auch nach 
Erſitzung noch zuläſſig. § 937 gebe keinen rechtlichen Grund nach $ 812 ab. Die andern halten 
dagegen den Rückforderungsanſpruch auch in dieſem Falle grundſätzlich für ausgeſchloſſen, weil 
nach dem Zweck des Geſetzes der Eigentumserwerb durch Erſitzung ein endgültiger ſein ſolle 
und im Intereſſe der Rechtsſicherheit eine Beruhigung aller Verhältniſſe eintreten müſſe („ut 
aliquis finis litium sit“). Das R 130, 69 vertritt die erſte re Auffaſſung, weil nicht anzunehmen 
ſei, daß der Erſitzungserwerb gegenüber dem Traditionserwerb bevorzugt werden wollte. Gegen 
dieye mit Recht aber Brodmann im Planckſchen Komm. Bd. III zu § 937 Anm 3; Mügel in 
JW 1933, 1230; Haymann in JW 1931, 1030. Über die ganze Frage noch eingehend Gutzeit, 
Erfigung u. Bereicherungshaftung (1928) und Gerda Göppert in Gruchot Heft 4 (1932) S. 425, 
die dem RO zuſtimmt. So ſehr auch die Verſchiebungen von Vermögenswert, die fie nach ſich 
zieht, das Rechtsgefuühl verletzen, erſcheint doch die Annahme unzuläſſig, daß dieſelben im Sinne 
des § 812 des rechtlichen Grundes entbehrten (vgl. auch $ 244 A 1 S. 354). 00 Kann auch ein 
rechtskräftiges Urteil rechtsgrundlos bereichern? Die Frage muß verneint werden (vgl. 
dazu Reichel, Feſtſchrift für Wach 3, ff.). Allerdings wird durch ein fehlgehendes Urteil der 
Rechtszuſtand geändert. Da aber das rechtskräftig Zu- oder Aberkannte nicht mehr in Frage 
geſtellt werden darf, kann darin keine grundloſe Bereicherung gefunden werden, ſo daß eine 
Kondiktion ausgeſchloſſen ift (vgl. RG 1, 95; 36, 205; 39, 142; 46, 77 69, 279; ZW 1913, 43716; 
1915, 11237; Gruch 63, 614). Lediglich in dem Falle, wenn das Urteil vom Sieger durch eine 
unerlaubte Handlung erwirkt wurde, iſt nach dem unter a Geſagten neben der actio doli (Vorbem 
8 vor $ 104, $ 826 Add) auch eine Kondiktion gegeben. Nalürlich find als Kondiktionsgründe 
nur diejenigen Tatſachen ausgeſchloſſen, die vor dem für die Rechtskraft maßgebenden 1 5 
liegen. Nachträgliche Tatsachen, d. h. ſolche, die nach dem Schluſſe der letzten Verhandlung 
oder nach Ablauf der Einſpruchsfriſt eingetreten find (vgl. ZPO § 767 Abſ 2), konnen ohne Ver⸗ 
ſtoß gegen die Rechtskraft zur Stütze einer Rückforderung benutzt werden. Daher kann das zu⸗ 
folge dem Urteil Gezahlte kondiziert werden, wenn nachträglich die Gegenleiſtung des Nach- 
leiſtungsbefugten unmöglich wird oder eine Reſolutivbedingung eintritt oder der Schadens- 
erſatzberechtigte anderweiten Ausgleich erhält (NG Recht 1913 Nr 1631) oder ein neues Geſetz 
die Pflicht, einer Perſon wie dem früheren Kläger Unterhalt zu gewähren, beſeitigt (RG 46, 66; 
dgl. dazu aber Rh 48, 4). Nur iſt dabei zu beachten, daß ein vor dem entſcheidenden Zeitpunſt 
begründetes Geſtaltungsrecht auch bei ſpäterer Ausübung nicht als nachträgliche Tatſache behandelt 
werden darf (Aufrechnung R 64, 228, JW 02, 531°, 1917, 106%, Warn 1910 Nr 76, RG Seuff A 
63 Nr 76, RG SächſArchg 1915, 264; Anfechtung NG IW 1913, 1031s, Rücktritt). Auf der 
andern Seite läßt ſich in einem beſondern Falle ein ſolches Urteil unter Zurückgreifen auf ein 
früheres Ereignis unſchädlich machen. Iſt jemand zur Zahlung verurteilt, obwohl er bereits 
gezahlt hatte — ſei es, daß die Einrede der Zahlung nicht vorgebracht oder nicht für bewieſen 
erachtet wurde —, ſo kann er zwar das auf Grund des Urteils zum zweitenmal Gezahlte nicht 
als Leiſtung einer Nichtſchuld zurückverlangen (unrichtig OLG Düſſeldorf JW 1916, 686). 4 Wohl 
aber kann er nunmehr die erſte Zahlung kondizieren, da ihr Zweck, die Schuld zu tilgen, infolge 
des Urteils weggefallen iſt. Die Rechtskraft des Urteils wird hiermit nicht angetaftet, denn rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt iſt nur das Beſtehen der eingeklagten Forderung, nicht der Grund, warum das 
Gericht ſie als beſtehend anſah. Rechnet aber der Verurteilte gegen die Judikatforderung mit 
der cond. ob causam finitam auf (was zuläſſig ift, da dieſe Kondiktion erſt mit der Rechtskraft 
entſteht) und erwirkt er eine einſtweilige Anordnung nach ZPO $ 769, fo ift ſeine Lage annähernd 
die gleiche wie vor dem Urteil. Zu der ganzen Frage vgl. auch Oetker in Roſtocker Feſtgabe für 
Vindſcheid (1888) S. 86; Pagenſtecher, Gruchot 50, 280; Goldſchmidt, Fiſchers Abhandlungen 
(1910) S 17; Binder, Prozeß u. Recht (1927) S. 240; J. Goldſchmidt, Ungerechtf. Vollſtreckungs⸗ 
betrieb; ferner derſ., Prozeß als Rechtslage S. 131. Dem Konkursgläubiger, der gegen den 
Teilungsplan keinen Widerſpruch erhoben hat, gibt RG HAN 1930 Nr 1448 noch das Recht, 
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feinen Anſpruch auf Bereicherung geltend zu machen. Mit der Bereicherungsklage ſolle die 
Verteilung des Erlöſes, auch wenn ſie formell ordnungsgemäß nach den Grundſätzen der Zwangs⸗ 
verſteigerung erfolgt ſei, in Einklang gebracht werden mit der materiellen Rechtslage, RG 58, 
156; 64, 196. Dieſe Anſicht iſt nicht unbedenklich. Durch den Verteilungsplan ſoll endgültig 
das Verhältnis des Schuldners mit ſeinem Gläubiger zum Abſchluß gebracht werden. Die Unter⸗ 
laſſung eines Widerſpruchs muß als Einverſtändnis mit der Verteilung angeſehen werden und 
ſchließt einen jenem widerſprechenden Anſpruch aus. Das verlangt auch die Verkehrſicherheit. 

7. Die Verpflichtung deſſen, der etwas grundlos erlangt hat, wird hier kurz dahin gekenn⸗ 
zeichnet, daß ſie auf Herausgabe des Erlangten gerichtet iſt. a) Inhalt und Umfang dieſer 
Herausgabepflicht werden näher geregelt durch 88 818—820. Der Ausdruck iſt mißverſtändlich. 
Es ſoll nicht ſchlechthin das erlangte körperliche Etwas herausgegeben werden, ſondern nur, 
ſoweit es zur Durchführung des Ausgleichs nach $ 818 möglich iſt. Beſſer Schweiz. Oblig. Recht 
Art 62, „Wer in ungerechtfertigter Weiſe aus dem Vermögen eines anderen bereichert iſt, hat 
die Bereicherung zurückzuerſtatten.“ Es handelt ſich dabei nicht um Geltendmachung eines ding⸗ 
lichen Rechts. Vgl. Vorbem. Die in § 818 Abſ 3 grundſätzlich vorgeſchriebene Beſchränkung auf 
die Bereicherung rechtfertigt den Ausdruck Bereicherungsanſpruch. Auch ein ſchuldrecht⸗ 
licher Berichtigungsanſpruch kann als Bereicherungsanſpruch geltend gemacht werden (RG 112, 
260). Die Geltendmachung braucht nicht ausdrücklich zu geſchehen, ſie kann auch in anderer Form 
erfolgen, etwa Anfechtung wegen Irrtums, Behauptung des Nichteintritts einer Bedingung 
uſw., RG 118, 361; auch durch Aufrechnung, Mugd Mat Bd 2 S. 408. b) Den Leiſtungsort 
beſtimmt nach $ 269 der Wohnſitz des Beklagten (RG 49, 424; 74, 175). Die Verpflichtung zur 
Herausgabe einer Sache iſt da zu erfüllen, wo dieſe ſich bei Beginn der Rechtshängigkeit oder 
des böſen Glaubens befindet ($ 818 Abſ 4, $ 819; vgl. RG 96, 347). e) Iſt der anſpruchbegrün⸗ 
dende Tatbeſtand bei einer Mehrheit von Perſonen eingetreten, ſo haftet jede auf das, was 
ſie erlangt hat (RG Recht 1919 Nr 249). So auch dann, wenn bei einem gegenſeitigen Vertrage 
auf der einen Seite mehrere ſtehen. Der Umſtand, daß die mehreren im Fall der Gültigkeit des 
Vertrags für die Leiſtung nach $ 427 im Zweifel als Geſamtſchuldner hätten aufkommen müſſen, 
hat, wenn der Vertrag nichtig iſt, keine geſamtſchuldneriſche Haftung auf Herausgabe der Be⸗ 
reicherung zur Folge. Das wird von RG JW 09, 274°; Warn 1914 Nr 114; RG Recht 1911 
Nr 48 für den Fall der anfänglichen Nichtigkeit anerkannt; es gilt aber auch dann, wenn der 
Vertrag durch Anfechtung nichtig geworden ift (ka. M. RG 67, 260). Beſtimmte der Vertrag, daß 
die mehreren Gläubiger Geſamtgläubiger ſein ſollten, ſo daß der Schuldner nach Belieben 
an jeden von ihnen leiſten durfte ($ 428), jo haftet als Kondiktionspflichtiger nur derjenige, dem 
tatſächlich geleiſtet wurde (RG Warn 1911 Nr 24). d) Der Bereicherungsanſpruch ver- 
jährt (abgeſehen von Sonderfällen, vgl. z. B. 89 977, 2287: 3 Jahre, $$ 1301, 1302: 2 Jahre) 
in der gewöhnlichen 30jährigen Friſt des § 195, mag auch die Bereicherung durch Tilgung einer 
Schuld des Beklagten erfolgen, für die eine kürzere Verjährungsfriſt vorgeſchrieben iſt. Nicht ent⸗ 
gegenſteht, daß die kurze Verjährung von Anſprüchen für Lieferung von Waren oder Ausführung 
von Arbeiten nach § 196 ohne Unterſchied Platz greift, ob der Anſpruch auf Vertrag, Geſchäfts⸗ 
führung oder Bereicherung geftligt wird (vgl. $ 196 A 1 a. A.). Hier erzeugt die bereichernde Zu⸗ 
wendung erſt zugleich den Anſpruch aus den Leiſtungen, deſſen kurze Verjährung eine vertrags⸗ 
mäßige Grundlage nicht vorausſetzt, wogegen in dem obenerwähnten Fall die Zuwendung eine 
Verpflichtung des Bereicherten ſchon vorfindet (vgl. RG 86, 96). e) Subſidiär iſt der Be · 
reicherungsanſpruch nicht. Vgl. Vorbem. Hat der Berechtigte einen anderweiten Anſpruch 
gegen einen Dritten, jo kann er gleichwohl gegen den Bereicherten klagen (RG 48, 139; JW 
1919, 7151: R 20. 6. 06 1 60/06). Auch dann, wenn ihm gegen dieſen ſelber mehrere Anſprüche 
zuſtehen, läßt ſich ein Vorzug des andern Anſpruchs vor dem Brreicherungsanſpruch nicht be⸗ 
gründen. Natürlich kann die Frage der Subſidiarität nur aufgeworfen werden, wenn der Tat⸗ 
beſtand außer dem andern Anſpruch einen Bereicherungsanſpruch auch wirklich erzeugt (3. B. 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung oder nützlicher Geſchäftsführung und Kondiktion). Neben 
dem Erfüllungsanſpruch aus einem gültigen Vertrage iſt für den Bereicherungsanſpruch 
kein Raum (RG JW 08, 403°, vgl. auch A 9 unter 3). Und die Vindikation ſchließt notwendig die 
Kondiktion aus. wo 1 

8. Späterer Wegfall des Rechtsgrundes (condietio ob causam finitam). 
Die causa iſt bei der Leiſtung zwar vorhanden, fällt aber jpäter weg. Der Rechtsgrund kann 
wegfallen, a) weil die Leiſtung von vornherein nur zu einem vorübergehenden 
Zweck bewirkt und dieſer erreicht iſt. Beispiele find der Eintritt der auflöſenden Be⸗ 
dingung oder Beftiſtung bei dem zugrunde liegenden Geſchäft (vgl. Re Warn 1921 Nr 43); 
die Draufgabe nach Aufhebung des Vertrags ($ 337 Abſ 2); der Schuldſchein nach Tilgung der 
Schuld (88 371, 1144); oder die Wiedergewinnung der verlorenen Sache durch den Eigentümer, 
dem der für den Verluſt Verantwortliche, ohne ſich den Eigentumsanſpruch abtreten zu laſſen, 
den Schaden erſetzt hat (vgl. $ 255 A 2). Sachlich gehört hierher auch die Rückforderung des auf 
Grund eines Vorbehaltsurteils in der Berufungsinſtanz Gezahlten, nachdem das Urteil infolge 
der vorbehaltenen Verteidigungsmittel aufgehoben iſt (ZPO $$ 529, 541). b) Der Rechts- 
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grund kann kraft Geſetzes gegen den Willen der Parteien wegfallen. So, wenn 
beim gegenſeitigen Vertrag die dem einen Teil obliegende Leiſtung durch einen von keinem zu 
vertretenden Umſtand unmöglich wird ($ 323 Abſ 3). Natürlich muß die Verpflichtung bis dahin 
noch beſtanden haben. Iſt eine Lieferpflicht erfüllt und treten nachträglich Umſtände ein, die bei 
früherem Eintritt die Erfüllung unmöglich gemacht hätten, ſo kann von Kondiktion keine Rede 
ſein (Rich 102, 158). e) Endlich kann der Rechtsgrund durch die Willenserklärung 
einer Partei beſeitigt werden. In dieſer Hinficht ift zu unterſcheiden: 8. Wird ein Kauſal⸗ 
geſchäft angefochten, ſo unterliegen die zu ſeiner Erfüllung gemachten Leiſtungen 
der Kondiktion, wobei nach $ 142 Abſ 2 die Kenntnis der Anfechtbarkeit der der Nichtigkeit 
gleichſteht (dgl. F819 A 2). Da indes das Geſchäft jedem, nicht nur dem Anfechtenden gegenüber, 
als nichtig gilt und die Nichtigkeit von jedem geltend gemacht werden kann ($ 142 Abſ 1), wird 
man den Anſpruch, der ſchon von der Leiſtung an datiert und von da an zu verjähren beginnt 
(8 200), richtiger als cond. indebiti aufzufaſſen haben. 8. Ein zweifelloſes Beiſpiel der cond. 
causa finita dagegen bietet der Widerruf der vollzogenen Schenkung nach 88 530 ff., 1584. 
Die ſtrengere Haftung des $ 819 tritt nach Analogie des § 142 Abſ 2 auch hier nicht erſt mit der 
Kenntnis von der die Kauſa befeitigenden Erklärung ein (ogl. $ 531 A 2). 7. Eine cond. causa 
finita entſteht ferner nicht ſelten durch einen Rücktritt vom Vertrage. Allerdings iſt der 
vertragsmäßig vorbehaltene Rücktritt in den Sondervorſchriften der Is 346ff. dahin geregelt, 
daß die empfangenen Leiſtungen immer vollſtändig und niemals nur in den Grenzen der Be⸗ 
reicherung zurückzugewähren find. Ebenſo verhalt es ſich nach $ 327 Satz 1 mit den geſetzlichen 
Rücktrittsrechten, die beim gegenſeitigen Vertrag durch eine vom Gegner verſchuldete Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung oder durch den Verzug des Gegners hervorgerufen werden ($ 325, 326); 
auch bei der Wandlung eines entgeltlichen Veräußerungsvertrags oder eines Werkvertrags ſind 
die 85 346ff. entſprechend anwendbar (88 467, 493, 634). Aber ſchon in dieſen Fällen ift Raum 
für eine echte cond. causa finita, wenn der Schuldner vor Abgabe der Rücktrittserklärung an 
den Zeſſionar des Gläubigers geleiftet hatte. Außerdem ordnet $ 327 Satz 2 für denjenigen Rüd- 
tritt, der wegen eines vom Gegner nicht zu vertretenden Umſtandes erfolgt, die Haftung nach 
Bereicherungsrecht an. Beſchränkt man dieſe Vorſchrift wegen ihres Zuſammenhangs mit Satz 1 
auf die $$ 325, 326, jo greift ſie nach $ 325 Abſ 2 nur dann Platz, wenn der Schuldner die Leiſtung 
innerhalb der ihm nach $ 283 beſtimmten Friſt infolge vorübergehender unverſchuldeter Unmög⸗ 
lichkeit nicht bewirken kann. Jedenfalls löſt auch der Rücktritt des Beſtellers wegen unverſchul⸗ 
deter Verſpätung der Herſtellung des Werks eine cond. causa finita aus ($ 636). Und vor 
allem gilt dies von dem durch die Wirtſchaftskataſtrophen unſerer Zeit jo über- 
aus praktiſch gewordenen Rücktritt wegen veränderter Umſtände (fog. elausula 
rebus sic stantibus, Wegfall der Geſchäftsgrundlage). Der Ausdruck „ſich losſagen vom Ver⸗ 
trage“, der in dieſem Falle vielfach gebraucht wird, bedeutet (ſofern nicht ein Dauerſchuldver⸗ 
hältnis vorliegt, vgl. unter e) nichts weiter als den Rücktritt (anders § 242 unter II S. 347); die 
Rechtſprechung erkennt einen ſolchen in ſteigendem Maße als berechtigt an und leitet ihn aus 
$ 242 her. Die nähere Ausgeſtaltung aber, wonach für die Rückgewähr des Empfangenen die 
Bereicherungsgrundſätze maßgebend ſind, ergibt ſich ſchon aus dem Fehlen einer Verweiſung 
auf die 99 340 ff., ganz abgeſehen davon, daß zum mindeſten der Gedanke des $ 327 Satz 2 auch 
hier zutrifft. Über Bewertungsfragen vgl. $ 818 A 6 unter 2. Hierher gehört auch der Fall, daß 
der Verkäufer eines Grundſtückes an eine Aktiengeſellſchaft den Kaufvertrag widerruft, weil 
der Kauf von der Aktiengeſellſchaft in der Nachgründungszeit von zwei Jahren nach ihrer handels 
gerichtlichen Eintragung don der Generalverſammlung die nach HGB $ 207 erforderliche Zuſtim⸗ 
mung nicht erhalten hat, RO JW 1929, 2944. 8. Lehnt der Konkursverwalter bei einem 
beiderſeits noch nicht vollſtändig erfüllten gegenſeitigen Vertrage die Erfüllung 
nach KO 17ab, fo erliſcht zwar nicht der Vertrag, wohl aber erlöſchen die Erfüllungsanſprüche; 
an ihre Stelle tritt ein Anſpruch des Gegners des Gemeinſchuldners auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, der als Konkursforderung geltend zu machen ift (KO $ 26). Teilleiſtungen des 
Gemeinſchuldners aus der Zeit vor der Konkurseröffnung kommen regelmäßig nur inſofern in 
Betracht, als ſie dieſen Schaden mindern. Wenn jedoch ausnahmsweiſe der Gegner durch die 
Nichterfüllung nicht geſchädigt wird, oder ſein Schaden den Wert der empfangenen Teilleiſtungen 
nicht erreicht, erfordert es die Billigkeit, dem Konkursverwalter eine cond. causa finita zu geben 
(vgl. namentlich Jaeger KO 9 17 A 46; im Ergebnis ebenſo, aber mit bedenklicher Begründung, 
der III. 38 MG 73, 58; gegen jeden Rückforderungsanſpruch der V. AS RG 56, 238; SeuffA 
64 Nr. 163; OL 4, 170; 10, 194; 23 S. 299, 300). e. Die Kündigung eines Dauerrechts⸗ 
verhältniſſes, wie Miete, Dienſtvertrag uſw., wirkt nur für die Zukunft; ſoweit ſich die Lei⸗ 
ſtungen auf die Vergangenheit beziehen, bleiben fie unberührt. Dagegen verlieren Voraus 
leiſtungen ihren Rechtsgrund. Hat der Empfänger die Kündigung verſchuldet, oder war der 
Wegfall von Anfang an notwendig, jo haftet er auf Rückgabe nach $ 347; iſt dies nicht der 
Fall, jo fteht dem Kündigenden gegen ihn die cond. causa finita zu (8 543 Abſ 2, $ 628 Abſ 1 
Satz 3), vgl. § 815. 

9. Nichteintritt des nach dem Inhalte des Nechtsgeſchäfts bezweckten Erfolgs. 1. Ge 
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meint ift der Fall, daß ein von der Zukunft erwarteter Erfolg nicht eintritt, eondietio ob 
causam datorum (eond. causa data causa non secuta) vgl. §815. Der Nichteintritt bildet den 
Klaggrund, muß alſo feſtſtehen, nicht darf erſt das Durchdringen des Konditionsanſpruchs den 
Nichteintritt herbeiführen, RG 108, 329. Der Erfolg muß nach dem Inhalte des Rechts- 
geſchäfts von beiden Teilen bezweckt fein. Er kann rechtlicher und blo ächlicher 
Natur ſein. Eine bloße einſeitige Vorausſetzung genügt nicht; es genügt auch nicht, wenn 
der Beweggrund des Leiſtenden dem Gegner erkennbar oder von ihm erkannt iſt. Die Wind⸗ 
ſcheidſche Lehre von der Vorausſetzung iſt vom Geſetz nicht aufgenommen worden (RG 62, 267; 
66, 132; anders der Faſſung, wenn nicht der Sache nach Rch Recht 09 Nr 2389; 1917 Nr 604). 
Vielmehr muß der Zweck Vertragsinhalt geworden ſein, indem ſich die Parteien über ihn 
als über einen weſentlichen Beſtandteil des Vertrags ausdrücklich oder ſtillſchweigend geeinigt, 
d. h. das Rechtsverhältnis von feiner Erreichung abhängig gemacht haben (RG JW 1912 353; 
1915, 1117; 1917, 1035; Warn 1916 Nr 225; 1917 Nr 112; RG LZ 1912, 388; 1921, 495; NG 
Recht 1912 Nr 213; 1915 Nr 1066; 1916 Nr 1289; 1919 Nr 1416; Gruch 55, 956; JW 1932, 137225 
Erlangung einer Schankkonzeſſion für ein Grundſtück RG 16. 2. 27 V 365/26). An dieſem Erfor- 
dernis fehlt es auch beim fiduziariſchen Vertrage. Da der Grund, warum ein ſolcher ge⸗ 
ſchloſſen wird, nur den Fiduzianten angeht, kann dieſer den Gegenſtand ſtets zurückfordern, ohne 
daß ihm der Treuhänder einwenden dürfte, daß ſich der Zweck der Übertragung noch nicht erledigt 
habe (NG Recht 1922 Nr 51). Ob der bezweckte Erfolg eine Handlung des Empfängers oder 
ein anderes Ereignis iſt, macht keinen Unterſchied; es kommt auch nicht darauf an, ob der Zweck 
der Leiſtung ihrer Natur nach innewohnt oder von außen hinzutreten ſoll. 2. Die Rückforderung 
iſt hiernach zuläſſig: a) wenn die Leiſtung unmittelbar durch ſich ſelbſt einen be⸗ 
ſtimmten Zweck erfüllen ſoll und dieſer Zweck fehlſchlägt; R HRR 1931 Nr 1752. 
Beispiele: Quittung über erwartete, demnächſt nicht geleiftete Zahlung; Hingabe eines Schuld⸗ 
ſcheins über ein zugeſagtes, aber ſpäter nicht gewährtes Darlehn (RG ZW 09, 41510), eines Wech⸗ 
ſels über künftige Schuld, die nicht entſteht (RG 56, 317); Vorſchuß auf den Jahresgewinn einer 
Geſellſchaft, wenn das Jahr mit Verluſt endet (RG 85, 43; NG Recht 1915 Nr 1326); unbedingte 
Leiſtung auf aufſchiebend bedingte Schuld, deren Bedingung ausfällt; Hingabe condicionis 
unplendae gratia, ſofern das letztwillig Zugewendete nicht erworben wird; Ausſteuer der Braut 
nach ſpäterer Auflöſung der Verlobung uſw. (nicht auch Zahlungen zur Sanierung notleidender 


Geſellſchaften; fie werden & fonds perdu gegeben, RG 18. 2. 16 11 413/15). Vorauszahlung 


— 


eines Teils des Kaufpreiſes in Erwartung des Zuſtandelommens des Kaufvertrags, RG 129, 


308. Ebenſo liegt es, b) wenn der Empfänger das Erhaltene nicht in der bezweckten 
Weiſe verwendet. So wenn Anliegerbeiträge gezahlt werden und die geplante Straße nicht 
hergeſtellt wird (M& 75, 145); fo bei der Zahlung von Baugeld, wenn das Geld anderweit ver⸗ 
braucht wird (MG 21. 9. 11 IV 682/10); bei der Schenkung, die der Beſchenkte nicht annimmt 
($ 516 Abſ 2); bei Schenkung oder letztwilliger Verfügung unter einer Auflage, wobei jedoch 
die Vorausſetzungen der Rückforderung beſonders geregelt ſind ($$ 527, 2196). Die Kondiktion 
iſt nicht minder zuläſſig, e) wenn vergeblich verſucht wurde, den Empfänger durch 
die Leiſtung zu einem gewiſſen Verhalten zu beſtimmen. Z. B. Zahlung des unter ⸗ 
ſchlagenen Betrags durch Angehörige des Täters, um Strafanzeige zu verhüten (RG JW 02 
Beil 22071; 1912, 3523; Seuffel 59 Nr 102; OLG 23, 54); Bürgſchaft, um dem Schuldner Stun⸗ 
dung oder ein weiteres Darlehen zu verſchaffen oder den Konkurs abzuwenden (NG JW 03 
Beil 106297; 1911, 5401s, Warn 1913 Nr 360; 1916 Nr 225); Zahlung auf einen formnichtigen 
Vertrag in der Annahme, der Gegner werde erfüllen (RG 53, 237; 98, 237; RG Recht 09 Nr 
822); Leiſtung von Dienſten in Erwartung der Adoption oder der Überlaſſung des Gutes (RG 
SW 03 Beil 142312) oder in Erwartung letztwilliger Zuwendungen (R Warn 1911 Nr 267; 
RS SeuffA 70 Nr 149; RG 26. 2. 23 IV 289/22); Vorrangseinräumung für eine Baugelder⸗ 
Hhpothet, auf welche das Baugeld nicht gezahlt wird (RG 61, 37). 

10. Nicht hierher gehört der Fall, daß ein gültiger gegenſeitiger Vertrag vom anderen 
Teile nicht erfüllt wird. Die Leiſtung erfolgt in ſolchem Falle zur Erfüllung einer 
deſtehenden Verpflichtung, nicht bloß zu dem Zweck, damit der andere ſeiner⸗ 
ſeits leiſtet. Dem Leiſtenden ſteht der Anſpruch auf Erfüllung ſowie unter den geſetzlich (9 325, 
326) oder vertragsmäßig beſtimmten Vorausſetzungen das Rücktrittsrecht nach $8 346 ff. zu, 
während eine Kondiktion nur in beſonderen Ausnahmefällen (vgl. A 8 unter c) Platz greift. — 
Einzelne Urteile ſprechen von der Möglichkeit, daß ein über die Gegenleiſtung hinaus- 
gehender Erfolg bezweckt fein könne (R 66, 134; 132, 238; Warn 1917 Nr 112; OLG 20, 
243 Anm.). Derarkiges kann in der Tat vorkommen; man denke etwa an den Fall, wenn jemand 
ſeinem künftigen Schwiegerſohn behufs Ausſtattung der Tochter ein Landgut billig verkauft 
und das Verlöbnis aufgelöft wird (vgl. die cond. ob causam finitam in RG SeuffA 76 Nr 26). 
In der Regel aber iſt für eine Kondiktion weder Raum noch Bedürfnis, wenn man nur den Be⸗ 
griff der Gegenleiſtung weit genug faßt und den Vertrag zutreffend auslegt (vgl. z. B. R& 
10. 1. 21 IV 527/20 und 7. 3. 26 V 327/25). Etwas bedenklich RG 106, 93. 

11. Eine Gruppe für ſich im Gegenſatz zu den realen Leiſtungen bilden die Zuwendungen, 
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die durch Begründung einer abſtrakten Forderung geſchehen (vgl. v. Tuhr Allg. Teil II 2, 126 ff.). 
Ach 108, 105. Dahin gehören das Schuldverſprechen des $ 780 mit dem Unterfall des kaufmän⸗ 
niſchen Verpflichtungsſcheins (503 § 363), das Anwelſungsakzept (8 784), die wechſel⸗ und 
ſcheckmäßigen Schuldnererklärungen (Ausſtellervermerk, Indoſſament, Wechſelakzept uſw.), die 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber ($ 793); auch das abſtrakte Schuldanerkenntnis des § 781 
kann von den Parteien als Form für die Begründung einer abſtrakten Forderung benutzt werden 
(vgl. A 11). Das abſtrakte Verſprechen dient vorwiegend der Erfüllung einer kauſalen Forderung, 
iſt aber auf dieſen Fall nicht beſchränkt, ſondern kommt auch eredendi oder donandi causa vor. 
Die causa donandi hat das Beſondere, daß ein ſchenkweiſe erteiltes abſtraktes Verſprechen mangels 
gerichtlicher oder notarieller Form nichtig iſt ($ 518 Ab 1 Satz 2). Eine ähnliche direkte Einwir⸗ 
kung der Kauſa findet ſich in $ 656 Abſ 2, F 762 Abſ 2, § 764 und Vörſch 88 55, 59: das abſtrakte 
Verſprechen, das über einen Ehemäklerlohn, eine Spiel- oder Differenzſchuld oder eine Schuld 
aus einem nicht verbotenen Börſentermingeſchäft gegeben wird, iſt unverbindlich, aber erfüllbar. 
Im übrigen werden die Mängel der Kauſa, wie bei den realen Leiſtungen, durch kondiktions⸗ 
mäßige Ausgleichung geltend gemacht; vgl. z. B. NG 67, 240 (abſtraktes Verſprechen unentgelt⸗ 
licher Abtretung eines Grundſtücksſtreifens zum Zweck der Beſeitigung eines in Wahrheit nicht 
beſtehenden Bauverbotes); Recht 1919 Nr 1087 (Schuldverſprechen an ein Stiefkind in der Mei⸗ 
nung, es ſei pflichtteilsberechtigt) und zu 9814 RG JW 1910, 704°; Gruch 58, 977. Bei der Rück⸗ 
forderung aus verbotenem oder unſittlichem Grunde iſt der Fall des beiderſeitigen Verſtoßes 
gegen Geſetz oder gute Sitten ($ 817 Satz 2) abweichend von dem, was für reale Leiſtungen gilt, 
geregelt (ogl. § 817 A 4). Als Mittel für die kondiktionsmäßige Ausgleichung gewährt das Geſetz 
außer dem Bereicherungsanſpruch (condietio obligationis, cond. indebiti promissi auch cond. 
liberationis genannt) die Bereicherungseinrede ($ 821). Der Inhalt des Anſpruchs iſt nach $ 821 
auf „Befreiung“ des Verſprechenden von der Verbindlichkeit, d. h. auf den Abſchluß eines Erlaß⸗ 
vertrags ($ 397) gerichtet; außer der Befreiung kann arg. $ 371 Rückgabe des Schuldſcheins ver⸗ 
langt werden. Hat der Empfänger des abstrakten Versprechens die Forderung abgetreten, fo fteht 
die Bereicherungseinrede nach § 404 auch dem neuen Gläubiger entgegen (vgl. F 821 A 1). Der 
Anſpruch kann nach der Abtretung gegen den Erſtgläubiger überhaupt nicht mehr, gegen den 
neuen Gläubiger nach $ 822 nur dann geltend gemacht werden, wenn die Abtretung unent- 
geltlich geſchah (nicht abweichend RG 86, 301 und RG Recht 1916 Nr 56, die nur den aus $ 1169 
hergeleiteten Anſpruch auf Löſchung der Hypothek betreffen). Hat aber der Verſprechende in 
Unkenntnis der Bereicherungseinrede an den Zeſſionar gezahlt, jo ſteht ihm eine doppelte Mög⸗ 
lichkeit offen, infofern er nach $ 813 gegen den Zeſſionar die condietio indebiti hat oder nach 
$ 818 Abſ 2 vom Zedenten den Wert der Forderung, d. h. regelmäßig das dafür empfangene 
Entgelt, herausverlangen kann. Iſt mit Hilfe des einen Anſpruchs der Verluſt ausgeglichen, 
jo erliſcht der andere; kondiziert der Verſprechende gegen den Zedenten, fo muß er ihm die con⸗ 
dictio indebiti gegen den Zeſſionar abtreten. — Anders verhält es ſich bei den Forde- 
rungen aus indoſſablen Papieren oder Inhaberpapieren. Das Indoſſament und 
die Übergabe des Papiers ſind keine Übertragung, ſondern Neubegründung einer Forderung, 
$ 404 findet keine Anwendung; vielmehr ſchließen $ 796 und WO Art 82 die Einwendungen aus 
der Perſon eines Vormanns grundſätzlich aus; Ausnahmen in den Fällen des § 826, des In⸗ 
kaſſomandats und der ſonſtigen unentgeltlichen Begebung des Papiers. 
a wüßte Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuldver⸗ 
ältniſſes. - 
1. Poſitives Schuldanerkenntnis. Gemeint ift das abſtrakte Anerkenntnis des & 781. Bei 
einem Anerkenntnis, das Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags ift, fol nach Dertmann un 
Locher und RG 108, 105 für eine Kondiktion kein Raum (NG Recht 1914 Nr 195) fein; wie ein 
unſelbſtändiges Schuldverſprechen (RG Recht 1912 Nr 573; 1916 Nr 671) ſtehe und falle es mit 
dem Vertrage. So auch frühere Auflage. Materielle Bedeutung hat ein ſolches bloß beſtätigendes 
Anerkenntnis allerdings nur inſofern, als es das urſprüngliche Geſchäft abändert oder einen fill” 
ſchweigenden Verzicht auf Einreden oder auf Aufrechnung enthält (R JW 06, 74212; 1916, 
9605). Immerhin hat es inſoweit rechtliche Bedeutung, und es liegt kein zwingender Grund vor, 
die Kondiktion einer kauſalen Verpflichtung — nicht des ganzen Kauſalgeſchäfts — zu verſagen. 
So Krückmann 23 1927, 753 ff.: Klagantrag und Urteil bei der Kondiktion einer kauſalen Ver⸗ 
pflichtung. Ein abſtraktes Schuldverſprechen kann auch über eine von den Gegenleiſtungen ab⸗ 
gegeben werden und Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags fein (RG 18. 5. 25 IV 10%. 
Anders das abſtralte Schuldanerkenntnis, das a) unter Umſtänden wegen Unrichtigket 
des Anerkannten kondiziert werden kann. Zwar iſt nicht geſagt, daß die Kondiktion im Falle 
der Unrichtigkeit die ausnahmslos notwendige Folge wäre. Das Anerkenntnis kann ſo gemein 
ſein, daß die Schuld ohne Rückſicht darauf anerkannt werden ſoll, ob ſie beſteht oder nicht; alsdau, 
iſt, auch wenn fie nicht beſteht, die Kondiktion ausgeſchloſſen (RG Recht 1915 Nr 2267; RG 8. 11. 1 
IV 253/17). In dieſem Sinne ift das nach ZPO $ 307 im Prozeß abgegebene Anerkenntnis 
aufzufaſſen, ſo daß ſchon deshalb, abgeſehen von Gründen prozeſſualer Art, an Kondiktion 1 
zu denken iſt (OLG 13, 150; 18, 57; 29, 223; JW 1917, 820). Aber keineswegs immer entſprich 
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eine ſolche Auslegung dem Willen der Parteien. Namentlich für das Anerkenntnis, das auf Grund 
einer Abrechnung ergeht, nimmt die Rechtſprechung an, daß es kondiziert werden kann, wenn 
einbezogene Schuldpoſten ganz oder teilweiſe nicht beſtanden haben (vgl. RG 101, 122; RG 
JW 06, 35110; 08, 31%; 1919, 5681; RG Recht 1913 Nr 2289; 1916 Nr 55; 1920 Nr 890). Im 
übrigen ift von Fall zu Fall zu prüfen, in welchem Sinne das Anerkenntnis gemeint war; vgl. 
die Urteile R ZW 1910, 75212 (Anerkenntnis der Unterhaltspflicht gegenüber einem unehe⸗ 
lichen Kinde im Glauben, geſetzlich als Vater zu gelten; ſ. dazu RG JW'ö 1917, 1035); NG 23 
1915, 523 (Schuldanerkenntnis in der irrigen Meinung, aus einer formlos eingegangenen Bürg⸗ 
ſchaft verpflichtet zu fein); NG 83, 184 (Schuldanerkenntnis gegenüber einem zweiten Zeſſionar 
in Unkenntnis der Abtretung an den erſten; ſ. 9 407 A 1). Wird das Anerkannte erſt durch ein nach⸗ 
trägliches Ereignis unrichtig, ſo greift die Kondiktion Platz, wenn das Anerkenntnis iſoliert, nicht, 
wenn es auf Grund einer Abrechnung erging (RG Recht 1920 Nr 2384). Die Unrichtigkeit des 
Anerkannten iſt anderſeits nicht der einzige Grund der Kondiktion. Denkbar iſt ferner b) eine 
Kondiktion, weil der Anerkennende irrig geglaubt hat, gerade zur Anerkennung 
verpflichtet zu fein, während er die Richtigkeit des Anerkannten dahingeſtellt läßt (vgl. 
Mot 2, 693). c) Sehr häufig endlich kommt es vor, daß die Parteien die Unrichtigkeit des An- 
erkannten (d. h. die Tatſache, daß der Anerkennende bisher noch nichts ſchuldet) kennen und die 
Anerkennung nur als Ausdruck für ein abſtraktes Schuldverſprechen wählen. 
Die Worte lauten dabei möglicherweiſe ſogar auf Empfang eines Darlehns (vgl. RG 1910, 7042; 
Warn 1911 Nr 232; Gruch 49, 916), während freilich in der Regel mit dem Darlehnsbekenntnis 
eine Schuld eingegangen werden ſoll, die durch das Beſtehen einer früheren Schuld im techniſchen 
Sinne bedingt iſt (vgl. RG 62, 52; 76, 60; Gruch 51, 941; 8 607 A 6). Sit ein abſtraktes Schuld⸗ 
anerkenntnis als Form für ein Schuldverſprechen beabſichtigt, ſo kann eine Kondiktion aus dem 
Grunde der Mangelhaftigkeit der in der Anerkennung liegenden Zuwendung 
gegeben ſein, wie z. B. in dem Falle, wenn ein Anerkenntnis zur Erfüllung eines nach § 779 
unwirkſamen Vergleichs erfolgt (vgl. R 61, 321). Wegen des Kondiltionsanſpruchs und der 
Kondiktionseinrede in allen Fällen unter 1 f. A. 10. — 

2. Negatives Schuldanerkenntnis, d. h. das abſtrakte vertragsmäßige Anerkenntnis des 
Nichtbeſtehens der Schuld, wie es in $ 397 Abſ 2 geregelt iſt. Das Beweismittel für die Tatſache 
der erfolgten Zahlung, als welches ſich die Quittung im Zweifel darſtellt (§ 368 A 1), beruht 
auf Wiſſens⸗, nicht auf Willenskundgabe, iſt daher nicht vertragsmäßig und kann nicht kondiziert 
werden. Um ein bloßes Empfangsbekenntnis handelt es ſich oft auch dann, wenn der Wortlaut 
dem 9 397 Abſ 2 angepaßt iſt (vgl. RG Warn 1919 Nr 113). Sind aber die Parteien über das 
Vorhandenſein eines negativen Anerkenntniſſes einverſtanden, ſo kann, ebenſo wie bei dem 
poſitiven des $ 781, eine Kondiktion ftattfinden a) wegen Unrichtigkeit des Anerkannten 
(3. B. RG 10. 3. 22 Ill 350/21: irrige Erklärung, keine Anſprüche an den Nachlaß zu haben, 
enthalten in der Anerkenntnis des Teſtaments). Auch hier iſt die Kondiktion ausgeſchloſſen, 
wenn die Parteien die Rechtslage eventuell auch ändern wollten, ſo daß der Gläubiger für den 
Fall, wenn die Schuld wider Erwarten dennoch beſtehen ſollte, gewillt war, fie aufzuheben (vgl. 
NG Warn 1910 Nr 437; R Recht 1911 Nr 318; 1912 Nr 2035). Da eine ſolche Willensmeinung 
möglich iſt und nach der Faſſung des § 397 Abſ 2 ſogar als Regel gilt, iſt die Beweislaſt anders 
zu verteilen als nach dem gewöhnlichen Recht der condictio indebiti ($ 814 A 4): der klagende 
Gläubiger hat neben dem Veſtehen der Schuld zugleich zu beweiſen, daß es ihm um Klärung 
der Rechtslage zu tun war, d. h. daß er geirrt hat. b) Kondiktion wegen Nichtverpflichtung 
zur Erteilung des Ae es, Der frühere Mündel, der in dem irrigen Glauben, 
dazu verpflichtet zu fein, den Vormund entlaſtete, braucht nicht darzutun, daß dieſer noch Ver⸗ 
mögen aus der Verwaltung hinter ſich hat, ſondern kann (kraft Kondiktion) Abrechnung verlangen 
MG JW 02 Beil 255158, RG Recht 1915 Nr 1527; 8 1892 A 2). c) Kannten die Parteien das 
Beſtehen der Schuld und gebrauchten ſie das Anerkenntnis nur als Form für einen Erlaß, 
ſo wird eine Kondiktion durch die Mangelhaftigkeit der in dem Erlaſſe liegenden 
Zuwendung begründet (vgl. RG 53, 293; Gruch 57, 959; RG Recht 1914 Nr 2411). Der 
gegen das negative Schuldanerkenntnis gerichtete Anſpruch, der durch Wegfall der Bereicherung 
des Anerkennknisempfängers ausgeſchloſſen wird (3 818 Abſ 3), geht grundſätzlich auf Wieder⸗ 
herſtellung der Forderung und Herausgabe der Quittung (condictio accaptilationis). Wegen 
der Möglichkeit, einfach die alte Forderung geltend zu machen, vgl. $ 818 A 2. 5 

13. Ausgeſchloſſen iſt die Rückforderung im Falle $ 815, beſchränkt, wo es ſich um Rück⸗ 
forderung einer Schenkung wegen nicht vollzogener Auflage handelt ($ 527). Auch die Einrede 

er gegenwärtigen Argliſt iſt gegen einen Bereicherungsanſpruch gegeben, weil die Grund- 
ſätze von Treu und Glauben und guter Sitte den geſamten Rechtsverkehr beherrſchen und überall 
zur Geltung kommen müſſen, RG 71, 436; 135, 376. Daher gelten auch für den Bereicherungs⸗ 
anſpruch die Grundſätze der Verwirkung, nicht nur für Aufwertungsanſprüche. Die Einrede 
der Argliſt gegenüber der Berufung auf Formmangel hat das RG dann zugelaſſen, wenn 
der andere Teil die Beobachtung der Form ſchon mit der Abſicht verhindert hat, ſich ſpäter auf 
den Formmangel berufen zu können, RG 96, 313; 107, 180; Warn 1908 Nr 38; oder wenn auf 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Lobe. ) 36 
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der Seite desjenigen, der der Geltendmachung der Formnichtigkeit entgegentritt, ein Irrtum 
über die rechtliche Notwendigkeit der Form vorgelegen hat und dieſer Irrtum vom Geſchäfts⸗ 
gegner ſchuldhaft, mindeſtens fahrläſſig verurſacht iſt, R 117, 124; JW 1930, 906°. Auf ein 
Verhalten nach Vertragsabſchluß kann die Einrede nicht geſtützt werden. 

14. Daß die Vorausſetzungen für den Bereicherungsanſpruch vorliegen, hat der Kläger zu 
beweiſen, N 57, 320; JW 1933, 125211; alfo z. B. den Nichteintritt des Erfolgs, R6 
HRR 1931 Nr 1752. 


§ 813 


Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit!) Geleiftete ?) kann 
auch dann zurückgefordert werden, wenn dem Anſpruch eine Einrede ent- 
gegenſtand, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd aus“ 
geſchloſſen wurde ). Die Vorſchrift des § 222 Abſ 2 bleibt unberührt )). 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, fo iſt die Nückforde⸗ 
rung ausgeſchloſſen; die Erſtattung von Zwiſchenzinſen kann nicht verlangt 
werden?) ®), 

E 1 737 Abſ 2, 738 II 738; M 2 831-835; P 2 682, 686—688, 693, 694. 

1. Rückforderung einer gezahlten Nichtſchuld. Erſte Vorausſetzung der condietio indebiti 
iſt, daß zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde. Über dieſen Zweck 
müffen die Leiſtungsbeteiligten einig geweſen fein. Die ſchuldtilgende Leiſtung eines 
Dritten nach § 767 erfordert den Schuldtilgungswillen dieſes Dritten. R HR 1933 Nr 995. 
Beweispflichtig für den Zweck der Leiſtung und das Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit iſt der 
Bereicherungsfordernde, RG 133, 275. Gingen ihre Erklärungen auseinander, indem die des 
Empfängers auf Schenkungsannahme, die des Leiſtenden auf Schuldtilgung gerichtet war, ſo 
greift die allgemeine condictio sine causa ($ 812 A 6 unter 1a), nicht die condietio indebiti Platz. 
Kommen mehrere Schulden in Betracht, fo entſcheidet nach $ 366 die Beſtimmung des Schuldners, 
welche von ihnen getilgt fein ſoll. Hat dieſer ſeinen Willen erklärt, und tft zwar nicht die beſtimmte 
Schuld, aber eine andere rechtsbeſtandig, fo kann der Gläubiger, wenn die Vorausſetzungen dafür 
gegeben ſind, gegenüber der Kondiktion des Schuldners aufrechnen, nicht aber einfach eine 
andere Anrechnung beſtimmen. Wurde eine Beſtimmung vom Schuldner nicht getroffen, ſo 
liegt Zahlung einer Nichtſchuld fo lange nicht vor, als überhaupt eine Forderung beſteht. — 
Die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung geleiſtet iſt, kann eine eigene oder die eines Dritten 
fein; über die Kondiktion deſſen, was der Dritte nicht ſchuldete, ſ. A 6 unter a, 9 812 A 1. In 
der Regel handelt es ſich um eine Verbindlichkeit ſchuldrechtlicher Art. Es genügt aber auch, 
wenn der Leiſtende einem dinglichen Anſpruch nachkommen, z. B. eine vermeintliche Grund⸗ 
ſchuld tilgen wollte. Keine condictio indebiti iſt gegeben, wenn ein Grundſtückseigentümer ſich 
abſtrakt zur Zahlung verpflichtet, weil er irrig glaubt, mit dem Grundſtück dinglich bereits zu 
haften; die in dem Verſprechen liegende Leiſtung bezweckt hier nicht die Erfüllung einer Ver⸗ 
bindlichkeit (ans Recht 1914 Nr 2258). Wegen unvollkommener Verbindlichkeiten ogl. A 4, 
wegen öffentlich-rechtlicher Vorbem 2. Ob der Irrtum über die Erfüllungspflicht ein tatſächlicher 
oder ein rechtlicher war, ob er entſchuldbar oder nicht entſchuldbar war, iſt belanglos, RG 60, 420; 
HRR 1930 Nr 1316. 

2. Zur Erfüllung der Verbindlichkeit muß geleiſtet fein. Ob gerade der vermeintlich ge⸗ 
ſchuldete Gegenſtand geleiſtet wird oder an Erfüllungs Statt ($ 364 Abſ 1) oder erfüllungshalber 
ein anderer, iſt gleichgültig. Auch ein novierendes Verſprechen, d. h. die Hingabe eines Ver⸗ 
ſprechens an Erfüllungs Statt, kann kondiziert werden (vgl. 9 812 A 10, 11). Wie die Erfüllung 
it ferner die Hinterlegung unter Verzicht auf die Rücknahme zu behandeln ($ 378); im Falle der 
Nichtſchuld wird der Verzicht kondiziert, d. h. die Einwilligung des angeblichen Gläubigers in 
die Rücknahme des Hinterlegten verlangt. Hat dagegen der vermeintliche Schuldner aufgerechnet, 
fo iſt es ebenſo, wie wenn nur er, nicht der andere Teil Schuldner war. Da nicht beide Perſonen 
einander Leiſtungen ſchuldeten, iſt die Aufrechnung unwirkſam; für eine Rückforderung wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung bleibt kein Raum (vgl. $ 387 A 4). Auch bei der vertragsmäßigen 
Aufrechnung muß als Parteiabſicht gelten, daß die eine Forderung nicht ohne die andere auf? 
10 an sl JW 1910, 75210; 1916, 4844; Warn 1920 Nr 160; RG Recht 1914 Nr 2408; 
a. M. RG 63, 190). 0 

3. Die Schuld muß nicht beſtanden haben, ſei es, daß fie von Anfang an nicht beſtano 
oder zur Zeit der Leiſtung erloſchen war. Dem ſtellt das Geſetz es gleich, wenn ben 
Anſpruch eine dauernde Einrede entgegengeſetzt werden konnte. Nur dauernde Einreden, nicht 
bloß vorübergehende, machen die Schuld praktiſch zur Nichtſchuld (RG 62, 54; 68, 304; 139, 21) 
wurde z. B. bei Zahlung des Werklohns ein Mangel überſehen, der ſich beſeitigen läßt, jo rann 
der Beſteller nicht kondizieren (RG 22. 12. 16 VII 267/16). Einreden, die hierhin gehören, ſino 
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die Einrede gegen eine Forderung, welche ohne rechtlichen Grund oder durch eine unerlaubte 
Handlung des Gläubigers entſtanden tft (88 821, 853); die Einrede des mit einer anfechtbaren 
letztwilligen Verfügung Beſchwerten nach Verſäumung der Anfechtungsfriſt (88 2083, 2345); 
die Einrede des perſönlichen Schuldners gegen den Hypothekengläubiger, der ihn nicht gehörig 
von der Zwangsverſteigerung benachrichtigt hat ($ 1166); ferner Einreden aus dem Recht zum 
Beſitz gegenüber dem Eigentumsanſpruch, z. B. die auf 8 667 geſtützte Einrede des Auftraggebers 
gegen den vindizierenden Beauftragten in RG 72, 192. Bei andern Einreden iſt es ungeachtet 
ihres dauernden Charakters nicht ſo ſicher, ob wirklich die in Unkenntnis erfolgte Zahlung die 
Kondiktion begründet. So wird in Fallen der beſchränkten Haftung zu prüfen ſein, ob die 
Beſchränkung auch die Schuld und nicht allein die Haftung betrifft, wie etwa wenn der Erbe 
an den im Aufgebotsverfahren Ausgeſchloſſenen oder bei geringfügigem Nachlaß im Irrtum 
über dieſe Umſtände voll gezahlt hat (88 1973, 1990). Nicht zur Kondiktion führt jedenfalls die 
Einrede des $ 478. Die $$ 477, 478 laſſen deutlich den Willen des Geſetzes erkennen, daß nach 
Serjährung des Wandlungs- oder Minderungsanſpruchs nur noch eine verteidigungsweiſe 
Geltendmachung des Mangels zuläſſig ſein ſoll (RG 74, 292); es wäre hiermit unvereinbar, 
wollte der Käufer, der den Kaufpreis im voraus zahlte und den Gewährleiſtungsanſpruch ver⸗ 
jähren ließ, auf Grund einer Mängelanzeige kondizieren (vgl. OLG 12, 266; LZ 07, 234). — 
Zahlung einer Nichtſchuld kann ſchließlich vorliegen, obgleich die Forderung an ſich zu Recht 
beſtand und auch nicht mit einer Einrede behaftet war. Wenn der Schuldner in Unkenntnis 
eines ihm zuſtehenden Anfechtungsrechts geleiſtet hat, ſo eröffnet die nachträgliche Anfechtung 
die Bahn nicht für die cond. ob causam finitam, ſondern, da das Geſchäft nunmehr als nicht 
geſchloſſen gilt ($ 142), für die cond. indebiti (vgl. §812 As unter co). Ein Rückforderungsrecht 
hat aber auch derjenige Schuldner, der bei der Zahlung nicht wußte, daß er aufrechnen 
konnte. So auch Windſcheid⸗Kipp (9. Aufl.) Bd. 2, S. 477, Planck A3 zu $ 813, Siber, Schuld⸗ 
recht § 33 12 d S. 135; Jaeger, KO A 4 zu § 53, Enneccerus⸗Lehmann II 8 71 II; a. M. Dert- 
mann, A! zu 9 389 und RG 120, 280 ſowie 66, 273; Blomeyer JW 1933, 2576. Die Aufrech⸗ 
nungs möglichkeit bedeutet eine facultas alternativa, eine Abfindungsbefugnis, kraft deren der 
Schuldinhalt anders beſchaffen war, als der Zahlende glaubte (vgl. A 6 unter e). Es erſcheint 
auch billig, daß der Schuldner die nur aus Irrtum über ſein Recht entrichteten Zinſen und Ver⸗ 
tragsſtrafgelder wiedergewinnt. Hat jemand, der der einen Kaſſe des Fiskus ſchuldet und von 
eimer andern zu fordern hat, mit Rückſicht auf 3 395 auf feine Schuld Zinſen gezahlt, und rechnet 
dann die andere Kaſſe gegen ihn auf, jo kann er die Zahlung kondizieren (RG 101, 111); Zahlung 
bei beſtehendem Zweifel an der Schuld, um der Ungewißheit ein Ende zu machen, bedeutet 
Verzicht auf die Rückforderung (RG 97, 140). ö 
4. Die Einrede der Verjährung ($ 222 Abſ 1) iſt eine dauernde Einrede und würde 
nach Abſ1 Satz 1 des 9 813, wenn der Schuldner geleiſtet hat, ohne fie zu kennen, die Kon⸗ 
dittion begründen. Der in Satz 2 angezogene § 222 Abſ 2 ſchreibt aber eine Ausnahme vor. 
Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden, 
auch wenn die Leiſtung in Unkenntnis der Verjährung bewirkt wurde; das gleiche gilt von einem 
vertragsmäßigen Anerkenntnis ſowie von einer Sicherheitsleiſtung des Verpflichteten. Dem 
entſpricht es, daß Leiſtung in Kenntnis der Verjährung nicht als unentgeltliche Zuwendung zu 
behandeln iſt, insbeſondere nicht nach KO 8 32 angefochten werden kann. Dem Fall der durch 
Verjährungseinrede entkräftbaren Forderung ſteht ſachlich nahe die Reſtſchuld, die nach Be⸗ 
endigung des Konkurſes durch Zwangsvergleich verbleibt. Erzeugt der Zwangserlaß auch 
nicht nur eine Einrede, ſo vernichtet er doch die Reſtforderung nicht vollſtändig, ſondern läßt 
eine un vollkommene (natürliche) Verbindlichkeit zurück (RG 71, 364), die ſich in der 
Ferthaftung der Bürgen, Pfänder und ſonſtigen Sicherungen (KO § 193 Satz 2 R Gruch 
4, 1174) ſowie darin äußert, daß fie die Grundlage für eine neue Sicherung oder Anerkennung 
bilden kann (RG Seuffel 65 Nr 20; 69 Nr 190). Das iſt der Grund, warum eine condictio 
indebiti ausgeſchloſſen iſt. Da das in Kenntnis des Zwangserlaſſes Geleiſtete die Erfüllung 
einer Rechtspflicht darſtellt (& Lg 08, 608), ift es irreführend, wenn bei Verneinung der Kon⸗ 
biltion des in Unkenntnis Gezahlten mitunter auf die bloß moraliſchen Pflichten (Anſtands⸗ 
pflichten) des $ 814 Halbf. 2 Bezug genommen wird (vgl. z. B. RG 78, 77; RG Seuffg 65 Nr 20). 
Die übrigen unvollfommenen Verbindlichkeiten, bei denen das Geſetz den Erfül⸗ 
dangszwang wegen der Art der Schuld mißbilligt (namentlich die in 656, 762, 764 ſowie im 
Brio $$ 55, 59 geregelten Fälle der Ehevermittlung, des Spieles, Differenzgeſchäfts und des 
unverbindlichen Börſentermingeſchäfts), haben ſchwächere Rechtswirkungen. Ein Schuldver⸗ 
brechen oder eine ſonſtige abſtrakte Verpflichtung begründet hier ebenſowenig den Leiſtungs⸗ 
anſpruch wie der urſprungliche Vertrag (vgl. dazu $ 812 A 10); vorgeſchrieben iſt überall nur 
der Ausſchluß der Rückforderung des Gezahlten. Dabei wird eine Vorauszahlung als bloße 
Sicherheitsleiſtung zu behandeln fein (vgl. $ 762 A 3, § 764 A 3). Außerdem iſt zu beachten, 
daß, wer über eine ſolche Schuld einen Wechſel akzeptiert, noch nicht dadurch zahlt, daß er der 
Weiterbegebung des Wechſels, wodurch der Gläubiger die Valuta empfängt, zuſtimmt. Er kann 
deshalb doch kondizieren, es ſei denn, daß er den Wechſel freiwillig und nicht nur mit Rückſicht 
36* 
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auf WO Art 82 eingelöſt hat (RG 51, 361; 77, 277; vgl. § 762 A 4). Und ſelbſtverſtändlich greift 
die Kondiktion Platz, wenn der unvollkommenen Verbindlichkeit außer ihrer Unerzwingbarkeit 
noch andere, dem Zahlenden unbekannt geweſene Einreden entgegenftehen (RG JW 1919, 5681). 

5. Die vorzeitige Erfüllung einer betagten Verbindlichkeit iſt keine Leiſtung einer Nicht⸗ 
ſchuld. Eine ſolche vorzeitige „Erfüllung“ liegt aber nicht vor, wenn ein Schuldanerkenntnis 
nur akzeſſoriſch eine neue Obligation neben der alten oder ftatt ihrer mit Novation ausſchließ⸗ 
lich eine andere begründet. Auch die vorzeitige Begründung eines abſtrakten Schuldverſprechens 
wird durch § 893 Abſſ2 nicht von der Rückforderung ausgeſchloſſen. Die Beſtimmung, daß 
Zwiſchenzinſen (und damit auch Früchte der Sache) nicht zu erſtatten find, entſpricht dem 
$ 272, wonach bei wiſſentlich vorzeitiger Leiſtung ein Abzug von Zwiſchenzinſen nicht erlaubt iſt. 
Doch gilt Abſ 2 nur für „betagte“ Schulden im eigentlichen Sinne, d. h. für ſolche, die rechtlich 
beſtehen und nur noch nicht fällig find. Auf Schulden, deren Entſtehung auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt hinausgeſchoben ift („befriſtete“ Schulden), darf die Vorſchrift nicht erſtreckt werden. 
Uberläßt der Vermieter dem Mieter die erſt von 1922 an vermietete Wohnung aus Irrtum ein 
Jahr zu früh, jo kann er nach $ 818 Abſ 2 den Wert der Überlaſſung für das Jahr 1921, die über⸗ 
haupt nicht geſchuldet war, erſetzt verlangen (vgl. auch den Fall NG Recht 09 Nr 260). Voraus- 
ſetzung der Vorſchrift iſt ferner, daß der Leiſtende voll geſchäftsfähig iſt. Andernfalls kann 
bis zur Fälligkeit die ganze Leiſtung, nachher der Zwiſchenzins zurückgefordert werden, ohne daß 
der Gläubiger, wie ſonſt bei Erfüllungsleiſtungen geſchäftsunfähiger oder geſchäftsbeſchränkter 
Schuldner, ein Zurückbehaltungsrecht geltend machen dürfte. — Hat der bedingt Verpflich- 
tete vorzeitig geleiftet ohne zu wiſſen, daß die Bedingung noch ſchwebt (vgl. $ 814), fo fteht ihm, 
bis ſie eintritt (nicht nach dem Eintritt, da dolo facit qui petit quod statim redditurus est), die 
cond. indebiti offen. Fällt die Bedingung aus, fo hat er ein Rückforderungsrecht (cond. ob causam 
datorum) auch dann, wenn die Leiſtung in Erwartung des Eintritts der Bedingung als Voraus⸗ 
erfüllung gegeben und genommen wurde (vgl. RG 71, 316). 

6. Den Fallen der ſchlichten Nichtſchuld reihen ſich die andern Fälle an, in denen eine Schuld 
zwar beſtand, aber nicht zu Laſten des Leiſtenden oder nicht zugunſten des Empfängers oder 
mit einem von der Leiſtung abweichenden Inhalt. a) Zahlung durch Dritte. Zahlt ein 
Dritter an den Gläubiger in der irrigen Meinung, ſelber Schuldner oder Mitſchuldner zu ſein, 
jo kann er von ihm zurückfordern (RG 44, 143; 87, 251; 98, 64; Och 34, 58). Über die Frage, 
ob hierbei die An des Schuldners zur Zeit der Leiſtung des indebitum eine Rolle 
ſpielt, ſowie über den nachträglichen Wegfall der Bereicherung des Gläubigers durch Zahlungs⸗ 
unfähigwerden des Schuldners vgl. $ 818 A7 unter 2b ö. Zahlt der Dritte dagegen die fremde 
Schuld nach $ 267 als fremde, weil er ſich fälſchlich dem Schuldner dazu verpflichtet glaubt, fo iſt 


ı e8 ebenfo, wie wenn er ſich über das zwiſchen dem Schuldner und dem Empfänger beſtehende 


Rechtsverhältnis überhaupt keine Gedanken macht; er hat die Kondiktion nur gegen den Schuldner 


(ch JW 03 Beil 819: 1912, 6901 RG Recht 1922 Nr 1555; SeuffA 61 Nr 204; 76 Nr 143; 


AN vgl. hierzu auch 9812 A 4 unter 2a). b) Zahlung an den falſchen Gläubiger. Weiß der 


Schuldner, daß der Empfänger nicht der wahre Gläubiger iſt und rechnet er auf deſſen Ge⸗ 
nehmigung, fo erwächſt ihm aus der Vereitlung der Erwartung die cond. ob causam datorum. 
Anders, wenn er den Empfänger irrtümlich für den Gläubiger oder für deſſen Bevollmächtigten 
anſah; unter ſolchen Umſtänden iſt der Empfänger, vorausgeſetzt, daß der Gläubiger nicht wider 
Erwarten genehmigt, kraft der cond. indebiti zur Rückzahlung verpflichtet. Der Anſpruch hierauf 
ſteht dem Schuldner zu, der gezahlt hat; über das Verhältnis zur Kondiktion des Gläubigers 
wegen unberechtigter Verfügung |. $ 816 A 1. Bei Irrtum des Gerichtsvollziehers über 15 
Perſon des Gläubigers, N 134, 141. e) Leiſtung eines andern Gegenſtandes. Wird 
etwas anderes als das Geſchuldete geleiſtet, ſo kann der Schuldner zurückfordern; der Gläubige 
hat aber ein Zurückbehaltungsrecht, bis ihm die wirklich gebührende Leiſtung erbracht wird ($ 27 
Abſ 1). Ebenſo verhält es ſich, wenn bei einer Wahlſchuld oder einer Gattungsſchuld ein 110 
ſtimmter Gegenſtand in dem irrigen Glauben geleiſtet wird, daß er allein der geſchuldete 19 
(vgl. § 263 A 2c). Kondizieren kann ferner auch derjenige Schuldner, der in Unkenntnis feine 5 
Rechtes, den Gläubiger mit einer andern Leiſtung abzufinden, die Schuld erfüllte (Faculta‘ 
alternativa). Hat der Schuldner, während er nach feiner Wahl einen von zwei Gegenſtänden 
leiſten mußte, aus Irrtum beide geleiſtet, ſo darf er wählen, welchen er zurück haben will. 


f 8 814 

Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht 
zurückgefordert werden, wenn der Leiſtende gewußt hat, daß er zur zeiftund 
nicht verpflichtet war!) ), oder wenn die Leiſtung einer ſittlichen Pflicht ode 


einer auf den Anſtand zu nehmenden Rüdficht entſprach ?) ). 
E 1 734 Abſ 4 II 739; M 2 831—835; P 2 604— 696. 


1. Kenntnis des Nichtſchuldigſeins. Die Vorſchrift iſt nur für das Gebiet der Rückforde⸗ 
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rungsfälle anwendbar, die der röm. rechtl. condictio indebiti entſprechen, nicht für das Gebiet 
der condictio ob turpem causam (RG 99, 162). Ferner muß bereits wirklich geleiſtet ſein (RG 
98, 237). Weiß der Leiſtende bei der Leiſtung (RG Recht 1918 Nr 231; RG 16. 5. 25 V 
416/24), daß er nichts ſchuldet, jo ſteht ihm die condictio indebiti nicht zu, ogl. die Beiſpiele in 
NG JW 04, 40713; 08, 46739 (Börſentermingeſchäft). Dieſe Kenntnis davon, daß er nichts ſchul⸗ 
dete, muß derjenige beweiſen, der die Einwendung aus $ 814 geltend macht, RG 133, 276. Die 
Rückforderung wird nicht geſtattet, ohne Unterſchied, ob ſie die Wiedergewinnung realer Leiſtun⸗ 
gen oder die Entkräftung eines abſtrakten Verſprechens oder Anerkenntniſſes bezweckt. Doch 
ſchließt nur poſitive Kenntnis der Rechtslage die Rückforderung aus. Kennenmüſſen 
genügt nicht, auch wenn die Unkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit beruht (RG 44, 141; 60, 521), 
ebenſowenig bloßer Zweifel, und die Rückforderung iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn 
zwar die Tatſachen bekannt find, aber aus Rechtsirrtum nicht der zutreffende Schluß daraus ge- 
zogen wird (RG SeuffA 75 Nr 193; NG Recht 1922 Nr 431). Kenntnis der Nichtſchuld liegt 
auch dann nicht vor, wenn der Zahlende eine Einwendung gegen die Forderung kennt, eine 
andere Einwendung aber, die der Forderung gleichfalls entgegenſteht, ihm unbekannt iſt. Er 
kann in dieſem Falle kondizieren, es ſei denn, daß er durch die Zahlung auf alle Einwendungen 
verzichten wollte (RG 21, 199; ZW 04, 385). Dagegen verſagt die Kondiktion, wenn ſein Irrtum 
nur darin beſtand, daß er die ihm bekannte Einwendung nicht beweiſen zu können glaubte (RG 
59, 354; a. M. RG 21, 198). Ob der Leiſtende in Schenkungsabſicht handelte, oder welcher 
Beweggrund ihn ſonſt beſtimmte, etwa die Abſicht, das nichtige Rechtsgeſchäft nach $ 141 zu 
beſtätigen, oder um ſich zu vergleichen, oder um auf Einreden, die ihm zuſtehen, zu verzichten, 
kommt nicht in Betracht. Anderſeits iſt zu beachten, daß mit der condictio indebiti 
nicht notwendig jede anders begründete Kondiktion entfällt. Wer auf einen form⸗ 
widrigen gegenſeitigen Vertrag, deſſen Nichtigkeit er kennt, in Erwartung freiwilliger 
Erfüllung des Gegners leiſtet, kann ob causam kondizieren, ſofern die Erwartung fehl⸗ 
ſchlägt (vgl. 8 812 A 9 unter 20); ebenſo der Käufer, der die Ware trotz Kenntnis ihrer Beſchlag 
nahme durch die Militärbehörde in der vergeblichen Hoffnung bezahlt hat, daß die Beſchlag⸗ 
nahme wieder aufgehoben werde (RG Recht 1920 Nr 891); vgl. auch Rö 71, 317. Entſcheidend 
iſt immer das Willen als ſolches; ein Irrtum des Leiſtenden ſpielt keine Rolle. Weder bildet der 
Irrtum den eigentlichen Grund der Kondiktion, noch darf er auch nur mit RG JW 1910, 109 
als negative Vorausſetzung (condictio sine qua non) bezeichnet werden. Der Leiſtende braucht 
die Schuld nicht für rechtsbeſtändig gehalten zu haben; er kann auch dann kondizieren, wenn er 
hinſichtlich ihres Beſtehens Zweifel hatte (RG 59, 354; 72, 199; 112, 358; JW 04, 38°; 1919 
7206; Warn 1920 Nr 95). Doch iſt in Fällen dieſer Art zu prüfen, ob nicht die Leiſtung in der 
erkennbaren Abſicht bewirkt und angenommen wurde, daß es dabei bewenden ſolle, auch wenn 
die Schuld nicht beſtehe. Eine ſolche Vereinbarung, gewöhnlich als Verzicht, d. h. Erlaß der 
Kondiktion ($ 397) aufgefaßt, ſchließt die Rückforderung aus (vgl. RG 56, 354; 71,317; 72,199; 
95, 349; JW 1919, 720%; Warn 1920 Nr 95). Ob fie vorliegt, muß meiſtens aus den Umſtänden 
des Falles entnommen werden, wobei der Verkehrsanſchauung Rechnung zu e iſt (NG 
97, 140). — Erfolgte die Leiſtung durch einen Vertreter des Schuldners, ſo entſcheidet nach 
$ 166 Ab 1 das Wiſſen des Vertreters. Bei einer juriſtiſchen Perſon mit mehreren Organen iſt 
nur auf das mit der Leiſtung befaßte Organ zu ſehen. Hat dieſes von dem Nichtbeſtehen der 
Schuld keine Kenntnis gehabt, jo findet Rückforderung ſtatt, auch wenn einem andern Organe 
die Kenntnis beiwohnte (vgl. RG 13, 28; 79, 287; R6 Recht 1918 Nr 231). Wo nach der Or⸗ 
1 des Schuldners mehrere Beamte zu der Leiſtung zuſammenwirken, kommt es auf den⸗ 
enigen an, der die Leiſtung anordnet, nicht auf den, dem nur die unſelbſtändige Ausführung 
obliegt (NG 95, 126). 5 5 ; 

2. Nüdforderung trotz Kenntnis der Nichtſchuld. Der Satz, daß eine Leiſtung nicht als 
nichtgeſchuldet zurückgefordert werden kann, wenn der Leiſtende um das Nichtbeſtehen der Schuld 
wußte, gilt nicht ganz ausnahmslos. Eine Ausnahme greift im Falle der Vorbehaltszahlung 
Platz. Darüber, ob eine ſolche Zahlung vom angeblichen Gläubiger angenommen zu werden 
braucht, ſ. $ 362 A 4. Nimmt er ſie aber an, jo kann er gegenüber dem Rückforderungsanſpruch 
nicht einwenden, der Leiſtende habe den Sachverhalt gekannt (R Warn 1914 Nr 240; RG 
23 08, 3120. Ebenſo ift, da $ 814 nur für freiwillige Zahlungen gilt, eine Ausnahme 
zu machen für Zahlungen, die zur Abwendung obrigkeitlicher Gewaltmaßregeln 
erfolgen (Zahlungen zur Vermeidung einer gerichtlichen oder Verwaltungszwangsvollſtrecung), 
Wegen des RStempStch v. 3. 7. 13 $ 110, das auch Hier einen Vorbe halt forderte, vgl. Vorbem 2 
unter a. Geſchieht eine Auflaſſung eines Grundſtücks trotz Kenntnis des Formmangels nach 
9313 Sat 2, aber zu dem Zweck der Heilung dieſes Mangels, ſo ſteht dies dem Bereicherungs⸗ 
anſpruch aus $ 812 nicht entgegen. Die Leiſtung ift ferner nicht rückforderbar, wenn der Leiſtende 

em Empfänger zu erkennen gegeben hat, daß er die nr einerlei, wie es mit dem Schuld. 
grund beichaffen ſei, gegen ſich gelten laſſen wolle. Ein bloßer Zweifel an dem Nichtbeſtand 
der Verbind ichkeit ſchlleßt den Rückforderungsanſpruch nur dann aus, wenn nach Treu und 

lauen der Empfänger annehmen mußte, die Leiſtung ſolle ihm ſelbſt für den Fall des Nicht- 
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beſtehens der Verbindlichkeit verbleiben, RG 97, 140; 72, 199; 71,317; 56, 353; RG in JW 
1932, 3060. Motive Mugd. Mat. Bd. 2 S. 466. 

3. Sittliche Pflicht, Anſtandspflicht. Die Begriffe find erläutert in § 534 A 2. Das Ver⸗ 
hältnis des 8 534 zu § 814 1 00 2 iſt das, daß dort Schenkungen, d. h. einverſtändlich unent⸗ 
geltliche Zuwendungen vorausgeſetzt werden, während $ 814 Halbſ. 2 den Fall betrifft, wenn 
die Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer als rechtlich bindend vorgeſtellten 
Verpflichtung geſchah. Beſtand die angenommene Verpflichtung nicht, entſprach aber die 
Leiſtung einer Sittlichkeits⸗ oder Anſtandspflicht, fo findet cond. indebiti nicht ſtatt. Es iſt hier⸗ 
nach ſchief, wenn es mitunter heißt, der Leiſtende brauche nicht die Abſicht gehabt zu haben, 
eine Sittenpflicht zu erfüllen, es genüge das objektive Beſtehen einer ſolchen Pflicht. Vielmehr 
darf eine derartige Abſicht gar nicht vorhanden geweſen ſein, wenn $ 814 Halbſ. 2 zur Anwendung 
tommen ſoll. Erkannte der Leiſtende die Pflicht als bloße Sitten⸗ oder Anſtandspflicht, ſo wußte 
er, daß er rechtlich zur Leiſtung nicht verpflichtet war, und kann ſchon nach Halbſ. 1 nicht kon⸗ 
dizieren (vgl. RG 78, 78; Gruch 58, 977). Da das in Kenntnis der Rechtslage Geleiſtete unent⸗ 
geltliche Zuwendung iſt, ſind die hierhin gehörigen Fälle von den unvollkommenen Rechtsver⸗ 
bindlichkeiten zu unterſcheiden (vgl. $ 516 A 4, 8 813 A 4). — Sittliche Pflicht verlangt die 
Unterſtützung von Angehörigen über die geſetzlichen Grenzen hinaus (vgl. RG 63, 42). 
Wer ſeinen armen Geſchwiſtern durch ſchriftliches abſtraktes Verſprechen eine jährliche Rente 
zuſagt, iſt gebunden, wenn er dies in der irrigen Meinung tut, zu ihrer Unterhaltung geſetzlich 
verpflichtet zu ſein. Würden die Vertragſchließenden die Rechtslage kennen, alſo über die Un⸗ 
entgeltlichkeit der Zuwendung einig fein, jo wäre das Verſprechen nach $ 518 Abſ 1 wegen Form⸗ 
mangels nichtig. Wo das Angehörigkeitsverhältnis ſelbſt irrig angenommen wird, liegt auch keine 
ſittliche Verpflichtung vor. Daher keine Sittenpflicht des außerehelichen Beiſchläfers der Mutter 
zur Gewährung von Unterhaltsgeldern für das Kind, wenn die Beiwohnung vor der kritiſchen 
Zeit geſchah, fo daß Vaterſchaft nicht in Frage kommt (RG JW 1910, 75212). Was ſodann die 
Berufung auf Verſtöße gegen geſetzliche Formvorſchriften betrifft, ſo ſteht ſie, auch 
wo der Formzwang dem Volksempfinden fremd iſt, mit den guten Sitten grundſätzlich 
nicht in Widerſpruch (vgl. Prot 2, 696; NGG 52, 5; 58, 218; 70, 20; 72, 343; 73, 209; 96, 313; 
105, 155; Warn 09 Nr 537; RG Dig 03, 315; Rc HNN 1933 Nr 1003). Doch können beſondere 
Umftände eine abweichende Beurteilung rechtfertigen (vgl. R Warn 1911 Nr 162; 1912 
Nr 189: letztwillige Bedenkung nur eines von mehreren Angehörigen gegen deſſen formloſes 
Verſprechen, die andern zu entſchädigen; RG JW 1917, 480%; formloſes Verſprechen von Pfleger 
eltern, die Pflegetochter auszuſtatten; vgl. auch RG Warn 08 Nr 38). Auch auf den Ablauf einer 
geſetzlichen Friſt darf man ſich in der Regel berufen, ohne Sitte und Anſtand zu verletzen. 
Der Wechſelregreßſchuldner, der vom Inhaber des Wechſels Valuta erhielt, wird dadurch allein 
nicht ſittlich verpflichtet, den verfallenen Wechſel einzulöſen (NG 48, 143 gegen OLG 2, 43). 
Vgl. aber RG Recht 1914 Nr 196, das bei Verſäumung des Einſpruchs gegen einen Fluchtlinien⸗ 
plan eine Sittenpflicht der Gemeinde annimmt, den durch den Plan zugefügten Schaden einem 
Grundbeſttzer zu erſetzen. Hierher gehört ferner der Gegenſatz, der zwiſchen den Beſtimmungen 
des Börſengeſetzes und den Anſchauungen der Bankwelt obwaltet. Sollen die Zwecke des 
Geſetzes erreicht werden, ſo wird eine ſittliche Pflicht 5 Erfüllung verbotener VBörſentermin⸗ 
Ke regelmäßig nicht anzuerkennen fein (vgl. RG NW 04, 385; 09, 5982; Warn 1910 Nr 344; 

G Recht 04 Nr 2478); anders verhält es fich aber, wenn der Rückfordernde früher aus ſolchen 
Geſchaften Gewinne eingeſtrichen hat. Die Wiedereinziehung einer zu Unrecht ausgezahlten 
Teuerungszulage widerſpricht auch dann keiner ſittlichen Pflicht, wenn es ſich um eine durch 
Di ausgleichbare Härte handelt (RG Recht 1920 Nr 2387, vgl. dazu jedoch 
or N 05 

4. Bewweißlaft bei der condietio indeb iti. Der Kläger hat zu beweiſen, daß er geleiſtet hat, 
daß die Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geſchah und daß die Verbindlich“ 
keit nicht beftand. Der letztere Beweis liegt ihm auch dann ob, wenn der Beklagte als Hypo⸗ 
thekenglaubiger Zahlung erhielt und die Unrichtigkeit des im Grundbuch angegebenen Schuld⸗ 
grundes feſtſteht (MG 49, 300). Dagegen braucht der Kläger nicht auch einen Irrtum zu beweiſen, 
der ja Überhaupt nicht zu den Vorausſetzungen der Rückforderung gehört (A 1). Der Beweis der 
Klagausſchließungsgründe des § 814 iſt Sache des Beklagten; er hat alſo darzutun, daß der 
Kläger das Nichtbeſtehen der Schuld kannte (RG 60, 420; 90, 316; JW 1910, 109; Warn 0 
Nr 151; NG Recht 04 Nr 2377; 09 Nr 2248), oder daß die Zahlung Sitten- oder Anſtandspflicht 
war, ober daß die Zahlung vorbehaltlos erfolgte. Auch zur Entkräftung eines auf Grund einer 
Abrechnung erklärten Schuldanerkenntniſſes genügt der Nachweis des Nichtbeſtehens der Schuld, 
während der Verſprechensempfänger die Kenntnis des Verſprechenden von dem Nichtbeſtehen 
dartun muß (Ach JW 06, 35110 08, 31%; MG Recht 1913 Nr 2289). Im übrigen iſt zu beachten, 
daß das pojitive und das negative Schuldanerkenntnis häufig als Ausdruck für ein abſtraftes 
Schuldverſprechen oder einen Erlaß benutzt werden, weshalb der Kondizierende hier ſeine Abſicht, 
die Rechtslage zu klären, d. h. feinen Irrtum zu beweiſen hat (. 812 A 11). Von einem Bankier, 
der gewerbsmäßig verbotene Börſentermingeſchäfte betreibt, ſetzt R Recht 06 Nr 547 obne 
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weiteres voraus, daß er das geſetzliche Verbot und die daraus entſpringende Nichtigkeit der Ge⸗ 
ſchäfte kennt. — Der Umſtand, daß unter Vorbehalt gezahlt worden ift, ändert nichts an 
der Beweislaſt des Klägers für das Nichtbeſtehen der Schuld, denn der Vorbehalt hat regelmäßig 
nur die Bedeutung einer Verwahrung des Zahlenden dagegen, daß die Tatſache der Zahlung 
zu ſeinen Ungunſten ausgelegt, ihm namentlich die Abſicht untergeſchoben wird, die Schuld als 
beſtehend gelten zu laſſen (fo Koenige 23 1919, 401; Planck Alla; RG Warn 1914 Nr 240; 
RG Lg 07, 6582; Seuffl 66 Nr 207; vgl. auch zum früheren preuß. Recht RG 7 S. 182 und 186; 
Bolze 13 Nr 436). Iſt ſtreitig, ob ein Vorbehalt hinzugefügt wurde, ſo trifft den Beklagten, 
der aus der Kenntnis des Gegners von der Nichtſchuld das Recht, die Zahlung behalten zu dürfen, 
herleitet, die Beweislaſt für die Vorbehaltsloſigkeit. A. M. RG 138, 122 mit dem Hinweis, daß 
R 29, 118 für das preuß. Landrecht ergangen ſei. 


8 815 


1) Die Nückforderung wegen Nichteintritts des mit einer Leiſtung bezweckten 
Erfolges iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eintritt des Erfolges von Anfang an 
unmöglich war und der Leiſtende dies gewußt hat ?) oder wenn der Leiſtende 
den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert hat)). 

E 1 748 Nr 2 II 740; M 2 844; P 2 699—702. 

1. Der Paragraph bezieht ſich auf die condietio ob enusam dutorum, condictio causa data 
causa non secuta. Auch wenn deren fonftige Vorausſetzungen vorliegen (vgl. § 812 A 9), wird 
fie in den beiden im Text angegebenen Ausnahmefällen vom Geſetz verſagt. Das iſt entſprechend 
anzuwenden auf die ond. ob causam finitam ($ 812 A8): die Rückforderung iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Wegfall des rechtlichen Grundes von Anfang an notwendig war und der 
Leiſtende dies gewußt oder wenn er den Wegfall wider Treu und Glauben herbeigeführt hat. 
Der bezweckte Erfolg iſt aber ein weiterer, durch die Leiſtung mittelbar zu ergreifender. 
(Beftritten.) Daher find die Fälle des $ 814, wo die Leiſtung unmittelbar der Erfüllung 
einer beſtehenden Verbindlichkeit dient, ausgeſchloſſen. Dieſe Erfüllung iſt nicht ein mit der 
Leiſtung bezweckter Erfolg. 

2. Iſt der bezweckte Erfolg nach der eigenen Vorſtellung des Leiſtenden von Anfang an 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich und leiſtet er dennoch, jo kann er den Zweck nicht ernſtlich 
verfolgen. Daher wird ihm wie in dem gleichliegenden Falle der cond. indebiti ($ 814 Halbſ. 1) 
die Kondiktion entzogen. Beiſpiele: Leitung zur Erfüllung der Bedingung eines Vermächt⸗ 
niſſes, deſſen Nichtigkeit man kennt; Ausſtattungsverſprechen für eine bekanntermaßen ſchlechthin 
verbotene Ehe. Eine bloß vorübergehende Unmöglichkeit gehört nicht hierhin; der Leiſtende 
muß die Hebung des Hinderniſſes abwarten und kann dann der Regel gemäß bei Nichtverwirt⸗ 
lichung des Erfolgs kondizieren. Die Vorausſetzung des Halbf. 1 trifft auch dann nicht zu, wenn 
die Unmöglichkeit erſt ſpäter eintritt, mochte auch der Leiſtende mit dem Eintritt rechnen; des⸗ 
gleichen dann nicht, wenn er bei anfänglichem Vorhandenſein der Unmöglichteit nur Zweifel 
über die Erreichbarkeit des Erfolges hegte. Doch ift in derartigen Fällen zu prüfen, ob nicht ein 
eventueller Verzicht auf die Rückforderung vorliegt oder ſtatt des angegebenen Erfolgs in Wahr⸗ 
heit ein anderer bezweckt war (vgl. RG 56, 354; 71,317). Die Vorſchrift iſt entſprechend auch 
auf die Leiſtungen aus ſelbſtändigen abſtrakten Schuldverträgen anzuwenden. 

3. Vereitlung des Erfolgs. Daß die Kondiktion ausgeſchloſſen iſt, wenn der Leiſtende den 
Eintritt des Erfolgs wider Treu und Glauben verhindert hat, entſpricht dem für die Bedingung 
geltenden § 162 Abf 1 (vgl. dort A 1). Ein ſchlechthin unlauteres Handeln ift hierzu nicht erforder 
lich, auch braucht nicht die Abſicht (der Vorſatz) auf Vereitlung des Erfolgs gerichtet zu ſein. Es 
genügt, daß der Leiſtende ohne ſtichhaltigen Grund eine Handlung vornimmt, die bewußtermaßen 
dazu angetan ift, den Erfolg zu verhindern (RG 20. 5. 22 V 614/21). Ob er ſich jeder Einwirkung 
auf die ſchwebende Lage enthalten muß, iſt nach den Umſtänden zu beurteilen. Die Frage iſt zu 
verneinen z. B. für den Vermächtnisnehmer, der condicionis implendae causa geleiſtet hat; er 
darf das Vermächtnis nachträglich ausſchlagen. Ebenſo verſtößt derjenige, welcher einen form⸗ 
bedürftigen Vertrag formlos verabredet hat, nicht wider Treu und Glauben, wenn er eine Auf⸗ 
forderung, die Form nachzuholen und den Vertrag zu erfüllen, ablehnt RG 72, 343; JW 1910, 
172%; pgl. auch das eine cond. indebiti betreffende Urteil RG Gruch 51, 977). Vollends verſtoßt 
es nicht wider Treu und Glauben, wenn der bezweckte Erfolg eine unſittliche Tat geweſen wäre 
(Bordellkauf) und von dieſer Abſtand genommen wird, NG 78, 46. 8 815 iſt auch auf Geſchente 
unter Verlobten anwendbar (R 7. 2. 24 IV 210/23). Die Berufung auf einen wichtigen 
Grund aus BOB 8 1298 iſt nicht Vorausſetzung. 4 4 

4. Beweislaſt bei der cond. ob causam datorum Der Rückfordernde hat jedenfalls die 

eiſtung und den mit ihr verfolgten Zweck zu beweiſen. Z. B. hat er, wenn er ſeinen Darlehns⸗ 
ſchuldſchein zurückverlangt und der Empfänger zugeſteht, daß bares Geld nicht gegeben wurde, 
aber ein Vereinbarungsdarlehn nach $ 607 Abſ 2 behauptet, darzutun, daß der Schein in Er⸗ 
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wartung eines Darlehns ausgeſtellt wurde (NG JW 09, 41510), Streitig iſt, wie es ſich mit der 
Frage des Eintritts oder Nichteintritts des Erfolgs verhält. RG JW 1911, 4851 (anders für 
das gemeine Recht RG 14, 225) belaſtet mit Recht den Rückfordernden auch in dieſer Beziehung 
mit dem Beweiſe. Das Nichteintreten des Erfolgs gehört zur Begründung des Anſpruchs; über⸗ 
dies entſpricht es der regelmäßigen und zu unterſtellenden Abſicht der Parteien, daß das Geleiſtete 
einſtweilen beim Empfänger verbleibt. Fordert der Kläger es zurück, ſo muß er dartun, nicht nur, 
daß die Entſcheidung gefallen, ſondern auch, daß ſie in dem Sinne gefallen iſt, der die Rückforde⸗ 
rung rechtfertigt. Den letzteren Punkt, d. h. das Wie der Entſcheidung, hat er mithin auch dann 
aufzuklären, wenn das Ob, ſei es durch Geſtändnis des Gegners oder durch Ablauf einer für den 
Eintritt des Erfolgs beſtimmten Friſt, feſtſteht. Etwaigen Mißlichkeiten dieſer Regelung hat die 
Beweiswürdigkeit abzuhelfen. Der Beweis der Einwendungen aus $ 815 liegt dem Empfänger ob. 


§ 816 


1) Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine Verfügung, die 
dem Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, ſo iſt er dem Berechtigten zur Heraus- 
gabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet 2) ). Erfolgt die Ver⸗ 
fügung unentgeltlich, ſo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher 
auf Grund der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt ?). 

Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt, die dem Berech⸗ 
tigten gegenüber wirkſam iſt, ſo iſt der Nichtberechtigte dem Berechtigten zur 
Herausgabe des Geleiſteten verpflichtet 5) ®). 

© I 839, 880, 2081 Nr 3 II 812, 850, 2232; M 3 224, 225, 350; h 3 87, 88, 215, 216; 5 7117 6 199, 200. 

1. Es wird die rechtliche Grundlage des Bereicherungsanſpruchs behandelt. Kondiktion 
wegen unberechtigter Verfügung. Die Vorſchrift bringt eine Erweiterung des allgemeinen 
Grundſatzes von 9 812, wo in der Regel vorausgeſetzt wird, daß ein unmittelbarer Übergang 
aus dem Vermögen des Berechtigten in das des Verpflichteten ſtattgefunden hat. Was dem 
nichtberechtigten Verfügenden aus dem Vermögen des Dritterwerbers zugefloſſen iſt, ſoll dem 
Berechtigten zufallen, weil in Wirklichkeit das, was der Nichtberechtigte vom Dritterwerber 
erlangt hat, durch Mittel des Berechtigten erworben iſt, der den erde erlitten hat, RG 
119, 337; RO in Recht 1911 Nr 489 und Nr 3456. Vorausſetzung hierbei iſt aber, daß der letztere 
auch zu der ihm gegenüber wirkſamen Verfügung befugt war. a) Zahlreiche Beſtimmungen 
des Geſetzes ſchützen im Intereſſe des Verkehrs das Vertrauen auf den Rechtsſchein. 
Damit wird eine Abweichung vom Grundſatz des rom. Rechts, nemo plus juris transforre potest 
quam ipse habet, für das Sachenrecht im BGB anerkannt. Die mangelnde Verfügungsmacht 
des Veräußerers wird erſetzt durch den guten Glauben des Erwerbers. Ohne Einbuße der wirklich 
Berechtigten iſt dieſes Ziel nicht zu erreichen. Hier einen Ausgleich zwiſchen Verkehrs- 
ſicherheit und materieller Gerechtigkeit zu finden, iſt der $ 816 beſtimmt, wonach zwar 
dem Vertrauenden die gewonnene Rechtsſtellung belaſſen, aber dem Berechtigten ein Bereiche 
rungsanſpruch eingeräumt wird. Der Anſpruch richtet ſich in den Fällen der entgeltlichen 
Verfügung (Abſ 1 Satz 1 und Abſ 2) gegen den, der verfügt hat, in den Fällen der unent⸗ 
geltlichen Verfügung (Abſ 1 Saß 2) gegen den Erwerber. Der Abſ 2 enthält keine neue Vor · 
ſchrift, ſondern ſpricht der Deutlichkeit halber nur aus, was auch aus Abſ 1 Satz 1 folgen würde. 

zu den „Gegenſtänden“ auch eine Forderung gehört, die Annahme der Erfüllung aber, wie 
$ 362 Abs 2 und $ 1812 Abſ 1 verb. mit 9 1813 beweiſen, eine Verfügung über die Forderung 
darſtellt, ware Abſ 2 entbehrlich. So wie das Geſetz lautet, muß bei Abſ 1 an Vorſchriften zum 
Schutze des redlichen Erwerbers, bei Abſ 2 an ſolche zum Schutze des gutgläubigen Schuldners 
gedacht werden. Die hauptſächlichſten Beiſpiele aus den beiden Gruppen ſ. in A 2 u. 5. b) Damit 
iſt indes das Anwendungsgebiet des $ 816 nicht erſchöpft. Nach $ 185 kann eine an ſich 
unwirktſame Verfügung des Nichtberechtigten durch Genehmigung des Berech- 
tigten wirkſam werden. Die Genehmigung hat rückwirkende Kraft ($ 184); ift fie erteilt, 
10 „ift“ mithin die Verfügung dem Berechtigten gegenüber von Anfang an wirkſam. Eine Ge⸗ 
nepmigung liegt aber ſchon dann vor, wenn der Berechtigte auf das durch die Verfügung Erlaugte 
Klage erhebt. Eine ſolche Klagerhebung iſt nur ſo zu verſtehen, daß die Verfügung (ob unbedingt 
oder nur für den Fall, wenn der Klaganſpruch befriedigt wird, mag unter Umſtänden zweifelhaft 
werden) wirkſam ſein ſoll. Ob der Kläger ſich deſſen bewußt iſt, tut nichts zur Sache; er muß ſein 
Verhalten ſo gelten laſſen, wie es Treu und Glauben entſpricht. Danach ſteht bei unwirkſamer 
Veräußerung die Vindikation gegen den Dritten und die Kondiktion gegen den Verfügenden 
zur Wahl. Vindiziert der Eigentümer, ſo verzichtet er auf den Kaufpreis; verlangt er den Kauf 
preis, ſo genehmigt er die Veräußerung und ſchafft damit die Grundlage für die Kondiktion. 
Ahnlich verhält es ſich bei anfänglicher Unwirkſamkeit der Erfüllungsannahme; der Gläubiger 
darf wählen zwiſchen der Geltendmachung ſeiner urſprünglichen Forderung an den Schuldner 
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und der Kondiktion gegen den Scheingläubiger. Bei dieſer zweiten Fallgruppe kommt der Ge⸗ 
nehmigung auch noch die weitere Bedeutung zu, daß fie der cond. indebiti des Schuldners ($ 813 
A 6 unter b den Boden entzieht ($ 362 Abſ 2, § 185 Abſ 2). Nimmt man mit RG 83, 188 an, 
daß es dem Schuldner nach der Zahlung freiſteht, auf den ihm durch eine Schutzvorſchrift (A 5) 
gewährten Schutz zu verzichten und zu kondizieren, ſo kann die letzterwähnte Wirkung auch dann 
eintreten, wenn er durch die Leiſtung befreit wurde. — Die hier erörterte Möglichkeit, das Er⸗ 
gebnis einer zunächſt unwirkſamen Veräußerung oder Erfüllungsannahme durch Genehmi- 
gung an ſich zu ziehen, enthält einen wichtigen Fortſchritt des BGB gegenüber dem bis⸗ 
herigen Recht (vgl. aus früherer Zeit RG 7, 191; 10, 241). Namentlich bei der Veräußerung 
ſpringt das in die Augen. Iſt es dem Eigentümer mehr um den Wert der Sache als um ihren 
Beſitz zu tun, ſo wird er oft lieber den Verfügungsertrag herausverlangen, als vindizieren, um 
ſelbſt zu veräußern. Anderſeits ſchützt den Verfügenden die Herausgabe des Entgelts an den 
bisherigen Eigentümer vor den weitergehenden Schadenserſatzanſprüchen des Dritten (88 440, 
325ff.), während fie für feinen eigenen Rückgriff den Tatbeſtänden des $ 440 Abſ 2 offenbar gleich- 
ſteht. Das Recht der Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 681, 667) iſt keineswegs imſtande, dem 
Bedürfnis zu genügen, da es überall da verſagt, wo der Nichtberechtigte bei der Verfügung von 
dem Irrtum berechtigt zu fein, geleitet worden iſt ($ 687 Abſ 1). Obgleich aber die Wiſſenſchaft 
von Anfang an auf die 8% 185, 184 aufmerkſam machte (vgl. Hellwig Anſpruch und Klagrecht 
104, Freund Eingriff in fremde Rechte 43, 68, Beyer Surrogation 110, Schulz Eingriffserwerb 
338, Oertmann Komm. $ 816 A 1a, v. Tuhr Allg. Teil II 2 S. 227, 239), fand die neue Lehre 
in die Rechtſprechung überaus ſchwer Eingang. Immer wieder kamen Urteile vor, die die Klage 
des Gläubigers gegen den Nichtgläubiger einfach deshalb abwieſen, weil deſſen Zahlungsempfang 
für ſich allein den Schuldner nicht befreite (ogl. RG 64, 30; RG SeuffA 70 Nr 206; OLG 34, 99; 
zutreffend OLG 9, 15). In RG 98 S. 143, 149, wo der Konkursverwalter eine fremde Forderung 
zur Maſſe eingezogen hatte, ohne daß der Schuldner nach § 407 befreit wäre, und wo geprüft 
werden mußte, ob dem Gläubiger nach KO 8 46 Satz 2, 8 59 Nr 3 ein Recht auf Erſatzausſonderung 
oder ein Maſſeſchuldanſpruch zuſtand, konnte die Begründung wegen Verkennung des entſcheiden⸗ 
den Geſichtspunkts nicht überzeugen. Das gleiche gilt von RG 89, 27 (der Verſicherte war durch 
den Verſicherer befriedigt; nichtsdeſtoweniger zahlte der Hauptſchuldner, wie unterſtellt wird in 
Kenntnis des geſetzlichen Forderungsübergangs, nochmals an ihn; Klage des Verſicherers gegen 
den Verſicherten auf Herausgabe). Die Ignorierung des § 185 durch die Praxis dauerte auch 
fort, nachdem die 3. Aufl. dieſes Kommentars der Literatur beigetreten war. Z. B. hätte RG 
IW 1922, 11266, das eine nach dem Okkupationsleiſtungsgeſ. v. 2. 3. 19 an den Unrichtigen 
ausgezahlte Entſchädigung betraf, auf $ 816 geſtützt werden müſſen (anders das nach dem Kriegs⸗ 
ſchädengeſ. v. 3. 7. 16 ergangene Urteil RG 29. 11. 22 V 232/22; da nach dieſem Geſetz 9 15 auch 
die Feſtſtellung der Entſchädigung keinen Anſpruch für den Beſchädigten erzeugt, ein Berechtigter 
im Sinne des $ 816 alſo fehlt, wurde hier zutreffend der Satz in $ 812 A 2 unter a verwertet). 
Erſt neuerdings ift eine Anderung erfolgt durch das Urteil des IV. 38 NG 106, 44, das ſich der 
dargelegten Auffaſſung angeſchloſſen hat. Vgl. auch RG 111, 301; 115, 34. Wenn der Lager⸗ 
halter Lagergut einem Dritten zur Sicherheit übereignet und dieſer ſpäter mit Zuſtimmung des 
Lagerhalters das Gut veräußert und abredegemäß den Erlös dem Lagerhalter gutbringt, jo ift 
155 ae! der über das Gut Verfügende und Berechtigte, nicht der Dritte, NO in ZW 

33, 19532. 

2. Wirkſame Verfügungen des Nichtberechtigten mit Ausnahme der Erfüllungsannahme. 
a) Unter Verfügungen verſteht das Geſetz diejenigen Rechtsgeſchäfte, wodurch der Rechts⸗ 
zuſtand der Sache geändert wird (Vorbem 7 vor § 104), eine Anderung an einem Ver⸗ 
mögensrecht unmittelbar bewirkt oder doch bezweckt wird, RG 90, 399. Nicht alle mit der 
unmittelbaren Verfügung verbundenen mittelbaren Verkäufe find Gegenſtand der Verfügung, 
RS 119, 338. Wer fremde Sachen ohne Erlaubnis des Eigentümers vermietet, verfügt nicht 
über fie (vgl. RG 106, 111f.); mit $ 816 läßt ſich daher der Anſpruch auf Herausgabe des Miet 
zinſes nicht begründen (RG 105, 409; vgl. dazu $ 812 A 2 unter c). Die Hauptfälle, in denen 
ſolche Verfügungen auch ohne Genehmigung des Berechtigten gegen ihn wirken, find die Uber⸗ 
tragung von Eigentum und die Beſtellung oder Übertragung anderer dinglicher Rechte durch den 
grundbuchmäßig Legitimierten (58 892—894, 1138, 1155ff., 1192, 1200) oder durch den Beſſtzer 
der beweglichen Sache ($$ 932ff., 1032, 1207, 1262, 1272), RG 138, 47, ſowie die Verfügung 
über Nachlaßgegenſtände durch den mittels Erbſcheins oder ſonſtigen Zeugniſſes des Nachlaß⸗ 
gerichts ausgewieſenen Scheinerben, Teſtamentsvollſtrecker oder Ehegatten bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft (58 2353 ff., 2366, 2368, 1507); vgl. ferner HGB 89 365 ff., WO Art 36. 
b) Haftpflichtig iſt immer der Verfügende. Liefert ein Lagerhalter auf Anweisung 
des Einlagerers das Gut an deſſen Kunden aus, ſo iſt es der Einlagerer, der über das Gut verfügt, 
ſo daß er, wenn es fremdes Gut war und der Kunde es gutgläubig zu Eigentum erwarb, dem 
bisherigen Eigentümer den Kaufpreis herausgeben muß (RG JW 1912, 5849). Verfügen mehrere 
hintereinander und kann nur die Genehmigung des Berechtigten die Wirkſamkeit herbeiführen 
(3. B. eine geſtohlene Sache geht durch die Hände verſchiedener Verkäufer), ſo haftet zunächſt 
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der erſte, deſſen Verfügung genehmigt wird. Seine Vormänner ſind haftfrei, da die Genehmigung 
ihre Kraft aus ſich ſelbſt, nicht aus der Wirkſamkeit vorausgehender Verfügungen ſchöpft; ein 
Nachmann haftet nur für den Fall, daß ſich die Genehmigung auch auf ihn bezieht und nicht 
ſchon ſein Vorgänger, dem Genehmigung zuteil wurde, den Berechtigten befriedigt. e) Be⸗ 
rechtigt zur Kondiktion iſt nur der Rechtsträger, deſſen Recht eine Einbuße 
erlitten hat, nicht jeder an der Aufhebung der Verfügung Intereſſierte (vgl. den Fall RG 
JW 1911, 2787). d) Der Anſpruch geht auf Herausgabe deſſen, was durch die Verfügung erlangt 
iſt, mithin, wenn ſie in Vollzug eines gegenſeitigen Vertrags erfolgte, auf Herausgabe der emp⸗ 
fangenen Gegenleiſtung. Das gilt auch für den Taufchvertrag; wer für die Sache, über die er 
wirkſam verfügt, eine andere eintauſcht, hat die erworbene Sache, nicht etwa deren Wert heraus⸗ 
zugeben. Darüber, was nach § 816 herauszugeben iſt, herrſcht Streit. Alles Erlangte be- 
trachtet das Geſetz als „auf Koſten“ des Berechtigten erlangt (vgl. § 812 Abſ 1 Satz 1), auch wenn 
Geſchick oder Glück zur Steigerung beigetragen haben (RG 88, 359; vgl. OLG Königsberg JW 
1919, 517). Alſo der volle Veräußerungserlös. Nach anderer Meinung iſt nur der gemeine Wert 
der Sache zu erſetzen, wobei wieder ſtreitig iſt, ob der Wert nach dem Zeitpunkt zu beſtimmen 
iſt, in dem der Verpflichtete die Sache erlangt hat, oder in dem der Werterſatzanſpruch entſtanden 
iſt. Doch bleibt der Anſpruch Bereicherungsanſpruch und ift den Beſtimmungen des § 818 unter⸗ 
worfen (ogl. dort A 1). Wie er ſich daher nicht auf dasjenige erſtreckt, was der Verfügende durch 
ein weiteres Rechtsgeſchäft mit Mitteln des zunächſt Erlangten erworben hat, ſo erliſcht er mit 
dem Wegfall der Bereicherung. Ob und wann hieraus ein Recht des Verfügenden folgt, den von 
ihm ſeinerſeits gezahlten Kaufpreis abzuziehen, darüber vgl. $ 818 A 7 unter 2b ) und A 8. 
e) Iſt der kauſale Vertrag, auf dem die Verfügung beruht, nichtig, ſo verſagt 
die Kondiktion. „Durch die Verfügung“ erlangt iſt nur, was durch einen ihr zugrunde liegenden 
rechtsgültigen Vertrag erlangt iſt. In RG 105 S. 84, 90 wird unterſtellt, daß die aufein⸗ 
ander folgenden Erwerber des geſtohlenen Leders mit Bezug auf die Eigentumsfrage gutgläubig. 
waren, die Kaufverträge zwiſchen ihnen aber wegen Verſtoßes gegen das Kettenhandelsverbot 
oder gegen ſonſtige Verbotsvorſchriften der Gültigkeit entbehrten. Für dieſen Fall hätte die Klage 
abgewieſen werden müſſen. Der Veräußerer — nur ber erſte kommt in Betracht, vgl. unter b — 
hatte dann den Kaufpreis nicht durch ſeine Verfügung, d. h. nicht durch den von ihm geſchloſſenen 
Kaufvertrag erlangt, ſondern infolge davon, daß ſein Abkäufer irrig glaubte, zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet zu ſein. Es erſcheint auch unangemeſſen, dem Berechtigten einen Anſpruch auf dasjenige 
zu geben, was der Verfügende einem Dritten herausgeben muß oder dieſem gegenüber nur 
wegen § 814 oder $ 817 Satz 2 behalten darf (das Urteil des Reichsgerichts, das der Klage auch 
für den bezeichneten Fall ftattgeben will, ift übrigens nicht auf § 816, ſondern auf $ 281 geſtützt, 
eine für alle Schuldverhältniſſe geltende Beſtimmung, die eine Vereicherung auf Koſten des 
Gläubigers nicht vorausſetzt, R 120, 351; 138, 48, vgl. dagegen § 985 A 5). 

3. Zwangsvollſtreckung (vgl. Wolff, Feſtgabe für Hübler 63ff.). a) $ 816 Abs 1 Satz 1 und 
$ 812 dienen der herrſchenden Meinung gleichmäßig als Stütze für die Lehre, wonoch ein Gläu⸗ 
biger, der ſeinem Schuldner nicht gehörige bewegliche Sachen hat verſteigern 
laſſen, dem Eigentümer auf Herausgabe des Erlöſes haftet. Namentlich das Reichs⸗ 
gericht nimmt an, daß der Gläubiger, der durch die von ihm betriebene Verſteigerung mangels 
eines gültigen Pfändungspfandrechts rechtlos, aber dem gutgläubigen Erſteher gegenüber wirk⸗ 
ſam über die Sachen verfügt, durch die Verfügung den Erlös erlange (RG JW 06, 151°; Warn 
1918 Nr 224; vgl. auch RG 88, 356; 97, 42 f., NG JW 1911, 9417; RG 19. 4. 21 VII 410/20; 
OLG 2, 353; 11, 366; 31, 99; JW 1919, 517; SeuffA 67 Nr 80; Bahz 3, 50 und nach früherem 
Rechte beſonders NG 40, 288). Richtig iſt, daß die Verſteigerung fremder beweglicher Sachen 
zu einer Bereicherungshaftung des Gläubigers führt, ebenſo wie dies bei Pfändung und Weg 
nahme fremden Geldes der Fall iſt (RG Gruch 53, 1042; vgl. früher RG 43, 180). Mit Unrecht 
verweiſt man demgegenüber auf ZPO $ 819, wonach die Empfangnahme des Erlöſes durch den 
Gerichtsvollzieher, ſofern nicht Hinterlegung nachgelaſſen iſt, als Zahlung von ſeiten des Schuldners 
gilt. Die daraus gezogene Schlußfolgerung, der Gläubiger habe feine Forderung verloren, jel 
mithin nicht bereichert, der Dritte müſſe ſich mit einem Anſpruch aus $ 812 gegen den Schuldner 
wenden, der ſeiner Schuld ohne eigene Aufwendungen ledig geworden fei, geht fehl. SR 0 8 819 
und $ 815 Abj 3 ſetzen ein Pfändungspfandrecht voraus und wollen nur den Zeitpunkt beſtimmen, 
mit dem bei der Verſteigerung von Sachen oder bei der vollſtreckungsweiſen Wegnahme von Gel 5 
ſtücken, die dem Schuldner gehören, die Gefahr auf den Gläubiger übergeht (vgl. RG 40, 291; 
43, 180; Bay 3, 50). Es iſt auch nur gerecht, wenn unter der Unſicherheit des Schuldners der 
Gläubiger, der einen rechtswidrigen Eingriff in fremdes Eigentum beging, und nicht der Dritte 
eigentümer zu leiden hat. Dazu kommt, daß der Dritte den Bereicherungsanſpruch vielfach als 
Eventualanſpruch erhebt für den Fall, daß die in erſter Linie geltend gemachte Schadenserſaß⸗ 
forderung (ogl. $ 992 A 2) wegen Nichterweislichkeit eines Verſchuldens des Gläubigers nicht 
durchdringt. Nach der gegenteiligen Meinung, nach der von der Frage des Verſchuldens die 
Paſſivlegitimation abhängt, wäre dieſe Art zu klagen nicht möglich. Wenn aber fo dem Reichs⸗ 
gericht im Ergebnis beigetreten werden muß, fo gilt doch nicht das gleiche von der Begründung. 
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Soweit nicht die ZPO etwas anderes beſtimmt, ſteht das Pfändungspfandrecht unter den Vor⸗ 
ſchriften des BOB (RG 57, 324; 60, 72; 61, 333; 87, 416; 97, 41). Aus 8 1247 Satz 2 aber ergibt 
ſich, daß der Erlös, da nur eine Beſchlagnahme, kein Pfandrecht erwirkt wurde, kraft dinglicher 
Surrogation dem früheren Sacheigentümer zufällt (vgl. übrigens auch RG 80, 185). Erſt dadurch 
alſo, daß der Gläubiger das Geld mit dem ſeinigen vermengt (88 947, 948, 951), oder daß er es 
ausgibt ($ 816), erliſcht das Eigentum des Dritten und tritt die Bereicherungshaftung des Glau⸗ 
bigers ins Leben. Bis dahin iſt die Rechtslage dieſelbe wie bei der Immobiliarzwangsvollſtreckung, 
wo 3G 837 Nr 5, § 92 Abſ 1 die dingliche Surrogation des Erlöſes aus mitverſteigerten fremden 
Sachen ausdrücklich vorſchreiben und deshalb der zuletzt zur Hebung gelangende Gläubiger her⸗ 
ausgabepflichtig ift (vgl. RG 76, 212; 88, 356; JW 1911, 61142; RG 19. 4. 21 VII 410/20; OL 
22, 408). — Hier wie in jedem andern Falle, wo fremde Sachen mit ſolchen des Schuldners zu⸗ 
ſammen verſteigert werden, bedarf es einer Ermittlung des Betrags, der von dem Erlöſe auf 
ſie entfällt. Läßt ſich nicht nachweiſen, wieviel weniger der Erſteher ohne die Mitverſteigerung 
der fremden Sachen geboten haben würde, ſo iſt deren Anteil am Geſamterlös entſprechend 
$ 471 nach dem Verhältnis ihres Wertes zu dem Wert der geſamten Verſteigerungsgegenſtände 
zu beſtimmen (vgl. die ſoeben angeführten Urteile und RG Warn 1911 Nr 352). Hat der Glau⸗ 
biger ſelber eine fremde bewegliche Sache erſteigert, fo kann der frühere Eigentümer nach $ 1247 
Satz 2 nur Zahlung des Erlöſes, nicht Herausgabe der Sache verlangen (vgl. Recht 1913 Nr 343). 
b) Läßt der Gläubiger eine ſeinem Schuldner gehörige, aber mit einem älteren 
Pfandrecht (z. B. einem Vermieterpfandrecht) belaſtete Sache verſteigern und 
vermiſcht oder verausgabt er den Erlös, ehe der Vormann nach ZRO $ 805 
vorzugsweiſe Befriedigung daraus gefordert hat, ſo haftet er nach § 1247 Satz 2 
verb. mit $ 951 oder § 816 auf die Bereicherung. Die Pfandrechte hatten ſich mit dem früheren 
Range am Erlöfe fortgeſetzt. Die Behauptung, ZPO 8 805 beſchränke die Rechte der Vormänner 
im Falle der Pfändung auf den Anſpruch auf Vorwegbefriedigung aus dem Erlös, iſt willkürlich 
(vgl. OL 2, 352; 3, 357; 19, 153; SeuffA 63 Nr 154; Recht 06 Nr 931; f. auch RG 97, 43; RG 
119, 269). Kommt doch auch ZPO 8 771 nicht die Bedeutung zu, den Dritteigentümer auf die 
Widerſpruchsklage zu beſchränken (RG 40, 289). N 
4. Unentgeltliche Verfügung. Uber „Entgeltliche Geſchäfte“ Oertmann (1912). Entgeltlich 
iſt eine Leiſtung, wenn ſie durch eine Gegenleiſtung abgegolten, aufgewogen wird. Vgl. Erl. zu 
Schenkung. Während ältere Geſetze dem gutgläubigen Geſchäftsgegner des Nichtberechtigten 
nur dann dinglichen Rechtsſchutz gewährten, wenn das Geſchäft ein entgeltliches war, hat das 
BOB dieſe Unterſcheidung um der leichteren Handhabung des Rechtes willen befeitigt und läßt 
auch den Schenknehmer Eigentum erwerben. Da aber doch ſein Intereſſe hinter das des früher 
Berechtigten zurücktreten muß, ſoll er wenigſtens ſchuldrechtlich zur Herausgabe des Erlangten 
verbunden ſein. Dem Anſpruch auf die Herausgabe entſpricht die Einrede; der Beſitzer, deſſen 
Sache ein Nichtberechtigter verſchenkt hat, kann die Eigentumsklage des Beſchenkten abwehren 
(vgl. § 821 A 1). Ahnlich wie hier ſchreibt $ 988 vor, daß der gutgläubige Beſitzer einer frucht⸗ 
tragenden Sache, der den Beſitz unentgeltlich erlangt hat, dem Eigentümer der Sache gegenüber 
verpflichtet iſt, auch die vor der Rechtshängigkeit gezogenen, nach $ 955 zu Eigentum erworbenen 
Früchte nach Bereicherungsgrundſätzen herauszugeben. Da $ 816 Abſ 1 Saß 2 ein Ausfluß des 
allgemeineren Gedankens iſt, daß ein unentgeltlicher Erwerb nicht auf Koſten des Geſchädigten 
aufrechterhalten bleiben ſoll, darf er auch zur Begründung der Lehre herangezogen werden, 
wonach Einwendungen eines Wechſelſchuldners aus der Perſon des Indoſſanten gegen den 
unentgeltlichen Indoſſatar wirken (vgl. $ 784 A 4, $ 812 A 3 u. 10 a. E.). — Für die Annahme 
der Entgeltlichkeit iſt es nicht erforderlich, daß eine Gegenleiſtung beſonders feſtgeſetzt wird; 
der Gegenwert einer Zuwendung kann auch in der Wirkung der Verfügung ſelbſt liegen, 
wie z. B. bei der Schuldbefreiung, RG 62, 45; 50, 137; 51, 76 HAN 1930 Nr 2149. Unter der 
Verfügung, die Satz 2 im Auge hat, iſt dieſelbe Verfügung zu verſtehen wie in Satz 1 (NG 
Recht 1913 Nr 342); über den Fall, wenn mehrere Verfügungen vorliegen, ſo daß ſchon der 
Schenker ſelbſt den verſchenkten Gegenſtand rechtsgrundlos erlangte, vgl. $ 822 A 2. Keine Ver⸗ 
fügung iſt die Prozeßverſäumnis, wenngleich fie materiell⸗rechtliche Folgen hat. Läßt der Kläger 
Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen, ſo kann ſich derjenige, der nach der Klagerhebung ſein Rechts⸗ 
nachfolger geworden iſt und gemäß ZPO 8 265 die Prozeßführung dulden muß, gegen die Be⸗ 
rufung des Beklagten auf die Rechtskraft des Urteils (ZPO $ 325) nicht mit einer Gegeneinrede 
der ungerechtfertigten Bereicherung ſchützen (RG Recht 1914 Nr 1870). Der Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen den Erwerber einer geſchenkten geſtohlenen Sache beſteht auch nach Vollendung 
der Erſizung, Planck-Laudois A 3. . f . 

5. Wirkſame Erfüllungsannahme des Nichtberechtigten. Von Beſtimmungen über den 
Schutz des gutgläubigen Schuldners ſind zu nennen diejenigen über die Leiſtung des Schuldners 
an den urſprünglichen Gläubiger in Unkenntnis der Übertragung der Forderung oder, wenn der 
Gläubiger die Forderung hintereinander an mehrere abgetreten hat, über die Leiſtung an den 
ſpäteren Erwerber in Unkenntnis des früheren (88 407, 408, 412, 413); die Vorſchriften über die 
Miet- oder Pachtzinszahlung an den bisherigen Vermieter oder Verpächter in Unkenntnis der 
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Veräußerung des Grundſtücks oder der ſonſtigen Beendigung des Gläubigerrechts (88 574ff., 
579, 1056, 1423, 1663, 2135); die Vorſchriften über die Leiſtung gemäß unrichtiger Zeſſtons⸗ 
oder Veraußerungsanzeige (98 409, 576, 577, 579; vgl. RG JW 1914, 528%); die Vorſchriften 
über die Leiſtung auf Forderungen, die ohne Willen des Schuldners in ein Geſellſchaftsvermögen 
oder in die eheliche Gütergemeinſchaft eingebracht find (88 720, 1473, 1497, 1524); die Vorſchriften 
über die Leiſtung an den nicht berechtigten Vorzeiger eines Inhaber⸗ oder Legitimationspapiers 
(8s 793, 808) oder an eine durch Erbſchein oder Teſtamentsvollſtreckerzeugnis fälſchlich ausge⸗ 
wieſene Perſon ($$ 2367, 2368); endlich die Vorſchrift des § 851 über die Entſchädigungsleiſtung 
an den beſitzenden Nichteigentümer einer beweglichen Sache. Dazu kommt bei an ſich nicht be⸗ 
freiender Leiſtung an den falſchen Gläubiger die Möglichkeit, daß die Leiſtung dem wahren Gläu⸗ 
biger gegenüber durch deſſen Genehmigung wirkſam wird (A 1 unter b NG 111, 301). Immer 
muß ein Nichtberechtigter da ſein, an den geleiſtet wird, und ein Berechtigter, gegen den die Leiſtung 
wirkt. Trifft beides zu, ſo verſagt die Kondiktion nicht deshalb, weil der Empfänger gegen einen 
andern als den Leiſtenden einen Anſpruch auf die Leiſtung hat (a. M. OLG 22, 355). Über den 
Beweis der Berechtigung bei Sparkaſſenbüchern vgl. RG JW 1913, 30°, § 516 A 9, § 518 A 1. 
Ist aber überhaupt kein Berechtigter vorhanden, indem die angebliche Verpflichtung des Leiſten⸗ 
den gegen niemand beſteht, fo iſt für $ 816 Ab 2 kein Raum. Unrichtig daher RG JW 1913, 
862° im Falle einer wegen Geiſteskrankheit des Zedenten nichtigen Abtretung einer Verſicherungs⸗ 
forderung, wo der Verſicherer an den Zeſſionar als Inhaber der Police gezahlt hatte. War hier, 
wie behauptet wurde, auch der Verſicherungsvertrag wegen der Geſchäftsunfähigkeit des Ze⸗ 
denten nichtig, ſo durfte der Kondiktion des Zedenten nicht ſtattgegeben werden, da vielmehr 
nur eine cond. indebiti des Verſicherers begründet war. Die Beſtreitung der Aktivlegitimation 
war um ſo weniger Einrede aus dem Recht eines Dritten, als der Zeſſionar bei ſeiner Kenntnis 
von der Nichtigkeit des Verſicherungsvertrags durch Herausgabe an den Zedenten von der For⸗ 
derung des Verſicherers nicht einmal frei wurde (vgl. $ 819 Abſ 1). 

6. Durch 5 19 des AufwGeſ. werden Bereicherungsanſprüche aus § 846 in den Fällen, in 
denen das Geſetz die Aufwertung von Hypotheken wegen Eingreifens der Vorſchriften Über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausſchließt, nicht ausgeſchloſſen, RG 119, 308; RG in JW 
1351, 578%; HR 1933 Nr 1316. 


5 817 


War der Zweck einer Leiſtung in der Art beſtimmt, daß der Empfänger 
durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verſtoßen hat, ſo iſt der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die 
Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, wenn dem Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher 
Verſtoß zur Laſt fällt, es ſei denn, daß die Leiſtung in der Eingehung einer 
Verbindlichkeit beſtand; das zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit Ge⸗ 
leiſtete kann nicht zurückgefordert werden. 

E 743 Nr 1, 747 Abſ 1, 3, 684 Abſ 3 II 741; M 2 844, 849—851, 693, 694; P 2 510, 686—688, 702. 


Satz 1. 


Die Vorſchrift gibt einen Ausgleichsanſpruch gegen den Empfänger einer Leiſtung, wenn 
nach dem vereinbarten Zweck des Vertrages die Annahme der Leiſtung zur Zeit des Empfangs 
gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen hat (conditio ob turpem 
Nel iniustam causam). Die Vorſchrift iſt nur für Bereicherungsanſprüche gegeben, nicht z. B. für 
Forderungen aus unerlaubten Handlungen, NG 70, 5; 85, 293. Eine Bereicherung auf Koſten 
eines anderen wird aber auch hier vorausgeſetzt, wenn dies auch nicht ausdrücklich in der Vor⸗ 
ſchrift hervorgehoben tft, Rh 20. 2. 22 VI 457/22. Dagegen iſt es gleichgültig, ob der Leiſtende 
wußte, daß er zur Leiſtung verpflichtet war oder nicht. $ 814 kommt hier nicht zur Anwendung. 


1. Ein Kauſalgeſchäft, das bezweckt, durch die Annahme der vereinbarten Leiſtung gegen 
ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten zu verſtoßen, iſt in der Regel nach § 134 und 
J 138 nichtig. Die Leiſtung kann auch in der Begründung eines Schuldverhältniſſes, einem ſelb⸗ 
ſtändigen Schuldverſprechen (Wechſel), einem Anerkenntnis beſtehen, R& 58, 204. Ob wegen 
eines zukünftigen Erfolges geleiſtet wird oder zur Belohnung ſchon erwieſener Dienſte, iſt uner⸗ 
heblich. Die Zweckvereinbarung kann ſich auf Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft beziehen, 
Rh 101, 44; 109, 202; 111, 246. Dann hat der Leiſtende ſchon aus $ 812 ein Rückforderungsrecht. 
Notwendig iſt aber die Nichtigkeit des Kauſalgeſchäftes in dieſem Falle nicht. Die vereinbarte 
Annahme kann gegen Geſetz und Sitte verſtoßen, ohne das Grundgeſchäft ſelbſt nichtig 
zu machen. Namentlich vielen Verbotsgeſetzen iſt gemeinſam, daß fie nur die Tätigkeit des 
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einen Vertragsteiles, der beim Abſchluß mitgewirkt hat, verbieten, während die zivilrechtliche 
Gültigkeit des Vertrags ſelbſt beftehen bleibt, Rh 60, 276; 78, 353; 88, 251; 89, 198; 96, 345; 
RES in Recht 1922 Nr 1400. Auch kann möglicherweiſe die Leiſtung nur des einen, nicht des anderen 
Vertragsteiles ſittenwidrig fein, wie bei Schweigegeld, NG Warn 2, 59; Abkauf der Erziehungs- 
rechte, Warn 6, 220. In dieſem Falle findet dann 8 817 Satz 1 Anwendung. 

Andererſeits kann das Grundgeſchäft eine gegen Verbot und Sitte verſtoßende und daher 
nichtige Vereinbarung nach § 134 und § 138 fein, ohne das auf ihr beruhende abſtrakte 
Erfüllungsgeſchäft ſelbſt nichtig zu machen. So wird durch 88 65, 66 des Börſcheſ. v. 
28. 5. 08 zwar der Abſchluß beſtimmter Börſengeſchäfte verboten, nicht aber die Annahme der 
Leiſtung darauf, RG in ZW 1904, 40718. Ferner RG 63, 185; 68, 100; 75, 68; 78 S. 44, 285; NG 
in JW 1911, 3172; 1913, 6831; Gruch 59, 901; 62, 635; Warn 1921, Nr 58. Das gilt namentlich, 
wie aus 8 817 Satz 2 erkennbar iſt, auch wenn das Erfüllungsgeſchäft in der Eingehung einer 
Verbindlichteit beſteht. Wenn dieſe zurückgefordert werden kann, muß ſie an ſich gültig ſein. Der 
Bereicherungsanſpruch beruht auch hier allein auf § 812. Auch eine Abrechnung bei einem 
Vergleich ſchließt das Zurückgreifen auf die Nichtigkeit des dem Vergleichsabſchluß zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts regelmäßig nicht aus. Deshalb kann ein Anſpruch aus § 817 auch gegen- 
über einem vergleichsweiſe erteilten Schuldanerkenntniſſe verfolgt werden, RG 49, 192; 64, 148; 
83, 113; R 8. 1. 23 VI 514/22. Es iſt aber auch möglich, daß das Grundgeſchäft derart mit 
der Erfüllung eine Einheit bildet, daß die Nichtigkeit jenes auch die Nichtigkeit des 
Erfüllungsgeſchäftes bewirkt, RG 57, 96; Warn 1913 Nr 129. Dies geſchieht namentlich, 
wenn der Zweck Bedingung der Leiſtung iſt, RG 57, 96, was bei der Auflaſſung von Grundſtücken 
freilich nach $ 925 Abſ 2 unzuläſſig iſt. Bei Wucher iſt dies in $ 138 Ab 2 vorgeſchrieben, RG 57, 
95; 63, 184; 72, 61; 75, 76; 93, 75. Iſt hiernach die Leiſtung ſelbſt nichtig, ſo kann eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung nur hinſichtlich des Beſitzes, nicht des Eigentums an einer Sache ſtatt⸗ 
gefunden haben und ſonach nur dieſer Beſitz Gegenſtand der Rückforderung ſein. Dann kommen 
ſowohl § 812 als $ 817 zur Anwendung. Ebenſo liegt es, wenn ſowohl das Grundgeſchäft und 
das Erfüllungsgeſchäft für nichtig erklärt wird, wie bei einzelnen Veräußerungsverboten. Dann 
liegt in Wahrheit gar keine Leiſtung, die gegen ein Verbot verſtößt, vor; § 817 kommt daher nicht 
in Betracht, nur $ 812,06 JW 1910, 81025; 1917, 342. Iſt das Grundgeſchäft nichtig und hat 
außerdem der Empfänger der Leiſtung durch die Annahme verbots⸗ oder ſittenwidrig gehandelt, 
fo ift der Bereicherungsanſpruch aus § 817 gerechtfertigt, und zwar ſelbſt dann, wenn der Leiſtende 
die Ungültigkeit des Kauſalgeſchäftes gekannt hat, R 97, 82; 99, 165; Warn 1923 Nr 7. Wichtig 
ſind dieſe Grundſätze namentlich beim Bordellverkauf. 

Iſt das Kauſalgeſchäft wegen beiderſeitigen Verſtoßes gegen ein Verbotsgeſetz oder die 
guten Sitten nichtig, fo folgt aus dieſer Nichtigkeit in Verbindung mit der Gültigkeit und Un- 
kondizierbarkeit der realen Leiſtung, daß, wer vorleiſtet, auf eigene Gefahr handelt. Es kann 
geſchehen, daß der andere Teil das Empfangene behält und ſich ſeinerſeits der Erfüllung entzieht. 
Das hat ſich hauptſächlich beim Vordellverkauf fühlbar gemacht. Das Reichsgericht geht mit 
Necht davon aus, daß der Verkauf eines Hauſes, worin ein Bordell betrieben wird, zwar noch 
nicht wegen der Verwendungsabſicht des Käufers, mag dieſe auch dem Verkäufer bekannt ſein, 
wohl aber dann nach § 138 nichtig iſt, wenn geradezu das Bordellgeſchäft verkauft wird; den 
Beweis hierfür erblickt es, abgeſehen von örtlicher Lage, Einrichtung und Vergangenheit des 
Grundſtücks (RG 78, 45), vor allem in der den gewöhnlichen Wert desſelben weit überſteigenden 
Höhe des Kaufpreiſes (vgl. RG 29, 109; 63 S. 182 und 350; 68, 99; 71, 433; 75, 70; 78, 283; 
86, 192; Gruch 62, 635; Warn 1922 Nr 121). Hat nun der Verkäufer das Grundſtück aufgelaſſen, 
ſo erlangt er als Gegenleiſtung das, was der Käufer bar bezahlt oder an ſchon vorhandenen Be⸗ 
laſtungen in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt. Er erwirbt auch die für das Reſtkaufgeld 
beſtellte Grundſchuld, denn die Grundſchuld, die von dem Beſtande der perſönlichen Forderung 
unabhängig ift, ſtellt eine in ſich vollendete Vermögenszuwendung dar und unterliegt nach Satz 2 
nicht der Rückforderung (RG 73, 143; Warn 1918 Nr 10). Dagegen iſt bei einer Reſtkaufgeld⸗ 
hypothek nur die dingliche Einigung gültig; da die Forderung nicht entſtanden iſt, gehört die 
Belaſtung nach 88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1 als Eigentümergrundſchuld dem Käufer (R JW 
1911, 3172; 1912, 853%; 1913, 540°; 1914, 92915; 1920, 7075; Warn 1914 Nr 253; 1919 Nr 24; 
Gruch 59, 899; 63, 484). Nichts hindert den Käufer, dieſe Tatſache durch Feſtſtellungsklage oder 
durch Klage auf Einwilligung in die Umſchreibung oder Löſchung der Hypothek oder auf Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs (vgl. $ 952) geltend zu machen. Es ift nicht zu billigen, wenn RG 
71, 436; JW 1912, 6321 derartigen Klagen mit Hilfe einer exe. doli generalis entgegengetreten 
find. Solange der Käufer nur den durch $ 817 geſchaffenen Zuſtand zur Anerkennung bringen 
will, iſt für eine ſolche Einrede grundſätzlich kein Raum. Kann er doch auch ohne Bewilligung 
des Verkäufers die Eintragung eines Widerſpruchs (88 894, 899) und, wenn er den Vorſchriften 
der GBO 8 29 Satz 2, 8 42 zu genügen vermag, die Umſchreibung und Löſchung der Hypothek 
durchſetzen (G80 8 22). Daher haben Rch 75, 78; JW 1911, 3172; 1912, 853% unter ähnlichen 
Umſtänden die Argliſteinrede des Verkäufers mit Recht verworfen. Entſprechend verhielt es 
fi) aber auch in dem Falle Rc JW 1916, 180%, in welchem ein Bordellkäufer, dem das Grund⸗ 
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ſtück nicht aufgelaſſen war, der Vindikation des Verkäufers gegenüber die Herausgabe weigerte, 
bis ihm ſeine Zahlungen abzüglich der gezogenen Nutzungen erſtattet würden; vgl. dazu den 
Fall RG 86, 191, wo der ebenfalls auf Räumung verklagte Bordellkäufer ſchon längere Zeit 
nichts mehr gezahlt hatte. In beiden Fällen, nicht nur in dem letzteren, hätte der Klage ſtatt⸗ 
gegeben werden müſſen. Die Verteidigung des Beklagten läuft immer darauf hinaus, daß dem 
Kläger die Ausübung eines Rechtes verwehrt fein fol, wenn er nicht freiwillig auf einen nach 
$ 817 Satz 2 erlangten Vorteil verzichtet. Das geht nicht an. Der Grundſatz der Vertrags- 
treue, deſſen Durchführung die Einrede der Argliſt bezweckt, greift da nicht 
Platz, wo das Geſetz wegen Unlauterkeit beider Teile die Sonderregel aufſtellt: in 
pari turpitudine melior est causa possidentis, jedoch mit den unter Satz 2 
genannten Ausnahmen. — Nicht hierhin gehört, obgleich es auf die beanſtandeten Urteile ver⸗ 
weiſt, Rh Warn 1917 Nr 16. Ein Erbvertrag zwiſchen Ehegatten, worin die Frau mit einem Ver⸗ 
mächtnis bedacht war, war durch einen beiderſetts unſittlichen Vergleich der Gatten unter Zahlung 
einer Abfindung an die Frau aufgehoben worden; nach dem Tode des Mannes klagte ſie gegen 
den Teſtamentserben auf Erfüllung des Vermächtniſſes. Hier konnte die Klage allerdings keinen 
Erfolg haben, aber nicht aus dem Grunde des Reichsgerichts (Einrede der Argliſt bis zur frei⸗ 
willigen Rückgabe der Abfindung), ſondern, weil die Aufhebung des Erbvertrags ebenſogut wie 
die Zahlung der Abfindung eine abstrakte Leiſtung war, die von der Nichtigkeit des kauſalen 
Vergleichs nicht ergriffen wurde und nach Saß 2 nicht kondiziert werden konnte. Nur ein un⸗ 
bedingter und rechtswirkſamer Verzicht würde die Rückforderung beſeitigen. Iſt das Grund⸗ 
geſchäft aus zwei einzelnen zuſammengeſetzt und nur für das eine der Empfang der Leiſtung 
verbotswidrig oder ſtttenwidrig, ſo beſchränkt ſich die Rückforderung auf dieſen Teil, RG 78, 41. 
2. Es genügt der objektive Verſtoß gegen ein Verbot oder gegen die guten Sitten. Ein 
Zuſtand, der ihnen objektiv wlderſpricht, kann als rechtswidriger keinen rechtlichen Schutz 
genießen und bedarf der Zurückführung in einen rechtsge mäßen, was eben durch die Ausgleichung 
der Vermögensverſchiebung zu geſchehen hat. Dieſe Ausgleichung als Strafmaßregel anzuſehen, 
iſt ganz abwegig. Das Be w ußtſein, bei der Annahme der Leiſtung gegen ein Verbot zu ver⸗ 
ſtoßen oder gegen die guten Sitten zu handeln, iſt daher richtigerweiſe nicht erforderlich, 
RO 72, 48. Nur muß ſich natürlich der Empfänger der Leiſtung der Tatumſtände bewußt ſein, 
die ſeine Handlung zu einer verbolswidrigen machen oder den Stempel der Sittenwidrigkeit 
aufdrücken, Nez 97, 255; Gruch 64, 216. Wenn Mot 2, 849 eine „verwerfliche Geſinnung“ 
verlangen, ſo ſoll damit die objektive Wertung der Geſinnung als verwerflich gekennzeichnet 
werden; es braucht ſich der Empfänger darum noch nicht bewußt zu ſein, daß ſeine Geſinnung 
als verwerflich nach der Anſchauung des Verkehrs und der Geſellſchaft zu würdigen iſt; noch viel 
weniger braucht er ſelbſt ſeine Geſinnung als eine verwerfliche zu würdigen. Da das RG aber 
von der unrichtigen Auffaſſung ausgeht, das Rückforderungsrecht ſei als Strafe für den Emp⸗ 
fänger gedacht, verlangt es im Gegenſatz zu ſeiner früheren Anſicht jetzt das Be wußtſein der 
Verbotswldrigteit, RG 104, 54; 105, 272, 132, 41; JW 1923, 3717; SeuffA 77 Nr 134ff.; Recht 
1922 Nr 840, 1923 Nr 30, und das Bewußtſein, unſittlich zu handeln, Rc 95, 347 
127,279, JW 1930, 321811; 1931, 3442. Zuſtimmend Planck A 1a. Das ſteht aber auch in 
Widerſpruch zu der Rechtſprechung zu $ 134 und $ 138. RG 97, 255; 120, 144; 136, 240. Folge 
widrig läßt das Runter Umſtänden fahrläſſige Unkenntnis dem Bewußtſein der Verbots ⸗ 
widrigkeit gleichſtehen, RG 30. 11. 25 1 265/25. Von der Auffaſſung aus, daß es ſich um eine 
Strafe handle, muß dieſes Bewußtsein hiernach im Augenblick des Empfanges der Leiſtung 
vorliegen, kann aber auch erſt nach Abſchluß des Kauſalvertrages eintreten, Reh 100, 159. Es 
genügt nach 6 alſo nicht, daß der Empfänger die Tatumſtände kannte, die das Geſchäft 
zu etnem ſittenwidrigen machten; vielmehr muß er ſich der Verwerflichkeit ſeines Emp⸗ 
fangs bewußt geweſen fein. Fehlt dem Empfänger wegen Ausſchluſſes der freien Willens⸗ 
beſtimmung oder wegen jugendlichen Alters die vom RG geforderte Erkenntnis der 
Verwerflichkeit ſeines Handelns und die hierzu erforderliche Geiſtesbeſchaffen⸗ 
heit, fo greift Satz 1 nicht Platz (arg. 99 827, 828). Die Be weislaſt für die Verwerflich⸗ 
keit des Empfangs trifft den Ruckfordernden. 5 
. 3. Beiſpiele zu Saß 1. Die Erpreſſung und der Empfang von Lohn für die Erfüllung einer 
Amtspflicht oder für die Nichtbegehung eines Verbrechens. Hingabe von Geld zum Zweck, dafür 
einen Titel zu erlangen, iſt nach der im deutſchen Volk berrſchenden Anſchauung unſittlich, RO 
56, 98; JW 2919, 4475; HMM 1931 Nr 1837. Ebenſo die Entgegennahme von Bezahlung für 
den Verzicht auf Ausübung des elterlichen Erziehungsrechts (RJ Warn 1913 Nr 183); die während 
des Krieges erfolgte Entgegennahme von Geldern eines feindlichen Staatsangehörigen, um ſie 
dem Zugriff der deutſchen Regierung zu entziehen (RG 89, 65); das Verhalten des Verkäufers 
von Gegenſtänden des Kriegsbedarfs, der ſich im Widerſpruch mit feinem der Militärbehörde 
gegebenen Verſprechen einen die feſtgeſetzten Richtpreiſe überſchreitenden Kaufpreis zahlen 
läßt (RG 97, 82); der Fall, wenn der Leiſtende als Werkzeug der Polizei tätig wird, um 191 
Empfänger zu überführen (Rö Warn 1921 Nr 58; RG 12. 12. 22 VII 20/22). Regelmäßig lieg 
eine Sittenverletzung auch in der Annahme von Schweigegeld für die Unterlaſſung einer Straf⸗ 
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anzeige, nur daß im Einzelfall geprüft werden muß, ob nicht auch der Zahlende unſittlich handelt 
(vgl. RG 58, 204; Warn 09 Nr 63; 1915 Nr 41: SeuffA 58 Nr 94). Auch mit der Annahme von 
Vermögensvorteilen für die Eingehung einer Ehe kann es ſich ähnlich verhalten (RG Warn 09 
Nr 19). Auf dem Gebiete der Wohnungszwangswirtſchaft kommen die ſog. Loskauf⸗ 
verträge in Frage, bei denen für die Nichtausübung oder beſondere Art der Ausübung die Zu⸗ 
weiſung oder Beſchlagnahme einer Wohnung durch das Wohnungsamt eine Geldſumme gezahlt 
wird. Tatſächlich handelt es ſich hier immer um Ausübung hoheitsxrechtlicher Befugniſſe, die 
nicht von einer Gegenleiſtung der Wohnungſuchenden abhängig gemacht werden darf. Das RG 
unterſcheidet hier ohne Grund zwiſchen Zuweiſung und Beſchlagnahme, welch letztere unter 
gewiſſen Umſtänden zuläſſig ſein ſoll. Dagegen iſt eine Zuweiſung gegen Abfindung für nichtig 
erklärt worden. Der Rechtsweg für Rückforderung wegen Bereicherung iſt ſolchenfalls gegeben, 
e 109. Näheres über die Rechtsfragen und die Rechtſprechung des RGs in ZW 1930, 
3218. 


Satz 2. 


1. Die Vorſchrift iſt eine Ausnahmevorſchrift von der Regel des Satz 1, RG 67, 325. 

Schon dieſe ihre Stellung im Geſetz zeigt, daß ſie eben nur als Ausnahme von dieſer 
Regel gelten will und keine allgemeine Geltung für Fälle beanſprucht, die nicht 
unter dieſe Regel fallen, weil der Empfänger bei Annahme der Leiſtung nicht gegen ein 
geſetzliches Verbot oder die guten Sitten verſtoßen hat. Nur wenn dieſer Verſtoß bei ihm vorliegt, 
kommt fie in Frage. Der ihr zugrunde liegende Rechtsgedanke iſt: „in pari turpitudine melior 
est causa possidentis“. Wer ſelber bei der Leiſtung verbotswidrig und unſittlich handelte, ſoll 
ſich auf ſolches Handeln beim Empfänger einer Bereicherung nicht berufen dürfen. Das beruht 
auf Billigkeitserwägungen, die das ganze Bereicherungsrecht beherrſchen. R 135, 376 erklärt 
ausdrücklich, „daß der Einrede des Verſtoßes gegen Treu und Glauben auch bei Anwendung der 
Rechtsſätze über die Bereicherung Raum gewährt werden müſſe“. Es iſt ein überall geltender 
Grundſatz, daß nach Treu und Glauben derjenige dem Vertragsgegner gegenüber ſich nicht auf 
ein Verhalten berufen kann, bei dem er ſelbſt mitgewirkt hat, nicht auf einen Zuſtand, den der 
Gegner geſchaffen, wenn er an dieſem mitſchuldig iſt, RG 67, 319; RF in HR 1933 Nr 1176. 
Eine gegenſeitige Abwägung des Grades der beiderſeitigen Unſittlichkeit oder Verbots⸗ 
widrigkeit iſt dabei dem Geſetze fremd, RG 78, 295; OLG Jena JW 1920, 980. Dieſe Beachtung 
von Treu und Glauben beim Rückfordern einer ungerechtfertigten Bereicherung zeigt auch 
$ 815. — Verfehlt iſt der oft angeführte rechtspolitiſche Grund, wenn beide Vertragsparteien 
unſittlich handelten, ſolle „nicht der Schmutz erſt noch aufgerührt werden“, ſo z. B. Matthieſſen, 
JW 1931, 2564. Iſt er beim Empfangenden allein vorhanden, muß er doch aufgerührt werden. 
Und bei beiderſeitig verbotswidrig Handelnden braucht es überhaupt keinen zu geben. 

2. Es kann deshalb nicht gebilligt werden, wenn das NG und mit ihm die allgemeine Meinung 
die Vorſchrift des Satz 2 des $ 817 ausdehnt auf Fälle, für die Satz 1 nicht anwendbar iſt, und 
dieſe Ausnahme als allgemeine Regel für alle Arten von Bereicherungsanſprüchen 
hinſtellt, auch dort, wo von einem Handeln in pari turpitudine keine Rede iſt, fo bei 
dem Rückforderungsanſpruch nach § 812, RG 63,346; 70, 4; 101, 308; R JW 1913, 734°; 
Warn 1920 Nr 195; 1922 Nr 61. 

Verführt wird das RG hierzu durch die Auffaſſung, daß auch in Satz 2 eine Strafv orſchrift 
für denjenigen enthalten ſei, der bei der Leiſtung gegen ein Verbot oder die guten Sitten gehandelt 
habe. Über das Unrichtige dieſer Auffaſſung vgl. Erl. zu Satz 1 A 2. Von dieſer Auffaſſung aus 
kann man dann allerdings zur Verſagung des Rückforderungsanſpruches auch in anderen 
Fällen kommen als in den $ 817 Satz 2 genannten. Immerhin ſcheut man ſich, die ganze Folge ⸗ 
rung aus dieſer Auffaſſung zu ziehen, und beſchränkt ſie auf das Gebiet der Bereicherung. 
Nicht wird durch eine Verwerflichkeit des Leiſtenden auch der Wandelungsanſpruch, RG 105, 67, 
der Eigentumsanſpruch des $ 986 oder ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen unerlaubter 
Handlung ausgeſchloſſen. Aber es iſt überhaupt nicht angebracht, dieſe zivilrecht⸗ 
lichen Regelungen mit dem Begriff von Strafe zu erklären. So wenig wie nach 
$ 134 und $ 138 Rechtsgeſchäfte zur Strafe für nichtig erklärt werden, jo wenig wird der Aus⸗ 
gleich bei ungerechtfertigter Bereicherung nach $ 817 Satz 1 aus dem Geſichtspunkt der Strafe 
gegeben und nach Satz 2 verſagt. Es hat doch auch keinen Sinn, den verbots- oder ſitten⸗ 
widrig Empfangenden durch das Belaſſen der Bereicherung bei ihm zu belohnen, nur 
weil auch der Leiſtende verbots⸗ oder ſittenwidrig handelte. Darauf läuft aber das Ver⸗ 
tagen des Rückforderungsanſpruchs hinaus, wenn es für den Leistenden Strafe fein ſoll. Dieſer 
Geſichtspunkt iſt abzulehnen; es genügen für die getroffene Regelung vollkommen die zivil⸗ 
rechtlichen Grundſätze der Billigkeit und der Beachtung von Treu und Glauben. 

3. Die Auffaſſung, die Vorſchrift in $ 817 Satz? ſei eine Strafvorſchrift, führt anderer⸗ 
ſeits das RG zu einer ſie unzuläſſig verengenden Auslegung. Das RG ſagt, es genüge nicht, daß 
der Leiſtende die Tatumſtände kennt, die das Geſchehen zu einem ſittenwidrigen machen, vielmehr 
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müſſe er ſich der Verwerflichkeit feiner Leiſtung bewußt fein. Und ebenfo müſſe bei einer 
verbotswidrigen Handlung er das Be wußtſem haben, verbotswidrig zu handeln, RG 
127, 279; 132, 33; RG JWI1930, 321811; 1931, 344211. Der Leiſtende müſſe baher auch die erforder⸗ 
liche Geiſtesbeſchaffenheit haben, die zur Erkenntnis notwendig ſei, RG 105, 270. Damit geht 
es aber hier über die ſonſtige Annahme bei $$ 134 und 138 und 826 hinaus, daß hier genügt, 
wenn objektiv ein unſittliches oder verbotswidriges Handeln vorliegt. Vgl. zu Satz 1 A 2. 
Und für das verbotswidrige Handeln werden die Zivilſenate für die Beurteilung eines ſtrafbaren 
verbotswidrigen Handelns ſogar päpſtlicher als der Papſt. Denn die Strafſenate verlangen für 
die Strafbarkeit einer verbotenen Handlung — allerdings mit Unrecht — nicht das Bewußt⸗ 
ſein ihres Verbotenſeins. Es iſt aber auch weder für Satz 1 noch für Satz 2 des $ 817 zu fordern. 

4. Sieht man in der Vorſchrift des $ 817 Satz 2 keine Strafvorſchrift, ſondern lediglich einen 
Ausdruck der Billigkeit und der Anwendung des Grundſatzes von Treu und Glauben, ſo gelangt 
man nicht nur dazu, ſie auf die Fälle des Vorliegens des Verſtoßes gegen geſetzliche oder Sittlich⸗ 
keitsverbote bei dem Empfänger zu beſchränken, ſondern muß ſie auch innerhalb dieſes 
Geltungsgebietes einſchränken. Es gibt auch hier eine Grenze für den Ausſchluß des 
Rückforderungsrechtes, fo daß es außerhalb dieſer Grenze nach $ 817 Satz 1 beſtehen bleibt. 
Wie 8 815 nicht jede Behinderung des bezweckten Erfolges der Leiſtung, ſondern nur die, die 
gegen Treu und Glauben berſtoßt, als Grund für die Verſagung des Rückforderungsrechtes gelten 
läßt, jo darf auch das Rückforderungsrecht nach 8 817 Satz 2 nur dort verſagt werden, wo feine 
Geltendmachung wider Treu und Glauben verſtoßen würde, wo die Berufung des durch verbots⸗ 
und ſittenwidrigen Empfangs unrechtmäßig Bereicherten auf die verbots⸗ oder ſittenwidrige 
Leiſtung wider Treu und Glauben wäre. Das iſt aber dann der Fall, wenn trotz einer 
derartigen Leiſtung für die Rückforderung der ungerechtfertigten Bereicherung 
berechtigte Gründe vorliegen. Und das muß unter folgenden Umſtänden angenommen 
werden. Handelt es ſich nur um die privaten wirtſchaftlichen Intereſſen des Leiſten⸗ 
den und des Empfängers und den Ausgleich von Intereſſengegenſätzen allein innerhalb 
ihrer rechtlichen Beziehungen, ſo kann es als billig angeſehen werden, wenn der dem 
Empfänger zufließende Vorteil, den der Leiſtende ſelbſt unter Mißachtung ſittlicher und geſetzlicher 
Verbote gewährt hat, bei ihm verbleibt und eine von beiden Teilen vollzogene Vermögensver⸗ 
ſchiebung nicht wieder rückgängig gemacht wird, ſelbſt wenn fie einen vom Recht gemißbilligten 
Zuſtand ſchuf. Das Recht kann hier feine Hilfe für einen Ausgleich verſagen. Wenn aber das 
Verbleiben der ungerechtfertigten Bereicherung bei dem Empfänger und die Verſagung der 
Herbeiführung eines Ausgleiches ſich nicht auf das Verhältnis zwiſchen Leiſtendem und Emp⸗ 
fänger beſchränkt, ſondern in feiner Wirkung darüber hinausgreift und in den Rechts⸗ 
kreis Dritter eindringt, wenn es dann ſogar die Wirkung hat, daß wichtige Intereſſen 
Dritter, die an dem Vorgang der Vermögensverſchiebung rechtlich ganz unbeteiligt ſind, 
dadurch Gefahr laufen verletzt zu werden, ſo kann die Abwägung dieſer Feen Dritter 
und des Intereſſes des Bereicherten am Behalten der ungerechtfertigten Bereicherung dazu 
führen, jene für die Rechtsordnung als wertvoller zu würdige n. Die Ablehnung des 
Rechtes, dem Leiſtenden den ihm an ſich nach Satz 1 zuſtehenden Rückforderungsanſpruch zu ge⸗ 
währen, die ſich auf die Beziehungen der Parteien allein untereinander ſtützt, iſt dann nicht mehr 
begründet, weil der rechtspolitiſche Grund, der für jene Verſagung vorlag, hier nicht zutrifft. So 
liegt es aber, wenn die zurückge forderte unberechtigte Bereicherung nicht nur dazu dienen ſoll, 
den Vermögensverluſt des Leiſtenden wieder auszugleichen, ſondern darüber hinaus ihn in 
den Stand verſetzen ſoll, mit der zurückerhaltenen Leiſtung nun ſeine anderen wichtigen 
Leiſtungspflichten Dritten gegenüber zu erfüllen, wozu er ohne die zurückerhaltene 
Leiſtung nicht in der Lage wäre. Der Menſch kommt eben auch für ſeine privaten Rechtsverhält 
niſſe nicht nur iſoliert, ſondern als Mitglied einer Gemeinſchaft in Betracht. Wie dieſes 
Mitgliedsverhaltnis die privaten Rechtsverhältniſſe des einzelnen zum einzelnen beeinflußt, ſo 
können auch die privaten Rechtsverhältniſſe der einzelnen auf die andern Mitglieder der Gemein 
ſchaft zurückwirken. Iſt die Pflichterfüllung des Leiftenden den Dritten gegenüber von größerem 
ſittlichen oder wirtſchaftlichen Wert als die Belaſſung der Bereicherung in dem Vermögen des 
unberechtigten Empfängers, jo verſtößt es gegen die Billigkeit auch gegenüber der Gemeinschaft, 
dieſe wichtigeren Intereſſen gegen die unwichtigeren zurücktreten zu laſſen. Wird der Leiſtende 
3. B. durch die Vermögensverſchiebung zu feinem Nachteil außerſtand geſetzt, wichtige öffentliche 
oder privatwirtſchaftliche Pflichten gegen Dritte zu erfüllen, etwa die Zahlung von Steuern, 
von Unterhaltsbeiträgen oder andern Leiſtungen aus einer ſittlichen Pflicht, BGB 8 e 
ſtößt es wider Treu und Glauben, wenn der unberechtigt Bereicherte ſich gegen die Zurückforde⸗ 
rung auf 9 817 Satz 2 berufen wollte, wie es nicht gegen Treu und Glauben bei dem Nüdforbernben! 
verſtößt, wenn er zu dem Zweck der Erfüllung jener Pflichten das Geleiſtete zurück⸗ 
fordert. Hierunter fällt unter Umſtänden auch die Rückforderung der Bereicherung durch den 
Leiſtenden, um als Schuldner die Befriedigung ſeiner Gläubiger bei ſonſtiger Baplungsunfähig” 
keit zu ermöglichen. „Dem anſtändigen Schuldner muß an der Befriedigung ſeiner Gläubige? 
gelegen fein” (Jaeger, Komm. z. KO 71 S. 131), Mot 11 S. 16 z. KO. Das gilt ſowohl außer 
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halb eines Konkurſes wie im Konkurs. Soweit der Schuldner zu dieſen Zwecken die nach § 817 
Abs! ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordert, handelt er außerhalb der Grenze, die § 817 
Saß 2 der Rückforderung zieht; dieſe Vorſchrift kann ihm daher nicht entgegengehalten werden. 
Vgl. auch Heymann in JW 1931, 2094. Auf demſelben Gedanken beruht übrigens auch das 
Rückforderungsrecht des Schenkers nach § 528 zwecks Erfüllung feiner Unterhaltspflicht 
gegenüber Ehegatten und Verwandten. Hier muß der Beſitz des Geſchenkten, ſogar wenn er 
rechtmäßig erlangt iſt, dem höheren Intereſſe der Befriedigung wichtiger Verbindlichkeiten des 
Schenkers weichen. Wie viel mehr muß das erſt dort gelten, wo es ſich nur um den Beſitz aus 
einer ungetechtfertigten Bereicherung handelt! Daß ein Rechtsgeſchäft, das wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nichtig ift, aber wegen Unſittlichkeit der Leiſtung dem Leiſtenden 
nach § 817 Satz 2 keinen Anſpruch auf Rückgabe der Bereicherung gibt, von Dritten gleichwohl 
als nichtig behandelt werden kann, wenn ihr Intereſſe durch das nichtige Rechtsgeſchäft berührt 
wird, iſt anerkannt, denn die Nichtigkeit wirkt objektiv. RG 48, 297 ſagt: „Das geſetzliche Hin⸗ 
dernis, die Nichtigkeit geltend zu machen (das nach § 817 Satz 2 dem Leiſtenden entgegenſteht), 
ſteht Dritten, welche durch die nichtige Schenkung in ihrem Vermögensintereſſe verletzt find, 
nicht entgegen“. Können die ſe alſo trotzdem einen Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung, 
ber dem Leiſtenden an ſich nach $ 817 Satz 1 zuſteht, zum Zwecke ihrer Befriedigung heranziehen, 
fo iſt nicht einzuſehen, warum nicht auch der Leiſtende | elbſt ſchon den Bereicherungsanſpruch 
dann geltend machen darf, wenn er ihn zur Befriedigung der Anſprüche verwenden will, zu der 
er dieſen Dritten verpflichtet iſt. 

b) Eine andere Grenze für die Anwendung des 2. Satzes wird von der Rechtſprechung 
dann gezogen, wenn die Leiſtung nicht dazu beſtimmt iſt, das Vermögen des Empfängers dauernd 
zu vermehren, ſondern nur zu einem vorübergehenden Zwecke gemacht wurde, Planck 
A dc, wie Sicherungsübereignungen oder ſonſtige fiduziariſche Zuwendungen, ohne Rückſicht 
auf eine turpitudo des Leiſtenden der Rückforderung unterwirft (RG 67, 326; R JW 1912, 
86220; 1921, 4614; Warn 1911 Nr 115; 1917 Nr 206; 1920 Nr 32; Gruch 58, 891; RG Lz 1916, 
689; 1917, 792; Rch Bay 1918, 387; SeuffA 70 Nr 216). Zur Begründung wird teils geltend 
gemacht, daß derartige Leiſtungen auf einem nur folge weis nach $ 139 nichtigen Nebenvertrage 
beruhten (vgl. RG 67, 325), teils und hauptſächlich wird darauf verwieſen, daß der Empfänger 
das Eigentum von vornherein belaſtet mit einer Rückgabepflicht erlange (3. B. RG JW 1912, 
8620; Gruch 58, 896). Von hier aus würde es nicht fern liegen, auch ein zu verwerflichen Zwecken 
gegebenes Darlehen für rückſorderbar zu erklären (fo wirklich OLG Dresden SeuffA 59 Nr 81). 
Beim wucheriſchen Darlehen könnte das als billigenswert erſcheinen, wenn nicht die verſchiedene 
Behandlung des gegenſeitigen und des einſeitig verpflichtenden Vertrags der inneren Berechtigung 
entbehrte. In der Tat iſt bie angeführte Riechtſprechung dem geltenden Geſetz gegenüber höchstens 
da zu verteidigen, wo bloße Hilfsgeſchäfte in Frage ſtehen, nicht wo es ſich, wie beim Darlehen, 
um eine Hauptleiſtung handelt. Das Reichsgericht hat denn auch anerkannt, daß der Geber eines 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Spieldarlehens die Rückzahlung weder aus dem Ver⸗ 
trage noch wegen ungerechtfertigter Bereicherung des Gegners fordern kann (vgl. RG 70, 4; 
RG 12. 5. 21 VI 33/21); auch dem wucheriſchen Darleiher hat es die Bereicherungsklage ab- 
geſprochen (RZ Lg 1922, 461). Beim ſogen. Kaſtellanvertrag iſt die Rückforderung des 
e erſt nach Ablauf der Pachtzeit zuläffig. Hierzu Ebel in IR 1932, 237 und Behr, 

R 1933, 212. g 
0) Endlich läßt Satz 2 die Rückforderung auch dann zu, wenn die Leiſtung in der Eingehung 
einer Verbindlichkeit beſteht. . En: 

Leiſtungen, die in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtehen, find nur die in & 812 A 
10 und 11 aufgeführten abſtrakten Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniſſe. 
Kauſale Schulden find bei Verſtoß gegen das Geſetz oder die guten Sitten nichtig, laſſen alſo nur 
für eine Feſtſtellungsklage Raum (R 64, 148). Die Sondervorſchrift, wonach abſtrakte Verpflich⸗ 
tungen im Gegenſatz zu realen Leiſtungen bei par turpitudo rückforderbar find, war notwendig, 
da das Geſetz einen Zwang zur Durchführung noch unfertiger, auf verwerfliche Ziele gerichteter 
Geſchäfte nicht dulden kann (vgl. R 73, 144). Dem Verſprechenden ſteht mithin nicht nur eine 
Einrede ($ 821), ſondern auch ein Befreiungsanſpruch zu (cond. liherationis, vgl. dazu $ 821 
A 1) Mit der Erfüllung des abſtrakten Verſprechens entfällt die Kondiltion. Ter Erfüllung muß 
es aber gleichgeſtellt werden, wenn über die beiderſeits verwerfliche Kauſa ein Wechſel oder Scheck 
gegeben und vom Empfänger indoſſiert worden ift. Es verhält ſich hier anders als in den in $ 813 
A 4 erwähnten Fällen, wo dem Orderpapier eine unvollkommene Verbindlichkeit zugrunde liegt. 
Pier entſcheidet der Umſtand, daß das veriwerfliche Geſchäft nach der Weitergabe des Papiers 
lein unſertiges mehr iſt und die Kondiktion den Erſtempfänger zu einer realen Leiſtung nötigen 
würde (vgl. OLG 39, 183). Auch wenn übrigens der verwerfliche Vertrag unmittelbar zwiſchen 
Akzeptanten und Inhaber geſchloſſen wurde, die ſonſtigen Wechſelzeichner aber nicht ſamtlich 
daran beteiligt find, iſt die Herausgabe des Papiers nicht zu verlangen (vgl. RG JW 1921, 461°); 
ſie würde den Anſpruch gegen die Nichtbeteiligten zerſtbren. Hat in dieſem Falle ein Nichtbetei⸗ 
ligter den Wechſel ausgeſtellt oder indoſſiert, jo kann aus dem gleichen Grunde auch die Streichung 
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des Akzepts nicht gefordert werden (anders, wenn der einzige Nichtbeteiligte Akzeptavaliſt iſt, 
da ein ſolcher unbedingt haftet und durch den Erlaß nur der Akzeptſchuld nach § 423 nicht befreit 
wird). Natürlich ſcheitert eine Wechſelklage des Inhabers ſtets an der Einrede aus dem unter⸗ 
liegenden Geſchäft (58 817, 821 = WO Art 82). Wird eine Geldſumme als Sicherheit für eine 
Schuld hingegeben derart, daß das Hingegebene nicht von vornherein endgültig in das Vermögen 
des Empfängers übergehen ſoll, jo liegt keine Leiſtung nach § 762 Abſ 2 und § 817 vor (N 67, 
321; RG 23. 6. 23 1 427/22). — Die Leiſtung, die im Erlaß einer Verbindlichkeit oder im Verzicht 
auf ein ſonſtiges Recht beſteht, folgt der Regel. Sie kann bei beiderſeitiger Unſitflichkeit nicht 
zurückgefordert werden, d. h. das Recht bleibt erloſchen (M 58, 204; 100, 162; SeuffA 67 Nr 193). 

5. Die Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, ſowohl, wenn der Leiſtende, wie wenn ſein 
Vertreter verwerflich gehandelt hat (Rh 100, 246); ebenſo ſchadet der Klage des Vertreters oder 
des Rechtsnachfolgers die Verwerflichkeit der Leiſtung des Vertretenen oder des Vorgängers. 
Das durch die Sittenwidrigkeit der Leiſtung in der Perſon des Leiſtenden begründete Hindernis 
der Rechtsverfolgung ſteht auch deſſen Rechtsnachfolgern, insbeſondere feinen Erben ent⸗ 
gegen, da dieſe kraft der Rechtsnachfolge lediglich in die Rechtsſtellung ihres Vorgängers ein⸗ 
rücken (RG 48, 293 S. 297; 99, 161), ſelbſt wenn ſich die Unſittlichkeit der Handlung gerade gegen 
die Erben richtete (R 111, 155). Dieſe haben möglicherweiſe dann einen Schadenserſatzanſpruch 
aus 9826. — Vgl. aber hierzu Löwenwarter JW 1926, 239; Planck A 5e. Aber der Ausſchluß der 
Rückforderung geht für die Vertreter und Rechtsnachfolger nicht weiter als für den Vertretenen 
und Rechtsvorgänger. Die für jene geltende Beſchränkung der Vorſchrift in Satz 2 müſſen 
auch dieſe gelten laſſen. Alles dies trifft auch für den Konkursverwalter zu. Gleichwohl iſt be⸗ 
ſtritten, ob der Konkursverwalter eines Gemeinſchuldners einen Bereicherungsanſpruch 
wegen des vom Gemeinſchuldner Geleiſteten hat, wenn nicht nur der Empfänger, ſondern 
auch der Gemeinſchuldner bei der Leiſtung gegen die guten Sitten oder geſetzliche Verbote 
verſtoßen hat. Den Bereicherungsanſpruch geben RG 99, 161; 105, 31; OLG Karlsruhe 
im Recht 1928 Nr 726 für den Fall, daß der MV einen entgegen dem Verbot des $ 34 Abſ 2 Geſch.⸗ 
AufſichtsvO vom Gemeinſchuldner herrührenden Erwerb von einem Dritten zurückfordert, weil 
durch dieſes Verbot der Schutz der Konkursgläubiger bezweckt werde und deren Intereſſen der 
K mit der Bereicherungsklage gerade wahrnehme, ferner RG in JW. 1931, 20935 und Haymann 
in A hierzu. Ferner Planck (1928) A 5 zu 5 817, Enneccerus, Schuldrecht 8 446 A3; Enneccerus⸗ 
Lehmann $ 223 A 3 und D 1921, 94. Den Rückforderungsanſpruch verſagen dagegen 
Jaeger, Komm. z. KO 7. Aufl. $6 A 6 und dieſer Komm. in der vorigen Auflage, ſowie Mansfeld 
in Jh 1933, 1009; ferner Matthieſſen in JW 1931, 2563 A 3. Der Auffaſſung des RG muß 
jedoch beigetreten und der Bereicherungsanſpruch des KV unter Umſtänden zugelaſſen werden, 
wennſchon den Gründen namentlich in RG JW 1931, 20935 nicht allenthalben zugeſtimmt werden 
kann. Zunächſt ſchon nicht der Anſicht in JW 1931 20938, daß der KB nicht Vertreter des Gemein⸗ 
ſchuldners ſei und in erſter Linie im Intereſſe der Konkursgläubiger tätig werde. Er iſt vielmehr 
immer Vertreter des Ge meinſchuldners, wennſchon Zwangsvertreter nach dem Geſeß, 
Jaeger, KO S. 120ff., 138. Als ſolcher hat er zwar auch die Intereſſen der Konkursgläubiger 
wahrzunehmen, aber damit handelt er nicht außerhalb ſeiner Vertretung für den 
Gemeinſchuldner, ſondern innerhalb dieſes Rahmens, indem er auch hier deſſen Geſchäfte 
führt Denn wie die Motive II S. 16 zur KO jagen: „Das wohlverſtandene Intereſſe der Gläu⸗ 
biger deckt ſich mit dem eines redlichen Schuldners“. „Einem anſtändigen Schuldner muß an 
der Befriedigung ſeiner Gläubiger gelegen ſein“ (Jaeger, KO S. 131). 

Aus dieſem Grunde iſt nach den Ausführungen unter 3a ſchon dem Gemeinſchuldner 
ſelbſt ein Bereicherungsanſpruch unter Beſchränkung der Ausnahme von Satz 2 zuzulaſſen. Der 
Kontursverwalter macht alſo gar nicht, wie die Gegner als Widerlegungsgrund anführen, als 
Vertreter für die Maſſe mehr Rechte geltend, als dem Gemeinſchuldner zuſtehen, was er aller⸗ 
dings nicht könnte, RG 46, 167; 61, 93; 72, 197. Vielmehr find auf ihn nur die Rechte über ⸗ 
kommen, die der Gemeinſchuldner ſelbſt hatte. Dies wird verkannt in den Angriffen 
gegen die reichsgerichtliche Auffaſſung, weil dieſes ſelbſt leider dieſen allein ſtichhaltigen Grund 
nicht geltend gemacht hat. Iſt aber dem Gemeinſchuldner der Rückforderungsanſpruch aus 
$ 817 Saß 1 zuzubilligen, wenn es ſich darum handelt, ſeine Glaubiger zu befriedigen, und entfällt 
hier ſchon für ihn die Anwendung des Satz 2, fo natürlich als feinem Vertreter auch dem Kon; 
kursverwalter zu demſelben Zwecke. 


Beiſpiele zu Satz 2. i 

Beim Wucherer liegt das Sittenwidrige allein im Verſprechenlaſſen übermäßiger Vorteile, 

nicht im Leiſten des Verſprochenen, Planck A 4; A 2 zu $ 138 dieſes Kommentars. Ihm ift daher 

die Rlickforderung wegen Saß 2 nicht zu verſagen (a. M. frühere Auflage). Wegen Rückforderung 
des Bewucherten RG JW 1915, 9187. 

Verwerflichkeit ſowohl des Empfangs wie der Leiſtung liegt vor, wenn Geld 

zur Begehung eines Verbrechens gegeben iſt; für unerlaubten Geſchlechtsverkehr (Rh 111, 154; 

Is 1913, 6831), den Verkauf von Abtreibungsmitteln (RGSt 44, 239; 47, 67), auf Grund eines 
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Geſellſchaftsvertrags zum Betriebe eines Bordells (Seuff A 51 Nr 259), der Bordellvermietung 
MO 38, 199, n L 1916, 689), des Bordellverkaufs (ſ. dazu A 5), für Beſtechung; aus einem 
Schmiergeldervertrag (NG 77, 98; RG Recht 06 Nr 3191; 1912 Nr 2020; 1915 Nr 1934): auf 
Grund eines zur Umgehung der Schankkonzeſſionspflicht (Gewo 98.83, 147) geſchloſſenen ſog. 
Kaſtellanvertrags (RG 67, 322), für den Titel⸗ und Ordensſchacher (RG 86, 98; JW 1919, 4478; 
vgl. auch NG 23 1922, 648), im Salvarſanhandel; bei Verkauf von Süßſtoff; beiderſeitigem 
Kettenhandel (RG L8 1921 Sp. 567). Als Schweigegeld, RG JW 1904, 404; Recht 1908 Nr 3598; 
als Spielerdarlehen RG 67, 355; Rumpf in IW 1925, 1241. Bei einem Verzicht des Vorkaufs⸗ 
rechtes eines gemeinnützigen Siedlungsunternehmens gemäß § 4 des Reichsſiedlungsgeſ. gegen 
Geldentſchädigung, NG 120 S. 146, 149; JW 1931, 34421. Ein Hehler kann von feinen 
Mitſchuldigen nicht Schadensausgleich beanſpruchen. OLG. Königsberg HAN 1934 Nr 253. 
Verſtößt bei der Siedlungsgeſellſchaft gegen die guten Sitten, die Leiſtung des Geldgebers, 
um ſich das Eigentum zu ſichern, ſteht aber nicht unter dem Verbotsgeſetz und iſt auch nicht un⸗ 
ſittlich. Dazu kommen Verbote der Kriegsgeſetzgebung, vgl. z. B. RG 95, 347; 100 S. 161, 246; 
101, 44; 150, 67 uſw. 


§ 818 

) Die Verpflichtung zur Herausgabe 2) erſtreckt ſich auf die gezogenen 
Nutzungen!) ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines er- 
langten Nechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Ent- 
ziehung des erlangten Gegenſtandes erwirbt 4). 

Iſt die Herausgabe wegen der Veſchaffenheit des Erlangten nicht mög- 
lich oder iſt der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe außer- 
ſtande ), jo hat er den Wert zu erſetzen ©), 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Wertes iſt aus- 
geſchloſſen, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt 7). 

Von dem Eintritte der Nechtshängigkeit an haftet der Empfänger nach 
den allgemeinen Vorſchriften s) 5). 

& 1 780, 740, 744, 745 Abſ 2, 748 Abſ 3 II 742; M2 836—840, 845-847, 853, 854; P 2 683, 702711. 

1. Es wird die Vorausſetzung für das Vorhandenſein eines Bereicherungsanſpruchs und 
der Umfang des Bereicherungsanſpruchs beſtimmt. Erſt wenn dieſer feſtſteht, kommt die 
Durchfuhrung des Ausgleichs in Frage. Der Vereicherungsanſpruch zielt ab auf Ausgleich 
des Unterſchieds im Vermögensſtande des Verpflichteten vor und nach der ungerechtfertigten 
Vermogensberſchiebung. Dieſer Unterſchied iſt eine veränderliche Größe, die ſich gewöhnlich 
($ 818 Abſ 4) erſt mit der Rechtshängigkeit des Anſpruchs, ausnahmsweise ($$ 819, 820) mit einem 
rliheren Zeitpunkt fixiert. Hervorgebracht wird fie durch eine Reihe von Aktiv⸗ und Paſſippoſten, 
von denen jene in $ 818 Abſ 1 und 2 aufgezählt, dieſe aus Abſſ3 zu entnehmen find. Hierüber 
Vorbem. Ferner wird in dieſer Vorſchrift die Durchführung des Ausgleichs der ungerechtfertigten 
Vermögensverſchiebung behandelt. Ahnlich wie beim Schadenserſaß (8 249) geht das Geſetz von 
der naturalen Rückgewähr aus, indem es die Herausgabe des Erlangten vorſchreibt 
6.818 Abſ 1, 9 812 Abſ 1 Satz 1, § 816 Abſ 1 Satz 1 Abſ 2, $ 817 Satz 1). Überall, wo dem Be⸗ 
reicherten durch Nötigung zur Herausgabe mehr als der Gewinn abgenommen würde, tritt des⸗ 
halb nicht ſchon die Verſagung der Rückgabe in Natur und der Erſatz des Wertes an die Stelle 
($ 818 Abſ 2), ſondern es iſt die Rückgabe nur gegen Zahlung eines den Unterſchied ausgleichenden 
Betrags durch die Rückforderungen anzuordnen (vgl. Vorbem). Die fo beſtimmte Verpflichtung 
gilt ohne Unterſchied der verſchiedenen Gründe der Kondiktion (RG 63, 355). 
Auch bei einem Eingriff in fremdes Vermögen hat der unberechtigt Verfügende den Eingriffs⸗ 
erwerb ($ 816 Abſ 1 Satz 1) nicht ſchlechthin, ſondern nur in den Grenzen der Bereicherung beraus⸗ 
zugeben (RG JW 1911, 1597; Seuff A 67 Nr 80). Das Geſetz bietet auch keinen Anhalt dafür, 
daß in dieſem Falle der Bereicherungsbegriff anders als ſonſt verſtanden werden ſollte. Im Gegen⸗ 
teil wurde eine unterſcheidende Behandlung bei ber Beratung ausdrücklich abgelehnt (Prot 2, 
707). Wenn der verfügende Nichtberechtigte mitunter milde angefaßt wird, ſo mag das als Aus- 
gleich dafür gelten, daß er unter Umfiänden, ſofern er durch beſonders geſchickte und glückliche 
Berechnung einen außergewöhnlich hohen Preis erzielte, Spekulationsgewinn herausgeben muß 
gl. $ 816 A 2). — Abweichend von der Regel geht der Bereicherungsanſpruch in den 
Sonderfällen des $ 951 Abſ 1 ſtets auf Werterſatz (NG Recht 07 Nr 1654), und nach $ 528 Abſ 1 
Satz 2, 9 1973 Abſ 2 Satz 2, § 2329 Abſ 2 kann der Verpflichtete die geſchuldete Herausgabe durch 
Zahlung des Wertes abwenden. Natürlich kann auch ein Vertrag der Parteien us Folgen der 
unge rechtfertigten Bereicherung anders ordnen als das Geſetz (R JW 1912, 8505). 

2. Abſatz 1. In erſter Linie iſt bei der Durchführung des Ausgleichs nach e Feſtſtellung 
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eines Bereicherungsſaldos das Erlangte herauszugeben. Das bezieht ſich zunächſt auf den 
Gegenſtand ſelbſt. Gegenſtand der Bereicherung ift 3. B. nur die hingegebene Geldſumme, 
nicht der mit ihr errichtete Betrieb. a) Die Handlungen, die hierzu notwendig ſind 
(Rückübergabe der beweglichen Sache, Rückauflaſſung des Grundſtücks, Rückabtretung der For⸗ 
derung uſw.), richten ſich nach der Art des Erlangten; bei beweglichen Sachen kann die Heraus⸗ 
gabe auch durch Abtretung des Anſpruchs nach $ 931 vollzogen werden. Über den Inhalt des 
Anſpruchs bei der cond. possessionis gegen den mittelbaren Beſitzer vgl. MG Recht 1920 Nr 2386, 
Eine Forderung, die auf einem grundloſen abſtrakten Verſprechen beruht, iſt zu erlaſſen (8 8122388. 
A 10). St umgekehrt der Erlaß einer Forderung oder der Verzicht auf ein ſonſtiges Recht ohne 
Grund erlangt, ſo muß das aufgegebene Recht wiederhergeſtellt werden (R) 53, 296; JW 1912, 
459; Gruch 57, 959; R Recht 1914 Nr 2411). Die Forderung wird hierbei unmittelbar geltend 
gemacht, indem der Gläubiger der Berufung auf den Erlaß mik der Replik der ungerechtfertigten 
Bereicherung begegnet (ſo R JW 02 Beil 255108, 976 Recht 1915 Nr 1527; RG 10, 1. 21 
IV 527/20; zu dem gleichen Ergebnis führt bei Schadenserſatzpflicht des Schuldners der 8 249, 
vgl. RG 84, 135). b) Hat der Bereicherte die grundlos erlangte Sache mit einem 
Rechte belaſtet, ſo hat er ſie mit der Belaſtung und dem dafür etwa empfangenen Entgelt 
herauszugeben. Dies gilt auch dann, wenn er ein Grundstück mit einer Hypothek belaſtet hat 
(darüber, daß er von der perſönlichen Verpflichtung, die er einging, zu befreien ift, vgl. A 7 unter 
2b 8B). c) Iſt nicht alles ohne rechtlichen Grund erlangt, ſo iſt nur das grundlos Erlangte 
herauszugeben. Eine Teilung findet auch dann ſtatt, wenn alles grundlos erlangt iſt, aber nur 
zum Teil auf Koſten des Klägers. Doch kann hier nach den Umſtänden des Falles, wenn eine 
beſchränkte Herausgabe an die einzelnen Benachteiligten unmöglich iſt, jeder von ihnen die Her⸗ 
ausgabe an alle oder die Hinterlegung zugunſten aller fordern ($ 432). Führt auch das nicht zum 
Ziele, ſo wird der Gegenſtand dem einen herausgegeben, während die Ausgleichung unter den 
Benachteiligten vorbehalten bleibt. 

3. Nutzungen, d. h. die natürlichen und Zivilfrüchte ſowie die Vorteile, die der Gebrauch 
der Sache oder des Rechtes gewährt (88 99, 100; vgl. RG Warn 1922 Nr 122). Die Verpflichtung 
zur Herausgabe der gezogenen Nutzungen iſt ſchlechtbin und ohne Einſchränkung ausgeſprochen, 
RG 137, 207. Es gilt nicht, wenn das Grundſtück bebaut worden iſt, A 5. In Betracht kommen 
aus der Zeit vor der Rechtshängigkeit (Abſ 4) oder den in $$ 819, 820 beſtimmten Zeitpunkten 
nur wirklich gezogene Nutzungen, alſo auch von Zinſen nur die empfangenen; $ 452 ift nicht ent⸗ 
ſprechend anwendbar (RG Recht 1916 Nr 1292). Anderſeits handelt es ſich, außer um die Nutzun⸗ 
gen des urſprünglich Erlangten, auch um diejenigen Nutzungen, die aus dem herauszugebenden 
Surrogat gezogen find (Os 18, 54), nicht die Nutzungen aus dem Gegenſtand, der mit der 
erlangten Geldſumme angeſchafft wurde, R 133, 283; 136, 136. Die Vorſchriften der Abſ 2 
und 3 (Werterſatz und Wegfall der Bereicherung) gelten auch für die Nutzungen; die Gewinnungs⸗ 
foſten find daher auch über § 102 hinaus abzurechnen. Daß Nutzungen gezogen wurden, hat 
der Kläger zu beweiſen (RG ZW 1910, 1724), ſoweit es ſich nicht, wie bei einem Bankier, der 
Geld empfangen hat (NG 53, 371), oder wenn zinstragende Wertpapiere herauszugeben ſind 
(MG Warn 1918 Nr 182; NG 28. 10. 16 V 185/16), von ſelbſt verſteht. Über das Verhältnis 
der SS 987 ff. zu F 818 Abi 1 ift die Rechtſprechung des RG bisher nicht einheitlich geweſen, 
vgl. RG 129, 308. Nachweiſe RG 137, 208. Nunmehr ift dieſe Einhelligkeit aber vorhanden, und 
darnach gilt folgende Rechtsauffaſſung nach der Mitteilung im vorgen. Urteil: Soweit es ſich bei 
der Auseinanderſetzung zwiſchen Eigentümer und Beſitzer um den Umfang der Heraus- 
gabepflicht des Beſitzers in Anſehung der gezogenen Nutzungen handelt, ſtellen 88 987ff. eine 
erſchöpfende Sonderregelung dar, die den allgemeinen Vorſchriften des Bereicherungs⸗ 
rechts in den $$ 812ff., dieſe ausſchließend, vorgeht. So ſchon dieſer Komm. zu $ 987 A 1. 

4. Surrogate. Auf Grund eines erlangten Re chtes iſt erworben, was in beſtimmungs⸗ 
gemäßer Ausübung des Rechtes erlangt iſt, alſo der Gegenſtand der eingezogenen Forderung, 
der Pfanderlös, die Ablöſungsſumme der Grundſchuld. Nicht hierhin gehört, was der Schuldner 
durch Vertrag an Stelle des urſprünglich Erlangten eintauſcht, z. B. der Kaufpreis für die grundlos 
erworbene, von ihm weiterveräußerte Sache oder der mit dem grundlos empfangenen Geld 
angeſchaffte Gegenſtand, Rch 136, 136. Auch nicht der Erſitzungserwerb. Die abweichende Faſſung 
der Vorſchriften des ehelichen Güterrechts und des Erbrechts ($ 1370, § 2019 Abj 1) läßt keinen 
Zweifel daran, daß das Wejeß hier wie bei der Geſellſchaft ($ 718 Abſ 2) den Surrogationsgrundſatz 
abſichtlich nicht wetter ausdehnen wollte (vgl. Prot 2, 709; RG 86, 347; 101, 391; RG 13. 12. 18 
11 862/18; Rh 18. 2. 21 11 433/20). Der Fall des $ 816 Abſ 1 Satz 1 iſt ein anderer. Dort hat ein 
Nichtberechtigter verfügt; hier handelt es ſich um die Verpflichtung des dinglich Berechtigten, 
der nur ohne rechtfertigenden Grund erworben hat. Übrigens haftet auch der Verfügende nach 
$ 816 nur auf das Ergebnis der urſprünglichen Verfügung, nicht auf das, was er für das zunächſt 
Erlangte durch ein weiteres Rechtsgeſchäft erwarb. Herauszugeben iſt mithin der Haupttreffer, 
der auf das ohne rechtlichen Grund erworbene Los entfallen iſt, nicht der Haupttreffer, der auf 
das Los entfiel, das mit grundlos erlangten Mitteln erworben wurde; im letzteren Falle wird 
nur der Wert der Mittel erſtattet. Der Erſatz für die Beſchädigung, Zerſtörung oder Entziehung 
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des Gegenſtandes, der gleichfalls herauszugeben iſt, kann auf Vertrag (Verſicherungsgelder), 
unerlaubter Handlung oder auf rechtmäßigem Eingriff beruhen. An Erſatzſtücke, die der Schuldner, 
wie im Falle des § 1382, ſelbſt angeſchafft hat, iſt nicht gedacht. Die mit hingegebenem Geld 
erworbenen Sachen ſind keine Surrogate und unterliegen nicht der Rückforderung, RG IV 474/30 
8. 6. 31. 

5. Abſ 2. Bei Unmöglichkeit, Unvermögen, Untunlichkeit hat der Verpflichtete den Wert zu 
erſetzen, den die Leiſtung zur Zeit der Hingabe hatte, ſoweit ein ſolcher in ſeinem Ver⸗ 
mögen zurückgeblieben iſt. a) Objektive Unmöglichkeit der Herausgabe kann in der Be⸗ 
ſchaffenheit des Erlangten ihren Grund haben. So bei geleiſteten Dienſten (RG LZ 1915, 521), 
genoſſenen Gebrauchsvorteilen, Befreiung von einer Schuld gegenüber einem Dritten; vgl. 
auch den Fall RG 97, 245, wo die Klägerin, der das Grundſtück von vornherein gehörte, auf 
1 der Beklagten die darauf errichteten Fabrikanlagen erlangt hatte und der Grund der 
Erlangung nachträglich weggefallen war. Die Unmöglichkeit der Herausgabe kann ferner darin 
liegen, daß der erlangte Gegenſtand oder das an ſeine Stelle getretene Surrogat (A 4) unter⸗ 
gegangen oder untrennbar verbunden, vermiſcht oder verarbeitet iſt (88 946 ff.). b) Dieſen Fällen 
wird das ſubjektive Unvermögen des Schuldners ſchon durch den Wortlaut des Abſ 2 gleich- 
geſtellt. Überhaupt aber geht der Gedanke des Geſetzes dahin, daß dem Schuldner nur die Be⸗ 
reicherung abgenommen werden ſoll. Wer daher eine grundlos erlangte Sache veräußert hat, 
braucht ſie nicht zwecks Herausgabe zurückzuerwerben, auch wenn ihm dies möglich wäre; er 
erſetzt den Wert (RG 56, 387). Das gleiche muß gelten, wenn der Schuldner das grundlos Er⸗ 
langte infolge enger Verbindung mit ſeinem übrigen Vermögen nicht herausgeben könnte, ohne 
durch die Ausſcheidung mehr als den Wert des Erlangten einzubüßen. Ebenſo wenn ein Grund⸗ 
ſtück durch Bebauung mit großen Fabrikgebäuden etwas ganz anderes geworden iſt nach wirt⸗ 
ſchaftlicher Betrachtung, RG 117, 113; 133, 295. Der Bereicherte hat daher den Anſpruch auf 
Eigentumsübertragung gegen Werterſatz (entſpr. $ 915 Abſ 1). c) Teilweiſe Unmöglichkeit, 
3. B. bei Beſchädigung oder Belaſtung der Sache, bildet kein Hindernis, die Sache herauszugeben 
(vgl. A 2). Auch der Umſtand, daß die Sache an Wert gewonnen hat oder von vornherein einen 
höheren Wert hatte, hindert nicht die Herausgabe in Natur. Der Ausgleich muß dann auf andere 
Werke erfolgen. Vgl. Vorbem u. 2a. Keinen Unterſchied begründet es, ob der Schuldner eine 
Unmöglichkeit ſchuldhaft herbeigeführt hat (NG Warn 1917 Nr 140). Er braucht nur heraus⸗ 
zugeben, was er noch hat; erſt mit der Rechtshängigkeit (A 9) oder mit den in $8 819, 820 bezeich⸗ 
neten Zeitpunkten tritt eine Steigerung ſeiner Verpflichtung ein. 

6. Die Vorſchrift, daß der Wert erſetzt werden muß, iſt zwingend auch gegen den Kläger, 
der nicht ſtatt des Wertes ſein Intereſſe oder das, was der Beklagte vertragsmäßig mit dem ur⸗ 
ſprünglich Erlangten erwarb, beanſpruchen kann. Sie gilt auch für den Fall, wenn der Beklagte 
vertretbare Sachen erlangt hat. Unter Wert verſteht das Geſetz den objektiven Wert, den gemeinen 
Verkehrswert. In RG 97, 252 wird der Wert einer mehrjährigen vertragsloſen Benutzung von 
Fabrikanlagen als ihr Pachtwert bezeichnet. Bei genoſſenen Dienſtleiſtungen kommt es auf die 
angemeſſene Vergütung an (RG SeuffA 70 Nr 149); doch kann, wenn ein Dienſtvertrag ge- 
ſchloſſen war und nichtig iſt, mitunter als Wert die bedungene Gegenleiſtung betrachtet werden 
(vgl. auch OLG 36, 57). Stets ift bei Dienſten nur diejenige Zeit in Rechnung zu ſtellen, während 
deren fie tatſächlich geleiſtet wurden, nicht etwa die Zeit bis zu dem der Beendigung des Ver⸗ 
hältniſſes folgenden nächſten Kündigungstermin. Ging der Anſpruch nur auf Herausgabe des 
Beſitzes (cond, possessionis), jo darf deſſen Wert nicht dem Werte der Sache gleichgeſetzt werden 
(RG 98, 135; 115, 34). Iſt ein herauszuge bender Gegenſtand zugleich mit andern Gegenſtänden 
um einen Geſamtpreis veräußert worden, jo findet, ähnlich wie nach $ 471, eine verhältnismäßige 
Berechnung ſtatt (RG 75, 361; vgl. $ 816 A 3 unter a). — Fragen, die durch die Geld⸗ 
entwertung brennend geworden waren (vgl. dazu namentlich RH 114, 344 und auch $ 812 
A 6 unter 2c). Die Grundſätze der Aufwertung, wie fie aus $ 242 entwickelt worden ſind, 
kommen bier nicht zur Anwendung (Mügel JW 1927, 38; RG 114, 343; 118, 185; 120, 80; 
HRR 1930 Nr 1102). Immerhin haben die Wirkungen der Geldentwertung nicht auszuſcheiden 
bei Berückſichtigung der Feſtſtellung des im Vermögen des Bereicherten jetzt noch verbliebenen 
Wertes (RG 16. 2. 27 V 202/26; RG ZW 1927, 98016). Vgl. Stoll, Berückſichtigung der Geld⸗ 
entwertung bei Bereicherungsanſprüchen JW 1927, 1810 ff. In Ach 108 S. 110, 120 wird da⸗ 
gegen die Anwendbarkeit der Aufwertungsgrundſätze anerkannt, ebenſo RG JW 1926, 23592, 
freilich mit der Einſchränkung, daß es dem zu einem Bereicherungsanſpruch Berechtigten gelungen 
wäre, den geschuldeten Betrag trotz Entwertung der Papiermark in ſeinem früheren Werte zu 
erhalten. Hat jemand grundlos ausländiſches Geld erlangt und verbraucht, 
ſo ſchuldet er nicht tantundem einsdem generis, ſondern muß den Wert in deutſchem 
Gelde erſetzen. Auch hier handelt es ſich um vertretbare Sachen, nämlich um die konkreten Münzen 
oder Scheine, die erlangt wurden. Können fie nicht mehr herausgegeben werden, jo greift Abi 2 
des § 818 Platz. Mit Unrecht nimmt daher das Reichs wirtſchaftsgericht JW 1922, 1150; 1923, 141 
unter ſolchen Vorausſetzungen Valutaforderungen der Ausländer an, für deren Tilgung das 
Reich nach dem Gef. v. 24. 4. 20 f 44, 9 46 Abſ 2 Entschädigung gewähren müßte. Nicht 
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ſelten iſt zu prüfen, nach welchem Zeitpunkt ſich der Werterſatz beſtimmt. In 
den Fällen, wenn deutſches Geld ohne Grund erlangt wurde, kann dieſe Frage nicht aufge⸗ 
worfen werden. Auf den erſten Blick freilich ſcheint der Begriff einer Werterſatz⸗ (WVertleiſtungs⸗) 
Schuld dazu zu nötigen, den inneren Wert der Mark ſtatt des Nennwertes entſcheiden zu laſſen. 
Danach würde man auf ihre Kaufkraft im Inlande Rückſicht nehmen, alſo dem Gläubiger ſo viel 
zuſprechen, daß er damit an dem kritiſchen Tage (ſei dies nun der Tag des Verbrauchs des Emp⸗ 
fangenen oder der Tag der Entſtehung der Kondiktion oder der ihrer Befriedigung) die gleiche 
Menge Waren anſchaffen könnte wie mit dem erlangten Gelde zur Zeit der Erlangung. Auch 
darin ließe ſich denken, die Erſatzpflicht nach dem Kurſe der Mark am Tage der grundloſen Er⸗ 
langung in die Währung eines valutaſtarken Landes (Dollar) umzurechnen und den ſo gefundenen 
Betrag nach dem Kurſe des Stichtages in Mark zurückzurechnen. Aber alle Solche Verſuche ſcheitern 
an der geſetzlichen Fiktion der Wertbeſtändigkeit der deutſchen Währung, d. h. an dem Rechtsſatz, 
daß die Mark, ſoweit nicht (wie in dem Gef. v. 21. 7. 19 über die Zahlung der Zölle in Gold) 
etwas anderes vorgeſchrieben iſt, als wertbeſtändig behandelt werden ſoll. Die Werterſatzpflicht 
iſt eine gewöhnliche Geldſchuld (Summenſchuld), gerichtet auf Zahlung von deutſchem Gelde 
nach ſeinem Nennwert. Das war auch in dem Falle des LG Stuttgart JW 1923, 135 zu be⸗ 
achten. Ein Fabrikant hatte im März 1917 einen Kraftwagen zur Lieferung drei Monate nach 
Friedensſchluß für 21000 Mark verkauft und 7000 Mark angezahlt erhalten, die in ſeinem Ge⸗ 
ſchäfte verbraucht waren; als er im Oktober 1919 wegen veränderter Umſtände vom Vertrage 
zurücktrat, forderte der Beſteller unter Hinweis auf die inzwiſchen geſunkene Kaufkraft der Mark 
Erſtattung von 70000 Mark. Auf das Recht der cond. ob causam finitam (vgl. $ 812 A 8 und 
$ 818 Abſ 2 konnte dieſe Forderung nicht geſtützt werden. (Eher auf das Vertragsrecht, das das 
Landgericht aaO. auch in erſter Linie zur Begründung feiner Klage ſtattgebenden Ent⸗ 
ſcheidung heranzieht. Hat ein Fabrikant den vollen Preis des Werkes bei Vertragsſchluß vor⸗ 
ausgezahlt erhalten, jo kann er überhaupt nicht wegen einer nachträglichen Geldentwertung 
zurücktreten. Rh JW 1923, 457%, und das gleiche wird bei beſonderer Höhe des empfangenen 
Vorſchuſſes anzunehmen fein. ft aber der Rücktritt zuläſſig, fo dürfte aus $ 242 die Verpflichtung 
folgen, den zurückzuerſtattenden Vorſchuß entſprechend dem Sinken des Binnenwerts der Mark 
aufzuwerten. Jedenfalls iſt die Vollwertigkeit des Vorſchuſſes bei Berechnung der Summe zur 
Geltung zu bringen, die der Beſteller nach RG 103, 329; 106, 10 anbieten muß, um dem Rücktritt 
des Fabrikanten zu entgehen. Nur der Reſt des Preiſes braucht aufgewertet zu werden.) Im 
übrigen wurde in den früheren Auflagen und in R& 101, 391; 119, 336 als maßgebender Zeit- 
punkt für den Werterſatz der Tag des grundloſen Erlangens genannt, der jedoch nicht auf 
alle Fälle paßt. Richtiger wird auf den Tag der Entſtehung der Werterſatzpflicht ab⸗ 
geſtellt. Iſt die Herausgabe des Erlangten von Anfang an unmöglich (Empfang von Dienſt⸗ 
leiftungen, Befreiung von einer Schuld uſw.), fo fallen beide Tage zufammen. Wenn aber aus⸗ 
ländiſches Geld oder etwas anderes als Geld (eine individuelle Sache, eine Forderung, ein ſonſtiges 
Recht) ohne Grund erlangt iſt, muß auf den Zeitpunkt geſehen werden, mit dem die primäre 
Herausgabepflicht durch Verbrauch oder aus andern Gründen unerfüllbar wurde. Für ausländi- 
ſches Geld iſt dann ſo viel in Mark zu zahlen, wie der Kurs des Tages des Verbrauchs ergibt. Bei 
einer Sache, die der Bereicherte deshalb nicht mehr herausgeben kann, weil er ſie an einen Dritten 
veräußert hat, entſcheidet zwar nicht ſchlechthin der erzielte Kaufpreis (vgl. A 4), wohl aber der 
Marktwert zur Zeit der Veräußerung. Ein ſpäterer Zeitpunkt als der des Wegfalls der Heraus- 
gabe pflicht kommt für die Wertberechnung nicht in Vetracht. Iſt der Bereicherte verklagt 
oder bösgläubig geworden, ſo ſteigert ſich ſeine Verpflichtung nach Maßgabe 
der Verzugsgrundſätze (vgl. A 9 a. €.). 

7. Beſchränkung auf die Bereicherung. 

1. Allgemeines. Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Werterſatz beſteht nur, 
ſyweit ber Empfänger bereichert iſt, fie fällt weg, wenn dies nicht meht der Fall 
iſt. Die Beweislaſt wegen des Wegfalls der Bereicherung trifft den Schuldner. Der An⸗ 
ſpruch aus 59 812ff., 818 ift kein strietum judieium wie die Kondiktion des römischen Rechtes, 
ſondern hat einen in mancherlei Hinſicht zunächſt ungewiſſen, dem Kläger unerkennbaren 
Inhalt. Die Frage, ob der Empfänger noch bereichert iſt, iſt wirtſchaftlicher Natur und 
iſt zu beantworten nach dem Ergebnis einer Vergleichung des Vermöge nſtands des 
Herausgabepflichtigen zur Zeit des Empfangs der Leiſtung und der der Rechtshängigkeit des 
Bereicherungsanſpruchs, 5 818 Abs 4. Maßgebend für den Vergleich iſt diejenige wa 
lage, die ſich unter Abwägung der Leiſtung und Gegenleiſtung und der durch ſie erwachſenen 
Vorteile und Nachteile als wirtſchaftlicher Geſamterfolg ergibt. Wie die Nachteile, die 
mit dem die Grundlage des Bereicherungsanſpruchs bildenden Tatbeſtand in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, als Bermögensminderungen abzuziehen ſind, ſo müſſen die Vorteile, die 
aus dem gleichen Zuſammenhang entſtehen, als Vermögensvermehrung zugezählt werden. 
NG HRR 1933 Nr 997, 1008, 1180, 1576. Der Gedanke des Geſetzes iſt der, daß der Emp⸗ 
fänger durch die ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung wie keinen Vorteil ſo keinen Schaden 
haben ſoll. Er ſoll keinen Vorteil davon haben. Iſt das urſprünglich Erlangte zwar untergegangen, 
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hat ſich aber urſächlich daraus eine anderweite Vermögensverbeſſerung entwickelt, fo ift, ſoweit 
dies zutrifft, die Bereicherung erhalten geblieben; wie aus Abſ 1 und 2 zuſammengenommen 
folgt, muß der Wert des Erlangten erſtattet werden. Auf der andern Seite beſtimmt Abſ 3, daß 
die Verpflichtung in der Bereicherung ihre Grenze finden ſoll. Nur inſoweit tritt die Heraus⸗ 
gabe- oder Erſaßpflicht ein, als das Vermögen unter Berückſichtigung der mit dem Erwerb ver⸗ 
bundenen Schmälerungen gebeſſert iſt. Der oberſte Grundſatz der Bereicherungshaftung iſt, daß 
die Herausgabe des Bereicherten keinesfalls zu einer Verminderung ſeines Vermögens über 
den Betrag der Bereicherung hinaus führen darf. RG 118, 185. Die Bereicherung beſteht 
in dem Überſchuß der Aktiv- über die Paſſivpoſten, alſo in einem Saldo. Eine 
Bereicherung kann nur gefunden werden, wenn auch die Gegenleiſtungen oder ihr gleichſtehende 
Aufwendungen berückſichtigt werden. Dies gilt ohne Rückſicht auf den guten oder böſen Glauben 
des Bereicherten auch für die Fälle der verſchärften Haftung nach 88 818 Abſ 4, 819, 820. Denn 
bei der Frage der Anrechnung der Gegenleiſtungen und ihr gleichſtehenden Aufwendungen handelt 
es ſich nicht um den Wegfall einer vorher vorhandenen Bereicherung, ſondern darum, ob über- 
haupt eine Bereicherung eingetreten iſt. In Betracht kommen aber ſelbſtverſtändlich 
nur Aufwendungen und Leiſtungen, die mit dem Geſchäft, das eine Einnahme brachte, in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, bei dem Einnahme und Aufwendung in demſelben rechtlichen und geſchäft⸗ 
lichen Vorgang ihre Urſache haben, RG 105,29; RG 139,208; RG Warn 1915 Nr 199; JW. 
1932, 10442, Dabei werden alle Kondiktionen gleichmäßig behandelt, die Kondiktion wegen unbe- 
rechtigter Verfügung nicht anders als die cond. indebiti (vgl. A1). Dem Empfänger wird 
jeder Nachteil gutgebracht, der mit dem grundloſen Erwerb in urſächlichem Zu- 
ſammenhange ſteht (vgl. RG 54, 141; 60, 293; 75, 362; 86, 344; 106, 7; 114, 346). 

2. Beiſpiele. Im einzelnen find folgende Möglichkeiten einer Minderung der Bereiche 
rung zu erwähnen: a) Der an ſich herauszugebende Gegenſtand iſt im Vermögen 
des Empfängers nicht mehr vorhanden und hat auch keine Werterhöhung hinter- 
laſſen. So wenn das ganze Vermögen nicht mehr dem Betrage des Erlangten gleichkommt, 
oder wenn der erlangte Gegenſtand durch Unterſchlagung ſeitens des empfangenden Vertreters 
wieder ausgeſchieden ift (RG 65, 298; KW 08, 4034; vgl. auch den Fall RG Recht 1921 Nr 2174), 
oder wenn das erlangte Geld zur Herſtellung von Maſchinen verwendet wurde, dieſe aber als 
beſtimmte Spezialmaſchinen wertlos geworden find, RG 118, 185. Dann beſchränkt ſich der 
Anſpruch auf Herausgabe der Maſchinen. R 114, 342; RG in JW 1927, 130416. Hat der Emp⸗ 
fänger den Gegenſtand unter ſeinem Werte veräußert, ſo haftet er auf Zahlung des Wertes nur 
inſoweit, als dieſer durch das empfangene Entgelt gedeckt wird (RG 75, 362; JW 1915, 71110). 
Hat er es über den Wert zur Zeit des Erwerbs hinaus veräußert, ſo geht der Anſpruch 
aus Bereicherung nicht auf dieſes Mehr, N 68, 346; 101,389. b) Das grundlos Erlangte 
iſt noch vorhanden, aber das ſonſtige Vermögen des Empfängers hat einen 
Verluſt erlitten, der mit dem Erwerb zuſammenhängt. Auch dies muß berückſichtigt 
werden, und deshalb find abzuziehen: a. alle Verwendungen auf die erlangte Sache, 
nicht nur die notwendigen oder nützlichen, die dem Kläger zugute kommen (RG Warn 1919 
Nr 196); 8. die nach der Verkehrsanſchauung als Laſten des Erwerbs geltenden 
und daher eng mit dieſem verbundenen Aufwendungen, z. B. die Fracht, die Mäkler⸗ 
5 (RG 72, 1; a. M. OLG 38, 126), die Koften der Beurkundung des Vertrags (a. M. 

L 38, 126), die Fruchtgewinnungskoſten (A3; vgl. auch RG Recht 1911 Nr 320). Hat der 
Beklagte ein Grundſtück herauszugeben, ſo iſt er von der perſönlichen Haftung für die beim 
Erwerb übernommenen Hypotheken zu befreien (RC JW 1914, 3015). . Die Bereicherung 
wird ſodann gemindert durch Aufwendungen anderer Art, die im Hinblick auf den 
vermeintlichen Vermögenszuwachs gemacht worden ſind. Hauptſächlich kommt der 
allgemeine Lebensaufwand in Betracht. Wurde der Beklagte durch das Vertrauen auf den 
Erwerb zu Ausgaben verleitet, die er andernfalls vermieden haben würde, ſo hat er nichts erſpart, 
iſt alſo nicht bereichert. Bei wirtſchaftlich unnützen Ausgaben (Vergnügungsreiſe nach vermeint⸗ 
lichem Lotteriegewinn) liegt dieſer Beweggrund oft zutage; ſelbſt wenn der Empfänger geiſtes⸗ 
krank iſt, wird der Nachweis ſolcher Ausgaben nicht ſelten genügen, um die Kondiktton zu ent. 
kraften. Auch andere Fälle kommen vor, in denen der Zuſammenhang zwiſchen Erwerb und 
Aufwendung unterſtellt werden darf. Bei Unterhaltsgeldern iſt es z. B. die Regel, daß fie be» 
ſtimmungsgemäß verwendet werden. Erhält ein Beamter mehr Gehalt, als er zu beanspruchen 
hat, ſo pflegt er auch mehr auszugeben, wodurch dann die Bereicherung wegfällt (vgl. RG 63, 41; 
83 S. 159, 161; JW 1911, 32316; Warn 1919 Nr 147; Gruch 48, 1090; zu eng RG 62, 248). 
Nur wenn das ganze Gehalt ohne Rechtsgrund gezahlt wurde, iſt eine Fortdauer der Bereicherung 
in der Höhe anzunehmen, in der ſich das Gezahlte mit den Koſten feiner gewöhnlichen Lebens⸗ 
führung deckt. War anderſeits das grundlos gezahlte Geld nicht der Natur nach zur Verausgabung 
beftimmt, fo genügt es zum Beweiſe des Wegfalls der Bereicherung nicht, daß der Vellagte 
große Ausgaben gemacht und unglücklich gewirtſchaftet hat; das Geld kann deshalb doch nutz⸗ 
bringend angelegt ſein (RG 68, 270). — Daß die Aufwendung den Vermögenszuwachs zeitlich 
begleiten oder ihm nachfolgen müßte, iſt nicht erforderlich. Auch vorangegangene Ausgaben 
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können mit ihm zuſammenhängen, wenn ſie in Erwartung des Erwerbs geleiſtet wurden. Kein 
ſolcher Zuſammenhang beſteht aber zwiſchen dem, was der Verfügende im Falle des 8 816 Abj 1 
Satz 1 von ſeinem Nachmann erlöft, und dem, was er vorher zwecks Erwerbs der Sache an einen 
andern als den Eigentümer gezahlt hatte. Das kann praktiſch werden, wenn ein geſchäftsun⸗ 
fähiger Beſitzmittler oder ein nicht bevollmächtigter Vertreter des Eigentümers ihm die Sache 
verkaufte und den Preis empfing. Da hier der Eigentümer mit beiden Verträgen, auch mit 
demjenigen, worin der Verfügende Käufer war, nichts zu tun hat, darf dieſer den herauszu⸗ 
gebenden Erlös nicht um das ſeinerſeits Gezahlte kürzen, ſondern muß ſich an ſeinen Vormann 
halten (vgl. RG Seuff A 66 Nr 132, OLG Hamburg HanfRZ 1921, 674 und wegen $ 440 Abſ 2 
R 106, 45. Anders wenn der Verfügende von dem Eigentümer ſelbſt gekauft hat und deſſen 
Geſchäftsunfähigkeit ſeinen Eigentumserwerb hinderte; vgl. A 8). Das gleiche gilt für den Erwerb 
des Eigentums an abhanden gekommenen Sachen durch Verarbeitung ſeitens des Käufers (88 935, 
950): der Kaufpreis bildet keinen Minderungspoſten des nach 88 951, 818 Abſ 2 zu erſetzenden 
Werts (R 106, 4). Keine abzugsfähige Aufwendung liegt auch vor, wenn die Einbuße durch 
einen rechtlichen Vorteil ausgeglichen wird. So wenn das Geld zur Tilgung gültiger Schulden 
des Beklagten verbraucht wurde (vgl. RG 72, 4; RG Recht 1912 Nr 1295; RG 5. 3. 06 IV 20/05), 
oder wenn eine Forderung gegen einen Dritten den Ausgleich bewirkt. In RG 98, 64, wo der 
klagende Eigentümer bei Lieferung der Ware an den beklagten Käufer ſich ſelbſt für den Ver⸗ 
käufer hielt, während der Kaufvertrag von ſeinem Angeſtellten im eigenen Namen geſchloſſen 
war, hat die Rückſicht auf den von dem Beklagten an den Angeſtellten gezahlten Kaufpreis mit 
Unrecht zur Abweiſung der Kondiktion geführt. Die Bereicherung des Beklagten um die Ware 
oder deren Wert war durch die Zahlung nicht weggefallen, denn der Angeſtellte hatte durch die 
Lieferung des Klägers, die nicht für ſeine Rechnung erfolgt war, nicht erfüllt und war nach wie 
vor zur Lieferung verpflichtet. ö. Ferner müſſen alle Schädigungen in Abſatz gebracht 
werden, die der Beklagte infolge der Vermögensverſchiebung erlitten hat, wie 
etwa, wenn ſein Vieh durch das vom Kläger gelieferte Tier angeſteckt ift (ogl. hierzu auch RG 
JW 1911, 4024, 1912, 69016; 1918, 1325). Beſonders hervorzuheben find die Fälle, in denen ein 
ihm zuſtehendes Recht dadurch, daß er auf die Unwiderruflichkeit ſeines Erwerbes rechnete, 
untergegangen oder entwertet iſt. Z. B., da der Wechſel von einem Bezogenen, der fälſchlich 
alzeptiert zu haben glaubte, eingelöſt wurde, hat der Gläubiger durch Verſäumung der Proteſt⸗ 
friſt den Rückgriff gegen die Vormänner eingebüßt (NOHG 17, 1); weil der Gläubiger von einem 
Pſeudoſchuldner ein indebitum empfing, hat er die Forderung gegen den wahren Schuldner 
verjähren laſſen (M& 44, 145; 70, 352; a. M. OLG 22, 356; SächſArchR 08, 481), die dafür 
beſtimmte Ausſchlußfriſt nicht gewahrt (NG Warn 1920 Nr 151), oder er hat Bürgen ent 
laſſen, auf Pfandrechte verzichtet. Vor allem kann die Verwirklichung ſeines Rechtes durch 
eine in der Zwiſchenzeit eingetretene Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Schuld⸗ 
ners unſicher geworden ſein. Die Frage des Wegfalls der Bereicherung wirft ſich hier ebenſo 
auf wie in dem Falle, wenn der Beklagte das empfangene Geld einem Dritten geliehen 
oder zu Leiſtungen, für die ihm ein Dritter erſatzpflichtig iſt, verwandt hat und der Dritte 
zahlungsunfähig iſt oder wird. Während RG Gruch 51,922 (VII 454/06; vgl. dazu RG 86, 
349) und R 56, 356 den Punkt nicht erwähnen, beidemale aber auch an der Zahlungs- 
fähigkeit des Dritten kein Zweifel beſtand, gehen RG ZW 1912, 7881, Warn 1917 Nr 140 
(vgl. auch RG 72, 4) mit Recht davon aus, daß der Beklagte nicht als bereichert gelten kann, wenn 
und ſoweit feine Forderung wertlos ift. Hierüber Beweis anzuordnen, erſcheint aber nicht ange⸗ 
meſſen, zumal ſich der Wert täglich ändern kann. Das Richtige iſt, den Beklagten, ſofern die 
Zahlungsfähigkeit des erſatzpflichtigen Dritten bzw. des urſprünglichen Schuldners nicht außer 
Streit iſt, nur zur Abtretung der Forderung an den Kläger zu verurteilen (vgl. dafür auch RG 
86, 348; SeuffA 70 Nr 150). — Nach einzelnen Entſcheidungen fol dadurch allein ſchon, daß 
der Gläubiger die Schuldſumme von einem Dritten ohne Grund empfängt, ſeine Forderung 
gegen den Schuldner untergehen (vgl. R JW 09, 2747; 1912, 7881; 1914, 7911; Warn 1911 
Nr 26). Dem iſt nicht beizutreten. Da der Dritte nicht nach $ 267 die Leiſtung des Schuldners 
bewirken wollte, erliſcht die Forderung hierdurch nicht, vielmehr ſtellt ſich, wenn klar wird, daß 
der Gläubiger das Empfangene nicht behalten darf, heraus, daß fie unberührt geblieben ift (vgl. 
NG 44, 144; 70, 352; Warn 1920 Nr 151; annähernd ebenſo RG 40, 292, das die Forderung 
mit der Herausgabe des Empfangenen an den Zahler wiederaufleben läßt). Die gegenteilige 
Meinung iſt auch praktiſch ſehr bedenklich. Jene Urteile verlangen Beweiserhebung über die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der Leiſtung des indebitum, weil, wenn die Forderung 
vollwertig geweſen ſei, der Glaubiger im Ergebnis nichts gewonnen habe. Ganz abgeſehen indes 
von den Schwierigkeiten einer ſolchen Unterſuchung wird der formell anerkannte Satz, daß gegen 
den Gläubiger kondizieren kann, wer in dem Irrtum, ſelbſt Schuldner zu fein, die Schuld eines 
andern als eigene Schuld gezahlt hat (vgl. $ 813 A 6), auf dieſe Weiſe wieder zurückgenommen. 
Auch die von der Rechtſprechung vertretene Bereicherungshaftung desjenigen Gläubigers, der 
ſich durch Zwangsvollſtreckung aus Sachen eines Nichtſchuldners befriedigt hat (vgl. $ 816 A 3), 
würde hiermit unvereinbar fein. e. Die Bereicherung wird gemindert oder ausge- 
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ſchloſſen durch Schäden, die mit der Herausgabe an den Kläger verbunden ſind. 
Anzurechnen ſind hiernach die bei einem nichtigen Darlehn in der Zwiſchenzeit vom Darlehns⸗ 
nehmer gezahlten Zinſen, RG 136, 135. Vor allem hat die Herausgabe auf Koſten des Klägers 
zu erfolgen (vgl. Rh 96, 347). Hat ſich ferner der Beklagte bei Meidung von Vertragsſtrafe zur 
Veräußerung des Erlangten an einen Dritten verpflichtet, ſo muß er von der Verpflichtung befreit 
werden. Ebenſo iſt es zu berückſichtigen, wenn durch die Herausgabe ſein Geſchäft oder ſeine 
ſonſtige Wirtſchaft eine Störung erfährt. Über die Behandlung der Gegenleiſtung ſ. 
Vorbemerkung. 

8. Eine Verſchärfung der Haftung tritt ein mit der Rechtshängigkeit, alſo mit der Klag⸗ 
erhebung und, wenn der Anſpruch erſt im Laufe des Prozeſſes erhoben wird, mit der Geltend⸗ 
machung in der mündlichen Verhandlung (ZPO 89 263, 281). Dieſe Beſtimmung beruht auf dem 
Gedanten, daß die Erhebung eines Rückforderungsanſpruchs, auch aushilfsweiſe, R 117, 112, 
den Empfänger darauf hinweiſt, der Weiterbeſitz des Erhaltenen ſei unſicher, und er müſſe fein 
Verhalten danach einrichten. Von nun an iſt der Einwand des Wegfalls der Bereiche- 
rung ausgeſchloſſen, wie er nach Abſſ3 gegeben iſt; es tritt von nun ab Verzug ein, $ 284. 
Zwar kann die Bereicherung auch ſpäter noch mit befreiender Wirkung wegfallen (RG JW 1918, 
133°, Warn 08 Nr 45; R 5. 4. 33 V 266/32; HR 1933 Nr 1843). Aber der Beklagte haftet 
von nun an nach den allgemeinen Vorſchriften, d. h. nach $$ 291, 292 und den darin angezogenen 
Geſetzesſtellen; er wird durch den Wegfall der Bereicherung nur befreit, wenn ſich nicht aus 
dieſen Vorſchriften das Gegenteil ergibt. Hat er eine beſtimmte Sache herauszugeben, ſo 
muß er jetzt fur den Schaden aufkommen, der dadurch entſteht, daß infolge ſeines Verſchuldens 
die Sache verſchlechtert wird, untergeht oder aus anderm Grunde von ihm nicht herausgegeben 
werden kann (88 292, 989). Nur durch unvperſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe wird er frei, 
und auch dies nur dann, wenn er den erhobenen Anſpruch in entſchuldbarem Irrtum für unbe⸗ 
gründet anſah, mithin nicht in Verzug geriet ($ 292, $ 990 Abſ 2, § 285); andernfalls iſt § 287 
maßgebend. Außerdem haftet er für fructus percipiendi und kann nur notwendige Verwendungen 
nach den Grundsätzen der auftragloſen Geſchäftsführung erſetzt verlangen (88 292, 987, 989, 
994 ff.; vgl. RG Warn 1919 Nr 196). Geht ſeine Verpflichtung auf Geldzahlung, ſo hat er die 
zu zahlende Summe zu verzinſen (8 291), während vor der Rechtshängigkeit Verzugszinſen 
8 288 Abſ 1) auch durch Mahnung nicht begründet werden können, es ſei denn, daß die Mahnung 
zur mala fides suporveniens führt ($ 819; vgl. RG 93, 271). Die Höhe der Zinſen beträgt immer 
40, mag auch zwecks Erfüllung einer vermeintlichen Schuld aus einem beiderſeitigen Handels⸗ 
geſchäft geleiftet worden ſein ($ 246, H 8 § 352; vgl. RG 96, 57; Warn 1921 Nr 58). Wo der 
Geldſchuldner nach § 818 Abſ 4 oder nach g 809 fo haftet, wie wenn er im Verzuge wäre, 
wird bei einer etwaigen Geldentwertung auch $ 288 Abſ 2 von der größten Bedeutung 
(K JW 1927, 98015). Iſt anzunehmen, daß der Kläger die ihm geſchuldete Summe bei recht⸗ 
zeitiger Leiſtung in Sachwerte umgeſetzt haben würde, jo kann er nach Eintritt der Rechtshängig⸗ 
keit (oder, wenn ihm eine vorhergehende Mahnung die Kenntnis von der Grundloſigkeit ſeines 
Erwerbs berfchaffte, von der Mahnung an) Erhöhung der Summe entſprechend der geſunkenen 
Kaufkraft der Mark im Juland verlangen (vgl. $ 244 A! unter a). a . 

9. Beweislaſt hinſichtlich des Vorhandenſeins einer Bereicherung (ſonſtige Beweislaſtfragen: 
dgl. $ 812 A 6 unter 1a wegen der Grundloſigkeit des Empfangs im allgemeinen, § 812 A 11 
unter 2a und $ 814 A 4 zur condictio indebiti, $ 815 A 4 zur cond. ob causam datorum 8817 A3 
unter g zum Ausſchluß der Kondiktion wegen Verwerflichkeit des Leiſtenden, $ 819 A2 zur 
Steigerung der Haftung wegen Bösgläubigkeit, $ 822 A 4 zur Verteidigung des Zweit⸗ 
empfängers). Der Kläger hat zu beweiſen, daß der Beklagte etwas erlangt hat. (Bei einem einge⸗ 
tragenen Verein oder einer Geſellſchaft m. b. H. genügt der Beweis, daß etwas an den voraus⸗ 
gegangenen nicht eingetragenen Verein oder die Gründungsgeſellſchaft gekommen iſt, RG 87, 
249). Demgegenüber liegt es dem Beklagten ob, den Wegfall der Bereicherung darzutun (RG 
65, 298; 93, 230; JW 1915, 71114; Gruch 48, 1090; RG SeuffA 60 Nr 168). Das ift aber nicht 
mit RG 68, 270, JW 1917, 4655 jo zu verſtehen, als ob der Beklagte beweiſen müßte, daß er 
ſchon bei Eintritt der Rechtshängigkeit nicht mehr bereichert war. Da die Bereicherung wirkſam 
auch ſpäter noch wegfallen kann (vgl. A 9), darf er ſich auf die Darlegung beſchränken, daß er 
ietzt nicht mehr bereichert iſt; Sache des Klägers iſt es dann, darzutun, daß die Bereicherung 
zur Zeit der Rechtshängigkeit noch vorhanden war und der Beklagte wegen Verzugs oder nach 
58 987, 989, 994 ff. haftet. Eine Umkehrung der Beweislaſt bei Leiſtungen an Geſchäftsunfähige 
oder Geſchäftsbeſchränkte, kraft deren der Kläger den Nachweis erbringen müßte, daß der Be⸗ 
klagte durch den Verbrauch des Erlangten bereichert wurde, läßt ſich nicht rechtfertigen (OLG 
Dresden JW. 1921, 175; vgl. RG JW' 1917, 4656; a. M. OLG 11, 79; 22, 356 und die früh. Aufl.). 
Immerhin kommen Fälle vor, in denen ſich der Wegfall der Bereicherung auch ohne beſondere 
Beweisführung aus dem ganzen Sachverhalt ergibt (RG 83 S. 160, 162; Warn 1911 Nr 26). — 
Rechenſchaftspflichtig ($ 259) iſt der Bereicherte im allgemeinen nicht (RG 47,102; JW 
1912, 72°). Indes nimmt die Rechtſprechung bei Patentverletzungen (vgl. $ 812 A? unter ch, 
auch wenn nur grobe Fahrläſſigkeit vorliegt, $ 687 Abſ 2 mithin nicht zutrifft, eine Pflicht zur 
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Rechnungslegung an (RG 70, 252: Warn 1915 Nr 61; vgl. auch RG 46, 18; 62, 320); ähnlich 
bei Verletzung ſonſtiger ausſchließlicher Verwertungsrechte (RG 84, 150; Warn 1918 Nr 232). 
Ebenſo kann Auskunftserteilung ($ 260) zwar nicht ohne weiteres gefordert werden (RG 
IW 1912, 729); find aber, wie namentlich im Immaterialgüterrecht (§ 812 A 2 unter o), gezogene 
Nutzungen herauszugeben, die der Berechtigte im einzelnen nicht bezeichnen kann, ſo wird der 
Anſpruch als auf Herausgabe eines Inbegriffs im Sinne des § 260 gerichtet aufgefaßt (RG 90, 
137; vgl. auch NG Recht 1923 Nr 32). 


8 819 


) Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem Emp- 
fang oder erfährt er ihn ſpäter, ſo iſt er von dem Empfang oder der Erlangung 
der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre * 

Derftößt der Empfänger durch die Annahme der Leiſtung gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot oder gegen die guten Sitten, ſo iſt er von dem Empfange der 
Leiſtung an in der gleichen Weiſe verpflichtet Ok 

© I 7% 744, 745 Abſ 2, 747 Abſ 2, 748 Abſ 3 II 743; M 2 840-842, 845847, 849, 850, 853, 854; 
P 2 683, 711, 712. 

1. In zwei Fällen läßt § 819 ſchon vor der Rechtshängigkeit ($ 818 Abſ 4) die ſtrengere 
Haftung Platz greifen: bei Bösgläubigkeit des Empfängers (Ab 1) und bei verwerflichem 
Empfang (Abs 2). Die ſtrengere Haftung des Abi 1 muß aber genau genommen werden, RG 
1928, 2444, 21. 10. 31 V 133/31. Der Empfänger haftet in beiden Fällen vom Empfange, 
wenn aber im erſten Falle die Bosgläubigkeit ſpäter eintrat, von ihrem Eintritt an nach den 
allgemeinen Vorſchriften. Darüber, was die Haftung nach den allgemeinen Vorſchriften bedeutet, 
vgl. § 818 A 9. Doch iſt zu beachten, daß ſich der Empfänger unter den Vorausſetzungen des 
9819, mag bösgläubiger Empfang, mala fides superveniens oder verwerflicher Empfang vorliegen, 
von dem entſcheidenden Zeitpunkt an zugleich im Leiſtungsverzuge befindet. Soll es ſo angeſehen 
werden, „wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre“ 
(Abſ 1 a. E.), fo gilt damit zugleich eine Mahnung als erfolgt ($ 284 Abſ 1 Satz 2); da ferner 
den Empfänger hier ſtets ein Verſchulden trifft, iſt er im Verzug ($$ 284, 285). Er iſt daher auch 
für Zufall verantwortlich, es fei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung entſtanden 
wäre ($ 287); auch hat er nunmehr Schadenserſaz wegen Entwertung des geſchuldeten Geldes 
zu zahlen (vgl. $ 818 A9 a. E.). RG 137, 180. Die Vorausſetzungen der geſteigerten Haftung 
nd vom Klager, der ſich darauf beruft, zu beweiſen (RG 72, 155; ZW 05, 3915); fie gehören zum 
Grunde des Anſpruchs und dürfen nicht dem Verfahren über den Betrag vorbehalten werden 
(Nc IW 1910, 240). — Trifft eine nach $ 819 geſteigerte Kondiktion mit einer Haftung aus 
3 826 zusammen, fo bleibt fie nach Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs beſtehen (§ 852 
Abſ 2). Die Kondiktion ſelbſt kann nur dann als Forderung aus unerlaubter Handlung aufgefaßt 
werben, wenn ſie ſich lediglich auf $ 817 und nicht zugleich auf $ 812 gründet. Nur dann greift 
das Aufrechnungsverbot des $ 393 auch ihr gegenüber Platz (vgl. RG Warn 09 Nr 179; NÖ 
Recht 1917 Nr 586; NG ElſLothg 32, 161; OLG 21, 194). Der Empfänger kann nicht gegen 
die Herausgabe einwenden, daß er zur Rückübertragung nicht mehr imſtande ſei, denn eine etwaige 
Unmöglichkeit iſt von ihm zu vertreten. Spater eintretende Verluſte ſind für den Umfang der 
Haftung nur dann zu berückſichtigen, wenn im entſcheidenden Zeitpunkte die Urſache zu ihnen 
derart geſetzt war, daß die Verluſte eintreten mußten, denn dann iſt der Schuldner nur ſcheinbar 
bereichert. R in JW 1932, 17945, 

2. Bösgläubigteit des Empfängers. a) Der Empfänger — in Vertretungsfällen nach 
9 166 Abs! fein Vertreter, RG 79, 287, vgl. auch Warn 1918 Nr 224 (Zwangsverwalter) — 
muß den Mangel des Rechtsgrundes kennen; Zweifel und Kennenmüſſen genügen nicht 
(NG 72, 152; Warn 1918 Nr 224; RG 5. 1. 20 V 292/19). Zu der Kenntnis muß ferner noch 
das Bewußtſein hinzukommen, daß dem Leiſtenden der Mangel beſtimmt oder doch möglicher- 
weiſe unbe kannt iſt. Hat er angenommen, daß der Leiſtende ſelbſt den Mangel des Rechts⸗ 
grundes kennt, muß er von der ſtrengeren Haftung des § 819 Abſ 1 verſchont bleiben, RG 137, 
179. Dieſes im & 15741 hervorgehobene Erfordernis wurde von der II. Kommiſſion nur aus 
Gründen der Beweislaſtverteilung geſtrichen: der Empfänger hat darzutun, daß er beim Leiſtenden 
Kenntnis vorausſetzte (Prot 2, 711; vgl. ORG 21, 194; 38, 128). Nimmt daher derjenige, der 
zur Tilgung einer, wie er weiß, nicht beſtehenden Forderung etwas empfängt, irrig eine Schen⸗ 
kungsabſicht des Leiſtenden an, jo iſt er von der ſtrengeren Haftung befreit. Ebenſo liegt es bei 
Empfang zur Verwirklichung eines zukünftigen, unmoglich erreichbaren Zweckes. b) Bei einem 
anfechtbaren Geſchäft kennt nach 8 142 Ab} 2 auch derjenige den mangelnden 
Rechtsgrund, der die Anfechtbarkeit kennt, vorausgeſetzt, daß die Anfechtung 
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de mnächſt erfolgt. Die Ungewißheit darüber, ob das Anfechtungsrecht ausgeübt werden wird, 
kommt nicht in Betracht (vgl. RG 20. 3. 08 11 577/07). RG JW 1932, 17245. Hat z. B. ein 
Käufer, der den Verkäufer durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluß des Vertrags beſtimmt hatte, 
die Kaufſache weiterveräußert, ſo haftet er nach erfolgter Anfechtung auf Erſatz des dem Ver⸗ 
käufer durch die Weiterveräußerung entſtandenen Schadens. Iſt der Käufer ſelbſt der getäuſchte 
Teil, ſo wird der Fall, daß er nach Entdeckung des Betruges über die Sache verfügt und erſt dann 
anficht, nicht vorkommen, da die Verfügung eine Beſtätigung des Geſchäfts enthalten würde 
($ 144). Wenn er aber die Anfechtung erklärt hat, muß er die Verfügung unterlaſſen, weil ſonſt 
auch er ſich dem Verkäufer ſchadenserſatzpflichtig macht. Die Kenninis vom Mangel des Rechts⸗ 
grundes hängt nicht davon ab, daß der Gegner die Anfechtung als berechtigt anerkennt oder das 
Gericht die Berechtigung feſtſtellt. Mit Unrecht meint daher RG 101, 389, der betrogene Käufer 
werde durch die Anfechtung an der Weiterveräußerung nicht gehindert. Eine Geſetzesänderung, 
wie fie zu § 142 A1 vorgeſchlagen wird, iſt nicht erforderlich, um dieſes anſtößige Er⸗ 
gebnis zu vermeiden. Wenn der Empfänger nur die die Nichtigkeit begründenden Tatſachen 
ge kannt hat, aber nicht die Nichtigkeit des Geſchäfts ſelbſt, greift 8 879 Abſ 1 nicht Platz, 
NG Warn 1927 Nr 91. e) Iſt der Empfänger nicht voll geſchäftsfähig und beim Empfange 
nicht vertreten, ſo folgt aus dem Schutzgedanken, auf dem die geſetzliche Vertretung beruht, daß 
feine Kenntnis von der Grundloſigkeit des Empfangs nicht ohne weiteres zu einer Steigerung 
der Haftung führen darf (RG JW 1917, 4658; vgl. RG 93, 230). Doch konnte eine entſprechende 
Anwendung der $$ 828, 829 in Frage kommen. d) Mala fides superveniens ſteht der von 
vornherein vorhandenen Bösgläubigkeit vom Zeitpunkt ihres Eintritts an gleich. Zu denken iſt 
ſowohl an die Fälle, in denen der Rechtsgrund von Anfang an fehlte, der Empfänger dies aber 
erſt ſpäter erfuhr (ogl. z. B. Och 23, 55), wie an den Fall, wenn mit Kenntnis des Empfängers 
der Rechtsgrund ſelbſt erſt ſpäter wegfiel (cond. ob causam finitam, vgl. $ 812 A 8). Sit es jedoch 
ein neues Geſetz, das ſich rückwirkende Kraft beilegt und dadurch einer der Vergangenheit an⸗ 
gehörigen Leiſtung ihren Grund entzieht, ſo wird im Zweifel anzunehmen ſein, daß der Emp⸗ 
jänger das zurückzuzahlende Geld erſt von dem Augenblick an, wo er mit der Rückerſtattung in 
Verzug kommt, zu verzinſen hat (vgl. dazu Vorbem 2 unter a a. E.). 

3. Verwerflicher Empfang (8 817). Es genügt der objektive Verſtoß gegen Geſetzes⸗ oder 
Sittenverbot. Kenntnis davon iſt nur inſoweit erforderlich, als ſie zum Tatbeſtande der Kondiktion 
gehört, mithin nur dann, wenn der Verſtoß den kauſalen Vertrag nicht nichtig macht (vgl. $ 817 
Al unter b und c). Nachträgliche Erlangung der Kenntnis hat hier keine Bedeutung. 


& 820 

War mit der Leiſtung ein Erfolg bezweckt, deſſen Eintritt nach dem Inhalte 
des Nechtsgeſchäfts als ungewiß angeſehen wurde, ſo iſt der Empfänger, falls 
der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch 
auf Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechtshängig geworden wäre. Das 
gleiche gilt, wenn die Leiſtung aus einem Nechtsgrunde, deſſen Wegfall nach 
dem Inhalte des Nechtsgeſchäfts als möglich angeſehen wurde, erfolgt iſt 
und der Rechtsgrund wegfällt !). wich, 1 

Zinſen hat der Empfänger erſt von dem Zeitpunkt an zu entrichten, in welchem 
er erfährt, daß der Erfolg nicht eingetreten oder daß der Nechtsgrund weg- 
gefallen iſt; zur Herausgabe von Nutzungen iſt er inſoweit nicht verpflichtet, 
als er zu dieſer Zeit nicht mehr bereichert iſt ?) 2). 

E 11 744; P 2 683, 712, 713. 5 8 15 

1. Der Paragraph bezieht ſich auf gewiſſe Fälle der condietio ob causam datorum und der 
condietio enusa finita, Hat der Empfänger beim Empfang gewußt, daß der bezweckte künftige 
Erfolg unmöglich eintreten konnte, oder iſt er ſich wenigſtens der Möglichkeit des Nichteintritts 
bewußt geweſen, Rh 5. 4. 33 V 435/32; 23. 6. 26 U 487/25; 14. 2. 29 IV 81/28; 5.4.33 V 
266/32 (RR 1933 Nr 1843). A. M. Planck A !; Staudinger A 2a, oder daß der gegenwärtige 
Rechtsgrund der Leiſtung notwendig wegfallen mußte, ſo unterliegt er, ſofern nicht wegen Kenntnis 
auch des Leiſtenden ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen iſt ($ 815), der ſtrengen Haftung nach 
$ 819 Abſ 1. Fehlte ihm dieſe Kenntnis, ſo tritt an ſich nur die gewöhnliche Bereicherungshaftung 
nach $ 818 ein. Eine mittlere Art der Haftung aber iſt für diejenigen Fälle vorgeſchrieben, in denen 
bie Parteien nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts den Eintritt des Erfolgs als unge wiß oder den 
Wegfall des Rechtsgrundes als möglich angeſehen haben. Hier wird der Empfänger, wenigſte ns 
was das Kapital betrifft, wie ein Verwalter fremden Gutes behandelt. Vorausſetzung dafür aber 
Mt nicht nur die objektive Ungewißheit des Erfolgs oder Wegfalls, ſondern die ſubjektive Unſicher⸗ 
heit der Parteien, die ſich aus dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts ſelber ergeben muß. Dieſes Er⸗ 
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fordernis iſt nicht ſchon dann erfüllt, wenn aus dem Rechtsgeſchäft hervorgeht, daß der mit der 
Leiſtung bezweckte Erfolg erſt von der Zukunft erwartet wird. Vielmehr muß mit der Möglichkeit 
eines Mißerfolgs gerechnet ſein; die Parteien müſſen ſich die Ungewißheit der zukünftigen Ent⸗ 
wicklung vor Augen geſtellt und dürfen nicht den Eintritt des Erfolgs für ſicher gehalten haben. 
Beiſpiele ſind die Zahlung von Gehalt an einen Kommunalbeamten, die der Regierungspräſident 
unter der Bedingung erlaubt, daß die ſtädtiſchen Körperſchaften damit einverſtanden ſind (JW 
1919, 517); die Hingabe von Geld für ein Unternehmen, deſſen Zuſtandekommen von einer 
behördlichen Genehmigung abhängt (vgl. RG 25. 4. 06 I 519/05); die Zahlung auf die künftige 
Einlage bei einer Geſellſchaft, wenn der Beitritt zur Geſellſchaft noch offenbleibt (RG 25. 9. 16 
v1 216/16); die vorſchußweiſe Entrichtung der Mäklerproviſion (NG Seuffa 74 Nr 174). Hat 
ein Vormund oder Inhaber der elterlichen Gewalt ein Mündelgrundſtück veräußert, ſo gehört 
auch bie Zahlung des Kaufpreiſes hierhin, die in Erwartung der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geleiftet wird. Doch iſt zu beachten, daß mit der Verweigerung der Genehmigung 
zugleich die Vertretungsmacht des Vormunbes oder Vaters zur Empfangnahme der Zahlung 
entfällt ($ 1643, $ 1821 Nr 1, 3, $ 1829); der Bereicherungsanſpruch kann daher nicht ohne weiteres 
gegen das Kind gerichtet werden (RG 81, 262). 

2. Die Verſchärfung der Haftung, die § 820 anordnet, hat zum Gegenſtand das heraus⸗ 
zugebende Kapital. Inſoweit haftet der Empfänger, wie wenn der Herausgabeanſpruch zur 
Zeit des Empfangs rechtshängig geworden wäre (vgl. im einzelnen $ 818 A 9). Für zufälligen 
Schaden iſt er aber, anders als in den Fällen des 9 819, nicht verantwortlich. Da ſein Gegner 
damit einverſtanden war, daß er die Leiſtung bis zur Entſcheidung der Ungewißheit behielt, 
trifft ihn bis dahin kein Verſchulden ($ 285). Die Erwägung, daß abſichtlich eine Schwebezeit 
gewollt war, hat auch zur Folge, daß es bezüglich der auf dieſe Zeit entfallenden Nutzungen 
bei der gewöhnlichen Bereicherungshaftung bewendet. Zinſen hat der Empfänger erſt von dem 
Augenblick an zu entrichten, wo nicht nur die Entſcheidung eingetreten iſt, ſondern er auch Kenntnis 
davon erlangt hat. Für ſonſtige Nutzungen, die er in der Zwiſchenzeit hätte ziehen können, haftet 
er nicht; gezogene braucht er nur inſoweit herauszugeben, als er bei Erlangung der Kenntnis noch 
bereichert iſt. Erſt von dieſem Augenblick an gelten auch für die Ziehung von Nutzungen die ge- 
wöhnlichen Vorſchriften (vgl. R Bayg 1911, 424). Die Verſchärfung der Haftung ſchließt 
grundſätzlich nicht aus, daß die Bereicherung auch nach der Rechtshängigkeit noch mit befreiender 
Wirkung wegfallen oder vermindert werden kann nach den Grundſätzen, nach denen überhaupt eine 
Bereicherung anzunehmen iſt, RG HRR 1933 Nr 1008. 

3. 5 820 muß auch auf einen Fall der condictio indebiti entſprechend angewendet werden. 
Wird namlich eine Vorbehaltszahlung ausnahmsweiſe mit der Erklärung geleiſtet, daß nach- 
geprüft werden ſoll, ob die Schuld auch wirklich beſteht, ſo hat der Empfänger, 
wenn das Gegenteil zutrifft, ebenſo zu haften, wie wenn er etwas für einen zukünftigen Zweck, 
mit deſſen Nichterreichung gerechnet wurde, erhalten hätte. Die Parteien haben dann den Nicht- 
beſtand der Forderung „nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts“ als möglich unterſtellt. Anders 
wenn der Zahlende ſich nur einſeitig die Rückforderung vorbehält (vgl. $ 814 A 4 a. E.). 


8 821 


Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfül- 
lung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Befreiung von der Ver 
bindlichkeit verjährt iſt 1) 2). 

E 684 Abſ 1 II 745; M 2 008, 094; P 1 236-238; 2 510, 511, 683, 718717; 6 200. 

1. Aus der ungerechtfertigten Bereicherung erwächſt für den Benachteiligten außer der Kon⸗ 
diktion auch eine Einrede, denn dolo facit qui petit quod redditurus est. Abhängig von den 
gleichen Vorausſetzungen wie die Kondiktion, entkräftet dieſe Einrede jeden Anſpruch, durch 
den der Kläger ohne Rechtsgrund auf Koſten des Beklagten bereichert iſt. So die Eigentums⸗ 
klage deſſen, der durch Verfügung eines Nichtberechtigten unentgeltlich Eigentum erwarb; der 
frühere Eigentümer, der die Sache beſitzt, kann die Herausgabe nach $$ 816 Abs 1 Satz 2, 821, 
986 verweigern. Auch wenn der Beklagte ſelbſt die Sache ohne rechtlichen Grund übertragen hat, 
wehrt er die Eigentumsklage mit der Bereicherungseinrede ab. Hauptſächlich gehören hierher 
die Fälle eines grundlos erteilten abſtrakten Verſprechens oder Schuldanerkenntniſſes (vgl. NO 
59, 354; 61, 321; 67, 243; 82, 338; 86, 301; 137, 73; RG Seuffgl 63 Nr 147). Da hier Zweifel 
an der Selbſtändigkeit der Einrede möglich find, beſtimmt das Geſetz, daß die Einrede auch nach 
Verjährung des Befreiungsanſpruchs in Kraft bleiben ſoll (vgl. die ähnlichen Beſtimmungen in 
$$ 853, 2083, 2345). Die Vorſchrift wird praktiſch, wenn der Befreiungsanſpruch verjährt, die Ver 
jährung des Anſpruchs aus dem Schuldverſprechen aber unterbrochen worden ift. Sie findet auch 
dann Anwendung, wenn der Bereicherte nach § 223 Abf 1 trotz Verjährung feines Anſpruchs 
in der Lage ſein würde, aus einer Hypothek oder einem Pfande Befriedigung zu ſuchen; der Be⸗ 
nachteiligte kann dann den Verzicht auf die Hypothek oder die Rückgabe des Pfandes verlangen 
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88 1169, 1254). Wie jede Einrede, iſt die Bereicherungseinrede nur zu beachten, wenn ſie vom 
Beklagten vorgeſchützt wird. Außer dem Bereicherten ſteht fie deſſen Zeſſionar entgegen ($$ 404, 
405; vgl. R& 86, 301; RG Recht 1916 Nr 56); anderſeits kann ſich auch derjenige auf fie berufen, 
ber die Einreden des Schuldners geltend machen kann (Schuldübernehmer, Bürge, Hypotheken⸗ 
ſchuldner, Drittverpfänder, unmittelbarer Beſitzer, 88 417, 768, 1137, 1211, 986 Abſ 1 Satz 1). 
Mit dem Wegfall der Bereicherung erliſcht die Einrede ($ 818 Abſ 3; vgl. RG 11. 6. 17 IV 40/17). 
Macht der Empfänger des grundloſen Schuldverſprechens im Vertrauen auf den Beſtand des 
Verſprechens Aufwendungen, die den Wert des Erlangten aufzehren, ſo verliert der Ausſteller 
das Recht, die Erfüllung des Verſprechens abzulehnen (vgl. $ 818 A7 unter 2b )). Entſprechend 
$ 818 Abj 4 iſt aber anzunehmen, daß Aufwendungen, die nach Erhebung der Einrede im 
Prozeß gemacht werden, dieſen Verluſt nicht mehr nach ſich ziehen; und wenn der Empfänger 
verwerflich gehandelt hat, kommen feine Aufwendungen überhaupt nicht in Betracht (8 819 
Abſ 2; vgl. $ 817 A 4. 

2. Streitig iſt, ob der Schuldner einem abſtrakten Schuldverſprechen gegenüber auf die Einrede 
aus $ 821 beſchränkt iſt oder ob er unabhängig von den Vorausſetzungen des Bereicherungsan- 
1 70 einwenden darf, daß ſich die Geltendmachung des formellen Rechtes als Mißbrauch dar⸗ 
ſtelle. Die Frage iſt im erſteren Sinne zu beantworten. Steht die allgemeine Argliſteinrede 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts auch vielfach in Übung (vgl. § 242 A 1, 8 826 A 6), ſo 
muß ſie doch gegenüber der ausdrücklichen Regelung eines Tatbeſtandes durch das Geſetz zurück⸗ 
treten. Übrigens kommt der Streitfrage nur geringe Bedeutung zu. Es handelt ſich ausſchließlich 
um den Fall, daß der Schuldner unter Überſehen einer auſſchiebenden Einrede vorzeitig einen 
abſtrakten Schuldſchein gegeben hat. Die aus 59.813 Abſ 2, 821, 271 zu entnehmende Folgerung, 
daß er ſofort erfüllen muß, darf nicht mit Hilfe der Argliſteinrede umgangen werden. War aber 
die aufſchiebende Einrede die des nicht erfüllten Vertrags (8320) und gerät der Gegner in Leiſtungs⸗ 
verzug, jo kann der Schuldner nach Maßgabe des § 326 vom Vertrage zurücktreten, womit er 
nach § 346 das Recht gewinnt, das Verſprechen zurückzuverlangen. 


8 822 


) Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zu 2), 
ſo iſt, ſoweit infolgedeſſen die Verpflichtung des Empfängers zur Heraus- 
gabe der Bereicherung ausgeſchloſſen iſt ), der Dritte zur Herausgabe ver- 
pflichtet, wie wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen 
Grund erhalten hätte ). 

p s 211, 212. 

1. Der Bereicherungsanſpruch erfordert grundſätzlich eine unmittelbare Vermögensver⸗ 
ſchiebung unter den Parteien. Wendet derjenige, der auf Koſten eines andern etwas grundlos 
erwirbt, das Erlangte einem Dritten zu, fo hat der Verluſtträger gegen den Dritten keinen An- 
ſpruch (vgl. $ 812 A 3). Hiervon ordnet $ 822 eine Ausnahme an für den Fall, daß die Zu⸗ 
wendung an den Dritten unentgeltlich erfolgt und die Verpflichtung des erſten Empfängers 
infolge davon ausgeſchloſſen iſt. Alsdann ſoll es ſo angeſehen werden, wie wenn der Dritte 
den Gegenſtand ohne Rechtsgrund unmittelbar von dem Verluſtträger erworben hätte. Die 
Zurückſetzung des unentgeltlichen Erwerbs, die hierin liegt, entſpricht dem Weſen der Sache, 
wie es namentlich im Konkurſe des Schuldners zutage tritt (vgl. KO 9 63 Nr 4, $ 226 Abſ 2 Nr 5 
und die Anfechtungsvorſchriften des $ 32 KO, 83 Nr 3, 4 AnfG); nemo liberalis nisi liberatus. 
Näher verwandt mit der Vorſchrift des 8 822 iſt die des § 816 Abſ 1 Satz 2, inſofern nach beiden 
der unentgeltlich Erwerbende zugunſten desjenigen zurückgeſetzt wird, der durch den gutgläubigen 
Erwerb ſein Recht verloren hat. Während er aber im Falle des $ 816 Abſ 1 Satz 2, wo der Verluſt 
erſt durch die Verfügung der Zwiſchenperſon eintritt, als erſter Kondiktionsſchuldner haſtet, kommt 
er nach § 822, da hier ſchon die Zwiſchenperſon rechtsgrundlos erworben hat, nur an zweiter 
Stelle, nachdem die Verpflichtung des Erſtbereicherten erloſchen iſt. . 

2. Empfänger und Dritter müſſen rechtlich auseinanderfallen: wer als Vertreter des Dritten 
etwas empfängt, iſt nicht Empfänger im Sinne der Vorſchrift (RG LZ 1917, 1342). Auch muß 
zwischen beiden ein Zuwendungsgeſchäft geſchloſſen ſein. Was der Nacherbe durch die Nach⸗ 
erbfolge erwirbt, wird ihm nicht vom Vorerben zugewendet (vgl. RG 15. 12. 04 IV 207/04). 
Ein Bedürfnis, die Vorſchrift auf den Fall des Diebſtahls auszudehnen, den der Dritte dem 
Empfänger gegenüber verübt, beſteht nicht, da hier der Empfänger nach $ 818 Abſ 1 feinen Exſatz⸗ 
anſpruch abzutreten hat. Unentgeltliche Zuwendung, alſo namentlich Schenkung und Ver⸗ 
mächtnis, Verwendung ſeines Geldes durch den Ehemann in das Beſitztum feiner Ehefrau, RG 
IV 443/28 25. 4. 29. Ob der Gegenſtand ſofort verſchenkt oder erſt ſchenkweiſe verſprochen und 
dann geleiſtet wird, macht keinen Unterſchied; die Erfüllung des Schenkungsverſprechens iſt 
praktiſch als unentgeltliche Zuwendung zu behandeln (vgl. § 516 A 4). Bei der gemiſchten Schen⸗ 
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die Verpflichtung des Empfängers ausgeſchloſſen iſt. Damit letzeres zutrifft, muß der Emp⸗ 
fänger, ohne von Anfang an nach $ 819 oder $ 820 verſchärft zu haften, die Zuwendung zu einer 
Zeit vorgenommen haben, bevor er ſelber mit dem Bereiche rungsanſpruch belangt wurde (vgl. 


4. Sind die Vorausſetzungen gegeben, ſo haftet der Dritte, wie wenn er die Zuwendung 
unmittelbar vom Kläger erhalten hätte. Der Umfang ſeiner Haftung beſtimmt ſich nach $ 818; 
die Tatbeſtände der $$ 819 und 820 können in der Perſon des Dritten nicht eintreten. Zu be⸗ 
weiſen hat der Klager die Unentgeltlichkeit der Zuwendung. Behauptet der beklagte Dritte, 
daß der Anſpruch gegen den erſten Empfänger trotz der Weitergabe des Gegenſtandes fortdauere 
oder daß er ſchon vor der Weitergabe erloſchen ſei, ſo hat er dies darzutun. Ebenſo iſt es, wie immer, 
Sache des Beklagten, den Wegfall ſeiner Bereicherung zu beweiſen. 
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Fünfundzwanzigſter Titel 
Unerlaubte Handlungen 


1. Begriff der unerlaubten Handlung nach dem BGB. Das gemeinſame Merkmal aller 
unerlaubten Handlungen!), das ihren rechtlichen Charakter beſtimmt, liegt auf der gegenſtänd⸗ 
lichen (objektiven) Seite des Tatbeſtandes; es beſteht in der widerrechtlichen Verletzung der all⸗ 
gemeinen, zwiſchen allen Perſonen beſtehenden, gewiſſermaßen nachbarlichen Rechtsbeziehun⸗ 
gen, die von jedermann zu beachten ſind, weil fie die Grundlage des menſchlichen Gemeinſchafts⸗ 
lebens bilden. Ihren Gegenſatz bilden die beſonderen, zwiſchen beſtimmten Perſonen geknüpften 
Rechtsbeziehungen, die den Gegenſtand der Verträge und vertragsähnlichen Rechtsverhältniſſe 
ausmachen. Freilich kann auch durch die Verletzung eines ſolchen beſtimmten perſönlichen Rechts⸗ 
verhältniſſes, durch die Verletzung eines Vertrags, und ebenſo durch die Verletzung beſonderer 
familienrechtlicher Pflichten eine u. H. begangen werden, wenn ſie gleichzeitig eine Verletzung 
jener allgemeinen Rechtspflichten enthalten, die jedem gegen jeden obliegen: Der Vater iſt feinem 
Kinde, der Lehrherr ſeinem Lehrling gegenüber wegen einer körperlichen Verletzung — ſoweit 
nicht etwa ein Züchtigungsrecht der Handlung den Charakter der Widerrechtlichkeit nimmt — 
aus u. H. ebenſo verpflichtet, wie er es einem fremden Kinde gegenüber fein würde (ſ. wegen 
des Vertrags Vorbem 4a, wegen der familienrechtlichen Verpflichtungen RG 75, 251; 
JW 1912, 190˙; Warn 1913 Nr 53). U. H. iſt mithin der widerrechtliche Eingriff in den 
fremden Rechtskreis im allgemeinen. Unterlaſſungen ſind u. H. nur dann, wenn eine 
Rechtspflicht zum Handeln beſteht und ſchuldhaft verletzt wird (RG 97, 12). Ein berechtigtes 
Tun iſt nie mals u. H. (. A 10 zu 9 823). Die gegenſtändliche Widerrechtlichkeit iſt auch noch vor⸗ 


handen, wenn ſich ein Handeln hinterher als von Anfang an ungerechtfertigt und widerrechtlich 


04, ele 05, 603%; 06, 56424; 07 2991, 1910, 58016, 1925, 2446⸗; 1934, 1244; Warn 1911 
Nr 331, 404, 405; 1912 Kr 342; 1913 Nr 296; 1914 Nr 89: 1915 Nr g1, 141; 1918 Nr 55; Geuffül 


Nr 81, 1919 Nr 172, Gruch 50, 411; 54, 640 ſchränken die Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden 
auf künftige Störungen und Eingriffe ein, weil nur inſoweit die Schadenserſatzklage an die Stelle 
der verſagten Klage auf Einſtellung des Betriebes trete. Wenn aber dem Verletzten auch in der 
Vergangenheit bereits auf Grund des $ 26 RGewd die Klage auf Einſtellung des Gewerbebetriebes 
entzogen war, iſt dieſe Einſchränkung nicht gerechtfertigt. Sie iſt denn auch in RG 139, 29 


1) Des weiteren in dieſem Titel immer abgekürzt mit u. H. 
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ausdrücklich aufgegeben worden. Danach kann alſo nunmehr auch für die zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung in der Vergangenheit liegenden aus einem unter 516 RGewdO fallenden Betriebe 
herrührenden widerrechtlichen Einwirkungen nach § 26 RGewo Schadenserſatz gefordert werden, 
und es bedarf nicht erſt der Heranziehung des $ 823 und des Nachweiſes eines Verſchuldens (RG 
139, 29). Auf Schädigungen durch eine ſtädkiſche Waſſerleitung iſt dieſe Haftung ohne Ver⸗ 
ſchulden nicht auszudehnen; der Betrieb dieſer gemeinnützigen Einrichtung gehört nicht zu den 
mit einer beſonderen Gefährdung Dritter verbundenen Betrieben, die eine ſolche Gefährdungs⸗ 
haftung bedingen (RG 99, 99). Ebenſo nicht auf den Fall, daß beim Legen einer neuen Fern⸗ 
ſprechleitung ein Vorübergehender zu Schaden kommt oder Sachen des Grundeigentümers 
beſchädigt werden, wie man überhaupt nicht ganz allgemein ſagen kann, daß, wo immer ein 
Rechtsgut infolge einer Handlungsweise verletzt wird, die der Geſchädigte zu dulden gezwungen 
iſt, eine Haftung auch ohne Verſchulden begründet ſei (RG 116, 286; 126, 28). Eine entſprechende 
Anwendung der Grundſätze über die Schadenserſatzhaftung ohne Verſchulden auf Grund des 
8 26 RGewo hat dagegen die Rechtſprechung (RG 100, 72) für Eigentumsbeſchädigungen durch 
die Luftſchiffahrt anerkannt, weil auch hier der Eigentümer außerſtande ift, das Überfliegen 
ſeines Grundstücks zur Abwendung eigener Gefährdung zu verbieten, ein Abwehranſpruch nach 
$ 905 Satz 1 hier undurchführbar, auch im allgemeinen Intereſſe ausgeſchloſſen erſcheint. Das 
gilt wenigſtens inſoweit, als eine Schädigung oder Störung, die der Betrieb der Luftſchiffahrt 
nach menſchlicher Erfahrung gewöhnlich mit ſich bringt, alſo eine typiſche Betriebsgefahr, in 
Frage ſteht (RG 100, 72; 108, 310). Auf Perſonenſchäden ift dies jedoch nicht zu beziehen; hier 
hafteten die Flugfahrzeughalter nur nach den Regeln über unerlaubte Handlungen, mithin nur 
wegen Verſchuldens (MG 78, 171; 97, 25; RG IWW 1927, 18414), Jetzt tommt für die Haftung der 
Flugfahrzeughalter das Luſtverkehrsgeſetz v. 1. 8. 22 (RG Bl! 681) in Betracht. Die Entſcheidun⸗ 
gen RG 101, 102 und 104, 84 haben aus den in der Rechtſprechung gewonnenen Grundſätzen 
über eine Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden den allgemeinen Satz abgeleitet, daß überall, 
wo die Ausübung von Privatrechten hinter höheren Intereſſen der Allgemeinheit zurückſtehen 
muß, der zur Aufopferung des Rechtes Genötigte einen Anſpruch auf Schadenserſatz erhalten 
muß, der vom Nachweis eines Verſchuldens auf ſeiten des Schädigers unabhängig iſt. 


Zur Frage einer Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden auf dem Gebiete des Waſſerrechts 
ſ. RG 122, 134. 


der Einzelgeſetze dem entgegenſteht, die allgemeinen Vorſchriften des BGB die in den Einzel 


m geregelten Rechtsgebiete erfaſſen (RG 53, 75; 60, 300; 74 S. 249 u. 434). Daraus 
er 


Ale 50,408; bagegen ſpäter in feſtſtehender Rechtſprechung Rh 53, 114; 57, 52; 58, 835; 60, 


1743) 58 2 fl. des Luftverkehrsgeſetes v. J. 8. 1922 (RS Bl 681) 88 19ff. die zum Schadens 
erſatz verpflichtenden Tatbeſtände der Urheberrechts⸗ und der gewerblichen Schutzgeſetze ein⸗ 
ſchließlich des Un ch (vgl. Rc 70, 74; JW 05, 2142, des HGB, der KO, des BinnenSchch uſw. 
Die Beſtimmung des $ 8 EiſenbVerko, die die Eiſenbahn für ihre Leute haften läßt, ſetzt leinen 
Tatbeſtand einer u. H. (RG JW 1916, 4887), fiber $ 11 des Poſtgeſetzes vgl. RG Warn 1913 
Nr 318. Keine Haftung der Meichspoſt fir Unfälle, die ſich bei Sonderfahrten mit Poſtkraftwagen 
ereignen (RG 127, 12). An leitenden Grundſätzen für das Verhältnis dieſer außerhalb des 
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BGB ftehenden u. H. zu dem BG überhaupt und den beſondern Beſtimmungen des 25. Titels 
können folgende aufgeſtellt werden: 

a) Die allgemeinen Beſtimmungen des BGB, insbeſondere 88 249ff., 254, 273, finden überall 
Anwendung, wo dieſe nicht nach dem Geſetzesgedanken des Sondergeſetzes ausnahmsweiſe als 
ausgeſchloſſen angeſehen werden muß (für RHaftpfl& und 9254 Rc 53 S. 75, 394; 63, 332 u. a.; 
für 5 945 IND und die 89 249ff., 254 BGE RG 74, 249; Warn 09 Nr 282; 1911 Nr 82: für das 
Kraft Fahrch vgl, 5 9 des Geſ., für das Luftverkehrsgeſetz vgl. $ 20 des Gef.). Keine Anwendung 
findet § 278 BOB, der auf das Gebiet der Schuldverhaltniſſe beſchränkt iſt (RG 75, 257; ee 
79, 319; 99, 263; vgl. des näheren A 1 zu § 831). 

b) Die Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen für die unerlaubten Handlungen im 
26. Titel: über Ausſchluß der Verantwortlichkeit (58 827, 828), Haftung mehrerer verantwort⸗ 
licher Perſonen (89 830, 840), Haftung für Dritte (§ 831), Art und Umfang des Schadenserſatzes 
(88 842— 846; über $ 847 . 8 847 A J), Verjährung (88 852, 853), entfällt, wo und inſoweit das 
Sondergeſetz ſelbſt eine erſchöpfende Regelung gegeben oder beabſichtigt hat; deshalb iſt für die 
Zatbeftände des HHaftpfl® der 8 840 BG anwendbar, wobei im Falle des Abs 3 nach der Recht- 
ſbrechung des Reichsgerichts der Eiſenbahnunternehmer als „Dritter“ anzuſehen iſt (RG 53, 114; 
58, 335; 61,56; JW 05, 317°; 1911, 22025; 1912, 718; 1914, 922˙; 1915, 3242); dagegen find 
nicht anwendbar die $$ 842847, weil fie durch die erſchöpfende Regelung des Umfangs des 
Schadenserſatzes in den §8 3, 3a (EGBGB Art 42), 7, 74 (Gef v. 8. 7. 23, RG BI! 615) des 
Apaftpflcß ausgeſchloſſen find (RG 57, 52; JW 08, 19610; 09, 4831; 1911, 74242; 1913, 9915); 
ebenfo § 852, weil die Verjährung in $ 8 des Geſ. ſelbſtändig geordnet iſt. Die gleichen Grund⸗ 
ſätze gelten füt das KraftFahrcz, das den Umfang des Schadenserſatzes, ſoweit nur der Tatbeſtand 
des Sondergeſetzes in Frage kommt ($ 16 des Geſ.), in den 98 10—13 ſelbſtändig und erſchöpfend 
ordnet (zu $ 12. die Anderung durch Gef v. 23. 12. 22, RG Bl 1923 J 1) und auch in 8 14 eine 
beſondere Verjährungsbeſtimmung, in $ 17 eine Ausgleichungsvorſchrift enthält. Für das Luft⸗ 
vertehrsgeſetz ſ. 88 21 ff. des Gef. Über die allgemeine Anwendbarkeit des § 852 auf Tatbe- 
fände u. H. außerhalb des BGB im übrigen ſ. RG 67, 141; 70, 150; 74, 249; 78, 302; JW 1911, 
15320; 1912, 3115; 1913, 43817. 

c) Was die Tatbeſtände der unerlaubten Handlungen ſelbſt anbetrifft, ſchließt der engere 
Tatbeſtand eines Sondergeſetzes, der mit einem allgemeineren des BGB zuſammentrifft, fo daß 
die Tatbeſtände im übrigen ſich decken (ſog. Geſetzeskonkurrenz), die Anwendung des BOB aus 
MO 70, 74 und JW 05, 2142“ für das GebrMuſtch, RG JW 1926, 561° für das MuſtSchch v. 
11. 1. 76, RG 73, 294 für das Urheberrechtsgeſetz). Wo die geſetzlichen Merkmale der Tatbeſtände 
nur teilweiſe ſich decken (ſog. Ideal, auf zivilrechtlichen Gebiete Anſpruchslonkurrenz), find, 
ſoſern dies nicht dem Zwecke des Sondergeſetzes widerſtrebt, beide Geſetze nebeneinander anzu⸗ 
wenden. Das gilt insbeſondere von den Geſetzen über den unlauteren Wettbewerb (NG 74, 434) 
und zum Schutze der Warenbezeichnungen, die des abſchließenden Charakters entbehren, gegen⸗ 
über den 88 823 Abſ 2 und 826 BGB (R 48 S. 114 u. 238; RGSt 41, 78). Nach 8 16 Kraft- 
Fahrch bleiben anderweite reichsrechtliche Haftungsvorſchriften, fo auch 88 823 ff. unberührt (gl. 
ſür Schwarzfahrten R 136 S. 4 und 15,06 JW 1932, 37125, dort auch über das Verhältnis 
des §7 Ab| 3 KraftFahrcd zu 9 823); über die Möglichkeit eines Teilurteils, falls der Verletzle feine 
Anſprüche zugleich auf das KraftFahrch und auf das BGB ftüst, ſ. RG 139, 302; 140,386. Über 
das Zuſammentreffen von Tumultſchadenshaftung und unerlaubter Handlung vgl. RG 102, 151. 

d) Die Tatbeſtände der Gläubigeranſechtung nach der KO und dem Anj® find nicht ſchlechthin 
ſolche von u. H.; für die 88 31 Nr 1 u. 2 KO, 3 Nr 1 u. 2 Anfch iſt dies im Sinne des 9 32 BRD, 
deſſen Begriff der u. H. ſich aber mit dem des BGB deckt, angenommen worden (RG 48, 401; 
60, 300; 74, 224). Jedenfalls haben die Beſtimmungen über die Gläubige ranfechtung in den 
genannten Geſetzen abſchließenden Charakter; fie wollen die Rechtsfolgen der von ihnen getroſſe⸗ 
nen Handlungen erſchöpfen. Soweit daher die der Anfechtung unterliegenden Rechtshandlungen 
im Einzelfalle nur die Merkmale der geſetzlichen Tatbeſtände der KO und des Anſch aufweilen, 
ift daneben für die Anwendung der 88 823 u. 826 BOB kein Raum (RG 69, 143; 74, 224; JW 
04, 49932; 09, 69722; 1910, 3861; 1911 S. 9725 u. 65072; 1912, 85453 1914, 83412; L8 1917, 
107044). Nicht ganz im Einklange damit ſteht anſcheinend die Entſcheidung RG Warn 08 Nr 516, 
die jedoch den beſonderen Fall betrifft, daß der Schuldner durch den anfechtbaren Vertrag ſein 
geſamtes pfändbares Beſitztum dem Dritten zugeſpielt hatte). Soweit ein unerlaubtes Ver⸗ 
halten vorliegt, das tiber die Tatbeſtände der KO und des Anf® hinausführt, z. B. bei einer treu- 
händeriſchen Übereignung von Vermögensteilen des Schuldners oder bei Sicherheitsverkäufen 
eines geſamten Warenlagers und Abtretung aller Außenſtände an einen Dritten unter Ver⸗ 
ſchleierung des wahren Sachverhalts nach außen zur Täuſchung und Schädigung der Gläubiger, 
iſt auch die Anwendung der Beſtimmungen des 25. Titels, insbeſondere des $ 826, gegeben (RG 
74, 224; 85, 343; JW 04, 49932; 1910, le, S. 9732 u. 65022; Warn 1920 Nr 103; die Ent⸗ 
cheidung Warn 08 Nr 516 iſt hier einzureihen). . 

3. unerlaubte e e Landesgeſetzen. Vorbehalte ſür die Landesgeſetzgebung 
finden ſich in EG Artt 69—72 (Wildſchaden), 77— 79 (Haftung der Beamten oder des Staates 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 38 
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für den von Beamten in Ausübung der öffentlichen Gewalt andern zugefügten Schaden), 95 
(Geſinderecht mit Einfügung der Geltung der $$ 831, 840 Abſ 2 BGB), 105 (Haftung des Eiſen⸗ 
bahnunternehmers für außervertragliche Sachbeſchädigung; vgl. dazu RG 70, 174 und JW 
96,3761), 106 (Haftung von Betriebsunternehmern, die für ihre Zwecke ein dem öffentlichen 
Gebrauche dienendes Grundſtück benutzen), 107 (Zuwiderhandlung gegen zum Schutze von Grund⸗ 
ſtucken erlaſſene Strafgeſetze), 108 (Haftung für Schaden, der bei Zuſammenrottungen, Auflauf 
oder Aufruhr entſteht). Die allgemeinen Vorſchriften des BGB einſchließlich der allgemeinen 
Vorſchriften des 25. Titels über die Rechtsfolgen der u. H. gelten hier nach dem Grundſatze des 
Art 55 EG ſo weit, als die Landesgeſetze den Rechtsſtoff in Verbindung mit dem allgemeinen 
Recht regeln wollen und zu ihrer Ergänzung auf dieſes hinweiſen; ſie gelten nicht, wenn das 
Landesgeſetz in ſich eine einheitliche erſchöpfende Regelung enthält oder geben will (val, für 
$ 25 des preuß. Eiſenbahngeſetzes v. 3. 11. 1838 und $ 254 50 RG 63,270: JW 09, 2714; 1911 
S. 46855 u. 944%, aber auch RG 66, 402). Über die fortdauernde Geltung der Beſtimmung des 
$ 75 Einl z. Pra Rö ſ. u. a. RG 89, 207; 105, 328; JW 1917, 5482 und Warn 1917 Nr 227. 

4. Vertrag und unerlaubte Handlung. 

a) Zuſammentreffen einer Vertragsverletzung mit einer unerlaubten Handlung gegen⸗ 
über dem anderen Vertragsteile. In allen Fallen, wo nicht durch die Verletzung einer Vertrags⸗ 
pflicht, ſondern nur bei Gelegenheit einer in den Vertragskreis fallenden Tätigkeit, im äußeren, 
aber nicht im inneren Zuſammenhange mit dem Vertrage, der Tatbeſtand einer u. H. erfüllt 
wird, wo alſo Vertragsverpflichtung und die allgemeine Rechtspflicht, deren Verletzung die u. H. 
bildet, überhaupt nicht zuſammenfallen, iſt die Haftung aus letzterer ſelbſtverſtändlich. Aber auch 
wo jener innere Zuſammenhang vorliegt, ift die Haftung zugleich aus u. H. grundſätz⸗ 
lich anzuerkennen (vgl. Vorbem 1), ſofern die den Vertragspflichten zuwiderlaufende Handlung 
zugleich alle geſetzlichen Merkmale einer u. H. enthält (RG 67, 182; 83, 183; 85, 185; 86, 321; 87 
S. 64 u. 289, 88 S. 317 u. 433; 89 S. 338 u. 384; 90 S. 68 u. 408; 92, 152; 99, 263; 103, 263; 
116, 214, JW 08, 4397; 1910 S. 14810 u. 7485; 1912, 3382; 1913, 3767; 1914, 92612; 1916, 4887; 
1920, 284°; 1927, 1248°; 1928, 22105; 1938, 8311; Warn 1917 Nr 27 u. 42; 1912 Nr 245; 1913 
Nr 411; 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; 1920 Nr 11; 1928 Nr 105; L8 1917, 106913; 1918, 44°); 
HRR 1928 Nr 422). Die allgemeine Rechtspflicht, deren Verletzung die u. H. darſtellt (vgl. 
Vorbem 1), beſteht immer und gegenüber jeder Perſon, mag dieſe ohne Vertrag oder durch das 
Mittel eines Vertrags in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen ſein. Dieſe allgemeine 
Rechtspflicht kann nicht dadurch beſeitigt werden, daß es ein Vertrag war, der erſt die Möglich⸗ 
teit der rechtswidrigen Einwirkung auf den andern gegeben hat. Der Vertrag verſtärkt die 
allgemeine Rechtspflicht; nicht aber beſeitigt er fie (jo RG 88, 433 in grundſätz⸗ 
licher Ausführung). Der Dienſtherr, der die Sorgfaltspflicht für die Dienſtperſonen nach 9518 außer 
acht laßt (RG Warn 1912 Nr 250; entſprechend der Staat, der in einem dem Dienſtvertrag ähn⸗ 
lichen Verhaltniſſe die Sorgfaltspflichten feinen Beamten gegenüber hinſichtlich der Beſchaffenheit 
der Dienſtwohnungen vernachläſſigt, RG 91, 21; 95, 103); der Gaſtwirt, der in den Räumen ſeiner 
Gaſtwirtſchaft auf die Sicherheit ſeiner Gäſte nicht Bedacht nimmt (RG 85, 185 — zu eng, vgl. 
die folgenden Entſch. und RG 88, 317 — 88, 433; 103, 263; JW 1911, 1827, Warn 1911 Nr 27; 
23 1919, 592°); der Hausbeſitzer und Vermieter, der die Zugänge der vermieteten Wohnungen 
unbeleuchtet läßt oder ſonſt den verkehrsſicheren Zuſtand der vermieteten und mitvermieteten 
Räume vernachläſſigt (RG 89, 384; 90, 65; 106, 135; JW 04, 141%; 1910, 100313; 1920, 284°; 
Warn 1913 Nr 411; 1921 Nr 96); der Eiſenbahn⸗ oder Fuhrwerksunternehmer, der die Beförde⸗ 
tung von Perſonen oder Sachen übernommen hat und dabei die Verletzung der Perſonen, die 
Beſchädigung oder den Verluſt der Sachen ſchuldhaft herbeiführt (RG 55, 335; 67, 182; 86, 321; 
87 S. Eu. 200; 88, 317; 89,338; JW 1911 S. 3607 u. 8242, 1912, 68613; 1913, 3767; 1916, 
4887, 1933, 980 %; Warn 1911 Nr 179, 1912 Nr 245; 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; Lg 1916, 
63317 1925, 9410; über die Sorgfaltspflicht hinſichtlich der Zu- und Abgänge und der Warteräume 
der Eiſenbahnen aus dem Beförderungsvertrage und die Beweislaſt in dieſen Fällen NG 86, 
321; JW 1911 S. 3607 u. 82442; Warn 1914 Nr 268; 1915 Nr 124); die Poſt bei nachläſſiger 
Beförderung (Warn 1913 Nr 318); der Reeder, der nicht für die körperliche Sicherheit der Fahr⸗ 
gäſte während einer ſtürmiſchen Seereiſe ſorgt (RG 116, 213); der Beſteller eines Werkes oder 
einer Dienſtleiſtung, der dem Unternehmer eine gefährliche Arbeitsſtätte zuweiſt (RG 83, 137; 
90, 408; JW 1910, 148%); der Arzt, der einen Kranken vertragswidrig unter Verletzung ärzt⸗ 
licher Kunſtregeln behandelt, RG 85, 183; JW. 1911, 1827; Warn 1916 Nr 226; 1922 Nr 7 (Haftung 
fur Hilfspersonen nach $ 278); 1929 Nr 43; zu einem Kinde, das er im Auftrage der Eltern be⸗ 
handelt, ſteht der Arzt nicht im Vertragsverhältnis, R G 85, 183; dagegen iſt Warn 1918 Nr 113 
ein Vertrag zugunſten Dritter als möglich angenommen; der Kaufmann, der als Verkäufer 
einem Kunden an Stelle des begehrten Genußmittels ſchuldhaft einen geſundheitsgefährlichen 
Stoff verabreicht (NG JW (8, 2365); fie alle haften für den dem andern Vertragsteile zuge⸗ 
fügten Schaden ſowohl aus dem Vertrage wie nach Maßgabe der $$ 823, 831 oder eines ſonſtigen, 
den Tatbeſtand einer u. H. aufſtellenden Geſetzes aus u. H. Über Verträge zugunſten Dritter 
und das Zuſammentreffen der Vertragsverletzung mit einer u. H. gegen die Dritten vgl. RG 
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87, 64: 91, 21: 127 S. 14 u. 218; JW 1922, 132510 (Vertrag zwiſchen Knappſchaft und 
Krankenhaus); Warn 1918 Nr 113; 1921 Nr 96; 23 1922, 618°. Von den hier ausgeführten 
und in RG 88, 433 entwickelten Grundſätzen weichen einzelne Entſcheidungen des RG ab, indem 
ſie, wo die Sorgfaltspflicht erſt durch den Vertrag begründet wird, nur eine Vertragshaftung 
anerkennen, jo RG JW 04, 1664; 1910, 11213; Warn 09 Nr 393; 1911 Nr 27, auch RG 85, 185; 
ihre einſchränkenden Sätze find als aufgegeben anzuſehen; vgl. RG 88 S. 317 u. 433 ſowie JW. 
1920, 28485. Die allgemeine Rechtspflicht muß ohne Ausnahme jedem gegenüber erfüllt werden, 
und ihre Verletzung verpflichtet jeden und jedem gegenüber, auch wenn es ohne den Vertrag 
nicht zu der Verletzung gekommen ſein würde. Über die Beweislaſt bei Vertrag und u. H. vgl. 
N JW 1923, 286 —. Der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewährleiſtungspflicht aus dem 
Vertrage befreit nicht an ſich von der Haftung für die u. H. (RG 88, 317); doch kann auch der 
Ausſchluß oder eine Minderung dieſer Haftung, ſoweit fie zuläffig find (vgl. unten 4b und RG 
88, 436), im Sinne der Vertragsabmachungen liegen (vgl. HRR 1929 Nr 799). Allgemeine Be⸗ 
dingungen, die die Haftung aus dem Vertrage für gewiſſe Fälle ausschließen oder einſchränken follen, 
erſtrecken ſich ebenſo nicht auf die Haftung aus u. H., es ſei denn, daß der andere Vertragsteil ſich 
ihnen ausdrücklich oder ſtillſchweigend unterworfen hat (RG 63, 308; 102 S. 44 u. 48). Wo das 
Geſetz, wie in $ 599 (Leihe) oder wie in $ 690 in Verbindung mit $ 277 (Verwahrung) eine Ver⸗ 
tragshaftung nur für Vorſatz und grobes Verſehen eintreten läßt, kann eine ſtrengere Haftung auch 
wegen der zugleich begangenen u. H. nicht Platz greifen, die den Einſchränkungen ihre Bedeutung 
rauben würde; in dieſem Falle fehlt es infolge der Einſchränkung der Sorgfaltspflicht in der 
Sonderbeſtimmung an der Rechtswidrigkeit des Handelns (RG 66, 363; 11. 10. 10 1I1132/10; a. M. 
Planck, Vorbem 5 vor $ 823). Einen Hauptfall geſetzlicher Einſchränkung der Vertragshaftung, 
die auf die Haftung aus u. H. zurückwirkt, bilden die Beſtimmungen in den 88 11 u. 12 des Poſt⸗ 
geſetzes vom 28. 10. 71, die eine weitere Haftung der Poſt für einen dem Reiſenden bei der Be⸗ 
förderung zugefügten Schaden, als auf Erſatz der Kur- und Verpflegungskoſten, ausſchließen 
(N 67, 182, für beförderte Sachen iſt die Haftung durch die § 8 u. 12 des Geſ. eingeſchränkt; 
vgl. dazu RG 70, 314). Die Haftung des Poſthalters, wo fie beſteht, wird ſelbſtverſtändlich durch 
das Poſtgeſetz nicht berührt. 

p) Kann durch Vertrag die Haftung für eine unerlaubte Handlung, die der eine Vertrags⸗ 
teil dem andern zufügen könnte, ausgeſchloſſen werden? Der Ausſchluß der Haftung aus u. H. 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vertragsberedung iſt an ſich, mag es ſich um bloße Ge⸗ 
fährdungshaftung oder um Schuldhaftung handeln, zuläſſig (RG 81, 316; 117, 102; JW 07, 
28750; 1911 S. 285, 308, 71414); er iſt begrenzt durch den Grundſatz des $ 276 Abſ 2, wonach die 
Haftung wegen Vorſatzes keinem Schuldner im voraus erlaſſen werden kann, ſowie durch $ 138: 
der Vertrag darf nicht gegen die guten Sitten verſtoßen (vgl. RG 89, 6 und für die Haftung des 
Flugzeughalters RG 117, 102). Aus dieſem Grunde kann namentlich eine die Einwilligung des 
Verletzten in die u. H. enthaltende Vertragsberedung, die den Ausſchluß der Haftung in ſich 
begreift, für nichtig zu erachten fein (vgl. $ 823 A 10). Endlich iſt der vertragsmäßige Ausſchluß 
der Haftung aus u. H. da nicht für zuläſſig zu erachten, wo er nach dem Geſetze für die aus dem⸗ 
ſelben Tatbeſtande ſich ergebende Vertragshaftung unterſagt iſt; fo in $$ 618, 619 BOB ſowie 
in $ 471 HB (vgl. RG JW 07, 28750). Die Entſcheidung RG 68, 358, die den vertragsmäßigen 
Ausſchluß der Haftung aus $ 823 nach Maßgabe der Betriebsordnung für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Kanal für unzuläffig erklärt, entnimmt ihre Begründung dem Geſetze, betr. bie Herſtellung dieſes 
Kanals, v. 16. 3. 86 und iſt nicht grundſätzlicher Natur (N 81, 316). — Ei Fall vertrags⸗ 
mäßigen Ausſchluſſes der Haftung aus u. H. iſt, daß jemand, der ſich einem andern zur Beförderung 
anvertraut, die Gefahr der Reiſe übernimmt und auf Erſaß eines Schadens, der ihm durch den 
andern Vertragsteil und ſeine Hilſsperſonen ſelbſt ſchuldhafterweiſe zugefügt werden könnte, 
verzichtet; ein ſolcher Verzicht umfaßt in gleicher Weiſe die Haftung aus dem Vertrage wie aus 
der u. H. So kann durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung zwiſchen den Zeil- 
nehmern einer Fahrt und dem Fuhrwerkshalter oder Fuhrwerksführer deren Haftung für 89 
Unfälle, ſei es aus $$ 823, 831 oder $ 833, ausgeſchloſſen werden (RG 65 S. 17 u. 313, JW 07S. 28 
u. 308%; 1911 S. 285 u. 71474; Warn 08 Nr 157 u. 158). Ebenſo für das Verhaltnis zwiſchen dem 
Halter oder Führer eines Kraftfahrzeugs und dem Teilnehmer an einer Kraftwagenfahrt RG 
128, 229; RG 15. 4. 26 1V 647/25; ſ. aber auch HAR 1930 Nr 1318). Eine ſtillſchweigende 
Übereinkunft iſt in der Regel in den Fällen der Gefährdungshaftung anzunehmen (RG 65, 313; 67, 
431; N JM 1911 S. 28,714 1915, 275°; 10, 2. 21 VI 236/20). Es kann aber dem Schuldner 
auch die Haftung für ſolche Schäden im voraus erlaſſen werden, die durch ſeine Fahrläſſigkeit ent- 
ſtehen (R 128, 229). Ein ſtillſchweigender Ausſchluß der Haftung iſt noch nicht mit dem Umſtande 
allein gegeben, daß der Fahrgaſt aus Gefälligkeit unentgeltlich mitgenommen wird; das iſt an ſich 
ein bloß tatſächlicher Vorgang obne rechtliche Bedeutung (NG 65,17; 67, 431; 68, 429; 128, 229; 
JW 1910, 23412, 1911, 286; 1912, 35710; 1932, 202515; Warn 08 Nr 477; 09 Nr 22,100; 1914 Nr 
259; 1932 Nr 9, 73,1 17; RG SeuffA 87 Nr 36). So verzichtet auch der Mitfahrer bei einer Dauer⸗ 
prüfungsfahrt für Kraftwagen nicht ohne weiteres auf Schadenserſatzanſprüche aus einem Ver⸗ 
ſchulden des Wagenlenkers (RG JW. 1926, 2534). Noch weniger iſt ein ſtillſchweigender Aus⸗ 
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ſchluß der Haftung anzunehmen, wenn es ſich nicht um eine Gefälligkeitsleiſtung des ſonſt Scha⸗ 
denserſatzpflichtigen, ſondern um eine ſolche des Beſchädigten handelt oder die Übernahme einer 
durch Verſchulden des Schädigers erſt begründeten Gefahr in Frage kommt (RG JW 1911, 
714%. Immerhin kann der Geſichtspunkt der Unentgeltlichkeit als ein für den Ausſchluß der 
Haftung auch für Fahrläſſigkeitsſchäden ſprechender Umſtand, wenigſtens beim Hinzutreten 
weiterer Umſtände, gewertet werden. Handelt es ſich dagegen um einen entgeltlichen Vertrag, 
ſo ſind an die Annahme eines ſtillſchweigenden Haftungsausſchluſſes für Fahrläſſigkeitsſchäden 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (RG 128, 229). Zur rechtlichen Bedeutung des „Handelns auf 
eigene Gefahr“ bei Gefalligkeitsfahrten |. RG 141,262. — Andere Fälle vertragsmäßigen Ausſchluſſes 
der Haftung aus u. H. bilden die Verträge, in denen dem Tierhalter gegenüber ein anderer ſich 
zu gewiſſen mit beſondern Gefahren vom Tiere her verbundenen Arbeitsleiſtungen verpflichtet; 
hier liegt die Übernahme der Gefahr im Juhalte des Vertrags, in der Natur der Vertragsleiſtung; 
es bedarf keiner weiteren Vereinbarung darüber (ſo für den Trainer und Zureiter RG 58, 410; 
Ja 65, 14322). Davon zu unterſcheiden find die Fälle, in denen lediglich Dienſtleiſtungen hin⸗ 
ſichtlich des Tieres übernommen werden, mit denen die allgemeine Tiergefahr verknüpft iſt 
(Leiſtungen des Tierarztes und des Hufſchmieds); damit wird die Haftung des Tierhalters nicht 
ausgeſchloſſen; doch hat der durch das Tier verletzte Dienſtverpflichtete aus dem Vertrage den 
Nachweis zu fithren, daß ihn bei der Ausführung der übernommenen Leiſtung kein Verſchulden 
trifft (R 61,54, JW 05 S. 39210 u. 5287; 06, 55322; 07, 71017; Warn 08 Nr 495; 09 Nr 212; 
1911 Nr 29). Vgl. darüber § 833 A 7. Darin, daß ein Jagdgaſt die Einladung zur Jagd annimmt, 
kann der ſtillſchweigende Ausſchluß der Haftung für Schäden gefunden werden, die auf lins⸗ 
beſondere geringfügigen) Verſehen des Jagdgaſtgebers beruhen (RG 128, 39). — Über die 
Reviſtbilität der allgemeinen Beförderungsbedingungen des Aero⸗Llondkonzerns über den Aus⸗ 
ſchluß der Haftung des Flugzeughalters bei Flugunfällen ſ. RG 117, 102. 

c) Daß durch die Verletzung von Vertragspflichten zugleich eine unerlaubte Handlung 
gegen eine vertragsfremde Werken begangen werden kann, ift nicht fraglich und gibt zu Zweifeln 
nur Anlaß, wenn die Vertragsverletzung in der Unterlaſſung einer durch den Vertrag gebotenen 
Handlung beſteht; fie wird zu 8 823 A 10 bei der Beſtimmung des Merkmals der Widerrechtlich⸗ 
keit der u. H. erörtert. Einen Fall ſchuldhafter Körperbeſchädigung (§ 823) einer Dienſtperſon 
durch den Verkauf einer ſicherheitsgefährlichen Gerätſchaft an den Dienſtherrn behandelt NGZ 
Gruch 60, 1011. 

d) Die Verletzung eines Vertragsverhältniſſes durch die unerlaubte Handlung einer ver⸗ 
tragsfremden Perſon, alſo die Verletzung perſönlicher Forderungsrechte Dritter durch eine u. H., 
iſt von der Hegriffsbeſtimmung des „ſonſtigen Rechtes“ in 9 823 Abſ 1 abhängig und findet 9 823 
Ag ihre Erledigung. 

e) Schadenserſatzklage aus unerlaubter Handlung neben oder anſtatt der Anfechtung eines 
Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung gemäß 88 123, 124 BGB. 
Weder argliſtige Täuſchung noch widerrechtliche Drohung begründen notwendig den Tatbeſtand 
einer u. H. Zur u. H. werden ſie erſt, wenn die Schußgeſetze der 55 263, 253 StGB verletzt 
ſind (§ 823 Abſ 2), oder wenn eine mit dem Bewußtſein der Schädigung des Vertragsgeguers 
verbundene ſittenwidrige Schadenszufügung nach $ 826 vorliegt (R Warn 1913 Nr 42). Wie 
die allgemeine Rechtspflicht gegen jedermann, ſich der rechtswidrigen Einwirkungen auf den 
fremden Rechtskreis zu enthalten, durch eine gleichzeitige Vertragspflicht nicht aufgehoben wird 
(j. unter 4a), fo bleiben auch die Anfechtung eines Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung oder 
widerrechtlicher Drohung nach 98 123, 124 und der Schadenserſatzanſpruch aus u. H. ſelbſtändig 
nebeneinander beſtehen. Mag der Getäuſchte oder Bedrohte von dem Anfechtungsrechte Gebrauch 
machen oder nicht, der Schadenserſatzanſpruch aus u. H., wenn der Tatbeſtand einer ſolchen vor⸗ 
liegt, kann ihm nicht genommen werden. Die Entſcheidung RG 63, 268, die dem Betroge nen dieſen 
Schadenserſatzanſpruch verſagte, wenn er die Anfechtungsfriſt des $ 124 hatte verſtreichen laſſen, weil 
legtere Beſtimmung alsdann gegenſtandslos fein würde (ebenſo noch RG 79, 430), ift deshalb unrich⸗ 
tig und von der ſpäteren Rechtſprechung des RG aufgegeben worden; grundſätzlich muß dem durch 
eine argliſtige Täuſchung oder eine widerrechtliche Drohung beim Vertragsſchluſſe beſchädigten Ver⸗ 
tragsteile der Schadenserſatzanſpruch aus 9828 Abſe in Verbindung mit 9263 oder mit 9 240, 253 
StGB oder aus $ 826 in gleicher Weiſe zuſtehen, mag er die Anfechtung erklärt oder die An⸗ 
fechtungsfriſt verſäumt oder auf die Anfechtung verzichtet haben und bei dem Vertrage ſteheu⸗ 
bleiben wollen (R® 79, 194; 84, 131; 103, 159: JW 1918, 815°; Warn 1915 Nr 275; 1918 Nr 181; 
HAR 1929 Nr 1572). Im letzteren Falle wird nur vielfach die durch die eigene Willensentſchließung 
geſchaffene Rechtslage bei Anwendung der Grundſätze der 88 249, 251 die Verwirklichung des 
Schadenserſatzanſpruchs verhindern. Die rechtzeitig erklärte Anfechtung hat die Wirkungen des 8142; 
ſie führt zur Rückgewähr nach Maßgabe des 8812 (RG 74,1). Inſoweit bedarf es nicht mehr der 
Schadenserſatzklage aus der u. H., die dem Beſchädigten aber auch nicht verwehrt iſt (RG 54, 137; 
Warn 1910 Nr 313, ſowie die inſoweit unbedenklichen Urteile RG 59, 155; 63, 110), und die für 
den Erſatz des Schadens an Koſten und Aufwendungen für den Vertrag neben die Bereicherungs⸗ 
klage tritt. Hat der Beſchädigte die Anfechtungsfrift verſtreichen laſſen, ſo geht er dadurch des 
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Rückgewähranſpruchs aus der Anfechtung verluftig, nicht aber des gleichfalls auf Rückgewähr 
($ 249) gehenden Anſpruchs aus u. H. (RG 79, 194 und die oben mitgeteilten weiteren Ent⸗ 
ſcheidungen). Dem Beſchädigten endlich, der bei dem Vertrage ſtehenbleiben will oder der den 
Vertrag nach $ 144 beſtätigt und auf das Recht der Anfechtung verzichtet hat (NG JW 1911, 
3984), iſt ein Schadenserſatzanſpruch aus u. H. an und für ſich ebenfalls gegeben (RG 56, 47; 
59, 155; 61, 250; 62, 384; 63, 110; 66,335; 83, 245; 84, 131; 86, 334; 92, 295; ZI 09, 3098: 
1910, 9344; 1911, 2135; 1912 S. 137, 2374; 1915, 11915; Warn 1915 Nr 7, 14, 74, 109, 166, 
275; 1916 Nr 274; 83 1921, 3731). Über Art und Umfang des Schadenserſatzes aus u. H. im 
Falle des § 123 (ſog. negatives Vertragsintereſſe), über die Ausdehnung der Vertragsklage nach 
§ 463 Satz 2 durch entſprechende Anwendung der Beſtimmung auf betrüglich vorgeſpiegelte 
Eigenſchaften der Kaufſache und auf die kaufähnlichen Geſchäfte des § 493, ſowie über die An⸗ 
wendung der 8% 249, 251, wenn der Getäuſchte oder Bedrohte bei dem Vertrag ſtehenbleiben 
will, vgl. $ 123 A 5 und die Anmerkungen zu den genannten Paragraphen. 

5. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Handlung und Schaden. 

a) Urſache iſt die Summe von Bedingungen, von denen der Eintritt eines Ereigniſſes ab⸗ 
hängt. Das Zuſammenwirken aller Glieder der Urſachenkette zu überſchauen, iſt der menſchlichen 
Erkenntnis nur ſelten möglich; noch weniger iſt der menſchliche Wille imſtande, alle Bedingungen 
des Geſchehens maßgebend zu beſtimmen. Für die Frage, ob ein menſchliches Tun oder ein 
Geſchehnis für ein eingetretenes Ereignis urſächlich geworden ſei, muß es deshalb genügen, daß 
durch dieſes Tun oder Geſchehnis eine der Bedingungen geſetzt worden iſt, ohne die das Ereignis 
nicht eingetreten wäre (RG 50, 219; 63, 341; 69, 57; 73, 289; 93,1; ZW 05 S. 4864 u. 69012; 
09, 3125; 1912, 5811; 1913, 98618, 1914, 9805; 1916, 11152; Gruch 49, 616; LZ 1922, 6172). 
Aber nicht alle Bedingungen, die im Einzelfalle mitgewirkt haben, einen Erfolg herbeizuführen 
und deshalb zu dieſem auch notwendig wirkend geworden find, können für die rechtliche Betrach⸗ 
tung als Urſachenglieder dieſes Erfolgs angeſehen werden. Die rechtliche Beurteilung kann nicht 
rückſchauend von der Wirkung aus die Urſache beſtimmen, ſie muß von den Urſachen aus die 
mögliche Wirkung ins Auge faſſen. Nur diejenigen Glieder der Urſachenkette können deshalb 
als beſtimmend für den Erfolg in Betracht gezogen werden, deren maßgebende Wirkſamkeit für 
deſſen Eintreten zur Zeit der Handlung, die als Urſache eines Erfolgs in Anſpruch genommen 
wird, nach allgemein menſchlicher Erfahrung erkennbar war und deshalb auch vom Handelnden 
überſehen werden konnte, und außerdem diejenigen, deren Wirkſamkeit zwar allgemein nicht 
erkennbar, aber dem Handelnden bekannt war, und die er erwartet und benutzt hat (og. adäquate 
Verurſachung; vgl. Vorbem 3 vor $ 249). Ein ungewöhnlicher Verlauf der Dinge, der nicht 
vorausgeſehen werden konnte, kann deshalb rechtlich als Kette von Urſache und Wirkung nicht 
angeſehen werden (RG 50, 219; 69, 57; 72, 324; 81, 359; 91, 347; 133, 126; 135, 149; JW 03 
Beil 250; 05 S. 165 u. 4864; 08 S. 405° u. 5264; 09, 358°; 1911 S. 9510, 153° u. 399%, 57917, 
7540; 1931, 16924; Warn 1912 Nr 199; 1920 Nr 100; 1931 Nr 85). Hinzukommende Handlungen 
oder Uuterlaſſungen Dritter unterbrechen den urſächlichen Zuſammenhang nicht (RGS ZW 1921, 
7416 88 1921, 2675). Auch das eigene Verhalten des Verletzten kann ihn nur dann ausſchließen, 
wenn es ganz außergewöhnlicher, nicht zu erwartender Art ift (RG 81, 359; 129, 128). Ob die 
für den Erfolg nach dieſen Leitſätzen maßgebende Bedingung dieſen unmittelbar oder mittelbar, 
allein oder in Verbindung mit andern Umſtänden, eine Gefahr ſchaffend oder nur ſteigernd herbei⸗ 
geführt hat, ift gleichgültig (RG 73, 289; 81, 359; 129, 128; JW 03 Beil 32; 05, 486“, 09 S. 13619 
u. 312%; 1911 S. 319%, 3996 u. 754; 1912, 5811; 1914, 9805; 1916, 11152; Warn 1911 Nr 363; 
SeuffA 81 Nr 23; 03 1921, 2675). Urſächlichkeit, wenn ein Unfall eine Operation notwendig 
macht, ſ. RS HAN 1928 Nr 831. Bei vorſätzlichen Handlungen kann ein mittelbarer Schaden 
nur dann dem Täter zugerechnet werden, wenn er dieſen wenigſtens als möglich vorausgeſehen 
hat; es genügt nicht, daß er ihn hatte vorausſehen können (RG 79, 55; JW 03 Beil 313). Die 
Urſächlichkeit einer Körperverletzung für einen Geſundheitsſchaden wird auch durch eine 
dieſen begünſtigende krankhafte Anlage nicht ausgeſchloſſen (RG JW 05, 69012; 06, 20425; 08, 
4116; 1924, 4645; 1931, 333315; Warn 1911 Nr 363), es ſei denn, daß die krankhafte Anlage auch 
ohne die Verletzung mit Sicherheit die Krankheit ſelbſt ausgelöſt haben würde; dann fällt mit 
ihrem von der Anlage aus von vornherein zu erwartenden Eintritt die Urſächlichkeit der Körper⸗ 


verletzung hinweg, und dieſe beſteht nur inſoweit, als die krankhafte Anlage durch die Körper⸗ 
verleßung 11 de zum Schlimmeren oder zur Beſchleunigung ihrer Entwicklung 


gebracht wurde (MG JW 1911 S. 319 u. 65021; Warn 1911 Nr 363; LZ 1917, 861°). Ander⸗ 
ſeits find auch Krankheiten als Wirkungen einer Körperverletzung anzuſehen, zu denen dieſe nur 
den Keim legte, und die ſich dann aus dieſem heraus infolge hinzutretender anderer Urſachen 
entwickelt haben. Dies gilt auch für nervöſe Krankheitserſcheinungen als Folge des bei einem 
Unfall erlittenen pſochiſchen Schocks (NG IW 1931, 1700). Auch ſolche nervöſe Krank⸗ 
heitserſcheinungen gehören hierher, die unmittelbar in den Aufregungen des Prozeſſes zur 
Erkämpfung des Schadenserſatzes ihre Urſache haben, die aber dennoch als Wirkungen der Korper⸗ 
verletzung dann angeſehen werden können, wenn die letztere gerade eine nervöſe Erkrankung, 
wenn auch nur im Keime, hervorgerufen oder eine vorhandene nervöſe Reizung verſchlimmert 
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hat, alſo ein innerer Zuſammenhang zwiſchen der nervöſen Erkrankung und Körperverletzung 
beſteht; der Prozeß ſelbſt ſtellt ein verbindendes Mittelglied der Urſachenkette nicht dar; er iſt 
keine Folge wirkung der Verletzung, ſondern nur durch dieſe äußerlich und zufällig veranlaßt. 
Überall, wo nicht die Körperverletzung, in der Regel der Unfall, ſelbſt eine nervöſe Erkrankung 
hervorgerufen hat, aus welcher dann in weiterer Folge die Begehrungsvorſtellungen nach der 
Rente, verbunden mit der Einbildung, ganz erwerbsunfähig geworden zu ſein, in dem Verletzten 
ſich entwickelt haben, ſondern wo nur ein äußerer Zuſammenhang durch das Erleben des Unfalls 
und die Erinnerung an ihn beſteht und das Rentenbegehren nachträglich durch einen Mangel an 
Widerſtandskraft gegen die auftretenden Begehrungsvorſtellungen zur Entfaltung gekommen iſt, 
iſt ein urſächlicher Zuſammenhang nicht mehr gegeben; ob dies oder jenes anzunehmen iſt, iſt 
Sache der Feſtſtellung im Einzelfalle (RG 75, 19; 81, 359; JW 06, 23118; 08 S. 4055, 52611; 
1910, 10031; 1915, 143670, 1929 S. 93625, 22511; 1930, 15792, 1931, 170012, 333318; 1932, 
33309, 3334 Warn 1914 Nr 51 u. 104; 1915 Nr 12; 1916 Nr 199; 1931 Nr 64, 102; NG Gruch 
71, 392; RG 8. 12. 27 VI 106/27; 27. 9. 28 VI 296/28; RG JW 1924, 4648 über das mitwirkende 
eigene Verſchulden des Beſchädigten durch Erhebung maßloſer Anſprüche im Falle der Bejahung 
des urſächlichen Zuſammenhangs RG 75, 19; auch JW 1915, 143610). Zum Weſen der ſog. 
Unfallneuroſe und ihrer Bedeutung für die Frage des urſächlichen Zuſammenhanges ſ. auch RG 
HAN 1932 Nr 1124. Bei Prüfung der Zuläſſigkeit von Geräuſcheinwirkungen ($ 906) muß die 
beſondere Empfindlichkeit (nervöſe Veranlagung) einer von der Einwirkung betroffenen Perſon 
außer Betracht bleiben und auf das Empfinden eines normalen Durchſchnitksmenſchen abgeſtellt 
werden, iſt aber danach die Einwirkung ſchuldhaft unzuläſſig, dann muß der Störer ihre geſund⸗ 
heitsſchädlichen Folgen auch dann vertreten, wenn ſie bei geſundheitlich ſchwachen oder beſonders 
empfindlichen Perſonen eintreten (RG 7. 4. 32 VI 494/31). Der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen der durch eine unerlaubte Handlung einer Perſon zugefügten Körperverletzung und 
ihrem Tode iſt auch dann vorhanden, wenn die Perſon wegen der Verletzung in ein Krankenhaus 
gebracht wurde, dort infolge der in ſolchen Häuſern durch das Zuſammenſein mit andern Kranken 
erhöhten Anſteckungsgefahr an der Grippe erkrankte und dieſe wieder infolge der durch die Ver⸗ 
letzung geſchwächten Widerſtandskraft des Körpers den Tod der Perſon herbeiführte (RG 105, 
264). Durch ärztliche Kunſtfehler bei der Behandlung einer Körperverletzung und deren 
Folgen, die auf der Unvollkommenheit der ärztlichen Wiſſenſchaft und ihrer Ausübung beruhen, 
und mit denen deshalb überall gerechnet werden muß, wird der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen der Verletzung und dem Schaden nicht aufgehoben; auch die dadurch eingetretenen 
etwaigen Verſchlimmerungen des Krankheitszuſtandes des Verletzten müſſen von dem Schädiger 
vertreten werden, auf den die Verletzung zurückzuführen iſt (MG JW 1911, 754°; 1913, 3227; 
1921, 741; RG HR 1928 Nr 831; 7. 1. 13 VI 305/12). In den Rahmen des adäquaten Zu⸗ 
ſammenhanges fällt es auch, wenn jemand, der durch einen Unfall ein Bein verloren hat, infolge 
dieſes Verluſtes und des dadurch bedingten Tragens eines Kunſtbeines einen neuen Unfall 
erleidet; die u. H., die den erſten Unfall verurſacht hat, ift zugleich urſächlich für den zweiten (RG 
119, 204). Brandſtiftung als Urſache von Unfällen, die ſich bei Löſcharbeiten, Einreißen vom 
Brand beſchädigter Balken ereignen, ſ. RG Gruch 70,551. Schwarzfahrten als adäquate Folge 
der Einftellung eines unzuverläſſigen Kraftwagenführers ſ. RG 81, 361; 133, 127; 136, 15. 

b) Laufen mehrere Tatſachen oder Tatſachenreihen nebeneinander, die nach menſchlicher 
Erfahrung ſowohl jede für ſich wie im Zuſammenwirken miteinander einen Erfolg urſächlich 
herbeigeführt haben können, ſo iſt im Zweifel, wenn nicht zu ermitteln iſt, welche dieſer urſäch⸗ 
lichen Verknüpfungen in Wirklichkeit ſtattgehabt hat, das Zuſammenwirken aller anzunehmen 
(RG JW 08, 2996, 09, 3617; 1911, 3996; 1912, 581); ein Abwägen des Maßes der Verurſachung, 
wie bei $ 254, findet dem Beſchädigten gegenüber nicht ſtatt; jeder Urheber einer Urſachenver⸗ 
knüpfung iſt für den ganzen Erfolg verantwortlich (RG JW 1911, 3996). Wenn aber mehrere 
Urſachen nur eine jede für ſich, die eine oder die andere den Erfolg herbeigeführt haben können, 
ohne daß eine von ihnen als die tätige Urſache mit größerer Wahrſcheinlichkeit (ſ. unter e) feſt⸗ 
geſtellt werden kann, und wenn nur eine beſtimmte von ihnen der haftbar gemachten Perſon 
zugerechnet werden kann, dann kann dieſe letztere als Urheber des ſchädlichen Erfolgs nicht an⸗ 
geſehen werden (RG 29. 11. 09 VI 553/08); anders, wenn dieſe Perſon die mehreren Möglichkeiten 
hätte in Rechnung ziehen können oder müfjen und deshalb für fie verantwortlich gemacht werden 
kann (NG JW 04, 4865). Über mehrere Teilurſachen mit Teilwirkungen vgl. RO JW 1914, 9805. 
Das Zuſammenwirken mehrerer Urſachen zu demſelben ſchädlichen Erfolge hat ſeine beſondere 
Wichtigkeit für das Gebiet der u. H., wenn die eine Urſache von dem in Anſpruch genommenen 
Schädiger, die andere vom Beſchädigten ſelbſt geſetzt wird (§ 254). Über mehrere Miturheber der ⸗ 
ſelben Urſache handelt $ 830, über mehrere Urheber ſelbſtändiger Urſachen $ 840. Wenn eine u. H. 
die Begünſtigung oder Hehlerei zu der u. H. eines andern zum Gegenſtande hat, die einen Schaden 
bereits abgeſchloſſen bewirkt hatte, fo iſt die Begünſtigung oder Hehlerei zum Schadenserſatze 
nur verpflichtend, wenn fie einen neuen beſondern Schaden verurſacht hat (RG 15. 2. 12 V1 273/11). 

e) Bei der Unzulänglichkeit der wirklichen und vollſtändigen Urſachenverknüpfung für das 
menſchliche Erkennen kann ein zwingender Beweis der Urſächlichkeit einer Handlung oder Unter⸗ 
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laſſung für ein eingetretenes Ereignis nicht verlangt werden. Ein hoher Grad von Wahrſche in⸗ 
lichkeit muß ſowohl für die Feſtſtellung der Verurſachung der Verletzung durch das Tun wie 
für die Feſtſtellung der Verurſachung des Schadens durch die Verletzung ausreichen (RG JW.̃ 
08, 19616; 1911, 276°; Warn 1910 Nr 5). Es muß genügen, wenn für eine Tatſache oder Tat⸗ 
ſachenkette ein ſo hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit erbracht wird, daß daneben die anderen 
Möglichkeiten, wie der feſtſtehende Erfolg eingetreten fein könnte, verſchwinden (RG 114, 73; 
RG Warn 1909 Nr 158; 1929 Nr 99). Iſt eine zur Erklärung des eingetretenen Erfolgs geeignete, 
dem natürlichen Laufe der Dinge entſprechende Urſache wahrſcheinlich gemacht, ſo iſt es Sache 
des Gegners, darzutun, daß trotzdem nicht dieſe, ſondern andere, wenn auch minder wahrſchein⸗ 
liche Urſachen ihn herbeigeführt und die Mitwirkung jener andern ausgeſchloſſen haben (R 
76, 313; 95 S. 103 u. 249; Warn 1910 Nr 5; 1911 Nr 219; 1915 Nr 50; 23 1919, 10146; Seuff A 
86 Nr 162; HRR 1929 Nr 1995.) Darauf beruht der Gedanke des Beweiſes auf den erſten 
Anſchein (prima facie), deſſen Anwendung aber im weſentlichen auf ſog. typiſche Ge⸗ 
ſchehensabläufe, d. h. auf ſolche Fälle zu beſchränken iſt, bei denen ein gewiſſer Tatbeſtand feſtſteht, 
der nach den Erfahrungen des Lebens auf eine beſtimmte Urfache hinweiſt (RG 112, 229; 121, 160; 
130, 357; 135, 136; R Warn 1929 Nr 100). Eine Verallgemeinerung der Regel derart, daß jeder 
Kläger ſchließlich nur einen gewiſſen Grad von Wahrſcheinlichkeit darzutun und der Gegner die 
Wahrſcheinlichkeit zu entkräften habe, iſt abzulehnen (RG 112, 229; 126, 70; 130, 357; RG SeuffA 
80 Nr 120). Überhaupt kann die Wahrſcheinlichkeit nicht die richterliche Feſtſtellung des Urſachen⸗ 
zuſammenhangs ſelbſt darſtellen; fie iſt nur Hilfsmittel für die Gewinnung der richterlichen Über- 
zeugung von dieſem, die niemals entbehrt werden kann und in der Entſcheidung ihren Ausdruck 
finden muß (RG 95, 249; 98, 58; 134, 237; RG 17. 1. 31 IX 226/30; RA Warn 1932 Nr 8). 
Für den Beweis eines urſächlichen Verſchuldens ſ. § 823 A 3 a. E. 

6. Die Klage auf Unterlaſſung. 

1. Die abwehrende Eigentumsklage. Das BGB nennt als Rechtswirkung der u. H. aus⸗ 
drücklich nur einen Schadenserſatzanſpruch des Verletzten. Ein Anſpruch auf Unterlaſſung wider⸗ 
rechtlicher Störungen und Eingriffe iſt nur anerkannt zum Schutze des Namensrechts ($ 12), 
des Beſitzes ($ 862) und des Eigentums ($ 1004), Sowie durch Verweiſung auf dieſe Beſtimmungen 
weiter in den $$ 1017 (Erbbaurecht), jetzt $ 11 Abſ 1 der VO über das Erbbaurecht v. 15. 1. 19 
(Re Bl 72), ferner 1027 (Grunddienſtbarkeit), 1068 (Nießbrauch), 1090 (andere perjönliche Dienſt⸗ 
barkeiten), 1227 (Pfandrecht); endlich gegen Mißbrauch der Mietſache durch den Mieter beim 
Mietvertrage ($ 550). Daß die angezogenen Beſtimmungen eine entſprechende Anwendung 
bei allen ausſchließlichen (ſog. abſoluten) Rechten geſtatten, insbeſondere bei den Urheber⸗ und 
gewerblichen Schutzrechten, ſoweit die dieſe regelnden Sondergeſetze nicht eine Unterlaſſungsklage 
ausdrücklich gewähren, alſo bei allen Rechten, die unter den Begriff des „ſonſtigen Rechtes“ aus 
$ 823 Abf 1 fallen (vgl. 8 823 A 9), iſt außer Zweifel und wird allgemein angenommen. Die ſe 
Klage auf Unterlaſſung weiterer ernſtlich zu befürchtender Störungen iſt die ausgeſtaltete Eigen⸗ 
tumsfreiheitsklage (actio negatoria) und ſetzt nur einen gegenſtändlich (objektiv) wider⸗ 
rechtlichen Eingriff in das ausſchließliche Recht voraus, dem der Berechtigte mit der aus 
feinem Recht entſpringenden Klage entgegentreten kann (R® 60, 6; 109, 276). Ja, fie wird 
zuzugeſtehen ſein, auch wenn eine Rechtsverletzung noch nicht ſtattgefunden hat, aber erkennbar 
ernſtlich vorbereitet iſt (vgl. Dernburg⸗Kohler, BR VI § 77). Aus dieſem Geſichtspunkte ſind, 
da der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb zu den „ſonſtigen Rechten“ des § 823 Abſ 1 
gezählt wird (vgl. 8 823 A 9), die Entſcheidungen RG 65, 210; JW 05, 17415; 08, 1331; 1911, 
5722; 1913, 3443, Warn 1915 Nr 82 begründet. N 5 

II. Die unterlaſſungsklage auf Wiederherſtellung. Weiter kann eine Klage auf Unter⸗ 
laſſung von Eingriffen in den allgemeinen Rechtskreis eines andern von dieſem dann erhoben 
werden, wenn die durch die u. H. bewirkte Rechtsverletzung und der hieraus entſpringende Schaden 
nicht durch die einmalige Vornahme der Handlung abgeſchloſſen iſt, durch die u. H. vielmehr 
ein den andern dauernd ſchädigender Zuſtand geſchaffen wurde, der durch den Zwang zur Unter⸗ 
laſſung weiterer Störungen beſeitigt wird. Es handelt ſich hier in Wahrheit um einen Beſeiti⸗ 
gungsanſpruch (NG Warn 1915 Nr 127); die Unterlaſſung bedeutet hier die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes im Sinne des $ 249 (vgl. RG 77, 218; 82, 59; 88, 130; 91, 265). Wo 
die begangene u. H. in ihren Folgen fortwirkt oder wo die zu erwartende Wiederholung des 
Eingriffs den Charakter der Forkſetzung der Verletzung und der Schadenszufügung tragt, iſt dieſe 
Klage auf Unterlaſſung an ſich gegeben, ſo z. B. bei Ausſperrungen und Boykotthandlungen. 
Sie ſetzt die Erfüllung des vollen Tatbeſtandes der u. H. in der Vergangenheit nach der gegen- 
ſtändlichen wie nach der perſönlichen Seite als Unterlage des Anſpruchs für die Zukunft voraus; 
ſie erfordert alſo, daß der Tatbeſtand einer u. H. bereits fertig vorliegt und die Fortſetzung der 
Beſchädigung durch die Wiederholung von Handlungen derſelben Art ernſtlich zu befürchten ſteht. 
Dieſe Klage auf Unterlaſſung kann alle Tatbeſtände der u. H. betreffen; ſie findet namentlich auf 
diejenigen der 99 824, 826 Anwendung (vgl. zu $ 826 RG 105, 4 113, 33). Die Wiederholungs⸗ 
gefahr, für die den Kläger die Beweislaſt trifft, ſofern fie nicht offen zutage liegt (RG 78, 210; 
96, 244; Warn 1913 Nr 320), muß eine ernſtliche und auf Tatſachen gegründete ſein; auch eine 


600 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


weniger große Wahrſcheinlichkeit reicht für ihre Annahme aus (ob fie begründet ift, iſt regelmäßig 
Tatfrage, RG 96, 245; 98 S. 36 u. 269; Warn 1913 Nr 320 u. 416); ſie muß noch zur Zeit des 
Urteilserlaſſes beſtehen (Reh aa. JW 1911, 58651, 1913 S. 342, 543%; Warn 1914 Mr 122; 
1915 Nr 20; 13. 7. 10 VI 459/09; 16. 1. 13 VI 287/12). Es handelt ſich in den Fällen dieſer 
Unterlaſſungsklage indeſſen vornehmlich weniger um künftige Unterlaſſungen als um die Zurück⸗ 
nahme von noch fortdauernden Eingriffen; ſo von Sperrmaßregeln gegen Gewerbetreibende 
(nch 18, 114; 56, 271; 82, 59; 88 130; 91, 265 3W 05, 7152; Warn 1913 Nr 416), Beſeitiaungen 
von Druckſchriften, die unwahre Mitteilungen über Geſchäftsverhältniſſe enthalten (RG br, lo; 
60, 12; JW' 08, 33310), Unterlaffung der öffentlichen Ausſtellung von Waren zu illoyalen Zwecken 
(RG ZW 03 Beil 23), Aufhebung eines ſchädigenden Verbots (RG 72, 251), Zurücknahme öffent⸗ 
licher Angriffe auf die Ehre oder den Kredit des Klägers (RG 88, 129; Warn 1913 Nr 449), Ver⸗ 
öffentlichung des auf Unterlaſſung lautenden Urteilsſatzes und darüber hinausgehende Verurteilung 
zum Widerruf (MG HAN 1931 Nr 1307; 1932 Nr 1128). Wird daran feſtgehalten, daß dieſe Klage 
nur gegeben ſein kann, wo die fernere Unterlaſſung in der Tat eine Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes bedeutet ($ 249), fo find ihr naturgemäß enge Grenzen geſteckt. Begangene u. H. 
werden nicht dadurch ungeſchehen und unſchädlich gemacht, daß ſie nicht wiederholt werden. 
Wiederherſtellend kann die Unterlaffung nur wirken, wo es ſich nicht ſowohl um eine Abwehr 
der Wiederholung als um eine Beſeitigung ſtörender Eingriffe in den Rechtskreis eines andern 
handelt, wie bei der Abſtandnahme von Sperrmaßregeln und Verrufserklärungen. Bei der weit⸗ 
aus größten Zahl der Unterlaſfungsklagen iſt in Wahrheit nicht eine Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes in Frage, die durch eine fernere Unterlaſſung von Eingriffen gar nicht geleiſtet werden 
kann, ſondern die Abwehr künftiger Beeinträchtigungen gleicher Art. 

III. Die vorbeugende Unterlaſſungsklage. a) In erweiternder Übertragung der Grund⸗ 
ſätze der unter I behandelten abwehrenden Eigentumsklage nach $$ 12, 862, 1004 BGB hat die 
Rechtſprechung, einem Bedürfniſſe des Rechtsverkehrs entgegenkommend, auch zur Abwehr 
künftiger rechtswidriger Eingriffe in alle vom Recht geſchützten Lebensgüter und Intereſſen nicht 
dinglichen und ausſchließlichen, ſondern rein perſönlichen Charatters eine ſog. vorbeugende Unter⸗ 
laſſungsklage anerkannt, wie fie für das beſondere Rechtsgebiet des Wettbewerbs in verſchiedenen 
Beſtimmungen des UnlWG geſchaffen worden ift. Dieſe Unterlaſſungsklage ſetzt ebemſo wie die 
ahwehrende Eigentumsklage nicht den erfüllten Tatbeſtand einer u. H., ſondern nur einen gegen⸗ 
ſtändlich widerrechtlichen Eingriff in das geſchlltzte Recht oder Rechtsgut und für die Zukunft 
den Nachweis einer ernſtlichen, durch Tatſachen begründeten Beſorgnis weiterer Eingriffe (Wieder⸗ 
holungsge fahr; vgl. unter II, ferner RG 115, 416; 123, 271; 124, 260; 138 S. 219, 976; N 
JW 1925, 139325, 1929, 122351, 1933, 14006; N 5. 2. 32 111 120/31) voraus; auch ein ernſtlich 
drohender erſtmaliger Eingriff kann zur Begründung der Unterlaſſungsklage genügen (RG 101, 
339 RG JW 1930, 17021, Rech 5, 98). Die Grundlage der Entwicklung bildeten die Entſchei⸗ 
dungen Ri 48, 114; 60, 6 u. 31, 366. In RG 77, 217 erſcheinen die Unterlaſſungsklage auf 
Wiederherſtellung (unter II oben) und die hier beſprochene vorbeugende Unterlaſſungsklage nicht 
vollſtändig 4 geſchieden; es iſt darin, wie aus S. 219 hervorgeht, eine Unterlaſſungsklage 
auf Wiederherſtellung im Sinne des $ 249 Bloch angenommen und für dieſe mit Recht der volle 
gegenſtändliche wie perſönliche Tatbeſtand der u. H. in der Vergangenheit gefordert; der ent⸗ 
ſchiedene Fall ſelbſt ſcheint jedoch auf die vorbeugende Unterlaſſungsklage hinzuweiſen. Die 
Entſcheidung ſtellt jedenfalls nicht, wie vielfach angenommen wurde, eine Aufgabe der in den 
vorbezeichneten Urteilen aufgeſtellten Grundſätze dar (vgl. Rh SeuffA 69 Nr 105 ſowie Warn 
1916 Nr 105), die in einer Rethe ſpäterer Entſcheidungen in dem gleichen Sinne weiter ausgeſtaltet 
worden find (uch 78 S. 210 u. 256; 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 273 u. 339; 101, 
335; JW 1911 S. 5723 u. 76017 1912, 587; 1913, 3423; 1915, 2918, Warn 1914 Nr 17; 1915 
Nr 20; 1916 Nr 105, 1918 Nr 95; SeuffA 69 Nr 105; LZ 1919, 10150). Dieſe Klage iſt zwar 
der abwehrenden Eigentumsklage nachgebildet; da ſie aber auf rein perſönliche Rechtsgüter 
oder Intereſſen ſich bezieht, einen 1 in ein durch die Vorſchriften des 25. Titels geſchütztes 
Rechtsgut oder Intereſſe zur Grundlage hat und eine Erganzung der Schadenserſatzklage bildet, 
iſt fie ebenfalls als Klage aus u. H. oder wegen u. H. anzuſprechen. Der dingliche Charakter der 
abwehrenden Eigentumsklage geht ihr ab; der Unterlaſſungsanſpruch entſpringt hier nicht, wie 
bei der Eigentumsfreiheitsklage, dem verletzten ausſchließlichen Recht, ſondern der widerrechtlichen 
Störung des allgemeinen Rechtskreiſes des Beſchädigten (vgl. Rich 88, 130). b) Geſchüßzte 
Pechtsgüter, denen die vorbeugende Unterlaſſungsklage dienen ſoll, find einmal die in $ 823 
96} 1 genannten: Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit; ferner die Intereſſenkreiſe des $ 824: 
Kredit, Erwerb und Fortkommen, weiter auch die mittelbar durch Schutzgeſetze im Sinne des 
$ 823 Abſ 2 geſchützten Rechtsgüter in den Grenzen dieſes Schutzes (vgl. bei. RG 82, 59). Auch 
die Ehre gehört mit Rückſicht auf die Schuggeiehe der 99 185—187 StGB zu den geſchützten 
Rechtsgütern, deren Verletzung die Grundlage eines Unterlaſſungsanſpruchs bilden kann. An 
ſich allerdings nur mit der Beſchränkung des § 193 StGB. Die Wahrnehmung eines berechtigten 
Intereſſes nimmt nach 9 193 StB wie nach $ 824 Abſ 2 BGB der Behauptung oder Verbreitung 
nicht erweislich wahrer Tatſachen den Charakter der gegenſtändlichen Widerrechtlichkeit. Iſt 
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jedoch die Unwahrheit der behaupteten oder verbreiteten Tatſachen feſtgeſtellt, dann ergibt ſich 
daraus ohne weiteres ihre Widerrechtlichkeit. Deshalb iſt auch eine Klage auf Unterlaſſung der 
weiteren Behauptung oder Verbreitung ehr⸗ oder kreditverletzender Tatſachen zuläſſig, wenn 
der Kläger den Nachweis der Unwahrheit der behaupteten Tatſachen erbringt (RG 78, 256; 
82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95, 339; 124, 260; 140, 392; JW 1913, 3428; 1915, 2913, 1919, 
9932; 1925, 139323; 1933, 140018, Warn 1914 Nr 17; 1915 Nr 20; 1918 Nr 95; SeuffA 69 Nr 105; 
Gruch 72, 319; OLG 45, 173). Dies gilt jedoch dann nicht, und der Unterlaſſungsanſpruch entfällt 
mithin, wenn es ſich um die Ausübung im öffentlichen Recht begründeter Rechte (Strafanzeige des 
Verletzten, Beſchwerde über einen Beamten bei der zuſtändigen Dienſtſtelle) oder um die Erfüllung 
öffentlich⸗rechtlicher Pflichten (Zeugnispflicht, Beamtenpflicht) handelt (RG 78, 210; 124, 262; 
142, 116; JW 1912 S. 2901 u. 587°; SeuffA 69 Nr 105; HRR 1929 Nr 1726). Anſpruch der 
Frau gegen ihren Mann, daß er unterlaſſe, eine andere weibliche Perſon, mit der er ein Liebes⸗ 
verhältnis unterhält, als ſeine Frau auszugeben, ſ. RG Warn 1927 Nr 138. Bei Veröffentlichungen 
öffentlicher Körperſchaften, z. B. einer Handwerkskammer in Vertretung der Intereſſen des 
Handwerks iſt der Rechtsweg für das Verlangen auf Widerruf und künftige Unterlaſſung aus⸗ 
geſchloſſen (NG Warn 1929 Nr 143). Das Vermögen ift ein geſchütztes Rechtsgut, ſoweit es 
durch § 263 StB oder andere Strafgeſetze beſondern rechtlichen Schutz genießt, ſowie auch 
als Gegenſtand einer Schädigung wider die guten Sitten nach § 826; inſoweit kann alſo auch die 
vorbeugende Unterlaſſungsklage auf Vermögensbeſchädigungen gegründet ſein und deren Wieder⸗ 
holung abwehren (vgl. RG 91, 350; Warn 1918 Nr 95). Im Falle des $ 826 iſt jedoch der gegen⸗ 
ſtändliche Tatbeſtand vom perſönlichen nicht zu löſen, jo daß eine abwehrende Unterlaſſungsklage 
nicht wohl anders als auf Grund des erfüllten Tatbeſtandes der u. H. in der Vergangenheit denkbar 
iſt. c) Die erweiterte vorbeugende Unterlaſſungsklage ſoll einem dringenden Rechtsſchutz⸗ 
be dürfniſſe dienen. Daraus hat die Rechtſprechung des Reichsgerichts, im beſonderen des frühe⸗ 
ren 6. 36, gefolgert, die Unterlaſſungsklage ſei nur zuzulaſſen, wenn im Einzelfalle der Schadens» 
erſatz für die begangene u. H. nicht ausreiche, das angegriffene Rechtsgut für die Zukunft gegen 
Beeinträchtigungen gleicher Art zu ſchützen, und ein anderer geſetzlicher Schutz nicht gegeben 
ſei, und hat angenommen, daß ein folder die Unterlaſſungsklage ausſchließende Schutz regel⸗ 
mäßig dann beſtehe, wenn die u. H., deren Tatbeſtand in Frage ſtand, durch ein Strafgeſetz unter 
öffentliche Strafe geſtellt ſei. Gleichviel ob die Strafverfolgung im Wege der öffentlichen Klage 
oder durch Privatklage zu geſchehen habe, ſei der Regel nach kein Rechtsſchutzbedürfnis anzu⸗ 
erkennen, durch Urteil auf die Unterlaſſungsklage eine bereits durch ein Strafgeſetz verbotene 
Handlung nochmals zu verbieten und der Androhung der öffentlichen Strafe im Strafgeſetz eine 
zivilrechtliche Strafandrohung hinzuzufügen. Aus dem Geſichtspunkte, daß letzten Endes das 
Rechtsſchutzbedürfnis im einzelnen Falle für die Zulaſſung der vorbeugenden Unterlaſſungsklage 
maßgebend fein müſſe, bleibe es dem Klager unbenommen, darzutun, daß die Androhung der 
öffentlichen Strafe ihm einen genügenden Rechtsſchutz nicht gewähre, ſei es, daß der Strafver⸗ 
folgung Hinderniſſe entgegenſtehen (Ausland), oder daß bei der Privatklage die jedesmalige 
Strafverfolgung ihm die Abwehr ungebührlich erſchwere oder einen ausreichenden Schuß gegen 
die zu erwartende hartnäckige Wiederholung der Angriffe nicht bieten würde. Auch die kurze 
Verjährungszeit namentlich nach 8 22 Preß G und die Antragsfriſt des $ 61 StOB für die Ver⸗ 
folgung von Beleidigungen könne für die Zulaſſung der Unterlaſſungsklage ins Gewicht fallen. 
Vgl. hierzu aus der Rechtſprechung R 71, 85 (hier iſt die Klage auf Unterlaſſung eines weiteren 
ehebrecheriſchen Verkehrs mit der Ehefrau des klägers aber vornehmlich wegen der beſonderen 
ſittlichen Natur des ehelichen Verhältniſſes für unſtatthaft erklärt worden) 77, 217 (ngl. oben 
unter a); 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 268 u. 339; JW 1912, 5877; 1913, 3423; 1919 
S. 9934 u. 5946; Warn 1918 Nr 95; über die Privatklage beſonders RG. 77, 217; JW 1913, 345 

(hier ift die Frage, ob die Einſchränkung des Rechtsſchutzbedürfniſſes auch im Falle der Zulaſſigkeit 
nur der Privatklage für die Strafverfolgung Platz zu greifen habe, noch offengelafjen); RO 82, 
59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350 (Bedeutung der Verjährung der Strafklage und des Ablaufs der 
Antragsfriſt); 95 S. 273 u. 339; 98, 36 (Privatklage). Dieſe weitgehende Einſchränkung der 
Unterlaſſungsklage hat jedoch im Schrifttum überwiegend Widerſpruch gefunden und wird gegen- 
über den fortſchreitenden Forderungen des Verkehrslebens kaum aufrechtzuerhalten ſein, da ſie 
der Verſchiedenartigkeit des zivilrechtlichen und des ſtrafrechtlichen Rechtsſchutzes nicht genügend 
Rechnung trägt. Der ſtrafrechtliche Schutz bewegt ſich nicht nur in anderen Formen, er dient 
auch anderen Bedürfniſſen und Zwecken als der zivilrechtliche, und es läßt ſich deshalb die Not⸗ 
wendigkeit eines privatrechtlichen Rechtsſchutzes nicht damit verneinen, daß für den Schutz des 
bedrohten Privatrechts auch der Weg der Strafklage offenſtehe. Vielmehr iſt für die Regel davon 
auszugehen, daß beide Wege ſelbſtändig nebeneinander laufen, und daß es dem Berechtigten 
überlaſſen bleiben muß, zu beſtimmen, ob er zum Schutze ſeines Rechts den einen oder den andern 
Weg beſchreiten oder auch von beiden gleichzeitig Gebrauch machen will. Es wird alſo für die 
Unterlaſſungsklage nichts weiter zu fordern ſein, als ein objektiv rechtswidriger Eingriff in ein 
vom Geſetz geſchütztes Rechtsgut und die durch Tatſachen begründete ernſtliche Gefahr der Wieder⸗ 
holung. In dieſem Sinne hat bei der Beurteilung eines auf dem Gebiete des unlauteren Wett⸗ 
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bewerbs liegenden Falles im Urteil v. 15. 2. 27 II 317/26 (RG 116, 151) auch der 2. 35 des 
Reichsgerichts ſich ausgeſprochen und den Unterlaſſungsanſpruch ausdrücklich für den Fall 
als berechtigt anerkannt, daß er nicht ſchon nach der Sondervorſchrift des $ 13 UnlWG begründet 
ſei. In der eingehenden Begründung iſt auch zutreffend hervorgehoben, daß der ſtrafrechtliche 
Schutz regelmäßig nur der Verſtärkung des Rechtsſchutzes dient, nicht aber dem Verletzten andere 
ihm ſonſt zu Gebote ſtehende Rechtsbehelfe nehmen will, und daß anderſeits die Unterlaſſungsklage, 
wo das Geſetz fie zulaßt, beſtimmt iſt, nicht den ſtrafrechtlichen Schutz, wo dieſer verſagt, ſondern 
den geſetzlichen Schadenserſatzauſpruch zu ergänzen. Übereinftimmend NG 138, 219; RG J 
1933, 1400“; unentſchieden RG 124, 253; 128, 298; RG SeuffA 84 Nr 164; RG AM 1927, 
242212, 1932 S. 27065, 36095; RG Gruch 72, 319. 

7. Internationales Privatrecht. Über das auf u. H. zur Anwendung kommende örtliche 
Recht enthält das EG nur die eine, durch den allgemeinen Vorbehalt in Art 30 (vgl. dazu RG 
JW 05, 320°) ergänzte Beſtimmung des Art 12, wonach aus einer im Auslande begangenen 
u. H. gegen einen Deutſchen bei den deutſchen Gerichten nicht weitergehende Anſprüche erhoben 
werden können, als nach den deutſchen Geſetzen begründet find (RG 118, 141). Dieſer Satz ſchließt 
im übrigen die Anerkennung des Grundſatzes ein, daß u. H. nach dem Geſetze des Ortes zu be⸗ 
urteilen ſind, wo ſie begangen wurden. Danach richtet ſich ſowohl die Frage, ob eine Handlung 
als u. H. anzusehen iſt, wie auch die, welche Rechtsfolgen fie nach ſich zieht (R 96, 96; JW 06, 
297). Der Tatbeſtand der u. H. begreift die Tätigkeit des Handelnden und die Verletzung, die 
Willenshandlung und das durch ſie vollbrachte Geſchehnis, die Rechtsverletzung, nicht aber auch 
deren Schadensfolgen. Tatort iſt jeder Ort, an dem ſich auch nur ein Teil des Tatbeſtandes der 
u. H. verwirklicht hat. Sind dies für die verſchiedenen Teile des Tatbeſtandes verſchiedene Orte, 
jo wird die u. H. von einem jeden der in Betracht kommenden örtlichen Rechte beherrſcht, jo daß 
das eine oder das andere Recht (das dem Beſchädigten günſtigere NRG 22. 12. 02 VI 280/02) zur 
Anwendung zu bringen iſt; das trifft namentlich zu bei u. H., die durch Verſendung von Briefen 
aus einem Rechtsgebiet in das andere begangen werden (NG 23, 305 in teilweiſer Abweichung 
von RG 19, 382; ferner RG SeuffA 62 Nr 257 und die vorher angeführte Entſcheidung). Inſo⸗ 
weit es ſich bei der u. H. um die Verletzung des Eigentums oder eines nach $ 823 Abſ 1 geſchützten 
ſonſtigen Rechtes handelt, erſtreckt ſich dieſer Schutz auch auf die nach ausländiſchem Recht be⸗ 
gründeten Rechte, ſoweit der deutſche Richter für das Beſtehen des Rechtes die Maßgeblichkeit 
der ausländiſchen Geſetze anzuerkennen hat (RG JW 1913, 2021). Über das örtliche Recht bei 
Schiffszuſammenſtößen vgl. aus der Rechtſprechung R 21, 136; 29, 90; 49, 182; über nach 
dem Geſetz zum Schadenserſatz verpflichtende Tatbeſtände Rc 57, 142. 

8. Ubergangsrecht. Das auf u. H., die vor dem Inkrafttreten des BGB begangen find, an 
zuwendende Recht beſtimmt Art 170 Ech: für ein Schuldverhältnis, das vor dem gedachten Zeit⸗ 
punkt entſtanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Entſcheidend für die Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes aus der u. H. iſt die Erfüllung ihres perſönlichen und gegenſtändlichen 
Tatbeſtandes. Beide Merkmale gehören zuſammen und machen vereint die unerlaubte Handlung 
aus, wo nicht ausnahmsweiſe eine u. H. ohne perſönliches Schuldmoment vom Geſetz anerkannt 
wird ($$ 829, 833 Satz 1, 835 BOB; § 1 RHaftpfl&; § 7 Kraftfahrc; § 19 Luftverkehrsgeſetz; 
ſ. oben Vorbem 1). Die Frage, ob überhaupt eine u. H. vorliegt, entſcheidet ſich nach der Seite 
des perſönlichen Schuldmoments aber notwendig nach dem zur Zeit der Begehung der Handlung 
geltenden Rechte (RG 99, 225). Die Auswirkung der Handlung folgt dem Rechte der gegen- 
ſtändlichen Erfüllung des Tatbeſtandes. Bei denſenigen u. H., deren Tatbeſtand die Verletzung 
eines beſtimmten Rechtes oder Rechtsguts erfordert ($$ 823 Abſ 1, 825, 833 bis 838), iſt die u. H. 
vollendet mit der Verletzung des geſchützten Rechtsguts, während der vom Handelnden zu ver⸗ 
tretende Schaden für das Vermögen des Verletzten außerhalb des Tatbeſtandes liegt. Wo der 
Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz den Tatbeſtand der u. H. begründet ($ 823 Abſ 2), iſt dieſer erfüllt 
erſt mit dem Eintritt eines ſchädlichen Erfolges; ebenſo bei Verletzungen der Amtspflicht ($ 839; 
vgl. RG 99, 224); vorher beſteht keine Rechtsbeziehung zwiſchen dem Täter und dem Dritten, 
die ein Schuldverhältnis begründet. Das gleiche gilt, wo eine ſchädigende Handlung ſchlechthin 
ohne Rückſicht auf die Verletzung eines beſtimmten Rechtes oder Rechtsguts als u. H. hingeſtellt 
wird (5 826). „Wer vorſätzlich einen Schaden zufügt“, heißt es in $ 826; ohne Eintritt eines 
ſchädlichen Erfolges gibt es in beiden Fallen keine u. H.; auch die Übertretung des Schutzgeſetzes 
iſt ohne einen aus ihr ſich entwickelnden Schaden zivilrechtlich ohne Bedeutung. Erſt die Schadens⸗ 
zufügung ftellt hier den gegenſtändlichen Eingriff in den fremden Rechtskreis dar, den die u. H. 
vorausſetzt. Wo es ſich um die Behauptung oder Verbreitung von Tatſachen handelt, die eine 
Gefährdung herbeizuführen geeignet ſein müſſen ($ 824), ift die Mitteilung der Tatſache an den 
Dritten entſcheidend. Je nach der Verſchiedenheit der Merkmale und Vorausſetzungen der u. H. 
iſt demgemäß auch der Zeitpunkt der Entſtehung des Schuldverhältniſſes verſchieden (ähnlich RG 
52, 119; 99, 221). In den Fällen der Verletzung eines Rechtes oder Rechtsguts (88 823 Abſ 1, 
824, 825, 833—838) beſtimmt ſich das anzuwendende Recht nach dem Eintritt der Rechtsver⸗ 
letzung (Eigentums-, Körperverletzung). So kommt bei der Eigentumsverletzung durch fahr⸗ 
läſſige Brandſtiftung das Recht zur Anwendung, unter deſſen Herrſchaft das Feuer entſtanden 
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it, mag auch die Fahrläſſigkeitshandlung (Kunſtfehler in der Feuerungsanlage) weiter zurüd- 
liegen, und bei einer Körperverletzung infolge Ablöſung von Teilen eines Gebäudes (8836) iſt 
nicht der Zeitpunkt der fehlerhaften Errichtung oder der Säumnis in der ordentlichen Unter⸗ 
haltung, ſondern der Zeitpunkt der Ablöſung des Teiles und der dadurch herbeigeführten Ver⸗ 
letzung entſcheidend. In den andern Fällen (88 823 Abſ 2, 826) iſt das alte Recht maßgebend, 
wenn der ſchädigende Erfolg vor dem Inkrafttreten des neuen Rechtes eintrat, während dieſes an⸗ 
zuwenden iſt, wenn dieſer Erfolg erſt unter feiner Herrſchaft ſich einſtellte. Iſt die ſchädigende 
Handlung unter der Herrſchaft des alten Rechtes abgeſchloſſen, der Schaden aber teils unter 
dieſem, teils unter dem neuen Recht eingetreten, ſo iſt der erſtere Schaden nach altem, der letztere 
nach neuem Recht zu beurteilen (RG 3. 2. 13 VI 441/12). Bei einer Ehrverletzung durch Brief 
oder durch Eingabe bei einer Behörde iſt der Zeitpunkt des Eingangs des Briefes oder der Ein- 
gabe bei dem Empfänger oder der Behörde maßgebend, der die u. H. vollendet (RG 16. 2. 06 
III 241/05; 13. 10. 08 11 92/08). Bei einer fortgeſetzten Tätigkeit einheitlicher Art, die aus dem 
früheren in das neue Recht hinüberläuft, kommt das letztere zur Anwendung, weil ſelbſt das 
wirkende Handeln des Täters erſt unter der Herrſchaft des neuen Rechtes zum Abſchluſſe gelangt 
iſt (RG 48, 114; 56, 271; JW 1910, 109%; RG 19. 2. 06 VI 213/05). Das gleiche gilt bei einer 
fortgeſetzten Unterlaſſung einer gebotenen Handlung, wie z. B. der dauernden Vorenthaltung 
von Eigentumsgegenſtänden (RG IW 07, 49558). Auf einen nur fortdauernden Zuſtand, der 
durch die abgeſchloſſene Tätigkeit des Handelnden unter dem früheren Recht bereits verwirtlicht 
war, findet dies keine Anwendung; hier ift das bisherige Recht maßgebend (NRG 5. 1. 01 V 256/00). 

9. Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. Für Klagen aus u. H. iſt nach 332 3 PO, 
jedoch nicht ausſchließlich, das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke die Handlung begangen wurde. 
Der Begriff der u. H. ift ein Rechtsbegriff des materiellen Rechtes und beſtimmt ſich auch für die 
Auslegung des § 32 ZPO jetzt nach dem BGB. Als u. H. des § 32 ZPO iſt mithin jeder Tat⸗ 
beſtand anzuſehen, der die in Vorbem 1 entwickelten Merkmale aufweiſt (RG 72, 41), ſo der 
Tatbeſtand nicht nur des $ 2, ſondern auch des 9 1 RHaftpfich (RG 60, 300); nicht dagegen die 
Tatbeſtände der Gläubigeranfechtung (RG JW 1915, 25118, vgl. Vorbem 24). Die Klage muß 
ſich auf eine begangene u. H. ſtützen, d. h. die zur Begründung behaupteten Tatſachen müſſen 
einen Tatbeſtand der u. H. ergeben; die bloße Rechtsbehauptung, daß ein Tatbeſtand als u. H 
anzuſehen ſei, genügt nicht (RG 95, 268; JW 1912, 64315, Warn 1920 Nr 60). Die abwehrende 
Eigentumsklage wegen Störung eines ausſchließlichen Rechtes (Vorbem 6 zu 1) iſt keine Klage 
aus u. H.; ſie entſpringt nicht der Rechtsverletzung, ſondern dem angegriffenen Rechte jelbit (}. 
Stein, ZPO, 15. Aufl., 532 A III); wohl aber gehören die Unterlaſſungsklagen nach Vorbem 6 11 
u. III hierher (Unterlaſſungsklage aus Patentverletzung, Rc Warn 1915 Nr 246). Über den 
Tatort der u. H. iſt in Vorbem 7 gehandelt. Der Gerichtsſtand der u. H. iſt mithin in jedem 
Gerichtsbezirke begründet, in welchem ein weſentlicher Vorgang aus dem Geſamttatbeſtande der 
u. H. ſich abgeſpielt hat (Rh Gruch 45, 1045), bei Preßerzeugniſſen, wo dieſes Bere von wo 
aus es verbreitet worden iſt, und wo die Verbreitung ſelbſt ſtattgefunden hat, $ Abſ 2 StPO 
läßt ſich nicht auf die ZPO übertragen (RG 60, 363; 78, 256). Die Einheitlichkeit des Handlungs- 
tatbeſtandes hat zur Folge, daß bei dem Gericht eines jeden dieſer Bezirke der ganze aus der u. H. 
entſtandene Schaden geltend gemacht werden kann (R638 72 41 gegen RG 60, 363). Der 
erhobene Anſpruch muß nach Maßgabe des deutſchen Rechtes den Tatbeſtand einer u. H. erfüllen, 
mag der Anſpruch ſelbſt auch von einem Ausländer erhoben werden (RG JW 1913, 20214). Daß 
der Gerichtsstand der u. H. nicht zugleich die Zuſtändigkeit des Gerichts der letzteren für einen 
andern Klagegrund (Vertrag, Bereicherung) begründet, ift NG 27, 385 und JW 1910, 23% 
ausgeſprochen. 


8 823 

1) Wer vorſätzlich? oder fahrläffig”) das Leben!), den Körper, die Gefund- 
beit5) e), die Freiheit“), das Eigentum“) oder ein ſonſtiges Necht?) eines anderen 
widerrechtlich verletzt.), iſt dem anderen!) zum Erſatze des daraus entſtehen⸗ 
den Schadens verpflichtet e) 400. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Geſetz '*) verſtößt 35). Iſt nach dem Inhalte des 
Geſetzes ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, ſo tritt die 
Erſatzpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein 10). 

E 1 704 II 746; M 2 724 —730; P 2 5606-574, 6 200-201. 

1. Allgemeines. Abſ 1 des $ 823 zählt als Gegenftände allgemeinen Rechtsſchußes zunächſt 
mehrere Lebensgüter: das Leben ſelbſt, die körperliche Unverſehrtheit, die Geſundheit und die 
Freiheit des Menſchen, auf, die durch dieſen Rechtsſchutz als Rechtsgüter anerkannt werden. 
Wirkliche Rechte ſind ſie nicht, als Beiſpiele von ſolchen auch vom Geſetze nicht gedacht. Eine 
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Ausdehnung des Schutzes auf andere Lebensgüter iſt nicht ſtatthaft; die Aufzählung in § 823 
Abſ 1 iſt erſchöpfend (MG 51, 369; 95, 173). Dieſen Lebensgütern wird ein ausſchließliches Recht, 
das Eigentum ($$ 903 ff.), und weiter „ein ſonſtiges Recht“ angeſchloſſen, jo daß durch Abſ 1 vor 
Eingriffen Dritter alle dinglichen oder ſonſt ausſchließlichen Rechte (vgl. A 8), und außerdem 
jene vier Lebensgüter geſchützt ſind. Abſ 2 ergänzt und erweitert dieſen Rechtsſchutz dahin, 
daß zu den gegen Eingriffe geſicherten Gegenſtänden des Abj 1 alle menſchlichen Lebensintereſſen 
hinzutreten, denen ein beſonderes ſtrafrechtliches oder zivilrechtliches Gebot oder Verbot ſchützend 
zur Seite ſteht. Da viele derartige geſetzliche Gebote und Verbote die Lebensgüter und Rechte des 
Abj zum Gegenſtande haben (jo im StGB die 89 211 ff., 201 ff. das Leben, 85 223 ff. Körper 
und Geſundheit, Ff 234ff. die Freiheit, 88 242 ff. das Eigentum), kann ein Schadenserſatzanſpruch 
nach Maßgabe beider Abſätze des $ 823 begründet fein, ſowohl in der Art, daß ein Zuſammen⸗ 
treffen der Geſetze, wenn die Tatbeſtandsmerkmale ſich vollſtändig decken, als in der Art, daß 
ein Bufammentreffen des Anſpruchs, wenn die Tatbeſtände teilweiſe auseinanderfallen, vorliegt. 
Eine Beſchädigung des Vermögens der Perſon im allgemeinen als u. H. kennt das BGB 
nicht. Der Vermögensſchaden muß nach $ 823 Abs 1 die Folge einer widerrechtlichen Verletzung 
der beſtimmten geſchützten Rechtsgüter und Rechte, oder nach $ 823 Abſ2 die Folge einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen Schutzgeſetze ſein, oder es muß einer der ſonſtigen beſonderen Tatbeſtände 
einer u. H. (89 824, 826, 839) gegeben fein, wenn ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens beſtehen 
ſoll RG 51, 92; 56, 271; 57, 353; 58 S. 24 u. 296; 62, 315; 63,54; 65 S. 210 u. 292: 72, 61; 
95,1737 97,89; JW 05, 3676; 07, 24911; 09, 684°; 1913, 342°; 1927 26214; Warn 08 Nr 214; 
1914 Nr 130; 1920 Nr 200 u. a.; anders nur RG 50, 191 und JW 03 Beil 115252), Weil danach 
eine Haftung für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung nicht anzuerkennen iſt, kann es auch aus 
dem Geſichtspunkte der u. H. weder einen Anſpruch aus einem fahrläſſig falſch erteilten 
Rat oder einer ſolchen Auskunft (Rc 67, 394; 68, 278), noch einen Anſpruch aus fahr⸗ 
läſſiger Schädigung bei Verhandlungen zum Zwecke eines Vertragſchluſſes (culpa in contra- 
hendo) geben (RG 62, 315; 76, 35; JW 09, 684°; 1919, 362; vgl. A 3 zu $ 676). 

2. Vorſätzlich. Das BGB ſtellt im Abs 1 des § 823 den Verſchuldungsgrundſatz an die Spitze 
der geſetzlichen Regelung der Vorausſetzungen und Rechtswirkungen der u. H. und hält an 
dieſem Erfordernis auch für die u. H. des Abj2 feft. Vorſatz und Fahrläſſigteit begreifen nach 
8 276 die beiden dee fe des Verſchuldens, während eine Abſtufung des Verſchuldens 
nach Graden, wie ſie die früheren Rechte aufwieſen, von wenigen Beſtimmungen abgeſehen 
(vgl. über deren Bedeutung für das Rechtsgebiet der u. H. Vorbem 4a), dem BGB unbekannt 
it. Vorſatz bedeutet den Willen, eine Handlung vorzunehmen oder zu unterlaſſen, mit dem 
Bewußtſein, daß die Handlung oder Unterlaſſung einen für einen andern ſchädlichen Erfolg 
haben werde; dieſer, ein ſchädlicher Erfolg, nicht ſchlechthin der Schadenserfolg, muß alſo von 
dem Handelnden vorausgeſehen fein (RG 57, 239; 58, 214). Wo die u. H. ſelbſt in der Zufügung 
eines Vermögensſchadens beſteht (59 826, 839), muß zwar das Bewußtſein und die Vorausſicht 
des Handelnden hierauf ſich beziehen (MG JW 05, 3695; 07, 201°); wo aber der Schaden, wie in 
$ 823 Abs 1 nur die Folge der unterſagten Verletzung eines Lebensguts oder Rechtes iſt, hat der 
Vorſatz nur die Wirkung der Handlung auf das getroffene Lebensgut oder Recht zu begreifen; 
an einen daraus entſpringenden Vermögensſchaden braucht der Handelnde nicht gedacht zu haben; 
für ihn wird gehaftet, auch wenn er ganz außerhalb des Vorſtellungskreiſes des Täters lag. Zum 
Vorſatze des Brandſtifters gehört nur das Bewußtſein, daß ſeine Handlung das Eigentum des 
andern zerſtören werde, nicht die Vorausſicht und das Bewußtſein der Vermögensminderung. 
Auch wenn er glaubte, der Betroffene werde vollauf verſichert ſein und aus dem Brande eher 
Vorteil als Nachteil haben, und ſelbſt wenn er ihm dieſen Vorteil durch ſeine Handlung zu ver⸗ 
ſchaffen beabfichtigte, wird dadurch die Vorſätzlichkeit der Handlung nicht berührt. Der Arzt, der 
eine Operation vornimmt, obwohl er weiß, daß eine gültige Einwilligung des Kranken oder feines 
geſetzlichen Vertreters (MG JW 1911, 7482) fehlt, begeht eine vorſätzliche Körperverletzung, auch 
wenn er des Glaubens iſt, er erweiſe dem Kranken eine Wohltat (MG 68, 431 und JW 1911, 748%). 
Der Vorſatz erfordert aber die Erkenntnis der Rechtswidrigkeit des Handelns (NG 72, 4), fo daß 
die Überzeugung, in Ausübung eines Rechtes zu handeln, den Vorſatz der u. H. ausſchließt (vgl. 
über das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei dem operierenden Arzte RG 68, 431; 88, 436; JW 
1911, 7482; über das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei Patentverletzungen RG 75, 225 und 
Warn 1911 Nr 159). Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit kann in beſonderen Fällen auch durch 
Rechtsunkenntnis ausgeſchloſſen fein, jo, wenn es ſich um ein neues, noch wenig bekanntes Geſetz poli⸗ 
zeilichen Charakters handelt (Rh 72, 4; 84, 194; 119, 265). Eine Abſicht, einem andern Schaden 
zuzufügen, verlangt der Rechtsbegriff des Vorſatzes nicht (RG 57, 238; 58, 214; JW 05, 3695; 07, 
2016); auch nicht die Richtung gegen die beſtimmte Perſon, deren Rechtsgut verletzt oder der ein 
Schaden zugefügt wird, ſofern nur überhaupt die Verletzung des Rechtsguts oder der Schaden eines 
andern gewollt war (NG JW 06, 7804). Ein zur Verantwortung ausreichender Vorſatz iſt der be- 
dingte Vorſatz (dolus eventualis), bei welchem der Täter in dem Bewußtſein handelt, daß 
ſeine Handlung den andern verletzen könne, dieſen möglichen, wenngleich von ihm nicht gewünſch⸗ 
ten Erfolg aber für den Fall feines Eintritts um des von ihm verfolgten Zweckes willen in ſeinen 
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Willen aufnimmt und billigt, indem er die vorausgeſehenen Folgen vorſätzlich unbeachtet läßt; 
doch darf es ſich hierbei nicht um die Vorſtellung einer entfernten Möglichkeit handeln, die der 
Täter ernſtlich nicht erwartet (RG 56, 73; 68, 431; 75, 225; 76, 313; 79, 55; ZW 06, 780%; 1911 
©. 306, 213, 32418, 65022; 1912, 362°; Warn 1911 Nr 159; 1912 Nr 166; Gruch 52 Nr 1040); 
ſ. A3 zu $ 826). Ein Erkennenmüſſen ohne wirkliche Erkenntnis des ſchädlichen Erfolgs iſt 
immer nur Fahrläſſigkeit und vermag den Vorſatz nicht zu erſetzen (RG 57, 288; 76, 313; ZW 
1911, 213”). — Beſondere Wirkungen der vorſätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung find der Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts nach § 273 Abſ 2 (vgl. dazu RG 72, 61) 
und Lan) ſowie der Verluſt der Aufrechnungsbefugnis (§ 393; dazu RG Warn 09 Nr 179; 
1911 Nr 69). 

3. Fahrläſſig handelt nach $ 276, wer die im Verkehr erforderliche, d. i. die gewiſſen allge⸗ 
meinen Anforderungen entſprechende und deshalb von allen gewiſſenhaften und beſonnenen 
Menſchen ohne Rückſicht auf perſönliche Veranlagung anzuwendende Sorgfalt bei ſeinem Tun 
und Laſſen außer acht läßt. Der Maßſtab iſt alſo ein allgemeiner, gegenſtändlicher, derſenige 
eines geſunden ordnungsmäßigen Verkehrs, oder doch desjenigen Ver⸗ 
kehrs, der für die Kreiſe der Beteiligten in Betracht kommt. Eine Übung 
kann nur Berückſichtigung finden, wenn ſie ſich dieſem Maßſtabe fügt, insbeſondere nicht als 
eine in den Verkehr eingedrungene Unſitte ſich darſtellt (RG 102, 49; RG JW 1930, 196525). 
Auf perſönliche Verhältniſſe iſt deshalb zwar nicht Rückſicht zu nehmen, wohl aber auf die An⸗ 
ſchauungen der Gruppen und Kreiſe von Menſchen, die ſich zu einem feſten beſtimmten Typus 
entwickelt haben, ſofern dieſe Anſchauungen in den Grenzen der Ordnung und des geſunden 
Verkehrs ſich bewegen (RG 95, 16). Ob die Sorgfaltspflicht auf einem allgemeinen Verkehrs⸗ 
bedürfnis beruht oder durch eine beſondere Vertragsvereinbarung begründet iſt, macht für 
die Bewertung des fahrläſſigen Verhaltens keinen Unterſchied (RG 23 1917, 106915; vgl. A 10). 
In der Anwendung auf die u. H. nach $ 823 beſteht die Fahrläſſigkeit des Täters darin, daß er 
die Handlung vornimmt oder unterläßt, obwohl er bei gehöriger Sorgfalt die Gewißheit oder 
auch nur Möglichkeit des ſchädigenden Erfolgs ſeiner Handlungsweiſe im Hinblick auf die 
Verletzung des betroffenen Rechtsguts, nicht ihrer weiteren Schadensfolgen (vgl. A 2) hätte 
erkennen können und erkennen müſſen. Eine hiernach anzunehmende Fahrläſſigkeit wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß die ſchädigende Handlung von der Polizei nicht verboten oder ge⸗ 
ftattet oder doch geduldet war (RG JW 1931, 344412). Nach den Regeln über den urſächlichen 
Zuſammenhang (ſ. Vorbem 5) kommt jedoch nur der natürliche Verlauf der Dinge 
in Betracht; wenn nach dieſem ein ſchädigender Erfolg nicht erwartet werden konnte, liegt 
ein Verſchulden nicht vor. Entfernte Möglichkeiten in Betracht zu ziehen verlangt die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt nicht (RG JW 04, 357°; 05, 16%; 07, 5052; 1911, 95°; 1914, 4701; 
Warn 1910 Nr 13; 1912 Nr 74). Die Vorausſehbarkeit braucht ſich nicht auf den beſon⸗ 
deren ſchädlichen Erfolg zu erſtrecken, der nachher eingetreten iſt; es genügt die Erkenn⸗ 
barkeit einer Gefahr aus der Handlung in der Richtung auf dieſen Erfolg überhaupt (NG 66, 251; 
69, 344; Gruch 67, 567; JW 03 Beil Nr 280; 06, 740°; 09, 358°; 1910, 7474; 1912, 86524; 1913, 
9172; 1915, 577°; 1932, 934°; Warn 1912 Nr 429; Seuffa 81 Nr 23; L3 1922, 6172). Folgen, 
die, wenn auch nur ſelten und ausnahmsweiſe eintretend, doch als ſolche erkennbar ſind, liegen 
nicht jenſeits der Erfahrung und Berechnung und müſſen in Betracht gezogen werden (RG 72, 
326; 81, 361; JW 1921, 16010. Beſondere Fälle: Fahrläſſigkeitsverſchulden auf der Jagd RG. 
W 1911, 319; Warn 1918 Nr 207; LZ 1919, 436; RG 20. 12. 26 IV 470/26; Haftung des 
Veranſtalters und Leiters einer Treibjagd gegenüber dem durch einen Fehlſchuß verletzten Jagdgaſt 
NG 128, 39; Haftung eines Jagdgaſtes bei einer Treibjagd ſür fahrläſſige Verletzung eines andern 
Jagdgaſtes |. RG SeuffA 87 Nr 91; Verſchulden des Gläubigers bei der Zwangsvollſtreckung 
gegenüber dritten Eigentümern der Pfändungsgegenſtände RG Warn 1911 Nr 268: 1912 
Nr 72; Außerachtlaſſung der Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaft RG 
95 S. 180 u. 238; XW 1911, 3354; 1913, 1977; 1932, 9345; Aufſichtsverſchulden von Eltern, 
Lehrern und andern Perſonen gegenüber Kindern R JW 75, 251; 1911, 75817, 1912 S. 352 
u. 1907; 1914, 47011; 1916, 12724; fahrläſſige Überſchreitung des Züchtigungsrechts des Lehrers 
RG JW 1916, 189; Warn 1912 Nr 163; ärztliche Kunſtfehler RG 85, 183; JW 1911, 4497; 
1913, 3220; 1915, 577; JW 1921, 741°; Warn 1916 Nr 79 u. 226; über die Haftung eines Arztes, 
deſſen ſchuldhaftes Verſehen die Zuziehung eines zweiten Arztes veranlaßte, für Fehler dieſes 
zweiten Arztes vgl. RG 102, 230. Fälle ärztlicher Behandlung, in denen die Urſache einer 
Schädigung des Kranken nicht aufgeklärt werden kann, find i. Ü nicht ſelten, und die Unmöglich⸗ 
keit, die Urſache einer Verletzung feſtzuſtellen, kann nicht zu Laſten des Arztes gehen (RG 78, 
432; JW 1913, 3220, Warn 1922 Nr 7). Vgl. für die Haftung des Arztes auch Vorbem 2b vor 
8611. Beſonders ſtrenge Anforderungen ſind an die Sorgfalt zu ſtellen, mit der ein Mann bei 
dem Geſchlechtsverkehr auf die Geſundheit der Frau, insbeſondere die Vermeidung einer An⸗ 
ſteckung mit einer Geſchlechtskrankheit, Rückſicht nehmen muß (RG 135, 9). Von dem einzelnen 
kann in Verkehrsverhältniſſen regelmäßig nicht gefordert werden, daß ſeine Erkenntnis weiter⸗ 
gehe als die durchſchnittliche der Fachleute und der zur Überwachung der Verkehrseinrichtung 


606 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


beſtellten Perſonen (Rc JW 05, 202°; 1910, 75313, Warn 1911 Nr 374), doch kann anderſeits 
niemand, wenn die Gefährlichkeit ſeines Handelns erkennbar war, ſich damit decken, daß die 
polizeilichen Überwachungsorgane gegen ſein Verhalten nicht eingeſchritten find (RG JW 09, 
43240); noch weniger kann er ſich auf eine Übung der beteiligten Kreiſe berufen, vermöge deren 
eine behördliche Sicherheitseinrichtung unbeachtet geblieben iſt (RG 23. 1. 13 VI 405/12). Ber 
ſonders verkehrsgefährliche Handlungen verlangen eine erhöhte Sorgfalt (RG JW 06, 6812; 08 
©. 106° u. 405°; Warn 08 Nr 310 u. a.). Hierher gehören die Gefahren der Luftſchiffahrt. 
Soweit hier nicht eine Haftung ohne Rückſicht auf Verſchulden eintritt (f. Luftverkehrsgeſetz v. 
1. 8. 22 und Vorbem 1 vor $ 823), iſt wegen der großen Gefahren, die ſie für Dritte mit ſich 
bringt, eine beſonders große Vorſicht und Sorgfalt zu verlangen; dieſe iſt gewahrt, wenn alle 
bisherigen Erfahrungen achtſam benutzt find (Rc 78, 171; 100, 70; Warn 1914 Nr 142). Eine 
beſonders erhöhte Sorgfalt, eine überlegene geſammelte Aufmerkſamkeit fordert für den Ent⸗ 
laſtungsbeweis des Kraftfahrzeughalters als „jede nach den Umſtänden des Falles gebotene 
Sorgfalt“ aus dieſem Geſichtspunkte $ 7 Abſ 2 Kraftgahr®, vgl. dazu R Warn 1915 Nr 294 
und die dort angezogenen weiteren Entſcheidungen; ſowie ferner RG 86, 149; 92,38; Warn 
1917 Nr 215; 1919 Nr 15 u. 121. St der Eigentümer eines Kraftwagens auf den ſchlechten 
Zuſtand des Wagens hingewieſen, ſo muß er für Abhilfe ſorgen; Unterlaſſung begründet Haftung 
aus $ 823 (RG 20. 2. 28 VI 151/27). Schuldhaft handelt der Beſitzer eines Kraftwagens nament⸗ 
lich auch dann, wenn er dieſen einer Perſon zugänglich macht, von der er weiß oder wiſſen muß, 
daß ihr die zur Führung eines Kraftwagens erforderliche Ruhe fehlt (R JW 1932, 3709). 
Die Sorgfaltspflicht des Kraftwagenhalters unterliegt bezüglich der Erfüllung der allge meinen 
Aufſichtspflicht gegenüber dem Wagenführer ſtrengen Anforderungen (RG 120, 154; RG JW 
1932, 3706*). Über die von dem Kraftwagenführer zu verlangende größte Aufmerkſamkeit, 
die über die gewöhnliche Sorgfaltspflicht hinausgeht und auch in der Not des Augenblicks das zur 
Abwendung der Gefahr erforderliche Mittel ergreift, |. auch RG 96, 131; 131, 119. Pflichten 
des Kraftwagenführers beim Überholen (RG 140, 386; RG 5. 1. 31 VI 455/30); Sicherung der 
Wagentüren gegen Aufſpringen und Verhalten bei Aufſpringen der Türen während der Fahrt 
(RG 20. 4. 31 VI 564/30). Beſonders ſtrenge Anforderungen ſind wegen der großen Gefährlich⸗ 
keit einer jeden Hantterung mit Sprengſtoffen an den Leiter von Steinſprengungen zu ſtellen 
(RG 17. 5. 23 VI 606/22). Anderſeits kann der Unternehmer einer Einrichtung, mit deren in 
jedermanns Belieben geſtelller Benutzung gewiſſe Gefahren notwendig verbunden ſind, ja im 
Sportintereſſe geradezu geſchaffen werden (Sportplätze, Rennbahn, Reitbahn), in den Grenzen 
dieſer von allen Benützern erkannten und gewollten Gefahr nicht für einen eingetretenen Schaden 
verantwortlich gemacht werden (RG JW 05 S. 4618 u. 528%). Das Beſtehenlaſſen eines an ſich 
unbedeutenden Mangels einer Einrichtung, der ſich bisher als verkehrsgefährlich nicht erwieſen 
hat, die Anordnung einer alltäglichen, an ſich ungefährlichen Verrichtung ohne beſondere Weiſung 
und Warnung ftellen kein Fahrläſſigkeitsverſchulden dar (RG JW 1914, 6785; Warn 08 Nr 213; 
09 Nr 209); doch kann die fortdauernde Verwendung alter Verkehrsgegenſtände mit fehlerhaften 
überholten Einrichtungen dann als ſchuldhaft angeſehen werden, wenn die Beſeitigung der 
Mängel ohne erhebliche Koſten und Schwierigkeiten erreicht werden konnte (RG JW 1916, 
586). Kein Fahrlaſſigkeitsverſchulden ift ferner das Nichterkennen dem Auge ſich verbergender 
und bei gewöhnlichen Aufſichtshandlungen nicht wahrnehmbarer Mängel (RG JW 06, 54612). 
Ein unrichtiges Verhalten in einer Zwangslage, die raſchen Entſchluß und tatkräftiges Handeln 
erfordert, kann dem Handelnden als Verſchulden nur angerechnet werden, wenn er dabei ohne 
jede Vorſicht und Überlegung verfahren ift (RG 86, 149; 92, 38; JW 04, 2877, 05, 5288; 07, 
678°; 1911, 9827); anders beim Halter oder Führer eines Kraftwagens; vgl. die oben angezogenen 
Entſcheidungen. Ein entſchuldbarer, nicht ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verſchuldeter Irrtum 
endlich, ſei er Rechtsirr tum, feier tatſächlichen Inhalts, ſchließt jedes Fahrläſſigkeitsverſchulden aus 
(MS 68 S. 431 u. 437; 73, 337; JW 06, 711; 07, 25177) doch wird ein Rechtsirrtum nur unter 
beonderen Umſtanden als entſchuldbar anzuerkennen fein (R® 73,333; 119, 265; 130,28; 
W 07, 25112, 1912, 26% 1913, 373%; 1915, 5111; Warn 1911 Nr 268; Gruch 55, 357). Die 
Beweislast, daß die auf Erſat eines Schadens in Anſpruch genommene Perſon durch ihr Ver 
ſchulden den Schaden verurſacht habe, trifft den Kläger. Hat dieſer aber einen ordnungswidrigen 
Zuſtand nachgewieſen, der erfahrungsgemäß die tatſächliche Folgerung rechtfertigt, daß nur eine 
Verſäumung der Verkehrsſorgfalt ihn herbeigeführt haben kann, jo muß der Sorgfaltspflich⸗ 
tige ſeinerſeits den Beweis übernehmen, daß der Schaden, entgegen der regelmäßigen und 
natürlichen Entwicklung der Dinge, nicht auf einen von ihm zu vertretenden Umſtand zu. 
rückzuführen jet oder daß er feiner Verkehrspflicht voll und ganz genügt habe (RG 53, 276; 
8, 136; 95, 68; 97, 116, 119 S. 62, 353; 127, 28; 130, 359; JW 04, 486°; 08, 5431; 1912, 
34874 1913, 92310; 1919, 50512; 1921, 74812; 1932 S. 202512, 37049; 1933, 83811; Warn 08 M 
183; 1910 Nr 278; 1915 Nr 18; 1916 Nr 125; 1917 Nr 242; 1920 Nr 12 u. 76; 28 1918, 37810, 
1919 ©. 245° u. 531°; 1922, 6151; HNN 1929 Nr 1995). Die juriſtiſche Perſon hat in ſolchem 
Falle darzutun, daß feinen ihrer Vertreter ein Verſchulden trifft, daß insbeſondere auch ſach⸗ 
gemäße Vorſchriften und die gehörige Aufſicht ihrer Erfüllung nicht bernachläſſigt worden find 
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(RG JW 1913, 92310, Warn 1916 Nr 125; 1919 Nr 89 u. 187). Ein gelegentliches, formell zwar 
erlaſſenes, aber tatſächlich nicht beachtetes und aufrechterhaltenes Verbot mißbräuchlicher 
Übungen befreit nicht von der Verantwortung dafür (RG Warn 1917 Nr 240; 23 1918, 37819), 

4. Das Rechtsgut des Lebens kann nur durch ſeine Zerſtörung, durch Tötung, verletzt werden. 
Tötung iſt hier jede Handlung, durch die der Tod eines Menſchen unmittelbar oder mittelbar 
herbeigeführt wird, auch wenn er nur die tatſächliche, von dem Handelnden nicht vorausſehbare 
und nicht verſchuldete Folge einer ſchuldhaften Verletzung des Körpers oder der Geſundheit iſt 
(NG 66, 251; 69, 340; JW 07, 514%. Die Vorausſehbarkeit, die zur ſchuldhaften Handlung 
gehört, muß ſich dementſprechend nicht auf die vernichtende Folge für das Leben, ſondern nur 
auf die verletzende Folge für Körper oder Geſundheit des andern erſtrecken (RG ebenda ſowie 
17. 11. 11 111 611/10). Die Einwilligung in die Tötung ſchließt die Widerrechtlichkeit der Tötungs⸗ 
handlung nicht aus; eine ſolche Einwilligung in die eigene Tötung verſtößt gegen die guten Sitten 
(RG 66, 306). Wegen des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der unerlaubten Handlung 
und dem Tode des Verletzten vgl. Vorbem Ha. 

5. Verletzung des Körpers iſt jeder äußere Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit, Ver⸗ 
letzung der Geſundheit die Verurſachung einer Störung der inneren Lebensvorgänge. Es gibt 
keine allgemeine Rechtspflicht, gegen die Gefährdung fremder Geſundheit tätig zu ſein. Die 
Berufstätigkeit des Arztes oder des Tierarztes verpflichtet dieſe Perſonen aber, bei ihrer Berufs⸗ 
ausübung geeignete Vorkehrungen gegen die Gefährdung der menſchlichen Geſundheit durch 
Anſteckung zu treffen (RG 102, 372; vgl. A 8 a. E. und RG 102, 42). Der Eingriff in die körper⸗ 
liche Unverſehrtheit durch den Arzt, der eine Operation vornimmt (RG 68, 431; JW 07, 5052; 
bel. oben A 2), ſowie die Züchtigung eines Kindes durch den Vater, Lehrer oder Lehrmeiſter, 
über die in A 9 zu handeln iſt (Widerrechtlichkeit der Handlung), find an ſich Körperverletzungen. 
Haftung des Lehrers einer Privatſchule für Verletzung eines Schülers durch eine Exploſion beim 
chemiſchen Unterricht ſ. RZ JW 1925, 24452 (ebenda über die Mithaftung des Schulunternehmers 
auf Grund des Schulvertrages gemäß $ 278). Verletzungen der Geſundheit kommen als Folgen 
ſchuldhaft falſcher ärztlicher Behandlung (NG ZW 1911, 44917; 1913, 3220; Warn 1920 Nr 109, 
Haftung des Arztes für Behandlung mit Salvarſan, wann?) oder der Behandlung durch Kur⸗ 
pfuſcher (RG Warn 1910 Nr 411), durch Verabfolgung geſundheitsſchädlicher Stoffe anſtatt 
eines Genußmittels (RG 97, 116); Zuleitung geſundheitsſchädlichen Waſſers durch die ſtädtiſche 
Waſſerleitung (RG 99, 96); als Wirkungen körperlicher oder ſeeliſcher Einflüſſe, wie Anſteckung 
mit Krankheiten, Erregung von Angſt und Schrecken, von ſeeliſchen Angſten (RG 85, 335; Warn 
1911 Nr 259; 1915 Nr 12); geſchlechtliche Anſteckung (RG 135,9; RG Warn 1923/24 Nr 114; 
1926 Nr 90) in Betracht. Die uneheliche Beiwohnung als ſolche iſt keine Körperverletzung und 
u. H. (Rz 96, 224). Auch eine Geſundheitsbeſchädigung durch Preßangriffe und Zeitungs⸗ 
artikel ift, ſofern der urſächliche Zuſammenhang im rechtlichen Sinne dargetan iſt J. Vorbem 5), 
nicht grundſätzlich abzulehnen. Endlich treten Geſundheitsbeſchädigungen als mittelbare Wirkun⸗ 
gen von Körperverletzungen (ſog. traumatiſche Neuroſe) auf; über die durch die Prozeßaufregun⸗ 
gen des Schadenserſatzſtreits ausgelöſten Geſundheitsfolgen vgl. Vorbem Ha. 

6. Die Verkehrspflichten (Anhang zu A 4 und 5). Im täglichen Leben nehmen von allen 
Anſprüchen aus u. H. diejenigen wegen erlittener Unfälle auf Straßen und in Häuſern den 
breiteſten Raum ein. Die in der Rechtſprechung für die Haftung aus ſolchen entwickelten allge- 
meinen Leitſätze find folgende: 

a) Wer auf dem ihm gehörigen oder ſeiner Verfügung unterſtehenden Grund und Boden 
{NG 54, 53; JW 07, 3325; Warn 1910 Nr 438) einen Verkehr für Menſchen eröffnet, muß auch 
für die Verkehrsſicherheit Sorge tragen; die Zweckbeſtimmung erzeugt die Verantwortlichkeit 
(RG aad.; 68, 358; 106, 340; 118, 91; JW 1911 S. 42% u. 75917; 1913, 736%; Warn 1912 
Nr 383). Der Satz gilt für Orts- und Landſtraßen, für Plätze und Brücken, aber auch für das 
Innere von Gebäuden, die ihrer Beſtimmung nach dem Verkehr von Menſchen geöffnet ſind. 
Die Eröffnung des Verkehrs ſetzt einen Willensakt des Verfügungsberechtigten, vermöge deſſen 
der Grund und Boden dem Verkehrszwecke gewidmet und beſtimmt wird, voraus, der aber auch 
durch ſtillſchweigende Willenserklärung, die in der tatſächlichen Widmung liegt, erfolgen kann 
RE aadO.; 19. 1. 12 VII 315/11). Der Widmung ſteht eine bloße freundnachbarliche oder 
unverbindliche und widerrufliche Duldung nicht gleich; doch kann beim Obwalten eines aner⸗ 
kannten Verkehrsbedürfniſſes in der fortgeſetzten Duldung die ſtillſchweigende Willenserklärung 
einer Widmung gefunden werden (RG 54, 53; JW 07, 36412; 08, 74413; Warn 08 Nr 373, 1911 
Nr 117). Daß der Verkehr ein allgemeiner ſei, wird nicht erfordert; auch die Eröffnung eines 
nur beſchränkten Verkehrs verpflichtet in dem Umfange, in dem das Grundſtück dem Verkehr 
beſtimmt wurde (RG 88, 433; JW 1916, 263°; 23 1918, 44°); die Vermietung oder Verpachtung 
von Räumen zum Zwecke der Benutzung erzeugt dem Mieter oder Pächter und ſeinen Angehörigen 
und Dienſtleuten gegenüber ohne weiteres die Rechtspflicht, auch für eine ſichere Benutzung 
Sorge zu tragen (vgl. Vorbem da; RG Warn 1915 Nr 233 und die vorangeführten Entſch.). Ein 
Sportverein, der in Erfüllung des Vereinszweckes einen Spielplatz eingerichtet hat, muß nicht 
nur für die Sicherheit der auf dem Platz verkehrenden Perſonen ſorgen, ſondern auch die aus dem 
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Gebrauch des Spielplatzes entſtehenden Gefahren von der Nachbarſchaft fernhalten; er haftet 
dabei unter Umſtänden auch für Perſonen, die den Platz unbefugt benutzen (RG 138, 21). Das 
Maß der anzuwendenden Sorgfalt richtet ſich nach der Lebhaftigkeit des Verkehrs und nach den 
örtlichen Verkehrsverhältniſſen, wobei auch die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Unter⸗ 
haltungspflichtigen in Rückſicht zu ziehen iſt; an Landgemeinden und bäuerliche Wirte ſind nicht 
dieſelben Anforderungen zu ſtellen wie an größere Stadtgemeinden und ſtädtiſche Hausbeſitzer 
MS an den vorangeführten Orten; 28. 2. 13 111 398/12). Eine völlige Gefahrenfreiheit gibt 
es nicht und kann überall nicht verlangt werden (RG 10. 7. 11 VI 393/10 u. 557/10); der Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht wird genügt, wenn die nach dem jeweiligen Stande der Erfahrungen und 
der Technik geeignet und genügend erſcheinenden Sicherungseinrichtungen getroffen werden, wo⸗ 
bei auch eine vernünftige Übung zu berückſichtigen iſt. Nach der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit 
des Unterhaltungspflichtigen iſt zu entſcheiden, ob in Straße und Haus die Erſetzung älterer, 
unvollkommener Einrichtungen durch beſſere neuere gefordert werden kann (RG JW; 1916, 
586155 30. 11. 11 VI 51/11). Über die Verpflichtung des Schiffahrtsunternehmers, für die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs auf dem Schiffe zu ſorgen, |. RG 124, 49; 126, 329. Für den Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr ſ. auch VO über die Aufſtellung von Warnungstafeln v. 25. 4. 25 (RG Bl 1 51). 

b) Nach dieſen Grundſätzen haben vor allem die politiſchen Gemeinden für den verkehrs⸗ 
ſicheren Zuſtand der Ortsſtraßen einſchließlich der Plätze und Brücken zu ſorgen; die öffentliche 
Straße iſt für jede erlaubte Verkehrshandlung frei; auf ihre Verkehrsſicherheit darf gerechnet 
werden (RG 89, 136; 95, 154; JW 08 Beil Nr 137 u. 241; 04, 2322; 05, 1996; 06 S. 3784, 539⸗ 
u. 746 08, 7151, 09, 1618; 1910, 61810; 1911, 7597; 1915, 395”; Warn 08 Nr 630; 09 Nr 264; 
1910 Nr 438). Maßgebend für die Beſtimmung, wann eine Straße dem öffentlichen Verkehr 
übergeben iſt, iſt vor allem der Zuſammenhang ihrer Anbauten (RG 48, 297; JW 09, 161°); 
eine völlige Bebauung iſt nicht erforderlich; der Einzelfall entſcheidet, ob eine Widmung für 
den öffentlichen Verkehr ftattgehabt hat; jeder Fürſorge kann ſich aber auch bei einer noch unfertigen 
Straße die Gemeinde nicht entſchlagen, nachdem ſie die Errichtung von Wohnhäuſern an ihr 
genehmigt und die Ingebrauchnahme der fertiggeſtellten zugelaffen hat (RG nad.; 3. 11. 19 
V1 195/19); auch nicht angebaute Wege find je nach den Umſtänden verkehrsſicher zu erhalten, 
wenn ſie eine notwendige oder vom Verkehr regelmäßig benutzte Verbindung zwiſchen mehreren 
Ortsteilen oder Straßen darſtellen (RG JW 1910, 61810; Warn 08 Nr 373). Das Maß der von 
einer Gemeinde für den Ausbau und die Inſtandhaltung einer Straße aufzuwendenden Sorgfalt 
hängt von Art und Häufigkeit ihrer Benutzung, von ihrer Verkehrsbedeutung ab (RG 13. 12. 30 
IX 303/30). Haftung einer Landgemeinde für die Verkehrsſicherheit von Verbindungswegen, 
auch mit Rückſicht auf ihre Benutzung durch Radfahrer, |. RG SeuffA 82 Nr 66. Iſt ein öffent⸗ 
licher Platz von der Gemeinde hauptſächlich für die Zwecke einer Verkehrsgeſellſchaft hergeſtellt, 
ſo haftet auch letztere für die Gewährung der Verkehrsſicherheit (RG 118, 91: Dampſfſchifflande⸗ 
platz. — Die Verkehrsſicherungspflicht begreift die Inſtandhaltung des Pflaſters oder ſonſti⸗ 
gen Belags (RG JW 03 Beil Nr 241; 04, 2322; 06, 3784; 1910, 61810; 1911, 75917). Doch dürfen 
au den verkehrsſicheren Zuſtand einer Ortsſtraße keine zu weitgehenden Anforderungen geſtellt 
werden, kleine Unebenheiten ſind nicht zu vermeiden, geringfügige Senkungen nicht immer 
ſofort zu beſeitigen, begründen daher noch kein Verſchulden (RG IW 04, 2322 06, 8784 3 11. 11 
111 572/10; 24. 2. 27 IV 549/26). Die Verkehrsſicherungspflicht erſtreckt ſich ferner auf die An⸗ 
bringung von Geländern oder ſonſtigen Verwahrungen an Brücken und Ab- 
hängen (RG 55, 24; JW 1911 S. 446°, 75917; 1912, 86423; Warn 1910 Nr 5 u. 438; 8. 10. 06 VI 
40/06), die aber wegfällt, ſoweit der Zweck einer Anlage (Hafenkai) eine Sicherung nicht geſtattet 
(6 JW 05, 34010); auf die Beleu chtung vom Eintritt der Dunkelheit bis zum Aufhören des 
regelmäßigen Verkehrs (RG 54, 53; 55, 24; JWö 05, 1991; 1911, 75917; über die Beleuchtung wenig 
begangener Wege ſ. NG JW 08, 74419), auf das Beſtreuen der Bürgerſteige und der nolwen⸗ 
digen Strafenübergänge (nur ausnahmsweiſe bei beſonderem Bedürfnis auch des Fahrdammes: 
RG HRR 1929 Nr 1091; R 6. 1. 27 IV 441/26) mit abſtumpfenden Stoffen bei Glatteis oder 
Schneeglatte (MG 54, 53; ZW 1910, 61810; 1911 S. 58325, 75917; 1912, 1946; 1928, 104612; Warn 
08 Nr 47 09 Nr 264; 1913 Nr 318), ſoweit die Verpflichtung hierzu nicht rechtsgültig durch Obſore 
vanzen, Ortsſtatut oder Polizeiverordnungen den Anliegern auferlegt worden iſt (RG 52, 423; JW 
04, 470°; 07, 25112 1910, 15219; Warn 09 Nr 264 u. 476; über Obſervanzbildung in Preußen RG 
52, 423; 76,113 JW 1910 S. 662% u. 94425; 1910, 101232; 1911, 32316, Warn 1912 Nr 23; Gruch 55, 
975 die Entſcheidungen RG 76, 164; JW 1911 S. 64920 98022 u. 10158; 1912, 864253 1913, 91°; 1914, 
244, die für Preußen die Gültigkeit der die Streupflicht feſtſetzenden Polizeiverordnungen auch 
ohne Grundlage einer Obſervanz anerkannten, haben durch das ſeit dem 1. April 1913 geltende 
preuß. Gef. über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912 (GS S. 187) ihre Bedeutung 
verloren; vgl. darüber RG 87, 159; Warn 1918 Nr 106. Soweit die Pflicht zur polizeimäßigen 
Wegereinigung nicht beſteht, kann ſich abgeſehen von ihrer allgemeinen Verkehrsſicherungspflicht 
für die Gemeinde auch aus einer Wegebaupflicht die Verpflichtung zur Beſeitigung von Schnee 
und Eis, zum Streuen mit abſtumpfenden Mitteln, zur Beſeitigung von Schlaglöchern, zur 
Anlegung von Übergängen uſw. ergeben (RG HRR 1932 Nr 314). Das Maß und die Wieder⸗ 
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holung des Streuens richtet ſich nach dem Bedürfniſſe des Verkehrs; ein erhöhtes Maß gilt bei 
beſonders regem Verkehr, wie an Markttagen (RG 12. 10. 08 VI 535/07; 3. 7. 11 VI 567/10), 
ein vermindertes Maß für Streuen wie für Beleuchtung in ländlichen Gemeinden (RG JW 1913, 
8595; 1933, 83610, Warn 1915 Nr 18; Seuffa 87 Nr 41; R 29. 9. 04 VI 10/04; 11. 6.08 VI 
466/07; 3. 7. 11 VI 567/10; 28. 6. 30 IX 85/30). Da die Gemeinden mit ihrem Perſonal nicht 
gleichzeitig in allen Teilen des Ortes zum Streuen im Bedarfsfalle zur Stelle fein können, ift 
ihnen für die Ausführung nach Eintritt des Glatteiſes oder nach Aufhören des Schneefalls ein 
angemeſſener Zeitraum offenzulaſſen, der bei der den Anliegern obliegenden Streupflicht geringer 
zu bemeſſen iſt (RG JW 1911, 58325; 1912, 19415), Darüber, daß anhaltender oder drohender 
Schneefall nicht unter allen Umſtänden von der Pflicht zum Streuen befreit, es vielmehr weſentlich 
auf die Stärke des Schneefalls und auf die Beſchaffenheit des Schnees und des Bodens ankommt, 
ſ. RG 133, 226; RG Recht 1917 Nr 1260. Außergewöhnliche Glätteverhältniſſe erfordern außer⸗ 
gewöhnliche Sicherheitsvorkehrungen (RG JW 1930, 196321). Glatteisbildung an einem öffent- 
lichen Brunnen ſ. RG JW 1932, 393°. Über eine fahrläſſige Unkenntnis von mit ſofortiger Wirkung 
erlaſſenen Polizeiverordnungen über die Reinigung der Bürgerſteige von Schnee und Eis f. 
RG ZW 1931, 16891. Die Übertragung der Streupflicht auf private Reinigungsinſtitute befreit 
nicht bon eigener Sorgfalt (RG Warn 1918 Nr 106; Gruch 54, 977); auch durch Polizeiverordnung 
kann die Verantwortung nicht dem Streupflichtigen genommen und auf die Reinigungsinſtitute 
übertragen werden (RG 102, 269). Vertragliche Übernahme der Streupflicht durch die Gemeinde 
als Mieterin eines Hauſes |. RG Warn 1929 Nr 47. Die Streupflicht des Hauseigentümers, an 
die ſtrenge Anforderungen zu ſtellen ſind, kann nicht durch vertragliche Abwälzung auf die Mieter 
beſeitigt werden; der Hauseigentümer haftet für die Mieter nach $ 831 (RG JW 1930, 32136). 
Verpflichtung des Hauseigentümers zur Überwachung und Belehrung der von ihm mit der Aus⸗ 
führung des Streueus betrauten Perſonen ſ. RG ZW 1931, 16902. Auf Straßendämme ift die 
Streupflicht nicht allgemein zu erſtrecken; nur belebte und unerläßliche Straßenübergänge ſind 
gleich den Bürgerſteigen zu beſtreuen (NG JW 1913, 8595; RG Warn 1928 Nr 147). Der Grund⸗ 
ſatz, daß die Streupflicht der Gemeinden bei Glatteis ſich im allgemeinen auf Bürgerſteige und 
Straßenübergänge beſchränkt und für Fahrdämme nur unter beſonderen Umſtänden gegeben 
ift, greift aber nur Platz, wo die Ortspolizeibehörde nicht auf Grund der $$ 1, 2 des preuß. Gef. 
v. 1. 7. 12 (. oben) die Beſtreuung des Fahrdammes verlangt (RG 7. 2. 29 VI 461/28). Über 
die Verpflichtung, die durch Glatteis oder Schneefall hervorgerufene Glätte zu beſeitigen, hinaus 
auch dafür zu ſorgen, daß der Boden nicht durch Regen, Nebel oder ſonſtige Luftfeuchtigkeit 
ſchlüpfrig ſei, kann von dem für die Verkehrsſicherheit Verantwortlichen nicht verlangt werden 
(RG Warn 1931 Nr 123). Die Verkehrsſicherungspflicht der Gemeinden begreift weiter die An⸗ 
ordnung von Sicherungsmaßregeln bei der Vornahme öffentlicher Arbeiten 
(Neupflaſterung, Anlage von Kanälen und Leitungen), die die Gemeinden nicht auf die Unter- 
nehmer der Arbeiten abwälzen können; auch wo dieſe die Ausführung der Sicherheitsvor⸗ 
kehrungen vertragsmäßig übernommen haben, müſſen die Gemeindeverwaltungen ſich ſelbſt darum 
kümmern (RG JW 05 S. 2848 u. 4864; 06, 5394; 1913, 6427; 1915, 395”; 1932, 37022; Warn 08 
Nr 630; 1911 Nr 180; LZ 1917, 106710; 1919, 2455; RG HRR 1932 Nr 1442; 1933 Nr 13). 
Dabei muß auch mit ungewöhnlicher und unvorſichtiger Wegebenutzung gerechnet werden. 
Die Gemeinde handelt fahrläſſig, wenn ſie einen Weg, auf dem ſie durch einen Unter⸗ 
nehmer Kabelarbeiten hat ausführen laſſen, für den Verkehr wieder freigibt, ohne ſich vorher 
von der Verkehrsſicherheit des Zuſtandes zu überzeugen (NG JW 1931, 16935). Sie muß auch 
dafür ſorgen, daß von andern veranlaßte Anlagen, z. B. ein von der Reichspoſt angelegter 
Kabelſchacht, nicht verkehrsgefährdend wirken (RG JW 1932, 10391). Außergewöhnliche Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie z. B. durch Ausbeſſerungsarbeiten, Umſtellung des Verkehrs uſw. hervorgerufen 
werden können, verlangen auch hier außergewöhnliche Sicherungsmaßregeln (RG ZW 1931, 
332515; . auch HRR 1930 Nr 109). Auch auf die Verkehrsſicherheit der Notbürgerſteige 
vor en hat die Stadtgemeinde ihr Augenmerk zu richten (RG 22. 3. 17 VI 18/17). 
Eine nur beſchränkte Verkehrsſicherungspflicht für Beleuchtung wie für Streuen beſteht bei 
lediglich den Spaziergängern dienenden Luſtwegen, ſowie bei nur den Verkehr erleichternden 
Verbindungswegen: ſie brauchen nicht bei jedem Wetter und zu jeder Jahreszeit geſchützt 
zu werden (RG JW 00, 16455; 1910, 6181; 14. 1. 07 VI 196/06). Die hier erörterte Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht bezieht ſich im weſentlichen nur auf die Erhaltung des Straßen⸗ 
körpers in verkehrsſicherem Zuſtande, nicht auf die Regelung des Straßenverkehrs, 
daher auch nicht auf die Anbringung von Warnungstafeln für den Kraftwagenverkehr an gefähr⸗ 
lichen Straßenkreuzungen; hierher kann daher auch eine öffentliche Körperſchaft nicht als Eigen⸗ 
tümerin der Straße, ſondern höchſtens aus anderen Gründen, wie etwa wegen ihrer Wegebaulaſt 
in Anſpruch genommen werden (RG 121, 404; dazu RG JW 1927, 12651). Anders wenn es 
ſich nicht um die Sicherung des Kraftwagenverkehrs als ſolchen, ſondern um ſeinen Schutz gegen die 
aus einer ordnungswidrigen Beſchaffenheit des Straßenkörpers drohenden Gefahren handelt; 
hier iſt auch der Straßeneigentümer zur Anbringung von Warnungstafeln verpflichtet (RG 
Seuffal 86 Nr 124). Über die Verkehrsfürſorgepflicht der Gemeinden auf Gemeindefriedhöfen 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Bd. 8. Aufl. (Dega.) 39 
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vgl. NS JW 1911, 98114; in ſtädtiſchen Badeanſtalten und Badeanlagen RG JW 1911, 4258; 
Warn 1913 Nr 133; der Eiſenbahnverwaltungen bei Zugängen zum Bahnhof RG 53 S. 53 
u. 276; 55, 335; ZW 08, 71511; Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 187; zum Zuge ZW 1915, 7038; 
in Bezug auf die Säuberung der Bahnhofsräume (RG JW' 1933, 13907); die mangelhafte Bes 
leuchtung eines Bahnhofs iſt aber kein Verſchulden, wenn fie durch die Knappheit der Beleuch- 
tungsmittel bedingt iſt (RG IWW 1920, 491°); der Kirchengemeinden auf Kirchenvorplätzen RG 
JW 09, 2185; 1910, 94428; R HRR 1931 Nr 1842; endlich des Staates oder der größeren Kom⸗ 
munalverbände bei öffentlichen Landſtraßen und auf öffentlichen Waſſerſtraßen RG 62, 31; 
68, 358; 106, 340; ZW 1911, 75917; 1915, 11194; Warn 1912 Nr 383; insbeſondere bei der Vor⸗ 
nahme von Straßenbauarbeiten RG 128, 149; Kanalunterhaltungspflicht des Staates als Eiſen⸗ 
bahnunternehmer, wenn er für feine Zwecke den den öffentlichen Weg kreuzenden und bei mangel⸗ 
hafter Unterhaltung deſſen Verkehrsſicherheit gefährdenden Kanal angelegt hatte, R LG 1920, 
2334; Verpflichtung des Reiches als Eiſenbahnunternehmer dafür zu ſorgen, daß durch die Aus⸗ 
führung der Transporte (Bewegung der Eiſenbahnwagen auf den Schienen) nicht Perſonen 
oder Sachen zu Schaden kommen (MG 29. 6. 23 1II 828/22). Haftung des Eiſenbahnunter⸗ 
nehmers für das Fehlen von Schranken bei einem Bahnübergang (RG JW 1931, 87015, 332112, 
1932, 20655; RG Warn 1910 Nr 57; RG RR 1931 Nr 1448; RG 20. 6. 27 IV 834/26). Fur 
einen dauernden verkehrsgefährdenden Zuſtand bei einer Privatanſchlußbahn muß ein ver⸗ 
faſſungsmäßig berufener Vertreter (Vorſtandsmitglied oder beſonderer Vertreter) die Verant⸗ 
wortung tragen; fehlt es an einem ſolchen, der ſich darum kümmern kann, ſo liegt ein Fehler in 
der Organiſation vor, der der Unternehmung zur Laſt fällt (NG JW 1933, 20765). In gleicher 
Weiſe muß bei andauernd verkehrswidrigem Zuſtand einer Straße die verantwortliche Körper⸗ 
ſchaft dafür ſorgen, daß ein verfaſſungsmäßiger Vertreter beſtellt wird, der ſich um die Angelegen⸗ 
heit kümmern kann (RG JWö 1932, 37021). Sicherungsmaßnahmen (Anordnung langſamen Fahrens, 
Beleuchtung) bezüglich eines nicht mit einer Schranke verſehenen Überganges bei einer Kleinbahn 
(RG 20. 6. 27 IV 834/26). Zur Haftung des Staates für den aus der verkehrsgefährdenden Anlage 
eines ihm gehörigen Hafens entſtehenden Schaden ſ. RG 120, 258. Haftung des Reiches für die 
Nichtanbringung von Seezeichen |. NG 128, 353. Eine Gemeinde, die an der See Einrichtungen 
für den Badebetrieb getroffen hat, muß auch für die Sicherheit der Badegäſte ſorgen (RG 136, 
228). Haftung einer Stadtgemeinde für die Gefahren des Fußballſpiels in ihrer Badeanſtalt 
RO SeuffA 86 Nr 125. Für die Verletzung eines Fußgängers durch einen auf abſchüſſiger 
Ortsſtraße fahrenden Rodelſchlitten kann die Gemeinde nicht nach $ 823, wohl aber nach Art 131 
RVerf haftbar gemacht werden, wenn fie verſäumt hat, in Ausübung der Sicherheitspolizei dem 
Rodelunfug entgegenzuwirken (RG 2. 2. 25 IV 451/24). Die Anbringung und Unterhaltung 
von Warnungstafeln auf öffentlichen Wegen iſt (nach preuß.⸗hannov. Wegerecht) Sache des 
Wegebaupflichtigen; unterläßt die Wegebaupolizeibe hörde fahrläſſigerweiſe ihn dazu anzuhalten, 
jo kann der Staat nur dann haftbar gemacht werden, wenn von dem Wegebaupflichtigen Schadens- 
erſatz nach $ 823 nicht zu verlangen iſt (NG JW 1927, 126521). 

c) Auch der Privatmann, der durch Vermietung ſeines Hauſes einen größeren oder, wenn 
er es allein bewohnt, damit einen kleineren Verkehr für andere zu dem Hauſe und in ihm er⸗ 
öffnet, übernimmt dadurch Verkehrspflichten. Er muß, mag er ſelbſt im Hauſe wohnen oder nicht, 
die Flure und Treppen, wie die Zugänge zu dem Haufe (RG JW 1911, 446°; Warn 1910 Nr 438) 
in verkehrsſicherem Zuſtande erhalten (RG 74, 124; 90, 408; JW 05, 8020, 1912, 1421; 1913, 
9172; 1914 S. 6775 u. 6786; 1932, 361815; Warn 1919 Nr 33; Lg 1922, 7134; OLG 43, 94); 
fie in den Verkehrsſtunden des Abends beleuchten (RG JW 06, 1108; 09, 41511; 1912, 14219; 
1914 S. 6775 u. 6786); Kellereingänge, die gefährlich werden können, verwahren und Keller- 
türen, die mit Wohnungseingängen verwechſelt werden können, verſchloſſen halten oder wenig⸗ 
ſtens deutlich kenntlich machen (NG JW 06 S. 7105 u. 738%; Warn 08 Nr 309; 1910 Nr 329; 
23 1920, 5664; 1. 11. 11 II 552/10), die äußeren Zugänge zu den Räumen, wie Vorgarten⸗ 
wege, Vortreppen, Wege über den Hof beim Vermieten von Hintergebäuden, unter Umſtänden 
auch Teile des Hausflures, bei Winterglätte beſtreuen (RG JW 1912, 19415; NG Warn 1931 
Nr 196; RG 3. 1. 10 VI 158/09). Polizeiliche Abnahme und Duldung eines verkehrsgefährlichen Aus⸗ 
ganges aus dem Hauſe befreit den Verpflichteten nicht von den Folgen eines durch die Verkehrsge⸗ 
fährlichkeit verurſachten Unfalles (RG 8. 12. 27 VI 204/27). Die Mietsräume ſelbſt find dem Mieter 
nicht nur für ſeine Perſon zur Benutzung eingeräumt, ſondern auch allen Angehörigen ſeines Haus⸗ 
weſens; ganz abgeſehen vom Vertrage, kraft allgemeiner Verpflichtung hat daher der Vermieter 
auch den Mitgliedern des Hausſtandes des Mieters für den verkehrsſicheren Zuſtand 
der dem Verkehr übergebenen Räume einzuſtehen (R JW 1910 S. 282° u. 100318). Für die 
Eigentümerin, die mit ihrem Ehemann in geſetzlichem Güterſtande lebt, hat dieſe Verkehrspflichten 
nach $ 1363 der Ehemann zu erfüllen (RG JW 09, 41511); dasſelbe gilt nach 8% 1443, 1519 bei 
gütergemeinſchaftlicher Ehe. Die Verpflichtungen des Hauseigentümers gehen auf den Mieter 
über, wenn das Haus nicht in einzelnen Teilen oder Stockwerken, ſondern im ganzen vermietet 
iſt; denn dann iſt es der Mieter, der den Verkehr für ſich und feine Familie oder für fein Geſchäft 
eröffnet (RG 68, 161; JW 05, 802%; Warn 1929 Nr 47). Dem letzteren Falle ſteht es gleich, wenn 
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beſtimmte Teile eines Hauſes von deſſen allgemeinem Verkehre abgeſondert, ausſchließlich ein⸗ 
zelnen Mietern überlaſſen find (RG ZW 06, 738%). Während danach der Kaufmann und der 
Gaſtwirt, die derart geſonderte Miet⸗ oder Pachträume innehaben, der Regel nach Dritten allein 
haften, wenn es ſich um den beſonderen durch ihren Gewerbebetrieb bedingten Verkehr handelt 
(RG LZ 1917, 106811), kann auch neben ihnen der Eigentümer verantwortlich fein, wenn mangel⸗ 
hafte bauliche Einrichtungen zu einer Beſchädigung geführt haben (RG 92, 359; 95, 61). Was 
als Pflicht des bürgerlichen Hausbeſitzers anzunehmen iſt, gilt in noch höherem Grade für öffent⸗ 
liche Behörden in Anſehung ihrer Dienſtgebäude und Dienſträume, die einem Verkehr nicht 
nur geöffnet, ſondern dafür geradezu beſtimmt ſind, wie Bahnhofsräume, Poſtgebäude, Gerichts⸗ 
gebäude, Schulräume (NG 102, 6; 3W 03 Beil Nr 294; 1910, 4685; 1911, 45018; 1912, 7997; 
Gruch 49, 635; 50, 361). Dahin gehören auch Kirchenräume (RG JW 1911, 1825); öffentliche 
Schlachthäuſer (RG JW 1911, 95880). Über Theater ſ. R Warn 1917 Nr 240; 1918 Nr 52; 
Erholungsgeſellſchaftsräume RG JW 1915, 57812, Ausſtellungsräume (Grenzen der zu erfordern⸗ 
den Sorgfalt RG 96, 96); Eisbahnen (RG JW 1914, 92612). Haftung der Gemeinde für die 
Verkehrsſicherheit der Schulgebäude, für deren Unterhaltung fie zu ſorgen hat, ſ. RG 135, 12; 
über die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit der Gemeinden bei Unterhaltung der Schulräume, die 
über die allgemeine Verkehrsſicherungspflicht hinausgeht, ſ. RG 102, 6; vgl. ferner A 1 u. 3 zu 9839. 
Beſondere Sorgfaltspflichten treffen, auch abgeſehen von dem bereits behandelten Falle der 
abgeſonderten Mietsräume neben dem Eigentümer den Kaufmann und den Gaſtwirt, die einen 
allgemeinen Verkehr für ihre beſonderen Geſchäftszwecke eröffnet haben und deshalb auch als 
Mieter für die Vertehrsſicherheit der Zugänge und der der Allgemeinheit zugänglichen Räumlich⸗ 
keiten zu ſorgen verpflichtet find (Kaufleute RG 95, 61; ZW 09, 49315; 1912, 5865; 1913, 2329; 
1931, 2235; RG Warn 1931 Nr 104; Gaſtwirte, auch Nichtgäften gegenüber RG 58, 333; 65, 11; 
85, 185; 87, 128; 95, 359; JW 05 S. 447, 45° u. 4816, 07, 3329; 08, 45116; (9, 357; 1910 S. 6512, 
112 u. 2817; 1911 S. 40° u. 1827; 1912 S. 3014, 5307, 7927 u. 7935; 1919, 2417; 1923, 76°; 1931, 
19617; Warn 08 Nr 630; 09 Nr 393; 1911 Nr 27 u. 118; 1916 Nr 106 u. 245; 1928 Nr 105, 174; 
1930 Nr 12; Seuffl 82 Nr 156; HRN 1929 Nr 298; 1930 Nr 1725; 23 1917 S. 1065˙ u. 
106811; 1919, 5327). Ein Gaſtwirt, der anderen ſeine Räume zu einer Veranſtaltung (Vogel⸗ 
ſchießen) überläßt, haftet aber nicht für alle dabei erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen (RG 

W'ͤ 1927, 19945). Entſtehen bei einem zu Reſtaurationszwecken verpachteten Grundſtücke 

chädigungen anderer durch bauliche Mängel, fo haften Eigentümer und Pächter dem Geſchä⸗ 
digten (RG ZW 1929, 7391). Pflicht einer Bank, für einen gefahrloſen Zugang der Kunden zu 
den Schaltern zu ſorgen, |. R 23 1926, 921°. Haftung eines Theaterunternehmers für die 
Verlehrsſicherheit der Ausgänge (RG HAN 1928 Nr 422), für die Folgen eines heftigen Ge- 
dränges beim Einlaß in das Theater ſ. Rc Warn 1931 Nr 181. Haftung des Inhabers eines 
Holzlagers für Unfälle bei Benutzung einer Vorrichtung, die er für die Beſichtigung der Hölzer 
zur Verfügung geſtellt hat, |. RG Gruch 71, 257. Sorgfaltspflicht des Warenhausbeſitzers, der 
eine die Beſucher gefährdende größere Ausbeſſerungsarbeit vornehmen läßt, ſ. R JW 1931, 
22357. Die Beſucher eines Geſchäftsraumes können allerdings nicht erwarten, daß fie gegen 
jeden Zufall gefichert find (RG HRR 1931 Nr 1841: Kokosläufer als Fußbodenbelag). Über 
das Zuſammentreffen mit der Vertragshaftung in ſolchen Fällen |. RG 54, 53; 58, 333; 65, 11; 
74, 124; 85, 185; 90, 408; 103, 263; JW 04, 383%; 1911 S. 402° u. 1827; 1912, 14219; Warn 
08 Nr 640; 1911 Nr 27; 1914 Nr 13; 1916 Nr 245; 1918 Nr 52; 1919 Nr 33, ſowie Vorbem 
Aa). Sorgfaltspflichten beſonderer Art treffen ferner die Unternehmer von gewerblichen 
Betrieben und Anlagen, die mit beſonderen Gefahren verknüpft ſind, namentlich wenn die ge⸗ 
fährlichen Teile Kindern zugänglich find (RG JW 06, 54715, 08, 7457“; 1914 S. 7585 u. 10372; 
Warn 08 Nr 469 u. 515; 09 Nr 92 u. 205; 1914 Nr 13; 23 1922, 617°; Grenzen RG JW 09, 461!“ 
und Warn 09 Nr 205). Vorſichtsmaßregeln zur Sicherung von in einem Fabrikbetrieb vorüber⸗ 
gehend beſchäftigten Arbeitern eines anderen Unternehmers |. RG HRR 1929 Nr 1092. Der 
Landwirt, der eine Dreſchmaſchine arbeiten läßt, muß dafür ſorgen, daß (auch in feiner Abweſen⸗ 
heit) Kinder in der Nähe der Maſchine nicht geduldet werden; die Maſchine ſo einzurichten und 
aufzuſtellen, daß kein Unbefugter an fie herankommen und in das Getriebe eingreifen kann, kann 
ihm nicht zugemutet werden (RG IW 1931, 25625). Beſchädigung eines Kindes durch eine 
Mähmaſchine |. R HRR 1930 Nr 1319. Sicherheitsvorkehrungen bei gefährlichen Holz. 
bearbeitungsmaſchinen |. R& 22. 12. 27 VI 93/27; bei Starkſtromleitungen |. RG 5. 12. 27 
VI 104/27. Widerrechtlich zum Zwecke von Diebſtählen und ähnlichen Handlungen einge⸗ 
drungenen Perſonen haftet auch der Unternehmer gefährlicher Anlagen nicht wegen Vernach⸗ 
läſſigung von Sicherungsmaßregeln (MG 23 1918, 1577). 

d) Dieſen Verkehrspflichten, die durch eine Verkehrseröffnung geſchaffen werden, treten 
diejenigen zur Seite, die die Teilnahme am öffentlichen Verkehr oder deſſen Nachbarſchaft 
erzeugt. Die öffentlichen Verkehrswege RG 48, 297; 76, 257; JW 1921, 8955 find für die All⸗ 
gemeinheit da; wer darauf ſich bewegt oder fie für feine Zwecke in Benutzung nimmt, muß auf 
die Allgemeinheit Rücksicht nehmen und Sorge tragen, daß er nicht Gefahren für andere ſchafft. 
Der Fuhrherr muß die Fuhrwerke, die er in den öffentlichen Straßen laufen läßt, in ordnungs⸗ 
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mäßigem Stande erhalten und den Betrieb dauernd überwachen (RG JW 06, 74015; 08, 5249; 
Warn 1917 Nr 87; 28 1918, 62519); der Wagenlenker hat die Pflicht, auf den Verkehr der Straße 
und ſeine Wirrungen und Hinderniſſe ſorgſam zu achten und danach ſeine Fahrbahn und die 
Geſchwindigkeit feiner Fahrt einzurichten (MG JW 05, 492 7; 06, 46522; 1911, 1528; 1912, 3855; 
Warn 09 Nr 280; 1910 Nr 328). Die gleiche Verpflichtung trifft natürlich auch den Reiter (RG 
Warn 09 Nr 94). Aber auch der Fußgänger muß acht geben, daß er nicht durch unvernünftiges 
Laufen andere Fußgänger anrenne, umſtoße und verletze (RG JW 1912, 9082). Sicherung des 
Publikums gegen das Herabfallen von Faäſſern bei einem durch die Umſtände notwendig werdenden 
ſchnellen Anhalten des zu ihrer Beförderung dienenden Wagens ſ. RG IW 1930, 196528. Erhöhte 
Sorgfalt haben bei den geſteigerten Geſchwindigkeitsleiſtungen ihrer Fahrzeuge und der dadurch be⸗ 
dingten beſonderen Gefahr von Zuſammenſtößen die Radfahrer, namentlich die Kraftradfahrer 
zu beachten (RG ZW 08 S. 106° u. 68012; 1932, 79012), vor allem aber die Lenker von Kraft- 
wagen (RG 84, 415; 96, 131; 131, 119; JW 06. 6812; 08 S. 524° u. 678° 1914, 3535; 1915, 
275°; 1928 ©. 797117236; 1929, 9125; 1931 S. 859“, 332414; 1932 S. 7789, 781°, 79113, 20184, 
20238, , 20241, 37064, 3715; 1933 S. 835°, 140628; Warn 09 Nr 130; 1914 Nr 68; 1929 Nr 98; 
1931 Nr 81; 1932 Nr 117; Seuffa 86 Nr 161; 87 Nr 20; HRR 1931 Nr 1449; 1932 Nr 352; 1933 
Nr 752; Sicherung der Türen bei fahrenden Kraftwagen ſ. RG HRR 1931 Nr 1844), neben denen 
auch die Eigentümer der Kraftwagen als die Geſchäftsherren der Wagenführer, wenn ſie im 
Wagen ſitzen, die Gefahr erkannt haben oder ſchlechthin hätten erkennen muſſen, ohne beſondere 
Aufmerkſamkeit anzuwenden und fortdauernd auf den Führer zu achten, und in der Lage waren 

fie abzuwenden, verantwortlich ſein können (RG JW ö 05, 28711, 08, 4057; 09, 27611; 1910 S. 105 
u. 14812; 1911 S. 40% u. 21822; 1915, 89; 1921, 6275; 1928, 17239; 1932 S. 7815, 7826, 202411; 
Warn 1913 Nr 209; 1915 Nr 19 u. 151; 1917 Nr 28; Seuff A 86 Nr 83). Die Teilnehmer an einer 
Schwarzfahrt können für einen dabei eintretenden Schaden nur dann haftbar gemacht werden, 
wenn beſondere Umſtände in ihrem Verhalten, z. B. Trinken mit dem Wagenführer, für den 
Schaden urſächlich waren (RG SeuffA 82 Nr 49). Den Verkehr mit Kraftfahrzeugen regelt jetzt 
das Ref v. 3. 5. 09, RG Bl S. 437, das aber in $ 16 die weitergehende Haftung nach $$ 823, 
831 BOB unberührt läßt. Über Sportfahrten auf öffentlichen Landſtraßen ſ. RG JW 1915, 
11194. Herabſetzung der Fahrgeſchwindigkeit im Intereſſe des Verkehrs auch bei ſog. Zuverläſſig⸗ 
keitsfahrken |. RG 130, 162). Haftung des Halters und Führers eines Kraftfahrzeugs für Schäden, 
die ein Dieb mit dem Fahrzeug anrichtet, ſ. RG 138, 320. Ein Kraftwagenführer kann wegen 
Überlaffung der Führung an einen anderen auf Schadenserſatz nach $ 823 nur dann in Anſpruch 
genommen werden, wenn er nicht nur die Möglichkeit, ſondern auch die Rechtspflicht hatte, den 
andern von der Lenkung des Wagens auszuſchließen (RG JW 1932, 7761). Sorgfaltspflichten 
von Fahrlehrer und Fahrſchüler ſ. R HRR 1931 Nr 660. Haftung des Inhabers einer Auto⸗ 
reparaturwerkſtätte für Schäden, die nicht im Beſitz eines Führerſcheins befindliche Angeſtellte 
durch Fahren mit den zur Reparatur gegebenen Kraftwagen verurſachen, |. NG IW 1930, 29304; 
1933, 826°. Auch die Fahrzeuge der Polizei unterliegen den Vorſchriften des Kraftfahrzeug⸗ 
verkehrs; fie haben keinen Freibrief für unachtſames und unbekümmertes Drauflosfahren (RG 
SeuffA 86 Nr 7). Die Eifenbahn- und Straßenbahnunternehmer haften nach BGB, 
wenn fie in ihren Vertretern ein wirkliches oder ($ 831) vermutetes Verſchulden trifft (vgl. RG 
ZW 1911, 324°; Warn 1919 Nr 199: Mangel an Aufſichtsperſonal, zu ausgedehnter Verkauf 
von Bahnſteigkarten; 1920, 11: kein Verſchulden, daß die Straßenbahn keine Maßregeln gegen 
Überfüllung der vorderen Plattform des Anhänge wagens trifft). Eine Straßenbahngeſellſchaft, 
die Fahranwärter für ihren Betrieb ausbilden läßt, muß den Lehrgang regeln und dafür ſorgen, 
daß ſie nicht zu bald, ohne genügende Vorbereitung und Bewährung, auf belebten Straßen, 
wenn auch unter Aufficht des Führers einen Motorwagen leiten (NG HAN 1928 Nr 1801). Über 
die Pflicht der Eiſenbahnverwaltungen, an Wegeübergängen, wo es der Verkehr erfordert, 
Schranken anzubringen, |. RG Warn 1910 Nr 57. — Den Hauseigentümern und den Bauunter⸗ 
nehmern, die an der öffentlichen Straße Bauarbeiten oder ſonſtige den Verkehr beein⸗ 
trächtigende Arbeiten ausführen laſſen, obliegt die Pflicht, Vorkehrungen zur Sicherung des 
Verkehrs zu treffen: für gefahrlofe Beſchaffenheit der Baugerüſte und des Bauzauns (RG JW 07, 
1011, 28 1918, 62418; 1921, 2684), für Schutzmaßregeln bei Dachausbeſſerungen (RG JW 05, 
202°; 07, 673˙; 1910, 747%, Warn 1919 Nr. 169) für Vermeidung der Verkehrsſtörung durch 
Verkehrshinderniſſe (NG Lg 1922, 1592; R Gruch 70, 612; RG 2. 7. 31 VI 65/31) Sorge 
zu tragen. Sicherung des Publikums gegen Herabfallen des Schuttes von Baugerüſten ſ. RG 
HAN 1931 Nr 1843. Der große Umfang eines Baubetriebes befreit den Unternehmer auch dann 
nicht von der Pflicht zu eigener Aufſicht, wenn er die Bauaufſicht einem zuverläſſigen Angeſtellten 
übertragen hat; die Aufſicht muß ſich auch auf die zur Sicherung des Verkehrs erforderlichen 
Maßnahmen erſtrecken (RG HRR 1931 Nr 1217). Der Hausbeſitzer iſt aber regelmäßig gedeckt, 
wenn er die Arbeit einem als zuverläſſig geltenden Handwerksmeiſter übertragen hatte (NG 
JW 1910, 7474; vgl. unter e). Ebenſo haften Grundſtückseigentümer und Bauunternehmer für 
Schaden, wenn ſie Gegenſtände an der Straße aufſtellen, die durch Umfallen gefährlich werden 
können (RG 59, 203; Warn 1910 Nr 330), oder Wagen zur Nachtzeit unbeleuchtet auf den Straßen 
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ftehen laſſen (MG IW 09, 134°). Auch der Eigentümer, der fein Grundſtück andern zur Aus⸗ 
nutzung überläßt, wird dadurch feiner Verpflichtungen, für die Verkehrsſicherheit zu ſorgen, nicht 
ſchlechthin überhoben (RG 23 1921, 58). Wer Vorrichtungen, z. B. eine Markiſe, über der 
Straße anbringt oder für ſeine Zwecke benutzt, muß ihrer Herſtellung und Erhaltung beſondere 
Sorgfalt zuwenden, insbeſondere auch für ihre regelmäßige Unterſuchung auf Unverſehrtheit 
und auf Ungefährlichkeit für das Publikum ſorgen (RG JW 1930, 194). Haftung eines Sport⸗ 
vereins für das Überfliegen von Bällen aus einem Fußballplatz |. RG JW 1932, 252713, Über 
Sicherheitsmaßnahmen beim Aufbau von Schaubuden, bei Aufſtellung gefährlicher Maſchinen, 
nicht ganz ſtandfeſter Sachen auf der Straße ſ. RG HRR 1933 Nr 1181; Sicherung einer die 
Ortsſtraße berührenden Starkſtromleitung |. RG HRR 1932 Nr 444. Die zu b behandelte Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht der Gemeinden betrifft den Zuſtand der in ihrem Eigentum ſtehenden oder 
ihrer Verfügung unterſtehenden öffentlichen Straßen, Plätze und Brücken, nicht aber das Tun 
und Treiben der auf der Straße verkehrenden Menſchen. Gegen ein verkehrsgefährliches Ver⸗ 
halten einzelner Perſonen auf der Straße einzuſchreiten, iſt nicht Sache der Gemeinden als ſolcher, 
ſondern der Ortspolizeibehörde, die allerdings vielfach mit der Gemeindeverwaltung ber- 
bunden iſt (RG ZW 1911, 75917; 1915, 11194). — Bei der Anlage und dem Betrieb einer 
elektriſchen Leitung muß die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet werden, um andere 
gegen die von der Leitung ausgehenden beſonderen Gefahren zu ſchützen (NG SeuffA 79 Nr 168). 

e) Die unter a bis d geſchilderten Verkehrspflichten werden ergänzt durch eine allgemeine 
Pflicht der Aufſicht, die die für die Erfüllung verantwortliche Perſon aufzuwenden hat, wenn ſie 
die Ausführung der Schutzmaßnahmen zur Sicherung des Verkehrs Dritten überläßt. Dieſe 
allgemeine Aufſichtspflicht entſpricht den menſchlichen Verhältniſſen; im Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
leben wie in Privatbetrieben und im kleinen in der häuslichen Wirtſchaft wird das ordnungs⸗ 
mäßige Ineinandergreifen aller Glieder, die pflichtmäßige Erledigung der den einzelnen über⸗ 
tragenen Geſchäfte nur durch eine regelmäßige Aufſichtstätigkeit gewährleiſtet. Dieſe Aufſicht 
fällt nicht zuſammen mit der in § 831 als Pflicht des Geſchäftsherrn erwähnten Leitung einer 
Verrichtung, alſo der einzelnen Arbeitsleiſtung eines Angeſtellten (ogl. über den Unterſchied 
beider Begriffe RG 53 S. 53, 125 u. 276; JW 02 Beil Nr 75; 03 Beil Nr 21; 06 S. 54721 u. 
74518; 07, 674; 1910, 1114; 1911 S. 952, 21822, 4031, 487°; 1913, 20315; 1930, 32135; Warn 08 
Nr 184; 1910 Nr 19; 1915 Nr 124; 20. 1. 21 IV 342/20; ſ. aber auch 9831 A5b und 6 ſowie RG 128, 
149). Sie iſt eine allgemeine, fortlaufende Überwachungstätigkeit, deren Maß und 
Umfang ſich nach den Umſtänden zu richten hat und die bald eine regelmäßige Kontrolle, bald 
nur ein gelegentliches Nach⸗dem⸗Rechten⸗Sehen erheiſcht (RG 95, 180; 102, 327; 128, 328; 
JW 03 Beil Nr 294; 05, 14424; 06 S. 11312 u. 42713; 08, 6731; 1910, 1725; 1911, 952%, 1914, 
678%; 1915, 2711; 1920, 775°; 1928, 104612; Warn 1911 Nr 260; 1914 Nr 35; 1916 Nr 125; 
1918 Nr 168; 1919 Nr 13 u. 36; 1931 Nr 196; 23 1918 S. 369 u. 62515), aber niemals ganz 
entbehrt werden kann, und deren Verſäumung den Aufſichtspflichtigen für den einzelnen Fall 
eines durch ſeine Leute angerichteten Schadens mittelbar verantwortlich macht, wenn anzu⸗ 
nehmen ift, daß der Schaden bei ordnungsmäßiger Aufſicht vermieden worden wäre (RG ZW 
06, 54718, 1910, 1728; 1911, 487). Gerade die in regelmäßiger Wiederkehr vorzunehmenden 
Verrichtungen mechaniſcher Art bedürfen einer gelegentlich auszuübenden, aber ſtetigen Aufſicht 
(RE JW 1911 S. 487° u. 5427; 1912, 19426), von der auch die Übertragung der Aufſichtstätig⸗ 
keit auf andere Perſonen den Geſchäftsherrn nicht gänzlich befreit (R 95, 180; Warn 1912 
Nr 164). Der Natur dieſer Aufſichtspflicht entſpricht es, daß ſie nicht erſt eintritt, wenn ſich Zweifel 
an der Zuverläſſigkeit der Angeſtellten regen (RG JW 09, 659 5; 1920, 775°; 1931 Nr 196; wohl 
aber müſſen ſolche Zweifel die Aufſichtstätigkeit verſchärfen (RG 53, 53; JW 1920, 775°). Je 
nach den Umſtänden begreift die Aufſichtspflicht auch eine Pflicht der Unterweiſung für die vor⸗ 
zunehmende Tätigkeit (RG JW 04, 1655; 06, 33920; 1914, 678%; Warn 09 Nr 356; 1910 Nr 204; 
1919 Nr 13; 1931 Nr 196). Unter dem gleichen Geſichtspunkt iſt eine allgemeine Überwachungs⸗ 
und Unterweiſungspflicht einer Stadtgemeinde anzunehmen, die in Erfüllung ihrer öffentlich- 
rechtlichen Aufgaben auf dem Gebiete der Armenfürſorge unbemittelten Kranken in ihren 
Krankenhäuſern unentgeltlich ärztliche Behandlung ſei es allein, ſei es neben freier Koſt und 
Wohnung gewährt (NR 112, 290). Aufſichtspflicht einer Stadtgemeinde in bezug auf das Ver⸗ 
ſchloſſenhalten eines auf freiem Platze ſtehenden Transformatorhäuschens ihres Elektrizitäts⸗ 
werkes ſ. RG Seuffa 79 Nr 93. Die Organe einer ländlichen Gemeinde müſſen den Betriebs- 
leiter ihres Elektrizitätswerks überwachen, insbeſondere dahin, daß die Angeſtellten der Straßen⸗ 
bahn ihre Dienſtvorſchriften ſo beherrſchen, daß ſie ſie im Ernſtfalle zur Verhütung von Gefahren 
auch anwenden (NG HRR 1932 Nr 1574). Aufſichtspflicht einer Stadtgemeinde in bezug auf 
das ihr obliegende Beſtreuen der Straßen bei Glatteis . NG JW 1928, 1046 Aufſichtspflicht 
des ſtreupflichtigen Hauseigentümers in bezug auf die Angeſtellten, die er mit den erforderlichen 
Anordnungen beauftragt hat, |. RG HRR 1931 Nr 110, in bezug auf die Mieter, auf die er das 
Beſtreuen vertraglich abgemälzt hat, |. Rh JW 1930, 32135. Eine Stadtgemeinde kann ihre 
Obſorge für den Verkehr nicht ſchlechthin auf den Unternehmer übertragen, den ſie mit Straßen⸗ 
bauarbeiten betraut hat (. oben unter a und R JW 05, 4864; 06, 5394, Warn 08 Nr 471 u. 630; 
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1911 Nr 180); im übrigen beſteht einem fachkundigen Unternehmer gegenüber eine weitere 
Aufſichtspflicht nur unter beſonderen Umſtänden, wenn mit den ihm übertragenen Arbeiten 
beſondere Verkehrsgefahren verknüpft find, die auch von dem Nichtfachmann erkannt und ab⸗ 
geſtellt werden können (RG 76, 260; 90, 408; JW 08, 2691; Warn 08 Nr 471 u. 630; 09 Nr 407; 
1919 Nr 169), oder wenn er erfahren hat, daß der Unternehmer die Sicherheitsmaßregeln vernach⸗ 
läſſigt (RG 12. 5. 11 V1 399/10, 4. 1. 12 VI 146/11). Ein Bauunternehmer kann wiederum, 
ohne eine weitere beſondere Aufſicht betätigen zu müſſen, alltägliche, regelmäßig vorkommende 
Arbeiten einſchließlich der zum Schutze des Verkehrs erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 
einem tüchtigen Polier überlaſſen; nur bei außergewöhnlichen und beſondere Vorſicht heiſchenden 
Umftänden muß er ihm Anweiſung erteilen und nach dem Rechten ſehen (RG 59, 203; JW 06 
11312; 1910, 11112; 1913, 332; Warn 08 Nr 212; LZ 1922, 159%); es kommt hierbei alles auf 
die Umſtände, auf die größere oder geringere Gefährdung, an. Über die allgemeine Aufſichts⸗ 
pflicht eines Unternehmers von Tiefbau⸗ und Straßenbauarbeiten in der Großſtadt |. NRJ ZW 
1931, 22368. Ahnliches gilt gegenüber den Angeſtellten von Zweigniederlaſſungen eines größeren 
Geſchäfts (RG ZW 1913, 2310). Werden in einem Warenhaus Arbeiten vorgenommen, die die 
dort verkehrenden Perſonen gefährden, dann muß ſich der Geſchäftsinhaber oder ſein Vertreter 
ſelbſt davon überzeugen, daß alles zum Schutze des Verkehrs Erforderliche geſchehen iſt; er kann 
ſich nicht darauf verlaſſen, daß ein zuverläſſiger Fachmann mit der Ausführung der Arbeit betraut 
iſt (RO JW 1931, 2235). Über die Aufſichtspflicht des kraft öffentlichen Rechts ſtreupflichtigen 
Grundſtückseigentümers ſ. RG 113, 293. Über die Aufſichtspflicht der Eiſenbahn als Unter⸗ 
nehmer von Güterbeförderungen |. RG 102, 38; RG Seuffa 80 Nr 174. Über die Verpflichtung 
der Vertreter eines Straßenbahnunternehmens, den Angeſtellten allgemeine Anweisungen zur 
ſtrengen Befolgung der polizeilichen Verkehrsregelung zu geben, |. Reh SeuffA 82 Nr 48; über 
ihre Verpflichtung, die Ausbildung der Fahranwärter auf der Strecke ſachgemäß zu regeln, ſ. 
RG SeuffA 82 Nr 157. Über die Aufſichtspflicht der Reichsbahngeſellſchaft in bezug auf die 
Treppe eines Bahnhofstunnels bei Winterglätte ſ. RG 121, 382. Über die Aufſichtspflicht der 
Reichspoſt in bezug auf die Tätigkeit ihrer mit der Führung von Poſtkarren auf den Bahnſteigen 
betrauten Beamten ſ. RG 126, 137; R ZW 1931, 35422. Über die Aufſichtspflicht des Kraft⸗ 
wagenhalters in bezug auf den Führer des Wagens ſ.Rch 120, 154 und 9831 Ab; des Inhabers 
einer Autoreparaturwerkſtätte zur Beaufſichtigung und Anweiſung ſeiner Angeſtellten in bezug 
auf die Fortbewegung der zur Reparatur gegebenen Kraftwagen |. RG JW 1930, 29306. $ 278 
iſt in Fällen einer ſolchen Haftung aus $ 823 nicht anwendbar (RG JW 1923, 10268). Der 
Wohnungsinhaber haftet für das Herabfallen eines Blumentopfes auf die Straße ſchon dann, 
wenn er die Auſſichtspflicht in bezug auf feine Wohnung und die fie verſorgenden Hilfsperſonen 
fahrläſſig nicht erfüllt hat RG 5. 10. 25 IV 47/25). Überwachung und Unterweiſung einer mit 
dem Streuen bei Glätte beauftragten jugendlichen Perſon durch den Hauseigentümer ſ. RG 
Warn 1931 Nr 196. Die Be weispflicht, daß der Beklagte feine Aufſichtspflichten verletzt 
habe, trifft an ſich den Beſchädigten; iſt aber ein ordnungswidriger Zuſtand von längerer Dauer 
nachgewieſen, der zunächſt nur in der Verſäumung der allgemeinen Aufſicht ſeine Erklärung findet, 
und bei gehöriger Überwachung der Wahrnehmung des Aufſichtspflichtigen nicht hätte entgehen 
können, ſo iſt es Sache des Beklagten, darzutun, daß die Verletzung ohne ſein Verſchulden erfolgte 
und er feiner Aufſichtspflicht genügt habe (RG 53, 276; JW 06, 3784; 1910 S. 3750 u, 333°; 
1911, 952°, Warn 08 Nr 183; 09 Nr 208; 1912 Nr 383; 1916 Nr 125; L3 1918, 369). 

f) Endlich muß nach heutiger Rechtsanſchauung jeder, der einer ſelbſtändigen Wirtſchaft 
vorſteht, für verpflichtet gelten, bei der Regelung der auf die Außenwelt wirkenden Angelegen⸗ 
heiten des täglichen Lebens auf fremde Rechtsgüter Rückſicht zu nehmen und ſein Verhalten 
ſo einzurichten, daß dabei Verletzungen anderer möglichſt vermieden werden. Er muß Sorgfalt 
darauf verwenden, daß die Perſonen ſeines Hausſtandes, auch ſoweit eine Aufſichtspflicht nach 
$ 832 nicht begründet ift, aber eine Verfügungsmacht über fie ihm zukommt, nicht Dritte verletzen 
können (Anſteckung durch kranke Hausgenoſſen; Schaden, den geiſteskranke Angehörige anrichten, 
MG 70, 48; 92, 125; Haftung für einen Angeſtellten, der infolge von Geiſteskrankheit einen andern 
getötet hat, RG JW 1910, 65210), und daß auch feine Eigentumsgegenſtände nicht anderen ge⸗ 
fährlich werden (RG 52, 373; 54, 53; 89, 120; JW 05, 37010; 1914, 757°; Warn 08 Nr 374; 
1918 Nr 117 u. 168). Der Eigentümer eines Kraftrades hat dafür zu ſorgen, daß es nicht von 
einer mit ſeiner Führung nicht vertrauten oder ſonſt unzuverläſſigen Perſon benutzt wird (RG 
JW 1931, 332210; cz HMM 1932 Nr 1873). Daß durch an ſich ungefährliche Eigentumsgegen⸗ 
ſtände Dritte (auch Kinder) bei beſonders unvorſichtiger und unvernünftiger Handhabung ſich 
verletzen können, begründet für ihren Eigentümer jedoch eine Schadenserſatzpflicht nicht (RG 
JW 09, 4611; Warn 09 Nr 205; 1. 3. 13 VI 492/12). Die Anwendung des Satzes im einzelnen 
iſt weſentlich von den tatſächlichen und rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Beſitzer der Sache 
und dem Dritten abhängig (RG 81, 216). N 

7. Unter Verletzung der Freiheit find im Sinne des $ 823 Abſ 1 nicht alle Beeinfluſſungen 
der freien Selbſtbeſtimmung eines Menſchen zu verſtehen, zu denen der Handelnde kein beſonderes 
Recht hat (jo Staudiger A IIA 2e; Dernburg Bd 22 $ 390 Il), insbeſondere nicht die Verfolgung 
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der eigenen Intereſſen im Widerſtreit mit dem Willen des andern und mit dem vorausgeſehenen 
Erfolge, daß dadurch das Gebiet der freien wirtſchaftlichen Betätigung des andern eingeſchränkt 
wird. Der Begriff muß vielmehr auf Aufhebung der Freiheit durch körperlichen oder geiſtigen 
Zwang, Anwendung von Gewalt oder den Willen beugender Drohung eingeſchränkt werden. 
Es fällt darunter die Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit, ſowie die Nötigung zu einer 
Handlung durch Gewalt oder Bedrohung (RG 48 S. 114 u. 123; 58, 24; JW 08, 67914); ferner 
die Unterbringung einer Perſon in einer Irrenanſtalt gegen ihren und ihrer geſetzlichen Vertreter 
Willen (RG JW 1910, 75313). Weiter geht RG 97, 343, indem es die Frage, ob eine unkörperliche 
Einwirkung auf die freie Willensbetätigung unter den Begriff der Freiheitsverletzung fällt, der 
Würdigung des Einzelfalles überweiſt. Gegen vorſätzliche Handlungen iſt ein Schutz der Perſon 
bereits durch die 95 234—241 StGB in Verbindung mit $ 823 Abſ 2 gegeben; Abſ 1 erweitert 
dieſen Schutz auf fahrläſſig verurſachte Entziehungen der Freiheit (Einſchließung von Bergarbeitern 
durch Einſturz eines kunſtwidrig angelegten Schachtes oder Stollens). 

8. Das Eigentum wird verletzt durch Zerſtörung oder Beſchädigung, aber auch durch dauernde 
oder vorübergehende Entziehung der Sache, die der Gegenſtand des Eigentumsrechts iſt. Die 
Verletzung kann durch tatſächliche Einwirkung auf die fremde Sache oder durch rechtliche Ver⸗ 
fügung darüber, auch unter Zuhilfenahme behördlichen Zwanges (Pfändung und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverkauf) erfolgen. Nicht unter § 823 fallen Verletzungen des Eigentumsan⸗ 
ſpruchs auf Herausgabe der Sache gegen den Beſitzer; die Beziehungen zwiſchen Eigentümer 
und Beſitzer find in den 88 989—993 beſonders geordnet; nur verbotene Eigenmacht oder ſtrafbare 
Handlung ($ 992) machen den Beſitzer dem Eigentümer gegenüber aus u. H. nach $ 823 Abi 1 
haftbar (RG 56, 313; 72, 192; JW 1910, 11010, Warn 1920 Nr 200; 23 1922, 2881; 1926, 10715; 
vgl. 23 1921, 338°). Der Fremdbeſitzer ift aber für Eigentumsverletzungen aus § 823 verant⸗ 
wortlich, wenn er die Grenze des Beſitzrechts überſchreitet, das er zu beſitzen glaubt, jo der Mieter, 
wenn er die ihm zum Gebrauch überlaſſenen Mietſachen veräußert (RG 101, 309). Eigentums- 
verletzungen durch Beſchädigung find die Beeinträchtigungen nach $$ 906, 1004 (RG 60, 130; 
JW 04, 36016), deren Abwehr nach Maßgabe der angezogenen Beſtimmungen durch die Eigen- 
tumsfreiheitsklage erfolgt, während ein Schadenserſatzanſpruch daraus nur nach Maßgabe des 
$ 823 gegeben iſt (RG JW 04, 3601s; Warn 1911 Nr 405). Wenn dem Eigentümer die Befugnis 
fehlt, den widerrechtlichen Eingriff ſelbſt abzuwehren ($ 26 GewO), fteht ihm ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch daraus jedoch auch ohne Verſchulden des Störers zu (RG 58, 130; 63, 374; 70, 150; 
81, 216; 86, 232; 93, 100; 101, 102; 104, 84; JW 04, 36018; 05, 50336 06, 55424; 07, 2991; 1910, 
58018; Warn 1911 Nr 331, 404 u. 405; 1912 Nr 342; 1914 Nr 89; 1915 Nr 81 u. 141; 1918 Nr 55; 
vgl. Vorbem 1 am Schluſſe). Eine Beſchädigung der Eigentumsſache durch Verunſtaltung be⸗ 
handelt R JW 09, 270“, durch Seuchenanſteckung von Pferden infolge vernachläſſigter Ab⸗ 
ſperrung RG JW 08, 5431, die Beſchädigung eines Gebäudes durch ungenügende Sicherheits⸗ 
vorkehrungen bei Kanaliſationsbauten und Vertiefungsarbeiten auf dem Nachbargrundſtück 
RG JW 08, 2691; 1910, 3303; Warn 1911 Nr 405; durch vorſätzliche Wegnahme eingebauter und 
dadurch zum Beſtandteil des Gebäudes gewordener Bauſtoffe RG 73, 333; Warn 1910 Nr 403; 
Beſchädigung von Dampfkeſſeln und in einer Fabrik zu verarbeitenden Stoffen durch Zuführung 
verunreinigten Waſſers RG Warn 1910 Nr 420. Überläßt der Eigentümer ſein Grundſtück einem 
Pächter zur Bebauung, ohne fi) zu vergewiſſern, daß der Bauplan nicht das Nachbareigentum 
gefährdet, ſo haftet auch er für beeinträchtigende Folgen des Baues (RG SeuffA 85 Nr 159). 
Eine Gefährdung (feuergefährlicher Gewerbebetrieb auf dem Nachbargrundſtück) iſt noch keine 
Beſchädigung (RG 50, 225). Keine Verletzung des Eigentums, weil keine rechtswidrige Ein⸗ 
wirkung auf deſſen Gegenſtand, die Sache, iſt der Bordellbetrieb auf einem Nachbargrundſtück 
(RG 57, 239; a. M. Oertmann A 3a), der jedoch aus dem Geſichtspunkte des $ 826 als gegen 
den Nachbar begangene u. H. betrachtet werden kann (vgl. $ 826 A 5i). Keine Beſchädigung 
des Eigentums, weil bloßes Vertragsunrecht, iſt die Lieferung ſchlechter Bauſtoffe für das im Bau 
begriffene Haus des Eigentümers (RG JW 05, 367°). Verletzungen des Eigentums durch Ent. 
ziehung der Sache ſind Diebſtahl und Unterſchlagung, die zugleich u. H. nach Maßgabe des 
Abſ 2 darſtellen, ſowie jede rechtswidrige Wegnahme (RG 57, 138); Wegnahme von Sachen 
unter dem Titel eines in Wahrheit nicht begründeten Pfandrechts, ſowie die geſetzwidrig vor⸗ 
genommene Veräußerung von Pfandſtücken (RG 77, 201); Wegnahme entbehrlicher Hausbeſtand⸗ 
teile durch eine Gemeinde bei Herrichtung beſchlagnahmter Räume zu Wohnzwecken (RG 106, 
150). Die wider den Willen des Verkäufers erfolgte Inbeſitznahme verkaufter Ware durch den 
Käufer kann eine Verletzung des Eigentums des erſteren darſtellen (RG 23 1918, 258°); ferner 
die unberechtigte Wegnahme von Ware durch den Käufer über die vertragliche Menge hinaus 
(NG JW 1925, 47620), ebenſo die unbefugte Verfügung des Empfängers über eine ihm irrtümlich 
übermittelte Ware (RG Gruch 68, 521). Die im guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
(§ 892) erfolgte Belaſtung eines Grundſtücks mit Hypotheken und anderen Rechten iſt mit Ruckſicht 
auf den Schutz des Grundbuchs keine widerrechtliche Verletzung des Eigentums des wahren, 
nicht eingetragenen Eigentümers (RG 85, 61; 90, 395). Eine ſchuldhaft unrichtige Auskunft über 
einen Handlungsgehilfen verurſacht die Eigentumsverletzung nicht, die der letztere nachher durch 
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Unterſchlagung dem Anfragenden gegenüber begeht (RG JW 05, 369 dahingeſtellt gelaſſen); 
der urſächliche Zuſammenhang reicht hier nur für eine Vermögensbeſchädigung im allgemeinen 
aus, für die bei wiſſentlich falſch erteilter Auskunft wiederum 9 826 Schutz bietet (vgl. § 826 A 5 h). 
Unter die Eigentumsverletzungen durch Entziehung der Sache fallen rechtswidrige Zwangs⸗ 
vollſtreckungen in fremdes Eigentum, ſofern dem Gläubiger das Nichteigentum des Schuldners 
bekannt war oder bekannt ſein mußte (RG 61, 430). Der Gläubiger iſt aber noch nicht im Ver⸗ 
ſchulden, wenn ihm mitgeteilt wird, daß die Pfandſtücke einem Dritten gehören; er darf erwarten, 
daß der Eigentümer die erforderlichen geſetzlichen Schritte nach 89 769, 771 3 PO ergreift; erſt 
eine Glaubhaftmachung, die dem $ 769 ZRO genügt, ſetzt auch den Gläubiger in Verſchulden 
(RG JW 1911, 97810). Eine allgemeine Rechtspflicht, fremdes Eigentum gegen 
Gefahren zu ſchützen und es vor Beſchädigung und Zerſtörung zu bewahren, beſteht nicht; 
die Unterlaſſung eines ſolchen Schutzes iſt eine u. H. daher nicht, die Verpflichtung zu ſolchem 
Schutze kann nur durch ein beſonderes Rechtsverhältnis begründet werden und iſt nach dieſem zu be⸗ 
urteilen (RG 97, 12; 102, 82). Eine Sorgfaltspflicht hinſichtlich der Obhut und Überwachung über 
fremdes Eigentum iſt aber durch einen Gewerbebetrieb begründet: Wer es ſich zur Aufgabe macht, 
zum Zwecke des eigenen Erwerbs fremdes Eigentum zu verwahren (Lagerhalter) oder von einem Ort 
zum andern zu befördern (Spediteur, Rollfuhrmann u. a.), überkommt vermöge dieſes Gewerbe⸗ 
betriebs, auch abgeſehen von den einzelnen geſchloſſenen Verträgen, eine Obhutsverpflichtung 
an allen in ſeinem Gewerbebetrieb an ihn gelangenden, in fremdem Eigentum ſtehenden Sachen, 
deren Verletzung ſich als u. H. nach $ 823 Abſ 1 darſtellt (RG 102, 42; RG HRR 1928 Nr 1802). 
Auf eine Verletzung der Pflichten aus dem von dem Spediteur uſw. mit einem Dritten abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrag kann ſich der Eigentümer zur Begründung einer Haftung aus § 823 natürlich nicht 
berufen (RG 105, 302). Obhutspflicht des e eee in bezug auf den 
geſchleppten Kahn mit der Folge einer Haftung gegenüber dem mit jenem Unternehmer nicht in 
vertraglichen Beziehungen ſtehenden Kahneigner ſ. RG 120, 121. Sorgfaltspflicht des Roll⸗ 
n der bei der Beförderung eines Gutes keinen Begleitmann hat, ſ. HRR 1932 
r 118. 
9. Was unter dem „ſonſtigen Recht“ des $ 823 Abſ 1 zu verſtehen ſei, kann zweifelhaft ſein. 
Leben, Körper, Geſundheit und 9 5 ſind Lebensgüter, aber keine Rechte, und es ſpricht 
nichts dafür, daß das BGB fie als ſolche aufgefaßt habe (a. M. u. a. Staudinger A IA 2e; 
Gierke Schuldrecht S. 886). Sie ſind Lebensgüter, die mit der Perſönlichkeit verbunden ſind 
und den allgemeinen Rechtskreis der Perſon umſchreiben, der von jedermann geachtet werden 
muß. Erſt das hinter ihnen in $ 823 Abs 1 genannte Eigentum iſt ein wirkliches, andere aus⸗ 
ſchließendes Recht, das einer Perſon zuſteht. Da das „ſonſtige Recht“ im Anſchluß an das 
Eigentum genannt wird, iſt es begrifflich als ein Recht zu faſſen, das mit dem Eigentum den 
rechtlichen Charakter, mit dem Eigentum und den vorher aufgeführten Rechtsgütern das gemein⸗ 
ſam hat, daß es von jedermann beachtet werden muß. Es ſind dies die von der Rechtsordnung 
beſonders ausgeſtatteten und umſchriebenen ausſchließlichen Rechte (RG 51, 369; 57, 353; 68, 28; 
59, 49; 82, 206; 95, 283), die alle Perſonen binden und deshalb auch von allen verletzt werden 
tonnen. Dahin gehören einmal alle dinglichen Rechte, Erbbaurecht, Grundgerechtigkeiten (NG 
Warn 1911 Nr 331) und perſönliche Gerechtigkeiten an Grundſtücken, Hypotheken- und andere 
Pfandrechte (Schadenserſatzanſpruch der Hypothekengläubiger wegen Verſchleuderung oder 
Entfernung von Zubehör des Pfandgrundſtücks RG 69, 85; JW 07, 33210; Warn 1911 Nr 268; 
1915 Nr 52 u. Nr 118; 1917 Nr 17; ebenſo wegen Wegnahme von zum Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks gewordenen Bauſtoffen RG 73, 333; Warn 1910 Nr 403); Verletzung des Pfandrechts 
des Verpächters durch Fortſchaffung von Inventarſtücken vom Landgut (RG 98, 345). Ferner 
gehört hierher das durch Pfändung und Überweiſung von Forderungen begründete Einziehungs⸗ 
recht (MG 85, 89); das Pfandrecht des Vermieters (RG 119, 265). Verletzung des durch Pfändung 
eines Anspruchs auf Herausgabe von Wertpapieren begründeten Pfandrechts durch Veräußerung 
der Wertpapiere |. AG 108, 318. Immer aber muß, wenn ein Schadenserſatzanſpruch nach 
$ 823 gegeben ſein ſoll, ein erfolgreicher Eingriff in das Pfandrecht vorliegen; ein etwa 
nach 88 135, 136 unwirkſamer Verſuch eines Eingriffs genügt nicht (R 138, 252). Ein 
ſonſtiges Recht iſt auch der Geſchäftsanteil an einer Geſellſchaft m. b. H. (RG 100“, 278). 
Ferner die aus dem Familienverhältnis entſpringenden ausſchließlichen Rechte des Ehe⸗ 
manns (A 72, 128; val. dazu jedoch Oertmann A 3dy; zweifelnd Warn 1917 Nr 118) 
und der Eltern (RG ZW 1913, 20214, c HNN 1928 Nr 1413); das ausſchließliche Recht 
der Ehefrau auf Bezeichnung als ſolche gemäß § 1355 (Mb Warn 1927 Nr 138; 1928 Nr 132; 
1930 Nr 2); das ehe männliche Nutznießungs⸗ und Verwaltungsrecht an den eingebrachten 
Sachen der Ehefrau (NG Warn 1922 Nr 41; NG Seuffu 77 Nr 73). Weiter das Namens- 
recht ($ 12; dazu RG JW 1929, 120314; 1930, 169922, R Warn 1930 Nr 2); das Firmen- 
recht (59 17ff., insbeſondere 837 HGB; RG JW 1910, 1201); die Urheberrechte (N66 69, 394; 
102,134; RG Gruch 69, 249) und die gewerbli chen Erfinderrechte (RG 57,38) — inwieweit 
auch vor Erteilung des geſetzlichen Erfinderſchutzes, darüber vgl. RGS 77,81; RG FU 1931, 405 — 
jowie die übrigen gewerblichen Schutzrechte Muſterſchutz und Warenzeichen, RG JW. 


Unerlaubte Handlungen § 823 617 


05, 17416; vgl. RG JW 1926, 5615). Auch Auszeichnungen (Medaillen, Diplome, Preiſe), die 
für ausgestellte Waren verliehen werden, gewähren ein höchſtperſönliches Recht, das den Schutz des 
$ 823 Abſ 1 genießt (RG 108, 50). Weiter gehören hierher die ausſchließlichen Aneignungs⸗ 
rechte, das Bergwerkseigentum (RG 72, 303; 110, 1), Jagd- und Fiſchereirecht (NG JW39, 429; 
Warn 1915 Nr 299) ſowie Waſſergebrauchsrechte; nicht aber das Recht auf den Gemeingebrauch 
an öffentlichen Sachen oder Gewäſſern, auch wenn er, wie z. B. die Benutzung von Schiffahrts⸗ 
kanälen, polizeilich geregelt iſt (RG Gruch 68, 75; RG 10. 6. 20 VI 122/20). Der Beſitz iſt 
zwar kein Recht, wird aber von der Rechtsordnung gleich einem ausſchließlichen Rechte gegen 
jedermann geſchützt und ift deshalb auch im Sinne des $ 823 Abſ 1 den Rechten anzuſchließen 
(RS 59,326; 91,60; 102, 347; 105, 218; RG JW 1931, 29045, R Warn 1915 Nr 299; 1922 
Nr 41; Seuff A 86 Ni 9). Nicht unter den Begriff des ſonſtigen Rechtes fallen die Forderungs⸗ 
rechte, die im Gegenſatze zu den ausſchließlichen Rechten nur die beſtimmten Perſonen binden, 
die ſich ſelbſt gebunden haben, und die von dritten Perſonen gar nicht verletzt werden konnen 
(M 2, 727; R6 57 S. 138 u. 353; 82, 189; 95, 283; 111,302; JW 05,3675 1912 S. 12 u. 
135˙; 1925, 224516, Warn 08 Nr 46; a. A. teilweiſe Planck II 1 fe zu $ 823). Auch die der Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzgebung entſpringenden Rechte des Verletzten auf Leiſtungen dieſer Verſiche⸗ 
rung ſind nur perſönliche Forderungsrechte (RG 95, 283). Das Mietrecht und ebenſo das 
Pachtrecht ſind zwar Forderungsrechte im letzteren Sinne; durch die Übertragung des Be⸗ 
ſitzes an der Mietſache erlangt es aber Dritten gegenüber einen ausſchließlichen Charakter (RG 
59, 326; 105, 218; Warn 1915 Nr 299). Aus demſelben Grunde wird von der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts, obgleich dieſe ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht als Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſchutzes nicht anerkennt (R 73, 107; JW 1915, 913°; Warn 09 Nr 505), der eingerichtete 
und ausgeübte Gewerbebetrieb als verkörperter Wille im Gegenſatze zu der bloßen Freiheit 
der wirtſchaftlichen und gewerblichen Willensbetätigung zu den „ſonſtigen Rechten“ gezahlt 
(RG 48, 114; 56, 271; 58, 24; 64, 52; 65, 210; 92, 132; 94, 248; 100, 214; 101, 337; 102, 225; 
109, 276; 117, 412; 119, 438; 126, 93; 135, 40; Gruch 68, 75; JW 05, 430°; 07, 5051; 08 S. 1331 
u. 48225; 09, 49316; 1915, 913%; 1917, 7121; Warn 1915 Nr 82; 1927 Nr 55; Seuff A 84 Nr 15; 
23 1927, 9055; dagegen Planck All 11) Eine Verletzung dieſes eingerichteten und ausge⸗ 
übten Gewerbebetriebs als eines Rechtes kann aber nur dann angenommen werden, wenn der 
Eingriff ſich unmittelbar gegen den Beſtand des Gewerbebettiebs richtet (nicht nur ſeinen Ertrag 
mindert), ſei es, daß die Betriebshandlungen tatjächlich gehindert werden, wie durch Bedrohung 
oder gewaltfame Abhaltung von Kunden vom Beſuch eines boykottierten Geſchäfts, oder daß 
feine rechtliche Zuläſſigkeit verneint und feine Schließung oder Einſchränkung verlangt wird 
(N 58, 24; 64,52; 65, 210; 73 S. 107 u. 253; 76, 35; 77, 2171 79, 224; 92,132; 94, 248; 101, 
337; 102, 225; 119, 438; 126, 93; 135, 242; JW 1915, 913“; 1917, 712°; 1932, 18832; Warn 
1910 Nr 420; 1912 Nr 428; 1915 Nr 82; Seufjü 83 Nr 205; 84 Nr 142; 23 1924, 34%; OLG 
43, 101). Eingriff in das Rechtsgut des eingerichteten Gewerbebettiebs durch Warnung vor 
Patentverletzungen |. NG 141, 336. Der wirtſchaftliche Wettkampf iſt, ſoweit er mit erlaubten 
Mitteln (ſ. S826 A5 n) geführt wird, niemals ein widerrechtlicher Eingriff in den fremden Gewerbe⸗ 
betrieb; die Ausſicht auf Erwerb und auf Gewinnung von Kundſchaft fällt nicht zuſammen mit dem 
Gewerbebetriebe und iſt nicht geſchützt (RG 58, 24; 64, 52; 65, 210; 77, 217, 79, 224; 92, 132; 102, 
223; 126, 93; 135, 242; JW 07, 251; 09 ©. 109 u. 4936; 1911, 712¹¹ 1912, 29011; 1915, 9139; 
Warn 09 Nr 505). Die Entſcheidungen RG JW 08, 133! u. 1911, 76016, ebenſo aus fruherer Zeit 
JW 05, 17415, wo aber $ 824 angewendet iſt, gehen anſcheinend über die nach dem vorſtehenden 
gezogenen Grenzen hinaus. Über einen Unterlaſſungsanſpruch bei Zuwiderhandlungen gegen 
das Geſetz über Preisnachläſſe (Rabattgeſetz; vom 25. 11. 33 (RGBl 1 1011) ſ. dort § 12. Die 
Ausübung des ärztlichen Berufs iſt dem eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebe 
nicht gleichzuſtellen, ſoweit nicht damit das Unternehmen einer Privatkrankenanſtalt zum Zwecke 
der Gewinnerzielung verbunden iſt, das ſie zum Gewerbebetriebe macht (RG 64, 155; 94, 109, JW 
02 Beil Nr 88; 07, 49154; 08, 24928; Warn 1912 Nr 108). Die Ehre iſt kein Recht, ſondern ein 
Lebensgut gleich Geſundheit und Freiheit; ſie wird durch $ 823 Abſ 2 in Verbindung mit $$ 185 ff. 
SGB und teilweiſe durch $ 824, nicht als ſonſtiges Recht nach $ 823 Abj 1 geſchützt (RG 51, 369; 
60, 1; JW 1913, 342). Der Unterlaſſungsanſpruch zum Schutze der Ehre einer Perſon ift nicht über⸗ 
tragbar (RG 12. 10. 32 IX 145/32). Als Schadenserſatz kann auch bei nur formaler Beleidigung 
die Befugnis zur Bekanntmachung der Verurteilung zu Unterlaſſung und Schadenserſatz zuge⸗ 
ſprochen werden, wenn es ſich um Beeinträchtigung des geſchäftlichen oder beruflichen Anſehens des 
Verletzten handelt (RG 31. 3. 31 11 280/30). Daß das Vermögen nicht als beſonderes Recht oder 
Rechtsgut unter einen Rechtsſchutz gegen Verletzungen geſtellt wird, iſt A 1 ausgeführt; unter den 
Begriff eines „jonftigen Rechtes“ kann es keinesfalls gebracht werden (R JW 1915, 913°). Die 
„Arbeitskraft“ iſt kein Recht und wird es auch nicht durch den Schutz des Reichs nach Art 157 
der Verfaſſung v. 11. 8. 1919; ſie iſt lediglich die Betätigungsmöglichkeit der Perjon. 

10. Das Merkmal der Widerrerhtlichfeit der Verletzung bedeutet, wie die Hinzufügung der 
perſönlichen Schuldmerkmale „vorſätzlich oder fahrläſſig“ deutlich ergibt, die ſachliche (objektive 
Widerrechtlichkeit (RG 50, 60; 103, 187). Ein Eingriff in einen fremden Rechtskreis iſt immer 
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widerrechtlich, wenn ihm nicht eine beſondere Befugnis zur Seite ſteht, oder wenn die Handlung 
die Grenzen einer vorhandenen Befugnis überſchreitet (RG JW 1926, 3642). Über die Grenzen 
erlaubter Intereſſenvertretung beim Eingriff in einen fremden Gewerbebetrieb vgl. RG 325 
132 (137). Eine Rechtsverletzung kann auch durch eine Unterlaſſung begangen werden. Eine 
Unterlaſſung kann aber nur widerrechtlich ſein, wenn die unterlaſſene Handlung, z. B. auch auf 
Grund eines vorausgegangenen Gefahr ſchaffenden oder verſtärkenden Tuns, durch eine Rechts⸗ 
pflicht geboten war (RG 52, 373; 54,53; JW 03 Beil 3951; 05, 37010, Warn 08 Nr 374); RG 
15. 5. 30 VI 601/29). Das gilt insbeſondere für die in A 6 behandelten Verkehrspflichten — 
rechtswidrige Unterlaſſung der Achtung auf ein Kind, auch wenn eine Aufſichtspflicht nicht über⸗ 
nommen iſt, |. R SeuffA 85 Nr 6 —, und es begründet des weiteren keinen Unterſchied, ob 
die außer acht gelaſſene Sorgfalt jemandem durch Geſetz oder durch Vertrag auferlegt war. 
„Wer es einem andern gegenliber vertraglich übernimmt, an deſſen Stelle Obliegenheiten zu 
erfüllen, deren Vernachläſſigung geeignet iſt, das Leben, den Körper oder die Geſundheit dritter 
Perſonen zu verletzen, macht ſich einer u. H. im Sinne des $ 823 ſchuldig, wenn er vorſätzlich 
oder fahrläſſig unterläßt, für die Erfüllung jener Obliegenheiten zu ſorgen.“ So RG JW 06, 
5911 übereinſtimmend mit Ach 63, 308; 127, 14; Warn 1911 Nr 28 u. 1912 Nr 383; 1929 Nr 47; 
23 1917, 106916; 1918, 62317; Gruch 55, 970; 70, 612; R 17. 3. 10 VI 186/09; vgl. auch 
ASt 10, 100. Er kann ſich nicht darauf berufen, daß er die Verpflichtung nicht der Allgemeinheit, 
jondern nur dem Vertragsgegner gegenüber übernommen habe; er hat vielmehr dem andern 
Vertragsteil gegenüber eine Pflicht gegen die Allgemeinheit übernommen. Das iſt auch der 
Rechtsſtandpunkt der Beſtimmungen der $$ 831 Abſ 2, 832 Abſ 2, 834, 838. Das Maß der von 
dem verpflichteten Vertragsteil hiernach zu beobachtenden Sorgfalt kann aber nicht über den 
Umfang der Obliegenheiten hinausgehen, die er an Stelle des andern zu erfüllen übernommen 
hat. Soweit darüber hinaus etwa von ihm vertragliche Verpflichtungen übernommen ſind, kann 
auf deren Verletzung ein Schadenserſatzanſpruch eines Dritten aus $ 823 nicht geſtützt werden 
(RG Gruch 70, 612). Wie die Verletzung von Vertragsrechten kann auch die Verletzung familien⸗ 
rechtlicher — geſetzlicher — Fürſorge⸗ und Aufſichtspflichten ſich als unerlaubte Handlung nach 
$ 823 darſtellen, wenn ſie gleichzeitig eine Verletzung der allgemeinen Rechtspflichten enthält, 
die jedermann gegen jeden obliegen (RG 75, 251). — Der Eingriff in den fremden Rechtskreis 
iſt berechtigt, wenn dem Handelnden eine Befugnis, beruhe dieſe auf dinglichem (unweſentliche 
Beeinträchtigungen des Eigentums nach $ 906), familienrechtlichem oder forderungsrechtlichem 
privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem Grunde (Freiheitsentziehungen, Eigentumsverletzun⸗ 
gen durch Amtsperſonen in Ausübung ihres Amtes), zur Seite ſteht (vgl. RG 81, 216; 101, 322 
Schutzhaft; Militärhoheitsrecht Warn 1915 Nr 255; 1919 Nr 1). Unter dieſen Geſichtspunkt 
gehört das Recht der körperlichen Züchtigung unerwachſener Perſonen. Nach Reichs⸗ 
recht ſteht ein Züchtigungsrecht den Eltern ($$ 1631, 16841686; vgl. RGSt 49, 388), dem 
Vormunde ($ 1800) ſowie dem gewerblichen Lehrmeiſter (J 127a RGewo) zu, nicht dem Dienſt⸗ 
herrn gegen das Geſinde (Art 95 Abſ 3 CO), nicht dem Ehemanne gegen die Ehefrau. Ob ein 
Züchtigungsrecht des Lehrers begründet iſt, richtet ſich nach Landesrecht (aus der Rechtſprechung: 
RG 105, 226; NGC 2, 10; 5, 193; 9, 302; 15, 376; 16, 34: 19, 265, 20, 93; 22, 264; 23,161; 
26, 142; 28, 85; 30,126; 31, 267; 33, 72; 34 S. 95 u. 118; 35, 182; 40, 132; 41, 98; 42 S. 142 
u. 221; 45, 1 RG JW 06, 85%; 1916, 1897; Warn 1912 Nr 163; für Zwangserzie hungsanſtalten 
dgl. Art 135 Ech mit R St 40, 91; 42, 347). Über das Recht des Waffengebrauchs der Polizei⸗ 
beamten vgl. R JW 06, 74516. Notwehr ($ 297; die Beweislaſt der Notwehr trifft den, der 
ſich darauf beruft, R JW 03 Beil Nr 125; 05, 146; 07, 13820; Gruch 51, 907; 28 1921, 2185; 
auch den Beamten |. unten), ein Notſtand ($ 228) oder erlaubte Selbſthilfe ($$ 229, 230, 
859, dazu RG JW 1931, 27822) ſchließen die Widerrechtlichkeit der Handlung aus. Überſchreitung 
der Notwehr ift widerrechtlich, wenn ſie verſchuldet ift (RG JW 02 Beil 192; JW 1911 S. 57812 
u. 57816; 23 1921, 2185); die ſchuldhafte Überſchreitung hat derjenige zu beweiſen, der ſie be⸗ 
hauptet. Putativnotſtand |. RG JW 1926, 11454. Auch die Ausübung der Feſtnahmebefugnis 
des 8 127 SPD ſchließt die Widerrechtlichkeit der Handlung aus (RG 64, 385). Daß der Verletzte 
in einem unerlaubten Handeln begriffen iſt, berührt ſelbſtverſtändlich die Widerrechtlichkeit der 
Schädigung nicht (RG Warn 1910 Nr 420). Die Einwilligung des Verletzten macht die 
Handlung zu einer befugten, wenn dem Einwilligenden über das verletzte Rechtsgut nach ſitt⸗ 
licher Anſchauung die Verfügungsmacht zuſtand; wo dies nicht der Fall iſt, verſtößt die Ein⸗ 
willigung gegen die guten Sitten und hebt die Widerrechtlichkeit der Handlung nicht auf (R 
66, 306). Unſittlich iſt die Einwilligung in die eigene Tötung, Verſtümmelung, Geſundheits⸗ 
beſchädigung, Freiheitsberaubung; unbedenklich, aber nötig, um der Handlung die Widerrechtlich⸗ 
keit zu nehmen, die Einwilligung in eine ärztliche Operation (RG 68, 431; 88, 433; JW 07, 5052; 
1911, 7482; Warn 1911 Nr 431); unbedenklich die Einwilligung in Verletzungen des Eigentums 
(vgl. RG JW 05, 49310); unbedenklich find endlich Abmachungen über die Übernahme der Gefahren 
für Körper, Geſundheit, Eigentum, die aus einer eigenen oder der Tätigkeit eines andern hervor⸗ 
gehen können und die nicht eine Einwilligung in die Verletzung, ſondern nur einen Verzicht auf 
Schadenserſatzanſprüche daraus darſtellen (vgl. darüber Vorbem Ab). Über das Recht des Jagd⸗ 
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berechtigten, einen in ſeinem Jagdgebiet betroffenen fremden Jagdhund zu töten, |. RG SeuffA 81 
Nr 70 (Prad R). — Die Beweislaſt für die Widerrechtlichkeit der Handlung trifft ebenſo wie 
für das Verſchulden des Täters an und für ſich den Beſchädigten. Doch iſt die Rechtsverletzung 
ſelbſt von vornherein widerrechtlich, und deshalb ſind die Umſtände, die ſie nach der beſonderen 
Sachlage berechtigt erſcheinen laſſen, beſonderes Recht, Notwehr, Notſtand, erlaubte Selbſthilfe, 
Einwilligung, von dem Täter nachzuweiſen; für Notwehr, Notſtand und Selbſthilfe iſt dies im 
Geſetze ſelbſt ausgeſprochen. Das gleiche muß auch bei einer in Ausübung eines Amtes vorge⸗ 
nommenen Handlung (des Lehrers, des Polizeibeamten) gelten. Die in RG ZW 1906, 74515 
vertretene Auffaſſung, die Widerrechtlichteit müſſe in ſolchen Fällen beſonders nachgewieſen 
werden, ſofern nicht die Art der Rechtsverletzung eine Überſchreitung der amtlichen Befugniſſe 
von vornherein außer Zweifel ſtelle, iſt ſchon in RH IW 1907, 13820 wieder aufgegeben, und an 
dem im letzteren Urteil vertretenen Standpunkt iſt auch ſpäter feſtgehalten worden (RG SeuffA 


11. Der Erſatzberechtigte ift nur der unmittelbar Verletzte (RC 57, 353; 80, 48; 82, 189; 
92 S. 401 u. 404; 97, 89). Das gilt auch im Falle des § 823 Abi 2 (RG 73, 30; 82, 189; 92, 404; 


JW 1910, 2805). Eine Ausnahme macht die in 88 30, 31, 89 beſtimmte Haftung der Körper- 
ſchaften des privaten und öffentlichen Rechtes für die von ihren verfaſſungsmäßig berufenen 
Vertretern in Ausübung der ihnen zuſtehenden Verrichtungen begangenen u. H. (8 31 A 1 u. 22 
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ſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtande voraus; die $$ 30, 31 u. 89 begründen einen ſelbſtändigen 
Tatbeſtand u. H. nicht (NG LZ 1918, 3691). Die Haftung für die geſetzlichen Vertreter gilt für 
die Körperſchaften des öffentlichen Rechtes nicht, ſoweit es ſich um einen von ihren Beamten 
in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt anderen zugefügten Schaden handelt 
89 A3). Hier iſt in Art 77 EG ein Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung geichaffen. Den 
Beſtimmungen der Landesgeſetze unterlagen früher auch die von Reichs beamten in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt begangenen u. H., da es an einer reichsrechtlichen Regelung fehlte (RG 
54, 198; 55, 171). Das PrGeſ v. 1. 8. 09 (GS 691) führte die Haftung des Staates für die von 
den unmittelbaren Staatsbeamten in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
durch Verletzung der Amtspflicht begangenen Handlungen ein. Ein gleiches Geſetz für das Reich 
wurde am 22. 5.10 erlaſſen (RG Bl 798). S. darüber AI zu 8 839. Die deutſche Reichsver⸗ 
faſſung v. 11. 8. 19 hat in Art 131 grundſätzlich die Haftung des Staates oder der öffentlichen 
Körperſchaften für die von ihren Beamten in Ausübung der öffentlichen Gewalt begangenen 
Verletzungen der Amtspflicht ausgeſprochen. Für die Rechtsgebiete, die bisher keine Staats⸗ 
haftungsvorſchrift hatten, iſt dadurch die Verantwortlichkeit des Staates oder der öffentlichen 
Körperſchaft als unmittelbar wirkendes Recht eingeführt (RG 102, 166). Über die Begrenzung 
der Ausübung privatrechtlicher Befugniſſe und ſtaatlicher Hoheitsrechte bei Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes vgl. RG 52, 369; 55, 364; 67, 117; IW 03 Beil 59:3; Warn 1910 Nr 232 
(Polizeigewalt); RG 54, 198; JW 06, 1637; Warn 1915 Nr 255; 1919 Nr 61 (militäriſche Übun⸗ 
gen); R 55, 171; JW 09, 6542; Warn 1919 Nr 1 (Verwaltung der Munitionsbeſtände durch den 
Militärfiskus und Marinefiskus); RG 56, 84 (Zwangsvollſtreckungsgewalt des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers); RG 56, 215; 78, 325 (Strafvollſtreckung); RG 68, 278 (Sparkaſſenverwaltung einer 
Stadtgemeinde); RG 72, 44 (Anordnungen einer preuß. Landwirtſchaftskammer über Ab⸗ 
deckereiverhältniſſe); ferner A1 zu § 839. 

13. a) Über den zu leiſtenden Schadenserſatz enthält das BGB für die Fälle der gegen die 
Perſon gerichteten u. H., insbeſondere Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung und Tötung 
in den $$ 842—847, ſowie hinſichtlich der Entziehung oder Beſchädigung von Sachen in den 
85 848—851 beſondere Beſtimmungen. Im übrigen gelten die allgemeinen Beſtimmungen 
der N 249—253. Eine vermögensrechtliche Schädigung feßt $ 823 nicht voraus, wie fich aus 9 847 
ergibt; der Schaden kann auch auf rein ideellem Gebiete liegen (RG 94, 1; Warn 1913 
Nr 53). Soweit ein Schaden noch nicht entſtanden, ſein Eintritt aber zu erwarten oder auch 
nur möglich iſt (insbeſondere bei Körperverletzungen von Kindern, die ein erwerbsfähiges Alter 
noch nicht erreicht haben), dient die Feſtſtellungsklage der Verfolgung der Anſprüche (NG JW 
06 S. 1644 u. 35921 07, 8325; Warn 1911 Nr 179; 23 1919, 4612). Über die Wiederherſtellung durch 
fernere Unterlaſſung von Beeinträchtigunge n iſt in Vorbem 6 gehandelt. Schadens⸗ 
erſatz in der Geſtalt des Verluſtes von Rechten auf ſeiten des Schädigers behandelt RG 70, 193; 90, 
350; IJW 1913, 5391; 1919, 4982; Gruch 58, 901. Öffentlicher Widerruf und Abbitte find kein 
Ziel des Schadenserſatzes, da fie den Charakter einer Strafe an ſich tragen (RG 60, 12; f. dagegen 
Dernburg ZW 05, 161). Die Zurücknahme von beleidigenden Ausſtreuungen nach § 823 Abſ 2 
und $ 824 kann dagegen, wenn dadurch ein dauernder Zuſtand geſchaffen wurde, der für den 
Betroffenen eine ftetig ſich erneuernde Quelle der Ehrverletzung oder Vermögensſchädigung 
bildete, ſehr wohl als Wiederherſtellung nach § 249 in Frage kommen (RG 88, 129; 97, 343; 
RG 16. 1. 32 [X 469/31; vgl. OL 45, 173); ſie iſt, wo ein Vermögensſchaden nicht entſtanden 
und Wiederholung der verletzenden Ausſtreuungen nicht zu beſorgen iſt, ſogar der einzige An⸗ 
ſpruch, der erhoben werden kann (RG JW 1919, 9933; Warn 1913 Nr 449). Zuerkennung der 
Befugnis zur Bekanntmachung des auf Unterlaſſung gerichteten Urteils als ein in der Regel 
milderes Mittel der Wiederherſtellung des verletzten Rechtszuſtandes auf dem Gebiete der Ehre 
anſtatt einer Verurteilung auf Widerruf |. NG HRR 1931 Nr 1307. Ebenſo ift bei Boykott⸗ 
und Sperrmaßregeln die Aufhebung der verletzenden Maßregel das geeignete Mittel der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes nach § 249 (RG JW 1915, 14241; Warn 1914 Nr 160; 1916 
Nr 193); wo die verletzende Kundgebung veröffentlicht worden war, ift auch die Veröffentlichung 
der Wiederaufhebung oder Zurücknahme am Platze (RG JW 1915, 14241). Über einen Schadens- 
erſatz durch Herausgabe der genommenen Abſchriften und Vervielfaltigungen eines widerrechtlich 
erbrochenen Briefes oder einer entzogenen Urkunde vgl. RG 94, 1. Iſt die Herſtellung des Zu⸗ 
ſtandes, wie er vor der unerlaubten Handlung beſtand (§ 249), nicht möglich, jo iſt der Schadens⸗ 
exſatz nach 8251 in Geld zu leiſten. Der Schadenserſaß in Geld hat die Ausgleichung der Ver⸗ 
mögensminderung zum Gegenſtande, die das Vermögen des Beſchädigten unmittelbar oder 
mittelbar durch die Verletzung im Verhältniſſe zu dem Beſtande, wie er vor der Verletzung war, 
erlitten hat; auch entgangener Gewinn iſt vom Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung nicht 
ausgeſchloſſen (RG 76, 147; 77, 101; 91, 60; 103, 419; JW 1912 ©. 13710, 86321; 1917, 1049; 
Warn 08 Nr 577 1915 Nr 7 u. 141; 1920 Nr 23, 231919, 1015). Als Zeitpunkt für die Be 
meſſung des Schadenserſatzes iſt nicht ſchlechthin derjenige der Schadenszufügung maßgebend; 
der Schaden zu dieſem Zeitpunkte bildet nur das Mindeſtmaß des zuzuſprechenden Schadens⸗ 
erſatzes. Auch der Zeitpunkt der Klagerhebung ift nicht zugrunde zu legen. Der Beſchädigte 
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ſoll durch den Schadenserſatz fo geſtellt werden, daß er mit dem ihm zuerkannten Schadens⸗ 
betrage die wirtſchaftliche Lage wiederherſtellen kann, wie ſie vor der Verletzung beſtand; es iſt 
daher die geſamte Sachlage zu berückſichtigen, wie ſie ſich zur Zeit des Urteils, d. h. zur Zeit 
der letzten mündlichen Verhandlung vor deſſen Fällung darſtellt; der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen Verletzung und Schaden wird durch eine weſentliche Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe zwiſchen der Handlung und der Urteilsfällung nicht unterbrochen, die auf den Ver⸗ 
letzten nicht einwirken würden, wenn die u. H. nicht erfolgt wäre oder er ſeinen Schadenserſatz 
im Zeitpunkte des Schadenseintritts erlangt hätte (RG 98, 56; 100, 257; 101, 418; 102 S. 143 
u. 383; 105, 117; 142, 8; JW 1923, 1742 u. 4575). Bei der Ausgleichung der Vermögensminderung 
ſind aber zugleich mit den Vermögensabgängen aus der u. H. alle aus derſelben Wurzel ent⸗ 
ſprungenen Vermögenszugänge in Betracht zu ziehen (RG 34, 137; 80, 155; 100, 257; 103, 406). 
Doch brauchen bei dieſer Vorteilsausgleichung Schaden und Vorteil nicht ſchlechthin aus dem⸗ 
ſelben Ereignis hervorgegangen zu fein; es genügt, daß beide in demſelben Zuſammenſchluß 
der Tatſachen ihren Grund haben, daß alſo der Tatbeſtand, der den Schaden verurſacht hat, nach 
dem regelmäßigen Verlaufe der Dinge auch zu einem Vorteile für den Beſchädigten führte (RG, 
80, 155; 103, 406; RG Warn 1933 Nr 95). Der hiernach erforderliche (adäquate) Zuſammenhang 
kann namentlich auch dann anerkannt werden, wenn die ſchädigende Handlung nur mittelbar 
und im Zuſammenwirken mit andern Ereigniſſen dazu beigetragen hat, dem Geſchädigten einen 
Nutzen zu verſchaffen, ſofern nur nach der natürlichen Entwicklung der Dinge mit der Entſtehung 
eines ſolchen Vorteils zu rechnen und der Zuſammenhang nicht ſo loſe iſt, daß er nach vernünftiger 
Lebensauffaſſung keine Berückſichtigung mehr verdient (RG 133, 221: Vorteile aus einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung). Der ausgefallene Hypothekengläubiger, der durch eine u. H. der in A 9 bezeichneten 
Art geſchädigt ift, muß ſich, wenn er das Pfandgrundſtück ſelbſt erſtanden hat, der Regel nach 
auf den Ausfallſchaden den Mehrwert des Grundſtücks, den es über den Erſtehungspreis hinaus 
hat, als Vorteil anrechnen laſſen (RG 73, 333; 84, 386; JW 1916 S. 5775 u. 10165; Warn 1910 
Nr 403; 1911 Nr 168). Das gilt aber nicht unbedingt und nicht einem jeden gegenüber in gleichem 
Maße; vgl. den Fall NG 80, 155; es gilt auch nur, wenn das Grundſtück zur Zeit des Hypotheken⸗ 
ausfalls und der Erſtehung an Wert den Erſtehungspreis überſtieg; iſt erſt ſpäter eine Wert» 
erhöhung eingetreten, jo kann nicht von einem gleichzeitig erlangten Vorteile geſprochen werden. 
Das ſteht nicht im Widerſpruch zu dem Grundſatze, daß der Schadenserſatzanſpruch nach dem 
Zeitpunkte der letzten mündlichen Verhandlung vor der Urteilsfällung fi richtet; denn hier 
handelt es ſich um den Zeitpunkt, in welchem der Vorteil dem Schaden gegenübertreten muß, 
um dieſen aufzuheben oder zu mindern (M& 100, 255). Als Zugange dürfen nicht auch Vorteile 
angeſehen werden, die nicht ihre Urſache, ſondern nur ihren Anlaß in der u. H. gefunden haben; 
fo die Leiſtungen aus einer privaten (Unfall-) Verſicherung (vgl. RG 10, 50; 65, 57; JW 07, 2885 
Seuffal 42 Nr 120). Bei der Beſchädigung einer Sache beſteht der Schaden in der Verminderung 
ihres Verkehrswerts (RG JWö 09, 275°; Warn 1915 Nr 141); die Wiederherſtellung der beſchadig · 
ten Sache kann nach § 249 Satz 2 der Beſchädigte verlangen, der Erſatzpflichtige aber nicht an⸗ 
bieten; er muß den Beſchädigten in Geld entſchädigen, wenn letzterer dieſe Art der Entſchädigung 
wählt (vgl. R LZ 1921, 1395). Über die Geldentſchädigung aus der widerrechtlichen Ent- 
ziehung der ein Vertragsangebot enthaltenden Urkunde (Telegramm) RG 91, 60. Der Schadens- 
erſatz aus u. H. geht, wo die u. H. den Beſtand und die Wirkſamkeit eines Vertrags beeinflußt, 
immer nur auf das ſog. negative Vert ai * nterefje, niemals auf das Erfullungsintereſſe; 
auch der durch betrügliche Täuſchung beim Vertragsſchluß geſchädigte Vertragsteil kann aus dem 
Geſichtspunkte der u. H. das Erfüllungsintereſſe nicht beanſpruchen; der Vertrag mit ſeinen 
Rechten und Pflichten iſt bei einer als u. H. anzuſehenden Täuſchung gerade die im Wege des 
Schadenserſatzes zu beſeitigende Folge der u. H.; et kann deshalb nicht die Grundlage für den 
Sdabenker ab aus der u. H. bilden (. $ 123 U 5; aus der Rechtſprechung RG 83, 245; 103 S. 159 
u. 419; 132, 76; ZW 1916, 1533 Warn 1915 Nr 7; 1917 Nr 100; 1920 Nr 149; Lg 1921, 3731; 
im Geſellſchaftsverhältnis Rc 99, 103). Dieſes negative Vertragsintereſſe kann, wenn der Ge⸗ 
täuſchte bei dem Vertrage ſtehen bleiben will, in dem Unterſchiede zwiſchen der vereinbarten 
Vertragsleiſtung und derjenigen, zu der er ſich ohne die Täuſchung nur verſtanden haben würde, 
nur dann gefunden werden, wenn er nachweiſt, daß der Vertrag auch unter den ihm günſtige ren 
Bedingungen geſchloſſen worden wäre (N 83, 245; Warn 1910 Nr 383; 1915 Nr 230; Gruch 
55, 350; Lg 1921, 3731). Ausnahmsweise kann das Erfüllungsintereſſe gefordert werden in ent- 
2288 Anwendung des $ 162, wenn eine Vertragsbedingung von vornherein nicht eintreten 
onnte und der Vertragsgegner den Beſchädigten darüber argliſtig täuſchte (RG Warn 1915 Nr 200); 
über die Ausdehnung der Vertragsklage in entſprechender Anwendung des $ 463 Satz 2 auf be» 
trüglich vorgeſpiegelte Eigenſchaſten der Kaufſache |. Kc 66, 335; 82, 242, 92, 295 und die Vorbem 
4 vor $ 823. Die Zuerkennung einer Buße bei Beleidigungen und Körperverletzungen im 
Ehrofverlabren ſchließt nach $$ 188, 231 Steh die Geltendmachung eines weiteren Schadens- 
erſatzanſpruchs aus; nach RG 79, 148 aber nur demjenigen Erſatzpflichtigen gegenüber, der im 
Strafverfahren verurteilt wurde (a. M. BanObLG in SeuffA 57 Nr 215). Umgekehrt ſchließt 
die Zuerkennung eines Schadenserſatzes im Zivilprozeß das Verlangen einer Buße im Straf- 
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verfahren nicht aus; nur iſt bei Zuerkennung der Buße auf eine ſonſt geleiſtete oder zuerkannte 
Entſchädigung Rückſicht zu nehmen (RG5St 9, 223). 

b) Prozeßrechtliches. Nach § 287 ZO entſcheidet über die Entſtehung und über 
die Höhe eines Schadens das Gericht unter Würdigung aller Umſtände nach freiem Er⸗ 
meſſen; es iſt hierbei unabhängiger vom vorgetragenen Prozeßſtoffe geſtellt, als nach der all⸗ 
gemeinen Beſtimmung des § 286 ZPO, indem es alle ihm zu Gebote ſtehenden Erkenntnismittel 
benutzen, angebotene Beweiſe — jedoch nicht willkürlich (RG 40, 422; 83, 65; NW 1912, 69422; 
1914, 7573; 1916, 42318; Warn 1915 Nr 275; 1917 Nr 9) — ablehnen und ohne Beweisaufnahme 
entſcheiden kann, dergeſtalt, daß der Reviſion, ſoweit fie überhaupt auf eine Verletzung der bezeich- 
neten Vorſchriften geſtützt werden kann (ſ. unten), nur die Nachprüfung überlaſſen bleibt, ob das 
Gericht einerſeits der Freiheit ſeiner Stellung, anderſeits der Schranken des freien Ermeſſens 
ſich bewußt war, und ob nicht etwa irrige Rechtsſätze der Schätzung zugrunde gelegt wurden (RG 
6, 356; 51, 248; 76, 174). Dieſe ſeine freie Stellung bringt es mit ſich, daß das Gericht, wenn es 
nur im allgemeinen zu der Überzeugung gelangt iſt, daß ein Schaden entſtanden ſei, nicht wegen 
mangelnder tatſächlicher Begründung eines beſtimmten Schadensbetrags die Klage abweiſen 
darf, es ſei denn, daß alle Unterlagen für eine Schätzung fehlen (RG 76, 174; 77, 201; 79, 55; 
JW 1919, 38210; Warn 09 Nr 534). Nach feſtſtehender Rechtsprechung erſtreckt ſich das freie Er⸗ 
meſſen des § 287 auch auf den urſächlichen Zuſammenhang eines Schadens mit der die 
Grundlage des Anſpruchs bildenden ſchädigenden Tatſache oder Handlung (RG 6, 356; 9, 416; 
10, 64; 19, 432; 75, 120; 95, 103; JW 03, 3032; 04, 40715; 09 S. 46324, 670% u. 69224; 1912 
S. 69422 u. 8001s; 1915, 1199; Warn 1912 Nr 73; 1915 Nr 50; 1916 Nr 226; Gruch 54, 1143; 
60, 697). Für die Feſtſtellung des Tatbeſtandes der ſchädigenden Handlung ſelbſt, des Vorgangs 
oder der Vorgänge, die dem Schadenserſatzanſpruch zugrunde liegen, gilt dagegen § 286 3 
(NG 45, 356; 46, 407; 98, 58; JW' 1912, 8001; Warn 1912 Nr 73; Gruch 60, 697), wobei, wie die 
angezogenen Entſcheidungen ergeben, die Grenze deſſen, was zum Tatbeſtande der u. H. gehört 
und was ihre Schadensfolgen darſtellt, nicht immer in gleicher Weiſe gezogen worden iſt. Nach 
richtiger Anficht (vgl. Vorbem 8 vor 823) gilt z. B. bei einer Körperverletzung für die Ermittelung 
des körperlichen Zuſtandes des Verletzten, der Wirkungen der Tat für den Körper oder die Ge⸗ 
ſundheit 8 286 3 PO, da ohne ſolche Körperfolgen eine u. H. überhaupt nicht vorliegt, fie alſo einen 
Beſtandteil des Tatbeſtandes bilden, während für ſeine Feſtſtellung der ſich aus dieſem Zuſtand 
ergebenden wirtſchaftlichen Folgen in Anſehung der Erwerbsfähigkeit oder der Vermehrung der 
Bedürfniſſe, die im Sinne der $$ 823, 842, 843, 696 den Schaden ausmachen, § 287 zur Anwendung 
kommt (RG Warn 1912 Nr 73; VI 197/18 v. 28. 11. 18; vgl. RG 97, 120 ſowie 98, 58). Zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts konnte zeitweiſe eine Reviſionsrüge auf Verletzung der 88 286, 
287 3 PO überhaupt nicht geſtützt werden (vgl. zuletzt NotVO v. 14. 6. 32 Teil 1 Kap 2 Art 1, 
(RGI 1 285, 287). Für die Anfechtung von nach dem 31. 12. 33 erlaſſenen Entſcheidungen 
gilt dieſe Beſchränkung nicht mehr (vgl. Gef. v. 27. 10. 33, RGBl 1780, Art 2 und Art 9 III 3). 
— Über eine Auskunftspflicht des Schädigers bei Schadenserſatzanſprlchen auf dem Gebiete des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes und des unlauteren Wettbewerbs |. RG 108, 1 und RG LA 1927, 74215. 

14. I. Was iſt ein den Schutz eines anderen bezweckendes Geſetz? Alle Geſetze, die die 
zum Staate geordnete Geſamtheit ſchützen, kommen auch dem einzelnen zugute, und alle Gehetze, 
die dem einzelnen einen Schutz gewähren, nützen auch der Geſamtheit. Deshalb können aber 
doch nicht alle zum Schutze der Geſamtheit erlaſſenen Geſetze als den Schutz eines anderen be⸗ 
zweckend angeſehen werden, umgekehrt aber auch nicht nur die Geſetze, die lediglich auf den Schutz 
des einzelnen abzielen. Allerdings muß ein Geſetz, das der Anforderung des § 823 Abſ 2 ent- 
ſprechen ſoll, dem Schutze des einzelnen im Gegenſatze zur Geſamtheit dienen und dienen ſollen 
(RG 51, 177; 100, 146; JW 05, 14221; 1916, 38%); es darf ihm nicht nur die Wirkung zukommen, 
dem einzelnen zu nützen, ſondern es muß auch die Beſtimmung haben, gerade dem einzelnen 
einen Rechtsſchutz zu verleihen; es muß alſo zum mindeſten neben dem Schutze der Geſamtheit 
unmittelbar auch den Schutz des einzelnen oder eines Perſonenkreiſes im Auge haben, worüber 
der Inhalt des Geſetzes meiſt klare Auskunft gibt (vgl. RG 51, 177; 59 S. 49 u. 236; 63, 324; 
70, 201; 79, 85; 102, 224; 119, 435; 128, 298; 135, 245; 138 S. 165, 219; JW 04, 5541 06, 
780%; 1931, 147314; Rad 13, 192). Es iſt auch nicht nötig, daß das Geſetz den Schutz einer 
Mehrheit von einzelnen Perſonen im Auge hat; es kann den Schutz einer individuell beſtimmten 
Perſon bezwecken (RG 100, 146; JW 1916, 384). Nur Geſetze, die die Ordnung der Geſamtheit, 
das Staatsganze als ſolches, feine äußere Unverſehrtheit, feine innere Verfaſſung und Verwaltung, 
zu ſchützen beſtimmt ſind, wie die Strafgeſetze über Hoch⸗ und Landesverrat, über Widerſtand 
gegen die Staatsgewalt, über Verfaſſungsbruch ($ 105 StGB) und andere, fallen vollſtändig 
außerhalb des Rahmens eines ſolchen Schutzgeſetzes. Ein Gegenſatz beſteht nur zwiſchen der zur 
Staatsordnung zuſammengeſchloſſenen Geſamtheit und dem einzelnen, während die Geſamtheit 
der Staatsbürger ſchlechthin (das Publikum) keinen Gegenſatz zu dem einzelnen, ſondern vielmehr 
deren Summe bildet. Geſetze, die die Geſamtheit in letzterem Sinne ſchltzen, wie z. B. die Geſetze 
zum Schutze der Verkehrsſicherheit, der öffentlichen Ruhe, über den Verkehr mit Nahrungsmitteln 
oder den Verkehr mit Sprengſtoffen, ſind alſo ſtets auch zum Schutze des einzelnen beſtimmt. 
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Wie ſchon in A 1 bemerkt, können Gegenſtand dieſes beſonderen Schutzes alle Rechte der Perſon 
und alle menſchlichen Lebensgüter und Intereſſen fein, die Lebensgüter und Rechte des Abs 1, 
die Ehre, die freie wirtſchaftliche und gewerbliche Betätigung, auch das Vermögen ſchlechthin. 

II. Geſetz im Sinne des Abf 2 ift, wie in Art 2 Ech beſtimmt iſt, jede Rechtsnorm. Dazu 
gehören Normen des Privatrechts, auch des BGB ſelbſt (Rc 51, 177; 53, 312; 63, 324; 79, 85), 
die zahlreichen öffentlich- rechtlichen Beſtimmungen des StcGB und anderer Einzelgeſetze, Reichs⸗ 
geſetze und, innerhalb des dieſen vorbehaltenen Rechtsgebiets, ebenſo Landesgeſetze einſchließlich 
der örtlichen Polizeiverordnungen (NG 55, 316; JW 02 Beil 22178). In RG JW 1916, 384 
werden dazu auch die Genehmigungen gerechnet, die auf Grund der $$ 16ff. Gewo für gewerbliche 
Anlagen und Betriebe von den Verwaltungsbehörden erteilt werden, da ſie als Rechtsverord⸗ 
nungen mit rechtserzeugender Kraft erſcheinen (ſ. auch RG 135, 245). Nicht Rechtsnorm, ſondern 
rechtsgeſchäftlicher Art ſind die Satzungen von nicht rechtsfähigen Vereinen (RG 135, 242). In- 
halklich können als Schutzgeſetze nur ſolche geſetzliche Beſtimmungen angeſprochen werden, die 
ein beſtimmtes Gebot oder Verbot aussprechen, nicht allgemeine Grundſätze, die nur die Unterlage 
eines Schutzgeſetzes abgeben können (RG JW 06, 780%). Deshalb kann auch Art 157 der RVerf 
vom 11.8. 1919 nicht als Schutzgeſetz angeſprochen werden; nur das hier in Ausſicht geſtellte 
einheitliche Arbeitsrecht vermag Schußgeſetze zu ſchaffen. Die Form eines Gebols oder Verbots 
iſt freilich gleichgültig; weſentlich iſt nur der Inhalt (RG 79, 85). 

III. Im einzelnen ſind in der Rechtſprechung des Reichsgerichts als Schutzgeſetze er⸗ 
klärt worden: 

a) Aus dem BOB: 8 226 Schutz gegen Schikane RG 58, 214; — $ 394 Schutz der Dienſt⸗ 
einkommensberechtigten gegen Aufrechnung RG 85, 118; — $ 858 Beſitzesſchutz RG 59, 326; 
R JW 1931, 29045; Gruch 51, 985; RG SeuffA 77 Nr 73; — 89 906, 907, 909, 1004 Schutz 
gegen Eigentumsbeeinträtigungen RG 51, 177; 121, 185; 132, 51; JW 1921, 13625; JW 04, 
36016, Warn 1910 Nr 18; 1912 Nr 385; — $ 1027 Schutz der Grundgerechtigkeiten RG Warn 
1911 Nr 331; — $$ 1134, 1135 Schutz der Hypothekenglaubiger R JW 09, 4165; Warn 1910 
Nr 281; 1914 Nr 287; 

b) aus dem StGB; $ 137 Arreſtbruch NG Warn 08 Nr 46; — $ 153 Meineid RG Warn 08 
Nr 211; — $ 163 Fahrläſſiger Falſcheid RG 59, 236; — $ 172 Ehebruch; aber nur zum Schutze 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft, nicht wirtſchaftlicher Intereſſen Rich 72, 128; — 8 182 Ver⸗ 
führung zum Beiſchlaf RG Warn 1921 Nr 14; — 88 185—187 Ehrverletzung, mit der Beſchränkung 
des § 193 und mit der Erweiterung des § 192, zum Schutze natürlicher Perſonen RG 51, 369; 
56, 271; 57, 157; 60 S. 1 u. 12; 82, 59; 91, 350; 98, 38; 101, 338; 115, 74; Gruch 67, 567; JW̃ 
1912 S. 29081 u. 11056; 1915, 14241; 1927, 19947; 1932, 27065; 1933, 140016; Warn 1910 Nr 280; 
— 8189 Beſchimpſung des Andenkens Verſtorbener RG 91, 350; — 89 223, 223 Körperverletzung 
RG 66, 251; — $ 239 Freiheitsberaubung RG Warn 1917 Nr 118; — 8 241 Bedrohung RG 
Gruch 67, 567; — $ 253 Erpreſſung RG 48, 114; — 80 257, 258 Begünſtigung aber nicht ſoweit 
die Begünſtigung den Täter nur der Beſtrafung entziehen will RG 94, 191; JW 09, 161“; 1914, 
192; Warn 1914 Nr 52; — $ 259 Hehlerei RG 94, 191; — $ 263 Betrug RG 62, 315; 63, 110; 
67,146; 71, 184; 85,293; JW 03 Beil Nr 70; Warn 1913 Nr 50; — $ 266 Untreue RG 118, 312; — 
F 286 verbotene Lotterie als Geſetz zum Schutze des Publikums, nicht der Konkurrenten RG 
Warn 1928 Nr 63; — 8299 Verletzung des Briefgeheimniſſes R 94, 1 — 88 306—309 Brand⸗ 
ſtiftung, zum Schutze der Eigentümer und der dinglich e RG 82 S. 206, 213, — 
—.— Körperverletzung im Amte NG JW 06, 74518 — 5 3662 Übermäßig ſchnelles Fahren uſw. 

w 05, 24221; 1911, 75917; — $ 366 Stehenlaſſen uſw. von Tieren Rö 20. 9. 02 VI 399/01; 
— $ 3667 Werfen mit Steinen uſw. auf Menſchen uſw. Ach 30. 6. 04 VI 483/03; — $ 366° Fahr⸗ 
läſſiges Aufſtellen oder Aufhängen von Sachen ohne Befeſtigung RG Warn 09 Nr 101; — $ 366° 
Verkehrshinderung durch Aufſtellung uſw. von Sachen RG Recht 1913 Nr 497; RG 11. 2. 00 
VI 73/08; — 8 3661 Übertretung von Verkehrsverordnungen R IW 1931, 859%; RG Lg 
1921, 3034; RS 11. 4. 00 VI 57/00; 25. 9.02 VI 158/02; 2. 6. 04 VI 423/03; — 8 367? Feil⸗ 
halten von Giften und nicht freigegebenen Arzneien, aber nicht zum Schutze der Apotheker RG 
77, 217; — $ 3676 Gefährliche Aufbewahrung entzündlicher Gegenitände RG 21.12. 02 VL 
281/02; — 8 3677 Feilhalten verdorbener oder verfälſchter Genußwaren RG Warn 1918 Nr 115; 
ſ. jetzt Lebensmittelgeſetz v. 5. 7. 27 (RG Bl I 134) 88 12, 13; — $ 367° Abbrennen von Feuer- 
werkskörpern uſw. R JW 08, 52510; — 836711 Halten wilder oder Umherlaufenlaſſen bösartiger 
Tiere RG Warn 1918 Nr 168; 14. 5. 00 VI 91/00; 5. 12. 01 VI 272/01: — $ 36712 Unverdeckt⸗ 
oder Unverwahrtlaſſen von Offnungen, Gruben uſw. RG 54, 53, 87, 334; JW 01, 1275; 04, 
1655 05 S. 34010 u. 3885; 06 S. 591, 137° u. 7105; 08, 744 5 1910, 286 4011, 71313; 1912 
S. 3014, 86% u. 34814; 1913 ©. 33° u. 33°, 86410; 1915, 3957; 1920, 775°; Warn 08 Nr 311; 
1910 Nr 329; 1911 Nr 239; 1916 Nr 16 (Tages- und Nachtzeit) u. 163; — 3671 Vornahme 
von Bauten ohne die erforderlichen Sicherungsmaßregeln RG 51, 177; 54, 53; 70,200, JW 1910, 
1114, 1913, 3322, Warn 1912 Nr 383; 30. 11. 12 Vi 273/12; 5. 12. 14 VI 282/14; — $ 3671 
Ausführung von Bauten ohne polizeiliche Genehmigung Rö 23. 3. 01 V 13/01; 8. 1. 08 *. 186/07; 
— 8 3684 Unterlafjung der Reinigung von Feuerſtätten NG 21. 3. 01 VI 12/01; — 8 368° Une 
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zünden von Feuer an gefährlichen Orten RG Warn 09 Nr 96; — 8 368 Schießen oder Abbrennen 
von Feuerwerk an gefährlichen Orten RG IW 08, 52510; 

e) aus anderen Reichsgeſetzen: 3PO 8 829 gegen den Schuldner, nicht gegen andere 
Gläubiger RG 12. 7. 11 V 23/11: — RAD § 4 Abſ ING JW 1931, 10691; — HGB 88 312, 313, 
314 RG 129, 272; RG 16. 9. 08 1 628/07; 24. 1. 33 III 31/32; — KO 8 243, aber nur flir Kon⸗ 
kursgläubiger RG 28. 6. 10 III 475/09; — RGewd $ 41a und 8 I WO über die Regelung der 
Arbeitszeit der Angeſtellten vom 18. 3. 19 als Schutzgeſetze für Betriebsinhaber gegenüber un⸗ 
erlaubtem Wettbewerb anderer Betriebe (RG 138, 219); § 105 Beſchränkungen der Sonntags 
arbeit als Geſetz zum Schutze auch der ſonſt im Wettbewerb beſchränkten Geſchäftsinhaber (Seuffel 
86 Nr 79); 88 135, 154 NG 64, 52; 105, 336; — Gench § 8 Abſ 4, 152 MG 116, 151; NG IW 
1927, 14711, 88 146 u. 147 RG 81, 269; 87, 306; JW 1910, 1099; Warn 1914 Nr 130; — Kaiſerl 
VO v. 22.10.61 über den Verkehr mit Arzneimitteln RG 77, 217; 128, 298; RG JW 1927, 
242212; 1931, 147314; #6 SeuffA 84 Nr 164; — NahrMittel® 88 14, 12 Nr 1 RG L 1924, 
842; — die Beſtimmungen des Unl WG RG ZW 05, 17415; 17. 9. 07 IL 214/07; — 8 4 Abſ 2 
Waren gG RG 12. 11. 06 II 85/06; — § 49 Krank gegen Inanſpruchnahme der Kaffe durch 
Unberechtigte RG 73, 211; — 88 1492—1494 (nicht § 1488) RVerſichO als Geſetze zum Schutze 
der Verſicherungsträger RG 138, 165; § 233 Abſ 2 RKnappſchaftsG. in Verbindung mit 88 533 
bis 536 und 88 1492 bis 1494 als Schutzgeſetze zugunſten der Reichsknappſchaft RG HRR 1932 
Nr 1443; — 8 25 Litulc für das ideelle und das Vermögensintereſſe RG 81, 120; — 8 22 Kunſt⸗ 
ſchutzc RG JW 1929, 22574; — 8 94 Börſch RG Warn 1918 Nr 208; — 8 1 BaufordSichch RG 
84, 415; 91, 72; 138, 156; Warn 1915 Nr 106; — SeeſtrO v. 5. 2. 06 RG 73, 8 — 87 des Kinder⸗ 
ſchutzgeſetzes b. 30. 5. 03 RG JW 1914, 6445; — EiſenbBBetrO 88 78 u. 81 Rch 3. 7. 13 VI 137/13; 
— 1, 23 des Geſ. über den Verlehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. 5. 09 RG 5. 2. 25 IV 421/24; 
$ 24 des nämlichen Geſ. R JW 1926, 25338; Warn 1927 Nr 17 (Schutzgeſetz auch zugunſten 
der im Kraftwagen beförderten Perſonen); VO über den Kraftfahrzeugverkehr RG 84, 415; 
120, 156; 130, 162; 133, 308; RG JW 1928, 79711; 1929, 9125; 1931 S. 8542, 331911, 332716, 
1932 ©. 778°, 79117; 1933, 835%; Warn 1914 Nr 318; 1927 Nr 17; 1931 Nr 81; — die zugunſten 
der Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber im Betriebsrätegeſetz v. 4. 2. 20 getroffenen Vorſchriften, 
ſoweit ihre Befolgung durch Strafbeſtimmungen geſichert iſt (58 99, 100) RG JW 1927, 2538. 
HRR 1928 Nr 24; dazu aber auch RA JW 1928, 671 (ſ. unten IV); ferner die Kündigungsſchutz⸗ 
beſtimmungen des Betriebsrätegeſetzes (ſ. $ 620 A 2b) RAch 1, 71; 5, 344; 10, 153; zu $ 95 RA 
1, 336; — die Kündigungsſchutzbeſtimmungen der Stillegungs VO (f. 8 620 A 2c) RAS 11, 
117; — die BD des Reichspräſidenten, betr. Verbot der Arbeitsniederlegung durch Beamte der 
Reichsbahn, v. 1. 2. 22 (RG Bl 187) RG Seuff A 79 Nr 208; RG JW 1927, 15484, — zu 88 10, 
14 des Scheckgeſetzes |. Geuffl 77 Nr 72; 78 Nr 185; — 89 der KartellVO NG 119, 366; 125, 
166; — 8 140 (früher $ 108) des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes R 95, 156; RG SeuffA 87 Nr 75; 

d) aus Landesgeſetzen: § 270 PrStchB RG Warn 1911 Nr 181; — die gemeinrecht⸗ 
lichen Flußinterdikte RG 64, 249; JW 1915, 10220; 1933, 5082; — 8 43 Abſ 1 des preuß. Fiſcherei⸗ 
geſetzes v. 30. 5. 74 R Warn 1915 Nr 299; LZ 1920, 159%; — § 1 des preuß. Deichgeſetzes v. 
28. 1. 48 R JW 1912, 39112; — Eiſenbahnbetriebsvorſchriften RG ZW 04, 40718; — Vorſchriften 
über den Waſſengebrauch der Polizeibeamten R JW 06, 74515; — Jeuerlöſchvorſchriften in 
Polizeiverordnungen RG JW 1913, 863%; — preuß. Geſetz über die Reinigung öffentlicher Wege 
vom 1. 7. 12 RG JW 1928, 104612; — landesrechtliche Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldforderungen gegen den Staat, öffentlich-rechtliche Körperſchaften uſw. RG 124, 104. 

IV. Verneint wurde die Eigenſchaft von Schutzgeſetzen für § 313 RG 24. 10. 18 
VI 199/18; — $ 544 RG 5. 1. 33 VIII 368/32; — 88 832, 1627 RG 57, 239; — 8 907 BG RG 
Warn 1915 Nr 239; — 89 29, 31, 58, 106 HGB über die Anmeldungen zum Handelsregiſter RG 
72, 408; — 88 241, 249 0B RG 63, 314; 73 S. 30, 392; 81, 271; 115, 296; JW 06, 463; — 
$$ 11, 15, 41, 42, 64, 83, 84 GmbHG RG 73, 30; — $ 52 ebenda R 73, 392; — 88 180, 3618 
StGB zum Schutze fremden Eigentums RG 57, 239; — 8 34 Genc RG Warn 1914 Nr 130; — 
$$ 120 a—e RGewo RG 48, 127; 58 33, 147 Nr 1 RGewo NG 135, 242; — 83 Nr 1 Anfch 
NG 74, 224; 5. 4. 06 IV 433/05; 19. 9. 10 VI 403/09; — $$ 126 Abſ 2, 128 PrBerggeſ. RG 
JW 06, 78045; — F 12 Abſ 1 PrWaſſerſtraßench und 88 113 bis 115 PrWaſſer c 19. 6. 24 IV 
906/23; — § 6 des Geſetzes über Kraftfahrlinien vom 26. 8. 1925 RG 119, 435; — $ 19 
Abſ 2 DarlehnskaſſenGG. v. 4. 8. 14 betr. die Wie dereinziehung der Darlehenskaſſenſcheine (RG 

129, 115); — für die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften, die im Intereſſe 
der Berufsgenoſſenſchaften ſelbſt, um Vermögensopfer von ihnen abzuwenden, erlaſſen ſind, 
NG 48, 327; 95 S. 180 u. 235; JW 02 Beil 172; 1911, 33541; 1929, 14613 Warn 1910 Nr 13 
u. 384 (ihre Außerachtlaſſung kommt für das perſönliche Schuldmoment einer ſonſt gegebenen 
u. H. in Betracht, vgl. A 3); aus demſelben Grunde für die Vorſchriſten des Inv VG über die 
Mitwirkung der Arbeitgeber beim Einziehen der Verſicherungsbeiträge RG 63, 53, und § 32 
Krank v. 15. 6. 83 RG 97, 196; für § 23 Abſ 2, 3 des Betriebsrätegeſetzes R 1, 71; RAG 
JW 1928, 6711. Auch die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung, die dem Arbeitgeber 
die Verpflichtung zur Mitwirkung beim Abführen der Verſicherungsbeiträge oder zur Anzeige 
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eines Unfalls zur Angabe des für die Bemeſſung der Unfallrente maßgebenden Jahresverdienſtes 
auferlegen, ſowie entſprechende Beſtimmungen des AngeſtelltenverſicherungsG. und des Rfinapp- 
ſchafts G. find nicht im Sinne von $ 823 Abſ 2 Geſetze zum Schutze der Arbeitnehmer (RAG 8, 161; 
13, 192; RNG Warn 1932 Nr 36; RA HRR 1931 Nr 762; 1932 Nr 1928; RA 15. 3. 30 499/29; 
5. 7. 30 88/30; 4. 2. 31 482/32; RG 20. 2. 31 11] 267/30). Inwieweit fie den Schutz der Verſiche⸗ 
rungsträger bezwecken, darüber ſ. oben III e. Die von der Aufbringung der Mittel zur Durch⸗ 
führung der Aufgaben der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
handelnden $$ 142 ff. AVA VG. find nicht Schutzgeſetze nach $ 823 Abſ 2 (RA HRR 1933 Nr 930). 
Unentſchieden blieb die Frage für $$ 1627, 1631 BGB RG JW 1912, 1907; § 360 StB RG 
95, 268; $ 10 RGewoO NG 79, 224; für die Diſziplinarordnungen der Univerſitäten RG Warn 
1913 Nr 449; 5 28 RA R 79, 92; RG JW 1929, 31491. Kein Geſetz zum Schutze der Berufs⸗ 
vereinigungen gegen Dritte iſt Art 159 in Verbindung mit Art 165 Abſ 1 Satz 2 Verf; Anſprüche 
auf Schadenserſatz und Unterlaſſung unzuläſſiger Einwirkungen können nur unter den Voraus- 
ſetzungen des § 826 gegeben fein (RG 113, 33). Keine Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ 2 
find polizeiliche Anordnungen zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Viehſeuchen 
(RG Warn 1929 Nr 99). 

15. Der Verſtoß gegen das Schutzgeſetz verpflichtet den Handelnden zum Schadenserſatze, 
wenn dadurch die Gefahr verwirklicht worden iſt, die die Schutzvorſchrift verhüten wollte, wenn 
das Rechtsgut oder Intereſſe verletzt iſt, zu deſſen Schutze fie erlaſſen wurde, und wenn die Perſon 
durch den Verſtoß geſchädigt worden ift, die fie ſchützen wollte (RG 63, 324; 73, 30; 82 S. 206, 
213; 138, 276). Nur der unmittelbar durch das Schutzgeſetz geſchützte „andere“, d. h. derjenige, 
deſſen Intereſſen das Geſetz ſchützen will, hat den Schadenserſatzanſpruch nach $ 823 Abſ 2 
(RG 73, 30; 82 S. 189, 213; 97, 87; Warn 1911 Nr 372; 1929 Nr 7). Der hiernach Geſchützte 
kann aber auch den Schaden geltend machen, der ihn nur mittelbar betroffen hat (RG Warn 1930 
Nr 108). Der Tatbeſtond der Verletzung des Schutzgeſetzes muß nach ſeinen gegenſtändlichen 
(objektiven) und perſönlichen (ſubjektiven) Merkmalen vollſtändig erfüllt ſein (RG 51, 369). Das 
Erfordernis der Widerrechtlichkeit des Handelns, ohne das eine u. H. nicht denkbar iſt, beſteht 
auch für die u. H. nach Abſ 2 (vgl. darüber oben A 10 u. NG Lg 1919, 20515); deshalb kann 
kein Verſtoß gegen 88 185—187 StGB den Tatbeſtand einer u. H. darſtellen, wenn ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe nach § 193 der Ehrverletzung den Charakter der Widerrechtlichkeit nimmt (RG 
51, 319; 56, 271; 57, 157; 60 S. 1, 12). Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Verſtoße gegen das Schutzgeſetz und der Entſtehung des Schadens muß von 
dem Beſchädigten nachgewieſen werden; eine Vermutung zu ſeinen Gunſten, wie nach $ 26 Teil 
1 Tit 6 ALR, beſteht nicht (R 52, 119; JW 02 Beil 21254; 03 Beil 1261; 04, 4076; 1926, 
25338). Prozeßrechtlich . 90 die Würdigung dieſes urſächlichen Zuſammenhangs dem 
freien Ermeſſen des $ 287 3p (ſ. A 13h). Der urſächliche Zuſammenhang wird nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen, daß der ſchädliche Erfolg möglicherweiſe auch bei Befolgung des Schutz- 
geſetzes eingetreten wäre, wenn nur die letztere dem Zwecke des Schutzgeſetzes gemäß eine er- 
un Sicherheit gegen den Schaden geboten hätte (RG ZW 09, 130°; 28 1921, 3034; 20. 2.13 

375/12). 

16. Auch die u. H. nach $ 823 Abſ 2 ſetzt ein Verſchulden des Täters voraus, ſelbſt dann, wenn 
das Schutzgeſetz, wie dies bei Vorſchriften polizeilichen Charakters zuweilen der Fall ift, bon 
einem ſolchen Tatbeſtandsmerkmal abſieht. Aber das Verſchulden geſtaltet ſich nach Abſ 2 anders als 
für die u. H. des Abſ 1. Da der Tatbeſtand der u. H. nach Abſ 2 in dem Verſtoße gegen das 
Schutzgeſetz erſchöpft iſt, kann das Verſchulden des Täters ſich auch nur auf dieſen ſelbſt 
beziehen, und die Vorausſicht oder Vorausſehbarkeit des rechtsverletzenden Erfolgs, wie der Vorſatz 
oder die Fahrläſſigkeit nach Abſ 1 fie erfordern (vgl. A 2 u. 3), ſcheidet für Abſ 2 aus. Nur darauf 
kommt es an, ob der Täter ſchuldhafterweiſe geſetzwidrig gehandelt hat (RG 66, 251; 69, 344; 
Gruch 67, 567; JW 02 Beil 172; 04, 40715; 05, 14221; 09 S. 134% u. 31310; 1910, 100312; 1916, 
384; Warn 09 Nr 86). Die Übertretung iſt ſchuldhaft, wenn der Übertreter bewußtermaßen die ge⸗ 
botene Handlung unterließ oder die verbotene ausführte, ſowie wenn er aus ſchuldhafter Vergeß⸗ 
lichkeit gegen die ihm bekannte Vorſchrift handelte: fie ift auch ſchuldhaft, wenn er ſich unter Außer- 
achtlaſſung der im Vertehr erforderlichen Sorgfalt über das Beſtehen des Schutzgeſetzes zu unter⸗ 
richten unterließ (RG Warn 09 Nr 297; 7. 1. 13 VI 450/12). Ein entſchuldbarer Rechtsirrtum 
(ſ. darüber oben A 3) über das Beſtehen oder die Rechtsgültigkeit des Schutzgeſetzes vermag ihn 
dagegen zu entlaſten (RG JW 07, 25112; 1910, 100312; RG 5. 3. 08 VI 261/07). Doch ſind 
bloße Zweifel in dieſer Beziehung noch kein Entſchuldigungsgrund (vgl. RG SeuffA 79 Nr 208: 
Haftung von Eiſenbahnbeamten für den durch ihren Streik verurſachten Schaden, Hinwegſetzung 
über das in der VO v. 1. 2. 22 [RG Bl 1871 enthaltene Verbot). Bei im Erfolge ungenügender 
Ausführung der durch das Schutzgeſetz gebotenen Handlung iſt ein schuldhafter Verſtoß vorhanden, 
wenn der Handelnde ſich ſagen mußte, daß ſeine Art und Weiſe der Befolgung des Geſetzes die 
Gefahr nicht beseitigen würde, der vorzubeugen das Geſetz beſtimmt war (RG JW 05, 142² 
ein Verſchulden iſt nicht vorhanden, wenn die Art und Weiſe der Ausführung bei vernünftiger 
und umſichtiger Würdigung der Verhältniſſe eine Gefahr nicht befürchten ließ (NG JW 04, 1659), 
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Ein Verſchulden kann fehlen, wenn ein Angeſtellter auf Anweiſung des Dienſtherrn handelte und 
vorausſetzen durfte, daß dieſer bei der Anordnung die gebührende Rückſicht auf beſtehende Vor⸗ 
ſchriften nehmen würde (RG Warn 09 Nr 96); es kann bei dem Dienſtherrn fehlen, wenn er einem 
tüchtigen Angeſtellten die gebotene Verrichtung übertragen, dieſen gehörig unterwieſen und es 
an gehöriger Aufſicht über ihn nicht hatte fehlen laſſen (RG JW 1911, 487; 1912 S. 39010, 
53614). Iſt hiernach davon auszugehen, daß an ſich ein ſchuldhaftes geſetzwidriges Verhalten 
genügt, um die Haftung aus § 823 Abſ 2 zu begründen, ſo liegt doch andererſeits ein Zuwider⸗ 
handeln gegen das Schutzgeſetz nur vor, wenn deſſen ſämtlichen Tatbeſtandsmerkmale 
erfüllt find. Gehört alſo zum Tatbeſtand des Schutzgeſetzes, wie z. B. bei Untreue nach 9 266 StGB, 
der Vorſatz, jo kann auch eine Haftung aus $ 823 Abſ 2 nur in Frage kommen, wenn dieſer Vorſatz 
vorliegt (RG 118, 312). Die Beweislaſt für das Verſchulden des Übertreters trifft zwar, wie 
nach Abf 1, den Beſchädigten. Doch begründet die Unterlaſſung einer durch Polizeigeſetz gebotenen 
Tätigkeit zunächſt regelmäßig die tatſächliche Folgerung, daß ſie auf einem Verſchulden beruhe; 
dem Beklagten liegt dann der Widerlegungsbeweis ob, daß er dasjenige getan habe, was geeignet 
war, die Ausführung des Geſetzes zu ſichern (RG 91, 76; 113, 293; JW' 09 S. 1345 u. 68712 1911 
©. 54217 u. 98013; 1912 S. 34814, 39010 u. 53614, 1913, 86410; 1915 S. 3957 u. 11194 — hier 
Beweis der Unbekanntſchaft mit dem Polizeigeſetz zur Ausräumung des Verſchuldens —; 1916, 
384; 1928, 104612; Warn 1910 Nr 329; 1911 Nr 474; 1912 Nr 21). 


8 824 


) Wer der Wahrheit zuwider?) eine Tatſache behauptet oder verbreitet )), 
die geeignet iſt, den Kredit eines anderen zu gefährden oder ſonſtige Nach- 
teile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen ?), hat dem anderen 
den daraus entſtehenden Schaden auch dann zu erſetzen “), wenn er die Un⸗ 
wahrheit zwar nicht kennt, aber kennen muß ö). 

Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt iſts), 
wird dieſer nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn er oder der Empfänger 
der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat“) ). 

E II 748; P 2 037038. 

1. Kreditgefährdung. In den Grenzen der 98 185—187 SGB wird die Ehre einſchließlich 
des eine Seite der Geſchäftsehre darſtellenden Kredits ſowie als weiterer Folgezuſtand der Un⸗ 
verſehrtheit des Rufes der Erwerb und das Fortkommen einer Perſon durch $ 823 Abſ 2 geſchützt. 
Allein die genannten ſtrafrechtlichen Beſtimmungen ſetzen für die Behauptung oder Verbreitung 
unwahrer Tatſachen über einen anderen entweder ein Handeln wider beſſeres Wiſſen ($ 187) 
oder zum mindeſten das Bewußtſein von dem ehrenkränkenden Charakter der aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung (§ 186) voraus. Damit kann ſich das Strafrecht, nicht aber das bürgerliche Recht be- 
gnügen. § 824 füllt dieſe Lücke aus, indem er auch die fahrläſſige Behauptung oder Verbreitung 
von Tatſachen, wenn ſie geeignet ſind, den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen des 
Betroffenen zu gefährden, als Unterlage eines Schadenserſatzanſpruchs anerkennt, während 
Abſſ 2 die Haftungsbefreiung des $ 193 StGB, jedoch unter Erweiterung dieſer Beſtimmung 
auch auf das Intereſſe des Empfängers der Mitteilung für den neu geſchaffenen Tatbeſtand des 
Abſ 1 in das BGB aufnimmt, weil ein berechtigtes Intereſſe das für die u. H. weſentliche Merkmal 
der Widerrechtlichkeit des Verhaltens aufhebt (RG 51, 369; 56, 271; 57, 157; 60 S. 1, 12: 
115, 79). Die Beſtimmung des Abſ 1 macht nicht eigentlich die Ehre zum Gegenſtand ihres 
Schutzes und zu einem Rechtsgut im Sinne der im § 823 Abſ 1 beſonders aufgeführten Rechts⸗ 
güter. Sie ſtellt als geſchützte Rechtsgüter dieſen vielmehr den Kredit, den Erwerb und das Fort⸗ 
kommen des Benachteiligten an die Seite (vgl. RG 60, 6; 61, 366; ferner RG 140, 392; 
R 29. 1. 12 VI 131/11). Die Verletzung der Ehre kommt nur als Mittel zur Verletzung 
dieſer Güter in Betracht. Zum Tatbeſtande des § 824 gehört jedoch nicht, wie nach § 823 
Abſ 1, die Verletzung der Rechtsgüter, ſondern nur deren Gefährdung, und erſetzt wird der aus 
dieſer Gefährdung erwachſende Schaden. Die Beſtimmung des 8 824 ſchützt nicht, wie die 89 185 
bis 187 StGB, nur die natürliche, ſondern auch die juriſtiſche Perſon (RG 96, 350; Warn 1918 
Nr 95). = 1655 den Unterſchied der Vorausſetzungen des § 824 gegenüber denen des $ 14 UnlWG 
ſ. RG 118, 133. 

2. Das erſte Merkmal des Tatbeſtandes des § 824 iſt die Behauptung oder Verbreitung 
einer Tatſache, aljo die Aufſtellung der Wahrheit oder die Weitergabe der von einer andern 
Perſon gemachten Aufſtellung der Wahrheit einer Tatſache. Einer Tatſache, d. i eines beſtimmten 
äußeren oder inneren Geſchohniſſes oder Zuſtandes, nicht eines Urteils (RG 51, 369; 60, 1; 
84, 294; 88, 437; 94, 271; 98, 36; 101, 337; J 1911, 7804; 1919, 45316; 1929, 122452; Warn 
1909 Nr 296; 1914 Nr 17). Nicht um Tatſachen im Sinne des 9 824 handelt es ſich in der Regel 
bei wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen und Schlußfolgerungen (NG JW 1928, 209076). Doch 
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kann ſich unter der Form eines Urteils die Behauptung einer Tatſache verſtecken, wenn damit 
zugleich über eine beſtimmte Perſon oder beſtimmte Leiſtungen eines andern etwas als geſchehen 
oder vorhanden ausgeſagt wird, ſo daß erſt nach Maßgabe dieſer tatſächlichen Ausſagen das 
Urteil aufgeſtellt wird, und das ſcheinbare Urteil ſo als abfällige Außerung über ein beſtimmtes 
Verhalten einer Perſon, nicht als Ausdruck perſönlicher Anſchauung erſcheint (RG 58, 207; 
JW 09, 67025; 1921, 15307; Warn 09 Nr 296). Die Außerung, jemand komme auf einem be⸗ 
ſtimniten Gebiet als Gutachter nicht in Betracht, iſt ein abfälliges Werturteil, keine Tatſache 
(RG JW 1921, 1530). Die Behauptung oder Verbreitung der Tatſache muß einem Drilten 
gegenüber erfolgt ſein; wenn eine Behauptung nur dem Betroffenen gegenüber aufgeſtellt worden 
it und nur er Kenntnis davon erlangt hat, liegt der Tatbeſtand des § 824 nicht vor (RG 101, 338). 
Hat jemand unwahre ehrenrührige oder kreditgefährdende Behauptungen über einen andern 
verbreitet, iſt aber nicht aufgeklärt, welchen Perſonen gegenüber dies geſchehen iſt, ſo kann der 
Verletzte von dem Täter hierüber Auskunft verlangen (RG 140, 403). 

3. Die Tatſache muß der Wahrheit zuwider behauptet oder verbreitet ſein; fie muß mithin 
ſachlich unwahr ſein. Die ſachliche Wahrheit oder Unwahrheit wird durch den Inhalt der Auße⸗ 
rung, wie er bei natürlicher Auffaſſung erſcheint, beſtimmt, nicht danach, was vielleicht jemand 
herausleſen könnte (RG Warn 1915 Nr 20). Sachlich unwahr kann auch eine übertreibende oder 
durch Umkleidung der wahren Tatſache mit unwahrer Schilderung von nicht ſchlechthin unweſent⸗ 
lichen Nebenumſtänden entſtellende Darſtellung fein (RG 75, 61; 1. 12. 10 VI 33/10); doch 
machen einzelne übertreibende Wendungen, wenn ſie nicht den Tatſachen ein anderes Geſicht 
geben, noch leine wahrheitswidrige Entſtellung aus (RG JW 1912, 29011). Die Unwahrheit der 
lat f. d We, beftehen zu der Zeit, wo der Täter die Mitteilung macht (RG 66, 227). Beweis⸗ 
alt s. b 

4. Die behauptete oder verbreitete Tatſache muß geeignet ſein, den Kredit eines andern 
zu gefährden oder ſonſtige Nachteile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen. 
Es iſt nicht erforderlich, daß die behauptete Tatſache einen ehrenrührigen Charakter hat (NG 
56, 271; RGSt 44, 158); auch Ausſtreuungen anderer Natur: daß jemand krank und arbeits⸗ 
unfähig oder daß er Ausländer ſei oder daß er einer beſtimmten Religion, Raſſe, Partei angehöre, 
ferner: ein gewerblicher Unternehmer habe Arbeiter entlaſſen, weil ſie an einem Ausſtande teil⸗ 
genommen (RG 61, 366), ein Arzt ſei (lediglich) Arzt für Naturheilverfahren (RG 57, 157); in 
einer Heilanſtalt ſei eine anſteckende Krankheit ausgebrochen u. dgl., gehören hierher; ebenſo 
kann die 9 eines grundloſen Argwohns gegen eine Perſon von untadelhafter Lebens⸗ 
führung durch Überwachung ſeitens dazu beſtellter Perſonen (Detektivs) den Tatbeſtand des 
9824 darſtellen (NG JW 1912, 11056). Es iſt auch nicht nötig, daß ein Nachteil für die bedrohten 
Rechtsgüter, für das allgemeine Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit (Kredit) oder die wirt⸗ 
ſchaftliche Stellung (Erwerb) oder die wirtſchaftlichen Zukunftsausſichten (Fortkommen) 
bereits eingetreten ſei. Die Tatſache muß lediglich nach der allgemeinen Erfahrung als Urſache 
von Benachteiligungen jener Art gedacht und von der Allgemeinheit, an die die Mitteilung 
gerichtet iſt, als von Einfluß für die öffentliche Meinung über den Betroffenen aufgefaßt werden 
können (RG 56, 271; 23. 4. 07 11 479/06). Die Tatſache muß ferner den Kredit, den Erwerb, 
das Fortkommen des Verletzten im ganzen gefährden; daß ſie nur den Abſatz eines ſeiner Pro- 
dulte beeinträchtigt, genügt nicht (NG JW 1930, 173236). Behauptung eines Vertragsbruchs 
als einer kreditgefährdenden Tatſache (RG Warn 1913 Nr 416). Immer aber muß es ſich um 
eine Schädigung oder Gefährdung wirtſchaftlicher Art handeln, eine Beeinträchtigung anderer, 
nicht wirtſchaftlicher Lebensintereſſen genügt nicht (RG JW 1933, 1254 und oben Al). 

5. Die u. H. nach $ 824 ſetzt ein Verſchulden des Täters voraus, nicht Vorſatz — denn bei 
deſſen Vorhandenſein treten § 823 Abi 2 in Verbindung mit $$ 186, 187 StGB oder $ 826 ein, 
fo daß es des § 824 nicht mehr bedarf —, aber Fahrläſſigkeit; es iſt erfordert, daß der Täter die 
Unwahrheit der Tatſache zwar nicht kennt, aber kennen müßte, wenn er die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt angewendet hätte, ſich über ihre Wahrheit oder Unwahrheit zu verge wiſſern, ehe 
er ſich zu ihrem Mundſtücke hergab (RG 83, 366; Warn 1915 Nr 20; 1918 Nr 95). Mitteilungen 
über Kredit und Vermögensverhältniſſe müſſen mit beſonderer Gewiſſenhaftigkeit gemacht 
werden (RG JW 1927, 1994). Warnungen vor Patent ⸗ und Gebrauchsmuſterverletzung ſind 
zuläſſig, wenn ſich der warnende Berechtigte ſeine Anſicht über den Schutzumfang auf Grund 
ſorgfältiger Prüfung gebildet hat (RG HRR 1931 Nr 1839). Die Frage, ob ſich dieſes Ver⸗ 
ſchulden auch auf die Nichterkenntnis der den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen des 
andern gefährdenden Eigenſchaft der behaupteten oder verbreiteten Tatſache zu erſtrecken habe, 
iſt nicht von Bedeutung. Denn wenn die Feſtſtellung dieſer gefährdenden Eigenſchaft der Be⸗ 
hauptung davon abhängt, ob auf Grund allgemeiner Erfahrung ein urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen der Behauptung und jenem benachteiligenden Erfolge gedacht werden kann, dann iſt 
die Nichterkenntnis dieſer erfahrungsgemäß möglichen Wirkung der Behauptung oder Ver⸗ 
breitung nach dem Regelmaßſtabe des § 276 für den Begriff der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt (RG J 06, 1602; 1910, 3750) eine Fahrläſſigkeit. Einer ausdrücklichen Feſtſtellung bedarf 
dieſe Fahrläſſigkeit danach keinesfalls. Daß die Fahrläſſigleit ſich nicht weiter auf die möglichen 
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Schadensfolgen der Gefährdung oder Benachteiligung der Rechtsgüter des § 824 zu erſtrecken 
hat, ergibt ſich aus dem in $ 823 unter A 3 Geſagten. 

6. Über die Verpflichtung zum Schadenserſatze vgl. § 823 A 13; über die Klage auf Unter- 
laſſung der Wiederholung der Behauptung oder der weiteren Verbreitung der Tatſache Vorbem 6 
vor $ 823, in der beſonderen Anwendung auf § 824 N 91, 350; JW 1915, 2913: Warn 1914 
Nr 17; 1915 Nr 20; 1918 Nr 95; über die Klage auf Zurücknahme der aufgeſtellten Behauptungen 
A 13a zu $ 823; über die Verurteilung zur öffentlichen Bekanntmachung des Zurücknahmeurteils 
im Falle öffentlicher Ausſtreuung ebenda. Auch Veröffentlichungen einer öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft, z. B. einer Handwerkskammer in Vertretung der Intereſſen des Handwerks, können eine 
Schadenserſatzpflicht nach $ 824 begründen; verſchloſſen iſt aber der Rechtsweg für das Verlangen 
des Widerrufs und der Unterlaſſung gleicher oder ähnlicher Verlautbarungen (MG Warn 1929 
Nr 143; ſ. auch HRR 1932 Nr 146). Ein Schadenserſatz in Geld kann nur verlangt werden, 
wenn ein Vermögensſchaden eingetreten iſt (8$ 253, 847), was § 824 nicht notwendig voraus⸗ 
ſetzt. Aufwendungen, die der Betroffene nach Lage der Sache verſtändigerweiſe für zweckmäßig 
halten durfte, um ſich vor Einbuße zu bewahren, die ihm aus der unwahren Behauptung drohten, 
ſind, auch wenn es zu leinem andern Schaden kommt, als durch die Tat verurſacht zu erſetzen 
(RG HRR 1929 Nr 1093). 

7. Abſ 2 des 9 824 entſpricht im allgemeinen dem $ 193 StGB. Die Abweichungen beſtehen ein⸗ 
mal darin, daß $ 824 unter allen Umſtänden ein in ſich (objektiv) berechtigtes Intereſſe verlangt 
(RG 51, 369; 56, 271; 85, 440; RG JW 1925, 139325), während für $ 193 StGB auch die irrige 
Annahme eines ſolchen geniigt, ſodann darin, daß 8 824 dem Schutze des berechtigten Intereſſes 
des Behaupters oder Verbreiters der Tatſachen den gleichen Schutz für den Empfänger der Mit⸗ 
teilung hinzufügt. Der Schadenserſatzanſpruch des Abſ 1 iſt ſonach ausgeſchloſſen, wenn für den 
Behaupter oder Verbreiter der Tatſache oder für den Empfänger der Mitteilung ein Intereſſe 
daran beſteht, deſſen Wahrnehmung rechtlich erlaubt iſt und nicht den guten Sitten zuwider⸗ 
läuft (MG aad.). Ein berechtigtes Intereſſe wird namentlich begründet durch die öffentlich- 
rechtliche Pflicht, über taträchliche Vorgänge vor Gericht oder andern Behörden Zeugnis abzu⸗ 
legen (RG JW 1912, 5877; 29. 1. 12 Vl 131/11), oder durch andere öffentliche Pflichten, z. B. 
die des Seelſorgers (R IW 1912, 2901), ferner auch durch die Zwecke der Rechtsverfolgung 
oder der Rechtsverteidigung im Prozeſſe, ohne Rückſicht darauf, ob das Vorbringen im beſon⸗ 
deren Falle für die Entſcheidung des Rechtsſtreits von maßgebender Bedeutung iſt (RG 85 
S. 440, 443). Auch abgeſehen vom Intereſſe des Empfängers iſt die Wahrnehmung 
fremder Intereſſen im Sinne des Abſ2 geſtattet, wenn der Handelnde dazu berufen war 
oder die Angelegenheit ihn irgendwie perſönlich nahe berührte (RG 51, 369). Ein Recht der 
Tagespreſſe, allgemeinhin Rechte und Intereſſen dritter Perſonen zu wahren und vermeint⸗ 
liche Übelftände in der Offentlichkeit zu rügen, ift nicht anzuerkennen: ein anderes iſt es, wenn in 
Fachzeitſchriften das beſondere Fach berührende Vorgänge zum Gegenſtande der Erörterung 
gemacht werden (RG 83, 362; Lg 1919, 1015˙; 4. 3. 04 1 337/03). Die Handelsbeilage einer 
politiſchen Zeitung macht aber dieſe Abteilung der Zeitung nicht zu einem Fachblatt (MG 83, 
362). Über die Befugnis des Verlegers eines Buches, worin üble Nachrede enthalten ift, ſich auf 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen zu berufen, |. RG 115, 74. § 824 Abſ 2 hat nicht den Satz 
des § 193 StGB aufgenommen, daß der an ſich gegebene Schuß des berechtigten ee 
entfällt, wenn das Vorhandenſein (die Abſicht) der Beleidigung aus der Form der Außerung 
oder aus den begleitenden Umſtänden hervorgeht. Der Satz gilt gleichwohl auch hier, und ſelbſt, 
wenn das berechtigte Intereſſe nicht bei dem Urheber oder Verbreiter der Mitteilung, ſondern 
bei dem Empfänger vorliegt (RG 21. 11. 04 VI 24/04); denn eine in beleidigender Abſicht ver⸗ 
breitete oder in der Form gehäſſige, den Betroffenen perſönlich herabwürdigende Darſtellung der 
Tatſachen verſtößt gegen die guten Sitten ($ 826; NG KW 07,3331; 1919, 993%), Daß die 
beleidigende Außerung „durchaus unnötig“, „höchſt überflüſſig“ geweſen ſei, genügt übrigens 
nicht zur Annahme der beleidigenden Abſicht (RG 18. 10. 23 VI 962/22). Daß neben dem be⸗ 
rechtigten Intereſſe ein perſönlicher Beweggrund, etwa der Rache, zur Geltung kommt, ſchließt 
an ſich das erſtere nicht aus (R St 20, 164; JW 1919, 993%). Der Zweck der Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen ſchließt auch die Zuläſſigkeit einer Unterlaſſungsklage wegen unwahrer 
kreditge fährdender Behauptungen nicht aus; ſ. darüber RG JW 1925, 139328 und Vorbem 6 Jb. 
vor 9823. Dasſelbe muß von der Klage auf Zurücknahme einer beleidigenden oder kreditgefähr⸗ 
denden Behauptung oder Verbreitung gelten (RG JW 1919, 9939). 

8. Für die Berückſichtigung eines berechtigten Intereſſes iſt nur Raum, wenn die Unwahrheit 
der behaupteten oder verbreiteten Tatſache dem Mitteilenden unbekannt iſt (NG SeuffA 87 
Nr 25), mag auch dieſes Unbekauntſein auf Fahrläſſigkeit beruhen (Rc ZW 1932, 30608). St 
fie ihm bekannt, fo liegt der Tatbeſtand des $ 824 Abſ ! nicht eigentlich vor (RG 29. 1. 12 VI 
175/11, vgl. oben A 5). Die Mitteilung iſt auch dann wiſſentlich falſch, wenn der Mitteilende 
etwas zu wiſſen behauptet, wovon er innerlich ſelbſt keine ſichere Überzeugung hat, ſofern er ſich 
der Unficherheit feines Wiſſens bewußt ift (Res 76,313; JW 1911, 2137; 1912, 11056; 1932, 
30605; Warn 08 Nr 214 u. 518; 21. 11. 04 VI 24/04; 10. 2. 13 VI 476/12), und fie iſt ebenſo dann 
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wiſſentlich falſch, wenn durch gefliſſentliches Verſchweigen weſentlicher Umftände oder durch 
übertreibendes Ausmalen begleitender Umſtände der Sachverhalt in ſeinem Zuſammenhange 
vorſätzlich entſtellt wird (RG 75, 61; RG FW 1912, 290 1 1932, 3060 8; RG 27. 4. 05 VI 351/04). 
Dem Falle, daß die Unwahrheit der behaupteten Tatſache dem Mitteilenden bekannt war, ſteht 
aber auch der Fall gleich, daß jemand eine ihm bekannte wahre Tatſache der Wahrheit gemäß 
mitteilen wollte, aus Fahrläſſigkeit aber der Mitteilung eine der Wahrheit widerſprechende Faſſung 
gibt, ſo daß die mitgeteilte Tatſache von der Allgemeinheit und von dem Empfänger in einem 
andern Sinne aufgefaßt werden mußte, als fie gemeint war (RG 14. 3. 27 IV 631/26). Auch hier 
kannte der Mitteilende die Unwahrheit der Tatſache, die er in Wirklichkeit mitgeteilt hat, und ein 
berechtigtes Intereſſe für die Verbreitung dieſer Mitteilung iſt nicht denkbar (RG 57, 157). 

9. Beweislaſt. Die Haftung aus § 824 beruht auf Fahrläſſigkeit, alſo auf einem Verſchulden 
des Mitteilenden. Eine Vermutung für ein Verſchulden beim Behaupten oder Verbreiten einer 
unwahren Tatſache iſt nicht aufgeſtellt. Der Kläger muß ſomit das Verſchulden des Beklagten 
beweiſen: er muß dartun, daß der Beklagte bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt die Unwahrheit der Tatſache hätte erkennen müſſen. Dieſer Beweis ſchließt aber notwendig 
den andern ein, daß die Tatſache ſelbſt unwahr ſei, ſo daß ſich auch hierauf die Beweislaſt des 
Klägers erſtreckt (RG 51, 369; 56, 271; 115, 74; RG JW 1932, 30608). Anders bei der in den 
Tatbeſtandsmerkmalen ähnlichen, mit der u. H. aus § 824 vielfach zuſammentrefſenden Zuwider⸗ 
handlung aus $ 14 UnlWG ($ 6 der Faſſung des Geſ. v. 27. 5. 96), die dem Kläger inſofern günſtiger 
iſt, als er nur die kreditgefährdende Eigenſchaft der Tatſache nachzuweiſen hat, wogegen dem 
Beklagten der Nachweis der Wahrheit ſeiner Behauptung obliegt (RG 58, 207; 61,366; JW 
05, 17415; 09, 6702). Das Vorhandenſein eines berechtigten Intereſſes für ihn oder den Mit⸗ 
teilungsempfänger hat der Beklagte zu beweiſen (RG 56, 271). 


8 825 


1) Wer eine Frauensperfon?) durch Hinterlift?), durch Drohung!) oder unter 
Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes ') zur Geſtattung der außer- 
ehelichen Beiwohnung beſtimmt ®), iſt ihr zum Erſatze des daraus entſtehenden 
Schadens verpflichtet). 


1. Der erſt durch den Reichstag in das BGB eingefügte $ 825 ſetzt gleich dem § 824 einen 
Sondertatbeſtand einer unerlaubten Handlung, der nicht durch den § 823 gedeckt 
wird. § 823 Abſel iſt nur anwendbar, wenn durch die geſtattete geſchlechtliche Beiwohnung die 
Frauensperſon widerrechtlich körperlich verletzt worden iſt (Übertragung einer Geſchlechtskrank⸗ 
heit); $ 823 Abj 2 trifft die Fälle der $$ 174, 176, 177, 179, 182 StGB. $ 825 erweitert den durch 
dieſe Beſtimmungen den Frauensperſonen gebotenen Geſchlechtsſchuz. Daneben gibt $ 1300 
der unbeſcholtenen Verlobten, die ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat, einen Anſpruch 
auf billigen Erſatz des Nichtvermögensſchadens. 

2. Darauf, ob die Frauensperſon unbeſcholten iſt ($ 1300 BGB, § 182 StGB), kommt es 
nicht an; auch das Alter iſt gleichgültig. 

3. Hinterliſt iſt ein vorbedachtes, die wahre Abſicht verdeckendes Handeln zu dem Zwecke, 
den unvorbereiteten Zuſtand eines andern zur Verwirklichung eines Vorhabens zu benutzen 
(RG ZW 06, 35212). Die Anwendung von Kunſtgriffen ($ 181 Nr 1 StGB) wird in $ 825 nicht 
erfordert (RG ebenda). Beispiele von Hinterliſt ſind die Verſetzung der Frauensperſon in 
trunkenen Zuſtand, um fie in dieſem gefügig zu machen (RGSSt 22, 311), ſowie die Verſchweigung 
des ehelichen Standes des Mannes, wenn dabei eine Täuſchungsabſicht erkennbar, insbeſondere, 
wenn das Verſchweigen mit einem Eheverſprechen an die Frauensperſon verbunden iſt (RG 
JW 06, 35212: 09, 41512). Das bloße Verſchweigen des verheirateten Standes iſt dagegen noch 
keine Hinterliſt (RG aa O.); auch nicht das bloße nicht ernſtlich gemeinte Eheverſprechen, dieſes 
aber dann, wenn es nur vorgeſpiegelt war, um die Duldung der Beiwohnung herbeizuführen; 
ſo etwa im Falle der Verſchweigung einer noch beſtehenden früheren Verlobung mit der Abſicht, 
an dieſem Verlöbnis feſtzuhalten (RG 105, 245). A 

4. Unter Drohung (vgl. § 123) iſt jede Inausſichtſtellung eines Übels, das den Willen der 
Frauensperſon zu beſtimmen geeignet ift, zu verſtehen er 

5. Der Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes: eine, wenn auch nur tatſächliche Über- 
legenheit der Stellung muß zu dem Zwecke ausgenutzt werden, eben dadurch einen maßgebenden 
Einfluß auf die Entſchließung der Frauensperſon auszuüben. Nicht erforderlich iſt, daß ihr für 
den Fall der Weigerung Nachteile in Ausſicht geſtellt werden. Solche Abhängigkeitsverhältniſſe 
find dasjenige des Dienftboten zum Dienſtherrn, der Schülerin zum Lehrer, des Mündels zum 
Vormund, auch der Patientin zum Arzt. Eine bloße wirtſchaftliche Überlegenheit genügt nicht, 
Das Abhängigkeitsverhältnis kann auch ein mittelbares ſein: jo, wenn der Täter der Arbeitgeber 
des Vaters der Frauensperſon iſt. 
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6. Die außereheliche Beiwohnung (geſchlechtliche Vereinigung) muß ftattgefunden haben, 
und die Frauensperſon muß zu ihrer Geſtattung durch die vorangeführten Mittel beſtimmi 
worden ſein; dieſe müſſen alſo angewendet ſein mit dem Vorſatze, dadurch auf die Willensent⸗ 
ſchließung der Frauensperſon einzuwirken, und ſie müſſen dieſen beabſichtigten Erfolg auch 
herbeigeführt haben dergeſtalt, daß die Frauensperſon ohne die Anwendung jener Mittel die 
Beiwohnung zu geſtatten ſich nicht entſchloſſen haben würde (RG Warn 1915 Nr 236). 

7. Der Schaden iſt vorwiegend Nichtvermögensſchaden (§ 847); im Falle der Schwanger⸗ 
ſchaft auch der hierdurch der Frauensperſon erwachſende Vermögensſchaden (Erwerbsverluſt u. a.). 
Für den Schadenserſatzanſpruch aus § 825 kommt, wenn der Geſchlechtsverkehr zur Geburt eines 
Kindes geführt hat, die Vermutung des § 1717 nicht zur Anwendung (RG JW 09, 41512). — 
Prozeßrechtlich iſt zu bemerken, daß fiir Anſprüche aus $ 825 die Beſtimmung des I 23 Nr 2 
GVG, wonach ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Amtsgericht zuſtändig iſt, 
nicht Anwendung finden kann, da es ſich nicht um einen Anſpruch aus außerehelichem Beiſchlaf 
handelt. 


§ 826 

1) Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weife?) einem anderen 
vorſätzlich?) Schaden zufügt ) 5), iſt dem anderen zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet “) 7). 

E 1 705 II 740; M 2 726, 727; P 2 575578; 6 202. 

1. Allgemeines. Den engbegrenzten Tatbeſtänden der $$ 823 Abſ 1 u. 824 fügt § 826 eine 
Beſtimmung weiten Umfangs und allgemeiner Natur hinzu. Wie die 88 157 u. 242 den Vertrags⸗ 
verkehr auf den beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben ſtellen, fo ſoll durch § 826 
auch der allgemeine Rechtsverkehr der Perſonen zueinander (vgl. Vorbem 1 vor $ 823) unter 
den die Verfolgung der gegenſätzlichen Intereſſen begrenzenden, die Freiheit des einen durch die 
Rückſicht auf die gleichen Rechte des andern beſchränkenden Geſichtspunkt der guten Sitte ge⸗ 
bracht werden. Über dem einzelnen, der nur zu leicht geneigt iſt, feine Sonderintereſſen 
auf Koſten anderer zu verfolgen, ſteht als das Höhere die Gemeinſchaft des Volkes, 
die redlichen Verkehr und ſittliches Verhalten fordert und alles verwirft, 
was den guten Sitten zuwiderläuft. So iſt der allgemeine Grundſatz des $ 826 (vgl. 
$ 138) beſonders geeignet, Recht und Rechtſprechung im Einklang mit dem Rechts- 
und Sittlichkeitsbewußtſein des geſamten Volkes zu halten und ſo auch ſeiner⸗ 
ſeits wieder das Gefühl für Volk und Gemeinſchaft zu ſtärken. § 826 trifft jeden gegen die 
Grundſätze der Sittlichkeit verſtoßenden Gebrauch ſei es eines gegebenen Rechtes, ſei es 
der allgemeinen menſchlichen Betätigungsfreiheit zum Schaden eines andern (RG Warn 1911 
Nr 79). Die Frage, ob die nach 9 826 zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung dadurch 
zugleich zu einer rechtswidrigen werde, iſt in bejahendem Sinne zu beantworten (vgl. 
RG 58, 214). Wie § 138 ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft in gleicher 
Weiſe für nichtig, alſo rechtlich unwirkſam erklärt, wie ein gegen geſetzliche Verbote verſtoßendes 
(8 134), fo iſt auch eine gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung in gleicher Weiſe rechts- 
widrig wie die gegen ein beſtimmkes Rechtsgut des andern oder gegen beſtimmte Geſetze ge⸗ 
richtete. Die Rechtsordnung ſchützt den Gebrauch der Rechte, aber nicht ihren Mißbrauch; dieſer 
ift ſchlechthin widerrechtlich. $ 826 iſt nicht anwendbar auf vorſätzliche Amtspflichtverletzungen; 
die Haftung wegen einer u. H., die eine von § 839 betroffene Amtspflichtverletzung enthält, 
beſtimmt ſich allein nach 9 839 (RG 87, 348; 94, 103; 100, 287; 3% 1921, 236), was natürlich 
der Annahme nicht im Wege ſteht, daß ein Beamter eine ihm gegenüber Dritten obliegende 
Amtspflicht gerade dadurch verletzt, daß er in einer den Tatbeſtand des $ 826 erfüllenden Weiſe 
Dritte ſchädigt (NG 140, 423). Das Rechtsverbot eines Verſtoßes gegen die guten Sitten ($$ 138, 
826) gilt, ebenſo wie das Rechtsgebot der Beobachtung von Treu und Glauben (8157 A 2), auch 
für das öffentliche Recht. Das kann aber nicht dazu führen, Anſprüche, die ſich auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes bewegen und deshalb der Verfolgung im Rechtswege entzogen 
find, im Gewande einer Schadenserſatzſorderung aus $ 826 zum Gegenſtand eines bürgerlichen 
Rechtsſtreits im Sinne des $ 13 GIG zu machen (RG 118, 325: Anſpruch gegen das Reich als 
Träger der geſetzgebenden Gewalt wegen Erlaſſung ſittenwidriger Geſetze). Über und gegen eine 
richterliche Nachprüfung der Geſetze auf ihre Übereinſtimmung mit den guten Sitten ſ. R 107, 
317; RG JW 1931, 246%. Durch Sondergeſetze wird die Anwendung des $826 nicht ausge⸗ 
ſchloſſen (RG HRR 1933 Nr 596). Nur wo ein Sondergeſetz für einen gewiſſen Tatbeſtand rechts⸗ 
widrigen Handelns ausdrücklich und abfichtlich einen weitergehenden Schutz ausſchließt, wo es ſelbſt 
erſchöpfend regeln will, kann ein folder Schutz nicht aus dem BGB abgeleitet werden (RG 73, 
294; 77,431; 79,415; 83,384; 101,1; 111,256; 115, 180; 120,94; JW 1913, 11067; 1915, 
57918; Warn 1911 Nr 80 und die vorher angezogenen Entſcheidungen). Das gilt nicht von dem 
Unl W mit dem ſich in der Richtung auf den Schutz des allgemeinen Rechtsverkehrs gegen 
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Schädigungen durch Mißbrauch der allen Perſonen zuſtehenden Betätigungsfreiheit 9 826 eng 
berührt, deſſen nicht zu geſchloſſener Einheit zuſammengefaßte Einzelbeſtimmungen aber durch 
die allgemeinere Vorſchrift des § 826 in wirkſamer Weiſe ergänzt werden. In einem ähnlichen 
Verhältniſſe ſteht $ 826 zu mehreren Beſtimmungen des Warenzeichengeſetzes (vgl. über 
das Verhältnis des § 826 zu beiden Geſetzen RG 48, 114; 66, 236; 78, 78; 79, 415; 92, 133; 
120,94; JW 05 S. 23725 u. 74311; 1932, 188342; Warn 09 Nr 452; 1911 Nr 79, 119, 401, 432; 
SeuffA 60 Nr 174; 81 Nr 130; Gruch 53, 1155; 69, 244; 72, 64). Eine Warenbezeichnung kann 
insbeſondere auch nach Ablauf der Zeitdauer des formalen Zeichenſchutzes oder ſchon vor ihrer 
Eintragung nach $ 826 (wie auch nach Un WG) Schutz gegen Nachahmung genießen. Das gleiche 
gilt für das Geſchmacksmuſter, während beim Patent und beim Gebrauchsmuſter das Über⸗ 
wiegen des allgemeinwirtſchaftlichen Intereſſes über das privatwirtſchaftliche eine Ausdehnung 
des in den Sondergeſetzen geregelten Schutzes auf dem Umweg über $ 826 (oder das Wett⸗ 
bewerbsgeſetz) ausſchließt (RG 120, 94). Hält ſich ein um Wettbewerbs willen geſchaffenes Werk 
in den Grenzen des urheberrechtlich Erlaubten, ſo liegt in ſeiner Ausnutzung auch kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten (NG 121, 65). Über das Verhältnis zum Anfechtungsgeſetz |. Vor⸗ 
bem 2 vor $ 823. Aus der weiten Faſſung des § 826 ergibt ſich, daß unter deſſen Tatbeſtand 
auch viele Handlungen fallen (ſo alle betrüglichen oder diebiſchen Schädigungen eines andern), 
die bereits durch § 823 Abſ 2 betroffen werden (vgl. R JW 06, 6012). Ein dem ordentlichen 
Rechtsweg entzogener öffentlich-rechtlicher Anſpruch kann nicht in Geſtalt eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs aus $ 826, wegen unſittlichen Handelns des den Staat vertretenden öffentlichen Beam⸗ 
ten, vor den ordentlichen Richter gebracht werden (RG 87 S. 114, 119). 

2. Das gegenſtändliche (objektive) Merkmal der u. H. des $ 826 iſt der Verſtoß gegen die 
guten Sitten. Der Maßſtab für die Beurteilung, was die guten Sitten erlauben oder verbieten, 
iſt ein allgemeiner und durchſchnittlicher, der aus dem herrſchenden Volks- 
bewußtſein, oder, ſofern die Handlung nur in einem beſtimmten Volkskreiſe vorzukommen 
pflegt, aus der ſittlichen Anſchauung dieſes beſtimmten Volkskreiſes ent- 
nommen wird (RG 48, 114; 58, 214; 73, 107; JW 06, 1615). Es iſt, wie die erſtange zogene Ent⸗ 
ſcheidung ſich ausdrückt, „das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“. Von der Anſchau⸗ 
ungsweiſe der auf der Höhe ſittlicher Bildung ſtehenden Perſonen von vornehmer Denkart und 
verfeinertem Anſtandsgefühl iſt hierbei ebenſo abzuſehen, wie anderſeits offenbare Unſitten im Ge⸗ 
ſchäftsleben keine Rückſicht beanſpruchen können (Mb 55, 367; 58, 214; 73,107; RG JW 1983, 4250. 
Eine bloße Unbilligkeit des Handelns genügt nicht, um einen Verſtoß wider die guten Sitten an⸗ 
nehmen zu können (RG 86 S. 191, 195). Die Außerung eines abfälligen, aber berechtigten Urteils 
über einen andern, z. B. daß er auf beſtimmtem Gebiete als Sachverſtändiger ſich nicht eigne, ver⸗ 
ſtößt niemals gegen die guten Sitten (RG JW 1921, 1530). Wie in $ 276 die Beſonnenheit und 
Überlegung des verſtändigen Durchſchnittsmenſchen als Maß für die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt genommen iſt, fo in $ 826 die Ehrbarkeit und Gewiſſenhaftigkeit des anſtändigen Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen. Der Maßſtab iſt wie in 9 276 ein allgemeiner und unperſönlicher (RG 48, 114, 58 
S. 214 u. 219: 65, 423; 74, 224; 76, 313; 79, 17; JW 1911, 7611; 1912, 290%). Dabei iſt die An⸗ 
ſchauung der unmittelbar beteiligten Kreiſe zu berückſichtigen; ſie darf ſich aber mit der Anſchau⸗ 
ung der Allgemeinheit nicht in Widerſpruch ſetzen (RA Warn 1932 Nr. 61). Nicht maßgebend 
find die in der Kriegs- und Nachkriegszeit geſunkenen Begriffe mancher Bevollerungskreiſe von 
Anſtand, Billigkeit und Vertragstreue (NG 104, 330; 120, 148; 129, 381). Steht ein in den 
beteiligten Geſchäftskreiſen verbreiteter Gebrauch in Frage, ſo bedarf es immer der Prüfung, 
ob er als maßgeblich zu behandeln oder als Mißbrauch abzulehnen iſt (MG 135, 395). Die gegen 
die guten Sitten verſtoßende Handlung kann, wie bei den Tatbeſtänden des $ 823, ebenſowohl in 
einer Tätigkeit beſtehen, wie in der Unterlaſſung einer ſolchen; letzteres dann, wenn die 
unterlaſſene Handlung einem ſittlichen Gebote entſprach. Die Nichterfüllung einer jemandem 
geſetzlich oder vertraglich obliegenden Verpflichtung verſtößt an ſich nicht wider die guten Sitten 
(RG 100,158). Beispiele einer ſittlich verwerflichen Unterlaſſung mogen ſein die vorſätzliche 
Unterlaſſung der Warnung eines andern vor einem gegen ihn ſeitens eines Dritten geplanten 
Verbrechen; das argliſtige Verſchweigen weſentlicher Umftände bei einem Vertragsſchluſſe (vgl. 
A5b); das Verſchweigen einer Fälſchung, die dem dadurch Getäufchten Schaden bringt, auf 
deſſen Anfrage, wann eine ſittliche Pflicht zur Aufklärung anzuerkennen iſt (Re JW 1910, 470°); 
anders, wenn erlaubte Rückſichten das Verſchweigen rechtfertigen (RG IB 1911, 76117). Sitten» 
widrige Schädigung gutgläubiger Erwerber von Lagerſcheinen durch Aushändigung des Lager⸗ 
gutes an den Einlagerer ohne die Rückgabe der Scheine zu fordern . RG Seuff A 82 Nr 13. 
Gegen die guten Sitten verſtößt es nicht, wenn je mand ſeine eigene Beteiligung an ſtrafbaren 
Handlungen verſchweigt; denn niemand iſt verpflichtet, ich ſelbſt bloßzuſtellen (RG 23 1921, 
4538), Sittlich verwerflich kann eine Handlung erſcheinen ihrem Ziele nach oder in Anſehung 
der Mittel, mit denen die an ſich ſittlich erlaubten, ſelbſt die an ſich billigenswerten Ziele 
verfolgt werden (RH JW 1914, 460°; Warn 1916 Nr 250). Möglich iſt auch, daß Einzelhand⸗ 
lungen, von denen jede, wenn ſie allein ſtände, nicht zu beanſtanden wäre wegen ihrer 
Häufung gegen die guten Sitten verſtoßen, zumal wenn ſie von einer einheitlichen Schädi⸗ 
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gungsabſicht getragen find (RG 140, 397). Die Verfolgung des eigenen Rechtes oder Intereſſes 
ift, für ſich betrachtet, niemals eine Handlung wider die guten Sitten, auch wenn ſie einem 
andern zum Schaden gereicht; denn niemand hat die Pflicht, ſein eigenes erlaubtes Intereſſe 
dem eines andern nachzuſetzen oder die Ausübung eines Rechtes zu unterlaſſen, weil dadurch 
das Intereſſe eines andern geſchädigt wird (RG 58, 214; 63, 146; 71, 170; 86, 191; 92 S. 
133 u. 143; 98 S. 15 u. 70; 100 S. 79 u. 215; 101, 63; 130, 383; Warn 1919 Nr 63; 
1920 Nr 147). Wahrnehmung berechtigter Intereſſen nimmt formalen Beleidigungen nicht 
nur die Rechtswidrigkeit, ſondern auch die Sittenwidrigkeit (RG, HRR 1933 Nr 296). Des⸗ 
halb iſt auch die Ausnutzung einer durch die Verhaltniſſe gebotenen Sachlage zu eigenem Vor⸗ 
teile nicht wider die guten Sitten (NG JW 1913, 489; Warn 1919 Nr 63). Anders, wenn 
das Recht, um deſſen Ausübung es ſich handelt, von vornherein nur zu dem Zwecke erworben 
wurde, dem Gegner einen rechtswidrigen Nachteil zuzufügen (N& 74, 230; 98, 73). Die Erhebung 
einer unbegründeten Forderung kann auch bei gutem Glauben des Fordernden an ſein Recht 
gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn der Erwerb der Forderung ſittenwidrig war, ihre Geltend⸗ 
machung alſo nur die Fortſetzung des früheren ſittenwidrigen Verhaltens bildet (RG JW 1932, 
9385). Sittlich verwerflich dem Ziele nach iſt die abſichtliche planmäßige Schadenszu⸗ 
fügung innerhalb wie außerhalb von Vertragsverhältniſſen (RG 51, 357; 56, 317; 58, 219; 74, 
224; JW 08, 653%; 1914, 4602; Warn 1916 Nr 250; Gruch 49, 902), ſei es durch Mißbrauch von 
Rechten, wobei die Schranke des § 226, daß die Handlung nur den Zweck haben kann, einem 
andern Schaden zuzufligen, nicht beſteht (RF 58, 214; Warn 1911 Nr 79), oder in Betätigung 
der allgemeinen Freiheit (RG 58, 214). Über planmäßige Prozeßverzögerung mittels wiſſentlich 
unrichtiger Einwendungen |. RG 95, 310. Sittlich verwerflich iſt es nicht, wenn jemand durch 
Rechtsgeſchäft Eigentum erwirbt, obwohl ihm eines andern Recht auf Eigentumsübertragung 
bekannt geweſen iſt; wohl aber, wenn Veräußerer und Erwerber komplottmäßig zur Schädigung 
des andern zuſammenge wirkt haben (RG 62, 137; 83, 240; JW 1922, 13905; . auch A 5e). Sittlich 
verwerflich iſt ferner die bewußte Unwahrheit in Mitteilungen, wenn damit das Bewußtſein 
der Schädigung (j. A 3) verknüpft iſt. Auch ſelbſt die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende 
Verbreitung einer unwahren Tatſache kann den Tatbeſtand des § 826 erfüllen (RG 140, 396), 
zumal wenn die Berufsſtellung des Verbreiters der Mitteilung ein beſonderes Anſehen gibt: 
ſo wenn ein Arzt ohne tatſächliche Unterlagen die Behauptung verbreitet, eine Perſon ſei geiſtes⸗ 
krank (RG 72, 175), wenn ein gerichtlich beeidigter Sachverſtändiger in einer Grundſtückstare 
grob fahrlaſſig den Wert viel zu hoch angibt (RG JW 1932, 9375), oder wenn ein Bankkaufmann 
in äußerſter Leichtfertigkeit eine falſche Auskunft über Kredikverhältniſſe gibt (NG I Cal, 
5847; NG Warn 1930 Nr 94, 95), oder wenn ein Rechtsanwalt bei Vertragsverhandlungen 
dem Gegner der von ihm vertretenen Partei Unwahres angibt oder Wahres einer Offenbarungs⸗ 
pflicht zuwider verſchweigt (NG JW 1929, 31491), nicht dagegen, wenn ein Rechtsanwalt eine 
Auskunft über die Kreditwürdigkeit einer Perſon in grob fahrläſſiger Weile erteilt, da zu deſſen 
Berufstätigkeit eine Auskunfterteilung in ſolchen Dingen nicht gehört, auch nicht in Beziehung 
ſteht (R 20. 5. 12 VI 416/11). Zur Offenbarungspflicht einer um Auskunft über einen Kunden 
erſuchten Bank ſ. auch RG 139, 103. An Schriftſäße im Rechtsſtreit, die Angriffe auf die Ehre 
eines anderen enthalten, iſt grundſätzlich ein anderer Maßſtab anzulegen als an Schriften anderer 
Art, da ſie beſtimmungsgemäß der einſeitigen Wahrung der Intereſſen der einen Partei dienen; 
es bedarf insbeſondere nicht notwendig einer vorherigen Prüfung der Richtigkeit aufzuſtellender 
Behauptungen, ſofern nicht deren Unhaltbarkeit oder beſondere Bedenklichkeit von vornherein 
auf der Hand liegt (RG 140, 392: ebenda über gegen Rechtsanwälte gerichtete Eingaben an den 
Vorſtand der Anwaltskammer). Der Grundſatz der Wahrheitspflicht im Proze (ZPO 8138 
t. d. Faſſung des Gef. v. 27. 10. 33, RH Bl 1 780) wird bewußte Verſtöße hingegen in der Regel als 
ſittenwidrin erſcheinen laſſen. Auch im wirtſchaftlichen Kampfe kann durch frevelhaft in grober 
Fahrläſſigkeit verbreitete unwahre Mitteilungen ein Verſtoß gegen die guten Sitten begangen 
werden (RG JW 1912, 74914; 1931, 18865). Erteilung falſcher Auskunft über Führung und Leiſtun⸗ 
gen eines Handlungsgehilfen |. HR 1932 Nr 612. Auch eine wahre Behauptung kann übrigens 
gegen die guten Sitten verſtoßen; ſo die Mitteilung der Verfehlung eines anderen, zumal einer 
viele Jahre zurückliegenden, an einen Dritten (MG IW 1928, 121111), Eine fahrläſſige Hand⸗ 
lungsweiſe kann aber den Tatbeſtand der Handlung wider die guten Sitten nur erfüllen, wenn 
fie eine beſonders grobe Fahrläſſigkeit, nicht nur Leichtfertigkeit, ſondern Gewiſſenloſigkeit ift 
(RG 90, 106; JW 1917, 5405; 1922, 13905, wo zwar nur von Fahrläſſigkeit ſchlechthin die Rede 
üt, aber durch Anziehung der Urteile RG 72, 175; 90, 106 bezeugt wird, daß auch hier eine be⸗ 
ſonders grobe Fahrläſſigkeit gemeint iſt; Warn 1914 Nr 122; 1916 Nr 254; 1917 Nr 291; RG 
11. 3.31 1X 544/30). Die bloße Weiterverbreitung einer jemand unter dem Siegel der Verſchwie⸗ 
genheit mitgeteilten Tatſache iſt eine Verletzung des geſellſchaftlichen Anſtands, aber nicht der 
guten Sitten (RG Warn 08 Nr 472). Sittlich verwerflich durch die Mittel der Verfolgung 
berechtigter Ziele ſind vor allem die in bewußter Überſchreitung der Grenzen der erlaubten Kampf⸗ 
mittel im wirtſchaftlichen Wett- und Lohnkampf vorgenommenen Maßregeln. Vgl. im einzelnen 
zu allem vorſtehenden die reichhaltige Rechtſprechung in A 5. Daß der Handelnde ſich bewußt 
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ſei, er verſtoße mit ſeiner Handlung gegen die guten Sitten, gehört nicht zum Tatbeſtande des 
9826 (RG 79, 17; 123, 271; JW 1910, 182°; 1915, 913°; 1924, 15132; Warn 1914 Nr 122; 10. 7. 11 
IV 634/10); er muß nur die Tatumſtände gekannt haben, die ſein Handeln ſittlich verwerflich 
machen (RG 136, 298; RG JW; 1929, 31491; RG 10. 1. 25 IV 382/24). Auch kommt, wenn 
die Handlung ſelbſt nach dem allgemeinen Sittenmaßſtabe als unerlaubt nicht angeſehen werden 
kann, ein ſittenwidriger Beweggrund des Handelns, wie etwa der Rache für erlittene Unbill, 
nicht in Betracht; nur die rein feindſelige Geſinnung, neben der die Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen keinen Raum mehr findet, die Abſicht der Schädigung, begründet ohne weiteres die 
Anwendung des $ 826 (RG 71, 170; 74, 224; 79, 415; 101, 325; JW 1911, 40215; 1912, 2901, 
Warn 1910 Nr 286; Lg 1919, 1015˙; 18. 6. 12 VI 95/12). So verſtößt eine objektiv begründete 
Anzeige an die zuſtändige Behörde niemals gegen die guten Sitten, mag auch ihr Beweggrund 
Selbſtſucht oder Schadenfreude geweſen ſein (RG 101, 325). Gleichgültig iſt für den Tatbeſtand 
des § 826 die innere Geſinnung des Täters aber dennoch nicht. Einerſeits kann von der ſittlichen 
Verwerflichkeit einer Handlung nicht mehr die Rede ſein, wenn der Handelnde ſie in der zu dem 
Bewußtſein der Unſittlichkeit gegensätzlichen redlichen Überzeugung vornimmt, daß er rechtmäßig 
in Verfolgung ſeines erlaubten Intereſſes oder gar einer rechtlichen oder ſittlichen Pflicht ſo handeln 
dürfe und müſſe (NG 71, 108; 79, 17; 91, 350; 123, 271; JW 1912, 2904; 1915, 913%; 1925, 
224516, Warn 09 Nr 506). Amtliche Kundgebungen einer Handwerkskammer über ſchädliche 
Wirtſchaftserſcheinungen ſ. RG Seuffa 83 Nr 205. Auf der andern Seite vermag ein Mißbrauch 
der Stellung oder der wirtſchaftlichen Übermacht zum Schaden anderer rein aus 
feindſeliger, gehäffiger Geſinnung, wie ſchon bemerkt, eine an ſich erlaubte Handlung zu einer 
ſittlich verwerflichen zu ſtempeln (RG 74, 224; 38 1911, 40215; 1917, 71310, Warn 1910 Nr 286; 
1916 Nr 250). Sittenwidrig iſt die Beihilfe zur Flucht einer Ehefrau aus der Ehewohnung (RG 
Gruch 70, 619). Ein Verſtoß gegen die guten Sitten kann liegen in der verbotenen Eigenmacht 
zur Erlangung einer Erbſchaftsſache (RG Warn 1920 Nr 200); in der Vermögensentäußerung, 
die der Mann zum Zwecke der Schädigung ſeiner unterhaltsberechtigten geſchiedenen Frau vor⸗ 
nimmt (RG Seuff A 77 Nr 6; RG Warn 1932 Nr 93; RG HRR 1931 Nr 9); in der Mitteilung 
einer Auskunftei über die Vorſtrafen einer Perſon (RG 115, 416); in der Mitteilung über eine 
von einem Dritten vor Jahren verübte ſtrafbare Handlung (R SeuffA 82 Nr 122); in einer 
wiſſentlich falſchen unbeeidigten Zeugenausſage (NG Seuffa 84 Nr 143). Auch die Verletzung 
der Schweigepflicht durch einen Sachverſtändigen kann ein Handeln gegen die guten Sitten ent⸗ 
halten (RG 123, 271). Zur Anwendung des $ 826 in Rentengutsſachen |. RG 129, 357. Völlig 
ungeregelte Kaſſenführung eines Beamten als unerlaubte Handlung im Sinne des $ 826 |. RG 
135, 1. — Ob eine Handlung einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthält, iſt Rechtsfrage (RG 
51, 369; 58 ©. 214 u. 219; 86, 191; ZW 05, 3705). 7 

3. Die Schadenszufügung im Sinne des § 826 muß vorſätzlich, der Wille des Handelnden 
muß darauf gerichtet fein. Hierin beſteht das perfönliche (ſubjektive) Merkmal des Tatbeſtandes 
des § 826. Grobe Fahrläſſigkeit genügt hier dem Erfordernis des Tatbeſtandes nicht, wie der 
Wortlaut des Geſetzes klar beſagt. Sie lann das gegenſtändliche Merkmal der Sittenwidrigkeit 
erfüllen, aber nicht den Vorſatz der Schädigung erſetzen (NG 90, 106; JW 1917, 5405; 1927, 
89%). Doch iſt nicht erforderlich, daß der Handelnde von der Abſicht der Schädigung geleitet 
werde; er muß ſich nur bewußt ſein, daß die Handlung den ſchädlichen Erfolg haben werde, und 
dieſe dennoch wollen (RG 58 S. 214 u. 219; 63, 146; 79, 55; 91, 350; Gruch 67, 180; TB 05, 
3698; 07, 2015; 1911, 32418; 1927, 8925; 1933, 4254; Warn 1914 Nr 122; 1917 Nr 291; ſ. über 
den Vorſatz im allgemeinen $ 823 A 2). Das Merkmal der Vorſätzlichkeit der Schädigung wird 
auch ſchon durch das Bewußtſein des Täters erfüllt, daß infolge ſeiner Handlungsweiſe (ſei es 
für ſich allein oder auch nur zuſammen mit anderen Tatſachen) der andere Schaden leiden könne, 
ſofern er dieſen möglichen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen und für den Fall ſeines Eintritts 
gebilligt hat (dolus eventualis; RG 56, 73; 68, 431; 76, 313; 795 55; 90, 106; 123, 271; ZW 
06, 78048; 1911, 65022; 1912, 3625; 1914, 6787; 1927, 8923; 1929, 31491; Warn 1912 Nr 166; 
1914 Nr 122; 1916 Nr 271; 1917 Nr 291, 1919 Nr 63; Gruch 52, 1040; 54, 972; 70, 619; RG 
Seuff A 84 Nr 10; RG HR R 1929 Nr 185; 1930 Nr 1726; 1931 Nr 1847); nur darf ſich der mögliche 
Erſolg dem Täter nicht als eine ſo entfernte Möglichkeit darſtellen, daß er im Ernſte nicht damit 
rechnen zu müſſen glaubt (RG JW 06, 7804 1911, 65022; 1912, 36°; Warn 1914 Nr 109; 1917 
Nr 291: RR 1932 Nr 1576). Über die Grenze des ſog. dolus eventualis und der Fahrlaſſigkeit 
insbeſondere bei der Erteilung unwahrer Auskünfte und der Aufftellung ehrverletzender Be⸗ 
hauptungen — mit Bewußtſein ohne Überzeugung abgegebene Urteile einerſeits, leichtfertig 
gewonnene und ausgeſprochene anderſeits — vgl. RG 76, 313; 90, 106; JW 1911, 213°; 1917, 
341; Warn 1914 Nr 109 u. Nr 122. Sind Folgen eingetreten, die der Täter nicht in den Kreis 
ſeiner Vorſtellungen aufgenommen hatte, dann fehlt es inſoweit an dem Vorſatze (RG 2. 5. 07 
VII 417/06). Darauf, ob der Täter die Höhe des Schadens vorausgeſehen hat, kommt nichts 
an (RG ZW 03 Beil 14212; Warn 08 Nr 605). Der Vorſatz kann ſich auch gegen eine andere 
Perſon richten, als gegen diejenige, welche den Schaden erleidet, wenn dieſer letztere nur in der 
Richtung des Vorſaßes liegt (NG Gruch 54, 972; 25. 10. 06 VI 47/06; 7. 7. 10 IV 446/09; 
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10. 2. 13 IV 476/12). Iſt durch dieſelbe Handlung mehreren Perſonen ein Schaden erwachſen, 
ſo iſt dieſer dem Täter als vorſätzlich zugefügt er zuzurechnen, als ihm zum Bewußtſein 
gekommen iſt, daß der Schaden ſich weiter fortpflanzen oder werde weitergetragen werden (RG 
JW 03 Beil 14251). Der Annahme einer vorſatzlichen Schadenszufttgung ſteht auch nicht im 
Wege, daß der Handelnde nicht weiß, wer der durch ſeine Handlung Geſchädigte fein werde (RG 
Gruch 67, 180: bewußte Lieferung mangelhafter Ware). Auf die Sittenwidrigkeit der Handlung 
braucht ſich das Bewußtſein des Täters nicht zu erſtrecken (. oben A 2). 

4. § 826 ſpricht von der Zuſügung eines Schadens ſchlechthin, mag die Beſchädigung un⸗ 
mittelbar das Vermögen oder ein Recht oder Rechtsgut der Perſon treffen, durch deſſen Ver⸗ 
letzung mittelbar der Vermögensſchaden beſteht. Deshalb iſt nach $ 826 jeder ſchadenserſatzberech⸗ 
tigt, der durch die Handlung einen Schaden erleidet, der ihm vorſätzlich zugefügt iſt, auch der 
mittelbar Beſchädigte (RG 79, 55; 84, 332). Auch ein nicht vermögensrechtlicher Schaden iſt 
möglich (RG 7. 7. 10 IV 532/09), für ſeinen Erſatz gilt $ 253; es kann Wiederherſtellung, aber 
nicht Entſchädigung in Geld verlangt werden (NG 94, 1; Warn 1913 Nr 53). Davon abgeſehen 
iſt Schaden jede Vermögensminderung, auch die Beeinträchtigung einer bloß tatſächlichen Er⸗ 
werbsausſicht, z. B. als künftigen Erben eines andern, des Kundſchaftsverhältniſſes, die Ab⸗ 
ſchneidung von Bezugsquellen für Waren u. a. (RG 48, 114; 58, 219; 75, 61; 79, 55; 111, 151; 
JW 02 Beil Nr 237; 05, 2019: 06, 19815; 1911, 11156, 1930, 4102; Gruch 70, 619), doch iſt eine 
wirkliche Schädigung erforderlich; es genügt nicht, daß der Kläger einen Schaden erleiden kann 
(RG Warn 08 Nr 632). Eine freiwillige Aufwendung iſt an ſich niemals ein Schaden; wurde 
der Wille aber durch argliſtige Täuſchung beſtimmt, ſo war er nicht frei, und die Aufwendung 
erſcheint als Schaden (RG 88, 406). 

5. Ob in einer Handlung eine vorſätzliche Schädigung eines andern gegen die guten Sitten 
zu erblicken iſt, kann nur aus der Sachlage des einzelnen Falles, der Betrachtung der Ziele der 
Handlung und des Verhältniſſes zu den Mitteln, mit denen der Handelnde dieſe verfolgt, ent⸗ 
ſchieden werden. Die reichhaltige Rechtſprechung des RG kommt hier mehr als Wegweiſer 
zu den weſentlichen Betrachtungspunkten, als für die grundſätzliche Auslegung des Geſetzes in 
Betracht. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die nachfolgende Darſtellung der hauptſächlichen 
Entſcheidungen des RGS zu dem Paragraphen zu würdigen. 

a) Die Berufung auf ein Geſetz, das jemand zur Seite ſteht, verſtößt nicht gegen die guten 
Sitten; es iſt nicht angängig, das Geſetz dadurch wirkungslos machen zu wollen, daß der dadurch 
geſchützten Partei der Vorwurf des Handelns gegen die guten Sitten gemacht wird (MG 58, 
214, 77, 277; JW 09, 5952). Aus dem gleichen Grunde iſt auch an ſich ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht darin zu finden, daß ſich jemand auf den Mangel der geſetzlichen Form eines 
Vertrags beruft und deshalb ſeine Erfüllung weigert (RG 52, 5; 72, 342; 82, 199; 96, 315; 
Warn 1917 Nr 174). Dasſelbe gilt, wenn die Form auch nur vereinbart war (MG 58, 214), und 
auch dann, wenn der Zurücktretende weiß, daß der Vertragsgegner für die Ausführung des Ver⸗ 
trags bereits Aufwendungen gemacht hat, die nun nutzlos werden (RG Warn 09 Nr 537). Anders 
jedoch, wenn der eine Teil abſichtlich den Abſchluß des Vertrags in der gehörigen Form verhinderte, 
um ſich ſpäter gegebenenfalls auf den Mangel berufen zu können (RG 82, 199; 96, 315; Warn 
1917 Nr 174); aber auch ſchon dann, wenn er überhaupt die Schuld daran trägt, daß der Vertrag 
nicht formgerecht abgeſchloſſen wurde, ſo, wenn von der andern Seite die Erfüllung der Form 
vorgeſchlagen, von ihm aber für unnötig erklärt worden war: es iſt wider die guten Sitten, wenn 
er ſpäter aus dieſem eigenen Verhalten einen Vorteil herleiten will (RG 82, 299; 6, 315; Warn 
08 Nr 38; dagegen Oertmann Recht 1914, 8ff.). Gegen die guten Sitten verſtößt es, wenn jemand 
ein Unternehmen unter immer wieder wechſelnden Rechtsformen betreibt, um zu verhindern, 
daß die jeweils entſtandenen Schulden aus den ſpäteren Einnahmen zwangsweiſe befriedigt 
werden können; er muß daher aus dem ſchließlichen Gewinn des Unternehmers den alten Gläu- 
bigern ihren Ausfall erſetzen (RG HRR 1933 Nr 299). Der Wechſel des Rechtsſtandpunkts bei 
Verfolgung ſeiner Rechte kann niemand zum Vorwurf gemacht werden, auch wenn er dem Gegner 
nachteilig iſt, es ſei denn, daß damit die Abſicht verbunden iſt, die Lage zum Schaden des Gegners 
auszunutzen (RG JW 06, 1513; Warn 09 Nr 451). Kein Verſtoß wider die guten Sitten iſt es, 
wenn jemand ihm an ſich zuſtehende Anſprüche erhebt, auf die er in einem nach § 138 BGB 
nichtigen Rechtsgeſchäfte verzichtet hatte, indem er ſich auf dieſe Nichtigkeit beruft (RG Warn 
1914 Nr 273); doch darf er wiederum nicht aus der Nichtigkeit des Geſchäfts Vorteile ſich verſchaffen 
wollen; er handelt argliſtig und wider die guten Sitten, wenn er behalten will, was er auf Grund 

des nichtigen Geſchäfts erhalten hat, aber auch noch das fordert, was er zur Erlangung der Vor⸗ 
teile dieſes Geſchäfts aufgegeben hatte (NG Warn 1917 Nr 16). Ebenſo darf kein Schuldner aus 
der Nichtigkeit einer von ihm beſtellten Sicherheit das Recht herleiten, ſich der Erfüllung der 
Verpflichtung, für die die Sicherheit beſtellt war, überhaupt zu entziehen; will der Gläubiger 
trotz der verlorengegangenen Sicherheit an dem Vertrage feſthalten, ſo muß ſich der Schuldner 
dem fügen (RG JW 1916, 390). Über die Frage, wann demjenigen, der ſich auf die Nichtigkeit 
eines Vertrags beruft, die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegengehalten werden kann, |. 
§ 125 A 1. Ausſtellung einer nach § 10 des Scheckgeſetzes unwirkſamen Annahmeerklärung be⸗ 
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züglich eines Schecks ſeitens einer Bank als Verſtoß gegen die guten Sitten zum Nachteil des 
künftigen Erwerbers des Schecks ſ. SeuffA 78 Nr 185. Ebenſo wie die Berufung auf das Geſetz 
begründet die Ausübung von Vertragsrechten einen Verſtoß gegen die guten Sitten nicht 
oder doch nur unter ganz beſonderen Umſtänden (RG JW 1930, 83125). Wer ſich einem Vertrage 
unterworfen hat, der ihm Opfer auferlegt, und ihn Schädigungen ausſetzt (Tarifvertrag mit 
Schaden bei Vertragsverletzungen), hat dieſe Wirkungen ſelbſt gewollt (RG 81, 4; 88, 406). Nicht 
gegen die guten Sitten verſtößt es z. B. auch, wenn der Käufer auf der Aushändigung eines 
durch ein Verſehen des Verkäufers viel zu billig erſtandenen Gegenſtandes beſteht, vorausgeſe t 
nur, daß er nicht ſchon beim Vertragsſchluſſe das Verſehen des Verkäufers erkannt hatte (RG 
28 1926, 10631). Eine planmäßig mittels wiſſentlich unrichtiger Einwendungen bewirkte Pro⸗ 
zeß verzögerung verſtößt gegen die guten Sitten, wenn nicht beſondere Umſtände eine andere 
Beurteilung rechtfertigen (RG 95, 310). Wider die guten Sitten iſt es ferner, wenn ein Gläubiger 
ſich einen Geldbetrag durch Überweiſung zahlen läßt, von dem er weiß, daß der Zahlende ihn 
unrechtmäßig erworben hat; daß ihm das Geld nicht körperlich übergeben wurde, ſchützt ihn gegen 
die Eigentumsklage; das darf ihm jedoch nicht dazu verhelfen, die Beute in Sicherheit zu genießen 
(RG 94, 191). Mißbrauch des vertraglichen Rechtes zur Kündigung eines Dienſtvertrags als 
Verſtoß gegen die guten Sitten ſ. NG Seuffa 87 Nr 26. Ein Gewerbeunternehmer haftet nicht 
ſchon deshalb aus $ 826, weil er bei Errichtung einer für die Nachbargrundſtücke gefährlichen und 
läſtigen Anlage die Entwertung dieſer Grundſtücke mit Sicherheit vorausſehen konnte: wohl aber, 
wenn er die den Gewerbebetrieb zulaſſende Genehmigung argliſtig durch Täuſchung der Behörde 
erſchlichen hatte (RG Warn 1914 Nr 251). Gemäß $ 826 haftet auf Schadenserſatz dem Käufer 
der Verkäufer, der durch unwahre Angaben über den Käufer die Erteilung der nach VO v. 15. 3. 18 
für einen Grundſtückskauf erforderlichen behördlichen Genehmigung argliſtig hintertrieben hat 
(Rh 110, 356). Sofern dabei nicht mit unrichtigen Angaben auf eine Täuſchung der Behörde 
hingewirkt wird, iſt darin, daß jemand zum Schaden eines anderen ſich wegen Beteiligung eines 
gefahrdrohenden Zustandes an die Polizei wendet, ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht zu 
finden (RG 135, 308). Eine Anhäufung eingetragener Warenzeichen auf Vorrat, um andere von 
der Eintragung ähnlicher Zeichen auszuſchließen, kann gleichfalls nicht als ſittenwidrig erachtet 
werden (RG 97, 90). Über die Vollſtreckung einwandfrei erlangter Urteile vgl. zu d. 

b) Über die argliſtige Täuſchung beim Vertragsſchluſſe und deren Rechtsfolgen iſt § 123 
A 2 u. 5, ſowie Vorbem 4e vor $ 823 gehandelt. Sie erfüllt nicht notwendig den Tatbeſtand 
einer u. H. Derjenige des $ 826 ſetzt zum mindeſten einen Schaden des Getäuſchten und das 
Bewußtſein der Schädigung bei dem n voraus. Erſterer fehlt z. B., wenn jemand 
einen Geldmann beſtimmt, einem Dritten Kredit zu geben unter der falſchen Angabe, dieſer habe 
eine große Erbſchaft gemacht, ſofern der Dritte auch ohne die Erbſchaft kreditwürdig und zahlungs⸗ 
fähig iſt (RG 1. 7. 12 VI 112/12). Eine Schädigung des andern Teils liegt auch nicht notwendig 
ſchon in der Begebung eines noch nicht gedeckten Schecks (NG ZW 1927, 8925; Warn 1927 Nr 30). 
Das Bewußtſein der Schädigung fehlt, wenn der Täuſchende ſeine ins Blaue hinein abgegebene 
Verſicherung unwahrer Tatſachen (ſo des Feuerkaſſenwerts eines Grundſtücks) nur in der Abſicht 
abgibt, dadurch den Vertrag zuſtande zu bringen, ohne dabei an eine mögliche Schädigung des 
Getäuſchten zu denken (RG Warn 1913 Nr 42). Die argliſtige Täuſchung wider die guten Sitten 
kann begangen werden durch Erregung eines Irrtums oder durch Ausnutzung eines ſolchen, ferner 
ſowohl durch die Verſicherung unwahrer wie durch die Verſchweigung wahrer Tatſachen; jo durch 
Zuſicherung der Beſchlagnahmefreiheit von Waren, deren Beſchlagnahme, wie dem Verkäufer 
de kannt war, bevorſtand (RG Warn 1920 Nr 41). Fälle der Erregung eines Irrtums durch 
argliſtige Verſicherung unwahrer Tatſachen bei Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkäufen ſ. RG 
JW 1912, 53616; Warn 1911 Nr 31; 1914 Nr 49; 1918 Nr 181 beim Warenkauf Warn 1916 
Nr 77; Vortäuſchung von Börſentermingeſchäftsfähigkeit bei der Eingehung von Börſentermin⸗ 
geſchäften Warn 1917 Nr 207. Wer als Strohmann für einen Dritten ein Grundſtück kauft, handelt 
ſittenwidrig, wenn er auf ausdrückliche Frage im Einverſtändnis mit dem Dritten, von dem der 
Verkäufer einen höheren Preis verlangt hatte, den Sachverhalt verleugnet (RG 29. 9. 24 IV 
996/23). Argliſtige Täuſchung eines Wechſelgläubigers über die Rechtsunwirkſamkeit des von 
dem Bürgermeiſter einer Gemeinde in deren Namen eigenmächtig gegebenen Akzepts |. NG 
JW 1928, 24331. Übertreibende, beſchönigende, verſchleiernde Redensarten find im kaufmänniſchen 
Verkehr gang und gäbe und verſtoßen noch nicht wider die guten Sitten, wenn nicht damit eine 
Täuſchung über weſentliche Bedingungen des abzuſchließenden Vertrags bezweckt wird (RG JW 
06, 6012), Bewußt wahrheitswidrige oder leichtfertig unrichtige Angaben des Bürgen uber die 
Vermögensverhälkniſſe des Hauptſchuldners |. Rh Warn 1929 Nr 10). Mit der Ausnutzung 
eines vorhandenen Irrtums handelt noch nicht ſittlich verwerflich, wer ein Vertragsangebot in der 
Erkenntnis annimmt, daß der Anbletende ſich in der Anſetzung des Angebotspreiſes nach Maßgabe 
der geltenden Wertverhältniſſe geirrt habe, und dieſen Irrtum zu ſeinem Vorteil benutzt; er hat 
nicht die Pflicht, den Vertragsgegner auf den Irrtum aufmerkſam zu machen. Wer eine rechts⸗ 
geschäftliche Erklärung abgibt, muß ſelbſt aufmerkſam ſein (RG 55, 367). Ein Verſtoß wider die 
guten Sitten liegt jedoch dann in der Benutzung des Irrtums des andern, wenn der Unterſchied 
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des bedungenen Preiſes und des wirklichen Verkaufswerts ein ganz un verhältnismäßig großer 
iſt, ſo daß aus ſeiner bewußten Ausnutzung auf einen Schädigungsvorſatz geſchloſſen werden muß 
(RG FW 1910, 1870; 12. 6. 11 VI 281/10). Eine argliſtige Täuſchung durch Stillſchweigen 
wird begangen, wo die Umſtände nach Treu und Glauben das Reden forderten (RG 62, 149; 
69, 13; 77, 309; 91, 80; Warn 1914 Nr 38 u. 185; 1919 Nr 168; 23 1917, 107135), Freilich beſteht 
leine allgemeine Offenbarungspflicht über alle Verhältniſſe, die für einen Vertragsſchluß von 
Bedeutung ſein können; namentlich iſt kein Kaufmann verpflichtet, einem Dritten, der als Bürge 
für einen Schuldner des Kaufmanns einzutreten bereit iſt, ſeine Geſchäftsbeziehungen zu dieſem 
aufzudecken (RG 91, 80; 83 1917, 107125); argliſtig und wider die guten Sitten iſt nur die vor- 
ſätzliche Unterlaſſung derjenigen Mitteilungen, die der Vertragsgegner nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung oder nach der beſonderen Lage der Umſtände erwarten durfte (RG aaO.; JW 1911 
S. 213°, 32418, 575˙; 1929, 31491). So das Verſchweigen des Kredit begehrenden Warenkäufers, 
daß ſein ganzes Warenlager einem andern Gläubiger übereignet iſt (RG JW 1911, 32415); des 
Verkäufers eines Grundſtücks, daß eine darauf laſtende Hypothek gekündigt iſt (RG 15. 6. 10 
V 321,09); das Verſchweigen bei der Abtretung einer Hypothek, daß die Zwangsverwaltung 
und Zwangsverſteigerung über das Pfandgrundſtück eingeleitet iſt (MG JW; 1911, 2135); das 
Verſchweigen der wahren Geſchäftslage, wenn bei einem Anſtellungsvertrage der Anzuſtellende 
verpflichtet wird, Geſellſchaftsanteile zu erwerben, die in Wirklichkeit wertlos find (RG Warn 
1912 Nr 166). Verkauf von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. unter Verſchweigung 
des Umſtandes, daß das Betriebskapital zum weſentlichen Teil aus Unterſchlagungen ſtamme, 
ſ. RG JW 1932, 3922. Das Schweigen des Rechtsanwalts, der einen Vergleich vermittelt, von 
dem Umſtande, daß ihm von der Vergleichsſumme ein Sonderhonorar von ſeiner Partei ver⸗ 
ſprochen worden iſt, verſtößt nicht gegen die guten Sitten; denn ſein eigenes Intereſſe an dem 
Vergleichsabſchluß brauchte der Rechtsanwalt dem Gegner ſeiner Partei nicht zu offenbaren; 
ohne Wiſſen und Willen der letzteren iſt er dazu nicht einmal berechtigt (RG 98, 77). Wohl aber 
handelt ein Rechtsanwalt ſittenwidrig, wenn er bei Verhandlungen über den Verkauf eines 
Grundſtücks dem Gegner ſeiner Partei, der es kaufen will, verſchweigt, daß die erſte Hypothek 
fällig iſt und die Zwangsverſteigerung bevorſteht (MG JW 1929, 31491). Gegen die guten Sitten 
verſtoßt endlich die Ausbeutung eines Geiſtesſchwachen, der zu einem ihm ſchädlichen Vertrage 
beſtimmt wird (RG 67, 393, 72, 61). 

c) Die Verletzung beſtehender Vertragspflichten durch Nichterfüllung iſt nicht ſchlechthin 
unſittlich. Nur darf keine Vertragspartei darauf ausgehen, den Vertragszweck für den andern 
Vertragsteil zu vereiteln (MG Warn 09 Nr 89). Ein Geſellſchafter handelt unſitllich, wenn 
er hinter dem Rücken der übrigen für ſich ſelbſt Geſchäfte macht und deren Abſchluß für die Geſellſchaft 
vereitelt (RG JW 1917, 1045), nicht dagegen, wenn er in Verfolgung feines erlaubten Intereſſes 
den Geſellſchaftsvertrag rechtsgültig kündigt und dann darauf hinarbeitet, die Lieferanten und 
Kunden der Geſellſchaft an ſich allein heranzuziehen (R JW 1917, 2175). Unerlaubte Ver⸗ 
äußerung des von einem Geſellſchafter eingebrachten Patentes an Dritte als ſittenwidrige Schä⸗ 
digung dieſes Geſellſchafters ſ. NG JW 1930, 1730 58a. Unſittlich iſt der Vertragsbruch eines Treu- 
händers, der beſtellt iſt, die Intereſſen aller Gläubiger zu ſchützen, und ſich als Gläubiger Sonder⸗ 
vorteile vom Schuldner ohne Wiſſen der anderen ausbedingt (RG 79, 194). Unſittlich iſt die 
Verletzung eines durch Gemeinſchaft — gemeinſchaftlichen Erwerb eines Grundſtückes — begrün⸗ 
deten Vertrauensverhältniſſes durch Sichausbedingen einer Sonderproviſion (NG LA 1923, 
2277). Unſittlich und die Schadenserſatzpflicht aus $ 826 begründend iſt auch die abſichtliche Hin⸗ 
ausdrängung des Vertragsgegners aus einem von einer Geſellſchaft m. b. H. geſchloſſenen, auf 
längere Zeit berechneten Reklamevertrages durch Auflöſung der bisherigen und Gründung einer 
neuen Geſellſchaft m. b. H. unter den nämlichen Geſellſchaftern mit dem gleichen Geſellſchafts⸗ 
zweck (NG 114, 68). — Der Schuldner hat nichl die Verpflichtung, nur für feinen Gläubiger 
zu leben und zu arbeiten. Es iſt nicht wider die guten Sitten, wenn ein Schuldner, um mit ſeiner 
Familie wirtſchaftlich beſtehen zu können, in einem Anſtellungsvertrage die Entlohnung für zu⸗ 
künftige Dienſte ſich in der Weſſe verſprechen läßt, daß ein kleinerer Gehaltsbetrag ihm gezahlt 
daneben eine größere Leiſtung ſeiner Ehefrau gemacht wird, ſofern die Höhe des der Ehefrau 
zuge wieſenen Gehaltsteils in angemeſſenen Grenzen bleibt und einer ſtandesge mäßen beſcheidenen 
Lebensführung des Schuldners ſich anpaßt (Fünfzehnhundert⸗Mark- Vertrag; R 69, 
59; 81, 41; JW 1912, 68912); ebenſo nicht, wenn ein Schuldner fein Geſchäft auf ſeine Ehefrau 
überträgt und ihr in dem Geſchäfte feine Dienſte unentgeltlich zu widmen ſich verpflichtet (RG 
67, 169). Aber es iſt gegen die guten Sitten, wenn der Schuldner das vorhandene Hab und 
Gut durch treuhänderiſche Veräußerungsgeſchäfte in nach außen nicht erkennbarer Weife an 
Dritte als Vertreter überträgt und übereignet, um es den Gläubigern zu entziehen (R 74, 224; 
JW 04, 49952; 1911 S. 32416, 57610, 65022; 1913, 318°; Warn 1912 Nr 155). Auf ſeiten des 
Gläubigers iſt dementſprechend ein Verſtoß gegen die guten Sitten gegeben, wenn er ſich das 
ganze gegenwärtige und zukünftige Warenlager, ſowie alle gegenwärtigen und zukünftigen 
Außenſtände des Schuldners übereignen und übertragen läßt, wodurch er dieſen ſeiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtändigkeit beraubt, andere Gläubiger darüber notwendig täuſcht und fie um die 
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Mittel ihrer Befriedigung bringt, mag ſelbſt feine Abficht die geweſen fein, dem Schuldner auf⸗ 
zuhelfen (Tnebelvertrag; RG 85, 343; JW 1911, 5761 1913, 9161; 1914, 8315; 1915, 1912; 
1917, 4602; 1919, 4431; 1921, 13636; Warn 1913 Nr 400; 1915 Nr 134; 1916 Nr 271; 1919 Nr 189; 
1923 Nr 6; 1927 Nr 74; 1929 Nr 174). Es iſt nicht ſowohl der Umfang der Sicherungsübereignung, 
die den Schuldner ſeiner geſchäftlichen Selbſtändigkeit beraubt und ihm die Mittel zur Befriedigung 
anderer Gläubiger nimmt, als die gefliſſentliche Geheimhaltung der Sicherungsübereignungen, 
die notwendig andere Gläubiger über die wahre Geſchäfts⸗ und Kreditlage des Schuldners täuſcht, 
die die Sittenwidrigkeit dieſer Geſchäfte begründet (RG aaO.) . Eine Abſicht der Gläubiger⸗ 
beſchädigung ſeitens desjenigen, zu deſſen Gunſten die Sicherungsübereignung geſchieht, iſt nicht 
dabei erforderlich; es genügt das Bewußtſein der Möglichkeit einer ſolchen Schädigung der übrigen 
Gläubiger (RG JW 1930, 29275). Fehlt es auch hieran, dann iſt ein Schadenserſatzanſpruch 
aus $ 826 nicht gegeben (NG Warn 1931 Nr 118). Als unſittlich iſt das Verhalten des Glaubigers, 
der ſich eine Kreditſicherung geben läßt, in der Regel dann nicht zu erachten, wenn die Sicherheit 
in angemeſſenem Verhältnis zur Höhe des gewährten Kredits ſteht und dem Schuldner fo viel 
Bewegungsfreiheit bleibt, daß er, wenn nicht beſondere Umſtände eintreten, feinen Betrieb ohne 
Schädigung anderer fortführen und feine Verbindlichkeiten, ſei es auch mit Hilfe des Kredits, 
decken kann, auch der Sicherungsnehmer auf ein redliches Verhalten des Schuldners gegenüber 
feinen anderen Gläubigern vertrauen darf (RG HRR 1931 Nr 1308). Über die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Kreditgebers, der ſich vom Schuldner eine übermäßige und undurchſichtige Sicherung 
hat gewähren laſſen, gegenüber einem anderen Kreditgeber, der bei Kenntnis der Sachlage dem 
Schuldner einen Kredit nicht eingeräumt hätte, ſowie über die verſchiedenen Möglichkeiten hinſicht⸗ 
lich des Inhaltes der Schadenserſatzpflicht hierbei ſ. RG 136, 247, auch RG 9. 4. 32 1X 116/31; 
über den Tatbeſtand der von einem Sicherungsnehmer (Bank) gegenüber anderen Gläubigern 
begangenen Kredittäuſchung, die auch ohne jede Knebelung des Schuldners gegeben ſein kann, 
ſ. auch RG 136, 292; NG Warn 1929 Nr 74; RG HRR 1931 Nr 215; über die Offenbarungs- 
pflicht eines Sicherungsnehmers gegenüber einem anderen, ſpäteren Sicherungsnehmer |. RG 
Warn 1933 Nr 75. Der Gläubiger handelt ferner wider die guten Sitten, wenn er, um dem 
Schuldner die, wie er weiß, begründeten Einreden abzuſchneiden, gegen eine ausdrückliche 
Vereinbarung oder auch ohne eine ſolche, die ihm vom Schuldner gegebenen Wechſel auf dritte 
gutgläubige Erwerber überträgt (RG 51, 357; 56, 317; Warn 1912 Nr 386). Noch mehr, wenn 
der Gläubiger durch eine Reihe ineinandergreifender planmäßiger Handlungen ſeinem Schuldner 
ſelbſt den allgemeinen Kredit abſchneidet und ihm die Möglichkeit verlegt, ihn, den Glaubiger, 
zu befriedigen, um in der Zwangsverſteigerung die Grundſtücke des Schuldners billig an ſich zu 
bringen (RG 58, 219), oder wenn er ſonſt durch ſein Verhalten die rechtliche oder wirtſchaftliche 
Lage feines Schuldners zu verſchlechtern trachtet (RG 58, 425). Es iſt eine im Bauperkehr nicht 
10 hierher gehörige Erſcheinung, daß der Baugeldgeber, wenn der Bau zum größeren Teile 
ertiggeſtellt ift, mit ſeinen weiteren Vertragsleiſtungen unter nichtigen Vorwänden zurückhält, um 
das Baugrundſtück, für das im unfertigen Bauzuſtande nur ſchwer Kaufluſtige ſich finden, zur 
Zwangsverſteigerung und darin an ſich zu bringen. Gegen die guten Sitten handelt ſerner der 
Vermieter, der gegen den Mieter mit einer Räumungsklage vorgeht, nachdem er ihn vorher 
durch vertragswidrige Weigerung der Zuſtimmung zu einer Untervermietung außerſtand geſetzt 
hatte, den Mietzins zu zahlen (RG 22. 11. 07 III 326/07). Nicht gegen die guten Sitten handelt 
ohne hinzukommende andere Tatbeſtandsmomente der Darlehnsgläubiger, der die ausgefallene 
Forderung gegen den perſönlichen Schuldner beitreibt, obwohl er ſelbſt das Pfandgrundſtück fo 
billig erſtanden hat, daß der Mehrwert ſeine Forderung deckt; denn er handelt in erlaubter Ver⸗ 
folgung ſeines Rechts (RG 80, 153 u. a.); vgl. darüber auch unter g. Kein Verſtoß wider die 
guten Sitten iſt die Vereitelung des Zuſtandekommens eines Vertrags, für den ein bindendes 
Vertragsangebot noch nicht vorlag (RG Warn 1914 Nr 3). 

d) Die Schadenserſatzpflicht aus $ 826 wird auch durch ein rechtskräftiges Urteil zugunſten 
des Schädigers nicht grundſätzlich gehindert. Zwar kann die Geltendmachung eines rechtskräftigen 
Urteils, auch in Kenntnis feiner ſachlichen Unrichtigkeit (3. B. wenn es auf einer falſchen Zeugen⸗ 
ausſage beruht), noch nicht als ein Verſtoß gegen die guten Sitten angeſehen werden, wie RGSt 
34, 279 anzunehmen ſcheint; denn dadurch, daß jemand angehalten wird, eine ihm aus einem 
rechtskräftigen Urteil obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, wird ihm kein Schaden zuge fügt, 
und zur Befeitigung eines auf falſcher Beweisgrundlage beruhenden rechtskräftigen Urteils 
bietet die ARD die Mittel, von denen der Benachteiligte Gebrauch machen kann (I 580 ff. 3 O0; 
RG 67, 151; 80, 153; 126, 239; RG IW 1931, 311251; Gruch 63, 611; RO HRR 1930 Nr 611; 
RG 22. 2. 12 VI' 231/11). Ein Schadenserſatzanſpruch aus | 826 entſteht auch dann nicht, wenn 
die Prozefivartei bei der Urteilserwirkung gegenüber dem Prozeßgegner ganz offen handelte 
und nur den Richter täufchte (R Warn 1914 Nr 273). Das gleiche gilt von der Geltendmachung 
der Rechte aus einem Vergleiche, deſſen Forderungsgrundlage nicht beſteht, wenn dieſes Nichte 
beſtehen der Forderung beim Abſchluſſe des Vergleichs dem andern Teile ebenſowohl bekannt 
war (RG Gruch 52, 1027). Anders jedoch, wenn der Gläubiger des rechtskräftigen Urteils dieſes 
ſelbſt hinter dem Rücken des Schuldners in Kenntnis des Nichtbeſtehens ſeiner Forderung in der 
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Art erwirkt hatte, daß der Schuldner ſich nicht verteidigen konnte, ſo z. B. durch öffentliche Zu⸗ 
ſtellung, von der er wußte, daß ſie den Gegner nicht erreichen würde, und obwohl er wußte, wo 
dieſer ſich aufhielt, oder durch planmäßiges Zuſammenwirken mit den Zeugen (RG JW 1926, 
1148). Ebenſo, wenn jemand argliſtig durch Täuſchung der Sachverſtändigen, deren Gutachten 
zur Grundlage eines Urteils diente, ein ſeinem angeblichen Anſpruche günſtiges Urteil erſchlichen 
hat (R Warn 1922 Nr 45). Dem Urteile ſteht hier gleich ein nicht auf Grund kontradiktoriſcher 
Verhandlung ergangener Entmündigungsbeſchluß (NG Warn 1922 Nr 46). „Die Wirkung der 
Rechtskraft hört auf, wo ſie bewußt rechtswidrig zu dem Zwecke herbeigeführt iſt, dem, was 
nicht Recht iſt, den Stempel des Rechtes zu geben“ (RG 46, 75; 61, 359; 75, 213; 78, 389; JW 
05, 23416, 12, 372°; 1916, 119515; 1926, 11485; 1928, 18532; 1931, 311221, Warn 1920 Nr 110). 
Dem rechtskräftigen Urteil ift inſoweit ein Schiedsſpruch gleichzuſtellen (R JW 1928, 18532); 
auch ein durch Betrug erſchlichener beftätigter Zwangsvergleich (RG HRR 1930 Nr 611). Daß 
der Beklagte das Urteil bewußt rechtswidrig erſchlichen hat, muß der Kläger beweiſen (RG 
16. 12. 32 111 192/32). Der Schadenserſatz geht in ſolchem Falle auf Herausgabe des Voll⸗ 
ſtreckungstitels und Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Keine Prozeßpartei iſt aber verpflichtet, 
dem Gegner durch Aufdeckung ihr ungünſtiger, jenem unbekannter Tatſachen die Rechtsverfolgung 
oder verteidigung an die Hand zu geben (RG Warn 1920 Nr 110). Das bloße Beſtreiten von 
Behauptungen des Prozeßgegners, das ihn nur zum Beweiſe nötigt, iſt, ſelbſt wenn es wider 
beſſeres Willen geſchieht, noch kein Verſtoß gegen die guten Sitten (RG 20. 2. 33 VIII 474/32). 
Einen Fall der argliſtigen Erwirkung eines rechtskräftigen Zuſchlagsurteils in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung zum Nachteil eines Hypothekengläubigers behandelt R 69, 277. Ein gegen die guten 
Sitten verſtoßender Mißbrauch der Rechte aus einem rechtskräſtigen Urteile iſt es, wenn der 
obſiegende Teil die Verurteilung des Gegners in einer über ein vernünftiges Maß hinausgehen⸗ 
den Weiſe öffentlich bekanntmacht, während ihm in gehörigen Schranken das Recht einer ſolchen 
Mitteilung an den dabei intereſſierten Perſonenkreis nicht zu verſagen tft (NG JW 07, 52780). 
Erwirkung von Vollſtreckungsbefehlen für ſittenwidrig erlangte Anſprüche als Verſtoß gegen die 
guten Sitten ſ. RG 132, 273. Sittenwidrige Herbeiführung eines Prozeßvergleichs durch Be⸗ 
aubung falſcher Zeugenausſagen (Seuffll 85 Nr 45). Über ſittenwidrige Patenterſchleichung f. 
G 140, 184. 

e) Die zwiſchen andern Perſonen beſtehenden perſönlichen Schuldverhältniſſe können 
von einem Dritten nicht verletzt werden (vgl. § 823 A 9) und brauchen von ihm nicht 
beachtet zu werden (RG Gruch 51, 987). Dadurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß 
ein planmäßiges Zuſammenwirken des einen Vertragsteils mit einem Dritten zum Schaden 
des andern Vertragsteils nicht nur den verräteriſchen Vertragsteil, ſondern auch den Dritten 
gegenüber dem beeinträchtigten Vertragsteile nach $ 826 verantwortlich macht (RG 62, 14072; 
83, 237; 88, 361; 90, 350; 108, 58; JW 1910, 3907; 1921, 1311 1922, 13900; 1927, 14072; Warn 
1928 Nr 128; Seuffel 87 Nr 70; Gruch 51, 987). Sittenwidrige Vereitelung eines gerichtlich 
feſtgeſtellten Herausgabeauſpruches durch planmäßiges Zuſammenwirken des Schuldners und 
Dritter ſ. NG ZW 1930, 14917; ſittenwidrige Aufrechterhaltung des von einem andern ber- 
anlaßten Scheins einer Garantieübernahme durch einen Kaufmann |. RG JW 1932, 3955, 
Sittlich verwerflich iſt deshalb der in planmäßigem Zuſammenwirken mit einem Wechſelgläubiger 
erfolgte Erwerb von Wechſeln, um dem Schuldner Einreden abzuſchneiden (RJ Warn 1912 
Nr 386; die bloße Kenntnis der Einreden macht den Erwerb nicht ſittenwidrig, RG 57 S. 65 
u. 391; SW 08, 15125). So wird dem geſchädigten Vertragsteile ferner haftbar, wer von dem 
Mißbrauch einer Vertretungsmacht zu Geſchäften, für die fie im inneren Verhältniſſe nicht erteilt 
war, Kenntnis hat (RG 58, 356; Warn 09 Nr 481; JW 03 Beil 74170; HRR 1929 Nr 1730; gl. 
Seuffa 79 Nr 138, 185; 81 Nr 49); ebenſo dem Gläubiger der Schuldner, der trotz Kenntnis der 
Untreue des Treuhänders dieſem (an ſich wirkſam) Zahlung leiſtet (RG JW 1925, 16857). Wer ſich 
in Kenntnis des vertragsmäßigen Rechtes eines Dritten auf Beftellung einer Hypothek an einem 
Grundſtücke wegen einer für ihn beſtehenden Forderung vorher eine Hypothek eintragen läßt, han⸗ 
delt noch nicht unſittlich (RG JW 1910, 3907; Gruch 51, 987; vgl. RG 73, 50); ebenſo nicht ſchon, 
wer in Kenntnis eines älteren perſönlichen Anſpruchs auf Eigentums- oder Beſitzübertragung 
ſich das Eigentum oder andere dingliche Rechte an Sachen einräumen läßt (RG 83, 237; RG 
JW 1925, 17525); wohl aber, wer, mag er auch nebenbei eigene erlaubte Zwecke verfolgen, im 
argliſtigen planmäßigen Zuſammenwirken mit dem Eigentümer eine Auflaſſung entgegennimmt, 

um dadurch dieſem einen unliebſamen Veräußerungsvertrag mit einem Dritten beſeifigen (RG 
62, 137; 83, 237; 88,366; JW 1922, 13905; 1926, 986°; Seuffa 79 Nr 139; 86 Nr 29) oder die 
Begründung einer Grunddienſtbarkeit hintertreiben zu helfen, zu der er ſich verpflichtet hatte 
(RS Gruch 50, 971); ebenſo wer im planmäßigen Zuſammenwirken mit dem Verkäufer eines 
Grundſtücks die zur Heilung des Formmangels gemaß § 313 Satz 2 erforderliche Auflaſſung 
vereitelt, um ſelbſt das Grundſtück zu erwerben (RG Warn 1925 Nr 18). Ebenſo verſtößt gegen 
die guten Sitten die Übertragung einer Hypothek und deren Annahme durch ein Scheingeſchäft 
zu dem Zwecke, das Recht eines Dritten auf Vorrechtseinräumung zu vereiteln (RG 95, 160). 
Sittenwidrig handelt gegenüber dem Verkäufer der Abnehmer des Käufers, der, wiſſend, 
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daß der inzwiſchen zahlungsunfähig gewordene Käufer Fracht und Zoll nicht bezahlen kann, die 
dieſem noch nicht ausgelieferte Ware unter Verrechnung des Kaufpreiſes auf eine Gegenforderung 
erwirbt und ſich unmittelbar vom Frachtführer (Eiſenbahnverwaltung) aushändigen läßt (RG 
10. 6. 31 IX 128/31). Ein ſittenwidriger Eingriff in ein zwiſchen anderen Perſonen beſtehendes 
Schuldverhältnis liegt auch vor, wenn der Käufer den Verkäufer veranlaßt, an ihn unter Um⸗ 
gehung des Verkaufsmaklers zu verkaufen, dem der Verkäufer die Verkaufsvermittlung gegen 
einen Mäklerlohn übertragen hatte (NG Warn 09 Nr 142), oder wenn jemand den beauftragten 
Geſchäftsführer eines andern durch Beſtechung gewinnt, hinter dem Rücken ſeines Auftrag⸗ 
gebers zu deſſen Nachteile tätig zu ſein und ihm Kaufluſtige abwendig zu machen, anſtatt ſie 
ihm zuzuführen (RG Warn 09 Nr 97). Sittenwidriges Zuſammenwirken einer Bank mit den 
Direktoren einer Aktiengeſellſchaft, die mit ihr im Kontokorrentverkehr ſteht, zum Nachteil der 
Geſellſchaft ſ. RG 125, 411. Diskontierung von Wechſeln, die das einzige Vorſtandsmitglied 
einer Aktiengeſellſchaft für feine perſönlichen Zwecke ausgeſtellt hat, durch eine hiervon unter⸗ 
richtete Bank |. NO JW 1931, 7942. Sittenwidriges Zuſammenwirken des einen Vertragsteils 
mit dem Vertreter des andern zu deſſen Nachteil ſ. Rh JW 1928, 15840. Sittenwidriger Erwerb 
eines Grundſtücks durch bewußtes und gewolltes Zuſammenwirken mit dem einem andern zur 
Verſchaffung des Grundſtücks verpflichteten ſtillen Stellvertreter |. R JW ö 1928, 2446 0. Sitten⸗ 
widrige Verwertung von Betriebsgeheimniſſen durch einen früheren Angeſtellten in Verbindung 
mit Dritten ſ. Rach 5, 98. Anwendung des § 826 in dem Falle, daß von den Geſellſchaftern 
einer G. m. b. H., um einen von dieſer mit einem Dritten abgeſchloſſenen, auf längere Dauer 
berechneten Vertrag zu beſeitigen, die Auflöſung der bisherigen Geſellſchaft und die Gründung 
einer neuen G. m. b. H. unter den nämlichen Geſellſchaftern mit dem gleichen Geſchäftszweck 
vorgenommen wird, ſ. RG 114, 68. Ausnutzung der unter Verletzung der Tarifvereinbarungen 
für den Verbandsverkehr der oberſchleſiſchen Eiſenbahnen erfolgten Unterlaſſung der Veröffent⸗ 
lichung einer Tariferhöhung als Verſtoß gegen die guten Sitten |. NG SeuffA 81 Nr 72. Maß⸗ 
nahmen eines Gläubigers zur eigenen Sicherung ſind nicht ſchon deshalb unſittlich, weil ſie zu 
einer Schädigung anderer Gläubiger führen; ſie mögen zur Gläubigeranfechtung führen, be⸗ 
gründen aber noch keinen Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 (RG Warn 1915 Nr 134; 1918 Nr 1; 
23 1917 S. 10701 u. 1254). Sittlich verwerflich kann es fein, wenn ſich ein Gläubiger, der fi) 
gleich den übrigen mit dem Schuldner auf einen Prozentſatz der Forderung verglichen hat, hinter⸗ 
her und hinter dem Rücken der andern die Zahlung der ganzen Forderung verſprechen läßt (RG 
79, 194). Die Verleitung eines Vertragspflichtigen zum Vertragsbruch, insbeſondere eines 
Angeſtellten zur vertragswidrigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, aber auch eines Verkäufers, 
die verkaufte Sache ihm oder einem Dritten nochmals zu verkaufen und zu übergeben, verſtößt 
dagegen ohne anderweite Schädigungsabficht nicht ſchlechthin gegen die guten Sitten, ſofern 
nicht Umſtände hinzutreten, die das Verhalten verwerflich erſcheinen laſſen (RG 78, 14; 81, 91; 
103, 421; 928 06, 46528, 1910, 7055; 1913, 86611; 1930, 12077; 1931, 223810; Warn 1910 Nr 183; 
1913 Nr 322; 12. 4. 11 VI 417/10; zu weit geht RG JW 1913, 32510, wo abweichend hiervon 
jede Verleitung eines bei einem Dritten unter Konkurrenzverbot Angeſtellten zum Vertrags- 
bruch für unſittlich erklärt wird; ähnlich weitgehend in der Begründung RG JW 1916, 41379; 
in beiden Fällen handelt es ſich aber um unlauteren Wettbewerb, was die Entſcheidungen 
annehmbar macht; vgl. anderſeits die angezogene Entſcheidung Warn 1913 Nr 322). Nicht 
unſittlich iſt regelmäßig die Verleitung zur Löſung eines Vertragsverhältniſſes auf dem ordent⸗ 
lichen Wege der Kündigung (RG JW 1916, 11154; vgl. dazu JW 1917, 217°). Über die Berufung 
auf ein nach dem Anfechtungsgeſetz anfechtbares Rechtsgeſchäft durch den Erwerber gegenuber 
dem Gläubiger des Veräußerers vgl. Vorbem 2 vor $ 823. Über Knebelverträge, die zugleich 
den Schuldner wie deſſen übrige Gläubiger ſchädigen, |. A 30. Beihilfe zur Begründung eines 
äußerlich glänzend ausſchauenden, in Wahrheit nicht lebensfähigen Geſchafts eines Schuldners 
durch einen Gläubiger in eigennütziger Abſicht RG JW 1917, 37%. Haftung einer Geſchäftsfrau 
für Rechtshandlungen ihres für ſie als Strohmann tätigen Ehemannes ſ. SeuffA 82 Nr 171. 
Sittenwidrige Maßnahmen eines Erben zur Vereitlung des Anſpruchs des Vermächtnisnehmers 
ſ. RG SeuffA 87 Nr 10. Ein Geſchäftsführer, der mit einem andern Geſchäftsherrn vereinbart 
hat, daß kein Teil Angeſtellte des andern vor Ablauf einer gewiſſen Zeit ſeit Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes einſtellen ſolle, kann von einem bei ihm ausgeſchiedenen, bei dem andern 
Geſchäftsherrn nicht angenommenen Angeſtellten nicht haftbar gemacht werden, wenn er in 
Wahrung berechtigter Intereſſen die Zuſtimmung zum Eintritt bei dem andern verweigert (RAG 
2, 64). Dagegen handelt der Geſchäftsherr ſittenwidrig, wenn er das Unterkommen eines frühe⸗ 
ren Angeſtellten bei einem mit ihm im Wettbewerb ſtehenden Unternehmer durch Anwendung 
Starker Druckmittel verhindert und dadurch die Exiſtenz des Angeſtellten gefährdet (Rach 3, 174); 
ogl. auch 2, 64). Sittenwidrige Abfindung des Bezirksvertreters einer Aktiengeſellſchaft mit 
Aktien dieſer Geſellſchaft durch ein zu ihrer Sanierung handelndes Konſortium, das alsbald eine 
neue Aktiengeſellſchaft gründet und dadurch den Konkurs der alten und die Entwertung ihrer 
Aktien herbeiführt (RG 14. 3. 29 VI 71/28). g 5 
) Eine Handlung wider die guten Sitten iſt es, wenn bei Vertragsverhandlungen ein 
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Dritter, der nicht Vertragspartei iſt, in Unterſtützung der einen Vertragspartei den andern 
Vertragsteil durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluſſe des Vertrags beſtimmt (RG 61. 250: 
63, 146: RG JW 1929, 31491). So, wenn der Makler bei Kaufverhandlungen dem Verkäufer 
einen Kaufluſtigen zuführt und ihm über deſſen Zahlungsfähigkeit wiſſentlich falſche Angaben 
macht (RG Warn 08 Nr 49); wenn ein Dritter bei Gründung einer G. m. b. H. durch wiſſent⸗ 
liche Überwertung der Sacheinlage eines Geſellſchafters die Geſellſchaft ſchädigt (NG 84, 332). 
Hierher gehört ferner der Fall, daß jemand einen andern zur Eingehung einer Wechſelbürgſchaft 
für die Wechſelverpflichtung eines Dritten an beſtimmter Stelle veranlaßt unter dem Vorgeben, 
daß er vor ihm als Bürge zeichnen werde und, nachdem jener unterzeichnet hat, ſeine Unterſchrift 
erſt hinter ihm abgibt, während an die vordere Stelle eine zahlungsunfähige Perſon geſchoben 
wird (HG Warn 08 Nr 517). Oder daß bei einem auf beſtimmte Unternehmer beſchränkten Aus⸗ 
ſchreiben von Arbeiten oder Lieferungen (Submiſſion) ein Unternehmer die andern durch Ab⸗ 
findungen beſtimmt, nur Scheingebote abzugeben, damit er der Mindeſtfordernde bleibt (RG 
Warn 08 Nr 50; Gruch 52, 1037). Keinen Verſtoß wider die guten Sitten bedeutet es, wenn ein 
Rechtsanwalt bei Vergleichsverhandlungen mit dem Gegner ſeiner Partei die Vereinbarung 
eines Sonderhonorars, das ihm dieſe zugeſichert hat, verſchweigt; es beſteht keine Verpflichtung, 
die eigenen Verhältniſſe dem Gegner zu offenbaren (RG 98, 74). Dagegen darf ſich ein 
Rechtsanwalt nicht dazu hergeben, bei Vertragsverhandlungen mitzuwirken, bei denen es auf 
eine Täuſchung des Vertragsgegners abgeſehen iſt. Die Verſchwiegenheitspflicht gegenüber 
ſeinem Auftraggeber könnte ein ſolches Verhalten nicht rechtfertigen (RG 11. 7. 29 VI 751/28). 

8) Der letztbe handelte Fall leitet hinüber zu den Maßregeln, die bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung eines Grundſtücks von Hypothekengläubigern oder ſonſtigen Kaufluſtigen zum 
Nachteile anderer Hypothekengläubiger oder des Eigentümers vorgenommen würden. Kein 
Hypothekengläubiger hat die Verpflichtung, bei der Zwangsverſteigerung des Pfandgrundſtücks 
mitzubieten; deshalb enthält auch eine Vereinbarung mehrerer Gläubiger, ſich des Vietens zu 
enthalten, an ſich nichts Unfittliches. Sie wird jedoch zu einem Verſtoße gegen die guten Sitten, 
wenn fie bezweckt, alle in Betracht kommenden Bieter überhaupt auszuschalten, fo daß zum 
Schaden des Eigentümers oder anderer Hypothekengläubiger der Zweck der geſetzlichen Zwangs⸗ 
verſteigerung, durch Erzielung eines möglichſt dem Grundſtückswert entſprechenden Gebots bei 
freiem Wettbewerb der Bieter die Deckung der auf dem Grundſtück ruhenden Laſten herbeizu⸗ 
fübren, vereitelt wird (RG 58, 393; JW 07, 2015; 1933, 4254, RG HNN 1929 Nr 1096; ſ. auch 
ebenda Nr 98). Gegen die guten Sitten handelt ein nachſtehender Hypothekengläubiger, der dem 
vorſtehenden gegenüber übernommen hat, ihn herauszubieten, wenn er zum Nachteil des daraufhin 
im Verſteigerungstermine nicht vertretenen Vorgläubigers eine dieſem unbekannte Sachlage aus⸗ 
nützt, ohne ihn nach Treu und Glauben von dieſer Sachlage, ſoweit dies ohne Schwierigkeit mög⸗ 
lich, zu benachrichtigen (MG 69, 277; Warn 1911 Nr 326). Kein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt 
es aber, wenn ein Hypothekengläubiger in der Zwangsverſteigerung von einem Bieter nach $ 67 
ZUG wegen ſeines Gebots Sicherheit verlangt, auch wenn er vorher dieſen Bieter als Hypo- 
the kengläubiger ſelbſt bewogen hatte, mit feiner vorſtehenden Hypothek hinter bie ſeinige zurück⸗ 
zutreten (RG 58, 214). Kein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt es auch, wenn der Gläubiger 
bei der Verſteigerung des Grundſtücks oder der für ihn gepfändeten beweglichen 
Sachen dieſe erſteht, beim Weiterverkauf einen ſeine Forderung überſteigenden Erlös erzielt, 
gleichwohl aber feine Forderung geltend macht (RG 80 ©. 153, 161: JW 1916, 4005; 1917, 8123). 

h) Rat, Aus kunft und Empfehlung bilden, wenn fie wiſſentlich un wahr erteilt werden, 
die Grundlage für einen Schadenserſatzanſpruch nach $ 826 (vgl. 8 676 A 3). Nach dem in A 2 u. 3 
Ausgeführten kann aber auch die in beſonders grober Fahrläſſigkeit erteilte Auskunft, 
wenn ſie mit dem Vorſatz der Schädigung, d. i. wenigſtens mit dem Bewußtſein verbunden ift, daß 
der Betroffene dadurch Schaden leiden könne, ausreichen, die Haftung aus § 826 zu begründen 
(RG JW 1911, 58427; 1922, 13905). Über die Grenze von Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei Aus⸗ 
fünften |. NG 76, 313; Warn 1914 Nr 109. Einen Fall grob fahrläſſigen Verſchweigens eines 
weſentlichen Umſtandes behandelt R JW 1922, 13905. Hierher gehört insbeſondere die wider 
beſſeres Wiſſen oder wenigſtens mit dem Bewußtſein, daß fie falſch fein könne, erſtattete Auskunft 
über die Kreditwürdigkeit eines Kaufmanns (MG 94, 318; IW 1911 S. 4328, 58427: 1917, 2855; 
Warn 08 Nr 214 u. 518; 1910 Nr 327). Auch vorſätzliches Verſchweigen von für die Frage der 
Kreditgewährung erheblichen Umſtänden verſtößt gegen die guten Sitten, wenn jemand im 
geſchäfklichen Leben einen andern als kreditwürdig empfichlt (RG 24. 6. 24 IV 59/26). Fälle 
grob fahrläſſiger Beauskunftung behandeln JW 1911, 5847 und 1922, 13905. Eine Auskunft 
iſt aber zuſammenhängend als Ganzes zu würdigen; eine Bank kann nach der beſtehenden Übung 
einer erbetenen Auskunft nicht wohl ausweichen, braucht aber auch ihre eigenen Beziehungen 
zu dem Geſchäftsmann, über den Auskunft begehrt wird, nicht aufzudecken; das nötigt ſie zu 
vorſichtiger Zurückhaltung in ihrer Auskunft, auf die der Anfragende ſich einſtellen muß (RG 
JW 1916, 36“; Warn 1917 Nr 110; RG HRR 1930 Nr 6). Zur Haftung einer Bank gegenüber 
einem dritten Kreditgeber für ſalſche und unvollſtandige Auskunft über einen ihrer Kunden, von 
dem fie ſelbſt ſich bereits das Warenlager hatte verpfänden laſſen, |. RG HRR 1931 Nr 215. Eine 
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gelegentliche Auskunft bei zufälligem Zuſammentreffen, die der Befragte nicht für verbindlich 
erachten muß, begründet keine Schadenserſatzpflicht nach $ 826 (RG Warn 1915 Nr 84). Über 
die Pflicht einer Berichtigung hinſichtlich einer gegenſtändlich unwahren, perſönlich gutgläubigen 
Auskunft nach erlangter Kenntnis von der Unrichtigkeit handelt RG JW 1917, 2855, In ähn⸗ 
licher Weiſe iſt die Auskunft des Kaufmanns oder das Zeugnis über einen früheren Angeſtellten 
zu beurteilen, wobei namentlich die Verſchweigung von Unehrlichkeiten in Betracht kommt (RG 
JW 05, 3085; 1916, 1190; Warn 1916 Nr 76; 1917 Nr 88), ebenſo die wiſſentlich unwahre 
Empfehlung eines Angehörigen für eine Stellung unter Verſchweigung früherer Veruntreuun⸗ 
gen (RS Warn 1912 Nr 24; vgl. aber auch ZW 1913, 4318). Ferner iſt hierher zu rechnen die 
wiſſentlich falſche Auskunft des Bankkaufmanns über Wertpapiere (RG JW 03 Beil 142315), 
einer Sparkaſſe über die Krebitjähigfeit eines ihrer Kunden (RG JW 1931, 24695) oder des 
Maklers über die Zahlungsfähigkeit eines Käufers, den er ſeinem Auftraggeber zuführt (RG 
Warn 08 Nr 49); die Verleitung zum Abſchluſſe von gewagten Börſenſpielgeſchäften durch den 
Bankkaufmann und den Dritten, der dieſen die Spielluſtigen zuführt (RG Warn 1916 Nr 277). 
Wider die guten Sitten verſtößt es weiter, wenn ein Hauseigentümer, der das Haus verkaufen 
will, mit einem Mieter vereinbart, daß dieſer bei Beſichtigungen des Hauſes den Kaufluſtigen 
wahrheitswidrige günſtige Auskünfte über das Haus erteilen oder wahrheitswidrig ungünſtige 
Umſtände verſchweigen ſoll, wogegen die bloße Abrede, daß der Mieter keine ungünſtigen Aus⸗ 
künfte gebe, nicht ſchlechthin die guten Sitten verletzt (NG Warn 09 Nr 89). Darüber, was als 
wiſſentlich unwahr anzuſehen ift, vgl. $ 824 A 8; über die Haftung dritten Perſonen gegenüber, 
an welche die Auskunft weitergegeben wird, oben A 3 am Schluſſe und RG JW 1912, 29312. — 
Auch eine wahre Auskunft kann unter Umſtänden gegen die guten Sitten verſtoßen, wie z. B. 
die Mitteilung von Vorſtrafen einer Perſon durch eine Auskunftei, wenn dieſe ungeprüft läßt, 
ob die berechtigten Intereſſen des Auskunft begehrenden Kunden die Mitteilung erfordern und 
eine ſolche Prüfung zur Verneinung der Frage hätte führen müſſen (RG 115, 416). 

i) Eine Haſtung aus $ 826 kann durch den Mißbrauch des Eigentums und anderer aus⸗ 
ſchließlicher Rechte zum Schaden eines andern begründet werden. Die Entziehung von Licht 
und Luft für den Nachbar durch eigene Veranſtaltungen iſt nicht wider die guten Sitten, 
wenn ſie im erlaubten Intereſſe, nicht in Schädigungsabſicht erfolgt (RG 98, 15). Sitten⸗ 
widrige Entfernung eines Grabſteins durch den Eigentümer |. SeuffA 82 Nr 172. Der Bordell 
betrieb in einem Hausgrundſtück iſt an ſich gegen die guten Sitten; wenn er auch in natürlichem 
Sinne (phyſiſch) in das Eigentum der Nachbargrundſtücke nicht hinübergreift, kann er doch eine 
Entwertung der letzteren durch Sinken der Mietpreife und des Verkaufswerts bedingen, die ihre 
Eigentümer ſchädigt. Wenn der Bordellbeſitze r ſich deſſen bewußt ift, wird er den Nachbarn nach 
Maßgabe des $ 826 ſchadenserſatzpflichtig (RG 50, 225; 57, 239; Warn 08 Nr 312). Einen die 
Anwendung des $ 826 begründenden Mißbrauch ausſchließlicher Rechte enthält die mit vorſäßz⸗ 
licher Schädigung anderer verbundene Benutzung von Warenzeichen, die an ſich in geſetz⸗ 
mäßiger Weile erworben find, zum Zwecke der Täuſchung über Herkunft oder Beſchaffenheit von 
Waren; einzelne Fälle ſ. RG 66, 236; 77, 433; 81, 330; 85, 197; 106, 250 (Schutz des Aus⸗ 
ſtattungsberechtigten gegen den eingetragenen Zeicheninhaber); 111, 192; 114, 360; JW 08, 
28123; 1911, 11150; 1915, 12627; 1925, 27595; 1927, 15691; 1929, 1206“ (ſittenwidrige Be⸗ 
rufung auf ein älteres formales Zeichenrecht); nicht aber ſchon das Erwirken der Eintragung des 
Warenzeichens in dem Bewußtſein, daß ein anderer vorher das gleiche Zeichen benutzt habe, und 
die Unterſagung der Weiterführung des Zeichens gegen den andern auf Grund der erwirkten 
Eintragung (RG Warn 09 Nr 40). Die Auffriſchung von Warenzeichen auf auflackierten Näh⸗ 
maſchinen ſtellt, wenn dieſe als neue in den Verkehr gebracht werden und die Auffriſchung zu 
Täuſchungszwecken erfolgt, eine ſittenwidrige Handlung dar (R 103, 367). Sittenwidrig iſt es 
auch, wenn ein Gewerbetreibender die einem andern geſchützte Warenbezeichnung für ſeine mit 
den Waren des Zeicheninhabers nicht gleichartigen Waren verwendet (RG 115, 401). Über die 
Eintragung von Warenzeichen auf Vorrat vgl. RG 97, 90. Verſtoß gegen die guten Sitten durch 
Ausnutzung des Ergebniſſes fremder Arbeit zur Herſtellung und zum Vertrieb von Waren, die 
mit den älteren Erzeugniſſen eines andern verwechſelt werden können (RG 111,254; 115, 180; 
ogl. auch Rr JW 1926 ©. 56510 56611); durch Benutzung widerrechtlich erworbener Zeichnungen 
und ſonſtiger Konſtruktionspapiere durch frühere Angeftellte einer Maſchinenfabrik zum Zwecke 
des unlauteren Wettbewerbs (RG 109, 272). Mißbrauch des eigenen Namens zur Schädigung 
eines andern behandeln R Warn 1911 Nr 401 und RG JW 1925, 2757. Der Verkauf der 
Pfandſache durch den Pfandgläubiger, um einem Dritten zum Erwerbe der Sache zu verhelfen, 
iſt nicht wider die guten Sitten, ſofern er nicht aus Schitane erfolgt; er iſt die Ausübung eines 
Rechts (RG 98, 70). Aus dem gleichen Grunde verſtößt es auch nicht gegen die guten Sitten, 
wenn das für die Zeit nach Ablauf der Schutzdauer geplante Erſcheinen eines Werkes von einem 
Verleger, dem urheberrechtliche Befugniſſe nicht zuſtehen, bereits vorher den Sortimentsbuch⸗ 
händlern bekanntgegeben wird (RG 107, 277). Patenterſchleichung ſ. RG 140, 184. 

k) Durch einen Mißbrauch der perſönlichen Stellung handelt wider die guten Sitten der 
Ehemann, der ſeine Schuld ohne Zuſtimmung der Ehefrau aus deren Vermögen be zahlt, mit 
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ihm der Gläubiger, der in voller Kenntnis der Sachlage die Zahlung entgegennimmt (RG ZW 
05, 391°); der Vater, der aus nichtigen und verwerflichen Gründen feine zunächſt in Ausſicht 
geſtellte Einwilligung in die Eheſchließung der Tochter verweigert, gegenüber dem Verlobten, 
der bereits koſtſpielige Aufwendungen für die künftige eheliche Wirtſchaft gemacht hat (RG 58, 
248); der Vorerbe, der Nachlaßforderungen lediglich zu dem Zwecke einzieht, den Wert ſeiner 
Ehefrau und deren Verwandten zuzuwenden, damit die Nacherben nichts bekommen (NG 70, 
332); nicht dagegen der Vormund, der die Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung betreibt (vgl. R SeuffA 77 Nr 8). — Im wirtſchaftlichen und Berufsleben iſt es keine 
Handlung wider die guten Sitten und kein Mißbrauch des Anſehens, daß ein Arzte verein, 
eine freigeſchaffene Vereinigung der Berufsgenoſſen zur Wahrung der Standesintereſſen, in 
deren Wahrnehmung und ohne Verletzung des öffentlichen Intereſſes (MG 68, 186) den Mit⸗ 
gliedern zur Pflicht macht, ihre Dienſtleiſtungen den Krankenkaſſen nicht unter einem Mindeſt⸗ 
ſatze zu gewähren (NG J 03 Beil 4055), oder ihnen mit beſtimmten Perſonen des ärztlichen 
Standes die gegenſeitige Vertretung und den Beratungsverkehr unterſagt (RG 64, 155), und 
wenn er Gegner der von ihm verfolgten Berufsintereſſen von der Mitgliedſchaft des Vereins 
ausſchließt, um fie von deſſen Wirkungskreiſe fernzuhalten (RG 93, 302; JW 1912, 29413; 1914, 
355). Sittlich verwerflich iſt es aber, wenn der Arzteverein einem Arzte ein Verbot des Verkehrs 
mit einem andern Arzte unter Androhung der Verrufserklärung auferlegt und die letztere dann 
auch ausſpricht und neben den Mitgliedern Krankenhäusern und mediziniſchen Fakultäten mitteilt, 
ohne den Arzt über die Gründe des Verbots aufzuklären und in den Mitteilungen den Sachverhalt 
darzulegen (R 79, 17); ferner wenn er gegen feinen Satzungen nicht unterworfene Berufs⸗ 
genoſſen, um ſie dem Vereinswillen gefügig zu machen, planmäßig mit Maßregeln vorgeht, ſo, 
wenn er die bereits aus dem Verein freiwillig ausgetretenen Arzte aus dieſem ausſchließt, um 
ihnen den beruflichen Verkehr mit anderen Arzten abzuſchneiden (RG JW 1914, 460°), oder 
wenn er einem Arzte die Verpflichtung auferlegt, ſich innerhalb einer längeren Zeit ohne ſeine 
Genehmigung nicht an einem andern Orte, als ſeinem derzeitigen Wohnorte niederzulaſſen (RG 
68, 186). Sittenwidrig kann, auch bei ſatzungswidrigem Verhalten, die Ausſchließung eines Arztes 
aus einem Kaſſenarztverein mit Rückſicht auf die ſeine Exiſtenz gefährdenden Folgen fein (RG, 
107, 386). Zur Frage, ob die Aufnahme des Kinder⸗ und Entbindungsheims eines Fürſorge⸗ 
verbandes in die Cavete⸗Tafel eines ärztlichen Standesvereins wider die guten Sitten verſtößt, 
ſ. RO 130, 89. In ähnlicher Weiſe iſt es kein Mißbrauch der Machtſtellung einer Reederei, 
wenn fie von ihren Angeſtellten verlangt, daß fie einem Verbande von Seeleuten fernbleiben, 
der die Stellung und die Rechte der Reedereien ihren Beamten und Angeſtellten gegenüber 
herabzudrücken ſich zum Ziele geſetzt hat (NG Warn 09 Nr 556). Verhängung der Stromſperre 
über ein unter Zwangsverwaltung ſtehendes Unternehmen durch ein Elektrizitätswerk als ſitten⸗ 
widrige Ausnutzung einer Monopolſtellung |. R& 132, 273; SeuffA 87 Nr 43; vgl. aber auch 
NG Warn 1930 Nr 78. Über Monopolmißbrauch ſ. auch R JW 1928, 1206s; 1933, 3312. 

) Über den Mißbrauch einer Vertretungsmacht zum Nachteile des Vertretenen |. oben 
unter e. Beſtimmungen über einen Mißbrauch der Stellung geſetzlicher Vertreter wirt⸗ 
ſchaftlicher Körperſchaften enthalten $ 314 B, § 147 Genc, $ 82 GmbH®. Die wiſſentlich 
falſche Darſtellung oder die wiſſentliche Verſchleierung der Vermögenslage der Geſellſchaften 
nach dieſen Geſetzen enthält, wenn ſie zum Zwecke der Täuſchung Dritter erfolgt, die der Ge⸗ 
ſellſchaft Kredit gewähren ſollen, zugleich eine Zuwiderhandlung gegen $ 826, deſſen Tatbeſtand 
an die engeren Merkmale jener Paragraphen hinſichtlich des Gegenſtandes der unwahren Dar⸗ 
ſtellung nicht gebunden iſt, und macht die Vertreter den geſchädigten Dritten haftbar (RG JW 
08, 1492), Im inneren Verhältniſſe der Geſellſchaft und ihrer Vertretung zu den Mitgliedern 
kann eine Ausbeutung der Mehrheitsrechte gegenüber der Minderheit und die Verfolgung eigener 
Intereſſen hierbei unter bewußter Hintanſetzung des Wohles der Geſellſchaft einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten enthalten (RG 68, 314; 107 S. 72, 262; 113, 6; 115 S. 289, 296, 383; 122, 159; 
R JW 1916, 5755); jo z. B. bei Beſchlüſſen über Entlaſtung des Vorſtandes und des Aufſichts⸗ 
rats einer Aktiengeſellſchaft (RG 68, 314), bei Beſchlüſſen über die Erhöhung des Grundkapitals 
einer Aktiengeſellſchaft (RG 107, 72), des Stammkapitals einer Geſellſchaft m. b. H. (RG 122, 
159), bei Beſchlüſſen über Auflöſung einer Gewerkſchaft mit Verkauf des Unternehmens zu einem 
unverhältnismäßig niedrigen Preiſe (NG 107, 202). Ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegt 
aber nicht ohne weiteres darin, daß der Mehrheitsbeſchluß willkürlich und in den Au zen der Min⸗ 
dergheit dem Geſellſchaftsintereſſe ſchädlich erſcheint (RG 68, 235; Hiberniafall). Über die Zur 

teilung von Vorzugsaktien mit mehrfachem Stimmrecht an Vorſtand und Aufſichtsrat einer Ak⸗ 
tiengeſellſchaft |. Rh 108, 322; über die Schaffung von Schutzaktien und ihre Überweiſung an 
die Verwaltung |. Rö 113, 188. Die Schiebung von Aktien, denen für eine Beſchlußfaſſung der 
Generalverſammlung nach $ 252 Abſ 3 HGB das Stimmrecht entzogen ift, an Dritte zu dem Zwecke, 
daß ſie im Sinne des Veräußerers an der Abſtimmung teilnehmen, iſt dann wider die guten 
Sitten, wenn eine Bindung des Willens ſtattfand oder das Geſchäft gar nicht ernſtlich gemeint 
war (RG 85, 170). 
m) Ein gegen die guten Sitten verſtoßender Mißbrauch der Dienſtſtellung ift es, wenn 
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gewerbliche Angeſtellte eines gewerblichen Unternehmers während des Dienſtverhältniſſes anderen 
Unternehmern, die mit dem Dienſtherrn jener im Wettbewerbsverhältnis ſtehen, über Ge⸗ 
ſchäftsgeheimniſſe des Unternehmens ihres Dienſtherrn (Verfahren, Maſchinen, Verar⸗ 
beitungsſtoffe, Bezugsquellen) Mitteilungen machen (RG 65, 333). Mitteilungen über die ge⸗ 
ſchäftlichen Verhältniſſe des Unternehmens an eine Organiſation der Angeſtellten zum Zwecke 
der Beratung der letzteren bei der Stellenbewerbung ſind dagegen innerhalb der Grenzen er⸗ 
laubter Intereſſenvertretung ebenſowenig ſittenwidrig wie das Erſuchen um ſolche Mitteilungen 
(RG 92, 132). Nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes beſteht eine Verpflichtung des An⸗ 
geſtellten, Geſchäftsgeheimniſſe ſeines früheren Dienſtherrn zu bewahren, an und für ſich nur, 
wenn ſie vertraglich übernommen war. Dem Intereſſe des Betriebsinhabers ſteht das Intereſſe 
des früheren Angeſtellten am eigenen Fortkommen ebenſo berechtigt gegenüber, und es iſt ihm 
nicht verwehrt, hierbei, was er in dem Betriebe des früheren Dienſtherrn gelernt und erfahren 
hat, für ſich zu benutzen (RG aad.). Anders, wenn der frühere Angeſtellte eine beſondere 
Vertrauensſtellung einnahm, für die er dementſprechend entlohnt wurde, oder wenn er ſich die 
Kenntnis der Geheimniſſe nicht aus der eigenen Beobachtung des Betriebs erwarb, ſondern auf 
unlauterem Wege hinter dem Rücken des Dienſtherrn ſich verſchaffte (RG JW; 1912, 69727; 
11. 3. 04 II 493/03). — Über den Einfluß der Beſtechung kaufmänniſcher Angeſtellter auf die 
Gültigkeit eines Kaufvertrags ſ. RG 107, 208. 

n) Die erfolgreiche Betätigung des eigenen geſchäftlichen Intereſſes im wirtſchaftlichen 
Wettkampfe der Gewerbeunternehmer iſt regelmäßig mit einer Schädigung der anderen Wett⸗ 
bewerber verbunden. Wie in A 2 ausgeführt, iſt niemand verpflichtet, ſein eigenes Intereſſe 
einem fremden hintanzuſetzen, und niemand hat einen Anſpruch, in ſeiner wirtſchaftlichen Be⸗ 
tätigung nicht geſtört zu werden; die Freiheit des einen findet an der Freiheit des andern ihre 
natürliche Schranke. Selbſt das Bewußtſein der Schädigung der anderen Wettbewerber kann 
deshalb, ſolange ein jeder das erlaubte Intereſſe mit erlaubten Mitteln verfolgt, einen Verſtoß 
wider die guten Sitten nicht begründen (NG 58, 214; 63, 146; 71, 170; Warn 1912 Nr 253; 1914 
Nr 186; 1916 Nr 66; 1919 Nr 63; RG JW 1926, 19825, RG SeuffA 80 Nr 168). Die Betätigung 
vornehmer Geſinnung iſt im Wettbewerbe nicht zu verlangen und nicht zu erwarten. Was dem 
Wettkampfe den Stempel des Unerlaubten und Sittlichverwerflichen aufdrückt, 
ſind hauptſächlich die Kampfmittel, die über das zur Erreichung der eigenen Zwecke 
erforderliche Maß hinausgehen, die wirtſchaftliche Vernichtung des Gegners herbeizuführen 
beſtimmt und geeignet ſind, oder ihm ſo ſchweren Schaden zufügen, daß dieſer zu den erſtrebten 
Vorteilen in keinem erträglichen Verhältniſſe ſteht (RG 64, 158; 81, 8; 93, 304; RG ZW 1926, 
19825; 1927, 11214). Der Zweck der Wettbewerbshandlung darf aber deshalb bei der Frage ihrer 
Sittenwidrigkeit keineswegs außer acht gelaſſen werden (RG 134, 342; RG SeuffA 87 Nr 42). 
Werden Maßnahmen aus Gründen eines berechtigten Intereſſes vorgenommen, ſo verſtoßen 
ſie nicht ſchon deshalb gegen die guten Sitten, weil durch ſie die wirtſchaftliche Exiſtenz eines 
anderen gefährdet wird (RG JW 1928, 120665). In der Regel wird vorausgeſetzt, daß Mitteilungen 
an Dritte die Grenzen der Wahrheit überjchreiten. Die Mitteilung wahrer Tatſachen verſtößt 
nur unter beſonderen Umſtänden gegen die guten Sitten, jo wenn ein Intereſſe an der Mitteilung 
für das Publikum nicht beſteht, oder wenn die Mitteilung gar nicht dem eigentlichen Wettbewerbs⸗ 
zweck dient, ſondern nur den Abſatz der Waren des Wektbewerbers ohne eigenen Gewinn un⸗ 
möglich machen ſoll(RG 76, 112; Warn 1914 Nr 186; 1916 Nr 66; JW 1932, 188342; 1933 S. 140315, 
14544), oder wenn die Mitteilung den Betroffenen in feiner Exiſtenz vernichten kann und der 
Mitteilende mit einer ſolchen Folge rechnen muß; ſie iſt aber ſelbſt in dieſem Falle zuläſſig, wenn 
der Empfänger an der Aufklärung ein berechtigtes und erhebliches Intereſſe hat (RG 20. 5.3 
IX 289/30). Sittenwidrigkeit der Warnung eines Händlerverbandes an ſeine Mitglieder vor 
einer Geſchäftsverbindung mit einer Fabrik, als einer Firma, die nicht nur an Händler, ſondern 
auch unmittelbar an Private verkaufe, |. R JW 1926, 19822. Die bloße Erſchwerung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs eines andern, die bei an ſich berechtigtem Ziele mit einer Maßregel des Wett⸗ 
kampfes verbunden iſt, reicht zur Erfüllung des Tatbeſtandes des $ 826 nicht aus (RG 56, 271; 
71, 170; JW 1927, 11215; Gruch 52, 1023). Eine fachliche, objektive Kritik wird nicht dadurch 
ſittenwidrig, daß ſie ſich wegen ihrer Ergebniſſe als Reklamemittel für den Wettbewerber be⸗ 
ſonders gut eignet, auch nicht dadurch, daß der Gutachter von dem Wettbewerber für die Begut⸗ 
achtung eine Vergütung erhalten hat (RG 25. 3. 30 II 515/29). Wenn aber der angreifende 
Wettbewerber planmäßig darauf ausgeht, den unbequemen Gegner durch gehäſſige Herabſetzung 
ſeiner Leiſtungen unmöglich zu machen, ihn ſeiner Kundſchaft zu berauben und durch Vernichtung 
ſeiner geſchäftlichen Beziehungen vollſtändig lahmzulegen, ſo iſt damit ein Verſtoß wider die guten 
Sitten gegeben (RG 48, 114; 60, 64; 76, 110; JW 02 Beil Nr 237; 1928, 15725; RG Warn 1926 
Nr 184). Als ſittenwidrig iſt auch die zu Wettbewerbszwecken geſchehene Mitteilung von der gericht⸗ 
lichen Beſtrafung eines Konkurrenten anzuſehen (RG JW 1925, 23274). Auch der Zweck der Abwehr 
rechtfertigt nicht die Wahl unzuläſſiger Mittel (RG JW 1929, 12049). Aber Mittel, die ohne den 
Abwehrzweck als Wettbewerbshandlungen nicht mehr zuläffig wären, können als Abwehrhandlun⸗ 
gen zuläſſig ſein RG 19.10.23 II 689/22). Über wirtſchaftspolitiſche Kundgebungen ohne Wett⸗ 
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bewerbscharakter |. RG 135, 38. Planmäßiges Zuſammenwirken zur Verdrängung anderer Wett⸗ 
bewerber mit unlauteren Mitteln behandelt R& 95, 44. Sittenwidrig handelt auch, wer als Kauf⸗ 
mann den Reiſenden einer andern Firma auch für ſich reifen läßt (NG Warn 1926 Nr 18; JW. 
1926, 563°). Die Nachahmung fremder Erzeugniſſe iſt ohne Hinzutreten anderer Umſtände 
noch nicht wider die guten Sitten, wohl aber, wenn ſie mit Ausnutzung der Arbeitsleiſtung und 
des Koſte naufwandes des erſten Erzeugers verbunden iſt (RG 73, 294) und der Nachahmer durch 
die Ausnutzung der fremden Arbeitsleiſtung ſich in den Stand ſetzt, die Ware ohne erhebliche Auf⸗ 
wendungen billiger als der Erzeuger in den Handel zu bringen und ſo den Erzeuger um die Früchte 
ſeines mit Mühe und Koſten hergeſtellten Erzeugniſſes bringt (RG 101, 1: 111, 254; 114, 144; 
115, 180; 119, 408; 120, 94; 135, 385; R& JW 1928, 263318; 1929 S. 11936, 17986; 1931, 44525; 
1932, 189041, RG Warn 1929 Nr 9; vgl. über die Anwendung des § 826 neben den gewerblichen 
Schutzgeſetzen A 1); oder wenn der Nachahmer ſich die Erzeugniſſe nebſt Mitteilung der Ver⸗ 
kaufspreiſe von dem erſten Erzeuger unter der Täuſchung verſchafft hatte, daß er eine Beſtellung 
machen wolle (RG Warn 1911 Nr 80). Ein Bewerber um die Ausführung techniſcher Leiſtungen 
handelt nicht wider die guten Sitten, wenn er den ihm bekannten Plan eines Mitbewerbers auch 
ſeinerſeits benutzt, ſoweit es ſich nicht um eine eigentümliche Schöpfung handelt und er ſich nicht 
einer Verletzung gewerblicher Urheberrechte ſchuldig macht (RG Warn 1914 Nr 269); anderſeits iſt 
es wider die guten Sitten, wenn der Veranſtalter des Wettbewerbs die eigentümliche Löſung der 
Aufgabe durch einen Bewerber einem Mitbewerber zugänglich macht, um ihm die Beſtellung 
zuzuwenden (RG 83, 37), oder wenn ein Fabrikant Modelle eines Kunden, der bei ihm danach 
Werke oder Werkteile herſtellen ließ, nach Beendigung des Vertragsverhältniſſes zu Wettbewerbs⸗ 
zwecken für ſich verwertet (RG 83, 384). Sittenwidrig iſt die Ausbeutung fremder Arbeit nament- 
lich, wenn fie täuſchend wirkt und die Gefahr von Verwechflungen erzeugt (RG 15. 2. 29 1 283/28; 
9. 12. 12 1 192/31). Sittenwidrige Nachbildung eines urheberrechtlich nicht geſchützten Gegen⸗ 
ſtandes |. RG JW 1932, 188141, eines geſchützten Gegenſtandes nach Ablauf des Patent- oder 
Gebrauchsmuſterſchutzes ſ. RG YW 1932, 188040. Sittenwidrige Herftellung und Vertreibung von 
Puppen, die mit den bekannten, künſtleriſchen Ruf genießenden Käthe⸗Kruſe⸗Puppen verwechſelt 
werden können, ſ. RG 111, 254; vgl. auch RG 115, 180. Zur Frage der Sittenwidrigkeit einer 
bis ins einzelne genauen Nachbildung von Vorrichtungen, die durch ein gewerbliches Schutzrecht 
nicht oder nicht mehr geſchützt ſind, |. RG ZW 1931, 45987; Nachahmung ausgeſprochener Maſſen⸗ 
ware ſ. RG 1931, 189820; Nachahmung einer illuſtrierten Zeitſchrift |. R JW 1932, 8725. Nach⸗ 
ahmung des fremden Fabrikats zugleich mit einer das Publikum täuſchenden Nachahmung der 
Bezeichnung iſt wider die guten Sitten (NG JW 1915, 57918), ebenſo die zum Zwecke der Täu- 
ſchung erfolgte Nachahmung der äußeren Ausſtattung oder Bezeichnung fremder Erzeugniſſe 
für die eigene Ware (RG 77, 431; 142, 347; Warn 1917 Nr 80; R JW 1925, 128518; 1926, 461; 
1929, 30701; RG 19. 12. 12 11 344/12). Zur Frage der Sittenwidrigkeit bei Herſtellung eines 
Adreßbuches unter Übernahme ſinnfälliger Merkmale eines andern Adreßbuches |. RG 116, 292. 
Kein ſittenwidriger Wettbewerb iſt darin zu finden, daß ein Rundfunkteilnehmer eine durch den 
Unterhaltungs⸗Rundfunk übermittelte Nachricht tatſächlichen Inhalts oder Tagesneuigkeit durch 
ein unentgeltlich verteiltes Extrablatt weiterverbreitet (RG 128, 330). Über die Zuläſſigkeit 
eines Wettbewerbs mit Reklameſätzen, die im Komparativ gefaßt find (NG 131, 75). Unlautere 
Nachahmung der Bildreklame eines gleichartigen Geſchäfts |. R 117, 318. Sittlich verwerflich 
iſt es, wenn ein Gewerbetreibender eine andere Perſon als Geſellſchafter in ſein Geſchäft auf⸗ 
nimmt, um zum Zwecke des Wettkampfs ſeinen dem eines Wettbewerbers gleichen Namen in 
feine Firma einfügen zu können (NG Warn 1910 Nr 441), oder wenn er feinen eigenen Namen 
oder die eigene Firma unter denſelben Umſtänden zum Zwecke der Täuſchung zur Bezeichnung 
feiner Ware verwendet (RG 1911 Nr 401; 1917 Nr 80). Über die Verwirkung des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs aus ſittenſchädigendem Wettbewerb |. RG 127, 321; RG JW 1931 S. 410, 46640, 
19012. Eine wahrheitsgemäße Vergleichung der eigenen Ware mit der des Wettbewerbers oder 
eine wahrheitsgemäße Darſtellung des Geſchäftsgebarens des letzteren iſt nicht gegen die guten 
Sitten, es ſei denn, daß in Schadensabſicht längſt vergeſſene frühere Geſchehniſſe von neuem 
aufgedeckt werden (RG 76, 110; JW 08 ©. 272, 33316 u. 48215; Warn 1911 Nr 402); wohl aber 
verſtößt eine unter Entſtellung der Wahrheit das fremde Geſchäft herabſetzende Darſtellung bei 
ſolcher Vergleichung in Mitteilungen an Dritte gegen die guten Sitten (NG JW 02 Beil Nr 23; 
05, 209; 06, 19815; Warn 09 Nr 210; 1910 Nr 280; nicht aber ſchon der Gebrauch ſcharfer Aus⸗ 
drücke in einer ſonſt nicht wahrheitswidrigen Darſtellung Warn 1913 Nr 225). Jeder darf ferner 
feine Ware zu billigeren Preiſen als ein anderer anbieten und verkaufen (RG 63, 394; SeuffA 
60 Nr 174); aber er handelt wider die guten Sitten, wenn er ſich die Waren, die er ſonſt nicht 
erhalten haben würde, unter Täuſchung über den Zweck des Ankaufs von der Fabrik verſchafft 
hat (RG 63, 394; Warn 1910 Nr 183). Es verſtößt ferner gegen die guten Sitten, wenn er Aus⸗ 
ſchußwaren, die nicht als ſolche kenntlich find, mit ungewöhnlich billigen Preisbezeichnungen in 
das Schaufenſter legt, um die Allgemeinheit in den Glauben zu verſetzen, die in ſeinem Geſchäft 
geführten Waren würden durchweg zu dieſen Preiſen verkauft (RG JW 05, 50722). Sitten⸗ 
widrige Vortäuſchung von Konkurrenzpreiſen durch den Inhaber zweier Firmen |. Rh Gruch 
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71,241. Sittenwidrigkeit der jog. perſönlichen Reklame im Gegenſatz zur bloßen marktſchreie⸗ 
riſchen |. RG SeuffA 86 Nr 8. Anpreiſung von Konfektionsarbeit als Maßarbeit ſ. RG FW 1931, 
457%. Preisunterbietungen auf Grund von Arbeitslöhnen, die unter den Sätzen eines 
den Unternehmer bindenden, für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrags liegen, können 
ſittenwidrig ſein und Unterlaſſungs⸗ und Schadenserſatzanſprüche tariftreuer Wettbewerber 
rechtfertigen (RG 117, 16). Der Wettbewerb einer öffentlichen Verſicherungsanſtalt kann 
ſittenwidrig ſein, wenn er unter Bedingungen ausgeübt wird, die an ſich nicht zu be⸗ 
anſtanden, aber den Mitbewerbern, privaten Verſicherungsgeſellſchaften verſchloſſen find (RG 
132, 296). Überhaupt iſt das Unterbieten im gewerblichen Wettbewerb dann als ſittenwidrig 
anzuſehen, wenn es einerſeits auf Mißachtung eigener Rechtspflichten oder auf bewußter 
Ausnutzung fremden Vertragsbruchs, andererſeits auf Spekulation auf die Vertrags⸗ und Ge⸗ 
ſetzestreue der Mitbewerber gegründet iſt (RG 88, 9; 117, 16; 120, 47; 133, 330; RG JW 
1929 S. 2496, 1218; 1932, 19612). Sittenwidrigkeit vertragswidriger Rabattgewährung ſ. RG 
120, 47; des Preisſchleuderns bei Markenwaren |. RG 133, 330; 136, 65. Über einen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch bei Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz über Preisnachläſſe (Rabattgeſetz) 
vom 25. 11. 33 (RG Bl I 1011) ſ. dort § 12. Sittenwidriger Wettbewerb durch Veran⸗ 
ſtaltung einer ungenehmigten Lotterie |. R JW 1928, 121010. Über Veranſtaltung von 
unentgeltlichen Verloſungen zu Reklamezwecken ſ. R ZW 1931, 4513238. Preisunterbietung 
durch eine Gemeinde ſ. RG 138, 174. Sittenwidrig, nicht nur als öffentliche Ausſpielung mangels 
obrigkeitlicher Genehmigung nach § 286 Abſ 2 StGB ſtrafbar, iſt auch der Verkauf von Waren 
in der Art, daß faſt der geſamte Kaufpreis außer in Ratenzahlungen auch in der Weiſe beglichen 
werden kann, daß der Käufer neue Käufer wirbt und dieſe oder die von dieſen neu geworbenen 
Käufer fortlaufend, in geometriſcher Progreſſion, die ihnen obliegenden Ratenzahlungen bar 
an den Verkäufer entrichten (RG 115, 319). Vertrieb von Waren unter Anlockung von Käufern 
durch Proviſionsverſprechen für Anwerbung immer weiterer Käufer als Verſtoß gegen die guten 
Sitten ſ. R JW 1927, 157213. Es iſt kein ſittlich verwerflicher Wettbewerb, wenn ein Unter- 
nehmer elektriſcher Anlagen (Überlandzentrale) die Stromabnehmer verpflichtet, die Einführung 
und Anbringung von ihm vornehmen zu laſſen und die Beleuchtungskörper von ihm zu beziehen; 
aber es iſt wider die guten Sitten, wenn er dabei ungewöhnlich hohe Preiſe fordert und unbillige 
Bedingungen ſetzt (RG 79, 224). Auch Abkommen zwiſchen Unternehmern zum Schutze gegen das 
Unterbieten bei öffentlichen Verdingungen find nicht als ſolche unſittlich, wenn ſie nicht auf Erzielung 
unberechtigter Vorteile gerichtet find (NG Warn 1913 Nr 397). Irreführen des Publikums in bezug 
auf Preisfeſtſetzung durch den Gebrauch von zwei Firmen des nämlichen Inhabers ſ. RG ZW 1926, 
15494. Verſtoß gegen die guten Sitten durch Verkäufe ſeitens eines Konſumvereins an Nichtmit⸗ 
glieder ſ. R JW 1927, 147111. Über fog. perſönliche Reklame |. RG 116, 277; RG ZW 1932, 
333910. Der Fabrikant, der feine Erzeugniſſe an Händler verkauft, hat lein Recht auf ausſchließliche, 
eigene Reklame; Unterlaſſung einer Reklame ſeitens des Händlers kann er, von beſonderen Ver⸗ 
einbarungen abgeſehen, nur verlangen, wenn deſſen Reklame durch ihre Art ſittenwidrig iſt (Rh 
6. 3. 31 11 190/30). Kartelle der Gewerbetreibenden, d. i. Vertragsvereinigungen, die durch Feſt⸗ 
ſetzung der von allen Mitgliedern gleichmäßig zu fordernden Preiſe oder durch Feſtſetzung der 
Höhe der Erzeugung oder durch Zuweiſung beſtimmter Abſaßzgebiete an die einzelnen Mitglieder 
den Markt zu beherrſchen und den freien Wettbewerb auszuſchließen ſuchen, find an ſich erlaubt. 
Wer ſich einem ſolchen Verbande freiwillig anſchließt, hat kein Recht, ſich zu beklagen, wenn 
ihm im Falle des Vertragsbruchs ſchwere Schäden zugefügt werden, die er ſelbſt gewollt hat (RG 
28 S. 238, 244; 38, 155; 81,4; Warn 1912 Nr 253; 1913 Nr 82). Aber ein ſolcher Verband hat 
kein Recht darauf, daß alle Gewerbegenoſſen ihm beitreten, und wider die guten Sitten verſtößt 
es, wenn dieſe durch Zwangsmittel, durch Arbeiter-, Kunden⸗ und Lieferantenſperre zum 
Beitritt genötigt werden ſollen, die ihre wirtſchaftliche Vernichtung herbeiführen oder ihnen 
unerträgliche und unverhältnismäßige Nachteile zufügen (RG 81, 4, 85, 177; JW 1913, 13411; 
1916, 9065; 1924, 115516; Warn 1912 Nr 253; 1913 Nr 82; 1916 Nr 193; L8 1922, 584%). 
Sittenwidrig iſt es auch, wenn ein Unternehmer, der auf geſunder kaufmänniſcher Grundlage 
wegen ſeiner geringen Geſtehungskoſten billiger verkaufen kann, von einem finanziell über⸗ 
mächtigen Mitbewerber durch rückſichtsloſes Preisunterbieten vor die Wahl geſtellt wird, ent 
weder ſeine niedrigeren Preiſe den höheren des Mitbewerbers anzupaſſen oder wirtſchaftlich 
zugrunde zu gehen (RG 134, 342). Eine Schädigung durch einen Unternehmerverband, indem 
er die Eigentümer von Geſchäftsräumen der freien Verfügung beraubt, behandelt RG 93, 19, 
die Verweigerung der Lieferung von Waren zu feſtgeſetzten Vorzugspreiſen durch einen Verband 
RG JW 1924, 15925. Nicht ſittenwidrig ift es, wenn dem vertragsuntreuen Abnehmer (Wieder⸗ 
verkäufer) von Markenwaren der dem Markenſchutzverband angehörenden Fabrikanten für den 
Fall der Nichteinhaltung der „Markenpreiſe“ Lieferſperre angedroht wird (RG 120, 47). Über 
den Boykott, der vornehmlich in den gewerblichen Kämpfen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern in die Erſcheinung tritt, iſt unter o gehandelt. Zuläſſigkeit einer Boykotterklarung gegen 
einen Außenſeiter, der die angemeſſenen Tarifſätze des boykottierenden Verbandes unterbietet 
{RG JW 1927, 11218. Boykottandrohung gegen Buchhändler, die „Schundliteratur“ verlegen, 
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und verkaufen, |. RG LZ 1924, 342. Boykott im Muſikalienhandel ſ. R JW 1933, 466. Der 
Kettenhandel, d. i. der Zwiſchenhandel unter Großkaufleuten, der die Ware dem Verbraucher 
nicht näher bringt, iſt ſittlich verwerflich, wenn dabei verwerfliche Mittel angewendet werden, 
z. B. eine Notlage ausgebeutet wird (NG IW 1919, 3042). Der Kettenhandel mit Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs war durch die Vorſchriften über Preistreiberei unter Strafe geſtellt; es 
kann inſoweit auf die reichhaltige Rechtſprechung der Straf⸗ und Zivilſenate des Reichsgerichts 
verwieſen werden. Die Preistreiberei“ O v. 13. 7. 23 iſt durch das RGeſ. v. 19. 7. 26 (RG Bl 
1413) aufgehoben worden (vgl. § 134 A 1). — Sittenwidrig kann auch ein Mißbrauch behörd⸗ 
licher Machtbefugniſſe zur Förderung eigenen oder fremden Wettbewerbs ſein. So, wenn ein 
Kommunalverband ſeine amtliche Eigenſchaft und ſeinen Einfluß auf die Gemeindeangehörigen 
zu Wettbewerbszwecken mißbraucht (RG 116, 28; 138, 177; vgl. auch 124, 239). Inanſpruch⸗ 
nahme von Behörden zur Werbung für eine öffentliche Verſicherungsanſtalt |. RG JW 1932, 
252915. In der zwangsweiſen Unfallverſicherung von Schülern durch den Staat bei öffentlich- 
rechtlichen Verſicherungsverbänden iſt aber ein ſolcher Mißbrauch zum Nachteil privater Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen nicht gefunden worden (RG 128, 134), ebenſo nicht in der Über⸗ 
laſſung des Anſchriftenmaterials für Fernſprechanſchlüſſe durch die deutſche Reichspoſt an ein 
Privatunternehmen zur Herſtellung und Herausgabe eines Branchen⸗Telefonbuchs (RG 137, 57). 
Über eine ſittenwidrige Ausnutzung der Monopolſtellung der Rechtsanwälte zum Nachteil der 
Rechtskonſulenten |. RG JW 1926, 5626. 

o) Die gleichen Grundſätze gelten im gewerblichen Lohnkampfe und im Kampfe um die 
Arbeitsbedingungen. Es liegt in der Natur der Sache, daß die Maßregeln der Arbeiter wie 
der Arbeitgeber im Streit um Arbeitslohn und Arbeitsbedingungen, die darauf berechnet ſind, 
den Widerſtand des Gegners zu überwinden und deshalb einen wirtſchaftlichen Druck auf ihn 
ausüben, mit Schädigungen des Gegners verbunden ſind, die noch nicht als gegen die guten 
Sitten verſtoßend angeſehen werden können, weil damit der ganze Kampf unmöglich gemacht 
würde (RG 51, 369; 54, 255; 76, 35). Die guten Sitten verletzen dieſe Maßregeln nur dann 
(RG JW 08, 67914), wenn entweder die zur Erreichung des Zweckes angewandten Mittel an ſich 
unfittlih) find, wie wahrheitswidrige und aufhetzende Darſtellungen, oder wenn der dem Gegner 
zugefügte Nachteil ſo erheblich iſt, daß dadurch deſſen wirtſchaftliche Vernichtung herbeigeführt 
wird, oder wenn dieſer Nachteil wenigſtens zu dem angeſtrebten Vorteil in keinem erträglichen 
Verhältniſſe ſteht, endlich auch, wenn der Erfolg, der durch das Druckmittel herbeigeführt werden 
ſoll, nach Lage der Sache als ein berechtigtes Ziel nicht mehr erſcheint (RG 54, 255; 57, 418; 
64, 52; 66, 379; 104, 327; 105, 4; 117, 21; RG JW 1912, 810%; 1913 S. 25, 4330, 917; 
1928, 29105; 1929, 580°; 1930, 12077; 28 1923, 1078; RAG 1, 83). Die Druckmittel, die 
im gewerblichen Arbeitskampf hauptſächlich zur Anwendung kommen, ſind auf ſeiten der Arbeiter 
einmal der Streik, d. i. die gleichzeitige gemeinſame Einſtellung der Arbeit ſeitens einer größeren 
Anzahl von Lohnarbeitern eines gewerblichen Unternehmers oder eines ganzen Gewerbszweiges 
mit dem Zwecke, dadurch von ihnen geſtellte Forderungen hinſichtlich des Arbeitslohns oder der 
Arbeitszeit (Befreiung von Überſtunden R JW 1913, 14626) oder ſonſtigen Arbeitsbedingungen 
durchzuſetzen. Auf ſeiten der Arbeitgeber entſpricht dem Streik die Ausſperrung, die gleich⸗ 
zeitige Entlaſſung aller oder eines Teiles der Arbeiter eines oder mehrerer Betriebsunternehmer 
in der Abſicht, die Arbeiter dadurch zur Annahme der von den Unternehmern gewollten Arbeits⸗ 
bedingungen zu bewegen. Als Mittel zur Durchführung dieſer Maßregeln, aber auch als ſelb⸗ 
ſtändiges Druckmittel, dient der Boykott, die Verrufserklärung gegen gewerbliche Unternehmer, 
derzufolge niemand bei ihnen Arbeit nehmen oder Waren kaufen ſoll, wodurch teils die Erzeugung, 
teils der Abſatz der Waren des Unternehmers unterbunden wird, und zu deren wirkſamer Durch⸗ 
führung die Kampfgenoſſen ſich an die Mitwirkung fremder Kreiſe, ſei es von Berufsgenoſſen, 
ſei es der breiteren Offentlichkeit, wenden (vgl. RG 54, 255; 64, 52; 105, 4: öffentliche Warnung 
vor einem Arbeitgeber in einer die Intereſſen der Angeſtellten vertretenden Zeitſchrift; JW. 
1915, 9133). Sittenwidrigkeit der Verhängung der Sperre gegen einen Betrieb ohne vorgängige 
Benutzung der durch das Betriebsrätegeſetz gewählten Behelfe ſ. SeuffA 77 Nr 74. Unfittlich 
iſt es auch, wenn ein Arbeiterausſchuß unter Androhung des Streiks von dem Arbeitgeber die 
Entlaſſung eines nichtorganiſierten Arbeiters fordert. Es muß jedem Arbeiter freiſtehen, ob er 
ſich einer Organisation auſchließen will oder nicht (R 104, 327). Ein gewaltſames Hinausdrängen 
des nicht organiſierten Arbeiters durch Druck auf den Arbeitgeber, der zu der unzuläſſigen Ent⸗ 
laſſung gezwungen wird, verſtößt deshalb gegen § 826 (NG Warn 1923 Nr 48; JW 1923, 29314; 
ſ. auch JW 1927, 2895). Doch kann unter beſonderen Umſtänden, fo z. B. wenn es nur zur Abwehr 
eigenen Schadens geſchieht, auch ein ſolches Hinausdrängen anderer Arbeiter mit den guten Sitten 
vereinbar fein (NG ZW 1924, 1041). Ob die Verdrängung einzelner Arbeiter durch die übrigen 
Arbeiter des Betriebs wider die guten Sitten verſtößt, hängt alſo im weſentlichen von den 
Umſtänden des Falles ab, wobei aber mit den allgemeinen ſittlichen Anſchauungen auch die be⸗ 
ſondere Auffaſſung der beteiligten Berufskreiſe zu beachten iſt. So wurde die Verdrängung 
wegen Zugehörigkeit des Verdrängten zu einer andern Organiſation oder wegen ſonſt abweichen⸗ 
der Überzeugung für ſittenwidrig (RAG 3, 125; 4, 19; HRR 1928 Nr 629), die Verdrängung 
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eines Streikbrechers für nicht ſittenwidrig (MAG 6, 149) erklärt. Der Streik iſt als erlaubtes 
Kampfmittel nicht auf die in $ 152 RGewd aufgeführten Ziele beſchränkt. Wieweit andere Ziele 
für erlaubt zu erachten find, iſt im Einzelfalle nach dem bürgerlichen Recht und ſonſtigen Geſetzes⸗ 
vorſchriften ſowie nach den Verhältniſſen, unter denen er ſtattfindet, zu prüfen. Der Streik 
enthält einen Vertragsbruch, wenn er ohne Einhaltung der vereinbarten oder geſetzlichen Kündi⸗ 
gungsfriſten erfolgt; dieſe Vertragsverletzung (vgl. 8 611 A1 Abi 1) macht ihn aber nicht ſchlecht⸗ 
hin unſittlich. Sittenwidrig iſt auch eine unter Vertragsbruch eingeleitete Arbeitsniederlegung, 
ſelbſt wenn ſie erhebliche Schädigungen des Arbeitgebers zur Folge hat, nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung nur dann, wenn entweder die zur Erreichung des Streikzieles angewendeten Mittel 
unſittlich find, oder wenn durch fie die wirtſchaftliche Vernichtung des Arbeitgebers herbeigeführt 
wird, oder wenn der dem Arbeitgeber zugefügte Nachteil zu dem erſtrebten Ziele in keinem 
erträglichen Verhältnis ſteht, oder endlich wenn der beabſichtigte Erfolg ſelbſt als ein unerlaubtes, 
ſittenwidriges Ziel erſcheint (RG 119, 291; Rz ZW 1913, 146%, Ra 1, 81; 10, 354; 
MAG Gruch 72, 325; RA HR R 1932 Nr 1852, 2181 u. a.). Unter dieſen Vorausſetzungen aber 
kann auch ein Sympathieſtreik, bei dem die Arbeitnehmer ohne unmittelbares eigenes Intereſſe 
nur fremde Streitziele unterſtützen (RG 132, 249), ſittenwidrig fein (RG JW 1930, 12071. 
Als ſittenwidrig wird regelmäßig auch ein unter Vertragsbruch eingeleiteter Streik, der zu politi⸗ 
ſchen Zwecken und als politiſches Druckmittel dienen ſoll, ſittlich zu beanftanden fein; das ſind 
fremde Ziele, die eine ſo tief eingreifende wirtſchaftliche Schädigung der Unternehmer nicht 
rechtfertigen. Sittenwidrig ift auch die Unterſtützung eines zur Erreichung beſſerer Arbeitsbedin⸗ 
gungen ausgebrochenen Streiks durch eine Gewerkſchaft und ihre Beamten nicht ſchon dann, 
wenn darin eine ſchuldhafte Verletzung der tariflichen Friedenspflicht liegt; immer müſſen be⸗ 
ſondere Umſtände dazu kommen, die, wie z. B. unerlaubte Kampfmaßnahmen, die Sittenwidrig⸗ 
keit der Unterſtützung begründen (RG 119, 291). Darüber, inwieweit zur Frage der Sittenwidrig⸗ 
keit im Wirtſchaftskampf die Anſchauungen der beteiligten Berufskreiſe erheblich find, ſ. Rach 
6, 49. Unſittlich iſt der unter Vertragsbruch veranſtaltete Streik, wenn das angeſtrebte 
Ziel ihn nicht rechtfertigt, wenn der Streik, wie unten beim Boykott erörtert wird, lediglich als 
Machtmittel dient, um den Unternehmern den Willen der Streikenden, z. B. die Entlaſſung 
nicht gewerkſchaftlich organiſierter Arbeiter, aufzuzwingen. Erzwingt eine Gewerkſchaft durch 
Stillegungsdrohung die Entlaſſung eines Arbeiters, um feinen Platz für andere, länger arbeitslos 
ge weſene Arbeiter freizumachen, jo handelt fie zwar nicht nach dem Ziel, aber nach dem Mittel 
ſittenwidrig und macht ſich dadurch nach $ 826 ſchadenserſazpflichtig (RA Warn 1932 Nr 61). 
Über den Verruf eines Arbeitnehmerverbandes gegen die eigenen Berufsgenoſſen wegen Ver⸗ 
letzung von Standes- und Berufsintereſſen |. ARG 4, 253. Sittenwidrige Verdrängung eines 
Vorgeſetzten im Betriebe aus ſeiner Stellung durch eine von Arbeitnehmern in ihrer Eigenſchaft 
als Betriebsratsmitglieder und Beauftragte der Belegſchaft an die Betriebsleitung gerichtete 
Streikdrohung |. RG JW 1930, 4102. Unſittlich ift an ſich nicht das Ausſtellen von Streikpoſten, 
ſolange ſie nicht durch Drohungen oder Beſchimpfungen oder durch körperliche Gewalt die 
Arbeitswilligen von dem Eintritt in die Arbeit abzuhalten unternehmen (vgl. auch Och 43 
S. 92, 101). Der Vorſitzende eines Betriebsrats, der den Fabrikbetrieb rechtswidrig ſtillegt, 
handelt damit nicht gegen die guten Sitten, wenn er des guten Glaubens iſt, daß die Maßregel 
behufs Durchführung der zum Schutze der Arbeiter erlaſſenen Vorſchriften geboten und gerecht⸗ 
fertigt ſei (RG Seuffl 80 Nr 183). Für die Frage, ob eine Arbeite rausſperrung als wider 
die guten Sitten verſtoßend anzufehen ıft, iſt es entſcheidend, ob den Arbeitern durch die damit 
verbundenen Maßregeln nur die Arbeitsgelegenheit erſchwert, oder ob ſie ihnen für längere Dauer 
und vollſtändig entzogen wird (ſchwarze Liſten, Verſagung des Handzettels RG 51,369; 57, 418; 
65, 423), und ob die Tatſachen, woraufhin die Ausſperrung erfolgte, gehörig geprüft waren, und ob 
nicht zu der Maßregelung ohne genügende Unterlage geſchritten wurde (RG 57, 418; 71, 108). 
Das gefährlichſte Kampfmittel ift der Boykott, in den häufig weitere Bevolkerungskreiſe hinein · 
gezogen werden, und für den deshalb ganz beſonders ein zureichender Anlaß vorliegen muß, 
wenn er nicht als unſittlich erſcheinen fol (RG ZW 1913, 917; 1915, 913°). Er iſt für unſittlich 
ſeinem Ziele nach zu erachten, wenn er nicht ſowohl der Durchſetzung einer beſtimmten und in 
angemeſſenen Grenzen ſich haltenden Forderung in Anſehung des Arbeitsverhaltniſſes dient, 
ſondern als Machtmittel erſcheint, dem Gegner den Willen der Boylottierenden aufzuzwingen 
und ſchwerwiegende Fragen der Wirtſchaftspolitik zum Schaden anderer Volksteile auf dem 
Wege des Zwanges nach dem Willen einzelner Gruppen auszutragen (Verlangen an Unter⸗ 
nehmer, die Heimarbeit abzuſchaffen, RG ZW 1912, 81054; Verlangen der Geſellen an die Hand⸗ 
werksmeiſter, unter Bruch ihrer Innungsverpflichtungen ausſchließlich die Arbeitsnachweiſe des 
gewerkſchaftlichen Verbandes zu benutzen, Nich JW 1913 S. 354, 917). In Anſehung der Mittel 
iſt der Boykott unſittlich, wenn er den wirtſchaftlichen Beſtand des in Verruf erklärten Geſchafts 
zu untergraben beſtimmt und geeignet iſt, oder wenn die Schädigung des Betroffenen nicht in 
einem erträglichen Verhältniſſe zu dem angeſtrebten Erfolge ſteht (RG 140, 431; RG JW 1911, 
4320; 1912, 81034; 1913 S. 352, 4330; 1929, 580%; RAG 1 ©. 81, 273); wenn die Flugblatter 
und Druckſchriften, mit denen die Boykottierenden fi) an die Berufsgenoſſen oder an die All⸗ 
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gemeinheit wenden, um ſie von dem Verkehr mit dem in Verruf erklärten Geſchäft abzuhalten, 
die Wahrheit entſtellende Darſtellungen der Sachlage enthalten oder ſich in aufreizenden Aus⸗ 
führungen ergehen (RG 64, 52; 66, 379; JW 08 ©. 3814, 67911; 1912, 74914; 1913, 3524); endlich 
wenn die ausgeſtellten Boykottpoſten tätlich Perſonen von dem boykottierten Geſchäft abhalten, 
ihnen den Eintritt verwehren und die Beſucher bedrohen (RGS 76, 35). Über die Sperre eines 
Muſikerverbandes gegenüber einem Theaterunternehmen ſ. RG Warn 1928 Nr 148. Aufführungs⸗ 
verbot bezüglich eines Orcheſterwerkes, verhängt von einem Verband von Dirigenten und Chor⸗ 
leitern zum Nachteil eines Muſikverlags |. RG SeuffA 87 Nr 42. Da der Boykott eine Schädi⸗ 
gungsabſicht begrifflich in fich ſchließt, ſo hat derjenige, der ihn verhängen will, die sittliche Pflicht 
zuvor genau abzuwägen, ob die tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe die Entfeſſelung eines 
Wirtſchaftskampfes mit der ſcharfen Waffe des Boykotts rechtfertigen, und ob nicht andere, weniger 
gefährliche und ſchädliche Wege zu dem gleichen Ziele führen; Unterlaſſung dieſer Prüfung macht, 
wenn ſolche andere Wege vorhanden und leicht erkennbar ſind, der Boykottierende alſo grob 
fahrläſſig handelt, den Boykott ſittenwidrig (NAG 1, 273). Über die Frage, ob darin, daß ein 
Arbeitgeber ſeine Angeſtellten unter Zuwiderhandlung gegen Art 159 RVerf veranlaßt, aus einer 
Berufsvereinigung auszutreten, eine unerlaubte Handlung liegt, die einen Unterlaſſungsanſpruch 
für die Berufsvereinigung begründet, |. NG 113, 33. Über Maßnahmen gegen die Vereinigungs⸗ 
freiheit der Arbeitnehmer ſ. auch RANG 6, 268; RAG 20. 2. 32, 466, 477/81. 

p) In das Gebiet des politiſchen Kampfes führen RG 53, 171: vorſätzliche Schädigung des 
politiſchen Gegners, indem ihm die Herausgabe einer Zeitung unterbunden wird, ferner RG 
76,35 und IW 09, 1096: Boykottierung von Sälen und Wirtſchaften, um deren Inhaber zu 
zwingen, ihre Räume zu politiſchen Verſammlungen der den Verruf erklärenden Partei zu tiber- 
laſſen. Auch in dieſen Fällen iſt das Beſtreben ſelbſt, das zu den Maßregeln führte, als erlaubt 
angeſehen und nur gefragt worden, ob der dem Gegner zugefügte Nachteil in billigem Ver⸗ 
hältniſſe zu den Intereſſen ſtand, die gewahrt werden ſollten. 

6. Für die Schadenserſatzpflicht (vgl. A 4) gelten die allgemeinen Beſtimmungen der 88 249ff. 
Über den Inhalt der Schadenserſatzpflicht eines Sicherungsnehmers gegenüber anderen 
Gläubigern ſeines Schuldners |. RG 136, 247. Schadenserſaßanſpruch des durch eine ſitten⸗ 
widrige Hypothekenabtretung Geſchädigten gegen den Zeſſionar ſ. RG Seuff A. 87 Nr. 70. 
Über die Schadenserſatzklage aus u. H. im allgemeinen vgl. A 13 zu $ 823; in den Fällen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung beim Vertragsſchluſſe außerdem § 123 A 5. Die auch hier in Betracht kom⸗ 
mende Klage auf Unterlaſſung und ihre Vorausſetzungen find Vorbem 6 vor $ 823 eingehend 
behandelt worden. Macht der Gegner den Verſtoß gegen die guten Sitten im Rechtsſtreite im 
Wege der Einrede geltend, fo erſetzt dieſe in Verbindung mit $ 249 die im BGB ausdriccklich nicht 
anerkannte allgemeine Einrede der Argliſt, die in Vertragsverhältniſſen aus den Grundſätzen 
von Treu und Glauben in § 157, 242 BGB herzuleiten iſt, außerhalb des Vertragsgebiets aber 
in $$ 226, 826 ihre geſetzliche Grundlage findet (RG JW 1917, 4602; Warn 1915 Nr 277). Die 
Einrede dient nicht dazu, Unbilligkeiten in der Rechtsausübung auszugleichen; ſie ſetzt einen 
den andern Teil ſchädigenden Mißbrauch der Rechtsausübung voraus (RG 86, 191; 102, 87; 
Warn 1915 Nr 208). Die Einrede und die ihr entſprechende Gegeneinrede der Argliſt (daß der 
Veklagte ſich argliſtig verteidige, RG 20, 93), ſind in der Rechtſprechung des Reichsgerichts in 
zahlreichen Entſcheidungen anerkannt; die nach $ 249 zu leiſtende Wiederherſtellung beſteht darin, 
daß der argliſtige Teil von ſeinem Anſpruche nie Gebrauch machen darf, oder der argliſtig er⸗ 
ſchlichene Vorteil rückgängig gemacht wird (RG 57, 372; 58 S. 356 u. 425; 63, 179; 64, 220; 
68, 97; 70, 193; 71, 432; 75, 338; 76, 354; 78,347; 84, 131; 86, 191; 100, 158, 102, 87; JW 
1910 S. 637 u. 18710; 1916 S. 1801 u. 3901, 1917, 4602; 1918, 421“; 1919 S. 1022 u. 3044; 
1921, 12325, Warn 08 Nr 38, 53, 122; 09 Nr 189; 1910 Nr 281; 1914 Nr 273 u. 326; 1915 Nr 208 
u. 277; 1917 Nr 16 u. 130). Die Einrede kann bei gegenſeitigen Verträgen nicht ſchon darauf 
geſtützt werden, daß der andere Teil ſelbſt den Vertrag verletzt habe (vgl. insbeſ. RG JW 1921, 
12320. Die Entſcheidungen R& 63, 179; 68, 97; 71, 432; 86, 191; JW 1916, 1801 behandeln 
die Einrede der Argliſt gegenüber den aus einem Kaufvertrage über ein Bordellgrundſtück vom 
Verkäufer erhobenen Anſprüchen. Auf Grund des unſittlichen Charakters des Vertrages nach 
$ 138 muß der Verkäufer das Haus zurücknehmen und die Kaufpreisleiſtungen zurückgeben. 
Dem Käufer, der geſtützt auf $ 817 das Bordell behalten, aber den Kaufpreis nicht zahlen, alſo 
das auf unſittliche Weiſe Erlangte unentgeltlich behalten will, ſteht die Einrede der Argliſt ent⸗ 
gegen. Den Grundſatz, daß argliſtig handelt, wer fordert, was er wieder herausgeben muß, 
ſpricht R Warn 1917 Nr 130 aus; auch RG 85, 108 ift hierher zu rechnen. Eine die Erforder- 
niſſe des $ 826 erfüllende Argliſt kann eine Gegeneinrede gegen die Einrede der Ver⸗ 
jährung begründen, wenn der auf die Verjährung ſich berufende Schuldner den Gläubiger 
durch Verſprechungen oder durch in die Länge gezogene Vergleichsverhandlungen oder durch 
wahrheitswidrige Darſtellung des Sachverhalts vorſätzlich abgehalten hat, rechtzeitig ſeine An⸗ 
ſprüche geltend zu machen (RG 57, 372; 64, 220; Warn 08 Nr 53), aber auch ſchon dann, wenn 
der Schuldner durch ſein Verhalten überhaupt den Gläubiger veranlaßt hat, von einer Unter⸗ 
brechungshandlung Abſtand zu nehmen, ohne daß er bei dieſem Verhalten ſchon an die Ver⸗ 
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jährungseinrede und deren Verhinderung gedacht hätte (RG 84, 131; 87, 281; JW 1919 S. 102? 
u. 3044). Einwand aus § 826 gegenüber der Berufung auf den guten Glauben des Grundbuchs 
.NG 117, 180. 

f 7. Das BGB kennt zwar keinen Satz, daß der vorſätzlichen Schadenszufügung gegenüber 
die Einrede des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Beſchädigten gemäß § 254 nicht erhoben 
werden könne. Unbedenklich wird die Einrede inſoweit zuzulaſſen ſein, als die Abwendung oder 
Minderung des Schadens nach Begehung der u. H. in Frage kommt (vgl. RG 62, 34: die u. H. 
erzeugt ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Schädiger und dem Beſchädigten und damit in 
gewiſſem Umfange auch Sorgfaltspflichten des letzteren, die ihm in ausdrücklicher Beſtimmung 
Abſ 2 des § 254 auferlegt); ſoweit es ſich aber um ein mitwirkendes Verſchulden bei der Ver⸗ 
urſachung des Schadens überhaupt ($ 254 Abſ 1) handelt, ſchließt der Vorſatz des Schädigers 
die Berückſichtigung eines mitwirkenden Verſchuldens des Beſchädigten, wenn es nicht ebenfalls 
auf Vorſatz beruht, regelmäßig aus (RG 69, 277; 76, 313; 78, 389; ZW 08, 910, 1919, 3056; 
Warn 08 Nr 446; 1911 Nr 64; 1914 Nr 49 u. 119; 1915 Nr 275), wie anderſeits der Vorſatz des 
Beſchädigten den Anſpruch aus fahrläſſiger Schadenszufügung gegen den Schädiger aufhebt 
(RG JW 05, 7175). 


8 827 


Wer im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie Willens- 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätig⸗ 
feit!) einem anderen Schaden zufügte), iſt für den Schaden nicht verantwort- 
lich). Hat er ſich durch geiſtige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vor⸗ 
übergehenden Zuſtand dieſer Art verſetzt, ſo iſt er für einen Schaden, den er 
in dieſem Zuſtande widerrechtlich verurſacht, in gleicher Weiſe verantwortlich, 
wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele“); die Verantwortlichkeit tritt nicht 
ein, wenn er ohne Verſchulden in den Zuſtand geraten iſt s) 6). 

E 1 708 II 750; M 2 731, 782. P 2 579-590. 

1. 8 827 behandelt die Aufhebung der Verantwortlichkeit für eine widerrechtliche Handlung 
infolge Aufhebung der Willensfreiheit (vgl. $ 51 StGB). Bewußftloſigkeit iſt ein vorübergehen⸗ 
der, ausnahmsweiſer, an ſich nicht notwendig krankhafter Zuſtand, der die Willensfreiheit aus⸗ 
ſchließt: Schlaf, Ohnmacht, Schlaftrunkenheit, Trunkenheit, hypnotiſche Zuſtände. Eine krank⸗ 
hafte Störung der Geiſtestätigkeit bilden Geiſteskrankheit, aber auch Körperkrankheiten, die die 
geiſtige Tätigkeit beeinfluſſen (Fieberzuſtände); vgl. $ 104 Nr 2. Die Zuſtände können dauernd 
oder vorübergehend ſein. Die krankhafte Störung muß die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließen; eine bloße Minderung der Verftandes- und Willenskraft genügt zur Anwendung des 
$ 827 nicht (RG 74, 110; JW 08, 21052; Seuffl 84 Nr 87; 11. 12. 06 III 170/06), ebenſo nicht 
krankhafte Gleichgültigkeit gegen die Folgen des eigenen Handelns, Unfähigkeit dieſe ruhig und 
vernunftge mäß abzuschätzen (A 108, 87). Auch die Entmündigung des Schädigers wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche erſetzt nicht den Nachweis der in § 827 vorausgeſetzten 
Geiſtesſtörung; eine dem § 104 Nr 3 entſprechende Beſtimmung fehlt hier; auch der wegen 
Geisteskrankheit Entmündigte vermag u. H. im Rechtsſinne zu begehen und kann wegen ber 
Folgen in Anſpruch genommen werden (RG 108, 87; JW 1912, 24“; 18. 1. 13 VI 438/12); 
doch kann die Entmündigung einen tatſächlichen Anhalt für das Vorhandenſein eines krankhaften 
Geiſteszuſtandes gewähren. r „ 

2. Im Zuſtande der Bewußtlosigkeit oder der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit muß 
ein Schaden zugefügt ſein, wenn § 827 Anwendung finden ſoll; die den freien Willen aufhebenden 
Hemmungen oder Störungen müſſen alſo im Augenblicke der Tat vorhanden geweſen ſein; die 
Zeit des Eintritts der Schadensfolge iſt dagegen ohne Bedeutung. Ein Handeln in lichten Zwiſchen⸗ 
räumen der Geiſteskrankheit macht den Handelnden in gewöhnlicher Weiſe verantwortlich. 

3. Für den in einem der Zuſtände des Satz 1 einem andern zugefügten Schaden iſt der Täter 
nicht verantwortlich, mag es ſich um Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, bei letzterer um ein wirkliches 
oder vermutetes Verſchulden ($$ 831, 832, 833 Satz 2, 834, 836—838), um ein Tun oder Unter- 
laſſen (Nichtbeleuchtung der Treppen, Nichtſtreuen bei Glatteis) handeln. 8827 findet auch 
Anwendung, wenn ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten in Frage ſteht und 
dieſer dabei in einem der in Satz 1 bezeichneten Zuſtände ſich befunden hat (RG IW 02 Beil 
21215), Dem Geſetzesge danken nach tritt die Freiheit von der Verantwortlichkeit jedoch nicht ein, 
wenn ein Verſchulden, auch nur ein vermutetes, nicht zur Begründung der Schadenserſatzpflicht 
gehört (88 833 Abſ 1, 835). , £ 2 

4. Der zweite Satz des § 827 beſtimmt eine Ausnahme von der Verantwortungsfreiheit 
des Satz 1, wenn der Täter ſich ſelbſt, ſchuldhafterweiſe, wie der Schlußſatz des Paragraphen 
ergibt, in einen vorübergehenden Zuſtand der Aufhebung der freien Willensbeſtimmung 
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verſetzt hat. Die ſchuldhafte Selbſtverurſachung des Zuſtandes ſetzt auch voraus, daß der Täter 
von der berauſchenden Wirkung der genoſſenen geiſtigen Getränke Kenntnis hatte oder bei An⸗ 
wendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt haben mußte. Er iſt dann für einen von ihm 
in dem Zuſtande der Willenloſigkeit angerichteten Schaden verantwortlich, wie wenn ihm Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt fiele: d. h. er ſteht für die ſchädlichen Folgen derjenigen widerrechtlichen Hand⸗ 
lungen ein, die entweder nur fahrläſſig, oder die ſowohl vorſätzlich als fahrläſſig begangen werden 
können: er bleibt dagegen frei von der Haftung für Handlungen, die erſt durch den rechtswidrigen 
Vorſatz unerlaubte werden, wie die u. H. nach $ 826. Das gilt jedoch nicht, wenn der Täter ſich 
vorſätzlich in den Zuſtand der Willensunfreiheit verſetzt hat, gerade um in dieſem Zuſtande 
die u. H. zu begehen; in dieſem Falle hat er in Wirklichkeit die Tat vorſätzlich verübt. Auch Satz 2 
findet ebenſo bei eigenem Verſchulden des Verletzten Anwendung (NG Warn 1913 Nr 132). 

5. Ohne Verſchulden iſt der Täter in den Zuſtand der Willensunfreiheit geraten, wenn er 
die Wirkung des berauſchenden Getränks oder der Hypnoſe weder kannte noch kennen mußte. 
Die Faſſung des Satz 2 mit dem den Schluß des Paragraphen bildenden Nachſatze iſt im Hinblick 
auf die Beweislaſt gewählt. Der Beſchädigte beweiſt die Handlung und den durch ſie zuge⸗ 
fügten Schaden; der Schädiger wendet ein, daß er die Handlung in einem der Zuſtände des 
Satz 1 begangen habe; Sache der Erwiderung des Verletzten iſt der Nachweis, daß er ſich ſelbſt 
in den Zuſtand verſetzt habe, Sache der Gegenerwiderung des Täters, daß er ohne Verſchulden 
in dieſen Zuſtand geraten ſei. 

6. Satz 2 gilt, wie die 88 827 u. 828 überhaupt, zwar nicht nur für das Gebiet der uner⸗ 
laubten Handlungen, wie die Heranziehung der Paragraphen bei der Regelung der allgemeinen 
Verantwortlichkeit in Schuldverhältniſſen in $ 276 beweiſt (vgl. R& 59, 221); die Beſtimmungen 
dieſer Paragraphen finden daher Anwendung für die Schuldverantwortlichkeit im Reichshaft⸗ 
pflicht⸗ und im Kraftfahrzeuggeſetz, auch für die Verantwortlichkeit in Vertragsverhältniſſen, 
ſowie in den Fällen, in denen jemand unter den Vorausſetzungen der 88 827, 828 nicht einen 
Dritten geſchädigt, ſondern bei einer Schädigung ſeiner eigenen Perſon oder ſeines Vermögens, 
für die ein anderer verantwortlich iſt, mitgewirkt hat (RG 108, 86 und § 828 A 1). Doch kann 
ſich eine Verſicherungsgeſellſchaft nicht unter Berufung auf § 827 ihrer Verſicherungspflicht 
entziehen, weil der Verſicherte, der im Zuſtande der Trunkenheit einen Unfall erlitten hat, ſich 
ſchuldhafterweiſe in dieſen Zuſtand verſetzt hatte. Denn hier handelt es ſich nicht um ein Ver⸗ 
tragsverſchulden des Verſicherten, ſondern um die Vorausſetzungen, unter denen die Verſiche⸗ 
rungsſumme zu leiſten iſt; über dieſe Frage entſcheidet die Auslegung des einzelnen Verſicherungs⸗ 
vertrags (RG 8. 5. 08 VII 408/07). 


8 828 


) Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet hat, iſt für einen Schaden, 
den er einem anderen zufügt, nicht verantwortliche). 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, iſt 
für einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich‘), wenn 
er bei der Begehung der ſchädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht hat). Das gleiche gilt von einem 
Taubſtummen 5). 

E 1700 II 751; M 2 732-734; P 2 579590. 

1. Verantwortlichkeit nach dem Lebensalter. a) Für die Beſtimmungen des § 828 find 
die 88 55—58 StGB vorbildlich geweſen, von denen die $$ 55—57 inzwiſchen durch das Jugend⸗ 
gerichtsgeſetz v. 15. 2. 23 (RGBl I 135) § 47 aufgehoben und durch eine anderweite Regelung 
der Strafbarkeit Jugendlicher erſetzt worden ſind. Doch iſt als die untere Altersgrenze für die 
rechtliche Verantwortlichkeit nicht mit $ 55 StGB das vollendete 12. Lebensjahr (nach dem Ju⸗ 
gendgerichtsgeſetz $ 1 das 14. Lebensjahr), ſondern entſprechend dem in § 104 BGB für den 
Beginn der Geſchäftsfähigkeit angenommenen Alter das 7. Lebensjahr feſtgeſetzt worden, während 
die obere Altersgrenze nicht der Zeit des Eintritts der vollen Geſchäftsfähigkeit (8 2, 106 BGB) 
ſich anpaßt, ſondern den 89 56, 57 StGB (ebenjo Jugendgerichtsgeſetz $ 1) folgt. Bis zum voll⸗ 
endeten 7. Lebensjahre iſt danach eine Perſon für die von ihr begangene u. H. unbedingt un⸗ 
verantwortlich, vom vollendeten 18. Lebensjahre an ift fie unbedingt verantwortlich, in der 
Zwiſchenzeit iſt fie bedingt verantwortlich. Der Schlußſatz des 9 828 ſtellt, in Übereinſtim⸗ 
mung mit $ 58 StGB, die Taubſtummen den bedingt verantwortlichen jugendlichen Perſonen 
gleich. b) Auch 9 828 findet, wie 8827 (f, dort A 6) über das Gebiet der unerlaubten Hand⸗ 
lung hinaus Anwendung auf jede Verantwortlichkeit in Schuldverhältniſſen, insbeſondere 
auch vertraglichen, ſoweit ſie für die behandelten Perſonenkreiſe überhaupt in Frage kommen 
kann (jo im Lehrlingsverhältnis $$ 110—113). Insbeſondere gilt § 828, wie $ 827, nicht nur 
für die gegen einen andern begangene ſchädigende Handlung, ſondern auch für die Frage, ob ein 
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eigenes mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten nach 9254 (vgl. dort A1 0) angenom- 
men werden kann oder nicht (RG 51, 75; 54, 404: 59, 221; 76, 187; 108, 86; ZW 03 Beil 1012; 05, 
152; 06, 6866; 08, 5225, Warn 08 Nr 314 u. 579; 1910 Nr 19; 6. 6. 21 VI 124/21). c) $ 828 bezieht 
ſich nicht auf Unterlaſſungsverſtöße gegen durch Schutznormen geſicherte oder ſonſt beſtehende 
Verpflichtungen (3. B. der Treppenbeleuchtung, des Streuens bei Glatteis für den Hauseigen⸗ 
tümer), die ihrer Natur nach nicht den Minderjährigen, ſondern deſſen geſetzlichen Vertreter 
treffen (M 2, 734). 

2. Die in A unter b erörterte Anwendung des $ 828 auf das eigene mitwirkende Verſchulden 
von Beſchädigten, die Schadenserſatz fordern, hat zur Folge, daß ein eigenes mitwirkendes 
Verſchulden eines beſchädigten Kindes, das das 7. Lebensjahr nicht vollendet hatte, unter 
keinen Umſtänden angenommen werden kann (RG 54, 404; 59, 221; ZW 06, 555). Handelt es 
ſich um ein Verhalten des Verletzten, das zeitlich nach der ſchädigenden Handlung liegt (Unter⸗ 
laſſung der Abwendung oder Minderung des Schadens nach § 254 Abſ 2), ſo kommt das Alter 
zur Zeit dieſes Verhaltens in Betracht. 

3. Die (inzwiſchen aufgehobenen, ſ. A 1) 88 56, 57 StB machten die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit der in dem Zwiſchenalter von zwölf bis achtzehn Lebensjahren befindlichen Per⸗ 
ſonen von dem Vorhandenſein der zur Erkenntnis der Strafbarkeit der begangenen Handlung 
erforderlichen Einſicht abhängig. Für die zivilrechtliche Haftbarkeit ſpricht $ 828 von der zur 
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht. Die Fähigkeit oder Unfähigkeit, 
feinen Willen auch dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen (vgl. für das Strafrecht jetzt Jugendgerichts⸗ 
geſetz 8 3), hat dabei keine Berückſichtigung gefunden. Bei der im $ 828 allein erwähnten zur 
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht iſt aber nicht gegenſätzlich zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit an eine Erkenntnis der zivilrechtlichen Vergeltungspflicht zu denken. Der Begriff 
iſt weiter zu faſſen, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß die dazu erforderliche Einſicht im Zweiſel 
allen Perſonen beigelegt wird, die das 7. Lebensjahr vollendet haben. Die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht iſt vielmehr „diejenige geiſtige Entwicklung, die den 
Handelnden in den Stand ſetzt, das Unrecht ſeiner Handlung gegenüber den Mitmenſchen und 
zugleich die Verpflichtung zu erkennen, in irgendeiner Weiſe für die Folgen ſeiner Handlung 
einſtehen zu müſſen“ (RG 53, 157; JW 04, 20213). Sie fällt nicht zuſammen mit der Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit ſelbſt, alſo des Unrechts und der Vergeltungspflicht hierfür; fie iſt vielmehr 
nur die Fähigkeit dazu. Eine beſtimmte Vorſtellung des Handelnden, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
geltung von ihm verlangt und erzwungen werden könnte, wird nicht verlangt, nur das Ver⸗ 
ſtändnis für die Pflicht der Vergeltung dem Verletzten oder der Allgemeinheit gegenüber über⸗ 
haupt (RG 53, 157). Das Verſtändnis für die Pflicht der Vergeltung wird vermittelt durch 
die Einſicht zur Erkenntnis des Unrechts der Handlung, und die Grundlage der letzteren Einſicht 
iſt bei allen Fahrläſſigkeitshandlungen wiederum die Einſicht für die Erkenntnis der Gefähr⸗ 
lichkeit der Handlung, obne die hier die Erkenntnis des Unrechts nicht denkbar iſt (RG 53, 157; 
1. 3. 06 VI 231/05; 31. 5. 06 VI 384, 393/05; 7. 4. 21 VI 526/20). Deshalb vermag der Nachweis 
vom Vorhandenſein der zur Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung erforderlichen Ein⸗ 
ſicht tatsächlich in allen Fällen fahrläſſigen Handelns, insbeſondere für das mitwirkende eigene 
Verſchulden des Verletzten, den unmittelbaren Nachweis der zur Erkenntnis der Verantwort⸗ 
lichkeit erforderlichen Einſicht zu erſetzen, indem er den Schluß auf die Einſicht des Handelnden 
geſtattet, daß ihm ſein Handeln zum Verſchulden anzurechnen ſei und ihn zur Vergeltung ver⸗ 
pflichte (MG JW 04, 20215, 06, 47255; 1931, 25625; Warn 08 Nr 579; RG HRR 1933 Nr 1081). 
Die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht iſt ein allgemeines Ver⸗ 
ſtändnis für die Folgen einer Handlung und die Vertretungspflicht dafür; deshalb kommt es 
auf eine beſtimmte Vorſtellung, welche beſondere Gefahr durch ein Handeln ausgelöſt werde 
(beſondere Gefahr einer Maſchine) und welcher beſondere Schaden entſtehen konne (RG 51, 
30; JW 06, 472565), ebenſowenig an, wie darauf, welche beſtimmte Vergeltung zu erwarten iſt. 
Innerhalb der Altersgrenzen des Abſ 2 $ 828 muß in jedem einzelnen Falle die geforderte Einſicht 
nach den Umſtänden geprüft, der Grad der geiftigen Entwicklung des Täters und fein Verhältnis 
zum Verſtändnis der Verantwortlichkeit für die in Frage kommende u. H. ermittelt werden. Auf 
das höhere Alter allein darf daher die Feſtſtellung der Einſicht nicht geſtützt werden (RG JW 03 
Beil 10123; 05, 4817); doch iſt die Erwägung zuläſſig, daß in einem gewiſſen Alter regelmäßig 
und erfahrungsmäßig für gewiſſe Handlungen die verlangte Einficht vorhanden zu ſein pflege 
und deshalb auch bei dem Tater des fraglichen Falles angenommen werden könne (RG 51, 30; 
Warn 1912 Nr 13); nur darf dabei die individuelle Entwicklung des einzelnen Täters nicht außer 
Betracht gelaffen werden (MG JW 03 Beil 10125 06 S. 6865, 74713; Warn 08 Nr 314). Beim 
Tertianer eines Gymnaſiums iſt im Zweifel die Einſicht für die Erkenntnis der Gefährlichkeit 
einer Maſchine anzunehmen (R 27. 2. 05 VI 198/04). Ob vorausgegangene Verbote, Mahnun⸗ 
gen und Warnungen für die Feſtſtellung der Einſicht ausſchlaggebend ins Gewicht fallen, 
hängt von den Umſtänden ab (MG 76, 187; JW 06, 6865; 19. 9.04 VI 533/03). Die Furcht 
vor der in Ausſicht ſtehenden Schulſtraſe wegen Übertretung eines Schulverbots beweiſt noch 
nicht die Fähigkeit zur Erkenntnis einer Vergeltungspflicht e JW 04, 20215). — it der jugend- 
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liche Täter verantwortlich, dann kommt er auch als Beteiligter nach $ 830 Abſ 1 Satz 2 in Be⸗ 
tracht (RG 74, 143). 

4. Der jugendliche Täter iſt nicht verantwortlich, wenn er bei Begehung der Tat nicht die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſaß. Dieſe Faſſung weiſt nach 
dem Sprachgebrauche des BGB darauf hin, daß die Behauptungs⸗ und Bewveispflicht für die 
mangelnde Einſicht dem jugendlichen Schädiger zur Laſt fällt. Das BGB behandelt im Zweifel 
jedes über ſieben Jahre alte Kind als für ſeine Schaden verurſachenden Handlungen verant⸗ 
wortlich. Der Mangel an Einſicht muß vom Schädiger geltend gemacht werden, wenn er in 
Betracht gezogen werden ſoll; eine Klage kann alſo nicht abgewieſen werden, weil ein Kind, das 
das 7. Lebensjahr vollendet hatte, ſeinem Alter nach noch nicht die geiſtige Reife habe, das Un⸗ 
erlaubte ſeiner Handlung einzuſehen (R& 51, 30; 61, 239; 74, 143; JW 06, 47223; 1911, 4461; 
Warn 08 Nr 579; Seuffa 77 Nr 29; 5. 10. 22 VI 23/22). Iſt der Mangel an Einſicht nicht be⸗ 
hauptet oder nicht nachgewieſen, ſo iſt der jugendliche Täter für ſeine Handlung haftbar gleich 
dem Erwachſenen; der Tatbeſtand der u. H. oder des mitwirkenden Verſchuldens iſt objektiv wie 
ſubjektiv derſelbe wie bei dem Erwachſenen. Insbeſondere iſt für die Frage, ob ein Verſchulden 
(8.276) vorliegt, nicht nochmals die Jugend des Täters in Rechnung zu ſtellen. Die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt nad) § 276 iſt ein allgemeines Regelmaß der von einem ordentlichen Menſchen 
in den beſonderen Verhältniſſen des Verkehrs anzuwendenden Sorgfalt. Wohl aber fallen bei 
Abwägung des Verſchuldens des jugendlichen Schädigers oder Verletzten gegen dasjenige 
des Gegenteils nach $ 254 die beſonderen Umſtände, die durch Alter und Geſchlecht bedingt werden, 
die geringere Überlegungsfähigkeit und Beſonnenheit des jugendlichen Alters wieder erheblich 
ins Gewicht (NG 68, 422; 76, 187; 108, 90; 114, 291; RG JW 1931, 331911; JW 1911, 101615; 
Warn 08 Nr 314; 09 Nr 281; 1910 Nr 19; 7. 3. 12 VI 412/11; nicht ganz richtig JW 1911, 44610, 
wo die Jugend für das Vorhandenſein des Verſchuldens in Betracht gezogen wird). 

5. Abſ 2 Satz 1 findet gemäß Satz 2 Anwendung auf die Taubſtummen, alſo Perſonen, die 
zugleich taub und ſtumm ſind; auf ſolche, die nur taub oder nur ſtumm ſind, erſtreckt ſich die Be⸗ 
ſtimmung nicht; ſie ſind unbedingt verantwortlich. 
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Wer in einem der in den 88 823 bis 826 bezeichneten Fälle!) für einen von 
ihm verurſachten Schaden?) auf Grund der 88 827, 828 nicht verantwortlich 
iſte), hat gleichwohl, ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem auffichts- 
pflichtigen Dritten erlangt werden kann“), den Schaden inſoweit zu erſetzen, 
als die Billigkeit nach den Umftänden, insbeſondere nach den Verhältniſſen 
der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert) und ihm nicht die Mittel 
entzogen werden, deren er zum ſtandesmäßigen Unterhalte ſowie zur Erfüllung 
feiner geſetzlichen Unterhaltspflichten bedarf®) ?). 

E II 762; P 2 589593, 

1. Die Beſtimmung des $ 829 ſetzt, indem fie eine Billigkeitshaftung aus nur gegenſtändlich 
(objektiv) u. H. einführt, eine offenbare Ausnahme von dem im allgemeinen geltenden Verſchul⸗ 
dungsgrundſatze des BGB; fie beſchränkt dieſe Ausnahme zugleich ausdrücklich auf die vier Tat⸗ 
beſtände der 88 823 bis 826. Dieſe Beſchränkung ſchließt aber die Anwendung des § 829 auf 
die Fälle der $$ 831, 833 Satz 2, 836 nicht aus, da hier nicht ſowohl andere Tatbeſtände von u. H., 
ſondern nur eine Umkehrung der Beweislaſt für den Tatbeſtand des § 823 vorliegt (RG JW 
1915, 58016; Warn 1916 Nr 278). Noch weniger ſtehen Bedenken der Anwendung des $ 829 im 
Falle des § 844 entgegen; hier handelt es ſich um beſtimmte Schadensfolgen beſtimmter u. H., 
überhaupt nicht um deren Tatbeſtände, die vielmehr vorausgeſetzt werden (RG 94, 220). Ent- 
ſprechende Anwendung auf andere u. H. iſt ausgeſchloſſen (RG 74, 143); noch weniger kann 
eine ſolche außerhalb des Gebiets der u. H. bei Schuldverhältniſſen überhaupt ftattfinden, wie 
auch $ 276 nur die Beſtimmungen der $$ 827, 828, nicht die des $ 829 anzieht. Deshalb kann 
ebenſo einer Ausdehnung des § 829 auf das eigene mitwirkende Verſchulden nach $ 254 
nicht zugeſtimmt werden, die denn auch Rch JW 03 Beil 12270 mit Entſchiedenheit verwirft, 
während R JW 06, 55° die Frage offen läßt. Der Wortlaut des $ 829 ſteht dieſer Erſtreckung 
deutlich entgegen, und der dafür angeführte Grund: wenn das Geſetz den Nichtverantwortlichen 
für einen von ihm anderen zugefügten Schaden haften laſſe, müſſe um ſo mehr eine Vertretung 
für den Schaden angenommen werden, den er mit der Verurſachung einer durch einen andern 
ihm gegenüber begangenen u. H. mitwirkend ſich ſelbſt zufüge, iſt nicht zutreffend. Der wider⸗ 
rechtliche Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet iſt ein vergeltungsbedürftigeres Geſchehnis als 
das von jemand an ſich ſelbſt begangene Unrecht, das eine objektiv rechtswidrige Handlung gar 
nicht darſtellt (vgl. RG 53, 312 am Schluffe). Nur wenn auch der Schädiger eine nach 88 827, 
828 von der Verantwortlichkeit befreite Perſon iſt, die allein auf Grund des $ 829 zum Schadens⸗ 
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erſatz herangezogen werden kann lein Kind fügt einem andern beim Spiel eine Körperverletzung 

zu), iſt die Anwendung des § 829 auch auf das eigene Verhalten des Beſchädigten in der Weiſe 

gerechtfertigt, daß bei dem Billigkeitsermeſſen das Gerichts die Mitwirkung des Beſchädigten 

an der Verurſachung des Schadens berückſichtigt wird. Eine Anwendung des Grundgedankens 

des $ 829 in Sondergeſetzen findet ſich in 8 1 Abſ 2 des RGeſ. über die Haftung des Reiches für 

685 1 v. 22. 5. 10, RGBl 798, und in § 1 Abſ 2 des entſprechenden preuß. Gef. v. 1. 8. 09, 
1. 

2. Auf Grund der 88 827, 828 nicht verantwortlich ſind die Bewußtloſen, die Geiſtesge⸗ 
ſtörten, die Kinder unter ſieben Jahren, ferner die jugendlichen Perſonen zwiſchen ſieben und 
achtzehn Jahren und die Taubſtummen, wenn ſie den Nachweis führen, daß ſie bei Begehung 
der ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht nicht 
beſeſſen haben. 

3. Vorausſetzung der Anwendung des g 829 iſt nicht allein die von dem Nichtverantwortlichen 
ausgehende Verurſachung eines Schadens, ſondern die Schadenszufügung unter Umſtänden, 
die ihn, von der Frage der Zurechnungsfähigkeit abgeſehen, für den Schaden haftbar machen 
würde: es iſt äußerlich alſo der volle gegenſtändliche (objektive) und perſönliche (ſubjektive) Tat⸗ 
beſtand der u. H. erfordert; § 829 verſagt, wo auch den Zurechnungsfähigen ein Verſchulden 
und eine Verantwortung nicht treffen würde (RG 11. 12. 02 VI 192/02). Daher iſt z. B. auch 
getrennt zu beurteilen, ob der Täter die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt, und ob er die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſeſſen hat; ein Anſpruch aus § 829 
N in Betracht, wenn die erſte Frage bejaht, die zweite verneint wird (RG 25. 10. 23 

1 ). 

4. Die Vorausſetzung: „ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem aufſichtspflichtigen 
Dritten verlangt werden kann“, verweiſt auf die Haftung der Aufſichtsperſonen über Minder- 
jährige oder wegen ihres geiſtigen oder körperlichen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedürfende 
Perſonen nach $ 832. Sie iſt erfüllt ſowohl, wenn ein aufſichtspflichtiger Dritter nicht in Frage 
kommt, als auch wenn er ſich nach § 832 gerechtfertigt hat, endlich auch, wenn nur tatſächlich 
wegen der Vermögenslage des Dritten deſſen Inanſpruchnahme nicht zum Ziele führt und den 
Beſchädigten nicht voll wegen feiner Schadenserſatzforderung befriedigt. Da, bevor dieſe Vor⸗ 
ausſetzung feſtſteht, ein Anſpruch aus § 829 nicht gegeben iſt, kann ſeine Verjährung nach § 852 
— ſoweit es ſich um die dreijährige Verjährung handelt — erſt beginnen, wenn der Beſchädigte 
von dem Verſagen des Anſpruchs gegen den erſtverpflichteten Dritten Kenntnis erlangt hat (vgl. 
8 852 A 4). NG 94, 220 nimmt an, daß der Beſchädigte auch von der Unzurechnungsfähigkeit 
des Täters Kenntnis erlangt haben müſſe. Wohl mit Recht; denn ohne dieſe Kenntnis kann er 
gar nicht auf den Gedanken kommen, daß ein anderer als Erſtverpflichteter in Anſpruch genommen 
werden müſſe. Eine Klage auf Feſtſtellung des (auſſchiebend bedingten) Anſpruchs iſt aber auch 
vor dem Feſtſtehen der Vorausſetzung zuläſſig (RG JW 1910, 8245). 

5. Für Beſtand und Umfang der Schadenserſatzpflicht nach $ 829 iſt maßgebend, ob und 
inwieweit die Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadlos haltung erfordert. Darüber ent ⸗ 
ſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. Insbeſondere ſind die Verhältniſſe der Beteiligten, 
des Schädigers wie des Beſchädigten, und zwar nicht zur Zeit der Handlung, ſondern zur Zeit 
der Urteilsfällung, zunächſt die Vermögensverhältniſſe, aber auch die ſonſtigen Lebensverhältniſſe 
und Bedürfniſſe (z. B. eine dauernde Vermehrung der Bedürſniſſe eines körperlich Verletzten) 
in Betracht zu ziehen. Bei einer Feſtſtellungsklage iſt auch die in der Zukunft vorausſichtlich 
eintretende Geſtaltung jener Verhältniſſe mitzuberückſichtigen (RG 26. 3. 23 VI 558/22; 25. 10. 23 
VI 169/23). Daß die Umſtände der Handlung ſelbſt nicht unberücksichtigt bleiben konnen, ob 
der Schädiger mit Abſicht oder nur unbeſonnen — entſprechend dem Vorſatz oder der Fahrlaſſigteit 
bei verantwortlichen Perſonen — handelte, und wie nahe der jugendliche Täter der Grenze ſich 
befand, wo die Einſicht für die Erkenntnis der Verantwortlichkeit beginnt, braucht kaum bemerkt 
zu werden. Unter Umſtänden kann die billige Schadloshaltung vollen Schadenserſatz bedeuten 
(fo bei Reichtum des Schädigers und Armut des Beſchädigten). Auch die Art der Entſchadigung, 
ob ſie in Geſtalt einer Rente oder durch Zahlung eines Kapitals zu leiſten ift, unterſteht hier dem 
Billigkeitsermeſſen des Gerichts. Maßgebender Zeitpunkt für die Bemeſſung der Schadlos⸗ 
haltung ift die Zeit des Urteilserlaſſes. Bei nachträglicher Veränderung der Verhält- 
niſſe iſt, wenn eine Rente zugeſprochen wurde, $ 323 ZPO anwendbar. Von dieſem Fall ab⸗ 
geſehen, kann eine Anderung des rechtskräftigen Urteils wegen Veranderung der ihm zugrunde 
liegenden Verhältniſſe ebenſowenig verlangt werden, als fie ſonſt zuläffig iſt (a. M. Oertmann 
A 2b mit Schwartz, Das Billigkeitsurteil nach $ 829 S. 38ff.). Für den Beginn der drei⸗ 
jährigen Verjährung gemäß $ 852 kann nur die Kenntnis der Umſtände maßgebend ſein, 
die für den Beſtand des Anſpruchs, nicht ſolche, die nur für deſſen Bemeſſung Bedeutung haben; 
die Grenzlinie zu finden, iſt Sache des Richters. Über die Ausgleichung zwiſchen dem Auſſichts⸗ 
pflichtigen nach $ 832 und dem Aufſichtsbedürftigen, wenn letzterer auf Grund des § 829 zum 
Schadenserſatz herangezogen wird, vgl. A 6 zu $ 840. 


6. Die Schadloshaltung aus 8 829 findet ihre Grenze an dem eigenen Lebensbedarf des 
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Schädigers für ſich und die ihm gegenüber unterhaltsberechtigten Perſonen. Der ſtandesmäßige 
Unterhalt iſt nach $ 1610 der für den geſamten Lebensbedarf einſchließlich der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Berufe nach der Lebensſtellung der Perſon erforderliche Betrag. Die 
geſetzlichen Unterhaltspflichten beſtimmen die 89 1360, 1361, 1608, 1609, 1345, 1351 (Che- 
gatten), 1578ff. (geſchiedene Ehegatten), 1601 ff. (Eltern und Kinder), 1708ff. (außereheliche 
Kinder), 1699 (Kinder aus nichtigen Ehen). Wegen der nach Rechtskraft des Urteils eintretenden 
Veränderungen der Unterhaltspflichten ſ. A b. 

7. Die Beweislaſt trifft den Beſchädigten außer für die allgemeinen Vorausſetzungen des 
Schadenserſatzanſpruchs dafür, daß von einem Dritten Erſatz nicht zu erlangen ſei und daß die 
Billigleit ſeiner Forderung zur Seite ftehe; Sache der Verteidigung des Schädigers iſt der Nach⸗ 
weis der Beeinträchtigung des eigenen Lebensbedarfs oder der 15 geſetzlicher Unter⸗ 
haltspflichten bei einer Erſatzleiſtung an den Beſchädigten. Daraus ergibt ſich, daß $ 829 nur 
anwendbar iſt, wenn ein Anſpruch daraus erhoben, das Vorhandenſein ſeiner tatſächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen behauptet iſt (R 74, 143). 


8 830 


) Haben mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Hand- 
lung?) einen Schaden verurfacht?), fo iſt jeder für den Schaden verantwortlich!). 
Das gleiche gilt, wenn ſich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten 
den Schaden durch feine Handlung verurſacht hat‘). 

Anſtifter und Gehilfen ſtehen Mittätern gleich ö). 

E 1 714 II 763; M 2 738; P 2 006. 

1. Die beiden Sätze des Abſ 1 des 8 830 behandeln einen weſentlich verſchiedenen Tat⸗ 
beſtand. Während der erſte Satz die Mittäter einer u. H. im Sinne des 847 StGB im Auge hat, 
alſo ein bewußtes Zuſammenwirken mehrerer Perſonen in objektiver und ſubjektiver Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit vorausſetzt, iſt der Fall des zweiten Satzes, der dementſprechend auch nicht von Mit- 
täten, ſondern von Beteiligten ſpricht, gegeben, wenn die mehreren Perſonen bei demſelben 
Vorfall ohne ſubjektive Gemeinſchaft ſich gleichzeitig betätigt haben (jo RG Warn 1913, 363; 
15. 10. 06 VI 34/06; 6. 6. 29 VI 29/29). Über das Verhältnis des $ 830 zu § 840 vgl. RG 96, 
224 u. A 2 zu 9 840. 

2. Die von mehreren gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Handlung iſt nach dem in 
A 1 Geſagten, wie in $ 47 Stoch, die in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken ausge⸗ 
führte, daher immer vorſätzliche u. H. (RG Gruch 67, 187). Satz 1 erfordert zum Unterſchiede 
von Satz 2 einen rechtlichen Zuſammenhang in dem unerlaubten Handeln mehrerer (NG JW. 
09 S. 13611, 68711; Warn 1914 Nr 159), der nur durch ein inneres Band hergeſtellt, nur durch die 
Gemeinſchaftlichkeit des Bewußtſeins und des Wollens geſchaffen werden kann. Von der ge- 
meinſchaftlichen Begehung oder Ausführung ($ 47 StGB) einer Handlung ſeitens mehrerer 
Perſonen kann nur die Rede ſein, „wenn die mehreren Perſonen die fragliche Handlung, die ſich 
äußerlich aus einer Anzahl von Handlungen der einzelnen zuſammenſetzt, in ihrer eigenen Vor⸗ 
ſteüung als gemeinſchaftliche erfaſſen und entſprechend ausführen wollen“ (Bierling, Jur. Prin⸗ 
zipienlehre III S. 151). Der abweichenden Meinung (Planck A 1, Oertmann A 2, Kohler BR 11 
485), der beiläufig auch die zu Satz 2 ergangene Entſcheidung RG 58, 357 ſich angeſchloſſen hatte, 
daß auch ein nur tatſächliches Zuſammenwirken oder ein Zuſammenwirken fahrläſſiger Hand⸗ 
lungen mehrerer unter Satz 1 falle, wenn nur der eingetretene Schaden ſich als das Ergebnis 
der Geſamtwirkung der Handlungen der einzelnen darſtellt, kann nicht zugeſtimmt werden. Das 
Geſetz ſpricht nicht von einem durch das Zuſammenwirken der u. H. mehrerer, ſondern von dem 
durch eine von mehreren gemeinſchaftlich begangene u. H. verurſachten Schaden. Die mehreren 
fahrläſſigen Urheber eines einheitlichen Schadens (3. B. mehrere Beamte, von denen ein jeder 
durch Erfüllung ſeiner Pflicht den ſchädlichen Erfolg abgewendet haben würde, RG 51, 258; 
mehrere Miteigentümer eines Haufes, die ihrer Beleuchtungs- oder Streupflicht nicht nachkommen, 
mehrere Fabrikanten, die giftige Abwäſſer in einen Bach leiten und dadurch Schaden anrichten, 
A 16, 144; ferner der berbotswidrig Schießpulver an eine unerwachſene Perſon abgebende 
Kaufmann und der mit Schießpulver hantierende Knabe im Falle RG 33, 348) oder die mehreren 
ohne Verſchulden für einen Schadenserfolg verantwortlichen Perſonen (mehrere Tierhalter 
desſelben Tieres oder mehrerer an der Verurſachung eines Schadens beteiligter Tiere, oder der 
Tierhalter und der Beaufſichtiger des Tieres) handeln nicht miteinander, fie haften nur neben⸗ 
einander, ein jeder ſelbſtändig für ſeine Handlung oder Gefährdung. Haftung des Arreſt⸗ 
gläubigers neben dem Gerichtsvollzieher für unſachgemäße Verwahrung gepfändeter Gegen⸗ 
ſtände |. R Warn 1930 Nr 108. Die Fahrläſſigkeit iſt ein Willensfehler der Einzelperſon, ein 
Mangel an Überlegung und rein verneinenden Charakters; ihr Weſen ſchließt einen gemein⸗ 
ſamen bejahenden Willensentſchluß aus, der zur Begründung der Mittäterſchaft, Anſtiftung oder 
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Beihilfe erforderlich iſt (vgl. RG 65, 160; L 1923, 1075). Daß ſowohl die Teilnehmer einer 
gemeinſchaftlichen u. H. als auch die Perſonen, die in mehreren Handlungen, jede für ſich, einen 
und denſelben Schaden herbeigeführt haben, als Geſamtſchuldner haften, beſtimmt § 840 Abs 1, 
der alle Formen des Zuſammenwirkens mehrerer Perſonen zu einer u. H. wie auch des Zu⸗ 
ſammenwirkens mehrerer u. H. zu einem ſchädlichen Erfolge umfaßt. Auch eine Vorbere itungs⸗ 
handlung kann nach den Umſtänden des Falles Mittäterſchaft begründen (RG Gruch 67, 187). 

3. Bei der gemeinſchaftlich begangenen Handlung des Satz 1 erzeugt der gemeinſchaftliche 
Wille die gemeinſchaftliche Verurſachung, ſo daß es gleichgültig iſt, wieviel der einzelne Mit⸗ 
täter zu dem ſchädlichen Erfolge beigetragen hat. Nicht erforderlich iſt insbeſondere, daß jeder 
bei der Ausführung phyſiſch mitwirkt; auch eine rein intellektuelle, bloß geiſtig beſtimmende, durch 
Ermunterung oder auch nur durch Anweſenheit bewußt unterſtützende Tätigkeit kann ausreichen, 
um eine i , anzunehmen, ſofern nur die Gemeinſchaftlichkeit des Wollens vorhanden 
iſt, der Erfolg alſo als Folge der Geſamttätigkeit erſcheint (RG Gruch 51, 991; 70, 619; RG 
4. 6. 28 VI 95/28). Wer von den mehreren Mittätern den endlichen Erfolg auch herbeigeführt 
haben mag, durch die Einheit des Willens erſcheint der durch die Handlung der einzelnen verur⸗ 
ſachte Erfolg als das Ergebnis ihrer Geſamtwirkſamkeit (RG 58, 357; JW 09, 41618, Warn 1915 
Nr 52; 1917 Nr 17; Gruch 51, 990; 15. 10. 06 VI 34/06; 3. 12. 03 VI 174/03; 12. 3. 06 VI 247/05 
u. a. m.). So haben mit dem Eigentümer eines zum Schaden der Hypothekengläubiger aus- 
geplünderten Landgutes auch die Abkäufer der einzelnen Inventarſtücke, die ſich vorſätzlich an 
dem „kalten Abkommen“ beteiligt haben, für den vollen Schaden einzuſtehen (RG Warn 1915 
Nr 52; 1917 Nr 17). Nur was einer der mehreren Täter bei dem im übrigen gemeinſchaftlichen 
Tun nicht mitge wollt hat, auch nicht in der Weiſe, daß er es billigen wird, wenn es von den anderen 
doch ausgeführt wird (dolus eventualis), iſt ihm nicht zuzurechnen (RG JW 90, 41615, 15. 10. 06 
VI 34/06); denn inſoweit iſt Mittäterſchaft nicht vorhanden. Aus der nur durch die Einheit des 
Willens vermittelten gemeinſchaftlichen Verurſachung des Schadens ergibt ſich weiter, daß eine 
Gleichzeitigkeit des Handelns und eine Einheit des Tatorts der mehreren Mittäter nicht 
erforderlich iſt (RG 15. 2. 05 V 372/04). Über Anſtiftung und Beihilfe, ſowie über Begünſtigung 
und Hehlerei ſ. A 5 u. 6. 

4. Mehrere Beteiligte. Im Gegenſatz zu Satz 1 hat Satz 2 einen Tatbeſtand zur Voraus⸗ 
ſetzung, bei dem die äußere zeitliche und örtliche Einheitlichkeit des Vorgangs für die gleichartigen, 
aber an und für ſich ſelbſtändigen Handlungen mehrerer eine gewiſſe unechte, rein tatſächliche 
Gemeinſchaftlichkeit zwar nicht der u. H. ſelbſt, aber der Gefährdung ſchafft und eine dieſer gefähr⸗ 
lichen Handlungen, alſo die Handlung eines von mehreren Handelnden, einen ſchädlichen Erfolg 
herbeigeführt hat. Der Fall des Satz 2 iſt gegeben, wenn jede einzelne der von mehreren be⸗ 
gangenen Handlungen im allgemeinen nach den über den urſächlichen Zuſammenhang geltenden 
Regeln den ſchädlichen Erfolg herbeizuführen geeignet war, eine von ihnen den Erfolg herbei⸗ 
geführt hat, aber nicht ermittelt werden kann, wer von den mehreren Handelnden der Urheber 
iſt (NG 58, 357; 15. 10. 06 VI 34/06; 17. 3. 21 VI 530/20). Die handelnden Perſonen bei einer 
ſolchen äußerlich zuſammenhängenden Mehrheit gleichartiger, aber ohne innere Gemeinſchaft 
ausgeführter Handlungen nennt das Geſetz Beteiligte (RG aaO., ferner JW 09 S. 1361, 
68711; Warn 08 Nr 633). Der Begriff wird mithin beſtimmt gegenüber der Mittäterſchaft, An⸗ 
ſtiftung, Beihilfe des Satz 1 und des Abf 2 durch das Fehlen eines inneren rechtlichen Zuſammen⸗ 
hangs in dem Handeln der mehreren Perſonen, anderſeits gegenüber einem nur zufälligen gleich ⸗ 
zeitigen Nebeneinander einzelner Handlungen durch die tatſächliche zeitliche und räumliche Einheit 
des Vorgangs und durch die gleichartige Gefährdung durch bie Handlungen der mehreren (RG 
SW 09, 13611; Warn 08 Nr 315; 1912 Nr 387). Beiſpiele von Satz 2 find: eine Schlägerei ($ 227 
SGB; dazu RG Warn 1929 Nr 144); die Mißhandlung einer Perſon durch mehrere andere, 
die ohne Gemeinſchaftlichkeit des Willens handeln (RG Warn 08 Nr 633); das gleichzeitige un⸗ 
vorſichtige Abgeben von Schüſſen ſeitens mehrerer Teilnehmer einer Jagdgeſellſchaft (RG 98, 
58; JW 09, 68711; 19. 3. 08 VI 241/07); das Werfen mit Steinen nach Menſchen durch mehrere 
Perſonen (RG JW 09, 1361); das Werfen mit Knallerbſen in einem mit vielen Menſchen be» 
ſetzten geſchloſſenen Raume (RG 58, 357). Zweifelhaft erſcheint der RG Warn 1912 Nr 387 be⸗ 
handelte Fall, in dem vielleicht richtiger nur ein zufälliges Nebeneinander oder Nacheinander 
ohne äußere Einheitlichkeit anzunehmen geweſen wäre; richtig dagegen RG Warn 1913 Nr 363, 
wo die Anwendung von Satz 1 wie Satz 2 des $ 830 auf den Fall verneint iſt, daß eine Frauens⸗ 
perſon, die mit mehreren Männern geſchlechtlich verkehrt hatte, geſchlechtlich erkrankt, aber nicht 
zu ermitteln war, durch wen die Anſteckung erfolgt ſei. Ebenſo RG 96, 224. Keine Beteiligung 
liegt vor, wenn zwei Wilderer, die voneinander nichts wiſſen, von verſchiedenen Seiten gleich⸗ 
zeitig nach dem Förſter ſchießen und einer ihn verwundet, oder wenn eine Glatteisbildung, die 
einen Unfall herbeigeführt hat, auf die Handlungen oder Unterlaſſungen mehrerer Perſonen 
zurückzuführen ſein kann, ohne daß ſich aber feſtſtellen läßt, welche der verſchiedenen Urſachen 
die Glatteisbildung bewirkt haben (& Warn 08 Nr 315). — Von dem einzelnen Handelnden 
fordert die Beteiligung im Sinne des Satz 2, daß jedem ein ſchuldhaftes vorſäßliches oder fahr⸗ 
läſſiges Tun zur Laſt fällt, das den ſchädlichen Erfolg herbeiführen konnte, das alſo die Gefahr 
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erzeugte, durch welche, ſei es infolge ſeiner Handlung, ſei es infolge der Handlung eines der anderen 
Beteiligten, der Schaden auch wirklich herbeigeführt wurde (RG 58, 357; 96, 224; JW 09, 68711; 
19. 3. 08 VI 241/07). Wer für die Schadensverurſachung überhaupt nicht in Betracht kommen 
kann, iſt nicht Beteiligter im Sinne des Abſ 1 Satz 2; einer auf Grund dieſer Vorſchrift in An⸗ 
ſpruch genommenen Perſon muß daher ein entſprechender Entlaſtungsbe weis, z. B. daß der 
tödliche Schuß nicht von ihr herrühren könne, geſtattet werden (RG 121, 400; RG Warn 1929 
Nr 144; NG SeuffA 83 Nr 96). Kann feſtgeſtellt werden, auf weſſen Handlung der ſchädliche 
Erfolg wirklich zurückzuführen iſt, ſo tritt eine Haftung der übrigen Beteiligten nicht ein (a. A. 
Kohler, BR IL 8 177 Ill). — Satz 2 des $ 830 gilt nur für das Gebiet der u. H.; eine entſprechende 
Anwendung darüber hinaus iſt nicht zuläſſig (RG 67, 261; 102, 319). 


5. Die Anſtiftung iſt im Sinne des & 47, die Beihilfe im Sinne des $ 49 StGB zu verſtehen 
RG Warn 1917 Nr 17). Abweichend vom Strafrecht beſtimmt das BGB für die zivilrechtliche 
Verantwortung die volle Haftung des Gehilfen. Anſtiftung wie Beihilfe erfordern ein vorſätzliches 
Handeln im bewußten und gewollten Zuſammenwirken mit dem Haupttäter wie bei der Mit⸗ 
täterſchaft zum Zwecke der Herbeiführung oder Unterſtützung des unerlaubten Handelns des 
Haupttäters (RG 65, 157; 84, 192; 99, 90; 129, 330; RG Gruch 70, 619; RG 15. 6. 05 VI 517/04; 
7. 12. 16 VI 238/16). Was Anſtifter und Gehilfe nicht ebenfalls gewollt haben, kann ihnen ſo 
wenig angerechnet werden wie dem Mittäter (vgl. A 3). Begrifflich find Anſtiftung und Beihilfe 
auch bei dem unerlaubten Handeln des Abſ 1 Satz 2 nicht ausgeſchloſſen, ſofern es ſich dabei um 
vorſätzliche Handlungen und um die Beſtimmung oder Unterſtützung eines oder mehrerer Be⸗ 
teiligter handelt, ohne daß dieſe unter ſich zu einem gemeinſamen Handeln verbunden ſind. Der 
Regel nach werden Anſtiftung und Beihilfe jedoch nur im Falle des Abſſ 1 Satz 1 in Betracht 
kommen. Gegenüber den nach 8$ 827, 828 für ihr Tun nicht verantwortlichen Perſonen ſind, 
ebenſo wie im Strafrecht, Anſtiftung und Beihilfe nicht denkbar. Aber die Handlungen des An⸗ 
ftifter oder des Gehilfen erſcheinen in dieſem Falle als ſelbſtändige u. H., die fie für die Folgen 
der von ihnen gewollten und von ihnen auch durch die unverantwortlichen Perſonen gewirkten 
u. H. verantwortlich machen. Das gleiche gilt von den Handlungen der Begünſtigung und 
Hehlerei, die im $ 830 nicht genannt find, auch nicht von ſelbſt darunterfallen (vgl. Seuffa 78 
Nr 21). Sie find ſtrafrechtlich ($$ 257 bis 261 StGB) wie zivilrechtlich ſelbſtändige u. H., deren 
Schadensfolgen beſonders zu ermitteln find (RG JW 1921, 15828; 16. 10. 11 VI 211/10). Fällt 
der hierdurch bewirkte Schaden mit dem durch die Haupttat bewirkten zuſammen, ſo iſt geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Haftung mit dem Haupttäter nach $ 840 Abſ 1 begründet. 


6. Die mehreren Mittäter des Abſ 1 Satz 1 ſowie die mehreren Beteiligten des Abſ 1 Satz 2 
einſchließlich der Anſtifter und Gehilfen nach Abſ 2 ſind jeder für den ganzen Schaden verant⸗ 
wortlich, der durch die Tat verurſacht wurde, d. h. ſie haften für den ſchädlichen Erfolg als Ge⸗ 
ſamtſchuldner nach 98 421, 840 Abſ 1, einerlei, wieviel der einzelne zu dieſem Erfolge tat⸗ 
jächlich beigetragen hat; das in A 3 in dieſer Beziehung für die Mittäter Ausge führte trifft auch 
für die Anſtifter und Gehilfen zu (RG 7. 12. 16 VI 238/16). Untereinander fteht ihnen der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch nach $$ 426, 840 zu. Die Frage, ob die Haftung ſich auf beſtimmte meßbare 
Teile des Schadens ermäßige, wenn feſtgeſtellt werden kann, inwieweit der Schaden auf die 
Tätigkeiten der einzelnen zurückgeführt werden kann, darf für den Tatbeſtand des Abſ 1 Satz 1 
nicht aufgeworfen werden; denn der gemeinſchaftliche auf die Handlung gerichtete Wille erzeugt 
hier auch die Verantwortung für den ganzen Schaden; ſoweit der Wille nicht gemeinſchaftlich 
war, iſt auch der Erfolg als gemeinſchaftlich verurſachter nicht zuzurechnen (vgl. A 3 und 5), und 
inſoweit kann die Verantwortung einzelner für einen Teilſchaden wohl in Betracht kommen. 
Für Abs Satz 2 aber ift, fofern ein beſtimmter Teilſchaden als Erfolg der einzelnen Handlungen 
der Beteiligten feſtſteht, der Fall, daß ſich nicht ermitteln läßt, welcher der Beteiligten durch 
ſeine Handlung den Schaden verurſacht hat, nicht gegeben; in erſter Linie haftet nach Abſ 1 Satz 2 
jeder für den Schaden, den er ſelbſt nachweislich angerichtet hat (vgl. A 4 am Schluſſe). 


8 831 


1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung beftellt?), iſt zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung?) einem 
Dritten widerrechtlich zufügt “). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Ge- 
ſchäftsherr bei der Auswahl der beſtellten Perſons) und, ſofern er Vorrichtun⸗ 
gen oder Gerätſchaften zu beſchaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu 
leiten hat“), bei der Beſchaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorg 
falt entſtanden fein würde”) 8), 


” 
. — 
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Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Geſchäfts⸗ 
herrn die Beſorgung eines der im Abſ 1 Satz 2 bezeichneten Geſchäfte durch 
Vertrag übernimmt?). 

E 1 711 II 754; M 2 736; P 2 597604. 


1. Allgemeines. Verhältnis zu 8278, Dem äußeren Anſcheine nach nimmt 8 831 eine Pa⸗ 
rallelſtellung zu $ 278 ein. Wie hiernach der Geſchäftsherr für ein Verſchulden der Vertreter 
und Hilfsperſonen einzustehen hat, deren er ſich zur Erfüllung einer Verbindlichkeit in Vertrags⸗ 
und vertragsähnlichen Verhältniſſen bedient (RG 98, 327; JW 1911, 360°), jo ſcheint $ 831 eine 
Haftung des Geſchäftsherrn für die widerrechtlichen Eingriffe in einen fremden Rechtsbereich 
feſtzuſetzen, deren ſich ſeine Hilfsverſonen bei den ihnen vom Geſchäftsherrn aufgetragenen 
Tätigkeiten ſchuldig machen. Eine Ahnlichkeit zwiſchen beiden Beſtimmungen iſt aber nur in deren 
Zweck und Erfolg gegeben; die rechtliche Grundlage des § 831 iſt von der des $ 278 verſchieden. 
Während nach $ 278 der Geſchäftsherr wirklich für ein Verſchulden der Hilfsperſonen aufzukommen 
hat und ſein eigenes Verhalten dabei gar nicht in Frage kommt, iſt es nach § 831 nicht das un⸗ 
erlaubte Verhalten der Gehilfen, ſondern das eigene Verſchulden des Geſchäftsherrn, das er zu 
vertreten hat; die Handlung, für die er einzustehen hat, iſt die der Hilfsperſon; das Verſchulden, 
das dieſe Haftung begründet, iſt fein eigenes (RG 78, 107; 99, 263; JW 1911, 97911; Warn 1912 
Nr 74; a. M. v. Gierke, Deutſches Schuldrecht S. 957, der in 88 831, 833 Satz 2, 836 nicht eine 
Verſchuldenshaftung mit Umkehrung der Beweislaſt, ſondern eine abgeſchwächte Verurſachungs⸗ 
haftung erblickt). Dieſes Verſchulden beſteht in der ſchuldhaft untüchtigen Auswahl der Hilfs⸗ 
perſonen oder ſchuldhaſt verſäumten Beſchaffung der für eine Arbeit der Hilfsperſonen erſorder⸗ 
lichen Vorrichtungen oder Gerätſchaften, oder endlich der ſchuldhaft unterlaſſenen Leitung einer 
Verrichtung, die einer Leitung bedurfte. Indem $ 831 aber weiter dem Geſchäftsherrn die Beweis⸗ 
laſt aufbürdet, daß er nach allen dieſen Richtungen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beabachtet, 
alſo einer Fahrläſſigkeit ſich nicht ſchuldig gemacht habe, oder daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde, ſtellt er eine doppelte, von dem Geſchäftsherrn zu ent⸗ 
kräftende Vermutung auf: einmal, daß der Geſchäftsherr ſeine Hilfsperſon, die bei Ausführung 
eines Geſchäfts oder einer Arbeit einem andern widerrechtlich einen Schaden zugefügt hat, ſchuld⸗ 
hafterweiſe untüchtig ausgewählt oder ungenügend mit Arbeitsmitteln ausgeſtattet habe (RG 
60, 300) und ſodann, daß durch dieſe untüchtige Auswahl oder Ausſtattung der dem Dritten 
zugefügte Schaden verurſacht worden ſei (NG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93). Wird dieſer Beweis 
vom Verletzten geführt, jo ergibt ſich die Haftung des Geſchäftsherrn aus $ 823; des § 831 bedarf 
es dann nicht (vgl. R JW 1913, 7377; Warn 1920 Nr 30). Die Haftung aus § 831 erfordert im 
übrigen nicht, daß der Schaden gerade durch die untüchtige Eigenſchaft des Beſtellten verurſacht 
ſei (vgl. darüber A 5b u. A 7); es genügt, daß dieſer gegenſtändlich zu der Verrichtung ungeeignet 
war; der Gegenbeweis des Geſchäftsherrn muß ſich, wenn dies feſtſteht, dahin richten, daß der 
ſchädliche Erfolg auch bei voller Tüchtigkeit des Beſtellten eingetreten fein würde (RG Warn 08 
Nr 310; 1913 Nr 93; . A 7 a. E.). Da 9 831 eine Haftung aus dem Verſchulden des Geſchäftsherrn, 
nicht des Beſtellten, feſtſetzt, ergibt ſich, daß die Haftung nach $ 831 ausgeſchloſſen ift, wenn dem 
Geſchäftsherrn die freie Willensbeſtimmung oder die zur Erkenntnis ſeiner Verantwortlichkeit 
erforderliche Einſicht (59 827, 828) fehlte; § 829 iſt jedoch, weil $ 831 nur eine Umkehrung der 
Beweislaſt für einen Tatbeſtand des $ 823 darſtellt, anwendbar (ogl. A I zu $ 829). Wenn die von 
der Hilfsperſon bei Ausführung der ihr aufgetragenen Verrichtung begangene widerrechtliche 
Verletzung zugleich eine Vertragsverletzung in Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung des 
Geſchäftsherrn gegen den andern enthält (vgl. Vorbem 4a vor $ 823), jo können ſowohl 8 278 
als auch § 831 zur Anwendung kommen (RG 88, 433; 99, 263; Warn 1910 Nr 434; 15. 2. 11 
V 220/10). Weiſt der durch eine Vertragsverletzung Geſchädigte ein Verſchulden der Hilfsperſon 
nach, jo darf er nach 3 278 den Geſchaftsherrn in Anſpruch nehmen, ohne daß dieſem ein Ent- 
laſtungsbeweis zuſtünde, daß ihn bei Beſtellung der Hilfsperſon kein Verſchulden treffe (RG 
62, 119; JW 04, 141%; Warn 1910 Nr 434; Gruch 48, 882). Kann oder will er dieſen Beweis 
nicht führen, fo verbleibt die Berufung auf $ 831 wegen der widerrechtlichen Schadenszufügung, 
die der Geſchäftsherr jedoch durch den Gegenbeweis in Satz 2 des 8 831 Abi 1 zu entkräften vermag 
(RG IW 06, 3775). Das gleiche gilt, wenn eine Krankenkaſſe vom Kaſſenmitglied für die Folgen 
der Handlungsweiſe des mit einer Nachunterſuchung beauftragten Vertrauensarztes haftbar gemacht 
wird (RG 131, 67). Nur $ 831, nicht $ 278 ift anwendbar, wenn der Verletzte nicht ſelbſt der Gläu⸗ 
biger des Vertrags oder des geſetzlichen Schuldverhältniſſes iſt, ſondern zu letzterem ſeinerſeits 
wieder in vertraglichen oder ſonſtigen Rechtsbeziehungen ſteht (RG Warn 1911 Nr 260). Über 
die Haftung des Reichspoſtfiskus bei Beſchädigungen von Reiſenden oder beförderter Sachen 
J. Vorbem 4a vor $ 823, über die Bedeutung des $ 5 EiſenbVerkd v. 23. 12. 08 |. RG Warn 
1916 Nr 82. — Unanwendbar iſt $ 831 im Falle des $ 136 Gewu G — jetzt 58 903906 RVO — 
ſ. RG 69, 340; JW 06, 40377; des 8 2 RHaftpfI® ſ. RG SeuffA 79 Nr 93; des 8 13 Abſ 3 Unl WG; 
NG 116, 33; des $ 7 Abſſ3 des Kraftfahrzeuggeſetzes |. R 119, 58; 135, 154 RG JW 1932, 
37128; ferner bei Handlungen, die in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte oder ſonſt öffentlich⸗ 
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rechtlicher Funktionen vorgenommen werden, R& 129, 305; 139, 149; 140, 415; ferner RG Warn 
1910 Nr 232 Feuerwehr; 1914 Nr 239 militäriſche Arbeiten; 1918 Nr 200 Feuerwehr. In dem 
Verhältnis zwiſchen Eiſenbahn und Reichspoſtverwaltung im Falle der Beſchadigung eines im 
Eiſenbahnpoſtdienſt beſchäftigten Reichspoſtbeamten kommt § 831 nicht zur Anwendung, da 
nach Art 8 des Eiſenbahnpoſtgeſetzes v. 20. 12. 75 eine Haftung der Eiſenbahn der Poſt gegenüber 
nur bei wirklichem, von der Poſtverwaltung nachzuweiſendem Verſchulden des Eiſenbahnbetriebs⸗ 
unternehmers oder ſeiner Angeſtellten, nicht auf Grund des vermuteten Verſchuldens des § 831 
geltend gemacht werden kann (RG FW 1921, 3377). — Die Sondervorſchrift im HGB 8 485 
(Haftung des Reeders) ſchließt die Anwendung des $ 831 aus (RG 116, 213). 

2. Zu einer Verrichtung beſtellt iſt jeder, dem von einem andern, von deſſen Weiſungen er 
mehr oder minder abhängig iſt, eine Tätigkeit übertragen worden iſt. Die Tätigleit kann tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Charakters (RG 73, 434), entgeltlich oder unentgeltlich, dauernd oder 
vorübergehend, niederer oder höherer Art ſein und die Beſtellung auf einen ganzen Geſchaftskreis 
oder eine einzelne Tätigkeit ſich beziehen; ſie kann bei Geſchäften rechtlicher Art mit einer Ver⸗ 
tretungsmacht verbunden ſein oder ohne ſolche ſich vollziehen (RG 53, 276; 91, 363; 92, 345; 
Warn 1915 Nr 6). Eine allgemeine Beſtellung begreift auch die einzelnen im Rahmen des Auf- 
trags liegenden Handlungen (RG 73, 434; 91, 363; 92, 345; JW 1915, 704°). Ein rechtsgeſchaft⸗ 
licher Akt der Übertragung ift nicht erfordert, auch nicht Geſchäftsfahigkeit des Beſtellten. Nicht 
erforderlich iſt auch, daß der Beſtellte äußerlich erkennbar als Geſchäftsbeſorger auftritt (a. M. 
Dernburg, BR II 2 8 387 II 1). Unter $ 831 fallen die Tätigkeiten ſowohl des Dienſtboten und 
Arbeiters wie des gewerblichen Leiters einer großen Fabrik oder des Prokuriſten eines Hand⸗ 
lungshauſes, der übrigens, falls der Geſchäftsherr ein Verein oder eine Körperſchaft oder auch 
eine offene Handelsgeſellſchaft ift, unter Umſtänden als beſonderer Vertreter nach 8 30 angeſehen 
werden kann (RG 76, 35 [48]; Warn 08 Nr 572; 12. 4. 11 VI 576/10). Direktor einer kommunalen 
Sparkaſſe, die auch Banigeſchäfte betreibt, ſ. RG 126, 50 und RG JW 1930, 119816. Auch die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts im Rahmen der Prozeßvollmacht im Prozeſſe und in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung fällt unter $ 831; die anſcheinend entgegenſtehende Beſtimmung des § 85 ZPO 
regelt nur die prozeßrechtlichen Wirkungen, die die Handlungen des Rechtsanwalts als Prozeß⸗ 
handlungen für den Rechtsſtreit erzeugen, und ſpricht nur den Grundſatz der unmittelbaren Stell ⸗ 
vertretung des § 164 BGB für die Prozeßhandlungen des Rechtsanwalts aus (RG 96, 177, 
a. M. früher RG Warn 1915 Nr 6). Der Ehemann kann als Verwalter des Frauenvermögens 
als zu einer Verrichtung beſtellt erſcheinen, wenn die Ehefrau im Güterſtande der Gütertrennung 
ihm dieſe Verwaltung freiwillig überträgt; nicht im geſetzlichen Güterſtande, wobei er in eigenem 
Recht handelt (RG 91, 363). Eine Treibjagd iſt im Verhältnis zu den Jagdgäſten nicht ein Geſchaft 
des Jagdherrn, deſſen Gegenſtand der Wildabſchuß bilden würde; der Jagdherr haftet alſo für 
Schäden, die Jagdgäſte einander zufügen, nicht etwa nach $ 831; für die Zulaſſung ungeeigneter 
Jagdteilnehmer, z. B. leichtſinniger Schützen, kann er nach $ 823 haftbar ſein (R 128, 39). 
Unter $ 831 fallen auch die Tätigkeiten der Vorſtandsperſonen oder ſonſtiger Vertreter eines 
nicht rechtsfähigen Vereins (MG 91, 74; 135, 242; JW 1913, 737°; 1933, 423. Warn 1912 Nr 438; 
1913 Nr 319; 1917 Nr 263; 28 1922, 5841; 11. 12. 11 VI 36/11) nie mals dagegen, abweichend 
von § 278, die der geſetzlichen Vertreter einer natürlichen oder juriſtiſchen 
Perſon, deren Handlungen rechtlich als die des Vertretenen gelten (RG 61, 207; 91, 74). Eine 
Haftung natürlicher Perſonen aus u. H. ihrer geſetzlichen Vertreter iſt dem BGB fremd ($ 823 A 
12); die Haftung juriſtiſcher Perſonen ift in den $$ 30, 31, 89 geordnet. Die Grenze der geſetzlichen 
Vertretung, insbeſondere nach $ 30, und der Verrichtung eines beſtellten Beamten im Sinne des 
9831 ift nicht immer leicht zu beſtimmen; maßgebendiſt, ob die Perſonen zu ihrer Tätigkeit innerhalb 
eines Geſchäftsbereichs durch die Satzungen der Körperſchaft, der bei Körperſchaften öffentlichen 
Rechtes die die Verwaltungsgliederung regelnden Beſtimmungen entsprechen, berufen find, oder ob 
ſie ihren Dienſtauftrag erſt wiederum von den ſo berufenen Perſonen herleiten (RG 53, 276; 62,31; 
74, 21; 79, 101; JW 06, 82; 1912 S. 2821, 3382, 849%); erſtere ſind die Vertreter, letztere die nach 
$ 831 zu behandelnden Angeſtellten. Aber nur auf den Dienſtauftrag kommt es an; die Anſtellung 
kann beim Vertreter wie beim Angeſtellten auf einen zuſtändigen Vertreter zurückgehen (RG 
53, 276; 55 S. 271, 229; 62, 31; JW 03 Beil 117200; 04, 165°; 06, 8° u. a.). Des näheren vgl. 
88 30, 31, 89 und die A daſelbſt. Als zu Verrichtungen beſtellte Perſonen ſind nach 
dieſen Grundſätzen in der Rechtſprechung angeſehen worden: der Bahnhofsvorſte her (RG JW 

- 03 Beil Nr 260; 1911, 45016, Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 89); anders für die Reichsbahngeſellſchaft 
(NW 121, 382, |. unten), der Bahnmeiſter (RG 53, 276; 55, 229; JW 1911, 45016; Warn 1917 Nr 
242) und das Zugverſonal (NG JW 06, 3773; Warn 09 Nr 507) in der preuß. Eiſenbahnverwal 
tung; der Kanallotſe (RG 74, 250; 79,101; 81, 316); der Poſtaſſiſtent (RG ZW 06, 706; ein Poſt⸗ 
beamter, der in dienſtlicher Eigenſchaft einem Poſtſcheckkunden Auskunft gibt (RG 18. 6. 26 III 
281/25); der Hausmeiſter eines Poſtgebäudes (RG JW 04, 1653); der Schuldiener (RG JW 
06, 42715); der Leiter einer ſtädtiſchen Sparkaſſe (RG 131, 239; NG JW 1931, 309713), einer 
ſtädtiſchen Gasanſtalt (RG 74, 21; JW 1915, 3955) oder eines ſtädtiſchen Schlachthauſes (RG 
23 1922, 615%); der Leutnant in Angelegenheiten der militäriſchen Vermögensverwaltung 
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(MS 55, 171; 120, 304). Haftung der Reichspoſt für Schaden, den ihre Angeſtellten bei Einrich⸗ 
tung eines Fernſprechanſchluſſes anrichten, . RG 141, 420. Dagegen find die Stationsvorſteher 
bei der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft und ihre Stellvertreter als verfaſſungsmäßig berufene Ver⸗ 
treter der Geſellſchaft mit der Folge einer Haftung der letzteren aus $$ 31, 89 anerkannt worden 
GG 121, 382). Bahnwärter ſ. R& 142, 356. Zweifelhaft und im einzelnen Falle zu prüfen iſt die 
Rechtsſtellung bei Beamten höherer und ſelbſtändiger Berufstätigkeit: beim Vorſteher einer Reichs⸗ 
banknebenſtelle (RG 76, 179); beim Vorſteher eines Stadtbauamts, der bloßer Beamter, aber auch 
Magiſtratsmitglied oder beſonderer Vertreter nach 9 30 ſein kann (NG JW 1912, 8491; 1920, 7755; 
Warn 1914 Nr 35); dagegen iſt der (Kommunal-) Kreisbaumeiſter in Preußen Angeſtellter nach 
5831 (RG FW 1915, 3957); beim Betriebsdirektor einer ſtädtiſchen Straßenbahn (RG JW ö 1911, 
6401; Warn 1916 Nr 125); beim Leiter der einer Körperſchaft gehörenden Heilanſtalt (RG FW 1912, 
338°); beim Rendanten einer Gemeindeſparkaſſe (NG JW 1912, 2821). Die Leiter der Zweig⸗ 
niederlaſſungen von Aktienbanken können Vertreter nach § 31 fein, wenn fie dem Geſamtvor⸗ 
ſtande angehören; fie können beſondere Vertreter nach $ 30 fein, wenn ihre Beſtellung ſatzungsmäßig 
vorgeſehen iſt; es genügt, daß die Zweigniederlaſſung ausdrücklich ſatzungsmäßig vorgeſehen iſt und 
die Stellung ihres Leiters durch Auslegung aus der Satzung ermittelt wird; ſie konnen aber auch 
lediglich Angeſtellte im Sinne des $ 831 fein; die Satzung iſt dafür Maßſtab und Grundlage (RG 
Warn 1915 Nr 317; 1917 Nr 110; JW 1927, 16825); ähnlich iſt die Stellung von Depoſitenkaſſen⸗ 
vorſtehern der Banken (RG 94, 318; JW 1917, 2855; 1930, 29275; Warn 1918 Nr 208; 1930 Nr 33). 
Bankprokuriſt, der als Angeſtellter der Bank Auskünfte zu erteilen hat, |. RG Warn 1930 Nr 94. 
Eine Krankenkaſſe haftet gegenüber dem Kaſſenmitglied für die Folgen einer unrichtigen Begutach⸗ 
tung durch den mit der Nachunterſuchung beauftragten Vertrauensarzt nach 9 831, aber auch nach 
9278 (RG 131, 67). Weſentlich iſt für die Beſtellung zu einer Verrichtung nach 9831, wie ſich aus Abj 
1 Satz 2 ergibt, daß dem Beſteller die Eigenſchaft des Geſchäftsherrn im Verhältniſſe zum 
Beſtellten zukommen muß. Der zu einer Verrichtung Beſtellte muß die Anordnungen des Beſtellers 
für die Ausführung der Verrichtung zu befolgen haben, von deſſen Willen bei der Ausführung 
abhängig ſein; wer die aufgetragene Tätigkeit als ſelbſtändiger Unternehmer ausführen ſoll, 
über ſeine Perſon frei zu verfügen und Zeit und Umfang ſeiner Tätigkeit ſelbſt zu beſtimmen hat, 
iſt nicht im Sinne des $ 831 zu einer Verrichtung beſtellt (RG 51, 199; 53, 276; 86, 424; 92, 345; 
JW 09 S. 27612 u. 41613; 1910, 7474; 1912 S. 3727, 13812; Warn 08 Nr 56 u. 471; 1910 Nr 232; 
1911 Nr 180; 1912 Nr 301; 23 1922, 681; RR 1933 Nr 371; a. M. Planck A 1a, der es maß⸗ 
gebend ſein läßt, ob dem Beſteller eine Prüfung der Zuverläſſigkeit der beſtellten Perſon möglich 
oder nach der Auffaſſung des Lebens anzuſinnen ſei, und Oertmann A 2a, der ſich gegen jede 
Einſchränkung aus dem Verhältniſſe des Beſtellers zu dem Beſtellten erklärt). Der ſelbſtändige 
Bauunternehmer oder Handwerksmeiſter, der ein Werk auszuführen übernommen hat, iſt alſo 
nicht Angeſtellter, nicht zu einer Verrichtung beſtellt ((RG 86, 424; KW 1910, 7474, 1912 S. 3727, 
13812, 14215; 1914, 10395; Warn 1912 Nr 301). Einen zweifelhaften Fall, in dem die Anwend⸗ 
barkeit des $ 831 bejaht wurde, behandelt RG 96, 81: eine Stadtgemeinde hatte als Kriegsfutter⸗ 
mittelſtelle eine Firma mit dem Vertriebe der Futtermittel an die Händler betraut; hier wurde 
ein Geſchäftsherrnverhältnis der Stadtgemeinde zu der Firma angenommen. Ein großes Maß 
bon Selbſtändigkeit und Bewegungsfreiheit, nach eigenem Ermeſſen und eigener Sachkunde zu 
handeln, kann auch der Angeſtellte im Sinne des $ 831 haben; ſchon der Kutſcher und der Kraft⸗ 
wagenführer handeln nach eigener Sachkunde und Erfahrung; aber ſie haben über ſich und ihre 
Tätigkeit nicht frei zu beſtimmen. Der Unterſchied des ſelbſtändigen Unternehmers und des zu 
einer Verrichtung Beſtellten wird vielfach mit dem von Werk- und Dienſtvertrag zuſammen⸗ 
fallen (NG JW 1910, 7474; 1912 S. 3727, 14219; Warn 1912 Nr 301). Übertragung der Führung, 
Pflege und Beaufſichtigung eines Kraftwagens |. RG 135, 149. Der Fahrgaſt it nicht Geſchäfts⸗ 
herr des Führers der Kraftdroſchke, die er zu einer Fahrt beſtellt hat (RG 23 1917, 133%). Mit⸗ 
geſellſchafter und Mitgeſchäftsführer einer G. m. b. H. ſtehen nebeneinander, nicht im Ver⸗ 
hältnis von Geſchäftsherrn und Angeſtellten (RG 91, 73; RG SeuffA 80 Nr 167); ein Geſell⸗ 
ſchafter einer o. HG. — und ebenſo einer G. m. b. H. — kann aber als von den übrigen zu 
einer Verrichtung beſtellt in Frage kommen, wenn er für ſeine Perſon, nicht innerhalb ſeiner 
Vertretungsmacht gehandelt hat, ſo wenn er durch argliſtige Täuſchung einen Dritten zum 
Eintritt in die Geſellſchaft beſtimmte (RG 91, 412). Anwendung des § 831 auf die Teilhaber einer 
Erbengemeinfchaft, die die Verwaltung untereinander geteilt haben, ſ. RG Warn 1930 Nr 103. 
So ſteht die Tätigkeit der zu einer Verrichtung beftellten Perſon, rechtlich betrachtet, in der 
Mitte zwiſchen derjenigen des Vertreters einer Körperſchaft, deſſen Handlung als die eigene 
des Vertretenen gilt, und derjenigen des ſelbſtändigen Unternehmers, deſſen Handlung für den 
Beſteller der Tätigkeit eine fremde iſt. Die Handlung des zu einer Verrichtung Beſtellten aber 
iſt ſowohl fremde als eigene des Beſtellers und Geſchäftsherrn (vgl. RG 74, 250). Das 
begründet nach $ 831 feine Haftung, ſoweit fein Anteil an der Handlung reicht (A 5—8). Die 
Beſtellung kann durch eine Zwiſchenperſon erfolgen; ſie muß nicht unmittelbar auf den Geſchäfts⸗ 
herrn oder deſſen geſetzlichen Vertreter zurückführen; auch wer vom Angeſtellten zur Hilfeleiſtung 
zugezogen wurde, ift, wenn die Zuziehung im Geſchäftskreiſe des Zuziehenden lag, vom Ge⸗ 
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ſchäftsherrn beſtellt (RG 55, 171; Warn 08 Nr 475; 09 Nr 538; 1912 Nr 109); wie ſich der Ent⸗ 
laſtungsbeweis der ſorgfältigen Auswahl in dieſem Falle geftaltet, darüber ſ. A 5. Die Stellung 
des Beſtellers als Geſchäftsherr wird an und für ſich nicht dadurch beeinträchtigt, daß die auf⸗ 
getragene Tätigkeit für einen Dritten geleiſtet werden ſoll. Wenn aber dem Dritten überlaſſen 
wird, die einzelnen Verrichtungen dem Gehilfen zuzuweiſen und dieſer ſie nach der Weiſung des 
Dritten ausführen ſoll, dann iſt letzterer Hinfichtlich dieſer Verrichtungen der Geſchäftsherr: fo, 
wenn ein Eigentümer dem Unternehmer, der für ihn einen Bau ausführt, ſeine Arbeiter zum 
Anfahren von Bauſtoffen zur Verfügung ſtellt RG Warn 08 Nr 56). Im Verhältniſſe des Ge⸗ 
ſchäftsherrn ſteht der Handwerksmeiſter zum Lehrling. Wird aber der Lehrling nur als ſolcher, 
als Lernender beſchäftigt, der nach den Unterweiſungen des Meiſters oder der Geſellen unter 
deren Aufſicht an den Arbeiten beteiligt wird, fo liegt die Beſtellung zu einer Verrichtung nicht 
vor; anders, wenn dem Lehrling untergeordnete Hilfeleiſtungen übertragen werden, die auch 
ein anderer ausführen könnte, der dem Fache nicht angehört, oder wenn der ſchon vorgeſchrittene 
Lehrling mit ſelbſtändigen Tätigkeiten betraut wird (RG 13. 3. 05 VI 456/04). Unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt einer allgemeinen Aufſichtspflicht kann die Haftung eines Zentralverbandes der 
Arbeitnehmer für Streikſchäden begründet fein, wenn der Streik von einer Ortsſtelle ohne die 
erforderliche Genehmigung des Zentralverbandes eingeleitet, von dieſem aber demnächſt gebilligt 
worden iſt (RG 29. 4. 26 IV 558/25). 

3. In Ausführung der Verrichtung, die ihr aufgetragen wurde, muß die Hilfsperſon gehandelt 
haben, wenn für den Schaden, den ihre Handlung angerichtet hat, der Geſchäftsherr in Anſpruch 
genommen werden ſoll. Den Gegenſatz bildet die Zufügung eines Schadens bei Gelegenheit 
der Ausführung der Verrichtung. Die ſchädigende Handlung, die auch in der Unterlaffung 
einer auftrag⸗ oder pflichtgemäß vorzunehmenden Handlung beſtehen kann (RG JW 1910, 33310; 
1911, 182°), muß in den Kreis der Tätigkeiten fallen, die die Ausführung der Verrichtung darſtellen; 
fie muß mit dieſen Tätigkeiten in einem inneren Zuſammenhang ſtehen (RG 73, 434; 79, 312; 
104, 144; JW 09, 358; 1910, 33310; Gruch 53, 924). Beſteht aber der innere Zuſammenhang, 
dann ſtellt willkürliche oder irrtümliche Überſchreitung der Grenzen des Auftrags die Handlung 
noch nicht außerhalb des Kreiſes der aufgetragenen Verrichtungen (RG Warn 1928 Nr 74). Der 
innere Zuſammenhang iſt gegeben, wenn Handwerksgeſellen, von ihrem Meiſter mit der Ein- 
richtung von Beleuchtungsgegenſtänden in einem Haufe beauftragt, bei der Arbeit die Kronleuchter 
uſw. beſchädigen, es ift auch der Fall bei einem Kutſcher oder Straßenbahnwagenführer oder bei 
dem Zug- oder Maſchinenführer eines Eiſenbahnzugs, die mit einer Fahrt beauftragt find und 
dabei jemanden überfahren (RG aad.; JW 06, 377°; auch 07,16%; Warn 09 Nr 507); bei 
Bahnangeſtellten, die, mit der Beförderung des abhanden gekommenen Gutes dienſtlich befaßt, 
an deſſen Veſeitigung ſich beteiligen (MG SeuffA 80 Nr 174). Das trifft ferner zu, wenn (Unter- 
laſſung) Angeſtellte auftragswidrig Unbefugte von dem Vetreten eines dritten Perſonen Ge⸗ 
fahren bietenden Arbeitsplatzes nicht abhalten (RC JW 1911, 182). Eine willkürliche oder 
irrtümliche Überſchreitung der Grenzen des Auftrags ftellt die Handlung noch nicht außerhalb 
des Kreiſes der aufgetragenen Verrichtungen, wenn der innere Zuſammenhang in Wirklichkeit 
vorhanden iſt (R Warn 1916 Nr 125). So wenn ein angeſtellter Kraftwagenführer ohne den 
Willen des Geſchäftsherrn oder auch gegen deſſen Weiſungen eine andere Perſon mit in den 
Wagen nimmt und mit ihr die aufgetragene Fahrt, der Beſtellung gemäß oder auch mit einem 
ſelbſtwilligen Umwege, ausführt und dabei dieſe Perſon verletzt (Rh JW 1913, 32711; Warn 
1913 Nr 55). Mit dem Begriff einer ſog. Schwarzſahrt, alſo einer ſolchen, die ohne Wiſſen und 
gegen den (ausdrücklichen oder zu vermutenden) Willen des Kraftwagenhalters geſchieht, iſt 
regelmäßig die Annahme unvereinbar, daß dabei der Kraftwagenführer in Ausführung der ihm 
übertragenen Verrichtungen gehandelt habe; hier greift F 7 Abſ eg Kraft§ch ein (RG 119, 58; 
135, 149, 136 S. 4 u. 15; RG JM 1932 S. 20131, 37128. Zur Beurteilung der Frage, ob eine Fahrt 
als Schwarzfahrt anzusehen ift, |. auch RG HAN 1932 Nr 1872. Liegen aber die Vorausſetzungen 
für die Haftung eines Kraftwagenhalters für den von ihm angeſtellten Wagenführer nach § 831 
vor, jo iſt unerheblich, ob im Sinne des §7 Abſ 3 KtraftF& die Fahrt, bei der die ſchadenſtiftende 
Handlung begangen wurde, ohne Wiſſen und Willen des Wagenhalters gemacht worden ift (RG. 
14. 10. 26 IV 328/25; dahingeſtellt in RG 119, 353). Dagegen genügt eine bloß irrtümliche An⸗ 
nahme, in Ausführung eines Auftrags zu handeln, wenn die innere Beziehung zu dieſem tat⸗ 
ſächlich fehlt, nicht; der zugewieſenen Verrichtung ganz fremde Handlungen können die Grund⸗ 
lage für eine Haftung des Geſchäftsherrn aus § 831 nicht abgeben. Hier iſt die Handlung nicht 
in Ausführung der Verrichtung, ſondern nur bei deren Gelegenheit verübt (RG JW 1910, 65219). 
So auch, wenn in dem oben angeführten Beiſpiele einer der mit der Einrichtung von Beleuch⸗ 
tungsgegenſtänden in einem Hauſe betrauten Geſellen bei einem Bewohner des Hauſes einen 
Diebſtahl ausführt; oder wenn der Kaſſierer einer Genoſſenſchaft, der zum Abſchluſſe von Ver⸗ 
trägen nicht ermächtigt iſt, ein Darlehn für die Genoſſenſchaft aufgenommen, das Geld entgegen⸗ 
genommen und unterſchlagen hat (RG 65, 292); ebenſo wenn ein Kutſcher, den der Geſchäftsherr 
einem Dritten zur Beförderung von Waren zur Verfügung geſtellt hat, dieſem gegenüber eine 
Unterſchlagung begeht (RG JW 1920, 2845). Die Kenntnis von der diebiſchen oder (bei Körper⸗ 
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verletzungen) gewalttätigen Neigung oder von der gefährlichen Geiſteskrankheit eines Angeſtellten 
kann dagegen eine Haftung des Geſchäftsherrn aus 9 823 Abſ 1 begründen (RG FW 1910, 65219). 
Der Kanzleivorſteher eines Rechtsanwalts oder Notars, der zur Hinterlegung oder zur Abführung 
an Dritte beſtimmte Gelder für den Geſchäftsherrn in Empfang nimmt und unterſchlägt, kann 
letzteren durch feine Handlung nach § 831 erſatzpflichtig machen; zur Empfangnahme von Ge⸗ 
bührenzahlungen iſt er regelmäßig als ermächtigt anzuſehen; durch deren Unterſchlagung wird 
daher nicht ein Dritter, ſondern der Geſchäftsherr ſelbſt geſchädigt. Ein Poſtangeſtellter, der die 
ihm in Ausführung der ihm übertragenen Verrichtungen zugänglichen Vordrucke, Umſchläge, 
Stempel ſowie die Kenntnis eines Kundenkontos des Poſtſcheckamts einem Dritten zur Ver⸗ 
übung eines Betrugs mitteilt, hat in Ausführung der ihm übertragenen Verrichtungen dann 
gehandelt, wenn er mit der Bearbeitung des Poſtſcheckkontos betraut war (RG 104, 145). Mit- 
wirkung von Eiſenbahnangeſtellten bei einem mittels gefälchter Frachtbriefduplikate ausgeführten 
Betrug ſ. RG JW 1924, 17145. Kommen mehrere Perſonen, die in bezug auf denſelben 
Vorgang mit Verrichtungen beauftragt waren, als Tater der ſchädigenden Handlung in Frage, 
fo hat der Beſchädigte, der auf $ 831 geſtützt feinen Schaden gegen den Geſchäftsherrn geltend 
macht, Ort, Zeit und begleitende Umſtände des Vorgangs ſo genau anzugeben, daß der Geſchäfts⸗ 
herr daraus die Perſon oder die Perſonen der beteiligten Angeſtellten entnehmen kann; dieſe 
ſelbſt mit Namen zu bezeichnen, kann dem verletzten Kläger nicht zugemutet werden; die fragliche 
Ermittlung ift Sache des Entlaſtungsbeweiſes des Geſchäftsherrn (RG 70, 379; 87, 1; 89, 136; 
JW 06, 196153 1933, 8242; Warn 09 Nr 507; 1914 Nr 53; ſ. im übrigen unten A 5). Den urſach⸗ 
lichen Zuſammenhang zwiſchen der Verrichtung und der Verletzung hat dagegen der Kläger 
nachzuweiſen (R JW 05, 2020). 

4. Weitere Vorausſetzung der Haftung aus $ 831 ift, daß der zu einer Verrichtung Beſtellte 
einem Dritten einen Schaden widerrechtlich zufügt. Dritter iſt hier eine jede vom Geſchafts⸗ 
herrn und vom Täter verſchiedene Perſon; auch ein anderer Angeſtellter desſelben Geſchafts⸗ 
herrn, der bei derſelben Verrichtung in deſſen Auftrage ſelbſt mitwirkt, kann als Dritter in Betracht 
kommen (RG JW 1912, 29616). Der Begriff der Widerrechtlichkeit ift hier derſelbe wie in $ 823 
Abſ 1 (vgl. $ 823 A 10); es muß der ſachliche (objektive) Tatbeſtand einer u. H. vorliegen, der 
wie nach $ 823 Abf 1 in einem Handeln oder in dem Unterlaſſen einer gebotenen Handlung (Unter⸗ 
laſſung der Beleuchtung der Treppen oder des Beſtreuens des Bürgerſteigs durch den Haus⸗ 
meiſter, dem dies aufgetragen iſt), beſtehen kann (RG JW 1910, 3331, 1911, 182%; Warn 09 
Nr 98; 1916 Nr 304). Durch dieſes Handeln oder Unterlaſſen muß ein Schaden zugefügt ſein; 
auf ein Verſchulden der zu der Verrichtung beſtellten Perſon bei der ſchädi⸗ 
genden Handlung kommt es nicht an und kann es nicht ankommen, da § 831 
nicht eine Haftung aus fremdem Verſchulden, ſondern aus eigenem Verſchulden bei fremder 
Handlung feſtſetzt (MW 49, 26; 70, 76; 91, 66; 129, 55; 135, 149; JW 08 Beil Nr 24 u. 294; 
1911, 979°; 1913, 2310; 1914, 3535; 1931 S. 8542, 331911; 1932, 371610, 1933, 8242; Warn 
09 Nr 98 u. 484; 1912 Nr 410; 1914 Nr 53; 1916 Nr 304; 23 1917, 86611); über die 
Bedeutung des Fehlens eines Verſchuldens des Beſtellten für den Entlaſtungsbeweis 
des Geſchäftsherrn ſ. unten A7. Die Vorſchrift des $ 831 beſtimmt keine Haftung des Ge⸗ 
ſchäftsherrn für eine u. H. des von ihm zu einer Verrichtung Beſtellten, ſondern ſchiechthin 
für eine unrechte Tat des Beſtellten, für die der Geſchäftsherr kraft ſeines eigenen Verſchuldens 
verantwortlich iſt (ſ. oben A 1). Daraus folgt aber nicht, wie RG Warn 09 Nr 484 und in der 
1. Auflage dieſes Werkes angenommen wurde, daß § 831 unanwendbar tft, wo eine Rechts- 
widrigkeit nur bei vorſätzlicher und grob fahrläſſiger Verletzung eines Rechtes oder Rechtsguts 
vom Geſetz anerkannt wird, ſo insbeſondere, wenn eine u. 9. nach $ 826 vorliegt. Freilich iſt im 
Falle des J 826 und in einer Reihe von Fällen des § 823 Abſ 2 die Zufügung eines Schadens 
nur unerlaubt und widerrechtlich, wenn ſie auf der perſönlichen Seite des Tatbeſtandes mit 
Vorſatz verknüpft iſt, und deshalb kann auch für die Anwendung des § 831 hier vom Vorſatze 
des mit der Verrichtung betrauten Täters nicht abgeſehen werden; daß auf ſeiner Seite kein 
Verſchulden vorzuliegen brauche, kann hier nicht gelten. Die vorſatzlich begangene Schadigung 
nach $ 826 iſt aber dann auch widerrechtlich im Sinne des § 831 (jo RG 71, 217; 73, 434; JW 
1911, 5847; Warn 1912 Nr 428; 1918 Nr 208; 1919 Nr 35). 

5. a) Der Grund der Haftung aus $ 831 iſt das vermutete Verſchulden des Geſchaftsherrn, 
das die an ſich für ihn fremde Handlung der von ihm zu einer Verrichtung beſtellten Perſon zu 
ſeiner eigenen macht. Er hat dieſe Vermutung zu widerlegen. Für dieſen Emlaſtungsbeweis 
find in § 831 beſtimmte Richtungen vorgezeichnet. Die erſte dieſer Richtungen iſt, daß der Ge⸗ 
ſchäftsherr den Nachweis erbringt, daß er bei der Auswahl der beſtellten Perſon die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Er muß zu dieſem Nachweiſe beſtimmte Tatſachen 
dartun, die ein Urteil darüber ermöglichen, ob die beſtellte Perſon gerade zu der Verrichtung 
oder zu dem Kreiſe von Verrichtungen, die ihr aufgetragen waren, nach ihrer Befähigung und 
Verläßlichkeit geeignet war oder von ihm bei gewiſſenhafter Überlegung als geeignet angeſehen 
werden konnte (N 59, 203; IW 04, 36127; 06 S. 199 ic u. 7061; 07, 160 1913, 737 Warn 08 
Nr 514; 1920 Nr 30; Gruch 51,600). Bei der Übertretung von Schutzgeſetzen durch beſtellte 
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Perſonen wird ſich der Entlaſtungsbeweis aus § 831 regelmäßig mit dem Widerlegungsbeweis 
(8 823 A 16) gegen das zunächſt vorliegende Verſchulden des Geſchäftsherrn decken (R JW 
1911, 594; 1912, 53614). Der durch beſtimmte Tatſachen zu erbringende Beweis wird nicht 
durch allgemeine Erwägungen erſetzt, daß der in Frage ſtehende ſtaatliche Betrieb oder Groß⸗ 
betrieb eines geachteten Unternehmers die Sorgfalt bei der Auswahl der Angeſtellten als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erſcheinen laſſe (RG 87, 1; JW 04, 36117; 1911, 5947; 1912, 1946, Warn 1912 
Nr 388; 1917 Nr 242); ebenſo nicht durch einen allgemeinen Hinweis auf die durch die Kriegs⸗ 
verhältniſſe gegebenen Schwierigkeiten, tüchtige Angeſtellte zu bekommen (R Warn 1919 
Nr 170). Anderſeits kann aber der Entlaſtungsbeweis auch dem Geſchäftsherrn nicht mit der 
andern allgemeinen Erwägung abgeſchnitten werden, daß aus dem unvorſichtigen Verhalten 
des Beſtellten bei der rechtswidrigen Handlung die mangelnde Sorgfalt des Geſchäftsherrn bei 
der Beſtellung von ſelbſt ſich ergebe (RG JW 05, 34011; 1910, 1119); denn der Entlaſtungsbeweis 
ſoll gerade dartun, daß dieſes rechtswidrige Verhalten nicht auf ein Verſchulden des Geſchäfts⸗ 
herrn zurückzuführen iſt. Der Beweis der Sorgfalt in der Auswahl des Angeſtellten wird zunächſt 
dadurch geführt, daß der Geſchäftsherr bei deſſen Einſtellung in feinen Dienſt je nach den Um⸗ 
ſtänden ſich ſchriftliche Zeugniſſe früherer Dienſtherren über ſeine Befähigung und ſeine Dienſt⸗ 
führung vorzeigen ließ oder mündliche Erkundigungen einzog, die geeignet waren, ſeine Über⸗ 
zeugung von der Tauglichkeit der Perſon zu begründen (NG Warn 1910 Nr 443; 1914 Nr 54; 
1933 Nr 97; Gruch 51, 600; 27. 9. 06 VI 610/05; 6. 11. 07 133/07). Dabei wird für unter- 
geordnete Tätigkeiten die Prüfung der körperlichen Fähigkeit und der allgemeinen Zuverläſſig⸗ 
keit der beſtellten Perſon genügen, während für Verrichtungen höherer Art oder ſolcher, mit deren 
Ausführung leicht Gefahren für andere verbunden ſein können, nicht nur die Kenntniſſe des 
Faches, in dem die Verrichtung ſich bewegt, ſondern auch ſittliche Eigenſchaften erforderlich ſind, 
nach deren Vorhandenſein ſich der Geſchäftsherr erkundigen muß, wenn er den Entlaſtungs⸗ 
beweis ſorgfältiger Auswahl führen will (NG ZW 04, 2888). Gehörige Unterweiſung und Ein- 
arbeitung im eigenen Betriebe kann die Erkundigung bei dritten Perſonen erſetzen RG Warn 
1919 Nr 170; 22. 11. 13 VI 465/13). Der Kutſcher, der in den verkehrsreichen Straßen einer 
größeren Stadt ein Gefährt lenken ſoll, muß nicht nur mit Pferd und Wagen umzugehen wiſſen; 
er muß auch ein gewiſſes Maß von Vorſicht und Beſonnenheit beſitzen und damit die Achtung 
vor der öffentlichen Ordnung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen verbinden, die ihn vor 
leichtfertiger Gefährdung des Verkehrs und anderer Perſonen behüten (RG JW 04, 4711; 
06, 1995; 08, 4082; 1911, 152%; 1919, 8247; 1921, 526%; Warn 09 Nr 356; 1920 Nr 162; Gruch 
51,600). Einem ſechzehnjährigen Mädchen z. B., auch wenn es mit Pferd und Wagen umzu⸗ 
gehen weiß, darf man ein Fuhrwerk im ſtädtiſchen Straßenverkehr nur anvertrauen, wenn man 
ſich verge wiſſert, daß es die Verkehrspflichten kennt und beachtet, und daß es die ſittliche Reife 
hat, die das Vertrauen rechtfertigt, es werde auf Leib und Leben anderer im Straßenverkehr 
die gebotene Rücksicht nehmen (RG HAN 1932 Nr 445). Noch mehr gelten jene Grundſätze von 
dem Führer eines Kraftwagens, dem daneben auch die polizeilichen Beſtimmungen über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen bekannt fein müſſen (RG 84, 423; JW 04, 28886; 08, 4057; 1910, 
105°; 1911, 40; 1931 S. 8605, 13571, Warn 08 Nr 310 u. 634; 09 Nr 539; 1933 Nr 97; HAN 
1933 Nr 751). Wem von einer Kraftwagenfabrik zu einer Fahrt mit einem Wagen der Fabrik 
ein Kraftwagenführer zur Verfügung geſtellt wird, der darf ſich auf deſſen Zuverläſſigkeit ver- 
laſſen und braucht nicht einen beſonderen Entlaſtungsbeweis zu führen (RG 79, 320; RG JW 
1932, 7825). Beſondere Sorgfalt erfordert auch die Auswahl des Führers eines Straßenbahn- 
wagens (RG JW 06, 3775; 1920, 4924; Warn 09 Nr 507). Der Beweis der Sorgfalt bei der 
Auswahl von Fachleuten kann nicht durch Berufung auf beliebige unſachverſtändige Zeugen 
und Auskünfte unbeſtimmter und allgemeiner Art oder nur für kurze Dienſtdauer erbracht werden 
(RG 59, 203; 70, 379; JW 06, 19910, 1921, 526°; Warn 1912 Nr 211); wohl aber iſt für die 
Verläßlichkeit eines untergebenen Arbeiters das Zeugnis ſeines Vorgeſetzten geeignet, der ſeine 
Dienſtführung kennenzulernen die Gelegenheit und die Verpflichtung hatte (RG Warn 1912 
Nr 211). Einem Maurer- oder Zimmerpolier können, wenn feine Tüchtigkeit im all⸗ 
gemeinen dargetan iſt, gewiſſe regelmäßige Geſchäfte, wie die Aufſtellung eines Bauzaunes 
oder die Vornahme von Ausſchachtungsarbeiten unter gewöhnlichen Verhältniſſen ohne Ver⸗ 
ſchulden aufgetragen werden (RG JW 1910, 11112; Warn 08 Nr 212; 83 1922, 1592). Da der 
Nachweis der Sorgfalt in der Auswahl ein allgemeines Erfordernis für zu einer Verrichtung 
beſtellte Perſonen aller Art iſt, ift weder der Staat für feine Beamten davon befreit, noch etwa 
der Ehemann, der ſeine Ehefrau, der Vater, der ſeine Söhne zu Verrichtungen beſtellt; daraus, 
daß die letzteren Perſonen zu Leiſtungen im Hausweſen und im Geſchäfte des Familienhaupts 
nach 89 1356 Abſ 2, 1617 verpflichtet find, folgt nicht, daß fie zu allen Leiſtungen ohne Prufung 
der Befähigung verwandt werden dürfen (vgl. R JW 06, 5911). Das gilt indeſſen nicht von 
der Leitung des innern Hausweſens durch die Ehefrau, die nach § 1356 Abj 1 nicht nur ihre 
Pflicht, ſondern auch ihr Recht iſt, ſo daß es inſoweit keiner Beſtellung zu deren Verrichtungen 
bedarf. Iſt die Ehefrau im beſonderen Falle dazu untauglich, ſo kann der Ehemann, dem letzten 
Endes nach $ 1354 die Entſcheidung und die Verantworkung in allen ehelichen Angelegenheiten 
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aufteht, wegen Verſäumung eines Einſchreitens ſich nach § 823 Abſ 1 für einen von der Ehefrau 
angerichteten Schaden verantwortlich machen (vgl. RG 70, 48; Warn 1913 Nr 323). — Wenn 
eine Mehrheit von Perſonen an einem Kreiſe von Verrichtungen beteiligt war, in deren 
Ausführung der Schaden zugefügt wurde, ohne daß der Verletzte den einzelnen Täter bezeichnen 
kann (vgl. A 3), fo hat der Geſchäftsherr entweder ſeinerſeits die beſtimmte Perſon nachzuweiſen, 
auf die der Schaden zurückzuführen ift, und feine Auswahlſorgfalt hinſichtlich dieſer Perſon dar⸗ 
zutun, oder er muß den Sorgfaltsbeweis für alle die Angeſtellten führen, aus deren Mitte die 
ſchädigende Handlung kam (RG 87, 1; JW 06, 19615; 1914, 7595; Warn 09 Nr 507). So muß 
ſich auch, wenn ein als Reiſegepäck auf der Eiſenbahn aufgegebenes Stück durch Diebſtahl von 
Bahnangeſtellten abhanden gekommen iſt, der Entlaſtungsbeweis des Eiſenbahnunternehmers 
auf alle moͤglicherweiſe als Täter in Frage kommenden Perſonen erſtrecken (RG 10. 2. 2319/22). 

b) Der Angeſtellte muß noch zur Zeit der Verrichtung, in deren Ausführung der Schaden 
zugefügt wurde, die Befähigung dazu beſeſſen, der Geſchäftsherr die ihm auferlegte Sorgfalts⸗ 
pflicht geübt haben (M& 53, 53; 78, 107; 79, 101; 87, 1; I 06, 19613; 1910 S. 28720 u. 4685; 
1912, 19415; 1920, 492“; 1932, 79415; Warn 08 Nr 51; 09 Nr 356; 1910 Nr 204; 1911 Nr 30 
u. 32; 1913 Nr 93; 1915 Nr 19; 1920 Nr 162; 1921 Nr 96). Der Geſchäftsherr genügt in vielen 
Fällen, wenn die Verhältniſſe dieſelben geblieben find wie bei der zeitlich nicht weit zurückliegen ⸗ 
den Einſtellung des Beſtellten in feine Dienſte, vorerſt ſeiner Beweispflicht, wenn er die Beob⸗ 
achtung der gehörigen Sorgfalt bei der früheren Anſtellung in der oben angegebenen Weiſe 
dartut; ſobald aber die Führung des Angeſtellten in der Zwiſchenzeit bis zur Ausführung der 
Verrichtung, bei der der Schaden zugefügt wurde, Bedenken wegen ſeiner Tauglichkeit ergeben 
mußte, hat er den Beweis der Sorgfalt auch auf die ſpätere Zeit zu richten (RG aaO., insbeſ. 
78, 107; 79, 101; JW 1910, 28720, 1911, 65221; 1928, 104612; Warn 1910 Nr 443; 1919 Nr 121; 
1920 Nr 162). Da der Geſchäftsherr aber bei gehöriger Sorgfalt ſich fortdauernd über die Berufs ⸗ 
tüchtigkeit, Zuverläſſigkeit und allgemeine Dienſtführung ſeiner Angeſtellten auf dem laufenden 
erhalten muß, hat jedenfalls dann, wenn ſeit der erſten Anſtellung ein längerer Zeitraum ver⸗ 
ſtrichen ift, der Entlaſtungsbeweis auch von ſelbſt ſich auf eine regelmäßige Aufſichtsfuhrung 
zu erſtrecken, die den Anforderungen der A 6e zu 8 823 entſpricht, ſich nach den Umſtanden zu 
richten hat, ſelbſtverſtändlich aber nicht eine undurchführbare unausgeſetzte Überwachung 150 
(R6 78, 107; 79, 101; 87, 1; 120, 154; 128, 149; 142, 356; JW 1913 S. 75000, 86410; 1920, 492; 
1928, 17266; 1930 S. 29275, 32135; 1931 S. 8605, 1357°°; 1932, 794°; Warn 1913 Nr 93; 1920 
Nr 30; 1921 Nr 96; 1930 Nr 33, 103; RG 9. 1. 28 VI 222/27 abweichend in dem Sinne, daß § 831 
nur eine „Leitung der Verrichtung“ kenne, die mit einer allgemeinen Auſſicht ſich nicht decke — 
vgl. darüber unter A6 —, und daß eine ſolche nur aus 9 823, nicht aus 9 831 abgeleitet werden 
könne: R JW 1915, 3976, aber 8 831 führt überhaupt auf $ 823 zurück und kehrt nur die Beweis⸗ 
laſt um; ſ. oben A 1; für den Nachweis ſorgfältiger Auswahl zur Zeit der Verrichtung kann auch 
nach $ 831 der Nachweis einer geordneten Aufſicht nicht entbehrt werden). Es reicht nicht aus, 
daß der Angeſtellte nachweislich bis dahin noch niemand einen Schaden zugefügt hat, und daß 
dem Geſchäftsherrn Nachteiliges über ihn nicht bekannt geworden iſt, wenn es ihm bei ordnungs⸗ 
mäßiger Aufſicht hätte bekannt werden müſſen (RG Warn 1910 Nr 443; 1911 Nr 30; 1912 Nr 388). 
Hätte bei gehöriger regelmäßiger Aufſichtsführung der Geſchäftsherr Ordnungswidrigkeiten des 
Angeſtellten, wie z. B. häufiges übermäßig ſchnelles Fahren des Kutſchers, entdecken müſſen, ſo 
muß der Entlaſtungsbeweis verſagen, und es kommt nicht darauf an, ob gerade auf dieſe Ord⸗ 
nungswidrigkeit der in Ausführung der ſpäteren Verrichtung einem Dritten zugefügte Schaden 
zurückzuführen iſt (R JW 1920, 492“; ebenſo LZ 1921, 141 74 A7 am Schluß). Die Pflicht 
einer allgemeinen Beauſſichtigung des Angeſtellten aus § 831 gilt auch für das Verhältnis von 
Halter und Führer von Kraftfahrzeugen. Der Halter muß alſo gegebenenfalls nach⸗ 
weiſen, daß der Unfall auch eingetreten wäre, wenn er jene Pflicht erfüllt hätte (MG 128, 149). 
Dabei ſind an die planmäßige und dauernde Beauffichtigung des Kraftfahrzeugführers durch den 
Halter ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (NG 120, 154; 128, 149, 135, 149, 136, 4, RG JW 1928, 
23217; 1931 S. 861°, 8627, 13571, 331911, 332716, 334020, 334521; 1932 S. 79415, 202716; 1933, 
830%; HRR 1933 Nr 751). Der Kraftdroſchkenbeſitzer muß einen neueingeſtellten, noch nicht er⸗ 
probten Führer regelmäßig, insbeſondere auch in bezug auf die Beachtung der Verkehrsvorſchriften, 
beaufſichtigen (R JW 1932, 7931). Die Sorgfalt in der Auswahl des Beſtellten zur Zeit der 
Verrichtung iſt auch dann verletzt, wenn dieſer zwar in jeder Beziehung tüchtig und zuverlaſſig iſt, 
von ihm aber wegen der Laſt der übrigen ihm aufgetragenen Geſchäfte eine pünktliche und gehörige 
Ausführung der einzelnen Verrichtung nicht erwartet werden kann (RG JW ING, 468°; 24. 11. 04 
VI 28/04; 13.2. 13 VI 391/12). Die ſe Grundſätze gelten auch, wenn es ic) bei den Angeſtellten um 
ſtaatliche Beamte handelt. Ob der Staat nach Maßgabe der beſtehenden Beamtengeſetze in der 
Lage iſt, einen für ſeine Verrichtungen unbrauchbar gewordenen oder als untüchtig nachträglich 
erwieſenen Beamten aus ſeinem Amte zu entfernen, kann für den Entlaſtungsbeweis aus 8 831 
nicht in Betracht kommen (RG 79, 101). Die Sorgfalt der Auswahl für die ſpatere Einzelver⸗ 
richtung erfordert übrigens auch nicht, daß ein Angeftellter, nachdem er ſich Ordnungswidrig⸗ 
keiten hatte zuſchulden kommen laſſen, ſchlechterdings aus ſeiner Stellung entfernt werde, was 
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ſelbſt in vielen andern Betrieben, als ſtaatlichen, undurchführbar fein müßte: eine ſchärfere Über- 
wachung, in manchen Fallen ſchon eine ernſte Ermahnung kann unter Umſtänden der nachzu⸗ 
weiſenden Sorgfalt genügen (NG 78, 107; 79, 101; JW 1912, 19415). Nur muß dafür Sorge 
getragen ſein, daß der Geſchäftsherr über Leiſtungen und Amtsführung eines jeden Angeſtellten 
ſtändig unterrichtet wird und irgendwie erheblichere Ordnungswidrigkeiten zu ſeiner Kenntnis 
kommen; auf die zu dieſem Zwecke getroffenen Einrichtungen iſt der Entlaſtungsbeweis zu richten 
(RG nad.). Pflicht des Eiſenbahnunternehmers, feine Bahnwärter zu überwachen, ſ. RG 142, 356. 
Langjährige Dienſtſtellung des Angeſtellten bei dem Geſchaftsherrn genügt allein nicht, den 
Beweis der Sorgfalt in der Auswahl zur Zeit der Verrichtung zu erbringen; ſie kann in 
Gutmütigkeit, perſönlicher Verpflichtung oder Leutenot, nicht in der Tüchtigkeit des Ange⸗ 
ſtellten ihren Grund haben (RG 2. 10. 13 VI 220/13). Dem Gedanken des $ 831 entſpricht es, 
daß überall da, wo mit den dem Angeſtellten übertragenen Verrichtungen beſondere Gefahren 
verbunden ſind, eine ſtändige Überwachung nicht entbehrt werden kann, und der Geſchäftsherr 
den Angeſtellten auch auf die Gefahren hinweiſen muß (NG HRA 1933 Nr 1010: Langholzfahren). 

c) Die Vermutung eines Verſchuldens des Geſchäftsherrn muß eine Grenze da finden, wo 
nach den gegebenen Verhältniſſen die Möglichkeit eines Verſchuldens aufhört. Iſt in einem 
großen Betriebe eine Mehrheit von Perſonen in der Weiſe beſchäftigt, daß die eine 
der andern nachgeordnet iſt, und der mit einem Kreiſe von Verrichtungen betraute höhere 
Angeſtellte zur Ausführung gehörige niedere Verrichtungen einem Untergebenen nach ſeiner 
Auswahl überträgt, vielleicht auch überhaupt ermächtigt iſt, die unteren Hilfsperſonen nach ſeiner 
eigenen Prüfung und feinem Ermeſſen anzuſtellen (vgl. A 2), fo richtet ſich der Sorgfaltsbeweis 
des Geſchäftsherrn zunächſt auf die Auswahl des von ihm ſelbſt ausgewählten höheren Ange⸗ 
ſtellten; dem Geſchäftsherrn iſt es unter ſolchen Verhältniſſen nicht möglich und nicht zuzumuten, 
daß er das ganze Perſonal des Betriebs ſelbſt auswähle und ſelbſt beaufſichtige; dazu muß der 
Nachweis einer ausreichenden Organiſation kommen, die die ordentliche Geſchäftsführung und 
Beaufſichtigung gewährleiſtet (RG 87,1; JW 06, 54718, 1911, 98216; 1913, 919%; 1914, 7595; 
Warn 08 Nr 475; 1913 Nr 364; 1914 Nr 35; 7. 3. 04 VI 284/03; 6. 3. 10 VI 435/10). Die Zuver⸗ 
läſſigkeit des untergeordneten Beamten und Arbeiters kommt alsdann nicht für den Entlaſtungs⸗ 
beweis der ſorgfälkigen Auswahl, ſondern für die Entkräftung der Vermutung des urſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen der Auswahl der höheren Perſon und dem Schaden in Betracht (. A 7). 
Konnte aber der Geſchäftsherr bis zu der Verrichtung, bei der der Schaden zugefügt wurde, 
Kenntnis von der Untüchtigkeit des ſo beſtellten Arbeiters erlangt haben, dann haftet er für den 
Schaden ſowohl aus $ 831 wegen mangelnder Sorgfalt in der Auswahl des Arbeiters, wie nach 
$ 825 Abſ1 wegen Vernachläſſigung der allgemeinen Aufſicht, wenn er nicht eingegriffen hat 
(RG Warn 1920 Nr 30). Die beſondere unmittelbare perſönliche Aufſicht liegt hier regelmäßig 
dem hoheren Angeſtellten ob; die allgemeinen Aufſichtsanordnungen bleiben aber die Aufgabe 
des Geſchäftsherrn; inſoweit ein Mangel in dieſen in Frage kommt, kann er ſich mit dem Nach⸗ 
weiſe ſorgfältiger Auswahl feiner Auffichtsbeamten nicht decken (RG 78, 107; 79, 101; 87, 1; 
J 1911, 9826, 1914, 7595, Warn 1913 Nr 364; 1914 Nr 35; 1920 Nr 30). War dem höheren 
Angeſtellten aber nicht die Auswahl der Arbeiter übertragen, wurden dieſe zu ihrer Verrichtung 
vom Geſchäftsherrn ſelbſt beſtellt, jo kann der letztere ſich nicht damit entlaſten, daß an der Spitze 
des Betriebszweigs ein tüchtiger Beamter ſtehe (RG ZW 1915, 3957). Dieſelben Grundſätze 
kommen zur Anwendung, wenn es ſich nicht um einen Großbetrieb handelt, der Geſchäftsherr 
aber durch Alter, Krankheit, Abweſenheit gehindert ift, ſelbſt feine Geſchäfte überall zu leiten und 
zu Bbelaſſen ſondern gezwungen iſt, Aufſicht und ſelbſt Auswahl des Dienſtperſonals anderen 
zu überlaſſen. 

d) Wie die Schadensvermutung des § 831 da aufhört, wo nach der Sachlage ein Verſchulden 
des Geſchäftsherrn ausgeſchloſſen ift, ſo iſt anderſeits für einen Entlaſtungsbeweis der ſorgfältigen 
Auswahl des Angeſtellten kein Raum, wo die ſchädigende Handlung gerade in der Willens⸗ 
meinung des Geſchäftsherrn liegt, und jener ausgewählt wurde, um derartige Handlungen, 
wodurch er Dritte ſchädigte, auf die Gefahr einer ſolchen Schadenszufügung hin, auf ſeine Art 
vorzunehmen (Auswahl des Redakteurs bei Schadenszufügung durch beleidigende und aufreizende 
Zeitungsartikel RG 13. 2. 11 VI 652/09). Hier handelt es ſich nicht mehr um § 831, ſondern um 
unmittelbare Verantwortung des Geſchäftsherrn aus eigener u. H. (dolus eventualis). 

6. Ein weiteres vermutekes Verſchulden des Geſchäftsherrn, das feine Haftung begründet, 
ſelbſt wenn die Sorgfalt der Auswahl des Beſtellten dargetan iſt, ſtellt der Mangel gehöriger 
Sorgfalt bei Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften oder in der Leitung der Ver⸗ 
richtung dar, aber nur, ſofern die Ausführung der Berrichtung ſolche Beſchaffungen oder eine 
Leitung erforderlich macht. Daß dies der Fall iſt, hat zunächſt der Verletzte nachzuweiſen; es 
ergibt ſich nicht aus $ 831; erſt wenn dieſer Beweis geführt ift, ſetzt der Entlaſtungsbeweis des 
Geſchäftsherrn ein, daß er auch in dieſer Richtung feiner Sorgfaltspflicht genügt habe (RG 53, 
123; JW 1911 S. 4031, 9391; 7. 7. 21 IV 85/20). Zu den Vorrichtungen gehört beſonders 
die Vorbereitung der Arbeitsſtätte, ſo beim Eiſenbahnbetrieb auch die Gleisanlage, zu den Gerät⸗ 
ſchaften zählen die Stoffe für Gerüſt und Bauzaun, Leitern und das Bauhandwerkszeug, die 
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Laternen zur nächtlichen Beleuchtung von Verkehrshinderniſſen bei Bauarbeiten, bei den Ver⸗ 
richtungen von Fuhrleuten die Bremsketten, die Laternen zur Beleuchtung von Fuhrwerken, 
aber auch Wagen und Pferde ſelbſt (NG Warn 1914 Nr 53; 1916 Nr 165 u. 304; 1919 Nr 36; 
14. 5. 03 VI 481/02; 15. 3. 06 VI 253/05). Die Beſchaffung verlangt nicht, daß der Geſchäftsherr 
die einzelnen Geräteſtücke ſelbſt auswählt; dies kann auch dem ſachkundigen Ermeſſen des Be⸗ 
stellten (z. B. eines Poliers) überlaſſen werden; nur müſſen die tauglichen Gerätſchaften zur 
Stelle ſein (RG 53, 123; JW 1915, 704%; Warn 1915 Nr 124; 1916 Nr 165; 6. 7. 12 VI 53/12; 
12. 7. 28 VI 56/28). Verpflichtung des Kraftwagenhalters zur Inſtandhaltung des Wagens ſ. 
NG Hg 1933 Nr 751. Verwendung eines alten, nicht mehr verkehrsſicheren Kraftwagens als 
Mietdroſchke ſ. NG JW 1931, 862%, Ob eine Leitung der Verrichtung erforderlich iſt, was 
nötigenfalls der Verletzte zu beweiſen hat (NG JW 1928, 17266), richtet ſich, ebenſo wie der 
Mafitab, der an dieſe Pflicht anzulegen ift, nach den Umſtänden des Falles und einer vernünftigen 
Verkehrsanſchauung mit Rückſicht auf Erfahrung und Übung (RG 11. 10. 23 VI 1165/22). Bei 
allen außerge wöhnlichen Tätigkeiten im Handwerks⸗ und Gewerbebetriebe, aber auch bei den 
erſten ſelbſtändigen Arbeiten eines Lehrlings wird ſie anzunehmen ſein. Wo eine Leitungspflicht 
beſteht, iſt der Beweis zu führen, daß die erforderlichen Leitungsmaßnahmen getroffen wurden, 
die nicht ſchlechthin die Anweſenheit des Geſchäftsherrn bei der Verrichtung erfordern und auch 
durch einen tüchtigen Vertreter ausgeübt werden können, für den dann wieder der Beweis der 
Sorgfalt in der Auswahl zu führen ift; auch eine vorherige ſorgſame Unterweiſung tann der 
Leitungspflicht genügen (RG JW 1910, 11112; 1911 S. 40315, 9391; 9. 10. 02 VI 180/02). Ob 
in dem Falle R& 96, 81 eine Pflicht zur Leitung der Verrichtung mit Recht angenommen wurde, 
kann zweifelhaft erſcheinen; es dürfte ſich hier mehr um eine Beaufſichtigung handeln. Pflicht 
des Inhabers eines öffentlichen Kraftverkehrsunternehmens, allgemeine Dienſtanweiſungen an 
ſeine Fahrer zu erlaſſen über ihre Pflichten bei der Annäherung an Eiſenbahnübergänge, |. RG 
142, 356. Anleitung eines Jagdaufſehers |. RG Warn 1928 Nr 76. Eine Be aufſichtigung von 
Verrichtungen im allgemeinen aber ſchreibt $ 831 nicht vor; die durch die beſondere Sachlage 
bedingte Leitung einer beſtimmten Verrichtung iſt deshalb wohl zu unterſcheiden von der allgemei⸗ 
nen Aufſichtspflicht, die jedem Geſchäftsherrn über feine Angeſtellten und ihre Dienſtverrichtungen 
obliegt, die außerhalb und neben der Leitungspflicht des $ 831 beſteht und nicht nach dieſer Beſtim⸗ 
mung, ſondern nach 9 823 zu beurteilen, deren Vernachläſſigung daher vom Verletzten zu beweiſen iſt 
(RG 53 S. 53 u. 123 ſowie 276; 82, 218; JW 03 Beil S. 9er u. 13229; 04, 1658, 07, 649°; 09, 
65910; 1913, 20315; 1928, 17265; Warn 1910 Nr 19; 1911 Nr 28; 1930 Nr 33, 103). Vgl. darüber 
8823 A 6. Art und Umfang der allgemeinen Aufficht find nicht nach den Anſchauungen beſtimmter 
Kreiſe, ſondern nach den Anforderungen des Verkehrs zu beſtimmen (RG HRR 1932 Nr 119). Der 
Beweis der Sorgfalt in der Auswahl des Beſtellten wird dagegen, wie A 5b ausgeführt wurde, 
oft, namentlich bei länger dauerndem Dienſtverhältnis des Angeſtellten, mit dem einer allge⸗ 
meinen Aufſichtsführung zuſammenfallen. Auch von dem hinſichtlich der Vorrichtungen, Gerät» 
ſchaften und der Leitung der Verrichtung zu führenden Entlaſtungsbeweiſe gilt das zu 5a Geſagte, 
daß allgemeine Erwägungen über die Ordnung in einem Betriebe nicht genügen, ſondern der 
Beweis auf die einzelnen Dinge gerichtet werden muß (vgl. RG Warn 1914 Nr 53). 

7. Der Entlaſtungsbeweis nach dem Schlußſatze des Abſ 1 Satz 2, daß der Schaden auch 
bei Anwendung der Sorgfalt in der Auswahl der zu der Verrichtung beſtellten Perſon, bei der 
Beſchaffung der notwendigen Vorrichtungen und Gerätſchaften oder bei der notwendigen Leitung 
der Verrichtung entſtanden ſein würde, der die Sorgfaltsbeweiſe nach A 5 u. 6 uberftüſſig macht, 
dient zur Entkräftung der in $ 831 aufgeſtellten Vermutung eines urſächlichen Zusammenhangs 
des Verſchuldens der mangelnden Sorgfalt in den vorbehandelten Richtungen mit dem Schaden. 
Er kann auf eine doppelte Weiſe geführt werden; entweder, daß der ſchädliche Erfolg auch ein⸗ 

etreten fein würde, wenn der Geſchaftsherr einen zuverläſſigen Menſchen mit der Verrichtung 
Sant und alle Sorgfalt in der Auswahl angewandt hätte; oder daß der Geſchäftsherr auch bei 
Aufwendung aller tatſächlich nicht angewandten Sorgfalt in der Auswahl vernünftigerweiſe 
dieſen Angeſtellten beauftragt haben würde, weil dieſer ihm mit Recht zuverläſſig erſchienen wäre 
(RE JW 1911, 9791; 1921, 5265; Gruch 51, 600). Der eritere Fall iſt gegeben, wenn der, obwohl 
untüchtige, Angeſtellte bei der ſchädigenden Handlung ſachge mäß, beſonnen und vernünftig, gerade 
wie eine tüchtige und zuverläſſige Perſon gehandelt hat (RG 135, 149, Warn 1913 Nr 1043 23 
1917, 86651; 4. 1. 06 VI 135/05; 9. 2. 31 VI 380/30), oder wenn bei einer mittelbaren Beſtellung 
(A b'a. E.) der Beweis ſorgfaltiger Auswahl hinſichtlich der Mittelsperſon nicht erbracht werden 
kann, die Perſon, die die Verrichtung ausführte, aber zuverläſſig war (A JW ö06, 5475: Warn 
1914 Nr 53). Der zweite Fall liegt vor, wenn die untüchtige Perſon auch einem ſorgfältigen 
Beugniffe und der Auskünfte, die über ſie von früheren Dienſt⸗ 

herren erteilt worden wären, als tüchtig und zuverläſſig erſcheinen mußte. Der Nachweis des 
fehlenden urſächlichen Zusammenhangs nach Maßgabe dieſer Beſtimmung kann nicht durch 
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1913 Nr 93; 23 1921, 1415), und die Beweisführung muß ſich dahin richten, daß derſelbe ſchädliche 
Erfolg auch bei Anwendung aller Sorgfalt entſtanden ſein würde (RG 128, 149); daß er auch 
dann möglicherweiſe hätte eintreten können, genügt nicht (RG JW 07, 33312; 1930, 32135; 
Warn 1914 Nr 53; 1916 Nr 304). 

8. Werden von dem Geſchäftsherrn die Entlaſtungsbeweiſe zu 5 und 6 oder zu 7 nicht geführt, 
fo ſteht dadurch infolge der in $ 831 aufgeſtellten Vermutungen feſt, daß er durch ſein Verſchulden 
den Schaden, der unmittelbar ſeitens der von ihm zu der Verrichtung beſtellten Perſon zugefügt 
worden iſt, verurſacht hat. Es iſt dabei nicht nötig, daß gerade die fehlerhafte Eigenſchaft des 
Beſtellten zu dem Schaden urſächlich geworden iſt (NG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93; vgl. die 
vorige Anmerkung und die dort angezogenen Entſcheidungen). Daneben kann der unmittelbare 
Täter ſich, wenn er ſchuldhaft gehandelt hat, einer u. H. nach $ 823 ſchuldig gemacht haben. Beide 
haften dann als Geſamtſchuldner nach § 840. Daß der verantwortliche Geſchäftsherr ſich dem 
Schadenserſatzanſpruche des Verletzten gegenüber auf deſſen eigenes mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden nach § 254 berufen kann, iſt ſelbſtverſtändlich (MG 71, 217; JW 03 Beil 92213; 04, 2885; 
1928, 104612), und zwar kommt dieſes mitwirkende Verſchulden des Verletzten auch dann dem 
Geſchaftsherrn gegenüber in Betracht, wenn etwa der Angeſtellte bei der Schadenszufügung 
borſätzlich gehandelt hat (vgl. H 826 A 7), da der Geſchäftsherr nicht für die u. H. des Angeſtellten, 
ſondern für die von ihm in vermuteter Fahrläſſigkeit begangene einzuſtehen hat (RG 71, 217). 
Bei der Abwagung des beiderſeitigen Verſchuldens nach 254 iſt aber nicht nur das Verſchulden 
des Geſchäftsherrn, ſondern auch die Art der Verletzung durch die Tat des Angeſtellten, gegebenen⸗ 
falls alſo auch ſein Verſchulden, in Betracht zu ziehen, die beide zuſammen den Tatbeſtand der 
u. H. nach $ 831 ausmachen (RG 139, 302; RG JW 1931, 33061). Ob § 831 in entſprechen⸗ 
der Anwendung in den $ 254 hineingetragen werden kann dergeſtalt, daß dem 
Beſchädigten entgegengehalten werden könnte, eine von ihm zu einer Verrichtung beſtellte Perſon 
habe bei der Entſtehung oder Mehrung des Schadens mitgewirkt, ließ RG 56, 154 (am Schluſſe) 
und 75, 257 dahingeſtellt. In einer Reihe ſpäterer Entſcheidungen iſt die Frage bejaht und aus⸗ 
geſprochen worden, daß der Rechtsgedanke des Schlußſatzes in K 254 Abſ 2 für das Gebiet der 
u. H. auf die entſprechende Anwendung des 8 831 hinweiſe (R 77, 211; 79, 312; JW 1911, 
97911; 1912, 13812; Warn 1915 Nr 28; 23 1923, 106%). Der Beſchädigte hat bei dieſer entſprechen⸗ 
den Anwendung für ſeine Hilfsperſonen in der gleichen Weiſe einzuſtehen wie der Schädiger, was 
958 n entſpricht; $ 831 tritt an die Stelle des in Vertragsverhältniſſen anzuwendenden 

8. 


9. Der Vertrag des Abſ 2, durch den jemand für den Geſchäftsherrn die Beſorgung 
der Sorgfaltspflichten des Abſ 1 übernimmt, erfordert ein gültiges Rechtsgeſchäft, das aber 
nicht gerade mit dem Geſchaftsherrn abgeſchloſſen zu ſein braucht (RG 82, 206; a. A. Staudinger 
A 2b). Eine Geſchäftsführung ohne Vertrag (ohne Auftrag 88 677ff.) erfüllt den Tatbeſtand 
nicht. Die Haftung aus Abſ 2 beſteht neben der des Geſchäftsherrn aus Abſ 1; beide Perſonen 
konnen wenn fie den ihnen obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht führen, für den Schaden als 
Geſamtſchuldner nach § 840 verhaftet fein. Für die Ausgleichung unter ihnen iſt das zwiſchen 
ihnen beſtehende Vertragsverhältnis maßgebend. 


8 832 

) Wer kraft Geſetzes zur Führung der Auffiht über eine Perſon verpflichtet 
ift?), die wegen Minderjährigkeite) oder wegen ihres geiſtigen oder körper⸗ 
lichen Zuſtandes“) der Beaufſichtigung bedarf), iſt zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten widerrechtlich zufügt®). Die Erſatz⸗ 
pflicht tritt nicht ein, wenn er ſeiner Aufſichtspflicht genügt”) oder wenn der 
Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden fein würdes). 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der 
Aufſicht durch Vertrag übernimmt). 

E I 710 II 766; M 2 784736; P 2 603-698, 

1. a) In ähnlicher Weiſe wie $ 831 ſchafft $ 832 eine Haftung für den von einem andern 
einem Dritten widerrechtlich zugefuͤgten Schaden aus dem Geſichtspunkt eines vermuteten Ver⸗ 
ſchuldens des für haftbar Erklärten. Wie im Falle des § 831 iſt auch hier nur eine gegenſtändlich 
widerrechtliche, keine ſchuldhafte Handlung des Täters (der zu beaufſichtigenden Perſon) erfor⸗ 
derlich. In 8 832 iſt es die Verletzung einer geſetzlichen (Abſ 1) oder vertragsmäßig übernommenen 
(Abſ 2) Aufſichtspflicht, die die Vermutung eines Verſchuldens bei der Verurſachung des Schadens 
erzeugt. $ 832 umfaßt jedoch keineswegs alle Aufſichtsverhältniſſe; er beſchränkt die Haftung der 
Aufſichtsperſonen auf die Fälle der Beaufſichtigung von Minderjährigen oder wegen ihres körper⸗ 
lichen oder geiſtigen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedürfenden Perſonen, weil von dieſen 
Perſonen wegen ihres Zuſtandes Gefahren für andere drohen und die Aufſichtsführung ſich daher 
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auf die Pflicht erſtrecken muß, dieſen Gefahren vorzubeugen, was bei anderen Auſſichsverhält⸗ 
niſſen (im Arbeits- und Dienſtverhältnis, im Heeresdienſt und Beamtenverhältnis) nicht der Fall 
iſt (Prot 2, 594). b) Die Regelung der Haftung von Aufſichtsperſonen in $ 832 iſt erſchöpfend 
(MG 53, 312); eine entſprechende Anwendung der Beſtimmung iſt ausgeſchloſſen (RG 70, 48). 
Auch geht es nicht an, eine Erweiterung der Haftung in der Weiſe zu rechtfertigen, daß man die 
die Aufſichtspflicht beſtimmenden Geſetze als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ 2 anſieht (RG 
53, 312). Selbſtverſtändlich iſt dadurch eine Schadenshaftung im $ 832 nicht aufgeführter Auf⸗ 
ſichtsperſonen aus u. H. nach $ 823 Abſ 1, ſofern einer der Tatbeſtände dieſes Geſetzes vorliegt, 
nicht ausgeſchloſſen (RG 70, 48). o) Wie nach $ 831 ift es Sache der Perſon, die für die Handlung 
des anderen einzuſtehen hat, die Vermutung ihres Verſchuldens durch den Nachweis zu entkräften, 
daß ſie ihrer Verpflichtung genügt habe. Daß ebenſo der Nachweis ſie befreit, daß der Schaden 
auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein würde, bedurfte ebenſowenig wie in § 831 
der ausdrücklich hinzugefügten Beſtimmung; denn in dieſem Falle fehlt zwiſchen dem vermuteten 
Verſchulden des Auffichtspflichtigen und dem Schaden der ursächliche Zuſammenhang. 

2. Perſonen, die wegen Minderjährigkeit der Beaufſichtigung bedürfen, ſind nicht die Min⸗ 
derjährigen, wenn fie der Beaufſichtigung bedürfen, ſondern alle Minderjährigen, weil fie 
der Beauffihtigung bedürfen. „Aufſichtsrecht und Aufſichtspflicht über einen Minderjährigen 
beſtehen wegen ſeines Zuſtandes, weil er eben minderjährig iſt“ (RG 52, 69; RG Warn 1929 
Nr 10). Ob es ſich um Kinder unter ſieben Jahren ($ 828 Abſ 1), um Minderjährige zwiſchen 
ſieben und achtzehn Jahren (8 828 Abſ 2) oder um Minderjährige über achtzehn Jahre ($ 2) handelt, 
iſt gleichgültig Rr 50, 60). 

3. Unter den Perſonen, die wegen ihres körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes der Beauf⸗ 
ſichtigung bedürfen, find körperlich oder geiſtig erkrankte Perſonen, vornehmlich Geiſtesgeſtörte 
und Epileptiker, aber auch Blinde oder Taubſtumme zu verſtehen, wenn ſie im Einzelfalle der 
Beaufſichtigung bedürfen. 

4. Beaufſichtigung (vgl. § 1631) im Sinne des $ 832 iſt derjenige Teil der Sorge für eine 
Perſon, der neben deren eigenem Intereſſe auch das Intereſſe Dritter im Auge hat, denen jene 
Perſon wegen ihres Zuſtandes, wenn ihr die Freiheit gelaſſen wird, ihrem Willen oder ihren Trieben 
nachzugeben, gefährlich werden kann (ogl. M 4, 753; Prot 2, 594). Gerade der Schutz Dritter 
kommt für $ 832 in Betracht; mit dem Erzie hungszwecke und der Fürſorge für den zu Beaufſichti⸗ 
genden hat $ 832 nichts zu tun (RG Warn 1914 Nr 217; 1916 Nr 166). Die Beaufſichtigung eines 
Minderjährigen fällt demnach nicht mit deſſen Erziehung zuſammen, wie auch 8 1631 deutlich 
ergibt, der die Erziehungspflicht und die Beaufſichtigungspflicht der Eltern als beſondere Teile 
der Sorge für die Perſon des Kindes aufführt. Die Fortſchritte der Erziehung der geiſtigen und 
ſittlichen Ausbildung des Kindes nach Maßgabe feiner Verhältniſſe und Anlagen (M 4, 750) geben 
vielmehr einen Maßſtab für das Bedürfnis der Beauſſichtigung; je mehr ein Kind bereits erzogen 
iſt, deſto weniger bedarf es der Aufſicht und umgekehrt (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 33 u. 
241; 1912 Nr 28; 1914 Nr 217; 16. 2. 05 VI 184/04; 22. 5. 11 VI 399/10). Für den Grad der 
bereits vollendeten Erziehung können als Beweisſtücke gute Schulzeugniſſe in Führung und 
Betragen in Betracht kommen (RG JW 04, 20215; 05, 2121; 11. 12. 04 VI 249/03). 

5. Kraft Geſetzes, d. i. nach Reichs⸗ oder Landesgeſetz zur Führung der Auſſicht über eine 
Perſon verpflichtet ſind reichsgeſetzlich in erſter Linie die Eltern über ihre minderjährigen Kinder, 
und zwar zunächſt der Vater (88 1627, 1631); neben dem Vater (8 1634) und nach deſſen Tode, 
nach dem Aufhören ſeiner elterlichen Gewalt oder bei ſeiner tatſachlichen Behinderung (88 1684 
bis 1686), ſowie über uneheliche Kinder ($ 1707 Saß 2) allein die Mutter (& JW 1914, 10814); 
der Vormund (über Minderjährige 88 1793, 1797, 1800; über Volljährige 88 1896, 1901) und 
der Pfleger (88 1909, 1910, 1915) über ihre Mündel; der gewerbliche Lehrherr (8 127, 
1274 GewO, 52, 69) über den minderjährigen Lehrling, auch wenn dieſer nicht in Koſt und Pflege 
bei dem Lehrherrn ſteht (RG aaO.) Dasſelbe iſt, wenngleich in etwas beſchrankterem Maße, 
wegen der gleichen Stellung zum Lehrling für den kaufmanniſchen Lehrherrn anzunehmen, 
obwohl in & 76 HGB eine ausdrückliche Beſtimmung nach Art des $ 127 a GewO fehlt (RG 97, 
229; a. M. Planck A 1a). Landesgeſetzlich können die Lehrer, ſowohl Volksſchullehrer als Lehrer 
höherer Schulen (RG 65, 290; Warn 08 Nr 316) hinſichtlich ihrer minderjährigen Schüler, die 
Dienſtherrſchaften hinſichtlich des minderjährigen Geſindes zur Aufſichtsführung verpflichtet ſein. 
Keine Aufſichtspflichten beſtehen für den Ehemann gegenüber der minderjährigen oder ge iſtes· 
kranken Ehefrau (RG 70, 48), für den Leiter einer Schule (Schulrektor) in dieſer Eigenſchaft 
(Ne Warn 08 Nr 316) gegenüber den Schulkindern; für den Beiſtand (§ 1687, 1689) und den 
Gegenvormund ($ 1799). Nach dem preuß. Gef. über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger 
vom 2. 7. 00 geht die elterliche Aufſichtspflicht während der Dauer einer Fürſorgeerzlehung auf 
den zur Ausführung der Fürſorgeerziehung verpflichteten Kommunalverband über (RG 75, 276); 
ift der Zögling ins Elternhaus beurlaubt oder auch unbefugt ohne Erlaubnis der Erzie hungsanſtalt 
dahin zurückgekehrt, ſo tritt die Auſfſichtspflicht der Eltern von ſelbſt wieder in Kraft (RG 98, 246). 
Vgl. hierfiber jetzt RGeſ. für Jugendwohlfahrt v. 9. 7. 22 (RGBl 633 ff.) 88 62ff. und preuß. 
Ausf®. dazu v. 29. 3. 24 (GS 180), durch deſſen § 35 das Geſ. v. 2. 7. 00 aufgehoben worden iſt. 
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6. a) Wie in $ 831 wird auch in $ 832 nur eine gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit 
der von dem Aufſichtsbefohlenen begangenen u. H., nicht ein Verſchulden erfordert (RG 50, 60; 
Warn 1929 Nr 10; 23 1918, 5011). Im übrigen ſetzt aber die Anwendung des § 832 (ebenfo 
wie die des $ 831, RG 49, 28) den Takbeſtand einer unerlaubten Handlung voraus, und zwar, 
wenn dieſe in einem Betrug oder in einem Verſtoß gegen die guten Sitten beſtehen ſoll, außer 
dem objektiven auch den ſubjektiven Tatbeſtand des § 263 StGB oder des § 826 BGB; die bloße 
Vermögensbeſchädigung genügt nicht (MG HRR 1929 Nr 705). Für den von dem Auſſichts⸗ 
befohlenen angerichteten Schaden können ſowohl mehrere Aufſichtsperſonen nebeneinander 
verantwortlich fein (Vater, Mutter oder Vormund und Lehrherr): wie der zu beaufſichtigende 
Täter nach $$ 828, 829 und eine Aufſichtsperſon, wobei jedoch im Falle des $ 829 der Täter nur 
hilfsweise (ſubſidiär) herangezogen werden kann. Sie haften dann nach Maßgabe des $ 840 als 
Geſamtſchuldner; für ihre Ausgleichung untereinander iſt $ 840 Abſſ 2 zu beachten. War von der 
Handlung der Aufſichtsbefohlenen der eingetretene ſchädliche Erfolg nicht zu erwarten, ſo iſt 
mit der (adäquaten) Verurſachung auch die gegenſtändliche Rechtswidrigkeit ausgeräumt und 
deshalb eine Haftung aus $ 832 nicht gegeben (NG 23 1918, 50119). p) $ 832 bezieht ſich nur auf 
den von dem Aufſichtsbefohlenen einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden; für einen 
Schaden, den der Aufſichtsbefohlene ſich ſelbſt zufügt, kann aber der Aufſichtspflichtige gemäß 
§ 823 wegen Vernachläſſigung der Sorge für die Perſon des Aufſichtsbefohlenen haftbar fein. 
c) Einem Verletzten, der zu den im Sinne des $ 832 kraft Geſetzes zu beaufſichtigenden Perſonen 
gehört, kann ebenſowenig wie dem wegen ſeiner Aufwendungen an Heilungskoſten uſw. aus 
dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung oder der Bereicherung mitklagenden aufſichtspflichtigen 
Vater auf Grund des 9 832 entgegengehalten werden, daß letzterer es an der erforderlichen Auf- 
ſicht habe fehlen laſſen und dadurch den Schaden mitverurſacht habe. Denn $ 832 dient lediglich 
dem Schutze Dritter gegen Schäden, die ihnen von Aufſichtsbefohlenen durch rechtswidrige 
Handlungen infolge der Vernachläſſigung der Aufſicht über ſie zugefügt werden können, nicht 
dem Schutze der Aufſichtsbefohlenen ſelbſt (M® 53, 312; vgl. A 4). 

7. Die Erſatzpflicht entfällt, wenn der Aufſichtspflichtige feiner Aufſichtspflicht genügt hat, 
wofür er beweispflichtig tft, wie ſich aus der Faſſung des $ 832 und aus dem Geſetzesgedanken — 
vermutetes Verſchulden des Aufſichtspflichtigen — ergibt (vgl. A le). Für die Frage, ob er in⸗ 
haltlich feiner Aufſichtspflicht genügt hat, kommen einerſeits die Eigenſchaften der Aufſichts⸗ 
befohlenen, das Maß der von ihm ausgehenden, dritten Perſonen drohenden Gefahr, wie ander⸗ 
ſeits die eigenen Verhältniſſe des Aufſichtspflichtigen in Betracht. So beſtimmt ſich das Maß 
der von den Eltern zu leiſtenden Aufſicht nach dem, was nach Alter und Entwicklung der Kinder 
von verſtändigen Eltern in Berückſichtigung ihrer wirtſchaftlichen Lage und ihrer eigenen Ge⸗ 
ſchäfte und Berufspflichten erwartet werden kann (RG 52, 69; 98, 246; JW 04, 20213; 05, 2121; 
Warn 08 Nr 374; 1911 Nr 241). Eine Überwachung des Aufſichtbefohlenen auf Schritt und 
Tritt iſt in der Regel nicht angängig und bei reiferem Alter der Kinder überhaupt nicht erforderlich 
(RG 50, 60; JW 05, 2121; Warn 1914 Nr 217). Weſentlich find für das Maß der Aufſichtspflicht 
vor allem die Eigenſchaften der Kinder, gleichviel in welchem Alter fie ſtehen (RG JW 1926, 
11497). Höhere Anforderungen an die Aufſicht find daher z. B. zu ſtellen, wenn der zu Beaufſich⸗ 
tigende ſich bereits als zuchtlos und unbotmäßig erwieſen hat (RG 98, 248). Über die Beauf- 
ſichtigung von Spielen und Spielgeräten der Kinder vgl. RG 50, 60; JW 04, 20218, Warn 
1916 Nr 166. Ein Spielzeug iſt danach nicht ſchon deshalb als gefährlich anzuſehen, weil es unter 
beſonders unglücklichen Verhältniſſen einmal Schaden angerichtet hat; es iſt zu prüfen, inwieweit 
eine Belehrung über das Spielzeug erforderlich war und die Aufſichtsperſon Grund zu der An- 
nahme hatte, daß durch deſſen Benutzung am Spielorte Schaden geſtiftet werden könnte. Ein 
Spielwerkzeug, aus dem Geſchoſſe entſendet werden, iſt in gewiſſem Grade aber immer ge⸗ 
fährlich, und das Spielen damit bedarf deshalb immer einer beſonderen Aufficht (NG JW 1912, 
53915; Warn 1912 Nr 28; 1913 Nr 94; 1916 Nr 136; L3 1919, 6958; 6. 10. 10 VI 569/10). Ein 
Vater, der feinem 11jährigen Sohn Bogen und Pfeil zum Spielen überläßt, iſt in der Regel 
verpflichtet, ihn über die Gefahren des Schießens zu belehren und ernſtlich zur Vorſicht zu mahnen; 
hat er dies unterlaſſen, fo iſt von ihm eine geſteigerte Überwachung zu verlangen (RO 25. 10. 25 
VI 169/23). Den Gebrauch von Schußwaffen wird der Aufſichtspflichtige dem minder⸗ 
jährigen Aufſichtsbefohlenen nur geſtatten dürfen, wenn er ihn darüber unterrichtet hat oder 
unterrichtet weiß, von ſeiner Beſonnenheit, ſeinem Geſchick und Verſtändnis für den Gebrauch 
und für die Gefahren der Schußwaffen ſich überzeugt hat, und wenn dafür geſorgt ift, daß die 
Benutzung nur an einem ſicheren Orte und ohne Verletzung polizeilicher Schutzvorſchriften (8 367 
Nr 8 StÖB) erfolgt (NG 52, 69; 98, 246; JW 05, 2121; Gruch 46, 949; Warn 09 Nr 298; 1916 
Nr 136; 23 1919, 6955, RG SeuffA 77 Nr 75; 17. 1. 07 VI 217/06). Haftung des Vaters für den 
Gebrauch von ungenügend verwahrten Schußwaffen durch ſeinen 15 Jahre alten Sohn |. RG 
Warn 1929 Nr 10. Ein Verbot oder eine Mahnung genügt zur Erfüllung der Aufſichtspflicht nur, 
wenn der Verpflichtete von deren Wirkung überzeugt fein konnte (RG 52, 69; JW 08, 6731; 
Warn 08 Nr 374). Die Aufſichtspflicht verſchärft ſich, wenn der Aufſichtspflichtige wußte, daß 
der Aufſichtsbefohlene nicht bloß zu gewöhnlichen Unarten, ſondern auch zu ernſteren üblen 
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Streichen geneigt iſt (RG 98, 248; Warn 09 Nr 298; 1911 Nr 33 u. 241); ſeine Nichtkenntnis von 
früheren Streichen des Aufſichtsbefohlenen fällt in die Beweislast des Aufſichtspflichtigen (RG 
15. 12. 10 VI 582/09). Ob der in erſter Linie aufſichtspflichtige Vater die Obhut der Mutter 
überlaſſen kann, iſt Frage des einzelnen Falles (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 241; 28 1919, 
695°; 16. 2. 05 VI 184/04). Wie der Aufſichtspflichtige immer entlaftet ift, wenn er nachweiſt, daß 
für ihn die Möglichkeit fehlte, feine Aufſichtspflicht auszuüben, fo iſt er anderſeits wegen deren 
Verletzung regelmäßig haftbar, wenn er von der gefährlichen Handlung des Aufſichtsbefohlenen 
Kenntnis hatte, was jedoch der Verletzte zu beweiſen hat (RG 50, 60). Für den Erfolg ſeiner 
Aufſichtstätigkeit hat der Auffichtspflichtige niemals einzuſtehen; es genügt, daß er das Seinige 
i einen guten Erfolg herbeizuführen (RG aad.; Warn 1911 Nr 33; 1913 Nr 94; 
1914 Nr 217). 

8. Der Nachweis, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde (vgl. 8 831 Abſſ 1 Schlußſatz), bedeutet inhaltlich den Wegfall des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs des nach § 832 vermuteten Verſchuldens des Aufſichtspflichtigen in der Aufſichtsführung 
mit dem entſtandenen Schaden. Die deshalb an ſich entbehrliche Beſtimmung hat den Zweck, 
außer Zweifel zu ſtellen, daß dem Aufſichtspflichtigen auch für das Nichtbeſtehen des bezeichneten 
ursächlichen Zuſammenhangs die Beweislaſt obliegt. Die Vermutung des 9 832 erſtreckt ſich alſo 
auch auf dieſen urſächlichen Zuſammenhang (RG Warn 1912 Nr 28; RG 17. 1. 07 VI 217%06). Die 
Möglichkeit, daß der Unfall auch bei gehöriger Aufſichtsführung ſich hätte ereignen können, 
genügt deshalb nicht, um die Erſatzpflicht auszuſchließen (RG Warn 1910 Nr 60; 1912 Nr 28; 
NG 26. 1.22 VI 444/21). Überlaſſung eines vom Aufſichtsbefohlenen mitgenommenen Gewehrs 
an einen Spielgefährten, der durch einen Schuß Dritte verletzt, |. R Warn 1929 Nr 10; RG 
26. 1. 22 VI 444/21. 

9. Die Übernahme der Führung einer Aufſicht durch Vertrag ſetzt einen rechtsgültigen 
Vertrag voraus, denn ein anderer verpflichtet nicht; ein nicht rechtsgültiger ſteht gleich einer 
einſeitigen freiwilligen bloß tatſächlichen Übernahme, etwa ſeitens Familienangehöriger, die 
ebenſo den Tatbeſtand des § 832 Abſ 2 nicht erfüllen kann (RG JW 65, 202°). Die Aufſichts⸗ 
führung braucht aber in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen zu ſein, wenn nur der ſonſtige 
Inhalt des Vertrags fie als ſelbſtverſtändlich erſcheinen läßt (RG aad.). Beiſpiele für eine 
vertragsmäßige Übernahme der Aufſicht find die Verhältniſſe von Koſt⸗ und Pflegeeltern, Kran⸗ 
lenwärtern, Leitern einer Heilanſtalt oder einer privaten Erziehungsanſtalt. Aus der Recht⸗ 
ſprechung: das Verhältnis des Aufſehers einer ſtädtiſchen Kinderarbeitsſchule (RG JW 08, 673“). 
Nicht erfordert iſt, daß der Vertrag gerade mit dem geſetzlich Aufſichtspflichtigen geſchloſſen iſt 
und daß überhaupt eine geſetzliche Aufſichtspflicht neben der vertragsmäßigen beſteht. Iſt letzteres 
der Fall, ſo können beide Aufſichtspflichtige nebeneinander nach § 840 Abſ 1 für den Schaden 
verantwortlich ſein. Ob der Vertrag entgeltlich oder unentgeltlich, auf dauernde oder vorüber⸗ 
gehende Leiſtung geſchloſſen iſt, iſt gleichgültig. Vgl. im übrigen A 9 zu § 831. 


8 833 

1) Wird durch ein Tier?) ein Menſch getötet oder der Körper oder die Geſund⸗ 
heit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt'), ſo iſt derjenige, 
welcher das Tier hält“), verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen“)e) 7). Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 
durch ein Haustier verursacht wirds), das dem Berufe, der Erwerbstätigkeit 
oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen bestimmt ist?), und entweder 
der Tierhalter bei der Beaufsichtigung des Tieres die im Verkehr erforder- 
liche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt entstanden sein würde'®). 

Sat 1: E 1 734 Ab 1 II 756; M 2 809-814; B 2. 640-648. 

Sab 2: RGej. vom 30. 5. 08, ROBI 313. Begr. RT 1905/06 Nr 255. 

1. Allgemeines. Satz 1 des $ 833, der die urſprüngliche Vorſchrift des BOB über die Haftung 
des Tierhalters enthält, während Satz 2 durch das Nachtragsgeſetz vom 30. 5. 08 hinzugefügt 
worden iſt, ſchafft eine Ausnahme von dem Verſchuldungsgrundſatze, der im allgemeinen das 
BGB bei der Setzung der Normen über die Haftung aus u. H. beherrſcht (vgl. Vorbem 1, 2 vor 
& 823), und ſetzt an deſſen Stelle den Grundgedanken der Gefährdung. Es iſt ein der 
heutigen Rechtsanſchauung entſprechender und auch im BG, fo in den $$ 836—838, zum Aus 
drucke gekommener Satz, daß jeder, der einer ſelbſtändigen Wirtſchaft vorſteht, dafür ſorgen muß, 
daß feine Eigentumsgegenſtände nicht andern gefährlich werden (RG 52, 373; 54, 53; SW 05, 
37010: Warn 08 Nr 374; vgl. $ 823 A 6d und k: 8836 A1). Den Tieren kommt aber an ſich 
wegen der durch die Vernunft nicht geregelten Willkür ihres Tuns und der körperlichen Kraft, 
die ſie dabei entfalten, eine Gefährlichkeit zu, ſo daß, wer in ſeinem Intereſſe Tiere hält, auch 
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den Schaden erſetzen ſoll, der infolge dieſer Gefährdung entſtanden iſt (Prot 2, 647). Wie die 
an und für ſich gefährliche Natur eines Eiſenbahnbetriebs den Unternehmer nach § 1 Haftbfl 
haftbar macht, ohne daß es auf ſein Verſchulden bei einem durch die Gefährlichkeit dieſes Betriebs 
einem Menſchen entſtandenen Schaden ankommt, jo ſoll nach 9 833 Satz 1 auch derjenige, der in 
ſeinem Intereſſe Tiere hält, für den durch deren beſondere Gefährlichkeit Dritten zugefügten 
Schaden haften, ohne daß ein Verſchulden ſeinerſeits vorliegt (RG 80, 237; 141, 406). Während aber 
die Haftung aus 9 1 NHaftpfl® der Regel nach einen wirtſchaftlich Starken, einen Großbetrieb, 
trifft, ür den ein haftungerzeugender Unfall einen vielleicht empfindlichen Verluſt, aber keine 
Lebensfrage bedeutet, belaſtete die Gefährdungshaftung des § 833 in beſonderem Maße den 
mittleren und kleinen landwirtſchaftlichen und gewerblichen Betrieb. Die Härten, die die An- 
wendung des Geſetzes für dieſe zeitigte (vgl. MW 54, 73), die indeſſen durch die ſpätere Recht⸗ 
ſprechung weſentlich gemildert wurden (vgl. RG 65, 313; 67, 431; Warn 09 Nr 357), gaben den 
Anſtoß zur Ergänzung und Abſchwächung des ſtrengen Grundſatzes des $ 1 im Wege eines neuen 
Geſetzes, deſſen Wortlaut in einem Saß 2 dem urſprünglichen § 833 hinzugefügt wurde, und 
das für Haustiere, wenn ſie dem Berufe, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tier⸗ 
halters zu dienen beſtimmt find, die Gefährdungshaftung durch eine Verſchuldungshaftung 
mit vom Tierhalter zu widerlegenden Verſchuldensvermutung in der Weiſe der 89 831, 832, 
834, 836—838 erſetzt (NG JW 1911, 76220, Warn 1910 Nr 445). Das neue Geſetz iſt am 6. Juni 
117 verkündet und nach Art 2 RV am 20. Juni 1908 in Kraft getreten. Rückwirkende Kraft 
at es nicht. 

2. Durch ein Tier muß eine Verletzung zugefügt ſein, wenn § 833 zur Anwendung kommen 
ſoll. a) Was ein Tier ſei, beſtimmt ſich zunächſt nach der naturwiſſenſchaftlichen Lehre; für § 833 
kommen aber nur Tiere in Betracht, die durch ihre Tätigkeit auf die Außenwelt einzuwirken 
befähigt, mit Sinneswerkzeugen und Nervenſyſtem ausgeſtattet ſind. Den Tieren niederſter 
Ordnung, deren Leben dem der Pflanzen ſich nähert, fehlen dieſe. Mögen Bazillen daher an ſich 
als Tiere anzusprechen fein, die Gefahr, gegen die $ 833 Perſonen und Sachen ſchützen will, 
geht von ihnen nicht aus (für Haftung für Bazillen Oertmann A Za). Dieſe beſondere Tier- 
gefahr beſteht darin, daß das Tier zwar nach einem Willen handelt, dieſer aber nicht durch eine 
Vernunft geleitet und beherrſcht, ſondern entweder durch äußere Einwirkungen oder durch dem 
Menſchen ſich verbergende Vorſtellungen ausgelöſt wird. Vorwiegend ſind es die Haustiere, die 
für die Anwendung des $ 833, auch im Satz 1, in Frage kommen; doch bezieht ſich Satz 1 auch 
auf andere Tiere, die gehalten werden, ſo Bienen, ſo wilde Tiere in Tierbuden und zoologiſchen 
Gärten. b) Durch ein Tier iſt eine Verletzung verurſacht, wenn ein der tieriſchen Natur 
entſprechendes ſelbſttätiges, in einem übertragenen Sinne willkürliches Verhalten des 
Tieres fir verurſacht hat. Dahin gehört das Scheuen und Durchgehen, das Ausſchlagen und 
Beißen der Pferde, das Anſpringen gegen Menſchen und andere Tiere und das Beißen der 
Hunde (RG 50 S. 180 u. 219; 54 S. 73 u. 407; 60, 65, 61,316; 65, 103; 69, 399; 80, 237; JW 
05 S. 3189, 39210, 53112; 09, 2186; 1911 S. 45°1, 21513, 36616, 98217; 1912, 79714; 1914, 365; 
Warn 08 Nr 377 u. 582; 09 Nr 21; 1911 Nr 328; 1932 Nr 149; Gruch 50 S. 668 u. 973); nicht 
Beſchädigung fremder Sachen durch körperliche Ausſcheidungen von Bienen (RG 141, 406). Auch 
dann noch verhält ſich das Tier ſelbſttätig und willkürlich, wenn es durch einen äußeren 
Anreiz zu einer jahen, gewaltſamen Bewegung veranlaßt wird; ſo, wenn ein Pferd, wie es in 
ſeiner furchtſamen und reizbaren Natur begründet iſt, durch Lokomotivpfiffe, Geräuſche (z. B. 
Motorgeräuſche herannahender Kraftfahrzeuge Ric Warn 1932 Nr 149), flatternde Wäſche, durch 
vor feinen Augen fallende Gegenſtände, oder infolge von Schmerzempfindungen, weil es von 
Fliegen geſtochen oder vom Striegel unſanft berührt wurde, ſcheut, in die Höhe ſteigt und aus⸗ 
ſchlägt; denn daß es auf dieſe Weiſe zu jähen Bewegungen fortgeriſſen wird, iſt gerade die Be⸗ 
tätigung der tieriſchen Natur (MG 60, 65; 61, 316; 82, 112; JW 05 S. 318°, 39210, 53112; 1911 
©. 4577, 215'°, 36666, 1912, 79714; 1914, 365, 1922, 286°; 1933, 603°; Warn 09 Nr 21; 1911 
Nr 328). Einen Gegenſatz zu den ſelbſttätigen Bewegungen des Tieres bildet einmal der Fall, 
daß es als bloßes mechaniſches Werkzeug wirkt, wie wenn ein Tier von einem Menſchen 
dem andern ins Gleficht geworfen und dieſer dadurch verletzt wird, oder daß nur ſeine Größe, 
ſeine Maſſe und ſein Gewicht Menſchen oder Sachen beſchädigt, z. B. wenn ein Pferd oder Rind 
ſtürzt und auf einen Menſchen fällt, es ſei denn, daß der Sturz wiederum nur die Folge eines 
willkürlichen Verhaltens, wie des Durchgehens des Pferdes, iſt (NG JW 1911, 36618; 1914, 366). 
In jelchen Fällen iſt das Tier überhaupt nicht ſelbſttätig. Ebenſo iſt das Tier nur unwillkürlich 
und gleich einem Werkzeug tätig, wenn es auf ein anderes Krankheitskeime überträgt und es 
dadurch befchäbigt, mag ſelbſt dieſe Übertragung durch willkürliche Bewegungen des Tieres (Be- 
ſchnüffeln des andern Tieres) vermittelt werden (RG 80, 237). Ein willkürliches und ſelbſttätiges 
Tun des Tieres iſt auch in den außergewöhnlichen Fällen ausgeſchloſſen, wenn auf den Körver 
oder auf die Sinne des Tieres ein äußeres Ereignis mit übermäßiger Gewalt nach Art einer 
mechaniſchen Urſache derart einwirkt, daß ihm gar keine Freiheit gelaſſen wird, ſich anders zu 
verhalten (M6 54, 53; 60, 65; 61,316; 69, 399, Jm 05 S. 318%, 39210, 53112, 69118; 09, 31911: 
1910, 5791 1911 S. 45°, 215%, 36618; 1912, 79714, Warn 1911 Nr 328). Nur in ſeltenen 
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Fällen hat die Rechtſprechung ſolche Zwangsbewegungen eines Tieres angenommen (RG 69, 
399; JW 09, 3131); auch dieſe Fälle aber find zweifelhaft; zumeiſt liegt ein auf heftigen äußeren 
Anreiz erfolgtes ſelbſttätiges Verhalten des Tieres vor. Die richtige Umgrenzung dieſer Zwangs⸗ 
bewegungen legen neuere Entſcheidungen RG JW 1911 S. 45°, 21513, 366186: 1912, 79714; 
1922, 286°; 1933, 6935; Warn 1911 Nr 328 dar. Auf die naturwiſſenſchaftliche Auffaſſung des 
Verhaltens der Tiere kommt es für die Darlegung der Begriffe des Geſetzes nicht an (ogl. RG 
JW 1912, 79714), Den Beweis, daß eine ſolche Einwirkung außergewöhnlicher Art ſtattgefunden 
habe, der das Tier auf keine Weiſe widerſtehen konnte, hat der Tierhalter zu führen; es gehört 
nicht zur Klagebegründung, daß ein willkürliches Tun des Tieres vorliegt. Der Kläger genügt 
ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß er durch ein Tier beſchädigt iſt (RG JW; 05, 39210; 
1914, 36%. Den zweiten und wichtigeren Gegenſatz zum ſelbtätigen und willkürlichen Ver⸗ 
halten bilden die unſelbſtändigen Tätigkeiten, wenn das Tier dem Willen und der Leitung 
des Menſchen folgt, wie das Reitpferd und das Maultier der Zügellenkung des Reiters, 
das eingespannte Pferd der Leitung des Kutſchers. Hier iſt nicht das Tier, ſondern der es nach 
feinem Willen leitende Menſch der Handelnde (RG 50 S. 180 u. 219; 61, 316; 65, 103 JW 
09, 2184; Warn 08 Nr 377). Das Tier folgt dem Willendes Menſchen aber nicht unbedingt und wird 
von ihm nicht gezwungen; und ſo ſchließt die Leitung des Kutſchers oder Reiters keineswegs 
willkürliche Bewegungen des Tieres (Seitenſprünge, Hochſteigen, Beißen, Schlagen der Pferde) 
aus, die alsdann unter 9 833 fallen (R JW 09, 218“; Warn 08 Nr 582 u. 636; 13. 10. 10 1U 
56/10), wie es auf der andern Seite nicht willkürlich handelt, wenn es dem Willen des Menſchen 
nicht aus Widerſpenſtigkeit, ſondern weil es ihm nicht möglich iſt, die bisherige Bewegung plötzlich 
abzubrechen, nicht ſofort Folge leiſtet (RG Warn 08 Nr 377 u. 582). In der Gewalt des Lenkers 
kann ſich ein Pferd auch dann noch befinden, wenn der Kutſcher die Zügel nicht in der Hand hält: 
Pferde können mit einem Zurufe geleitet werden, und das Nebenhergehen des Kutſchers neben 
dem Fuhrwerke genügt vielfach, es in der Gewalt zu behalten (RG 65, 103). o) Die Feſtſtellung 
des Urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen einer eingetretenen Verletzung und einem auf 
der Tiergefahr beruhenden Tun des Tieres folgt den in Vorbem 5 vor $ 823 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen (fog. adäquate Verurſachung: Reh 2. 10. 05 IV 165/05; 5. 10. 05 IV 173/05). Der Zu⸗ 
ſammenhang braucht nicht ein unmittelbarer zu ſein; die Verletzung kann auch mittelbar auf 
jene Tätigkeit zurückführen (RG 50, 219; ZW 1914 S. 36° u. 47143), ſei es, daß dieſe zunächſt auf 
einen von dem Tier in Bewegung geſetzten Gegenſtand einwirkt, ſo auf den von den Pferden 
gezogenen Wagen, und mittels dieſes Gegenſtandes die Verletzung erfolgt (RG 50, 219; vgl. 
weiter den Fall JW 1911, 36616), ſei es, daß durch das Tun des Tieres die beſchädigte Perſon 
in Schrecken verſetzt, infolgedeſſen geſtürzt iſt und verletzt wurde: jo, wenn ein biſſiger Hund 
gegen einen Menſchen anläuft, dieſer erſchrickt, ſtolpert und ſtürzt (RG JW 06, 379˙; 08, 68015; 
1914, 47123; 3. 7. 11 IV 679/10). Doch muß eine ernſte Gefahr vorliegen; ein harmloſes An⸗ 
ſpringen und Bellen eines gutartigen und offenbar nicht zu fürchtenden Hundes begründet einen 
urſächlichen Zuſammenhang nicht; wenn eine beſonders nervenſchwach veranlagte Perſon davor 
erſchrickt und fällt, fo ift dies nicht Wirkung einer Tiergefahr (RE JW 08, 41%. Der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem Tun des Tieres und der Verletzung wird ferner nicht dadurch auf⸗ 
gehoben, daß der Beſchädigte ſelbſt durch eine auf freier Selbſtbeſtimmung beruhende Handlung 
eingreift, wie, daß er beim Durchgehen der Pferde, um ſich zu retten, vom Wagen ſpringt und 
ſich dabei Verletzungen zuzieht (R JW 07, 307°), oder daß er, um andere vor der Gefahr zu 
behüten, die durchgehenden Tiere aufhalten will und hierbei von ihnen verletzt wird (RG 50, 219; 
19. 10. 03 VI 47/03; 29. 11. 06 IV 198/06). Inwiefern ein ſolches Handeln des Beſchädigten 
ein mitwirkendes Verſchulden an der Verurſachung des Schadens begründen kann, darüber vgl. 
unten A 6. Kommt das Verhalten mehrerer Tiere, von denen das eine auf die Sinne des andern 
einwirkte, als urſächlich für eine Verletzung in Frage lein Hund ſpringt gegen Pferde an, die dann 
ſcheuen und Unheil anrichten), ſo iſt der Schaden durch das einwirkende Tier verurſacht worden, 
wenn die Einwirkung derart war, daß ſie das ſchadenſtiftende Verhalten des andern Tieres nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge entſprechend der Natur dieſer a mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit auslöſen mußte (Rc ZW 05, 69110 Gruch 50 S. 668 u. 973). Eine Berufung auf höhere 
Gewalt kann es gegenüber der Inanſpruchnahme aus $ 833 nur inſoweit geben, als inſolge 
einer äußeren Einwirkung ein willkürliches Tun des Tieres ausgeſchloſſen iſt; dann iſt aber eben 
im Sinne des § 833 der Schaden nicht durch das Tier verurſacht (RG 54, 407). 


3. Die Haftung nach $ 833 tritt nur ein, wenn durch das Tier ein Menſch getötet oder 
der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt wird. Über 
die Tötung eines Menſchen vgl. $ 823 A 4, über die Verletzung des Körpers und der Geſundheit 
ebenda A 5. Unter der Beſchädigung einer Sache ($ 90) iſt ebenſo wie bei ber Verletzung des 
Eigentums in § 823 Abf 1 (vgl. dort A 7) auch die Entziehung der Sache (Verſchleppung eines 
Gegenſtandes durch ein Tier) zu verſtehen. Nur für die Schäden, die aus der Verletzung der hier 
bezeichneten Rechtsgüter entſtehen, haftet der Tierhalter nach $ 833; für andere Schäden gelten 
die allgemeinen Grundsätze der $$ 823, 831; der Tierhalter kann alſo nur aus einem Verſchulden 


672 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


oder aus einer rechtswidrigen Handlung ſeines Angeſtellten in Ausführung einer Verrichtung 
in Anſpruch genommen werden. 

4. Als Tierhalter iſt, wie in Erweiterung der in den Urteilen RG 52, 11 und JW 06, 1971 
gegebenen Begriffsbeſtimmung, die auf die Sorge für Obdach und Unterhalt des Tieres ent- 
ſcheidendes Gewicht legte, die Rechtſprechung des Reichsgerichts angenommen hat (RG 62, 79: 
66, 1; JW 1911 S. 21825 u. 279°), anzuſehen, wer das Tier in feinem Hausſtande oder Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe verwendet. Das Eigentum ſowie die Sorge für Obdach und Unterhalt können 
Umſtände ſein, aus denen auf die Tierhaltereigenſchaft im einzelnen Falle zu ſchließen iſt; weſent⸗ 
lich für den Begriff find fie nicht RG 55, 163; JW 1916, 907°; 1917, 2877; Warn 1915 Nr 208 
u. 237; 1918 Nr 187; 20. 6. 10 IV 524/09). Das Tierhalterverhältnis iſt ein tatſächliches, kein 
rechtliches. Ohne mittelbaren oder unmittelbaren Beſitz iſt es nicht wohl denkbar, und ſchlechthin 
wesentlich iſt das Merkmal des eigenen Intereſſes (RG 62, 79; 66, 1). Tierhalter iſt der Poſt⸗ 
halter, der die Poſtpferde vertragsmäßig der Poſtverwaltung zur Verfügung zu ſtellen hat; ſie 
dienen feiner Wirtſchaft (MG JW 1910, 470%; Warn 1916 Nr 201). Tierhalter iſt ebenſo der 
Inhaber eines Reitinſtituts, der gewerbsmäßig Reitpferde gegen Entgelt vermietet; ſie ſcheiden 
durch den Austritt nicht aus ſeiner Wirtſchaft aus, werden vielmehr gerade durch die Vermietung 
dafür verwendet und bleiben feiner Verfügung unterworfen (RG Warn 1912 Nr 254); Tier- 
halter bleibt der Landwirt, wenn er unentgeltlich vorübergehend aus Entgegenkommen ſein 
Pferd an Dritte verleiht (RG JW 1915, 917); Tierhalter ift der Nießbraucher oder Pächter eines 
Gutes, der Ehemann hinſichtlich der zum eingebrachten, bei der Gütergemeinſchaſt der zum Ge⸗ 
ſamtgut gehörigen Tiere. Auch mehrere Perſonen können gleichzeitig Tierhalter derſelben Tiere 
ſein; fo, wenn der Vater das Landgut, deſſen Wirtſchaftsbetriebe die Pferde dienen, ſeinem Sohne 
übergeben, ſich aber deren Benutzung für feine Wirtſchaft gleichfalls vorbehalten hat; er iſt dann 
Tierhalter, ee fie in feiner Wirtſchaft verwendet werden und in feiner Verfügung ftehen (RG 
JW 1911, 2795). Dienen Tiere ben wirtſchaftlichen Zwecken eines nichteingetragenen Vereins, 
jo find alle Mitglieder der Vereinigung als Tierhalter anzuſehen (RG JW 1911, 218%). Eine 
vorübergehende Beſitzentziehung (Entlaufen des Tieres) hebt die Tierhaltereigenſchaft nicht auf, 
wohl aber eine dauernde Entziehung, durch die das Tier ſeiner Beſtimmung für den Tierhalter 
entfremdet wird (Diebſtahl). Tierhalter ſind aber auch der Schlächter, der Tiere kauft und bei ſich 
einſtellt, um fie am nächſten Tage zu ſchlachten, oder der Vie hhandler, der dasſelbe tut, um die 
Tiere am nachſten Tage zum Markt zu führen und zu verkaufen; fie dienen beiden Gewerbe⸗ 
betrieben. Eine Landgemeinde ift Tierhalter des Zuchtſtieres, der zu Zuchtzwecken für die Gemeinde 
angeſchafft und bei einem Bauern im Stalle untergebracht iſt, der dem Tiere gegen Vergütung 
Fütterung und Wartung gewährt (RG JW 1917, 2877); ebenſo ift Tierhalter, wer vertragsmäßig 
einer Bergwerksverwaltung die Grubenpferde ſtellt, die, ſolange ſie in der Grube verwendet 
werden, dort eingeſtallt werden; die Aufgabe der unmittelbaren Verfügungsgewalt über die Tiere 
auf Zeit bedeutet nicht den Verluſt der Tierhaltereigenſchaft RH Warn 1915 Nr 237; JW 1917, 
2877). Der Unzurechnungsfähige (88 827, 828) kann Tierhalter ſein, aber nicht durch eigenen 
Willensentſchluß werden; er wird es jedoch, wenn ſein geſetzlicher Vertreter ihn durch ſeine 
Handlung in das Verhältnis des Tierhalters verſetzt. Zu welchem Zwecke das Tier im Augen- 
blicke des Unfalls benutzt wird, ift gleichgültig (RG 55, 163; JW 06, 19714); für die Tierhalter⸗ 
eigenſchaft iſt nur die Beſtimmung des Tieres zur Verwendung in der eigenen Wirtſchaft und 
im eigenen Intereſſe maßgebend. Der Gutsverwalter, der die für die Gutswirtſchaft beſtimmten 
Pferde zu einer Spazierfahrt benutzt, wird dadurch nicht Tierhalter (RG 52, 117; Gruch 47, 404); 
desgleichen nicht die Landwirtſchaftskammer, die durch ihre Geſchäftsſtelle den Abſatz von Schlacht⸗ 
vieh vermittelt, ſich das Vieh zuſenden, tierärztlich beſichtigen und in die Verkaufshalle bringen 
laßt gu 60, 1) nicht der Staat, dem bei dem Pferde muſterungsgeſchäft in Erfüllung einer 
geſetzlichen Verpflichtung die Tiere zur Auswahl vorgeführt werden (MG JW 04, 40817; 06, 
466; nicht der ſtaatliche oder kommunale Unternehmer einer behördlich angeordneten Zwangs⸗ 
impfung (RG JW 1933, 6936); nicht der Kaufluſtige, der zu einer Probefahrt zwecks Entſchließung 
Über einen Ankauf das Pferd bei ſich einſtellt und die Probefahrt ausführt (NG ZW 06, 19714, 
7. 11. 07 1 120/07); auch nicht der Bereiter (Trainer) oder der Stallmeiſter, denen zum Zwecke 
des Zureitens das Rennpferd oder das Reitpferd übergeben wird; ſie nutzen das Tier nicht für ihr 
Intereſſe: die Vergütung, die ſie für das Zureiten erhalten, iſt nicht Nutzung des Tieres, ſondern 
Entlohnung ihrer im fremden Intereſſe geleiſteten Arbeit (RG Warn 08 Nr 317); ferner nicht der 
bloße Verwahrer, mag auch nebenher eine Benutzung des Tieres durch ihn vorgeſehen fein (RG 
JW 1913, 4315), wie fie in vielen Fällen im Intereſſe des Hinterlegers (Ausreiten von Pferden) 
ſelbſt zu den Pflichten des Verwahrers gehört (vgl. $ 688 A 3). Tierhalter bleibt dagegen bis 
zur kurzzeitigen Abholung oder Übergabe an den Käufer der Verkaufer eines Tieres, das bisher 
ſeiner Wirtſchaft diente und in ſeinem Stalle ſteht oder auf der Beförderung zum Käufer ſich 
befindet (NG JW 1910, 706°; 1930, 24213), Tierhalter ift aber wiederum aus den gleichen 
Gründen wie die vorgenannten Perſonen nicht der Tierarzt, dem das Tier zur Behandlung zu⸗ 
geführt wird, und nicht der Viehkommiſſionär, dem ein Tier zum Verkauf Übergeben worden iſt 
(RG 11. 12. 11 IV 142/11). Wohl aber ift Tierhalter der Beamte oder die Militärperſon, die 
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beruflich verpflichtet ſind, ſelbſt ein Pferd zur Benutzung im Berufe ſich zu beſchaffen (Gen⸗ 
darmenpferd in Preußen, Rö 55, 163; Landbriefträger, NG Warn 1918 Nr 187); und Tierhalter 
iſt der Landwirt, dem zur ſelbſtändigen Verwendung in ſeiner Wirtſchaft Tiere vom Eigentümer, 
wenn auch nur auf kurze Zeit, geliehen werden (R 62, 79). Über den Tierhalter gefangener 
oder gezähmter (§ 960 BGB) wilder Tiere vgl. RG JW 1916, 9076. 

5. Der Tierhalter haftet für den einem andern aus der Verletzung eines der bezeichneten 
Rechtsgüter entſtehenden Schaden. Für den Schadenserſatz aus der Verletzung von Leben, 
Körper oder Geſundheit eines Menſchen gelten die 8 842847. Mehrere Tierhalter des Tieres, 
das den Schaden angerichtet hat, haften als Geſamtſchuldner nach § 840 Abf 1; ebenſo der Tier- 
halter und der Aufſichtspflichtige nach $ 834 (der Tierhüter, RG 60, 313). Für die Ausgleichung 
dieſer mehreren Erſatzpflichtigen untereinander iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis 
maßgebend. Auch die verſchiedenen Tierhalter mehrerer Tiere, die zuſammenwirkend einen 
Schaden angerichtet haben, ſind geſamtſchuldneriſch verhaftet; für deren Ausgleichung unter⸗ 
einander gilt $ 840 Abſ 1 in Verbindung mit § 426 (NG JW 05, 69114). Geſamtſchuldneriſche 
Haftung tritt ferner ein, wenn die Verletzung auf ein Tier und zugleich auf die u. H. eines Dritten 
zurückzuführen iſt (das Pferd ſcheut infolge des unerlaubt ſchnellen Vorüberfahrens eines Kraft⸗ 
wagens oder infolge eines Betriebsvorgangs der Eiſenbahn; vgl. Rö 53, 114; 58, 335; 61, 56; 
Gruch 47, 405; 48, 928); bei der Ausgleichung untereinander Tann ſich hier aber der Tierhalter 
auf die Beſtimmung des $ 840 Abſ s berufen, wonach im inneren Verhältniſſe ein dritter Haft⸗ 
pflichtiger gegenüber dem Tierhalter den ganzen Schaden trägt; dies gilt nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts auch dann, wenn die Haftung des Dritten, wie die des Eiſenbahnunternehmers 
aus $ 1 Haftpflch ebenfalls nicht auf einem Verſchulden, ſondern auf Gefährdung beruht, weil 
die Vorſchrift des $ 840 Abſ 3 nur die Erſatzpflichtigen aus den 98 833—838 gegenüber andern 
begünſtigt (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; vgl. $ 840 A 7), und es gilt weiter ſelbſt dann, wenn 
der Tierhalter ſelbſt der Beſchädigte iſt (NG 71, 7; JW 05, 73452; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 
VI 417/04; 19. 10. 05 VI 68/05). Beim Zuſammenwirken eines Tieres und eines Kraftfahr⸗ 
zeugs zur Verurſachung eines Schadens der in § 833 bezeichneten Art (vgl. § 7 Kraft Fahr) 
gilt für die Ausgleichung zwiſchen dem Tierhalter und dem Fahrzeughalter $ 17 Abſ 2 Kraft FahrG, 
abgeſehen von dem Falle des $ 833 Satz 2, der die Tierhalterhaftung ausſchaltet (RG 82, 112; 
96, 130; Warn 1922 Nr 69; 23 1921, 14510, 1922, 6825). Trifft den Tierhalter ein Verſchulden 
bei der Verurſachung der Verletzung, das den § 823 anwendbar macht, ſo kann er ſich für die 
Ausgleichung gegenüber dem dritten Haftpflichtigen auf die Befreiung des $ 840 Abſz nicht 
berufen. Hat er für die rechtswidrige Verurſachungshandlung eines Angeſtellten ($ 831) einzu- 
ſtehen, ſo kommt ihm, falls dieſen ein Verſchulden trifft, das auch ihn erſatzpflichtig macht, im 
inneren Verhältniſſe zwar nicht $ 840 Abſ 3, aber § 840 Abſ 2 zugute. Einen Anſpruch auf 
Unterlaſſung der u. 9. nach 9833 kann es nicht geben, da die die Haftung begründende Gefährdung 
ſchon mit dem Halten des Tieres gegeben iſt, das für ſich eine u. H. nicht darſtellt. 

6. Daß ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten an der Verletzung und ihren Folgen 
(8 254) wie bei allen andern u. H. auch bei der Haftung des Tierhalters den Erſatzanſpruch aus⸗ 
ſchließen oder im Umfange mindern muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Abwägung nach § 254 hat 
auf der Seite des Tierhalters die Tiergefahr, auf der Seite des Verletzten das Maß ſeines Ver⸗ 
ſchuldens und deſſen Bedeutung für die Verurſachung des Schadens in Betracht zu ziehen (RG 
51, 275; 3% 02 Beil 274; 03 Beil S. 4290, 66153, 143514; 04, 5710; 06, 8082; Warn 1911 Nr 327; 
1912 Nu 61). Über das mitwirkende ſchädliche Verhalten eines verletzten Kindes oder Unzurech⸗ 
nungsfähigen gilt das $ 827 A 3, 9 828 A 1, 2 Geſagte: mangels der Möglichkeit eines Verſchuldens 
entfällt ihre Verantwortlichkeit (vgl. RG 67, 120). Ein eigenes mitwirkendes Verſchulden des 
Verletzten liegt vor, wenn er ſich leichtſinnig ſelbſt der Tiergefahr ausgeſetzt hat: fo, wenn er den 
Hof betritt, auf welchem ein biſſiger Hofhund gehalten wird, obwohl durch eine Tafel an der 
Hoftür vor dem Betreten des Hofes mit einem Hinweiſe auf den Hund gewarnt war (RG JW 
06, 3497); ähnlich, wenn ein Hundebeſitzer feinen Hund vor den Angriffen eines andern Hundes 
ſchützen will, in ihren Kampf eingreift und dabei ſelbſt verletzt wird (MG Warn 1914 Nr 161); 
oder wenn er ohne Not dicht an Pferden vorbeigeht (RG JW 06, 7397; 09, 13618; Warn 08 
Nr 290; 1916 Nr 201); das trifft indeſſen nicht zu bei einem Stallknecht oder dem Hufſchmied, 
deſſen Arbeit es mit ſich bringt, daß er ſich den Tieren nähern muß (RG JW 06, 740°; 1911, 
21513); oder wenn der Verletzte ein krankes Tier ohne Veranlaſſung nur berührt hat (RG JW 
08, 2357). Ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten iſt ferner gegeben, wenn der verletzte 
Radfahrer durch übermäßig ſchnelles Fahren in Ortſchaften die Hunde aufregt und das Anſpringen 
von Hunden an das Rad für ſich ſelbſt gefährlich macht (aG JW 08, 68012); wenn der Tierarzt 
oder der Hufſchmied bei der Behandlung oder beim Veſchlagen der Pferde die nötigen Vorſichts⸗ 
maßregeln verſäumen (RG IW 04, 571%; Warn 09 Nr 212). Ein eigenes Verſchulden des 
Verletzten liegt aber nicht darin, daß der Inſaſſe eines Wagens beim Durchgehen der Pferde, 
um ſich aus der größeren Gefahr zu retten, ſelbſt ungeſchickt abſpringt (RG ZW 07, 3078). Noch 
weniger kann ein Vorwurf eigenen Verſchuldens gegen den Verletzten daraus hergeleitet werden, 
daß er in Erfüllung einer ſittlichen Pflicht, um eine größere Gefahr von der Allgemeinheit abzu⸗ 
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wenden, den durchgehenden Tieren ſich entgegenſtellt, um ſie zum Stehen zu bringen; überhaupt 
iſt eine ungeeignete Maßregel noch lein Verſchulden, ſofern der Verletzte bei dem Verſuche nur 
nicht jede Vorſicht und Beſonnenheit außer acht ließ; das muß beſonders bei Rettungshandlungen 
gelten, die ein ſchnelles Eingreifen erfordern (RG 50, 219; JW 04, 356%; Gruch 49, 931; Warn 09 
Nr 99; vgl. § 823 A 3). Bedeutung des Umſtandes, daß der verletzte Kraftfahrer nicht im Beſitz 
eines Führerſcheins war, für die Frage des mitwirkenden Verſchuldens ſ. RG Warn 1932 Nr 149. 
Daß der Verletzte durch das eigene Tier verletzt wird dergeſtalt, daß er, wenn der Verletzte ein 
Dritter wäre, dieſem ſelbſt als Tierhalter haften würde, begründet für den ſchuldhaft handelnden 
Verurſacher des Unfalls einen Einwand des mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten nicht; eine 
entſprechende Anwendung des F 254 iſt hier durch die Vorſchrift des K 840 Abſ 3 (f, die vorige 
Anmerkung) ausgeſchloſſen (RG 71,7; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04). Dagegen tt 
eine ſolche rechtsähnliche Anwendung des § 254 e und dem Sinne des Geſetzes entſprechend, 
wenn auch der in Anſpruch genommene Erſaßpflichtige nur als Tierhalter haftet, alſo nicht er, 
ſondern ſein Tier den Schaden mitverurſacht hat (RG 67, 120 in dieſer Beſchränkung richtig; vgl. 
§ 840 A 7 u. 8). Über eine Umkehrung der Beweislaſt beim Einwande des eigenen Verſchuldens 
bei Dienſtperſonen vgl. A 7b. 

7. Einwirkung eines Vertragsverhältniſſes auf die Haftung des Tierhalters. a) Wie 
regelmäßig ſchon die Fahrläſſigkeitshaftung aus u. H., kann um ſo mehr die ohne Verſchulden 
des Haftpflichtigen eintretende Gefährdungshaftung des § 833 durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden (vgl. Vorbem Ab vor § 823). Ein ſolcher Vertrag beſeitigt dann nicht nur die Anſprüche 
des Verletzten, ſondern auch die der Unterhaltungsberechtigten nach $ 844 (RG 65, 313). Eine 
ausdrückliche Vertragsvereinbarung auf Ausſchluß der Tierhalterhaftung wird im täg⸗ 
lichen Leben ſelten vorkommen; der Ausſchluß kann ſich aber aus dem ſonſtigen Inhalt des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes als dem Willen der Vertragsparteien entſprechend ergeben. Das iſt der Fall, 
wenn dem Verletzten durch Dienſt⸗ oder Werkvertrag eine in ſeinen Berufskreis gehörige Arbeits 
leiſtung bezüglich des Tieres übertragen worden iſt, die als ſolche mit einer beſonderen Tiergefahr 
verbunden iſt; hier muß dieſe Gefahr mit der Übernahme der Leiſtung als übernommen gelten. 
Der hauptſächlichſte Anwendungsfall iſt der Vertrag auf Zureiten eines Rennpferdes durch den 
Bereiter (Trainer), eines Reitpferdes durch einen Stallmeiſter, der eine ſelbſtändige Gewalt 
dieſer Perſonen über das Tier bedingt (MG 58, 410; JWö 05, 14322; Warn 1910 Nr 153). 
Beim Tierarzt, der eine ärztliche Verrichtung an dem Tiere vornimmt, beim Hufſchmiede, der 
das Pferd beſchlägt, iſt eine ſolche Gefahrübernahme nicht anzunehmen; ihre Vertragsleiſtungen 
weiſen auf einen derartigen Vertragswillen nicht hin; ihnen wird eine Verfügung über das Tier 
nicht übertragen (RG 61, 54 läßt für den Hufſchmied die Frage offen, während JWö 06, 55322 
die Übernahme der Gefahr verneint und den Unterſchied vom Bereiter und Stallmeiſter betont; 
ebenſo ZW 1911, 89 und Warn 1912 Nr 61; unter beſonderen Umſtänden iſt Ausſchlußvertrag 
beim Hufſchmied angenommen, Warn 1912 Nr 430; ZW 04, 5710, 1912, 79714) Noch weniger 
kann an eine vertragsmäßige Übernahme der Tiergefahr bei den unſelbſtändigen Dienſtverrichtun⸗ 
gen der von den Weiſungen des Dienſtherrn abhängigen Geſindeperſonen: Kutſcher, Reitknecht, 
Stallknecht, gedacht werden (RG 50, 244; JW 05 S. 202°, 39210, 39311, 528˙ 07, 71027; 1911, 
21513; Warn 08 Nr 318 u. 477; 1910 Nr 153). Frage des einzelnen Falles iſt die Übernahme 
der Tiergefahr bei den Leiſtungen des Beförderungsunternehmers (NG Warn 08 Nr 495; 
30. 10. 07 1V 111/07) oder beim Abſchneiden (Kupieren) von Pferdeſchweifen (R Warn 09 
Nr 212). Über die Beweispflicht ſ. unter b. 

b) Das Vertragsverhältnis zu allen dieſen Perſonen, die die Tiergefahr nicht 
übernommen haben, ſowie zu dem beſtellten Tierhüter nach § 834, iſt indeſſen, wenn dieſe 
Perſonen ſelbſt bei Erfüllung ihrer Vertragsverpflichtungen von dem Tiere verletzt worden ſind, 
immerhin nicht ohne Wirkung. Denn in dieſem Falle erſcheint zunächſt die von dem Hufſchmied, 
Kutſcher, Beförderungsunternehmer, Stallknecht bei der Vertragsleiſtung zu beobachtende Sorg⸗ 
faltspflicht verletzt, und es trifft daher ſie die Beweislaſt, daß ſie ihrer Sorgfaltspflicht genügt 
haben, daß der Schaden durch das Tier ohne ihr Verſchulden angerichtet wurde, oder daß er auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde (RG 50, 244; JW' 05 S. 2026, 39210, 
39311, 5287; 07, 71017: Warn 08 Nr 318, 477; 09 Nr 212; 1910 Nr 153; 1912 Nr 61 u. 430; 
9. 2. 05 VI 167/04). Dieſer Beweis kann auch allgemein dahin geführt werden, daß der Ver⸗ 
letzte bei derſelben Verrichtung bisher ſtets ſorgfältig und vorſichtig zu Werke gegangen ſei (RG 
JW 05, 39210), und er iſt als geführt zu erachten, wenn der Dienſtverpflichtete die ihm von dem 
Dienſtherrn gemachten Vorwürfe ſachwidrigen Verhaltens widerlegt (RG 13. 7. 08 IV 83/08). 
Iſt von dem Geſchäfts⸗ oder Dienſtherrn gar nicht geltend gemacht, daß den Verletzten ein eigenes 
mitwirkendes Verſchulden an dem Schaden treffe, ſo bedarf es auch nicht des Sorgfaltsbeweiſes 
des Verletzten. Die Be weispflicht für ein Herkergswerlalinte das in den Fällen zu a eine 
Ausſchließung, in den Fällen zu b eine Beſchränkung der Haftung des Tierhalters zur Folge hat, 
trifft den Tierhalter (RG 5. 3. 08 IV 341/07). 

e) Beſondere Veranlaſſung zur Annahme eines ſtillſchweigenden Ausſchluſſes der Tierhalter⸗ 
haftung bieten die Fälle, in denen der Tierhalter oder ſein Angeſtellter in ihr Fuhrwerk aus Ge⸗ 
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fälligkeit einen Fahrgaſt aufgenommen haben. Während RS 54, 73 in einem ſolchen Falle 
die volle Strenge der Haftung aus $ 833 zur Anwendung brachte, ſuchte und fand die ſpätere 
Rechtſprechung einen Weg, die Härten jener Entſcheidung zu beſeitigen. Grundſätzlich ließ ſich zwar 
an der Haftung des § 833 nichts ändern. Aber man entnahm für den einzelnen Fall aus dem 
Verhalten der Beteiligten und den begleitenden Umſtänden einen Vertrag auf Ausſchließung der 
Haftung des Tierhalters, ohne daß die Beteiligten eine ſolche Willenseinigung erklärt zu haben 
brauchten, ja ohne daß fie auch nur an Gefahr und Unfall gedacht hatten (RG 65, 313; 67, 431; 
JW (8, 108; Warn 08 Nr 157; 09 Nr 100). Der Vertragsſchluß ift zwar nicht ohne weiteres 
aus der Gefälligkeit des Mitfahrenlaſſens zu entnehmen, die ſelbſt einen Vertrag an ſich nicht 
darſtellt (RG 65, 18; JW 08, 108%; 1911, 285; Warn 08 Nr 157; 09 Nr 357); er bedarf beſonderer 
Feſtſtellung; aber dieſe darf ſchon auf die Bitte um Mitnahme und die Einwilligung dazu geſtützt 
werden (RG aaO., ferner Warn 08 Nr 353; 09 Nr 100). Bei der Annahme einer ſolchen Willens⸗ 
einigung muß aber die Kenntnis der Sachlage durch den Verzichtenden vorausgeſetzt werden; ein 
Ausſchluß der Haftung iſt auch bei einer Gefälligkeitsfahrt nicht anzunehmen, wenn der Tierhalter 
ein ungewöhnlich ſcheues Pferd eingeſpannt hatte (RG 10. 10. 10 IV 138/10). Die Entgeltlich⸗ 
keit der Beförderung ſchließt einen ſolchen Vertrag zwar nicht aus, ift aber ein tatjächlicher Umſtand, 
der gegen die Annahme eines Vertrags ſpricht, ſo daß er in dieſem Falle beſonderer Begründung 
bedarf (NG JW 08, 108%; 09, 31311; Warn 08 Nr 157 u. 477; 09 Nr 22). Als ein anderer gegen 
den Enthaftungsvertrag ſprechender Umſtand iſt die Tatſache angeſehen worden, daß der Tier⸗ 
halter, wie dem Fahrgaſte bekannt war, gegen die Tiergefahr verfichert iſt (NG Warn 09 Nr 22 
u. 100); und endlich wurde die Annahme eines ſolchen Vertrags mit Recht abgelehnt, wenn das 
Mitfahren des Verletzten nicht auf einer Gefälligkeit des Tierhalters, ſondern auf einer Gefällig- 
keit des Verletzten gegenüber dem Tierhalter beruhte (NG Warn 1910 Nr 153; vgl. die Fälle 
JW 1911 S. 3195 u. 7140). Die Entſcheidung RG Warn 09 Nr 357 (vgl. auch JW 1911, 285) 
weiſt auf die Bedenken gegen die Annahme eines ſolchen nicht nur unausgeſprochenen, ſondern 
auch unausgedachten und ungewollten Vertrags hin, für deſſen Feſtſtellung es vielfach an einer 
wirklichen tatſächlichen Unterlage fehlt, und ſetzt an die Stelle des ſtillſchweigenden Vertrags das 
Handeln auf eigene Gefahr: Wer bewußterweiſe außerhalb eines Vertragsverhältniſſes 
und ohne eine ſonſtige rechtliche oder ſittliche Verpflichtung (vgl. oben A 6) einer beſtimmten 
Gefahr ſich ausſetzt, nimmt dieſe Gefahr auf ſich. Die Verwendung dieſes zwar im BEB nicht 
ausgedrückten, aber einer im Leben herrſchenden Anſchauung entſprechenden Rechtsgedankens 
ſei, ſpricht das Urteil aus, wohl geeignet, einer gerechten, im Sinne des Geſetzes ſelbſt liegenden 
Ausgleichung gegenüber einer Gefährdungshaftung, wie fie $ 833 dem Tierhalter auferlegt hat, 
zu dienen. Dem iſt zuzuſtimmen (fo auch v. Gierke, Deutſches Schuldrecht S. 946 u. A 55). Vgl. 
für die Haftung im Kraftfahrzeugverkehr RG 130, 162. 

8. Haustiere ſind die zahmen Tiere, die von den Menſchen zu ihrem Nutzen in ihrer Haus⸗ 
wirtſchaft gehalten zu werden pflegen, als: Pferd, Maultier, Eſel, Rind, Schaf, Ziege, Schwein, 
Hund, Katze, Geflügel. Den Gegenſatz zu den Haustieren bilden die wilden und die gezähmten 
wilden Tiere (gezähmtes Reh, Affe u. a.), die dadurch, daß ſie in einer Hauswirtſchaft gehalten 
werden, nicht Haustiereigenſchaft erlangen. Tiere, die zwar ihrer Gattung nach Haustiere ſein 
können, aber nicht als ſolche verwendet werden (Verſuchstiere des Profeſſors, Tiere zur Heil. 
ſerumerzeugung in den Serumanſtalten), kommen im Sinne des Geſetzes als Haustiere nicht 
in Betracht (RG 79, 246). Die Biene iſt kein Haustier; ſie iſt ein „wilder Wurm“ und entzieht 
ſich der menſchlichen Aufſicht und Verfügung (vgl. RG 141, 406; a. M. Oertmann A 9b 

u 8 833). 
3 3. en Schutz des Satz 2 erſtreckt ſich nur auf ſolche Haustiere, die dem Berufe, der Erwerbs⸗ 
tätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen beſtimmt ſind. Ausgeſchloſſen find 
damit diejenigen Haustiere, die zu anderen Zwecken, für den Sport oder zur Annehmlichkeit 
(Luxusreitpferd, Schoßhund) gehalten werden (R 79, 246; JW 1911, 4555). Das vom Land⸗ 
wirt zu Zuchtzwecken gehaltene Vollblutpferd iſt ſeinem Erwerbe zu dienen beſtimmt; es wird 
Luxustier, wenn es in den Rennſtall eines Sportsmannes oder in den Stall eines Rentners über⸗ 
geht, der es zu Spazierfahrten benutzt (RG 79, 246). Die Tiere ſollen jenen Zwecken zu dienen 
beſtimmt ſein; ſie müſſen daher dieſe Beſtimmung zur Zeit der Zufügung einer Verletzung 
haben; daß ſie ausſchließlich den hervorgehobenen Zwecken dienen, wird nicht gefordert (RG 
JW 1911, 4532), auch nicht, daß ſie bei der Schadensverurſachung ihnen gerade gedient haben; 
maßgebend ift ihre allgemeine Zweckbeſtimmung (NG JW 1917, 286°). Dabei iſt die dem Tier 
durch den Tierhalter gegebene Zweckbeſtimmung maßgebend; dieſer iſt die Wirkſamkeit nur dann 
zu verſagen, wenn ſie mit vernünftigen Erwägungen eines verſtändigen Tierhalters nicht zu 
bereinigen iſt (RG HRR 1931 Nr 111). Daß die Beſtimmung äußerlich erkennbar jet (Begr.), 
wird nicht zu verlangen ſein. Gelegentliche Benutzung eines Tieres zu Erwerbszwecken, das im 
allgemeinen dem Vergnügen des Beſitzers zu dienen beſtimmt iſt, genügt dem Erfordernis des 
Satz 2 nicht (RG JW 1911, 45“). Be ruf iſt die an eine öffentliche oder private Anſtellung oder 
an eine Prüfung gebundene, nicht unmittelbar dem Erwerbe dienende Lebensſtellung; Beamte, 
Militärperſonen, Geiſtliche, Arzte, Rechtsanwälte, aber auch Gutsverwalter, Förſter, Ingenieure 
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im Privatdienſt haben einen Beruf. Dem Berufe ſind demnach zu dienen beſtimmt die Dienſt⸗ 
pferde der Offiziere, der Gendarmen, die Kutſchpferde des Landarztes, je nach Umſtänden auch 
des Landrats, die Jagdhunde des Förſters. Für die Annahme einer Berufsbeſtimmung der 
Haustiere wird der Umſtand maßgebend ſein, ob die Ausübung der Berufstätigkeit die regelmäßige 
Benutzung von Tieren erforderlich macht, oder dieſe, wie es bei Militärperſonen und Beamten 
der Fall iſt oder ſein kann, ſogar vorgeſchrieben wird. Zum Berufe gehört auch die ſog. Reprä⸗ 
ſentation hoher Würdenträger, wo fie nicht geſellſchaftliche Übung, ſondern im öffentlichen In⸗ 
tereſſe gelegene Pflicht der Dieuſtſtellung iſt (diplomatiſche Vertreter des Staates). Dem Berufe 
ſind ferner die Tiere beſtimmt, die für Berufszwecke vom Staate, von den Gemeinden oder von 
ſonſtigen Körperschaften, in deren Dienſt die Berufsperſonen ſtehen, gehalten werden: die Armee⸗ 
pferde (RG 76, 225), die Feuerwehrpferde, die Polizeihunde. Der Erwerbstätigkeit dienen 
die in gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betrieben als Zug⸗, Laſt⸗, Schlacht⸗ (NG 79, 246), 
aber auch als Zuchtvieh zur Verwendung kommenden Haustiere; ſowohl das vom Landwirt 
oder Viehhändler zu Verkaufszwecken, wie das vom Metzger zum Schlachten erworbene und 
gehaltene Vieh find der Erwerbstätigkeit dieſer Perſonen beſtimmte Haustiere (RG and.; 
Warn 1912 Nr 389; 30. 9. 12 IV 162/12). Hierher gehören auch die in Geſtüten oder Hunde⸗ 
zuchtanſtalten gehaltenen Tiere, wenn aus der Aufzucht ein Gewerbe gemacht wird (RG 79, 246). 
Die zur Bewachung und Sicherheit gehaltenen Hunde können der Erwerbstätigkeit 
zu dienen beſtimmt fein (der Schäferhund, der Hofhund des Landwirts [RG JW 1917, 2866], 
der Wachhund auf einem Holz- oder ſonſtigen Lagerplatze oder in einem einſam gelegenen Be- 
triebe); ſie können auch Berufszwecken dienen (z. B. bei Kaſſenbeamten auf dem Lande); werden 
ſie nur zur Bewachung privater Wohnhäuſer gehalten, ſo fallen ſie unter die Beſtimmung des 
Satz 1 (HRR 1930 Nr 110). Dem Unterhalt endlich find zu dienen beſtimmt die Milchkuh oder 
Milchziege, ſowie das im Haushalt zu verwendende Schlachtſchwein. Dem Ausnahmecharakter 
des Satz 2 entſpricht es, daß, wer ſich darauf beruft, den Tatbeſtand des Satz 2 nachzuweiſen hat 
(RG IW 1917, 2866; Warn 1910 Nr 445). 

10. Der Tierhalter kann ſich in den Fällen des Satz 2 von der Haftung durch den Nachweis 
befreien, daß er bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet habe oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 
Auch hier iſt, wie in den $$ 831, 832, 834, mithin die doppelte Vermutung aufgeſtellt, daß der 
Tierhalter die Aufficht über das Tier vernachläſſigt habe, und daß auf dieſe Vernachläſſigung 
der entſtandene Schaden urſächlich zurückzuführen ſei. Vgl. darüber 89 831 A 1 u. 7, 832 A 1 
u. 8. Die Haftung aus $ 833 Satz 2 ift, wie diejenige des $ 831, Verſchuldenshaftung; fie greift 
alſo nicht Platz bei ſchuldunfähigen Perſonen (88 827, 828 Abſ 1), deren Verſchulden auch nicht 
durch ein ſolches ihrer geſetzlichen Vertreter erſetzt werden kann, die nicht die Tierhalter ſind; 
dagegen ſteht der Anwendung des § 829 auch für § 833 Satz 2 nichts im Wege (NG JW 1917, 
38°; Warn 1916 Nr 2783 f. A! zu 8829). Der Beweis für eine gehörige Beaufſichtigung 
des Tieres umfaßt die Sorge für die Verwahrung, den Unterhalt und die Leitung des Tieres. 
Er hat ſich, wie grundſätzlich auch in den Fällen der 8$ 831 u. 832, auf den Zeitpunkt zu beziehen, 
in welchem die Schadenszufügung durch das Tier erfolgte; er erſtreckt ſich aber auch auf die all⸗ 
gemeine Fürſorge vor dieſem Zeitpunkte, wenn deren Vernachläſſigung für den Unfall und Scha⸗ 
den urſächlich fein kann (Unterlaſſung der Abſperrung von Hunden bei Tollwut). Der Sorgfalts⸗ 
beweis des § 833 Satz 2 berührt ſich hiernach mit demjenigen des 9 831, fällt aber, auch wo ſich 
der Tierhalter der Hilfe von zur Überwachung der Tiere beſtellten Perſonen (Tierhüter) be ⸗ 
dient, nicht ſchlechthin mit ihm zuſammen. Ulber die Anſtellung des tauglichen Tierhüters hinaus 
hat er nicht nur, was bei § 831 ebenfalls verlangt wird, bei der Beaufſichtigung dieſer Perſon 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aufzuwenden (vgl. $ 831 A 5b); 8 833 Satz 2 verlangt von 
ihm alles, was zur Sorgfalt bei der Beaufſichtigung des Tie res gehört (vgl. RG 76, 225; JW 
1914, 36°; 1931, 344515; Warn 1915 Nr 21; 1917 Nr 141; 1927 Nr 160; 1932 Nr 149; RG 31. 1. al 
IX 486/30). Will der Tierhalter geltend machen, daß er bei der Beaufſichtigung des Tieres die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, ſo muß er alle hierfür in Betracht kommenden 
Umſtände dartun. Wenn einzelne Umſtände unaufgeklärt bleiben, gereicht dies zum Nachteil 
des Tierhalters (RG FW 1928, 23184; Warn 1911 Nr 403; 1914 Nr 19, 250; 1929 Nr 145; 1930 
Nr 12; RG 23 1918, 12141; RG 27. 9. 24 IV 11/24). Von dem Sorgfaltsbeweis des § 834 
unterſcheidet ſich der des § 833 Satz 2 wiederum dadurch, daß er ſich nicht auf die unmittelbare 
Beauffichtigung des Tieres beſchränkt, ſondern auch die des Tierhüters oder ſonſtigen Angeſtellten 
umfaßt (vgl. R JW 1911, 2182). Für den Umfang des Sorgfaltsbeweiſes kommt es weſentlich 
auf das Tier und ſeine Eigenſchaften, die Art ſeiner Verwendung und die beſonderen Umſtände 
der Beaufſichtigung an; ſo verlangt z. B. die längere Beförderung eines Tieres mit der Eiſenbahn 
beſondere Aufſichtsmaßregeln (R Warn 1912 Nr 389). Bei ruhigen Tieren und unter gewöhn⸗ 
lichen Umſtänden iſt der in 8 833 Satz 2 erforderten Sorgfalt durch die Beſtellung eines zuver⸗ 
läſſigen Tierhüters zur Zeit der Schadenszufügung, die alſo die regelmäßige Beaufſichtigung 
des Tierhüters von ſeiner Anſtellung an in ſich ſchließt, genügt (RG 76, 225; Warn 1911 Nr 327). 
Er handelt in ſolchem Falle auch dann nicht ſchuldhaft, wenn er ein Pferd durch belebte Straßen 
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einer Großſtadt zum Schmied und zurück führen läßt; eine erhöhte Sorgfaltspflicht, wie fie der 
Halter und der Führer eines Kraftfahrzeugs haben, gilt für den Tierhalter nicht (R JW 1931, 
15505). Hat das Tier aber gefährliche Eigenſchaften oder kommt es vorausſichtlich in Lagen, in 
denen es ungebärdig wird, ſo muß der Tierhalter den Tierhüter darauf aufmerkſam machen 
und ihm die erforderlichen Unterweiſungen zur Verhütung von Unfällen geben oder die ſonſtigen 
zur Abwendung der Gefahr gebotenen Maßregeln ergreifen (RG 76, 225: JW 1911 S. 21825 
58629, 65324; 1914, 366; 1928, 23184; Warn 1911 Nr 327; 1912 Nr 77 u. 389; 1914 Nr 19 u. 
296; 1927 Nr 160; 1928 Nr 101; 1929 Nr 145; 1930 Nr 12; HRR 1931 Nr 935; 11. 3. 12 VI 
348/11; 1. 2. 13 IV 440/12). Nimmt der Beſitzer eines Wachhundes dieſen mit auf die Straße, 
ſo ſind im Intereſſe der Sicherheit des öffentlichen Verkehrs an den ihm obliegenden Entlaſtungs⸗ 
beweis in dug auf ſeine Beaufſichtigungspflicht ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (R JW 
1929, 32882). Über die Sorgfalt bei Beaufſichtigung von Wachhunden ſ. auch RG HRR 1931 
Nr 111. Über die Beaufſichtigung und Verwahrung eines Hundes, der eine Neigung zum Um⸗ 
herſchweifen hat und dadurch verkehrsgefährdend wirken kann, |. RG Warn 1929 Nr 99. Auch 
einen friedfertigen Hund darf der Halter auf einer dem Kraftfahrzeugverkehr dienenden Land⸗ 
ſtraße nicht unbeaufſichtigt herumlaufen laſſen (RG JW 1933, 832°). Für die Verhältniſſe eines 
großen Betriebs, oder wenn ſich wegen perſönlicher Behinderungen der Tierhalter um die Leitung 
ſeiner Wirtſchaft nicht ſelbſt kümmern kann, wird ſich, wie im Falle des $ 831, der Beweis des 
$ 833 Satz 2 regelmäßig darin erſchöpfen, daß er nach beſtem Können für die Beaufſichtigung der 
Tiere durch tüchtige Angeſtellte und für die etwa erforderliche Beaufſichtigung der niederen 
Angeſtellten durch höhere, die an ſeiner Stelle den Betrieb leiten, geſorgt hat; ganz untätig bleiben 
und alles feinen Leuten überlaſſen, darf der Tierhalter aber auch hier nicht (vgl. $ 831 A de und 
RG Warn 1916 Nr 201; 1929 Nr 145). — Über den Beweis, daß der Schaden auch bei 
Anwendung der erforderlichen Sorgfalt entſtanden ſein würde, |. RC Warn 
1912 Nr 77 und im allgemeinen § 831 A 7. 


9 834 


1) Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufſicht über 
das Tier?) durch Vertrag übernimmt’), iſt für den Schaden verantwortlich, 
den das Tier einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weiſe zufügt?). Die 
Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der Aufſicht die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei 
Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde!). 

E 1 734 Ubf 2 II 767; M 2 812, 813; P 2 646—648. 

1. Der Tatbeſtand des § 834 iſt ähnlich dem des § 831 Abſ 2 und des § 832 Abſ 2. Der recht⸗ 
liche Geſichtspunkt, aus welchem die Haftung des Aufſichtsführers über das Tier (des Tierhüters) 
angeordnet wird, iſt wie in jenen Beſtimmungen ein vermutetes Verſchulden, das er durch 
den nach Satz 2 ihm geſtatteten Entlaſtungsbeweis in derſelben Weiſe, wie der Geſchäftsberr 
nach § 831 Abj 1 Satz 2, der zur Aufficht über einen Menſchen Verpflichtete nach $ 832 Abf 1 
Satz 2 zu widerlegen hat. 

2. Unter der Führung der Aufſicht über das Tier iſt die Obſorge zu verſtehen, daß das Tier 
keinen Schaden anrichtet. Die nach $ 834 rechtserhebliche Aufſicht muß ſich auf die Verhütung 
der Gefahren beziehen, wegen deren eine Haftung für Handlungen des Tieres überhaupt beſtimmt 
iſt. Die Aufſichtsführung erfordert eine gewiſſe Selbſtändigkeit in der Ergreifung von Maß⸗ 
nahmen, die gegen die von dem Tiere drohenden Gefahren ſchützen. Wer, wie dies bei Geſinde⸗ 
dienſtperſonen der Fall iſt, nur auf Anweiſung der Dienſtherrſchaft handelt, hat keine Aufſicht. 
Auch ein Pferdeknecht oder Kutſcher iſt nicht ſchlechthin als zur Aufſicht über das Pferd beſtellt 
anzuſehen. Dieſe Perſonen haben Hantierungen mit dem Pferde vorzunehmen, es zu reinigen 
und mit Futter zu verſehen, es ein⸗ und auszuſpannen, es während des Ausreitens oder Fahrens 
zu lenken; eine ſelbſtändige allgemeine Gewalt und Aufſicht über das Tier ift ihnen in der Regel 
nicht übertragen (RG 50, 244; JW 05, 39210). Dagegen hat eine Aufſicht der Verwahrer, der 
Entleiher, der Mieter des Tieres, der Begleiter eines Viehtransports (Rh JW 05, 202°). 

3. Haftbar für einen durch das Tier angerichteten Schaden iſt nach § 834, wer die Führung 
der Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernommen hat. Auf geſetzliche Aufſichtspflichten, 
wo ſolche beſtehen, bezieht ſich $ 834 nicht, auch nicht auf eine bloß tatjächliche freiwillige über- 
nahme. Aber die Aufſichtsführung braucht in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen zu fein; 
ſie kann ſich und wird ſich regelmäßig aus dem ſonſtigen Inhalte des Vertrags von ſelbſt ergeben. 
Wem ein Tier zur Verwahrung, zur Wartung, zur Jagdabrichtung, zum Zureiten vertragsmäßig 
überlaſſen und in ſeine Gewalt überliefert wird, wer die Begleitung eines Viehtransports ver⸗ 
tragsmäßig übernimmt, hat damit auch die Aufſicht über das Tier oder über die Tiere über⸗ 
kommen und übernommen (RG 58, 410; JW 05, 202%). Durch den Vertrag muß der Tierhüter die 
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Aufſichtsführung für den Tierhalter, alfo an deſſen Stelle übernommen haben; daß der Vertrag 
auch mit dieſem geſchloſſen ſei, iſt nicht erforderlich. 

4. Die Aufſichtsführung macht den Tierhüter für den Schaden verantwortlich, den das 
Tier in der in 8 833 bezeichneten Weiſe einem Dritten zufügt, d. i. durch Tötung oder körperliche 
Verletzung eines Menſchen oder Beſchädigung einer Sache (ſ. darüber $ 833). Neben dem Auf⸗ 
ſichtsführer haftet dem Dritten der Tierhalter als Geſamtſchuldner (RG 60, 313). Auf den 
Schaden, den das Tier dem Aufſichtsführer ſelbſt zufügt, findet $ 834 keine Anwendung; dieſem 
haftet der Tierhalter an und für fich nach $ 833. Das Vertragsverhältnis zu letzterem legt aber 
regelmäßig dem Aufſichtsführer die Beweispflicht auf, daß er feine Vertragspflicht erfüllt und 
das Tier ohne fein Verſchulden feiner Aufſicht ſich entzogen habe, oder daß der Mangel an Aufſicht 
für den Eintritt des Schadens nicht urſächlich geworden jet; vgl. A 7b zu $ 833. Fällt ihm ſelbſt 
ein Verſchulden zur Laſt, ſo kann ihm ein Schadenserſatz nur unter Berückſichtigung des § 254 
zugeſprochen werden (MG 58, 410; JW 05 S. 202°, 39311, 518). Unter Umſtänden, ſo bei der 
mit beſonderen Gefahren vom Tiere her verbundenen Übernahme eines Pferdes zum Zureiten, 
wird nach der Verkehrsſitte als Abſicht der Vertragsparteien anzunehmen fein, daß der Bereiter 
dieſe Gefahr zu tragen hat, und deshalb jede Haftung des Tierhalters als der Vertragsgegenpartei 
für den ihm, dem Bereiter, entſtandenen Schaden wegzufallen hat (RG 58, 410). 

5. Der Aufſichtspflichtige haftet mithin nicht unbedingt, wie der Tierhalter im Falle des 
$ 833 Satz 1; ihm ſteht, wie dem Geſchäftsherrn nach $ 831, dem Aufſichtspflichtigen nach $ 832, 
dem Tierhalter über ein Haustier nach $ 833 Satz 2, der Entlaftungsbemeis zu, entweder daß 
er ſeiner Aufſichtspflicht genügt habe oder daß der Schaden auch bei gehöriger Sorgfalt ent⸗ 
ſtanden ſein würde. Ihm ſteht die Vermutung entgegen, daß er ſeine Aufſichtspflicht verletzt 
habe und dieſe Pflichtverletzung für den Schaden urſächlich geworden ſei. Es liegt ihm ob, dieſe 
Vermutung durch den von ihm zu führenden Gegenbeweis zu widerlegen. Den Verletzten trifft 
die Beweislaſt, daß der Schaden durch ein Tier entſtanden iſt und daß der Beklagte über das Tier 
die Aufſicht für den Tierhalter vertragsmäßig übernommen habe. 


§ 835 


1) Wird durch Schwarz-, Not-, Elch-, Dam- oder Nehwild oder durch Faſa⸗ 
nen?) ein Grundſtück befhädigt?), an welchem dem Eigentümer das Jagdrecht 
nicht zuſteht“), jo iſt der Jagdberechtigte“) verpflichtet, dem Verletztens) den 
Schaden zu erſetzen“). Die Erſatzpflicht erſtreckt ſich auf den Schaden, den die 
Tiere an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen des Grund⸗ 
ſtücks anrichten“). 

Iſt dem Eigentümer die Ausübung des ihm zuſtehenden Jagdrechts durch 
das Geſetz entzogen, ſo hat derjenige den Schaden zu erſetzen, welcher zur 
Ausübung des Jagdrechts nach dem Geſetze berechtigt iſt. Hat der Eigentümer 
eines Grundſtücks, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grundſtücks 
nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundſtück aus- 
geübt werden darf, das Jagdrecht dem Eigentümer dieſes Grundſtücks ver⸗ 
pachtet, fo iſt der letztere für den Schaden verantwortliche). 

Sind die Eigentümer der Grundſtücke eines Bezirkes zum Zwecke der gemein- 
ſchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem Verbande 
vereinigt, der nicht als ſolcher haftet, ſo ſind ſie nach dem Verhältniſſe der 
Größe ihrer Grundſtücke erfaspflichtig?). 

E 11 758; P 2 648, 649, 806842. 

1. Das Jagdrecht, d. i. das Recht, mit Ausſchluß anderer auf freier Wildbahn ſich bewe⸗ 
gende Tiere zu erlegen und ſich anzueignen, iſt reichsgeſetzlich nicht geregelt, ſondern unbeſchadet 
der Vorſchriften der 88 958, 960 über den Eigentumserwerb der Regelung durch die Landes⸗ 
geſetzgebung vorbehalten (Ech Art 69). Auch das Wildſchadensrecht, die Ordnung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Jagdberechtigten für von dem Wild angerichteten Schaden, iſt der beſonderen 
Ausgeſtaltung durch Landesgeſetze überlaſſen (Ech Art 71), die ebenſo die Grundſätze, nach welchen 
ein Wildſchaden feſtzuſtellen iſt und nach welchen ein Anſpruch auf Erfah des Wildſchadens in 
beſtimmter Friſt geltend zu machen iſt, aufſtellen dürfen (Ech Art 70). Das BGB beſchränkt ſich 
darauf, in § 835 einheitlich eine Erſatzpflicht für Wildſchaden, der durch beſtimmte Gattungen 
von Jagdwild an Grundſtücken und deren noch nicht weggeſchafften Erzeugniſſen angerichtet wird, 
feſtzuſezen. Die Landesgeſetze können nach Ech Art 71 Nr 1 die Haftung auf andere Gattungen 
von Wild ausdehnen; fie können die Erſaßpflicht bei beſtimmten koſtbareren Nutzbarmachungen 
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Durch § 71 Abſ. 2 Ziff. 1 des Reichsjagdgeſetzes vom 
3. Juli 1934 (A GBl. 1 S. 540) iſt § 835 des BGB. außer 
Kraft getreten und in § 840 BGB. ſind die Worte 
„vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 830 Abſ. 3,“ geſtrichen. 
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der Grundſtücke von unter gewöhnlichen Umständen ausreichenden Schutzvorrichtungen, die der 
Grundſtückseigentümer herzuſtellen hat, abhängig machen (Ech Art 71 Nr 4); ſie können ferner 
Abweichungen von § 835 Abſ 3 ſchaffen (EG Art 71 Nr 5). Eine Ergänzung des § 835 enthält 
Art 72 Ech (ſ. unten A 6). Die Haftung für Wildſchaden iſt eine reine Gefährdungshaftung; fie 
beruht nicht auf der Vermutung eines Verſchuldens. § 835 enthält nachgiebiges Recht; durch 
Vertrag zwiſchen Grundeigentümer und Jagdberechtigten kann der Wildſchadenserſatz anders 
geordnet oder auch ganz ausgeſchloſſen werden. 

2. Die Wildſchadenserſatzpflicht des § 835 iſt auf die im Geſetze bezeichneten Wildgattungen 
eingeſchränkt. Die Landesgeſetzgebung kann den Schutz des Eigentums gegen Wildſchaden jedoch 
auf andere Wildgattungen — insbeſondere kommen die Hafen in Betracht — ausdehnen (EG 
Art 71 Nr 1). Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 835 iſt, daß das Wild als jagdbares freies 
Tier anzufehen iſt, das in niemandes Eigentum ſteht ($ 960) und nicht im Sinne von § 833 von 
einem „Tierhalter“ gehegt wird. Tiere in Parkgehegen fallen nicht unter $ 835; dagegen ift es 
gleichgültig, ob der Jagdbezirk, worin ſich das Wild frei bewegt, durch Wildgatter eingezaumt 
iſt oder nicht (Prot 2, 840). Die Landesgeſetze können nach EG Art 71 Nr 2 für den Wildſchaden, 
der durch aus einem Gehege ausgetretene jagdbare Tiere angerichtet wird, beſtimmen, daß nicht 
der Jagdberechtigte des beſchädigten Grundſtücks, ſondern der Eigentümer oder Beſitzer des 
Geheges zu haften hat. 

3. Der Schaden muß an einem Grundſtück angerichtet ſein. Ausgeſchloſſen iſt ſomit von 
der Regelung des $ 835 der Schaden an Perſonen oder an beweglichen Sachen. Die Benutzungs⸗ 
art der Grundſtücke iſt gleichgültig; der Wildſchadenserſatz iſt nicht auf land⸗ oder forſtwirtſchaftlich 
genutzte Grundſtücke beſchränkt (Prot 2, 829). Auch Gärten, Baumſchulen, Weinberge kommen 
in Frage; doch iſt wiederum der Landesgeſetzgebung nach EG Art TI Nr 4 geſtattet, den Erſatz 
des an Gärten, Obſtpflanzungen, Weinbergen, Baumſchulen und einzelnſtehenden Bäumen 
angerichteten Schadens dann auszuſchließen, wenn die Herſtellung unter gewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden ausreichender Schutzvorrichtungen unterblieben iſt. Gleichgültig iſt auch, auf welche Weiſe 
das Wild den Schaden angerichtet hat; durch Abfreſſen der Pflanzen, durch Zertreten oder Auf- 
wühlen des Bodens u. dgl. Zu den Grundſtücken gehören als weſentliche Beſtandteile nach § 94 
auch die mit dem Boden noch zuſammenhängenden Erzeugniſſe; durch die Beſtimmung in Abſ 1 
Satz 2 des $ 835 find dieſen für den Wildſchadenserſatz auch die bereits vom Boden getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſe gleichgeſtellt, mögen dieſe in Diemen oder Mieten 
zuſammengebracht ſein oder nicht. 

4. Ob dem Eigentümer das Jagdrecht auf ſeinem Grundſtücke zufteht, beſtimmt ſich nach 
den Landesgeſetzen (Art 69 EG). Iſt dies der Fall, jo ift jeder Anſpruch auf Wildſchaden von ſelbſt 
ausgeſchloſſen, ſofern dem Eigentümer nicht die Ausübung des Jagdrechts aus jagd polizeilichen 
Gründen geſetzlich unterſagt iſt; dieſen Fall regelt der Abſ 2. Die freiwillige Verpachtung der 
Jagd durch den dazu berechtigten Eigentümer macht den Jagdpächter nicht nach $ 835 wild⸗ 
ſchadenserſatzpflichtig, da fie dieſem kein Jagdrecht gewährt und nur ein Schuldverhältnis zwiſchen 
ihm und dem Verpächter begründet (vgl. RS 51, 279; 70, 70). 

5. Der Jagdberechtigte iſt derjenige, dem landesgeſetzlich (Art 69 Ch) das Jagdrecht auf dem 
Grundſtücke zuſteht. Grundſätzlich ift dies nach den meiften Landesgeſetzen der Grundeigentümer 
ſelbſt; nur die Ausübung der Jagd durch ihn wird darin von beſonderen Vorausſetzungen (Größe 
des Grundſtücks) abhängig gemacht. Auf dieſen Fall bezieht ſich Abſ 2. Vereinzelt (Mecklenburg) 
beſteht aber auch ein Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden als vom Eigentum losgelöſtes 
dingliches Nutzungsrecht, das für Abſ 1 Satz 1 in Betracht kommt. 5 

6. Als Verletzter erſcheint in erſter Linie der Eigentümer, dann aber auch jeder, der das 
Grundſtück für ſich nutzt: der kraft dinglichen Rechtes Nutzungsberechtigte, wie der Erbpächter 
(Art 72 Ech), der Nießbraucher, der bloße Pächter. Doch ſteht dem Pächter gegen den Eigen⸗ 
tümer, der ſelbſt jagdberechtigt und auch zur Ausübung der Jagd berechtigt ift, und gegen den, 
der von dieſem die Jagd gepachtet hat, kein Wildſchadensanſpruch zu; denn $ 835 Abſ 1 ſchließt 
die Anwendung des Paragraphen ausdrücklich aus, wenn der Eigentümer ſelbſt der Jagdbe- 
rechtigte iſt. Das Verhältnis zwiſchen dem Grundſtückspächter und dem jagdberechtigten Eigen⸗ 
tümer richtet ſich allein nach dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrage; der Pächter des Jagdrechts 
aber iſt überhaupt nicht jagdberechtigt (vgl. A 4). AN: . F 

7. Die Schadenserſatzpflicht des Jagdberechtigten ift nicht davon abhängig, daß dieſen ein 
Verſchulden trifft; ſeine Haſtung iſt reine Gefährdungshaftung. Sie wird deshalb auch durch 
die Tatbestände der $$ 827, 828 nicht berührt ($ 827 A 3). Der Verletzte hat zu beweiſen, daß 
der Schaden durch Tiere der geſetzlich feſtgeſtellten Wildgattungen (A 2) angerichtet worden iſt. 
Der Jagdberechtigte hat den Einwand, daß der Schaden ganz oder zum Teil durch das mit⸗ 
wirkende Verſchulden des Verletzten ($ 254) verurſacht worden jei. Ein ſolches kann 
darin gefunden werden, daß der Verletzte in der Einerntung feiner Erzeugniſſe den in der Land⸗ 
wirtſchaft geltenden Grundſätzen zuwider ſäumig geweſen ſei; insbeſondere kommt als eigenes 
Verſch ulden aber die Unterlaſſung von Schutzvorrichtungen gegen den Wildſchaden in Betracht. 
Dies einmal, wenn landesgeſetzliche Beſtimmungen im Sinne des Art 71 Nr 4 CO einen Scha⸗ 
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denserſatzanſpruch bei wertvolleren Bepflanzungen des Grundſtücks ausſchließen, ſofern der Grund⸗ 
eigentümer ſein Eigentum unbeſchützt läßt; unter Umſtänden aber ſelbſt ohne ſolche geſetzliche 
Beſtimmungen. An ſich iſt der Grundeigentümer zur Herſtellung von Schutzvorrichtungen nicht 
verpflichtet; er darf es dem Jagdberechtigten überlaſſen, ſeinerſeits geeignete Maßregeln zu 
treffen, um Schadenszufügungen vorzubeugen. Dies gilt aber dann nicht, wenn der Grund⸗ 
eigentümer wider Treu und Glauben, „pochend auf die Schadenserſatzpflicht eines andern, jede 
Maßregel zur Abwendung oder Minderung eines ihm drohenden Schadens unterläßt“ und dann 
den leicht vermeidlich geweſenen Schaden von dem Jagbberechtigten erſetzt verlangt (RG 52, 
349; JW 05, 367). Welche Abwehrmaßregeln dem Eigentümer billigerweiſe zuzumuten ſind, 
richtet ſich nach den Umſtänden des Falles. Namentlich verſtößt es gegen Treu und Glauben und 
begründet den Einwand eigenen Verſchuldens nach 8 254 Abſ 2, wenn der Eigentümer beſtehende 
Schußvorrichtungen eingehen läßt, ohne den Jagdberechtigten davon in Kenntnis zu ſetzen (NG 
52, 349). — Mehrere Jagdberechtigte haften als Geſamtſchuldner, ſoweit nicht Abſ 3 ein⸗ 
greift. Iſt neben dem Jagdberechtigten ein Dritter auf Grund Verſchuldens verantwortlich, ſo 
gilt für ihr Verhältnis zueinander $ 840 Abſ 3. Ein Rückgriffsrecht gegen den Jagdberechtigten 
eines andern Bezirks kann landesgeſetzlich beftehen (Ech Art 71 Nr 7). — Für die anzuſtellende 
Klage iſt nach $ 23 Nr 2 3h die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes begründet. 

8. Abſ 2 regelt die Fälle, in denen nach den Landesgeſetzen das Jagdrecht zwar grundſätzlich 
dem Grundeigentümer zufteht, die Ausübung ihm aber entzogen iſt, ſei es, daß die Eigentümer 
der kleineren Grundſtücke zu einer Jagdgemeinſchaft ſich zuſammenſchließen müſſen, ſei es, daß 
das Jagdrecht von der politiſchen Gemeinde ausgeübt wird, ſei es endlich, daß jene Eigentümer 
die Ausübung dem Eigentümer eines größeren Nachbargrundſtücks überlaſſen müſſen. Vgl. 
die Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Art 71 Nr 3 u. 6 CG. In allen dieſen Fällen tritt 
der zur Ausübung der Jagd an Stelle des Grundeigentümers Berechtigte dem Eigentümer wie 
ein a Jagdberechtigter gegenüber und ift ihm nach Abf 2 gleich einem ſolchen für Wildſchaden 
erſatzpflichtig. 

9. In Abſ 3 wird ein beſonderer, an ſich unter Abſ 2 einzureihender Fall behandelt. Wenn 
die nach dem Landesgeſetze für die Ausübung des Jagdrechts an die Stelle des Grundeigen⸗ 
tümers tretende Jagdgemeinſchaft keine ſelbſtändige Persönlichkeit bildet und nicht ſelbſt erſatz⸗ 
pflichtig iſt, ſollen die einzelnen Mitglieder des Verbandes nicht geſamtſchuldneriſch, ſondern 
nach Verhaltnis der Größe der Fläche, mit der ſie beteiligt find, haften (vgl. Prot 2 S. 834, 835). 
Der Landesgeſetzgebung iſt auch hier eine abweichende Regelung geftattet (Art 71 Nr 5 Ech). 


§ 836 


) Wird durch den Einſturz!) eines Gebäudes oder eines anderen mit einem 
Grundſtücke verbundenen Werkes ?) oder durch die Ablöſung ) von Feilen des 
Gebäudes oder des Werkes ) ein Menſch getötet, der Körper oder die Geſund⸗ 
heit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt '), jo iſt der Beſitzer 
des Grundſtücks ), ſofern der Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter 
Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung ift?), verpflichtet, dem Verletzten 
den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen '). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, 
wenn der Beſitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat s). 

Ein früherer Beſitzer des Grundſtücks iſt für den Schaden verantwortlich, 
wenn der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach der Be- 
endigung ſeines Beſitzes eintritt, es ſei denn, daß er während ſeines Beſitzes 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein ſpäterer Beſitzer 
durch Beobachtung dieſer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können 0). 

Beſitzer im Sinne dieſer Vorſchriften iſt der Eigenbeſitzer ). 

E 1 735 Abſ 1 II 759; M 2 814—819; P 2 650656. 


1. Bauſchaden. Wie die $$ 831, 832, 833 Satz 2, 834 beruht auch die Beſtimmung des $ 836 
auf dem Verſchuldungsgrundſatze mit einer von dem zunächſt Haftpflichtigen zu widerlegenden 
Vermutung des Verſchuldens. § 836 behandelt die Haftung für den durch Gebäude oder 
andere mit dem Grund und Boden verbundene Werke durch Einſturz oder Ablöſung von Teilen 
für Perſonen oder Sachen entſtandenen Schaden und geht von dem Grundſatze aus, daß auch 
die Sorge für einen Gefährdungen Dritter ausſchließenden Zuſtand von Eigentumsgegenſtänden 
ein Erfordernis des bürgerlichen Verkehrs und Rechtslebens iſt und die Außerachtlaſſung dieſer 
Fürſorge ein Verſchulden darſtellt (RG 52, 373; 54, 53; JW 05, 37010, L 1922, 2328), Die 
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Entſcheidung RG 52, 373 wendet dieſen, dem $ 836 entnommenen Rechtsſatz auf einen an einem 
öffentlichen Wege ſtehenden morſchen Baum an. Das bedeutet jedoch nicht eine entſprechende 
Anwendung des $ 836 ſelbſt, deſſen Schuldvermutung auf andere Verhältniſſe nicht übertragen 
werden kann; jener ihm entnommene Rechtsſatz wird vielmehr nur der allgemeinen Norm des 
8 823 Abſ 1 unterſtellt (RG 52 S. 373, 377; dazu auch RG 134, 231). Da die Haftung aus $ 836 
auf einem, wenn auch vermuteten Verſchulden des Haftpflichtigen beruht, ſind ſchuldunfähige 
Perſonen ($$ 827, 828) von ihr frei; $ 829 findet dagegen Anwendung (j. 5829 A 1; RG JW 
1915, 58014; Warn 1914 Nr 334). Auch eine Haftung dieſer Perſonen für ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter unter entſprechender Anwendung des § 278 (Planck aaO.) findet im Geſetze keine Stütze 
(RG JW 1915, 58014; Warn 1914 Nr 334; 1916 Nr 278). § 278 iſt in Fällen der Haftung aus 
8 836 überhaupt nicht anwendbar (RG Seuff A 78 Nr 128). 

2. Gebäude ſind zum Aufenthalte von Menſchen und Tieren oder zur Aufbewahrung von 
Sachen beſtimmte, nach Regeln der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellte, mit dem Grund und 
Boden verbundene, umſchloſſene Behältniſſe. In ähnlicher Weiſe iſt ein mit einem Grundſtück 
verbundenes Werk im Sinne des $ 836 als ein einem beſtimmten Zwecke dienender, nach Regeln 
der Kunſt oder der Erfahrung unter Verbindung mit dem Erdkörper hergeſtellter Gegenſtand 
zu beſchreiben (RG 60, 138; 76, 260). Ein ſolches Werk iſt z. B. eine in einem Garten hergeſtellte 
Treppe (RG 14. 6. 06 IV 127/06), eine ein Grundſtück abſchließende Mauer und die darin be⸗ 
findlichen Tore oder Türen, die Torpfeiler einer Umfriedigung (RG 16. 3. 08 IV 368/07), ein 
im Erdboden befeſtigtes eiſernes oder hölzernes Staket, ein Brunnen, eine befeſtigte Bank, ein 
Eiſenbahndamm (RG JW 08, 19610) und eine Böſchung (RG 60, 138), ein Deich (NG WW 05, 3101; 
Warn 1913 Nr 417), Staudämme (RG 97, 112), eine Schleuſe als Teil einer Deichanlage (RG 
HRR 1930 Nr 1104; RG 22. 10. 06 IV 131/06); ein auf einer Ausſtellung oder Feſtveranſtaltung 
aufgeſtelltes, durch Einlaſſen von Pfählen mit dem Grund und Boden verbundenes Wirtſchaftszelt 
oder eine Schaubude oder ein Verkaufsſtand (RG JW 1916, 10197; Warn 09 Nr 23), ein Signal- 
malt (RG Warn 1913 Nr 365), ein Baugerüſt (NG IW 1910, 28821; Warn 1910 Nr 154; OLG 
45, 176), eine Baugrube (RG Warn 09 Nr 302), ein mit Platten bedeckter Durchlaß zur Ableitung 
des Regenwaſſers (RG 76, 260), ein ebenſo bedeckter Kellerſchacht (OLG 45, 175), eine unter 
dem Straßenpflaſter liegende Rohrleitung (RG 133, 1; RG SeuffA 78 Nr 128). Ein Firmen⸗ 
ſchild kann in Rückſicht auf ſeine Größe, die Zuſammenfügung ſeiner Beſtandteile und die Art 
ſeiner Befeſtigung als ein mit einem Grundſtücke verbundenes Werk ſich darſtellen (RG JW 06, 
423%; 1916, 10197). Starkſtromleitung als ein mit einem Grundſtück verbundenes Werk (RG 
Seuffel 79 Nr 168). Kein Werk bilden die bei Erdarbeiten zuſammengeſchütteten ausgeſchach⸗ 
teten Schlamm- und Erdmaſſen (RG 60, 138), ebenſo nicht eine zur Aufnahme ſolcher Maſſen 
dienende, über einem Graben durch kreuzweiſe übereinandergelegte Hölzer gebildete Tragbühne 
(NG 8. 3. 06 IV 240/05) oder eine bewegliche, zum Gebrauche bald hier bald da beſtimmte Leiter 
oder Treppe, mag ſie auch vorübergehend etwa mittels Ketten an einem Gebäude befeſtigt ſein 
(RG 10. 10. 07 VI 34/07). Bäume und andere natürliche Bepflanzungen des Bodens find niemals 
Werke (ſ. oben A 1). Ob im übrigen das Werk zu dauernder Beſtimmung oder nur zu vorüber⸗ 
gehendem Zwecke hergestellt ift, begründet keinen Unterſchied (RG Warn 09 Nr 23). Auch ein 
unvollendetes, nur im Rohbau fertiges Bauwerk ebenſo wie ein in Verfall geratenes find Ge- 
bäude oder Werke im Sinne des § 836 (NG Warn 1912 Nr 78). f ene 

3. Als Teile des Gebäudes oder des Werkes hat die Rechtſprechung nicht nur in ſich einheit. 
liche größere Stücke oder Beſtandteile im Sinne des $ 93 anerkannt, die für den Beſtand des 
Gebäudes oder Werkes weſentlich ſind, ſondern auch alle Gegenſtände, die mit dieſem in eine 
derartige tatſächliche Verbindung gebracht find, daß die dem Beſitzer obliegende Fürſorge für 
die gefahrenſichere Beſchaffenheit des Gebäudes oder Werkes „die Vermeidung einer fehlerhaften 
Einrichtung bei der Herſtellung der Verbindung oder einer mangelhaften Unterhaltung während 
deren Dauer mitumfaßt“ (RG 60, 421; 21. 1. 07 IV 258/06). So ſind als Teile eines Gebäudes 
angeſehen worden: nicht nur Erker, Balkone, Schornſteine, Geſimsſtücke (RG JW 03 Beil N 
04, 28711; 8 1921, 4549), einzelne Steine (RG JW 04, 9110), Dachziegeln (RE HRR 1928 Nr 
1978; RG 17. 10. 04 VI 583/03); Stufen und Geländer einer Treppe (RG JW 08, 48012; 1911, 
45018; Warn 1913 Nr 13; 14.5.04 VI 342/03), in den Balken eines Schuppens eingeſchraubte 
Oſen, die der Befeſtigung einer mit eiſernen Haken verſehenen Treppe dienen (RG“ FW 1932, 
190810), die Balken oder Dielen eines Fußbodenbelags (RG 52, 236; JW 04, 486°; 1912, 24210), 
die Galeriebrüſtung eines Theaterſaals (RG IW 09, 27510), die Stellvorrichtung eines Fahrſtuhls 
(RG Warn 1914 Nr 334); eine tönerne Schmuckvaſe auf einem Mauerpfeiler (RG 13. 4. 08 
IV 524/07), ſondern auch Türflügel (RG 15. J. 06 IV 338/05), Fenſter (RG 113, 292; RG JW 
07,45%; Warn 1910 Nr 333; 1914 Nr 55), in Angeln drehbare Fenſterläden (RG 60, 421) oder Rolladen 
RS Warn 09 Nr 101 u. 21. 1. 07 IV 258/06), eine in den Luftraum über der Straße hinein- 
ragende Markiſe (RG 27. 9. 30 IX 56/30); der Flügel eines Hoftores (RG JW 1931, 344670, 
eine an der Wand befeſtigte Schultafel (RG LZ 1921, 22619), ſelbſt ein zur Befeſtigung dienender 
Nagel (Vorſtecker, RG Warn 1913 Nr 365). Doch wird man in der Ausdehnung des Begriffs 
nicht zu weit gehen dürfen, vielmehr nach dem Zwecke des Geſetzes, wie nach dem Sprachgebrauch 
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und der Verkehrsauffaſſung den Geſichtspunkt einer baumäßigen Verbindung in den Vorder⸗ 
grund ſtellen und deshalb in der Regel fordern müſſen, daß eine Sache zur Herſtellung des Ge⸗ 
bäudes eingefügt oder ſonſtwie aus baulichen Gründen oder zu baulichen Zwecken an ihn an⸗ 
gebracht iſt. So auch RG 107, 337, wo zutreffend ein ſchwerer Spiegel, der nicht in die Wand 
eingelaſſen, ſondern nur an ihr aufgehängt, wenn auch am unteren Rande durch eiſerne Klammern 
geſtützt iſt, nicht als Teil eines Gebäudes im Sinne des § 836 anerkannt wird. Eine feſte Ver⸗ 
bindung des Teiles mit dem Ganzen des Gebäudes oder Werkes erfordert $ 836 nicht (RG 60, 
421); Gegenſtände aber, die noch nicht baumäßig mit dem Gebäude verbunden ſind, ſind keine 
Teile des Gebäudes (NG Warn 1912 Nr 78); ebenſo nicht ſolche, die ſchon vor dem Einſturz aus 
dem Zuſammenhange gelöſt waren (NG Warn 1920, 12; L8 1921, 2689). 

4. Der Tatbeſtand des § 836 ſetzt entweder den Einjtur; eines Gebäudes oder eines mit 
einem Grundſtücke verbundenen Werkes oder die Ablöſung von Teilen von dieſen voraus. Der 
Einſturz iſt der Zuſammenbruch des ganzen Werkes infolge Löſung der Verbindungen, die es 
zuſammenhalten; die Ablöſung von Teilen, eine Trennung oder auch nur Lockerung der Ver⸗ 
bindung des Teiles mit dem im übrigen unverſehrt bleibenden Ganzen (NG 133, 1; 52, 236) oder 
auch nur in ſeinem eigenen inneren Zuſammenhange (RG JW 1912, 24210). Entſteht ein Schaden, 
ohne daß der Gebäude⸗ oder Werkteil in ſeinem eigenen inneren Zuſammenhalt irgendwie ver⸗ 
ändert oder im Zuſammenhange mit dem Ganzen gelöſt oder auch nur gelockert iſt, ſo kann von 
Anwendung des § 836 nicht die Rede fein (Herabgleiten eines Rolladens in den Führungen, 
RS Warn 09 Nr 101; Zuſchlagen einer Tür u. a.). Eine teilweiſe Zerſtörung oder Vernich⸗ 
tung des Werkes gehört nicht zum Begriff der Ablöſung von Teilen; auch nicht, daß dieſe ohne 
Mitwirkung menſchlicher Kräfte erfolgt iſt (MG Warn 1913 Nr 365; 1919 Nr 169; RG HRR 
1929 Nr 1313). 

5. Durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder die Loslöſung von Teilen dieſer muß 

ein Menſch getötet, der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache 
beſchädigt fein, wenn eine Schadenserſatzpflicht aus § 836 entſtehen ſoll. Auf andere Schäden, 
3. B. wenn ein Menſch infolge des Einſturzes eines Gebäudes in den verſchütteten Keller ein⸗ 
geſchloſſen und feiner Freiheit beraubt wird, erſtreckt ſich $ 836 nicht. Die Schadensfolge für das 
Leben, den Körper oder die Geſundheit eines Menſchen oder die beſchädigte Sache muß nicht 
unmittelbar und auch nicht zeitlich ſofort auf den Einſturz oder die Ablöſung zurückzuführen 
jein, indem die Trümmer einen Menſchen begraben, ein ſich ablöfender Stein ihm auf den Kopf 
fällt; der urſächliche Zuſammenhang iſt auch gegeben, wenn infolge der Ablöſung, z. B. der 
Unterlagen eines Bodenbelags oder einer Luken- oder Falltürdecke der Menſch oder die Sache 
abſtürzt und durch dieſen Sturz verletzt wird (RG 52, 236; 97, 112; JW 05, 37010; Warn 1913 
Nr 365 u. 417; 21. 1. 07 IV 258/06), oder wenn durch die Beſeitigung des Befeſtigungsmittels 
ein Zuſtand geſchaffen wurde, der mit Notwendigkeit in kürzerer oder längerer Friſt den Einſturz 
oder die Loslöſung bewirken muß (RG Warn 1913 Nr 365). Immerhin muß es aber die bewegend 
wirkende Kraft des Einſturzes oder der Loslöſung von Teilen ſein, die die Verletzung herbei⸗ 
führt (RG 3. 10. 10 VI 366/09); es fällt nicht unter $ 836, wenn infolge des Ausſtrömens von Gas 
aus einer geborſtenen Gasleitung ein Feuerſchaden entſteht oder durch Einatmen des Gaſes ein 
Menſch an Leben oder Geſundheit beſchädigt wird, wohl aber, wenn infolge eines Deichbruches 
einſtrömendes Waſſer den Schaden bewirkt, den zu verhüten der Deich beſtimmt war (RG Warn 
1913 Nr 417). Ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Beſchädigten ſchließt die 
Haftung des erſteren aus $ 836 nicht aus. 
. Entſchädigungspflichtig nach § 836 iſt nicht der Eigentümer, dem unter Umſtänden die 
Möglichkeit der Fürſorge für die Sache ſehlt, ſondern der Eigenbeſitzer, die Perſon, die das Ge⸗ 
baude oder das Werk als ihr gehörend oder wie ihr gehörend beſitzt ($ 872; RG JW 1916, 395), 
die ſowohl mittelbarer als unmittelbarer Beſitzer ($ 868) ſein kann. Mehrere Eigenbeſitzer haften 
nach $ 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. Iſt noch eine andere Perſon etwa aus $ 823 oder aus $ 831 
für den Schaden verantwortlich, ſo gilt dasſelbe; für die Ausgleichung untereinander gilt dann 
je boch § 840 Abſ 3; der Dritte hat im Verhältniſſe zu dem Beſitzer den Schaden allein zu tragen. 
Zur Abwendung einer von dem Gebäude oder Werke erſt drohenden Gefahr gibt § 908 das 
Mittel an die Hand. 

7. Zu der Verurſachung des Schadens durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder 
durch die Ablöfung von Teilen von ihnen muß zur Anwendung des § 836 hinzukommen, daß der 
Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Erhaltung iſt. 

Nicht vorausgeſetzt iſt, daß die fehlerhafte Errichtung oder mangelhafte Erhaltung die alleinige 
Urſache des Einſturzes oder der Ablöſung war (RG JW 1912, 24210); es kann und wird häufig 
die Einwirkung menſchlicher Tätigkeit hinzukommen, damit die Ablöſung ſich vollzieht (Anlehnen 
an eine ungenügend befeftigte Säule uſw. NG Warn 1913 Nr 365; 1920 Nr 12). Die durch § 836 
geforderte Fürſorge für eine gefahrloſe Beſchaffenheit von Eigentumsgegenſtänden (vgl. A 1) 
iſt daher näher dahin zu beſtimmen, daß, wer ein Gebäude oder ein Werk im Sinne des 8 836 
herſtellen laßt, bei deſſen Errichtung wie bei deſſen Unterhaltung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt aufzuwenden hat, daß es bei ordnungsmäßiger Benutzung oder bei der nach Lage der 
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Sache vorauszuſehenden Behandlung nach feiner Be chaffenheit genügende Widerſtandsfähig⸗ 
keit gegen die Ablöſung von Teilen bietet (RG aad.). Der Beſchädigte hat aber nur zu ber 
weiſen, daß der Einſturz oder die Loslöſung gegenſtändlich (objektiv) die Folge fehlerhafter Er⸗ 
richtung oder mangelhafter Erhaltung war, nicht auch, daß dieſer Fehler auf ein Verſchulden 
des in Anſpruch genommenen Eigenbeſitzers oder überhaupt auf ein Verſchulden von irgend 
jemand zurückzuführen iſt (RG IW 03 Beil 115254; 04 S. 911 u. 48711; 07, 161°; 1912, 24210; 
Warn 1920 Nr 12; HRR 1929 Nr 1313; 18. 6.06 1V 590/05; 17. 5. 07 II 427/06). Wird z. B. feſt⸗ 
geſtellt, daß ein Geſimsſtück des Gebäudes bei deſſen Herſtellung durch die Maurer nicht genügend 
verteilt und an die Lagerfugen angeſchloſſen war, ſo liegt ein Fehler bei der Errichtung des Gebäu⸗ 
des nach $ 836 vor (RG KW 03 Beil 115254; 04, 48711). Iſt der Einſturz des Gebäudes oder Werkes 
oder die Loslöſung von Teilen unmittelbar durch Witterungseinflüſſe herbeigeführt, ſo kommt es 
darauf an, ob dieſe Witterungseinflüſſe regelmäßige Einwirkungen ſind, auf die nach der Erfahrung 
zu rechnen war und denen ein Gebäude oder Werk bei fehlerloſer Errichtung und ordnungsmäßiger 
Unterhaltung ſtandhalten muß, oder ob es ſich um ein außergewöhnliches Naturereignis handelt 
(RG aad.; O3 1921, 4545); dem auch ein fehlerlos errichtetes und ordnungsmäßig unter⸗ 
haltenes Werk nicht ſtandzuhalten vermöchte (RG 76, 262; Warn 1913 Nr 365; 1920 Nr 12). 
Im erſteren Falle beweiſt gerade die Löſung der Verbindung des Gebäudes oder Werkes oder 
Gebäude- oder Werkteils infolge der Witterungseinwirkung die Mangelhaftigkeit der Anlage 
oder der Unterhaltung; im andern Falle fehlt es an der Vorausſetzung des § 836 (RG JW 08, 
19610; Warn 1913 Nr 417). Ein Schaden, der bei der Nie derreißung eines Gebäudes infolge 
dieſer Arbeit herbeigeführt wird, iſt nicht durch einen fehlerhaften Zuſtand des Gebäudes ver⸗ 
urſacht (RG 26. 4. 12 111 857/11). 

8. a) Der zur Widerlegung der Schuldvermutung von dem in Anſpruch genommenen Be⸗ 
ſitzer zu führende Beweis, daß ihn ein Verſchulden nicht treffe, hat ſich darauf zu richten, daß er 
zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. Dieſer Beweis geht weiter, als der aus 8831 BOB zu führende; er ſteht der in $ 833 Satz 2 
geregelten Haftung des Halters von Haustieren gleich (NG JW 1913, 86712; Warn 1916 Nr 278; 
23 1921, 22610). Der gegenwärtige Beſitzer genügt ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß 
er während ſeiner Beſitzzeit die zur Verhütung von Gefahren verkehrsüblichen und er⸗ 
forderlichen Maßnahmen getroffen hat; auf die Sorgfalt des Vorbeſitzers erſtreckt ſich ſeine 
Beweispflicht nicht (MG JW 04, 48711; 8. 11. 06 1V 157/06). Hat er ſelbſt das Gebäude oder 
das Werk errichten laſſen, ſo hat ſich der von ihm zu führende Beweis auf die Sorgfalt bei der 
Errichtung wie bei der Unterhaltung zu beziehen; hat er es fertig übernommen, ſo kommt nur 
die letztere in Frage. Die Sorgfalt bei der Errichtung wird ſich für den Beſitzer, der nicht ſelbſt 
Sachverſtändiger iſt, in der Auswahl tüchtiger Sachverſtändiger zur Herſtellung des Gebäudes 
oder Werkes erſchöpſen (RG 76, 260; JW 1912, 24210; 1932, 120810; Warn 09 Nr 302; 1920 
Nr 12; L8 1921, 22610; 1922, 232%); ift er ſelbſt Sachverſtändiger, fo kann ihn ein Verſchulden 
treffen, wenn er auf einen Fehler des Bauplans oder der Ausführung nach Lage der Umſtände 
hätte aufmerkſam werden müſſen. Die ordnungsmäßige Unterhaltung erfordert die regel⸗ 
mäßige Durchſicht der Gebäude und Werke durch zuverläſſige Sachverſtändige, deren Wiederkehr 
ſich nach der Beſchaffenheit und örtlichen Lage der Gebäude und Werke zu richten hat: bei beſon⸗ 
ders Wind und Wetter ausgeſetzten, nach der Straßenſeite belegenen Gebäudeteilen iſt eine 
öftere Durchſicht erforderlich als unter gewöhnlichen Verhältniſſen (R JW 04, 9110 1916, 1905; 
Warn 1920 Nr 12). Verpflichtung des Grundſtückseigentümers, das Hoftor (Schiebetor) inner⸗ 
halb angemeſſener Friſt fachmännisch prüfen zu laſſen, . Rh JW 1931, 344614. Bei einer in den 
Luftraum über einer öffentlichen Straße hinüberragenden Vorrichtung, z. B. einer Markiſe, iſt 
mindeſtens jährlich eine Prüfung des Zuſtandes der Vorrichtung zu fordern (R 27. 9. 30 1X 
56/30). Es iſt unter gewöhnlichen Umſtänden kein Verſchulden, wenn der Beſitzer das erſt ein 
halbes Jahr vor dem Unfall errichtete Gebäude in der Zwiſchenzeit nicht durch einen Sachver- 
ſtändigen hat unterſuchen laſſen und die Überwachung einem zuverläſſigen Mieter übertragen 
hatte (RG JW 07, 454; ähnlich 23 1918, 74312). Die Beauftragung eines an ſich fachtüchtigen 
Sachverſtändigen mit regelmäßigen Nachprüfungen genügt nicht, wenn der Beſitzer nicht über⸗ 
zeugt iſt und ſein kann, daß jener den Auftrag auch gehörig ausführt (RG JW 06, 33612). Der 
Beſitzer kann ſich nicht durch Berufung auf Sachverſtändige oder auf den Beſcheid einer Bau⸗ 
behörde entlaften, wenn er den gefahrdrohenden Zuſtand ſelbſt kannte (NG 7. 5. 06 JV 321/05); 
nach erlangter Kenntnis von der Gefahr find unter Umſtänden ſofortige Schritte zu deren Ab⸗ 
wendung geboten (RG Warn 1914 Nr 55). Auch der Laie iſt, wenn er eine für Dritte möglicher⸗ 
weiſe gefahrbringende Einrichtung herſtellen läßt, verpflichtet, das hergeſtellte Werk ſich darauf 
anzufehen, ob es ordnungsmäßig ausgeführt iſt (R JW 1932, 120819). Eine fachmanniſche 
Nachprüfung der Arbeitsleiſtung des mit gründlicher Ausbeſſerung eines Schadens oder mit der Her⸗ 
ſtellung eines ſonſtigen Werkes beauftragten Handwerkers iſt von dem Beſitzer, wenn ſich der Fehler 
in der Ausführung der Arbeit ſeinem Auge verbarg, aber nicht zu verlangen (RG JW 08, 480%; 
1932, 120810) Die baupolizeiliche Abnahme enthebt weder hinfichtlich der Errichtung noch hinſichtlich 
der Unterhaltung den Beſitzer ſchlechthin der Verantwortung; fie bietet lediglich eine gewiſſe Ge⸗ 
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währ, daß die baupolizeilichen Vorſchriften beobachtet find (Reh JW 09, 27517; 23 1921, 22610). 
Erhöhte Sorgfalt kann geboten ſein mit Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit des Gebäudes 
und ſeiner Einrichtungen; ein Gebäude, das dem ſtändigen Verkehr des Publikums (Gerichts⸗ 
gebäude, Poſtgebäude, Bahnhofsgebäude) oder von Kindern (Schulgebäude) dient, muß in allen 
ſeinen Teilen den dieſen Zwecken entſprechenden Anforderungen genügen; öftere Beſichtigungen 
durch Sachverſtändige find hier geboten (vgl. RG aa O.; 23 1921, 4545). Iſt der Beſitzer eine 
Körperſchaft, jo iſt es für den nach $ 836 zu führenden Enklaſtungsbeweis gleichgültig, ob der 
Beamte, dem das Verſchulden bei der mangelhaften Errichtung oder Unterhaltung zur Laſt 
fallen würde, ein Vertreter nach $$ 30, 31, 89 oder ein Angeftellter im Sinne des 8 831 iſt; der 
Inhalt des zu führenden Nachweiſes zur Widerlegung der Schuldvermutung des $ 836 bleibt in 
beiden Fällen der gleiche (RG JW 1913, 86712; MG HR R 1928 Nr 1978; RG 4.3.07 IV 350/06). 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein abweſender oder ſonſt verhinderter Beſitzer die Überwachung, 
wenn eine Durchſicht oder eine Ausbeſſerung des Gebäudes erforderlich wird, auch einem zuver⸗ 
läſſigen Hausverwalter übertragen und durch den Beweis der Sorgfalt in deſſen Auswahl und 
Unterweiſung den Nachweis der von ihm erforderten Sorgfalt führen kann (RG JW 1932, 121011 5 
RG Warn 1910 Nr 333). Daß dem Beſitzer auch der Einwand mitwirkenden eigenen Ver⸗ 
ſchuldens des Beſchädigten nach 9 254 offenfteht, bedarf kaum der Erwähnung. Bei von 
dem Kläger nachgewieſenen Verſchulden des Beſitzers haftet dieſer auch nach § 823 Abſ 1. 

b) Der Entlaſtungsbeweis des Abſ 1 Satz 2 des $ 836 iſt abweichend von den $$ 831, 832, 
833, 834 nur dahin gerichtet, daß der Beſitzer zur Abwendung der Gefahr die im Verlehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet hat, nicht auch darauf, daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. Nach dem $ 832 A 10 Geſagten iſt auch dieſer 
Nachweis dem Beſitzer ſelbſtverſtändlich nicht verwehrt, der den urſächlichen Zuſammenhang 
ſeines Verſchuldens mit dem eingetretenen Schaden aufhebt. Iſt z. B. zwar nachgewieſen, daß 
die Ablöſung eines Gebäudeteils auf einen Fehler in der Errichtung zurückzuführen iſt, und iſt 
der beklagte Beſitzer den Nachweis ſchuldig geblieben, daß er auf die Unterhaltung die gehörige 
Sorgfalt verwendet habe, tut er aber dar, daß der Fehler verborgen und auch bei regelmäßiger 
ſorgfältiger fachmänniſcher Nachprüfung nicht hätte entdeckt werden können, ſo muß die Klage 
gegen ihn ebenſo verſagen, wie wenn er den Nachweis der regelmäßigen Nachprüfungen 
geführt hätte. Dieſer urſächliche Zuſammenhang fällt nicht mit demjenigen zwiſchen dem 
vermuteten Verſchulden und dem Schaden zuſammen, wie das angeführte Beiſpiel zeigt 
(vgl. RG LZ 1922, 2325). 

9. Der Haftung des gegenwärtigen Beſitzers des Gebäudes oder Werkes, wenn er ſich nicht 
durch den Nachweis nach Abſ 1 Saß? entlaſten kann, fügt Abſ 2 noch die weitere der früheren 
Beſitzer hinzu, die an die vom Beſchädigten nachzuweiſende Vorausſetzung gebunden iſt, daß 
der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihrer Beſitzzeit (88 187, 
188) eingetreten ift. Auch der frühere Beſitzer muß Eigenbeſitzer geweſen fein. Die Verantwort⸗ 
lichkeit des gegenwärtigen und der früheren Beſitzer ſtehen ſelbſtändig nebeneinander; ſie haften 
als Geſamtſchuldner nach § 840 Abſ 1; ihre Ausgleichung untereinander regelt $ 426, da $ 840 
Abſ e hier nicht Anwendung findet. Jeder frühere Beſitzer kann ſich durch den Nachweis befreien, 
daß er während ſeiner Beſitzzeit bei der Errichtung des Gebäudes oder Werkes, wenn ſie 
von ihm ausging, und bei deren Unterhaltung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
habe, oder daß der Unfall und Schaden vermieden worden wäre, wenn ein ſpäterer Beſitzer 
ſeine Schuldigkeit in der Unterhaltung des Gebäudes oder Werkes getan hätte: er muß mithin 
die Verabſäumung der Sorgfalt durch den ſpäteren Beſitzer dahin dartun, daß dieſer in der Lage 
war, für die Abwendung der Gefahr Sorge zu tragen. Daß er dies unterlaſſen, iſt nicht nachzu- 
weiſen, da feſtſteht, daß die Gefahr nicht abgewendet wurde. 


8 837 

Beſitzt jemand auf einem fremden Grundſtück in Ausübung eines Nechtes 
ein Gebäude oder ein anderes Werk, ſo trifft ihn an Stelle des Beſitzers des 
Grundſtücks die im $ 836 beſtimmte Verantwortlichkeit ). 

E 1 735 Abſ 2 II 700; M 2 819; B 2 057. 

1. 9 837 ſetzt eine Ausnahme von der Regel des $ 836, indem er an der Stelle des Eigen⸗ 
beſitzers des Grundſtücks, auf dem ein Gebäude oder ein mit dem Grundſtück verbundenes Werk 
ſich befindet, die Perſon haften läßt, die auf einem fremden Grundftid in Ausübung eines 
Rechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk beſitzt. Vorausſetzung für den Tatbeſtand des 
$ 836 ift mithin einmal, daß ein getrennter Beſitz (Eigenbeſitz) des Grundſtücks und des darauf 
errichteten Gebäudes oder Werkes ſtattfindet (Rd 59, 8; JW 1910, 65311; 1916, 395; Warn 1910 
Nr 242; 22. 1. 06 IV 491/05), und ferner, daß der Beſitzer des Gebäudes oder Werkes dieſes in 
Ausübung eines Rechtes beſitzt. Ob dieſes Recht ein dingliches oder perſönliches iſt, iſt an ſich 
gleichgültig; nur muß es ſo geartet ſein, daß die Verantwortung der fehlerhaften Errichtung 
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oder mangelhaften Unterhaltung anſtatt dem Eigenbeſitzer des Grundſtücks dem Beſitzer des 
Gebäudes oder Werkes zufällt. Für den Mieter eines Hauſes trifit keine dieſer Vorausſetzungen zu, 
da er weder zur Unterhaltung des gemieteten Gebäudes verpflichtet iſt (§ 536) noch das Gebäude 
abgeſondert von dem Grundſtücke beſitzt (RG 59, 8). Doch haftet der Hausbeſitzer als ſolcher nur 
dafür, daß die Einrichtungen ſeines Hauſes brauchbar ſind und bleiben; für ihre Handhabung 
iſt der Benutzer verantwortlich. Iſt der Hausbeſitzer zugleich Benutzer, jo müſſen beide Eigen⸗ 
ſchaften auseinandergehalten werden (RG 113, 286). Der Hauptfall des $ 837 iſt der, daß jemand 
in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke (Nießbrauch §d 1030 ff., Erbbaurecht 
88 1012 ff., jetzt vo über das Erbbaurecht v. 15. 1. 19 [RG Bl 72], Grunddienſtbarkeit in den 
Fällen der Errichtung und Erhaltung einer baulichen Anlage durch den Berechtigten nach 8 1020, 
1022) ein Gebäude oder ein Werk gemäß $ 95 mit dieſem verbunden hat. Doch beſchränkt ſich 
die Anwendung des $ 837 keineswegs auf dieſen Fall. Der Unternehmer eines Baues auf 
fremdem Grund und Boden iſt Beſitzer des Baugerüſtes, das er mit dem Grundſtück verbunden 
hat, und er beſitzt das Gerüſt in Ausübung der aus dem Bauvertrage ſich ergebenden Vertrags- 
rechte, an denen es nichts ändert, daß die Errichtung des Gerüſtes zugleich in Betätigung der 
aus dem Bauvertrage folgenden Verpflichtungen erfolgte; ſolange der Bauvertrag beſteht, hat 
er ein Recht zum Halten des Gerüſtes auf dem fremden Grundſtück (R Warn 1910 Nr 154). 
Das gleiche gilt für den Maler, der ein Gerüſt zum Anſtreichen eines Hauſes errichtet hat (LZ 
1924, 2391). Der Mieter oder Pächter eines Grundſtücks, der auf Grund des ihm einge ⸗ 
räumten Vertragsrechts ein Gebäude oder Werk auf dem Grundſtück errichtet, das nur er, nicht 
der Eigenbeſitzer des Grundſtücks beſitzt: jo der Pachter eines Landguts, der für feine Vertragszeit 
auf Grund der Vertragsrechte für ſeine wirtſchaftlichen Zwecke auf dem Pachtgut Anlagen trifft, 
die unter den Begriff des Gebäudes oder Werkes fallen (RG JW 1910, 6531); ein Mieter eines 
Platzes, der für eine Ausſtellung oder Feſtveranſtaltung ein Wirtſchaftszelt oder eine 
Verkaufs⸗ oder Schaubude in Verbindung mit dem Grundſtück aufftellt (R JW 1916, 10197; 
Warn 08 Nr 23); der Beſitzer einer elektriſchen Leitungsanlage auf fremdem Grundſtück (RG 
JW 1916, 395; NG Seuffl 79 Nr 168); fie find Beſitzer der Gebäude oder Werke in Ausübung 
eines Rechtes im Sinne des $ 837, fofern fie dieſe abgeſondert von dem Beſitz am Grundſtück als 
Eigenbeſitzer innehaben; der bloße Mietbeſitz genügt nicht, ſelbſt wenn der Mieter die Unter- 
haltung übernommen hat (RG IW 1916, 1019). § 837 findet auch Anwendung, wenn eine in 
einen Deich eingebaute Schleuſe von einem andern als dem Deicheigentümer erbaut iſt und 
unterhalten wird (RG 24. 3. 30 VI 249/29). 


8 838 


Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grundftüde 
verbundenen Werkes für den Beſitzer übernimmt!) oder das Gebäude oder 
das Werk vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat ?), 
iſt für den durch den Einſturz oder die Ablöſung von Teilen verurſachten Schaden 
in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer “). 

E 1 735 Abſ 3 II 761; M 2 819; P 2 657. 8 

1. Während 8 837 eine andere Perſon anſtatt des Eigenbeſitzers des Grundſtücks für den 
durch einen Einſturz herbeigeführten Schaden haften läßt, ſchafft $ 838 die Haftung eines Dritten 
neben der des Grundſtücksbeſitzers aus dem Geſichtspunkte der Unterhaltungspflicht des Dritten 
für das Gebäude oder das Werk. Der erſte Fall dieſer Unterhaltungspflicht iſt, daß ein Dritter 
die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Gebäude verbundenen Werkes für 
den Beſitzer übernommen hat. Wie in den Fällen der 88 831 Abſ 2, 832 Abſ 2, 834 kann hier 
nur an eine Übernahme der Unterhaltung durch Vertrag gedacht werden: eine einſeitige, 
freiwillige, bloß tatſächliche Übernahme genügt nicht. Auch eine beſchrankte Vertragsverpflichtung, 
ein Werk in Ordnung zu halten, ohne daß eine Verantwortung für Bau- und Werkſchaden über⸗ 
nommen wird, genügt nicht (RG 1916, 10197). Unter den $ 838 gehört insbeſondere die Über- 
nahme der Unterhaltung eines Hauſes durch einen Pächter oder Mieter oder durch einen Haus⸗ 
verwalter. Für landwirtſchaftliche Baulichkeiten vgl. $ 582. Daß der Vertrag mit dem Beſitzer 
des Grundſtücks geſchloſſen ſei, iſt nicht ſchlechthin erforderlich (vgl. $ 832 A 9). 

2. Der zweite Fall der Unterhaltungspflicht des $ 838 iſt der, daß fie dem Dritten obliegt 
vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts, das an dem Gebäude allein oder zugleich an 
dem Grundſtücke beſtehen kann. Solche Nutzungsrechte ſind das Recht des Nießbrauchers 
(88 1030 ff., namentlich & 1041), das Recht des Ehemanns am Vermögen der Ehefrau (J 1363, 
1373), des Vaters oder der Mutter am Vermögen der Kinder (88 1649, 1654, 1684, 1686), auch 
das Recht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten in dem Falle, daß ihm an den ſeinem Rechte dienen⸗ 
den Anlagen kein Beſitz zufteht, aber die Unterhaltungspflicht obliegt (8 1021). 8 

3. Die in Halbſatz 1 u. 2 bezeichneten Perſonen ſind für den durch Einſturz oder Ablöſung 
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von Teilen verurſachten Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer, beide können 
nebeneinander verantwortlich ſein und haften dann nach § 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. Der 
Beſitzer kann aber möglicherweiſe den nach § 836 ihm obliegenden Beweis dahin führen, daß 
er ſich auf den unterhaltungspflichtigen Dritten habe verlaſſen dürfen. Dieſer hat, da er in gleicher 
Weiſe verantwortlich iſt wie der Beſitzer, den Beweis ſeines Nichtverſchuldens ebenſo wie der 
Beſitzer nach $ 836 zu führen (RG Warn 1913 Nr 13). Für die Ausgleichung der mehreren ver⸗ 
antwortlichen Perſonen untereinander gilt $ 426; $ 840 Abſ 3 kommt nur zur Anwendung, wenn 
ein außerhalb des Perſonenkreiſes der 88 836—838 ſtehender Dritter (jo der Erbauer des Ge⸗ 
bäudes) mit haftbar iſt. 


8 839 


1) Verletzt ein Beamter ) vorſätzlich oder fahrläjfig *) die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht “), fo hat er dem Dritten den daraus ent- 
ſtehenden Schaden zu erſetzen ). Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur 
Laſt, ſo kann er nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag “). 

Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Nechtsſache ſeine Amtspflicht, 
ſo iſt er für den daraus entſtehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn 
die Pflichtverletzung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu 
verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt. Auf eine pflichtwidrige Ver⸗ 
weigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung”), 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorſätzlich oder fahr- 
läſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels 


abzuwenden?) ?, 

E 1 736 Abſ 1 II 762; M 2 810-828; P 2 058664; 6 202—205. 

1. Schadenserſatzpflicht der Beamten. Die Beamten des Staates und der öffentlichen 
Körperſchaften haften für die in Ausübung des Amtes begangenen u. H. den dadurch beſchädigten 
Perſonen an ſich nach Maßgabe der allgemeinen Beſtimmungen der $8 823 Abſ 1 u. 2, 826, unter 
Umſtänden auch des § 831, der gemäß Art 78 Ec nach dieſer Richtung landesgeſetzlich erweitert 
werden kann. Und zwar gilt dies ſowohl von den mit der Verwaltung des Staats- oder Gemeinde⸗ 
guts betrauten oder in Unternehmerbetrieben des Staates oder der Gemeinden (Eiſenbahnen, 
Elektrizitätswerke, Bergwerke u. a.) beſchäftigten Beamten, für deren Handlungen daneben auch der 
Staat oder die öffentliche Körperſchaft nach den $$ 30, 31, 89, 823 oder nach 9 831 einzuſtehen hat, 
wie von den in der Regierung des Staates oder des Gemeindeganzen tätigen und mit öffentlicher 
Gewalt bekleideten Beamten. Für beide Arten von Beamten hat aber § 839 eine Erweiterung 
der Haftung dahin geſchaffen, daß ſie, auch wenn nicht eins der in $ 823 bezeichneten Rechtsgüter 
eines Dritten oder ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abf verletzt iſt, und wenn es am Tat⸗ 
beſtande des § 826 fehlt, für denjenigen Schaden haften, welchen ſie durch die Verletzung einer 
Amtspflicht, die ihnen Dritten gegenüber oblag, dieſen Dritten ſchuldhaft zugefügt haben. Die 
Erweiterung ſchließt die engeren Tatbeſtände der bezeichneten Geſetze ein, ſo daß auch die u. H. 
der Beamten nach 88 823, 826 unter 9 839 fallen, ſofern fie die Verletzung einer dem Beamten 
Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht enthalten (ſo auch RG 74, 250 zunächſt für die fahr⸗ 
läſſig begangenen u. H.; allgemein dann RG 87, 348; 94, 103; 100, 287; 139, 149; R HRR 
1932 Nr 614). Anderſeits wird durch die Tatbeſtandsmerkmale des § 839 eine Einſchränkung 
der nach dieſer Richtung allgemeinen Tatbeſtände der $$ 823, 826 geſetzt. Für die Haftung des 
Beamten, der eine ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, iſt daher aus⸗ 
ſchließlich 8839 maßgebend. — Was die Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer öffent⸗ 
licher Körperſchaften für unerlaubte Handlungen ihrer Beamten betrifft, ſo iſt zu unterſcheiden. 
Bei unerlaubten Handlungen im Bereiche des Privatrechtsverkehrs (.. oben) muß ſich 
die öffentliche Körperſchaft die Beurteilung der Handlungen ihrer Beamten nach den allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes (98 823 ff.) gefallen laſſen; ihre eigene Haftung unterſteht 
den Vorſchriften der 5831, 89,831, während die beſondere Regelung des 8839 weder zugunſten noch 
zuungunſten der öffentlichen Körperſchaft Anwendung findet (RG 78, 329; 122, 359; 131, 239; 140, 
423). Hinſichtlich des in Ausübung einer ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt (. 
darüber Rö 84, 27, 91 S. 278 u. 347 und die weiter unten angeführte Rechtſprechung) von Beamten 
verurſachten Schadens enthält Art 77 C& einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, der dieſer 
ſowohl die Regelung einer Haftung des Staates, der Gemeinde oder des Kommunalverbandes für 
ihre Beamten, wie auch der Haftung der Beamten ſelbſt, ſofern eine Haftung des Staates oder des 
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Kommunalverbandes landesgeſetzlich eingeführt iſt, überlaſſen hat. Der Landesgeſetzgebung iſt 
nach Maßgabe des Art 77 auch das Reich unterworfen (RG 54, 198). Reichsrechtlich geregelt 
war zunächſt nur die Haftung des Bundesſtaats oder der Körperſchaft, der der Beamte an⸗ 
gehört, für die von Grundbuchbeamten begangene ſchuldhafte Verletzung der Amtspflicht 
($ 12 6080; vgl. dazu RG 57, 277; 66, 107; 72, 324; 99, 221; JW 05, 23918, 07, 3951). Nach⸗ 
dem Preußen durch das am 1.10.09 in Kraft getretene Gef. v. 1. 8. 09 (GS 691) für die von 
unmittelbaren Staatsbeamken in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
begangene ſchuldhafte Verletzung einer ihnen Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht die 
Haftung des Staates und ebenſo für die Verletzung ſolcher Amtspflichten ſeitens ihrer Beamten 
die Haftung der Kommunalverbände eingeführt hatte — durch ein Nachtragsgeſetz v. 14. 5. 14 
(GS 117) iſt dieſe Haftung auf die Lehrer und Lehrerinnen ausgedehnt worden —, iſt auch das 
Deutſche Reich zu einer gleichen Regelung der Haftung für die Reichsbeamten geſchritten, 
die durch Geſ. v. 22. 5. 10 (RG Bl 798) erfolgt iſt. 8 839 kommt in den unter dieſe Geſetze gehörigen 
Fällen, wie nach $ 12 GBO nunmehr nur als Vorausſetzung für die Haftung des Reiches und 
Staates (RG JW 1911, 227%), ſowie für deren Rückgriff gegen den Beamten zur Anwendung 
(vgl. RG 96, 147). Zum erſteren Geſetz vgl. aus der Rechtſprechung RG 84, 27; 85, 22; 87, 114; 
88 S. 256 u. 417; 89, 13; 91 S. 341 u. 381; 100,6; JW 1915, 6631; 1917 S. 59429 u. 66321, 
931° u. 97213; Warn 1917 Nr 119 u. 208; zum Reichsgeſetz RG 82, 317; 86, 117; 87, 347: 89, 
247; 91 S. 9 u. 273; 93, 198; 94, 102; 96, 164; 98, 208; 102, 30; 103, 59; 104, 141; 105 S. 178 
u. 230; Warn 1919 Nr 186. Ein Verſchulden des für ſeine Beamten haftenden Reiches oder 
Staates außer dem Amtsvergehen des Beamten ſetzt die Haftung nach dieſen Geſetzen nicht 
voraus (RG 105, 174). Die Haftung des preußiſchen Staates wie des Reiches nach dieſen Geſetzen 
iſt ausgeſchloſſen bei Beamten, die auf den Bezug von Gebühren angewieſen ſind, nach dem Pr. 
Gef. auch bei Amtshandlungen anderer Beamten, für die dieſe eine beſondere Vergütung von den 
Beteiligten zu beziehen haben (§ 1 Abſ 3 Pr. Geſ., §5 RGeſ.). Die Gerichtsvollzieher gehören nicht 
zu den auf Gebühren angewieſenen Beamten, das Pr. Geſ. v. 1. 8. 09 findet auf ſie Anwendung 
(NG 87, 294; JW 1916, 738°). Die Grundlage des gegenwärtigen Rechtszuſtandes bildet 
Art 181 RVerf, der die Haftung des Staates oder der Körperſchaft, in deren Dienſt der Beamte 
ſteht (dazu RG 125, 11; 126, 83; 137, 38; 139, 296; RG HAN 1928 Nr 565; dgl. auch ZW 
1927, 220321; 1933, 5115), für die in Ausübung öffentlicher Gewalt begangenen Verletzungen 
der einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht grundſätzlich feſtſtellt und inſoweit, wie 
das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt hat, nicht nur ein Programm für die 
künftige Geſetzgebung, ſondern unmittelbar anwendbares Recht gibt und nur die nähere Regelung 
der zuſtändigen Geſetzgebung vorbehält (RG 102 S. 166, 391; 106, 34; 107, 41; 108, 249; 129, 42; 
23 1923, 2181). Mit dieſer Verfaſſungsvorſchrift iſt für alle Rechtsgebiete, die bisher keine 
Staatshaftungsvorſchrift hatten, dieſe eingeführt und verwirklicht worden. Das Reichsgeſetz v. 
22. 5. 10 und die landesgeſetzlichen Haftungsvorſchriften — die künftig zu erlaffenden wie die 
bereits erlaſſenen — können an den Grundſätzen des Art 131 nichts ändern und kommen daneben 
als Rechtsnorm nur noch inſoweit in Betracht, als ſie die verfaſſungsmäßigen Grundſätze durch 
Regelung im einzelnen ergänzen, wie z. B. durch eine ausnahmsweiſe Regelung für beſonders 
geartete Beamtenklaſſen, fo für die Beamten, die, wie die Notare, ausſchließlich auf den Bezug 
von Gebühren angewieſen find (RGeſ d 5 Nr 1, Pr&ef 1 Abi 3, dazu Ach 134, 178, RO Gruch 
72, 70), und für die Beamten des Auswärtigen Amtes (NGej d 5 Nr 2; NG 102, 166). Auch die 
die Anſprüche von Ausländern beſchränkenden Vorſchriften (§ 7 des preuß. und des RGeſ) find 
neben Art 131 in Kraft geblieben (RG 109, 212; 111 S. 294, 375 RG Seuffal 84 Nr 209). 
Soweit die Staatshaftung hiernach verſagt, kann der geſchädigte Ausländer den ſchuldigen 
Beamten in Anſpruch nehmen (RG 128, 238). Fällt die Beſchränkung der Staatshaftung nach⸗ 
träglich, durch Verbürgung der Gegenſeitigkeit und entſprechende Bekanntmachung weg, jo kann 
ſich der Ausländer an den Staat auch wegen ſolcher Amtspflichtverletzungen halten, die vorher be- 
gangen worden find (RG 128, 238). Dem Art 131 allein iſt jetzt auch der Begriff des Beamten 
zu entnehmen, für den der Staat oder die Körperſchaft einzutreten hat, in deren Dienſt der Beamte 
ſteht. Beamter im Sinne des Art 131 iſt jede Perſon, die das Reich, der Staat, die Gemeinde mit 
öffentlicher Gewalt und zwar mit der Gewalt bekleidet hat, in deren Ausübung fie pflichtwidrig han. 
delt (RG 105, 335; 124, 159). Die Haftung kann alſo auch bei Perſonen begründet fein, denen das 
ſonſt maßgebende Beamtenrecht die Beamteneigenſchaft abſpricht, ſo bei einem Angehörigen der 
lübeckiſchen Sicherheitswehr (RG 105, 334), bei einem Kanzleiangeſtellten, der nur auf Dienſtver⸗ 
trag angenommen iſt (RG 118, 241). Das RGeſ zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiete 
des allgemeinen Beamtenrechts uf. v. 30. 6. 33 (RG Bl 1 433) hat den hiernach für die Staats- 
haftung geltenden Beamtenbegriff nicht eingeſchränkt (Rh 142, 190). Auch Art 131 ſetzt voraus, 
daß es ſich um Amtspflichtverletzungen in Ausübung öffentlicher Gewalt handelt. Der 
Begriff beſchränkt ſich, wie bisher, nicht auf die Ausübung obrigkeitlichen Zwanges, ſondern 
umfaßt auch das Gebiet der öffentlichen Fürſorge (RG 68, 286; 102, 32; RG J 1931, 17861; 
RS Warn 1930 Nr 96); jo auch die Erteilung von Unterricht (RG 84, 30; RG 5% 1927, 19948), 
auch die Heranziehung der Schuljugend zu den Reichsjugendwettkämpfen (RG 121, 254); 
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Wahrung der Schulzucht beim Unterricht wie bei Veranſtaltungen der Schule (3. B. Weih⸗ 
nachtsfeier), Wahrung der Ordnung auch gegenüber Gäſten (RG HAN 1932 Nr 315); die Führung 
des Verzeichniſſes der Schuldner, denen gegenüber der Antrag auf Konkurseröffnung mangels 
Maſſe abgewieſen worden iſt (KO 8 107 Abſ 2, RG 118, 241), die dem Gemeindevorſtand über⸗ 
tragene Führung der Geſchäfte einer von einer Krankenkaſſe eingerichteten Zahlſtelle (RVerſichO 
88 319, 404, RG 120, 162). Allgemein kann man fagen, daß als Ausübung öffentlicher Gewalt 
im Sinne des Art 131 RVerf. jede Amtsausübung, d. h. dienſtliche Betätigung eines Be- 
amten des Reiches oder eines Landes oder einer ſonſtigen mit der Wahrnehmung von Hoheits⸗ 
rechten betrauten öffentlich ⸗rechtlichen Körperſchaft anzuſehen ift, die ſich nicht als Wahrnehmung 
bürgerlich-rechtlicher Intereſſen des Reiches, Landes uſw. darſtellt (RG 101, 355; 107, 271; 126, 
28). Doch gibt die Anwendung des Begriffes im einzelnen vielfach zu Zweifeln Anlaß. Anerkannt 
it z. B. die Haftung des Reiches für die Amtstätigkeit des Zwangslotſen (RG 87, 347; 93, 35; 
96, 164; 105, 99; 110, 349; für die beſonderen hamburgiſchen Verhältniſſe jedoch LZ 1925, 9944, 
beſtätigt durch RG 114, 197). Nicht unter den Begriff der Ausübung öffentlicher Gewalt fällt die 
Erfüllung der einer Gemeinde obliegenden Streupflicht (RG JW 1928, 104612; RG Warn 1928 
Nr 147). Im Betriebe der Eiſenbahnen und der Poſt handelt es ſich im weſentlichen um eine 
der privatwirtſchaftlichen gleichſtehende Tätigkeit des Reiches, eine Ausübung öffentlicher Gewalt 
iſt nur ausnahmsweiſe, wie etwa bei der Ausſtellung von öffentlichen Urkunden, z. B. Frachtbrief⸗ 
duplikaten, anzunehmen (Rc 91, 273; 104, 141; 107, 272; 109, 209; 139, 149; JW 1924, 17145; 
1926, 229511; 1927, 1352“; 1933, 84013; HR 1983 Nr 657; SeuffA 79 Nr 208; Warn 1925 Nr 67; 
29. 6. 23 III 828/22; DLO 43, 99). Die Beziehungen zwiſchen dem Reich und dem Poſtſcheckkun⸗ 
den find rein privatrechtlicher Art (RG JW 1931, 31162). Um Ausübung der öffentlichen Gewalt 
gegenüber dem Eigentümer eines Grundſtücks handelt es ſich dagegen, wenn die Reichspoſt durch 
deſſen Luftraum eine Fernſprechleitung legt (RG 126, 28). Ein Beamtenverſchulden, das für die 
Haftung des Reiches im Rahmen des Poſtgeſetzes (vgl. dort 88 6ff.) rechtlich unerheblich iſt, 
vermag ſie übrigens auch nicht auf dem Umwege über Art 131 RVerf zu begründen (RG 107, 41; 
vgl. 57, 150; 67, 182; 70, 314); Rö Seuff 87 Nr 57). Ausſtellung von Sparbüchern als öffent⸗ 
licher Urkunden ſ. RG JW 1931, 309713. Der Begriff des Vorſatzes und der Fahrläſſigkeit iſt 
hier, wie ſchon vor dem Inkrafttreten der Reichsverfaſſung bei der Haftung des Staates ebenſo wie 
bei der Haftung der Beamten gemäß $ 839 der reichsrechtliche des $ 276, feine Anwendung daher 
auch im Rechtszug der Reviſion nachzuprüſen, auch wenn im übrigen irreviſibles Landesrecht 
in Frage kommt (MG JW 1930, 99775; RG 7. 12. 20 III 195/20; 16. 10. 23 III 41/23; 30. 6. 25 
II 405/24). Haftung des Reiches für Amtspflichtverletzungen von Finanzbeamten bei der Be⸗ 
handlung von Steuerſachen |. RG 108, 253 (unberechtigter Steuerarreſt); 111, 64 (verzögerte 
Steuervergütung); AG 121, 173 (unrichtige Auskunft über die Zollpflichtigkeit einzuführender 
Waren); 138, 40 (Verwahrung gepfändeter Sachen); LZ 1924, 63911; bei Verwahrung von 
Zollgut in einer öffentlichen Niederlage Reh 115, 419; für Maßnahmen des Reichsminiſters für 
Wiederaufbau RG SeuffA 79 Nr 110; für Beamtenverſchulden bei Verfallerklärung und Be⸗ 
handlung eingeführter Waren Roß 106, 406; RG JW 1928, 3113“; vgl. § 3 IV der Einfuhr VO 
v. 16. 1. 1/22. 3. 20, RGBl 1917, 41; 1920, 354; für Entſcheidungen des Reichskommiſſars 
für die Ablöſung der Reichsanleihen alten Beſitzes und der Reichsſchuldenverwaltung RG 138, 6; 
für Außerungen eines mit Verhandlungen über den Erſatz von Beſatzungsſchäden betrauten 
Vertreters der Reichsintereſſen Rh JW 1928, 14454; für Dienſtpflichtvorletzungen von Mititär- 
perſonen |. Rh 101, 355; 104, 286; 105 S. 230, 338; 107, 270; 108, 387; 120, 304; 126, 144: 
134, 237; RG 3% 1927, 219916, 1930 ©. 11852, 196522, 28481; 1932, 4674; RG Warn 1930 Nr 96; 
Zurückweiſung berufsmäßiger Vertreter von Beteiligten durch eine Verwaltungsbehörde |. R 
121, 225. Die Haftung für Amtspflichtverletzungen der Demobilmachungskommiſſare traf die 
Länder, nicht das Reich (MG JW 1924, 29712). Über einen Fall der Staatshaftung bei Verfügung 
des Kriegszuſtandes ſ. RG 107, 396. Über die Haftung für Handlungen der anläßlich der Staats⸗ 
umwälzung des Jahres 1918 gebildeten Organifationen |. A 2. Die folgerichtige Durchführung 
des Grundgedankens der Reichshaftung, daß die unmittelbare Verantwortlichkeit für die Aus⸗ 
übung der öffentlichen Reichsgewalt das Reich treffen ſoll, nicht feine Beamten, erfordert, daß, 
wenn das Reich die Ausübung ſeiner öffentlichen Gewalt einer ſelbſtändigen juriſtiſchen Perſon 
des öffentlichen Rechts übertragen hat, dieſe entſprechend den für das Reich geltenden Grund⸗ 
lägen für Pflichtwidrigkeiten ihrer Beamten und Angeſtellten haften muß; ſo für die Kriegs⸗ 
geſellſchaften NG 106, 373; 23 1924, 1957; für die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte RG 
112, 335; für die Reichstreuhandgeſellſchaft Rh 111, 403. Haftung des preußiſchen Staates 
für unterlaſſenes oder unge nügendes Einſchreiten der Waſſerpolizeibehörden gegen die miß⸗ 
bräuchliche Benutzung eines Waſſorlaufs ſ. R 138, 259; für mangelnde Fürſorge der Wege bau⸗ 
polizeibehörden in bezug auf die Anbringung von Warnungstafeln bei gefährlichen Wegeſtrecken 
(nch JV 1927, 1265); für Fehler der Polizei bezüglich der Unterbringung von Obdachloſen 
(RS JW 1930, 3209); für Vernachläſſigung der Fürſorge für die Invalidenverſicherung von 
Gefangenen (RG 15. 3. 32 111 361/31; 27. 1. 33 Ill 211/32); für Amtspflichtverletzungen, die 
der Vorſitzende eines nach § 356 WaſſerGg gebildeten Schauamts bei Ausübung ſeiner waſſer⸗ 
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polizeilichen Beſugniſſe begeht (RG SeuffA 81 Nr 153); für pflichtwidrige Ausübung der poltzei⸗ 
lichen Gewalt durch einen Feld⸗ und Forſthüter, der von einer Vereinigung von Grundbefikern an⸗ 
geſtellt und vom Landrat beſtätigt worden ift (RG 142, 190). Für Amtsverſehen von Beamten, die 
bei mittleren und unteren Landesbehörden im Waſſerſtraßenweſen angeſtellt find, auch Zwangs⸗ 
lotſen, haftet auch nach dem Übergang der Waſſerſtraßen auf das Reich, nicht dieſes, ſondern das 
Land (RG 125, 11; 126, 81; RG JW 1927, 22035; SeuffA 82 Nr 67: 84 Nr 209). Über Rechts⸗ 
verhältniſſe der am Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal bedienſteten Lotſen ſ. RG 140, 420. Haftung des preuß. 
Staates für Amtspflichtverletzungen von Kulturamtsbeamten RG Gruch 69, 625. Haftung 
des Staates für Polizeibeamte als Führer von Kraftwagen, mit denen die Polizeimannſchaft 
zu Übungen oder ſonſtiger dienſtlicher Tätigkeit befördert wird, RG 125, 98; 140, 415; für den 
Führer eines Gefangenenbeſörderungskraftwagens RG JW 1931, 33175; die Staatshaftung 
tritt hier auch dann ein, wenn das Verſchulden des Beamten nach 8 18 Kraftf®& vermutet wird. 
Haftung einer Gemeinde wegen eines von ihrem Amtsarzt erſtatteten falſchen Gutachtens über 
die Dienſtfahigkeit eines Beamten |. RG 4. 7. 30 III 270/29; wegen Verſagung der Bauerlaubnis 
. NG 126, 356; wegen Amtspflichtverletzungen der Beamten einer ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr 
ſ. RG 129, 303; RG 16. 4. 29 III 278/28; für pflichtwidrige Schädigung eines Mündels durch 
den von der Gemeinde beſtellten Berufsvormund |. RG 132, 257. Für Amtspflichtverletzungen 
eines Amtsvorſtehers in Preußen haftet der Amtsverband, nicht der Staat, auch wenn es ſich 
um die Ausübung polizeilicher Befugniſſe handelt (RG 111, 12; R& JW 1929, 17975). Für 
Amtspflichtverletzungen des Amtmannes in der Provinz Weſtfalen als Verwalters der Orts⸗ 
polizei haftet das Amt, für die Verletzung einer aus ſeiner polizeilichen Tätigkeit ſich ergebenden 
ſtaatlichen Verwahrungspflicht der Staat (RG SeuffA 81 Nr 172). Für den preußiſchen Landrat 
haftet zufolge ſeiner Doppelſtellung der Staat oder der Kreis, je nachdem die Amtspflichtver⸗ 
letzung in den Bereich der den Kreis betreffenden ſtaatlichen Geſchäfte oder in den der Kommunal⸗ 
verwaltung des Kreiſes fällt (RG 100, 188; 111, 13; 129, 330). Die ihm beigegebenen Beamten 
dagegen find nur ſtaatliche oder kommunale Beamte mit Haftung des fie anſtellenden Gemein⸗ 
weſens (RG 140, 126). Vgl. auch R HRN 1933 Nr 1185 (Landrat und Kreisvollziehungsbe⸗ 
amter). Haftung des preußiſchen Staates gegenüber den Gemeinden für Amtsverſchulden ſtaat⸗ 
licher Beamten bei Ausübung der Kommunclaufſicht (RG 118, 94). Haftung des preußiſchen 
Staates für Amtspflichtverletzungen eines Gerichtsvollziehers, der Zwangsvollſtreckungen im 
Auftrag’einer Landſchaft ausführt, ſ. RG 137, 38. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die 
hier in Frage ſtehenden Anſprüche war ſchon unter dem bisherigen Recht unbeſchränkt, insbeſondere 
auch für den Fall einer Verletzung der Amtspflicht in Ausübung ſtaatshoheitlicher Amtsbefugniſſe, 
anerkannt (RG 87, 119; 92 S. 240 u. 304; 99, 254; 102 S. 72 u. 391; 103, 429; 105, 196; 111, 
64; XW 1921, 7434; 1922, 807°; 1923 S. 78°, 174°; 1926, 20831; Warn 1922 Nr 106). In Art 131 
Abſ 1 Satz 3 Verf ift dieſer Grundſatz nunmehr verfaſſungsmäßig feſtgelegt; abweichende Be⸗ 
ſtimmungen der Reichs⸗ und Landesgeſetze find unwirkſam (RG 102, 392; 106, 34; 108, 263; 
118, 325; 125, 289; RG JW 1928, 27052). Vgl. auch RG JW 1926, 805° (Haftung der preuß. Lan- 
desſchulkaſſe). Unzuläſſig iſt der Rechtsweg nur, wenn die Amtshaftungsklage nur dem Zwecke 
dienen ſoll, im Rechtsweg nicht verfolgbare Ansprüche, wie etwa auf Übertragung eines öffent⸗ 
lichen Amtes (RG Warn 1933 Nr 41) oder auf Rückzahlung von Steuerbeträgen (RG 140, 84) 
durchzuſetzen. Zur geſetzlichen Vertretung des Deutſchen Reiches gegenüber einer Klage aus 
Amtspflichtverletzung von Reichsbeamten iſt grundsätzlich dasjenige Reichsminiſterium berufen, 
in deſſen Amtsbereich der angeblich ſchuldige Beamte angeſtellt iſt oder war; dieſe Zuſtändigkeit 
gilt auch für den im Falle der Verjährung dem Verletzten bleibende Anſpruch im Sinne des 
§ 852 Abſ 2 (RG 28. 3. 33 III 370/32). 5 f N N 

Die Haftung des Beamten für Verletzungen der Amtspflicht wird durch $ 839 in dreifacher 
Weiſe beſchränkt: a) indem der Beamte aus einer fahrläffigen Verletzung der Amtspflicht nur 
hilfsweiſe, nach der fonft etwa für denſelben Schaden verantwortlichen Perſon haftet (Abſ 1 
Satz 2; f. unten A 6); b) indem der Spruchrichter für die Verletzung einer Amtspflicht bei Erlaß 
eines Urteils in einer Rechtssache nur einzuſtehen hat, wenn die Pflichtverletzung mit öffentlicher 
Strafe bedroht iſt (Abſ 2; ſ. unten A 7); c) indem die Haftung des Beamten entfällt, wenn der 
Verletzte ſchuldhafterweiſe den Gebrauch eines Rechtsmittels gegen die Amtshandlung des Be⸗ 
amten, der den Schaden abgewendet haben würde, unterlaſſen hat (Abſ 3; vgl. A 8). 

Die Verjährung der Anſprüche aus $ 839 bemißt ſich nach $ 852. Werden zur Be⸗ 
gründung eines Schadenserſatzanſpruchs mehrere Amtspflichtverletzungen behauptet, die ver⸗ 
ſchiedene ſelbſtändige unerlaubte Handlungen darſtellen, ſo iſt in bezug auf jede beſonders zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen des § 852 vorliegen (RG 29. 3. 27 111 22/27). Im Falle des 
Abſ 1 Satz 2 beginnt die Verjährung nicht früher, als der Verletzte weiß, daß kein anderer Erſatz⸗ 
pflichtiger da iſt (vgl. $ 852 A 4b). Soweit ein Beamter Schadenserſatzanſprüche gegen den Staat 
auf Vernachläſſigung der dieſem (dem Beamten gegenüber) obliegenden Fürſorge pflicht ſtützt, 
handelt es ſich um Anſprüche aus dem öffentlichen Dienſtverhältniſſe, und die Verjährung aus 
$ 852 findet keine Anwendung (RG Bayg 1924, 171). - 

2. Beamte im Sinne des 8 839 find nur die öffentlichen Beamten, die unmittelbaren 
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Reichsbeamten ($$ 1, 156 RGB v. 18. 5. 07), ſowie die unmittelbaren und mittelbaren Beamten 
der Einzelſtaaten des Reiches, deren Anſtellung und Amtsgewalt ſich landesgeſetzlich regelt. Das 
Merkmal der Beamteneigenſchaft im allgemeinen iſt das auf Anſtellung gegründete öffentlich⸗ 
rechtliche Dienſtverhältnis und die Unterſtellung des Dienſtverpflichteten unter eine beſondere 
Dienſtgewalt (RG 6, 105; 28, 80; 37, 225; 67, 117; 38 1911, 42%). Einer Aufzählung der Be⸗ 
amtenklaſſen, die für § 839 in Betracht kommen, bedarf es nicht. Beamte find landesgeſetzlich 
auch die Notare in ihrer Eigenſchaft als Urkundsperſonen (vgl. für Preußen RG 49, 269; 
78, 241; 81, 125; YW O1, 58227; 06, 46725; 1910, 100414); Beamte find die Gerichtsvollzieher 
(über ihre Beamtenſtellung gegenüber dem fie beauftragenden Gläubiger vgl. RG 56, 84 und, 
das Vertragsverhältnis überhaupt verneinend, RG V3 82, 85). Keine Beamten find die Rechts⸗ 
anwälte, ferner die Arzte, ſoweit fie nicht Amtsärzte find. Beamteneigenſchaft haben landes⸗ 
geſetzlich die Schiedsmänner (Preußen: RG 60, 321; 88, 51), nicht dagegen die Schieds⸗ 
richter (RG 65, 175; über ihre Haftung für den abgegebenen Schiedsſpruch ſ. unten A 5), nicht 
die Schöffen, Geſchworenen, Vormünder und Pfleger, Teſtamentsvollſtrecker, 
Nachlaß⸗ und Konkursverwalter (RGSt 19, 85; 10. 5. 12 111 334/11). Über die Feld⸗ 
meſſer in Preußen ſ. RG 79, 85; Beamte find im Sinne des $ 839 auch die Offiziere, ſofern 
fie öffentliche Dienſtverrichtungen ausüben (vgl. RG 91, 9; 92 S. 240 u. 304; 99, 254; FW 1912, 
63810). Über die Stellung der Volksſchullehrer in Preußen vgl. RG 85, 22; JW 1915, 663156; 
über das Züchtigungsrecht der Lehrer vgl. $ 823 A 10; über die Stellung der Lehrer an höheren 
Lehranſtalten RG 84, 27; über die Stellung der Gemeindevorſteher bei der Aufnahme von Dorj- 
teſtamenten RG 84, 29; Warn 1917 Nr 119 u. 243; Lg 1924, 469. Haftung der Gemeinde für 
Amtspflichtverletzungen des Vorſitzenden ihres Mieteinigungsamts |. NG SeuffA 82 Nr 123; 
für Amtspflichtverletzungen ihrer Baupolizeibeamten ſ. NG SeuffA 83 Nr 134. Nicht als Be⸗ 
amte anzuſehen ſind (nach preuß. Recht) die Mitglieder freiwilliger Feuerwehren (RG 124, 159; 
ſ. auch RG 83, 308; RG Warn 1919 Nr 62). Die nach der Staatsumwälzung vom 9. 11. 18 
eingeſetzten Arbeiter- und Soldatenräte find als Beamte anzuſprechen; ob für die in 
Verletzung ihrer Amtspflicht Dritten zugefügten Schäden das Reich oder die deutſchen Einzel- 
ſtaaten oder auch Gemeinden haftbar find, richtet ſich danach, ob fie in Ausübung der Reichs⸗ 
gewalt, in Erledigung von Aufgaben der Einzelſtaaten oder von Gemeindeverwaltungen tätig 
geweſen find (Reich: Rh 99, 285; 100, 25; 102, 423 Staatsgerichtshof; 104 S. 257 u. 346; Warn 
1921 Nr 2; ſ. auch SeuffA 77 Nr 186; Einzelſtaaten: RG 104, 257 (vgl. auch 112, 95; RGS Warn 
1921 Nr 1 u. 56; 1923/24 Nr 92; Kommunalverbände: RG 104 S. 257, 362); über Mann- 
ſchaften eines militäriſchen Kommandos RG 105, 238, der freiwilligen Volkswehr im Sinne 
des Gef. v. 12. 12. 18, RG Bl 1424, RG JW'ö 1923, 1743. Haftung des Staates für Beſchlagnahmen 
durch den Marineſicherungsdienſt im Dezember 1918 Rc Warn 1926 Nr 21. Haftung der Ge⸗ 
meinden für Handlungen der „Revolutionären Aktionsausſchüſſe“, die im Frühjahr 1920 vorüber 
gehend die Herrſchaft in den rheiniſchen und weſtfäliſchen Gemeinden in den Händen hatten, 
RG JW 1925, 24344. Haftung des Staates, nicht des Reiches, für Amtspflichtverletzungen eines 
Regie rungspräſidenten in feiner Eigenſchaft als Demobilmachungskommiſſar RG LZ 1924, 
1246. Als Beamter kann für die Haftung aus $ 839 immer nur die Einzelperſon in Betracht kom⸗ 
men. Geht die Amtshandlung, die eine Verletzung der Amtspflicht enthält, von mehreren Be⸗ 
amten aus, die hierbei nach geſetzlicher Ordnung zuſammenwirken müſſen (Kollegium), ſo können 
nur die ſchuldigen Einzelbeamten, die die Mehrheit bildeten, in Anſpruch genommen werden 
(RG 89, 13; RG 1928, 253415). Die Feſtſtellung der Einzelperſönlichkeit des Beamten iſt in⸗ 
deſſen bei den gegen das Reich oder einen Staat oder eine Gemeinde erhobenen Klagen eben⸗ 
ſowenig erforderlich, wie die des Angeſtellten im Falle des § 831 (RG 100, 102). Anſprüche 
gegen das Reich wegen ſchuldhafter Herbeiführung der Inflation behandeln RG 118, 325; 125, 
273. Anſprüche gegen ein Land wegen verfaſſungswidriger Beſteuerung ſ. NG 130, 319. Zur 
Frage der Haftung der Mitglieder des Vorſtandes und des Ehrengerichts einer Anwaltskammer 
wegen Verſagung der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ſ. R JW 1931, 10691. Nicht anwend⸗ 
bar iſt $ 839, wenn ein Nichtbeamter unbefugt eine Handlung vornimmt, die nur kraft eines 
Amtes vorgenommen werden darf (RG 140, 129). 

3. Die Haftung des Beamten aus $ 839 ſetzt die Verletzung einer ihm Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflicht voraus. Der Anſpruch aus § 839 ſteht nur einem ſolchen Verletzten 
zu, dem gegenüber die Amtspflicht beſtand. § 839 regelt nur die privatrechtliche Haftung der 
- Beamten; der Umfang ihrer Amtspflichten beſtimmt ſich nach den das Amtsverhältnis und die 
Amtsge walt der Beamten regelnden Geſetzen des öffentlichen Rechtes (RG JW 08, 6532; 26. 9. 04 
VI 550/03). Bei Landesbeamten beſtimmt ſich der Umfang ihrer Amtspflichten nach Landesrecht; 
Art 131 RVerf hat hieran nichts geändert (NG JW 1931, 17861). Die Amtspflichten umfaſſen 
die ſorgfältige Beobachtung ſowohl der in die Amtsverwaltung einſchlagenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen, wie auch der beſonderen von den übergeordneten Behörden erlaſſenen Dienſtvorſchriften. 
Den Gegenſatz zu den Amtspflichten, die den Beamten Dritten gegenüber obliegen, bilden einmal 
die Amtspflichten, die im inneren Verhältnis zu den übergeordneten, nebengeordneten und 
untergeordneten Behörden und Beamten zu beobachten find (Ordnungs- und Aufſichsvorſchriften), 
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ſodann auch die Pflichten, die dem Beamten zwar nach außen, aber unmittelbar im öffentlichen 
Intereſſe, zum Schutze der öffentlichen Ordnung auferlegt ſind. In ſolchen Fällen kommt eine 
Haftung gegenüber Dritten nicht in Frage, mag auch durch die Ausübung jener Amtspflichten 
mittelbar in die Intereſſen Dritter eingegriffen werden (RG 135, 113; 139, 153; 140, 423). Hier⸗ 
hin gehört auch die Verleihung von Beamtenſtellen; wegen ſchuldhafter Nichtverleihung einer 
Beamtenſtelle kann deshalb auf Schadenserſatz auf Grund des $ 839 nicht geklagt werden (RG 
Warn 1921 Nr 106; vgl. 1933 Nr 41). Aufſichtspflicht des Landrats gegenüber Kreisſparkaſſen 
. RG JW 1931, 309718. Hat die Amtspflicht aber (wenn nicht allein, jo doch auch) den Zweck, das 
Intereſſe des einzelnen — wozu aber nicht nur Privatperſonen zu rechnen ſind, ſondern 
auch der Staat und andere Körperſchaften, denen der Beamte nicht unterſteht (RG 134, 311) — 
wahrzunehmen, fo liegt fie dem Beamten einem Dritten gegenüber ob (jo grundlegend RG 78, 
241; übereinſtimmend RG 135, 110; 139, 149; 140, 423; JW 1916, 7395; Geuffl 87 Nr 76; NG 22. 
6. 23 111 517/22; 16. 2. 34 III 239/33). Im einzelnen ift dies aus der Betrachtung des Amtskreiſes 
des Beamten und der Art des Geſchäftes, das er verrichtet (RG 24. 6. 27 III 428/26), zu beſtim⸗ 
men. Auch Dienſtanweiſungen können Amtspflichten gegenüber Dritten auferlegen (RG HRR 1913 
Nr 937). Soweit die Beamten zur Verwirklichung derjenigen Staatsaufgaben berufen ſind, die den 
Schutz und die Förderung der Zwecke und Intereſſen der einzelnen zum Gegenſtande haben, liegen 
ihnen im allgemeinen auch Amtspflichten den Dritten gegenüber ob, mit denen ihre Amtstätigkeit 
ſie in Berührung bringt. Als ein natürliches, jedoch nicht weſentliches Merkmal für das Beſtehen 
einer Amtsobliegenheit Dritten gegenüber ift die Einrichtung von Rechtsmitteln gegen die Amts⸗ 
handlung anzuſehen. Die Verletzung einer Amtspflicht Dritten gegenüber kann, wie regelmäßig die 
u. H., ſowohl in der Vornahme einer unzuläſſigen, wie in der Unterlaſſung einer ge⸗ 
botenen Amtshandlung beſtehen (RG 56,84 a. Schl.), und fie kann die Verletzung allgemeiner 
Pflichten, die Zuwiderhandlung wider beſondere Geſetze, wie gegen rechtsgültige Dienſtvorſchriften 
zum Gegenſtande haben, die das Amtsverhältnis Dritten gegentiber beſtimmen. Unter $ 839 fallen 
demnach, was für die Beſtimmungen in Abf 1 Satz 2 und in den Abſ 2 u. 3 von Wichtigkeit iſt, ein- 
mal die ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen der $$ 823 u. 826 als unerlaubt anzuſehenden 
Handlungen (hinſichtlich der vorſätzlich begangenen u. H. ogl. jedoch RG 74, 250, dazu oben A 1), 
insbeſondere die Verletzungen der Schutzgeſetze der 88 331 ff. StGB, vgl. im allgemeinen RG JW 
08, 6532; im einzelnen: für Amtsunterſchlagung NG 56, 84; Fälſchung amtlicher Urkunden RG 66, 
107; Körperverletzung oder Sachbeſchädigung durch Mißbrauch der Waffe ſeitens einer Militärper⸗ 
fon oder eines Polizeibeamten Rh 104 S. 203 u. 286; Gruch 51, 1001, durch Mitführung eines 
verwilderten Polizeihundes (NG Warn 1932 Nr 118), ferner RG 111, 1 (Fluchtverſuch eines Feſt⸗ 
genommenen), RG JW 1926, 11502 (Verfolgung flüchtiger Perſonen); RG JW 1932, 468“ 
(Feſthaltung eines vorſchriftswidrig fahrenden Radfahrers), fahrläſſige Körperverletzung eines 
Gefangenen durch den Strafvollſtreckungsbeamten R& 56, 215; durch Überſchreitung des Züch⸗ 
tigungsrechts der Lehrer (vgl. R6 105, 226 und $ 823 A 10); Freiheitsentziehung durch verſpätete 
Vorführung eines von der Polizei vorläufig Feſtgenommenen vor den Richter (NG 135, 161); 
nicht minder die beſonderen Amtsverfehlungen durch Nichtbeachtung von Dienſtvorſchriften, die 
den Charakter von Schutzgeſetzen nicht haben, aber die Amtstätigkeit des Beamten nach außen 
regeln. Die Verletzung der Pflicht der Amtsverſchwiegenheit in Angelegenheiten, die die Intereſſen 
Dritter berühren, gehört hierher RG 87, 419; 88, 171; Grenzen der Schweigepflicht des Richters 
über den Inhalt der Beratung des Gerichtshofs R 89, 13), weiter die Unterlaſſung geeigneter 
Vorſchriften zur Verhütung des Waffenmißbrauchs (R 91 S. 9 u. 381); der Erlaß eines unzu⸗ 
läſſigen Haftbefehls (M& 89, 13) und die unzuläffige Feſtnahme einer Perſon (Rh JW 1918, 
2206); die unrechtmäßige Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe (NG Seuff A 85 Nr 8); eine Amts⸗ 
pflicht, die dem vorgeſetzten Beamten gegenüber dem Untergebenen als Drittem obliegt, iſt, in 
dienſtlichen Berichten ſich wahrheitswidriger Außerungen über den Untergebenen zu enthalten 
(NG 105, 196). Kolluſion von Polizeibeamten mit Taſchendieben f. R Warn 1929 Nr 147. 
Amtspflichten können einem Beamten auch gegenüber einer ſolchen Perſon obliegen, die keinen 
Rechtsanſpruch auf ein beſtimmtes Handeln des Beamten beſitzt (RG 5. 12. 33 III 180/33). 
Die Haftung der Beamten nach 9839 ſetzt überhaupt nicht voraus, daß der Beamte zu der Amts⸗ 
handlung, in deren Ausübung er einer Pflichtverletzung ſich ſchuldig machte, ve rpflichtet iſt: es 
genügt, daß er zu der Handlung befugt iſt (Erteilung einer Auskunft, RG 68, 2787 JW 02 Beil 
21457; 1929, 17975); ja ſelbſt eine Überſchreitung der Amtsbefugniſſe durch Vornahme von amt⸗ 
lichen Handlungen, zu denen der Beamte nicht zuſtändig iſt, kann die Verletzung einer Amtspflicht 
Dritten gegenüber darſtellen (RG 71, 63; 93, 261; 99, 288; 104 S. 263 u. 348; 140, 423; RG 
HAN 1933 Nr 372, 376; RG JW 1928 S. 244915, 31135 RG Warn 1923/24 Nr 92; 1930 Nr 191; 
RG Gruch 70, 302; RG SeuffA 84 Nr 62); fo auch, wenn ein Beamter (Schiedsmann, Gemeinde⸗ 
vorſteher), der dazu nicht befugt iſt, die Beglaubigung von Unterſchriſten in der Form amtlicher 
Urkunden vornimmt und dabei ſchuldhaft Falſches beurkundet (RG 71, 60; JW 09, 49477: 1911, 
45920: 1917, 931°; RG 14. 2. 33 111 304/32 in Abweichung von RG 60, 321; vgl. auch L8 1927, 
9267). Ein Polizeibeamter handelt auch dann in amtlicher Eigenſchaſt, wenn er in ſeiner freien 
Zeit gegen Perſonen, die die öffentliche Ordnung verletzen, einſchreitet (RG SeuffA 84 Nr 197). 
44* 


692 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Nicht unter § 839 und nicht unter die Staatshaftungsgeſetze fallen Handlungen, die ein Beamter 
nicht in Ausübung ſeines Amtes, ſondern nur bei Gelegenheit der Amtsausübung begangen hat, 
bei denen es alſo an einer inneren Beziehung zwiſchen der Amtsausübung und der ſchädigenden 
Handlung (vgl. RG 126, 28) fehlt; jo z. B. Handlungen, die der Beamte aus rein persönlichen 
Beweggründen, ohne innere Beziehung zu ſeinen amtlichen Befugniſſen und beſonderen Amts⸗ 
pflichten, ſei es auch während der Dienſtſtunden, begeht (Rr 104, 286). Die innere Beziehung 
iſt aber vorhanden, wenn der Beamte ſich ſelbſt an ſolchen Handlungen beteiligt, die zu verhindern 
und zu verhüten ihm dienſtlich oblag (RG 104, 304), oder wenn ein Kriminalbeamter, obgleich nicht 
im Dienſt befindlich, Privatperſonen gegenüber polizeiliche Befugniſſe für ſich in Anſpruch nimmt 
und in deren Ausübung eine Amtspflichtverletzung begeht (NG SeuffA 84 Nr 197). Dritte 
im Sinne des $ 839 find nicht nur die bei dem Amtsgeſchäft unmittelbar Beteilig- 
ten, wie die Parteien des Rechtsſtreits, die Rechtsanwälte, Giger, Sachverſtändigen gegenüber 
dem Prozeßrichter, die Vertragsparteien gegenüber dem Notar oder dem Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, ſondern alle Perſonen, deren Intereſſen nach der beſonderen 
Natur des Amtsgeſchäfts durch dieſes berührt werden und in deren Rechts- 
kreis dadurch eingegriffen wird, auch wenn ſie durch die Amtsausübung nur 
mittelbar und unbeabſichtigt betroffen werden (RG 72, 324; 78, 241; 86, 105; 125, 
85; 126, 255; 127, 153; 129 S. 23, 43; 138, 309; JW 1921, 3365; Warn 09 Nr 180; 1915 Nr 140: 
1917 Nr 243; Gruch 52, 696; 19. 4. 07 III 385/06): fo die Perſonen, die ein letztwillig Verfügender 
in feinem Teſtamente bedacht hat, gegenüber dem das Teſtament beurkundenden Teſtaments⸗ 
richter, Notar oder Gemeinde vorſteher (NG 58, 296; 74, 421; Warn 09 Nr 180; 7. 1. 13 III 
151/12), bei Grundbuchgeſchäften die Perſonen, in deren Intereſſe die Eintragung vorgenommen 
werden ſoll (RG 72, 324); aber auch weiter alle diejenigen, die im Vertrauen auf die richtige Hand⸗ 
habung der Grundbuchgeſchäfte und die dadurch geſchaffene Rechtslage im Rechtsverkehr tätig 
werden; der Begriff des Dritten im Sinne des 9 839 fällt hier zuſammen mit dem der Beteiligten 
im Sinne des § 12 EBD (RG 78, 241; 86, 105; Warn 1912 Nr 390; SeuffA 86 Nr 30; H Rent 
1932 Nr 1651: RG 14. 11. 31 V 179/31). Im Zwangs verſteigerungsverfahren 
über Grundſtücke hat der dieſe leitende Beamte die Amtspflicht zur Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften auch gegenüber dem Bieter (RG 129, 23; RG Warn 1932 Nr 166; RG Gruch 73, 
75). Eine Amtspflicht zur forgfältigen Auswahl eines Zwangsverwalters befteht an ſich nur gegenüber 
den am einzelnen Verfahren Beteiligten; ſoll aber vom Vollſtreckungsgericht oder von einer 
Juſtizverwaltungsſtelle eine Perſönlichkeit allgemein als für dieſe Aufgabe geeignet bezeichnet 
werden, dann beſteht die Amtspflicht, ſie ſorgfältig auszuwählen, gegenüber allen Perſonen, 
die an einem künftigen Zwangsverwaltungsverfahren im Amtsbereich der betreffenden Stelle be⸗ 
teiligt ſein können (RG HRR 1932 Nr 1653). Bei der Führung des Handelsregiſters kommen 
als Dritte im Sinne des $ 839 alle Perſonen in Betracht, deren Intereſſen durch eine geſetzwidrige 
Eintragung beeinträchtigt werden können (RG 127, 153). Die Prüfung von Anmeldungen zum 
Genoſſenſchaftsregiſter liegt dem Regiſterrichter als Amtspflicht auch den einzelnen Genoſſen 
gegenüber ob (Rö 140, 174). Die Amtspflicht zur ſorgfältigen Führung des Verzeichniſſes 
der Schuldner, die den Offenbarungseid geleiſtet haben, beſteht allen gegenüber, die 
das Verzeichnis einſehen, um ſich daraus über die Vertrauenswürdigkeit einer Perſon zu unter⸗ 
richten (RG 140, 152). Dem Prozeßrichter, der einen Vergleich beurkundet, liegen Amtspflichten 
nicht nur gegenüber den Prozeßparteien, ſondern auch gegenüber andern Perſonen ob, deren Inter⸗ 
eſſen nach der beſonderen Art des Geſchäfts durch dieſes berührt werden, insbeſondere gegenüber 
dem Rechtsnachfolger oder Pfandgläubiger einer Prozeßpartei (M& 129, 37). Der beamtete Arzt, 
der eine kranke Ehefrau in einem öffentlichen Krankenhaus behandelt, hat damit nicht ohne 
weiteres Amtspflichten auch gegenüber dem Ehemanne: deſſen Schadenserſatzanſprüche wegen 
amtspflichtwidriger Behandlung der Frau beſchränken ſich daher in der Regel nach Maßgabe 
der §8 844, 845 (NG 126, 253). Bei der den Notaren durch das Zuwachsſteuergeſetz auferlegten 
Pflicht zur Mitteilung an die Steuerbehörden find dieſe Dritte im Sinne des $ 839 (NG 134, 311). 
Die Amtspflicht zu ſachgemäßer und erſchöpfender Prüfung liegt den über ein Geſuch um Be⸗ 
willigung des Armenrechts entſcheidenden Richtern nicht gegenüber dem Gegner der armen 
Partei ob (RG 135, 110). Bei der Stellungnahme zu einem Simultanzulaſſungsgeſuch gemäß 
89 Rd erfullt das Präſidium des Oberlandesgerichts nicht eine Amtspflicht gegenüber dem 
Rechtsanwalt (R Jg 1933, 1058”). Bei einer ſtädtiſchen Sparkaſſe liegen dem leitenden Be⸗ 
amten die Pflicht, richtige Auskunft zu geben, und dem Bürgermeiſter die Aufſichtspflicht nicht nur 
als Dienſtpflichten gegenüber der Stadtgemeinde, ſondern auch als Amtspflichten gegenüber dem 
mit der Sparkaſſe verkehrenden Publikum ob (RG 53, 276; 91, 341; 131, 248). Den Beamten des 
Wohnungsamts liegt bei Zuweiſung eines Zwangsmieters, den Mitgliedern des Mieteinigungs⸗ 
amts bei Abſchluß eines Zwangsmietvertrags eine Amtspflicht, z. B. in bezug auf Prüfung der 
Perſönlichkeit des Zwangsmieters, nur gegenüber der von der Beſchlagnahme betroffenen Perſon, 
nicht gegenüber ſpäteren Erwerbern des Hauſes ob (RG 138, 309). Jeder Amtsausübung wohnt 
auch die Pflicht inne, dafür zu ſorgen, daß Dritte, die von der Amtstätigkeit nicht berührt werden 
jollen, auch nicht von ihr beeinträchtigt werden. Daher liegt z. B. einem Lehrer als Spielleiter gegen 
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über den Perſonen, die, wie etwa Straßenpaſſanten, unfreiwillig in den Bereich der Wirkungen 
des Spieles geraten, die Amtspflicht ob, dafür zu ſorgen, daß fie nicht geſchädigt werden (Ro 
125, 85). Die Obhutspflicht bezüglich der in amtliche Verwahrung gelangten Sachen liegt dem 
Beamten nicht nur gegenüber dem Einlieferer, im Falle der Beſchlagnahme gegenüber dem⸗ 
jenigen, bei dem ſie beſchlagnahmt worden ſind, ob, ſondern auch gegenüber dem dritten Eigen⸗ 
tümer (RG 108, 249; R HRR 1928 Nr 1507; 1933 Nr 656). Haftung des Reichs bei Nieder⸗ 
legung von Zollgut auf einer öffentlichen Niederlage |. RG 115, 419. Über Amtspflichten in 
Fällen der Beſchlagnahme f. ferner RG 138, 40; RG ZW 1931, 9304; RG Warn 1921 Nr 1: 
RG SeuffA 77 Nr 90; 78 Nr 131; 80 Nr 80; R® 12.11.26 1I1570/25, 31.3. 28 II 390/27). Bei der 
Beſchlagnahme von Silbermünzen, deren Metallwert den Nennbetrag überſteigt, hat der zur Ver⸗ 
fügung zuſtändige Beamte dem Eigentümer gegenüber die Amtspflicht, für eine unveränderte Aufbe⸗ 
wahrung der Münzen zu ſorgen (RG 4. 5. 23 III 427/22; über die Frage des Verſchuldens in ſolchen 
Fällen RG JW 1925, 26001 2). Anwendung des § 691 auf polizeiliche Verwahrung beſchlagnahmter 
Gegenſtände |. R HRR 1929 Nr 492. Schuldhafte Vernichtung polizeilich beſchlagnahmter Ware 
ſ. RG JW 1929, 4405. Amtspflichten gegenüber Dritten, nicht nur gegenüber dem Staate begrün⸗ 
den auch die in den Geſchäftsordnungen für die Gerichtsſchreibereien enthaltenen Vorſchriften über 
die Behandlung der ſog. Aſſervaten (R JW 1925, 95625). Die ſorgfältige Prüfung der geſetzlichen 
Vorausſetzungen für ein Zeitungs verbot iſt eine Amtspflicht, die der Behörde gegenüber allen 
vom Verbote Betroffenen, nämlich gegenüber dem Herausgeber, Verleger, Drucker, Verbreiter, 
obliegt (RG 107, 115; 110, 286; 117, 138; RG HRgt 1933 Nr 655). Dem Schutzmann, der einen 
Verdächtigen verfolgt, liegt die Amtspflicht zu ſorgfältigem Vorgehen, nicht nur gegenüber dem 
Verfolgten, ſondern gegenüber allen denjenigen ob, deren Weg er bei der Verfolgung berührt; fahr⸗ 
läſſiges Umrennen eines Unbeteiligten erfüllt daher den Tatbeſtand des $ 839 (RG 108, 366). Für 
Kriminalbeamte kommen Amtspflichten gegenüber Dritten regelmäßig erſt dann in Frage, wenn ſie 
zu dem einzelnen Staatsbürger bei der Erfüllung ſeiner allgemeinen Amtspflicht in beſondere Be⸗ 
ziehung treten (RG 14. 6. 29 III 439/28). Bei der Ausfertigung von Urkunden iſt Dritter nur der, 
der das Recht auf die Ausfertigung hat (RG JW 1910, 23413). Bei Eingriffen der Juſtizverwaltung 
in die Auswahl der für gerichtliche Bekanntmachungen zu beſtimmenden Zeitungen können als 
Dritte im Sinne des $ 839 nur die von den einzelnen Verfahren betroffenen Perſonen in Betracht 
kommen, nicht die benachteiligten Zeitungsunternehmer (RG 140, 423). Dritter iſt dem Gerichts- 
vollzieher gegenüber bei Vollſtreckungshandlungen nicht nur der Schuldner, ſondern auch der 
Gläubiger (RG 56, 84; vgl. § 675 A 1); dagegen nicht ſchon derjenige, der dem auftraggebenden 
Gläubiger kraft Rechtsgeſchäfts verpflichtet iſt, bei Nichterfüllung der zu vollſtreckenden Schuld ein⸗ 
zutreten (RG 140, 43). Zur Einhaltung der Friſt zwiſchen Verſteigerung und Pfändung und zur 
ordnungsmäßigen Bekanntmachung der Verſteigerung iſt der Gerichtsvollzieher auch dem Dritt⸗ 
berechtigten gegenüber amtlich verpflichtet (RG Nr 1854 HRR 1931). Zur Frage, inwieweit 
die Vollſtreckungsbehörden die Intereſſen des Schuldners wahrzunehmen, insbeſondere in ſeinem 
Intereſſe dafür zu ſorgen haben, daß bei Verſteigerung gepfändeter Sachen ein angemeſſener 
Erlös erzielt wird, ſ. RG 125, 289. Nichtanhörung des Steuererſtſchuldners als Verletzung einer 
Amtspflicht des Veranlagungsbeamten gegenüber dem Steuerzweitſchuldner ſ. R LZ 1924, 
63911. Die Vorſchriften über die Überwachung des Steuerſchuldners und die Einziehung der 
Steuer dienen nur der Sicherung des Steueraufkommens und legen den Steuerbeamten keine 
Amtspflicht gegenüber andern Steuerpflichtigen auf (RG Warn 1928 Nr 81). Dagegen verletzt 
der Zollbeamte, der eine Ware fahrläſſigerweiſe zu Unrecht als zollfreies Gut zur Einfuhr zuläßt, 
eine ihm dem Zollſchuldner gegenüber obliegende Amtspflicht; das Reich haftet für den Schaden, 
der dem Zollſchuldner durch Nachforderung des Zolles erwächſt (RG 121, 173). Die Verhaftung 
eines Beſchuldigten und die auf ihre Aufrechterhaltung gerichteten Maßregeln geſchehen nur im 
öffentlichen Intereſſe; ihre Unterlaſſung kann daher keine Amtspflicht gegenüber dem durch die 
Straftat Geſchädigten begründen (R 108, 249). Amtspflicht der Wegebaubehörde gegenüber 
den einzelnen Staatsbürgern, die Wegebaupflichtigen zu Sicherungsmaßregeln, z. B. zur An⸗ 
bringung von Warnungstafeln an gefährlichen Stellen, zu veranlaſſen, |. RG JW 1927, 1265. 
Während dem mit hoheitsrechtlichen Befugniſſen ausgeſtatteten Beamten grundſätzlich jedem 
Dritten gegenüber amtlich eine Fürſorgepflicht dahin obliegt, daß er die damit verbundenen 
Machtmittel in den Schranken der Amtsausübung gebraucht und nicht in den Bereich eines Un⸗ 
beteiligten eingreift (NG 91, 384; 125, 85), trifft dies auf Beamte, die in privatrechtlichen Unter⸗ 
nehmerbetrieben des Staates, wie z. B. im Poſt⸗ und Eiſenbahnbetriebe, tätig ſind, jedenfalls 
inſoweit nicht zu, als es ſich um die Beachtung der allgemeinen Vorſchriften zur Sicherung des 
Straßenverkehrs und um die allgemeine Verkehrsſorgfaltspflicht ($ 276) handelt; $ 839 iſt daher 
nicht anwendbar und es kann ſich der ſchuldige Beamte insbeſondere auch nicht auf den Schutz 
des Abſ 1 Satz 2 berufen (R 139, 149). Amtspflichten der mit der Kommunalaufſicht be- 
trauten ſtaatlichen Beamten gegenüber den Gemeinden ſ. RG 118, 94. Als Dritter kann endlich 
auch der Staat in Betracht kommen, wenn der Beamte deſſen Vermögensintereſſen zu wahren 
hat; fo wenn ein Steuerbeamter (Kommunalbeamter) den ſtaatlichen Steueranſpruch ſchuldhaft 
verjähren läßt (RG 7. 5. 09 II 490/08). Dagegen iſt § 839 nicht anwendbar für den Rückgriff 
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des Staates gegen den ſchuldigen Beamten (RG 78, 243; 82, 278; 92, 236; 95, 346; 97, 244; 
126, 362; 134, 320; R JW' 1927, 159125); die Haftung eines Reichsbeamten bemißt ſich gegen⸗ 
über dem Reich gemäß § 19 RGB nach dem am Wohnort des Beamten geltenden Beamtenrecht 
(RG Gruch 69, 488; RG 3. 7. 23 111 756/22). Der geſchädigte Dritte kann ſelbſtverſtändlich auch 
ſelbſt ein Beamter ſein (RG 100, 188; RG Warn 1928 Nr 82), wie insbeſondere auch bei un- 
gerechtfertigter, durch ſchuldhafte Amtspflichtverletung anderer Beamten herbeigeführter Ent⸗ 
laſſung oder einſtweiliger oder endgültiger Verſetzung in den Ruheſtand (RG 103, 429; 105, 196; 
111 S. 181,369; 114, 201; RG 3W 1931, 4712; 1932, 4841; RG HAN 1929 Nr 1731; RG 18. 12. 28 
III 190/28). Militäranwärter als Dritter bei Verletzung der Anſtellungsgrundſätze ſ. RG ZW 1933, 
11868. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für Schadenserſatzanſprüche eines Beamten wegen Ver⸗ 
eitelung des Aufſtiegs in ein höheres Amt durch pflichtwidriges Handeln eines Vorgeſetzten (RG 
Gruch 71, 422). Die Verpflichtung einer Landesregierung, die Grenze zwiſchen der eigenen 
ſteuerlichen Zuſtändigkeit und der des Reiches einzuhalten und nachträglich erkannte Übergriffe 
zu beſeitigen, beſteht nur gegenüber dem Reich, nicht gegenüber den von der Steuer betroffenen 
Landesange hörigen (RG 130, 319). — Über die Beweislaſt in bezug auf die Frage der Wider⸗ 
rechtlichkeit |. $ 823 A 10 a. E. Gegenüber der Schadenserſatzklage wegen Körperverletzung liegt 
dem Beamten oder der nach Art 131 RVerf an ſeiner Stelle haftenden Körperſchaft (Staat uſw.) 
der Beweis dafür ob, daß die Verletzung nicht widerrechtlich, z. B. durch Notwehr geboten war 
(RG SeuffA 81 Nr 50; RG JW 1930, 34005). Notwehr als Rechtfertigungsgrund für eine an 
ſich gegen geſetzliche Beſtimmungen verſtoßende Amtshandlung ſ. RG 117, 138). 

4. Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei der Verletzung der Amtspflicht bedeuten ein ſchuldhaftes 
Handeln im Hinblick auf dieſe Verletzung; der Beamte muß ſich alſo bewußt über geſetzliche oder 
Dienſtvorſchriften hinweggeſetzt oder er muß bei gehöriger Aufmerkſamkeit, bei Beobachtung 
der für einen Beamten im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in der Lage geweſen fein, ſeine Hand⸗ 
lungsweiſe als einen Verſtoß gegen die Amtspflicht zu erkennen. Die vor einer Entſcheidung 
gebotene Prüfung der Sachlage muß der zur Entſcheidung berufene Beamte grundſätzlich ſelb⸗ 
ſtändig und von ſich aus vornehmen, er darf ſich dabei nicht auf andere verlaſſen; ſo auch der mit 
der Beſtätigung eines Vertrags über Annahme an Kindesſtatt befaßte Richter nicht darauf, daß 
der Richter, der die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt hat, die Gültigkeit des An⸗ 
nahmevertrags ſchon ausreichend geprüft habe (RG 121,114; vgl. RG HRR 1931 Nr 864). 
Hatte der Beamte nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen zu entſcheiden, ob eine beſtimmte 
Handlung zweckmäßig ſei, ſo kann ein Verſchulden nur unter beſonderen Umſtänden angenommen 
werden, wie etwa, wenn er ohne jede Prüfung der Sachlage oder rein willkürlich gehandelt hat 
(RG 99, 255; 106, 219; 140, 423; RG JW 1925, 18752; 1928, 27052, RG 23. 10. 25 111 534/24; 
26. 2. 26 111 112/25). Darüber hinaus kann man ganz allgemein ſagen, daß ein Verſchulden des 
Beamten vorliegt, wenn er bei Ausübung des ihm eingeräumten Ermeſſens in ſo hohem Maße 
fehlſam gehandelt hat, daß fein Verhalten mit den an eine ordnungsmäßige Amtstätigkeit zu 
ſtellenden Anforderungen ſchlechterdings unvereinbar tft (RG 121, 225; 126, 164; 129, 305; 
135, 117; 138, 259; RG Warn 1929 Nr 146; R JW' 1933, 11868; HRR 1930 Nr 336; 1931 
Nr 1131; 1933 Nr 650). Ungerechtfertigte Außerachtlaſſung einer vom Schwerbeſchädigtenaus⸗ 
ſchuß für die Auswahl des Schwerbeſchädigten bindend aufgeſtellten Richtlinie durch die Wohl⸗ 
fahrtsbehörde als Ermeſſensmißbrauch ſ. RS 137, 156. „Unverzügliche“ Weiterleitung der 
gegen ein Zeitungsverbot eingelegten Beſchwerde an den Reichsminiſter des Innern ſ. RG 
141, 348. Das Verſchulden des Beamten hat der Kläger nach dem allgemeinen 
Grundſatz darzutun; eine tatſächliche Vermutung dafür beſteht nicht (RG JW 1917, 9319); 
damit ſteht nicht in Widerſpruch, daß den Beamten die Pflicht der Entlaſtung trifft, 
wenn es ſich um den Verluſt von Geld oder andere Sachen handelt, die dem Beamten 
amtlich zur Aufbewahrung übergeben waren lentſprechende Anwendung des § 282 BGB, 
NG 74, 342). Über die Beweislaſt bei Abhandenkommen von Pfandſachen, die der Gerichts- 
vollzieher im Gewahrſam des Schuldners belaſſen hat, ſ. RG 137, 153. Bei objektiv rechts- 
widrigem Eingriff des Staates in das Privateigentum bedarf die Frage des Verſchuldens einer 
beſonders ſorgfältigen Prüfung, die Verneinung des Verſchuldens des für den Staat handelnden 
Beamten einer nach jeder Richtung einwandfreien Begründung (RG JW 1932, 3767). Daß 
der Beamte den aus der Pflichtverletzung entſtehenden Schaden vorausſah oder vorausſehen 
konnte, iſt nicht erfordert (NG ZW 07, 8284). Nicht jedes Verſehen, nicht jeder objektive Rechts⸗ 
irrtum iſt aber ein zum Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden. Überlaſtung als Entſchuldi⸗ 
gungsgrund ſ. RG 126,362; RG JW 1917,97218; RG HRR 1930 Nr 974. Jeder Beamte muß die 
für fein Amt erforderlichen Rechtskenntniſſe beſitzen oder ſich durch Rechtsberatung verſchaffen. 
Miniſter, die nicht ſelbſt rechtskundig ſind, müſſen durch ihre rechtskundigen Beamten ſich beraten 
laſſen; geben dieſe einen falſchen Rat, jo haftet der Staat für ihr Verſchulden (NG JW 1932, 
37677: RG HRR 1931 Nr 854). Eine offenbar unrichtige Geſetzesauslegung durch den Richter 
oder Notar ſtellt immer ein Verſchulden dar, nicht aber eine unrichtige Stellungnahme bei Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen, die für die Auslegung Zweifel in ſich tragen, zumal wenn die Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen noch neu, die Zweifelsfragen noch unausgetragen find und der Beamte für ſeine Auf⸗ 
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faſſung namhaſte Rechtslehrer auf ſeiner Seite hat (RG 59, 381; 60, 392; 85, 72; 91, 127; 107, 
118; 133, 137; 135, 110; JW 06 ©. 53°, 1323, 1626; 09, 114; 1922, 9011; Warn 09 Nr 171; 1911 
Nr 271; 1913 Nr 140; 1914 Nr 188; Seuff A 61 Nr 175; Gruch 50, 832; HRR 1931 Nr 1851; für 
Verwaltungsbeamte ſ. OLG 43, 100; HAN 1933 Nr 649). Verneinung des Verſchuldens eines 
Grundbuchrichters, der in einer zweifelhaften Rechtsfrage der ſpäter aufgegebenen Anſicht des oberen 
Gerichtes gefolgt war, ſ. R Warn 1929 Nr 179. Regelmäßig pflegt ferner das Reichsgericht ein 
Verſchulden zu verneinen, wenn es zwar ſelbſt die Handlung des Beamten für unrechtmäßig 
und deshalb auch objektiv pflichtwidrig erachtet, aber ein Kollegialgericht, z. B. das Landgericht 
oder Oberlandesgericht nach mündlicher Verhandlung und der gebotenen ſorgfältigen Prüfung 
die nämliche Handlung für objektiv berechtigt erklärt hat (RG JW; 1931, 23632; 1933, 106415; 
RG HR 1933 Nr 647; RG 19. 6. 23 III 331/22; 5. 4. 27 III 229/26), und nach der 
gleichen Regel iſt auch in einem Fall entſchieden worden, in dem das Reichswirtſchaftsgericht eine 
Amtshandlung (Verfallerklärung nach der VO zur Regelung der Einfuhr) für rechtmäßig erklärt 
hatte (RG 106, 406). Doch wird es immer auf die Umſtände des Falles ankommen. Uber die 
Schließung eines Spielklubs bei Zweiſelhaftigkeit der Frage, ob das betriebene Spiel ein ſtraf⸗ 
bares Glücksſpiel war, ſ. RG SW 1931, 27833. Geringere Anforderungen find an einen ein 
Notteſtament beurkundenden Gemeinde vorſteher zu ſtellen, dem als Laien die Aufgabe der 
Auslegung eines Geſetzes zufällt (R JW 09, 72728; 1911, 7145, Warn 1917 Nr 119 u. 243; 
1. 2. 04 VI 233/03). Ein Verſchulden liegt aber in jedem Falle vor, wenn der Gemeindevorſteher 
an die Teſtamentserrichtung herantritt, ohne ſich um die beſtehenden Vorſchriften überhaupt zu 
kümmern (RG Warn 1925 Nr 30; 1931 Nr 86). Über die bei der Beglaubigung von Unter⸗ 
ſchriften aufzuwendende Sorgfalt zur Feſtſtellung der Perſon vgl. RG 81, 128; JW 09, 49477; 
1910, 62857; 1911, 45220; 1913, 104414; 1917, 981°). Die Übertragung richterlicher Geſchäfte, z. B. 
der Handelsregiſterführung oder im Grundbuchweſen, auf ſog. Rechtspfleger, d. h. auf nicht 
zum Richteramt befähigte Beamte des mittleren Dienſtes, bedeutet keine Minderung des Rechts⸗ 
ſchutzes gegen Amtspflichtverletzungen; es muß vorausgeſetzt werden, daß die Rechtspfleger die 
zur ordnungsmäßigen Erledigung ihrer Aufgaben erforderlichen Kenntniſſe beſitzen oder ſich 
alsbald aneignen (Rh 127, 1531: R ZW 1931, 1079). Über Arbeitsüberbürdung als Ent 
ſchuldigungsgrund ſ. RG 126, 362. 

Eine ſchuldhafte Verletzung der Amtspflicht Dritten gegenüber fällt nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts beiſpielsweiſe zur Laſt: 

a) dem Amtsrichter, der im Privatklage verfahren die Zuſtellung des verurteilenden Erkennt⸗ 
niſſes an den Angeklagten zu verfügen unterläßt (RG JW 1913, 2665); der die Eintragung eines 
Schiffspfandrechts in das Schiffsregiſter und den entſprechenden Vermerk auf dem Schiffszerti⸗ 
fiat verzögert (RG SeuffA 87 Nr 94); der bei Eintragungen ins Genoſſenſchaftsregiſter Be⸗ 
denken, die eine Nichtigkeit der einzutragenden Beſchlüſſe nahelegen, nicht in ſorgfältiger Prüfung 
nachgeht (RG 140, 174); der im Konkursverfahren bei den Eintragungen in die Tabelle und bei 
der Anordnung der Erteilung von Tabellenauszügen über beſtrittene Forderungen es an der 
nötigen Klarheit fehlen läßt (RG JW 1928, 271415); über die Verpflichtung des Amtsrichters, 
der eine Eintragungsbewilligung für eine Hypothek aufnimmt, dieſe Urkunde dem Grundbuch⸗ 
amt vorzulegen, |. RG JW 1930, 13047; über Handelsregiſterführung durch ſog. Rechtspfleger 
ſ. RG 127, 153; Belehrungspflicht des beurkundenden Richters gleich der des Notars |. RG 
HRR 1932 Nr 120; 

b) dem Vollſtreckungsrichter (und Gerichtsſchreiber), der den Zwangsverſteigerungstermin 
abhält und den Zuſchlag erteilt, obwohl die ordnungsmäßige Zuſtellung des Berjteigerungs- 
beſchluſſes an den Schuldner nicht bewirkt oder ſonſt eine vorgeſchriebene Bekanntmachung nicht 
erfolgt iſt RG 129, 23; RG JW 07, 8284; Warn 08 Nr 215; LG 1924, 74715); der die Verſteige⸗ 
rungsbedingungen unrichtig aufſtellt (RG 15. 1. 03 VI 306/02), insbeſondere bei der Feſtſetzung 
des geringſten Gebots, den die Zwangsverſteigerung anordnenden oder den Beitritt eines Gläubi⸗ 
gers zulaſſenden Beſchluß falſch auslegt (RG 134, 56) oder zu berückſichtigende Forderungen 
unberückſichtigt läßt (RG 129, 23; RG JW 1914, 864%; Warn 1916 Nr 167) oder überſieht, daß 
von einem Bieter Sicherheit verlangt worden war (NG JW 1915, 6545); der den Verſteige⸗ 
rungstermin vor der geſetzlich feſtgelegten Zeit ($ 73 ZIG) ſchließt oder ſonſt, z. B. durch 
längeres Verlaſſen des Terminsraumes, die Nichteinhaltung der geſetzlichen Friſt verſchuldet 
(RG 142, 383; NG JW 06, 5392); der ein Grundſtück verſteigert, obgleich die die Voll ⸗ 
ſtreckung betreibenden Gläubiger teils den Verſteigerungsantrag zurückgenommen, teils die 
Einſtellung des Verfahrens bewilligt haben (RG 125, 24); der bei der Kaufgelderverteilung 
den § 117 ZUG — Zahlung an den Berechtigten — überſieht und den Betrag einer Buch⸗ 
hypothek dem zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens eingetragen geweſenen Gläubiger aus⸗ 
zahlt, obwohl Abtretung und Eintragung eines neuen Gläubigers zu den Zwangsverſteigerungs⸗ 
alten bekanntgegeben war (RG 73, 298); der einen Zwangsverſteigerungstermin ſachlich unge⸗ 
rechtfertigt vertagt (RG 125, 299); der die gebotene (einſtweilige) Einſtellung des Verfahrens 
für die vom Zuſchlag auszuſchließenden Zubehörſtücke nicht anordnet (RG ZW 1933, 604°); 

c) dem Grundbuchrichter, der eine unwirkſame Hypothekenverpfändung einträgt (RG 
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Seuff A 86 Nr 46), der fahrläſſigerweiſe eine Hypothek nicht einträgt (NG Warn 1931 Nr 85); 
der eine Aufwertungshypothek mit falſchem Rangvermerk einträgt (RG Warn 1931 Nr 106); 
der in einem Grundſchuldbrief eine der Grundſchuld vorgehende Auflaſſungsvormerkung un⸗ 
erwähnt läßt (Rh Gruch 70, 630), der eine Eintragung ohne gehörige rechtliche Prüfung oder 
Prüfung der Perſonen- und Vertreterbefugnis (MG JW 1912, 86625; Warn 1915 Nr 140; Seuff A 
86 Nr 130) oder ohne die dafür erforderliche vormundſchaftsrichterliche Genehmigung (RG Gruch 
52, 696) vornimmt oder der eine beantragte Eitragung unterläßt (RG 72, 324; Warn 1913 Nr 196, 
197, 198; 1930 Nr 190; einen Fall fehlenden Verſchuldens in Anſehung des $ 17 G80 behandelt 
Ach Warn 1913 Nr 14); der die Verpflichtungsbefugnis des Teſtamensbollſtreckers falſch beurteilt 
(n Seuff A 86 Nr 180); der ferner entgegen dem § 17 G0 eine ſpäter beantragte Eintragung 
ohne Erledigung der früher beantragten in unrichtiger Reihenfolge vornimmt (Ms 57, 277; 
60, 392; 65, 98; RG Warn 1929 Nr 149; der einen Verpfändungsantrag unſachge mäß behandelt 
ME JW 1932, 1549); der bei der Übertragung von Grundſtücken auf andere Grundbuchblätter 
Hypotheken verſehentlich nicht mitüberträgt und dadurch zur Löſchung bringt (RG 138, 114); 
der von der Löſchung unzuläſſigerweiſe eingetragener Hypotheken dem Gläubiger keine Mit⸗ 
teilung macht (RG JW 1930, 1063); oder der die Beſtimmung in $ 42 Abſ 1 Satz 1 EBD 
außer acht läßt (RG Warn 1917 Nr 277); oder der unter Verſtoß gegen Art 7 Pr AG. GBBd die 
Ausfertigung des Hypothekenbriefs nicht mit dem Entwurfe und dem Grundbuche verglichen 
hat (RG 77, 423); auch der den Beteiligten eine falſche Rechtsbelehrung über die Stempelpflicht 
eines Geſchäfts (RG Warn 1913 Nr 140) oder ſonſt eine falſche Auskunft erteilt, auch wenn er 
zu ihrer Erteilung nicht verpflichtet war (NG JW 1914, 15116), über die Verpflichtung des Grund⸗ 
buchrichters zur Prüfung von Urkunden, die dem Grundbuchamt überreicht ſind innerhalb des 
Zweckes, zu dem fie erkennbar übergeben find, aber nicht darüber hinaus |. RG Warn 1916 
Nr 279; zur Belehrung der Parteien RG 85, 409; verſpätete Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
gangs RG Warn 1927 Nr 31; zu $ 19 Abſ 2 Zwoch |. RG 23 1924, 74716, zur Prüfungspflicht 
des Grundbuchrichters ſ. auch RG JW 1929 S. 74012, 74113, 74618; Aushändigung eines Hypo⸗ 
thekenbriefes an einen Nichtberechtigten durch den Grundbuchführer |. RG Warn 1928 Nr 150; 
1930 Nr 214; über die Behandlung einer Sache durch den nämlichen Richter als Beurkundungs⸗ 
und Grundbuchſache |. NG Warn 1930 Nr 72; über unrichtige Beurkundung des Zeitpunktes 
des Eingangs von Anträgen beim Grundbuchamt ſ. RG SeuffÜ 83 Nr 210; über Verſehen des 
Grundbuchführers bei Gewährung der Einſicht in die Grundakten ſ. RG SeuffA 87 Nr 56; durch 
Erteilung einer Abſchrift und Unterſchriftsbeglaubigung ohne Prüfung der Perſönlichkeit (RG 
RR 1932 Nr 1652; Amtspflichtverletzung eines Gerichtsbeamten, der bei Vorlegung von Grund⸗ 
buchakten den Richter nicht darauf hinweist, daß dieſe bei andern Grundbuchakten zur Erledigung 
eines Eintragungsantrags dringend gebraucht werden, |. R SeuffA 87 Nr 7; 

d) dem Vormundſchaftsrichter (vgl. 95 18371848), der ohne gehörige Prüfung eine vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung zur Anlage oder zur Abhebung von Mündelgeldern oder zur Löſchung 
einer Mündelhypothek erteilt (RG 85, 416; 88, 264; Warn 08 Nr 486; 1917 Nr 178; 24. 5. 10 
III 323/09), oder der von einer vorſchriftswidrigen Anlegung von Mündelgeldern durch den 
Vormund Kenntnis erhalten hat oder erhalten haben muß und nicht einſchreitet (RG 21. 4. 04 
VI 583/03; 1.5.06 III 537/05; über die Grenzen der Nachprufungspflicht vgl. RG 67, 408); 
weiter der für die Anlegung von Mündelgeldern einen falſchen Rat erteilt (RG 84, 92); ferner 
der ſeine Aufſichtspflicht bei der Hinterlegung von Inhaberpapieren des Mündels durch den 
Vormund verſäumt (MG JW 1910, 28822), oder der einen Abfindungsvertrag trotz der Gefahr 
der weiteren Geldentwertung genehmigt (RG Warn 1923 Nr 30; RG JW 1930, 990%, auch 
nicht darauf hinwirkt, daß ein der Möglichkeit fortſchreitender Preisſteigerung oder Geldentwertung 
Rechnung tragender Vorbehalt in den Vertrag aufgenommen werde (RG Seuff A 80 Nr 151, aber 
auch RG Warn 1929 Nr 33); eine Amtspflicht und deshalb eine Haftung des Vormundſchafts⸗ 
richters beſteht nur gegenüber dem Mündel (vgl. F 1848 A 1; R Warn 1930 Nr 138); 

e) dem Nachlaßrichter, der bei Beaufſichtigung des Nachlaßverwalters etwas verſieht; der 
Nachlaßrichter iſt dabei nicht nur den Erben, ſondern auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich 
(RG 88, 264); der fahrläſſig eine unrichtige Auskunft erteilt (RG Warn 1915 Nr 264); der in 
einem dem Vorerben erteilten Erbſchein die Nacherbfolge nicht erwähnt (RG 139, 348); 

f) dem Staatsanwalt, der eine Verlängerung der Haftfriſt nicht rechtzeitig beantragt und 
das dem Beſchuldigten abgenommene Geld nicht ſicherſtellt (NG 108, 249) oder bei der Be⸗ 
ſchlagnahme und Veräußerung von Waren wegen Verdachts der Preistreiberei vorſchriftswidrig 
handelt (RG 113, 19; RG 18. 3. 27 III 203/26) oder die Richtigkeit der von ihm erlaſſenen öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen nachzuprüfen und für Beſeitigung etwaiger Fehler zu ſorgen unter⸗ 
läßt (RG 113, 104); 

8) dem Gerichtsſchreiber (Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle), der eine angemeldete Kon⸗ 
kursforderung nicht in die Konkurstabelle einträgt (RGS 14. 12. 03 VI 567/03); der gegen die 
Vorſchriſten der preußiſchen Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte die 
Eintragung der geſtohlenen, in amtliche Verwahrung genommenen Sachen in die Liſte der Über⸗ 
ſührungsſtücke oder doch eines kurzen Hinweiſes in die Spalte „Bemerkungen“ des Regiſters 
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anzuordnen unterläßt (RG JW 1925, 9562 = Warn 1925 Nr 60), oder der die zur Unterbrechung 
der Verjährung erforderliche unverzügliche Zuſtellung eines Schriftſatzes nicht gehörig überwacht 
(RG 105, 422); der die Ladung einer Partei, deren perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, unter⸗ 
läßt (NG Warn 1930 Nr 193); der eine neue Klage beurkundet, ftatt einer Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreites im Konkursverfahren (RG JW 1932, 36071); weitere Verfehlungen ſ. zu b, h und kz 

h) dem Gerichts vollzieher, der bei Zustellung der Klage dem Beklagten eine Klageſchrift 
übergibt, auf der die Terminsbeſtimmung fehlt (neben dem Gerichtsſchreiber RG 51, 258); der 
in eiliger Friſtſache eine Zuſtellung durch die Poſt vornimmt, ohne ſich um deren Erledigung 
und den Verbleib der Zuſtellungsurkunde weiter zu kümmern (RG JW 1918, 135°); der eine 
Zuſtellung der Benachrichtigung von bevorſtehender Pfändung gemäß 8 845 ZPO durch Nieder⸗ 
legung bei der Poſt bewirkte, obgleich eine Erſatzzuſtellung (55 181 Ab} 2, 182 3 PO) möglich 
war (R 87, 412); der einen Vollſtreckungsauftrag nicht ausführt (RG Warn 1930 Nr 57; 1931 
Nr 120); der eine Zwangsvollſtreckung gröblich verzögert, ſo daß es dem Schuldner gelingt, zur 
Pfändung geeignete Vermögensſtücke beiſeite zu ſchaffen (RG 79, 241), oder der Schuldner in⸗ 
zwiſchen in Konkurs kommt (RG Warn 1932 Nr 158), der eine Pfändung vornimmt unter Nicht- 
beachtung der Friſt des $ 798 ZPO (R 83, 336; 125, 286); oder bei der Zwangsvollſtreckung 
wegen einer Wechſelforderung, ohne im Beſize des Wechſels zu fein (NG JW 1916, 7395); der 
eine Anſchlußpfändung ſtatt einer Erfagpfändung vornimmt (RG Warn 1931 Nr 21); der bei 
der Pfändung von im Gewahrſam eines Dritten befindlichen Sachen deſſen Herausgabebereit⸗ 
ſchaft zu Unrecht feſtſtellt RGB SeuffA 81 Nr 73), der bei zwangsweiſer Räumung einer Wohnung 
nicht die Mitwirkung der Polizei wegen anderweitiger Unterbringung der Bewohner erbittet 
(RG LZ 1924, 468%); der bei der Zwangsvollſtreckung in bewegliche Sachen die Pfändung nicht 
oder nicht in ausreichender Weiſe durch Pfandzeichen kenntlich macht (RG 23 1925, 108526; 
RS Warn 1930 Nr 116; 1931 Nr 107; 1932 Nr 158, RG Seuffü 87 Nr 93; R 14. 12. 06 III 
184/06); der die Inbeſitznahme der zu pfändenden Sachen nicht in einer Weiſe vornimmt, daß 
der Gläubiger gegen Gefährdung feiner Rechte an den Pfandſtücken durch den Schuldner geſchützt 
iſt (Rh 118, 276); der bei der Schätzung des Wertes von Pfandſtücken nicht ſorgfältig verfährt 
(RG HR R 1929 Nr 1314); der Beträge, um die ſich mehrere Beteiligte ſtreiten, auszahlt, ſtatt eine 
Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts herbeizuführen oder die Beträge zu hinterlegen (RG 
HR 1931 Nr 220); der der Pfändung entzogene Sachen in Kenntnis dieſer Eigenſchaft pfändet 
und andere geeignete ungepfändet läßt (RG 72, 181); der infolge ungenauer Prüfung des Voll⸗ 
ſtreckungstitels für eine zu geringe Forderung pfändet (OLG 45, 176); der nicht neu pfändet, 
wenn ſich die erſte Pfändung als unzureichend erweiſt (RG Lg 1927, 46112); der die Verſteigerung 
von Pfandſtücken weiter ausdehnt, als zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung der 
Koſten erforderlich iſt ($ 818 8 PO; NG 51, 186); der Flugzeuge pfändet, ohne für ihre gefahr 
freie Verwahrung zu ſorgen (RG 23. 6. 25 III 3/25); der Pfandſachen trotz Verlangens des 
Gläubigers nicht verſteigert (N& 137, 153); der den Verſteigerungserlös auszahlt, obwohl er von 
dem Bevorſtehen einer gerichtlichen Einſtellungsanordnung zugunſten eines Dritten (Vermieter⸗ 
pfandrecht) Kenntnis erhalten hat (R& 87, 294); der einen ihm vom Anwalt der Partei behufs Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung ausgehändigten Geldbetrag nicht an die Hinterlegungsſtelle ab⸗ 
gibt (RG SeuffA 87 Nr 44); der den zu perſönlichem Arreſt zu verhaftenden Schuldner fahrläſſig ent⸗ 
weichen läßt (RG JW 1929, 11110). Falls Pfandgegenſtände aus der Pfandkammer abhanden ge- 
kommen ſind, muß der Gerichtsvollzieher oder der an ſeiner Stelle haftbar gemachte Staat den Ver⸗ 
luſt aufklären, mindeſtens nachweiſen, daß er ohne Schuld des Gerichtsvollziehers eingetreten ſein 
kann (RGS 18. 3. 33 V 410/32). Haftung des Gerichtsvollziehers, der einen Wechſelproteſt aufnimmt, 
ohne zuvor die Perſon des Bezogenen, deſſen Name undeutlich geschrieben iſt, einwandfrei feſtzu⸗ 
ſtellen (RG Hit 1930 Nr 114). Dagegen handelt der Gerichtsvollzieher nicht ſchuldhaft, wenn er von 
einer Vollſtreckungshandlung nicht auf Grund einer vom Schuldner aufgeſtellten Behauptung, deren 
Richtigkeit die Vollſtreckung unzuläſſig machen würde, Abſtand nimmt (RG 10. 3. 02 VI 431/01), 
oder wenn er den Schuldner im Auftrage des Gläubigers zur nochmaligen Ableiſtung des Offen⸗ 
barungseides nach § 903 ZPO verhaftet hat: die Prüfung, ob der Schuldner zur nochmaligen 
Ableiſtung des Eides verpflichtet iſt, ſteht dem Gerichtsvollzieher nicht zu (RG 9. 10. 06 ITL 34/06). 
Über Auszahlung der beim Gegner beigetriebenen Koſten ftatt, wie verlangt, an den Anwalt 
an deſſen unpfändbaren Auftraggeber |. RG JW 1927, 22001 über die Nichtzuziehung von Sach- 
verſtändigen zur Schätzung des Wertes gepfändeter Sachen |. RG 9. 4. 29 III 328/28; 

i) dem Notar (vgl. Vorbem 2b vor $ 611), der bei der Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts ſich 
nicht über die Perſönlichkeit der vor ihm zur Beurkundung Erſchienenen in genügender Weiſe 
Gewißheit verſchaffte (RG 78, 241; 81 S. 125 u. 157; 124, 62; RG JW 1932, 28645) und der 
lediglich auf die Angaben der eine Beglaubigung beantragenden Perſon hin oder doch ohne 
ſorgfältige Prüfung eine Beglaubigung erteilt (RG JW 07, 871%; 1928, 18647; 1930, 129; 
1932 S. 6444, 28647; RG SeuffA 87 Nr 77); der gegen 8 183 366 feine Namensunterſchrift als 
Blankobeglaubigung unter einen unausgefüllten Vordruck abgibt (RG 86, 102); der einen nichtigen 
Vertrag zum Gegenſtande ſeiner Beurkundung macht (RG JW 1921, 3365; 23 1919, 4612 . 
auch RG 87, 232 und 93, 68) oder durch mangelhafte Abfaſſung des Vertrags die falſche Wieder⸗ 
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gabe des Vertragswillens verſchuldet (MG JW 1916, 11165; 1919, 995%); der es unterläßt, die 
Beteiligten über die wirtſchaftlichen Gefahren des beabſichtigten Vertrags aufzuklären (NG 100, 
284; JW 1922, 805”), der bei Erhebung eines Wechſelproteſts die Prüfung unterläßt, ob der 
Wechſel den Auftraggeber als Wechſelgläubiger ausweiſt (NG JW 06, 46715); der einen ungültigen 
Wechſelproteſt aufgenommen hat (RG 139, 193; Rc HRR 1933 Nr 666); der ein von ihm auf⸗ 
genommenes Teſtament mit unrichtiger Tagesangabe verſehen hat (RG 74, 421) und der bei 
einer Teſtamentsaufnahme es unterlaſſen hat, den Erblaſſer auf die Unfähigkeitsgründe für die 
Teſtamentszeugen (88 2234— 2236) aufmerkſam zu machen (RG 7. 1. 13 Ill 151/12); der dem 
Grundbuchamt einen Kaufvertrag mit Wohnrechts⸗ und Hypothekbeſtellung einreicht, in ſeinem 
Begleitſchreiben Eigentumsumſchreibung und Hypothekeneintragung beantragt, über das Wohn⸗ 
recht aber ſchweigt (NG Seuffel 83 Nr 69); der auftragswidrig die Eintragung einer Hypothek 
an falſcher Stelle veranlaßt (RG 16. 1. 07 V 206/06) und der die Ausfertigung einer von ihm auf⸗ 
genommenen Urkunde verzögert (RG JW 1910, 23413); endlich der in der Aufbewahrung der 
amtlichen Siegel und Stempel ſorglos verfährt und dadurch deren mißbräuchliche Benutzung 
ermöglicht (RG 81, 130); der Mängel eines ihm vorgelegten Hypothekenbriefes nicht beachtet, 
die den Verdacht einer Fälſchung ohne weiteres aufdrängen müſſen (RG 16. 10. 31 111 351/30); 
der Wertpapiere nicht prüft, deren Verpfändung er beurkundet (RG HR 1930 Nr 704); der 
amtlich anvertraute Gelder nicht bei einem ſicheren Bankhaus hinterlegt (NG HAN 1932 Nr 944). 
Zur Frage, inwieweit die Entgegennahme und Weitergabe von Geldbeträgen in den Bereich 
der Amtstätigkeit des Notars fällt, ſ. auch RG 142, 184. Keine Pflichtverletzung des Notars iſt es, 
wenn er vor der Aufnahme einer Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Grundbuch nicht 
darauf einſieht, ob die Vorausſetzungen, von denen die Beteiligten ausgehen, richtig find; zur Ein⸗ 
ſicht des Grundbuchs iſt der Notar ohne beſonderen Vertrag nicht verpflichtet (RG 95, 299; JW 07, 
51415; 1913, 11525; Warn 1918 Nr 226); oder wenn er bei der Stempelverwendung ohne weitere 
eigene Prüfung ſich an die gemeinſame Wertangabe der Vertragsparteien hält (RG ZW 07, 17614; 
ſelbſtverſtändlich kann bei erſichtlich zu niedriger Wertangabe daraus aber eine Haftung des Notars 
dem Staate gegenüber beſtehen). Wo nur die Beglaubigung einer Unterſchrift bon dem Notar be⸗ 
gehrt wird, erſtreckt ſich die Amtstätigkeit des Notars nicht auf den Inhalt der Urkunde (RG JW 
1910, 100414); kennt er aber den Inhalt und weiß, daß die Urkunde ein offenbar ungültiges Geſchäft 
enthält, jo darf er auch die Unterſchriften nicht beglaubigen (RG 87, 232 u. 93, 68). Zu einer Rechts⸗ 
belehrung iſt der Notar bei Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts inſoweit verpflichtet, als ſie für das Zu⸗ 
ſtandekommen einer rechtswirkſamen Urkunde erforderlich ift; er muß den wahren Willen der Ver⸗ 
tragsparte ien erforſchen und ſie über die Bedeutung der zu beurkundenden Erklärung und das für 
den Zweck taugliche Rechtsgeſchäft aufklären, ſelbſt dann, wenn ihm Zweifel an der Einſicht der Par⸗ 
teien erſt nach der Beurkundung entſtehen (Rh 85, 337; 95 S. 214 u. 299; 100, 284; JW 1912, 19516, 
1913 S. 490 u. 11525; 1914 S. 19410 u. 3545; 1915, 51311; 1917 S. 3587 u. 6005; 1921, 2367; 
1922, 805˙ Warn 1911 Nr 233; Lg 1919, 4775); auch über die Stempelfolgen des beabſichtigten 
Geſchäfts beſteht die Auſklärungspflicht (R JW 1915, 51311; 1917, 600°); die Haftung für eine 
unrichtige Belehrung barliber entfällt aber, wenn der Notar das Rechtsgeſchäft rechtlich anders be⸗ 
urteilt hatte und beurteilen konnte und dann die Angabe des Notars richtig geweſen wäre (RG JW 
1921, 169°). Zum Umfang der Belehrungspflicht des Notars ſ. noch Reh 142, 424. Gegenüber ge⸗ 
ſchäftskundigen Perſonen, bei denen eine genügende Rechtskenntnis auch ohne Belehrung vorauszu⸗ 
ſetzen iſt, beſteht, inſoweit dies der Fall iſt, eine Belehrungspflicht nicht (RG JW 1921, 2378). Die 
Entgegennahme grundbuchamtlicher Mitteilungen über Eintragungen aus den von ihm beurkun⸗ 
deten Rechtsgeſchäften gehört nicht zu den Amtspflichten des Notars; hierbei handelt er als Beauf⸗ 
tragter der Partei oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag (RG 81,428). Die Mitwirkung des Notars 
bei der Ausführung eines von ihm beurkundeten Erbauseinanderſetzungsvertrags gehört nicht zu 
ſeiner amtlichen Tätigkeit; Amtsgeſchäft und Amtspflicht endigen mit der Beurkundung des Ver⸗ 
trags (RG Seuffl 78 Nr 129). Eine Haftung des Notars für Verfehlungen feiner Angeſtellten be⸗ 
ſteht nach Maßgabe des $ 839 nicht (RG JW 1910, 100414; Warn 1918 Nr 226); immer kann nur 
ſeine eigene Verfehlung in Frage kommen; dieſe kann aber darin beſtehen, daß er eine nicht ganz 
einfache Angelegenheit dem rechtsunkundigen Bureauvorſteher zur Bearbeitung überläßt (RG JW 
1914, 3545; Warn 1913 Nr 195). Für den Notarvertreter haftet aber in Preußen der vertretene 
Notar nach Art 101 preuß. F (RG 100, 287). Darüber, daß die Erfüllung der Amtspflicht des 
Notars nicht zugleich Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein kann, vgl. RG 85, 409; 93, 68; 95, 214; 
AD 1920, 370° und Vorbem 2p vor $ 611. In den Amtsbereich des Notars gehört aber auch das 
Entwerfen der Urkunden, deren Unterſchriften nachher beglaubigt werden ſollen; es tft nicht Gegen⸗ 
ſtand beſonderen Vertrags (RG 87, 232 u. 93, 68; JW 1917, 3587). Über die Klarlegung, zweck⸗ 
entſprechende und richtige Geſtaltung und Faſſung des Parteiwillens in der Beurkundung geht die 
Amtspflicht des Notars nicht hinaus; hat er es an der etwa erforderlichen Belehrung nicht fehlen 
laſſen und dem erforſchten wahren Willen der Parteien des Rechtsgeſchäfts gemäß dieſes beurkun⸗ 
det, fo iſt ſeine amtliche Fürſorgepflicht erſchöpft (RG JW 1915, 11934; Warn 1915 Nr 235); nur 
die Einreichung der von ihm aufgenommenen oder beglaubigten Urkunden bei Gericht zwecks Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch oder in das Handelsregiſter gehört noch in den Amtsbereich (RG 93, 
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68); eine Verpflichtung, den Vertragsparteien feinen Vertragsentwurf auszuhändigen, liegt dem 
Notar nicht ob (RG 100, 284): weitere Entſcheidungen |. Vorbem 2b Abj 3 vor $ 611; 

*) dem Gerichtskalkulator in Preußen, der die Nachprüfung einer Vormundſchaftsrechnung 
ſchuldhaft verzögert (RG 80, 406): 

J dem Poſtbeamten, der einen Eilbrief fehlleitet (RG IW 1911, 468; 1912, 1061), der 
eine telegraphiſche Poſtanweiſung nicht weiterbefördert hat (RG Warn 1912 Nr 307), und dem 
Telegraphenbeamten, der unter Außerachtlaſſung der Vorſchriften der Dienſtanweiſung die 
Verſtümmelung oder Entſtellung eines Telegramms herbeiführt (RG 18. 2. 13 III 365/12; vgl. 
zu dieſen Fallen aber Reichert in ZW 1913, 525ff.); 

m) dem Lehrer, der ſich eine Überſchreitung ſeines Züchtigungsrechts zuſchulden kommen 
läßt (vgl. darüber $ 823 AZ u. 10), ſowie der durch mangelnde Beaufſichtigung der Schüler 
beim Spiel die Verletzung Dritter verſchuldet (NG Warn 1916 Nr 80); beim Turnen zu hohe 
Anforderungen ſtellt oder nicht die nötige Hilfe gibt (vgl. R Warn 1929 Nr 76); bei Schul- 
ferien nicht für Wahrung der Ordnung ſorgt (RG 23. 9. 31 IX 162/31). Dem Lehrer ſteht als 
Ausfluß der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt das Recht der Schulzucht zu; ſeine Aufſichts⸗ 
pflicht erſtreckt ſich auch über die Schulzeit und die Schulräumlichkeiten hinaus. Kraft dieſer 
Amtspflicht hat er ſeinerſeits alles zu vermeiden, was zu einer Schädigung der Kinder führen 
kann (NG JW 1920, 10325). Der Schulleiter hat gegebenenfalls dafür zu ſorgen, daß Schüler 
nicht auf eine neben dem Schulhof befindliche Wieſe ſich begeben, dort Unfug treiben und ſich 
dabei verletzen (RG 25. 9. 31 III 403/30). 

5. Für den Erſatz des aus der Verletzung der Amtspflicht entſtandenen Schadens gelten die 
allgemeinen Beſtimmungen der 88 249 ff. Über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
Handlung und Schaden vgl. die Vorbem 5 vor $ 823 ſowie für einen Fall des $ 839 RG 91, 347; 
einen Fall fehlenden Urſachenzuſammenhangs behandelt R6 Warn 08 Nr 215 (vgl. oben A 4b). 
Bei Schadensfolgen aus einem ſchuldhaften Verhalten bei der Prozeßführung it nur zu prüfen, 
wie das Prozeßgericht bei richtiger Beurteilung, alſo nach der Anſicht des über den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch erkennenden Gerichts hätte entſcheiden müſſen (RG 91, 164; JW 1912, 51; 1917, 
102°; SeuffA 69 Nr 40), nicht wie es, vielleicht nach ſeiner Übung, tatſächlich entſchieden haben 
würde. Der Grundſatz muß auch bei andern Verfahrensarten, z. B. im Konkursverfahren, gelten 
(N Hag 1931 Nr 1852). Bei der Beurteilung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen der 
ſchuldhaften Unterlaſſung einer Pfändung durch den Gerichtsvollzieher iſt davon auszugehen, 
daß dieſer ohne die Pflichtverletzung in jeder Beziehung richtig verfahren wäre; der einzelne 
Gläubiger muß ſich alſo egg entgegenhalten laſſen, daß der Gerichtsvollzieher auch 
andere Pfändungsaufträge ausgeführt hätte und für den Kläger nichts übrig geblieben wäre 
MG Hdig 1930 Nr 502); alle Glaubiger, die bei ordnungsmäßigem Vorgehen des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers etwas erhalten hatten, muß der Staat entſchädigen (MG HRN 1931 Nr 1854). Die 
Erwägung, daß ein anderes, ſchwerer ſchädigendes Ereignis hätte eintreten können, kann nicht 
dazu führen, den durch ſchuldhaftes Verhalten bereits eingetretenen geringen Schaden nicht als 
einen ſolchen im Rechtssinne anzuſehen; nur bezüglich des Umfangs des Schadens kann jener 
Umſtand möglicherweise berückſichtigt werden (RG 1. 4. 24 111 342/23). Zur Frage des urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhanges, wenn die Amtspflichtverletzung eines Richters nur infolge hinzutreten⸗ 
den Fehlers eines anderen Richters Schaden verurſacht hat, ſ. Reß 142, 388. Maßgebender 
Zeitpunkt für die Schadensbemeſſung, wenn ein Notar durch ſein Verſchulden den kauf⸗ 
lichen Erwerb eines Hofes vereitelt hat, ſ. RG 142, 8. — Wenn mehreren Beamten eine 
Verletzung der Amtspflicht zur Laſt fällt und jede für den Eintritt des Schadens urſachlich 
geworden iſt, dann haften die mehreren Beamten nebeneinander und ſomit gemäß § 840 Abſ 1 
als Geſamtſchuldner (RG 51, 258). Die Vergünſtigung des Abſ 1 Satz 2 kommt ihnen nicht 
zugute, es ſei denn, daß von den mehreren Beamten ein Teil fahrläſſig, ein anderer vorſätzlich 
handelte (vgl. A 6). Für ihren Ausgleich untereinander gilt $ 840 Abſ 1 in Verbindung mit $ 426 
(val. § 840 A 2 u. 3). Einen Sonderfall der Ausgleichung zwiſchen dem Beamten, der durch 
Verletzung einer amtlichen Aufſichtspflicht ſich ſchadenserſatzpflichtig gemacht hat, und dem mit⸗ 
verantwortlichen dieſer Auſſicht unterſtellten Geſchäftsführer behandelt § 841. — Schadenserſatz⸗ 
berechtigt iſt nach Maßgabe des $ 839 nur die Perſon, der gegenüber die Amtspflicht zu erfullen 
war (A 3). Die 88 843— 845 gelten für die Fälle der Tötung, Körperverletzung, Geſundheits⸗ 
beſchädigung und Freiheitsentziehung auch für den Bereich des § 839 (RG 91,9; 94, 102). Daß 
bei einem mitwirkenden Verſchulden des Geſchädigten § 254 zur Anwendung zu 
kommen hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Nichtzahlung einer vollſtreckbaren Schuld kann aber nicht 
als mitwirkende Urſache für einen Schaden angeſehen werden, der bei der Pfändung durch 
Verſehen des pfändenden Beamten entſteht RS 142, 379). Eine entſprechende Anwendung 
des in § 254 Abſ 2 erwähnten, nach der Rechtſprechung aber auch im Falle des § 254 Abſ 1 
anwendbaren & 278 iſt, wie bei unerlaubten Handlungen überhaupt, auch im Falle des 5 839 
ausgeſchloſſen, wenn es ſich um ein bei Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
($ 254 Abſ 1) handelt (RG 121, 114); dagegen zuläffig, ſoweit die Abwendung oder Minderung 
des aus der Amtspflichtverletzung drohenden Schadens (8 254 Abſ 2) in Frage ſteht (RG 141, 
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353 und A 3 zu $ 254). Einen beſonderen Fall des eigenen mitwirkenden Verſchuldens des 
Verletzten bei der Entſtehung des Schadens hat Abi 3 herausgehoben, der dem Verletzten 
unter Beiſeiteſetzung des Abwägungsgrundſatzes des K 254 jeden Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Beamten abſpricht, wenn er die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die ihn ſchädigende 
Amtshandlung des Beamten ſchuldhaft unterlaſſen hat (vgl. A 8). 

6. Der Beamte haftet für eine fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht nur hilfsweiſe; er kann 
erſt dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu 
erlangen vermag. Die Einſchränkung gilt auch, wenn an Stelle des Beamten der Staat haftet; 
Art 131 RVerf hat hieran nichts geändert (RG 102, 108; RG Gruch 71, 537). Die Vorausſetzung 
der Haftung ift ſowohl dann gegeben, wenn ein anderer Erſappflichtiger nicht vorhanden ift, 
wie dann, wenn der vorhandene andere Erſatzpflichtige nicht zahlungsfähig iſt (NG Warn 1917 
Nr 278). Auf die Möglichkeit eines anderweiten Erſatzes in der Zukunft braucht ſich der Be⸗ 
ſchädigte, der ein Recht auf alsbaldigen Schadenserſatz hat, nicht verweiſen zu laſſen (N& 80, 254; 
139, 349; 141, 353; RG Warn 1917 Nr 178; JW 1930, 99715). Doch kann ihm unter Umſtänden 
die Anmeldung in einem Konkurſe zugemutet werden, der eine baldige Befriedigung mindeſtens 
zu einem erheblichen Teile erwarten läßt (vgl. R JW 1930, 1304 RG Warn 1930 Nr 13). 
Die anderweitige Erſatzmöglichkeit kann insbeſondere auch dann als ausgeſchloſſen angeſehen 
werden, wenn die Zwangsvollſtreckung im Auslande ſtattfinden müßte (RG SeuffA 81 Nr 73). 
Die Be weislaſt, daß von einem andern Erſatz nicht zu holen iſt, trifft an ſich den Verletzten; die 
Behauptung, daß der Verletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermöge, gehört zur 
Klage begründung (R 81, 430; 86, 286; 91, 232; 137, 20; 138, 209; 141, 429; JW 1913, 
59812; 1915, 59429; 1926, 22843, 1928, 186216, 1930 S. 99715, 13048, 29327; 1931, 24651; Warit 
1914 Nr 121; SeuffA 87 Nr 92; HRR 1930 Nr 112; 1932 Nr 1447). Auch die Höhe ſeines nach 
Inanſpruchnahme andere 1 Haftpflichtiger noch verbleibenden Schadens muß der Geſchädigte 
darlegen und beweiſen, wenn er einen beſtimmten Anſpruch gegen den ſchuldigen Beamten 
erheben will; ſolange die Höhe des Ausfalles und damit das Fehlen anderweitiger Erſatzmög⸗ 
lichkeit noch nicht feſtſteht, iſt auch eine Feſtſtellungsklage gegen den Beamten nicht gerechtfertigt, 
weil eine Anſpruchsvorausſetzung fehlt (RG 137, 20; 139, 349). Seiner Beweispflicht genügt 
der Verletzte ferner nicht ſchon, wenn er die jetzige Unmöglichkeit eines anderweitigen Erſatzes 
dartut; er muß auch nachweiſen, daß er eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit nicht ſchuld⸗ 
haft verſäumt habe (RG 86, 286; 100, 128; 139, 349; RG HRR 1932 Nr 943; 1933 Nr 653; in 
Einklang mit Rh 79, 12; abweichend R 80, 254). Anderſeits kann dem Verletzten der Beweis 
eines reinen Nichtvorhandenſeins nicht angejonnen werden; ergibt fi aus der Sachlage kein 
Anhalt dafür, daß ein anderer Erſatzpflichtiger in Frage kommt, fo iſt es Sache des Beklagten, 
darzutun, daß dennoch eine andere haftbare Perſon vorhanden iſt (RG 51, 186). Hat der Ver⸗ 
legte ohne Verſchulden verſäumt, von dem andern Exſaßpflichtigen Erſatz zu erlangen, fo kann 
ihm die Verſäumung nicht ſchaden (RG 86, 286). Der Verletzte kann den ihm obliegenden Be⸗ 
weis, daß von anderen Erſatzpflichtigen ein Erſatz nicht zu erlangen ſei, im Rechtsſtreit gegen 
den Beamten oder den an feiner Stelle haftenden Staat führen; er braucht die als erſaßzpflichtig 
in Betracht kommenden Perſonen nicht vorher zu verklagen (RG 96, 168; RG JW 1926, 22849). 
Beweiſt der Beamte, daß ihm nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, fo ſcheidet er als Erſatzpflichtiger 
aus, bis ihm nachgewieſen wird, daß nicht von anderer Seite Erſatz zu erlangen iſt (RG Warn 
1914 Nr 121). Iſt ein anderer Erſatzpflichtiger vorhanden, jo ändert es nichts an der Befreiung 
des Beamten nach Satz 2, daß letzterer etwa auch dieſem andern wieder auf Schadenserſatz 
haftet (RG 91, 96). Auf welcher Rechtsgrundlage der gegen den Dritten zu erhebende Erſatz⸗ 
anſpruch beruht, ift gleichgültig; auch die Möglichkeit, aus einem Kreditverſicherungsvertrag Er⸗ 
ſaz für den Ausfall einer Hypothek zu erlangen, ſchließt die Amtshaftung aus (RG 138, 209; 
NG HRR 1932 Nr 1448). Von mehreren aus der Verletzung einer Amtspflicht 
für denſelben Schaden erſatzpflichtigen Beamten kann der wegen Fahrläſſigkeit ver⸗ 
antwortliche auf Grund des Satz 2 ſeine Haftpflicht ablehnen, ſolange nicht der aus Vorſatz 
verantwortliche herangezogen iſt; haben die mehreren Beamten ſämtlich nur fahrläſſig ge⸗ 
handelt, ſo kann nicht unter Berufung auf Satz 2 der eine die Verantwortung auf den andern 
abwälzen. Hier verſagt die Anwendung des Satz 2 und gilt § 840 Abs 1, der im übrigen 
durch § 839 Abſ 1 Satz 2 zugunſten des Beamten ausgeſchaltet wird, weil dieſer den Be⸗ 
ſchädigten ganz an den andern Erſatzpflichtigen verweiſen kann (RG 51, 258; 81, 428; 
Warn 1916 Nr 279; 1930 Nr 190, 214). Das gleiche gilt, wenn der Staat und andere öffent⸗ 
liche Körperſchaften für Amtspflichtverletzungen ihrer Beamten gemäß Art 131 RVerf (A 1) 
nebeneinander dem Geſchädigten haften. So kann z. B. der Staat, der für einen Kraftwagen⸗ 
unfall wegen Verſchuldens feiner Polizeiorgane durch Nichtanbringung von Warnungstafeln 
haftbar gemacht wird, dieſe Haftung nicht durch den Hinweis auf eine Haftung der Provinz, der 
die Straße gehört, abwenden, wenn dieſe für das Fehlen von Warnungstafeln nicht als Eigen⸗ 
tümerin der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straße, ſondern nur wegen ihrer öffentlich⸗ 
rechtlichen Wegebaulaſt verantwortlich iſt (R 121, 404). Ferner kann der Staat, des aus Ver⸗ 
ſchulden des Grundbuchrichters in Anſpruch genommen wird, den Geſchädigten nicht auf eine 
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gleichzeitige Haftung des Notars verweilen (RG 141, 283). Nach den Ausführungen in A 1 u. 3 
iſt unter der Verletzung einer Amtspflicht nicht nur die Außerachtlaſſung von Dienſtvorſchriften 
außerhalb der allgemeinen Haftung der 88 823 u. 826 zu verſtehen; auch ſolche Handlungen 
fallen darunter, die den Beamten ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen dieſer Paragraphen 
haftbar machen, ſofern die Handlung, die die Pflichtverletzung enthält, in den Amtsbereich des 
Beamten fällt. Daraus ergibt ſich, daß der Beamte, dem nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, ſich 
auf die Vergünſtigung des Satz 2 auch in den Fällen berufen kann, in denen ſein Verhalten den 
Tatbeſtand des 3 823 Abſ 1 oder 2 erfüllt (RG 74, 250; 3W 08, 6532). Dagegen bedarf es kaum der 
Erwähnung, daß der Beamte (Gerichtsvollzieher, Notar) inſoweit die Vergünſtigung des Satz 2 nicht 
genießt, als er dem Geſchädigten aus einem Vertragsverhältnis (Auftrag, Dienſtvertrag) haftet (vgl. 
Vorbem 2b vor 5611). Satz 2 iſt auch dann anzuwenden, wenn der andere Erſatzpflichtige der Dienſt⸗ 
herr des Beamten, der Staat ſelbſt ift (58 31, 89; RG 74, 250; Warn 1911 Nr 339). Inwiefern die 
Koſten des gegen einen Dritten als erſatzpflichtig in Anſpruch genommenen geführten Prozeſſes 
dem von dem Beamten zu erſetzenden Schaden zuzuſchlagen find, darüber vgl. RG 91, 232, 
aber auch Warn 1912 Nr 390. Die dreijährige Verjährung des § 852 beginnt für den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Beamten erſt von da an, wo feſtſteht und dem Verletzten bekannt iſt, 
daß ein vorverhaſteter Erſatzpflichtiger nicht in Anſpruch genommen werden kann (RG JW 1915, 
59429; 1926, 22845; 17. 4. 09 V 485/08; vgl. 8 852 A 4b). Über den Rückgriff des Beamten, der 
den Geſchädigten befriedigt hat, gegen den in erſter Reihe Verpflichteten vgl. RG 80, 252. 

7. a) Die zweite Beſchränkung der Haftung des Beamten aus der Verletzung der Amtspflicht 
betrifft den Spruchrichter, der ſich bei dem Urteil in einer Rechtsſache einer Amtspflichtverletzung 
ſchuldig macht. Auf einen Spruchrichter, der nicht Beamter iſt, kann ſich die Beſtimmung natur⸗ 
gemäß nicht erſtrecken. Beamter iſt der Handelsrichter ($ 116 GG)), nicht dagegen der Schöffe, 
der Geſchworene, der nichtrichterliche Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde. Was unter dem 
Urteil in einer Rechtsſache zu verſtehen iſt, beſtimmt ſich nach der Begriffsſprache der Prozeß⸗ 
ordnungen; danach iſt Urteil diejenige richterliche Entſcheidung, die auf Grund vorgeſchriebener 
mündlicher Verhandlung ergeht, ein Rechtsverfahren ganz oder teilweiſe (Endurteil, Teilurteil, 
Zwiſchenurteil) zur Erledigung bringt und regelmäßig ſich ſelbſt mit dem die Erledigung aus⸗ 
drückenden Namen „Urteil“ bezeichnet; ein Berichtigungsbeſchluß nach $ 319 3 bildet einen 
Beſtandteil des Urteils und ift deshalb im Sinne des Abſ 2 dieſem gleich zu achten (RG 90, 228); 
andere richterliche Entſcheidungen, wenn fie auch in gewiſſem Sinne eine ſelbſtändige, rechts⸗ 
feſtſtellende Bedeutung haben, fallen nicht darunter (RG 62, 367); fo z. B. auch nicht Beſchlüſſe, 
die das Landgericht auf die Rechtsbeſchwerde einer Partei gegen die Beſchlüſſe eines Miet⸗ 
einigungsamts in einer Wohnungsmangelſache erläßt (RG 116, 90); erſt recht nicht Beſchlüſſe 
nichtrichterlicher Stellen, wie einer Betriebsvertretung im Kündigungseinſpruchsverfahren 
(RAG 10, 153). Zu den Urteilen im Sinne des § 839 Abſ 2 gehören auch die Verſäumnis⸗ 
und Anerkenntnisurteile im Zivilprozeß (Erlaß eines Verſäumnisurteils vor der Terminsſtunde 
RG Warn 1914 Nr 82), die eine öffentlich-rechtliche Streitſache erledigenden Urteile der Ver⸗ 
waltungsgerichte, ſowie die Urteilsentſcheidungen der Verſicherungsbehörden in Unfall- und In⸗ 
validenberſicherungsſachen; dagegen nicht Beſchlüſſe, die der Vorſitzende der Beſchlußkammer des 
Oberverſicherungsamts im Beſchwerdeverfahren ohne mündliche Verhandlung erläßt (RG 16. 1.34 
III 224/33). Die Entſcheidungen RG 62, 637 u. 89, 13 verneinen den Urteilscharakter bei einem 
Haftbefehle des Unterſuchungsrichters; er iſt nach denſelben Grundſätzen auch bei Beſchlüſſen, 
die einen Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung anordnen oder ablehnen, zu verneinen, während 
die mit demſelben Inhalt auf Grund mündlicher Verhandlung ergehenden Entſcheidungen, ſowie 
diejenigen über die Rechtmäßigkeit oder die Aufhebung des Arreſts oder der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung unter $ 839 Ab 2 fallen ($$ 921, 922, 925, 927, 936, 937 ZPO). Der Unterſchied iſt 
gewiß ein äußerlicher, er iſt aber in der geſetzlichen Vorſchrift begründet, deren Entſtehungs⸗ 
geſchichte und Ausnahmenatur dazu nötigen, ihr Anwendungsgebiet ſtreng auf die durch den 
Wortlaut gezogenen Grenzen zu beſchränken (RG 116, 90). Zur Urteilsfällung gehört nicht nur 
die eigentliche Entſcheidung und ihre Begründung, ſondern auch die Feſtſtellung des Tatbeſtandes; 
das Urteil iſt ein Ganzes und kann nicht in Stücke geriſſen werden. Eine Amtspflicht des Richters, 
in einem vor ihm anhängigen Rechtsſtreit zu beraten, beſteht nicht; auch eine Verletzung der 
Aufklärungspflicht (8 PO $ 139) kann nicht eine Haftung des Richters außerhalb des 8 839 Abſ 2 
begründen (RG 28. 6. 32 111 402/31). Nicht unter § 839 Abſ 2 fallen die von Schiedsrichtern 
gemäß §8 1029ff. 3 PO getroffenen Entſcheidungen, obwohl fie den Inhalt von Urteilen haben 
und Rechtsſtreitigkeiten zur Erledigung bringen, weil die Schiedsrichter nicht Beamte ſind (vgl. 
A 2). Aber die ſtreitenden Parteien geben dem von ihnen durch Schiedsvertrag beſtellten Schieds⸗ 
richter die Stellung eines ordentlichen Richters in ihrer Rechksſache, und es muß als ſtillſchwei⸗ 
gende Vertragsbedingung, ohne die der Schiedsrichter den Auftrag nicht annehmen würde, an- 
geſehen werden, daß eine Haftung des Schiedsrichters für die Fahrläſſigkeit ebenſo ausgeſchloſſen 
fein ſoll, wie fie bei dem ordentlichen Richter ausgeſchloſſen iſt (RG 65, 175). Nicht Urteile in 
einer Rechtsſache, ſondern Verwaltungsentſcheidungen ſind die Entſcheidungen des Reichskom⸗ 
miſſars für die Ablöſung der Reichsanleihen alten Beſitzes und der Reichsſchuldenverwaltung 
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über die Gewährung oder Nichtgewährung von Ausloſungsrechten (RG 138, 6), das gleiche gilt 
für die Entſcheidungen der Mieteinigungsämter (RG JW 1928, 25345). Nicht unter Abſ 2 
fallen polizeiliche Strafverfügungen (NG Warn 1930 Nr 159). Die Haftungsbeſchränkung des 
Abſ 2 erſtreckt ſich auf das Urteil in allen feinen Teilen, auch auf die unrichtige Bezeichnung der 
Parteien oder ihrer Vertreter im Urteilskopf (NG Seuffa 86 Nr 179). b) Die Vorausſetzung, 
von der Abſ 2 Satz 1 die Erſatzpflicht des Spruchrichters abhängig macht, daß die Pflichtver⸗ 
letzung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen 
Strafe bedroht iſt, erfordert eine Strafandrohung durch die allgemeinen Strafgeſetze (88 
334, 336 StGB); den Gegenſatz bildet die Dienſtſtrafverfolgung (Diſziplinarſtrafe). Vorſätz⸗ 
lichkeit der Handlung genügt mithin allein nicht, die Erſatzpflicht des Beamten als Spruch⸗ 
richters zu begründen. e) Die Beſtimmung in Satz 2 des Abſ 2, daß die pflichtwidrige Ver⸗ 
weigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes von der Einſchränkung der Haftung 
des Spruchrichters ausgeſchloſſen ift, ſoll etwa entſtehende Zweifel beſeitigen und beſagt im 
übrigen etwas Selbſtverſtändliches: denn die Verweigerung oder Verzögerung des Rechtſpruchs 
iſt keine Spruchtätigkeit. d) Wie Abſ 1 Satz 2, fo findet auch Abſ 2 auf alle die Tatbeſtandsmerkmale 
erfüllenden Pflichtverletzungen der Beamten Anwendung, auch auf ſolche, die ſchon nach den 
allgemeinen Beſtimmungen als u. H. erſcheinen würden; vgl. die A 1, 3 u. 6 (a. M. Staudinger 
A 6d). e) Be weispflichtig für die Vorausſetzungen der Erſatzpflicht des Spruchrichters nach 
Abſ 2 iſt der Verletzte. 

8. Die dritte Einſchränkung der Haftung des Beamten in Abſ 3 des § 839 behandelt einen 
beſonderen Fall des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten, dem das Geſetz die 
Wirkung beimißt, daß er den Verletzten jedes Schadenserſatzanſpruchs beraubt: den Fall, daß der 
Verletzte vorſätzlich oder fahrläſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechts⸗ 
mittels abzuwenden. Abj bezieht ſich auf alle Tatbeſtände des Abſ 1 wie des Abſ 2. Rechts⸗ 
mittel im Sinne der Beſtimmung find alle Rechtsbehelfe, die nach geſetzlicher Ordnung die Be⸗ 
ſeitigung oder Berichtigung der ſchädigenden Amtshandlung oder Unterlaſſung ermöglichen, alſo 
nicht nur die gegen Urkeile der Spruchbehörden gegebenen ordentlichen Rechtsmittel (Berufung, 
Reviſion, Einſpruch), ſondern auch Beſchwerde, Widerſpruch gegen Arreſtbefehle, einſtweilige 
Verfügungen; die Nichtigkeits⸗ und Reſtitutionsklage im Zivilprozeß, die Wiederaufnahme des 
Verfahrens im Strafprozeß; die Aufſichtsbeſchwerde gegenüber dem Verhalten eines Finanz⸗ 
amts (RG 138,44; R Warn 1931 Nr 2), in Grundbuchſachen (MG Warn 1927 Nr 31); der 
vom Geſchädigten zu erwirkende Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs (RG 138, 
114; SeuffA 85 Nr 46); der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gegenüber einer polizeilichen 
Strafverfügung (NG Warn 1930 Nr 159); Einwendungen gegen Entſcheidungen von Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle in den ihnen zur ſelbſtändigen Erledigung übertragenen richterlichen 
Geſchäften nach Art VI 83 Gef. zur Entlaſtung der Gerichte vom 11. 3. 21 (RG Bl 229), z. B. 
gegen mangelhafte Eintragungen ins Handelsregiſter (NG 131, 12; RG JW 1928, 158681). 

Als „Gebrauch eines Rechtsmittels“ genügt regelmäßig ſeine ordnungsmäßige Einlegung. 
Wird aber das Rechtsmittel nur „formell“ eingelegt, alſo nicht um einen ſachlichen Erfolg zu 
erzielen, und wird aus dem gleichen Grunde auch eine ſachdienliche Begründung unterlaſſen, ſo 
kann nicht mehr vom Gebrauch eines Rechtsmittels zur Abwendung eines Schadens geſprochen 
werden (RG 138, 309). Die Möglichkeit des Rechtsmittels genügt aber nicht, dem Verletzten 
den Anſpruch aus § 839 zu nehmen; es muß ein Verſchulden hinſichtlich der Anwendung oder 
Nichtanwendung des Rechtsmittels hinzukommen (RG JW 1911, 227%) — über die Verpflichtung 
eines Kaufmannes, Mitteilungen des Regiſtergerichts über Eintragungen in das Handelsregiſter auf 
ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit nachzuprüfen, ſ. RG 131,12; RG JW 1928, 1586“ R HR 
1931 Nr 501; über die Verpflichtung der Beteiligten, Mitteilungen des Grundbuchamts über 
Grundbuchvorgänge zu prüfen, ſ. RG 138, 114 (ebenda auch über die Anwendung des $ 278 bei 
Verſchulden von Beamten einer durch Verſehen des Grundbuchrichters geſchädigten Körperſchaft); 
RG AM 1932, 15492; RG Warn 1930 Nr 190; 1931 Nr 22; RG Seuffl 86 Nr 68 — und es muß 
die Nichteinlegung des Rechtsmittels für den Schaden urſächlich geworden fein (RG JW 1927, 
24572, RG Seuff A 85 Nr 47; RG 20. 4. 26 III 277/25; 21. 10. 30 III 4/30). Die Nichtein⸗ 
legung eines Rechtsmittels ſchließt den Schadenserſatzanſpruch gemäß Abs 3 des § 839 nicht nur 
dann aus, wenn das Rechtsmittel zur Abwehr der Entſtehung des Schadens, ſondern auch dann, 
wenn es nur zur Abwendung oder Wiedergutmachung bereits entſtandenen Schadens gedient 
haben würde (RG 126, 81). Die Beweislkaſt für das Verſchulden des Verletzten nach Abſ 3 
trifft den beklagten Beamten. Eine Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens gemäß § 254 
Abſ 2 iſt wie im Falle des Abſ 3 jo auch bei ſchuldhafter Verſäumung der Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruchs gegen den Erſtberpflichteten nach Abi 1 Satz 2 ausgeſchloſſen (NG 86, 
286; 126, 81). Soweit $ 839 Abf 3 nicht zutrifft, bleibt immer noch die Anwendung des 9 254 
zu prüfen. 

9. Prozeßrechtlich iſt hinzuweiſen: 

a) auf den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in $ 11 Abſ 2 EG. GV, wonach die Ver⸗ 
folgung öffentlicher Beamten wegen Amtspflichtenverletzung von einer Vorentſcheidung, ob 
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der Beamte ſich einer Überſchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, durch beſondere Behörden und in beſonderem 
Verfahren abhängig gemacht werden kann (vgl. dazu NG 64, 249 und 70, 102; 52, 107 und 67, 77; 
JW 03 Beil 66 Nr 152; 06, 754; Warn 09 Nr 513, wobei es gleichgültig ift, ob der Beamte 
oder an feiner Stelle der Staat in Anſpruch genommen wird (RG 87, 114); val. jedoch 
auch RG 106, 34. / ; 

b) auf $ 71 Abſ 2 Nr 2 GV, wonach für die Anſprüche gegen Reichsbeamte wegen liber- 
ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlun⸗ 
gen die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig find, und Abſ 3 desſelben Geſetzes, der einen Vorbehalt gleichen Inhalts für die Landes⸗ 
geſetze wegen der Anſprüche gegen die Staatsbeamten enthält (Preußen: § 39 AG. GVG Nr 3); 

c) auf $ 154 RBG, wonach örtlich für Vermögensanſprüche gegen Reichsbeamte wegen 
Überſchreitungen ihrer amtlichen Befugniſſe oder pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlun⸗ 
gen ſowohl das Gericht zuftändig iſt, in deſſen Bezirk der Beamte zur Zeit der Verletzung der 
Amtspflicht ſeinen Wohnſitz hatte, als dasjenige, in deſſen Bezirk er zur Zeit der Erhebung der 
Klage ſeinen Wohnſitz hat. Daneben tritt in allen Fallen $ 32 ZPO, wonach das Gericht örtlich 
zuſtändig iſt, in deſſen Bezirke die u. H. begangen wurde: 

d) über den ausnahmslos zuläſſigen Rechtsweg ogl. A 1. 


8 840 


Sind für den aus einer unerlaubten Handlung!) entſtehenden Schaden 
mehrere nebeneinander verantwortlich ?), fo haften fie, vorbehaltlich der 
Vorſchrift des § 855 Abſ 30, als Geſamtſchuldner ). 

5) Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88 831, 832 zum Erſatze des von 
einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, auch der andere für den 
Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zueinander der andere 
allein, im Falle des § 829 der Aufſichtspflichtige allein verpflichtet 6). 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 833 bis 838 zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet iſt, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, fo iſt 
in ihrem Verhältniſſe zueinander der Dritte allein verpflichtet“) s). 

E 1 713, 714, 736 Abſ 2 II 764; M 2 737, 738; P 2 606, 663. 

1. Der Paragraph regelt die Beziehungen mehrerer, die für einen Schaden aus unerlaubter 
Handlung verantwortlich ſind, ſowohl dem Verletzten gegenüber, als auch untereinander. Die 
Beſtimmungen des § 840 ſind allgemeiner Natur. Der Begriff der u. H. iſt hier in demſelben 
weiteren Sinne zu nehmen wie in der Überſchrift des Titels; er umfaßt ſowohl alle Haftungen 
aus wirklichen oder vermuteten Verſchulden wie die reinen Gefährdungshaftungen der §8 833 
Satz 1 u. 835, und ferner ſowohl die aus den Einzelbeſtimmungen des 25. Titels wie aus anderen, 
den Tatbeſtand u. H. ſetzenden Vorſchriften außerhalb des BGB. Als Haftung aus u. H. im 
Sinne des $ 840 iſt deshalb insbeſondere auch die im $ 1 Haftpfl® dem Eiſenbahnunternehmer 
auferlegte Haftung anzuſehen (RG 53, 114; 58, 335; 60, 313; 61, 56; JW 09, 7247; 1911, 
22025, Warn 1912 Nr 74). Inſoweit mehrere Kraftfahrzeuge oder ein Kraftfahrzeug und 
eine Eiſenbahn oder ein Kraftfahrzeug und ein Tier als verurſachend für einen Schaden in 
Betracht kommen und der Kraftwagenhalter und der Kraftwagenführer für dieſen nach dem 
Geſetz ſchadenserſatzpflichtig find, ſind für die Ausgleichung die 88 17, 18 Abſ 3 KraftfG zu beachten. 
Vgl. dazu RG 82, 112; 84, 415; 92, 143; 96 S. 68 u. 130; 123, 164; 129,55; 130, 129; 140, 415: RG 
JW 1931, 3314; 1932 S. 7804, 7856, 78710, 20653; 1933 S. 8306, 8327, 140622; RG Warn 1927 
Nr 116; 1928 Nr 127; 1929 Nr 7; 1932 Nr 44; SeuffA 81 Nr 129; 86 Nr 131; HRR 1931 Nr 1086, 
1452; 1932 Nr 352; 1933 Nr 1024, 1025. Macht der Mann gemäß $ 1380 Schadenserſatzanſprüche 
der Frau nach 88 7 ff. Kraftf®, 88 823 ff. BOB gegen Halter und Führer eines beim Zuſammenſtoß 
beteiligten Kraftwagens geltend, ſo können dieſe den gegen den Mann als Halter des von der 
Frau benutzten Kraftwagens begründeten Ausgleichsanſpruch nach $8 17, 18 KraftfG oder $$ 840, 
421, 426 BGB den Anſprüchen der Frau nicht entgegenhalten; nimmt nach dem Tode des Mannes 
die Frau den Rechtsſtreit auf, ſo kann der Ausgleichsanſpruch ihr als Erbin des Mannes nur 
entgegengehalten werden, wenn der Mann ihr aus dem Unfall ſchadenserſatzpflichtig war (RG 
138,1). Für das Luftverkehrsgeſetz ſ. deſſen SS 27, 28. f i 

2. Nebeneinander ſind mehrere verantwortlich, wenn fie durch gemeinschaftlich begangene 
vorſätzliche Handlung als Mittäter, Anſtifter, Gehilfen einen Schaden verurſacht haben (§ 830 
Abf1 Satz 1), oder wenn fie aus ſchuldhafter Beteiligung, aus gemeinſchaftlicher Gefähr⸗ 
dung im Sinne des § 830 Abſ 1 Satz 2 in Anſpruch genommen werden können (RG 69, 422), 
oder wenn ſie ein jeder ſelbſtändig aus demſelben oder aus verſchiedenen Rechtsgründen wegen 
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ſchuldhaften Handelns oder wegen Gefährdung für einen Schaden einzuſtehen haben (RG 96, 
224). So find nebeneinander verantwortlich mehrere Beamte, die die ihnen obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt haben, wenn die Pflichtverletzung eines jeden für den Schaden urſächlich geworden 
iſt (RG 51, 258; JW 07, 828%), mehrere Tierhalter eines Tieres oder mehrerer Tiere oder der 
Tierhalter und der Aufſichtspflichtige nach § 834 für den durch das Tier oder die Tiere angerichte⸗ 
ten Schaden (N& 60, 313), mehrere Eiſenbahnunternehmer im Falle des § 1 NHaftpfl& (NG 
61, 56; 82, 84; 93, 96; Warn 1920 Nr 194), ein Eiſenbahnunternehmer und ein Tierhalter (NG 
JW 1915, 3242); der Eigentümer und der Pächter, wenn in einer Wirtſchaft durch verkehrs⸗ 
gefährlichen baulichen Zuſtand eines Ausganges ein Schaden entſteht (RG HRR 1929 Nr 298). 
Gleichgültig iſt, ob einer der mehreren Haftverpflichteten auch aus einem Vertrage (Beförde⸗ 
rungsvertrag bei der Eiſenbahn) für den Schaden verantwortlich iſt, wenn er nur auch aus u. H. 
haftet (RG aa O.). Auf denjenigen, welcher nur aus einem Vertrage für einen Schaden ver⸗ 
antwortlich iſt, findet $ 840 keine Anwendung; wohl aber kann $ 426 zur Anwendung kommen, 
ſofern nur ein innerer Zuſammenhang der Schuldgründe beſteht (RG 77,317; Warn 1913 Nr 
318, ſowie ferner RG 79, 290; 82, 436; 84, 429 f.; 92, 408; 3% 1915, 22°). Nebeneinander 
verantwortlich für denſelben Schaden ſind nicht mehrere Perſonen, die je nur einen beſtimmten 
Teil des Schadens verurſacht und deshalb auch nur zu erſtatten haben; auf Mittäter, Anſtifter, 
Gehilfen einer gemeinschaftlich begangenen Handlung trifft dies aber nicht zu (vgl. § 830 A 5). 
Haben mehrere Handlungen verſchiedener Perſonen zuſammen einen Schaden verurſacht, von 
denen nur eine als u. H. ſich erweiſt, ſo iſt deren Urheber allein für den ganzen Schaden verant⸗ 
wortlich (RG 73, 289). Dasſelbe gilt, und Geſamtſchuld wie Ausgleichung werden hinfällig, 
wenn die Haftung des einen an ſich verantwortlichen Urhebers des Schadens in zuläſſiger Weiſe 
durch Vertrag ausgeſchloſſen wurde (RG JW 1910, 9526; vgl. Vorbem 4b vor § 823). 

3. a) Die mehreren Verantwortlichen haften als Geſamtſchuldner. Das bedeutet einmal, 
daß fie dem Beſchädigten ein jeder für den ganzen Schaden aufzukommen haben ($ 421), ſodann 
daß fie im Verhältniſſe zueinander nach 9 426, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“, zu gleichen 
Anteilen verpflichtet ſind. Die letztere Wirkung des Geſamtſchuldverhältniſſes wird dann in 
Abſſ2 u. 3 für einzelne Gruppen u. H. abweichend beſtimmt; eine weitere Abweichung ſetzt § 841. 
Für die geſamtſchuldneriſche Haftung dem Beſchädigten gegenüber begründet es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob eine der mehreren für den Schaden verantwortlichen Perſonen bereits rechtskräftig 
zu deſſen Erſatze verurteilt ift (§425 Abſ 2; RG 51, 258); für die Ausgleichung der mehreren Erſatz⸗ 
verpflichteten untereinander iſt es ebenſo gleichgültig, ob die Klage gegen eine der mehreren 
verantwortlichen Perſonen bereits rechtskräftig abgewieſen ift, da in jedem Falle das zwiſchen 
dem Beſchädigten und einem Geſamtſchuldner ergangene Urteil nur zwiſchen dieſen Perſonen 
Rechtskraft ſchafft. b) Werden von dem Beſchädigten die mehreren für den Schaden 
verantwortlichen Perſonen gleichzeitig auf Leiſtung von Schadenserſatz wegen Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in Anſpruch genommen ($ 843), dann iſt die Art 
und Weiſe des Schadenserſatzes (Rente oder Kapitalabfindung) einheitlich nach den Verhältniſſen 
des Berechtigten und aller Verpflichteten zu beſtimmen (RG 68, 429); bei einer Inanſpruchnahme 
nacheinander muß dementſprechend nach dieſer Richtung die Beſtimmung des zuerſt geſprochenen 
Urteils maßgebend bleiben, da anders die Einheitlichkeit der Entſchädigung nicht gewahrt werden 
kann. Der Umfang der Erſaßpflicht kann ſich für die mehreren für den Schaden verantwortlichen 
Perſonen verſchieden geſtalten, ſei es infolge der Anwendung des § 254 bei einem mitwirkenden 
Verſchulden des Beſchädigten, das den mehreren Erſatzpflichtigen gegenüber in verſchiedener 
Weiſe zu werten fein kann (RG 16. 10. 22 VI 85/22), ſei es infolge verſchiedenartiger Beſtimmun⸗ 
gen über den Umfang der Haftung ($ 829; RHaftpfl®, KraftfahrG; insbeſondere Wegfall des 
Schmerzensgeldes); in dieſem Falle beſteht eine Geſamtſchuld der mehreren Erſatzpflichtigen 
nur in Höhe der geringeren Erſaßpflicht (MG JW 09, 7247; 1913, 3115). Daß ſich der Beſchädigte 
gegenüber den andern Erſaßzpflichtigen anrechnen laſſen muß, was er von einem von ihnen bereits 
erhalten hat, ergibt ſich aus $ 422 (RG 1. 7. 07 VI 479/06). Die Koſten des von einem Geſamt⸗ 
ſchuldner mit dem Verletzten durchgefochtenen Vorprozeſſes gehören nicht zum Schaden und find 
nicht Gegenſtand der Ausgleichung (Rh 92, 148). o) Der Ausgleichungsanſpruch iſt durchaus 
ſelbſtändig und nicht davon abhängig, daß jeder Schuldner vom Gläubiger tatſächlich zur 
Leiſtung herangezogen wird; das gegen einen der mehreren Geſamtſchuldner ergangene 
Urteil übt weder Rechtskraftwirkung noch Rückwirkung (Reflexwirkung) für den andern aus; 
auch die Verjährungsvorſchrift des § 852 findet auf den Ausgleichungsanſpruch keine Anwendung 
(RG 69, 422; 77, 317; 84, 421; JW 1910, 23514; vgl. § 852 A 2). Selbſtverſtändlich reicht aber 
die Ausgleichungspflicht nicht weiter als die eek mh, ſelbſt; der Ausgleichungs⸗ 
anſpruch hat die Schadenserſatzverpflichtung des Ausgleichungsklägers wie des Ausgleichungs⸗ 
beklagten zur notwendigen Grundlage (RG 84 S. 421, 431; 123, 165; 138, 4; RG JW 1929 
S. 91810, 14628); wo daher nach den unter b entwickelten Sätzen einer der Erſatzverpflichteten dem 
Beſchädigten nur in geringerem Umfange haftet, kann er auch von den übrigen Erſatzpflichtigen 
nur im Verhältnis ſeiner Haftung auf Ausgleichung in Anſpruch genommen werden. Eine Be⸗ 
triebsverwaltung, die wegen eines Unfalles eines Beamten den Schadensurheber auf Grund des 
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Beamte nunfallfürſorgegeſetzes in Anſpruch nimmt, kann jedoch bei eigener Mitverurſachung trotz 
Fehlens eigener Schadenserſatzpflicht ausgleichungspflichtig ſein; die Fürſorgepflicht ſteht da, 
wo die Betriebsverwaltung den Unfall auf Grund von Verſchuldens⸗ oder Gefährdungshaftung 
mitzuvertreten hat, einer Schadenserſatzpflicht gleich (RG 129, 128). Innerhalb dieſer Grenzen 
find die mehreren Erſatzpflichtigen nach § 426 zu gleichen Anteilen einander verpflichtet, jedoch 
nur, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“. Eine ſolche anderweite Beſtimmung des Aus⸗ 
gleichungsverhältniſſes kann ſich aus dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen den mehreren Erſatz⸗ 
verpflichteten ergeben (RG 75, 251; JW 1912, 86524); fie kann aber auch aus dem Sachverhalt 
ſelbſt, der die Schadenserſatzpflicht begründet, in entſprechender Anwendung des § 254 auf die 
Handlungen der mehreren ſich gegenübertretenden Erſaßpflichtigen geſchöpft werden, jo daß 
ähnlich wie im Falle des $ 17 des Kraftfahrch die verſchiedenartige Beteiligung der Geſamt⸗ 
ſchuldner an der Verurſachung des Schadens und die Schwere des Verſchuldens den Maßſtab 
abgibt (RG 84, 430; JW 1912 ©. 71s, 1905 u. '; 1915, 227; Warn 1911 Nr 394; 1913 Nr 318; 
1920 Nr 194; 20. 5. 12 VI 424/11). Dieſe entſprechende Anwendung des § 254 kann nun auch 
dahin führen, daß im inneren Verhältnis einem Geſamtſchuldner der ganze Schaden auferlegt, 
ein anderer ganz befreit wird (RG JW 1915, 22°; Warn 1911 Nr 394 u. a.). Die Vorſchrift der 
gleichanteiligen Haftung in 8 426 erſcheint demgemäß nur als eine Hilfsregel, die eintritt, wo ein 
beſonderer, in den Einzelverhältniſſen begründeter Maßſtab fehlt (RG 75, 251; 92, 147; Warn 
1912 Nr 74). Die Ausgleichung iſt eine Aufteilung der gemeinſamen Schuld unter den mehreren 
geſamtſchuldneriſch haftenden Erſatzpflichtigen; daraus ergibt ſich, daß der Ausgleichungsanſpruch 
nicht wiederum auf geſamtſchuldneriſche Haftung gehen kann (RG 84, 432; JW 1914, 9227); 
wenn aber die entſprechende Anwendung des § 254 dahin führt, daß im inneren Verhältnis 
ein Geſamtſchuldner von der Ausgleichungspflicht ſeinerſeits völlig befreit wird, wird fein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen die übrigen Geſamtſchuldner mit Recht auch auf geſamtſchuldneriſche Haftung 
gerichtet, da hier eine Aufteilung nicht mehr in Frage iſt (RG 87, 64). Unter beſonders gearteten 
Umſtänden wurde die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Ausgleichsverpflichteten gegenüber 
dem Anſpruch des Ausgleichsberechtigten in Anwendung des § 254 auch dann für gegeben er⸗ 
achtet, wenn der Ausgleichsberechtigte nicht durch & 254 im Innenverhältnis völlig freigeſtellt 
war (NG 136, 276). 

4. Der Vorbehalt aus § 835 Abſ z betrifft den Fall, daß mehrere Grundſtückseigentümer 
für einen Wildſchaden nach dem Verhältnis der Größe ihrer Grundſtücke erſatzpflichtig ſind. Hier 
tritt eine geſamtſchuldneriſche Haftung überhaupt nicht ein (vgl. $ 835 A 9). 

5. Abf2 u. 3 des § 840 ändern für das Gebiet der u. H. im inneren Verhältnis der mehreren 
für denſelben Schaden erſatzpflichtigen Perſonen den an ſich auch hier geltenden Grundſatz 
des $ 426 (ſ. A 3) teilweiſe ab. Der Grundgedanke der Abänderung iſt, daß, wer aus wirklichem 
Verſchulden haftet, keine Ausgleichung bei demjenigen ſuchen ſoll, der nur aus vermutetem 
Verſchulden erſatzpflichtig iſt, und beide nicht bei demjenigen, den nur die von ihm zu vertretende 
Gefährdung verantwortlich macht (RG 71, 7). Der Umſtand, daß dieſer Grundgedanke nicht 
unmittelbar und allgemein, ſondern nur in den beſtimmten Einzelanwendungen der Abſ2 u. 3 
ausgeſprochen iſt, hat in der Rechtſprechung dazu geführt, eine entſprechende Ausdehnung der 
Beſtimmungen auf ähnliche, in $ 840 nicht aufgeführte Haftungsunterſchiede ($ 1 RHaftpflöh) 
zu berneinen (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; JW 1911, 22025; 1912, 71°; unentſchie den gelaſſen 

n 1912 Nr 74, aber feſtgehalten JW 1914, 5227 u. 1915, 324%). Die letztgenannte Entſcheidung 
begründet dieſe nach der gegenwärkigen Lage der Geſetzgebung nicht abzuweiſende Auffaſſung 
damit, daß die Abſ 2 u. 3 des F 840 den Grundgedanken, daß im inneren Verhältnis das wirk⸗ 
liche Verſchulden das vermutete und die Gefährdungshaftung, das vermutete Verſchulden die 
letztere als ausgleichungspflichtig ausſchalteten, nicht allgemein und nicht in gleichartigen Tat⸗ 
beſtänden durchführen (gleichartig find die Haftungen aus 88 831 u. 882; aber nicht diejenigen 
aus 8 833 Satz 1 und Satz 2, 834—838, bei denen bald Gefährdungshaftung, bald vermutetes 
Verſchulden den Haftungsgrund bildet), ſo daß man richtiger ſagen würde, Abſſ2 enthalte die 
Fälle der Haſtung aus rechtswidrigen Handlungen von Perſonen, Abi 3 diejenige ſür den durch 
Sachen angerichteten Schaden. Dieſe Ungleichartigkeit der Tatbeſtände hindert daran, einen 
feſten allgemeinen Grundſatz den Beſtimmungen zu entnehmen und ihre Anwendung über die 
aufgezählten Tatbeſtände hinaus, namentlich auf § 1 RHaftpfl®, auszudehnen, deſſen Haftung, 
von der zuletzt aufgeſtellten Scheidung der Abſ 2 u. 3 des § 840 aus geſehen, beiden Gruppen 
angehört, denn der Betrieb der Eiſenbahn erfolge durch perſönliche Tätigkeit, die das Sach⸗ 
material der Bahn in Bewegung ſetzt. Soweit 817 Krajtf& Platz greift (ſ. A 1), deſſen An⸗ 
wendung auch eintritt, wenn der Kraftfahrzeughalter oder führer nicht nach dem Kraftfch, 
ſondern nach den Beſtimmungen des BGB über u. H. verantwortlich find („kraft Geſetzes“; 
NG 82,436; 84, 429; 87, 64), erfolgt die Ausgleichung unter erweiternder Ausgeſtaltung des 
Grundſatzes des 254 BGB; die Verteilung des Schadens hängt alſo hier von den Umſtänden, 
insbeſondere von der vorwiegenden Schadensverurſachung ab. Erſcheint § 17 Kraftfch wegen 
der einſchränkenden Beſtimmungen des $ 8 nicht anwendbar, dann ſtehen nach dem Ausge führten 
für die Ausgleichung Kraftfahrzeughalter, Eiſenbahnunternehmer und der füt denſelben Schaden 
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nach § 823 BOB Erſaßpflichtige in gleicher Verantwortung nebeneinander, und nicht § 840 
Abſ 2 u. 3, ſondern § 840 Abſ 1 iſt maßgebend (RG JW 1911, 753°; 1912, 190˙; 1913, 9196; 
1915, 3242). Die nach den Ausführungen in A 30 unter allen Umſtänden eintretende Ergänzung 
des § 426 Abſ 1 Satz 1 durch den Grundſatz des § 254 mildert die Härten dieſer Ausgleichung, 
wenn fie fie auch inſofern nicht beſeitigen kann, als die in § 840 Ab} 2 u. 3 begünſtigten Erſatz⸗ 
pflichtigen völlig auszuſcheiden haben. Vgl. A ö zu § 833. Daß die Vorſchriften von Abſ 2 u. 3 
denſelben Tatbeſtand wie Abſ 1 vorausſetzen, daß nämlich für jeden der mehreren Verantwort⸗ 
lichen eine Schadenserſatzpflicht aus u. H. begründet iſt (RG 53, 114; 58, 335), iſt ſelbſtverſtändlich. 

6. Die erſte Abweichung vom Grundfatze des § 426 iſt, daß der Geſchäftsherr (§ 831) und 
der über eine aufſichtsbedürftige Perſon Aufſichtspflichtige (§ 832) im inneren Verhältnis zu 
dem mit einer Verrichtung betrauten Angeſtellten oder zu dem Aufſichtsbedürftigen im vollen 
Umfange, nicht nur nach gleichen Teilen, einen Rückgriffsanſpruch haben, vorausgeſetzt, daß der 
Angeſtellte oder der Aufſichtsbedürftige nicht nur in der Sache (objektiv) rechtswidrig, ſondern 
auch ſchuldhaft gehandelt und ſich ſomit ſelbſtändig für den Schaden verantwortlich gemacht 
haben. Der Geſchäftsherr und der Aufſichtspflichtige haften dagegen allein und haben gegen den 
Angeſtellten oder den Aufſichtsbedürftigen keinerlei Ausgleichsanſpruch, wenn dieſe nur ſachlich 
rechtswidrig gehandelt haben, weil es dann bei ihnen an einer u. H. überhaupt fehlt. Das gilt 
auch, wenn der an ſich ſchuldloſe Aufſichtsbedürftige auf Grund des § 829 aus Gründen der Billig⸗ 
keit zu einem Schadenserſatz gegenüber dem Beſchädigten herangezogen wird. — Über die 
Anwendung des Abſ 2 im Geſinderecht ſ. Art 95 Abſ 2 EG. 

7. Die zweite Abweichung, die $ 840 von der gleichanteiligen Ausgleichung des § 426 beſtimmt, 
beſteht darin, daß im Verhältnis zu den aus 88 833—838 für einen Schaden erſatzpflichtigen 
Perſonen ein Dritter, der für denſelben Schaden verantwortlich iſt, allein verpflichtet iſt. Aus 
dem Geſamtinhalte des Paragraphen ergibt ſich, daß unter dem dritten Erſatzpflichtigen nur ein 
ſolcher verſtanden werden kann, der aus irgendeinem Tatbeſtande einer u. H., dieſen Begriff 
im weiteren Sinne genommen (A 1), für den Schaden haftbar iſt (RG JW 1911, 55241). Da 
die zugelaſſenen Ausnahmen von dem Grundſatze des § 426 in der Rechtſprechung (vgl. oben A5) 
nicht für erweiterungsfähig erachtet worden ſind, muß nach Maßgabe dieſer Rechtſprechung 
trotz der Ahnlichkeit des Rechtsgrundes ſeiner Haftung mit derjenigen aus den angezogenen 
88 833838 der Eiſenbahnunternehmer, deſſen Haftung nach $ 1 NHaftpfl® richtigerweiſe auf 
reine Gefährdung zurückzuführen iſt, im Sinne des Abſ 3 des $ 840 als Dritter erſcheinen, der dem 
Tierhalter gegenüber wenn der Eiſenbahnbetrieb und ein Tier denſelben Schaden verurſachen, 
den ganzen Schaden zu tragen hat (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; YW 1911, 22025, 1912, 719; 
1914, 9227; 1915, 3242). Dies gilt auch dann, wenn der Tierhalter ſelber der Beſchädigte iſt 
(RG 71,7; JW 05, 73422; 1911, 22028, 1912, 1906; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04; 
vgl. die folgende A). Wenn dieſen ein mitwirkendes eigenes Verſchulden trifft, kommt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich § 254 zur Anwendung, der durch § 840 Abi 2 u. 3 nicht ausgeſchaltet wird. Über $ 17 
Kraftfch |. A u. A 5. 

8. Der Fall der Ausgleichung im Sinne der Abſ 2 u. 3 liegt auch vor, wenn der Erſaßzpflichtige, 
der von dem Beſchädigten in Anſpruch genommen wird, ſeinerſeits auf Grund des § 254 von dem 
Beſchädigten begehrt, daß er den Schaden ganz oder zum Teil auf ſich nehme, weil er ſelbſt nach 
$$ 833—838 erſatzpflichtig fei. Die entſprechende Anwendbarkeit des 8 254, wenn auf ſeiten des 
Beſchädigten kein mitwirkendes Verſchulden, aber eine mitwirkende Gefährlichkeit vorliegt, iſt RG 
67, 120 ausgeſprochen. In dem hier entſchiedenen Falle handelt es ſich um zwei Tierhalter, deren 
Tiere zuſammen den Schaden, den einer der Tierhalter erlitten hat, dieſem zugefügt hatten. In 
ſolchem Falle wird § 254 mit Recht herangezogen. Ebenſo, wenn zwei nach Maßgabe des 9 1 des 
RHaftpflG erſatzpflichtige Eiſenbahnunternehmer zur Entſtehung des Schadens zuſammen⸗ 
gewirkt haben (i 93, 96). Anders, wenn dem beſchädigten Tierhalter als weiterer Erſatz⸗ 
pflichtiger, der den Schaden mitverurſacht hat, ein Dritter im Sinne des Abſ s gegenüberſteht. 
Dann muß die Ausgleichungsvorſchrift des Abſ 3 eintreten, nach welcher im inneren Verhältniſſe 
mehrerer, die für einen Schaden verantwortlich ſind, der Dritte dieſen allein zu tragen hat. 
Er kann ſomit eine Entlaſtung von feiner Erfagpflicht durch Berufung auf § 254 in erweiterter 
Anwendung dieſes Paragraphen nicht herbeiführen. In RG 71, 7 iſt dies zunächſt nur für den 
Fall ausgeſprochen, daß eine ſchuldhafte Handlung des Dritten vorliegt. Der Satz gilt 
aber im Sinne der A 5 u. 7 behandelten Rechtſprechung auch dann, wenn die Haftung des 

„Dritten auf Gefährdung beruht (NG 82, 112; 84, 415; 96 S. 68 u. 130; JW 05, 73432, 1911, 
22025, 1912, 1906; Warn 1910 Nr 120 u. 18. 5. 05 VI 417/04). 


8 841 
IH ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht einen anderen zur Ge⸗ 
ſchäftsführung für einen Dritten zu beſtellen oder eine ſolche Geſchäftsführung 
zu beaufſichtigen oder durch Genehmigung von Nechtsgeſchäften bei ihr mit- 
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zuwirken hat, wegen Verletzung dieſer Pflichten neben dem anderen für den 
von dieſem verurſachten Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe 
zueinander der andere allein verpflichtet !). 

E I 736 Abſ 2 II 764 Abſ 3; M 2 825; P 2 663. 

1. Neben den Abweichungen von dem Regelſatze des F 426 in $ 840 Abſ 2 u. 3 beſtimmt 
$ 841 eine weitere für das innere Verhältnis eines nach $ 839 aus der Verletzung ſeiner Amts⸗ 
Pflicht erſatzpflichtigen Beamten zu einem Dritten, der für denſelben Schaden verantwortlich iſt. 
Die Ausnahme beſchränkt ſich auf eine beſtimmte Beamtengruppe: ſolche Beamte, zu deren 
Amtskreiſe die Beſtellung anderer zur Geſchäftsführung für einen Dritten oder die Beauf⸗ 
ſichtigung e iner ſolchen Geſchäftsführung oder die Mitwirkung dazu durch die Genehmigung 
von Rechtsg eſchäften gehört. Darunter fällt in erſter Linie der Vormundſchaftsrichter, dann 
aber auch der Nachlaß⸗, Konkurs- und Vollſtreckungsrichter. Wenn dieſe neben den von ihnen 
beſtellten oder zu beauſſichtigenden Geſchäftsführern (Vormund, Pfleger, Nachlaß⸗, Konkurs⸗ 
Zwangsverw alter) für denſelben Schaden dem beſchädigten Dritten, wenn auch nur in zweiter 
Linie ($ 839 Abſ 1 Satz 2), verantwortlich find, ſoll in ihrem inneren Verhältnis der Nichtbeamte 
den Schaden allein zu tragen haben (Vormundſchaftsrichter und Gegenvormund RG 80, 252). 
Eine ähnliche Beſtimmung trifft § 1833 Abſ 2 zugunſten des Gegenvormundes oder Mitvor⸗ 
mundes geg enüber dem Vormunde, deſſen Geſchäftsführung jene zu beauffichtigen haben. Für 
alle nicht un ter dieſe Ausnahmen fallenden Beamten gilt nach $ 840 Abſ 1 der Grundſatz des $ 426. 


§ 842 

Die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen einer gegen die Perſon ge⸗ 
richteten unerlaubten Handlung!) erſtreckt ſich auf die Nachteile, welche die 
Handlung für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt 2), 

E II 765; P 2 635—637. 

1. Die Beſtimmung des § 842 iſt nicht ſowohl eine Erweiterung als eine Erläuterung des 
allgemeinen Grundſatzes über den Umfang eines zu leiſtenden Schadenserſatzes in $ 249, die 
klarſtellen will, daß auch Nachteile für Erwerb und Fortkommen Vermögensſchäden ſind 
{RG 142, 169: betreffend Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks des Beſchädigten als 
Folge einer durch Unfall verurſachten Verminderung der Erwerbsfähigkeit). Die Vorſchrift 
betrifft nur einen beſtimmten Kreis von Verpflichtungen zum Schadenserſatze, nämlich die 
aus einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung. Darunter fallen die Ver⸗ 
letzungen von Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit nach § 823 Abſſ 1, ferner die u. H. der 
89 824, 825, aber auch diejenigen nach 99 833, 834, 836—838, ſoweit eine Verletzung der Perſon 
in Frage kommt, und unter derſelben Vorausſetzung die Amtspflichtverletzungen nach § 839 
(RG 91, 9; 94, 102), endlich diejenigen aus $ 823 Abſ 2, ſoweit das Schutzgeſetz den Schutz der 
Perſon bezweckt. Auf das Haftpfl& iſt $ 842 nicht anzuwenden, da dieſes die Schadenserſaßzpflicht 
aus ſeinen Tatbeſtänden ſelbſtändig erſchöpfend regelt und damit inſoweit die Anwendung der 
allgemeinen Normen des BGB ausſchließt (RG 57, 52). Dasſelbe gilt vom KraftfG und 
vom Luftverkehrs. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph im Falle des § 618. 
Damit wird eine noch weitere entſprechende Anwendung des Grundgedankens des & 842 auf 
andere, nicht unmittelbar gegen die Perſon gerichtete, aber im Erfolg auf ſie wirkende u. H. 
oder auf noch andere vertragliche Schadenserſatzverpflichtungen keineswegs ausgeſchloſſen, die 
von der Auffa ſſung aus, daß § 842 den allgemeineren g 249 nur für die Anwendung nach einer 
beſtimmten Richtung entwickelt und erläutert, nicht von der Hand zu weiſen iſt (a. M. Stau⸗ 
dinger A J). 

2. $ 842 ſteht in enger Verbindung mit $ 843, der hinſichtlich der Nachteile für den Erwerb 
des Verletzten die Art und Weiſe des zu leiſtenden Schadenserſatzes des näheren beſtimmt. Aus 
dieſer engen Ver bindung beider Vorſchriften ergibt ſich, daß die Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit in 9 843 nicht anders zu verſtehen iſt wie die Nachteile für den Erwerb in 
$ 842: in beiden hat das Geſetz den beſonderen wirklich erlittenen Nachteil im Auge, 
nicht einen ohne Rückſicht auf die bisherigen und künftigen Lebensverhältniſſe des Verletzten aus 
allgemeiner Schätzung der Fähigkeiten zum Erwerbe gefundenen (ſog. abſtralten) Schaden, der 
höher, aber auch geringer fein kann als der wirkliche (RG 63, 195; XW 08, 273%; 1910, 1 
1911, 3251, 1929, 913%; 23 1919, 3674; vgl. zu § 843 A 2a u. 30). Dem Erwerbsſchaden im 
allgemeinen fügt $ 842 die Nachteile für das Fortkommen des Verletzten hinzu. Darunter find 
die beſonderen Vermögensſchäden zu verſtehen, die aus einer Erſchwerung des Erwerbs und des 
wirtſchaftlichen Fortſchritts, aus Kreditentziehung, etwa auch Mindererlös eines durch die Ver⸗ 
letzung nötig gewordenen Verkaufs des Geſchöfts (RG 95, 173; JW 08, 45559), ſowie Verluſt 
der Anwartſchaft auf die Leiſtungen aus der Angeſtelltenverſicherung nach dem RGGeſ v. 20. 12. 11 
(RGB 989; RG JW 1916, 19310), oder aus einer Privatverſicherung, für die der Dienſtherr die 
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Prämien zahlte, oder der Anwartſchaft auf ein Ruhegehalt (RG 5. 7. 26 IV 654/25: Erſatz durch 
Gewährung einer Rente), bei Frauen aus der Verkümmerung der Heiratsausſichten (R Warn 
1912 Nr 256), ſich ergeben. Aber die verſchiedenen Leiſtungen, die aus der Verpflichtung zum 
Erſatze des Vermögensſchadens aus derſelben u. H. entſpringen, ſind nicht Gegenſtand verſchiede⸗ 
ner Anſprüche, ſondern Teile eines Schadenserſatzanſpruchs, der nach verſchiedenen Richtungen 
ſich erſtreckte. Daraus ergibt ſich, daß es nicht unzuläſſig iſt, ſolange der vom Kläger verlangte 
Geſamtbetrag an gleichartigen Leiſtungen nicht überſchritten wird, einzelne Poſten zu ſeinem 
Vorteile zu erhöhen (NG JW 1910, 100722; 1912, 14725; Warn 1914 Nr 9), und prozeßrechtlich, 
daß die Prüfung ihres Beſtehens im einzelnen bei Erlaß eines Zwiſchenurteils über den Grund 
des Anspruchs aus § 304 3, ſofern nur eine Schadenswirkung in der geltend gemachten 
Richtung überhaupt feſtſteht, dem Nachverfahren über den Betrag überlaſſen werden kann (RG 
69, 296; JW 08, 45523). Vgl. § 843 A 2c. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld ($ 847) iſt jedoch 
ein beſonderer, neben den vermögensrechtlichen Schadenserſatzanſpruch aus 88 842, 843 tretender 
Anſpruch mit beſonderen Vorausſetzungen und rechtlichen Eigenſchaften; dieſe ſind nur ver⸗ 
ſchiedene Rechnungspoſten eines einheitlichen Anſpruchs; der Anſpruch auf Schmerzensgeld 
bildet mit ihm keine Einheit, jo daß eine Auswechſlung zwiſchen jenen Anſprüchen und dem 
auf Schmerzensgeld, wenn nur der Geſamtbetrag nicht erhöht wird, nicht ſtattfindet (RG 
JW 1921, 12305). 


8 843 

1) Wird infolge einer Verletzung des Körpers oder der Geſundheit die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine 
Vermehrung feiner Bedürfniſſe ein ?), fo iſt dem Verletzten durch Entrichtung 
einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten ) 4). 

Auf die Nente finden die Vorſchriften des §S 760 Anwendung ). Ob, in 
welcher Art und für welchen Betrag der Erſatzpflichtige Sicherheit zu leiſten 
hat, beſtimmt ſich nach den Umftänden (). 

Statt der Nente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt “). 


Der Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein anderer dem 
Verletzten Unterhalt zu gewähren hat ®), 


E 1 724, 726 II 786; M 2 784-795; P 2 627631. 


1. Allgemeines. Im Anſchluß an § 842 (vgl. § 842 A 2) beſtimmt § 843 für die Fälle der 
Verletzung des Körpers oder der Geſundheit eines Menſchen die Art und Weiſe des Schadens⸗ 
erſatzes, ſoweit durch die Verletzung dauernde Nachteile für den Betroffenen entſtanden ſind. 
Daneben beſtehen die Erſatzleiſtungen für vorübergehende Schäden und Aufwendungen, ins⸗ 
beſondere für Heilungs- und Pflegekoſten, die ſich nach 88 249 ff. beſtimmen. Daß der Verletzte 
für Heilung und Pflege den erforderlichen Geldbetrag verlangen kann und ſich nicht auf ein 
Erbieten der Herſtellung einzulaſſen braucht, beſtimmt $ 249 Satz 2. Auch hinſichtlich der dauern⸗ 
den Nachteile ſetzt aber $ 843 nicht eigentlich eine Ausnahme von den allgemeinen Vorſchriften 
der 88 249 ff. Denn die Rente, auf die nach $ 843 regelmäßig zu erkennen ift, iſt nur eine Form 
der Entſchädigung in Geld (§ 251; vgl. RG 68, 429; 77, 213, Unterbrechung der Verjährung). 
Als die zur Ausgleichung von dauernden Nachteilen für die Erwerbstätigkeit des Verletzten oder 
einer dauernden Vermehrung ſeiner perſönlichen Bedürfniſſe geeignetſte Form der Entſchädigung 
ſoll die Rente in den Fällen der 98 843— 845 (vgl. auch $ 7 Haftpfl&) die Regel bilden, von der 
nur aus beſonderen Gründen abgewichen werden darf. Die Zuerkennung einer Rente iſt aber 
auch bei der Vertragshaftung, wenn die Vertragsverletzung dauernde Schäden für den Erwerb 
oder den Unterhalt des verletzten Vertragsgläubigers zur Folge hat, keineswegs ausgeſchloſſen. 
Deshalb iſt, wenn für denſelben Schaden mehrere Perſonen zum Teil aus einem Vertrage, zum 
Teil aus u. H. haften, eine einheitliche Feſtſetzung der Schadenserſatzanſprüche nicht nur zuläſſig, 
ſondern ſogar geboten, die in Berückſichtigung der 88 249ff. u. 843 diejenige Form der Ent⸗ 

ſchädigung auszuſprechen hat, welche nach den Verhältniſſen der Beteiligten als die geeignetſte 
erſcheint (RG 68, 429; 136, 374). Die Art der Entſchädigung, ob Kapital ob Rente, ſteht jedoch 
nicht im freien Ermeſſen des Gerichts; die Feſtſetzung einer Rente iſt nicht auf die Fälle der 
§§ 843—845 und der ähnlichen Beſtimmungen des NHaftpfl®, des Kraftf& und des Luft⸗ 
verkehrs h beſchränkt, aber doch nur da angebracht und zuläſſig, wo es ſich um Schadensfolgen 
handelt, die ihrer Natur nach fortlaufend ſich erneuern (RG 68, 429; ferner JW 1917, 71310; 
1918, 865). Für das Gebiet des Haftpfi® trifft dieſes in 88 3a und 7, für dasjenige des Kraft 
Fahrch letzteres in 89 11—13, für das des Luſtverkehrsch dieſes in 88 21ff. ſelbſtändig dem § 843 
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entſprechende erſchöpfende Beſtimmungen; $ 843 findet deshalb nicht Anwendung ſoweit feine 
Beſtimmungen nicht für anwendbar erklärt ſind. f 

2. Die dauernden Nachteile für die Perſon des Verletzten, die aus einer Beſchädigung des 
Körpers oder der Geſundheit hervorgehen, und für die $ 843 als Form der Entſchädigung für die 
Regel die Geldrente beſtimmt, ſind die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit und 
die Vermehrung der Bedürfniſſe. * 

a) Nach dem Wortlaut des $ 843 iſt für die Aufhebung oder Minderung der Erwerbs 
fähigkeit dem Verletzten Schadenserſatz zu leiſten. Es wäre aber unrichtig, daraus den Schluß 
zu ziehen, daß es die allgemeine (abſtrakte) Erwerbsfähigkeit ſei, für die Entſchädigung zu leiſten 
iſt, ohne Rückſicht darauf, ob der Verletzte von feiner Erwerbskraft vor der Verletzung Gebrauch 
gemacht hat und ohne die Verletzung jemals Gebrauch gemacht haben würde. Die Erwerbs⸗ 
fähigkeit ift allerdings das wirtſchaftliche Gut, deſſen Verluſt oder Minderung zu erſetzen ift; der 
Erwerbsfähigkeit entſpringt die Erwerbsquelle: aber Erſatz iſt immer in dem Umfange zu 
leiſten, als ein Schaden wirklich entſtanden iſt 15 63, 195; 92, 57; 136, 18; JW 08 S. 2736, 
45117; 1910, 19%; 1911, 773%; 1932, 12492, 1933, 830%; Warn 08 Nr 169; 1911 Nr 387; 1931 
Nr 23; 1932 Nr 78; Seufjül 87 Nr 45; 23 1919, 3674; 14. 1.07 VI 190/06). Daß dies der Sinn 
des $ 843 ift, ergibt einmal der Zuſammenhang mit $ 842 (vgl. § 842 A 2), dann aber auch gerade 
die in $ 843 vorgeſehene Art und Weiſe der Entſchädigung durch eine Rente, die die wirtſchaftliche 
Einbuße des Verletzten infolge des Verluſtes der Arbeitsrente ausgleicht, nicht aber das Kapital 
an Arbeitskraft erſetzt, das dem Verletzten verlorengegangen ift. Auch $ 323 ZPO geht offenbar 
von dieſer Auffaſſung aus. Über die Bedeutung der abweichenden Rechtſprechung des Reichs- 
verſicherungsamts bei Auslegung der Unfallverſicherungsgeſetze vgl. RG ZW 08, 2738 u. 1910, 
1927. Immerhin aber iſt es die Geſtaltung der Zukunft, die $ 843 im Auge hat. Es kommt deshalb 
nicht gerade darauf an, ob der Verletzte bis zu der Verleßung tatſächlich eine Erwerbstätigleit 
ausgeübt und daraus einen Verdienſt gezogen hat; entſcheidend iſt für die Zuerkennung und 
Bemeſſung der Entſchädigung vielmehr, ob und wie der Verletzte ohne die Verletzung fernerhin 
ſeine Erwerbsfähigkeit ausgenutzt und welchen Erwerb er daraus vorausſichtlich und nach dem 
regelmäßigen Verlauf der Dinge gezogen haben würde. Der tatſächliche Erwerb, den der Ver⸗ 
letzte vor der Verletzung Nehabf Hat, bilder dafür nat emen mehr öder weniger wesentlichen 
Anhalt und den natürlichen Ausgangspunkt (RG 63, 195; JW 08, 273%; 1910, 19%; 1911, 
58425; 1932, 12492; Warn 08 Nr 169, 1931 Nr 23; 17. 11. 04 VI 19/04; 2. 3. 05 VI 374/04; 
14. 1. 07 VI 190/06; 25. 6. 08 VI 188/07). Demgemäß bleibt der Rentner, der ohne Arbeit 
von den Erträgniſſen ſeines Vermögens lebt und der deshalb trotz des Verlustes der allgemeinen 
Erwerbsfähigkeit einen wirklichen Schaden nicht erleidet, für die Dauer dieſer Lebensführung 
ohne Eniſchedigung für die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit (NG JW 08, 273°; 
1910, 1927; Warn 1911 Nr 387); fo bleibt auch eine verletzte Ehefrau nach dieſer Richtung ohne 
Entſchädigung, wenn ſie für ſich von ihrer Erwerbsfähigkeit keinen a an emacht hat, ſondern 
lediglich im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes täkig war und dieſes Verhältnis auch 
vorausſichtlich fortgedauert haben würde (vgl. darüber $ 845 A 4). Beide find für den Fall, daß 
die Zukunft ſie in die Lage bringen möchte, für ihren Erwerb ſelbſt zu ſorgen, auf den Weg der 
Feſtſtellungsklage gewieſen (RG 47, 88; 63, 195; ZW 05, 34112; 08, 2736, Warn 08 Nr 169; 
09 Nr 507); ſoweit die Verhältniſſe für den Eintritt dieſes Falles zu überſchauen find, iſt natürlich 
auch die Leiſtungsklage zuläſſig (RG JW 05, 34112). Das verletzte Kind iſt noch nicht erwerbs⸗ 
fähig; wie es, nachdem es das erwerbsfähige Alter erreicht haben wird, ſeine Arbeitskraft ver⸗ 
werten wird und welche Einbuße es in ſeinem Erwerb und Fortkommen durch die Verletzung 
erleidet, iſt der Regel nach für eine fernere Zukunft nicht zu überſchauen, namentlich dann nicht, 


wenn es ſich nicht um einen völligen Verluſt, ſondern nur um eine Minderung der Erwerbsfähig⸗ ” 


keit als Folge der Verletzung handelt. Auch hier ift daher in den meiſten Fallen der Weg der 
Feſtſtellungsklage geboten (RG JW 06 S. 23623, 35921, 43828, 71819; 17. 10. 04 VI 57/04; 6. 4. 05 
VI 296/04); die Leiſtungsklage iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen und iſt immer dann zuläſſig, wenn 
nur der gewöhnliche Durchſchnittslohn für Hand-, Haus⸗ oder Fabrikarbeit gefordert wird (NG 
JW 06 S. 2362, 35921), Wer endlich nach der Verletzung feine bisherige Stellung mit der gleichen 
Arbeitsvergütung behalten hat, erleidet in ſeinem Erwerbe keinen Schaden (RG ZW 08, 4517), 
es ſei denn, daß er zwar zunächſt in der bisherigen Stellung verblieben iſt, aber das Aufhören 
dieſes Verhältniſſes zu erwarten ſteht. Kann der Verletzte mit dem ihm verbliebenen Bruchteil 
ſeiner Erwerbsfähigkeit keine 2 unbe, ſo iſt ihm nicht 5 ein 20 345 135,27 % Bum 
verdienſtes, ſondern der ganze Durchſchnittsverdien ı erjeben ( 1931, ). Zum 
RE er der rt: igkeit gehört nicht nur der Verluſt der 
unmittelbaren Bezüge für den Entgelt der Arbeit, ſondern auch der Vergütungen, Proviſionen 
und Anteile am Geſchäftsgewinn, die mit Rückſicht auf die Arbeitsleiſtung gewährt werden 
(RG 92, 55). Schaden durch Verluſt einer Büroſtellung ſ. RG JW 1929, 913°. Iſt dem Ver⸗ 
letzten durch die Verletzung der Eintritt in eine Beamtenſtellung unmöglich gemacht worden. jo 
umfaßt die Erſatzpflicht auch die Gewährung einer nach ſeinem Ableben ſeinen Hinterbliebenen 
zu zahlenden Rente in Höhe des beamtenrechtlichen Witwen⸗ und Waiſengeldes, ſ. RG 135, 
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372; RG HRR 1933 Nr 1225; ſ. auch SeuffA 86 Nr 148. Erwerbsverluſt einer Dirne ift nicht 
zu erſetzen (HRR 1932 Nr 121). 

b) Die Entſchädigung für Vermehrung der Bedürfniſſe begreift den Ausgleich der 
Nachteile, die dem Verletzten infolge dauernder Störung des körperlichen Wohlbefindens ent⸗ 
ſtehen: die Koſten für beſſere Verpflegung, die zur Herbeiführung einer Beſſerung oder zur Abwen⸗ 
dung einer Verſchlimmerung des körperlichen Zuſtandes erforderlichen Mehraufwendungen, die 
Koſten für Erholungskuren, bei Kindern unter Umſtänden für einen notwendig werdenden Privat⸗ 
unterricht; die Beſchaffung und Erneuerung künſtlicher Gliedmaßen. Die meiſten dieſer Auf⸗ 
wendungen gehören zu den Heilungskoſten, wenn ſie nur zeitweilig und vorübergehend erforderlich 
find; fie begründen aber den Anſpruch auf eine Rente wegen Vermehrung der Bedürfniſſe, wenn 
der Folgezuſtand der Verletzung ſich dauernd und regelmäßig nötig macht (RG JW 06, 43828, 
07, 37325; 1914, 40816, Warn 1914 Nr 13). 

c) Der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Verluſts oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe bilden nicht zwei verſchiedene Schadenserſatzanſprüche; 
die Rentenentſchädigung des $ 843 iſt eine einheitliche; bei ihrer Feſtſetzung ift auf 
beide Schadensrichtungen Rückſicht zu nehmen; beide Schadenserſatzteile vertreten ſich gegen⸗ 
ſeitig und können im Laufe des Rechtsſtreits untereinander ausgewechſelt werden, ohne daß 
eine Verjährungseinrede gegen die Erhöhung des einen oder des andern Anſpruchs erhoben 
werden könnte (RG 47, 405; 69, 296; 74, 131; JW 06 S. 2362, 3592, 71815, 1914, 40810, 1921, 
12305; LZ 1921, 594; 14. 12. 12 VI 42/12). Da der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe auch den Perſonen zuſteht, die in ihrem Erwerbe einen Schaden nicht 
erlitten haben, dem beſchäftigungsloſen Rentner, der nicht ſelbſt erwerbenden Ehefrau und den 
noch nicht erwerbsfähigen Kindern, ſo haben dieſe mit der Leiſtungsklage wegen Vermehrung 
der Bedürfniſſe nicht notwendig eine Feſtſtellungsklage wegen des etwaigen ſpäteren Verluſts 
oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu verbinden: ſoweit überhaupt eine Rente aus $ 843, 
wenn auch nur wegen Vermehrung der Bedürfniſſe, zugeſprochen wird, kann der ſpätere Eintritt 
eines Erwerbsſchadens vielmehr nach § 323 ZPO geltend gemacht werden. Aus der Einheit⸗ 
lichkeit der Rente folgt, daß keine ſpätere Herabſetzung der Rente nach § 323 ZPO gefordert 
werden kann, wenn die Erwerbsverhältniſſe ſich verbeſſert, die Bedürfniſſe aber auch ſich ent⸗ 
ſprechend vermehrt haben (RG 74, 131), wie umgekehrt keine Erhöhung der Rente. Vgl. A 2 
zu § 842. Indeſſen ergibt ſich bei Schadenserſatzanſprüchen einer verletzten Ehefrau eine Ver⸗ 
ſchiedenheit der rechtlichen Beurteilung, die die Rente wegen Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe unter Umſtänden auseinanderzuhalten 
gebietet. Während nämlich die Rente wegen Vermehrung der Bedürfniſſe — beim geſetzlichen 
Güterſtande — zum eingebrachten Gute der Ehefrau gehört und der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes unterworfen ift ($ 1363 BGB), iſt die Rente wegen Verluſts oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit, wenn die Ehefrau einen ſelbſtändigen Erwerb ausgeübt hat, nach $$ 1365, 
1367, 1370 als Vorbehaltsgut anzuſprechen und der Verwaltung des Ehemanns entzogen (RG 
JW 1921, 3932). Schadenserſatz bei Verletzung einer Ehefrau ſ. auch RG 129, 55; 132, 223; 
138, 1; 139, 289; R Warn 1933 Nr 97. 

3. Dem Verletzten iſt durch Entrichtung einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten. Die 
Rente des $ 843 iſt alſo: 

a) ein beſonders gearteter Schadenserſatz, eine Form der Entſchädigung in Geld ($ 251; 
ſ. oben A 1). Wegen der Ahnlichkeit mit dem Unterhaltsanſpruche, nicht dem Urſprunge, aber 
dem Zwecke nach, iſt ſie hinſichtlich der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des auf ihre Leiſtung er⸗ 
gehenden Urteils ($ 708 Nr 6 ZPO), ſowie hinſichtlich der Pfändbarkeit ($ 850 Abſ 3 ZPO) den 
Unterhaltsanſprüchen in gewiſſem Maße gleichgeſtellt, in $ 708 Nr 6 BO überhaupt, in § 850 
Abſ 3 ZPO inſoweit, als die Pfändung des Rentenanſpruchs der Höhe nach beſchränkt ift (vgl. 
R 52, 49). Entſtanden iſt der Rentenanſpruch im ganzen bereits mit der Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Verletzten, nur die Fälligkeit der einzelnen Rentenbeträge 
iſt hinausgeſchoben; im Konkurſe des Verletzten gehören daher auch die nach Konkurseröffnung 
fällig werdenden Renten zur Konkursmaſſe (RG 142, 291). Über die Behandlung bezüglich 
0 0 men ſ. jetzt $ 10 des GKG in der Faſſung des Gef. v. 28. 1. 27 (RGBI 1 53) 

r 1 2. 

b) Die Rente des $ 843 iſt Schadenserſatz für aus vergangener Urſache in der Zukunft 
zu erwartende Nachteile. Deshalb find für die Feſtſetzung der Rente die körperlichen wie die 
Berufs- und Erwerbsverhältniſſe des Verletzten, wie fie ſich ohne die Verletzung in der Zukunft 
geſtaltet haben würden und wie ſie ſich nunmehr nach der Verletzung vorausſichtlich enkwickeln 
werden, ins Auge zu faſſen, ſoweit fie zu überſehen find (RG JW 1911, 5848). Die Beſtimmung 
des § 323 30 ſieht zwar einen Weg vor, auf dem eine weſentliche Anderung der Verhältniſſe, 
die für die Verurteilung zur Entrichtung von Leiſtungen zur Zeit des Urteilserlaſſes maßgebend 
waren, von ſeiten des Verletzten wie des Erſatzpflichtigen zur Anerkennung gebracht werden kann 
(vgl. A 2c). Aus Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift ergibt ſich aber, daß der nach der allgemeinen 
Erfahrung unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe, der Anlagen und Ausſichten des 
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Verletzten zu erwartende Lauf der Dinge zunächſt zur Grundlage der En tſcheidung gemacht 
werden muß. Eine abweichende ſpätere Entwicklung wird dann den Anſtoß zu einer Klage nach 
9.20 BO geben (Rc 63, 195; 83, 65; 86 S. 181 u. 377; 123, 43; 126, 239; 127, 179; 136, 
83; RG JW 05, 283“, 1913, 27219; 1914, 35810; 1917, 6046; 1931, 22379; RG Warn 08 Nr 169; 
1913 Nr 143 u. 292; 1914 Nr 32; 1916 Nr 203: 1917 Nr 26: 1919 Nr 79: 1931 Nr 23). S. darüber 
des näheren A 40. Den Ausgangspunkt für die Bemeſſung der Rente bieten (vgl. A 2a) die 
Verhältniſſe zur Zeit der Verletzung; ſie ſind der Regel nach zugrunde zu legen, ſofern ſie ſich 
nicht als nur vorübergehend und deshalb für die Geſtaltung der Zukunft nicht maßgebend dar⸗ 
ſtellen (RG Warn 1913 Nr 56). Sie ſtellen aber nur das Mindeſtmaß des zuzuſprechenden Scha⸗ 
denserſatzes dar. Da es ſich um eine Geſtaltung der Zukunft handelt, muß für die Bemeſſung 
der Rente der Zeitpunkt der Urteilsfällung zugrunde gelegt werden, der die Verhältniſſe der 
Zukunft am beſten überſchauen läßt. Von den Exwerbsverhältniſſen des Verletzten zur Zeit der 
Beſchädigung aus muß berechnet werden, welchen Erwerb nach den zur Zeit der Urteilsfällung 
zu überblickenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Erſatzberechtigte in Zukunft ohne die Ver⸗ 
letzung gehabt haben würde. Vgl. § 823 A 13a. Von dieſen Geſichtspunkten aus muß der Ver⸗ 
letzte, der von ſeiner Arbeitskraft bisher keinen Gebrauch gemacht hat und eine Rente wegen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit fordert, dartun, daß er jene in Zukunft verwertet haben würde, 
wie umgekehrt, wenn der Verletzte vorher einen Erwerb gezogen hat, der den Anſpruch beſtrei⸗ 
tende Erſatzpflichtige nachweiſen mag, daß der Verletzte in Zukunft auch ohne die Verletzung 
wenig oder nichts verdient haben würde (NG JW 1911, 58428; Warn 08 Nr 169; 1913 Nr 56). 
Zur Bedeutung einer Veränderung der Gehalts- und Lohnſätze, insbeſondere der tariflichen für 
die Anwendung des $ 323 Abſ 1 ZPO, ſ. RG SeuffA 87 Nr 45. Über den Einwand des Erſatz⸗ 
pflichtigen, ohne den Unfall würde der Verletzte zum Kriegsdienſt eingezogen worden und um 
ſeinen Erwerb gekommen fein, vgl. R& 95 S. 1, 66 u. 87, ſowie JW 1920, 7742. Vor allem 
muß, ſoweit es ſich um die Entſchädigung für Verluſt oder Minderung der Erwerbsfähigkeit handelt, 
der natürliche und regelmäßige Gang der Dinge dahin zur Erwägung gezogen werden, 
ob der Verletzte ohne die Verletzung in der Lage geweſen ſein würde, bis in das hohe Greiſenalter 
eme Arbeitskraft zu verwerten, und es muß, wo dies nicht anzunehmen iſt, für die Dauer der Rente 
eine Altersgrenze feſtgeſetzt werden (NG 63, 195; 98, 222; JW 05 S. 2834, 49319. 06 S. 30813, 
54815; 09 S. 271“, 68670 1910 S. 6514, 471, 81225 u. 20; 1911, 3251, 1932, 78710, Warn 08 
Nr 57; 1913 Nr 141; 1928 Nr 105; Gruch 50,673). Eine Rente wegen Aufhebung oder Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit auf die ganze Lebenszeit iſt nur zuzuerkennen, wenn nach den perſön⸗ 
lichen und Berufsverhältniſſen des Beſchädigten eine Erwerbstätigkeit bis ins hohe Greiſenalter 
mit Zuverläſſigkeit angenommen werden kann, was insbeſondere bei geiſtiger Berufstätigkeit 
vielfach zutrifft (RO JW 05, 49319; 06 S. 3081? u. 54815; 08, 14010 U. 11; 1910, 81220: RG Warn 
1932 Nr 78; RG HAN 1931 Nr 1858; RG 9. 11. 03 VI 120/03 Hausdame; 3. 12. 06 VI 127/06 
Arzt), ſowie wenn die Beſchädigung den noch rüſtigen, arbeits- und erwerbsfähigen Verletzten 
erſt im hohen Alter traf (MG Warn 08 Nr 57). Andererſeits iſt ein allgemeiner Erfahrungsſatz 
dahin, daß die Erwerbsfähigteit eines Menſchen in der Regel mit der Vollendung eines beſtimmten, 
3. B. des 65. Lebensjahres, erlöſche, nicht anzuerkennen; entſcheidend ſind vielmehr die beſonderen 
Umſtände des Falles, die Art der Berufstätigkeit, der körperliche und geiſtige Zuſtand des einzelnen 
(RG J 1932, 202915, 215413); das gleiche gilt für die Frage einer Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit (NG JW 1933, 830%). Eine Bemeſſung der Rente als Bruchteil einer Geſamtvergütung 
für die Minderung der Erwerbsfähigkeit dergeſtalt, daß ſie für die ganze Lebenszeit, aber in 
geringerem Jahresbetrage feſtgeſetzt wird, iſt nicht unzuläſſig ((RG ZW 08, 1401), aber wegen 
der damit möglicherweiſe verbundenen Unbilligkeit kaum zu empfehlen. Für die Feſtſtellung 
der Schadensfolgen in der Erwerbsfähigkeit des Verletzten und deren Abänderungen nach 8 323 
30 im Prozeſſe gilt überall $ 287 ZPO (NG 83, 65). 

e) Die Rente des $ 843 iſt, wie in A 2 ausgeführt wurde, ſoweit die Aufhebung oder Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit in Betracht kommt, zwar Schadenserſatz für den Verluſt der Arbeits⸗ 
kraft, aber im Rahmen des nach den Verhältniſſen anzunehmenden wirklichen wirtſchaft⸗ 
lichen Nachteils, der den Verletzten infolge der ſchädigenden Handlung getroffen hat. Eine 
Geldrente wegen Verlusts der Erwerbsfähigkeit iſt dem Verletzten nicht zuzubilligen, wenn er 
keinen Schaden erlitten hat. Bei einem ſelbſtändigen Kaufmann, Gewerbetreibenden oder Land⸗ 
wirt kommt in Frage, wieweit für den wirtſchaftlichen Ertrag ſeines Unternehmens die auf. 
gehobene oder verminderte perſönliche Arbeitskraft in Anſatz zu bringen iſt. Unter Umſtänden 
iſt feine perſönliche Tätigkeit durch Annahme einer Hilfsperſon zu erjegen, und in dieſem Falle 
iſt die Rentenentſchädigung auf den notwendigen Aufwand für die Hilfsperſon zu beſchränken 
(A 19. 3. 06 VI 257/05; 23. 5. 06 VI 370/05). Kamen einem beſchädigten Ehemanne beim 
Betriebe des Erwerbsgeſchäfts, das er infolge der Verletzung aufgeben muß, Dienſte der Ehefrau 
oder der Kinder zuſtatten, die die Geſchäftsunkoſten verringerten, ſo iſt dies bei der Feſtſetzung 
der Rente zu berückſichtigen; es können ihm nicht Geſchäftsunkoſten belaſtet werden, die er nicht 
gehabt hat (RG JW 1911, 773%). Der Umſtand, daß das Erwerbsgeſchäft nach außen auf den 
Namen der Ehefrau betrieben und verſteuert wurde, iſt gleichgültig, wenn feſtgeſtellt iſt, daß in 
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Wirklichkeit der beſchädigte Ehemann das Geſchäft betrieben hat (MG ZW 1912, 3216). Ob ein 
Be rufswechſel dem Verletzten angeſonnen werden kann, um den ihm nach der Verletzung ver⸗ 
bleibenden Teil ſeiner Arbeitskraft ertragsfähig zu machen, hat ſich nach den Umſtänden (Alter, 
Berufsart) zu richten; Sache des Erſatzpflichtigen iſt es der Regel nach, nachzuweiſen, daß der 
Verletzte einen andern ihm zuzumutenden Erwerb finden kann; falls der vorgeſchlagene neue 
Beruf eine neue Ausbildung erheiſcht, hat er ihm die Mittel hierzu zur Verfügung zu ſtellen 
(RG 53, 48; JW 09, 49518; 1912, 59720; 23 1918, 691%). Iſt die Beſchädigte eine Ehefrau, fo 
iſt dabei auch zu berückſichtigen, daß fie die eheliche Wirtſchaft zu führen verpflichtet ift und nicht 
einem Erwerbe nachgehen kann, der fie den ganzen Tag vom Haufe fernhält (MG JW 1912, 
59720). Der nach $ 843 dem Beſchädigten zu erſetzende Erwerbsverluſt muß nicht notwendig dem 
von den Arzten feſtgeſetzten Prozentſatz der Minderung der Erwerbsfähigkeit entſprechen. Der 
Arzt begutachtet die körperliche Fähigkeit zum Erwerbe, nicht aber deſſen wirtſchaftliche Be⸗ 
dingungen, die der Richter berückſichtigen muß. Es kommt darauf an, ob und wieweit der Be⸗ 
ſchädigte von dem ihm verbliebenen Reſte körperlicher Arbeitskraft in ſeiner bisherigen oder in 
einer ihm zuzumutenden andern Erwerbstätigkeit noch Gebrauch machen kann (RG JW 1911, 
32519). Bei einem durch die Verletzung dienſtunfähig gewordenen Beamten iſt für die Ermittlung 
der Rente auch das normale geſetzliche Ruhegehalt, das er ohne die Verletzung ſpäter bezogen 
haben würde, zu berückſichtigen (RT JW 1910, 471%). Gehört der Verletzte zu den nach Tarif⸗ 
vertrag entlohnten Arbeitnehmern, fo iſt die Bemeſſung der Rente nach Bruchteilen der Tarif- 
en. die Rente der wechſelnden Lohn- und Gehaltslage anzupaſſen (RG 22. 10. 32 
IX 227/32). 

d) Auf die nach § 843 dem Verletzten zuzuerkennende Rente ſind die ihm etwa freiwillig 
oder auf Grund einſtweiliger Verfügungen zur vorläufigen Befriedigung ſeiner Anſprüche ge⸗ 
machten Leiſtungen anzurechnen (RG 69, 296; 14. 12. 12 VI 42/12). Anzurechnen ſind ferner 
nach dem Grundſatze der Ausgleichung von Vorteil und Nachteil (Vorbem 5 vor $ 249) die dem 
Verletzten infolge des Verluſts oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit anderweit zukommenden 
Geldleiſtungen. Dahin gehören die Rentenleiſtungen der geſetzlichen Kranken-, Unfall- und 
Invaliditätsverſicherung (RG 64, 350; 92, 402; JW 06 S. 17218, 686°); das geſetzliche Ruhegeld 
eines Beamten, das als ein Teil des Gehalts anzuſehen iſt und deshalb in ſeiner Höhe einen 
Schaden überhaupt nicht entſtehen läßt (RG 64, 350; 82, 192), auch die aus einer vertraglichen 
Unfallverſicherung, die der Arbeitgeber zugunſten feiner Arbeiter genommen hat, einem ver⸗ 
letzten Arbeiter zugewendeten Verſicherungsleiſtungen, die gleichfalls als eine Form der Ent⸗ 
lohnung der Arbeitsdienſte erſcheinen (MG 70, 101; inzwischen eingeſchränkt durch die nachſtehend 
erwähnten Entſch. RG 136, 83; 141, 173). Dagegen find nicht anzurechnen die aus vertrag⸗ 
lichem Boden entſpringenden Leiſtungen von Unfallverſicherungsanſtalten oder Knappſchafts⸗ 
kaſſen, auf die der Verletzte durch die vertraglichen oder ſatungsmäßigen Gegenleiſtungen ein 
eigenes Recht erworben hat (RG aad.; 68, 45; 69 S. 188 u. 196; Warn 1910 Nr 418; 5. 10. 12 
Vi 118/12); nicht Ruhegelder aus einem von den Arbeitnehmern eines Betriebs gebildeten 
Verſicherungsverein, mag auch der Arbeitgeber ſeinen Arbeitnehmern die Eingehung des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes durch Zahlung der Hälfte der Prämien erleichtern (RG 130, 258); ebenſo 
nicht Witwenbeihilfen und Zuſatzrenten nach 85 39, 40, 88 RVerſorgungsch. als der Dauer und 
der Höhe nach unſichere Zuwendungen der öffentlichen Fürſorge, auf die ein Rechtsanſpruch 
nicht beſteht (RG 136, 83); auch nicht Leiſtungen, die dem Geſchädigten aus Anlaß des ſchädigen⸗ 
den Ereigniſſes von Dritten aus fürſorglichen Geſichtspunkten, ohne daß ein Rechtsanſpruch auf 
die Leiſtung beſtünde, zugewendet werden (M& 141, 173). Mindern anzurechnende Bezüge von 
vornherein den Schaden ſelbſt, wie etwa, wenn der Schaden ſich auf den Unterſchied zwiſchen 
Gehalt und Ruhegehalt (ſ. oben) beſchränkt, fo unterliegt einer aus 5 254 ſich ergebenden 
Schadensteilung nur dieſer wirkliche Schaden. Soweit die von öffentlichen Verſicherungsträgern 
gewährten Renten gemäß § 1542 RO und entſprechenden Vorſchriften zu berückſichtigen ſind, 
iſt bei Verteilung des Schadens gemäß 9 254 ihr ganzer Betrag von dem zuerkannten Bruchteile 
der Entſchädigung in Abzug zu bringen (RG 62, 148, 91, 402; 123, 42; RG JW 09, 47142; 1934, 
8998; RG Warn 1933 Nr 149). 

4. Prozeßrechtliches. a) Die Leiſtungsklage auf die Rente des $ 843 kann nur erhoben werden 
($ 258 ZPO), wenn der zukünftige körperliche Zuſtand und die zukünftigen Erwerbsverhältniſſe 
des Verletzten ſich mit ſolcher Wahrſcheinlichkeit überſehen laſſen, wie ſie für die Gewinnung 
einer richterlichen Überzeugung genügt. Sind die Schadenswirkungen noch nicht abgeſchloſſen, 
die Einflüſſe der Verletzung auf das körperliche Wohlbefinden und auf die Erwerbsverhältniſſe 
der Verletzten noch in der Entwicklung begriffen oder gewiſſe nachteilige Wirkungen erſt in einer 
ferneren Zukunft zu erwarten (vgl. oben A 2), fo iſt anſtatt der Leiſtungsklage die Feſtſtellungs⸗ 
klage (8 256 ZPO) der gebotene Weg für den Verletzten, feinen Schadenserſatzanſpruch zunächſt 
grundſätzlich geltend zu machen. Wo die Feſtſtellungsklage hinſichtlich des möglichen zukünftigen 
Schadens allein angängig iſt, kann ſie auch auf denjenigen Teil des Schadens mit erſtreckt werden, 
welcher an ſich ſchon mit der Leiſtungsklage gefordert werden könnte (RG JW 08, 68521; Warn 
1911 Nr 179; Gruch 48, 1102). Die Feſtſtellungsklage kann erhoben werden, wenn eine Ver⸗ 
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mögensbeſchädigung als Folge der Verletzung auch nur möglich erſcheint (RG JW 06, 1614); 
ſie iſt aber ohne i Begründung des Feſtſtellungsintereſſes nicht zuläſſig, wenn die Lei⸗ 
ſtungsklage nach allen Richtungen des Schadens bereits angeſtellt werden kann (RG 19. 9. 07 
IV 3/07). Von der Feſtſtellungsklage kann im Laufe des Rechtsſtreits zur Leiſtungsklage über⸗ 
gegangen werden und umgekehrt (RG 23, 416; Warn 09 Nr 44). 

b) Die Leiſtungsklage, die der Regel nach die Forderung einer Rente in beſtimmter Höhe 
und auf beſtimmte Zeit, auf die Lebensdauer des Verletzten oder bis zu einer Altersgrenze, bei 
noch nicht erwerbsfähigen Perſonen auch von einem beſtimmten ſpäteren Zeitpunkt an, zu ent⸗ 
halten hat, kann zuläſſigerweiſe auch in der Art erhoben werden, daß die Rente in das richterliche 
Ermeſſen geſtellt wird (RG JW 09, 49518), oder daß die Rente auf folange gefordert wird, als 
Kläger in dem Maße wie zur Zeit erwerbsunfähig ſein wird (RG JW 08, 14011), 

e) Über die Bedeutung des § 323 3 P für den Rentenanſpruch aus $ 843 iſt in A 3b 
gehandelt. Bei Zuerkennung des Schadenserſatzes in der Form eines Kapitals (Abſ 3) iſt § 323 
nicht anwendbar (RG 73, 418). $ 323 ift auch nicht anwendbar, wenn lediglich ein Feſtſtellungs⸗ 
urteil ergangen iſt (RG 74, 121). Zur Verwirklichung des feſtgeſtellten Anſpruchs muß der Ver⸗ 
letzte nach Eintritt des Schadens oder wenigſtens, nachdem deſſen Überblick möglich geworden 
iſt, die Leiſtungsklage erheben, der gegenüber der Erſaßpflichtige die nach dem Erlaß des Feſt⸗ 
ſtellungsurteils etwa eingetretenen Veränderungen in dem Zuſtande des Verletzten geltend zu 
machen in der Lage, aber auch genötigt iſt (RG 30. 5. 10 VI 268/09). Nach dem klaren Wortlaute 
des $ 323 ZP iſt die Abänderungsklage nicht gegeben, wenn nicht eine Verurteilung, ſondern 
die Abweiſung der auf Rentenleiſtungen erhobenen Schadenserſatzklage ausgeſprochen war; 
hier kann nur eine neue Klage helfen, ſoweit ſie noch zuläſſig iſt. Die Verurteilung kann dagegen 
durch ein Anerkenntnis des Erſatzpflichtigen erſetzt werden (RG 73, 131), und durch REef. v. 
13. 8. 19 (RG Bl 1448) iſt die Beſtimmung des § 323 ZPO auch auf die Vollſtreckungstitel des 
$ 794 Nr 1, 2, 5 ZPO ausgedehnt worden (ſ. Vorbem 2 vor § 779). Die Abänderungsklage ſetzt 
die Rechtskraft der früheren Entſcheidung voraus (RG 47, 405; Warn 1913 Nr 123); die nach 
Erlaß eines rechtskräftigen Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruchs eingetretenen ver⸗ 
änderten Umſtände, die in Anwendung des $ 323 ZRO die Abänderungsklage rechtfertigen 
würden, können und müſſen in dem Verfahren über den Betrag noch geltend gemacht werden; 
denn das Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs iſt, wenn es auch ſelbſtändig anfechtbar 
iſt, doch nur gleich dem Zwiſchenurteil nach $ 303 ein Element der Endentſcheidung (RG 86, 181; 
89, 117; JW 1921, 10827; Warn 1913 Nr 123). Die Einheitlichkeit der Rente iſt auch für die 
Abänderungsklage nach § 323 ZPO feſtzuhalten (vgl. A 2c). Für die Abänderung bildet nach 
$ 323 Abſ 3 der Zeitpunkt der Klagerhebung die Anfangsgrenze; dieſer Zeitpunkt bleibt maß⸗ 
gebend, auch wenn in Anpaſſung an die Beweisaufnahme der Antrag im Laufe des Verfahrens 
erhöht wird (RG 75, 24). Die Verjährungsfriſt für den Anſpruch aus der u. H. gilt auch für Er⸗ 
höhungen des Schadenserſatzes, die mit der Klage aus $ 323 ZPO verfolgt werden; die Ver⸗ 
jährung beginnt alſo nach $ 852 erſt mit dem Zeitpunkte, in dem die weſentliche Anderung der 
Verhältniſſe dem Verletzten bekannt geworden iſt (NG 86 S. 181 u. 384; JW 1921, 10827); 
handelt es ſich um einen nach dem RHaftpflG zu beurteilenden Schaden, fo hat die Verjährung 
mit dem Eintritt der Veränderung begonnen (RG 108, 38; ZW 06, 76785; Warn 1913 Nr 4; 
23 1923, 349; a. M. über die ganze Frage Oertmann, Archiv Prax 109, 318 u. a.). Über die 
Verjährung von Rentenanſprüchen aus dem NHaftpfl®, die im Laufe eines Rechtsſtreits wegen 
der Geldentwertung erhöht werden, ſ. NRG 108, 38. Die Abänderungsklage eröffnet nicht von 
neuem den früheren Rechtsſtreit; ſie iſt eine neue ſelbſtändige Klage, mit der ein neuer ſelbſtändiger 
Tatbeſtand geltend gemacht wird; ſie folgt auch hinſichtlich des Gerichtsſtandes den allgemeinen 
Regeln (RG 52, 345; JW 1911, 54822; Warn 1921 Nr 149). Sachlich iſt ſie nicht nur gegeben 
für Veränderungen in der Höhe der Rente, ſondern auch in deren Dauer (RG 86, 377; Warn 
1919 Nr 79). Auch die infolge des Krieges und der Revolution eingetretene wirtſchaftliche Um⸗ 
wälzung und Geldentwertung ſtellt den Tatbeſtand der veränderten Verhältniſſe her, auf die 
die Klage aus § 323 ZPO geſtützt werden kann (RG 114, 192; 3W 1921 S. 10805 u. 10827; 1926, 
523; 1928, 56415; Warn 1921 Nr 99 u. 149, 23 1922, 294°). Rückgang der Kaufkraft der Mark 
nach der Stabiliſierung |. R6 Warn 1928 Nr 66. Über Einzelanwendungen der Beſtimmung 
vgl. RG 68, 352 (Beſſerung des Zuſtandes des Beſchädigten, die hätte eintreten müſſen, aber 
infolge eigenen Verſchuldens des Verletzten nicht eingetreten iſt)) JW 06 S. 7675“ u. 76846 (Er⸗ 
höhung des Dienſteinkommens der Beamtenklaſſe eines verletzten Beamten); ZW 09, 1944 
(nachträglich eingetretene Anderung); JW 1911, 65888 (neuer Unfall); JW 1912, 59415 u. 
1917, 60415 (Verheiratung der verletzten Frauensperſon); RG 95 S. 66 u. 87 (Umwandlungsklage 
des Erſatzpflichtigen, weil der Unfall den Verletzten vom Kriegsdienſte und deſſen Gefahr befreit 
habe); JW 1918, 2201 (Notwendigkeit des urſächlichen Zuſammenhangs der Veränderung der 
Verhältniſſe mit dem Unfall). Über den Einwand, daß infolge der wirtſchaftlichen Depreſſion 
die Unterhaltsrente jetzt angemeſſen ſei und eine Klage auf Herabſetzung einer höheren Rente 
Ausſicht auf Erfolg haben würde, ſ. RG Warn 1933 Nr 26. Anwendung des § 323 ZPO, wenn 
eine Rente urſprünglich zugeſprochen, dann wegen Fortfalls der Erwerbsbeſchränkung nach 
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$ 323 ZPO aberkannt worden war und jetzt wegen neu eingetretener Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit wieder verlangt wird, . R 108, 413. Nicht anwendbar ift $ 323 ZRO, wenn nicht 
eine Veränderung der für das frühere Urteil maßgebend geweſenen tatſächlichen Verhältniſſe, 
ſondern nur eine Veränderung in der rechtlichen oder wiſſenſchaftlichen Beurteilung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe eingetreten iſt (nch 125, 241; R JW 1930, 331510). So, wenn ein Urteil mit der Be⸗ 
hauptung angegriffen werden ſoll, daß nach neuerer Erkenntnis der ärztlichen Wiſſenſchaft die 
Erwerbsfähigkeit nicht gemindert geweſen ſei (M& 126, 239) oder gewiſſe Folgewirkungen auf 
eine Naturanlage oder auf einen Unfall beſtimmter Art zurückzuführen ſeien (RG IJW' 1928, 
138751; RG Warn 1928 Nr 133). 

d) Die ZPO geſtattet in § 304, über Grund und Betrag des Schadenserſatzan- 
ſpruchs aus den $$ 843— 845 geſondert zu entſcheiden. Der Erlaß eines Zwiſchenurteils nach 
§ 304 ZBO ſetzt der Regel nach voraus, daß eine Leiſtungsklage und in dieſer ein der Höhe nach 
beſtimmter Anſpruch antragsgerecht erhoben oder wenigſtens, wenn der Antrag die Entſcheidung 
über die Höhe in das richkerliche Ermeſſen ſtellt, im Klagevortrage behauptet wird; nur dann 
kann davon die Rede fein, daß der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt (RG 58, 39; JW 
05, 17825 06 S. 31320 u. 22, 33922, 5704 7181, 1912, 7821; Warn 1913 Nr 340). Aber auch für eine 
Feſtſtellungsklage iſt der Erlaß eines Zwiſchenurteils nach § 304 3p nicht grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen, ſofern nur der Anſpruch, deſſen Feſtſtellung begehrt wird, beziffert oder doch beſtimmt 
auch der Höhe nach in ſeinem Gegenſtande gekennzeichnet iſt, und die Feſtſtellungsklage erkennbar 
das Ziel verfolgt, auch einen Betrag zur Feſtſtellung zu bringen (RG 93, 152; Warn 1913 Nr 340; 
1915 Nr 124). Das Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs muß den Schadenserſatzanſpruch 
ſelbſt ſeinem Beſtande nach außer Zweifel ſtellen und deshalb alle den Anſpruch ſelbſt treffenden 
Einwendungen erledigen (Reh Warn 1911 Nr 387; 1919 Nr 78 u. 196). Deshalb muß es darüber 
Entſcheidung treffen, ob ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten anzunehmen iſt und in 
welchem Umfange (Quote) dieſes den Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten aufhebt (RG 
53, 117; JW 04 S. 21125, 4482 u. 2; 05, 64513; 07, 1992; 08, 55822). Neuere Entſcheidungen 
haben es fur zuläſſig erklärt, die Prüfung dieſer Frage durch einen Vorbehalt im Grundurteile 
dem Nachverfahren zu überlaſſen; jo RG JW 1915, 14818, Warn 09 Nr 128; 1910 Nr 222 u. 477. 
Das iſt dann zu 1 wenn außer Zweifel iſt, daß das mitwirkende Verſchulden des Verletzten 
nicht ſeinen ganzen Anſpruch aufzehrt; ſo insbeſondere, wenn es ſich nicht um ein mitwirkendes 
Verſchulden bei der Entſtehung des Schadens ($ 254 Abſ 1), ſondern um die ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung feiner Minderung handelt (RG 81, 269). Iſt der Vorbehalt nicht gemacht, ſo iſt die Einrede 
aus 9 254 BOB im Nachverfahren nicht mehr zuläſſig (RH JW 1915, 14815), Das Zwiſchenurteil 
muß ferner Aufrechnungseinreden erledigen, und zwar ſelbſt dann, wenn ſie den Klageanſpruch 
nur teilweiſe aufzehren (RG JW 1917, 8158; Warn 1916 Nr 223; 1919 Nr 196); im Nachver- 
fahren ſind ſolche nur zuläſſig, wenn ſie erſt nach Erlaß des Zwiſchenurteils entſtanden ſind (RG 
Warn 1915 Nr 36 u. 280), oder wenn das Zwiſchenurkeil einen Vorbehalt ausſpricht (RG Warn 
1915 Nr 280). Ebenſo muß das Zwiſchenurteil darüber Entſcheidung treffen, ob von dem ein⸗ 
geklagten Anſpruche Ruhegelder oder Unfallrenten abzuziehen find und der entſprechende Teil 
des Schadenserſatzanſpruchs des Verletzten auf eine öffentlich⸗rechtliche Verſicherungsanſtalt 
(Berufsgenoſſenſchaft, Krankenkaſſe, Invalidenverſicherungsanſtalt) oder auf einen öffentlichen 
Verſicherungsträger gemäß § 1542 RVO oder auf den Staat (Fürſorgegeſetze) geſetzlich über⸗ 
gegangen iſt, weil inſoweit der Anſpruch des Verletzten nicht mehr beſteht (RG 62, 337; 123, 41; 
RG JW 06 ©. 17218, 6867; 08,451 1931, 86511 R Warn 08 Nr 413; KG 14. 12. 31 VI 202/31); 
im Nachverfahren kann wiederum dieſer Übergang nur dann noch berückſichtigt werden, wenn 
beide Teile einverſtanden find (MG 28. 1. 07 VI 166/06) oder wenn das Zwiſchenurteil die Ent⸗ 
ſcheioung darüber erkennbarerweiſe dem Nachverfahren vorbehalten hat, was angängig iſt, wenn 
der dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtete Anſpruch die abzuziehenden Beträge überſteigt. 
Über Vorteilsausgleichung vgl. RG 103, 408. Das Zwiſchenurteil muß endlich darüber Entſchei⸗ 
dung treffen, ſofern eine Rente auf Lebenszeit verlangt ift, ob dieſer Anſpruch für begründet zu 
erachten oder eine Altersgrenze zu ſetzen iſt (RG 64, 33; 98, 222; JW 08, 1097; RG HRR 1931 
Nr 1858). Auch hier kann aber die ziffermäßige Altersbegrenzung entweder in der Weiſe, daß 
zunächſt eine Höchſtdauer der Rente feſtgeſetzt wird (NG Warn 08 Nr 677) oder überhaupt dem 
Verfahren über den Betrag vorbehalten werden (RG JW 06, 7105; 07, 36614; 08, 1077; 09, 
31616 Warn 1913 Nr 123; 1914 Nr 32; L 1921, 618; Seuffl 84 Nr 57; RG RR 1931 Nr 1858; 
#6 18. 10. 30 IX 83/30). Ohne ſolchen Vorbehalt kann die Dauer einer im Grundurteil auf 
Lebenszeit zugeſprochenen Rente im Betragsverfahren nicht mehr nachgeprüft werden (RG 
Warn 1932 Nr 78). Ebenſo kann die Beſtimmung des Zeitpunkts für den Beginn des Renten⸗ 
anſpruchs dem Nachverfahren überlaſſen werden (R JW 04, 5757). In jedem Fall muß im 
Gaundurteil entweder die zeitliche Begrenzung (Beginn und Dauer) der Rente zum Ausdruck 
gebracht oder doch mindeſtens ausgeſprochen werden, daß dieſe Begrenzung im näheren dem 
Betragsverfahren vorbehalten bleibe (RG JW 1931 S. 8542, 86511; 1932, 787100. In welchem 
Verfahren die Entſcheidungen nach Abſ 2 Satz 2 und Abſ 3 zu treffen find, darüber vgl. unten 
A 6 u. 7. Über die rechtliche Bedeutung des Zwiſchenurteils nach $ 304 ZBO ſ. oben unter 40. 


Unerlaubte Handlungen $ 843 715 


5. Die Vorſchriften des & 760 für die Leibrente, die auf die Rente nach § 843 entſprechend 
anzuwenden ſind, beſtimmen, daß die Rente im voraus in dreimonatlichen Zeitabſchnitten zu 
entrichten iſt, und daß dem Berechtigten der volle Betrag des Rententeiles gebührt, wenn er den 
Beginn des Zeitabſchnitts erlebt hat, für den die Rente zu entrichten iſt. Dieſe Beſtimmungen 
des § 760 ſind für die Leibrente nachgiebigen Rechtes. Für die entſprechende Anwendung auf die 
Rente des § 843 gilt dies nicht; der Richter iſt an die Vorſchrift gebunden; er darf nicht andere 
Zahlungsabſchnitte feſtſetzen und nicht ſtatt der Vorauszahlung Nachzahlung anordnen: ein 
Ermeſſen beſteht in dieſer Beziehung nicht; es würde der geſetzlichen Regel ihren Wert nehmen 
(RG 69, 296). MM 

6. Eine Sicherheitsleiſtung durch den Erſatzpflichtigen kann nach § 843 Abſ 2 Satz 2 nicht 
ſchlechthin gefordert werden; es iſt dem freien Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, je nach den 
Umſtänden zu beſtimmen, ſowohl ob, als in welcher Weiſe und für welchen, Betrag eine Sicherheit 
zu leiſten iſt. Die Art der Sicherheitsleiſtung hat ſich aber in den Grenzen der geſetzlichen Sicher⸗ 
heitsarten der 98 232 — 240 zu halten (RG ZW 06, 438%). Die Prüfung, ob eine Sicherheits⸗ 
leiſtung angebracht iſt, hängt weſentlich von der Höhe der zuerkannten Entſchädigung ab; eine 
Sicherheitsleiſtung kann deshalb in Verbindung mit einer Feſtſtellungsklage überhaupt nicht 
gefordert werden (RG 60, 416), und die Entſcheidung darüber gehört, wenn fie bei einer Leiſtungs⸗ 
klage in Frage kommt, bei Scheidung des Verfahrens über Grund und Betrag des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs in das Nachverfahren (RG 10. 12. 06 VI 189/06). Nach Erlaß des Urteils, in dem 
eine Sicherheitsleiſtung nicht vorgeſehen war, kann der Verletzte eine ſolche verlangen bei Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Erfaspflichtigen, unter der gleichen Vorausſetzung 
auch auf Erhöhung der angeordneten Sicherheit antragen (§ 324 3 PO). 

7. Anſtatt der Geldrente kann nach Abſ 3 der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als wichtiger Grund kann beſonders die Schwierigkeit der 
Erhebung und Beitreibung des Rentenanſpruchs gegen den im Auslande wohnenden oder ſeinen 
Wohnſitz oft verlegenden Erſatzpflichtigen in Betracht kommen. Als wichtiger Grund iſt es aber 
auch angeſehen worden, daß nach dem Gutachten der Arzte eine einmalige Abfindung von günſti⸗ 
gem Eimſluß auf den Zuſtand des Verletzten fein würde (RG 73,418; 136, 374; RG JW 09, 13713). 
Bei jugendlichen Verletzten kann auch der Wunſch, fich felbftändig zu machen und dadurch den wegen 
Erwerbsunfähigkeit auf andere Weise nicht zu erlangenden Lebensunterhalt zu gewinnen, die 
Kapitalabfindung rechtfertigen (MG JW 1933, 84015). Über die einheitliche Entſcheidung, ob 
Kapital oder Rente zuzuſprechen ſei, in dem Falle, daß neben dem aus u. H. Erſatzverpflichteten 
ein anderer wegen Verletzung einer Vertragspflicht für denſelben Schaden verantwortlich iſt, 
vgl. oben A1. Die Entſcheidung, ob ftatt der Rente dem Verletzten ein Kapital zuzuſprechen ſei, 
gehört bei Scheidung des Verfahrens über Grund und Betrag des Anſpruchs grundſätzlich in das 
erſtere (RJ JW 06 S. 3592, 6867; 07, 3885; 1911, 18518; Warn 08 Nr 634; 1911 Nr 292; 
1913 Nr 177; RG SeuffA 85 Nr 101; 87 Nr 4). Die Entſcheidung kann aber auch aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen, insbeſondere wenn die Feſtſtellung der Höhe für die Wahl der Entſchädigungs⸗ 
art von maßgebender Bedeutung iſt, durch erkennbaren Vorbehalt dem Nachverfahren über⸗ 
laſſen werden (RG ZW 1911, 18518; Warn 08 Nr 634; 1911 Nr 292; 1913 Nr 177; 1914 Nr 134). 
Wird nur eine Kapitalforderung erhoben, eine Rente nicht einmal hilfsweiſe verlangt, ſo kann 
dem Anſpruch dem Grunde nach nur ſtattgegeben werden, wenn zuvor ein wichtiger Grund 
nach Abſ 3 endgültig feſtgeſtellt worden iſt (RF HAN 1931 Nr 664). Gegenüber einer Kapital ⸗ 
abfindung iſt die Abänderungsklage des § 323 ZPO ausgeſchloſſen (RG 73, 418). 

8. Abj 4 enthält in der Beſtimmung, daß der Anſpruch gemäß § 843 nicht dadurch aus: 
geſchloſſen wird, daß ein anderer dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat, eine Vorſchrift 
von grundſätzlicher Bedeutung, die ſich nicht nur auf die Rente, ſondern auch auf die Heilungs⸗ 
loſten erſtreckt RG 47, 211; 65, 162; 132, 223; JW 1911, 77442; 1913, 11474; Warn 08 Nr 635; 
1919, 195). Für den Rentenanspruch iſt fie vorwiegend von Bedeutung bei den Erſatzanſprüchen 
von unterhaltsberechtigten Abkömmlingen und Eltern, nicht bei denen der Ehefrau, weil 
der letzteren, ſoweit ſie nur im Hausweſen oder im Geſchäfte des Ehemanns tätig war, ein 
Erwerbsſchaden nicht entſtanden iſt (vgl. $ 845 A 4); nur für die Entſchädigung wegen Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe und wegen der Heilungskoſten kommt auch hier Ubj 4 des § 843 in 
Betracht (RG Warn 1915 Nr 208, gütergemeinſchaftliche Ehefrau). Daß der Unterhaltsberech⸗ 
tigte die Heilungskoſten oder ſonſtige Aufwendungen bereits aus eigenen Mitteln beſtritten hat, 
ſchließt die Anwendung des Abj 4 nicht aus (RG and.) Wer die Verletzung des Körpers oder 
der Geſundheit einer Ehefrau ſchuldhaft verurſacht, kann die Erſtattung der Heilungskoſten auch 
dann nicht ablehnen, wenn der Ehemann der Verletzten dieſe in ſeiner Eigenſchaft als Arzt ſelbſt 
behandelt (RG 132, 223). Ein Erſatzanſpruch des Unterhaltspflichtigen, der den Aufwand ge» 
tragen hat, gegen den Schädiger kann aus dem rechtlichen Geſichtspunkte der auftragsloſen Ge⸗ 
ſchäftsführung gegeben ſein, wenn der Unterhaltspflichtige von der Schädigung Kenntnis hatte 
und mit dem Vorſatze handelte, ſeinen Aufwand dem Schädiger in Rechnung zu ſtellen; der 
Erſatzanſpruch kann weiter auch aus ungerechtfertigter Bereicherung wegen Befreiung des 
Schädigers von feiner Schuld hergeleitet werden (R 47, 211; 65, 162; 138, 1; ZW 09, 13715; 
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1910 S. 389 u. 8115; Warn 09 Nr 86; 1914 Nr 13). Wegen erſt künftig zu machender Auf⸗ 
wendungen kann ſelbſtverſtändlich ein Anſpruch aus dem Rechtsgrunde der Geſchäftsführung 
oder der Bereicherung nicht erhoben werden (NG 84, 390; 138, 1; JW 1910, 81123; 1920, 6394; 
23 1918, 209°; 1919, 6955). Die dem Unterhaltsberechtigten ſelbſt erwachſenen Schadenserſatz⸗ 
anſprüche bleiben in jedem Falle unberührt. Gegen eine doppelte Anforderung ſchützt den 
Schädiger die gemeinſchaftliche Klage des Verletzten und des Unterhaltspflichtigen (vgl. RG, 
23 1919, 695%). — Über die Beſtimmung des Abſ 4 hinaus führt der ihr zugrunde liegende 
Rechtsgedanke dazu, daß der Erſatzpflichtige ganz allgemein ſich nicht darauf berufen kann, daß 
der von ihm verurſachte Schaden von einem Dritten, ſo z. B. durch Dienſte, die ein Kind gemäß 
$ 1617 dem verletzten Elternteil leiſtet, ausgeglichen werde (RG JW 1924, 1426). 


8 844 


1) Im Falle der Tötung ?) hat der Erſatzpflichtige die Koſten der Beerdigung 
demjenigen zu erſetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu 
tragen ). 

Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Ver⸗ 
hältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig 
war oder unterhaltspflichtig werden konnte ), und iſt dem Dritten infolge der 
Tötung das Necht auf den Unterhalt entzogen ), fo hat der Erſatzpflichtige 
dem Dritten durch Entrichtung einer Geldrente inſoweit Schadenserſatz zu 
leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen fein würde ); die Vorſchriften 
des § 843 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung ). Die Erſatzpflicht 
tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch 
nicht geboren war ?), 

E 1 722, 723 II 767; M 2 706-784; P 2 612627. 

1. Allgemeines zu den 88 844 u. 845. Die 59 844 u. 845 beſtimmen die Vorausſetzungen, 
unter denen das BGB einen Erſatzanſpruch dritter Perſonen, die infolge der Verletzung 
einer andern Perſon einen Schaden erlitten haben, anerkennt. Während 8 845 eine eigentliche 
Ausnahme von dem Grundſatze enthält, daß nur der unmittelbar Verletzte aus der u. H. erſatz⸗ 
berechtigt ift (vgl. $ 823 A 11), kann davon für § 844 in Wirklichkeit nicht geſprochen werden. 
Denn durch die Tötung einer Perſon kann dieſer ſelbſt ein Schaden nicht mehr zugefügt werden 
(vgl. RG 55, 24). Wenn ihr ſelbſt bei nicht ſofort eintretendem Tode noch Vermögensnachteile 
aus der tödlichen Verletzung entſtehen, ſo können dieſe nicht als Folgen der Tötung, ſondern nur 
als ſolche einer körperlichen Verletzung angeſehen werden, die nachmals den Tod des Verletzten 
herbeiführte, dadurch neben dem unmittelbar Verletzten die in § 844 bezeichneten Perſonen 
ſchädigte und ihnen deshalb die Anſprüche des § 844 gibt. Die Anſprüche der 88 844 u. 845 find 
ſelbſtändiger Natur und entſtehen nicht erſt in der Perſon des unmittelbar Verletzten, von der ſie 
dann auf die Hinterbliebenen des § 844 oder die Erſatzberechtigten des $ 845 übergingen (RG 55, 
24; 69, 186; 122, 298). Gleichwohl find die Anſprüche aus $$ 844, 845 ihrer Entſtehung nach ab⸗ 
hängig von dem Verhalten des unmittelbar Verletzten, und ſie kommen nicht zur 
Entſtehung, wenn ein Schadenserſatzanſpruch auch dem unmittelbar Verletzten nicht entſtanden 
ſein würde, ſofern er der Beſchädigte wäre. Hinſichtlich des eigenen mitwirkenden Verſchuldens 
des unmittelbar Verletzten ſpricht dies & 846 ausdrücklich aus. Auch der Ausſchluß der Haftung 
durch Vertrag, insbeſondere der Tierhalterhaftung (Vorbem Ab vor $ 823; $ 833 A 7), bejeitigt 
deshalb die Anſprüche der mittelbar Erſatzberechtigten, namentlich der Hinterbliebenen nach 
§ 844 (RG 65, 313; 69, 186; 117, 102). Vergleiche und Verzichte, die der Getötete nach 
der Verletzung mit dem Schädiger über die Anſprüche aus der Verletzung abſchließt, binden 
dagegen die nach $$ 844, 845 Berechtigten nicht; hier tritt die Selbſtändigkeit ihrer Anſprüche 
zutage. Die $$ 844 u. 845 gelten nur für das Gebiet der u. H.; einſchließlich der aus $ 839 BGB 
in Verbindung mit den Staatshaftungsgeſetzen erhobenen Schadenserſatzanſprüchen (RG 91, 9; 
94, 102); mit der Vertragsklage können, abgeſehen von $ 618, Anſprüche daraus nicht erhoben 
werden (RG 112, 296; JW 07, 71018; 08 S. 9e u. 44914, 1910, 11213; 1931, 135716; Gruch 51, 
380). Eine Ausdehnung auf andere durch den Tod oder die Verletzung einer Perſon geſchä⸗ 
digten Perſonen, als die in $$ 844, 845 bezeichneten, und auf andere Schäden dieſer Per⸗ 
ſonen findet nicht ſtatt. So kann auch die Witwe nicht einen Schadenserſatzanſpruch daraus 
herleiten, daß auf ſie infolge des Todes ihres Ehemanns die Unterhaltspflicht gegen die 
gemeinfchaftlichen Kinder übergegangen iſt (RS 64 S. 344, 350; JW 07, 3885; 1911, 18513). 
Bei der Verſchiedenheit der Haftungsgründe muß bei Klagen von Hinterbliebenen eines Ge⸗ 
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töteten immer genau unterſchieden werden, was ſie als Erben und was ſie aus eigenem Recht 
verlangen (vgl. R JW 1931, 859%), Die Beſtimmung des $ 829 iſt auch auf die Anſprüche aus 
58 844 u. 845 anwendbar (NG 94, 220). Fur das Rechtsgebiet des Haftpfleß — und des Kraft⸗ 
fahrch — gelten die $$ 844, 845 nicht, da dieſe in den $$ 3, 3a, 7 und bzw. §9 11—13 den Umfang 
der Schadenserſatzpflicht erſchöpfend geregelt und in engeren Grenzen gehalten (RG 57, 52: 
SW 09, 4831; 1914, 4514) und die Rechtswirkungen des Todes des Verletzten für die Hinter⸗ 
bliebenen insbeſondere in den $$ 3, 7 und bzw. § 12 ſelbſtändig beſtimmt haben. Dagegen iſt eine 
Anwendung der in den $$ 844, 845 zum Ausdruck gelangten Rechtsgedanken auf öffentlich⸗recht⸗ 
liche Verhältniſſe nicht ausgeſchloſſen (vgl. RG 112, 290 zu § 844). Für das Luftverkehrsgeſetz 
ſ. 88.21 ff. dort und R 117, 102. Über die Anwendung des $ 844 Abſ 2 in Verbindung mit $ 618 
auf den Fall, daß der Staat durch Verletzung der ihm ſeinen Beamten gegenüber obliegenden 
Fürſorgepflicht den Tod eines Beamten herbeigeführt hat, ſ. R 111, 22. Inſofern eine Klage 
aus & 844 und eine ſolche aus $ 845 dieſelben klagbegründenden Tatſachen zur Grundlage haben, 
bedeutet ein Übergang von der einen zur andern keine Klageänderung (RG Warn 1911 Nr 291). 

2. Tötung iſt hier wie in $ 823 jede widerrechtliche Handlung (vgl. $ 823 A 10), die die Zer⸗ 
ſtörung des menſchlichen Lebens unmittelbar oder mittelbar tatſächlich herbeiführt, mag der 
Schädiger dieſen Erfolg vorausgeſehen haben oder haben vorausſehen können oder nicht. Das 
Verſchulden, wo der Tatbeſtand der u. H. ein ſolches für die Verletzung ſelbſt erfordert (9 823 
Abſ 1), braucht ſich mithin nur auf eine Körperverletzung zu erſtrecken (RG 66, 251; 69, 340; 
JW 07, 51474 17. 11. 11 III 611/10; vgl. $ 823 A 4. A. M. Staudinger A IV). Der demnach 
nur erforderliche tatſächliche (objektive) urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Verletzung und Tod 
iſt auch gegeben, wenn eine ſogenannte traumatiſche Neuroſe, die die Folge wirkung einer Körper⸗ 
verletzung war, zum Selbſtmorde des Verletzten führt (RG 8. 10. 06 VI 31/06). 

3. Wem die Verpflichtung obliegt, die Koſten der Beerdigung zu tragen, beſtimmen die 
9 1968, 1580 Abſ 3, 1615 Abſ 2. Ob auch eine vertragliche Verpflichtung unter § 844 fällt, iſt 
ſtreitig, möchte aber bei der allgemeinen Faſſung des $ 844 zu bejahen fein (a. M. Planck A 3). 
Die Koſten einer Reiſebeförderung der Leiche können zu den Beerdigungskoſten gehören, wenn 
ſie nach den Umſtänden als eine gebotene Aufwendung für eine ſtandesmäßige Beerdigung 
(8 1968) ſich darſtellen (RG 66, 306). Die Koſten einer Beförderung des tödlich Verletzten zum 
Krankenhauſe können auf Grund des 8 844 nicht gefordert werden (NG JW 05, 14424); fie gehören 
gleich den Koſten einer verſuchten Heilung zu den Schäden, die noch dem unmittelbar Verletzten 
entſtanden ſind; der Anſpruch auf ihre Erſtattung geht demgemäß auf die Erben über. Zu 
erſetzen find, wie ſich aus dem Zuſammenhang des § 844 Abſ 1 mit $ 1968 ergibt, die Koſten nicht 
nur einer notdürftigen, ſondern einer ſtandesmäßigen Beerdigung; dazu gehören auch die Auf- 
wendungen für ein Grabmal (NG 139, 393). Aufwand für Trauerkleidung als Teil der Beerdi⸗ 
gungskoſten ſ. R Warn 1928 Nr 127. Die Witwe kann Erſtattung nur verlangen, wenn fie Erbin 
des Mannes geworden iſt oder wenn ſie die Koſten bezahlt oder ſie zu bezahlen ſich verpflichtet hat 
(Geſchäftsführung ohne Auftrag oder Bereicherung; vgl. RG FW 02, 284°), 

4. Ubf 2 des § 844 gibt im Falle der Tötung einer Perſon denjenigen Perſonen einen dem 
Anſpruche aus $ 843 gleichgearteten Anſpruch gegen den Schädiger, denen der Getötete kraft 
Geſetzes unterhaltspflichtig war oder werden kounte. Die geſetzlichen Unterhaltspflichten regeln 
die §8 1360, 1361, 1345, 1351, 1578, 1583, 1601, 1700, 1703, 1705, 1708, 1739, 1765. Als unter- 
haltsberechtigt find auch die Perſonen anzuſehen, denen gegenüber der Getötete unterhalts⸗ 
pflichtig geweſen oder geworden wäre, wenn ſie zur Zeit der Verletzung bereits gelebt hätten, 
wenn ſie zur Zeit der Verletzung bereits erzeugt, aber noch nicht geboren waren, nicht dagegen 
ſolche, die erſt nach der Verletzung erzeugt wurden. Die Feſtſtellung, ob der Dritte zur Zeit der 
Verletzung bereits erzeugt war, erfolgt auf Grund des § 286 ZPO in freier Beweiswürdigung. 
Der Unterhalts anſpruch ſetzt auf ſeiten des Unterhaltsberechtigten Bedürftigkeit (die Unmög⸗ 
lichkeit, ſich ſelbſt zu erhalten, $ 1602), auf ſeiten des Unterhaltsverpflichteten Leiſtungsfähigkeit 

$ 1603) voraus; nur die Ehefrau hat einen unbedingten Unterhaltsanſpruch gegenüber dem 
Ehemann (89 1360, 1361), der nicht von ihrer Bedürftigkeit abhängig ift und der auch nicht dadurch 
erliſcht, daß fie von dem Ehemanne getrennt und in ehebrecheriſchem Umgange lebt (RG Warn 
08 Nr 639; hier u. U. notdürftiger Unterhalt nach $ 1611). Bedingung für die Entſtehung des 
Erſatzanſpruchs des unterhaltsberechtigten Dritten iſt nicht, daß deſſen Unterhaltsbedürftigkeit 
zur Zeit der Verletzung bereits beſtand, auch nicht, daß der Getötete vor der Verletzung tatſächlich 
für den Unterhalt des Dritten geſorgt hat; es genügt, daß er zu den geſetzlich verpflichteten Per⸗ 
ſonen gehört und zur Leiſtung imſtande war (RG 74, 274; JW 07, 48016 4. 2. 07 IV 299/06). 
Solange aber eine Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten nicht eingetreten iſt, hat er gegen 
den Erſatzpflichtigen nicht eine Leiſtungsklage auf Zahlung einer Rente, ſondern nur die Feſt⸗ 
ſtellungsklage auf Anerkennung der Erſatzpflicht für den Fall, daß die geſetzliche Vorausſetzung 
ſpäter eintreten ſollte (RG JW 07, 7105 09, 31412; 1911, 153; Warn 1910 Nr 206). Die tat⸗ 
ſächliche Gewährung des Unterhalts durch einen dazu nicht verpflichteten Dritten hebt den An⸗ 
ſpruch aus § 844 Abſ 2 nicht auf (RG 92, 57). Eine Feſtſtellungsklage des Verletzten, daß im 
Falle feines Todes der Erſatzpflichtige den unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen nach § 844 
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Abj 2 den Schaden zu erſetzen habe, ift mangels eines Feſtſtellungsintereſſes unzuläſſig 
(RG 95, 248). 

5. Dem Dritten iſt das Recht auf den Unterhalt infolge der Tötung entzogen, wenn die 
Unterhaltspflicht des Getöteten mit ſeinem Tode erliſcht, wie die Unterhaltspflicht der Ehegatten, 
Eltern und Abkömmlinge, nicht dagegen an ſich, wenn die Unterhaltspflicht auf die Erben über⸗ 
geht, wie diejenige des Erzeugers eines unehelichen Kindes ($ 1712). Eine Schadenserſatzforde⸗ 
rung des unehelichen Kindes kann aber gleichwohl aus § 844 Abſ 2 begründet ſein, wenn die Erben 
tatſächlich nicht oder nicht voll zu leiſten in der Lage find (RG 74, 375; 12. 12. 07 VI 112/07); 
rechtlich ſind ſie in dem Maße zu leiſten verpflichtet, in dem die Verpflichtung des außerehelichen 
Vaters zur Zeit des Todes beſtand; vgl. § 1712 N 1. 

6. Der Erſatzpflichtige iſt dem Dritten inſoweit zum Schadenserſatz verpflichtet, als der 
Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens ihm zur Gewährung des Unter⸗ 
halts verpflichtet geweſen ſein würde. 

a) Auch für die Beſtimmung der Erſatzpflicht nach § 844 gilt es, eine Wahrſcheinlichkeitsfeſt⸗ 
ſtellung für eine zukünftige Entwicklung zu treffen, wie fie ſich geftaltet haben würde, wenn 
das ſchädigende Ereignis und der Tod des Unterhaltspflichtigen nicht dazwiſchengekommen 
wäre. Die Unterhaltsverhältniſſe des Berechtigten auf Grund der Leiſtungen, die der Getötete 
zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht zu machen imſtande geweſen wäre, ſind zu vergleichen mit 
den Unterhaltsverhältniſſen, wie fie ſich nach dem Wegfalle des Rechtes auf jene Leiſtungen 
vorausſichtlich ſtellen werden. Dabei iſt immer nur entſcheidend, was der getötete Unterhalts⸗ 
pflichtige unter den in Frage kommenden Vorausſetzungen dem Unterhaltsberechtigten leiſten 
müßte, nicht was er tatsächlich geleiſtet hat und vielleicht auch künftig geleiſtet haben würde (RG 
JW 1907, 48013; 1931 S. 190413, 335322, Die Unterhaltsleiſtung des Ehemanns und Vaters 
kann auch in einer Tätigkeit im Geſchäfte der Ehefrau beſtehen (RG ZW 1931, 33082). Die 
mutmaßliche Lebensdauer des Getöteten ohne den Unfall bildet die äußerſte zeitliche Grenze für 
ſeine Unterhaltsverpflichtung und damit auch für die von dem Erſagpflichtigen wegen des ent⸗ 
zogenen Unterhalts zu leiſtende Entſchädigung; fie muß ſchlechterdings nach § 287 ZPO feft- 
geſtellt werden; es iſt nicht angängig, der Witwe die Rente etwa bis zu ihrem Lebensende mit 
der Begründung zuzuſprechen, daß nicht zu vermuten ſei, daß der Getötete vor ihr verſtorben 
ſein würde (R 90, 226; 128, 218: JW 1927, 23717; Warn 1919 Nr 74). Innerhalb dieſer vom 
Richter zu beſtimmenden Grenze (RG 64, 33) iſt nach dem Maßſtabe der geſetzlichen Verpflichtung 
zu ermeſſen, welche Leiſtungen der Getötete hätte aufwenden müſſen, um feinen Unterhalts 
pflichten gerecht zu werden. Iſt der Getötete ein Ehemann, ſo war er ſeiner Ehefrau zum Unter⸗ 
halte verpflichtet bis an ſein Lebensende, und nur das Maß des Unterhalts wird durch ſeine eigene 
Erwerbsfähigkeit beſtimmt (NG JW 09, 68713), während die Unterhaltspflicht der Eltern gegen 
die Kinder und der Kinder gegen die Eltern in der Bedürftigkeit der Berechtigten ihre Schranke 
findet, im erſteren Falle aufhört, ſobald die Kinder wirtſchaftlich auf eigenen Füßen ſtehen können, 
im letzteren Falle beginnt, ſobald die Eltern der wirtſchafklichen Unterſtützung durch die Kinder 
bedürftig werden. Der regelmäßige Verlauf der Dinge, die vorausſichtliche Lebensſtellung der 
unterhaltsberechtigten wie auch der unterhaltsverpflichteten Kinder und die Wahrſcheinlichkeit 
ihrer Verheiratung mit ihrem Einfluſſe auf Unterhaltspflichten find zu berückſichtigen (RG JW 
05 S. 14323, 15458; 08, 1097; 09, 66010, 1911, 1536). Ein Grundſatz des Inhalts, daß eine im 
Erwerbsleben ſtehende Perſon nicht über das 65. Lebensjahr dem Erwerb nachgehe oder nach⸗ 
gehen könne, kann in dieſer Allgemeinheit nicht anerkannt werden; die Frage iſt in jedem Falle 
nach $ 287 ZPO vom Gericht unter Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung zu 
entſcheiden (RG JW 1931, 8605). Eine Wiederverheiratung der Witwe, die nicht notwendig, 
aber je nach den Umſtänden der neuen Ehe den Unterhalts- und damit auch den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch endigt, ift regelmäßigerweiſe nicht von vornherein in Betracht zu ziehen (NG Je 05, 
14322). Wenn die tatſächliche Entwicklung der Zukunft von dem regelmäßigen Verlaufe abweicht, 
gibt $ 323 ZPO auch hier das Mittel in die Hand, ſowohl hinſichtlich des Umfangs wie hinſichtlich 
der Dauer der Verpflichtung, den veränderten Umſtänden zur Anerkennung zu verhelfen (RG 
JW 05, 152). Über die Bemeſſung des Schadenserſatzes bei Abfindung eines unehelichen 
Kindes durch die Erben des getöteten Vaters nach $ 1712 Abſ 2 ſ. RG JW 1932, 135210. Zu⸗ 
läſſigkeit einer Feſtſtellungsklage dahin, daß der am Tode des Sohnes Schuldige dem Vater den 
durch en Wegfall des künftigen Ernährers entſtehenden Schaden zu erſetzen habe, |. RG Warn 
1930 Nr 160. 

b) Bei Teilung des Prozeßverfahrens nach Grund und Betrag des Anſpruchs gilt für 
$ 844 das zu $ 843 in A 4 Ausgeführte. Die Prüfung, ob die geforderte Rente ſich in den geſetz⸗ 
lichen Grenzen hält, vor allem die Beſtimmung der mutmaßlichen Dauer des Lebens des Ge⸗ 
töteten gehört in das Verfahren über den Grund des Anſpruchs (RG 77, 408; 98, 222; JW 08 
S. 9e u. 1097); die zahlenmäßige Abgrenzung kann dabei dem Nachverfahren vorbehalten werden 
(RG 69, 186; 98, 222; ZW 08, 1097; 1910, 81251; 1911, 48810; L 1921, 23015). Da die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Entſchädigungsanſprüche der Witwe und der Kinder eines Getöteten verſchieden 
ſind, können ſie nicht in einen Rentenanſpruch zuſammengefaßt werden, auch wenn die Witwe 
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als Inhaberin der elterlichen Gewalt die Kinder im Rechtsſtreit über den Schadenserſatz vertritt 
(RG ZW 1911, 18513, 25. 9. 05 VI 575/04). 

c) Für die Anrechnung von geſetzlichen Witwengehältern und Erziehungsgeldern für die 
Kinder, der öffentlich⸗rechtlichen Rentenleiſtungen der Unfallverſicherungsanſtalten und die Nicht⸗ 
anrechnung vertragsmäßig erworbener Verſicherungsleiſtungen gilt dasſelbe wie zu $ 843; vgl. 
§ 843 A3 d. So iſt insbeſondere die auf vertragsmäßiger Grundlage beruhende, nach dem Tode 
des Verunglückten den Unterhaltungsberechtigten ausgezahlte Lebensverſicherung nicht anzurechnen 
(RG Warn 1917 Nr 266; JW 1932, 135240). Der Anſpruch aus $ 844 Abſ 2 kann ferner wegfallen 
oder ſich mindern infolge eigenen mitwirkenden Verſchuldens des Getöteten ($ 846; vgl. 
die A dazu), aber auch infolge eigenen mitwirkenden Verſchuldens des Erſatzberechtigten 
(NG 55, 24; 18. 12. 05 VI 117/05; 11. 1. 07 III 231/06). Was den Erſatzberechtigten 
aus dem Vermögen des Getöteten durch Erbanfall zuwächſt, berührt den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des § 844 an ſich nicht (RG 64, 350). Inſoweit aber dasſelbe Vermögen der Witwe und 
den Kindern für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung ſteht wie zur Lebenszeit des Getöteten, 
iſt ihnen ein Schaden nicht entſtanden. Es handelt ſich alſo bei dieſer Anrechnung nicht um eine 
Vorteilsausgleichung, ſondern lediglich um die Feſtſtellung des Schadens, der den Erſatzberech⸗ 
tigten durch den Tod ihres Ernährers entſtanden iſt. Das gilt einmal für den Vermögensüber⸗ 
gang beim ehelichen Güterſtande der Gütergemeinſchaft (NG JW 1911, 3572). Der Unterhalt 
der Ehefrau iſt zwar vom Ehemann auch hier zu gewähren; er fällt aber dem Geſamtgute zur 
Laſt (88 1458, 1389), und auch die Kinder ſind nach $ 1468 Abſ 3 in der Lage, ihren Anteil am 
Geſamtvermögen zum Zweck ihres Unterhalts freizumachen. Der Vermögensnachteil, für den 
in dieſem Falle Erſatz zu leiſten iſt, beſteht in dem Wegfalle des aus der Arbeitskraft des Getöteten 
gezogenen Gewinns, ſoweit dieſer für den Unterhalt der Ehefrau und der Kinder zur Verwendung 
gekommen wäre und ſoweit der Anſpruch auf Unterhalt berechtigterweiſe ging; die Feſtſtellung 
dieſes Betrages wird durch die Lebensgewohnheiten und die Arbeitſamkeit des Getöteten, 
durch die Zahl der Kinder und die ſonſtigen Verhältniſſe beſtimmt (RG 64 S. 344 u. 350; 69, 
292; JW 07, 13010, Warn 1910 Nr 155). Unter Umſtänden wird dann die Entſchädigung auf 
die Erſtattung der Koſten für eine tüchtige Erſatzkraft in dem auf die Witwe und die Kinder über⸗ 
gegangenen Gut oder Geſchäft ſich beſchränken (vgl. $ 843 A 3c). Auch ohne die Einwirkung 
gütergemeinſchaftlicher Verhältniſſe ift aber ein zu erſetzender Schaden zu verneinen, wenn das 
Erwerbsunternehmen, deſſen Erträgniſſe die Quelle für den Unterhalt der Ehefrau und des 
Kindes bildeten (Handelsgeſchäfte, landwirtſchaftliches Gut), durch Erbgang auf dieſe übergegangen 
iſt und von ihnen fortgeführt wird, und inſoweit die Einkünfte des durch Erbgang auf ſie ge⸗ 
kommenen Vermögens des Getöteten dem Unterhaltsanſpruche gleichkommen (RG 69, 292; 
72, 437; JW 07, 1301, 18. 1. 13 VI 350/12). Ihre Vermögenslage iſt inſoweit nicht verſchlech⸗ 
tert, und es kommt nur der Nachteil in Frage, der etwa durch den Wegfall der perſönlichen Arbeit 
und Leitung des Getöteten die Erſatzberechtigten trifft. Dieſe Gründe treffen aber nicht zu auf 
einen Vermögensübergang, der gar nicht infolge des Todes des Verletzten ſtattgefunden hat, 
ſondern etwa durch Beerbung eines der Erſatzberechtigten durch den andern oder auf einen durch 
Verkauf des Geſchäfts des Getöteten erzielten Gewinn (RG 91, 398). Eine Witwe muß ſich unter 
dem Geſichtspunkt der Vorteilsausgleichung die Beträge anrechnen laſſen, die ſie nach dem 
Tode ihres Ehe mannes erworben hat und nur dadurch hat erwerben können, daß ſie ihrer Pflichten 
aus $ 1356 ledig geworden iſt (RG 9. 12. 27 111 148/27). 

7. Die Vorſchriften des § 843 über die Form der Entſchädigung (bj 2), die Kapitalsab⸗ 
findung anſtatt der Rente (Abſ 3), ſowie über das Beſtehen des Schadenserſatzanſpruchs trotz 
der Unterhaltspflicht eines Dritten (Abſ 4) finden für den Schadenserſatzanſpruch nach $ 844 
entſprechende Anwendung. Vgl. darüber $ 843 A 5—8. Abſſ4 des § 843 iſt gerade hier von 
Bedeutung, inſofern daraus folgt, daß auf Unterhaltsverpflichtungen anderer Perſonen gegen⸗ 
über den nach § 844 erſatzberechtigten Perſonen der Erſatzverpflichtete ſich nicht berufen kann. 
Die rechtliche Natur der nach $ 844 zu beanſpruchenden Rente iſt dieſelbe wie die der Rente aus 
§ 843; fie iſt Schadenserſatz⸗, nicht Unterhaltsleiſtung. Abweichend von dem Rentenanſpruch 
aus 9 843 iſt aber derjenige aus § 844, da er den unmittelbaren Erfah für Unterhaltsleiſtungen 
zum Gegenſtande hat, gemäß § 850 Abſ 1 Nr 2 ZPO überhaupt nicht pfändbar, daher auch nicht 
übertragbar (§ 400), nicht verpfändbar ($ 1274 Abſ 2), nicht der Aufrechnung fähig ($ 394), nicht 
dem Konkurſe des Berechtigten unterworfen ($ 1 KO). — Die Umwertung von Rentenan⸗ 
ſprüchen, die in ausländiſcher Währung zu bemeſſen ſind, in Reichsmark richtet ſich nach dem 
Geldwert zur Zeit der Fälligkeit RG JW 1926, 360%. Umrechnung von Vergleichsrenten zufolge 
der Geldentwertung ſ. RG 106, 233; 110, 100. 


8 845 
Im Falle der Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit 
ſowie im Falle der Freiheitsentziehung!) hat der Erſatzpflichtige, wenn der 
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Verletzte kraft Geſetzes einem Dritten zur Leiſtung von Dienften in deſſen 
Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet war ), dem Dritten für die entgehenden 
Dienſte durch Entrichtung einer Geldrente ?) Erſatz zu leiſten )). Pie Vor⸗ 
ſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung ö). 

E II 768; P 2 631, 632. 


1. § 845 fügt den Anſprüchen der dritten Perſonen, die einem durch u. H. Getöteten gegen- 
über kraft Geſetzes unterhaltsberechtigt waren ($ 844), für den Fall der Tötung, der Verletzung 
des Körpers oder der Geſundheit, ſowie im Falle der Freiheitsentziehung einer Perſon einen 
weiteren Anſpruch dritter mittelbar verletzter Perſonen hinzu, der aus deren geſetzlichem Rechte 
auf Dienſtleiſtungen des unmittelbar Verletzten entſpringt. Für die allgemeine Bedeutung des 
$ 845 und die Natur der daraus hergeleiteten Anſprüche vgl. 9 844 A 1. Über die Beſchädigungen 
der Rechtsgüter, auf die § 845 ſich beſchränkt, vgl. 9 823 A 4, 5, 7. Gleichgültig iſt, ob die Ver⸗ 
letzung auf wirklichem oder vermutetem Verſchulden oder auf einem andern Rechtsgrunde der Haf⸗ 
tung (§ 833 Satz 1) beruht (RG 50, 244). Daß für das Anwendungsgebiet des Haltpfl® und des 
KraftfahrG 8 845 nicht gilt, iſt in § 844 A 1 behandelt. 


2. Kraft Geſetzes ſind einem Dritten zur Leiſtung von Dienſten in deſſen Hausweſen oder 
Gewerbe verpflichtet: die Ehefrau dem Ehemanne nach § 1356 und die Kinder den Eltern 
nach $ 1617 (angenommene Kinder $ 1757, uneheliche 8 1705). Dem Ehemanne und den Eltern 
ſteht mithin, und zwar allein, ein Anſpruch aus $ 845 zu; eine entſprechende Anwendung des 
Paragraphen bei anderen, vertraglichen oder auf Amtsbeſtellung beruhenden Dienſtpflichten 
(Stellvertretungskoſten des Staates für die entzogenen Dienſte eines durch die u. H. eines Dritten 
verletzten Beamten; RG 61, 293) iſt nicht zuläſſig. 


3. Der Anſpruch des Dritten nach $ 845 geht nur auf Erſatz für die entgehenden Dienſte; 
er begreift nicht einen andern Schaden, den der Ehemann oder Vater durch die Tötung oder 
die Verletzung der Ehefrau oder des Kindes erlitten hat (MG JW 04, 357°). Erleidet eine Ehe⸗ 
frau einen Unfall, durch den ihre Tätigkeit im Haushalt beeinträchtigt wird, fo wird der Regel 
nach der Mann geſchädigt; eine Schädigung der Frau kommt nur in Frage, wenn entweder durch 
die Beeinträchtigung ihrer häuslichen Tätigkeit das Maß des der Frau vom Manne zu gewähren⸗ 
den Unterhalts beeinflußt wird oder aber Gütergemeinſchaft beſteht; tritt durch den Unfall für die 
Frau eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe ein, fo iſt fie die unmittelbar Geſchädigte (MG 129, 55; 
RG Warn 1933 Nr 97). Für den Fall, daß die Ehefrau als Geſchäftsgehilfin des Mannes tätig 
war, ſ. RG HR 1931 Nr 934. Leiſtet die Ehefrau eines Arztes ihrem Mann regelmäßig und in 
der nach den Verhältniſſen üblichen Weiſe Sprechſtundenhilfe, und iſt ſie infolge einer Körper⸗ 
verletzung für die Zukunft daran gehindert, fo kann der Ehemann für die ihm entgehenden 
Dienſte feiner Frau von dem Schuldigen Erſatz beanſpruchen (NG 132, 223). Für die Ermitt⸗ 
lung des Schadens, die prozeßrechtlich dem § 287 3 unterſteht, bietet der Umfang der 
Dienſte, die der Getötete oder Verletzte während der Dauer des Lebens des Dienſtberechtigten 
dieſem ohne die Verletzung vorausſichtlich geleiſtet haben würde, und für dieſe Feſtſtellung wieder⸗ 
um der Umfang der Dienſte einen Anhalt, die er vor der Verletzung tatfächlich geleiftet hat. Wie 
lange eine Ehefrau dem Ehemanne ihre häuslichen Dienſte zu leiſten imſtande und deshalb auch 
verpflichtet wäre, iſt nach den Lebensverhältniſſen der Eheleute und nach der Geſundheit und 
Rüſtigkeit der Frau zu beurteilen. Rüſtige Hausfrauen find oft bis in das hohe Alter im Haufe 
tätig, und der Ausfall ihrer Arbeit iſt alsdann auch eine Vermögenseinbuße für den Ehemann 
(RG JW 1910, 8113). Daß der Verletzte unter allen Umſtänden dem Dienſtberechtigten bereits 
wirklich Dienſte geleiftet haben müßte (jo Staudinger A 3b), ift nicht erforderlich; denn der 
Anſpruch geht auf Erſatz der entgehenden Dienſte für die Zukunft. Für die Bemeſſung der Höhe 
der Entſchädigung kann als ungefährer Maßſtab der Lohn oder Gehalt dienen, der einer an Stelle 
des Getöteten oder Verletzten anzunehmenden fremden Hilfskraft nach den ortsüblichen Lohn⸗ 
verhältniſſen gezahlt werden muß, unter Berückſichtigung der etwaigen Gegenleiſtungen, die dem 
Dritten familienrechtlich für den Empfang der Dienfte obgelegen haben (M 2, 632). Eine Geld⸗ 
rente iſt auch dann zu zahlen, wenn der Dritte an Stelle der ihm entgehenden Dienſte ohne Auf- 
wendung von Geld ſeine eigene Arbeitskraft anſpannt oder ſich mit unentgeltlich erlangten oder 
billigen Aushilfen anderer behilft RG RR 1933 Nr 922). Künftige und mögliche Veränderun⸗ 
gen (Wiederverheiratung des Ehemanns) ſind für die Zuerkennung der Entſchädigung nicht in 
Betracht zu ziehen; der Weg, fie zur Geltung zu bringen, iſt durch 9 323 ZPO gewieſen (RG 
4. 4. 07 VI 278/06). Der Grundſatz der Anrechnung anderweitigen ausgleichenden Erſatzes (vgl. 
A 3d zu $ 843 und A 6e zu $ 844) gilt ſelbſtverſtändlich auch für § 845 (Anrechnung von Unfall⸗ 
renten, die der Gütergemeinſchaft zugefloſſen ſind, Rc JW 1911, 3512), 


4. Einer beſonderen Erörterung bedarf das Verhältnis des nach § 845 dem Ehemanne zu⸗ 
ſtehenden Erſatzanſpruchs zu den eigenen Anſprüchen der verletzten Ehefran gemäß § 843. 


Unerlaubte Handlungen $ 845 721 


Nach einer Entſcheidung RG 11. 2. 07 VI 225/06 und anderen Urteilen verteilen ſich die An⸗ 
ſprüche in folgender Weiſe: a) Der verletzten Ehefrau ſteht nach den 85 842, 843 der Anſpruch 
auf Erſatz der Kur- und Pflegekoſten zu, die fie unabhängig von der tatſächlichen Verausgabung, 
alſo auch dann erhalten kann wenn der Ehemann die fraglichen Koſten auf Grund feiner Unter- 
haltspflicht gezahlt hat; ſie hat weiter den Anſpruch auf Schmerzensgeld nach 8 847. Dieſe Teile 
des Schadenserſatzanſpruchs gehören zum eingebrachten Gute der Ehefrau (88 1363, 1365 BGB: 
RG JW 1921, 393°). b) Sie hat ferner nach denſelben geſetzlichen Beſtimmungen den Anſpruch 
auf eine Rente wegen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit und Vermehrung der Bedürfniſſe. 
Der Anſpruch wegen Verminderung der Erwerbsfähigkeit iſt aber, da ein Schadenserſatzanſpruch 
einen entſtandenen Schaden vorausſetzt, eingeſchränkt auf den ſelbſtändigen Erwerb, dem die 
Ehefrau außerhalb des Haushalts und Geſchäfts ihres Ehemanns nachgeht ($ 1367, RG 139, 289; 
Einnahme aus Zimmervermietung RG Warn 1913 Nr 22), und auf die etwaige Einbuße in einer 
möglichen künftigen Ausnutzung ihrer Erwerbskraft nach Auflöſung der Ehe, deren Geltend⸗ 
machung nur im Wege der Feſtſtellungsklage erfolgen kann (RG JW 05, 34112; 08, 2738). Der 
Rentenanſpruch wegen Vermehrung der Bedürfniſſe iſt Beſtandteil des eingebrachten Gutes, 
derjenige wegen Verluſts oder Minderung des ſelbſtändigen Erwerbs Vorbehaltsgut (88 1367, 
1370; RO JW 1921, 393°); beide Teile der Rente find alſo hier zu ſondern. Hat die Ehefrau 
ferner tatſächlich vor der Verletzung die Koſten des Haushalts aus den Einkünften ihres Vor⸗ 
behaltsguts beſtritten, fo iſt fie auch ſelbſt trotz F 845 klageberechtigt (RG 85, 81). Dagegen ſteht 
c) der Anſpruch auf Erſatz des durch Wegfall der ſämtlichen Dienſte und der Hilfstätigkeit der 
Ehefrau im Gewerbe des Ehemanns entſtandenen Schadens nach § 845 dem Ehe manne, und 
nur dieſem zu; ein Anſpruch der Ehefrau ſelbſt wegen verminderter Erwerbsfähigkeit infolge 
der notwendig gewordenen Einſtellung oder Einſchränkung dieſer Tätigkeit beſteht daneben nicht 
(MG 63, 195; 64, 323; 73, 309; 85, 61; 139, 289; JW 05 S. 34112, 46928, 06, 38512; 08, 2738; 
1911, 810“ JW 1921, 393°; Warn 08 Nr 520; 09 Nr 300; abweichend Warn 08 Nr 640). Ledig⸗ 
lich inſoweit, als d) die Vermehrung der Ausgaben für den Haushalt und das Geſchäft eine Rück⸗ 
wirkung auf das Maß des von dem Ehemanne der Ehefrau zu gewährenden Unterhalts (§ 1360) 
möglicherweiſe ausüben wird, kann auch ihr eine Vermögenseinbuße entſtehen und deshalb von 
einem eigenen Schadenserſatzanſpruche der Ehefrau die Rede ſein, der aber ſelbſtverſtändlich durch 
den vom Ehemanne wegen ſeines Schadens erhobenen Anſpruch aufgezehrt wird (RG 47, 84; 63, 
195; JW 005, 34112; 06 S. 38512, 469%, 75128, 09, 4831; 1911, 81077; 1913, 9915; Warn 08 
Nr 520; 1910 Nr 197). Eine gemeinſchaftliche Klage der Eheleute wegen ihrer beider⸗ 
nern Anſprüche iſt zuläſſig und zu empfehlen, weil dadurch der Gefahr einer Erhebung doppelter 

uſprüche wegen desſelben Schadens begegnet wird (RG JW 1911, 81017; 1913, 3765; Warn 
09 Nr 300; 1911 Nr 83; Gruch 49, 944; 19. 4. 05 VI 349/04; 29. 1. 06 VI 173/05). Die Zu⸗ 
ſtimmung des Ehemanns zur Klage der Ehefrau, die im Klagevortrage auszusprechen iſt, macht 
die letztere auch allein klageberechtigt, ſelbſt inſoweit an ſich der Anſpruch nur dem Ehemanne zu⸗ 
ſteht (NG JW 1931, 1188 RG Warn 1916 Nr 156). e) Das Vorſtehende gilt beim geſetzlichen 
Güterſtande, für deſſen Geltung die Vermutung ſtreitet (Rö JW 1913, 9915) Bei dem Güter⸗ 
ſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft, der Errungenſchaftsge meinſchaft oder der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft erwirbt die Frau in der Ehe nicht dem Manne, ſondern dem Geſamtgute, dem auch 
der eheliche Aufwand zur Laſt fällt; das Geſamtgut wird aber von dem Ehemanne verwaltet 
und vertreten ($$ 1438, 1443, 1458, 1519, 1529, 1549), * daß dieſer nach allen oben bezeichneten 
Richtungen den Rechtsſtreit für das Geſamtgut zu führen hat (RG 73,309; JW 1911, 8107; 
Warn 1910 Nr 389; 1911 Nr 83). Das gilt dann auch für das Gebiet des RpaftpflG und des 
Kraftfahrcg, weil hier das eheliche Güterrecht die Grundlage der Klageberechtigung bildet; was 
die Ehefrau, ſei es im Hausweſen oder im Gewerbe des Mannes, erwirbt, gehört zu geſamter 
Hand beiden Eheleuten, und der Verluſt iſt unmittelbar auch ein Schaden der Frau (RG JW 
1914, 431). Das gleiche iſt von der Fahrnisgemeinſchaft zu ſagen (MG Warn 1914 Nr 258). 
Auch hier iſt aber die gemeinſchaftliche Klage der Ehefrau allein mit Zuſtimmung des Ehemanns 
unbedenklich, da dieſe Zuſtimmung die Beſchränkung der Frau in der Verwaltung des Geſamtguts 
aufhebt (R 60,146; 73,309; JW 1911, 8107 Warn 09 Nr 300; 1911 Nr 83). Der höchſt⸗ 
perſönliche Anſpruch auf ein Schmerzensgeld (8 847) gehört bei der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft zum Sondergut ($ 1439), beim geſetzlichen Güterſtande (RG 90 S. 65 u. 96; ZW 1921, 
3935) ſowie bei der Errungenſchaftsge meinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft zum einge- 
brachten Gut ($$ 1363, 1365, 1522, 1552); für deſſen Vertretung gilt nach $$ 1525 u. 1549 
der § 1380. 


5, Die Rente, auf die auch für den Anſpruch aus $ 845 regelmäßig erkannt werden ſoll, unter⸗ 
liegt nicht den fen deen der S$ 708 Nr 6 u. 850 Abſ 1 Nr 2 und Abſ3 ZPO; 
fie iſt mithin auch übertragbar, aufrechenbar und berpfändbar (58 400, 394, 1274 Abſ 2 BGB). 
Der Rentenanſpruch (8 845 Satz 1) und der Kapitalabſindungsanſpruch (59 845 Satz 2, 843 Abſ 3) 
ſind nicht zwei verſchiedene en ſondern nur zwei verſchiedene Formen des nämlichen 
Anſpruchs (RG 77, 216; RO HRR 1933 Nr 1083). 
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8 816 


Hat in den Fällen der 88 844, 845 bei der Entſtehung des Schadens, den 
der Oritte erleidet, ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt, ſo finden auf 
den Anſpruch des Dritten die Vorſchriften des § 254 Anwendung !). 

E II 769; P 2 639, 640. 

1. Die Beſtimmung des $ 846 enthält zunächſt eine Ausdehnung der Anwendung des $ 254 
auf die Fälle der 89 844, 845: die ſelbſtändigen Schadenserſatzanſprüche Dritter nach dieſen Para⸗ 
graphen durch das mitwirkende Verſchulden des unmittelbar Verletzten in gleicher Weiſe 
aufgehoben oder gemindert werden, als wenn es ſich um deſſen eigene Anſprüche handelte (R 
51, 275). Der allgemeine in der Geſetzesvorſchrift enthaltene Gedanke iſt, daß in demſelben Maße, 
wie die eigenen Anſprüche des unmittelbar Verletzten in ihrer Entſtohung von feinem Verhalten 
beeinflußt werden können, auch die Anſprüche der mittelbar Geſchädigten dieſen von ſeinem Ver⸗ 
halten ausgehenden Einwirkungen unterliegen (RG 62, 313; 69, 186). So erſcheint trotz aller 
Selbſtändigkeit der Schadenserſatzanſprüche der $$ 844, 845 der unmittelbar Verletzte als Rechts⸗ 
vorgänger des erſatzberechtigten Dritten. Daraus folgt, daß über das mitwirkende Verſchulden 
des unmittelbar Verletzten nach 8 445 ZPO dem Dritten der Eid zugeſchoben werden kann (RG 
69, 186); daraus folgt weiter materiellrechtlich, daß, wenn der unmittelbar Verletzte, auch ohne 
daß ein Verſchulden auf feiner Seite vorliegt, den Erſatzpflichtigen von feiner Haftung befreit 
und die Gefahr ihm gegenüber übernommen hatte, dadurch auch der Anſpruch des dritten Erſatz⸗ 
berechtigten aufgehoben wird, der davon abhängig iſt, daß die Vorausſetzungen eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs in der Perſon des unmittelbar Verletzten gegeben waren (MG 65, 313; 69, 186; 
128, 229; JW 05, 14322). Dem mittelbar verletzten und aus $ 844 klagenden Kinde einer getöteten 
Mutter kann aber nicht das Verſchulden des durch denſelben Unfall getöteten Vaters entgegen⸗ 
gehalten werden (R Warn 1910 Nr 461). Daneben wird der Anſpruch des mittelbar Verletzten 
nach dem allgemeinen Grundſatze des $ 254 auch durch fein eigenes mitwirkendes Ver ⸗ 
ſchulden, das naturgemäß hauptſächlich ein ſolches nach § 254 Abſ 2 — Unterlaſſung der Ab⸗ 
wendung oder Minderung des Schadens — ſein wird, aufgehoben oder gemindert, da zwar die 
Entſtehung ſeines Anſpruchs von dem Verhalten des unmittelbar Verletzten beeinflußt wird, der 
Anspruch aber im übrigen von dem des Verletzten unabhängig iſt (RG 55, 24; 18. 12. 05 VI 
117/05; 11. 1. 07 III 231/06). Über die Anrechnung des eigenen Mitverſchuldens, wenn der 
Ehemann Anſprüche nicht nach § 845, ſondern kraft Abtretung ſeitens der bei einem Fahrzeug⸗ 
zuſammenſtoß verletzten Ehefrau erhebt, ſ. RG 139, 289. Über eine entſprechende Anwendung 
des Grundſatzes des § 846 bei der Vertragsklage des Mieters gegen den Vermieter auf Erſatz des 
ſeiner Ehefrau durch einen vom Vermieter verſchuldeten Mangel der Mietſache entſtandenen 
Schadens |. RG 81, 214. 


9 847 


1) Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit ſowie im 
Falle der Freiheitsentziehung ?) kann der Verletzte auch wegen des Schadens, 
der nicht Vermögensſchaden iſt ), eine billige Entſchädigung in Geld ver- 
langen ). Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben 
über, es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig 
geworden iſt ö). 7; 

Ein gleicher Anfpruch ſteht einer Frauensperſon zu, gegen die ein Verbrechen 
oder Vergehen wider die Sittlichkeit begangen oder die durch Hinterliſt, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Ge⸗ 
ſtattung der außerehelichen Beiwohnung beſtimmt wird ®). 

E 1 748 II 770; M 2 790803; P 2 640, 641. 

1. Dem Schadenserſatze, der den Ausgleich der Verluſte herbeiführen ſoll, die eine u. H. für 
das Vermögen des Verletzten zur Folge gehabt hat ($$ 249, 842, 843), fügt $ 847 für gewiſſe 
Verletzungen perſönlicher Rechtsgüter eine weitere Entſchädigung hinzu, die nicht dem Ver⸗ 
mögen des Beſchädigten etwas ihm Entzogenes wieder zuführen, ſondern ſein Vermögen ver⸗ 
mehren ſoll, indem ſie ihm in Geld eine Vergütung bietet für erlittene körperliche Schmerzen, 
Verunſtaltungen und Schmälerungen des körperlichen oder ſeeliſchen Wohlbefindens, mit denen 
eine Schädigung des Erwerbs nicht verbunden iſt. Dieſe Entſchädigung, das ſog. Schmerzens⸗ 
geld, kann nur in den beſtimmten vom Geſetz hervorgehobenen Fallen beanſprucht werden; eine 
entſprechende Anwendung der Vorſchrift iſt ausgeſchloſſen, wie in § 253 ausdrücklich erklärt iſt. 
Ein Schmerzensgeld kann deshalb unter Berufung auf § 847 bei einem lediglich durch Ver⸗ 
letzung von Vertragspflichten der Perſon eines andern zugefügten Schaden nicht ver⸗ 
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langt werden (RG 65, 17; 99, 263; 112, 294; JW 08, 19610, 1910, 11213; 1911, 82442; 1916, 
4887; Warn 08 Nr 445; 09 Nr 102; 1928 Nr 105). Ebenſowenig tft eine Ausdehnung des § 847 
auf das Gebiet des Haftpflichtgeſetzes, des Kraftfahrzeuggeſetzes oder des Luft⸗ 
verkehrsgeſetzes zuläſſig, da dieſe Geſetze den Umfang der dem Verletzten zu gewährenden 
Entſchädigung ſelbſtändig und erſchöpfend regeln (RG 57, 52; 99, 263; IW 08, 19620: 1911, 
82442). Auf § 5 der EiſenbVerkd (RGB 09, 93) kann ein Anſpruch auf Schmerzensgeld nicht 
geſtützt werden, da dieſe Beſtimmung lediglich die Haftpflicht der Eiſenbahnen aus dem Beförde⸗ 
rungsvertrage regelt (RG JW 1916 S. 4887 u. 12763). Die Ausnahmenatur der Beſtimmung 
des $ 847 verbietet auch eine ſinngemäße Anwendung auf ſchuldhafte Verſtöße gegen öffentlich- 
rechtliche Verpflichtungen (RG 112, 294). Selbſtverſtandlich wird der Anſpruch auf Schmerzens⸗ 
geld nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß neben der u. H. auch ein Vertrag, z. B. der Beförderungs⸗ 
vertrag, oder das Kraftfahrzeuggeſetz uſw. den Schadenserſatzanſpruch begründet (NG FW 1916, 
12768; 1932, 371610, HNN 1928 Nr 422). Über den Anſpruch auf Schmerzensgeld im Falle der 
Beamtenhaftung ($ 839, Art 131 RVerf.) ſ. RG 113, 106; RG Warn 1928 Nr 82). Das Schmer- 
zensgeld bildet, als auf beſonderen Vorausſetzungen beruhend, nicht mit den Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen aus 88 842, 843 eine rechtliche Einheit, nicht einen Rechnungspoſten des Geſamt⸗ 
ſchadenserſatzes mit Heilungskoſten und Rente, der mit andern Rechnungspoſten ausgewechſelt 
werden könnte (RG 140, 392; RG JW 1921, 12303). Die Selbſtändigkeit des Anſpruches auf 
Schmerzensgeld hat zur Folge, daß ſeine Verjährung durch die Erhebung der Klage auf Erſatz 
des Vermögensſchadens nicht unterbrochen wird (RG 11. 7. 27 VI 2, 3/27); anders, wenn eine 
Leiſtungsklage Vermögens- und Nichtvermögensſchaden umfaßt, mag auch ein beſtimmter Betrag 
für Schmerzensgeld nicht ausgeſchieden ſein (RG HRR 1932 Nr 122). 

2. Vorausſetzung des Anſpruchs auf ein Schmerzensgeld iſt nach Abſ 1 eine Verletzung des 
Körpers, der Geſundheit oder der Freiheit einer Perſon durch eine u. H. Daß die u. H. eine 
ſchuldhafte ſei, wird nicht gefordert; § 847 bezieht ſich auf alle vom BGB den u. H. beigezählten 
Tatbeſtände, ſofern ſie die Verletzung der bezeichneten Rechtsgüter zum Gegenſtande haben 
(RG 50, 244). Bei Amtspflichtverletzungen (§ 839) haftet der Beamte und ebenſo der an ſeiner 
Stelle haftende Staat auch auf Schmerzensgeld im Rahmen des $ 847 (MG 113, 104; RG Warn 
1930 Nr 73). Verletzungen der Ehre geben den Anſpruch aus 9 847 nicht (RG 140, 392; 142, 116; 
R JW 1932, 30542). Daß neben der Schadenserſatzpflicht aus der u. H. eine vertragliche Erſatz⸗ 
pflicht wegen derſelben Verletzung beſteht, die u. H. alſo zugleich den Tatbeſtand einer Ver⸗ 
tragsverletzung erfüllt, kann den Anſpruch auf den Nichtvermögensſchaden aus § 847 nicht be⸗ 
rühren (NG JW 07, 8295; 1910, 100318; 1. 10. 07 111 89/07; 14. 3. 11 111 112/10). 

3. Der Anſpruch auf ein Schmerzensgeld ſteht nach Abſ 2 ferner den Frauensperſonen zu, 
gegen die ein Verbrechen oder Vergehen gegen die Sittlichkeit verübt worden iſt. Hierunter 
fallen in Verbindung mit $ 823 Abſ 2 die Verfehlungen der 8$ 174, 176, 177, 179, 182 StB, 
zu denen ſich das Verbrechen gegen $ 48 des RGeſ. über das Auswanderungsweſen v. 9. 6. 1897 
(RGBl 463) geſellt. Außerdem begründet nach Abſ 2 den Anſpruch auf ein Schmerzensgeld 
der Tatbeſtand des $ 825. 

4. Beim Vorliegen eines der Tatbeſtände, die in den A 2 u. 3 behandelt find, gibt $ 847 dem 
Verletzten einen Anſpruch auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt. Unter 
dem Verletzten iſt hier nur der unmittelbar Verletzte zu verſtehen; den durch eine u. H. mittelbar 
verletzten Perſonen kommen nur die im Geſetze ihnen ausdrücklich gewährten Anſprüche (89 844, 
845) zu. Schaden, der nicht Vermögensſchaden iſt, ſind alle Benachteiligungen des Verletzten, 
die nicht mit einer Minderung des Vermögens in Gegenwart oder Zukunft verbunden ſind, keine 
Aufwendungen veranlaſſen und den wirtſchaftlichen Erwerb nicht beeinträchtigen (vgl. A 1). 


Zu entſchädigen find nach § 847 nicht nur Schmerzen im engeren Sinne, ſondern die geſamten 


nichtvermögensrechtlichen Folgen, die ein Unfall für den Körper und die Seele des Verletzten 


nach ſich zieht (RG Warn 1932 Nr 40). Körperliche Verunſtaltungen (RG 5. 2. 06 VI 188/05) 


und die damit verbundene Verſchlechterung der Heiratsausſichten für Frauensperſonen (RG 
11. 5. 05 VI 396/04), ſowie Verkümmerungen des körperlichen und geiſtigen Wohlbefindens 
können nach der wirtſchaftlichen Seite als Erſchwerung des Fortkommens im Sinne des $ 842, 
wie nach der Richtung des $ 847 in Betracht kommen; ebenſo die Folgen der u. H. nach Abſ 2. 
Unter den Vorausſetzungen der Abs 1 u. 2 hat jeder Verletzte, ohne daß das Geſetz einen Unter- 
ſchied zwiſchen den verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen gelten läßt (RG 76, 174), einen Rechts ⸗ 
anſpruch auf Zahlung eines Schmerzensgeldes, der durch „reichliche“ Bemeſſung des vermögens⸗ 
rechtlichen Schadenserſatzes nicht befriedigt wird (RG 69, 296; JW 1913, 5437; 1915, 897). Eines 
beſonderen Nachweiſes, daß ein Schaden entſtanden ſei, der nicht Vermögensſchaden iſt, bedarf 
es deshalb nicht; das Schmerzensgeld ift ſtets zuzuſprechen, wenn eine u. H. vorliegt, die in einer 
Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung oder Freiheitsentziehung beſteht; ſeine Ausmeſſung 
iſt Sache tatſächlicher Würdigung (NG aad.). Daraus ergibt ſich weiter prozeßrechtlich, daß 
es prozeſſualiſch für den Erlaß eines Zwiſchenurteils nach $ 304 ZPO nicht einer beſonderen 
Feſtſtellung bedarf, daß der Verletzte überhaupt einen Nichtvermögensſchaden erlitten habe (RG 
JW 07, 2026; 1911 S. 279, 7549; 1913, 5437; Warn 1914 Nr 18; abweichend früher JW 06, 33920). 
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5. Die Vergütung des Nichtvermögensſchadens ſoll in einer billigen Entſchädigung in Geld 
beſtehen. Bei Beſtimmung ihrer Höhe, die nach $ 287 ZRO dem freien Ermeſſen des Gerichts 
A unterliegt, find vor allem Dauer und Heftigkeit der Schmerzen, Schwere der Verletzung, Be⸗ 
deutung einer bleibenden oder vorübergehenden Entſtellung, Beeinträchtigung der Lebens⸗ 
freude, ſeeliſche Bedrückungen und Sorgen, außerdem die beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe, 
insbeſondere auch die gute Vermögenslage des Erſatzberechtigten, in Betracht zu ziehen (RG 
63, 104; 76, 174; 140, 392; JW 1911, 279%; 1913, 5437; 1915, 920°; 1933, 830°; Warn 1921 Nr 25; 
1932 Nr 40, 177; R6 Seuff A 86 Nr 113; RG 19. 2. 06 VI 213/05; ſ. auch HAN 1931 Nr 503, 
1309); dabei darf aber nicht eine Verſicherungsſumme in Anſchlag gebracht werden, die dem 
Erſatzpflichtigen gerade wegen dieſer beſonderen Schadenserſatzverpflichtung Schadloshaltung 
gewähren ſoll, nachdem ihr Betrag feſtgeſetzt iſt (MG 63, 104; 136, 60; RS JW 1925, 359911; 
1933, 779). Eine die Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz rechtfertigende Verkennung des Be⸗ 
griffs einer billigen Entſchädigung liegt in der einſeitigen Bemeſſung nach den guten Vermögens⸗ 
verhältniſſen des Erſatzberechtigken ohne Berücksichtigung der Verhältniſſe des Verpflichteten 
(RG 28. 5. 25 IV 69/25). Iſt der Staat (Fiskus) der Erſaßpflichtige, fo fällt freilich die Rückſicht⸗ 
nahme auf ſeine Vermögensverhältniſſe weg; denn das Vermögen des Fiskus dient den öffent⸗ 
lichen Staatszwecken und kann nicht zu dem Vermögen des Erſatzberechtigten in ein Verhältnis 
gebracht werden (MG JW 1915, 9206). Berückſichtigung der ſeit der Verletzung eingetretenen 
Geldentwertung |. RG JW 1922, 1742. Der vermögensrechtliche Schaden des Verletzten iſt bei 
der Bemeſſung des Schmerzensgeldes ſchlechthin außer Berückſichtigung zu laſſen (vgl. A 4; 
NG 76, 174; JW 08, 55012; 1913, 5437). Dagegen ift eine Berückſichtigung wie anderer Umſtände 
des Falles (vgl. $ 829 A 5), fo auch des Grades des Verſchuldens des Schädigers — namentlich 
eines beſonders groben Verſchuldens, das auf den Geſchädigten verbitternd wirken kann — nicht 
ausgeſchloſſen (MG 136, 60; R JW 1933, 830%; der allgemein ablehnende Standpunkt in RG 
Bayg 1910, 217 iſt damit aufgegeben). Der Natur der Sache nach wird als Schmerzensgeld 
regelmäßig ein Kapital, nicht eine Rente zuzuſprechen ſein; doch iſt bei dauernden Nachteilen 
auch die Zubilligung in Geſtalt einer Rente zuläſſig, die doch nur eine beſondere Form der Ent⸗ 
ſchädigung und auf die Anſprüche der J 843 bis 845 keineswegs beſchränkt iſt (vgl. für die 
Schadensbemeſſung nach 251 R6 68, 429 und für das Schmerzensgeld Warn 1917 Nr 99; 1932 
Nr 177). Auch für die Bemeſſung des Schmerzensgeldes ſind die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zur 
Zeit der Urteilsfällung zugrunde zu legen (RG J 1923, 1742). f 
6. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Weil er 
nicht übertragbar ift, iſt er auch nicht pfändbar ($ 851 ZPO), nicht verpfändbar (§ 1273 Abf 2), 
nicht mit einem Nießbrauch belaftbar ($ 1069 Abſ 2), nicht aufrechenbar ($ 394 Abf 1), nicht Kon⸗ 
kursgegenſtand ($ 1 A| 1 KO). Dieſe Beſchränkungen entfallen, wenn der Anſpruch durch ver⸗ 
tragliche Anerkennung zu einer gewöhnlichen Forderung oder wenn er rechtshängig geworden 
it. Der Schmerzensgeldanſpruch der Ehefrau im geſetzlichen Güterſtande gehört zum eingebrachten 
Gut ($$ 1363, 1365 BGB) und kann deshalb nach § 1380 vom Ehemann im eigenen Namen 
geltend gemacht werden (R 90, 65; 96, 96; 139, 289; JW 1921, 393%). Eine Abtretung des 
Anſpruchs an den Ehemann iſt unwirkſam (RG Seuffel 86 Nr 131). Vgl. A 4 zu § 845. Der 
Anspruch auf Schmerzensgeld geht nicht nach $ 1542 RVO auf den Verſicherungsträger über 
(RG SeuffA 86 Nr 83; RG HR R 1931 Nr 1911; RG 27. 5. 29 IV 700/28; 27. 1.30 VI 738/28). 


8 848 
8 

Wer zur Nückgabe einer Sache verpflichtet iſt, die er einem anderen durch 
eine unerlaubte Handlung entzogen hat, iſt auch für den zufälligen Untergang, 
eine aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Her- 
ausgabe oder eine zufällige Verſchlechterung der Sache verantwortlich !), es 
ſei denn, daß der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder die Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten fein würde 2). 

E 1 716 II 771; M 2 740; P 2 007. 

1. Die dem $ 287 nachgebildete Vorſchrift läßt denjenigen, der einem andern durch eine 
unerlaubte Handlung eine Sache entzogen hat und ihm deshalb nach $ 249 zur Rückgabe ver- 
pflichtet iſt, auch für den Zufall einſtehen, der die Sache trifft, ſie zerſtört, verſchlechtert oder 
dem Erſatzberechtigten dauernd entzieht. Sache ift auch hier jede körperliche Sache und nur 
dieſe (8 90). Der Zufall muß die Sache als ſolche treffen; fo kann wohl eine Entwertung der 
Sache als Verſchlechterung in Betracht kommen, nicht aber eine ſolche Wertminderung, die nicht 
die Sache erleidet, ſondern nur ein mit ihr verknüpftes Recht, wie der Kursſturz einer Aktie (RG 
6. 2. 07 1 311/06). Eine Mahnung iſt nicht Vorausſetzung des Rechtes aus $ 848; die Haftung 
des Erſatzpflichtigen für die Sache erliſcht aber, nachdem der Beſchädigte gemäß $ 250 den Erſatz 
ſeines Schadens in Geld verlangt hat. Darüber, wann Herausgabe und wann ſtatt ihrer Geld⸗ 
zahlung verlangt werden kann, entſcheidet $ 848 nichts (MG Warn 1911 Nr 81). 
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2. Der Rückgabe verpflichtete iſt von der Haftung für Zufall entlaſtet, wenn der Untergang, 
die Verſchlechterung, die Unmöglichkeit der Herausgabe auch ohne die Entziehung die Sache 
getroffen haben würde. Die Beweislaſt hierfür trifft den Herausgabeverpflichteten. Daß 
derſelbe Zufall, der die entzogene Sache getroffen hat, ſie auch bei dem Beſchädigten getroffen 
haben würde, ift nicht erfordert; auch irgendein anderer Zufall, der dieſelbe Wirkung gehabt haben 
würde, genügt (M 2, 607). Deshalb muß ſich der Grundſtückseigentümer, dem ein Eiſenbahn⸗ 
unternehmer widerrechtlich ein Stück Landes weggenommen und zur Eiſenbahnanlage gezogen 
hat, mit dem Werterſatze begnügen, den er bei der Enteignung erhalten haben würde, wenn 
ohne die Entziehung die Enteignung zugunſten des Bahnbaues eingeleitet worden ſein würde 
(NG 13. 5. 08 V 415/07). 


8 849 


Bit wegen der Entziehung einer Sache der Wert oder wegen der Befchädigung 
einer Sache die Wertminderung zu erſetzen, ſo kann der Verletzte Zinſen des 
zu erſetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Be- 
ſtimmung des Wertes zugrunde gelegt wird ). 

EI 717 JI 772; M 2 740, 741; P 2 607. 

1. Die hier feſtgeſetzte Verzinſungspflicht für den Betrag des Werterſatzes an Stelle der 
Rückgabe einer entzogenen Sache ($ 90) entſpricht der ähnlichen Regelung für den Fall des Verzugs 
in der Herausgabe einer Sache in § 290. Den Nachweis eines Schadens ſetzt fie nicht voraus, 
ſchließt aber die Geltendmachung eines nachzuweiſenden höheren Schadens nicht aus. Wird dem 
Erſatzberechtigten ein entgangener Gewinn zugeſprochen, den er aus der Sache gezogen haben 
würde, ſo kann daneben ſelbſtverſtändlich nicht Verzinſung des Werterſatzes verlangt werden. 
Der Zinsfuß ift der geſetzliche ($ 246); den Zeitpunkt, der der Wertbeſtimmung zugrunde gelegt 
wird, ſetzt das Gericht nach der Sachlage in freiem Ermeſſen ($ 287 ZPO) feſt. § 849 trifft auch 
den Fall der Entziehung von Geld durch eine u. H., die in der Entfremdung von Geldſtücken 
befteht (M 2, 740). 


$ 850 

Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete Berwen- 
dungen auf die Sache, ſo ſtehen ihm dem Verletzten gegenüber die Nechte zu, 
die der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat!). 

E 1 718 II 772; M 2 741; P 2 607. 

1. Die Rechte, die der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat, 
find in den $$ 994— 1003 beſtimmt. Über notwendige Verwendungen handeln die $$ 994, 995, 
über nützliche $ 996, über die Wirkung einer Genehmigung der Verwendungen $ 1001. Wegen 
der Verwendungen, die ihm zu erſetzen ſind, ſteht dem Beſitzer auch das Recht der Zurückbehaltung 
der Sache nach $ 273 zu, es ſei denn, daß er die Sache durch eine vorſätzlich begangene u. H. erlangt 
hat (5 273 Abſ 2, § 1000 Satz 2). 


8 851 


1) Leiſtet der wegen der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen 
Sache zum Schadenserſatze Verpflichtete den Erſatz an denjenigen, in deſſen 
Beſitze ſich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung befunden 
hat, ſo wird er durch die Leiſtung auch dann befreit ?), wenn ein Dritter Eigen- 
tümer der Sache war oder ein ſonſtiges Necht an der Sache hatte, es ſei denn, 
daß ihm das Necht des Dritten bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt iſt ). 

E II 774; P 2 607609. 

1. Auch wer wegen einer u. H. zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, ſoll des Schutzes ſeines 
guten Glaubens bei der Leiſtung des Schadenserſatzes nicht verluſtig gehen. Er muß wiſſen, 
an wen er dieſen leiſten ſoll, und ſoll vor Doppelzahlungen geſichert ſein, wenn er an denjenigen 
geleiſtet hat, den er für den richtigen Empfänger der Erſatzleiſtung angeſehen hat und anſehen 
a. Die dem Schutze dieſes guten Glaubens dienende Beſtimmung des $ 851 beſchränkt ſich 
auf den Fall der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen Sache. Der Beſitz iſt ein 
äußerlich erkennbarer Zuſtand, nicht aber das Eigentumsrecht oder ſonſtige Recht an der Sache, 
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das deſſen Träger zu dem eigentlich durch die u. H. Beſchädigten macht. Es iſt das natürliche, 
daß der Schädiger Schadenserſatz an denjenigen leiftet, der zur Zeit der Ent- 
ziehung oder der Beſchädigung der Beſitzer der Sache war. Dieſe Leiſtung ſoll den 
Schädiger daher befreien, wie wenn ſie an den eigentlich Berechtigten erfolgt wäre. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann nur diejenige Erſatzleiſtung für den angerichteten Schaden, welche dieſen im ganzen 
deckt, den Schädiger auch ganz befreien. Die Befreiung hat die Wirkung, daß die weitere end⸗ 
gültige Ausgleichung zwiſchen dem Beſitzer und dem eigentlich Berechtigten ſtattzufinden hat 
($ 816). Eine ausdehnende Anwendung des Paragraphen auf unkörperliche Gegenſtände, an 
denen kein Beſitz beſteht, ift nicht zuläſſig. 

3. Die Befreiung tritt nicht ein, wenn der zum Schadenserſatz Verpflichtete das beſſere 
Recht eines Dritten an der Sache kannte oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte. 
Die grobe Fahrläſſigkeit des § 851 (vgl. $ 277) iſt eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (58 276, 277). Der Begriff iſt ein Rechtsbegriff (MG JW 04, 
406°). Maßgebend für die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des Rechtes des Dritten 
ift die Zeit der Erſatzleiſtung. Den böſen Glauben (die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis 
55 beſſeren Rechtes des Dritten) auf feiten des Schadenserſatzpflichtigen hat der Verletzte zu 

eweiſen. 


8 852 


) Der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung 2) ent- 
ſtandenen Schadens ) verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
erlangt), ohne Nückſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung 
der Handlung an?) 6) 7). 

Hat der Erfaßpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koſten des 
Verletzten etwas erlangt, ſo iſt er auch nach der Vollendung der Verjährung 
zur Herausgabe nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung verpflichtet 3). 

E 1 719, 720 II 776; M 2 741744; P 2 009612. 


1. Das BOB ſieht für die Anſprüche aus einer u. H. eine zweifache Verjährung von drei 
und von dreißig Jahren vor, deren Beginn für beide Fälle abweichend von der allgemeinen Regel 
des $ 198 feſtgeſetzt iſt. Bei keiner der beiden Verjährungen des $ 852 ift der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung des Anspruchs für den Beginn der Verjährungsfriſt maßgebend. Der Beginn der kurzen 
Verjährung richtet ſich nach der Kenntnis des Verletzten von dem Schaden und der Perſon des 
Täters, der Beginn der längeren nach dem Zeitpunkt der Begehung der u. H. — Über die Be⸗ 
rufung auf den Ablauf der Verjährungszeit des $ 852 bei im Auslande von einem Deutſchen 
begangenen unerlaubten Handlungen |. Ech Art 12 und R 118, 141. 

2. Der Begriff der unerlaubten Handlung ift in $ 852 in demſelben weiteren Sinne zu faſſen, 
in dem die Titelüberſchrift ihn verſteht. Die Verjährungsvorſchrift des 9 852 erſtreckt ſich deshalb 
auf alle Tatbeſtände, die dieſem weiteren Begriffe zu unterftellen find (RG 67, 141), mögen ſie 
im BGB oder in einem andern Geſetze geregelt fein, ſofern nicht hierfür eine beſondere Ver⸗ 
jährungsvorſchrift geſchaffen iſt (vgl. Vorbem 1 u. 2 vor $ 823). So iſt $ 852 auch auf die Anſprüche 
aus einer Eigentumsverletzung nach 98 906, 1004 anzuwenden (RG 70, 150; NW 1912, 3125; 
1926, 115119; Warn 1910 Nr 365; 1914 Nr 189; Gruch 69, 105), ebenſo auf Schadenserſatz⸗ 
anſprüche aus $$ 302 Abs 4, 600 Abſ 2, 717 Abſ 2, 945 ZPO (MG 74 S. 249, 434; 106, 289; JW 
1911, 153105 1913, 43817; RG Warn 1927 Nr 127; a. M. Staudinger $ 852 A 8e); ferner auf 
Schadenserſatzanſprüche aus $ 1 des preuß. Geſ. vom 11. März 1850 über die Verpflichtung 
der Gemeinden zum Erfah des bei öffentlichen Aufläufen entſtandenen Schadens (RG 122, 320); 
nicht dagegen auf Erſatzanſprüche des Eigentümers nach 58 985ff. (RG 117, 423). Wenn der 
Tatbeſtand einer u. H. im beſonderen Falle zugleich eine Vertragsverletzung enthält, ſo zieht die 
kürzere Verjährung des Anſpruchs aus der u. H. nicht auch das Erlöſchen des Vertragsanſpruchs 
nach ſich, für den eine längere Verjährung gilt (NG 66, 86; 96, 53; 131, 278), fo des Anſpruchs 
aus dem Beförderungsvertrage, ferner aus § 618, aus $$ 62, 76 HGB, aus § 463 Satz 2 BOB 
(RG Warn 1913 Nr 282; 1914 Nr 180). Da die Amtstätigkeit des Notars nicht zugleich Vertrags⸗ 
gegenſtand ſein kann (vgl. A zu $ 675, Abf 42 zu $ 839), regelt ſich die Verjährung der Anſprüche 
gegen den Notar wegen Amtspflichtverſehen allein aus $ 852 (NG Warn 1915 Nr 115). Bei An⸗ 
ſprüchen aus mehrfacher Amtspflichtverletzung nach $ 839 können mehrere ſelbſtändige unerlaubte 
Handlungen vorliegen, für welche die Vorausetzungen der Verjährung nach $ 852 beſonders feſt⸗ 
zuhalten find (NG 29. 3. 27 III 22/27). Dagegen zehrt die kürzere Verjährung der Anſprüche 
aus Vertragsverletzungen beſonderer Art, wie in $$ 558, 606, auch den Anſpruch aus der u. H. 
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auf, weil die Beſtimmung, die die kürzere Verjährung anordnet, ſonſt bedeutungslos werden 
und ihren Zweck nicht erfüllen würde (RG 66, 363). Aus demſelben Grunde findet die kürzere 
Verjährung aus § 1057 (Anſpruch des Eigentümers wegen Verſchlechterung der Sache durch den 
Nießbraucher) auch dann Anwendung, wenn die Verſchlechterung auf eine u. H. des Nießbrauchers 
zurückzuführen iſt (RG Warn 08 Nr 320). Die Pflichtverletzung des Vormundes ($ 1833) erſcheint 
nicht als u. H., ſondern als Verletzung der Pflichten aus einem familienrechtlichen Schutzverhält⸗ 
niſſe; auf Rückgriffsanſprüche des Mündels gegen den Vormund erleidet daher $ 852 keine An⸗ 
wendung (RG 8. 7. 07 1V 29/07). Ebenſo gehören die Anſprüche des Staates gegen feine Beamten 
wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten nicht hierher (RC JW 1927, 1249). Die Anſprüche der 
Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Aufſichtsrats aus $ 41 Gen find keine Anſprüche aus 
u. H., ſondern beruhen auf vertraglicher Grundlage und unterliegen lediglich der Verjährung 
nach § 41 Abſ 4 d. Gef. (RG 87, 306). Auch Anſprüche aus § 75 Ein! z. PrA LR find keine An- 
ſprüche aus u. H., auf die $ 852 Anwendung finden kann (RG 78, 202; 23 1919, 1075). 8 852 
gilt ferner nicht für die Ausgleichungsanſprüche der mehreren Perſonen, die für denſelben Schaden 
aus u. H. nebeneinander verantwortlich find (88 830, 840, 426; RG 69, 422; 77, 317; JW 1910, 
23514; pgl. dazu für $ 8 Haftpflcß RS JW 1910, 23519); denn hier handelt es ſich um Anſprüche 
aus dem Geſamtſchuldverhältniſſe, nicht aus der u. H. Über die Verjährung des Abänderungs⸗ 
anſpruchs aus 9 323 ZPO vgl. § 843 A 4% und unten A 40. Anſprüche aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag oder der Bereicherung wegen Aufwendungen Dritter zur Beſeitigung eines aus 
u. H. herrührenden Schadens, die gegen den Erſatzpflichtigen erhoben werden, ſind ſelbſtändig 
und unterliegen nicht der kurzen Verjährung des § 852 (RG 86, 96). 

3. Wie die ſämtlichen Beſtimmungen des 25. Titels ſpricht auch 8 852 nur von dem Schadens⸗ 
erſatzanſpruche (88 249, 842, 843 ff.) des Verletzten, nicht von dem daneben beſtehenden An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung der rechtswidrigen Eingriffe (vgl. darüber Vorbem 6 vor $ 823. 
Selbſtverſtändlich zieht aber die Verjährung der Schadenserſatzklage auch die Verjährung der 
Unterlaſſungsklage nach ſich (RG 22. 5. 08 11 5/08), und zwar nicht nur der Unterlaſſungsklage 
auf Wiederherſtellung (Vorbem 6 II vor $ 823), ſondern auch der vorbeugenden Unterlaſſungs⸗ 
klage (Vorbem 6 III ebenda), da auch dieſe Klage einen gegenſtändlich widerrechtlichen Eingriff 
in ein durch die Beſtimmungen über die u. H. geſchütztes Rechtsgut ($$ 823, 824) vorausſetzt und 
als eine Klage aus oder wegen u. H. erſcheint (vgl. ebenda). . 

4. Der Beginn der kürzeren dreijährigen Verjährung des 9 852 ſetzt die Kenntnis 
des Verletzten von dem Schaden und von der Perſon des Erſaßpflichtigen boraus, die durch 
verſchuldete Unkenntnis nicht erſetzt wird (RG 76, 61; JW 1912, 3828; Warn 1912 Nr 308; 
23 1917, 5996, Hegi 1930 Nr 1213). Der Verletzte iſt im Sinne des $ 852 der Erſatzberechtigte; 
im Falle des § 844 kommt es alſo auf die Kenntnis der unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen 
eines Getöteten, im Falle des $ 845 auf diejenige des Ehemanns, nicht der Ehefrau, an (RG 94, 
220; IW 1914, 1951). Verletzt iſt nicht nur der unmittelbar, ſondern auch der mittelbar Be- 
ſchädigte, ſofern ihm nach dem Geſetz Erſatzanſprüche zuſtehen. Der Verletzte iſt aber weiter nur 
derjenige, in deſſen Perſon der Schadenserſatzanſpruch entſtanden iſt, nicht alſo die Berufsge⸗ 
noſſenſchaft oder die Verſicherungsanſtalt, auf die nach $ 1542 RVO im Umfange ihrer Leiſtungen 
der Schadenserſatzanſpruch übergeht, mag auch dieſer Ubergang nach RG 60, 200 ſofort nach der 
10 65 ftattfinden; der Übergang iſt auf den Beginn und Lauf der Verjährung ohne Einfluß 
(NG 63, 388). 

a) Die Kenntnis von dem Schaden iſt die Kenntnis der ſchädlichen Folgen der u. H. im all⸗ 
gemeinen dergeſtalt, daß auf ihrer Grundlage eine Klage auf Schadenserſatz, wenn 
auch nur als Feſtſtellungsklage (RG Warn 09 Nr 103), mit einigermaßen ſicherer Ausſicht auf 
Erfolg angeſtellt werden kann; bloße Vermutungen und Befürchtungen genügen nicht (RG 
JW 1915, 1935; 1918, 3036). Wer durch eine u. H. nur mittelbar inſofern geſchädigt wird, als 
er Dritten z. B. für eine Beſchädigung ihrer Sache erſatzpflichtig iſt, erlangt die Kenntnis von dem 
Schaden im Sinne des $ 852 erſt mit der Kenntnis von feiner Erſaßpflicht (R JW 1927, 12495). 
Der geſamte aus einer u. H. entſpringende Schaden ſtellt dabei eine Einheit dar und erſcheint 
nicht als eine Summe einzelner ſelbſtändiger unzuſammenhängender Schäden; die Ungewißheit 
über den Umfang und die Höhe des Schadens ſchließt deshalb den Beginn der Verjährung nicht 
aus; alle Folgezuſtände, die in dem Zeitpunkte der erlangten Kenntnis von dem Schaden über⸗ 
haupt auch nur als möglich vorauszuſehen waren, ſind mit dieſer allgemeinen Kenntnis dem 
Verletzten bekannt geworden (RG 70, 150; 85, 424; 86 S. 181 u. 384; 106, 285; 119, 208; JW 
07 S. 3025 u. 83210, 08, 1011; 09 S. 72418 u. 72515, 1912 S. 38% u. 7511 1913, 6864; 1914, 
3587; 1915, 193°; 1918, 303°; 1926, 115110; Warn 09 Nr 103, 301, 509; 1912 Nr 29 u. 432; 1913 
Nr 143; 1914 Nr 56, 83; 1916 Nr 137 u. 281; 88 1918, 11332; 1919, 107; Anwendung auf güter- 
gemeinſchaftlichen Schaden R 73, 309). Nur, wenn ſpäter neue Nachteile aus der u. H. entſtehen 
oder erſichtlich werden, die vorher ſich nicht vorausſehen oder erwarten ließen, beginnt für dieſe 
eine beſondere Verjährung mit ihrer Kenntnis und der Kenntnis ihres urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs mit der u. H. (MG 70, 150; 85, 424; 86, 181; JW 07, 8325 08, 100 09, 72519; 1914 
S. 19511 u. 3557, 1915, 655”; 1918, 303°; Warn 09 Nr 103, 301; 1912 Nr 432; 1913 Nr 143; 
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1914 Nr 84; 1916 Nr 137). War an einem Gebäude infolge einer u. H. eine Lockerung der Grund⸗ 
mauern entſtanden und erkennbar geworden, ſo ſind die einzelnen nach und nach ſich bildenden 
Riſſe der (ebäudewände nicht neue Schäden, ſondern Folgeerſcheinungen des früher erkannten 
Schadens (RG JW 09, 72418; 1912, 75116). Treten aber ſpäter neue Wirkungen einer u. H. hervor, 
bie erſt infolge nachträglich eintretender Umſtände dem Verletzten weitere Nachteile bereiten, dann 
handelt es ſich um neue Schaden mit neuem Beginn der Verjährung (RG 119, 204). Die nach 
dem Kriegsausgang einſetzende ungeheure Verteuerung der Stoffe und Arbeitslöhne, die die 
Kosten für die Wiederherſtellung einer beſchädigten Sache um das Vielfache in die Höhe ſchnellen 
ließ, war eine Schadensfolge der Sachbeſchädigung, deren mögliche Entſtehung nicht vorher⸗ 
geſehen werden konnte; ſie begründete deshalb den Beginn einer neuen Verjährung (RG 102, 
143). Ebenſo iſt gegenüber der Erhöhung eines Auſpruchs auf Schadenserſatz die Einrede der 
Verjährung dann nicht begründet, wenn die Erhöhung nur auf der inzwiſchen eingetretenen 
(eldentwertung beruht (Res 106, 184; 108, 38, N Warn 1923/24 Nr 114; RG 18. 2. 25 V 
123/24). Bei Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge einer 
Verletzung des Körpers genügt für den Beginn der Verjährung die Kenntnis von 
der Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit überhaupt (R JW 69, 725 0. 1912, 3828, Warn 
09 Nr 301; 1913 Nr 143); ſpätere Verſchlimmerungen der durch die Verletzung hervorgerufenen 
Leiden, die von vornherein mit in Rechnung zu ziehen waren, begründen keine neue Verjährung 
(RG ebenda und Warn 1916 Nr 137; 23 1918, 11332). Wohl aber tun dies Leiden anderer Art, 
die ſich erſt ſpäter einſtellten, innere Erkrankungen oder ſchwere dauernde (chroniſche) Zuſtände, 
während die Verletzung zunächſt als Folgen nur äußere oder leichtere vorübergehende (akute) 
Störungen erkennen ließ (RG 86 S. 181 u. 384; JW 1914, 19511; 1915, 355˙; 1918, 3036; 
Warn 09 Nr 301; 1912 Nr 432; 1914 Nr 56 u. Nr 84; 1916 Nr 137: 23 1921 S. 196 u. 22711), 
Eine wejeniliche Verſchlimmerung des Leidens, die der Arzt dem Verletzten als außerhalb der 
Erwartung ſtehend bezeichnet hat, kann auch dem Verletzten ſelbſt nicht wohl als erkennbar er⸗ 
ſcheinen, jo daß er eine Klage nach verftändiger Erwägung darauf bauen konnte; der Ausſpruch 
des Arztes hindert in ſolchem Falle die Kenntnis des Verletzten und läßt die Verjährung nicht 
eintreten; doch darf es ſich nicht um einen allgemeinen Troſtzuſpruch des Arztes handeln; es muß 
ein beſtimmter Ausſpruch des Arztes vorliegen, der die nachher eingetretene Verſchlimmerung 
dem Nerletzten als ausgeſchloſſen erſcheinen läßt (RG JW 1921, 15320). Für den Beginn der 
Verjährung ift es nicht von Einfluß, wenn der Verletzte zunächſt eine Einbuße am Erwerbe über⸗ 
haupt nicht erleidet (Beamter, der Gehalt bezieht und im Dienſte verbleibt; Ehefrau, die im 
Hausweſen oder Geſchäfte des Mannes tätig iſt), ſofern nur die Kenntnis von der Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit erlangt war, die einen einigermaßen ſicheren Ausblick auf die Erwerbs⸗ 
berhältnifje ber Zutunft geſtattet (RG 73, 309; Warn 09 Nr 509). Hinſichtlich der Steigerung 
aller Preiſe infolge des Kriegsausgangs und der ſtaatlichen Umwälzung muß dasſelbe gelten für 
den Schaden an der Perſon, was vorher für die Beſchädigung einer Sache geſagt wurde; dieſe 
außerordentliche Entwicklung der Dinge war nicht vorherzuſehen; der durch ſie bedingten Er⸗ 
höhung der Schadenserſatzanſprüche ſteht Verjährung deshalb nicht entgegen; es handelt ſich 
um eine neue Schadensfolge (RG JW 1921, 12302; Warn 1921 Nr 149). Für den Be amten, 
der infolge einer Körperverletzung oder Geſundheitsbeſchädigung in den Ruheſtand verſetzt wird 
und dadurch fein bisheriges Dienſteinkommen verliert, beginnt hinſichtlich dieſes Schadens die 
Verjährung mit dem Zeitpunkte, wo ihm die Unausbleiblichkeit dieſes Erwerbsverluſtes bekannt 
wird. War dieſe Folge bei der Schwere der Verletzung von vornherein vorauszuſehen und mußte 
ſie mit in Rechnung gezogen werden, ſo fällt ihre Kenntnis mit der allgemeinen Kenntnis vom 
geſamten Schaden zuſammen (. oben); iſt der Beamte zunächſt in Stellung und Gehalt ver⸗ 
blieben und trat die Notwendigkeit ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand erſt ſpäter hervor, fo ift 
die Kenntnis des Grfafiberechtigten hiervon für den Beginn der Verjährung maßgebend (RG 
85, 424; Je 1915, 656°; Warn 1912 Nr 29). Der Anſpruch aus § 945 ZPO (Vorbem 2 vor 
$ 823 und oben A 2) jet nur voraus, daß durch die Vollziehung der zur Sicherung einer unbe⸗ 
gründeten Forderung angeordneten einſtweiligen Verfügung dem Gegner ein Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt, und die Verjährung beginnt zu laufen, ſobald dieſe den Erſatzanſpruch begründenden 
Tatſachen dem Geſchadigten bekannt geworden find; die Anhängigkeit eines Rechtsſtreits über 
die durch die einftweilige Verfügung geſicherte Forderung iſt ohne Einfluß. Die Frage, ob die 
einſtweilige Verfügung von Anfang an ungerechtfertigt war, kann im Schadenserſatzprozeß ent⸗ 
ſchieden werden (RG 106, 289; RG 22 1926, 2815; 328 1927, 11531). — Die Verjährung eines 
Schadenserſatzanſpruches aus u. H. beginnt in jedem Falle erſt mit deren Abſchluß. Beſteht die 
Handlung z. B. darin, daß der Täter durch Erhebung einer ſittenwidrigen Forderung den Ver⸗ 
letzten zur Zuziehung eines rechtskundigen Beraters nötigt, ſo iſt ſie jo lange nicht abgeſchloſſen, 
als der Täter an ſeiner Forderung feſthält und damit den Verletzten zur Beibehaltung des Be⸗ 
raters beſtimmt (R& 4. 11. 31 1X 290/31). Daß die Wiederholung der ſchädigenden Hand⸗ 
lung ſelbſt immer eine neue Beſchädigung und einen neuen Schadenserſatzanſpruch erzeugt und 
deshalb auch eine neue Verjährung in Lauf ſetzt, ift ſelbſtverſtändlich. Der Umſtand, daß die 
wiederholten ſchadenſtiftenden Handlungen Ausfluß eines einheitlichen Entſchluſſes find, kann eine 
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andere Beurteilung nicht rechtfertigen, insbeſondere nicht bewirken, daß die Verjährung irgend» 
welcher Schadenserſatzanſprüche erſt mit der letzten u. O. für alle beginnt (RG 134, 335). Von der 
fortgeſetzten Wiederholung der u. H. mit ſteter Erneuerung der ſchädlichen Folgen iſt aber wohl 
zu unterſcheiden die Fortdauer eines aus einer einmaligen, in ſich abgeſchloſſenen u. H. hervor⸗ 
gegangenen ſchädlichen Zuſtandes, wobei die Kenntnis von dem Eintritt dieſes Zuſtandes maß⸗ 
gebend iſt (RG JW 07, 83210; 1912, 3115; 1917, 396; 1926, 11511; 1927, 8934; Gruch 69, 105; 
Warn 1914 Nr 189; 23 1918 S. 1075, 322). Anders wieder, wenn die Fortdauer eines ſchäd⸗ 
lichen Zuſtandes nicht auf eine einmalige u. H., ſondern darauf zurückzuführen iſt, daß der Ver⸗ 
pflichtete ſchuldhaft unterläßt, den Zuſtand zu beſeitigen; der Lauf der dreijährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt aus § 852 beginnt hier für jeden infolge der Nichtbeſeitigung eintretenden Schaden 
beſonders mit dem Zeitpunkt, in dem der Beſchädigte von dieſem Schaden Kenntnis erlangt 
(R 106, 283). Die Kenntnis vom Schaden ſetzt natürlich die Kenntnis von der u. H. felbit 
voraus. Bei einem auf Argliſt des Beklagten geſtützten Schadenserſatzanſpruche nach $ 826 iſt 
alſo zum Beginne der Verjährung Kenntnis von der argliſtigen Handlungsweiſe erforderlich. 

b) Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen kann, wenn mehrere Perſonen für 
denſelben Schaden nebeneinander verantwortlich find ($ 840), hinſichtlich der einzelnen zu 
verſchiedenen Zeiten erlangt werden, und die Verjährung beginnt dann gegen die mehreren 
Erſatzpflichtigen dementſprechend an verſchiedenen Zeitpunkten. Wenn mehrere Perſonen nach⸗ 
einander haften — hilfsweiſe Haftung des Unzurechnungsfähigen nach $ 829 und des Beamten 
nach $ 839 Abſ 1 Satz 2 —, jo beginnt die Verjährung gegen den Nachverhafteten erſt mit der 
Kenntnis, daß ein vorverhafteter Erſatzpflichtiger nicht vorhanden iſt (RG 94, 220; JW 1915, 
5942; 4. 5. 26 111 388/25; |. auch unter c). Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen 
muß ſo weit reichen, daß der Beſchädigte eine Klage gegen die Perſon zu begründen in der Lage 
ift; bei Haftung aus Vorſatz gehört dazu die Kenntnis von der argliſtigen Handlungsweiſe (j. oben 
unter a), bei Verſchuldenshaftung die Kentnnis von einem ſchuldhaften Handeln der Perſon, 
das den Schaden verurſacht haben kann, nicht aber eine ſichere Überzeugung von dieſer Verurſachung 
(MG 76, 61; 124, 111; JW 1912, 64012; Warn 1912 Nr 308 u. 432; 1932 Nr 77); für eine Rechts⸗ 
verfolgung gegen einen Geſchäftsunfähigen iſt die Kenntnis von der Perſon des geſetzlichen Ver⸗ 
treters erforderlich (NG Warn 1913 Nr 143). Auch eine auf Rechtsirrtum beruhende Nichtkenntnis 
der Perſon des Erſatzpflichtigen kann dem Beginn der Verjährung entgegenſtehen (vgl. RG 76, 63; 
140, 75; 142, 280; R HN 1932 Nr 446; NG 4. 11. 31 IX 290/31; |. aber auch RG 67, 145). 
Das gilt auch für den Fall der Amtshaftung (8839). Iſt aber der dem Geſchädigten bekannte Sach⸗ 
verhalt derart, daß er für ihn von ſeinem Standpunkt aus eine Amtspflichtverletzung als nahe⸗ 
liegend erſcheinen läßt, ſo ſteht dem Beginne des Verjährungslaufs nichts entgegen, und der 
Verletzte kann ſich nicht nachträglich darauf berufen, er habe nicht gewußt, daß der Beamte nicht 
perſönlich hafte, ſondern an feiner Stelle der Staat oder eine andere öffentlich-rechtliche Körper⸗ 
ſchaft (RG 142, 348). Die nach dieſen Sätzen an ſich vorhandene Kenntnis von der Perſon des Er⸗ 
ſatzpflichtigen wird nicht dadurch berührt, daß der Beſchädigte wegen der Unfallrente mit zwei ver⸗ 
schiedenen Berufsgenoſſenſchaften in Streit war; wohl aber bewirkt ein Beſcheid der Berufsge⸗ 
noſſenſchaft, der der Verfolgung des Anſpruchs entgegenſtand, eine Hemmung der Verjährung 
nach $ 202 (RG 80, 212). Ob die Kenntnis von der Perſon des Erſaßpflichtigen auch die 
Kenntnis der Perſon des Rechtsnachfolgers (Erben) bedingt, auf den die Erſatzpflicht nach ihrer 
Entſtehung übergegangen iſt, läßt R JW 07, 3025 unentſchieden; die Frage iſt nach richtiger 
Anſicht zu verneinen; der Rechtsnachfolger wird erſatzpflichtig nur aus der Perſon des Rechts⸗ 
1 1 dem Jutereſſe des Gläubigers dient für den Fall der Erbfolge die Beſtimmung 

es 8 207. 

c) Wie ſich die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſaßpflichtigen für die 
einzelnen Tatbeſtände der u. H. geſtalten muß, iſt zum Teil ſchon berührt. Die Tatbeſtände der 
98 823—826 bieten nach dieſer Richtung nichts Beſonderes. Für $ 829 ift die Kenntnis, daß ein 
an erſter Stelle zum Erſatze Verpflichteter nicht vorhanden ſei, ſowie die Kenntnis von der Nicht. 
verantwortlichkeit des Hilfserſatzpflichtigen erforderlich (RG 94, 220; ſ. oben unter b, ſowie A 4 
zu 9 829). Für § 831 iſt die Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung einer zu einer Verrichtung 
beſtellten Perſon und von der Perſon des dafür verantwortlichen Geſchäftsherrn zu verlangen, 
wogegen es auf die Kenntnis der zu der Verrichtung beſtellten Perſon nicht ankommt; RG JW 
1913, 686% (ebenſo R6 23 1915, 514°) fordert außerdem die Kenntnis, daß keiner der Umſtände 
vorliege, durch deren Nachweis ſich der Geſchäftsherr von feiner Erfagpflicht befreien kann. Das 
dürfte zu weit gehen; denn ſein Verſchulden wird vermutet, und die Entlaſtung, deren tatächliche 
Grundlagen dem Verletzten meiſt unbekannt und auch für ihn ſchwer erkundbar ſind, iſt Sache 
der Einrede und gehört nicht zur Klagebegründung (RG 70, 379; 87, 1; Warn 1914 Nr 53; vgl. 
A 3 u. 5 zu 9 831). In RG 133, 1 iſt denn auch jene Anſicht aufgegeben und ausgeſprochen worden, 
daß, auch im Falle des § 831, der Lauf der Verjährung nicht erſt in dem Augenblicke beginnt 
in dem der Fordernde weiß, daß keine durchgreifenden Einwendungen und Einreden gegeben 
find. Entſprechend find auch die gleichgearteten Tatbeſtände der 98 832, 833 Satz 2, 834, 836 
bis 838 zu behandeln (jo auch RG aaD.). Für 8 839 iſt gleichwie für $ 829 die Kenntnis erforder- 
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lich, daß ein erſtverhafteter Erſatzpflichtiger nicht in Anſpruch genommen werden kann, gegebenen⸗ 
falls der Ausfall, für den der Beamte aufzukommen hat, auch ſeiner Höhe nach feſtſteht und dieſe 
Höhe dem Geſchädigten bekannt iſt (RG 137, 20; JW 1915, 59425; 1926, 22843; f. auch oben zu b 
und A 6 zu $ 839). Für die Klage aus $ 323 3 PD ift, ſoweit $ 852 in Betracht kommt, auf ſeiten 
des Verletzten, der die Erhöhung oder die weitere Erſtreckung der Rente der Dauer nach verlangt, 
die Kenntnis von der weſentlichen Veränderung erforderlich (RG 86 S. 181 u. 384; ſoweit die 
Verjährung nach $ 8 Haftpfl® ſich regelt, vgl. A 40 zu 5 843). Der Anſpruch des Erſatzverpflichteten 
auf Aufhebung oder Minderung der Rente, auf den die Verjährungsvorſchriften des $ 852 wie 
des $ 8 Haftpfl h und des $ 194 BGB nicht paſſen, iſt der Verjährung überhaupt entrückt. Bei 
dem Verletzten handelt es ſich um eine Erweiterung ſeines Schadenserſatzanſpruches; bei dem 
Erſatzpflichtigen aber im ſtrengen Sinne überhaupt um keinen Anſpruch, ſondern um ein neues, 
vom Geſetze zugelaſſenes Beſtreiten des gegneriſchen Anſpruchs für die Forderungen in der 
Zukunft unter Führung des Gegenbeweiſes. 

5. Die dreißigjährige Verjährung, die ohne Rückſicht auf die Kenntnis nach A 4, d. i. wenn 
dieſe Kenntnis überhaupt nicht oder erſt innerhalb der letzten drei Jahre des dreißigjährigen 
Zeitraums erlangt wurde, ihren Lauf nimmt, beginnt mit der Begehung der u. H. Begangen 
iſt im Sinne des $ 852 die u. H., wenn die die Verletzung herbeiführende Urſache geſetzt iſt, mag 
auch der Anſpruch ſelbſt noch gar nicht entſtanden fein (vgl. M 2, 780). Die Beſtimmung ſetzt 
alfo eine Ausnahme von dem Grundſatze des $ 198. Hier begreift alfo die „Begehung der Hand⸗ 
lung“ nicht den geſamten gegenſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtand der u. H.; vielmehr will 
das Geſetz den Beginn der längeren Verjährung auf das zeitlich am eheſten beſtimmbare Ereignis 
der verurſachenden äußeren Handlung abſtellen, ähnlich wie $ 8 Haftpfl® den Tag des Unfalls 
entſcheiden läßt. Wie ſich hiernach für die einzelnen Tatbeſtände der u. H. der Beginn der dreißig⸗ 
jährigen Verjährung ftellt, iſt zurzeit noch für die Rechtſprechung ohne Intereſſe. Ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Grundhaftung und Hilfshaftung (88 829, 839 Abſ 1 Satz 2; vgl. A 4) beſteht 
für die dreißigjährige Verjährung nicht; ſie beginnt unbedingt und ausnahmslos mit dem Zeit⸗ 
punkte der begangenen Handlung im obigen Sinne. 

6. Für die Vollendung, die Erneuerung, die Unterbrechung der Verjährung gelten die allge⸗ 
meinen Vorſchriften der 88 202 ff. Eine Teilklage unterbricht die Verjährung nur für den geltend 
gemachten Teil, nicht für den ganzen Anſpruch; ein Vorbehalt der Erweiterung in der Klage 
iſt belanglos (RG 57, 372; 65, 398; JW 07, 3025; 08, 1011). Kann zur Zeit der Klagerhebung 
der ganze Schaden nicht en werden, jo muß zur Unterbrechung der Verjährung mit der 
Teilleiſtungsklage eine Feſtſtellungsklage wegen des übrigen Schadens verbunden oder überhaupt 
eine Feſtſtellungsklage (vgl. darüber $ 843 A 4a) erhoben werden (RG 75, 302; 11. 5. 08 VI 
479/07). Die Verjährung des Anſpruchs auf Schmerzensgeld wird durch die Erhebung der Klage 
auf Erſatz des Vermögensſchadens nicht unterbrochen; die Klage auf ein Schmerzensgeld in be⸗ 
ſtimmter Höhe hindert nicht die Verjährung darüber hinausgehender Beträge (RG Warn 1927 
Nr 153). Die Unterbrechung wirkt nach § 211 fort bis zur Erledigung oder rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits. Die Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs nach $ 304 RO 
iſt in dieſem Sinne nur eine Zwiſchenentſcheidung; ihre Rechtskraft hat nicht die Wirkung, eine 
neue Verjährung nach $ 218 in Lauf zu ſetzen (M® 66 S. 10 u. 12; 27. 5. 07 VI 402/06). Die 
Wirkung der Unterbrechung endigt, wenn der Rechtsſtreit nicht weiter verfolgt wird, was auch 
nach Rechtskraft eines erlaſſenen zwiſchenurteils nach $ 304 3 P geſchehen kann, mit der letzten 
Prozeßhandlung ($ 211 Abſ 2; NG 66 S. 12 u. 365; Warn 1916 Nr 99; 27. 5. 07 VI 402/06). 
Hemmung der Verjährung bei Anſprüchen auf Erſatz von Geldentwertungsſchaden ſ. RG Warn 
1931 Nr 2 und $ 202 A 2. 

7. Zeitliches Recht. Für den Übergang der alten Rechte in das Recht des BGB gilt Art 169 CG. 
War die u. H. vor dem 1. 1. 00 begangen, ſo begann die gegenüber den bisherigen Geſetzen 
kürzere dreijährige Verjährung des $ 852 gemäß Art 169 Abſ ? Satz 1 mit dem 1. 1. 00, ſofern 
auch die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſaßpflichtigen vor dieſem Zeit⸗ 
punkt erlangt war (RG 67, 141); ſie beginnt mit dem Zeitpunkt der erlangten Kenntnis, wenn 
dieſer erſt nach dem 1. 1. 00 eingetreten iſt, vorbehaltlich der Vorſchrift des Art 169 Abſ 2 Satz 2. 
Der Anſpruch auf Erſatz für Schaden infolge ſchuldhafter Verunreinigung eines öffentlichen 
Fluſſes unterliegt im Gebiete des gemeinen Rechtes nicht der 30- (40-Jjährigen, ſondern ſeit 
1.1. 00 der dreijährigen Verjährung des $ 852 (RG 24. 9. 32 IX 220/32). Über den Fall, daß 
die Verjährungsfriſt des älteren Rechtes länger iſt als die des BGB, dieſes aber für den Beginn 
der Verjährung ſtrengere Anforderungen ſtellt, vgl. RG 73, 434. 

8. Wenn Abſ 2 des $ 852 beſtimmt, daß auch nach Vollendung der Verjährung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs aus einer u. H. der Erſatzpflichtige nach den Vorſchriften über die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung zur Herausgabe deſſen verpflichtet fei, was er durch die u. H. auf Kosten 
des Verletzten erlangt habe, fo iſt damit nicht nur der ſelbſtverſtändliche Satz ausgeſprochen, daß 
dem Beſchädigten außer dem Schadenserſatzanſpruch auch ein Bereicherungsanſpruch gegen den 
Schädiger zuſtehen könne, der einer andern Verjährung unterworfen iſt. Der Gedanke der Be⸗ 
ſtimmung iſt vielmehr, daß, wo derſelbe Tatbeſtand den Schadenserſatzanſpruch wie den Be⸗ 
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reicherungsanſpruch begründet, der letztere in Wirklichkeit nur eine Einſchränkung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs bedeutet: die Bereicherung iſt derjenige Teil des dem Verletzten infolge der u. H. 
entſtandenen Schadens, hinſichtlich deſſen ſein Vermögensverluſt zugleich mit einem Vermögens- 
zuwachs für den Schädiger verbunden iſt. Der Übergang von der Schadenserſatzklage zur Be⸗ 
reicherungsklage als Erwiderung auf die Verjährungseinrede des Beklagten ſtellt deshalb, wie 
NG 71, 358 ausführt, prozeßrechtlich nicht eine unzuläſſige Klageänderung dar, ſondern iſt ledig⸗ 
lich eine Rechtsverteidigung gegenüber der Verjährungseinrede, die erſt durch deren Erhebung 
erforderlich wurde. Die Verjährung des Bereicherungsanſpruchs iſt die dreißigjährige nach 
$ 195. — Zur geſetzlichen Vertretung des Deutſchen Reiches gegenüber einer Klage aus Amts⸗ 
pflichtverletzung von Reichsbeamten ift grundſätzlich dasjenige Reichsminiſterium berufen, in 
deſſen Amtsbereich der angeblich ſchuldige Beamte angeſtellt iſt oder war; dieſe Zuſtändigkeit 
gilt auch für den im Falle der Verjährung dem Verletzten bleibenden Anſpruch im Sinne des 
§ 852 Abſ 2 (RG 28. 3. 33 III 370/32). 


§ 853 
8 

Erl angt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung eine 
Forderung gegen den Verletzten, ſo kann der Verletzte die Erfüllung auch dann 
verweigern, wenn der Anſpruch auf Aufhebung der Forderung verjährt iſt !). 

E II 776; P 2 612, 715—717. 

1. Die Beſtimmung des $ 853 enthält keine Ausnahmevorſchrift, ſondern ift eine beſondere 
Anwendung der im BGB nicht ausdrücklich anerkannten (vgl. darüber beſonders RG 58, 356; 
71, 432 u. 75, 338; 87, 281; ſowie § 826 A 6), aber noch weniger zu entbehrenden Einrede der 
Argliſt (exceptio doligeneralis), die auf dem Rechtsgedanken der Herrſchaft von Treu und Glauben 
im Rechtsverkehr beruht (RG 87, 284). Der vornehmlichſte Anwendungsfall ift der durch arg⸗ 
liſtige Täuſchung oder widerrechtliche Drohung ſeitens des einen Vertragsteils gegen den andern 
zuſtandegebrachte Vertrag. Ob die Weigerung der Erfüllung, die § 853 dem Schuldner einer 
auf ſolchem Wege erlangten Forderung auch nach Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung der 
Forderung geſtattet, auch dann zuläſſig iſt, wenn es ſich nicht um 2 des Anſpruchs 
auf Aufhebung der Forderung handelt, ſondern um den Ablauf der Anfechtungsfriſt nach 
$ 124, läßt RG 60, 294 unentſchieden. Wenn nach Verſäumung der Anfechtungsfriſt des § 124 
der Getäuſchte oder Bedrohte die Aufhebung des Vertrags auf Grund der $$ 826, 249 nicht mehr 
verlangen kann, wie RG 63, 268 annahm, würde ſinngemäß die Anwendung des § 853 auch in 
dieſem Falle anerkannt werden müſſen, wenn die Beſtimmung einen wirklichen Wert für die 
Rechtsausübung haben ſoll (vgl. RG 79, 194; 84, 131; ſowie in Anwendung auf die Friſt in $ 41 
Abſ 1 KO R 84, 225). Richtigerweiſe (vgl. Vorbem de vor § 823) iſt aber der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus u. . von dem Anfechtungsanſpruch vollſtändig zu trennen (vgl. RG and.; 
Warn 1913 Nr 42); damit entfällt auch die Veranlaſſung zu der ausdehnenden Auslegung des 
$ 853. Der Verletzte kann nicht nach $ 853 die von ihm geſchuldete Leiſtung aus einem gegen- 
ſeitigen Vertrage verweigern, wenn er nicht die Auflöſung des ganzen Vertrags herbeiführen, 
die erhaltenen Gegenleiſtungen nicht zurückgeben will (RG 60, 294; 71, 432; 130, 215); es ſteht 
ihm dann die Gegeneinrede der Argliſt entgegen. 
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